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K. 


Kanoniſches Recht und kanoniſches Rechtsbuch. I. Der Begriff des Kanoni- 
ſchen Rechts. Man verſteht unter Kanoniſchem Recht im allgemeinen den Inbegriff derjeni— 
gen Rechtsſätze und Rechtsinſtitute, welche ihre Entſtehung auf die Organe der chriſtlichen Kirche 
zurückführen. Der Begriff des Kanoniſchen Rechts bezieht ſich alſo weſentlich auf das Sub— 
ject der Rechtsbildung, ohne daß es dabei zunächſt auf den Inhalt des Rechts ankäme; man 
könnte ſagen, das Kanoniſche Recht ſei wie das Römiſche Recht ein allgemeiner Gattungs— 
begriff ohne ſpecifiſchen Inhalt. Es ergibt ſich aber eine engere und weitere Bedeutung dieſes 
Begriffs dadurch, daß man entweder das geſammte, von kirchlichen Organen ausgegangene 
Recht mit Einſchluß des eigentlichen Kirchenrechts darunter verſteht, oder daß man im Gegen— 
ſatz zu denjenigen Normen und Einrichtungen, die ſich auf die kirchlichen Inſtitute ſelbſt bezie⸗ 
ben, unter dem Ausdruck Kanoniſches Recht gerade dasjenige Recht begreift, welches einen 
andermeiten Inhalt hat, alfo dad auf dem Boden der Kirche entftandene Privatrecht, Strafrecht, 
Proceßrecht. 

II. Die Wortbedeutung. Das Wort Xavov bedeutet urſprünglich das gerade Holz, 
womit etwas feſtgehalten, oder gewogen over gemeſſen wird, wie der Wagebalfen, das Richt: 
holz, deſſen fi die Bauleute bedienten, auch die Schranfen einer Rennbahn; daher überhaupt 
alles, was ald Richtſchnur dienen ann, gleihbedeutend mit xprimpıov, und zwar nicht blos 
in pbojifcher, ſondern auch in geiftiger Hinficht. So heißt es ſchon bei Guripides Kavav Tod 
xxr00, und eine berühmte Statue des Polyklet wurde bei den Alten xavov, d. b. dad Mufter 
der Bollfommenheit genannt. Gicero fagt von Tiro, er fei der Kanon feiner Säriften, d. h. er 
ſei derjenige, nach deſſen Urtheil als der vollkommenſten Richtſchnur er ſie einzurichten pflege. 
Daraus entwickelte ſich denn auf dem Boden der Kirche die Bedeutung von Recht, inſofern ja 
das Recht allerdings ein Maßſtab iſt, mit welchem die äußern Beziehungen der Menſchen unter: 
einander, ſoweit dieſelben erzwingbar ſind, gemeſſen werden. Es ſtellte ſich nämlich nun ſehr 
bald das Bedürfniß heraus, das auf dem Boden der Kirche entſtandene Recht von dem ſonſti— 
gen Rechte, für welches man damals die Bezeichnung vop.og hatte, zu unterſcheiden, wobei bei⸗ 
läufig bemerkt werden mag, daß die urſprüngliche Bedeutung von vop.og mit der urſprüng⸗ 
lichen Bedeutung von xavoy die größte Ähnlichkeit hat, indem auch Hier die Bedeutung des Zu: 
meſſens, Zutheilens allmählich in die Bedeutung des Rechts übergegangen war. Wie dann jo 
viele andere Ausdrücke der Kirchenſprache aus den Griehifhen mit der Verbreitung des Ehri: 
ſtenthums in alle übrigen Spraden übergegangen jind, fo geihah es aud bier; nur daß im 
Lateinischen das Wort regula, urfprünglic gleichfalld ein gerades Holz, zur Überfegung des 
Worts xayby gebraͤucht wurde, aber vorzugsweiſe nur zur Bezeichnung der in den Klöftern 
berrihenden Rechtsnormen fi erhalten hat. Endlich beveutet bisweilen das Wort xavav fo: 
viel ald Verzeihnig, 3.3. der von den alerandriniihen Grammatifern aufgeftellte Katalog 
von Schriften, das Verzeihniß der zum Klerus gehörigen Perfonen, und das Verzeichniß liegt 
auch wol dem Ausdruck „Kanoniſche Schriften‘, infofern man darunter die in der Kirche aner= 
fannten Beſtandtheile der Bibel verfteht, zu Grunde; doch ift das allerdings nicht un: 
beftritten. !) 

IT. Die allmähliche Ausbildung des Kanoniſchen Rechts. Die Ausbildung 
des Kanoniſchen Rechts, wenn wir daſſelbe in dem Sinne nehmen, daß der Inbegriff derjenigen 
Rechtsſätze und Rechtseinrichtungen darunter verſtanden wird, welche, ohne ſich direct auf die 


1) Stephanus, Thesaurus linguae Graecae, IV, 490 fg. Du Gange, Glossarium mediae et 
infimae latinitatis (Ansgabe von Henfchel), II, 99 fg. "Bidel, Geſchichte des Kirchenrechts, I, 4. 
Staatsskerifon. IX. 1 
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Drganifation und die Functionen der Kirche ſelbſt zu beziehen, auf firhlihem Boden entſtan— 
den find, fteht in engfter Verbindung mit der allmähliben Ausbildung der kirchlichen Ge— 
richtsbarkeit. 

Was nun die allmähliche Entwickelung der kirchlichen Gerichtsbarkeit betrifft?), ſo kann 
zunächſt auf dem Boden des Römiſchen Reichs in der Zeit vor Konſtantin von einer kirchlichen 
Gerichtsbarkeit im eigentlichen Sinne überhaupt noch nicht die Rede ſein, denn wenn auch aller— 
dings mit Rückſicht auf apoſtoliſche Vorſchriften die Anhänger ver chriſtlichen Lehre ed vermie— 
den, vor der römischen Obrigkeit in Eivilftreitigfeiten untereinander Recht zu nehmen, fie es 
vielmehr vorzogen, derartige Bälle durd ihre kirchlichen Obern entſcheiden zu laffen, wenn fie 
ferner eine gewiſſe Disciplin unter jih aufrecht erhielten, namentlih auch hinſichtlich der 
Führung der Kleriker, jo fehlte e8 doch an einer eigentlihen Erequirbarfrit folder Senten= 
zen ganz und gar, felbige erlangten feine Rechtskraft, begründeten Feine actio rei judicalae, 
die Gläubigen wurden lediglich im Gewiſſen dadurch verpflichtet. Ebenfo fehlte e8 den etwaigen 
materiellen Rechtsnormen, die hier im Unterfchiede vom Römiſchen Rechte zur Geltung kom— 
men mochten, an jeder Erzwingbarfeit, und damit an derjenigen Gigenfhaft, die allein erft 
den Charafter des Rechts begründet, Mit der Neception des Chriſtenthums durd den Stant 
bildete ich dann allerdings eine wirkliche geiftliche Jurisdiction aus, deren Competenz fi ſogar 
auf alle möglichen Rechtsſtreitigkeiten erftrecfen follte, falls nur die Parteien von beiden Seiten 
her darüber einverftanden waren, ja die eine Zeit lang felbft dann begründet fein follte, wenn 
nur bie eine Partei darauf beftände, mie ja überhaupt nah Römiſchem Rechte vielfah auf 
arbitri compromittirt werden fonnte, und damals gewiß noch viele heidniſche Richter in den 
weltlihen Gerichten ſaßen, von denen eine gemiffe Parteilichkeit befürchtet werden mochte. Es 
fand ji außerdem bereits, abgefehen von jeder Barteienwillfür, für gewiffe Sahen wegen ihrer 
innern Beihaffenheit die Competenz des geiftlihen Gerichts begründet, nämlich einerfeits für 
folde, die mit dev Lehre und den Saframenten zufammenbingen, wie namentlih in gewiſſem 
Umfange die Eheſachen und fodann für einige direct gegen den kirchlichen Beſtand gerichtete 
Verbrechen, wie Kegerei, Apoſtaſie und China. Was endlih die Gerihtöbarfeit hinſicht— 
lich des Klerus betrifft, jo waren bezüglich dev Civilſachen Proceſſe zwiſchen Geiſtlichen immer 
ſchon zur biſchöflichen Competenz gerechnet worden, während ein eigentliches privilegium ſori 
den Geiſtlichen erſt durch Juſtinian zu Theil wurde, ſodaß ein Geiſtlicher von da an, ohne Rüd: 
ficht darauf zu nehmen, wer Kläger war, immer nur vor dem geiftlichen Gericht belangt werten 
fonnte. Hinfihtli der Criminalſachen ver Geiftlihen hatte die Gefeggebung gefhmwanft, indem 
durd Konftantin zwar die jhmerern Verbrechen zur Aburtheilung bei den weltlichen Gerichten 
belaffen, die leihtern aber allerdings zur biſchöflichen Cognition verwieien waren, mährend da— 
gegen Juftinian die ausnahmslofe Competenz des weltlihen Richters wienerherftellte und nur 
beſtimmte, daß die Unterfuhung in gewiffen Fällen vor dem Biſchofe geführt werben folle. 
Sedenfall® waren num aber dieje geiftlihen Gerichte, entiprechend der ganzen Stellung von 
Staat und Kirche in damaliger Zeit, der oberften Staatögewalt völlig unterworfen, an die auch 
von ihnen appellirt werden fonnte. Und um fo weniger waren daher die firhliden Organe 
damals im Stande, für das in den firdlichen Gerichten zur Anwendung kommende Recht neue 
Normen einzuführen; die Synoden in damaliger Zeit haben ſich mit dergleichen nicht befaßt; 
wo Neuerungen nothwendig waren, find fie ganz auf dem gewöhnlichen Wege ſtaatlicher Ge— 
ſetzgebung zur Durdführung gebradit, 

&8 verhielt fih in allen diefen Beziehungen im Franfenreiche nicht viel anders. Die Eivil- 
gerichtäbarfeit der Kirche wurde durch die Verwerfung der auf dem Mege des Eompromifles 
herbeigeführten Competenz bedeutend eingefchränft, die Strafgerichtsbarkeit dagegen bei der 
Unvollfommenheit, in der ſich das germaniſche Strafreht und Strafverfahren damals befand, 
durch die Einführung der kirchlichen Sendgerichte bedeutend erweitert, indem bie Kirche auf 
dieſe Weife alle möglichen Verbrechen und Vergehen, auch wenn fie bereits durch die ftaatlihen 
Drgane abgeurtheilt waren, zur weitern Ahndung vor ihre Gerichte zog; und was endlich die 
Competenz hinfichtlich der Geiftlichen betrifft, fo blieb für Eivilfachen der Geiftlichen unterein— 


2) Eichhorn, Deutfche Staats- und Rechtsgeſchichte, Bd. I, $. 105 fg., 162 fg., 181 fa.; Bo. II, 
$. 317, 320 fg. Derfelbe, Grundfäge des Kirchenrechts, IT, 67 fg. Unger, Die alteutfche Gerichtez_ 
verfaffung (Göttingen 1842), S. 380 fg. Iacobfon, Über geiftliche Gerichtsbarkeit, in Weisfe, Rechter 
lerifon (Leipzig 1844), IV, 581 fg., fg. Dove, De jurisdictionis ecclesiasticae apud Germa- 
nos Gallosque progressu (Berlin 1855). ' 
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ander die Kompetenz des geiftlihen Gerichts auch hier befteben, während für die Givilftreitig: 
feiten zwiſchen Geiftlichen und Kaien nad manchen Schwankungen dur Karl den Großen ge: 
mifchte Gerichte eingeführt wurden; endlich die Straffahen der Geiftlihen unterlagen zwar 
anfangs ganz allgemein der Gompetenz dev weltlichen Gerichte, bid dann zu Anfang des 
7. Jahrhunderts gemifchte Gerichte eingeführt wurden, im Laufe des 8. Jahrhundertö aber ein 
förmliches privilegium fori ſich ausbildete. Auch hier waren nun aber viele geiftlichen Gerichte, 
wiederum, in völliger Übereinftimmung mit dem allgemeinen Verbhältniffe von Staat und 
Kirche auf dem Boden des Frankenreichs, ganz ver oberſten fränfiihen Staatögewalt unter: 
worfen, ſodaß diefelben ihre Berechtigung vom Könige abzuleiten hatten, wie denn auch dem: 
gemäß der Inſtanzenzug von ihnen an die curia regis ging und ſelbſt hinfichtlich der Sendgerichte 
von feiten ded Königs eine Fräftige Aufjiht geübt wurde. Demgemäß ging aud die Emana— 
tion der Rechtsnormen, die in den geiftlihen Gerichten zur Anmendung famen, während der 
ganzen fränkiſchen Zeit nur auf flaatlihem Boden und durch flaatliche Organe vor fih, nicht 
aber auf firhlihem Boden und durch firhliche Organe. Es fehlte für legteres ihon an ven 
Vorausſetzungen; denn eine eigentliche Unterorbnung unter ven päpſtlichen Stuhl hatte noch 
nicht ftatt, fränkiſche Vrovinzialſynoden aber, die ſich allerdings während des 6. Jahrhunderts 
nod erhalten hatten, fanıen in der Folge außer Gebraud, und wenn fpäter in der Zeit nad 
Bonifacius die Ausdrücke Eonrilien oder Synoden wiederum vorkommen, jo beziehen ſich die: 
jelben doch lediglich auf die gewöhnliche fränkiſche Reichsverſammlung, die namentlich dann jo 
genannt zu werben pflegt, wenn vorzugsweiſe kirchliche Angelegenheiten auf derſelben geord— 
net wurden. 3) Auf diefen Reichstagen find dann eben auch Beſchlüſſe gefaßt worden, die für die 
Rechtsanwendung in den geiftlidhen Gerichten maßgebend waren; dieſe Rechtsbildung ging alſo 
in der Form von Gapitularien und nicht in der Form von Canones vor ih; ein Kanoniſches 
Recht in dem von und angenommenen Sinne gab ednod nicht. Es iſt allerdings richtig, daß 
bei ſolchen Beftiegungen häufig ein gewiſſer materieller Ginfluß der auf eigentlih kirchlichem 
Boden unter der Pflege der Bäpfte ih bildenden Rechtsnormen zu Tage trat, mie das bei der 
hervorragenden Theilnahme ver Bifchöfe an diejer Rechtsbildung faum anders möglich war; 
indeffen blieben doch aud bedeutende Unterſchiede befteben, wie z. B. die Durchführung ver 
kirchlichen Grundfäge über die Cheiheidung unterblieb; und als Karl der Große den ihm von 
Papſte Hadrian überfandten Goder alter Kirhengejege publicirte, da geihah das doch nur aus 
eigener Machtvollkommenheit und außerdem nicht’ ohne Vornahme weientliber Veränderun— 
gen, unter denen die Hinzufügung von 21 neuen Sägen die wichtigſte ift. 

In den folgenden Jahrhunderten ging nun aber binfichtlic) dieſer Verhältniſſe eine große 
Veränderung vor ih. Es dehnte ſich zunächſt die Kompetenz der geiftlihen Gerichte immer 
weiter aus, namentlich binfichtlih der Civilgerichtsbarkeit; eine ſolche erſtreckte ſich nicht blos 
auf die eigentlichen causae spirituales, d. h. auf diejenigen Rechtsverhältniſſe, die unmittelbar 
mit dem Glauben und der Lehre zufammenbingen, fondern auch auf foldye, die nur in irgend: 
welchem, wenn auch noch jo entfernten Zufammenhange damit ſtanden; alfo nicht blos diejenigen 
Proceſſe gehörten dahin, in denen es fi um den objectiven Beſtand der Che handelte, ſondern 
auch die, welche fi auf die mit der Ehe verbundenen vermögensrehtlihen Verhältniffe bezogen, 
und außerdem alle Rectäftreitigfeiten, deren Gegenftand ih auf Patronatrecht, DBeneficial: 
rechte, Zehntſachen u. dgl. bezog. Es gehörten dann ferner vor die geiſtlichen Gerichte alle 
Zeftanıentsangelegenheiten, da die Teftamente weſentlich unter der Einwirkung der Geiftlichfeit 
ins germanifche Rechtsleben Eingang gefunden hatten, ſodann alle durch einen Eid befräftigten 
Obligationsverhältnifte, einerlei ob der Eid jelbft in Frage fam, oder ob es ſich um das zu 
Grunde liegende Rechtögeichäft handelte, was von um fo größerer Bedeutung war, ald die Ab— 
Ihließung der Rechtsgeſchäfte meift unter der Theilnahme von Geiftliden vor jid ging und 
dieſe num beftrebt waren, überall Eide beizufügen, bis denn zulegt Innocenz III, unter Be: 
rufung auf eine befannte Bibeljtelle, eine Gompetenz der geiftlihen Gerichte in allen Fällen 
behauptete, in denen auf irgendeine Weiſe ein Moment der Sünde vorliege, denn es ftche ge- 
fhrieben, daß wenn ein Bruder gegen den andern fündige, man ſich deshalb an die Kirche 
wenden jolle, ſodaß nun wenigſtens theoretiich die Kompetenz der Kirche eine ſehr umfaſſende 
war, um fo mehr, ald Hinsichtlich des legtern Falls ſchon die einfeitige Behauptung einer 
Partei genügte. Es iſt flar, daß wenn dies wirflic allgemeine Anerfennung gefunden batte, 


3) Rettberg, Kirchengefchichte Deutjchlands, I, 352 fg. ; II, 628 fg. 
1 » 
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für die Gerichtsbarkeit des Staatd faum noch irgendein Fall übrig geblieben wäre, denn 
warum follte nicht in jedem beliebigen Proceſſe jede Partei, der es darauf anfam, die Sache 
vor die geiftlihen Gerichte zu bringen, in dem Verhalten ded andern Theils irgendetwas 
haben finden können, worin man eine fündhafte Handlung ſehen konnte. Eine gleiche Aus- 
dehnung der geiftlihen Gerihtsbarfeit fand nun zwar in Bezug auf Strafjadhen nicht ftatt, 
im Gegentheil, die Sendgerihte, melde während der erften Jahrhunderte nah dem Ver: 
fall des Frankenreichs nod in ihrer ganzen frühern Bedeutung beftehen geblieben waren, 
weil eben die thatſächlichen Verhältniffe, auf denen fie beruhten, fi erhalten hatten, wur: 
den jeit dem 13. 0... je mehr die Strafrechtspflege des Staats fich verbeflerte, 
allmählich beſchränkt; indeſſen immer blieb doch noch eine kirchliche Strafrechtöpflege in einem 
bedeutenden Umfange beftehen, und zahlreiche Verbrechen, namentlich ſolche, die mit der Reli- 
gion und Sittlihkeit in einem oft nur entfernten Zufammenhange jtanden (fogenannte delicta 
ecclesiastica mixta) gehörten zur ausſchließlichen Beurtheilung des geiftlihen Richters. Was 
endlich die Gerichtöbarfeit über die Geiftlihen betrifft, fo hatte man hinſichtlich der Strafſachen 
im ganzen an der ſchon in der fränkiſchen Zeit gewährten Eremtion feftgehalten ; was dagegen 
die Civilſachen betrifft, fo waren die durch Karl ven Großen eingeführten gemifchten Gerichte 
fhon früh wieder in Wegfall gefommen, und wenn nun aud die Streitfahen der Geiftlihen 
untereinander vor die bifhöflichen Gerichte gezogen wurden, fo hat dagegen Jahrhunderte hin— 
durd ein privilegirted Forum für Givilfachen, wie ein ſolches für Strafiahen Rechtens war, 
nicht befanden; erſt auf dem dritten Lateranenſiſchen Goncil 1179 ift es der Kirche gelungen, 
dieje Forderung durchzuſetzen. In demfelben Umfange nun aber, in weldem auf diefe Weiſe 
eine kirchliche Gerichtsbarkeit entftand, bildete die ingwifchen von den Staatögewalten emancipirte 
und in ihrer innern Verfaſſung befefttgte Kivche auf ihrem eigenen Boden ein jelbftändiges 
Recht aus, und zwar hing diefe Rechtsbildung auf das engfte mit der Ausübung der Gerichts— 
barfeit auch infofern zufammen, ald es nur ganz ausnahmsweiſe abftracte allgemeine Ber: 
orpnungen, fondern regelmäßig Entſcheidungen einzelner Fälle waren, durch welche die Päpſte, 
ähnlich wie einft die römischen Imperatoren, ihre gefeggebende Gewalt ausübten. 

IV, DerInhaltvesKanonifhen Rechts. Obgleich num aber vemgemäß dad Kano— 
nische Recht einen fehr weiten Umfang hatte, wie ed denn aud mit dem Römischen Rechte, als 
jus utrumque zujammengefaßt, diefem gleihfam als ebenbürtiger Theil an die Seite gefegt 
wurde, fo fehlt doch viel, daß in allen jenen Richtungen wirkliche Neubildungen ftattgefunden 
hätten; das Kanoniſche Recht beiteht vielmehr weſentlich aus Einzelheiten und bildet keines— 
wegs ein abgeſchloſſenes Ganze, weldhem eine felbjtändige Bedeutung zufäme; es enthält haupt: 
fächli nur einzelne Mopvificationen des Römifhen und in geringerm Grade auch ded Deutichen 
Rechts. 

Die wichtigſten derſelben beziehen ſich offenbar auf den Proceß, inſofern die Kirche nach 
Erlangung einer ſelbſtändigen Gerichtsbarkeit natürlich vor allen Dingen darauf ausgehen 
mußte, die Form des Verfahrens zu reguliren. Was nun zunächſt den Civilproceß betrifft, ſo 
befolgte man, feit überhaupt von einem wirklichen Verfahren die Rede fein fonnte, was in den 
erften Zeiten patriarhalifher Einfachheit, wo gerade eine Vernadhläffigung aller firengen 
Formen ftattfand, nicht der Fall war*), im großen und ganzen die Grundfäge des Roͤmiſchen 
Rechts; diefelben wurden jedoch im Laufe der folgenden Jahrhunderte in nicht unwichtigen Be— 
ziehungen theild durch Acte der eigentlichen Gejeßgebung, theild dur das Gewohnheitsrecht 
und die Prarid der Gerichte umgeftaltet, eine Entwidelung, die nicht ausſchließlich auf kirch— 
lihem Boden vor ſich ging, ſondern die auf dem weltlichen Gebiete, namentlih in den Statuten 
italienifher Städte ihr Vorbild fand, bis fie dann zulegt im Laufe ded 13. Jahrhunderts ihren 
Abſchluß in den großen theoretifchen Arbeiten fand, die mit den Verſuchen des Bulgaris und 
Richardus begannen, in Pillius und Taneredus Fortfeger fanden und mit Durantid und Jo: 
bannes Andreä endigten. 9) Der ordo judiciarius, welder auf diefe Weife ſich gebildet hatte, 


4) Beßler, Der kanoniſche Proceß nad) feinen pofitiven Grundlagen in feiner älteften Entwidelung 
in der vorjuftinianifchen Periode (Wien 1860). Const. apost., lib. I c. 47, 49. 

5) Bethmann⸗ Hollweg, Grundriß zu Borlefungen über den gemeinen und preußiſchen Civilproceß 
(dritte Auflage, Bonn 1832), S. 11 fg. Bergmann, Pillii, Tancredi, Gratiae libri de judiciorum 
ordine (Göttingen 1842). Wunderlich), Joannis Andreae summula de processu judicii (Bafel 
1844). Derfelbe, Anecdota, quae processum civilem spectant. Bulgarus, Damasus, Bonaguida 
(Göttingen 1841). 
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berubte wejentlid auf einer Durhführung der jogenannten Verhandlungsmaxime in ertremer 
Ginfeitigfeit, wonach alle andern Rüdfichten durd die eine zurückgedrängt wurden, daß den 
Parteien der freiefte Spielraum zur Geltendmachung ihrer Behauptungen und Anjprüde ge: 
währt werden folle; es hängt damit zufammen die Aufftellung einer großen Reihe weit audein- 
ander liegender Termine, vielfaher äußerlicher Solennitäten, der Mangel jeder Eventual: 
marime, ſodaß keine Parteihandlung früher geforbert wurde, als bis die Gewißheit ihrer prä= 
jenten Wirffamfeit und Nothwendigkeit gegeben war; es hängt damit ferner in gewifler Weiſe 
jene Umgeftaltung zufammen, die der Litisconteftation im Fanonifchen Givilproceh zu Theil ges 
worben ift, und die mwejentli darin bejteht, daß ein eigener Act nothwendig war, in welchem 
unter richterlicher Zeitung von beiden Parteien die Einlaffung in den Streit oder der gegen 
jeitige Wille erklärt werden mußte, wonach die auf Gondemnation des Beklagten gerichtete In— 
tention des Klägerd, aljo ver Klageanſpruch der richterlihen Gognition unterworfen werden 
follte ; erft wenn das geſchehen war, Eonnte zur Beweisaufnahme und zum Endurtheil gefchritten 
werden; und ed war bad um jo wichtiger, als der Beklagte diefen Act durchaus nicht vorzu— 
nehmen braudte, folange er nod irgendwelche dilatoriſche Einreden hatte, ja zu mweldem er 
direct überhaupt nicht, jondern nur auf dem Ummege eines Gontumacialverfahrend gezwungen 
werden fonnte, welches legtere nur dann einen wirkſamen Erfolg hatte, wenn Güter ded Be: _ 
flagten der Jurisdiction unterworfen waren, da die Ungehorjamäftrafe wenigftend regelmäßig 
nur in einer missio in bona beftand; es war dann ferner, nachdem auf erfolgte Ableiftung des 
Galumnieneides ein artikulirtes Pofltionalverfahren ftattgefunden hatte, bevor ed zu einem 
gültigen Urtheile kommen fonnte, nochmals eine feierliche Barteihandlung, die fogenannte Eon: 
cluſion nöthig, deren Vornahme wiederum ganz der Willkür der Parteien anheimgegeben war, 
die beim Mangel jever Procefverjährung recht gut ind Unendliche fortverhandeln fonnten, und 
nur darin gab es eine legale Schranfe, daß wenn die eine Partei concludirt hatte und die andere 
gar nichts Neues mehr vorbradhte, nad Ablauf mehrerer Friſten eine richterlihe Concluſion 
eintreten Eonnte. - Auch die Urtheilöpublication endlich ift noch mit jehr jonderbaren, bei Strafe 
der Nichtigkeit einzuhaltenden Kormalitäten umgeben, unter denen namentlid dad im misver— 
ftändlihen Anſchluß an eine römische Stelle entftandene Erfordernip, wonach der Richter das 
Urtheil jigend abgeben joll, hervorzuheben ift; die Gloffe hat ſich nicht entgehen laſſen, ihren 
cafuiftifhen Scharfſinn an diefer Beftimmung ins Licht zu fegen. 

Es fann nit wunder nehmen, daß allmählich auch wieder ein Bedürfniß zur Abfürzung die- 
ſes weitläufigen Verfahrens ji herausſtellte, und bereit feit Alexander ill. (1159— 81) hatten 
die Päpſte für einzelne Fälle Abweihungen von diefem Proceßgang geftattet, indem fie in ihren 
Inftructionen an einzelne judices delegati ein simpliciter et de plano, sine figura judicii, abs- 
que judiciorum et advocatorum strepitu procedere verordneten. Indeß ed entflanden nun aller: 
band Zweifel über vie nähere Beſchaffenheit diefes formell abgefürzten Verfahrens. Um dieſe zu 
beſeitigen, erfchien dann die berühmte Decretale Clemens' V. vom Jahre 1305, die jogenannte 
Clementina Saepe (ec. 2 de V. S. in Clem. 5, 11), die dann noch weiter ergänzt wurde durch 
die andere Derretale jenes Papſtes, deö jogenannten Clementina Dispendiosum vom Jahre 
1313 (e.2 de judiciis inClem. 2, 1). In jener erften ift das Verfahren jelbjt genau angegeben, 
in diefer leßtern find die Fälle aufgeführt, in denen dies Verfahren Anwendung finden foll. 
Die Beichleunigungsmaßregeln dev Clementina Saepe beziehen fih nun, abgefehen von der 
Verminderung der zahlreihen Termine und des Nachlaſſes mander geringern Kormalitäten, 
befonders darauf, daß ſowol hinfichtlic der Litisconteftation als der Concluſion die biäherige 
Barteienwillfür befeitigt wurde, und indem nun der Richter. die Befugniß gewann, aud ohne 
Vornahme einer eigentlichen Litisconteftation zur Uinterfuhung der merita causae zu jhreiten, 
io lag darin in That und Wahrheit die Einführung der Eventualmarime, indem der Beklagte 
nun gezwungen war, alle feine peremtorifhen und dilatorifhen Einreden gleichzeitig anzu- 
bringen. Es wurde aljo überhaupt das Dfficialprineip, eine procepleitende Thätigkeit des 
Richters, in gewillen Grenzen eingeführt und ed trat nun das jo abgefürzte Verfahren als 
auperordentliched, oder wie man es jehr bald nannte, fummarifched neben das Verfahren des 
alten ordo judiciorum. Es fonnte aber nicht fehlen, daß nicht einerfeitd auf dem Wege ver 
Pereinfahung und Abkürzung des Verfahrens in der Richtung der Clementina Saepe noch 
weiter gegangen wurde, wie denn z. B. dad Poſitionalverfahren und der allgemeine Galum: 
nieneid allmählid in Abgang gefommen find, während dann andererjeitd dies abgefürzte, 
Proceßſyſtem das alte orventlihe Verfahren immermehr verbrängte und fo zur Grundlage 
des modernen ordentlihen Proceſſes geworden ift, dagegen mit dem heutigen fogenannten 
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außerordentlichen Proceſſe, wie das neuerdings glänzend dargerban worden ift, nicht das Min— 
defte zu thun bat. ©) 

Im übrigen folgte dann der kanoniſche Eirilproceß im großen und ganzen, namentlich 
auch hinſichtlich des Beweisverfahrens nah römiſch-rechtlichen Grunpdfägen ; unter den Fällen, 
in denen eine Umbildung des römischen Proceßrechts zu Gunften eigentbümlicher kirchlicher Ge— 
fihtöpunfte flattgefunden bat, möchte nur noch die gänzlich veränderte Stellung der Eides— 
delation hervorzuheben fein, die nah Römiſchem Recht principales Beweismittel war, die 
aber im Kanonifchen Recht, wie man nad ver Befchaffenheit ver Quellen, der Doctrin und der 
und erhaltenen praftiihen Bälle annehmen muß, entweder gar nicht oder doch nur äußerft felten 
vorfam; und zwar jcheint ein doppelter Grund dafür maßgebend geweſen zu fein, auf der einen 
Seite die allgemeine Abneigung der Kirche gegen den häufigen Gebraud des Eides überhaupt, 
und ſodann die eigenthümliche Natur dev zur Gompetenz der geiftlichen Gerichte gehörenden 
Rechtsſtreitigkeiten, von denen wenigftens viele der freien Verfügung der Parteien, einem bes 
liebigen Transigiren nicht überlaffen werden fonnten, und formale Beweismittel gegenüber der 
im Öffentlichen Interefje zu eritrebenden materiellen Gewißheit zurüdtreten mußten. Es ift dann 
zwar richtig, daß viele andere vor die geiftlichen Gerichte gehörigen Procefle einen folhen Cha: 
rafter nicht hatten ; indeß ed handelte jich auch, wie mir fcheint, keineswegs um eine völlige Beſei— 
tigung der Eidesdelation, indem in ſolchen Fällen, wo dur andere Mittel ver Beweis bereits 
bis zu einem gewiſſen Punkte erbracht war, unter Billigung des Richters eine Zufchtebung in 
der That ftattfinden konnte; und im diefem Umfange möchte die ganze Erfcheinung vollftändig 
durch die angegebenen Geſichtspunkte erflärt werden können; intereffant würden meitere Unter: 
juhungen darüber fein, wie man fi die Entftehbung unſers heutigen Rechtszuſtandes zu er: 
fläven bat. 7) 

Mas jodann den Fanonifhen Strafprocep betrifft, fo galt Hier urfprünglih im engſten 
Anſchluß an das Nömifche Recht der Grundfag, daß ein wirfliches Strafverfahten nur auf 
Grund einer Privatanklage ftattfinden fünne, die ganz auf die gewöhnliche Weife bewieſen 
werden müſſe, und diefer Grunpfag eines reinen Accufationsprocefied in den kirchlichen Ge: 
richten erhielt fih dann in den folgenden Jahrhunderten um jo mehr, ald auch die Rechtsge— 
wohnbeit der germanischen Völker völlig damit übereinftinnmte. Indeß daneben machte ſich 
doch auch allmählich ein Verfahren von Amts wegen geltend; es gehört dahin namentlich der 
Fall ver fogenannten infamatio oder wie fie au) genannt wird mala fama, infamia, diffamatio, 
suspicio, worunter man ein allgemeines oder glaubwürdiges Gerücht verftand, welches je- 
mand einer unerlaubten Handlung beſchuldigte. Es bezog ſich das anfangs hauptfählih nur 
auf Geiftliche, um die lucida sacerdotii dignitas aufrecht zu erhalten, und ed jcheint jogar als 
ob das auf Grund einer folden diffamatio angeftellte Verfahren lediglih eine dieciplinare, 
nicht aber eine eigentlich ffrafrechtliche Bedeutung gehabt habe, ſodaß nur auf eine Suspenſion, 
nicht aber auf eine weitere Strafe habe erfannt werben können; in der Folge jedoch verlor fi 
diefe beihränfte Bedeutung des Diffamationdverfahrens immermehr, und es bot ih nun na— 
mentlich in den Sendgerichten ein bequemes Mittel zur Anwendung beifelben auch auf die Laien 
dar, indem bier ex officio eine Erforſchung der offenkundigen Verbrechen und des böfen Leu— 
munds angeftellt wurde: wenn anfangs die Verpflichtung zu einer derartigen Anzeige we: 
jentlich auf die Geiftlichen befhränft geweien war, jo wurden alsbald glaubwürdige Männer 
aus jeder Gemeinde vom Bifchofe vereivigt, um auf gewifle, ein für allemal feftgeftellte Fragen 
Antwort zu ertheilen. Etwas Beſonderes lag dabei weientlic nur in ver Ginleitung des Ver: 
fahrens, und namentlich Hinfichtlich des Beweisverfahrens galten ganz die in dem germanischen 
Aceufationdprocefle ausgebildeten Rechtsregeln, wonach jeve Klage durch den Neinigungseid 
mit Gidhelfern oder durch Gottesurtheile zurückgewieſen werden konnte, fo ſehr auch die Kirche 
fih anfangs dagegen gefträubt hatte, ven Reinigungseid und noch mehr die Eidhelfer, nament: 
lich hinſichtlich der Geiftlihen, in Anwendung zu bringen. Das Verfahren von Amts wegen 
ift dann endlich unter vem Namen des Inquifitionsprocefied zur regelmäßigen Procedur im ven 
kirchlichen Gerichten infolge der großen Reformen Innocenz' III. erhoben worden, der für den 
Griminalproceß eine ähnliche epohemadende Bedeutung gehabt hat, wie hundert Jahre nad 
ihm Clemens V. für den Civilproceß. Die äußere Veranlaflung dazu lag zunächſt in dem 


6) Briegleb, Cinleitung in die Theorie der ſummariſchen Proceſſe (Leipzig 1859), S. 15—108B. 
7) Hinſchius, Beiträge zur Lehre von der Gidesdelation mit befonderer Ruckſicht auf dag Kanoni— 
ſche Recht (Berlin 1860). 
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Wunſche, eine ſchärfere disciplinarifche Aufſicht über die Geiſtlichen, befonders höhern Nanges 

zu üben, wie ed denn anfangs beinahe den Auſchein hat, als ob das ganze Verfahren nur gegen 

Geiſtliche eingeführt wäre; hinſichtlich dieſer war aber eine ſchärfere Aufſicht und ftrengere Be— 

ftrafung der Vergehen um fo mehr nöthig, als, abgejehen von der herrſchenden Sittenverderbniß, 

die Tendenz gerade damals darauf gerichtet war, die Geiftlihen ganz deu weltlichen Jurisdiction 

zu entziehen und nun doch jedenfalls eine jihere Methode zu ihrer Verfolgung und Beftrafung 

aufgeftellt werden mußte. Es wurde num aber nicht blos auf diefe Weile die Verfolgung eines 

kirchlichen Verbrechens und Vergebens mehr wie bisher vem Zufall und ver Willkür entrückt, 

fondern es fand nun zugleich eine Veränderung hinfichtlic der Beweismittel ftatt, wonach ed 

nur ganz ausnahmäweije und nur auf Grund richterlicher Verfügung, wenn nämlich die In— 

quifition zu feinen weitern Ergebniffen führte, als höchftens die Berüchtigung noch mehr zu 

conftatiren, zur Ableiftung eines Reinigungseides fam, bei dem aber feine Eidhelfer zugelaffen 

wurden; die Gotteöurtheile wurden auf demfelben vierten Lateranenſiſchen Goneil von 1215, 

wo der Inquifitionsproceß eigentlich erft förmlich eingeführt wurde, für gänzlich unzuläffig er: 

flärt, nachdem die Päpſte ſich ſchon früher vergebend vielfach bemüht hatten, diefelben wenig: 

ftens auf dem Eirhlichen Gebiete außer Wirkfamfeit zu jegen. Die hauptſächlichen Grundſätze 

diejed inquifitoriihen Verfahrens waren dann aber folgende. Daffelbe kann nur angeftellt 

werden, wenn wirklich eine dilfamatio vorausgegangen ift. Darüber ift jevesmal eine präjus 

dicielle Gognition nothwendig ; es genügt nicht, daß heimlich ein libellus infamationis einge: 

reicht ift, oder daß zwei oder drei jemand ald infamatus angeben, das Gerücht muß vielmehr 

öffentlich verbreitet fein und von befonnenen, ehrenwerthen Menfchen herrühren. Zur Inqui— 

fition ift regelmäßig nur der ordentliche geiſtliche Richter, alfo in den meiften Fällen der Biſchof 
befugt, der jih an den Ort begeben muß, wo die Unterfuchung zu führen ift; dem Angeſchul— 
digten, der perfönlich gegenwärtig fein muß, und gegen den in ver Abweienheit nur dann, 
wenn er auf ergangene Einladung nicht erſchienen ift, ein Verfahren eingeleitet werben kann, 
müſſen vor allen die Anklagepunkte, um die es fih Handelt, vorgelegt werden, und zwar dürfen 
diejelben jih nur auf diejenigen Gegenſtände beziehen, hinfichtlih deren ſich wirklich eine Be: 

rüchtigung ergeben- hat; auch find dem Angefhuldigten die Namen und Ausfagen der abge=. 
börten Zeugen mitzutheilen, gegen die alle möglichen Ginwendungen gemacht werden können, 
wie denn überhaupt das Recht der Vertheidigung völlig frei und unbeſchränkt iſt. Von irgend— 

welcher Heimlichkeit iſt vollends feine Rede, und die Tortur war dem Kanoniſchen Rechte da— 
mals fremd; endlich Eonnte eine Inquifition nie zu einer vollen Strafe führen, und im Falle der 
Goncurrenz hatte das accnfatorifche Verfahren ven Vorrang. Auf eine umfaflendere Darftel- 
lung des kanoniſchen Strafverfahrens, namentlih auf eine genauere Schilderung der weitern 
Procedurarten, der denunciatio, exceptio und notoria, näher einzugehen, müſſen wir und 
bier verfagen. $) 

Wir ivenden und zu den Eigenthümlichkeiten des kanoniſchen Privatrechts, undtreffen da zu— 
nächſt aufeinetiefgreifende Umgeftaltung der römiſch-rechtlichen Grundfäge über den Befig. Zwar 
der Begriff des Befiges ift im Kanoniſchen Rechte nicht verändert, derfelbe bezieht ih auch hier 
nur auf Eigenthum und Rechte an fremden Sachen, nicht aber, wie man häufig behauptet bat, 
auch auf Bamilienreht und Obligationdverbältniffe; es hat lediglich im Geifte des Römiſchen 
Rechts eine Ausdehnung des Begriffs auf Gegenſtände flattgefunden, auf die ihn aud die 
Römer ſchon bezogen haben würden, wenn fie biefelben gekannt hätten, nämlich auf jene durch 
die Verfaſſung dev hriftlihen Kirche und ver europäifchen Staaten entftandenen Gerechtſame, 
die wie die Diöceſanrechte, Zehntrechte, weltliche Gerichtäbarfeiten und Regalien mit dem Grund 
und Boden, nach mittelalterlih:germanifchen Anihauungen eng zufammenhingen. Dagegen 
Hinsichtlich der Wirkungen des Beſitzes ift eine weſentliche Veränderung durch das Kanonifche 
Recht allerdings herbeigeführt worden. Die früher allgemein herrſchende Annahıne freilich, 
wonach diefe Umgeſtaltung in ihren Anfängen bereits in die Zeiten vor den Pſeudo-Iſido— 
riſchen Deeretalen hinaufreichen follte, ift durch neuere außerordentlich ſcharfſinnige und 
gründliche Unterfuhungen als völlig widerlegt zu betrachten; es hat ſich vielmehr ergeben, 
dab gerade Died zu den Neuerungen gehört, weldhe durch die Pſeudo-Iſidoriſche Fälſchung 
ins kirchliche Nechtöleben eingeführt worden find, und Die fogar mir der eigentlichen Ten: 


8) Biener, Beiträge zur Geſchichte des Inquifitionsproceffes und der Geichworenengerichte (Leip— 
jig 1827), S. 16—78. Hildebrand, Die purgatio canonica und vulgaris (Mündyen 1841). Mo: 
liter, Uber fanonifches Gerichtsverfahren gegen Klerifer (Mainz 1856). 
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denz Pſeudo-Iſidor's, Anklagen gegen Bifhöfe nit blos dem weltlichen Arme zu entzie- 
hen, fondern diefelben überhaupt möglihft zu verhindern, eng zufammenhängen. Es 
wurde nämlid durch Pſeudo-Iſidor verordnet, daß die auf irgendeine unrehtmäßige Weife 
in ihrem DBefige beeinträdtigten Bifhöfe einem Anflageverfahren fo lange nicht zu unter: 
werfen fein follten, bis ihnen eine völlige Reftitution gewährt fein würde, und es bat 
fogar den Anſchein, als ob ſowol die Siftirung ded Procefled als aud die Reftitution des Be— 
fige8 von Amts wegen ohne eine befondere Geltendmahung der Spoliation hätte erfolgen 
müflen; dabei ſcheint e8 ferner nicht darauf angefommen zu fein, ob e8 fih um Eigenthum, 
titulirten Beſitz, einfachen Befig oder bloße Detention handelte, da dieſe Unterſchiede dem 
Fälfcher felbft offenbar nicht klar waren, diefer vielmehr den Ausdruck possessiones ganz im 
Sinne von „Beſitzungen“ gebraucht; und ganz gleichgültig war es endlich, wer die Anklage er: 
hoben hatte, auf weldes Verbrechen viefelbe gerichtet war, namentlich ob fie mit der Spoliation 
irgendiwie conner war, wer die weggenommenen Sachen und iwie er diejelben, ob er fie etwa im 
guten Glauben bejaß. Indem nun diefe Grundfäge aus der Pſeudo-Iſidoriſchen in alle fpätern 
Sammlungen, namentlid in das Decret Gratian's übergegangen find, fo fand doch allmählich 
eine bedeutende Ausdehnung derjelben ſowol hinfichtlich ver Sachen ald der Perfonen ftatt, vie ſich 
freilih dem Wortlaute nad au ſchon bei Pſeudo-Iſidor findet; es wurde jene Wirfung des 
Beſitzes einerfeitd auf Laien erſtreckt und andererfeits auch auf Givilfahen ausgedehnt. Damit 
hing nun aber wiederum eine bedeutende Umgeftaltung zufanmen, die ihren völligen Abſchluß 
in den Zeiten Innocenz’ IH. erreichte. Ginmal nämli wurde die exceptio spolü zu einer 
wahren Exception, die aber, was urfprünglich nicht erforberlich gewejen war, ausdrüdlich vor- 
gebracht werden mußte, und deren wejentliher Zweck nit mehr wie früher auf eine volle 
Miedererlangung des Beliged gerichtet war; außerdem wurde aber die Reftitution von der 
Erception getrennt und angenommen, daß die Exception lediglich eine procefablehnende Be— 
deutung habe, und die Reftitution nicht von Amts wegen eintrete, fondern nur durch Anftellung 
einer eigenen Klage erlangt werden könne. Demgemäß kann nun die fogenannte Exceptio 
spolii in allen Eivil= und Criminalſachen won einem jeden geltend gemacht werben, der auf 
irgendeine ungeredhte, wenn aud nicht gewaltſame Weiſe feines Befiged beraubt wurde, mochte 
diefer Beſitz au nur die Natur einer bloßen Detention haben, und zwar fann biejelbe in Cri— 
minalſachen gegen jeden Ankläger geltend gemacht werden, einerlei ob er die Spoliation jelbft 
vollführt hat oder nicht, in Givilfadhen dagegen nur gegen den Spoliator jelbft, Höhftens nad 
der Meinung einiger auch noch gegen einen ſolchen, von dem der Beklagte die Sache durd ein 
poſſeſſoriſches Rechtsmittel zurückfordern fönnte, Der Grund der exceptio spolüi ift in Civilſachen 
das odium spoliantis, in Strafſachen die Rüdjiht auf die Gewährung vollftändiger Verthei— 
digungsmittel, und mit diefem legtern Umftande hängt es denn au zufanımen, daß in Crimi— 
nalfahen das Spolium nicht zu unbeträchtlich fein darf, Die Einrede ift ferner dilatorifh und 
daher, wie alle Einreven diefer Art, vor der Litisconteftation anzubringen, nad) derfelben in 
Gemäßheit der richtigen Anficht wenigftend nur dann, wenn die Spoliation erft fpäter geſchehen 
oder doch erſt jpäter zur Kenntniß des Spoliirten gefommen ift. In Griminalfaden, wenn ver 
Beſchuldigte mit dem Spolium eines britten excipirt, kann der Ankläger verlangen, daß dem 
Beſchuldigten eine Brift vorgefchrieben werde, innerhalb deren das Interdiet anzuftellen ift, und 
nad deren Ablauf die Wirkung der Erception aufhört. Diefelbe iſt binnen funfzehn Tagen nad 
der Anbringung zu beweifen ; die bewieſene Exception bewirkt, daß die Klage ceffirt, bis voll- 
fändige Reftitution erfolgt it. Ausnahmsweiſe foll endlich bei Givilfahen die Exception in dem 
Falle ausgeſchloſſen fein, wenn in der Klage von dem Rechte oder ver Sache einer Kirche, in der 
Erception von dem Rechte einer Privatperion die Rede ift, over umgefehrt. Was dann vie 
eigentlihe Spolienklage betrifft, fo unterſcheidet jidh diefe von den gewöhnlichen Mitteln zur 
Miedererlangung des Befiged, namentlich von dem Interdictum de vi vorzugäweife dadurch, 
daß diefelbe auch bei beweglichen, jedenfalls bei unförperlihen Sachen ftatthaft ift, und daß fie 
gegen den dritten unredlichen Bejiger angeftellt werben fann, während es dagegen allerdings 
zweifelhaft ift, ob dad Klagerecht nach der Intention des Kanoniſchen Rechts ohne alle Rüdjicht 
auf den juriflifchen Beſitz des Klägers gilt, und ob fie in regelmäßigen Fällen durch gemwaltfame 
Verlegung bed Befiges bedingt ift, oder aber bei jedem unrehtmäßigen Befigverlufte gilt. 9) 


9) Savigny, Das Recht des Befiges (fechste Auflage, Gießen 1837), ©. 611 fg. Bruns, Das 
Recht des Befiges im Mittelalter und in der Gegenwart (Tübingen 1848), S. 127—245. öde, De 
exceptione spolii (Berlin 1858). Maaßen, Zur Dogmengefchichte der Spolienflage, in Beder und 
Muther, Jahrbuch des gemeinen Civilrechts, Jahre. 1859, II, 227 fg. 
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Gin weiterer wichtiger Bunft ift fodann das Erforberniß ver bona fides hinſichtlich der 
Erfigung und Verjährung. Das Römiſche Recht forderte bekanntlich die hona fides bloß bei 
der Uſucapion und der in ihren Wirkungen damit weſentlich gleihartigen longi temporis prae- 
scriptio, und aud in dieſen Fällen nur für den Anfang des Befiges, nicht aber für beflen Fort: 
jegung; hinfihtli der eigentlihen Klagenverjährung fam das ganze Erforderniß überhaupt 
nicht in Betracht, indem dabei lediglich auf die Verfäummiß ded Klägers gefehen wurde. Nun 
findet ſich zwar im Decrete Gratian's eine fon von Auguftin herrührende Stelle (c. 5, C. 34 
qu. 1), worin gefagt wird, daß der anfangs redliche Befiger durch ſpäteres Bewußtſein des 
fremden Rechts ein injustus oder malae fidei possessor werde, jedoch das ift ſchon nach Rö— 
miſchem Rechte wahr, und daraus folgt noch nicht eine Unterbrehung der Verjährung; Gra— 
tian ftellt au in der That no denjenigen Zufland des Rechts dar, welchen wir in ven 
römifihen Quellen finden (Diet. Grat. zu c. 15, €. 16, qu. 3). Erſt durch zwei Decretalen 
Alexander’ II. und Innocenz' III, beide dem Ende des 12. Jahrhunderts angebörig, (c.5 * 
de praescriptionibus 2, 26 und c. 20 = eod.), ift eine Veränderung biefer Rechtsgrund⸗ 
füge herbeigeführt worden, und zwar wie in beiden ausprüdlich bemerft wird, mit Rüdficht auf 
fittliche und religiöfe Gründe; diefe Veränderung bezieht fi num einmal darauf, daß die bona 
fides bei der eigentlichen Miucapion nicht blos im Anfange des Befiged, fondern während ber 
ganzen Dauer beffelben gefordert wird (in nulla temporis parte rei habeat conscientiam 
alienae); und daß fie ferner in derfelben ftrengen Geftalt auch für die Klagverjährung gefordert 
wird, wo fie dem Römifchen Rechte völlig fremd war; ed fann darüber im allgemeinen gar fein 

"Zweifel beftehen, denn unter praescriptio muß allerdings jede durch Zeitablauf bewirkte 
Rehtöveränderung und namentlich gerade die eigentliche Klagenverjährung verflanden werben ; 
zweifelhaft ift ed nun aber allerdings, ob ſich dies Erforderniß auf alle Klagen beziehe oder nur 
auf einige; während man allgemein annimmt, daß es fih auf die dinglichen Klagen ohne 
Ausnahme beziehe, jo meinen doch einige, daß hinfichtlich der perfönlichen Klagen daſſelbe 
nur dann in Betradht fomme, wenn es jih um die Neftitution einer unrechtmäßig befeflenen 
Sache handele und die Klage auf Rückgabe dieſes Beſitzes gerichtet ift, alfo in den Fällen der 
aclio commodati, depositi, locati, daß dagegen bei allen andern perſonlichen Klagen, alfo na= 
mentli in ben Fällen der actio emti, conducti, mandati, pro socio dad Erforderniß eeſſire, 
und unreblides Bewußtfein vie Klagverjährung nicht ausſchließe. Nun ift ja fo viel aller: 
dinge ganz rihtig, daß das ganze Inflitut der Klagverjährung geradezu befeitigt fein würde, 
wenn man das Erforderniß der bona fides in jenem weiten Umfange auch auf die Klagen der 
legten Kategorie anwenden wollte, denn alle Schuloner aus Berträgen oder Delicten haben 
wenigftend im Anfange, ganz jeltene Bälle abgerechnet, das beftimmte Bemußtiein ihrer Schuld 
gehabt. Indeſſen die Frage leviglih vom Standpunkte des Kanoniſchen Rechts aus betrachtet, 
jo wird man ſowol im Hinblick auf die ganz allgemein lautende Wortfaffung jener Stellen, als 
auch mit Rüdficht auf das ausdrüflich angegebene Motiv ſich kaum für die Zuläffigfeit einer 
ſolchen Ginihränfung erflären können, und alle Berfuche dieſer Art, felbft diejenigen, bie 
von den größten Juriften ausgegangen find, leiden an einer gewiffen KRünftlichfeit; man muß 
“eben das Kanoniſche Recht nicht beffer machen wollen, mie es ift. 20) 

Man ſchreibt dann häufig dem Kanonifchen Rechte eine der weſentlichſten und tiefein: 
gehendſten Veränderungen zu, durd welche ſich das heutige Obligationenreht von dem römi= 
Then unterfcheidet, infofern nämlih nah Römischen Rechte ven Verträgen nur eine be- 
fhränfte Klagbarfeit gewährt wurde in Gemäßheit des Unterfchieved von contractus und 
pactum, und einfache pacta klaglos waren, während ed gegenwärtig nur auf Übereinftimmung 
des Willens anfommt, und alle wirflih zu Stande gefommenen Verträge ohne Rückſicht auf 
die Form Magbar find. Indeſſen wie früh auch diefe Annahme bereits ſich findet, fo ift doch 
heutzutage allgemein angenommen, daß fie irrig ift, denn ver befannte Ausfprud jener afri- 
kaniſchen Kirchenverfammlung, auf den man fi eigentlich ausfchließlih beruft, um jenen 
Grundſatz dem Kanoniſchen Rechte zu vindiciren (c.1 = de pactis 1, 30), hat doch wirklich 
einen völlig verfchiedenen Sinn, indem es ſich zwar wol um die Nichterfüllung eines Vertrags, 
nicht aber um Nichterfüllung wegen eines Formfehlers, fondern wegen reiner Willkür han— 
delt, ſodaß alfo die Stelle ganz ebenio lauten würde, wenn der darin erwähnte Vertrag die 
Form einer Stipulation. gehabt hätte. Jener Sag ftammt vielmehr aus dem Altern deutfchen 
Rechte, wo feine Entflehung in der That mit dem echt deutfchen Begriffe der Treue zufammen- 


— 


10) Savigny, Enitem des heutigen Römifchen Rechte, V, 326 fg. ; 111, 398 fg. 
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hängt, und eben weil derjelbe tief im deutſchen Rechtsbewußtſein begründet war, jo war er 
auch ſtark genug, um gegen die Neception des Römischen Rechts fi zu behaupten. 11) 

Dagegen hat das Kanonifche Recht in einer andern Beziehung auf das Obligationen: 
recht eingewirkt, infofern nämlich die durch einen Eid beſtärkten Verträge unter allen Um— 
fanden, auch wenn fie jonft anfehtbar fein würden, aufrecht erhalten werben follen. In 
der That hatte nad Roͤmiſchem Rechte ver einfahe Verſprechungseid eine ſolche Bedeutung 
nicht, derjelbe war hier nicht im Stande, eine nova causa obligandi zu begründen, er hatte 
vielmehr nur eine accefforifhe Natur, indem feine Kraft und Wirkung fih ganz und gar 
nad der Natur des zu Grunde liegenden Rechtsverhältniſſes richtete, und ein eidlicher Ver: 
trag in feiner Weile eine größere rechtliche Wirkfamfeit ausübte ald ein nicht eidlicher. Den- 
felben Standpunft hatte auch das ältere Deutihe Recht, auch hier wurde ein an ſich ungül— 
tiges und rechtswidriges Verſprechen nicht dadurch bindend, daß ed eidlich gelobt wurde, man 
brauchte vergleichen vielmehr nicht zu halten, da derjenige, welcher den Eid empfing, als 
treulos erihien; To noch nad ver Lehre des Sachſenſpiegels (II, AL, $. 2), während aller: 
dings auf den Schwabenfpiegel die Theorie des Kanoniſchen Rechts bereits eingewirkt hat. 
Danach ſollte in den geiftlihen Gerichten jede durch einen Eid bekräftigte Verbinplichkeit, wenn 
nur die Erfüllung moraliich erlaubt fei und die Rechte Dritter dadurch nicht verlegt würden, 
durh Anwendung geiftlicher Rechtsmittel zur Durhführung gebracht werben; jedenfalls follte 
ed eined ausdrücklichen Ausſpruchs der Kirche über die Nichtverbindlichkeit eines ſolchen Rechts— 
geihäfts bedürfen. Nun wurde übrigens aud eine jingulare Stelle des Römiſchen Rechts 
(1.1,C.siadv. vend. 2, 28) in diefem Sinne genommen, und bieje falſche Auslegung wurde 
jogar durch Kaifer Brievrid I. in der „Authentica Sacramenta puberum‘ gefeglih be— 
ftätigt. 12) , 

Endlich find dann noch durd das Kanoniiche Recht einige Anderungen hinſichtlich der Teſta— 
mente herbeigeführt, die in Deutſchland anfangs wegen der eigenthümlihen Natur des deutſchen 
Familienrechts unbekannt waren, und erft durch die Vermittelung ver Kirche allmablid zur An— 
wendung gekommen jind. Dieje Anvderungen beziehen ſich jedoch, weun wir von einer Modifi— 
cation in Bezug auf die Berehnung der Trebellianiihen Duart beim Pflichttheil abfehen, weſent— 
ih nur auf die Form der Tejtamente, indem man dieſe zu vereinfachen beftvebt war und dem— 
gemäß hinjichtlich der testamenta ad pias causas zu einer gänzlichen Formloſigkeit gelangte, 
denn die zwei oder drei Zeugen, die verlangt werden, ſind nach der richtigen Anſicht Beweis: 
und nit Solennitätäzeugen, während hinſichtlich aller übrigen Teftamente bejlimmt wurde, 
daß jie gültig vor dem Pfarrer und zwei Zeugen errichtet werben fönnten. 1?) 

Wenn wir nun no einen kurzen Blick auf das kanoniſche Strafrecht werfen, weldes in 
einem viel höhern Grade ald das Privatrecht ein auf einem einheitlihen Princip beruhen— 
des Ganzes bildet, jo eriheint nad den oberften Grundſätzen des kanoniſchen Strafrechts die 
Berlegung der Rechtsordnung nicht vorzugäweife ald eine Beeinträchtigung der zunächſt da— 
durch betroffenen Individuen, ſondern ald eine Auflehnung gegen das göttlihe Gebot, deren 
Verfolgung deshalb aud weniger Sache eines einzelnen, ald eine Öffentliche Angelegenheit ift. 
Demgemäß wird bei der Beitrafung vorzugäweife darauf gefehen, den Schuldigen wieder mit 
Gott zu verföhnen, deſſen Zorn auf diefe Weife abzuwenden; die Strafe richtet fh neh r nad 
dent verbrecheriſchen Willen des Handelnden, ald nah dem äußern Erfolge feiner Ihätigfeit, 
fie ericheint als eine Wohlthat, nicht als ein Übel, fie ſoll wahre innerliche Beſſerung herbei— 
führen, es gibt deshalb weder verftümmelnde Strafen noch Todesſtrafe. Im einzelnen unter— 
fheidet man die kanoniſchen Strafmittel in poenae medicinales und poenae vindicativae, und 
verfteht unter den erftern folche, die lediglich ven Zwed haben, die Beilerung des Schulvigen ber- 
beizuführen und die ihm daher auch nur fo lange auferlegt bleiben, bis er ji zur Verſöhnung 
anbietet, es brauden au dieſe Arten der Strafen, die jogenannten Genjuren, nicht in 
jedem einzelnen Kalle durch ein befonderes richterliches Grfenntnig auferlegt zu fein, fondern 








11) Savigny, Das Obligationenrecht, II, 231 fg. Stobbe, Zur Geſchichte bes deutichen Vertrags: 
rechts (Reipzig 1855), ©. 2 tg. 

12) Savigny, Spitem des heutigen Römiichen Nechts, VIL, 49. Stobbe, 25 fg. Suvigny, Ge: 
ſchichte des Römifchen Rechts im Mittelalter, IV, 162. 

13) Gans, Das Erbrecht in weltgefchichtlicher Entwidelung (Stuttgart und Tübingen 1829). 
Pering, Römiiches Erbrecht in hiftorifcher und dogmatifcher Entwickelung (Heidelberg 1861), S. 820 fg. 
Schulte, Über testamenta ad pias causas nach Kanoniſchem Recht, in der Zeitfchritt für Civilrecht und 
Proceß (Meue Folge, Gießen 1851), VIII, 157 —230, 
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es gibt Fälle, wo dieſelben von ſelbſt platzgreifen, wie derartige Fälle, im ganzen etwa 200, 
wenigſtens in der ſpätern Zeit namentlich im Sextus, in den Clementinen und ganz beſonders 
in der Bulle In coena Domini vorgeſchrieben find; man unterſcheidet danach censurae latae 
und ferendae sententiae; ed gehören zu dieſer Kategorie von Strafen vorzugäweife die Ercom: 
munication, dad Interdiet, binfichtlich der Beiftlichen die Suspenſion und einige geringere Arten 
von Bugübungen der verfhiedenften Beichaffenheit. Die poenae vindicativae dagegen find die 
eigentlihen Strafen, durch welde der Bruch der Rechtsordnung an den Schuldigen geahndet 
werden fol, die daher ihrer Dauer nach ganz unabhängig von der veränderten Befinnung deſſel— 
ben find und weſentlich in Geld-, Gefängniß- und Körperſtrafe beitehen. !*) 

. &8 joll an diejer Stelle auf die einzelnen Verbrechen und Vergeben des Kanoniſchen Rechts, 
obgleich diefelben manches Eigenthümliche darbieten, um jo weniger näher eingegangen werben, 
als jich die Gelegenheit dazu noch in einem folgenden Artifel (Kirhenbann, Kirchenzucht) dar: 
bieten wird. Nur binfichtlic des Verbrechens des Zinswuchers möge noch Folgendes bemerkt 
werden. In demjelben Maße wie bei niedrig entwickelten wirthſchaftlichen Verhältniffen Kapi: 
talverleihungen felten find und ſolche fajt nie zur Betreibung induftrieller Unternehmungen, 
fondern faft nur aus wirklicher Noth nachgeſucht werden, findet ji regelmäßig eine Abneigung 
gegen das Zinjennehmen und vielfach fogar ein ausdrückliches Verbot vefielben, vie Aufftellung 
eines befondern Verbrechens ald Zinswuchers. Wie nımdergleihen namentlich auch beiden Juden 
ftattfand, wo menigftend in einem gewiflen Umfange für ven Verkehr ver Juden untereinander 
alles Ziniennehmen unterfagt war, fo bildete ſich ein ſolches Verbot im Anſchluß nicht blos an 
ſolche altteſtamentliche, jondern auch an einige neuteftamentliche Stellen (Luc. 6,34 fg. ; Mattb. 21, 
22) ſchon früh auf dem Boden der riftlichen Kirche aus, welches ich freilich urjprünglid nur 
auf Geiftliche bezog, denen bereitd auf den Goneil von Nicaa, 325, alles Zinfennehmen bei 
Strafe der Abfegung fireng unterfagt wurde. Indeß ſehr bald erklärten ji die Kirchenväter 
gegen das Zinfennehmen überhaupt, wobei es vielleicht, wie Roſcher meint, einigen Einfluß 
geübt haben kann, daß gerade damals dad Nömerreich durch die Verheerungen der Barbareır . 
Ihredlid zu verarmen begann, und fontit theilweife die Zindverhältniffe der robeften Cultur— 
ftufe wiederfehrten. Das erfte förmliche Verbot gegen das Zinfennehmen von jeiten der Laien er: 
folgte jodann durch Papft Leo den Großen, 443 (c.7, C.14 qu. 2); eine ſtrenge Durdfüh- 
rung deſſelben ſcheint jedoch in den folgenden Jahrhunderten nicht möglich geweien zu fein, ob: 
gleich z. B. die Geſetzgebung Karl's des Grofen die Kirche bei dieſen Beftrebungen unterftügte ; 
fie erfolgte erft jeit Ende des 12. Jahrhunderts durd eine Reihenfolge von Deeretaien Alexan— 
der's III., Innocenz' IH., Gregor's X., Glemens’ V., durch welche wirffame Strafen gegen 
die Zumwiderhandelnden feitgejegt und außerdem die Reftitution der erhobenen Zinfen verfügt 
wurde, letzteres jogar in dem Kalle, daß der Schuloner dem Gläubiger eivlich verfprocen hatte, 
die Zinfen nicht zurüctfordern zu wollen, Man wird jedoch nicht jagen dürfen, daß das kanoni— 
ſche Derbot des Zinſennehmens zu irgendeiner Zeit über die Bedeutung einer blos disciplinaren 
Anordnung, einer Nehtsvorihrift, binausgegangen und zu einem wirflihen Dogma, einem 
Glaubensartikel geworden fei; man wird ſich namentlich vafür nicht berufen dürfen auf den 
Uriprung diefes Verbote in ver Bibel, denn es ift einzig und allein Sache der in diefem Punkte 
nad fatholifher Auffaffung unfehlbaren Kirche, zu declariren, ob irgendeine Rechtsvorſchrift der 
Bibel die Natur eines göttlichen Rechts habe oder nicht 1°) ; und ed muß num behauptet werben, 
daß eine fürmliche Declaration der Kirche in diefem Sinne allerdings nicht erfolgt fei, wenigſtens 
liegt das in dem Öfterd gebrauchten Ausdruck, daß das Zinfennehmen Sünde fei, deshalb noch 
nicht, weil jelbit nad) den Standpunft des Kanoniſchen Rechts nicht jede Sünde auch nothwen— 
dig ein Verbrechen iſt. (DD. 25,c. 3; DD. 81, ec. 1.) Es hat demgemäß die Kirche volle Frei: 
beit, dad Verbot, wenn fie, dafjelbe den veränderten Gulturverhältniffen nicht mehr angemeffen 
balten follte, jederzeit abzuſchaffen. Übrigens wurde daſſelbe ſelbſt im Mittelalter auf alle Weife 
umgangen, wie fi ja eigene von den Päpften ſogar gebilligte Nechtsinftitute dieferhalb aus: 
bildeten, unter denen dev Nentenfauf das Wichtigfte ift, und die jich doch vom eigentlichen Zin: 
fennehmen ſehr wenig unterſcheiden. 19) 


14) Vgl. meine Schrift: Die Rechtsbildung in Staat und Kirche (Berlin 1861), S. 107-117. 

15) Geib, Lehrbuch des Strafrechts (Leipzig 1861), 1, 124— 150. Mejer, De diversitate sum- 
morum poenae principiorum et in jure Romano et apud Gratianum ob viorum (Göttingen 1841). 
@d, De natura poenarum secundum jus canonicum (Berlin 1860). 

16) Rofcher, Syſtem der Bolfswirthbichaft (dritte Auflage, Stuttgart und Augeburg 1858), I, 
358 fy., 371 fg. Moy de Sons, Die Wuchergefege und ihre Aufhebung aus dem Standpunfte des Ka— 
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V. Daß kanoniſche Rechtsbuch. Wie das Kanoniſche Recht jelbft urſprünglich im 
Drient ji gebildet hatte, jo entftanden hier aud die früheften derartigen Sammlungen; die 
ganze Reihe derjenigen, melden des größern Anſehens wegen ein apoftolifcher Urfprung fälſch— 
lich beigelegt wurde, jene pſeudo- apoftolifchen Decretalen, wie man fie nennen fönnte, unter 
denen die Constitutiones et Canones Apostolorum , die Ordinatio ecclesiastica, Definitio 
canonica und der Synodus Antiochiae die wichtigſten find. Auf diefen Sammlungen und eini= 
gen andern, die naher entflanden, ruhen dann diejenigen, welde für dad Abendland von 
unmittelbarer Bedeutung geworden find, namentlich die von dem Moͤnche Dionyfius Eriguus, 
allem Anſchein nad in Rom felbft, zu Ende des 5. und zu Anfang des 6. Jahrhunderts in la= 
teinifher Sprache veranftaltete Sammlung, welche lange Zeit die abendländiſche Praxis be- 
herrſcht hat, wenn aud daneben in einzelnen Ländern, namentlich in Afrifa und Spanien, all- 
mählich noch befondere Sanımlungen entftanden; fie wurde mit der Entwidelung des Kirchen: 
rechts jelbft vervolfftändigt und hatte namentlich in der Geftalt, wie fie von Bapft Habdrian I. 
774 an Karl ven Großen überfandt worden war, die weitefte Verbreitung. Daneben wurde 
nun aber allmählid) eine Sammlung von Bedeutung , welche mit befonderer Rückſicht auf das 
particulare ſpaniſche Kirchenrecht zu Anfang des 7. Jahrhunderts abgefaßt war, und deren 
Autorihaft man gewöhnlich ohne rechten Orund dem Erzbifchof Iſidor von Sevilla zuſchreibt. 
Diefe Ifiporifchen Decretalen (Hispana) find denn befanntlih um die Mitte des 9. Jahrhun— 
derts die Grundlage für jene berühmte von einem unbefannten Verfaffer herrührenve, wahr: 
fheinlih im Weſtfrankenreiche entftandene Sammlung geworden, die man damals allgemein 
für eine echt Sfiporifhe Sammlung hielt, und die man dann nad; der Entdeckung ihrer Unedht= 
heit die Pſeudo-Iſtdoriſche Sammlung genannt hat. Infolge des allmählich ſehr angewach— 
jenen firhlichen Rechtsſtoffs nahmen nun aber die Sammlungen jeit dem Ende bed 9. Jahr 
hundertö einen veränderten Charakter ar; wenn e8 bisher genügt hatte, die einzelnen Gon- 
eilienſchlüſſe und Deeretalen chronologisch aufeinander folgen zu laffen, und nur ganz aus- 
nahmsweiſe in einigen afrifanifhen Sammlungen eine weitere Verarbeitung flattgefunden 
hatte, jo befolgte man von jegt an eine im Orient ſchon im Zeitalter Juftinian’d angewandte 
Methode, wonach einerfeits eine Orpnung nah Materien verſucht wurde, man fi aber ande: 
terjeitö darauf befchränfte, die fraglichen Stellen nur ihrem wichtigiten Inhalte nah auszugs— 
weife mitzuteilen. Unter den zahlreihen Quellenwerken diefer Art, die nun im Berlauf 
zweier Jahrhunderte erjhienen, und von denen viele noch immer ungedrudt find, aud wol 
ungedrudt bleiben werben, zeichnen ſich beſonders dad Decret des Biſchofs Burchard von Worms 
aus dem Anfang des 11., und das Decret ſowie die Pannormie des Biſchofs Jvo von Char— 
tres aus dem Anfang des 12. Jahrhunderts durch ihre weite Verbreitung aus. Dieſe genann- 
ten und alle andern ähnlihen Werke wurden dann aber wiederum durch die große Arbeit, weldye 
der Gamaldulenfermönd Gratian im Klofter St.: Belir bei Bologna wahrfheinlid auf An— 
trieb des Abtö Bernhard v. Clairvaur um die Mitte des 12. Jahrhunderts unternahm, völlig 
verdrängt. 

Daß Deeret Gratian's iſt nicht blos eine nad Materien geordnete Quellenſammlung, jon= 
dern daflelbe enthält zu gleicher Zeit eine millenfhaftliche Verarbeitung, wie dergleihen noth— 
wendig geworben war, follte ver majlenhaft angewachſene Nechtöftoff noch einigermaßen über: 
eben werben ; es handelte ih vor allem darum, die noch fortvauernde Anwenpbarfeit der ein— 
zelnen Stellen zu prüfen, die Folgerungen zu entwideln, die aus den einzelnen Grundſätzen ſich 
ergeben, und endlich die Widerſprüche zwifchen den einzelnen Stellen aufzulöfen,, die etwa vor— 
banden waren, monad denn befanntli das ganze Werf eine concordia discordantium ca- 
nonum genannt wurde. Es bildet auf dieſe Weife das Deeret Gratian's zu gleicher Zeit einen Ab= 
ihluß der Quellenfammlungen und einen Anfang der Fanoniftifchen Literatur; es ift die erfte 
wiflenichaftlihe Bearbeitung des Kirchenrechts, die ich aber nur wenig zu einer freien Bearbei- 
tung der Quellen erhoben hat, ein Lehrbuch, gleihjam ein Grundriß, in welchem der eigent- 
liche Tert (Dieta Gratiani) noch ſehr zurüdtritt Hinter die Quellencitate. Nach einer jelbft ge: 
wählten Ordnung, die in ſyſtematiſcher Hinſicht ſehr unvollfommen ift, ging Gratian dabei 


noniſchen Rechts betrachtet, im Archiv des fatholifchen Kirchenrechts (Innsbrud 1857), I, 321 fg. 
Wild, Was ift Zinswucher? (München 1859). Heimbach, Uber Zinewucher, in Weiske, Mechte- 
lerifon (Reipzig 1861), XV, 15 fg. Endemann, Die nationalöfonomifchen Grundfäge der fanonifchen 
Lehre, in Hildebrand’s Jahrbüchern für Nationalöfsenomie und Statiftif (Iena 1863), Jahre. 1, 
©. 26—47. 
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zu Werke. Das Ganze zerfällt in drei Theile. Der erfte derjelben ift wiederum in 101 Difline- 
tionen abgetheilt, deren jede aus einzelnen canones beſteht; jeder Kanon enthält einen be= 
flimmten Redtöfag mit Angabe ver Duelle; die Benenriung und Zählung der 101 Abjchnitte 
fam allerdings erft fpäter auf, die Abſchnitte ſelbſt waren aber ſchon durch Gratian bezeichnet ; die 
erſte pars handelt zunächft in einer Art Einleitung (D. 1—26) von ber Entftehung des Rechts 
im allgemeinen und ven Quellen des Kirchenrechts insbeſondere; es folgte dann bie Lehre von 
den kirchlichen Perſonen, ihren Eigenſchaften, Rechten und Pflichten, ihrem Antheil an der Kir: 
chenregierung, den Beziehungen zwiſchen Staat und Kirche. Im zweiten Theil handelt es ſich 
dann um die Lehre von der Kirchengewalt, hauptfächlich ver kirchlichen Gerichtöbarkeit, Straf: 
recht und Proceß, auch das Erbrecht findet dort feine Stelle; die Form der Darftellung ift hier 
aber eine ganz andere als im erften Theil. Es liegen nämlich 36 fingirte Rechtsfälle (fogenannte 
causae) dabei zu Grunde; diefelben geben Beranlaffung beftimmte Kragen (quaestiones) auf: 
zumwerfen, in deren mehrere jede causa auch äußerlich zerfällt, und deren Beantwortung dann 
durch einzelne canones (Gefegeäftellen) geſchieht; es gibt aud einzelne Duäftionen, melde feine 
canones enthalten , weil Gratian in den Duellen feine hierher gehörige Stelle fand und des: 
halb blos eine Doctrin geben konnte. Außerdem befteht noch ein eigenthümliches Verhältniß 
hinſichtlich der Causa 33, quaestio 3; Gratian handelt dort über die Lehre von der Buße, 
ſieht ih aber, um den gerade hinſichtlich dieſes Gegenflandes ſehr reichlich zufließenden Stoff 
einigermaßen zur Überficht zu bringen, veranlaßt, vie Gintheilung der erften pars hier mit der 
der zweiten zu combiniren, d. h. die fragliche quaestio 3 noch weiter in Diftinetionen zu gerle: 
gen, ſodaß aus C. 33, qu. 3 gleihfam ein eigener tractatus de poenitentia geworben ift. 
Endlich der dritte Theil betrifft dann vie religlöfen Handlungen, namentlih die Sakramente 
und was damit zufammenhängt; er zerfällt in fünf Diftinctionen, deren jede aus canones be: 
ftebt, und gleicht fomit völlig dem erften Theil, nur daß man bei Gitaten den Zufag de conse- 
eratione zu machen pflegt. Was die Quellen betrifft, aus denen Gratian feine canones ſchöpft, 
fo ift er dabei nicht auf die urfprünglichen zurückgegangen, fondern auf die Quellenfammlun: 
gen feiner Vorgänger, namentlih auf Burdarb und Ivo; ausihnen hat er auch die zahlreich 
im Decret vorkommenden Stellen der falfhen Decretalen entlehnt, ein vollftändiger Pſeudo— 
Iſidoriſcher Coder bat ihm dagegen nicht vorgelegen; das Roͤmiſche Recht nimmt er bier und da 
aus den Juftinianifhen Sammlungen; für Definitionen, Worterflärungen, Lehrmeinungen 
gebraucht er die Kirchenväter und andere Kirchenihriftfteller, namentlich find aus den Etomolo- 
gien des Iſidor von Sevilla gange Bartien entnommen. Das Decret Gratian’s erlebte vann an 
der Rechtsſchule von Bologna eine ähnliche Bearbeitung wie die verſchiedenen Theile des Ro: 
miſchen Rechtsbuchs; namentlich erhlelt es auch alsbald eine Gloſſe, die weſentlich auf ven Arbeiten 
des Johannes Semecas (Magiſter Teutonicus) beruht, der als Propſt von Halberſtadt 1245 
ſtarb, während die letzte Redaction derſelben durch den Bartholomäus von Brescia kurz darauf 
erfolgte; man ging aber in der Bearbeitung des Decrets noch weiter, indem nach dem Vor— 
gange eines der unmittelbaren Schüler des Gratian, Paucapalea, allerhand Zufäge aus dem 
Römifchen Recht und andern Sammlungen gemacht wurden, die vielfach ſogar in den Text 
famen, aber doch durch die Überſchrift Palea von den urfprüngliden Beftandtheilen ji unter: 
fheiden. Die Zahl derjelben ift nach den Alter der Handſchrift fehr ungleih, in den gemöhn: 
lihen Ausgaben ftehen nad dem Texte der correctores Romani 85. Das Decret Gratian’s ift 
nun aber niemals über die Bedeutung einer bloßen Brivatarbeit hinaus zu irgendwelcher öffent: 
licher Autorität gelangt; wie daſſelbe von Anfang an nicht die Natur eines officiellen Gefeg: 
buchs Hatte, fo hat e8 eine ſolche auch in der Folgezeit nicht gewonnen, und es ift namentlich 
ziemlich allgemein anerkannt, daß die von Gregor XII. yeranftaltete Emendation feineswegs 
den Gharafter einer Approbation hat, und ed alſo für die praktifche Geltung folder Stellen 
einzig umd allein in Frage fommt, welche Kraft viefelben an und für jirh haben würden, ohne 
ins Decret aufgenommen zu fein, ſodaß man fi in der Praxis nie ſchlechthin auf das Decret be: 
zufen, daffelbe vielmehr ganz und gar umgeben fann, indem man die betreffende Stelle nad 
dem Originalwerfe citirt. Heutzutage find übrigens jelbft diejenigen Stellen, die an ſich eine 
formelle Autorität haben würden, infofern fie von kirchlicher Autorität herrühren und für die 
ganze Kirche Geltung haben, meift außer Gebraud, indem das Recht feit jenen Zeiten fi in 
tiefgehender Weife umgeftaltet hat. Das Deeret bat demnach wefentlid nur noch die Bebeu- 
tung einer Excerptenfammlung für die Gefchichte des Kanoniſchen Rechts. 
So vorzüglih nun aber auch das Decret Gratian’d für die vamalige Zeit feinen Zweck er- 
füllte, fo herrfchte doch in ver legten Hälfte des 12. und den erften Decennien des 13. Jahrhun— 
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derts eine jo rege Ihätigfeit auf den Gebiete der kirchlichen Gefeggebung, daß das Deeret als: 
bald nicht mebr ausreichte und man genöthigt war, neue Sammlungen zu veranftalten. Die 
wichtigſten unter diefen find die fünf fogenannten Compilationes antiquae, die ganz wie das 
Decret Gratian's auf der Schule zu Bologna in Gebrauch kamen und gloffirt wurden, ja von 
denen einige fogar (Compil. III und V) auf ausprüdlihen Befehl ver Päpfte veranftaltet 
wurden. Indeß auch auf diefe Meije fonnte dem praftifhen Bedürfniſſe noch nicht hinreichend 
genügt werden, und fo kam es auf Befehl Gregor's IX. unter der Leitung des Kapellans 
und Pönitentiard Raymund v. Vennaforte, der früher jelbft Lehrer des Kanoniſchen Nechts in 
Bologna gewefen war, zu jener umfaflenden Godification des Kanonifchen Rechts, die dann eine 
dauernde Bedeutung erlangt hat. Die Decretalen Gregor's IX. jind nad dem Vorgange ſchon 
der erften unter den Compilationes antiquae in fünf Bücher eingetheilt, Die wiederum in Titel 
mit gewiffen Nubrifen zerfallen, in denen nach chronologiſcher Reihenfolge die einzelnen päpft= 
lichen Decretalen oder Goncilienfchlüffe als ebenjo viel capita unter Sinzufügung einer In: 
feription placirt find, und zwar enthält das erjte Buch nad) vorausgegangener kurzer Einleitung 
über Glauben und Kirchengeſetze weſentlich die Lehre von den kirchlichen Amtern; das zweite 
Bud jodann den Proceß, deflen Prolegomena jedoch ſchon in den legten Titeln bes erften Buchs 
gegeben find; das dritte die Vorfchriften über Disriplin der Geiftlihen, Kirchenpfründen, Kir: 
hengüter, Parochialrechte, Verhältniſſe der Negularen, Batronatrecht, kirchliche Abgaben, 
Gottesdienſt; das vierte dad Eherecht, und endlich das fünfte das kirchliche Strafrecht und Straf: 
verfahren, mit Ausnahme der beiden legten Titel dieſes Buchs, die in Nachahmung bed römifchen 
Rechtsbuchs die Uberfchriften de verborum significationibus und de regulis juris führen. Es 
follte nun diefe Sammlung auf der einen Seite auf das ganze damals geltende Kanoniſche Recht, 
fomweit es nicht bereitö im Decret Gratian's enthalten war, ſich beziehen, während fie nach der 
andern Seite nur den weientlihen Inhalt der einzelnen Stüde mit Hinweglaffung nicht blos 
aller Weitläufigfeiten im Ausdruck, fondern aud häufig mit Hinweglaflung ver Thatſache, die 
der Entfheidung zu Grunde gelegen hatte, enthalten follte; wo etwas ausgelaflen war, wurde 
es indeß mit den Worten ut infra angezeigt, und diefe weggelaflenen Stüde nannte man fpäter 
partes decisae. Solche Weglaffungen gefchehen übrigens nicht blos der Abkürzung wegen, 
fondern zugleich deshalb, um alle Beziehung auf ven concreten Ball aufzuheben und einen allge: 
meinen Sinn herzuftellen,, wie denn manche dieſer Decretalen fogar einen ganz andern Sinn 
befonmen haben, als fie uriprünglich hatten. Manche Decretalen, die verſchiedene Materien 
behandelten, wurden in verfhiedene Stücke zerlegt, einige endlich find von Gregor IX. eigens 
zu dem Zwecke erlafien, um Lüden auszufüllen oder Gontroverien zu entſcheiden. Im Gegen 
fag zu Gratian's Deeret führten die Derretalen Gregor's IX. die Bezeihnung Extra, wie ſich 
das namentlich in der Eitationsformel zeigt und ganz einfach al8 eine Abkürzung von Extra— 
paganten (den Novellen des Kanoniſchen Rechts) erklärt; ſchon die erjte der Compilationes 
ontiquae hieß mit Rückſicht auf das Decret Breviarivm extravagantium, und ähnlich gebraucht 
Gregor IX. den Ausdruck in der Promulgationsbulle vor feiner Decretalenfammlung. Die 
Sammlung jollte übrigens ald ein einheitliches Geſetzbuch angeſehen werben, ganz jo ald ob es 
in feinen einzelnen Theilen von Gregor IX. ſelbſt herrührte; auch jollten Sammlungen von 
Privatperionen hinfort verboten fein. Die Gloſſe rührt weientlih von Bernhardus de Botono 
(Parmensis) her unter Papft Innorenz II. aus deſſen eigener Schrift über die Decretalen man- 
ches in diefelbe übergegangen ift. Noch fpäter wurden Summen eingefchaltet, 

Zu der Derretalenfanmlung Gregor's IX. treten dann in der folgenden Zeit noch zwei andere 
officielle Decretalenfammlungen hinzu; die eine derfelben wurde ausgearbeitet durch Wilhelm 
dv. Mandagoto, Bilhof von Embrun, Berengar v. Fiedoli, Biſchof von Beziers, und Riharb 
v. Siena, Vicefanzler der römischen Kirche, und fodann von Bonifacius VII. 1298 publicirt ; 
es ift dad dev ſogenannte liber sextus, gleichſam das fechste Buch zu den fünf Büchern der De- 
cretalen Gregor's IX. , aber auch felbft mieder aus fünf Büchern ganz in derfelben Reihenfolge 
der Materialien beftehend. Diefe Sammlung enthielt wefentlich die Schlüffe der beiden General— 
concilien von Lyon, 1245 und 1275, die andere wurbe 1311 durch Clemens V. publieirt, 
oder vielmehr da die Publication damals nur im Conſiſtorium an die Gardinäle erfolgt war, 
1317 durch Johann XXII. in einer befondern Bulle; es jind dies die jogenannten Elementinen, 
befonders aus den Schlüffen des Eoncild zu Vienne und aus vielen Decretalen Clemens’ V. be= 
ftehend. Auch ihr liegt die Eintheilung der fünf Bücher zu Grunde, die Oloffe zu beiden Summt= 
lungen ift von Joannes Andrea aus der erften Hälfte des 14. Jahrhunderts. 

Seit dem Eril von Avignon und dem großen Schisma iſt e8 denn zu officiellen Sanımlun= 
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gen der päpftliden Decretalen überhaupt nicht. mehr gefommen, und zwar hat darauf namıent= 
lid ver Umftand eingewirft, daß das ganze bisherige Syſtem der Kirhenverfaflung in Frage 
geftellt wurde, und gegen den Inhalt ver Mehrzahl der inzwifchen erfhienenen Exrtravaganten 
wegen der ertravaganten Forderungen, die darin binfichtlich der Pfründenrefervationen und 
dergleichen aufgeftellt wurden, pie epiffopaliftiihe Oppofltion ſich richtete; gegenüber einer 
ſolchen Oppofition mochte es unthunlich ericheinen, die Gefammtheit jener Decretalen nochmals 
ausdrücklich als verpflichtenne Normen für die ganze Kirche Hinzuftellen. Es ift dann freilich 
fpäterhin zu einer Zeit, wo das Papalſyſtem wieder ziemlich auf allen Bunkten zur Anwendung 
gebracht war, vergleichen nochmals verfucht worden, indem Gregor XII. den Plan faßte, in 
Anſchluß an die Glementinen eine neue autbentifhe Samnılung herzuftellen, und auch eine Com⸗ 
mifftion von Gardinälen niedergefegt wurde, um eine folde zu redigiren; es wurde aud 
wirflih unter dem Pontificat Clemens’ VII. 1588 eine von dieſer Commiffion zu Stande ge: 
bradte Sammlung unter bem Titel: „Liber septimus decretalium Clementis VI”, gedrudt, 
jedoch noch im legten Augenblid von der Publication Abftand genommen und die ganze Auflage 
vernichtet ; man mochte vielleicht fürchten, daß dergleichen doch die Einheit der katholiſchen Kirche 
auf eine zu ftarfe Probe ftelfen koͤnnte. 

Wenn ed nun aber auch officielle Sammlungen nicht weiter gibt, fo ind doch allerdings 
noch einige Privatfammlungen von Ertravaganten veranftaltet worden; ſchon während des 
ganzen 15. Jahrhunderts waren 20 Ertravaganten Johann's XXII. zufammen gloffirt, abge: 
ihrieben, gedruckt und überhaupt als ein Ganzes betrachtet, ja in einigen Ausgaben ohne Ort 
und Jahreszahl bereit in 14 Titel vertheilt; ald nun in den erften Jahren des 16. Jahrhun— 
dertö die berühmte pariſer Ausgabe des kanoniſchen Rechtsbuchs erſchien, fo Tieß Johann 
Chappuis, welcher befanntlich zum großen Theil die Herausgabe leitete, nicht blos jene Samm— 
lung in der angebeuteten Geftalt darin abdruden, fondern er ordnete num auch alle übrigen 
Grtravaganten, die er zufanımenbringen konnte, nad der in der officiellen Decretalenjanm: 
lung zu Grunde liegenden Anorenung der Materien, nur daß er auf das dritte Buch fofort 
das fünfte folgen laſſen mußte, da er für pas Eherecht feinen Stoff vorfand; das Ganze nannte 
er extravagantes communes. &8 braucht wol kaum bemerkt zu werben, daß ben einzelnen Ex—⸗ 
travaganten durch diefe Procedur Feine erhöhte Bereutung beigelegt werben Fonnte; dieſe 
Sammlungen gehören zum Corpus juris nur im uneigentliden Sinne, wie fi das auch in dem 
Gegenjage vom Corpus juris clausum und non clausum ausdrückt. In dieſes Corpus juris 
canonici non clausum find dann fogar noch einige andere Stücde aufgenommen, nämlich; zu: 
nächſt der fogenannte Liber septimus decretalium des Petrus Matthäus, zuerft 1590 zu Leyden 
erſchienen, die Derretalen der Päpſte Sirtus IV. und Sirtus V., aber auch einige ältere enthal: 
tend, feit 1661 vielfach in die Ausgaben aufgenommen; außerdem dann das „Lehrbuch des Ka- 
nonifchen Rechts”, welches Paul Lancellot, Brofeflor in Perugia, nad der Anordnung des 
römischen Inſtitutionenſyſtems 1563 herausgegeben hatte, und binfichtlich deifen Paul V. 1605 
geflattete, daß ed den Ausgaben des Corpus juris zugefügt werben fönne, vielleicht um da— 
dur eine größere Ähnlichkeit mit dem Corpus juris eivilis berbeizuführen. In der neugen 
Zeit finden fih mol unter Weglaflung diefer Stüde das Concilium zu Trient und andere klei— 
nere Anhänge. 

Mas endlich die Ausgaben des Corpus juris betrifft, fo gibt ed bereitd aud dem 15. Jahr: 
hundert zahlreiche Abprüde einzelner Theile, die zu Rom, Venedig, ganz befonders aber in 
Deutſchland (Mainz, Stradburg, Bafel) herausfamen. Die erfle Ausgabe, in welcher plan: 
mäßig alle Theile vereinigt wurden, ift dann eben die ſchon erwähnte Parifer, die im Laufe des 
16. Jahrhunderts zahlreihe Nahahmung, namentlich in Lyon durch Hugo a Porta erlebte. 
Allmählich begannen Verſuche einer Eritifhen Behandlung des Tertes; namentlih Demo— 
bares und Contius zeichneten ih dadurch aus, fegterer hat in feiner Ausgabe von 1570 zum 
erften mal die Partes decisae, ſoweit fie fi aus den Compilationes antiquae mwiederherftellen 
ließen, in Noten aufgenommen. Epochemachend ift dann aber die Arbeit ver Correctores Romani, 
einer Gongregation von Gardinälen und Gelehrten, die bereit 1563 zur Reviſion des Textes 
aller Theile ded Corpus juris niebergejegt war, und aus deren Unterfuhungen 1582 die bes 
rühmte Editio Romana hervorging. Die Reviiion hatte fich vorzugsweile auf das Decret Gra— 
tian's bezogen, weil hier eine Abhülfe am dringenpften noth that; die Gorrectoren begnügten 
fh nun aber nicht damit, blos die zahlreihen Fehler der Abjchreiber zu verbeſſern, fondern fie 

revidirten Gratian's Arbeit felbft und berichtigten jie nach den von diefem gebrauchten Quellen; 
binfichtlich der Decretalen dagegen beſchränkte man ſich auf eine rein Fritiiche Reviſion, und das 
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Refultat war hier gering, die Partes decisae wurden nicht weiter berückſichtigt. Der auf dieſe 
Weiſe feftgeitellte Text joll nun aber nach dem der Ausgabe vorgeprudten Bublicationspatent 
für alle Zeiten unabänderlich bleiben , die Ausgabe ſoll eben als eine officielle gelten ; dadurch 
find jedoch der Wiffenfchaft, auch nad der Anficht der katholiſchen Kirche, felbft keine Schranfen 
gezogen, e8 wird nur der praftiihen Brauchbarkeit einer jolhen Ausgabe wegen empfohlen, ven 
officiellen Tert zu Grunde zu legen und Abweichungen lediglich in den Noten zur Beltung zu brin- 
gen, wie das namentlich im den vielgebrauchten Ausgaben der Gebrüder Pithou oder vielmehr 
Le Velletier's (Paris 1687) geſchehen ift; und es ift gerade ein Mangel der jonft fo vortrefflichen 
Ausgabe Zuft Henning Böhmer's (Halle 1747), daß die Zugrundelegung dieſes Tertes bier 
nicht ſtreng durchgeführt ift, während fie ſich theild durch eine umfaſſende Benugung ver in der 
Zwiſchenzeit ans Licht gebraten kritiſchen Arbeiten, theild dadurch audgezeichnet, daß hier zum 
erften mal eine umfaſſende Herftellung der Partes decisae jtattgefunden hat, und zwar find dies 
jelben in ven Text aufgenommen, aber dur Curſivſchrift von dem übrigen Inhalte unterſchieden. 
Die Ausgabe von Richter endlich (Leipzig 1835) hält fih fireng an den römischen Tert und 
verarbeitet wiederum die unterdeffen angeftellten Unterſuchungen, an denen Richter felbft feinen 
weientlihen Antheil hat; namentlich die Reftitution der Partes decisae ift fortgejegt. Zu den 
überflüffigften wiffenfhaftlihen Unternehmungen, wenn fie diefen Namen überhaupt verdienen, 
gehören zwei Verſuche, dad Corpus juris ind Deutfche zu überfegen, von denen ber eine ſich nur 
auf die „wichtigften und anwendbarſten Theile‘ bezieht (veranftaltet von Schilling und Sin 
tenid 1834, 2 Bde.), während der andere (von Alexander Lang, 1835) auf eine vollfländige 
Überſetzung angelegt war, aber nicht weit gediehen ift. 17) 

VI, Die Reception ded Kanoniſchen Rechts in den weltliden Gerichten 
Deutfhlandd. An und für fi beſchränkte ih Die Geltung des Kanoniſchen Rechts lediglich 
auf die geiftlichen Gerichte, die betreffenden päpftlihen Decretalen waren nur an die Bifchöfe er= 
laffen, nicht aber an die Fürften und Städte; fie galten in den geiftlihen Gerichten meift jhon 
vor ihrer Godification , jedenfalld war nad der ausdrüdlichen Erklärung ver Bäpfte bei Ema— 
nation der großen Sammlungen in diefer Hinjicht alles entſchieden. Die Geltung des Kanoni— 
hen Rechts in ven geiftlihen Gerichtshöfen war auch nicht etwa auf Deutſchland eingefchränft, 
wo allerdings wegen der ungeorbneten flaatlihen Zuftände Die Ausdehnung der geiftlihen Com— 
petenz befonders groß war, fonbern e8 Fam auch in den geiftlihen Gerichten der übrigen Länder, 
namentlich in England zur Anwendung. Während ed nun aber anderswo, namentlid in Eng: 
land, bei einer Geltung des Kanonifhen Rechts in diefen Grenzen blieb, indem bier die Ge— 
richtshöfe des gemeinen Rechts, die großen Reichsgerichte fletö vor der Anwendung frem— 
der Nechtögrundfäge jih bewahrt, dagegen eine wirfjame Auffiht auf die geiftlihen Aus: 
nahmsgerichte geübt Haben, in denen allerdings noch heutzutage nad römischen und kanoniſchen 
Grundjägen Recht gefprochen wird, jo fand auf dem Gontinent und ganz bejonderd in Deutſch⸗ 
land zu Ende des Mittelalterd eine weitere Reception aud hinſichtlich der weltlichen Gerichte 
ftatt. Was in den Zeiten der höchſten kirchlichen Machtſtellung von jeiten der Kirdengewal: 
ten niemals ernftlich verfudt worden war — denn die Eingriffe ver Päpſte ind weltliche Rechts— 
leben, wie 3. B. bei Gelegenheit der Verdammtung der 14 Artikel des Sachſenſpiegels, ſind doch 
jedenfalld nur jehr vereinzelt geweſen — dazu fam e8 durch die Natur der Dinge in einer viel ſpä— 
tern Zeit, ohne daß die Organe der Kirche dazu direct mitgewirkt hätten. Das Kanoniſche Recht 
bezog fich bereits, wie wir gefeben haben, auf zahllofe Rechtsſachen, die in Deutſchland zur ge: 
rihtlihen Verhandlung kamen; ed war daher für weite Kreife ein eingehendes Studium deflelben 
erforderlich, und wirklich hat das einheimische Rechtöftudium auf den deutfchen Univerfitäten, wie 
neuerdings in ſehr intereflanter Weife nahgewiefen worden ift, anfangs eine faft ausſchließliche 
Beziehung auf das Kanonifhe Recht gehabt, indem die juriftifhen Bacultäten bis tief ind 
15. Jahrhundert binein faft ausnahmslos aus Kanoniften beſtanden, und vie für Legiſten ſpär— 
lid gegründeten Lehrftühle vielfach wieder ganz eingingen. 68 muß ferner hervorgehoben wer: 
den, daß die erften Fälle praftifcher Anwendung desRömiihen Rechts in Deutichland gerade mit 
den kirchlichen Berhältniffen zufammenbingen, gleichſam infolge des Kanoniſchen Rechts geſchahen, 
infofern die Kirche und der Klerus von Anfang an nah Römiſchem Recht ala ihrem Staatsrechte 


17) Eichhorn, Deutiche Staats» und Rechtsgeſchichte, Bd. II, $. 270 fg.; Bo. II, $. 470. Außer: 
dem die gangbaren Lehrbücher des Kirchenrechts an den einfchlagenden Stellen ; am ausführlichften Phil: 
lips, Kirchenrecht (Regensburg 1851), Bd. IV. Bidell, Über die Entflehung und den Gebrauch der 
beiden Ertravagantenfanmlungen des Corpus juris canonici (Marburg 1825). 
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gelebt hatten. Und es ift endlich auch dad nicht zu leugnen, daß durch das ganze Sachverhältniß 
vielfach das Studium des Römiſchen Rechts angeregt fein mag, wenn auch befanntlich die Päpſte 
fich veranlaßt gefehen haben, dem Studium des Röͤmiſchen Rechts in Bezug auf die-Geiftlichen 
beftimmte Schranfen zu jegen. Indeß die eigentliche Neception des Kanoniſchen Rechts ift doch 
wejentlih auf folgende beide Geſichtspunkte zurüdzuführen. Einmal kann hinſichtlich widti: 
ger Inftitute des Kanonifhen Rechts, namentlih was den Proceß betrifft, mit vollſtem Recht 
behauptet werden, daß diejelben den veränderten Lebens: und Eulturverhältniffen bei weitem 
mehr gemäß waren, ald die entſprechenden Einrichtungen des einheimiſchen deutſchen Rechts, die 
fih vielmehr in einem gewiflen Widerſpruch mit ven Anfhauungen der vamaligen Zeit befan= 
den, wenn ſie aud) andererfeitd mit einer gewiſſen Hartnädigfeit feftgehalten wurden, und man 
muß alfo für die Neception des Kanoniſchen Rechts im legten Grunde diefelben Motive aus der 
Natur der Verhältniſſe annehmen, die auch für die Reception des Römiſchen Rechts die einzig 
entſcheidenden geweſen find. Es kam dann aber hinzu, daß das Kanoniſche Recht durch Unter⸗ 
richt und Literatur, und man kann auch ſagen durch ſeine Entſtehungsweiſe auf das engſte mit 
dem Römiſchen Recht verbunden war, mit dem es gleichſam ein Ganzes ausmachte, ſodaß, 
wenn man einmal eine Reception des Römiſchen Rechts vornahm, dies kaum ohne eine gleich— 
zeitige Reception des Kanoniſchen Rechts erfolgen konnte; aber jedenfalls dürfte die Reception 
des Römiſchen Rechts den Anlaß zur Reception des Kanoniſchen Rechts gegeben haben, und 
nicht etwa umgekehrt. Das Kanoniſche Recht gehörte nun alſo zu „des Reichs gemeinen Rech— 
ten‘, wie es z. B. im Reichsabſchiede von Speier 1529, Kap. 39, genannt wird. Man kann 
zweifelhaft varüber fein, wie man ji den Act der Reception der fremden Rechte in Deutſch— 
land überhaupt zu denken hat, ob man ji dafür auf ein allgemeines Gewohnheitsrecht be- 
rufen foll, oder ob man behaupten darf, dab fogar befondere Ausſprüche der NRechtögeieg: 
gebung dafür angeführt werden dürften. Und legteres ſcheint mir mod immer das weitaus 
Richtigere zu fein, trog eines Angriffs, der gegen eine frühere Außerung von mir kürzlich er: 
hoben worden ift; denn die Stellen, in denen unfere Kaifer ſchon in jehr früher Zeit ih als 
Nachfolger der römischen Imperatoren anfahen und eine allgemeine Verbindlichkeit des von 
ihren Vorfahren am Reich audgegangenen Rechts behaupten, find zu zahlreich, um ganz igno= 
rirt werden zu fönnen, und zu befannt, als daß ich jie an jener Stelle („Rechtsbildung in Staat 
und Kirche”, S. 71) hätte anführen follen. Und man verdrehe nur den ftreitigen Punkt nicht, 
jene Außerungen mögen ſehr tbeoretifch fein und die angebliche Nachfolge ver deutichen Kaiſer 
iſt gewiß nicht der Grund für die Neception des Nömifhen Rechts in Deutſchland geweſen; aber 
darum handelt ed jih auch nicht, fondern darum, wie dieſe Thatſache vom Standpunkt einer 
Theorie ver Entftehung des Rechts aufzufaifen ift. Hinſichtlich des Kanonifhen Rechts dürfte 
man ſchon viel eher zu dem Nothbehelf eines allgemeinen Gewohnheitsrechts greifen, denn 
Notbbehelf iſt das Hier fo gut wie fonft, wo man jich auf vergleichen beruft, aber nothwendig 
ſcheint mir eine jolde Annahme aud für das Kanonifche Recht nicht zu fein, infofern ſolches 
gerade in umgertrennliher Verbindung gedacht wurde, Es ift dies übrigens eine fo nichtige 
Schulfrage, wie nur irgendeine es geben kann, ed kommt für die Beurtheilung unfers ſpätern 
Rechtszuſtandes nit dad Geringfte darauf an und auch rehtögeichichtlich ift fie nur dann von 
Bedeutung, wenn man fie, wie ih das damals getban habe, im Zufammenbang mit der Ent: 
ftehung ded Rechts im Mittelalter überhaupt betrachtet. Ich komme trogvem noch an einem 
andern Ort darauf zurück. Was endlich noch die Zeit der Reception betrifft, jo nahm man 
früher ziemlich allgemein an, daß viejelbe zu Ende des 14. Jahrhunderts erfolgt. fei, indem 
man jih namentlih an eine Stelle in der jogenannten Reformation Friedrich’ & II. bielt, wo 
von den Juriften gefagt wird, das hätten ihre verkehrten Kehren innerhalb 50 Jahren zu Wege 
gebracht, und man damals der Anſicht war, dieſes Schriftſtück ſtamme aus der Mitte des 
15. Jahrhunderts; es ift mun neuerdings nachgewieſen worden, daß die Entftehung deſſelben 
erft etwa 100 Jahre fpäter angenommen werden dürfe, und mit diefer Erfenntniß bat man 
ziemlich allgemein die Neception gleichfalls um etwa 100 Jahre jpäter verlegt, um fo mehr, 
als vie Forſchungen auf dem Gebiet einzelner Barticularrechte mit jener frübern Annahme durch⸗ 
aus nicht Üübereinftimmen wollten; e8 fehlt freilich an derartigen Forſchungen noch allzu fehr. 18) 


18) Kopp, Ausführliche Nachricht von der ältern und neuern Verfaſſung der geiftlichen und Givil- 

we in den fürftlich heſſen-kaſſelſchen Landen (Kaſſel 1769), I, 66 fg. a Ulrich Zaſius, ein 

eitrag zur Gefchichte der Rechtswiſſenſchaft im Zeitalter der Reformation (Bafel 1857), ©. 80 fg., 
Staateskerifon, IX. 2 


18 Kanonifches Necht und Fanonifches Nechtsbuch - 


Vu. Das Aufhören des Kanonifhen Rechts. Noc bevor die Neception des Kano- 
nifhen Rechts in den weltlichen Gerichten vollendet war, hatte dajlelbe bereits zu fließen auf: 
gehört. ES hängt das zufammen mit der veränderten Stellung von Staat und Kirche in den 
legten Jahrhunverten des Mittelalters. Es gelang nämlich den ftaatlihen Gewalten in ven ein- 
zelnen Territorien, den Randeöherren im Verein mit den Landftänden, und namentlich den 
Obrigkeiten der Städte, den Umfang der kirchlichen Gerichtsbarkeit wiederum in gewifle en= 
gere Schranken einzuſchließen; nicht blos in Bezug auf Eivilfahen, ſondern namentlich 
auch hinfichtli der Strafgerihtöbarfeit machte ih eine derartige Einfhränfung geltend, vie 
dann in der Reformationdzeit und in den Jahrhunderten nachher zu Gunſten der natürlichen 
Rechte des Staatd immer weiter ausgedehnt worden ift. 19) Es Fonnte ſich aber in Laufe der 
Zeit jelbft in denjenigen Sachen, melde no der Entfheidung der geiftlihen Gerichte gelaffen 
wurden, bie früher beftandene Geſetzgebungsbefugniß der firhlihen Dogmen nicht mehr geltend 
machen; ed war das fhon deswegen nicht mehr in der früheren Weile möglich, weil unterdeſſen 
die Stellung des Papſtthums in der Kirche eine andere geworden war, indem die einzelnen 
Rechtsſachen längft nicht in dem frühern Umfange zur Gognition der Curie gelangten, diefer 
alfo die Gelegenheit und überhaupt die Macht fehlte, derartige Normirungen zu erlaffen, eine 
andere Möglichkeit, aber vergleichen anzuordnen, durch die Kirchenverfaflung nicht gegeben war, 
wenigftens nicht auf einem praftifh durhführbaren Wege. Gin Kanoniſches Recht in jenem 
Sinne hatte jih eben nur unter dem Papalſyſtem zu bilden vermodt; es fam noch hinzu, daß 
die Stautögemwalten etwas der Art au gar nicht geduldet haben würden, indem fie nicht blos 
durch Placet alle ſolche Eingriffe abgewehrt haben würden, jondern aud die Ausübung der 
Juſtiz in den geiftlichen Gerichtshöfen durch den recursus ab abusu beaufſichtigten und bie dort 
zu befolgenden Rechtsgrundſätze nicht blos in folden Angelegenheiten, fondern aud) in denen, die 
ih auf das eigenfte Leben der Kirche bezogen, ſelbſt normirten. Es ift dann freilih durch 
neuere Vorgänge der Kirche auch Hinfichtlich der Rechtsbildung wiederum eine größere Freiheit 
zu Theil geworden, indeß zu einer umfaflenden kirchlichen Gefeggebung über alle möglichen recht: 
lichen Gegenftände, wie im Mittelalter, wird ed nie wieder fommen „und nie werden bie euros 
päiſchen Völfer von Nom aus ihre Impulie für die Geftaltung ihres Privatrechts, Strafrechts, 
Proceßrechts empfangen; im Gegentheil, man hat ſich dort entfchloflen ven Code Napoleon ald 
Geſetzbuch für ven Kirchenſtaat zu recipiren. 

VII. Die heutige Bedeutung des Kanonifhen Rechts. Wenn nun aber aud) dad 
Kanoniſche Recht jeit dem Mittelalter nicht fortgebilvet ift, fo hat daſſelbe doch damals durchaus 
nicht zu eriftiven aufgehört. Zwar wurde in der Neformationgzeit eine gänzlihe Abſchaffung 
deſſelben verfucht, wie das aus den befannten Außerungen Luther's in ver Schrift „An den hrifts 
lichen Adel teutfcher Nation’ und in der weitern Schrift „Warumb des Babſts und feiner Jün— 
ger Bücher von Dr. M. Luther verbrannt find” genugiam hervorgeht, und wie auch die erfte 
heſſiſche Kirchenordnung von 1526, die berühmte Homberger Synode, geradezu verorhnet mit 
der Maßgabe, daß auch an der Liniverfität Marburg feine Vorlefungen darüber gehalten werben 
follten. Indeß man meinte doch ſchließlich das Kanoniſche Recht nicht entbehren zu fönnen, weder 
für das Kirchenrecht noch für das übrige Rechtoleben; und in beiden Beziehungen ift daſſelbe 
nod) heutzutage in Deutfchland von praftifcher Gültigkeit, hinſichtlich des Kirchenrechts noch für 
alle deutſche Ränder, binfichtlich des fonftigen Rechts, wenigftens für die fogenannten Länder 
des gemeinen Rechts, indem in andern Gebieten, namentlich in Preußen, bei Gelegenheit der 
gefchehenen Eonficationen, die Anwendbarkeit des Kanoniſchen Rechts in diefer Hinficht gänzlich 
befeitigt worden ift, wie 3. ®. jhon das Corpus juris Fridericiani verordnete: „In allen weltz 
lihen Saden wollen wir dad jus canonicum hierdurch aufgehoben haben’, und nad dem Pu— 
blicationspatent des Landrechts, $. 1, „weder auf dad Kanoniſche Recht no auf die andern 
ſubſidiären Rechte“ mehr zurüdgegangen werden darf, Wo num dergleihen Verordnungen 
nicht ergangen find, da befteht allervings das Kanoniſche Necht auch noch heutzutage in unmittel= 


325 fg. Homeyer, Über die unechte Reformation Kaifer Friedrich's III. in den Monatsberichten ber Kö— 
niglichen preußifchen Akademie der Wiffenfchaften zu Berlin aus dem Jahre 1856, ©. 291—504. 
Stobbe, Gefchichte der deutfchen Rechtsquellen (Braunfchweig 1860), Abth. I, S. 610, 630, 641 fg. 
Windfcheid, Lehrbuch des Pandektenrechts (Düffeldorf 1862), 1, 3. 

19) Fliedberg, De finium inter ecclesiam et civitatem regundorum judicio (Reirzig 1861), 
©. 87—153. Warnfönig, Die ftaaterechtliche Stellung der katholiſchen Kirche in den fatholifchen Laͤn— 
dern bes Deutfchen Reichs (Grlangen’1855). 
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bar praftifcher Geltung, indeß ift dieſe Doc) gegenwärtig auch in ſolchen Rändern regelmäßig auf 
das Privatrecht eingeichränft, da im Strafrecht ſeit Ende ded Mittelalters eine umfaſſende Legis: 
lation für ganz Deutfchland ftattgefunden hat, wodurch jede unmittelbare Geltung des Kanoni— 
ſchen Rechts auf vielem Gebiet aufgehört, während im Proceßrecht vaffelbe wenigftend in den 
meiften Rändern durch particulare Proceßordnungen bewirkt worden ift; wie ja auch in dieſer Be: 
ziehung ſchon vielfache reichögejeglihe Normirungen ftattgefunden hatten.?0) Es beftebt dann 
freilich über die Art und Weife der Anwendung des kayoniſchen Privatrechts in ſolchen Yändern 
eine wiflenfchaftlihe Gontroverie, die geeignet ift ein eigenthümliches Licht auf die dort herr: 
ſchende Rechtsſicherheit zu werfen, man ftreitet nämlich geradezu darüber, ob in ſolchen Fällen 
das Kanoniſche Recht oder das Roͤmiſche Recht die Entſcheidung bieten foll, inden von der einen 
Seite her behauptet wird, das Kanonifhe Recht müſſe vorgehen, weil ed das jüngere fei, und 
im Verhältniß zum Roͤmiſchen Recht die Bedeutung von Novellen habe, während von der anz - 
dern Seite her pagegen geltend gemacht wird: beide Rechte jeien bei und nur infolge der Reception 
in Geltung, die Neception aber habe für beide zu derſelben Zeit flattgefunden, fie feien alfo beide 
für und gleichzeitig, feind habe vor dem andern einen regelmäßigen Vorzug, und in jedem ein= 
zelnen Widerſpruch fünne der Vorzug nur durd einen befondern Gerichtögebraud beſtimmt 
werben. Dieſe legte Anficht Scheint nach der Art und Weile der geſchehenen Reception die theore⸗ 
tiſch richtige zu ſein, praktiſch kommt indeß glücklicherweiſe außerordentlich wenig darauf an, wie 
man fi darüber entſcheidet, da auch in dem Fall, daß man im allgemeinen einen Vorzug des 
Kanonifchen Rechts vor dem Römischen Recht annimmt, doch regelmäßig ein fpecieler Ge— 
richtsgebrauch oder ein ſpäteres Reichsgeſetz nachzuweiſen ift, wodurch biefer allgemeine Vorzug 
in ven Fällen fpecieller Anwendung wieder aufgehoben wird; die thatfähliche Bedeutung des 
kanoniſchen Privatrehts für die Praris jener Linder ift außerordentlich gering.?!) Endlich 
bat denn das Kanoniſche Recht noch eine rein theoretiihe Bereutung, intofern ein Studium 
deffelben unerlaßlich ift zu einem vollen geihichtlihen Verſtändniß unſers heutigen Rechts zu— 
ftanded, namentlih auf dem Gebiete des Proceſſes. Ernſt Meier. 

Kant und die Kantifche Philoſophie. Das Leben Kanr’s ift in feinem äußern Gange, 
weil e8 ein höchft einfaches und begebenheitslofes war, hinlänglich befannt. Immanuel Kant 
wurde anı 22. April 1724 zu Königöberg in Oftpreußen geboren. Sein Vater war ein Rie: 
mermeifter; feine Mutter eine tüchtige Frau, die, wie es fheint, manchen frudtbaren Keim in 
bie Seele ihres Sohnes legte. Im Jahre 1732 bezog er dad Kollegium Fridericianum und 
1740 die Univerfität feiner Vaterſtadt, Theologie zu ſtudiren. In ber Bhilofophie empfing er 
die vorzüglihfte Anregung dur den Profeffor Knugen. Da er eine ſchwächliche Bruft hatte, 
gab er, obwol er einigemal zu predigen verfuchte, die Theologie auf und lebte längere Zeit als 
Haudlehrer, bis er ſich 1755 in Königsberg als Privatdocent habilitirte und 1770 ordentlicher 
Profeflor der Philoſophie ward, in welcher Stellung er am 12. Febr. 1804 ftarb. Sein Leben 
hat am gründlichften und beiten 28. Schubert (Leipzig 1842) geichrieben. 

8.’8 Leben war gänzlich dem Betrieb der Wiffenfhaft gewidmet, dem er ſich um fo ungehin= 
berter bingeben konnte, ald er unverheirathet blieb. Obwol aber dem Studium, der Schrift: 
ftellerei und dem Lehramte auf das entihiedenfte Zeit und Kraft opfernd, hielt er fi doch von 
aller einfeitigen Abgefhloffengeit fern. Ordnung in feiner Ihätigfeit war ihm großes Bedürf— 
niß und nah außen erfchten er daher ald ein Mufter einförmiger Regelmäßigkeit, allein nad 
innen zu war er ein durchaus weltmänniſch freier Gelehrter, der auch ald Geſellſchafter beliebt 
war und nad Herder's Bericht in jüungern Jahren, wo er noch Kaffeehäuſer beiuchte und Billard 
und Karten fpielte, ald der „ſchöne Magiſter“ glängte. Unabhängigkeit nad augen war ihm 
wünſchenswerth und er fammelte mühfam ein Fleines Vermögen, um im höhern Alter gegen alle 
Wechſelfälle des Geſchicks einigermaßen geficyert zu fein. Als er felbft feine Geſellſchaften mehr 
beſuchen mochte, erhielt er ſich doch eine Geſelligkeit, indem er täglich einige feiner Bekannten 
und Freunde zu Tiſche lud. In der Wahrhaftigkeit und Redlichkeit des Charakters hat er ſich 
ein langes Leben hindurch mit einer Feſtigkeit wie wenige Sterbliche bewährt. 


20) Eichhorn, Deutſche Staats: und Rechtégeſchichte, Bd. IV, $. 480, 481, 554. Böhmer, Jus 
RT Protestantium, Thl. I, Buch 1, Fit. 2, $$.5— 75. Roc), Preußiſches Landrecht, Th. II, 
dv. II 163 fg. 
21) Een, Syſtem des heutigen Römiſchen — I, 266 18. Böhmer, Thl. I, Buch 1, Tit. 2, 
$. 70 fa. Mühlenbruc, Doctrina pandectarum, Thl. 1, $. 
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K. war eine univerjelle Natur. Alle Wiſſenſchaften interejiirten ihn zugleich und wir erfe= 
ben aus feinen Schriften, daß er fie auch zugleich betrieb. Selbft wenn eine umfangreichere 
Schrift ihn vauernd in Anfprucd nahm, blieb er für alled Neue auf den übrigen Gebieten gleich 
empfänglich und die Naturwiſſenſchaft vorzüglich hörte nie auf, ihm zu befhärtigen. Es laſſen 
fich in feiner Entwidelung drei Perioden unterſcheiden, eine heuriftifche bis 1770, eine fpecu: 
lative bis 1790, eine praftifche bis zu feinem Tode. Während ver erftern verfuchte er ſich in ven 
verihiedenften Sphären und machte ſich in jeder durch die Neuheit feiner Gedanken wie durch die 
Klarheit und Gewandtheit feiner Darftellung einen gewilfen Namen. Im der zweiten ſammelte 
er fich lange Zeit, bevor er aus einer innern Ummandelung feines ganzen biöherigen Denkens 
mit einem originalen Syſtem bervortrat, das er in feinen drei fpeculativften Werken, in feinen 
drei Kritiken niederlegte. In der dritten endlich, im höchſten Greifenalter, wo andere Sterbliche 
nur nod zur Rückſchau auf ihr früheres Leben und Wirken die Kraft behalten, wandte er ſich 
mit Vorliebe zur Bearbeitung der praftifhen Philofophie. Die Franzöſiſche Revolution erregte 
feine innigfte Theilnahme und ermuthigte ihn in feinem Schriftſtellerthum zu politiſchen 
Auslaffungen. 

Als Schriftfteller nimmt K. ein unendliches Vervienft in Anſpruch, denn er berührte ala 
eine univerfelle Natur nit nur jede Sphäre der Wiſſenſchaft, fondern er gab auch als ein ge- 
ſchmackvoller Stilift jeder eine neue Geftalt. Man muß bei ihm zwei Hauptformen der Darſtel⸗ 
fung unterfheiden, die der Heinern Abhandlung, die nur einen Sag durchzuarbeiten unter: 
nimmt, und die dev größern ſyſtematiſchen Entwidelung, in welcher er eine ganze Wiſſenſchaft 
nad ihrer organischen Totalität zu entfalten ftrebte. In jener Form ift er außerordentlich frucht⸗ 
bar,gewefen und hat eine große Menge Abhandlungen über die verfchiedenften Gegenftände hin— 
terlaffen, Ex ift bier nicht blos lehrreih, fondern eriheint aud als ein geiftreiher Autor, der 
den Wig liebt und dem die treffenpften Bilder zu Gebote ftehen. Im der zweiten Form war er 
ber erfte, der in Deutihland ein wahrhaft philoſophiſches Kunftwerf aufftellte und ein großes 
Ganzes aus feiner innern Einheit heraus bis in feine Eleinften Gliederungen bin confequent aus= 
bildete, Die Wolf'ſche Schule hatte zwar ſchon umfaflende Lehrgebäude in Menge gebracht, 
aber, audy nicht in Lambert's Schriften, ein fpeculatives ſelbſtändiges Werk, deſſen deutſche 
Sprache zugleich clajifch gemejen wäre. In K.'8 legter Periode, in der praftifhen, verlor jich 
die Schönheit des Stils, die man den Kritiken nicht abſprechen kann, allein die größten Tugen- 
den aller didaktiſchen Darftellung, planvolle Überſichtlichkeit, logiſche Bündigkeit, Beftimmtheit 
der Definitionen, Lebenvigfeit des Ausdrucks, zeichnen auch fie noh aus. Wat fie im Leſen er- 
ſchwert, find die vielen Ginjhaltungen, zu denen K. aus dem Reichthum feiner Kenntniffe und 
aus Sorge, Misverftand zu verhüten, immermehr fi hinneigte. Diefe vielen Barentheien ge— 
ben feinem Stil vieler Epoche eine gewiſſe Unbeholfenheit, pie jedoch gar nicht fo groß ift, als fie 
im erften Anlauf vielen Lejern erſchien und erſcheint. Namentlich die unvergleihliche Naivetät 
und Frische des Ausdrucks, wie fie aus der Wärme der Gefinnung entipringt, mangelt auch bier 
nicht und bricht jogar im „Streit ver Facultäten“ 1799, auf der Neige des Jahrhunderts, mit 
erhöhter Energie hervor. 

Die Stellung, melde K. in ver Philofophie einnimmt, ift eine welthiftoriihe. Zwei Rich— 
tungen ftanden fich bei feinem Auftreten entgegen, die metaphyſiſche ver Subftantialitätäphilo- 
ſophie und die empirische ver Baufalitätsphilofophie. Die erftere war von dem Garteftanifchen 
Idealismus in Franfreih ausgegangen, hatte in den Niederlanden durch Spinoza den Dualis- 
mus der audgedehnten und der denkenden Subſtanz zur Einheit der abfoluten Subftanz aufge- 
hoben, die in der Ausdehnung wie im Denken nur verjchiedene Seiten ihres identischen Wefens 
wanifeftirt, und war in Deutichland durch Leibniz zum ſpiritualiſtiſchen Individualismus der 
Monade als einer vorftellenden Subftanz fortgegangen. Die zweite Richtung, die empirische, 
war von Bacon in England durch feine inductive Logik begründet, von Locke durch feine Pſycho— 
logie zur praftifchen Philoſophie fortgeführt und von Hume in feinem Skepticismus metaphy: 
ſiſch beſchloſſen. Locke ſowol ald Hume unterihieden die Senfation und die Reflerion. Jene 
liefert ven Stoff, diefe die logijche Form des Erkennens. Hume beftritt nicht, daß wir a priori 
einfeben, wie die Urfache ihrer Wirkung vorangeben müſſe; die Veränderung, melde die Ur: 
fache bervorbringt, fallt in die Zeit. Er bezweifelte aber, ob die Beziehung, die wir von einer 
Erſcheinung als Urſache auf eine andere ald Wirkung machten, immer die richtige fei, weil wir 
das Nacheinander von Erfheinungen mit ihrem Durcheinander, das post hoc mit dem propter 
hoc, verwechlelten. Es lei oft ganz zufällig, was und gerade, wenn wir von einer Urſache aus: 
gingen, ald Wirfung, und umgefehrt, was und ald Urfache erichiene, wenn wir von einer That 
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ſache ald Wirkung ausgingen. Seien aber einmal folde Verbindungen behauptet worden, jo 
gewöhnten wir uns an jle ald an die Wahrheit. Man glaube an dergleihen Syntheſen, z. B. 
an Wunder, ohne die in ihnen vorausgefegte Identität von Urfahe und Wirkung beweijen zu 
können. Die Leibniz'ſche Philofophie Fam zulegt auf den Begriff der logiichen Ipentität zurüd, 
dap alles dasjenige wahr fei, was ſich nicht widerfprecdhe, die Hume'ſche auf den Zweifel, ob wir 
auch in den Erſcheinungen die Identität des Weſens als Urſache und Wirkung mit Sicherheit zu 
faffen vermödten. 

Die erfte Periode der Entwidelung K.'s, welche wir die heuriftifche genannt haben, war die: 
jenige, in welcher er aus der von ihm vorgefundenen Zeitbildung ih allmählich herausarbeitete, 
obne do in feinen verfhiedenen Verſuchen zu einem beftimmten Bruch mit ihr zu gelangen. 
Würe er am Ende diefer Periode, faft fehzig Jahrealt, geftorben, jo würde er nur alsein Eennt= 
nißvoller und geiftreiher Mann erwähnt zu werden verdienen, der unter den Anhängern der 
Wolf'ſchen Philofophie einen höhern Standpunkt angeftrebt habe. Wir wollen zur Beftäti- 
gung des Gefagten aus den Schriften diefer Zeit nur einige der merfwürdigften hervorheben. 
Im Jahre 1747 war er mit feiner erften Schrift: „Gedanken von der wahren Scyägung der 
lebendigen Kräfte‘, aufgetreten und wollte darin einen Streit der Carteſianiſchen und Leib: 
niz'ſchen Schule ausfehten. Im Jahre 1755 widmete er Friedrih den Großen eine „Allges 
meine Naturgefhichte und Theorie des Himmels“, worin er die Geftaltung unſers Planeten: 
ſyſtems ganz Ähnlich wie jpäterhin Laplace zu entwideln ſuchte. In demſelben Jahre habili- 
tirte er fi bei ver fönigäberger Univerſität mit einer Differtation: „Nova dilucidatio princi- 
piorum primorum cognitionis metaphysicae.” Im Jahre 1762 ſchrieb er gegen den Schul: 
pedantismus eine Heine fharfiinnige Unterfuhung: „Uber „ie falſche Spitzfindigkeit ver vier 
ſollogiſtiſchen Figuren.“ Im Jahre 1763 concurrirte er bei der berliner] Akademie wegen ber 
Preiöfrage: „Uber die Deutlichfeit der Orundfäge der natürlihen Theologie und Moral. 
Mendelsſohn erhielt ven Preis, K. das Accefit. Noch in pemjelben Jahre verfaßte er eine kleine 
Schrift: „Verſuch, ven Begriff der negativen Größen in die Weltweisheit einzuführen‘‘, worin 
er vielleicht den höchſten Standpunkt der Speculation erreichte, deffen er fähig war, merkwürdi— 
gerweije aber ihn wieder fallen ließ und jpäter nie wiedererwähnte. Kine dritte in daſſelbe Jahr 
fallende ziemlih umfangreihe Schrift war: „Der einzig mögliche Beweisgrund zu einer De: 
monftration für das Dafein Gottes”, worin er den phyſikotheologiſchen Beweis mit großer 
Ausführlichkeit vortrug. Im Jahre 1764 jchrieb er: „Beobadtungen über das Gefühl des 
Schönen und Erhabenen‘, eine wigige Abhandlung, die jehr viel dazu beitrug, ihn in den belle: 
triftiichen Kreifen und durch dieſe auch weiterhin befannt zu machen. Im Jahre 1764 beſchäf⸗ 
tigten ihn „Die Kranfheiten des Kopfes’, denen er 1766, auf Veranlafiung ver Shwärme: 
reien Smedenborgs, die „Träume eined Geiſterſehers, erläutert durdh Träume der Metaphy— 
ſik“ nachfolgen ließ. Er gab darin eine fcharfe Kritik aller offenbarungsfühtigen Vifionäre und 
erreichte hier wol das Maximum der Vollendung in jener wigigen Manier, in welcher Schaf: 
tesbury und Bolingbrofe bei ven Engländern, Voltaire und Diderot bei den Franzoſen aufge: 
treten waren. Im Jahre 1765 fing er an, Öffentliche Borlefungen über die phyſiſche Geogra— 
phie zu halten, die etwas ganz Neues in Königsberg waren und ihm durch ein ſtets gefülltes 
Publikum viel mehr Ruf fhafften als feine Logik und Metaphyſik. 

Ald er 1770 die ordentlihe Profeſſur diefer Disciplinen überkam, habilitirte er fi in ver 
Bacultät pro loco mit einer Differtation „De mundi sensibilis atque intelligibilis forma et 
prineipiis”, Mit ihr, ald dem Vorläufer feiner Vernunftkritif, trat er in jeine fpeculative 
Periode ein, in welcher er fi zur reinften Selbftbefinnung jammelte und vertiefte. Wie er 
ſelbſt erzählt hat, war ed der Hume'ſche Skepticismus, der ihn jo jehr erihütterte, daß erzu einer 
Revifion der gefammten Philofophie ji gedrungen fühlte. Ererlebte etwas Ahnliches wie Car— 
teſius, als diejer, an der Gewißheit aller Wahrheit verzweifelnd, ganz von vorn anzufangen den 
Muth hatte. Aber weld eine Kraft des Geiſtes, weld ein reiner Trieb nah Wahrheit, weld 
eine Energie des Willens gehörte dazu, in jo hohem Alter wie K., und nad) einer ſchon fo 
fruchtbaren ſchriftſtelleriſchen Thätigfeit jahrelang zu ſchweigen und nod eine ſolche Wiederge— 
burt zu wagen! Das Refultat jeined Ringens war die „Kritik der reinen Vernunft”, die er 
1781 berausgab und dem Minifter v. Zeplig widmete. Man muß den Briefwechſel zwifchen 
K. und Herz lefen, um die Gompofition diefed Meiftermwerfs in ihrem Entftehen zu belaufen, 
denn die Sorgfalt, welche K. auf die Darftellung wandte, war außerordentlih. Er verjegte ſich, 
joviel er vermochte, auf alle möglihen Standpunkte außer ih, um von ihnen aus ſich ſelbſt an— 
zufhauen und den richtigen Ton zu treffen, und verfuhr als ein Künftler der Wiſſenſchaft. Es 
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ift ganz unmöglich, ih von Ke.'ſcher Philoſophie eine richtige Vorftellung zu machen, wenn man 
die Kritik der reinen Vernunft nicht begriffen bat, denn alle feine frühern Arbeiten ftreben un— 
bewußt auf fie hin, alle feine ſpätern weiſen auf jie mit Bewußtſein zurück. Die Probleme, 
welche die deutiche Philoſophie in den nächſten Decennien beihäftigten, empfingen durch fie ihre 
Faflung. Die ganze Terminologie der deutfhen Speculation wurde durch ſie verändert und die 
Art und Weiſe ihrer Behandlung der Wiſſenſchaft, des Tones, den ſie anſtimmte, wurde für 
zahlloſe Nachahmungen muſtergültig. Das Verwerfen aller netaphoſifchen Forſchung und das 
Hindrängen vom Theoretiſchen zum Praktiſchen, das Zurückführen der Religion auf Moral, 
wurden durch fie legitimirt. Die Vernunftkritik ift eigentlich die wahre, Die ganze Keſche Philo- 
fophie, von der zu ſprechen daher unmöglich ift, ohne die Hauptmontente der Kritif zu fennen. 
Um fo notbwendiger ift dies, je häufiger die K.'he Philoſophie bereit? Gegenftand der Dar: 
ftellung geworden ift, denn mie oft ift ſie nicht, felbft in ſehr diden Büchern, ganz einfeitig, ganz 
irrig und falfch behandelt worden. Eine bloße Angabe aber des Reſultats, zu welchem K. in 
der Vernunftfritif gelangte, nämlich dag wir zur Grfenntnig der Abfoluten unfähig find, läßt 
fie als eine Plattheit erfheinen, während ihre Größe in dem Gange liegt, der ſie zu ihrem nega= 
tiven Reſultat führte. 

Die allgemeine Gintheilung der Kritif der reinen Vernunft entnahm K. freilid) aus ven 
Baumgarten’fäen Compendien, die er feinem mündlichen Unterricht zu Grunde legte, nämlich in 
eine Glementar- und Methodenlehre. Er bebielt jie aud in den ſpätern Eritiihen Werfen bei. 
In der Elementarlebre unterfuchte er nun die beiden Elemente des Erkennens, das jinnliche der 
Anſchauung und das ideelle des Begriffs. Sie zerfiel ihm danad in eine Aftdetit und Logif. 
Die allgemeine Aufgabe der Kritik der reinen Vernunft faßte er in die Formel zufammen, wie 
ſynthetiſche Urtheile a priori möglid) feien? Er unterſchied nämlich analytiſche und funthetifche 
Urtheile. Analytifche nannte er diejenigen, in denen das Prüdicat des Subject8 unmittelbar aus 
dieſem — durch feine Analyfe — entnommen wird; ſynthetiſche diejenigen, in denen das Prä- 
dieat mit dem Subject erft durch Vermittelung als eine neue Beſtimmung verbunden wird. 

- Sunthetifche Urtheile a posteriori, alfo empirische, find leicht erklärlich, aber ſynthetiſche Urtbeile 
a priori find ſchwieriger zu faffen, weil in ihnen das Prädicat des Subjects nicht aus der An— 
fhauung aufgenommen werden fann, Die reinen Begriffe des Verſtandes fünnen ih nur auf 
einen durch vie Anihauung gegebenen Inhalt beziehen; das Erfennen ift trandfcendental, wenn 
ed in diefem Bewußtſein verfährt; es wird trandfcendent, wenn es über die Örenzen hinausgeht, 
die ihm durd dad Verhältniß ded immanenten Begriffs zur Anihauung gezogen find. In die: 
jen Borausfegungen liegt die Stärfe und die Schwäche der Vernunftkritik. 

In der transfcendentalen Aſthetik unterſuchte nun K. die finnlichen Bedingungen des Er: 
kennens, die an jich jelbit nichts find, was durd Fühlen, Sehen, Hören wahrgenommen wer— 
den könnte. Alles Empfinden ift, als ein ſinnlicher Proceß, im Raum und in der Zeit thätig, 
aber der Raum und die Zeit an und für fi) Fönnen nicht empfunden und daher auch nicht, wie 
das Räumliche und Zeitliche, zu Gegenſtänden ver Anfhauung gemacht werden. Mithin, ſchloß 
K., ind Simultaneität und Succeſſion a priori reine Formen der Anschauung des Sinnlichen. 

Died war fein erfter Gegenftoß gegen den Senſualismus und Sfeptieismus, allein alle 
Anfhauung kann nur Endliches und Zufälliges enthalten, denn Allgemeinheit und Nothwen= 
digkeit des Erfennens ift nur durch die logischen Beitimmungen möglich, die von allem Sinn: 
lihen der Anfhauung unabhängig find. Sie nahen den Inhalt der trandfcenventalen Logik 
aus, welche einerfeitd die abjtructen Formen des Denfend, andererfeits den Widerſpruch ent— 
wickelt, in den fie gerathen müffen, wenn ſie, die nur für den von der Anſchauung gegebenen In— 
halt anwendbar jind, auf einen in ih unendlichen Gegenſtand bezogen werben, Dort entitebt 
die transſcendentale Analvtif, bier die Dialektif. 

Die Analytif findet die Begriffe des reinen Verftandes in den Functionen des Denkens, in 
den Urtheildformen der Quantität, Qualität, Relation und Movdulität. Jede diefer Kategorien 
ift in jich felbft wieder trichotomiſch unterfchieden: die Quantität in das univerfelle, particuläre 
und finguläre Urtheil; die Qualität in das bejahende, verneinende und unendliche; Die Nela- 
tion in das fategoriiche, hypothetiſche und disjunctive; die Mopalität in das problematische, 
affertoriiche und apobiktifche. Dies find die uriprünglihen Stanımbegriffe, ohne welde ein Ur: 
theil zu fällen unmöglich, weil erft mit ihnen Allgemeinheit und Nothiwendigfeit gejegt wird. 
Diefe Begriffe find ald unabhängig von aller Anfhauung aprioriſche, mit denen wir der Welt 
Gejege vorschreiben, weil jie als logifche zugleich ontologiſche find, denn fie löfen die metaphy— 
fiiche Ontologie in Logik auf. Die Quantität enthält ven Begriff der Größe ald Allheit, Wiel- 
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heit und Einheit; die Dualität den der Realität, Negation und Limitation; die Nelation den 
der Subftantialität, Gaufalität und Neciprocität; die Modalität den der Möglichkeit, des Da— 
feind und der Nothivendigkeit. Die Kategorien waren der zweite Gegenſtoß gegen die Annahme 
des Senfualidmus und Sfepticidmus, 

Was wir alfo denken, müffen wir in diefen Kategorien denken. Grfahrung ift nur in ver 
Durchdringung der jinnlihen Anihauung und des reinen Verſtandesbegriffs dadurd möglich, 
daß die Ginbilvungsfraft einen Gegenftand der Apprebenfion der Sinne durch feine Repro— 
duction zu einem innern macht. Die Recognition des Begriffs befefligt ihn underfennt ihn durch 
die Apperception des Selbftbewußtfeind in der Gontinuität des Ichs, welches alle Handlungen 
der Seele begleitet, ald ein Moment der identiihen Intelligenz an. Der Begriff des Ichs war 
ber dritte Oegenftoß gegen den Senfualismus und Skepticismus, den K. jedoch jelber noch nicht 
in feine Conſequenzen verfolgte. Die Deduction des Leitfadend der Kategorien hatte ihn darauf 
geführt, allein er ertrug die Kolgerungen aus dem Begriff ded Selbftbewußtieind, wie die Mo- 
dificationen der zweiten Ausgabe der Vernunftkritif beweifen, nur in ibrer praftifchen Form. 
Er ließ das: Ic denfe, in das: Ich will, aufgehen. Um alfo ein wirflihes Erkenntniß zu ges 
winnen, jind, wie KR. ſich ausdrückte, ſtets zwei Beſtandſtücke erforderlih: Anihauung und Be: 
griff. Anfhauungen ohne Begriff jind blind, Begriffe ohne Anſchauung jind leer. Die Mög: 
lichfeit der Erfahrung fann nur darin liegen, daß die Affectionen der Neceptivität des Gemüths 
mit den Functionen der Spontaneität des Berftanded ald Syntheſis ſich verbinden. Eine ſolche 
Syntheſis eriftirt als eine urfprüngliche im Ich, denn das Ich ift Gegenftand für und, obne doch 
ein Object der finnlihen Anſchauung zu fein. Es kann nicht gefühlt, nicht gefehen, gehört wer: 
den; weder ber äußere Sinn des Geſichts noch der innere des Gehörs können es faflen, da es, 
ohne Kategorie zu fein, reiner Begriff ift. Als einfache Ginheit bewirkt e8 die Syntheild der An— 
fhauungen und Begriffe. Es faßt fie und jegt fie in ſich. Nun witrde aber doch zwiſchen ver 
Mannichraltigkeit der Anjhauungen und der Einfachheit ver Verſtandesbegriffe trog des Ichs 
als des continuirlihen Erponenten aller Handlungen der Intelligenz ein Dualismus bleiben, 
wenn nicht ein Schematismus der apriorifchen Kategorien eriftirte, durch welchen, ald durch eine 
verborgene Kunft in den Tiefen der Seele, das finnlihe Element der Anfhauung und das ab: 
ftracte des Begriffs jo miteinander verſchmolzen würden, daß zwar weder die Gopie eines gege: 
benen Objectö noch Idee, wol aber ein Schema vorhanden wäre, weldes balbiinnli und halb: 
verftändig zugleid das wirkliche Erfennen in feiner nothwendigen Allgemeinheit vermittelte, 
wie wenn wir und einen Triangel, einen Hund u. |. w. überhaupt vorftellen. Diefe pivcholo: 
giſche Myſtik des Schemas, das weder aus der Sinnlifeit noh aus dem Verftande erklärt zu 
werden vermag, war der vierte Gegenfloß gegen den Senſualismus und Skepticismus. Der 
Schematismus der Verftandesbegriffe ftellt die Quantität durch die Zeitreibe in der Zahl; die 
Dualität dur den Zeitinhalt in ver Empfindung; die Nelation durch die Zeitordnung in der 
Subſtanz ald Beharrlichkeit, in der Gaufalität durch den Wechſel der Accidenzen als Verände— 
rung, in der Neciprocität durch die Wechſelwirkung ald das Zugleih von Thätigfeit und Lei: 
den; in der Modalität endlich durch den Zeitinbegriff aller möglichen Größen dar. In der Mo: 
dalität erfcheint daher die Möglichkeit ald das Geſchehen in irgendeiner Zeit; die Wirflichfeit 
als das Geihehen in einer beftimmten Zeit; die Nothwendigfeit ald das Geſchehen in aller 
Zeit. Der Übergang der Urſache zur Wirfung als eines in die Zeit fallenden bewog K., aus: 
fchliehlih auf die Zeit zu reflectiren, obgleich feine Definitionen unftreitig ebenfowol auf den 
Raum übertragen werden fünnten, denn das Mögliche ift auch das Geſchehen in irgendein 
Raum, dad Wirflihe das Gefchehen in einem beftimmten Raum; das Nothiwendige das Ge: 
fheben in allem Raum. Die Grundfäge der Prineipien des Urtheilens find nah K. theild ana= 
lytiſch, theils ſynthetiſch; analytiſch durch das Prineip der Ipentität des Prädicats mit dem 
Subject, daß fein Widerſpruch zwiſchen beiden ſtattfinden darf; ein Grundſatz, der folglich eine 
nur negative Bedeutung hat; ſynthetiſch vurd die Möglichkeit, ven Stoff der Erfahrung in 
die Formen des Berftandes aufnehmen zu fönnen. 

K. ftellte nun nad) den Kategorien eine foftematifche Ordnung aller fonthetiihen Princi— 
pien des reinen Berftandes auf. Die Quantität erzeugt Ariome der Anſchauung, denn alle An: 
fhauungen find extenfive Größen und in allen Empfindungen bat das Neale, das ein Gegen: 
fand der Empfindung ift, einen Grad, d. h. es ift eine intenjive Größe. Die Qualität erzeugt 
Anticipationen der Wahrnehmung, weil man nad der Bekanntſchaft mit einem Gegenftande 
ſchon vorher weiß, wie er ſich anflıhlen, wie er riechen, ſchmecken, ausſehen, Elingen wird. Die 
Relation erzeugt Analogien der Erfahrung, nämlih aus der Subjtanz die Inbärenz der acei— 
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dentellen Beftimmungen in einer ſolchen; aus der Cauſalität die Conſequenz der Wirfung aus 
einer Urſache; aus der Gemeinſchaft die Compofition der Wechfelwirfung. Die drei Analogien 
jind alfo der Grundfag der Beharrlichkeit, ver Erzeugung und der Gemeinſchaft. DieModalität 
endlich jtellt fi in ven Poftulaten des empirifchen Denfens dar, daß dasjenige möglich fei, mas 
mit den formalen Bedingungen der Erfahrung übereinftimmt; wirklich, was mit den realen 
Bedingungen der Erfahrung zuſammenhängt; nothwendig, was mit den allgemeinen Bedin— 
gungen der Erfahrung identiſch ift. In ver Welt gibt es feinen Zufall, fein Schickſal, feinen 
Sprung, fein Vacuum, 

Alle Gegenftände find für und entweder Phänomena oder Noumena; Phänomena als 
Eriheinungen, die wir empirisch durch die Vermittelung der Sinne erfaflen, oder Noumena als 
Berftanvesbegriffe, die und das Ding an fich felbft bezeichnen, aber nur Grenzbegriffe jind, 
weil wir, was dad Ding an ſich fei, wegen der Entgegenjegung der ſinnlichen und der intelligi- 
bein Welt nicht zu erkennen vermögen. In einem Anhang von der Amphibolie ver reinen Re— 
flerionsformen lehrte daher K., daß man, bevor man urtheile, eine Worüberlegung veranftalten 
müſſe, an welhen Ort der Betrachtung der Gegenftand hingehöre, ob er ein blos empirifches 
oder ein trandfcenvdentaled Object ſei. Dieſe Reflexionslogik enthält die Beftimmungen der 
Ginerleiheit und Verſchiedenheit; der Einhelligfeit und des Widerſtreits; des Innern und des 
Aufern; der Materie und der Form. Sie enthalten Feine Beftimmung des Objectd; fie iind 
feine Kategorien; fondern fie dienen nur dazu, unfere Reflerion zur Befinnung über den Ort 
zu bringen, wohin ein Gegenftand gehört. , 

Der Begriff des Dinges an jih bahnte für K. den Übergang zum zweiten Abjchnitt der 
trandicendentalen Logik, zur Dialektik, ald der Logik des Scheines, weil jie es mit dem Verhält⸗ 
niß der Ideen der Vernunft zu den Begriffen des Verftandes zu thun und den Schein aufzu- 
decken hat, als ob dieje legtern zur Erfaflung des erftern ausreihend wären. K. hatte in der 
trandjcendentalen Afthetif gezeigt, daß Raum und Zeit apriorifhe Formen des Anſchauens 
feien; in der transfcenventalen Analytik, daß die Kategorien, auf denen die Functionen des 
Urtheil beruhen, aprioriſche Begriffe ded reinen Verftandes; daß das Ich eine ſynthetiſche Ap— 
perception a priori; daß die Bildung des Schemas ein myftiihes Product der Einbildungs- 
fraft jei. Mit allen diefen Beftimmungen riß er fich eigentlih ſchon von Kode und Hume los, 
bis er jchlieflich doch in den Dualismus von Erfheinung und Ding an ji zurüdfiel. Erfah: 
rung ſoll zwar möglich fein, allein nur von Erſcheinungen, nicht von den Dingen an ih. Kaum 
hier angelangt, reagirt er aber von neuem gegen den Senfualismud und Skeptieismus, denn 
er verjichert plöglih, daß wir neben dem Verftande, der nur auf Endliches, auf Anfhauungen, 
gebt, ein Vermögen des Unbedingten, die Vernunft, befigen, deren Gegenitand die Idee ald das 
Unbedingte jei, für weldes in der Sinnenwelt fein congruenter Gegenftand gegeben werben 
fann. Der logiihen Form nad ift der Verſtand das Vermögen zu Begriffen und Urtheilen, vie 
Vernunft das Vermögen zu fließen, aber dem Inhalt nach ift jie das Vermögen ver Ideen. 
Die Vernunft ift demnach über die Sinnlichkeit und den Verftand erhaben. Will fie aber nicht 
in Schwärmerei verfallen, fo darf jie doch nicht vergeflen, daß fie für die Wirklichkeit ver Erfennt= 
niß an die Thatfachen der Anſchauung und an die Kategorien des Verftandes gebunden ift, die 
infofern die Grenzen der Vernunft ausmachen. Unfer Erkennen enthält deswegen ein unver- 
meidliches Element des Scheines, jofern wir nämlich nicht beachten, daß wir für den unendlichen 
Inhalt der Bernunft doch nur die endlichen Formen des Verſtandes befigen, denn durd die un— 
£ritifche Anwendung derſelben auf das feinem Begriff nad Unbedingte entfteht nothwendiger— 
weife ein Irrthum, deſſen Nachweis die Dialektik der reinen Vernunft zu übernehmen hat. Die 
von K. vorgefundene Metaphyſik hatte als die Wiffenihaft ver Vernunft die Ontologie, Kos— 
mologie, Pneumatologie und rationale Theologie umfaßt. Die Ontologie war von K. ſchon 
durch die Analytik in Logik verwandelt worden und es blieben folglid nur nody die Ideen von 
der Welt, von der Seele und von Gott. Diefe drei verfuchte er jehr Tpisfindig aus ven Momen— 
ten der Kategorie der Relation in der Art abzuleiten, daß er den Fategorifchen, den hypothetiſchen 
und den disjunctiven Schluß ald Begründung des Begriffs der Subftantialität, Gaufalität und 
Reciprocität auf den Begriff ver Seele, der Welt und Gottes übertrug. Der Schluß der Pſycho— 
logie ift wegen der Einheit des Weſens ver Seele Fategorifch; der Schluß der Kosmologie we— 
gen der Voraudfegung der Vollftändigfeit der Erſcheinungen hypothetiſch; der Schluß der 
Theologie wegen der Unbedingtheit der Eriftenz Gottes disjunctiv. Die Fehlichlüffe, die Hier 
gemacht werben, nannte K. die Paralogismen ver Pſychologie, die Antinomien der Kosmologie 
und den Idealſchluß der Theologie. In ihnen wird das Grfennen trandicendent. 
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Den Paralogiemus der Piochologie fand er darin, daß die Einheit der Seele für die ver— 
fchiedenen ihr gegebenen Prädicate der Subftantialität, der Simplicität, der Perfonalität und 
Idealität ſchon immer voraudgefegt werde. Der Ouantität nad ſei die Seele das Subject aller 
ihrer Präpicate, mithin, ald feinem andern Subject inhärirend, Subftanz; der Dualität nad 
ſei die Seele, als nicht aus reellen Theilen beftehend, ein iveelled Ganzes, mithin immateriell oder 
einfach; der Relation nach fei fie numerifch identiſch, alſo perfönlih; der Modalität nad in 
Verhältniß zu allen möglichen Gegenftänven im Raum, aljo ideal. Alle diefe Prädicate würden 
aber paralogifch erfchlichen, weil fie ſämmtlich erft aus dem Begriff der Einheit der ſynthetiſchen 
Apperception ded Selbftbewußtjeind abgeleitet werden müßten. 

In den Antinomien der fodmologifhen Ideen unterſuchte K. die abjolute Vollſtändigkeit 
der Zufammenfegung des gegebenen Ganzen aller ——— ; die Theilung eines gegebe⸗ 
nen Ganzen in der Erſcheinung; die Entſtehung einer Erſcheinung überhaupt; die Abhängig— 
feit des Dafeins des Veränderlihen in der Erfcheinung. Die beiden erften Probleme gehen auf 
das mechaniſch Unbedingte, die beiden legten auf das dynamiſch Unbedingte. K. ftellte jedes 
Problem in einer Antithetif dar, indem er die entgegengefegten Beftimmungen veffelben Welt: 
begriffö als gleich fehr beweisbar behauptete und damals mit diefem Paralleliamus einen ganz 
unglaublihen Effect machte. Er nannte die Gontraftirung eine ſkeptiſche Methode, die vom 
Skepticismus wohl unterfhieden werben müffe, ven Beweis ſelbſt führte er jevoch nur apago— 
giſch aus der IInmöglichkeit ded Gegentheild. Hat die Welt einen Anfang in Raum und Zeit 
oder befteht fie von Ewigfeit? Eriftiren nur einfache Subftanzen ald Atome oder ift jede Sub: 
ſtanz zufammengefegt? Geſchieht alles lediglich nach Naturgefegen oder befteht neben der Noth= 
wendigfeit durch Natur noch eine andere durch Freiheit? Eriftirt in ver Welt als ein Theil von 
ihr oder als ihre Urſache außer ihr ein ſchlechthin nothwendiges Wefen oder nicht? Jede viejer 
Fragen fam nah K. mit gleihem Rechte bejaht werden. Wir fünnen daher nicht wiflen, für 
welche Antwort wir ung entfcheiden jollen. Das Intereffe ver Vernunft an dem MWiderftreit der 
fosmologifhen Ideen beruht nah K. auf der nothwendigen Verzweiflung, in welche fie ſich 
durch dad Gleichgewicht der Gründe verfegt ſteht, die ſowol die Theſis als ihre Antithejis fügen. 
Eine objective Auflöfung diefes Widerſpruchs des Verſtandes mit der Vernunft ift nad) ihm 
ebenjo unmöglich, ald ein Aufgeben der Forderung der Vernunft, das Unbedingte zu denken. 
Den Schlüffel zur Auflöfung der Antinomien findet K. daher nur in dem trandfcendentalen 
Idealismus, nämlich darin, daß wir von der Vernunft feinen kanoniſchen oder conftitutiven, 
jondern nur einen regulativen Gebraud zu machen vermögen, indem wir ihre Orenzen erfennen. 
Die Totalität der Eriheinungen fann niemald Gegenftand der Anfhauung werben, und die 
Kategorien laffen fi niemals auf etwas anderes ald auf einen endlichen Inhalt verwenden. 
Die Vernunft enticheidet daher nicht in dem objectiven Sinn, daß jie die abfolute Totalität der 
Syntheſis aller Gegenftände zu erkennen vermöchte, fondern nur in dem fubjectiven, daß jie die 
Reihe der Vorftellungen bis zu dem Punft verfolgt, wo fie mit Nothwendigkeit unbeftimmt 
werben. Der Regressus in infinitum als objective Gaufalität muß nad K. von dem Regressus 
in indefinitum unterſchieden werben. 

Der dritte Schluß, der Idealſchluß der reinen Vernunft als das Prototypon transscenden- 
tale, geht auf die Einheit der Bedingungen aller möglichen Erfahrung. Dieje Einheit ift Ge— 
genftand der fpeculativen Theologie, welde dad Dafein Gottes ontologiih, fosmologifh und 
pbujifotheologifch zu beweifen unternommen hat. K. ſucht nun zu zeigen, daß der legtere Be- 
weis, der von der Thatſache der Zweckmäßigkeit der Welt ausgeht, zwar auf einen Weltbau— 
meifter, allein nicht auf einen Weltfhöpfer fchließen lafle, und daß er nur eine weitere Ausbil= 
dung ded kosmologiſchen fei, ver im Dafein der Welt feinen blinden Zufall zu erblicken vermöge. 
Der kosmologiſche Beweis aber bafire wieder auf den ontologiſchen, weil erftin diefem die empi= 
riſche Begründung fortfalle. Gegen dieſen Beweis wendet er ein, daß derſelbe im Prädicat feine 
wirflihe Beſtimmung des Subjectö enthalte, denn Dafein fei ein Begriff, der zu dem Begriff 
eines Subjectd nichts Neues hinzubringe. Hundert Thaler 3.8. feien ſowol ald Begriff wie 
als empiriſches Dafein nichts mehr und nichts weniger ald hundert Thaler und doch made es im 
Gontert der Erfahrung einen gewaltigen Unterfchied, ob ich Hundert Thaler nur ald mögliche 
dem Begriff nad) oder auch als wirflihe dem Dafein nach bejlge. Der ontologifhe Beweis be— 
geht nach K. ven Fehler, daß er das Dafein zuerſt in den Begriff Gottes ald eine feiner Reali— 
täten bineinlegt, um diefen Begriff hinterher aus dem Begriff Gottes als des ens realissimum, 
als des conceptus realitatum omnium, wieder herauszuklauben. So glaubte K. dur den 
Ruin des ontologifchen Beweiſes auch vie übrigen Beweiſe mitruinirt zu haben, und feine Zeit— 
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genoflen bewunderten dieje oberflädliche Argumentation als ein Meifteriverf modernen Scharf: 
finnd, Ungemeines Glück machte der Vergleich mit ven Hundert Thalern, allein hundert Ihaler 
find ald eine ganz zufällige Eriftenz gar nicht mit einer Idee zu vergleichen, deren Natur ed ift, 
mit ihrer Nothwendigfeit über alle Erfahrung Hinauszugehen. Ebenfo ift ver Beilg oder Nicht— 
bejiig von hundert Thalern für den einzelnen eine abfolute Zufälligfeit, während der Begriff 
der Wirklichkeit Gottes von ven feiner Möglichkeit ganz untrennbar ift, denn das Abjolute ift 
nit ald nicht exriftivend zu denken. Wenn K. behauptete, daß Hundert Thaler ald Begriff und 
ald Dajein für den einzelnen einen großen Unterjhied ausmachten, obwol hundert gedachte 
Thaler und hundert empirische Thaler eben nur hundert Thaler find, fo macht ed auch für die 
Erfahrung des einzelnen einen großen Unterſchied aus, ob Gott für ihn nur ald ein Begriff 
möglich oder zugleih als ein Dafein wirklih if. KR. weiß daher aud für den Idealſchluß der 
Vernunft nur eine jubjective Auflöjung, nämlich in der VBorausfeguug Gottes ein Ideal ver 
Einheit für den Verftand anzuerkennen. Gott ift nach ihm nicht einmal eine Hypotheſe, ſondern 
nur ein für den praftifchen Gebrauh der Menihheit empfehlenswerther Gedanke, weil er ein 
nad dem Schluß der Analogie erlaubte Schema ift, welches die Objectivirung, die Hypoſtaſi— 
rung und die Perfonificirung ded Gedankens Gottes ald eine populäre Annäherung an das 
Ideal der Vernunft geftatte. Aus theoretiihen Gründen vermögen wir aljo die Nothwendig— 
feit ver Unfterblichfeit der Seele, der Freiheit des Willens und des Dajeins Gottes nicht zu be: 
weiten, allein aus praftiihen Gründen dürfen wir zum Nugen der Moralität daran glauben. 

Died war der wichtige Inhalt der Elementarlehre ver reinen Vernunft. Die Methovenlehre 
als der zweite, aber viel Fürzere Hauptheil befchäftigte jich Damit, die Anfprüce der Sinnlichkeit, 
ded Verftandes und der Vernunft gegeneinander abzuwägen. Die Disciplin der reinen Ver: 
nunft zeigt, daß dad Begreifen derjelben nicht intuitiv, nur discurſiv zu fein vermöge. Die 
Methode des kritiſchen Erfennens foll weder dogmatiſch noch ſkeptiſch fein, ſondern die Vor: 
theile ded Dogmaticismus mit denen ded Skeptieismus durch die Berückſichtigung der nothwen— 
digen Grenzen ded Erfennend vereinigen, Die Polemik ihrer Beſcheidenheit gegen die Ans 
maßungen ded dogmatifchen Poſitivismus ift feine grundfägliche Sfepiis und die Annahme der 
Kategorien in der Vernunftidee Feine vogmatifche Afrifie. Die Vernunftkritik ift deshalb feine 
Doctrin von Lehrfägen, fondern nur ein Kanon von Grundfägen, welde die Möglichfeit der 
Erfahrung beweifen. Meinen, Glauben, Wiffen bilden die Stufenfolge des Verhältniffes ver 
ſub- und objectiven Begründung unfers Grfennend, indem das erftere jub: und objectiv unzu— 
reihend, dad zweite fubjectiv zureichend, objectiv imzureichend, das dritte ſub⸗ und objectiv zus 
reihend ift. Die höchſten Intereffen der Menſchheit laffen fih in den Fragen ausprüiden: was 
kann ich wilfen, was joll ih thun, was darf ich Hoffen? Der Kanon der Vernunft iſt binläng: 
lich, dieje Fragen zwar nicht objectiv, aber fubjectiv genügend zu beantworten. Die Architekto— 
nik der reinen Vernunft unterſcheidet die vationale und empiriiche Philofophie. Die rationale 
ift in ihrem eigentlihen Wefen Metaphufit überhaupt als Phyſiologie ver reinen Vernunft, 
Metaphyſik der Natur ald Wiſſenſchaft deſſen, was da ift, Metaphufik ver Sitten oper der prak— 
tifhen Vernunft als Wiſſenſchaft deifen, was fein foll. Für die Geſchichte endlich der reinen 
Bernunft unterſcheiden ſich nah Köin Anfehung des Gegenftandes die Senſual- und Intellec: 
tualfyfteme; in Anfehung des Urſprungs die empirischen und noologiftifchen; in Anfehung der 
Methode die naturaliftiihen und jeientififchen, welche legtere entweder dogmatiſch oder ſkeptiſch 
verfahren, ſodaß nur der Fritifche Weg der Transfcendentalphiloiophie allein noch offen ſteht, die 
Einfeitigkeit aller jener Syfteme zu überwinden. 

Das war die VBernunftkritif! Im Inhalt begann fie mit der äußerlichen Anſchauung von 
Raum und Zeit und endete mit der Idee Gotted. Im Gange erhob fie jih pſychologiſch von der 
äfthetifchen Receptivität durch die Spontaneität des Verftanded zur Unbedingtheit verBernunft. 
Im Refultat vernichtete fie die Möglichkeit des Wiffens von ven Ideen, beftätigte aber den Glau— 
ben an fie im Interefle ver Moral. Alle diefe Gedanken würden jedodh wenig Eindruck gemacht 
haben, weil fie der Zeit überhaupt angehörten. In ihnen fand der fünigsberger Philofoph 
nit Höher als die Aufklärung jener Periode, aber in der Form ſchied er fi von ihren Ge: 
meinplägen durch eine geniale Ausführung. Dies allmählihe Auffteigen vom Niedern zum 
Höhern, diefe immer potenzirte Wiederfehr derielben Elemente der Anihauung und des Be— 
griffs, diefe in immer neuen Anwendungen jich fruchtbar beftätigende Kategorientafel, dieſes 
Abſchließen mit einem Nefultat, um es jofort wieder aufzubeben, dieſe Umiicht und Schärfe ın 
der Analyje ver Begriffe, diefe Weite in ihrer Syntheſe, dieſe Gewiflenhaftigkeit ver Unterſu— 
bung und doch diefe Heiterkeit des Tones, died Fefthalten des einen Themas, wie find ſynthe— 
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tifhe Urtheile a priori möglich, und zugleich died ahnungsvolle Berühren aller Wiſſenſchaften — 
nein, ein ſolches Buch war noch nicht dageweien. Man konnte feinen Inhalt verwerfen, aber 
man vermochte ih feinem Zauber nicht zu entziehen. Ohne Kenntniß deſſelben ift die deutſche 
Philofophie ſeitdem nicht zu verftehen und die übrigen Nationen haben es faft alle in ihre 
Sprache überfegt, Majorescu jelbft in das Walachiſche. Ein fo großes Werk gewinnt aber nur 
ſehr allmählich ein Verſtändniß. Die Zeitgenoffen fanden es ſchwer faßlich und miöverftanden 
es oft, wie ihre Beurtheilungen verrietben. K. entichloß ich daher, ver Aufnahme feiner mühe— 
vollen Arbeit jelbft aufzuhelfen, und fchrieb 1783 feine „Prolegomena zu einer jeden Meta: 
phyſik, die künftig als Wiſſenſchaft auftreten will“. Er fugte darin dem Publikum auf mehr . 
populäre Weije von dem Sinn feines Unternehmens, die Tragweite des menſchlichen Erfennt- 
nißvermögens durd eine Kritik veifelben abzumeſſen, die falſchen Extreme ded Senfualidmus 
und Intellectualismus, ded Dogmatismus und Sfepticismus in einer richtigen Mitte zu ver— 
meiden und aus dem Lintergang der theoretifhen Erkenntniß des Abfoluten die Moral ald das 
eine, was not ift, zu retten, eine adäquate Vorftellung zu machen, was ihm auch gelang. Man 
brauchte nun nicht mehr das dicke, vielverfhlungene Originalwerk zu ſtudiren; man Eonnte ſich 
auf die Lectüre der Prolegomena beihränfen und doch willen, was K.'ihe Philoſophie ſei und 
was der Unterſchied von transicendental und trandjrendent befagen wolle. Der Inhalt des Buchs 
war ja, wie fhon erwähnt, ganz und gar in feinem Kern den Anfichten der Zeit entſprechend. 
Es handelte ſich nur, die Art der Ke'ſchen Beweisführung zu fallen. 

Nachdem K. die alte Metaphyſik ald eine Täufhung des fholaftifhen Dogmatidsmus dem 
Untergange preiögegeben, mußte er um jo mehr die praktiſche Philoſophie als das Gebiet poſitiv 
beiriedigender Forſchung anbahnen, und that dies zunähft 1785 in ver „Grundlegung zur 
Metaphyſik der Sitten‘, worin er den Begriff der Freiheit und der Autonomie des Willens 
einerſeits, den des fategoriihen Imperativs der Pflicht andererfeitd entwidelte. Die großen Gr: 
folge, welche feine Bernunftfritik inzwiichen erreichte, beftimmten ihn, dieſen nämlichen Inhalt 
in einer Form vorzutvagen, die ald ein Seitenſtück zur Kritif der reinen Vernunft erfcheinen 
Fonnte. Er gab 1788 die „Kritik der praktiſchen Vernunft’ heraus, in welder er den Bau 
der erften Kritif nahabmte, indem er das Ganze in eine Glementar: und Methodenlehre von 
dem jinnliden und geiftigen Element des Willens zerlegte. Die Elementarlehre zerlegte er eben: 
mäßig in eine Analytif und Dialeftif und unterfuchte in der Analytik die Grundfäge, den Ge: 
genftand und die Triebfedern der praftiichen Vernunft. Wenn K. in der Kritik der reinen Ver: 
nunft zu den Grgebnig gelangt war, daß wir zwar die Nihtunmdglichfeit, keineswegs aber die 
Wirklichkeit des Abjoluten einzufehen vermöchten, jo ſchlug er in der praftiihen Vernunft den 
umgefehrten Weg ein, indem er von der Wirklichkeit der Freiheit als einer nicht abzuleugnenden 
Thatſache auf ihre Möglichkeit ſchloß und an die Stelle eined problematischen Urtheils ein apo— 
diftifches jegte. Die Freiheit ift eine Gaufalität, in welcher Urſache und Wirkung und offenbar 
find. Der Wille ift autonomifch, weil er ohne Selbitbeftimmung gar nicht Wille fein könnte. 
Heteronomiſch zu fein, d. h. durch einen fremden Willen beftimmt zu werben, widerfpricht dem 
Weſen des Willens ald einer Gaufalität, die eine Reihe von Wirkungen fchlehtbin aus ſich als 
Urſache anfangen fann und infofern ſchlechthin unbedingt ift, Das Geſetz des Willens können 
wir und durd eine Analogie mit der Natur erläutern, die und in dem Einzelnen den Typus des 
Allgemeinen, im Individuum dad Weſen der Gattung zeigt. Der einzelne Wille kann die allge: 
meine Geſetzmäßigkeit des Handelns durch zwei Marimen erreichen, eritlih dadurch, daß er ih 
prüft, ob aud jeder andere an feiner Stelle ebenfo handeln würde ald er; und zmweitend da— 
durch, daß er prüft, ob fein Wille Brincip einer allgemeinen Gefeggebung zu werben vermödhte. 
Es erhellt, daß diefe Maximen feine objective, nur eine fubjective Garantie leiften, in welcher der 
Sophiftif des Selbftbetrugd ein großer Spielraum gelaflen ift. Der Gegenftand der prafti- 
ſchen Vernunft ift das Gute ald die Allgemeinheit und Nothwendigkeit des Willens, ald das 
höchſte Gut, dem alle andern Zwecke ald dem Endzwed unterworfen find, ſodaß das Gute um 
des Guten willen gewollt werden muß. Der einzelne Wille erkennt im Guten die Pflicht, die ihm 
unbedingt befieblt, alfo ein Eategorifher Imperativ ift, weshalb der wahre Charakter des Mo— 
ralprineips nur ein formaler fein kann. K. verwarf alle materialen Principien von Epikur, 
Montaigne, Hutcheſon, Mandeville u ſ. w. Allem Eudämonismus, aud dem verfeinertiten, 
jtellte er ven Rigorismus der Pflicht ald Prlicht ohne alle weitere Rückſicht, ohne NReflerion auf 
anderweite Motive oder auf die Folgen, welche die Pflihterfüllung für uns haben fann, entge= 
gen. Das Gute joll jein, it die Theſis, der die widerſprechende: das Gute foll nicht fein, nicht 
entgegengeftellt werben fann, weshalb die praftiihe Vernunft feine Antinomien kennt. Weil 
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das Gute fein joll, kann es auch fein und verbürgt mit dem Begriff des Sollen die Möglichkeit 
feiner Realifirung. Jeder Menſch ald Träger des Moralgejeges ift ſich ſelbſt Zweck und darf 
daher aud feinen andern Menihen nur ald Mittel für fih behandeln. Die Triebfeder der 
praftifhen Vernunft Fann daher ſchlechterdings nichts fein, das aus andern Rüdjichten hervor: 
ginge, fondern nur die Achtung vor dem Gefege des Guten jelbft, die nichts Materielled enthält. 
Als ein Subject, dem das Gute Gefeg ift, muß ich mich jelbft achten und die Würde ver Menſch— 
heit in meiner Perſon darftellen. Da alſo das moraliihe Handeln alle ſinnliche Motivation von 
ſich ausſchließen fol, die Sinnlichkeit aber doch da ift, fo dreht ſich die Dialektik der praftifchen 
Bernunft nah K. um die Vereinigung der finnlihen Neigungen mit dem Gebot der reinen 
Pflicht. Die Erfüllung ver Pflicht ald folder gewährt uns Zufriedenheit mit ung felbit, noch 
nicht Glückſeligkeit, als welche aud) eine Befriedigung unferer Triebe und Neigungen enthalten 
würde. Handeln wir, weil wir durd unsere Sinnlichkeit beftimmt werden, jo handeln wir un: 
moraliih; wir müffen ihr durch unfere Spontaneität einen Zwang anthun. Aus diefem Con: 
traſt des natürlichen Verlangens nad Wohlfein und des Pflichtrigorismus entjpringen vie 
Poftulate der praftifchen Vernunft: Unfterblichfeit, Freiheit, Gott. Das Handeln der einzelnen 
vermag, wie fehr es ftrebe, doc der Forderung der ftrengen Pflicht nicht genug zu thun. Um 
daher dieje Unangemeffenheit wenigftend annäherungsweiſe zu tilgen, muß ein progressus in 
infinitum, alfo die Unfterblichfeit gefordert werden. Ferner, da wir in der Wirflichfeit oft ge- 
hindert werden, das Gute, dad wir wollen, äußerlich zu vollbringen, fo muß die bloße Geſin— 
nung des Guten ſelbſt ſchon einen unendlichen Werth haben, was nur möglich ift, ſofern die 
Selbſtbeſtimmung als intelligible, die vom Begriff ded Guten ausgeht, auch ſchon ald Begriff 
Realität Hat, Die praftifche Vernunft muß alfo die Freiheit des Willend ald Unabhängigkeit 
beffelben von der Sinnenwelt poſtuliren. Endlich aber erwirbt fi das moralifche Subject durch 
feine firenge Pflicgterfüllung in der That Anfprud auf ein proportionelles Wohlfein, deſſen 
Realität jedoch eine fehr zufällige if, denn, wie die Erfahrung lehrt, geht e8 dem Tugenphaften 
äußerlich oft Schlecht, dem Kafterhaften gut in ver Welt. Aus dieſem Widerſpruch entjpringt die 
pritte Forderung einer Herftellung der Harmonie zwifchen dem Innern und Aufern, der Frei: 
heit und Natur, der Tugend und der Glüdieligfeit, durch einen perfönlichen Gott, der die Macht 
und den Willen hat, die Guten zu belohnen und die Böjen zu beftrafen, jollte Died auch erft im 
Jenſeits geſchehen. K. vermeinte, mit diefen Poftulaten der praftifhen Vernunft für die Zerftö- 
rungen der theoretifchen Vernunft Erjag gegeben zu haben. Er fiel aber mit vieler Wen— 
dung einer Tugend, welche Lohn für ihre Pflichterfüllung erwartet, in den Eudämonismus zu= 
rück. Seine Zeitgenofien ermangelten nicht, dad, was er nur als eine Forderung auszuſprechen 
gewagt hatte, für objectiven Beweis zunehmen. Wie e8 Mode wurde, die Anftrengungen der 
alten Metaphyſik ald ohnmächtige zu belächeln, fo wurde e8 Mode, von dem moralifhen Be— 
meife für das Daſein Gottes, der Freiheit und Unfterblichkeit ald einem abfolut genügenden zu 
ſprechen. Die Methovenlehre der praftiihen Vernunft ift ganz unbedeutend, indem ſie nur bie 
Sofratiihe Methode zum Vortrag empfiehlt. 

Wir haben vie Kritik der praftifchen Vernunft jogleih auf die Kritif der reinen Bernunft 
folgen lajjen, weil fie mit ihr in der That im engften Zuſammenhang fteht und zeigen follte, wie 
trog der Iinerfennbarfeit der höchſten Ideen uns doch ein praftiicher Ausweg gelaſſen fei, ver 
unjern Bedürfniffen entſpreche. K. ſelbſt hatte vorher 1786 die „Metaphyſiſchen Anfangs: 
gründe der Naturwiffenfhaft‘ herausgegeben, durch welche er auch nach einer andern Seite hin 
teformatoriih zu wirken begann, Wir wollen jedoch hier nur fo weit darauf eingeben, als zur 
allgemeinften Charakteriftif K.'s unumgänglich ift. Er definirte die Natur ald das innere Prin— 
cip alles deffen, was zum Dafein eines Dinges gehört, indem er den Begriff des Weſens davon 
abſchied, der ih nur auf die Möglichkeit eines Dinges beziehe, aus weldyer nod nicht fein Da= 
jein folge. Iene Definition ift aber nur eine formelle; Die materielle ift, daß die Natur den Ge— 
genftand unſers finnlihen Anfhauens ausmacht, weshalb die Naturwiflenfhait der Mathe— 
matif bedarf, welche die Gonftruction der Begriffe durch Darftellung einer Anſchauung a priori 
ift. Nach der Tafel der Kategorien unterfhied nun K. für die rationelle Naturwiflenfhaft vie 
Phoromonie, Donamif, Mechanik und Phänomenologie. Die Phoromonie hat ed mit Der 
Duantität der abflracten Materie, mit der Bewegung ded Bunftes, zu thun; die Donamif mit 
der Qualität der Materie und der aus ihr entipringenden Attraction und Repuliion; die Me- 
hanif mit der Relation der Körper in ihrer Bewegung, denn Materie ift das Bewegliche im 
Raum; die Phänomenologie endlich mit der Mobdalität der Materie, d. h. mit dem Verhältniß 
ihrer Bewegung zu unſerm Grfennen, infofern fie eine mögliche, wirkliche oder nothwendige ift. 
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In engfter Verbindung mit diefer Betrahtung der Natur ſteht die „Kritik der Urtheils- 
kraft”, die zuerft 1790 erſchien, eine höchſt geiftvolle und für das hohe Alter K.'s bewunde— 
rungswürdige Schrift. Er hatte eigentlich die Urtheilskraft im zweiten Buch der Analytif: von 
der transicendentalen Doctrin der Urtheilskraft, ald der Analytik der Grundfäge, bereitd abge— 
handelt. Jegt wollte er fie zwifchen dem Verftande und zwifchen der Vernunft ald eine gewiſſe 
Mitte des Begriffs deſſen, was da ift, und des Begriffs deſſen, was fein fol, darftellen. Die 
Urtheilskraft verhält ſich reflectirend, indem fie dad Bejondere unter das Allgemeine fubfumirt. 
Ginge der Verftand, der von den einzelnen Theilen zur Einheit des Ganzen discurfiv auffteigt, 
vom Allgemeinen zum Befondern fort, fo würde er ſich beſtimmend verhalten. Vermöchte er 
aber mit vem Allgemeinen das Befondere zugleich zu ſchauen, jo würde er intuitiv fein, ein 
Berbalten, wie wir ed nah Ks Meinung nur in dem höpferifchen Verſtande Gottes voraus: 
fegen fünnen. Die reflectirende Urtheilskraft ift in ihren Bunctionen eine doppelte, nämlich ent: 
weder bie äfthetifche oder die teleologifche. Jene hat das Schöne und die Kunft, dieſe die Natur 
zu ihrem Gegenftande. 

Die äſthetiſche Urtheilskraft zerfällt in eine Analytik und Dialektif. Die Analytik betrachtet 
das Schöne und dad Erhabene. Das Schöne ift feiner Dualität nach das, was unfer Wohlge— 
fallen ohne praftifches Interefle erregt und dadurd ſich ſowol vom Angenehmen und Nüglichen 
ald vom Guten unterfheidet. Der Ouantität nad ift das Schöne dad, was allgemein ohne 
Begriff gefällt. Die logifhen Kategorien find zwar auch ſchlechthin allgemein, erregen aber 
durchaus nicht, wie das Schöne, Wohlgefallen. Der Relation nad ift dad Schöne ein Zweck— 
mäßiges, ohne daß wir bei feiner Form und einen Zwed vorftellen. Es ift das Ideal, welches 
im Zuftande ver Beharrlichkeit vie Geftalt, in dem der Bewegung das Spiel der iveafen Grund: 
züge ift. Enpli ver Movalität nach erzeugt ed ein nothwendiges Wohlgefallen ohne Begriff 
durch ein Spiel ver Einbilvungskraft, in welchem das Sinnlihe ih mit dem Verſtändigen 
miſcht. Die Analvtif des Erhabenen beftimmt, daffelbe ald die Negation alles Sinnlichen, fei es 
durch den Widerſtreit des Vernunftintereffes, jei es durch die abfolute Pofition der Vernunft, 
Das mathematifh Erhabene ift das der Größe, dad dynamiſch Erhabene das der Kraft. Furcht, 
Schrecken, Entjegen, Graufen, Schauber find Gefühle, in denen die vem Erhabenen notbwen: 
dige Ruhe verloren geht. K. hat hier den Unterſchied des Natur: und Kunftichönen, fowie die 
mannihfaltigen Formen des Gegentheild des Erhabenen im Lächerlichen, Komiſchen, Burlesfen, 
Humoriſtiſchen, in Traveftie, Parodie, Wig und Ironie, berührt und ſodann das Schöne ſub— 
jectiv von jeiten feiner Verwirklihung durch den Künftler, fein Genie, fein Talent, und objectiv 
von jeiten feiner Befonderung in verſchiedene Arten der Darftellung, in redende und bildende 
und jentimentale Kunft, dargeftellt. Die Definitionen, die er hier gegeben hat, haben ſich 
großentbeild noch gegenwärtig in unferer äfthetiichen Wiſſenſchaft erhalten. Die Dialektik ver 
äfthetifchen Urtheilskraft dreht ſich eigentlich um einen Wortftreit, nämlich um das Wort Ge: 
ſchmack, daß jedermann feinen eigenen Gefhmad folle haben dürfen und daß doch darüber ge- 
ftritten wird, ob jemand einen guten oder ſchlechten Gefhmad habe. 

Die teleologifche Urtheildkraft findet in der Natur eine Einheit ded Begriffe und der An: 
fhauung, der Möglichkeit und Wirklichkeit, des Allgemeinen und Einzelnen vor, die wir Zweck 
nennen und zwar den formellen, wern der Zwed mit dem Gegenftande äußerlich gegeben wird, 
den materiellen, wenn ber Zweck mit vem Gegenftande unmittelbar Eine ift. Letzteres geſchieht 
im Organifhen, worin jedes Organ Zweck und Mittel zugleich ift. Im Mechanismus if die 
Urſache ihrer Wirkung äußerlich; im teleologifhen Technicismus des Organiſchen ift das Pro— 
ducirende und das Product eine Einheit, in welcher pas Ganze ih in feinen Gliedern hervor: 
bringt und die Glieder fich untereinander und ald Ganzes hervorbringen. K. wagte nicht zu 
entfcheiden, ob in der Natur wirklich eine ſolche Einheit dajei, empfahl aber ihren Begriff als 
Vehikel ver Naturauffaffung. Auch widerſtrebte es wenigſtens nah ihm nicht dem Begriff der 
Bernunft, ein verſtändiges Wefen anzunehmen, das eine ſolche Ginheit ver causa efficiens und 
der causa finalis, wie jie in der materiellen Zweckmäßigkeit ericheint, fi vorgejept habe. Wir 
können daher an Gott ald an eine aus dem Zweckbegriff der Natur folgende Hypotheſe glauben. 

Das war der Hochpunkt feiner fperulativen Epoche, denn in der dritten, der praftiichen, von 
1790 bis zu feinem Tode, beihäftigte ihn Die Conſequenz feines ethiſchen Standpunfts für die 
bejondere Geftaltung des Rechts, ver Moral, ver Bolitif und Religion fat ausſchließlich. Wir 
fönnen eine Abhandlung aus dem Jahre 1784 als den erſten ſyſtematiſchen Ausdruck feiner 
Politik anfehen. Er wollte eine Auferung, die durch einen Reifenden von ihm in den „Gothai⸗ 
fchen Staatskalender“ jich verirrt hatte, vor Miöverftand bewahren und ließ daher in die „Berli— 
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ner Monatsſchrift“ die „Idee zu einer allgemeinen Geſchichte in weltbürgerlicher Abſicht“ ein— 
rüden, Er ging davon aus, daß alle Naturanlagen eined Geſchöpfes beftimmt find, fid einmal 
vollftändig und zweckmäßig auszuwideln. Am Menſchen aber jollten fi diejenigen Naturan— 
lagen, vie auf den Gebraud feiner Vernunft abgezielt find, nur in der Gattung, nicht aber im 
Individuum vollftändig entwideln. Die Natur hat gewollt, daß der Menfch alles, was über die 
mechanische Anoronung feines thieriihen Dafeins geht, gänzlich aus ſich felbit Hervorkringe und 
feiner andern Glüdjeligfeit oder Vollkommenheit theilhaftig werde, als die er ſich felbft, frei von 
Inftinet, durch eigene Vernunft verihafft bat. Das Mittel, deflen ſich die Natur bedient, alle 
ihre Anlagen zu Stande zu bringen, ift ver Antagonismus derfelben in der Geſellſchaft, fofern 
diefer am Ende doch die Urſache einer gefegmäßigen Ordnung derjelben wird. Das größte Pro: 
blem für die Menichengattung, zu deſſen Auflöfung die Natur fie zwingt, iſt vie Erreihung einer 
allgemeinen dad Recht verwaltenden Geſellſchaft. Diejes Problem ift zugleich das ſchwerſte und 
das, welches von der Menihengattung am fpäteften aufgelöft wird. Das Problem der Errid: 
tung einer vollkommenen bürgerlichen Verfaſſung ift von dem Problem eined gejegmäßigen 
äußern Staatenverhältniffes abhängig und Fann ohne das legtere nicht aufgelöft werden. Man 
fann die Geſchichte der Menfgengattung im Großen als die Vollziehung eined verborgenen 
Planes der Natur anſehen, um eine innerlich und zu dieſem Zweck auch äußerlich vollkommene 
Staatsverfaſſung zu Stande zu bringen, als den einzigen Zuſtand, in welchem ſie alle ihre An— 
lagen in der Menſchheit völlig entwickeln kann. Ein philoſophiſcher Verſuch, die allgemeine 
Weltgeſchichte nach einem Plane der Natur, der auf die vollkommene bürgerliche Vereinigung 
in der Menſchengattung abziele, zu bearbeiten, muß als möglich und ſelbſt für die Naturabſicht 
förderlich angeſehen werden. K. hofft gegen das Ende dieſes herrlichen Aufſatzes, daß die Auf: 
klärung endlich ſelbſt bis zu den Thronen dringen und auf ihre Regierungsgrundſätze Einfluß 
haben werde. „Obgleich z. B.“, erläutert er, „unſere Weltregierer zu öffentlichen Erziehungsan— 
ſtalten, und überhaupt zu allem, was das Weltbeſte betrifft, für jetzt fein Geld übrig haben, 
weil alles auf den fünftigen Krieg ſchon zum voraus verrechnet ift, jo werden fie doch ihren eige: 
nen Bortheil darin finden, die obzwar fhmwadhen und langſamen eigenen Bemühungen ihres 
Volks in diefem Stüde wenigften® nicht zu hindern. 

In einer befondern Abhandlung aus demjelben Jahre 1784: „Was heiöt Aufklärung ?* 
beantwortete er dieje Frage dahin, daß fie das Beftreben des Menfchen fei, aus feiner Unmün= 
digfeit herauszugeben. Die Freiheit des Denkens werde endlich auch die Freiheit des Handelns 
zur Bolge haben müffen. Wir lebten zwar noch nicht in einem aufgeflärten Zeitalter, aber doch 
ſchon unter einem Fürften wie Friedrich IL, in einem Zeitalter der Aufklärung. 

Als Commentare einzelner Seiten feiner geſchichtsphiloſophiſchen Anſicht kann man eine 
ganze Gruppe von Abhanplungen betrachten. In ven Jahren 1775, 1785 und 1788 ſuchte er den 
Begriffder Menſchenraſſen genauer zu beſtimmen. Im Jahre 1786 ſchrieb er ‚Über ven muthmaß⸗ 
lihen Anfang der Menſchengeſchichte“, ven er in das Hervorbringen des Böfen jeßte, weil daflelbe 
ald das Brechen mit dem Inflincte im Intereife der Breiheit relativ nothwendig fei. Im Jahre 
1791 ſchrieb er „Über das Mislingen aller Verſuche in der philoſophiſchen Theodicee“, indem 
er die Zweckwidrigkeit des moraliſchen Böſen, des phyſiſchen Übels und des empiriſchen Misver⸗ 
hältniſſes zwiſchen Tugend und Belohnung, Verbrechen und Beſtrafung, als Inſtanzen gegen 
die Griftenz eines heiligen, gütigen und gerechten Gottes darzulegen ſuchte. Im Jahre 1793 
wandte er jich in der auögezeichneten Diatribe „Über den Gemeinſpruch, das mag in der Theorie 
richtig fein, taugt aber nicht8 für die Praris gegen Garve, Hobbed und Menveldfohn. Gegen 
Garve, der den Eudamonismus in Schutz nahm, vertheibigte er den Rigorismus der Plidht 
gegen den Abſolutismus von Hobbes vertheidigte er die republikaniſche Staatsverfaſſung; gegen 
Menvdelsfohn, der die Vorftellung von der periodischen Wiederkehr eines Kreislaufs in der Ge— 
Ichichte erneut hatte, den unendlichen, aus dem Begriff ver Freiheit nothwendigen Kortichritt der 
Battung. K. verwarf den Dualismus von Theorie und Praris. Cine Theorie, die richtig ift, 
kann durch ihre Befolgung in der Praris nicht widerlegt, nur bewährt werben. Beſonders nad: 
drücklich kehrte er fich gegen Hobbet. Die Theorie des Staatsrechts ift nicht ein leerer Gedanke, 
fondern fie ift vielmehr das Forum, vor welchem alle empirischen Verfaffungen gerichtet werben. 
Die Menſchen wollen freilich der Idee nicht die Ehre geben, fondern gefallen ſich in ihrer Träg— 
heit darin, gemohnheitämäßig in einer einmal vorhandenen Ginrihtung des Staats ald der an— 
geblich beften fortzuleben. Cine durch bloße Klugheit und Gewalt hervorgerufene Ordnung gilt 
ihnen mehr ald eine durch Recht und Gejeg und Achtung vor der Würde ded Menſchen be- 
ſtimmte. K. erklärte ih ganz entfchieden gegen eine jogenannte väterlihe Regierung, weil nie: 
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mand mich zwingen fönne, auf feine Art glücklich zu fein, vielmehr jeder die Berechtigung habe, 
jeine Olücieligkeit auf dem Wege zu fuchen, der ihn ſelbſt gut dünkt, wenn er nur der Freiheit 
anderer, die daffelbe Ziel verfolgen, nicht gefegwibrig Abbrud thut. Eine Regierung, die auf 
dem Prineip des MWohlmollens gegen dad Volk ald eines Vaters gegen feine Kinder errichtet 
wäre, d. i. eine väterlihe Regierung, welche die Untertbanen als unmündige Kinder zu einem 
blos pafjiven Gehorſam degradirt, um lediglich nach dem Urtheile ded Staatdoberhauptes glück— 
lich fein zu follen, ift der größte denfbare Despotismus. Nicht einer väterlichen, fondern einer 
vaterländifhen Regierung bedarf ed. 

Eine weitere und mehr foftematifche Ausführung fanden die politiſchen Ideen K.'s 1795 in 
der Fleinen , aber mit Recht unendlich berühmt gewordenen Schrift „Zum ewigen Frieden”. 
K. erblicte in dem Kriege eind der größten Hemmniſſe der menſchlichen Cultur und Freiheit, 
denn der Krieg wirft mit feinem Zerftören und Morden den Menſchen in die Barbarei der Na— 
tur zurück. Mehr aber noch, als durch den wirklichen Krieg, der doch aud Gelegenheit zur Ent: 
faltung mancher Tugenden gibt, wird das Menſchengeſchlecht in feinem Fortſchritt dadurch auf: 
gehalten, daß die Staaten mitten im Frieden ſtets auf Krieg bedacht fein und große Zurüftungen 
für einen möglicherweife au&brechenden machen müffen, denn hierdurch werden alle Ginfünfte 
des Staats fo jehr nur für den Zweck der militärifhen Organifation verbraudt, daß für ander: 
weite Zwecke der Erziehung, der Kunft und Wiffenfhaft nur wenig oder gar feine Mittel übrig 
bleiben. K. fragte daher: welches jind die Urfachen, durch welche die Kriege noch immer hervor— 
gerufen werden, und welches find die Bedingungen, unter welden die Stiftung und Erhaltung 
eined dauernden Friedend unter ven Staaten möglich wird? Jene behandelte er in ven Prälimi— 
narartifeln, dieſe in den Definitivartifeln zum ewigen Frieden, denn mit feinem Tafte gab er 
feiner Unterſuchung die Form einer diplomatischen Denkſchrift. In den Präliminarartifeln for= 
derte er zunächſt, daß fein Friedendfhluß für einen folden gelten joll, der mit dem geheimen 
Vorbehalt des Stoffs zu einem Fünftigen Kriege gemacht wird. Berner foll fein für ſich beſte— 
hender Staat, groß oder Flein, das gilt hier gleihviel, von einem andern Staate durd Erbung, 
Tauſch, Kauf oder Schenkung erworben werden können. Im Erbreich erwirbt nicht der Negent 
einen Staat, jondern der Staat einen andern Regenten. Staaten können nicht ald ein Privat- 
bejig oder ald Privatperfonen behandelt werden, obwol man in der modernen Welt eine Art von 
Induftrie durch „„Heirath von Staaten’ erfunden hat, feine Macht ohne Anftrengung zu ver- 
größern. Uber Perſonen kann man nicht wie über Sachen verfügen. Drittens follen ſtehende 
Heere, miles perpetuus, mit der Zeit ganz aufhören, denn eben dad Dafein der Armeen reizt 
zum Kriege. Eine Armee, die gar feine Kriege führt, erfchlafft endlich, und um fie nicht kriegsun— 
tüchtig werden zu laffen, wird eine Gelegenheit zum Kriege gern ergriffen. Abgeſehen von zahl: 
lofen Übeln, die mit der Erhaltung ftehender Heere verbunden find, ift die Koftipieligfeit der: 
felben, die den Aufſchwung aller andern Gultur zurüdhält, ver Haupteinwand gegen fie. Statt 
der ftehenden Heere ſchlägt K. periodiihe Waffenübungen aller Bürger vor. Vierter Artikel: 
Es follen feine Staatöjhulden in Beziehung auf äußere Staatöhändel gemadt werben. Da 
man Krieg nicht mehr ohne Geld führen kann, fo wird die Geneigtheit zu ihm fehr genährt, 
wenn den Regierungen erlaubt ift, Anleihen für ihn zu machen, welche das Volf hinterher zu 
bezahlen hat. Dies Recht muß ihnen daher genommen werden. Fünftens foll fein Staat fid in 
die Verfaſſung und Regierung eines andern Staats gewaltihätig einmifhen. Diefer Artikel, 
die Verwerfung der militärischen Intervention, ift ebenfo durch jich ſelbſt klar, als der ſechste: 
Es ſoll fi fein Staat im Kriege mit einem andern folde Feindſeligkeiten erlauben, welde das 
wechielfeitige Zutrauen im künftigen Frieden unmöglich machen müflen, ald da find Anftellung 
von Meudelmördern und Giftmiſchern, Brehung von Gapitulationen, Anftiftung von Verrath 
in den befriegten Staaten u. ſ. w. Der Definitivartifel waren nur zwei. Erſtens: Die bür: 
gerliche Berfaffung in einem jeden Staat ſoll eine republifanifche fein, und zweitens: Das Völ— 
kerrecht joll auf einem Föderalismus freier Staaten gegründet fein. Untereinerrepublifanifchen 
Regierung verfland K. eine folde, in welcher die ausführende Gewalt von der gefeßgebenden 
getrennt ift, gleichviel, ob die außere Form der Verfaſſung monarchiſch, ariftofratiich oder demo— 
fratiich ift. Ohne jene Trennung entfteht immer Despotismus, nicht blo8 da, wo die ausfüh— 
tende Gewalt zugleich die allein gefeggebende, fondern auch ba, two die geſetzgebende zugleich die 
allein ausführende ift. Der monarchiſche Abfolutismus ift ebenfo verwerflich ald der demokra— 
tiiche. Nur Staaten mit repräfentativer Verfaſſung entiprechen ver Vernunft, weil fie allein ein 
Bewußtſein der Freiheit haben und daher miteinander fich für den Zweck verbinden fönnen, die - 
Streitigkeiten, die zwifchen ihnen entftehen, durch ein oberſtes Schiedögeriht zum Austrag zu 
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bringen. Ein folder Völferbund ift, wie K. ausdrüdlich bemerkt, kein Völkerftaat. Man muß 
nad ihm den moralifchen Bolitifer vom politiihen Moraliften unterfcheiden. Die Aufgabe, die 
Moral mit der Politif zu vereinigen, wird eine rohe Denkungsart zwar verlachen, die Menſch— 
beit aber niemals als eine nothwendige von fih abweilen können. Das einzige Mittel, dieſe 
Vereinigung allmählich zubewirfen, it Offentlichfeit, und daher Preßfreiheit fürdie Philoſophie 
der einzige geheime Artifel des Völkerrechts. Wie ſehr man nun auch den Krieg aufloben und 
die Kunft des Krieges vervolllommnen möge, jo bleibt er doch immer ein Kampf ver phyſiſchen 
Gewalt, wo denn die ftärfere die ſchwächere zu beſiegen vermag, weshalb das Völkerrecht aller: 
dings der Ausgangspunkt bleibt, die jedem Menſchen angeborenen Rechte immermehr in allen 
einzelnen Staaten zu verwirklichen. Died war die legte Perſpective diefer inhaltſchweren Ab: 
handlung, von welder bisher ſchon jeder Sag, trog aller Kriege, immer nachdrücklicher bewährt 
ift. Mehr ironifh und Humoriftifch behandelte K. in demſelben Jahre 1795 die Eschatologie in 
einem Aufjag über „das Ende aller Dinge”. 

Außer diefen wichtigen Abhandlungen veröffentlichte K. in feiner legten Schriftjtellerperiode 
1793: „Die Religion innerhalb der Grenzen der bloßen Vernunft“; 1797 die: „Metaphyſi— 
Ihen Anfangsgründe der Rechtslehre“ und in vemfelben Jahre die der „Tugendlehre“; 1798 
den „Streit der Facultäten“ und die „Anthropologie. Die „Pädagogik“, die man ald eine 
Ergänzung aller diefer Schriften betrachten fann, ließ er 1803 durch Rink herausgeben. We: 
gen des innern Zufammenbangs mit den eben betrachteten Schriften wollen wir zunächſt die 
„Rechtslehre“ und die „Tugendlehre“ beranziehen. 

In der „Rechtslehre“ vefinirte er jede Handlung als recht, die oder nad deren Marime die 
Freiheit der Willfür eines jeden mit jedermanns Freiheit nah einem allgemeinen Gefege zu: 
fammen beftehen fann. Daß ich mir eine ſolche Handlungsweiſe zur Marime mache, ift eine mo: 
raliſche, nicht juridiihe Forderung, denn im Rechte wird nur verlangt, äußerlich jo zu handeln, 
daß der freie Gebraud der Willkür die Willkür eined andern nicht ftöre. Das Recht felbft teilte 
K. in das private und Öffentliche. Im Privatrecht handelte er von der Art, etwas ald das Seine 
zu baben und zu erwerben, und von der jubjectin bedingten Erwerbung duch den Ausfprud 
einer Öffentlichen Gerichtsbarkeit. Er berüdjichrigte mit vielem Geſchick die Definitionen des 
Römischen Nechts, ftellte jedoch eine eigene Glaffification der Verträge auf, die bei den deutſchen 
Juriften lange Zeit im Naturrecht Geltung gehabt hat. Ein fo großer Geift als der feinige 
Fonnte nichts berühren, ohne ed anregend umzugeftalten. Unter vem zweiten Abſchnitt: von der 
Art, etwas Außeres ald das Seine zu erwerben, bot er bejonders viel Neues über das Sachen— 
tet, das perjönlihe Recht und über das auf dingliche Art perſönliche Recht, unter welches er 
aud das Recht der häuslichen Geſellſchaft als das Eherecht, Alternrecht und Hausherrenrecht ſub⸗ 
ſumirte. Hier war es, wo er, ein hageſtolzer Junggeſell, der, wie er in einem Brief an Schütz 
in Jena ſagte, die fleiſchliche Vermiſchung nicht ſehr fern von Menſchenfreſſerei fand, jene be— 
rüchtigt gewordene Definition der Ehe gab, daß ſie ein Vertrag zwiſchen Mann und Weib zur 
lebenslänglichen und ausſchließlichen gegenſeitigen Benutzung der Geſchlechtseigenſchaften ſei. 
Sehr intereffant waren die Fragen, die er anhangsweiſe zur Sprache brachte, was Geld und was 
ein Buch jei? K. gehört zu den erften Schriftftellern,, die gegen dad Unweſen bed Nachdrucks 
auftraten, und hatte diefer Angelegenheit ſchon 1785 eine eigene Abhandlung: „Über die Un— 
rechtmäßigkeit des Büchernachdrucks“, gewidmet. Bei dem öffentlihen Recht hob K. im allge: 
meinen den Unterjchied des proviforifchen und des peremtoriſchen Rechts hervor. Alle natür: 

lihen Rechte jind, dem Staat gegenüber, folange proviforifch, als fie nicht ausdrücklich durch ein 
Geſetz anerfannt und damit peremtorifch zur öffentlihen Geltung gelangt find. Im befondern 
unterſchied K. das Staatörecht, das Völkerrecht und das Weltbürgerredht. Im Staatsrecht trug 
er die Lehre von der Sonderung der gefeßgebenden, richtenden und ausführenden Gewalt vor, 
weil nur durch fie die Freiheit, Gleichheit und Selbftändigkeit der Staatdbürger aufrecht gehal= 
ten werben kann. Jeder gehorcht in den Staatögelegen feinem eigenen Geſeß; jeder iſt jedem 
vor dem Geſetze gleich. Jeder iſt durch die Herrſchaft des Geſetzes eine von dem empiriſchen Wil- 
len ver andern unabhängige Perſon, die ſich ihren Beruf jelbft wählen und vor Gericht ſich ſelbſt 
ftellen fann. Alle find alfo durch das Gefeg frei, gleich und jelbftändig. Im Völkerrecht wieder: 
holte K. im weſentlichen die Ideen, die er fhon in ver Schrift „Zum ewigen Frieden‘ geäußert 
hatte. Die Staaten ſollen im Innern ihre Verfaflung als repräfentative ausbauen und fih das 
dur immer fähiger maden, nad außen ald Verein in einem permanenten Staatencongrefle 
zujammenzutreten. Das Weltbürgerredht, daß der Menſch auf der ganzen Erde bei allen Völ— 
fern das Recht der Gaftlichfeit habe, leitete K. äußerlich aus der Abgeſchloſſenheit ver Erde ab, 
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die dem Menſchen nicht erlaube, ind Unendliche hin dem Menſchen auszuweichen, vielmehr ihn 
durch die Kugelgeftalt ſeines Wohnorts zur Gefelligkeit zwinge, der von innen her die Gleich: 
heit ver Vernunft entgegenfonme. 

Die „Rechtslehre“ hat es mit den äußern Handlungen des Menſchen, die „Tugendlehre“ over 
Ethik mit ven Pflichten des Menihen zu thun, die zu erfüllen das Beftreben der Tugend iſt. 
Geſchieht eine Handlung zwar dem Gefege gemäß, aber nur vermittelft eines Gefühle, welches 
die Glückſeligkeit einflößt, nicht um des Geſetzes willen, jo iſt bloße Legalität, nicht Moralitär 
vorhanden, denn die einzige Triebfeder ver legtern muß bad moralijche Geſetz ſelbſt, die Pflicht 
um der Pflicht willen, fein. K. theilte die Pflichten in Pflicpten des Menſchen gegen ſich jelbit 
und gegen andere. Pflichten gegen die Thiere und gegen Gott erfannte er nicht an, weil, was 
man darunter verftehe, eigentlih Pflichten des Menſchen gegen fich ſelbſt ſeien. Die Pflichten 
des Menſchen gegen ſich felbft theilte er wieder in vollfommene und unvollkommene. Die voll- 
fonımenen beziehen ji auf den Menſchen ald animales und moralifhes Weſen, welches der ge: 
borene Richter über fich felbft ift, der nämlich feine Handlungen vor dem innern Forum feines 
Gewiſſens beurtheilt. Die Pflicht gegen und ald animalifche Wefen verbietet und die Selbftent- 
leibung, die wollüfige Selbſtſchändung und die Selbftbetäubung durch Unmäßigfeit im Ge- 
braud der Genug: und Nahrungsmittel. Die Pflicht gegen uns als moraliſche Weſen verbietet 
und die Rüge, den Geiz und die Kriecherei. Die Lüge verwarf K. unbedingt und zerflörte alle 
Sophifterei, welche ſich anftrengt, die fogenannte Nothlüge zu rechtfertigen. Nah 1799 jchrieb 
er eine eigene Abhandlung „Über ein vermeinted Recht, aus Menſchenliebe zu lügen”, wozu 
ihn eine Äußerung von Benjamin Gonftant veranlafte. Das Gewiſſen endlich gebietet und 
Selbfterfenntniß, verbietet uns daher die Unaufrichtigfeit gegen und und bahnt, wie K. ſich aud- 
drückt, nur Durch die Höllenfahrt der Selbfterfenntnig ven Weg zur Vergötterung. Die unvoll: 
fommenen Pflichten des Menſchen gegen ſich jelbft beziehen ji auf die Entwidelung und Ver— 
mebrung feiner phyfifchen, wie auf die Erhöhung feiner moralifhen Vollfommenheit. Die 
Pfligten gegen andere jind entweder Pflichten gegen ſie blos ald Menſchen, theild die Liebes: 
pflihten ver Wohlthätigkeit, Dankbarkeit und Theilnahme, Die den Laſtern des Menſchenhaſſes 
entgegenfteben; theils die Pflicht der Achtung gegen andere, der die Lafter des Hochmuths, des 
Aiterredend und der Verhöhnung entgegenftehen. Oder es ſind Pflichten gegen andere nad) der 
Verſchiedenheit ihres Zuftandes ald Umgangstugenden. 

Bon der Tugendlehre K.'s pflegt wenig die Rede zu fein, weil die Kritif der praftifchen Ber- 
nunft das allgemeine philojophifche ded Bublitums, und die Rechtslehre das fpecielle Interefle 
der Juriften anzog. Sie ift jedoch, wenn man jle mit der übrigen Literatur vergleicht, ein aus— 
gezeichneted Werk, das in der meifterhaften Schilderung der Tugenden und Laſter eine außer: 
ordentliche Tiefe der Menſchenkenntniß verräth. Das fubjective, precäre Element der Tugend 
bat K. fehr wohl begriffen und mehr gewürdigt, ald man ed nach dem Rigoridmus feiner Moral 
erwarten dürfte. Wie fein find feine Bemerkungen über Breundihaft, Wohlthätigfeit, Dank: 
barfeit! Gegen die Ariftotelifche Lehre, daß jede Tugend die Mitte zweier Laſter fei, wendete er 
ein, daß dad Moment der Quantität den Begriff ver Tugend nit afficiren könne, fondern daß 
ed auf die Marine ankomme, eine Gefinnung oder Handlung zur Tugend oder zum Laſter zu 
ftenpeln. Die Sparjamfeit berube auf einer andern Marine ald der Geiz, die Freigebigfeit 
auf einer andern als die Verſchwendung; das Mehr over Weniger fönne die Sparfamfeit nicht 
in Geiz oder Berfhwendung verwandeln. Aber K. erfennt ſehr wohl die Grenzlinie, wo dir 
Duantität in eine andere Qualität umſchlägt, und hat fie in fehr angehenden cafuiftifchen Fra- 
gen behandelt, die er jedem Kapitel anhängt. Hier ieht man den weltmännifchen Weiſen, der, 
frei von allem Pedantismus, die Berlegenheiten kennt, in welche unſer Beftreben, tugenphaft zu 
fein, un verfegen fann. Die Apathie, befler Atararie, als die gleihmüthige Befonnenheit, die 
aus einem rechtſchaffenen Lebenswandel entfpringt, war ihm das höchſte Ziel ver Tugend. 

Welch ein waderer, ernftheiterer, durchaus gefunder Sinn in Ke's gefammter ethiſcher 
MWeltanihauung lag, wird auch durd ſeine „Pädagogik“ beurfundet, die zwar nur ein ganz 
untergeordnetes Product war, das ihm aus Vorträgen entiprang, zu denen ihn fein Amt 
nöthigte, in welchem aber eine Fülle richtiger Beobahtungen aus der eigenen Erfahrung ent- 
halten ift. Der Menſch foll nah K. durch die Erziehung didciplinirt, cultivirt, eivilifirt und 
moralijirt werden. Die Disciplin fol die Roheit feiner phyſiſchen Triebe beherrſchen lehren; die 
Cultivirung ſoll ſeine Anlagen entwickeln; die Civiliſirung ſoll ihn weltklug machen und für 
den ſocialen Verkehr ausbilden; die Moralifirung aber joll ihn die Tugend als unbedingte 
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Pflichterfüllung verehren laſſen. Solche Schätze ebenſo tiefer Durchdringung des Menſchen— 
weſens als deutlicher und anſchaulicher Darlegung derſelben gabK. 1798 auch in ſeiner „Anthro— 
pologie“, die er jahrelang unter großem Zulauf geleſen hatte. Wie aufmerkſam war doch 
dieſer ſtille, von eigenen Leidenſchaften unbewegte Denker auf alles Menſchliche geweſen und bis 
zu welcher reinen Höhe freier Überfchaulichkeit des Lebens hatte er ‚ich erhoben, das Äußere des 
Menſchen aus ſeinem Innern, das Innere deſſelben aus ſeinem Außern zu erkennen! K. war 
in jedem Buch neu, und fo muß manauch die „Anthropologie“ als eine Schrift bewundern, in wel- 
her er wieder ganz anders, von frühern Schematismen völlig unabhängig, mit einer gewiſſen 
genialen Sorglofigfeit verfuhr. Wenn man nad) der Metaphyſik der Sitten, nad) dem feier- 
lichen Ernft, mit welchem er die Heiligkeit des fategorifchen Imperativs und die Berwerflichfeit 
aller Neigungen als Triebfevern zum Handeln einfhärft, einen finftern Stoifer zu finden ge— 
meint jein fönnte, ſo überzeugt man ſich durch die „Tugendlehre‘” unddie „Anthropologie“, welch 
jchöne Heiterkeit ven männliden Ernft ſeines Gemüths befeelte. Er gab hier fogar eine Apolo— 
gie der Sinnlichkeit, die vom Verſtande oft fehr ungerecht verfegert werde. 

Erwägt man den Standpunkt der Philoſophie K.'s, die Erfenntniß der Pflicht ald dad ein— 
zige theoretiich Abfolute und den Willen zu ihrer Erfüllung als das einzige praftiih Abfolute 
zu betrachten, fo erflärt jich, wie auch die Neligiofität nur durd ihr Verhältniß zur Moralität 
einen Werth für ihn anſprechen konnte. Die Neligiofität mußte ihm mit der Moralität um fo 
mehr zufammenfallen, ald die Eriftenz Gottes für ihn theoretifch gar feine Gewißheit und, felbft 
durch Vermittelung der Poftulate der praftifhen Vernunft, die Bedeutung nicht einmal einer 
Hypotheſe, nur einer Forderung hatte, welche ver Tugendhafte, eigentlich im Widerſpruche mit dem 
Princip der Erfüllung der Pflicht leviglich um dev Brlicht willen, aus Egoismus und Eudämo— 
nismus machte, falls es ihm in dev Welt ſchlecht erging und er deshalb ein Bedürfniß empfand, 
an ein Jenſeits und an einen Gott zu glauben. K. mußte fi die Frage vorlegen, wie ſich denn 
diefer moralifche Stanppunft zu dem dogmatiſchen der hriftlichen Kirche verhalte? Er that dies 
in feiner Schrift ‚Die Religion innerhalb der Grenzen der bloßen Vernunft‘, die ev 1793 aus 
Abhandlungen zufanmenftellte, welche ex fucceffiv in der „Berliner Monatsſchrift“ hatte erſchei— 
nen laflen. Er hatte Schwierigfeiten, fie zum Drud zu bringen. Sie zog ihm befanntlid von 
ſeiten des Minifteriums Wöllner das Verbot zu, über die Religion ji fernerhin öffentlich in 
Vorträgen oder Schriften zu äußern. Wir haben ven Bericht über fie bis hierher aufgefpart, 
weil fie die praftiihe Philoſophie K.’8 in ihrer höchſten Conſequenz darftellt und das Verhält— 
niß außeinanderjegt, worin die Kirche zum Staat fteht. Die ganze Schrift zerfällt in vier 
Hauptſtücke. Im erften handelt fie von der Einwohnung des böfen Principe neben dem guten 
oder vom radicalen Böfen. Sie weift nad, daß die urfprünglichen Elemente ver Natur des Men— 
{hen gut find, denn weder im Leben, noch in der Vernunft, nod in der perfönlichen Zurech— 
nungsfäbigfeit läßt jich ein Brineip des Böfen entdecken. Died Fann nur dadurch entftehen, daß 
der Menſch jelbft in feiner Marime den jinnlichen Triebfevern über ven Gehorſam gegen den 
fategorifchen Imperativ ein Übergewicht gibt. Daß er dies thut, ift eine Thatſache, die wir nicht 
leugnen, die wir aber auch nicht weiter erflären Eönnen, ſondern die Geneigtheit zum Böfen al& 
einen conftanten Hang anerkennen müflen, weshalb K. es das vadicale nennt. Das zweite 
Hauptſtück handelt vom Kampf ded guten Principd mit dem böfen um die Herrichaft über den 
Menſchen. K. gibt Hier eine fomboliihe Auslegung der kirchlichen Dogmatif, indem er den 
Schematismus der inbildungsfraft in Erinnerung bringt, der e8 begreiflih made, daß der 
Menſch ſich das fittlihe Ideal ald einen ewigen Sohn Gottes vorftelle, der ſelbſt Menſch werde, 
um durd jeinen Kampf mit dem Böfen die Herrſchaft deſſelben zu brechen; zu brechen, nicht 
etwa überhaupt zu vernichten, denn dev Kampf dauert fort. Der Glaube an die Wirklichkeit des 
biftorifchen Chriſtus beruht nah K. lediglich parauf, daß wir in und felber die Möglichkeit ev: 
fennen, das Böfe zu überwinden. Das dritte Hauptſtück handelt von dem Siege ded guten 
Vrincips über das böfe oder von der Gründung eines Reiches Gottes auf Erden. Wie nämlich 
der Menſch aus dem juridiſchen Naturzuftande zur Gründung des Staats übergehen muß, fo 
aud aus dem ethifhen Naturzuftande zur Gründung eines ethifhen Gemeinmwefens, dad man 
ein Volk Gottes nennen fann, weil e8 die Moralität zu feinem abfoluten Kanon machen muß. 
Ein foldes Gemeinwejen, worin die Pflicht alg das göttliche Geſetz Herricht, wird nun durch dag 
Vehikel einer ſtatutariſchen Religion, d. h. einer Kirche, der praftiihen Vernunft Genüge zu lei: 
jten beftrebt fein. Der Quantität nad fommt der Kirche die Allgemeinheit ihrer numeriſchen 
Identität zu, Fraft welcher alle Sektenſpaltungen ausgefchloffen werden, Der Qualität nad) 
muß fie, Durch die Yauterfeit der moralifhen Triebfedern, einerfeitö den Blödſinn des Aberglau: 
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bens, andererfeitd den Wahnfinn der Schwärmerei, als begründende Principe von ſich aus— 
ſchließen. Der Relation nad ift das Verhältniß der Kirche nad) innen wie nach aufen das ver 
Freiheit. Als Freiflaat ift fie weder eine Hierarchie, in der eine bevorzugte Ariftofratie, nod ein 
demofratifcher Illuminatismus, in dem eine Anarchie herrſcht. Endlich der Modalität nad) ift 
die Gonftitution der Kirche infofern unveränderlid, ald das Wandelbare in ihr nur die Formen 
ver Verwaltung betreffen kann. Die befte Form ift die einer Hiftorifchen Offenbarung, die in 
einer Schrift niedergelegt ift. Eine ſolche fogenannteheilige Schrift bedarf der Auslegung durch 
die Vernunft, um das Zufällige, das ihrer @ntftehung anhaftet, immermehr zu überwinden und 
ben abjoluten, d. i. moralifchen Gehalt des flatutariichen Glaubens, wodurch er der Alleinherr- 
ſchaft fähig ift, herauszufegen. Das vierte Hauptſtück handelt vom Dienft und Afterbienft unter 
der Derrichaft ded guten Princips oder von Religion und Pfaffentbum. Der wahrhafte Eultus 
beſteht nach K. lepiglich in der Moralität, alled andere ift Afterdienft. Der ftatutarifche Glaube 
einer Kirche Fann durch jein Geremoniel die moralifche Entwidelung des Menſchen ſymboliſch 
fördern, aber die Geremonien als ſolche find noch nicht ein rechtſchaffener, Gott wohlgefälliger 
Lebenswandel. Es ift leichter, Geremonien zu vollbringen, als wahrhaft fittlic fein. Das echte 
Prieftertbum wird dies auch anerkennen, das Pfaffenthum aber wird dad Wefen ver Religion 
in die Äußerlichkeiten des Gultus jegen und damit den Afterdienft pflegen. Ihm liegt nichts an 
der Religiofität, vielmehr an der Irreligiofität, weil ed dann die Menſchen tadeln und feiner 
Herrfhaft unterwerfen fann. Wenn für den einzelnen die Frage entfteht, wie er ſich bei einem 
Eonflict zwifhen dem flatutarifchen Glauben und dem wahren Gefeg verhalten folle, fo wird er 
nur feinem Gewiſſen folgen fünnen. Verfolgung eines Menfchen um feines Glaubens willen ift 
unvernünftig. Wenn man die Nothiwendigfeit anerfenne, den Eultus zu einer Andacht des 
Herzens, zu einem verfittlihenden Handeln zu machen, dann aber wieder einwende, daß die 
Menſchheit noch nicht reif Dazu fei, fo fei das eine leere Ausrede der Trägheit, denn wenn der 
Menſch frei werden folle, fo müfle er doch einmal anfangen, es zu fein. 

Mit diefer Schrift wurde K. das Haupt des theologiihen Nationalismus, der nicht, wie der 
Naturalismus, alle Offenbarung verwirft, aber auch nicht, wie der Supernaturalismus, alle 
Religion lediglich auf Offenbarung begründet, fondern die Möglidjfeit einer pofitiven Ofſenba— 
rung zugibt, das Urtheil jedoch über ihre Wahrheit ver Vernunft vorbehält. Den Öffentlichen 
Beſchluß feiner Autorihaft machte K. 1798—99 mit der Schrift über den „Streit der Faeul— 
täten‘‘, worin er den Conflict der Theologie, Jurisprudenz und Medicin mit ver Philofophie 
durchnahm. Der äußern Rangordnung nad) ift die philofophifche Facultät auf ven Univerfitä- 
ten die unterfte, aber der innern Bedeutung nad) gebührt ihr die oberfte Stellung, weil jle allen 
andern die Badel der Vernunft vorantragen foll und weil fie allein die legte Eritifche, aus der 
Bernunft gefchöpfte Entfcheidung zu geben vermag. Der Abſchnitt, welder den Eonfliet der 
Vhiloſophie mit der Medicin behandelte, wurde auch befonderd, weil er die Form eined Send— 
ſchreibens an Hufeland hatte, unter dem Titel „Bon der Macht ded Gemüthes, feiner krankhaf— 
ten Gefühle Meifter zu werden‘ abgedruckt und ift durch vielfache Verbreitung gleichſam eine 
Art Volksbuch geworden, dem viele Menfchen eine moralifhe Ermuthigung in ihren Leiden ver: 
danfen. K. führte darin zur Veranſchaulichung das Verfahren an, das er ſelbſt in einigen Fällen 
gegen ſich beobachtet Hatte. 

Nachdem wir fo den Hauptinhalt ver K.'ihen Bhilofophie ſoviel möglih mit den eigenen 
Worten ihres Urhebers hronologifch mitgetheilt haben, Fönnen mir denfelben in der Kürze ſy— 
fematifh zufammenfaffen. K. hat die Metaphyſik in Logik aufgelöft, d. h. er hat den Begriff 
der ontologifhen Kategorien der Duantität, Qualität, Nelation und Modalität in ihrer Gin- 
beit mit ven $unctionen des Berftandes und der Vernunft nachgewieſen. Ohne dieſe Formen 
ift ed unmöglid, ein Erfenntniß zu Stande zu bringen, aber ebenjo unmöglich ift es, durch fie 
als folde etwas von dem Wefen ver Seele, der Welt und Gottes zu willen, weil zum wirklichen 
Erkennen außer der Korm des Megriffs noch die Anſchauung des befondern Inhalts nothwendig 
ift. Im der Naturphilofophie hat K. ald Princip für Die unorganiſche Natur die Dynamif, für 
die organische die Teleologie begründet. In der Bhilofophie des Geiftes hat er die Anthropolo- 
aie, die Ethik, das Naturrecht, die Politif und die Religionswiffenfhaft aus dem Begriff der 
Sreiheit heraus gänzlich umgeftaltet. Der Mittelpunft feiner Auffaffung mar bier der Begriff 
ter Moralität, dem er auch in der Politif Geltung zu ſchaffen fuchte. Er forderte, daß der Staat 
res publica, d. h. ein nad) Gefegen regierted Oemeinwefen fein ſollte. Politifche Freiheit fei nur 
möglich, wenn die gefeßgebende Gewalt von der aufführenden getrennt fei. Dr Geſetzgebung 
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jelber foll, weil das Gejeg für alle gleich iſt, durch Vermittelung frei gewählter Repräfentanten 
bewirkt werden und die Verfaflung ded Staats daher repräfentativ fein, möge fie inihrer Form 
ſich monarchiſch, ariftofratifch oder vemofratifch geftalten. Staaten mit repräjentativen Ver: 
faſſungen haben, meil jie vorzüglich mit ihrer Selbftbildung ſich befhäftigen, weniger Reiz, 
Krieg anzufangen, und find fähig, miteinander in Verbindung zu treten, ihre etwa collivirenden 
Intereffen nicht mehr durd die rohe Gewalt des Krieges, jondern durch die höhere Kraft ge: 

meinfamen Nachdenkens zum Austrag zu bringen. Öffentligkeit der ', Berhandlungen und reis 
heit der Preſſe find hier die Haupthebel des Fortſchritis und die Bürgfchaften gegen Immora: 

lität des politiihen Handelns. Über die äußerlich feftgeflellten Rechte der Geſellſchaften und der 
Staaten geht noch das ethiſche Gemeinwesen der Kirche hinaus, weil es jich die Gultur des mora= 
lifhen Gultus als folden zum Zweck macht. Nichts in der Welt ift gut, als nur ein reiner Wille. 
Ihn erzeugen zu helfen ift der höchfte Triumph der Weltgeſchichte. Der Glaube an die Unfterb: 
lichkeit und an das Dafein eines Gottes ift nur ein Poftulat unſers moralifhen Verhaltens, 
denn eine objective Gewißheit kann die Wiſſenſchaft hier nicht geben. 

Die Politik, wie K. fie mit der Perfpective auf einen VBölferareopag auffahte, hat von ihm 
das Vermächtniß überkommen, an die Stelle der eroberungsfüchtigen Militärpolitif die men— 
jchenbildende Eulturpolitif zu fegen. Die Grundfäge K.'8 zur Anbahnung eines allgemeinen 
Friedens find die einzig wahren für eine der Menfchheit würdige Diplomatie. Die gewöhnlichen 
Handbücher des Wölferrehts nennt K. ſelbſt leidige Tröfter zur Erhaltung des Schlendrians. 
Alle Staatsmänner follten feine Fleine Schrift „Zum ewigen Frieden’ zu ihrem täglichen Bre— 
vier machen, flatt ſich mit Eleinlihen Erfiidungen zu elenden Intriguen für den bornirten Egois— 
mus der Herrſch- und Habſucht herumzuplagen und fih und die Völker durch fünftlich verdedte 
Lügen zu demoralifiren. Die fosmopolitiihe Geſellſchaft der Friedensfreunde arbeiter daran, 
die Völker mehr zum Bemußtfein über die friedliche Einheit ihrer wahren Intereffen zu bringen. 
Man hat über die Friedensblätter von Elihu Burritt genugfam gefvöttelt, allein ſchon ift es 
unmöglid geworben, große Kriege zu führen, wenn ihnen nicht wenigſtens der Schein einer 
Idee zu Grunde liegt, und ſchon iſt es möglich geworden, mitten im Kriege Rieſenpaläſte zu 
Weltauöftellungen zu erbauen, in denen die Producte des Kunftfleiges aller Völker der Erde ſich 
vereinen und zu deren Genuß alle Völker der Erde zufammenftrömen. 

Die ſämmtlichen Werke 8.8 find von Nofenfrang und Schubert 1838 fg. in 10 Bänden zu 
Leipzig herausgegeben, zu denen ald Bd. 11,K.'s Leben und Briefe’ von Schubert, ald Bd. 12 
die „Geſchichte der K’ichen Philoſophie“ von Rofenfranz hinzugefommen ift, welche legtere 
1840erſchien. Gleichzeitig wurde ebenfalls in Leipzig, ebenfalls in 10 Bänden, eine andere Aus: 
gabe veranftaltet, deren Nedaction fpäterhin Hartenftein übernahm. 

Der Dualidmus von Denken und Sein, von Sollen und Sein, von Geift und Sinnlichkeit, 
von Spontaneität und Meceptivität, der fich durch alles Ke'ſche Philofophiren hinzieht, brachte 
in der deutfchen Literatur eine große Gärung hervor. Von Berlin aus machte die „Berliner 
Monatsſchrift“ und die „Allgemeine Deutſche Bibliothek‘, von Jena aus die „Allgemeine Kite: 
raturzeitung” Propaganda für K. Reinhold's ſchwungvolle Briefe, welche ven Gegenjag von 
Subject und Object ald dad MWefen des Bewußtſeins begreiflich machten, erleichterten das Ber: 
ſtändniß des Kriticismus weſentlich. Es bildete ſich eine große Schule K.'ſcher Philoſophen: 
Kieſewetter, Bendavid, Maimon, Abicht, Snell, Bouterweck, Heydenreich, Tieftrunk, Bed u. ſ. w. 
Auf allen deutſchen Univerfitäten mit Ausnahme ſterreichs gewann ſie Lehrſtühle. Alle Wiſ— 
ſenſchaften wurden nach ihren Kategorien durchgearbeitet. Das Naturrecht empfing vorzüglich 
durch Schmalz diejenige Geſtalt, in welcher es lange auf norddeutſchen Univerſitäten gelehrt 
wurde, In die Politik führten beſonders Rechberg in Hannover und Jakob in Halle die K.'ſchen 
Principien ein. Mellin in Magdeburg bearbeitete die ganze K.’ihe Philofophie, um fie zu po= 
pularifiren, in der Form eines vielbändigen alphabetifhen Wörterbuch. Alle Völker Guropas 
haben fie ich allmäglich angeeignet. In Frankreich haben Billers Willm, Jouffroy und Coufin 
viel für fie gethan. 

Die weitern Gonfequenzen 8.'8 führen in die ganze Umwälzung, welche die deutſche Philo— 
fophie durch ihn erfahren hat. Fichte ergriff die fonthetifche Apperception des Selbſtbewußtſeins 
und fhuf von ihr aus die Wiſſenſchaftslehre. Herbart verwandelte dad Ding an fi in dad 
reale Wefen und reftituirte damit wieder die Metaphyſik. Schelling erweiterte die Philoſophie 
der Natur und Kunft nad dem Grundfage der Dynamik und Televlogie. Er adoptirte den in- 
tuitiven Verſtand der Urtheilskräft. Hegel fuchte die Dialektif ver Vernunftkritik zu pofltiven 
Refultaten fortzubilden. Schopenhauer hielt ich an dad Reſultat der Kritik von der Ohnmacht 
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der theoretifchen und der Allmacht ver praftifhen Vernunft und jegte den Willen ald das Erfte, 
als abfolute, aber blinde Gaufalität, auf den Thron der Welt. In einem Anhang feiner Schrift 
„Die Welt als Wille und Vorftellung‘’ (dritte Auflage, 2 Bde., Leipzig 1859) gab er eine der 
anerfennendften, aber aud jchärfften Kritifen K.'s. K. Rofenfranz. 

Kanzleifäffigkeit (Schriftjäffigkeit). Man begreift darunter das Vorreht, nur 
den höhern Juftizcollegien ded Landes unterworfen zu fein. Je nachdem diefes Vorrecht ſich 
auf dingliche (3. B. Güterbeſitz u. dgl.) oder perfönlie (Amter, Stellen und Dienfte) Verhält— 
niffe gründet, heißt die Kanzleifäfiigkeit dingliche oder perſönliche. Der Gegenfag der Kanzlei: 
oder Schriftfäfigkeit iſt die Amtsſäſſigkeit. Was amtsſäſſig if, ſteht unter dem gewöhnlichen 
Nichter, dem Unterrichter, dem Amtmann, Stadt: oder Landrichter. 

Das Inftitut der Kanzleiſäſſigkeit ift fehr alt. Denn jhon nad den römiſchen Gejegen 
waren mitleidswürdige Perionen befugt, fie mochten Kläger oder Beklagte fein, mit Uber: 
gehung der erftern Inftanzen, ihre rechtlichen Angelegenheiten fogleich bei dem Negenten, oder 
den ftatt feiner angeordneten höchſten Gerichten anzubringen, und es fegte jich dieſe, zunächſt die 
größere Beihleunigung der Sachen aus Mitleivsgründen zum Zweck habende Einrichtung 
auch fpäter in Deutſchland fort. Aber um vieles erfolg: und umfangreiher erwiejen fi in 
der nämlihen Richtung andere Umſtände. Am vernünftigften war, daß es einem jeven, der 
irgend wichtigere Dinge zu verhandeln hatte, darum zu hun fein mußte, einen Ausweg zu 
finden, daß er nicht an Behörden verwiejen wurde, wo größtentheild die Unmiffenheit und 
Willkür zu Gericht faß. Aber daran reihte ſich faft gleichzeltig der Stolz, einen höhern, vor: 
nehmern Gerichtsſtand zu haben als ver geringere Mann, und im Laufe der Zeit fehlte e8 denn 
nicht, daß auch der Diener anfprah, was dem Herrn zufam, — Verhältniſſe, welche jih in 
ihren weiteften Ausfaferungen, wobei die Worte persona honoratior eine wichtige Rolle 
jpielten, zu wahrhaft lächerlichen Gonfequenzen gipfelten. Diefen innern Motiven gemäß ent: 
wickelten ih dann auch die äußern Verhältniffe. Die im Lande wohnenden Edelleute ftanden 
unter ven Yandgerichten, deren Beifiter fie theilweife jelbjt waren, und aus welden jpäterhin 
die Hofgerichte wurden. Nachdem vie Landesherren, wie der Kaiſer den Reichshofrath, häufig 
noch neben dem Hofgerichte eine Juftizfanzlei, Negierung, Regierungsfanzlei eingeführt harten 
und diefen gleihmäßige Gerichtöbarfeit beigelegt wurde, waren die Evelleute dem einen oder 
andern diefer Geridhte, worunter der Kläger die Wahl frei hatte, untergeben. Was fo der 
Evelmann für jeine Berfon ich zu verfhaffen wußte, galt aud für feine Güter, während ver 
Nichtadeliche, ver Bürger und Bauer, wie mit feiner Perfon fo au mit feinen Gütern zurück 
fand. Amtsſäſſig waren die Güter, welche nicht in der ritterfchaftlihen Matrifel verzeichnet 
waren, jondern, obgleich zeitwweife von Edelleuten befelfen, von Bürgern oder Bauern her: 
rührten. Unter ven fanzleifäffigen Gütern dagegen verftand man die Ritterlehen oder aud) die 
Erbgüter, welche in der ritterfchaftlihen Matrifel eingetragen waren. Nicht weniger waren 
in manchen Städten einzelne Häufer, fogenannte Freihäufer, von der Gerihtöbarfeit der Magi— 
firate ausgenommen. Ferner waren alle landesherrlihen Kammergüter vorzugsweiſe fanzlei- 
ſäſſige Güter. Noch mannichfaltiger entwickelte ſich die perfönliche Kanzleiſäſſigkeit. Dem be: 
reits Eanzleifäfigen Edelmann ſchloſſen ſich da die herrſchaftlichen, ſowol wirklichen als 
titulirten Diener, die Doctoren und andere privilegirte Perſonen an. Schriftſäſſig wurden die 
adelichen Gerichtshalter, Hausſecretäre, Informatoren und Franzöſinnen. Unterförſter, untere 
Steuereinnehmer, Pächter von herrſchaftlichen Vorwerken, welche nicht charakteriſirt waren, und 
Poſthalter auf dem Lande oder in amtsſäſſigen Städten, ausgenommen in Poſt- und Official— 
ſachen, waren amtöfäfjig; wogegen die Boftmeifter, Comptoirofficianten und Poftverwalter in 
den Städten ſich der Kanzleifäffigfeit erfreuten. Ebenſo ftanden die bei einem Obergericht in 
wirklichen Dienften befindlichen Perfonen, vom oberften bis zum unterften,, unter jenem Ober: 
gerichte. Die proteftantifchen Mediatflifter waren den Obergerichten unterworfen, die einzelnen 
Glieder derſelben aber häufig den eigehen Stiftsgerichten. Die Städte waren theild Fanzlei =, 
theils amtsfäljig; das erftere jedoch häufiger. Die Magiftratsperfonen fanden unter dem 
Magiftrat; der Bürgermeifter jedoch meift unter ven Kanzleien. Die Advocaten und Procura:. 
toren waren bald kanzlei- und bald amtsſäſſig. Desgleihen fand ji biöweilen die Kanzlei: 
jäjjigfeit durch beiondern Onadenact ertheilt. 

Man hätte annehmen follen, daß die feit 1789 auch mehr und mehr in Deutſchland ſich 
verhreitenden Gleichheitsideen, zumal über die Gleichheit des Rechts, das Injtitut der Kanzlei: 
jäfjigfeit in ver Wurzel hätten angreifen müſſen. Auch fonnte dev Umftand, daß die Unterge— 
richte in ihrer rechtswiſſenſchaftlichen Bildung ſich weientlich gebeffert hatten, nur von Einflo« 
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darauf fein. Aber der Erwägung des letztern Umſtandes fand die andere Erwägung ent: 
gegen, daß die Untergerichte jich nicht über das Niveau der Einzelrichter (und das waren regel: 
mäßig die Richter erfter Inftanz, trog fehr auögedehnter Sahcompetenz) erhoben, Und jo 
war ed denn nur eine ftarfe Ausnahme, wenn einzelne bis dahin Schriftfällige, zur Vermei— 
dung der mit der Schriftfäjjigfeit verbundenen, weil für die höhern Juftigeollegien geltenden, 
anſehnlichern Gerichtskoſten, feinen Gebraudy mehr von ihrem Privileg machten. Die übrigen, 
mit Ginfhluß von Bedienten und Mägden ber personae honoratiores, jhleppten nach wie vor 
ihre goldene Kette fort. 

So wenigitend, rechts vom Rhein, in Givilfahen, während linfs von diefem die. franzö— 
ſiſche Gefeggebung umfaſſende Modificationen eingeführt hatte und dieſe ſich ſogar rechts vom 
Rhein bei eingeführter gleicher Geſetzgebung fortſetzten. Dagegen hatten, gedrängt von ber 
Nothwendigfeit, in Bezug auf die Griminaljuftiz gleihere Principien aud bei der Procedur, 
auch ſonſt in Deutihland bereits ihre Amwendung gefunden. Gine entjhiedene Anderung 
brachte erſt das Jahr 1848. So wurden im Großherzogthum Helfen, nachdem das Ediet von 
6. März 1848 die Aufhebung der privilegirten Gerichtsſtände in Ausficht geitellt hatte, durch 
Geſetz vom 22. Sept. 1848 ſämmtliche privilegirte Gerichtsſtände, welche in den beiden ältern 
Provinzen des Landes bis dahin in eivilrehtliher Beziehung für Perſonen, Gorporationen, 
Anftalten und Saden bejtanden hatten, aufgehoben; an die Stelle jener Gerichtsſtände traten 
die Stadt: und Yanpgerichte; auch für den Fiseus geihah das; in ftrafrechtlicher Beziehung 
ward der Unterfchied zwiſchen ſchriftſäſſigen und nicht ſchriftſäſſigen Perſonen aufgehoben. 
Ausgenonmen von diefen Bellimmungen wurden Die Minifler und oberflen Staatöbeamten, 
jedoch nur in Bezug auf ihre Dienſtverantwortlichkeit, und die Mitglieder des großherzoglichen 
Haufes. In der dritten Provinz Rheinheſſen, wo infolge der dort geltenden, franzöfiichen Ge— 
jeßgebung das Inflitut des privilegirten Gerihtöftandes ohnedies ſchon auf enge Grenzen be: 
ſchränkt war, unterlieg man weitere Beſchränkungen, welde zugleich ald Angriffe auf jene 
Geſetzgebung von der Bevölferung übel aufgenommen worden wären. Ahnliche Reformen 
triigen fi in andern Theilen Deutjhlands zu. Die Copula war da das Gefeg vom 27. Der. 
1848, welches die Grundrechte des deutichen Volks betraf, und namentlich fein Art. 1, $. 7: 
‚Bor dem Gefeg gilt Fein Umnterichied der Stände, Alle Standesvorredhte find abgefchafft. 
Die Deutfchen find vor dem Gelege gleich.“ Freilich blieben inzwifchen Neactionen aud in 
diefen Beziehungen nit aus. Im Großherzogthum Heflen z. B. wurde für die Standes: 
herren, welche nicht im Militär: oder Givildienjt des Landes wirklich ſtehen, in peinlichen 
Fällen ein Gericht von Ebenbürtigen eingeführt, und die Standeöherren überhaupt erhielten 
in einigen wenigen Civilrechtsſachen und in Sachen der freiwilligen Gerichtöbarfeit dad Ober: 
appellationd= und Gaffationsgeriht in Darmſtadt wieder zum Gerichtöftande, Zum Glück 
waren aber doch dieſe Anverungen nicht tiefgreifend. Noch weiter zu geben, hätte zu jehr 
theild gegen die neugefhaffene Organifation und die Öffentlide Meinung, theild gegen das 
Intereffe der Degradirten, welde jegt raſchere und billigere Juftiz nehmen und geben, ohne daß 
ihnen darum für wichtigere Gegenſtände der geeignete Injtanzenzug verloren geht, verftopen. 

Es ift zu wünſchen und zu hoffen, daß die erwähnten grumdgefeglihen Beſtimmungen des 
gleihen Rechts für alle innmermehr ohne jede Berfümmerung in Deutichland plaggreifen, und 
zwar nicht blos für die Berfonen, ſondern auch für die Sachen (Procehobjecte). Der con: 
ftitutionelle Grundſatz gleicher Beiteuerung greift da mit ein. Etwaige Ausnahmen fünnten 
dann nur noch die Mitglieder der fürftlihen Bamilien und, nad) der deutſchen Bundesarte, vie 
Standeöherren fein. K. Buchner. 

Kaperweſen zur See. Während auf dem Lande nach völkerrechtlichen Grundſätzen 
der Privatkrieg ganz ausgeſchloſſen iſt und an den kriegeriſchen Operationen nur die im Dienſte 
einer kriegführenden Macht ſtehenden und nad) ihren Befehlen handelnden bewaffneten Per— 
ſonen theilnehmen dürfen, ift in Seefriegen noch gegemwärtig erlaubt, daß Privatperſonen auf 
eigene Hand an der Ausübung von Feindfeligfeiten fich betheiligen. Wenn das heutige Völker: 
recht fogar duldet, daß Kauffahrer, welde ohne durch einen Kaperbrief eine kriegeriſche Beſtim— 
mung erhalten zu haben, Schiffe, die dem feindlichen Staate angehören, angreifen und weg- 
nehmen, jo mag ed tadelnswerth erfcheinen, daß folhe Unternehmen, welde auf dem Lande für 
Raub erklärt werben, auf dem Meere jtraflos find, aber eine öftere Anwendung jenes völker— 
etlichen Sages ift nicht zu befürdten, da dem Kaper die Gefahr und der Schaven ohne An: 
ſpruch auf Erſatz, die gemachte Prije feiner Negierung zufällt, droit d’amiraute. in ſchlim— 
mered Vermächtniß bat vie Vergangenheit in ver Kaperei hinterlaffen. Zwar ift durch ven 
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Act, von welchem die neueſte Epoche des Völkerrechts datirt, durch Die Declaration des Pariſer 
Congreſſes 1856, die Kaperei abgeſchafft, es heißt in derſelben Art. 1: „La course est et 
demeure abolie‘, und es it dadurd dad Verdammungsurtheil der civiliirten Welt über 
fie ausgeſprochen, indem faſt alle europäiihen Staaten jener Declaration fid) angeſchloſſen 
haben, allein da von größern Seemächten Spanien und die Vereinigten Staaten von Nord: 
amerifa, welche übrigens für fich ihre Übereinflimmung mit dem Grundſatz des Art. 1 zu erken— 
nen gegeben haben, den Beitritt zu jener Convention verweigerten, jo ift dem PBrivatieefriege 
nod) feineswegs für alle Zeiten ein Ende gemacht und es iſt möglich, daß derſelbe mit allen fei: 
nen Schreden und Greueln noch wiederholt über die friedliche Handeldwelt hereinbrechen werde. 

Wo nicht beiondere Verträge entgegenftehen, erlaubt ed das geltende Völkerrecht, durch 
Ausgabe von Kaperbriefen Privatperfonen an einem Serfriege auf eigene Gefahr und auf 
eigene Hand theilnehmen zu laflen (Kaper, Koriar, armateur, privaleer). Es liegt in der 
Natur der Sade, daß felten evlere Motive, Patriotismus, Ehrgeiz, Haß, der Wunſch, an dem 
Feinde erlittenes Unrecht zu rächen, fondern daß Gewinnſucht, Habgier in der Regel zur Er: 
Öffnung des Brivatferfriegs beſtimmen werden. Und wie Gigennug das Motiv zur Unterneh: 
mung der Kaperei, jo leitet er auch gewöhnlich ihre Ausübung. Sind aud den Kapern andere 
friegeriihe Operationen nicht unterfagt, Jo beihränfen fie fich in der Regel doch varauf, feind- 
liche Kauffahrer ımd ihre Ladungen wegzunehmen, Jagd zu machen auf Schiffe neutraler over 
befreundeter Staaten oder ihrer eigenen Nation, welche unerlaubten Handelsverkehr treiben. 
Nicht gegen den bewaffneten Feind, um mit ihm in Einſatz von Blut gegen Blut um den Sieg 
zu ringen, jondern gegen den wehrloſen Kauffahrer, um gefahrlos Beute zu machen, lenfen 
die Kaper ihre Erpevditionen. 

Faßt man die von der Kaperei geltenden Grundfäge ind Auge, fo wird man bemerfen, 
dap fie fich von der Piraterie wenig untericheidet, eigentlich nur dadurch, daß fie, eine Maßregel 
der Kriegführung, nach gewiſſen feſtſtehenden Regeln und unter ftaatliher Genehmigung be: 
trieben wird. Dieje wird ertheilt durch den Kaperbrief, lettre de marque, commission, welcher 
völferredtlich das Unternehmen des Kapers legalijirt. Der Beſitz eines ſolchen jihert dem 
Kaper in Bezug auf bie kriegeriſchen Operationen die Rechte eines der bewaffneten Macht ſeiner 
Nation angehörenden Schiffes, wie ſie ihn deſſen Pflichten unterwirft, und ſchũtzt ſeine Be- 
ſatzung vor der Behandlung als Piraten. 

Kaperbriefe auszugeben iſt ein Recht, welches nur den kriegführenden Hauptparteien zu: 
ſteht, nicht einmal ihren Alliirten, die den Charakter einer Auxiliarmacht behaupten wollen. 
Ob linterthanen, welche ſich im Zuftande der Nebellion gegen ihre legitime Regierung befinden, 
Kaperbriefe ausgeben dürfen, ift mehr eine Frage der Macht als des Rechts, deren Beantwor: 
tung davon abhängt, dan fie fich die Anerkennung als friegführende Macht zu verſchafſen willen. 
Wie die Kaperei durch Ertheilung von Kaperbriefen zu eröffnen, fo hat aud der Staat das 
Recht, ihr jederzeit ein Ende zu machen durch Zurüdziehung derjelben. Wenn hier der Cha: 
rafter der Kaperei ald eines Kriegsmitteld gewahrt erfcheint, fo iſt er dagegen fo gut wie ver- 
gejfen, jobald das Völkerrecht auch geftattet, an Kauffahrer zur gelegentlichen Ausübung der 
Kaperei Kaperbriefe auszugeben. Man darf aber doch nur auf Einer Seite fapern, nur der 
Räuber ift der Feind jedermanns. Als Piraten gelten diejenigen, weldye ih von beiden Kriegs: 
parteien Kaperbriefe haben geben lajien, 

Wie die Kriegsichiffe, fo fleben auch die Kaper unter der Aufſicht der Admiralität des 
Staats, von welchem fie den Kaperbrief erlangt haben, welcher ihnen in den Kaperbriefen und 
Kaperreglementd die Regeln anweiſt, nach welchen ſie ſich bei ihrer Kriegführung zu verhalten 
haben. Die einzelnen Erpeditionen leiten die Rheder des Kapers ſelbſt; fie beftimmen Ziel 
und Zweck derjelben, rüjten dad Schiff aus, werben die Mannſchaft, zahlen ihr Sold; fie haben 
den Gewinn und Verluft von dem glücklichen over unglüdliden Ausgange. Gewöhnlich ver: 
einigen fich mehrere Berfonen zur gemeinfhaftlihen Ausrüftung eines Kaperſchiffs und zum 
gemeinihaftlichen Betriebe der Kaperei, welde dann in dem privatrechtlihen Verhältniſſe ver 
Mitrheder zueinander fteben. Die von ihnen angenommene Mannichaft, welcher meiftens 
Brocente vom Gewinn zugelichert werden, um fie zu größerer Thätigfeit anzufpornen, fteht, 
wenn nicht befondere Vereinbarungen getvoifen find, zu den Kaperunternehmern in demfelben 
Verhältniß wie die Bejagung eines Handelsſchiffs zu deilen Nhevern. Um Misbräude bei 
der Kaprei zu hindern, müſſen in allen Staaten die Kaverfapitäne einen Eid ablegen und die 
Rheder Caution ftellen, gewiſſenhaft bei ihren Unternehmungen ſich nad ihren Inftructionen 
und den Grundſätzen ded Völkerrechts richten zu wollen. 


40 Kaperweſen zur See 


Bei der Ausübung ihres Gewerbes find die Kaper außer an die beſondern Vorſchriften 
ihres Staatd an die Gelege des Bölferrechts gebunden. Kein anderes Object der Grbeutung, 
als welches diefe ihnen geftatten; Anfang und Ende dev Kaperei fällt zufammen mit Beginn 
ung Schluß des Krieges, ſodaß alle vor Eröffnung und nad Beendigung der Keindfeligkeiten, 
auch bona fide gemachten Prifen, reftituirt werden müffen. Gefapert darf nur werben auf 
der offenen See oder in den Gewäſſern des Feindes ever des eigenen Staats. 

Findet der Kaper ein angehaltened Schiff verbädtig, 3. B. daß es falſche Papiere führe, 
eine Blofade gebrochen habe oder zu brechen beabfidhtige, fo darf er e8 aufbringen, d. h. durch 
eine darauf gebrachte Beſatzung von demfelben Beſitz ergreifen. Manche Seerechte, z. B. das 
franzöſiſche und däniſche, ſchreiben zweckmäßig vor, daß ein Protokoll über die Anhaltung und 
die Gründe dazu aufgenommen werde, während das engliſche es dem Kaper überläßt, nach 
eigenem Ermeſſen und nach eigener Verantwortlichkeit zu handeln. Dagegen ſind in der Beur— 
theilung dieſer die engliſchen Priſengerichte, deren Entſcheidungen als voͤlkerrechtliche Satzungen 
angeſehen werden dürfen, ſehr ſtreng. Der Kaper muß ſämmtliche Koſten der Aufbringung 
bezahlen und für allen Schaden Erſatz leiſten, wenn kein wirklicher Grund zur Nehmung vorlag 
und das genommene Schiff auch feinen Grund zum Verdacht gegeben hatte. War dies durch 
fein Verhalten an der Aufbringung ſchuld, jo haben fie billig eine Vergütung für die Unfoften 
der Nebmung dem Kaper zugefprodhen, und einfache Nüderftattung verfügt, wenn ein Grund 
zur Nehmung vorlag, aber ohne VBerihuldung des Genommenen. 

Bon dem Augenblid der Bejigergreifung an ift der Kaper den Eigenthümern des Schiffs 
und der Ladung für diejelben verantwortlich, ald ein Beſitzer, dev durch einen Act rechtmäßiger 
Gewaltanwendung, aber wider ven Willen der Berechtigten ven Befig erlangt hat. Die höchſte 
Sorgfalt ift er daher auf die Erhaltung der Prife zu verwenden fchuldig und er ward in einem 
englifchen prifengerichtlichen Urtheil nicht nur zum Erfag des durch die Nachläſſigkeit oder Un— 
zulänglichfeit der Briienbefagung veranlaften Schadens pflichtig erflärt, nachdem die Prife für 
gültig erfannt worden, fondern fogar für den Zufall verantwortlid gemacht, ala die Aufbrin— 
gung wieder aufgehoben wurde, 

Das Figenthum einer rechtmäßig genommenen Prife geht an ven Gaptor über, ſobald er 
fihern Befit davon ergriffen hat, d. h. in der Regel nach vierundzwanzigftündigem Beflg oder 
wenn die Priſe intra praesidia des Captors gebracht ift; die Mannichaft wird friegsgefangen. 
Aber erft purd den Ausfpruch des Brifengerichts, welches die Prife condemnirt, gebt das Eigen: 
thum definitiv für den frühern Eigenthümer verloren, ſodaß der Kauf der Prife von dem Kaper 
für einen legitimen Erwerbstitel gilt. Wird vorher dem Kaper feine Prife wieder abgejagt, 
reprise, fo lebt das frühere Eigenthum jure postliminii wieder auf. 

So ſummariſch auch die Verhandlungen von den Prifengerichten geführt wurden, fo wenig 
eingehend auch das Verfahren vor venfelben zu fein pflegt, fo find fie doch die einzige Garantie 
für den Gefaperten, daß er nicht willfürlich feines Eigenthums beraubt werde. Dieſe Garantie 
wenigftens follte nicht verfümmert werben. Hierauf beruht es wenigftend zum Theil, daß es 
den Kapern nicht geftattet ift, ihre Prife gegen eine Ranzionsfumme wieder freizulaffen, obwol 
Hierbei auch noch der andere Grund eintritt, Gollufionen zwifchen dem Kaper und dem Genom: 
menen zu verhüten, um einen unerlaubten Handel ind Werk zu jegen. Es ift das geringfte 
Map ver Billigkeit, wenn das Völkerrecht ven Kapern verbietet, felbft über ihre Priſen zu ur— 
theilen und vor dem Ausſpruch des Brifengerichts fich jeder Verfügung über fie zu enthalten, 
wenn es ihnen, nur falld e8 unmöglich ift, ein Brifengericht anzugeben, unzweifelhaft fein: 
liches Gigenthum zu vernichten geftattet, neutraled Out, auch wenn deſſen Gondemnatign er: 
folgen müßte, nur gegen vollen Erfag des Werths an den Gigenthümer, vorausgefegt, daß das 
Interefje feines Staat es fordert. Eine Ubervortheilung des Gefaperten ift ed, wenn zuge— 
laffen wird, daß die Prife in einen neutralen Hafen gebracht wird, um in ber Heimat bes 
Kapers abgeurtheilt zu werden, da hierdurch ihnen ein wichtiges Beweismittel, die Ausfage 
ihrer Mannihaft entzogen wird. Freilich möchte e8 heutzutage fait ald ein Satz des Völker: 
rechts angejehen werden, daß den Kapern außer in Fällen der North nicht das Binlaufen in die 
Häfen Neutraler, längerer Aufenthalt aber und Verkauf der Prifen daſelbſt gar nicht erlaubt 
wird. Zu einem bloßen Spiel wird die prifengerichtlihe Verhandlung herabgewürbigt, ſobald, 

—* jedoch nur das franzöſiſche Seerecht geſtattet, ſogar die im Auslande befindlichen Conſuln 
des Staats, welchem der Kaper angehört, über die Rechtmäßigkeit ſeiner Priſen ſprechen dürfen. 

Das Urtheil des Priſengerichts endigt alle auf die Captur bezüglichen Streitfragen zwiſchen 
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dem Kaper und dem Gelaperten und befreit jenen von jeder Verantwortlichkeit für feine 
. Handlungen. Später ift nur noch der Staat, dem er angehört, für ihn verantwortlich. 

In ihrer gegenwärtigen Verfaſſung ift die Kaperei eine kriegeriſche Maßregel, deren Übel 
größer find ald der durch fie erreichte Bortheil. Die Leiden des Krieges werden durch die 
Kaper unendlich vermehrt und meift nur zum Nachtheil unſchuldiger friedlicher Handeldleute; 
indem bie niedrigften Leidenfchaften entflammt werden, wird bie Kriegführung roher, barba: 
rifcher, Die Zwecke des Kriegs werden verwifcht, der Krieg, flatt ein Kampf mit vem Beinde zu 
fein, finft zu einer elenden Beraubung deflelben herab. Mit Recht darf auf die Kaper das 
Wort eines alten englifhen Schriftftellerd angewandt werben, daß die Kaper wie die mathe- 
matici des alten Nom feien, welche jeder tadele und deren ſich jeder bediene. Cine gewifle Be: 
rechtigung haben fie dennoch; die Kaper find nur zu oft die Waffe gewejen, mit welcher ver 
Schwähere ich gegen feinen übermächtigen Gegner hat vertheidigen müſſen. ine fittliche 
Idee liegt auch der Kaperei zu Grunde, ven Krieg nicht blos mit dem organifirten Heer, fondern 
mit bem ganzen bewaffneten Volk zu führen. Die Geſchichte hat wiederholt gezeigt, daß bie 
Kaper die Wehr der Freiheit gegen die Unterdrückung, die Waffe geweien find, mit welcher das 
für fein Heiligftes fümpfende Volk den Feind zur See angegriffen hat. In der gegenwär: 
tigen Geftalt ver Kaperei ift aber dieſe Idee faſt unterdrückt und darum ift ed beſſer, dies zwei- 
ſchneidige Schwert ganz zu zerbrechen, als e8 zu bewahren. Ob nicht aber jene Idee wieder er- 
werft und der Kaperei eine andere Organifation gegeben werden fönne, das muß die Zukunft 
lehren. R.3. Burdardi. 

Karl der Große erſcheint nad der einen Seite ald Bollender einer Entwickelung, die ſich 
feit Chlodowig durch die ganze Gefchichte des Fränfifchen Volksſtammes hinzieht, nach der andern 
als der Begründer einer neuen Ordnung im Abendlande, die auf die weitere Staatenbildung 
wefentlich eingewirft hat. Die frübere Geſchichte des Mittelalterd ſchließt ſich gleichſam in dem 
von ihm begründeten Kaiferreih ab, die fpätern Gntwidelungen des Mittelalter gehen 
größtentheild von dieſem Kaiſerreich aus: fo fteht K. felbft gleihfam im Mittelpunft ver ge- 
fammten Bewegung, welche die mittlern Zeiten unferer Geſchichte erfüllt. 

Das fränkiſche Reid; der Merovinger war bereits in feinen Anfüngen auf Eroberung ge: 
gründet und behielt ven Gharafter feines Urfprungs; weiter und weiter dehnte ed ſich aus, in 
gleicher Weife germanifhe und romanifhe Stämme ſich unterwerfend. Der größere Theil 
Galliens und Germaniens fiel unter die Herrſchaft der Merovinger, und ſchon früh trugen fie 
ihre Waffen aud nad Italien, wo die Erfolge aber weniger glänzend waren. Da die Franken 
zuerft unter den germanifhen Stämmen das Bekenntniß der Fatholifhen Ehriftenheit ange: 
nommen hatten, gewannen ihre Eroberungen aud ein religiöjes Intereffe; fie erſchienen als 
Siege des rechtgläubigen Chriſtenthums über den Arianismus und das Heidenthum. Die 
Dronungen der rechtgläubigen Kirche, die ihr Oberhaupt in dem römischen Bifhof verehrte, 
wurden in das Reich der Merovinger aufgenommen und übten auf die Entwidelung veifelben 
den fühlbarften Einfluß. Die kirchlichen Würdenträger des Neihs ſtanden ven weltlichen 
Großen veffelben an Ehre, Reihthum und Macht nicht nad, und das ganze Staatdwefen der 
Merovinger beruhte auf einer Bermifchung geiftlicher und weltlicher Elemente. 

Nah einer Zeit langen Verfalls, hauptſächlich dur die Reihetheilungen nad der un: 
glücklichen Succeffiondorbnung des Königshaufes herbeigeführt, gewann die Herrſchaft der 
Franken durd dad Geflecht der Pipiniden einen neuen Aufſchwung. Pipin, Karl’s Vater, 
gab feinem Haufe, weldes eine königliche Macht bereits beſaß, auch ven Föniglihen Namen und 
beftieg felbft ven Thron, nachdem er ven legten Merovinger in eine Klofterzelle verwiefen hatte. 
Unter Pipin wurden die alten Grenzen des Reichs nicht nur hergeftellt, fondern auch erweitert, 
und gleich ven alten Frankenkönigen erſchien er dabei ald der Vorfechter des katholiſchen Glau— 
bens. Als die Päpfte, mit den Kaifern in Byzanz völlig zerfallen, von den Longobarben br: 
drängt wurden, mußten fie nur bei Pipin Schuß zu fuchen, und es fpannen ſich die engften, 
überaud folgenreihen Beziehungen zwiſchen dem römiſchen Biſchof und den neuern Franken— 
fönige an. Der Papft ernannte Pipin zum Patricius Roms, Pipin entriß dagegen den 
Nachfolger Petri den Gefahren, mit welchen ihn die Pongobarden bedrohten, und übertrug der 
römiſchen Kirche umfängliche Beftgungen, die noch zulegt die Kaifer von Byzanz im nörblichen 
Italien behauptet hatten und die jet gleichfam herrenlofe® Gut waren. Die Gemeinfamfeit 
der Intereſſen des Papſtes und des Frankenkönigs machte ih auch in den innern Ginrichtungen 
des fränfifchen Reichs geltend. Die ganz erfhütterten Oronungen der fränkiſchen Kirche 
wurden von Pipin aufs neue geordnet, und dies geihah im engften Anſchluß an Rom; ver 
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Primat Petri fand im Franfenreihe eine vollftändigere Anerkennung, ald fie ihm bisher 
irgendivo zu Theil geworden war. Der Angelfahfe Winfried Bonifacius, deſſen erfolgreiche 
Miſſionsthätigkeit in den deutfhen Ländern ganz von Nom geleitet war, hatte bereits für 
eine feſtere Verbindung der fränfifchen Kirche mit dem Stuhle Petri vieles erreicht; Teine Be— 
ftrebungen unterftügte nun Pipin und führte fie ſpäter Durch die Schüler des Bonifarius fort. 
Als Pipin im Jahre 768 ſtarb, fchien er feinen Nachfolgern feine andere Aufgabe zu Hinter: 
laſſen, ald im Einverſtändniß mit Nom die Unterwerfung der anderögläubigen Völfer fortzu— 
führen und die Ordnungen der fränfifchen Kirche und des franfiihen Staats auszubauen. 
Wenn jie die Anhänger des römiihen Biſchofs für ihre Freunde, die Widerſacher deſſelben für 
ihre Feinde hielten, waren jie licher, auf dem Wege zu bleiben, auf welchem bisher das fränkiſche 
eich gleih großen Gewinn mit dem Stuhle Petri davongetragen hatte, 

Pipin hatte noch furz vor feinem Tode das Neid) unter feinen Söhnen Karl I) und Karl: 
mann getheilt. Diefe Theilung wurde aufrecht erhalten, aber fie erwies ſich alöbald, da ſich 
die Interejfen der beiden jungen Könige vielfad berührten, als hinderlih und vermehrte nur 
die Spannung, die ohnehin zwiſchen ihnen beftand. Schon bei feinem erſten kriegeriſchen Un: 
ternehmen gegen das aufftändige Aquitanien Jah ſich K. von feinem Bruder nicht nah Wunſch 
unterftügt. In den Handeln ded Papftes mit dem Longobardenkönig Deſiderius, der mit großer 
Entſchiedenheit nad) Pipin's Tode gegen Nom auftrat, ergriffen Die Brüder dann verſchiedene 
Partei, und trog der pringendften Abmahnungen des Papſtes verband jih K. nad) dem Wunſch 
feiner Mutter mit einer Tochter des Deſiderius. So wurde er in eine Bahn gedrängt, welche 
der Bolitik feines Vaters entgegengeiegt war; aber ſchnell genug verließ er fie wieder. Er trennte 
jeine Ehe mit der Kongobardin und bald darauf farb Karlmann (4. Dec. 771). Die unmün: 
digen Söhne Karlmann's erſchienen nicht als zur Nadyfolge im Reich berechtigt, und alle An- 
ſtrengungen des Deſiderius, zu dem ſie mit der Mutter ih begeben hatten, um ihr vermeint- 
liched Erbrecht zur Anerkennung zu bringen, f&eiterten. K. war und blieb Alleinherriher im 
Sranfenreih, und’ zugleidy ſtellten ſich die günftigiten Beziehungen zwiſchen ihm und dem 
Stuhle Betri her, den eben damals Hadrian I., ein Karl aus kirchlichen Intereffe und in per: 
ſönlicher Freundſchaft gleich ergebener Papſt, beſtieg. 

Kaum ſah ſich K. in der Herrſchaft geſichert, ſo begann er den Krieg gegen die Sachſen 
(772). Im der Überwältigung dieſes Voiks, welches der chriſtlichen Kirche und der Königs— 
herrſchaft bisher mit gleicher Hartnäckigkeit widerſtrebt hatte, ſah er recht eigentlich ſeine Lebens— 
aufgabe. Mit geringen Unterbrechungen haben die Kriegszüge gegen die Sachſen K. dreizehn 
Jahre beſchäftigt; nur durch die zäheſte Ausdauer gelang es, das Volk zu beſiegen, deſſen Wider— 
ſtand gegen K. ſelbſt die härteſten Maßregeln nicht zu brechen vermocht hatten. Erſt als im 
Jahre 785 die legten Kräfte des Volks erſchöpft ſchienen, konnte Sachſen als unterworfen 
gelten und der Anfang mit der Einführung kirchlicher Ordnungen und der fränkiſchen Rechts— 
einrichtungen dort gemacht werven. Auch in der Folge find noch mehrfache Erhebungen der 
Sachſen vorgekommen und haben K. in der Verfolgung anderer Unternehmungen gehindert, 
aber an einer Herſtellung der altſächſiſchen Freiheit und des Heidenthums war nicht mehr zu 
denken; ſchon geriethen ſelbſt die im Rücken der Sachſen wohnenden Slawenſtämme in Ab— 
hängigkeit von den Franken. 

Neben den Sachſenkriegen hatten inzwiſchen zwei andere folgenreiche Unternehmungen 
den jungen König beichäftigt, bei denen die Intereilen ded Reichs und der römischen Kirche 
gleich ſchwer in das Gewicht fielen. Im Jahre 773 erging an ihn ver Hülferuf des Papſtes, der 
von Defiverius abermals bevrängt wurde. K. eilte dem Papſte zu Hülfe, brachte Defiverius in 
jeine Gewalt und ließ fich ſelbſt als König der Longobarden huldigen. Verhältnißmäßig leicht 
hatte er das lougobardiſche Neid gewonnen, aber die Behauptung veflelben war ein Werf 
großer Anftvengung. Adelchis, der Sohn des Defiverius, hatte ih nach Konjtantinopel ge: 
flüchtet, wo er zur Wiedereroberung feines Reichs Unterftügung fand; des Beiftandes feines 
Schwagers; des noch unbezwungenen Herzogs Arichis von Benevent, war er ſicher, und auch 
jein anderer Schwager, der Herzog Taſſilo von Baiern, war nicht abgeneigt, fich der Botmäßig— 
feit K.'s zu entziehen. Jede Unternehmung ded Adelchis erſchien aber deshalb um fo gefähr- 
licher, weil ih mande der longobardijchen Großen nur wiverwillig der fremden Herrichaft 
aebeugt hatten. Die Größe der Gefahr bewog K. bereits im Jahre 776 nach Italien zurückzu— 
des &t,, Durch jein entjchiedenes Auftreten erfticdte er ven drohenden Aufftand im Keime und 
as Unter ENG 
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rübrte nun mit Befeitigung der longobardifchen Herzoge, foweit es möglid war, die fränkiſche 
Grafſchaftsverfaſſung in Italien ein. Bier Jahre ſpäter ging er abermals über die Alpen und 
ließ damals zu Nom feinen zweiten und dritten Sohn vom Papſte falben und ihnen Die Königs: 
frone auffegen. Pipin, der zweite Sohn K's, wurde zum König der Longobarden beſtimmt. 
Italien, noch nit ganz unterworfen und ſtets von Angriffen der Griechen bedroht, bedurfte 
eines bejondern Mittelpunftes ver Verwaltung, wie er ihm in dem Sof ded Knaben Pipin ge: 
geben wurde, 

Kurze Zeit nad) feinem erften Zuge über die Alpen hatte K. auch die Pyrenäen überfchritten 
und die Herrichaft der Araber in der ſpaniſchen Halbinfel angegriffen. Soliman Ibn al Arabi, 
Statthalter von Saragoffa, der ich gegen den Khalifen Abderrhaman im Aufſtande erhoben 
hatte, rief K. zur Hülfe, und der Frankenkönig jegte im Jabre 778 die Kämpfe feines Vaters 
und Großvaters gegen die Araber fort, die Feinde der Chriſtenheit zuerſt in ihrer ſpaniſchen 
Herrſchaft befriegend. K. drang bis zum Ebro vor und liep ih von mehreren arabiſchen Be: 
feblshabern huldigen; aber feine Eroberungen gingen alsbald wieder verloren. Auch hier 
mupte dem Widerſtand ein eigener Mittelpunft gegeben werden, wenn die Franken ſich den 
Waffen der Moslems gewachſen zeigen wollten. Deshalb bejtimmte K. jeinen jüngften Sohn 
Zudwig zum König von Aquitanien. Gin anhaltender Krieg wurde darauf mit den ſpaniſchen 
Arabern geführt und ſchließlich das Land zwiſchen dem Ebro und den Pyrenäen den Franken 
gewonnen, weldyes dann den Namen der ſpaniſchen Mark führte. 

Nahdem die Unterwerfung Sachſens nit mehr zweifelhaft ſchien, beichäftigte K. nichts 
mehr als die Sicherung feiner Herrſchaft in Italien. Er hatte eine Berftindigung mit der 
Kaiferin Irene, in deren Händen damals die Macht des Oſtens lag, zu erreichen geſucht und 
feine Tochter Hruothrud dem jungen Kaifer Konjtantin IV., dem Sohn der Irene, verlobt, 
Da aber die Kaiferin die Bermählung gefliſſentlich verzögerte und zugleich durch die Hertellung 
ded Bilderdienfted ih die Kirche Italiens zu gewinnen ſuchte, hatte ev alle Urſache, ihrer Ge- 
ſinnung zu miötrauen. Im Winter 786 ging er abermals über die Alpen, und unter feinen 
Augen entwidelten ſich jegt die Dinge, wie er es befürchtet hatte. Irene ſagte ſich von der ein— 
gegangenen Verpflichtung los; die Griechen rüfleten in Sicilien, um Adelchis zurüdzuführen, 
und ftanden im Einverſtändniß mit Arihis von Benevent; aud Herzog Tafiilo von Baiern 
ſchwankte in der Treue gegen K. und juchte ih durch die Bermittelung des Papſtes feiner Va— 
fallenpflicht zu entziehen, Aber die Abjichten der Griechen wurden vereitelt, da Arichis unver: 
mutbet farb und Taſſilo feines Herzogthums verluflig ging. Grimoald, der feinem Vater 
im Herzogthum Benevent gefolgt war, ftellte ih auf die Seite der Franfen und wies die An— 
griffe ver Griechen zurüd, Für K. war der Beiftand Grimoald's damals um jo widtiger, als 
er gleichzeitig in einen Krieg mit ven Avaren verwidelt wurde, der ihn lange beichäftigte und erft 
im Winter 795 und 796 eine entjcheidende Wendung nahm. Das Avarenreich zerfiel und der 
meftliche Theil veffelben fam unter die Herrihaft der Kranken. Indeſſen war Irene aus der 
Macht verdrängt worden, und Konftantin hatte jelbftändig die Zügel der Negierung in Kon: 
fiantinopel ergriffen. Daß auch er Italien nicht aufgeben wollte, zeigte ſich bald; er vermählte 
Grimoald mit einer griehiihen Fürſtin und zog ihn dadurch auf feine Seite. Zwiſchen Gri— 
moald und dem jungen König Pipin kam es im Jahre 793 zum Kriege, und lange ſtanden 
ie gegeneinander in den Warfen. Grimoald behauptete jih in Benevent, konnte es aber zu 
größern Erfolgen gegen die Franken nicht bringen, da er von Konftantinopel nicht die erwar— 
tete Unterftügung erhielt. Man hielt am Kaiſerhofe Italien beveits für verloren, und im 
Jahre 797 eröffnete Kaifer Konftantin Friedensverhandlungen mit K., Die au, nachdem 
Irene ihren Sohn der Herrſchaft beraubt und jelbft abermals die Gewalt ergriffen hatte, 
fortgefegt wurden. Mochte auch Grimoald nicht unterworfen fein, ver Bejtg Italiens ſchien 
ven Franken nicht mehr beftritten werden zu fünnen, und nad dem Tode Papſt Hadrian's 
(795) gab ich deſſen Nachfolger Leo III. von Anfang an zu K. eine fo abhängige Stellung, 
daß aller Welt klar werden mußte, wie die römiſche Kirche den Frankenkönig ſchon als d 
Herrn Italiens und Roms für alle Folge betradhtete. 

So war K., der Politik feines Vaters getreu, zu den größten Grfol 
Gegner, mit denen die frübern Sranfenfönige jemals gekämpft hatte 
und unterworfen worden; das Ziel ſchien erreicht, welches jich die f 
batten, Und während K. die Grenzen ded Reichs nad) allen 
ibm zugleih die fränkiſche Heer- und Gerihtöverfaflun 
folder Gonjequenz durchgeführt worden, wie es frü 
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hatte er die befondern Stammeshäupter befeitigt und die Verwaltung den Grafen, lediglich 
von ihm eingefegten und abhängigen Beamten, übergeben ; zugleich hatte ſich das fränfifche 
Lehnsweſen, foweit ed ſich damals ausgebildet, über alle Länder, welche K. beherrfchte, ver: 
breitet. Auch die Ginrihtungen der fränkiſchen Eviffopalfirde waren überall gleihmäßig 
durchgeführt worden und bereits hatten Synoden abgehalten werden können, auf weldyen allge: 
meine Beftimmungen für alle Kirchen des fränfifhen Reichs getroffen wurden. Die ganze. 
weltliche und kirchliche Verfaſſung des Reichs faßte ih fortan unmittelbar in dem Könige zu= 
fammen; alle wichtigen Geſchäfte wurden am Hofe erledigt, der dadurch zum Mittelpunft des 
gefammten Reichs wurde, und das Maifeld, urſprünglich die Heeresverfammlung der Franken, 
geftaltete jich zu einer großen Reichsverſammlung um, auf welder weltliche und kirchliche Ange: 
legenheiten der verfhiedenften Art berathen wurden. Da das Maifeld zur Erledigung aller 
Geſchäfte nicht immer ausreichend ſchien, wurde zeitweife auch eine zweite Berfammlung der 
franfifhen Großen am Hofe für den Herbft angeorbnet. 

Mit der Ausdehnung des Reichs war zugleih, wie man fieht, die Einheit deffelben ge— 
wachen und eine faft unbegrenzte Macht in die Hände des Königs gelegt. K. benußte dieje 
Macht zu den durchgreifendſten Refornen, die jih über alle Gebiete der Firdlichen und welt: 
lichen Verwaltung erftredten. Er oronete das gefammte Heerwejen beftimmter, gab dem Ge: 
richtöwefen durch die Einfegung der Schöffen und die Einführung des geſchriebenen Rechts, 
wo ed nod) fehlte, eine neue Geftalt, band die Klofter= und Weltgeiftlichkeit an beftimmte Regeln 
und forgte vor allem für die Herflellung von Schulen an feinem Hofe, an den Bifhofäfigen 
und in den größern Klöftern. So bedeutend diefe Neformen waren und fo weit fie alle ähn- 
liche Beitrebungen früherer fränfifcher Könige hinter fich liegen, fo gab K. damit doch nicht die 
Richtung auf, welche ſchon früher im Branfenreich eingejchlagen war, und auch ald Gejeggeber 
fonnte er nur als der Vollender des früh von den Herrſchern feines Volksſtammes begonnenen 
Werks gelten. Dennoch hatte er bereitö eine Stellung gewonnen, welche ihm eine ganz andere 
Bedeutung verlieh, ald bisher die fFränfifchen oder andere germanifhe Stammesfönige gehabt 
hatten. So weit die abenpländifche Kirche reichte und ver Primat Petri Anerkennung fand, 
herrichte K. entweder unmittelbar oder genoß doch, wie in dem hriftlihen Spanien und in den 
angeljähfifchen Neichen, ein Anfehen, welches man als ein oberherrliches anjehen fonnte. Schon 
wurden auf fränfiihen Synoden Entfheidungen getroffen, welche für die ganze abendlän— 
diſche Kirche mafigebend waren, wie auf der Synode zu Frankfurt 794 in Betreff des Bilder: 
ftreit8 und des Adoptianismus. Die hervorragendften Männer des Abendlandes, welchem 
Volksſtamm fie auch angehören mochten, fanden am Hofe des Franfenfönigs eine gemeinfame 
Heimat und verbanden ih zu vereintem Wirken. Der Angelſachſe Alcuin, der gelehrtefte 
Mann feiner Zeit, der zuerft am Hofe K.'8, dann in St.-Martin zu Tours für die Verbreitung 
einer höhern Bildung Außerorventliches wirkte, faßte in feinen weitgreifenden Planen nicht 
nur einzelne Stammedintereflen ins Auge, ſondern dad Wohl der abendländiſchen Epriftenheit, 
ja der gefammten Kirche. Alcuin fah in K., feinem ergebenen Schüler , einen von Gott zur 
Herftellung göttliher Ordnung auf Erden verordneten Herrſcher, einen zweiten David, wie er 
auch K. zu nennen pflegte; es verſchmolz ihm das Frankenreich mit dem Begriff eines Im- 
perium christianum. In die Gedanfenfreife eines Alcuin ging ein großer Theil der fränkiſchen 
Geiſtlichkeit ein, und KR. jelbft war in diefelben gebannt. Sein Reid) hatte bereitd eine univer— 
ſale Bedeutung für die abendländifche Ehriftenheit gewonnen, und von Tag zu Tag wurde man 
mehr ſich deffelben bewußt. Für eine Herrſchaft, weldye die allgemeinen Intereffen und befon= 
derd die Gefammtintereffen der Ehriftenheit, fi über die Befonderheit eines einzelnen Stammes 
erhebend, vertrat, hatte man damals nur den Namen eines römischen Kaiſerthums. Die Kaifer 
von Byzanz machten den Anſpruch, in diefem Sinne eine Oberherrſchaft über alle Völker zu 
üben, aber jie hatten diefen Anjpruc im Abendlande niemals durchfegen können, vielmehr war 
factiſch Hier jene Oberherrſchaft mehr und mehr auf die fränkischen Könige übergegangen und 
harte durch Ke's glüdliche Thaten eine fehr beftimmte Gejtalt gewonnen. 

Eine Herftellung des römifhen Kaiſerthums im Abendlande auf der Grundlage des frän- 
kiſchen Reichs fehlen durch die Entwicelung ver Dinge gefordert, und fie trat ein, als ji die 
Unzulänglichkeit des Patriciats zum Schug des Hauptes der abendländifhen Kirche, und damit 

„Zum Schuß diefer Kirche felbft zeigte. Im Frühjahr 799 wurde der Papft in Rom auf das 
Swlichſte mishandelt und mußte fi zum König K. nad) Paderborn flühten. Man erwar- 
Nrxthelbit ihn fofort zurückführen und fo eine Stellung gewinnen würde, die Papft und 
aber feine Oberherrſchaft in ver abendländifchen Welt über jeven Zweifel 
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erheben würde. K. ging nicht jelbft nad) Rom, fondern übertrug mehreren feiner vertrauteften 
Räthe die Zurüdführung des Papſtes. Erft als diefe unerwartete Schwierigkeiten fanden, 
ſodaß es ihnen nicht gelingen wollte, die Autorität ded Papftes wieder bei den Römern feitzu: 
ftellen, brach KR. felbft in folgenden Jahre nah Rom auf. Kaum war bier Leo IH. wieder in 
feiner Stellung befeftigt,, fo Erönte er unter ver Zuſtimmung einer zahlreihen Verfammlung 
geiftliher und weltlicher Großen des Frankenreichs und unter der Acclamation des römischen 
Volks am Weihnachtsfeft des Jahres 800 K. zum Nömifhen Kaijer, Er führte dadurch nur 
einen Gedanken in das Reben, der lange von bedeutenden Männern jener Zeit gehegt war, und 
that, was ihm I die eigene Sicherheit und dad Gedeihen der abendländiſchen Kirche noth: 
wendig ſchien. K. ſelbſt hat die Kaiferfrone eher gemieden als geſucht. Einhard theilt in 
glaubwürdigſter Weiſ⸗ die Äußerung des Kaiferd mit, daß er an jenem Weihnachtsfeſte nicht 
nach St. Peter gekommen wäre, wenn er die Abjicht des Papſtes gefannt hätte, und ohne allen 
Grund hat man in neuerer Zeit die Ehrlichkeit diejer Äußerung in Zweifel gezogen oder ge: 
radezu in Abrede geftellt. 

Erflärlih wäre ed, wenn der ſchon alternde Herricher nur zögernd einer Politik folgte, 
welche dem fräntifchen Reich neue Aufgaben zu ftellen, ihm felbit neue Pflichten aufzuerlegen 
ſchien, und war er wirklich felbft von ver Nothwendigkeit ded Kaiſerthums überzeugt, jo mochte 
ihm doch eine Krönung zu Nom und durd den römiſchen Biſchof nicht ald die angemeſſenſte 
Form der Einführung deſſelben erſcheinen, wie er denn feinen Nachfolger zu Aachen ohne die 
Affiftenz des Papftes krönte. Vor allem aber rubten feine Bedenken gewiß in feinem Ber: 
bältni zu dem kaiſerlichen Hofe in Byzanz, deffen Empfindlichkeit durch die Aufrichtung eines 
neuen Kaiſerthums im Abendlande auf das Höchfte gereizt werden mußte. Solange Grimoald 
von Benevent nicht unterworfen war, hatte K. die Macht des Oftreihs in Italien zu fürchten, 
und damals um fo mehr, ald Irene in verruchter Weife ihren Sohn vom Throne geftürzt und 
ſich ſelbſt wiederum der Negierung bemächtigt hatte, die Friedendverhandlungen aber, die fie 
798 mit 8. eröffnete, biöher erfolglo8 geblieben waren. Welche Gefahren er in Byzanz fah, 
erhellt am veurlichften daraus, daß er alsbald nad) feiner Kaiferfrönung ſogar der Kaiferin 
Irene die Ehe anbot, um jo ein Abkommen zwiſchen vem alten und neuen Kaiferreiche zu er: 
möglicher. 

So groß K.'s Bedenken gegen die Kaiferfrone auch gewejen fein modten, er jah in Leo's 
That ein Werk göttliher Fügung. Er nahm nicht nur den Faiferlihen Namen an, jondern 
unterzog fih auch allen Pflichten, welche ihm nad den Vorftellungen der Zeit als Faiferlidhe 
galten, mit dem ganzen Ernſt feines Charakters: Pflihtenüberwiegend firhlider Art. Vorallem 
faßte er als feinen faiferlihen Beruf auf, für die Sicherheit des Bapftes in Nom umfafjende 
Mapregeln zu treffen; die neuen fläbtifchen Einrichtungen, welche er durchführte, waren ge: 
nügend, Neo zu ſichern, folange der Kaifer lebte. Ferner glaubte K. als Kaifer zum Schutz 
aller göttlichen Ordnung und jedes göttlichen Rechts in der abendländiſchen Chriſtenheit eine 
beſondere Verpflichtung zu haben. Sein Kaiſerreich ſollte ein Gottesreich auf Erden ſein, zu 
deſſen Regenten er von Gott ſelbſt eingeſetzt zu ſein meinte. Übte er als Kaiſer auch feine we: 
ſentlich andern Befugniſſe, wie als König der Franken, ſo übte er ſie doch in einer höhern 
Autorität und kraft einer unmittelbar göttlichen Vollmacht; das fränkiſche Reich gewann als 
Kaiſerreich einen mehr theokratiſchen Charakter, als es vordem beſeſſen hatte, und ſeine Haupt— 
aufgabe ſchien fortan, die kirchlichen Gebote nach allen Seiten zur Geltung zu bringen. 

Vor allem als Geſetzgeber und höchſter Wahrer alles Rechts in der Chriſtenheit zeigte id) 
num der Kaiſer felbft, während er jeinen Söhnen die Örenzen des Reichs zu wahren und zu er: 
weitern überließ. Beſonders wichtig für das Kaiferreih war eine Verſammlung, welche K. im 
Drtober und November 802 zu Aachen hielt, und bei der ed einmal auf eine umfaſſende Reviſion 
der gefammten geiftlihen und weltlihen Gelege im Reiche abgefehen war, danı aber auch auf 
die Ausbildung des Inſtituts der Missi dominici zu einer regelmäßigen Aufjihtsbehörde über 
alle geiftlihen und weltlihen Beamten des Reichs, um einerfeitd das Volk gegen die 
Willfür der Beamten zu fügen, andererfeitö den Kaifer in ununterbrodhener Verbindung 
mit allen Theilen des Reichs zu erhalten. Nur gottesfürdtige Männer, Geiftliche und Laien, 
wurden zu Missi gewählt, und ihre Miſſton trug, objchon ſie ſich auf alle Gebiete des ſtaatlichen 
Lebens erſtreckte, doc wejentlic einen religiös = firhlihen Charakter. Eine Anſprache folder 
Missi aus einer von ihnen abgehaltenen Verſammlung ift erhalten, die fih wenig von einer 
Predigt unterfcheidet; die Pflichten des Volks gegen Gott werden hier mit feinen Pflichten gegen 
ven Kaifer in die unmittelbarften Beziehungen geſetzt. Alcuin hat auf die Ausbildung * 
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miffatifchen Gewalt nachweisbar einen großen Einfluß geübt, und die Art, wie fie nun in Wirf- 
ſamkeit trat, läßt ſich zum guten Theil auf die Eirdhlich= politischen Anfichten der Angeljachien 
zurückführen, 

Die Nevifion der geiftlichen und weltlihen Gefege, welche K. ald Kaifer durchzuführen 
beabfichtigte,, hing unmittelbar mit feinem Beftreben zufammen, dad Gewohnheitsrecht der 
Germanen zurüczubrängen und das gefchriebene Necht überall zur Anerkennung zu bringen. 
Schon als König findet man ihn in diefer Richtung thätig, und als Kaifer fpricht er alsbald 
den Grundfag aus, daf nur nad) geſchriebenem Necht gerichtet werben fol. Die Revifion der 
Volfsrechte ift indellen niemald ganz durchgeführt worden und auch Das Gewohnheitsrecht 
hat damals feine Geltung behalten. Ebenſo wenig gelang es K., wie er beabſichtigte, für 
immer der Blutrache und aller Selbſthülfe zu ſteuern. Wenn er auch den Befehl erließ, daß 
bei Volksverſammlungen und überhaupt in Friedenszeiten niemand fortan Waffen tragen 
ſolle, ſo war die alte Sitte doch mächtiger als ein ſolcher Befehl, und mit den Waffen ließen 
ſich die deutſchen Stämme auch den Gebrauch der Waffen zur Selbſthülfe nicht nehmen. Das 
geſchriebene Recht hat K. nie ſo zur Anerkennung gebracht, wie er es wollte. Ließen ſich ſchon 
die beſondern Volksrechte nicht vollſtändig durchführen, ſo war dies noch weniger mit dem in 
den Capitularien enthaltenen Reichsrechte der Fall. Trotzdem geſchah viel, um einen geord— 
neten Rechtszuſtand in dem weiten Reiche herzuſtellen, und wenigſtens annähernd wurde das 
Ideal eines großen Chriſtenreichs, in dem Ordnung und Gerechtigkeit wohnen, erreicht. 

Unabläſſig bewegte K. die Sorge, von Konſtantinopel die Anerkennung feiner kaiſerlichen 
Stellung zu gewinnen. War aud) die beabſichtigte Vermählung mit Irene nicht zu Stande ge— 
kommen, fo zeigte ſich die Kaiferin do einem Frieden mit K. nicht abgeneigt und verbandelte 
mit ihm in den Jahren 801 und 802. Selbft ald Nifephorus Irene vom Throne verbrängte, 
fegten fich die Verhandlungen fort. Im Jahre 803 wurde wirflid ein Vertrag feitgeftellt und 
von K. angenommen, aber von Nifephorus verworfen. Als jih bald darauf Venedig und 
Dalmatien K. unterwarfen, ergriffen vie Griechen fogar von neuem im Jahre 806 die Waffen 
gegen die Franfen und bereiteten K.'s Sohn, Pipin, in Italien einen fhweren Stand. Pipin 
ftarb 810, gerade ald Nifephorus aufs neue Friedendverhandlungen eröffnete. Jetzt führten fie 
endlich zu einem Bertrage, den 812 zu Nahen K. mit den griehifchen Geſandten abſchloß und in dem 
er Venedig und die Seeftädte Dalmatiend aufgab, dafür aber vom Oftreiche ald Kaifer des Abend— 
landes anerfannt wurde. Diefer Vertrag tft dann 813 vom Kaiſer Leo dem Armenier in Kon- 
ftantinopel in aller Form beftätigt worden. Die Scheidung des Römiſchen Reichs in ein 
morgenländifches und abenvländifches hatte K. damit durchgeſetzt und erfannte nun aud die 
römische Kirche an. Zu derjelben Zeit gewannen nod) andere VBerhältniffe, die K. in den legten 
Lebensjahren befhäftigt hatten, einen günftigen Abſchluß. Grimoald von Venevent war ge- 
ftorben (806), und fein Nachfolger im Herzogthum, Grimoald Storefrig, zeigte fih als ein 
weniger hartnädiger Gegner der Franken ; nach einigen Jahren (812) unterwarf er ih K. und 
zahlte ihm einen hoben Tribut. Gleichzeitig ſchloß K. einen Frieden mit den ſpaniſchen Ara- 
bern, durch welchen die ſpaniſche Mark ihm gefihert wurde. Zum legten mal hatte K. noch 
jelbft in Jahre 810 die Waffen ergriffen, um den Dänenfönig Gottfried zurückzuweiſen: da 
Gottfried inmitten feiner Unternehmungen ftarb, wurde audy mit den Dänen jegt ein fried- 
liches Abkommen getroffen; zum Schuß gegen ähnliche Angriffe vom Norden ließ der Kaifer 
die Dänische Mark ftark befeftigen. 

So ſchien endlich das Kaiferreih nah allen Seiten gefihert, und dur eine beſondere 
Fügung follte auch nad 8.8 Tode zunächſt die ganze Macht viefes großen Reichs vereinigt 
bleiben. Gin Jahr nad Pipin war auch Karl, ver Ältefte Sohn des Kaifers, geftorben, und die 
ungetheilte Erbſchaft des Neih8 mußte Ludwig, dem jüngjten Sohne, zufallen: Ihn erbob 
im Herbſt 813 der Kaifer zu Aachen neben ſich auf ven Thron und ſchmückte ihn mit der Kaiſer— 
frone. Wenige Monate fpäter (28. Ian. 814) ftarb der große Kaifer in feiner Pfalz zu 
Aachen im zweiundfiebzigften Jahre feines Alters, im fehsundvierzigften feiner Regierung, und 
wurde in dem von ihm jelbft gebauten Münfter daſelbſt begraben. 

Wenige Menihen haben glänzendere Erfolge ald K. gewonnen, und wie fehr auch das 
Glück ihn unterftügt haben mag, zum größten Theil beruhen ſie doch auf feiner großartigen 
Perſönlichkeit und feinem Verdienſt. Für einen großen Gewinn haben wir zu erachten, daß 
E inhard der dem Kaiſer ſehr nahe ſtand, ein klares Bild dieſer Perſönlichkeit der Nachwelt 
Iterlaſſen bat. KR. war, wie und Einhard berichtet, von ſtattlichem Körperbau, männlicher 
Bait und ficherer Haltung, ſodaß ſchon feine Erſcheinung ven Herrſcher verkündete und 
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Gehorſam erzwang. Die Natur hatte ihm eine bis in das Alter ausdauernde Geſundheit ver- 
lieben, vie auch die angeftrengtefte Thätigfeit nicht aufrieb. Seine Lebensart war überaus 
mäßig; feine Vergnügungen beitanden bauptfädhlih in der Jagd und im Baden, vorzüglich 
liebte er das Baden in warmen Quellen und wählte deshalb auch Aachen zu feinem Kaiferfig. 
In-allen feinen Lebensgewohnheiten zeigte er ſich als ein deutſcher Maun. Gr Fleidete fih nad) 
fränfifher Weife, und feine Tracht unterschied fich wenig von der Kleidung ded gemeinen 
Franfen. Er ſprach gewöhnlich deutſch, obwol er auch auf die Erlernung fremder Sprachen 
Fleiß verwandte; feine Mutterſprache au für den Shriftgebraud auszubilden, war er be: 
mübt. Gr ließ die alten Heldenlieder der Deutſchen aufichreiben, legte jelbit Hand an eine 
deutiche Grammatif, gab den Monaten und Winden deutfhe Namen. Mit feiner Familie 
lebte K. wie ein deutiher Hausvater; in ihrer Mitte nahm er fein Mahl; ſte mußte ihn, ſoweit 
es möglich war, auf jeinen Reifen begleiten. Selbft leitete er die Erziehung feiner Kinder und 
nahm an dem Unterricht verfelben Antheil. Ohne weiblihen Umgang ſcheint K. nicht haben 
leben zu können. Nachdem er die Tochter ded Deſiderius verftoßen hatte, vermählte er ſich mit 
einer vornehmen Schwäbin, Hildegard mit Namen; fie gebar jhm die obengenannten drei 
Söhne und drei Töchter. Nah ihrem Tode (783) vermählte er fih alsbald mit einen frän: 
Eiihen Mädchen, Faftrada, die einen großen und gefürdteten Einfluß aufihn gewann und ihn 
mit zwei Töchtern beſchenkte. Im elften Jahre ihrer Ehe ftarb Faſtrada, und K.'8 vierte Ge— 
mablin, Zuitgarbe, war abermals eine Schwähin. Diefe Ehe blieb kinderlos, aber ver Tod 
Yuitgardens im Jahre 800 erihütterte K. auf das tieffte. Zu einer neuen Ehe ſchritt der 
Kaifer nicht mehr, aber ed werden noch drei Goncubinen genannt, mit denen er noch im Alter 
Kinder jeugte. An feinen Töchtern hing K. mit übergroßer unnatürlicher Zärtlichfeit; er ver: 
beiratbete Feine derſelben, um nicht ihrer Näbe beraubt zu fein. Dieſe Schwächen des Kaijerd 
in feinem Bamilienleben bereiteten ibm ſchwere Sorgen. Gin uneheliher Sohn 8.8 ftiftete, 
dur Faſtradens Härte gereizt, eine Verſchwörung an, bie nur durch blutige Strenge unter: 
dtückt werben fonnte, und der Lebenswandel der faiferlichen Töchter war fo wenig mufterbaft, 
das K. Mühe hatte, die Schäden feines Haufes zu verbergen. Der Kaifer war ein ſehr forg- 
jamer und ſparſamer Haushalter, aber feine Gaftfreiheit Fannte Feine Grenzen; er liebte Fremde 
um ſich zu haben und fah ſich gern als einen ſplendiden Wirth gepriefen. . 

Unter K.'s Herrichertugenven leuchtet am meiften die unermüdliche Thätigkeit hervor, Die 
er von den erften bis zu den legten Tagen feiner Regierung bewährte und durch die er vor allem 
das Reich zufammenhielt. Keine heilfame Aufgabe ichien ihm zu ſchwer, um fie nicht anzu— 
greifen ; nichts war ihm zu gering, daß er es nicht feiner Aufmerffamfeit gewürdigt hätte. Aud) 
bat ed wenige Herrſcher gegeben, deren Geiſt ih mit gleicher Befriedigung den verſchieden— 
artigften Beichäftigungen zugewendet hätte. Wie oft hat K. jelbft feine Heere geführt, aber 
unter den Waffen ließ er die innere Verwaltung feines Reichs nie aus ven Augen. Die Geſetz— 
gebung -befhäftigte ihn unausgefegt, während er zugleich die Aufrechthaltung der Firchlichen 
und weltliden Gelege bis in das einzelnfte jelbft überwachte. Er war ein ftrenger, aber unpar— 
teiifcher Richter, der ſelbſt auf die Gefahr, feine nächſten Freunde zu verlegen, das Recht nicht 
beugte. So ergeben er der Kirche und dem Klerud war, übte er gegen die Geiftlidhfeit dieſelbe 
Strenge wie gegen die Laien, und ein großer Theil feiner Geſetze follte zum Schuß der niedern 
Stände gegen die Willkür feiner Beamten dienen. Bewunderungswerth ift, wie K. troß der 
mannichfachſten Beihäfte fih noh Muße zu ernfter wiſſenſchaftlicher Beihäftigung gewann. 
Wie anhaltend ihn mande theologifche Fragen und aftronomishe Aufgaben beihäftigten, 
zeigen Alcum’8 Briefe. War K. auch fein Gelehrter, jo hatte er doch das lebhaftefte Intereffe 
und ein wirkliches Verſtändniß für alle wiffenfhaftlichen Fragen, welche die Zeit bewegten, und 
noch höher ift anzufchlagen, daß er die Bedeutung der Schule für Staat und Kirche begriff, 
Durch jeine Thätigkeit für die Herftellung von Schulen hat er auf die geiftige Gultur des 
größten Theils Guropad einen Einfluß geübt, deffen Bedeutſamkeit ſchwer überſchätzt wer: 
den fann. 

Man bat K. vielfach der Grauſamkeit geziehen, und manche Blätter feiner Geſchichte find mit 
Blut gefchrieben : aber harte Mittel wandte er nur an, wo er mit allen gelindern nicht zum Ziel 
gedieh, und Blutgefege bob er auf, jobald er mit mildern durchdringen konnte. Auch unerfätt: 
lichen Ehrgeiz und grenzenlofe Ländergier hat man ihm vorgeworfen, und niemand wird 
leugnen, daß ein Herrichertalent wie das feine einen weiten Raum zu großen Thaten juchte. 
Dennod ift nicht nachzuweiſen, daß er mit Ausnahme des Sachſenkriegs und der Int 
mungen gegen die Araber fih ohne zwingende Beranlaflung in ven Kampf geftürzt 
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am wenigften bat er aus eitler Herrſchſucht nad ver Kaiferfrone getrachtet. Man hat mit 
Recht hervorgehoben, daß er der altgermanifchen Gemeindefreiheit den Todesſtoß verjegt hat; 
fie vertrug ſich, wie fie nod bei ven Sachſen beftand, nicht mit den Grundbeflimmungen ber 
fränfifhen Monarchie. Aber man darf nicht vergeflen, daß K. die Freiheit ded nievern Mannes 
achtete und ſchützte, ſoweit e8 die Sicherheit der Monardie zulieg. Ein Reich, welches auf der 
Grundlage ver fränfifhen Nationalität ruhte und in der Idee einer hriftlichen Univerſalherr— 
ſchaft gipfelte, konnte auf die beſondere Entwidelung der beherrſchten Nationen nicht Bedadıt 
nehmen; ein die nationalen Unterſchiede nivellirender Mehanismud war deshalb bei K.'s An: 
ordnungen unvermeidlih. Man wird diefen Mechanismus nad) den Begriffen unjerer Zeit 
tadelndwerth finden, und die Unvereinbarfeit an ſich widerſtrebender Volfselemente unter Eine 
Herrſchaft hat auch weſentlich zur Auflöfung des karolingiſchen Kaiferreihd mitgewirkt. Nichte: 
veitoweniger beruht ed auf dev Durchführung römiſcher Kirchenordnungen und fränkiſcher 
Staatseinrichtungen in dem größten Theil Europas, wie ſie durch K. erfolgte, wenn ſich die 
germaniſchen und romaniſchen Nationen auch nach dem Verfall ſeines Kaiſerreichs in einer ge— 
wiſſen Gleichartigkeit entwickelten und das Bewußtſein der Zuſammengehörigkeit ſelbſt in der 
Trennung feſthielten. 

Ein theokratiſches Regiment, wie es K. erftrebte, iſt niemals verwirklicht worden, aber es 
blieb das Ideal der abendländiſchen Politik während des ganzen Mittelalters. Die deutſchen 
Kaiſer und nach ihnen die römiſchen Päpſte haben, obſchon mit verſchiedenen Mitteln und unter 
andern Zeitverhältniſſen, doch nur das Ideal eines chriſtlichen Staats, wie ed Ke's Seele vor: 

ſchwebte, zu realiſtren geſucht. Sie haben nennenswerthe und in manchem Betracht nachhal— 
tigere Erfolge als K. erzielt, aber die höchſte Idee, welche ſie leitete, haben ſie noch weniger als 
er durchführen können. Das fränkiſche Stammeskönigthum gedieh in der Richtung, in der es 
einſt begründet war, durch K. zum Ziele; in der neuen Richtung, die ed als chriſtliche Univerfal- 
herrſchaft nun einſchlug, blieb ed dem Ziele fern, aber die Vorftellungen, die e8 in dieſer Rich— 
tung hervorrief, haben jahrhundertelang das Leben der abendländijchen Welt beherrſcht und 
ihre weitere Entwidelung zum großen Theil beftimmt. Unfere Zeit, welde die Sphären des 
Staats und der Kirche ſcharf zu trennen fucht, belächelt das Ideal einer Theofratie, aber fie 
hängt an Idealen, welde fpätere Zeiten ebenfo unbegreifli finden werben. Vielleicht wird 
man dann geredhter würdigen, welche geiftige Kraft in vem Kampf um dieſe Ideale aufgewendet 
und welder Gewinn der Menſchheit durch jolhe Kraftentfaltung erworben ift. Es iſt die erfte 
Aufgabe wahrer Gejhihtöäbetrahtung, jeder weltbewegenden Erſcheinung gerecht zu werben. 
Nur weil diefe Aufgabe noch zu wenig begriffen wird, ſchwanken die Urtheile über K., aber 
auch die ungünftigfte Beurtheilung hat ihm den Beinamen des Großen nicht entziehen Fönnen. 
MW. Gieſebrecht. 

Kaften (die indifhen). Die arifhen Völkerſchaften, von der urfprüngliden Heimat nahe 
dem Strome — Sindhu heißt Strom — Sindhier oder Indier genannt, führten in Urzeiten ein 
Leben ähnlich demjenigen der Völkerfhaften, welche im Lauf der Jahrhunderte zur deutſchen 
Nation zufammenfloffen. Jene Saflen innerhalb ver „eben vom goldenen Auge Gottes er— 
leuchteten Flüſſe“ waren jedoch in Einer Beziehung glüdlier ald die Anwohner der Elbe und’ 
Mefer, des Rhein und der Donau: ihre Lieder find nicht untergegangen; jle haben ſich, vielleicht 
aus dem 14. oder 15. Jahrhundert v. Chr. in vier, nach Verlauf vieler Jahrhunderte, geordneten 
Sammlungen erhalten und mögen ungefähr 30000 Doppelverje zählen. Es jind dies wol die 
älteften Denfmäler der indogermanifchen Literatur, und genießen unter dem Namen der Veda 
oder Wiſſenſchaft göttliher Verehrung. Die Bewohner jener Gauen und Marken folgten der 
Leitung der ältern erfahrenen Männer; jie wählten ji ihre Anführer im Kriege. Ihnen zur 
Seite ſtand der Priefter, welcher mit Gebet und Opfer den Göttern diente und ſchmeichelte, da— 
mit jie ſich dem Volke gnädig bezeigen möchten. Denn je roher ver Menſch, defto mehr fühlt ex 
ih abhängig von den Naturfräften. 

Das Gebet beim Opfermahle verrichtete in den Urzeiten ein jeder für ji; der Familien: 
vater für Angehörige und der Häuptling für die ganze Genoſſenſchaft. Einzelne oder auch ganze 
Familien erwarben ſich bald eine befondere Fertigkeit in dieſem Geſchäft; fie dichteten neue Lie: 
der, ſprachen fie mit Feierlichkeit, gingen und ftanden wit Ehrfurcht gebietender Würve. Bald 
wurde es Sitte, ihnen die Opferung zu übertragen. Die VBorangeftellten wurden fie genannt, 
oder aud Brahmanad — vom Brahma, Gebet — die Vorbeter. Fürften nahmen ſolche ausge— 
zeichnete Männer in ihre Dienfte; der vererbte Braud wird Herfommen und dad Herfommen 


zur Pflicht, zum Geſetz. Den Göttern, heißt e5 jegt, misfällt die Opferipeife eines Königs, wenn 
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er nicht einen Brahmanen voranitellt. Jene Hofbifhöfe mögen den erften Grund zur Einthei- 
lung der drei erften, im Anfange gleichberechtigten Kaften des indiſchen Volks gegeben haben. 

Der Abfall aus der uriprünglichen Gleichheit, woran geiftige Überlegenheit und Priefterlift 
jahrhundertelang gearbeitet haben, geht Hand in Hand mit der Verfinfterung jener religidfen 
Anihauungen, mit der Verwilvderung der indiſchen Menihheit. An die Stelle des heitern 
Naturdienftes trat eine wirre Offenbarung; die eine, nah unabänderlihen Geſetz wirkende 
Naturfraft muß den willfürlihen fragenhaften Gottheiten weichen; das freudige ſich felbit ge— 
nügende Wirken auf Erven einer troftlofen unbefannten Welt Blag maden. ’) Noth und Elend 
und Selbftvernihtung werden jegt gleichwie rühmliche Ihaten gepriefen, das ganze Leben ijt 
verfälſcht, gefälſcht für alle folgenden Geſchlechter. Die ihred Zwedes entkleidete Gegenwart 
muß einer ſchlau erfonnenen Zukunft dienen. Auf diefem luftigen Grunde find die großen Bor: 
rechte und Vortheile des Priefterthums, ſowie die grenzenlofe Verdummung und Knechtung des 
Volks auferbaut. 

Im Gejegbuche, vielleicht während des 8. oder 9. Jahrhunderts v. Ehr., vielleicht auch ſpäter 
zufammengetragen, weldhes einem Gottmenſchen Manu zugefhrieben wird, erſcheint dieſes priefter- 
liche Staatsweſen bereitd vollfommen ausgebildet. Man darf jedoch nicht vergeflen, daß jede Ge— 
jeggebung auf einem Ideal beruht, hinter welchen die Wirklichkeit immerdar zurücbleibt; man 
darf nicht vergeflen, daß die Gefegfammlungen des Alterthums aus den Bräuchen verfchiedener 
Zeiten und Landſchaften zufammengetragen wurden. Das ftaatliche, religiöfe und bürgerliche 
Leben ded indifhen Volks mag dem Bilde des Manu zu Feiner Zeit vollkommen entſprochen 
haben. Der Dinge Natur, die Gefühle unferd Herzens fträuben fih dagegen. Das Bild eines 
Brahmanen, nad der Schilderung ded Manu, ift wol niemals in Wirklichkeit dageweſen. Hier: 
nad) genieße jeder, welcher zu den Brahmanen oder der erften Kaſte gehört, höherer Ehre als der 
König; auch der Bifhof von Nom jegt feinen Stuhl über den der Könige und Kaifer, kann 
aber nur jelten feine Anſprüche durchführen. Der Brahmane mag jeden mishandeln; Todes: 
ftrafe wird niemals über ihn verhängt; die geringfte Beleidigung des Priefters durch Laien wird 
hingegen nur durch ſchreckliche Strafen gefühnt. 

Die Brahmanen greifen, wie ſchlaue Priefter aller Zeiten und Befenntniffe zu thun pflegen, 
in die verjchiedenen Verhältniſſe des Lebens; die Vorfhriften von Enthaltſamkeit, von einem 
einjiedleriichen, blos geiftigen Dafein find leere Worte. Man findet ven Brahmanen in allen 
Ämtern, in allen Gewerben; ſie find die Geheimräthe und Beichtväter des Könige; fie find 
Aderbauer und Soldaten. Alle Stellen, welche Wiſſenſchaft, Gefegfenntnig und Einſicht in das 
verwidelte Steuerwejen erheiſchen, von der höchſten eines Minifters bis herab zum unterften 
Schreiber, find in ihrem Befige. Das ganze Erziehungs: und Religionsweſen, welded das in— 
diiche Volk [hlangenartig ummunden hält, bleibt ihnen ausihliegend anvertraut. Ihr überwie— 
gender Einfluß konnte ſich deshalb, bei allem Wechiel der Eroberer und des Landes Schidjale, 
ungeihmälert behaupten. 

Die Kriegstüchtigen bilden die zweite Kafte oder Farbe, Barna, wie die Hindu fagen — das 
Wort Kafte ift portugiefifh — und werden deshalb Kihatrijad genannt, eine Bezeichnung, 
welde mit dem Griechiſchen xpxrog und dem deutſchen Worte Kraft zufammenhängt. Als der 
Krieg zum Handwerk wurde, hat man hierzu die Kräftigen genommen, fie von der Bevölkerung 
ausgeſchieden und gefuht ihnen heldenmüthige Geiinnungen einzuflöfeu. Diefe wurden jpäter 
zu Gejegen erhoben, deren Beobahtung das Geſetzbuch den Kſchatrijas zur Prliht macht. Die 
dritte Kafte find die Waiſjas, welchen die Betreibung ded Aderbaued, der Viehzucht und der 
Austauſch der Erzeugniffe dur den Handel obliegt. 

Mit diefen drei Kaften war der altindiiche Staat abgeſchloſſen; fie allein jind die Arier oder 
Trefflihen, im Gegenfag zu den Melehas oder Barbaren. Man nennt fie wol auch die zweis 
mal Geborenen, im Gegenfag zu den Sudras oder den urfprünglichen zu Knechten herabgewür— 
digten Bewohnern des Landes, welche nur einmal geboren find, weil fie vom Unterrichte in den 
Wiſſenſchaft ausgefchloflen und, nicht wie die drei erften, durch Anlegung der heiligen Schnur 
und andere Geremonien feierlich in die Kafte aufgenommen werden. Der Subra ift der Diener 
der übrigen Kaften, welchen er, nad den Vorſchriften im Geſetzbuche, ohne Neid geborchen fol. 


1) Roth, Zur Literatur und Gefchichte des Veda (Stuttgart 1846); derjelbe, Brahma und die 
Brahmanen, in der Zeitfchrift der Deutfchen Morgenländifchen Geſellſchaft, Bd. 1; derielbe, Die Brahma— 
religion, in Zeller's Theologifchen Jahrbüchern, Bd. V. 
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Die übrigen Beſchäftigungen und Lebensarten im indiſchen Gemeinweſen find den unreinen 
Kaften zugewieſen. Diefe läßt Manu aus der Miſchung der reinen Kaften untereinander ent: 
fieben. Die verfchiedenen Stufen der Misahtung oder Beratung, in welchen fie bei den zwei 
obern Kaften, vorzüglich bei den Brahmanen fteben, ſucht das Geſetzbuch aus dem verſchiedenen 
Grade ver Mifhung zu erklären, wobei wahrſcheinlich beftehende Verhältniſſe eine willkürliche 
Deutung erfahren haben. 

Diefes Kaftenweien, welches erft im Laufe vieler Jahrhunderte zu ſolch einem ftarren Sy— 
fteme ausgebildet wurde, in welchem wir es in der Hiftorifchen Zeit fehen, ift der größte Fluch der 
indifchen Bevölkerung. Wer nicht in Hindoftan geweſen, wer die Wirfungen nicht im Leben er= 
fannte und fühlte, der vermag faum alle furdtbaren entmenſchlichenden Folgen diefer einzig in 
der Weltgefchichte vaftehenden Einrichtung zu ermeſſen. 

Diefer brahmaniſche Kaftenunfug ift der eiferne Zwinger der inbifchen Bevölkerung, woran 
alle beffern menſchlichen Gefühle und die wahre Eultur ſich brechen. Die Kafte ift vem Hindu 
eine unabänderliche göttliche Orbnung, dem Beginn des Dafeins gleichzeitig. Brahmane und 
Sudra find ihm derart verſchieden wie Fuchs und Efel. Der Sudra fann fein Brahmane wer: 
den, fo wenig wie der Eſel ein Fuchs. Sie findverfchiedene Thiergeſchlechter, welche Faum irgend: 
eine Beziehung zueinander haben. Die Kafte ift, wie die andern Eigenſchaften ver Raturgegen= 
ftände, Kolge der Geburt; fie kann weder erworben, verloren over gemindert werben. Unterab⸗ 
theilungen, verſchiedene Orbnungen innerhalb der Kafte, innerhalb der Thiergattung, findet 
man in Menge. So bei den Fiſchen, bei ven Vögeln und andern Thieren. Auch diefe Orbnun- 
gen, diefe Geſchlechter find wieder vollfommen getrennt durch Nahrung und Kleidung, dur 
Lebensweife, Neigung und Abneigung. Die Menfchen diefer verfhiedenen Geſchlechter pürfen 
nicht miteirtander effen und trinfen, fi nicht berühren, noch die von andern zubereiteten oder von 
ihnen blos betafleten Speifen genießen. Ein Glas Waffer, von einem Manne anderer Orb- 
nung vorgefegt, ift unrein. Der Dampf aus Speijen, zubereitet von Leuten, welche nicht zu ders 
felben Kafte, zu derfelben UnterabtHeilung der Kafte gehören, befhmuzt Seele und Körper, 
, Mehrere Wafhungen find nothwendig zur Herftellung der frühern Reinheit. Nah Abul Fafel 
wären bereitd zu Akbar's Zeiten 500 verſchiedene Unterorbnungen allein bei den Kſchatrijas 
vorhanden gewefen. Gegenfeitiges Heirathen unter den Kaflen hätte zahllofe Abtheilungen 
hervorgerufen. Die weitern Unterſchiede, entfprungen aus den verſchiedenen Wohnflgen, den 
Befhäftigungen und dem vorälterlihen Range feien zahlreich über alle Begriffe. 2) 

Wie ein Thier, fo fährt die auf Trennung und Verfeindung der Menſchen untereinander 
gerichtete ſataniſche Kaftenlehre weiter fort, nicht den Dienft, nit die Arbeit eines andern ver: 
richten kann, das Schaf nit den Dienft eines Ochſen, der Ochs nicht die Arbeit eines Pferves, 
fo pürfe und könne auch die eine Ordnung nicht das Gefhäft der andern übernehmen. Die Wä- 
ſcher können feine Kameeltteiber werden. Nothwendige Folge hiervon ift, daß zwiſchen dieſen 
verfhiedenen Kaften und Ordnungen feine verbindenden Sympathien, wie fle fonft bei dem 
Menſchen, namentlich bei Menfchen veffelben Volks flattfinden, angetroffen werden. Ein Brah— 
mane erichien in fhamlofer Weife vor mehreren Leuten unterer Kaften. Da falten ihn Eng: 
länder und fpraden: „Wie mögen Sie, ein gebildeter Mann, fid derart unanftändig beneh— 
men?” „Was“, entgegnete der Mann, „würdet ihr e8 wol für eine Schande halten, eud fo 
vor Kagen, vor Hunden und Ochſen zu zeigen? Und wißt ihr denn nicht, daß Leute unterer 
Kaften Thiere und feine Menſchen find?” Dieſes Kaftenunmefen ift, auffallend genug, in 
Hindoftan derart verführerifh, daß felbft Mufelmanen, Juden und Ehriften davon ergriffen 
werden. Menfchenwerf wird faum im Stande fein, bie furchtbare Laft, viefen Fluch vom hindo— 
ftanifchen Volke abzumenden. Alle Reformatoren, welche im Laufe der 3000 Jahre indifher 
Geſchichte erftanden, Buddha, Nanaf, Kabyr und die vielen andern feiterten an der Raftenein= 
richtung. Im Kampfe mit ihr jind fie ſämmtlich unterlegen. Die einft fo zahlreihen Anhänger 
ded Buddha-Sakiamuni find hingeſchlachtet, ausgerottet oder vertrieben worden. Geſchichtliche 
Berichte find hierüber freilich nicht vorhanden. Der Brahmane kennt nur ein abenteuerliches 
Gemenge der Menfhen und Götter. Bon nüchterner wirklicher Geſchichte fehle Ihm jeder Be— 
griff. In welcher furchtbar blutigen Weife dlefe Kaftentoflen gegen die Buddhiſten gewüthet 
haben mögen, fann man aus den gräßlichen Ihaten ber indiſchen Rebellion unferer Tage 
ſchließen. K. F. Neumann. 


2) Gladwin, Ayeen Akbery, or the institutes of the emperor Akber. Translated from the 
inal Persian (Kondon 1800). 
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Katafter, ?) Unter Katafter im mweitern Sinne verfteht man Verzeichniſſe unbeweglicher, 
doch auch beweglicher Gegenſtände, felbft von Perfonen oder von Erwerböthätigkeiten Behufs 
Belegung derfelben mit Steuern und Abgaben, fei e8 an den Staat, an größere oder Eleinere 
Gemeindeverbände und Gorporationen, oder aud an einzelne Obrigkeiten und gemeinnügige 
Sorcietäten. Sie enthalten eine genaue Befhreibung jener Gegenflände, dabei deren entſpre— 
ende Werthsangabe und Steuerbeträge nebft fteuerpflichtigen Berfonen in glaubhafter Form. 
Ihre Stelle vertraten früher aud wol Flur-, Lager: oder Steuerbücher, desgleichen Urbarien 
und ähnliche Urkunden, welche die Befig:, Abgaben: und Leiftungsverhältniffe der verſchiedenen 
fteuerpflitigen Klaffen der Bevölkerung feftzuftellen beftimmt waren. Die behufs der Immo: 
biliar:$euerverfiherung aufgenommenen Befchreibungen von Gebäuden, der baulichen Ein— 
rihtung und Beihaffenheit, wie des eingeſchätzten Werths verfelben, ferner die Verzeichniſſe von 
deichpflichtigen und eingebeichten Grundſtücken (Deichrollen) werben ebenfalls wol als Katafter 
bezeichnet. Vorzugsweiſe aber fallen unter ven Begriff von Kataftern die, fei es auf allge: 
meine Schäfung der Reinerträge oder auf genauere Vermeflung, Glaffification und Boniti— 

rung gegründeten Verzeichniſſe der fteuerbaren Grundſtücke (Liegenfhaften), ingleihen Gebäuve 
behufs der von denfelben gleihförmig, nach Verhältniß ihres Werths, insbeſondere ihres Rein 
ertragd, zu entrichtenden Grundfteuer. Im diefer Bedeutung ifl die Aufnahme von Kataftern 
auch in Deutfchland eine bereitö fehr alte Staatdeinrihtung. Deren Einführung, weitere Aus: 
bildung und Verallgemeinerung gebt Hand in Hand mit der Entftehung und Befeftigung ver 
Landeöherrlichfeit und Territorialhoheit. Die Unvollfommenheit diefer Katafter früherer Zeit 
beruht nit allein in Mängeln ver landwirthſchaftlichen Abſchäzungskunde wie der Finanz— 
wiſſenſchaft, fondern ebenfo fehr in den damaligen politifchen Inftitutionen, theilsin den man: 
cherlei Steuereremtionen und Privilegien gewifler Klafjen von Perfonen und Gütern, 5. B. des 
Adeld und der adelichen oder Rittergüter, theild in den verſchiedenartigen, von den Standesver⸗ 
hältniffen der jeweiligen Gigenthümer abhängigen Leiftungsverhältniffen ver Befigungen und 
in den landſtändiſchen Verfaffungen, welche die ausfchließliche oder bevorrechtete Vertretung der 
Bevölkerung in den einzelnen Ländergebieten und dabei das wichtige Steuerbewilligungsredht 
in bie Hände privilegirter Klaffen legten, namentlich des Adels und der höhern Beiftlichkeit, 
allenfalld noch einiger ftädtifcher Magiftrate und Beamten. - 

Einer fortgefhrittenen Finanzwiſſenſchaft war ed vorbehalten, genauer zwifchen den ver: 
ſchiedenen für die Befriedigung der Staatöbevürfniffe durch Steuern heranzuziehenden Ein: 
nabhmeauellen der Volkswirthſchaft zu unterfcheiden. Erft im 19. Jahrhundert, mit der Aus- 
bildung des verfaſſungsmäßigen Rechtsſtaats, erfannte man aud) in den Rändern des europäi— 
ſchen Gontinents ald einen oberften Grundfag der Gerechtigkeit die nah Verhältniß der Lei: 
ftungsfraft gleichmäßige Übertragung der Staatöbedürfniffe durch ausnahmsloſe Vefteuerung 
aller Mitglieder ded Staatöverbandes an. Davon war die Bervollfommnung der Grundfteuer: 
fatafter die nothrvendige Folge. Zum Zwed einer gleihmäßigen Regulirung der auf Grund 
und Boden und auf Gebäuden ruhenden Steuern in einer Mehrzahl der verſchiedenen deutſchen 
Landestheile, welche dur den Reichsdeputationshauptſchluß von 1803, hiernächſt durch die 
Wiener Congreßarte von 1815 zum Staatöganzen vereinigt worden, war bie Herftellung neuer 
vollftändigerer Steuerfatafter unerlaßlih. So waren in den meiften ältern Provinzen bes 
preußiſchen Staats die Städte zu einem fogenannten, hauptſächlich zur Erhaltung des ſtehenden 
Heeres beftinnmten „Servis“ veranlagt, hingegen die Befigungen des platten Randes, mit Aus: 
nahme der zur Geftellung von Ritterpferden, fpäter an deren Stelle zu einer firirten Geldab— 
gabe (Kehnskanon, Ritterpferbegelv) pflihtigen adelihen oder Rittergüter, zum fogenannten 
Generalhufenſchoß nah Maßgabe des Hufenbefiges fataftrirt, neben welcher Abgabe jedoch nicht 
blos fogenannte fleuerbare Schattenhufen behufs Beftimmung des Beitragäverhältniffes von 
Schäfern u. f. w., fondern auch noch Giebelgeld, ferner Vieh: oder Horn: und Klauenſchoß, 
Kopf: und Schuggeld, ſowie Abgaben anderer Art unter den verſchiedenſten Benennungen als 
Ergänzungen und Hquivalente des Hufenſchoſſes beftanden und nad verſchiedenen Kataftern 
veranlagt waren. Während no im 15. und 16. Jahrhundert die von den Ständen bewillig- 
ten Geldhülfen meift auf einer allgemeinen Bermögensihägung berubten, wobei nicht allein 
Immobillar: und Mobiliarvermögen, Neallaften und Berechtigungen, fondern auch wol zufäl: 


— — — — 


1) Bgl. die Art. Grundſteuer, Grund und OHypothekenbücher, und Einkommenſteuer 
> 


52 Katafter 


liges perſoͤnliches Cinkommen mit berückſichtigt wurden, und diefe Bermögensihägung nurdes- 
halb wejentlih ald Grunpfteuer erſchien, weil damals Werth und Ertrag des Grund und Bo: 
dens den weit überwiegenpften Beftanptbeil aller Vermögen bildete, ſchritt man beſonders in 
der erften Hälfte des 18. Jahrhunderts zu einer regelmäßigern und vollftändigern Kataſtrirung 
der Grundbeſitzungen nebft Zubehör. 

Für Schleſien verordnete 1721 der damalige Landesherr, Kaifer Karl VL, un den viel: 
fachen Klagen über Ungleichheit und Bebrüdung zu begegnen, die Bildung einer neuen Grund— 
lage zur Ausſchreibung ber Staatöfteuern mitteld Ertragsaufnahme allen Grund und Bodens 
nad allgemein feftgeftellten Grundfägen. Die Richtigkeit der von den ſtädtiſchen und ländlichen 
Obrigfeiten anzufertigenden Belenntnigtabellen hatten fie eidgöftattlih zu verſichern. In 
Schleſien hatten ausnahmsweiſe die Rittergüter, ungeachtet ihrer geringern Duotifation (Di- 
vifors), jogar eine höhere Grundfteuer ald die Ruftical= und Bauergüter deshalb zu entrichten, 
weil bei ven Dominialgütern aud die Hebungen an bäuerlihen Gefällen, Zinfen und Dienften, 
an Zehnten, Pächten, Brauurbaren, Mühlen u. f. w. zum Anſatz famen. Indem Friedrich der 
Große nad der Eroberung Schleſiens, und zwar gleich nad) dem erſten ſchleſiſchen Kriege, das 
vom Kaifer Karl VI. während zwanzig Jahren fortgefegte, jedoch unvollendet gebliebene Reviſions⸗ 
werf aufnahm, orbnete derfelbe infolge allgemeiner und vollftändiger Glajfification und Abs 
fhägung aller Grundſtücke und zubehörigen nugbaren Realitäten durch die beftellte Haupteom⸗ 
miſſion und die ihr untergeordneten Sperialcommifjionen, die Anfertigung eined neuen Grund: 
fteuerfatafterd für Schleſien an. 

In der Mark Brandenburg, wo bereits feit dem 17. Jahrhundert Anlage und Schägungen 
behufs Entrichtung der fogenannten Gontribution vorgenommen und mehrfad revidirt worden 
waren, ließ 1718 der König Friedrich Wilhelm I. die Hufenmatrifel von 1623 revidiren und 
nad feiner ausführliden Inftruction ein neues Steuerfatafter mit Zugrundelegung ber revi— 
dirten Glafjification der Grundſtücke anfertigen. Dafjelbe geihab in Oftpreußen. (Vgl. über 
dieſe ältern Glafjificationen, Ginfhägungen und Katafteranlagen unter andern Schimmelpfen= 
nig, „Die preußifchen directen Steuern‘, Potsdam 1843, I, 226 fg., 354fg., u. a. a. O.) 

Dergleihen Katafter, welche nicht fowol auf vorgängiger genauer Bermeflung und Boniti= 
rung, als vielmehr nur auf arbiträrer Schägung beruhten und die ganzen ald geſchloſſen be: 
trachteten Befigungen umfaßten, mußten, in Ermangelung regelmäßiger periodifcher Reviſto— 
nen, bei Firation der Steuerbeträge, im Laufe der Zeit und mehr als eines Jahrhunderts, zu 
um fo größerer Ungleichheit und Härte in der Grunpbefteuerung führen, je mehr bei den Fort— 
fhritten der Landwirthſchaft, zumal im gegenwärtigen Jahrhundert, zufolge freier Agrarver— 
faflung, nad ausgeführter Gemeinheitötheilung und Separation, bezüglich Gonfolivation der 
Grundſtücke, wie nah Wegfall und Ablöfung der Reallaften und Berechtigungen (f. die allegir= 
ten Artikel), die Eulturart und der Gulturzuftand ver Grundſtücke ſich veränderte. 

Im Gegenſatz zu einer derartigen Kataftrirung verorbnete in Frankreich zuerft die Gonftitui= 
rende Verfammlung im Jahre 1790 die Aufnahme eines jogenannten Parcellarfatafters. 
Deſſen vollftändige Anlegung wurde jedoch erft 1808 definitiv beichloffen und wirklich begonnen. 
Im Jahre 1830 war noch nicht mehr als etwa die Hälfte des franzöſiſchen Landes folhergeftalt 
fataftrirt. Das ganze Werk wurde indeß erft im folgenden Jahrzehnd vollendet. Nach vieler 
Kataftrirung enthält, laut eines amtlichen Berichts aus dem Jahre 1841, die gefammte Flächen-— 
ausdehnung Frankreichs 52,768618 Hefktaren, wovon die fteuerpflichtigen Flächen 49,863610, 
die nihtfteuerpflichtigen (Seen, Flüſſe, öffentliche Gebäude u. f. w.) 2,905008 Hektaren betra= 
gen (die Heftare — 3,9 preuß. Morgen). Vermeſſen und fataftrirt find 123,360338 Par: 
celfen, melde jih im Beil von 10,893523 Grunpbeiigern befinden. (Vgl, Kries, „Vor: 
ſchläge zur Regelung der Grundſteuer in Preußen“, Berlin 1855, S. 36, und die Allegate da— 
felöft, ingleihen ven Art. Grundvertbeilung.) Man hatte in Frankreich einftweilen die Grund: 
fteuer nur bepartementöweife contingentirt und bereits mehrfache Nevifionen und Ausgleihuns 
gen der Gontingente der verjhiedenen Departements unter Benugung älterer Matrikeln, wie 
von Declarationen der-Eigenthümer, Bachtverträgen und Kaufpreiien vorgenommen. Aller: 
dinge ift e8 zweifellos, dap die Aufnahme eines Varcellarfatafterd mit unverhältnigmäßig hoben 
Koften verbunden ift und für Staaten von großer und verfchiedenartiger Flächenausdehnung 
feine volle Gleichheit im Beſteuerungsverhältniß gewährt, indem bei der Abſchätzung des Rein 
ertrags von Grund und Boden nicht blos deſſen Culturart, natürliche Beihaffenheir ver Ader- 
frume wie des Untergrundes, Lage und Abdahung, jondern auch die Nähe und der Umfang von 
Marktorten, die Bevölkerung, der leichtere oder ſchwierigere Abfag der Producte durch Strönte, 
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Eijenbahnen, Ehauffeen u. |. w., jelbft die mehr oder weniger vorgejhrittene rationelle Land— 
wirthihaft, fogar Fleiß, Ausdauer und Intelligenz der aderbautreibenden Klaffen, wie die 
Induftrie: und die Kabrifationdverhältniffe der Umgegend entſcheidend einwirken. Es ift daher 
in Franfreih das Parcellarfatafter vorzugsweife zu gleihmäßigerer Vertheilung der Haupt- 
fummen und Gontingente der Departements, ſodann befonderd der Gemeinden auf die einzelnen 
Grundſtücke innerhalb der Gemeindebezirfe benugt worden. (S. Kries, a. a.D., ©. 34 fg.) 

Mit entiprehenderm Erfolge wurde im Königreih Würtemberg die Kataftrirung mittels 
Herftellung von Parcellarfataftern bewirkt, nachdem durch Geſetz vom 18. Juli 1821 zuerft ein 
proviforifches Steuerfatafter angeordnet war, welches noch nicht auf genauen Meflungen und 
Berechnungen beruhte. (S. über die proviforifhen Anordnungen und über die zur Anfertigung 
eines definitiven Parcellarkataſters erlaffene Vorfhriften R. v. Mohl, „Das Staatsrecht des 
Königreihs Würtemberg‘, zweite Auflage, I, 836— 845.) In Würtemberg eriftiren im gan 
zen 5,005979 Katafternummern, reſp. Parcellen, in den Händen von 360135 Familien. 
(S. den Art. Grunbdvertheilung.) Dafelbft find die Ergebniffe diefer genauen Parcellarver: 
meffung aller Grundftüde in Karten verfhiedener Größe eingetragen, dieje Karten auf Stein 
gezeichnet, in welchen fich die Berechnungen der Gemeindemarken und Güterftüde, die Culturarten 
und Klaffen, wie die Namen der Befiger aus den ebenfalls nievergelegten Vermeſſungs- und 
Bonitirungdregiftern vermerkt finden. Es kann jeder Grundbeſitzer für einen fehr geringen Be: 
trag eine Gopie ver Karte und Beihreibung feiner Grundſtücke aus dem mit ver Aufbewahrung 
der Katafterarbeiten und Flurkarten betrauten Archiv erhalten. @inleuchtend gewährt ein Ka- 
tafter von folder Vollkommenheit den Grundbefigern für die mannichfaltigften Zwede, Kauf 
und Verkauf, Erbtheilung, hypothekariſche Verfhuldung, wie Sicherheit ver Grenzen, die außer: . 
orbentlihften Vortheile, melde im Laufe der Zeit die aus der Staatöfaffe aufgewendeten, wenn 
gleichwol fehr bedeutenden Koften der Parcellarvermeflung, Claſſification und Einfhägung der 
einzelnen Barcellen überfragen. 

So ift au) im Großherzogthum Heſſen, laut Gefeg vom 13. April 1824 wegen Vollendung 
des Immobiliarkataſters und infolge deffelben erlaffener Inftructionen, die genaue Vermeſſung, 
trigonometrifche Berechnung, Glaffification und Einſchätzung aller Grundftüce vergeftalt fort: 
fhreitend geſchehen, daß Ichließlich die Aufnahme, Kartirung, Berechnung und Ausfteinung vor: 
erft der Gemeinde, Blur: und Gewann-, dann der Parcellengrenzen, legterer auf Koften der 
Berheiligten, erfolgte. 

Ebenso ift im Königreih Sachſen die Kataflrirung mit günftigem Erfolge für die Grund: 
befiger ausgeführt. 

Über die zur Anfertigung des Katafterd nöthigen Operationen ift au Mau, „Grundfäge 
der Binanzwiflfenihaft‘‘, dritte Auflage, Abth. 2, ©. 29fg., beſonders $. 319, ©. 37 fg., 
zu vergleiden. h 

In dem Art. Grundfteuer ift bereitd auf deren Unentbehrlichkeit nicht blos für die neuern 
Finanzfofteme der Staaten, ſondern noch mehr für die von eigener höherer Selbftbefteuerung 
abhängige Selbftverwaltung der Gemeinden, Kreife und Provinzen hingewieſen, und ed wird 
diefe Unentbehrlichfeit der Grundfteuern aud von Gegnern diefer Steuerart anerfannt. Uner— 
laßlich ift aber die periopifche Revifion, jelbft bei einer Gontingentirung innerhalb der Provin— 
zen oder Kreife, jedenfalls für dieſe Fleinern Diftricte. Am meiften entſpricht auch das Parcel: 
larfatafter dem Zweck jeder Grundfteuerregulirung, einer möglichft gerechten und gleihmäßigen 
Übertragung ver Steuer von allen Grundeigenthümern. . 

Preußen überfam bei Befigergreifung der weftlihen Provinzen (Rheinland und Weftfalen) 
in denſelben zwar eine allgemeine Grundfteuer, jedoch mit jehr unvollfommener Ausgleihung 
und ungleicher Verrheilung. Deshalb wurde bereitö im Jahre 1820 die Aufnahme eines voll: 
fländigen GrunpfteuersParcellarfatafters angeordnet. Demzufolge ift durch das Grundſteuer— 
geie für die weftlichen Provinzen vom 21. Jan. 1839 (Preußiſche Gejegfammlung für 1839, 
&. 30fg.) die Grundfteuerhauptfumme für beide als gemeinſchaftliches Grundfteuergebiet be: 
trachtete Provinzen feftgeftellt, bezüglich contingentirt, fpäter aber, durch Gefeg vom 15. Det. 
1844 (Preußiſche Gefegfammlung für 1844, S. 596) wegen der periodifhen Nevifion des 
Grunpfteuerfatafterd refp. ver Kataftralabfhägungen der Gebäude und cultivirten Grundftüde, 
ſowie wegen Erneuerung der Karten, Flurbücher und Mutterrollen durd eine ſtändiſche Gene— 
ralcommiffion und durch Specialcommiffionen, Beſtimmung getroffen. Nah dem Ergebniß 
diefer allgemeinen Revifion find die Kataftralerträge der Verbände der einzelnen Steuerpfligti: 
gen aufs neue feftgeftellt und die folergeftalt berichtigten Kataftralerträge im ganzen Umfange 
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der weftlichen Provinzen ver Befteuerung zu Grunde gelegt, danach auch die Katafter der Ge— 
meinden berichtigt worben. 

Inzwiſchen find nunmehr jedoch für den ganzen Umfang der preußiſchen Monardie, mit 
Ausschluß der Hohenzollernfhen Lande und des Jahdegebietd, die Gefege wegen anderweiter 
Regelung der Orundfteuer und Aufhebung der Grundfteuerfreiheiten vom 21. Mai 1861 er: 
gangen. (S. den Art. Grundſteuer.) Danach ift von einer Parcellarvermeffung und Kataftri- 
rung abgeftanden. Nach der Grunpftenerausgleihung werben die vem Staate vorerft zu gewäh⸗ 
renden 10 Millionen auf die Provinzen, beziehungsweife einem befondern Grundſteuerſyſtem 
unterliegenden Verbände vertheilt und die auf fie entfallenden Grundſteuerhauptſummen als 
deren Gontingente behandelt, innerhalb verfelben aber wiederum auf die einzelnen Kreife, inner= 
halb diefer auf die Gemeinden und felbftändiger Gutäbezirfe und innerhalb der Gemeinden auf 
die fteuerpflichtigen Liegenſchaften nah Verhältniß der Neinerträge gleichmäßig vertheilt. Die 
Feftftellung der Neinerträge ver Liegenfhaften erfolgt nah Eulturarten und Bonitätsklaffen. 
An Gülturarten werben unterfchieden: Aderland, Gärten, Wiefen, Weiden, Holzungen, Waſ— 
ferftüde, DOdland. Innerhalb jedes einzelnen Kreifes, beziehungsmweife Claſſificationsdiſtricts, 
werben für jede Eulturart nicht mehr ald acht Klaffen angenommen. Der Elafiificationdtarif 
enthält ven für jede Rlaffe jever Eulturart pro Morgen in Geld feftzuftellenden Reinertrag. Zur 
Gontrole für vie gleihmäßige Einſchätzung find kreis- reſp. claſſificationsdiſtrictsweiſe Mufter: 
und Normalftüde auszuwählen. Die Bermeflung befhränft fi, foweit dafür richtige Karten 
nicht vorhanden, auf die Gemarfung und innerhalb derjelben auf Fetftelung der Grenzen für 
verſchiedene Klaffen und Eulturarten. Der Finanzminifter miteiner zur Hälfte ausden Käufern 
des Landtags gewählten Gentralcommiffion und den vier Generalcommiffarien , je einen für 
zwei Provinzen, führt die obere Aufjicht, während innerhalb jeved Regierungsbezirks ver Be- 
zirkscommiſſar mit dem Obergeometer und den zur Hälfte von dem Provinziallandtage gewähl⸗ 
ten Mitgliedern der Bezirkscommiſſion für die angemeffene Ausführung forgt, welche in ven 
einzelnen Kreifen und Glafificationsdiftricten unter Leitung eined Kreiscommiſſars den zur 
Hälfte von den Kreisftänden gewählten Einfhägern reſp. Mitgliedern der Kreisveranlagungs- 
commifjton obliegt. Auf die verfhiedenen Geſichtspunkte bei Einfhägung der Grundſtücke in 
die Klaffen refp. ihrer Neinerträge ift noch befonders hingewieſen. (Gefegfammlung ©. 309 fg.) 

Die durd) dad Gefeg von gleihem Datum angeorbnete allgemeine Gebäubefteuer ift dage— 
gen nicht contingentirt. "Diefelbe richtet jich vielmehr durch die ganze Monardie nad) der An 
zahl und Befhaffenheit der der Steuer unterliegenvden Gebäude und beftimmt ſich nad deren 
durchſchnittlichen jährlihen Nugungswerth, gemäß des dem Geſetze beigegebenen Tarifs. 

Dies find in wenigen allgemeinen Zügen die Beftimmungen, worauf künftig in Preußen 
das neu berzuftellende Grundfteuerfatafter fi gründen wird. 

Zu der Hinter dem Art. Grundfteuer und zu ber im vorflehenden Artikel angeführten Kite: 
ratur, welche das Katafterwefen mitbetrifft, ift indbelondere noch hinzumeifen auf die claſſiſche 
Schrift. von Benzenberg, „Über das Kataſter“ (Bonn 1818), eined um die Fortſchritte in der 
Grundfteuerregulirung hodpverdienten Mannes. (Vgl. über denjelben die von Haym herausge— 
gebenen „Preußiſchen Jahrbücher”, Berlin 1862, X, 187, 289). MM Leite. 

Katharina IE. Niemand wird an diefer Stelle eine chroniſtiſche Überficht der äußerlihen 
Geſchichte K.’3 ſuchen; noch weniger fann VBeranlaffung gegeben fein, das Anefvotenhafte ihres 
Rebend hier zufammenzuftellen und ven perjönlihen Schmuz abftäuben zu wollen, welder an 
ihrer biftorifchen Seftalt haftet. Gewiß find auch die Beftrebungen, aus der Individualität jener 
Frau deren Politik zu entwideln, in ihrer Weife Höchft verbienftlich gewefen. Aber ihr Weien 
beruht nicht in diefem heimlichen Theile, welder der Brau und der Kaiferin zu unleugbarer 
Schande gereiht. Als Hiftorifche Erſcheinung ift fie in der ganzen Reihe ver Zaren von Peter I. 
His Nikolaus die einzig wahrhaftmonumentale Geftalt. Wie uns beigroßen Kimftlern und Künft- 
lerinnen hinter ihrem Auftreten und Geftalten ihr Privatleben in Dunfel zerfließt, ebenſo möch— 
ten wir ſpeciell für K. diefe Betrachtungöweiſe in Anfprud nehmen, da auch fie während ihrer 
ganzen langen Laufbahn mehr ald Künſtlerin für großartig coneipirte Ziele und Zwecke auf: 
tritt, als daß man eigentlich jagen könnte, ihr Wirken fei fo recht aus dem innerften Kerne einer 
mädtig angelegten Natur als unwiderſtehliche Nothwendigfeit hervorgequollen. Nach dieſer 
Seite blieb fie immer Weib mit all den taftenden Vorfihten und jenen natürlichen Schlaubei= ' 
ten des weiblichen Naturelld, welches fich bei ihr nad) der edlern Seite des Gefühl! verhältnig- 
mäßig jo wenig entwickelt zeigt. Zeit und Umftände waren ihr günftig wie wenigen Herrichern. 
Selbft Alerander I. nicht und vollends nicht Nikolaus l. obgleich auch dieſe beiden eine lange 
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Jahresreihe hindurch auf dem Zarenthrone jagen, find ihr vergleihbar im geiftigen Erfaflen 
der großen europäifhen Geſchichtsepochen, worin fle lebten, noch auch in der gewandten Be- 
nugung der in den Verhältniffen ded Reiches gegebenen Gelegenheiten, um jenen großen Ge— 
danfen Peter's J. den man fein Teftament nennt, nicht blos äußerlich, ſondern auch aus höherm 
geiftigen und ſtaatsmänniſchen Standpunkte feiner umfaffenden Verwirklichung zuzufördern, 
Dabei ward jle vom Glüde des Erfolgs begünftigt, wie vor und nad ihr fein Träger der 
Zarenfrone. 

Was wir ihr zum Verdienſt ald ruſſiſche Zarin anrehnen, wird vom europäiichen und mo: 
ral:politifhen Standpunkte nit einen Augenblick unfer Urteil über K.'s Principien, nament- 
lich in der äußern Politif zu mildern vermögen. Die Gonjequenzen derielben, melde durch Ke's 
Einfluß vermittelt und mit den verwerflichſten Mitteln ins Werf gefegt wurden, ragen aud noch 
in unfere Gegenwart ald Fluch der böfen That herein. Europa kann niemals vergeflen, daß son 
jenem zeitgenöffifhen Dreigeftirn großer Regenten gerade K. ed war, welde Friedrich II. und 
Maria Therefia nur allzu Häufig aus ihren leuchtenden Bahnen herauslenfte und die Schatten 
über fie brachte, welche ald tiefe Flecken ihres Glanzes auf ihnen laften. Dennod darf man auf 
der andern Seite feinen Augenblid verfennen, daß feineinziger Zar jeit Peter J. in gleicher Weife 
wie K. dem Eintritt Rußlands in das europäiſche Staatöleben nicht blos ven Schein, ſondern 
die Wahrheit einer moralifhen Berechtigung zu verleihen geftrebt hat. Wenigſtens theoretiich 
zeigt ih K. überall von der Überzeugung durchdrungen, daß nur eine gelegliche Feſtſtellung 
zwifchen dem Herrſcher und Untertban einem Staate die innere Garantie dauernden Beſtandes 
zu geben vermöge. Theoretifch jehen wir überall den Gedanken vertreten, daß nur eine wirkliche 
innere Europäiftrung der focialen und politiſchen Verhältniffe jene Entwickelung der materiellen 
Hülfsmittel Rußlands begründen fann, welche den mehr durch glückliche Umftände und gelun: 
gene Handftreihe, ald durch innere Kraft zur Großmachtſtärke gelangten Staat auf diefem 
Standpunkte zu erhalten vermöchte. 

Wenn ſelbſt nicht mehr, jo lag darin dad Zugeftänpnig, daß der ruſſiſche Abſolutismus ſich 
in einer nur auf bad Schwert und Henkersknechte geftügten Herrfhaftsübung nit mehr voll: 
kräftig fühle. Er fuchte nach moralijcher Berechtigung, er wollte felbft um ven Schein einer fol: 
hen von jeiner Unbegrenztheit einen Theil preisgeben. Aber freilih — dies alles nur in der 
Theorie. Denn K. war ein Weib, und ihr Oatte und Vorgänger Peter II. war im Anlaufe nad 
ähnlichem, jogar nad höherm Ziele geftorben, weil er fein Mann zu fein vermochte. 

Sie war ein Weib, ihre Staatdmänner waren gleichzeitig die Günftlinge ihrer weiblichen 
Neigungen. Das Bewuftjein des Mangeld an männlichen Eigenſchaften trieb die eitle Kaiſe— 
rin, wie wir ed oft bei geiftig hervorragenden und gemüthlich unbefrievigten Frauen finden, in 
die ſchwindelnden Höhen der damals modernften Philofophie. Das Fundament aber, um dieſe 
Höhen fihern Fußes zu betreten, fehlte ihr. So nahm auch fie die äußern Erfheinungen einer 
überreizten Ausbildung folder Iheorien für wahre und nothwendige Zeichen eined Stand- 
punftes „auf der Höhe der Zeit”. Nebenbei paßten fie zuihrem Naturell und deſſen Neigungen. 
Die principielle Frivolität ver Voltaire'ſchen Schule, bereits durch Eliſabeth I. und Anna's Hof: 
haltung praftifch in das peteröburger Reben übertragen, obfhon ganz ohne Voltaire und Schule, 
wurde in immer weitern Kreifen der Vornehmen zur Lebensordnung. Unterdeſſen war dad Volf 
bei den Anfängen einer gewaltfamen und blutbefleten Bildung flehen geblieben, joweit fie ihm 
Peter I, aufgedrungen ; diefe felbft hatten fi) natürlich) in der nur traditionellen überlieferung 
wieder verruffet; die Maffen hatten von ihren eigenen Borzügen gerade jo viel hingegeben, ald 
fie von den Äußerlichkeiten frembländifher Cultur angenommen. Gleichzeitig waren jo viel 
Elemente fremder Art, Sitte und Geftaltung zu dem ſchon durch Peter aus feinem Gleichgewicht 
gebrachten nationalsrufiiihen Wefen getreten, da K. oder ihre Staatsmänner das dringende 
Bedürfniß empfanden, diefed entftehende Chaos vielfältiger Einzelgeftaltungen unter gewiſſen 
Normen und Formen zufanımenfaffen. 

Ganz Europa war damals vom Gentralifirungsfuften Frankreichs verblendet. Wie heute 
England die Normen und Geftaltungen bietet, denen die conftitutionellen Entwidelungen der 
Völker des europäifchen Gontinents zuftreben, fo bot vamald das abfolute Frankreich den Zür- 
ften und Regierungen das Vorbild für ihre Staatsgeftaltungen. Auch Rußland glaubte dieſem 
Ziele zuarbeiten zu müflen, und fo begann unter K. jenes Syftem der nivellirenden Regierungs— 
weife, welches man heutzutage im Namen der Rufjificirung zufammenfaßt. Allein es war eben 
feine Rufificirung im nationalen Sinne, fondern bezweckte einzig eine Uniformität nad) peters= 
burger Idealen. Nothwendig mußte die Ausführung den nationalstufflihen Kern ded Reichs 
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unbefriedigt laffen, alle nichtruſſiſchen Elemente des Reichs erbittern. So war man bei allen 
Gelegenheiten wiederum auf die foldatifche und polizeiliche, auf die gefeglofe Gewalt des Staats 
über feine Interthanen gewiefen. Daß dabei den ruffifhen Staatsmännern damaliger Zeit 
die Idee vorſchweben mochte, ed könne eine einheitliche Norm der Staatdverwaltung am beften 
aus einer einheitlihen Form der Gemeindeverwaltung hervorgehen, ſcheint zwar die Aufzwin- 
gung der „Städteordnung“ K.'s zu beweifen; allein auch) diefe Mafregel follte ohne Berückſich— 
tigung der national=hiftorifch begründeten Stellung der Städte zum Flachland in Rußland voll- 
führt werden. Wie Beter in der zwangsweiſen Entwidelung einer allgemeinen Induſtrie die 
focialen und gewerblichen Zuftände feines Reichs mit denen der Niederlande verwechſelt hatte, 
fo verwechſelte man jegt die Wechſelwirkungen zwifchen der ſtädtiſchen und ländlichen Bevölke— 
rung Rußlands mit denen zwifchen einem wirflihen Bürgerthum und ber Bauernfhaft im civi= 
lifirten Europa. Man wollte Unmögliched und mußte alfo ſcheitern. 

Dies ift die eine Seite des Bilded. Zu gerechter Würdigung der Verhältniffe pürfen wir 
dagegen nicht vergeffen, daß die ruſſiſche Politik im Innern bereits damals nicht mehr auf einen 
rein nationalen Boden geftellt werben Fonnte, da Kurland, die ehemals polnischen Provinzen, die 
öftlihen Uferlande des Schwarzen Meeres zu dem urfprünglihen Moskowiterreich und den vers 
hältnigmäßig nicht umfänglihen Eroberungen Peter’ I. kamen, weldye überdies bis dahin nicht 
nur dem Namen, fondern der That nad) einen in jeder Hinſicht abgefonderten Theil des Reichs 
gebildet hatten. Wenn wir endlich der jich jelbft überrafhenden Machtentwickelung der ruſſiſchen 
Politif nad außen und ihres bereits außerordentlich großen Einfluſſes gedenken, fo erſchien da— 
mals der Verſuch nicht ohne innere Berechtigung, das Staatdleben nad) einer vom peteräburger 
Eabinet ausgehenden Norm auszubilden, melde gewiffermaßen eine Bermittelung des Natio= 
nallebens mit der An: und Aufnahme fremder Elemente anftrebte. Auch trat damals die Un— 
möglichkeit einer Übertragung weft: und mitteleuropäifher Zuftände auf Rußland ebenjo wenig 
grell hervor, als die Unmöglichkeit einer Verpflanzung ruſſiſcher Verhältniffe nad ver Weit: 
hälfte Europas. Herrſchte doch der abfolute Staat allenthalben, ja ſelbſt in feinen Formen noch 
nit jo grundverfhieden vom ruffifchen Abjolutismus, ald wenige Jahrzehnde fpäter; hatte 
doch das Volk nod nirgends gefproden, und trandigirten doch die Lehren der Encyklopädiſten 
erft in ausgewählte einzelne Kreife der Gebildeten. Noch ſchien es thunlich, dieſe wie ein geifti= 
ged Modeſpielwerk der vornehmen Welt betrachten zu fünnen, gefahrlos für ven Beftand der 
‚ politifhen Dinge, bequem zur Losfagung mit geiftreihen Wendungen von den Überlieferungen 

Ihmwerfälliger Sitte und Zucht im gefellfhaftlihen Leben. Dfteuropa hatte keine Ahnung vom 
Bevorflehen einer europäifchen Umwälzung. j 

Da brach die Franzöſiſche Revolution in die legten Regierungsjahre K.E herein. Obgleich 
Rußland, folange die Zarin lebte, äußerlih davon unberührt blieb, fo fluteten dennoch deren 
geiftige Strömungen allenthalben über die neuvorgefhobenen Weftgrenzen des Reihe. Die 
augenblickliche Folge im peteröburger Babinet war das Aufgeben aller Plane, durd deren Ver— 
wirflidung der Abfolutismus in feiner Machtvollkommenheit Hätte beihränft, vem Wolfe 
irgendein Einfluß auf die Geftaltung des Staatslebens hätte gegeben werben follen. Nach allen 
Seiten hin wurden plöglich die Zügel aufs flrafffte angezogen, wurde bereitd die ſpäter zum 
Vrincip erhobene Abſchließung gegen das europäische Leben eingeleitet. 

So endete die erfte fcheinbare Unterbrechung des biöherigen zarifhen Regierungsfoftems 
mit einer Wiederaufnahme deffelben. Immerhin war K. die erfte europäifche Kaiferin auf dem 
ruffifhen Throne gewefen. Unſers Erachtens find nun zu ihrer richtigen Beurtheilung die Vor— 

ausgänge und Umftände ihrer Ihronbefteigung genau ind Auge zu faflen, um von da aus der 
Entwidelung ihres Regiments folgen zu fünnen. Es hatte erftaunlicd viel Mühe gekoftet, die 
Heine Prinzeſſin von Zerbft zur Gemahlin des vorausſichtlichen Kaifers von Rußland zu ma= 
hen; namentlich Briedrich IT. Hatte da8 Arrangement angeregt und feinen Einfluß dafür ver: 
wendet. Auffallendetmweife fümmerte ſich jedoch die preußiſche Diplomatie am peteröburger 
Hofe am menigften um K., folange fie noch Großfürftin war. Daß aber K. ſich bei Eliſabeth's 
Lebzeiten fhlecht genug befunden und erft ſehr allmählich, indem fie der Kaiſerin perfünlid an= 
genehm wurde, fich zu einer beffern Stellung zu emaneipiven vermochte, ift an ſich befannt und 
durd die von A. Herzen heraudgegebenen Memoiren K.'s noch unwiderleglicher bewieſen wor— 
den. Immerhin darf ed verwundern, daß dieſe Aufzeihnunggn, deren Echtheit wol ſchwerlich 
in Abrede zu ftellen ift, fo erftaunlid wenig von der fpätern Beveutfamfeit der Kaiferin ver: 
rathen. Sie bewegen ſich faft nur in den Intereflen ihres ſchlechten Cheverhältniffes, ihrer 
perſoͤnlichen Stellung am Hofe und überhaupt in einem Ipeenfreife, welcher über die gemöhn- 
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lien Intriguen der Prinzejfinnen zweiten Ranges faum hinausgeht. Wir haben in der Lite: 
ratur viel intereffantere und Hiftorifch beveutfamere Aufzeihnungen von viel weniger bedeuten- 
den Frauen. Nur pſychologiſch klären fie mandes auf, z. B. die Eingewöhnung in Berftel: 
lung und Hinterhaltigkeit, welche aud der Kaiferin in der Fülle ihrer Macht niemals wieder 
fremd wurde. 
Es fheint jedoch in der That kaum, daß K. bis zu den legten Momenten der Kaiferin Elifa= 
beth jemals ernftlich in dem Gedanken gelebt Habe, dereinft regierende Kaiferin und zwar eine 
jo epochemachende Kaiferin bed ungeheuern Reichs zu werden. Aber allerdings trat jhon 
damals ihre überaus große Klugheit und die Schlauheit in Benugung aller Mittel bei mehreren 
Gelegenheiten und namentlih aud) in ihren Bamilienverhältniffen außerordentlich prägnant herz 
vor. Dies ſcheint den Großkanzler Elifabeth’8, Beſtuſchew, bei deren langfamer Auflöfung vor— 
zugäweife bemogen zu haben, jein Augenmerk auf die Großfürftin zu richten, um durch diefelbe, 
melde trog aller Untreue einen außerordentlichen Einfluß auf ihren Gemahl übte, den zufünfti= 
gen Kaiſer zu beherrſchen. Durch ihn wurde K. in die Höhere Politik eingeführt und mol jelbft 
ihon auf den Gedanken hingewiefen, allmählich an ihres Gatten Stelle die Zügel der oberften 
Gewalt in ihrer Hand zufammenzufaffen. Peter II. war nun eine Perfönlichfeit, melde aller= 
dingsallerlei gute Intentionen hatte, aber fih nurvon Wallungen und Leidenſchaften beherrichen 
ließ. Hätte K. nicht immer durd neue Rüfternheiten den Eaiferlihen Gemahl aufs äußerſte er- 
Sittert, fo würde fie wahrſcheinlich ftatt feiner geherricht Haben, während freilich jenem der Nas 
men geblieben wäre. Allein während fie in Beziehung ihrer finnlihen Neigungen ihre ſonſt jo 
große Klugheit durchaus nicht zur Herrfchaft fommen zu laffen vermochte, erwuchs in dem zwar 
wohlwollenden, jedoch maßlos eigenfinnigen Herrn nad) feiner Thronbefteigung gerade daſſelbe 
Dppofitionsgetüft gegen alles, was in den ruſſiſchen Verhältniffen und in der politifchen Lage 
naturgemäß gegeben war, welches nad K.'s Tode auch die bizarre Herrſchaftsperiode Paul's I. 
bezeichnet. So trat Peter, nachdem er einmal zum unumſchränkten Träger ver oberſten Gewalt 
geworden, feiner Gemahlin und den von diefer (beziehendlich von Beſtuſchew) vertretenen Prin: 
cipien geradezu feindlich gegenüber. Sie mußte bald erkennen, daß es nur eine Brage der Zeit 
mar, daß fie vom Kaiſer verftoßen und wahrfheinlich, wie e8 bisher unter ähnlichen Verhält— 
niffen herkömmlich geweſen, ewiger Kloftergefangenfhaft oder dem Tode überliefert werden 
würde. Wie bei leidenſchaftlichen Menfchen ohne innere Kraft und ohne den feften Nachhalt ver: 
Rändiger Überzeugungen fo häufig ifl, fo ſchien auch Peter II. alle feine Entihlüffe und Plane 
mit einem mal, blos durch die rüdfichtölofe Anwendung der in feine Hand gegebenen Gewalt in 
Ausführung bringen zu wollen. So wurde es X, leicht, indem fie den Haß ihres Gemahls gegen 
fh zur Schau trug, deſſen Misgriffe zu benugen, um fi felbft zum Mittelpunfte der unzufries 
denen Parteien zu mahen. Dan fann bier nicht in Einzelnes eingeben; aber da es K. darauf 
anfommen mußte, ſich namentlich zunächft ald gute Ruffin zu zeigen, fo wurde die zufahrende 
Haft und Gewaltfamfeit, womit der Kaifer in reformatoriicher Abficht die kirchlichen Gewohn— 
beiten und Anfhauungen ver Nation verlegte, um fo verhängnißvoller fürihn, als K. durch ihre 
geſchickt affestirte, jerupuldfe Anhänglichfeit an die orthodore Kirche und deren Gebräuche vie 
Geiftlichfeit wie die Maffen zu geminnen mußte. Selbft in ihrem Thronbeſteigungsmanifeſt, 
welches Die Entthronung des Zaren rechtfertigen follte, wies fie ausdrücklich auf die fehr erniten 
Gefahren hin, die dem orthodoren Glauben aus Peter's II. längerer Regierung erwachſen fein 
mwürben. Aber aud dad Heer verfeindete ih Peter, indem er ed mit Einem Schlage äußerlich und 
innerlich verpreußen wollte, während K. durch ihren Günftling Gregor Orlow namentlich in der 
eon den Reformen am härteften berührten Garde einen wefentlihen Einfluß gewann. Der 
ruſſiſche Hochadel endlich, welcher ih unter dem bisherigen Frauenregiment fo außerordentlich 
behaglich gefühlt hatte, mar ebenfall8 mit der knappen und flraffen Art, momit Peter vebutirte, 
überaus unzufrieden und nur allzu geneigt, die Herrfchaft eines Mannes wieder mit der einer 
Frau zu vertauſchen. Und aud im Volke felbft ftand dem nichts entgegen; denn alle Völker, 
welchen ein dunkler, aber gemöhnlid richtiger Inftinet jagt, daß ihre Zuftände dem Autofratis- 
mus noch nicht entwachſen find, hoffen doch immer mildere Formen veffelben bei feiner IIbung 
durch eine Frau als durd einen Mann. 

So wurde es KR. leicht, die befannte Revolution ind Werk zu fegen, welche fie auf den Thron 
bob. Es war indeffen eine Palaftrevolution ganz in der rohen Weife, wie fie Rußland von jeher 
geiehen und auch Tpäter wieder fah, nur mit überrafchender Benugung momentaner Umſtände 
bewerkſtelligt, ſodaß dadurch aud für K. die dauernde Herrſchaft nicht im geringften garantirt 
worden wäre. Allein man darf nicht vergeflen, daß den im Kriege mit Friedrich IT. verwickelten 
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Mächten dieſe Ihronbefteigung Ke.'s ebenfalls jehr willfommen war, weil ſie eine Wiederher⸗ 
ftellung ver auswärtigen Beziehungen nad vem Vorgange Blifabeth'8 zu verheißen ſchien. Die 
damals zu Peteröburg wirklich bedingenden Mächte, Frankreich und Ofterreich, unterftüßten alfo 
dad neue Regiment durch ihre Gefandten, joviel fie nur immer vermochten. Wirklich erflärte 
auch K. im Ihronbefteigungsmanifeft, daß Peter II. Rußlands „Staatsehre“ durch den Frieden 
„mit deſſen ärgftem Feinde“ (Friedrich II.) in den Staub getreten habe. Jedenfalls ahnten 
weder bie auswärtigen Mächte noch der ruffische Adel etwas davon, daß K., welde jegt jo gefü— 
gig bien, ihnen fo bald über die Hand wachſen würde. 

Der erfte Bligftrahl, welcher dad auf Friedrich's tieffte Demüthigung fpeculirende Ausland 
traf, Fam fo unerwartet, daß man jelbft bis heute aller eigentlich politifchen Erklärung dafür ent: 
behrt. Wir meinen den Uniftand, daß K. faum 14 Tage nad dem Erlaß des Thronmanifeftes 
die dort in Bezug auf Friedrich II. gebrauchte Außerung als einen „Überſetzungsfehler“ bezeich— 
nen ließ und den zwifchen Friedrich und Peter II. abgefhloffenen Friedensvertrag durchaus be= 
ftätigte, für Heilig und unverleglich erflärte und durch Zurüdberufung der ruſſiſchen Truppen 
aus den von ihnen befegten preußifchen Provinzen befräftigte. Man hat fogar, um die Dunkel— 
heit dieſer Widerſprüche aufzubellen, ven Beweis anzutreten verfuht, K. fei eine natürliche 
Tochter Friedrich's II. geweſen und von dieſer Thatſache erft nad ihrer Thronbefleigung unter: 
richtet worden. Abgejehen davon, daß K. ſich ſonſt erflaunlich wenig abhängig von Kamilienbe- 
ziehungen gezeigt hat, widerspricht einer folhen Annahme auch der ganze Charakter ihrer ſonſti— 
gen Perfönlikeit. Viel natürlicher eriheint die Annahme, daß K., welche mit jener Phrafe des 
Thronbefteigungsmanifeftesnur die Rechtfertigungsgründe für Peter's Entthronung vermehren 
und zugleich die Gunst der Armee ſich zu ihern gedacht hatte, nunmehr im Beſitze der Macht ſich 
ftark genug fühlte, um nad) außen Hin denjenigen Weg einzufhlagen, melden Be für ihre Ent: 
würfe ald den zweckdienlichſten erachtete. K. beſaß aber jiherlih Scharfblil und Menſchen— 
fenntniß genug, um ven Stand ber friegerijchen Dinge zu überſchauen, die Erſchöpfung aller 
ftreitenden Mächte zu würdigen und aud recht wohl zu erfennen, dag von allen Gegnern einer 
Erftarfung Rußlands Friedrih Il. die gebieterifchfte Aufforderung empfinden mußte und die ent- 
ſchiedenſte Fähigkeit beſaß, diefelbe zu verhindern. K. bedurfte aber zunächſt des Friedens, um 
die innern Groberungen Ruflands, welche faft ſeit vem Tode Peter's I. vernadhläfjigt waren, 
mindeftend jo weit zu führen, daß fie auf den europäiſchen Schauplage wieder mit der ganzen 
Wucht ver der Größe des Reihe entſprechenden Macht aufzutreten vermöchte. Die Gegner 
Friedrich's mußten auch bereitä"beim Nüdtritte K.'s aus ihren Reihen die bevingende Wucht 
Rußlands empfinden ; jie ſahen fi jozufagen genöthigt, ven Krieg im Sande verrinnen zu 
laffen, um zum Qubertusburger Brieden (15. Bebr. 1763) zu gelangen, welder dem König von 
Preußen aud nicht ein einziges Dorf nahm. 

Daß diefer Eindruck auf dad Ausland fein dauernder jein und im Gegentheil bei erfter Ge— 
legenheit eine Reaction herausfordern werde, wenn ſich das Kraftbewußtſein Rußlands nicht 
jehr entſchieden zu bewähren vermödhte, daran konnte K. allerdings feinen Augenblid zweifeln, 
ald Franfreih, Spanien und nod andere Höfe fofort neue Gelegenheit nahmen, um mit dem 
Streite über den Kaifertitel der Zarin Rußland wieder aus dem europäiſchen Eoncert hinauszu— 
weifen. Nur mit Mühe jegte die Kaijerin ihre Anſprüche durch, und im Gefühle ver Unjicherheit 
ihrer äußern Verhältniffe, ſowie au im Bewußtfein des Unmuths der rujjifhen Ariftofratie, 
welder bei ihrer Ihronbejteigung unbeftimmte Zufiherungen für eine Art von Verfaffung ge- 
macht worden waren, wußte jie vorläufig noch mit einer Reihe von liberal jcheinenden Maßre— 

geln den eigentlichen Beginn der organischen Neuordnung im Innern zu vertagen. 

Diefe Mafregeln waren jehr gefhict gewählt. Dem Volke erwies man fi gefällig durch 
Herabjegung des Salzpreifed, durch Abihaffung der Folter, dur Normen zur Regelung des 
Handelsweſens, dur die Stiftung von Hospitälern und Armenhäufern u. dgl., während 
auch die Rückkehr zur alten Uniformirung und den rufjiihen Gebräuchen in ver Armee nicht 
wenig zur Popularität der no immer mit einigem nationalen Miötrauen betrachteten deutfchen 
Zarin beitrug. Den wirklid reformfreundlihen Elementen gefielen aber die ftrengen Ufafe gegen 
die Käuflichfeit der Ämter, gegen die Übergriffe der Beamten und die Verordnungen zur Be— 
ſchränkung der Gewalt der Eivilgouverneure. Der Adel endlich, welcher unter Anna und Glifa= 
beth wieder allmählich zu einer Art von Stand emiporgewadhjien war, fand fi dadurch gefchmei- 
delt, daß die Garderegimenter, welche gewiffermaßen gewohnt waren, ſich ald Prätorianer zu 
betrachten, beveutend vermehrt wurden, während die Offizierftellen darin dem Adel ausſchließ— 
li verbleiben follten. Ebenfo wenig ward der Klerus vergeflen. Nicht daß etwa K. die vorpe= 
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teinifche Selbftändigfeit ver Kirche wiederherftellte, wol aber gab fie verjelben die Verwaltung 
der Kloftergüter zurück, wenn auch wahrſcheinlich in der Vorausfigt, daß der Streit darüber 
innerhalb ver Klerijei felbft rajch genug wieder auf eine. Höhe fleigen werde, um die Einmiſchung 
des Staats erwünſcht zu machen. Diefer Calcul war bekanntlich aud ganz richtig, K. konnte 
ſchon zwei Jahre fpäter die Mafregel zurücknehmen, ohne daß dadurch eine größere Aufregung 
in der Nation entftand. 

Die Gefhichte ver Auflöfung Polens ift bereits jo vielfach erörtert, day eine Wiederholung 
ihrer Ginleitungen an diefer Stelle beinahe nur langweilen fönnte. Sie fommt und ald That 
aud weniger in Betracht ald wie in ihren völferrechtlihen Folgen, theils in Beziehung auf die 
allgemeine europäifche Politif, theild in Bezug darauf, daß Preußen und Oſierreich dadurch für 
lange Zeit ihre naturgemäße Stellung als Vertreter Mitteleuropas verloren und mit ihrer 
Wucht weiter nach Oſten rückten, dort aber von der koloſſalen Größe der ruſſiſchen Macht in 
zweite Reihe gedrängt blieben. Daß die Borausjicht einer ſolchen Verſchiebung des mitteleuro: 
päifchen Schwerpunkte bereits für Peter's J. Einmiſchungen in Polen und die Feſtſetzung beruf: 
ſiſchen Macht in dem fich felbft zerfleiſchenden Lande maßgebend gemejen fein ſollte, ift ſchwerlich 
anzunehmen. Seit jener Zeit aber hatten ſich die Madtverhältniffe Preußens und feine Stel- 
fung zu Polen wie zum öfterreichifchen Kaiferreih au) dermaßen verändert, daß Rußland, we: 
nigſtens als K. den Thron beftieg, nicht entfernt mehr daran denken Eonnte, ih ganz Polens zu 
bemädtigen, ohne einen außerorbentlih wirffamen und jehr wahrjdeinlih das ruſſiſche Reich 
felbft tief beſchädigenden Widerſtand bei ven beiden deutſchen Großmädhten zu finden. K. aber 
war ſcharfſichtig genug, um zu erfennen, daß einen größern Vortheil ald diefer Verſuch die 
Bereinigung namentlich Preußens im gleichen Intereffe mit Rußland an Polens Selbflzerrüt- 
tung bringen fünne. Preußen wiederum war damals, und beſonders unmittelbar nach dem 
Siebenjährigen Kriege, keineswegs ftarf genug, um in ber Beſorgniß, jpäterhin einer dauern— 
den Abhängigkeit von der ruſſiſchen Politik zu verfallen, die darauf abzielenden Anregungen 
von der Hand zu weifen. So mwenigftend wird es erflärlih, daß Friedrich der Große bereits 
1764 jenen geheimen Vertrag zu Peteröburg unterzeichnete, deffen zugeftandener Zwed die un: 
verfehrte und vollftändige Aufrehthaltung der anarhifhen Inftitutionen Polens war. Indem 
aber unter vielen die freie Königswahl und die Ausſchließung jedes nichtpiaſtiſchen Candidaten 
obenan geftellt wurden, fchloß der Vertrag die Eventualität der bewaffneten Intervention in ſich 
ein. Diefe je nad Umſtänden für Rußland oder Preußen offen zu halten, darin lag der Schlau 
heitsſieg der ruffifhen Diplomatie; denn Rußland war bei allen Parteien gehaft, Preußen in 
den großen Maffen populär, jevoh nunmehr unbedingt an Rußland gebunden. 

Die unmittelbar folgenden Greigniffe find befannt: die Gonföderation von Bar, der vier- 
jährige Bürgerkrieg, Rußlands Verhalten u. ſ. w., ebenfo daß Polen von den Mächten des 
Abendlandes im Stiche gelaffen wurde, da Frankreich im Augenblid feine Intereflen nicht dahin 
wendete, und England ſich wegen feiner Verwickelung mit ven norbamerifanifchen Golonien leb— 
haft fcheute, die ihm von K. durch den klugen Vertrag vom 1. Juli 1766 gewährten Handeld- 
vortheile, deren es in Rußland genoß, um Polens willen auf das Spiel zu fegen. Die Türfei 
blieb der einzige Staat, welcher fein eigenes Interejle in vemjenigen Polend fo außerordentlich 
gefährdet ſah, daß er Rußland einen Krieg erflärte. Ob die Türkei dazu nicht von Ofterreich 
und Frankreich im geheimen getrieben war, ift allerdings nicht feftgeftellt, jedoch Faum unwahr: 
ſcheinlich, da ein zweiter Vertrag zwilhen Breußen und Rupland beftand (1767), welcher beide 
zu einer Allianz vereinigte, „falls“ Öfterreich zur Verhinderung der ruffiſch-preußiſchen An- 
[läge Truppen nad) Polen einrüden laffe. 

Gerade die türfifhe Diverjion, weldhe unter andern Umftänden Rußlands Plane wol noch 
lange zurücdfgeftellt haben würde, follte diesmal den ruſſiſchen Waffenthaten zur glänzenpften 
Genugthuung dienen. Es ift befannt, daß durd die Eroberung der Krim und Beffarabiens, 
fowie durch die Vernichtung der türkiſchen Flotte ganz Europa von einem faſt panifchen Schreden 
vor der Furchtbarkeit ver ruffifhen Land: und Seewaffen erfaßt wurde. Oſterreich ftand faft 
ifolirt deren koloſſalen Fortſchritten gegenüber (befonderd da aud England, wenigftend durch 
feine Marineoffizieve, ji an der Zerflörung der ottomaniſchen Marine beteiligt hatte). Die 
militärifche Polition, welche Rußland in Beſſarabien und Polen einnahm, fowie Preußens dro: 
bende Stellung in ber nörblihen Flanke war aber zu gefährlich, ald daß Oſterreich mit ven 
Waffen gegen die polnifgen Plane und für die Türfei einzutreten vermocht hätte. Im Jahre 
1771 war bie Lage Polens wie der Pforte gleichermaßen hoffnungslos, und fo erſchien es für 
Maria Thereſia nod ein ganz erträgliher Ausweg, um den Preis ihrer Zuftimmung zu der 
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polnischen Theilung, die ihr doch noch ungleich wichtigere Rettung der Donaufürftenthümer, zu 
deren Zurüdgabe an die Türkei ſich K. bereit erflärte, zugleich mit ver Bewahrung des osmani— 
ſchen Reichs vor feinem gänzlihen Zerfall durchzuſetzen. So vollführte fich dieſe erfte Theilung 
oder vielmehr vie Amputation der die Lebensfähigkeit des farmatifchen Reichskörpers bedingen 
den Glieder. 

Rußland hat immer feine größten Vortheile dadurch errungen, daß ed nad) außen hin feine 
Berehtigungen ald europäifcher Staat wie eine jelbftverftännliche Sache Hinftellte, während es 
im Innern des Reich ſich gerade durch die Rosfagung von den Rüdfichten auf Europa eine ge- 
wiffe Bopularität feiner Politik zu fihern verftand. Nach der erften Theilung Volens zeigte ſich 
vecht genau, wie ſcharf K. diefen unleugbaren Vortheil der Pofition aufzufaffen und auszunugen 
verftand. Während Preußen und Ofterreich fih abmühten, für ihre Betheiligung an dem furcht— 
baren Gemaltacte die Verzeihung Europas und ihrer eigenen Unterthanen durch moraliſche 
Beihwihtigungen und ſcheinbare Redhtsausführungen zu gewinnen, verfprah K. den Polen 
nicht mehr und nicht weniger, ald was die Ruſſen bereitö befäßen, und jhmeichelte ven Ruffen 
fogar dadurch, daß fie deren Luft, das Schredbild der Völker zu fein, dem mit der Sanction der 
Theilung no immer zögernden polnischen Reichstage mit der Drohung vor Augen ftellte: bei 
längerm Widerftreben werde fie ganz Polen confisciren, Warfhau der Plünderung und den 
Flammen preisgeben. 

Wenn diefes plötzliche Hinüberfpringen in ruſſiſche Barbarei bei einer Zarin faft unbegreif- 
lich Scheint, welche fich fo gern als „Philofophin auf dem Thron‘ bewundern ließ und aud ſpäter 
mancherlei ernfthafte Anläufe nahm, um Rußlands innere Theilnahme an der europäifhen 
Givilifation zu vermitteln, jo darf man doch nicht vergeffen, daß gerade in diefem Moment ein 
Heraudfehren des Ruſſenthums, felbft mit jeinen Roheiten, ver Kaiſerin Hoffnung gab, recht 
bevenfliche innere Gefahren zu befeitigen oder doch zu vermindern. Denn im Innern des Reiche 
hatte es, troß feines äußern Glanzes, feit 8.8 Ihronbefteigung fortwährend gekocht und ge- 
gärt. Wiederholte Verſchwörungen, meuchelmörverifche Anschläge gegen die Kaiferin und ihre 
nächſte Umgebung, immer wiederholte Brandlegungen in Peteröburg und Mosfau, dazu das 
Auftreten von ſechs falſchen Peter IIL. u. |. w. zeugten dafür, welche gegnerifchen Elemente in der 
Tiefe wühlten, während von oben her der Glanz der Peteröburgifirung fi über dad Land aus: 
breiten wollte. Außerdem hatte eine furchtbare Peftepivemie, welche (1771) von ver Moldau 
audgehend die Ufraine überzog und bis Moskau vordrang, unter dem unmiffenden und aber= 
glaubigen Volke eine jehr gefährliche Erbitterung erregt, an welche fi) in einem unverfennbaren 
Cauſalnexus der Aufftand Pugatſchew's anſchloß. Allen diefen Dingen begegnete nun K. mit 
einem außerorbentlihen richtigen Verftänpniffe der ſchwachen Seiten der ruffifhen Nation da= 
durch, daß fie die Regierung, namentlich foweit es ihre Wechfelbeziehung mit den auswärtigen 
Staaten betraf, als vollfommen unbefhränft und unbeirrt in allen Mitteln ihres Wollen er: 
ſcheinen ließ und fo das Volf gewiſſermaßen in einem fortwährenden Raufche feiner Selbftbe- 
mwunderung erhielt. F 

Dabei beftand aber die noch größere Kunft des ruffiihen Regiments jener Zeit darin, gleich- 
zeitig ganz Europa damit zu ſchmeicheln, daß man ſich anftellte, als fei die Verähnlihung ver 
ftaatlihen Zuftände mit denen der wirklichen Gulturländer nicht blos ein auf das Papier gewor- 
fenes Ipeal, jondern eine auch wirflid in das Reben getretene Thatfahe. Die Kenntnig Ruß: 
lands und die Wechſelbeziehungen des dortigen Bublifums mit dem auswärtigen waren aber na- 
türlih noch weit geringer als heute, während die Heranziehung auswärtiger Gelehrten und 
Eoloniften noch viel unbedingter als heute für eine Unterwerfung Rußlands unter die euro- 
päiſchen Eulturbedingungen genommen wurde. Man hatte fozufagen weder einen rechten Be- 
griff von den ungeheuern Entfernungen im Reihe, welche ſolche einzelne Verfude und Anfäge 
wie Tropfen im Meere verſchwinden laffen, noch hatte man vollends eine Anſchauung von der 
vollfommenen Zufammenbanglofigkeit zwiſchen den einzelnen Gulturpunften und zwifchen ven 
faftenmäßig gefchiedenen Ständen Rußlands. K. felbft aber war zu gebildet und zu beftimmt 
in europäifcher Bildung erwachſen, um nicht wirklich das zu wollen, was nad außen hin die 
politische und culturliche Reform Rußlands erfhien. Sie glaubte in ver That eine Ausgleihung 
zwifhen dem nationalsruffiihen Wefen und der europäiſchen Eivilifation möglih, wenn ver 
Staat vermöchte, durch eine einheitliche Orbnung der politischen Verhältniffejene Eentralifation 
herzuftellen, welche Franfreidh groß gemacht und Preußen zu einem fo überaus wichtigen Staat 
im europäifchen Syſtem geftaltet hatte. K. war mit den Entwürfen für eine innere Orbnung 
Rußlands auf europäiiher Grundlage ganz gewiß nicht bemußt unwahr. Immerhin jedoch 
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modte ihr ſelbſt die weibliche Eitelkeit und die ſchmeichelnde Corruption ihrer Umgebung die er: 
tungenen Erfolge auf diefem Gebiete viel gewaltiger darftellen, als fie in Wirklichkeit waren 
und nah aller Möglichkeit fein fonnten. Die taurifchen Dörfer Botemfin's fpielten eben überall 
und in allen Sphären des Staatölebend. Wenn jie aber auch nachträglich von ver Kaiferin als 
bloße Derorationen erfannt wurden, fo glaubte fie do damit das bewundernde Ausland zu täu: 
{hen, und wenn fie nicht erfannt waren, fo baute fieeben auf joldhe papierene Orundlagen weiter 
—nürlih ohne Erfolg. 

So erging ed mit ber vielbefprochenen Ordnung der Gefege, jo mit der vielbelobten Ver: 
brierung der Nechtöpflege, jo mit der Leibeigenſchaftsfrage. K. war aber wiederum viel zu 
iarfblidend, um nicht zu erkennen, daß auf ſolche Weife, ohne eine wirkliche innere Kräftigung, 
die Großmachtzukunft Rußlands dennoch Feine wirflide Garantie habe. Bon dem nothwendi- 
zen Gleihgewicht zwiſchen den Kernlanden eines Staatd und feinen peripheriichen Provinzen 
hatte indeffen die Staatskunſt jener Zeit überhaupt noch feinen Begriff. Sie erachtete jeden ter: 
ritgrialen Zuwachs ald Machtverſtärkung; jo mochte fih aud in K. mehr und mehr jenes Be: 
türfnig nach Ausdehnung der rufiiihen Grenzen entwickeln, welches man, unjerd Erachtens zu 
atſprechend, ald rohe Ländergier bezeichnet hat und welches namentlich der zweiten Hälfte ihrer 
Regierung zur Laft fallt. _ 

Die Ausgleihung glaubte fie durch die ftreng pedantiſche Negelmäßigfeit dev Verwaltungs 
formen finden zu fönnen, und fo entftand recht eigentlich unter ihr und durch ihr Regiment jenes 
Soſtem der Peterdburgifirung, mit welhem Rußland bis auf die allerneuefte Zeit erperimentirt 
bat, ohne darin eine organifche Weiterentwidelung ver Gulturbedürfniffe berzuftellen oder eine 
otganiſche Feſtigung des Staatd zu begründen. Schon K. war genöthigt, und feinem ihrer 
Rachfolger ward dieſe Nöthigung erlaffen, nad jedem bedeutendern Vorſchritte im Geiſte der 
Peteröburgifirung den nationalen Unzulänglicpkeiten wieder nachzugeben oder aber dem natio= 
nalen Widerwillen gegen europäifche Geftaltungsformen neue Gonceffionen zu machen. Daß 
died nicht mit dieſem Bewußtſein geſchah und fich beinahe immer ausnahm wie eine freiwillige 
Umlehr des für fich ſelbſt fürchtenden Autofratismus, ift allerdings fehr richtig. Aber die eigent— 
lihe Grundlage beruht doc eben in dem Umftande, daß K. ſelbſt, Aleranver I. und endlich 
Nikolaus bei einem Punfte ankamen, wo fie ih fagen mußten: die Einzwängung ded National: 
tuſſenthums in Die europäifchen Formen ift unmöglih. K. kam auf diefen Punkt, nachdem jie 
daran hatte verzweifeln müflen, dad Verhältniß zwiſchen Herrſchaft und Beherrfchten durch wirk— 
lich geleglihe Bormen zu regeln. Alerander I. kam dahin, nachdem er erfannt zu haben glaubte, 
daß ein liberaler Abfolutismus ſich jelbft ver ärgſte Feind fei. Nikolaus endlich kam dabin, 
nachdem ihm Elar geworden, daß der Autofratidmud sans phrase mit feiner abfolut petersbur— 
giſchen Herrſchaftsweisheit doch ebenfalls der europäiſchen Infteirung verfalle, wenn er nicht auf 
feinen alteuffifchen Urfprung und die modfowitifhen Sumpathien zurüdgreife. 

Died im einzelnen nachzuweiſen würde hier zu weit führen; überdied ift ja jevem der Gang 
dei tuſſiſchen Staatslebens bekannt genug, um beim Hinblid darauf diefe Anfhauung beftätigt 
zu inden. Was nun K. jelbft anbelangt, fo mag gar nicht in Abrede geftellt fein, daß ſie gerade 
nitiftem mannweiblihen Naturell, mit ver Mifhung von productiver Initiative und ſchmieg— 
ſamem Receptionstalent, nad ihrem ganzen Wefen vielleicht am erften geeignet gewefen wäre, 
Rußland der Petersburgiſirung allmählich zu affimiliren, wenn fie ſich im voraus in ihren Auf: 
gaben ſelbſt beſchränkt Hätte. Indeſſen daran hinderte jiedie Sucht, als ein zweiter Peter der Große 
tazuflehen und deſſen Größe oder doch deſſen Glanz noch zu überholen. Man fanır ihr dies nicht, 
wie einfeitige Beurtheilung fo oft thut, Furzweg ald Oberflächlichkeit einer weibifhen Gitelfeit 
wwölegen. Im Gegenteil liegt darin gewiß eine fehr bedeutende Örofartigfeit der Intentionen; 
und man darf außerdem nicht vergeifen, daß K. einerſeits nicht wie Peter ganz aus dem Rohen 
herausarbeiten konnte, fondern bereitd eine bedingende Erbfchaft angetreten hatte. Andererfeits 
traten ihr auch in Europa viel gewaltigere Verhältniſſe, viel gropartigere Bewegungen und end: 
I fogar viel bedeutendere Perfönlichfeiten auf den Thronen und in den Gabineten gegenüber 
ad jenem. Ob K. fo ſchöpferiſch war wie Peter L., kann noch eine große Frage bleiben; allein 
ohne Brage waren die Verhältniffe, welche fie im Innern des Reihe und in Europa vorfand, 
keineswegs ein fo willfürlich verfügbares Material, wie es fi in Peter's I. Hand gegeben hatte 
8. murde allerdings von Europa nicht minder bewundert ald Peter I., aber das ſtaatsmänniſch 
und politifche Europa fand ihr keineswegs fo erftarrt gegenüber wie jenem. Sie hatte daher, 
üÜgefehen von mander fonftigen größern Schwierigkeit ihrer Aufgaben, die durd die unter: 
Kflen gewordene Unmöglichkeit der barbariichen Mittel Peter's I. entftanden, jedenfalls ein noch 
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viel dringenderes Bedürfniß, dur Kraftäußerungen nach außen ihre innere Politif und deren 
Erfolge zu unterftügen. 

Die europäifhen Schwerpunfte lagen für Rußland jegt ebenfalls anders ald vamald. Der 
ſtandinaviſche Norden war ſchwach geworben, Mitteleuropa ftarf (menigftend durch flarfe Per: 
fünlichfeiten vertreten, folange Friedrich H. und Maria Therefia deſſen bedingende Leiter). Die 
Türkei war im Verhältniß zum Schwächerwerden des Nordens und zur Erftarfung ver Mitte des 
Gontinentd zurüdgegangen. Rußland hatte unter Peter dem Großen fi no vollſtändig damit 
begnügen fönnen, Peteröburg ald das Fenſter zu betrachten, durch welches man nach Europa hin 
ausfhaute. Das konnte das heutige Rußland nicht mehr. Es mußte pofitiv daran denfen, ben 
Norden für fih zu gewinnen oder im Schad zu halten, und daraus erflärt fi nicht nur leicht, 
fondern auch folgerichtig der Gegenfag zwifchen K.'s freundfihem und wohlwollendem Verhal⸗ 
ten zu Dänemarf und ihrer ſchroffen Politik gegen das damals viel ſtärkere Schweden. Haben 
ih nun auch ſeitdem die ſtandinaviſchen Verhältniffe Hinfichtlih der materiellen Macht und ber 
Intereffen mannichfach verändert, fo blieben doc die Grundlagen der Stellung Rußlands dazu 
nothivendig unverändert, weil fih allmählich die europäifchen Situationen fo ausbildeten, daß 
die beiden großen Weftmächte ihren ftetigen Vortheil in der Unterflügung Skandinaviens gegen 
“ Rußland und Mitteleuropa finden mußten. Man darf ſonach fagen, daß aud) biefe moderne 
Intereffengruppirung unter K. ihre Begründung fand und alfo auf darin ihre Regierungs— 
periode noch auf die Gegenwart fortwirft. 

Was nun die Türfei anbelangt, jo ift bier K.’8 Vorgehen gemiffermaßen nur eine Analogie 
zu den Anfängen der ruffifchen Politit gegen Polen. Died darf man nicht außer Acht laffen. 
Denn vom Frieden von Kainardſchi (21. Juli 1774) datirt recht eigentlich erft für Europa die 
orientalifche Frage in ihrer rufitfchen und flet® von neuem mit einem Weltbrande drohenden 
Geftalt. Der Bebietgewinn Ruflands war allerdings fhon für Mitteleuropa bedrohlich genug 
und übergab die Türkei dem ruffiichen Drude nahezu auf Gnade und Ungnade. Allein das 
Wichtigſte blieb immerhin das ungeheuere Recht, welches Rußland über die Hriftlichen Unter: 
tbanen ver Türfei erwarb, und welches die europäifchen Mächte faft nur aus der theoretiſchen 
Beſorgniß, aufihre Ehriftlichkeit einen Schatten zu werfen, ohne Einſprache ſich herftellen ließen. 
Man hielt damals eine prononeirte Chriſtlichkeit noch für ein beſonders confervative® Hülfe- 
mittel dev großen Politik, und die Politik ver „Heiligen Allianz”, melde 50 Jahre fpäter gebo- 
ren ward, um ein Schugmittel gegen den Volksgeiſt zu fein, reiht mindeftens mit ven feinften 
Anfängen ihrer ruſſiſchen Wurzeln bis auf K.'s hriftlich-türkifche Politik zurüd‘, die fi befannt: 
ih urfprünglid in einem neuen byzantinischen Kaiferreiche als ruffifche Secunvogenitur gipfeln 
follte, Indeffen ſcheint K. nicht jelbft die Urheberin jener wichtigften aller Stipulationen mit 
dem europäifchen Orient gemwejen zu fein. Wenigftens bemerkt Uftrialov in feiner Geſchichte: 
„Als Rumänzom den Hauptwunſch des Hofes erfüllt, die Tataren von der türfifchen Herrſchaft 
befreit und den ruffifchen Schiffen freie Fahrt aus dem Schwarzen Meere in ven Archipel eröff: 
net hatte, überredete er au, gegen die Erwartung der Kaiferin, den Divan, das Schugredht 
Rußlands über feine zahlreichen Glaubendgenoffen, die griedifchen und ſlawiſchen Völker, und 
namentlich über die Bewohner der Moldau und Walachei anzuerkennen. Der Friede von Kai: 
nardſchi brachte die Türkei in Bezug auf Rußland in dieſelbe Stellung, in weldye ver Tractat 
von Moskau im Jahre 1686 Polen verfegt hatte. Die Geſchichte ver Diffidenten fonntefih nun 
in den ottomanifchen Annalen wiederholen.‘ Es ift dabei bezeichnend für die faft entwürbigende 
Abhängigkeit, in welche Preußen und Öfterreich durch die polnifche Theilung vom peteröburger 
Gabinet gefommen waren, daß der Friedendvertrag Polen, welches doch Pie oftenfible Veranlaf: 
fung bed Kriegs gewefen, mit feiner Silbe nannte. Ja vie damalige Diplomatie glaubte aus 
diefer Unterlaffung fogar eine ausdrückliche Aufhebung aller frühern Verträge zwifchen Ruß— 
land und der Türkei in Bezug auf Polen conftativen zu follen. Und die Kolgeereigniffe haben 
diefe Auffaffung allerdings praktiſch beftätigt. Die zweite und dritte Teilung Polens ward 
wenigſtens dadurch noch unaufhaltfamer, als fie vorher gewefen. 

Daß K. unter ſolchen Erfolgen auf der hoͤchſten Stufe ver Macht und des Einfluffes in ganz 
Europa ftand, ift zu jelbftverftändlich, um es des weitern zu erörtern. Während die großen Re— 
genten Preußens und Oſterreichs, deren Staatderfolge fo fpeciell an ihre Perfönlichfeit gebun= 
ben waren, unverkennbar allmählich von den Bedenklichkeiten und zögernden Rückſichten des 
Alters befangen wurben, befand ſich überdies K., wenn auch nicht mehr jugendfrifch, doch in der 
Bollfraft des Lebend und erhielt gerade in diefer Periode in Potemfin eine Ergänzung ihrer 
perfönlihen Eigenſchaften, welche ver rohere Orlow ihr zu gewähren nicht vermodt hatte. Im 
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übrigen fann man über Potemfin urtheilen wie man will, feine Kritik kann ihm doch abfpre- 
‘hen, daß er in der Großartigfeit ver Entwürfe und Ausführungen, und namentlich in legtern, 
die Raiferin noch weit überragte. Er hatte freilich auch leihtered Spiel; er hatte nur auf den 
vorhandenen Grundlagen fortzubauen und bie theils angefeimten, theild zur Ausführung ange: 
bahnten Gedanfen der ruffifchen Herrfchaft weiter zu entfalten. Außerdem darf man nicht ver- 
geffen, daß die immermehr vorfchreitende Bewegung der Geifter in Frankreich deſſen Gabinet fo 
fehr abforbirte, daß fein Einfluß auf Mitteleuropa immermebr in den Hintergrund trat. 

Die wihtigfte Wendung, melde mit Potemfin’s Eintritt in das ruffifhe Staatsleben zur 
Eriheinung Fam, war die allmählid anwachſende Entfremdung des peteröburger Cabinets von 
Preußen, während die Hinneigung zu ſterreich von der ſehr idealiſtiſchen und einigermaßen 
phantaſtiſchen Geſinnungsweiſe Joſeph's II. vielleicht nur allzu ſehr willkommen geheißen wurde. 
Allerdings war dieſer Willkommen keineswegs ohne Egoismus, denn er entſprang der großen 
Rückſichtnahme, zu welcher ſich ſterreich der Zarin gegenüber wegen des bairiſchen Erbfolge— 
ſtreits genöthigt ſah. Man kann ſich nämlich nicht verhehlen, daß Ofterreiche Anfprüdhe an 
Baiern fehr fhlecht begründet und darum für Friedrich's Eiferfucht ein höchſt willkommenes 
Mittel gemefen waren, um ſich auf die Seite der Gegner des Reihe zu ftellen. Nun aber hatte 
Rußland felbft Preußens und Frankreichs Vermittelung zugelaffen, damit auf dieſe Weife ver 
ihm jegt höchſt unwillkommene Wieberausbrud des Kriegd mit der Türkei vereitelt werde. 
Und fo war damit ein Vorgang geihaffen, um Rußlands Einmifhung in Deutfchlands innere 
Differenzen zu rechtfertigen, welche überdies ich ausnahm, als ſei fie nur ein guter Dienft freund: 
licher Nachbarſchaft und aufrichtiger Freundſchaft für den Fortbeftand der deutſchen Reichsver— 
faffung und ver Heiligkeit ver Tractate. Die Beilegung diefes Streits durch den Tefchener Frie⸗ 
den (1779), welden Franfreih und Rußland gemeinfam vermittelten, verihaffte Ofterreich 
menigftend dad Innviertel, Der gewaltige Borfchritt aber, melden Rußland damit nach Deutfch- 
fand machte, ſchien damals nicht in feiner vollen Schwere, wenigſtens entſchieden nicht von den 
deutſchen Staatsmächten empfunden zu werden. Denn durd die Garantie der Teſchener Ver— 
träge erwarb ed einen unzweifelhaften völferrechtlichen Titel zu beftändiger Einrede in Deutſch— 
lands Angelegenheiten. Ja im Haf gegen Ofterreich wurde e8 von Preußen fogar ausdrücklich 
betrieben, daß der zwoͤlfte Friedensartikel auch ſämmtliche zwifchen Maria Therefia und Fried— 
rich I. früher abgeſchloſſene Tractate erneuerte und beftätigte, ſodaß K. jegt auch Gewährleiſte— 
rin aller Verträge ward, auf denen die Berfaflung und der Öffentliche Rechtözuftand des Deut- 
ſchen Reichs beruhte. Auf Preußens Betreiben ferner wurben gleihfam ald Mandatare dieſes 
Einfluſſes ruſſiſche Gejandtfhaften beim Reichstag felbft, dann in Frankfurt a. M., außerdem in 
Münden und Hamburg eingerichtet. 

Man dürfte gewiffermaßen mit dieſem Moment ver Machtſtellung Ke's abſchließen; denn alles, 
mas nachher folgte, entfloß derfelben fo naturgemäß, daß es für einen mehr politifchen als hifto- 
rifhen Rüdblid relativ wenig ins Gewicht fällt. Wenn aber K., oder vielmehr Botemfin, nach 
folden ungeheuern Erfolgen alles für erlaubt hielten, mas ihnen nicht geradezu unmöglich, fo 
fann dies in der That nicht jehr vermundern. Würden fi Hiftorifche Berrahtungen mit Wenn 

und Aber machen laffen, fo wäre ed wol von Intereffe, ven Gedanken weiter zu verfolgen: welche 
Eonfequenzen fi an diefe Stellungen Rußlands in Mitteleuropa, ber Türfei und Polen noth— 
wendig gefnüpft haben müßten, wenn die Franzöſiſche Revolution eben nit gefommen wäre 
und fich nicht ſchon damals offenkundig in den Kreifen der höhern geiftigen Bildung für ihren 
Ausbruch vorbereitet gehabt hätte. Übrigens muß man zugeftehen, daß auch nad} diefer Seite 
bin die damalige rufjlfche Staatäfunft den beften Scharfblick bewährte. Denn gerade jene Jahre 
der allerhöchften Macht und europäifchen Geltung R.’8 waren ed, in denen das Beftreben ber: 
jelben, die Monarchie im Innern organifch zu feftigen, wiederum am entfchiedenften vortrat, 
nachdem baffelbe feit dem Beginn des erften türfifchen Kriegs offenbar von den äußern Inter: 
eflen zurückgedrängt gemwefen war. Wir fommen indeffen nicht darauf zurück, nachdem die Haupt: 
zielpunfte dieſer organifatorifchen Beftrebungen im allgemeinen bereitd mehrmals bezeichnet 
wurben. Jedoch möchte die Bemerkung nicht überflüffig erfcheinen, daß gerade in dieſer Periode, 
welche von dem Ruffen Potemfin fo ausſchließlich überherrſcht war, das rein Außerliche und 
Formelle bei diefen innern „‚Neuveränderungen” (wie man ed mit einer gewiflen Rüdbeziehung 
auf Beter’81. Reformen zu nennen liebte) fo recht grell Hervortrat. Statuten genügten für Tha— 
ten, bureaufratifche Eintheilungen in Diftricte für natürliche Gruppirungen, papierene Inflitu- 
tionen für lebendige Einrichtungen, die Erbauung von Rathhäufern für wirkliche Stadtgemein— 
den und endlich die befannten taurifchen Dörfer für eine wahrhafte Belebung verwüfteter Land— 
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Ihaften. K. ſelbſt war offenbar getäufcht, und fo glaubte fie die allgemeine Eulturentwicdelung 
und Europäifirung des Reichs nur noch ſtrahlender zu Erönen, indem jie am Hofe die ſchönen 
Willenfhaften und das Kofettiren mit äfthetifhen Neigungen zur glänzenden Mode machte. Es 
war das feine bloße Fleinliche Eitelkeit, wenn diefe aud einen gewiflen Antheil Haben mochte, es 
war eine Selbjttäufhung über die geiftigen Zuftände des Reichs, in welche die überall vom Er— 
folg verwöhnte Kaiferin jich jelbft eingefponnen hatte und von all ihren ſchmeichelnden Umge— 
bungen immer tiefer eingelponnen ward. 

Gerade daran hatte aber dad Ausland, hatten die gefeiertften Vertreter der neuen Zeit mehr 
Antheil — man könnte faft jagen: Schuld — als die praftifhen Organe der rufjiichen Reform 
ſelbſt. Wenn ein Voltaire, Diverot, Storch, Pallad, Grimm u. ſ. w. der ftaunenden Welt fort: 
während die berrlihften Wunder vom innern Leben Rußlands vorfangen, wenn Polen aus 
der Reihe der jelbftändigen Eriftenzen verſchwand, um in Rußland aufzugeben, wenn Kurland 
ſich freiwillig der Zarin „ju Füßen warf“, das gedemüthigte Osmanenreich zitterte, Perſien 
feine Waffen ftredte — da mar es allerdings nur wenig zu verwundern, daß bie peteröburger 
Selbjivergötterung alles Maß und Ziel verlor, während Europa allermindeftend jedes allge 
meine Urtheil einbüßte. Die unbefangenen Kenner und Beobachter der rufjiihen Zuſtände 
waren unendlich felten, welche noch am Ausgang der Regierung K.'s die Charakteriſtik wag⸗ 
ten: „Der ruſſiſche Staat kommt mir vor wie die Paläſte ſeiner Großen; die Facade iſt im⸗ 
ponirend, auch die Prunkzimmer ſind herrlich geſchmückt und ſtrotzen von Gold, aber die Wohn— 
zimmer ſind unreinlich und in manchem Winkel, womöglich von Marmorfteinen, liegt ein Hau: 
fen Kehricht.“ (Archenholz, „Minerva“, 1797, 11, 278.) 

Allermindeftens verhallten fie ungehört, ungeglaubt. Wie ſehr recht jie jedoch in Betreff ver 
innern Schöpfungen zutrafen, bewies Paul. Hätte die Peterdburgifirung, außer in den officiel- 
len Kreifen, wirkliche Wurzel gefchlagen, jo wäre fein Regiment nicht erft nach Jahren durch eine 
Palajtrevolution der peteräburger Partei beendet worden, fondern von vornherein nicht aus— 
führbar gewefen. Die hiſtoriſche Kritik hat aber ihr legtes Urtheil noch nicht über ihn geipro= 
Gen; er war jiherlich ein Stück ruſſiſcher Wahrheit inmitten des peteröburger Scheind. Und 
Europas Blendung vom legtern wußte er mindeſtens trefflich zu verwerthen. Mit dem fanati- 
[hen Haß gegen die Franzöſiſche Revolution befruchtete er die taufendfahen Wurzeln, melde K 
in die europäiſchen Gabinete eingeienft, daß fie innmer bedingender, immermehr anerkannt, fait 
wie jelbjtverftändliche Nothiwendigfeiten aufwuchſen und unter Alerander I. alle Angelegenhei— 
ten Europas feft genug umſchlingen konnten, um die ganze Kraft unferer Gegenwart zur Be: 
freiung des Gulturlebens von den überwucherten peteröburger Beringungen herquszufordern. 

Buddeus. 

Kauf (Verkauf). Als der bedeutendſte dev Verträge gilt der Kaufvertrag, welcher an die 
Stelle ded Taufchvertragd (Hingabe einer Sache für eine andere zum gegenfeitigen Eigentbum) 
trat, ald der fleigende Verkehr das Vehikel Geld heranzog.!) So weit die Gefhichte zurüd- 
jeben läßt, bediente jich bei ven Gulturvölfern des Alterthums der Verkehr dieſes Vertrags, wo— 
durch eine Sache, die nicht felbft Geld iſt, durch Hingebung eines beftimmten Geldbetrags erwor⸗ 
ben wird. Die Ifraeliten ſchloſſen, was ſchon Gebrauch der Kananiter war, ihre Käufeam Thor, 
als dem Orte des Gerichts, Öffentlich ab und zahlten ebenfo ven Kaufpreis hin, um ſich des Bez 
weifed durch Zeugen zu verjichern. ?) Der Verkauf ded Grundeigenthums war beflimmten Be— 
fhränfungen unterworfen, 3) Die Gefeggebung der Athenienfer umgab den Verkauf der 
Staatsgüter mit Förmlichkeiten: derfelbe wurde öffentlich durd einen Herold vorgenommen 
und beurkundet und gewährte, wie es fcheint, dem Käufer Sicherheit gegen Vindication. 
Sonſt war der Kleinhandel, der Kauf auf dem Marfte, von ſtrengen Vorſchriften überwacht. 
Zur Bekräftigung des Kaufs ſcheint ein Handgeld gebräuchlich gewefen zu fein. Von ſymbo⸗ 
liſchen Gebräuchen bei Übergabe des Kaufgegenftandes findet ſich feine Spur. Gegenſtand bed 
Kaufs war den Griechen aud der Menſch. Der Sflavenftand beftand durchaus in gefauften 
_ Fremdlingen und deren Nachkommenſchaft. Die Umfiht Solon’s griff mehrfach ein, geftattete 


1) Val. den Art, Gelb. 
2)1 Dior 23 (Abraham, der eine a a aa für Sarah fauft); Ruth 4, T—I. Michaelis, 
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3) Michaelis, Thl. I, $. 73, ©. 18— 28. Saalſchütz, Mofaifches Necht mit Berüdfichtigung des 
fpätern jüdischen Rechts (1848), IL, 839-849. 
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namentlih den Antrag des Sklaven auf Berfauf an einen andern Herrn und Freilaflung gegen 
Erftattung des Kaufihillingd. Bor diefem Gefeggeber war ſogar der Verkauf des eigenen Kin— 
des aud Noth geftattet, während auf der andern Seite der Verkauf eines Freien zum Sklaven ein 
ſehr ſchweres mit dem Tode beftraftes Verbrechen war. *) 

Der römischen Bejeggebung war e8 vorbehalten, den Kaufvertrag zum Gegenftand einer 
geiftig durchleuchteten und alljeitig ausgebildeten Doctrin zu erheben.?) Auch Sklaven konnten 
als Gegenftand des Eigenthums des Herrn durch Kauf veräußert werben. 

Wie und Tacitus berichtet, erftrecktefich der Rechtsſinn der Deutichen fo weit, daß der, welcher 
auf den legten Wurf des Würfeljpield feine Perſon fegte, ald Verlierender jih in die Knecht— 
Ihaft begab. Um aber ver Beihämung ob folhen Gewinns zu entgehen, verfaufte der Gewin— 
nende feinen zum Sklaven gewordenen Genoffen. Spätere Urkunden find gleihfall® Zeugen 
diefed Rechtſinns. So heißt ed 5. B. im Sachſenſpiegel (Bud 3, Art. 4): „Wer den Kauf ge: 
ftehet, der joll den Rechten nad dad gewähren, was er verfauft hat; denn der ift ein Dieb, over 
Diebesgenofle, der den Kauf geftehet und die Gewähr verfaget.‘’%) Dieie Gewähr wurde aus: 
drückli zuweilen ſelbſt einlich gelobt oder Durch Bürgichaft befeftigt. Der Kauf über werthvol- 
leres Beſitzthum pflegte vor Zeugen oder unter Nievderfhreibung einer Urkunde abgeſchloſſen zu 
werden.?) Auch das Aufgeld (Arrha) war gebräuhlih. Die Gewähr der Mängel beim Ber- 
fauf von Thieren erhielt eine fharfe Ausprägung. Die Berehtigung der Auflöfung des Ge- 
ſchäfts wegen allzu geringen Kaufpreijed war auf den Verkauf aus Noth beihränft. 9) Als das 
Römiſche Recht in Deutſchland zur Herrſchaft gelangte, bürgerten ſich auch dejlen Grundſätze 
über dad Kaufgeſchäft ein; jie wurden auch in den zahlreichen Statutenrechten (and: und Stadt: 
rechten), mehr oder weniger mit Modificationen, adoptirt. Reichsgeſetze griffen polizeirechtlich 
ein. So verordnete die Reichspolizeiordnung vom Jahre 1548: „Nachdem nicht ohne große 
verderblihe Beihwerben ded armen gemeinen Volks befunden, daß demjelbigen durch etliche 
eigennügige geizige Leute im Schein der Kaufmannfhaft auf ihre Samen, jo noch auf dem Feld 
fteben, auf ven Wein an den Stöden und andere ihrer Früchte, Arbeit und Vieh Geld oder ein 
anderes hinaus geliehen oder gegeben, dadurch dieſelben arıne nothoürftige Leute, was fie gar 
härtiglich erarbeiten, mehr, als ſich fonft nad; gemeinen gewöhnlichen Kauf gebührt, zu geben 
verurfaht und gedrungen worden, welches dann nicht allein denfelben armen Leuten zu unmider: 
bringlihem Verderben, jondern aud ihren Herrichaften, denen ſie fürder ihr Gebührniß viel 
deftomeniger zu thun vermögen, zu großem Abbruch, Nachtheil und Schaden gereicht, neben dem, 
das ſolches wider alle göttliche und menſchliche Sagung, die Liebe des Nächten und gute Sitten 
ift, ordnen wir, daß männiglic dem armen Mann in der Noth, und damit er feine Güter deſto 
fattlicher erbauen, auch fonft mit anderer Nothourfrfic erhalten möge, auf Wein, Früchte und 
anderes um den gemeinen Schlag, Werth und Kauf, wie die zur jelben Zeit find oder gemacht 
en vorzuftreden unverboten fein; wo aber anders gehandelt und hierin einiger Vortheil, 
Arglift, Gefahr oder Betrug gebraudt, jo wollen wir hiermit ernftlic, daß ſolchem Abfäufer 
oder Ausleiher die Hauptiumme verloren und er dazu nad) Geftalt und Gelegenheit der Sache 
geftraft werben ſoll.“ Die Reichspolizeiordnung vom Jahre 1577 kam im weſentlichen auf 
diefes Verbot des Kaufs von Früchten auf dem Felde zurück. Moderne Polizeiftrafgefeggebungen 
baben ein ſolches Verbot no aufgenommen. So heißt es 3.8. im Art. 380 des Polizeiftraf: 
gefeges vom Jahre 1855 für das Großherzogthum Heflen: „Der Verkauf von Getreide (Wei: 
zen, Korn oder Roggen, Gerfte, Spelz oder Dinkel, Hafer, Heidekorn oder Buchwelzen, Hirfen) 
auf den Halm, von Hülſenfrüchten, Raps und Mohn auf dem Stengel und von Kartoffeln an 
dem Stode, fowie von Wein an dem Stocke ift bei Vermeidung einer Geldbuße von 1O—50 81. 


J 


4) Platner, Der Proceß und die Klagen bei den Attikern (1825), II, 334—345. Wachsmuth, Hel: 
lenifche Altertgumsfunde aus dem Gefichtspunfte des Staats (zweite Auflage, 1846), I, 188 u. 189, 
217, 475; II, 168. 

5) Rechts⸗Lexikon, herausgegeben von Weisfe (1845), VI, 10—46, 46—57. 

6) Des Sachfenfpiegels erjter Theil oder das fächfiiche Landrecht, herausgegeben von Homayer 
(zweite Auflage, 1835), ©. 181. 

7) Sache, Das Beweisverfahren nach deutichem, mit Berüdfichtigung verwandter Nechte des 
Mittelalters (Erlangen 1855), $$. 11, 26. 

8) Walter, Deutiche Rechtsgefchichte (zweite Auflage, 1857), Bd. II, $. 558, ©. 213, 214. Gun: 
dermann, Das angeljächfifche Bermögensrecdht im Zufammenhange mit dem heutigen Recht, in der Zeit: 
fchrift für Deutiches Recht, Jahrg. 1857, XVII, 208. 

Staats-Lerikon. IX. 5 





66 Kauf 


für den Käufer und Mäkler verboten und überdies nichtig. Ausgenommen von diejer Beftin = 
mung find Öffentliche Verfleigerungen, Veräußerungen namens eines Minderjährigen oder 
Gntmündigten in Fällen, in welchen das Geſetz Handverkauf geſtattet, der Verkauf von Wein 
an dem Stocke während der letzten vierzehn Tage vor der Weinleſe, Verkäufe, welche ein abzie⸗ 
hender Pächter in Bezug auf die in Pacht gehabten Grundftüde vornimmt, Verfäufe, melde 
der Eigenthümer infolge feines Überzugs in einen andern Wohnort vollzieht. * Das Polizei: 
ſtrafgeſetz für das Königreich Mürtemberg vom Jahre 1839 verpönt in den Art, 66— 76 
den Wucher, indem ed im Art. 77 bervorhebt, daß damit namentlich „das Verbot ded An- 

fauf8 von Früchten auf dem Halm, von Wein am Stock und von Heu und Ahmd auf den 
Wieſen“ außer Wirkſamkeit trete. 

Die Eivilgefegbücher der neuern Zeit haben ſich beftrebt, auch den Kaufvertrag nad) den Ge— 
boten der Gefeggebungspolitif zu normiren. Cie trugen dabei neben der Adoption der für alle 
Zeiten gültigen Grundfäge des Römiſchen Rechts den Aniprühen und Bedürfniſſen ded moder- 
nen Verkehrs Rehnung.?) 

Schon in dem Art. Freiwillige Gerichtsbarkeit wurde hervorgehoben, daß es der öffent: 
lihen Beurfundung aller Rechtsaete, durch welhe das unbewegliche Gut von einem Eigenthü— 
mer auf den andern übergehen fol, und der Wahrung diefes Übergangs in den öffentlichen 
(Grund:)Bühern (Ingroffation) bevürfe. Zu dieſen Nechtsacten gehört vorzugäweife der Kauf: 
vertrag, welcher Grundeigentum betrifft. 19) 

Der Kaufvertrag über bewegliches Gut pflegt feiner Korm unterworfen zu fein. Nur in 
Bezug auf ven Viehhandel pflegt die Protofollirung vorgeſchrieben zu ſein. Ein Geſetz für das 
Großherzogthum Heſſen vom Jahre 1858, erlaſſen neben einem andern gleichzeitigen Geſetz über 
die Währſchaft beim Viehhandel, das aus dem Entwurfe des Civilgeſetzbuchs genommen wurde, 
verordnet, daß ein abgeſchloſſener Viehhandel nur dann der Protokollirung bedürfe, wenn die 
Vertragſchließenden dies verabredet haben, und ſolche Protokolle von den Ortsgerichtsvorſtehern 
aufzunehmen, oder auch, falls für öffentliche Jahrmärfte Marktberichte beftehen, dieſen einzu— 
verleiben feien; doch follen Nebenberedungen über gewiſſe Eigenihaften des Viehes, über 
Gewährleiftung, Nüdkauf, Eigenthumsvorbehalt der verbindenden Kraft entbehren, wenn fie 
nicht protofollict worden feien. 

Die Gejeggebung einzelner Staaten verbietet den Staatsdienern, innerhalb ihres Amts 
freifed unbeweglihe Güter zu Faufen oder bei Öffentlichen Verfteigerungen zu concurriren, um 
zu verhindern, daß das amtliche Anſehen zur Bereiherung auf fremde Koften misbtaucht werde. 

Begreiflih behauptet aud im Kandeldreht der Kaufvertrag die erfte Stelle unter allen 
Verträgen. 11) Der Kauf, dem aud das Lieferungsgeſchäft beizuzählen if, erſcheint ald Das 
Geſchäft, in welchem der Handelsverkehr recht eigentlich erkennbar hervortritt. Die übrigen Ver— 
träge ſtehen dem Handel erſt in zweiter Linie als Beförderungsmittel und Vermittelungsglieder 
des eigentlihen Kaufhandelsgeſchäfts. Dem Kaufe ift in dem von den Handelsgeſchäften ban- 
delnden vierten Buch des Deutfchen Handelsgeſetzbuchs der zweite Titel (Art. 337 — 359) 
gewidmet. 1?) 

Die Geſchichte zeigt, daß ganze Länder verfauft wurden. So verkaufte 3. B. die Republif 
Genua, ermüdet von dem Kampfe mit den Corſen, die ſich die Unabhängigkeit von diejer Gebie- 
terin erftreiten wollten, im Jahre 1768 die Inſel Corſica an Frankreich, das fich diefe Infel 
unterwarf, um fpäter auch (durch den Gorfen Napoleon!) das Gebiet des verfaufenden Frei- 
ftaatd in den Kreis feiner Herrſchaft zu ziehen. in nod naher Tiegendes Beifpiel ift die Er: 
werbung des auf dem linken Rheinufer gelegenen Fürſtenthums Lichtenberg, welches dem Her— 


I) Philojopbiiche Vergleichung der römischen, preußifchen und franzöftfchen Givilgejepgebung (Goͤt⸗ 
tingen 1844), ©. 163— 165. 

10) Puchta, Handbuch des — ame: in nicht ftreitigen bürgerlichen Rechtsjachen (Gr- 
langen 1821), Abjchn. 1, Kap. 1, Bd. II, ©. 3 

11) Treitichfe, Der Kaufcontract in — Beziehung auf den Waarenhandel (Leipzig 1838). 

12) Soudyay, Der Entwurf zu einem deutfchen Handelsgefeßbuch (Zeitfchrift für Deutläies Recht, 
Jahrg. 1858, XVII, 452 fg.), ©. 489 u. 490. Endemann, Der Entwurf eines deutſchen Handels: 
gefegbuchs (Erlangen 1858), S. 125—132. Gutachten über den Entwurf eines deutichen Gewerbe: 
gefegbuchs nach den Beichlüffen zweiter Lefung. Dem großherzoglich badifchen Minifterium der Juſtiz 
eritattet von Goldichmidt (Grlangen 1860), S. —101. Deutiche Vierteljahrsfchrift, Jahrg. 1861, 
Heft 4, Mr. 1. Deutjches Handelsgejegbuh (S. 1—56), ©. 43—46. 
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z0g von Sachſen-Koburg durch einen Beſchluß des Wiener Congreſſes zugewiefen wurde, von 
jeiten Preußens im Jahre 1834. Bekanntlich find in England Offizierftellen käuflich. 13) 

Der Kaufvertrag ift unter den Verträgen ber, mit welchem fich die Rechtsphiloſophie und 
die Gejeggebungspolitif beſonders gern und oft befhäftigte. Vgl. unter anderm Stephani, 
„Grundlinien der Rechtswiſſenſchaft““ (Erlangen 1797), ©. 106—125. Rotted, „Lehrbuch 
des Vernunftrehts und der Staatöwiffenfhaften” (Stuttgart 1829), Bo. 1, ©. 234, 235, 
$.45. Zachariä, „Bierzig Bücher vom Staat’' (Heidelberg 1840), IV, 238— 241. Bitzer, 
„Dad Syſtem ded natürlihen Rechts“ (Sturtgart 1845), ©. 62,63. Bluntſchli, „Deutſches 
Privatrecht” (Münden 1854), U, &. 28—49. Ph. Bopp. 

Kelten, ein im Alterthum mächtiger Volksſtamm. Von der Gefhichte ihrer größten Macht- 
entwidelung find nur wenige Bruchftüde auf und gefommen: ihre Glanzperiode war im ' 
Schwinden begriffen, als fie in die Geſchichte eintraten. Ihren eigenthümlichen Sprachen nad 
gehören fie zu dem großen inpoeuropäiihen Völferftamme, und zwar haben neuere Forſchun— 
gen ergeben, daß jie in linguiftifcher Beziehung ven italifichen Völkern näher ftanden als allen 
übrigen Hauptzweigen der Indoeuropäer. Ginft haben fie die ganze weſtliche Hälfte des nörd— 
lien Europa innegehabt: jegt leben jie, auf wenige Millionen zufammengefhmolzen, in ver 
nordweſtlichſten Ede von Europa zufammengebrängt. Ihre Ginwanderung in Europa ſcheint 
nördlid am Schwarzen Meere vorbei und ander Donau aufwärts flattgefunden zu haben, indem 
fie von diefer Mittellinie aus ſüdlich bis in die Alpen und nördlich in an Breite immer zuneb- 
mender Fronte nah Werten vorbrangen. Die Rigurer und Iberer wurden ſüdwärts von ihnen 
zur Seite gedrängt, und Theile von Oberitalien, angeblid im 6. Jahrhundert v. Ehr., den 
Etruskern entriffen. Der Groberungszug gegen Rom (390 v. Chr.) hatte troß des blutigen 
Siegs an der Allia feinen Erfolg. Etwa 100 Jahre jpäter erfolgte der legte bedeutende Er— 
oberungdzug keltiſcher VBälfer an der Donau abwärts, durch welchen Griechenland aufgeſchreckt 
ward, und infolge deſſen drei kleine gallifche VBölkchen den galatiihen Staat in Kleinafien grün 
deten. Wenn die Griechen auch ſchon jeit 600 v. Ehr. durch Anlegung der Eolonie Maffalia 
mit Gallien, einem ber feltifchen Hauptländer, in Verfehr getreten waren, ſo ſcheint doch Heka— 
täo8 (um 500 v. Chr.) der erſte gemejen zu fein, welder des Landesnamens Keltife gedachte. 
Im Berlaufe von Jahrhunderten lernten die Griechen, genauer aber und weit umfaflender die 
Römer, die feltiihen Völker fennen. Nachdem ſchon gegen Ende des 2. Jahrhunderts v. Chr. 
die Römer im ſüdlichen Gallien feften Fuß gefaßt hatten, ward das ganze Land in adtjährigem 
Kampfe durd Julius Cäſar unterworfen, und die Entnationalifirung durch Die römischen Herren 
des Landes machte ſchnelle und tiefgreifende Fortſchritte. Die Gallier wurden nicht nur politifch, 
jondern aud in Sprade und Sitte zu römiſchen Provinzialen. Namentlid der Süden nahm 
ehrenvollen Antheil an der Entwidelung der lateiniſchen Literatur, indem manche Süpgallier 
als lateinifche Dichter Bedeutendes leifteten, und indem dafelbft berühmte Rhetorenſchulen ent: 
fanden, fodaß im 3. und 4. Jahrhundert die Latinität der Südgallier als bejonders fein und 
geglättet befannt war. Den gegenüber war die Spracde des Nordens roh und ungebilvet: la- 
teinifch war aber auch hier die berrfchende Sprache geworden. Echte galliſche Nationalität er- 
bielt ji faum irgendwo, verhältnifmäßig am reinften nod im Norden, befonders im äußerften 
Norbweiten: daß dort gallifhes Wefen in Sprache und Sitte nicht völlig untergegangen war, daß 
dort das Keltenthum nicht erft wieder durch britifhe Einwanderer bergeftellt worden ift, babe ich 
in meinem Werke „Das ethnographiſche Berhältnig der Kelten und Germanen” (Leipzig 1857), 
&.255 fg., nahgewiefen. Die nordöfllihen Gallier waren fhon damals, als fie durch Cäſar 
den Römern befannter wurden, durch germaniihe Zumwanderungen in verſchiedenem Grade um: 
gebildet. Cäſar unterſcheidet da ein Belgium, d. h. das Gebiet echt Feltifcher Völker, welche ſich 
aber doch in gewiſſem Grade von den Kelten des mittlern Gallien verſchieden zeigten, ferner bel- 
giſch-keltiſche Völker, welde germanifher Zumifhung oder Verwandtſchaft ih lange bewußt 
blieben, wenn auch keltiſches Volksthum bei ihnen herrſchend war, endlich belgiſch-germaniſche 
Bölfer, die ſogar ald Germanen ſich bezeichneten. Diefer fpäter halbromanifirte Norden ward 
im 5. Jahrhundert größtentheild von Franken bejegt und germanifirt, ſodaß aud von diejer 
Seite her das Keltenthun auf die Nordweſtecke, die heutige Bretagne, beſchränkt ward. Die 
Kelten des ſüdlichen Deutihland fanden ihren Untergang im Verlaufe der jahrhundertelangen 


13) Auch Deutichland ift hierin nicht ohne, Beispiel. Zeitſchrift für deutfche Eulturgefchichte, Jahrg. 
3, ©. 418. 
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Kämpfe der Germanen gegen die Römer; feit dem 5. Jahrhundert nahmen Germanenftänme 
dauernd ihre Stelle ein. Als Eeltiiche Hauptländer galten ſchon in römischer Zeit die britifhen 
Inſeln; vgl. Tac. Agric. 11, und Caes. bell. Gall., VI, 13. Gin günftiges Zeugniß für Cäſar's 
iharfe Beobachtungsgabe in ethnographiſcher Beziehung läßt fih aus dem Umſtande entneh— 
men, daß er einen Unterfchied zwifchen den ſüdlichen und nördlichen Briten conftatirt, und die 
erftern mit ven Bewohnern von Belgium in Zufammenhang bringt. Es ift paher von Interefle 
und von hiſtoriſchem Werthe, was Gäfar im fehsten Buche des „Galliſchen Kriegs’ von den 
ethnographiſchen Gigenthümlichkeiten der Gallier jagt, obwol ed ihm da weſentlich nur dar— 
auf anfommt, ihre ethnographiſche Verſchiedenheit von den öſtlich benachbarten Germanen 
feftzuftellen. 

Während aus früherer Zeit Könige ver Gallier mehrfach in der Gefhichte hervorgetre— 
ten waren, und zwar nicht etwa nur Heerfönige an der Spige erobernder Scharen, ſondern auch 
3. B. bei Liv., V, 34, und Caes. bell. Gall., II, 4, Könige gallifher Gebiete, deren Gewalt verfaj: 
fungsmäßig feitgeftanden zu haben fcheint, war das Königthum bei ihnen um die Mitte des 
1. Jahrhunderts v. Chr. allem Anfcheine nad) befeitigt, und mit Eiferfucht unter Drohung der 
Todesftrafe trat man jedem etwaigen Wiederherftellungdverfuhe entgegen: vgl. Caes. bell. 
Gall., 1,3fg.; VII, 4. Seitdem waren Parteifämpfe, in denen einzelne mädtige Männer zur 
bödften Gewalt unter ihren Volksgenoſſen ich aufihiwangen, an der Tagesordnung: faſt aller: 
orten organtfirten fich zwei Parteien unter Parteihäuptlingen, welche um die größere Macht 
und den Vorrang im Staatsweſen rangen. Wie in jevem Gau ein folder princeps als Schutz— 
berr der ſchwächern Barteigenoffen einem oder mehreren minder mädtigen principes gegenüber: 
ftand, fo gab es in jedem Staate einen princeps civitatis, ja die Staaten wieder hatten ih in 
ſolche auf Schugverhältnig begründete Parteien von verfchiedener Macht gruppirt, ſodaß der 
eben anerfannte princeps civitatis des an der Spitze ded (im Augenblicke) mächtigſten Staaten: 
bundes flehenden Staats zugleih ald princeps totius Galliae anerfannt war. Vgl. darüber 
Brandes, „Ethnographiſches Verhältniß der Kelten und Germanen”, S. 320fg. Diefe Staaten: 
begemonie wechjelte aber ven wechfelnden politifchen Verhältniffen entſprechend: ald Gäfar nad 
Gallien fam, waren die Sequaner und Äduer die Hegemonen und die Remi nahmen ſpäter 
zeitweilig eine gleiche Stellung ein. Gigentlihe politifhe Geltung im Staate hatten nur die 
Druiden und eine Art von weltlihem Waffenabel (equites). Den größten Einfluß ſcheinen Die 
Druiden gehabt zu haben, welche eine Prieſterhierarchie für alle gallifchen Völker bildeten. An 
ihrer Spige ftand ein geiftlihes Oberhaupt, weldes fie felbft aus ihrem Stande wählten. In 
Gallien Mitte, im Gebiete der Garnutes, hielten ſie jährlich zu beſtimmter Zeit Gerichtsver— 
fammlungen, an deren Ausfprud aus allen Iheilen des Landes Flagbare Barteirn appellicten, 
und die bier gefüllten Urtheile galten ſtets. Wie hier für das ganze Land, fo ſprachen die Drui— 
den auch Recht für jedes einzelne gallifche Volk: in Öffentlihen und Privatftreitigkeiten entſchie— 
den fie; fie lohnten und ftraften nad ihrem Ermeſſen; und der Einzelne fo gut wie ein ganzes 
Volk konnte von ihnen gegebenenfalld durch religiöfes Interdict zum Gehorſam gezwungen 
werden. Dabei genoffen fie große materielle Vorzüge, indem fie von Kriegsvienften, Abgaben 
und andern Leiſtungen befreit waren. Unter folhen Umftänden drängten ſich zahlreiche Jüng: 
linge herbei, um in diefem bevorzugten Stande Aufnahme zu finden. Seinen lirjprung und 
feine höchſte Entwidelung hatte das Druidenthum in Britannien gefunden, two eins der Hei: 
ligthümer auf der InfelMona lag. Den Rittern (equites) ſchloſſen ih Minifterinlenicharen an 
(ambacti, clientes). Die grope Mafle des Volks, welche diejen beiden bevorzugten Ständen 
nicht angehörte, genoß feiner politifhen Geltung. Liber die Rechtsanſchauungen, Gerichtsfor— 
men u. ſ. w. der Gallier gibt Caes. bell. Gall., VI, 16 fg., die beite Auskunft, In den keltiſchen 
Zändern, wo jahrhundertelang die Römer geherricht und den Unterworfenen gewaltiam römi— 
ſchen Stempel aufgepreßt hatten, blieb das keltiſche Volksthum vernichtet oder mindeſtens gebro- 
hen und gelangte nie wieder zu lebendiger Entfaltung. Im 4. Jahrhundert waren ed noch die 
Römer, welche die Angriffe germanifcher Eroberer zurückzuſchlagen ſuchten, und ale die römi— 
ſchen Kaifer die Regionen von den Grenzen abberiefen, wurden die romanifirten Keltenlande 
bald eine Beute der germanischen Sieger. Nur in Britannien kämpften bie feltifchen Briten mit 
einiger Ausdauer gegen die ſächſiſchen Eindringlinge, und Eymrifche Gedichte erzählen von Sie- 
gen über dieſe Gegner. Aber aud) da gelang ed ven Sachſen, Jüten, Angeln germanifche Reiche 
zu gründen und die Kelten in die Gebirge von Wales und Schottland zurüdzudrängen. Früh 
batte fih in Britannien das Chriftentbum verbreitet und vereint mit römiſchen Cultureinflüſſen 
ein höheres geijtiges Leben hervorgerufen als das der damals noch heidnifhen Sachſen. Gelöſt 
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vom römiſchen Reiche, verfeindet mit ihren germanifchen Nachbarn, ganz auf ſich felbft ange: 
miefen und beſchränkt, entwicelte fi das Keltenthum nun in feiner eigenthümlichen Weiſe, und 
manche der halbvergeflenen Inftitutionen gedieh zu neuem blühenden Leben. Der fortvauernde 
Kampf um die Unabhängigkeit gegen die Angelſachſen und ſpäter gegen die Dänen regte das 
Volk in geiftiger Beziehung mächtig an. In der Dihtfunft, in welcher im Alterthum die didak— 
tiihe Form die bei weitem vorherrſchende geweien war, gelangten jegt auch epiſche und lyriſche 
Formen zu fhöner Blüte. Das Barbenthum, deſſen organifhen Zufammenhang mit dem frü- 
bern Druidenthume alte Schriftfteller bezeugen, hatte die heinnifche Periode des Volks über- 
dauert und entfaltete ſich beſonders feit dem 7. Jahrhundert in reicher und glänzender Weile. 
Val. Stephens, ‚Literature of the Kymry‘ (1849). Vorzugsweiſe befannt geworden find die 
epifchen Lieder des angeblidhen Oſſtan, welche auf frühen irifhen Dichtungen beruhen. Alle 
keltiſchen Stämme hatten eine mehr oder minder reiche Literatur diefer Art, und neuere Forſchun— 
gen haben herauggeftellt, daß die romantifchen Heldenfagen der Bretagne eine Hauptgrundlage 
einiger Kunſtdichtungen des deutſchen, franzöſiſchen, provenzaliſchen u. ſ. w. Mittelalterd gewe— 
fen find. Inwieweit und noch echte und wirklich alte Überreſte dieſer Literaturen erhalten ſeien, 
ift vielfach ftreitig. Der im Mittelalter, namentlich in Wales, vom Staate hoch begünftigte Bar: 
denſtand hielt zuweilen auf großen Barbenverfammlungen dichterifche Wettfänpfe, von denen 
ein ſchwacher Abglanz ſich bis im die neueften Zeiten erhalten hat. Die organiſchen Sagungen 
des Bardenthums bilden einen weſentlichen Gegenftand der nationalen kymriſchen Geſetzgebung 
des Howell Dva, welche den einleitenden Angaben zufolge in der erſten Hälfte des 10. Jahr: 
hunderts abgefaßt worden ift. Vgl. darüber Walter, „Das alte Wales‘, ©. 356 fg. Eine eng: 
liſche Überſetzung veröffentlichte 1823 W. Probert; die befte Ausgabe beforgte 1841 Aneurin 
Dmwen. Die eigenthümliche Staats: und Rechtsverfaſſung von Wales hat am beiten Walter in 
dem angeführten Buche behandelt, doch kann ihm der Vorwurf nicht erfpart werben, daß er 
mande Schwierigkeiten nicht gelöft, fondern nur gefchidt umgangen habe. Einen geiftvollen 
Verſuch, venjelben Gegenſtand — freilih mir weit geringern Hülfsmitteln — darzuftellen, 
batte vor ibm Gervinus in den „Midelberger Jahrbüchern der Literatur‘ gemacht. Ganz be: 
greiflicherweife ift in Betreff ver Verfaffungen ver mittelalterlihen Keltenftanten der Sag feit: 
zuftellen, daß diejenigen unter ihnen, weldye ven Römern nie eigentlich unterworfen gemejen 
waren und erft verhältnißmäfig jpät germanifchen Angriffen erlagen, viel reiner und unver: 
änderter ihre ureigene Verfaffung behielten als die von außen beeinflußten. Dem alten Felti- 
fhen Staate lag die fogenannte Glanverfaflung zu Grunde, : 

Die Clanverfaflung erflärt Low für eine Einrichtung, welche weniger auf verwandtſchaft— 
lihen als vielmehr auf ſocial einigenden Verbältniffen berubte. Männer, welche mit hervorra: 
gender Weisheit und Kraft begabt waren (unter dieſen aber natürlich vorzugsweiſe die Fami— 
fienhäupter) wurden in der Zeit der Wanderungsfämpfe mit Ehrfurcht und Unteriwürfigkeit an: 
geieben, und willig, wenn auch ſtillſchweigend, ward ihnen ein Vorrang von ihren Landöleuten 
jugeftanden. Aus folher anfangs wefentlich freiwilligen Verbindung bildete ſich dann leicht Das 
väterliche Anjeben heraus, welches den Glanführer im Verhältniß zu allen Familien des Clans 
aus zeichnete. Die enge Eingrenzung durch Gebirge, die häufige gemeinfame Gefahr befeftigten 
das gegenfeitige Band immermebr, ſodaß Erbfolge in der Familie des Clanhäuptlings endlich 
wenigſtens infofern eintrat, daß der zum Stammesführer tüchtigfte Sohn dem Vater fuccebirte. 
Eine Art von verfaffungsmäßiger Geltung erbielt dieſes Verhältniß durch die nationalen Kö— 
nige, z. B. in Schottland durch Fergus II. Vgl.Low, History of Scotland, S. 75 fg. Wenn hier 
der Urſprung des Clans in ziemlich unbeſtimmten Formen geſucht wird, jo ſucht Lehuẽerou, „In- 
stitutions Caroling.”, 11,9 fg., dad Weſen deſſelben ineiner nicht thatſächlichen, aber vorausgeſetz⸗ 
ten gemeinfamen Abftammung von einem gewiflermaßen mythiſchen Urvater aller zum Glane 
gehörigen Familien. So erhielt ſich dieſe Glanverfaffung mit ihren faft unendlichen Verwandt: 
ibaftögraden, denen die ſtreng begrenzte germanifche Patentel ſchroff gegenüberfteht, bis in die 
neuere Zeit herein in Irland und Hochſchottland. Schon viel früher waren die Glane der Kym— 
ren im eigentlichen Britannien in der Auflöfung begriffen, ſodaß in Wales zur Zeit des Howel 
Dda in Norpmwaled nur 15 Glanhäuptlinge von reiner Abkunft fi fanden. Und im Süboften 
der Infel war diefe alte Verfaſſung fhon Jahrhunderte früher durch die römiſche Zeit zerfegt, 
durch Die angelfächjtiche vernichtet worden. Noch früher endlich erlag diejelbe in ven keltiſchen 
Staaten des Kontinents, wo die gallifhen prineipes, deren Cäſar oft gedenkt, vielleicht noch als 
Glanbäuptlinge gefaßt werden bürfen. 

In immer enger werdenden Grenzen lebt der fonft jo mächtige Volksſtamm fort, im allmäh— 
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lichen Auflöfungsfampfe begriffen gegen die übermädtigen und lebensfräftigern Romanen in 
Franfreih und Germanen auf den britiſchen Injeln. In Diſtrieten, mo zu Shakſpeare's Zeit 
noch kymriſch gefprochen wurde, herrfcht heute nur noch die englifche Sprade. Und wenn heute 
von einer Eintheilung der keltiſchen Völferfamilie in jehs nod) lebende Zweige geſprochen wird, 
fo ift das nicht eigentlich mit den jegigen Thatſachen übereinftimmend, Dit Recht theilt man noch 
heute die Kelten in einen ältern Hauptzweig (die Gadhelen) und in einen jüngern (die Kymren); 
mit Recht theilt man dem erjten als befondere Zweige a) die Bewohner von Hochſchottland 
(Gälen), b) die von Irland, c) die der Fleinen Infel Man zu; mit Recht rechnet man zu 
legtern ald bejondere Zweige a) die Kymıen in Waled und b) die Bretagner in Frankreich; 
aber daß man c) die Bewohner von Cornwall ald noch lebenden Zweig zu dem legtern Haupt 
zweige zu rechnen pflegt, dürfte faum mit dem wahren Sadyverhalte übereinflinmen. Dap einzelne 
Literaturerzeugniffe in der alten Sprache von Cornwall vorhanden find, berechtigt und nicht, 
diefen Zweig ald noch lebend zu betrachten. Der vieljeitige Eifer, mit welchem keltiſche Studien 
in neuefter Zeit betrieben werden, die Aufrechterhaltung mander nationalen Bräude, die Schär— 
fung des nationalen Gegenfages gegen die Engländer (namentlich in Irland) werden das all- 
mähliche Verſchwinden des keltiſchen Bölkerflammes zwar etwas aufhalten, aber fiher nicht ver: 
hindern. Immer unaufhaltfamer und rafher gehen dieſe Volkselemente ver Zeit entgegen, wo 
fie im Franzoſenthum und Engländerthum abjorbirt fein werden. Die jegigen ethnographiichen 
und flatiftifchen Verhältniſſe ver keltiſchen Bevölferungen der oben genannten Gebiete anlan- 
gend, jo hat aud in dieſen die Entnationalifirung große Fortſchritte gemacht. So berichtet be— 
jonders Berahaud („Allgemeiner ethnographiſcher Atlas“, S.17), geitügtauf genaue Unterfu= 
Hungen H. Nabert's an Ort und Stelle, daß die gäliſche Sprache ih nur noch auf etwa zwei 
Fünftel Schottlands im Nordweſten erftrede, und daß in den füblihen Theilen des Landes 
(3. B. den Grafſchaften Air und Galloway) die alte Feltifiche Sprache durd die ſchottiſch-eng— 
liche erfegt fei. Wenn daher die Bevölferung Schottlands nad dem Genjus von 1861 — 
3,062294 Menden betrug, fo wird man davon doch höchſtens 1%, Millionen dem keltiſchen 
Stamme zutheilen dürfen. In Irland ferner ftellt jic dad Verhältniß in doppelter Weife un: 
günftig für die Feltiichen Bewohner der Infel. Als rein Eeltifche Diftriete werden hier aufgezählt 
die Grafſchaften Carlow, Kildare, Dueend und Kings countied, Weltmeath, Meath, Longford, 
Kerry, Tipperary, Glave, Cavan, Fermanagh, Monaghan, Armagh, Tyrone, Roscommon, 
Leitrim und Sligo; die übrigen find mit Engländern mehr oder weniger ſtark gemifcht oder 
ganz von ihnen bejegt. Weniger durd die natürlich fortichreitende Germanifirung der Inſel 
ald dur die maflenhafte Auswanderung der Iren nad England, Nordamerika u. f. w. gebt 
auch diefer Haupttheil des Keltenthums feinem Verfhwinden mit ſchnellen Schritten entgegen. 
Der Genfus von 1841 ergab für Irland 8,175124, der von 1851 nur 6,552385 Einwohner, 
die 1861 bis auf 5,764543 zufammengefhmolzen waren. Die feltijche Bevölkerung der Infel 
wird daher 5 Millionen fiher nicht mehr erreihen. Was drittens vie Gebiete der Kymren in 
England und Wales anlangt, fo find ihnen im Kaufe der Zeit bedeutende Landſtriche verloren 
gegangen (außer den oben genannten Eumberland, Weftmoreland u,f.w.). Und auch im eigent: 
lihen Wales wird die kymriſche Sprade nicht nur immer weiter weſtwärts zufammergepreft, 
ſondern die Diftricte derfelben find fhon hier und da von der eindringenven engliichen Sprache 
durchbrochen, ſodaß von der Bevölferung von 1861 == 1,111795 wohl nur 1 Mill. Kom: 
. ren zu rechnen find. In Großbritannien fann man daher nur noch 7%, Mill. Bewohner 
feltifher Nationalität rechnen, alfo nicht ganz 26 Proc. ver Geſammtbevölkerung. Nicht viel 
anders dürfte die Lage der Kymren in der Bretagne fein. Die Bretagne umfaßt die Departe- 
ments Göted:du: Nord, Morbiban, Finisterre, Ille-et-Vilaine und Loire inferieure, von denen 
nur bie drei erften und bie meftliche Ecke des fünften von Kelten bewohnt werben, und zwar auch 
hier nicht ungemifcht. Die Volkszählungen aber ergaben da 


1851. 1856. 
Binidterre . . oo. 612151 606552 
Göted:du-Mord. . . 628526 621573 
Morbiban . . . . 472773 473932 
1,713450 1,702057. 


Inbiefen Departements hat alfo in fünf Jahren eine Bevölferungdabnahmeum 11393 Men: 
ſchen ftattgefunden. Jedenfalls ziemlich richtig Hat Kolb („„Handbuc der vergleichlichen Statiſtik“, 
dritte Auflage, ©. 58) die Zahl der Kymren in Frankreich auf 1,100000 geſchätzt — eine Zahl, 
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die ſchwerlich viel zu gering angegeben ift. Die Kopfzahl aller feltifchen Stämme wird daher 
8", bis höchſtens 9 Millionen betragen. 

Über die Kelten in etbnographifcher Beziehung vgl. befonderd Prichard, „Naturgeſchichte 
des Menfchengeichlechtö”, bearbeitet von Wagner und Will, II, 1, ©. 53 fg.; Roget de Bello: 
auet, „Ethnogenie Gauloise‘ (2 Bbe., 1858— 61); Perier, „Fragments ethnologiques’', 
(1857); Diefenbad, „Origines Europaeae”, S. 122g. In ſprachlicher Beziehung vergleiche 
die Werke von Bopp, Vrichard, Pictet und namentlih Zeuß („Gramm. Celtica’, 2 Bde., Leip— 
ig 1853). Über das alte Gallien: Waldenaer, Thierry; über die altgallifhe Sprache: Pictet, 
Monin. Befonveres Aufiehen haben in neuefter Zeit die Pfahlbaualterthümer der ſchweizeri— 
iden und italienischen Alpenjeen gemadt: val. darüber die Schriften von Keller, Jahn, Troyon, 
Über die alten Briten vgl. Giles, Barnes, Maſſy, Hughes, Davies, Poſte. In Betreff der heu: 
tigen Keltenvölfer find folgende Schriftfteller hervorzuheben. Bretagne: Daru, Pitre-Cheva— 
lie, Roparg, Villemarque, A. Schulz (San: Marte), Le Gonider, Courfon. Wales: War: 
tington, Jones, Woodward, Walter, Enderbie. Man: Johnftone. Schottland: Low, Wilfon. 
Irland: Wood, O’Eonnor, D’Eonnellan, Keating, Moore. Endlich über das angebliche Kel- 
tenthum der Germanen vgl. Holgmann, Mone, Keferftein u. a. 9. Brandes. 

Khalifat over Ehalifat ift aus dem arabifhen Worte chalafa gebildet, welches „nachfol— 
am" oder „vie Stelle eined andern vertreten” bedeutet. Abus Ber, der erfte Nachfolger oder 
Stellvertreter Mohammed's, als geiftlihes und weltliches Oberhaupt, führte zuerfl den Namen 
Khalif (im arabiihen Chalifeh over Ehalifet, aus welchem die Deutfchen das Khalifat bildeten, 
das aber in dieſem Sinne bei ven Arabern Ghiläfet Heißt). 

Uber das Khalifat ift, ſowol hinfichtlich feiner Attribute ald befonders der Rechte und An: 
iprüdhe auf daffelbe, unter ven Befennern des Islams viel mit geiftigen und materiellen Waffen 
geritten worden, vom Tode Mohammed's an, bis auf Die neuere Zeit, und der Kampf um daſ— 
jelbe hat nicht wenig zum Verfall ver idlamitifchen Reiche beigetragen. Mohammed, der in fei: 
nem Koran über die unbedeutendften Streitfragen und Geremonien Gejege und Vorſchriften 
erläßt, beobachtet in Bezug auf die Verfaffung des von ihm gegründeten Staats das tleffte 
Schweigen. Im Koran ift für unbefangene Lefer faum eine leife Andeutung darüber zu finden, 
von einem göttlichen Rechte kann alſo gar feine Nede fein. Mohammed hat aber nicht nur als 
inipirirter Brophet über den widhtigften Theil des Staatsrechts feinen Aufſchluß gegeben, ſon— 
dern auch ald weltliher Herrfher feine Verfügung getroffen, wie und von wem das von ihm 
unterworfene Arabien nad feinem Tode regiert werben follte. Als Grund ſeines Schweigens 
in legterer Beziehung kann faum etwas andered angenommen werben, ald daß er ed mit Feiner 
Partei verderben wollte, und daß einerjeits ihn fein Herz zu feiner Tochter und jeinem Schwie- 
gerfohne Ali Hinzog, während ihm fein Verftand, vielleicht auch die ihn beherrſchende Gattin 
Aiſcha, Abu: Bekr, deſſen Tochter fie war, ald einen geeignetern Nachfolger zeigte. Erſt auf dem 
Ktankenbette wollte er feinen Nachfolger beftinnmen, wurde aber durd den von Omar barüber 
angeregten Tumult fowie durch heftiges Fieber daran verhindert, und fo verfchied er, ohne fei: 
nen legten Willen geäußert zu haben, und es bilveten ſich alsbald drei Parteien, welde auf die 
herrſchaft Anſpruch machten. An ver Spige der einen Partei ftand der nachherige Khalif 
Omar, welcher für ein Wahlreich war, aber natürlich follten vie Wähler ſowol ald der Gewählte 
zu den älteften Gefährten des Propheten gehören und er wußte zum vorand, daß die Wahl auf 
keinen Freund Abus Befr, der ganz fein Werkzeug war, fallen würde. An der Spige der andern 
Partei ſtand Ali, der angeblich ald Verfechter der erblihen Monarchie das Khalifat für ſich in 
Anſpruch nahm, denn außer feiner Gattin Fatimeh hatte Mohammed feine Nachkommen hinter: 
laflen. Die dritte Partei beſtand aus Medineniern, welche auch für ein Wahlreich ſprachen, pas 
yaffine Wahlrecht aber auf einen der Ihrigen befchränft wiſſen wollten, weil ihnen allein ver 
Jelam fein Gedeiben und feine Macht zu verdanfen hatte. (S. Mohammedanismus). Die 
Medinenfer würden ohne Zweifel den Sieg davongetragen haben, wenn jie einig geweſen 
wären, aber die Bevölkerung der Stadt beftand aus zwei Stämmen, die von alter Zeit her mit: 
einander um die Herrſchaft ftritten und von denen jeder fie lieber einem Fremden ald einem Ein— 
heimischen aus dem feindlichen Stamme gönnte, und fo gelang ed Omar, vie Wahl zu Gunften 
Abu: Bekr’s durchzuſetzen. Abu-Bekr, bei welchem wegen feines vorgerücten Alters voraudzu: 
den war, daß feine Regierung nur von kurzer Dauer fein würde, ernannte vor feinem Tode 
ine Anzahl Wähler, von melden er willen konnte, daß fie ihre Stimmen Omar geben würden, 
der übrigens ſchon zu Kebzeiten Abu-Bekr's factiſcher Khalif war. Eine ähnliche Beftimmung 
taf Omar, von welcher ſich erwarten lieh, dag Osman aus der Wahlurne hervorgehen würde. 


* 


* 
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Unter den beiden erſten Khalifen hören wir nichts von einer Oppoſition von ſeiten Ali's und 
ſeiner Partei. Zur Zeit Abu-Bekr's war das Khalifat gerade keine ſehr wünſchenswerthe 
Würde. Mohammed hatte den Islam mehr durch Lift und Gewalt als durch Überzeugung ver: 
breitet, darum wurde er auch nach feinem Tode in vielen Provinzen wieder abgefhüttelt, und es 
bedurfte des Zufammenhaltens aller Gläubigen, vergangen Energie Omar’ und aller Klugheit 
Abu-Bekr's, um den Aufruhr zu erftiden. Omar, der Eroberer von Berfien, Syrien und Aghp⸗ 
ten, war ein fo tüchtiger Regent und gewann bie Araber, welche er mit Kriegsruhm und Beute 
fättigte, in einem ſolchen Grabe, daß unter feiner Negierung fein Zweifel an feiner Legitimität 
ohne die größte Gefahr ausgeſprochen werden fonnte. Erft unter dem greilen und ſchwachen 
Osman, der ih manche Blöße gab und viele Feinde zuzog, regte ſich Ali und jeine Partei wieder 
und fhon damals wurde gelehrt, daß Mohammed dereinft wieder auferftehen werde, und daß 
Ali fein Vezier gewefen, ver bis zur Wiederfehr des Propheten von ihm ald Stellvertreter ein= 
gefegt worden fei. Zu den Freunden und Verehrern Ali's, melde unter dem Namen Shiiten 
befannt find, gefellten fi noch andere Unzufrievene und herrfchfüchtige Männer, welche gegen 
Osman aufftanden, ihn zur Abdanfung aufforderten und zulegt ermordeten. Alt empfing jegt 
das Khalifat aus der Hand der Khalifenmörder, aber er hatte zuerſt diejenigen zu befämpfen, 
die felbft die Früchte des von ihnen angeihürten Aufrubrs pflüden wollten (Talha und Zubeir), 
und als diefe beftegt waren, madjte ihm Muawia, ein Verwandter Osman's, welcher Statthalter 
von Syrien war, den Thron ftreitig. Es Fam zu blutigen Kriegen zwiſchen ihnen, dann zu-einer 
factifhen Theilung des Reiche, auf melde bald die Ermordung Ali's folgte. Da Ali’ ältefter 
Sohn (Hafan) fih dem Muawia unterwarf und deffen jüngerer Sohn (Huſein) fpäter bei einem 
Aufftande getödtet wurde, gründeten die Omeijaden, d. b. das Gefhleht Muawia's, deilen Ur: 
großvater Omejja hieß, das Khalifat von Damask, beherrſchten von bier aus alle von Omar 
eroberten Ränder und dehnten ihre Groberungen noch über das weſtliche Afrika und Spanien, 
über einen Theil von Indien und gegen Norden bid an das Kaspiſche Meer und in dad Herz von 
Armenien und Sleinafien aus. 

Mas die Erbfolge unter den Omejjaden angeht, jo wurde fie in ber Regel von dem jeweili: 
gen Khalifen im voraus georbnet. Muawia ließ feinem Sohne Jezid J. ald Nachfolger huldigen, 
diefer feinem Sohne Muawia II. Als legterer ohne Verfügung ftarb, trat Merwan J. der von 
einer andern Rinie von Omejja abftammte, zuerft ald Reichsverweſer auf und regierte im Na: 
men eined minderjährigen Bruders Muawia's I. Sobald er aber feine Gegner beftegt hatte, 
bemädtigte er fich des Thrones und ließ feinen Sohn Abd: Almelik ald feinen Nachfolger procla: 
miren, Diefer ging noch einen Schritt weiter, indem er einen erften (Welid) und einen zweiten 
(Suleiman) Nachfolger beftimmte. Legterer wollte feinem minderjährigen Sohne huldigen 
laffen, ließ fi aber furz vor feinem Tode bereden, feinen Better Omar II. in einem verfiegelten 
Teftamente als Khalifen zu beftimmen, und man mußte dem Bezeichneten, ohne ihn zu fennen, 
Treue und Gehorfam ſchwören. Ald Omar II., wabhricheinlich von feiner eigenen Familie ver: 
giftet, ohne einen Nachfolger bezeichnet zu haben, ftarb, folgte ihm Jezid II. ein anderer Sohn 
Abd: Almelit’E, welcher feinen Bruder Hifham als erften und feinen eigenen minderjährigen 
Sohn Welid II. ald zweiten Nachfolger beftinnmte. Diefer wurde wegen feines ſchlechten Lebens 
wandels von feinem Better Jeziv IN. vom Throne geftürzt, der bald feinerfeite von feinem Oheim 
Merwan Il, dem legten Omejjaden in Damasf, verdrängt wurde. 

Manche Aliven und andere Prätendenten erhoben unter ven Dmejjaben nod die Fahne des 
Aufruhrs in einzelnen Provinzen, fie mußten aber ihre Herrſchſucht mit ihrem Blute bezahlen. 
Nichtsdeſtoweniger vermehrten ſich die Anhänger der Aliven im ftillen, befonderd in den an 
Indien und China grenzenden Provinzen Perfiend, mo die Lehre von Seelenwanderung und 
Gottesverförperung einheimifh war. Ali war faum todt, ald von ihm wie früher von Moham— 
med behauptet wurde, er werbe einft wieder aus den Wolfen zur Erde niederfteigen, bis dahin 
aber feien die Imame aus feinem Geſchlechte ald feine Stellvertreter anzufehen. Die Imame 
waren nad dieſen jchiitifchen Lehren, wie die Propheten, von göttlibem Lichte durchdrungen, 
bildeten gewiffermaßen felbft einen Theil der Gotrheit, durften daher auch die größte Vereh— 
rung und den unbedingteften Gehorfam anfprehen. Viele Miffionare verbreiteten dieſe und 
aͤhnliche Dogmen in Perfien und unterwühlten damit die Herrfhaft der Omejjaden, melde als 
Torannen und Ufurpatoren dargeftellt wurden und felbft wol nie daran dachten, ihren Thron 
auf ein göttliches Recht zu ftügen. 

Zu den Nachkommen Ali's gefellten fi fpäter auch die eines Oheims Mohammed's, welcher 
Abbas hieß. Sie vereinigten fi zum Umſturze des Throns ded Omejjaden, warben Anhän— 
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ger für den rechtmäßigen Imam, ohne ihn näher zu bezeichnen, denn Die Berfon wechſelte mit der 
Zeit, und felbft unter ven Schiiten war man nicht immer einig über den zum Imam zu wählen: 
den Sprößling aus vem Gefchledhte des Propheten. Als endlich Die legte Stunde der Omejjaden, 
die auch noch durch innere Zwiltigfeiten befhleunigt wurde, geichlagen hatte, ſtandan der Spige 
der Aufrührer, welche von Berfien her gegen Syrien vorrückten, ein Sendling der Nachkommen 
des Abbas, und die Folge davon war, daß nad) ihrem Siege (132 der Hedſchra = 750 n. Ehr.) 
die Aliven abermals verdrängt wurben und die Abbaliven das Khalifat von Bagdad gründe: 
ten, welches jich bald über alle vem Islam unterivorfene Länder erftresfte, mit Ausnahme Spa: 
niens, wohin ein Sprößling der Omejjaden ſich flüchtete (September 755), den die dortigen 
Glienten der Omejjaden und die mit der Regierung unzufriedenen Araber von jemenitiicher 
Abkunft als ihren rehtmäßigen Herrn anerfannten, und deſſen Nachkommen jih bis ins 
11. Jahrhundert in Cordova behaupteten. ) 

Die Aliden wurden jegt von den Abbaſiden nicht weniger als früher von den Omejjaden 
verfolgt, fie griffen zunädhft zu Empdrungen, und als fie gedämpft waren, zu neuen geheimen 
Miſſionen. Wir haben noch zwei Briefe, in welchen die einen wie die andern ihre Anſprüche 
auf das Khalifat geltend machen. Als nämlich ver Alive Mohammen Ibn-Abd-Allah im Jahre 
144 der Hevihra (= 761—62 n. Ghr.) ſich in Medinah gegen ven Khalifen Manßur empörte, 
jhrieb er diefem unter anderm : „Unſer Vater Ali war der zur Herrſchaft Beftimmte, er war der 
Imam, wie wollt ihr fein Reich erben, da feine Nachkommen noch am Leben find? Fatimeh, die 
Tochter des Propheten, war unfere Mutter. Gott hat und auderforen, indem er und von Mo: 
bammed, feinem Propheten, abftammen ließ und von Ali, der allen andern im Islam vorange: 
gangen und der an Gelehrfamfeit und Kriegsruhm alle andern Gefährten übertraf u. f. w.“ 

Darauf ermwivderte nun Manßur: „Wenn du dur deine Berwandtichaft mit Frauen dich 
zum Aufruhr berechtigt fühlft, fo bift du im Irrthum. Gott hat die Frauen nicht ven Vätern 
und Obeimen und nicht männliden Verwandten gleihhgeftellt.... Ihr nennt eud Söhne des 
Gefandten Gottes, ihr feid aber nur Söhne feiner Tochter, allerdings feine nächſten Verwand— 
ten, aber ohne Recht auf Erbſchaft. Sie ſelbſt fonnte weder Die weltliche noch Die geiſtliche Herr: 
ſchaft erben, wie follte fie fie auf ihre Nahfommen übertragen können? Hat nicht dein Vater 
(Alt) zu jeder Zeit geheim und öffentlich danach geftrebt, und doch z0g ihm das Volk Abu: Bekr 
und Omar vor... Auch Othman wurde ihm fpäter vorgezogen und ald er getödtet wurde, Fam 
At in Verdacht ver Mitſchuld. . . Nah Ali Hat übrigens Haſan feine Anſprüche auf das Kha— 
lifat an Muawia verfauft.... Abbas war der einzige unter den Oheimen Mohammed's, der ihn 
überlebte, folglich hatte er die nächſten Ansprüche auf deſſen Erbe u. f. w.“ 

Aus Diefen Briefen ergibt fih, daß um dieſe Zeit Aliden ſowol als Abbaſiden einfach ihre 
Anfprüce auf ihre Verwandtfchaft mit Mohammed gründeten und daß fie wenigftend offen ge: 
nug waren, um nicht von unmittelbarer göttliher Infpiration zu fprechen und vom ausſchließ— 
lihen Befite der Schlüffel zur Löfung aller religiöjen Bragen, wie ihre Mijfionare zur Bethö— 
tung des Volks gelehrt hatten. 

Was die Thronfolge unter den Abbaliden felbit angeht, jo war auch hier Fein anderes Gefrg 
geltend, als das der Beftimmung des Nadjfolgerd oder der Nachfolger durch ven jeweiligen Kha— 
lifen, ein Geſetz, das aber fhon unter dem Khalifen Manßur übertreten wurde, Der erfte Ab- 
baſide Al-Saffah hatte nämlich feinen Bruder Manßur als erften und feinen Better Ifa Ibn— 
Muſa als zweiten Nachfolger beftimmt. Manßur forberte diejen aber auf abzudanfen, angeb: 
lich weil ſich der Volkswille zu Gunften feines eigenen Sohnes Mahdi ausgeſprochen habe. Iſa 
ihrieb ihm darauf unter anderm: „Der Grunpdpfeiler, auf dem das Staatögebäude ruht, ift ver 
letzte Wille des verftorbenen Khalifen; diefem zufolge find wir beide vor Gott gleich und es ficht 
keinem Gläubigen zu, davon abzugeben. Dem einen wie dem andern von und ift man Irene 
ſchuldig, und wird fie mir verfagt, fo bleibt jie auch gegen dich nicht mehr heilig... Glaube nicht, 
daß du dem Verderben entgehft, wenn nicht feftgehalten wird an dem, was vor Gott beihmworen 
worden ift. Wer dir jegt Gehör jchenft und mir entzieht, was mir gebührt, wird bei einer an- 
dern Gelegenheit in gleicher Weite gegen dic; verfahren und das ganze Staatögebäude ſtürzt um 
jo eher zuſammen.“ Ifa wurde jedoch durch allerlei Drohungen gezwungen, auf fein Recht zu 
verzichten. 

Die Aliven ließen ſich indeſſen durch alle erlittenen Niederlagen nicht abfchreden, und ſchon 





1) Sifcham IIL., der legte Omejjabe in Gorbova, wurde im December 1031 entthront und ftarb im 
December 1036. 
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unter Harun-ar-Raſchid gelang es ihnen im weftlichen Afrifa mit Hülfe ver Berber, die Dyna: 
fie der Eorifiten zu gründen, Der Khalif Almamun, der von Perfern geleitet war, dachte an 
eine Verſchmelzung der Abbafiden mit den Aliven, indem er Ali-Ridha, einen Sprößling aus 
den Geſchlechte Ali's, als feinen Nachfolger beſtimmte und ihn mit feiner Tochter vermählte. 
Diefer Verſuch ſcheiterte jenod an dem Widerftande der Häupter und Anhänger der Abbaſiden. 
Er wurde, da Ali-Ridha bald naher farb, oder vgn Mamun ſelbſt vergiftet ward, gänzlich 
aufgegeben und Almutaßim, ein Bruder Almamun's, zum Nadyfolger beftimmt. 

Mit Almutabim’s Tod (227 der Hedſchra — 842 n. Chr.) beginnt fhon der Verfall des 
Khalifatd, indem wenigftend die weltlihe Gewalt den Händen der Khalifen entriffen wurde und 
in die der Führer der fremden Truppen, welche die Leibwache bildeten, überging. Man fann 
eigentlich fagen, daß mit dem Siege der Abbafiden über die Omejjaden das arabifche Element 
unterdrückt wurde und Perſer und Türken die wirklihen Herren wurden, denn das Heer, welches 
jenen den Sieg verfchaffte, beſtand größtentheils aus Ehorafanern. Einen zweiten Sieg erfoch— 
ten die Perjer über die Araber unter Almamun, der mit ihrer Hülfe feinen Bruder Emin vom 
Throne flürzte, veffen Truppen aus Arabern beftanden. Auch viele Türfen wurden ſchon unter 
Almamun angeworben, und er ließ ſich ausſchließlich von Türfen bedienen, weil er ben Arabern 
gar nicht und den Perſern wegen feiner wanfelmüthigen Politik nicht mehr unbedingt trauen 
konnte. Almutaßim ging aber no weiter, indem er den Kern feiner Macht, beionders feine 
ganze Leibwache, aus angefauften oder angemorbenen Türken bildete. Er bedurfte ihrer freilich, 
theild um die unrubigen Araber im Zaume zu halten, theild gegen das Ausland, denn ed war 
um dieje Zeit ein gewiffer Mangel an brauchbaren arabifhen Soldaten eingetreten. Die Bedui— 
nen, welche an den erjten Kriegen des Islams den thätigften Antheil genommen hatten, waren 
zum Theil, als feine Ausficht auf Raub und Beute mehr vorhanden war, in ihre Wüſte zurüd: 
gekehrt, oder hatten fi in den eroberten Provinzen, befonderd in Spanien, in Weftafrifa, in 
Agypten, am Euphrat und Tigris, ſowie anden Küften des Rothen und Perſiſchen Meeres nieder— 
gelaflen. Hier wurden fie bald durch das neue üppige Leben entnervt, der Friegerifche Geift ver- 
for ih nach und nach, weil fie jich mehr dev Wiffenihaft, ven Gewerben, dem Aderbau und ganz 
bejonders dem Handel hingaben, welcher um diefe Zeit in höchſter Blüte ftand und faſt aus⸗ 
ſchließlich in den Händen der Araber war. 

Schon unter Almutapim’d Sohn Alwathif waren die Türfen Aſchnas Bogha, Wapif und 
Itach im Befige der erſten Würden, und erfteren wurde förmlich Stellvertreter des Khalifen und 
war außerdem noch Statthalter von Ägypten, Syrien, Mefopotamien und der Provinz Aftifa, 
wohin er beliebige Unterftatthalter fegte. Nach dem Tode Alwathik's wollten die Araber deſſen 
minderjährigen Sohn zum Khalifen wählen, aber Wapif widerfegte ſich und ließ einem Sohne 
Almutaßim's huldigen, der unter dem Namen Almutawakkil regierte und der, als er ji jpäter 
Waßif's entledigen wollte, von ihm, im Ginverftänpniffe mit andern Türken, und feinem eigenen 
Sohne Almuntapir, welder von der Nachfolge ausgefhloffen werben jollte, ermordet wurde. 
Die Türken waren ed auch, weldye, nad) dem Tode Almuntaßir's, den Khalifen Almuftain auf ven 
Thron erhoben, und von nun an müflen ſich die Araber nicht nur von Türken beherrichen, jon- 
dern auch ihre Khalifen, alfo ihr geiftlihes Oberhaupt, von ihnen wählen laflen. Einige Kha— 
lifen, wie Almutamid, Almutadhid und Almuktafi, erlangten zwar wieder etwas mehr Selbftän: 
digfeit, theils infolge der Uneinigkeit unter den Häuptern der Türken, tbeild infolge des Bünd— 
nifjes zwiſchen den ih an ſie anſchließenden Abendländern, Perſern und Arabern, aber ihre 
Nachfolger verfielen bald wieder in die frühere Ohnmacht und wurden dad Werkzeug ihrer Sul: 
tane oder Emire Alumra, welche alle weltlihe Macht an fi riffen und auch wieder ihnen ange: 
nehme willenlofe Männer ald Herrfcher beflimmten. Der Khalif Almuftadir wurde von Mu- 
nis getöbtet, fein Nachfolger Alkahir von dem Oberften Sima entthront und geblendet. Unter 
ven folgenden Khalifen find die Emire Alumara, Babjfam, Ibn-Raik, Turun und andere die 
eigentlichen Herren und unter den nachherigen Emiren aus dem Geſchlechte ver Bujiden finft das 
Khalifat noch tiefer, denn während die Khalifen von den Emiren nad Belieben auf den Thron 
gehoben und wieder abgejegt wurden, wurde dad Emirat erblidh. Der Sturz der Bujiden brachte 
ven Khalifen nur einen Wechfel ihrer Herren, denn ihre Stelle nahmen die Seldjufen ein, und 
erft ald diefe, infolge innerer Spaltungen, an Macht verloren, erlangten die Khalifen wieder 
einige Selbftändigfeit und zumeilen auch erweiterte Macht und größern Einfluß auf andere Für- 
fien des Islam. Dod bald erfolgte, durch die Einfälle der Mongolen, welde der Khalif Al: 
naßir felbft, aus Furcht vor den Sultanen von Gharizm, Herbeigerufen hatte, der ul 
Untergang des Khalifats. (656 der Hedſchra = 1258 n. Chr.) 
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Daß das Khalifat, fobald einmal die Khalifen von Fremdlingen auf den Thron gehoben 
wurden und als folche nur willenlofe Sklaven diefer Fremdlinge waren, immermebr an Anjeben 
verlor, daß deſſen weltliche Oberberrfchaft nicht weiter reichte ald Die äußere Macht derjenigen, 
die es beberrichten, iſt leicht begreiflich, und fo erklärt jih auch, wie es einzelnen Feldherren, 
Statthaltern oder Stammhäuptern gelang, felbitändige Dynaftien zu gründen, deren ganze Ab- 
hängigkeit vom Khalifen darin beftand, daß fein Name nod neben dem des Landesfürſten im 
Gebete oder auf Münzen genannt wurde. So erhoben Äh, unabhängigvom Khalifat, Die Aghla— 
biten in Kairawan und Sicilien, die Tuluniden und Ichſchiden in Ägypten, die Hamdaniden in 
Meiopotamien, die Sadjiten in Armenien, die Tahiriden, Saffariden, Samaniden, Gaznamwiden 
und Dilemiten in Perſien und endlich die Bujiden und Seldiufen, welche jelbit ihre Reſidenz 
in Bagdad aufſchlugen. Es fiel feinem Haupte der genannten Dynaftien ein, Anfprüce auf 
Legitimität zu machen und den Namen Khalifen zu ufurpiren, aber nichtsdeſtoweniger gehorch— 
ten fie dem Khalifen ald Staatdoberhaupte nur wenn fie fein Schwert fürchten mußten, und 
nicht felten führten fie fogar offenen Krieg gegen ibn. Man muß fih nur wundern, daß die 
Khalifen, wie fie nadı dem Tode Alwathik's waren, no ald Imame (Hohepriefter) anerfannt 
wurden, und nur Scheu vor den Theologen, welche Verwandtſchaſt mit Mohammed als wefent: 
liche Bedingung zur Herrſcherfähigkeit anfahen, konnte factifh unabhängige Füriten abhalten, 
ih gänzlich vom Khalifen zu Bagdad, der zumeilen nur noch Herr der Reſidenz war, loszureißen. 

Neben den genannten Dynaſtien, melde feine legitimen Anſprüche auf das Khalifat machten 
und in der Regel noch einen Schein von Untermwürfigfeit bewahrten, erhoben ſich andere, welde 
ſich ganzlih vom Khalifat losfagten, weil fie, auf ein gewiſſes Erbrecht geftügt, fortwährend 
gegen die Legitimität der Abbafiden proteftirten. So die Omejjaden in Spanien, die Edriſiten 
in Weſtafrika, die Aliden in Tabariftan und endlid die Fatimiden, zuerft in Kairawan und 
ipäler in Agypten und einen Theile von Syrien. Letztere waren oder galten wenigſtens als 
Nachkommen Ali’, und bahnten fi den Weg zum Thron durd jene antiislamitifhen Dogmen 
vom Imamat, wie fie ſchon von einzelnen Miffionaren zur Zeit der Omejjaden im ftillen ver: 
breitet worden waren. ‚Hier finden wir die theofratifhen Doctrinen in ihrer höchſten Blüte, denn 
der Imam war nicht mehr blos ein von Gottes Gnaden eingefegtes geiftliched und weltliches 
Oberhaupt, er war nit nur Bapft und Kaiſer, jondern er war felbft ein Theil der Gottheit. 
Dieje Khalifen waren um fo unumſchränkter, als felbft ver Koran, welder dem Despotismus 
der Omejjaden und Abbajiven eine Grenze fegte, für fie jo gut wie gar nicht mehr vorhanden 
war, denn er wurde ganz nach Belieben allegorifch gedeutet und das Fetwa des von Gott infpi- 
rirten Khalifen war unmiderruflih. Die Fatimiden waren den Abbafiden um fo gefähr: 
licher, ald jie dur ihre Miffionare ihr ganzes Staatsgebäude unterwühlten und ihr Anhang 
mitunter auch in den zum Abbafipenreiche gehörenden Provinzen ſich Öffentlich gegen ihre Herr— 
ſchaft auflehnte. So jhlugen die Karmaten, welche auch zu diejen eraltirten Schiiten gehörten, 
mehrere Heere der Abbaſiden und befegten, freilich nur furze Zeit, die Hauptftadt des Glücklichen 
Arabien, die Städte Kufa und Baßrah, ja fogar die heilige Stadt Meffa, während fpäter ein 
ganzes Jahr hindurch felbft in Bagdad die Fatimiden als rehtmäßige Herricher angeiehen wur: 
den. Die Bujiden, welde aus Berien fanımten, und jelbft Schiiten waren, thaten wenig, um 
den Lehren und Waffen der Fatimiden Schranfen zu fegen, erft als die Selpjufen, welche Sun- 
niten waren, gegen die Mitte des 5. Jahrhunderts mobammedanifcher Zeitrehnung, an ihre 
Stelle traten, wurden die Batimiden wieder aus Mejopotamien und Syrien vertrieben und nur 
Ägypten blieb ihnen noch bis zur Zeit Saladin’s,?) 

Mit dem Wiederaufblühen ves Abbaſidenkhalifats unter den Seldjuken, weldes, fo machtlos 
auch die Khalifen jelbft waren, doch wieder im ganzen Often, in Arabien, in einem beträchtlichen 
Theile von Afrifa, in Syrien und den füblihen Provinzen von Kleinafien anerkannt ward, 
machten aber auch die ſchiitiſchen Miffionare neue Anftrengungen und fuchten durch Fanatismus, 
durch unbedingte Hingebung und Opferwilligfeit wiederzugewinnen, was ſie an Menſchen— 
zahl und Länderbefig eingebüßt hatten. Es wurde ein neuer Orden, der der Aſſaſſinen, geftifter, 
und der erfle Großmeiſter diefed Ordens Hafan Ibn:Sabah nahm zu allerlei Sinnestäufhun: 


— * 





* 


2) Die Herrſchaft der Fatimiden dauerte vom Jahre 296—567 der Hedfchra = 909 — 1171 n. Chr. 
Obeid Allah, der erfte Fatimide, flarb im Jahre 322 fer Hedfchra. Unter Amuizz Lipdins stllab, welcher 
den Khalifentitel annahm, wurde (348 der Hedfchra) Agypten und ein Theil von Syrien erobert, unter 
Alhakim biamrzillah (386 - 397) die Religion der Srufen verbreitet. Der letzte Rhalif Alabhad, 
welcher die Franken gegen Schirkuh zu Hülfe gerufen hatte, ſtarb im Jahre 567 der Hedſchra. 
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gen und Sophismen feine Zuflucht, um die Fräftigften Jünglinge unter feinen Schülern zu un— 
bedingten Werkzeugen feines Willens beranzubilden. Sie eroberten bald fefte Pläge in Perſien 
und Syrien, aus welchen die mächtigſten Seldjukenſultane fie nicht zu vertreiben vermochten, und 
- fie waren ald Meuchelmörder fo gefürchtet, daß felbft Männer wie Nureddin und Saladin vor 
ihren Drohungen zurückſchreckten, denn dieſe Fanatifer, welche auf Befehl ihres Großmeiſters 
und im Namen des bald verborgenen, bald fihtbaren Imams handelten, gingen felbft mit größ— 
ter Luft dem Tode entgegen, weil fie überzeugt waren, dadurch allein der höchſten unvergäng— 
lichen Freuden des Paradieſes theilhaftig zu werden. Erſt der Mongole Hulagu machte der 
Herrfhaft ver Aſſaſſinen in Perfien, ohngefähr gleichzeitig mit der der Abbafivenfhalifen in 
Bagdad, ein Ende, während derMamlufenfultan Beibars nicht lange nachher von ihren Burgen 
in Syrien Befig nahm. Legterer ſuchte auch, um feiner Herrſchaft eine gewiſſe legitime Grund: 
lage zu bereiten, das Abbafidenfhalifat, wenigftens ald Hohenpriefterthum, zu veftauriren. Er 
nahm einen Sprößling aus dem Khalifenbaufe auf, huldigte ihm als Khalifen und verpflichtete 
jich, die im Koran vorgefhriebenen Geſetze zu beobachten, ſich an die Vorſchriften ver Tradition 
zu halten, das Gute zu befördern, das Schlechte zu hindern, mit Eifer für den Schuß des Glau: 
bens zu kämpfen, nur auf gefeglihem Wege Steuern zu erheben und fie auf vechtliche Weife zu 
verwenden. Der Khalif belebnte hierauf den Sultan mit der Herrſchaft über alle vem Jolam 
unterworfenen Provinzen ſowie mit allen zufünftigen Groberungen. Zugleich verlieh er ihm 
die Uniform, welche ihn ald Neprälentanten der Abbafiden harafterifirte, fowie alle übrigen 
Infignien ded Sultanatd: Schwert, Fahne, Schild u. dgl. Beibars hatte urfprünglich die 
Abſicht, das Khalifat von Bagdad auch thatſächlich wiederherzuftellen, indem er den Khalifen 
in Stand fegen wollte, die Hauptftadt wiederzuerobern. Später fürdhtete er jedoch, daß, wenn 
der Khalif Herr von Bagdad fein werde, er ald Fürft der Gläubigen die höchſte Gewalt und un- 
beichränfte Herrfchaft über alle vem Islam unterworfenen Länder anſprechen würde und früh 
oder fpät ihn feiner Würden entfegen oder eines Theiles feiner Länder berauben fönnte. Er zog 
daher einen Theil der Truppen, welche er dem Khalifen zur Verfügung geftellt hatte, zurüd, und 
diefer unterlag in einem ungleihen Kampfe gegen den mongolifchen Statthalter von Bagdad. 
Beibars fegte dann einen andern Abbaſiden ald Khalifen ein, behandelte ihn aber wie einen Ge: 
fangenen, und geftättete ihm nicht dem geringften Einfluß auf die Regierungsangelegenheiten. 
Die Nachkommen diefes Khalifen vegetirten unter den folgenden Mamlufenfultanen in Agyp— 
ten fort, und wurden, je nad) der Macht und dem Einfluffe verfelben, auch außerhalb Agypten 
und Syrien, mitunter fogar in Bagdad und Tebriz, in Mefopotamien und einem Theile von 
Kleinajien, in Tunis und fogar in Indien ald Imame anerkannt. Verfuchten fie ed aber, aus 
ihrer Machtlofigfeit hervorzutreten und nach weltlicher Herrſchaft zu traten, fo murden fie ent- 
fegt. Der legte diefer Schattenfhalifen, Almutawaffil, wurde vom Sultan Selim, welder der 
Mamlufenherrfhaft in Agypten ein Ende machte, nach Konftantinopel geſchleppt und in der 
erſten Zeit mit vieler Ehrerbietung behandelt, bis er von feinen eigenen, mit ihm nad Konſtan— 
tinopel geführten Vettern, angeflagt wurde, viele Agypter um ihr Vermögen gebracht zu haben. 
Da ließ ihn Selim, weil er auch in Konftantinopel einen fehr ſchlechten Lebenswandel führte, 
nad) ver Feſtung Saba Kuliat bringen, wo er bis zum Tode ded Eultand eingeferfert blieb. 
Selim’8 Nachfolger Suleiman erlaubte dem Khalifen wieder nad Konftantinopel zu kommen 
und fpäter fogar nah Kahira zurüczufehren, wo er nochmals als geiftliches Oberhaupt auf: 
trat, indem er Ahmed-Paſcha, dem rebellifhen Statthalter von Ägypten, als unabhängigem 
Sultan von Ügupten huldigte. Die Empörung wurde aber bald gedämpft, und vom Khalifen 
ift weiter feine Rede mehr. Er ftarb in der Zurüdgezogenheit im Jahre 1558 und binterliep 
zwei Söhne, welche fpurlos verſchwanden. 

Die oemaniſchen Sultane machen feit diefer Zeit, auf die Weihe und angebliche Geffion des 
legten Abbaſidenkhalifen ſich flügend, nicht nur auf eine legitime weltliche Oberherrſchaft über 
alle Völker des Jolams Anfprud, fondern wollen fih aud ald Erben des Khalifats die höchſte 
geiftliche Würde, das Imamat, zufpredhen, finden aber hierin nicht nur bei den Schliten, welche 
nur Nachkommen Ali's ald legitinne Khalifen anerkennen, feine Zuftimmung, fondern werden 
auch von den Sunniten, wenigftend von den Unterrichteten unter venfelben, nicht ald Imame an: 
gefehen, weil auch jie die Abftammung von Kureifch, dem Geſchlechte Mohammed's, ald Vorbe— 
dingung zur Erlangung des Khalifats betrachten. 

Die Schhiiten blieben übrigend auch nad; Fem Uintergange der Batimiden und nadj der Unter: 
werfung ber Affaffinen nicht unthätig. Sie gründeten nicht nur fpäter in Weftafrifa ein mäd: 
tiged Reich, fondern erhielten auch früher ſchon in Afien an den zum Islam übergetretenen 
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Mongolenfürften (Ilchane) von Perſien eine neue Stüge, und wenn dieſe auch weit davon ent- 
fernt waren, felbft dev Herrſchaft zu Gunften eines Sprößlings aus dem Geſchlechte Ali's zu 
entfagen, jo befümpften jie doch mit ſchiitiſchen Waffen die Ränder und Herrſcher, melde das 
Khalifat der Abbafiden anerkannten, und murben von der Bevölkerung Perſiens, welche von 
jeher mehr Neigung zur ſchiitiſchen Auffaflung des Islams hatte, unterftügt. Ihr Haß gegen 
die Sunniten ging fo weit, daß fie fogar wiederholt mit hriftlihen Mächten Bündniſſe fchloffen, 
um der Herrſchaft der Sunniten in Ägypten und Syrien ein Ende zu machen, Gleiche Politik 
befolgten die nahherigen Timurivden oder die Nachfolger Tamerlan's, und als auch diefe durch 
innere Spaltungen zerfielen, erhoben jich die Schliten aufs neue in der Perfon des von Ali ab: 
fammenden Ismail Sufl. Diefer nahm den von Timur und Ufun Hafan begonnenen Kampf 
gegen die Osmanen, die nunmehrige Stüge der Sunniten, wieder auf, und feine Nahfommen, 
die Schahs von Perfien, fegten Ihn mit wechſelndem Glüd bis in die neuere Zeit fort. 

Mohammedaniſche Staatdidee. Aus obigem gedrängten Liberblid der Geſchichte des 
Khalifats ergibt ch, dap wenn audh Mohammed Religionsftifter und Staatengründer zugleich 
war, er doch weder als Prophet nod als weltlicher Herrſcher jih über die Verfaffung des von 
ihm gegründeten Staats ausgeſprochen hat, und daß, wenn die abjolut monarchiſche fich trog 
dem republifaniichen Geifte und den republifanifchen Gewohnheiten der Araber im Islam von 
ſelbſt verftand, er es jedenfalls verfäumt hat, zwifchen einer Wahl: und Erbmonardie eine Ent: 
fcheidung zu treffen und die Erbfolge oder ven Wahlmodus zu beftimmen. Wenn wir daher 
von einer mohammedaniſchen Staatsidee ſprechen, fo verftehen wir darunter die unter den 
mohammedanifhen Völfern zur Geltung gefommenen Staatöprincipien, nicht die von Mo- 
bammed jelbft aufgeftellten. Arabien war zur Zeit Mohammed’ in eine Anzahl Eleiner Repu— 
blifen getbeilt, von denen jede ihr Oberhaupt hatte, dad in patriarhalifcher Weijeregierte. Diefe 
Stammbhäupter mußten zwar alle Mohammed's Oberherrſchaft ſowol als fein Prophetenthum 
anerkennen, aber im übrigen blieben die frühern Einrichtungen beftehen, und trog aller Einheit 
des Glaubens und ded Staats gelang ed dvoh Mohammed nicht, die in zahlreiche, jich mitunter 
feindlih einander gegenüberftehende Stämme getheilten Araber zu einer Nation zu verſchmel— 
zen. Bon diefer noch fortbeftehenden Spaltung rühren auch zum Theil die vielen Empörungen 
und innern Kriege ber, denen häufig religiöje Fragen nur zum Vorwand dienten. So wurde 
gleich bei der erften Khalifenwahl dadurch der Ausfchlag zu Gunſten Abu-Bekr's gegeben, daß 
die mit ihm verwandten und ihm ergebenen Aslamiten nah dem Wahlplage eilten und ſich für 
ihn erklärten. 

Wir haben gejehen, daß nad dem Tode Mohammed's die Verfechter eined Wahlreichs, mit 
freilich fehr beſchränktem activen und paſſiven Wahlrechte, und die einer erblichen Monardie 
einander gegenüberftanden und daß erftere den Siey davontrugen. Die Omejjaden führten 
zuerft die erbliche Monardjie ein, obgleich es ihnen ſchwer fiel, eine folivde Grundlage für ihre Le- 
gitimität zu finden, denn fie waren nicht nur feine nähern Verwandten Mohammed's, jondern 
fie hatten ihn fogar bi8 zur Eroberung Mekkas befümpft. Muawia konnte feine Anfprüde nur 
auf feine Berwandtichaft mit dem ermordeten Khalifen Osman flügen. Er trat als deſſen Blut- 
rächer auf und proteftirte gegen die Wahl Ali's, die diefer nur Khalifenmörbern verdanfte; er 
bätte aber nach feinem Siege eine neue freie Wahl anorbnen oder wenigftend nicht feinen Sohn 
als Nachfolger beftimmen follen. Mit größerm Rechte traten die Abbajiden und Aliven ald erb- 
liche Monarden auf, die einen auf ihre Abkunft von einer Tochter Mohammed's ſich berufend, 
bie andern auf ihre Abftammung von einem Oheim deffelben, Da Religion und Recht, Kirche 
und Staat bei den Mohammedanern ebenſo wenig ald bei den Juden geſondert find, fo iſt der 
Khalif zugleich weltliches und geiftliches Oberbaupt, legtered jedoch, weder bei den erſten Kha— 
lifen noch bei den Abbafiden, im oberpriefterlih:päpftlichen, mit dem Begriffe von Infallibi- 
lität und Inspiration verbundenen Sinne. Der Khalif follte der erſte Imam fein, er follte die 
Grecutive in religiöjen wie in politifhen Angelegenheiten haben, aber er konnte ebenjo wenig 
neue Dogmen ald neue Civil: oder Strafgejege becretiren. Der Koran galt ald Gejeg und 
Religionsbuch, wo er nicht ausreichte, mußten mündliche Tradition, Analogie und ältere Sagun: 
gen audbelfen, und nicht der Khalif, fondern die Gefeßgelehrten, welche zugleih Theologen und 
Juriften waren, hatten über zweifelhafte Kragen zu entſcheiden, und nur bei diſſentirender Anſicht 
konnte ver Khalif ven Ausſchlag geben. Daß in ver Praxis mancher Khalif jeine Gewalt mis: 
brauchte und widerrechtiche Verordnungen erließ, verſteht ſich von felbft, aber eö ift wol feinem 
Khalifen eingefallen, ſich als folder für berechtigt zu erklären, in Rechts- oder Glaubensſachen 
Neuerungen einzuführen, Die Abbaftdenfhalifen find wol Khalifen von Gotted Gnaden in dem 
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Sinne, daß fie ih ald von Gott eingefeßte Herrſcher betrachten, weil fie die nächften männlichen 
Berwandten Mohammed's jind, aber nur dazu berufen, wie der erfte Abbaſide Al-Saffah in 
feiner erften Predigt fagte, dad von Mohammed geoffenbarte Geſetz zu beihügen. Cine 
eigentliche Theofratie finden wir, wie fhon erwähnt, nur im Reiche ver Fatimiden, welche, als 
unmittelbar von Gott erleuchtete Imame, eine göttlihe Verehrung anſprachen, wenn auch feft: 
ftebt, daß ſchon die frühern Aliven ſowol ald Abbaſiden diefe Dogmen zur Geltendmahung ihrer 
Rechte durch ihre Miffionare verbreiten liefen. So ift e8 hiſtoriſche Thatſache, daß zur Zeit des 
Khalifen Almanfur mehrere Hundert Jünger Abu:Muslim’s, des Mifjionard und Feldherrn, 
der den Abbafiden den Weg zum Throne gebahnt hatte, nad Hafhimieh, feiner damaligen Re: 
ſidenz, famen und den Khalifen ipren Gott nannten. Manfur ließ ihre Führer einferfern, fie 
empörten ſich aber, wollten ven Balaft des Khalifen fürmen und mußten mit Gewalt der Waf- 
fen zurüdgefchlagen werden. Manfur wollte wahrſcheinlich, ſobald er im Beſitze materieller 
Waffen war, von den Ultrafhiiten nichts mehr wiffen, einmal weil jie leicht einen andern Ab— 
könmling aus dem Geſchlechte Mhammed's ald Imam verehren Fonnten, wie Abu-Muslim 
jelbft e8 vor feinem Tode bereut haben foll, die Nachkommen Ali's Hintangefegt zu haben, ſo— 
dann, weil er wol fürdten mußte, bei der nüchternen Bevölkerung von Syrien, Mefopotamien, 
Arabien und jelbit Agypten ald Keger verfchrien zu werben. Die irregeleiteten Perſer aber 
verjuchten e8 zu wiederholten malen, die Oberherrſchaft ver Khalifen, welche jegt die Grundlehren 
verleugneten, durch welde fie zum Khalifat gelangt waren, wieder abzufhütteln. So kämpfte 
ein gewiſſer Sinbad in Chorafan gegen die Truppen Manßur's und ſchrie nah Rache für das 
vergoffene Blut Abu-Muslim's. Unter dem Khalifen Mahdi trat ver Perjer Mufanna feind— 
felig auf, um feiner Lehre von der Seelenwanderung und Incorporation der Gottheit Geltung 
zu verihaffen. Unter Harun-ar-Raſchid erhoben ih nad dem Sturze der Barmafiden, melde 
Perſer waren und die Schiiten begünftigten, die Churramieh oder Anhänger der durch Mazdak 
reformirten Lehre Zoroafter's, welche den Islam mit dem Parſismus zu verfchmelgen ſuchten. 
Unter Mamun, als auch er ſich wieder zu den Sunniten hinneigte und dem in Perſien vorherr: 
ſchenden politifchreligiöfen Syftem untreu ward, erhob ſich Babef mit feinen ultrafchiitifchen 
Dogmen, welcher erft unter dem Khalifen Almutapim die Waffen zu ſtrecken genöthigt und ver: 
rätherifcherweife hingerichtet ward. Die zu weit getriebene Verehrung des Khalifen kann aber 
nur als ein Auswuchs im Islam angejehen werden, den ſelbſt manche Fatimiden zu befeitigen 
bemüht waren. Inden Augen des wahren Muslim ift ver Khalif, mag er durch feinen Vor: 
gänger oder durch freie Wahl auf den Thron gekommen fein, fein Menſch, ver dur den Thron 
zum Repräfentanten ver Gottheit auf Erden erhoben wird, fondern ein Gläubiger, der ſchon 
vorher durch geiftige Gaben, Sittlichkeit und förperliche Rüftigfeit ausgezeichnet fein muß, um 
den Thron nur einnehmen zu fönnen, Er muß vor allen theologiſch und juridiſch gebildet, er— 
fahren in der Regierungs- und Kriegskunft, gerecht und tapfer fein. Vereinigt er alle dieſe 
Eigenjhaften, hat er feine gefunden Glieder und Sinne, und gehört er vem Geſchlechte Kureiſch's 
an, dann ift man ihm als Staatdoberhaupt gehorſam fhuldig, aber auch nur folange er jelbft 
fid) dem göttlichen Gefege unterwirft. Seine Rechte beftehen lediglich darin, daß fein Name auf 
den Münzen und im Gebete genannt wird, daß er feine Beziere, Statthalter, Oberrichter, Feld— 
herren, Führer ver Pilgerfaravanen, Polizeipräfecten, Oberfteuereinnehmer und andere hobe 
Beamte ernennt, deren Wirkjamkeit aber wieder an beftimmte Borfhriften gebunden und deren 
Ernennung fogar manden Beihränfungen unterworfen ift. Neben allen diefen Beamten nab: 
men aber zu allen Zeiten die Häupter der Stämme unter den Arabern einen bedeutenden Platz 
ein. Sie fonnten zwar aud vom Khalifen ernannt werben, aber nur felten fiel in ver That feine 
Wahl gegen ven Wunſch des Stammes aus, weil fie jonft ohne alle Wirkung blieb. In der 
Pegel wählten die Stämme jelbft ihre Oberhäupter, die fie auch im Kriege anführten, und ver 
Khalif beftätigte ihre Wahl, dadurch hatte er aber auch, namentlich jolange die Beduinen den 
Kern der Kriegsmacht bildeten, ein materielled Gegengewicht, wie an der Gelehrtencorporation 
ein geiftiged, dem er volle Rechnung tragen mußte. G. Weil. 
Kindesmord, Verbeimlihung der Geburt, Abtreibung der Leibesfrucht und Kin- 
de8ausfegung. In feiner wörtlichen weitern Bedeutung ift Kindedmord die abſichtliche Tödtung 
des eigenen Kindes (ded Sohns oder der Tochter). Bei den Völkern des Alterthums war dieje 
That infoweit fein Verbrechen, ald es geftattet war, dem erzeugten Kind auch das Leben wieder 
zu rauben. Das Mojaifche Net fannte diefe Befugniß der Altern nicht. Diefe fonnten ſich nur 
an die Obrigkeit wenden, welche nach vergeblihen Züchtigungen das Todesurtheil(Steinigung) 
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erließ (5 Mof. 21, 18—21).!) Abraham mollte feinen Sohn Iſaak nur opfern, um dem 
höchſten Kerrfcher, dem prüfenden Gott Ifraeld, gehorfam zu fein. Die Gefhichte von Grie— 
chhenland zeigt dad auf graujamer Sitte beruhende, jedoch vom Staate überwachte Recht der 
Ältern, ihr Kind durd das Mittel der Ausfegung zu tödten, um Übervölferung zu verhüten 
oder der Auferziehung deſſelben wegen feiner Miögeftalt oder Schwähhlichfeit überhoben zu fein. 
Der legte Grund berrichte bei ven Spartanern vermöge ded Charakter derſelben und ihres 
Staatd vor.?) Die römiſche Geſchichte, die auch Urkunde der Sitte ift, dad neugeborene ſchwäch— 

liche Kind zu tödten, zeigt, daß nur der mit Gewalt ausgeftattete Vater das Recht hatte, das 
eigene Kind zu töbten, nachdem er über daſſelbe Gericht gehalten hatte. Indeſſen drängte mildere 
Sitte dieſes Gebieten über Leben und Tod des eigenen Kindes zurüd. Schon in den eriten Zeiten 
ded Raiferrhumd war eine folde Eriheinung eine jeltene. Trojan und Hadrian griffen hem— 
mend ein, und fpätere Herrfcher entzogen unter den Einwirkungen des zur Herrſchaft gelangen: 
den Chriſtenthums dem Vater eine foldhe ertreme Gewalt, dieje ven Gerichten überweifend. 3) 
Die frühere germanifche Sitte räumte den Vater die Gewalt ein, ein von ihm erzeugted neuge: 
borened Kind durch Wegfegung zu tönten, eine Gewalt, die im ganzen wol nur aus Noth oder 
wegen deſſen Misbildung geübt wurde. *) Mit der Luftration, wodurd es in den Kreis der Fa— 
milie und ver Rechtsgemeinſchaft gezogen wurde, erlofch eine folde Gewalt. Das Chriſtenthum 
untergrub diefe feinem Geifte widerſtrebende Sitte und geftattete nur die Tödtung von Misge— 
burten unter Aufficht ded zur Bornahme der Taufe berufenen Priefterd. Der Mutter war eben- 
falls keine Macht über das Leben ihres Kindes eingeräumt, deſſen Tödtung durch fie eine ftraf- 
bare Miſſethat war. 5) Das moderne Net hat den Kindesmord in feinem weitern Sinne unter 
den Gefihtspunft ded Verwandtenmords geftellt, 

Im engern techniſchen Sinne wird unter dem Ausdruck Kindesmord das Verbrechen der 
Tödtung des neugeborenen unehelichen Kindes durch jeine Mutter vorftanden. ®) Erft im ſpä⸗— 
tern Mittelalter entwidelte fich diefer technische Begriff. Man jah in der That der Mutter, welche 
fähig fei, ihr faum aus ihrem Schofe geborened Kind mit eigener Hand oder durch Berfagung der 
nötigen Pflege zu tödten, eine unnatürliche und darum höchſt ſchwere Miffethat. Der Abſcheu 
dietirte die Strafe des Lebendigbegrabend und des Pfählend. Ein Ingerner Chronift berichtet, 
indem er der Vollſtreckung einer ſolchen Strafe gedenft: „Es ward eine tiefe Grube gegraben, 
Dornen auf den Boden geftreut, die Mörderin daraufgelegt, wieder Dornen auf jie geworfen 
und dann niit Erde zugebedt, jedoch fo, dag vermittelft eines Luftröhrchens, das in den Mund 
reichte, und durch welches zuweilen Milch eingegoffen wurbe, dad Leben und die Dual auf viele 
Stunden oder mehrere Tage verlängert wurde.” Noch im Jahre 1570 wurde in Enfigheim im 
Elſaß viele furchtbare Strafe zuerkannt. Das Urtheil gab dem Nahrichter die Weifung, die 
Schuldige lebendig in das Grab zu legen und zwei Dornwellen, die eine unter, die andere auf 
fie zu legen ; ihr Angeficht jolle er mit einer Schüffel bedecken, verjehen mit einer Offnung, um 
ihr ein Rohr in ven Mund zu geben „damit fie deito länger leben und bemelte böfe Mishand- 
lung abbüßen möge‘; nachher jolle er auf fie drei Sprünge thun und mit Erde beveden. Wie 
ed ſcheint, jiegte doch ein Reſt menſchlichen Gefühls. Die Gnade verwandelte die qualificirte . 
Todesftrafe in die des Ertränfend in ver JM. Die gleiche graufame Strafe, welche das Gericht 
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von Bifhoffszell in Thurgau im Jahre 1596 einer Kindesmörderin zuerfannte, wurde in die 
ver Enthauptung verwandelt. 7) 

Der verjtändige und für fein Zeitalter humane Gejeßgeber, deilen Schöpfung die Beinliche 
Gerichtsordnung Kaiſer Karl's V. war, verurtheilte, obgleich davon ausgehend, daß die That 
gegen ein „unſchuldiges Kindlein“ gerichtet und „eine unchriſtliche und unmenſchliche“ ſei, eine 
folche grauſame Beſtrafung, die ausnahmsweiſe nur da eintreten ſolle, wo ſolches übel oft ge: 
ſchehe, und ſubſtituirte die Strafe des Ertränkens 8), welche der noch mildere Gerichtsgebrauch 
nachher in die der Enthauptung zu verwandeln pflegte. So wurde in Zeitz im Jahre 1635 
eine Schuldige „unter der Aubrücke erſäuft“, während im Jahre 1648 eine andere geköpft 
wurde, und zwar aus Gnade, weil ſie verurtheilt war, „geſäcket und erfäuft zu werden“. 9) Im 
Jahre 1573 wurde in Naumburg eine Magd „darum, daß jie ihr Kindlein umgebracht, mit dem 
Schwert gerichtet“. Die gleiche Todesftrafe erlitt dort ein Weib wegen derjelben Miffethat im 
Jahre 1620.19) Nach der Chronik von Leidnig wurde dort in den Jahren 1570, 1576, 1591 
und dann nod in den Jahren 1610 und 1650 die Strafart des Ertränfend angewendet, und 
in der Laujig wurden nod in ven Jahren 1537, 1540 und 1559 Kindedmörderinnen leben= 
dig begraben 1), eine Strafe, mit weldher bei ven Dithmarſchen jede gefallene Jungfrau be: 
legt wurde, 

Noch während des ganzen Verlaufs des 18. Jahrhunderts pflegte der Kindesmord mit dem 
Tode, gewöhnlich durch Enthauptung, beftraft zu werben. 12) Das öfterreihiiche Strafgejeg- 
buch der Maria Therefia, die jogenannte Therefiana vom Jahre 1764, verorpnet, daß die Schul— 
dige „mit dem Schwert hingerichtet, nad) der Enthauptung ihr Körper ind Grab gelegt, ein 
Pfahl duxch das Herz gefhlagen und fodann verjcharret werden ſolle“'; habe „die Kindesmutter 
an ihrer Leibesfrucht durch bloße Unterlaffung ihrem Kind den Tod verurfadhet, jo jolle fie eben— 
falls mit vem Schwert, jedoch ohne Durhpfählung des Körpers beftraft worden”. Wenn von 
ihr „zur Entſchuldigung der Unterlaffung vorgewendet werde, nicht gewußt zu haben, wie mit 
den neugeborenen Kinde umzugehen fei, oder daß das Kind in währenden Geburtsfchmerzen ver: 
gangen und dahingeftorben fei, und was mehr vergleichen Ausflüchte fein mögen, da fei die— 
jelbe bewandten Umftänden nad, beſonders wenn jie ſich durch Verſchweig- und Verhehlung 
ihrer Schwangerſchaft einer böſen Abſicht verdächtig gemacht, mit der Tortur zu belegen, und, 
da fie auch in der ſtrengen Frage auf diefer Entfhuldigung ſtets beftände, gleihwol wegen der 
verhehlten Schwangerſchaft willfürlih nad Geftalt der Sachen jhärfer over gelinder zu beftra= 
fen”. Habe die Schuldige „ſolche Unthat öfters begangen oder das Kind ohne vorhin ertheilte 
Taufe ums Leben gebradht‘‘, jo ſolle ihr Hand und Kopf abgefchlagen und beides auf das Rad 
gefteft werden, und habe fie „die Mordthat mit befonderer Grauſamkeit vollbracht‘, jo ſei fie 
mit glübenden Zangen zu zwicken oder fonft die Tovesftrafe zu jchärfen. Auch die in der legten 
Zeit ded vorigen Jahrhunderts erlaffene preußifche Strafgefeßgebung dictirte Kapitalftrafe 13), 
vollzogen durch Enthauptung. Unter ver Herrſchaft dieſer Gefeggebung verfiel vem Schaffot 
jene unglüdliche Mutter, deren Geſchick Hippel in jeiner Schrift „Beitrag über Verbrechen und 
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Strafen‘ (zweite Auflage, Königsberg 1797) fo ergreifend darſtellt 14), während e8 vielleicht 
unfern großen Dichter zu feinem Gedicht „Die Kindesmörderin“ anregte: 
Horch! Die Gloden hallen dumpf zufammen e 
Und ber Zeiger hat vollbracht den Lauf. 
Nun, fo fei’s denn — Nun in Gottes Namen ! 
Grabgefährten, brecht zum Richtplag auf! 
Ber denkt dabei nicht arf Bürger's Dichtung „Des Pfarrers Toter von Taubenhain’: 
„O weh mir, daß du mich zur Mutter gemacht, 
Benor du mich machteft zum Weibe!“ 


Da riß fie die filberne Nadel vom Haar, 
| Und ſtieß fie dem Knaben ins Herze. 

Die erfte Strafgefeggebung des 19. Jahrhunderts, das öſterreichiſche Criminalgeſetzbuch, 
beachtete, zwar ſpät, aber zum erften mal, die Stimme ded menjhenfreundlihen Lombarden 
Bercaria, welcher in jeiner denfwürbigen Schrift „Uber Verbrechen und Strafen”, ſich jedoch 
verwahrend gegen den Verdacht, als verfenne er die Schwere der Schuld, das Geſchick der gebä= 
renden unehelichen Mutter der Betradhtung und Würdigung binhielt: „Wer fi) in der Lage 
befindet, zwifchen feiner eigenen Schande und dem Tode eines Weſens zu wählen, dad noch nicht 
den Verluſt des Lebens fühlen fann, wie jollte eine foldhe Perfon ven Tod nicht dem unvermeid— 
lihen Elend vorziehen, welchem fie und ihre unglüdliche Frucht ausgefegt fein würden ? 9) 
Dieſes Geſetzbuch brach eine neue Bahn, indem es von der Bedrohung mit Todesftrafe abfah, 
nur zeitige Freiheitsſtrafe dietirte, obgleich eine jchwere, eine „ſchwere Kerkerftrafe” von 5 
— 20 Jahren“. 16) Diefer Geſetzgebungspolitik, welder ſchon die im Jahre 1798 erfdie- 
nene Schrift „Ob der Verfhuldung der Kindesmörderin die Todesſtrafe angemeflen iſt?“ 
das Wort redete, folgte, gegenüber dem fpätern Strafgejegbud; für Frankreich, deſſen Art. 302 
iebr lafonifch und fummarifch lautet: „Wer ſich des Meuchelz, Altern=, Kindes oder Giftmor: 
des ſchuldig macht, ift mit dem Tode zu beftrafen‘‘ 17) — zur Redtfertigung der Androhung 
tiefer ertrenien Strafe wurde geltend gemacht, das Gefeg müſſe dad neugeborene Kind um jo 
mehr unter feinen befondern Schuß nehmen, da der Staat Anflalten, Findelhäuſer 18), zur 
Aufnahme derer befige, für welche die Mutter felbft nicht forgen könne —, zunächſt das Straf: 
gelegbud für das Königreih Baiern vom Jahre 1813 infofern, ald ed (Art. 157, 158) den 
Kindesmord mit Zuchthaus auf unbeftimmte Zeit, die Wiederholung aber mit den Tode 
bedrohte. 19) 

In denjenigen deutſchen Staaten, welche erft in neuerer Zeit, vor und nad) der Mitte dieſes 
Jahrhunderts, zur Aufrichtung von Strafgefegbüchern ſchritten, zeigte ſich Bid dahin die Rechts— 
übung bezüglich der Beftrafung des Kindesmordes 20) ſchwankend, indem eine geläuterte Er— 
fenntniß, welder einzelne Gefeggebungen bereitd Nedhnung-getragen hatten, den Richter der 
Milde geneigt machten; die Allmacht der Praxis, welche längft gewohnt, ja ermädtigt war, dem 
Rebtögefühl Raum zu geben, wid von dem Gefege ab und erfannte auf lebenslängliche Frei: 
beitäftrafe. War ver Richter zu bedenklich, um von dem eifernen Geſetze abzuweichen (noch im 
Jahre 1802 verurtheilte, nad) dem Zeugnifle von v. Berg, „Juriſtiſche Beobahtungen und 
Rechtsfälle““, 1804, I, 158 — 235: „Merkwürdige Geſchichte eined Kindermordes“, die 
Jufigfanzlei in Hannover die Schuldige zum Tode, weil das Gejeg nun einmal „die Todes- 
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ſtrafe dietire“ und ‚neuere Theorien’ feine Rückſicht verdienten), ſo wendete die Gnade die Boll- 
ziehung der erkannten Todesſtrafe duch Verwandlung derjelben in Freiheitsſtrafe ab. 

Die deutſchen Strafgeſetzbücher der Neuzeit haben aus pfychologifhen Gründen, nämlich 
mit Rüdjicht darauf, dap die an ſich ehrenwerthe Abſicht, die Geſchlechtsehre zu bewahren, oder 
die Hülflofigfeit, die Noth, der Beweggrund ift, der zur That führt, und die Gebärende zur 
Zeit derfelben fi in einem die Zurechenbarkeit ſchwächenden und auf die Pſyche einwirkenden 
Zuftand der Nervenerregung zu befinden pflegt, von der Androhung der Todesftrafe abgeje- 
ben?!) und dictiven zeitige Breiheitsftrafe, abgemelfen nad) dem Grade der Verfhuldung und 
den umgreifenden Milderungögründen. 2?) Das Strafgefeßbud für dad Königreih Würtem: 
berg 23) Spricht ſich im Art. 249 dahin aus: Eine Mutter, welche ihr uneheliches neugeborenes 
Kind ded Lebens bevaube, jolle, wenn fie vor dem Eintritt der Entbindung den Entſchluß zur 
Tödtung ihres Kindes gefaßt und zufolge veflelben dazu gefchritten fei, mit funfzehnjährigem 
bis zwanzigjährigem, jonft mit zehnjährigem bis funfzehnjährigem Zuchthauſe beftraft wer— 
den; ein Kind, welches nicht über 24 Stunden alt geworven, gelte ald ein neugeborenes; jei das 
Kind wegen vorzeitiger Geburt nicht .fühig geweſen, das Leben außer dem Mutterleibe fortzu- 
fegen, jo folle die Strafe ded Verſuchs eintreten; die Tödtung während der Geburt (Art. 250) 
werde dem Kindesmorde gleich beftraft. 2%) Die Straigefeßgebung für das Großherzogthum 
Heffen vom Jahre 1841 (Art. 258— 260) erklärt die Mutter, welche ihr uneheliches neugebore: 
nes Kind durch Handlung oder Unterlaffung abſichtlich getöbtet hat, als des Kindesmordes Ihul- 
dig, dem die Tödtung in und währeud der Geburt gleichftehe, und dictirt Freiheitäftrafe, die, 
wenn die That ſchon vor der Entbindung beihloffen war, bis zu 16 Jahren Zuchthaus hinau— 
fteigen fann. Wenn das getödtete Kind wegen zu frühzeitiger Geburt oder befonderer Misbil- 
dung nicht fühig, das Leben außer vem Mutterleibe fortzufegen, fo ſoll Gorrectionshausftrafe 
zuerfannt werben. 25) Das Strafgefegbud für das beiderjeit8 angrenzende Land Baden vom 
Jahre 1845 bedroht die Schuldige, die ihr Kind während der Geburt oder in den nächſten 24 
Stunden hernach vorſätzlich tödtet, dann, wenn der Entſchluß dazu ſchon vor der Entbindung 
gefaßt war, mit Zuchthaus von 6—15 Jahren, jonft mit derfelben Strafe bis zu 8 Jahren. Die 
gleihen Strafen jollen eintreten, wenn es ji in dem einzelnen Fall, da vie That erſt nach Ab- 
lauf jener Zeit verübt wurde, ergibt, daß ber befondere geiftige und körperliche die Zurechnung 
vermindernde Zuftand der Gebärenden noch fortgevauert habe. Die wiederholte That foll mit 
Zuchthaus von wenigftens 10 Jahren beftraft werben u. f. w.2%) Die neuern deutſchen 
Strafgefegbüder find mit einzelnen Schattirungen??) analog. Das preußifche Geſetzbuch, 
welches dem franzöftihen Goder, das bisherige Gefegbuc der Nheinprovinz, folgte, beſchränkt 
ih darauf, im $. 180 zu verorbnnen: „Eine Matter, welche ihr unebeliches Kind in oder gleich 
nad) der Geburt vorfäglich tödtet, wird wegen Kindesmordes mit Zuhthaus von 5—20 Jahren 


21) Auch Montenegro gab fich in neuerer Zeit ein Strafgefeßbuch, das im Art. 74 verordnet: 
‚Wenn eine Witwe oder ein Mädchen oder eine andere Frauensperſon, um ihre Scyande zu verdecken, 
fich fo weit vergißt, ihr Kind zu erwürgen, fo foll eine folche Sünderin zum Tode verurtheilt werden.‘ 

22) Feuerbach, — bes deutſchen peinlichen Rechts, herausgegeben von Mittermaier (vierzehnte 
Originalausgabe, 1847), ©. 393 u. 394. Criminallerikon, herausgegeben von Jagemann, fortgefegt 
von Brauer (1854), ©. 43840. 

23) Ein denfwürdiger Rechtsfall: „Anklage wegen Kindesmordes, verhandelt vor dem Schwur— 

ericht in Ulm im Februar 1850°, findet ſich mitgeteilt in den Friedreich'ſchen Blättern für gerichtliche 
Anthropologie, Jahrg. 1852, Heft 1. 

24) Hufnagel, Gommentar über das Strafgefegbuch für das Königreich Wiürtemberg (1842), II, 
80 fa. Hepp, Commentar über das neue würtembergifche Strafgeſetzbuch nach feinen authentifchen 
Quellen, den Vorlagen der Staatsregierung und den ftändifhen Verhandlungen des Jahres 1838 
(1842), IH, 190 fü. 

25) Bopp, Handbuch der Criminalgefeggebung für das Großherzogthum Heſſen. Gin praftifcher 
Gommentar (1852), S. 97-99, 360— 363. Gmmerling, Sammlung der Entſcheidungen des groß: 
re heſſiſchen Caſſationshoſs in Civil- und Strafſachen, Jahrg. 1858, II, 8-12; Jahrg. 1859, 
II, 34—46. 


26) Thilo, Die Strafgefepgebung des Großherzogthums Baden nebit dem Gefeg über die Gerichte: 
verfaffung, mit den Motiven der Negierung und den Refultaten der Stindeverhandlungen. Grfte Ab: 
theilung, das Strafgeſetzbuch enthaltend (1845), ©. 229 u. 230, 

27) Magazin für bannoverfches Necht (Hannover 1855), V, 66 fa. Grotefendt, Vergleichung des 
Art. 233 des hannoverſchen Criminalgeſetzbuchs mit den Beſtimmungen der übrigen deutſchen Griminal: 
geiegbücher über das Verbrechen des Kindesmorbes (eine anichauliche Gegenüberftellung der Berfchie: 
en. der. einzelnen deutichen Geſetzgebungen bezuglid, des Gharafters diefer Miſſelhat mit ihren 
Motiven). ; 
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beſtraft.“28) Eine einheitliche deutſche Strafgefeggebung hat auch in Bezug auf das Verbrechen 
des Kindesmordes ihrem Berufe zu genügen. 29) 

Die Rechtspflege hat namentlih dann, wenn ſie ſich mit der Anklage auf Kindesmord zu 
beihäftigen hat ?9), die Hülfe der Staatsarzneifunde in ihrer Verzweigung als gerichtliche 
Medicin heranzuzieben, um fi Fragen beantworten zu laſſen: Zuftand der Kindesleiche, 
Reife des Kindes, Zeit der Schwangerſchaft der Mutter im Augenblid der Geburt deflelben, 
Leben des Kindes nad der Geburt, Leben bei der Geburt (Rungenprobe u: f. w.), Lebens— 
fähigkeit 31), Zeichen der Art des Todes, Frage, ob die Angeklagte geboren habe u. f. w. 
Bergmann, „Lehrbuch der Medicina forensis für Juriſten“ (1846), ©. 458— 485: „Auf: 
juhung der Todesurſachen bei neugeborenen Kindern.” Krahmer, „Handbuch der gerichtlichen 
Medicin für Arzte und Juriften’ (zweite umgearbeitete Auflage, 1857), ©. 551— 564. 
Günter, „Kindesmord und Fruchtabtreibung. In gerichtsärztliher Beziehung für Gerichts: 
ärzte und Juriften dargeſtellt“ (1845). Gohen van Baren, „Zur gerihtsärztlihen Lehre von 
Berbeimlihung der Schwangerichaft, Geburt und dem Tode neugeborener Kinder. Erläutert 
durch 100 den Acten entnommene medicinifch=gerichtliche Fälle, bearbeitet und zum Gebrauch für 
gerichtliche Arzte, Wundärzte, Griminaliften und Richter eingerichtet” (1845). Hübner, „Die 
Kindestödtung in gerichtsärztlicher Beziehung‘ (1846). Koh, „Neue Unterfuhungen zur 
Ermittelung des Kindesmordes, mit befonderer Beachtung aller gewaltjamen Todesarten. Ge— 
frönte Breisfchrift” (1841). Klenfe, „Der Kindermord, die Tödtung Erwachſener u. ſ. , vom 
neuen Standpunft einer höhern Phyſiologie beleuchtet. Kür Geſetzgeber, Rechtsgelehrte, Natur: 
forfcher u. ſ. w. dargeftellt” (1840). 

Die Statiftif der Strafrechtspflege zeigt, daß das Verbrechen des Kindesmordes, welches feit 
der Herrſchaft des ſchwurgerichtlichen Strafverfahrens in Deutschland zu den Miffethaten ge- 
hört, welche die Zuftändigkeit ver Schwurgeridhte bilden, leider nicht zu den feltenen Delicten 
gehört, mad ein Streifliht auf unfere focialen Zuftände wirft. Einige Einblide, ſoweit die 
Literatur fie gewährt, mögen geftattet fein: 

Nach den jährlichen Darlegungen des franzöſiſchen Juſtizminiſteriums betrug die Zahl ver 
in Frankreich während der zehn Jahre 1826 — 35 wegen Kindesmordes erhobene Anflagen 
984, ſomit im Durchſchnitt jährlih 98. Benoifton de Chaͤteauneuf bob in einer im Jahr? 1842 
in einer Sigung der parijer Akademie der moralifhen und politifchen Wiflenfhaften gehaltenen 
Vorleſung hervor, daß jich feit dem Jahre 1834 außer mehreren andern Verbrechen auch bie 
Zahl der Kindesmorde (und ver Fruchtabtreibungen) vermehrt habe. 3?) Cine andere Mitthei- 
lung ?°) geht dahin, die jährlihe Durchſchnittszahl der Anklagen babe betragen in den Jahren 
1826—30 113, in den Jahren 1831—35 104, in den Jahren 1836—40 157, im Jahre 
1841 babe die Zahl der Anklagen 180, im Jahre 1842 aber 167 ausgemadt. Im Jahre 1850 
erhoben fi 164 Anflagen. 3%) Im Jahre 1851 belief ich die Zahl der Anflagen auf 198, im 
Jahre 1855 auf nur 40.9) Verhältnißmäßig gering ift die Zahl der Anflagen und Verurthei— 
lungen bezüglich des Kindesmordes auf der Infel Eorfica. 36) Faſt in allen Fällen, die in Frank— 
reich zur Aburtheilung kamen, wurden mildernde Umftände in Betracht gezogen, wodurch die 
Todeöftrafe abgewenvet wurde. Das Rechtögefühl erflärte verjelben den Krieg. Wurde auf fie 
erfannt, fo wurde fie felten vollſtreckt und meiftend in zeitige Breiheitäftrafe verwandelt. 97) 
Eine Mittheilung in Bd. VIlL ver „Jahrbücher der Gefängnißkunde“: „Überſicht ver Ver— 


28) Archiv für preußifches Strafrecht, herausgegeben von Goltdammer, I, 242; Il, 174, 803; 
I, 551; V, 8, 433, 445, 634 ia. 

29) Krug, Ideen zu einer gemeinfamen Strafgefeßgebung für Deutfchland (1857), ©. 140— 144. 

30) Mittermaier, Das deutiche Strafverfahren (vierte Auflage, 1846), Thl. II, $. 123, ©. 73—85. 

31) Abegg, Über das Erfordernig der Lebensfähigfeit bei dem Thatbeftande der Kindestödtung, mit 
Rückſicht auf die neuern Strafgejeggebungen,, in der Zeitichrift für deutiches Recht, herausgegeben von 
Bejeler, Revicher und Stobbe, Jahrg. 1859, XIX, 406—441. Die Lebensfähigfeit des Kindes (1857). 

32) Jahrbücher der Gefängnipfunde und Bellerungsanftalten, herausgegeben von Jullus, Jahrg. 
1844, V, 385. 

33) Jahrbücher der Gefängnipfunde, Jahrg. 1845, VII, 197—220. 

34) Der Gerichtsjaal, Jahrg. 1853, IT, 395 u. 396. 

35) Jahrbücher der deutichen Rechtswifienfchaft und Gejepgebung, herausgegeben von Schletter, 
Jahrg. 1857, II, 274; Jahrg. 1858, IV, 175. 

36) Jahrbücher der Gefängnigfunde, V, 341. 

37) Archiv des Griminalrechts, Jahrg. 1857, ©. 566 u. 567. 
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waltung ber Strafrechtöpflege in Belgien von 1826— 39”, zeigt, daß dafelbft der Kindesmord 
zu den Verbrechen gehörte, die in Zunahme begriffen waren. In den Jahren 1835—37 be— 
trug die Zahl je 8, in ven Jahren 1838 und 1839 je 13. Nach einer in Bd. XI derjelben 
„Jahrbücher vargelegten Uberjicht betrug die Zahl der wegen Kindesmordes ergangenen und 
vollftrestten Todedurtheile in jedem der Jahre 1833 — 44 höchſtens fieben. In den meiften Jah— 
ren rebucirte fich die Zahl auf zwei oder drei. 

Im Königreich der Niederlande, deſſen Strafgeleggebung, glei dem Strafgelegentwurf 
für das Königreich Portugal 38), die Todesftrafe nur für den Rückfall androht — derVorſchlag, 
fie überhaupt nicht anzudrohen, gelangte nicht zum Siege — 29) fam es in den Jahren 1847 
— 51 3u 93 Hinrichtungen, von denen drei wegen Kindesmordes. 0) 

Die Strafrechtspflege in England hatte ji in den Jahren 1810—33, ſonach in 24 Jah: 
ven, mit 339 Anlagen, alfo im Durchſchnitt mit jährlich 14 zu beihäftigen. Da die Bevölke— 
rung von England mit Wallis nad) den drei Zählungen von 1810, 1820 und 1830 im Durch— 
ſchnitt etwa 12 Millionen betrug, jo war das Verhältniß wie 1: 850000.*') Nad einer 
Notiz in der „Allgemeinen Zeitung‘ vom 13. Sept. 1862 wurde bei Gelegenheit einer gerichtli- 
hen Todtenſchau namentlih nachgewieſen, daß die Zahl des Kindesmordes in London in er- 
ſchreckender Weiſe zunehme und fein Tag vergehe, wo nicht ein getödtetes Kind gefunden werde. 
Die Infel Irland, ausgeftattet mit Bindelhäufern, erlebte in ven Jahren 1826— 32 nicht weni: 
ger ald 176 Kindedmorde, bei einer Bevölferung von durdjänittlich 7,500000 Seelen ein Ber: 
bältniß von 1: 300000. *2) Nad einer Mittheilung in Bd. IX des Schlözer'ichen „‚Briefmedh- 
ſel“ (1781), ©. 297, fielen in Schweden in den 30 Jahren von 1749— 78 diefer Miffethat 
342 neugeborene Kinder zum Opfer, alfo jährlid im Durdichnitt gegen 12. In den Jahren 
1845—50 incl. betrug die Zahl diefer Opfer 168, alfo im Durchſchnitt jährlih 28.*3) Die 
Griminalftatiftif des Königreihs Sardinien über das Jahr 1853 zeigt fünf Kindesmorde, „wei 
zur Rettung der Ehre, drei aber aus Unverftand”.*+) Im Ganton Bern famen in dem Zeit: 
raum vom 1. Juli 1851 bis 31. Dec. 1852 acht Anklagen der Art vor.*°) Im Jahre 1843 
beichäftigten ſich die Gerichte in Spanien mit 116 Auflagen gleicher Art. ) Was den preußi— 
ſchen Staat angeht, ſo theilt ein Beitrag zu Bd. VII der Jahrbücher für Gefängnißkunde 
und Beſſerungsanſtalten“, 1845:, uͤberſicht der Strafrechtspflege im preußiſchen Staate wäh— 
rend der Jahre 1840 und 1841“, mit: „Das Verbrechen des Kindermordes hat im Jahre 
1841 in den Departements Stettin, Magdeburg, Arnsberg und Köslin feine Unterfuhung 
herbeigeführt. Die meiften Unterfuhungen find diejerhalb in ven Departements Marienwerber, 
Ratibor und Bromberg eingeleitet. Die Gefammtzahl der Unterſuchungen diefer Art betrug im 
Jahre 1841 50, im Durchſchnitt eine auf 242409 Ginwohner, im Jahre 1840 36, und im 
Jahre 1839 38. Im Jahre 1840 Fam ed wegen Kindesmordes zu fechs, im Jahre 1841 zu drei 
Todedurtheilen. Nah einer beigefügten Tabelle betrug die Zahl der Unterſuchungen, welche 
dieſes Verbrehen zum Gegenſtand hatten, im Jahre 1833 134, 1834 145, 1835 154, 1836 
57, 1837 57, 1838 51. Gine weitere Mittheilung in Bd. X derſelben Jahrbücher: 
„Zur Geographie der Verbrechen. Von Dr. Caspar”, ftellt auf Grund diefer Daten beadhtens: 
werthe Betrachtungen an. So heißt ed dann auch: „Der Kindermorbe kamen zwar einige mehr 
(1 auf 1 Million) in den katholiſchen ald in den evangelifchen Landestheilen vor; der Unter: 
ſchied ift aber zu unerheblich, um irgendwelche Schlüffe zu geftatten. Eins aber dringt ſich auf, 
das nämlich, dag das berühmte Gebot ded Code. Napoleon, der bekanntlich in unfern Rheinpro 
vinzen in Kraft fteht: «Die Auffuhung der Vaterichaft ift unftatthaft», während umgekehrt in 
den altländifhen, unter der Herrſchaft des Allgemeinen Landrechts ftehenden Provinzen der Ge: 


38) Der Gerichtsiaal, Jahrg. 1862, ©. 257; ©. 277 u. 278 wird hingebentet auf bie Härte des 
Entwurfs eines Strafeoder für das Königreich Italien, der allgemein Todesftrafe vorfchlage. 

39) Zeitjchrift für Rechtswiſſenſchaft und Gefergebung des Huslandes, herausgegeben von Mitter: 
maier und Mohl, Jahrg. 1856, XXVIII, 291 u. 292. 

40) Baumbauer, Fünfjährige Überficht der gerichtlichen Statiftif im Königreich der Niederlande, 
in der Zeitfchrift für —— N und Geſetzgebung des Nuslandes, Jahrg. 1854, XXVI, 125. 

41) Deutſche Vierteljahrsichrift, Jahrg. 1838, ©. 250. 

42) Deutſche BVierteljahrsfchrift, Jahrg. 1838, ©. 250 u. 251. 

43) Annalen der Griminalrechtspflege, Jahrg. 1853, LXV, 309, 

44) Die Schletterfchen Jahrbücher, Jahrg. 1860, VI, 190. 

45) Zeitfchrift für Rechtswiflenichaft und Geſebgebung des Auslandes, Jahrg. 1854, NXVI, 277. 

46) Rochau, Reijeleben in Südfranfreich und Spanien (1847), Il, 195. 
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ſchwächten die möglichften gefeglihen Zugeftändniffe in Beziehung auf die Auffuhung der 
Vaterihaft gemacht werden und fogar Öffentliche Weiber im Bordell einen Vater reclamiren 
fönnen, auf die Vermehrung der Kindermorde gar feinen Einfluß zu haben ſcheint. Die rheini- 
ihen Gerichtshöfe, deren Geſchwächte weder dur ein Findelhaus, noch durd eine reclamirte 
Vaterfhaft ihre Lage erleichtern konnten, hatten nur über vier Anklagen wegen Kindesmordes 
unter einer Million Ginwohner zu erkennen, während in andern altländifchen Departements, 
Bredlau, Glogau, Wernigerode, Bromberg und Münfter, noch etwas mehr Verbrechen diefer 
Art zur richterliben Gognition kamen.“ Nach einer fernern Darlegung in demjelben Bd. X 
ver Jahrbücher: „Das berliner Criminal: und Polizeigefängniß der Stabtvogtei in den 
Jahren 1844 und 1845 u. ſ. w.“, wurden von diefem Gericht im Jahre 1844 nicht weniger ald 
3221, im Jahre 1845 nicht weniger ald 2875 Unterfuchungen geführt, während fich die Zahl 
der Unterfuchungen wegen Anfchuldigung des Kindesmordes in beiden Jahren zufammenge: 
nommen auf zwei beſchränkte. Dieſer Erfheinung ftellt ji eine Notiz des Beitrags zu 
Vd. XI derfelben Zeitichrift: „„Ergebniffe ver Griminalrehtöpflege in Berlin in den Jahren 
1846 und 1847°, zur Seite, dahin gehend, namentlich die Rubrik Kindesmord fei ganz leer ge— 
blieben. Die Anklagen wegen diejes Verbrechens betrugen im Jahre 1854 54, im Jahre 
1855 38, im Jahre 1856 61, im Jahre 1857 70.%7) Verurtheilt wurden im Jahre 1858 38, 
im Jahre 1857 und 1859 je 70.*%) Im einzelnen enthält die im Jahre 1861 erichienene 
Shrift „Mittheilungen aus den amtlichen Berichten über die zum Minifterium des Innern ge: 
börenden preußifchen Straf: und Gefängnißanftalten, betreffend die Jahre 1858, 1859 und 
1860” Nahmeifungen. In der Hülfsftrafanftalt zu Anklam, lediglich für das weibliche Ge- 
ſchlecht beſtimmt, betrug die Zahl ver Einlieferungen im Jahre 1858 48, worunter ſechs wegen 
Kindedmorded, im Jahre 1859 72, worunter nur drei wegen derſelben Miffethat. In der 
Straf: und Gorrectionsanftalt zu Köln befanden fi unter 385 weiblichen Gefangenen fünf 
Kindesmörderinnen. Aus den Mittheilungen bezüglid der Stadtvogtei zu Berlin hebt fi 
(8.203) die Bemerfung hervor: „Nach dem Erfahrungsfreife des Geiftlihen breitet ih auch 
dad Verbrechen des Kindermordes weiter aus.’ Im öſterreichiſchen Kaiferftaate betrug im Jahre 
1856 die Zahl der Anflagen wegen Kindesmordes 222 mit 142 Verurtheilungen.??) Die 
Shwurgerichte im Königreih Baiern urtheilten im Gefhäftdjahre 1850 — 5l ab: 18 An- 
flagen gleiher-Art, von denen 16 zur Verurtheilung führten. Das Jahr 1854—55, 12 An— 


flagen mit 10 Verurtheilungen, 1855—56, 13 mit jevedmaliger Berurtheilung, 1856—57, . 


24 mit 20 Condemnationen. 50%) In den vier Jahren 1835, 1836, 1838 und 1839 betrug in 
den fieben ältern Kreiſen des Königreichs die Zahl der Verurtheilungen 58, in der Pfalz 9.51) 
Die Gerichte des Königreihs Würtemberg hatten in den Jahren 1834— 36 nur vier Anklagen 
wegen Kindesmordes abzuurtheilen, während in den vorangehenden 18 Monaten e8 zu 20 fol= 
hen Unterfuchungen kam und im Jahre 1829—30, deren Zahl ſogar 31 betrug. Eine Erflä- 
tung diefer ſehr auffallenden Verſchiedenheit findet fich nicht. 9?) Im Jahre 1852—53 betrug 
die Zahl der Anklagen der Art vor dem Schwurgericht 8.53) Das benachbarte Großherzogthunt 
Baden zeigte im Jahre 1829 zehn Unterfuhungen wegen Kindesmordes mit ſechs reifprehuns 
gen und drei Todesurtheilen, 5%) In den jolgenvden fünf Jahren beſchränkte ſich dieſe Zahl auf 
5—6.55) Die Griminalftatiftif des Großherzogthums Heſſen zeigt das folgende Ergebniß: 
Abgeurtheilte Anflagen wegen Kindesmordes 1847 3, 1848 1, 1850 5, 1851 4, 18521, 
1853 6, 1854 3, 1855 4, 1856 5, 1857 7, 1858 2, 1859 3. Im Großherzogthum Sad: 
ſen-Weimar-Eiſenach und in den ſchwarzburgiſchen Fürſtenthümern (diefe drei Fürſtenthümer 


‘ 


47) Archiv für preufifches Strafrecht, Jahrg. 1858, VI, 795. 

48) Archiv für preußifches Strafrecht, Jahrg. 1861, IX, 173. Vgl. noch die Schletter'fchen Jahr: 
bücher, V, 393; VII, 366. 

49) Die Schletter'ichen Jahrbücher, Iahrg. 1858, IV, 85. Der erfte Band des Werfs von Bra: 
chelli, Deutiche Staatsfunde (1856), enthält zwar bezüglich der Jahre 1840—49 Griminalftatiftifches, 
bebt aber unter den aufgezählten Berbrecyen den Kindesmord nicht gejondert hervor. 

50) Zeitjchrift für Gefeggebung und Rechtspflege im Königreich Baiern, Jahrg. 1856, II, 259; 
Jahrg. 1860, VI, 492. 

51) Jahrbücher der Gefängnißfunde, Jahrg. 1847, X, M. 

52) Deutſche Vierteljahrsichrift, Jabra. 1838, ©. 250. 

53) Die Schletter'fchen Jahrbücher, Jahrg. 1855, I, 186. _ 

54) Überficht der Strafrechtspflege im Großherzugthum Baden während des Jahres 1829 (1830), ©. 2. 

55) Deutiche Vierteljahrsſchriſt, a. a. O. j 
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bilden zufammen einen ſchwurgerichtlichen Bezirf) erfolgten im Jahre 1857 zwei Berurthei- 
lungen. 56) Das Herzogthum Braunſchweig erlebte im Jahre 1853—54 vier Anflagen. 57) 
Im Jahre 1860 wurden drei Anklagen erhoben, die ſämmtlich zur Verurtheilung führten. 99) 
Gegenüber der jo auch ſtatiſtiſch feftgeftellten Thatſache, daß der Kindesmord zu ven Mille: 
thaten gehört, welche oft genug den Strafrichter beihäftigten, und ver Befürdtung, daß dieſe 
traurige Erfheinung bei der Künftlichfeit der jocialen Zuftäude, die im Steigen begriffen zu fein 
fheint, aud) der Zufunft angehören wird, ift die Frage, ob und durch welche Mittel diefem Übel 
entgegenzuiwirfen fei, eine jehr wichtige. Schon jeit Menjchenaltern hat diefe Brage die Geifter 
und Gemüther beſchäftigt. An Narhichlägen und Verſuchen hat ed nicht gefehlt. In Preußen 
glaubte man jhon vor hundert Jahren das Ziel mit Hülfe der Gefeggebung erreichen zu kön— 
nen, durch ein Gejeg vom 8. Febr. 1865 wider den Mord neugeborener unehelicher Kinder, Ver— 
beimlihung der Shwangerihaft und wider dig der Nieverkunft. Dieſes Geſetz, weldes ver 
große Arzt Peter Frank in Bd. IV jeined „Syftem einer vollftändigen medicinifhen Polizei‘ 
(1791), S.175— 95, mittheilte, weil e8 „einen fo allgemeinen Beifall” verdiene und „ver all- 
gemeinen Nothwendigfeit ver Sache jo angemeſſen“ fei, wurde der ſpätern Gefeggebung (Allge— 
meined Landrecht, Thl. II, Tit. 20, $.888— 932) zu Grunde gelegt. Mit im Hinblid auf diejen 
gejeggeberiichen Verſuch erhoben jich die lebhafteften und durch Preisaufgaben angeregten Ber: 
bandlungen über die heilfamiten Mittel zur Verhinderung des Kindesmordes, einer Miffethat, 
von welder fi die Empfindfamkeit der Zeit in hohem Grade ergriffen fand. Schon im Ein 
gange eines Beitrags zu Bd. X ded Schlözer'ſchen „Briefwechſel““ (1782), überichrieben : 
„Wieder etwas über den Kindermord“, wurde hervorgehoben: „Die Preiöfrage, wie vem Kin: 
dermorde gefteuert werden könne, hat jo viele Gelehrte aus allen Facultäten in Alarm geſetzt, 
dag man über die Anzahl verjelben erftaunen muß.” Der Schriften oder Beiträge zu Zeitfchrif- 
ten, welche dieje fociale Angelegenheit beſprochen haben, gibt ed eine Yegion. Es mag genügen, 
einzelne Erzeugnifje der Preife zu nennen, die zum Theil ſchon durch die Titel die darin mitges 
theilten, meiftend mehr wohlgemeinten ald ausführbaren und praftiihen Vorſchläge bezeichnen. 
Pfeil, der in feiner im Jahre 1788 erfchienenen Schrift: „Preisſchrift von den beiten und aus— 
führbarften Mitteln, vem Kindermord abzubelfen, ohne die Unzucht zu begünftigen, mit Zufägen 
und einem ſechsfachen Anhang dahin einſchlagender Materien‘, darauf hinvdeutet, man habe 
wahrgenommen, „daß die von einem Menjhenfreund zu Manheim veranlaßte Preidfrage: 
Welches find die beften ausführbarften Mittel, vem Kindesmord Einhalt zu thun? zu mehr als 
400 Schriften die Gelegenheit gegeben’‘ habe, und 44 Schriften aufführt, die er theild durchge: 
- gangen, theild aus Beurtheilungen fennen gelernt habe, zählt S 168— 171 nicht weniger ald 
37 Recepte für die mämlihe Krankheit auf, welche die vielen Arzte nieverzufhreiben für gut 
gefunden haben. So gebt 3.3. ein Vorſchlag auf „Aufftellung von Sittenrihtern, Anlegung 
eines hohen Sittentribunald und bejondern Gewiſſenraths“, ein anderer auf „Beſtrafung der 
Berbreherin am Leibe mit Herumführung im blutbeiprigten Kleide und andern Feierlichkeiten‘; 
ein dritter auf „Schärfung der Todesftrafe dur das Rad und damit verbundene Zangen 
riffe‘. 9%) Zu jenen Erzeugnifien der Preſſe gehören: „Gedanken über den Kindermord und 
Vorſchläge demſelben befonders durch Anftalten für Unterhaltung unehelicher Kinder zuvorzu— 
fommen” (Jahrgang 1778 der Zeitſchrift „Ephemeriden der Menſchheit“); Wölkerfan, 
„Bolitifher Verſuch, dem Kindesmord ohne alle Strafen und ohne daß der Fürſt mit Findel- 
häuſererbauung befhwert wird, fiher vorzubeugen” (1779); v. Geh, „Cine Antwort auf 
die Preiöfrage: Welches find die ausführbaren Mittel, dem Kindermord Einhalt zu thun?“ 
(Hamburg 1780). Mehrere Beiträge zum Schlözer'ihen „Briefwechſel“, nämlich, außer dem 
fhon genannten Beitrag und der Mitteilung in Br. V, 1780, S. 41—45: „Univerfale des 
ſchwediſchen Hofgerichts, weitere Mittel betreffend, dem Kindesmorde vorzubeugen‘ 69) (Scho= 
nung des Ehrgefühld); der Beitrag zu Bd. IX, 1781, ©. 52—55: „Über den Kindes: 
mord“ (dev Verfaſſer fhlägt vor, zu verorpnen, „daß ohne Unterſchied alle Stupratores die 
Geſchwächte heirathen over bei zu ungleihem Stande nothdürftig votiren, und die Geburt alimen= 





56) Die Schletterfchen Jahrbücher, Jahrg. 1859, V, 94. 

57) Die Schletterfchen Jahrbücher, Jahrg. 1859, I, 91. 

58) Die Schletter’fchen Jahrbücher, Jahrg. 1862, VII, 78. 

59) Pfeil, a.a.D., ©. 170 u. 171. 

60) Aus einer beigefügten Bemerfung geht hervor, daf der König im Jahre 1778 dem Reichétage 
die Abfchaffung der Todesstrafe vorfchlug, ein Antrag, der auch ne De fand, 
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tiren müßten‘, auch bei Gingehung einer Ehe eine Beifteuer zur Bildung eines Bonds für die 
Ernährung uneheliher Kinder erhoben werde), und ein weiterer Beitrag in dvemfelben Band, 
S. 198 — 203: „Über den Kindermord‘ (der Rath, befonderd durch Unterricht dahin zu 
wirfen, daß „nad und nach ver Begriff von Schande”, der auf dem Kinde und der Mutter rube,; 
üh verliere, und dafür zu jorgen, daß das Kind auf Öffentliche Koften verpflegt und erzogen 
werde); der Beitrag zu Bd. XIder Schlözer'ſchen „Staatsanzeigen“, 1787, ©. 455—89: 
„Über Toleranz, Bevölferung, Hurerei, Kindermord u. ſ. w. Aus der Brieftafche eined Dänen’ 
(der Berfafler, dem Schlözer „tiefe praftifche Kenntniffe vom Weltlauf“ vindicirt, ſchlägt na— 
mentlich vor, daß ein Wohlhabender „verhältnißmäßig zu ver Verpflegungsfaffe beifteuert und 
iolglih mehr bezahlt, als die Erziehung feines unehelihen Kindes koſtet““). Spöris, „Beant⸗— 
wortung der manheimer Brage: Welches jind die beften ausführbarften Mittel, dem Kindes: 
morde Einhalt zu thun? (1781). (In demfelben Jahre erichienen über vie gleiche Preisfrage noch 
an 12 Schriften u. ſ. w., die bei Röſſig: „Die neuere Literatur der Polizei und Kameraliſtik“, 
11, 21, 22, aufgeführt find.) „Verſuch über die Mitte] wider ven Kindermord von einem Gri- 
minaliften (1782). „Beantwortung der Frage: Welches find die beften ausführbaren Mittel 
wider den Kindermord?“ (1782). (Auch dieſes Jahr war ſehr fruchtbar an ſolchen Schriften 
u.f.w., wie aus Röſſig, a. a. O., ©. 22, 23, zu erfehen if.) Knippel, „Sreimüthige Gedan— 
fen, Wünſche und Vorſchläge eines vaterländifchen Bürgers über den Kindermord‘ (1783). 
Sälegel, „Mittel zur Verhütung des Kindermordes“ (1783). „Über Empfinvelei und Kraft: 
genied‘ (1783), Heft 1, Nr. 3: „Vom Kindermord‘‘. H. Peitalozzi, „Über Gefeggebung und 
Kindermord u...” (1783). Lift, „Über Hurerei und Kindermord“ (1784). Pfeil, Klip— 
fein und Kreuzfeld, „Drei Preisihriften über die Frage: Welches find u. ſ. w.“ (1784). „Un: 
sorgreifliche Betrachtungen über die drei zu Manheim gefrönten Schriften von der beften aus— 
führbaren Verhütung des Kindermordes“ (1785). Schloffer, „Die Wudbianer, eine nicht ge: 
frönte Preisfhrift: Wie ift der Kindermord zu verhindern‘ (1785). v. Zinf, „Abhandlung 
über die beften und ausführlichen Mittel, ven Kinvermord zu verhüten (in Poſſelt's Zeit 
ihrift: „Wiſſenſchaftliches Magazin für Aufklärung‘, Bd. IN, 1786). Servin, „Uber die 
peinliche Geſetzgebung. Aus dem Franzdfifhen von Gruner” (1786), ©. 176 u. ſ. w. (Der 
Verfaffer trug fein Bedenken, als Mittel die Verftümmelung der Schuldigen vorzuichlagen, 
ihr 3. B. „Die Naſe oder die Oberlippe abzuſchneiden, und ihr mit einem glühenden Gifen ein 
Mal, welches ihr Verbrechen andeute, auf die Stirn zu drüden’’‘, meinend, daß zur Abſchreckung 
nichts geeigneter wäre.) Rathlef, „Vom Geift ver Griminalgefege. Erfter Anhang: „Der 
Kindermord und feine Strafe, nebft den Mitteln, vemjelben vorzubeugen” (1790), ©. 147 fg. 
(Der Verfaffer erachtet als das befte Mittel Anftalten zur Aufnahme Schwangerer zum Zweck 
ihrer Niederfunft unter Bewahrung des Geheimniffes zum Beſten ſolcher, welche ihre Schande 
verbergen wollen, eine Anficht, melde einer in Bd. II des Wildberg'ſchen „Jahrbuch ver Staats: 
arzneifunde‘‘, 1836, ©. 641, 642, mitgetheilten öſterreichiſchen Werordnung von Jahre 1836 
u Grunde zu liegen ſcheint.) B. Frank, „Syſtem einer vollftändigen mediciniſchen Polizei‘ 
(1791), IV, 145— 97. (Diefer große Arzt beantragt, die noch hier und dort üblihen Kirchen— 
bußen abzufchaflen, was auch feitvem geſchehen ift, dahin zu wirken, daß die Obrigfeit, anftatt 
ohne Kenntniß des menschlichen Herzens dergleichen Elende mit aller Gewalt und unter den 
ſchärfſten Ahndungen zur Anzeige ihrer Schwachheit zwingen zu wollen, ihnen vielmehr felbft 
einen mitleidigen Schritt entgegengeht, auf Schonung des Ehrgefühls der unehelihen Mutter 
bedacht zu fein, wobei er zwei kurpfälziſche Verordnungen der Jahre 1760 und 1767 heranzieht, 
und Anftalten zur Aufnahme für die Niederkunft bereit zu halten.) „Der Kindermord, zur Be: 
herzigung an alle meine Mitmenſchen“ (1792). „Breimüthige Gedanken, Wünſche und Bor: 
ſchläge über den Kindermord und die Mittel, denjelben zu verhindern‘ (1793). „Über ven 
Kindermord, feine Quellen und feine Verhütung” (1799). Der Beitrag zu Bd. Il der Grol— 
man'ſchen „Bibliothek für die peinliche Rechtswiſſenſchaft und Geſetzkunde“ (1800, C. Mis- 
cellen), S. 13 — 16: „Bemerkungen zu einer anhalt:bernburgifchen Verordnung vom 9. Sept. 
1799, die Verhütung des fogenannten Kindermordes betreffeud.” Weber, „Syftematiiches 
Handbuch) der Staatswirthihaft”, Bo. I, Abthl. 1, 1804, $. 52: „Won der Fürforge der Po- 
Igei um unehelich Schwangere und von Verhütung — — ©. 198 -201. Span: 
genberg, „ber die Vorbeugungsmittel zur Verhütung des Kindesmordes“, in der „Zeitſchrift 
für die Griminalrehtöpflege in den preußifchen Staaten, herausgegeben von Hitzig“, 1826, 
1,155 — 176. (Der Verfaffer, der ſich unter Begründung feines Votum befonderd gegen 
dad Gebot der Selbftanzeige der Schwangerſchaft erklärt, ſchlägt unter Benrtheilung der preu: 
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ßiſchen Gefeggebung vor, den Verführer, die Hebamme, den Arzt, den Apotheker, bie Ältern 
und Pflegeältern, Bormünder u. f. w. durch Strafandrohung anzuhalten, die vermutbete oder 
erfannte Schwangerfhaft der Ortsobrigkeit anzuzeigen, die Geſchwächte vor Beleidigungen 
und Vorwürfen zu fhügen und der Dürftigen und ihrem Kind aus der Gemeinbefafle Unter— 
flügung zu gewähren.) Mohl, „Syftem der Präventivjuftiz‘‘ (1834), ©. 275— 78. (Der 
Verfaſſer verlangt zunächſt Förderung der Sittlichkeit und Religiofität, Nöthigung des Vaters, 
fich feines Kindes nad) Kräften anzunehnen, und Bewahrung der unehelihen Mutter vor fünft- 
lich bereiteter Schande.) Schürmayer, „Handbuch der medicinifhen Polizei (1848), S. 47, 48. 
(Der Verfafler bezeichnet die Bindelhäufer als „ein verwerfliches Präſervativ des Kindedmordes, 
den man erfolgreicher durch eine gute Strafrechtspflege“ befämpfe, nie aber ganz ausrotten 
werde, fo wenig ald man überhaupt jemald die Verbredhen aus der bürgerlichen Gefellichaft 
werde befeitigen fönnen.) Auch Rotteck beihäftigt fih in feinem „Lehrbuch des Bernunft- 
rechts und der Staatswiſſenſchaften““, III, 426—429, mit der fo wichtigen focialen Frage, 
deren Betrachtung zu dem Ergebniffe führt, daß ein fouveränes Mittel zur Verhütung der Miſ— 
fethat fich verfagt, ſowie man weiter zu der Erfenntniß gekommen ift, daß das Strafgefeg, am 
wenigften deſſen Strenge, lange nicht fo wirfjam ift als invirecte Einwirkung, daß eine frucht— 
bare Maßregel in der Förderung der Sittlichfeit und Religiofität, in umfichtiger Armenpflege 
(eine bei dem wuchernden Pauperismus fehr wichtige Angelegenheit) und in einer gerechten 
Gefeggebung gegen den Vater des unehelihen Kindes, dem zumächft die Pflicht der Sorge für 
daſſelbe obliegt, — In letzterer Beziehung hat mit vollem Recht ein ſcharfer Tadel die Ge— 
ſetzgebung getroffen, welche durch die Verſagung der Erforſchung der Vaterſchaft dem Erzeuger 
einen Freibrief geſchrieben hat, alſo namentlich die franzöſiſche Geſetzgebung, welche im Art. 
340 des bürgerlichen Geſetzbuchs eine ſolche Verſagung ausgeſprochen hat, und das dieſer Legis— 
lation nachgebildete Geſetz vom Jahre 1821 für das Großherzogthum Heſſen. 

Nach dem früher herrſchenden gemeinen deutſchen Strafrecht erſchien die Verheimlichung der 
Schwangerſchaft und Niederkunft, die nicht zum Thatbeſtande des Verbrechens des Kindermordes 
gehört, nicht als ein ſelbſtändiges Deliet; es ſah darin nur die Begründung des Verdachts der 
Tödtung des Neugeborenen bei Auffindung der Leiche. Indeſſen drückte die Rechtsübung auch 
dieſer Verheimlichung, als einer einen polizeilichen Geſichtspunkt darbietenden gefährlichen 
Handlung, den Stempel eines ſelbſtändigen Vergehens auf. Einzelne Geſetzgebungen thaten baj- 
ſelbe. Das der Mitte des vorigen Jahrhunderts angehörende Strafgeſetzbuch für das Kurfür— 
ſtenthum Baiern, welches verordnete, daß eine Kindesmörderin erſt mit glühenden Zangen ge: 
kneipt und dann enthauptet werben ſolle, verfügte: „ſtommt eine ledige Weibsperſon heimlich 
nieder, und wird das Kind todt gefunden, ſo ſoll ſie mit der Entſchuldigung, es ſei das Kind todt 
von ihr gegangen, oder in der Geburt kein Leben an ihm zu verſpüren geweſen, nicht gehört, 
ſondern für eine Kindesmörderin gehalten und mit dem Schwert am Leben geſtraft wer: 
den.‘ Eine graufame Anwendung diefed Dictats findet ſich in den Schlözer'ſchen „Staatsanzei— 
gen“, 1783, Il, 155— 166, unter der Aufſchrift „Juftizmord in der Oberpfalz‘. Die mo: 
dernen Strafgefegbüder pflegen nur die Verheimlihung ver Niederfunft zu beftrafen. 6%) Hier 
und dort finden fich flatiftifche Notizen. Im Jahre 1860 wurde im Herzogthum Braunfchmweig 
eine Anklage wegen Beranftaltung hülfloſer Niederfunft erhoben. 6°) In England, deffen 
Yafob I. veroronete, daß jede Frauensperſon, welche die Geburt ihres unehelihen Kindes ver: 
heimlicht hätte und mit dem Verdacht belaftet fei, es getödtet zu haben, ven Tod wie in andern 
Fällen des Mordes erleiden folle, wenn fie nicht durd einen Zeugen erweifen könne, daß das 
Kind todt zur Welt Fam ®?), wurden (mit Einihluß von Wallis) im Jahre 1838 wegen Ber: 
beimlihung der Geburt vor Gericht geftellt 50 Angeklagte, von denen 26 verurtheilt wurden, 
im Jahre 1839 51 mit 30 Verurtbeilungen, im Jahre 1840 53 mit 41 Condemnationen. 6*) 
Die flatiftiihen Beurfundungen über das Großherzogthum Heflen zeigen, daß die Zahl der 
Berurtbeilten wegen Verheimlichung der Nieverfunft betrug im Jahre 18471, 1843 3, 
1849 7, 1850 6, 1851 3. Im Jahre 1852 erhob ſich nur Eine Anklage, welche Freiſprechung 
zur Folge hatte. Zahl der Verurtheilungen im Jahre 1853 2, 1854 1, 1855 5, 1856 3, 

1857 4, 1858 1, 1859 1. Wegen Berbeimlihung der Shwangerfhaft und Niederfunft wur: 


61) Griminallerifon, S. 331—333. 

62) Die Schletter’ fchen Jahrbücher, Jahrg. 1862, VIIL, 76. 

63) Crabb, Befchichte des englifchen Rechts. Nach dem Englifchen bearbeitet von Schäffner (1839), 
©. 522, 64) Jahrbücher der Gefängnißfunde, Jahrg. 1842, 1, 264. 
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den in Preußen 127 Unterfuhungen eingeleitet, gegen das Jahr 1839 mehr: 18 geden das 
Jahr 1840 mehr 13.69) | 

Der That des Kindesmordes fteht die Abtreibung der Leibesfrucht 69) nahe. Die Moſaiſche 
Geſetzgebung bedroht blos den mit Strafe, melcher mit medhanifhen Mitteln eine Fehlgeburt 
verurfacht, ſchweigt von der Bewirfung derfelben durch dynamiſche Mittel und die Mutter jelbft. 
Die Griechen eradhteten, davon auögehend, daß das Kind erft nad) der Geburt befeelt werde, die 
Abtreibung der Leibesfrucht ald erlaubt. Ertheilte ja Ariftoteles den Eheleuten, welche außer 
Stande feien, mehr Kinder zu ernähren, den Nath, ſich dieſes Mittels zu bedienen 67), deſſen ſich 
bei dem Fortichreiten des Sittenverfalld die Griehinnen (gleich ven Römerinnen nad) dem Zeug: 
niffe Ovid's und Tertullian’8) bedienten (jenes Peſſarium berüchtigten Andenkens). Die Rö— 
mer wurden von derfelben Anficht beherrſcht. Selbft ald die Entſittlichung die Abtreibung der 
Frucht häufig werben ließ, wurde darin nur eine unſittliche Handlung erkannt, welche zwar von 
der Zudtruthe Martial’8 und Juvenal's, aber nit von dem Strafgefege verfolgt wurde. Nur 
einmal wurde, fomweit die Geſchichte Urkunde ift, ein Weib wegen Aborts beftraft, aber nicht 
wegen dieſes Handels an fih, fondern wegen ihrer boshaften Abficht; fie trieb aus Haß gegen 
den Vater ihres Kindes, von welchem fie geſchieden war, dafjelbe ab, um ihn der Bortheile zu 
berauben, melde ihn durch die Geburt eines Sohnes erwachſen wären ; das Weib wurde auf die 
Anflage des jo Beeinträdhtigten mit Verbannung beftraft. Außerdem deutet Gicero in einer feiner 
Reden auf die Beftrafung einer Frau mit dem Tode hin, weil jie, durch entfernte Verwandte 
ihres Gatten beſtochen, die Frucht ihres Leibes abtrieb, um denfelben veffen Bermögen zugumen: 
den. Nur mittelbar fuchte der Gefeggeber durch das Verbot der Darreihung abtreibender 
Tränfe entgegenzumwirfen, fowie durch Geftattung einer Klage auf Schavenerfag gegen ben, 
welcher durch gewaltſame Herbeiführung einer Fehlgeburt einen Nachtheil zugefügt hatte. Erft 
faft 200 Jahre n. Chr. griff der Gefepgeber in beftimmter Art ein.) Dagegen verpönte 
ſchon das weſtgothiſche Gejeg den Abort und verurtheilte jeden, welcher einem Weibe einen ab: 
treibenden Tranf gab, zum Tode, und die Schwangere, vie fi deſſelben zum Abtreiben bedient 
hatte, zum Auspeitihen, wenn fie Sklavin war, font zur Sklaverei, Bewirkung der Behlgeburt 
durd äußere Gewalt hatte Gelpftrafe, und, war der Schulvige ein Unfreier, Auspeitſchen zur 
Folge. Wilda, der a. a. O. S.718— 723, von der „Tödtung der Ungeborenen“ handelt, findet 
ald Ergebniß feiner Korfhungen, daß „bei den Germahen, ſchon als die Aufzeichnung unferer 
Rechtsquellen begann, die Bernichtung einer Leibesfrucht als eine ftrafbare Handlung gegolten‘‘ 
babe. Aud die päpftliche Geſetzgebung erbob im Geifte des Chriſtenthums die verabjcheute 
Handlung zu einer jtrafbaren und bedrohte fie, wenn fie eine ſchon belebte Leibesfrucht zum Ge— 
genftand Habe, mit dem Tode, fonft mit Geldbuße. Das Geſetz Karl's V., beeinflußt durch die Lehre 
der Kirhenväter, daß das Kind durch die Tödtung im Mutterleibe ver Taufe und ihres Segens 
beraubt werde, fand (Art. 133 der Peinlihen Gerichtsordnung) in der abfihtlihen Handlung 
ein ſchweres, wenn die Leibesfrucht Schon befeelt ſei, mit dem Tode zu beftrafendes Verbrechen, 
möge ein Dritter oder die Mutter felbft die Schuld tragen. Das Strafgefegbud der Maria 
Thereſia für Öfterreich verordnete unbedingt, daß die ſchuldige Perſon, fie fei ‚ Manns- oder 
Weibsbild, mit dem Schwert hingerichtet werden‘ jolle, das ihres Sohnes Joſeph (1787) 
drohte gleich dem ſpätern Strafcoder vom Jahre 1803 nur zeitliche Freiheitäftrafe, während 
das ihres zweiten Sohnes Leopold von Toscana (1786) die Strafe ded Mordes dictirte, wobei 
in Betracht kommt, daß diefer Gefeßgeber die Todesitrafe verbannte. Das Preufifche Landrecht 
verhängte zeitige und nur für ven Rüdfall lebenswierige Freiheitöftrafe. 69) Das franzöſiſche 
Strafgeſetzbuch Fennt, in Ubereinftimmung mit dem bairifchen vom Jahre 1813, nur zeitige 
Freiheitsſtrafe. Das Gleiche gilt von den modernen noch jegt herrſchenden Gefegbüdhern. 70) 


65) Jahrbücher, VIL, 75. 

66) Mittermaier, Der Verſuch des Verbrechens der Abtreibung der Reibesfrucht nach der neueften 
Rechtsübung und den Ergebniffen der naturwiffenfchaftlichen Forſchungen; insbefondere über Strafbar: 
feit des Verſuchs durch untaugliche Mittel, oder in Füllen, in welchen feine Schwangerfchait vorhanden 
ift, über die Bedeutung des Dolus bei diefem Verbrechen und über Frageitellung an die Geichwerenen, 
erläutert durch Rechtsiprüche der franzöfifchen und rheinifchen Gerichte u. ſ. w, im Gerichteſaal, Jahre. 
1855, 1, 3—45. Rehm, Über die Berufung der Abtreibung der Keibesfrucht, im Gerichtsfaal, Jahrg. 
1856, II, 274— 383. 

67) Wachémuth, II, 11. 68) Rein, S. 445—449. 

69) Klein, ©. 157— 259. Spangenberg, Über Abtreibung der ra nach preufifchen Ge: 
jegen, in der Higig’fchen Zeitfchrift, I, 1— 134. 70) Griminallexifon, I, ©. 18 u. 19. 
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Mit den Mitteln, ver Abtreibung der Leibesfrucht entgegenzuwirken, hat ſich Frank, a.a. O., 
S. 139— 145, und Mohl, a. a. D. („Präventivjuftiz‘), S. 277—179, beichäftigt. 

Die Rechtsſprechung hat, wenn fie eine Anklage wegen dieſes Vergehens abzuurtheilen bat, 
den Beiftand der gerichtlihen Medicin anzufprehen, um fih Bragen beantworten zu laflen. 
Denn, um mit Krahmer, ©. 335 der zweiten Auflage feines „Handbuch der gerichtlichen Medi— 
cin‘, 1857, zu reden, „daß ed Abortivmittel und Abortivbandlungen gibt, kann im allgemeinen 
nicht zweifelhaft fein‘‘. Zu nennen: Moft, „Encyflopädie der Staatdarzneifunde”, I, 21—30. 
Bierbaum, ‚Das Verbrechen der gefliffentlihen Brühgeburt. Gerichtsärztlich dargeſtellt“ 
(Hanke'ſche „Zeitfchrift für die Staatdarzneifunde‘, LXIII, 1—98). Fabricius, „Kritik der 
Lehre von der Abtreibung (abortus)‘‘, ebend., XXX, 101—111. Friedreich, „Blätter für 
gerichtliche Anthropologie. Für Ärzte und Juriften“, Jahrgang 1852. Heft 2, Nr. IV, ©. 28 
—44: „Zur Lehre von der Abtreibung der Leibesfrucht““. Schürmayer, „Lehrbuch der gericht: 
lihen Mevicin für Ärzte und Juriften‘‘, 1850, Kap.15, ©.335— 343: „Tödtung im Mutter- 
feibe und Abtreibung der Leibesfrucht.“ Im Jahrgang 1857 des „Archiv des Criminalrechts“ 
wird unter ver Aufjchrift „Neue naturwiſſenſchaftliche Kortfchritte in Bezug auf dad Verbrechen 
der Abtreibung der Leibesfrucht“ namentlich eines Beitrags des Arztes Tardieu im Jahrgang 
1855 der franzoͤſiſchen Zeitſchrift für gerichtliche Mediein gedacht. 

Zu erwägen iſt, daß der Geburtshelfer veranlaßt fein kann, eine Frühgeburt zu bewirken. 
Reifinger, „Die künſtliche Frũhgeburt⸗ (1820). Irmulli, „Über Kaiſerſchnitt und Perfora— 
tion” (1834). 

Um zum Schluſſe ver Ergebniffe der Statiftif zu gedenfen, jo betrug in England ?') vie 
Zahl ver Anflagen wegen Abortd im Jahre 1838 5 mit 1 Verurtheilung, im Jahre 1839 
1 unter Freilprehung, im Jahre 1840 4 mit 1 Verurtheilung. In denfelben drei Jahren fam 
es in Schottland zu feiner einzigen Anklage. 72) 

Von den 1778 Verbrechern, melde in den Jahren 1829 —43 in das Öftlihe Staatsge— 
fängniß von Pennſylvanien in Philadelphia aufgenommen wurden, war nur einer wegen Be: 
wirfung des Aborts verurtbeilt worden. ??) In Dfterreih famen nad Bradelli, „Deutſche 
Staatöfunde”, 1856, 1, 394, in den Jahren 1840 — 44 vor 30 Fälle von Abtreibung 
ver Leibeöfrudht, in den Jahren 1845—49 nur 19.79 Im Jahre 1856 betrug die Zahl 
der Anklagen 46. mit 27 Berurtheilungen, 75) Preußen zeigte im Jahre 1856 24, im Jahre 
1857 13 Anflagen, während im Jahre 1854 diefe Eriheinung ganz fehlte und das Jahr 1855 
nur 7 Anflagen aufführte, 76) Im Jahre 1849 wurden in der Rheinprovinz 9 Unterfuchungen 
eingeleitet. 77) Während der drei Jahre 1854—55, 1855 — 56 und 1856 —57 erhob fi im 
Königreih Baiern nur eine Anflage der Art, verbunden mit Verurtheilung. 79) Im Jahre 
1829 wurben im Großherzogthum Baden 6 Unterfuhungen gegen 12 Berfonen eingeleitet, 
von denen 10 freigefproden wurden, 2 verurtheilt. Die Statiftif der Strafrechtäpflege im Her: 
zogthum Braunſchweig bezüglich des Jahres 1860 führt nur eine Anklage auf. 7°) In den 
Jahren 1847, 1848 und 1851 fam es im Großberzogthum Heſſen zu Feiner Anklage wegen 
Abortd. Im Jahre 1849 wurden 2, im Jahre 1850 3 und in den Jahren 1852 und 1853 je 
7 Berfonen darum verurtheilt. Im Jahre 1854 eine Anklage mit Verurtheilung der Angeklag— 
ten, 1856 3 Anklagen mit einer Freiſprechung und 2 Verurtheilungen, 1857 3 Anklagen ge— 
gen 11 Berfonen, von denen 10 verurtheilt wurden. Im Jahre 1858 5 Anklagen gegen 9 Anz 
geflagte,, von denen 7 verurtheilt wurden (des größern diefer Strafrechtsfälle habe ich in der 
Zeitfhrift „Die Strafrehtspflege in Deutfchland”, Jahrgang 1858, Bo. I, Heft 6, ©. 62, 63, 
gedacht); 1859 und 1855 hatte ſich Feine Anflage erhoben. 

Größere Städte pflegen den Stoff zu Anklagen folder Art und dem Beobachter Urkunden 
des Sittenverfalld zu liefern. 9%) Vor mehreren Jahren wurde gegen eine Geburtähelferin in 
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71) Über das Verbrechen und die Strafe des Aborts in England vgl. den Art. Felonie. 

72) Jahrbücher der Gefängnißfunde, Jahrg. 1842, I, 264, 267. 

73) Jahrbücher ver Gefängnigfunde, Jahrg. 1845, VI, 24. 

74) Bgl. nody Annalen der Griminalrechtöpflege, Jahrg. 1853, LXII, 171 1 ig.; Statiftif der Der: 
brechen und Vergehen im Kaiferthum Ofterreich in den Jahren 1848 u. 1849, ©. 176, 183, 19. 

75) Die Schletter'ſchen Jahrbücher, IV, 85. 76) Goltdammer's Archiv, VI, 795; IX, 174. 

77) Der Gerichtefaal, Jahrg. 1852, I, 411. 78) Zeitfchrift für Gefeßgebung in Baiern, ©. 492. 

79) Die Schletter'fchen Jahrbücher, VIH, 76. 

80) 3. B. Baris, Der Gerichtsfaal, Jahrg. 1852, II, 443 u, 444. (Vorführung eines merfmwür: 
digen Aſſiſenfalls.) 
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Darmftadt wegen ſchweren Verdachts gewerbsmäpiger Abtreibung ver Leibesfrucht eine Vor: 
unterfuhung eingeleitet, die zu folhen Aufdeckungen führte, daß e8 für fehr bedenklich erachtet 
wurde, das ſchwurgerichtliche Hauptverfahren einzuleiten. Es erfolgte eine Niederſchlagung des 
Proceffed unter der Bedingung, daß die Schuldige nad Amerifa auswandere, und die Acten 
wurden „unter befondern Verſchluß“ genommen. 

Während das Abendland die Innatürlichfeit beftraft, ift fie im Morgenland Sitte und 
ſtraflos. Wie aus dem zweiten Theile des Werks „Reiſe dev Öfterreihiichen Fregatte Novara 
um die Erbe in den Jahren 1857, 1858 und 1859 u. f. w.“ (1861) zu erſehen iſt, erſtreckt ſich 
diefe Naturwidrigkeit bis nach dem chineſiſchen Neid). 

Ein anderes ver Miflethat des Kindesmordes nahe ſtehendes Vergehen iſt pad der Kindes- 
ausjegung, defien ſich Die Altern eines hülfösbedürftigen Kindes dadurch ſchuldig machen, daß ſie 
ih von ihm in der Abſicht trennen, um der Sorge für baffelbe überhoben zu fein. 

Die Neigung, der Übervölferung entgegenzumirfen, führte in Griechenland faft allgemein 
zur Rindedausfegung. #!) In Böotien war dieſe verboten; die Armen fonnten aber das Kind 
der Obrigfeit zur Sorge übergeben, und der gefundene Pflegevater zog ed zum Sklaven auf. 92) 
Dem römischen Vater war nur die Ausfegung des gebrechlichen und midgeftalteten Kindes ge: 
Nattet; indeffen führte diefe Cinräumung auch zum Misbraude; Armuth, der Verdacht, nicht 
der Vater des Kindes zu fein u. ſ. w. führten zur Ausfegung. Die väterliche Gewalt wurbe jo 
jehr geachtet, daß die Staatögewalt Fein Eingreifen wagte, zumal, ſeitdem ed nicht mehr fo jehr 
auf Die Zunahme der Bevölkerung ankam. Kaifer Auguft befahl, wie Sueton berichtet, die Aus: 
jegung des Kindes jeiner Enkelin Julia, weil es in Unehren erzeugt worden wäre, Grft ale 
unter den Kaiſern das Ausfegen der Kinder, das immer ald unmoralifh, weil unnatürlid, an- 
gefeben wurde, zu jehr zunahm, wurde ed vom Gejeg als ſtrafbar bezeihnet und die Strafe 
immermehr gefteigert. 9°) Das Chriſtenthum widerſetzte ih auch der germanifchen Sitte des 
Ausſetzens und dictirte Strafgefege.%%) Die Criminalordnung Karl's V. bebrohte für den 
ertvemften Fall, wenn der Top die Folge war, Gapitalftrafe, welche aud noch die Iherejiana 
ſowie dad Preußiſche Landrecht *°) androhte. Die modernen Geſetzbücher dictiren zeitige Brei: 
heitsſtrafe nach dem Grade der Schuld, befonders der Gefahr für Leben. Einzelne derjelben um: 
faffen auch andere hülflofe Berfonen als Kinder. 8%) Go lautet der $. 183 des preußijchen 
Strafcoder vom Jahre 1851: „Wer ein Kind unter jieben Jahren oder eine wegen Gebrechlich— 
feit oder Krankheit hülflofe Perſon ausſetzt, oder ein ſolches Kind oder eine jolde Perſon, wenn 
fie unter feiner Obhut ftehen, in hülflofer Yage vorjäglid verläßt, wird mit Gefängniß nicht 
unter drei Monaten beftraft. Iſt infolge der Handlung der Tod der audgefegten oder verlafle: 
nen Verſon eingetreten, jo trifft ven Schuldigen Zuchthaus bis zu zehn Jahren.’ (War Abjicht 
der Töbtung wirkſam, jo fol die Strafe ded Mordes oder Kindesmordes oder des Verſuchs 
dazu eintreten.) 97) 

Um noch ftatiftifche Darlegungen heranzuziehen, ſo kamen in ſterreich Fälle von „Wegle⸗ 
gung eines Kindes“ vor in den Jahren 1840—44 105, in den Jahren 1845—49 139. *9) 
Dort betrug die Zahl ver Anflagen im Jahre 1856 65 mit 55 Verurtheilungen. #9) Im Jahre 
1829 wurden im Großherzogthum Baden vier Unterfuhungen gegen fünf Perfonen eingeleitet, 
von denen zwei losgeſprochen wurden. Die Griminalftatiftif ved Großherzogthums Heſſen zeigt 
folgende Daten: Zahl der DBerurtheilten im Jabre 1847 1, 1848 1, 18492, 18502, 
1851 2, 1852 6, 1853 2, 1854 4, 1855 5, 1856 3, 18574, 18583, 1859 4. In ber 
Stadt Mainz famen in den Jahren 1799—1811 30 Bälle von Kinverausfegung vor, Nah 
Wiederaufhebung des dort in dem legtern Jahre errichteten Findelhaufes betrug die Zahl der- 
ſelben in den nächjten neun Jahren nur fieben, was zu dem Beweife benugt wird, daß der Man- 
gel einer ſolchen Anftalt in diefer Beziehung nicht nachtheilig wirfe. 9) Im Königreich Schwe: 
den betrug die Zahl der Kindesabtreibungen und Ausfegungen zufammen 1845 8, 1846 7, 


81) Wachsmuth, Hellenifche Alterthumsfunde (1846), 1, 400; II, 11. 


82) Wachsmuth, II, 12, 83) Rein, ©. 441— 445. 
‚ 84) Grimm, Deutfche Rechtsalterthümer (1828), ©. 459—461. nm S. 125-128. 
85) Klein, sg. 363 u. 364. 86) Griminallerifon, S. 75 u. 


87) Die Strafrechtöpflege i in Deutfchland, herausgegeben von "Grof, — 1860, &, 149— 151. 
88) Bradelli, S. 394. 

89) Die Schletter'fchen Jahrbücher, Ye 85. 

90) Deuiſche Vierteljahrsſchrift, a. a. D., ©. 252. 


92 Kirche 


1847 4, 18485, 18494, 1850 4.°') In Spanien erhob fih im Jahre 1843 feine einzige 
Anklage der Art. 92) Ph. Bopp. 

Kirche, Kirchenrecht, Kirche und Staat. (Die Glaubens: und Eultußfreibeit. 
Der Einfluß der Religion auf die bürgerlihen und politifhen Redte. — Die 
Selbftändigfeit der Kirchen- und Religionsdgefellfhaften. Die Befugniffe 
derfelben im äußern Rechtsleben.) 

I. Die Glaubend: und Eultusfreibeit. Der Einfluß der Religion auf die 
bürgerliden und politifhen Rechte. A. Die Entwidelung der Anſichten über 
Glaubens- und Eultusfreiheit. 1) Das Syftem des Katholicismugd. Die fatho- 
liſche Kirche als ſolche iſt nothwendig intolerant; das ergibt fih mit unabweisbarer Gonfequenz 
aus den oberſten Örundbegriffen, auf denen der Katholicismus beruht, namentlich auf ven beiden 
Sägen, daß die Kirche in ihren dogmatiſchen Entſcheidungen nicht irren Fann, und daß die Zu: 
gehörigfeit zu derielben nothwendig iſt zur Erlangung der Seligfeit, da außerhalb derfelben fein 
Heilift und feine Vergebung der Sünde, Eine Kirche, welche ſich für unfehlbar und für alleinfelig: 
madend hält, kann von diefen Vorausſetzungen aud andere religidfe Meinungen oder Vereini— 
gungen nicht dulden, eine folde Kirche Fan mit guten Gewiſſen verfolgen, ja fie muß conie= 
quenterweife in dev Verfolgung aud vor den außerften und gewaltfamften Mitteln nicht zurüd- 
ſchrecken, denn es gilt auf diefem Standpunfte für nichts den Leib zu verbrennen, wenn dadurd) 
die unfterbliche Seele gerettet werden fannn oder, wo dieſe einmal verloren war, taufend andere 
bereits ſchwankende Gemüther durch Beifpiel und Abfchredung der alleinſeligmachenden Kirche 
erhalten werden fönnen, Das Gegentheil würde nicht etwa lobenswürdige Humanität, fondern 
prineiplofe Inconfequenz fein. 

Doch laſſen wir einen Schriftfteller darüber reden, deſſen correcte Fatholifche Befinnung über 
jedem Zweifel erhaben ift, und der um jo mehr in den inneriten Geift des katholiſchen Kirchen: 
rechte eingedrungen iſt, je mehr feine jegige katholiſche Anſchauungsweiſe erſt durch felbftänpige 
Neflerion und die freie That des Übertritts hat gewonnen werben müffen. An verfhiedenen 
Stellen feines „Kirchenrechts“ Spricht fih Phillips mit danfenswerther Offenheit über dieſe 
Fragen aus, „Meder Kirche nod Staat“, meint er, „die auf der wahren Baſis des göttlichen 
Rechts miteinander verbunden find, kennen die Toleranz. Die Kirche nicht, weil weder die wahre 
Freiheit noch die wahre Liebe die Toleranz fennt, der Staat nicht, weil auch er feinem Princip 
gemäß nichts dulden darf, was mit der göttlichen Gerechtigkeit nicht übereinftimmt. Chriſtus 
fel6ft verwirft die Toleranz, indem er fagt: wer nicht für mich ift, ift wider mich ; und ber Friede, 
den er auf die Erde gebracht hat, ift ein ganz anderer als der, welden die Welt gibt. Diefer 
Friede Chrifti ift fehe wohl vereinbar mit dem Schwerte, welches er aud gebracht hat, wodurch 
Bater und Kind, Bruder und Bruder voneinander getrennt werden. Der Friede Ehrifti und 
fomit der Kirche gebt Hand in Hand mit der Wahrheit und Gerechtigkeit, nicht aber mit dem 
Irrthum und der Sittenlofigfeit, er geht Hand in Hand mit der Einheit, nicht aber mit der 
Trennung. Diefer Friede ruft zur Bewahrung der Einheit das Schwert herbei, um Bruder 
und Bruder zu trennen, damit nicht der Bruder den Bruder von der Einheit der Kirche trenne. 
So ift auch die Liebe das höchſte Gebot, welches die Kirche ihren Mitgliedern lehrt, aber das wäre 
feine Liebe, wenn ſie das Unfraut wuchern ließe, wenn fie es duldete, daß das Licht der falfchen 
Lehre diefelben von der Wahrheit entfernte. (Phillips, „Kirchenrecht, II, 511, 512.) Und 
an einer andern Stelle: „Die katholiſche Kirche als ſolche kann jih allerdings mit dem Begriffe 
des paritätifchen Staats nicht ausföhnen, am wenigften in dem Falle, wo die Obrigfeit felbft 
eine katholiſche iſt. Iſt ſie proteſtantiſch, ſo kann die Kirche ſich damit einverſtanden erklären, 
daß jene den ſtreng antikirchlichen Standpunkt verlaſſen und die Katholiken zu verfolgen und 
zu bedrücken aufgehört hat; iſt fie hingegen katholiſch, fo bleibt der Obrigkeit in dem paritäti— 
ſchen Staate nichts anderes übrig, als fi von dem Standpunkte, den fie gegenüber ver Kirche 
einzunehmen verpflichtet ift, zu entfernen. Daher fann die Kirche einen ſolchen Zuftand nie- 
mals ald den normalen anerfennen, der, wenn er auch nicht, wie dad gewöhnlich der Fall ift, 
eine große Menge von Eingriffen der weltlichen Gewalt in die kirchliche Regierung in feinem 
Gefolge hätte, doch niemals die göttlihen Vollmachten ver Kirche völlig frei und ungehindert in 
Ausübung treten läßt. Hieraus erflärt es ſich, warum bie Kirche in allen derartigen Verbält- 
Bann beharrlich gegen das Princip ded paritätifchen Staats proteftirt hat.” (III, 463.) Wenn 





91) Annalen der Griminaleechtspflege, Jahrg. 1853, LXV, 309. 
92) Rochau, S, 198, 
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dann von Phillips wiederholt geltend gemacht wird, daß, mo ungeachtet der kirchlichen Proteſte 
ein derartiger Nechtözuftand ſich dennoch gebildet habe, derſelbe auch von feiten der Kirche zu 
tefpeetiren und aufrecht zu erhalten fei, fo gefchieht das nicht, ohne dieſem hiſtoriſch geworde— 
nen Nechte die Forderungen des göttlichen Rechts entgegenzuhalten, und die religiöfe Intoleranz 
ald das Ideal zu bezeichnen, deſſen Verwirklichung zu den höchſten Zielen der katholiſchen 
Kirche gehöre. (II, 437, 514; II, 463.) 

Demgemäß haben fi auch die officiellen Organe der Fatholifhen Kirche bei jeder Gelegen— 
heit gegen die Gewährung der Glaubens- und Gultuöfreiheit ausgeſprochen. Die wichtigften 
Acte, durch welche diefelbe allmählich herbeigeführt wurde, waren ſtets von päpftlichen Proteften 
begleitet. So gehörte zu den hauptſächlichen Beſchwerdepunkten, wegen deren einft Innocenz X. 
ſich veranlaßt fah, dur das Breve vom 20. Nov. 1648 den Weftfälifchen Frieden für null und 
nichtig zu erflären, der Umſtand, daß es den Anhängern der jogenannten Augsburgiichen Confeſ— 
jion binfort geftattet fein würde, ihre Kegerei an mehreren Orten frei zur Ausübung zu bringen. 
 (Rosfoväny, „Monumenta catholica pro independentia potestatis ecclesiasticae ab impe- 
rio eivili‘’, 1847, 1, 202.) Ausfüuͤhrlicher ſprach ji dann Pius VII in einem Breve an den 
Kurfürften Marimilian von Baiern vom 12. Febr. 1803 aus, ald die Gewiflend- und Eultus: 
freiheit, die in dem Weſtfäliſchen Frieden nur für die Verhältniffe des Reichs gewährt war, auch 
für die einzelnen Territorien von Bedeutung wurde, und namentlich in einem Lande ſich geltend 
zumachen begann, wo man bis dahin fi ſtreng dagegen verichloffen hatte, num aber durch 
äußere Berhältniffe genöthigt war, den frühern Standpunkt aufzugeben. Der Papft äußerte 
id damals folgendermaßen: „Seitdem wir vernommen haben, daß du in Baiern eine Ver: 
ordnung erlaffen haft, infolge welcher die katholifche Religion als nöthige Bedingung zur Er- 
werbung ftaatsbürgerlicher Rechte nicht mehr erforderlich wäre, wurben wir, da wir jo etwas 
von deiner Religion nicht erwartet haben, dergeftalt in unferm Innerften erichüttert, daß wir 
unfere Beftürzung mit Worten nicht ausdrücken fönnen ; theils weil du dieſe Verordnung in 
jenen bairijchen Gebietötheilen eingeführt haft, die ſich ehedem durch den blühenden Zuftand der 
Religion rühmlichft'audzeihneten; theils weil wir ſogleich jene böfen, der Kirche und der katho— 
liſchen Religion Unheil bringenven Folgen vorausfahen, welche, diefe Verordnung felbit leicht 
vorausjeben ließ. — Wären dir alle diefe Verhältniſſe genau befannt, und würdeſt du er- 
wägen, daß gerade zur Verhütung folder Gefahren jene Reichgefege gegeben find, welde bu 
abgeändert haft, fo Eönnten wir und unmöglich bereden, daß du in deinem Vorhaben ver: 
harren würdeſt, vielmehr müßten wir annehmen, daß du das Geſchehene aufheben und die 
ruhmwürdigen Beifpiele deiner Negierungdvorgeher nahahmen würdeſt, welde durch genaue 
Beobachtung jener Reichsgeſetze die Fatholifche Religion in Altbaiern drei Jahrhunderte lang 
rein und unverfehrt erhalten, das Land felbft aber ald das blühendſte Erbe dir hinterlafjen 
haben. — Sollte in Baiern die katholiſche Religion noch aufrecht ftehen, und jollteft du fortan 
in ihrem Glauben verbleiben wollen, jo darf und kann alles Gefchehene keinen Beitand haben. 
Bir werden, weil wir jeve einzelne Thatſache nicht aufzählen und die Grenzen eined Sendſchrei— 
bens nicht überfchreiten wollen, nur das, was wichtiger jcheint, andeuten, damit bu aus unjerer 
apoftolifhen Misbilligung die Verfehrtheit deiner Mapregeln erfeheft, dad Geſchehene vernid): 
teft und das Argerniß wieder gut machen mögeft, welches du gegen deine Abfiht — denn das 
Gegentheil künnen wir nicht glauben — allen Katholifen insgeſammt gegeben haft, indem du 
ald fatholifcher Fürft ed zugegeben haft, daß gegen die Kirche folde Verfügungen getroffen wurden, 
wodurd ihr der größte Schade zugefügt, der Religion felbft aber die größte Gefahr herbei: 
geführt werben iſt.“ (Roskoväny, 11,80 fg.) Sehr entihievene Außerungen der Misbilligung 
ind dann von feiten des apoftoliihen Stuhls gegenüber ven Maßregeln erfolgt, welche zur 
Durdführung der Glaubens - und Gultuöfreiheit in Frankreich feit 1789 ftaatsfeitig ind Werk 
gelegt wurden. Nachdem ſchon im Jahre 1790 Pius VI. in einer eigenen Allocution ſich mis— 
billigend gegen die deöfallfigen Decrete der Nationalverfammlung ausgeſprochen hatte (Ros- 
koväny, I, 432), jo wird dann in dem Schreiben des Papftes an die franzdöfifchen Biſchöfe vom 
10. März; 1791 bei Zurücdweifung der Gonftitution des Klerus diefer Standpunft des wei- 
tern entwidelt. Es wird hier die berühmte Unterſcheidung zwiſchen Getauften und Ungetauften 
gemacht, und während die legtern von aller Gewalt ver katholifhen Kirche ausdrücklich frei er— 
Härt werden, für die erftern eine linterwerfung unter die Gefammtheit der katholiſchen Kir: 
bengefege verlangt. (Roskovany, I, 450 fg.) Wie denn ferner Pius VII. bei Gelegenheit der 
Kaiferfrönung lange Zeit jhwanfte, ob er den Boden eines Landes betreten dürfe, wo die 
Freiheit aller Culte herriche, jo wurde in einem aus der römischen Staatskanzlei im Mai 1808 
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bervorgegangenen Artenftüd der franzöſiſchen Regierung namentlich ihre Gfeihgültigkeit gegen * 
die Religion vorgeworfen. Diefe Gleihgültigkeit, welche feine Religion vorziehe, fei für die 
fatholifh:apoftolifh:römiiche Kirche am meiften beleivigend und ihrem Geifte entgegengefegt; 
denn diefe Kirche fönne vermöge ihrer Göttlichkeit und nothiwendigen Einheit mit feiner andern 
ih verbinden, fo wenig als Ehriftus mit Belial, das Licht mit der Finfternig, die Wahrheit 
mit dem Irrthum, die wahre Frömmigkeit mit Jrreligiofität. Solange die franzöſiſche Regie— 
rung alle beliebigen Sekten mit ihren Meinungen, Geremonien, Aberglauben veipectire, zeige 
fie weder Ehrfurdt noch Achtung gegen die Rechte der Fatholifchen Neligion; ed verberge 
ih unter der Maske viefer Protection Andersgläubiger die feinfte Verfolgung der Kirche. 
(Mejer, Propaganda”, 11, 365.) Endlich madte dann während der Reftauration Leo XII. 
einen ſehr ernftlihen Verſuch, durch ein Schreiben an Ludwig XVII. vom 4. Juni 1824, 
eine Revijion ver franzöſiſchen Geſetzgebung behufs „Wiederherftellung der Freiheiten der 
fatholifhen Kirche‘ herbeizuführen; der Papſt beflagt ih, daß jeder in Frankreich denken 
und glauben dürfe, was ihm beliebe, daß man die heterodoren Gulte mit der fatholifchen _ 
Kirche auf die gleiche Linie flelle, die proteflantifchen Tempel den Fatholifchen gleichſetze, als 
hätten dieſe etwas Heiliges in ih. Wie erniedrigend fei die Gleihftellung der Fatholifchen 
Geiftlichkeit mit den Dienern der falichen Sekten; man möge ſich nicht auf die Stimmung der 
Gemüther berufen, nicht von der Nothwendigkeit der Mäßigung ſprechen, feine Furcht und 
Schonung gegen die Liberalen und Proteftanten haben; wie viele Hinderniffe habe man nicht 
dem fpanifchen Kriege entgegengelegt, die Regierung habe fie überwunden, Gott das Unter: 
nebmen gejegnet, und Branfreich habe ſich vor allen Völker mit neuem Ruhme verberrlit. Der 
Allerhöchfte habe für Branfreih und das edle Haus Bourbon Wunder gewirkt, er werde neue 
wirken, aber fordere dafür auch Beweije aufrichtiger Pietät; die bürgerlichen Gefege würben nicht 
geachtet werben, folange e8 die evangelifchen und kirchlichen nicht ſeien; wer fein guter Katholif 
fei, fei auch fein guter Royalift; alfo inniger Bund von Thron und Altar. Am Schluffe verfichert 
der Papſt geradezu, feine Feder jei von einem innern Antriebe geleitet geweſen, der ihn zu der 
Annahme berechtige, daß dies das Wort ded Heiligen Geiftes ſei. (Roskoväny, II, 235 fg.) Wir 
ſchließen diefe Zeugniffe mit jener Encyelica Gregor's XVI. an die Bifchöfe des Erbkreifes vom 
15. Aug. 1832, worin diefer Bapft bei Gelegenheit feiner Thronbefteigung die Doctrin der 
Kirche binfichtlich des Verhältniffes zum Staate ausführlih auseinanderfegt; derſelbe klagt 
darin über den jegt herrſchenden Indifferentismus, über jene vermwerflihe Meinung, wonad) 
man bei jedem Glaubenäbefenntniffe das ewige Seelenheil erlangen fönne, wenn man nur 
übrigens ein moralifches Leben führe. Die Biſchöfe werden auf das eindringlichfte ermahnt, 
in einer fo klaren und einfadhen Sache einen fo verderblichen Irrthum von den ihnen anvertran: 
ten Heerden fern zu halten; diejenigen würden für ewig zu Grunde gehen, die den fatholifchen 
Glauben nicht beobachteten. Es heißt dann weiter: „Und aus diefer ſchmuzigen Duelle ift nun 
jene abfurde und irrthümliche Meinung, jener Wahnfinn hervorgegangen, daß ein jeder Frei- 
heit des Gewiflens in Anſpruch nehmen dürfe. Diefem peftilenzialifhen Irrthume bat aber 
den Weg gebahnt jene vollftändige und maflofe Freiheit ver Meinung, die zum Makel von 
Staat und Kirche weit um fi gegriffen hat, indem nod dazu einige im höchſten Unverſtande 
behaupten, daraus würde für die Religion mander Vortheil hervorgehen.” Es wird dann 
ein Gemälde derjenigen Folgen entworfen, die mit Naturnothiwendigfeit und nad ber Erfah: 
rung aller Zeiten au diefer Breiheit hervorgehen würden; e8 möge ein Staat noch fo jehr durch 
materielle Mittel aller Art hervorragen, hierdurch allein, durch die Freiheit ver Meinung, wohin 
namentlich auch jene ſcheußliche und niemals genug zu verabfcheuende und zu verfluchende Freibeit 
der Preſſe und ded Buchhandels gehört, würde verfelbe untergehen. (Roskovaͤny, II, 323fg.)') 


1) Mand)e Außerungen in diefer Encyelica waren offenbar mit befonderer Nücficht auf Lamennais 
gethan, deſſen Auftreten gerade damals die Gemüther beichäftigte; darüber fpricht fich noch weiter aus 
der Gardinal Pacca in einem Briefe, den derfelbe auf Befehl des Papſtes unterm 16. Aug. 1832 an 
Lamennais gerichtet Hat. Es heißt dort: „Der Heilige Vater miebilligt auch und verwirft jegt bie Doc: 
trinen von der bürgerlichen und politifcyen Freiheit, die, ohne Zweifel wider Ihre Abſicht, ihrer Natur 
nad) die Tendenz haben, allerwärts den Geift des Aufruhre und der Empörung feitens der Unterthanen 
gegen ihre Souveräne zu weden und zu verbreiten. Nun ift dieſer Geiſt aber in offenbarem Wider: 
ſpruche mit den Grundlägen des Evangeliums und unferer heiligen Kirche, die, wie Sie wohl wiflen, 
den Völfern Gehorfam und den Souveränen Gerechtigfeit predigt. Die Doctrinen des «Avenim von der 
Freiheit der Gulte und der Preſſe, welche durch die Herren Redacteurs mit folcher Übertreibung verban: 
delt und fo weit ausgedehnt wurden, find gleichfalls fehr tadelnswürdig und ſtehen mit der Lehre, den 
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Daß derjelbe Papſt jih ganz unbefangen zu wiederholten malen an den Kaifer von Rußland 
wandte, um von ihm Religiondfreiheit für die Katholiken in feinen Reichen zu erlangen (Ros— 
fovany, II, 414 fg., 426 fg.), kann nicht weiter befremden ; die katholifche Kirche befolgt eben die 
ganz einfahe Marime: wo fie die Gewalt bat, verlangt ſie Unterdrückung, denn es ift Pflicht, 
den Irrthum zu unterbrüden; wo fie die Gewalt nidht hat, verlangt fie Duldung, denn ed ift 
Pit, Die Wahrheit zu dulden. 

Man meint aber vielleicht, daß ſolche Anfichten zwar die des Papfles jein mögen, nicht aber 
aud der Bifhöfe, namentlich der deutſchen nicht, daß auch in diefer Beziehung eine tiefgehende 
Differenz zwifchen Bapalismus und Epiffopalismus vorhanden fei. Nun wird ed zwar jedem 
Kundigen von vornherein Flar fein, daß der Gegenjag jener beiden Richtungen innerhalb des 
Katholicismus längft nicht von folder Weite fei, daß auch die oberften Grundlehren davon be- 
rührt würden, wie die Dogmen der Unfehlbarfeit und der Heilsnothwendigkeit ver Kirche. E8 
liegt auch durchaus fein geſchichtliches Zeugniß dafür vor, daß die in epiffopaliftifchem Sinne 
organifirte katholiſche Kirche eine mildere Praris in diefer Hinficht geübt habe; mit dem fo: 
genannten Neformconcil von Konftanz, wo der Epilfopalismus zu ziemliher Entfaltung 
gekommen war, find die Erinnerungen an die Hinrihtung des Johann Huf untrennbar ver: 
bunden; und die bedeutendfte Lebensregung diefer kirchlichen Parteirichtung in neuern Zeiten 
bat eine der ſchwerſten Gewiſſensbedrückungen, die jemals flattgefunden haben, zur unmittel- 
baren Folge gehabt; mit der gerühmten Declaration ded gallifanifhen Klerus ftand im eng: 
en Zufammenhange der Widerruf des Edicts von Nantes; nicht den Anftrengungen und 
dem Eifer des allgemeinen Katholicismus, fondern der Idee der gallifanifhen Kirche find 
die Proteftanten zum Opfer gefallen, vie Oppofition gegen die Eingriffe von Rom und bie 
Unterdrückung der proteftantifchen Gonfefjion waren zwei Handlungen, die einander entſpra— 
Gen, einander ergänzten. So überflüffig e8 demnach ſcheinen mag, fo wollen wir dennoch 
der Vollſtändigkeit wegen das Verhalten des Gpiffopats auch in neuerer Zeit noch genauer 
in Betracht ziehen. Es ift natürlich nicht gerade zu erwauten, daß die hannoveriſchen oder 
preußifchen oder die Bilhöfe der Oberrheinifhen Kirhenprovinz ſich fehr entſchieden gegen 
Toleranz ausſprechen werden, aber bereits die bairishen gaben doch in einer Denkſchrift, 
die fie bei der Neuordnung der Fatholifhen Kichenverhältniffe jenes Landes im Jahre 1816 
dem Könige überreicht haben, ſehr deutlich zu erfennen, daß die proteftantiiche Kirche durch 
aus nicht als eine gleichberechtigte Gorporation von ihnen angejehen werde. (Roskoväny, 
II, 197.) Nody klarer hat fi aber ganz neuerdings auf dem wiener Provinzialconcil 1858 
ein Theil des Öfterreihifchen Epiſkopats ausgeſprochen. Zwar jei man, beißt e8 dort, 
durch das Gebot der Nächſtenliebe verpflichtet, allen Menſchen das Gute zu wünſchen und 
dur Gebet und That dahin zu wirfen, daß fie ed erlangen; deshalb erweife der Katholif ſich 
denen, die außer der Kirche feien, gerecht, wohlwollend, barmberzig; aber ven Irrthum der 
Wahrheit gleihhalten fei Frevel, darum müſſe hinfichtlich der Befehrung nichts verfäumt wer- 
den, was die Liebe eingebe, die Klugheit geftatte; gänzlich zu verwerfen ſei aber jede Art von 
Toleranz, welde der Wahrheit zum Nachtheil gereihe. („Acta et decreta coneilii provineiae 
Viennensis a. D. 1858”, Tit. 1, c. 11.) — Beſonders intereffant ift ed und gewefen, über dad 
Verhalten ver belgiſchen Bifchöfe gegenüber ver dort beſtehenden, unbedingten Religionsfreiheit 
Aufihluß zu erlangen; jene belgifche Religiondfreiheit fteht nämlich mit dem fonftigen Ver- 
hältnig von Staat und Kirche in jenem Rande, welches doch regelmäßig von katholiſcher Seite 
ber außerordentlich angepriefen zu werben pflegt, im engſten Zufammenbang, ift eine Conſe 
quenz ded allgemeinen Grundgedankens, der dort zur Ausführung gebracht ift; für ſolche Folge— 
tihtigkeit follte man befonders den Organen der Fatholifhen Kirhenverfaflung eine gewiſſe 
Würdigung zutrauen. Trotzdem hasen auch die belgiſchen Biſchöfe ſich ausdrücklich gegen Re: 
ligionsfreiheit erflärt, indem ſie durch einen eigenen Erlaß die Gläubigen von dem Beſchwören 
einiger Berjaffungsartifel, die auf-Unterprüdung der Mechte und Freiheiten der katholiſchen 
Kirche gerichtet feien, abzuhalten verfuchten. Als ſolche Artikel werden von ihnen namentlich 
bezeichnet Art. 190, wodurch die Freiheit der religidfen Meinungen einem jeden zugefichert wird, 


— — — — 





Narimen, der Praxis der Kirche im Widerſpruch. Sie haben Se. Heiligkeit ſehr befremdet und be— 
trübt, denn wenn auch unter gewiſſen Umfländen bie Klugheit erheifcht, daß man fie als das mindere 
Übel duldet, fo fönnen folhe Doctrinen von einem Ratheliten doc; nie als etwas Gutes und Wünfchens: 
wertbes gefchilvert werden.” (Roskoväny, II, 331.) Außerdem bezieht ſich auf die Lamennais'ſche Ans 
gelegenheit die Eucyelica vom 7. Juli 1834. (Rosfoväny, II, 352 * 
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Art. 191, wodurch allen Arten von Religionsgefellfhaften der gleihe Schug zugefihert wird, 
Art. 192, wodurd den Einwohnern des Königreichs ohne Unterſchied ver Religion diejelben 
bürgerlidden und politischen Rechte gewährt und jie für fähig zu allen Amtern und Würden 
erklärt werden. Es wird in der katholiſchen Denkſchrift geradezu gefagt, daß diefe ganze ver: 
derbliche Doctrin, die erft durd die Franzöſiſche Nevolution entftanden, damals aber fofort 
vom Oberhaupte der Kirche verdammt worden fei, einfad darauf herauskomme, daß Irrthum 
und Wahrheit gleichgeftellt werben, und daß diejenigen, welche dergleichen Säge beſchwören 
würden, nicht länger zu den wahren Söhnen der katholiſchen Kirche gerechnet werben könnten. 
(Roskovany, II, 187 fg.) 

Wenn ungeachtet folder Zeugniffe neuerdinge Guizot fi der Aufgabe unterzogen hat, die 
katholiſche Kirche gegen den Vorwurf der ihren Orundprincipien inhärirenden Intoleranz in 
Schutz zu nehmen, fo mag ein ſolches Verfahren durch die eigenthünliche Stellung eines prote: 
ſtantiſchen Staatdmanns inmitten einer aufgeflärten, größtentheild nur dem Namen nad) fa= 
tholifchen Bevölkerung, die mit vielen Sägen des Katholicismus zerfallen ift, aber trogdem nicht 
aufhören will, katholiſch zu fein, binlänglich erklärt werden können, dagegen wird man nicht 
jagen können, daß ed Guizot gelungen fei, feinen Behauptungen aud nur eine jheinbare Be- 
gründung zu gewähren. So neu aud immerhin, meint Guizot, die Herrſchaft des Principd der 
Gewiſſensfreiheit fei, und obwol das Auftreten deilelben in ver Philofophie nur um weniges 
vorbergegangen fei der Einführung veffelben in dad Rechtsleben, jo würde es doch ein großer 
Irrthum fein, darin eine plögliche Entdeckung des legten Jahrhunderts ſehen zu wollen; es ſei 
dem menjchlichen Geifte nicht gegeben, auf diefe Weije die Welt zu reformiren und allein durch 
die Kraft vernünftiger Erwägungen ein Princip in die Wirklichkeit zu führen, weldes nicht 
ihon irgendwo vorhanden geweſen fei; zwar die Völker des Alterthums hätten daffelbe nicht 
gekannt, nicht kennen können wegen der Einheit, die damald in, den Beziehungen zwifhen Staat 
und Kirche geherricht habe, dagegen bei der Bildung der neuern europäiichen Gefellichaft nach 
dem Untergange des Römiſchen Reiche fei ver Keim zur Toleranz gelegt worden, indem damals 
eine Scheidung zwifchen weltlicher und geiftliher Gewalt eingetreten fei, worin die pofitive An- 
erfennung, die feierliche Erklärung gelegen habe, daß die Stärke fein Recht haben folle über den 
Geift, daß feine materielle Gewalt die moralifche Drpnung zu regieren habe. Daraus ergebe 
ich mit logiſcher Nothwendigkeit die Gewiffensfreiheit. Gegen diefe Arguntentation, die, weil 
fie echt frangöfisch ift „ihren nächſten Zwed erreicht haben mag, muß nun aber Folgendes geltend 
gemacht werden. Sie ift zunächſt leviglid ein abjtracted Naifonnement ohne jeve Rückſicht auf 
die Geſchichte; die Ihatfachen ftehen mit demfelben im offeniten Widerſpruch; denn wenn auch 
die Völker des Alterthums jene Trennung von weltliher und religiöfer Gewalt nicht kennen 
mochten, Toleranz Fannten fie jedenfall, wie ein Blid auf die Zuftände des römischen Staats— 
weſens in den eriten Jahrhunderten ver Kaiferzeit zeigt, es war ein übrigens toleranter Staat, 
der ſich im Interefle feiner Selbfterhaltung gedrungen ſah, gerade das Chriſtenthum zu vers 
folgen; auf der andern Seite, wo findet ſich während des gefammten Mittelalterd, wo nun 
nad Guizot's Anficht die Trennung von Staat und Kirche zur vollen Ausbildung gefommen ift, 
auch nur eine Spur von der mit logifcher Nothivendigfeit daraus hervorgehenden Conſequenz? 
Wenn wir aud davon abjehen, die Wahrheit dieſes Raiſonnements an den wirkligen Verhält- 
niffen zu mejlen, jo muß man fagen, daß ed an und für ſich betrachtet unvollftändig it; man 
mag zugeben, daß jene Trennung beider Sphären erfl durch das Ehriftenthun herbeigeführt jei, 
dag damit religiöfe Breiheit in einem gewilfen Zuſammenhange ftehe, es handelt ſich jedoch 
weniger um Ghriftenthum als um Katholicismus, und da muß man fagen, daß ed neben jenem 
Princip no andere flärfere Principe gibt, welche die möglihen Wirkungen jenes wieder völlig 
paralyjiren, daß jenes Princip in den Schatten geitellt wird durch die Ideen der Unfehlbarfeit 
und Alleinfeligmahung. ?) 

Man müßte geradezu dieſe Ideen aufgeben, wenn man vom Standpunkte der Fatholifchen 
Kirche aud tolerant fein wollte, man müßte namentlich die Prätenfionen fallen laffen, daß die 
Zugehörigkeit zur katholiſchen Kirche um des Heild willen nothwendig ſei. Wirklih hat man 
unter dem Gindrude des Unnatürliden und Unwahren, was dem Monopol des Alleinfelig: 


2) Die Darlegung Guizot's findet fich in einem Bericht, welchen verfelbe der Geſellſchaft der chrill- 
lichen Moral hinfichtlich einer über die Freiheit der Culte geftellten Preisaufgabe am 13. April 1826 
eritattet hat; fie bezieht fich auf das berühmte Werk von Binet, weldyes damals den Preis befam; wir 
werben darauf zurüdfommen, 
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madend namentlich in unferer Zeit anhängt, den Verſuch gemacht, zu einer mildern Auffaflung 
dieſes Brincips zu gelangen. Man hatte ſchon immer anfnüpfend an ein Wort des heiligen Aus 
guftin einen Unterichied gemacht zwiſchen materialer und formaler Härefie, und nur die Anz 
bänger der legtern, welche durch eigene Schuld von der Kirche abgefallen iind und ihren Irr— 
tbum hartnäckig vertheidigen, ald ewig verloren Hingeftellt, während dagegen die materialen 
Häretifer, ſolche nämlich, welche im religiöſen Irrthum herangewachſen find, aber in gutem 
Glauben das rechte Chriſtenthum haben, oder wenn ihnen ein Bedenfen dann fommt, auf: 
richtig und willig die Wahrheit ſuchen, dem Gerichte des Herzensfündigers anbeimgeftellt wer: 
den. Dad iſt neuerdings beſonders lebhaft betont worden. Indeſſen, was ſoll man fich darunter 
deuten? Ernſthaft und aufridtig genommen, würde ed den Begriff der Kegerei, jedenfalls jeine 
Anwendung auf Die proteftantifche Kirche Janz aufheben, denn gerade in der gewiflenbaften 
Sorgfalt um ihre Seligkeit haben ſich unſere Vorfahren von der katholiſchen Kirche getrennt; 
daun müpten aber auch die Ölieder ver morgenländiſchen Kirche ald zur wahren Kirche gehörig 
betrachtet werden, es erhöbe ſich über allen Gläubigen eine ideale Kirche und die alleinjelig: 
macdende wäre verſchwunden. Andernfalls würde gar nichts damit geſagt fein, die angebliche 
Hartnädigfeit und Heftigkeit in ver Vertheidigung des Irrthums würde dazu verwendet werden 
können, um alles wieder illuforiich zu machen. (Hafe, „Handbuch der protejtantiihen Volemik 
gegen nie römiſch-katholiſche Kirche‘, Leipzig 1862, ©. 56 fg.) Wie dem aber auch jein mag, 
jevenfalld würde durch das Aufgeben jened Dogmas nur die Möglichkeit einer toleranten Ge— 
Ännung gegeben jein, und ed würde gegenüber io vielen Äußerungen im entgegengeiegten 
Sinne no einer bejondern Anerkennung darüber bedürfen, daß nah Wegfall entgegenftehen: 
der Brineipien die Toleranz au wirklich unter die Grundſätze des Katholicismus aufgenom: 
men jei. Daß es einzelne tolerante Katholiken gibt, in Deutihland namentlich ſehr zahlreiche, 
veriteht ſich von jelbit; es ift die Bildung ber Gegenwart, die wahre chriſtliche Frömmigkeit, 
melde bei den Individuen ſich fhon bat geltend maden fünnen, wenn auch noch nicht bei der 
unfebibaren Kirche. 

2) Der geſchichtliche Proteftantismud. Es war der tieffte Grund der reformatori- 
ihen Bewegung, daß ein jeder jelbft für fein ewiges Heil zu forgen hatte, daß dazu nicht erforderlich 
ein jollte, die Bermittelung irgendeiner Kirche; fern davon, eine Anftalt für den Glauben zu 
jein, wird ſie vielmehr zu einer Sammlung der Gläubigen, es wohnt ihr feine unfehlbare Ent: 
ſcheidung bei, folde beruht auf dem Gewiſſen jedes Menſchen, man braudt nicht einer beftimm: 
ten Kirche anzugehören; während der Katholicismus fagt: ubi ecclesia ibi spiritus Dei, jo 
ſagt ver Proteftantismud dagegen: ubi spiritus Dei ibi ecclesia; im Katholieismus hängt das 
Verhältniß des einzelnen zu Gott ab von deflen Berhältniß zur Kirche, im Proteſtantismus 
dagegen hängt das Verhältniß des einzelnen zur Kirche ab von deſſen Verhältniß zu Gott. 
Demgemäß behauptet auch die proteftantifche Kirche keinebwegs alleinſeligmachend, um des Heils 
willen not hwendig zu fein, wenn jie jih auch allerdings für die befte Kirche Hält, wie dad eben 
jede thun wird. Luther hat geradezu gejagt: „Sehe ich, daß fie Chriſtum predigen und befen- 
nen, ald won Gott ven Vater gejandt, jo find wir der Sache eins und halte jie für meine lieben 
Brüder in Ghrifto und Glieder der hriftlihen Kirde. Wie dennoch auch unter dem Papſtthum 
dieſe Predigt ift blieben nad dem Text, fammt der Taufe und Saframent Chrifti, Artikeln des 
Glaubens, obmol viel Irrthum und Abwege daneben eingeführt jind, dod auf dem Todbette 
viel Leute dadurch erhalten find, jo von dem andern faljhen Vertrauen gefallen und jich allein 
zu Chriſto gehalten, und denfelbigen im Glauben befannt haben, daß dennoch die rechte Kirche 
nie ift untergegangen.” Oder Melanchthon: „Wo Gotted Wort ift, da iſt die Kirde, darum 
find alle Rechtgläubigen und Gottfürchtigen in der rechten Kirche, ſie feien bei dem Papſt oder 
bei den unferigen ; e8 ift Kirche geweſen unter dem Papft, aber viele Stüde jind ſchwach und ver: 
dunfelt geweſen.“ Oder endlih Zwingli: „Brag wo ift die Kilh? Antwurt durch das ganze 
erdrych hin; wer ſy fve: alle glaubigen. 3) Es finden ſich demgemäß wirklich bei den hervor: 
tagendften Reformatoren, namentlich bei Luther vielfah Auperungen, durch welde Die Dul: 
dung Anderdgläubiger ald ein proteftantiiches Boftulat ausdrücklich hingeſtellt wird. So jhreibt 


3) Es bedarf feiner weitern Bemerfung, daß das allgemeine proteftantifche Princip feineswegs ba: 
durch aufgehoben wird, wenn es in dem Katechismus ber Marfgrafichaft Baden: Durlady (Rarlsrube 
1770) beißt: „Haben alle diejenigen, welche äußerlich zur chriftlichen Kirche füch befennen, den wahren 
feligmachenden Glauben? Antwort: Nein, keineswegs, fondern nur die Evangeliſch-Lutheriſchen.“ 

Staatssterifon. IX. 7 
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Luther in dem Tractat von der Beicht: „Denn in dem Gewiſſen will Gott allein fein, und fein 
Wort allein regieren laſſen: da foll Freiheit fein von allen Menfchengejegen. Zu dem Glauben 
fann und foll man niemand zwingen, fondern jedermann vorhalten dad Evangelium und er— 
mahnen zum Glauben, doch den freien Willen laſſen zu folgen oder nicht zu folgen. Es follen 
alle Saframente frei fein jevermann ; wer nicht getauft fein mill, der laß ed anftehn. Wer nicht 
will das Saframent empfangen, bat fein wohl Macht; wer nicht beichten will, hat auch Macht 
vor Gott. In der Schrift von weltlicher Obrigkeit: „Das weltlih Negiment hat Gejeg, die 
fich nicht weiter erftredfen, denn über Leib und Gut, und was äußerlich ift auf Erden. Denn 
über die Seele will und kann Gott niemand laffen regieren, denn ſich felbft allein. Darum ob 
weltlih Gewalt ji vermißt, der Seelen Gejege zu geben, ba greift jie Gott in fein Negiment 
und verführt und verderbet nur die Seelen. Gott allein erfennt nur die Herzen, darum iſt ed 
unmöglich und umfonft, jemanden zu gebieten oder mit Gewalt zu zwingen, jo oder jo zu glau— 
ben. So menig ein anderer für mich in die Hölle oder in den Himmel fahren kann, fo wenig 
fann er aud) für mich glauben oder nicht glauben, und fo wenig er mir fann Himmel und Hölle 
auffchließen, jo wenig fann er mich zum Glauben oder Unglauben treiben. Weil ed denn Jech— 
lihem auf feinem Gewiſſen liegt, wie er glaubt oder nicht glaubt, und damit der weltlichen Ge— 
walt fein Abbruch geſchieht, foll fie aud zufrieden fein und ihres Dinges warten, und lafjen 
glauben fo oder fo, wie man fann und will, und niemanden mit Gewalt drängen, denn es ift 
ein frei Wort um den Glauben, dazu man niemand fann zwingen. Ja es ift ein göttlich Werk 
im Geift, ſchweig denn, daß es äußerliche Gewalt kann erzwingen und fchaffen ; daher ift ver all— 
gemeine Sprucd genommen, den Auguftinus aud hat, zum Glauben kann und foll man nie— 
manden zwingen. Willſt du Kegerei vertreiben, jo mußt du den Griff treffen, daß du fie vor 
allen Dingen aus dem Herzen reigeft, und gründlich mit Willen anwendeſt, das wirft du mit 
Gewalt nit ändern, fondern nur ftärfen. Was hilft dir's denn, jo du bie Ketzerei in dem 
Herzen ftärfeft, und nur auswendig auf der Zunge ſchwächſt und zu Lügen dringft, Gottes 
Wort aber das erleuchtet die Herzen, und damit fallen dann von ſelbſt alle Kegereien und Irr— 
thümer aus dem Herzen.” Ferner in dem Schreiben an die Fürften zu Sachſen aus den Jahre 
1524: ‚Man laffe fie (die Irrlehrer, Wiedertäufer) nur getroft und friſch predigen, was fie 
fönnen und wieder wen fie wollen, denn es müflen Seften fein, und das Wort Gotted mup zu 
Felde liegen und kämpfen. Iſt ihr Geift recht, jo wird er ſich vor und nicht fürdten und wohl 
bleiben. Iſt unferer recht, fo wird er ſich vor ihnen auch nicht fürchten, noch fonft vor jemandem 
fürdten. Man laffe die Beifter aufeinander plagen und treffen. Werden etliche indeß verführt, 
wohlan, jo gehts nad) redhtem Kriegälauf; wo ein Streit und Schladht tft, da müſſen etlidye ver= 
mwundet werden und fallen; wer aber redlich focht, wird gekrönt.” An dem Briefe an zwei 
Piarrherren von der Wiedertaufe (1528): „Es iſt nicht recht, und mir wahrlich leid, daß man 
ſolche elende Leute jo jämmerlich ermordet, verbrennet und greulich umbringt, man follte ja einem 
Jechlichen lafjfen glauben wie er wollte. Glaubet er unrecht, jo hat er genug Strafe in dem ewi— 
gen Feuer der Hölle. Warum will man fie denn auch noch zeitlich martern ? jofern fie allein im 
Olauben irren, und nicht auch daneben aufrübrerifch jind, oder jonftder Obrigkeit widerſtreben. 
Lieber Gott, wie bald iſt's gethan, daß einer irre wird und dem Teufel in Strid fällt? Mit der 
Schrift und Gottes Wort joll man ihnen wehren und widerftehen, mit Feuer wird man wenig 
ausrichten.” Endlich in dem Schreiben an ven Rath und die Gemeinde der Stadt Prag. Wenn 
und die Schrift ermahnt, den falfchen Lehrern nicht zu glauben, fo heißt das fo viel, „daß ein 
jeder für fich jelbft feines eigenen Heils und Seligfeit wahrnehmen foll, daß ev auch fei ein 
freigevollmächtigtev Richter aller derer, die ihnen lehren wollen, und ſei inwendig allein von 
Gott gelehrt; denn es wird dich nicht verdammen oder felig machen eines andern Lehre, fie fei 
falſch oder gerecht, fondern der Glaube allein”. 

Indeffen wenn auch nach den Anſichten der Neformatoren der Erwerb des ewigen Heils zu= 
nächſt abhängig von dem Thun der einzelnen war, fo fehlte doch viel, dan Diefelben dabei 
ganz auf ſich jelbft angewiejen, von jeder Schranfe befreit gewelen wären. Die Vorausiegung 
war vielmehr Forfchen in der Bibel, Gebundenheit an riftlihe Offenbarung; und wie nun 
außerhalb diefer Schranken es völlig vergeblich fein würde, das Heil zu juhen, fo war es 
auch nad der Auffaffung der Neformatoren keineswegs einerlei, zu welcher Glaubensanſicht 
man auf dieſe Weife gelangte. Demgemäß wird auch in jenen Äußerungen Luther's, in 
denen er fi für die Gewährung der Toleranz ausjpridt, das Hauptgewicht darauf gelegt, 
daß innerlihe Geſinnung die Hauptſache fei, und daß ſolche durch äußerlihen Zwang nicht 
erworben werden könne. Dagegen davon, daß der Inhalt veifen, was man glaube, gleihgültig 
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wäre, findet ſich nichts; im Gegentheil, Luther fpricht vielfach von Ketzern und verweift Die: 
jenigen, welche falih glauben, fogar auf die Strafe ber Hölle; jo ift er auch weit entfernt 
davon, die Seften an ſich für gut zu halten, nur um die Nechtgläubigen deſto behutfamer und 
eifriger zu machen, haben fie für ihn eine Berechtigung. Ja es finden ſich jogar bei Luther jelbft 
fhon einzelne Äußerungen, worin er ſich geradezu für die Vertreibung Andersgläubiger aus— 
fprit: „Wenn an einem Orte zweierlei Predigt gehet, da mag ein Fürft oder Stadt Einfehen 
haben und nicht leiden, daß zweierlei Predigt in einem Lande oder Stadt fei, Uneinigfeit und 
Aufruhr zu verhüten. Man verhöre beide Theile und richte die Sache nach der gewiſſen Regel, 
nämlih nach der Schrift und Gottes Wort. Welcher Theil nun recht lehret, der Schrift und 
dem Worte Gottes gemäß, ven Theil laſſe man bleiben, weldyer Iheil aber unrecht Ichret, dem 
Iheil gebe man Urlaub. Aber ausrotten joll man fie nicht.“ Sehr viel beftimmter lauten bie 
Außerungen, in melden Luther die Duldung der Juden befämpft: „Es wäre niht Wunder, daß 
und Ghriften, fo ſolche Gottes verfluchte, offenbarliche, Käfterer bei ung leiden, längft Gotted Zorn 
mit höllifchem Feuer in ven Abgrund der Hölle mit den Juden verfenft hätte.” Die Zahl diefer 
Stellen liege fich leicht noch vermehren. Und doch war Luther unter den hervorragenden Refor— 
matoren in diefer Hinficht der mildefte, er hat ſich ſtets gegen die Hinrichtung Andersgläubiger 
erklärt, die jchon Melanchthon ausdrücklich empfahl; wären deſſen Natbidläge allerorten be: 
folgt worden, jo hätten damals bei der großen Menge der Sekten (Wiedertäufer, Schwenffeldia: 
ner u. ſ. w.) Hinrihtungen des Glaubens wegen in Maſſe ftatrfinden müſſen; jedenfalls hat die 
Sinrihtung des Servet, die bekanntlich auf Calvin's Betrieb geſchah und von Melanchthon aus: 
drüflich vertheidigt wurde, gezeigt, was geſchehen fonnte, wo die geiſtliche und weltliche Ge— 
walt in einer Hand beifammen war. Bei dem Widerftreben der Obrigfeiten hat man ſich denn 
im allgemeinen proteftantifcherfeit8 damit begnügen müffen, bie Todeöftrafe für Ketzereien theo— 
tetiich aufzuftellen und zu vertheidigen. So ift, um nur einige Zeugniffe hervorzußeben, nad 
der Anfiht von Martin Bucer, die er in einer eigenen Schrift 1535 audgeführt hat, eine 
falihe Religion die Mutter aller Yafter, deren Anhänger mit Feuer und Schwert audgerottet 
werden können, und die eine härtere Strafe verdienen ald Diebe, Räuber, Mörder; und nadı 
Beza ift e8 eine völlig teufliche Lehre, die Gewiffensfreiheit zu geftatten, alſo jeden, wenn er 
will, zu Grunde gehen zu laffen, eine teuflifche Freibeit, die Polen und Siebenbürgen mit fo 
vielen peftitenzialiihen Menſchen anfülle, wie fein anderes Land fie dulden würde; auch glaubt 
er, daß der Endzweck der Gefellfchaft nicht erreicht werden fünne, wenn die Obrigkeit nicht 
die hartnäckigen Keper mit ihrem Schwerte in Zaume halte. In demjelben Maße wie in der 
jweiten Hälfte des Neformationsjahrhunderts vie kirchliche Orthodorie ſich ausbildete, um jo 
mehr wurde der Toleranzgefinnung in der proteftantifchen Anſchauung jeder Boden entzogen, 
und fo ift e8 Die proteftantifche Geiftlichfeit und zum Theil auch die von ihr beeinflußte Bevölke 
rung proteftantifcher Territorien geweſen, melde, weit entfernt, die Gewiffenöfreiheit aller: 
orten zu begünftigen, den erften Berjuchen zur Ginführung einer folden, wenn auch im be: 
ihränfteften Maßſtabe, ven nahhaltigften Widerſtand entgegengefegt haben ; fo fehr hatten ſich 
die Begriffe verfhoben, daß man in der Einführung der Gewiſſensfreiheit eine Verlegung der 
Gewiſſensfreiheit erblickte. 

Wol hat ſich feit dem Anfange des 18. Jahrhunderts im Pietiömus eine heilfane Neaction 
gegen den Grund diefer Intoleranz, die kirchliche Orthodoxie, geltend gemacht ; durch die Schrif— 
ıen Spener's geht überall der eine Grundzug hindurch, daß es auf äußerliche Rechtgläubigkeit 
nit anfonıme, daß innere Frömmigfeit, gottjelige Gefinnung noth thue; deshalb aud) die laute 
Mahnung, die ſtets wiederfehrt, nichts wider dad Gewiffen zu tbun, au niemandem etwas wi— 
der das Gewiſſen zuzumuthen, felbft nicht wider ein irrendes Gewiſſen, es ſei unrecht über die 
Gewiſſen Herrichen zu wollen, denn die Herrſchaft über die Gewillen ftehe allein Gott zu. 
Spener macht demgemäß die Breiheit von jeder menſchlichen Autorität in Glaubensſachen gel: 
tend, fein ganzed Leben war ein Kampf gegen Symbolzwang, jeder folle felbftändig die Bibel 
prüfen, und ed komme hinſichtlich desjenigen, was jemand glauben wolle, nicht auf die Autorität 
der Kirche an, „welche“, wie Spener jagt, „aus dergleichen Berfonen befteht, deren feiner des 
unmittelbaren Beiftandes des Heiligen Geiftes, und daß derſelbe durch fie reden wolle, die Ver— 
ſicherung hat“, die Kirche babe nur eine innere Einwirkung, e8 fei dasjenige, was fie als Wahız 
beit aus Gottes Wort darftelle, zu prüfen, und nur nad) eines jenen Gewillen anzunehmen. 
(„Breiheit ver Gläubigen, von dem Anfehen ver Menſchen in Glaubensſachen gerettet”‘, Fran: 
furt a. M. 1691.) Spener ſprach ſich aber nicht 6108 gegen Symbolzwang von * der Kirche, 
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fondern auch gegen Kirchenzwang von jeiten des Staatd aus: der oberite aller Säge fei der, 
liebe deine Nächten wie dich Telbft, ver Name des Nächten fei aber nicht aufReligionsverwandte 
einzufchränfen, dev Irrthum in Olaubensfahen fliege die Irrenden von dem Genuß ber 
chriſtlichen Liebe nicht aus, ſpreche Die Nechtgläubigen von der Liebespflicht gegen ſolche nicht frei; 
dieje Pflicht beziehe ſich aber nicht blos auf Privatleute, fondern auch auf die Obrigkeit, viele 
fei ebenfomol an die Gejege der Xiebe gebunden, und um jo mehr könne diefelbe Irrende in 
ihrem ©ebiete dulden, als ja felbjt Gott, der der Herrſcher über den ganzen Erdboden fei, 
und deilen Negierung in nichts feiner Heiligkeit, Gerechtigkeit und Beförderung feiner Ehre ent: 
gegen fein fönne, jie unter den Fronmen wohnen liege, gleichwol er fie doc voneinander ab= 
fondern könne; die Freibeit des Gewiſſens jei allen Untertbanen zu gönnen, fie würbe auch 
"denen in der Marf Brandenburg wirklich zugeſtanden. (Spener, „Theologische Bedenken“, 1, 
154, 451, 601; IV, 270, 496, 651, 696. Beſonders „Letzte theologiſche Bedenken“, 1, 
120 fg.) Man wird fagen dürfen, daß mit diefen Orundjägen Spener nicht blos auf den lu— 
theriſchen Standpunft zurüdgefehrt, jondern daß er vielleicht in der energiihen Hinweilnng auf 
das Moment ver innern Geſinnung nod über ihn binausgegangen fei, indejlen für gleibgültig 
hält doch auch er einen beftimmten Glaubensinhalt Feinedwegs; jedenfalld hat die von ihm ges 
. gebene Anregung nicht vermocht, innerhalb des Proteſtantismus nahhaltig das Poſtulat der 
Glaubens- und Eultudfreiheit zur Geltung zu bringen, ſodaß daflelbe von hier aus eine weient= 
liche Forderung, einen Fortichritt auf ver Bahn der Verwirflihung erlangt hätte. 

Wie wenig diefe Grundſätze felbft heutzutage in der proteftantischen Kirche zur aufrichtigen 
rückhaltsloſen Anerkennung gelangt find, wie ſehr noch immerfort aus ſpecifiſch kirchlichen Krei— 
fen und von Jeiten der officiellen Organe der Kirche gegen die conjequente Durchführung dieſer 
Grundſätze Bevdenfen erboben werden, das hat ſich nod neuerdings auf das Unwiderſprech— 
lichjte gezeigt. Im Jahre 1852 hatte ſich in Veranlaſſung des Falls Madiai eine ökumeni— 
ſche Deputation nah Florenz begeben, um bei der toscaniſchen Negierung gegen die das 
mald flattgefundene Verlegung aller Glaubens: und Gewiflensfreiheit Vorftelungen zu er: 
beben. Was lag nun nüber, als dieſe Gelegenheit zu einer dauernden Förderung religiöſer Freis 
beit zu benugen? Es trat daher auf Beranlaffung diefer Deputation im Auguft 1853 in Hom— 
burg eine Gonferenz zufammen, welde unter dem Vorſitze ded Grafen von Shaftesburn für 
jeden Menſchen das Net in Anſpruch nahm, ſowol öffentlich als zu Haufe Gott nad feinem 
Geifte zu verebren und feinen Glauben zu verbreiten, vorausgeſetzt, daß die öffentliche Ordnung 
und Moral nicht verlegt und die Gejege ded Landes innerhalb der Schranken des Wortes Gottes 
befolgt werden; die Leitung des Werks der Förderung religiöfer Freiheit auf diefer Grund: 
lage jolle jedoch nur in die Hände folder gelegt werden, die an den wefentlichen Grundlagen des 
Evangeliums feithielten, wie fie in der Neformation ausgeſprochen und befannt worden feien, 
und ed fei die Verbindung mit ſolchen zu meiden, welde die veligiöfe Breiheit in einer Weile 
verftänden und zur Anwendung brädten, die deu entgegen jei; auf untergeordnete Verſchieden— 
beit zwiichen wahren Ehriften folle e8 jedoch dabei nicht anfommen. Diele von der Homburger 
Gonferenz aufgeftellten Grundfäge gingen aber einem bervorragenden deutſchen Mitglieve ber 
toßcaniihen Deputation, dem ingwiihen ald preußiſchen Gefandten in Paris im December 
1861 verftorbenen Grafen Albert Bourtalds, bereit viel zu weit; in einem eigenen Send— 
ihreiben an den Profefior Merle d'Aubigne in Genf ſah er ſich gedrungen, feine abweichen: 
den Anjichten zur Geltung zu bringen, die wejentlich darauf hinausgingen, daß er ald evan- 
geliſcher Ehrift nur Freiheit des Evangeliums verlange und nicht die Freiheit aller zu for: 
dern habe, daß der Grundfag, jeder Menſch babe das Net, Gott nad feinem Gewiſſen 
zu dienen und feinen Glauben zu verbreiten, lediglich ein abftractes Princip von mehr po— 
litifcher und philofophifcher als jtreng evangelifcher Beveutung fei. („Leitre adressse à 
Mr. le professeur Merle d’Aubigne sur le prineipe de la liberte religieuse, telle qu'on 
lentend en Allemagne. Par un membre de la deputation en Toscane”, Neufchätel 
1854). Der Graf Bourtales muß von der Unmöglichkeit, jene® abftracte und unbedingte 
Prineip auf feinem ſpecifiſch proteſtantiſchen Standpunkte zu acceptiren, ſehr tief überzeugt ge: 
wejen fein, er würde jonft nicht bei einer Veranlaffung, wo behufs eines praftiihen Erfolgs 
alles darauf anfam, dies abftracte Prineip aufzuftellen, mit feinem Diffenfus bervorgetreten 
jein, Und in dev That, folange man ſich lediglich innerhalb des Banns von Vorftellungen des 
geſchichtlichen Proteſtantismus hält, dürfte die Berechtigung, jenes weitere Prineip zurückzu— 
weijen, kaum zu beftreiten fein; nur dagegen wird man Verwahrung einlegen müſſen, daß das 
die allgemeine deutſche Anficht von der religiöjen Freiheit fei, im Gegentheil jenes vom Grafen 
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Vourtales befämpfte abſtraete Princip ift ald das Nefultat einer langen geiftigen Entwickelung 
in das Bewußtſein der deutihen Nation als unverlierbares Gut übergegangen. Auf ven 
Standpunkt ded Grafen Bourtales jtellt fih übrigens im weitern Verlaufe des darüber aus: 
gebrochenen Streits auch deſſen Schwiegervater Sr. v. Bethmann-Hollweg, der anfangs von 
mehreren Seiten für den Verfajler des anonym erfchienenen Sendſchreibens des Grafen Pour— 
sales gehalten war; ihm macht bejonderd dad Alte Teftament Schwierigkeiten. Angeſichts der 
Ausrottung der Kananiter und der Todedftrafe gegen jeden Siraeliten, der von Jehovah ab: 
gefallen, ſcheint e8 ihm nicht, daß religiöfe Freiheit ein allgemeines Recht ver Menſchheit fei. 
(Sendihreiben an Dr. Merle v’Aubigne vom 4. Nov. 1854). Was damals in einer engliichen 
Zeitihrift gejagt worden ift, ver Charakter des Hrn. v. Bethmann-Hollweg ſei zu edel, als daß 
er vie Anwendung feiner eigenen Theorie ertragen fönne, das dient nicht blos zur Erklärung der 
vielen Widerſprüche dieſer Schrift, jondern das macht ed und auch allein begreiflich, wie derſelbe 
Mann einige Jahre darauf der Glaubens- und Eultusfreiheit in einer Ausvehnung zum Siege 
verholfen hat, wie fie nur in wenigen Ländern der Welt beiteht ; die Praxis des Hrn. v. Beth: 
mann=Hollmeg war nicht ein Ausflug aus feiner Theorie, fondern derfelben mühſam abgerun: 
gen. Selbft Merle d'Aubigne befennt ſich übrigens nicht zu einer unbedingten Durdführung 
der Neligiondfreibeit; das zwar ift ihm klar, daß die Freiheit auch der evangeliihen Chriften 
in Fatholifhen Ländern nur dann wahrhaft ſicher geftellt werben könne, wenn der Örundfag der 
Gewiſſensfreiheit ganz allgemein von den Geiftern Befig ergriffen habe und in die Sitten ber 
Ghriftenheit übergegangen fein werde; es icheint ihm ferner, daß dieſer Grundſatz eine Conſe— 
auenz ded Chriſtenthums fei, indem allein Gott unumfchränfte und auseſchließliche Rechte an vie 
Gewiſſen ver Menſchen habe, und Fein Menfch ih herausnehmen dürfe, von einer menſchlichen 
Seele Rechenſchaft zu verlangen; es ſei Ghriftenpflict, die Gewiſſensfreiheit nicht nur und und 
unjern Brüdern, fondern allen zu verichaffen, dad Gegentheil jheint ihm faft eine ſittliche 
Kegerei; indeflen, wenn bann von den feit 1848 in Deutfchland entftandenen religiöfen Ge— 
nofienihaften die Rede ift, jo beißt es: „ich verlange die Freiheit nur für religiöſe, ehrbare, 
friedliche und moralifche Überzeugungen“, und an einer andern Stelle wird jogar gefagt, die 
Gonferenz wolle „‚factifch nur die religiöfe Freiheit wahrer evangelifher Chriften vertheidigen”. 
(„Die veligiöfe Breiheit vom hriftlihen Standpunkte““, Frankfurt a. M. 1854.) 

Noch viel ſignificanter für die Anſchauungsweiſe kirchlicher Kreiſe find die Beichlüfle, melde 
auf der Deutſchen evangelifhen Kirchenconferenz in Eiſenach im Jahre 1855 in Bezug auf die 
Schtenfrage einmüthig gefaßt worden find. Unter der Zuſtimmung eined Mannes wie Nitich 
ind damals folgende Grundſätze aufgeftellt worden: „Eine vom Staate principiell gemäbrlei= 
ſtete Freigebung der Sektenbildung ift an ſich mislih, und am wenigiten nad) Analogie des 
freien polit iſchen Verſammlungsrechts regulirbar, vielmehr ift es allein räthlich, daß die Ent— 
ſcheidung über Zulaſſung, Duldung oder Anerkennung erſt von der Prüfung der religiöſen 
Grundſaͤtze abhängig gemacht werde, zu welchen eine aus beſtehenden Kirchen ausſcheidende re: 
ligiöſe Gemeinſchaft als den ihrigen ſich bekennt, und für deren Einhaltung fie haftet“; ferner 
„bei Regulirung des Sektenweſens iſt die bloße Rückſichtnahme auf das allgemeine Staatswohl 
nicht ausreichenn“ ; ſodann, „es iſt nicht gut, wenn der Staat einfeitig mit polizeilichen Maß— 
nahmen vorgeht, ehe die Mittel geiftlicher Pflege und Zucht von feiten der, Kirche an den Seftirern 
erihöpft und wirkungslos geblieben find‘; weiter, „als Staatspflicht ericheint, ven Landes: 
firhen ihre Bermögend: und Eigenthumsrechte gegenüber den ausiheidenden Seftirern voll: 
Händig zu wahren, auch feinpjeligen Angriffen der Sekten gegen die Landeskirche, ebenfo wie 
zudringlichem den Frieden der Gemeinde ftörenden Proſelytenmachen mit Kraft entgegenzutres 
ten" ; endlich „nicht nur für ven Fall, daß Religionsgemeinfhaften mit den bürgerliden Ein: 
tihtungen und Geſetzen, oder mit den fittlihen Ordnungen pofitiv im Widerſpruch ſtehen, wird 
der Staat diefelben ald verboten bezeichnen, fondern er wird aläschriftlicher Staat denſelben die 
Öffentliche Duldung als flaatögefährlihen Gemeinſchaften überhaupt dann verweigern, wenn 
fie nad) ihrem Befenntniß den Boden des chriſtlichen Offenbarungsglaubens gänzlich verlaffen 
haben“. In dem Referate des Oberconfiftorialpräfiventen v. Harleß ift die principielle Frei⸗ 
gebung der Sekten noch beſonders perhorreſcirt, der Bericht weiß fie namentlich nicht mit jener 
Schirmpflicht zu vereinigen, die der Staat den beftehenden Kirchen gegenüber auf ſich genommen 
habe; außerdem ſei der Staat ſtets gezwungen, dieſe angebliche Freiheit durch die verſchiedenſten 
Cautelen und Reſtrictionen zu beſchraͤnken und aufzuheben, endlich paſſe die Analogie der freien 
Vereinsbildung auf dem politiſchen Gebiete deshalb nicht, weil doch auch dieſe nicht gegen ein: 
liche Verpflichtungen gerichtet ſein dürften, die jeder Bürger hinſichtlich der Geſetze und Ver: 
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faffung des Staats eingegangen fei, weshalb aljo ein freied Verſammlungsrecht folder nicht 
ftatthaft fei, welche bisher einer beftimmten Kirche angehört hätten, aber mit ihrer Bereinigung 
beabjihtigten, gemeinfam gegen ihre bisherigen Eirchlihen Verpflichtungen zu operiren. (Mo: 
fer, „Allgemeines Kirchenblatt für das evangelifche Deutſchland“, Jahrgang IV,1855, ©. 421fg., 
444, 445.) 

Bon folden Anſichten unterfcheidet ſich der Standpunft Stahl's hinſichtlich der chriſtlichen To: 
feranz, wie derjelbe ineinem auf Beranftaltung ded evangelifchen Bereins für Firhliche Zwede am 
29. März 1855 gehaltenen VBortrage auögeführt ift, in keinem einzigen wefentlihen Bunfte, und 
die gegen Stahl damals gerichteten Angriffe müffen zu gleicher Zeit auf die Geſammtheit der 
deutſchen Kirchenregierungen bezogen werden, was übrigens von Stahl felbft bereits zu feiner 
Beriheidigung hervorgehoben ift. Stahl verwirft allerdings vollftändig die Toleranz der Auf: 
flärung und Philofophie, wonad es vor Bott und Menfhen überhaupt gar nicht auf religiö- 
jen Glauben, ſondern allein auf rechtfhaffenes Handeln anfonıme, denn der innerfte Beweg— 
grund,biefer Toleranz fei der Zweifel an ver göttlihen Offenbarung, an aller fihern und bin: 
enden religiöfen Wahrheit. Dagegen erklärt er fih für die Toleranz, für die auch das Chri— 
ſtenthum Raum biete, die nicht berube auf der Ungewißheit über die Religion felbft, ſondern 
nur auf der Ungewißheit über den religiöfen Zuftand des Nächſten, die nicht die religiöfe Anficht 
für außer den Gerichte erkläre, fondern nur ſich felbft des Gerichts enthalte, die nicht jede Mei: 
nung über Religion für erlaubt erkläre, fondern in dem Leugnen des Chriſtenthums die ſchwerſte 
Berfündigung fähe, jih aber unfähig fühle, den innern Zuftand des Nächſten zu beurtheilen. 
An fih, meint Stahl, müßte man gegen Rationalidömus und Pantheismus ebenfo intolerant 
fein wie gegen Hochmuth, Selbſtſucht, Unredlichkeit, e8 gebe an ſich feine Unterſcheidung zwi: 
ſchen religiöfer und moralifher Verirrung; Unglaube und falſche Xehre ſtänden unter vemjelben 
göttlichen Gerichte wie Sünde und Lafter; aber es gäbe einen Unterſchied, ob diefe Verirrung 
ihren Sig in einem Mangel ver Verftandeöbegriffe oder des Willensvermögens habe, und weil 
nun Unglaube und falſche Lehre möglicherweiſe aus erfterer Duelle kommen könnten, daher for: 
derten jie eine Duldung ganz anderer Art ald moralifche Libertretungen. So fremdartig und 
eigenthümlich diefe Doctrinen Elingen mögen, fo fieht man doch nicht ein, wie Graf Pourtales 
und Hr. v. Bethmann-Hollweg, wie die evangelifhen Kirchenregierungen von ganz Deutſchland, 
wenn fie aufgefordert würben, ihren Standpunft bis in die legten Gründe hinein zu motiviren, 
dabei weſentlich anders verfahren jollten ald Stahl. Jedenfalls find die Refultate, zu denen 
Stahl von diefen Vorderſätzen aus gelangt, ganz die nämlichen, die auch von jenen ohne folde 
ftrenge logiſche Ableitung als ihre praftifche Anficht Hingeftellt wurden. Indem chriſtliche To: 
leranz nad) Stahl ein Tragen und Pflegen des religiöfen Zuftandes des Nächſten iſt, aber in 
der Treue gegen die göttliche Wahrheit, fo fordert die hriftlihe Toleranz zwar, daß von ſeiten 
der Obrigkeit perfönliche Neligiondfreiheit und bürgerliche (private) Rechte Hinfichtlich jedes 
Neligiondbefenntniffes gewährt werben, daß weder Apoftafie noh Schisma bürgerlih ge: 
firaft werben; dagegen folgt aus der chriſtlichen Toleranz nicht, daß Freiheit zur religiöfen Ber: 
einigung geflattet werde, denn dieje überjchreite bereitd das Gebiet der innern perfünliden 
Entwidelung und trete in das Gebiet der Öffentlichen Lebensordnung; und wenn nun aud bie 
Obrigkeit allerdings nicht über dad einzelne Gewiffen richten könne, fo jolle jie doch andererfeitd 
treu fein gegen die hriftliche Wahrheit; wenigſtens fei die unbedingte und unbegrenzte Freiheit 
folder Vereinigung feine Forderung KHriftliher Toleranz, die religiöfe Vergeſellſchaftung müfle 
erlaubt oder verboten werben, je nad dem Inhalte der betreffenden Lehre mit Berückſichtigung 
der Verhältniffe des Landes; die religiöfe Lehre werde in der Regel nur dann zur Zulaſſung 
fi) eignen, wenn fie in das Bereich der geoffenbarten Religionen fallen ; deiſtiſche und athei: 
ftiihe Seften feien regelmäßig zu verbieten, jene, weil fie die pofitive Offenbarung leugnen und 
hinſichtlich eines Gottes, deſſen Erxiftenz man nur aus der Vernunft folgere, von dem man felbft 
eingeftehe, daß man nicht Mittheilung und Befehl über die Art feiner Verehrung von ihm 
empfangen habe, ein Gewiſſensgebot zu einem Cultus nicht beftehen önne, dieſe nicht, weil die 
Toleranz überhaupt nur auf der Tragung des religiöfen Gewiffens berube, daher, wo fein relis 
giöfes Gewiffen fei, blos um der Freiheit willen der Staat feine Geftattung zur Seftenbildung 
zu geben brauche. Bei einer ganz genauen Vergleihung zeichnen fi jogar die Stahl'ſchen 
Säge hier und da durch eine weniger beftimmte, mehr hupothetifche Faſſung aus ald bie 
Säge der Eiſenacher Conferenz und des Hrn. v. Bethmann-Hollweg. E8 ift hier nicht andere 
wie auch jonft bei ven Vertretern des fpecififch kirchlichen Standpunktes, nicht um Religionsftei⸗ 
heit handelt es ſich, ſondern um Religion, man beruft ſich nicht auf das Recht der Perſoͤnlich⸗ 
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keit, ſondern auf die Wahrheit des Evangeliums, nicht auf die Freiheit jedes Gewiſſens, fon- 
dern nur auf die Freiheit eined von mehr oder weniger beſtimmtem Glaubensinhalt erfüllten 
Gewiſſens. 

Entſchiedener zu Gunſten kirchlicher Freiheit hat ſich übrigens der berliner Kirchentag 
1853 ausgeſprochen, indem damals, und zwar unter einem gewiſſen Widerſpruche Stahl’s, 
wenigftens der Grundſatz feftgeftellt wurde, die Kirche folle weder den Willen noch die Macht 
haben, Separatiften oder Seftirer mit äußern Mitteln zu zwingen und zu unterdrücken, welde 
aus irgendeinem Grunde an ihr Anftop nihmen, und entweder alle Gnadenmittel oder eins, 
alle Kirhenoronung oder doch das orbentlihe Amt verwürfen oder vergleihgültigten: das 
alles nicht blos aus Rüdficht der Klugheit und erfahrungdmäßigen Wirkungslofigkeit, fondern 
um ded Seren willen, der feine Kirche nicht mit weltlihen Waffen, jondern mit ven Waffen des 
Geiſtes gebaut willen wolle. Indeſſen dieſe Erklärung hatte doch leviglid) eine negative Bedeu: 
tung, und man war, mie gerade die weitern Verhandlungen deſſelben Kirchentags, namentlich 
in Sachen der Baptiften beweifen , weit Davon entfernt, das Prineip auch pofitiv zu handhaben 
und zur Verwirflihung veifelben in ganzer Ausdehnung irgendwelde Initiative zu ergreifen. 
(„Verhandlungen des fechäten deutichen evangelifchen Kirchentags zu Berlin”, S.58— 78.) 

3) Die Philoſophie und Aufflärung. In den proteftantifchen Ländern des weft: 
lien Europa bat fi in den Jahrhunderten von der Reformation bis zur Branzöfifchen Revo— 
Iution eine wiſſenſchaftliche Lehre ausgebildet, und ift bald genug in die allgemeine Denfart des 
Zeitalters übergegangen, die vielleicht eine Fortbildung des gefchichtlichen Proteftantismud ent: 
bäft, obgleich die namhafteften Vertreter des legtern ſich feindlich zu derfelben ftellten, die aber 
jedenfalls erft ven Boden bereitet hat, aus welchem eine allgemeine Glaubend= und Eultudfrei: 
beit hervorgegangen ift. Diefe wiſſenſchaftliche Lehre ift die rationaliftifhe Philofophie, ins: 
befondere die Nedtsphilofophie, das Syſtem des Naturrechts, das mit Hugo Grotius begann, 
in Hobbes, Locke, Bufendorf, Thomaſtus, Wolf ſich fortbildete, mit Kant und Fichte zum Ab: 
ihluffe gelangte. So jehr im einzelnen die verſchiedenen Syſteme voneinander abweichen, fo 
find fie doh nur Spielarten einer und derfelben Gattung, aus einer einzigen Orundanfhauung 
hervorgegangen. Diefe Grundanihauung ift aber das Princip ver Subjectivität, wonad ber 
Menſch zu nichts beſtimmt werden ſoll, ald wozu er ſich felbft beftimmt, wonad feine Autorität 
irgendwelcher Art Gewalt über ihn haben foll, ein jeder vielmehr nur dag für wahr halten foll, 
was fih ihm aus der eigenen Vernunft ergeben hat, nur das für fittlih, was ihm nad) eigener 
redlicher Prüfung als ſolches erfcheint. Angewandt auf die Verhältniffe von Recht und Staat, 
handelt es ich alfo darum, unter Nichtberückſichtigung der pofltiven Gefege in der menſchlichen 
Natur Grund und Nothwendigfeit zu finden, daß fie beftehen, und nur, wenn und foweit wir 
das finden, find fie vernünftig und wir an fie gebunden. Als ſolches Geſetz, welches beim Zus 
rückgehen auf einen Naturzuftand und zur Anerkennung rechtlicher Normen nöthigt, ergibt ſich 
auf allen Stufen ver naturredtlihen Entwidelung das Gefeg der Eoeriftenz, weldes zwar 
von den verschiedenen Naturrechtölehrern verfchieden begründet wird, von Grotius und Pufen— 
dorf auf die Grfelligkeitänatur des Menſchen, von Hobbes auf bie gegenfeitige Furcht, von 
Thomaſius auf das Verlangen nad Glüdfeligfeit, von Kant auf die finnlic vernünftige Natur 
des Menfchen, aber überall die Beveutung bat, daß zwar im Naturzuftande jeder unbegrenzte 
Freiheit hat, daß es aber, weil durch den allfeitigen Gebrauch dieſer vollen Freiheit diefelbe 
allgemein vernichtet werden würde, ed ein Vernunftgebot ift, daß ein jeder feine Freiheit fo meit 
einfhränfen müffe, damit die der andern daneben beftehen könne. Indem nun auf diefe Weife 
Recht und Staat aus der Natur des Individuums abgeleitet werben, die ganze Rechtsordnung 
nur zu Gunften der Sreiheit der Menſchen beftehen foll, fo dürfen alle Geſetze, aller ſtaatliche 
Zwang keinen andern Zwed haben, ald die Sicherung der Rechte der Indivinuen, die Freiheit 
und die Coexiſtenz der Freiheit, und namentlich mit der ewigen Seligfeit feiner Bürger, mit 
den Anfichten verfelben über das Jenfeits hat der Staat nichts zu fchaffen. Um fo weniger, 
da gerade auf dieſem Gebiete ein Zwang völlig vergeblich fein würde, weil ſich innerliche Ge: 
finnung durch äußere Mittel nicht bewirken läßt. Es kommt dazu, daß das Eingriff in die per: 
Wönliche Freiheit fein würde, mie derfelbe gewaltfamer gar nicht gedacht werben fönnte, indem 
die freie Prüfung in religiöfen Dingen zu den natürlichften und heiligften Rechten des einzel: 
nen gehört. 

Solche Grundſätze find es, welche, indem bald ver eine, bald ver andere Geſichtspunkt ſtärker 
hervorgehoben wird, durch die Schriften ſich hindurchzlehen, in denen während ber legten Jahr: 
hunderte die Forderung der Glaubend- und Eultusfreiheit geltend gemacht worden ift. 
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@8 war auf den Kämpfen des lebend heraus, daß ver erfte in diefer Reihe, John Milton, 
der Sänger des verlorenen Paradiejed, feine Stimme erhob. Es hatte fih gerade damals 
deutlich gezeigt, wie wenig die Grundſätze der religidfen Freiheit bereit? Eingang gefunden 
batten, und wie ſchwer e8 fei, fie vom fpecififcyen religidfen Standpunkte aus feftzubalten; denn 
fo oft und fo laut aud früher die Presbyterianer ſich gegen die biſchöfliche Hierarchie megen 
der gegen fie geübten Intoleranz beflagt hatten, waren fie doc ſelbſt, ſobald fie zur Herr: 
haft gelangt, die Verfolger der Anderdgläubigen geworden. Wie num Milton in jeder 
Hinfiht über der damaligen Zeit fland, und ganz von dem Beftreben erfüllt war, das 
Leben der Menſchen von der Knechtſchaft zu löfen, und jene dreifache Freiheit, die kirchliche, 
politifche und häusliche zu begründen, wandte er fich bei vieler Gelegenheit von feinen frü— 
bern Parteigenoflen ab, ihre Grundfäge befämpfend, und für jeden einzelnen das Recht firch: 
licher Selbftbeftimmung, die religiöfe Freiheit des Individuums, fordernd. Es find zwei Schrif: 
ten Milton’8, welche hier beſonders in Betracht fommen ; ſchon in ver 1644 geihriebenen Schug= 
rede gegen die Ginführung der Cenſur (Areopagita) gebt er ausführlicher auf dieſen Gegen— 
ftand ein: „Übung und Bewegung hält ebenfo ven Glauben und die Erfenntnif wie die &lie- 
ber und den Körper in Gejundheit. Die Wahrheit wird in der Heiligen Schrift einem fließen: 
den Brunnen verglihen; wenn fein Waſſer nicht in beftändigen regelmäßigen Kaufe dabin= 
fließt, jo verwandelt es ſich in einen ſchmuzigen Sumpf von @införmigfeit und Tradition. Wenn 
jemand nur darum bied und jenes glaubt, weil jein Baftor es jagt, oder die Synode es jo be— 
fhloffen hat, ohne anderweite Gründe, fo ift fein Glaube, aud wenn er wahr ift, doch in Bezug 
auf echte Wahrheit eine Härefie. Die Wahrheit fam einft auf die Welt mit ihrem göttlichen 
Meifter und war eine vollkommene Geftalt von herrlihem Anblid;,aber ald der Meifter gen 
Himmel fuhr und feine Apoftel eingeihloffen waren, da ftand auf eine gottloje Rotte von Be: 
trügern, welche, wie der ägyptiſche Typhon und feine Verſchworenen den guten Dfiris, die jung= 
fräulihe Wahrheit, gefangen nahmen, ihre liebliche Geftalt in taufend Stüde zerhadten und 
diefe nad) allen vier Winden zerftreuten. Bon diefer Zeit an wanderten die Freunde der Wahr: 
beit, jo viele fi zeigen durften, allentbalben umber, um gleich der Iſis, die den zerftüdelten 

» Körper des Dfiris fuchte, die einzelnen zerftreuten Glieder zu fammeln. Wir haben fie noch 
nicht alle gefunden, meine Lords und Gemeinen, und wir werden fie audy nicht vor des Meifterd 
zweiter Ankunft finden; er erjt wird jedes Glied und Theilchen zufammenbringen und fie zu 
einer unfterblihen Geftalt von Lieblichfeit und Vollkommenheit formen. Geftattet nicht, daß 
dieſe Geſetze fih an jeden günftigen Ort aufftellen, um diejenigen zu flören und zu hemmen, die 
ohne Aufhören ſuchen wollen, die nicht ermüden wollen, dem zerriffenen Leibe unferer heiligen 
Märtyrerin die legte Ehre zu erweifen. Immer dasjenige fuchen, was wir noch nicht wifjen, 
mit Hülfe deſſen, was wir bereitö kennen, immer Wahrbeit an Wahrheit reihen, wie wir ſie fin- 
den, das ift die goldene Negel in der Theologie wie in der Mathematif, Wie beim äupern 
Tempelbau verſchiedene Werkleute erforderlich find, die einen um Steine zu brechen, die andern 
um den Marmor zu jchleifen, die andern um die Cedern zu fällen, fo müflen aud beim innern 
Tempelbau verfhiedene Parteien, Sekten und Genoflenichaften beſtehen. Laßt uns jegt, two die 
Reform der Reformation bewerfftelligt werden ſoll, beſonnene Werkleute fein an dem geiftigen 
Tempelbau. Die Stärke der Wahrheit grenzt an Allmacht, fie bedarf zu ihrem Siege feiner 
fünftlihen Mittel, man gebe ihr nur Raum, und binde fie nicht im Schlaf, denn dann ſpricht 
fie nit wahr (im Gegenſatz zum alten Proteus, der nur gefangen und gebunden Orafel er: 
theilt), fondern nimmt alle möglichen Geftalten mit Ausnahme der eigenen an, oder richtet ihre 
Sprache nad der Zeit, wie Micha that vor Ahab.” Zum zweiten mal trat dann Milton für die 
Gewiſſensfreiheit in die Schranfen, als nad) dem Tode Cromwell's, wo das fange Barlament von 
neuem berufen war, ber Geiſt der Intoleranz bedenklich zunahm; er ſchrieb damals im Jahre 
1659 feine Abhandlung über die Regierungsgemalt in geiftlihen Dingen: „A treatise of human 
power in ecclesiastical causes; shewing that it is not lawful forany power on earth to 
compel in matters of religion‘, und adreffirte diefelbe an das Parlament. „Mit Net”, beißt 
e8 darin, „ſtimmen alle proteftantifhen Schriftfteller von gefundem Urtheil varin überein, daß 
weder Traditionen, noch Goncilien, noch die fanonifhen Geſetze irgendeiner ſichtbaren Kirche, 
viel weniger aber die Gdicte irgendeiner Obrigkeit oder eines weltlichen Gollegiums der höchfte 
Richter oder Leiter in Sachen der Religion fein fönnen, fondern einzig und allein die Heilige 
Schrift nad) dem eigenen Gewiſſen eines jeden Chriſten. Es ifiniemand über den Inhalt feines 
Blaubens einem andern Rechenſchaft ſchuldig, fondern nur Gott allein, und wer ſich Religions: 
meinungen aneignet, wie fie nad feinem Gewiſſen mit ver größten Klarheit oder Wahrjein- 
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(ihfeit in den Heiligen Schriften enthalten find, darf keineswegs für einen Häretiker gehalten 
werben. Wo von biejem Grundfag abgewichen wird, ba verläßt man den proteftantifchen Bo— 
den und befemnt ſich zu den Grundjägen der fatbolifchen Kirche. Bine proteftantifche Obrigkeit, 
von ber Beihränfungen ver Religiondfreibeit ausgehen, handelt demnach im MWiderfpruch mit 
den Örundlehren ihrer Gonfeffion, wonach jever die Freiheit haben muß, Gott zu dienen und 
feine Seele zu retten nach dem Licht, welches Bott jedem eingepflanzt hat, durch die Leitung feines 
geoffenbarten Worts und die Führung des Heiligen Geiſtes. Demgemäß ift die äußerliche Re: 
ligion und Cultusform jever einzelnen Kirchengemeinde zu überlaiten, welche diefelbe mit allen 
ihr zu Gebote ſtehenden Mitteln zu heben und zu verbreiten befugt ift, während der weltlichen 
Obrigkeit nichts zuftebt als die Beſchützung jeder kirchlichen Genoſſenſchaft und der ihr zukom— 
menden Rechte.“ Diefe Religiondfreibeit joll ji im weiteſten Umfange auf alle Seften beziehen, 
deren Menge fogar als ein Zeichen zunehmenden Denkeifers freudig begrüßt wird, auch auf die 
Soeinianer, nur nicht auf die Katholiken, dieſe find von der allgemeinen Toleranz ausgeſchloſſen. 
Hier hatte Milton’ Duldung ihre Grenze, denn ſchon im „Areopagita’ hatte er es ausgeſpro⸗ 
den, daß der papiftifche Aberglaube vernichtet werden müfle, weil derſelbe feinerieits alle Re: 
ligion und Obrigkeit vernichte. Der Katholiciamus erfchien ihm eben, wie er hier weiter aus— 
führt, nicht als eine Religion, fondern als eine politifhe Faction, deren Glieder ven Papſt 
als ihr Oberhaupt anſehen, ohne Rüdficht auf die ihrer natürlichen und geſetzmäßigen Obrig> 
feit ſchuldige Treue und Unterthänigfeit. (Bagl. Macaulan, „Essays“, Thl. I; Weber, „John 
Milton's profaifche Schriften‘ in v. Raumer's „Hiftoriihem Taſchenbuch““, Jahrg. 1852 und 
1853; v. Treitichke, „John Milton”, in ‚Preußische Jahrbücher‘, VI, 419 fg.) 

Auf Milton folgt Locke, der ein Vierteljahrhundert fpäter in feinen Briefen über Toleranz 
von den Niederlanden aus die religidje Freiheit gegenüber ven Stuart vertheidigte. Es find 
zwei Gefihtöpunfte, von denen Kode ausgeht, und die ihn beide auf daſſelbe Reſultat hinführen, 
die Natur Der Religion und die Natur des Stans. Niemand, meint Locke, fönne eines andern 
Blauben folgen, wenn er auch wollte, weil in dem inwendigen Glauben allein die Kraft aller 
Religion beftehe, während dagegen, was jemand nur mit dem Munde befenne, nur in äußer— 
lichem Gottesdienſte verrichte, ohne davon im Herzen überzeugt zu fein, ihm nicht blos nichts 
nüge, jondern ſogar fchade, da hierdurch zu den andern Sünden, deren Verjöhnung man in der 
Religion ſuche, noch hinzugethan werde die Simulation der Religion ſelbſt, und die Verachtung 
Gottes, indem man es wage, Bott auf eine Weife anzubeten, von der man überzeugt fei, daß fie 
ihm misfalle. Kein Weg, den ein Menic wider das Zeugniß jeined Gewiſſens betrete, könne 
ihn zu dem himmliſchen Zion bringen ; e8 fei möglich, daß jemand durch Kunft und Handwerk, 
wozu er keine Luft habe, Reichthum, oder durch Arzte, zu denen er fein Vertrauen habe, Ge: 
ſundheit erlange, aber nimmermehr ſei e8 möglich, daß jemand durch die Religion, an der er 
weifle, durch den Gottesvienft, ven er verabfcheue, felig werde. Wie fünne dergleichen aber 
dir Aufgabe des Staats fein, der doch lediglich zur Grbaltung und Beförderung bürgerlicher 
Glüdjeligkeit gegründet fei, und deshalb wol für Leben, Freiheit, Friede, Geſundheit und zeitliche 
Güter, aber durchaus nicht für Die ewige Seligkeit feiner Angehörigen zu forgen habe. Dan 
türdte wol, daß mit folder Kreigebung ver Seftenbildung Aufruhr und Rebellion verbunden 
fein würben, aber wo dergleichen wirklich die Folge fein jollte, würde Die Schuld lediglich an den 
ſchlechten Geſetzen und der Zurüdiegung liegen, die ven Anhängern der Seften zu Tbeil geworben 
ſei. Glaube mir, das find nicht einiger Kirchen und Religiondparteien abfonderliche Fehler, 
jondern es ift Die gemeine Art aller und jeder Menſchen, die unter einer ungerechten Laſt feufzen, 
daß ſie das allzu fchiwere und zu hart drückende Joch abzuſchütteln ſuchen. Was, meinft du, 
würde wol geihehen, wenn die Obrigkeit ihre Unterthanen eben nicht nach der Religion, fon: 
dern nach der Leibesgeſtalt untericheiden wollte, und daß diejenigen, fo ſchwarze Haare oder 
graue Augen hätten, nicht fo wohl daran fein follten als die andern; fie follten keinen freien 
Handel und Wandel haben, ihr Handwerk nicht frei treiben dürfen, die Erziehung und Vor: 
mundſchaft der Kinder follten den Altern entriffen, die Rechtshülfe follte ihnen beſchränkt wer: 
den. Meinft vu nicht, die Obrigkeit hätte fi vor denen, die dergleihen Haare und Augen hät: 
im und darüber verfolgt würden, ebenfowol zu fürdten, ald vor denen, welde die Religion zu: 
ſammen und in Gefellihaft geführt hat? Zu Rebellion und Aufftand wird ſonſt nichts das Volk 
bringen als die Ungerechtigkeit und Unterbrüdung. Man hebe alfo ven Religiondzwang auf, 
dann wird alles im Lande ruhig fein. Ja diejenigen, melde bei ihrer verſchiedenen Religion 
von der Obrigfeit tolerirt werden und dabei alfer bürgerlichen Freiheit und Gerechtigkeit ge: 
siegen, werben nur deſto treuere und willigere Unterthanen fein, je befler deren Zuftand hier 
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ald gemeiniglich an andern Orten ift. Sie werden ed ald eine große Wohlthat erfennen, Reli: 
giond- und Gewiffensfreiheit zu haben, und daher um deſto mehr des Staats Beftes juchen. 
Man follte alfo allen Parteien, Remonftranten, Gontraremonftranten, Lutberanern, Wieder: 
täufern, Duäfern, Sorinianern religiöfe Zufammenfünfte, Feiertage u. ſ. w. geftatten; ja jo 
wir die Wahrheit voll herausiagen follen, muß man aud nicht einmal einen Heiden, Türken, 
Juden der Religion halber aus vem Staate jagen, nod der darin theilbaftigen Rechte berauben. 
Im Evangelium wird ja nichtö dergleichen geboten, und die Kirche darf ſolches nicht begehrten, 
als die nicht richtet, die draußen find. Das gemeine Weſen und die Republik erfordert ſolches 
auch nicht, als welche die Menſchen als Menfhen, wenn fie nur menfchlice Natur in vernünf: 
tiger und gerechter Bezeigung in ſich ſpüren laffen, gern aufnimmt und ald Bürger hält.“ Ohne 
Schranken ift jedoch auch bei Locke die Religionsfreiheit nicht, aber diefe Schranfen ergeben ſich 
ihm lediglich aus der Natur des Staats, nicht eigentlich aus dem Inhalt der religidfen Lehre. 
So jollen namentlich Atheiften nicht geduldet werden, folde, melde die Gottheit öffentlich leug— 
nen, denn mit folhen fünne weder Treue noch Vertrag nody Eidſchwur feit und beftändig fein, 
welche do das Fundament und Band der menfchlihen Geſellſchaft feien; leugne man Gott ald 
den höchſten Zeugen und gewiffen Rächer alles Bölen, fo falle alles über ven Haufen. So fol: 
len audy andere Lehren nicht geduldet werden, die der Erhaltung der bürgerlihen Gefellichaft 
ſchädlich find, namentlid der Katholicismus nicht, denn derfelbe lehrt, man brauche den Ketzern 
nicht Treue und Glauben zu halten, ercommunicirte Könige feien der Negierung verluftig, alle 
weltliche Herrſchaft fomme nur folden zu, die ven wahren Olauben hätten; die Katholiken wür: 
den demgemäß jede jich |parbietende Gelegenheit benugen, um die Gerechtſame des Staatd und 
die Freiheit der guten Bürger in Frage zu ftellen, (,‚Epistola de tolerantia”, 1685; deutſch 
mit Anmerkungen, 1710; „Works“, London 1801, Thl. IV.) 

Um dieſelbe Zeit verfaßte Bayle feine berühmte Schrift über die Toleranz; auch ihm gaben 
die äußern Umftände, die Verfolgungen feit ver Rücknahme des Ediets von Nantes, den Anlaß. 
Das Bud führt den Titel: „Commentaire philosophique sur ces paroles de Jesus Christ: 
Contrain -les d’entrer; oü l’on prouve par plusieurs raisons demonstratives, qu'il n’y 
arien de plus abominable, que de faire des conversions par la contrainte, et 'on refute 
tous les sophismes des convertisseurs a contrainte, et l’apulogie, que St. Augustin a faite 
des pers&cutions.” Das Bud) ift angeblich aus dem Englifchen überjeßt (traduit de l’Anglais 
du Sieur Jean Fox de Bruggs par M. 1. E.), um dadurch die Entdeckung des Verfaſſers zu er: 
ſchweren, die aber trogdem fehr bald gelang; es erichien angeblich in Ganterbury, in Wirklich⸗ 
feit in Amſterdam, 1686. Die Vernunft, davon geht Bayle aus, ift die oberfte Regel für bie 
Auslegung der Heiligen Schrift; nun ift alle Religion unbeftreitbar ein innerlicher Act der 
Seele, wenigitend haben alle äußerlihen Religionshandlungen nur infofern fie Ausdruck eines 
innern Gefühles jind wahren Werth; dann ift esaber Mar, daß ver einzige rechtmäßige Weg, Reli: 
gion hervorzurufen, darin beftehen kann, in der Seele gewiffe Urtheile und Gefühle hervorzi: 
rufen; da nun aller äußere Zwang, Gefängniß, Gelvftrafe, Verbannung, Stodihläge in der 
Seele vergleichen Urtheile und Gefühle hervorzurufen nicht im Stande find, fo ift es Far, daß 
diefer Weg, die Religion zu begründen, nicht der richtige und von Chriſtus nicht befohlen fein 
kann, dad compelle intrare muß alfo einen andern Sinn haben. Wenn man fage, man wolle . 
die Gewalt nicht anwenden, um das Gewiſſen zu beftimmen, fondern nur um ed aufzumerfen, be: 
fonder bei folden , die fidh weigern die Wahrheit zu prüfen, fo fei dies Mittel dazu völlig un: 
geeignet, denn man verjege gerade dadurch dad Gemüth In einen Zuftand, der es ihn völlig un: 
möglich mache, ruhig und unbefangen zu prüfen; aud werde man ſich kaum mit der Anwen— 
dung des Zwangs in diefen Grenzen halten, fonvern indem man Standhaftigfeit für Verftodt: 
heit außgebe, gegen das Gewiſſen felbft Gewalt zur Anwendung bringen. Wenn man ferner 
fage, die Wege Gottes feien nicht die Wege ver Menſchen, fo beweife nicht nur die Erfahrung, 
ein Bli auf die Wirkungen verfelben, daß die Verfolgung nicht von Gott fein fönne, ſondern 
überhaupt ift nach der Anſicht von Bayle die Erfenntnifi ver abfoluten Wahrheit bei der reellen 
Schwäche der menfhlihen Natur nicht möglih, das Höchſte, wozu wir gelangen könnten, 
fei die perfönliche Überzeugung, daß wir die abfolute Wahrheit hätten und die Anverögläubigen 
ih täufchten. Aber dieſe Überzeugung beruhe nicht auf Evidenz, denn jeder gebe zu, daß 
die von Gott geoffenbarten Wahrheiten Myſterien ſeien, und es gebe durchaus kein Merkmal, 
wodurch man die Wahrheit von dem Irrthum unterſcheiden könne. Bei der Beſchäffenheit der 
menſchlichen Natur begnüge ſich Gott damit, zu fordern, daß man die Wahrheit auff das ſorg⸗ 
fältigſte ſuche. Wir müſſen alſo dieſelbe Rückſicht für die geglaubte wie für die venle Wahrheit 
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baben; es genügt für jeden, daß er forgfältig und mit gutem Gewiffen die von Gott gegebene 
Ginfiht zu Rathe zieht, nur was gegen dad Gewiſſen gefchieht, ift verwerflih. Auch nad Bayle 
foll fi die Toleranz erjtredten bis zu Socinianern, Juden, Heiden, Mohammedanern, nicht aber 
bis zu den Katholifen. Bayle fordert jogar alle chriſtlichen, nicht papiftifchen Fürften, denen 
fi vielleicht auch die heidniſchen Völker des Erdkreiſes anfchließen möchten, feierlich auf, ein 
Bündniß einzugehen, um den Bapismus zur Vernunft zu bringen, denn wie man von den Kor⸗ 
jaren der Barbarei verlangen könne, daß fie nicht länger den Handel durch ihre Seeräubereien 
beunruhigten, fo müſſe man auch die katholiſche Kirdye zwingen, nicht mehr zu verfolgen, und 
alle Bullen und Goncilienfhlüffe zu caffiren , wodurch die Verfolgung autorifirt würde. 

Allmählich erhob man ih aud in Deutihland zu Standpunften, wie ſie und aus den 
Schriften diefer Männer entgegengetreten find. Es hatte hier an einer äußern Veranlaflung 
von ſolcher Stärfe, wie jie dort in ven Bürgerfriegen und den Dragonnaden Ludwig's XIV. vor= 
lagen, allerdings gefehlt; fo war auch die erfte Außerung deutſcher Wiſſenſchaft in dieſer Frage, 
mehr nur abwehrend, duch einen Angriff von außen ber hervorgerufen. Der Franzoſe 
Pelliffon, Hiftoriograph Ludwig's XIV., vom Proteftantismus zur fatholifhen Kirche überge— 
treten, hatte, um die Befehrung feiner frühern reformirten Glaubendgenoifen doch auch noch 
durd andere ald die gewöhnlich angewandten Mittel zu bewerfftelligen, eine Schrift verfaßt: 
„Reflexions sur les differences de la religion” (1690). Dieje Schrift wurde durd die Abtiffin 
von Maubuiffon, die aud früher proteſtantiſch geweſen war, an deren Schweiter, die Kurfürs 
fin Sophie von Hannover gefandt. Dadurch befam Leibniz Veranlaffung fi zu äußern, und 
indem Pelifſon replicirte, fo entftand eine förmliche Discuffion, die jedoch größtentheild zwiſchen 
beiden nicht direct geführt und in Die fpäter auch Bofluet no hineingezogen wurde. Auf der 
einen Seite behauptete Pelliſſon, man könne nicht felig werden durch die bloße Liebe zu Gott, 
ed ſei vielmehr ein ganz beftimmter Glaube dazu nothwendig, und weilnun nur wenige Men: 
iden im Stande fein würben, ſich über diefen Glauben hinlänglid ins Klare zu fegen, jo be— 
dürfe ed zu diefem Zwecke eined untrügliden und unfehlbaren Organd. Das neumodiſche 
Wort Toleranz fei von den Socinianern, Deiften, Spinoziften erfunden worden; wenn jemals 
die Pforten der Hölle die Kirche überwinden fünnten, fo würde died das Mittel fein, um 
ihr tödliche Wunden beizubringen; wenn man jedem die Freiheit laffe, zu glauben, was er 
wolle, fo gebe es feine Religion und Kirche mehr, und wenn man felig werben könne, einerlei 
ob man viel oder wenig glaube, fo würde natürlich jeder fo wenig wie möglich glauben, ed 
ſtehe aber gejchrieben, wer glaubt, wird felig, und nicht, wer alles thut, wad er kann, um zu 
glauben, wird jelig. Dagegen macht nun Leibniz geltend, es jet nicht nöthig, daß jeber ſich 
um alle Glaubendartifel befümmere, ja es frage fih, ob überhaupt irgendein Artifel ber 
Offenbarung unbedingt nöthig fei, ob man nicht in allen Religionen felig werben könne, vor: 
auögejegt, daß man Gott über alle Dinge liebe; wol müfle jeder um feines Seelenheils willen 
die wahre Kirche ſuchen, aber das gelinge nicht jedem. Alles komme auf den ehrlichen Willen 
an, die Wahrheit zu finden, ver Glaube fei todt ohne Liebe. („De la tolerance des religions. 
Lettres de Mr. de Leibniz et r&ponses de Mr. Pelisson‘’, Baris 1692.) 

Der erfte, welder die Frage der Glaubens: und Eultusfreiheit in Deutihland nah allen 
Rihtungen Hin erörtert und eine umfaſſende Duldung für religiöfe Meinungen in Anſpruch 
genommen bat, war Chriſtian Thomafius, ein Mann, deſſen Bedeutung demnah auch auf 
diefem Gebiete eine epochemachende gemweien ift. Der Fürft muß nad Thomaſius fhon deshalb 
Gewiſſensfreiheit geben, weil der menſchliche Verftand von Gott fo hoch privilegirt ift, daß er 
keiner menſchlichen Herrſchaft unterworfen fein fann; „um jemand zur Erfenntniß der Wahr: 
beit zu bringen, ift es nothwendig, ihm Grund und Urfache vorzuftellen, denen er Beifall geben 
muß; darum kann mid einer wol zwingen, daß ich etwas herplappere ohne Verftand, und an- 
derd rede als ich's meine, aber etwas zu glauben kann mid niemand zwingen, denn man muß 
von ganzem Herzen glauben‘. Gr flagt, daß ed ven Deutjchen an der göttlichen Freiheit mans 
gele: „fie ift ed, die allem Geiſte das rechte Leben gibt, und ohne weldye der menſchliche Verftand 
gleichſam tobt und entjeelt zu fein ſcheint; der Verſtand erkennt feinen Oberherrn ald Gott, und 
daher ift das Joch, weldes man ihm aufbürdet, wenn man ihm eine menschliche Autorität als 
Richtſchnur vorfchreibt, unerträglich und macht zu allen guten Wiffenfhaften ungeſchickt; die 
Freiheit iſt ed allein, was den Holländern und Engländern, ja den Franzoſen felbft (vor der 
Verfolgung der Reformirten) jo viele gelehrte Leute gegeben hat, vahingegen der Mangel diefer 
Freiheit Die Scharffinnigkeit der Italiener und den hohen Geift der Spanier fo fehr unterdrückte.“ 
Daher erwartet in diefer Beziehung Ihomafius viel für Deutſchland von der Freiheit, welche 
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das brandenburgifche Haus feinen Unterthanen verheißen und gewährt habe. Vor allen Dingen 
aber ergibt fi ihm dieje Freiheit aus der Natur und Befchaffenheit ded Staatd. Daß ar: 
meine Weſen ift ihm nur um des gemeinen Friedens willen da; nur auf die @rbaltung deſſelben 
eritredfen fi die Befugnifle der Staatögewalt, das Thun und Raffen der Unterthanen, meldes 
dieſen Frieden nicht ftört, if} ven Rechten ver Fürften nicht unterworfen ; nur deswegen haben bie 
Menſchen mit Aufgeben der natürlichen Freibeit die ftaatliche Geſellſchaft begründet, weil bei der 
zunehmenden Bosheit des menschlichen Geſchlechts fein Nachbar vor dem andern ungeftört leben 
fönnte; zur Ruhe und Frieden des gemeinen Weſens ift es aber durchaus nicht nötbig, daß alle 
Untertbanen einerlei Religion haben. Man werfe nur einen Blick auf Holland, dort werde 
blos darauf gefehen, „ob jemand ein ebrliher Dann fei und feine gegebene Parole halte, im 
übrigen läht man einen jeden in Bezug auf feinen religiöfen Glauben gewähren, und es bat ſich 
gezeigt, daß der Unterfchied der Sekten die Republik nicht beunruhigt. Im Gegentheil zeiat die 
Erfahrung , daß in Ländern, wo nur einerlei Meligiondverwanbte find, ſowol die Lehrer ald bie 
Zuhörer ſich meift auf die faule Seite legen und meinen, wenn niemand ba fei, dev ihnen con: 
trabiciren fönne , daß alle ihre Lehren wahr feien, ja es bilden fich dann über andere Religionen 
närrifhe Auffaffungen, ald wenn fie Monftra feien, vor denen man ſich wie vor ber Veſt 
zu jheuen hätte. Das vornehmſte Nenal, welches einem Fürſten circa sacra zufommt, ift alfo 
das Net, die Diffentirenden zu toleriven, und dannenber, wenn zankſüchtige Minifteria viele 
Toleranz aufheben und ven Gewiſſenszwang einführen wollen , ift ein Fürſt befugt, fich ſeines 
Rechts zu bedienen und die, welde ibn bei Ausübung dieſes Nechts binderlich fein wollen, zu 
beftrafen”. In der praftifhen Anwendung diefer Grunbfäge ift num aber Thomaſius noch febr 
behutſam. „Ich meine nicht fo, daß man den Widriggefinnten fo viel Willen laffen folle, daß fie 
ihre Lehre mit Uingeftüm und Beleidigung anderer ausbreiten mögen. - Ich mill nicht, daß ihnen 
eben ein Öffentliches Erereitium ihrer Religion erlaubt fein folle, und daß fte jo viel zu ſprechen 
haben jollten als die von der vornehmiten Religion im Lande. Ach mill nit, daß man ihnen 
Öffentliche Dispute und Ausforderung anderer geftatten jolle. Sondern ich will nur, daß ihr 
Bekenntniß und Gottesdienſt in den Häufern ihnen freigelaflen werden folle, und daß ihre 
freundliche Zufammenfunft und tägliche Gefpräche nicht gleich vor Winfelverfammlung und als 
eine Vornahme wider die Gejee angenommen werde. Indeß man wird fagen fönnen, daß 
dieſe Begrenzung ebenfowol durch die Vorderſätze des Thomaſius als durch die Rückſicht auf bie 
damaligen Zuftände gerechtfertigt werben könne. Dagenen ift es ſehr befremplich und ſteht mit 
allem, was Thomaſius fonft aufgeftellt hat, im volltommenften Widerſpruch, wern er ſogat 
mit Rückſicht auf das Staatswohl den Fürften das Recht beilegt, andersgläubige Untertbanen 
aus dem Lande zu weifen, „nicht anders wie ein Haudvater einen Knecht, weil er etwa ih in 
feinen Humor nicht ſchicke, den Dienft auffagen und einen andern annehmen kann, welches aber 
feine Strafe enthält; denn wie man nicht fagen fann, daß jemand geftraft werde, dem ber 
Fürft in feinem Lande das Bürgerrecht nicht geben wollte, fo fann auch vieles für feine Strafe 
gehalten werben, denn ift es einem Untertban vergönnt aus natürlicher Freiheit in eine andere 
Republik, da er etwa meinet jeine Nahrung beffer fortzufegen , fich niederzulaffen , fo kann man 
auch einem Fürften nicht verjagen, aus eben dieſer Urſache ihnen das Bürgerrecht aufzufagen, 
wenn er nur nicht mit außerordentlihen oneribus etwa beladen wird, und er nur an feinem 
ehrlichen Namen feinen Schaden leidet“. Zu fo bodenlofen Argumentationen, zu derartigen 
Sophismen, zu Unterſcheidungen von Landesräumung und Landesverweiſung muß jegt ein 
Thomaſius feine Zuflucht nehmen, wenn er darauf ausgeht, zufällige geicbichtliche Zuftände mit 
unmwandelbaren Brincipien in Ginflang zu jegen, feine Theorie dem Borbandenen zu accommo⸗ 
biren. („Das Recht der Fürſten in theologifchen Streitigkeiten‘, 1696 ; „Das Recht der Für⸗ 
ſten in Mitteldingen und Kirchenceremonien“; „Churbrandenburgiſcher Unterthanen doppelte 
Blüdjeligkeit‘, 1690; „Ob Ketzerei ein ſtrafbares Verbrechen ſei“, 1697.) 

Weſentlich auf den Doetrinen des Thomaſius beruht die Erörterung über Toleranz, welche 
Böhmer „De jure circa libertatem conscientiae“ als „Dissertatio praeliminaris““ zum 
zweiten Bande des „Jus ecelesiasticum protestantium‘ gegeben hat. Wie die Freiheit über: 
haupt ein hohes Gut ift, fo vor allem die Gewiſſensfreiheit; fie befteht darin, dag niemand ge⸗ 
zwungen wird, gegen die Vorſchriften zu handeln, die er felbft ald wahre und beilsnotbwendig 
erkannt hat. Der Staat bezieht ſich blos auf die Bewahrung des Friedens und der ãußerlichen 
Güter, nicht aber auf das jenſeitige Leben. Außerdem wird der Gegenſtand behandelt Lib. 5, 
tit. 7, ©. 167 — 224. 

Eine hervorragende Beveutung haben für bie Fortbildung dieſer Kehren Die Schriften Fried⸗ 
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tih’8 des Großen gehabt. Schon in der „Dissertation surl'inuocence des erreurs et del’6sprit‘ 
(1738) werden viejelben behandelt; wir können den Inhalt diefer Schrift nicht beiler anges 
ben ald mit den eigenen Worten Friedrich's in einem Briefe an Voltaire: „Der Zweck ift zu 
zeigen, daß ed äußerſt jhmwer, ja unmöglid) jei, in jehr vielen Dingen zur Wahrheit, zum ent⸗ 
iheidenden Willen zu gelangen, woraus folgt, daß Died nicht die Beitimmung unſers Geſchlechts 
fein fann. Die Vorftellungen, weldye wir und maden, bangen von den Umſtänden ab, melde 
gar nicht in unjerer Gewalt jind, deshalb find Diefe VBorftellungen bei verjchiedenen Menſchen jo 
unendlich verſchieden, und auch bei einem und demjelben Menjchen nicht zu allen Zeiten diejelben. 
Dieje Betrachtung muB und gegeneinander nachſichtig und duldſam machen, und bad wird um 
jo mehr Pflicht, wenn wir erwägen, daß unjere jpeculativen Meinungen , melde jie auch jein 
mögen, und nicht hindern, unjere Pflicht gegen die Geſellſchaft zu erfüllen, und daß es bei legterer 
wer mehr auf das, was wir thun, als auf das, was wir glauben ankonime.“ In einem ähn— 
ligen Sinne hatte ih Friedrich jhon früher gegen Voltaire ausgeſprochen: „Wir ſuchen unfonft 
da, was unjer Faſſungsvermögen überhaupt nicht zu begreifen vermag, und in diejer Welt voll 
Unwiſſenheit gilt die wahrſcheinlichſte Vermuthung für das befte Syſtem. Das meinige bejteht 
darin, dap ich das höchſte Wejen aubete, welches allein barmberzig, und deshalb allein meiner 
Verehrung würdig iſt; daß ich die Lage der unglüdlihen Menſchen, die mir befannt jind, mil— 
dere und erleichtere, alles übrige aber dem Willen ded Schöpfers unterwerfe, ber über mich ver— 
bangen wird, was ihm gut ſcheint, und von Dem ich, geichebe auch was da wolle, nichts zu fürch⸗ 
ten habe.“ Ahnlich in dem Sendſchreiben an den Herzog von Würtemberg: „Sie jind das 
Oberhaupt der bürgerlichen Iteligion in Ihrem Lande, die in Rechtſchaffenheit und in allgemei: 
nen etlichen Tugenden beſteht. Es it Ihre Bricht, die Ausübung derfelben, beſonders der 
Menihlichkeit, zu fördern, welches die Haupttugend jedes denfenden Geſchöpfes ift. Die geiitliche 
Religion überlajfen Sie dem höchſten Wejen. In viefem Stüde find wir alle blind und irren 
auf verſchiedenen Wegen. Wer unter und wäre jo fühn, daß er pas recht beilimmen wollte ? 
Hüren Sie ſich alſo vor Dem Fanatismus in der Neligion, der Verfolgung bewirkt. Können 
dende Sterbliche dem höchſten Weſen gefallen, jo geſchieht es nur durch Wohlthaten, die jie den 
Menſchen erweijen, nicht aber durch Gewaltihätigfeiten, die fie an bartnädigen Köpfen aus— 
üben. Ja, wenn aud die wahre Religion, d. h. die Menichlichfeit, Sie nicht zu dieſem Verfah⸗ 
ven verbände, jo mup es doch die Politik thun, da alle Ihre Unterthanen Proteftanten find. 
Toleranz wird mahen, daß Sie angebetet, Verfolgung, daß Sie verabjcheut werben.“ Dan 
ſoll ja nicht leugnen wollen, daß in viejen Auperungen fich Gleihgültigfeit gegen die ganze reli- 
giöſe Glaubenolehre ausſpreche, und daß alſo der religiöfe Indifſerentismus eine der Grund: 
lagen gewejen jei, in denen die Zoleranzgefinnung Friedrich's des Großen wurzelte. Die Noth— 
wendigkeit ver inpividuellen Forſchung, der eigenen gewilfenhaften Liberzeugung war zwar von 
allen jeinen Vorgängern hervorgehoben worden, während aber bei jenen im allgemeinen die 
Vorftellung zu Grunde lag, daß man auf vieje Weife zur Erfenntniß der Wahrheit des chriſt⸗ 
ichen Offenbarungsglaubend gelangen würde, und namentlih Milton fih mit den weſentlichſten 
Grundjägen deſſelben in Übereinſtimmung befand, fo war das bei Friedrich dem Großen nicht 
mehr der Fall, in ihm war die vollendete Skepſis, wie ſie bereits in Bayle zu Tage getreten 
war, zum Siege gelangt; wie denn gerade Bayle zu den Lieblingsſchriftſtellern des Königs 
gehörte, Aber wenn auch Friedrich über religidfe Dogmen völlig hinaus war, jo betonte er 
um jo mehr die Nothwendigfeit der Tugend um ihrer jelbft willen, er verhehlte nicht, daß er 
durch feine Art der religiöfen Überzeugung bei feinen Handlungen geleitet werde, daß er auf 
dad fünftige Leben nie Rückjicht nehme, aber er tbat dad Gute um des Guten willen. Friedrich 
der Große hat die Moral gleihfam färularifirt, und nad) Johannes v. Müller'd Ausprud, „als 
die Tage des Unglüds alle Macht jeined Genius überwältigt und ald hochgeftiegene Jahre ihn 
den grauenvollen Pforten unbekannter Ewigkeit näherten, ſuchte er nie eine andere Stütze als 
dad Bewußtſein erfüllter Pflicht“. Der religiöje Indifferentismus war aud nicht die einzige 
Duelle der Toleranz des großen Königs, fondern dafjelbe Refultat gewann er durch Betrach— 
tungen über die Natur und Bedeutung des Staats, Er wandelt dabei auf den Wegen des 
Thomaſius, von dem er behauptete, daß unter allen Gelehrten, bie Deutſchland verherrlicht 
datten, er und Leibniz dem menſchlichen Geiſte die größten Dienſte erwieſen hätten, denn ſie 
hätten Die Wege gezeigt, auf welchen die Vernunft einherſchreiten müſſe, um zur Wahrheit zu 
gelangen. Schon im „Antimachiavell” hatte Friedrich ald das ſicherſte Mittel, den Staat 
vor Stürmen zu bewahren, die Marime hingeftellt, die bürgerliche Regierung mit Kraft aufs 
recht zu erhalten und einem jeden die Freiheit des Gewiflens zu fallen, immer König zu fein, 
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aber niemals den Priefter machen zu wollen. Es heißt dann in der Schrift „De la religion 
de Brandebourg‘': „Alle Sekten leben bier im Frieden und tragen gleihmäßig bei zum Glüd 
des Staatd, die Regierung läßt einem jeden die Breiheit in den Himmel zu geben, auf welchem 
Wege edihmgefällt ; wenn ernur ein guter Bürger ift, das iftalles, was man von ihm verlangt; 
der falſche Religiondeifer ift ein Tyrann, der die Provinzen entvölfert, die Toleranz eine liebende 
Mutter, die fie nährt und ihr Gedeihen fördert.” Am ausführlichiten in diefem Sinne ſprach ſich 
der König nod in den legten Jahren feines Lebens aus in dem „Essai sur les formes du gou- 
vernement et sur les devoirs du souverain“. Es gäbe, heifit ed darin, nur wenige Ränder, mo 
die Bürger diefelbe religiöfe Meinung hätten, oft wichen diefelben fo fehr voneinander ab, daß 
Sekten daraus entiprängen ; alddann entſtehe die Frage: müſſen alle Bürger übereinftimmend 
denfen, over kann man jedem erlauben, nach feiner Weife zu denken? ‚‚Binfterlinge werben jagen, 
alle müffen verfelben Meinung fein, damit nichts Die Bürger theile. Der Theologe wird fogar 
jagen, wer nicht denkt wie ich, der ift verdammt, und es ſchickt ſich nicht, daß ein Souverän ein 
König von Verdammten fei, man müſſe fie alfo für diefe Welt vernichten, damit es ihnen in der 
Fünftigen deſto bejfer gehe. Darauf diene aber zur Antwort: Nie wird die Gefellihaft überein: 
flimmend venfen; unter den riftlihen Völkern find die meiften anthropomorphiſch, und unter 
den Katholiken jind die meilten abgöttiſch; es gibt alſo Kegerei in allen hriftlihen Staaten, und 
dazu kommt, daß jeder glaubt, was ihm wahrſcheinlich iſt. Nun kann man zwar einen beklagens— 
werthen Unglücklichen zwingen, ein gewiſſes Formular herzuplappern, dem ſich fein Inneres ver— 
ſagt, aber auf dieſe Weiſe hat der Verfolger nichts gewonnen. Geht man auf den Urſprung der 
Geſellſchaft zurück, ſo iſt durchaus einleuchtend, daß der Souverän auch nicht das kleinſte Recht 
auf die Denkweiſe ver Bürger hat. Müßte man nicht wahnfinnig fein, wenn man annehmen 
wollte, die Menfchen hätten zu einem aus ihrer Mitte gefagt: Wir erheben dich über und, weil 
wir die Sklaverei lieben, und wir ertheilen dir vie Macht, unfere Gedanken nad deinem Willen 
zu leiten? Sie haben vielmehr gefage: Wir bedürfen deiner zur Aufrehthaltung der Geſetze, 
denen wir gehorchen wollen. Du follft und recht regieren; du follft und vertheidigen, im Übrigen 
verlangen wir, daß bu unfere Freiheit refpectirft. Dies ift ein Spruch, der feine Appellation 
zuläßt. Gben viefe Duldung aber gereicht zum Vortheil ver Geſellſchaften, bei denen fie ein: 
geführt ift, jo ehr jogar, daß fie das Glüd des Staat? ausmacht. Denn fobald die Gottes: 
verehrung frei ift, bleibt jeder rubig, während die Verfolgung zu den blutigften, längſten und 
zerftörenpften Bürgerfriegen Beranlaffung gegeben bat. Das Eleinfte Übel, welches die Ber: 
folgung nad) ſich zieht, ift die Auswanderung der Verfolgten.“ 

Die Eonfequenzen aus diejen Sätzen zog Friedrich der Große namentlid auch zu Gunften 
der Katholiken; man war faum im Stande das zu begreifen, und am mwenigften fonnte e8 be: 
griffen werden von Katholiken felbft. Wie Goethe erzählt, wurde fogar in Italien allgemein be— 
hauptet, dev König fei zur katholifhen Kirche übergetreten, habe aber vom Papft die Erlaubniß 
erhalten, das zu verheimlichen, ev verrichte feinen Gottesdienſt in einer unterirbifchen Kapelle. 
Ausgeſchloſſen von der Fridericianiſchen Toleranz waren nur die Juden, denn dieſe hielt ver 
König durch ihre Neligiondmeinung für fo verderbt, und namentlidy derjenigen Tugenden, bie 
für die bürgerliche Geſellſchaft bejonders wichtig find, wie Ehrlichkeit, Tapferfeit, Vaterlands— 
liebe, für jo wenig fähig, daß er e8 für geboten hielt, diefen Theil ver Bevölkerung auf eine des 
großen Mannes oft unwürdige Fleinlihe Weife zu beprüden; es that alfo noch immer notb, 
Vorurtheile auf diefem Gebiete zu zerftören. (Preuß, „Friedrich der Große”, 1, 138, 324 fg.; 
1,152 fg. Dohm, „Denkwürdigkeiten meiner Zeit”, IV, 52 fg.,460 fg.; V, Beilage M.) 

Die Zerftörung diefer Vorurtheile übernahm Leſſing; in ihm gipfelt ſich jener Fritifche Geift 
der eigenen Prüfung, der von überlieferter Wahrheit, von Autorität im Gebiete geiftiger Bor: 
hung nichts weiß. „Nicht die Wahrheit, in deren Bejig ein Menſch ift oder zu fein vermeint, 
fonvern die aufrihtige Mühe, die er angewandt hat, hinter die Wahrheit zu fonımen, macht den 
Werth; des Menſchen. Denn nicht durch ven Beſitz, dur die Nahforfhung der Wahrheit er: 
weitern ſich die Kräfte, der Beſitz macht ruhig, träge, ſtolz. Wenn Gott in jeiner Nechten alle 
Wahrheit und in feiner Linfen den einzigen immer regen Trieb nad Wahrheit (obſchon mit 
dem Zufage, mich immer und ewig zu irren) verfchloffen hielte, und fpräche zu mir: wähle! ich 
fiele ihm mit Demuth in feine Linke und fagte: Vater gib! Die reine Wahrheit ift ja doch 
nur für dich allein.” („Duplik“, „Werke, X, 49.) Alfo die Wahrheit an ji hat gar feinen 
Werth, fondern nur mit Rückſicht auf pas Subject. Die Feinde, welche Leſſing fein ganzes Le— 
ben hindurch befämpft bat, waren daher ver Dogmatismus und die Intoleranz. Gleich das 
erfte der vonkeffing herausgegebenen fogenannten Wolfenbütteler Fragmente hanveltvon „Dul⸗ 
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dung der Deiſten“, und obwol längjt nicht alles in den Fragmenten Gefagte ald Leſſing's eigene 
Anficht betrachtet twerden darf, jo gebt doch aus den in demſelben Hefte der Beiträge erſchienenen 
Aufjage über Adam Haufer und der zum Fragment gegebenen Einleitung hervor, daß in dieſer 
Frage die Meinungen von Leffing und Reimarus völlig zufammenfallen dürften. Deshalb 
möge es erlaubt fein , wenigftens einige Stellen diefed Fragments mitzutheilen. Es wird darin 
geklagt, daß die mehrften Theologen aller Sekten mit allen Kräften dahin ftrebten, bei aller 
übrigen Toleranz irrgläubiger und phantaftifcher Chriften, ja felbft dvew Juden, Türken und 
Heiden, nur die Arianer und Sorcinianer nirgends in der Chriftenheit auffommen zu laffen, 
weil dieſe eben eine gänzlid vernünftige Religion hätten, welche jenen ein Dorn in den Augen 
jei; jene Keger, Banatifer, Juden, Türken und Heiden hätten doch bei allen Irrthümern noch 
das Verdienft an jich, daß fie etwas glaubten; was fie glaubten, darauf fomme es nicht fo fehr 
an, genug fie glaubten und folgten der Vernunft nit. Gegen die Freidenfer würden bie un 
begründetften Anklagen erhoben, ver Pöbel gegen fie fanatifirt, und daraus entftände dann mit 
Nothwendigkeit jene Heuchelei, wodurch Unzählige wider ihre eigene Überzeugung gezwungen 
würden, Öffentliche Handlungen zu begehen, die ihnen ein Efel und Argerniß feien, ihre wahre 
Meinung vor ihren Freunden und Verwandten beftändig zu verhehlen, ihre Kinder in Schulen 
zu ſchicken, wo fie nad ihrer Meinung zu einem blinden und verberblichen Aberglauben an: 
gehalten würden. Den Proteftanten gereiche dieſe Verfolgung der reinen Vernunftreligion 
zum beiondern Schandflefen, denn die Katholiken duldeten in ihren Ländern ohne Unterſchied 
feine einzige fremde Religion, die Proteftanten dagegen ſeien gemeiniglich für die Toleranz 
und verftatteren faſt allen Sekten in und außer der Ehriftenheit ein freies Bekenntniß und einen 
öffentlichen Gotteädienft. (Bei Neimarus, Thl. I, Bud 1, Kay. 4, S. 5 — 11; herausgegeben 
neuerdings von Klofe in Niedner's „Zeitſchrift für hiftorifche Theologie”, XX, 593 fg. Lei: 
ing, „Beiträge zur Geſchichte und Literatur‘, „Werke“, IX, 404. Strauß, „Hermann Sa= 
muel Reimarus und feine Schugichrift für die vernünftigen Berehrer Gottes”, Leipzig 1862, 
6.21.) 

Bon der nahhaltigften Bedeutung für die Erweckung und Befeftigung toleranter Sinnes 
art in weiteften Kreifen war dann „Nathan der Weiſe“. In dem Streit mit Göße von der Un— 
duldfamfeit in ihrer ihlimmiten Geftalt vielfach heimgefucht und durch äußere Umſtände verbin- 
dert, die Debatte in der biöherigen Weife fortzuführen, wollte Zeffing verfuhen, ob man ihn 
auf „ſeiner alten Kanzel”, dem Theater, noch ungeftört predigen laſſen merde; und wie er noch 
vor Vollendung des Stücks an jeinen Bruder ſchrieb, es habe zwar mit den „jegigen Schwarz: 
röcken“ nichts zu thun, er glaube aber den Theologen einen ärgern Poſſen damit zu fpielen ald 
noch mit zehn andern Fragmenten; die Theologen aller geoffenbarten Religion würden zwar 
innerlich daranf ſchimpfen, doc darüber öffentlich fich zu erflären würden fie mol bleiben laffen. 
Ind in dem Entwurf einer Borrede zum Nathan ſpricht fich Leſſing über Die Idee und den Zweck 
eines Stüds folgendermaßen aus: „Wenn man fagen wird, diefes Stüd lebre, daß es nicht 
erit von geftern ber unter allem Volk Leute gegeben, die fih über alle geoffenbarte Religion hin: 
weggejegt hätten und doch gute Leute gewefen wären, wenn man hinzufügen wird, daß ganz 
Äbtbar meine Abſicht dahin gegangen fei, dergleichen Leute in einem weniger abſcheulichen 
Sihte darquftellen, als in welchem ver hriftliche Pöbel jie gemeiniglich erblickt, jo werde ich nicht 
viel dagegen eimmwenden fönnen.” „Nathan dev Weiſe“ ift in der That nicht blos eine Predigt 
gegen die Intoleranz, fondern zugleicdy gegen den DOffenbarungsbegriff; wer ſich über dieſen 
niht erheben kann, wird fehr leicht in jene verfallen; das Wefentliche der Religion beruht in 
der praftifchen Seite, der Sittlichfeit, und diefe ift unabhängig von dogmatifchen Vorausſetzun— 
gen. (Schwarz, „Lefling ald Theologe”, Halle 1854, ©. 211 fg.; Strauß, „Deutſche Jahr: 
bücher“, uni 1863.) 

Wenige Jahre nad der Vollendung des „Nathan‘ traten faft zu gleicher Zeit Dohm und 
Dendelöfohn für die Rechte ver Juden in die Schranfen. In der Schrift Dohm's „Über die 
bürgerliche Verbeſſerung der Juden’ (2 Thle., Berlin und Stettin 1781—83) find von einem 
Staatsmanne aus der Schule Friedrich's des Großen unter den Augen des Königs, der bes 
lanntlich dieſer Anficht perjönlich nicht günftig war, alle die Gründe erwogen worden, welde die 
Gmancipation der Juden zu einer jittlihen und rechtlichen Nothwendigkeit erheben, und alle die 
Shrierigfeiten und Bedenfen widerlegt, welche das Vorurteil zu allen Zeiten, ſtets aber ge- 
wandelt nach dem Beifte der verjhiedenen Zeiten, dagegen erhoben hat. Man wird in den ſpä— 
en Schriften und Verhandlungen über Judenemancipation kaum nod einen Geſichtspunkt 
auffinden fönnen, der hier nicht fhon zu feinem Nechte gefommen war. Es verdient übrigens 
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noch beionders hervorgehoben zu werden, daß ſchon Dohm fein Bevenfen darin gefunden bat, 
den Juden aud politifche Rechte zu gewähren, und namentlich ihnen auf Öffentliche Amter den 
Anſpruch zu eröffnen; er meint wol, daß es in den nächften Generationen noch vielfad an der 
Befähigung dafür fehlen würde, aber andererſeits hielt er ihre Anftellung für beſonders ge: 
boten, um dadurch den noch herrſchenden Vorurtheilen entgegenzutreten: eine würbige Aui- 
faflung von der Aufgabe einer Regierung, wenn man ihr die geiſtige Führerſchaft der Nation 
zumuthet. Übrigens verhehlt Dohm gar nicht, daß er es als eine glückliche Bolge der beſſern 
Behandlung der Juden anfehen würde, menn dadurch die Zahl der öffentlichen freien Bekenner 
der natürlichen Religion ſich vermehre, denn nur fo jei die Toleranz gelichert, welche wenigftens 
biöher in dem Glauben an eine unmittelbare Mittheilung dev Gottheit, einer ausſchließend be: 
jeligenden Wahrheit ihren gefährlichiten Beind gehabt habe; natürliche Religion würde nie zur 
Intoleranz führen. Moſes Menvelejohn ließ damals (1782) im Namen der Jupden einen 
Rabbiner des 17. Jahrhunderts, Manaſſeh Ben Jfrael, die religiöfe Duldung vertbeidigen, 
indem er ein Sendſchreiben neu herausgab, welches dieſer zur Zeit der eriten Englifchen Revo— 
lution, um den Juden die Rückkehr nad England zu ermöglichen, zur Wipderlegung der dagegen 
geltend gemachten Gründe abgefaßt hat, und in welchem in ziemlich ungenießbarer Form mit 
größter Gelehrfamfeit die abſurdeſten Borurtheile zurüdgemwiefen werden. Mendelsjohn jelbfi 
ftellt jich dann aber in der Vorrede, mit welcher er dieſe Schrift einführt, ganz auf den allgemein 
menfhligen Standpunft; er dankt der güttlihen Vorſehung, daß fie ihn am Ende feiner Tage 
noch diejen glücklichen Zeitpunkt habe erleben lajfen, in welchem vie Rechte der Menſchheit in 
ihrem wahren Umfange beſſer erfannt zu werben anfangen. Was auch bisher über Toleranz 
geihrieben worden jei, jei doch bloß auf die drei im Neiche begünftigten Religionsparteien und 
höchſtens auf einige Diebenzweige derfelben gegangen ; an Juden, Heiden, Mobammebaner und 
Anhänger der narürlichen Religion jei entweder noch gar nicht gedacht, over höchſtens in der 
Abſicht, un die Gründe für Die Toleranz problematifcher zu machen; nad neuern Örundfägen, 
Hatten die Widerſacher ver Toleranz geſprochen, müßte man auch Juden und Naturaliften nicht 
blos hegen und dulden, ſondern aud an allen Rechten und Pflichten der Menſchheit theilnehmen 
laſſen; und mitleidig ſei ed anzuſehen geweſen, wie fi die Anhänger ver Toleranz hätten win: 
den und frümmen müſſen, um dieſer Schwierigkeit aus dem Wege zu gehen; ba jei der Frag: 
nientift in Deurfchland als der erſte Schrififteller aufgetreten, der die Nechte der Duldung auch 
für die Naturaliften gefordert habe; Lefjing nnd Dobm, jener als philoſophiſcher Dichter, diefer 
ald philoſophiſcher Staatskundiger, hätten den großen Zweck der Vorfehung, die Beitimmung 
der Menſchen und die Gerechtſame der Menfhheit im Zufammenbange gedacht. Das alles iſt 
denn weiter durchgeführt in der auf Veranlaſſung dieſer Vorrede von Moſes Mendelsſohn ver: 
faßten Schriit „Jeruſalem, oder über religiöje Macht und Judenthum“ (1783). („Geſammelte 
Werte“, III, 180 fg. und 257 fg.) 

Indeſſen blieben doch auch dieſe Grundfüge allgemeiner Toleranz nit ohne allen Wider: 
ſpruch, ja es ift einer dev audgezeichnetften Männer des ganzen vorigen Jahrhunderts, melder 
einen jolden erhoben bat; fein geringerer als Juftus Möfer. Es war gerade eine der beften 
Gigentbümlichkeiten Möſer's, jener auf die praftifche Ausführbarkeit gerichtete ſtaatsmänniſche 
Sinn, jener geſchichtliche Conſervatismus, wodurd er einzig in feiner ganzen Zeit daſteht, wor 
durch er aber auch dazu geführt ift, neben ver Einpfehlung vortrefflicher Gedanken, die noch heute 
der Ausführung werth wären, die Abfurditäten der Zunftverfaflung zu vertheidigen, der Leib: 
eigenihaft das Wort zu veden, die Toleranz zu bekämpfen. Juſtus Möfer war weit davon ent: 
fernt, Das Recht ver freien jubjectiven Überzeugung zu beftreiten, überhaupt den ſpecifiſch reli⸗ 
giöſen Geſichtspunkt geltend zu machen, wie aber Möſer überhaupt viel weniger auf die Inter- 
eifen dev Individuen ald auf dad Interejle ver Geſammtheit jieht, fo auch bier; und indem er nun 
der Anſicht war, daß eine bürgerliche Geſellſchaft die Eriftenz von Atheiften und Deiften nidt 
würde ertragen Eünnen, indem daraus Blutſchande, Vielweiberei, Menſchenopfer, Gütergemein: 
haft entfteben müßten, jo ift er mit feinem Urtheil ver Verwerflichfeit einer allgemeinen Tole: 
ranz jehr bald fertig. („Juftus Möſer's Sämmtliche Werke”, herausgegeben von Abeden, Ber: 
lin 1840, V, 293 fg.; ‚Briefe aus Virginien über Toleranz‘, 1787,1788. Dagegen Rehberg, 
„Sämmtlihe Schriften‘, Hannover 1828, 1, beſ. 173 fg.) 

Inımer weiter breitete ſich jedoch, ſolcher vereinzelter Widerfprüthe ungeachtet, die Idre einer 
allgemeinen Toleranz aus. In Frankreich war diejelbe ſeit Ludwig XIV. lange Zeit ganz uns 
befannt geweſen, und ed bedurfte allerdings einer furdtbaren Mahnung, um ihre Geltend- 
mahung von neuen zu bewirken; aber dieſe Geltendmachung geſchah denn aud) von einem ber 
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größten Geifter des damaligen Frankreich, der vielleicht vieles verſchuldet, aber durch jein Auf- 
treten in diefer Sache auch vieled wieder gut gemacht hat. In Veranlafjung des Juftizmorbes, 
ver am 9. Mai 1762 in Touloufe an dem Proteftanten Jean Calas aus religiöfem Fanatismus 
verübt worden war, fchrieb Voltaire im Jahre 1763 feinen „Traite sur tol&rance” ; und wie 
diefe Schrift damald nit ohne Einfluß darauf geweſen ift, daß der Proceß revivirt wurde und 
im Jahre 1765 eine förmliche vichterliche Erklärung der Unfhuld des Jean Galas erfolgte, fo 
bat fie audy eine Tragmeite und Bedeutung über die urfprünglide Veranlaſſung hinaus gehabt, 
es iſt dadurch nad) Voltaire'd eigenem Ausiprud „ein Samenforn in die Erbe gelegt, um eines 
Tags noch eine reiche Ernte hervorzubringen“. Er hält ed für leichter, den ganzen Erdkreis 
durch Machtgewalt zu unterjochen, als zu bewirken, daß alle Menſchen gleiche Gedanken über 
Metaphyſik haben follen. Die Erde ſei doch nur einer der Fleinften unter den vielen Himmels: 
föıpern, wir feien ganz verloren in der Unendlichkeit, der Menſch, ein Wejen von etwa 5 Fuß 
Höhe, jei dod gewiß etwas fehr Unbedeutendes in der Schöpfung. Und eins diejer Geſchöpfe - 
wolle zu feines Gleichen jagen, der Bott aller diefer Welten habe ihn allein erleuchtet, er und 
feine Religionsverwandten feien diejenigen, welche Gott theuer feien, die Ginzigen, welche das 
ewige Heil erwerben würden! Wenn einft die Berftorbenen aller Jahrhunderte por Gottes An: 
gejicht erſchienen, ob es da wahrfcheinlich ſei, daß Männer wie Confucius, Solon, ‘Pythagoras, 
Sofrates, Platon, die Antonine, Trajan, Titus zurüdgewiefen würden zur ewigen Verdammniß, 
dap dagegen ſolche wie Chätel, Navaillac, Damiend, Cartouche, die mit den vorgefchriebenen 
dormeln geftorben feien, theilnehmen follten zu feiner Rechten an feinem Reiche und an feiner 
Klarheit? Übrigens find die praktiſchen Holgerungen, welde Voltaire aus feinem Prineip der 
Zoleranz ableitet, doch nur fehr befhränften Umfangs; er will vor allem nur den Hugenotten 
ihre Rüdfehr möglih machen, und hält dafür nichts weiter erforderlich, als ihnen den Schutz 
zu ſichern, den das Naturrecht ihnen gewähre, die Anerkennung ihrer Ehre, die Freiheit der 
Perſon, das Recht zu erben; dagegen will er ihnen keine öffentliche Kirche, kein Recht auf muni— 
sipale Äuiter, auf Ehrenſtellen zugeſtehen, denn dergleichen hätten die Katholiken zu London 
und an manchen andern Orten auch nidt. („Oeuvres‘, XLI. „Mélanges“, V, 213 — 386, 
Paris 1831.) 

Eine eigenthümliche Wendung nimmt dann die Frage der Glaubens: und Eultusfreiheit 
noch bei Rouſſeau. Wol ift ver Ausgangspunft feiner Lehre die abjolute Freiheit, die For— 
derung, daß der Menfc feiner Gewalt unterworfen fein folle, die nicht aus feinen eigenen 
Billen hervorgegangen fei. Wol unterjcheivet fi fogar die Rouſſeau'ſche Lehre von den frühern 
Syſtemen des Naturrechts dadurch, daß die Freiheit als eine unveräußerliche betrachtet wird, daß 
die Menſchen ih auch nicht einmal vertragsmäßig einer fremden Autorität unterwerfen fünnen. 
Trogdem ift von ihm die veligiöfe Freiheit in weit größern Maße beihränft worden wie von 
leinen Borgängern. Denn aus der Unveräußerlichkeit der Freiheit folgte zwar einerjeits die Un- 
übertragbarfeit, andererjeitd aber auch die Unumfchränftheit ver Staatögewalt, fie führt zwar 
norhwendig zum allgemeinen Stimmrecht, aber nicht zur völligen Independenz ded Individuums, 
jenes wenigſtens ift das primäre, Diefes nur das jecundäre Moment. Angewandt aufdie Stellung 
des Staats zu der Religion der Einzelnen, jo gibt Rouffeau zwar im allgemeinen religiöfe Mei: 
nungen frei, indeß wird doch von Staats wegen ein gewiſſes Minimum von Religion gefordert, 
indem der Staat ein Interefle daran habe, daß die Menſchen in diefer Welt gute Bürger würden, 
während allerdings die Schickfale derjelben in der andern Welt ihn nicht fümmern. Rouſſeau 
verlangt daher von jedem ein civiled Glaubensbekenntniß, gewiffe sentiments de socialite ; die 
Dogmen dieſer aatlihen Religion jollten jedoch einfach fein, auf die Eriftenz der Gottheit, deren 
Allmacht und Allwiffenheit, auf ein künftiges Leben, Beitrafung der Schlechten und Belohnung 
der Guten, Heiligkeit des Gefellihaftsvertrags und der Gejege ſich beihränfen. Der Staat 
fönne nun zwar niemand pofitiv zwingen, an dieſe Säge zu glauben, aber diejenigen, welche nicht 
daran glaubten, müßten aus dem Staat verbannt werden, nicht wegen ihrer Gottlofigkeit, ſon— 
dern wegen ihrer Ungeſelligkeit, weil jie unfähig feien, die Geſetze zu lieben, die Gerechtigkeit 
zur Geltung zu bringen und ihr Leben pflihtmäßig zu opfern, überhaupt guter Bürger und 
treuer Unterthanen zu fein. Derjenige nun, der zwar diefe Dogmen öſſentlich anerfannt habe, 
durch jeine Handlungen aber beweife, daß er doch nicht an diefelben glaube, ſoll mit dem Tode 
beftraft werden, denn er habe das größte venfbare Verbrechen begangen, ev habe gegenüber den 
Geſetzen gelogen. Endlich eine Religion, die felbft intolerant ift, dürfe auf feine Weiſe gebul: 
det werden, denn ed iſt unmöglid, daß man mit denjenigen Menſchen Frieden hält, von denen 
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man glaube, daß fie verdammt feien, fie lieben würde ja beißen Gott haſſen; jeder, der ba fage, 
daß außerhalb der Kirche Fein Heil fei, müffe aus dem Staat vertrieben werden, dergleichen 
paffe nur für eine Theofratie, für jede andere Negierungsweije jei ed verberblich. („Du contract 
social”, Liv. VI, chap. 8.) Wirflih hat die Franzoͤſiſche Revolution aud hierin Rouſſeau's 
Lehre befolgt, ohne Freilich ih an die Schranfen zu binden, welche Nouffeau der Volksgewalt 
hinſichtlich der Religion noch gefteeft hatte; e8 wurde nicht nur die Ginführung eines öffent: 
lien Eultus beſchloſſen, der übrigens auch einen andern Inhalt hatte ald die von Rouffrau ind 
Auge gefaßten deiftifhen Staatödogmen, fondern ed wurde auch darüber hinaus eine Religiong: 
übung den franzöſiſchen Staatöbürgern überhaupt nicht geftattet. So zeigt ed fih auch auf 
diefem Punkte, daß die Lehre Rouſſeau's, indem fie die indivinnelle Freiheit zu fehr zurücktreten 
lieg gegen die Gewalt des Volks, nicht zur wirklihen Freiheit, fondern zu einer unerträglicen 
Tyrannei führt, daß überhaupt der ganze Standpunkt ein einfeitiger ift,- ver als jolder feine 
Berechtigung gehabt hat, aber einer nothwenbigen Ergänzung und Beihränfung bedarf. 

4) Die Begründung der Glaubend: und Eultusfreiheitim 19. Jahrhun— 
dert. Ein früherer franzöfiiher Juftigminifter, Graf Lambrechts, hatte in feinem Teftament 
einen Preis für dasjenige befte Werf ausgefegt, welches in den nächſten zwei Jahren nach jeinem 
Tode zu Gunften der religiöfen Freiheit erjheinen würde. Nicht weniger ald 29 Arbeiten wur: 
den darauf hin der Geſellſchaft der hriftlichen Moral, welche mit ver Beurtheilung der fraglichen 
Schriften und der Zuerfennung des Preifes beauftragt war, eingeliefert, welche von den verſchie— 
deniten Standpunften aus, aber ohne dad große Princip jelbit in Frage zu ftellen, den Gegen: 
ſtand nad allen Seiten beleuchteten. Den Preis erhielt vamald auf Grundlage eines von Guizot 
unterm 13. April 1826 erftatteten Berichts das Werk eines ſchweizeriſchen Broteftanten, 
Alerandre Vinet, „Memoire en faveur de la liberte des cultes“ (Paris 1826); wol das Be: 
deutendfte, was über dies Thema jemals geichrieben if. Der Verfaſſer ijt nicht erft durch 
Stellung des Preifed auf das Nachdenken über dieſe Brage geführt worden, fondern hatte ich 
ſchon lange aus innerm Drange damit beſchäftigt; jo handelte es ſich ihm auch nicht um den Ge: 
winn eines afademifchen Preiſes, ſondern um die Geltendmachung einer tiefen Überzeugung i im 
Intereile des Wohls des menschlichen Geſchlechts. Mit völlig reinem Wahrbeitseifer durch feine 
Rückſicht beeinträchtigt, macht er an fi die Unterſuchung, und furchtlos zieht er aus feinen 
Vorderfägen die Gonjequenzen. Die Unterfuhung zerfällt ihrem Inhalte nad in zwei Ab: 
ſchnitte, die jedoch in dieſer Weiſe äußerlich nicht voneinander gejchieden find. Es handelt id 
zunähft darum, den Umfang der Neligionsfreiheit feftzuftellen. Der Berfaffer unterſcheidet 
Freiheit des Gewiſſens und Freibeit ver Eulten. Gr verfteht unter Gewiſſensfreiheit das Recht 
eines jeden Menſchen, feine Beziehung zu der Gottheit auf diejenige Weife zu regeln, die ihm 
als die richtige ericheint, und feinen andern Richter darüber anzuerfennen ald das eigene Be: 
wiſſen. Es begreift aljo die Gewiſſensfreiheit, das Recht zu glauben und nicht zu glauben, an: 
zubeten und nicht anzubeten, ſie enthält nicht blos die Freiheit ſich zwiſchen mehreren Neligionen 
zu enticheiden, fondern auch die Freiheit Feine einzige anzunehmen, und allen Formen und Ein: 
richtungen fremd zu bleiben, welde das veligiöfe Gefühl in der Gefellihaft geſchaffen hat. Vinet 
fordert dies letztere Recht nicht Für jich ſelbſt, aber wie er ganz richtig hervorhebt, die Freiheit wäre 
feine Breiheit, wenn man blod auf die Auswahl unter mehreren Syſtemen eingefchränft wäre. 
Die Gewilfendfreiheit ift num aber nichts ohne Eultusfreiheit, denn in allen Beziehungen ift der 
Aſſociationsgeiſt ein Bedürfniß der menjhlichen Natur, nicht blos unerlaßlich für die Fort: 
ſchritte der materiellen Macht und für die Vermehrung des Willens, fondern auch für vie Ent: 
widelung des religiöfen Gefühle, welches, wie aus der Natur der Sache hervorgeht und auch ge: 
ſchichtlich nachweisbar ift, ftetö zu einer äußern Manifeftation drängt, und dadurd erjt die 
äußere Beitimmtbeit und Feſtigkeit erlangt. Mit der größten Entſchiedenheit macht dann Vinet 
geltend, daß man nicht jene Freiheit bewilligen und diefe vorenthalten fönne, daß Gemiflend: 
und Gultusfreiheit zufammen nur eine einzige ausmachen, die religiöfe Freiheit; es würde ein 
ſonderbares Baradoron fein, wenn jemand den Sag aufftellen wollte, daß das Gewiſſen, nicht 
aber der Eultus frei fein jolle, denn das würde geradezu heißen, daß die Gewiſſen frei fein jollen, 
und daß fie ed nicht fein follen; dann würde ed noch ebenfo vernünftig fein, wenn man etwa 
fagen wollte, vaß man ein gewiſſes Recht bewillige, den Gebrauch deſſelben aber verbiete. Reli— 
gionsfreiheit iſt nach Vinet nur in dem Fall vorhanden, wenn einerſeits dem Bekenntniß und 
Cultus kein Hinderniß bereitet wird, andererſeits die bürgerlichen und politiſchen Rechte für die 
Anbänger aller Religiondparteien gleich find. Es muß demgemäß, wie Vinet am einer ſpä— 
tern Stelle weiter ausführt, eine völlige Unabhängigkeit der bürgerlichen und religiöjen ui 
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nung beftehben. Das ift die einzige Boraudfegung, unter der religiöfe Freiheit denkbar ift. 
Eine folde Trennung von Staat und Kirche ift aber aud der Natur beider Inftitutionen völlig 
angemeilen ; die Bildung des Staats ift aus phyſiſcher Nothwendigkeit hervorgegangen, jie hat 
nicht Freies und Individuelles, verlangt die Hingabe eines Theild unserer Freiheit, dagegen 
die Kirche bildet ji durd innere Sympathien, moralifche Gefühle, fie ruht gerade ganz und gar 
auf Geltendmahung perjönlicher Freiheit. Alſo Religionsgeſellſchaften dürfen fich bilden, einer 
Gonceffionirung von jeiten des Staats bedarf ed nicht. Alles, was der Staat Fordern fann, iſt, 
daß ihm eine Anzeige gemadt werde hinſichtlich der Eriften; der religiöfen Gefellfhaften, unter 
Angabe ihrer Grundſätze, und daß der Cultus, fofern er über den Kreis der Familie Hinaus- 
gebt, Öffentlich gefhehe, um eine Einwirfung ded Staatd von Standpunft der fortalen Moral 
und der beſtehenden Geſetze aus erforderlihenfalls möglich zumachen. Mit der religiöjen Frei: 
beit, wie fie von Vinet verflanden wird, find denn zwei Begriffe, die früher in diefer Materie 
von großer Bedeutung waren, unvereinbar; zunächſt ver Begriff der Toleranz, dieſer erſcheint 
ihm nur als ein ungenügendes Balliativ, als ein Heilmittel, welches in den Zeiten der Unter: 
drüfung und Verfolgung in den Herzen edler Naturen viel Schlimmes hat vermeiden können; 
aber das Vorhandenſein der Toleranz ift dad Zeichen für das Nichtvorhandenſein der religiöfen 
Freiheit, dad Wort einer Beleidigung gegen die Nechte der Menſchheit. Mit dem Begriff Tole: 
ranz fällt dann noch ein anderer, welder nicht den Bortheil für fich hat, in unglüdlicher Zeit 
ein Troft für die unterdrüdten Gewillen geweſen zu fein, ver Begriff ver Staatsreligion, welcher 
geradezu einen Wrſpruch in ſich fchlieft, denn ver Staat ald folder hat Feine Religion. Mit 
jeder jogenannten Staatöreligion find lediglich Begünftigungen des einen Eultus unter Benach— 
theilung der übrigen verbunden. Die Religiondübung muß aufhören öffentliche Angelegenheit 
zu fein und fi in die private Sphäre zurückziehen; was fie dadurch an äußerm Glanze einbüßt, 
wird fie an innerer Tiefe gewinnen. Nachdem auf dieſe Weiſe ver Umfang der Religiondfreiheit 
feftgeftelltift,, werden die Gründe entwidelt, welche die Ginführung derfelben verlangen. Der 
erite und hauptſächlichſte Grund liegt in der Natur des religiöfen Glaubens, der ftetd den Cha: 
rafter der Ungewißheit, mangelnder Evidenz an ji trägt, man kann von der Wahrheit der Dog: 
men, denen man anbängt, jubjectiv ſehr tief und aufrichtig überzeugt fein, eine objective Ge: 
wißheit aber haben weder die hiſtoriſchen Thatſachen noch die fpeculativen Ideen, auf denen reli: 
giöfe Überzeugungen beruben. Dazu fommt dann, daß aller religiöfe Glaube, um wirklich dieſen 
Namen zu verdienen, Freiheit voraudfegt, denn da die Religion eine Sache zwiihen Menſchen und 
Gott ift, eine aufrichtige innerliche Hingabe an ein höchſtes Weſen, bei der ed vor allem wefentlich 
it, daß fie von Herzen fommt, fo fünnen ohne Freiheit zwar wol die Hände und die Stimmen die 
Gebräude eines automatifhen Cultus vornehmen, aber von wahrer Religion ift feine Rede, mit 
Hinwegnahme der Freiheit ift die Reiter Hinweggenommen, auf der man in den Himmel fteigen 
fann. Man behauptet nun wol, die religidöien Meinungen zögen moraliihe Meinungen nadı 
fh, und da eine gefunde Moral von höchſter Wichtigkeit für die bürgerliche Geſellſchaft fei, fo 
fönne man doch nicht ohne Unterſchied jeden religiöfen Glauben dulden und ſich ausbreiten laſſen. 
Inden fo wohlgemeint dergleichen Marimen auch fein mögen und fo ſehr e& vielleicht den An: 
ſchein bat, als ob man durch ihre Beftreitung die Baſis der öffentlichen Ordnung unterwühlt, jo 
liegt bei dieſen Vorftellungen doch eine Confuſion zu Orunde, denn es eriftirt vielmehr eine 
andere Duelle für die moralifche Ider ald die Religion, diefe Duelle ift die bürgerliche Geſell— 
ſchaft felbit; und wie die Bildung derfelben eine natürlide Thatſache war, die ihren Urſprung 
in der Nothwendigkeit hatte, fo verhält es ih auch mit ven Ideen, welche die Geſellſchaft conſer— 
viren; fo unvollfonimen diejelben immerhin fein mögen, von der Religion find fie unabhängig 
und für die Erbaltung der Geſellſchaft jind fie genügend. Sollten gegen die Grundlagen dieſer 
ſocialen Moral, perſönliche Sicherheit, Eigenthum u. f. w. Doctrinen geltend gemacht werben, 
fo wären biefe allerdings ftaatäfeitig zu verfolgen und zu unterdrüden. Dabei wird man die 
öffentliche Meinung für jih haben. Zur Verfolgung einer religiöfen Meinung, ohne daß dabri 
Bragen der focialen Moral in Betradht kommen, fehlt ed aber dem Staate aud an jedem Krite— 
rium. Sollen feindfelige Kehren gegen das Chriſtenthum verfolgt werden ? aber maß beißt das? 
Beindjeligfeit fann fo eng und fo weit genommen werben, daß ed entweder gar nichtö bedeutet, 
oder daß die ärgfte Glaubendtyrannei darunter begriffen ift. Es bat für den Staat jogar poſi— 
tive Vortheile, wenn e8 mehrere Religionen in feinem Gebiete gibt; der Öffentliche Geift kann 
ih dann um fo freier und vielfeitiger entwideln; in demſelben Maße wie die Gewiſſensfreiheit 
zur Durdführung gelangt, nimmt erfahrungsmäßig der fittlihe Ernft einer Nation zu, wegen 
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der Schwere der Verantwortung, die durch die Freigebung der Gottesverehrung jedem einzelnen 
auferlegt wird; ein ſolches Volk wird nicht leicht ein frivoles Volf. Es wird ferner der öffent: 
liche Friede dadurch befeftigt, die politifche Freiheit befördert werben, und ed wird unter ben ver: 
ſchiedenen Religionsgeſellſchaften ein reger Wetteifer entftehen, auf ven Gebiete der Sittlichkeit 
die Palme zu erlangen. Endlich Hat ſich aud aus der ganzen Gefhichte die Thatſache ergeben, 
daß jede religiöfe Verfolgung ihren Zweck verfehlt; geleugnet zu allen Epochen von leichtſinni— 
gen Geiftern, hat diefer Erfahrungsfag aus dem Verlaufe ver Berfolgungen ftetd neue Beftäti- 
gung erhalten; der Menfch it num einmal ein freied Weſen, die Freiheit ein ungerflörbares 
Element der menfchlihen Natur. Der Menfh weiß, daß er feine Freiheit misbrauden kann, 
aber er weiß auch, daß er ohne dieſelbe nicht leben kann; es ift wol möglich, die Außerungen der 
menfchlihen Gedanfenfreiheit für eine Zeit lang zu unterdrücken, aber nicht die Gedanken felbft, 
diefe leben innerlich fort und machen fih aud vielleicht, nach Jahrhunderten, äußerlich wieder 
geltend; Gedanken tödtet man nun und nimmermehr durch Zwang, fie müffen widerlegt werben, 
das ift die einzige Art, wie jle fterben fönnen; um auf biefem Felde zu jlegen, muß man recht 
haben, um befiegt zu werden, muß man unrecht haben. Noch ein Punkt ift Hier zu berühren; 
nad allem, was wir biöher über die Idee Vinet's fennen gelernt haben, jcheint ed nicht, daß er 
dabei auf dem Standpunfte ded geſchichtlichen Proteſtantismus ftünde, fondern vielmehr auf dem 
der Aufklärung und Philofophie. Und in der That verhält es ji fo. Allerdings nimmt der 
Verfaſſer die Verkündigung religiöfer Freiheit ala die Doctrin des Proteftantismus in Anſpruch, 
aber er verfteht dabei unter Proteftantismud nidyt das, was dad 16. Jahrhffhivert parunter ver: 
ftanden Hat, fondern er faßt diefen Begriff in einem ganz andern Sinne, der vielleicht eine ganz 
richtige Bortentwidelung der Ideen der Neformationszeit ift, ber aber nicht geradezu mit dieſen 
Ideen iventifleirt werden fann. Danach wäre Proteftantidsmus ein Abfehen von allen Dogmen, 
völlige Unabhängigkeit des Gewiſſens, ohne daß ed auf irgendwelchen dogmatiſchen Glaubens 
inhalt anfäme; die Neformation fei weniger eine Begebenheit geweſen, die man datiren könne, 
als ein Princip, deſſen Action noch fortvauere und immermehr ſich entwidele; die Reformation 
ſei im 16. Jahrhundert nur inaugurirt; die erften Neformatoren hatten vielleicht die Tragweite 
ihres Thuns nicht überfehen, aber fie hatten doch feine Vorichrift hinterlaffen, und fie hätten 
auch feine hinterlaffen können, wonach jie unterfagt hätten, etwas an ihrem erften Plane zu än— 
dern; wenn ſie namentlicy nicht ausdrücklich die religiöſe Freiheit mit allen ihren Gonfequenzen 
adoptirt hätten, fo hätten fie fehr viel mehr gethan, denn ihr Werk ſei die lebendige Verkün— 
digung des Princips gewejen, auf dem jene ruht; das Princip der Neformation immer von 
neuen verfündet und immer befler begriffen, habe endlich in ven proteftantifchen Rindern die Re— 
ligiongfveiheit und deren wefentlihe Gonjequenzen zur Anerkennung gebradt. So viel ſteht 
allerdings feft, daß die ungebeuere Mehrzahl ver deutichen Proteftanten nur von einem ſolchen 
Proteftantismus etwas willen will, aber jo viel fteht doch auch feft, daß dieſe Ausbildung der pro— 
teftantiihen Idee und daher auch die Ablritung der Religionsfreiheit aus diefer Idee erſt die 
Folge einer Entwidelung gewefen ift, die wenigitend nicht allgemein ald eine ſpeeifiſch proteſtan— 
tifche aufgefaßt wird, und neben der ftetd eine andere von mehr theologiicher Färbung under: 
gegangen iſt, die ji) gegen jened Prineip und diefe Folgerungen abwehrend verhalten hat. 
Entweder man muß Milton, Leibniz, Leſſing, Kant und Fichte ald die legitimen Nachkommen 
Luther's jich gefallen laffen, oder man muß für den Proteftantismus auf die Ehre verzichten, die 
Heligionsfreiheit herbeigeführt zu haben. 

Mit Alerandre Binet ift die Entwidelung der Anfichten über Religionsfreiheir offenbar zu 
einem Abſchluß gelangt, es fann über diefen Gegenftand kaum noch etwas Neues gefagt werben, 
die Gründe für und wider jind in der wiffenfchaftlihen Debatte erfchöpft. Das zeigt ih denn 
aud bei denen, die fpäter dies Thema behandelt haben und felbft einem fo lebendigen, origi— 
nellen Geifte, wie Bunfen war, ift es bei Gelegenheit der großen Vindication religiöſer Frei— 
heit in den „Zeichen der Zeit“ gegenüber den gegentheiligen Anſichten Stahl's nicht gelungen, 
noch irgend neue Gejihtöpunfte aufzuftellen. Es war gewiß von großer Bedeutung, daß es 
Bunſen war, der ſich in ſolchem Sinne ausſprach, übrigens aber waren diefelben Forderungen 
von andernebenfo, ja in beiferer Begründung und folgerichtigerer Durchführung erhoben worden. 

Gin Fortſchritt war nur noch nad Einer Seite hin möglich, und es ift das Verdienſt eines der 
freieften und vorurtheilslofeften Denfer des heutigen England, John Stuart Mill’, in jeinem 
„Essay on liberiy” (Rondon 1858) denjelben angebahnt zu haben. Die individuelle Freiheit 
beſteht nach Mill in der Unabhängigkeit, nicht blos von den Einwirkungen der Staatögewalt, 
ſondern auch von denen der Gefellichaft; die Auslebung der eigenartigen Perſönlichkeit, das 
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höchſte Ziel menſchheitlicher Entwickelung kann nicht nur durch die äußern Zwangsmittel beein— 
trächtigt werden, welche bie organifirte Geſellſchaft, ver Staat, gegenüber ven Willensäußerun: 
gen des Einzelnen zur Anwendung bringt, ſondern aud durch die viel gefährlidere Gewalt 
der Sitte und Öffentliden Meinung ; und wenn gerade in England das Joch ver Gefege vielleicht 
weniger ſchwer ift, eine Vergewaltigung der Behörde jeltener eintritt, jo ift dagegen das Jod 
der Geſellſchaft, weldes dieſe dur das moralifche Zwangsmittel allgemeiner Misbilligung 
ausübt, um fo drüdender. In der That iſt das ein Geſichtspunkt, der die höchſte Aufmerkſam— 
feit in Anspruch nehmen darf, wenn ed auch ſchwer fein mag zu der Verwirklichung veflelben im 
Augenblid viel zu thun, diefe wird vielmehr der fortfchreitenden Gefittung im Kaufe der Zeit 
anbeimfallen; aber es ift ein hohes Vervienft, viefen Gedanken angeregt zu haben, er wird klar 
erfannt um fo ficherer ind Leben geführt werben und erft dann, wenn vie Duldung aus den Gr: 
fegen auch in die @emüther der Menfchen übergegangen ift, kann von einer wahrbaften geiftigen 
Freiheit, von einer freien Selbftbeftimmung jedes einzelnen die Rede fein. 

B. Die Entwidelung ver Rehtögrundfäge über Ölaubend= und Eultus: 
freiheit. 1) Bis zur Reformation. Infolge der Konftantiniihen Eonftitutionen war zwar 
das Chriſtenthum im Römischen Reich erlaubt, das Heidentbum aber nicht verboten worben; es 
war vielmehr nur eine Confequenz des damals mit großer Emphaſe proclamirten Brincips der 
Befenntnißfreibeit, daß die hriftliche Kirche überhaupt zur Eriftenz gelangt war, und e8 jchien 
als ob man den Boden unterwühlen werde, auf dem allein die Anerfennung des Ehriftenthums 
rubte, wenn man verfuchen wollte, dad Chriftentgum zur Alleinherrihaft zu bringen und 
das Heidenthum zu unterbrüden. Dennoch ift das bald g geſchehen, das Princip war eben, 
wie immer in folden Fällen, nichts als ein Borwand, em theoretifhe Verzierung, womit eine 
praftifche Nothwendigkeit plaufibel gemacht werben follte, und ſobald nur die Verhältniffe, 
welde dem Ghriftentyum überhaupt die Anerkennung verſchafft hatten, in derjelben Richtung 
bin zwingender wurden, die Zahl der Befenner zunahm, mußte man um jo mehr darauf au: 
geben , dad Chriſtenthum zur ausſchließlichen Religion des Reichs zu erheben, ald das Interefje 
der Staatdeinheit dringend erheifchte, die religiöfe Verſchiedenheit zu befeitigen. Zwar im erften 
Anlaufe follte das Ziel nicht erreicht werden, gegen die Alleinherrfchaft ded Chriſtenthums, wie 
fie von Konſtanz und Konflantius bereitd fehr deutlich erftrebt wurde, erhob ſich noch einmal eine 
Reaction unter Julianus Apoftata, die aber eben nur darauf ausging, der Hriftlihen Kirche 
ihre Borrechte wieder zu nehmen, dem Heidenthum neben dem Ghriftenthum bie Eriftenz zu 
tetten, eine allgemeine Gleichheit unter den Bekennern der verſchiedenen Religionen herzuftellen. 
Dod die Regierung Julian's war kurz und ohne weitere Folgen; zwar die von ihm wiederher: 
geftellte allgemeine Religionsfreiheit blieb zunächſt auch unter feinen Nachfolgern befteben, aber 
zu einer Megeneration bed Heidenthums kam es nicht mehr, daſſelbe hatte fich überlebt ; ſchon er— 
ſcheinen die Anhänger deſſelben ald Pagani, als eine aus der Mitte des öffentlichen Lebens auf 
das Land zu den Bewohnern der Haiden zurückgedrängte Sefte. Und fo wurde denn nad man— 
chen vorbereitenden Mafregeln der entſcheidende Schlag geführt: Theodoſius der Große verbot 
392 vie Ausübung der heidniſchen Religion bei den fhärfiten Strafen; dadurch war fie für den 
Drient wenigftens völlig proferibirt, für den Dccivent erfolgte dad Gleiche im Jahre 399 durch 
zwei Geſetze des Honorind. 

Diefe Entwidelung war natürlich, wie für die übrigen Theile des Römifchen Reiche, fo au 
maßgebend gemwefen für die Zuftände in ver Provinz Gallien. Wie denn die germanifchen Sieger 
aud in anderer Beziehung die Eultur ver Beflegten annabmen, jo gefihah Died namentlich hin- 
fichtlich des religiöfen Glaubens. Die Glaubendeinheit war von Anfang an eine harafteriftifche 
Gigenfhaft des fränfifhen Reichs, und wenn auch zeitweife in den deutſchen Gebieten die Aus— 
übung heidnifchen Gottesdienſtes ungehindert geweſen war, fo fehlte e8 doch lediglich an der nö: 
thigen Macht, um vergleichen zu unterbrüden; im ganzen gingen Bekehrung und Ehriftia: 
nifirung Hand in Hand, wie Apoftafle und Empörung. So bietet und das Frankenreich dad Bild 
eined Gemeinwefend dar, wo politifdhe und religiöfe Bezüge ſich deckten, alle Unterthanen einer 
und derfelben Kirche angehören mußten und mit Ausſchluß aller Religiondfreiheit die von ber 
Staatöfirche abweichenden Meinungen ald Kegereien mit ftaatlihen Mitteln verfolgt wurden. 

Diefer Mangel aller Religiondfreiheit pflanzte fi) aus dem Frankenreiche fort in dad 
Deutſche Reich und findet fi in allen übrigen Staaten Guropas in damaliger Zeit; es ifl eins 
von den Momenten, die dem Mittelalter feinen Charakter gegeben haben. So ſehr auch wäh— 
tend des Mittelalterd Staat und Kirche miteinander gefämpft haben, jo jehr der Staat der An— 
fiht fein mochte, daß die Kirche ihre Competenz zu weit in fein eigenes Gebiet hinein ausdehne, 
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und fo jehr er ſich daher vielfach in dev Norhwendigfeit befand, foldhe Brätenjion mit den: Auf: 
gebot aller feiner Kraft zurüdzumeiien: das lag doch gänzlich außerhalb des Geſichtskreiſes der 
damaligen Welt, daß ed noch irgendeine andere Korm des religiöfen Lebens geben könne, die ber 
Staat anerkennen dürfe. Und die Glaubendeinheit, die man rechtlich aufrecht erhielt, beſtand 
auch thatſächlich, ja fie war im legten Grunde nur deshalb rechtlich durchführbar. Das dogma— 
tische Syſtem der fatholifchen Kirche genügte den unentwidelten Bebürfniffen der germaniſchen 
Völker und faum wagte man überhaupt eine jelbftändige Stellung diefen Dingen gegen: 
über einzunehmen; vie Entwidelung der Dogmatif hat damals jahrhundertelang jo gut 
wie ganz gerubt. Erſt gegen Ende des Mittelalters, ald die Zeiten heller wurden und zus 
gleich die Kirche in einen ſittlichen Verfall gerietb, erhoben fich jene diſſidentiſchen Gemeinihaften 
wie Waldenjer, Albingenfer, die Sekten des Wiclef und ded Johann Huf, Erſcheinungen, die 
indeß immer noch vereinzelt genug waren, um durd bie überwältigende Macht der organifirten 
Kirche nach den damals herrſchenden Orundfägen der Intoleranz überwältigt werben zu fönnen. 
Eine Ausnahme mußte fich dies ftarre Syften doch gefallen laffen: e8 wurde hier und da durch: 
brochen durd die Zulaffung ver Juden. Indeß diefe betrachtete man ald außerhalb aller Staats: 
genoſſenſchaft ſtehend, leviglich al8 Fremde, deren Niederlaffung im Lande nur eine vorüber: 
gehende war, ohne jede Gewähr der Dauer, und die in die Beziehungen des Staats nur infoweit 
verflochten wurden, ald dies auch bei vorübergebendem Aufenthalte unausbleiblic war. 

Im Anfang der neuern Zeit erhob fidh dann aus den Tiefen des deutſchen Volksthums jene 
neue große Ketzerei, wodurch der deutſche Geift zu feiner Mündigfeit in religiöfen Dingen ge- 
langte; und diefe Bewegung erwi ch ald zu mädtig, um nad der Schablone des pojitiven 
Rechts, wie es im Mittelalter jich fe ellt hatte, abgethan zu werden. Wenigftens in einem 
bedeutenden Theile Europas gelang es der Reformation, den alten Rechtözuftand zu zertrüm: 
mern und einen neuen zu fchaffen. Zwar bei ven romanifhen Nationen, die von der neuen 
Lehre faft gänzlich unberührt blieben, namentlid in Italien und Spanien, fonnten fi die mit= 
telalterlihen Rechtözuftände unverändert erhalten, zum Theil bis auf den heutigen Tag. Bei 
den jfandinavifhen Nationen wurde zwar der Katholicismus völlig verdrängt, bie neue Lehre 
zum vollftändigen Siege gebracht, aber ein Abweichen von den Grunbfägen der Intoleranz fand 
darum nicht flatt, zum Theil nicht bis auf den heutigen Tag. In Frankreich und England ferner, 
wo bedeutende Bructheile der Bevölkerung dort dem Proteſtantismus zufielen, hier dem Ka: 
tholicismus treu blieben, hatte ed eine Zeit lang den Anſchein, als ob die Zurüdführung des 
ftaatlihen Friedens nad Kämpfen, die eine tiefe Zerrüttung aller Verhältniffe mit ſich geführt 
hatten, nur möglid fein würde um ben Preis der Toleranz gegen Minderheiten anderögläu: 
biger Unterthanen; weil aber in beiden Rändern dieſe Minverheiten den religiöfen Boden ver— 
ließen und ber beitehenden  ftaatlihen Ordnung gefährlid wurden, in Frankreich ber Einheit, 
in England der Freiheit, jo führte eine legte Anftrengung der Staatögewalten in beiden Län— 
dern zur völligen Unterbrüdung der Diffentirenden, zur Wiedererlangung der Glaubendein- 
heit; nur daß in England die proteſtantiſchen Diſſenters geduldet wurden. In Deutfch- 
land endlich hat man zunächſt nur im Verhältniß zur Staatsgewalt des Reichs verſucht, 
den Grundſat der Duldung zur Anerkennung zu bringen; aber obgleich das Deutſche Reich 
kaum noch ein ſtaatsrechtliches Verhältniß genannt werden konnte, und die lockere Organiſation 
deſſelben ſehr wohl einen Barticularismus auf dieſem Gebiete ertragen konnte, fo iſt man doch 
erſt nach einer langen Reihe ſchwerer Leiden und blutiger Kämpfe, infolge deren nicht blos die 
Reichsverbindung ihrem ſichern Untergang entgegengeführt, ſondern auch vie ganze Lebens: 
kraft des deutſchen Volksthums auf das ſchwerſte gefährdet wurde, dahin gelangt, die Toleranz 
gegenüber der Reichsſtaatsgewalt zur Anerkennung zu bringen. Da aber an der Religions— 
freiheit, die um diefen Preis errungen war, die Maffe der Nation keinen Theil hatte, denn fie 
bezog ſich blos auf die Obrigkeiten, während die Unterthanen um fo mehr deren Willkür an- 
heimgegeben wurben, fo wurde der auf dem Boden ded Reichs nur zu einem uuvolllommenen 
Abſchluß gelangte Kampf auf dem Boden der einzelnen Territorien weiter geführt, ja in der 
That und Wahrheit Hier erft wirklich durchgekämpft; doch geſchah ed im ganzen auf unblutige 
Meife, indem allmählich die natürlichen Verhältniſſe und die aufgeflärte Anſicht der neuern 
Zeit den Sieg der Religionsfreiheit in immer größerer Auspehnung berbeiführten. Immer 
aber ift viele Reform nur zur Geltung gebradht worben im beutichen Staatöredht umd nid 
au, wie bereitö früher gezeigt worden, im Eatholifhen Kirchenrecht. 

2) Die Entwidelung des deutihen Reid: und Bundesrehtä jeit der Me 
formation. Der reihöfeitigen Anerkennung der neuen Kirche ift ein lebhafter Kampf 
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zwiſchen den Organen der Reichsſtaatsgewalt vorhergegangen. Ganz in Gemäßheit des mittel: 
alterlichen Rechts zuſtandes hatte ed anfangs den Anſchein gehabt, als ob die weltlihe Gewalt, 
nachdem die päpftliche Bannbulle gegen Luther erlaſſen war, auch ihrerfeitd zur Vernichtung 
der neuen Lehre vorgehen würde. Wenn die Anfihten des damaligen Reichsoberhaupts in 
dieſer Hinſicht fo feindfelig wie möglich waren, fo hatte auf dem Reichdrage von Worms 1521 
aud noch die Mehrzahl der Reichsſtände einen wenigſtens theilweiſen Widerruf von Luther 
verlangt, und ed handelte daher der Kaiſer, als ein ſolcher Widerruf bekanntlich nicht erfolgte, 
in wejentlicher Übereinftimmung mit den Neichötage, wenn er unterm 26. Mai 1521 das ® 
auf den 8. Mai dieſes Jahres zurückdatirte fogenannte Wormfer Achtsedict erließ; Freilich geſchah 
das zu einem Zeitpunfte, wo Die meiften Reichsſtände ſich ſchon entfernt hatten, indeſſen bie 
formelle Legalität diefes Vorgehens dürfte faum anzugreifen fein. Indem nun aber die Durd;= 
führung dieſes Edicts gerade bei denjenigen Fürſten Widerſtand fand, auf deren Cooperation es 
bejonders angefommen wäre, außerdem in der Zwifchenzeit die Reformation fid) weit über das 
Land bin ausgebreitet hatte, jo kam es, da zu gleicher Zeit die auswärtigen Verhältniſſe vie kaiſer— 
liche Gewalt lähmten, zu dem berühmten Reihsjhluß von Speier vom 27. Aug. 1526, wonach 
war die endliche Entfheidung in Saden der flreitigen Religion einem allgemeinen Goncil vor: 
behalten, einjtweilen aber jedem einzelnen Reihöftande fein Verhalten zu dem Wormfer Evict 
und der neuen Lehre ind Gewiflen geftellt wurde; man follte ſich in diefen Dingen fo be: 
nehmen, wie man ed gegen Gott und Eaiferlihe Majeftät hoffe und vertraue zu verantworten. 
Das war alles, was unter ven gegebenen Umftänden erreicht werben fonnte, denn wenn ed ein: 
mal nicht möglich war, die Reformation zur Reichsſache zu machen, fo blieb nicht übrig, ala jie 
zur Territorialſache zu machen ; und es handelte ſich auch im ganzen folgenden Berlauf eigentlich 
nur darum, diefe durchaus günftige Poſition zu behaupten, die unter einer veränderten Con— 
ſtellation jehr bald angegriffen wurde. Je mehr nämlich in den nächſten Jahren der Pro: 
teftantismusd Fortſchritte gemacht hatte, nicht blos durch äußere Ausbreitung, jondern auch 
durch innere Befeftigung, um fo mehr hatte nun ver Kaifer, fobald er in feinen auöwärtıgen 
Beziehungen einigermaßen freie Hand befam, das Beftreben,, diefe Entmidelung wenigſtens in 
fefte Grenzen einzuſchließen, und das gelang ihm durch den zweiten Speierer Reihsihlug vom 
1. Febr. 1529; derjelbe befundet zwar fein vollftändiges Zurüdgehen auf den Standpunkt des 
Wormfer Edicts, aber infofern eine wefentliche Einſchränkung gegen früher, ald zwar dieje— 
nigen Reichöftände, welche bereit die neue Lehre ergriffen hätten, vorläufig dabei belaffen werben 
ſollten, dagegen neue Übertritte nicht geftattet waren, die Reformation aljo wieder aufgehört 
hatte, freie Territorialiache zu fein. Die peoteftantifchen Fürften fühlten aber zu gut, daß die Re: 
formation nicht ftill ſtehen könne, ohne zugleich zurüdzugeben, und fo kam e8 zu der berühmten 
Proteftation vom 19. April 1529. Mit bloßen Proteſten erreiht man aber nihts und mit 
rechtsphiloſophiſchen Unterfuhungen über die Zuläffigfeit ves Widerftandes in Religionsange— 
legenheiten noch weniger ; die damals gerade ausbrechenden Streitigkeiten über die Abendmahls— 
lehre ſchienen vollends dazu angethan, ver neuen Lehre den Untergang zu bereiten. Die völlige 
Unterprüdung wurde denn aud auf dem Neichdtage von Augsburg durch den Reichsabſchied 
vom 19. Nov. 1530 förmlich befchloflen, indem unter Aufhebung der andern Reichsſchlüſſe 
auf dad Wormſer Ediet zurücdgegangen und ven proteftantifhen Fürften nur noch eine Be: 
denfzeit bis zum 15. April 1531 geftattet wurde; nach deren Ablauf wurde Zwang in Ausjicht 
geftellt , indem der Reichsfiscal bei ven Neichögerichten gegen die ungehorfamen Stände proce= 
viren follte. Es hatte nichts geholfen, daß die Broteftanten damals ihren Stanbpunft in einer 
eigenen Schrift, der fogenannten Augsburgiſchen Gonfeffion, dargelegt hatten ; auf@rörterungen 
diefer Art lief man ſich nicht ein. Unter ſolchen Umftänden wurden dann die Bedenken der 
Theologen wegen des Rechts ded Wiverftandes zum Schweigen gebracht, und unter hervor: 
ragender Betheiligung ded Landgrafen Philipp von Heſſen, des bedeutendften Staatsmanns 
auf proteftantijcher Seite, dad Bündniß von Schmalfalden unterm 29. März 1531 abge: 
ſchloſſen; und obgleich man noch immer engherzig genug war, die fchweizerifchen Neformirten, 
welde die Augsburgiſche Gonfefjion nicht unterihrieben hatten, davon audzufchließen, fo war 
doch auch jo ſchon vie Macht der Ihmalfaldifhen Bunvdesgenoflen imponirend genug, um 
jeden Gedanken an eine fofortige völlige Ausrottung des Vroteftantismus fallen zu laffen. 
Als dann bald darauf eine neue Türkengefahr fih erhob, fo verftand man fid jogar zu dem 
Nürnberger Religiondfrieden vom 23. Juli 1532, wodurd der Beſchluß ded augsburger 
Reichstags wieder aufgehoben, ver fpeierifhe von 1529 weſentlich miederhergeftellt wurde; 
ja ed wurde fpäter fogar die Ausdehnung des Religionsfriedens auf ſolche, die ſich erſt nachher 
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zur neuen Lehre befannten, durchgeſetzt und jo die Poſition des erſten Speierer Reichsſchluſſes 
wieder erreicht. Funfzehn Jahre hindurch hatte jich bereits ver Rechtözuftand der Proteftanten 
auf diefer Grundlage befeftigt, als derfelbe noch einmal gänzlich in Frage geftellt wurde. Aller- 
dings waren alle Gonceffionen den Proteftanten fireng genommen nur proviforiih bis zum 
Zufammentritt eined allgemeinen Goncild oder einer Nationalverfammlung zur VBergleihung 
der fpaltigen Religion ertheilt worden. Der Zufammentritt jened lange vorbereiteten Goncile, 
durd welches eine definitive Ordnung der deutſchen Kirchenfahe herbeigeführt werben follte, 
"fand nun zu Trient 1545 ftatt, und da jegt die Proteftanten ſich weigerten, daſſelbe anzuer: 
fennen, auch gerade damals die Friegerifchen Erfolge Karl's V. vollendet waren, jo fam ed zu 
dem von vollftändigem Erfolge gefrönten Verſuche, ven Proteftantismus mit bewaffneter Hand 
niederzumerfen. Um fo mehr jhien ed mit der neuen Kirche vorbei zu fein, ald ver Kaifer bie 
ihm durch feinen Sieg geworbene Stellung fehr maßvoll benugte und ernftlih bemüht war, 
auf Grundlage des fogenannten Interim vom 13. Mai 1548 eine friedliche Ausföhnung her— 
beizuführen. Indeſſen die ſchwere Probe, die damald der Feftigkeit der proteftantifhen An- 
hänger auferlegt wurde, wurde glüdlich beftanden ; zu einer Annahme des Interim und damit 
zu einer Umwandelung der mwefentlihen Grundlagen ver Reformation fam ed eigentlich nur 
innerhalb des Machtgebietö der Eaijerliden Armee, bis dann der Sieg des Proteſtantismus 
durd) eine Wendung auf dem politifchen Gebiete herbeigeführt wurde durch jene Nebellion des 
bedeutendften damaligen Territorialfürften,, der bis dahin ſtets ein Bundesgenofle des Kaiſers 
gewefen war, des Kurfürften Morig von Sachſen. Indem nun Karl V. ſich feit diefer Zeit bei 
dem Mislingen feiner Plane von der Leitung der deutihen Dinge zurüdzog, fo kam es unter 
Bernittelung feines Bruders Ferdinand zum Religionsfrieven von Paflau vom 2. Aug. 1552, 
der wefentli auf den Standpunkt des erften Speierer Neihsihluffes von 1526 zurüdführte, 
indem er die Religion zur Territorialfache erklärte, in die ſich die Reichsgewalt nicht zu miſchen 
babe, den einzelnen Reihsftänden aber verbot, ſich Dieferbalb zu befriegen. Da aber der pal: 
fauer Vergleich fein Reichsgeſetz, ſondern nur ein Vertrag zwiſchen mehreren Reichsſtänden 
war, fo war nod) eine weitere reich@gejegliche Negulirung nothwendig. Diefelbe erfolgte nach 
mannihfahen Verſchleppungen auf dem Reichstage zu Augsburg durd den Reichsabſchied 
vom 26. Sept. 1555. 

Das Syſtem des Augsburgifchen Religionsfriedens harakterifirt fi in folgender Weife. 
Überhaupt bezog fi die Glaubens = und Eultusfreiheit, die damals gewährt wurde, auf dad 
Reich und Diejenigen, welde in einem unmittelbaren Verhältniß zum Reiche fanden, auf die 
Reihsunmittelbaren, die Fürften. Indeſſen wurde ein Theil verjelben durch den Religions: 
frieven ausdrüdlic von der Bekenntniffreiheit ausgeſchloſſen: ausdrücklich davon die geiftlichen 
Fürften durch den geiftlihen Vorbehalt. Die Verhandlungen drehten ſich gerade vorzugöweiſe 
um diefe Frage; ganz mit Recht ſah man e8 auf beiden Seiten als eine Lebensfrage an, ob ven 
geiſtlichen Fürſten als ſolchen ver Übertritt geftattet fein ſolle, ob proteſtantiſche geiftliche Fürften 
in Deutfchland zugelaffen werben follten oder nicht; man machte von der einen Seite her mehr 
die kirchliche Stellung der geiftlihen Fürften geltend, hob ihre Kigenfhaft als Biſchöfe hervor 
und fand ed abfurd, daß jemand, der fich von den kirchlichen Sapungen losſage, vermöge deren 
er zu folder Stellung gelangt fei, diefelbe auch fernerhin in einem ganz andern Sinne beibe- 
halten follte; dagegen betonte man von der andern Seite die politifche Qualification derfelben, 
ftellte ihre Eigenfhaft ald Fürften in ven Vordergrund, und fand es unerhört, daß dieſe Eigen: 
ſchaft durch einen Confeſſionswechſel, der vielleicht mit allgemeiner Zuftimmung der Untertbanen 
vor fi ginge, verloren geben follte. Es ließ ſich eben rein theoretifch für beide Standpunfte 
etwas fagen, bie ganze Frage war aber eine Machtfrage und alg, ſolche wurde fie gelöft. Die 
proteftantiiche Partei fonnte nämlich mit ihrer Forderung nicht Furdbringen, wollte aber auch 
nicht geradezu ihre Zuflimmung zu der gegentheiligen Feftfegung erklären, und fo ergriff man 
den Ausweg, die Entſcheidung in das Ermeſſen des Kaifers zu ftellen, der dann jeinerjeitd die 
Sache dahin entſchied, daß die geiftlihen Kürften, wenn fie zur neuen Lehre übertreten würden, 
dadurch eo ipso aufhören follten, Fürften zu jein. Endlich bezog fich die ganze vom Reiche ge— 
währte Religiondfreiheit nur auf die Eatholifche (alte) Religion und auf die Anhänger ver 
Augsburgifchen Confeſſion; anderweite Religionsgeſellſchaften follten, wie ausdrücklich erflärt 
wurde, nicht geduldet werben. Von einer Religionsfreibeit in Bezug auf andere Perjonen ald 
weltliche Fürſten war dann überhaupt nicht die Rede; um die Unterthanen der einzelnen Terri— 
torien befünmerte fih das Neid im Augsburgifhen Neligiondfrieven nicht; der Varität im 
Reiche entfprad) das jus reformandi in den Territorien; die Regel cujus est regio, ejus religio. 


⸗ 


Kirche 121 


Man muß fidy dies Reformationsrecht der Landesherren auch nicht zu craß denfen. Bis zu po: 
fitivem Zwange wenigftens erftrecte ſich vaffelbe nicht, e8 wurde vielmehr allen deutſchen Unter— 
thanen das Recht der Auswanderung wegen ihrer Religion garantirt, ſodaß fie in ſolchen 
Fällen fogar berechtigt fein follten, die Hülfe des Reichs in Anfprucd zu nehmen. Wenn dann 
die Unterthanen ihrerſeits von diefem Rechte feinen Gebrauch machen wollen, fo hat allerdinge 
der Landesherr feinerjeitd das Recht, fie audzutreiben; er kann nach Formellem Recht etwa bei 
einem Gonfeflionswechiel feine füämmtlichen Unterthanen über Die Grenze jagen ; hierin, in dieſem 
Rechte der Austreibung, gipfelt fih aber ein Neformationdreht. Wenn der Landesherr aus 
nationalöfonomifchen oder andern Gründen von ber Austreibung Abftand nimmt, fo muß er 
feinen im Lande verbleibenden anderögläubigen Interthanen mindeſtens Hausandacht bewilligen 
(devotio domestica), d. h. Religionsübung innerhalb der einzelnen Kamilien ohne Zuziebung 
des geiftlichen Amts, alfo individuelle Religionsübung, wobei gerade das verfagt bleibt, was 
das Weſen aller Religion fordert, die Gemeinfhaft. 

Der Augsburgifhe NReligiondfrieve war nun aber für den Proteflantismus, der damals 
im räftigften Kortfchritt begriffen war, nur eine vorläufige fefte Pofltion, um von da aus zu 
weitern Groberungen vorzudringen; auch der geiſtliche Vorbehalt wurde thatfählih außer 
Wirkſamkeit gefegt, indem bei eintretenden Vacanzen durch evangelifch gefinnte Kapitel vie 
Regierung der geiftlichen Fürſtenthümer Perfonen übertragen wurde, die der Reformation 
geneigt waren. Man bewerfftelligte dad auf verſchiedene Weife; in einigen Fällen fonnte man 
das beftehende Recht infofern ganz aufrecht erhalten, als ſowol die päpſtliche Konfirmation und 
Inveftitur mit Ring und Stab, wie aud die faiferliche Beftätigung und Belchnung mit dem 
Scepter erlangt wurde, fei ed, daß man in Rom und Wien über die Qualification des Can— 
didaten ſchlecht unterrichtet war oder daß man an der Gurie ſich unwiſſend flellte, um nicht die 
Oppofition noch mehr zu reizen, ober daß am kaiſerlichen Hofe vorübergehend eine Politik der 
Mäßigung und Verföhnung fih geltend machte. In den meiften Fällen aber war die Verlegung 
des geiftlihen Vorbehalts mit einer weitern Berlegung der Rechtsnormen hinſichtlich der Pro- 
vifton der Kirhenämter verbunden, unter Gonnivenz des Kaiſers begnügte man ſich mit einer 
blos weltlihen Belehnung, oder wenn eine folde nicht in aller Form ertheilt wurbe, mit einem 
bloßen Lehnsindult, der auch ſchon früher häufig vor der päpftlihen Konfirmation ertheilt war, - 
wobei man freilich auf eine foldhe feſt hatte rechnen können. Es kamen endlich Fälle vor, daß 
weder von der geiftlichen noch von der weltlichen Gewalt eine Beftätigung ertheilt wurde und 
- bie vom Kapitel gewählten evangelifch Gefinnten fi behaupteten, ohne ald Biſchöfe vom 
Papfte, und ald deutfche Fürften vom Kaifer anerfannt zu fein. Die geiftlihen Fürſtenthümer 
des nördlichen Deutſchland haben faft alle an dieſer Entwickelung theilgenommen : die Erzbis- 
thämer Magveburg und Bremen, die Bisthümer Halberſtadt, Minden, Osnabrück, Lübeck, 
Rapeburg, Schwerin ; e8 waren die Glieder der benachbarten proteftantifchen Fürftenhäufer, des 
hohenzollernſchen, braunſchweigiſchen, holftein- gottorpifhen, mecklenburgiſchen, welche auf 
dieſe Weiſe zur Regierung gelangten. Anderswo iſt das Gleiche mislungen, wie namentlich in 
Köln, auch in Hildesheim und VPaderborn; endlich in andern zahlreichen geiſtlichen Fürſten— 
thümern, namentlich im ſüdlichen Deutſchland, ſind nicht einmal derartige Verſuche gemacht 
worden. 

Der biöherige Rechtszuſtand wurde dann noch einmal wieder völlig in Frage geſtellt. Es 
entbrannte darüber der Dreißigiährige Krieg, und es fchien anfangs, als ob es zu einer völligen 
Niederwerfung der neuen Kirche fommen follte. Das Reftitutionsedict vom 6. März 1629 
hielt ſich nicht einmal in den Grenzen des Augsburgiſchen Religionsfriedens. Indeſſen im wei: 
tern Berlaufe flellte e8 fih dann heraus, daß man ſich behufs einer vefinitiven Orbnung gegen: 
feitige Zugeftänpnifle machen müfle, und fo entflanden die Art. 5 und 7 des odnabrüder Frie 
densinſtruments. Das Syftem des Weſtfäliſchen Friedens ift num folgendes: 

Indem im allgemeinen die Religiondfreiheit der deutſchen Fürſten von neuem anerfannt 
wurbe, fo wurde fie nad einer Seite hin weſentlich erweitert ; e8 follten nämlich die Reichs— 
unmittelbaren nicht blos die Wahl haben, ſich zur katholiſchen Kirche oder zur Augsburgifchen 
Eonfeffion zu befennen, fondern es wurden nun auch die Neformirten, zu denen bereitd mäd- 
tige Reiheftände zählten, befonders auf Verlangen des Großen Rurfürften in die Reichstoleranz 
aufgenommen ; inbeffen follten fie zwar volle securitas publica haben, aber nicht ein eigentliches 
jus reformandi gegenüber den Rutheranern in ihren @ebieten ; man Iegte dabei das Verhältniß 
zu Grunde, wie ed in Brandenburg durch Verſtändigung zwiſchen Landesherrn und Land— 
fänden bereits feftgeftellt war. Gine weitere Toleranz wurde aber nicht gewährt, vielmehr 
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ausdrücklich ausgeſprochen, daß außer der genannten Religion feine andere im Heiligen Rö= 
mifhen Reiche recipirt und geduldet werben follte (Art. 7). Es war die Pflicht der Reichs— 
faatögewalt, namentlih der Reichsgerichte, für die Aufrechthaltung dieſer Beſtimmung zu 
forgen, und bei paflenden Gelegenheiten ift auch danach verfahren worden ; fo ald im Jahre 
1712 der Reichsgraf Ernft Kafimir zu Runkel und Iſenburg eine Declaration erlaflen hatte, 
in welcher er allen, die fi in Büpingen niederlaffen wollten, unumſchränkte Gewiflendfreiheit 
verſprach. Gegen diefe Verordnung, ald dem Weſtfäliſchen Frieden zuwider, ſchritt nämlich 
der kaiſerliche Fiscal ein, und das Reichskammergericht verurtheilte den Grafen gu einer Strafe 
von 10 Marf löthigen Golves, auch zu Widerruf und Gaffation feines Edicts. Der Schwerpunft 
der ganzen Verhandlungen hatte auch zu Osnabrück wieder in der Frage gelegen, ob die Be— 
fenntnißfreiheit auch auf die geiftlihen Wahlfürften ausgedehnt werben folle oder nit. Noch 
einmal entbrannte über ven geiftlihen Vorbehalt ein hartnädiger Kampf; man behauptete von 
der einen Seite, der geiftlihe Vorbehalt fei gerechtfertigt , weil ja der Erwerb des Fürſtenthums 
nullo alio titulo gefchehe, ald von wegen des katholiſchen geiftlihen Standes; ed äudere daran 
auch nichts, daß das ganze Kapitel Üübertrete, Biſchöfe und Kapitel feien nicht unumſchränkte 
Herren, fondern blos Verwalter, es ſei doch fein Zweifel, daß wenn ein proteftantifcher Geift- 
licher zum Katholicismus zurüdfehren wolle, er alle feine Dignität fammt Einkommen und 
Nugungen verlieren würde. Gewiß läßt ſich gegen vergleihen vom Standpunfte ded pofitiven 
Eatholifchen Kirchenrechts wenigeinwenden, indeh das war auch nicht der Standpunkt der Gegens 
partei, die es überhaupt weniger mit pofitivem Recht, ald mit vem Fortichritt der geichichtlichen 
Entwidelung zu thun hatte. Dennod lieben es die Broteftanten, wie das in folden Fällen ge: 
wöhnlih geſchieht, auch ihre Argumentationen auf pofitives Recht zu gründen, und darin ift 
man benn, wie das gleichfalls gemöhnlich der Fall zu fein pflegt, nicht gerade beſonders glücklich. 
Denn die ‚‚Elaren Worte‘ des Religiondfrievens ſprechen doch wol für die Katholifen,; man 
fteift fich über die Gebühr auf den allgemeinen Sa, der dort fleht, daß nämlich fein Stand des 
Reichs wegen der Augsburgiihen Confeſſion beichwert und verachtet werben jolle; eine ſolche 
Beihmwerung würde doch, meint man, im höchſten Grade ftattfinden, wenn Reichsſtände wegen 
ihres Bekenntniffed zur Augsburgifchen Gonfeffion Land und Leute verlieren jollten; ver 
fogenannte geiftlihe Vorbehalt fei aber unverbindlich, denn es ftehe ja im Religionsfrieden, 
man habe fi darüber nicht einigen können ; wogegen dann von der andern Seite geltend ge— 
macht wurde, bei dem Mangel der Einigung fei die Entfcheidung dem Kaifer anheimgeſtellt 
worden, und biefer habe in Art. 18 des Augsburgiſchen Religionsfriedend zu Gunften der Ka— 
tholifen entſchieden. Die Proteftanten ihrerfeits leugnen dann, daß eine ſolche Anheimftellung, 
auf die der Kaifer ſich berufe, überhaupt ftattgefunden habe. Wie e8 bei einer ſolchen Sachlage 
gewöhnlich gefhieht, man macht ein Compromiß; ed wurde dadurd für die Zukunft der geift- 
liche Vorbehalt in fo beftimmter Weiſe wie möglich eingeführt, doch in dem Sinne, daß er ebenfo 
gut zu Gunften der Proteftanten ald der Katholiken zur Auwendung gebradt werden follte, 
während man dagegen, was die Entwidelung der Zwiſchenzeit betrifft, zwar nicht auf den 
Zuftand bei Abſchluß des Neligiondfriedens, aber doch auch andererſeits nicht auf den Zuftand 
bei Beginn des Kriegs zurüdging, fondern den factifhen Befigftand des 1. Ian. 1624 (Mor: 
maltag) über die Neligionseigenfhaft ver deutſchen reihsunmittelbaren geiftlihen Gebiete ent= 
fheiden ließ. Es gelangten dadurch faft alle fhon genannten norddeutſchen geiftlichen Fürſten— 
thümer in proteftantifchen Befig, aber die wenigften blieben wirklich ſelbſtändige proteftantifche 
MahlfürftentHümer, nur Lübeck und alternirend Osnabrüd, außerdem einige reihsunmittel: 
bare Abteien wie Ganderäheim, Hervorden, Quedlinburg; die andern wurden fäcularifirt 
und größern Staaten einverleibt, fie dienten zur Entihäpdigung des Großen Kurfürften (Mag: 
deburg, Halberſtadt, Minden), zur Entſchädigung der Krone Schweden (Bremen, Verben), 
zur Entihädigung Merlenburgs (Schwerin und Rageburg). Es follte nun aber in Bezug 
auf die drei genannten Religionen ven Reichöſtänden nicht blos Eultusfreiheit gewährt werden, 
fondern «8 wurde auch weiter feftgefegt, daß die politifhen Rechte derſelben in Bezug auf die 
Reihöregierung von der Religionseigenſchaft ganz unabhängig fein, daß jene aequalitas 
exacta mutuaque herrſchen folle, wonach, was dem einen recht, dem andern billig fei. Soweit 
es ging, fuchte man dieſe Parität durch mechaniſche Mittel, numerifhe Gleichheit unter den Ans 
hängern beider Parteien in den Reihsjuftigcollegien, wenigftens beim Reichskammergericht, in 
den Deputationen des Reichstags, in den höhern militäriihen Stellen durchzuführen; hinficht: 
lich der Stimmen auf dem Reichstage felbft ging das jedoch nicht; es würde eine zu tief grei: 
fende Umgeſtaltung der Reichöverfaflung vorausgeſetzt haben, hier Half man ji deshalb jo, daß 
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man die Religionsangelegenbeiten überhaupt ver Gompetenz des Reichstags entzog, infofern 
keine Majorität entſcheidend fein, fondern eine itio in partes ftattfinden follte, wonach beide Con⸗ 
feflionen auf dem Reihötage gleihfam zwei Gorporationen bildeten, von denen die eine durch bie 
andere in Religionsſachen nicht majorifirt werden follte. Um dieſes Recht planmäßiger geltend 
machen zu fönnen, trat die proteitantifhe Minorität auf dem Neihätage 1653 unter dem 
Borfige des Kurfürften von Sachſen, der noch immer ver mächtigſte lutheriſche Fürft war und 
deſſen Nachkommen auch troß des Übertritts zum Katholieismus dies Recht nicht verloren, zu 
dem fogenannten Corpus evangelicorum zuſammen; von einer wirkſamen Gentralregie- 
rung konnte dem gegenüber faum noch die Rede fein, eine foldhe Anwendung des Begriffs 
Barität fonnte nur plaggreifen gegenüber einer Staatögewalt, die faum noch eine Staatd- 
gewalt war, deren Gompetenz ſich auf verhältnigmäßig wenig Seiten des ſtaatlichen Lebens be⸗ 
ihränft. Übrigens wurde die freie Bewegung der Reichsregierung um fo mehr dadurch beein: 

trächtigt, ald man auch praktiſch von dem Itiondrechte den weiteften Gebraud machte ; gleich der erſte 
Fall, der übrigend durch die Katholiken veranlaft wurde, mag und das zeigen. In den deutich- 
franzöfifchen Kriegen zu Ende des 17. Jahrhunderts follten von ſeiten des Reichs vier Gene: 
ralmajorsftellen neu bejegt werden; dazu fanden ſich zwei fürftlihe Competenten, der Herzog 
von Weimar und der Markgraf von Baireutb, und zwei Adeliche, die Herren v. Leger und 
Stauff; jene wurden angeftellt als Generalmajors zu Pferde, diefe ald Generalmajors zu Fuß; 
zufällig waren die beiden Generalmajors der Gavalerie proteftantifh, die beiden andern katho— 
liſch; darüber bejannen ſich die Katholiken, daß ihnen das nachtheilig fein fonnte, und fo gingen 
fie in partes; man verglich ſich dann dahin, diesmal ftatt vier Generalmajord deren ſechs zu 
ereiren, namlich, außer jenen vier, noch einen Katholiken (v. Andrimont) ald Generalmajor zu 
Pferde und einen Proteftanten (v. Kielmanndegge) ald Generalmajor zu Fuß. 

Bon einer Religionöfreiheit ver Unterthanen in den einzelnen deutfchen Ländern ift aud im 
Weſtfäliſchen Frieven nicht eben die Rede; in höchſter Naivetät heißt es ſogar in einem 
ihwarzburgifhen Memorial zu den Friedensverhandlungen: „Und ift unwiderſprechlich, daß 
einem jeden Stande freiftehe, feine von Gott anvertrauten Unterthanen, ohne einiges Anfehen, 
auf eben vem Wege, auf weldem er von feiner jelbfleigenen Berfon die Seligfeit zu erlangen 
getrauet, zu leiten und zu führen, zumal ſich nichtd mehr geziemt, ald daß der Unterthan der 
Obrigkeit und feinem Herrn folge und feine Religion amplectire,” Die Regel des Reforma— 
tionsrechts ift allerdings gemilvert durch das flebile beneficium emigrationis und gipfelt in dem 
Rechte der Austreibung ; anberögläubige Untertbanen, die nicht auögetrieben werben, haben dad 
Recht auf Hausandacht; auch follen fie in der Nachbarſchaft dem Gottesdienfte ihrer Confeſſion 
beiwohnen können; die Auswanderungsbefugniß der anderägläubigen Untertbanen wird gegen. 
Beeinträchtigung aller Art jichergeftellt. Überhaupt aber wird dad Princip des Reformations⸗ 
rechts durch eine Ausnahmebeftimmung durchbrochen, welde praftifch die ganze Sachlage in 
einem wefentli andern Lichte erfcheinen läßt. Das landesherrliche Reformationsrecht findet 
nämlich feine Schranfen in vem factifchen Zuftande des Jahres 1624 (Normaljahr); d. 5. dies 
jenigen proteflantifchen Unterthanen, katholifcher Landeöherren und umgefehrt diejenigen katho— 
liſchen Unterthanen proteftantifcher Randeöherren , die an irgendeinem Tage jenes Jahres in der 
factiſchen Ausübung ihrer Religion fi befunden haben, follen in dieſem Befigftande, und zwar 
in bem damaligen Umfange, für alle Zukunft belaflen , erforderlihenfalls in venjelben wieder: 
bergeftellt werben. In jolden Fällen hat aljo der Landesherr das Recht der Austreibung nicht, 
fondern er iſt verpflichtet, nicht blos zur Duldung, fondern auch zur Geftattung einer förmlichen 
Religiondübung (exercitium religionis). Der Umfang diefer Religionsübung kann je nad) den 
thatſãchlichen Verhältniffen des Normaljahrs jehr verfchieden fein; doch laflen ſich zwei Haupt: 
arten berjelben unterfcheiden, die auch noch heute von größter Bebeutung find; die Religionsübung 
if entweder eine blos private oder eine Öffentliche; bei der privaten findet fi zwar ber Gottes: 
dienft unter Zeitung des geiftlichen Amts in voller Entfaltung, und wenn einzelne Beſchrän— 
kungen in diefer Richtung vorgefommen find, wie das Verbot des Blodengeläutes, Verbot 
firhenähnliher Berfammlungshäufer, fo find das eben Mopdificationen, dagegen hat nun aber 
diefe Religionsüsung, aud wenn fie ganz frei zur Darftellung gebracht wird, dod immer nur 
einen privatrechtlichen Charakter, die Religionsgeſellſchaft ift leviglich eine erlaubte Privat: 
geiellihaft, und in ihren redtlichen Beziehungen einfach nad den über Societäten geltenden 
Grundjägen zu beurtheilen. Die Öffentlihe Religionsübung unterfcheidet jih dann von ver 
privaten dadurch, daß die Genoſſenſchaft als juriſtiſche VPerfönlichfeit (mit Corporationsrechten) 
ericheint und daß ben Beamten dieſer Religionsgeſellſchaften Öffentlicher Glaube (publica fides) 
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zufommt, wodurch diejelben in ven Stand gefegtiwerden, gewiſſe Handlungen, die für das äußere 
Rechtsleben, namentlich für die Feſtſtellung der Eivilftundsverhältniffe von Wichtigkeit find, mit 
vehhtliher Wirkung vorzunehmen. Übrigens gab e8 von diefer das Reformationsrecht burdhbre- 
enden Ausnahme des Normaljahrs wieder eine Ausnahme: für gewifle Länder nämlich galt das 
Normaljahr nicht, ſodaß Hier die urſprüngliche Negel wiederhergeftellt wurde; die Beſtim— 
mungen des Normaljahrs follten Feine Anwendung finden auf die Öfterreihifchen Erbländer, 
fo fehr man ſich auch evangelifher=, namentlich ſchwediſcherſeits bemüht hatte, ein Weiteres zu 
erreiben. Graf Trauttmansdorff hatte jehr beftimmt erklärt, ver Kaifer würde fidh eher Krone 
und Scepter, Rand und Leute, ja felbft das Leben nehmen laſſen, ald in diefe Forderungen ein= 
willigen ; nur Schlefien wurde doch noch etwas günftiger geftellt, indem ben drei Herzogen jenes 
Landes, zu Brieg, Liegnig und Münfterberg:Dels für ihre Berfon, forwie auch der Stadt Breälau 
die Beibehaltung ihrer evangelifchen Religionsübung zugeſtanden, auch geftattet wurde, daß in 
den drei ſchleſiſchen Herzogthümern bei Schweibnig, Jauer und Glogau noch drei evangeliſche 
Kirchen zum Gebrauch der dortigen Interihanen, wenn fie varum anhalten würden, auf ihre eige= 
nen Koften gebaut werben fünnten; binfichtlich der übrigen fchlefiichen Grafen, Freiherren, Ade- 
lichen und deren Unterthanen wurde nur fo viel bewilligt, daß ſie nicht zur Auswanderung ge: 
zwungen und baf ihnen erlaubt fein follte, ihrem Gottesdienfte an benachbarten Orten außer 
Landes beizumohnen; eine Gewährung, die auch den zur Zeit des Friedens in Nieveröfterreich 
wohnhaften Grafen, Freiherren und Evelleuten zugute kommen jolle. Liber die Auslegung der 
Beflimmungen des MWeftfälifchen Friedens hinſichtlich des Normaljahrs erhob fih eine eigen- 
thümliche Gontroverfe; es entfland nämlich die Frage, ob in einem Orte, wo nad) dem Entſchei— 
dungsjahre allein die evangelifhe Neligionsübung im Gange gewefen war, der Eatholifche Lan: 
desherr nun vermöge feines Reformationsrechts auch noch eine katholiſche Religionsübung, alfo 
ein simultaneum religionis exereitium einführen könne, und zwar ſcheint dieſe Frage vom 
Standpunkte des Weftfäliichen Friedens aus verneint werden zu müffen; befonderd aus zwei 
Gründen; während nämlich im Art. 5 der osnabrüder Frievdensurfunde, wo ed jih um dad 
Verhältniß der Katholiken zu den Proteftanten handelte, eine derartige Beftimmung ganz fehlt, 
fo war im Art. 7, wo es fi um dad Verhältniß zwifchen Reformirten und Lutherifhen handelte, 
die Zuläffigkeit des Simultaneumd ausprüdlich anerkannt; außerdem fand fich eine befondere 
Beftimmung, daß ein fatholifher Landesherr, der ein verpfändetes Land wieder einlöfe, wo in- 
zwifchen die evangelifche Neligionsübung eingeführt fei, auch zur Wiedereinführung feiner eige— 
nen Religionsübung berechtigt fein folle; aus beiden Argumenten ſcheint nad) allgemeinen Inter- 
pretationdregeln hervorzugeben, daß das volle Reformationsrecht dev Landesherren nur da zur 
vollen Geltung kommt, wo Landesherr und Unterthanen einerlei Religion find, fo Eonnte z. B. 
ber Kurfürft von Braunfhweig- Lüneburg in Hannover, Göttingen, Gelle katholiſche Gotted= 
dienfte geftatten, wo aber eine folche Übereinftimmung nicht ftattfindet, bleibt e8 bei dem Zuftande 
des Jahres 1624, und mo alfo damals in einer Stadt, einem Dorfe und Fleden allein proteftan= 
tifche Religionsübung ſich fand, darf ein katholiſcher Landesherr ein Simultaneum nicht einführen ; 
die Proteftanten, die 1624 unter einem katholiſchen Landesherrn im Alleinbefig waren, müffen 
unter einem Fatholifhen Landesherrn ſtets im Alleinbefige bleiben. Es wurde übrigens dieſe 
Frage im ganzen von ven Katholiken bejaht und von den Proteftanten verneint, denn der Prote— 
ftantismus war inzwifchen aufdie Vertheidigung zurüdgebrängt, und die Öegenreformation hatte 
beionders durch die Übertritte weltliher Randesherren immer meitere Fortichritte gemadt; man 
fuchte alfo jegt katholiſcherſeits dem jus reformandi der Landesherren eine möglihft weite Aus— 
dehnung zu geben. In einem berühmten Kalle it aud) den Katholiken ein ſolches Simultaneum 
zugeftanden,, durch die fogenannte Ryswijker Glaufel 1697; indem nämlich damals befanntlich 
Frankreich genöthigt wurde, alle Diejenigen deutſchen @ebietötheile wieder herauszugeben, Die es 
feit dem Frieden von Nimwegen 1679 unter dem Vorwande der Reunionen occupirt hatte, und 
in denen größtentheil® von den Franzofen das Simultaneum eingeführt war, fo wurbe beim 
Friedensſchluſſe doch beſtimmt, „daß die römifch = fatholifhe Religion an den von Frankreich 
zurückzugebenden Orten fo bleiben folle, wie fie jeßt ſei“; die Gefandten hatten wiederholt er: 
flärt, ihres Königs Ehre und Gewiſſen litte nit, daß die Kirchen, die er aus Andacht habe 
bauen laſſen, in ihrem Gebrauche verändert würden, und das bezog ſich nicht blos auf die Kir: 
hen, welche von Frankreich dotirt waren, deren es im ganzen 29 gab, jondern auch nod auf fait 
2000 andere, in denen oft nur im Borbeimarfchiren ein katholiſcher Feldprediger ven Gottes: 
pienft gehalten hatte. 

Erft infolge ver großen geſchichtlichen und ſtaatörechtlichen Vorgänge zu Anfang ded gegen: 
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wärtigen Jahrhunderts fanden weitere Mopdificationen des’durh den Weſtfäliſchen Frieden 
begründeten Nechtözuftandes fait. Inden durch die Säcularifation ver geiftlihen Fürſten— 
thümer große Maflen Fatholifchen Landes unter die Regierung proteftantifcher Fürften ge: 
riethen-, jo verfland ſich doch von felbft, daß der biäherige NReligiondzuftand folder Gebiete 
gegen Aufhebung und Kränfung aller Art gefhügt werben mußte. Da nun nad firengem 
Reichörecht die Landesherren berechtigt gewefen wären, vie katholiſche Religionsübung, fo= 
fern fie nicht das Normaljahr für fi hatten, nach Reformationsrecht zu unterdrücken, fo wurde 
gleihfam ein neued Normaljahr feftgefegt,, indem beftimmt wurde, daß „die biöherige Reli— 
gionsübung eined jeden fäcularifirten Landes geihügt fein folle”. Dagegen war ed eine For: 
derung der neuen Zeit, daneben das Simultaneum zur Geltung zu bringen, indem auf 
Preußens Antrag dem Landesherrn freigeftellt wurde, auch nod andere Religiondverwandte zu 
dulden, und ihnen den vollen Genuß der bürgerlichen Rechte zu geftatten; das Normaljahr war 
diesmal im Intereffe der Katholiken, das Simultaneum im Interefje der Proteſtanten. (Reiche: 
deputationshauptſchluß vom 25. Febr. 1803, Reichsſchluß vom 27. April 1803, $. 63.) 
Durch den Wegfall des geiftlihen Fürſtenthums war ferner dad Stimmverhältnig am Reichötage 
geändert ; e8 beſtimmte nun zwar der Reichsdeputationshauptſchluß, daß die geiftlihen Stimmen 
auf die Entſchädigungsländer übergehen follten, indeſſen dagegen erhob der Kaiſer jeinen Wi: 
derfpruch, indem er behauptete, daß ihm ald Bogt ver römischen Kirche die Verpflichtung ob: 
liege, eine confeflionelle Ungleichheit, wie fie ſich daraus ergeben werde, nicht zu geftatten;, da 
in vem Gollegium der Städte und ver Kurfürften die Proteftanten bereits die Majorität hätten, 
fo fei das Äuferfte, wozu er ji verftehen könne, Stimmengleihheit im Reichsfürſtenrathe zu be: 
willigen; aus Intereffe an der Bewahrung der Parität hat der Kaifer damals jogar fein Veto 
gegen den F. 32 ded Reichsdeputationshauptſchluſſes eingelegt, ſodaß es zu einer Neubildung des 
Fürſtenraths gar nicht gefommen ift und diefe Angelegenheit beim Untergange des Reichs un: 
audgetragen war. (Agidi, „Der Fürftenrath nad dem Runeviller Frieden“, Berlin 1853.) 

Im großen und ganzen-ift das Deutſche Reich nicht über ven Standpunft des MWeftfäliichen 
Friedens hinausgekommen; es blieb bis 1806 Rechtens, daß nur die drei im Weſtfäliſchen 
Frieden benannten Religiondparteien in den Ländern ded Reichs geduldet werden dürften, es 
blieb bis zulegt Rechtens, daß aud die Anhänger diefer drei Religionen, jofern fie nicht eins 
der beiden Normaljahre für fih Hatten, audgetrieben werden fonnten, und ganz richtig jpricht 
fihdenn aud ein kaiſerliches Hofdecret an den Reichdtag vom 30. Juni 1803 dahin aus: „Daß, 
joviel auch bereits über allgemeine und vollfommene Religionstoleranz gefagt und gefchrieben 
worden, dod die Wirfung davon nod nicht in die Grundgeſetzgebung des Deutſchen Reichs 
übergegangen heißen könne, daß der Grundſatz einer allgemeinen und wechjeljeitigen Duldung 
und des vollfommenen Genuffes der bürgerlichen Rechte für alle Religionsgenoſſen noch nicht 
einmal in Anjehung der drei hriftlihen Confeſſionen in den fänmtlihen Kindern ded Deutſchen 
Reichs anerkannt worden fei, und daf andere felbit feierlich garantirte Grundgefege beitehen, die 
durch den Geift einer allgemeinen und vollfonmenen Religiondübung weder geleitet feien, 
noch als fortichreitende Wirkung verjelben anerkannt werden würden, Vgl. über die Reichs— 
rechte: Pütter, „Hiſtoriſche Entwidelung der heutigen Staatöverfaffung des Deutſchen Reichs“ 
(3 Thle., Göttingen 1786— 87); derſelbe, „Geift des Weftfälifchen Friedens“ (Göttin: 
gen 1795); Häberlin, „Handbuch des deutſchen Staatsrechts“ (3 Thle., Berlin 1797); 
Eichhorn, „Deutſche Staats- und Reichsgeſchichte““, Bo. IV; Wilde, „Bemerkungen über Ge— 
wiſſensfreiheit“, In der „Jeitſchrift für deutſches Recht“ (1847). 

In der Rheinbundsacte vom 12. Juli 1806 finden ſich Beſtimmungen über Glaubens: 
und Gultuöfreiheit nicht; die Gontrahenten, ſowol Katholiken wie Proteftanten, waren bereits 
durch den Reichsdeputationshauptſchluß zur Duldung Fatholifher Unterthanen verpflichtet; zum 
Schuge der durd die Mediatifirungen an anderdgläubige Zandesherren gekommenen Untertha— 
nen geihah in der Rheinbundsacte nichts. Ebenſo wenig findet ih dergleichen in dem würz— 
burger Acceffiondvertrage vom 21. Sept. 1806; erſt in dem Friedendtractat zwiſchen Frank— 
reich und Kurſachſen, d. d. Poſen, 11. Dec. 1806, hatte man ſich darauf beſonnen, daß die frü— 
hern Reichsgeſetze in dieſer Beziehung incompatibel mit den Principien des rheiniſchen Bundes 
ſeien, und fo wurde eine Beſtimmung aufgenommen: „L'exercice du culte catholique sera... 
pleinement assimile à l’exercice du culte lutherien; et les sujets des deux religions jouiront 
sans restriction des memes droits civils et politiques“; welche Beftimmung fi dann ald Art. 4 
in den übrigen Neceffionsurfunden zum Rheinbunde, die ich ſämmtlich auf proteftantiiche Für: 
flen bezogen, wörtlich wiederfindet, und namentlich der Farholifchen Kirche in Naffau, Walde, 
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Divenburg, den ſächſiſchen, anhaltinifchen, lippeſchen, ſchwarzburgiſchen Staaten und den 
Hanfeftädten freie Neligionsübung gewährt hat. 

Indem in den Entwürfen der deutichen Bundesacte urfprünglic von kirchlichen Berhältnifien 
gar feine Rede geweſen war, fpäter die verſchiedenſten Faſſungen ſich geltend machten, fo finden 
fi endlich in dem durch Öfterreich und Preußen gemeinfam vorgelegten Entwurfe vom 23. Mai 
1815, der den Berathungen zu Grunde gelegen hat, zwei dieſen Gegenftand betreffende Artifel 
Nämlich: „Art. 14. Kortiegung der bürgerlichen und politifhen Rechte. Die Verſchiedenheit 
ber drei hriftlihen Religiondparteien kann in den Ländern und Gebieten des Deutichen Bundes 
feinen Unterjhied im Genuß der bürgerlihen und politiichen Rechte begründen. Den Beken— 
nern bes jüdiſchen Glaubens werden, infofern jie fich der Leiſtung aller Bürgerpflichten unter— 
ziehen, die venjelben entjprehenden Bürgerrechte eingeräumt, und wo dieſer Neform die Lan— 
deöverfaffungen entgegenftehen, erflären die Mitgliever des Bundes dieſe Hinderniſſe ſoviel als 
möglih binwegräumen zu wollen. Art. 15. Religionsrechte. Die. fatholiihe Kirche in 
Deutihland wird unter der Garantie des Bundes eine ihre Rechte und die zur Beſtreitung 
ihrer Bedürfniffe nothwendigen Mittel fichernde Verfaflung erhalten. Die Rechte der Evan: 
gelifhen gehören in jedem Staate zur Landesverfaſſung, und ihre auf Friedendfhlüffen, 
Grundgejegen und andern gültigen Verträgen beruhenden Rechte werden ausprüdlih auf: 
recht erhalten,” Bei der Berathung hatten beide Artikel verihiedene Schickſale. Der Art. 14 
ift in feinem erften Sage unverändert in die Bundesacte aufgenommen; daß babei das nicht in 
allen Abſchriften vorhanden geweſene Zahlwort „drei“ vor Neligionsparteien weggeblieben ift, 
involvirt feine Veränderung des Sinnes; der die Juden betreffende Theil des Artifels ging 
nicht ohne Veränderung dur ; derſelbe lautet vielmehr in der jegigen Faſſung: „Die Bundes: 
verfammlung wird in Berathung ziehen, wie auf eine möglichft übereinſtimmende Weiſe die 
bürgerliche Verbeflerung der Bekenner des jüdiihen Glaubens in Deutichland zu bewirken fei, 
und wie infonderheit venjelben der Genuß der bürgerlihen Rechte gegen die UÜbernahme aller 
Bürgerpfliten in den Bunpesftaaten verihafft und geſichert werden könne. Jedoch werben 
den Befennern dieſes Glaubens bis dahin die denſelben von den einzelnen Bundesftaaten be- 
reits eingeräunten Rechte erhalten." Wobei noch zu bemerken ift, daß auf Antrag des Ver: 
treterd der Freien Stadt Hamburg im legten Sage das „von den einzelnen Bundeöftaaten‘ 
ftatt des uriprünglichen „in den einzelnen Bundeöftaaten‘ gefegt worden war, damit man nicht 
in den Ländern, die zum Königreih Weitfalen, Großherzogthum Berg, zu dem hanſea— 
tiſchen Bezirk gehört hatten, genöthigt wäre, die von jenen Megierungen den Juden be: 
willigen Rechte aufrecht zu erhalten. Es ſchien doch anfangs wenigftens, ald ob der Bundes; 
tag auf Durchführung diefer Orundfäge dringen werde; nicht blos hatte derſelbe mit Rückſicht 
auf Art. 46 der Wiener-Gongreß:Acte Veranlaſſung, ſich acht Jahre hindurd mit der Reguli— 
rung der Berhältniffe der Juden in der Freien Stadt Frankfurt zu befaflen, wobei der Bundes: 
tag in einem ganz liberalen Lichte gegenüber dem franffurter Senat erfcheint (val. Ile, „Ge: 
ſchichte der Bundesverſammlung“, 1, 303—406) , fondern es wurde auch , nachdem bereits die 
Commiſſion der Bundeöverfammlung über die Reihenfolge der zu erörternden Gegenſtände Die 
Angelegenheit berührt hatte, biefelbe auf der Wiener Minifterialconferenz von 1820 (dreiund: 
breißigfte Konferenz) von neuem zur Anregung gebracht, inden Metternich den Antrag ftellte, 
es möge am Bundestage eine Commiſſion niedergefegt werden, um bie in den verſchiedenen 
Staaten hinfichtlich der Juden beftehenden Geſetze zu fammeln und dad Material zu verarbeiten ; 
eine Gommiffion wurde num zwar 1821 wirklich gemählt, jie bat aber nie etwas von jid 
hören laflen. Dagegen wurde der Art. 15 ſchon in der fünften Sigung vom 31. Mai auf den 
Antrag Oſterreichs verworfen, und nachdem er in veränderter Faſſung in der fiebenten Sigung 
vom 2. Juni wieder aufgenommen war, in ber zehnten und legten Sigung vom 8. Juni, und 
zwar auf Antrag Baierns, wobei die Motive nicht ganz Elar vorliegen, definitiv verworfen. 

(88 ift demgemäß jener Art. 14 (der jegige Art. 16) die einzige Beftimmung der Bundes: 
acte, die ich auf Firdliche Verhältniſſe bezieht, und es fragt fi, was darunter begriffen ei. 
Nun ſteht fo viel feft, daß die ven Anhängern der verſchiedenen hriftlihen Religionsparteien ge: 
wüährleifteten bürgerlihen und politiſchen Rechte ich auf das volle vermögensrechtliche Sommer: 
zium aller diefer Neligionsparteien beziehen, ſodaß es alfo z.B. den Proteftanten in Tirol 
erlaubt fein muß, Grundeigenthum zu erwerben, daß ferner die Staatdämter allen gleich zu: 
gänglich fein müſſen, daß weder das active noch paſſive politifche Wahlrecht dur vie Rückſicht 
auf die hriftliche Confeſſion beichränft werden darf; e8 ergibt ſich endlich auch, daß eine Aus: 
treibung wegen des Befenntniffed zu diefen Confeſſionen bundesmäßig unerlaubt ift, denn ba; 
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durch würde ja der ganze bürgerliche und politifche Nechtözuftand geradezu annullirt werben, und 
injofern iſt unzweifelhaft dad deutſche Bundesrecht über den Standpunft des Weftfälifchen 
Friedens binausgefommen. Dagegen ift ed nun aber zweifelhaft, ob man ſich aud für das 
Recht der Religiondübung auf den Art. 16 berufen kann; es ift nämlich behaupter wor: 
den, daß dieſes Recht zu den bürgerlichen und politifhen Nechten nicht gehöre, und daß aljv Ka: 
tholifen wie Broteftanten, obwol jie ald einzelne volle Rechtsfähigkeit hätten, doc in Bezug auf 
ihre kirchlichen Bedürfniſſe völlig rechtlos ſein könnten, und daß noch heute gegenüber der Bun— 
desacte der Fall möglich fei, joldhe Religionsübung ganz zu verjagen und bloße Hausandacht zu 
gewähren. Wir wollen dieje Frage mit Nüdfiht auf einen praftiihen Ball erörtern, ver 
neuerdings zu ziemlich heftigen Debatten über ven Sinn und Inhalt des Art. 16 geführt hat. 
Der großherzoglih mecklenburg-ſchweriniſche Kammerherr Rittergutöbefiger v. d. Ketten: 
burg auf Matgendorf und Berom, der Oftern 1852 in Mainz zur Eatholiihen Kirche überge- 
treten (zurüdgetreten) war, brachte von da aus einen Eatholiihen Priefter nah Mecklenburg 
auf feine Güter, deſſen Beftimmung infolge einer von der Regierung ergangenen Anfrage durch 
Hrn. v.d. Kettenburg dahin angegeben wurde, daß derfelbe nicht blos Lehrer feiner Kinder fein, 
fondern aud) diejenigen Bunctionen ausüben folle, zu denen ein fatholiicher Priefter durch fein 
Amt berufen fei. Nun hatte bereits vie Regierung in einem frühern Falle ihre Rechtsauffaſſung 
dahin geltend gemacht, daß den Katholiken in Medlenburg eine wirkliche Neligionsübung nur auf 
Grund befonderer Rechtstitel in den katholiſchen Kirchen zu Schwerin und Ludwigsluſt, ferner 
während des Pfingſtmarktes zu Roſtock und einmal jährlid in Bügom zuftände, an allen an: 
dern Orten des Landes und zu allen andern Zeiten ihre Duldung auf bloße Hausandacht ſich 
beſchränke; fie hatte deshalb am 10. März 1852 dem Fatholijchen Hülfsgeiftlihen zu Schwe: 
rin verboten, jih nad Dömig zu begeben und dort in ver Wohnung des im Herbit 1850 zur 
katholifhen Kirche übergetretenen (zurüdgefehrten) Amtöverwalters v. Suckow Meile zu leſen. 
So erfolgte nun aud an den fatbolifchen Priefter des Hrn. v. d. Kettenburg ein gleiches Ver— 
bot ; ed wurde diefem ferner ver Auftrag ertbeilt, das Land zu räumen, und ald verjelbe ſich 
weigerte, dem legtern Befehle Folge zu leiften, unter ver Behauptung, durd die Aufnahme 
unter die Gutdangehörigen des Hrn. v. d. Kettenburg nah medlenburgifhen Rechtsgrund— 
fägen das Staatdindigenat erworben zu haben, jo wurde die Landesverweiſung endlich zwangs— 
weife zur Ausführung gebracht, indem zwei Gensdarmen in Perow ſich einftellten mit der Auf: 
forderung an den betreffenden Priefter, ihnen zu folgen, Sr. v. d. Kettenburg ſich aber die 
Erlaubniß erwirfte, ihn in feiner eigenen Equipage nah Güſtrow bringen zu dürfen, und ihn 
aud auf der Gifenbahn über die Landesgrenze begleitete, während einer der Gensdarmen ſich 
in ein anderes Goupe jeßte, ohne die beiden Reiſenden weiter zu beläftigen. Die Brage über 
die Rechtmäßigkeit der Landesverweiſung und den Erwerb des Staatsindigenatd bradte 
Hr. v. d. Kettenburg an die Verfammlung der Lanpdftände, wo biejelbe theoreriich zu feinen 
Gunſten, praftifih im Sinne der Regierung entichieden wurde; fie mag hier auf ſich beruhen 
bleiben. Was die Verweigerung der katholiſchen Meligionsübung betrifft, jo wandte ſich 
Hr. v. d. Kettenburg wegen Berlegung des Art. 16 mit einer Beſchwerde an den Bund; vie 
Reclamationscommiliion ſprach ih im März 1853 in ihrer Majorität zu Gunſten der Be— 
fchwerbe aus; es wurde aber bei der Abftimmung im Engern Rathe an 9. Juni 1853 das 
Minoritätdgutachten zum Bundesbeſchluß erhoben, indem jih 10 Stimmen gegen 7 dahin aus- 
ſprachen, daß die Bundedverfammlung incompetent fei, indem das Recht der Religionsübung 
zu den bürgerlichen und politiichen Rechten nicht gerechnet werden könne. Die Abftimmung war 
offenbar von confeſſionellen Einflüffen beherrſcht, in der Minorität befanden ſich Ofterreich, 
Baiern, Sachſen, beide Heilen, die funfzehnte und jechzehute Stimme; in jener gab allervings 
Divenburg den Ausſchlag, in diefer machte ſich der liechtenfteinifche Gefandte, Hr. v. Linde, be— 
merflih. Aus den Verhandlungen jind folgende Bunfte hervorzuheben. Es machte ſich zunächft 
die Vorfrage geltend, ob die Bundröverjammlung überhaupt befugt ſei, Beſchwerden einzelner 
wegen Berlegung der in den befondern Beitimmungen der. Bundesacte den Unterthanen zu: 
geficherten Rechte, indbejondere aljo Beſchwerden wegen Verlegung des Art. 16 entgegenzu: 
nehmen ; dieſe Befugniß mußte aber im Hinblick auf Art. 17 und 31, indbefondere Art. 53 der 
Wiener Schlußacte unbedingt bejaht werden. Es war dann ferner ein Einwurf zu entfernen, 
ver aus Art. 7 der Bundesacte erhoben wurde, indem bort fejtgelegt war, daß in Religions: 
angelegenheiten fein Beihluß durch Stimmenmehrheit gefaßt werben jolle, woraus man fol- 
gerte, daß von einer Bejchwerdeführung da nicht die Rede jein könne, wo die Abhülfe die frei- 
willige Zuftimmung der betreffenden Regierung vorausjege. Indeſſen der Art. 11 der Schluß: 
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acte jegt ausbrüdlich feft, daß abfolute Stimmenmehrheit überall mapgebend fein jolle, wo be: 
reits feſtſtehende allgemeine Grundfäge in Anwendung zu bringen find, jener Art, 7 bezieht ſich 
nur aufden Fall, daß bundesmäßige neue Einrihtungen in Bezug auf Religionsangelegenhei= 
ten eingeführt würden, wofür ja auf dem Wiener Gongreß, wie die Geſchichte der Bundesacte 
zeigt, Vorſchläge gemacht waren; und nur für die Fünftige Behandlung folder Religionsange: 
legenheiten wurde jener Grundſatz des ältern deutſchen Staatsrechts aufrecht erhalten, welcher 
die Entſcheidung durh Stimmenmehrheit ausſchloß. Was nun die Entſcheidung in der Sache 
jelöft betrifft, jo liegt der Argumentation der Majoritär der Bundesverſammlung eine Anficht 
über die gefhichtliche Entflehung des Art. 16 zu Orunve, die auch und eine Zeit lang die Nicht: 
anmwendbarfeit dieſes Artifeld auf Religionsübung hat behaupten laflen, die aber bei wieder: 
bolter Brüfung und mindefteng zweifelhaft geworden if. Man ftügt ih nämlich auf ven Weg- 
fall jenes andern in ven Entwürfen zur Bundesacte enthalten gewejenen Artifeld, in weldem 
wirklich den Kirchen als joldyen, nicht bloß den Individuen etwas gewährt worden ſei; ver Art. 16 
habe nun früher neben jenen weggefallenen Artifel einen fo weiten Sinn nicht gehabt, wie man 
demjelben jegt unterlege; er könne einen ſolchen alſo auch jegt nicht haben, nachdem jener Artikel 
geftrichen fei; derfelbe ſei nämlich geftrihen, nicht etwa weil man ihn neben Art. 16 für über: 
jlüffig gehalten, ſondern weil man eine folde Beitjegung überhaupt nicht gewollt habe. Dage: 
gen ift num aber zu erwidern: Diejfe Argumentation würde richtig fein, wenn die beiden Artifel 
ihrem Inhalte nad) ſich jo zueinander verhalten hätten, wie etwa die beiven Säge aus der Ac- 
sefjiondurkunde zum Aheinbunde, von denen der eine hieß: „Les sujeis des deux religions 
jouiront sans restriction desme&mes droits civils et politiques‘’, und der andere: „L'exercice 
du culte catholique sera pleinement assimile à lexercice du culte lutherien.” Würde in 
diefen beiden Sägen der erfte ſtehen geblieben, ver legtere geftrichen fein und zwar geftrichen, nicht 
weil man ihn für überflüfjig hielt, fondern weil man eine folhe Beftfegung nicht wollte, dann 
würde jene Argumentation recht haben ; nun aber bezieht ji der weggefallene Artifel nur auf 
pie Selbftändigfeit der Kirche im Staate, auf dad Verhältnig von Staat und Kirche; von Reli: 
gionsübung fteht im weggefallenen Art. 15 durchaus nichts. Demnad fehlt es an Juterpre- 
tiondmitteln aus der Entftehungdgeichichte des Art. 16 ganz und gar — nod höher in ver 
Genealogie ver Entwürfe hinaufzugehen würde unzuläjjig fein — und wir fehen und deshalb 
darauf angewieſen, eine Interpretation rein aus der Wortfallung des Artikels zu verſuchen, um 
die Ausdrüde „bürgerliche und politiſche Nechte‘ zu erklären. Wie nun alles Recht im objectiver 
Sinne entweder Privat- oder Öffentliches Necht ift, je nachdem es ſich um die Beziehungen des 
Einzelnen entweder zu andern Einzelnen als jolden oder zur Geſammtheit handelt: jo unfaflen 
auch die Ausdrücke bürgerliche und politifche Nechte die ganze Rechtsſphäre im jubjectiven Sinne; 
alle Rechte, die jemand zuftehen, find entweder bürgerliche oder politische, und zu den legtern 
gehört namentlich auch das Recht auf Glaubens- und Gewiljensfreiheit, wie denn aud) die große 
Mehrzahl ver deutſchen Berfaffungsgefege über dies Recht nicht anders handelt ald über Sicyer- 
heit ded Eigenthums, der Berjon, Vereinsrecht u. ſ. w. Wenn dabei eine collegialiftiiche Auf- 
ſaſſungsweiſe zu Grunde liegen ſollte, ſo haben wir in keiner Weiſe etwas dagegen einzuwenden, 
denn wir halten den Collegialismus keineswegs für „anerkanntermaßen überwunden‘, und 
folhe Kraitausprüde wie „wiſſenſchaftliche Abgeſtandenheit“ haben für und gar feine Überzeu: 
gungskraft. Es ſtellt jih danad) heraus, daß nicht blos das Verfahren der medlenburgifchen 
Regierung mit dem Geiſte unjerer Zeit in völligem Widerſpruche jteht, jondern daß aud vie 
Bundeöverfammlung ihre Pflicht, für die Aufrehthaltung der den Unterthanen in ver Bundes: 
acte zugeliherten Rechte zu jorgen, wiederum duch Incompetenzerflärung verfäumt hat. Bon 
mecklenburgiſcher Seite gedachte man jogar in Verlegung des Art. 16 noch weiter zu geben; es 
hatte nämlich unterm 11. Dec. 1852 der mecklenburgiſche Landtag einen Beſchluß gefaßt, wonach 
die Nichtzugehörigkeit zur Landeskirche hinſichtlich einiger ſtändiſcher Ämter ein Ausſchließungs⸗ 
grumd jein follte; darauf hin erfolgte nah mannihfahen Berhandlungen mit Regierung und 
Ständen im Juli 1854 eine zweite Beſchwerde ded Hrn. v. d. Kettenburg an den Bund, diesmal 
in Gemeinſchaft mit vem gleichfalls katholiſchen Rittergutöbejiger v. VBogelfang. Unterm 2. Nov. 
1854 ſprach ji die Majorität der Neclamationscommijlion zu unten diejed Antrags aus, Da 
derfelbe eine ganz flare Berlegung des Art. 16 Involvire; bevor ed jedoch zur Abſtimmung in der 
Bundesverfammlung ſelbſt kam, gab die mecklenburgiſche Regierung am 30. Nov. eine Erflä- 
rung ab, wonad jenem Landtagsbeſchluß eine weitere über bloße Wünſche und Erwartungen 
hinausgehende Bedeutung nicht zufomme, da nach der mecklenburgiſchen Verfaſſung eine rechts— 
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gültige Feſtſetzung über derartige ftändifche Berechtigungen und Befähigungen nur durch einen 
gemeinfamen Beſchluß der beiden Landtage und des Landeöherrn zu Stande fommen könne. 
Auf Grund eined nohmaligen Berichts vom 12. April 1855 wurde dann am 8. Juni d. 3. ein 
ftimmig befhloffen, daß kein Grund (mehr) vorhanden fei, ver Beſchwerde zu entfprechen, wobei 
jedod at Stimmen der Meinung waren, es fei correcter, das eingeflammerte Wort „mehr“ 
ganz mwegzulaffen ; der weitere Antrag des Ausfchuffes, daß die mecklenburgiſche Regierung eine 
Grflärung über die rechtlihe Bedeutung und Unwirkſamkeit jened Landtagsbefchluffes zu 
geben Hatte, der durchaus der Sadlage entfprechend war, wurde gegen Ofterreih, Baiern, 
Sachſen, Würtemberg, Großherzogthum Heffen abgelehnt. Was die Literatur über Art.16 be- 
trifft, fo fprechen ſich faft alle Kirhenrechtslehrer gegen die von und vertheidigte umfaſſende Be- 
deutung defjelben aus; jo @ihhorn, „Kirchenrecht“, I, 303 ; Richter, „ Kirchenrecht‘, $. 72, 98; 
Walter, „Kirchenrecht“, F. 51. Während dagegen vie Staatsrechtslehrer auf unferer Seite ftehen, 
3. B. Zahariä, „Deutſches Staats- und Bundesrecht”, I, 411. Über ven Kettenburg'fchen 
Ball find befonderd zu vergleichen für den Standpunft der medienburgifhen Regierung: „Die 
katholiſche Religiondübung in Medlenburg: Schwerin, gefhichtlih und rechtlich““ (Jena 1852), 
officiell ; dann Mejer, „Der XVI. Artikel ver deutfchen Bundesacte” ; „Die römische Kirche und 
der Bundestag‘ in Kliefoth'sund Mejer's ‚Kirchliche Zeitfchrift”, Jahrgang 1854, ©. 236 fg.; 
Jahrgang 1855, ©. 575 fg. ; für den entgegengefegten Standpunft ift der befannte v. Linde 
fehr thätig gewefen, e8 liegen nicht weniger als drei Schriften darüber vor, nämlich v. Line, 
„Bemerkungen über die durch ein chriftliches Religionsbekenntniß bedingte Rechtsfähigkeit in ven 
deutichen Bundesftaaten”, inder „Zeitfchrift für Eivilreht und Proceß“ (Neue Folge), X, 126— 
212; derſelbe, „Sleihberehtigung der Augsburgifhen Eonfeffion mit ver Fatholifhen Reli— 
gion in Deutſchland u. f. m.” (Mainz 1853); verfelbe, „Betrachtungen über Selbftändigfeit 
und Unabhängigfeit ver Kirchengewalt u. ſ.w.“, im „Archiv für Öffentliches Recht des Deutichen 
Bundes’ (Gießen 1855), Bd. II, Heft 1. 

Einen ganz andern Standpunkt wie die veutfche Bundesacte nahm endlich die deutſche 
Reichöverfaffung vom 28. März 1849 ein; es heißt nämlich Abſchn. VI, Art.5, $$.144— 146: 
„Jeder Deutjche hat volle Glaubens: und Gewiffendfreiheit. Niemand ift verpflichtet, feine re= 
ligiöſe Überzeugung zu offenbaren. Jeder Deutfche ift unbeſchränkt in der gemeinfamen, häus— 
lichen und Öffentlichen Übung feiner Religion. Verbrechen und Vergeben, welche bei Ausübung 
diefer Freiheit begangen werben, find nad) dem Gefege zu beftrafen. Dur das religiöfe Be: 
fenntniß wird der Genuß der bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen Mechte weder bedingt noch 
beſchränkt. Den faatöbürgerlichen Pflichten darf daffelbe keinen Abbruch thun.“ (Droyfen, 
‚„‚ Verhandlungen des Berfaffungsausfchuffes der deutfhen Nationalverfammlung‘, Leipzig 
1849, 1,5 fg.) Dieſe Grundjäge find aud ſodann bis auf die Beflinmung, daß niemand 
verpflichtet ift, feine religiöſe Überzeugung zu offenbaren, in die dem Dreifönigsbündniß zu 
Grunde gelegte Reihöverfaffung vom 26. Mai 1849, Abſchn. VI, Art.5, $. 142 fg., über: 
gegangen. - 

3) Die Entwidelung des deutfhen Territorialrehts feit der Refor— 
mation. Immermehr hatte fich feit vem Weftfälifhen Frieden alles öffentlihe Leben des 
deutſchen Volks in die Territorien zurücdgezogen, und alle Fortſchritte auf dem Gebiete des 
Rechts- und Staatdlebens find hier in diefen engern Kreifen erfolgt. Auch die Religiond- 
freiheit ift erft Hier wahrhaft zur Geltung gefommen. Wenn nah dem Weſtfäliſchen Frie— 
den der confeflionelle Charakter jedes veutfchen Landes, abgefeben von den Ginflüffen des 
Normaljahres, lediglich abhängig war von den Herzendüberzeugungen bed regierenden Herrn, 
fo zeigte fih doch ſchon früh ziemlich allgemein darin eine Fortentwicelung dieſes Zuftandes, 
daß unter Goncurrenz der Landftände die fubjective Willkür des Landesherrn auch auf dieſem 
Gebiete eingefhränft, für den confefjionellen Charakter des Landes eine objective Grundlage 
gewonnen wurde. Bei allen möglihen Veranlaffungen wurden von ven Landeöherren Rever— 
falien, Affociationen, Majeftätsbriefe und wie foldhe Urkunden fonft benannt fein mögen, aus— 
geftellt, wonad unabhängig von einem Wechſel der confeffionellen Überzeugung bed Landes: 
herrn eine beftimmte Religionsübung ein für allemal zu ver herrfchenden erhoben wurde, der 
Landesherr bei etwaigem Übertritt nur auf eine private Religionsübung oder wol nur Haus- 
andacht eingejchränft fein follte. Aber damit blieb doch an ſich für jedes Land ein beftimmter 
eonfefitoneller Charakter aufrecht erhalten, e8 war nur gleichſam bad jus reformandi von der 
Berfon des Fürften auf das Land Übertragen; ed gab noch immer geographifch geſchiedene ka— 
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tholiſche und proteftantifcpe Länder, dazwiſchen vereinzelt auf Grund ded Normaljahrs ober be- 
fonderer Privilegien katholiſche und proteftantifche Gemeinden. Erft fehr allmäglih wurden 
dann bie deutſchen Staaten aus Eatholifhen und proteſtantiſchen zu varitätifhen und zu fol: 
den, in denen volle Religionsfreiheit herrſcht. 

Was zunädft ſterreich betrifft, jo hatte ih anfangs gerade hier, namentlich in Böhmen, 
Schleſten und dem Erzherzogthum Ofterreich die Neformation mit ganz befonderer Kraft und 
Schnelligkeit ausgebreitet, auch war es nad) einigem Widerftreben feitend der Regierung zu ge: 
ſicherten Redhtözuftänden gekommen, inden den dortigen Proteftanten freie Religionsübung 
in feierlichen Tractaten bewilligt wurde, wie 1571 von Marimilian U., 1609 und 1619 von 
Matthias für das Erzherzogthum Ofterreih, Steiermark u. f. w., von Rudolf II. 1609, 
Matthias 1611, Berbinand II. 1617 für Böhmen und Schlefien. Indeſſen, wenn irgendwo 
eine rüdjichtslofe und erfolgreiche Gegenreformation durchgeführt wurde, fo geſchah dies unter 
vorzugöweijer Betheiligung der Jefuiten und mit Unterftügung gewiffenlojer Herrſcher eben 
bier; zum Schuge der bevrängten Glaubensfreiheit entfland die böhmifche Rebellion, daraus 
der Dreißigjährige Krieg; der Weftfälifche Friebe hat dann aber gerade für ſterreich einen 
feften Rechtszuſtand nicht herbeigeführt. Nach den Reformationspatent Ferdinand's II. vom 
4. Jan. 1652, dem aber ſchon viele ähnlich lautende Patente vorhergegangen waren, jollten 
die Evangeliſchen binnen ſechs Wochen das Land verlaflen müffen, fein Prediger oder Schul: 
meifter geduldet werden und die Theilnahme am Gottesdienft außerhalb des Landes verboten 
jein. Es fonnten fid vemgemäß Proteftanten nur unter dem Scheine, der römifchen Kirche an: 
zugehören, im Lande halten; und die lange Zeit insgeheim evangelifch gebliebenen Salzburger 
mußten, als ſie jih 1733 evangelifc zu fein bekannten, in ven nachfolgenden zwei Jahren eben- 
fall theild nad Ungarn und Siebenbürgen, theils nach Deutichland wandern. Vergebens hatte 
ſich ſchon früher der Große Kurfürft 1688 wegen der aus Tirol vertriebenen Glaubensgenoſſen 
mit einer Vorftellung an den Kaijer gewandt: „Daß Faiferliche Majeftät allergnädigit geruhen 
möchten, das im instrumento paeis in den gleihen Fällen verordnete beneficium emigratio- 
nis, welches ohnehin fo viel Kummer und Trübjal im ſich enthält, dieien elenden Reuten doch 
zu flatten kommen zu laffen, daß da fie von ihren Berfonen in gedachter Grafſchaft nicht mehr 
geduldet werben wollen, ihnen doch wenigſtens ihre armen unfchuldigen Kinder, fo ihnen bis— 
her vorenthalten worden, verabfolgt und danebft über ihre geringe Habfeligfeit die Dispojition 
verfiattet werden möge.” Noch im 18. Jahrhundert wurde ganz nad) dieſen ſtrengen Grund— 
ſätzen verfahren. „Seit kurzen Jahren‘, heißt es in einer Verordnung Karl's VI. vom 28. Der. 
1725, „müſſen wir wieder höchſt mißfällig vernehmen, was maaßen der in Unſerm Erbkönig— 
reich Böheim getilgte und fo jtrafbar verrufene ketzeriſche Irrthum hin und wieder befonders auf 
dem Lande unter dem einfältigen und leicht zu verführenden Bauernvolfe ih hinwiederum her— 
fürzuthun beginne.” Der Kaifer verfügte demnad, daß derjenige Unterthan, der irgendwie dem 
Berbrechen ver Härefie ald einem orimen publicum verfalle, das erfte mal mit einem einjährigen 
opere publico beftraft werden folle ; beharre er bei feinem Irrthum, jo folle aud) das zweite und 
dritte Jahr ihn diefelbe Strafe treffen; verfangete aber alles dieſes nichts, dann joll er gegen 
einen geſchworenen Halsrevers des Landes verwiefen, und jofern er jich dajelbft wieder betreten 
ließe, mit dem Schwerte gerichtet werben ; diejenigen aber, welche in opere publico zur wahren 
Kirche befehret und gleihwol nachher ſich wieder zum Irrthumb gewendet haben, follen, wenn es 
Männer jind, die zu den Galeren tauglich, mit diefer Strafe, Dit Weiber und zur Ruderbanf un: 
tüchtige Männer aber fuftigiret und mit Verluſt ihres Vermögens auf ewig relegiret werden.‘ Wer 
einen fegerifchen Lehrer denuncirt, erhält unter Berihweigung feines Namens 1—200 BI. ; 
Kaufleute und Händler, welde „einige fegerifche und von dem wahren katholiſchen Glaubens: 
bekenntniß abweichende Bücher in das Land einzuſchleppen fih unterftehen, follten mit dem 
Schwerte gerichtet, ihre Güter confideirt und dem Denuncianten ein Drittel ald Recompens ex 
publico gereicht werden”. Lange Zeit hindurch waren nicht einmal den Proteftanten in Schle: 
jien ‚diejenigen geringen Rechte zu Theil geworden, die ihnen im Weftfälifhen Frieden ga— 
rantirt waren; die reichsgeſetzlich gebotenen Vermittelungsverfuche der deutjchen evangeliichen 
Fürſten waren ohne nachhaitigen Erfolg gewefen, bis endlich wiederum Schweden die erfehnte 
Hülfe brachte, indem Karl XI, den Kaifer Joſeph I. nöthigte, durch die Convention von Alt: 
vanftädt am 1. Sept. 1707 die Rechte des Weftfäliichen Friedens auch wirflih zu gewähren, 
was durch den Grecutionsreceh vom 8. Febr. 1709 geſchah. Epochemachend find nun aber die 
Toleranzgefege Joſeph's II., namentlich das Hofdeeret vom 20. Juni und das Toleranzeircular 
der niederöfterreichiichen Regierung vom 13. Oct. 1781. Gegenüber den frühern Buftänden 
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begründeten diefe Maßregeln einen erheblichen Fortſchritt, wenn fie auch oft in ihrer Bedeutung 
überfhägt worden find. Joſeph U. war nämlich [ehr weit davon entfernt, eine wirkliche Religions: 
freiheit zu gewähren; feine Conceſſionen bezogen ſich lediglich auf die augeburgifchen und helve— 
tifchen Religionsverwandten und bie niht unirten Briehen, und fie beftanden lediglich darin, 
diejen Religionsparteien die Rechte der privaten Ausübung ihres Cultus zu geftatten ; wo ſich 
im Umkreis weniger Stunden hundert Bamilien befanden, durften fie ein eigenes Bethaus nebft 
einer Schule erbauen, den weiter Entfernten wurde geftattet, ſich in das nächite, jedoch immer in den 
k. £. Erblanden befindliche Bethaus, fo oft fie wollen, zu begeben ; e8 wurde aber ein Termin feft: 
gefegt, innerhalb deſſen man jich über feine Zugehörigkeit zu einer afatholifchen Religionspartei 
zu erflären hatte, nad) Ablauf deſſelben war der „Übertritt“ an erfchwerende Bedingungen gebun= 
den. „Die Bethäufer dürfen“, hieß es ferner, „ſo ed nicht ſchon anders ift, fein Geläute, Glocken, 
Thürme und feinen Öffentlichen Eingang von der Gaffe, jo eine Kirche vorftellen, haben, ſonſt 
aber ſoll es ihnen freiftehen, wie und von welden Materialien fie e8 bauen wollen’; die Führung 
der Kirchenbücher verblieb den katholiſchen Geiftlihen, dad Aufgebot mußte, auch wenn beide 
Brautleute proteftantifh waren, in der Fatholifhen Kirche geſchehen; die Proteftanten wurden 
nit einmal aus dem bisherigen Parochialverbande gelaffen ; die jura stolae verblieben in we= 
ſentlichen dem parocho .ordinario vorbehalten ; die Ausftellung der bisher üblich geweſenen Re- 
verje bei Heirathen von feiten der Akatholifchen wegen Erziehung der Kinder in ver roͤmiſch⸗ 
katholiſchen Religion foll infofern wegfallen, als bei einem katholiſchen Vater alle Kinder in der 
katholiſchen Neligion erzogen werben follen, was als eine Brärogative der dominanten Religien 
bingeftellt wird, wohingegen bei einem proteftantifchen Water und einer Fatholifhen Mutter die 
Kinder dem Geſchlechte zu folgen haben; endlich können Acatholiei zum Käufer: und Güter: 
anfaufe, zu dem Bürger: und Meiſterrechte, zu akademiſchen Würden und Eivilbedienungen in 
Zufunft dispensando zugelaffen werden; es foll auch ohne Rückſicht auf den Unterſchied der 
Religion in allen Wahlen und Dienftvergebungen, wie e8 bei vem Militär täglich ohne Anftand 
und mit Frudt geſchieht, auf die Nehtihaffenheit und Fähigkeit der Competenten, auf ihren 
briftlichen und moralifchen Lebenswandel lediglich der genaue Bedadht genommen werben. Von 
der Toleranz anderer Neligionsgejellfchaften war gar feine Rede, und als unter dem allge: 
meinen Gindrud der Joſephiniſchen Mapregeln in Böhmen Deiften oder Abrahamiten hervor: 
traten, welchen legtern Namen fie ſich beilegten, weil jie vem Glauben des Erzvaters zu folgen 
behaupteten, der früher, ald eine Offenbarung in der Schrift verfaßt war, Gott nady dem Lichte 
der Vernunft verehrt hatte, fo ergingen dagegen Negiminalreferipte wie folgendes: „Wer 
immer, es jei Mann oder Weib, jich bei der Obrigfeit ald Deift anmeldet, full ohne weitereß, 
ohne gehört und zu einigem Unterricht verftattet zu werden, vierundzwanzig Prügel oder Kar: 
batichenftreiche auf den Hintern erhalten, und diefe Strafe foll fo oft wiederholt werden, ald er 
ich wieder als Deift anmeldet, nicht weil er ein Deift ift, fondern weil er fagt, das zu fein, was 
er nicht weiß, was es iſt.“ Erſt die Vorgänge des Jahres 1848 haben dann eine weitere Ent— 
widelung ver Religionsfreiheit in Ofterreich herbeigeführt, indem den Proteftanten damals eine 
volle Öffentliche Religionsübung zugeftanden wurde. Wie viefelbe bereits im Ausſicht geftellt 
war durch den Erlaß vom 25. April 1848, To hat jie durch die proviſoriſche Verordnung vom 
30. Ian. 1849 ihre Durdführung im einzelnen erhalten. Danach follen die bisher unter der 
Benennung „akatholiſch“ begriffenen proteftantifchen Confeſſionsverwandten in Ofterreich fünf: 
tig in amtlicher Beziehung mit dem Namen ‚‚Evangelifche der Augsburgifchen oder Evangeliſche 
der Helvetifchen Confeſſion“ bezeichnet werden; der Übertritt von einem chriſtlichen Bekenntniſſe 
zu einem andern ſteht jedermann frei, der das achtzehnte Lebensjahr zurückgelegt hat, doch ſoll 
der Betreffende feine desfallfige Abfiht in Gegenwart zweier felbiigewählter Zeugen dem Seel: 
forger der Kirchengemeinde, zu welcher er biöher gehörte, eröffnen und diefe Erklärung noch in 
einer Kirche in gleiher Weife wiederholen, über die Vornahme beider Acte find Zeugniffe auszu— 
fteflen, die der Übertretende dem Seelforger der Kirchengemeinde, zu welcher er übertritt, vor— 
zumeifen hat. Die Taufe, Trauungs- und Sterbebücher werden von den Seelforgern evange— 
liſch-augöburgiſcher und evangelifch = Helvetiicher Kirchengemeinden iiber die von ihnen vorge: 
nommenen Acte ebenfo geführt, wie das bei den fatholifhen Geiftlichen der Fall ift; Stolge: 
bühren und andere ©iebigkeiten an Geld und Naturalien für firhlihe Amtshandlungen von 
feiten evangelifchnugsburgifcher oder evangeliſch-helvetiſcher Gonfefjionsverwandten an die fa= 
tbolifchen Geiftlichen find aufgehoben, infofern fie nicht für Amtshandlungen gefordert werden, 
welche der Eatholifche Seelforger wirklich verrichtet, und inſofern es nicht dingliche, auf den Neal: 
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beſitz haftende Abgaben ſind; ebenſo die Abgaben an katholiſche Schullehrer, wenn eigene 
Schulen da ſind und die Kinder nicht in die katholiſchen Schulen geſchickt werden. Bei Ehen 
zwiſchen nichtkatholiſchen chriſtlichen Religionsgenoſſen hat das Aufgebot nur in den gottes— 
dienſtlichen Verſammlungen der Brautleute, bei Ehen zwiſchen katholiſchen und nichtkatholi— 
ſchen Religionsgenoſſen in der Kirche eines jeden derſelben zu geſchehen. Endlich wurden da— 
mals die bürgerlichen und politiſchen Rechte von den Religionsbekenntniß unabhängig geftellt. 
Diefe Verhältniffe find durch die fpätern politifhen Veränderungen wenig berührt worden. 
Das octroyirte Patent über die Grundredhte vom 4. März 1849 gewährt die volle Glau— 
bensfreiheit und das Recht „ver häuslihen Ausübung des Keligionsbefenntniffes für jeder— 
mann‘, ein Grundfag, der jedoch mit der Wiederaufhebung der Grundrechte pur Patent vom 
31. Dec. 1851 wieder außer Wirkſamkeit gefegt zu fein ſcheint, denn es ift in dem Schluffage 
deflelben nur von einem dennoch ftattfindenden Schuge „ver gefeglih anerkannten Kirchen und 
Religiondgefellihaften in dem Rechte der gemeinfamen öffentlichen Religionsübung u. f. w.“ 
die Rede. Die rechtliche Stellung der Proteſtanten ift, was die freie Öffentliche Religionsübung 
und die gleichen bürgerlichen und politifchen Rechte betrifft, ſeitdem aufrecht erhalten worden und 
auch durch dad Concordat wenigftend nicht Direct [ädirt, wenngleich zugegeben werden muß, daß 
einige Nachtheile in ver thatſächlichen Stellung der Proteftanten allerdings dadurch herbeigeführt 
jind, die namentlich damit zufammenhängen, daß ver Staat im Concordat mehr als billig wich— 
tige Bunctionen des äußern Rechtölebend den Organen der Kirche übertragen hat; außerdem ift 
unbeftreitbar, daß bei einer Auslegung ded Art. 1 des Concordats im Fatholifchen Sinne von der 
Griftenz einer proteftantifchen Kirche in Öfterreich überhaupt nicht mehr die Rede fein fünnte, 
denn zu den „Rechten und Vorrechten“, die der Eatholifhen Kirche „nach den Gejegen Gottes und 
den Fanonifhen Sagungen‘ zuftehen, muß ed ungmeifelhaft auch gerechnet werben, daß die fatho- 
liſche Kirche als die einzig berechtigte Feine andere neben fich zu dulden braudt. Neuerdings ift 
nun aud die Gleichberechtigung der proteftantifchen Kirche in Oſterreich im Gegenſatze zu bloßer 
Freiheit derſelben ſtärker betont worden. Nachdem nämlich bereits in dem Diplom vom 20. Oct. 
1860 ausgeſprochen war, daß die den Proteſtanten zugeſicherte principielle Gleichheit vor dem 
Geſetz auch hinſichtlich der Beziehungen ihrer Kirche zum Staate gewährt werden ſollte, daß der 
Grundſatz der Gleichberechtigung aller anerkannten Confeſſionen nach ſämmtlichen Richtungen 
des bürgerlichen und politiſchen Lebens zur thatſächlichen vollen Geltung zu bringen ſei, ſo ver— 
ordnete nun dad ſogenannte Proteſtantengeſetz vom 8. April 1861, $.2: „Die volle Freiheit 
des evangelifhen Glaubendbekenntniffes ſowie das Recht der gemeinfamen öffentligen Reli: 
gionsübung ift ihnen für immerwährende Zeiten von und zugeſichert. Es werben daher alle 
früher beftandenen Beſchränkungen in Abiiht auf die Errihtung von Kirchen mit oder ohne 
Thurm und Bloden, auf die Begehung aller religiöfen Feierlichkeiten, welche ihrer Glaubens: 

- Iehre entſprechen, auf die Ausübung der Seelforge, infoweit diefe Beſchränkungen noch in 
Übung fein follten, hiermit außer Kraft und Wirkjamfeit gefegt und für null und nichtig er: 
klärt. Evangeliſche, welche feine eigene Gemeinde bilden, gehören zu der ihnen am nächſten lie: 
genden Gemeinde ihred Bekenntniſſes. Berner ift den Evangelifhen der Bezug und Gebrauch 
evangelifch = religiöfer und theologifcher Bücher, insbeſondere der Heiligen Schrift over der Be: 
fenntnißfhriften unverwehrt.“ 

Weſentlich auderd war die Entwidelung viefer Berhältniffe in lingarn. Noch bedeutender 
als in den übrigen öfterreihifchen Gebieten waren glei von vornherein in Ungarn die Erfolge 
des Proteftantismus gewefen, indem die Ausbreitung deffelben zum Theil durch den eigenthüm- 
lihen Umftand begünftigt wurde, daß das Land vielfach unter Occupation der Türfen jich be- 
fand, die wegen ihrer völligen Indifferenz in Sachen des Chriſtenthums den Proreftantismus 
weit weniger gefährlich waren als die vom Eifer für die Fatholifche Kirche erfüllten öfterreihifchen 
Herrſcher. Erft gegen Ende des 16. Jahrhunderts fing man unter Rubolfan, die evange— 
lifhe Kirche Ungarns mit größerer Strenge zu verfolgen; aber aldbald ſchlug auch die Unzufrie— 
denheit darüber in helle Flammen aus, das Volk griff zu ven Waffen und erzwang in furzer 
Zeit den Frieden von Wien vom 6. Aug. 1606, wodurch die freie Öffentliche Religionsübung 
für die Proteftanten Ungarnd von neuem zur Anerkennung gebradt wurde. war wurde 
diefer Rechtszuſtand nochmals in Frage geftellt, aber von neuem erhob man ſich gegen dig ®e- 
walt, melde die Gewiſſen bedrücken wollte, und fo Fam es zu einer Beftätigung des Wiener 
Friedens im Frieden von Linz 1645, der auf dem Reichstage von Presburg unter die MNeichs⸗ 
decrete aufgenommen und eine freie Religionsübung zu einer Zeit befeſtigt wurde, mo jin den 
übrigen öſterreichiſchen Gebieten davon nicht die Rede war. Indeſſen trog dieſer günnfligen 
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Stellung ded Proteſtantismus in Ungarn ift nun doch das Beſtreben des haböburgifchen Haufes 
durch anderthalb Jahrhunderte darauf gerichtet gewefen, wie in jeder andern Beziehung fo auch 
in diefer die jelbftändigere Stellung Ungarns zu breden; und was man im offenen Kampfe 
nicht hatte erreichen fönnen, das erreichte man durch die ftillen Mittel der Gegenreformation, 
durch das unabläfjige Wirken der Jefuiten wenigftend infoweit, daß zahlreiche Übertritte, na: 
mentlih von feiten der Magnaten, ftattfanden, und auch die Majorität des Reichstags wieder 
katholiſch wurde. Was längere Zeit hindurch vorbereitet war, wurde endlich durch Karl VL in 
einer Rejolution vom 21. März 1731 zur Ausführung gebracht, indem der proteftantifhen 
Kirche nur ein Privaterercitium, und aud) dad nur an gemwiffen Orten, geftattet wurde, an an 
dern Orten fei zwar die Hausandacht und der Gebrauch religiöfer Bücher innerhalb ver Fa— 
milien nicht verwehrt, dod) dürften dazu andere nicht zugelaffen werden, und die Stola ſei an die 
katholifchen Pfarrer zu entrichten; die Eheproceſſe wurden der bifchöflihen Jurisdiction zuge: 
wiesen, die gemijchten Ehen follten vor dem katholiſchen Pfarrer abgefchloffen werben. In die— 
ſem Zuftande blieb die proteftantifche Kirche Ungarnd unter Maria Therefia, und ein Verſuch 
Friedrich's des Großen, hier zu Gunften feiner Glaubensgenoffen zu interveniren, war ganz 
ohne Erfolg. „Wider den Flaren Inhalt der mit den Ungarn, felbft unter Mediation fremder 
Potentien, gefhloffenen Verträge” , jchrieb Friedrich ver Große an den Garbinal und Fürft: 
biſchof von Breslau, Grafen Schaffgotih, „würde ven Evangelifchen in Ungarn eine Kirche nad 
der andern unter ben frivolften Präterten weggenommen, dieſelben auch fonft im bürgerlichen 
Leben auf das äußerſte dhicaniret und dergeftalt behandelt, daß man faft auf den Gedanken 
geratben follte, e8 jei mit Fleiß dahin abgefehen, fie zur Verzweiflung und zur Ergreifung 
folder Maßregeln zu treiben, woraus man demnächſt gewaltfame Mittel entlehnen könnte; er 
feinerjeitö habe nun durchaus feine Sympathien für die Ungarn, die ihn ja noch vor furzem fo 
tapfer befämpft hätten, auch fönnten an ſich verartige Zuftände in fremden Rändern dem eigenen 
Intereffe nur vorteilhaft fein, es fei blos Mitgefühlmit feinen Religionsgenoffen, was ihn wün= 
ſchen ließe, daß diefer Zuftand aufhören möge; eine directe Verwendung bed preußiichen Gabinets 
in Wien werde ven gewünfchten Erfolg jedenfalls nicht Haben, denn dort fei man in diefer Frage 
nicht einmal auf die Rathichläge der vertrauteften Alliirten eingegangen; auch liege die Schuld 
weniger am Hofe ald an ver Kleriſei, welche eben die Ausrottung der Proteftanten in Ungarn 
beichlofien habe; e8 feien aljo Borftellungen an den Klerus nothwendig, namentlich ber Hin- 
weis aufdie Nachwelt und auf eine zu übende Reciprocität, der Fürftbifchof, jo embarrassant und 
intricat auch eine ſolche Commiſſion ihm vorfommen möge, werde nun gebeten, ſolches befagter 
Klerijei gehörig zu infinuiren.” Wohl wandte ih GrafSchaffgotfch unter Bellegung des fünig: 
lien Schreibens an ven Bapft, und wohl machte die Intervention auf Benedict XIV. Eindrud, 
der bereit war, an die ungarischen Bifchöfe zu fchreiben, damit fie nicht, während fie dem Leben 
der Kirche an einem Orte Nutzen zu verſchaffen hofften, vemjelben anderswo Beſchwerden verur: 
ſachten; inveflen von einem Erfolge hat man nichts gehört. Unter diefen Umftänden war ed 
ſchon ein Kortfhritt, wenn das Toleranzpatent, welches Jofeph II. am 25. Det. 1781 für Ungarn 
erließ, den ungarifchen Proteftanten viefelben Freiheiten zuficherte, Die jie in den deutſch-ſla— 
wiſchen Kronländern eben vamald befommen hatten. Erſt Leopold II,, der überhaupt auf ge: 
feglich = conftitutionellem Wege feine Regierung in Ungarn führen wollte, hat den Rückſchritt 
zum gejeglihen Zuftande vollzogen, indem er auf dem Landtage von Preöburg 1790— 91 den 
$. 26 in Betreff der Religionsangelegenheiten zu Stande brachte, wodurch ausgeſprochen wurde, 
daß der Stand der Religionsfreiheit wiederum für ewige Zeiten auf die Grundlage der Ge— 
jege von 1608 und 1647 zurüdgeführt, der Wortlaut des Wiener und Linzer Friedens: 
ſchluſſes erneuert werben folle, fovaß demgemäß den ungariſchen Proteflanten wieder volle 
Öffentliche Religionsübung zufommt, wie dad auch in den einzelnen Poſitionen des Art. 16 
näher durdgeführt und ſeitdem nicht wieder in Frage geftellt worden ift; denn die fpätern 
Känıpfe der proteftantifchen Kirche Ungarnd mit dem öfterreihifhen Standpunft beziehen fidh, 
wie wir fehen werden, auf ganz andere Verhältniffe. Vgl. Barth-Barthenheim, „Das Ganze 
der oͤſterreichiſchen politifchen Adminiftration‘ (1841), 11, 697— 824, Abth. 1, 2; Helfert, 
„Die Rechte und Verfaffung der Afatholifen in vem Öfterreihifchen Kaiferftaat‘‘ (dritte Auf: 
lage, 1843); Ruzmäny, „Lehrbuch des allgemeinen und öſterreichiſchen evangelifh=proteftan: 
tifhen Kirchenrechts“ (Wien 1856), ©. 208 fg., 431 fg. ; derfelbe, „Urkundenbuch zum öfter: 
reichiſch⸗evangeliſchen Kirchenrecht” (Mien 1856); Dohm, „Denkwürdigkeiten“, II, 272 fg. 
Einen ganz antern Gang nahm die Entwidelung der Glaubens = und Eultusfreiheit auf 
dem Boben des preußifchen Staatd. Im Jahre 1539 hatte der Kurfürft Joachim II. die Refor: 
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mation in der Mark Brandenburg vollzogen ; jehr bald wurde die lutherifche Kirche im ganzen 
Gebiete die auoſchließlich herrſchende, und wenn die katholiſche Religionsübung ſich an einzelnen 
Orten, namentlih an ven Sigen der Bilchöfe von Havelberg und Lebus, noch eine Zeit lang 
erbielt, fo hörte das doch jeit ver Mitte des 16. Jahrhundertd auf; ſeitdem herrſchte in ver 
Mark Brandenburg fo gut wie in den andern beutfhen Territorien das Syſtem völliger con: 
feffioneller Abgeſchloſſenheit. Da erfolgte im Jahre 1614 der Übertritt des Rurfürften Johann 
Sigismund zur reformirten Confeſſion, ein Greigniß, welches neuerdings von dem Geſchicht— 
ichreiber der preußifhen Politik in feinen Wirkungen mit den Vorgängen des Jahred 1808 
verglihen worden ift und jevenfalld den erften, wenn auch ſchwachen Anfang von Religions 
freiheit in dieſen Landen mit fi führte, denn ed waren von nun an zwei Kirchen in der Marf 
nebeneinander berechtigt; die lutheriſche follte in allen ihren Rechten gefhligt bleiben, der Lan 
desherr verzichtete ihr gegemüber auf die firenge Geltendmachung des Reformationsrechts, ven 
Befennern ber reformirten Lehre follte aber ein simultaneum religionis exercitium eröffnet 
werden. Um dieſelbe Zeit erfolgte dann jener erfte bedeutende Länderzuwachs, der Erwerb des 
Herzogthums Preußen und der jülih=flevifchen Gebiete ; und wie nun dadurch das brandenbur= 
gifhe Staatsweſen bereitd zur erften Territorialmadt in Deutichland fi erhob, der Grund zu 
feiner europäiſchen Stellung dadurch gelegt war, fo zeigte fi fofort, daß der fo vergrößerte 
Staat den Grundfag confeſſioneller Ausfchlieplichkeit noch mweiter würde fallen laffen müſſen, 
dag nur unter diefer VBorausfegung die Vereinigung der verſchiedenſten deutſchen Gebiete in 
Einer Hand erfolgen könne. Durd den Erwerb der jülich-kleviſchen Gebiete erlangte nur die 
Duldung der reformirten Gonfefiton eine weitere Beranlaffung, da die dortigen Untertbanen 
faſt ausſchließlich derjelben anhingen und nur unter der Bedingung ber Aufrechthaltung der re- 
formirten Religiondübung der Anfall erfolgte ; hat man doch jogar behauptet, daß der Übertritt 
des Kurfürften Johann Sigismund nicht zum geringften durd dad Motiv beftimmt worden fei, 
fich diefe neuen Unterthanen enger zu verbinden. Von ganz eigenthümlicher Bedeutung für die 
Entwickelung der Glaubens: und Gultusfreiheit war denn aber der Erwerb des Herzogthums 
Preußen; einerfeitö hatte hier der Katholicidnugs unter dem Schuhe des polniſchen Lehns— 
herrn in einzelnen Gegenden feine berechtigte Eriftenz behalten, deren Ehuß von feiten der 
brandenburgifchen Kurfürften ausdrücklich anerfannt werden mußte, dann aber hatte fich bier 
ſchon eine viel weiter gehende Religiondfreiheit deshalb entwideln können, weil Preußen nicht 
zum Deutichen Reiche gebörte, alfo ven Beihränfungen der Reichögefege nicht unterworfen war, 
während in Polen und den von Polen abhängigen Gebieten in jener Zeit die religiöfe Duldung 
eine ziemlich weite Ausvehnung hatte; fo waren im Herzogthum Preußen bereitd Religionsge— 
meinfchaften recipirt, die nach Reichsrecht zu den verbotenen gehörten, Der Große Kurfürft ging 
dann auf dieſer Bahn weiter; zwar gegen die Zulaffung antitrinitarifcher und ſocinianiſcher 
Gemeinden, welche die Lehre von der Dreieinigfeit Gotted und der göttlichen Natur Chriſti nicht 
anerfannten und fih von ‘Polen aus in die Neumark verbreiteten, ergingen Landtagsabſchiede 
und Regierungsreſcripte ald dur den Weftfälifchen Brieven verbotene Sekten; wenigftens 
ein Religionderercitium foll denjelben nicht gewährt werben, wenn ſie auch als einzelne Fa— 
milien, folange fie ſich ftill und friedlich verhalten, geduldet werden follen; indeſſen bielt fich 
doh ſchon der Große Kurfürft für befugt, ſolche Religionsgeſellſchaften in feine deutſchen 
Staaten aufzunehmen, welche zwar nicht in dem Weſtfäliſchen Frießen fpeciell und namentlich 
bezeichnet waren, dagegen mit den daſelbſt Tpeciell und namentlich genannten auf gleicher 
Grundlage ded Glaubens fanden. Dies Princip Fam zur Anwendung bei der Aufnahme der 
franzöſiſchen Neformirten, indem diefe nah Aufhebung des Edicts von Nantes durch ein 
kurfürſtliches Ediet vom 29. Det. 1685 in die brandenburgiſchen Staaten eingeladen wur— 
den unter der Zuficherung, ihre Religion in franzöfifcher Sprade nad den Gemohnbeiten 
und mit dvenfelben Gebräuchen, die bis dahin unter ihnen in Kranfreich üblich gewefen, aus- 
üben zu bürfen; während doch nad dem Wortlaute des Weſtfäliſchen Friedens es zweifelhaft 
fein fonnte, ob die Aufnahme ver franzöſiſchen Neformirten reichögefeglih zuläfiig war, denn 
dev Weſtfäliſche Friede benannte nur die augsburgiſchen Confeſſionsverwandten und bie: 
jenigen unter ihnen, die den Namen Neformirte führen; auf die deutſchen Neformirten paßte 
diefe Bezeihnung vollkommen, denn fie bekannten fi zur Augsburgiſchen Gonfeflion, wenn 
auch zu der Variata von 1540, dagegen auf die franzöſiſchen Neformirten paßte fle infofern 
sicht, ald von der reformirten Kirche Frankreichs nicht die Augsburgiſche Gonfefjion, fondern 
die Confessio gallicana ald die Orundlage der firhlichen Vereinigung aufgeftellt worden war. 
Während fo der Große Kturfürſt auf der einen Seite über den ftrengen Sinn des Reichsrechts 
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hinausging, jo war dagegen eine allgemeine Duldung ber Katholiken noch keineswegs durchzu⸗ 
führen; die märfifhen Stände hatten ſich unter beim Großen Kurfürften auf das entſchiedenſte 
gegen eine denfelben zugeftattende Religionsübung erklärt ; erft unter Friedrich Wilhelm 1. wurde 
mit der Anlegung der Gewehrfabrifen in Potsdam und Spandau und der Überfiedelung fatho- 
liſcher Arbeiter aus der Gegend von Lüttich an dieſe Orte ein katholiſcher Gottesdlenſt daſelbſt ein- 
gerichtet; Friedrich Wilhelm 1. erlaubte fogar in Berlin ein eigenes Bethaus am Dönhofsylage, 
daneben noch einen Betfaal in ver Kraufenftraße; erbegünftigte die Wirkſamkeit einiger Domini- 
canermiffionare für feine katholiſchen Soldaten, und verorbnete in dem Reglement für dad von 
ihm geftiftete Militärwaiſenhaus in Potsdam, „es folle ein jeder von den Jungend in feiner Reli: 
gion, darinnen er geboren und erzogen, geſchützet und fein Gewiſſens zwang eingeführt werben, 
es folle ver Fatholifche Pater denen katholiſchen Knaben in ihrem Katechismus informiren und 
Unterricht geben“; ed erregte das alles die höchfte Befriedigung in der katholiſchen Welt, und in 
einem römiſchen Actenftüf aus dem Jahre 1730: „Relatione delle missioni negli stati del 
Marchese di Brandenburg”, wird die dort herrfchende Gewiſſensfreiheit höchlichſt gelobt; 
eine völlige Glaubensfreiheit herrſchte übrigen® bei dem großen Megimente in Potsdam, es 
wurden für Ruflen und Raizen (Griechiſch-Katholiſche in Ungarn) eigene Geiftliche verſchrie— 
ben, den lutheriſchen und reformirten Ungarn ver Spradye wegen ein eigener Seelforger ge— 
halten, und die 22 Türken, die ver Herzog von Kurland geſchenkt hatte, hielten nach der Parade 
ihren mohammebanifchen Gottesdienſt. Einen jehr bedeutenden Fortſchritt auf dieſer Bahn bezeich⸗ 
net dann aber die Regierung Friedrich's des Großen. Es war in den erſten Wochen nad) feiner 
Thronbefteigung, ald der Miniſter des geiftlihen Departements und Präſident des Conſiſtoriums 
v. Brandt fammt dem Gonfiftorial= Vicepräfidenten v. Reichenbach berichteten, bie römiſch— 
katholiſchen Schulen für die Soldatenfinder jenes Glaubens, befonders in Berlin, gäben Anlaß, 
daß gegen den landesherrlichen Befehl vom 16. Nov. 1632 Proteftanten zum Katholicismus 
verleitet würden, ſolches habe der Generalfiscal Uhden ihnen mitgetheilt, fie fragten alfo an, ob 
die katholiſchen Schulen bleiben follten; damals geſchah es, daß der König an ven Rand dieſes 
Berichts ſchrieb: „Die Religionen Müfen alle Tolleriret werben, und Mus ver Fiscal nuhr das 
Auge varauf haben, das feine der andern Abrug Tube, den hier mus ein jeder nach Seiner Faßon 
Selich werben.” Als dann am 4. Dec. 1746 der Juftizminifter v. Eocceji an den König ſchrieb: 
„Er. königl. Maj. haben mir unterm 20. Sept. a. c. allergnädigft befoblen, gründliche Nach— 
richt einzuziehen, ob den katholiſchen Eingefeffenen in Oftfriesland ein Öffentlicher Gottesdienſt 
und Haltung eine? Paters geftattet werden könne, und ob ſolches nicht wider die Landesgeſetze 
laufe ; nady eingegangener Nachricht findet ih, daß ohne Verlegung ver Landesverfaſſung und 
der Concordate dem Geſuche nicht Deferirt werben könne, und nicht einmal dad privatum exer- 
citium religionis (als welches durd) die Faiferliche Salve garde erft eingeführt worden) erlaubt 
ſei. Em. Maj. würden au nicht das Geringfte dabel profitiren, weil in den Flecken Wehner 
mehrentheils ſchlechte Leute dadurch dahinge zogen werden dürften; indeß muß ich alles lediglich Ew. 
fönigl. Maj. allergnäpigfter Refolution überlaffen.” Da verfügte Friedrich der Große abermals 
ganz lakoniſch: „Ich erlaube ihnen das freye Exsersisse ihrer Religion nebft ‘Pater und was 
dazu gehört.‘ So geftattete er auch durch befonderes Patent vom 22. Nov. 1746 den Römiſch- 
Katholiſchen in Berlin, „zu ihrem freien und ungehinderten Gottesdienſt eine Kirche zu bauen, 
jo groß als fie foldhe immer haben wollen oder können, mit einem ober mehreren Thürmen, 
groß und kleinen Gloden, ohne einigen Vorbehalt und Widerrede“. Es verfteht ih danach 
von felbft, daß Friedrich der Große auch den Katholiken in den neuerworbenen Landestheilen, 
namentlich in Schlejien, Weftpreußen und den übrigen polnifchen Gebietötheilen eine freie 
Öffentliche Neligiondübung gewährte; fo hieß es namentlich im Berliner Frieden Art. 6 (mies 
derbolt im Hubertusburger Frieden Art. 14): „Die katholifhe Neligion wollen Se. Maj. in 
Preußen, in Schlefien in statu quo erhalten... jedoch mit jeglichen Vorbehalt der den da— 
biefigen Proteftanten zu erftattenden Gewiffensfreiheit und ver dem Souverän zuſtehenden 
Gerechtſame.“ Friedrich der Große ging aber noch weiter, er nahm religiöfe Genoſſenſchaften 
in feinen Staaten auf, die noch entſchiedener als vie franzdfifchen Neformirten nach Reichsrecht 
verboten twaren, nicht blos die Böhmifchen und Maͤhriſchen Brüdergemeinden, ſondern aud Die 
Mennoniten und andere, die in den außerdeutfchen Gebieten des preußiſchen Staats ſchon 
länger geduldet worden waren. Darin war gerade Friedrich der Große groß, daß er die Le— 
bensbedingungen feines Staats erkannte und demgemäß handelte; nichts Fonnte aber ber 
Natur gerade diefes Staatsweſens mehr zuwider fein, als in religidfer Einſeitigkeit ſich abzu— 
fließen, es mußten im Gegentheil bei den geringen materiellen Machtmitteln, über die mar 
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gebot, alle moralifhen und geifligen Impulfe gewedt werben, und man mußte die Grenzen der 
Duldung fo weit ziehen, um allen religiöfen Gegenfägen, die Deutfchland enthält, in Preußen 
eine Stätte zu bereiten. Während der Regierung Friedrich Wilhelm's II. erfolgte dann unter den 
Aufpicien ver Frau v. Lichtenau eine Periode kirchlicher Reaction; trog aller Bhrafen, die ven 
Sachverhalt verhüllen jollten, enthält dad Wöllner’sche Religiondedict, die Verordnung vom 
9. Zuli 1788, einen Rückſchritt gegenüber den Grundfägen ded Großen Königs; die betreffende 
Stelle lautet: „Es foll die den preußiſchen Staaten von jeher eigenthümlich gewejene Toleranz 
der übrigen Seften und Religionsparteien (außer den drei Hriftlihen Haupteonfeſſionen) ferner 
aufrecht erhalten und niemand der mindefte Gewiſſenszwang zu feiner Zeit angethan werden, 
folange ein jeder ruhig ald ein guter Bürger des Staats feine Pflicht erfüllt, feine jedesmalige 
befondere Meinung aber für ſich behält und jich forgfältig hütet, ſolche nicht auszubreiten oder 
andere dazu zu überreben und in ihrem Glauben irre und wanfend zu machen. Denn ba jeder 
Menſch für feine eigene Seele allein zu forgen hat, fo muß er hierin ganz frei Handeln können, 
und nah unferm Dafürhalten hat ein jeder hriftlicher Regent nur dahin zu fehen und dafür 
zu forgen, dad Volk in dem wahren Chriſtenthum treu und unverfälfcht durch Lehrer und Pre— 
diger unterrichten zu laffen und mithin einem jeden die Gelegenheit zu verfchaffen, ſelbiges zu 
erkennen und anzunehmen. Ob ein Unterthan nun aber dieje gute, ihn fo reichlich bargebotene 
Gelegenheit zu feiner Überzeugung nügen und gebrauchen will oder nit, muß feinem eigenen 
Gewiſſen völlig anheimgeftellt bleiben. Die in unfern Staaten biöher öffentlich geduldeten 
Selten find außer der jüdiſchen Nation die Herrnhuter, die Mennoniten und die Böhmifhen 
Brüdergemeinden, welde unter landesherrlichem Schuß ihre gottedvienftlihen Verfammlungen 
halten und diefe dem Staate unſchädliche Freiheit ferner ungeftört behalten jollen. In ver 
Folge aber fol unfer geiftliches Departement dafür forgen, daß nicht andere ver hrifllihen Re— 
ligion und dem Staate ſchädliche Gonventicula unter dem Namen gotteödienftliher Verſamm⸗ 
lungen gehalten werben, durch welches Mittel allerlei ver Ruhe gefährliche Menſchen und neue 
Lehrer ih Anhänger und Profelyten zu machen im Sinne haben möchten, wodurd aber vie 
Toleranz jehr misbraudet werden würde.” Jedoch ſchon unter dieſer Regierung wurbe ein 
weiterer Fortſchritt erreicht; das Allgemeine Landrecht für die preußifhen Staaten vom 
5. Bebr. 1794 huldigt von neuem den Grundfägen, die feit einem Jahrhundert bereitd befolgt 
waren, und die hier zum erften mal theoretifch in prineipieller Faſſung aufgeftellt wurden. Das 
Allgemeine Landrecht geht in Thl. II., Tit. 11, davon aus, „jeden Ginwohner im Staate für 
feine Berfon vollfommene Glaubens: und Gewiſſensofreiheit“ zu ſichern; „ver Begriff der Ein— 
wohner des Staatd von Gott und göttlichen Dingen, der Glaube und der innere Gotteöbienft 
können fein Gegenftand von Zwangsgeſetzen fein; niemand ift ſchuldig, über feine Privatmei— 
nungen in Religionsfahen Vorfhriften vom Staate anzunehmen ; niemand foll wegen jeiner 
Religionsmeinungen beunruhigt, zur Rechenſchaft gezogen, verpottet oder gar verfolgt wer= 
den; jedem Bürger des Staats, welden die Gejege fähig erkennen, für ſich ſelbſt zu urteilen, 
ſoll die Wahl der Religionspartei, zu welcher er ſich halten will, freiftehen ; durch Berufung auf 
abweichende Glaubensanfihten kann jedoch der einzelne ſich gegen die durch die allgemeinen 
Landesgeſetze bedingten civil= und ſtrafrechtlichen Folgen feiner Handlungen nur dann fügen, 
wenn dad Geſetz zu Gunften feiner Glaubensgenoffen eine Ausnahme von einzelnen allge= 
meinen Beitimmungen nachgelaffen hat; yıb inſoweit er durch feine eigenthümlichen Religions 
anfichten verhindert wird, diejenigen Rechtshandlungen vorzunehmen, deren Form nad) den 
Gefegen durch beftimmte veligiöfe Überzeugungen bedingt ift, muß er fidh die daraus folgende 
Verminderung feiner bürgerlichen Rechtsfähigkeit gefallen laſſen“. Hinſichtlich der religiöfen 
Vereinigung unterſcheidet dann das Landrecht geduldete und Öffentlich aufgenommene Kirchen— 
geſell ſchaften, ein Unterſchied, der im ganzen mit der gemeinrechtlichen Unterſcheidung zwiſchen 
publicum und privatum religionis exercitium zufammenfällt; eine geduldete Kirchengejell= 
haft genießt freie Ausübung ihres Gottedvienfted; in ihrer gefellichaftlihen Vereinigung hat 
fie aber nur die Rechte einer erlaubten Kirchengeſellſchaft; fie darf fih nur conftituiren mit Erz 
laubniß der Obrigfeit, unter deren fortvauernder Aufficht fie fteht; ihre Mitglieder werben im 
rechtlicher Beziehung nad) wie vor ald Angehörige derjenigen Religionspartei angefehen, zu ber 
fie bis dahin gehört haben, infofern nicht befondere Gefege davon eine Ausnahme begründen; 
über die Principien, nach denen die Staatögewalt bei der Goncefjionirung folder Religions- 
gejellichaften verfahren fol, ift zwar ausdrücklich nichts beftimmt worden, es ift nur gefagt, daß 
jede Kirchengeſellſchaft verpflichtet ift, ihren Mitglievern Ehrfurcht gegen die Gottheit, Ge: 
horfam gegen die Geſetze, Treue gegen den Staat und fittlic gute Geſinnungen gegen ihre Mit: 
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glieder einzuflößen babe, und es ift ferner gefagt, daß jede um Duldung nachſuchende Religions: 
gejellfchaft ven Beweis zu führen habe, daß ihre Meinung diejem Orundfag nicht zumiderlaufe; 
ed ift nun zwar nicht ausdrücklich gefagt, daß umgekehrt jede neue Religionsgeſellſchaft, ſobald fie 
diefe Bedingungen erfüllt, nun auch ihrerfeitd Anſpruch auf Duldung babe, doc) läßt ſich aus 
der Bergleihung mit andern Stellen des Allgemeinen Landrechts vermuthen, daß dieſer Ge— 
danke allerdings ver maßgebende gemwefen fei, denn es foll nur die Ausbreitung folder Reli: 
giondgrundfäge, welche jenen Normen zumiderlaufen, verhinvert, es foll nur dann der Verſuch, 
eine neue Sekte zu fliften, inhibirt werden. Dagegen haben die öffentlich aufgenommenen Kir: 
chengeſellſchaften die Rechte privilegirter Gorporationen, ed fomnıt ihnen alſo eine vermögens- 
rechtliche Perjönlichkeit zu, ihre Geiftlihen Haben die Rechte öffentliher Beamten, namentlich 
Öffentlihen Glauben, ſowie Befreiung von ftaatlihen Kaften, das Firliche Vermögen ge- 
nieht der Rechte der Minderjährigen und gewiffer Vorzüge im Concurs, die gotteödienft- 
lihen Gebäude genießen der Eremtion von Öffentlichen Laſten und der Vorrechte Öffent- 
lider Staatögebäude. In einem durchaus freifinnigen Geiſte ſprach fi Friedrich Wil: 
helm IN. bald nad feiner Thronbefteigung aus; in einer Gabinetdordre vom 12. Jan. 1798 
Heißt ed: „Ich ſelbſt ehre die Religion und folge gern ihren beglüdenvden Borftellungen und 
möchte um vieles nicht über ein Volk herrſchen, welches feine Religion hätte; aber ich weiß 
auch, daß fie die Sache des Gefühle, des Herzens und der eigenen Überzeugung jein und bleiben 
muß, und nicht durch methodifchen Zwang zu einem gedankenloſen Plapperwerk herabgemür- 
digt werben darf, wenn fie Tugend und Rechtſchaffenheit befördern fol. Vernunft und Philo: 
ſophie müſſen ihre ungertrennlichen Gefährten fein, dann wird fie durch fich jelbft beftehen, ohne 
der Autorität derer zu bedürfen, die es ſich aumaßen wollen, ihre Lehrjäge Fünftigen Jahrhuns 
derten aufzubrängen und den Nachkommen vorzufchreiben, wie fie zu jeder Zeit denken jollen. 
Wenn ihr bei der Leitung euerd Departements nach echten lutherifhen Grundſätzen verfahrt, 
melde jo ganz dem Beifte und der Lehre des Stifters unferer Religion angemeffen find; wenn 
ihr dafür jorgt, daß Predigt= und Schulämter mit rechtfchaffenen und geſchickten Männern be: 
Tegt werden, Die mit der Kenntniß der Zeit, beſonders der Exegeſe fortgefchritten ſind, ohne ſich 
an dogmatiſche Subtilitäten zu kehren, jo werdet ihr es bald einjehen können, daß weder 
Zwangsgeſetze noch Erinnerungen nötbig find, um wahre Religion im Lande aufredt zu er= 
Halten, und ihren wohlthätigen Einfluß auf das Glück und die Moralität aller Volksklaſſen zu 
verbreiten.” Bei den landrechtlichen Grundjägen blieb dann der preußifhe Staat über ein 
halbes Jahrhundert hindurch ftehen, ja diefelben fanden kaum praftifche Anwendung, fie waren 
mehr nur eine theoretifche Verzierung ; e8 fehlte an Veranlaffungen, um fle frei ind Leben hin= 
audtreten zu.laffen. Eine jolde Veranlaffung bot fi zuerft, abgefehen von den Verhältniffen 
der von der unirien Landeskirche feparirten jogenannten Altlutheraner, welche durch die Gene: 
ralconceſſion des Jahres 1845 weſentlich die Nechte der öffentlichen Religionsübung befommen 
Hatten, in den auf vem Gebiete ſowol des Katholicismus wie des Proteſtantismus im Laufe der 
vierziger Jahre Hervortretenden religiöfen Bewegungen. Schon in der Gabinetdorbre vom 
4. März 1845 hatte fi König Friedrich Wilhelm IV. dahin ausgefprodhen, „daß die geſetzlichen 
Beftimmungen über Glaubens: und Gewiffensfreiheit zur vollen Wahrheit fommen follten, daß 
vollftändige ®arantien gegeben werben müßten, daß der Austritt aus der beftehenden Kirchenges 
meinſchaft für die Austretenden in feiner Weife eine Shmälerung der bürgerlichen Rechte zur Folge 
Haben und von jeiten ded Staatd der Bildung neuer Religionskirchengeſellſchaften, ſobald deren 
Lehr- und Grundſätze mit den Rückſichten auf das allgemeine Staatswohl nicht im Widerſpruch 
ſtehen, nichts in den Weg gelegt werde”. Man glaubte demgemäß ſich mit einer Republication 
der landrechtlichen Beftimmung begnügen zu können, und fo erfolgte bad Patent, die Bildung 
neuer Religionsgeſellſchaften betreffend, vom 30. März 1847 ; mit vemfelben wurbe eine von dem 
Staatsminifterium veranftaltete Zufammenftellung der im Allgemeinen Landrechte enthaltenen 
Vorſchriften über Glaubens- und Religionsfreiheit zur Öffentlihen Kunde gebradt und zu: 
gleich erklärt, daß den Unterthanen die in dem Allgemeinen Landrecht ausgeſprochene Glau— 
bend = und Gewiffensfreiheit unverfümmert aufrecht erhalten, auch ihnen nah Maßgabe der 
allgemeinen Zandeögefege die Freiheit ver Vereinigung zu einem gemeinfamen Befenntniffe 
und Gottesdienſte geflattet werben folle; es wurde dann meiter beflimmt, daß wenn fid eine 
neue Religionsgeſellſchaft mit einer der durch den Weftfälifchen Friedensfhluß in Deutſchland 
anerkannten Griftlichen Religionsparteien in wefentlicher Übereinftimmung befinde und in derſel⸗ 
ben ein Kirchenminifterium eingerichtet werde, diefem bei der Genehmigung ber Geſellſchaft zu- 
glei die Berechtigung zugeftanden werben ſolle, in den Randestheilen, wo das Allgemeine Land⸗ 
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recht oder das gemeine deutſche Recht gelte, Solche vie Begründung und Feſtſtellung bürgerlicher 
Rechtöverhältniffe betreffende Amtshandlungen, welche nach den Befegen zu dem Amte des Pfar- 
rers gehören, mit voller rechtlicher Selbftändigkeit vorzunehmen, während dagegen in allen an= 
dern Fällen bei neuen, nad ven Grundfägen des Allgemeinen Landrehts zur Genehmigung von 
feiten des Staats geeignet befundenen Religionsgefellfhaften, die zur Vornahme ihrer Melt: 
gionshandlungen beftellten Berfonen von der Befugniß ausgeſchloſſen fein follten, folde auf bür= 
gerliche Nechtöverhältniffe ſich beziehende Amtshandlungen mit civilrehtliger Wirkung vorzu- 
nehmen; dieſe follen vielmehr durd eine von der Gerichtöbehörde erfolgende Verlautbarung 
fihergeftellt werden, ven Betheiligten jedoch geftattet fein, die gedachten Amtshandlungen mit 
voller Wirfung auch durd einen Geiftlichen einer der Öffentlichen und allgemeinen chriſtlichen 
Kirchen verrichten zu laflen, wenn ein folder ji dazu bereitwillig findet; ed erging demgemäß 
unter vemfelben Tage (30. März 1847) eine Verordnung, „betreffend die Geburten, Heirathen 
und Sterbefälle, deren bürgerliche Beglaubigung durch die Ortögerichte erfolgen muß’, wodurch 
für alle Theile ver Monarchie mit Ausſchluß des Bezirks des Appellationsgerichtöhofs zu Köln, 
two eine derartige Einrichtung bereit mit obligatoriſchem Charakter beftand, Givilftandsregifter 
eingerichtet und für die Ehefchliefung eine fogenannte Notheivilehe eingeführt wurde, infofern 
man darunter eine ſolche verfieht, deren Eingehung nur den aus der Landeskirche förmlich Aus: 
getretenen zufteht. Cine Gewährung jener weiter gehenden Rechte ift nun auf Grund des Pa: 
tents vom 30. März 1847 feiner einzigen Religiondgejellichaft zu Theil geworden, und auch zu 
einer förmlichen Conceſſion fheint ed nur in Einem Falle gekommen zu fein. Am 29.Nov. 1847 
erflärtenämlid eine größere Anzahlevangelifcher Ehriften in Magdeburg gerichtlich ihren Austritt 
aus der evangelifchen Landeskirche und überreichte ver Regierung ein Statut mit dem Geſuch um 
Genehmigung als geduldete Religionsgefelfhaft; viefe Genehmigung ift dann von feiten des 
Minifteriums des Cultus und des Innern unterm 13. Jan. 1848 erfolgt, aber unterm 27. Aug. 
1853 zurüdgenommen worden. Häufiger fam e8 dagegen vor, daß einzelne auf Grund der Ge— 
wiſſensfreiheit fih von der bisherigen Kirche trennten, ohne daß es zur förmlihen Neubildung 
einer Religtonsgeſellſchaft, namentlich im rechtlichen Sinne, gekommen wäre, diefe ließ man 
dann in der Ausübung des religiöjen Gultus tbatfächlich gewähren, auch für fie trat die gericht: 
liche Beglaubigung ver Geburts =, Heiraths- und Sterbefälle ein, Übrigens aber wurden fie 
nach wie vor ald Angehörige derjenigen Religionspartei angefeben, zu der fie bis dahin gehört 
hatten, und blieben zur Präftation nicht nur ver Realabgaben, welche ohne Rückſicht auf vie 
Verſchiedenheit der Religion zu leiften find, fondern aud der aus der Parodialverbindung 
fließenden Beiträge, wie Perfonalzehnt, Leiftung für den Kirchenbau u. f. w. verpflichtet. In 
diejem Sinne bat ſich aud) der höchſte Gerichtshof wiederholentlich ausgeſprochen, und der Ge: 
richtshof für Entſcheidung der Gompetenzeonflicte hat außerdem erfannt, daß durch die Behaup- 
tung, man jei aus dem Parochialverbande ausgetreten, nicht einmal die Zuläffigfeit des Rechts— 
wegs begründet werde. 

Über diefen landrechtlichen Stanppunft ift man dann aber in den Bewegungen der fol— 
genden Zeit, die in der Berfaffungdurfunde vom 31. Jan. 1850 ihren Abſchluß fanden, we— 
jentlih binausgegangen. Die betreffenden Artikel ver Verfaflungsurfunde lauten: „Art. 12. 
Die Freiheit des religiöjen Bekenntniffes ver Vereinigung zu Religionsgeſellſchaften (Art. 31, 
32) und der gemeinfamen häuslichen und öffentlichen Religiontübung wird gemährleifter. 
Der Genuß der bürgerlihen und ftaatsbürgerlihen Nechte ift unabhängig von dem religiö- 
jen Befenntniß. Den bürgerlihen und ftaatsbürgerlihen Pflichten darf durch die Aus- 
übung der Neligionsfreiheit fein Abbruch geihehen. Art. 13. Die Neligionsgefellichar- 
ten ſowie die geiftlihen Geſellſchaften, welche feine Corporationsrechte haben, fünnen viele 
Rechte nur durch befondere Gefege erlangen. Art. 14. Die chriftliche Neligion wird bei den= 
jenigen Ginrihtungen ded Staats, die mit der Neligionsübung im Zufammenbange fteben, 
unbeſchadet der in Art. 12 gewährleifteten Religionsfreiheit, zu Grunde gelegt. Art. 30. Alle 
Preußen haben das Recht, ſich zu ſolchen Zwecken, welde ven Strafgefegen nicht zumwiderlaufen, 
in Gefellichaften zu vereinigen. Das Gejeß regelt, insbeſondere zur Aufrechthaltung ver öffent— 
lien Sicherheit, vie Ausübung des in diefem und in dem vorftchenven Artikel (29) gewähr: 
leiftete Recht (Verſammlungsfreiheit). Bolitifche Vereine können Beihränfungen und vor: 
übergehenvden Verboten im Wege der Gefeggebung unterworfen werden. Art. 31. Die 
Bedingungen, unter welchen Gorporationsredhte ertheilt oder verweigert werben , beitinmt das 
Geſetz.“ Mit diefen Sägen ſteht die preußiſche Verfaſſungsurkunde auf einem Standpunkte, 
der. von dem des Landrechts prineipiell abweicht. Denn während bis dahin die Zulaflung 
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neuer Neligiondgefellfhaften zu ven Hoheitsrechten des Staats gerechnet wurde, twelder das 
ihm vorgelegte Befenntniß einer Prüfung unterwarf, und nad deren Ergebniß den Umfang 
der Befugnifle der Geſellſchaft feftftellte, fo hat nun der Staat fein Reformationsrecht in vieler 
Hinfiht völlig aufgegeben; die religiöfe Sektenbildung fol jegt ganz unabhängig von ber 
ftaatliden Genehmigung vor ſich gehen, auf Grundlage des freien Aſſociationsrechts ohne alle 
Beihränkung erfolgen dürfen, und wie alle fonfligen Bereine geftattet werden müſſen, fo au 
diejenigen, welche eine veligiöfe Tendenz haben; ed war aljo der Standpunkt der polizeilichen 
Prävention der prophylaktiſchen Mafregeln aufgegeben, die Genfur follte bier jo gut mie 
anderöwo in Wegfall kommen ; die Staatögewalt behält fih nur eine Repreffion vor, info: 
fern bei Gelegenheit der Religionsübung Handlungen vorfommen follten, gegen melde nad 
den Geſetzen ein ftrafgerichtliches Einſchreiten vorgeſehen ift, denn auf feine Weiſe ift unter 
der Firma der freien Religionsübung ein Breibrief für ftraflofes Begehen verbrecheriſcher Hand⸗ 
lungen ertbeilt worden. Man hat wol die Anfiht aufgeftellt, daß die Zulaſſung einer reli= 
gidjen Geſellſchaft doch noch von dem Nachweiſe abhängig gemacht werben müfle, daß das— 
jenige, was in der fraglichen Affociation betrieben wurde, auch wirflih Religion fei, man hat 
fih mit der Gewährung voller Afforiationsfreiheit für wirklich religiöfe Zwecke einverftanden 
erklärt, aber der Staatsgewalt eine äußere Gontrole darüber zugemutbet, daß dieſer Zweck auch 
wirklich verfolgt werde. Das mag theoretifch ganz richtig fein ; praftifch dagegen find ein folder 
Nachweis und eine ſolche Controle ganz unausführbar, denn es ift unmöglich, ein allgemein 
gültiges Kriterium für Religion aufzuftellen, oder man mußte den Begriff fo weit faflen, daß 
dadurd wiederum alles illuforifch würde; gerade den großen weltgeſchichtlichen Religionen ift 
bei ihrer Entflehung fletd vorgeworfen, daß fie nicht ald Religionen zu berradten jeien; das 
Brockhaus'ſche „Converſations-Lexikon“, weldes Neihenfperger zu dieſem Behuf auf die Tri» 
büne des preußifchen Abgeorpnetenhaufes gebradht bat, um auf diefe Weiſe ven Begriff der 
Religion feftzuftellen, entſcheidet auch nichts. Es gibt eben feinen Mittelweg zwiſchen Reli: 
gionsfreiheit und Religionszwang; durch ein Nachgeben auf diefem Punkte märe eben alles 
wieder in das fouveräne Belieben der Polizei geftellt. Zu der freigegebenen Religionsübung 
muß dann namentlich auch der Religiondunterricdht gerechnet werden, und es dürfen alfo die 
diſſidentiſchen Altern, die doch dad Erziehungsrecht, worin das Recht der religiöfen Erziehung 
begriffen ift, bis zum vierzehnten Jahre über ihre Kinder auszuüben haben, nicht gezwungen 
werben, ihre Kinder an dem confeflionellen Religionsunterricht in den öffentliben Schulen 
theilnehmen zu laffen, ſondern ed muß ihnen geftattet fein, für die Ertheilung des Reli— 
giondunterrichts in ihrer Weife zu forgen. Man hat dagegen eingeworfen, es fei dann möglich, 
daß ein Theil der preußiichen Jugend heranwachſe, ohne die Zehn Gebote fennen gelernt zu 
baten; jhon Hr. v. Bethmann-Hollweg hat in der Sigung des Abgeordnetenhauſes vom 
283. Febr. 1859 diefen Einwurf dadurch abgewiefen, daß er gefagt bat: „das fällt nicht auf 
und, fondern auf den Kopf derer, die von Gott und Rechts wegen den Unterricht der Kinder zu 
leiten haben, und die nun beurtheilen mögen, vb ihr Unterricht beſſer ſei ald der auf einer mehr 
als taufend Jahre alten Bildung ruhende in unjern Öffentlihen Schulen.“ Man wird aber 
weiter gehen und behaupten vürfen, daß überhaupt von der Kenntniß der fogenannten Zehn 
Gebote die Moralität ver Menſchen wejentlih unabhängig ift, denn das Verbot, zu morben und 
zu fteblen, und dad Gebot, die Altern zu ehren, find auch fo ſchon in jedes Menſchen Herz ge: 
ihrieben und brauchen nicht erft befonderd eingeprägt zu werben; ganz abgejeben davon, daß 
wir jegt in der Motivirung foldher Gebote bedeutend über den Stanppunft der ifraelitifchen 
Ethik hinaus find, und daß fi fogar im Defalog Beſtimmungen finden, die, mie die Heili- 
gung des Feiertags, ſchon nad Luther's Anſicht ald völlig veraltet betrachtet werben müſſen. 
Darin kann man aber mit Hrn. v. Betbmann = Holiweg wieder ganz übereinftimmen, daß nicht 
blos Gründe des Rechts, fondern auch ſolche der Zweckmäßigkeit dafür fprechen, die Frage in 
diefer Weiſe zu löfen, „denn was kann die Schule ausrichten, wenn fie täglich ven Kampf 
mit der Familie zu beiteben hat, wenn die Kinder in der Familie hören, daß dasjenige, was 
fte in ver Schule gelernt haben, abergläubifch , unrichtig fei und umgekehrt“. Indem nun aber 
die Rreibeit der religiöfen Vereinsbildung Doch nur auf dem Boden der allgemeinen Affocia- 
tiondfreibeit fteht, die Freigebung ver religiöfen Vereine nur als eine Gonfequenz der Brei: 
gebung aller Vereine aufgefaßt wird, jo unterliegt nun auch die religiöfe Afforiationdfreibeit 
denjelben Ginihränfungen und Bedingungen wie die VBereindfreibeit überhaupt. Die Rege— 
lung der Bereinsfreibeit erfolgte Durch das von der Verfaſſungsurkunde in Ausficht geftellte Geſetz 
vom 11. Mai 1850; bierin ift beſtimmt worden, daß von allen Verſammlungen, in welden 
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Öffentliche Angelegenheiten erörtert und berathen werden jollen, der Unternehmer mindeftens 
24 Stunden vorher der Ortspolizeibehörde Anzeige zu machen bat, beögleichen daß bie 
Borfteher von Vereinen, welche eine Einwirfung auf Öffentlihe Angelegenheiten bezwecken, 
die Statuten des Vereind und das Verzeichniß der Mitglieder binnen drei Tagen nad Stif— 
tung ded Vereins und jede Änderung der Statuten oder der DVereindmitglieder binnen brei 
Tagen der Ortöpolizeibehörbe zur Kenntnifnahme einzureichen, derfelben aud auf Erfordern 
jede darauf bezügliche Auskunft zu erteilen haben. Hinſichtlich aller diefer Beflimmungen 
find ganz confequent auch die Sekten dem Vereindgefege unterworfen. Dagegen war es eine 
völlig rechtswidrige Maßnahme der Reactionsperiode, wenn man die religiöfen Vereine als 
politifche Vereine betrachtete, und fo denjenigen erfchwerenden Modalitäten unterwarf, denen 
die politiichen Vereine im DBereindgefege unterworfen waren; es hieß den biffldentifchen Ge— 
meinfchaften jeden Lebensnerv abjchneiden, wenn man bei ihren Verſammlungen gleichwie bei 
politifhen Discuffionen die Anmefenheit von Frauen, Schülern, Lehrlingen verbot und jede 
Communication mit andern Vereinen unterlagte. Erft mit Eintritt ver Regentſchaft hat fi 
dann die Negierung darauf bejonnen, „daß die Gewährung der Freiheit des Gewiflend eine 
Aufgabe preußifhen Regiments fei, welche die Berfaffungsurfunde nicht neu geftelit, fondern 
nur verftärft habe’, und es hat vemgemäß der Eultusminifter in der Sigung ded Abgeordne⸗ 
tenhaufes vom 28. Febr. 1859 erflärt, „Maßregelungen gegen derartige harmlofe Verſamm— 
lungen feien weder ber Würde des Staats, noch den preußifhen Traditionen, noch der Berfaf- 
fung gemäß-und am wenigften im Sinn und Intereffe ver beiden großen Religionsgeſellſchaf⸗ 
ten, in die ſich unſer Volk theile, es geſchehe das namentlich auch im Widerſpruche gegen das 
Chtiftemhum welches durch freie Überzeugung die Welt überwunden, und ſiets durch geiſtige 
Maffen ih Bahn gebroden habe’. Dagegen werben nun aber diereligiöfen Vereine no immer 
lediglich ald Producte der Brivatfreigeit betrachtet, und jo fehlen ihnen namentlich Gorporations- 
rechte; ſolche können ihnen nur durch ein beſonderes Gefeg, alfo durch Übereinftimmung der drei 
Factoren ver Gefeßgebung ertheilt werben; auch die Bedingungen, unterbenen Gorporationdrechte 
ertheilt und verweigert werben jollen, beſtimmt das Gejeg, ein ſolches ift aber bisher noch nicht 
zu Stande gekommen, auch die Erteilung von Gorporationdrehten an veligiöfe Geſellſchaften 
noch nie erfolgt. Ebenſo wenig dürfen die geiſtlichen Organe ſolcher Geſellſchaften jene Amts— 
handlungen mit rechtlicher Wirkung vornehmen, die von ſeiten der mit öffentlicher Religions— 
übung verſehenen religiöſen Geſellſchaften ſelbſtändig beſorgt werden; und es treten in dieſer Be— 
ziehung hinſichtlich der Beglaubigung ver Geburten, Cheſchliegungen und Sterbefälle ganz die 
Beſtimmungen der Verordnung vom 30. Mai 1847 in Kraft. Überhaupt herrſcht nach der 
preußifchen Verfaffung zwar Religiondfreiheit, aber nicht Religiondgleichheit, venn abge: 
fehen von jenen Vorzügen, die den Religionsgeſellſchaften mit Öffentlicher Religionsübung zu: 
fommen, jo genießen alle diejenigen, welde auf dem Boden des Chriſtenthums ftehen, auch 
noch beſonderer Privilegien, indem bei allen denjenigen Einrichtungen des Staatd, die mit der 
Religionsübung im Zufammenhange ftehen, die hriftliche Religion zu Grunde gelegt werden 
fol. Allerdings ift diefer Sag höchſt vieldeutig, ſodaß z.B. Stahl meint, derfelbe dürfte zur 
Noth auch) einem Innocenz II. genügen, um fein Syſtem darauf zu bauen; und wie derfelbe in 
Preußen angewendet wird, fo find ed eigentlich nur die beiden großen Confeſſionskirchen, welche 
dadurch privilegirt worden find. Es gehört vahin, daß aus Staatdfonds beveutende materielle 
Mittel zu den Cultuszwecken beider Kirchen verabfolgt werden, daß die theologifchen Facultä— 
ten beider Gonfeiftonen auf ven Univerfitäten beibehalten worden find, daß das geiftlihe Amt 
in beiden Kirchen bejonderd ausgezeichnet und gefhügt wird, auch daf die hriftliche Zeitrech- 
nung und bie hriftlihen Feiertage flaatöfeitig anerfannt werden. Endlich wird dann in der 
preußifchen Berfaflung noch beftimmt, daß der Genuß der bürgerlihen und politifchen Rechte 
unabhängig von dem religiöfen Bekenntniß fein foll, ohne daß jedoch den bürgerlichen und 
ftaatöbürgerlichen Pflichten dur die Ausübung der Religiondfreiheit Abbruch geſchehen darf. 
Es wurde alfo diejenige Vollberechtigung, die durd Art. 16 der Bundesacte noch an die Zu: 
gehörigfeit zu einer hriftlihen Neligionspartei gefnüpft war, unabhängig von der Zugehörig: 
feit zum Chriſtenthum geftellt; jedoch nicht auch unabhängig von einem Religionsbefenntnifi 
überhaupt; wenigftens ift die ausprüdliche Anerkennung der Berfaffungsurkunde vom 5, Der. 
1848, Art, 11, daß der Genuß jener Rechte nicht nur unabhängig fein folle von dem chriſt⸗ 
lichen Bekenntniß, fondern aud von der Theilnahme an irgendeiner Religionsgefellfchaft, fhei 
der Reviſion fortgelaffen. Jedenfalls follte man glauben, daß von dem Zeitpunfte ver Erhna— 
nation der Berfaffungsurfunde an die Bollberechtigung ver Juden, bie ihnen ſchon in dem 
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Ediet vom 11. März 1812 mit den Worten: „die in unfern Staaten befindlihen Juden find 
für @inländer und preußifhe Staatöbürger zu achten‘, gegeben war, durch dad Gefeg vom 
Jahre 1847 aber Einfhränfungen erfahren Hatte, zur vollen Anerkennung gebracht worden 
jei. Dennod hat die Berfaffungsinterpretation der Reactionsperiode diefen Sa des Art. 12 
ebenjo gut zu umgehen gewußt wie jenen andern; man hat nämlich damals behauptet, dieſer 
Saß babe ald folder feine unmittelbare Wirffamteit, er fei ein bloßer Gefegvorfchlag oder, wie 
Hr. v. Gerlad es ausgedrückt hat, ein Monolog des Gefeggeberd; ein ſolches bloßes Prineip 
aber jei unfähig, frühere entgegenftehende Specialgefege außer Kraft zu fegen, es habe nur 
eine Bedeutung für ven Gefeßgeber, nicht aber für ven Richter. Nun muß allerdings zugegeben 
werben, daß ed Beflimmungen der gefchilderten Art in ver Verfaſſungsurkunde gibt, daß gewiſſe 
Berfaflungdgrundfäge eine unmittelbare Wirkſamkeit nicht erlangen können, weil es ihnen an 
jedem Organismus fehlt, durch den die Verwirklichung verjelben bedingt ift; dahin gehören 
3. B. die Säge über die Givilehe und die Minifterverantwortlichkeit ; e8 liegt dann zwar dem 
Geſetzgeber die beſchworene Pflicht ob, einen folden Organismus zu fhaffen, und wenn die 
Minifterverantwortlichkeit nicht gerade felbft zu den unausgeführten Beftimmungen gehörte, 
fo würde man zwar wegen der verfäumten Herftellung eines folhen Organismus von der 
Minifteranflage wegen Berfaflungsverlegung Gebraud machen fönnen, indeſſen von einer un= 
mittelbar praftifhen Bedeutung folder Säge könnte allerdings feine Rebe fein. Wie nun aber 
der Orundfag der bürgerlihen und politifhen Gleichberechtigung ohne Unterſchied des Glau- 
bens dahin gehören fol, das ift freilich ſchwer einzufehen, und wird auch dadurch nicht einleuch⸗ 

tender, daß das Obertribunal ſich verfhiedentlich in dieſem Sinne ausgeſprochen hat; auch das 
Obertribunal ift, wie ein Erfenntnif vom 23. Aug. 1851 ergibt, nicht -immer dieſer Anficht 
gewejen. Im ganzen richtig hat bereitö das Minifterium ver Regentſchaft vie Sache aufgefaßt, 
und zwar hat jelbft ver Juftizminifter Simons während der legten Zeit feiner Amtöverwaltung 
im weſentlichen diefe Auffaflung getheilt und gegen alle Angriffe des Herrenhaufes die Po— 
fition vertheidigt, daß das Gefeg von 1847 durch den Art. 12 bereitö aufgehoben fei, daß ed 
alfo einer neuen gejeglichen Regulirung, bie das Herrenhaus forderte, um fein Veto dabei gel- 
tend zu machen, nicht mehr bevürfe. Während aber die damalige Regierung zwar das Prin- 
eip, daß die preußifchen Juden aller politiihen und bürgerlichen Rechte theilhaftig feien, an— 
erfannte und demgemäß namentlich dad Recht der Kreisftandfchaft ven jüdiſchen Ritterguts— 
befigern zu verfhaffen mußte, fo konnte man fich doch nicht entichließen, die Geſammtheit derjeni- 
gen Gonfequenzen anzuerkennen, die fih aus diefem Princip ergaben ; namentlich ift der Juſtiz⸗ 
minifter Simons bis zulegt dabei geblieben, daß die Juden unfähig feien, zu vichterlichen Ämtern 
zugelaflen zu werben. Es jind befonders zwei Gründe, auf die man ſich dieferhalb berufen hat, 
beides find aber nur Borwände, denn wenn man ji auf die jüdiſchen Ceremonialvorſchriften 
hinſichtlich des Sabbats berufen Hat, um die mangelnde Qualification der Juden zu Richter: 
Ämtern darzuthun, jo überlaffe man dad doch ven Juden felbft, fich darüber mit ihrem Gewiffen 
audeinanderzufegen; eine ftaatliche Verpflichtung, fie ded Sonnabends von Dienftgefhäften zu 
diöpenjiren, würde nicht beftehen, venn es heißt ausdrücklich in ver Berfaflung, daß ven bürger- 
lichen und ftaatsbürgerlichen Pflichten dur die Ausübung der Religiondfreiheit fein Abbruch 
geſchehen darf; gegen einen Richter alfo, der Sonnabends zu Haufe bliebe, müßte ganz nad) 
Maßgabe der gewöhnlichen Disciplinargefege verfahren werben, er ſei Jude oder Chriſt; übri- 
gend würde aud vemfelben Grunde die Unfähigkeit der Juden zu allen öffentlichen Ämtern be: 
bauptet werden müffen; und wenn.man ed ernfthaft damit meinte, müßte man die jüdischen 
Soldaten ded Sonnabends vom Ererciren diäpenfiren. Der zweite Grund befteht dann darin, 
daß die Juden unfähig fein ſollen, den Chriſten Eide abzunehmen. Wenn man nun wirflid, 
auch nad einer etwaigen Abänderung ber Eidesformel, fürchten müßte, auf Vorurtheile in der 
Mafle ver Bevölferung zu ftoßen, fo würde fich fehr leicht und einfach eine Einrichtung treffen 
lafjen, welche vie jüdischen Richter von der Eidesabnahme, die doch nur einen unbebeutenden 
Theil verrichterlihen Bunctionen bildet, zu entbinden. Es ift aber das Richteramt nicht allein, 
welches ven Juden von dem damaligen Minifterium abgeſprochen wurde, fie follen zugleich in 
vielen Bällen unfähig fein, Lehrämter zu übernehmen, theild wegen der Natur des betreffenden 
Lehramts, theild aus Rückſicht auf pie Beftimmungen der Stiftungsurfunde; daß nun ein Jude 
unfähig ſei, in feiner Gigenfhaft ald Jude irgendeine Wiſſenſchaft vorzutragen, muß auf das 
entſchiedenſte geleugnet und nur das mag zugegeben werden, daß ein Jude, der wirklich auf dem 
orthodoxen Standpunkte ſtände, eine ſehr einſeitige Vorſtellung über manche dieſer Gegenſtände 
haben wird; aber ſolcher abſtracter Juden gibt es ſehr wenig, und wo ſie ſich finden, da ſchließe 
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man fie eben wegen ihrer perfönlichen Unfähigkeit aus, wozu eine Prüfung in concreto anzu⸗ 
ftellen; ift das ift aber etwas ganz anderes, als die Juden als ſolche auszufchließen. Inwiefern 
der durch die Stiftungdurfunde Hier und da verbürgte chriſtliche Charakter einer beftimmten 
Anftalt aufredt erhalten werden ſoll, hängt mit der weitern Frage zufammen, inwiefern über- 
haupt wohlerworbene Rechte, die im Laufe der Zeiten veraltet find, von der Staatögewalt ver- 
nichtet werben fönnen; es muß das natürlid im allgemeinen bejaht werden, man braudt dafür 
nur auf die mufterhaften Ausführungen Savigny's im legten Bande des „Syſtem“ zu verwei= 
fen. Bol. Ranke, ‚Neun Bücher preußiiher Geſchichten“, 11, 59, 486 ; II, 428 fg. Laspeyres, 
„Die katholiſche Kirche in Preußen”, S. 260 fg. Meier, „Propaganda“, 11,149, 244, 333. 
„Materialien, betreffend die rechtliche Entwidelung der Religiondverfaffung in Preußen, in 
den Mittheilungen aus der Verwaltung der geiftlihen, Unterrichts- und Medicinalangelegen- 
heiten‘ (Berlin 1847), ©. 12 fg. Jacobſon, „Über die Arten der Religiondgejellihaften und 
die religiöfen Rechtsverhältniſſe der Diffiventen in Preußen”, in der „Zeitichrift für Kirchen: 
recht”, I, 392 — 443. 

Wenn wir endlich noch einen flüchtigen Blid auf die Entwidelung ver Glaubens: und Gul- 
tuöfreiheit in den übrigen deutſchen Ländern werfen, jo hatten diefe bi8 zum Anfange des 
gegenwärtigen Jahrhunderts ihre ſtrenge confefjtonelle Abgeichiedenheit bewahrt, wie ſolche, ab: 
gejehen von dem Thatbeftande des Normaljahrs, durch die Reichsgeſetzgebung nicht blos erlaubt, 
fondern jogar zum Theil geboten war, und wo ed damals eine auf das Normaljahr nicht bafirte, 
von der herrſchenden abweichende Religionsübung gab, war das nicht ſowol die Gonfequenz eines 
toleranten Staatsprincips, ald vielmehr ein Bruch ded Brincips der Intoleranz, wie z.B. die Exi⸗ 
ftenz mehrerer katholiſcher Kirchen in einigen norddeutſchen Gebieten (Hannover, Braunſchweig, 
Medlenburg) durch die Gonverfion einzelner Landesherren herbeigeführt war. Es iſt theils ver 
Fortſchritt in der Gefinnung , theild die durch die territorialen Umgeftaltungen herbeigeführte 
confefjionelle Mifhung ver einzelnen veutichen Staaten geweien, wodurch in neuerer Zeit ein 
Fortſchritt der Religionsfreiheit in der Mehrzahl diejer Staaten bewirft worden ift, ohne daß 
es freilich zu einer gleihmäßigen Geftaltung , zu einem materiell gemeinen Rechte in dieſer Hin- 
fiht gefommen wäre. Es laſſen fih vielmehr in Bezug auf die in den einzelnen Ländern berr- 
ihenden Grundſätze drei Gruppen von Staaten unterſcheiden. Es gibt zunächſt einige wenige 
namentlich im nörblichen Deutſchland, an denen, wie an Medlenburg, Holftein und einigen ver 
Freien Städte, der Fortſchritt der Zeit ſpurlos vorübergegangen ift, die ihren jpecifiich con: 
feffionellen Charakter bewahrt haben, in denen eine förmliche Religionsübung nur für eine 
chriſtliche Kirche beiteht. Der medlenburgifhe Minifter v. Schröter hat geradezu, ald er von 
einer evangeliſchen Deputation der honıburger Gonferenz um Duldung der Baptiften angegan= 
gen wurde, erklärt, daß er zwar den Baptiften von ganzem Herzen die hriftliche Bruderhand 
reihen wolle ald Mitgenofjen des wahren Glaubens an das Evangelium, daß aber in Mecklen— 
burg Sekten nit geitattet werben follten, und er ihnen deshalb anheimgeben müſſe auszuwan— 
dern; die Bemerkung eines Mitglieded der Deputation, daß dann fein Unterfchied zwiſchen 
Medlenburg und Toscana beftebe, nahm der Minifter durchaus nicht übel, ſondern erfannte 
vielmehr ihre Richtigkeit an und fügte nur hinzu, „daß fie denn doch in Toscana die Sache ein 
bischen weiter trieben, indem fie fich dort bemühten, die Denffreiheit auszurotten, jo unmöglich 
das auch ſei“. Die zweite Gruppe, zu der außer Baiern und Würtemberg nod die Mehrzahl 
der kleinern Staaten gehört, ſteht nach Ausweis der betreffenden Verfaffungsurfunden, deren 
Beftimmungen über diefen Öegenftand oft ehr dunkel und wieldeutig find, etwa auf dem Stand: 
punft des Preußischen Landrechts; es kommt alſo den hriftlichen Gonfeffionen eine freie öffent: 
liche Religionsübung zu, zur Bildung anderer Religionsgeſellſchaften bedarf es aber allemal 
einer befondern ftaatlihen Conceſſion, und diefe wird regelmäßig nur zu Gunften einer privaten 
Religiondausübung ertheilt. Die Praxis in der Ertheilung folder Conceſſionen ift ſehr verſchie— 
den. Endlich eine dritte Gruppe deuticher Staaten fteht auf dem Standpunkt ver preußiichen 
Verfaffungdurfunde, und zwar findet ji der Grundſatz der völligen Freigebung der Seften 
ſchon in der badiihen Verfaffungsurfunde von 1818 und in der furbefliichen von 1831, wäh: 
rend Dagegen in andern Ländern Died zu den Fortſchritten des Jahres 1848 gehört, jo im Groß— 
herzogthum Heilen, two die Berfaflung von 1820 bejtimmt hatte: den anerfannten riftlichen 
Confeſſionen ift freie öffentliche Ausübung ihres religiöfen Cultus geftattet, dagegen das Ediet 
vom 6. Mai 1848 vorichreibt: Die freie Ausübung aller religidfen Gulten ift geftattet. Ebenſo 
verhält es ih in Hannover, wo nämlich durch $. 6 des Verfaflungsgefeged vom 8. Sept. 1840 
der $. 82 des Landesverfaſſungsgeſetzes vom 6. Aug, 1840, der die ftaatliche Genehmigung für 


Kirche 143 


die religiöfe Vergeſellſchaftung verlangte, aufgehoben worden ift, und obgleich nun dort das 
Princip der freien Seftenbildung nicht ausdrücklich ausgeſprochen wird, fo muß daflelbe doch na= 
mentlih auch mit Hinblid auf den $. 4 des Verfaſſungsgeſetzes vom 5. Sept. 1848, ber ganz 
allgemeine Afforiationsfreiheit gewährt, behauptet werben ; und fo hat aud das königliche Mi: 
nifterium der geiftlihen und Unterrichtdangelegenheiten in zwei Erxlaffen vom 23. Dec. 1850 
und 9. Sept. 1851 gegenüber den gegentheiligen Auffaflungen ſtaatlicher und kirchlicher Be- 
hörden ſich ausgeſprochen. (Harleß, „Die Gefeggebung, dad Sektenweſen und die evangelifchen 
Kirchen Deutſchlands betreffend”, in Moſer's „Allgemeines Kirchenblatt für das evangelifche 
Deutſchland“'“, Jahrgang 1853, S. 161— 332. Gelzer, „Proteſtantiſche Monatsblätter“, 
I, 411 fg.) 
1. Die Selbftändigfeit ver Kirchen- und Religionsgejellidaften; die Ber 
fugniffe verjelben im äußern Rechtsleben. Wegen ver Unvollkommenheit ver ger- 
manifchen Staatdeinrichtungen einerfeits, ver Ausbildung der katholiſchen Kirhenverfaffung 
andererjeitd waren im Anſchluß an eine Entwickelung, die bereitd auf dem Boden des Römifchen 
Reichs begonnen hatte, die Functionen der firhlichen Organe im Laufe der Zeit immer weiter 
ins ftaatliche Gebiet hinein audgedehnt, und namentlich ver Hauptzweig der damaligen Staats: 
thätigfeit, die Gerichtöbarfeit, in immer größern Umfange der firhlihen Competenz unterworfen 
worden. Indem dann die Macht der Kirche ſich immermehr centralifixte, die ded Staats dagegen, 
namentlich in Deutichland, zerfiel, jo gelang es der Kirche, die Abhängigkeit und Unterordnung, 
in welcher fich die Organe verjelben im Verhältnig zur Staatögewalt befunden hatten, wie fid 
das namentlich in der regia nominatio zeigte, abzujchütteln und zulegt jogar eine Superiorität 
gegenüber ver Staatögemwalt herzuftellen. Dieje Oberherrſchaft der Kirche über ven Staat wie- 
ber zu befeitigen, namentlich foweit fie ih auf die Befegung des deutſchen Königthums erftredi 
hatte, ift dann freilich der deutſchen Neichögewalt bereitö im Mittelalter gelungen ; dagegen bie 
weitern Berfuche der deutichen Gentralgewalt in den legten Jahrhunderten des Mittelalters, das 
Berhältniß von Staat und Kirche auf veränderter Grundlage herzuftellen, blieb ohne Erfolg ; nur 
in den fräftig aufftrebenden Territorien gelang e8 ſchon im Mittelalter, nicht blod die Gompeten; 
der Kirche wiederum in etwas einzuſchränken, ſondern aud ein wirfjames Majeſtätsrecht gegen= 
über der Kirche wieder in Anwendung zu bringen. Durch die weitere Ausbildung des modernen 
Staatd, durch den eigenthümlihen Gang, den in Deutjchland und anderswo die Reformation 
nahm, endlich durd innere Verfaflungstämpfe auf vem Boden ver katholiſchen Kirche gelang es 
in den folgenden Jahrhunderten, die begonnene Umgeftaltung des Verhältnifled von Staat und 
Kirche in der angegebenen Richtung immer weiter zu führen. Es handelte fid) jedoch dabei weni- 
ger um eine Beſchränkung der kirchlichen Functionen, ald vielmehr um eine ftrenge Unterord— 
nung ber firhlihen Organe, und wenn die proteftantifche Kirche, von Anfang an mit dem Staat 
identiſch, ſtets territorialiftiich regiert war, fo zeigt und der Gallifanismus in Frankreich und 
mehr nod der Jofephinismus in Oſterreich und in den Fatholifchen Ländern des Deutſchen Reiche 
eine Stellung der katholischen Kirche, wonach diefelbe theild einem weitreihenden jtaatlihen Aui- 
fihtsredte, einem umfaflenden Syiteme von Präventivmaßregeln unterworfen war, als deilen 
Ausflug beſonders das Placet, der recursus ab abusu, die Aufſicht über die kirchliche Ver— 
mögendverwaltung und Stellenbefegung hervorzuheben find, theild aber geradezu wie bie prote- 
ftantifche Kirche von Staatd wegen regiert wurde, wie dad namentlich in Oſterreich geſchah, wo 
alle Eirhlichen Anordnungen bi zu der Hausordnung in den Klöſtern herab, ſelbſt die Art un 
Weiſe der Feier des Gottesdienſtes durch Faiferlihe Hofdecrete feſtgeſtellt, das Kirchengut für 
Staatsgut, die Seminare für Staatsanſtalten erklärt wurden, ein Syſtem, welches denn zu jei- 
ner legten Ausbildung durd die Einfegung eigener Staatskirchenbehörden in mehreren deut— 
ichen Ländern, fogenannter £atholifcher Oberkirchenräthe, gelangt ift, die nicht etwa Behörden 
für die Berwaltung der Kichenhoheit, jondern großentheils für die Verwaltung ded Kirchen: 
regimentd waren. Zuletzt wurden dann zu Anfang des gegenwärtigen Jahrhunderts durch die 
Abtretung des linken Rheinufers und die Säeularifation ded Reichsdeputationshauptſchluſſes 
auch die äußern Didcefanverhältniffe ver katholiſchen Kirche in äußerite Verwirrung gebracht, 
und alle Berfuche, welche zu einer Neubegrenzung der deutſchen Didcejen gleih damals gemacht 
wurden, blieben ohne jeven Erfolg; vergebens wandte fi der Bapft Pius VIL an den erjten 
Conſul der Franzöſiſchen Republik, diefer benußte das blos, um dem Papſt die Reife nach Paris 
zur Kaiferfrönung annehmbar zu machen ; vergebens jandte ver Papit in der Berfon des Garbi- 
nals Della Genga, nachherigen Leo XIL., einen Nuntius an ven Regensburger Reichstag, der eben 
noch zur vechten Zeit fam, um den Iintergang des Deutfchen Reiche mit anzufchen ; vergebend ver= 
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fuchte man eine fpecielle Verhandlung mit Baiern und Würtemberg, beivemal fcheiterte diefelbe 
an dem Umſtande, daß die Staatöregierungen bei dieſer Gelegenheit eine Anerkennung der Curie 
für das innere Syſtem von Staat und Kirche beanfpruchten, welches fich bei ihnen ausgebildet 
hatte, und daß die Curie darauf nicht eingehen wollte; von feiten Baierns erklärte man, die 
Mote des Cardinal-Staatsſecretärs fei ein höchſt oberflächliches diſſertes Machwerk, eine bloße 
Wiederholung der von feinem aufgeflärten Kanoniften mehr ftatuirten,, von feinem ordentlich 
organifirten Staate mehr gebuldeten römifchen Theorie, das Papſtthum werde in bleibendem 
Kampfe mit der weltlichen Herrfchergewalt und mit dem Geifte des Jahrhunderts feinem Unter: 
gange entgegengeben; und von feiten Würtembergs wünſchte man dem Nuntius ‚eine glückliche 
Reife‘ mit der Erklärung, daß der König die Unterhandlungen nie wieder anfnüpfen und aus 
eigener Machtvollkommenheit handeln würde; vergebens war es ferner, wenn verfucht wurde, 
ein Goncordat für den gefammten Rheinbund zu Stande zu bringen, woran im Winter von 
1807 gearbeitet wurde; und vergebens waren endlich auch die Bemühungen auf dem Wiener 
Gongreß, zuden Grundzügen einer Wiederberftellung zu gelangen, indem es zu einer Einrückung 
eines derartigen Artikels in die Bundesacte, wie wir bereitd erwähnt haben, nicht gefommen ift. 
Die Verwirrung hatte fi unter diefen Umftänden natürlich allerorten gefleigert, indem nir— 
gends Kapitelergänzt, vacante Bifhofsftühle wieder bejegt wurden, ſodaß Graf Spiegel, ald 
man ihm 1821 die Ernennung zum Erzbifhof von Köln anbot, ohne libertreibung erklären 
fonnte, die Glaubendlehre abgerechnet, fei alle8 andere daraufgegangen und müſſe gleihfam 
von neuem aufgerichtet, wie aus den Trümmern hervorgezogen werben. 

Es folgte nun in der nächften Zeit eine Reihe von Negotiationen einzelner deutſcher Regie: 
rungen mit der Roͤmiſchen Curie. Die Verhandlung mit Baiern, die am früheften zu einem Re— 
fultat führte, unterfcheidet fi von den übrigen dadurch, daß nicht blos eine Verftändigung über 
die äußere Neubegrenzung der Bisthümer und was damit im nächſten Zufammenhange fteht, 
fondern auch über die innern Fragen des Verhältniffes von Staat und Kirche herbeigeführt 
wurde. Diefe Berftändigung liegt in dem Concordat vom 5. Juni 1817 vor, und ift weſentlich 
in eurialiftifhem Sinne erfolgt. Man braucht nicht gerade vie Aufregung zu theilen, in die An: 
jelm v. Feuerbach damals gerathen ift, aber man wird allerdings behaupten müffen, daß mit einer 
getreuen Vollziehung des Concordats die unveräußerlidften Rechte ver Staatsgewalt fomie die 
ganze rechtliche Stellung der proteftantifchen Kirche in Baiern auf das bevenklichfte gefährdet fein 
würden, Eine getrene Bollziehung des Concordats iſt aber eben nicht erfolgt; die Publication 
des Concordats gefhah nämlich in Verbindung mit der Publication des Edicts „über die äußern 
Rechtöverhältniffe der Einwohner ded Königreihs in Bezug auf Religion und kirchliche Gefell- 
Thaft”, welches wiederum einen integrirenden Theil der bairifhen Verfaffungsurfunde vom 
26. Mai 1818 (Beilage 2) bildet, und zwar erfcheint dad Concordat ald Anhang zu dem Edict, 
fodaß das Ediet im Zweifel maßgebend ift, falls Widerſprüche vorhanden wären; folhe Wider: 
fprüde find nun im weiteften Umfange vorhanden, indem das Edict im fhroffiten Gegenfage 
zum Goncorbat eine fehr energifche Geltendmahung des landesherrlihen Majeftätsrechts ent: 
hält. So fehr nun aber au, nachdem das Concordat einmal zum Abfhluß gekommen war, 
diefer Ausweg gebilligt werden mag, fo fehr wirb man doch auf der andern Seite bedauern 
müſſen, daß ein derartiger Ausweg überhaupt nothwendig war; keineswegs ift die Würde der 
Staatögewalt damals in fledenlofer Reinheit bewahrt, fondern es find die Forderungen ber 
öffentlichen Moral verlegt worden, und die Erklärungen endlich, zu denen fi damals der König 
von Baiern auf den Gonftitutionseid genöthigt ſah, laſſen lebhaft bevauern, daß man napo— 
leonifche Wege eingefhlagen hatte, ohne ſich doch im entſcheidenden Moment die Kraft zuzu— 
trauen, rückſichtslos auf denfelben vorzugehen. 

Bon ganz befonderer Bedeutung war eine Neuordnung der Verhältniffe ver katholiſchen 
Kirche für die Ruhe und Wohlfahrt des preußifchen Staat; denn gerade diejenigen Rändercom- 
plere, die im Often und Weften ver Monarchie neu gewonnen waren und um deren allmähliche 
Affimilirung es fi handelte, gerade diefe hatten überwiegend Fatholifche Bevölferung. Und in: 
fofern würdigte man auch diefe Sachlage in den leitenden Kreifen durchaus, als fein geringerer 
Mann wie Niebuhr dazu auserfehen wurde, die betreffenden Verhandlungen in Nom zu leiten, 
der auch ſchon im Jahre 1816 nah Rom abging, auf der Durchreiſe in Verona in der Biblio: 
thek des dortigen Domfapiteld den Gajus entdeckend. Über die Grundlage der Verhandlungen 
Fonnte man ſich aber in Berlin vie nähften Jahre hindurch nicht einigen, indem das auswärtige 
Minifterium eine Verhandlung über das Verhältnif von Staat und Kirche im ganzen Umfange 
verlangte, während im Gultusminifterium, durch Niebuhr's Berichte unterftügt, die Anſicht vor= 
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herrſchte, daß eine Einigung in ſolchem Umfange ein unmögliches Beginnen fein werde, daß man 
fih vielmehr darauf befhränfen müſſe, eine Verftändigung über die Gircumfeription der Bis- 
thümer herbeizuführen. Endlid im Sommer 1820 gingen bie im legtern Sinne abgefaßten In- 
ftructionen nad Rom ab, und die Verhandlungen nahmen nun einen ziemlich raſchen Verlauf, 
indem einige ſchwierigere Punkte bei einer Anweſenheit des Staatöfanzlerd, der vom Gongreß 
von Laibach einen Abftecher nah Rom gemacht hatte, im Mai 1821 ihre Erledigung fanden; fo 
fam es unterm 16. Juli 1821 zum Abſchluß der preußifchen Gircumferiptionsbulle De salute 
animarum, Durch welde zwei Erzbiäthümer, nämlich Köln mit den Suffraganbisthümern Trier, 
Paderborn und Münfter, und Gneſen-Poſen mit dem Suffraganbisthum Kulm, ferner zwei 
eremte Bisthüner, Ermland und Breslau, errichtet, auch Beftimmung über die Dotation, 
welche ſehr reichlich bemeflen war, über die Befegung der bifhöflihen Stühle (Kapitelmabl unter 
Bezeihnung von personae minus gratae) und über die Befegung der Kapitelftellen getroffen 
wurde, und welde durch Gabinetdordre vom 23. Aug. 1821 die königliche Sanction erhielt 
„als bleibendes Statut der fatholifhen Kirche ded Staats’, vermöge der „Majeſtätsrechte““ und 
„unbeſchadet verfelben, ſowie unbefchabet ver Unterthanen der evangelifhen Religion und ver 
evangelijchen Kirche des Staats”. 

Bon feiten ver hannoveriſchen Regierung hatte man urſprünglich, ald im Jahre 1816 rine 
Gejandtihaft nach Rom abgefertigt wurde, Die Abſicht gehabt, ein umfaſſendes Concordat über 
alle Fragen des Verhältniffed von Staat und Kirche abzufchliegen; demgemäß fam zu Ende 
des Jahres 1818 etwas dem bairiſchen Goncordat ganz Ahnliches zu Stande; dad Project 
murbe aber von der Regierung verworfen, der Gefandte Hr. v. Ompteda abberufen ; jein Nach— 
folger, Hr. v. Reben, begann nun zwar jeit Anfang ded Jahres 1820 die Verhandlungen auf 
jener umfaflenden Grundlage von neuem, es zeigte fich jevodh bald, daß man auf vielem Wege 
niemald zu einer Vereinbarung gelangen würde, und fo entſchloß fih Hannover nad fünfjähri- 
gen vergeblichen Verhandlungen im Mai 1822, dem Beifpiele Preußens zu folgen und ledig: 
lich eine Neubegrenzung der Bisthümer herbeizuführen. Es hielt nun aber anfangs ſchwer, 
die Gurie zu folden neuen Verhandlungen überhaupt zu bewegen; es gelang dann zwar, daß 
man fi kurz vor dem Tode Pius’ VII. einigte, doch erhob nun der neue Papft Leo XII. an: 
fange Bedenken zu ratificiren, und erft durch Bermittelung Bunſen's fam man zum befinitiven 
Abſchluß. Die hannoveriſche Gircumferiptionsbulle Impensa Romanorum vom 26. März 
1824 errichtete die beiden Bisthümer Hildesheim und Osnabrück, vie beide unmittelbar unter 
dem Papfte ftehen jollten, mit dem Vorbehalt, daß die Erertion von Ddnabrüd jo lange fus: 
pendirt bleiben folle, als bis die zur Fundation nöthigen Gelomittel vorhanden fein würden, 
welche Grection erft im Jahre 1857 ftattgefunden hat, bis zu welcher Zeit ver Biſchof von Hil⸗ 
desheim ald Adminiftrator von Osnabrück fungirte, indem er die Didcefanregierung durch einen 
Weihbiſchof und Generalvicar ausüben ließ. Der übrige Theil der Bulle ſtimmt mit dem der 
preußifchen in Form und Inhalt überein, aud erhielt diejelbe gleich jener die königliche Geneh— 
migung durch eine befondere Fönigliche Verfügung, die Georg IV. zu Garltonhoufe unterm 
20. Mai 1824 erließ. 

Einen ganz eigenthümlihen Verlauf nahmen endlich die Verhandlungen, die zu der Grün 
dung der Oberrheinifchen Kirhenprovinz führten. Am 24. März 1818 waren in Branf- 
furt a.M. unter dem Vorſitz ded würtembergifchen Bundedtagsgefandten v. Wangenheim Bera: 
thungen eröffnet worden, an denen fi, außer den fpäter zur Oberrheiniſchen Kirchenprovinz ver- 
einigten Staaten, auch noch die Regierungen einiger norddeutſcher Gebiete, wie Medlenburgs, 
Divenburgd u. ſ. w., betheiligten; ed waren ſämmtlich Staaten mit proteftantijchen Landes: 
herren, ausgenommen Hohenzollern, und mit überwiegend proteftantiiher Bevölkerung, aus: 
genommen Baden, und es follte hier der Verſuch gemacht werden, eine Neuorbnung des Ber: 
Hältniffed von Staat und Kirche auf Grundlage epiffopaliftifcher und jofephiniftifher Theorien 
unter ausdrücklicher Zuftimmung ver Römiſchen Gurie herbeizuführen. Es gelang nun zwar 
ſehr ſchnell zwifchen ven bei der Gonferenz betheiligten Regierungen ein Ginverftänbniß zu be: 
werfftelligen, indem man ſich über gewifle „Orundzüge‘ einigte, deren Hauptinhalt in Form einer 
Declaration gefaßt wurde, welche nun durch eine Deputation, beſtehend aus dem würtembergi: 
jhen und badiſchen Bevollmächtigten, dem Papft nicht etwa zur Verhandlung, jondern zur 
einfahen Annahme überreicht wurde. Lange ließ man die Geſandtſchaft in Rom ohne alle 
Antwort, jie war ſchon im Begriff, nach fünfmonatlihem Warten wieder abzureifen, als ihr vie 
Note des Garvinal-Stantöfeeretärd vom 10. Aug. 1819, befannt unter dem Namen Espozioni 
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dei sentimenti di sua santita, überreicht wurde, in der man ſich päpftlicherfeits ausführli über 
alle in der Declaration berührten Bunfte und alfo über das gefammte Berhältnif von Staat 
und Kirche ausſprach, weshalb dieſes Actenſtück als ausführliche Darlegung des curialiftifchen 
Standpunkts eine bleibende Bedeutung hat; der Inhalt läßt ſich durch Conſalvi's Worte an vie 
Gefandten: „Man ſcheint den Papft für einen Türken und den römifhen Hof für Die ottomani- 
ſche Pforte zu halten”, annähernd darakterifiren. Indem die Poftulate ver Regierungen voll: 
fändig zurücgewiejen wurben, jo hatte ſich doc die Gurie zu weitern Verhandlungen über Die 
Eircumfeription der Bisthlimer bereit erflärt, und obgleih man urfprünglih im Kreije der 
frankfurter Conferenzen beabſichtigt Hatte, im Kalle einer Zurügfweifung von feiten der Eurie in 
allen Stüden einfeitig vorzugehen, fo ging man doch bereitwillig auf diefen Vorſchlag ein, da ſich 
inzwifhen die Schwierigkeiten herausgeftellt hatten, die mit einem einfeitigen Vorgehen prote- 
ſtantiſcher Negierungen bei einer Erection von Bisthümern verbunden fein würden. So fam es 
zu der Stiftungsbulle der Oberrheiniſchen Kirchenprovinz Provida sollersque vom 16. Aug. 
1821, wonach; unter einem Erzbisthum Freiburg, deſſen Didcefanfprengel das Großherzogthum 
Baden und die hohenzollernfhen Fürftenthümer fein follten, die Bisthümer Rottenburg für 
MWürtemberg, Limburg für Naflau und Frankfurt, Mainz für dad Großherzogthum Heſſen, 
Fulda für Kurbeflen und Sahfen: Weimar eingerichtet wurden. Es fehlte nur aber in der 
Bulle ganz an nähern Beſtimmungen über Befegung der Bifchofäftühle und Kapitel, dazu 
waren weitere Berhandlungen nothwendig. Diefe wurden von der Gurie dazu benugt, um ges 
wiſſe Anſprüche Hinfichtlich der freien Bewegung der Kirche gegenüber der Staatögewalt geltend 
zu maden, und die Ergänzungdbulle ad dominici gregis custodiam vom 11. April 1827 
führt eine Reihe folder Beflimmungen ausdrücklich auf. Indeß die Beftätigung diefer Bulle 
feitens der Regierungen geihah nur unter Ausſchluß jener Beftimmungen, und nachdem die 
Einrichtung der Provinz vollendet war, jo erfolgte unterm 30. Jan. 1830 übereinftinnmend in 
den einzelnen Staaten ein landesherrliches Edict, durch welches im Anſchluß an die franffurter 
Gonferengbeihlüffe das Majeftätsrecht des Staats über vie Kirche in einer ver freien kirchlichen 
Bewegung allerdings fehr wenig günftigen Weife feftgeftellt wurde. Es ift nun nicht blos zu 
bedauern, daß die Regulirung des Verhältniſſes von Staat und Kirche nad den Beſtimmun— 
gen jenes Edicts wirklich eine ſehr engherzige, durchaus ungenügende war, jondern aud daß 
man dabei der Mitwirkung dev Kammern entbehren zu können glaubte und im Verordnungs— 
wege vorging ; durch beides wurde fpäter die Wiverftandsfähigfeit der Regierungen ſehr ge— 
ſchwächt. Schon damals forderte ver Papft Pius VI. in einem Breve Pervenerat non ita 
pridem vom 10. Juni 1831, in weldem er die Edicte ald vertragswidrig und nichtig bezeich- 
nete, in jehr ftarfen Ausdrücken die Bifchöfe ver Oberrheinifchen Kirchenprovinz auf, „ven pro= 
fanen Neuerungen zu fteuern’‘. Die Bifchöfe hielten ſich zwar damals ruhig, aber es fam dann 
die Zeit, wo fie zu handeln begannen. 

Nirgends war es bei Gelegenheit ver Verhandlungen über die Herftellung der zerflörten 
äußern Kirchengewalt wirklich zu einer Umgeftaltung des Verhältnifies von Staat und Kirche 
gefommen, und auch in der nächſtfolgenden Zeit wurden nur ganz vereinzelte Erfolge erzielt, 
wie 3.8. im Jahre 1841 in Preußen einiges von der Strenge des Placetö und des Verbots des 
Verkehrs mit Rom nachgelaſſen wurde. Gine tiefgehende Umgeftaltung ift erft durch die Bewe- 
gungen des Jahres 1848 herbeigeführt worden. Im Detober und November jene® Jahres fand 
zu Würzburg eine Zufammenkunft des gefanımten deutfhen Epiffopats ftatt; man würbe von 
einem Nationalconcil fprechen Eönnen, wenn eine Betheiligung ded Papftes bei vem Zufammen= 
tritt ftattgefunden hätte; jo war e# bloß ein Eirhenpolitifcher Act, ohne formelle, aber von um 
fo größerer materieller Bedeutung; in den Aectenftüden, die damals abgefaft und unter: 
fhrieben wurden, ift das offisielle Programm für die Beftrebungen der veutjchen Biſchöfe hin— 
ſichtlich des Verhältniffes von Kirche und Staat aufgeftellt worden. Ausgehend einerjeitd von 
einem energifchen Bekenntniß zum Papaliyftem und andererfeitd von der Thatjache, daß feit den 
Märzftürmen, wo die Throne geihwanft hätten, in allen Ländern eineallgemeine Befreiung von 
ftaatlicher Bevormundung eingetreten fei, von der auch die Kirche, die von jeher dem wahren 
Fortſchritt gehuldigt habe, nicht ausgefhloffen werben wolle, wurden zmweierlei Forderungen er- 
hoben: auf der einen Seite verlangte man freie Selbftverwaltung der Kirche, namentlid in 
Bezug auf die kirchliche Stellenbefegung, die kirchliche Vermoͤgensverwaltung, die freie kirchliche 
Bewegung überhaupt, womit das Placet in Wiverfprud fände, welches nod dazu dem deutſchen 
Gharakter, defien Treue ſprichwoͤrtlich ſei, wiverftrebe; auf ver andern Seite aber wird Gin- 
forud erhoben gegen die Trennung von Staat und Kirche, indem die Kirche denjenigen Wir: 
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tungskreis behalten will, den fie biäher gehabt bat; fie will namentlich ihren Einfluß auf das 
Unterrichtswe ſen beibehalten , denn es fei der Kirche gelagt: Gehet hin und lehret alle Völker; 
fie will ferner das Armenweſen unter ihrer Gontrole behalten und ſtellt zum Lohne dafür bie 23- 
fung der ſoeialen Frage in Ausſicht; manches andere, was nachher zu lebhaften Kämpfen Veran: 
laffung gegeben hat, wie Gerichtöbarfeit in Cheſachen, wird nicht einmal erwähnt. Die Kirche 
will alfo, was auch in einzelnen biihöflichen Denkſchriften gegenüber den einzelnen Negierungen 
in der folgenden Zeit zur Genüge ausgeführt wirb, keineswegs auf ihr inneres Gebiet des Got⸗ 
teöbienfled und der Lehre beihränft jein, vielmehr ihren ganzen Wirkungökreis im äußern 
Nechtöleben beibehalten , aber dabei unabhängig von jeder ſtaatlichen Controle fein. 

88 fragt ih, wie man fi gegenüber diefen Forderungen von feiten des Staatd verhielt. 
Wir floßen da zunächſt auf die Beftimmungen der deutfchen Örundrechte, die, wenn fie aud ale 
ſolche eine formelle Bedeutung für die Folgezeit nicht gehabt haben, doch von nachhaltigſter Ein- 
wirfung auf dieje Verhältniffe gewefen find. Die deutſchen Grundrechte haben in der richtigen 
Erkenntniß, daß die Kirche im conflitutionellen Staate des 19. Jahrhunderts nicht in gleicher 
Weiſe regiert werden könne, wie früher unter der Herrſchaft des ſtaatlichen Abfolutismus und 
der Staatscompetenz, wo alte jelbfländigen Lebenäfreife unterbrüdt und abforbirt waren, das 
Princip aufgeftellt, daß jede Religiondgefellfhaft ihre Angelegenheiten ſelbſtändig orbnet und 
verwaltet, daß alfo niit blos die vom Staat geübte Kirchengewalt, fondern auch das Majeftäts- 
reiht des Staatd über die Kirche in der bisherigen Ausdehnung nicht ferner flattfinden ſolle. 
Aber indem nun die Kirche ald ein Neich eigenen Lebens vom Staate emancipirt murbe, haben 
die Grundrechte doch auch andererfeitö die völlige Trennung von Staat und Kirche-vollzugen, 
d. h. die Kirche auf ihr eigenes Gebiet eingefhränft, ihr jede Wirkſamkeit im ftaatlihen Rechts— 
leben verfagt, namentlich das Unterrichtsweſen der Kirche abgefproden, und Civilehe nebft 
Eivilftandsregiftern eingeführt. 

Dem Spyften ver Grundrechte am nächſten ſteht das Syſtem der preußiſchen Berfaflung. 
Es wird in der Berfaffung nicht blos dad Princip der Freiheit ver Kirche audgefproden, jondern 
eö werden zugleich aud die hauptſächlichſten Genjeauenzen dieſes Prineips ausprüdlich verbürgt, 
es ſoll namentlich das Placet fernerhin nicht mehr ftattfinden, der Berfehr mit Rom foll freige: 
geben fein, der Einfluß des Staatd auf die kirchliche Stellenbejegung ſoll Fünftig wegfallen. Es 
haben ſich dann weiter im Laufe der Zeit in der Verwaltung noch folgende Gonfequenzen heraus: 
geftellt:: ver Staat übt gegenwärtig feine Gontrolemehr überdieBorbildung der Geiftlichen, weder 
über die Seminare noch über dad Prüfungsweſen, insbefondere fann die Borbildung auch außer- 
halb Landes gefucht werben, und wenn im Jahre 1852 ein Minifterialerlaß das Stubium im Gol- 
legium Germanicum zu Rom oder andern ver Propaganda gehörigen oder von Jeſuiten geleiteten 
Anftalten von einer befondern minifteriellen Erlaubniß abhängig macht, fo ift man fpäter wieder 
davon zurüdgelommen; es hat ferner ver Staat feine weitere Einwirkung auf dieAbhaltung von 
Miffionen, als diejenigen, die ihm durd das Vereinsgeſetz eingeräumt ift, und als im Jahre 
1852 die Abhaltung jefuitifcher Miffionen in ſolchen katholiſchen Gemeinden, die inmitten ber 
proteftantifhen Bevölferung lagen, allgemein verboten wurden, weil der Verdacht nahe läge, 
daß hier ganz andere Zwede als die religidfe Ginwirfung auf die fatholifche Gemeinde ver- 
folgt würden, jo ift ed gerade, die verfaflungstreue Partei gewefen, Männer wie Wengel und 
Bethmann-Hollweg, die ih im Sinne des Waldbott-Baſſenheim'ſchen Antrags gegen die Maß: 
regel der Regierung ausſprachen; e8 müffen ferner Klöfter und geifllihe Orden aller Art ſtaats— 
feitig zugelaflen werben, eine befondere Erlaubniß iſt nicht nothwendig, maßgebend ift levig- 
lich die Affociationsfreiheit und dad Vereinsgeſetz. Es zeigt ſich indeß hierbei recht deutlich, 
wie dieſe Freiheit ihr Correctiv in ſich felbft trägt, denn foldye Gefellichaften find denn eben nur 
Producte ver Brivatfreiheit, denen bloß die Bedeutung einfacher Societäten innewohnt, ohne daß 
ihnen juriftifche Berfönlihkeit zufonmt; Corporationsrechte, ohne welche Klöfter und Orden 
nur eine fehr unvollfommene Beftalt haben, müflen ihnen durch befondere Geſetze ausdrücklich 
beigelegt werben; und da dies bisher nicht gefchehen ift, jo bleibt ſolchen Inſtituten nichts 
übrig, als fi durch fimulirte Mechtögefchäfte zu Helfen, indem Perſonen von ergebener Ge: 
finnung als Subjecte der fraglichen Vermögenscomplexe erſcheinen, wodurch freilih ‘in manchen 
Fällen daſſelbe Reſultat erreicht werden kann. Auf der andern Seite iſt nun aber in Preußen 
die Kirche mehr als früher auf ihr eigenes Gebiet eingeſchränkt worden, namentlich iſt durch bie 
Verordnung vom 2. Jan. 1849, die neue Gerihtsorganifation betreffend, bie bifchöflide Ehe: 
gerichtöbarkeit aufgehoben worden; und injofernin Art. 86 und 87 der Berfaffungdurfunde vor: 
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geihrieben ift, daß alle Gerichtsbarkeit im Namen des Königs durch von ihm ernannte Rich— 
ter ausgeübt werden jolle, muß fogar behauptet werden, daß eine etwaige Wiebereinführung 
der bifchörlichen Ehegerichtsbarkeit eine Verfaffungdanderung involviren würde. Übrigens bleibt 
es natürlich der Kirche nach wie vor unbenommen, ihre Gerichtsbarkeit im ſogenannten innern 
Forum geltend zu machen, d. h. die Gewiſſen ihrer Angehörigen dadurch zu binden, die Staats- 
gerichte find jogar angewiefen, ver Nequilition der geijtlihen Behörden, um eidliche Verneh— 
mung von Zeugen und um Einziehung von Koften, Genüge zu leiften; indeß obgleih damit 
bis an die äußerfle Grenze der Connivenz vorgegangen ift, fo fehlt doch einer ſolchen Geridts- 
barkeit noch immer das, mad den Charakter aller wahren Gerichtsbarkeit ausmacht, der Zwang. 

Wir wenden und zur Betrahtung der Dinge in Ofterreih. Hier waren zu Anfang des 
gegenwärtigen Jahrhunderts die Außern Diörefanverhältniffe von den Stürmen der Zeit un: 
berührt geblieben, und fo fehlte es audy nad der Wieverherftellung der öffentlichen Rechtsord— 
nung an jeder Gelegenheit, das gerade hier zu befonders vollendetem Ausprud gelangte Syſtem 
ſtaatlichen Majeſtätsrechts anzugreifen; die Aufrechthaltung des Beftehenven und namentlich die 
Aufrehthaltung des ftaatlihen Abſolutismus war auf diefem wie auf allen allen andern Ge= 
bieten die Tendenz Metternich'ſcher Politif, Exft das Jahr 1848 führte einen Syſtemwechſel 
herbei; ihon im Sommer jened Jahres trat der öfterreichiiche Gpijkopat mit Anträgen und 
Denkſchriften hervor, und ganz ähnlich wie in Preußen vegulirte die öfterreihifche Verfaſſung 
vom 4. März 1849 und die auf Grundlage derjelben ergangenen Verordnungen vom 18. und 
23. April 1850 dad Verhältniß von Kirhe und Staat. Indeß eine ganz neue Wendung in 
diejer Entwickelung wurde dann herbeigeführt dur die Wendung, welde der öſterreichiſchen 
Rechtsentwickelung überhaupt in ven folgenden Jahren zu Theil wurde. Zwar als durch Faifer- 
lihe3 Patent vom 31. Dec. 1851 die Verfaflungsurkunde wieder aufgehoben wurde, weil fie 
„nad dem Ergebniß der gepflogenen Berathungen weder in ihren rundlagen den Verhältnifien 
des Öfterreichifchen Kaiferftaatd angemeffen, noch in dem Zuſammenhang ihrer Beftimmungen 
ausführbar ich vargeftellt Habe‘, wurde ausdrücklich erklärt, daß jede Kirchen: und Neligions= 
gejellichaft in der felbftändigen Anordnung ihrer Angelegenheiten gefhügt und erhalten wer— 
den jolle. Cine Wendung erfolgte trotzdem; indem nämlih Ofterreih damals den Verſuch 
aufgab, fein disparates Völfergemifch dur conftitutionelle Staatdeinrihtungen und par: 
lamentarifche Inftitutionen zufammenzubalten und zu regieren, jo bevurfte das bureaufra= 
tiſche Gentralifationsfyftenm ded Miniſters Bad, welches nun an die Stelle trat, der Beihülfe ver 
katholiſchen Kirche; wenn ed mit gemeinfamer Freiheit nicht ging, fo ging ed vielleicht mit ge= 
meinfamer Knechtſchaft, aber dazu reichten die flaatlihen Organe nit aus, man mußte 
ſich entjließen, ven Papft zum Mitregenten in Ofterreih zu machen, dad Oberhaupt der— 
jenigen Kirche, welche für die große Mehrheit der Untertbanen ein gemeinſames Band if. So 
kam nad mehrjährigen Verhandlungen unterm 18. Aug. 1855 zu Wien das öfterreichifche Gon= 
cordat zum Abſchluß, welches nichts weniger ald ein unbedachtſames Impromptu ift, vielmehr 
in den ganzen damaligen Regierungsſyſtem feine nothwendige Stelle hat. Bolle kirchliche 
Selbftverwaltung unter Aufhebung der bevormundenden Mafregeln früherer Zeit findet fi 
natürlich auch hier, aber das ift nicht das Charalteriſtiſche des öſterreichiſchen Concordats, weder 
gegenüber dem Zuſtande der letzten Jahre in Öfterreich, nod, gegenüber den preußilchen Zu⸗ 
ſtänden; in Gegentheil, Preußen gegenüber ift Die Selbftverwaltung auf einem, und zwar einent 
ſehr wichtigen Punkte, eine befchränftere, in Bezug nämlich auf die kirchliche Stellenbefegung, 
infofern dem Kaifer die Ernennung der Erzbifhöfe und Biſchöfe zugeftanden, ihm aud 
ein Antheil an der Belegung der Kanitelftellen gewährt it. Das Eigenthümliche des öfter- 
reichiſchen Goncordatd beruht auf dem Umfange der firdlichen Gompetenz im äußern Rechts— 
leben, die den Biihöfen trog ihrer unabhängigen Stellung theils gelaffen, theils aber fogar 
neu gewährt wurde. So gebührt den öfterreichifchen Bischöfen nicht blos die Ehegerichtsbar— 
feit, jondern aud eine Strafgerichtöbarkeit über Kirdhenvergehen der Laien und über Amts: 
und Standedvergehen der Klerifer, und der Staat iſt verpflictet, zur Zwangsvollſtreckung 
Hülfe zu leiften, ohne daß er ji vorher von der Gerechtigkeit folder Urtheile zu überzeugen 
hätte; nur auf die vein weltlihen Givil: und Strafſachen der Klerifer fol jih die Compe— 
ten; der kirchlichen Gerihtöbarkeit nicht beziehen, diefe werden, „mit Rückſicht auf die Zeit- 
verhältniffe‘, den weltlichen Gerichten übermwiefen, fodaß ein privilegirter Gerichtäftand für 
die Öfterreihifhen Geiſtlichen niche mehr beſteht, auch eine Einmiſchung des Biſchofs in den 
eigentlichen Rechtsgang nicht flattfinden fol. Sehr ausgedehnt ift dann die Herrſchaft der Kirche 
in dem Bereiche der Bildungdintereffen, in Bezug auf Erziehungswefen und Schulen. Nicht 
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blos der Unterricht des Klerus ift im ganzen Umfange in die Hand des Biſchofs gelegt, ver alfo 
namentlich in den Seminarien frei [halten und walten kann, fondern ebenfo auch der Religione- 
unterricht der Laien auf allen Stufen, ſodaß der Bifchof für alle Religionslehrer mit Einſchluß 
der Profefloren der theologiſchen Facultäten die Vollmacht ertheilt und beliebig widerrufen darf. 
Was dann den Profanunterricht betrifft, fo find zunächſt vie Volksſchulen ver Eirchlichen Verwal: 
tung völlig überlaffen worden, hinfihtli ver Oymnajien und Mittelfchulen (mediae scholae) 
findet Ach die Beftimmung, daß nur Katholiken ald Lehrer in venfelben zugelaflen werben follen, 
jofern nicht bei ver Fundation ausdrücklich etwas anderes feftgefegt morden ift. Die Univerfi- 
täten endlid find, abgefehen von der eigenthümlichen Stellung ver theologifhen Facultäten, 
durch das Concordat nicht direct berührt worden, doch find auch im diefer Hinfiht neben dem 
Eoncordat einige der Kirche günftige Beftinnmungen getroffen worden, wie z. B. daß die Uni: 
verfität Beth, weil fie no im vorigen Jahrhundert aus kirchlichen Mitteln dotirt ift, einen 
rein fatholiihen Charafter haben folle, ſowie daß es den Biſchöfen freiftehen folle, mit ihren 
Mitteln eine katholiſche Univerfität zu gründen u. f. w. 

Wiederum zu andern Feftfegungen haben die langdauernden Kämpfe geführt, die in der 
Oberrheinifhen Kirchenprovinz über das Verhältniß von Staat und Kirche entbrannt find, und 
die wenigftens in Baden und Würtemberg einen vorläufigen Abfchluß erreicht haben. Wir fön- 
nen bie in jeder Hinſicht intereffante Entwicelung diefer Verhältniſſe hier nicht ind einzelne 
verfolgen; nur fo viel mag hervorgehoben werden, daß zu Anfang des Jahres 1851 der Epi: 
piffopat der Oberrheinifchen Kirchenprovinz auf Grundlage des würzburger Progranıms feine 
Forderungen formulirte, daß die Regierungen in ihrer gemeinfamen zwei Jahre fpäter erfolgen: 
den Antwort nur auf einzelnen Punkten ſich zu Gonceffionen verftanden und im ganzen eine ab: 
lehnende Haltung beobachteten, daß darauf hin von feiten der Bifhöfe eine offene Auflehnung 
gegen das ftaatlihe Majeftätsreht unternommen wurde, welches ihnen bloß als eine widerrecht— 
liche Thatfache galt, und daß dann die würtembergifche Regierung jofort, die badiſche erft nad: 
dem e3 zu einer offenen Auflehnung des Erzbiſchofs von Freiburg gefommen war, in Unterhand— 
lungen mit der Kirdhengemalt eintraten, die den Abſchluß von Gonventionen mit der Nömifchen 
Curie zur Folge hatten. Diefe beiden Gonventionen nun, fowol die würtembergifhe vom 8. April 
1857 als die badifche vom 29. Juni 1859 ſtellten nicht blog, ähnlich wie in Preußen, eine 
Selbftändigfeit der Kirche in jehr weitem Umfange auf, fondern fie dehnten auch die Competenz 
der Kirche außerordentlich weit ind äußere Rechtsleben hinein aus, indem fie namentlich eine 
firchliche Gerichtöbarfeit in weſentlich demſelben Umfange wie in Öfterreich ftatuirten und ich 
hbauptfählih nur dadurch von dem öfterreihifchen Concordat unterſchieden, daß die Gymnaſien 
und Mittelfhulen nicht mit katholiſchen Lehrern bejegt zu werden brauchten, während dagegen 
der ganze Unterricht des Klerus und der Meligiondunterricht der Laien völlig in die Hand der 
Biſchöfe gegeben war, und 3. B. die Fatholifch-theologifhe Bacultäten der Landeduniverjitäten 
einer fehr weitgehenden Ginwirfung ‚der Biſchöfe unterliegen follten; ja in Bezug auf Brei: 
burg als rein Fatholifche Univerſität follte ſich die biſchöfliche Controle auf die Lehrvorträge 
fämmtliher Facultäten erftreden. Gegen dieſe Goncordate erhob fid) denn aber in beiden Län— 
dern eine Oppofition in den Landesvertretungen, infolge deren ed im Mai 1861 in Baben, ein 
Zahr fpäter in Würtemberg zu einer Berwerfung verfelben fam, und man fi nun ftaatsfeitig 
entſchloß, die Regulirung des Verhältniſſes von Staat und Kirche einfeitig zu bewirfen, mas 
für Baden durch das Geſetz vom 9. Det. 1860, für Würtemberg durch dad Grjeg vom 30. Jan. 
1862 geſchehen ift. Diefe beiden Gefege unterſcheiden fih nun zunächſt dadurch von den Prin— 
eipien der preußifhen Verfaſſungsurkunde, daß darin keineswegs eine Selbſtändigkeit der 
Kirche in der dort gewährten Ausdehnung zugeftanden worden ift; jo ift namentlich das Placet 
nicht aufgehoben, jondern nur die Anwendung deflelben beſchränkt, es findet ſich ferner ein 
Einfluf des Staats auf das Auftellungswefen und die Vorbildung der Geiftlihen bewahrt, 
auch ift die Verwaltung des Kirchenvermögens keineswegs der Gontrole des Staatd entzogen, 
und zur Einführung geiftliher Orden bedarf e8 der ausdrücklichen Genehmigung des Staats, 
in Würtemberg zur Zulaffung der Jefuiten fogar eines förmlichen Geſetzes. Was dann die ver 
Kirche gewährte Competenz betrifft, jo unterſcheidet fi darin das würtembergifche von dem ba- 
diſchen Geſetz fehr weſentlich; jenes fteht mehr auf öſterreichiſchem, dieſes mehr auf preußiſchem 
Standpunkt, jenes ſteht mehr, diefed weniger auf dem Standpunfte des vorhergeganyenen Gon= 
cordats. In Würtemberg nämlich fleht der Kirche einmal die Gerichtöbarfeit in Eheſachen zu, 
die Hier allerdings ftetö in ununterbrochener Geltung geblieben ift, aber jegt ſogar eine weitere 
Ausdehnung auf die Bewohner der ehemale vorberöfterreihifchen Lande, wo bie dahin die Io: 
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ſephiniſche Oefeggebung in Geltung geblieben war, erhalten hat; es find zwar einzelne Ein= 
fhränfungen hinzugefügt, die jedoch das Princip nicht weiter berühren ; es ift ferner ven firch- 
lien Obern eine Disciplinargeridgtöbarfeit zugeftanden worden, und wenn nun auch dieſelbe 
mit einigen Einſchränkungen verſehen ift, jo ift doch eine klare über alle Interpretationskünſte 
erhabene Feſtſtellung eined recursus ab abusu nicht erfolgt; wirffamer find allerdings vie 
Gautelen, mit denen die Befugniffe des Biſchofs in Bezug auf den Fatholifhen Religionsunter- 
richt einſchließlich der Landesuniverſität umgeben find. In Baden dagegen ift von kirchlicher 
Gerichtöbarkeit in Eheſachen überhaupt Feine Rede; im allgemeinen follen Verfügungen und 
Greenntniffe ver Kirchengewalt gegen die Freiheit oder das Vermögen einer Berfon wider deren 
Willen nur von der Staatdgewalt und nur unter der Vorausſetzung vollzogen werden, daß 
fie von der zuftändigen Staatsbehörde für vollzugäreif erflärt worden find; ferner wird bas 
Öffentliche Unterrichtöwefen vom Staate gelenkt, und andere Unterrichtd: und Erziehungsanftal: 
ten leben unter der Aufſicht ver Staatöregierung ; die Kirchen find übrigens befugt, Bildungs- 
anftalten für den geiftlihen Stand zu errichten, auch den Religiondunterricht für ihre Angebö- 
rigen zu übernehmen und zu beforgen, jedoch unbeſchadet der einheitlichen Leitung der Unter: 
richt = und Erziehungsanftalten. In den übrigen Staaten ver Oberrheinifchen Kirchenprovinz 
ift ein definitiver Abſchluß noch nicht erfolgt. 

In Baiern ift ed allerdings auf Grund ber würzburger Beichlüffe zu einer Eingabe des 
Epifkopats an die Regierung im Detober 1850 gekommen; die Regierung ift jedoch in 
ihrer Entſchließung vom 8. April 1852 nur in untergeordneten Punkten auf die Wünſche des 
GEpiffopatd eingegangen, zu einer eigentlihen Abänderung des Edicts von 1818 war diejelbe, 
da dies die Kraft eined Geſetzes bat, ſogar einen integrirenden Theil der Verfaſſungsurkunde 
bildet, einſeitig gar nicht eompetent, ſodaß noch gegenwärtig in Baiern ein ausgedehntes 
Majeftätöregt des Staats über die Kirche beftcht. 

Endlich in Hannover ſcheint e8 nicht einmal zu einer Gingabe der Biſchöfe an die Regierung 
gekommen zu fein, obgleich ſowol der Bilhof von Hildesheim ald der Weihbiſchof von Osna— 
brüd das würzburger Programm unterfhrieben haben; aud hier hätte die Ständeverfamm: 
lung zu einer Abänderung der fraglichen Beflimmungen concurriren müſſen; einzelne Milde: 
rungen des ftaatlihen Majeſtätsrechts waren bereits durch das Berfaffungsgeieg vom 5. Sept. 
1848, $$. 24—31, erfolgt. 

Pol. Mejer, „Propaganda, U, 352 fg. Gervinus, „Geſchichte des 19. Jahrhunderts“, 
u, 9, 47, Bluntſchli's „Staats-Wörterbuch“, V, 701 fg. Münd, „Sammlung aller Con 
cordate“ (2 Bde., Breiburg 1830—31). (Höfler) „Concordat und Gonftitutiondeid der Ka= 
tholifen in Baiern’‘ (Augsburg 1847). Richter, „Die Entwickelung des Verhältniſſes zwi⸗ 
ſchen dem Staat und der katholiſchen Kirche in Preußen u. ſ. w.“, in der „Zeitſchrift für Kir— 
chenrecht““, 1, 100 fg. (Feßler) „Studien über das öſterreichiſche Concordat“ (Wien 1856). 
Jacobſon, „Uber das Öfterreihifche Eoncordat vom 18. Aug. 1855‘ (Leipzig 1856). Reyſcher, 
„Das öfterreihifhe und würtembergifhe Concordat“ (Tübingen 1858). Jolly, „Die bavi: 
fen Geſetzentwürfe über die kirchlichen Verhältniffe” (Heidelberg 1860). v. Mohl, „Über die 
Stellung ver Religiondgemeinihaften im Staate”, in deſſen Werf „Staatdreht, Völkerrecht 
und Politik“, Bd. Il. Zahlreiche Auffäge in verſchiedenen Zeitfhriften: „Deutſche Viertel: 
jahrſchrift“', 1854 ; Schletter's „Jahrbücher“, Bo. I, I, V; „Archiv für katholiſches Kirchen: 
recht”, Bd. V, VI; „Zeitfchrift für Kirchenrecht”, Bd. l, I; „Zeitſchrift für deutſches Recht“, 
Br. XVIl; „Mündener fritifche Umſchau“, 1855, 1858, u. ſ. w. Ernſt Meier. 

Kirche und Kirchenverfaſſung (katholiſche). 1. Die geſchichtliche Entwidelung. 
1) Die Einzelgemeinde. Das Princip der älteften Kirchenverfaſſung war das allgemeine 
Prieſterthum aller Gläubigen. Daffelbe beruht darauf, daß nad der urfprünglichen hriftlichen 
Zehre jeder in einem unmittelbaren Verhältniß zur Gottheit ftebt, daß es Feine Heildvermitte- 
fung gibt, der einzelne vielmehr jelbftändig durch fein eigenes Thun und Laſſen für fein Seelen 
heil zu forgen hat; es befteht alfo unter ven Gläubigen Feine Sonderung, fondern alle Ehriften 
als ſolche ſind principiell einander gleih. Als Gonfequenz für die Kirhenverfaflung ergibt ſich 
daraus, daß die Fülle der Kirhengewalt, die Souveränetät in firhlihen Dingen bei der Ge— 
fammtheit ver Gläubigen in jeder Gemeindelag. Ganz rein freilich konnte dad Princip des all- 
gemeinen Prieftertfums binfichtlih der Verfaſſung fhon damals nicht zur Ausführung ge- 
bracht werden, es jcheiterte dad ſchon an den natürlichen Lebendverhältniffen, namentlih an Alter 
und Geſchlecht, und ed lag das Kirchenregiment deshalb von Anfang an nur in den Händen Der 
erwachſenen männlichen Gemeindeglieder, unter welchen aber das Zuftandefonmen eines Be: 
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ſchluſſes gan; nach Maßgabe der Grundſätze erfolgte, mie fie fonft unter Menſchen in dergleichen 
Fällen zur Anwendung fommen; wenn alfo eine Meinumgsverjäienenheit obwaltete, fo ent- 
ſchied, ſei es bei Wahlen oder bei Ercommunication ober bei andern Berwaltungsmaßregeln 
der Wille der Mehrheit. Doc bildeten ſich ſchon ziemlich früh eigene ſtändige Amter, auf welche 
einige von denjenigen Befugniffen übertragen wurden, die bis dahin der Gemeinde in der Ge⸗ 
fanımtheit zugeftanden hatten, denn man fand bald, daß dieſelben nur fo in zweckentſprechender 
Weiſe beforgt werben fönnten. Die Gemeinde alfo war das Urfprünglidhe, und aus ihrer 
felbftändigen Rechtsbildung, nit aber aus göttlicher Einfegung ift das geiftliche Amt hervorge⸗ 
gangen, es find nicht etwa dad allgemeine Priefterthbum und das geiftlihe Amt zwei gleichberech⸗ 
tigte, ebenbürtige Größen, jondern dad allgemeine Prieſterthum ift dad prius, das beſondere 
Amt de posterius, diejed dad Product aus jenen. Die kirchliche Regierungsbehörbe Hatte an- 
fangs auf dem Boden der Ginzelgemeinde einen körperſchaftlichen Charakter; fie wurbe durch 
einen von der Gemeinde gewählten Ausſchuß, deſſen Mitglieder Altefte over Auffeher genannt 
wurden, gebildet. Daß wirklich eine völlige Ioentität zwiſchen inloxono. und mpsoßurspor 
beſtanden habe, daß namentlid überall, mo in ver Bibel ein dnioxonos erwähnt wird, einer 
von den Älteften darunter gemeint fei, wirh heutzutage ganz allgemein anerkannt; Ültefte hie— 
Ben ſie mehr bei ven Judenchriſten in alter Reminiſcenz, Biſchöfe mehr bei den Heidendriften. 
Diefe Gemeindeauöfhußglieder hatten nun einen hervorragenden Antheil an ver Ausübung 
der gefammten Kirchengewalt, an der innern Kirchengewalt wiederum fowol nad) der Seite ded 
Gultus ald ver Lehre, indem fie vorzugsweiſe die Saframente fpendeten und die Predigt hiel⸗ 
ten; an der äußern Kirchengewalt theild in der Anwendung bed Beftehenden, theild in ber 
Zeftftellung neuer Normen; doch waren fie vielfach namentlich in legterer Beziehung an bie 
Zuftimmung der Geſammtheit gebunden, und nirgends wurde ihnen eine innere höhere Be: 
fähigung zur Vornahme folder Handlungen zugefhrieben, jie handelten lediglih auf Grund 
einer äußern Vollmacht, die ihnen von Gemeinſchafts wegen gegeben war. 

In den Einzelgemeinden war nun aber urfprünglich alle kirchliche Berfaffungsgeftaltung 
beſchloſſen; jede Gemeinde war ſchon eine Kirche, es gab fein viefelben äußerlich vereinigendes 
Band. Das Princip der älteften Kirhenverfaflung war alfo nach diefer Seite hin ein völliger 
Independentismus. Namentlich ven Apofteln ftand in einer Weife eine Kirhengewalt über 
die Gemeinden zu; wenigftend wird gefchichtli darüber gar nichts bezeugt ; vielmehr zeigt ſich 
in diefer Anihauung, wonach die Apoftel ein allgemeines Kirchendivectorium, eine Art Ober: 
kirchenrath gebildet hätten, lediglich die Unfähigkeit, weltgeſchichtliche Erſcheinungen in ihrer 
Eigenthümlichkeit und Größe zu bezeichnen; die Avoftel Hatten überhaupt fein Amt, ſondern 
eine Miflion, ihre Stellung beruhte auf ihrer tbatfählihen Wirkfamkeit, nicht auf einer for: 
mellen juriſtiſchen Präponderanz. 

2) Die Entftebung des Epiſkopats. Allmählih nahm das Amt einen perjönligen 
Charakter an, die Kirhenverfaflung wurbe aus einer republifanifhen zu einer monarchiſchen, 
der Presbyterialismus entwickelte jih zum Epiffopalismus; es erhob ſich über die andern 
Alteſten ald Organ der allgemeinen Leitung ein Oberältefter, und dieſer erhielt von jegt an vor= 
zugöweife ven Namen Biſchof. Über ven Zeitpunkt, wann das gejchehen fei, befteht eine Gontro- 
verje, nad) der gewöhnlichen Anficht würde die Verfaflungsänderung erft vom 2. Jahrhundert 
an datiren und fi von Kleinafien ans allmählich über das ganze Gebiet der Kirche ausgebreitet 
haben; dagegen hat Rothe in neuerer Zeit den Nachweis verſucht, daß die Entflehung des 
Epiſkopats unmittelbar mit der Zerflörung Jeruſalems zufammenhänge, bis zum Jahre TO 
hinaufreiche. Es wird ſchwer fein, diefe Streitfrage zu einem definitiven Abſchluß zu bringen, 
da, wie das überall bei folden Entwicelungen ver Fall ift, die erften Keime ſchon ſehr früh ſich 
fanden, während die völlige Entfaltung längere Zeit erfordert. Jedenfalls muß man aber die 
ganze Frage ald eine rein hiſtoriſche zu Löfen ſuchen und ſich frei von jeder Tendenz dabei halten, 
namentlich muß es auf das entſchiedenſte zurückgewieſen werben, wenn man proteſtantiſcherſeits 
gegen Rothe ven Vorwurf erhoben hat, daß die Nefultate feiner Forſchungen dem Syiten des 
Katholicismus zum Vortheil gereihten; es muß vielmehr gegen ſolche Infinuationen energiſch 
auf das Recht der Wiſſenſchaft und ver freien Forſchung hingewiefen werben, die, unbefümmert 

um confeffionelle Satzung, lediglich nach objectiver Wahrheit zu fiveben haben; ed kann da⸗ 
neben aber auch in diefem Kalle noch darauf hingewieſen werden, daß der Gewinn, ben der 
Katholicismus aus diefem Nefultat ziehen würbe, doch nur von fehr untergeorbneter Bedeu: 
tung it, denn die Frage nach der Goͤttlichkeit des Epifkopatö ift viel weniger eine hiſtoriſche als 
vielmehr eine dogmatiſche; die katholiſche Kirche behauptet die Goͤttlichkeit gewiſſer Rechtdinſti⸗ 


152 Kirche und Rirchenverfaffung (katholifche) 


tute und des Epiſkopats insbeſondere nicht wegen des thatfählichen Vorkommens in früher 
Zeit, fondern aus innerer Nothwendigkeit, ald eine Folgerung ihrer oberſten Orunpbegriffe ; 
fie hat die Gewißheit ver Göttlichfeit folder Inflitute anderswo her, und hiftorifche Zeugniffe 
find nur von fehr untergeorbnueter Bedeutung; andererfeits, wenn überhaupt die dogmatijche 
Natur von Rechtseinrichtungen verworfen wire, jo fann auch die Exiſtenz gewiſſer Inftitute in 
fehr früher Zeit nichts daran ändern. 

Während nun anfangs neben den Biſchöfen noch das Älteftenamt und die Autorität der 
Gejammtgemeinde befteben geblieben war, ſodaß es jich damals, wie Bunfen meint, ähnlich ver= 
halten haben mag wie in der germanifchen conftitutionellen Monardie, wo gleihfalläneben ver 
Volksgewalt ein Eollegium und ein Individuum als Träger der Regierung erjcheinen, jo berei= 
tete ſich doch aldbald eine Wendung in der Verfaffungsentwidelung vor, die für die ganze Folge— 
zeit von der tiefgreifendften Bedeutung geworben ift, und im legten Grunde mit einer Wendung 
auf dem dogmatifchen Gebiete zufammenhängt, wie denn überhaupt Die Geflaltung der Kirchen 
verfaffung mit der Entwidelung der Dogmatik fletö auf das engfte zufammenhängt. Indem 
man in den verderbten Zuftänden der untergehenven römischen Welt, je mehr das Chriſtenthum 
äußerlich ih ausbreitete, um jo weniger im Stande war, das urjprüngliche Lebensprincip, wel= 
ches die Höhften Anforderungen an das fittliche Verhalten jedes einzelnen ftellte, feſtzuhalten, 
und an Stelle der fittlihen Selbftverantwortung jhon früh wieder das Bürwahrhalten einer 
beftimmten Summe von Mythen und Dogmen, die Vornahme einer Reihe äuperliher Hand- 
lungen, denen eine myftifche Bedeutung für die ewige Seligfeit beigelegt wurde, gefordert wurde: 
jo gab man damit das allgemeine Prieſterthum aller Gläubigen auf, an deſſen Stelle ein mit 
bejondern übernatürlichen Fähigkeiten ausgeftattetes ſpecifiſches Prieſterthum gefegt wurde, wel= 
ches zwifchen die einzelnen und die Gottheit tretend das Heil für jene vermitteln jollte. Denn 
gewiß, wenn der Glaube Im äußern Sinne eine Borausjegung für den Erwerb des Heils 
wurde, jo mußte ed nun auch äußere Organe geben, bie mit der unfehlbaren Fähigkeit ausge— 
ftattet waren, den wirklichen Inhalt diefes Glaubens aus den Quellen der göttligen Offenbarung 
zu eruiren; und wenn die Saframente eine folde Bedeutung gewannen, fo mußte es gleich— 
falls Organe geben, denen eine untrügliche Befähigung zu Theil geworden war, dieſelben jo 
zu fpenden, wie es Bott zur Erlangung des Heils verlangt hatte. Es vollzog ſich auf dieſe Weiſe 
die große Trennung der Kirche in ein collegium inaequale, in Klerus und Raien, in eine eccle- 
sia docens oder regnans und in eine ecclesia audiens oder obediens auf der andern Seite, 
und immermehr wurden die Laien, wie es jegt ihrer Stellung angemeffen war, von jeder activen 
Betheiligung an ver Kirchengewalt zurüdgebrängt, fie waren hinfort nicht mehr Subjecte, jon= 
dern nur noch Objeete Firchlicher Thätigkeit, fie janken herab zu einem grex pastori adunatus; 
nicht blos die innere Kirchengewalt wurde zu einer ausſchließlichen Function des Klerus, die jo= 
genannte potestas ordinis, ſowol was das ministerium ald was das magisterium betrifft, 
ſondern aud die potestas jurisdictionis, und wenn fi eine Zeit lang noch einige Reſte der 
frühern Betheiligung des Yaienelements an der Kirchengewalt erhielten, fo mußten biefelben 
als inconfequente Anachronismen gegenüber dem entgegengejegten neuen Princip alsbald 
verſchwinden. 

Urſprünglich waren die Begriffe Diöceſe und Parodie, Bisthum und Gemeinde identiſch 
gewefen, d. h. überall, wo es eine Kirche gab, gab es auch einen Biſchof; die Biſchöfe auf dem 
Lande hießen im Gegenjage zu denjenigen der Stadt Chorbiſchöfe. Als nun aber das Chri— 
ſtenthum namentlich feit feiner Erhebung zur Staatsreligion des Römiihen Reihe die ge— 
jammte Bevölferung umfaßte, und die Anlage vieler kleinern Kirchen nothivendig wurde, er= 
ſchien es nicht wohl thunlich, dieſen allen ein jelbftändiges Leben mit einem umfafenden Orga= 
nismus einzupflanzen; man brachte vielmehr diefe neue Gemeinde von vornherein unter die 
Obergewalt ver in der Nähe befindlihen bifhöflichen Kirche, ſodaß nun in einer und berjelben 
Didcefe mehrere Parochien begriffen waren; ja ed fam nun fogar dahin, daß aud die Biſchöfe 
auf dem Lande ihre frühere Selbftändigkeit mehr oder weniger einbüßten; endlich eine Bil: 
dung neuer Preöbyterien in diefen Gemeinden fand nicht mehr flatt. Auch das Preöbyterium 
der bifhöflihen Kirche wurde immermehr zurüdgedrängt, es erfolgte bereits der Übergang 
von der conftitutionellen Monarchie zur abjoluten, indem nad dem Wegfall des volföthüm- 
lichen Elements aud die ariftofratifchen Elemente, welche die einfeitige Ausübung der gan— 
zen Kirhengewalt durch die Bijchöfe gehindert hatten, ſich nicht mehr Halten fonnten. 

3) Die Kirchenprovinzen und bie größern Kreife. Allmählich traten bie Diö- 
seen aus ihrer Holirung heraus, indem mehrere verfelben zu der @inheit einer Kirchenpro— 
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vinz zufammengefaßt wurben; wir jehen folde Kirchenprovinzen zuerft bei Gelegenheit von 
Zehrfireitigfeiten zu Ende des 2. Jahrhunderts in Kleinafien ſich ausbilden, im engften An- 
ſchluſſe an die politifhen Einrichtungen des Staats zu einer Zeit, wo der römifche Staat ber 
chriſtlichen Kirche noch feinvlich gegenüberftand ; alsbald dehnte fich diefe neue Formation über 
das ganze Reich aus. Solche Provinzen, die in ſtaatlicher Hinfiht nur Unterabtheilungen eines 
größern Organismus waren, bildeten in kirchlicher Beziehung lange Zeit hindurch höchſte Einhei⸗ 
ten, über benen ed nichts äußerlich Gemeinfames mehr gab, die vielmehr wie früher die Einzel⸗ 
gemeinden in völliger Jjolirung nebeneinander beftanden. Je mehr nun aber vie Kirchengewalt 
auf immer größere Kreife ſich ausgedehnt Hatte, um jo mehr war die Zahl derjenigen, die daran 
unmittelbaren Antheilhatten, Fleiner geworben; ed hängt das zum Theilmit ven Bebürfniffen des 
gefhäftlihen Verkehrs zufammen, paneben aber geht die vogmatifche Entwicelung zu immer fhrof= 
ferer Sonderung fort ; ed haben demgemäß an ver Kicchengewalt in den Provinzen die Laien jo gut 
mie gar nicht theilgenommen, aber felbft vie Briefter famen hier nur wenig im Betracht, die ganze 
Machtfülle lag von Anfang an, und fpäter immer entſchiedener bei ven Biſchöfen. Im einzelnen 
bietet Die Organifation ber Kirchengewaltin ven Provinzen eine Analogie dar zu der Organiſation 
der Kirchengewalt in den Gemeinden; es lag nämlich auch Hier urfprünglich die Machtfülle in einer 
Körperſchaft, aus der heraus ſich ein monarchiſches Element entwickelte; indeſſen hat doch die 
perſönliche Spitze ver Kirchenregierung in dieſem großen Kreiſe längft nicht eine ſolche Bedeu: 
tung erlangt wie in jenem kleinen. Als Organ des Kirchenregiments erſcheint hier weſentlich 
die Vereinigung der einzelnen Biſchöfe, die Synode, auf dieſer Provinzialſynode wurde alles 
Wichtige, was überhaupt zur Competenz der Centralgewalt gehörte, erledigt; es erhob ſich 
dann allerdings über die andern Biſchöfe der Biſchof der Provinzialhauptſtadt nicht blos mit 
Ehrenvorzügen, ſondern mit wirklichen reellen Vorrechten, ald Supplement trat zur Synodal⸗ 
verfaflung die Metropolitangewalr hinzu; indeſſen diefe Vorrechte bezogen ſich mehr nur auf 
ein Präſidialrecht, indem der Metropolit die Synode berief, fie leitete; doch trat er auch bei 
der Ordination und ſonſt in der Verwaltung hervor. Die Kirchenprovingen waren über- 
haupt weit davon entfernt, alle ſelbſtändige Kirchengewalt abforbiren zu wollen, vielmehr lag 
der Schwerpunft verjelben nach wie vor in den einzelnen Didcefen, jeder Bifchof Hatte über 
feinen Sprengel zu gebieten und fonnte felbftändig vornehmen, was feine Didcefe allein betraf, 
und nur gewifle gemeinjame Keftiegungen wurben unter Goncurrenz des Biſchofs der Metro: 
pole und der übrigen Biſchöfe angeordnet. 

Noch immer blieb die Gentripetalkraft das Brineip der kirchlichen Berfaffungsbildung, und 
jo fam e8 zu noch umfaflendern Formationen, indem mehrere Kirchenprovingen zu ber höhern 
Einheit eined Patriarchats ſich zuſammenſchloſſen, eine Entwidelung, bie bereits zu Anfang 
des 4. Jahrhunderts zu einem gewiffen Abſchluß gefommen war, denn im fechsten Kanon des 
Eoncild von Nicäa wird die Einrichtung ald beſtehend voraudgefegt. Im einzelnen haben die 
Berhältniffe hinſichtlich der Bildung ber Patriarchalkreiſe vielfach gefhmwanft, und es bleiben 
namentli hinſichtlich des Orients trog aller neuern Unterfuhungen noch gewifle Unklarheiten 
beftehen, die indeſſen wejentlich in den ſchwankenden Verhältniffen felbft liegen ; man ſtößt na= 
mentlih auf verſchiedene Angaben hinſichtlich der Zahl diefer Patriarhate, indem oft nur 
Rom, Alerandrien und Antiohien angeführt werden, venen häufig noch Konftantinopel, 
oft aber auch Ephejus, Cäſarea, Heraflea, Jerufalem zugefügt wird. Wiederum fheint bei 
Ausbildung diefer Einrichtung die politifche von Konftantin vorgenommene Eintheilung bes 
Reihe maßgebend geweſen zu fein. Auch die Competenz der Kirchengewalt ift ſchwankend und 
ſcheint ſich mehr auf eine blofe Aufficht beſchränkt zu haben; dem entfprechend ift ed auch nur zu 
einer jehr unvollfommenen Ausbildung Eirhlicer Organe gekommen, es beſchränkt jich alles 
auf eine monarchiſche Gewalt von unbeftimmten Befugniffen, ein fonodaler Organismus ift für 
dieſe Stufe nicht entſtanden, fo fehr auch Juſtinian die Herftellung eines ſolchen in Ausſicht 
genommen bat. 

Eine noch weiter reichende Organijation fällt dann zufammen mit der Erhebung bed Ehri- 
ſtenthums zur Staatsreligion des Römischen Reiche. Wenn bi dahin die politifche Organifation 
nur ein Borbild für die kirchliche geweſen war, jo ging jegt die kirchliche Verfaſſungsbildung 
geradezu von der politiſchen Gewalt aus und fiel mit der politifhen Verfaffungsbildung zu= 
ſammen; ed wurde der Organismus einer Reichskirche hergeftelft, wobei als der oberfte Träger 
des Kirchenregimentd der Kaifer erſchien, deſſen Gewalt in ven wichtigſten Punkten durch die 
Geſammtheit der unter römischer Oberherrſchaft vereinigten Biſchöfe, die Reichſynode, einge: 
ſchränkt werben follte. Indeflen ſchon wegen der großen Ausbehnung des Reiche war es nicht 
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möglich, folge Berfanmmlungen öfter als in fehr großen Zwiſchenräumen zu halten, und-fo zeigte 
ih immer klarer, daß je mehr die Kirche an äußerer Ausdehnung zunahm, um fo weniger die 
Synodalverfafſung eine anäquate Form des kirchlichen Verfafjungslebens fein könne. 

4) Die Entftehung des Papſtthums. Unter allen Patriarchaten Hatte ſchon früh 
der roͤmiſche, der das ganze Abendland, Italien, Gallien, Spanien und Britannien umfaßte, 
durch befonders kräftige Organifation fi ausgezeichnet; ſchon in dem erwähnten Kanon bes 
Goncild von Nicäa wurde er ald ein vorzugsweife altbegründeter und befefligter geſchildert, und 
auf der Synobe von Sarbica 348 wurde gerabezu feflgejegt, daß in den causis episcoporum 
von den Ausfprücen ver Provinzialfynoden an den römifchen Biſchof appellirt werden könne; 
die. Synode von Sarbica war freilich nur eine Barticularfynobe der abenbländifhen Biſchöfe, 
indeſſen für diefen Kreis ift die Bebeutung dieſes Beſchluſſes nicht zu unterfhägen. Aber audy 
über bie Gtenzen des Patriarhalfprengels hinaus fam den römifchen Biſchöfen ſchon früh eine 
hervorragende Stellung zu; ſchon zu Anfang des 3. Jahrhunderts hatte Irenäus (geſtorben 
201) von einer potentior principalitas des rõmiſchen Biſchofs geſprochen, und in ven Briefen 
Leo's des Großen zu Anfang des 5. Jahrhunderts ſteht bereitd das ganze päpſtliche Syſtem ver 
folgenden Zeit fertig da; Ausdrücke, die nachher für dad Papalſyſtem techniſch geworben find, 
find fhon damals gebraudt. Ed war namentlich eine Präponderanz in Fragen der Lehre und des 
Dogmas, die bereitd damals für die ganze Reichskirche von den Päpften ausgeübt wurde; einer= 
feitö bedurfte man mit Rückſicht auf die Ausbildung der kirchlichen Dogmatif einer rein geiſtlichen 
monarchiſchen Autorität immer dringender, und andererfeitd eignete fi) gerade der Biſchof von 
Rom zu einer ſolchen Stellung ganz befonders, denn Rom war die Hauptftadt der Welt, der dor= 
tige Bifchof war freier von flaatlichen Einflüffen. So jehen wir venn auch wirflih in ven dogma⸗ 
tifhen Streitigkeiten ſeit dem 4. Jahrhundert vie Autorität des vömifchen Biſchofs ven Ausfchlag 
geben ; inbeflen das beruhte doch mefentlich nur auf innern Momenten, von einer äußern Gewalt 
über die Grenzen des Patriarchats hinaus findet ih nur wenig; nur eine Zeit lang kam ihnen 
ein Ehrenvorzug zu, indem 381 auf dem zweiten Ötumenifhen Goncil von Konftantinopel feit= 
gefegt wurde, daß der römifche Bifchof ven Rang vor dem Biſchof von Konftantinopel haben 
ſolle, doch wurde das bereitd 551 auf der Synode von Chalcedon wieder abgeändert; am wei— 
teften geht in Anerkennung der befondern Stellung der römischen Bifchöfe das Theodoſianiſche 
« Refeript, durch weldes vie allgemeine Annahme des Chriſtenthums befohlen wurde, und in 
welchem ed heißt: „Cunctos populos, quos clementiae nostrae regit temperamentum, in tali 
volumus religione versari, quam divinum Petrum apostolum tradidisse Romanis religio 
usque nunc ab ipso insinuata declarat.” Durch die dauernde Trennung dedmorgenländijhen 
und abendländiſchen Reich fiel dann ver Patriarchalſprengel des römiſchen Biſchofs mit einem 
felbftändigen Staatöförper zufammen, und durd die Unterſtützung der Staatögewalt gelang 
hier eine immer größere kirchliche Gentralifation; bezeichnend ift in diefer Hinfiht namentlich 
das berühmte Edict Balentinian’s III. wodurch angeordnet wurde, daß die Bifhöfe ſämmtlicher 
Provinzen, die vor das Gericht des römischen Vorſtehers gefordert würden, vor diefem zu er= 
feinen verpflichtet jein follten, widrigenfalls fie durch ven Vorfteher der Provinz dazu ge: 
jwungen werben würben; nun erft wurben aud die Bifchdie ver afrifanifhen Kirche, die bis 
dahin ſtandhaft ihre Unterwerfung unter trandmarine Gerichte verweigert hatten, zur Unter: 
werfung gezwungen: auf der andern Seite hörte aber ver Einfluß der römischen Biſchöfe auf 
das Morgenland immermehr auf. In den Stürmen ver Völferwanderung endlich ging für 
Jahrhunderte dad Herrſchaftsgebiet des römiſchen Biſchofs im Decivent wieber verloren; die 
weit meiften derjenigen germanifdhen Reiche, die auf dem Boden ded weitrömijchen Reichs be: 
gründet wurben, die Reihe ver Oſt- und Weftgothen, ver Longobarden, Burgunder, Bandalen 
ftanden, weil fie dem arianiſchen Bekenntniſſe fi zugewandt hatten, mit Rom in gar feiner 
Berbindung. Diefe Reihe gingen nun freilich bald wieder zu Grunde, indem fie ins Franken— 
reich einverleibt wurden, und der arianifche Glaube erlofh; im Frankenreiche hatte man zwar 
anfangs die kirchlichen Zuftände gerade fo beibehalten, wie man fie bei ver Eroberung vorfand, 
namentlich war auch die Stellung ded römischen Bifchofs zur gallifchen Kirche unberührt geblieben ; 
ſeit der Mitte des 6. Jahrhunderts aber hörte Die frühere Unterordnung unter Rom au bier all= 
mählid auf, aller gefchäftliche Berfehr wurde abgebrochen, vergebens waren die Verſuche re: 
gor's des Großen, die alte Verbindung wieder anzufnüpfen, die oberfte Kirchenregierung wurde 
durch Königthum und Reihsverfammlung geführt, während der Schwerpunkt der kirchlichen 
Verwaltung in den Provinzialfgnoden lag. Gigentbümlid fanden von jeher allerdings die 
angelfähflihen Reiche, die unmittelbar von Rom aus &riftianifirt worden. waren, weshalb das 
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Land immer in ganz befonverer Botmäpigkeit unter Mom gehalten wurde. Was enali vie 
Stadt Rom betrifft, fo war diefe nah mandem Wechſel dem oftrömifchen Reiche wieder an- 
beimgefallen,, es war aber die Politik der oftrömifchen Kaifer, den Anſprüchen ver Biſchöfe von 
Rom die der Biſchoͤfe von Konftantinopel entgegenzufegen, und fo das Auffommen einer 
compacten päpftlichen Gewalt zu hindern. 

5) Die Pſeudo-Iſidoriſchen Decretalen. Seit der Mitte des 8. Jahrhunderts ge: 
lang es dem Papſtthum immermehr, ſich wieverum aus feinem Berfall zu erheben; «8 bängt 
das zwar zunächſt mit der Herftellung jenes großen Reichs zufammen , welches dem römiſchen 
an Ausdehnung ähnlich eine Erneuerung deflelben zu fein ſchien, denn einerfeitd wurbe damals 
jede Unterordnung ded Papſtthums unter die Staatsgewalt des oftrömifchen Reichs befeitigt, 
andererfeild wurde dur die gemeinfamen flaatlihen Schickſale und die gemeinfame politifche 
Drganijation au die Zufammengehörigfeit auf dem firdlichen Gebiete befoͤrdert, dem kirch— 
lihen Einheitsſtreben Vorſchub geleiftet ; indeß damit eine kirchliche Einheit wirflich Hergeftellt 
werden könnte, war ed doch nöthig, daß das große Reich wieber zerfiel, denn erft dann fonnte 
die Notwendigkeit einer einheitlichen Kirchenverfaſſung Flar heraudtreten, während anderer: 
feitd die Hinderniffe, die von feiten einer ſtarken Staatögewalt im Interefle der flaatlidhen 
Machtvollkommenheit dem kirchlichen Einheitäftreben entgegengefegt werden fonnten, weg: 
fielen. In der That machte die kirchliche Verfaflungsgeftaltung im Laufe des 9. Jahrhun: 
derts, wo im allen wefteuropäifchen Ländern eine Verwirrung ohne gleichen eintrat, ſehr be— 
deutende Fortſchritte; diefelben lagen allerdings in der Natur ver Berbältniffe begründet, fie 
wurde aber noch geförvert durch jene umfaflende Fälſchung kirchlicher Nechtöquellen , wie ſolche 
in der Sanımlung der Pſeudo-Iſidoriſchen Decretalen vorliegt. Es ift zwar richtig, daß bie 
Tendenz Pſeudo-JIſidor's keineswegs in erfter Linie auf eine Machterweiterung des päpftlichen 
Stuhls gerichtet ift, wie man denn aud definitiv aufgegeben hat, Ron als den Ort der 
Fälſchung anzufehen, die Tendenz des Fälſchers iſt vielmehr auf eine Befeftigung der Stel- 
lung der Biſchöfe gerichtet, und zwar nach einer doppelten Seite hin, theild gegenüber ver 
Metropolitangewalt, von der das Richteramt über die Bifchöfe ausgeübt wurde, theils gegen= 
über den Ehorbijhöfen, die ald Nebenbuhler der Bifchöfe dazu benußt werben follten, die 
bifchöfliche Gewalt zu untergraben.. Wenn aber auch nicht direct, ſo wurde doc inbirert durch 
Pſeudo-Iſidor die Macht des Papſtthums befeftigt, denn indem im Intereffe der Bifchöfe die ven 
Königen dienftbar gewordene Metropolitangewalt beſchränkt werden jollte, jo fam man ganz 
von felbft dahin, die Macht des päpftlihen Stuhls zu erhöhen, an den namentlich in ſolchen 
Fällen appellirt werden fonnte, ſodaß alle judicia diffinitiva über Biſchöfe nur in Rom gefällt 
werden ſollten. Es mag nun vollfommen zugegeben werden, daß ein gefälfchtes Pergament 
niemals die Grundlage fein wird, auf der fich eine weltbeherrſchende Macht erhebt; es ift gewiß 
übertrieben, wenn man behauptet hat, daß durch Pſeudo-Iſidor das alte Kirchenrecht zertrüm- 
mert fei und ein ganz neues ſich gebilvet habe; es ift geradezu unrichtig, wenn gefagt wird, daß 
die Pſeudo⸗-Iſidoriſchen Decretalen das Papalfoftem in vie Kirche eingeführt hätten, man mag 
endlich im einzelnen nachweifen können, daß auch in der nächften Zeit nachher fein weſentlicher 
Unterſchied in der Kirchenregierung ſich geltend gemacht habe; trog alledem wird man daran 
fefthalten müffen, daß die Pſeudo-Iſidoriſche Decretalenfammlung, indem fie Tendenzen ſcharf 
formulirte, die allerdings in den Verhältniffen der Zeit tief begründet waren, ſehr weſentlich 
dazu beigetragen hat, diefelben zur Durhführung zu bringen, und daß diefelbe ftetö in der Ge⸗ 
ſchichte der Kirchenverfaffung eine epochemachende Bedeutung wird in Anſpruch nehmen dürfen, 
eine Bedeutung, welche alle jene andern Fälſchungen, die während des Mittelalterd auf den ver- 
ſchiedenſten Gebieten des Rechtslebens zu Taye traten, weit hinter ſich läßt. 

6) Das Papaljyftem. Indem im Anfhluffe an Pfeubo - Jfivor eine fefte kirchliche 
Regierungsgewalt im Mittelpunfte ver Kirche fih immermehr ausgebilvet hatte, jo kam es 
in der Zeit vom 11. bis 13. Jahrhundert bei zunehmender Gentralifation zu jener Geftal- 
sung der Kirhenverfaflung, die, in den kanoniſchen Rechtsſammlungen in alle Eonjequen- 
zen ausgebildet, mit dem Kunftausdrude der Schule Papalfoftem genannt wird. Danach 
ift die Negierungsgewalt im Mittelpunfte der Kirche nicht mehr bloß eine höchſte Gewalt, fon- 
dern die einzige Gewalt, vie alle felbftändige Macht in fih concentrirt, von ber alle Berech⸗ 
tigungen und Befugniffe ausgehen. Während au früher ſchon der Papft summus rec- 
tor ecclesiae geweſen war, fo wurde jegt die plenitudo potestatis in den Primat gelegt, 
und alle firdenregimentlihen Befugniffe, die daneben beftanden hatten, wurden von den 
Mächten des Gentrums abjorbirt. Es erfcheint demgemäß der Papſt ald der episcopus 
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universalis ecclesiae, der an und für fid) die Kirchengewalt an jedem Punkte der Erbe aus— 
üben könnte, und ver nur, meil das phyſiſch nicht möglich ift und er nicht allgegenwärtig fein 
fann, von feiner Allmacht an andere abgibt; dieſe befommen jedoch dadurch nicht etwa Antheil 
an ber Gewalt, jondern nur Antheil an der Sorge, ohne jede jelbftändige Gewalt; die Biſchöfe 
find nur berufen in parlem sollieitudinis, nicht aber in partem potestatis ; dies ift gleihfam vie 
Formel des Papalſyſtems, ein Ausprud, der fhon von Leo vem Großen gebraudt wurde. Wie 
fid) die Gewalt Gottes zu aller Ereatur verhält, wie die Gewalt des Imperatord zu ber des Pro— 
confuls, fo verhält fi nad Thomas von Aquino die Gewalt des Papftes zu aller Gewalt in der 
Kirche. Es beruht demnach im Geifte des Papalſyſtems die ganze katholiſche Kirchenverfaſſung 
auf dem Begriffe ver Delegation; die Biſchöfe eriheinen ald die Beamten des Papftes, die ihre 
ganze Juriödictiondgewalt vom Papfttbum ald Quelle ableiten müflen ; e8 fteht dem PBapfte in 
jedem Augenblid frei, Specialbevollmädhtigte in der Berfon apoftolifcher Kegaten, die nicht etwa 
die Eigenſchaft diplomatiſcher Agenten haben, fondern denen eine vielfache mit der biſchöflichen 
concurrirende Juriödiction zukommt, die ſich felbft mit römischen Proconfuln vergleihen, nad 
jedem Orte zu fenden. Das Recht, Nuntien zu enden, ift im der That ein prägnanter Aus— 
druck des Papalſyſtems; die coneurrivende päpftliche Negierungsgewalt, die bei der Ubertra- 
gung ſtillſchweigend vorbehalten jein foll, zeigt mehr ald alles andere die omnipotente Stellung 
des Papſtthums, und ed ift ganz natürlich, daß wie das Recht, Nuntien zu fenden, mit der Aus— 
bildung des Papſtthums enıftanden ift, eine Oppofition gegen daffelbe in neuerer Zeit gerade 
von einer Oppofition gegen die Nuntien ausgegangen ift. Es bildet ſich dann ferner ein weit= 
gehender Einfluß des Papſtes auf die kirchliche Stellenbefegung, indem nit nur eine Beſtäti— 
gung der Bifhoiswahlen, ſondern auch vielfadh ein directed Eingreifen, eine unmittelbare 
pärfllihe Provijion ſowol in Bezug auf die Höhern, wie in Bezug auf die niedern Kirchenämter 
ih geltend machte, namentlich Nejervationen in großer Ausdehnung aufgeftellt wurden ; es wird 
jodann der Schwerpunft der kirchlichen Gerichtöbarfeit nad) Nom verlegt, theild durch die große 
Ausdehnung ver Appellationen vor und nad) dem Urtheil, theild dadurch, daß die ſchweren 
Bälle dem Papſte von vornherein refervirt waren; im engiten Zufammenbang damit gelangte 
dad päpftliche Gejeggebungsrecht zu großem Umfang, indem bei Gelegenheit ver Ausübung der 
Gerichtöbarfeit vielfah Reſcripte erlaffen, und diefen eine allgemeinere Bedeutung beigelegt 
wurde; enblid fam es auch allmählich zu einer Ausbeutung der finanziellen Kräfte der Kirche 
durd das Bapftıhum, indem die Ginfünfte ver Päpfte bei allen Gelegenheiten durch Reſerva— 
tionen und Einführung neuer Auflagen vermehrt wurden. Jedenfalls beruht dad Wefentliche 
des Papalſyſtems im Gegenjag zu andern Verfaffungsgeftaltungen auf dem Unterſchiede von 
Gentralifation und Decentralijatiort, und nicht, wie häufig angenommen wird, auf dem Unter— 
jhiebe von monarchiſcher und republifanifher Negierungdform. Die allgemeine Kirchenregie— 
rung ift vielmehr ſtets, ſolange eine ſolche überhaupt befteht, in monarchiſchen Formen geführt 
worden, und gerade in der Zeit, wo die Bentralifation des Papalſyſtems zur vollen Entfaltung 
fam, find allgemeine Eoncilien wieder von größerer Bedeutung für die Kirhenregierung ges 
worden, wie in der Zeit vorher; ald ob man das Bapftıhum allein für zu ſchwach gehalten habe, 
Drgan einer jo ftraffen Goncentration zu fein. 

7)DieReformeoncilienzu Endedes Mittelalters. In demſelben Augenblid, 
wo dad Papalſyſtem unter Bonifacius VII. zu Anfang ded 14. Jahrhunderts feine vollite 
Ausbildung erlangt Hatte, erhielt daſſelbe feine erfte große Niederlage im Kampfe mit ver welt= 
lijen Gewalt; es war der am meiften vorgejhrittene Staat in damaliger Zeit und es war ein 
Monard wie Philipp der Schöne, „durch deſſen ganzes Dafein bereit# ver ſcharfe Luftzug ber 
neuern Geſchichte wehte“, der die Anſprüche des modernen Staats gegenüber der Kirchengewalt 
erhob und auch durchſetzte; und ein Gleiches geſchah, wenn aud in weniger beftininter Weife, 
ein halbes Jahrhundert jpäter in Deutfchland unter Ludwig dem Baier; es zeigte ich aljo, daß 
ſelbſt dieſe ftarre Gentralifation nicht mehr im Stande war, der Kirche ihre bisherige Stellung 
zu bewahren, und doch hatte man ſich im legten Grunde den unfreien Zuftand im Innern ber 
Kirche nur deshalb gefallen laffen, weil man dadurd im Stande zu fein glaubte, die kirch— 
ide Macht nad außen Hin gegenüber dem Staate zur Geltung zu bringen. Im unmittels 
baren Anſchluß an die franzöſiſchen Streitigkeiten kam e8 dann zum Eril von Avignon, welches 
faft während des ganzen 14. Jahrhunderts dauerte; in zweifacher Weiſe hat daffelbe aber dazu 
beigetragen, dem Epiffopalismus die Geburtsſtätte zu bereiten ; einmal nämlich trat hierdurch 
noch craſſer wie durch jene frühern Erjcheinungen die Thatſache hervor, daß die Kirche durch den 
Primat nit mehr die Staaten beherrſche, jondern im Primat von einem einzigen Staate be= 
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bericht werde; und ferner diefes Papſtthum, welches oft nicht nur nichts nutzte, ſondern ſogar 
pojitiv ſchadete, kam num während des Aufenthalts in Avignon, ja gerade infolge deſſelben zu der 
Nothwendigkeit, von der Fülle feiner theoretiſch ſchon immer behaupteten Herrfchergewalt auch 
praftifc den umfaſſendſten Gebraud machen zu müflen, und zwar nach der empfindlichſten Seite 
bin ; denn indem bie in Avignon refidirenden Bäpfte mander Einnahmen entbehrten, die ihnen 
in Rom würden zugefloffen fein, jo machten fie in der dadurch verurfachten finanziellen Be: 
drängniß von den Pfründenrefervationen, von Zaren und Abgaben aller Art, von Abläffen 
und Indulgenzen einen bis dahin nicht gefannten Gebrauch. Aus dem Eril von Avignon ent: 
wickelte jih das Schisma, und wenn nun biöher der Primat wenigftend die Aufgabe, Organ 
der kirchlichen Einheit zu fein, noch gelöft hätte, jo ſchien jegt der Beweis geliefert, daß nicht 
einmal dieſer nächſte Zweck ald Preis dieſes Syſtems erreicht werde; denn es war einleuch— 
tend, daß zwei oder drei Päpfte in diefer Hinſicht ſchlimmer waren, ald wenn ed überhaupt 
feinen Primat gegeben hätte. Durch dad Schisma wurden dann endlid die drei großen Re— 
formeoneilien des 15. Jahrhunderts zu Pia, Konftanz und Bajel hervorgerufen. Die Oppo— 
fition, welche damals gegen den gejhichtlih gewordenen Bau ver fatholifchen Kirchenverfaſſung 
ih erhob, hatte eine doppelte Richtung; zunächſt trat allerdings die Tendenz zu Tage, daß eine 
Derentralijation flattfinden und die einzelnen Theile, namentlich die nationalen Kirchenkreiſe 
wieder zu größerer Selbftändigfeit gebracht werden follten; dahin gehört ed, wenn auf ben 
õtumeniſchen Goncilien befondere Abtheilungen nah den Nationalitäten ſich bildeten, und bie 
einzelnen Staatögewalten darauf ausgingen, durch Verträge und einfeitige Normirungen das 
auf den allgemeinen Goncilien Beftgefegte au in das geltende Necht der einzelnen Länder ſelb⸗ 
ſtändig zu übertragen. Indeflen überwiegend war dod damals jene andere Tendenz, wodurch 
die im Gentrum angefammelte Machtfülle weſentlich unangetaftet bleiben, dagegen ein anderer 
Organismus zur Ausübung derfelben eingerichtet werden follte. Weit entfernt, den Grund 
ded damaligen Übels erfannt zu haben und zu einer durchgreifenden Reform der Kirche an 
Haupt und Gliedern vor allen Dingen in germanifcher Weife Selbftverwaltung einzuführen, 
war man ber Anficht, daß man vorzugsweiſe nur gegen die Misbräuche der monardiichen Re— 
gierungsform zu kämpfen habe, und daß die Duelle aller Störungen verſchloſſen fein werde, 
wenn ed gelänge, an Stelle der monarchiſchen Papftgewalt einen republifanifch = ariftofratiihen 
Organismus der Biſchöfe zu fegen, die höchſte Kirchengemwalt dem ökumeniſchen Concil zu über: 
tragen und den Päpſten innerhalb diejer Eörperihaftlihen Negierung nur nod die Bedeutung 
von Präfidenten, beauftragten Beamten zu lajlen; es war bied eine romanifche Löjung des 
großen Problems im Gegenfag zu dem eben angedeuteten germanifchen, es mag aber fein, daß 
das republifanifch » ariftofratifhe Weien, welches damals überall auf politifhem Gebiete fid 
regte, nicht ganz ohne Einfluß geblieben if. Es Fam auf diefe Weiſe zu Piſa zu einer that: 
jählihen Ausübung der Obergemwalt des allgemeinen Goncils über das Papſtthum, indem bie 
beiden Gegenpäpfte dur das Concil abgefegt wurden ; indeilen man fönnte darin eine blos 
vorübergehende, durch die Noth des Augenblicks verurfachte Maßregel jehen, nothwendig, um 
das Schiömg zu befeitigen, jedoch nicht geeignet, um als Grundlage für juriftifche Conſtruc— 
tionen zu dienen; aber zu Konftanz ſchritt man auf diefer Bahn weiter; indem dad Schisma 
jeit Piſa nicht gehoben war, fondern fich gefteigert hatte, da der zu Pija neu hinzugekommene 
Papft nicht im Stande gewefen war, die beiden andern zu verdrängen, fo wiederholte man zu: 
nädft, was man ſchon zu Pifa gethan hatte, in erweitertem Maßftabe, man fegte alle drei ab 
und mählte einen neuen; außerdem aber kam es num zu der fürmlichen Proclamirung des 
Grundfages von der Superiorität des allgemeinen Concils über ven Papſt, und ed wurde weiter 
decretirt, daß alle zehn Jahre ein allgemeines Goncil ftattfinden follte, damit auch thatſächlich 
der Schwerpunft der Kirchengewalt in den Epijfopat gelegt fei; endlid in Bafel war zwar 
das Schisma bejeitigt, e8 war aber trogdem der Papftgewalt in der Zwifchenzeit nicht gelungen, 
bie dringendften Misbräuche abzuftellen, deshalb wurden zu Bafel nicht blos die prineipiellen 
konſtanzer Bejchlüffe wiederholt, fondern es wurde noch weiter beſchloſſen, daß der Papft nicht 
die Macht haben folle, ein allgemeines Goncil zu verragen oder aufzulöfen, man erklärte ſich 
gleihjam für permanent. Indeſſen trogdem hat der Epijfopalismus damals wefentlih nur 
eine theoretiſche Griftenz gehabt, und die ganze Bewegung verlief ſich ſchließlich ohne jedes nen- 
nenswerthe praftifche Refultat; und natürli genug, denn eine Kirchenregierung, wie fie hier 
projectirt wurde, bürfte doch zu den vollendeten Unmöglichkeiten gehören. Was bei einer derar⸗ 
tigen Berfaffungsgeftaltung herausfommt, hat man doch auf politifhem Gebiete in Deutſch⸗ 
land zu erfahren Gelegenheit gehabt; dad NRejultat war nach jahrhundertelanger Stagnation 
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endlicher Untergang; und wenn nun au allerdings für dad Gedeihen einer Kirhenverfaflung 
andere Beringungen gegeben jind als für das Gedeihen einer Staatöverfaflung, ein ſchwer— 
fälliger Apparat dort ſchon eher möglich ift ald Hier, jo muß man doch andererfeit# den unges 
beuern Umfang der Fatholifchen Kirche, namentlich in damaliger Zeit, in Rechnung ziehen. Jeden⸗ 
falls muß es als ein hiftorifcher Irrthum zurückgewieſen werden, wenn damals und aud häufig 
jpäter vorausgefegt ift, daß eine ſolche Kirchenverfaſſung jemals zu einer frühern Zeit befanden 
habe; eine geſchichtliche Betrachtung der katholifhen Kirchenverfaſſung wird vielmehr niemals 
einen Zuſtand aufweifen, ald deſſen bloße Wiederholung fi die Entwürfe von Konſtanz und 
Bafel heraußftellen follten. Um jo mehr würde ed völlig ſinnlos fein, wenn man die Guͤltig⸗ 
keit jener Declarationen vom Standpunfte des pojitiven Rechts aus einer Kritik unterziehen wollte ; 
es jind das vielmehr Vorgänge geweien, bie jich jeder juriftifchen Behandlungsweife völlig ent: 
ziehen, denn es jollte gerade mit dem alten Rechtözuftande gebrochen, ein neuer herbeigeführt 
werben. 

8) Die Declarationdes gallifanifhen Klerusund die Fran zöſiſche Revo: 
lution. Wenn aud) im 16. Jahrhundert gegenüber ver Reformation die Berfaffungsfämpfe 
auf dem Boden der Fatholifchen Kirche gerubt hatten, und auf dem legten großen Öfumenifchen 
Concil eine umfaflende Reftauration des Papalfgftemd zur Ausführung gefommen war, fo 
hatte doch die franzdfifche Kirche während diefer ganzen Zeit ſich in einer gewiſſen Selbſtändig— 
keit erhalten, und wie jene erfte epiffopaliftiiche Bewegung von Hier aus ihre Impulſe em= 
pfangen hatte, jo waren hier auch die Früchte derfelben am beften gewahrt, was ſich nament- 
lich in der Haltung der franzöfifgen Kirche gegenüber den Tridentiniſchen Beſchlüſſen gezeigt 
hatte. So erhob ſich denn von hier aus zum zweiten male, durch die Literatur längere Zeit vor— 
bereitet, ſeit der legten Hälfte des 17. Jahrhunderts eine epiffopaliftifche Oppofition ; wiederum 
fand diejelbe in Verbindung mit Irrungen zwifchen der Staatd= und Kirhengemalt, ja die 
ftaatlihen Geſichtspunkte, vertreten durch dad Königthum Ludwig's XIV., machten fi Diesmal 
in noch bemerklicherer Weije geltend, und fo ift dadurch aud) die ganze Richum⸗ der damaligen 
Bewegung weſentlich beſtimmt worden, es handelte ſich nämlich in erſter Linie um die Unab— 
hängigkeit der Staatögewalt von der Kirhengewalt, und erft in zweiter um die linabhängigfeit 
der Bilchöfe vom Papfte, und hauptſächlich deshalb wurde damals das Epiffopalfoften procla= 
mirt, weil man der Anficht war, daß daſſelbe beſſer ald das Papalſyſtem ven Ginrihtungen des 
modernen Staats jid) einorpnen würde. Es war beſonders Eolbert geweien, ver im Eonfeil 
darauf geprungen hatte, bei Gelegenheit ver vamaligen Differenzen zwiſchen dem Könige und 
der Curie auch die allgemeinen Streitpunfte zwiſchen der Gallikaniſchen Kirche und dem rö- 
miſchen Stuhle vor die Berfammlung zu bringen und von ihr entſcheiden zu laſſen, denn in ge- 
wöhnlihen Zeiten, wo man auf Erhaltung des guten Verftänpniffes mit Rom denke, werde das 
unmöglich fein, ein Augenblid ausgeſprochenen Misverftändniffes fei günftig, man müſſe ihn 
ergreifen. Der Klerus ging darauf ein, und ed wurde eine Commiſſion niedergejegt, deren Mit- 
glied Bofluet war ; hier fegte man ſich Doctrinen entgegen, auf welchen das hierarchiſche Syſtem 
der frühern Jahrhunderte beruht Hatte; man ſchloß fich der Anſicht Huscen’s, den Entfheidungen 
des fonftanzer Eoncils, den Kehren der Sorbonne, den Sagungen bed Parlaments an. Ald Re— 
fultat diefer Berathungen ergaben ſich die berühmten vier Säge: a) daß der Papft blos in geift- 
lien, nicht aber auch in weltlihen Dingen Gewalt habe, denn dem Petrus und deſſen Nadhfol- 
gern ſei dur Chriſtus nur eine Gewalt in Bezug auf die ewige Seligfeit übertragen worden ; 
Chriſtus habe gefagt, mein Reich iſt nicht von dieſer Welt; alfo ſtehe ed der Kirche nicht zu, 
Könige ein= und abzufegen, die Unterthanen ihrer Eide zu entbinden; biefer Sag fei ebenfo 
nothwendig für die Kirche wie für den Staat, er flimme mit den Worte Gottes, mit der Tra= 
dition, mit dem Xeben der Heiligen, ed jei unverbrüchlich an ihm zu halten ; b) der Papſt habe aber 
ferner nicht einmal in Bezug auf die res spirituales die plena potestas, ſondern es fländen die 
Generalconcilien ſowol in Glaubens = wie in Berfaffungsfachen aber dem Papſte, die Autorität 
und Stellung der allgemeinen Concilien fei ganz in der Weife feitgehalten, wie fie in Konſtanz 
normirt, vom apoftolifhen Stuhle betätigt und durch ein allgemeines Gewohnheitsrecht der gan= 
zen Kirche, der Gallikaniſchen insbeſondere, feftgeftellt jei; c) ſodann die Gefege des apoſtoliſchen 
Stuhls müßten, um zu gelten, von den einzelnen Kirchen bejonderd angenommen werden, die 
eigenthümlichen Normen der Gallikaniſchen Kirche feien aufrecht zu erhalten ; d) endlich in Glau⸗ 
benoſachen ſei nicht der Papſt unfehlbar, ſondern die Kirche, und nur inſofern ſei dem Papſte 
eine hervorragende Stellung einzuräumen, als jeine dogmatifhen Decrete vorläufig gelten 
follten, während jie eine Unabänderlichfeit, eine wahre Infallibilltät erft durch den Hinzutritt 
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des Concils exlangien (nec tamen irreformabile esse judicium nisi ecclesiae consensus 
accesserit). @in förmlider Bruch des römifhen Stuhls mit dem franzoͤſiſchen Hof und 
Klerus ſchien aljo unvermeidlich zu fein, ein Schisma fand in naher Ausfiht. Dazu iſt es 
nun freilich nicht gekommen; indem ver Papſt zu dem Äußerſten entfchloffen war, fo fand e® an- 
geſichts diefer Haltung ber König nicht rathfam, die Sache weiter fortfegen zu laflen. Die Ber: 
fammlung war noch im vollen Lauf ihrer Geſchäfte begriffen, als er jie, ihr ſelbſt unerwartet, 
am 29. Juni 1682’vertagte; ja er gab 1693 feine Einwilligung zu einem Schreiben der Prä- 
laten, die an ber Berjammlung von 1682 theilgenommen hatten und feitvem befördert worden 
waren, an den Papſt, in welchem fie nicht ftarf genug audbrüden fonnten, wie leid ed ihnen 
thue, daß in derſelben Dinge geſchehen feien, welche ihm misfallen hätten; der König ſelbſt 
nahm den Befehl zuräd, durch welchen er damals jede Abweihung von den in den vier Sägen 
enthaltenen gallifanifchen Lehren verboten hatte; fo weit ging der König nit, jene Doctrinen 
für irrig zu erflären oder ihre Bertheidigung zu verbieten, aber er hörte doch auf, fie als bie 
vom Staate ausfchließlih angenommenen zu bezeichnen, und ſchon das war zu Rom fürs erſte 
genug. Wenn aber auch die Staatöfunft Ludwig's XIV. einen völligen Brud mit Rom hatte 
vermeiden wollen und ſich deshalb zu einem plaufibeln Nüdzuge hatte entfchließen müflen , fo 
haben trogdem die in ber Declaration des gallifanifchen Klerus enthaltenen Grundſätze wäh: 
rend des ganzen 18. Jahrhunderts die franzoñſche Praxis beherricht, find für die Stellung der 
frangdjifhen Kirche zu Rom die durchweg maßgebenden geblieben. 

Sehr viel weitgreifender war bie Umgeftaltung, welche der katholiſchen Kirchenrerfaſſung 
Frankreichs durch die Revolution, wenn auch nur vorübergehend, zu Theil wurde. Wie die da- 
maligen lImgeflaltungen ber Staatäverfaffung von der Nothwendigkeit einer Neuorbnung der 
Finanzverhältniffe ihren Ausgang genommen haben, jo waren ed auch die Berhältniffe des 
Kirchenguts, namentlich deffen Verpflichtung, zu den allgemeinen Staatsbaſten mehr als bis- 
ber beizutragen, wodurch die Nationalserfammlung zuerft, ſchon im Herbſt 1789, dazu ge: 
fommen war, aud die kirchliche Berfaffungsfrage in ihre Berathungen hineinzuziehen. Es 
hatte dies freilich aud) einen tiefern Grund, denn das ganze Schiefal der Revolution war in 
Frage geftellt, wenn man biefe Organijation in ihrem biäherigen Beftanve lies, es half 
nichts, die Ariftofratie aus der Staatöverfaffung zu tilgen, wenn die ariftofrarifche Kirche 
ihr Dafein behielt; nicht bloß bie biöherigen Reichthümer mußten der Kirche genommen, 
fondern ed mußte die Souveränetät des Volks wie auf jevem andern fo aud) auf diefen Ge— 
biete zur Anerkennung gebradt werden. So fam es nad) heftigen und aufregenden Debatten, 
worin einige Janfeniften unermübli bie Übereinftimmung der neuen Feflfegungen mit der 
Bibel und den Goneilien der erflen Jahrhunderte nachwieſen, im Juli 1790 zu dem Ge- 
fege, durch welches die jogenannte Givilconftitution ded Klerus aufgeftellt wurde. Der erfle 
Titel deffelben handelt von den kirchlichen Amtern; danach joll jedes der 83 Departements 
eine Diöceje bilden, die kirchliche und politiiche Eintheilung in dieſer Beziehung durchweg zu⸗ 
fammenfallen ; weiter joll das Königreich in zehn Metropolitaniprengel eingetheilt werben, s 
deren Behörden über ven Behörden der Didceje eine Inftanz bilden ; Fein Franzoſe darf unter 
irgendeinem Borwande die Autorität eined gewöhnlichen oder Metropolitanbifhoid anerfen- 
nen, deſſen Sig in dem Herrſchaftsgebiet einer fremden Macht gelegen ift, auch nicht die De- 
legirten eine® jolden, die etwa in Frankreich refiviren, alles ohne Präjudiz der Einheit des 
Glaubens und der Gemeinfhaft mit dem ſichtbaren Oberhaupt der allgemeinen Kirche. Es 
ſoll jofort nad) der Anficht des Biſchofs und der Verwaltungsbehörben der Diftricte eine neue 
Formation und Eircumfeription aller Parochien des Königreichd vorgenommen werben; bie 
Kathedrale jeder Diöcefe ift auf ihren urfprünglichen Zuftand zurüdzuführen, wonad fie zus 
gleih Pfarrkirche und biſchoͤfliche Kirche war ; die bifhöfliche Pfarrei joll feinen andern unmit- 
telbaren Seelforger haben ald den Biſchof felbft; an jeder Kathedralkirche ſoll ed eine Anzahl 
von Viraren geben, und zwar in Städten von mehr ald 10000 Einwohnern 16, in den Elei: 
nern 12; im jeber Diöcefe ift ein Seminar herzurichten, womöglich neben der biſchöflichen 
Kirche und felbft im Umfange ver Gebäude, die zur Wohnung des Bifchofs beſtimmt ſind; die 
Leitung ded Seminars haben ein Obervicar und drei dirigirende Vicare in Unterordnung unter 
den Biſchof; jie müflen mit ihren Zöglingen nad der Vorſchrift des Biſchofs dem Gottes: 
dienſte in der Kathedrale afjifliren und die nöthigen Functionen verfehen ; fie bilden nebft ven 
übrigen Bicaren den permanenten Rath des BViſchofs, und ver Biſchof kann feinen Act der Ju: 
risdiction weder hinſichtlich der Regierung der Diöceſe noch ded Seminars vornehmen, wenn er 
nicht mit ihnen fi) darüber berathen hat, höchſtens proviforifche Mapregeln kann er einfeitig 
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treffen. In allen Städten und Bleden unter 6000 Einwohnern foll e8 nur eine einzige Ba= 
rochie geben, die übrigen follen unterbrüdt und mit ven Hauptkirchen vereinigt werben ; in grö— 
Bern Städten können die Parochien nody mehr Parochianen haben, und es follen jo viel Pfar— 
reien confecrirt werben, ald dad Bedürfniß erfordert; mit der Reunion ift ſtets auch eine 
Bereinigung ded Kirchenvermögend verbunden ; dad Geſchäft diefer Neubegrenzung der Pa— 
rochien liegt den adminiftrativen Verfammlungen in Übereinftimmung mit vem Didcejan- 
bifhöfe ob, die der nächſten Legislatur ihre Anordnungen vorlegen müffen; ausnahmsweiſe 
fönnen an entfernten Orten Kapellen in einem Biliationsverhältniß beftehen bleiben. Alle 
Titel und Amter außer ven in gegenwärtiger Gonflitution erwähnten, die Dignitäten, Kano— 
nifate, Präbenden der Kathedrale und der Collegiatkirchen, Kapitel ded Regular und Säcular= 
flerud beider Gejchlehter, Abteien und Priorate follen vom Tage der Publication des gegen= 
wärtigen Decretö an für ewige Zeiten aufgehoben und unterbrüdt fein. Im zweiten Titel 
folgen dann die Grundfäge über die Befegung der Kirchenämter; diefe foll durchgängig durch 
Wahl erfolgen, in geheimer Abftimmung mit abjoluter Stimmenmehrheit; und zwar foll die 
Wahl der Bifhöfe in der Form und durch ven Wahlkörper erfolgen, wie beides durch Decret 
vom 22. Dec. 1789 für die Ernennung der Mitglieder der Verſammlung des Departements an= 
geordnet ift. Demgemäß fol auf die erfte Nachricht hin, die der Generalprocurator des Depar- 
tements von ber Bacanz des bifchöflichen Sitzes empfängt, diefer ven Procuratoren des Diftrictd 
Nachricht geben, ihnen ven Tag ver Wahl anzeigen, welches fpäteftens der dritte Sonntag fein 
muß, und fie beauftragen, die bei der legten Wahl der Glieder der abminiftrativen Berfamm= 
lung betheiligten Wähler zu berufen; jollte indeſſen vie Erlevigung des biſchöflichen Sitzes in 
die legten vier Monate des Jahres fallen‘, wo die Neumablen der Adminiftration des Departe- 
ments ftattfinden müflen, jo fol die Wahl des Bifhofs his dahin verjhoben werben; die Wahl- 
handlung foll in ver Hauptkirche der Hauptſtadt des Departements gejhehen vor Anfang der 
Meſſe, der die Wähler beimohnen müffen. Um wählbar zu fein, muß man mindeſtens 15 
Zahre hindurch die Functionen des geifllihen Amts in der Didcefe in der Eigenfhaft ala 
Deffervant oder Bicar, Obervicar oder dirigirender Vicar des Seminard ausgeübt haben, 
ebenſo find die Mifftonare, bifhöflichen Generalvicare, Geiftlihe, die an den Hospitälern an= 
geftellt find oder den öffentlihen Unterricht leiten, wählbar, wenn fie ihre Functionen 15 
Jahre hindurch, von der Promotion zum Sacerbotium an gerechnet, verfehen haben. Die Pro= 
clamation des Gewählten geſchieht dur den Präfidenten der Wahlverfammlung in ber 
Kirche, mo die Wahl geſchehen ift, in Gegenwart des Volks und des Klerus und vor dem 
Anfang der Mefle, die fih daran anfhlieft; dad Protokoll ver Wahl ift zur Kenntnißnahme 
an den König zu jenden. Der Gewählte hat fi in Berfon binnen beftimmter Frift feinem Me: 
tropolitanbifchof, und wenn er jelbft zum Metropolitan gewählt war, dem älteften Biſchofe des 
Bezirks zu ftellen, ihm die Protokolle ver Wahlhandlung zu überreihen und um kanoniſche 
Gonfirmation zu bitten; diefer Eann dann in Gegenwart feines Senats ein Examen über feinen 
Glauben und feine Sitten mit ihm anflellen, und nad Ausfall veffelben ihm entweder bie fa= 
noniſche Inftitution ertheilen oder verweigern, im legtern Falle ift jedoch ein appel d’abus 
möglih, wie nod weiter ausgeführt werden wird. Der Bifhof, vem die Konfirmation zu— 
ftand, kann von dem Gemählten feinen andern Eid verlangen als einen ſolchen, der fih auf 
ein Befenntniß zur katholiſchen Religion bezieht; ver neue Biſchof darf ſich nicht an ven Papft 
wenden, um von ihm eine Beftätigung zu erlangen , saber er foll ihm ſchreiben als dem ſicht⸗ 
baren Oberhaupt der allgemeinen Kirche zum Zeugniß der Einheit des Glaubend und ber 
Gemeinfhaft. Die Conſecration des Biſchofs foll in jeiner Kathedralkirche durch feinen 
Metropolitan oder den älteften Bifchof unter Aſſiſtenz der Bifchöfe der beiden nächſten Did- 
cejen an einem Sonntage während der Pfarrmefle in Gegenwart des Volks und des Klerus 
geſchehen; vor Anfang viefer Geremonie joll der Gewählte in Gegenwart der Municipal: 
beamten, ded Volks und des Klerus den feierlichen Eid leiften, mit Sorge über die Gläu— 
bigen der Diöceſe zu wachen, treu zu fein der Nation, vem Gefege und dem Könige, und auf: 
recht zu erhalten mit feiner ganzen Macht die Gonftitution, die durch die Nationalverfammlung 
becretirt und durch den König beſchworen iſt. Der Biſchof wählt die Vicare feiner Kathedral⸗ 
kirche aus dem Klerus jeiner Diöcefe, doc darf er nur Priefter dazu ernennen, die ihre kirch— 
lichen Bunctionen mindeftend 10 Jabre hindurch ausgeübt haben; fie können abgejegt werben 
nur in Übereinftimmung mit der Mehrheit des Kapiteld. Der Obervicar und bie dirigirenden 
Vicare der Seminarien werden wieder durch den Biſchof und feinen Rath ernannt. Die Wahl 
ber Pfarrer gefchieht in der Form und durd die Wahlförper, wie foldes durch Decret vom 
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22. Dec. 1789 für die Ernennung der Mitgliever der abminiftrativen Verſammlung des Di- 
ſtriets vorgefchrieben ift; die Berfammlung der Wähler für die Ernennung der Pfarrer foll 
jährlich zur Zeit der Bildung der Diftrietöverfammlungen fattfinden, felbft wenn nur eine ein— 
zige Pfarrei im Diftrict vacant ift, weshalb die Ortdobrigkeiten dem Procurator des Diftricts 
von allen Bacanzen Mittheilung machen müflen. Jeder Wähler foll, bevor er feinen Stimmzettel 
in die Urne wirft, fehrwören, nad beftem Wiſſen und Gewiffen und ohne durch Geſchenke u. dal. 
beftimmt zu fein, zu wählen; aud bei den Wahlen der Biſchöfe foll ein folder Eid geleiftet 
werben, auch über den Ort der Wahl und die Wahlhandlung gelten die analogen Beftim- 
mungen wie bei den Wahlen der Bifhöfe; um wählbar zu fein, muß der Betreffende die Kunc- 
tionen eined Vicars in einer Pfarrei oder im Hospital der Diöcefe fünf Jahre bindurd ver: 
feben haben; über die Beftätigung des Gewählten, ven Eidſchwur u. f. m. gelten ganz die 
obigen Beflimmungen in analoger Anwendung; jever Pfarrer hat das Recht, feine Vicare zu 
wählen u. ſ. w. Der dritte Titel regelt dann bie Gebaltöverhältniffe; die Gehalte der Biſchöfe 
betragen für Paris 50000 Fr., für die Biſchöfe der Städte von 50000 Einwohnern 
20000 Fr., für die Bifchöfe der fleinen Städte 12000 Fr; die Gehalte der Vicare der Kathe— 
dralfirchen betragen für Paris 2400 — 6000 Fr., für die Städte von 50000 Einwohnern 
2 — 3000 Fr. Die Gehalte der Pfarrer betragen zu Parid 6000 Fr., in Städten von 
mindeftens 50000 Einwohnern 4000 Fr., von mindeftend 10000 @inwohnern 3000 Fr., 
von mindeftend 3000 Einwohnern 2400 Fr. u. f.w. In Rüdjicht auf dieſe ihnen bewilligten 
feften Gehalte follen die Bifchöfe, Pfarrer und Vicare die epiffopalen und curialen Functionen 
umfonft ausüben. Endlich der vierte Titel enthält no einige ziemlich firenge Beftimmungen 
über Reftvenzpflicht und Incompatibilität ver Ämter. Am 24. Aug. 1790 erbielt das Decret 
die föniglihe Sanction. (,‚Recueil des decrets de l’assemblee nationale”, Juni und Juli 
1790, VI, 306— 348.) 

« Nun hatte aber bereits in einer an das Garbinalcollegium gehaltenen Allocution zu An: 
fang des Jahres 1790 Bius VI. fich fehr ftark gegen die ufurpatorifhen Maßnahmen der Natio- 
nalverfammlung in kirchlichen Dingen ausgefproden, ohne daß er ed jedoch damals für oppor: 
tun hielt, etwas Directed dagegen zu unternehmen; ftatt deſſen hatte er vorgezogen, in mehreren 
Schreiben vom 10. Juli, 17. Aug. und 22. Sept. 1790 dem König die Sanction jener Geſetze auf 
dad dringendfte zu widerratben, er hatte darin hervorgehoben, niemals könne von einer politi- 
ſchen Koörperſchaft die fatholifche Kirchenverfaffunggeänvert werden, der König babe ſich der Rechte 
feiner Krone entäußern fönnen, hier aber handele es ſich um Rechte Gottes und der Kirche, deren 
erftgeborener Sohn der König fei. Als das jedoch nichts half, jo erfolgte venn unterm 10. März 
1791 mit einem Schreiben an den König von demfelben Tage jenes Breve an die franzöſiſchen 
Biſchöfe, durch welches der Papſt ausprüdlich und in fehr ausführliher Motivirung gegen die 
Eivilconftitution des Klerus proteftirte, und worin num, ausgehend von der Behauptung, daß 
den Laien in firhlihen Dingen nicht zu regieren gebühre, die einzelnen Beflimmungen ber 
Givilconftitution in fehr weitläufiger Hiftorifcher Erörterung zurückgewieſen wurden, wie es 
3. B. binfichtli der Bifhofswahlen für nöthig gehalten wird, bis auf Mofes zurücdzugeben. 
Die hauptſächlichſten Beihwerdepunfte beftehen übrigens darin, daß die Kirche dem Staat unters 
georonet, die Gewalt des Bapftes jo gut wie aufgehoben, die äußere Kirchenverfallung von 
Grund aus verändert und die Pfarrer den Bifchöfen gleichgeftellt feien, was alles wol von Mars 
nlius von Padua, von Calvin und Luther gelehrt und gebilligt worden fei, mit ven Grund: 
begriffen des Katholicismus aber im Widerſpruch fiehe. (Roskoväny, 1, 431 — 485.) Bereitd 
vor dem Gintreffen diefes Breve hatten zwei Drittel der Geiftlihen in allen Provinzen den Ge: 
horſam gegenüber der neuen Verfaflung verweigert, die Nationalverfammiung aber, auf der 
von ihr betretenen Bahn weiter gehend, am 27. Nov. 1790 beichloffen, von jedem Geiftlihen 
binnen acht Tagen den Eid auf die Civilverfaſſung zu fordern, im Weigerungsfalle ihn fir 
abgelegt zu erflären, und bei Fortſetzung dienftlicher Functionen ihn als Ruheſtörer zu bes 
firafen; wie denn auch demgemäß im Januar 1791 die Neumahlen für die eidweigernden 
Prieſter begannen. 

9) Der Febronianismus und der Emſer Gongref. Im Kaufe ded 18. Jahrhun— 
derts machte ſich das Epiſkopalſyſtem aud in Deutichland geltend. Der erfte, welder daſſelbe 
in umfaffender Weile wiflenfchaftlih formulirte, war der Weihbifhof der trierer Diöceje 
Johann Nikolaus v. Hontbeim (f. d.), der unter dem falfchen Namen Juftinus Febro— 
nius im Jahre 1763 die berühmte Schrift „De statu ecclesiae et legitima potestate Ro- 
Staats⸗Lexifon. IX. 11 
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raani pontificis” in der ausgeſprochenen Abjicht herausgab, um durch die von ihm vorgefhla= 
genen Abänderungen der Kirchenverfaſſung, die nad) feiner Meinung in ver Geſchichte begrün= 
det waren, die diffentirenden Religiondparteien, namentlic die Proteftanten, mit der Fatholi= 
ſchen Kirche wiederum zu vereinigen. Auch Febronius ſteht injofern ganz auf dem Boden katho⸗ 
liſcher Anſchauungen, ald er ver Kirche in Glaubendfachen eine äußere Autorität und unter dem 
Beiftande Chriſti Untrüglichkeit zufchreibt. Er leugnet aber, daß Chriſtus diefer Kirche eine 
monarchiſche Einrichtung gegeben, daß er einer Perfon das Recht übertragen habe, mit Untrüg= 
lichkeit zu urtheilen und zu befehlen, er behauptet vielmehr, das Recht habe bie ganze Kirche, bie 
es durch ihre Diener ausübe, unter denen der Bifchof von Rom zwar der vornehmfte, aber doch 
der ganzen Kirche unterworfen fei. Wenn nun aber auch Bebronius leugnet, daß die Kirche eine 
Monarchie fei, fo leugnet er doch nicht, da fieein Oberhaupt Habe, und daß dieſes Oberhaupt ver 
Biſchof von Rom fei, er gefleht ven Bifchöfen von Rom den Primat zu, nicht aber durch einen 
Befehl Chriſti, fondern durch eine Verorbnung Petri und der Kirche, woraus denn folgt, daß 
diefer Primat nit an Rom nothwendig gebunden fei, fondern durch einen Beſchluß der Kirche 
auch an einen andern Ort verlegt werden könne. Was nun die einzelnen im Primat enthal= 
tenen Rechte betrifft, jo jollen dieſe lediglich die Mittel fein, um den Zwed der Einigfeit der 
Kirche zu erreichen; welde Rechte vemgemäß dem Primat zuftehen müffen, foll fi genauer er- 
geben, einerjeits aus dem Gebrauche der Kirche in den reinen Zeiten, d. h. in den erften Jahr: 
hunderten vor ben Pſeudo-Ifidoriſchen Decretalen, andererjeitd aus der Übereinflimmung 
aller katholiſchen Schriftfteller in den neuern Zeiten; dadurch wird aljo vie Feſtſetzung des 
Rechts des Primats und ihr Beweis zugleich hiſtoriſch. Der Papſt foll nun zwar Ehrerbietung 
fordern pürfen, die genaue Beobachtung der Kirchengeſetze beaufjichtigen, in Ermangelung allge= 
meiner Kirchenverfammlungen neue Gefege machen, die jedoch erft Durch gemeinfchaftliche Ein- 
willigung verbindliche Kraft erlangten, feine pogmatifhen Ausſprüche brauden gar nicht ange 
nommen zu werben, vor den evangelifchen Gemeinden darf doc aud das Gegentheil nit vor; 
getragen werben, folange noch nicht die ganze Kirche widerfprochen hat; er hat in gewiſſen Fällen 
allgemeine Kirchenverſammlungen zu berufen; in allen wichtigen die ganze Kirche betreffenden 
Angelegenheiten muß an ihn berichtet werben; er hat zwar das Recht, von ven auf einer allge: 
meinen Kirhenverfammlung erlaffenen Gefegen jemand zu viöpenfiren, aber nur wenn e8 bie 
Kirchenverſammlung felbft thun würde, Dagegen find ed unzuläfftge fpätere Meinungen, daß 
der Bapft ven Namen bed Bifhofs der allgemeinen Kirche führt, alle causae majores an ben 
Stuhl zu Rom gebracht werden müſſen, ver Bapft allein Richter ver Bifchöfe fei, feine allge= 
meine oder particulare Synode ohne feine Einwilligung berufen werben dürfe, bei ihren 
Schlüſſen feine Beftätigung nothwendig fei, ihm das Recht zuftehe, die Bifchöfe zu verjegen, 
Appellationen anzunehmen, dad Palliam zu verleihen, überhaupt daß eigentlich der Papft alle 
Gewalt habe und die Biihöfe nur feine Diener feien; ebenfo wenig ſtehe dem Papft das Recht 
zu bei Beflätigung der Biſchofswahlen, bei Einrichtung neuer Bisthümer; der Papft habe mit 
Einem Worte nicht einen primatus jurisdictionis, fondern nur einen primatus ordinis et con- 
sociationis. Die Regierung der ganzen Kirche gebührt alfo weſentlich der allgemeinen Kirchen— 
verfammlung, die ber einzelnen Kirchen den Bifhöfen. Den allgemeinen Coneilien ift felbft ver 
Papft unterworfen, er hat nicht das Recht fie zu berufen, wenigſtens ift ihr Zuſammentritt nicht 
davon abhängig, doch führt er auf denfelben den Vorſitz und gibt die erfte Stimme ab; einer 
päpftlihen Beftätigung bebürfen die Beichlüffe nicht, im Gegentheil findet eine Berufung vom 
Papfte an die allgemeine Rischenverfammlung flatt. Die Biſchöfe find von Ehriftus ſelbſt ein- 
gejegt, und von ihm, nicht vom Papfte haben fie ihre Gewalt ; der Bapft iſt naher nicht befugt, in 
fremden Didcefen biſchöfliche Rechte auszuüben, aud die vorbehaltenen Stellenbefegungen, 
Einnahmen, Gerichtsbarkeit find unrechtmäßig, ebenfo vie Befreiung der Mönddorben von der 
biſchöflichen Gewalt; endlich haben die Bifchöfe nad göttlicher Einſetzung in der Kirche ſchlecht— 
bin den erften Rang, und das Recht ann ihnen durch den den Gardinälen eingeräumten Vorzug 
nicht genommen werben. Auch in diefem Fall gelang e8 den Bemühungen der Römifhen Eurie, 
einen Widerruf zu erlangen, derſelbe erfolgte am 1. Nov. 1778 und ift fo vollftändig und be= 
dingungdlod wie nur möglich: „Agnosco et defleo errorem ex zelo indiscreto Protestantes 
Gatholicae ecclesiae et Apostolicae sedi reuniendi, huncque in finem eliam, usus et 
praxes particularium ecclesiarum, eosque persaepe ultra modum exaggeralur, omnibus 
ecclesiis applicandi studio, natum’’; er bittet dann bemüthig um Verzeihung, er werde das 
Urtheil des Heiligen Stuhls feinen Büchern und feiner Einſicht vorziehen, er werbe feinerlinter: 
werfung Feine Grenzen fegen. Ausdrücklich erflärt er nun, daß der Primat nicht blos ein pri- 
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matus ordinis, inspectionis und directionis, fondern auch ein primatus auctoritatis et ju- 
risdietionis fei, der auf feine Weife von ber römischen Kirche auf eine andere übertragen werden 
fönne; er gibt nun Punkt für Punkt das Gegentheil von den Kehren feines Buchs als feine 
Überzeugung, in derer zu leben und zu flerben wünſche, und er fagt dann am Schluß: „Si 
quid ultra est, quod circa fidei seu doctrinae meae professionem et declarationem, quam 
in omnibus sanctae Romanae et apostolicae ecclesiae conformem esse cupio: jubes aut 
postules; habebis me semper ad eandem germana sinceritate edendam obedientem ac 
promptum.’ Sontheim bat nun freilich der weitern Aufforderung des Bapftes, den noch übri- 
gen Reft feined Lebens dazu zu benugen, fi felbft zu widerlegen, was ihm bei feiner außer: 
ordentlichen Gelehrſamkeit leicht fein werde, nicht entſprochen, im Gegentheil es erfchien wenige 
Jahre darauf ein Gommentar zu feinem Widerruf mit der Tendenz, den Widerruf felbft mög- 
lichft abzuſchwächen; indeß auch diejed „zweideutige Ding‘ ift nit im Stande gewejen, den 
übeln Eindruck zu verwiſchen, den jener Schritt des freilich von allen Seiten bevrängten acht— 
zigiäbrigen Greiſes überall hervorrufen mußte; ed mag fein, daß ihn, wenn er den Widerruf 
verweigerte, ein Maͤrtyrerthum bevorgeftanden hätte; aber darauf muß jemand gefaßt fein, der 
darauf aufgeht, die Fatholifhe Kirchenverfaſſung, eine der mächtigſten Realitäten der Welt, aus 
den Angeln zu heben. 

Schon kurze Zeit darauf wurde ein zweiter derartiger Verſuch von feiten der officiellen deut: 
fhen Kirchengewalt unternommen. Seit der Mitte des 18. Jahrhunderts bereitd war man in 
Deutihland eifrig beftrebt gewefen, ven Appellationdzug nah Nom aufzuheben und die alleinige 
Beurtheilung deutſcher Kirchenhändel durch deutſche Bifchöfe herbeizuführen; aud waren be: 
reitd Anträge auf Bejeitigung ber fländigen Nuntiaturen, wie ſolche namentlid in Wien und 
Köln beftanven, geftellt worden. Statt deffen wurde nun im Jahre 1785 in Münden eine neue 
Nuntiatur errichtet, welche die beiden bairifhen Kurlande und die jülich-bairiſchen Herzog: 
thümer zum Sprengel haben follte: allervings geſchah das auf Andringen ver bairifchen Staats: 
gemalt, die durch das Interefie möglichfter Inabhängigfeit gegenüber andern Reichsſtänden, die 
ihre biihöflihen und Metropolitangerehtfame im Staatögebiet ausübten, dazu veranlaßt wurde. 
Der neue Nuntius beeinträchtigte alfo die Rechte, Prärogative und Privilegien, welche den Bi: 
ſchöfen und Metropoliten jened Gebiets biöher zugefommen waren. Auf eine @ingabe der dabei 
beſonders interejfirten Erzbifhöfe von Mainz und Salzburg an den Kaifer, ald Schugherrn 
und Schirmvogt der deutſchen Kirche, die zugleich an die Erzbiſchöfe von Köln und Trier gerichtet 
iſt, erfolgte unterm 12. Det. 1785 eine ermuthigende Antwort, in welcher Joſeph II. nicht blos 
verſprach die Erzbifchöfe und Bilchöfe in den ihnen von Bott und der Kirche eingeräumten 
Rechten zu jhügen, fondern auch alles beizutragen, damit fie Diejenigen Rechte, die ihnen etwa 
ion früher durch rechtswidriges Verhalten entzogen jeien, wiedererlangten, weshalb ver 
Kaiſer die feierliche Aufforderung an die Erzbifchöfe ergeben ließ, mit ihren Suffraganen 
und den Bifhöfen Deutjdlands zu gemeinfamen Beiprehungen dieferhalb zuſammenzu— 
treten. Dadurch veranlaßt traten dann im Laufe des Jahres 1786 Bevollmächtigte der 
vier Erzbifhöfe Deutfhlands im Bade Ems zufanımen, und hier vereinigte man fi unter 
ausdrüfliher Gutheifung der Gommittenten zu der berühmten Punftation vom 25. Aug. 
1786. Der römifhe Papſt ift und bleibt demnach zwar der Oberauffeher und Primas der gan- 
zen Kirche, der Mittelpunft der Einigfeit, und ift von Gott mit der dazu erforderlichen Juris- 
Diction verfehen ; alle Katholifen müffen ihm immer den fanonifchen Gehorfam mit voller Ehr— 
erbietung leiften. Allein alle andern Vorzüge und Refervationen, die mit dieſem Primat in 
den erften Jahrhunderten nicht verbunden, fondern aus ven nachherigen Iſidorianiſchen Decreta⸗ 
fen zum offenbaren Nachtheil ver Biſchöfe gefloffen find, fönnen jet, wo bie Unterſchiebung und 
Falſchheit verfelben hinreichend feftgeftellt und allgemein anerkannt ift, in den Umfang biefer 
Jurisdiction nicht gezogen werben. Dieje gehören vielmehr in die Klaffe ver Eingriffe der Römi— 
ſchen Curie, und die Biſchöfe find befugt, fich felbft in die eigene Ausübung der von Gott ihnen 
verliehenen Gewalt, bejonderd da feine dahin abzweckenden Vorftellungen bei dem päpſtlichen 
Stuhle bis dahin gewirkt haben, unter vem Schuße des Kaiſers wieder einzufegen. Im einzels 
nen werben num folgende Nechte für die Biſchöfe in Anfpruch genommen. Chriſtus ver Stifter 
der Kirche hat den Apoſteln und ihren Nachfolgern, ven Bifhöfen, eine unbeſchränkte Macht zu 
binden und zu löfen für alle jene Bälle gegeben, wo es die Nothwendigkeit oder der Nugen ihrer 
Kirchen oder der dazu gehörigen Gläubigen immer erfordern mag, und es ift nach ber Natur der 
ursprünglichen Kichenverfaflung feinem Zweifel unterworfen, daß alle in den Kirhenfprengeln 
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der Biihöfe wohnenden Perfonen ohne Unterfhieb im innerlihen und äußerlichen Religions: 
weſen denfelben untergeorbnet ind, daher joll allen Diöcefanen verboten fein, den Recurs mit 
Übergehung ihrer unmittelbaren geiftlihen Oberhirten zu nehmen, während diefen dagegen 
unbenommten ift, in den von Rechts wegen dazu geeigneten Fällen fi der Berufungsmittel nach 
der hierarchiſchen Berfaflung zu bedienen; ferner jollen regelmäßig feine Eremtionen ftattfinden, 
namentlich joll den Kloftergeiftlichen verboten werden, Verordnungen oder Beſchwerden von 
ihren Generalen oder Generalfapiteln, auch fonftigen außerhalb Deutfchlands wohnenden Obern, 
von deren Verbindung fie ein für allemal gänzlich losgefagt werden, anzunehmen, deren Ge— 
neralverfammlungen beizuwohnen oder einen Geldbetrag, unter was für einen Vorwand es 
inner jei, dahin abzuſchicken. Ein jeder Bifhof fann, vermöge der von Bott erhaltenen Gewalt 
zu löjen und zu binden, Gejege geben und von denjelben aus zureichenden Urſachen dispenſiren; 
er allein kennt die Bedürfniſſe feiner Heerde und muß daher, in den beſondern ſowol ald allge= 
meinen Kirchengejegen, ven Gläubigen einige Nachſicht geftatten können, was ſich namentlich 
auf die Ehehindernifje, die Verbindlichkeiten, die aus der Weihe entipringen, und auf das Or— 
densgelübde bezieht; weshalb die Duinquennalfacultäten Fünftig nicht mehr ertheilt und alle 
auswärts erlangten Dispenje für Eraftlod angejehen werben ſollen. Die römiihen Bullen, 
Breven vder jonftigen päpftlihen Verfügungen verbinden ohne gehörige Annahme der Bi: 
ſchöfe nicht; ohne jolde jollen aud die Erklärungen, Beſcheide und Verordnungen ver römi— 
ſchen Gongregationen in Deutfchland nicht anerfannt werden. Es hören fodann in Zufunft 
die Nuntiaturen vollig auf, höchſtens dürfen die Nuntien päpftliche Gefandte fein, während 
ihnen dagegen nicht zufteht, actus juridietionis vorzunehmen. Es folgt dann eine Reihe fehr 
deraillirter Beflimmungen, wodurd der Einfluß des römifhen Hofe auf die Stellenbefegung im 
Einne der Neformeoncilien eingefhränft wird; ed wird weiter verlangt, daß eine Ermäßigung 
der Annaten und Palliumägelver eintrete, ed wird der von Gregor VIL und von Gregor IX, 
den Decretalen eingeichaltete Eid der Biſchöfe, ver mehr auf die Pflichten eines Vaſallen als 
auf die Kanonifchen Geſetze gerichtet jei, um jo mehr verworfen, als bie deutſchen Biſchbfe da— 
durch Verbindlichkeiten eingingen, die ihnen in Betradht ihrer Verbindung mit dem Reihe zu 
halten unmöglich jeien; endlich follen alle Gegenftände, die nach der deutſchen Reichs- und 
der alten Kirchenobſervanz zu der geiftlihen Gerihtöbarfeit gehören, in der erften Inftanz vor 
vie bifhöflichen, in der zweiten vor die Metropolitangerichte gebracht werden, ohne daß bie 
Nuntien ſich einmifhen dürfen; geihiebt nody weitere Berufung an den päpftlihen Stuhl, fo 
iſt dieſer verbunden, zur dritten Inſtanz judices in parlibus nnd zwar nationale zu geben ; als 
noch zweckmäßiger wird es jedoch bezeichnet, wenn ſich jeder Erzbiihof angelegen fein ließe, in 
jeiner Provinz ein Provinzialiunodalgericht dritter Inftanz im Einverftänpnig mit den Suffra- 
ganen herzurichten. Am Schluß wird noch ver Wunſch nad) einem innerhalb zweier Jahre zu: 
jammentretenden Nationalconcil ausgeiproden, wobei aber, wie in dem Schreiben der Erʒ⸗ 
biſchöfe an den Kaiſer bei Überſendung der Congrepbeſchlüſſe ausdrücklich geſagt war, nur ein 
Zufamntentritt der deutſchen Erzbiſchöfe und Biſchöfe beabjichtigt wurde. 

Es ift nicht in erfter Linie die Franzöſiſche Revolution und in ihrem Gefolge die Säculari= 
jation des Kirhenguts und der Umſturz der fatholiihen Kichenverfaflung in Deutfhland ges 
weien, wodurch diefe Beitrebungen zum Scheitern gebracht jind, fondern das war bereit vor 
dem Eintritt jener Ereigniffe völlig entichieden und war vorurtheilsfreier Beurtheilung niemals 
zweifelbaft geweien. Es mag ja die ſtaatliche Zeriplitterung Deutfhlands, die es auch bei dieſer 
Gelegenheit nicht zu einem planmäßigen und thatkräftigen Handeln kommen ließ, ihr gut 
heil Schuld daran tragen; indeß von vornherein hatte man große Ziele mit völlig unzureis 
enden Mitteln herbeizuführen geftvebt; vor allem war die Theilnahme des katholiſchen Volks 
längft nicht in dem Maße gewedt worden, wie es nothwendig geweſen wäre; und daß dies nur 
ungenügend geicheben war, war wiederum fehr natürlich, denn fo ſchlecht auch Pius VI. über 
die Stimmung Deutſchlands unterrichtet war, wenn ev die Haltung des Volks gegenüber der 
Emſer Bunktation dahin harafterifirte: „‚Flevit nativ ipsa Germanica, quae hujusmodi 
conventiculum ineredibili horrore conspexit”, jo war doch die öffentlihe Stimmung aller: 
dings zu großen Anftrengungen im Sinne des Emſer Congreſſes deshalb nicht geneigt, weil es 
ih genauer betrachtet nur um einen Wechſel in der Herrſchaft unter den verfchiedenen Orga: 
nen des Klerus handelte, während dagegen dieſe Derrichaft jelbit inract bleiben und von Ele: 
rifalen Organen nad wie vor geübt werden jollte; und nicht einmal in den zunächſt betheilig: 
ter Kreifen war man einig, ed war den Erzbiſchöfen nicht gelungen, „das nötbige nähere 
eonzert’ mit den Bifchöfen herbeizuführen, worauf Kailer Joſeph fo fehr gedrungen hatte, 
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im Gegentheil ſahen dieje ih in ihren Gerehtiamen — ob mit Recht oder Unrecht, mag da: 
bingeftellt bleiben — durch die Erzbifchöfe bedroht und wie zur Zeit ver Pſeudo-Iſidoriſchen De— 
eretalen auf den Schug des Papfled angewiefen. Endlich, wie ſchon Häuffer bemerkt bat, „auch 
die rechte Energie zur Durhführung einer fo ernfthaften Sache mar in diefen Kreifen kaum 
zu finden; der Jlluminatismus mit feiner kosmopolitiſchen Weltordnung, feiner vornehm gnä= 
digen Toleranz, feinem literarifhen Dilettantenthum konnte wol Keute wie Karl Theodor 
v. Dalberg hervorbringen, aber nicht die Charaktere eines Hutten und Luther, die das Voll: 
bringen einer jolhen Aufgabe erforderte”. Unter diefen Umſtänden follte es denn freilich den 
Erzbiſchöfen nicht gelingen, durch bloßes Pochen auf vorübergegangene Entwidelungsphajen, 
indem man der päpftlihen Macht ein vitium possessionis nachzuweiſen und gleichſam ein sae- 
culum normale aufzuftellen fuchte, eine in integrum restitutio herbeizuführen. Es hat gegen: 
über diefer eivilprocefjualifhen Methode, die nur den Grundfag der Verjährung außer Acht 
ließ, ihon in damaliger Zeit Johannes v. Müller das Recht ver gefchichtlihen Erklärung ge: 
wahrt, welches doch auf dieſem Gebiete fo gut Geltung wird in Anfprudy nehmen dürfen wie 
auf jedem andern: „Man jagt vom Papft, er ift nur ein Bifhof; ebenfo wie Maria Therefia 
nur eine Gräfin von Haböburg, Ludwig XIV. ein Graf von Paris, der Held von Roßbach und 
Zeutben einer von Zollern; fobald Kaifer Joſeph II. jein wird mie einer der Jünger, wird 
Pius VI. das Abendmahl Halten, wie Chriſtus unfer Herr; zu derfelben Zeit wird auch ver 
Mundkoch nicht mehr credenzen.“ 

10) Weifenberg und die franffurter Gonferenzen. Zu Anfang des gegen= 
wärtigen Jahrhunderts durch Dalberg zum Generalvicar des Bisthums Konftanz erhoben, hatte 
fih Weflenberg um die Verwaltung diefer Diöcefe, namentlid) durch Sorge für die Ausbildung 
der jungen Geiftliben und durch Einführung der Mutterfprache beim Gottesdienſt im Geifte 
einer freien Auffaffung des Katholicismus, große Verdienfte erworben, und ed mag feine 
Stellung in diefer Hinficht mit derjenigen Fenelon's verglichen werden. Dagegen als einfichti: 
ger Politiker hatte er fi jhon damals nicht gezeigt. In einer im Jahre 1801 anonym erfchie: 
nenen Schrift, deren Autorſchaft ihm mir größter Beſtimmtheit zugefchrieben wird, hatte er als 
Bolge der drohenden Säcularifation nicht blos den Untergang der deutihen Staatöverfaffung, 
die Erniedrigung des Kaiſerthums, den Verfall ded Erzhauſes Ofterreidh, den precärften Zu: 
ſtand aller Kleinen Staaten, fondern auch die völlige Unficherheit alles Eigenthums und noch 
weitere nachtheilige Folgen für die einzelnen Reihsftände prophezeit. Seine eigentliche kirchen— 
politifche Thätigfeit begann erft auf dem Wiener Congreß, wo er ald Gefandter Dalberg's mit 
der allgemeinen Vollmacht erſchien, „für @inleitung einer zeitgemäßen Herftellung und natio= 
nalen Ginrihtung der deutſchen Kirche Mittel und Wege ausfindig zu machen”, wo er jedoch 
weniger in diefer Eigenſchaft, als vielmehr durch ven Umſtand, daß fein Bruder neben Metter: 
nich zweiter öſterreichiſcher Bevollmächtigter am Gongreffe war, einen gewiſſen Einfluß ausübte. 
Außer Weflenberg hatten ſich ald Vertreter Eatholifcher Intereffen in Wien noch eingefunven theils 
der Gardinal:Staatsjecretär Gonfalvi, der officielle Gongreßgefandte des Papftes, theils Die ſoge— 
nannten Oratoren, die von den noch übrig gebliebenen Bifhöfen und einem Theil des fonftigen 
hoͤhern Klerus gefandt worden waren. Während nun die Tendenzen Gonfalvi’8 und der Ora— 
toren einfach auf eine Rückkehr zum Alten gerichtet waren und von ihnen, namentlid den Dra⸗ 
toren, die völlige Wiederherftellung der katholiſchen Kirchenverfaſſung und die Reftitution des 
gefammten Kirchenvermögens, insbefondere aud die Wiederherftellung des geiftlihen Fürſten— 
thums verlangt wurde, fo hatte Weilenberg bereits in feiner Denfihrift vom 27. Nov. 1814 
eine Reform der Kirchenverfaffung verlangt, „melde auf den urſprünglichen und unveräußerz 
lihen Rechten der hriftlihen Gemeinde zu beruhen habe’. Denmgemäß follten alle deutſchen 
Particularfirhen zu einem großen Ganzen, zu einer deutſchen Nationalfirche vereinigt werden, 
an deren Spige ein Primas ftehen folle, deſſen Rechte ſich jedoch, ohne den Befugniffen der Ein: 
zelkicche zu nahe zu treten, nur auf die allgemeinen Angelegenheiten ver Nationalkirche beziehen 
follten ; der Schwerpunft der firdlichen Autonomie und Selbftvermaltung follte in den Kirchen: 
verfammlungen, den National-, Provinzial: und Didcefanfonoden ruhen, das Nähere jollte 
ein zwiſchen dem neuen Staatenbunde und dem päpftlihen Stuhl abzuſchließendes Concordat be: 
flimmen. Diefe Grundfäge eignete fid) der von dem mecklenburgiſchen Gongreßgefandten Brei: 
herrn v. Pleffen abgefaßte Entwurf zur Bundesacte infofern an, als daneben eine Berückſich⸗ 
tigung auch der proteftantifchen Kirche und eine nähere Umgrenzung der Rechte des Primas gel- 
tend gemadht wurde. Weſſenberg ging nur bedingt darauf ein, er ließ in feinen „abermaligen 
Vorſchlägen“ die Ermähnung der proteftantifchen Kirche wiederum meg, außerdem war jegt 
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an Stelle des Concordats ein Geſetz des Staatenbundes, welches jedoch nur nad vorgängiger 
Unterhbandlung mit der Roͤmiſchen Gurie erlaffen werden jollte, getreten. Aud die Weilenberg 
damald zugefchriebene Schrift „Die deutſche Kirche‘ (Züri 1815) erklärt ſich ausdrücklich 
gegen bie Erwähnung der Proteflanten, In dem von Preußen und Ofterreih am 23. Mai 
1815 gemeinfam vorgelegten Entwurfe der Bundesacte fand fih dann ein Artikel, in weldem 
nicht blo8 der Fatholifhen Kirche gedacht, ſondern zugleih ausdrücklich erklärt wurde, daß auch 
den Evangeliſchen ihre auf Friedensſchlüſſen, Grundgefegen oder andern gültigen Verträgen be= 
ruhenden Rechte garantirt werben jollten; diejer Artifel wurbe aber am 31. Mai auf öfterrei- 
chiſchen, und nachdem er in etwas veränderter Faſſung wieder aufgenommen war, am 8. Juni 
auf bairifchen Antrag verworfen, weil, wie Baiern damals erklärte, dieſer Sap für die Evan- 
gelifchen mehr Rechte in Anſpruch nehme, ald ihnen nach den veränderten Berhältnifien zuſtehen 
könnten, und außerdem dad Kirchenweſen eine Häusliche Angelegenheit ſei, welche jever Staat 
für ſich allein zu ſchlichten habe. Damit ift aber Weſſenberg's firdenpolitifche Thätigfeit wieder 
geichloffen; jo muthig und ehrenhaft er füch auch benahm, ald er im Jahre 1817 nad Dalberg's 
Tode vom Eonftanzer Domfapitel zum Nachfolger im Bisthum erwählt wurde und der Papit die 
Beftätigung diejer Wahl verweigerte, fo ſehr er bei feiner perſönlichen Anweſenheit in Rom 
alles, was einem Widerrufe nur ähnlich ſah, von ſich abwies, fo fehlte ihm doch zu fehr die zu 
pojitiven Thun fortfchreitende Energie, was ſich namentlich bald nachher in jener fo diplomatiſch 
gehaltenen Antwort zeigte, als ihn 1822 die Defanate des badiſchen Landes einflimmig als 
Fünftigen Erzbifhof von Freiburg gewünſcht hatten und die Regierung ihn um eine Außerung 
darüber bat; dieſe hätte jehr viel beſtimmter ausfallen müffen, wenn er ſich die Möglichkeit 
offen halten wollte, in die Geſchicke der katholiſchen Kirche im großen weiterhin beftimmend ein— 
zugreifen ; ev hat noch länger ald AO Jahre ein fegenfliftenves Leben geführt, aber ein Refor— 
mator der katholiſchen Kirche Deutſchlands zu werden, diefe Aufgabe war auch ihm zu hoch. 
Dadjenige, was bei der Stiftung des Deutihen Bundes durch ein Zufammenwirfen aller 
Regierungen nicht hatte erreicht werden fönnen, fuchte man jpäter bei Gelegenheit derjenigen 
Verhandlungen zur Durhführung zu bringen, die mit der Begründung der Oberrheiniſchen 
Kirchenprovinz verbunden waren. In der Declaration, welche ald Refultat jener Berathun— 
gen durch eine eigene Gefandtfchaft dem Papſt zur Annahme überreicht wurde, war zwar von 
einem deutſchen Patriarchat nicht weiter die Rede, dagegen fanden fich darin Abweichungen von 
der bisherigen katholiſchen Kirchenverfaſſung befonders nad zwei Richtungen hin. Ginmal 
follte im Anflug an die Beichlüffe des Emfer Congreſſes die Gewalt des Papftes zu Gun= 
ften ver Erzbifhöfe und Biſchöfe, in Betreff ver Beflätigung der Gonjecration, des Eides der 
Treue u. f. w., nad den befannten Grundfägen des Papalſyſtems, eingefhränft, vie bis— 
berige Disciplin in Bezug auf die Wahl der Bifchöfe infofern wefentlich verändert werben, ala 
daran ebenjo viel Glieder des Didcejanklerus, wie die gefepliche Zahl der Domherren aus— 
macht, theilnehmen follten. Natürlicherweiſe wurden beiverlei Abänderungen in derEsposizione 
dei Sentimenti verworfen ; einerfeitö erflärte ſich der Papft auf das entſchiedenſte dafür, daß die 
Bifhöfe in vem Gebrauche und der Ausübung ihrer Jurispiction dem römischen Bifchofe unter= 
geordnet feien, und daß daher die Päpſte das Recht Hätten, die Jurispiction derfelben in ihrer 
Ausübung zu beſchränken, wie dad auch wegen offenbaren Nugend ver Gläubigen oder aus 
Nothwendigkeit wirklich gefchehen fei ; die eingeriffenen Misbräuche hätten die Päpfte veranlaßt, 
verſchiedene Gegenftände zurüdzunehmen, welche anfangs zur Competenz der Biſchöfe gehört 
hätten; wenn nun der Heilige Vater ven Biihöfen diefe Rechte wieder zugeftehen wollte, fo 
würbe er die Kirche der Gefahr ausjegen, von neuem in ihrem Innern jene groben Midbräude 
wieber aufleben zu fehen, zu deren Abſchneidung die Vorbehalte eingeführt worden feien. Aber 
auch abgefehen von fo erheblichen Betrachtungen, heißt ed weiter, würde doch der Heilige Vater 
fi nie dazu verfiehen Eönnen, einem ſolchen Anfinnen zu entſprechen, weil es mittelbar ober 
unmittelbar dahin abzwecke, jene Bande zu löfen, wodurd in der gegenwärtigen Kirchendis 
ciplin die Bifchdfe und Gläubigen an den oberften Hirten gebunden würden, da in gegenwärti- 
ger Zeit die Feinde der Religion, um ihre gottlofe Abficht zu erreichen, angefangen hätten, ven 
Primat der vömifhen Biichöfe von allen Seiten zu befämpfen, um wenn ed möglich wäre bad 
göttliche Gebäude der katholiſchen Kirche dur; die Trennung ded Hauptes von den Gliedern nie= 
derzureißen, weshalb der Heilige Bater namentlich in folder Zeit, in der es fo ſehr nothwendig 
wäre, diefeBande enger zu fnüpfen, nit zugeben könne, daß fie gelöft würden. Aber auch gegen 
jene andere damals projectirte Anderung Hat ſich ver Papft fo beftimmt rote möglich ausgeſprochen, 
und die Motive, die ihn babei geleitet Haben, find in hohem Grade harakteriftifch. „Der Heilige 
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Bater“, heint es, „hat alle Liebe und Achtung für die Klaffe ver Pfarrer. Nichtsdeſtoweniger 
müßte er in der neuen Wahlart, melde eingeführt werden will, vie beftimmte Tendenz bemer- 
fen, in der Kirche einen Geiſt der Demokratie einzuführen, und konnte nicht verfennen, daß das 
der erfte Schritt ifl, zu welchem man das Oberhaupt der Kirche veranlaffen möchte, um nach und 
nad dem ganzen Klerus und dann vielleicht auch dem Volke zu den Bifhoföwahlen Zugang zu 
verihaffen und alle die Unoronungen wieder zurüdzurufen, welche eben abzufchaffen pie Kirche 
gezwungen war, ihre Disciplin in dieſem äußerft wichtigen Gegenftande abzuändern. In den 
gegenwärtigen Zeiten, in welchen die demokratiſchen Grundfäge in den Gemüthern ver Jugend, 
befonderd aus ben vergangenen Revolutionen entwidelt, verbreitet und venfelben eingeflößt wor⸗ 
den find, kann der Heilige Vater nicht unterlaffen, die Fürften auf diefe Neuerung aufmerkfam 
zu machen, welde jie in die Kirche einführen wollen und melde einft ven Regierungen felbft 
nicht wenig [hädlich werben könnte.” Es ift num nicht gerade anzunehmen, daß dieſe legtere 
Bemerkung auf die betreffenden Regierungen großen Eindruck gemacht haben, indeß zu einer 
weitern Verfolgung ber Reformideen kam ed gegenüber biefer beftimmten Weigerung bes 
päpftlihen Stuhls allerdings nit. Man Hatte fi offenbar in ven Streifen viefer Diplomaten 
und ®ureaufraten die Sache anfangs viel zu leicht gedacht; man befam allmählid ein Gefühl 
davon, daß fie nicht durchzuführen fein werde, wenn nicht ein allgemeiner Aufſchwung der gan 
zen Ration fie unterftügte; und dergleichen konnte nicht erwartet werben zu einer Zeit, wo von 
demfelben Frankfurt aus nichts ald Aufſchwung unterbrüdende Maßnahmen erfolgten. Man 
wird aber überhaupt fragen dürfen, ob, wenn einmaljeine tiefere Bewegung auf vielen 
Gebiet in Fluß fommt, dann bei einer Herbeiführung des Epifkopalfyftems wird Halt gemadt 
werben, es ſcheint vielmehr alled darauf hinzudeuten, daß dann fehr viel weitergehende Forde⸗ 
rungen erhoben werben würden. 

11) Die Erneuerung des Papalſyſtems. Wenn man die Verhältnifie einfach 
nimmt, wie fie find, jo muß die Thatſache unbedingt anerfannt werben, daß gegenwärtig in 
größerm Umfange ald jemals feit Ende des Mittelalterd dad Papalfoftem die Signatur der 
katholiſchen Kirchenverfaffung geworben fei, e8 zeigt fi das nicht bloß in der Literatur, fondern 
aud in der Praxis, es gilt nicht blos für Deutſchland, fondern auch in Franfreih hat man in 
wichtigen Beziehungen die frühere Selbfländigfeit aufgegeben. Es erklärt ſich dieſe Erfcheinung 
aus mehrfachen Gründen. Es wird zunächſt nit in Abrede zu ftellen fein, daß für Deutich- 
land die Aufhebung des geiftlichen Fürftenftandes das Seinige beigetragen hat, denn die folge 
Selbftändigfeit, die font diefe Kirhendiener auf Grund ihrer Eigenfhaft ald deutſche Reichs— 
fürften, namentlid in ven legten Zeiten des 18. Jahrhunderts geltend machten, war nun mit 
einem mal dahin, und die aus Landeöherren zu Unterthanen gewordenen Bifäpöfe flüchteten ſich, 
ihrer fonfligen Reflourcen beraubt, unter ven Schuß des Heiligen Stuhls. Es ift außerdem 
anzuerfennen, daß, was frankreich betrifft, Die gänzliche Zerflörung der Kirchenverfaflung in 
der Revolutiongzeit auf die Ausbildung des Papalismus von Einfluß geweſen if. Napo— 
leon jelbft hat im Eoncordat von 1801 den Grund dazu gelegt ‚- indem damals ver Papft allein 
einen völligen Neubau der Kirche aus eigener Machtvollkommenheit, wenigftend ohne andere 
Eircpliche Organe zuzuzieben, vornehmen fonnte; es war das Napoleon am bequemften, und 
er jelbft war aud der Mann dazu geweſen, die nachtheiligen Folgen abzuwehren, wenigftend 
trug er kein Bedenken, in feinen fpätern Gonflieten mit dem Papſtthum ven Epiffopat in den 
Bordergrund zu ftellen, wie bad namentlich auf dem Nationalcongil des Jahres 1811 geſchah, 
bei welcher Gelegenheit er freilich die Erfahrung machen mußte, daß er doch weit davon entfernt 
fei, ven Epiffopat nach feinem Willen zu leiten. Die eigentlihen Gründe für die Reftauration 
des Papalismus liegen denn auch viel tiefer; und zwar ſcheint ed, obgleich die ganze Erſchei— 
nung auf den erften Blick etwas fehr Imponirendes hat, daß darin nicht forwol ein Symptom 
der Stärke, ald vielmehr der Schwäche zu erbliden fei; daß die ganze Entwicelung auf dem Be: 
mwußtjein berube, man habe die Goncentration aller Kräfte inmitten der bivergirenden Ans 
fdauungen der heutigen Welt nöthig, um überhaupt beftehen zu können. Man bevenfe doch 
nur, daß man gegenwärtig dieſe Verfaſſung nicht etwa mit freier Schöpferfraft ſchafft, daß man 
vielmehr nur in diefe Formen wieder zurüdfehrt, nachdem fie jahrhundertelang unbenugt ge: 
weſen waren. Sollte ed wirklich, wenn man fi ven Zuftand unfers jegigen Lebens vergegen= 
wärtigt, für die religiöfen Bepürfniffe eines großen Theils des deutſchen Volks genügen, die 
katholiſche Kirchenverfaflung ver frühern Jahrhunderte einfach zu erneuern? So viel dürfte feft- 
ftehen, daß mit ver völligen Säcularifation des Kirchenſtaats, und wenn man dem Papfte jede 
felbftändige ſtaatliche Mat nimmt, ein Umſchwung nothwendig eintreten muß, und die An- 
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hänger bed Bapaliyftems find völlig im Recht, für die Beibehaltung der weltlichen Herrfhaft 
des Papſtes zu Fämpfen; es ift völlig undenkbar, daß ein Papft, der zum Unterthan eines be- 
flimmten Staats geworden, auf bie Angehörigen der andern Staaten noch denjelben nachhal— 
tigen Einfluß ausüben follte, der ihm nad dem Papalſyſtem zukommt. Wie fi in dieſer Hin 
ſicht die Verhältniffe geftalten werben, liegt im Dunkel der Zukunft verborgen; das aber möchte 
wieberum feftftehen, daß mit einer bloßen Loderung der kirchlichen Gentralgewalt nur ſehr 
wenig erreicht würde, denn es ijt zwar beffer, von einheimiichen Bifchöfen beherricht zu werden 
ald von einem fremden, aber Herrſchaft ift ed immer. 

Il. Die gegenwärtige Geftaltung der katholiſchen Kirchenverfaſſung. 
1) Die päpſtliche Gurie. Die Stellung des Papſtes an der Spige der fatholifhen Kir: 
henverfaflung gründet ſich auf goͤttliches Recht, wird ald eine dogmatiſche Nothwendigkeit 
betrachtet, auf eine Anordnung Ehrifti zurüdgeführt; die juriftiiche Grundlage des Papſtthums 
ift jene Bibelftelle (Matth. 16, 18), wo Jeſus von den Jüngern gefragt wird, wer er fei, und 
indem er von ihnen felbft eine Antwort verlangt, Petrus diefelbe dahin abgibt: „Du bift Chri— 
flus der Sohn des lebendigen Gottes.” Und Jeſus antwortete und ſprach: „Selig bift vu Si- 
mon, Jonas’ Sohn, denn Fleiſch und Blut hat dir das nicht geoffenbaret, fondern mein Sater 
im Himmel; und id fage dir auch du bift Petrus, und auf dieſen Felſen will ih bauen meine Ge: 
meinde und die Pforten der Hölle jollen fie nicht überwaltigen; und ich will dir des Himmel: 
reiches Schlüffel geben, alles, was du auf Erden binden wirft, foll aud im Himmel gebunden 
fein, und alled, was du auf Erben löfen wirft, foll au im Himmel los fein.” Der Bapft hat 
nun nad gegenwärtiger Auffaffung nit blos ven primatus honoris, jondern auch den pri- 
matus jurisdietionis; indem er die höchſte Kirchengewalt hat, hat er feinen Richter über ſich, 
ift heilig und unverleglih, kann namentlich nicht abgefegt werben; nur fogenannter pafliver 
Widerſtand wird geftattet; im einzelnen beziehen ſich feine Befugniffe bejonders auf die Ober: 
aufjiht, allgemeine Gefeggebung und allgemeine Anordnung, und. auf die Beforgung lofaler 
Angelegenheiten, bei denen, wie 3. B. bei der Beftätigung der Biihofswahlen, eine gleihmä- 
Bige Behandlung wünſchenswerth ift. Zu dem primatus honoris gehören ald Infignien beſon— 
ders der gerade Hirtenſtab, auf welhem oben ein Kreuz angebradt ift (pedum rectum), dann 
bie dreifache goldene Krone (regnum, tiara), in der Anrede heißt der Papſt Heiligfter Vater, ſich 
jelbjt nennt er servus servorum dei; übrigens heißt er pontifex maximus, papa, vicarius 
Christi; eine beſondere Ehrenbezeigung ift noch der Pantoffelkuß (adoratio). 

Die Cardinäle find aus dem Preöbyterium hervorgegangen, welches nach der Älteften Ver— 
faſſung bei jeder biſchöflichen Kirche dem Biſchof zur Seite ftand; wenn daffelbe uriprünglich 
alle Briefter und Diafonen der römischen Gemeinde umfaßt hatte, fo wurde es doc ſchon frühe 
auf diejenigen Priefter befhränft, welche an einer der zu Nom errichteten Hauptkirchen (tituli) 
angeftellt waren, deren ed anfangs 25 gab, und auf diejenigen fieben Diafone, die in Bezug auf 
Armen: und Krankenanftalten den fieben Regionen Noms vorgejegt waren; dieſe biegen nun 
presbyteri und diaconi cardinales; cardinalis hatte übrigens damals eine weitere Bedeutung 
und bezeichnete denjenigen, der an einer Kirche feft und dauernd angeftellt war; ſpäter wurden 
dann noch bie fieben Bifchöfe der Umgegend zum Gotteödienft und der Verwaltung näher her: 
beigezogen und gleichfalls cardinales genannt. Je mehr nun die Eirhliche Gentralvegierung 
an Umfang und Anfehen zunahm, deſto mehr wurde die Stellung diefer vorzüglichften Ge: 
hülfen bei derſelben eine eigenthümliche; während fie früher ald Gardinäle noch feine beſondere 
Auszeihnung gemoffen und ihr Rang ſich lediglich nach ihrer ſonſtigen kirchlichen Stellung bes 

ſtimmte, fo befamen alsbald die Cardinäle ald ſolche, einerlei ob jte ſonſt Biſchöfe, Priefter oder 
Diafone waren, den Rang felbft vor den Erzbifhdfen, und nun wurde aud der Name Gar: 
dinal ausſchließlich auf fie bezogen und den Geiftlihen an ven andeen Kirchen verboten, denſelben 
zu führen. Die Zahl der Cardinäle hat vielfach geſchwankt, iſt jedoch unter Sixtus V. 1586 
auf 70 feftgefegt, unter denen ſechs Garbinalbifhöfe find, 50 Garbinalpriefter, 14 Gardinal- 
diakone. Es find ganz beftimmte Titel, auf welche die Cardinäle eingefegt werden, doch ceſſirt 
bie Refidenzpflicht, ſodaß nicht alle Garbinäle in Rom felbft zu fein brauchen. Die Rechte der 
Gardinäle find ganz gleich, einzelne Garbinäle Haben oft ven größten Einfluß geübt, obgleich fie 
blos Cardinaldiakone waren, wie einft Conſalvi, neuerdings Antonelli. Es iſt übrigens ſehr 
wohl möglich, daß Erzbifchdfe ald Earvinäle lediglich Diafonen find, doch kann aud) der Fall eins 
treten, daß ein Cardinaldiakon wirklich nicht die Prieftermeihe empfangen habe. Ein vollfläns 
diger Titel lautet 3. B. Eminentissimus dominus Carolus Augustus S. R. E. (sacrae Romanae 
ecclesiae) tituli S. Anastasiae presbyter cardinalis de Reisach. Hinſichtlich der Ernennung 
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zum Gardinalat fand früher eine Mitwirkung des Barbinalcollegiums fatt, die jih aber längft 
zu Gunften des freien päpfllihen Ermeſſens verloren hat, doch haben mehrere Monarchen das 
Recht Vorſchläge zu machen (jogenannte Kroncarbinäle); auch joll bei der Ernennung mög: 
lichſt auf alle Ränder der Ehriftenheit Rüdfiht genommen werben, und follen minveftend vier 
Theologen aus dem Menbicantenorven Mitglieder des Bardinalcollegiumsd fein. Die Annahme 
der Ernennung genügt, um die Nechte des Cardinalats auszuüben, doch findet eine feierliche 
Bromotion flatt. Die Ehrenaudzeihnung der Cardinäle befteht in dem Gebrauch des rothen 
Huts, der Befugniß Purpur zu tragen und dem Titel: Eminentissimus; zu ihren Vorrechten 
gehört der Vorrang vor allen übrigen Kirdenämtern, Sig und Stimme auf den allgemeinen 
Goncilien und eine befonderd gefchügte Unverleglichkeit ver Perſon; endlich bilden fie als Ge— 
fanımtheit das heilige Collegium, deflen- Haupt der Cardinaldekan, d. h. der jedesmalige ältefte 
Cardinalbiſchof iſt. 

Die Berathung und Verhandlung der kirchlichen Angelegenheiten durch die Cardinäle ge— 
ſchieht theils in Conſiſtorien, theils in Congregationen. Die Conſiſtorien find Plenarverſamm⸗ 
lungen unter Vorſitz des Papſtes, entweder Öffentliche für ceremonielle Angelegenheiten, oder ge⸗ 
heime # zur eigentlichen Berathung und Beſchlußfaſſung. Die Congregationen ſind dagegen 
Ausſchüſſe des Cardinalcollegiums, in denen entweder ein Cardinal (Gardinalpräfect) oder der 
Papft jelbft ven Vorfig führt; die wichtigſten find: Die congregatio consistorialis zur Vorbe— 
reitung der im Gonjiftorium vorfommenden Geſchäfte; congr. saneti officii s. inquisitionis 
(vgl. „Staatd:Kerifon‘‘, VI, 480 fg.) ; congr. indicis (vgl. „Staats-Lexikon“, VIII, 428 fg.); 
congr.super negotis episcoporum et regularium ; congr. immunitatum et controversiarum 
jarisdictionaliam; congr. sacrorum rituum: congr. indulgentiarum et reliquiarum; congr. 
Coneilü Tridentini interpretum, welche legtere für alle Streitfragen, die mit Rückſicht auf die 
Disciplinarſchrift des Tridentiniſchen Goncild entflehen, competent iſt; congr. delli affari 
eccelesiastiei straordinarü, für auswärtige Angelegenheiten, wohin aud Goncorvatsverhand= 
lungen gerechnet werden; congr. de propaganda fide, die Behörde für die Propaganda, für 
die Verbreitung des Glaubens, mit einer fehr großartigen Organifation und über bedeutende 
Geldmittel gebietend, welche namentlich zur Erziehung von Mifjtonaren verwandt werden; das 
Collegium germanicum, anglicanum und ähnliche Anftalten jind Inflitute ver Propaganda; 
der Propaganda fteht aud die Regierung der Mifftonsgebiete nach Grundfägen zu, die vielfach 
son der fonftigen Strenge des fatholifchen Kirchenrechts abweichen; man unterſcheidet geradezu 
Provinzen des Heiligen Stuhls und Provinzen der Propaganda, und zu legtern gehören 
eigentlich alle nichtkatholiſchen Länder, aud) die, in denen die Befehrung noch gar nicht begonnen 
bat ; andererfeitd würden dagegen die proteftantifchen Länder zum Geſchäftskreiſe der Inquifition 
gehören, weil aber die Staatögewalten einer vollen Entfaltung der Thätigfeit des heiligen 
Officiums unüberfteiglihe Hinderniffe in den Weg legen, jo werden auch diefe zu dem Grbiete 
der Propaganda gerechnet. Es gibt dann auch noch anderweite Regierungs- und Juftigbehörden, 
die jedoch meift aus gewöhnlichen Brälaten beſtehen, in denen ein Garbinal nur den Borfig 
führt; dahin gehören als Juſtizbehörden die Rota romana, deren Name jih wahriheinlid 
von dem in Form eines Rades auögelegten Fußboden des Sigungslofald herjchreibt, Früher 
ver regelmäßige höchſte Gerichtähof ver Kirche, und die Signatura justitiae, die berathende 
Behörde für die Gabinetsjuftiz des Papſtes, doch ift die Bereutung beider Behörben heutzutage 
auf den Kirchenftaat eingefchränft; es gehören dahin ferner vie Signatura gratiae, die Dataria 
und Poenitentiaria, die ed mit außerorbentlihen und Gnadenſachen, mit der Ertheilung von 
Dispenfationen und Privilegien, mit der Verleihung von Goncefjionen, mit der Gewährung 
von Abjolutionen zu thun haben, und zwar find die Gompetenzverhältniffe im einzelnen oft 
jehr verwidelt, wie überhaupt die große Klarheit, die im großen und ganzen hinfichtlich ver Ge: 
ftaltung der katholiſchen Kirchenverfaſſung herrſcht, hinfichtlih der Curialbehörden ſich Feines: 
wegs findet; als Finanzbehörbe fungirt die Camera apostolica, doch werden die Sporteln und 
Zaren jegt an die Behörden gezahlt, von denen die Ausfertigung ausgeht, fie ift daher we: 
fentlih nur noch Finangbehörde für ven Kirchenſtaat; die apoftolifche Kanzlei hat hauptſächlich 
nur Erpeditionsgefchäfte, namentlid für die Beſchlüſſe des Eonfiftoriums und der Dataria, 
meiſt in Form von Bullen,’ doch auch ausnahmsweiſe in Breven ; eine weitere Bedeutung hat 
die Secretaria brevium, die nicht bloß eine expedirende, fondern auch eine referirende Behörde 
ift ; endlich das Staatäfecretariat für dad Auswärtige; während aber vlelfach die urſprünglich 
weitere Gompetenz diefer Behörden, wie ſchon angedeutet, jegt auf ven Kirchenſtaat reducirt 
iſt, fo findet hinfichtlich des Staatsſecretariats für das Auswärtige dad Umgekehrte flatt; ber 
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Garvinal:Staatöfeeretär, urfprüglih nur Gabinetöminifter für den Kirchenſtaat, greift jegt in 
den wichtigften Kragen, namentlich beim Abſchluß von Goncorbaten, in bie Kirchentegierung ein. 

2) Die Erzbiſchöfe. Indem andere Zwifenftufen ver Hierarchie, namentlih Batri- 
archen, Exarchen, Primaten fo gut wie ganz weggefallen find, jo haben auch die Erzbiſchöfe, 
Metropoliten nur noch eine geringe Bedeutung ; fie find im allgemeinen bie Vorſteher einer Kir: 
chenprovinz, die Obern mehrerer Suffraganbifhöfe, fie haben in biefer Eigenſchaft nament: 
ih die Appellationsinftang über die biſchöflichen Gerichte, wofür aber meift fein befonverer 
Behördenorganismus befteht, indem vie Appellationdfahen vor dem gemöhnlichen für bie 
eigene Didcefe des Erzbifchofs errichteten Gerichte entſchieden werben, fie haben ferner das 
Devolutiondredht in Bezug auf die Befegung der Kirhenämter; fe haben bei Berufung ver 
Provinzialfonoden den Borfig auf denfelben, und unter Betheiligung verfelben die Berhängung 
der Genfur über einzelne Bijhöfe, auch die Oberauffit über die Verwaltung. Zu ihren be— 
fondeen Ehrenrechten endlich gehört theild das Kreuz, welches ihnen bei feierlihen Gelegenheiten 
innerhalb der Provinz vorgetragen wird, theild das Pallium, legtered eine weiße wollene, mit 
ſechs ſchwarzen Kreuzen durchwirkte Binde, welde über die Schultern berabhängend getragen 
wird, mit deffen Verleihung erft der Erzbifchof die Befugniß erhält, fogenannte Bontifical= und 
folenne Jurisdistionshandlungen vorzunehmen. Die Verleihung gefhieht durch den Papft 
nah Entrihtung der fogenannten Pallientare. Übrigens darf der Erzbifchof das Pallium 
nur tragen innerhalb feiner Provinz, im Innern der Kirche, bei Verrichtung von Bontifical- 
bandlungen, an gewiflen Tagen; daher erhalten Erzbifhöfe, die feine Provinz haben, foge: 
nannte archiepiscopi in partibus, das Ballium nicht; wer zwei Provinzen hat, bevarf zweier 
Pallien; fo fehr ift daflelbe auf die Perſon des Erzbiſchofs befchränft, daß es mit ihm be= 
graben wird; nur ganz ausnahmsweiſe erhalten daſſelbe auch einzelne Bifchöfe. 

3) Die Bifhöfe und deren Gehülfen. Das Amt der Bifchöfe it wieberum dogma— 
tiſch nothwendig, denn Ehriftue hat die Kirhengewalt mit Bevorzugung bed Petrus der Ge: 
fammtbeit der Apoftel gegeben, die Bifchöfe aber find deren Nachfolger. Die Rechte ver Biſchoͤfe 
beziehen ſich nun theild auf bie innere Seite der Kirchengewalt (potestas ordinis), und find 
dann entweder jura ordinis communia, bie fie mit ven Prieftern gemeinf&aftli haben, jo: 
genannte Parochialhandlungen, wohin namentlich die Spendung der meiften Saframente ge: 
hört, oder jura ordinis reservata, fogenannte Bontificalbandlungen, wohin namentlich die Fir: 
mung, Orbination, Gomfecration anderer Bifchöfe gehört; theild beziehen fi die Rechte des 
Biſchofs auf die äußere Seite der Kirchengewalt (potestas jurisdictionis), fei ed, daß es ſich 
um die Regierung der ganzen Kirche oder um bie eigene Diöceſe handele, in legterer Beziehung 
haben fie die jurisdictio ordinaria, der Biſchof ift ver ordinarius sc. judex feiner Didcefe. Zu 
den Ehrenvorzügen der Bifchöfe, welde übrigens die Erzbifchöfe auch haben, gehört ber krumme 
Sirtenftab (baculus pastoralis), der Ring (annulus), die Biſchofsmütze (mitra, inful, cidara 
bicornis), die ganze bohepriefterliche Kleivung (pontificalia); die Präpdicate ver Biſchöfe find 
in der Anrede biſchoͤfliche Gnaden, bifchöflihe Hochwürden; fie felbft nennen fih: wir von 
Gottes und des apoftolifhen Stuhls Gnaden; der Rang und die Präpicate, die ihnen nad 
den Staatsgeſetzgebungen zufommen, find verſchieden, in Preußen z. B. haben alle Erz: 
bifhöfe und Bifhöfe den Nang von Oberpräfldenten, in Baiern rangiren die Erzbifhöfe nach 
ben Miniftern, die Bifchöfe nad den Generalcommandanten, in Baiern und Baden haben die 
Erzbiſchöfe das Präpicat Excellenz, außerdem haben in Ofterreich viele Biſchöfe ven Fürften- 
titel, in Preußen nur der Fürſtbiſchof von Breslau, ohne daß das jedoch irgendwelche reale Be: 
deutung hätte, 

Als Gehülfe des Biſchofs für die Verrihtungen der innern Kirchengewalt (potestas or- 
dinis) fungirt für die Parochialhandlungen, d. h. die gewöhnlichen geifllihen Kunctionen, an 
der Kathedrale ein aus der Mitte des Kapiteld vom Biſchof zu beflimmender orbentlier Dom⸗ 
pfarrer, für die Bontificalfandlungen dagegen kommen die Weihbiſchöfe, episcopi in partibus 
infidelium, episcopi titulares, vicarii in pontificalibus in Betradt ; man verfteht darunter 
ſolche, vie kein wirkliches Bisthum haben, ſondern auf ven Titel eines ſolchen eingefegt find, 
weldes in ven Händen der Uingläubigen und ber Schiömatifer fi befindet, und zu denen bie 
katholiſche Kirche gegenwärtig thatfächlich feinen Zutritt hat. Die Ernennung gefhieht in Er— 
mangelung eines Behörbenorganismus dur den Papft felbft. Man befriedigt nun wurd 
dieſe Einrichtung nicht blos einen befannten theoretiſchen Anſpruch, fondern man Hilft dadurch 
vor allen Dingen einem bringenden praftifchen Bedürfniſſe ab, denn es können auf der einen 
Seite nur wirklich confecrirte Bifchäfe Pontiſicalhandlungen vornehmen, auf der andern Seite 
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folfen aber Gonferrationen nur mit Bezug auf beftimmte Diöcefen geſchehen, ſodaß ohne dies 
Juſtitut ſehr leicht bei perfönligen Behinderungen der Biſchöfe Verlegenheiten aller Art ent: 
Reben könnten, namentlich wenn der fragliche Bifchoföfig weit von andern entfernt läge, oder 
die Behinderung lange dauert, Als Gehülfen für die äußere Kirchengewalt (potestas juris- 
dietionis) fommt dann, nachdem die Ardidiafonen ihre Bebeutung längft verloren haben, 
der Generalvicar in Betracht, der ald ein blos perfönlicher Stellvertreter des Biſchofs von dieſem 
ſelbſt ernannt wird, ohne daß er Mitglied des Kapitels zu fein braucht, deſſen Amt aber auch 
mit dem Tode des Biſchofs erlifcht; er bildet eine Perfoneneinheit mit dem Biſchof, ſodaß eine 
Appellation von ihm an den Biſchof nicht möglich ift; Häufig ift zur Wahrnehmung ber Gerichts 
barkeit ins engern Sinne, namentlid ver Ehegerichtöbarfeit, neben dem Generalvicar, der dann 
auf die Adminiſtrationsgeſchäfte eingefchränft ift, noch ein Official vorhanden ; meift ſtehen dem 
Generalvicar wie dem Official mehrere geiftlihe NRäthe zur Seite, die das fogenannte Ordi— 
nariat und Officialat, legtered auch Gonfiftorium genannt, bilden. In untergeorbneter Weiſe 
fungiren als Gehülfen der äußern Kirchengewalt die Erzpriefter, Ruraldefane, Dedanten. 
Es gibt endlich auch noch Gehülfen des Biſchofs, die für die Gefchäfte ded ordo und ber juris- 
dietio zu gleicher Zeit competent find, Nebenbiihöfe, Coadjutoren, die namentlich dann einge: 
fegt werden, wenn der Biſchof aus irgenbeinem Grunde dauernd verhindert ift, fein Amt zu 
verjeben, er aber doch nicht ganz zurücktreten will. Im allgemeinen verfährt der Bifhof dabei 
felbftändig. doch kann aud wieder für denfelben dad Kapitel mit Zweiprittel: Majorität unter 
Genehmigung des PBapfted einen Goadjutor beftellen. ine befondere Bedeutung haben envlich 
nod die Coadjutores cum jure succedendi, defignirte Nachfolger, die auch wol eigens deshalb 
beftellt werden, um ftreitigen Wahlen vorzubeugen, wie namentlich Früher im Deutſchen Reiche, 
dann ift aber jedenfalls die Genehmigung des Papftes und des wahlberechtigten Kapiteld er: 
forderlich. 

Die Kapitel, welche geſchichtlich aus dem Presbyterium der biſchöflichen Kirche erwachſen 
ſind und, nachdem ſie im frühen Mittelalter durch die gemeinſame Lebensweiſe zuſammengehalten 
waren, in der ſpätern Zeit eine in jeder Beziehung weltliche Richtung nahmen, durch die neuern 
Goncorbate und Cireumſeriptionsbullen aber wieder unter Berückſichtigung ihrer vorzugsweiſe 
geiftlihen Function reconftruirt find, haben bei befegtem Stuhle nur eine ſehr geringe Macht, 
fie bilden zwar im allgemeinen den Rath und Senat ded Biſchofs, haben aber doch nur in den 
wenigften Fällen ein decifived Votum; dagegen geht bei erlevigtem Stuhl die interimiftifche 
Verwaltung der bifhöflihen Jurisdictionsrechte auf pas Kapitel über, welche jedoch von demſel⸗ 
ben nicht wie früher in corpore, fondern durch einen vom Kapitel aus deſſen Mitte zu ernen- 
nenden Rapitularverweier auszuüben find, zu welchem Amte jehr häufig der biöherige General: 
vicar, falls diejer dem Kapitel angehört, beftellt wird ; doc follen während der Sedisvacanz 
eigentliche Neuerungen nicht vorgenommen werden; eigenthümliche Grundfäge gelten im Fall 
der sedes impedita, d. 5. wenn zwar ein Bifchof eriftirt, diefer aber fein Amt nicht ausüben 
kann, wegen Gefangenfhaft, Hinderung der weltlichen Regierung u. |. w. Außerdem bat das 
Kapitel, wenigftend in den Staaten mit proteftantiihen Randesherren, die Wahl des neuen 
Biſchofs. Die Befegung der Kapitelftellen erfolgte früher durch den Biſchof, jegt in ben ein- 
zelnen Ländern auf eine jehr verſchiedene Weije durch den Biſchof, den Papſt, das Kapitel, den 
kandesherrn. 

4) Die Pfarrer. Jede Diöceſe zerfällt in eine Anzahl von Pfarreien, die ſich erſt allmäh— 
li gegenüber dem Bischof zu ihrer jegigen Selbftändigfeit in Bezug auf die Ausübung der 
innern Kirhengewalt erhoben haben; ver Pfärrer ift heutzutage diejenige Perſon, welder bie 
Seelforge über vie Gläubigen eines beſtimmten Bezirks ausübt, das ordentliche Organ für bie 
Barohialhandlungen ; an den Geſchäften der äußern Kirchengewalt haben die Pfarrer gar fei- 
nen Antbeil. 

5) Die Goncilien, Es gibt deren in dreifacher Abftufung: für den Umfang der ganzen 
Kirche, die fogenannten ökumenischen oder Generalconcilien ; die Berufung verfelben geſchieht 
durch ven Papft, dem auch der VBorfig auf denſelben gebührt, fei es, daß er venfelben in Berfon oder 
durch feine Legaten ausübt; die Beſchlüſſe bevürfen päpftlicher Beftätigung und Promulgation. 
Es müffen dazu mit beſchließender Stimme berufen werben die Gardinäle, die Erzbiſchöfe und 
Biſchöfe, überhaupt die Prälaten, d. b. diejenigen Kirhenobern, denen eine Jurisdiction zu 
eigenen Mecht zufteht, wie Die Kloſter⸗ und Ordensobern; Titularbifchöfe brauchen nicht berufen 
ju werben, da fie feine ordentlichen Glieder der Kirchenregierung find; ed pflegen ferner 
mit berathender Stimme ausgezeichnete Theologen, au Laien, namentlich Doctoren ded Kano— 
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nifhen Rechts, und Fürften eingeladen zu werden, welche legtere ſich meift vertreten laflen ; eine 
Abftimmung erfolgt in Glaubensſachen überhaupt nicht, in andern Angelegenheiten entweder 
nad Köpfen oder nad Nationen; die Zahl der wirklich Erſchienenen ift gleichgültig; allgemeine 
Concilien find feit 300 Jahren nit gehalten. Mehr find Provinzialconcilien ‚lebendige Theile 
ber tirchlichen Rechtsordnung geblieben; nach den Beſtimmungen des legten oͤtumeniſchen Con⸗ 
cils ſollten ſie alle drei Jahre abgehalten werden, das iſt zwar bald außer Übung gefommen, 
indeß in neuefter Zeit find fie wiederum abgehalten worden, namentlih in Nordamerifa und 
Branfreih, dann aber aud in Deutfchland ; die 1858 zu Wien und 1860 zu Köln gehaltenen 
Provinzialeoneilien, deren Berhandlungen und Beſchlüſſe veröffentlicht wurden, find für die 
Kenntniß der jegt herrichenden Disciplin von um jo größerer Wichtigkeit, als fie ſich faft auf das 
ganze Kirchenrecht beziehen. Die Berufung der Provinzialconcilien geihieht, ohne daß eine 
Anfrage beim Mapſt nothiwendig wäre, durch den Metropoliten oder bei deffen Behinderung 
durch den älteften Bifchof der Provinz; ed müſſen dazu berufen werden alle Prälaten der Pro— 
vinz, alfo vor allen Dingen die Suffraganbifchöfe; die in der Nähe befindlichen eremten Biſchöfe 
pflegen ſich anzufjchliehen, jo haben z. B. die beiven hannoverifchen Biſchöfe von Hildesheim und 
Osnabrück, die unter keinem Erzbiſchof fteben, an dem Provinzialconcil zu Köln theilgenommen. 
Die Berufenen müflen erſcheinen oder im Fall gefeglicher Hinderniffe einen Stellvertreter 
ihiden, im Ball einer Sedisvacanz geht die Berufung an das Kapitel, das durch den Kapitular= 
vicar vertreten wird. Auch bei bejegtem Stuhl find jevod die Kapitel einzuladen, Abgeordnete 
mit berathender Stimme zu fhiden. Da Glaubensſachen gar nicht zur Gompetenz der Provin= 
ztalfonode gehören, fo werden alle Beſchlüſſe mit einer einfachen Majorität gefaßt; einer eigent= 
lien päpftlihen Beflätigung bedürfen diefelben nicht, nur eine Anzeige bei der Congregatio 
coneilii ift nöthig. Endlich die Diöceſanſynoden, deren jährliche Abhaltung dad Goncil in 
Trient vorfhreibt, die aber auch jegt noch nicht wieder in Übung gefommen find, haben einen 
ganz andern Charakter, nämlid bloß berathenve, nicht aber beichließende Berugniffe; fie find 
nur ein Mittel, die biſchöfliche Regierungsgewalt in Wirkſamkeit zu fegen, und beftehen außer 
dem Biſchof felbit, der jie beruft, lediglich aus folden, die feine Jurisdiction zu eigenem Recht 
haben, nämlich aus den Pfarrern, ven Mitgliedern ded Kapiteld, dem Generalvicar, im beion= 
dern Fall auch aus den einfachen Beneficiaten und jonftigen Klerikern. In frühern Zeiten wur: 
den au wol, wenn Nationen jelbjtändige firhliche Ganze bildeten, Nationaliynoden gehal— 
ten; joldhe kommen nidht mehr vor. 

Literatur. Hinfihtlih der Geſchichte der Kirchenverfaſſung find beſonders die Sorfüun- 
gen der Tübinger hiftorifhen Schule, namentlich die hier einſchlagenden Werfe Baur's her— 
vorzuheben, von denen folgende ein zujammenhängendes Ganze bilden: „Das Chriſtenthum 
und die hriftlihe Kirche der drei erflen Jahrhunderte‘ (zweite Auflage, Tübingen 1860); 
„Die hriftiche Kirche von Anfang des 4. bis zum Ende des 6. Jahrhunderts‘ (Tübingen 1859); 
„Die hriflliche Kirche des Mittelalterd” (Tübingen 1861); „Kirchengeſchichte des 19. Jahr: 
hunderts“, nad des Verfaſſers Tode herausgegeben von E. Zeller (Tübingen 1862); die Lüde, 
welche zwijchen dem legten Buche und der Kirchengeſchichte des Mittelalterd noch offen bleibt, 
wird nad dem Verſprechen Zeller'8 aus dem Manuſcript von Baur’s kirchengeſchichtlichen Bor: 
lefungen noch ausgefüllt werden. Außerdem Baur, „Über den Urfprung des Epiſkopats“ (Tü⸗ 
bingen 1838); Schwegler, „Das nachapoſtoliſche Zeitalter“ (Tübingen 1846) u. ſ. w. ber 
die Tübinger hiſtoriſche Schule überhaupt vergleiche man den Zeller zugejchriebenen fehr inter— 
eflanten Aufiag in,v. Sybel’8 „Hiſtoriſcher Zeitfprift”, Jahrgang 1860, Heft 3. Für vie ältefte 
Zeit fommen dann beionderd nod die Unterfuhungen Bunſen's in Betracht, namentlich 
„Ignatius von Antiohien und feine Zeit” (Hamburg 1847) und „Hippolytus und feine Zeit‘ 
(2 Bbe., Leipzig 1852); außerdem Biel, „Geſchichte des Kirchenrechts“ (Gießen 1848—49), 
Bd—.l, Lieferung 1 und 2; Rothe, „Die Anfänge der chriſtlichen Kirche und ihrer Verfaſſung“ 
(1837), Bd. I; der Vollftändigfeit wegen mag aud auf die neuen Werke von Thierſch, 
Schaaf, Ritſchl, Ledler hingewieſen werden. Für die ſpätern Zeiten fehlt es bisher an einer gleichen 
Fülle monographiſcher Arbeiten; ein über das ganze Mittelalter ſich erſtreckendes Werk iſt Planck's 
„Geſchichte der chriſtlich-kirchlichen Geſellſchaftsverfaſſung“ (5 Bde., Göttingen 1803 fg.), ein 
für feine Zeit gan; ausgezeichnetes Buch, welches auch heutzutage no auf das eifrigfte felbft 
von folden benugt wird, die nur im Tone völliger Überlegenheit davon reden, und denen na— 
mentlich der tationaliftifähe Standpunft deffelben ein „längſt überwundener“ ift; eine treffliche 
Bearbeitung eines fürzern Zeitraums bietet Rettberg's „Kirchengeſchichte Deutſchlands“ (2 Bde., 
Böttingen 1846—48) ; während dagegen in dem Werke Weſſenberg's, „Geſchichte der großen 
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Kirhenverfanmlungen des 15. und 16. Jahrhunderts‘ (4 Bde., Konjtanz 1840), die freie 
Auffaffung der geihichtlihen Vorgänge vielfah durch die Befangenheit des Parteiſtandpunkté 
getrübt ift. Sodann Ranke, „Franzöſiſche Geſchichte“, I, 479 fg.; IV, 96 fg. v. Sybel, „Ge- 
fhichte der Revolutiongzeit”, 1, 103, 163, 221. Wald, „Neuefte Religionsgeſchichte“, I, 145; 
V1,177; V11,195,455; „Reſultate des Emfer Gongreffes in echten Actenftüden” (Franffurt 
und Leipzig 1787). Bed, „Freiherr I. Heinrich v. Weffenberg, fein Leben und Wirken u. ſ. m.’ 
(Freiburg 1862). Außerdem finden fih auch in den Lehrbühern von Eichhorn, Walter, 
Richter, Phillips und Mejer rechtögeihichtliche Einleitungen ; endlich meine „Rechtsbildung in 
Staat und Kirche‘ (Berlin 1861), ©. 118— 184; Für die Darftellung der heutigen katho— 
liſchen Kirhenverfaflung ift außer den fraglihen Abſchnitten in ven eben genannten Lehrbüchern 
noch beſonders auf Schultes’ „Kirchenrecht (Gießen 1856), Bd. Il, zu vermweifen, Als neuere 
monograpbiiche Bearbeitungen find namentlich; folgende hervorzuheben: Roskoväny, „De pri- 
matu Romani pontifieis ejusque juribus” (Wien 1834); Paflaglia, „Comment. de prae- 
rogativis B. Petri apostolorum prineipis” (Regensburg 1850); Mejer, „Die heutige Römifche 
Curie“, in Richter's und Jacobfon’d „Zeitfhrift für das Recht und die Politif der Kirche“, 
®. 54 fg., 195 fg.; derfelde, „Die Propaganda, ihre Provinzen und ihr Recht“ (2 Bde. 
Göttingen 1852— 53); Bangen, ‚Die Römische Eurie, ihre gegenwärtige Zufammenfegung 
und ihr Geihäftsgang” (Münfter 1854); Helfert, „Bon ven Rechten und Pflichten der Bir 
ſchöfe und Vfarrer‘ (2 Bde, Prag 1852); Hüller, „Die juriftifche Perſönlichkeit ver katho— 
lichen Domkapitel in Deutſchland“ (Bamberg 1860); Bouir, „Institutiones juris canonici”, 
namentli& „Tractatus de episcopo et synodo dioecesana” (2 Bde., Paris 1859); „Trac- 
tatus de capitulis” (Paris 1852); „Tractatus de parocho“ (Paris 1856); Beßler, „Liber 
Provinzialconcilien und Diöcefaniynoden” (Innsbrud 1859); Phillips, „Die Diöceſanſy— 
noden’ (Wien 1849); Benebict XIV., „De synodo dioecesana libri XII’ (Rom 1759). 
Ernſt Meier. 

Kirche und Kirchenverfaffung (proteftantifce). (Die allgemeinen Grundfäge. 
Das landesherrlibe Kirbenregiment. Die Predbyterial:Synodalverfaj: 
fung. Die neuern Geftaltungen.) I. Die allgemeinen Orundfäge. 1) Die pro— 
teftantijche Kirchenverfaſſung beruht in ihrem ganzen Umfange auf freier menſchlicher Rechts— 
bildung und wird auf feinem Punkte durch die Vorfhriften eines angeblichen göttlihen Rechts 
beftimmt. Es fünnen demgemäß in den verſchiedenen proteftantifchen Gebieten die verſchieden— 
ften Verfaſſungseinrichtungen beftehen, ed verhält ih damit nach der Auffaflung der Befennt- 
nißſchriften wie im mweltlihen Regiment, two auch die eine Stadt andere Gebräuche habe ald die 
andere, ja ed wird ausdrüdlid gewarnt, man möge nicht zu fehr im Intereſſe kirchlicher Einheit 
die kirchliche Freiheit beſchränken, weil fonft Unverftändige in vergleichen wejentlihe Stüde des 
Gotteövienftes fehen würden. Und wie nun die vollfte Freiheit der geſchichtlichen Entwidelung 
binfichtlic der Eigenthümlichkeiten ver verjchiedenen Ränderbefteht, jo kann diejelbe auch zur voll: 
ften Entfaltung fommen, mit Rückſicht auf die wechfelnden Bedürfniſſe ver verfchievenen Zeiten ; 
die alten Kirhenorpnungen des 16. Jahrhunderts, weit entfernt, für Tafeln göttlichen Geſetzes 
gelten zu wollen, haben vielmehr fat durchgängig in den Schluffägen eine ausdrückliche Glaufel, 
worin der blos proviforische Charakter der Geltung, die Zuläffigfeit einer fpätern Abänderung 
im tmeiteften Umfange ausdrücklich ausgefproden iſt. Es verhält ih damit ganz jo, wie ed 
Luther in einer berühmten Stelle vargeftellt hat, wo e8 heißt: „Summa diejer und aller Orb: 
nung ift alfo zu gebrauden,, daß, wo ein Misbrauch daraus wird, man fie flur abthue, und 
eine andere mache . . . denn die Ordnungen jollen zu aodderung» des Glaubens und der Liebe 
dienen, und nicht zu Nachtheil des Glaubens; wenn jienun dad nicht mehr thun, fo find jie 
ſchon «thot und aber, und gelten nichts mehr, gleich ald wenn eine gute Münge verfälicht, um des 
Mißbrauchs willen aufgehoben und geändert wird, oder ald wenn die neuen Schuh alt werben 
und drüden, daher nicht mehr getragen, jondern weggeworfen, und andere gefaufft werben; 
Ordnung ift ein äußerli Ding, fie ſei wie gut fie will, fo kann fie doch in einen Mißbrauch ge= 
rathen; dann aber iſt's nicht mehr eine Ordnung, fondern eine Unordnung, darumb fteht und 
gilt feine Ordnung an jich jelbit etwas, mie biäher die päpftlihen Ordnungen geadhtet worden 
find, fondern aller Orpnungen Leben, Würde, Kraft und Tugend ift der rechte Gebrauch, ſonſt 
gilt fie und taugt gar nichts.” Es kann alfo die proteftantifche Kirchenverfalfung bie verfdie: 
denſte Geftaltung haben, wie eine ſolche Verſchiedenheit ja in ver That beftanden hat, und noch 
beftebt;; von vornherein unproteftantifh wäre nur die Verfaſſung, melde ſich für eine göttlich 
gebotene, heilsnothwendige ausgeben würde. 
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„ 2) Indeffen wenn aud die Kirchenverfaſſung nicht felbft zu den Glaubensſäten gerechnet 
werben darf, fo hängt doch die Geftaltung berjelben natürliherweife mit den bogmatifchen 
Grundlagen eng zuſammen, wird von denjelben mehr oder weniger beherrſcht; diefe bilden 
die Norm, nad denen die Ausbildung der Kirdenverfaflung ſich richten muß, und eine Kir- 
thenverfaffung wird in demjelben Grabe vollfommener oder unvollfommener genannt werben 
können, in welchem eine möglichfte Annäherung an die in ven Glaubensgrundlagen enthaltene 
Idee der Kirche fattgefunden hat. Das oberfte dogmatifhe Princip für die proteftantifche 
Kirchenverfaſſung ift nun aber dad allgemeine Prieftertbum, wonad jeder einzelne in einem 
unmittelbaren Berhältniß zur Gottheit fteht und die Erlangung des Heils von innerer Geſin— 
nung und fittlihem Leben abhängig ift, wogegen ed ein fpecififched mit übernatürlichen Gaben 
audgeftatteted Prieftertfum, dem durch die Ordination die Befähigung zu Theil geworben fein 
follte, ven Inhalt der göttlichen Offenbarung mit Unfehlbarfeit feftzuftellen und die Saframente 
orbnungsmäßig zu fpenden, überhaupt eine Heildvermittelung für die übrigen zu vollziehen, 
nicht gibt. Während nun daß fpeeififche Priefterthum der katholiſchen Kirche nothiwendig dahin 
geführt hat, daß die ganze äußere Kirchengewalt von den Organen des Klerus mit völligem 
Ausſchluß der Laien geradezu abforbirt wurbe, jo wird dagegen die Idee des allgemeinen Prie— 
ſterthums in der proteftantifchen Kirhenverfaflung defto reiner zum Ausdruck fommen, je mehr 
ed gelingt, ven Gegenſatz von Klerus und Laien, ver hier lediglich eine principloie Inconfequenz 
ift, zu befeitigen, die Geiftlichfeit ihrer Vorrechte bei ver Kirhenregierung zu entfleiden, und 
eine Kirchenregierung zu organifiren, bei welcher auf einen befondern geiftlihen Charakter nicht 
weiter gejehen wird. Wenn daher reine Geiſtlichkeitsſynoden mit den proteftantifchen Verfaſ— 
fungsprincipien in einem völligen Widerſpruche ji befinden, jo ift doch auch jedes geſetzlich 
geregelte Mifhungsverhältnig zwiſchen Geiftlihen und Laien, die Zahlencombination mag 
mehr oder weniger günftig für die Laien fein, theoretifch nicht zu rechtfertigen, nur als Über— 
gangszuftände mögen derartige Einrichtungen ihre Rechtfertigung finden. „So wenig dem 
Weſen der politifhen Volksvertretung die Vorſchrift entſprechen würde, ed müſſe ſich unter ven 
Abgeorbneten eine feftgefegte Zahl von Staatödienern befinden, ebenfo widerftrebt dem Weſen 
der firhlichen Vertretung die Vorſchrift, die den Wählern zur Pflicht macht, zwei Drittel oder 
Sechstel oder irgendeinen beftimmten Theil ihrer Abgeordneten aus der Klaffe ver Kirchendie— 
ner zu nehmen. Laien und Geiftlihkeit verhalten fi in der Kirche nicht etiwa wie im Staate 
Bürgerftand und Abelftand, jondern wie fi die Gefammtheit der Stantsangehörigen zu der 
Klaffe ver Staatöbeamten verhält, die den Dienft der allgemeinen Interefen zu ihrem beion- 
dern Lebenäberufe gemacht haben.“ 

Es handelt ſich aber bei einer Kirhenverfaflung jo wenig wie bei einer andern Verfaſſung 
lediglich darum, die Berechtigung der einzelnen Individuen an der Ausübung der Kirchen 
gewalt zu begrenzen, jonbern es handelt ji dann weiter um die Vertheilung diefer Functionen 
zwifchen den Organen des Mittelpunfts und der einzelnen Kreiſe. So jehr ed nun natürlich 
ift, daß eine Verfafſung, die auf der Vorausſetzung einer befondern Infpiration einzelner 
Glieder beruht, in centraliftifcher Nichtung ſich entwidelt, und fo jehr alfo die ſtraffe Concen— 
tration des Papalſyſtems aud von diefem Geſichtspunkte aus betrachtet der am meiften adä— 
quate Ausdrud für das Syſtem des Katholicismus ift, jo wird im Gegentheil eine Verfaflung, 
die auf dem Grundfage des allgemeinen Prieſterthums ruht, die eine principielle Gleichheit 
ihrer Angehörigen behauptet, jih mehr in Kleinen Kreifen abfchließen und wenigftens in den— 
felben ihren Schwerpunft haben müffen; mit andern Worten, das allgemeine Prieſterthum 
fordert die Autonomie der einzelnen Gemeinden, und wie die gemeindliche Selbftändigfeit 
in ben erften Zeiten des Chriſtenthums, ehe dad Syſtem des Katholicismus ſich gebilpet hatte, 
in großem Umfange beftand, fo muß auch jeßt jede Kirchenverfaſſung, die fih auf der Grund— 
lage des allgemeinen Prieſterthums erbauen will, das Gemeindeprincip bei ihrer Organi— 
fation zu Grunde legen; jede Analogie zwifchen politifher und kirchlichen Gemeinde muß bier 
zurüdgewiefen werden, denn wie neuerbings bemerkt wurde, die kirchliche Lofalgemeinde ift 
fhon Kirche, ſofern der weſentliche Beruf der Kirche bereit vollftändig in ihr liegt, die bür- 
gerliche Gemeinde aber ifl nicht ſchon Staat, ſodaß aud ein ganz richtiger Sprachtakt die loka— 
len kirchlichen Gemeinden fhon Kirchen nennt, während es niemand einfällt, die bürgerlichen 
Gemeinden ſchon ald Staaten zu bezeichnen; ein gewifler gemeindlicher Independentismus ift 
eine Forderung des proteftantifchen Princips, und ed wird bie richtige Formel für die Be: 
fugniffe ver Kirchengewalt über die ®emeinden fein, wenn man dafür auf bie Analogie ded 
Staatenbunded verweift, ſodaß es alfo Feine ſelbſtändige Gewalt if, die dem Kirchenregi— 
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ment zufteht, ſondern nur eine pactirte Socialgewalt, durd die Summe der Ginzelmillen 
gebildet, mobei dem jouveränen Einzelwillen der Gemeinden es freiftehen muß, bei wichtigen 
Angelegenheiten ihren Widerfprud geltend machen zu können, um entweder eine Beſchluß— 
faffung ganz zu hindern ober doch wenigftend die Durchführung des Beichluffes innerhalb 
biejed einzelnen Kreifes abzulehnen. Es ift dabei immer noch eine gewifle Unvollkommenheit, 
daß der Begriff der Eingelgemeinde bisher lediglich im Örtlihen Sinne genommen wird, wäh: 
rend man, um dad proteftantifche Brineip in feiner Reinheit durchführen, die Bildung der Ge: 
meinden in erfter Linie auf die individuelle Überzeugung baſiren müßte; es möge von dem der- 
einftigen Verſuche der Durhführung dieſes Princips nit abjchreden, wenn gegen daſſelbe 
geltend gemacht werben follte, die Kirche würde dann in Seften zerfallen ; denn jedenfalld würbe 
auf diefe Weife das individuelle Gewiſſen befler gefchügt werden können und zu feinem Rechte 
gelangen, wie bei jeder andern Art der Organifation; die Selbftändigfeit des individuellen ®e: 
wiflens iſt aber der oberfte Grundſatz des Proteſtantismus, das allgemeine Prieſterthum ift, wie 
Bunjen jagt, wennman für den theologiſch-ſpeculativen Schulaudprud den fittlihen Erponenten 
fegt, der zubem allgemein verftändli und feines Myſticismus verdächtig ift, lediglich die allge: 
meine fittliche Berantwortlichkeit des Inpivivuumsd gegen Gott. Freilich es hat jedes Princip 
an der Wirklichkeit feine Schranken; indeſſen wie bereitö bei einem engern Zufammenmwohnen 
in den Städten ſchon heutzutage vielfach dad rein Örtliche Gemeindeprincip zu Gunften ber ins 
dividuellen Selbfibeftimmung bei einer Reihe kirchlicher Handlungen verlaffen ift, wie in ver- 
einzelten Fällen ſogar vaffelbe ſchon ganz verlaffen ift, fo wird vieleicht die Zufunft eine Ver: 
faflungsgeftaltung aufweifen, die fich bei der zunehmenden Leichtigkeit des Verkehrs, und je 
mehr die Bornahme äußerer juriftifcher Handlungen der Kirche genommen wird, flatt auf der 
äußern Grundlage des zufälligen Zufammenmwohnend auf der Grundlage innerer Gefinnung 
erbauen wird, 

3) Ie mehr man in neuerer Zeit darauf ausgegangen ift, die Korderungen des allgemeinen 
Prieftertbums auf dem Gebiete der Berfaflung zu verwirklichen, um fo mehr ift von feiten einer 
fatholifirenden hierarchiſchen Richtung verſucht worden, um ſolchen Beftrebungen allen Boden 
zu entziehen, das Borhandenfein jener Idee im Proteſtantismus zu beftreiten und zu behaup- 
ten, daß auch hier ein fpecififches göttliche8 Amtsprivileg für den geiftlichen Stand beftehe, ſodaß 
derſelbe nicht durch einen freien Act der Kirche, durch Übertragung von feiten der Gefammt: 
heit der Gläubigen, denen urſprünglich die ganze Kirchengewalt zuftand, eingeſetzt ſei, ſondern 
daß jeine Griftenz unabhängig von einem Thun der Kirche auf unmittelbar göttlier Ein- 
fegung beruhe. Nun fleht fo viel von vornherein feft, daß wenn nicht diefe privilegirte Stel- 
fung des geiftlihen Amts in der proteftantifchen Kirche eine ganz augenfällige Verſchlechterung 
gegenüber dem Katholicismus fein joll, man jedenfalld noch weiter gehen und auch Einrich— 
tungen recipiren müßte, durch welche die katholiſche Kirche die Wirkſamkeit dieſes geiftlichen 
Amts in gewiffe Grenzen zurüdführt, an gewiffe Schranfen bindet. Man müßte zunähft, 
wenn man mit dem Amtsprivilegium Eynft machen wollte, die Ordination, die biöher in der 
proteftantifchen Kirche lediglich die Bedeutung eines publicum doctrinae testimonium hatte, 
ein äußeres feierlihed Zeugniß der legitima vocatio war, man müßte diefe nach katholiſcher 
Weiſe zur Würde und Bedeutung eined Saframents erheben, und alfo eine Handlung, die 
jept in beiden Kirchen nur den Namen gemein hat, auch der Bedeutung nach iventifieiren; denn 
ein göttlich befähigtes Prieſterthum, dem diefe Befähigung nit auch durd unmittelbar gött: 
liches Thun ertheilt wäre, würde ganz undenkbar jein. Man würde dann aber, um dieſe Or- 
dination in orbnungdmäßiger gefiherter Weife vorgehen zu laflen, auch noch weiter gehen, und 
nachdem man einen göttlich privilegirten Preöbyterat gejchaffen hat, auch einen göttlich infli- 
tuirten Epijfopat, in welden die Vollmacht zur Fortpflanzung des Heiligen Geiſtes gelegt wäre, 
und der die Lehrautorität nah allen Seiten hin feftzuftellen hätte, fordern müflen; ja man 
würde fogar von ver natürlichen Gonfequenz aud zur Herftellung eines Primatd fortgetrieben 
werden, wie denn auch wirklich einzelne proteftantiiche Geiſtliche vor der Öffentlichen Geltend- 
machung diefer Forderung nicht zurückgeſchreckt find. 

Diefe Eonjequenzen, die fi) ergeben würden, hindern und natürlih nit, die Frage 
felbft, inwieweit jene Borausfegung in den Urkunden der proteftantifchen Kirche einen An- 
haltepunft hat, ganz genau zu prüfen. Man flügt fi dafür natürlih vor allen Dingen 
auf die Symbolifchen Bücher; eine ganz freie, vorurtheilsloſe Prüfung diefer Stellen ift nun 
unfererfeitö um fo eher möglich, daß wir auch die Bekenntnißſchriften als unter ber jedes⸗ 
maligen Kirchengewalt ſtehend betrachten, die dem Strome des geſchichtlichen Lebens um 
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fo weniger entrüct fein können, je mehr die Veranlaſſung, aus mwelder fie einft entflanden 
waren, eine zufällige genannt werben muß und ihre Bedeutung anfangs gar nicht die war, eine 
Norm für den Glauben der proteftantifchen Kirche aller Zeiten zu bieten, ſodaß aljo, wenn ſich 
in ihnen Äußerungen fänden, die mit dem proteftantifchen Bewußtſein, mie es ſich ſeitdem ent= 
wickelt hat, ſei e8 binfichtlich der Lehre, fei es hinſichtlich der Berfaflung, nicht übereinftimm- 
ten, darin dann für die Kirche nur eine dringende Aufforderung liegen würde, ſich diefer Be— 
Fenntniffe zu entledigen. Es muß nun aber behauptet werden, daß folde Anhaltepunfte fi in 
den Bekenntnißſchriften nicht einmal finden. Es finden ſich allerdings Stellen varin, in denen 
die Predigt ded Evangeliums, die Spendung der Saframente, die Vergebung der Sünden, das 
Urtheil über die Lehre und die Verurtheilung wegen der Lehre auf Grund göttlichen Rechts 
nach Vorſchrift des Evangeliums den Dienern des Worts, Biihöfen, mie jie damals genannt 
werben, beigelegt wird. Die beiden Hauptftellen, in denen ſolche Außerungen vorfommen, find 
der berühmte Art. 28 der Augsburgiſchen Confeſſion und der für die Berfaflungsverhältnifie 
vorzugäweife wichtige Anhang zu ven Schmalfalvifchen Artikeln ; es heißt an jener erften Stelle: 
„Sie autem senltiunt, potestatem clavium seu episcoporum juxta evangelium potestatem 
esse seu mandatum Dei praedicandi evangelii, remittendi et retinendi peccata, admini- 
strandi sacramenta — — porro secundum evangelium seu ut loquuntur de jure divino 
nulla jurisdictio competit episcopis ut episcopis, h. e. his, quibus est commissum ministe- 
rium verbi et sacramentorum, nisi remittere peccala, item cognoscere doctrinam, et doc- 
trinam ab evangelio dissentientem reiicere et impios, quorum nota est impietas exeludere 
a communione ecelesiae, sine vihumana sed verbo; hic necessario et de jure divino de- 
bent eis ecclesiae praestare obedientiam juxta illud qui vos audit me audit“; und ed beißt 
in den Schmalkaldiſchen Artikeln: „‚Evangelium tribuit his qui praesunt ecclesiae mandatum 
docendi evangelii, remittendi peccata, administrandi sacramenta; praeterea jurisdictio- 
nem, videlicet excommunicandi eos, quorum nota sunt crimina, et resipiscentes rursum 
absolvendi; ac omnium confessione etiam adversariorum liquet; hanc potestatem jure 
divino communem esse omnibus, qui praesunt ecclesis, sive vocentur pastores sive pres- 
byteri sive episcopi — — cum jure divino non sint diversi gradus episcopi et pastoris, 
manifestum est, ordinationem a pastore in sua ecclesia factam jure divino ratam esse.” 
Es handelt fih nämlich in jenen Stellen gar nidht um die Beftimmung des Verhältniffes, in 
weldem die potestas clavium zur Kirche und Kirchengemeinſchaft fteht, fondern um die Beſtim— 
mung besjenigen Berhältniffes, worin die potestas clavium seu episcoporum, d. h. die po- 
testas ecclesiastica überhaupt zu der potestas ceivilis fteht ; e8 handelt fi in dieſen Stellen 
darum, ber Kirchengewalt überhaupt im Verhältnig zur Staatögewalt ihre Stellung anzu: 
weifen, ohne daß dabei auf. die Machtbefugniffe der einzelnen kirchlichen Organe zueinander 
Rückficht genommen wurde, ed wird der Kreid von Functionen feftgeftellt, deren Belorgung der 
Kirche auch hinfort noch zuftehen foll, deren Beforgung, wie Predigen, Sakramentsſpendung, 
derjelben zuftehen muß, mit innerer Nothwendigfeit,. alfo wie man ed ausdrücken kann, in= 
folge einer göttlihen Einrichtung ihnen zuftehen muß, jofern überhaupt noch von irgendwelcher 
Kirchengewalt vie Rede fein foll ; ed rebucirt ſich alſo alles darauf, daß, da einmal die Safra= 
mente eingejegt find, die Lehre gegeben ift, jene gejpenbet, diefe gepredigt werden ſoll; das 
göttlihe Mandat in diefer Beziehung ift nur ein mandatum in genere, demfelben ift genügt, 
wenn nur auf irgendeine Weiſe eine Ausübung jener Functionen fattfindet, auf welche Weile 
diejelbe ſtattfinden ſoll, darüber ift gar nichts gejagt, und das geiftlihe Amt ift nur infofern 
göttlich, ald es der Staat ift, wobei Hinfichtlih der Staatöformen die größte Verſchieden— 
beit befteben fann; ed darf aus jenen Stellen nicht einmal abgeleitet werden, daß das Amt 
nothwendig ein fländiges fein müffe, und man darf alfo den riftlichen Seften, die ein ſol— 
ches ſtändiges Amt nicht haben, Feine Verlegung eines göttlichen Gebots verwerfen. So gibt 
e8 denn auch Stellen in ven Symbolen, welche jich auf das entſchiedenſte gegen ein ſolches gött- 
liches Amtsprivilegium ausfprechen, namentlich eine Stelle in dem Anhange zu ven Schmalfal= 
diſchen Artikeln, wo es heißt: „Haec verba testantur pariter omnibus apostolis tradi claves 
et pariter mitti omnes apostolos. Ad haec necesse est fateri, quod claves non ad perso- 
nam unius certi hominis sed ad ecclesiam pertinent, ut multa clarissima et firmissima ar- 
gumenta testantur. Nam Christus de clavibus dieens addit: Ubicunque duo veltres etc. 
Tribuit igitur principaliter claves ecclesiae et immediate, sicut et ob eam causam ecelesia 
principaliter habet jus vocationis. Itaque necesse est in illis dietis Petrum sustinere per- 
sonam totius coetus apostolorum. Porro ministerium novi testamenti non est alligatum 
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locis et personis sicut ministerium leviticum, sed est dispersum per totam orbem terrarum 
et ibi est, ubi Deus dat dona sua, apostolos, prophetas, pastores, doctores; nec valet illud 
ministerium propter ullius personae auctoritatem, sed propter verbum a Christo tra- 
ditum.‘’ 

Ganz in diefem Sinne ſprechen fi denn auch die reformirten Bekenntnißſchriften aus, fo 
beißt ed namentlich in der „Confessio Helvetica‘, cap. 18: „‚Nuncupant sane apostoli Christi 
omnes in Ghristum credentes sacerdotes, sed non ratione ministeri, sed quod per 
Christum omnes fideles facli reges et sacerdotes, oflerre possumus spirituales Deo ho- 
stias. Diversissima ergo inter se sunt sacerdotium et ministerium. lllud enim commune 
est Christianis omnibus ut modo diximus hoc non item. . Nec e medio sustulimus eccle- 
siae ministerium, quando repudiavimus ex ecclesia Christi sacerdotium papisticum. Equi- 
dem in novo testamento Christi non est ampliustale sacerdotium, quale fuit in populo veteri 
quod unctionem habuit externam, vestes sacras et caeremonias plurimas. . Manet autem 
ipse solus sacerdos in aelernum, cuine quid derogemus nemini inter ministros sacerdotis 
vocabulum communieamus, ipse enim Dominus noster non ordinavit ullos in ecclesia novi 
testamenti sacerdotes.“ (,„Confessio Gallic.”, cap. 22,23. „Conf. Angl.”, art. 6.) 

Da dieje principielle Gleihheit zwiſchen Geiftlihen und Laien der wichtigfte Orundfag der 
proteftantiihen Kirchenverfaflung ift, fo möge es und geftattet fein, denſelben auch noch duch 
Ausdfprüde der hervorragendften Neformatoren nicht blos zu ſtützen, jondern aud in feinen 
nächſten Gonjequenzen aufzuzeigen. Es handelt fi dabei vorzugsweiſe un Ausſprüche Lu: 
ther's, in denen ein ganz eigenthümtlicher Reiz liegt theild wegen der Beftimmtheit, mit ber 
alle Eonfequenzen diejed Princips anerkannt, theils wegen der Klarheit, mit der biefelben 
formulirt werden, Unter den zahllofen Ausfprüden Luther's mögen beſonders folgende her: 
vorgehoben werben. „Alle Chriſten“, ſchreibt Luther 1520 in feiner Schrift „An den rift: 
lichen Adel deutiher Nation“, „ind wahrhaftig geiftlihen Standes, denn die Taufe, Evan: 
gelium und Glauben, die machen allein geiftiich und Chriftenvolf... demnach jo werben wir 
alleſammt durch die Taufe zu Prieſtern geweibet, wie 1 Betr. 2, 9 jagt, Ihr feid ein Fönig- 
liches Priefterthum, und Apoftelgeih. 5, 10: Du haft uns gemacht durch Dein Blut zu Prie- 
ftern und Königen. Darum if des Biſchofs Weihe Nichts Anderes, denn ald wenn er 
an Statt und Perjon der ganzen Sammlung einen aus dem Haufen nähme, die alle gleiche 
Gewalt haben, und ihm beföhle, diefelbe Gewalt für die Andern auszurichten, gleich ald wenn 
zehn Brüder, Königs Kinder und gleiche Erben, Einen erwähleten, das Erbe für ſie zu 
regieren. Sie wären ja alle Könige und gleicher Gewalt, und doch Einem zu regieren befohlen 
wird. Und daß ich's noch Harer fage: menn ein Häuflein frommer Ehriften würde gefangen, 
und in eine Wüſtenei geſetzt, die nicht bei jih hätten einen geweiheten Priefter von einem 
Biſchof, und würden allda der Sache eins, erwähleten einen unser ihnen, er wäre ehelich oder 
nicht, und beföhlen ihm das Amt zu taufen, Meß halten, abjolviren und predigen, der wäre 
wahrhaftig ein Prieſter, ald ob ihn alle Biihöfe und Päpſte Hätten geweiht. Daher kommt, 
daß in der Noth ein Jeglicher taufen und abiolviren kann, das nicht möglih wäre, wenn mir 
nicht alle Priefter wären. — Was aus der Taufe gekrochen ift, dad mag ſich rühmen, daß es 
ſchon Priefter, Biſchof und Papſt geweihet fei, ob nun wohl nicht einem Jeglichen ziemet ſolch 
Amt zu üben, Denn wenn wir gleich Alle Briefter find, muß ih Niemand felbft hervorthun 
noch ſich unterwinden, ohne unfer Bewilligen und Einrichten dad zu thun, dag wir Alle gleiche 
Gewalt haben. Denn was gemein ift, mag Niemand ohne der Gemeinde Willen und Befehl an 
ji nehmen. Lind wo es geihiebt, daß Jemand erwählet zu folhem Amt und durch jeinen 
Misbrauch würde abgelegt, jo wäre er gleich wie vorhin. Darum follte ein Prieiterftand nicht 
anders fein in ver ChHriftenheit denn al& ein Amtmann. Weiler im Amt ift, gehet er vor, mo 
er aber abgejeget ift, iſt er ein Bauer oder Bürger wie die Andern.“ Werner heipt ed im der 
Schrift wider Hieronsmus Emfer, 1521: „Darum babe ich diejelbe Prieſterſchaft kirchiſch ge: 
nannt, daß fie von Kichenordnungen herkommen ift und nicht in dev Schrift gegründet. Denn 
aljo ift’8 zugangen vor Zeiten und follte noch aljo zugeben, daß in einer jeglichen Chriſtenſtadt, 
da fie Alle gleich geiftliche Priefter find, einer aus ihnen, der ältefte, over je ver geſchickteſte und 
frömefte würde erwäblet, der ift Diener, Amtnann, Pileger, Hüter nur in dem Gvangeliun 
und Saframente, gleich wie ein Bürgermeifter in einer Stadt aus dem gemeinen Haufen aller 
Bürger erwählet wird. Wir alle mit dem ganzen Haufen find Vrieſter ohne des Biſchofs 
Weihen, aber durch dad Weiden werden wir der andern Priefter Knechte, Diener und Amt: 

Staats-8erifon. IX. Ze BL 2 ı 2 


178 Kirche und Kirchenverfaflung (proteftantifhe) . 


leuie, die da mögen abgejegt werden.’ Werner in ber Schrift vom Misbrauch der Mefle, 
1521: „Es ift jegt genug, daß wir wiflen, daß ein hriftlich Volk ungetheilt ift, ohne alle 
Sekten und Perfon, darin fein Laie, kein Kleriker, ein Mönch, feine Nonne fein foll, ganz und 
gar fein Unterſchied, alle ehrlich oder Feufch, wie ed einem Jeglichen wohlgefallt. Es ift auch an 
ihm ſelbſt zwiſchen den Alteften, Biſchöfen, Priefter und Laien Fein Unterſchied, gar Nichts von 
andern Chriſten gefondert, denn daß er ein ander Amt hat, welches ihm befohlen ift, zu pre= 
digen dad Wort Gottes und zu reichen die Saframente; gleichwie ein Bürgermeifter oder Richter 
gar Nichts von den andern Bürgern gejondert ift, denn daß ihm dad Regiment der Stadt be— 
fohlen iſt.“ Wichtig find fodann die Ausführungen in dem Sendſchreiben an den Rath und 
die Gemeinde zu Brag: „So foll und nun für einen unbeweglichen Belfen beftehn, daß im 
neuen Teftament Keiner Prieſter ift oder fein mag, der auswendig gejalbt ift; denn ein Priefler 
voraus im neuen Teftament wird nicht gemacht, jondern geboren, nicht getweihet, jondern ge— 
ihaffen, geboren aus Wafler und Geift im Bade dev Wiedergeburt. Deshalb find ja alle 
Ehriften mit einander Priefter, und alle Priefter find Chriſten. — Dieweil aber allen Chriſten 
alle Ding gemein jollen fein, die wir bisher erzähle haben (Xehren, Taufen, Brod = und Wein 
Segnen, Opfern, Binden und Löfen, Lehre: Urtheilen und Richten), fo wills nit gebühren 
einem, der ſich vor fich ſelbſt wollte Hervorthun und ihm allein zueignen, das unfer Aller ift. 
Unterwinde dich dieſes Rechts und lege e8 auch an Beruf, jofern fein Anderer da ift, der auch 
ein ſolch Recht empfangen hat. Dad erfordert aber der Gemeinſchaft Recht, daß einer over als 
viel ver Gemeinde gefallen, erwählet und aufgenommen werde, welcher an Statt und im Namen 
aller derer, fo eben vaffelbige Recht haben, verbringe dieſe Amter öffentlih, auf daß nicht eine 
iheußliche Unorbnung geſchehe in dem Volk Gottes und aus der Kirche werde ein Babylon, in 
welcher doch alle Dinge ehrbarlich und orventlidy follten zugehn. Es ift zweierlei, daß einer ein 
geniein Recht durch der Gemeinde Befehl ausübt, oder daß einer fid, deſſelben Rechts in ver 
Noth gebraudt. Im einer Gemeinde, da Jedem das Recht frei ift, ſoll ſich deffelbigen Niemand 
annehmen, ohne der ganzen Gemeinde Willen und Erwählung; aber in der Noth gebrauche 
ſich deſſelbigen Jeder, der da will. — Deshalb meine ih, daß die, jo dem Volk in Wort und 
Saframent vorftehen, nicht mögen noch follen Priefter geheißen werden. Daß fie aber Priefter 
geheißen werben, das ift entweder nad) heidniſcher Weife geſchehn, oder es ift überblieben von 
des jüdiſchen Volkes Gewohnheit; darnach ift es zu großem Schaden der Kirche angenommen. 
Nach der evangelifhen Schrift werben jle beffer Diener, Diaconi, Bifhöfe, Haushalter oder 
Altefte genannt. Paulus nennt ſich ſelbſt ministrum, servum; servis in evangelio jagt er. 
Daß thut er darum, daß er allenthalben nicht ven Stand no Orden, jondern das Amt und 
Werk allein berühme, und dad Recht und Würdigkeit des Prieſterthums in der Gemeinde blei= 
ben laffe. — Darnach die die Vornehmſten find unter euch, legen ihnen die Hände auf, und be— 
ftätigen fie aljo dazu, und befehlen fie dem Volke, ver Kirche oder Gemeine, und durch das 
Einige follen jie nur Biſchöfe und Hirten fein,‘ Endlich heißt es in der „Auslegung des 
110. Pſalms, 1539: „Siehe aljo muß man das Predigtamt ober Dienftamt fheiden von dem 
gemeinen Priefterftande aller getauften Chriſten. Denn ſolch Amt ift nicht mehr, denn ein 
Öffentlicher Dienft, fo etwa einem befohlen wird von der ganzen Gemeinde, welche Alle zugleich 
Priefter find. — Alſo hat und übt ein jeglicher Chriſt ſolche Prieſterwerke. Aber über das ift 
nun dad gemeine Amt, jo die Lehre öffentlich führet und treibet; dazu gehören Pfarrherrn und 
Prediger. Denn in ver Gemeinde können fie nicht Alle des Amts gewarten; jo ſchicket ſichs auch 
nit in einem jehlihen Haufe zu taufen und dad Saframent zu veihen. Darum muß man 
Etliche dazu auswählen und ordnen, jo zu predigen geſchickt, und dazu in der Schrift ih üben, 
die dad Lehramt führen und diefelbe vertheidigen fönnen; item aljo die Saframente von wegen 
der Gemeinde handeln, damit man wiſſe, wer da getauft-jei, und Alles orventlich zugehe. Sonft 
würde langſam eine Kirche werben oder beftellt werben, wenn ein jechlicher Nachbar dem andern 
previgte oder alle unter elnander ohne Ordnung Alles thäten. Solches ift aber nit das 
Prieftertfum an ihm felbft, jondern ein gemein Öffentlih Amt für die, jo da alle Briefter d. 6. 
Chriſten find.” Ganz in vemjelben Sinne ſpricht fi) aber auch Melanchthon aus, jo heißt es in 
den „„Propositionesde missa“, 1521: „Orationes sacerdotis in missa nihil praestant laici ora- 
tioni; omnes enim sacerdotes sumus; nec aliudestsacerdotium, quam jus orandi seu inter- 
pellandiDeum et offerendi Deo” ; in einem fpätern Gutachten: „Summum judicium est eccle- 
siae. At ecclesia nontantum constatex doctoribus, sed etiamex reliquo coetu, ideoquepre- 
missio veritatis ad universam ecclesiam pertinet, et non lantum ad unum ordinem, Sunt 
enim legendi judices non tantum episcopi, nontantum sacerdoter, sed et laici, qui propter 


Kirche und Kirchenverfaffung (proteſtantiſche) 179 


honestasmores, gravitatem et eraditionem censeantur idonei“; enblid in einemandern Gut⸗ 
achten: „„Haec autem (cognitio de doctrina) pertinet non solum ad magistratum, sed adecele- 
sjam, h.e. non lantum ad presbyteros, sed etiam ad laicos idoneos ad judicandum; ... ne- 
que enim in ecelesia haec tyrannis constitaenda est, quod oporteat laicos assentiri et ap- 
plaudere omnibus sine delectu,*quae decreverint episcopi.” @benfo dann Zwingli: „Alle 
fo in dem haubt lebend glyder und finder gottes jeynd, und das ift die kilch oder gemeynſamme 
per heyligen, eine Haußfraw Chriſti. Sind nit die Biſchof, die gemeinlich amicitia haltend 
aud die ſelb kilch? Antwort: ſy find glieder allein der kilchen, wie ein jever anderer Ehrift, jo 
für ſy Ehriftum für iv haupt habend. Sprichſt Du ſy find aber ecclesia repraesentativa. 
Antwort: Bon dem weißt die heilig gſchrift nüts’; umd dann ganz befonvers: „von dem 
charalter, daß die priefter in den legten zuten find innen worden, weißt die göttlich gfchrift müt.. 
charakter Heißt ald vil ald ein ungegraben mal oder zeichen. Davon redend die Kappentheologi 
alſo: daß, jo man einem zu eym priefter wyhe, in finer feel ein zeichen Eräzt oder geriffen werde, 
das nimmermehr darus möge bracht noch abgetilget werden. Difer kratz oder zeichen iſt in der 
göttlichen gihrift nieman anzeigt... Du befindft noch uf die zyt Hleronymi daß fo einer 
nünmer zu dem amt deö zu dienend gefickt was, jo was er nit mer ein biener; und wirt beö 
charakters nit gedacht, junder wenn man jn abftiß, fo war er nit mer an dem anıt. Darus wir 
ermeſſend, daß fh die prieſterſchaft für ein amt hand ghabt, nit für ein würde ober jumferfchaft. 
Glych al fo einer ein bürgermeifter ift. Alſo ift ein priefter jun nüt anders, denn ein eerfamer 
verfünder fon des worts gotted und ein wächter zu dem Heil der ſeelen.“ Ebenſo endlich 
Galoin in ven „Inſtitutionen“, Kap. IV, Bud; 19, $. 25. 

1. Das landeöherrlihe Kirdenregiment 1) Die Entftehung deſſelben. Als 
in den legten Jahrhunderten des Mittelalterö nach der Zertrünmerung dev eigentlichen deut— 
ſchen Staatögewalt im Mittelpunft des Reichs die territoriaten Gewalten, Landesherrſchaf— 
ten und Städte, die Nealijirung der Staatsidee mit eigenen Mitteln durchzuführen hatten, 
war es denjelben, jo verfhieden auch die äußern Machtverhältniffe zwiſchen der Fatholifchen 
Kirche und dieſen Bragmenten eines Staazsweſens waren, unter dev Gunft der Zeitverhäftniffe 
und weil das bisherige Verhältniß von Staat und Kirche zu unnatürlicd; geweſen war, vielfach 
gelungen, died Berhältniß im Intereffe der Stantögemwalt zu modificiren. Es waren auf dieje 
Weiſe nicht blos der freien Lebendäußerung der kirchlichen Organe fefte Grenzen gezogen, indem 
ein ſtaatliches Majeflätörecht zur Ausbildung gelangte, und die Kirche, die bis dahin einen 
Kreis neben dem Staate gebildet hatte, feiner Hoheit wieder untertvorfen wurde, fondern es ge: 
lang den Staatögewalten auch bereits, ſich pofitiv bei der Ausübung der Kirchenregierung zu 
betheiligen, und im Anfchluffe an vogteiliche und andere Verhältniffe allmählich Befugniſſe zu 
erlangen , bei der Beſetzung ver Ämter, Verwaltung des Kirchenvermögens, Disciplinargewalt 
über ven Klerus, felbft bei der Anorbnung der Liturgie, die ih nur als die Keime eines landes: 
herrlichen Kirchenregiments bezeichnen laſſen, wie ein ſolches ach in den katholiſchen Län— 
dern ded Deutfchen Reichs, nachdem die Stürme der Neformationdzeit vorüber waren, nament⸗ 
lich im 18. Jahrhundert zu ziemlich entwickelter Geftalt gelangt ift. Die territorialen Gewalten 
find es denn auch geweſen, welche die Durführung der Forderungen des Volks in der Refor— 
mationdzeit übernahnten, fie find ed namentlich geweien, welche in ihrer Stellung bei ver Reichs— 
ventralgewalt die Anerfennung der neuen Kirche gegenüber dem Reiche in ver Weile dur: 
festen, daß bie Reformation dadurch zur Territorialſache wurde. 

Nun gewann ed zwar trogdem für einen Augenblid den Anſchein, ale ob e8 zu einer weitern 
Fortbildung des landeöherrlihen Kirchenregiments auf dem Gebiete der proteftantifchen Kirche 
nicht fommen follte; es war der bedeutendſte unter den proteftantifchen Fürften der Landgraf 
Boilipp von Heflen, der damals im jugendlichen Alter von 22 Jahren unter dem Einfluffe der 
von Luther verfündeten Orundjäge Über das allgemeine Prieftertfum ven Verſuch wagte, eine 
Berfaffungsgeftaltung auf diefer Grundlage anzubahnen. Schon zwei Monate nad) dem be= 
rühmten fpeierfhen Reichsſchluſſe berief Philipp ver Großmüthige eine aus Geiftlihen und 
Laien — weltlichen Abgeoroneten vom Adel und Städten — zufammengefepte Synode nad 
Homberg, „um mit allen feinen Unterthanen, geiftlihen und weltlichen Standes, in ber hrift: 
lichen Sache und Zwiefpalt nad Gnade des Allmächtigen zu handeln, auch zu unterfuhen, was 
zu einer guten Kirchenverfaffung gehöre’. Den bedeutendſten Einfluß auf die Berathun— 
gen übte eig der heffifchen Geiftlichfeit und überhaupt dem deutſchen Volksſtamme nicht an- 
gebörendes Mitglied, der frühere Franciscanermönch Franz Lambert von zen der in 
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feiner Heimat mit den Waldenfern und dann in Stradburg, wo er nad vielen Berfolgungen 
als Profeffor eine Anftellung fand, mit Karel, dem Vorgänger Calvin's, in Verbindung ge- 
ftanden hatte, und der jegt durch Luther vem Landgrafen empfohlen worden war. Er hatte be— 
reits einige Schriften herausgegeben, worin er die Rechte der firdhlihen Gemeinden im Gegen= 
fag gegen die Hierardie der katholiſchen Kirche vertheidigte, er ftellte jegt eine Reihe von 
158 lateinifhen Sägen (ſogenannte Barodoren) auf, welche den Inbegriff der evangelifchen 
Verfaſſungslehre auf ähnliche Weife wie die früher zu Strasburg erfhienenen Schriften ent= 
bielten ; er erklärte darin namentlich in Übereinſtimmung mit feinen heimatlihen und perſön— 
lichen Beziehungen den Zuftand der Kirche für den vollfommenften, der der urſprünglichen 
Ghriftengemeinbe und dem Zeitalter ver Apoftel am ähnlichften ſei. So entftanden nad gehal- 
tener Disputation die Beihlüffe der Homberger Synode von 1526 (Reformatio ecclesiarum 
Hassiae juxta certissimam sermonun Dei regulam ordinata in venerabili synodo per cl. 
Hess. princ. Philippum ao. 1526, die 20 Oct. Hombergi celebrata, cui ipsemet princeps 
illustrissimus interfuit). Danad bat nun jede Gemeinde dad Recht kirchlicher Selbftregierung 
und zwar unmittelbar in Gemeindeverfammlungen, nicht mittelbar durch Vertreter oder Beauf⸗ 
tragte audzuüben ; eine eigentliche Presbyterialverfaſſung beiteht aljo nad} dieſer Kirchenordnung 
nicht; es werben allerdings an einzelnen Stellen Altefte erwähnt, die namentlich den Pfarrer 
bei Krankenbeſuchen begleiten, an der Leitung der Gemeindeverfammlung neben dem Pfarrer 
einigen Antheil haben und von denen namentlich bei Verhandlungen, die den Pfarrer perſön— 
lich betreffen, einer den Vorfig führen foll; dagegen hinſichtlich ver Kirchenzucht wird das ganze 
Inftitut gar nit erwähnt; außerben finden fi in der Kirchenordnung felbft gar feine Vor— 
ſchriften darüber, wie die Alteften zu ihrem Amte gelangen ſollen; fie waren aljo jedenfalls 
nur von untergeorbneter Bedeutung; der Schwerpunft der gemeindlichen Selbftverwaltung 
lag in den allgemeinen Gemeindeverfammlungen, wo namentlid aud die Wahl der Geift- 
lihen geihah und die Kirchenzudt geübt wurde. Gläubige Frauen fünnen ohne Stimm: 
recht der Verfammlung beimohnen dürfen. Zwar follten die Gemeinden nur and wirk- 
lih Gläubigen, jogenannten Heiligen befteben und eine Scheidung zwiſchen wahren und 
falfhen Brüdern vorgenommen werden, indeffen das ift darum wieder ganz irrelevant, weil 
diefe künſtliche Gemeindebildung doch auf dem Princip völliger Freimwilligkeit berußt. Es 
gibt dann zwar in jeder Gemeinde ein fändiges Pfarramt, es foll jedoch jeder Pfarrer fein 
Amt-nur fo lange führen, als er Gottes Wort lauter und rein lehrt, und einen würdigen 
Mandel führt, worüber zunähft der Gemeindeverfammlung die Gognition zufteht; es kön— 
nen aber auch Bürger und Handwerker, ihr Gewerbe fei, welches e3 wolle, wenn fie nur fromm, 
unbeſcholten und unterrichtet find, zu Pfarrern gewählt werben; endlich joll auch Männern 
ohne Amt, wenn fie fromm und bibelfeft find, dad Predigen nit verwehrt werden. Wie 
das örtliche Kirchenregiment der Gemeindeverfammlung zufteht, To foll die firhlide Ver— 
waltung einer ganzen Landſchaft ven Provinzialiunoden (majores et provinciales synodi) 
zufommen, und für ganz Heilen ſoll jährlih eine Landesſynode ftattfinden, beſchickt durch 
ſämmtliche Pfarrer und durd je einen Abgeordneten ver Gemeinden, welder unmittelbar vor= 
ber in ver Gemeindeverfammlung erwählt wird. Dieje Synode foll am dritten Sonntag nach 
Dftern in Marburg gehalten werben, aber höchſtens drei Tage dauern. Der Geſchäftskreis 
der Synode umfaßt die Prüfung der von den Gemeinden geſchehenen Pfarrwahlen und Ab- 
fegungen, die Überwachung der Vifitatoren, endlich die Entſcheidung über vorgelegte Zmeifel 
und Fragen von feiten einzelner Gemeinden. Übrigens ift ed ausdrücklich gefordert, daß Gottes 
Wort mehr gelten müſſe ald Stimmenmehrheit, und daß die Entſcheidungen der Synode einer- 
feit8 nur auf Grund gebiegener Schriftftellen zur Erbauung aller Gemeinden, andererfeits 
nicht als Sagungen (statutorum nomine), fondern einfach ald „Antwort der und ver heſſiſchen 
Synode‘ befannt gemadt werden follen. Endlich die laufenden Gefhäfte von einer Synode 
zur andern und die Leitung der Geſchäfte auf ver Synode beforgt der Synodalausſchuß, der 
aus dreizehn Mitgliedern befteht, bei deſſen Wahl der Landesfürft nebft den Edelleuten, wenn 
fie der Berfamminng beiwohnen, ebenfalld Stimmredt haben, und deren Berathungen der 
Landesfürſt mit einigen Männern, die er beiziehen will, ſowie auch die vem Evangelium gün- 
fligen Grafen des Landes beimohnen koͤnnen; von einem eigentlich landesherrlichen Kirchenregi— 
ment findet ſich aljo feine Spur. Neben dem Synodalausſchuſſe ſtehen jedoch noch drei Viſita— 
toren, die, von der Synode gewählt, die Kirchen zu beſuchen, die gewählten Bifchöfe zu prüfen, 
re zu veriverfen, die Würdigen zu beftätigen und darüber der Synode zu berichten 
haben. 
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Indeffen zu einer Ausführung diefer Kirchenordnung ift ed nicht gefommen, und zwar hat 
dabei die Abmahnung Luther's bedeutend mitgewirkt. So wenig Luther jemals die Idee des 
allgemeinen Prieſterthums aufgegeben und jo weit er ſich aud) ftetö von dem Amtöprivileg ent: 
fernt gehabt hat, jo Haben doc allerdings die Erfahrungen des Bauernkriegs und der wieder- 
täuferifhen Bewegungen infofern auf ihn eingewirft, ald er von einer jofortigen Verwirk— 
lichung diejer Ideen abftehen zu müflen glaubte. So hatte er ſchon 1526 in ver Vorrede zu der 
deutſchen Meſſe und Ordnung des Gottesdienftes im Hinbli auf eine freie Kirhenverfaflung 
gelagt: „Aber ih fann und mag noch nicht eine folhe Gemeinde oder Verſammlung ordnen 
oder anrichten, denn ich Habe noch nicht Leute und Perfonen dazu, fo jehe ich auch nicht viele, vie 
dazu dringen.” Und fo äußert er jih nun aud abmahnend in einem auf Erfordern des Land: 
grafen über die Einführung der neuen Kirhenverfaffung zu Anfang des Jahres 1527 er: 
flatteten Gutachten; in Ausführungen, die einen tiefen Einblid in das Weſen der Rechts— 
bildung offenbaren, ſpricht er jih gegen dieſelbe aus; er ſträubt fich namentlich gegen dad 
Umfaflende, Abſchließende der Geſetzgebung, wie jie hier vorlag, er verlangt dagegen vor: 
läufig nur Beftftelung einzelner, befonders nothwendiger Normen, man möge es verſuchen 
mit einzelnen Befehlen, die entweder mündlich ertheilt oder auf Zettel gezeichnet wären; 
ſpäter könne man ed dann in ein Fleined Büchlein faffen, denn er wiſſe wohl, habe es auch 
wohl erfahren, dag wenn Gejege zu früh kämen, jelten etwad Gutes daraus entflände, die 
Zeute jeien nit danach geſchickt, wie die meinten, „jo da jigen bei ſich felbft und malen's 
mit Worten und Gedanken ab, wie ed gehen ſollte“; es jei fürwahr Gejegmaden „ein groß 
herrlich weitläufig Ding, und ohne Gottes Geift wird nichts Gutes daraus’; darum jei mit 
Burdt und Demuth gegen Gott zu verfahren. So fehr nun auch mit der hier von Luther 
vertheidigten Theorie der jogenannten organiihen Entwidelung Misbrauc getrieben wer: 
den ann, jo wird man doch bei einer unbefangenen Betrachtung der vamaligen Lebenszu— 
ftände zugeben müffen, daß Luther's praktiſcher Sinn das Richtige getroffen hat; die dama— 
ligen Gemeinden waren für eine folde Berfafjung in der That nit reif; wir befinden ung 
pabei in einer Höhft merfwürdigen Ubereinftimmung mit einem Manne, mit dem wir fonft 
platterdings gar nichts Gemeinjames Haben, nämlich mit Kliefoth, der fi jehr gut folgender: 
mapen darüber ausfpridt: „Wie wäre ed nur möglich gewefen, daß fi in dieſen damals noch 
von oben herab bis in die fleinften concentrifchen Kreife monarchiſch geftalteten Territorien ſolche 
autonomen Kirhengemeindecollegien hätten einrichten laffen! Wie hätte ſich ſolches nur in 
der kleinſten Landgemeinde, die vielleicht aus zwei bis drei Rittergutöbefigern und übrigens aus 
lauter hörigen Leuten befanden, ind Werf fegen laffen. Wer dagegen jagen wollte, aber das 
gehe die politifche Lebensform an und an dieſe habe die Kirche fidy nicht zu Fehren, ver würde 
Vergebliches reden, denn die Kirche kann ſich nicht in der Luft aufbauen, jondern muß ſich in der 
Realität ded Lebens geftalten; wenn fie Bolföficche fein will und joll, jo muß fie jih auch in 
ihrer Geftaltung der politifhen Lebendgeftaltung anbequemen. Es ift aber unmöglid, den 
Gutsherrn dur ein Kollegium von ſechs Tagelöhnern in den Bann thun zu laſſen“ (Kliefoth, 
„Die Beichte und Abfolution ; liturgifche Abhandlungen’, Schwerin 1856, II, 454). Wir 
werden auf einige diefer Außerungen zurüdfommen, um jie gegen Klifforh jelbit geltend zu 
machen. Dahin wird man die Bedeutung der Homberger Synode und Luther’d Stellung zu 
ihr zufammenfaflen können : e8 war vom höchften Werthe, daß ed zu dem Entwurfe einer ſolchen 
Berfaffung gekommen war, denn man jieht Daraus, wohin das allgemeine Priefterthum noth- 
wendig führt, ed war aber gut, daß dieſer Entwurf nicht ausgeführt wurde, denn die allge: 
meinen Lebenszuſtände waren derartig, daß leicht durch die mangelhafte Verwirklichung der 
Idee, die Idee ſelbſt eine Schädigung erhalten haben könnte, 

Es war das Hauptland der deutfchen Neformation, das Kurfürftenthum Sachſen, weldes 
aud in Bezug auf die Berfaffungsentwidelung dem übrigen Deutſchland die Wege vorgezeichnet 
hat; und zwar geſchah die Ausbildung ber fähjtihen Kirhenverfaflung unter fortwährender 
thätiger Mitwirkung und weientliher Zuftimmung ver Reformatoren. Schon im Jahre 1526 
hatte Luther die Hülfe des Kurfürften zur Herftellung der kirchlichen Ordnung angerufen, und 
ihn namentli, unter Hinweifung auf eine ihm von Gott auferlegte Verpflichtung, zur Anftel- 
lung einer Bifitation aufgefordert ; dieſe Bitte fand bei dem Kurfürften Gehör, und in ber Ins 
ſtruetion für die Vifitatoren von 1527 ihre Grfüllung, an welde Urkunde ih noch im Jahre 
1528 der Unterricht dev Vijitatoren an die Pfarrherren, wejentlih von Melanchthon verfaßt, 
anfhließt. Danach wurden nun aber in ver ſächſiſchen Landeskirche als ftändige Organe bed 
Kirhenregiments nur Superintendenten eingefegt, mit dem Auftrage, über Die Lehre, die Amts— 
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führung und den Wandel der Geiſtlichen ihrer Kreife die Aufficht zu üben; auch die Eheſachen, 
die nach der Aufhebung der biſchöflichen Jurisdietion von den Pfarrern entfhieden wurden, foll- 
ten an fle vertiefen werben, in ſchwierigen Fällen jedoch zur Competenz der landesherrlichen Ge— 
richte gehören, welche in Gemeinſchaft mit dem Superintendenten und dem Pfarrer fanımt andern 
dazu tauglichen Gelehrten, fowie einigen Mitgliedern des Raths, unter welchem die Barteien ge- 
jeflen, das Verhör anftellen und die Entſcheidung faffen, oder an den Kurfürften Bericht erftatten 
follten. Immer dringender war dann aber im folgenden Decennium das Bedürfniß einer feften 
Dronung und Geftaltung der noch ſchwankenden Berhältniffe zu Tage getreten; insbeſondere er— 
gab es ſich, daß die Vifitatoren, welche bis dahin die Stelle einer obern Auffichtöbehörde vertreten 
hatten, dieſem Berufe nicht zu genügen vermochten. So gab ed denn Gründe genug, an bie defi— 
nitive Ordnung Hand anzulegen, zumal die Hoffnung auf eine Ausgleihung mit ven Autoritä- 
ten der römischen Kirche immermehr dahinſchwand. Die wittenberger Theologen gaben dieſer 
Überzeugung in einem Gutachten, 1538, welches von Juſtus Jonas verfaßt ift, ihren Ausdruck, 
worin die Niederfegung einer ftändigen landesherrlichen Behörde aus weltlichen und geiftlichen 
Mitgliedern beftehend vorgefchlagen wurde, die nicht blos ein Gericht für Ehefachen und Dis— 
eiplin, fondern auch eine mit der Verwaltung der Kirche überhaupt beauftragte Behörde fein 
jollte, in ver Weife jedoch, daß biefe, in Erinnerung an die biſchöflichen Gerichte mit dem Namen 
Gonfiftorium belegte, Behörde etwa den Wirkungskreis ver bifhöflihen Vicarien haben follte, 
während ein anderer Theil ver Negierungsbefugnifle ausgefchieden und wie früher in der kano— 
niſchen Rechtsordnung dem Bifchofe, jo bier dent Landesherrn vorbehalten werben ſollte. Auf 
diefe Weife fam e8 1542 zur wirklichen @infegung des Conſiſtoriums in Kurfachfen, eine Ein— 
richtung, die dann für das ganze übrige Deutſchland maßgebend geworben ift, ſodaß das landes— 
herrliche Kirchenregiment allentbalben in einem confiftorialen Organismus fi abſchloß. Na- 
mentlich vermochte ſich auch Heffen diefer Entwickelung nicht zu entziehen; es kam bier zunächft 
1527 zur Ernennung von landeöherrlihen Vifitatoren, e8 wurben dann unter Berufung dar— 
auf, daß der Landgraf feinen Landen und Leuten von dem Allmächtigen ald ein Vogt und Ver— 
walter gnädiglidh gefeßt fei, ſechs Superintendenten beftellt, venen in geiftlihen Sachen alle 
geiftlihen und weltlihen Befehlshaber untergeben fein follten; zur feften Geftaltung kam Diefe 
Einrichtung jedoch erft durch die Vifitationsoronung von 1537 ; diefelben follten von den Geift- 
lichen ermwählt, von dem Landgrafen beftätigt werden; man erklärte ih dann zwar 1545 gegen 
die von den ſächſiſchen Neformatoren eingefegten Gonfiftorien,, indeſſen feit vem 17. Jahrhun— 
dert, namentlich feit 1610 wurden diefelben dennoch eingeführt. 

2) Die Natur und Beihaffenheit des landesherrlichen Kirchenregiments. Was zunächſt 
die Natur und Befchaffenheit des landesherrlichen Kirchenregiments im allgemeinen betrifft, 
jo ift nad} einer weitverbreiteten, ja man wird fagen müflen, nad ver herrſchenden Anficht 
die oberfte Kirchengewalt nicht den Landesherren ald folden, fondern in ihrer Eigenſchaft 
als vornehmfte Glieder der Kirhe (praecipua membra) übertragen worden, ſodaß diefelbe 
nit als ein Ausflug, fondern als ein Anner ihrer fonftigen landesherrlichen Gewalt be- 
tradhtet werden müßte, deren Ausübung nit nad ven gewöhnlichen Grundfägen über bie 
Ausübung der Stahtögewalt und der einzelnen Hoheitsrechte, ſondern nach ganz beſondern 
Prineipien zu erfolgen hätte, die auf der Natur ver Kirhengewalt und einem ſtillſchweigenden 
Vorbehalte bei ver übertragung beruhen follen ; die proteftantifche Kirche würde danach von An- 
fang an ein Mei eigenen Lebens gewefen fein, felbftändig gegenüber vem Staate und nur ir 
der höchſten Spige durch eine ganze Perfonalunion mit ihm verbunden. Indeſſen folange man 
fi auf dem Boden der Wirklichkeit hält und die geſchichtlichen Thatſachen nicht zu Ounften 
vorgefaßter Iheoreme umbdeutet, wird man auf das unbebingtefte behaupten müflen, daß mit 
der Ginführung des landeöherrlihen Kirchenregiments eine vollftändige Identificirung von 
Staat und Kirche erfolgt fei, daß die Staatägewalten damals die Kirchenregierung zu eigenem 
Rechte und im ganzen Umfange in ihrer Eigenſchaft als weltliche Landesherren übernommen 
haben, und daß der Umfang ver Landeshoheit, welche ja aus Inuter einzelnen Aggregaten beftand, 
ſich dadurch ausbebnte, die Sphäre des Staats ſich erweiterte. Man muß dabei nur abſehen von 
Tendenzen und Beftrebungen, welche ſich im entgegengefegter Richtung allerdings geltend 
machten und für die man namentlih auch aus den Schriften der Reformatoren einzelne Aus— 
ſprüche anführen kann, obgleich wenigſtens bei Luther ſich auch Äußerungen im entgegenge- 
fegten Sinne finden. Es ift aber in ven Gingängen dev meiften und beveutendflen Kirchenord— 
nungen der damaligen Zeit-gerabezu ausgeſprochen, daß ed eine durchaus falfche Anficht jei, 
wenn behauptet würde, die Fürften und andere Obrigkeiten hätten ſich bloß ihrer Kanzlei anzu- 
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nehmen, esjeieinzigihre Aufgabe, fürgute Bolizei zu ſorgen; es müſſe vielmehr behauptet werden, 
daß die Fürſten nicht blos um äußern Friedens willen den Unterthanen vorgeſetzt feien, daß fie 
vielmehr ihre Macht auch zur Förderung des Gottesdienſtes anwenden müßten, nicht blos ein 
zeitliches Regiment, ſoviel Leib und Gut betreffe, hätten fie zu führen, ſondern noch viel mehr für 
dad Heil der Seelen zu forgen. Die Obrigfeit, heißt es, jei bei ihrer Seelen Seligkeit ſchuldig, 
alles anzuorbnen, was Chriſtus in einer Öffentlichen Berfammlung zu thun befohlen habe ; wie 
diefer Gedanke im Spradgebraude ver damaligen Zeit häufig ausgedrückt wird: Die Obrig— 
feiten find Wächter und Hüter beider Tafeln des Gefeges, ebenfo gut der erften, auf der die 
Gebote über das Verhältniß ver Menfchen zu Gott ſtehen, als ver zweiten, melde die Gebote 
über dad Verhältniß der Menfchen untereinander enthalten ; jo wird auch vielfach verwiefen auf 
das löbliche Beiſpiel der Könige des ifraelitifchen Volks, die für alle Zeit ven Beruf der Obrig: 
feit zur Ordnung des chrifllihen Lebens vorbilvlih dargethan haben follen. Die proteftan- 
tiihen Territorien Deutſchlands geftalteten ſich alfo zu einbeitlihen Oemeinwejen, in denen die 
politiſchen und kirchlichen Bezüge in jeder Hinficht ſich deckten; für eine Unterfcheivung der lan— 
deöberrlihen Befugnifje in ein jus circa sacra und ein jus in sacra, in Kirdhenregiment und 
Kirchenhoheit fehlte ed an jeder Veranlaſſung und Vorausſetzung. 

Daraus ergeben ih nun namentlich folgende Gonjequenzen. Zunächſt waren bei ver Kir— 
henregierung neben dem Landesheren auch vie Landſtände betheiligt. So ift namentlich die 
Einführung der Reformation faft überall unter ftändifcher Goncurrenz erfolgt, ja in einigen 
Gebieten haben jie fogar dafür die Initiative ergriffen, während fie dagegen anderöwo, wenn 
unter den Ständen felbft Uneinigkeit herrichte, der Landesherr dagegen entſchloſſen war, nur 
den vollendeten Thatſachen ihre Billigung aufzudrüden hatten. Sie kommen ſodann weent: 
li in Betracht bei der kirchlichen Nechtöbildung, bei der Emanation der Kirchenordnungen, die 
ganz auf diefelbe Weife zu Stande famen wie andere Gefege au, in deren Eingängen daher 
meift aud der ſtändiſchen Zuſtimmung Erwähnung geſchieht. Es gehört noch bis Ende des 
16. Jahrhunderts zu den jeltenften Ausnahmen, daß wo das Inftitut der Landſtände in aner— 
fannter Wirkfamfeit ſich befand, was ja in den weit meiften Territorien der Fallwar, eine kirch— 
liche Rechtsbildung ohne viefelben vor ſich ging, fo ift noch Die preußifche Conſiſtorialordnung 
von 1584 an dem Widerfprucde der Stände geſcheitert. Höchſtens wenn es fi um die Aus: 
führung ſchon beftehender Normen handelte, wo auch in andern Dingen der Landesherr einfei: 
tige Verordnungen erlaffen Eonnte, überhob man ſich der ftändifchen Zuftimmung auch bier; fo 
find 3. B. die Heflifhen und die würtembergifchen Kaftenorbnungen von den betreffenden Lau— 
deöherren einfeitigerlaffen worven, während fonft gerade in Heflen und Würtemberg eine land: 
ſtiindiſche Mitwirfung ganz unbeftritten ftattfand. Und wie überhaupt die alten Landſtände fei- 
neswegs auf die Legidlative befhränft waren, jo zeigt ſich auch aufdiefem Gebiete eine Theilnahnie 
derjelben an der Adminiſtration, wie das z. B. aus der befannten Verordnung des Herzogs Ulrich 
von Würtemberg 1540 hervorgeht, wonad zur Verwaltung der Kirche „Oeconomi” gewählt 
werden jollten, die ver Kirche, „das ift etlich gewehleten von der Landſchaft“, zu jever Zeit Rech— 
nung abzulegen hätten. Aber freilich trat doch auch jhon im Kaufe des 16. Jahrhunderts die 
berühmte Theorie hervor, wonach die Landesherren in Sachen der Kirhenregierung an die Zu: 
ſtimmung der Landftände nicht gebunden fein follten, weil, wie ber Kurfürft von Brandenburg 
ſchon 1561 diefelbe motivirte, die Beforgung diefer Angelegenbeiten früher den Bifhöfen und 
ihren Officialen zugeftanden hätte „und dann diefelbige geiftliche Expedition jegt an uns fon: 
men‘. Es ift ganz bezeichnend, daß diefe Theorie zuerſt in der Marf geltend gemacht wurde, 
wo die Macht der Landſtände ſchon damals vielfach gebrochen war, jie fand dann in demſelben 
Maße Eingang in die Braris, in welchem die Bedeutung des landſtändiſchen Inftituts über: 
haupt erlofh, wobei man ji fortwährend einer eigenthümlichen Deutung der Beſchlüſſe des 
Neihstags zu Augsburg von 1555, wodurd die Reformation definitiv zur Territorialſache 
geworben war, bediente. 

Dagegen jind die Landesherren bei der Ausübung ihres Kirchenregiments in Feiner Weiſe 
eingeſchränkt gewejen durch die Beiftlichfeit, ven fogenannten Lehrftand. Es find zwar vielfach, 
namentlich in ven erften Zeiten ver Reformation Geiftliche, weil fie natürlicherweife durch ihren 
Beruf den kirchlichen Dingen beſonders nahe fanden und vorzugöweije zur Bejorgung derartiger 
Geſchäfte befähigt waren, von den Fürften bei Abfaffung ver Kirchenorbnungen, der Befennt- 
nißſchriften u. j. w. zu Rathe gezogen worden, und fie haben in dieſer Hinficht einen großen 
materiellen Einfluß auf die Handhabung des Kirchenregiments vielfach geübt, aber von einer 
formellen Berechtigung dazu findet ih gar nichts, auch maren ed doch immer nur einzelne Theo— 
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logen, die auf dieſe Weife verwandt wurden, und häufig gar nicht inländifche, jondern auswär⸗ 
tige, die äußerlich mit dem betreffenden Kirhenregiment gar nichtd zu thun hatten; dad Rechts— 
verhältnif war völlig correct ausgedrückt, wenn es in den Gingängen oder Schlufworten man= 
cher Kirchenordnung heißt, diefelbe ſei entflanvden auf Rath der Theologen und Bewilligung 
der Landſchaft. Es find dann ferner ſeit vem Ende des 16. Jahrhunderts und während ver 
ganzen Periode ver kirchlichen Orthodoxie, welche Die Bedeutung des Lehrftandes natürlich flei: 
gerte, vielfache Prätenfionen erhoben worden, der Geiftlihkeit an der äußern Kirchengewalt 
einen maßgebenden, ja den entſcheidenden Einfluß zu verfchaffen, die Orthodorie durch eine 
Hierarchie zu Fräftigen und zu vollenden. Indeſſen jo jehr damals unter der Herrſchaft jener 
Zeitftrömung Tendenzen diejer Art geltend gemacht jind und fo ſehr man ſich dabei auf einzelne 
Außerungen der Reformatoren und der Symbole, in denen von einer nothwendigen Schei— 
dung der geiftlichen und weltlichen Gewalt die Rede war, ftügen konnte, jo find jie do zu einer _ 
förmlichen Durhführung im Rechtsleben nicht gelangt; und felbft da, wo fie wie in Pommern 
und Heſſen, gewiſſermaßen auch in Brandenburg und Breufen, zur Einführung eines rein 
geiftlihen Organismus gediehen waren, haben fie dody immer nur vorübergehende Erfolge 
aufzumeifen gehabt, und jelbft dieje waren nur der Preis fortmährenver tiefgreifender Kämpfe 
mit den Landesherren und ven Landftänden. 

Ebenſo fehlte ed gegenüber dem landesherrlichen Kirchenregiment an einer Organifation 
und jelbftändigen Berechtigung dev Gemeinden. Wenigftens findet ſich dergleihen nur jehr 
vereinzelt. Wol hatte einft Luther im Jahre 1523 in der Schrift „Grund und Urſache aus der 
Schrift, daß eine hriftliche Verfammlung oder Gemeinde Recht und Macht habe, alle Lehre zu 
urtheilen, und Lehrer zu berufen, ein- und abzujegen‘ Grundfäge aufgeftellt, bie der freien 
Selbitbeflimmung der Gemeinden Raum zur vollften Entfaltung gewährten; in der Entwicke— 
fung aber, wie fie nun bald nachher auf dem Boden Kurſachſens ji vollzog, hatte die Ge— 
meinde als ein lebendiges Glied des firhlihen Organismus feine Stätte mehr, ed ift von 
nun an feine Rede mehr davon, daß die Gemeinde zu jelbftthätiger Theilnahme an der Ord— 
nung ihres eigenen Lebens berechtigt jei, jondern diejelbe erſcheint als das „Pfarrvolk“, daß, 
wie ber kurſächſiſche Vijitationsabfhien von 1528 fagt, verpflichtet ift, Gottes Wort treulich 
zu hören, in gutem Gehorfam der Obrigkeit, ven Erb= und Lehnherren zu leben, den Pfarrern 
ihre Ernte und Zinjen ordnungsmäßig zu entrichten, die Pfarr= und Kirhenhäufer in bau— 
lihem Zuftand zu halten u. ſ. w. Es findet ſich dann wol hier und da, daß der Gemeinde einige 
Theilnahme an der Kirchenzucht eingeräumt ift, wie namentlih in Würtemberg und der 
Pralz, indeffen es ift ſchon ganz richtig bemerkt worden, daß die einzelnen Gemeindegliever, 
welche zu ſolchen Zweden in einigen wenigen Landeskirchen und zwar nicht von der Gemeinde, 
jondern von der Obrigkeit, beftellt wurden, die fogenannten Nügemeifter, wie jie im Würtent- 
bergifchen hießen, nicht als jelbftändige Kirchenvorfteher betrachtet werden fünnen, daß fie viels 
mehr die größte Ahnlichfeit mit den fchon feit vem 9. Jahrhundert in der Fatholifchen Kirche 
vorkommenden Sendezeugen haben. Etwas bedeutender tritt das Element der Gemeinde dann 
allerdings eine Zeit lang in der heſſiſchen Kirche hervor. Nach der heffiichen Ordnung der 
Kirchenzucht nämlich, welche 1539 auf der Synode von Ziegenhain feftgeftellt wurde, die auf 
Befehl des Landgrafen aus weltlichen und geiftlihen Mitglievern zufammengetreten war, follte 
die alte Ordnung der Heiligen Schrift wiederhergeftellt und ee follten daher in jeder Gemeine 
Altefte beftellt werden, bei deren Wahl neben ven Räthen und Gerihtsherren auch die Gemeinde 
ſelbſt betheiligt fein jollte. Die Pflicht diefer Alteften ſollte e8 fein, Aufficht zu haben auf Die 
Prediger und wo ein Mangel an ihnen ſich fände, folhen entweder felbft oder durch die Obrig— 
feit zu verbefjern; und es wird ferner gefagt, daß, wo die hriftliche Lehre gegen jemand zu ver: 
theidigen oder irrige Leute zu berichtigen oder etwas anderes Wichtiges von wegen ver Kirchen 
zu handeln vorfallen würde, allweg die Älteften dabei fein und ihren getreuen Rath und Hülfe 
dazu nach beftem Vermögen beweijen follen, damit alles in der Kirche vefto ordentlicher und 
vertrauter und zu mehrerer Beflerung verrichtet werde; befonders ift ihnen dann die Handha— 
bung der Zucht durch Ermahnung und Warnung überwiefen, ven Bann dürfen fie aber nur 
mit Genehmigung des Superintendenten erfennen, worauf dann die Verkündigung je nach der 
Beigaffenheit des Falls entweder vor der ganzen Kirche oder vor den Alteften allein erfolgt. 
Diefe Einrigtung ift ausdrüdlid von Luther gebilligt und zur Nachahmung empfohlen worden. 
Sie erhielt ſich trogdem nicht lange. Zwar in der erften eigentlichen heſſiſchen Kirchenordnung 
von 1566 ift das Amt der Älteften nicht nur beibehalten, fondern es eriheint hier in princi- 
piellev Begründung durchaus in caloinifher Weile: Der Bresiyr® #° | "enloren gibt €8 
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zweierlei, etliche arbeiten in Wort und Lehre und Austheilung ver heiligen Saframente, welde 
man fonft Hüter und Doctoren, d. i. Lehrer nennen mag; den andern aber fteht zu fleifiges 
Aufiehen, daß alles, jo die Regierung der Kirchen belangt, treulich verfehen werde; die Stellung 
der Alteften ift alfo hier gefteigert, fie werben geradezu als Theilnehmer am Kirhentegiment 
bezeichnet; außerdem haben die Gemeinden da, wo fein Patronatrecht befteht, das echt, ven 
neuen Geiftlihen vorzufcplagen. Noch nad} der Kirchenordnung von 1657 werben die Älteften 
als die Repräfentanten dev Kirche bezeichnet. Aber allmählich kam doch aud Hier das Inftitut 
namentlich mit dev Verminderung der Kirchenzucht in Verfall, durch eine Verorbnung von 
1759 wurde das Recht der Gemeinden bei ver Beſatzung der Pfarrſtellen auf ein Widerſpruchs— 
recht nach der Probepredigt eingejhränft. 

3) Die drei Syſteme der proteftantifchen Kirchenverfaflung. Die drei Syſteme der pro= 
teftantiihen Kirchenverfaſſung, das Epiſkopal-, Territorialz und Collegialſyſtem, find zu: 
nächſt nit blos, wie man früher wol angenommen hat, verſchiedene Beantwortungen ber 
Frage nad dem Entſtehungsgrunde des landesherrlichen Kirchenregiments, ſondern die Ver: 
tchiedenheit der Dadurch angedeuteten Standpunfte bezieht ſich auf ven Inhalt deſſelben, die ganze 
Natur und Bedeutung des landeäherrlihen Kirhenregiments ift danach verſchieden; es handelt 
ich bei den drei Syitemen viel weniger um das Warum ald vielmehr um das Wie. Die Bedeu: 
tung berjelben ijt nicht bloß eine formelle, ſondern vorzugsweiſe eine reale. Was zunächſt dad 
jogenannte Epijfopalivften betrifft, fo geht daſſelbe allerdings aus von der Gntftehungsart 
des landesherrlichen Kirchenregiments, deſſen Rechtsgrund danach auf den Augsburgifchen Re— 
ligiondfrieden und auf die damals geichehene Suspenfion der Kirchengewalt ver Fatholifchen 
Biihöfe, die dann durch Devolution auf die Landeöherren übergegangen fein joll, zurüd- 
geführt wird; übrigens aber befteht das Weſentliche des Epiſkopalſyſtems in der Lehre von den 
drei Ständen (ordo triplex hierarchicus), dieſe drei Stände jind nämlich die weltliche Obrig- 
feit (magistratus politicus), der Lehrſtand (ministerium ecclesiasticum) und der Hausſtand 
(status oeconomicus); zwiſchen ihnen wird nun die Kirchengewalt in der Weife vertheilt, 
daß der Schwerpunft derfelben, die gefammte materielle Kirchengewalt den fogenannten Lehr: 
ftande zugeichrieben wird, der Kandesherr nur dem Namen nad) (nominetenus titulotenus) 
Biſchof und Regierer der Kirche ift, und lediglich formell die vom Lehrſtande beichloffenen Maß— 
nahmen zu janctioniren hat, envlid ven Gemeinden, ven Laien, dem kirchlichen Tiers-Etat 
nur das Recht zufteht, fi die Maßregeln des Kirchenregimentd anzueignen, womit jedoch kei— 
neswegs das Recht der VBerwerfung verbunden ift; im der That fpielt diejed etwas jonderbare 
Recht der Aneignung ohne entjprechendes Gorrelat in ven auf vem Stanbpunfte des Epiffopul- 
ſoſtems flehenden Schriften eine ziemlich große Rolle. Das Epiſkopalſyſtem ift begründet worden 
zu Anfang des 17. Jahrhunderts durch die Juriften Stephani und Reinkingf, dann aber beſon— 
ders audgebildet durch den Theologen Carpzov; es findet fi, der dagegen geniadten Einwendun⸗ 
gen ungeadhtet, in den angeblich von F. K. v. Mojer, in Wahrheit aber von dem fürftlich reußi— 

ſchen Regierungsrarh Bretichneider verfaßten „Vertrauten Briefen über das proteftantiiche geift- 
liche Recht“ (Brankfurt 1761); es ift wieder and Licht gezogen worden in ver Abhandlung von 
v. Kamptz „Über das biſchöfliche Recht in der evangeliſchen Kirche in Deutſchland“ („Jahr— 
bücher für die preußiſche Geſetzgebung, Rechtswiſſenſchaft und Rechtsverwaltung“, XXXI, 25— 
150), und endlich iſt es im weſentlichen der Standpunkt Stahl's in deſſen „Kirchenverfaſſung 
nach Lehre und Recht der Proteſtanten“ (Erlangen 1840; zweite Auflage, 1861). Es muß 
indeffen bemerkt werden, daß die meiften Anhänger des Epiſkopalſyſtems und namentlid Stahl 
ausſchließlich auf die Lehre von den drei Ständen Gewicht legen, dagegen den andern Punkt 
son der Entftehungsart ded landeäherrlichen Kirchentegiments als irrelevant oder juriftifch 
unhaltbar gänzlich fallen laflen; gerade Stahl hat darauf hingewieien, daß die Devolutiond- 
hypotheſe gar feine allgemeine Anerkennung gefunden habe, und daß die Epifkopaliften zum 
meit größten Theil die Kirhengewalt dem Landesheren kraft feiner Landeshoheit zugeichrieben 
hätten. Gegenüber dem Epiſkopalſyſtem hat nun das Territorialfoften Die Behauptung aufge: 
ftellt, daß das landesherrliche Kirhenregiment feiner Entftehung nach auf der Landeshoheit be= 
rube, und daß daher Staats- und Kirchengewalt identiſch ſeien; es ergibt ſich daraus dann 
vorzugsweiſe eine völlige Ausihliegung des Lehrſtandes von der Kirchengewalt und in Gemäß: 
beit ver damaligen Staatözuftände eine faft omnipotente Macht des Landesheren, ohne daß dem⸗ 
jelben fefte Schranten in jonodalen oder preäbyterialen Einrichtungen gefegt wären. Im ein- 
zelnen ift dann das Territorialſyſtem fehr verſchieden ausgebildet. Begründet buch Hugo Öro= 
tina Finbbes, Syinoza, fand ed in Deutichland namentlich durch Thomaſius Eingang, wurde 
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dann dur 3. H. Böhmer in allen Conſequenzen ausgebildet und hatte au in einem ber be- 
rühmteften Staatsrechtslehrer des vorigen Jahrhunderts, 3.3. Mofer, einen Vertheidiger; im 
neuerer Zeit ift vaffelbe befonders von den Anhängern ver Hegel'ſchen PHilofophie deducirt und 
“ von Rothe („Die Anfänge der Hriftlichen Kirche”, Wittenberg 1837) auf die Spipe getrie- 
ben, indem zu Gunften des Staats, ald der Verwirklichung der fittlihen Idee, eine gänzliche 
Vernichtung der Kirche gefordert wurde. Was namentlich den Standpunkt des Thomaſius be- 
trifft, fo hielt verfelbe zwar äußerlich an der Idee der drei Stände feft, wie feine Ausführun: 
gen in ver „Dissertatio de felicitate subditorum Brandenburgicoram‘ zeigen und wie er 
aud in ber „Dissertatio de jure prineipis circa adiaphora” ausdrücklich hervorhebt, ob: 
gleich gerade an dieſer Stelle auch Zweifel gegen die Nichtigkeit der ganzen Annahme geltend ge⸗ 
macht werben. Es ift aber der Anfang und das Ende ber kirchenrechtlichen Thätigkeit des Tho— 
maflus geweien, gegen die Herrfchaft des Lehritandes in Die Schranfen zu treten, gegen die Be: 
frebungen ver Theologen, ſich eine Herrſchaft über die Gewiſſen anzumaßen, denn in diefe 
Falle, meint Thomaſius, würden die Laien ihr Jod) in dev Reformationdzeit nicht abgeworfen, 
fondern an die Stelle eined hölzernen ein eiſernes jich auferlegt haben, und wenn Luther von 
den Todten auferflänbe, wide er in denjenigen, welche ji ganz befonvers den Namen Luthe⸗ 
vaner beilegten, faum noch Chriſten erfennen. Darum preift er es ald ein Glück, daß Gott 
oft aus den status politicus Werkzeuge erwecke, um die ſchlechten Beſtrebungen der Geiftlichen 
zu untervrüden; ein folder Fürft fei num namentlich der Kurfürft Johann Sigidmund von 
Brandenburg gemwefen, der alle religiöfen Streitigkeiten verboten und die Lutheraner bei feinem 
Übertritt zur veformirten Kirche nicht bedrütkt habe; aber die eigentliche exstirpatio hydrae ſei 
dem brandenburgijchen Hercules, den Großen Kurfürften vorbehalten geweſen, ver die gegen 
die geiſtliche Anmaßung gerichteten Ediete verfchärft und ſtreng durchgeführt habe. Indem aber 
Thomafius gegen vie Papo-Cäſarie, wie er ed nannte, ankämpfte, will er deshalb doch auf 
der andern Seite feine Cäſareo-Papie. Allerdings ergibt ji ihm, wie auch den andern Ver— 
fehtern des Territorialſyſtems, dad Recht des Landesherrn zum Kirchenregiment aus deu Idee 
der Höhften Staatdgewalt, indem alle äußern Handlungen der Bürger derſelben unterliegen 
ſollen; es ericheint ihm deshalb auch als ganz einerlei, welcher Confeſſion der Landeöherr fei, 
ſodaß auch der fatholifche Landesherr die Kirchengemalt über feine proteſtantiſchen Unterthanen 
üben und 3. B. ven Gefang verbieten fann: „Und fleur' des Papſts und Türken Mord.” Aber 
die Befugnifle des Landesherrn beziehen ſich doch nur auf die fogenannten Aviaphora, die Mit- 
teldinge, oder wie Thomafius den Inbegriff Berfelben nennt, das jus circa sacra; died ift zwar 
wefentlich verfchieven von demjenigen Begriff, den man fpäter mit dieſem Ausdruck bezeichnet 
bat, wenigftend geben die Befugniffe, vie darin enthalten find, weit über dasjenige hinaus, was 
man heutzutage Kirchenhoheit nennt; jedenfalld aber follte das Kirchenregiment blos auf Ver— 
binderung äußerer Störung ſich beziehen, wie überhaupt nad Thomafius äußere Gewalt nur 
ftatthaft ift zum Zwecke äufern Friedens; der Landesherr hat dagegen nicht die Pflicht feine 
Untertbanen tugendhaft zu machen, für ihre Seligfeit zu forgen, die reine Lehre zu erhalten, der 
Regent foll nicht zum Papfte werden, feinen Gingriff in die Freiheit der Gewiſſen vornehmen 
pürfen. Endlich das Gollegialfoften hat mit dem Epifkopalfoftem gemein, daß eine Scheidung 
beider Sphären, des Staats und der Kirche behauptet, der Unterſchied von Kirchenhoheit und 
Kirhengewalt energifch gelteno gemacht wird, weshalb denn aud v. Kampg zum großen Mis- 
fallen Stahl's erflärt hat, eö gebe eigentlich nur zwei Syſteme, pas Territorial= und das Epiffo- 
palfoften, das legtere jei entweder das Epiſkopalſyſtem im engern Sinne (Devolutiondfyften) 
oder das Collegialſyſtem (Delegationdfnftem). Diefe Eintheilung ift, folange man blos for- 
mell auf den Entftehungsgrund des landesherrlichen Kirchenregiments ficht, ganz Klar und 
logiſch gedacht; beidemal beruht .vie Kirchengewalt unabhängig vom Staate auf Übertra— 
gung; aber Stahl hat ganz vet, ven Umftand für viel wichtiger zu halten, wie nun des 
MWeitern dieſe Übertragung gedacht wird, woraus jih dann natürlich eine ganz verſchiedene 
Stellung ded Landesherrn ergibt, und auf diefen Punkt das größte Gewicht zu legen. Die 
Übertragung wird nämlich auf dem Standpunkt des Collegialſyſtems in ver Weife gedacht, 
daß viefelbe nicht feitens der beftehenden katholiſchen Kirchengewalt, ſondern durd die Ge: 
fammtheit ver Gläubigen erfolgt fei, denn die Kirche ift mach diefer Anfchauung ein freier Ber: 
ein, durch Vertrag gebildet, der ſich urſprünglich felbft vegiert Hat, deſſen Selbftregierung dann 
zwar durch die Hierarchie ufurpirt ift, bei dem Sturz der Hierarchie aber wieder an die ur- 
ſprünglich Berechtigten Heinigefallen und nun von diefen ftillfhweigend an den Landesherrn 
übertragen fei. Man kann fagen, daß die Idee von allgemeinen Prieftertbum, verbunden mit 


Kirche und Kirchenverfaffung (proteitantijche) 187 


ven Vertragstheorien der damaligen Rechtöphilojophie, die weientlihen Momente diejes dritten 
Syſtems der proteftantifchen Kirchenverfaflung feien. Begründet ift daſſelbe anfänglich aufer- 
halb Deutfchlands bei den franzöfifchen Neformirten und englifchen Presbyterianern, und hat 
auch bier feine wefentliche Ausbildung erhalten, namentlich durch den genfer Prediger Blon- 
dell in einer Schrift: „De jure plebis in regimine ecclesiastico” (Paris 1648); in Deutſch— 
Land ift vaffelbe, nicht ohne die Einwirkung Spener's, vorzugsweiſe verbreitet worden durch die 
Schrift des tübinger Kanzler Chr. M. Pfaff („Akademiſche Reden’, Tübingen 1724, und 
„Origines juris eccl.”, 1720); aud v. Gramer, v. oem, Schnaubert und Wiefe gebör- 
tem zu den Anhängern deflelben. 

Alfo fo viel ſteht nach dem Bisherigen allerdings feft, vo die drei Syfteme nicht blos auf 
den Rechtsgrund des landesherrlichen Kirchenregiments ſich beziehen, fondern auch auf deſſen 
Inhalt, daß ſie nicht blos etwas erklären, ſondern daß ſie etwas behaupten wollen. Die drei 
Syſteme zeigen uns ganz verſchiedene Anſichten über Aufgabe und Umfang des Kirchenregi— 
ments überhaupt und damit ſogar über die Natur der ſichtbaren Kirche; ſie durchdringen des— 
halb das ganze Kirchenrecht, ſodaß die Cardinalpunkte der proteſtantiſchen Kirchenverfaſſung 
ganz anders, ja entgegengeſetzt entſchieden werden müſſen, je nachdem man ſich zu dem einen 
oder andern dieſer Syſteme bekennt. Dies richtig erkannt zu haben, iſt offenbar eine Vertiefung 
unſerer Anſchauungen; das Verdienſt einer klaren Formulirung gebührt Stahl, wenn auch 
allerdings bereits Eichhorn im weſentlichen das Richtige angedeutet hatte. 

Nun behauptet aber die gewöhnliche Anſicht nach Stahl's Vorgange heutzutage, daß die 
drei Syſteme Formeln für wirklich vorhanden geweſene Zuftände feien, daß diefen Theorien auch 
die Praris ded Lebens entſprochen habe ; die drei Syſteme wären danach Verioden der kirchlichen 
Verfaſſungsgeſchichte. Wenigſtens das Epiſkopal- und das Territorialfuften ſollen dieſe Be— 
deutung gehabt haben; ſie ſollen ſich aufeinander gefolgt ſein, die anfänglich in den deutſchen 
Territorien epiſkopaliſtiſch eingerichtete Kirchenverfaſſung ſoll ſpäter in territorialiſtiſchem Sinn 
modificirt ſein. Hinſichtlich des Collegialſyſtems wird dagegen ziemlich allgemein angenommen, 
daß es nicht die Macht gehabt habe, vom Leben Beſitz zu nehmen, daß es, unfähig den Terri— 
torialismus aus dem Kirchenrecht zu verdrängen, blos die Bedeutung einer Oppoſition gegen 
die beſtehenden Zuſtände gehabt habe, wie Richter es ausdrückt, neben dem lebendigen Recht in 
den Schriften ver Juriften und Theologen hergegangen ſei, dagegen in ver Geſetzgebung ent- 
weder gar nicht oder nur wie im Preußischen Landrecht ald theoretiiche Verzierung Eingang 
gefunden habe. Ie nad) den verſchiedenen Standpunften ſieht man dann ferner in der Ent: 
widelung vom Gpiffopalismus zum Territorialismus entweder eine Verbeflerung oder eine 
Verſchlechterung, einen Fortihritt oder einen Rückſchritt. Stahl z. B. erflärt das Epijfopal- 
joßten geradezu für das „organiſch-kirchliche Syſtem'“, das ‚einzig berechtigte“, welches auch 
gegenüber ven in der Mitte liegenven „willkürlichen“ Standpunften wieverbergeftellt werben 
müfle, während dagegen andere, ohne für die Macht des Landesherrn in Kirchenſachen ſehr ein= 
- genommen zu fein, wenn ihnen blos die Wahl zwifchen dieſen beiden Syftemen gelaffen wird, 
ſich doch für den Territorialiämus erklären würden, infofern daſſelbe wenigftend nicht einen jo 
directen Widerſpruch gegen die Idee des allgemeinen Prieftertbums enthalte wie jened andere 
Suftem. 

Nun muß aber im Hinblid auf die von und vorher angeführten geſchichtlichen Thatſachen be— 
hauptet werben, daß die drei Syſteme lediglich Perioden für die Literaturgefchichte des Kirchen: 
rechts, nicht aber Perioden der kirchlichen Rechtögeſchichte find, daß ed in der Geſchichte der pro— 
teftantifhen Kirchenverfaffung nur eine einzige Periode von weſentlich gleihem Charakter ge: 
geben habe, und daß, wie anerfanntermaßen ed fich mit dem Collegialismus verhalte, jo auch die 
Softeme des Epiſkopalismus und Territoriglismus aufzufaflen find. Man möge doch denjenigen 
Rechtszuſtand erft urkundlich nachweiſen, wo wirklih, wie das Gpilfopalivften fordert, der 
Landedberr nur dem Namen nad die oberfte Kirchengewalt gehabt hätte, er nur titulotenus 
der oberſte Biſchof geweſen und feine ganze Bedeutung darauf beruht hätte, für die vom 
Lehrſtande audgegangene Feftfegung die formelle Sanction zu ertheilen; ober aud nur eine 
hervorragende Betheiligung des Lehritandes an der Ausübung der Kirchengewalt auf die 
Dauer fi findet. Die Vertbeidiger jener Anficht beihränfen rich hinſichtlich des Bewei— 
ſes derjelben meift nur auf jehr allgemeine Hiftorifche Angaben, aber jelbft dann, ſobald nur 
irgend der Boden concreter Thatſachen von ihnen betreten wird, zeigen ſich jofort die größ— 
ten Divergenzen zwiſchen Theorie und Wirklichfeit. Cine der neueften Arbeiten auf diefen Ge- 
biet, die zwar von einem Mann fehr ertremer Richtung berrührt, aber nach dem Zeugniß wiſſen— 
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Ichaftliher Stimmen, die jih darüber Haben vernehmen laflen, in weiten Kreifen mit großem 
Beifall aufgenommen worden if, und von der man auch in der That behaupten kann, daß ſie die 
ganze Anſchauungsweiſe gerade jo darſtellt, wie fie als die gemeingültige betrachtet werben 
muß, ift Kliefoth’8 Schrift „Über das Verhältniß des Landesherrn als Inhaber der Kirchen— 
gewalt“ (Schwerin 1861), in welder ver wejentliche Inhalt eines von ihm in der Eiſenacher 
Kirhenconferenz vom 4. Juli 1861 gehaltenen Vortrags, welder die allgemeine Billigung 
jener Berfammlung fand, aufgenonmen ift. In diefer Schrift wird an verfhiedenen Stellen 
(S.16, 20) die Mitte des 17. Jahrhunderts als die Zeit bezeichnet, bis zu weldyer das Epiffopal- 
foftem im wefentlichen in anerfannter praftiiher Geltung fid) befunden habe; ed werden ferner 
gleich zu Anfang derſelben die evangelifchen Landeskirchen, je nachdem in ihnen der Territorialiß= 
mus jegt geltend fei, clafjifieirt, und es fteht unter denjenigen Staaten, wo dad territorialiſtiſche 
Princip rein und ungebroden durchgeführt ift, die Freie Stadt Lübeck obenan (S. 2); ed wird 
dann ferner auf ©. 5 nochmals ausprüdlich verfihert, daß die territorialiftiihen Einrichtungen 
ältern und jüngern Datums jeien, daß aber feine verfelben bis in das 16. Jahrhundert hinauf- 
reihe. Nun erlaube ich mir vem gegenüber die Fleine geſchichtliche Notiz, daß diejenige lübeckiſche 
Kirchenordnung, auf welder biejer territorialiftiihe Zuftand beruht, aus dem Jahre 1531 
ftammt, alfo eine der älteften ift, die ed überhaupt gibt. So verhält es fih mir ber geſchicht— 
lichen Unterlage dieſer Anfiht. Die Unhaltbarkeit verfelben würde ſich ebenfalld ergeben, wenn 
man auf die firdliche Regierungsweiſe derjenigen Fürften im einzelnen eingehen wollte, die wie 
der Landgraf Philipp von Helfen, der Herzog Ehriftoph von Würtemberg, der Kurfürft Auguft 
von Sachſen u. a., nad) der Meinung Kliefoth's ‚ein rechtes kirchliches Regiment‘ über die 
Kirche ihres Landes geführt Haben jollen. Aber nicht blos der Epiffopalidmus, fondern auch 
Zerritorialismus in feiner ind einzelne ausgebildeten Doctrin hat nur eine theoretiiche Eriftenz 
gehabt, nur kam der Territorialidmud den wirklichen Zuftänven näher als ver Epiffopalismus; 
eine oppofitionelle Richtung gegen das Beſtehende hatten beide Syſteme, ver Epijfopalismus 
wurde hervorgerufen durch die feit Enve des 16. Jahrhunderts ſich ausbildende Orthodoxie, 
die Zeitrihtung, wonach e8 befonders auf veine Lehre anfam und dadurch der Lehrſtand in ven 
Vordergrund gerüdt wurbe, der Territorialismus mit der rationaliftifchen Zeitrihtung zuſam— 
menhängend, richtete ſich theils gegen die Lehre des Epiffopalidmus, theils gegen den Beſtand 
der wirklichen Zuſtände; in der Ausbildung wenigſtens, die derſelbe durch Thomaſius erhielt, 
ſträubte er ſich nicht blos gegen die Herrſchaft des Lehrſtandes, ſondern gegen ein ausgedehntes 
Kirchenregiment überhaupt. Übrigens iſt die Zeitfolge der beiden Syſteme wol im allgemeinen, 
daß das Epiſkopalſyſtem vorangeht, das Territorialſyſtem folgt, indeſſen hat doch das letztere 
ſchon ſehr früh ſich gezeigt und anderntheils das erſtere ſich in Zeiten hinein ausgedehnt, mo 
ganz anerkanntermaßen die Zuſtände anders waren; es wird eben zu allen Zeiten Epiſkopaliſten 
und Territorialiften nebeneinander geben. Das würde nun aber das Allerverfehrtefte fein, 
wenn man auf diefe drei Syfteme ald auf die einzig gültigen alle kirchenrechtlichen Anſichten zu= 
rückführen wollte, wie neuerdings durch indirecte Beweisführung dargethan ift, daß Richter 
nothwendig Gollegialift fein müfle, da er weder Territorialift noch Eyiffopalift fei; es find 
mol in den drei Syſtemen die Grundzüge für die drei Hauptftandpunfte gegeben, aber jedenfalls 
muß man jie dann erft der hiſtoriſchen Zufälligkeit entkleiven; auch laufen fie vielfadh ineinan= 
der, die Geftaltung bei den verfchiedenen Schriftftellern iſt fehr verſchieden, denn fonft fünnte 
nicht darüber geflritten werden, ob jemand, wie das z. B. hinſichtlich Moſer's und Pufendorf's 
geſchieht, dieſem oder jenem Syſtem angehöre. Es ift auch erft feit dem Ende des vorigen Jahr— 
hunderts, daß die Syſteme dieſe beinahe Fanonifhe Bedeutung erlangt haben, hauptſächlich 
durch Die Schrift von Nettelblabt: „De tribus systematibus” ; er brachte auch erft ven Namen 
des Territorialſyſtems auf; Böhmer Hatte vaflelbe ſchlechthin das proteftantifche genannt. Die 
drei Syſteme haben jedenfalls nur eine rein theoretiſche Bedeutung, etwa wie die Schriften des 
Hippolstud a Lapide und Sererinus de Monzambano für die deutſche Neichöverfaflung. 

4) Die Verfaflungsverhältniffe in den Städten. Gerade in ben Städten hatte ſchon in 
den legten Jahrhunderten des Mittelalterd die Ausbildung des modernen Staatsweſens dahin 
geführt, daß eine ziemlich mweitgehenve Theilnahme der ftädtifchen Obrigfeiten an der Aus: 
übung der Kirhengewalt gewonnen wurde. Die Entwidelung des deutihen Städteweſens 
ift überhaupt prototypifh geworben für die Entwidelung des deutſchen Staatsweſens. In 
Zeiten, wo es ein eigentlihes Staatsbürgerthum in Deutfhland nicht gab, gab ed doch wenig— 
ftend ein Stadtbürgerthum, und lange bevor die Segnungen einer fräftigen, durch Rückſichten des 
allgemeinen Wohls geleiteten Staatögemwalt auf größere Ganze jich erſtreckten, hatte man verglei= 
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chen mwenigftend innerhalb der ſtädtiſchen Mauern ſchon gekannt, auch Hat es ſich in der fpätern 
Zeit hauptfähli darum gehandelt, daß diejenige Stellung, welche die Bürger in ven Städten 
ſchon damals einnahmen, fih auch erftreden follte auf die Bewohner des ganzen Landes. Die 
felbftändige Stellung der ſtädtiſchen Obrigfeiten in firhlihen Dingen hatte ih ſchon während 
des Mittelalters nicht blos auf die Freien Reichsſtädte bezogen, fondern auch auf die bedeuten 
dern Territorialftäbte, die ja überhaupt, abgefehen von der Betheiligung an der Reichsregie— 
rung, ben Freien Reichsſtädten faft völlig gleihftanden, indem bei ver Zerfplitterung ver Ter- 
ritorialgewalt vor Einführung der Primogeniturorbnung, noch dazu in Zeiten, wo das Städte⸗ 
weſen in höchſtem Aufblühen begriffen war, die Landesherren nicht im Stande geweſen waren, 
diefelben ihrer wirffamen Regierungsgemwalt zu unterwerfen. Cine ſolche Stellung gegenüber 
dem Landesherrn hatte 3. B. Braunfihweig, und gerade in Braunſchweig war ed aud der 
ſtaͤdtiſchen Obrigkeit gelungen, eine größere kirchliche Selbftändigfeit zu gewinnen; nicht blos 
war die Stadt ſchon 1255 durch Bapft Alexander IV. vom „Recht der Diöceſanbiſchöfe“ erimirt 
worben, wonach ed diefen, den Biſchöfen von Halberftadt und Hildesheim, nicht erlaubt fein 
follte, ohne befondern Befehl des päpſtlichen Stuhls die Excommunication und dad Interdict 
über die Stadt zu verhängen, auch die Geiftlichkeit der Stadt von mancherlei Leiftungen und 
Abgaben, ſowie von aller Jurisdiction befreit wurbe, fondern es war aud nad) langwierigen 
Berbandlungen 1394 ſtädtiſcherſeits durch mehrfache Deputationen nah Non durchgeſetzt wor— 
den, daß die Bürger nicht mehr verpflichtet fein follten, vor den außerhalb der Stadt belegenen 
Sendgerichten zu erfeinen, jondern daß die Stadt einen eigenen Official haben folle, ver 
die geiftlihe Gerichtöbarkeit in Namen beider Diöcefen zu verwalten und nebft einer paſſenden 
Wohnung einen anftändigen Gehalt von der Stadt zu beziehen haben jollte ; die ſtädtiſche Selb- 
fändigfeit zeigte ih au noch auf andern Punkten: vie Pfarcherren der fieben ſtädtiſchen 
Hauptkirchen mit einigen Prälaten bildeten die fogenannte Union, ohne deren Ginwilligung 
in Kirchenſachen feine Neuerung vorgenommen werben durfte, und die namentlich die Strafge- 
walt über alle Briefter und Diener an ftädtiihen Botteähäufern ausübte; ihon im 12., fpäte: 
jtend zu Anfang des 13. Jahrhunderts hatte die Bürgerihaft das Necht erworben, die Haupt: 
priefter ihrer Pfarrkirchen felbft zu wählen, welde dann von der Herrschaft ald Kirhenpatronin 
dem betreffenden Bifchof zur Sanction und nach erfolgter Zuftimmung von ihm mit der Kirche 
belehnt wurden; es hatte ferner jede Pfarrkirche zwei Bormünder, Alterleute oder Proviforen, 
welde dad Vermögen des Gotteshauſes oder der ihnen anvertrauten Stiftung zu verwalten, bie 
Kirchengebäude zu erhalten und die Koſten des Gottesdienſtes zu beitreiten hatten, der Rath 
übte barüber eine Gontrole; ferner hatte ih fchon feit 1318 die Stadt von jedem die Huldigung 
empfangenden Herzog die Zufage ertheilen laffen, daß Fein Klofter oder Stift fernerhin angelegt 
werden jollte; e8 beſchränkte auch bier das Gefeg von der Todten Hand die Erpanſionskraft ver 
geiftlihen Grundbefigung; endlich war e8 der Stabt durch den fogenannten Pfaffenkrieg im 
zweiten Decennium des 15. Jahrhunderts gelungen, ba die ältern Stifte und Klofterfhulen 
nicht mebr geeignet waren, Schulen einzurichten, die von der Stadt abhingen, und bie vorzugs— 
weiſe für das praftifche Leben vorbereiten ſollten. (Rehtmeyer, „Der berühmten Stadt 
Braunſchweig Kirchen: und Reformationshiftorie”, Braunfhmweig 1707 —20, Th. I, Kap. 1. 
Dürre, „Geſchichte der Stadt Braunſchweig im Mittelalter”, Braunfhweig 1861, S. 370 fg., 
197 fg.) 

So waren alfo namentlid in ven Städten die VBerhältniffe durchaus dazu vorbereitet, daß 
dad Kirhenregiment von den Organen des bürgerlichen Gemeinweſens übernonmen werben 
konnte, In der Thar gelangte vaffelbe allenthalben, wo überhaupt vie Städte ſelbſtändig gegen= 
über der Territorialgewalt auftraten, wo es überhaupt eine freie ſtädtiſche Berfaflung gab, in bie 
Hände ded Raths. Aber aud bier erfchien der Rath nicht ald vornehmſtes Glied, als oberiter Bi- 
ſchof, fondern lediglich in feiner Eigenſchaft als ftäntifche Negierungsbehörde, und deshalb findet 
es ſich durdgängig, daß auch die übrigen Organe des Stadtregimentd am Kirchenregiment 
theilgenommen haben. So zeigt fih zunächſt bei ver Einführung der Reformation eine fehr 
weitgehende Mitwirkung ver gefammten Bürgerfhaft; die ſtädtiſchen Verhältniffe hatten fic in 
den legten Zeiten überall demokratisch geftaltet ; fo wurden namentlich in Braunichweig von der 
gemeinen Bürgerfchaft obne die Gilvemeifter und Hauptleute noch gewiſſe Bürger gewählt, vie 
der evangelifchen Lehre zugetban waren und die „Verordnete“ genannt wurden, deren Aufgabe 
war, bie Religiondfache bei dem Rathe zu treiben; e8 kamen außerdem noch die Bürger. aus allen 
Weichbildern auf ven Rathhäufern zufanımen und ließen durch ihre Verordneten dem Rathe Bor: 
ſtellungen und Beſchwerden übergeben ; die von Bugenhagen verfaßte Kirchenordnung wird dann 
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von Nathe nicht blos den Gildemeiſtern und Hauptleuten, den gewöhnlichen Vertretern der Bür— 
gerfhaft, zur Annahme übergeben, fondern es wird ausdrücklich gejagt, daß die ganze Stadt 
ald Gemeinde diejelbe angenommen habe. Ahnlich ift ed au in andern Städten gegangen, in 
Leisnig, wo „Rath, Viertelmeiſter, Eltefte und gemeine Einwohner der Stadt und Dörfer ein- 
gepfarrter Verfammlung und Kirchſpiels zu Leisnig“ genannt werden; in Bajel, wo „Bürger— 
meifter, Eleiner und großer Rath, ſammt den Verordneten von und und gemeiner unjerer Bür— 
gerſchaft ver Stadt Bafel, ſonderlich Hiezu berufen‘, mitgewirkt haben; in Göttingen, wo neben 
dem „Erbaren Rath‘ noch die „Gildemeifter, Seßmannen, Mittlere und gange Gemeinde‘ er= 
wähnt werden, und wo ed am Schluffe ganz nach dem braunſchweigiſchen Vorbilde heißt, daß 
Rath und ganze Gemeinde nahnıald am Palmfonntag fi zur Annahme der neuen Ordnung 
vereinigt hätten; in Soeft, wo die Kirchenordnung befchloffen wurde von dem „Erbaren wohl- 
wyſen Rabe, Olden Nabe, Twelfen, Olden Twelfen, Richtlüeden, Ampten und ganzter Gemeine‘; 
in Stradburg, wo ein ziemlich complieirter Modus einer Nepräfentation ver Zünfte ſtattgefun— 
ven hat, in Roſtock, wo wenigftens die Kirhherren und Prädicanten mitwirken, in Northeim, 
wo ähnlich wie in Roſtock der anfängliche Widerftand des Rathes erft durch das energijche Auf— 
treten der Gildemeifter und Gemeine hatte gebrochen werben müffen; endlich aud in Elbogen, 
Nörvlingen, Minden, wo neben Bürgermeifter und Rath noch die Betheiligung der ganzen Ge— 
meinde hervorgehoben wird. 

Die Verwaltung des ſtädtiſchen Kicchenregiments geftaltete ji dann im gewöhnlichen Kaufe 
der Dinge, nachdem die Reformation befefligt war, folgendermaßen: das oberfte Kirchenregi— 
ment hatte überall dev Rath, und zwar übte er daſſelbe aud unmittelbar jelbft aus; eine be- 
jondere Gonjiftorialbehörde neben ihm findet jich nicht. Der Rath hat namentlich die legte Ent— 
ſcheidung hinſichtlich der Ämterbejegung, der Lehre, der Kirchenzucht u. |. w. In Braunfhweig 
waren diefe Befugniffe zunächſt bei vem Rathe ver einzelnen Weichbilder, über ihnen ftand aber, 
wie in andern Angelegenheiten, der fogenannte Küchenrath, ein Ausfhuß ber Räthe ver fünf 
Weichbilder, beſtehend vorzugsweiſe aus den fünf Bürgermeiftern, danach benannt, weil er ſich 
gewöhnlid auf der Rathsküche in der Neuftadt (zumeilen auch auf der Münzichmiede in der 
Altſtadt verfammelte ; diefe Behörde erfcheint fortwährend in der Stellung eines höchſten kirch— 
lichen Organd für die ganze Stadt. Neben ven Rathe fommen dann in den meiften Städten für 
wichtige Dinge auch die Gildemeifter und Hauptleute in Betracht, die wie jie überhaupt einen. 
Antheil an der ſtädtiſchen Gejeggebung haben, namentlich) auch in ſolchen Fällen, wo es ſich um 
kirchliche Rechtsſatzungen handelt, wirkſam concurrirten. Es findet ſich dann daneben eine gewiſſe 
Selbftändigfeit ver kirchlichen Gemeinden, wenigftens die Anfänge einer Organifation derfelben. 
Man hat oft genug auf den von Brenz verfaßten Entwurf einer Kirchenordnung der ſchwäbi— 
ſchen Reichsſtadt Hall 1526 hingewiefen, wo im Intereffe der Kirchenzucht verorbnet wird, daß 
von der Obrigfeit würbige Gemeindegliever beftimmt werben follten, „die Beftimmten von der 
Obrigkeit, die mit dem Pfarrer die Zucht üben und Anträge an die Obrigkeit bringen follten‘ ; 
auch in Leisnig hatte man 1523 unter Billigung Luther's eine Gemeindeorganifation im Anz 
ſchluß an die Verwaltung ded Kirhenvermögens verſucht. Zu fehr erfolgreicher Wirkſamkeit ift 
eine ſolche Einrichtung in Braunſchweig gelangt, wo nad der Kirdhenorbnung von 1528 in 
jeder Gemeinde vier Vorfteher oder Schagkaftenherren vom Nath und den Verorbneten der Ge— 
meinde zu wählen waren, unter denen je eine Rathöperfon fein fol; diefe Kaftenherren er— 
iheinen hier aber nicht blos als die Organe der einzelnen Gemeinden, in welder Cigenſchaft 
fie außer der Bermögendverwaltung namentlidy das Recht haben, mit Zuftimmung des Raths 
Prediger anzunehmen, fondern die Kaftenherren wurden aud in den wichtigern Angelegenhei= 
ten der einzelnen Weichbilder und der ganzen Stadt von den Näthen der Weichhilder und von 
Küchenräthen zur Mitwirfung zugezogen; um nur eins hervorzuheben, fo wählte z. B. ver 
Küchenrath mit den Kaftenherren aus allen Weichbildern den Superintendenten und deſſen 
Eoadjutor. Überhaupt follten die Kaftenherren, fo hieß es ſchon in der Kirchenordnung, 
der Kirchen Väter fein; und fo bildeten fie fammt den Predigern das fogenannte General- 
collogquium, eine Art Synode, die aber zu ihren Beſchlüſſen in wichtigen Dingen der Zus 
fimmung des Raths bedurfte; jo verhaßt nun auch diefe Einrichtung in ben Zeiten ver 
überhandnehmenden Orthodorie wurde, jo hielt fie ſich doch bis ins 17. Jahrhundert hinein; es 
war lange Zeit hindurch vergebens, wenn die Prediger Flagten, daß es otiosi conventus 
jeien, und baß bie Politici hiermit das Minifterium untertreten wollten, auch Sachen vorgelegt 
würden, dadurch einem oder dem andern dad Blut warm gemacht würde; der Rath hielt con= 
fequent darauf, daß dad generale colloquium gebalten würde. Alfo aud in den Städten hatten 
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die Geiſtlichen nicht dad Regiment; nur befam bei dem Fehlen des Conſiſtoriums die Ge— 
jammtheit ver Gelftlihen unter dem Superintendenten, das geiftliche Minifterium, die Befug- 
niffe, über gewiſſe Sachen gehört zu werden, Gutachten zu ertheilen; eigentlich bindende und in 
das Kirchenregiment eingreifende Befugnifle Fonnte dad Golloquium namentlih in Braun 
ſchweig nit faflen, und es blieb ihnen alfo nichts übrig, um ihren Eigenwillen durdzufegen, 
ala Aufftände anzuzetteln und mit den ſchlechteſten Demagogenkünſten zur größern Ehre Gottes 
auf die Leidenſchaften der Maffe zu fpeculiven, wie dad — die Gefhichte der deutſchen Städte 
während des 16. und 17. Jahrhunderts bietet reichliche Belege dar — in der That geichehen ift. 

5) Das landeöherrliche Kirhenregiment außerhalb Deutſchlands. Das landesherrliche 
Kirchenregiment ift nicht Hlo8 zur Geltung gefommen in Deutſchland, two daffelbe unterſchieds⸗ 
108 in Iutherifhen und veformirten Zandesfirhen mit Ausnahme ganz weniger veformirter 
Kirchenkreiſe, bon denen unten die Rede fein wird, Annahme gefunden hat, fondern man fann 
geradezu jagen, daſſelbe jei überall da zur Ausbilvung gefommen, wo die beftehenven Staats- 
gewalten der neuen Lehre fhügend und fördernd entgegenfamen, fowol in lutherijchen wie 
in reformirten Ländern. So befteht vafjelbe in England und in den fkandinavifhen Reichen; 
in allen dieſen Ländern liegt die höchſte Kirchenregierung bei der oberften Staatögewalt, doch 
ift der Organismus der katholiſchen Hierarchie in feinen wefentlichen Beftandtheilen beibehalten 
worden, um die gewöhnliche Verwaltung zur Ausführung zu bringen; freilich hat fi in Eng— 
land ſchon unter Elifabeth eine Oppofltion dagegen gebildet, die Partei der fogenannten Non— 
sonformiften, deren Tendenzen urfprünglic auf die Durhführung der Preöbyterial: Synodal- 
verfaflung gerichtet waren, aus der dann aber die Partei der Independenten hervorging, die gar 
fein gemeinfames Kirchenregiment wollten, zu einer Umgeſtaltung der Verfaffung ver Staats- 
kirche haben aber diefe Beitrebungen bekanntlich nicht geführt; es find dann neuerdings in 
Schweden Berfuhe gemacht worden, unter Beibehaltung des landeöherrlichen Kirchenregi— 
ments dem Raienelement durd Einrichtung vom Synoden eine gewiffe Betheiligung an der Kir: 
hengewalt zu gewähren, doch haben diefelben bisher noch zu feinem Reſultat geführt. Ganz 
ähnlich verhält es ſich mit dem meiften Gantonen der Schweiz, foweit irgend der Einfluß 
Zwingli’s reiht, deſſen ganzes VBeftreben dahin ging, die ganze Kirchengewalt der Obrigfeit 
zu überlaffen und feine neben dem Staate auftretende Kirchengewalt zu dulden; die ſchweizeri— 
ſchen Zuftände gleichen daher, abgejehen von der Verſchiedenheit der Staatöform, den deutjchen 
ganz und gar, fie haben namentlich mit den Verhältniffen in den deutſchen Städten die größte 
Ähnlichkeit, da ja die vepublifanifche Gantonalverfaflung häufig auf einer Stadtverfaffung be= 
ruht. Endlich muß noch bemerkt werden, daß in Deutfchland felbft dem katholiſchen Landes— 
herrn die proteftantifche Kirhengewalt über feine proteftantifchen Unterthanen beigelegt wurde, 
deren Ausübung man jedoch fchon früh durch gewiſſe Schranken zu begrenzen fuchte. 

HI. Die Bresbyterial-Synodalverfafiung. Die Preöbyterial= Synodalverfaf- 
jung bat fi urfprünglich nur in reformirten Gebieten ausgebildet, und zivar läßt ſich diefe Er— 
ſcheinung zum Theil auf einen dogmatiſchen Grund zurüdführen. Nicht daß die Idee des all: 
gemeinen Prieftertfums in der reformirten Kirche zu einem ftärfern Ausdruck gelangt wäre als 
in der Iutherifchen; dagegen unterjcheldet jich die veformirte Auffaflung von der lutherifchen 
dur eine ftärfere Hervorhebung des fogenannten formalen Prineips der Reformation, durch 
jene im reformirten Kirchenweſen fo ſtark ausgeprägte Biblicität, infolge deren nicht blos in 
liturgiſcher Hinfiht, in Bezug auf die Form des Abendmahls, die Verwerfung der Bilder, 
Tauffteine, Orgeln und aller Feſttage, die nicht ausdrücklich in der Bibel erwähnt jind, ein 
jo enger Anſchluß an den Wortlaut der Heiligen Schrift flattfindet, ſondern aud in rechtlicher 
Hinfiht in Bezug auf die Verfaffung die Normen ald maßgebend betrachtet wurben, bie in 
der Apoftelgefhihhte und in den Baulinifchen Briefen fi finden und in denen allerdings die 
Brundzüge eines preöbyterialen Organismus enthalten find, Indeſſen ed findet ſich dieſe Zu- 
rüdführung der veformirten Kirchenverfaſſung auf die Bibel doch nicht in der ganzen refor- 
mirten Kirche, jondern nur und in ganz beflimmten Gebieten derfelben, und ed hat aud in 
der That neben jenem dogmatifhen Grunde noch ein anderer gewirkt, der fogar ald der 
eigentlid) treibende in dieſer Entwidelung anzujehen ift, denn es findet jich dieſe Verfaſſungs— 
geftaltung in der reformirten Kirche nur da, two aud) noch viejed andere Moment vorhan- 
den war. Vielfach ift nämlich gerade der reformirten Kirche das Schickſal zu Theil geworben, 
„als Kicche unter vem Kreuze’ ſich erft in ſchweren Kämpfen gegen feindſelige Staatögewalten 
eine vechtliche Exiſtenz erringen zu müflen; die Propaganda bed Proteftantismus unter ben ro= 
maniſchen Nationen des mweftlihen Europa wurde faft nur von reformirten Gemeinden, be— 
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ſonders von Genf aus unternommen; Genf erfheint nah Ranke's Ausdruck wie eine kriegeriſch⸗ 
veligiöfe Mark an den Grenzen einer feinpfeligen Welt zum Angriff und zur Vertheivigung. 
Andem nun die reformirte Kirche in jenen Ländern unter ſolchen Verhältniffen ſich ausbilvete, 
fo blieb ihr gar nichts anderes übrig, als fi in einem presbyterial-ſynodalen Organismus zu 
geftalten, wie ja auch bie ältefte Kirchenverfaſſung unter dem Drude einer feindjeligen Obrig- 
feit in folder Form fi ausgebildet hatte. Indem nun weiterhin die Kirche gegenüber ſolchen 
Staatögewalten ihre Selbftändigfeit behaupten mußte, jo kam man jehr natürlich dahin, zu 
erflären, daß dieſe Kirchenverfalfung auf dogmatiſcher Nothwendigkeit beruhe, göttlichen 
Rechts fei, wie ſolche Erklärungen in einigen veformirten Symbolen allerdings ſich finden. 
Im legten Grunde führte man aber diefe Verfaſſung nicht ein, weil man jie in der Bibel fand, 
fondern weil man fie für zweckmäßig und äußerlich notbwendig hielt, und überhaupt wurde 
mit der Behauptung der innern Nothwendigkeit diefer Verfaſſung fein rechter Ernſt gemacht; 
man hätte das auch nicht thun Fönnen, ohne gegen die oberften Grundjäge des Proteftantiamus 
zu verftoßen, der jede Verfaſſung für möglich Hält, nur nicht eine ſolche, welche ih für nothwen= 
dig ausgibt. Eine Presbyterial-Synodalverfaſſung möchte noch fo freiiinnig fein, ſobald ernſt⸗ 
lich behauptet wird, daß diefelbe infolge eines höhern Gebots gehalten werden müffe, liegt darin 
eine größere Beſchränkung der proteſtantiſchen Freibeit ald in einer noch fo engherzig eingerich⸗ 
teten Gonfiftorialverfaflung. 

Die gefhichtlihe Entwidelung der Presbyterial- Synodalverfaffung war nun in großen 
Zügen folgende: 

1) Der Begründer derfelben war Johann Calvin, der, was ſehr bezeichnend ift, ven 
eriten Blan zur Ausführung verfelben zu einer Zeit faßte, als er wegen dev Gonflicte, in die er 
bereits bei jeiner frühern genfer Wirkſamkeit bei Gelegenheit ver Ausübung einer ſtrengen 
Kirchenzucht mit der dortigen Staatögewalt gerathen war, zu Stradburg in der Verbannung 
lebte. Sofort nad feiner Zurücberufung kam e8 zur weientlihen Verwirklichung feiner®rund= 
fäße in der von Großen und Kleinen Rath und von der orventlichen Generalverfammlung aller 
Bürger am 20. Nov. 1541 angenommenen Kirchenordnung, den ordonnances ecclesiastiques 
de l’Eglise de Geneve. Es gibt danad vier Stände oder Arten von Amtern, melde von Gott 
zur Regierung der Kirche eingejegt find, nämlih: Hirten, Lehrer, Altefte und Diafonen. Das 
Amt der Hirten befteht darin, das Wort Gottes zu predigen, die Sakramente zu fpenden und in 
Berbindung mit den Alteften die Zucht zu treiben; fie werden von den Geiftlihen gewählt, vom 
Magistrat mit Zuftimmung der Gemeinde beftätigt. Dev Stand der Lehrer befteht theild aus ſol— 
den, die ih auf das theologiihe Lehramt vorbereitet haben, theild aus den Lehrern der Volks— 
ſchulen. Den dritten Stand bildeten die Alteften oder Verordneten (anciens, commis ou depu- 
tez par la seigneurie, ou consistoire) ; fle twerden vom Kleinen Rath unter Zuziehung der Pre— 
diger dem Rathe ver Zweihundert vorgefhlagen, und zwar müffen es zwei Mitglieder des Klei- 
nen Raths fein, vier vom Rath der Sechzig und acht vom Rath ver Ziveihundert ; der Rath der 
Sechzig hat die Borgeihlagenen zu betätigen oder zu verwerfen; ed müfjen in jedem Stadt- 
viertel einige wohnen, damit fie alles beffer überwachen können, denn die Hauptpflicht diefer Alte- 
ften ift es, auf den Wandel eines jeden genau Acht zu Haben, und diejenigen, die fi etwas zu 
Schulden kommen laffen, den consistoire anzuzeigen; nach einjähriger Amtsführung werden 
die Alteften vom Kleinen Rath entweder entlaffen und durch andere erfegt, oder wenn fie ji) be— 
währt haben, für immer beftätigt; es ift alfo vie Lebenslänglichkeit das Normale. Das Gonft- 
forium, wozu aud die Prediger gehören, Hält wöchentliche Sigungen unter dent Vorfige eines 
der vier Syndifen, und bier wird die Zucht bid zur Verhängung der Abjolution ohne weitere 
Einwirkung der Regierung geübt, die vielmehr ihre Außere Mitwirfung zu gewähren hat. Der 
vierte Stand find dann endlich die Diafonen, deren es nad dem Brauch der alten Kirche zwei 
Klaſſen gibt, Verwalter des Armenguts und Armen- und Krankenpfleger ; fie werben von den 
Älteften vom Rath gewählt. In diefer genfer Kirchenverfaffung find doch nun aber nur bie 
Keime zu der entmidelten Presbpterial-Synodalverfaffung gegeben, wie fie denn auch mit den 
Grundjägen Ealvin’s keineswegs auf allen Punkten harmonirt, diefer vielmehr urtheilt, fie fei 
fo gut audgefallen, als es die Schwäche der Zeit eben zugelaffen habe. Bor allem liegt Hier 
blos eine Presbyterialverfaſſung vor, dagegen von fonodalen Elementen findet jich feine Spur; 
das fonımt daher: Hier in Genf waren wol auch Kämpfe zwifhen Staat und Slirdhe geführt wor— 
den, aber die Staatsgewalt ftand doch der Kirche nit dogmatifch feindlih gegenüber, und fo 
behielt ver Staat jein Kichenregiment, ja es wurden fogar die zwölf Alteften vom Großen und 
Kleinen Rath, und zwar bloß aus den Mitgliedern des Kleinen Raths, ver Sechzig und Zweihuns 
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dert gewählt. Die Gemeinde erſcheint zwar ald Gefammtperfon bei ven Predigermwahlen, wo fie 
die Zuftimmung hat, aber bei der Wahl ver Älteften und ver Übung der Kirchenzucht kommt fie 
nicht in Betracht. Es wurde dann zwar einige Jahre fpäter, 1527, nad voraufgegangenen 
Streitigkeiten ftaatöjeitig anerkannt, daß die übung der Zucht dem Gonfiftorium endgültig zu- 
ftehen jolle, e8 wurde ferner 1560 vom Rath der Zweihundert beſchloſſen, daß Fünftig nach ge- 
ſchehener Wahl die Namen der Älteften ver Gemeinde öffentlich befannt zu machen jeien, 
theils damit ſie das zu ihrer Amtsführung erforderliche Anſehen erlangen möchten, theils damit 
die Öemeindeglieder gegen die Gewählten bei ven Syndiken Einſprache erheben könnten, au 
daß das Präfidialrecht ver Syndiken im Gonfiftorium aufgehoben werde und von dem Kleinen 
Rath nicht mehr als zwei Mitglieder zu Alteften gewählt werden follten ; indeflen das alles hatte 
nur den Erfolg, dag das Kirchenregiment im Laufe der Zeit immermehr in die Hände der 
Geiftligfeit (venerable compagnie) gerieth und die Alteftenordnung ganz abhanden Fam, 
ſodaß erft in allerneuefter Zeit (1850) in der Heimat der Presbyterialordnung diefelbe von 
neuem hat eingeführt werden müſſen. 

2) Es war ganz nad dem genfer Forbild, daß ſich die erſten reformirten Gemeinden in 
Frankreich, dem Vaterlande Calvin's, conftituirten; je mehr aber die Gemeindeordnung unter 
zeitweijer Gonnivenz der Staatögewalt um ſich griff, defto mehr wurde eine weitere Organifa= 
tion der Gemeinden nothwendig, und es ift das Verbienft der reformirten Kirche Franfreichs, 
die Ausbildung des Synodalverbandes herbeigeführt und dadurch dieſe Verfaflungsform erft 
zur Vollendung gebracht zu haben. Es war im Jahre 1559, als ſich angefichtd der dringendften 
Gefahren Abgeordnete der conftituirten evangelifhen Gemeinden Frankreichs in Paris einfan- 
den, mit der Abficht, jich über Lehre und Kirchenordnung auf Grund des göttlichen Wortes zu 
einigen. Auf diefer eriten Nationalfunode (Vorſynode) kam ſowol das Glaubensbekenntniß 
ald die gemeinfchaftlihe Kirchenverfaflung für alle Gemeinden der reformirten Kirche Frank— 
veih8 zu Stande. In dem Glaubensbekenntniß (confession de foy, confessio Gallicana) 
ift dad Bekenntniß der Schriftlehre nah Calvin's Auffaffung enthalten und als Kennzeichen 
der wahren Kirche nicht blos reine Lehre und rechte Sakramentsverwaltung, jondern aud 
das von Chriſtus geftiftete Regiment hingeftellt, als deſſen Elemente Paftoren, Älteſte, Diako— 
nen bezeichnet werden. In der Kirhenordnung (discipline ecclösiastique) ift nun hinfichtlich 
der Gemeinden nur dasjenige, was bereitd herfümmliche Orbnung war, zum Gejeg erhoben; 
das Confiftorium der Einzelgemeinde befteht demnach aus den Geiftlichen, die durch das Conſi— 
ftorium, und einer gewiflen Anzahl von Aelteften, die durch Selbftergänzung ernannt werben; 
dieſes Gonfiftorium hat nicht blos die Kirchenzucht, ſondern alle pofitiven Gemeinderechte auszu— 
üben; der Gemeinde felbft fteht nur das negative Recht der Einfprade zu. Zwar hat ein refor- 
mirter Gelehrter in Paris, Jean Morelli, in einer eigenen Schrift dieſes ariftofratifche Princip 
durch das demofratifche zu verdrängen gejucht, indem er verlangte, daß die kirchlichen Wahlen von 
der ganzen Gemeindeverfanmlung vorgenommen werben follten mitteld Abftinnmung aller ein- 
zelnen; es zeigte jich auch bereitd von feiten mehrerer Gemeinden ein thatſächliches Zuwider— 
handeln gegen die Kirchenordnung, indem man bei Älteflenwahlen einen um den andern abftim: 
men ließ; indeſſen dagegen erhoben fich nicht blos die angeſehenſten franzöſiſchen Geiftlichen 
jener Zeit in eigenen Schriften, fondern auch die Kirchengewalt nahm ſich der Angelegen- 
heit ſehr energiih an, indem Morelli's Schriften als fegerijch verurtheilt wurben, meil jte 
die Ihriftmäßige Verfaffung der frangöfifchen reformirten Kirche umftießen ; und in der That 
wurde auf dieſe Weife das ariftofratifche Princip der Kirhenorbnung in ſämmtlichen Ge: 
meinden zur dauernden Anerkennung gebradt. Was dann die Einrihtung des Kirchenregi— 
ments über den Gemeinden betrifft, fo konnte ein ſolches gar nicht anders hergeftellt werden, ald 
wenn die Oemeinden oder Eonfiftorien zufammentraten. Da nun die Alteften unentbehrliche 
Drgane des örtlihen Kirchenregiments neben den Bfarrern waren, jo mußten auch Altefte zur 
Synode gezogen werben, und es entftanden auf dieſe Weife zum erften mal aus Geiftlihen und 
MWeltlihen gemiſchte Synoden. Und zwar gefhah, was doch ja hervorzuheben ift, die Ausbil 
dung diefer Synodalverfaffung nicht nad der beliebten Schablone „organifhen Wachöthums“ 
von unten nad oben, man ſchritt nicht etwa von der @inzelgemeinde zu einem ſynodalen Ver: 
bande mehrerer Nahbargemeinden, von da aus zu Provinzialfunoden und endli zu Landes⸗ 
fonoden, fondern die Generalſynode war das erfte ſynodale Factum; durch diefe conflituirende 
Synode wurden dann als ftehende Einrichtung mit Einem Schlage General: und Provinzial: 
fonoden eingeführt und endlich wurde dann fpäter zwifchen Confiftorium und Provinzialfynode 
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noch ein Mittelglien, das Colloquium, eingefhoben ; die Entwickelung war alfo von der erflen Ge⸗ 
neralfunode an fletig von oben nad) unten gegangen. Berner galt anfangs durchaus nicht blos 
das bid auf die neuefte Zeit mit jo großer Vorliebe angewendete Syſtem, wonach vie höhern 
Stufen ded ſynodalen Organismus nur durch Delegationen von jeiten der niedern gebildet wer= 
den follten ; ed war vielmehr urjprünglich die Generalfynode eine directe Vertretung fämmt- 
licher Einzelgemeinden ober Gonfiftorien gewejen, und zwar hatte anfangs das weltliche Eie- 
ment das geiftliche überwogen, nur bei Lehrfvagen jollten, wenn man id nicht einigen könnte, 
die weltlichen Mitglieder erfucht werben, ihre Stimmen auf eine der der Geiftlihen gleihfom- 
mende Anzahl zu reduciren; jpäter wurde aber beſchloſſen, weil eine zu große Zahl von 
Geiftlihen und Älteften auf der Nationalſynode hinderlich fei, fünftig von jeder Provinzial- 
ſynode einen oder zwei Geiftlihe und ebenfo viel Altefie ald Abgeorbnete zur Nationaljynobe 
wäblen zu laffen. Durd die Synodaleinrihtung war nun aber feine ftetige, ſondern nur eine 
periodifche Kirchenleitung gewonnen, denn in der Zwijchenzeit zwifchen den Synoden gab es 
ein ſolches Organ nicht; man verwarf ſelbſt das Amt der Vifitatoren, aus Furcht, daß ſich dar- 
aus ein ftehendes Superintendentenamt entwideln fönnte. 

Über die proteftantifhe Kirche Frankreichs und deren Berfaffung brad) dann, nach wechjeln- 
den Schiefalen, unter Ludwig XIV. eine völlige Zerftörung herein; zwar gelang ed im Laufe 
deö 18. Jahrhunderts den unglaublichſten Anftrengungen der treu gebliebenen Anhänger des 
Proteftantismus, den zerftörten Organismus in feinen Grundzügen wiederberzuftellen, die 
Kirhenverfaffung zum zweiten mal im Kampfe mit einer feindjeligen Stantögewalt aufzu= 
bauen; indeffen nun erfolgte in Veranlafjung der Revolution durch das Geſetz vom 18. Ger— 
minalX (8. April 1802) durd) die Staatsgewalt eine Organifation auf wefentli veränderten 
Grundlagen. Das Gejeg unterſcheidet die reformirte und Iutherifche Kirche; was Die reformirte 
Kirche betrifft, jo ſollen zunächſt die Gemeinden Eonfiftorien haben, in der Weije, daß je 6000 
Seelen dieſes Bekenntnifles eine Conſiſtorialkirche bilden ; das Eonfiftorium foll außer vem Pfar= 
rer aus ſechs bis zwölf Alteften beftehen, melde auf die Amtöpauer von zwei Jahren zu wählen 
find, wobei ſowol das active wie das pajfive Wahlrecht von einem Genjus abhängig gemacht 
wird; das Gonfiftorium hat bei dieſer Einrichtung im Grunde aufgehört Gemeindebehörde zu 
fein, und wird vielmehr Kirdhenbehörbe eines Diftrictd von 6000 Einwohnern ; man fuchte ſich 
nachher durch Errihtung fogenannter Sectionsconfiftorien zu helfen, indem man einer Gemeinde 
von 2000 Einwohnern ein kleines Gonfifiorium gab und größere Gemeinden nad Kirchſpielen 
in Seetionen theilte, deren Gonfiftorien zufammen ein Generalconfiftorium bildeten. Berner 
follten dann je fünf Gonfiftorialfirhen einen Synodalbezirk bilden, die Synode, weientlid das 
ältere Colloquium, beſteht aus den Geiftlihen und einem Alteften jever Gemeinde; fie ftehen in. 
ihren Berathungen und Beihlußfaflungen unter einer fehr weitgehenden Gontrole der Regie: 
rung ; ihre Gompetenz ift ziemlich beſchränkt; dieſe Synoden haben aber biöher nur auf dent 
Papier geftanden ; es ift wenigſtens nur ein einziges Beifpiel ded Zuſammentritts einer folden 
im Jahre 1856 befannt geworben; an einem weitern Gentralorgan über diefen Synoden fehlt 
ed ganz, man muß daher behaupten, daß vechtlih wie thatſächlich der Charakter der gegenwär- 
tigen reformirten Kirchenverfaſſung der Gongregationalismus ift. In ganz ähnlicher Weife ha— 
ben die Gemeinden Augsburgifcher Eonfeffion ihre Lofalconfiftorien, von denen fünf zu dem 
Arrondiffement einer Inſpection ſich vereinigen; zu den Verſammlungen berjelben jendet jede 
Gemeinde die Geiftlihen und einen Alteften, die wiederum aus ihrer Mitte einen ſtändigen In— 
ſpector aus den geiftlihen Mitgliedern wählen. Endlich beſtehen als höchſte Verwaltungöſtellen 
zwei Generalconfiftorien, deren Ganzes aus einem weltlichen Bräfidenten, zwei geiftliden In— 
Tpeetoren und einem Deputirten jeder Infpection gebildet iſt. 

Es find nun zwar nad) der Julirevolution und dann im Jahre 1848 Verſuche gemacht wor= 
den, bie Ginwirfung der Staatögewalt auf die Kirchenangelegenheiten wieder zu befeitigen und 
hinſichtlich der Organifation felbft zu den ältern Grundfägen zurüdzufehren, doch hat man ſich 
biäher über einen pofitiven Plan der Neugeftaltung noch nicht einigen Fönnen. 

3) Man hatte ih in Schottland anfänglich in Betreff des Gottesdienſtes und der Ber: 
faffung an die Kirhenorbnung gehalten, welche die engliſche Gemeinde zu Genf, wo John Knox 
eine Zeit lang Prediger geweſen war, hatte entwerfen laffen ; es beauftragte dann der Geheime 
Rath diefelben fünf Beiftlichen, vie fhon dad Glaubensbekenntniß ausgearbeitet hatten, unter 
denen namentlih aud Knor war, mit dem Entwurf einer Kirchenorbnung. „Sie nahmen hier: 
hei‘, wie einer von ihnen ſich ausdrückt, „Feine Kirche in der Welt, felbft micht die in Genf, zum 
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Mufter‘, jondern Shöpften ihren Entwurf lediglich aus der Heiligen Schrift; die Generalſynode 
(general assembly), welde 40 Mitglieder ftarf, worunter nur ſechs Geiftlihe, am 20. Der. 

1560 zufanmentrat, nahm denjelben in mejentlichen an ; von jeiten des Geheimen Raths erfolgte 
zwar eine förmlice Genehmigung nicht, dagegen wurde von der großen Mehrzahl der Mitglieder 
deflelben, von den Käuptern ver großen Familien des Landes und vielen zum Parlament gehö- 
rigen Ebelleuten und Grundherren am 19. Jan. 1561 dad Ganze unterzeichnet. So entfland 
das „erfte Buch der Disriplin‘‘ (first buik of discipline); ed find darin hauptſächlich nur die 
Grundzüge der Gemeindeordnung enthalten, wie dieſelbe fih bereits ausgebildet hatte; die An— 
gelegenheit der Ginzelgemeinden (congregation): follte danach von den Kirhenfigungen der 
Pfarrer mit den Alteften und Diafonen (kirksession) geleitet werden; es liegen alfo in den 
Kirhenämtern der ministres, rulingelder, deacon ganz die Calvin'ſchen Grundſätze. Die nä- 
bern Anordnungen Hinfihtlih des Synodalweſens ergingen erft durch die Generalſynoden 
der folgenden Jahre, indem zuerft 1562 die Bildung von Provinzialſynoden, naher 1579 
die Bildung von jogenannten presbyteries, colloques, Klafjenverfammlungen beſchloſſen 
wurde. Erſt nachdem die Königin Marie 1567 geflohen war, beftätigte das Parlament fänmt- 
liche feit 1560 zu Gunften der protejtantijchen Religion ergangenen Acte, und jo war nun erft 
die reformirte Kirche mit ihrer Preöbyterial: und Synodalverfaffung gejeglih anerkannt, und 
zwar jegt ald alleinige Nationalfirde ; nun kam es auch 1578, nachdem nor bereitö geftorben 
war, unter dem Einfluß des Andreas Melville, ver gleich Knox lange in Genf geweſen war, zu 
einer vollftändigern Kirhenorbnung, dem fogenannten second book of discipline, welches, 
namentlich feit es 1592 durch ben König beftätigt war, jeither die anerkannte Norm des ſchotti— 
ſchen Kirchenrechts geweſen ift. Es gliedert ſich demgemäß die Berfuffung in die vier Stufen: 
Kirhgemeindevorftand (kirksession), Kreisſynode (presbytery), welde fih alle Monate 
verjammelt, Provinzialſynode (synod), weldye zweimal jährlich zujammentritt, und General: 
ſynode (general assembly), welche jährlid einmal zufammentritt ; e8 befteht vie kirksession aus 
dem oder den Geiftlichen und den Älteſten, die Älteften werden auf Vorſchiag des Piarrers von 
der kirksession jelbft auf Lebenszeit gewählt; das Presbyterium befteht aus ſämmtlichen Pfar- 
rern des Bezirks und fo viel Laienälteften ald Pfarrer in der Gemeinde find, die Provinzialſynode 
aus fämmtlihen Mitgliedern des Presbyteriums, die Generalſynode aus geiftlihen und welt: 
lichen Alteſten, die jedoch nicht von der Provinzialfynode, jondern von den Preöbyteriern gewählt 
werden. Auf diefe Verfaſſung hat neben dem genfer Element namentlich das franzöfifche Vor— 
bild den größten Einfluß geübt, wie denn 3. B. das Preöbyterium ald Mittelftufe zwiſchen kirk- 
session und Provinzialignode erft eingeführt wurde, nachdem auch in Frankreich das Golloque 
zur Ausbildung gefommen war, während freilich der Wirfungsfreis des franzöſiſchen Golloque 
vom fhottifhen Presbyterium wefentlich verſchieden ift. Hinſichtlich des den Gemeinden jelbft 
regelmäßig zugeftandenen Wahlrehtö bei Bejegung der Pfarrftellen und auch hinſichtlich der 
unbedingien Gleichftellung der Alteften mit ven Pfarrern geht die fchottifche Verfaſſung über 
Calvin's kirchliches Syftem und über die franzöſiſche Kirchenordnung hinaus. 

Dieſe Verfafiung follte dann zwar, nachdem die Stuartd in England zur Regierung gelangt 
waren, zu Gunften ver englifhen Epiffopalverfaflung abgeſchafft werben, und bereitö war dies 
unter Jakob I. und Karl I. zum guten Theil gelungen , ald dann gerade über die kirchliche Frage 
die Revolution ſich entzündete, und nun fogar der Verſuch gemacht wurde, nachdem die Invafion 
der engliſchen Kirchenverfafſung in Schottland zurückgewieſen war, die ſchottiſche in England 
zur Geltung zu bringen, wo ja ſeit ven Anfängen der Reformation einzelne Regungen zu Gun: 
ften derfelben zu Tage getreten waren. Wirfli wurde auf Grund der Berathungen der aus 
ſchottiſchen und englifchen Mitglievern beftehenden Weftminfterverfammlung durch Parlaments 
beſchluß von 1646 die Preöbyterial-Synodalverfaffung in England eingeführt, wobei jedoch die 
legte Entſcheidung in firdlichen Dingen der Staatögewalt verbleiben follte. Abgefehen von den 
Independenten und andern Seften, wurde dieſe Verfaſſung bi zur Reftauration 1660 al& die 
rechtsgültige für England betrachtet, während thatfächlich eine große Verwirrung beftand. Mit 
der Reftauration wurde fie dann zwar in England wieder aufgehoben, dagegen für Schottland 
hat die auf der Weftminfterfynode zu Stande gefommene Verfaflung eine bleibende Bedeutung 
gehabt; und wenn bald nachher noch einmal ſchwere Zeiten über die ſchottiſche Kirche herein— 
brachen, fo hat doch Wilhelm III. 1690 den Rechtszuſtand von neuem gefeftigt, und ald unter 
Königin Anna 1707 die Union Schottlands mit England zu Stande fam, fo wurde doch durch 
eine befondere Sicherheitsacte die beftändige Aufrechthaltung der fchottifchen Kirchenverfaflung 
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gewährleiftet, dem britiſchen Parlament jede gefeggeberiiche Befugniß in ſchottiſchen Kirchenan⸗ 
gelegenheiten abgeſprochen. 

4) In den Niederlanden hatte jhon früh die Calvin'ſche Richtung namentlich in den füdlich 
an Frankreich grenzenden Provinzen Eingang gefunden, und aud die Berfaffung war, zumal da 
die Kirche einer ganz feindfeligen Staatsgewalt gegenüberftand, in diefem Sinne ausgebildet wor- 
den. Aldnun aber die proteftantifchen Stände der Provinzen mit dem Statthalter fi ver Staats— 
gewalt bemädhtigten, da wurde auch fofort von ben Obrigfeiten das Recht der Kirchenregierung 
in Anfprud genommen, wobei man fi auch auf die in den nördlichen deutfhen Provinzen 
großentheild herrfhende Zwingli'ſche Auffaffung fügen konnte. Darüber entbrannte ein heftiger 
Kampf, der zuerft zwijchen ven Staats- und Kirhengewalten deö ganzen Landes, und ald er hier 
nit zum Austrag gebradt werden fonnte, auf dem Boden der einzelnen Provinzen geführt 
wurde. Es hatte nämlich bereit? 1575 Wilhelm von Dranien nebft ven Staaten von Holland 
und Seeland und deren Bundesgenoffen eine Kirhenorbnung in 4O Artikeln aufgeftellt, worin 
zwar die vier Amter ald ſchriftmäßig anerfannt waren, aber doch die Kirhengewalt der Obrig: 
keit unter dem Beirath der Geiftlichkeit überwielen wurde; es jollte nämlich die Anftellung der 
Geiftlihen unter Beirath der Prediger durch die Regiftratoren erfolgen ; auch die Alteften fol: 
ten durch die Ortsobrigfeit ernannt werden, die weltliche Gewalt die legte Entſcheidung über die 
Kirchenzucht haben, Eigentlihe Synoden gab es nicht ; e8 follten blos Gonferenzen der Geiſtlichen 
zur Ausübung der Kirchenzucht ftattfinden; in der Begründung war geltend gemacht, daß von 
jeber gottesfürcchtige Obrigfeiten dad Recht, kirchliche Verordnungen zu erlaffen, gehabt hätten, daß 
es überhaupt höchſt bedenklich fei, wenn in einem und demſelben Gemeinweſen zweierlei Obrigfeit 
beftände. Dieſe octroyirte Kirchenordnung blieb aber auf vem Papier. Statt defjen verfuchte eine 
niederländifche Nationalſynode, die Galvin’ihe Presbyterial-Synodalordnung zur Geltung zu 
bringen; allein jo wenig vie Kirche Die 40 Artikel des Prinzen von Dranien angenommen hatte, 
jo wenig ließ jegt der Staat die Beichlüffe der ohne Erlaubniß der Generaljunode gehaltenen 
Synode gelten. Der Streit ging auf diefe Weiſe noch eine Zeit lang refultatlos fort; es 
wurde im Laufe deijelben zu Leyden das berühmte Wort geſprochen: „lieber bie ſpaniſche In— 
quifition als die genfer Kirchenzucht“; er nahm dann zu Anfang des 17. Jahrhunderts dadurch 
eine neue Stärke an, daß ſich mit der kirchenpolitiſchen Differenz eine dogmatiſche verband, wie 
beides in den Barteigegenfägen des Arminius und Gomarus, von denen der eine zwingliſch, 
der andere calvinifch geiinnt war, zu Tage trat. Damald gingen dieſe kirchlichen Parteigegen- 
füge zugleich in politifche auf, indem die Häupter der municipalen Dligardhie, die Staatdmän= 
ner der Provinzial und Generalftaaten, an deren Spige vornehmlich der Admiral Johan v. 
Divenbarneveldt fand, es in der Regel mit ven Arminianern hielten, während die Demokraten 
und mit benjelben die der Oligarchie abholden Statthalter, die Prinzen Morig von Dranien 
und Wilhelm Ludwig von Naffau, die Galviniften begünftigten; man nannte daher die Armi- 
nianer auch Staatögefinnte, im Öegenfag gegen Die Freigeſinnten; auch hießen jene wol die poli- 
tiſchen Geufen, diefe die genfiihen Geufen. Endlich trugen auf der berüchtigten Synode in 
Dordrecht 1619, die ubrigend auch von der reformirten Kirche des Auslandes beſchickt wurde, 
die Gomariften einen Sieg davon; der Führer der arminianifhen Partei, Oldenbarneveldt, 
wurde enthauptet, und ein anderer jehr energiſcher Vertheidiger des ftaatlihen Stanppunfts, 
Hugo Grotius, der deshalb auch unter den Vertheidigern des Territorialſyſtems aufgeführt 
wird, wurde ind Gefängniß geworfen ; er hatte jich befonderd in einer vor ven Magiftrat von 
Amſterdam 1616 gehaltenen Rede ausführlid in dieſem Sinne audgefproden; feine Schrift 
„De imperio summarum potestatum circa sacra“ ift erft nad feinem Tode herausgegeben. 
Indeß, eine allgemeine einheitliche Kirhenordnung für das ganze Land Fam dennoch nicht zu 
Stande, indem die Generalftaaten der zu Dordrecht beſchloſſenen Kirchenordnung die Genebmi: 
gung verfagten, nur in den Provinzen Utrecht und Geldern wurde fie unter gewiflen Modifica— 
tionen angenommen. Jede Provinz erließ ihre Kirchenordnung nad Belieben ; es gab von 1619 
bis 1795 im Grunde fieben Firhlide Republifen in ven Niederlanden, zwiſchen denen gar 
fein gemeinjames äußered Band beftand. Die Synodalverfaffung herrſchte übrigens mit Aus: 
nahme Seelands in allen Provinzen, auch die Preöbyterialverfajlung in allen mit Ausnahme 
einiger Gemeinden, welche nur Diafonen, aber Feine Alteſten hatten. Die Alteften führten, von 
der Gemeinde gewählt, ihr Amt meift zwei Jahre; über dem Kirchenrath der Eimzelgemeinde 
fteht die Klaſſenverſammlung, gebildet aus einem Prediger und Alteften jeder Gemeinde; ſie 
wählten für die geiftlihe Provinzialfynode je zwei Prediger, aber nur einen Altefte;; die jähr- 
liche Bifitation jeder Gemeinde durch zwei bis drei von der Klaſſe damit beauftragte Prediger 
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mar eine Abweichung von der fonftigen reformirten Sitte und eine Annäherung an das luthe— 
riſche Superintendentenamt; die Provinzialſynode ernannte zur Gejhäftsbeforgung gewiſſe 
„Deputirte” mit beihränfter Vollmacht. Der Einfluß des Staats war in den verſchiedenen 
Provinzen verſchieden. Infolge der Staatsumwälzung 1795 ging dann dieſe Kirchenverfaffung 
in Trümmer; ed folgte eine Zeit allgemeiner Confufion, und erft nad) der Errichtung des 
Königreiche der Niederlande fand durch die Kirchenorbnung von 1816 ein Wiederaufbau ftatt. 
Dana wurden theild für die Provinzen gleihmäßtge Einrichtungen getroffen, im wefentlichen 
nad) den frühern Grundfägen, theils aber erhielt nun die Landeskirche in der Landesſynode die 
lange vermißte Einheit; ein meitgehender Einfluß der Staatögemwalt war aufrecht erhalten wor— 
den. Nach mehrjährigen Verhandlungen fam dann aber unter Aufhebung des Grundgeſetzes 
von 1816 im Jahre 1852 eine neue Kirchenverfafjung zu Stande, welde fi von der frühern 
namentlich durdh eine größere Berückſichtigung des weltlichen Elements unterſcheidet. 

5) Auch im Öftlichen Europa hatte die Presbyterial-Synodalverfaſſung mit der Ausbrei— 
tung des Proteftantismud Gingang gefunden. Bereit vor der Reformation finden ſich die 
Keime verfelben in der böhmischen Bruberunität, einer Partei der Hufjiten, die ſich Mitte des 
15. Jahrhunderts von den Galixtinern getrennt hatte. Als diefe dann ein Jahrhundert jpäter in- 
folge des Schmalkaldiſchen Kriegs ihre bisherige Heimat in Böhmen und Mähren verliefen und 
namentlih nad Polen einwanderten, fo waren auch bort bereitö die Grundzüge diefer Ver: 
faflung unter den damals jehr zahlreichen polnischen Proteftanten ins Leben geführt; die lang— 
mierigen Berhandlungen über die Einrichtung der Berfaffung führten endlich auf ver General: 
ſynode zu Krafau, 1573, zu einem Abſchluß; jede der drei polnischen Provinzen (Großpolen, 
Kleinpolen, Litauen) wurden unter einen geiftlihen Oberälteften geftellt, welcher auf Lebens— 
zeit von den Alteften erwählt wurde; jede Provinz zerfiel in Diftricte; an der Spitze eines jeden 
fanden geiftlihe und weltliche Ältefte, deren Amtödauer von Synode zu Synode reihte und die 
in der Synode gewählt wurden; der Schwerpunft der Verwaltung lag in den Synoden, die in 
jedem Diftriet einmal zufammentvaten und auf denen, außer den Geiftlihen, alle Mitglieder 
der Gemeinde Zutritt, aber in Angelegenheiten des Glaubens und der Lehre ausſchließlich die 
Geiftlihen Stimmrecht hatten; jährlich einmal wurde die Provinzialiunode gehalten, auf der 
jeder Bezirk durch zwei Beiftliche vertreten war und außerdem noch vier Weltliche aus der ganzen 
Provinz Sig und Stimme hatten. Es iſt ganz bezeihnend, daß ungeachtet diefer audgebilve: 
ten Synobalordnung von Presbyterialeinrihtungen nur wenig Spuren jih finden, denn die 
Polen liebten dad Zwanglofe zu ſehr, um ſich mit dent Ernft der Galvin’fchen Gemeindeordnung 
zu befreunden ; um jo mehr fagte ihrer ariftofratiich = reuublifanifchen Neigung das Synodal⸗ 
inftitut zu, der Adel fland dabei in dem Vordergrunde. Auch blieben die drei Provinzen auf echt 
polnische Weife voneinander unabhängig, wenigftend kamen Generalſynoden nur jehr jelten zu 
Stande, Überhaupt gerieth in Polen mit dem Fortſchritt der Gegenreformation die ganze Ver— 
faffung in Verfall. Endlich in Ungarn war die Preöbyterial = Synodalverfaffung ſowol in dem 
lutheriſchen wie reformirten Gebiete gleichfalls eine natürliche Frucht des feindfeligen Verhält- 
niffes zu der Staatögewalt, die fih nad langen Kämpfen dazu bequemen mußte, den ungari= 
ſchen Proteftanten in förmlichen Friedensſchlüſſen eine Anerkennung ihrer Eriftenz zu gewähren; 
über ven Einzelgemeinden bildeten ſich Diftrietualconvente, und damit war für die Helvetiſche 
Confeſſion die Organifation abgeihloffen, während für die Augsburgiſche noch eine Oberleitung 
in dem Generalinfpectorat zu Peſth beſtand; wol nirgends war die Theilnahme des Laienele: 
ments an der Kirchengewalt jo durchgeführt wie gerade hier in beiden Confeſſionen, man wird 
jedoch darin weniger einen Ausdruck des gerade hier befonders lebendig gewejenen Gedankens 
des allgemeinen Prieftertbums fehen dürfen, ald vielmehr eine natürliche Folge ver thatſäch— 
lien Zuftände, indem die Magnaten, die gerade vorzugsweiſe bei der Kirchenregierung bethei— 
ligt waren, in ähnlicher Weile wie die Landesherren in Deutjchland ji bleibende Berdienſte 
um die Griftenz der proteflantifchen Kirche Ungarns erworben hatten, Dieje ganze Kirchen— 
verfaffung wurde dann durd eine Haynau'ſche Verordnung vom 10. Febr. 1850 aufgehoben 
und ein militäriſch-hierarchiſcher Organismus an die Stelle geſetzt. Zwar fand ſchon im Jahre 
1854 in einigen Bunften eine Rückkehr zu den frühern Verfaffungsverhältniflen ftatt und es 
wurde denn behufs einer definitiven Regulirung diefer Angelegenheit durch Minifterialerlaf 
vom 21. Aug. 1856 der Entwurf einer neuen Kirchenordnung den Superintendengen zur Be: 
gutadhtung mitgetheilt. Gegen diefen Entwurf aber, ver in Deutjhland von jeiten der kirch— 
lichen Liberalen (Hafe, Schenkel) mit höchſter Befriedigung aufgenommen wurde, haben ſich in 
Ungarn die amtlihen Gutachten auf das ſchärfſte ausgeſprochen. Und zwar ganz mit Hecht 
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ebenfowol aus formellen wie aus materiellen Gründen; denn einerfeits jteht ven Kaifer von 

fterreich gar nicht das Recht zu, eine Initiative in diefer Angelegenheit zu ergreifen, denn 
das würde weit über die Befugniffe ver Kirchenhoheit hinausgehen, die Autonomie ver unga= 
riſchen Kirche dadurch lädirt fein; man würde wol einzelne Freiheiten gewinnen, aber man 
würde die Freiheit jelbft aufgegeben haben; andererſeits Fonnte aber auch der Inhalt diejes 
Entwurfs im Hinblid auf dasjenige, was man fonft beſeſſen hatte, keineswegs befriedigen, 
inden namentlih die Einmiſchung der öfterreihifchen Staatsregierung dadurch befeftigt wer— 
den follte, daß die Errichtung eines F. k. Oberkirchenraths, dem wirklich regimentliche Attribu- 
tionen beigelegt waren, projectirt wurde; aud war das Raienelement gegen früher zurückge— 
drängt. Trogdem fam es zu dem Patent vom 1. Sept. 1859, worin die Ordnung der unga— 
rifhen Kirchenverhältniffe auf deſſen Grundlage befohlen wurde; dafielbe hat aber bisher, wie 
es rechtlich nichtig ift, auch nicht in thatfächliche Wirkfamfeit gefegt werben können. 

6) Bon Polen her wurde durch den von dort geflüchteten Johann Lasky die Preöbyterial: 
verfaffung auch nach Deutſchland verpflanzt; er hatte fih 1540 unweit Emden in Oftfrieslan 
niedergelaffen, und wurde bald von der dortigen Regierung in Kirchenſachen um Rath gefragt, 
welde um fo ſchwieriger waren, als die Luther’fche und die Zwingli’fche Reformation in Oft: 
friesland zufammenftießen; er übernahm 1542 das Amt eined Superintendenten von Oftfried: 
land und fegte 1544, drei Jahre nad) der Gründung der Calvin'ſchen Kirchenordnung, die Ein: 
führung eines Presbyteriumd in Emden dur, befonders im Intereffe ver Kirchenzucht; aud 
wurben von ihm zur Erhaltung hriftlicher Eintracht Synoden der Geiſtlichkeit, „‚geiftliche Cö— 
tus“, wöchentliche Zufammenfünfte der Prediger der oſtfrieſiſchen Landfhaft, errichtet. Als 
dann in Oftfriedland 1549 das Interim eingeführt wurde, begab fi Ladfy nad London und 
wurde 1550 Superintendent der 1544 nad) England geflüchteten evangelifhen Niederländer, 
die bisher nur ihren Privatgottedienft hatten halten dürfen, durch Eduard VI. aber 1550 ala 
befondere Gemeinde anerfannt waren. Die „hriftliche Gemeinde der Fremden in London‘ 
teilte fih zwar in die deutſche und franzöſiſche (wallonifche) Gemeinde, jodaß jede an einem 
bejondern Orte ihren Gottesdienft in der Mutterſprache hielt, auch in Einzelheiten der Liturgie 
und Verfaſſung ih unterfhieden, doch wurde durch wöchentliche Verſammlungen der Geift- 
lichen und Weltlihen auch die Einigkeit aufrecht erhalten. Die franzöftfche Gemeinde hatte die 
frühere Kirhenordnung angenonmen, für die deutſche verfaßte Lasky nach dem Vorgange der 
legten und der Embdener eine neue. Dieje Kirchenordnung, welche in deuticher Bearbeitung 
1565 zu Heidelberg gedrudt wurde („Forma ac ratio tola ecclesiastiei ministerü in peregri- 
norum potissimum vero Germanorum ecclesia instituta Londini in Anglia, Jo. a Lasco, Po- 
loniae barone”, 2ondon 1550), unterfcheidet ih von allen andern Kirchenorbnungen, die 
wir bisher fennen gelernt haben, durd eine noch fhärfere Geltendmachung der völligen Gleich: 
heit zwischen Geiftlihen und Laien, und namentlich durch eine Eräftigere Durdführung der Ge— 
meinderechte gegenüber den Befugniffen des Presbyteriums; während die übrigen reformirten 
Kirchenordnungen ariftofratifhen Gharakter hatten, fo hat dieſe einen demokratiſchen. Unter 
den „Alteſten“ find etliche, die in Wort und in der Lehre arbeiten, die andern Alteften, welche 
den Dienft des Worts und der Lehre nicht verfehen, ftehen den erftern mit Rath und Hülfe bei, 
das, Anıt der Älteften und der Diener des Worts ift „gänzlich einerley“. Gemählt werben die 
Älteſten, Prediger und Diakonen durch ſchriftliche Abſtimmung der Gemeindeglieder, worauf 
die Prediger, Alteſten und Diakonen die geſammelten Stimmen der Gemeinde „beſehen“ und 
den nach ihrer Überzeugung Tauglichſten durch Vereinigung unter ſich wählen; die Gemeinde 
hat doch alſo menigftend eine Mitwirkung bei der Wahl aller ihrer Amtöträger, wenn fie auch 
Fein unbedingtes Wahlrecht hat. Die Fremdengemeinden in London nahmen dann zwar in den 
Verfolgungen der Fatholifhen Maria ein Ende, aber die in ihrer Kirhenordnung enthaltene 
Fortbildung des presbyterialen Wejend blieb darum nicht fruchtlos, fie hat vielmehr gerade in 
Deutichland eine Stätte gefunden. Die aus London vertriebenen beiden Gemeinden und Lasky 
felbft fanden namentlich in Frankfurt eine gaftlihe Anfnahme, 1555; in der Kirchenordnung 
der franzöſiſchen (walloniſchen) Gemeinde zu Frankfurt, von ihrem Superintendenten Bolanus 
verfaßt, ift Die Wahl der Alteften fo geordnet: der Kirchenrath ſchlägt doppelt foviel Männer 
vor, ala Ältefte zu wählen find, auf Grund dieſes Vorſchlags wählt die Gemeinde. Um diefelbe 
Zeit waren bereit3 1545 die erften evangelifchen Niederländer vor der blutigen Verfolgung 
Karl's V. nah Weſel im Herzogthum Kleve geflüchtet, die jedoch feine eigenen Gemeinden bilden 
durften: eine zweite verftärkte Ginwanberung nicht blos aus den Niederlanden, fondern aud 
aus Sranfreih und England, morunter Mitglieder der londoner Fremdengemeinde, fand nad 
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Weſel und andern rheiniſchen Städten in den Jahren 1553 und 1554 ſtatt, infolge deſſen ging 
Weſel jelbft zur veformirten Kirche über und die ausländifhen Flüchtlinge konnten ſich unge: 
hindert nad ihren kirchenrechtlichen Grundfägen einrichten ; ald dann 1567 der Herzog v. Alba 
feine Verfolgung in den Niederlanden begonnen hatte, folgte die dritte nach Tauſenden gezäßlte 
Einwanderung von dorther in die Städte des Nheinlandes. Die Fremdlinge conftituirten ſich 
nun zu Öemeinden, fühlten aber auch dad Bedürfniß eined Zuſammenhalts, ven fie ſich fofort durch 
Synoden gaben ; bereitd 1568 waren 46 Prediger und Ültefte von etwa 20 Gemeinden aus 
Holland, Blandern, Seeland, Oſtfriesland, Geldern, Frankfurt u. ſ. w. zu der Synode in Wefel 
zufammengetreten ‚die indefi nur eine vorbereitende Gonferenz war und deren Beſchlüſſen (acta 
synodi Wesaliensis) im wejentlichen die londoner Kirchenordnung von Lasky zu Grunde lag, 
theilweiſe mit ven @inrihtungen der londoner Wallonengemeinde combinirt, aber aud der 
Mitwirkung einer reformirten Obrigkeit für andere Zeiten eine Stelle offen laffend, was ja ver 
in Genf thatſächlich beſtehenden Verfaffung entſprach. Die beabfihtigte förmlihe Synode wurde 
dann im October 1571 zu Empen gehalten, die Hauptaufgabe der ſelben war eben, eine geglie- 
berte Verbindung der Gemeinden herzuſtellen; es wurden daher im unverfennbaren Anſchluß 
an die Ginrihtungen der franzöfifchen Kirchenorbnung die Stufen der Klaffenconvente, Bro: 
vinzialfynoden und eine Generalfynode angeordnet; die Rlaffenconvente (Duartierzufammen: 
fünfte) follten viertel: oder halbjährlich ftattfinden; die Provinzialſynoden follten jährlich ge- 
halten werden und durch die Quartierverſammlung durch zwei Geiftliche und zwei Ältefte be: 
fit werben; folder Provinzen gab es drei, namlich Deutfchland und Oſtfriesland, Nieder: 
land, England; die deutfche Provinz hatte ald Duartier das Pfälziſche (etwa ſechs Gemein: 
den), das Jülichſche (Köln, Aachen, Maftricht, Limburg, Neuß), das Kleviihe (Weſel, Em— 
merih, Herch) und dad Emdenſche; alle zwei Jahre follte eine Generalfunode flattfinden, 
deren Mitglieder nicht von den Quartieren, fondern von der ganzen Provinz, wahrſcheinlich 
der Provinzialfynode, erwählt wurden. Während des 16. Jahrhunderts ift dann außer in 
ber Pfalz und mehreren zu der jepigen preußiichen Rheinprovinz gehörigen Gebieten aud) in 
einen Theil des weftfälifchen Kreifes und in Naflau die Presbyterial-Synodalverfaſſung ein: 
geführt worden; es hatte namentlich der Graf Arnold von Tecklenburg nicht nur die reformirten 
Bekenntniffe in feiner bis dahin lutheriſchen Grafichaft eingeführt, ſondern auch im Intereſſe der 
Kirhengerichte die Einführung von „Seniored oder Elteften“ in jeder Gemeinde befohlen; zur 
Sonodalverfaffung wurde diefe Gemeindeordnung er im 17. Jahrhundert entwidelt; aud in 
Naffau wurde gegen Ende des 16. Jahrhunderts die lutherifche Neformation durch die Calvini— 
fen verdrängt, und bald darauf durch die Synode von Herborn 1586, woran Beiftliche aus Naf: 
jau, Wittgenftein, Solms und Wien theilnahmen, die Presbyterial:Synodalverfaffung in bin: 
dender Form eingeführt. Seit 1609 führten evangelifche Fürften, Johann Sigismund von 
Brandenburg und Wolfgang Wilhelm von Pfalz Neuburg, über die jülich = Elevefhen Länder 
die Regierung; fie übernahmen durch Meverfalien die Pliht, die bisherige Autonomie der 
Kirche zu erhalten, drückten alfo den bisher thatfüchlich beftehenden Verhältniffen den Stempel 
rechtlich ſanctlonirter Ordnungen auf. Nun begründete aber aud die Reformation in den 
Rheinlanden, nachdem ſie früher ihren Mittelpunkt im Auslande gehabt hatte, auf der erften 
Generalfynode zu Duisburg 1610 eine umfaſſende Verbindung unter ih, wodurch die vefor: 
mirten Kirchen der Landſchaften Jülich, Kleve, Berg, wozu 1611 aud die Grafſchaft Marf trat, 
in gemeinfamer Berfaffung zufammengehalten werden follten. Die Generalfynode hatte dem: 
nad bier die eigenthümliche Bedeutung, Gemeinden, welde unter verfchledenen Landesherren 
flanden, und fogar unter confefjtonell verſchiedenen, denn die Pfälzifhen waren nad) wenig 
Jahren zum Katholicidmus übergetreten, in fteter Verbindung und organifirter Einheit zu er= 
halten. In jenen Gegenden hatte nun aber nicht blos die veformirte Kirche, ſondern es hatten 
aud zahlreiche Iutherifche Gemeinden die vollftändige preöbyteriale Gemeindeordnung ange: 
nommen, während fie früher zwar auch Synoden hatten, aber doch nur bloße Geiſtlichkeits— 
ſynoden, wie ſolche auch ſonſt in ver lutheriſchen Kirche vorfommen. Endlich ift noch zu erwäh— 
nen, daß jechö Fleine reformirte Gemeinden, in Hannover, Eelle, Göttingen, Münden, Braun- 
jhweig und Büdeburg, die fih im Kaufe des 18. Jahrhunderts großentheild durch Einwan— 
derungen gebildet hatten, noch bis heute ihren freien, ein landesherrliches Kicchenregiment aus— 
ſchließenden, Organismus erhalten haben. 

IV. Die Verſuche zurlimgeftaltung der proteſtantiſchen Kirchenverfaſſung 
jeit Anfang viefes Jahrhunderts in Deutfhland. Es find zweierlei Gründe gewe- 
jen, die feit Anfang des gegenwärtigen Jabrbundertd dazu geführt haben, an Stelle des 
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bisherigen conjiftorialen Organismus des landeöherrlihen Kirchenregimentd andere Ver— 
faffungseinrihtungen zu fegen. Einerſeits ift die enge Verbindung von Staat und Kirche, 
wie ſolche bei diefem Syſtem nothwendig flattfindet, immermehr zur Unmöglidfeit gewor— 
den, indem theild dad allgemeine Bewußtſein fi gegen ftaatlihen Zwang in kirchlichen Din- 
gen ausfpricht, theild aber infolge der großen Territorialveränderungen in Deutihland Die 
Staaten aufgehört haben einheitlihe Gemeinwejen zu jein, wo bie religiöfen und ſtaatlichen 
Bezüge auch thatſächlich fi decken, theild infolge der flaatäfeitig proclamirten Glaubene- 
und Gewiffendfreiheit neue Religionsgeſellſchaften jih gebildet Haben, ſodaß aljo das engere 
Verhältniß ded Staats zu einer Kicche von Tage zu Tage unhaltbarer geworden if. Anz 
dererfeits ift der Geift freier Selbftbeftimmung, der Entſchluß an den öffentlichen Ange— 
tegenheiten jelbftthätigen Antheil zu nehmen, in allen Kreijen unferd Volks erwacht, und hat 
auf allen Gebieten unferd nationalen Lebens mit größerm oder geringern Erfolge bereit an= 
gefangen jidy geltend zu machen; fo ift aljo ver neuen vom Staat unabhängigen Kirchenver— 
faſſung aud ſchon ihr Inhalt vorgeichrieben, fie wird in einem weſentlich vemofratifchen Geifte 
ich geftalten müſſen; es ift ganz charakteriſtiſch, daß die kirchliche und die politiiche Verfaſſungs— 
frage ſich völlig parallel entwidelt Haben, daß diejenigen deutſchen Länder, bei denen die confti= 
tutionelle Staatdeinrihtung am früheften Wurzel ſchlug, um dieſelbe Zeit auch eine freifinnige 
Kirchenverfaſſung bei ſich einführten und daß mit dem Zurückdrängen politifcher Verfaſſungs— 
beftrebungen auch die kirchlichen zur Seite gelegt wurden; fo jehr auch vielfadh eine gänzliche 
Verihiedenartigfeit beider Organidmen behauptet wird, jo zeigt do eine unbefangene Be— 
trachtung der geſchichtlichen Thatſachen, daß die Entwidelung auf beiden Gebieten zu allen Zei— 
ten in wefentlich berfelben Richtung erfolgt ift; Handelt es ſich doch bei einer Kirchenverfaflung 
ebenfo gut wie bei einer Staatöverfafinng un die Beforgung rein äußerer Angelegenheiten, und 
um die Brage, auf welche Weije die Berehtigung, an denfelben theilzunehmen, begrenzt jein 
fol. Am widtigften find die Vorgänge, die in der evangelifchen Landeskirche Preußen ftatt- 
gefunden haben. 

Durd dad Publicandum vom 16. Dec. 1808 und die Verordnung vom 26. Dec. deſſelben 
Jahres wurde in Preußen der bisherige confiftoriale Organismus des landesherrlichen Kirchen— 
vegiments völlig befeitigt, indem an die Stelle der drei Eentralbehörden — des lutherifchen Ober: 
conjiftoriums, des franzöſiſchen Oberconjiftoriumsd und des reformirten Kirchendirectoriums — 
das Minifterium des Innern, an Stelle ver Eonjiftorien die unter dem Namen Regierungen in 
jeder Provinz errichteten Berwaltungscollegien treten follten, denen mit Ausnahme der Juftiz die 
ganze innere Xandeöverwaltung übertragen wurde, Man hat diefen mit der Neuordnung des 
preußiſchen Staatöwefend eng verbundenen Maßregeln häufig ein viel zu großes Gewicht beigelegt ; 
davon wenigftens, daß durch diefelben die Kirche aufgehört habe ein „Reich eigenen Lebens’ zu 
jein, war feine Rebe, denn ein Reich eigenen Lebens war jie auch biöher nicht geweien. Schon 
in den nächſten Jahren traten nun Beftrebungen zur Reconftruction der zerftörten Kirchenverfaſ— 
jung zu Tage, und namentlic nad) den Freiheitskriegen machten fie ich in zahlreihen Schriften 
und Eingaben aller Art geltend. Der Geift aber, in weldem man die Selbjtändigfeit der Kirche 
gegenüber der Staatsgewalt durchzuführen gedachte, mar doch ein höchſt eigenthümlicher, inſo— 
fern man unter Freiheit der Kirche lediglich Freiheit der Geiftlichfeit verftand und eine Knech— 
tung der Laien unter das geiftlihe Joch anftrebte, wie eine ſolche nie vorher in der proteftantiihen 
Kirche beftanden hatte. Das Außerfte, was in diejer Hinficht geleiftet wurde, war ber förm— 
liche Entwurf einer Kirchenverfaſſung, der von drei märfifchen Superintendenten ausging und 
unter dem Titel „Grundlinien einer fünftigen Berfaffung der proteftantifchen Kirche im preußi— 
ſchen Staat” (Berlin 1815) and Licht trat. Sehen wir und doc) diefen Entwurf einer Presbyte- 
vial-Synodalordnung etwas näher an. Das Preöbyterium der Einzelgemeinde befteht danach 
aus ſämmtlichen Predigern mit einer verhältnigmäßigen Anzahl von Gemeindemitgliedern, deren 
Zahl jedoch nie über fieben hinausgehen darf; in den Städten werben die weltlichen Mitglieder 
für dad erfte mal von den Predigern erwählt, ſcheidet ein Vorjteher aus, jo wird deffen Stelfe 
durch die Wahl des ganzen Presbyteriums erfegt; auf dem Lande gehören der Gutäbejiger und 
der Beamte ohne weiteres zum Kichenvorftande und dieſe wählen gemeinfchaftlih mit dem 
Pfarrer nod den Schulzen oder ein anderes rechtſchaffenes Mitglied der Gemeinde dazu; wenn 
fein Qutäbejiger oder Beamter da ift, jo wählt ver Pfarrer zwei Gemeindemitglieder, melde mit 
ihm den Vorftand bilden; zu den Gefchäften dieſes Presbyteriums gehört dann namentlich Kir- 
chenzucht und Kirchenbann; ber „Geächtete“ darf feine Vormundſchaft führen, feinen Eid lei— 
ften, fein Teftament machen, weil, wie es ausprüdlich heißt, ein Teitament als ein pium be: 
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trachtet werden müſſe und derjenige, der fein pius fei, fein pium madjen könne; wolle ein Ge: 
ächteter fi verheirathen, jo fünne das zwar der Pfarrer nit hindern, aber er müffe dem an— 
dern Theile ernftlich vorftellen, wie gefährlich es ei, jich mit einem Geächteten in eine ſolche Ver: 
bindung einzulaffen. Auf den Höhern Stufen fommt dann das weltliche Element gar nicht mehr 
vor, weder aufder Kreisſynode, die aus dem Propft (Superintendenten) und fämmtlihen Pfar- 
ern des Kreiſes befteht, noch auf der Provinzialiynode, die aus einem Präjidenten, der den 
Titel Bifhof führt, an Rang dem Oberpräfidenten gleihfteht und fein Pfarramt befleiven 
ſoll, nebjt einer verhältnigmäßigen Anzahl geiftliher Synodalräthe zu bilden ift, noch endlich 
auf der Ober- oder Reichsſynode, die aus dem geiftlichen Oberbiſchof und geiftlichen Oberfyno- 
dalräthen zufammengefegt wird; nur den Provinzialfynoben find ald Anhängfel zwei weltliche 
Räthe zugedacht, die zwar diejenigen Sachen, wobei es auf eigentliche Rechtswiſſenſchaft an— 
fommt, aufihre eigene Verantwortlichfeit bearbeiten, in allen übrigen Angelegenheiten aber 
feine Stimme haben; auch hat der Präfident dad Net, eine Sache, die ihm von den weltlichen 
Räthen nicht gehörig bearbeitet zu fein ſcheint, an das Provinzialjuftizeollegium zur Entſchei— 
dung gelangen zu laffen; die Eonfiftorien und der Gultusminifter fallen ganz weg, der Landes: 
herr ift, wie ed jcheint, auf ein bloßes jus circa sacra eingeſchränkt. Inter dieſen Behörben find 
dann die jämmtlihen Kirchen = und Schulangelegenheiten auf eine ſinnreiche Weife vertheilt, 
namentlid die ganze Amterbeſetzung einfchließlich des Pfarramts geht von ihnen aus; die Kreid- . 
jonode wählt den Propft, die ſämmtlichen Pröpfte ven Biſchof und die Synodalräthe, fowie die 

Oberfonodalräthe; die Wahl des Oberbiſchofs geſchieht durch Conecurrenz der Provinzialſynode 
und der Oberſynode, die letzte Entſcheidung aber ſoll in dieſem Fall nicht Menſchen, ſondern 
Gott überlaſſen werden, es entſcheidet nämlich das Los. Übrigens tragen ſowol der Oberbiſchof 
als ſämmtliche Geinuch⸗ zum Abzeichen ein weißes, dem Rock auf der linken Seite der Bruſt 
aufgenähtes längliches Kreuz von etwa 2 Zoll Länge und in der Breite eines kleinen Fingers, 
und darf ein ſolcher ohne daſſelbe unter keinerlei Umſtänden ſich außer dem Hauſe zeigen. Dieſe 
Vorſchläge ſind gemacht worden 300 Jahre nach der Reformation und eine Presbyterial-Syno— 
dalverfaſſung enthielten dieſelben gewiſſermaßen; ein Glück nur, daß wenigſtens aus der Mitte 
des altpreußiſchen Beamtenſtandes der damalige Oberpräſidenten der Provinz Sachſen, Friedrich 
v. Bülow in Magdeburg, in einer vortrefſlichen Schrift: „Über vie gegenwärtigen Verhält⸗ 
niſſe des hriftlich = evangeliſchen Kirchenweſens in Deutſchland, beſonders in Beziehung auf den 
preußiſchen Staat’ (zweite Auflage, Magdeburg 1818) einen lauten Proteft gegen derartige 
hierarchiſche DVelleitäten erhob und dadurd) die Ehre des proteftantifhen Geſammtbewußtſeins 
gegen fo free Anmaßungen gewahrt wurde. Es war nur ſchlimm, daß derartige Anſchauun— 
gen im Kreife der Geiftlichkeit gar nicht vereinzelt waren, ja ed hat ſich neuerdings immermehr 
herausgeftellt, daß jelbft der Neformator der neuern proteftantijchen Theologie, daß Schleier: 
macher tief in diejelbe eingegangen war. In einem von Schleiermader angeblich herrührenden, 
durch Richter kürzlich veröffentlichten Auffag: „Vorſchläge zu einer neuen Verfaſſung der protes 
ftantifchen Kirche im preußiſchen Staate“ („Zeitſchrift für Kirchenrecht‘, 1, 327), der wahr: 
Iheinlid aus dem Jahre 1808 ſtammt, jind Grundfäge entwidelt, die an die eben aufgezeigten 
nur zu ſehr erinnern. Danach ſoll nämlid der Staat ſich der innern Verwaltung der Kirche 
gänzlich entſchlagen, und dieſe ihr felbft mit einem folhen Grade von linabhängigfeit zurückgeben, 
daß fie ald ein ſich jelbft regierendes lebendiges Ganzes daſtehe. „Das Wejentlihe der neuen 
Berfaffung würde vann darin beftehen, daß die geſammte Geiftlichfeit zweckmäßig in eine An 
zahl von Synoden getheilt würde, die jih zu beftimmten Zeiten verfammeln müßten, um über 
die firhlichen Angelegenheiten zu berathſchlagen. Alle Synoden einer Provinz fänden unter 
einen Biſchof und einigen ihm beigeordneten angejehenen Theologen, und von diefen hinge 
denn alles ab, was zur innern Kirhenzudht und Ordnung, zur Bejegung der Pfarrftellen und 
zur VBerbeflerung des Gottesdienſtes in allen feinen Teilen gehört. Die Biſchöfe ſelbſt wieder 
unter ein allgemeined geiftliches Oberhaupt zu vereinigen, würde ganz gegen ben Geift des Pro- 
teftantidmuß fein, wol aber müßte wenigftend die Ausſicht offen erhalten jein, in dringenden 
Fällen unter der Autorität des Königs aus den Deputirten aller Bisthümer eine allgemeine Sy: 
node verfammeln zu fönnen. Die Oberaufiiht des Staats würde geführt durch einen hohen 
Beamten, weldem ein aus wenigen Mitgliedern beftebender Kirchenrath beigegeben wäre, 
Außerdem beitellte er in jedem Bisthum einen Provinzialcommiffar, dem wiederum in jeder 
Synode ein Bevollmädtigter untergeordnet wäre, um überall die Rechte des Staats wahrzu: 
nebmen.” Das jind mit Schleiermader'8 eigenen Worten die Grundgedanfen, auf denen jein 
Entwurf berubt; auf das Detail einzugeben verbietet und der Raum, nur das muß noch her— 
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vorgehoben werben, daß das active Gemeinderecht nur diejenigen ausüben jollen, die zweimal 
jährlich in der Gommunicantenlifte aufgezeichnet flehen, während andererfeitd der Gemeinde 
eine Mitwirkung bei der Predigerwahl zugeflanden ift; die Biihöfe und Stiftöherren müflen 
„eines gewiffen äußern Anſehens und eines jehr anftändigen Einfommens ſich erfreuen‘; e8 wird 
endlich ald vortheilhaft hingeſtellt, wenn die Biſchöfe mit ihrem Kapitel nicht in der Provinzial- 
hauptftadt, fondern in einer andern Stabt reſidiren würben, „das Einfommen müßte aber in die: 
ſem Falle noch reichlicher fein”. Übrigens treten derartige Tendenzen aud) jonft bei Schleiermadjer 
bervor ; namentlich in der Schrift „Über die neue Liturgie für die Hof: und Garniſongemeinde zu 
Potsdamu. ſ.w.“ (Berlin 1816), wo ed gegen ven Schluß bin heißt, er erwarte etwas weſentlich 
Befleres und Zweckmäßigeres auf diefem Gebiete nur, wenn die proteflantifche Geiftlichfeit des 
Landes, durch eine wohlgeordnete Synodalverfaſſung vereinigt, ein gejegmäßiged Zufammenwir- 
fen gewinne; und in demjelben Sinneäußert er ſich au inder Schrift „Uber die für die proteftan- 
tifche Kirche des preußischen Staatdeinzurichtende Sunodalverfaffung‘’(1817); zwarentwidelt er 
hier eine treffliche Theorie ; indem ex es billigt, daß Presbyterien eingerichtet werden jollen, fagt 
“ er geradezu, daß „wie in einer wahrhaft freien auf Eifer und Liebe berechneten Staatöverfaflung 
alles auf einem freien und lebendigen Gemeinwohl berußt, aus diefem aller wahre Antheil an 
der Geſetzgebung ſich entwickelt, in dieſem auch die Verwaltung ihre eigentliche Kraft und Stütze 
findet, ſo würde es auch ganz vergebliche Mühe fein, an der Verfaſſung der Geiſtlichkeit zu rüb- 
ven und zu beffern, wenn nicht ein wohleingerichtetes chriſtliches Gemeindervejen dabei zu 
Grunde gelegt würde; die proteflantifche Kirche ift und befteht ver Wahrheit nad) in der Ge— 
fammtheit der proteftantifchen Gemeinde, und die Geiftlichen find nur ihre Diener’ ; dagegen 
entfpricht es folchen Vorderſätzen ſehr wenig, wenn ed dann wieder beit: „Haben wir ſolche 
Presbyterien, dann erſcheinen auch wir felbit auf der Synode nicht nur in unferer eigenen Ber: 
fon, fondern ald durch fie Beauftragte unferer Gemeinde, ald offenbar in einem großen und 
würbigen Charakter, und mandes wird mehr Kraft und Nachdruck Haben, wenn wir es jo vor- 
tragen können, ald wenn eö nur ald unfer eigener Gedanke erjcheinen muß. Ja, ich würde es 
fehr zwedmäßig finden, wenn in der Folge — nicht alle Gemeinden, denn dad würde die Ver— 
fammlung zu zählreih machen, aber, abwechſelnd von einzelnen — auch auf der Synode ſelbſt 
Abgeordnete aus dem Collegium der Älteften zugelaffen würden, um fi von dem Gange der Ber: 
handlung zu überzeugen und über dad, was ihre Gemeinde befonders betrifft, Auskunft zu 
geben, als auch über andere in ihrem Bereich liegende Gegenftände ihre Meinung zu jagen. 
In der rheinischen Geiftlichkeit ift der Wunſch geäußert, daß die Synode zu gleihen Thei— 
len aus Pfarrern und Gemeindeälteften zufammengefegt werde. Das dürfte aber bei und zu viel 
jein und zu große Schwierigkeiten haben.” Jedenfalls dringt er darauf, daß der Zujanmmen- 
tritt der geiſtlichen Kreisſynode von der vorherigen Bildung der Presbyterien nicht abhängig 
gemacht werde. Im wefentlich verfelben Richtung endlich bewegten fih aud) die Vorſchläge der 
1814 zur Verbeſſerung des proteftantifchen Kirchenweſens niedergeſetzten fogenannten liturgifchen 
Commiſſion, die im Jahre 1815 dem König vorgelegt wurden und woran nanıentlih Sad und 
Eylert betheiligt waren. Danach follte in jeder Gemeinde unter dem Vorſitz des Pfarrers ein zuerft 
durch die Hausväter gewähltes, dann durch Gooptation ſich ergänzendes Presbyterium befteben ; 
über den Presbyterien follte fi die Kreisſynode aller Beiftlichen des Bezirke unter vem Vorfig 
des Propſtes oder Superintendenten erheben, der unter thunlichfter Berückſichtigung der Vor— 
ſchläge ver Synode vom Landesherrn erwählt wird; die Vorfteher ver Kreisfynoden follten dann 
von Zeit zu Zeit zu Provinzialfynoden zufammentreten, die eigentliche geiftliche Verwaltung 
der Provinz jedoch durch Infpectoren geführt werben, welche aus geiftlichen Räthen und weltlichen 
Aſſeſſoren befteben und von einem Generalfuperintendenten oder Bijchof geleitet werden follten. 
Die weltlihen und in Rechts-, Rechnungs- und Baufahen mit Stimmrecht befleideten Mitglie= 
der ernennt der Randesherr auf den Vorfchlag des Gonfiftoriums, die geiftlichen dagegen auf 
einen Dreivorfchlag der Provinzialfunode; über die Gonfiftorien endlich vereinigt fi die Ver— 
waltung in einer collegialifch — ehe geiftlihen Gentralbehörbe, dem Oberconfiftorium oder 
Minifterium der geiftlichen Angelegenheiten unter einem weltlichen Chef. Der Minifter v. Schud- 
mann brauchte noch garnicht, wie die Hoftheologen Eylert und Gonforten fortwährend verjichern, 
von der „‚jeltfamen Idee einer proteftantifhen Hierarchie gequält zu fein‘, er brauchte nur eini— 
gen gefunden Sinn und einige altpreußiſche Traditionen zu beſitzen, um in ſeinem Bericht vom 
9. Jan. 1816 dieſe Vorſchläge nur in ſehr bedingter Weiſe zur Annahme zu empfehlen. In der 
Cabinetsordre vom 27. Mai 1816 wurde noch viel zu ſehr darauf eingegangen; es wurde 
nämlich die Bildung dev Kreis: und Brovinzialfgnoden aus rein geiftlihen Mitglievern geneb: 
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migt, die Bildung von Preöbyterien in Ausſicht geitellt; endlich die Wahl der Superinten- 
denten und Gonfiftorien zurüdgewiefen. Es wurden nun ferner durch das im Verfolg einer Ga- 
binetdordre vom 16. Nov. 1316 ergangene Minifterialrefeript vom 2. Jan. 1817 den Bera: 
thungen der Kreis: und Provinzialfonoden zwei ausführlichere Kirchenverfaffungsgefege über- 
geben, und ed wurde die Ausſicht eröffnet, daß diefe Beratbungen in einer nad Ablauf von fünf 
Jahren zufammentretenden Generalfonode ihren Abſchluß finden follten; indeß die Art und 
Weiſe, wie namentlih die 1819 verfammelten geiftlihen Provinzialfonoden ſich ausſprachen, 
die feft darauf beharrten, die Landesherren bei der Kirhenregierung möglichft zu befchränfen 
und die ganze Kirhengewalt in bie Hände ded Klerus zu bringen, führte dahin, daß die Ange: 
legenheit völlig ins Stoden gerieth, und wenn auch noch am 9. April 1822 eine Cabinetsordre 
verfügte: „Die Generalfonode muß noch in diefem Jahre zufammentreten,, venn ich will, daß 
man diefe Sache mit Ernft und Eifer betreibe und fie endlich zu Stande bringe”, und im In— 
tereffe einer Durchführung der Union verlangt wurde, daß in derfelben eine Nepräfentation 
der ſämmtlichen Gemeinden ftattfinde, dap die Wünſche und Bedürfniffe ver gefammıten evan- 
gelifchen Kirche Preußens ſich darin fund thun jollten, fo unterblieb doch nicht blos die Be— 
rufung dieſer Generalſynode, fondern e8 haben auch die Zufammenfünfte ver Provinzial- und 
Kreisſynoden damals ihre vorläufige Endſchaft erreicht, und mad endlich die Bildung der Pres- 
byterien betrifft, jo blieb dieje faſt gänzlich unausgeführt ; e8 bewirkte dad namentlich auch der 
Umfhwung, der hinfichtlih der politifchen Berfaflungsverhältniffe um jene Zeit erfolgt war, 
fodaß das Jahr 1819 auch in diefer Hinfiht verhängnipvoll geworben if. Man begnügte 
fih damals lediglih mit der Wiederherftellung der Gonfiftorien, wie ſolche bereitd durch die 
Verordnung wegen verbeflerter Ginrihtung der Provinzialbehörven vom 30. April 1815, ver: 
bunden mit der Dienftinftruction für die Brovinzialconfiftorien vom 23. Oct. 1817 und der In— 
firuetion für die Geihäftsführung bei ven Regierungen von demjelben Tage erfolgt war; doch 
war diefe Wieverherftellung zunächft nur von fehr untergeordnete Bedeutung, die Gonjiftorien 
hatten damals eigentlih nur den Schein ihred Namend wiedererlangt, waren wiflenfchaftlic 
vatbgebende Organe für diefen Zweig der innern Randeöverwaltung geworben, denen z. B. 
die Prüfung der Gandivaten oblag, während dagegen der Schwerpunft ver firhlihen Verwal: 
tungnad wie vor den Regierungen verblieb; fo geftaltete ji in der praftifhen Durchführung 
der Grundfag einer Scheidung der bisherigen Nefjorts nad dem Geſichtspunkte innerer und 
äußerer Kirchenſachen; indeß während fo auf ver einen Seite die Gonfiftorien längſt nicht in 
ihr naturgemäßes Reſſort wieder eingefegt waren, jo wurben fie auf der andern Seite mit der 
Wahrnehmung ded Kirchenhoheitérechts und der Schulangelegenheiten beauftragt, bis ihnen 
dur die Gabinetöordre vom 31. Dec. 1825 die Gefchäfte diefer beiden legtern Kategorien ge: 
nonmıen, dagegen ihre Gomptetenz in Kirchenregimentsſachen durch Einrichtung eines mit den 
Regierungen gemeinfamen Reſſorts erweitert wurde. (Die bier in Betracht Eommenden Ber: 
bältniffe find von mir ausführlich vargeftellt worden in den „Göttinger Gelehrten Anzeigen‘ 
vom Januar 1859.) Außerdem wurde dur die Ordre vom 3. Nov. 1817 die Abzweigung 
des Departements des Cultus, öffentlichen Unterrichts und Medicinalweſens vom Minifterium 
des Innern, und die Errichtung eines eigenen Minifteriums der geiftlihen, Unterrichts und 
Medicinalangelegenheiten verfügt. Endlich wurde unterm 14. Mai 1829 die Würde des Ge- 
neraljuperintendenten allgemein wieberbergeftellt. 

Ein Fortſchritt in ver Entwidelung der kirchlichen Verfaflungsverhältniffe wurde unter 
der Regierung Friedrich Wilhelm's II. nur noch herbeigeführt in Bezug auf die beiden weit- 
lichen Provinzen des Staats; befanntlic Hatte in ven meiften der dazu gehörigen proteflanti- 
ſchen Gebietötheile, und zwar in vielen unter langjähriger preußiſcher Herrſchaft, von alters 
ber die Presbnterial: Synodalverfaffung befanden; nun hatte man zwar aud hier verfucht, 
den firhlichen Organidmus auf den Standpunkt der Cabinetsordre vom Jahre 1816 herunter: 
zubringen, namentlid die Synode in eine Geiftlichfeitäfonode zu verwandeln; diejer Angriff 
war zwar im ganzen abgewehrt, nur die Ginrihtung der Gonfiftorien hatte man jich gefallen 
laffen müflen. Es entftanvden daraus endlofe Verhandlungen, melde erft durd ven Erlaß der 
neuen Kirhenoronung für Rheinland und Weitfalen vom 5. März 1835 ihren Abſchluß er- 
reichten ; die neue Kirchenordnung jollte für den ganzen Umfang ber beiden Provinzen Geltung 
erhalten, auch in ſolchen Gebieten, wo gefchichtlihe Anfnüpfungspunfte an die alte Presby— 
terial= Synodalverfaffung gar nicht vorhanden waren; übrigens hatte diefelbe weder dem 
Staatsrath noch dem Staatsminifterium vorgelegen, findet ih auch nit in der Gefegfanm- 
lung. Diefe rbeinifh = weiträliihe Kirchenorönung enthielt die Presbyterial- Spnodalverfaf- 
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fung, beſchränkt durch conjiftoriale Elemente; doch ift das Preöbyterialprincip dadurch weiter 
rgreg N neben dem Presbyterium eine erweiterte Vertretung der Ortsgemein⸗ 
den, die „größere Gemeinderepräjentation”, eingeführt wwurbe. Aus den Predbyterien bilden 
fih die Kreidgemeinden mit der Kreisſynode, die unter dem Superintendenten aus ven ſämmt⸗ 
lihen Pfarrern des Bezirks und ebenfo viel weltlichen Abgeoroneten befteht, fie verſammelt 
ih jährlich einmal auf höchſtens zwei Tage, dev Superintendent wird dur die Kreisſynode 
auf ſechs Jahre gewählt; aus der Kreiägemeinde bilden fich die beiden Provinzialgemeinden, 
und die Brovinzialiunoden, die aus den jämmtlihen Superintendenten der Provinz und aus 
je zwei Abgeorbneten der einzelnen Kreisfynode, einem Pfarrer und einem Alteften beftebt, 
ſodaß aljo das weltliche Element nur ein Dritiheil der Stimmen hat; den Vorſitz führt ein 
Geiftliher, der von der Synode frei gewählt wird, und nicht etwa ber Generalfuperinten- 
dent, auch nicht nothwendig ein Superintendent; er führt den Titel Präſes der Provinzial: 
fonode und wird auf ſechs Jahre gewählt; regelmäßige Berfammlungen finden alle drei Jahre 
ſtatt an einem durch die Synode felbft innerhalb des Bezirks beflimmten Ort. Die regelmäßige 
Verwaltung der firhlihen Angelegenheiten üben bie für beide Provinzen beftehenden Gonfifto= 
rien und Generaljuperintendenten. 

Infolge ded Thronwechſels wurde denn die proteſtantiſche Verfaſſungsfrage im ganzen Um: 
fange wieder aufgenommen; unterm 10. Juli 1843 erklärte der Miniſter Eichhorn, er ſei je 
länger je mehr zu der Überzeugung gefommen, daß die evangelifche Kirche, wenn ihr wahrhaft 
und dauernd geholfen werben folle, nicht ausfchlieflih von feiten des Kirchenregiments gelei- 
tet, jondern vornehmlich aus eigenem innern Leben und Antrieb erbaut fein wolle, und daß 
mithin eine gründliche Abhülfe ver ihr beimohnenden Mängel nicht fowol durch die Darreihung 
von Staatömitteln und durch Thätigfeit feitend ver Kirhenbehörben bewirkt werden fönne, 
als vielmehr von ver allgemeinen Anerkennung des Übels und von der Vereinigung gemein: 
ſamer Kräfte, beſonders aber von den Gemeinden ausgehen müffe. Um auf diefem Wege eine 
BVerbefferung der beftehenden Zuftände zu bewerfftelligen, wurden indeß jeltfamerweife wie- 
derum geiftlihe Synoden zur Vorberathung eined Berfaffungsentwurfs berufen, die Kreis— 
innoden 1843, die Provinzialfynode 1844 ; die Vorſchläge lauteten jedoch diesmal weſentlich 
anders; die große Mehrzahl der auf dieſen Sunoden verjammelten Geiftlichen ſprach nämlich Die 
Überzeugung aus, daß eine Kerbeiziehung helfender Kräfte aus ven Gemeinden zu den verfchie= 
denen Stufen der kirchlichen Einrichtungen nothwendig fei. Das Kirchenregiment ſchritt um 
1846 zur Berufung einer fogenannten Generalſynode, Die zwar richtiger eine Firhlihe Eon- 
ferenz genannt werben müßte, eine bloße Notabelnverjammlung, weil fie ihr Mandat nicht 
von der Kirche, jondern nur vom Landesherrn hatte, und weil fie auch blos dazu berufen war, 
gutachtlihen Rath zu ertheilen, „die aus den untern kirchlichen Kreifen heraufgeftiegene Bera- 
thung in ein Endergebniß zufammenzufaflen und ver Weisheit der oberften Schuß: und Schirm: 
herren der Kirche anheimzuftellen”. Diefe „‚synode introuvable’, wie fieBunfen genannt hat, 
ziemlich zu gleichen Theilen ausgeiftlichen und weltlichen Mitgliedern beftehend und berühmte Na- 
men in ſich vereinigend, brachte dann einen Verfaflungsentwurf zu Stande, in welchem etwa nach 
Art der rheinifch-wmeitfälifhen Kirchenordnung die Gonfiftorial: und Presbyterial-Synodalver⸗ 
faffung miteinander verbunden war, wobei e# erwähnt werben mag, daß Stahl ald Referent ver 
Berfaffungscommiffion ih für die Durhführung diefer Verfaflung damals ausſprach. Dazu 
kam es aber nicht, vielmehr wurten die Gemüther durchMaßnahmen beunruhigt, die zwar aud) 
von der Generalſynode vorgefchlagen, aber nur im Zufammenhange mit den anberweiten Beſtim⸗ 
mungen als heiljam betrachtet waren. Wie nämlich jhon durch Verordnung vom 27. Juni 1845 
der Geſchäftskreis der Eonfiftorien gegenüber der Regierung bedeutend erweitert worden war, eine 
Mafregel, die dur den Erlaß vom 10. Det. 1847 ihren Abſchluß erhielt, jo wurde nun durch 
Verordnung vom 28. Jan. 1848 die Errihtung eines Oberconſiſtoriums verfügt; da Died 
unter Berufung auf die Vorſchläge ver Generalſynode gefhah, fo jahen ſich zwei Mitglieder der— 
jelben, der Graf Schwerin und v. Auerswald, genöthigt, gegen diefe aus dem Zufammenhang 
gerifiene Maßregel zu protefliren; es lag darin keineswegs eine größere Selbftändigfeit der 
Kirche gegenüber den Staate, fondern lediglich eine Verſtärkung des hierarchiſchen Elements in 
der Kirche. Diefes Oberconfiftorium ift jedoch nicht ind Leben getreten, ed wurde vielmehr die Ver— 
ordnung wegen Errichtung deffelben durch ven Eultusminifter Grafen Schwerin unterm 15. April 
1848 aufgehoben ; wie es möglich ift, darin eine Auslieferung der Kirche an den Staat zu er= 
blicken, ift ſchwer begreiflih. Das Minifterium des Grafen Schwerin jhritt dann aber unge: 
faumt zur Herftellung einer neuen Kirchenverfaſſung; die deshalb niedergeiegte Commiſſion 
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vereinigte fi in der am 11. April abgehaltenen Sigung über den allgemeinen Grundfag, daß 
durch die eingetretene Veränderung ber Staatsform aud die gegenwärtig zu Recht beftehende 
Verfaſſung der Kirche infoweit in Frage geftellt fei, als je auf dem Princip der landesherrlichen 
Kirchengewalt beruht, daß alfo mit andern Worten der conftitutionelle König von Preußen un— 
fähig fei, dad Kirchenregiment noch länger zu verwalten. Je weniger nun diefe Folgerung allge- 
mein anerfannt wird, um fo mehr ift es meine Prlicht, die Anficht des erften proteftantiichen 
Kirchenrechtslehrers darüber hier mitzutheilen. In einem „Vortrag über die Berufung einer 
evangeliſchen Landesſynode, dem königlichen Minifterium ver geiftlihen Angelegenheiten zur wei: 
tern Beranlaffung überreicht von dem ordentlihen Profeffor ver Rechte Dr. L. Richter“ (Berlin 
1848), heißt es ©. 10: „Dagegen ift wol aud) der Gedanke ausgeſprochen worden, daß, wenn 
auch die minifterielle Verwaltung ihr Ende erreihen müffe, nichtsdeſtoweniger die Stellung des 
Landesherrn zu der Kirche unverändert ihr Recht behalte. Diefe Auffaffung leidet jedoch an 
einem zwiefahen Mangel, indem fte nicht nur die gefchichtlihen Bedingungen des fürſtlichen 
Epiſkopalrechts, fondern auch dad Wejen der conftitutionellen Monardie verfennt. In erftem 
Bezuge braucht nur an die feines Beweijes bedürftige Thatfache erinnert zu werben, daß die 
Reformatoren die Kirhengewalt ven Landesherren mur deshalb zugeeignet haben, weil fte bei 
denfelben allein den Schug der äufern Macht und Rettung vor den Berfall ver Kirche finden 
fonnten. Die Kirhengewalt war die Schwefter der Monarchie, und zwar in dem Sinne, welden 
dieReformatoren jelbft in ver Reaction gegen die Wiedertäufer und den Bauernaufruhr entwickelt 
hatten. Gegenwärtig hat aber diefer Begriff aufgehört, die Baſis des Öffentlichen Lebens zu fein, 
und der Landeöherr befindet ſich nicht mehr in der Lage, feine Macht zum Beften ver Kirche nach 
feinem Grmeffen verwenden zu können; der innere Grund feined Verhältniffes zur Kirche ift 
aljo nicht mehr vorhanden. Selbft aber, wenn man. von diejer Seite der Betrachtung ab: 
jeben wollte, würde doch unüberſteigliches Hinderniß aus dem Wejen der conftitutionellen 
Monardie hervorgehen, weldes, wie z. B. von Stahl in ver «Evangelifhen Kirchenzeitung⸗ 
Nr. 55 überzeugend dargethan ift, nun und nimmer geftattet, daß der Regent eine felbftändige 
von der Mitwirkung ded Volks unabhängige Macht ausübe. Hierzu tritt dann noch die folgende 
Erwägung: Es läßt fi zwar erwarten, daß die Berfaflungdurfunde das Verhältniß der kirch— 
lichen Genofjenjhaften zu dem Staate in der freieften Weife oronen, und daß das Hoheitsrecht des 
Staats, wie ed bisjegt geübt worden ift, einer weſentlichen Beſchränkung unterliegen werde. 
Immer aber wird dem Staate das Recht verbleiben müflen, die Kirche feiner Gontrole zu unter: 
werfen und gegen fie erforberlichenfalld die äußere Macht in die Wagſchale zu legen. Iſt nun 
died der Fall, jo würde, wenn die hier in Frage ftehende Anſicht zur Ausführung gelangen 
jollte, unter lImftänden die Möglichkeit eintreten, daß ver Miniſter, welchem die fünftige Ber: 
faffung die Aufficht über die kirchlichen Gorporationen beilegen wird, gegen eine von dem König 
erlaſſene kirchliche Verordnung fein Veto einzulegen hätte. Es fällt in die Augen, daß Died eine 
völlig unzuläfjige Anomalie fein würde. Ferner die Grenze zwifchen den Confeſſionen ift bisher 
durch die weltliche Macht gezogen und gefhügt worden, während es fünftig zunächft der eigenen 
Kraft der Kirchen überlafjen fein wird, ihre Sphäre zu fihern. Wer nun irgendwie die Stim: 
mungen und Richtungen Eennt, muß fich deſſen Elar werden, daß die evangelifche Kirche Urſache 
genug haben wird, ji zufammenzunehmen und anftatt des Schutzes, den ihr der Staat biäher 
gewährt hat, ihre eigene Lebenskraft aufzubieten. In der That würde aber dann der König, der 
über allen Barteien erhaben fein ſoll, in das Getriebe beſchränkter Streitigkeiten herabgezogen 
und der fatholifhen Bevölkerung ded Staat? gegenübergeftellt werden. Es könnte ferner ge: 
ſchehen, daß der König ald Vertreter der verlegten Kirche bittend vor der Thür des Minifters 
oder der Nationalverfammlung ftünde, und dadurch in eine Lage gefegt würde, in der er ohne 
Ftevel nicht gedacht werben fann. Wie es ſcheint, ift hiermit die praktiſche Unmöglichkeit jener 
Anfiht zur Genüge dargethan, und wenn dennod die Berfaffungsurfunden einzelner deutſcher 
Länder wirklich dem Monarchen die Gewalt über die evangelifche Kirche beilegen, fo wird man 
beredtigt fein, dies eben als ein Zeichen bewußtloſen Feſthaltens an einem unter ganz andern 
Bedingungen und Berhältniffen entwickelten Recht zu bezeichnen.” So weitRichter. Wir willen 
gar nichts Hinzuzufügen. Die Commifjton hatte aber ferner einmüthig anerkannt, daß die hier- 
nad unabweisbar nothwendig gewordene Umgeftaltung der Berfaffung nur aus der eigenen 
That der Kirche hervorgehen könne, und es wurde demgemäß die Aufgabe der Commiſſion 
dahin beftimmt, lediglich ven Weg zu bereiten, auf welchem die Kirche ihre Fünftige Lebensord— 
nung finden könne, alfo eine Wahlordnung auszuarbeiten. Es erfolgte die Bekanntmachung 
eines ſolchen Entwurfs durch die „Allgemeine Preußiſche Zeitung‘ vom 26, April 1848. 
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Danach projectirte man. die Berufung einer fogenannten conftituirenden Synode, indem ge: 
vadezu gefagt war, daß die Beſchlüſſe derjelben, vorbehaltlich der Zuflimmung der Repräfenta- 
tion ded Landes, ſoweit diefelbe erforderlich fei, die Grundlage der fünftigen Verfaffung ver 
Kirche bilden foliten. Die eonftituirende Synode follte aus Urwahlen hervorgehen, und jehr 
treffend erwidert Richter (S. 17) einem fchlefiichen Geiſtlichen, der eine Synode dieſer Art als 
eine in Sünde berufene bezeichnet und zugleich erflärt hatte, daß er feine Verheißung fenne, es 
werde der Heilige Geift eine preußiihe Synode erleudten: „Sole und ähnliche Außerungen 
richten fi fo fehr von felbft, daß wenigftens ven Unbefangenen und durch Parteieifer nicht Ge— 
blendeten über fie gar nichts erft zu jagen iſt; die Gonfiftorien und Synoden der Geiftlichen 
haben wahrlich gerade jo wenig ein verbrieftes Anrecht auf den Heiligen Geift ald die aus Ur— 
wahlen hervorgegangenen Synoden, jondern überall fommt es darauf an, ob diejenigen, welche 
die Verfaſſung feftftellen, in dem rechten Geift ihre Aufgabe löfen. Daß aber das conftitui- 
rende Organ auf die Wahl der Gemeinde begründet werden müfle, und daß die Verfaffung nicht 
allein durch Bermittelung und in Vereinbarung mit den gegenwärtigen Vertretern und Orga: 
nen ber Kirche, den Gonfiftorien, Synoben, Prarrern, Patronen und Kirhenvorftehern zu 
Stande fommen fünne, das wird hoffentlich niemand bezweifeln, der da weiß, daß die Kirche 
jich aus den Gemeinden erbaut.” Was dann das Einzelne betrifft, jo wird weder bei der arti= 
ven noch bei ver pafjiven Wahlfähigkeit auf jogenannte kirchliche Dualification die geringfte 
Rückſicht genommen; Richter läßt fi dur den Vorwurf nicht irre machen, daß der Entwurf 
die Glieder der Kirche mit „nicht verurtheilten Hausvätern“ verwechfelt Habe, denn wie er ganz 
richtig ausführt, „vie Geſinnung ift fein juriftifcher Mapftab, und wenn man beftimmen wollte, 
daß nur diejenigen wählbar und wahlfähig jeien, welde fromm oder von kirchlicher Gefin- 
nung durchdrungen find, fo würde damit etwas Unausführbares verordnet fein, da die Geſin— 
nung nur ben, der Herz und Nieren prüft, befannt ift” (S. 20); «8 wird dann namentlich 
das Erforderniß der fleißigen Theilnahme am Gotteödienft und Saframent aus Rechts- und 
Zwedmäßigfeitögründen zurücdgewiejen; und wenn nun Richter aud) zugibt, daß bei dieſer 
Wahlordnung nit alle heterogene Elemente abgehalten würden, jo trifft er doch wiederum 
den Kern der Sache, wenn er (S.23) jagt: „Die Heuchler, die dann noch übrig bleiben, wirb 
die Kirche gerade jo zu tragen wiſſen, wie ſie diejenigen trägt, die fleißig zum Gottesbienft und 
Saframent gehen, und doch fündigen Herzens find.” Übrigens follte die Landesſynode nicht 
aus unmitelbaren Wahlen der Kirchengliever hervorgehen, ſondern durd Delegation in ber 
MWeife gebildet werben, dap die Abgeorpneten der weftlichen Provinzen von den auferorbent- 
lihermeife zu berufenden Provinzialfonoden zu wählen wären, während für bie öſtlichen Pro— 
vinzen der entipredhende Organismus von Kreid: und Provinzialfunoden eigens zu dieſem 
Zwei fofort Hergeftellt werden follte, ohne daß man ſich dabei ganz freng an die rheiniſch— 
weſtfäliſchen Einrichtungen zu binden gedachte; es follten nämlidy zwar die Kreisfonoden aus 
den Superintendenten, ven Pfarrern und je einem Mitgliede jeder Mutter: und Tochtergemeinde 
beſtehen, zur Provinzialſynode follte aber jeve Kreisverfammlung zwei geiflliche und zwei melt= 
liche Abgeordnete wählen, enblih von der Provinzialiynode follte auf je drei Kreife ein welt: 
liches, auf je vier Kreife ein geiftliches Mitglied zur Landesfonode gemählt werben, zu denen noch 
Abgeoronete der ſechs theologischen Facultäten des Landes hinzutreten. Zur Ausführung biefer 
Plane ift ed damals nicht gefommen, und Dove („Zeitſchrift“, II, 173) hat noch neuerbings 
Gott gedankt, daß die Kirche mit dieſem „Experiment“ verfhont geblieben fei, und hat erklärt, 
daß die Erbauung der evangelifchen Landeskirche von einer aus unbeſchränkten Urwahlen her— 
vorgehenden Synode ohne alle Sonderung der firhlichen und widerkirchlichen Elemente ſchwer— 
lid zu erwarten geweſen fei, ev will außerdem auch von der Unverträglichfeit der conſtitu— 
tionellen Monardjie und des landesherrlichen Kirchenregiments nichts wiffen, fieht vielmehr 
darin den Grundirrthum der Zeit, gegen den damals freilich anzufämpfen ein vergebliches Be: 
mrühen gewejen wäre. Im fhroffften Gegenfag dazu muß ich meine fefte Überzeugung dahin 
ausfprehen, daß der damals eingefchlagene Weg der einzige war, ver zum Ziele führen fonnte, 
d. h. zur Herftellung einer wahrhaften deutſchen Volkskirche; ich muß Dove deshalb theils auf 
bie überzeugenden Ausführungen feines großen Lehrers verweifen, vie ich eben angeführt habe, 
theild muß ich ihm die wahrhaften Geſichtspunkte entgegenhalten, die neuerbings von Rothe in fo 
ergreifender Weiſe geltend gemacht find, wenn er ven Theologen der badiſchen Landesſynode zu: 
rief: „Iſt unfere evangelifche Bevölkerung in ver That eine fo undriftliche, ja widerchriſtliche, 
wie man fie und fehildert, fo find wir überhaupt verlorene Leute, und es ift ganz vergeblich, daß 
wir und erft no um die Aufrichtung eimer angemefjenen Berfaflung bemühen. Solche Ge— 
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meinden werben feiner kirchlichen Ordnung zuſtimmen, wie fie auch immer geſtaltet ſei, wie 
firenge Forderungen fie auch immer aufftellen, mit wie hoher Autorität fie aud) immer ihre Or- 
gane umgeben mögen; unter Heiden eine hriftliche Kirche zu erbauen und zu erhalten, das ift 
nur in dem einen Falle möglih, wenn biefer Kirche dad Schwert Karl’8 des Großen zur Seite 
fteht, und viefer Fall ift eben nicht der unferige.” Mit andern Worten, das deutſche Volk ift 
völlig mündig und verlangt freiefte Selbftbeftimmung auf diefem Gebiet jo gut wie auf jedem 
andern. 

Die weitere Entwidelung der proteftantifgen Kirchenverfaſſung in Preußen Hat nun ihren 
Ausgang genommen von der Beflimmung ded Art. 12 der VBerfaffungsurfunde vom 5. Der. 
1848: „Die evangelifhe und römiſch-katholiſche Kirche ſowie jede andere Religionsgeſellſchaft 
ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten felbftändig.” Darin lag nun fo viel ganz unzweifel⸗ 
haft, daß. die oberften Kirhenangelegenheiten hinfort nicht mehr durch einen conftitutionellen 
Minifter verwaltet werden konnten, ver lediglih Staatsdiener und der politifhen Landesver— 
tretung verfaflungsmäßig verantwortlich ift; von einer Selbfländigfeit der Kirche würde dann 
gar feine Rede gewefen fein. Demgemäß wurde bereitd durd) bie Cabinetsordre vom 26. Jan. 
1849 die oberfte Verwaltung ber innern evangelifchen Kirchenſachen einer Abtheilung des geift- 
lien Minifteriums, unabhängig von dem Minifter, übertragen und dieje Behörde befam nad) 
der definitiven Feftftellung der Staatäverfaffung unterm 31. Ian. 1850, in die jener Artifel 
wörtlih übergegangen war (Art. 15), die Bezeihnung Evangelifher Oberfirdienrath. Es 
wurde nun zwar von feiten biefer Behörbe verſchiedentlich erklärt, daß damit die Kirchenverfaf: 
jung nicht beſchloſſen ſein, daß vielmehr presbyterial-ſynodale Elemente hinzutreten jollten; auch 
find auf dieſem Wege in der That die erften langſamen Schritte wirklich gemadht worben, indem 
gleichzeitig mit der Errichtung des Oberkirchenraths durch Erlaf vom 29. Juni 1850 vie 
Grundzüge einer Gemeindeorbnung für die ſechs Öftlihen Brovinzen publieirt wurden. Indeß 
wenn einerjeitd der Inhalt diefer Beflimmungen im höchſten Grabe ungenügend, ja vielfach ge: 
rabezu bedenklich war, fo fehlte e8 andererfeitö an jedem ernfihaften Willen, die Gemeindeorb- 
nung zur Durchführung zu bringen, und abgefehen von der Provinz Preußen, wo dieſelbe in= 
folge der Bemühungen des dortigen Conſiſtoriums von der Mehrzahl der Gemeinden aldbald 
angenommen wurbe, friftete fie in ben übrigen Landestheilen nur ein jehr kümmerliches Da: 
fein, und nanıentlih in Bommern und Brandenburg war die Einführung derfelben, dort an 
dem Widerftande der Patrone und der äußerften hierarhifchen Partei, hier zum Theil an dem 
MWiderftande der Gemeinden und der freiern kirchlichen Richtung völlig gefcheitert. Das Kir- 
chenregiment aber hat felten die freie Selbftbeflimmung ver Gemeinden jo fehr aufrecht erhal 
ten wie gerade damald. Es wurden dann in den Jahren 1855 und 1856, weil tiefgreifende 
Fragen den Kirchenregiment zur Loͤſung vorlagen, die daffelbe einjeitig zu löjen ſich nicht ge: 
traute, mit großem Geräuſch Vorbereitungen für eine zu berufende Landesſynode veranftaltet, 
es wurde die fogenannte Montbijou⸗Conferenz verfammelt, vorzugsweiſe aus Anhängern der 
extremften Bartei beſtehend, an der felbft ein Mann wie Bethmann-Hollweg ſich nicht bethei⸗ 
ligen wollte, weil er die völlige Refultatlofigfeit mit Gewißheit vorausfah. Erft unter der 
Regierung des Pring-Regenten Fam die kirchliche Verfaſſungsentwickelung wieder in Fluß; zwar 
weigerte ſich das neue Minifterium auf das entfchienenfte, den bisher eingeihlagenen Weg 
überhaupt zu verlaffen, dagegen fiherte man zu, daß auf demjelben mit größerer Beharrlich⸗ 
feit ald biäher das Ziel verfolgt werben ſolle. Demgemäß ift einerfeits die allfeitige Durchfüh— 
rung der Gemeindeorbnung eifrig betrieben, und es ift andererfeits in den Provinzen Preußen, 
Pommern und Pofen das Inftitut der Kreisſynoden eingeführt worden, im ganzen in Überein- 
flimmung mit der entfpredhenden Einrichtung in ben wefllichen Provinzen, im einzelnen aud) 
untereinander vielfach abweichend. 

Man kann nun ganz abjehen von der Langfamfeit, mit der man biefe Einrichtungen ins 
Leben geführt hat, von dem vielfach unbefriedigenden Charakter verjelben, alles fommt in 
erſter Linie auf die Entſcheidung der Frage an, ob dad Kirchenregiment zur Einſchlagung bie: 
ſes Wegs überhaupt befugt geweſen fei, ob nicht die in der Verfaſſung gewährte Selbſtändig— 
feit der Kirche gefordert hätte, fofort eine allgemeine Landesſynode zu berufen. Nun läßt 
fi) gegen die Nothwendigfeit einer conftituirenden Synode allerdings geltend maden, daß 
die in der Berfaflung garantirte Selbſtändigkeit fidh blos auf das Verhältnig der Kirche zum 
Staate bezieht, daß aber damit über die Freiheit ober Unfreiheit der innern Berfaffungszuftände 
nichts entjchieben fei, bleibe doc die Verfaſſung ver Fatholifchen Kirche davon unberührt. Das 
war und iſt noch jegt der Stanbpunft fowol ded Minifteriums als des Oberkirchenraths. Man 
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bat das oft eine Raumer'ſche Theorie genannt und namentlih Dove hat neuerdings (a. a. O., 
1,181) einen tiefen Unterſchied zwifchen der Auffaflung des Oberfirchenraths und des Hrn. 
v. Raumer durchzuführen verfucht; eine Verſchiedenheit in ver Auffaffung beſteht aber nur in— 
fofern, ald der Oberkirchenrath von Zeit zu Zeit an einen weitern Ausbau erinnert und nament⸗ 
lih 1856 in einem Berichte an ven König die Herftellung einer jynobalen Vertretung der 
Kirche ald ein unabweisbared Bedürfniß Hingeftellt hat, indem er e8 für unmöglich erklärte, 
daß der evangelifhen Kirche fortan in vem Organismus der Amter allein eine hinreichend ftarfe 
Bertretung und Stüge gegeben werben fönne, fi daher mit Entſchiedenheit für die Herſtel— 
lung einer die Kirche in allen ihren Gliedern umfaſſende fpecielle Vertretung ausſprach, wäh— 
rend Dagegen v. Naumer bei ver Errichtung des Oberkirchenraths ftehen bleiben wollte und ſelbſt 
in der Gemeindeorpnung ein „lebendunfähiged Compromiß mit dem modernen Welthriften- 
thume“ ſah. Indeſſen wenn man nun auf die Auffaflungen Rückſicht nimmt, welche bei der 
Abfaffung jenes Artikeld nicht blod in den Kammern, jondern aud von feiten der Regierung 
und ber firhlihen Organe vie maßgebenven gewefen find, wenn man auf den Sinn zurüdgebt, 
in weldem die „Selbſtändigkeit“ Damals aufgefaßt wurde, jo kann man diefelbe keineswegs für 
herbeigeführt erachten durch die Einfegung eines jelbitändigen Oberkirchenraths, d. h. einer 
Behörde, die vom Könige durchaus abhängig ift, wie jede Staatsbehörde, die nur den Anſpruch 
erhebt, unabhängig vom Landtage zu fein; das jo aufgefaßte und gehandhabte landesherrliche 
Kirchenregiment war in ver That das „Altentheil des Abſolutismus“, und Die Kammern haben 
allerdings ein Necht, wie auf ven Vollzug jedes andern Artifeld ver Verfaſſung fo aud auf den 
Vollzug diejes zu dringen und die Berufung einer aus Urwahlen hervorgehenden conflituirenden 
Synode zu verlangen; die confefftionell gemifchten Kammern üben vadurd feine kirchliche, ſon— 
dern eine politifhe Function aus. Man fieht gar nicht ein, weshalb bei jener andern Auffaſ⸗ 
fung nit fogar ver Gultusminifter ganz ruhig fortfahren könnte, die Negierung der Kirche zu 
führen, man brauchte zu erflären, daß derfelbe in diefen Angelegenheiten dem Landtage nicht 
verantwortlich fein follte, daß man eine Scheidung zweier Perſonen wie beim Landesherrn fo 
auch bei ihm durchführte. Immer ift zu bedauern, daß bei ver Reviſion der Verfaflungd: 
urkunde der Antrag des Abgeoroneten Fubel, fich nicht mit dem Art. 12 zu begnügen, ſondern 
zur Verbürgung einer finngemäßen Auslegung folgenden tranfitoriihen Artikel dazuzuſetzen: 
„Das landesherrliche Kirchenregiment hat die Überleitung der evangelifchen Kirche zu einer 
felbftändigen Verfaflung herbeizuführen, damit fie die ihr im Art. 12 überwiefenen Rechte 
übernehmen und ausüben könne”, zwar von der Zweiten Kammer angenommen, bei der Ver— 
einbarung mit der Erften Kammer aber wieder aufgegeben wurde. Ob ed nicht doch richtiger 
gewefen wäre, anftatt die ganze proteftantifche Kirchenverfaffungsfrage im eine ſolche ſtaats— 
rechtliche Gontroverfe zugufpigen, auf dem Boden der Kirche eine Agitation zu beginnen und 
auf dieſe Weife das thatſächlich beſtehende Kirhenregiment zu einer Umgeftaltung der Berfaf- 
fung zu nöthigen; ob man nicht auf dieſe Weife größere Kraft hätte entwideln Fönnen, das 
ſcheint mir allerdings wohl zu bedenken, jedenfalls ift man auf jenem andern Wege nicht weis 
ter gefommen, 

Um den eigenthümlichen Gang, den die Entwidelung der proteftantifchen Kirchenverfaflung 
unter der Regierung Friedrich Wilhelm’s IV. genommen hat, vollftändig zu begreifen, ift ed 
nothwendig, auf die ganz eigenthümlichen Anfhauungen aufmerkſam zu machen, welche der 
König felbft parüber hegte. Schon am 2. Det. 1845 hatte der König einer Deputation des 
berliner Magiftrats erklärt: „Die Kirhengemwalt ruht auf meiner Krone und erfchwert diefelbe 
ſehr; fie legt mir bevenkliche Pflichten auf, fle gibt mir aber unbeftreitbares und unbeftrittened 
Recht, in die Geftaltung der Kirche einzugreifen, ich thue das aber nicht, ich thue ed nicht, weil 
ich einem unwandelbaren Grundjage folge, der ijt, die Kirche durch ſich ſelbſt ſich geftalten zu 
laffen.” Gr weift dann auf das Eoftbare Gefchen des verjtorbenen Königs, die Synoben, bin, 
die zwar unter ber vorigen Verwaltung des geiftlihen Departements eingefhlafen feien, unter 
dem gegenwärtigen Minifter aber (Eichhorn), der die Öffentlichkeit und das Licht ebenjo wenig 
ſcheue als der König felbft, neu erwedt und belebt würden; das feien die berechtigten Or— 
gane, die Forderungen der Kirche auszufprechen ; „ſollte von denfelben die Anregung auf eine 
Geftaltung der Kirche audgehen, jo werbe ich gern die Hand and Werf legen und den Tag 
fegnen, an welchem ich dad Kirchenregiment würdig in bie rechten Hände zurüdgeben kann“. 
Es fragte ſich dann, was der König unter den „rechten Händen‘ verftand; wir haben darüber 
neuerdings intereffante Aufflärungen erhalten durch zwei Aufjäge des Königs, „begonnen zu 
Berlin am Sonntage Druli, 23. Febr. 1845, die wenigitens auszugsweiſe duch Richter 
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in neuefter Zeit veröffentlicht worden find. „Ich gedenke“, fo beißt es darin, „in dieſen 
Blättern meine Überzeugung und Erfenntnig über die Geitaltung der evangeliichen Kirche nie: 
derzulegen. Ich thue es mit dem ernten Gefühle, mit welchem man ein Teftament fchreibt, 
denn ih halte dafür, daß die Gedanken, welde diefe Blätter füllen follen, ein Vermächtniß 
für fommende Gefchlehter werden.” Es wird nun wiederum in den ſtärkſten Ausdrücken vie 
Derwerflichkeit nicht blos des Territorialfyftems, jondern des landesherrlihen Kirchenregiments 
überbaupt behauptet; „beide, Territorialfoftem und landesherrliches Epiffopat, find von 
folder Beſchaffenheit an ih, daß eind allein fhon vollfommen ausreihend wäre, Die Kirche 
zu tödten, wäre fie ſterblich“. Und nun heißt e8 weiter: — — ‚Aber fagt man vielleicht 
zu mir: Drückt dich dein oberbifhöfliches Amt jo jehr, warum wirfft du ed nit weg? Dem 
diene zur Antwort: Ich fehne mich mit aller Kraft meiner Seele nad dem Augenblide ... 
Aber mit dem Wegwerfen iſt's nicht gethan, ja nicht einmal mit vem Machen, Berathen und 
Einführen einer neuen beffern Verfaffung, ja noch mehr, der gerechte Applaus, die Zuftim: 
mung der Gemeinde, ift nicht ausreichend, mein Gewiſſen zu beruhigen — (und diejes Gewiſſen 
ift jehr zart in Firhlihen Dingen). — — Ich fühle das Verzweifelte ver Aufgabe, in baby: 
loniſche Sprachverwirrung hinein ald Sahmwalter kirchlicher Ordnung zu veden. Das Gefühl 
bat mir die erften Worte dieſes Auffages eingegeben: Ich halte dafür, daß die Gedanken, welche 
dieje Blätter füllen jollen, ein Vermächtniß für künftige Gefchledhter werden. Dennoch will 
ich getroft in die Sprachverwirrung hineinreden. Meine Worte gehören dem Herrn. Er wird 
fie verwehen, wenn fie eitel find, und wenn ſie es nicht find, ihnen gnädig eine Stätte berei- 
ten. Auf die Gefahr Hin, für bizarr und parador gehalten zu werden, erkläre ih, daß ih an 
fih nichts gegen Presbyter, nichts gegen Biſchöfe, nichts gegen Gonfiitorien habe, — daß id 
aber entichiedener Feind jeder Presbvterialverfaffung, jeder Epilfopalverfaflung, jeder Eon: 
fiftorialverfaffung bin. — Warum? weil ich allein Heil ſehe in Kirchenverfaſſung. Ja: Kir: 
hen. Das it das Eine, was der Kirche noth thut, damit fie Kirche werde, fei und bleibe. 
Ja: Kirhen. Das ift mein lautflebenvder Ruf an die Kirche der Evangelii in Deutſchland, 
die ihrer entbehrt. — Das ift mein Lofungswort, der Brennpunkt veffen, was ich zu jagen 
habe, das ift die Lebensbedingung der Kirche.’ (Richter, „König Friedrich Wilhelm IV. 
und die Berfaffung ver evangelifchen Kirche”, Berlin 1861.) Etwas deutlicher tritt viel- 
leiht das Verfaffungsiveal des Königs aus den Worten entgegen, die er 1846 beim Em: 
pfange der Generalfgnode fprah: „Bleiben Sie nicht innerhalb der engen Schranfen unfers 
Landes, ja unierd Belenutniffes ſtehen. Erheben Sie ven Blick über dieſe engen Grenzen 
hinaus auf die gefammte chriſtliche Kirche auf Erben, auf ihren Urfprung, ihre Geſchichte, auf 
die Mitwelt, vie Zukunft, erwägen Sie die gegenwärtige Zeit der Kirche. Die Kirchengeſchichte 
lehrt und, daß die Ausübung des göttlihen Berufs jahrhundertelang in böfen Stillftand ge: 
rathen if; vernehmen Sie darum den Ruf an ung, daß wir und in apoftolifcher Kraft erheben 
und geftalten, um unfere Mifiton erfüllen zu können.” Auch in der anderthalbftündigen un: 
unterbrodenen Rede, welche ver König am 1. März 1853 vor dem Minifter der geiftlihen An: 
gelegenbeiten und dem Oberfirhenrath bielt, gelangt die Sache für unjer Verfländnig noch 
nicht zum Abſchluß; der König erklärte damals: „Ich bin nicht berufen, mit weltlicher Hand 
in die Geftaltung der Kirche einzugreifen. Was ich über die Sache gedacht, habe ih früher 
einmal aufgezeichnet; manche der Anwefenden fennen diefe Aufiäge. Ich gebe ſie in den Gin- 
zelbeiten völlig preis; aber den Geift derfelben laffe ich nicht. Ich Habe die Sache unter Gebet 
und Flehen verfolgt. Ich wiederhole es, Gott ift mein-Zeuge, daß ih niemand meine Über— 
zeugung aufbringen will. Aber wenn ein Menſch, in dem eine ſolche Überzeugung zur Gewiß: 
beit geworben ift, nun gerade König ift, kann er etwas dawider thun?“ Ziemlich klar endlich ift 
die Anfiht des Königs ausgeſprochen in der Gabinetdordre vom 10. Juni 1853 in Bezug auf 
die Reviſion der rheinifch= weſtfäliſchen Kirhenorbnung: „So gewiß das evangeliſche Be: 
Eenntniß der Träger unfers Heils ift, weil in ihm dad Wort des Herrn und bie apoſtoliſche 
Lehre in ihrer urſprünglichen Lauterkeit wiederhergeſtellt werden: ſo gewiß erkenne ich allein in 
den apoſtoliſchen Anordnungen für die äußere Geſtalt der Kirche und in der lautern evange— 
liſchen Kirche (als äußerlicher und hiſtoriſcher Erſcheinung) das einige, aber gewiſſe Mittel, die 
Kräfte zu entfalten, die Aufgaben zu erfüllen, die ihr auch für diefe Welt von ihrem Herrn und 
König anvertraut find; mit Einem Worte: ich erkenne in dem Gehorfam gegen die Anord: 
nungen der Urfirche-« die Vollendung der Neformation». Ich ſpreche dies Bekenntniß feierlich 
und furdtlos aus, indem ich die große Gefahr ind Auge falle, welche bei ver Zerfahrenheit der 
Staats-Lexikon. IX. 14 
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kirchlichen Begriffe aus dem abfihtönollen und abfihtölofen Misverſtehen diefes meines Be— 
fenntniffes für mich. hervorgehen fann und hervorgehen wird. Was mein Verhältniß zur 
evangelifhen Landeskirche und zu ihren Organen, den Gonflftorien betrifft, fo habe ich bereits 
vor Fahren meinen Entſchluß öffentlich ausgefproden: meine ererbte Stellung und Autorität 
allein in die rechten Hände nieverlegenzu wollen. Diefe «weiten Hände» find aber «apoſtoliſch ges 
ftaltete Kirchen » geringen, überfitlichen Umfangs, in deren jeder das Leben, die Ordnungen 
und die Amter der allgemeinen Kirche des Herrn auf Erden, wie in einer Eleinen Welt und für 
diefelbe thätig find; es find furz gefagt die jelbftändigen zeugungsfähigen Schöpfungen, mit 
welchen ala mit lebendigen Steinen die Apoftel des Herm den Bau feiner fihtbaren Kirche be: 
gannen und ihr im Feuer der Verfolgung den Sieg bereiteten. Diefe «Kirchen» find die «rechten 
Hände», in die ich allein meine Kirchengewalt, die mich ſchwer drückt, frohlockend niederlegen 
werde.” Zugleich wurde übrigens in diefer Cabinetsordre der Gefihtspunft geltend gemacht, 
daß dad Streben ver Kirche nad Emancipation vom Stante und nach fefterer Beftaltung etwas 
krankhaft Erregtes habe, und daß der König den Verſuch, der Kirche durch Verfaffungen helfen 
zu wollen, für einen falfhen und verderblihen halte, denn Verfaffungen fönnten nur dann 
unfhäplich fein, wenn diefelben der Ausdruck bereits vorhandener begründeter und ausgebil: 
deter Zuftände Seien ; er Spricht ſich misbilligend darüber aus, die göttliche Schöpfung der Kirche 
durch Menſchenwerk und Conſtitutionen zu flügen. Es leuchtet freilich ein, daß durch ſolche 
Verfaffungsideale, die von der Möglichkeit der Durchführung fo himmelweit entfernt waren, 
eine erträgliche Orbnung der wirklichen Verhältniffe ebenfo erfchivert wurde, wie durch Die 
eigenthümlihen polttifchen Theorien des Königs die volitifche Entwidelung erfchwert und ge: 
hemmt worben if. _ 

Hinſichtlich des Übrigen müflen wir uns kürzer faflen. 

Was zunähft Baiern betrifft, jo wurbe bereitö bei Gelegenheit der Emanation der Verfais 
fungsurfunde durch dad Edict vom 26. Mai 1818 „über bie innern kirchlichen Angelegenheiten 
der proteftantifchen Gefammtgemeinde in dem Königreich” verorbnet, daß die oberfte Kirchen: 
gewalt fünftig durch ein felbftändiges Oberconfiftorium ausgeübt werben follte, wobei fich der 
König eigentlich nur bad jus circa sacra vorbebielt, wenigftend wurde zu wiederholten malen 
erklärt, daß der König in den innern Angelegenheiten ver Proteftanten ohne Mitwirkung des 
Oberconſiſtoriums niemals eine Veränderung vornehmen oder vorzunehmen geftatten werde. Es 
wurbe ferner beftimmt, daß drei Gonftflorien, zu Ansbach, Baireuth und für die Nheinlande 
zu Speier, errichtet werden follten, ſowie daß die bisherige Verfaſſung der Diftrictövefanate bei- 
zubehalten fei. Endlich daß zur Handhabung ver Kirchenverfaſſung am Defanatsige jährlich 
eine Didcefanfonode und dann alle vier Jahre eine allgemeine Synode unter der Leitung eines 
Mitgliedes des Oberconfiftoriums zur Berathung über innere Kirhenangelegenheiten in Ge— 
genwart eines königlichen Commiſſars gehalten werben ſollte. Danach war alfo von Presby: 
terien gar feine Rede, hinſichtlich der Synoden war nichts über deren Organifation beftimmt, 
die fogenannte allgemeine Synode führt diefe Bezeihnung nur mit Unrecht, ed waren in That 
und Wahrheit nur Provinzialfynoden. Bon diefer Grundlage aus geftaltete ſich nun die wei— 
tere Entwidelung ganz verſchieden in dem Bezirke des Conſiſtoriums in Speier, dem jen- 
feitigen Baiern, der rheinifchen Pfalz und in den Bezirken ver Gonfiftorien von Ansbach und 
Baireuth, dem ſogenannten dieffeitigen Baiern. In der Pfalz nämlich wurde noch 1818 die 
Union eingeführt und in ber Unionsurfunde vom 10. Oct. 1818 durch die damals flattgefun: 
dene Generalfunode eine Vertretung der Kirche in drei Abſtufungen ind Leben geführt. Es 
follten danach zunädhft in jeder Gemeinde unter dem Borfige des Pfarrers Presbyterien befteben, 
welche ſich unter Mitwirkung der Conſiſtorien jelbft ergängten; über denſelben follten ſich die 
Diöceſanſynoden, beftehend aus fämmtlihen Geiftlichen des Bezirks und halb ſoviel Welt: 
lichen, erheben; die Wahl der letztern durch Zuſammenwirken der Presbyterien und Gonfifto= 
rien gefchehen ; endlich die Generalfynode der Pfalz follte aus den ſämmtlichen Defanen und 
einem geiftlichen und weltlihen Mitgliede jeder Didcefanfunode zufammengejegt werben, fobaf 
alfo auch Hier vie Geiftlichen vie doppelte Anzahl bildeten. Die Bewegungen des Jahres 1848 
führten dann mehrfache Veränderungen herbei; es wurde zunächſt durch Fönigliche Entſchlie— 
fung vom 11. Mai 1849 die Trennung bed Eonüftorialbezirfs Speier von dem Wirkungs— 
Ereife des proteftantifchen Oberconfiftoriumd in Münden ausgeiproden und beftimmt, daß 
das proteftantifche Bonfiftorium zu Speier hinfort für die vereinigte proteftantifche Kirche der 
Pialz das oberſte Epiffopat auszuüben habe. Es wurden dann ferner dur das Wahlgrfeg 
von demfelben Tage die frühern Beflimmungen dahin abgeändert, daß in Zukunft die Wahl 
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ber Preöbpterien ganz frei von der Gemeinde geichehen folle, daß ferner die Bezirksſynoden 
zwar von den Preöbyterien, aber nad) Maßgabe der Volkszahl zu wählen feien, indem jedes 
Presbyterium des Dekanats in Kirchengemeinden bis zu 1000 Seelen ein Mitglied zur Be— 
zirksſynode, in ſolchen bis zu 2000 zwei Mitglieder und fo fort für jedes Taufend Seelen 
ein Mitglied mehr wählen follte, wodurch alfo ein Übergewicht dev weltlichen über die geift- 
lichen Mitglieder ſich ergab, und daß endlich auf der von den Bezirfsfunoden zu wählenden Ge— 
neraliynobe dad Stimmenverhältmiß von Weltlihen und Geiftlichen gleich jein follte, indem 
jede Bezirkoſynode für je 15000 Seelen ein geiftliches und ein weltliches Mitglied zu wählen . 
bat, wobei jedoch ſchon 7800 Seelen für voll gezählt werden follten. Am 16. Juli 1849 
jollten Die nad dieſem Gefege im Mai und Juni jenes Jahres gewählten Synoden zuſammen— 
treten ; ein ſolcher Zufammentritt ift aber niemals erfolgt ; vielmehr wurden nad Ablauf ver für 
die Synoben feftgefeßten breijährigen Wahlperiode im Jahre 1853 Neumahlen, aber wiederum 
auf Grund bed Wahlgejeged von 1849, vorgefchrieben. Gegen dieſes Wahlgefeg hatten ſich 
ſchon 1850 13 evangelifh:theologifche Zacultäten erflärt, nur Jena und Gießen hatten ihre 
Gutachten ſtillſchweigend oder ausdrücklich verweigert; der Beneralfynode von 1853 wurde nun 
auch eine neue Wahloronung vorgelegt, danach ſollte hinſichtlich des Presbyteriums diefes drei 
Candidaten vorfehlagen, von denen die Gemeinde einen wählt, hinfichtlidh der Dibceſan- und 
Generalſynode dagegen wurde auf die Vereinigungsurkunde von 1818 zurückgegangen; die 
Generalſynode ging nun zwar hinſichtlich der Presbyterien noch weiter wie der Entwurf, indem 
wie nach der Unionsurkunde die Auswahl aus den dreien wieder ganz den Conſiſtorien zuſtehen 
folfte; Hinfichtlich der Generalfynode ging man in Übereinftimmung mit der Vorlage auf die 
Beſtimmungen des Jahres 1818 zurück, und hinfichtlich ver Didcefanfynoden wurde verlangt, 
daß die Zahl der weltlichen Mitglieder ver Zahl der Pfarrgemeinden gleich fein folle, woraus 
fi eine ungefähre Gleichheit unter ven geiftlihen und weltlichen Mitgliedern ergab; übrigens 
ſollten die Wahlen der Didcefanfynoden zur Generalſynode nur in dev Weife geſchehen, daß von 
drei dur die Diöcefanfonode Vorgefhlagenen das Gonfiftorium einen ausmwählte. In der 
föniglihen Entſchließung vom 8. Dec. 1853 wurde nun ber neuen Wahlordnung ‚in ber Faſ— 
fung des anruhenden Eremplard derſelben“ die Sanction ertheilt; in dieſem anruhenden 
Eremplar war man jedoch auch hinfichtlich der Didcefanfonode ganz auf den Standpunft von 
1818 zurüdgegangen, hatte alfo die desfallſigen Beichlüffe dev Generalfynobe ignorirt. Dem: 
gemäß war die auf Grund dieſes Wahlgeſetzes zufammentretende Generalfynode von 1857 
ungefegmäßig ; dennoch befchloß diejelbe ein neues orthodored Geſangbuch, ja das Eonfiftorium 
machte von der ihm zugeflandenen Befugnig weiterer Abänderungen und Zufäße einen fehr 
ausgedehnten Gebrauch. Dagegen erhob fih nun aber von feiten der proteflantijchen Bevdl- 
ferung eine Agitation, die nicht nur ihren nächſten Zwei, Zurüdweifung des Geſangbuchs, 
erreichte, fondern auch noch weiter dahin führte, dag durch königliche Entſchließung vom 29. Ian. 
1860 dem die Didcefanfynoden betreffenden Abſchnitt der Wahlordnung von 1853 die Geneh— 
migung ertheilt wurde. ine jehr zahlreich beſuchte Verſammlung, die am 22. April 1860 zu 
Katferslautern gehalten wurde, verlangte dann die Anerkennung dev Wahlorbnung von 1848; 
im der Antwort der Regierung vom 8. Jan. 1861 wurde aber nur die Bitte, eine außerorbent: 
liche Generalſynode zu berufen, gemährt, am 24. Febr. 1861 wurde dieſelbe eröffnet, der ihr 
vorgelegte Entwurf zur Wahlordnung jedoch abgelehnt. Erſt auf der außerordentlichen Gene: 
ralfynode vom April 1862 ift eine Übereinftimmung in den weſentlichen Punkten erreicht wor: 
den; danach follen die Presbyterien aus dem Pfarrer und vier bis zwölf Mitgliedern, je nad 
der Seelenzahl der Gemeinde beftehen, fie werben alle ſechs,Jahre zur Hälfte erneuert, doch ift 
ſtets Wiederwahl dev Austretenden geftattet, das Wahlcollegium befteht aus dem Predbyterium 
und aus fünfmal foviel andermweiten Mitgliedern, ald die Gemeinde Preöbyter zählt, dieſe letz⸗ 
tern werden von ben fünfundzwanzigjährigen Gemeindeglievern erwählt; auf den Didcefan- 
und der Generalſynode foll die Anzahl der geiftlichen und weltlichen Mitglieder gleich fein. 

Im dieffeitigen Baiern war die Einführung der Kirchenvorſtände von dem Obercon⸗ 
ſiſtorium und der Generalfynove 28 Jahre refultatlos betrieben worden, namentlich rief ein 
Entwurf im Jahre 1822, dev auf eine energiſche Kirchenzucht durch die Kirhenvorftände 
geridhtet war, eine lebhafte Bewegung hervor; dagegen waren Diöceſan- und General: 
ionoden auf Grundlage des Edicts von 1818 allerdings ind Leben getreten und zwar foll: 
ten die erftern aus Piarrern, Vicaren und Ganpivaten beftehen, die legtern nach den Beſtim— 
mungen vom Jahre 1823 fo zufammengejegt fein, daß auf je ſechs — des geift- 
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lihen Standes ein weltlicher komme, der von den Gonfiftorien ernannt wurde; doch wurde 
1336 die Zahl der weltlihen Mitglieder auf die Hälfte der geiftlichen erhöht. Das Jahr 
1848 rief dann bedeutende limgeftaltungen hervor. Es wurde zunächſt durch das Gefeg 
von 4. Juni 1848 verfügt, dap die allgemeinen Synoden der Gonitftorialbezirfe Ansbach 
und Baireutb auf Antrag ded Oberconfiftoriums mit fönigliher Genehmigung in eine unge 
trennte, an einem geeigneten Orte in einem diefer Bezirke abzuhaltende Berfammlung vereinigt 
werden fünnten. Durch Verordnung vom 18. Det. deſſelben Jahres wurde dann weiter feſt— 
geſetzt, daß ſowol auf den Didcefan= wie aufden Generalſynoden Stimmengleihheit zwiſchen 
weltlichen und geiſtlichen Mitgliedern ſtattfinden ſollte. Endlich wurde durch königliche Entſchlie— 
Bung vom 7. Oct. 1850 auf Antrag der Generalſynode die Einführung von Kirchenvorſtänden 
in der Weije, daß diefelben aus ſämmtlichen an der betreffenden Kirche angeftellten Geiftlihen 
und aud einer Anzahl von der Gemeinde gewählter weltliher Kirhengemeindemitglieder von 
vier bis zwölf beitehen follen, verfügt. Hinfichtlich der Didcefanfynoden wurden jene Beftimmun- 
gen durch die Diöcefanjvnodalordnung vom 30. Aug. 1851 weiter ausgeführt, dagegen ift für 
die Generaliynoden unterm 31. Juli 1851 eine neue Wahlordnung erlaflen, wonach die Zahl 
der Laien wieder auf die Hälfte der geiftlichen Abgeoroneten zurücgeführt, aud dad vor 1848 
beſtandene landesherrliche Beſtätigungsrecht wiederhergeftellt ift. Die Generalſynode von 1853 
beichloß die befannten Mapregeln in Bezug auf Liturgie und Kirchenzucht, wodurch eine nad: 
haltige Bewegung unter den Proteftanten Baiernd und namentli die nürnberger Beſchwerde 
vom 5. Nov. 1856 hervorgerufen wurde; die Bewegung trug im ganzen den Sieg davon, wie 
aus der föniglihen Entſchließung vom 27. Nov. 1856 hervorgeht; nur zu einer Neubildung 
der Generalignode Fam ed nicht, obgleich die Generalfynode felbft darauf ihon früher ange: 
tragen hatte, die königliche Entfhliegung von 7. Jan. 1856 hatte ſich entihieden dagegen aus: 
geiprochen. 

Aud im Großherzogthum Baden bing die Einführung presbyterial-ſynodaler Elemente in 
die Kirienverfaflung mit der Union zuſammen, indem diefe Glemente in den pfälziichen Landes— 
theilen, die überwiegend veformirt waren, fi in einer, wenn auch nicht jehr lebendigen Wirk: 
ſamkeit erhalten hatten, Dur die Generalfunode von 1821 wurde nun verordnet, daß bie 
Grundlage der Berfaflung freigewählte Presbyterien bilden follten, über denen Specialfynoden 
fih erheben follten, die alle drei Jahre jih zu verfammeln hätten, und aus den ſämuitlichen 
Pfarrern der Diöcefe nebit einer auf die Hälfte der geiftlihen Mitglieder fi belaufenden Zahl 
von Deputirten der Kichenvorjtände gebildet werden follten ; ihren Abſchluß endlich follte dieſe 
Berfaflung in der Generaliynode finden, wozu je zwei Didcejen einen geiftlihen Abgeordne— 
ten, und Wahlmänner aus den Kirhengemeinderätben von je vier Diöcefen einen weltlichen 
Abgeordneten, welder Mitglied eined Kirhengemeinderatbs fein muß, zu wählen hätten; dazu 
famen nod zwei geiftlihe und zwei weltliche Mitglieder der evangelifhen Kirhenminifterial: 
behörde, ein vom Großherzog ernanntes Mitglied der theologifhen Facultät zu Heidelberg 
und ein landeöberrliher Commiſſar ald Prajident; die Generalfynode verfammelte ſich ord- 
nungsmäßig alle fieben Jahre. Als nun 1855 diefe fo zufammengejegte Generaliynode 
ſehr tiefgehende Veränderungen namentlich Hinfichtlich des Cultus befhloß und eine neue 
Gottesdienſtordnung, das fogenannte Kirchenbuch, erlaffen wurde, aber auch eine Revifion 
der Kichenverfallung beihloffen und ſchon jegt Gooptation der Kirhenälteften eingeführt 
wurde, da erhob fi eine Oppofition, die fi) bald nicht bloß gegen diefe Maßnahmen, jondern 
gegen den Organismus ver Kirhenregierung felbft richtete. Indem diefe Bewegung mit der 
andern, durch das Concordat hervorgerufenen fi Ereuzte und dadurch auch eine veränderte 
Stellung von Staat und Kirche nothiwendig wurde, fo Fam ed nun unter Anregung der dur: 
lacher Verſammlungen zu der neuen badiſchen Kirchenverfaſſung vom 29. Juni 1861, die 
allerdings einen bedeutenden Fortſchritt auf der Bahn dieſer Entwickelung bezeichnet. Dieſelbe 
befindet ſich allerdings nad den Grundzügen vielfach in übereinſtimmung mit der rheiniſch— 
weſtfäliſchen und dev noch zu erwähnenden revidirten oldenburgiſchen Kirchenverfaſſung, doch 
ſind als empfehlenswerthe Eigenthümlichkeiten der neuen badiſchen Geſetzgebung namentlich 
folgende drei hervorzuheben, zunächſt daß doch wenigſtens ein ernſthafter Anfang damit ge— 
macht iſt, den Gemeinden einen activen Antheil an der Pfarrwahl zu ſichern, denn abgeſehen 
von Patronatsrechten, die vorläufig beibehalten werden, ſoll der Oberkirchenrath jedesmal 
drei Bewerber bezeichnen, von denen die Kirchengemeindeverfammlung einen wählt, der dem 
Großherzog präfentirt und von ihm zum Pfarrer ernannt wird; ſodann daß die pafiive 
Wahlfähigkeit an Feine erfchwerenden Dualificationen geknüpft wird, und endlich daß die 
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Wählbarkeit der mweltlihen Mitglieder ver Generalſynode ſich nicht auf den Kreis der Kir- 
chenälteſten beichränft. Dagegen muß doch auch andererſeits audgeiproden werden, daß felbft 
die neue badiſche Kirchenverfaſſung längft nicht alle Anſprüche erfüllt, vie im Hinblid auf die 
oberften Orundfäge des Proteftantiömud und die Bebürfniffe unjerer Zeit hinſichtlich einer Kir: 
chenverfaſſuug erhoben werden müſſen; es ift von unfhägbarem Werthe, daß jie erlaffen wor: 
den ift, denn der Fortſchritt geſchieht nun einmal nur ſchrittweiſe, aber nichts wäre jchlimmer, 
ald wenn man fich von den Lichtjeiten dDiefer Kirchenordnung wollte captiviren laflen und fi dem 
Glauben bingeben, daß hier bereits das proteftantiiche Verfaſſungsideal zu einem völlig adäqua— 
ten Ausdruck gebracht jei. Vielmehr müffen namentlich folgende Bunfte hervorgehoben werben, 
hinſichtlich deren die neue badiſche Kirchenverfaſſung einer Verbefferung dringend bedürftig ift. 
Zunächſt darf die auch hier nod) feftgehaltene Unterſcheidung des geiftlihen und weltlichen Stan 
des namentlich in Bezug auf die Compofition der Generalſynode heutzutage bei kirchlichen Or: 
ganilationen nirgends mehr maßgebend jein; und wenn man in Baden fogar die abgefonderte 
Mahl der geiftlihen und weltlichen Mitglieder durch die fogenannten Standesgenoſſen beibebal- 
ten hat, jo fann man ji nicht ftarf genug dagegen ausſprechen. Sodann müßte dad Ge: 
meindeprincip flärfer zur Anerfennung gebracht werden, als das hier gefchehen ift, denn ed. 
mag die firhlihe Gentralgewalt noch fo freifinnig organifirt fein, nimmermehr fteht derfelben 
ein Recht zu, die Gemeinden wider ihren Willen zur Annahme neuer Ginrihtungen zu zwin— 
gen. Endlich muß das landesherrliche Kirhenregiment befeitigt werden, und ed dürfte um jo 
mehr zu bedauern fein, dag man die hier gebotene Gelegenheit zu einem Berfuche Diefer Art 
nicht benugt hat, als der Großherzog von Baden nad) allem, was er gethan, ſich als einen 
Mann bewiefen hat, „ver ſich auch in diefen Stüden der reingn Erkenntniß wol nicht verſchloſſen 
hätte, wenn fie ihm von den berufenen Trägern der Erfenntniß mit Energie entgegengebradt 
worden wäre‘. Man lafle ich doch durch Schlagwörter wie „kirchlicher Republifanisnus‘ 
nicht irre machen; es ift neuerdings ganz richtig bemerkt worben, „ver Guſtav-Adolf-Verein ift 
in ausgedehnteſter Weife demokratiſch organifirt und es fällt feinem freien evangelifchen Ehri- 
fen ein, daran Anftoß zu nehmen, vielmehr erbliden viele darin ein naturwüchſiges Urbild für 
eine geiunde evangelifche Kirchenverfaſſung.“ 

Ganz eigenthümlich geftalteten ſich die Verhältnijfe in Olpenburg; bis zum Jahre 1849 
übte hier der Landesherr die Kirhengewalt ohne jede Beihränfung, von einer Berechtigung 
oder Organifation der Gemeinden war feine Rebe, alle Pfarrftellen z. B. wurden durd den 
Großherzog bejegt. In Verfolg des in Oldenburg publieirten Reichégeſetzes, betreffend die 
Grundrechte des deutſchen Volks vom 27. Der. 1848, $. 17, wo ed heißt: „Jede Religions: 
geſellſchaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten ſelbſtändig““, erſchien unterm 31. Jan. 
1849 eine Verordnung, wonad zur Berathung und zur Beſchlußnahme über die Fünftige Ver: 
faflung der evangelifhen Kirche im Herzogthum Oldenburg eine Synode aus dieſen Landes— 
theilen, beſtehend aus 14 Geiftlichen und 24 weltlichen Abgeoroneten, jene von der Geiftlichkeit, 
dieſe von der Gemeinde zu wählen, berufen werden follte. Diefelbe trat am 30. April 1849 
in Oldenburg zufammen und brachte nach mehrmonatlihen, jehr intereffanten Verhandlungen 
(‚„Berhandlungen der Synode zur Berathung und Beihlußnahme über die Berfaffung der olden— 
burgiihen evangeliihen Kirche”, Oldenburg 1849) das Kirchengeſetz zu Stande, welches durch 
eine Befanntmahung — nicht mehr des Großherzogs, jondern des Oberfirhenrathe, unterm 
15. Aug. 1849 in einem eigenen Gejeg : und Verorbnungdblatt für die evangeliiche Kirche des 
Großherzogthums Oldenburg befannt gemacht wurde. Die interejfanteften Beftimmungen dieſer 
oldenburgiſchen Kirchenordnung find mit deren eigenen Worten folgende: Die oldenburgiſche 
Kirche duldet feine Beihränfung der Glaubens: und Gewifjensfreiheit weder durch Befennt: 
nißſchriften noch durch kirchliche Anordnungen und Einrichtungen. Der Wohnfig innerhalb 
des Pfarriprengeld begründet für jeden evangeliichen Ehriften die Ginpfarrung und damit die 
Theilnahme an den Rechten und Pflichten eined Gemeindegenoffen. Die Pfarrgemeinde übt 
ihre Befugniffe durch Gemeindeverſammlungen, durch ven Kirchenausſchuß, wo ein folder ein— 
geführt ift, und durch den Kirchenrath (das Preöbyterium). Die Gemeindeverfanmlungen find 
allgemeine und engere. Die allgemeine Oemeindeverfammlung wird aus allen Männern ber 
Pfarrgemeinde gebilver, welche das Alter ver geieglihen Volljährigkeit erreicht haben oder für 
volljährig erflärt ind. Wo Kirhenumlagen flattfinden,, wird eine engere Oemeindeverjanm: 
lung aus denjenigen Mitglievern der allgemeinen Gemeinveverfammlung gebildet, welche zu 
Kirchenumlagen beizutragen verpflichtet find; diefer liegt die Beihlußfaflung über finanzielle 
Angelegenheiten ob; die Gemeindeverſammlung fann biefelbe dur einen Ausſchuß beiorgen 
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laſſen; ein Mitglied des Kirchenraths eröffnet die VBerfammlungen und leitet die Wahl des 
Borfigenden. Der Kirhenrath befteht aus dem oder ven das Pfarramt verwaltenden Geiſtlichen 
und mehreren zu Kirchenälteften gewählten Gemeindegenoſſen, deren Zahl nach der Größe der 
Gemeinde drei bis funfzehn beträgt, auch durch Beichluß der Gemeindeverfammlung nod darüber 
hinaus erhöht werden fann, und die von der allgemeinen Gemeindeverfammlung auf vier Jahre 
gewählt werden, ſodaß alle zwei Jahre die Hälfte austritt. Dem Kirhenrathe fteht die Leitung 
und Vertretung der Pfarrgemeinde in allen Beziehungen zu; der Kirchenrath wählt aus feiner 
Mitte jeinen Vorfigenden und deffen Stellvertreter jedesmal auf ein Jahr. Es mochte dies die 
einzige Kirhenorbnung fein, wo nicht der Pfarrer als folder ven Vorfig führte. Die Gefanmt: 
heit ver Pfarrgemeinden bildet die Landesgemeinde, welche dur die Landesſynode vertreten 
wird. Zwiſchenſtufen gibt es alfo nicht und auch im diefer Hinſicht fteht die oldenburgiſche Kir— 
henverfaffung von 1849 einzig da: ed wird nur vorbehalten, daß Kreisgemeinden und Kreis- 
ſynoden durch die Gefeggebung eingeführt werben Fünnen. Die Landesfynode wird aus 
22 Abgeoroneten gebildet, von diefen 7 geiftlih, 14 weltlih, und einer nah Wahl der Kreife 
Vechta und Kloppenburg geiftlih oder weltlid. Stimmberechtigt ift jedes Mitglied der allge: 
‚ meinen Gemeindeverfammlung, wählbar zu weltlichen Abgeoroneten find alle weltlichen Mit- 
glieder der evangelifhen Kirche des Landes, wählbar zu geiftlihen Abgeorbneten alle ordi— 
nirten Geiftlichen ; die Abgeordneten fünnen aus dem ganzen Herzogthum gemählt werden. Für 
die Vertretung im Amte hat der Oberfirhenrath zu forgen; die etwaigen baaren Koften diefer 
Vertretung trägt die Centralkirchenkaſſe. Für jede ordentlihe Sunode wird eine neue Wahl 
ſämmtlicher Abgeordneter vorgenommen, vrbentlihe Synoden finden jährlich flatt, bei ihrer 
Berufung ift darauf zu jehen, daß pie Berfammlungen mit denen des Landtags nicht zufammen- 
fallen; die Einberufung der Synode gefhieht durch ven Oberfirchenrath ; jeder Abgeordnete hat 
folgende Verfiherung abzugeben : „Ich gelobe, bei meinem Antrage und Abftimmung nad) beftem 
Wiſſen und Gewiſſen dad Wohl der evangeliihen Kirche ded Landes treulich zu beachten“ ; Die 
Normen über Gefchäftdorbnung u. |. w. jind ganz den in weltliden Verſammlungen gelten= 
den nachgebildet. Die Sonode hat die oberfte Gewalt in kirchlichen Dingen, ein landesherr— 
liches Kirchenregiment befteht nicht weiter, der Oberfirchenrath ift nur ein Mandatar der Sy: 
node, von diefer gewählt, das juriftifhe Mitglied auf Lebenszeit, das theologiihe und andere 
weltliche Mitglieder auf ſechs Jahre, die beiden auferordentlihen Mitglieder, ein geiſtliches und 
ein weltliches, die nur an gewiſſen Gefhäften theilnehmen und nicht am Site ded Oberfirdhen- 
raths wohnhaft zu fein brauchen, auf vier Jahre: der Oberfirhenrath wählt aus feiner Mitte 
einen Borfigenden, diefe Wahl wird jedesmal ſechs Monate nachdem ein neues Mitgliev einge- 
treten {ft, wiederholt. Der Oberkirchenrath hat ein beſchränktes ſuspenſives Veto, er ift ermäch— 
tigt, Verfügungen, welche feine regelmäßige Zuftändigfeit überfchreiten, zu treffen, wenn bie- 
jelben durch die Umſtände fo dringend geboten find, daß fie die vorgängige Berufung einer 
außerordentlichen Synode nicht geftatten; ev bat in ſolchen Fällen die Verpflibtung, vor der 
nächſten ordentlichen oder außerorventlihen Synode die Dringlichkeit und Zweckmäßigkeit der 
Verfügung zu redhtfertigen ; wenn die Synode ihre Zuftimmung verweigert, fo iſt die Verfügung, 
foweit e8 noch gefchehen kann, fofort wieder aufzuheben. Der Oberkirchenrath hat jeder ordent= 
lichen Synode einen umfaflenden Rehenfhaftsbericht, einen Voranſchlag für die Gentralfafle, 
die Entwürfe der nothwendigen Gefege vorzulegen. Der Oberkirchenrath ift der Synode ver— 
antwortlid ; findet viefelbe Grund, gegen ihn einzufchreiten, und wird dev Beſchluß in einer 
wenigftens acht Tage ſpäter abgehaltenen Sigung-wiederholt, jo wird die Sache, fall eine 
Verſtändigung nicht zu erreichen ift, vor ein Schiedägericht gebracht, welches aus at, von 
jedem Theile zur Hälfte, und brei durch diefe acht gewählten Schiedsrichtern befteht. Das 
Schiedsgericht erkennt nah Umftänden auf Verweis, Gelpftrafe, Schadenerfag, Dienſtentlaſ— 
fung. Den Entſcheidungen dieſes Gerichts haben ſich die Betheiligten ohne weitere Berufung 
zu unterwerfen. 

Diefe Kirchenverfaſſung ift drei Jahre hindurch in Geltung geweſen und hat nach dem Zeug: 
niß eines fehr conjervativen Mannes während diefer Zeit „unleugbar ſegensreich gewirkt‘. 
„Gin neues, bis dahin unbefanntes Leben’, jagt Hr. v. Wedderkop, „hat ji zu vegen be: 
gonnen, das Intereffe an kirchlichen Dingen ift erwacht, man bat die hohe Bedeutung der Kirche 
erkannt. Der Herr ift fihtbarlich mit und gewefen. Und ein unverfennbarer Hauch feines Hei— 
ligen Geiftes geht belebend und geftaltend durch unfere Kirche.“ Es feien, bezeugt deufelbe fer- 
ner, die trefflichiten Männer in ven Oberfirdenvatb berufen, die Wahl der 450 Alteften in 
den Gemeinden fei trog der damals vorhandenen politifchen Spaltungen und Parteiungen — 
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wenige Misgriffe abgerechnet — über alled Erwarten gut ausgefallen. Dennoch machten ji 
immer lauter Stimmen geltend, welde behaupteten, daß dieſe Verfaſſung „ganz und gar auf 
die Grundfäge von Jean Jacques Rouffenu und Lepru:Mollin gebaut fei’‘, und fo wenig bie 
oldenburgifche Regierung mit folgen Stimmen iventificirt werden darf, fo hatte eine Reaction 
auf dem politiſchen Gebiete doch die Folge, daß, freilih auf verfaffungsmäßigem Wege, eine 
Revifion der Kirchenverfaffung durchgeſetzt wurde; es entſtand ein neues kirchliches Verfaf- 
fungsgejeg unterm 11. April 1853, in welchem die epochemachenden Sagungen des früher 
Geſetzes befeitige find, und welches wefentli der rheiniſch-weſtfäliſchen Kirchenordnung nad: 
gebilvet war, der neuen badiſchen zu Grunde gelegen hat. Es muß indeß der Blick ver Zeit: 
genoflen von der revidirten oldenburgiſchen Kirchenverfaſſung des Jahres 1853 auf die ur- 
fprüngliche oldenburgiſche Kirhenverfaflung des Jahres 1849 hingelenkt werden; nirgends 
find bisher in gleihem Maße die Inftitute des proteftantiihen Verfaſſungsrechts und die Be- 
dürfniffe der gegenwärtigen Zeit zur Erfüllung gebracht. 

Werfen wir endlich noch einen Bli auf Öfterrei, fo berubte hier die ganze Eriften; und 
die Berfaffung der proteftantifhen Kirche auf dem Joſephiniſchen Toleranzedirt; und zwar war‘ 
demgemäß die oberfte evangeliſche Kirhengewalt mit der Staatsgewalt verbunden; zur regel: 
mäßigen Ausübung derjelben beftanden zu Wien für die augsburgiſchen und belnetifchen Gon- 
feifiondverwandten zwei Gonfiftorien, deren Mitglieder vom Kaifer ernannt werben und beren 
genieinfamer Präfldent Eatbolifch fein mußte. Die Organifation der Gemeinden bejchränfte 
fih auf die Theilnahme an der Bermögendverwaltung, für melde jede Gemeinde einige Mit: 
glieder wählte; doch wurde fpäter den Gemeinden auch einige Betheiligung an der Prediger: 
wahl gewährt. Vergebens wurden in den Bewegungen ded Jahres 1848 Verfuhe gemacht, 
diefe Verfaſſung umzugeftalten ; die proteftantifhe Kirche erhielt damals volle öffentliche Reli- 
gionsübung und die einzelnen Proteftanten erhielten gleiche bürgerliche und politifche Rechte; 
aber die Berfaffung blieb in ihrem Beftande unangetaflet. Erſt infolge des italienifhen Kriegs 
wurde zunächſt durch Patent som 1. Sept. 1859 die minbeftens fingulär zu nennende Einrich— 
tung befeitigt, wonach der Präfident dev proteftantifhen Gonfiftorien nothiwendig ein Katholik 
fein mußte, und ed wurden dann meiter burch das Gefeg vom 8. April 1861 (fogenanntes 
Proteftantenpatent) die Grundzüge einer ganz neuen Berfaffung gegeben. Danach ſollte die 
Vertretung und Verwaltung der evangelifhen Kirche, ſowol des Augsburgiſchen wie Helveti- 
fen Bekenntniſſes, nad den vier Abftufungen, der Pfarrgemeinde (Ortögemeinde), ded Se: 
nioratd (Bezirkögemeinde), ver Superintendenz (andedgemeinde) und der Geſammtgemeinde 
der evangelifhen Chriften des einen oder des andern Bekenntniffes jich gliedern; die Organe 
des Kirhenregimentd follten für die Pfarrgemeinde das Preöbyterium und die größere Ge— 
meindevertretung, für die Bezirksgemeinde der Senior und die Senioratövertretung, für die 
Superintendenz der Superintendent und der Superintendentialconvent, für die Gefanımtheit 
fümmtliher Superintendengen der £. £. evangelifche Oberkirchenrath und bie Generalſynode 
fein; die Seelforger, Senioren, Supsrintendenten und die Kirhencuratoren jeder Kategorie 
foliten frei gewählt, der Oberkirchenrath vom Kaifer befegt werben, der auch die zu Super: 
intendenten Gewäßlten beflätigt. Um nun diefe Grundzüge fofort ind Leben treten zu laſſen, 
jo ermächtigte der Kaifer den Staaldminifter, den in Gemäßheit ver Anordnung vom 1. Sept. 
1859 durch die evangelifhen Conſiſtorien in Wien verfaßten und durch das Minifterium revi⸗ 
dirten Kirhenverfaflungdentwurf in Form einer proviforifchen Verordnung herauszugeben und 
durd den Oberfirhenrath lediglich zu dem Zwed in Wirkfamfeit zu jegen, damit der evangeli- 
fen Kirche der Übergang von der biöherigen Verfaſſung zu der beantragten preöbuterialen 
Einrichtung und in weiterer Folge die Wahl ihrer Abgeorbneten zur erſten Generalſynode or: 
ganiſch ermögliht, und auf diefer fobald ald möglich einzuberufenden Synode die Gelegenheit 
geboten werde, mit freier Benugung ded in der Verordnung gegebenen Materiald die zur de— 
finitiven Feſtſetzung, Bervollftändigung und Einführung der Kirchenverfaflung geeignet erach⸗ 
teten Gefegentwwürfe zu formulirenund zur kaiſerlichen Beihlußfaflung vorzulegen. Demgemäß 
erließ der Staatöminifter am folgenden Tage, 9. April 1861, eine Verordnung, woburd nad 
Mapgube des Patents die innere Verfaſſung der evangelifchen Kirche beider Bekenntniſſe pro- 
viſoriſch geregelt wurde. 

Literatur. Aus früherer Zeit no immer Eichhorn, „Grundſätze des Kirchenrechts“, 
U, 44 fg., 232 fg.; 1,675 fg.; und „Deutfche Staats- und Rechtsgeſchichte““, IV, 380 fg. 
Sodann Stahl, „Die Kirenverfaffung nad Lehre und Recht der Proteflanten” (Erlangen 
1840, zweite ſehr vermehrte Auflage, 1862; die Vorrede Datirt vom 27. Juli 1861, 14 Tage 
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(2eipzig 1861), Thl. VI; (Binvewald) „Der Staatsminifter dv. Naumer und feine Verwal: 
tung des Minifteriums der geiftlichen, Unterrichts: und Mevicinalangelegenheiten in Preußen‘ 
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Deutſchland'“ (Leipzig1862); Hauff, „Die proteftantifche Kirche in Deutſchland“ (Münden 
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Kirchenbann, Kirchenzucht. J. Das katholiſche Kirchenrecht. So ſehr hatte in 
frühern Zeiten die Gerichtsbarkeit zu den wichtigſten Attributen der äußern Kirchengewalt ge: 
hört, daß der Ausdruck jurisdietio fogar der technifche für die äußere Kirchengewalt überhanpt 
geworden ift; wie ſich die analoge Erſcheinung auch auf dem ftaatlichen Gebiete in jenen Epo— 
hen findet, wo der Staat wejentlid nur eine Redtsanftalt war, vie ftantlihen Aufgaben in der 
Aufrehthaltung der Rechtsordnung weſentlich aufgingen. Bon ganz befonderer Wichtigkeit 
ift dann zu allen Zeiten die kirchliche Strafgerihtöbarfeit geweien, wenn auch der Umfang der: 
jelben im Laufe der Zeit fehr gewechielt hat. Immer hatte diefelbe einen voppelten Zweck; fie 
wollte zwar einestheils die verlegte Rechtsordnung aufrecht erhalten, aber fie hatte doch auch 
andererjeitd die ſehr deutlich hervortretende Tendenz ‚ tie Verbrecher zu erziehen und zu bef- 
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fern. Danach theilen ſich and die kirchlichen Strafmittel in zwei Klaffen, theils find es eigent: 
liche Strafen, poenae vindicalivae, Die, wie die verfchiedenen Arten der Redemtionen, körper: 
liche Kafteiungen, Faften, Züchtigungen, Gefängniß, Geldbußen, Berjagung des kirchlichen 
Begräbnifles, den Bruch der Rechtsordnung an dem Schuldigen fühnen follten; theild poenae 
medicinales, bloße Genjuren, mie namentlich das Interdict und die Ercommunication. Das 
Interdict, beftehend in einer Unterſagung der Vornahme kirchlicher Handlungen in Bezug 
auf einen ganzen Diftriet, entweder blos einen beftimmten Drt treffend, oder blos die Ein— 
wohner, oder Ort und Einwohner zugleih — interdictum locale, personale, mixtum — 
wurde vielfach benugt und misbraucht in den großen Streitigkeiten zwiichen Staat und Kirche, 
und indem ed fireng genommen eine Provocation zum Bürgerfriege involvirte, hatte ed doch 
ſtets dad Mislihe, daß jelbft vom Standpunkt der Kirche aus Schuldige und Unſchuldige zu: 
gleich dadurch betroffen wurden, und außerdem war ed, wenn die gewünſchte Wirfung nicht ſo— 
fort eintrat, eine ſehr zweiſchneidige Waffe, denn Teicht konnte die Entfichlihung einer ganzen 
Gegend dadurd herbeigeführt werden; deshalb fanden fhon früh Ausnahmen zu Gunften ein: 
zelner Kirchen, Berfonen, kirchlicher Handlungen ftatt, und feit Jahrhunderten bereits ift das 
Interdict überhaupt außer Übung; nur ald fogenannte cessatio a divinis fann daſſelbe in 
verhüllter Geftalt nod) hier und da vorfommen; die cessatio a divinis ift nämlich aud eine 
Einftellung des Gotteödienftes, man behauptet aber, es fei feine Genjur im eigentlihen Sinne, 
ſondern e& gelte ald ein Zeichen der Trauer über eine ſchwere, ver Kirche zugefügte Unbill, und 
als Mittel, die Schulvigen zur Sühne zu vermögen, 

Bon um jo größerer Bedeutung ift noch immer die Excommunication; fie fcheidet jich in 
großen und Fleinen Bann, doch ift der große Bann, die Ercommunication im eigentlichen 
Sinne, die Hauptſache; der Fleinere Bann enthält nur eine Abihwähung in ven Wirkungen, 
fonft gilt von ihm alled, was vom großen Banne gilt. ine befondere Form des großen 
Banned iſt das Anathem, dad Anathem unterfcheidet jich aber von der excommunicatio major 
nur durch Die Form und ift mit dem großen Banne jonft gan; identiſch, es wird demgemäß oft 
der große Bann im Gegenjag zum kleinen mit vem Namen Anathem belegt, Ausnahmsweiſe 

" findet bei Berhängung des Banned weder geridhtlihe Unterfuhung no Urtheil flatt, indem 
gewiſſe Fälle im voraus als ſolche bezeichnet find, wo mit der That jelbit ver Bann eintreten 
joll; darauf beruht die Unterfheidung von excommunicatio ferendae et latae sententiae, 
welde Unterſcheidung indeß für die Genfuren überhaupt von Bedeutung ift. Im einzelnen 
gilt Hinfichtlich des Kirhenbannes Folgendes : 

1) Was zunähft die Perſonen betrifft, denen die Befugnif zur Verhängung der Ercom: 
munication zufteht, jo muß davon ausgegangen werden, daß bie Verhängung diejer Strafe 
nicht ein Ausfluß der potestas ordinis, fondern der potestas jurisdictionis ift, zur äußern 
Regierungdgewalt wie die Handhabung der Gerichtsbarkeit überhaupt gehört. Demgemäß 
haben das Recht der Ercommunication vor allen Dingen die Bifhöfe, die ordentlihen Organe 
der äußern Kirchengewalt, die nach kirchlicher Anſchauung von Chriſtus unmittelbar die Binde: 
und Löfegewalt erhalten haben, die Ercommunication wird geradezu ald episcopale judi- 
cium, mucro episcopi bezeichnet. Wie der Biſchof über die Glieder feiner Diöcefe, fo bat 
der Papſt ald Oberhaupt der ganzen Kirche vermöge görtlicher Inflitution das Recht der Ex— 
communication über alle Mitglieder der Kirche ohne Ausnahme; wenigſtens jeit den Zeiten, 
wo der Primat mehr in den Vordergrund tritt, findet ſich, das ziemlich allgemein anerkannt, 
während nad ver Anihauung des confequenten Epiſkopalſyſtems der Bapft nur feine unmit= 
telbaven Untergebenen ercommuniciren kann, und fonft ein Eingriff in fremde Jurisdictione: 
rechte vorliegen würde. Das Ercommunicationdrecht des Erzbiſchofs erftredt ſich blos auf die 
eigene Diöceſe und nicht auf Die ganze Provinz, und wenn in ber frühern Zeit wenigftend Die 
Suffraganbiſchöfe jelbft in diefer Hinfiht dem Erzbifhofe unterworfen waren, jo findet dad 
nad) der heutigen Disciplin der Kirche nicht mehr flatt, da an Stelle des Erzbiſchofs in dieſer 
Hinſicht theild der Papſt, theild die Provinzialſynode getreten iſt. Es verſteht ſich von jelbft, 
daß aud die allgemeinen Concilien und die Provinzialſynoden das Excommunicationsrecht 
ausüben dürfen, denn was den einzelnen Bihöfen als jolhen zufteht, mup auch ben Ver- 
jammlungen derſelben zuftehen fönnen. Dagegen gehört diefes Recht niht zur Gompetenz ber 
Diöceſanſynode, da auf derfelben nur der Biſchof Jurispietiondbefugniffe bat, die übrigen 
Mitglieder derſelben entbehren. Es verfteht ji ferner von jelbft, daß, da die Ercommunica- 
tion ein Ausfluß der Jurisdiction ift, von derjelben nur bei denjenigen Biſchöfen die Rede ſein 
fann, welde Diöceſen, alfo wirklich Untergebene haben, nicht dagegen bei den Weihbiſchöfen, 
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den episcopi in parlibus. Während erledigten biſchöflichen Stuhls geht dad Greommunica- 
tionsrecht auf dad Kapitel über, wirb aber nach heutiger Disciplin nicht mehr von dem Kapitel 
in corpore, fondern von dem Kapitularvicar ausgeübt; während der Erledigung ded päpft- 
lihen Stuhls ruht die Juriddictiondgewalt überhaupt, und fo aud die Ercommunicationd- 
befugniß. Endlich Haben auch die Generale, Brovinziale und Lokalobern ver Klöfter und Orden 
das Ercommunicationsrecht über die Regularen, der General über alle Ordensmitglieder, ver 
Provinzial innerhalb der feiner Jurisdiction unterworfenen Orbensprovinz, der Lofalobere 
über die Mönche feines Klofterd. Außerdem fann dann wie die kirchliche Jurisdietion über- 
haupt, jo auch diefe Function derſelben von jeiten der eigentlich Berechtigten durch Delegation 
auf andere Perfonen übertragen werden; namentlich von jeiten der Päpfte, aber nur in bes 
fhränftem Umfange an die Legaten; von feiten der Bifchöfe aber nur fraft jperiellen Auftrags 
an die Seneralvicare, allenfalls für beftimmte Kalle an die Pfarrer. Jedenfalls muß der Dele- 
gat ein Klerifer fein, d. h. nach jegiger Disciplin die Tonfur empfangen haben, während 
nad früherm Recht Häufig die eigentliche Prieſterweihe verlangt wurde; gänzlich ausgeſchloſſen 
find aufalle Bälle, wie von der Kirhengemwalt überhaupt, jo aud von dem jus excommuni- 
candi bie Laien, 

2) Was jodann die Perfonen betrifft, über welche eine Ercommunication verhängt wer: 
den kann, jo würde ſich eigentlih, da die Verhängung des Kichenbanns ein Act der Jurid- 
diction ift, dieſe fich aber nur auf Untergebene erftredt, viejelbe nur gegen Berfonen gerichtet 
werben können, die zu den noch Lebenden gehören; wenn dennoch ſeit alter Zeit auch Ver: 
ftorbene ercommunicirt worden find, fo wird behauptet, daß das Feine wirflihe Ercommuni- 
cation fei, indem bie Wirkungen der Strafe den Todten nit mehr träfen, fein Zuſtand nad 
wie vor ganz der nämliche bleibe, vielmehr die ganze Procedur vorgenommen werde bebufs 
Abſchreckung wegen der Lebenden. lim der eigentlihen Greommunication unterworfen zu 
fein, wird aber verlangt, daß der Betreffende durch die Taufe bereitd Mitglied der hriftlicen 
Kirche geworben fei, und wie die Ungläubigen (Heiden und Juden) der kirchlichen Juriöbic- 
tion überhaupt nicht unterliegen, fo kann ſich aud die Ercommunication auf fie nicht bezieben, 
dagegen auf Keger und Apoftaten, die den kirchlichen Gefegen in ihrer Eigenſchaft als getaufte 
EHriften überhaupt unterworfen find, auf diefe bezieht fh die Ercommumication aller- 
dings und twie wir noch fehen werden, in einem ganz befondern Sinne; fie fteben zur Kirche 
in einem ähnlichen Berhältniffe wie die Hochverräther zum Staate. Bon den eigentlihen 
Mitglievern der Kirche können wieder nur die Erwachſenen mit der Excommunication belegt 
werden, denn ed wird Zurehnungsfähigfeit voraudgefegt, deren Gintritt nah gegenwär— 
tigem Rechte mit dem erreichten vierzehnten Lebensjahre angenommen wird, und nur in ganz 
ausnahmsweiſen Fällen findet ver Sag malitia supplet aetatem bier jeine Anwendung. Die 
erwachſenen Mitglieder der Kirche, die ded Gebrauchs der Vernunft fähig find, können dann 
aber alle, ohne Rückſicht auf Gefchleht, Stand, Rang, Reichthum und äußere Stellung mit der 
Greommunication belegt werben, namentlich jind die Fürften derfelben ganz in derjelben Weite 
untertvorfen wie die andern Mitglieder auch. Diefer Sag ift aber aud auf der andern Seite 
ftreng feftzuhalten und e8 darf daher ver Ereommunication bei einem Fürften feine andere Bedeu: 
tung beigelegt werben, als fie bei jedem andern auch hat; fie befteht inımer nur einfach in der Aus⸗ 
ſchließung aus der Kirche; und wenn im Mittelalter allerdings häufig mit dem Bann eines Für: 
ften zugleich der Verluſt des Landes und die Abfegung deſſelben ſowie pie Losſprechung der Unter: 
thanen vom Eid der Treue verbunden war, fo war das eine Verfhärfung der Strafe und ein 
Zufag zu ihr, der im Weſen der Ercommunication nicht begründet ift und keineswegs eine 
nothwendige Folge derfelben bildet ; in der That ift man längft davon zurüdgefommen. 7) 


1) Es ift zwar behauptet worden, der Papſt habe die ercommumicirten Fürſten auch im Mittelalter 
gar nicht abgefegt, fondern das ſei nur die natürliche Folge des damals in allen europäifchen Ländern 
geltenden öffentlichen Rechts geweien. Natürlicherweife beruhte diefe Befugniß auf der Eigenthüm— 
lichkeit der damaligen Rechtsanſchauungen und Rechtseinrichtungen, auf welche wir noch genauer ein- 
schen, aber jedenfalls ift die Abfesung, wie namentlich aus der Erklärung des Banns Papft Gre— 
gor's VII. gegen Heinrich IV. hervorgeht, damals ausdrüdlich vom Papſt ausgefprodyen worben: „Et 
iterum regnum Teutonicorum et Italiae ex parte omnipotentis Dei et vestra interdicens ei om- 
nem potestatem et dignitatem illi regiam tollo et ut nullus Christianorum ei sicut regi obediat 
interdico, omnesque qui ei juraverunt vel jurabunt de regni dominatione a juramenti promis- 
sione absolvo.“ (Sarbuin, VI, 1591.) Dagegen entbält die Bannbulle Pius’ VII. gegen Napoleon 
vom 10, Juni 1809 ausdrüdlich die Worte: „Quare subditis imprimis nostris tum universis po- 
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Menn nun aber auch alle Mitgliever ver Kirche der Strafgewalt derjelben unterliegen, jo ift 
dad doch nicht fo aufzufaflen, als ob nun jeder von jedem kirchlichen Obern mit der Ercommuni- 
cation belegt werben könne, vielmehr kann der einzelne nur von demfenigen ercommunicirt 
werden, der eine Jurisdictiondgewalt über ihn bat, alle andern Kirchenobern find incom: 
petent, und ihre Sentenzen ungültig; deshalb kann der Papſt überhaupt nicht ercommunicirt 
werden, deun er bat auf Erden feinen Obern und niemand übt über ihn irgendwelche Juris— 
diction, während er dagegen als oberfter Richter ver Kirche alle Kirchengliever erconmuniciren 
kann; wie das Ercommunicationdredht des Papſtes fich über die ganze Kirche erftredt, jo üben 
daflelbe die andern Kirchenobern je innerhalb der Kreife, die ihrer Jurisdiction unterworfen find, 
alſo namentlich die Bifchöfe innerbalb ihrer Didcefen, in Bezug auf diejenigen Perſonen, bie 
innerhalb verjelben ihr Domicil haben ; von diefer Unterwerfung unter das bifhöfliche Excom— 
municationsrecht iind jedoch ausgenommen die Landesfürften und die Eremten, die nur von 
den Bapfte ercommunicirt werden können; dagegen bezieht fid die von einem einzelnen Bifchofe 
ausgeſprochene Ercommunication nicht blos auf feine eigene Diöceſe, jondern hat in der ganzen 
Kirche Gültigkeit, excommunicatio sequitur personam, sicut lepra leprosum; es könnte ja 
von einer Einheit ver Kirche nicht weiter die Rede fein, wenn derjenige, der an einem Orte aus 
ihrer Gemeinihaft audgeftogen wurde, nur fein Domicil zu verändern braucdte, um wieder 
Mitglied derfelben zu jein. 

3) Die Vorbevingungen für die Verhängung der Ercommunication. Indem die Ercom- 
munication ein Ausflug der Jurisdietion, ein Act des forum internum ift, jo jegt ſie zunächſt 
das Borhandenjein einer rechtöwidrigen Thathandlung voraus, und hat aljo auf rein innerliche 
Borgänge feine Beziehung; der Sag cogitationis poenam nemo palitur hat auch bier volle 
Anwendung gefunden; ed muß ferner dad Vergeben, auf weldes die Ercommunication geiegt 
ift, auch wirklich vollendet fein, der bloße Verſuch reicht zur Verhängung der Strafe nicht hin, 
wenn nicht ſchon der Verſuch vom Gefege ausdrücklich mit der Ercommunication bedroht if ; es 
fol ſodann die Ercommunication nur bei den ſchwerſten Verbrechen zur Anwendung fommen, 
im äußerften Gall ald letztes Mittel, von dem der kirchliche Richter regelmäßig erft dann Gebrauch 
machen darf, wenn die mildern Strafen feinen Erfolg gehabt haben, was jedod nicht jo aufzu= 
faffen ift, als ob unter allen Umftänden jene gelindern Strafen vorher angewandt fein müßten ; 
jedenfalls ift aber die vorhergehende Warnung die nothiwendige Bedingung für den Gebrauch 
der Ercommunication, und zwar ſoll diefelbe in der Regel eine vreimalige jein (monitio cano- 
nica, compelens), was ji theild auf den befannten Ausspruch Chriſti gründet, wo eine drei— 
nalige Zurechtweifung gefordert wird, ehe ver Betreffende als Heide oder Zöllner angejeben 
werden dürfe, theild auf das Römifche Recht , welches, wo ed eine vorhergehende Warnung für 
nothwendig erflärte, die dreimalige Wiederholung verfelben vorgefchrieben bat; aber wie der 
Richter nah Römiſchem Rechte im Eivilproceffe die drei Gitationen in eine zufammenzieben 
und diefe peremtoriſch erlaffen durfte, jo kann auch nad) einer ausprüdlichen Beftinnmung des 
Eirhlihen Rechts, wenn hinreichende Gründe vorliegen, an Stelle ver drei Warnungen eine 
einzige treten, nur muß dann in derfelben fpeciell ausgeſprochen fein, daß fle die erfte und legte 
fei und daß, wenn ſie nicht beachtet werde, die Ercommunication fogleich eintrete; zwiſchen ven 
einzelnen Warnungen foll ver Richter immer eine gewiffe Zeit verftreichen laffen, nämlich bei 
den drei Warnungen einen Zeitraum von mindeftend je zwei Tagen, bei der einmaligen einen 
Termin von wenigitend ſechs Tagen; nur aus ganz befondern Gründen dürfen dieſe Friſten 
verkürzt werben 2); endlich wie überhaupt feine gerichtliche Sentenz gefällt werben kann ohne 
voraudgegangene Citation und ohne dem Beklagten Gelegenheit gegeben zu haben, ſich zu ver: 
theidigen, fo joll au der Ercommunicationsfentenz jedesmal die geſetzliche Citation vorher: 
geben, au muß eine genaue Unterſuchung des Thatbeftandes angeftellt und der gerichtliche 
Beweis erbracht werben, in ver Weile, daß jede ohne Beobachtung dieſer Vorſchriften erfolgte 


pulis christianis in virtute sanctae obedientiae praecipimus et jubemus, ne quis iis, quos re- 
spiciunt praesentes litterae, vel eorum bonis, juribus, praerogativis damnum, injuriam, prae- 
jwdieium aut nocumentum aliquid earumdem litterarum occasione aut praetextu praesumat 
affere.'' (Documenti relativi alle Contestazioni insorte fra la S. Sede ed il Governo Francesco, 
Ehl. IV; Bacca, Denktwürdigteiten, 1, 140.) Über den Hergang bei der Ercommunication Napol eon 8 
handelt am beiten Henfe, Bapit Pius VI. (Marburg 1861). In dem Ercommunicationsbreve Bine’ IX. 
226. März 1860 gegen die Ufurpatoren einiger Provinzen des Kirchenftaats findet ſich eine Tele. 
"üdliche Erklärung nicht. a0 
) Menbelsfohn:Bartholdy, De monitione canonica (Heibelberg 1860). 
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Excommunicationsſentenz null und nichtig iſt. Diefe Vorſchriften werden aber für gewiſſe 
Fälle mopificirt, ed gibt nämlich neben denjenigen Exrcommunicationen, die durch förmliche rich— 
terliche Sentenzen verhängt werben (excommunicationes ferendae sententiae), auch ſolche, 
welche bei Übertretung gewifler Geſetze von jelbft eintreten (excommunicationes lalae sen- 
tentiae); diefe excommunicatio latae sententiae war in der ältern Zeit jevenfalld jehr 
jelten; bi® zum Jahre 1298, mo der Liber sextus erjdien, gab ed 26 Bälle, in denen 
viefelbe eintrat, durch den Liber sextus famen 32 neue Fälle hinzu, dur die Clemen— 
tinen 50 weitere, und jpäter ift die Zahl derſelben bis auf 200 Fälle vermehrt worden; dazu 
kamen noch zahlreiche particularrehtliche Anwendungen. Die Drohung der excommunicatio 
latae sententiae wurde faft allen bifhöflicden Verordnungen angehängt und ein großer Mis- 
braud) damit getrieben, der um fo bedenflider war, ald aus dem Wortlaute der fragliden Ge⸗ 
jege oft gar nicht mit Beſtimmtheit zu erſehen ift, ob es jih um eine excommunicatio latae oder 
ferendae sententiae handelt. Zum Eintritt der excommunicatio latae sententiae iſt nun an 
ich weder Gitation, noch gerichtliche Unterfuhung erforderlich, denn fie befteht ja gerade darin, 
dap fie mit dem Begehen des Verbrechens ipso facto in Wirkjamfeit tritt, und nur derjenige, 
der ed begangen hat, von dem Vorhandenſein deffelben Kenntniß zu haben braudt; joll da— 
gegen die im geheimen contrahirte excommunicatio latae sententiae zur Öffentlichen Kunde 
gebracht, förmlich declarirt werden, jo muß dann allerdings eine Citation des Schuldigen und 
eine gerichtliche Unterfuhung des Verbrehend dem Bublicationdacte vorhergeben. 

4) Der Art der Berhängung. Die Sentenz iſt zunächſt ſchriftlich abzufaſſen und vom 
Richter perfönlich dem Betreffenden vorzulefen, und nur wenn e8 aus irgendeinem Grunde un: 
möglich ift, dem Ercommunieirten die Sentenz perfönlich zu infinuiren,, jo genügt die allge: 
meine Publication 3); nad der neuern Praxis kann jedoch der Richter die Borlefung dur 
einen untergeorbneten Beamten vornehmen laflen. Der Urtheilsſpruch muß ſodann regel: 
mäpig an der gewöhnlichen öffentlihen Gerichtöftätte und vom Richterſtuhle herab ausge: 
Iprochen werden, er darf nicht zur Nachtzeit, oder an Sonn: und Feiertagen gefällt werben, es 
find ferner Entfheidungsgründe nambaft zu mahen, und es muß auf Verlangen dem Verur: 
theilten eine authentiiche Kopie ausgehändigt werben; rine ſpecielle Form für die Sentenz ift 
nicht vorgeſchrieben, vielmehr die Gonception dem Gutbünfen des Richters überlaffen. %) Eine 


3) Eo heißt es in der Bannbulle Pius' VII. gegen Napoleon: „Cum eaedem praesentes litterae 
ubique et praesertim in locis in quibus maxime-opus esset nequeant tute publicari, ut notorie 
constat, volumus illas seu earum exempla ad valvas ecclesiae Lateranensis, et Basilicae prin- 
cipis apostolorum, nec non cancellariae apostolicae, curiae generalis in monte Citatorio, et 
in acie Campi Florae in urbe, uti moris est, affigi et publicari, sicque publicatas et affixas 
omnes et singulos, quos illae concernunt, perinde arctare, ac si unicuique eorum nominatim 
et personaliter intimatae fuissent.‘“ Und ein wörtlich gleichlautender Paſſus findet fich in der Bann: 
bulle Pins’ IX. gegen den König von Italien. 

4) Ein Mufter für eine foldye Sentenz finder fi) im Pontificale Romanum, Thl. 111: „Cum ego 
et (talem) primo secundo tertio et quarto ad malitiam convinandam legitime monuerim, ut 
(tale quid) faciat (vel non faciat), ipse vero mandatum hujusmodi contempserit adimplere, 
quia nihil videretur obedientia prodesse humilibus, si conternptus contumacibus non obesset: 
id circo auctoritäte Dei omnipotentis Patris et Filii et Spiritus Sancti et beatorum Apostolorun: 
Petri et Pauli et omnium Sanctorum, exigente ipsius contumacia, ipsum exconmunico in his 
scriptis, et tamdiu ipsum vitandum denuntio, donec adimpleverit quod mandatur, ut spiri- 
tus ejus in die judicii salvus fiat.“ In dem Ercommunicatisnsbreve Pius’ IX. vom 26. Mar; 1860 
beißt es: „So erflären wir denn abermals, nachdem wir in flillen wie in öffentlichen Gebeten die Er- 
leuchtung des Heiligen Geiſtes angefleht und eine eigene Commiſſion ven Garbinälen darüber zu Rathe 
gezogen haben, fraft der Nutorität des allmächtigen @ottes und ber heiligen Apoftel Petrus und Pau— 
Ing umd unferer eigenen, daß alle jene, welche in den befagten Provinzen unferer päpftlichen Staaten 
die verbammliche Revolution, dann die Uſurpation, Befigergreifung, Invafion diefer Provinzen und 
andere ahnliche Acte, worüber wir in unfern Alloeutionen vom 20. Jan. und 26. Sept. v. I. Klage 
erhoben, desgleichen jene, welche ihnen den Befehl dazu ertheilten, welche die Musführung begünftig- 
ten, unterflüßten, anriethen, und welche ihren Anhang bildeten, fowie überhaupt alle, weldye unter 
irgendeinem Vorwand und in irgendeiner Weife entweder auf die Ausführung ber vorbefagten Hands 
lungen einen fördernden Einfluß übten, oder fie unmittelbar felbit ausführten, in die große Excom— 
munication verfallen feien, fowie in die andern Genfuren und Kirchenftrafen, welche die Kirchengeſetze, 
die päpftlichen Gonftitutionen und die Eagungen der allgemeinen Concilien, befondere jenes von Trient, 
für folche Fälle verhängten u. ſ. w.“ In der Brcommunicationefenten;, welche feitene des prager Ka: 
yitularvicars unterm 23. April 1850 über den fräbern Orbenepriefter Auguftin Smetana verhängt 
wurte, hieß cd: „Nachdem aber alle von der mütterlichen Liebe unferer heiligen Kirche gebotenen 
Mittel der Belehrung und. Ermahnung erfolglos geblieben, fo fehen wir uns in weiterer Befolgung 


tn 
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Sentenz, bei welcher eine dieſer Vorſchriften nicht befolgt war, würde nach der richtigen Anſicht 
als eine nichtige betrachtet werden müflen. Nach erfolgter Erconmmunication hat dann der 
Richter diefelbe auch zu publiciren, damit alle ven Gebannten und feine Strafe fennen und ihn 
wie einen Heiden und Zöllner meiden ; die Publication der Sentenz liegt eben in der Natur der 
Strafe, erft durch fie tritt die legtere in ihre volle Wirkſamkeit; übrigens verlangt das Geſetz 
nur im allgemeinen eine Beröffentlihung der Sentenz, über die Art und Ausdehnung verfelben 
enticheidet aber ver Richter, und es hängt lediglich von ihm ab, ob erim Hinblick auf die Verhält— 
niffe und Berfonen, fie in der ganzen Didcele oder nur in der Pfarrei des Ercommunicirten 
oder nur in der Kathedralkirche bekannt machen, ob er dies durch Öffentlihe Bekanntmachung 
beim Gottesvienfte oder durch Anheften der Urkunde an die Kirchen und andere Öffentlichen 
Orte bewerkftelligen wolle; regelmäßig foll die Exrcommunicationsfentenz, um ihre Durchfüh— 
rung zu erleichtern, aud den andern Biſchöfen Ichriftlich befannt gemacht werben. 

Es gibt nun aber noch eine feierlihere Form der Ercommunication, die in gewillen, öffent= 
li in der Kirche vor verfammeltem Volke vorgenommenen Geremonien und fombolifhen Hand- 
lungen befteht, und nad dem heutigen Sprachgebrauche mit dem Namen Anathem bezeichnet 
wird; fie ift in ihren Wirkungen von der gewöhnlichen nicht verfchieden , fie Eommt blos bei be= 
ſonders ſchweren Verbrechen vor, um dem Straffälligen die Größe feiner Sünden befonderd 
nahe zu legen und das Öffentlich gegebene Argernig Öffentlih zu ſühnen. Im weſentlicher 
Ubereinftiimmung mit der Korn, die ſchon bei Regino („De synod. causis”, Il, 413) lid fand, 
und von da ind Decret (C. 106, c. 11, 9 und 3) übergegangen it, jchreibt gegenwärtig dad 
Pontificale Romanum vor, einerfeitö was bie Geremonien betrifft, ed folle vor den Hauptaltare 
der Kirche das Faldiftorium errichtet werden, auf welches ſich der Biſchof, angethan mit dem 
Amictus, der Stola und dem Pluviale von blauer Farbe, die einfahe Mitra auf dem Haupte, 
zu fegen habe; um ihn her im Kreife follen zwölf Bresbyter in Chorröcken flehen und wie ber 
Biſchof brennende Kerzen in den Händen halten; wenn das Anathem ausgeſprochen ift, To wer- 
den die Lichter zu Boden geworfen und ausgelöſcht; Hinfichtlih der Formel, mit der dad Ana— 
them verhängt wird, beftehen noch gegenwärtig Verſchiedenheiten; jie enthält eine mehr oder 
weniger ausführliche Aufzählung der Folgen und Wirkungen der Strafe, mit der Erklärung, 
Daß der Verbrecher ihnen verfallen fein folle, bis er in ih gehe und Genugthuung leifte ; je 
nad dem Verbrechen und der Perfon des Straffälligen ift die Formel fürzer und milder oder 
ausgedehnter und mit ſchrecklichen Verwünſchungen verbunden. °) 


der firhlichen Sagungen in die traurige Nothivendigfeit verfegt, über diefen unglüdlichen Ordens— 
priefter den Kirchenbann auszuiprechen. Diefemnath erflären wir mit tiefgefühltem Schmerz den ob- 
genannten Drdenspriefter Auguſtin Smetana öffentlich im Angelicht aller treuen Gläubigen als einen 
eidbrüchigen und abtrünnigen Sohn der Fatholifchen Kirche, benehmen ihm alle Ausübung ber burd) 
die heilige Weihe und durch die bifchöfliche Jurisdiction erhaltenen Gewalt und ſchließen ihn von aller 
Gemeinthaft unferer Fatholifchen Kirche aus, im Namen des dreieinigen Gottes, des Vaters, des Soh— 
nes und des Heiligen Geiſtes Amen. Infolge deflen verbieten wir allen Seelforgern diefer Erzdiöſe, den 
mehrgenannten Dr. Auguflin Smetana in eine katholiſche Berfammlung zur Ausübung oder zum Em: 
pfang eines heiligen Saframents zuzulaffen u. f. w.“ 

5) Eine ichon bei Regino ee Formel diefer Art lautet 3.B.: „Canonica instituta et 
sanctorum patrum exempla sequentes, ecclesiarum Dei violatores, videlicet raplores, deprae- 
datores et homicidas illos in nomine Patris et Filii et virtute spiritus sancti, nec non auctori- 
tate episcopis per Petrum principem Apostolorum divinitus collata, a sanctae matris eccle- 
siae gremio segregamus ac perpetuae maledictionis anathemate condermnamus; sintque male- 
dieti in civitate, maledicti in agro, maledictum horreum eorum, et maledictae reliquiae illo- 
rum, maledietus fructus ventris eorum et fructus terrae illorum. Maledicti sint ingredientes 
et maledicti egredientes, sintque in domo maledicti, in agro profugi, veniantque super eos 
omnes illae maledictiones, quas Dominus per Moysen in populum divinae legis praevarica- 
torem se esse missurum intentavit, sintque anathema maranatha, id est pereant in secundo 
adventu Domini. Nullus eis Christianus ave dicat, nullus presbyter missam celebrare prae- 
sumat, vel sanctam communionem dare. Sepultura asini sepeliantur et in sterquilinium sint 
super faciem terrae, et sicut hae lucernae de manibus nostris projectae hodie exstinguuntur, 
sic eorum lucerna in aeternum exstinguatur, nisi forte cosipuerint et ecclesiae Dei, quam lae- 
serunt, per emendationem et condignam poenitentiam satisfecerint.‘ ine gleichfalls ſchon bei 
Regino vorfommende Formel, welche heutzutage in folchen Fällen die gebräuchliche it, lautet: „Id circo 
eum cum universis complicibus fautoribusque suis judicio Dei omnipotentis Patris et Filii et 
Spiritus Sancti et beati Petri principis Apostolorum et omnium Sanctorum, nec non et medio 
artalis nostrae auctoritate et potestate ligandi et solvendi in coelo et in terra nobis divinitus 
collata a pretiosi corporis et sanguinis Domini perceptione et a societate omnium Glwistiano- 
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5) Die Wirkungen der Ercommunication. Was die Wirkungen im allgemeinen betrifft, 
fo laffen wir ven neueften katholiſchen Bearbeiter dieſer Kehre darüber reden. Kober in feinem 
gründlichen Werke über den Kirchenbann äufert fidh darüber folgendermaßen: „Die Ercommuni- 
catton befteht nicht in einer blos äußern Ausfhliefung und Abjonderung von der Genoffen= 
jchaft der Gläubigen, fondern’wie die Kirche in allen andern Beziehungen unendlich höher 
fteht, als die gewöhnlichen religiöfen Syſteme und Normen, jo ift auch die Ausfhliefung aus 
ihr von viel tiefgreifendern Wirkungen begleitet, al& das bei den Ercommunicationen im 
Heiden: und Judenthum der Fall war. E38 handelt fich Hier um ein UrtHeil, veffen Wirkungen 
fich weiter erſtrecken als die Urtheilsfprüche blos menjhlicher Richter, um eine Strafe, welche 
binausreicht über die gewöhnlichen Kreife des irdiſchen Daſeins, eine Strafe, welche die Seele 
berührt, um eine Abfonderung und Ausfhliefung aus dem kirchlichen Gefammtleben, die auf 
Erden ausgefproden, im Himmel beftätigt und vollzogen wird. Das innere Wejen und die 
Wirkung der Ercommunication befleht darin, daß fie ven Zuftand des von Gott bereits lodge= 
trennten Simder& noch verichlimmert und zu feinem Unglüd neues Unglüd Hinzufügt. Denn 
fie entzieht dem Menfhen, der der Onade Gottes verluftig gegangen ift, jene Hülfsleiftungen 
und Gnaden, die die Kirche fonft allen ihren Mitglievern darbietet, fie beraubt jener Vorrechte 
und Wohlthaten, die durch die heilige Taufe erworben werben, fie hebt die Mitgliedſchaft der 
Kirche und die Verbindung mit diefem heiligen Leibe völlig auf: der Verſtoßene ift fortan aus— 
gefhloflen von ven Verdienften und Fürbitten der Heiligen, ven Gebeten und guten Werfen ver 
Gläubigen, vom Empfange der heiligen Saframente und dem Segen, der dem einzelnen von 
bier au zufließt, er ift lodgetrennt von Ehriftus und feinem lebendigen Leibe, von feinem Er— 
löfungswerfe und den Gnadenwerkzeugen , die daffelbe dem Menſchen zuwendet. Der Sünder 
und Gottlofe, jolange ihn die Strafe des Banns noch nicht getroffen hat, ift immer nod ein 
Glied der Kirche, und wenn er auch an ihren Gnaden feinen directen Antheil mehr hat, fofönnen 
die Vervienfte und Gebete feiner Brüder doch das noch bewirken, daß die göttliche Barmherzig- 
feit fi) ihm wieder zumende, ihn erleuchte und zur beffern Einficht bringe: aber dem Ercom= 
municirten find auch dieje indirerten Hülfeleiftungen entzogen, er ift lediglich ſich ſelbſt über- 
laffen , losgetrennt von ber göttlichen Gnade, die die Kirche vermittelt, ohne Schuß und Hülfe 
in den Zuftand der unerlöften Welt zurüdverjegt und dem Princip des Böen wehrlos preis- 
gegeben. So wenig ein Glied, das vom Körper gänzlich getrennt wurde, aus ihm fernerhin 
Kraft und Wahsthum empfangen, oder eine vom Weinftode abgeriffene Rebe aus legterm die 
nöthigen Rebensjäfte jhöpfen kann, ebenfo wenig fann derjenige, ver aufgehört hat, ein Glied 
der Kirche zu fein, des Genuffes ihrer geiftigen Wohlthaten und Gnaden ſich ferner erfreuen. 
Hinausgeftoßen aus der Gemeinſchaft der Heiligen, ift er ven Nachſtellungen des Fürften diejer 
Melt, der außerhalb der Kirche herrſcht, ſchutz- und hülflos preißgegeben , er ift, wie ſchon der 
Apoftel jagt, dem Satan überliefert.” (Kober, „Kirchenbann“, ©. 18, 19, 241.) Wie es 
“nun freilich bei diefer Natur der Ercommunication möglid fein joll, daß eine und diefelbe 
Perſon, die bereits in der Ercommunication fi befindet, zum zweiten male excommunicirt 
werben fönne, wie alſo jemand, ber aus der Kirche fehon total ausgefchloffen war, von derfelben 
nohmals ausgeſchloſſen werden könne, das ift allerdings ſchwer zu begreifen. Die äußern 
Wirkungen der Ercommunication beziehen ſich jedoch nach dem heutigen Rechte nicht mehr 
auf alle Ercommunieirten, fondern man muß in dieſer Beziehung unterfcheiden zwiſchen ex- 
communicati vitandi und tolerati. Indem nämlich im Kaufe der Zeit e8 fi immermehr 
herausgeftellt hatte, daß mit dem Überhanpnehmen der ipso facto- @reommunicationen fehr 
unfichere und ſchwankende Verhältniffe entftinden, in hohem Grade geeignet, gerade die Ge— 
wiflenhaften befonders zu ängfligen, und indem diefe Übelftände zur Zeit des großen Schisma 
in bejonderer Stärke hervortraten: jo jah ſich Martin V. auf dem Eoncil von Konflanz veran= 
laßt, zur Hebung dieſer Misftände zu verordnen, daß der firdliche Verkehr nur mit folden ab⸗ 
gebrochen werben follte, die vom Richter fpeciell ercommunicirt und als ſolche Öffentlich befannt 
gemacht feien, audgenommen nur bie notorii clericorum percussores, mit allen andern da— 


rum separamus et a liminibus sanctae matris ecclesiae in coelo et in terra excludimus, et ex- 
communicatum et anathematizatum esse decernimus, et damnatum cum diabolo et angelis 
ejus et omnibus reprobis in ignem aeternum judicamus; donec a diaboli laqueis resipiscat, 
et ad emendationem et poenitentiam redeat, et ecclesiae Dei, quam laesit satisfaciat, traden- 
tes eum satanae, in interitum carnis, ut spiritus ejus salvus sit in die judicii.“ Alle Anweien: 
ben antworten: ‚Fiat, fiat, fiat.‘ 
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gegen, die fich aus ivgendeinem runde in der excommunicatio latae sententiae befanden und 
über welche von feiten des Richterd noch feine öffentliche Befanntmahung erfolgt war, fonnte 
ungehindert in bürgerlicher wie kirchlicher Hinficht verkehrt werben.) Schon auf dem Eoncil 
von Bajel und ebenfo auf der fünften Lateranſynode von 1512 wurden nun zwar diefe Ver— 
günftigungen wieder beträchtlich eingefhränft, denn danach follte ver Verkehr unterfagt fein, 
nicht blos mit dem fpeciell Exrcommunicirten und den percussores clericorum , fondern aud 
mit allen andern, die ſich aus irgendeinem Grunde notoriſch in der ipso jure eintretenden Er- 
communication befänven, gleihviel ob eine Befanntmahung ded Richters vorausgegangen fei 
oder nicht. Indeflen, obgleid das Fonftanzer Decret fich nicht einmal in den Acten des Concils 
befindet und es zweifelhaft ift, ob daſſelbe wirklich echt ift, obgleich daffelbe ganz abgefehen 
davon fhon nad dem Grundſatze lex posterior derogat priori durch das fpätere bafeler 
Derret wieder aufgehoben fein müßte, jo wird man fi dennod für die fortvauernde Gül- 
tigfeit des konſtanzer Decrets erklären dürfen, weil baffelbe durd ein allgemeines Gewohn— 
heitörecht Anerfennung gefunden haben foll, während dem bafeler Decret wegen völlig man 
gelnder Reception jeder Anſpruch auf Geltung fehle. Die konſtanzer Faſſung ift auch na- 
mentlih in die Concordate der beutjchen Nation übergegangen. Alfo infolge der Ertra- 
vagante Ad evitanda ift ſowol bei der excommunicatio latae ald ferendae sententiae 
der Gebannte erft dann zu meiden, die Wirkungen der Ercommunication treten erſt dann ein, 
menn die Sentenz vorher vom Richter fpeciell befannt gemacht wurde ; und zwar iſt der Name 
des Grcommuniecirten jedesmal ausdrücklich anzuführen ober ed müffen, wenn dies unthunlich 
erſcheint, doch wenigftens ſolche Umſtände und Merkmale geltend gemacht werden, daß über die 
Perfon, die genannt ift, fein Zweifel obwalten Fann. In diefer Weife lautet die Ercommuni= 
cationsfentenz gegen Napoleon und Victor Emanuel, ihr Name war wenigſtens an der ent= 
fheidenden Stelle nicht ausprüdlich genannt, aber fie gelten vo) ald mit der Ercommunication 
belegt; dagegen diejenigen, melde nur unter allgemeinen Kategorien, mandantes, fautores, 
consultores, adhaerentes ercommunieirt find, gelten nicht als namentlich ercommunieirt, ge= 
hören daher nicht zu dem excommunicati vitandi, ſondern zu den tolerati, mit denen ber Ber: 
Fehr in kirchlichen und bürgerligen Dingen geftattet ift; fo hat eine eigen® niebergejegte Eon- 
gregation in Bezug auf die Ercommunication Napoleon's entſchieden. Indem eine namentlidhe 
Erconmunication verlangt wird, aljo Die excommunicatio latae sententiae ohne meitere decla⸗ 
ratorifche Sentenz feine Wirkungen hat, fo brauden feitvem namentlich auch die Häretifer, die 
allerdings als foldye ercommmnieirt find, nicht mehr gemieden zu werben ; und fo leben und ver= 
fehren ja aud feit Jahrhunderten namentlich in Deutſchland die Katholifen mit den Prote= 
ftanten, eine Brariß, für die ſich Benediet XIV. ausdrücklich auf die Bulle Ad vitanda beruft. 7) 
Endlich muß jedoch noch bemerkt werden, daß die Beftimmungen der Bulle unter dem Geſichts— 
punft eined Indults, einer Gnadenbezeigung aufzufaflen find, und daß diefe nur den Gläu— 
bigen eingeräumt ift, alfo nur ihnen geftattet ift, mit den nicht fpeciell befannt gemachten Er= 
communicirten den Verkehr fortzuſetzen, dieſe jelbft aber dadurch nicht die geringfte Begünfti- 
gung erlangt haben ; es ergibt fi alſo, daß die Gläubigen mit den nicht fperiell genannten Ex— 


6) Die Bulle, in welcher diefe Anderung ausgeſprochen wurde, lautet nach dem Bericht des Ans 
toninus folgendermaßen: ‚„Insuper ad vitanda scandala et multa pericula, quae conscientiis 
timoralis contingere possunt, Christi fidelibus tenore praesentium migericorditer indulgemus, 
quod nemo deinceps communicatione alicujus, sacramentorum administratione vel recep- 
tione, aut aliis quibuscunque divinis, intus et extra praetextu cujuscunque sententiae aut cen- 
surae ecclesiasticae a jure vel ab homine generaliter promulgatae teneatur abstinere, vel ali- 
quem vetare aut interdictum ecclesiasticum observare, nisi sententia vel censura hujusmodi 
fuerit lata contra personam, collegium, universitatem, ecclesiae communitatem vel locum cer- 
tum ve] certam a judice publicata vel denunciata specialiter et expresse; constitutionibus apo- 
stolicis et aliis in contrarium facientibus non obstantibus quibuscunque, salvo, si quem pro 
sacrilego manuum injectione in clericum sententiam latam a canone adeo notorie constiterit 
incidisse, quod factum non possis aliqua tergiversatione celari, nec aliquo suffragio excusari, 
nam non communione illius, licet denunciatus non fuerit, volumus abstineri juxta canonicas 
sanctiones.‘ 

7) Benedicti XIV de synod., L. VI, c. 8, quamvis per canonem concilii Constantiensis a 
Martino V approbatum qui incipit ad evitanda ... nonnihil relaxata fuerit disciplina in eo, 
quod pertinet ad conversandum, atque etiam in Divinis communicandum cum haereticis, qui 
tolerantur et expresse denunciati non sunt tamquam vitandi, non id circo tamen arbitrari de- 
bent Catholici etc. ” 
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communicirten zwar umgehen koͤnnen aber nicht müſſen, und daß die letztern die Fortſetzung 
des Verkehrs ihrerſeits nicht als ein Recht beanſpruchen dürfen. 

Wenn wir uns nun zu den Wirkungen der Excommunication im einzelnen wenden, ſo 
kann zunächſt für einen Excommunicirten nicht öffentlich gebetet und geopfert werden, das be— 
zieht ſich auch auf die excommunicati tolerali, alſo auf die ſogenannten Häretiker, und nur 
am Charfreitage findet eine Ausnahme von dieſer Regel ſtatt. Nur in Betreff des Landes— 
fürſten, ſowol des katholiſchen, wenn er ercommunicirt iſt, als des nichtkatholiſchen (häretiſchen 
und nichtchriſtlichen) geſtattet Die Kirche eine Ausnahme, inden ſie für denſelben beim öffent— 
lichen Gottesdienſte betet und an gewiſſen feſtlichen Tagen für ihn das Meßopfer darbringt, da 
der Landesherr der Kirche nicht als bloße Perſon gegenüberſteht, ſondern das Gebet für ihn 
zugleich ein Gebet für den Staat iſt; in dieſem Verhältniß ſteht jedoch der verſtorbene Landes— 
berr nicht mehr, er erfiheint nicht mehr ald Träger der Staatsgewalt, jondern lediglich ald Pri- 
varperfon; doch jind bei Gelegenheit der Weigerung des Erzbiſchofs von Freiburg, die fir 
den verftorbenen Großherzog Leopold von Baden von ihm 1852 geforderte Seelenmeſſe zu 
vollziehen, Beifpiele mehrfach namhaft gemacht, wonad in früherer Zeit Exequien für verfter- 
bene Fürften flattgefunden haben. Es jind alſo namentlich die Gebannten von jedweder Theil: 
nahme an der Meile, dem euchariftiihen Opfer durchaus ausgeihloffen, es darf weder der Ge: 
bannte der Mefle beiwohnen, nod der Prieſter jle in feiner Gegenwart celebriren; wenn dem: 
gemäß in der Kirche ein Excommuniecirter zugegen fein follte, und die Meffe noch nit begonnen 
hat, jo joll fie ver Vriefter gänzlich unterlaffen, wenn dagegen der Excommunicirte erfi nad) dent 
Beginn derfelben erfheint, fo fol ver Priefter einhalten und den Ercommunicirten unter An— 
führung feines Namens auffordern, die Kirche zu verlajfen, follte er ver Aufforderung feine 
Folge leiſten, jo würde er der dem Bapfte vejervirten Greommunication verfallen und mittels 
Gewaltanwendung, ſoweit das die Heiligkeit des Orts geftattet, entfernt werden; wäre das nicht 
möglich, fo haben vie Gläubigen fofort die Kirche zu verlaffen, der Priefter aber hat, wenn die 
Meile noch nicht bis zu einem gewiflen Stadium vorgeſchritten ift, diefelbe gänzlich abzubrechen 
und den Altar zu verlaffen, ſonſt aber die Handlung bis zur Communion ordnungsgemäß fort: 
zufegen und dann abzubrechen, die nach der Sumption des Kelchs folgenden Gebete entweder in 
der Safrifteinadzuholen oder ganz wegzulaffen. Dieje Vorſchriften beziehen ſich jedoch nur auf die 
excommunicati vitandi, da der Umgang mit den toleratis ſowol in bürgerlicher als kirchlicher 
Beziehung freigegeben iſt. Ebenſo find die Ercommunicirten völlig ausgejhloffen von dem 
Gmpfange und der Adntiniftvation der Sakramente, von der Theilnahme an Procefitonen und 
andern feierlihen Handlungen, von der Anweſenheit bei öffentlichen Gebeten und den verſchie— 
denen Benedictionen; endlich von der Wohlthat des kirchlichen Begräbniffes, d. h. ihre Leich— 
name dürfen nicht in geweihter Erbe beftattet werden, und alle mit dem chriftlihen Begräbniife 
verbundenen Feierlichkeiten jollen unterbleiben, wobei der Grundfag maßgebend ift: quibus 
non communicamus vivis, non communicamus defunctis; noch heutzutage ift die Beerdigung 
eines Gebannten in geweihter Erde und inmitten dev übrigen Gläubigen unbedingt verboten; 
ſollte vergleihen duch Zufall, Irechum oder Gewalt dennoch ftattgefunden haben, fo ift der 
Leihnam, wenn man irgend das Grab noch unterſcheiden kann, auszugraben und an einen 
andern nicht geweibten Ort zu bringen, dev Kirchhof ift ald polluirt zu betrachten, und ed dür— 
fen auf ihm jo lange feine Beerdigungen mehr ftattfinden, bis er eine förmliche Neconciliation 
erhalten bat; alle diejenigen endlich, welche ſich wiſſentlich bei der Beſtattung in irgendeiner 
Weiſe betbeiligt haben, find zu beftrafen; hinſichtlich der Beerdigung notorifcher und öffent-⸗ 
lich verurtheilter Häretifer und ihrer Anhänger und Begünftiger ift fogar derjenige, welder 
ih dabei wiſſentlich und in ftrafbarer Abficht betheiligt Hat, noch heutzutage verpflichtet, den 
Leichnam Öffentlih augzugraben und fi von dem Verdacht der Härefie eidlich zu reinigen ; bie 
Stelle, melde dad Grab bildete, bleibt für immer polluirt, auch wenn ver Kirchhof wieder re= 
conciliirt ift, es fol dort für alle Zukunft niemand mehr beerdigt werden. Diefe Beſtimmun— 
gen beziehen ſich jedoch in ihrer ganzen Strenge nur auf die excommunicati vitandi, da— 
gegen der Beerdigung der tolerati fönnen die Oläubigen anwohnen, der Leihnam kann auf 
dem gewöhnlichen Friedhofe beigefegt werden, denn die Bulle Ad vitanda hat zu Gunſten 
der Gläubigen den Umgang mit den toleratis geftattet, und diefe Theilnahme am Begräbniß 
gereicht weniger dem Verftorbenen zum Nutzen als ven Überlebenden zum Troſte; die Erequien 
haben aud Hier zu unterbleiben, da fie nur ven Verftorbenen zugute fommen würden. Die 
einzige gottesdienftliche Handlung, zu der Die Ercommunleirten jeder Art unbedingt zuzulaffen 
find, ift die Predigt, weil dieſe als daswirkſamſte Mittel betrachtet wird, viefelben zur Sinnes— 
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änderung zu vermögen; ebenjo ift es dem Ercommunicirten geftattet, die Kirche zur Zeit, wo 
in derfelben feine heilige Handlung vorgenonmen wird, zum Zweck feiner Privatandacht zu be: 
treten, ebenjo kann ex ſich der Bilder, Reliquien, des Weihwaflers ald Anregungs = und Unter: 
Rügungsmittel für feine religiöfen libungen bedienen. 

Was die Wirkungen der gegen kirchliches Verbot erfolgten Theilnahme Ercommunicirter 
an gottesdienſtlichen Handlungen betrifft, fo muß man in diejer Hinficht die auf göttliher und 
die auf blos kirchliche Anordnung beruhenden Handlungen unterfheiden ; die erftern, namentlich 
die Saframente, find gültig, wenn nur die Materie, die Form und die nöthige Intention des 
Spendenden vorhanden war, denn untegpiefer Voraudfegung wirfen fle ex opere operato; dad 
Saframent der Firmung alfo, weldes ein Excommunicirter empfängt, wird feiner Seele einen 
character indelebilis aufdrücken und fpäter nicht mehr wiederholt werben dürfen; und derjenige, 
der ſich als Greommunicirter ordiniren läßt, wird wirklich orbinirt fein, ſodaß er die volle gei- 
flige Befähigung zur Spendung der Saframente erhält; um fo mehr ift dann der bereitd Or: 
dinirte, aud; wenn er fpäter in die Grcommunication verfällt, zur Vornahme aller Handlungen 
feines Ordo, namentlich) zur Spendung aller Saframente fähig, wenn er nur dabei den Ritus 
der Kirche beobachtet, alfo der ercommunicirte Bifchof kann gültig orbiniren u. f. w.; nur Bin: 
fichtlich der Buße erleidet das infofern eine Ausnahme, als hierbei nicht blos Die potestas or- 
dinis, fondern auch die potestas jurisdietionis in Betracht fommt, und dieſe durch die Ercom: 
munication allerdings verloren gebt; in gleicher Weife ift die Ehe, die ein Excommunicirter 
unter Beobachtung der vorgeſchriebenen Formen eingegangen ift, eine gültige Ehe, er kann die: 
felbe vollziehen, ohne fi der Sünde der Fornication ſchuldig zu machen. Indeſſen die Gültig: 
feit dev Saframente bezieht ſich doch nur auf die mehr äußerlichen Wirkungen verfelben, auf 
die Rechte, welche durch diefelben erworben werden, während dagegen die faframentale Gnade 
dem Ercomniunicirten nicht tbeilhaftig wird, indem ev im Augenblid des Empfangs die Sünde 
des Sacrilegs begeht, alfo ihm die innere Dispofition mangelt; deshalb finden auch die aufge: 
Rellten Grundfäge auf das Saframent der Buße feine Anwendung, der Excommunicirte em: 
pfängt nicht nur nicht die Gnade deſſelben, fondern daffelbe wird ihm überhaupt ungültig ge: 
fpendet, denn es fehlt in dieſem Falle an der Neue, die doch zur Materie diejed Sakraments 
gehört. Diejenigen Handlungen, die blos auf den Anoronungen der Kirche beruben, üben 
gegenüber dem Grconmunicirten gar Feine Wirkungen aus. Natürlicherweife unterliegen 
diejenigen Prieſter, welche wiffentlich derartige Handlungen, namentlich gegenüber den vitandis 
vornehmen, ſchweren Strafen; au der Ercommunicirte macht fi durch die Spendung der 
Saframente nicht nur einer fchweren Sünde fhuldig, ſondern er verfällt auch in beſtimmte kirch— 
lihe Strafen, diefelben beitanden nah älterm Net in immerwährender Abfegung, nad 
neuerm in Irregularität; an fih geben nämlich die vorber rehtmäßig erlangten Pfründen 
duch die Ercommunication nicht verloren, der Betreffende gilt vielmehr no immer als der 
eigentlihe Inhaber und tritt nad erlangter Abſolution auch wieder in den ungefhmälertei 
Genuß derjelben ein; in der Zwifchenzeit hat er ih aber allerdings nicht blos der Functionen, 
fondern aud der Ginfünfte zu enthalten, auch feine bisherige Amtswohnung zu verlaflen. — 
Die Jurispictionshandlungen , die ein Gebannter vornimmt, find an fih ungültig, das bezieht 
fih aber nur auf Die excommunicati vitandi, ſodaß alio die Amtshandlungen eines Ge— 
bannten, folange dieſer nicht mit Angabe feined Namend ercommunicirt wurde, Rechtskraft 
haben, gleichviel ob die Strafe ſelbſt öffentlich bekannt ſei oder nicht; außerdem ſoll bei der 
Papſtwahl die Excommunication, in welcher ſich einzelne Wähler etwa befinden, nicht weiter in 
Betracht kommen, ein Privileg der Cardinäle, welches ſich aus der großen Wichtigkeit dieſer 
Wahlhandlungen, aus der Nothwendigkeit, der Kirche bald ein neues Oberhaupt zu geben und 
die vollzogene Wahl gegen alle Anfechtungen ſicher zu ſtellen, erklärt. 

Der Excommunicirte wird nicht blos von der eigentlich kirchlichen Communication, ſondern 
auch von der Communication des gewöhnlichen Lebens abgeſondert; mit dem Ercommunicirten 
muß jede Art von äußerlichem Verkehr abgebrochen werden. Während ſich aber früher das 
Verbot auf alle Perſonen ohne Ausnahme erſtreckte, und ſelbſt diejenigen, welche daſſelbe über: 
treten hatten, vom weitern Berfehre abfonderte, ſodaß ein Bannfluch, der urfprünglid einen 
einzelnen betroffen hatte, gleih dem Gontagium einer anſteckenden Krankheit ſich ausbreitete, 
fo ließ dagegen Gregor VII, da zuerſt bei der Crcommunication Heinrich's IV. die Mislichkeiten 
ded bisherigen ftrengen Rechts in ihrer ganzen Verberblichkeit zu Tage getreten waren, wefent: 
lihe Milderungen eintreten; e& hatte zwar zumächft eine vorübergehende Bedeutung, wenn ba= 
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mald verordnet wurde, daß hinfort die Frauen und Kinder der Errommunicirten, ihre Sklaven, 
Leibeigene, Zandbebauer und Dienftleute, ſowie überhaupt alle, die in einem Verhältniſſe ver 
Abhängigkeit zu ihnen fländen, mit den Ercommunieirten frei verkehren dürften, ausgenommen 
allein diejenigen Abhängigen, die zu dem verbrecheriichen Treiben mitgewirkt hätten, daß ferner 
auch diejenigen der Ercommmunication nicht mehr verfallen jein follten, die auslinwiflenheit oder 
wegen dringender Noth mit einem Gebannten verfehren, und daß endlich aud in dem alle, in 
welchem der Umgang verboten bleibt, dad Verbot ſich auf die beſchränken follte, die mit dem Ge— 
banntenunmittelbar verkehrten, Bereits Urban IJI. beftätigte Diefe Feſtſetzungen Gregor's in allen 
weientlichen Bunften. Gratian nahm beide Verordiyingen, ſowol die Gregor's VII. als Ur— 
ban's II. ind Decret auf, fo verhält es fih auch nad dem Decretalenrecht; jeit der Bulle Ad vi- 
tanda endlid kommen dieje Beitimmungen überhaupt nur nod den vitandis gegenüber ®) in 
Betracht, ſodaß aljo mit den toleratis jeder Umgang erlaubt iſt. Auch Hinfihtlih ver Folgen, 
die mit der Übertretung dieſes Verbots verbunden find, ift allmählich eine beveutende Milde— 
rung eingetreten, während nämlich urjprünglich diejenigen, die ohne gejegliche Gründe mit den 
Greommunicirten umgingen, in die gleiche Strafe verfallen follten und zwar vom Augenblide 
des Verkehrs an, ipso facto, joiftfchon feit den Zeiten Innocenz’ III. die regelmäßige Strafe dafür 
nur der fogenannte Fleine Bann, der ſogleich näher beſtimmt werden wird; das erleidet jedoch 
eine Ausnahme bei ven communicantes in crimine, hinſichtlich derjenigen, die wiffentlih und in 
böfer Abficht ihre Unterftügung und Beihülfe dem fraglihen Verbrechen haben zu Theil werden 
laffen ; unter gemwiffen Umftänden fann fugar bei gemöhnlihem Umgange, wenn diefer derartig 
ift, daß der Grcommunicirte badurd in jeinem Vergehen beftärft werben fann, der eigentliche 
(große) Bann verhängt werben, doch muß dann eine dreimalige fruchtloſe Mahnung vorber= 
gegangen fein; liegen endlich bejonders dringende Gründe vor, jemand von allem Verkehr 
gänzlich auszuſchließen, fo kann gleich in der Ercommunicationdjentenz über jeden, der mit dem 
Gebannten umgehen werde, die excommunicatio major verhängt werben, 

Eine Eonjequenz aus dem Verbot ded äußern Verkehrs ift die Entziehung der communi- 
catio forensis; danach foll ein Excommunicirter nit Richter fein dürfen, wenigſtens die Sen: 
tenz eined excommunicatus vitandus ift geradezu nichtig; ebenfo wenig ſoll ein Ercommunis 
eirter eine Klage erheben vürfen, ver Beklagte fann in jedem Stadium des Proceffed die exceptio 
excommunicationis geltend maden, und ben vitandis gegenüber ift ver Richter fogar ver: 
pflichtet, die Klage ex officio zurückzuweiſen, da er unter feiner Bedingung mit einem ſolchen 
in Berfehr treten darf; ald Beflagter muß der Ercommunicirte allerdings vor Gericht er— 
feinen, weil er jonft aug feiner Ercommunication Vortheile ziehen werde, er darf dann zwar 
von allen Mitteln zur Bertheidigung Gebrauch mahen, wie ein Nihtercommunicirter, nur 
darf er feine Vertheidigung regelmäßig nicht perfönlid führen, auch feine Widerklage anftellen ; 
ein Excommunicirter darf ferner vor Gericht nicht ald Zeuge auftreten, er ift ex officio zurück— 
zumweifen, eventuell können die Parteien von dem Recht der Einrede gegen ihn jederzeit Gebrauch 
maden, wenn folde jedoch factifch zugelafien wird, jo befteht die Sentenz zu Recht, eine erft 
nachträglich erhobene Einrede ift wirfungsloß, außer wenn ber Betreffende erft nad Fällung 
der Sentenz Kunde von ber Ercommunication erbalten hat, und die Appellationdfrift nod nicht 
abgelaufen ift; tolerati fönnen möglicherweife zugelaffen werden, wenn der Richter ed für gut 
findet und die Parteien feinen Wiverfpruc dagegen erheben; bei Unterfuhungen gegen Häre— 
tifer findet in favorem fidei jelbft Hinfichtlich der vitandi eine Ausnahme ftatt ; auch bei den Ge— 
fhäften der freiwilligen Gerichtsbarkeit find Ercommunicirte regelmäßig nicht zuzulaſſen, ebenfo 
wenig ald Advocaten und Procuratoren. 

Geringere Wirkungen führt die Excommunicatio minor, ber fogenannte fleine Bann mit 


8) Es gibt zwei Memorialverfe, in denen einerfeits der Umfang des Umgangsverbots und anderer: 
ſeits bie Auenahmen davon ausgebrüdt find: 

Si pro delictis anathema quis efficiatur 

Os, orare, vale, communio, mensa negatur 
und: 

Utile, lex, humile, res ignorata, necesse, 

Haec quinque solvunt anathema, ne possit obesse; 
wobei nod) bemerft werben mag, daß unter dem utile die Sorge für das Geelenheil, die Spenbung von 
Almofen, ärztliche Hülfe, unter lex sc. matrimonialis das beflehende Eheband, unter humile jede 
Art von Abhängigfeitsverhältniß verftanden wird. 
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ſich; nämlich bloß die Ausſchließung von der Iheilnahme an den Sakramenten, und die Unfä— 
higfeit zur Erlangung von Amtern, während dagegen das Verbot des Umgangs mit dem 
Gebannten, die Berfagung des Begräbnifles u. j. m. nicht damit verbunden find. 

6) Die Aufpebung der Erconmmunication. Wie die Verhängung der Sentenz durch rich— 
terliche Entſcheidung erfolgte, jo fann fie bei erfolgter Beſſerung aud nur wieder durch recht: 
liche Entſcheidung aufgehoben werden, wie die Kirche gebunden hat, fo kann auch nur fie wieder 
löfen; es ift in jedem alle eine fürmliche Abjolution nothwendig. Was die fpeciell vom 
Richter über eine einzelne Perfon unter Anführung ihres Nanıens ausgeſprochene und öffent: 
lich befannt gemachte Ercommunication betrifft, jo fann in dieſem Falle nur derjenige firlidhe 
Obere, der die Ercommunication verhängt hat, die Abfolution ertheilen, beide Acte jind Aus: 
flüffe einer und derjelben Juriddictiondgewalt ; dem Ercommunicator ftehen jedoch gleich deſſen 

‘ Stellvertreter, Nachfolger oder Vorgefegter, ſodaß alfo namentlich der Papft für die ganze 
Kirche abfolviren fann, der Bann mag ausgeiproden fein, von wen ed auch fei, und außer: 
dem erleidet die ganze Negel eine gejeglihe Ausnahme, wenn der Gebannte in articulo morlis 
ſich befindet, und wegen Kürze der Zeit der für die Abfolution competente Obere um die Ab: 
jolution nit mehr angegangen werben fann; nad der ausdrücklichen Beflimmung des Tri- 
dentinum foll nämlid in ſolchem Balle jever Priefter zur Abfolution in foro interno, um den 
Betreffenden nicht der Gefahr des Seelenheild audzufegen, competent fein; ein articulus mor- 
tis liegt aber nur dann vor, wenn der Tod wenigftend als leicht möglich oder wahrſcheinlich 
betradhtet werden muß; eine allgemeine Regel läßt ſich allerdings ſchwer aufftellen, die Ent= 
ſcheidung ift weientlich den Ermeſſen des betreffenden Priefterd anheimgegeben ; jevenfalld wird 
jedoch voraudgejegt, daß der competente Obere nicht zu erreichen war, jonft würde die Ein: 
miſchung des Priefterd jeder vechtlihen Wirkung entbehren ; aud wird geforbert, daß bie in 
articulo mortis von einem bloßen Priefter Abſolvirten, fall fie genejen, vor dem bierardi= 
ſchen Obern ſich perſönlich zu ftellen haben, um nunmehr aud von ihn pro foro externo los⸗ 
geſprochen zu werben ; jollte der Abjolvirte ſich nicht ftellen, jo würde die Ercommunication ipso 
jure aud) für dad forum internum wieder eintreten. Die Abfolution von der excommunicatio 
latae sententiae würde eigentlih nur dem Gejeggeber zuftehen, da jedoch eine rücjichtälofe 
Durhführung diefes Grundfages die Einholung der Abfolution in vielen Fällen ſehr erſchwe— 
ren würde, jo ift ganz allgemein aud andern kirchlichen Obern, ja fogar dem Pfarrer dieſe 
Befugniß eingeräumt worden, abgejehen von den Fällen, die der Geſetzgeber ſich ausdrücklich 
vorbehalten hat. Solche Rejervationen fünnen flattfinden theild von feiten des Biſchofs, theils 
von ſeiten ded Papftes; die papftlihen Vorbehalte find großentheild zufammengefaßt in der 
Bulle In Coena Domini, die ihren Namen nicht wie die Bullen gewöhnlich; von den Anfangs— 
worten, jondern von der Gewohnheit führt, jie am Grünen Donnerötage, dem Tage der Ein= 
jegung des Abendmahls zur öffentlihen Kenntniß zu bringen. Die Bulle In Coena Domini 
ift im Laufe der Zeit jehr allmählich entſtanden, ſchon feit dem 12. Jahrhundert wurden die 
Refervatfälle des päpftligen Stuhls auf dieſe Weije publicirt; Pius IV. 1568 gab derjelben im 
ganzen die gegenwärtige Geftalt ; die hauptſächlichen Bälle jind Seeräuberei, Spionage zu ®un= 
ften der Ungläubigen, gewifle Arten von Feindieligfeiten gegen den päpſtlichen Stuhl, Fäl— 
hung päpftliher Urkunden, Hemmung der geiftlihen Gerichtsbarkeit und zahlreihe andere; 
dur Urban VIII. 1627 wurden diefer Genoflenfhaft aud die Lutheraner, Zmwinglianer und 
Galviniften zur Seite geftellt ?); und ed gehört alfo die Abjolution der wegen diefer Arten von 
Kegerei ipso facto eintretenden Ercommunication zu den Nejervatrechten des Papfteö; dagegen 
ift ed rihtig, daß man feit Clemens XIV. die jährliche Verlefung ver Bulle am Grünen Don— 
nerötag bei der Segeniprehung des Papſtes von der Loggia der Peterdfirche unterlaffen hat, 


9) Excommunicamus et analhematizamus ex parte Dei omnipotentis Patris et Blii et spiri- 
tus sancti auctoritate quoque beatorum Apostolorum Petri et Pauli et nostra quoscunque Hus- 
sitos, Wichlefitas, Lutheranos, Zwinglianos, Calvinistas, Ugonottios, Anabaptistas, Trinitarios 
et a christiana fide apostatos, ac omnes et singulos haerelicos, quocunque nomine censean- 
tur, et cujuscunque sectae existant, et iis credentes, eorumque receptaltores, fautores, et ge- 
neraliter quoslibet illorum defensores ac eorundem libros, haeresim continentes , vel de reli- 
gione tractantes, sine auctoritate nostra gerentes legentes aut retinentes, imprimentes, seu 
quomodolibet defendentes, ex quavis causa, quovis ingenio vel colore, nec non schismaticos 
et eos, qui se a nostra et Romani pontificis pro tempore existentis obedientia pertinaciter 
subtrahunt. 
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und daß dieſe Verleſung ſeitdem nicht wieder eingeführt ift. 1%) UÜbrigens gibt es aber auch 
neben der Nachtmahlsbulle noch eine ganze Reihe päpſtlicher Reſervatfälle. Durch befondere 
Delegation kann auch die Befugnif in den Rejervatfällen zu abfolviren von den Berechtigten 
auf andere übertragen werden ; außerdem find auch ohne jpecielle Delegationen Abjolutionen 
in articalo mortis möglich, es haben ferner die Biſchöfe ganz allgemein dad Recht, von den 
geiftlichen Refervatfällen, welche auf einem geheimen Verbrechen beruhen, zu abfolviren, in— 
gleichen diejenigen, welche gehindert find, die Reife nah Nom zu übernehmen und fi perſön— 
lich dem Heiligen Stuble zu ftellen, wozu namentlih Kinder, linmündige, Gebrechliche, unter 
fremder Gemalt ſtehende Perſonen, aud Arme, aber nicht die eigentlihen Bettler gerechnet 
werden, weil diefe, wie fie in ihrer Heimat ausſchließlich von Almofen leben, fo aud auf der 
Reife ohne weitere Notb und Beſchwerde dadurch ihr Ausfommen finden fönnen. 

Die Losfprehung darf aber mur dann ertheilt werden, wenn dev Ziwed der Ercommuni= 
cation vellftändig erreicht ift, d. b. der Gebannte von feinem Widerftande gegen die Kirche ab- 
läßt, ungweideutige Beweiſe der Buße und Beflerung gibt und jpeciell angelobt, ji ven Forde— 
rungen feiner Obern nunmehr unterwerfen zu wollen ; nöthigenfalld muß jenes Verſprechen 
vor der Abfolution mit einen Eide befräftigt werden, und nur ganz ausnahmsweiſe kann die 
Abfolution auch ohne vorausgegangene Beflerung und linterwerfung ertheilt werden, dann 
nämlich wenn ver Richter mit Gewißheit vorausfiebt, daß die Fortdauer ded Banned den Ver: 
urtheilten nur noch hartnädiger,, und feine Unbußfertigkeit gleichfam permanent machen würde, 
während auf der andern Seite nad den vorliegenden Verhältniffen erwartet werden kann, 
daß die Aufhebung der Ercommunication ihm verföhnlichere Gefinnung einflögen würde, auch 
aus der Relaration kein Argernig entfteht. In vegelmäßigem Verhältnig muß dann außerdem 
noch die der Kirche oder einem einzelnen zugefügte Beleidigung gefühnt und für den angeridh- 
teten Schaden Genugthuung geleiftet twerden; denn die Verweigerung der Satisfaction gilt als 
ein fichereö Zeichen der Unbußfertigfeit und fortbeſtehenden Ungehorſams 1211); follte ver Be— 
treffende in mehrfache Grcommunication verfallen fein, jo muß er eben in jeder Beziehung ſich 
der Kirche unterwerfen, und für alle Verbrechen die geforderte Genugtbuung leiften, wenn er 
überhaupt losgeſprochen werben will. Endlich beſteht noch die Möglichkeit, jelbft Verftorbene, 
die unter unzweideutigen Zeihen von Reue vom Tode überrafht worden, zu abfolviren, da— 
mit fie des kirchlichen Begräbnifles nicht verluftig geben, die Gläubigen für ſie beten, und Die 
Priefter die Seelenmeifen celebriren können ; wenigjtens ift das feit lange die Praris der Kirche, 
während allerdings anfangs die Anficht beftand, daß die Thätigkeit eines menihlihen Richters 
gegenüber einen Verftorbenen aufgehört und Gott durch die Herbeiführung des Todes gezeigt 
habe, daß er das Gericht der Kirche entziehen wolle; indeſſen foll vod eine ſolche Abfolution 
nur eine indirecte Wirfung haben, und wie die über einen Verſtorbenen verhängte Exrcom- 
munication deffen Seele nicht mehr berührt, ſondern blos wegen der Überlebenden geſchieht, fo 
verhält es ih aud mit der Abfolution. Derjenige übrigens, der länger als ein Jahr im Kir- 
chenbann bleibt, verfällt noch immer in den Verdacht der Häreſie, doch hat daß, jeit ver Staat die 
Häreſie nicht mehr ald bürgerliched Verbrechen betrachtet, keine hervortretenden reellen Folgen. 

Was endlich die Form der Losſprechung betrifft, fo ift Diefelbe wie bei der Berhängung der 


10) In dem kürzlich erfchienenen Handbuch der proteftantifchen Polemif (Leipzig 1862), ©. 67, 
ſpricht ſich Hafe folgendermaßen darüber aus: „ch babe viermal jener Geremonie beigewohnt in gün- 
fliger Nähe mit ae Aufmerffamfeit und fonnte fchon früher verfichern, daß fie jegt nur nodh 
den Gharafter einer feierlichen Segenfprechung trägt. Allerdings die Bulle jelbit iſt nicht abgefchafft, 
und in der Theorie ift das Haupt einer alleinfeligmachenden Kirche neben dem Segnen immer audy dem 
Fluchen verfallen, und das chriftliche Wort jener heipnifchen Priefterin, zum Segnen bin ich, nicht zum 
Fluchen da, ift ihm nicht vergönnt.“ 

11) So heißt es in der Bulle Pins’ VII. gegen Napoleon, feine Rathgeber, die Vollſtrecker feiner 
Befehle u. |. w.: „Declaramus insuper illos inhabiles et incapaces esse, qui absolutionis bene- 
ficium consequantur, donec omnia quomodolibet attenta publice retractaverint, revocaverint, 
cassaverint, et aboleverint, ac omnia in pristinum statum plenarie et cum effectu reintegra- 
verint, vel alias debitam et condignam ecclesiae ac nobis et huic sanctae sedi satisfactionem 
praestiterint.‘‘ Und ganz ebenfo wird in der Bulle Pins’ IX. gegen den König von Stalien und beffen 
Anhänger gefagt: „Daß fte fo lange unfähig fein follen, die Gnade der osfprechung zu erhalten, bis 
fie alle dieſe wiberrechtlichen Acte öffentlich zurücgenommen , widerrufen, ungültig erflärt und abge: 
ſchafft, und alles in den frühern Stand vollfommen und wirklich wirberheraehelt, oder in anderer Weiſe 
der Kirche und uns und dem apoftolifchen Stuhle angemefiene Genugthuung in Betreff der erwähnten 
Punkte geleitet haben.“ 
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Ercommunication in das Ermeſſen des Richters geftellt; es iſt jede Abjolution gültig, jobald 
nur aus ihrem Wortlaute die beftimmte Abſicht des competenten Obern, den Bann aufzu= 
heben, mit Sicherheit entnommen werden fann, und die Perfon hinlänglich bezeichnet ift, um 
deren Losſprechung es ſich handelt; ob fie mündlich oder ſchriftlich extheilt werde, macht feinen 
Unterſchied, nur joll jie ausdrücklich erklärt werden, und die Anwendung bloßer Zeichen reicht 
nicht hin. In regelmäßigen Berhältniffen gilt jevod Folgendes. Was zunächſt die Aufhebung 
des Anathemö betrifft, jo ſtimmt der heute gebräuchliche Ritus Hinfihtlih der äußern Ceremo— 
nien faft wörtli mit den Formeln, die bei Regino und Burchard jid finden, überein; es ſoll 
ih demgemäß der Bifchof, der die Sentenz verhängt hat, von zwölf Presbytern begleitet, vor 
die Pforten der Kirche begeben; zugleich follen diejenigen anmefend jein, denen vom Gebann: 
ten Unrecht oder Schaden zugefügt ift und denen hier, wenn das nicht jchon Früher geichehen ift, 
Genugthuung geleiftet werden muß; ſodann fragt ver Biihof den Ercommunicirten, ob er zur 
Buße bereit jei, und ergreift, fobald diejer feine Bereitwilligfeit erklärt hat, die rechte Hand bei: 
jelben, führt ihn in die Kirche und in die Gemeinfhaft ver Gläubigen zurück. Hinſichtlich 
der Formel hat die Praxis gefhwanft; während nämlich früher die deprecative Form gebräud: 
lid war, wonad der firdliche Obere nicht kraft eigener Autorität und direct den Bann aufhob, 
fondern Gott bat, ev möge dad Band ded Ercommunicirten löſen, jo ift feit vom 13, Jahrhun— 
dert Die indicative oder imperative Form gebräudhli geworden; danach lautet die Kormel: 
„‚Auctoritate Dei omnipotentis et beatorum apostolorum Petri et Fauli atque sanctae ec- 
clesiae suae, et ea, qua fungor absolvo te a vinculo talis exconimunicalionis qua ex tali 
causa ligatus eras, in nomine etc.”; jobann erhebt ſich ver Biſchof, führt ven Abſolvirten in 
die Kirche und Tpricht die Worte: „‚Reduco te in gremium sanctae malris ecclesiae et ad 
consortium et communionem, totius ecclesiae, a quibus fueras per excommunicationis 
sententiam eliminatus, et restituo te participationi ecclesiaslicorum sacramentorum‘‘; 
daran ſchließen ſich Gebete. Faſt ganz gleichlautend ift der Abjolutiondeid und wenn der Ge: 
bannte nicht in der feierlihen Form, jondern mitteld einfaher Sentenz excommunicirt war, 
wenn er gar nit anwefend war, fo erfolgt ein einfacher Ausfprud. Jedenfalld muß die Ab— 
folution in analoger Weije wie die Ercommunication publicirt werben. 

7) Das Verhältnis von Staat und Kirche in Bezug auf die Ercommunication. Es jind 
drei verfchievene Standpunkte zu unterſcheiden. Während des gefammten Mittelalterd verftand 
ſich der Staat dazu, die in der Kirche ausgeſprochene Exrcommunicationdjentenz mit phyſiſchen 
Zwangsmitteln zu unterflügen; wenn fhon in den frühen Jahrhunderten des Mittelalters 
das weltliche Schwert dem geiftlihen in ver verfchiedenften Weije feine Unterſtützung geliehen 
und der firhlihe Bann flaatliche Folgen nad) fi gezogen hatte, jo wurbe durch dad Gejeg 
Friedrich's I. 1220 geradezu verorbnet, daß jeder, der ſechs Wochen im Banne verharre, mit 
der Acht zu belegen fei, die fo lange nicht aufgehoben werden dürfe, ald die Excommunication 
noch fortdauere. 22) Die nächfte Wirkung diejer neuen Strafe beftand darin, daß dev Gebannte 
jegt audy gegenüber dem weltlichen Forum unfähig wurde, ald Richter oder Schöffe thätig zu 
fein, daß überhaupt feine Lage gegenüber dem weltlichen Forum ziemlich die nämliche wurde 
wie gegenüber dem kirchlichen; infofern ſchloß die Achtung des Excommunicirten die bloße 
Vollſtreckung der kirchlichen Gefege in ih, welde ja an die Ercommunication aud Die 
bürgerlihe Rechtloſigkeit geknüpft hatten. Wenn dann innerhalb eined Jahres der Ge— 
bannte von der Acht ich nicht befreite, fo verfiel er in die Oberacht, d. h. er verlor jegt den ge— 
meinen Frieden, und wurbe völlig außer ven Schug ded Geſetzes geftellt, er galt ald vogelfrei, 
war jedem Angriff auf fein Leben und Eigenthum ſchutzlos preiögegeben, alle biäherigen Rechts— 
verhältniffe, die ihm Vortheil gewährten, löften ſich auf. Übrigens trat nicht bei jeder Ex— 
communication, die nur ſechs Wochen dauerte, die Reichsacht ipso facto ein, fondern fie mußte 
vom Kaijer ausgejprochen werden. Wie damals der Staat die Kirche unterftügte, jo verhielt 
es ſich auch umgekehrt, indem jeder, der ſechs Wochen in ver Reichsacht war, aud mit dem 
Kirhenbann belegt wurde, Endlich war die gegen ven Kaiſer zu verhängende Ercommuni: 








12) ®ei Berg, Mon., IV, 286: „Et quia gladius materialis constitutus est in subsidium gla- 
dii spiritualis, excommunicationem, si excommunicatus in ea ultra sex septimanas perstitisse, 
predictorum modorum aliquo nobis constiterit, nostra proscriptio subsequetur, non revo- 
canda, nisi prius excommunicatio revocatur.‘’ Sachſenſpiegel (Homeyer, dritte Auflage, II, 63, 
8.2): „Ban ne scadet der sele unde ne nimt doch niemanne den lief, noch ne krenket nie- 
manne an lantrechte noch an lenrechte, dar ne volge des koniges achte na.” 
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cation nach der Auffaffung der Rechtsbücher auf gewiſſe Fälle eingefchränft. 13) Im Laufe ver 
neuern Zeit bildete jih dann im Zufanımenhange mit dem weitreihenden Majeftätsreht des 
Staats über die Kirche ein Rechtszuſtand aus, wonach ed der Kirche nicht zuftand, ihre Straf: 
gemalt jelbftändig zur Ausführung zu bringen, namentlih Greommunicationen bedurften fo 
gut wie andere kirchliche Erlaſſe ver landesherrlihen Genehmigung, waren der Nothwendigfeit 
des Placet unterworfen ; und es verfteht fih ganz von jelbft, dag wo einmal das Placet in Gel— 
tung jich befindet, au Ercommunicationen gegen das Staatsoberhaupt nur mit Genehmi- 
gung veffelben erfolgen dürfen. Endlich in neuefter Zeit Hat man zwar auf der einen Seite auf 
alle ſtaatliche Zwangsvollſtreckung verzichtet, dagegen aber auch andererjeitd dad Recht in An 
fprud genommen, unbehindert von der Staatsgewalt die kirchliche Strafgewalt in vollem Um— 
fange mit rein kirchlichen Mitteln gegen die Glieder der Kirche zur Durchführung zu bringen ; 
fo ift namentlid in Ofterreich bereits durch die Verordnung vom 18. April 1850 $. 3 die kirch— 
liche Disciplin von der ftaatlihen Hemmung befreit, und im Concordat Art. 11 ausgeſprochen, 
daß die Bifhöre nicht gehindert fein jollen, wider alle Gläubigen, welde die kirchlichen An- 
ordnungen und Geſetze übertreten, mit kirchlichen Strafen einzufhreiten; doch werden die Bi- 
fchöfe ji für die Prarid ganz gewiß an dasjenige halten, was fie früher erflärt haben, „dag 
die Kirchenftrafe mit weiſer Berückſichtigung der gegebenen Verhältniſſe angewandt werden 
müſſe“, es ift in der That die Öffentlihe Denkart nicht danach, daß man zablreihe Bannbullen 
erwarten könnte, ed hieße das eine zu ſchwere Probe verſuchen. 

U. Das proteftantifhe Kirchenrecht. Bon Seiten ver Neformatoren wurde die 
mittelalterliche Kirchenzucht in ſehr umfaflender Weife beibehalten, und auf den weſentlichſten 
Punkten als ein Gebot des göttlichen Rechts mit Berufung namentlih auf die Stellen bein 
Matthäus vertheidigt, nur die unter vem Papſtthum eingeriffenen Misbräuche ſollten befeitigt 
werden. Namentlich Luther hatte binfichtlich der Anwendung des Bannes ſehr weitgehende 
Tendenzen; er forderte ganz allgemein, daß jeder ſeinen Nachbar, wenn dieſer durch unrechten 
Handel reich werde, oder Unzucht treibe, oder ſein Geſinde unfleißig ziehe, verwarne; und dar— 
aus ſoll ſich dann, wenn nicht Veſſerung erfolge, die rechte Übung des Bannes ergeben. Luther 
bat geradezu audgefprocen, daß wer ein Haus um 30 Fl. gefauft und um 400 FI. wie: 
der verfauft habe, und „nichts Sonderliche8 drein verbauet, denn vier Stuben mit Leime ge: 
fleibet und getünchet“, vem Banne verfallen ſei. „Will der Tropf einen faulen Balfen und 
gefleibte Drediwand liegenden Gründen gleih achten? will er fo handeln, jo werd id ihn in 
Bann thun und ercommuniciren, daß er ich der Saframent und des Chriftentbumd äußere 
und enthalte, und denke nur nicht, daß er in den Himmel gehöre.” 1%) Noch weiter gebt dann 
Ealvin, dem das hauptfähliche Merkmal und Wefen ver wahren Kirche in der rechten Aus: 
übung der Zucht befteht, und der die ganze Kirchenverfaſſung eigentlih nur ald einen Orga: 
nismus zur Ausübung diefer Bunction betrachtet. 1°) 

Was nun die Wirkung des Bannes betrifft, fo unterjcheidet ſich diefe freilich von der Wir: 
fung des Kirchenbannes in der Fatholifhen Kirche durchaus, namentlich Luther fprict ſich ſehr 
entfchieden darüber aus. „Die Gemeinſchaft“, fagt er, „ift zweierlei, die erft Gemeinſchaft ift 
innerlich geiftlich unfichtlich im Herzen; das ift fo jemand durch rechten Glauben, Hoffnung und 
Liebe eingeleibt ift in die Gemeinſchaft Ehrifti und aller Heiligen; dieſe Gemeinſchaft mag 
weder geben noch nehmen irgendein Menſch, er ſei Biſchof, Papft, ja auch Engel over all 
Greaturen, alfo mag auch hierher fein Bann reihen, dann allein der Unglaub oder Sünd des 
Menfchen ſelb, der mag ſich felb8 daraus verbannen, und alfo von der Gemeinſchaft, Gnade, 
Zeben und Seligkeit abfündern. Die ander Gemeinfhaft ift äußerlich leiblih und fihtlih, das 
iſt fo jemand wirb zugelaffen, daß er des heiligen Sakraments theilhaftig ift, und fampt an: 
dern dafjelb empfahl und mit neuffet.” Bon diefer Gemeinfhaft mag ein Bifhof oder Papft 
einen abfondern, und ihm daflelb um feiner Sind willen verbieten, und das heißt in Bann 
thun.‘ 16) Dagegen find nun aber ald Arten des Banned fowol der Fleine ald der große Bann 
beibehalten; es ſoll mit dem Banne regelmäßig ein völliger Ausichluß nicht blos von dem ge- 


13) Sachſenſpiegel, Bd. III, S. 57, $ 1: „Den keiser ne mut de paves noch neman bannen 
seder der tiet, dat he gewiet is, ane umme dre sake: of he an'me geloven triflet, oder sin 
echte wif let, ‘oder godes hus tostoret.“ Schwabenſpiegel (Kaßberg), S. 128. x 

14) Luther, Tifchreden von @rcommunication und Bann (Erlangen), LIX, 155 fg. x 

15) Calvin, Institutiones christ., IV, 11. “ 

16) Luther, Eermon vom Bann (Erlangen), XXVIl, 50 fg 
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fammten firhlihen, fondern au von weltlichen Verkehr enthalten fein, und nur ausnahms— 
weiſe handelt es fich blos um eine Ausfliehung von dem Saframent; die Strafen der Acht und 
Oberacht follen allerdings als Wirfungen der Grcommunication nicht mehr ftattfinden ; es ift 
aber ein Misverſtändniß, wenn man den Begriff des großen Bannes auf dieſen Fall ein: 
ihränft, doch kann allerdings nur dann mit einigem Schein behauptet werden, daß der große 
Bann weggefallen fei. 17) 

Was die Form der Ercommunication betrifft, fo ftellt ich diefelbe nad den Beitimmungen 
des würtembergifhen „Summarifchen Begriffs‘ von 1559, die namentlich auch in das ſächſiſche 
Recht übergegangen find, ſehr anfhaulid heraus: „Namlich. Das die Perſon, fo ordentlich in 
die Ercommunication und Kirhenftraff verfellt, auff ein beftimpten Sontag nad der Predig, in 
Chor der Pfarrkirchen dahin fie gehörig, offendlich gegen dem Kirchenvuolk fürgeftelt, und vn— 
gruadlich nahuolgender geftalt, oder wie ed zu jeder zeit nach vmbftand der mißhandlung zuuer- 
lejen befohlen würt, durch den Pfarrher auff der Gangel oder neben der Berfon ftehend, auß einem 
Brieff verlefen werde. Ir lieben in Ehrifto, diſer (vel dife) N. ift im Lafter ver Gotsleſterung 
(vel) Trundenbeit (vel alterius generis) bißher ein lange Zeit verhafft gewefen. Vnnd wiewol 
vilfältig ermanung vnd ftraffen, beid, dur Gottes Wort und weltliche Oberkeit am jm (vel jr) 
verſuchet, So hat Doch jhne (oder fie) foldhes alles nicht zu rechter, Ehriftlicher Beſſerung be— 
wegen wöllen. Damit num nicht durch ein reudigs Schaff eine gange Herd verderbt, und das 
böß ergerlich erempel gemeiner Chriftliger verfamlung ſchädlich und nachtheilig ſey, das auch 
Gottes Zorn und Straff verhüttet werde, ſo haben die Verordnete zur Adminiſtration der 
Kirchen, diſen (vel diſe) N. nach genugſamer erfarung aller Handlung erkannt, das er (oder ſie) 
biß auff ſein (oder jr) offentliche vnd beweißliche beſſerung von der Chriſtlichen Kirche abgeſün— 
dert, vnd des heiligen Nachtmals vnſres lieben Herrn Jeſu Chriſti als vnwürdig vnd daruon 
außgeſchloſſen ſein ſoll. Das er (oder fie) auch zu feinem Gevattern in Kinds Tauff gebraucht, 
ond zu Feiner Chriftlihen Verfamlung (aufferfelbigen der Predig Gottes wort) zugelaffen 
werde. Der Allmechtig, Barmberzig Gott wolle jn (oder jr) fein (oder jr) Sünd zu erfennen 
geben, rechte New in jme (oder jr) ſchaffen, vnnd zur Beflerung des lebend erweden. Amen. 
Nach verlefung diſes Sentenz, foll ver Meßner die fürgeftelte Perfon, offentlich durch das Vold, 
auf der Kirchen fürn, und jres Pfads ziehen laffen. Alspald ſolches dur den Pfarrher er— 
reicht, ſoll vnſer Amt fein, wie es jhme von und jeder zeit, vnd von jeder Perfon jnfonterheit 
befohlen-würde, der außgeſchloſſnen Perfon, alle Hochzeit, Würtshäuſer, und andere ehrliche 
Geſellſchafft oder Geſpilſchafft, auch alle Wöhr verbüten, und darüber den andern vnſern Vnder— 
thonen verfündigen, von einer oder mehr erfunden, fo mit der felben in den Würtshäufern oder 
andern ehrlichen Verſamlungen zechen halten, die follen nach jrer gebür geftrafft werden, dar— 
nach wiſſe ſich mäniglich zu richten, doch folle ſolche Perſon jr weltlih Handthierung mit faufen 
vnd verkauffen nicht abgeſteckt ſein. Es ſoll auch ein ſonderlich Geſtül in der Kirchen beſtimpt, 
da die Excommunieirte Perſon, alle Sontag vnd Feiertag zur zeit der Predig ſtehn, vnd auff 
die Sontag, da das Nachtmal gehalten, ſoll allwegen der Meßner ſolche Perſon nach der Predig 
vnnd Gebett, vor anfang des Nachtmals auß der Kirchen durch das Volck hinauß fürn, biß der 
Sünder ſich lernet ſcheemen vnd ein züchtigen, Chriſtenlichen Wandel /an ſich nemen. Item 
es ſoll auch allwegen deren Vogt oder Amptman des ſelben Orts bevolhen werden, das er darob 
ſey, damit die aufferlegt Kirchenſtraff, ordentlich, wie ſich gebürt, volnſtreckt vnd gehandhabt 
werde.“ Beſſert ſich dann der Ercommunicirte, ſo wird er von dem Conſiſtorium der Strafe 
wieder ledig erkannt, und dies in einem umſtaändlichen Ritus dem Volke verkündet, wobei der 
Ercommunicirte niederzuknien hat; würde er dagegen ohne Beſſerung verſterben, fo ſoll das 
Prarrvolf nicht bei feiner Beerdigung fein, fondern ihn als ein von der Kirche abgeſchnittenes 


17) Art. Smalc., P. III, Art. 9. „Vom Bann. Den großen Bann, wie es der Papſt neunt, halten 
wir für ein lauter weltliche Strafe, und gehet ung Kirchendiener nichts an. Aber der Meine, das ift 
der rechte chriftliche Baun, ift, daß man offenbarliche, halsſtarrige Sünder nicht foll laffen zum Sa— 
frament oder andere Bemeinichaft der Kirche kommen, bis fie fich beifern und die Sünde meiden, Und 
die Prediger follen in diefe geiftliche Strafe oder Bann nicht mengen bie weltliche Strafe.‘ Luther, Pre: 
digt über Matthäus (Erlangen), XLIV, 78 fg. „Die Bäpfte und Decretiften haben zweierlei Bann, den 
Heinen und — Den kleinen heißen ſie, den allhie Chriſtus meint, den er — V geſtift hat, daß die 
öffentlichen Sünder für Zöllner und Heiden gehalten werden, denen der Himmel zugeſchloſſen und die 
Hölle aufgethan if. Darnach fo if der groß Bann, wie ihn der Papft genannt hat, der ift nichts ans 
deres, denn des Kaiſers Acht.” Bol. auch den Sermon vom Bann (Erlangen), XXVII, 50 fg. 
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Glied vergraben laffen.®) Gine Excommunicatio latae sententiae fommt nur in ganz 
vereingelten Anwendungen in den Kirchenorbnungen des 16. Jahrhunderts vor. 

Was die Organe betrifft, denen die VBerhängung der Ercommunication zuftehen jollte, jo 
ftellen einzelne Ausſprüche der Reformatoren eine Betheiligung des Laienelements dabei in 
Ausſicht; joRuther in dem Tractat vonder Beichte, wenn er jagt: „in biefen Öffentlihen Sünden 
iſt's wahr, daß die Macht ift bei ver Gemeinde, oder dem Pfarrer ftatt ver Gemeinde‘ ; ferner in 
der Schrift von den Schlüffeln, wo er ausführt, die Gemeinde jei nicht des Official Dienſtmagd 
noch des Biſchofs Stocmeifter, es fei ein Scheipbann, des Tenfeld Bann und nicht Gottes Bann, da 
man die Leute banne mit frevler That, ehefiedffentlich überzeugt jeien vor ver Gemeinde, „denn die 
Gemeinde, jo folden joll bänniſch halten, ſoll wiffen und gewiß fein, wie er ven Bann verdiener 
und darin kommen ift, während der Tert Ehrifti gilt, ſonſt mögen fie betrogen werden und einen 
Kügenbann annehmen, und damit dem Nächten unrecht thun ; das wäre dann die Schlüffel ge: 
läftert und Gott gefhändet und die Liebe gegen den Nächten verjehret, welches einer hriftlihen 
Gemeine nicht zu leiden iſt; denn ſie gehört au) dazu, wenn jemand bei ihr joll verbannet wer⸗ 
den, jpricht hie Chriſtus und ift nicht ſchuldig, des Dfficiald Zettel noch des Biſchofs Briefe zu 
glauben ; ja ſie ift ſchuldig, Hier nicht zu glauben, denn Menſchen joll man nicht glauben in 
Gotted Sachen; in weltliher Oberfeit Hätte foldes wol eine Meinung, aber Hier da es die 
Seelen betrifft, foll die Gemeinde aud ein Richter und treu fein ; St.-Paulus war ein Apoftel, 
doch wollte er den nicht in den Bann tun, der jeine Stiefmutter genommen ; ev wollte Die Ge: 
meine aud) dabei haben“. Endlich Heißt e8 in der Vermahnung von der Ercommunication: „Es 
ift ein Geſchrei unter euch fommen, darüber ſich viele unnüg gemacht haben, va nıan ven Bann 
wiederum aufrichten wolle; nun ift wahr, ich habe vom Bann gejagt, nicht daß man eine Ty: 
rannei wieder anrichte wie die Dfficialen, jondern von dem Bann, davon Ehriftus lehrt 
Mattb. 18, 15.; ſolchen Bann wollten wir gern anrichten, nicht daß es ein Kaplan oder Pre— 
piger allein thun follte oder fonnte, ihr alle müßt jelbft mithelfen, ihr müßt mit und und wir 
mit euch, daß das Baterunfer geſprochen werde, wider einen ſolchen, ver von der ganzen Ehriften- 
heit abgefondert und gebannt wird, wiederum jo er ſich befehret, daß man öffentlich über ihn in 
der Kirche bete, und wiederum annehme, welches nicht eine Perjon des Pfarrherrn over Ka: 
plans thun ſoll“; er felbft, Luther, wolle es jo machen, erft wolle er ven Sünder vermahnen, 
jodann zwei Kaplane oder andere an ihn ſchicken, dann ihn vor ſich in der Safriftei nehmen, in 
Gegenwart zweier Kaplane, zweier vom Rath und Kaftenherren, und zweier ehrliher Männer 
aus der Gemeinde, helfe auch das nicht, jo erfolge ver Bann. Ebenjo hat fih Melanchthon 
ausgeſprochen: „Haec cognitio pertinet non solum ad magistratum, sed ad ecelesiam, h. e. 
non tantum ad presbyteros, sed etiam ad laicos idoneos ad judicandum .. neque enim 
in ecclesiis haec tyrannis constituenda est, quod oporteat laicos assentiri et applaudere 
omnibus sine delectu, quae decreverint episcopi’ ; ferner: „‚Restituaturetexcommmunicatio, 
non autem ut in litibus rerum profanarum, sed de judiciis manifestis, adhibitis in hoc judi- 
cium senioribus in qualibet ecelesia” ; endlich: „Nec liceat soli pastori ferre sententiam ex- 
communicationis sine ulla decuria judicum, aut nemine adhibito ex honestioribus viris 
suae ecclesiae; ut enim vocantur haec judicia eccelesiae, ita sunt plures adhibendi, ut 


18) Richter, Die evangelifchen Kirchenordnungen des 16. Jahrhunderts, 11, 215 u. 216. Nie in: 
folge der Streitigfeiten zwifchen dem Rathe der Stadt Magdeburg und dem dortigen Superintendenten 
Heßhus ein Anhänger des legtern gegen den Rath und diefem beiftinnmende Bürger und Prediger von 
der Kanzel den Bann ausfprady, erflärte derfelbe, „er ſchließe fie als faule ftinfende Glieder ab von ber 
Gemeinde Ehrifti, er Schließe ihmen den Himmel zu und die Hölle weit auf, er übergebe fie dem leidi— 

en Teufel, fie am Leibe zu martern, zu quälen und zu plagen; er fchlage ihnen auch hiermit ab, dag 
tie fich des Saframents des Altars bis zu ihrer Befferung bedienen, er gebiete aud) von Amts wegen, 
daß andere Chriften fich folcher verbannter Menjchen gänzlich enthalten, mit ihnen nicht effen und trin— 
fen, fle zur Hochzeit als ehrliche Gefellichaft nicht laden, zu Gevattern fie nicht bitten oder body fie 
nicht ſtehen laffen, fie auf der Straße nicht grüßen und in Summa für Heiden und Unchriften halten 
jollen mit allen ihrer Sünden theilhaftigen Anhängern, bis fie ihre Sünden befennen und Kirchenbuße 
thun‘‘. Die von Calvin entiworfene Ereommunicationsformel hat folgende Stelle: „Wir Diener des 
Wortes Gottes, die wir bewaffet find mit den Waffen des Geiftes, und benen die Macht gegeben ift, zu 
binden und zu löfen, haben aus Vollmadıt Jeſu Ehrifti u. ſ. w. N. N. aus der Kirchengemeinſchaft 
ausgeſchieden, ercommuniciren ihn und verftogen ihm aus ber Gemeinfchaft der Gläubigen, er foll fein 
wie ein Heide und Zöllner, verabfcheut und verflucht unter den wahren Gläubigen, der Umgang mit 
ihm foll wie der mit einem Peftfranfen geflohen werden, Diejen Spruch ber le wirb 
der Sohn Gottes beſtätigen.“ 
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Paulus voluit; tyrannis est inimica ecclesiae.‘’ 19) Noch ein jehr draſtiſches Zeugniß diefer 
Art findet jich bei Zwingli: „Daß ven bann dhein befunder menſch ieman uflegen mag, funder 
die Kilch, das ift gemeinfame dero, under denen der bannwürbig wohnet, mit jammt dem 
pfarrer; man ſoll ven verärgernden der Kilden, das ift dev gmeind anzeigen, noch ift ex nit 
gebannt, bis daß ihn die Kilch erkennet uszeſchließen; hie ſiehſt hübſch rüftzeug us der päpſtler 
kunſtkammer und tyranney; Du ſollt ed der Kilchen ſagen, ſpricht er; jo goed die jagdhund ber 
gefürſteten Bettlern und ſchryend vor den Kilchen: myn herr Officialis mynes gnädigen Herrn 
von Schindberg thut in den bann Niclaus Pfriemden, daß er den ſchryber im Korb nit bezalet 
hat, wie? mag der Biſchof allein bannen? Ich wont die Kilch wurd es thun! Iſt myn gnädger 
Herr allein ein gmeind? Chriſtus ſpricht ſag's der gmeind! heißet Biſchof oder Abbt oder 
Propft ein gmeind? Alſo verftat ein ieder wol, daß der Bann gheins einiger iſt, ob er ſchon 
papft, biſchof oder bader if; denn Chriſtus hat nit geſprochen, jo er ven erften oder andern war- 
nenden nit höre, daß der menfch folle gſchehen werden, das ift bännig ſyen, ſunder erſt, nad: 
dem nur einer der Kilchen warnung nit hört, ſoll er geſchehen werden; alfo flat ſtyff, daß 
nieman bannen mag, denn die Kilch, das ift gemeind, darin der verärgernd fißt, das ift fin richter 
und wädhter; alfo kurz von der ſach geredt, hört ein ieder wohl daſſ der bann nit der gebie- 
tenden papft noch biſchof ift, ſunder allein ver Kilchen, das ift gmeind mit dem pfarrer, doch daff 
das endlich urteil ver Kilchen, das ift gmeind ſye, juft niemang, vergleichen auch das entledigen.“ 
Indeſſen finden jich auch allerdings Ausſprüche anderer Art, und namentlich jind die Ausdrücke 
in den Symbolen nit hinreichend beftimmt; jo heißt e8 in dem berühmten Art. 28 der Augs- 
burgiſchen Confeſſion: „Porro secundum evangelium seu ut loquuntur de jure divino 
nulla jurisdictio competit episcopis ut episcopis h. e. quibus est commissum ministe- 
rium verbi et sacramentorum: nisi remittere peccata, item coguoscere doctrinam et doc- 
trinam ab evangelio dissentientem rejicere, et impios quorum nota est impietas excludere 
a communione ecclesiae sine vi humana, sed verbo; hic necessurio et de jure divino 
debent iis ecclesiae praestare obedientiam juxta illud, qui nos audit me audit’; jo heißt ed 
ferner iin Anhange zu den Schmalfaldifchen Artifeln: „Evangelium tribuit his, qui praesunt 
ecclesiae, mandatum docendi evangelü, remittendi peccata, administrandi sacramenta, 
praeterea jurisdiclionem videlicet excommunicandi eos, quorum nota sunt crimina et re- 
sipiscentes rursum absolvendi”; endlich heißt e8 in ven 1541 dem Kaijer zu Regensburg 
übergebenen Artifeln: „Habent pastores mandatum, non solum ut doceant et sacramenta 
administrent sed etiam ut palam coram omnibus in ecclesia puniant excommunicatione, 
videlicet eos, qui vel contra sanam doctrinam pravas opinionis serunt, aut malos mores 
ermmendare nolunt. Debetur enim jure divino obedientia pastoribus in hac conservatione 
disciplinae.‘ 

Jedenfalls bildeten ſich förmliche Inftitutionen zur Geltendmahung des Laienelements bei 
der Kirchenzucht nur in denjenigen kirchlichen Kreijen aus, die ih auf calvinifher Grundlage 
in einigen Theilen ver Schweiz, Branfreih, Belgien, namentlih Schottland organiſirten; in 
den meiften viefer Gebiete gelangte die Kirchenzucht zu einer jehr umfaflenden Wirkſam— 
keit, in alle Verhältniffe de Lebens eindringend, die perſönliche Freiheit in unnatürlicher Weife 
beſchränkend und einen Geift ver Alceje großziehend, auf den mit Bewunderung und Nach— 
ahmungseifer zu blicken die Proteftanten anderer Länder feinen Grund haben. In Deut: 
land ift ed in der Neformationdzeit nur zu ganz vereinzelten Verſuchen gefommen, jene 
Betbeiligung des Laienelementd bei ver Kirchenzucht zur wirklichen Durhführung zu bringen; 
ſolche Verſuche liegen befonderd vor in der von Johann Brenz 1526 verfaßten Kirhenorbnung 
der Freien Reichsſtadt Hall in Schwaben, in ven Beihlüffen ver Homberger Synode deſſelben 
Jahres, in der heffifchen Ordnung für Kirdenzudt 1539, in der Kirchenordnung des Herzogs 
Wolfgang von Pfalz: Zweibrüden 1557, die namentlich auch für die lutheriichen Gemeinden von 
Jülich: Berg Geltung erhalten hat; endlich in den fogenannten Fremdengemeinden des Johann 
Lasky; hier follte jogar die ganze Gemeinde in corpore den Bann auszuüben haben, während 
nad) jenen andern Ordnungen eine mehr oder minder vollfommene Repräfentation flattfinden 
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19) Luther, Vermahnung zur Beicht (Erlangen), XXI, 85 fg.; derſelbe, Bon ben Schlüſſeln (Gr⸗ 
langen), XXXI, 126 fg., 177; derfelbe, VBermahnung von ber Ercommumnication (Brlangen), XLIX, 
162 fg. Melanchthon’s Beventen, bei Pegel, 1, 2. Senbfchreiben an die nürnberger Geiftlichen 
vom Jahre 1540; de abus. emend., c. 12. 
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foltte. 2%) Dagegen in den andern Kirhenorbnungen, felbft in den fläbtifchen, tvo dem bürger- 
lichen Element ein ziemlich bedeutender Einfluß auf die Kirhenregierung eingeräumt war, 3.8. 
in der von Bugenhagen verfagten Kirchenordnung der Stadt Braunſchweig und in denjenigen, 
welche aus diefer geſchoͤpft find, findet ſich vergleichen nicht; und thatſächlich ftand alfo doch den 
Paſtoren allein die Verhängung des Banned zu. Weil dad nun aber zu den größten Mis- 
bräuchen führte, fo wurde ed ſchon bei der erften Einrichtung der Gonfiftorien zu deren Befug— 
niffen gerechnet, daß die Verhängung ded Banned nicht anders, als unter Zuftimmung diefer 
Behörden erfolgen dürfe; fo war ſchon in der mwittenberger Conſiſtorialordnung von 1542, die 
für ganz Deutfchland vorbilbfih geworben ift, gejagt worden: „Es foll aber fein Pfarherr, 
Prediger, in jrgend einem fall zu ercommuniciren macht haben, one vorwiſſen des Judicis 
consistorii, bei demſelbigen follen bie vrjaden erwogen vnd berathſchlaget und ald dann zu der 
ftraff procediret werden.” Es haben jedoch auf dem Boden der einzelnen Randesfirchen oft 
ſchwere Kämpfe ftattfinden müffen, um den in der Zwiſchenzeit fouverän geworvenen Paftoren 
dieſes Recht wieder zu entreigen; es ift dad zwar Überall unter Zufammenwirken von Landes: 
regierung und Randftänden gelungen, aber freilich ift bei diefer Gelegenheit von aufrührerifchen 
Paſtoren hier und da das ganze landesherrliche Kirchenregiment in Frage geftellt und die ein- 
feitige Grcommunicationsbefugniß ald ein göttlihes Recht unter dem Vorwande vertheidigt 
worden, daß man „dem Heiligen Geift nicht ind Maul greifen‘ vürfe. Übrigens war e8 mit 
der Handhabung einer eigentlichen Kirhenzudt von dem Augenblid an, wo der Schwerpunft 
in Bezug auf viefelbe in das Gonfiftorium verlegt wurde, im der That vorbei. Denn indem 
die Gonfiftorien lediglich ftaatliche Behörden waren, und eine völlige Identität zwifchen Staat 
und Kirche beftand, jo kam e8 ganz natürlich dahin, daß die Kirchenzucht ganz nach weltlichen 
Geſichtspunkten, namentlich zur Ergänzung des ſtaatlichen Strafrechts gelibt wurde, und man 
fanı nun auch bald dahin, die bei fonfligen Disciplinarftrafen üblihe Strafummandelung in 
Geld auch Hier eintreten zu laſſen; auch fonnte ſie nun nicht mehr ohne Anfehen der Berfon 
geübt werden, mußte namentlich gegenüber dem Landesherrn cefliren, denn wie ganz richtig 
Thomaſius fagte, wenn ein Prediger feinen Landesherrn in den Bann thun wolle, fo füme 
ihm das vor, ald wenn ein Bürger einen studiosum angenommen, daß er die Kinder unter- 
richten und die Poftille lefen oder aud aus eigenen Kräften ein Stüd aus der Bibel erflären 
follte, und diefer wollte nun wegen ein oder anderer Umſtände dem Bürger einen Verweis 
geben, und wenn er andern im Haufe die Voftille lefe, ihn von denenfelben abfondern, und 
von dem Zuhören ausſchließen. Die durchaus weltliche Natur der Kirchenzucht war ſchon in 
der wittenberger Gonfiftorialerdnung von 1542 in fehr grellen Karben bervorgetreten, wenn 
dort 3. B. gefagt wurde: „Zu dem ſoll ver Bann ein bürgerliche Straff mit fi bringen, als 
suspensionem ab officio ; item auff ein zeitlang abjonderung vom Radtsſtüel; item Verbie: 
tung feines Handwerks, feiner Narung, dus foll weltliche peen fein’; aud gibt e8 ſchon Gon- 
fiftorialbüttel und Gonfiftorialkerfer. Gegen dieſe Geftaltung der Kirchenzuct erhob fih dann 
fehr energifch Spener??); er ging davon aus, daß das Amt der Schlüffel der ganzen Kirche ge: 
geben fei, und nicht ven Paſtoren, es gilt ihm als papiftifch und als die Seele des Antichriften- 
tbums, wenn die Klerifei allein urtheilen wolle ; aber ebenfo wenig wie ven Paſtoren, komme 
das Amt ver Schlüffel der Obrigkeit zu, das jei ein Raub an der Gemeinde, ein „confufer 
Status”, in den Gonfiftorien feien nur die beiden obern Stände, die Theologen und die Obrig- 
feit, nicht auch der dritte Stand, welcher dad Meifte der Kirche iſt; das Amt der Schlüffel gehört 
der Gemeinde, die es am beften ausüben werde, wenn ſie viritim zufanmengefordert würbe, um 
ihr Urtheil abzugeben, fonft genüge auch ein aus der Gemeinde gewähltes Kirchengericht; nur 
dann werde die Kichenzucht mit Nahdrud geübt werden fönnen. Indem man diefe Mah— 
nungen Spener's nicht beadhtete, fo verfiel in der Folgezeit die Kirhenzudt immermehr; zwar 
bin und wieder fand fie noch einen Vertheidiger, felbft ein Mann wie Juſtus Möfer ſprach 


20) Noch in der Tedlenburgifchen Kirchenordnung von 1588 (bei Nichter, Il, 477) heißt es übri« 
end: „Die Chriftliche Straff ift von Gott felbft ingefeget und der Kirche zu halten beuohlen. Damit 
x aber nit jn ein Mißbrauch, wie jm Pabſtthumb gerathe, fol man acht haben, das das Ausſchließen 
von den Sacramenten und der Kirche nit ftehe jn eines ober etlicher Kirchendiener oder anderer Perſo— 
nen macht, fondern bei der ganzen gemeine. Das nach Gelegenheit und notturft eines jeden orte aus 
der Gemeine gottfelige Menner, Seniores oder Eitiften erwehlt werben, die mit vnd neben den Kir: 
hendienern ein Aufflehen auf die Gemeine haben. Zu legt jft vor allen Dingen von nötten, daß die 
Kirchendiener fich felbit diefer ſtraffe vnderwerffen.“ 
21) Theologiiche Bedenken, Bd. I, Anhang, S. 197 fg., und fonft an vielen Stellen, 
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ich gegen die Abſchaffung derfelben aus??), aber ihre Tage waren gezählt; wo fle nicht durch 
förmliche Gefege außer Wirffamfeit gefegt wurde, da hat ſie doch jedenfalls durch ein verogato- 
riſches Gewohnheitsrecht ihre Endſchaft erreicht, und nur wenn man in der Ausübung der Kir: 
chenzucht mit Berufung auf die Bibel eine Vorfchrift göttlihen Rechts fehen wollte, könnte 
man ihre Abihaffung leugnen wollen. Hin und wieder finden ſich nod in einigen Gegenden, 
namentlich auf den Dörfern, vereinzelte Trümmer derfelben, die aber nicht mehr für das Rechts— 
leben, fondern nur nod für die Volksſitte von Bedeutung find, 

Es find zwar neuerdings Verſuche zur Reactivirung der Kirchenzucht bervorgetreten, die 
meiften neuen Kirchenordnungen führen biefelbe unter den Bunctionen auf, die den Presby— 
terien und Synoden zuftehen follen, ja diefe Einrichtungen werden vielfach gerade im Hinblick 
auf eine wirfjame Kirhenzuct empfohlen. Man ift nun aud neuerdings dazu fortgeichritten, 
die desfallfigen, vorläufig nur auf dem Papiere ftehenden Beftimmungen der Kirchenordnungen 
zur Wahrheit zu machen; abgefehen von langjährigen, varüber geführten Verhandlungen in 
der rheinifch = weſtfäliſchen Kirche, fo haben namentlich die Beichlüffe des lübecker Kirchentags 
von 1856 und bie Beihlüffe ver Eifenaher Gonferenz evangelifher Kirhenregierungen von 
1857 eine größere Bedeutung; indeflen es waren doch wieder nur ſehr allgemeine Säge, über 
die man fi hier wie dort einigte, und jehr bezeichnend war ed jevenfalld, daß man in Eiſenach 
nad Vortrag ded Referats beichloß, von einer Discuffion über ven Gegenftand abzufehen ; ein 
einziger Mann, der Bevollmäctigte von Sahfen-Koburg-Gotha, Oberconfiftorialrath Dr. 
Schwarz, hat damals ven Muth und die Einſicht gehabt, zu erklären, daß die Kirhenzudt, ab:. 
gejehen von allen principiellen Bedenken, in unferer Zeit unausführbar ſei und zum Ber: 
derben der Kirche führe; er blieb mit diefer Anſicht in jener Verſammlung gänzlich iſolirt. 23) 
Aber der Geiſt unſerer Zeit iſt der Kirchenzucht, in welcher Form ſie auch ausgeübt werden 
möge, entwachſen, die befte Kirchenregierung bat nicht mehr Recht darauf als die fchlechtefte, 
ja fie ift ſchädlicher und verderblicher, wenn fie in Übereinftimmung, als wenn ſie im Wiver- 
ſpruch mit der Öffentlihen Meinung ausgeübt wird. Wenigftens vie fogenannte pofitive Kir- 
chenzucht, das-von dev Kirche audgeübte Sittengeridht bringt auf der einen Seite pharifäifche 
Gefinnung hervor, und hindert auf der andern die freie Entfaltung der Individuen; ob man 
fogenannte negative Kirhenzudt, Zurücdmweifung gemwiffer Berfonen von kirchlichen Handlun: 
gen noch geftatten foll, wäre ſchon eine andere Frage; doch liegt auch dazu kaum ein Bedürfniß 
vor, man wird mit den gewöhnlichen Gejegen, wodurch Störungen des Gottesdienſtes ver: 
boten werden, ausreichen. 

Literatur. Hinfihtlih des Fatholifhen Kirchenrehts find die ältern Bearbeitungen 
diefer Lehre größtentheild überflüifig gemadt durch das ausgezeichnet gründliche Werk von 
Kober, „Der Kirhenbann nah den Grundfägen des Kanonifhen Rechts“ (Tübingen 1857; 
zweite mit Regifter verfehene Auflage, Tübingen 1863). An dies Werk hat ih unfere Bear: 
beitung vorzugsweiſe angefhloffen. Außerdem Schilling, „Der Kirhenbann nah Kanoniſchem 
Rechte in feiner Entftehung und allmählihen Entwicdelung‘ (Leipzig 1859) (vgl. darüber 
Kober in „Maj's Archiv“, V, 68, 148); Feßler, „Der Kirhenbann und feine Folgen“ (zweite 
Auflage, Wien 1860; die erite Auflage erſchien furz vorher); Molitor, „Über die Folgen ver 
Excommunicatio major”, im „Archiv für Fatholifches Kirchenrecht““, Jahrg. 1863, ©. 1 
— 17. Bon ältern Werfen nod) immer var Edpen, „Tractatus historico-canonicus de cen- 
suris ecclesiasticis 1729 (Op. omnia T. ID) und ‚„Benedicti XIV. de synodo dioecesana 
libri XUT’ (Rom 1755), L.V,c.4,5; L.VII, c. 13, 14,15, 16; L.X, c,1, 2,3; L. XI, 
c.$.20. Allenfalls Pertſchen's „Recht des Kirchenbanns“ (zweite Auflage, Wolfenbüttel 
1738). Hinfichtlich des proteftantifchen Kirchenrechts ift vor allem auf Richter's „Geſchichte 
der proteftantifchen Kirchenverfaſſung“ (Leipzig 1851) und deffen „Lehrbuch des Kirchenrechts“ 
(fünfte Auflage), $$. 226, 227, zu verweifen; auch auf Lechler, „Geſchichte der Presbyterial: 
Sonodalverfaffung feit der Neformation’' (Reyden 1854). Außerdem Sad, „Obs. ad disci- 
plinam ecclesiasticam recte judicandam” (Bonn 1841), abgebrudt in der „Zeitſchrift für 
biftorifche Theologie’, Jahrg. 1854, ©. 132 fg.; Mejer, „Kirchenzudt und Eonfiftorialcom: 
petenz nach medlenburgiihem Rechte‘ (Roftok 1854) ; Hauber, „Recht und Braud der evange- 


22) Sämmtliche Werte, V, 107. 

23) Die Verhandlungen des achten Deutichen —— Kirchentags zu Lübeck im September 
1856 (Berlin 1856), S. 10—51. ee. ig latt für das evangelifche Deutfchland, heraus: 
gegeben von Mofer, Jahrg. 1857, ©. 228 fg., 
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liſch-lutheriſchen Kirche Würtembergd' (Stuttgart 1845), ©. 166 fg. ; Kliefoth, „Die Beichte 
und Abfolution” (,,Liturgifhe Abhandlungen‘, Schwerin 1856), II, 390 fg., und Gö— 
ihen, „Doctrina de disciplina ecclesiastica ex ordinationibus ecclesiae evangelicae sac- 
culi decimi sexti adumbrata“ (Halle 1859); Höfling, „Grundſätze evangeliſch-lutheriſcher 
Kirhenverfaffung” (dritte Auflage, Erlangen 1853), ©. 116 fg.; Pudta, „Einleitung in das 
Recht der Kirche‘ (Leipzig 1840), ©. 103 fg., 142 fg. Unter den Schriften, welche neuerdings 
über die praftifche Frage der Kirchenzucht erſchienen find, verdient eine befondere Erwähnung 
nur Stahl’8 „Vortrag über Kirchenzucht“, gehalten in der Paſtoralconferenz zu Berlin am 
22. Mai 1845, zuerſt erſchienen in Hengſtenberg's „Evangeliſcher Kirchenzeitung“, 1845, 
Nr. 47 fg. (zweite Auflage, Berlin 1858), allenfallö die einem andern Standpunkte ange= 
hörige Schrift Fabri's, „Uber Kirchenzucht im Sinne und Geifte des Evangeliums“ (Stutt⸗ 
gart 1854). Die weitern hier einſchlagenden Schriften von Popp, Otto u. ſ. w., denen ſich viele 
anonyme zugefellen, find gänzlich unbedeutend ſowol im hiſtoriſchen Theil wie hinſichtlich der 
praktiſchen Borfchläge. Ernſt Meier. 

Kirchenraub (Kirchendiebſtahl). Über die Geſchichte des Verbrechens ift das Folgende zu 
bemerken: Das Mofaifche Recht enthielt über die Entwendung Heiliger Gegenftände feine befon= 
dere Strafbeftimmung, twenigftend feine, ſämmtliche Heilige Sachen umfaſſende; doch ſcheint in 
einem beftimmten Ball der HeiligthHumsraub mit der Strafe der Steinigung belegt gewejen zu 
fein. 2) Das athenienfifche Recht unterſchied ſchon ſtrenge die Hierofylie (Beraubung der Tem= 
pel) von dem Diebftahl oder der Unterſchlagung heiliger Gelder; auf jenem erfigenannten Ver: 
breden ſtand nah Xenophon Todesftrafe.?) Im römifhen Strafredte verftand man unter 
sacrilegium die Entwendung einer geheiligten Sache; aber die Entwendung einer weltlichen 
Sache aud einer geheiligten Stätte gehörte nicht dahin, und felbft die Entwendung einer heiligen 
Sade von profaner Stätte ſcheint nicht unter den Begriff des Verbrechens, welches unter Um— 
ſtänden auch mit dem Tode beftraft wurde, gezogen zu fein.) Im den deutſchen Volksrechten 
betrachtete man zwar die Entwendung aus einer Kirche ebenfalls als ſchwereres Verbrechen, 
ahndete daſſelbe aber, gemäß dem Syitem dieſer Rechtsbücher, nur mit erhöhten Bußen. +) 
Unter der Einwirkung des kirchlichen Rechts gelangte man jedoch ſchon in ven Rechtsbüchern ver 
jpätern Perioden zu härtern Strafen, und beflimmt der Sachſenſpiegel, Buch II, Art. 13, 
$.4: „Alle die — berauben kirchen und kirchhof — die fol man radebrechen.“ Diefe auf den 
Begriffen und Grunbfägen des Kanoniihen Rechts fußende Entwidelung fand ihren pofitiven 
Abſchluß in der Halsgerichtsordnung Karl’ V., melde das Verbrechen des Kirchenraubes auf 
dreifache Weife annimmt: 1) wenn eine heilige oder gemweihte Sache aus einer geweihten 
Stätte; 2) wenn eine ſolche Sache aus einer ungeweihten Stätte; 3) wenn eine ungeweihte 
Sade aus geweihter Stätte entwender wird. Die Strafen des Gejeges jind nah Verſchieden— 
beit der Fälle die Todeöftrafe oder ſchwere Leibeöftrafen. 

Wenn aud die Strafen durch die Rechtſprechung der nach dev Reichsgeſetzgebung urtheilen— 
den Gerichte des gemeinredhtlihen Gebietes gemildert worden find, fo ift ſolche doch bei der ge— 
jeglichen Begriffäbeftimmung ftehen geblieben, wonad) entweder der Ort der Entwendung, als 
die bed beſondern Rechtsfriedens genießende Kirche, oder der Grgenftand des Verbrechens, die 
dem Gotteödienfte geweihte Sache, die Eriftenz der ſchwereren Strafe auögejegten Miſſethat 
begrünvet. 

Aus diejen Gejihtöpunften erledigt ih auch der Streit der gemeinrechtlihen Lehre über die 
Frage, ob das Verbrechen als Abart des Raubes oder des Diebftahld erſcheine. Feuerbach ?) 
nimmt einen Kirhenraub an, und erklärt ihn für die Entwendung, wodurch eine von ben drei 
in Deutſchland aufgenommenen Religiondgefellihaften verlegt wird. Diejen Begriff und Aus: 
druck Halten vorzüglih Wächter 6) und Erhard ”) für voppelt falſch, indem fie fagen, vaf — 
wenngleich ein Kirchenraub überhaupt denkbar jei — doch niemals von einem Raube die Rede 
fein fönne, fobald bei der Entwendung feine Gewalt oder Verlegung von Perſonen vorfomme. 
Bleibe demnach die Handlung in der Negel Diebitahl, fo jei es eine heilige over für heilig geach— 





1) Michaelis, Moſaiſches Recht, Th. VI, ©. 62, $. 287. Saalſchütz, Moſaiſches Recht, I, 559. 
2) Heffter, Athenäifche Gerichtsverfaffung, ©. 158. 

3) Heffter, Griminalredht, $. 504. 4) Walter, u Nechtögeihichte, 8. 745. 

5) Lehrbuch des Peinlichen Rechts (zwölite Auflage), $. 34 

6) Lehrbuch des roͤmiſch⸗deutſchen er Br. II, $. Bi. 

7) De furti notione (Leipzig 1806), S 
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tete Sache, desgleichen ein geweihter Ort, wodurch der Begriff des Kirchendiebſtahls beſtiumt 
werde; andernfalls müßte die Entwendung bloßer Kirchengüter, wie der Kirche gehöriger 
Früchte, Feldgeräthe u. dgl. von einem der Kirche gehörigen profanen Orte auch Kirchendieb— 
ftahl fein, mas nad den beflimmteften Duellenzeugniffen gänzlich unftatthaft jei. Diefer Anficht 
ftimmen denn aud die bei weitem meiften Strafrechtslehrer mit nur unbedeutenden Abmei- 
ungen bei.®) 

Die Entfheidung der Frage hängt hauptſächlich von zwei, hier kurz anzudeutenden Mo- 
nienten ab. Wann ift ver Raub vollendet? Welche Zwecke hat in ver Regel ver Räuber? Seine 
Abſicht ift fiher Feine andere, alä durch Vergewaltigung von Berfonen fremdes bewegliches Gut 
fich zuzueignen. Alfo nit vom Zufall, nidt von der bloßen Möglichkeit eines Widerſtandes 
läßt der Räuber die Gewaltanwendung abhängen, ſie ift ihm nicht blos Mittel zur Erreihung 
feines Vorhabens; fein Zwed ift vielmehr auf Gewalt und Entwendung zugleich gerichtet. 
Diejer Zweck fegt notbwendig das Bewußtjein voraus, dag man Widerftand gewiß finden und 
diefen befeitigen müfle. Iſt nun dieſer Widerftand nur in bewohnten Bebäuben vorauszufegen 
und venfbar, fo ftellt ſich das Gegentheil von felbft bei Entwendungen aus Kirhen dar. Dem: 
nad müßte man nimmermehr von Kirchenraub, ſondern nur ausſchließlich von Kirchendiebſtahl 
ſprechen, und ſobald thätliche Gewalt gegen eine Perſon, oder Drohungen auf Leib und Leben 
gegen diefelbe zufälligerweife vorfommen, ein Zufammentreffen zweier Berbrechen annehmen, 
gerabe wie das oft ftreng genommen bei vem Raubmorde der Fall ift. 

Diefed Syſtem ift denn aud dad den neuern partieularen deutſchen Strafgefegbüdhern zu 
Grund liegende. Sie fallen das Verbrechen mehr in feiner Sigenihaft als Diebftahl auf und 
behandeln ven Umftand, daß er an geweihten Gegenftänden und Orten verübt wird, als einen 
befondern, im Bruche des Religiondfriedend liegenden Erfehwerungsgrund. Auch wurde dem 
Berbrechen der hriftlich-firchliche Charakter entzogen, indem jet die Tempel und Tempelgerätbe 
nichthriftlicher Religionen, 3. B. der Juden, den gleihen Schuß genießen wie die hriftliche 
Kirche. Im übrigen wurde die Unterfheidung des frühen Rechts, ob geweihte Gegenſtände 
aus geweibten Orte, oder geweihte Gegenjtände aus profanem Orte, oder profane Gegenſtände 
aud geweihtem Orte entwendet worben, von den meiften Strafgefegbücern beibehalten. °) 

Die Erſchwerung der Strafe des Kirchendiebftahls rechtfertigt fich in der That durch die be: 
fondere Bösartigfeit des verbrecheriſchen Willens, welche in dem Acte bervortritt. Die Kälte und 
Gefliffenbeit, womit der Thäter jede Mahnung des Gewiſſens, jede Scheu und Ehrfurdt vor 
geweihten Stätten und Dingen unterbrüdt, die Tücke und Willkür, womit er Gegenftände, wel= 
hen vorzugsweiſe der Staatsſchutz zugeficert ift, als Ziel feiner Habſucht ſetzt — das find im 
allgemeinen die Gründe, weshalb alle gebildeten und namentlich die hriftlichen Völker den Kir: 
chendiebſtahl härter ald den gewöhnlichen Diebftahl beftrafen. Aber wie es fih jo oft im Kaufe 
der Zeiten ereignet, daß Schein und Einbildung für Wirklichkeit, blendender Aberglaube und 
falfche Borurtbeile für Tugend und Recht gelten, fo iſt es auch dem Kirchendiebſtahl geichehen, 
daß man, um ſcheinbar den chriſtlichen Glauben zu fhirmen, ver Vernunft Hohn ſprach, den 
Kirhendiebftahl geradezu als Gottesläfterung, ald Berbrehen und Angriff unmittelbar gegen 
die Religion anfah und durch willfürliche Ausvehnungen dem Kaffe, der Oraufamfeit, vem Ya= 
natismus die Schranfen öffnete. 

Ein erafles Beifpiel dieſes Misbrauchs ift das franzöftiche Geſetz „du sacrilege‘, welches 
1830 als eins der erften Opfer der Julivevolution aufgehoben wurde. 19) 

Zur Statiftif des Kirhenraubes haben wir die folgenden Daren auffinven fönnen. Wäh— 
rend der Jahre 1838 — 40 wurden wegen Sacrilegiumd 1) in England und Wales Berfonen 
angeflagt 4, verurtbeilt 2; 1839 angeflagt 9, verurtbeilt 7; 1840 angeklagt 16, verurtbeilt 
11. 2) In Schottland fand während ber genannten Zeit wegen unſers Verbrechens feine An- 
Plage ftatt. 3) In Irland dagegen wurben 1838 7 angeflagt, 5 verurtheilt; 1839 6 ange= 


8) Grolman, Grunpdfäge der Criminalrechtowiſſenſchaft, $. 193. Abegg, Lehrbuch der Straf: 
rehtswiflenichaft, $. 365. Martin, Lehrbuch, $. 159. Heffter, Lehrbuch, $. . Bauer, ie 
$. 255. Marezoll, Das gemeine deutfche Griminalrecht, Il, 482 fg. Tittmann, Handbuch der Straf: 
rechtswiffenfchaft, $. 441 fg. Roßhirt, Lehrbuch des Criminalrechis, $. 182. 

9) Griminallerifon, herausgegeben von Jagemann und Brauer, S. 440, und bie dafelbft angeführ: 
ten Geſetzſtellen. 

10) Über die Entftehung diejes Gefeßes und deſſen Inhalt vgl. Hermes, Geſchichte der legten fünfs 
undzwanzig Jahre, II, 65 u. 91. 
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klagt, 3 verurtheilt; 1840 fand feine Anklage flatt.1!) 4) In Belgien wurden während ver 
Periode 1826— 39 einſchließlich im ganzen nur 6 Kirchendiebftähle verübt, und zwar 1826 4, 
1830 2.12) 5) In Schweden wurden Kirchendiebftähle begangen 1845 10, 1846 16, 1847 
25, 1848 20, 1849 10, 1850 9, alfo in ſechs Jahren zufammengenommen 90 Fälle! 13) 
Im Großherzogthum Baden wurben 1843 4 Kirchendiebftähle verübt. 1%) Ph. Bopp. 

Kirhenfpaltung, ſ. Schibma. 

Kirchenſtaat. Die Anerkennung des Patriarchats über die Kirche des weſtrömiſchen 
Reichs, ja die des Ehrenpatriarchats über die ganze Kirche iſt um Jahrhunderte älter als das 
weltliche Fürſtenthum des Papſtes. Unſere nächſte Aufgabe iſt darzuſtellen, wie aus dem kirch— 
lichen Anſehen zuerſt ein großer Grundbeſitz und erſt nach und nach, lange unklar, nach Art 
jener Jahrhunderte, eine Art fürſtlicher Gewalt ſich bildete. An den Namen Konſtantin's rankte 
ſich die Fabel von der Schenkung Italiens, ja des ganzen Abendlandes an ven Papſt, weil jener 
erſte hriftliche Kaifer Schenlungen an die Kirche gejeglih erlaubte, weil die Verlegung des 
Kaiferfiged durch ihn nach Konftantinopel dem Auffommen ver Batriarhen von Rom ſehr gün- 
flig war. Die Päpfte des 7. und 8. Jahrhunderts wußten dieſe Babel den lombardiſchen Köni- 
gen gegenüber vortheilhaft auszubeuten. Die Patriarhatörehte Roms befapten zunächſt die 
zehn Provinzen des Faiferlihen Vicariats oder Gouvernements Rom, nämlich die ſüdliche Hälfte 
Italiens und bie Injeln. Bei dem Zuſammenbrechen ver Alten Welt durd die Stöße der Völ- 
ferwanderung befam zunächſt hier der römifche Patriarch oder der Papft große Landgüter, Lati— 
fundien, namentlih auf Sicilien urd Sarbinien, damald den Kornfammern Roms, geihenft. 
Merkwürdig ift, daß diefe gewiß fhon im 5. Jahrhundert von papftlihen Beamten verwaltet 
wurben, weldye die nieberften Weihen hatten, wie bis in unfere Tage bloße Subpiafonen und 
Diafonen als Prälaten, als Cardinäle, mit den mittlern und höchften politifchen Beamten 
ftellen, z. B. Antonelli mit dem Staatöfecretariat bekleidet jind. So war benn lange, ehe «8 
einen Kirchenſtaat gab, die Regierungdform deffelben fhon eine gegebene. Sie liegt nothwen— 
dig im Charakter ver Priefterichaft, welche fich nie jelbft Laien unterorbnnet, So werden wir denn 
fogleih hier im Anfang überzeugt, dag das an den Papft geftellie Anfinnen einer Regierung 
des Kirchenftaats durch befähigte Eivilbeamte der Natur diefes entgegen ift. Das sint ut sunt, 
aut non sint, das non possumus, welches diefer Anforderung unferer Zeit entgegengefegt wird, 
ift der Ausdruck einer Naturnothwendigfeit. Alfo ſchon vor zwölf und vor mehr Jahrhunder= 
ten war das Gigenthum der römischen Kirche durch eine ausgebildete Elerifale Hierarchie ein— 
heitlich verwaltet , ihre Landgüter wurden durch Sflaven bebaut. 

Der Sturz ded weftrömifchen Kaijertbums, im Jahre 476, mar der Macht des längft finan= 
ziel vom Staat unabhängigen Papftes jehr günflig. Der Kaifer war nun im fernen Konftan= 
tinopel, Seiner mehr nominellen Gewalt unterwarf ih Nom ſchon darum, weil der Name des 
Imperators und bed Römifhen Reichs bier noch ftarf wirkte; dieſe hatten an Rom eine um fo 
ftanphaftere Bundesgenoſſin, da bie oftgothifhen und anfangs aud die longobarbiihen Er— 
oberer Italiens Arianer waren. Es genügte dem Papft nicht, daß von ihnen die Fatholifche 
Geiftlichkeit nicht verfolgt wurde; er gab einen großen Theil der Mittel des Widerftandd gegen 
diefe Deutfchen. Die jenatorifhen Bamilien, mit welden die Päpfte fi in den Einfluß in 
Nom hatten theilen müffen, wurden von den Oftgothen 553 noch während ihres legten Ber= 
zweiflungsfampfes beinahe ganz ausgerottet. Eine neue Ariftofratie bildete fih unter der reſtau— 
rirten byzantiniſchen Herrſchaft, welche die italienijche Provinz ausfaugte. „Die Noth der 
Zeiten‘, ſchreibt K. Hegel zum 7. Jahrhundert, „hatte die Römer wehrhaft gemadt, die 
MWehrhaftigkeit gab ihnen den Muth der Freiheit. Sie ertrugen nicht länger das Joch eines 
ſchmählichen und finnlofen Despotismus von (byzantiniſchen) Kaifern, welche, nachdem fie ſich 
den Weg zum Throne durch Mord und Schanpthaten aller Art gebahnt hatten, fi dann wol 
noch herausnahmen, die Lehren des Glaubens und die Formen des Gultus durch Mahtgebote 
feftzufeßen ober zu verbeflern. Aber die vamaligen Römer hielten ihrerſeits diefe Lehren und 
Formen für fo heilig und unantaftbar, wie die Republifaner ver alten Zeit die Orundfäge ihres 


11) Jahrbücher für die Gefängnißfunde, herausgegeben von Julius, I, 264, 268, 271. 

12) Jahrbücher für die Gefängnißfunde, VIII, 68. 

13) Hitzig's Annalen, LXV, 312, Gerichtefaal, Jahrg. 1853, II, 323. 

14) Jahrbücher für Gefängnißfunde, X, 95. Über einzelne Fälle von Kirchenraub vgl. Biichoff, 
Griminalrechtsfälle, II, 603; IV, 427. Groß, Deutiche Strafrechtspflege (1858), I, 67. Zimmermann, 
Die Diebe in Berlin, ©. 62 fg. 


Kirchenftaat 239 
politifchen Rechts, und ſcharten fih um den Papft ald um den von Gott eingefegten Vertheidiger 
ihred Glaubens.” So widerfegten jih die Päpfte der Lehrbeftimmung einer kaiſerlichen Sy: 
node, daß in Ehrifto nur Ein Wille, der göttliche geweſen frei. Als ver Faiferlicde Statthalter 
Hand an ihn legen wollte, jo nahm ihn Die ſtädtiſche Miliz in ihren Schug. Die Optimaten 
derfelben, meift große Grundbeſitzer, kamen im Rang unmittelbar nad den palatinifchen Rich— 
tern, d. b. nad) den Großwürdenträgern des Papſtes, welde jhon im 7. Jahrhundert großen: 
theils diefelben Minifterien, ja Titel hatten, wie in unfern Tagen. Der Primicerius ift unge: 
fähr unſer Cardinal-Staatsſecretär, nach ihm der Schag: und Garderobemeifter, der Haushof: 
meifter. Da indeß die Longobarden römiſch-katholiſch geworden waren, ftellte ih Papſt Gre- 
gor II. 726 an die Spige der Revolution, melde durch die Waffen der Miliz den Statthalter des 
Soldatenkaiſers Leo des Iſauriers, welcher die Verehrung der Bilder verbot, aus Mom vertrieb. 
Der Bapft übte über die infurgirten Provinzen Italiend großen Einfluß. Nun war aber ver 
Kampf um das Erbe ber vertriebenen Kaiſer eröffnet. Die Könige der Longobarben eroberten 
das Grardat von Ravenna und ftredten ihren Arm nad Rom aus. Der Papſt vereinigte ih 
jegt mit den von Pavia, dem Sig ded Longobardenreichs entfernteften, ſtets nad) Unabhängigfeit 
von ihrem Volkskönig ftrebenden, rebelliihen longobardiſchen Herzogen von Spoleto und von 
Benevent. „Die berüchtigte Bolitif ver Päpſte“, welche Machiavelli fo jcharf bezeichnet hat, 
„Italien durd die Herrſchaft und die Eiferfucht mehrerer Mächte getheilt und auf ſolche Weife 
das Ganze ohnmächtig zu erhalten , nahm damals ihren Anfang.“ 

Der Papſt als thatjächliher Schugherr Noms Fam wiederholt ftarf ins Gedränge, ſcheint 
aber in einem der Waffenftillftände vom Longobarbenfönig dad erfte Landgebiet mit anerfann= 
ten politifchen Hoheitsrechten, Sutri, erhalten zu haben. Dennod übermwog die Politik, einen 
Entfernten mit ver Schugherrihaft Noms, melde man jelbft und allein nicht länger behaupten 
fonnte, zu betrauen. In Konftantinopel fand man fein Gehör, und jo erging der Antrag an 
den gewaltigen Haudmeier der Franken. Befanntlih wurde dieſes Bündniß dadurch feft, daß 
der Bapft den Sturz der alten legitimen merovingiſchen Dynaftie billigte und den Ufurpator 
Pipin 752 als König ver Franken Frönen ließ. Ja er falbte ihn jelbft und ernannte ihn nebft 
feinem Sohne Karl zu Patriciern von Rom. Diefer hohe Titel war gemöhnlich großen Statt= 
haltern von Kaiſer gegeben worben ; ber Bapft erfühnte ſich alfo, diefer neuen Dynaftie eine Art 
von Statthalterfchaft über dad Herzogthum Nom zu übertragen, um an ihr eine ftarfe Be: 
ihügerin zu haben. Mit welchem Rechte? Fraft des Nothrechts. Es ſcheint, daß die Papfte, in 
deren Schup ſo vieled Gut von Witwen, von Waijen geftellt wurde, auch das verwaifte met: 
römische Kaiſerthum als ein ihrer Obhut anvertrauted Depofitum betrachteten. Die Unflarheit 
der Begriffe begünftigte die Plane des Papſtes ſehr; jo namentlih, wenn Bapft Stephan III. 
dem Branfenfönig jhreibt: „Freiwillig habt Ihr die Reftitution ver Städte und Gebiete an den 
heiligen Petrus, an die Kirche Gottes und an die respublica (?) beſtätigt.“ Diefes dem Papft 
geſchenkte Gebiet war vor furzem von den Lombarden über den Kaifer in Konftantinopel, wel: 
chem der Papft fletd noch die Ehrenrechte eines kaiſerlichen Herrn gab, und über jene foeben 
von ben Franken erobert worden. « Diefe Schenkung Pipin's von 755 betätigte Karl jeit 774 
auch ald König der Longobarden. Als frei gewählter Vogt betrat er Rom nur mit Hierzu einges 
bolter Erlaubniß des Papſtes. 

Dennod blieben die Päpfte mit Karl auf gefpanntem Fuß, denn theild gewährte er ihnen 
nicht alle Gebietsgelüſte, theils wurde ihnen dad von Karl Gefchenfte durch andere, jo das Er: 
archat oder die Romagna durch den Erzbiſchof von Ravenna, die Stüde in Spoleto und Bene— 
vent durch die weltlichen Großen vorenthalten; nur die Pentopolis, die ſpätere Mark Ancona, 
fam an den Papſt und einige Stücke in dem an Rom grenzenden Tuscien wurden ber Grund— 
ftod des Erbtheils St.: Peters. 

Rom ſelbſt gehörte factifch in der Regel dem Papft, ideal dem Smperatorenmeiä, welches in 
MWefteuropa nur nod in der Phantafie befland, ſich aber diefer tief eingeprägt hatte. Daflelbe 
war mit dem Papſtthum ver Fall; es durfte daher wol einen fühnen Griff in jened wagen. Der 
Papſt wurde dazu wieder durch die Noth gebrängt. Die päpftlihe Würde war ſchon fo bedeu— 
tend, daß die Parteihäupter der Stadt und ver Provinzen fi blutig ftritten, um einen der Ihri— 
gen mit verjelben zu befleiven. Der Reihthum dieſer Kirche machte ihre Großwürbenträger, 
befonders den Primicerius wie Später die Cardinäle, zu bewaffneten Parteiführern, Päpſte 
wurden geftürzt, zum Spott auf Weiberfätteln durch die Stadt geführt, geblendet. Xeo III. 795 
unter ſolchen Umſtänden gewählt, ſandte, um einen Schugherrn zu haben, an Karl die Schlüſſel 
zum ©rabe des heiligen Petrus und dad Stadtbanner, mit der Aufforderung, den Römern 
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den Unterthaneneid abzunehmen (ut populum romanum ad suam fidem atque subjectionem 
per sacramenta firmaret). Vertrieben flüchtete Leo zu Karl nah Paderborn. Hier wahrſchein⸗ 
lich fam man überein, daß der thatſächliche Kaifer des Abendlandes auch deſſen Krone tragen 
follte, weldhe ihm von dem durch die Waffen Karl's wieder eingefegten Leo IL. im Jahre 800 
aufgefegt wurde. Das bisher herrenlofe Gut der respublica romana war jegt wieber in feiten 
Händen. Nun erfhien alle weltliche Gewalt, die dem Papſte blieb, aud in Rom, wie bisher 
ſchon in ven Marken , als Eaiferliches Lehn. Weil er dadurch mit dem Kaifer in KRonftantinopel 
brach, mußte ver Bapft in dem dieſem großentheild noch unterworfenen Süditalien und Sicilien 
große Verluſte leiden. Leolll. hatte auch zu klagen, daß meitfaiferliche Sendboten in feinen Städ— 
ten die landeöherrlihen Rechte durch Einſetzung von Richtern und Steuerbeamten nicht ohne 
empfindlichen Schaden für die päpftliden Finanzen übten. Man verftändigte ih 324 dahin, 
daß die höhern weltlihen Beamten, welche über die nievern die Aufjicht führten, von Kaiſer und 
Bapft gemeinschaftlich gewählt, ihre Klagen zunächſt an dieſen bringen follten. So blieben kai— 
ferliche, päpftliche und gemifchte Beanıte in Rom nebeneinander. 

Bekannt ift, wie bald darauf durch zügelloſe Weiber und durd die an dieſe ſich hängenden 
Parteihäupter die Päpſte zu Greaturen und zum Spielball der niedrigften Leidenschaften ge- 
macht wurden. Die Enkel, Söhne und Brüder diefer berüchtigten Weiber, Papft Johann XI. 
(931 — 936) und Alberih, ſaßen zu gleicher Zeit in Rom; diefer hatte die weltlihe Macht 
darüber unter den neuen Titel Princeps atque omnium Romanorum senator. Während dieſer 
Schandepoche ging die Oberherrlichkeit ver Päpfte über die Romagna fo gründlich verloren, daß 
Gregor V. 998 ausdrücklich darauf verzichtete. Der jeweilige politiſche Tyrann von Rom er- 
nannte fort und fort die Päpfte. Da er fi bald Patricius von Rom nannte, fo übertrugen die 
der Hildebrand'ſchen Kirhenreform und der Papſtwahl dur die Gardinäle entgegenftehenven 
Parteihäupter Roms den Batriciertitel an die Kaifer Heinrich IIL. und Heinrich IV., indem ſie 
das früher der Miliz von Rom und ihren Häuptern im Verein. mit den Großwürbenträgern des 
Vapſtthums zuſtehende Net der Papſtwahl lieber in den Laienhänden ver Kaifer jehen wollten. 
Der von Hildebrand entzündete Kampf betraf befanntlid) die Streitfrage, ob die von den fränki— 
hen und dann von den ſächſtſchen Kaifern, von den Ottonen, eingefegten Biſchöfe und Abte, 
und die ihnen ald Lehn ertheilten Gebiete, jowie die damit verbundene politijhe Gewalt von den 
Lehnsverpflichtungen gegen den Kaijer entbunden werden ſollten. Eine gewiffenlofe Vergebung 
dieſer halb geiftlihen,, Halb weltliden Würden durch einige Kaifer hatte fo extreme Anſprüche 
veranlaßt. Die Verwirrung und der Streit wurden dadurch vermehrt, daß in dem von Verona 
bis Lucca ih ausdehnenden Erbe der Markfgräfin Mathilde das freie Familienalodial derſelben 
ih von den diefem Haufe verliehenen kaiſerlichen Lehen nicht mehr ſcheiden ließ. Hildebrand und 
feine Nachfolger erhoben auf alles ohne Unterſchied Anſpruch, obgleich das Teftament Matbil: 
dend nicht jo meit gegangen war. Nach mebr ald hundertjährigem Kampfe blieb felbft das Fa: 
milienalodigl in den Laienhänden der Welfen, von welchem die Herzoge von Modena ih ab— 
leiten. Auch die Verſuche Gregor's VIL, die Rechte St. Beter'8 auf die Romagna wieder geltend 
zu machen, fcheiterten. Der deutjche Freifharenführer Heinrich Werner bemog fogar 1063 
Ancona, fi ihm zuergeben. Seine Nahkommen wurden von Heinrich IV. mit dem Herzogtbum 
Spoleto belehnt. So war denn gerade in diefer Epoche fittliher Gewalt und Größe, während 
der Papſt die Ehriftenheit zur Befreiung Jerufalems in Bewegung fegte, während er mit dem 
Kaiſer rang, die Könige von England und Franfreih ſich tributpflihtig machte, damals war 
dad Papftthum ohne territoriale Baſis. Ja in Rom felbft erging es, wie in den andern Städten 
Oberitaliend, two während dieſes Kampfes ein päpftlicher und ein kaiferlicher Prätendent um " 
jeden Biſchofſitz ſich ftritten. Die kaiferlice Partei in Rom hatte an dem Präfecten , welder im 
Namen des Kaifers die Grafenrechte beſonders im Gericht übte, einen Rückhalt. Die Erwählten 
der ftreng kirchlichen Partei konnten nur dadurch den päpſtlichen Sig, Nom, behaupten, daß fie 
den Großen der Stadt und ded Landes ein Stüd der Gewalt un das andere laffen mußten. Mit 
ihrer Hülfe hielt fih von 1130— 38 Anaflet II. als Bapft in Rom, während Innocenz II. von 
Deutihland, Frankreich, England anerfannt mar. Jener ertheilte, Neapel den Königstitel, und 
erft bei feinem Tode wurde Innocenz II. dur @rfaufung der Stimmen der Großen auch in Nom 
anerkannt und aufgenommen. Aber gegen diefes Bünpnik erhob fi das unterdrückte Vol der 
Ewigen Stadt, nad dem Beifpiel dev lombardiſchen Städtefreiheit. Arnold von Brescia be: 
lehrte das Volf, daß jeder weitere Reichthum und Macht über ven Zehnten hinaus der Geiftlid- 
Feit und Kirche verberblich fei. Wie ver Kaifer auf feine Weife, erweckte Arnold die ſtolzen repu= 
blifanifhen Erinnerungen Roms; dad Volk ftellte feinen „Senat ven Großen der Stadt, welche 
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ſich Eonjuln nannten, entgegen. Gin Papft wurde 1145 beim Sturm auf das Capitol getödtet. 
Aber die über Arnold hinausgehende Romantik verdarb es auch bei vem Kaiſer Barbaroffa, 
deffen Ritterlichfeit eine Realität war. Er überlieferte Arnold 1155 an den Papſt, welcher ihn 
ſogleich verbrennen ließ. Doch nun fließen auch die Anſprüche des Papftes und des Kaifers auf: 
einander; der Bapft verbündete fid mit ven lombardiſchen Städten, und fo gefchah es, daß deren 
Sieg bei Legnano 1176 den Triumpheinzug des Papftes Alerander III. in Rom zur unmittel: 
baren Folge hatte. Die Bürgerfhaft von Rom mußte ihm mit Zuflimmung des Kaifers die 
Regalien zurüdgeben, ihre Senatoren dem Papfte Untertbanentreue (fidelitatem et homi- 
nium) ſchwören. Aber ver große Heilige des Jahrhunderts, Bernhard von Glairvaur, weiffagte, 
daß das Papſtthum von feinem hohen Frievendrichterberuf durch weltliche Anmaßungen ber: 
unterfinfen werde. In Rom jelbft waren fo viele Kräfte durch ven Anhang der weltlichen und 
der firhligen Primaten gebunden, daß der Kern der freien Bürgerfchaft zu ſchwach war. So 
mußte au der phantaftifche Verfud eines Gola di Rienzi fcheitern und er nur ein Werkzeug 
zur Wiederaufrichtung ver päpftlihen Herrfchaft in Rom werden. 

Das Landgebiet des Papfted veichte, aber von den Gebieten ver Großen unterbrochen, von 
Terracina bis an ben See von Bolfena und auf dem linken Tiberufer bis Narni. Das ift alfo 
beinahe ganz diefelbe Ausdehnung wie in unfern Tagen. Aber dem Papftthum wurde jegt 
fein ſtärkſter Bundesgenoſſe entzogen, auf welchen ſich Gregor VII. und feine Nachfolger im 
Kampfe gegen die Kaifer geftügt hatten. Die Krone der Normannen, Sicilien und Neapel, 
kam 1186 dur Heirath an die Hohenftaufen. Innocenz Il. war 1198 nicht fobald Papft ge: 
worben, ald er dem Papftthum gegen dieje Gefahr, die Kaiferfrone mit der der Normannen ver- 
einigt zu ſehen, durch Geltendmachung feiner alten und neuen Territorialanfprüde ein Boll: 
werf aufzurichten beichloß. Es ift fein Zweifel darüber, daß er Italien zugleich von der Ober: 
herrſchaft der Deutfchen befreien und e8 zur Baſis der Herrſchaft des Papſtthums über alle® 
Reiche der ChHriftenheit zu machen beabſichtigte. Er nahm den bisher fatferlihen Präfecten als 
feinen Vogt in Eid, fegte ven Nömern flatt ihres Senators einen aus feiner Hand. Die Städte 
der Romagna, der Marfen, des Herzogthums Spoleto machte er zu feinen Verbündeten, indem 
er ihnen Breibriefe ertheilte; ihre Faiferlichen Statthalter und Lehnsträger, unter welden der 
Wütherich Konrad v. ürslingen Herzog von Spoleto war, belegte er mit dem Bann; er fparte 
weder Geld, noch Rechtsdeductionen, noch Lift, So mußten die Fremden meiften Orts weichen ; 
nur in ber füdlihen Romagna behaupteten fie einige Orte, die großen Städte dev nörblihen, be= 
fonderd Bologna, machten Ernft mit ihrer Städtefreiheit; die toscanifchen und noͤrdlich angren— 
zenden Städte und Herren behielten die von Innocenz beanſpruchten Mathildinifhen Güter, bil- 
deten aber unter feiner Führung einen Bund gegen die Deutfchen. Als Vormünder bed vier: 
jährigen Friedrich Il., Königs beider Sicilien, hoffte er diefen ausſchließlich Hier zu firiren; 
gegen den von den meiften deutſchen Fürſten erwählten Hohenftaufen Philipp nahm er Partei 
für ven Gegenkaiſer Otto IV., einen Welfen, welcher in feiner Machtlofigkeit 1201 in Neuß am 
Rhein dem Papfte die wirklichen und angeblihen Schenfungen früherer Kaifer beftätigte, un: 
gefähr ein Umfang des fpätern Kirchenſtaats. Thatfähli war damit zunächſt ſoviel ald nichts, 
aber eine wirklich echte Urkunde für alle Zeiten gewonnen. Otto war nad der Ermordung Phis 
lipp's nicht fobald ald Kaifer anerfannt und 1209 von Innocenz gekrönt, ald er die wegge: 
ſchenkten Landſtriche des Reichsgebiets beanſpruchte. Innocenz vächte jih dafür, indem er 
Friedrich II., gegen das Verſprechen, die Krone beider Sicilien an feinen Sohn abzutreten, als 
Gegenkaiſer aufſtellte, als hieße es nicht: führe mich nicht in Verſuchung. Dieſes war, da Bried- 
rich Il. nicht blos die ſiciliſche neben der Kaiſerkrone behielt, ſondern auch feinen kleinen Sohn 
ſchon zu ſeinem Nachfolger im Deutſchen Reiche erwählen ließ, die Haupturſache des großen 

Kampfes zwiſchen ihm und den Päpſten. Beide Theile ſuchten in den Marken, im Spoletoni: 
ſchen bald durch Aufftellung von Statthaltern, bald durch Ertheilung von Freibriefen an die 
Städte diefe für fi zu gewinnen. Während die Päpſte mit dem Bündniß der lombardiſchen 
Städte gemeinihaftlihe Sache machten, verboten fie ven Städten in den von ihnen beanfprud: 
ten Gebieten Bündniffe untereinander zu ſchließen; allein fie wurden damit zum Spott, wie 
die Bifchöfe derfelben mit dem Anſpruch, an die Gemeinden feine Steuern zu entrichten. In Bo: 
logna, weldes von Modena bis Ravenna die Oberherrſchaft übte, aber fich vom Papſt mit benach⸗ 
barten Orten nicht belehnen laffen wollte, hielten die Lambertazzi die ghibellinifhe Partei auf: 
recht. Die Mark Ancona war dem Papft abgeneigter ald die entferntere Romagna, die Monte: 
feltro, Herren von Urbino, hielten ſtandhaft zum Kaifer. Der legte hohenſtaufiſche König von 
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Neapel, Manfred, breitete fich in der Diarf aus, Rom ſelbſt jah an feiner Spige bald einen 
Ghibellinen, namentlid den gewaltigen Bürger von Bologna Brancaleone, bald neben dieſem 
einen Welfen. Erſt nad) der Hinrihtung Konradin’d, 1268, verhalf der blutige Karl von 
Anjou dem Papft wieder zur Herrſchaft Noms; die Päpſte konnten ihren Sig zeitweife von Bi: 
terbo nach Rom verlegen, Allein ald zehnjähriger Senator von Rom und ald Haupt einiger 
mittelitalieniiher Stävtebünde wurde Karl felbft eine Gefahr; Italien und das Papftıhum 
hatten in Wirklichkeit nur die franzöſiſche für Die deutſche Oberherrlichkeit eingetauſcht. Im ein: 
zelnen war überall, oft im Schoß der Städte, blutiger Kampf. Die Welfen, welche Karl als 
ihr Haupt betrachteten, hatten von Parma bid Rimini die Oberhand, die Lambertazzi mußten 
Bologna räumen, aber von Forli und Faenza aus hielten jie ihre Gegner im Shah. „Solange 
Gaben und Steuern richtig eingingen”, jagt eo, „und die päpftlihen Oberbeanten in ihren 
überwiejenen Rechten, hauptſächlich der Gerichtsbarfeit, anerkannt wurden, ließen es Papft und 
Gardinallegaten in ven Streitigkeiten ver Gemeinden und Dynaſten ded Kirchenſtaats unter ih 
bei Ermahnungen bewenden.“ Nicht felten wurde ihr Schiedögericht von den erihöpften Par: 
teien angerufen. Aud Karl von Anjou konnte in den Marken fo wenig feften Buß fallen, als 
den Päpften je der Verſuch geglüdt war, Neapel für eigene Rechnung zu erobern. Wie flarf 
die Naturz und Völfergrenzen bier gezogen find, erhellt daraus, daß fie zwifchen dem Kirchen 
ftaat und Neapel ſeit eben Jahrhunderten beinahe unverrüdt geblieben, ob es gleih nicht an 
Verſuchen fehlte, bald zum Vortheil des föniglihen, bald des päpftlihen Theils die Marffteine 
zu verfegen. 

Ehe die Folgen der Berufung ded Anjou ſich entwidelten, ſchien die landesherrliche Macht 
ded Papſtes fich auf jede Weife zu befeftigen, obgleich Karl von Anjou den Antrag des Papftes 

oNifvlaus II., eines Orfini, ihre Häufer durd Heirat zu verbinden, mit Entrüftung zurüd: 
wied und die Päpfte häufig ihren Aufenthalt in Viterbo und Orvieto nehmen mußten. Mit dem 
haböburger Rudolf war 1273 eine ganz andere Hauspolitif als die ver Hohenftaufen and Rus 
der gekommen, dieffeit der Alpen, an der Donau, in Böhmen wurden die Orundfleine ver 
Macht gelegt. Die Kirchenverſammlung in Lyon und Rudolf beftätigten vem Papft bei der Zu— 
fammenfunft in Lauſanne die Schenkung Otto's IV., und die Kurfürften gaben ihre Zuflinimung. 
Der Kaijer verzichtete auf das Recht, ſich im Kirhenftaat ſchwören zu laffen. Die Päpfle ließen 
es jegt die Städte fühlen, daß fie nicht blos ihre Schugherren jeien, welche gewiſſe Rechte anzu= 
ſprechen hätten. Obgleich einige Dynaſtengeſchlechter fih an ihnen feftgefegt und militäriiche 
Mittelpunfte gebildet hatten, jiegten die Legaten des Papftes mit ihren Söldnerſcharen; jie 
ſchleiften die Mauern vieler Städte, füllten ihre Gräben aus. Allein alle Städte der Romagna, 
beſonders die welfiſchen, welche jelbft die Gewalt üben wollten, erhoben ih 1291 gegen dieſe 
prüdende, geldgierige Herrſchaft, und die ganze Adria entlang wurden die päpſtlichen Statt: 
halter verjagt. Urbino kam wieder an die gbibelliniihen Grafen von Montefeltro. Die Städte 
weigerten ji, fürder ihre Podeſtaten dur den vom Papft eingejegten Grafen der Romagna bes 
ftätigen zu laſſen. Perugia, auf das Bündniß der toscanifhen Städte geftügt, blieb Verbün: 
bete der Päpfte, der Zufluchtsort mehrerer von ihnen. Der Rapft mußte den großen Bürger 
des ringsum herrſchenden Gamerino zum päpſtlichen Nector ver Mark und zum Grafen der 
Campagna ernennen. Die Adria entlang wütheten blutige Fehden; der Papſt ernannte einen 
Sriedendgrafen (paciarius) nad dem andern ; feiner fonnte fih Geltung verfhaffen. Und als 
bejonders im Spoletonifchen die Gewalt des Papftes mit den Waffen fih Geltung verschaffte, 
trat für die Päpfte ſelbſt eine jchwere Krijis ein, 

Innocenz IIl., der zweite Schöpfer des Kirchenſtaats, war ein Sproffe der in der Campagna 
von Anagni reich begüterten Adelöfamilie ver Conti geweſen. Seit das Papſtthum fein Gebiet 
erweitert hatte, wurde es in die Feindſeligkeiten folder großer Geſchlechter um fo mehr ver: 
wickelt, als dieſe jegt ein Intereffe dabei hatten, ven Stuhl St. : Peter’8 und das Garbinal: 
collegium mit ihren Angehörigen zu bejegen. Dies war der Kampfplag der ghibellinifhen Go: 
lonna und der Drfini. Bonifacius VII. befeindete jene aufs Blut und vertrieb fie; allein mit 
dem König von Frankreich, Philipp den Schönen, und mit dem Anjou von Neapel, mwelder 
vom Papft hintergangen war, verbündet, mishantelten fie den Bapit 1303 in feiner Vater: 
ſtadt Anagni fo jehr, daß er fünf Wochen darauf ſtarb. Diejed gab Veranlaſſung zu der Ber: 
legung des päpftlihen Eiges nad Avignon, feit 1309. Die Macht des Papftes ſchien fi da— 
durch zu erhöhen; ging er aud in ven Gängelbanven des Königs von Frankreich, jo war Died 
doch nicht offenbar, ev wurde vielmehr durch deſſen Macht und durch die des Königs von Neapel 
unterflügt, und hatte Feine unbändigen Barone auf dem Hals wie in Rom. Gegen die deut: 
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hen Gegenfaifer machte er fein Reichsvicariat über Italien, wie zur Zeit der fraftlojen Kaiſer 
von Byzanz, geltend. Ferrara, ald eine der älteften päpftlihen Städte, Piacenza, Parma, 
Reggio ergaben ſich ver Schugherrichaft des fernen Papſtes. Auch andere, früher jhon päpft: 
liche Städte, ſuchten in ihm einen Schugherrn gegen verſchiedene Bedrückungen. Aber es war 
auch damals fein Theil des bisherigen Kirhenflaats, welcher nicht einige Zeit fi jedem Ge: 
horfam des Papftes entzogen hätte. Der Haß der Ghibellinen fteigerte ſich zu dem Feldgeſchrei: 
Tod der Kirche! Franzoſen, welde der Papft jandte, feine Gewalt auszuüben, machten ſich und 
ihn bald gleich verhaßt. Erſt 1353 begann der trefflihe Gardinallegat Alborno;, ein Spanier, 
in Namen des Bapftes, ald vertragsmäßigen Lehns- und Schugheren der Städte, ſich mit dieſen 
ehrlidh in die Regierung zu theilen. Die nad ſchweren Kämpfen niedergemorfenen Dpnaftien 
der Rontagna, tie Malateftn, die heldenmüthigen Ordelaffi, „die Feinde der Vrieſter, Die 
Freunde der Armen, der Witwen umd der Waiſen“, befamen einen Theil ihrer Befigungen ald 
päpſtliche Lehnoleute zurüd; ihr und der Lehnskanon der Städte wurde von Albornoz feft: 
geſtellt. Albornoz gab ihnen ein Geſetzbuch, defien Beſtimmungen zum Theil die Decupation 
Napoleon's I. überdauerten. Rom, wie eine Fieberfranfe von den jede Gewalt und Wucher 
übenden Großen und von den Vhantafirgebilden jeiner längftentihmwundenen Größe hin- und 
hergeworfen, janf ermattet in die Hände des großen Cardinallegaten, welder dazu ſich die Hülfe 
Cola di Rienzi's und Kaiſer Karl's IV. ald Preis ver Krönung verſchaffte. Die Erfolge feiner 
Politik, welche den Städten erlaubte, fih durch gewählte Bonfuln felbit zu verwalten, waren 
dur die Abmeienheit des Papftes ermöglidt. Deshalb ift er und fein Werk dad Vorbild 
Döllinger’d und anderer guten Katholifen, welde vathen, ver Papft jolle Rom, den Kirchen 
ftaat, Italien verlaflen — aber nicht um nad Frankreich zu gehen; dann würden feine Städte 
ihn ſehnſüchtig zurückrufen, dieſem Nufe folle er dann folgen und den Gemeinden die Selbſt— 
regierung laffen, fid nur die Ehrenhoheit vorbehalten. Möge er dann nicht genöthigt fein, wie 
Albornoz, dad Werk mit fremden Sölonerhaufen zu vollbringen! Wir wollen aud nidt ver: 
geffen, daß der Haß felbft gegen ven Namen der Priefterherrichaft im legten halben Jahrtaufend 
fich gefleigert hat, während das verweltlichte Prieſterthum auf weltliche Herrſchaft jo erpicht ift 
wie zu irgendeiner Zeit. Die Albornoz find in der jegigen Prälatur jelten. 

Das Schwerfte blieb für Albornoz zu volldringen übrig, Bologna den Visconti zu entreißen. 
Beide Theile wandten ungeheuere Summen auf, Visconti die Früchte des lombardiſchen Land: 
baues und der Induftrie, die Päpfte die des fhamlofen Verkaufs geiftliher Ämter, Noch ver: 
ſchwenderiſcher ald mit Geld waren jie mit Bannflüchen; auf einer Brüde ergriffen mußte ein Le— 
gat die Bannbulle verfchlingen,, da ihm nur die Wahl zwifchen viefer Leckerei und dem Trinken 
im Fluſſe gelaflen war. Aber der Papft hatte außer den theuern Sölpnerbanden aud Kreuz: 
fabrerheere. Die Nachbarſchaft des geharniſchten Visconti fehien den oberitalieniihen Fürften 
und Städten gefährlicher als die ded fernen Papfted. So mußte 1364 der Visconti gegen eine 
halbe Million Goldgulden auf Bologna verzichten. 

In feinem Todesjahre 1367 konnte Albornoz an Urban V. in Viterbo den zur Ruhe ge: 
braten Kirchenſtaat übergeben und diefer einen, wen and) nur zeitweiligen Aufenthalt in Rom 
maden. Die flarfe Mehrzahl der franzöſiſchen Cardinäle verlangte den päpftlihen Sig nad 
Avignon zurück. Nach zehn Jahren kam Gregor Xl. auf die dringenden Einladungen der Ita— 
liener zurück; ex wurde von den Römern im Triumph eingeholt. Aber auch er war nicht Mann 
genug, den blutigen Bedrückungen feiner Statthalter zu fteuern, welche meift Franzoſen waren, 
Kaum hatte Albornoz die Augen gefhloffen, als das befreundete Perugia unterjocht wurde. 
Die Städte des Kirchenſtaats in der Überzeugung, der Religion gebühre Feine Ehrfurcht, mo 
und ſoweit fie gegen die Freiheit fei, erhoben ſich für ihre Selbftregierung. Nur Orviero und 
Ancona nebft einigen Eleinern blieben im Gehorſam. Das getreue Ceſena wurde durch Die 
ſchändlichen Mishandlungen des Gardinallegaten Robert von Genf zur Verzweiflung und zur 
Nothwehr geftachelt; er ließ mehrere taufend Bürger, Weiber und Kinder nievermeßeln. Der 
Tod Gregor's Xl. 1378 in Italien gab den Römern Gelegenheit, die Wahl eines Italieners ald 
Papft zu ertrogen. lrban VI. war Neapolitaner. Aber die franzöjifchen Cardinäle ernannten 
jenen Robert von Genf ald Clemens VIL. zu ihrem Bapft, welcher feinen Sig in Avignon nahm. 
Bologna lehnte ed ab, Clemens ald Papft anzuerkennen, ob er gleich der Stadt dafür verſprach, 
fie für völlig unabhängig vom päpftlihen Stuhl zu erflären. Die größern Städte hatten jegt 
ohnehin tbatfächliche Freiheit, Aber va jever ver beiden Päpſte Sölpnerbanven hielt und einen 
eigenen Kronprätendenten in Neapel hatte, wurde der Kirchenftaat greulich verheert, Die Orfini 
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in Viterbo, andere welfiſche Große in den Marken bielten zu Clemens. Das Schisma war bis 
1408 unausrottbar. Man könnte lange ſtreiten, welcher von jenen beiden Päpſten der grau— 
fanıere war. Urban genügte ed nicht, daß feine Feindin, die Königin von Neapel, Johanna von 
Anjou, geftürzt und im Kerker ermordet wurde. Ex verfeindete jich mit feinem Schugfönig über 
den Beſitz von Capua, welches der Papſt feinem Neffen zueignen wollte. So fanı wieder eine 
neue Geiſel über die Kirche, die des Nepotismus, wodurch die Ländergier der Bäpfte um fo ge: 
häffiger wurde. Wie geiftliche Würden und Sündenvergebung, waren aud Rechte und Gewalt 
in den Provinzen des Kirchenftaats den Päpften feil. Dem in Rom zahlten diefe Städte und 
die in denjelben fih aufwerfenden Gewaltsherren gegen Anerkennung der Gewalt, die jie an fich 
geriffen hatten, Eleine Jahrgelver ald Anerkennung feiner Oberhoheit. Der Papft mußte 1408 
und 1413 vor ven Waffen ded mit den Colonna verbündeten Königs von Neapel bis nad Bo: 
logna fi flüdten. Der große Gondottiere Braccio v. Montone eroberte von jeiner Vaterſtadt 
Perugia aus bis Ancona ein Schönes Fürftenthum zufammen; da diejed aber nur auf jeiner 
Perfönlichkeit ruhte, fiel ed nach feinem Tode an den vom Konftanzer Goncil gewählten einzigen 
Papſt Martin V., melden Rom 1420 als einen Golonna aufnahm. Braccio hatte in dem: 
felben Jahre Bologna für diefen erobert, in ber Hoffnung, Dadurch den Seinigen Perugia nebit 
Landſchaft zu fihern; allein feine Verbienfte retteten diefen nichts. Daher nahmen die folgen- 
den Päpfte Beranlaflung, durch Belehnung mit Stüden des Kirhenftaatd auf Lebendzeiten ge: 
waltige Herren, wie ben großen Condottiere Franz Sforza dur die Mark Ancona, gegen bie 
Groberungen der Benetianer, in deren Schug fih Ravenna begeben hatte, und gegen bie der 
Bisconti, melde fi wiederholt Bolognas bemächtigten, ſich zu erfaufen. Aber mehr als diefe 
erfaufte Treue ſchützte den Länderbeſitz des Papftes die Eiferfucht ver Bisconti und ihrer Nach— 
folger, der Sforza, in Mailand, ver Benetianer und der Könige von Neapel untereinander. 
Der Kirchenſtaat war eine ihre Reibung ſchwächende Schranke und dadurch ein politiiches Be: 
bürfniß geworden. Nur wollten jene Mächte das päpftliche Gebiet nicht zu groß werden laflen, 
fie und die ji dadurch gefährdet fehenden toscaniſchen Städterepublifen unterftügten die Dyna- 
ftengefhlechter der Malateften und der Montefeltri, welche fü in Umbrien und in der Romagna 
unter päpftlicher Oberhobeit behaupteten. Der Fall von Konftantinopel, 1453, war doch eine 
zu erfhütternde Mahnung, ſich nicht gegenfeitig aufzufrefien. Auf jie achtete Bapft Nifolaus V., 
von 1447 — 55, welder namentlid das Verbältnig zu Bologna , deffen Erzbiſchof er geweſen 
war, auf lange fo feftftellte, daß fih der Papſt und die erfle Familie, die der Bentivogli, in 
bie Leitung diefer Republik theilten. Der Nepotismus einiger feiner Nachfolger wandte fich 
hauptſächlich auf das neapolitanifche Gebiet, indem fie bald frangdfifche Prätendenten,, bald die 
catalonifhen Könige in dieſem ftet3 von Fremden hin: und hergezerrten Lande begünftigten. Die 
Päpfte und die Könige von Neapel reizten in die Wette jeder die Vaſallen des andern zur Belonie. 

Veranlaßt duch den Nepotismus, welden Martin V. zu Gunften feiner Verwandten, ver 
Golonna, auf Koften der Kirhengüter geübt hatte, wurde bei ver Neuwahl (4. März 1431) 
als Grundgefeg beihmworen, daß die Lehnsträger und Beamten ded Kirchenſtaats ebenfomwol 
den Gardinälen ald dem Papfte Treue ſchwören follten. Die Hälfte der Einkünfte gehört kraft 
beffelben ven Garbinälen, ohne deren Zuftimmung der Bapft feinen Krieg erklären, feinen Frie— 
den noch Bündniſſe ſchließen noch Steuern ausfhreiben fann. Aber der Zug des Papſtthums, 
es den weltlihen Fürften gleihzuthun, war unüberwindlid; der Nepotismus war ein Erſatz 
für die in den andern Staaten befeftigte Erblichkeit der Krone, er war die natürliche Folge des 
weltlihen Fürſtenthums, welches fich die Päpfte angeeignet hatten. 

Bon dem Genuefen Sirtus IV. an, feit 1471, überbot jeder Papſt feinen Vorgänger in 
Blutvergießen und Treubruch, um den Kirhenftaat zu erweitern, ihn despotiſcher zu beherrſchen, 
nod mehr aber um ihren natürlihen Söhnen und Neffen Fürftentbümer zu gewinnen. Jener 
Sirtus brachte Italien ohne Unterlaß in Flammen, die Efte, Mailand, Venedig in Waffen, er 
betheiligte fih an der Verſchwörung der Pazzi, um die Brüder Medici auf das Zeichen der Ele: 
vation während der Meſſe zu ermorden, belegte ven Geretteten mit dem Bannfluche, gewann aber 
damit für die Seinigen nur Forli und Imola, Sein Nachfolger Innocenz VIIL brach ſogleich 
feinen Eid, welcher ihn verpflichtete, ſich des Nepotismus zu enthalten, indem er durch Mord fei- 
nem natürlichen Sohne Forli und Imola zu gewinnen tradhtete. Ä 

Aber dieſe Greuel erblaffen gegen die des Papſtes Alexander VI., des Borgia, von 1492 — 
1503, welder die Branzofen nach Italien rief, um alle Refte ver Selbſtändigkeit im Kirchenſtaat 
unter feine Tyrannei niederzutreten, welcher als Sklave feiner blinden Liebe zu feinem Sohne, 
dem Scheufal Franz Borgia, diefem ein Königreih Romagna zu gründen ſuchte. Die Treue 
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einiger lehnspflichtigen Fürſtengeſchlechter wurde von Vater und Sohn nur dazu ausgenutzt, 
fie durch Eidſchwüre in ihre Gewalt zu bekommen, fie zu ermorden und ihre Länder einzuziehen. 
Franz jhändete ihre Söhne wie ihre Töchter und ließ fie dann erwürgen, Der Papſt verbün- 
dete jich gegen Frankreich, welches Bologna befhügte, mit dem Sultan. Aber Franz grub ſich 
felbft die Grube. Er, ver Mörder feines Bruders, wurbe durch Gift, welches er einem Cardinal 
beftimmt hatte, aud der Mörder feines Vaters; er traute den Verfprehungen des Cardinals 
della Rovere, unterftügte deſſen Bapftmahl gegen das Verſprechen ver Anerkennung ſeines Für- 
ſtenthums Romagna und einer Heirathsallianz. Allein Rovere nahm als Julius IL., feit 1503, 
Rache an ihm. Franz, welder lange jelbft von dem Gifte krank in Rom lag, wurde gefangen ge— 
halten, bis auch feine ihm ergebenften Hauptleute feine Burgen in ver Nomagna den päpftlicen 
Truppen öffneten. Hätte er nicht Geld in der Banf von Genua gehabt, jo wären Cäſar und Nichts 
zufammengefonmmen. Die jammervollen Refte ver von Gäfar abgewürgten Dynaftengefchlechter 
waren auf die Nachricht von dem Tode des Papftes Alerander in ihre Heimat zurüdgefehrt ; 
aber Julius Il. lieg nur Ginigen Theile ihrer Befigungen als näpftliche Zehen. In den Befig 
mehrerer Städte der Romagna hatten fi indeß die Benetianer gefegt. Julius wurde nur durch 
die Verfeindung zwiſchen Ferdinand dem Katholifhen, König von Spanien, welder ſich auch 
Neapeld bemächtigt hatte, und Frankreichs, welches Mailand befaß, verhindert, im Bunde mit 
biefem jogleih Race an Venedig zu nehmen. Er flürzte 1506 die Tyrannen von Perugia und 
die von Bologna, die Bentivogli, mit franzöfifcher Hülfe, ftellte aber diefen Städten die Ver: 
waltung ihrer Angelegenheiten unter päpftlicher Oberhoheit zurück. Da Venedig ſich weigerte, 
an ven Papft Faenza und Rimini zurüdzugeben, ſchloß er fi der Ligue von Cambray, den 
Bündniß des Kaifers, Frankreichs und Spaniens zur Theilung des ganzen venetianifchen Ge- 
biets unter die Betheiligten an. Die Benetianer famen dur das Landheer der Franzoſen in 
eine ſolche Noth, daß fie dem Papft alle ihre Befigungen in dem frühern Kirchenſtaate, jelbft 
Ravenna abtraten, welches wegen der ihm gewährten Bürgfchaften der Selbftregierung treu 
der großen Schwefterrepublif anhing. Julius II. ald großer Staatdmann beftätigte der fernen 
Seeftadt dieje Freiheiten. Er ſprach im Februar 1510 die Benetianer vom Banne los, welder 
nebjt einem ftarfen Artillerieparf immer noch eins der wirkfjamften Mittel war, die Anſprüche 
der Päpſte auf ausgedehnte Fürftentgümer zur Geltung zu bringen. So war denn der Papft 
aus der Ligue gegen Venedig getreten. 

Julius ll., von italienifhem Haß gegen die Barbaren erfüllt, jheint darauf gezielt zu ha— 
ben, dieſe durcheinander aufzureiben und fid) dann an die Spige Italiens zu flellen. Die Über: 
legenheit, welche die Branzojen in dem Kriege gegen die Venetianer gezeigt hatten, trieb ihn zu— 
erft gegen fie. Er verbot ihrem Verbündeten, den Herzog Efte von Modena, welcher von der 
Eurie Ferrara zu Lehn hatte, den Krieg gegen Venedig fortzufegen. Die Antwort der Fran- 
zojen war, daß fie ven Bologneſen Hülfe boten, welche ven päpftlihen Garbinallegaten als einen 
Blutfauger vertrieben und die Bildfäule des Papftes von Michel Angelo zertrümmert hatten, 
Gegen Frankreich hauptſächlich Ihloß Julius im October 1511 die „heilige Ligue“ mit Spanien, 
England und ver Schweiz. Zu Modena eroberte Julius Bologna wieder und ließ fih von den 
Bürgern von Parma und Piacenza den Unterthaneneid erneuern”. Ferrara aber blieb vem 
Herzog Eſte. Nebft dieſem brannte es Julius am meiften, daß die Beflegung der Franzofen nur 
zur Befeftigung der fpanifchen Herrſchaft geführt hatte. Julius II, ftarb am 21. Febr. 1513; 
die Italiener haben ihm feine, wenn audy misglückte Abficht, die Fremden aus Italien zu ver: 
treiben, ſtets hoch angerechnet und e8 ganz natürlich gefunden, daß er, das Haupt eines jhönen 
Königreichs, im Harniſch bei Erftürmung von Städten befehligte. Das Werk Alerander’s VIII. 
wurde von Julius II. vollendet; er wußte die Ausrottung der Dynaſtengeſchlechter durch Cäſar 
Borgia, das Niederreißen jever Selbftändigfeit im Gebiet der Kirche zur Bafid einer unum— 
ſchränkten päpftliden Herrſchaft zu machen. Nur ver Romagna fuchte er ſich durch Zugeſtänd— 
niſſe zu verſichern. Don Nepotismus war er nicht frei; dem legten Montefeltro ließ er das Her— 
zogthum Urbino unter der Bedingung, daß er den jungen Rovere, den Neffen beider, adoptirte 
und zu feinem Erben einfegte. Bon 1513—21 ſaß auf St.-Peter’8 Stuhl der Mediceer LeoX. - 
Diefer vertrieb ven Novere und jegte feinen Neffen Lorenz als Herzog ein, welcher aber bei Leo's 
Tode weichen mußte. Leo beabfichtigte nicht blo8 Modena und Reggio feinen Brüdern ald Her: 
zogthum zu fhenfen, ſondern ein deutſcher Hauptmann erhärtete eidlich, daß Leo durd ihn den 
Gifte, feinen Herrn, habe ermorden laffen wollen, um auch Ferrara an dad Haus Medici zu brin= 
gen. Dies führte zu langen blutigen Kriegen. Leo's Nachfolger, Clemens VII., obgleih auch 
ein (unebelicher) Medici, mußte 1530 den Efte auch in dem miebereroberten Modena = Reggio 
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anerfennen. Indeß baben die Päpſte nie auf ihre Lehnsoberherrlichkeit und auf das eventuelle 
Bejigrecht an dieſe Länder verzichtet. Parma und PViacenza blieben damals noch den Päpiten. 
Papſt Paul II. Farneſe jeit 1534 hatte Söhne, welche ihm als Garbinallegaten geboren, aber 
von Julius II. legitimirt worden waren. Vaul belehnte einen derſelben, Beter Ludwig, einen 
Fleinen Cäſar Borgia, mit dem Herzogthum Parma-Piacenza. Nach deffen Ermordung ſuchte 
fein Sohn Ditavio mit Faiferliher Hülfe e8 dem Großvater, dem Papſte, wieder zu entreißen, 
welcher e3 jetzt als Kirchengut behauptete. Paul III., welcher ih in unglüdlihen Blanen er- 
ihöpft batte, feinen Söhnen und Enfeln Fürftenthümer zu verfhaffen, foll aus Schmerz über 
Ottavio's Feindſeligkeit geftorben fein. Da auch Frankreich Ottavio Hülfe zufagte, mußte Bapft 
Julius II.°1552 Parma an Ottavio Farnefe abtreten, was nicht verhinderte, daß noch im 
vorigen Jahrhundert die Curie Anſprüche darauf erhob. 

Die beiden Medici vollendeten mit Lift und, twie man fagt, dur geheime Morde die Ausrot— 
tung oder die Demüthigung der bervorragenden Geſchlechter des Kirchenſtaats. Die legten halb 
unabhängigen Städte wurden unterworfen, Ancona wurde 1532, nahdem unter dem Vorwand 
der Hilfe gegen die Türken päpftlihe Truppen eingelegt waren, „aller Sorgen‘ ver Selbitregie- 
rung enthoben, Perugia ergab ſich erit 1540, nachdem es das Glück der Waffen verfucht hatte. 
Da die Päpſte Subſidien gegen die Türken, gegen die Broteftanten, manchmal auch diefen gegen 
den Kaifer zahlten, fo wurden die päpftlihen Unterthanen mit großer Härte audgejogen; fhen 
Vaul IM. bürdete dadurch dem Kirchenftaat eine ſchwere Schuldenlaft auf, — Als Herzog Al: 
fong I. Eſte 1597 ſtarb und nur einen von einer bürgerlihen Schönen geborenen Sohn Hinter: 
ließ, fo zwang der Vapſt feinen Nachfolger, Ferrara an den Kirchenſtaat abzutreten. Der legte 
Rovere verzichtete 1626 in hohem Alter auf jein Herzogthum Urbino, und jo hatte num der 
Kirchenſtaat dieſelbe Geitalt wie bis in unfere Tage. Überdies befaßte er feit 1348 Avignon 
und Landſtriche auf dem linfen Ufer des untern Bo, welche Ofterreih auf vem Wiener Congreß 
ungeachtet aller Proteſte des Papfted an ſich zag. Benevent war ſchon 1077 in den ummittel- 
baren Beſitz der Eurie gefommen. 

Einen ungleich größern Einfluß auf die Entwickelung Europas ald die äußere Arrondirung 
des Kirchenſtaats übte der in demſelben zuerit aufgerichtete Abſolutismus, die Shranfenlofe Ge— 
walt der Krone. Ranke ſchreibt in ſeiner „Franzöſiſchen Geſchichte“. „Die Idee der abfoluten 
Monarchie ift zuerit von den Päpſten des 16. Jahrhunderts in den ihnen untermorfenen Gebiete, 
two die Fülle der geiftlihen Gewalt ohnehin beftand und aller weltliche Widerſtand nad und 
nad verftummte, realiirt worden. Verhält es ich nicht fo, daß dad aus republifaniihen Stür- 
men bervorgegangene italieniiche Fürſtenthum zur Ausübung unbedingter Herridaft erit dann 
gelangte, ala ihm befreundete Väpfte (3. B. die Mediceer) Rückhalt gaben? Das in Rom ge: 
gebene Beiſpiel wurde zuerſt von einigen geiftlihen Fürften in Deutihland nachgeahmt und 
fand dann bei der Fortgebenden Reftauration ded Katholicismus aud in den weltlichen Terri: 
torien Eingang. Eine gewiſſe Berwandtichaft des Princips ift Damit angedeutet, dag die un— 
umichränfte Gewalt in Branfreih dur die Gardinäle Richelieu und Mazarin, einen Staliener, 
aufgerihtet und durch Ludwig XIV, europäisches Mufter wurde.‘ 

Die durd die Reformation bervorgerufene Wiedererweckung des kirchlichen, katholiſchen 
Geiftes, welche befonders in der Stiftung des Jeſuitenordens Geſtalt gewann, ſuchte ih auch 
aller materiellen und politiihen Mittel zu ihrem Kampfe zu vergewiflern. So wurde denn 
1567 , fobalb jie fich des päpftlichen Stuhls bemächtigt hatte, jede Verleihung eines päpftlichen 
Gebietötbeild, jede Veräußerung von Anfprüchen auf Land und Leute aufs ſchärfſte verboten 
und für ungültig erklärt. Der römiſche Hof nahm die Art anderer Königshöfe an. Der Nevo- 
tismus nahm jegt eine andere Geftalt an, die Neffen und ſelbſt Nichten ver Päpſte, als erfte 
Günftlinge derjelben, erlangten eine Art officieller Stellung und den größten Ginflug beſonders 
auf die politifchen, auf die innern und äußern Verhältniffe ded Kirchenſtaats. Beförderungen 
in Amtern, Gnaden, Geldſachen gingen zumeift durch ihre Hand. Nanfe hat dieſe ſeltſame Be- 
erbung des Priefterfönigs durch feine Familie bei feinen Lebzeiten nach den Berichten venetiani- 
her Gefandter in feinen „Hürften und Völfern von Südeuropa’ lebendgetreu geichilvert. 
Ginige Bäpfte, 3. B. Clemens VIII. und IX., die Cardinäle im eigenen Intereife eiferten gegen 
den Nepotismus. Allein er wurzelte tief im Weſen des geiftlich-weltlihen Wahlfürſtenthums 
und darin, dag in jenen Jahrhunderten die Gewalt im Schos der Höfe rubte. Das Papiergeld, 
welches den Päpſten Mittel in den Religiondfriegen bot, aber ion im 17. Jahrhundert eine 
Landescalamität geworden war, bot den Päpſten vermittelft neuer Emiſſionen verführeriiche 
„ Wege, auf Koften der Nachwelt ihre Verwandten zu bereichern. Beſonders hochbetagte Päpſte, 
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twie Alexander VIII. (1689), welde wußten, daß „die Lebensuhr für fie ſchon dreiundzwanzig— 
einhalb geihlagen hatte‘, bevienten ſich dieſes Mittel. Koſtſpielige Würden, z. B. die des Ad- 
mirals der Galerenflotte, wurden für die Nepoten wieder errichtet. Noch Pius VI. (1775) är— 
gerte die Römer durch feine verichwenderiihe Schwachheit für feine Neffen; nur aus Furcht vor 
dem Volfe ftand er davon ab, nebſt andern großen Domänen ihnen die Bontinifhen Sümpfe 
zu ſchenken. Die meiften jegigen fürftligen Familien Roms find ald Nepoten aufgekommen. 
Eine Zeit lang hatte der firhliche Eifer einen Damm gegen die die Staatsordnung untergra- 
benden Ginflüffe ded Nepotismus gebildet. Nom war bis im die Zeit Richelieu's das Haupt: 
quartier bed ungeheuern Kampfes zu Unterbrüdung der germanifchen Reformation und ihrer 
Staatenbildungen. Die tüchtigſten Söhne ded romanischen Adeld nahmen an der Reitung def: 
felben als päpftlihe Staatdmänner, ald Gefandte, Statthalter theil. Sie braten viel Geld 
und energiſche Regierungsfräfte in ven Kirhenftaat wie in die flreitenbe Kirche. Die Spige 
diefer Schar war Papſt Sixtus V. von 1585— 90, welder, um zu feinen ungebeuern Planen, 
welche Spanien und die Proteftanten bedrohten, Millionen aufzubringen, Amter verfaufte, feine 
Untertbanen auspreßte und doch furdtbare Gerechtigkeit gegen Beamte wie gegen Banbiten 
übte. Wenn das Weib oder die Mutter eined Banditen überführt wurde, daß ſie ihm auch nur 
einen Augenblif Obdach gewährt habe, fo war ſie ein Kind des Toded. Muratori meldet, daß 
noch zu feinen Zeiten, ein ftarfed Jahrhundert fpäter, Mütter ihre Kinder mit feinem Namen in 
Furcht fegten, wie die alten Nömerinnen ihre Kinder mit dem Namen Hannibal’d. Im Zeit: 
alter Ludwig's XIV. bildeten ji andere Mittelpunfte der großen Politik, welche ſolche Regie: 
rungskräfte an ſich zogen. Selbſt ausgezeichnetere italienische Adeliche und Geiſtliche verpflangten 
ſich an ſolche weltliche Fürſtenhöfe. Die Neutralität ver Curie in den Kriegen, welche die Groß— 
mädte während des vorigen Jahrhunderts um den Beſitz Italiens führten, jhügte den Kirchen— 
ftaat nicht gegen das traurige Los, der Schauplag diejer Kämpfe zu werden. Seit 1780 und 
durch die Revolutiondkriege hindurch läuft ald ununterbrochener Faden das Gelüften Ofterreichs, 
die Romagna und die Marken fih anzueignen. Ofterreich hatte ſich z. B. den Beſitz derfelben 
noch furz vor der Schlacht bei Marengo durch die etwas gewiſſenhaftere, zögernde engliſche 
Diplomatie verbürgen laſſen. („Preußiſche Jahrbücher”, Bo. I, Heft 6.) 

Die unbedeutenden Greigniffe der äußern Politik des Kirchenftaats bis zu dieſen Kataflro- 
phen der großen Revolution find für und der Rahmen, um die Schilderung der innern Zuftände 
des Kirchenftaat3 und feiner Bewohner zu geben. Wir benugen dazu auch die Berichte der 
franzöflichen Gefandten, welche Hubaine in „Le gouvernement temporel des papes juge par 
la diplomatie francaise, recueil de documents” (dritte Auflage, Paris 1362), gegeben 
bat. Die Unfähigfeit ver Geiftlichfeit zur Regierung des Kirchenſtaats und die Armutb der Be: 
völferung und des Staats ließ ſchon feit 1670 Franzöfifche Gefandte, häufig hohe Geiftliche, den 
„Ball des päpftlichen Hofes’ infolge eines Staatsbanfrotts ald nahe bevoritebend erwarten. 
„Hof“ bedeutet bier wol ſoviel als Kirchenſtaat oder Priefterregierung. Der wadere Papſt 
Clemens IX. (1667) fegte eine Gongregation nieder, um die betrübten Staatsfinanzen zu unter: 
ſuchen. „Aber diefe Commiſſion“, berichtet ver franzöfiiche Gejandte an Ludwig XIV., „aus 
Gardinälen und Prälaten zufammengefegt, welche feine Erfahrung in dieſen Fragen haben, 
die ind Fach der Handeldleute und der Finanzmänner fallen, hat nur dazu gebient, die gute Ab— 
ſicht Sr. Heiligkeit ins Licht zu ſtellen, ohne feine Abſicht, die Erleichterung des Volks, zu 
unterftügen. Gin anderer Grund, welder noch den Fall des päpftlihen Hofs fürchten läßt, ift 
die Unwiſſenheit ver Prälaten und der beinahe zur Nothwendigkeit gewordene Gebraud, nur 
fie, mit Ausſchluß fähiger, energiicher Männer zu gebrauchen. Da die Amterded Hofes (Staats) 
nur Brälaten übertragen werden, die Prälatur aber nur denen ertheilt wird, melde genug Ein: 
fünfte (zumeift aus Pfründen, welde jie durch Protection erhielten) bejigen, um bie Amtsebre 
aufrecht zu erhalten, fo folgt daraus, daß der größte Theil der zum Staatödienft tüchtigen Per: 
fünlihfeiten davon ausgeſchloſſen ift, und daß bie Reichen, welche in der Regel nicht ſtudiren, 
gegen andere bevorzugt werben und die Würben eines Hofes erhalten, deſſen Größe auf ven 
Gigenfchaften feiner Glieder und auf ver Achtung des Auslandes beruht. Mit wenigen Aus: 
nabmen wäre ed ſchwer, an vemjelben ein Dugend Perjonen zu finden, welche durch eine mittel- 
mäßige Fähigkeit geeignet wären, auch nur untergeoronete Voften würdig zu verſehen.“ 

Und dieje unwifjenden, unfähigen Prälaten beanſpruchten die Bevormundung des Handels 
mit den Hauptproducten des Landes. Der franzöſiſche Gefandte berichtet 1765: „Man ifl ver: 
pflichtet, das Ol an das (päpftliche) Bureau zu verkaufen, welches daſſelbe auch ausſchließlich ver: 
kauft. Es Fauft was ihm gefällt und verfauft es um den vom ihm feftgefegten Preid an die De= 
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tailliften. Das DI wird in großen Eifternen aufbewahrt, worin alle Qualitäten vermifcht 
werben, weshalb ed immer ſehr ſchlecht iſt.“ Oft herrſchte Hungerdnoth oder Furcht davor; 
denn, fagt verfelbe, „die Gultur ver Ländereien hat äußerft abgenommen und vermindert ſich 
jährlich, theild wegen ded Mangels an Menfhenhänden, wodurch die Handarbeit jehr vertheuert 
wird, theils infolge ver Hemmniffe des (Handels mit) Getreide, deffen gewöhnlicher Preis ven 
Bauern nicht für die Koften entſchädigt, welche er aufwenden muß”. — „Das Land ift überhaupt 
ſehr ſchlimm verwaltet. Die Regierung mifcht ſich dabei in alles, beſonders in Getreide wie in Dt. 
Diefe beiden Waaren, welche ihre ganze Aufmerkſamkeit auf jich zu ziehen feinen, drohen immer 
in nähfter Zeit auszugehen, was nicht zu vermundern ifl, wenn man dad Verfahren kennt. Die 
Annona, die (päpftlichen) Vorrathöfpeiher nehmen dad Getreide, wo es ihnen beliebt, und jegen 
den Preis feſt. Diefelbe Kanzlei ertheilt die Ausfuhrerlaubniß, da die Ausfuhr flet verboten 
ift. Diefe Erlaubniß muß bezahlt werden. Das ganze Gebiet von Rom ift Viehweide, ob es 
gleich jehr geeignet ift Getreide zu erzeugen. Die Eigenthümer finden es vortheilhafter, das 
Yand fo verwahrloft zu laffen, ald Getreiveböben zu haben, deren Inhalt jie nur mit Verluft ver- 
kaufen könnten.” — Ein großer Theil des Landes war und ift Eigenthum von Klöftern, oder 
fonft zu Todter Hand, oder ift aus dieſer durch Schenkung an päpftlihe Nepoten übergegangen. 
„E8 findet weder Verkauf noch Verbefferung diefer Ländereien ſtatt.“ Gine natürlide Folge 
diefer fiscaliſchen Maßregelung des Grundeigenthums war ed, dap „die Angeber die Haupthebel 
diefer Regierung find; täglich erjcheinen neue Edicte, ſtets wird darin zur Anzeigerei aufgefor— 
dert‘. Ebenfo nothivendig folgte daraus, daß das Volk, befonders in Rom, alles von der Re: 
gierung verlangte, daß der Beamte, welcher für die Proviantirung Roms wie für bie einer ſtets 
mit Belagerung bedrohten Stadt zu forgen hatte, bei dem Papſt viel galt, deſſen Popularität in 
feinen Händen lag. Diefer Beamte gab denn Befehle, z. B. daß jeder den dritten Theil feines 
Feldes mit Getreide anzubauen habe, aber er gab die Mittel dazu nicht. Die Arbeiter mußten 
ſchon damals Häufig aus vem Neapolitanifden herbeigerufen werben. 

Natürlich war unter ſolchen Umſtänden der Staat, ob er gleich wenige Truppen unterhielt, 
Schulen und Straßen im Argen lagen, in großer Binanznoth. Sein Papiergeld genoß um 
1760 feinen Eredit, man verlor daran, fonnte auch nur größere Werthe wechſeln laffen, das 
Silber war verſchwunden. Die Staatsſchuld berechnete fih auf LOO Mill. Fr. Da die Lebens: 
mittel infolge diefer Übelftände immer theuerer wurden, fo brad das Volk ſchon 1782 in Gegen— 
wart ded Papftes in aufrührerifche Rufe aus, der Staatöbanfrott erſchien beſonders bei der 
Prachtliebe des Papfted Bius VI. immer unvermeidliher. Nach dieſem mag die oft wieberge- 
faute Behauptung beurtheilt werden, daß Stimmung und Finanzlage erſt durch die Franzöſiſche 
Revolution jhlimm geworben feien. 

Eine Goldquelle waren feit lange die von den päpftlichen Kanzleien, bejonderd von der Da— 
terie ertheilten Dispenfationen von firhlihen Verboten und Verbriefungen geiflliher Würden. 
Die Daterie ift, ſchreibt der franzöſtſche Geſandte 1779, eine Art von Bureau, wo man die 
Gnaden, deren Gewährung gratis das Trienter Concil befahl, erhandelt und verkauft. Aber 
da für die apoftolifhe Kammer und für eine Unzahl Perfonen mit diefer Agiotage viel verloren 
ginge, jo darf man nit hoffen, daß ein Papft ven Muth habe, ihre Abſchaffung durchzuſetzen. 
Aus demjelben Grunde, da auch Cardinäle dabei betheiligt feien, daß der Schleier nicht von den 
Misbräuchen gezogen würde, hoffte oder fürchtete Diefe ein Eingeweihter nie. Daher ſchreibt 
jener Geſandte, felbft Cardinal-Erzbiſchof: „Will man ih in Rom erbauen, fo muß man in die 
Kirchen zu den vierzigftündigen Gebeten gehen; man hüte ih aber ſehr, die Sitten des Yandes 
oder dad Verfahren und die Manieren der Nechtöpflege, oder die Übertragung von Pfründen 
und von den widtigften Amtern zu erforſchen.“ Dieſes veranlaßte die Regierungen zunädit, 
die finanzielle Reform in ihrem Bereiche ſelbſt einzuleiten. Den 4. Sept. 1782 jchreibt ver 
Gardinalgefandte infolge dev Mafregeln, welche auch die bourbonifchen Höfe Italiens unter Anz 
führung des Kaiſers Jofeph II. ergriffen: „Da der Heilige Stuhl den größten Theil feiner Er— 
nennungen (zu Pfründen) in Italien verliert, wird er fi außer Stand fehen, die Dotation für 
die Prälatur und für das Heilige Collegium zu geben. Nur die Einziehung der Kloftergüter 
ann ihm die Mittel dazu bieten.’ Diefer Ausfall im Tribut dev fremden Bölfer war zugleich 
ein ſchwerer Verluft für pas Land, da Pius VI. nicht daran dachte, etwas von der Pracht feines 
Hofhalts, wegen deſſen die Fremden ihn rühmten, zu vermindern. Die Einnahme, welche vie 
Daterie jährlih aus Frankreich bezog, ſchwanken zwiſchen 3—600000 Fr., wozu jährlich 
etwa 360000 Fr. Annaten fommen. Der jpanifche Hof ſoll jährlih gegen eine Million (?) 
für Heiligiprehungen an die Curie bezahlt Haben. Diefe Summen waren zum Theil durch die 
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Tauſende von Ehmarogern verfählungen worden, melche als Glienten der Cardinäle und Prä- 
laten herumſchlichen. Und jegt, da die Aufklärung und bald die Revolution die gewohnte Ma- 
ftung verfagten, warf ſich dieſe Horde auf ben Kirchenſtaat. Deffen adriatifche Provinzen waren 
um jo bereiter, jich der Revolution anzuſchließen, da feit 1780 der Papſt in centralifirender 
Abſicht ihre Municipalprivilegien beichränft hatte. Seit 1796 gehörten fie zu den trangalpi- 
nifchen Republifen und zum Königreich Italien. Sie zahlten an Napoleon ftarfen Blut= und 
Geldzehnt, genoffen aber bürgerlicher Verwaltung. 

In Rom hielt die große Mehrzahl zum Papſt, nicht blos weil hier das Mark ver Provinzen” 
verzehrt wurde und die Kunſt- und Pradtliebe der legten Päpfte eine Menge reicher Fremder 
nah Rom gelodt hatte; die Haltung des Papftes Pius VII. und die der niedern Geiſtlichkeit 
war Napoleon gegenüber würbevoll; die Shmälerung der Ginfünfte ver Curie und ihrer Mit: 
eſſer theild durch die Entziehung der Provinzen jeit 1796, theil® durch die Verfürzung der Da: 
terietaren, die Ginziehung der Kloftergüter, von denen viele Arme und Faule mit gelebt hatten, 
die Impertinenz der Franzoſen, bie republifanifhe Komödie, die Gontinentalfperre, welche die 
gewohnten Eolonialwaaren und englifche Induſtriewaaren nebft den Engländern jelten machte, 
die Conſcription machten die Franzoſen verhaßt, zum Theil Schon lange ehe fie 1809 den Papjt 
fortführten und Rom dem Kaiferreich einverleibten. Diefed wurde als eine zur Nothiwendigfeit 
gewordene, berechtigte Zurüdnahme der Schenfung Karl’8 des Großen durd den MWiederauf: 
richter feines Reichs dargeſtellt. Napoleon hoffte durd die Berpflanzung des päpftlihen Siges 
nad) Frankreich feine Herrfchaft über die Geifter zu befefligen. Seit die Treulofigfeit ver nea= 
politanifhen Bourbonen ihn gendthigt hatte, Neavel zu erobern, blieb dem Kaifer bei der Un— 
beugfamfeit des Papftes, welcher ſtets die Partei Oſterreichs und Englands nahm, beinahe Feine 
andere Mahl, als fi zum Herrn ded ganzen Kirhenftaaf® zu machen. Die Engländer konnten 
durch eine Landung und Feſtſetzung bei Ancona ſtets dad franzöjifche Heer in Neapel abſchnei— 
den, deſſen Aufftellung hier ald Operationsbaſis gegen die Türfei für Napoleon doppelt wichtig 
war, Rom war in den Augen Napoleon’s I., was e8 in denen Napoleon's IM. ift, die Baſis, um 
ih Neapels zu verſichern. Es find wol des Kaiſers eigene Gedanken, welde ihm fein Minifter 
ded Außern, Champagny, in Denfihriften 1810 vorbielt: „Wenn es eine Stellung gibt, welche 
die Leidenſchaft des Ehrgeized aufs äuferfte reizen muß, fo ift es die Stellung eines Menden 
zwifchen einer großen geiftlihen und einer ſchwachen menſchlichen Gewalt, Ex wird verfuchen, 
dieſe weltliche Gewalt ebenfo ſchrankenlos über Kürften und Völker auszubehnen wie jene, und 
zwar dur bie Hebel, welde die geiſtliche Gewalt ihm bietet. Kaum waren die Päpfte durch 
die Schenkung Karl's des Großen in die Reihe der weltlichen Souveräne getreten, als ſie unbe— 
grenzte Vorrechte an ſich riſſen; da die beiden Ehrgeize, welche nun im Chaxakter der doppelten 
Gewalt des Papſtthums lagen, gleichen Schritt hielten, prätendirten die Bäpfte zu gleicher Zeit 
Richter über ven Glauben und über die Kronen zu fein, Bertheiler geiftliher Onaden und der 
Kronen; endlich wagten fie ih unfehlbar zu nennen und das Privilegium fih anzumaßen, Kö: 
nige zu ercommuniciren und abzufegen. Dieſes unterfland ſich erfimald Nikolaus I. kurz nad 
der Landſchenkung Karl's gegen einen der nächſten Nachkommen Karl’d, und daffelbe wäre zu 
fürdten, wenn ver Papſt Landesherr bliebe und Kaiſer Napoleon auch ſchwache Nachfolger 
hätte.” 

Rom, welches im Jahre 1793 noch 167000 Einwohner gehabt hatte, zählte 1813 nur noch 
117000. Die Faiferlihe Regierung brachte aber in viele Verhältniffe Roms und des Kirchen: 
ſtaats die nöthige Ordnung; viel faules Fleiſch wurde weggeäßt, die weit hinaufreichende Bettel: 
haftigfeit troß vieler Noth gemäßigt, und ald die Siege der verbündeten deutfchen und ſlawiſchen 
Bölfer und Fürften dem Papſt 1814 die Rückkehr nah Rom öffneten, fanden ſich feine Finanzen 
unverhofft merklich gebeflert. Aber erft ver Schrecken über die Rückkehr Napoleon's von Elba 
veranlaßte den Wiener Congreß im Frühjahr 1815, mit nur geringer Berückſichtigung der 
Anſprüche, welche Oſterreich auf den Kirchenſtaat erhob, die Wiedereinſetzung des Papftes 
ſelbſt in die Romagna zu beſchließen. 

Der Zuſtand des Kirchenſtaats ſeit der Reſtauration, der Epoche von 1814, mar lange 
zugleich bekannt und ein Geheimniß. Selbſt die meiften unter denen, welche Rom ſelbſt ge— 
ſehen hatten, brachten widerſprechende, vereinzelte Eindrücke mit nach Hauſe. Daß die Gunſt 
eines Cardinals in der Regel mehr vermöge als gutes Recht, wußten die meiſten. Die 
„patriarchaliſchen Zuſtände“ des Prieſterregiments hatten aber auch allerorten ihre feuerigen 
Lobredner; wir erinnern uns noch lebhaft des Eindrucks, welchen ein Geſpräch darüber mit 
Pater Lacordaire auf uns machte. Das Memorandum der Mächte nad dem Aufſtande von 
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1831 zu Gunften einer bürgerlichen Verwaltung für das ganze Land warf ſtarke Streiflichter 
über das bisher mit curialem Schweigen Bedeckte. Aber man erfuhr nicht, welde Reformen 
realifirt wurden oder nit. Die blutigen Gewaltthätigfeiten der Erhebung vom November 
1848 gegen den biöher fo himmelhoch gefeierten Pius IX. mußten ald Rechtfertigung der 
Wiederherſtellung der Zuftände von 1845 und no härterer Maßnahmen dienen. Erſt das 
abermalige plöglihe Zufammenbrehen der päpftlihen Herrihaft in der Romagna auf Die 
Nachricht von der Schlacht bei Magenta verihaifte einen reihen Stoff zur Documentirung der 
merkwürdigen Zuftände des Schönen Königreihe. Wie in andern Ländern Italiens hatten 
ernfte Urkundenforfcher aud im Kirchenſtaat auf den Tag der Freiheit Documente gefanmelt 
und die Städte wurden jegt aufgeforbert, aus den zurücgelaffenen Kanzleien der geflüchteten 
geiftlichen Regenten das irgend für die Regierungdart derfelben Charakteriftifche zu Händen zu 
ihaffen; fo konnte fhon im Frühjahr 1860 Gennarelli zwei ftarfe, enggedruckte Quartbände 
„Documenti sul governo pontificio* herausgeben. Schreiber dieſes kam in Bologna fofort in 
ihren Befig. Aber fein Eifer, aus diefer Sammlung, deren Echtheit anzufechten niemand 
wagte, das Wichtigſte mitzutheilen, fühlte jih bald fehr ab. Der Inhalt war ein fo düſterer, 
die Folterung der berechtigtſten, edelften Negungen machte beim Leſen einen jo peinlichen Ein— 
drud, daß man fich diefer Arbeit um fo mehr zu entziehen wünschte, als viele Thatſachen vor: 
ausjichtlich bei denen feinen Glauben finden fonnten, welde der Belehrung am bevürftigften 
waren, Hängt doch heute noch für viele Die Überzeugung, es müfle unter dem Krummftabe 
auch in Italien doch nicht fo übel wohnen fein, mit ihrem veligiöfen Glauben feit zufammen. 
Nur ein Mann von firhliher und wiſſenſchaftlicher Autorität, nur ein eifriger Katholif 
fonnte diefen Bann brechen. Diefed ift dann von Döflinger in feiner vielgenannten Schrift 
„Kirche und Kirchen, Bapftthun und Kirhenftaat” (Münden 1861) geſchehen. Er, der 
Sohn eines deutſchen, fürftbifhäflihen Beamten hat aud den ungeheuern Unterſchied jenes zu: 
Ende des vorigen Jahrhunderts in Deutfchland geftürzten weltlihen Regiments der Kirchen: 
fürften von dem im Kirchenſtaat herausgehoben; die Beamten jener Land und Leute regierenden 
deutichen Kirchenfürften waren Laien bis in ihre Minifterien hinauf; alle höhern Beamten: 
ftellen im päpftlihen Staate aber jind Klerifern ausfchlieglih vorbehalten. Das ift der 
„Schweif des Drachen“. Döklinger hat die von Gennarelli gebotenen Documente und an: 
dere mannichfaltige Zeugenaudfagen zugleih mit kindlicher Schonung und mit männlicher 
Wahrhaftigkeit benugt, und wir glauben ber Wahrheit, ven Thatſachen am beiten Gehör und 
Glauben zu verfhaffen, indem wir im Folgenden gewiflenhaft, nad der Zeitordnung anein- 
ander gereibte Stellen aus Döllinger ganz in ihrem Sinne wiedergeben: „Der Staatäfecretär 
(ſtets ein Garbinal, der oberfte, eigentlich der einzige Minifter des Kirchenſtaats) des aus dem 
franzöfifhen Eril zurüdgefehrten Pius VII., Gonfalvi, erflärte im dem Motuproprio vom 
6. Juli 1816, welches die Verwaltung des Kirchenſtaats beftimmte, früher babe im Staate ein 
Aggregat von manderlei Gebräuchen, Geſetzen und Privilegien beftanden; da fei ed nun ein 
Bortheil und göttlihe Fügung, daß durch die Unterbrehung der päpftlichen Regierung und 
während diefer (franzoͤſiſchen) Zwiſchenherrſchaft alle dieſe Ungleichheiten aufgehoben, Ginbeit 
und Gleihfürmigfeit eingeführt worben fei. Aber Gonfalvi'8 Einheit und Gleihförmigfeit 
war deſtructiv.“ (S. 548 und 549.) „Gonfalvi trat bereitwillig diefe Erbfhaft der Revo— 
Iution an. Darin jedoch wich er von dem franzöſiſchen Syſtem ab, daß er die Gewalt wieder in 
geiftlihe Hände legte. Die 17 Delegaten entſprechen ven franzöftichen Bräfecten, müſſen Prä— 
laten fein, entſcheiden über alles und haben eine blo8 berathende, von Nom aus ernannte Ver: 
fammlung zur Seite. Zugleich ſteht ihnen die Ernennung der Magiftrate zu, welche die Ver: 
waltung der Commune führen, und in denen auch Geiftlihe, ven Laien vorgebende Mitglieder 
ſitzen.“ (S. 550.) „Im ganzen war die Gewalt der Geiftlichfeit in der weltlihen Regierung be: 
deutend größer getworben, ald fie ed früher geweien war. Wie die alten Lofalrechte wurde das 
feit einem Jahrzehnd oder länger herrſchende gefammte franzöftiche Recht in allen Zweigen ab— 
geſchafft; einftweilen follte das Kanoniſche Recht und die päpſtlichen Gonftitutionen älterer Zeit, 
eine faft unüberfehbare, verwirrende Maffe von zum Theil widerſprechenden Verfügungen, die 
Stelle vertreten.” (S. 553.) 

Döllinger hebt dabei nicht gehörig hervor, daß während des italienischen Königreichs, wel— 
es die Romagna, die Marfen, Umbrien mit Oberitalien vereinigte, und der Ginverleibung des 
ſüdweſtlichen Kirchenſtaats in das franzöfifhe Kaiferreich die Bevölkerung ganz andere Ideen 
und Bedürfniffe eingefogen hatte, Gin früher unbefanntes, bürgerlihes und militärifches 
Ehrgefübl moderner Natur mar gewedt worden. Dieſes Ehrgefübl befonders fträubt ſich 
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gegen die unbeſchränkte Herrſchaft des Klerus in weltlihen Angelegenheiten, und deſſen Herr: 
haft war alfo jegt ausgedehnter, durch den Wiverftand gereijt und viel fchärfer ald vor 1796. 
War ed möglih, dag der neue, gärende Wein in den fnapper gewordenen alten Schläucden 
hielt, welche mit parifer Rappen zugeflidt waren? 

Dog laffen wir Döllinger wieder das Wort in Schilderung ded Beamtentbums, welchem 
die Leitung der complicirten Staatsmaſchine, „unftreitig das complicirtefte von allen euro: 
päiſchen Verwaltungsſyſtemen“ (S. 551), anvertraut war und ift, mweldes alle möglichen 
Verbältniffe des bürgerlihen Lebens, nah Unterdrückung der provinzialen und perfönlichen 
Selbftändigfeit, mwillfürlih regelt und beberricht: „Es war jhon vor 1823 längft bemerkt 
worden, daß ein geijtlicher Beamtenorganidmus, eben darum weil die Glieder deffelben Priefter 
und mit jo großen Standedvorrechten begabt jeien, allzu fehr der feften Dieciplin ermangele, daß 
e8 feine Gefege, feine Mittel gebe, ſie in Schranfen zu halten, daß nur die Hoffnung des Vor: 
rückens bei ihnen wirke.“ (&.557.) „Die Pflanzſchule, aus welcher die Regierung ihre (höbern) 
Beamten nahm, war jene Klaffe römiſcher Abbates, welche mit jehr unzureichenden juriftifchen 
und ohne alle ſtaatswirthſchaftlichen Studien, mehr abgerichtet ald gebildet, befler vertraut 
nit den firhlihen Geremonien ald mit den Verwickelungen und Intereffen des bürgerlichen 
Lebens, ihr Vertrauen auf das Batronat eined Cardinals oder Monfignore (Prälaten) fegend, 
in Rom jelbft nur ſehr geringes Anſehen genoffen, in den Provinzen der Mehrzahl nah min— 
deften® nicht beliebt waren. (S. 550.) So weit Döllinger; mir jhieben dann und warn 
etwas ein, was ihm nicht minder befannt jein muß. 

Jeder Gardinal betrachtet Äh mit Recht als den möglichen künftigen Bapft; er nimmt eine 
Stellung im Staate ein, wie einft in Frankreich die Prinzen von Geblüt. Jeder dieſer fird: 
lihen Prinzen gehorcht dem bürgerlichen Gefege, welches er als foldhes gering hält, nur wann 
und foweit er mag. „Der veactionäre Gardinal Mattei“, fchreibt Döllinger, „ließ die Edicte 
des Stuatsfecretärd in jeinem Sige DVelletri durch feine eigenen Shirren abreißen.“ (S. 553.) 
Diejed war nicht blos ein vereinzeltes, perfönlices Wagnip, fondern es lag im Princip. „Der 
Cardinal de Luca conjtatirt das Princip, daß die Befege und Verfügungen des Papſtes als 
weltlihen Fürften für die Geiftlichen nicht verbindend feien, wenn nicht ausdrücklich gefagt fei 
oder aud dem Inhalt präfumirt werden müffe, daß er zugleich ald Kirchenoberhaupt das Gefeg 
gegeben habe.” (S. 580.) Diefed Beifpiel wirfte natürlich anſteckend auf die Maffen ; in den 
energiihen Bologna hörte Döllinger das Sprihwort, welches den Mangel an adminiftrativer 
Disciplin charakteriſirt: „Bei uns befiehlt die eine Hälfte, die andere gehorcht nicht“, — iſt das 
nicht wie ein Zuftand der Revolution? Wer follte nicht Döllinger’3 Urtheil beiftimmen, daß 
die Geiftlichfeit nicht gewohnt fei, nach dem objectiven Rechte, ſondern nad) fubjectiven Motiven 
zu handeln, und daß fo die Willfür über dad Geſetz geftellt werde? 

Bei den untergebenen Beamten, welde Laien find, nimmt auch nah Döllinger viele 
MWillfür die Form der Beitechlichkeit an. „Diejen gering Befolvdeten fehlt jener moralifche Hebel, 
ohne welchen die modernen Beamtenftaaten nicht wohl beftehen fünnen: bad Gefühl ver Stan: 
desehre und der Einfluß des Gorporationdgeiftes. Die Verfuche, der gefegwidrigen Ausbeu— 
tung folder Amter durch ihre Inhaber vermittelft geihärfter Aufficht zu wehren, vermehrten 
nur das Spioniriwefen mit feinen verberblihen Wirfungen.” (S.558.) „Auch über die Art der 
Anftellung wurde geklagt. Jenes Syſtem langer vorbereitender Studien und wiederholter 
forgfältiger Prüfungen, durch weldes andere Staaten Bürgihaften für gerechte Vertheilung 
der öffentlichen Amter varbieten, war bort unbefannt. Der Laie mußte irgendeiner religiöſen 
Aggregation angehören, mußte der Schügling eined Prälaten, eines Cardinals oder eines 
Moͤnchsordens fein, um aud nur zu einerunterften Stelle zu gelangen.“ „Der Geiſtliche fteht als 
Schildwache am Eingange jeder Garriere, denn er hat die Zeugniffe über Religiofitätund Erfüllung 
der firhlihen Verpflichtungen auszuftellen, obne welche niemand zum öffentlihen Dienfte zuge: 
laffen wird.” „So waren die weltlihen Beamten die gezwungenen und häufig die ſtets bebürf: 
tigen Glienten der Prälaten. Die Folge von allem war, daß die vornehmern und gebilvetern 
Stände ſich größtenteils, und zwar gerade die unabhängigen, ſich felbft achtenden Charaktere 
unter ihnen, vom Staatsvienfte abwandten und, eben damit zur Unthätigkeit und Inhaltsloſig— 
feit des Lebens verurtheilt, unvermeidlich die Maſſe der Unzufriedenen und gelegentlich die der 
Gonipirirenden vermehrten.” (S. 572 und 614.) Alle dieſe Zeitwörter können ebenſo gut in 
die gegenwärtige Zeit verjegt werden. Diefe Unzuverläffigkeit der Beamten ließ ſchon 1831 
die päpſtliche Herrichaft bi8 in Die Nähe Roms wie ein Kartenhaus zufamntenfallen, 

Ob Beamter oder nicht, der Laie ift gegen den Geiſtlichen vor Gericht überall im Nachtheil: 
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„Das Misverhältniß liegt in der Ungleichheit der focialen Stellung, melde die Klerifer burd: 
weg zu ben Herrihenden, die Laien zu Dienenden macht, weldye in jevem amtlihen und privat: 
-perfönlichen Conflict zwiſchen einem Laien und einem Klerifer alle Vortheile in die Hände des 
legtern legt, und das Unterliegen des erftern vorhinein wahrſcheinlich madt. Die Geiftlichfeit 
hat ihr privilegirted Forum (Gerihtöftand), ſodaß, wenn ein Geiftliher und ein Laie ih an 
Einem Verbrechen betheiligen, fie von verfchiedenen Gerichtshöfen gerichtet werden. Aber auch 
die Beftrafungen find verfchieden. Die priefterlihen Schuldigen haben das Borreht, immer 
milder geftraft zu werben ald die Laien. Als Beleg werben die 1852 vor dem Gericht in Eng: 
land erhobenen Schlechtigkeiten des Dominicanerd Achilli angeführt (S. 615 und 581). Wer 
find aber die vielgenannten ‚„Prälaten”? Unter ihnen finden fi die impertinenteflen Intri— 
guanten, welche ſich ſtets auf jene ihre Vortheile bei den Autoritäten und Gerichten verlaflen. 
Auf die Rathſchläge der befreundeten Regierungen im Mai 1831, der Papſt möge die bürger: 
liche Verwaltung dazu befähigten Laien anvertrauen, „‚erflärte die päpftliche Regierung in einer 
officiellen Gegenſchrift: fie weife alle dieje Korderungen zurüd. Die Ausſchließung der Laien 
von den höhern Ämtern jei dadurch genuilvert, daß man Prälat werden könne, ohne Priefter zu 
fein, blos dur Anlegung des Gewandes und Beobachtung ded Cölibats““. In einer Anmer— 
fung antwortet darauf Döllinger (S. 591): „Raum mochte ſich jemand durch die Hinweiſung 
auf jenen Theil der Prälatur befriedigt fühlen, welder aus Laien befteht, die nur ald Priefter 
madfirt find. Es ift begreiflich, daß ſolche Zwitterweien, die, wie man meint, ihre Amphibien- 
flellung nur aus Ehrgeiz oder Geldgier eingenommen haben, nicht hoch in der Öffentlichen Mei- 
nung ftehen, und daß die Verheiratheten, denen dieſe halben Geiftlihen im Amte vorgezogen 
werben, ihre Zurüdjegung nur um fo bitterer empfinden.’ 

Diefed find in der Natur des Kirchenſtaats wurzelnde Übel. Da der Papft durd die 
Stufen folder Collegen mit ihrer Hülfe aufgeftiegen, von ihnen gewählt it, jo muß er ihre 
Privilegien befhügen. Da feine eigenen fürftlihen Streitmittel ſchwach find, muß er jeine 
priefterlißen und die Hülfe fremder Staaten aufbieten. Als infolge der Julirevolution im 
Bebruar 1831 bis in die Nähe Noms alles, auch Beamte und Soldaten, vom Papft abfielen, 
graute ed dem neugemwählten Papft Gregor XVI. vor den Bolfselementen in Rom, den berüch— 
tigten Anwohnern des Biminal, welche fih für ihm bewaffneten, während der Bürgerftand ſich 
ftill hielt. Nachdem der unorganifirte Aufftand durch die öfterreichifhen Truppen niederge: 
worfen war, ließ ſich die päpftlihe Regierung nur zu allgemeinen Berfprehungen „conſerva— 
tiver Inftitutionen” herbei. „Man hat ed nachher“, jchreibt Döllinger, „im In- und Aus— 
lande der Regierung bitter vorgeworfen, daß im Grunde unter dem damaligen Pontificat, das 
noch über 15 Jahre währte, von dem allen nichts erfüllt worden fei.” (S. 564.) „Die kurz 
vorher erlajfenen Edicte wurden in Rom widerrufen oder unausgeführt gelaffen. Natürlich 
herrichte mieder allgemeines Misbehagen. Bon da an verjchlinimerte ſich die Lage mit jeden 
Jahre. Die aus den unterften Klaſſen gebildeten „päpſtlichen Volontärs“ übten argen Terro— 
rismus, und politifche Morbthaten, durch die revolutionäre Partei begonnen, murben immer 
häufiger, die Regierung warb unvermeidlich immer argwöhniſcher und quälerifer; man ver— 
ließ ih auf den vierfachen Arm ver Öfterreicher, der Brangofen, der geworbenen Schweiger=- 
regimenter und der eigenen Truppen und der Sanfediften und der Volontäre. Die Spionage, " 
doppelt verhaßt bei einer Priefterregierung, da das Volf jofort Misbrauch religiöfer Mittel . 
dabei argmöhnt, warb im großen Maßftabe getrieben.” (S. 567, 568.) „Beltändige Militär- 
commifjtonen richteten die wegen politifher Ausfhreitungen Angeklagten nad willkürlichem 
Verfahren.” (S.569.) Streng fatholifhe Männer, wie Graf Cäſar Balbo, erflärten es für 
einen großen, fittlihen und politifchen Fehler, daß ven liberalen VBerfhwötungen der Grund: 
befiger gegenüber ein Landfturm ihrer Tagelöhner bewaffnet würde, welcher unter der Leitung 
fanatifher Priefter und berüchtigter Subjecte ftand. Döllinger jagt darüber: „Die päpft: 
gemuntert, die ihnen bald über ven Kopf wuchs und vorzugsweije aus den ärmften und nie: 
prigiten Klaffen ſich ergänzend, in einigen Gegenden thatſächlich der Regierung ih bemäch— 
tigte.“ Thatſache ift, daß Grundbeſitzer die Felddiebſtähle des benachbarten Proletariats vieler: 
orten ruhig geſchehen laſſen mußten, wenn ſie nicht denuneirt und eingeſetzt werben wollten. 

Döllinger beklagt fehr die von Prieftern geübte polizeiliche Allgewalt, wodurch die ordent: 
lichen Gerichte lahm gelegt wurden; er beflagt e8, daß politifche Vergehen von Prieftern beftraft 
wurden, welde nad ihrer Art Gefinnungen als Beweiſe der That nehmen und fharf ahnden. 
„Der Staatsſecretär Gardinal Bernetri verfügt bezüglich eined Mannes, dem nichts nachge— 
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wieſen werben konnte: bei der erſten Übertretung folle {on nicht nur die geſetzliche Strafe (da: 
für), fondern noch nebſtdem fünfjährige Zwangsarbeit treffen.” (,Documenti”, IL, 595; 
Dillinger, S. 616.) Seltſam ift, daß das geiftliche Gericht fidh die Unterfuhung und Be: 
ftrafung aller gefhlehtliher Vergehen ‚vorbehielt. Durch feine Eingriffe in das Privatleben 
machte es jich befonders verhaßt. „Der Cardinal und Bifhof von Sinigaglia verorbnete im 
Jahre 1844, junge Männer und Mädchen dürften einander feine Gefchenfe geben und die 
Väter Died nicht dulden, im Ubertretungsfalle follten Väter und Söhne oder Töchter mit Ge- 
fängniß von 15 Tagen büßen.” (S. 574.) „Ungeadtet der Milde‘, jagt Döllinger weiter, 
&.576und 621, „welche man der Inquifitionnahrühmte, war Diefe doch verhaßt und gefürchtet, 
weil fie von dem Örundfage ausgeht, daß jeder, der um ein in ihr Forum einſchlagendes Ver: 
gehen wiſſe, ftrafbar fei, wenn er ed nicht anzeige, der Denuncirende aber durch dad Geheimniß 
geihügt ift, und der Angeklagte die Namen des Anflägerd und Zeugen nie erfährt. Im Jahre 

21841 erließ der Inquifitor zu Pefaro, im Jahre 1856 erließ der Inquifltor in Ancona ein 
langes Edict, worin wieder unter Androhung der ſchwerſten Genfuren die Denunciation jedes 
kirchlichen oder religiöfen Vergehens, welches jemand an andern wahrgenommen habe, allen zur 
ftirengften Pflicht gemacht wird, fobaf eine Magd z. B. in ven Bann verfiele und flraffällig 
würde, wenn fie verfäumte, der Ingquifition anzuzeigen, daß jemand im Haufe an einem Feier: 
tage oder Sonnabend Fleifch gegeſſen habe.‘ 

If ed da zu verwundern, wenn „der Legat Mafjimo aus Imola am 12. Aug. 1845 be: 
richtet: der Stolz der Bevölkerung mache ihr das Priefterregiment unerträglid; vom Patricier 
bis zum niedrigften Ladenjungen hinab feien alle verſchworen, jeden von den Behörden Ver: 
folgten zu bejhügen und der Strafe zu entziehen. Viele Beamte und Geiftliche feien geneigt, 
ſich mit den Neuerern zu verfländigen; man müffe bie ganze jeige Generation von 18 Jahren 
an aufwärtd für verloren geben, denn fie fei grunbfäglich feindfelig gegen die Regierung, und 
man werde ſich immer mit ihr im Kriegözuftande befinden. Der Governatore von Rom meinte 
in feiner Antwort: Nad vielen, aud von anderwärtd ber, eingelaufenen Berichten verhalte 
es fich freilich fo; zugleich aber berührte er eine Hauptquelle des Übels: die gezwungene Thaten= 
lofigfeit, den Mangel an befriedigenver Thätigkeit, welchen das Regierungsiuftem mit ſich 
brachte“. („Documenti‘, I, 66 ; Döllinger, ©. 594.) Das jelbft vom Papft Gregor XVI. an 
erfannte (S. 565) Bebürfnif einer großen Reform der bürgerlihen Verwaltung des Kirchen 
ſtaats Eonnte lange nicht zur Geltung fommen, da hochbetagte Greife zu Bäpften gewählt wur: 
den und eine ungeheuere Solidarität von Leuten in hoben bis in die niedrigften Klaffen herab 
beftand, welche bei Erhaltung der unzähligen Misbräude ſtark interefjirt waren. Die Re: 
formen Pius’ IX. wurden durch. dieſes Gomplot gehemmt, bis fie von der Revolution dictirt 
wurden und ald unfreimwillige feinen Danf nod Glauben fanden. Welchen Widerftand fand 
Roſſi im Herbft 1848 mit feinem Plan einer geordneten Raienregierung von feiten einfluß- 
reicher Prälaten! Diefe Partei umgarnte ven nah Roſſi's Ermordung nah Gaeta geflüchte— 
ten Bapft und gab ihn in die Gewalt Antonelli’s. 

Nachdem die Reformen Pius’ beinahe alle wieder abgeſchafft waren und die weltliche Herr— 
ſchaft der Priefter, ſoweit nicht die fremden Generale fie, 3. B. dad Recht über Tod und Leben 
ohne irgendeine Mitwirkung der päpftlichen Behörden, an fich geriffen hatten und die Inqui— 
fition wieberbergeftellt war, fehrte Pius nad anderthalbjähriger Abmwejenheit 12. April 1850 
zwifchen den Bajonneten der Franzoſen nah Rom zurück. Wie düfter war fein Empfang im 
Bergleih mit der Rückkehr Pius’ VIL. im Jahre 1814! Die Ofterreicher hatten fi bis über 
Ancona herab feftgefegt und erhoben 10 Jahre lang für ihren Unterhalt fhmere Summen, 
übten Gerechtigkeit mit Bulver, Blei und Stodftreichen bis zum Tode auch an gebilveten Män— 
nern, während Räuber Eleinere Städte plünderten. Die Franzoſen liefen ed fih mit Kaſer— 
nirung genügen, aber fie höhnten päpſtliche Behörden. Dennod find fie unentbehrlich, ihr 
Abzug würde ald einer Preisgebung des Papftes in vie Hände der Nevolution gleihgeadhtet. 
Denn es ift nicht abzufehen , wann fi der Bürgerftand je mit der weltlichen Herrſchaft ber 
PBriefter zufriedengeben follte. Die Prälaten aber wollen lieber die Kirche, die Religiofität der 
Italiener, ven Papſt ven größten Gefahren ausſetzen, ald auf ihre weltliche Herrſchaft verzichten, 
zu deren Handhabung fie ebenfo wenig Fähigkeit ald Credit haben. Und bei diefem allem wird 
ed als ein Glaubensſatz gepredigt, die Erhaltung der weltlichen Herrſchaft fei für die Unabhän- 
gigfeit ver Kirche nöthig. Die Prälatenpartei fagt, im Kirchenftaat müſſe e8 ſich eben dar: 
ftellen,, wie hoch von Rechts wegen der Kleriker über alle weltliche Gewalt geftellt fei, der we: 
ſentlich geiftliche Charakter des Papſtes heifche Dies; und wie könnte man in andern Ländern 
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den privilegirten, exemten Gerichtöſtand des Klerikers auch in weltlichen Dingen, z. B. bei 
Klagen gegen ihn wegen nicht bezablter Geldſchulden, die biſchöfliche Gerichtsbarkeit fort und 
fort verlangen, wenn diefed alles nicht im Kirchenſtaat völlig erhalten bliebe? Der Kirchenſtaat 
muß in feiner Art ein Mufterftaat fein. 

Ebenjo hartnädig war aber jeit 1849 der ganze Bürgerftand im Kirchenftaat und ift es 
noch in Rom. Man will durhausd nit mit dem weltlichen Priefterregiment zuſammenwirken, 
auf die Gefahr hin, daß die öffentlihen und die eigenen Privatintereflen bitter darunter leiden, 
Dillinger jagt (S. 623): „Die Brälaten und Delegaten berichten fortwährend über den ſyfte— 
matiſch feindfeligen Geift ver Bevölkerung, ihre Weigerung, irgendein Communalamt, welches 
mit der Negierung in Berührung bringe und die Verfügungen derfelben zu handhaben nöthige, 
zu übernehmen.“ Da die Gewählten vorausiihrlid lauter entſchiedene Feinde der beſtehenden 
Priefterregierung wären, hat der Cardinal-Staatsſecretär Antonelli 29. April 1854 verfügt, 
daß die Wählercollegien zu Belegung der Gemeinderäthe, von denen ſoviel Gutes laut ver: 
heigen worden war, gar nicht einberufen werden follten, Der englifche Geſandte bezeugt, daß 
die päpftliche Regierung bei der Keindieligfeit der Bevölkerung gar nicht anders handeln fonntr. 
Wie im übrigen fortregiert wurde, möge Döllinger (S. 579) ſchildern: „In den traurigen 
Zeiten feit 1848 erzeugte das Syftem des maſſenhaften Einferkerns in ven ungelunden Ge— 
fängniffen no größere Erbitterung. Der Governatore von Faenza flellte im Jahre 1853 
vor: man habe eine große Anzahl von Perſonen ohne Verhör, ohne Proceß, vielleicht felbft 
ohne Verdacht blos zur Vorſicht in die Gefängniffe gebracht, wo ſie nun ſchon jahrelang ſich be: 
fänden. Mehr ald 450 Proceffe jeien nun ſchon feit vier oder fünf Jahren anhängig.“ 

Bekannt ift, daß auf die Nachricht von der Schlacht bei Magenta in der Stunde des Abzugs 
der Öfterreihifchen Garnifonen in der Romagna ſich eine proviforijche Regierung bildete, welcher 
es gelang, die unvermeidlich fheinende Blutrache an den Priefterregenten und ihren Helfers— 
belfern völlig im Zaum zu halten. Bekannt ift, Daß im Herbft 1860 Gavour durch den Einfall 
in den Kirhenflaat durch Vernichtung des päpftlihen Heered Garibaldi zuvorfam, welder dur 
den Angriff auf Nom den ſchlimmſten Zufammenftoß mit Frankreich hervorgerufen hätte. 
Diefed lauert vom Kirchenflaat aus auf Die Oelegenbeit, die Hand auf Neapel zu legen. Der 
gegenwärtige Kirchenſtaat befaßt die Grenzflädte Acauapendente — und weiter die Tiber 
entlang — Drta, Civita-Caſtellana, Biano, Subiaco, Allatri, Geprano, Ierrarina. Der Kir: 
henftaat, melher bis zum Frühjahr 1859 no 748 Quadratmeilen hatte, und bei der Zäh: 
Ling von 1853 eine Seelenzahl von 3,125000 aufwies, hat jegt no 214 Duadratmeilen mit 
684000 Serlen, wovon 195000 auf Rom fomnen, 

Es ift fein Zweifel, daß ſobald ver Papft durd den Abzug der Franzoſen feinen Unter: 
thanen entgegengeftellt würde, ich die Bevölferung wüthend auf die Priefterregenten ftürzen 
würde; ein blutiger Kampf mit der päpftlihen Truppe und den 4000 tücdhtigen Gensdarmen 
(Garabinieri) fönnte nur durch das Dazwiſchenkommen der Italiener verhindert werden. Oder 
if zu hoffen, daß päpflliche Reformen Die Stimmung der Geifter ändern? Die Nachwelt wird 

über die Macht, welde pad Gewiffen, die Vernunft und der Fanatismus auf unfer Zeitalter 
üben, großentheild nad der Entſcheidung über das Los der biäher päpftlichen Unterthanen und 
über Die damit verfchlungenen Bragen urtheilen. 

Wie follen aber die Provinzen des Kirchenſtaats von der päpftlichen Herrſchaft losgelöſt 
werden? Gie find es vorerft mit demſelben Rechtötitel, unter welchem feinerzeit der Papſt die 
Merovinger ihrer Herrſchaft über die Franken entfleivete, unter dem ihrer Unfähigkeit dazu. 
Wie aber diefe Thatſache in das europäiſche Staatöreht aufgenommen werden fonnte, darüber 
belehrt und der Cardinal-Staasſecretär Bernetti in einer Unterredung , welche er im September 
1832 mit dem franzoͤſiſchen Geſandten Sainte:Aulaire hatte. ‚Meine perfönlide Meinung‘, 
fagte Bernetti, „ist, daß die Säcularifation der Legationen unvermeidlich ift, fie wird etwas 
früher oder jpäter erfolgen; aber nie wird fie vom Papſt ausgeſprochen werden, und er hat darin 
recht, mweil ed ihm nicht zugemuthet werben kann, den Haß auf ſich zu laden, welchen eine rui: 
nirte, gedemütbigte Eriftenz für die Gardinäle ihm zuziehen würde, und zweitens, weil biefer 
einmal vom Papft freiwillig ausgeſprochene Act die völlige Niederreißung der geiftlichen Re: 
gierung zur unmittelbaren Folge hat. Wenn das Verlangen ver Völfer heute die Prälatur 
aus den Legationen verftößt, fo wird daſſelbe Verlangen fie morgen mit nit weniger ®emalt: 
thätigfeit aus den Marken und aus Umbrien verdrängen. Mit welhem Grunde würde ber 
Papſt das den einen Gewährte den andern verweigern? Das Verhältniß märe aber ein 
beffered, wenn der Papſt den Großmächten miche; durch fie in den Rechten eines unabhängigen 
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Fürften verlegt, hätte er wenigftens feinen Bölfern feinen fie ermuthigenden Beweis feiner 
Schwäche gegeben. Es ift beiler, ſich in den beſtimmt ausgedrückten Willen Europas ergeben, 
als jich für bejlegt durd feine Unterthanen erklären und fi ein Zugeſtändniß entreißen zu laffen, 
welches durch feine Folgerungen fhlimmer wäre ald an und für ſich ſelbſt.“ Go der Garbinal- 
Staatdfecretär Bernetti, 9. Reudlin. 

Kirchenvermögen. 1) Was zunächſt die Frage nad dem Subject deffelben betrifft, fo 
befteht darüber befanntlih im katholiſchen Kirchenrecht eine Gontroverfe, die fih, wenn man 
von juriftiih ganz unmöglihen Anfihten, wonad das Eigenthum an den firdlichen Gütern 
Gott, oder Jefus Chriftus, oder den Papft, den Armen, dem Klerus zuftehen foll, abjieht, auf 
die Alternative zurüdführen läßt, ob die ganze Kirche oder ob die einzelnen kirchlichen Inftitute 
als eigenthumsberechtigte, vermögendfähige Subjerte zu betrachten ſeien. Obgleih man nun 
für die Eigenthumöbefugniffe der allgemeinen Kirche auf ziemlich weitgehende Befugniffe hin: 
weijen kann, die dem Oberhaupt der Kirche in Bezug auf Eontrofe, Erlaubniß zu Veräuße— 
rungen und dergleichen zuftehen, jo find dieſe Befugniſſe doch nit genügend und umfaffend 
genug, um daraus ein wirkliches Eigenthumsrecht zu conftruiren; vielmehr wird man fagen 
müſſen, daß, fo ſehr aud ver Geiſt des fatholifchen Kirchenrecht dergleichen fordern möchte, 
und jo fehr die fpätere Berfaflungsgeftaltung mit einer gewiffen Nothwendigkeit auf eine ſolche 
Annahme binführte, doch in den Anfängen der firblihen Nechtdentwidelung auf dem Grunde 
der tamaligen Anſchauungsweiſe die einzelnen Inftitute zu Trägern des firhlichen Vermögens 
geworden find, und dap es in ber jpätern Zeit, obgleich eine veränderte Grundanihauung id 
geltend machte, nicht möglich geweſen ift, dieſe concrete Grftaltung wiederum zu befeitigen, wie 
denn überhaupt allgemeine Principien nur fehr ſchwer im Stande find, die Normen und Ein— 
richtungen bi ind Detail zu durchdringen. Wenn man die allgemeine Kirche ald Subject des 
Kirchenvermögens betrachten wollte, fo würde es nicht blos nothwendig fein, daß eine päpft- 
liche Genehmigung zur Procepführung eingeholt würde, fondern e8 würde auch juriftifch ganz 
undenfbar fein, daß zwifchen den einzelnen kirchlichen Inflituten vermögensrechtliche Verhält- 
niſſe und Geſchäfte vorfommen könnten, wie das doch die tägliche Erfahrung lehrt. Wenn nun 
demgemäß eine unendlihe Mannichfaltigfeit der eigenthumsberechtigten Perſönlichkeiten ange— 
nommen werben muß, fo fönnen nad Fatholifhem Kirchenrecht die Gemeinden ald ſolche nicht 
betrachtet werben; denn abgeiehen von allgemeinen Gründen, die dagegen ſprechen würden, 
fo muß namentlih auf Die Ihatfache hingewiefen werden, daß innerhalb derſelben Gemeinde 
verjchiedene Vermögendmaflen, Pfarrgut, Babrifgut befteht, daß zwifchen dem Pfarr: und 
Fabrikgut oft Procefje über firchliche Baulaft und vergleichen geführt werden; aus der Beitrags 
pflicht der @ingepfarrten und gewiflen Befugniffen derfelben bei ver Adminiſtration des Kirchen: 
guts läßt fih nichts folgern. Neben ven genannten Inflitusen fommen dann ald vermögendredt= 
liche Subjeste noch die einzelnen Klöfter, Kapellen, Hospitäler, Schulen, Behörden, Stiftun: 
gen, Wohlthätigfeitsanftalten aller Art, der biihöflihe Stuhl u. ſ. m. in Betradt. 

Dem proteftantifhen Kirchenrecht ift ed ganz entiprechend, wenn die lofalen Inftitute als 
Subjecte des Kirchenvermögend ericheinen; ed widerſpricht dagegen dem Geifte des proteflan= 
tiſchen Kirchenrechts, wenn auch hier nicht die Gemeinde, jondern die Pfarrei als berechtigter 
Träger erfheint, indeflen, ein anderes find die proteftantifchen Verfaflungsgrundfäge, ein an: 
dere ift die Durchführung derjelben, und wenn nun überhaupt die proteftantifchen Verfaſſungs— 
gedanken nur fehr beichränft in Bezug auf die Gemeinde durchgeführt find, fo in diefer Hin— 
fiht gerade am allerwenigften ; und ein neuerdings gemachter Verſuch, dieſes Recht ohne mei: 
tered den Gemeinden beizulegen, hat bisher jehr wenig Beifall gefunden; die „unbegreifliche 
Unproductivität des Gemeindebegriffs‘ ift eben eine allbefannte Thatſache, die man berückſich— 
tigen muß, wenn man fich nicht in geſchichtsloſe Abftractionen verlieren will. Es haben ferner 
die oberſten Kirchengewalten in den einzelnen Landeskirchen einen oft fehr weitgehenden Ein— 
fluß auf die Berwaltung und Verwendung des Kirchenvermögens, der ſich ſogar hier und da 
bis zur Erlaubniß der Proceßführung gefteigert hat, und es ift gerade in den Kirchenverfaf: 
ſungsgeſetzen der neueften Zeit der Verfuh gemacht, dieje Befugnifle gegenüber der Berechti— 
gung der Einzelgemeinden noch weiter auszudehnen, um auf dieſe Weiſe eine Audgleihung 
der Bedürfniffe herbeizuführen; in Eleinen, 3. B. ſtädtiſchen Kirchenkreiſen fand ſich dergleichen 
ſchon früher. 

Mas die Stellung ded Staats zu diefen Sagungen des Kirchenrechts betrifft, jo erfennt 
derielbe einerjeit® vielfah vermögensfähige Subjecte nicht an, denen die Kirche diefe Eigen: 
{haft beilegt, fo z.B. wird in Preußen den Klöftern die juriftifche Perſönlichkeit ftaatefeitig 
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verweigert, da fich die Eriftenz der Klöfter in Preußen blos auf die in der Verfaflungsurfunde 
allgemein gewährte Affociationgfreiheit gründet, womit Gorporationsredhte noch nicht verbun= 
den find; damit hängt zufammen, daß häufig die Vermögensfähigkeit nur auf die Zwecke des 
fraglichen Inſtituts eingeſchränkt und alfo z. B. nicht geftattet wird, daß Güter, welche blos zu 
den Bedürfniſſen neu anzulegender Klöfter dienen jollen, von einem bifchöflichen oder erzbiichöf- 
lichen Sige erworben werben; auf der andern Seite werben ſtaatsſeitig vermögensrechtliche 
Subjecte anerkannt, denen die Kirche eine ſolche Eigenſchaft nicht beilegt, namentlich in ber 
franzoöſiſchen Geſetzgebung die Eivilgemeinden, was aud für Deutfhland Hinfihtlid der Länder 
des linken Rheinufers (RhHeinpreußen und Rheinheſſen), wo die franzöſiſche Gefeggebung gilt, 
von Bedeutung ift. Zwar haben fi neuerdings fowol in Rheinheſſen als in Rheinpreußen 
die Gerichte der untern Inſtanzen verſchiedentlich gegen die Befugniffe ver Civilgemeinden ent= 
fhieden, aber ſowol dad Oberappellationsgeriht zu Darmftadt wie dad Obertribunal zu Berlin 
haben die Rechte der Givilgemeinven anerfannt. 

2) Die Objecte des Kirhenvermögend find fo verfchieden, wie die Beftandtheile eines Ver: 
mögend überhaupt fein können; es gehören dahin zunächſt Grundſtücke (Ruralvotation), die oft 
den hauptſächlichſten Theil bilden, und deren Werth mit der Steigerung des Grundeigenthums 
neuerdings jehr geftiegen ift; ed gehören dahin ferner Kapitalien, Renten, Zehnten und Stol: 
gebühren ; unter legtern verfteht man Nemunerationen für gemwiffe kirchliche Handlungen, fo be- 
nannt von der Stola, mit welder der Geiftlihe bei jolden Amtshandlungen bekleidet ift; fie 
werden nad feftftehenden Taren gezahlt und können eingeflagt werden; dagegen ift eine Prä— 
numeration, nicht nothiwendig, ed darf alfo die Bornahme der betreffenden Handlung von der 
erfolgten Bezahlung nicht abhängig gemacht werden ; in der oldenburgiſchen Kirchenverfaſſung 
von 1849 waren fie gänzlich abgefhafft. Eigentliche kirchliche Steuern ſind bisher nur felten 
erhoben worden, zu der Ausſchreibung derfelben ift jedenfalls ftaatlihe Genehmigung erfor: 
derlih. Ziemlich häufig find freiwillige Gollecten zu kirchlichen Zwecken, namentlih in Preu- 
Ben. Endlich kommen noch Zuſchüſſe aus Staatdmitteln in Betracht; diefelben beruhen zum 
Theil auf fpeciellen Rechtstiteln; fo verhält ed jih namentlich Hinfihtlih der Säcularifation 
des Jahres 1803, indem nad $. 25 des Reichsdeputationshauptſchluſſes den Staatsgewalten 
zur Erleichterung der Finanzen das Kirchengut zur Dispofition geftellt, zugleich aber die Ver— 
pflihtung ihnen auferlegt wurde, für die Ausftattung des Kirchenweſens in ihren Ländern zu 
forgen; ed werben demgemäß in Preußen nah ver Bulle De salute animarum für die Zwecke 
des fatholifhen Kirchenweſens 700000 Thlr. verwandt, und ed müßten danach, wenn bie 
Bevölkerungszahl den Maßſtab abgeben follte, für die proteftantifche Kirche über eine Million 
verwandt werden, ftatt deilen werden dafür nur etwa 300000 Thlr. aufgewandt, eine Summe, 
deren Erhöhung bejonderd wegen der Vermehrung der Population und wegen des Bedürfniffes 
der Errichtung neuer Pfarriyfteme in den Öftlihen Provinzen, wo namentlid in der Provinz 
Preußen die Kirchen oft jehr weit auseinander liegen, wünſchenswerth wäre. Zu erwähnen ift 
noch in Ofterreich der Religiondfonds, gebildet aud dem Vermögen der aufgehobenen Klöfter, 
Kanonifate u. f. w., der für jedes Kronland abgefondert befteht, und für einige ſüddeutſche Län— 
der der Intercalarfondg, der aus den Einfünften während der Vacanz gebildet wird. 

3) Als eine bejondere Eigenthümlichkeit des katholiſchen Kirchenrechts ift hervorzuheben 
die Eintheilung des Kirchenvermögend in res sacrae und res ecclesiasticae in specie. Man 
verfteht unter den erſtern gewiſſe Werkzeuge des Eultus, die, durch Sacramentalien geweiht, 
extra commercium find; ſie ſcheiden ih wieder in geweihte Sachen, res consecratae, bei 
denen der vollere Ritus der Gonferration zur Anwendung gekommen ift, wie bei Kirchen, Al: 
tären, Kelden und Patenen, und in gefegnete Sachen, res benedictae, bei denen ein minder 
feierliher Ritus ftattgefunden hat, wozu Begräbnißpläge, Meßparamente, Gloden gehören. 
Nach proteftantifchem Kirchenrecht haben die Werkzeuge des Eultus in der rechtlichen Behand- 
lung jelbft dann nichts voraus, wenn fie mit einer gewiſſen Keierlichkeit zu ihrer Beftimmung 
in Gebraub genommen wurden; jie find niemals außerhalb des gewöhnlichen Vermögens: 
verkehrs. 

4) Das Kirchenvermögen theilt ſich ſeiner Beſtimmung nach in Pfründenvermögen und Fa— 
brikgut. Man verſteht unter dev Pfründe denjenigen Theil des Kirchenvermögens, der zur Do— 
tation des geiftlihen Amts beftimmt ift (vgl. den Art. Pfründe); die Kirhenfabrif dagegen be- 
greift den Theil des Kirchenguts, der anderweitig verwandt wird, theild zu den Koften hes Got— 
tesdienftes, für Erleuchtung, Wein, Brot, theils für die Inftandhaltung der kirchlichen Mebäude, 
der Kirchen felbft, forwie der Pfarr: und Schulgebäude. Da nun regelmäßig faft dad gene Kir: 
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Henvermögen in die Pfründe aufgeht und die Einfünfte der Kirchenfabrif meift nur fehr unbe- 
deutend find, auf die Erträge der Begräbnißpläge, Kirchſtuhlmiethen u. f. w. beſchränkt, fo Hat 
praftifch die Frage ein großes Intereffe, wie es bei einer Infufficienz der Kirchenfabrik zu halten 
ift; darüber gelten nun folgende Grundfäge. Es werben nad Erfhöpfung des Fabrikguts zu: 
nächſt diejenigen herangezogen, die von der zu reparirenden Kirche Einkünfte beziehen, wie die 
Pfründner, die Inhaber geiftlicher Zehnten, wenn fie dieſelben titulo lucrativo erworben haben, 
endlich unter ver Borausfegung, daß fie Einkünfte beziehen, aber auch nur unter dieſer Voraus: 
fegung die Batrone, und nur bis zum Belaufe diefer Einkünfte; etwas Weiteres wäre juriftifch 
in feiner Weife zu rechtfertigen ; nur kann allerdings, wenn eine Kirche völlig verfallen ift, von 
einem Patronatsreht an derſelben nicht mehr die Rede fein, und fo kann allerdings eine indi— 
vecte Verpflichtung der Patrone zu einem Beitrage beftehen, infofern fie ihr Patronatsrecht zu 
erhalten wünſchen. Indeſſen große Summen werden auf diefe Weife nicht zu erhalten fein, und 
fo ift man denn wejentlih auf die Beiträge der Eingepfarrten verwiefen, und hier fragt es jich 
nun, ob die Verpflichtung, zur kirchlichen Baulaft beizutragen, perſönlicher oder dinglider 
Natur fei. Eine Antwort darauf kann jedoch nicht ſchlechthin ertheilt werben, ſondern nur 
unter Berückſichtigung der Verhältniffe des einzelnen Falls, und wenn ſich auch bei einer ſtati— 
ſtiſchen Vergleihung der Zuftände in den einzelnen Landeskirchen die Thatſache herausftellen 
follte, daß die Dinglichkeit in Deutjchland die Regel ſei, fo kann man ſich doch einer inter: 
fudung in conereto in feinem Balle entfchlagen. Wegen ver dadurd in der Prarid hervor: 
gerufenen Unficherheit würde ji die Sache ſehr zu legislativem Eingreifen eignen; nun ſpricht 
zwar für die Dinglichfeit die dadurch gebotene Sicherheit des Beftandes der kirchlichen Einrich— 
tungen, indem ed ja möglich ift, daß das gefammte Grundeigenthum in die Hände Anders— 
gläubiger oder Auswärtswohnender übergeht; entſcheidend für die Perfonalität ift aber die 
Betrachtung, daß ed gänzlich unangemeflen fein würde, wenn man bie Koſten zu den kirch— 
lihen Einrichtungen von folgen beftreiten laffen wollte, vie ſelbſt an den kirchlichen Hand 
lungen nit theilnehmen. Wenn dann auch auf diefe Weiſe Feine geeigneten Mittel beſchafft 
werben können, fo bleibt nicht8 übrig, als die Gebäude abzutragen und eine Union mit einer be— 
nachbarten Kirche zu bewirken. 

5) Was ven Erwerb und Verluft des Kirchenvermögens betrifft, fo gelten darüber im ganz 
zen die gewöhnlichen privatrehtlihen Normen über Erwerb und Verluſt vom Vermögensrechten 
überhaupt, und namentlich was den Erwerb unter Lebenden betrifft, fo ift derfelbe weder hin— 
fihtli der Erfigung begünftigt, noch ift die Kirche bei großen Schenkungen von den Erforder— 
niffen der Infinuation befreit; dagegen wurde allerdings ſchon im Römischen Recht beftimmt, daß 
der Erbe von den einer fronnmen Anftalt hinterlaffenen Legaten nicht die fogenannte Faleidiſche 
Duart abziehen dürfe, daß bei folhen Vermächtniſſen die Nachtheile des Verzugs, aljo nament- 
Lich die Pflicht der Zinfenzahlung von ſelbſt eintrete, fobald der Erbe innerhalb ſechsmonatlicher 
Friſt von der Teftamentderöffnung an die Auszahlung nicht bewirkt hat, und daß endlich der 
mit einem Legat beſchwerte Erbe das Doppelte leiften muß, wenn er das Vermächtniß ableugnet 
oder ohne Grund ed zur gerichtlichen Klage kommen läßt. Das Kanonifhe Recht hat hierzu die 
weitern Vergünftigungen hinzugefügt, daß ein Vermächtniß zu Gunften der Kirche vor zwei 
oder drei Zeugen gültig errichtet und die Vollziehung, fobald nur die Summe feftfteht, ganz 
in den Willen eines dritten geftellt werden kann. Endlich ift es noch ein durd Die Praxis ein- 
geführtes Vorrecht, daß, wenn aud das Teftament nichtig ift, dennoch die der Kirche Hinter: 
laffenen Legate aufrecht erhalten werben müſſen. Andererfeitd wird aber der kirchliche Ver— 
mögenserwerb auch vielfach ftaatöfeitig beſchränkt; fo fehr der Erwerb Fleinerer Partien begün- 
fligt wird, fo ſehr wird die maffenhafte Anfammlung verhindert. Verfügungen diefer Art füh— 
zen feit den 16. Jahrhundert den Nauen Amortifationdgefege, weil durch fie die Verfügung 
zur Todten Hand (ad manum mortuam) geregelt wird, ein Name, den die Kirche deshalb 
führt, weil infolge ver kirchlichen Veräußerungsverbote ihr Gut für ven allgemeinen Vermögens: 
verfehr abflirbt; im einzelnen jind die Beſtimmungen ſehr verſchieden. Hinſichtlich des Ver: 
Luftes ift die Kirche infofern privilegirt, ald eine gegen die Kirche anzuführende Verjährung 
einen vierzigjährigen Zeitraum umfaffen fol; gegenüber der römifchen Kirche follte fogar ein 
hundertjähriger Zeitraum erforderlich fein, was jedoch nicht unbeftritten ift. 

6) Wenn in früherer Zeit das Kichengut einer Befreiung von ftaatlihen Laften und Ab- 
gaben genoß, fo erklärt ſich dad theils durch die geringern flaatlihen Bepürfniffe in früherer Zeit, 
theild durch den Umftand, daß die Kirche ſelbſt manche dieſer Bepürfniffe, wie z. B. das gefammte 
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Unterrichtsweſen, aus ihren Mitteln beſtritt, theild daraus, daß ein regelmäßiges, conſequent 
durchgeführtes Beſteuerungsſyſtem noch gar nicht eriftixte, endlih war auch die Befreiung gar 
nicht unbedingt, ed waren oft nur gewiſſe Gütercomplere erimirt, während andererfeitö gerade 
dem Kirchengute gewiſſe eigenthümliche Laſten auferlegt wurden. In der neuern Zeit unter 
veränderten Verhältniffen, namentlich dur den Anſtoß, den Die Franzöſiſche Revolution gab, 
hat dad mehr oder weniger aufgehört. Mit ver Aufhebung diefer fogenannten realen Immu— 
nität ift dann auch vielfach die Aufhebung ver perſönlichen Immunität, wonad die Geiftlichen 
von allen perfönlien Steuern, fowie von Einauartierung, Kriegäbienften, ®emeindeämtern, 
Vormundſchaften befreit fein follten, verbunden geweſen. 

Literatur. Helfert, „Bon dem Kirchenvermögen“ (dritte Auflage, 2 Bde., Prag 1834) ; 
derſelbe, „Von der Erbauung, Erhaltung und Herſtellung der kirchlichen Gebäude nach ge— 
meinem und proteſtantiſchem Kirchenrecht““ (Prag 1824); Evelt, „Die Kirche und ihre Inſti— 
tute auf dem Gebiete des Vermögendrehts” (Soeſt 1845); Majer, „Über das Eigenthum 
von geiſtlichen Gütern“ (Ulm 1786); Säulte,-,,De rerum ecelesiasticarum domino“ 
(Berlin 1851); v. Reichardt, „Über die kirchliche Baulaſt“ (Stuttgart 1836); Bermaneder, 
„Die kirchliche Baulafl’’ (zweite Auflage, Münden 1856); Herrmann, „Üüber die Natur der 
Kirchenbaulaft‘, in der, Zeitſchrift für deutfches Recht‘, Bo. XVII, Jahrgang 1858; vgl. Rich— 
ter, „Kirchenrecht“ (fünfteluflage, ©.318, Note 6). Die Frage über die Erwerbs- und Beiig: 
fähigkeit der Bisthümer ift in zahlreihen Schriften neuerdings erörtert worden. Die Frage 
nach der Natur der Kirhenbaulaft ift namentlid mit Rückſicht auf hannoveriſche Verhältniſſe 
behandelt; es haben ſich für die Dingliche Natur derſelben ausgeſprochen: Wachsmuth, „Die 
firhliche Bauluft”, im „Magazin für hannoveriſches Recht“, Jahrg. 1855, V, 3 fg., 392 fg., 
und Bruel (Dbergerihtörath zu Verden), „Zur Dinglichfeit ver Kirchen- und Schullaften im 
Königreich Hannover’ (Hannover 1861). Für die verfönliche Natur verfelben Hat ſich befon- 
ders erklärt: Bruel (Regierungsrath in Hannover), „Zur Lehre von den Kirchen- und Schul: 
laſten im Königreih Hannover; ausgearbeitet mit Benugung von Minifterialacten‘ (Hanno— 
ver 1857). Ernſt Meier. 

Kirchenzucht, 1. Kirchenbann. 

Klöfter. (Kloſtergelübde. Angeblihe Verdienfte der Klöfter um die 
Gultivirung de® Bodens und bie Erhaltung der elaſſiſchen Literatur des Al: 
terthumsd Das Mönchsweſen überhaupt in feinen verfhiedenen Beziehun— 
gen.) Klofter (von claustrum, ein nad außen abgefperrter Ort) ift die mit einer eigenen Kirche 
verbundene gemeinfame Wohnftätte einer Anzahl Bekenner oder Befennerinnen gewifler rift: 
licher !) Confeſſionen (ver katholiſchen, griechifchen oder armenifchen, während die proteftantifche 
das Kloſterweſen verwirft), welde ih, nah vorausgegangenem Noviziat, feierlich verpflichtet 
haben, ald Mönde oder ale Nonnen zu leben, nad beftimmten von ihrer Kirche genehmigten 
Ordensregeln, die zwar im einzelnen vielfadh voneinander abweichen, ſämmtlich aber darin 
übereinftimmen, baf fie die Ablegung der drei Gelübde: der Armuth, Keuſchheit und ded Gehor— 
ſams gegen die Ordens- oder Klofterobern, unter höchſt ausgedehnter Interpretation dieſer 
dreifachen Verpflichtung für die ganze fünftige Lebensdauer ald Worbedingung fordern und rin 
religiögzcontemplatioed Leben entweder als ausſchließlichen oder doch ald mwichtigften und haupt⸗— 
ſächlichſten Zweck bezeichnen, oft aber auch in wefentliher Verbindung mit Verpflichtungen zur 
Thätigkeit auf ven Gebieten der Seelſorge, des Miſſionsweſens, der Erziehung, Armen- oder 
Kranfenunterftügung. 

Bei der mädtigen Einwirfung ded Mönchsweſens während anderthalb Jahrtaufenden auf 
Wohl und Wehe nicht nur mander Mitlionen feiner unmittelbaren Angehörigen, fondern viel: 
mehr der ganzen Menfchheit, und bei dem vollftändigen Widerſpruche der Anfihten über vie 
Verdienſte oder die Schäplichfeit der Klöfter und die in unterer Zeit mehrfach gemachten Ber: 
ſuche einer Wiederherſtellung und Neubelebung folder Inftitute, dürfte es ſowol für Wiſſen— 
Schaft al8 praftifches Leben von Intereffe fein, den ſich erhebenden Hauptfragen über das Klo- 
ſterweſen auch heute einige nähere Aufmerkfamfeit zuzuwenden. Die und vorzugsmeife anſpre— 


1) Die Derwiſche der meiften Mohammedaner und die Fakirs der Araber und Hindus begreifen wir 
hier nicht ein, da man unter Mönche und Kloſterweſen doc) zunächſt nur das bei Chriſten exiſtirende 
Inftitnt veriteht. Verfennen läft es ſich aber nicht, daß die Derwifche und Falirs, am meiften aber noch 
die furchtbaren Afjaffinen, mit Ihrem dem „Alten vom Berge” fchuldigen blinden Gehorſam, unter Ber: 
hältniffen lebten und feben, die unſerm Mönchthume nahe verwandt nd. 
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chenden Bunfte find: 1) ein kurzer Überblic des Entftehens und der Ausbildung des Mönde- 
weiend; 2) die Prüfung dev angeblihen Verdienſte der Klöfter um Boden- und Geiftescultur, 
zumal die Erhaltung der elaſſiſchen Schriften des Alterthums; 3) die Würdigung der Nad: 
theile des Kloſterweſens jowol hinſichtlich der Religiofen jelbft ald.aud der Gejamnitheit, des 
Staats, der ganzen Menſchheit; 4) die Erörterung der Frage, ob der Staat zur Aufhebung 
dieſer Inſtitute berechtigt fei. _ 

$.1. Geſchichtlicher ÜUberblick des Entſtehens und der Ausbreitung des 
Mönchsweſens. Beiden edelſten Völkern des Alterthums, den Griechen und den Römern 
der vorchriſtlichen Zeit, finden wir feine Spur einer mit dem Mönchsthume verwandten Einrich— 
tung. Dagegen bieter und das greuelvolle Hinduthum in feinen Fakirs und Gymnoſophiſten 
damit verwandte Eriheinungen dar. Diele ihrem ganzen Wefen nad) fo jehr menſchenentwür— 
digende Hindulehre mochte bei vielen ſchon in den frühern Zeiten jenen düftern, der ganzen 
Natur Hohn ſprechenden, oft in die wildefte Naferei audartenden Fanatismus erwerfen, welder 
unverfennbar die Grundlage des bis zu geiftiger und körperlicher Selbftvernichtung ſich ausdeh— 
nenden Fakirthums ift. Ahnliche Eriheinungen mögen wol auch, von Indien ſich weiter ver— 
breitend, in andern Ländern des jederzeit in geiftiger wie in Förperlicher Knechtichaft gehaltenen 
Mittelafien vorgekommen fein, und es ift allerdings nicht unmöglich, dag der Wahn, vurd ein 
Losreißen aus den naturgemäpeften Verhältniſſen und durd Selbftpeinigung ein der Gottheit 
beſonders wohlgefälliges Werk zu verrichten, immer weiter anftedend vom Ganges bis zu den 
Küften des Mittelmeeres vorbrang, und daß wir bei ven Therapeuten nur eine modificirte Nach— 
ahmung altindiihen Treibens zu erbliden haben. 

Wie dem aber jei, das Chriſtenthum kennt urſprünglich fein Mönchsweſen; dieſe Inftitution 
ift ihm fremd. Jahrhundertelang beftand daflelbe und breitete ſich aus, ohne daß es ein Mönchs— 
weſen oder etwas Ähnliches in feiner Mitte gegeben hätte.?) Mit dem Beginn des 4. Jahr: 
hunderts unjerer Zeitrehnung erfcheint die erfte Spur veifelben unter den an büfterm, nieder- 
gedrüctem, abergläubiihen Geifte ven Hindus verwandten AÄgyptern; im jener Zeit, in welcher 
nad faum überftandener Verfolgung der Ehriften von feiten der Heiden die Befenner der neuen 
Lehre jih mit dem rafenditen Fanatismus gegenjeitig ſelbſt mordeten; in jener Epoche, die jeden 
fallö eine der düſterſten in der Geſchichte ver hriftlichen Kirche Bilder. 

Ein jeder wiffenjhaftlihen Bildung ermangelnder junger Menſch, Antonius mit Namen, 
aus der Gegend von Thebais in Agypten, verließ (angeblih im Jahre 305) feine Familie und 
feine Heimat, hielt fih unter Entbehrungen und Selbftpeinigungen erft mitten unter Gräbern 
auf und ließ ih dann in dev Wüſte beim Berge Kolzim in dev Nähe des Rothen Meeres nieder. 
Das Ungewöhnliche der Eriheinung erregte Aufſehen; der Beifall, den der Schwärmer bei 
geiftlihen und weltlihen Würdenträgern fand (bei Athanafius und dem heuchleriſchen Kaifer 
Konftantin), vor allen aber der Wahn der Erlangung eines glänzenden Verbienftes in den 
Augen der Oottheit, trieben viele zur Nahahmung an. Tauſende von Agyptern ließen ſich in 
ver Wüſte nieder, erft vereinzelt, dann in gemeinfamen Wohnftätten. Wenn nit die ganze 
Geſchichte zeigte, daß ih, zumal in gewillen Zeiten, nichts von der Welt jo ungemein anſteckend 
verbreitet wie eine auf unmittelbare göttlihe Belohnung hinweiſende Yanatijirung der unge: 
bildeten, des eigenen Denfend und des vernünftigen Urtheild entwöhnten Menge, zumal unter 
ſolchen auch materiell erbarmlihen Zuſtänden, wie die des ägyptiſchen Volks waren, jo müßte 
man die auf und gefommenen Angaben von der Vermehrung der Mönde und Nonnen gleich in 
den erften Decennien nach dem Auftreten des Antonius, befonders aber unter feinem Schüler 
Pahomius, für eine über alles Map hinausgehende Übertreibung halten. Die Nilinjel Ta: 
benna, auf welcher Bahomius feinen Hauptjig aufgeihlagen, ſoll mehrmals (an Ofterfeften‘) der 
Vereinigungspunft von ungefähr 50000 Mönchen und Nonnen geweſen jein. 

Alsbald aber breitete ih das Mönchsweſen weiter und weiter aus. Es fand, durch Atha— 
naſius in der Stadt Rom eingeführt, ungeachtet des anfangs erregten Efeld und Abſcheus, bald 
daſelbſt Nachahmung (fhon im Jahre 341); überdies in Baläftina, in Pontus und in Gallien 
(zwifhen 328 und 370); bald aber audy in allen andern Theilen des römischen Weltreichs. 


2) Wir conflatiren die Thatfache, Wenn hinwieder behauptet wird, die Beranlaffung zur Begrün— 
dung des Möndıthums habe doch im Chriſtenthum gelegen, jo ſtreiten wir nicht über dieje Unterſtel— 
lung, fondern wollen nur bemerfen, daß dies nach unferer Anficht eben ein Mafel wäre, ber an dem 
Ehriftenthum haften würde. — 
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Der gleich unmittelbar nad feinem Tode (im Jahre 379) ald Heiliger verehrte Baſilius war e8, 
welcher die erften Gefege und Regeln für die Klöfter verfaßte. * 

Die Mehrzahl der Mönche, zumal in Agypten, two fie weitaus am zahlreichſten waren, be— 
ftand aus Leuten aus den niebrigften Ständen, aus armen Bauern, Hirten, verachteten Hand— 
werfern und Sklaven. Sie hatten im ganzen wenig zu entbehren, ja viele von ihnen mochten 
als Mönche, frei von Arbeit, nod ein bequemeres Leben führen ald zuvor. Wer fich der immer 
unerſchwinglicher werdenden Laft der Auflagen, ven mannichfachen Bedrückungen, oder auch den 
Gefahren ded Kriegsdienſtes gegen die das Reich unausgejegt anfallenden Barbaren entziehen 
wollte, flüchtete fich in ein Klofter; „ganze Legionen begruben ſich in diefe heiligen Zufluchts— 
örter“ (Gibbon), zum augenjheinlihen Nachtheil des Staatd, deſſen Bertheidigungsmittel an 
Mannihaft und Geld dadurch geſchwächt wurden. In den Klöſtern waren fie nicht nur vor 
Nahrungsſorgen gefichert, jondern ed umgab jie aud ein folder Rimbus, daß z. B. Chryſoſto— 
mus fein Bedenken trägt, in einer wigig fein follenden Vergleichung zwifchen einem König und 
einem Mönch; geradezu voraudzufegen, der erfte werde dereinft Farger belohnt und ſtrenger be— 
ſtraft werden als der legte. 

Aber nicht allein durch ſolche Lebendverhältniffe, fondern auch durch mannichfache andere 
Veranlaffungen wurde die Zahl der Religiofen vermehrt. „Die bei dem Molke beliebten 
Mönche“, ſchreibt der große Geſchichtsforſcher Gibbon („History of the decline and fall of the 
Roman Empire‘), „waren eifrigft bemüht, die Menge ihrer Mitgefangenen zu vergrößern. Sie 
ſchlichen jih bei vornehmen und reihen Familien ein, und man bediente ſich der Künfte der 
Schmeichelei und Verführung, um ſolche Proſelyten zu gewinnen, die den Klöftern Reichthümer 
und Würden verihaffen fonnten. Der erzürnte Vater beweinte den Verluſt feines vielleicht ein- 
zigen Sohnes; das leihtfertige Mädchen wurde durch Eitelkeit verlodt, die Gefege der Natur zu 
übertreten; und die Matrone meinte ih zu einer höhern Stufe der Vollkommenheit aufzu— 
fhwingen, indem fie ven Tugenden des häuslichen Lebens entfagte.... Am flärfften warb über- 
haupt auf die ſchwachen Gemüther der Weiber und Kinder eingewirft. Heimlihe Gewiſſens— 
biffe oder zufällige Unglüd gewährten den Mönchsbemühungen befondern Erfolg.... Die 
reihe Witwe Paula vermodte der eindringlichen Beredſamkeit des heiligen Hieronymus nicht 
zu widerſtehen, und ver profane Titel einer «Schwiegermutter Gotted» verleitete dieſes hochſtre⸗ 
bende Weib, die Jungfraufhaft ihrer Tochter dem Himmel — vielmehr dem Klofter — zu 
weihen.‘‘ ?) 

Schon damals, ebenfo wie in jpäterer Zeit, erlaubte fich ein Theil ver Mönde, die Strenge 
der Disciplin insgeheim zu mildern oder ganz zu verlegen.) Schon die ſechste allgemeine 
Kirhenverfammlung (das jogenannte Quinisextum in Trullo) fand nöthig, den Weibern zu 
unterfagen, die Nacht in einem Mönchs-, und ebenfo ven Männern, diejelbe in einem Nonnen 
flofter zuzubringen. Ebenſo fand ſich die jiebente allgemeine (die zweite nicaanifhe) Kirhen- 
verfammlung veranlaßt, die Errichtung doppelter oder gemiſchter Klöfter für beide Geſchlechter 
zu verbieten. Allein es ift erwieſen, daß dieſes Verbot ohne Wirkung blieb. 

Während fih aber die einen verbotenen Lüften bingaben, waren die andern erfinderifch 
in Entdeckung neuer Selbftpeinigungsarten. „Es gab zwei Klaſſen von Mönden: die Göno- 
biten, die unter einer Ordensregel gemeinfam miteinander lebten, und die Anadhoreten, welche 
fi ihrem ungefelligen, unabhängigen Fanatismus überliegen. Die andadtigften oder die ehr— 
geizigften unter dieſen geiftlihen Brüdern entiagten dem Klofterleben (dad ihnen noch nicht Hei= 
ligfeit genug gewährte) ebenjo, wie jie zuvor der Welt entfagt hatten. Die Klöfter in Agypten, 
Baläftina und Syrien waren mit einem weiten Kreife einfamer Zellen umgeben.... Beifall 
und Wetteifer veizte die Eremiten, ihre ausihweifenden Bußübungen immer weiter zu treiben. 
Sie erlagen unter der drüdenden Laft von Kreuzen und Ketten;... mit Beratung warfen fie 
alfe Kleider von fih, umd einige wilde Heilige beiderlei Gejhlehtd, deren nadte Körper von 
nichts als ihren Haaren bedeckt waren, erregten die Bervunberung der Welt! Sie gingen dar— 
auf aus, fich in jenen rohen und elenden Zuftand zu verjegen, in welchem der Thiermenſch ſich 
kaum über feine vierfüpigen Mitbrüder erhebt, und es gab eine zahlreiche Sekte von Anacho—⸗ 


3) „Socrus Dei esse coepisti“ — heißt es in den Werfen des Hieronymus; ein Ausdruck, den 
Rufin dem Heiligen wol nicht mit Unrecht verübelt. 

4) Gin Dominicaner, der zu Cadiz in einem Klofter feines Ordens abgeftiegen war, bemerkte bald, 
dag die Ruhe feiner geiftlichen Brüder durch feine nächtliche Andacht unterbrochen wurde, „quoiqu'on 
ne laisse pas de sonner pour l’edification du peuple“. (Vgl. Voyages du P. Labat, I, 10.) 
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reten, die ihren Namen daher trug, dab ihre Angehörigen mit der gemeinen Heerde in den Ge— 
filden Mefopotamiens graften (die Bocxoi over graſenden Mönde). Sie nahmen oft von dem 
Zager irgenveines wilden Thieres Beiig, dem ſie ſich gleichzuftellen juchten; fie begruben ſich in 
irgendeine Höhle, die Kunft over Natur in dem Felſen gebildet hatte. Der Anblid eines echten 
Anachoreten erweckte Abjchen und Ekel; jede Empfindung, melde dem Menſchen zuwider ift, 
ward für wohlgefällig in ven Augen der Gottheit gehalten. Selbft die «engliſches Regel von 
Tabenna verwarf die heilfame Gewohnheit, den Körper mit Wafjer zu reinigen.”d) Mande 
erjannen ſich echt fafirartige Bupübungen, wie der heilige Simeon, der 30 Jahre auf einer 
Säule zubrachte. Es ward für verdienftlih gehalten, wenn der Mönd feine Beriwandten — 
eine zärtliche Schwefter oder bejahrte Altern — durch hartnädige Verweigerung eines Worte 
oder eines Blicks betrübte. (Der ägyptiſche Mönd Pior erlaubte zwar feiner Schweiter, ihn 
zu jeben, hielt aber während der Dauer des Bejuchs feine Augen feft gefchloffen.) 

Nicht völlig in gleicher Weife wie im Orient entwidelte fih das Möndäwefen im Abend— 
lande. Sind die Bewohner des legtern ohnehin an fi ſchon weniger leicht wie die Orientalen 
zu fanatifiren 6), jo machte auch fhon das raubere Klima mande jener fonderbaren Bußübun— 
gen unmöglid. Benedict von Nurfia (geboren um das Jahr 480, geftorben 543) war ed, der 
im Abenblande die erften Regeln für das Kloſterweſen feftiegte. Sie erlangten hier ſchnell all- 
gemeine Geltung, und man traf bald in ganz Wefteuropa feinen andern als den Benebictiner: 
orden. Benedict war ed au, der die förmliche Verpflichtung auf die drei allgemeinen Klofter- 
gelübde einführte und überhanpt dem Mönchsweſen zuerft eine umfajfende formelle Begrün— 
dung gab. 

Obwol aber die Vorſchriften Benediet's in der Hauptſache die Grundlage für die meiſten 
und wichtigſten Moͤnchsorden bis zur jüngften Zeit herab blieben, To finden wir dod einige nicht 
unmefentlihe Verſchiedenheiten von den fpätern Einrichtungen; namentlich) folgende: 

1) Die weltlihe Macht ließ den Eintritt in ein Klofter keineswegs jo kurzweg und unbe: 
dingt geſchehen wie in der Folge. Inter den franzöſiſchen Königen der erften Dynaftie bedurfte 
ed in jedem einzelnen Falle einer jpeciellen Genehmigung des Herrſchers. Marculph bat 
(Bud 1, Kap. 19) die desfalls gewoͤhnliche Formel aufbewahrt. Mit ver Zeit vermehrte ſich 
die Menge der Religiofen fo jehr, und die Fürften wurden in dem Maße für dad Inftitut gewon— 
nen, daß die fernere Beobachtung dieſer Form theild unnöthig erſchien, theild nicht mehr in Übung 
erhalten werben fonnte. 

2) Die lebenslänglice Dauer der Kloftergelübde ftand ebenfalls nicht feſft. Zange modjte 
man feinen äußern Zwang gegen den feinem Verſprechen untreu gewordenen Religiojen an: 
wenden; höchſtens drohte man ihm mit der ewigen Nahe der Gottheit, nit mit menſchlicher 
Strafe. Rad) den Regeln Benedict's ward der, welcher das Klofter eigenmädhtig verlaffen hatte, 
preimal wieder angenommen (Rap. 29 der Orpensregeln). Juftinian verbot zwar 532 ven 
Austritt aus dem Klofter, doch erhielt ſich deffenungeachtet fort und fort der alte Gebrauch. 

3) Übereinftimmend damit ift der im jener Zeit geltende Grunpjag, daß die Ehe mit 
einen: Religiofen bürgerlich und kirchlich gültig fei. Gibbon weift nah, daß im Orient „jelbft 
die Bräute Ehrifti die rehtmäßigen Umarmungen eines irbiichen Liebhabers annehmen durf— 
ten”, Aber auch im Abendland und felbftein jpätern als den von jenem englifchen Geſchicht— 
Schreiber bezeichneten Perioden ſtand feft, daß die nach Ablegung des Kloftergelübdes eingeganz 
gene Ehe felbft in den Augen der Kirche gültig war. Innocenz I., der zu Anfang des 5. Jahr: 
hunderte lebte, fchrieb an Vectrice, ven Prälaten der Kirche zu Rouen, daß eine verheirathete 
Nonne der Öffentlichen Buße nicht unterrvorfen werden ſoll, wenigftens falls nicht ihr Gatte be: 
reits geftorben jei. Die Gründe diefer Entſcheidung find! Diejenigen, gegen welche die Kirche 
die Öffentliche Buße verhängt, find genöthigt, in unbedingter Enthaltſamkeit zu leben, bis fie vie 
Abfolution wieder erlangt haben. Nun ift aber ver Papſt der Anficht, daß der Fehler der Frau 
nicht den Mann eines durch feine Ehe erlangten Rechts berauben dürfe. Dieſe Ehe gewährte 





5) Gibbon, Kap. 37. Die Schweſter des Rufin, Silvanıa, weldye zu Serufalem lebte, iſt in der 
Kloſtergeſchichte berühmt: 1) weil ſie fünf Millionen Zeilen in den Schriften der Kirchenvater geleſen; 
2) weil ſich dieſe reine Seele in einem Alter von 60 Jahren rühmen konnte, daß ſie nie ihre Hände, ihr 
Schicht oder ſonſt irgendeinen Theil ihres Leibes gewaſchen habe, ausgenommen die Fingerſpitzen, um 
die heilige Communion zu empfangen! 

6) Die ftärfere Eßbegierde der Gallier machte es ebenfalls unmöglich, ce den Agyptern an Euthalt: 
famfeit in der Nahrung gleichzuthun. Auch beflagte es Benedict, daß er feinen (occidentalifchen) Min: 
chen täglich eine roͤmiſche hemina Mein zuzugeſtehen fich genöthigt geiehen habe. 
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ihm fonad Rechte, war alfo gültig ungeachtet des Gelübdes der Frau. Übereinſtimmend mit 
diefer Anjicht verdammte der heilige Auguftinus diejenigen, welde behaupteten, die Ehe der Re— 
ligiojen fei nicht eine Ehe, ſondern ein Ehebrud (‚De bono viduitatis”, Kap. 10). „Dieſe un: 
beionnene Behauptung,‘ jagt er, „kann großes Libel ftiften. Indem man verlangt, daß Diele 
Frauen in ihre Klöfter zurückkehren, macht man aus ihren Gatten wahre Ehebrecher, inden man 
fie ermächtigt, während des Lebens ihres erften Weibes eine zweite Ehe einzugehen. Ich kann 
daher nicht beiftinnmen, daß jolde Verbindungen feine Ehen feien.” Das Eoncilium von Ghal: 
cedon verbietet zwar denen, welche Profeß getban, das Eingehen der Ehe bei Strafe der Ercont- 
munication; doch fonnte der Biſchof dieſe Strafe erlaſſen. Das Coneil felbft erklärt die Ehe 
keineswegs für nichtig; es verfügt nicht, daß fich die Gatten einander verlaffen müſſen, fondern 
unterwirft nur den ſchuldigen Theil ven kanoniſchen Strafen, von welden überdies der Biſchof 
gleihfalls zu dispenſiren ermächtigt if. Erſt Gregor IX. war ed, welcher zu Anfang des 13. 
Jahrhunderts verorbnete, daß die Religivien aus dem Klofter weder austreten noch daraus fort= 
gejchict werden fönnten. Obwol diefer Grundſatz anfangs lebhaft beftritten ward, erlangte er 
doch in der Folge unbedingte Geltung, und es flimmten ſeitdem alle Kanoniſchen Gefege dem 
Prineip der Jrrevocabilität ver Kloftergelübde bei. 

4) In früherer Zeit verzichtete ver Mönch oder die Nonne nicht auf das Privatvermögen. 
Nachdem Kaifer Juftinian, wie oben bemerkt, im Jahre 532 den Austritt aus dem Kloſter ver- 
boten hatte, verfügte er durch ein nachfolgende3 Decret die Gonfiscation desjenigen Vermögens 
des Flüchtlings, welches er zur Zeit der Entweichung beieilen hatte, zu Gunſten des betreffenden 
Kloſters. 

5) Was die eigenthümliche Kleidertracht dev Mönche betrifft, ſo ward zwar ein phantaſti— 
ſcher Anzug vielfach durch Schwärmerei, durd Eitelkeit und Aberglauben erfonnen — nicht jel- 
ten wechjelte er auch blos nad den beſondern Verhältniſſen des Himmelftrihd. So ſah man 
namentlih im Orient die Mönde bald in das Schaffell des ägyptiſchen Bauern, bald in den 
griechiſchen Philofophenmantel gehüllt. In Agypten war ihnen der Gebraud der Leinwand, 
als eines wohlfeilen einheimijchen Broductd erlaubt, während ihnen diejelbe in den Abendlän— 
dern, ald eine theuere ausländiihe Waare, ald Luxus verboten ward. 

6) Der unbevingte Gehorfam wurde durd Strafen aufrecht erhalten, die mit der Roheit 
jener Zeiten in Ginflange ftanden. ‚Die in den Abendländern weit verbreitete Regel des Co— 
lumbanus bejtimmte 100 ®eifelbiebe für jehr unbedeutende Vergehungen. Vor den Zeiten 
Karl's ded Großen erlaubten fich die Abte, ihre Mönche zu verftümmeln oder ihnen die Augen 
ausftehen zu laffen; eine Strafe, die aber noch lange nicht fo graufam war ald das fpäter aufge— 
kommene ichredliche Vade in pace — das unterirdiiche Gefängnig oder Grab, in dad man jle 
oft einmauerte.“ (Gibbon.) 

Der raſchen Verbreitung des Benedictinerordens haben wir gedacht. Die Mönde erlangten 
einen ungeheuern Einfluß in allen Borfommniffen des Lebend. Mehr und mehr bradten fie 
aud das Erziehungsweſen in ihre Hände, Wie aber ihr Wirken in diefer Beziehung war, da— 
von gibt die in jenen Zeiten allgemein herrſchende Roheit und Unwiſſenheit wahrlich fein ebren= 
volles Zeugniß. Sie gelangten überdies infolge des Aberglaubend und der Geiftedbeihränft- 
beit zu enormen Reihthümern. Dadurd wurden um fo mehr Misbräuche und Ausſchweifungen 
aller Art begünftigt. Die Sittenlojigkeit ſetzte jtch jehr früh in diefen Inftituten feft. Die Fürs 
jten und andere weltliche Große, die jo oft den jchlauen Mönchen zum Spielball dienen mußten, 
benugten ihrerſeits die Klöfter auch wieder zu allen mögliden Zweden. Es war etwas Ge— 
wöhnliches, daß die Herricher ihre befiegten Gegner, oder die Vornehmen ihre Verwandten (be— 
ſonders die Nachgeborenen ihres Geſchlechts) kurzweg in die Gonvente ſteckten. (Man erinnere 
ih in erfter Beziehung nur des Verfahrens Pipin's des Kleinen und Karl's des Großen.) 
Außerdem fanden e3 die Herrſcher nicht felten aber auch zuträglich, die erften Würden der Klö— 
fter des Einkommens wegen an weltliche Große zu übertragen (die fogenannten Commen— 
daturäbte). 

Es war zur Zeit der Kreuzzüge, ald mehrere neue Möndsorden entftanden. So die Bern— 
hardiner oder Eiftercienfer, die Wilhelmiter, Auguftiner-Chorberren, Prämonſtratenſer, Brü- 
der des Heiligen Grabes und die durch die Strenge ihrer Ordensregeln beſonders bemerkens— 
wertben Kartäuſer. Im mefentlichen dienten ihnen ſämmtlich die Vorſchriften Benediet's zur 
Grundlage. 

Später entftanden die Bettelorden (Dominicaner, Auguftiner-Gremiten, Karmeliter, Frans 
eidcaner und Kapuziner). Während die andern Orden ihre Klöfter zu bereichern fuchten und 
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nur ihren einzelnen Angehörigen die Beibehaltung oder Erwerbung eigenen Vermögens unter: 
fagten (nad dem Grundſatze: was der Mönch erwirbt, ift dem Klofter erworben), ftellten vie 
Mendicanten den Sag auf, daß aud die Klöfter felbit fein Vermögen haben dürften, das ganze 
Inftitut vielmehr durch Almojen, durch den Vettel, erhalten werden müffe,”) Diefe Anftalten 
mußten von Anfang an VBereinigungsorte dev unwiſſendſten Menſchen, Hauptfige jeglicher Be: 
ſchränktheit und des allereraffeften Aberglaubens werden; Vereinigungen von Leuten, wie man 
fie von gleicher Unwiſſenheit [hmerlih auf andere Weife hätte zufammenbringen können. 

Zulegt entftand der furchtbare Jejuitenorden. (S. Jefuiten.) 

Liber den Einfluß, den dad Moönchthum in feinen allgemeinen Beziehungen äußerte, äußert 
Weſſenberg (‚Die großen Kirchenverfanmlungen des 15. und 16. Jahrhundert‘) unter an: 
derm Folgendes: „Kein Glanz ver Heiligkeit, fein hervorragendes Verdienft, kein Ruhm be: 
wundernswürdiger Wiſſenſchaft fonnte die angefebenften Kirchenhäupter (wie Gregor von Na: 
zianz, Johann Chryſoſtomus u, f. w.) gegen die feindlichen Berleumdungen und Nachſtellungen 
der Mönche fiher ftellen.... Wie viele heftige Beivegungen erregten nicht die unwiſſend eifern: 
den Mönhshaufen; wie oft flörten fie nicht die Beionnenheit und Ordnung kirchlicher Verſamm—⸗ 
lungen ; wie oft wurden nicht Die Vorſteher in Kirche und Staat durd ihre Drohungen und Gr: 
waltthätigfeiten eingefhüchtert oder zu unwürdigen Maßregeln veranlaft! Beſonders das Mor: 
genland fah fie bald als Weder, bald als Werfzeuge des Geiftes der Unordnung. (Mönche, 
welde gar feine Weihen empfangen hatten, maßten fi die Verrichtungen von Vrieſtern, ſelbſt 
von Bifhöfen an, unter dem Vorwande, daß nur fie durch die Art ihres Lebens die rechten Nach— 
folger der Apoftel jeien.) Leo der Große verbot die Zulafjung ver Mönde zum Predigtamte, 
und Chryſoſtomus geitand, daß fie jich der Leitung des Volks vielfach nicht getwachfen erwielen. 

Das Licht der Aufklärung, welches ji nad der Erfindung der Buchdruckerei wieder mehr 
und mehr zu verbreiten begann, Fonnte unmöglich dem Klofterweien Nuten bringen. Der erite 
Schlag wider jene Inftitute ward aber Durch die Neformation geführt. Die weltlichen Herrſcher 
fanden ed um fo zuträglicher, die Orundfäge der neuen Lehre hierüber anzunehmen, je größer 
die von den Klöftern angehäuften Neihthümer waren. ine Menge von Gonventen der ver— 
ichiedenften Orden wurde in ben proteftantifhen Ländern aufgehoben. Indeſſen läßt es ſich 
doch nicht verfennen, dag deren Vermögen faft ſämmtlich den meiften neugegründeten Bil 
dungsanftalten ald Dotation zugewielen, weniges nur unmittelbar zu Staatszwecken ver— 
wendet warb. 

In den ſämmtlichen Fatholifchen Ländern beftanden indeifen die Klöfter, obwol bald vielfach 
mit ſehr gefunfenem Anjehen, ungehindert fort, bis Kaifer Joſeph, fühn voranfhreitend im 
Geiſt ver Zeit, verfhiedene Orden in den öflerreihifhen Staaten ganz aufhob, andere we— 
fentlih beſchränkte und insbefondere viele hundert Klöfter ſäculariſirte. 

Diel entichiedener aber trat die Branzöflfche Nevolution auf. Schon im Februar 1790 de— 
eretirte die Nativnalverfanunlung: „Das conftitutionelle Gefeg des Königreichs erkennt kei— 
nerlei Kloftergelübde an: die religiöfen Orden und Gongregationen find und bleiben daher in 
Frankreich aufgehoben, ohne jemals wieder eingeführt werden zu fünnen.“ Die Kloftergüter 
wurden zu Nationalgütern erklärt, den Angehörigen dieſer Inftitute aber lebenslängliche Pen— 
ſionen audgefegt, dod) bei dent bald eingetretenen allgemeinen Geldmangel nur jelten wirklich 
entrichtet, 

Dem Beifpiel Frankreichs ahmte man in der Folge (obwol nicht mit gleicher Ausdehnung 
und Strenge) in vielen andern Ländern nad; fo z. B. in Oberitalien; unter den Minifterium 
Montgelas in Baiern; unter König Joſeph's Regierung und fpäter unter ven Cortes in Spa: 
nien; 1810 in Preußen; dann in Rußland, jedoch nur gegen die katholiſchen Klöfter. 

Nah dem Stwz Napoleon’d, theilweife aber auch unter feiner Herrihaft, kam in mehreren 
Ländern eine der eben bezeichneten entgegengefegte Tendenz wieder empor. Der römiiche Hof 
machte es jich zur Angelegenheit, au das Moͤnchsweſen wieder neu zu beleben. Gewaltige Anz 
firengungen fanden und finden mitunter noch jegt flatt. Unter König Ludwig erftanden in 
Baiern, alfo in einem deutichen Lande, über 100 Klöfter, Aber die Einrichtung ermangelt der 
innern Lebensfähigkeit, und felbft in Spanien und in Italien erfolgten feitden wieder malen: 
hafte Klofteraufgebungen. 


7) Selbft das Kloftergebäude follte nicht das Eigenthum der Anftalt fein, fondern es follte dieſer 
nur eine Art Nugungsrecht zuftehen, folange der wahre Eigentümer, nämlich der päpſtliche Stuhl, 
nicht anders Darüber verfüge! 
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$.2. Die angeblihen Verdienſte ver alten Klöfler um die Menſchheit. Die 
wichtigften Verdienfte, welche ſich die Klöfter um die Menſchheit erworben haben follen, find: 
die Urbarmachung des Bodens in wilden, unwirthlichen und wenig oder gar nicht bewohnten 
Gegenden, und ſodann vor allem die Erhaltung geiftiger Gultur, insbefondere die Aufbewah— 
rung der Glaffifer des alten Griechenland und Rom, 

a) Die angeblichen Verdienfte ver Mönche umUrbarmahung des Bodens. 
Begreiflicherweife waren die Moͤnche nit in allen Ländern im Falle, den Boden erft urbar 
machen zu müflen. Als das Möndthum in Ägypten auffam, befand ſich das dortige Land, 
unter der Herrihaft ver Nömer ſtehend und von feinem auswärtigen Beinde angegriffen, in 
einem cultivirten Zuftande. So aud in andern Gegenden, und zwar bed Occidents nicht min= 
der ald des Orients. 

Hauptfähli foll man nun den Mönchen ven Anbau des Bodens in Deutfchland in den 
eriten Jahrhunderten nad) der Völkerwanderung zu verbanfen haben, und dieſes ift fonad der 
Punkt, den wir hier unterfuchen müffen. 

Mir fünnen davon abfehen, daß ſelbſt Tacitus ſchon Deutfhland ald ein fruchtbare, mit 
Fluren, nugbaren Waldungen, großen umzäunten Höfen und Aderfeldern bevedted Land ſchil— 
dert. Die Eultur, welche in allen von ven Römern befejlenen Gegenden beitanden hatte, zumal 
am Rhein, dem Lech, dem Inn und der Donau, fonnte nie gänzlich vernichtet werden; die frem= 
den Eroberer nahmen vielmehr gar vieles von den Sitten und Einrichtungen der Beflegten an; 
und wo bie alten römischen Eolonialjtäbte, ungeachtet einzelner momentaner Zerflörungen, fort— 
beftanden (Köln, Trier, Mainz, Speier, Stradburg, Augsburg, Regensburg, Salzburg und 
zahlloſe andere), da läßt fi wol gewiß nicht annehmen, daß der Boden des ganzen Landes un: 
urbar und zu einer Wildniß geworben und in dieſem Zuftande bis zum Emporfommen der Klö- 
fter jo geblieben fei. Auch ift es wirklich Hiftorifch erwiefen, daß der beſſere Bodenanbau in ver 
Umgegend der Stäbte ftattfand. 

Als nun das Möndthum Eingang im Herzen von Deutihland fuchte, trafen feine erften 
Einwanderer felbft dort [hen glänzende Hofhaltungen ver heidniichen Zürflen diefer Gaue, 
große Herzogäpfalgen, aud Städte, Fleden und Dörfer. ®) 

„Set erſt erfolgten allmählich die meiften und wichtigſten Stiftungen der Klöfter, und zwar 
weit jeltener in den wilden ald gerade in den volfreidhften und gewerbjamiten Gegenden, ganz 
vernunftmäßig dem vorgeftedften Zwecke gemäß, von ſolchen Punften aus die hriftliche Religion 
deito ſchneller und wirffamer auszubreiten.... Nachdem ih Urfprung und Stiftung von 
mehr ald 200 folder Klöfter allein im Königreih Baiern (nämlich dem rechts des Rhein ges 
legenen Haupttheile beifelben) bei jedem befonderd in Unterfuhung genommen, fo muß id 
geftehen, daß mir nicht ein einziges vorgekommen, von welchem fih mit Grund und Wahrheit 
behaupten ließe, es ſei von ihm die erfte Gultur ded Bodens, worauf e8 geftanven, hervor: 
gegangen. (v. Lang.) 

Der nämliche Berfafler bemerkte nun jehr richtig, daß zur Urbarmahung ded Bodens nit 
mitgerirft haben fönnen: 1) die Nonnenflöfter, 2) die ihren Statuten nach befiglufen Bettel— 
mönde, und 3) überhaupt alle in neuerer Zeit, zumal vom 13. bis 16. Jahrhundert erft ent: 
ftandenen Orden. Es bleiben ſonach nur noch einige Benedictiner:, Prämonftratenfers, Eifter- 
cienfer: und Auguftinerflöfter, die möglidherweife ven Boden, auf dem jie erbaut wurden, viel- 
leiht urbar gemacht haben fünnten. Allein die vorhandenen Urfunden weifen im Gegentheil 
nach, daß Diele Gonvente faft ohne Ausnahme in bevölferten, längft angebauten Gegenden, be= 
ſonders in Haupt und Reſidenzſtädten errichtet wurden, oder daß die Mönche ſelbſt landesherr— 
lie oder ſonſtige adeliche Schlöffer in Eigenthum zu erlangen wußten und fodann dieſe Schlöffer 
in Klöfter ummandelten. Überall zeigen die nod vorhandenen Dorumente, zumal die Stif- 
tungsurkunden, dap die Mönche zu ihrer Anjiedelung empfingen „nicht terras novellandas vel 
eultivandas, fondern cultas cum incultis, agros, mancipia, prata, pascua, sylvas’” u. f. w. 
Die Zahl folder no vorhandenen Urkunden and allen Gauen unferd Baterlandesd geht in das 
Unendliche.) 


8) Nahere Nachweiſungen, beſonders in Beziehung auf Baiern, in dem Aufſatze des geiſtreichen 
Ritters v. Lang: Waren die Klöſter Wohlthäter Deutfchlands? im Sophronizon, VII, 3 u. 4. 

9) Ritter v. Lang weift a. a. D. nach, daß nur allein in den altern Kreijen des Königreichs Baiern 
23 Klöfter der ältern Orden bekannt find, die in früherer Zeit fürftliche Refidenzen, Herzogsburgen oder 
Schlöffer von Grafen u. f. w. waren — und biefes find gerade die berühmteften der dortigen Gonvente ! 
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Allein bei der Frage: ob dad Mönchsweſen ver Eultivirung ded Bodend Nugen brachte, fann 
der Umſtand überhaupt am menigften entjcheiven, ob etwa da oder dort ein paar Morgen Landes 
wirflich durch Klofterbemohner angebaut wurden oder nicht. Es kommt vielmehr zunächſt dar- 
auf an, welde Wirkung die Eriftenz eines Klofterd auf ven Bodenanbau feiner Umgebung im 
ganzen hervorbrachte. Und hier findet dann der unbefangene Beobachter die allerungüinftigften 
Ergebniffe. 

Wo einmal ein ſolches Klofter beftand, mupte ringsum alles freie Privateigenthum ver- 
ſchwinden. Schon Karl der Große wirft ven Abten (in einem Gapitulare vom Jahre 811) vor: 
fie fuchten Gelegenheit, an den armen Mann zu fommen, der ihnen fein Eigenthum nicht frei: 
willig überlaffen wolle, indem fie ihm fo lange die ſchwerſten Kriegslaſten und Züge zumutbeten, 
bis er endlich nicht mehr anders Fönne, als fein Befigthum zu übergeben oder zu verkaufen. 
(Occasionem quaerunt super illum pauperem, quomodo eumcondeinnarepossint, et illum 
semper in hostem faciunt ire, usque dum pauper factus, nolens volens suum proprium 
tradat aut vendat.) v. Lang führt eine ganze Reihe von Beifpielen an, daß Einzelne ſowol ald 
ganze Ortfhaften ihr freies Eigenthum abtraten, um daflelbe dann als deren Zins- und Lehns— 
leute oder ald Pächter oder Knechte zu bauen. Ja, nicht zufrieden damit, das Grundeigentum 
auf folche Weife zu erlangen, mußten ſie jehr häufig es fo weit zu bringen, daß fogar aud) die 
Menſchen, welche diefe Gegenden bewohnten, ihnen leibeigen wurden. Man weiß viele Bei- 
ſpiele, daß ſogar hodhadeliche Frauen (ex utriusque parentibus libera etsatisnobilis, — liber- 
rimae conditionis ete. etc.) ih und ihre Nachkommen diefem oder jenem Klofter leibeigen er: 
flärten. 

Daß aber durch ſolche Verhältniffe die Cultur ded Bodens nicht gefördert, — daß fie viel- 
mehr da, wo fie ſchon vorangefchritten war, weit zurückgeworfen ward, ift wol jedem vernünf- 
tigen Beobachter klar. Die Eultur des Bodens erheifcht freie Menihen und freies Eigenthum 
diefer Menihen. Wer immer ausſchließlich zum Nugen von andern arbeiten muß, wird in der 
Negel wenig und ſchlecht arbeiten. Der einzelne Mönch jelbft aber war nicht einmal Eigen 
thümer, abgejehen davon, daß er bei feinem Dünfel — jeinem Stande nad) weit erhaben zu 
fein über die andern Leute — es gewiß mit feltenen Ausnahmen verihmähte, gleich einem 
Bauer zu arbeiten. Selbſt ſchon die rohen Waldbrüder ernährten fich lieber von dem Almoſen, 
das ihnen das Ausſtecken eines Bet: over Bilderftodes zu verihaffen geeignet war, als durch 
ihrer Hände Arbeit, und man wird jhwerlid auch nur einen Fall aufweilen können, daß ein 
ſolcher Waldbruder mehr felbft producirt ald confumirt hätte. Die Erfahrung hat überdies bis 
zur neueften Zeit gezeigt, daß die Kloftergüter zwar gewöhnlich dem Boden und der Lage nad 
die beiten, dabei aber die ſchlechteſt angebauten waren. 

Wenn man indeilen vorzugsweiie einen Orden, den der Giftercienfer, anführt, ald beſonders 
verdient um die Gultivirung ded Bodens, fo wollen wir nur ein paar Zeilen aus den Bemer- 
kungen des längftverftorbenen Regierungsraths v. Löw, des genaueften Kenners der pfälziichen 
Lofalgeihichte, dem wir ein Verzeichniß der in der bairiſchen Pfalz zu Grunde gegangenen 
182 Dörfer verdanken, hier einfhalten. „Im Rheinfreije”, fo lauten feine Worte, „haben vie 
Giftercienferklöfter, befondersd die von Ditenberg und Eußersthal, eine größere Anzahl Dörfer 
eingehen machen, als jelbft ver Dreigigjährige Krieg vermochte... Ihre Befigungen gereichten 
der Gultur und Bevölferung des Landes entihieden zum Nachtheil. Berfolgt man die Spuren 
ihrer fuccefjiven Erwerbungen, jo ergibt ih, daß, ſobald fie ein beträchtlihes Gut an einem 
Orte an fi gebracht hatten, fie ed dur Käufe, Taufh und Schenkungen zu vergrößern und zu 
arrondiren ſuchten. Auf diefe Weile zu dem Belige ganzer Gemarfungen gelangt, bewirth— 
ſchafteten fie diefe Güter jelbft. Die Zahl ver Dorfbewohner mußte ſich nothwendig aus Mangel 
an Eigentbum und Arbeit mindern; der Reft ſank zu Tagelöhnern herab. In diefer Lage bes 
durfte ed nur einer ſchwierigen äußern Veranlaffung, eines Krieges, eines Brandes, um die 





Sie alle find ſonach nicht durch eigener Hande Fleiß der Mönche begründete, fondern — nad) Lang'é 
allerdings derbem Ausdrud: — erbettelte, dabei aber in vergleichsweife glängendem Zuftande ſchon bei 
der Abtretung befindlich geweſene Niederlaffungen. Das gleiche Ergebniß wird man in der Hauptjache 
überall finden, Wir haben in Beziehung auf die bairifche Pfalz ein in feiner Art jehr vollitändiges 
Werk vom Pfarrer Remling zu Hambach: Urfundliche Geichichte der ehemaligen Nbteien und Klöfter im 
jegigen Rheinbaiern (2 Thle.), vor une. Durch den ganzen Inhalt auch dieſes Buchs, eines eifrigen 
Bertheidigere der Klöfler, werden alle obigen Bemerkungen auf das vollitändigite betätigt. Nur aus 
Rüdficht auf den Raum übergehen wir den in den frühern Auflagen des Staatesterifon gegebenen Nach— 
weis in allen Ginzelheiten, 
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Menfchen von einer Stelle zu vertreiben, an welcher fein Eigenthum fie feſthielt. Der Aufhe— 
bung der Klöfter verdanken viele Drte (in dev Pfalz namentlich Ditenberg, Lamberg, Franken— 
tbal u. ſ. w.) ihr Dafein. Die bloße Verleihung mander Kloftergüter in Erbbeftand war nicht 

vermögend gewejen, die erlojhenen Dörfer wieder in das Leben zu rufen; das Verbot, ven Erb- 
zins loszufaufen und die Güter zu zerftüdeln, verhinderten diejeg.’‘ 

b) Die angeblichen Verdienſte der Klöfterum die geiftige Eultur, zumal 
die Erhaltung der alten Glaffiker. Fragen wir ſodann nah den eigenen Leiftungen 
der Mönde im Gebiet ver Willenfhaften, fo können wir feinen einzigen Zweig auffinden, in 
welchem fie wirklih Großes und Ausgezeichnetes geihaffen hätten. Was haben in den langen 
Jahrhunderten des Mönchthums die Naturwiſſenſchaften durch die Klöfter gewonnen? Um 
wie viel ift das menfhlihe Willen während diefer ganzen Zeit dur fie in der Mathematik, 
Phyſik und Chemie gefördert worden? Welches waren die Fortſchritte in der Heilkunde, oder in 
der Philofophie, oder in der Erdbeſchreibung, oder in der Geſchichte? Man zeige uns die 
Thucydides, Tacitus oder nur die Gibbon, welche in den Klöftern während des Mittelalters 
entitanden jInd! 

Wenn nun diefe Klöfter wirklihe Bildungsanftalten zumal höherer Art geweien wären, jo 
hätten aus ihnen eigene Leiftungen von bleibendem Werth für alle Zukunft unfeblbar hervor: 
geben, es hätten ih unter jenen Millionen Mönden, welche im Laufe der Jahrhunderte diefe 
Inftitute bevölferten, — alle frei von äußern Sorgen und faft alle von dem kräftigſten Man— 
nedalter an Angehörige dieſer Inftitute — mindeftens Taufende in jedem einzelnen Zweige des 
Wiſſens duch felbftändige Leiftungen von bauerndem Werth auszeichnen, das Gebiet eines 
jeden diejer Zweige unendlich erweitern müſſen. Überblicken wir aber jede einzelne Discivlin, 
jo finden wir, daß höchſtens da oder dort einmal ein einzelner Moͤnch (ein Einzelner ſtets unter 
Hunderttaufenden!) überhaupt etwas Nennenswerthes leiftete. 

Allein, wird man einwenden, wenn fich die Mönche auch nicht durch eigene werthvolle geiftige 
Productionen auszeihneten, jo verdankt man ihnen doch ausſchließlich die Erhaltung der alten 
Werke, und insbejondere würde die ganze Literatur Griechenlands und Noms für und verloren 
fein, wenn die Mönche und diefelbe nicht in Abjchriften aufbewahrt hätten. 

Es ift von vornherein fehr unwahrfheinlih, daß, wenn fi fo viele fortwährend mir den 
edelften Geifteswerfen der Alten beſchäftigt hätten, nicht der vielfach in vielen Werfen enthaltene 
göttliche Funke zu eigenen Leiftungen ähnlicher Art gar manden follte begeiftert und befähigt 
haben. Allein e3 drängen ſich auch unmittelbare Beweiſe in Menge auf, daß man ven Klöftern 
bier ein Verdienſt beimißt, welches fie entweder gar nicht oder doch jedenfalld weitaus nicht in 
dem angenonmenen Maße befaßen. 

- Die Klöfter wurben fo ſtark bevölkert, weil man meinte, durch das Möndsleben ein Gott 
beſonders mohlgefälliged Werf zu verrichten, und — ber Befreiung von ſchwerer Arbeit und 
von Nahrungsforgen wegen. Man hielt dabei die hriftlihen Ginrihtungen und Vorſchriften 
nicht nur an und für jich für das Vortrefflichfte, ſondern in der Regel felbft für das allein Gute. 
Mad immer von den Heiden herrührte, galt weitaus den meiften von vornherein als verab— 
ſcheuungswürdig, ſchlecht und greuelbaft. Die große Maſſe der Mönche ftanınıte aus den geringiten 
Ständen der bürgerlichen Geſellſchaft und ermangelte aller geiftigen Vorbildung. So fehlte 
denn meiftend ſchon der Sinn für höheres geiſtiges, zumal literarifches Wirken, Dazu kam der 
Dünkel des Mönchs auf die durch feinen Stand ihm verliehene eigene Wichtigkeit und Vorzüg— 
lichkeit, Auch der Geringfte mochte ſich in dev Regel für ein werthvolleres Weſen dev Schöpfung 
balten als alle heidniſchen Glaffifer zufammengenommen. 

So viel ift gewiß, eine claffiihe Ausbildung oder nur Erhaltung des elaſſiſchen Alterthums 
lag feinem einzigen geiftlihen Orden aud nur entfernt zu Grunde. Die Einrichtung dieſer 
Inftitute war eher auf alles andere ald darauf gerichtet. Linftreitig gebühren ven Benedictinern 
weit eher Anfprüche auf geiftige Leiftungen als allen andern Mönden. Aber ihon die befannte 
Regula Benedicti zeigt von feiner befondern wifjenfhaftlihen Tendenz; denn der heilige Bene: 
dict fordert von feinen Mönden nicht einmal Leſen und Schreiben ald notbiwendige Bedingung. 
Inden man nur nah Frömmigkeit ftrebte, warb gerade die geiftige Ausbildung vernachläſſigt; 
je mehr das ganze Streben nach jenen Ziele gerichtet war, um fo weniger befüntmerte man ſich 
auch nur un die Anfangsgründe willenihaftliher Bildung. So war e8 oft eine Seltenheit, 
Leute zu finden, die lefen und Schreiben Eonnten ; nicht unter den Laien allein, fondern aud unter 
den Welt:, noch mehr aber unter den Ordensgeiſtlichen. Zahlloſe Beiſpiele beweifen, daß die 
höchſten geiftlichen wie weltlihen Würbenträger, ald des Schreibend unfundig, die Urkunden 
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mit bloßer Beifügung eines Zeichend des Kreuzes jtatt ihrer Interfchrift verfahen (man jegte den 
Acten bei: „Signum crucis manu propria pro ignoralione literarum“, ſ. Durange, Art. ,‚Crux”, 
It, 1191. Daber ver vom Lateinifchen faft in alle neuern Sprachen übergegangene Ausdruck 
unterzeichnen für unterfhreiben). Viele ausgezeichnete Welt: wie Ordensgeiſtliche konnten die 
Kanones aufden Goncilien, denen fie ald Mitglieder beitvohnten, nicht unterjchreiben, Schon auf 
der Kirhenverfammlung zu Chalcedon jagen allein 40 Biſchöfe, die weder zu leſen noch zu 
jchreiben verftanden. Auch in den nächſtfolgenden Jahrhunderten treffen wir immer wieder 
auf diejelben Erſcheinungen. Zur nämlichen Zeit, in welder in der Schweiz die vielen Minne— 
jänger und in St.-Gallen jelbft ver befannte Walther von der Vogelweide lebten, Eonnte der 
Abt Konrad in dem berühmten Stift St.Gallen mit feinem ganzen Kapitel und gleich darauf 
jein Nachfolger Rumo nicht jchreiben. (Urkunde des Abtes und ded gefammten Kapitel vom 
Jahre 1291: „Cum scribendi peritia careamus.‘ Urfunde von 1297: „Testis Rumo Abbas, 
scribere nesciens.” ©. die „Geſchichte des Klofterd St.Gallen‘ von dem Mönchsfreund Pater 
Ildefons von Arr.) 

Noch viele andere Thatſachen beweijen, dap die Mönche, namentlich) die im Occident anfangs 
allein vorhandenen Benedictiner, feineswegs die Beſörderer geiftiger Gultur waren. So flagt 
Karl der Große (,„Capitul. de 778°) über ihre sermones incultos, über ihre negligentia di- 
scendi und ihre lingua merudita, und an einer andern Stelle (‚‚Capitul. de 802‘) über ihre 
aufgedeckten fornicationes, abominationes et immunditias, die-man sine horrore nicht beim 
rehten Namen nennen dürfe, Ein Jahrhundert jpäter Elagt Alfred der ®roße, dag vom Humber 
bis zur Themſe nicht ein Geiſtlicher ſei, der die Liturgie in feiner Mutterſprache verftehe oder die 
leihtefte Stelle aus dem Lateinifchen zu überjegen wifle; was aber die Geiftlihen in ven Gauen 
zwiſchen der Themfe und dem Meer betreffe, jo jeien fie noch viel unmilfender. Das nämliche 
Bild ergibt ih in andern Ländern. In großen berühmten Klöftern fand man auch noch ſpäter 
faun ein Miffal. (Vgl. Muratori, „Antiq.“, IX, 789.) Statt höherer Bildung gewahren wir 
überall Roheiten und Ausfchweifungen ohne Zahl. Man blicke z. B. auf die Schilderungen 
Gregor's von Tourd (ded jogar unter die Heiligen aufgenommenen Erzbiſchofs) und anderer 
äbnlicher Hierin gewig unverwerflier Zeugen: allenthalben die grellften Züge von Neid, Ehe: 
bruch, Wolluſt, Rachſucht, Betrügereien der verfchiedenften Art, Freßſucht und Trunkenheit, 
Stumpfiinn und Hinterlift, Brablerei und Zankſucht, Habſucht und Verſchwendung, Diebereien 
in jeder Form, Giftmifcherei, Meineid und zahllofe andere Lafter, (Abt Dagulfus, berühmt 
durd Diebftähle, Ehebrüche, Todtihläge, wurde anı Ende in einem Freudenhauſe ermordet 
u. ſ. w.) Das einzige, was ji einigermaßen zur Vertheidigung der damaligen Mönche jagen 
läßt, möchte fein, daß auch die Weltgeiftlichen in jener Zeit kaum beffer waren. Aber die Mis— 
fände vermehrten jich bei ihnen, während der Stand der Weltgeiftlihen jich wieder etwas zu 
heben begann. Die wenigftend wieder dämmernde Aufklärung erheifchte dringend Abftellung 
fo arger Misbräuche. Darum mußten nun freilich) die vielfach verfuchten Reformen der Klöfter 
beginnen; allein jie blieben in der Hauptſache immer ohne erkleckliches Reſultat 19); aus allen 
Gegenden klagte man fort und fort über Verfall ver Zucht und Ordnung in den Klöftern. Die 
mannichfachſten Prüfungen ihres Zuftandes im einzelnen und ganzen führten aber jedesmal zu 
dem Ergebniß, daß die Geiftesbildung am allermeiften vernadläffigt ward und insbejondere die 
Literatur jich in einem ganz erbärmlichen Zuftand befand. 17) 


10) Hier Ein Beifpiel ftatt vieler: Im Jahre 1481 fand die fogenannte Bursfelder Reformation 
ftatt. Imfolge diefer mußte unter andern auch der Abt des Klofters Limburg, Heinrich Ulner von Die: 
burg, feine Würde niederlegen, welche an Bonifaz von Benloo übertragen ward. Jetzt aber wurde 
das längfiherrjchende Unweſen noch ärger; Müßiggang, Wolluſt und andere Laſter verbreiteten ſich 
über alles Maß. Der neue Abt war ein gewaltiger Säufer. So foff er denn auch einmal mit einem 
Bauer aus Wachenheim um die Wette; diesmal ward er übertroffen. Gegenitand der Wette war aber 
eine dem Klofter gehörende Gülte geweſen, welche der Abt in folcher Weile feinem Stifte — verwettet 
hatte! Andere Beifpiele finden fi unter andern im Sophronizon, Bd. XI, Heft 2, aufgezeichnet. So 
hatte 3. B. das Klofter Dieffen in weniger als hundert Jahren ſechs Klofterregierungen, deren Abjcheu: 
lichfeit faum zu befchreiben ift. „Was mag‘, jagt Paulus mit Recht, „das für eine Geſammtheit vor 
Mönchen gewefen fein, aus deren Genoflenfchaft durch freie Wahl jertwährend eine ſolche Reihe von 
unwürdigen Vorftänden emporfteigen fonnte ?“ 

11) ®ir haben oben fchon des Werks gedacht, in welchem der eifrige Klofterverehrer Pfarrer Ren: 
ling alles, was ſich über die in der bairifchen Pfalz vormals beftandenen Klöfter noch auffinden läßt, 
zufammenftellte. Unter allen diefen vielen Gonventen u. f. w., von denen nähere Nachrichten auf uns 
gefommen find, ift num auch nicht ein einziger, bezüglich defien nicht in Urfunden, bald früh, bald fpät, 
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Wie konnte bei ſolchem innern Zuftande eine Pflege der Wiſſenſchaft und Sittlichkeit ftatt- 
finden? Wie konnte fie ed insbeſondere, als die Klöfter fo wejentliche Unterftüger und Beför— 
derer der Dummheit und des Aberglaubens, mitunter der [hmählichften Art, waren; als jie das 
arme unwiſſende Volk mit dem ihm eingepflanzten blinden Glauben gängelten, Reliquien zur 
finnlofen Anbetung und Amulete auf den Kauf fabrizirten, Wallfahrten ſchufen und jene Maffe 
vermittelft Mirafel, Heiligenbilogen und Wundercuren ausbeuteten, fie dumm und liederlich 
zugleih machten! 

Wahrlich, da ift das legte und einzige Aſyl geifliger Eultur nun und nimmermehr zu ſuchen. 

„Wo anders aber als in den Klöftern konnten die alten Glaffifer für und erhalten werden ?“ 
— 0 hört man unbegreiflihermweife noch fragen. Ein paar Andeutungen werden genügen, dieſes 
Bedenken zu löſen. 

1) Obenan ftellen wir die italienifchen Breiftaaten. „Die gegenwärtige Generation‘, ſchreibt 
Simon de Sidmondi („Geſchichte der italienifchen Nepublifen des Mittelalters’), „verdankt den 
italienifhen Freiftaaten das Erbtheil des clafftihen Alterthums.“ Hier in diefen Breiftaaten 
lebte ein Geift, ver ven Werth jener alten Schriften beffer zu würdigen wußte ald jemals der in 
den Klöftern haufende Bigotismus. Die VBerhältniffe, die freie Bewegung des Volks in diejen 
Republifen braten ed mit fi, daß man höhere Geiftesbildung, Unterricht überhaupt, unter: 
fügte und beförderte. Der ausgedehnte Handel aber nad) allen Gegenden der damals befannten 
Melt bevingte aud) einen geiftigen Verkehr. 

2) Die freien höhern Schulen, ausgebildet ald Univerjitäten, reihen jih würdig an. Sie 
führten erft recht wieder in das Leben ein jene elaſſiſchen Schriften des Alterthumd, die, wären 
fie auch wirflich in den Kloͤſtern ausfchließlich zu finden gewefen, port doch nur vergraben gelegen 
hätten. Kaum waren die Pandekten wieder aufgefunden, im Jahre 1137, jo wurbe auch alſo— 
bald die ganze damalige cultivirte Welt von Bolognad Lehrſtühlen aus mit ihrem Inhalt be: 
fannt und vertraut gemadht. j 

3) Auch die übrigen Gebilveten ver verjchiedenen Stände, Laien und Weltgeiftliche, trugen 
nicht jelten zur Erhaltung der geiftigen Schäge des Alterthums bei, und glücklicherweiſe ver- 
ſchwanden ſolche Keute felbit in jenen dunfeln Zeiten nie ganz aus den Ländern Mitteleuropas. 
Man denke nur an Gregor von Tours und Fredegarius (die Zeugen ver älteften Frankenge— 
ſchichte), an Eginhard, Theganus, Luitprandus, Wippo, Otto Frifingenjid (der jedenfalls fein 
berühmtes Geſchichtswerk nicht in einem Klofter, fondern in der Fürſtenreſidenz Freiſing fhrieb), 
an feinen Fortfeger, den Domherrn Radewicus, Berthold Eonftantienfis, Gottfried Viter— 
bienfis, Adamus Bremenſis u. ſ. w. Die Kifte ließe jich ungemein vergrößern durch Beifügung 
der Namen aller mächtigen Beförberer geiftiger Bildung (mie Kaifer Karl und König Alfred 
der Große) und aller Schriftfteller der verſchiedenen Ränder, die feine Mönche waren (z.B. Jor— 
nandes und Ulphilas, der Gothben; Saro Grammaticus, des Dänen; Snorre Sturlejon, des 
Isländers u. f. w.) 

4) Die Byzantiner. Nachdem das alte Byzanz zur Haupfladt des Römiſchen Reihe und 
bald an Umfang, Volkszahl und Glanz die erfte Stadt der Welt geworben, ſanmelten ji dort 
natürlich auch die claſſiſchen Schriften des Alterthums, und zwar wol mehr ald an irgendeinem 
andern Orte. Verſchiedene Werke ver Alten oder Bruchftüde verjelben find uns ausſchließlich 
nur durch Byzantiner erhalten worden (fo z. B. die Fragmente ded Beroſus, Sanduniathen, 
Ktefiad u. ſ. w.). Denn ebenjo wie für die Kunft 12) blieb Konftantinopel aud für die Willen: 
ihaften ein Hauptajylort. Der rege Verkehr zwifchen diefer Stadt und dem Abendland, bes 


über „Verfall“ der Zucht und Orbnung geflagt würde. Auch it erfichtlich, dag man in den Klöftern 
weit mehr wegen Aufzeichnung der Gefälle ale der etwa vorgeführten guten Werfe oder wegen geiftiger 
Cultur beforgt war. Von geiftigen Leitungen oder von materiellen guten Werfen findet fid auch nicht 
die geringfte Grwähnung; auf jedem Bogen fteht dagegen ausführlich zu lefen, wie viel Malter Ge: 
treide, wie viel Gänfe, Hühner, Gier u. dal., ganz bejonders aber wie viel Fuder Wein und wie viel 
Dugend oder hundert Kapaunen jede derartige Stiftung alljährlich (befonders von der tributpflichtigen 
Umgegenb) zu beziehen rn Dabei die häßlichjten Züge gemeiner, durch Habſucht hervorgerufener 
Streitigkeiten unter ben Religiofen jelbft. Das Verhälmiß änderte fich ſelbſt in der neueften Zeit, nach⸗ 
dem die Forderungen der Gultur dringender geworben, noch Feineswegs. In dem aarganifchen Klofter 
Muri erjchienen, wie fich bei defien Aufhebung zeigte, in den Rechnungen 800 Fr. Ausgabe für Fütte— 
rung des Geflügels, daneben aber nur 8 Fr. für die Bibliothek! 

12) „In Konftantinopel‘', jagt Windelmann in feiner Geſchichte der Kunft des Alterthume, „und 
dort allein waren Werke der Kunft nad) ihrer allgemeinen Vernichtung in Griechenland und Rom noch 
verschont (NB. und öffentlich ftehen) geblieben. Dort Hand u. ſ. m.’ 
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ſonders von den Zeiten der Kreuzzüge an und namentlich mit Italien, gewährte dem Oecident 
fortwährend Gelegenheit au einer geiftigen Verbindung mit Byzanz. (Dadurch wird au 
weſentlich Elar, wie e8 fam, daß — obwol in den Klöftern die griehifhe Sprache ohnehin faft 
nirgends cultivirt ward, — dennoch von den griehiihen Autoren im Grunde weniger verloren 
ging ald von den römifhen. So bejigen wir z. B. die drei Haupthiftorifer der erflern — den 
Herodot, Thucydides und Xenophon — vollftändig, während die beiden ausgezeichnetften Ge: 
ſchichtſchreiber der legtern — Tacitus und Livius — nur höchſt unvollftändig auf und gefom: 
men find.) Wie jehr ſich aber die geiftige Gultur bis zum Untergang des oſtrömiſchen Reichs 
in Konftantinopel forterhielt, zeigte befonders die Maffe gründlich gebilveter Gelehrten, die ſich 
alsdann in vielen Ländern Europas, namentlich in Italien, verbreiteten. (Wir erinnern von 
den damals aus Konftantinopel nad) Italien geflüchteten Griechen nur an Theodor Gaza, Jo— 
hann Argyropulos, Beilarion, Demetrius Chalkondylas, Konftantin Laskaris und Gemiftius 
Pletho.) Damals, ald Konftantinopel in die Hände der Türfen fiel (1453), war aber die Budh- 
drucerei bereits erfunden! 

5) Die Araber und Juden in Spanien, erſtere theild au in Süditalien, haben ebenfalls 
manche Glaffifer aufbewahrt. Bei dem wiſſenſchaftlichen Streben jo vieler Angehöriger dieſer 
beiden Nationen, zumal ihren mitunter ausgezeichneten Reiftungen in dem Gebiet der Mathe: 
matif, Aftronomie, Geographie, Heilkunde u. ſ. w. kann ihnen der Werth; der vorzüglichften 
Schriften des Alterthums nicht lange entgangen jein. Die Araber insbefondere fhägten die: 
jelben fo jebr, daß fie viele davon in ihre Nationalſprache überjegten. Selbft den Ariftoteles 
lernten die Klöfter zuerſt in einer arabifchen Liberjegung, nicht in der Urſprache, kennen. (Eine 
von den Briten in Indien entdeckte Überfegung des Ariftoteles in die Hindufprache fheint gleich- 
falls eine arabiſche Übertragung zur Grundlage zu haben.) 

6) Endlich hat und aud der Zufall manche claſſiſche Schrift erhalten, forwol außerhalb ala 
innerhalb der Klöfter. Wurde do ſchon in frühefter Zeit Ariftoteles jelbft nur durch ein glück— 
liches Ungefähr unter der Erde erhalten, wo ihn Apellifon von Teos entvedte. Ein Ungefähr 
fol! (wenigftens nad der einen Verſion) des Juftinian Bandekten gerettet haben; ein Ungefähr 
bat jevenfalld ven Gajus erhalten, den die Mönche audgefragt hatten, um die Briefe des heiligen 
Hieronymus auf das Pergament zu jhreiben, auf welchem feine Inflitutionen flanden. So in 
vielen andern Fällen. 

Alle diefe Leiftungen jind den Klöftern durchaus fremd, ebenjo wie die Erfindung und Ver- 
vollfommnung der Kunft des Buchdruckens, die jo jehr von ihnen angefeindet ward und der wir 
gerade anı meiften zu verdanken haben; — denn ohne fie und der alten Druckherren verftändige 
Würdigung der Glafjifer würde deren Erhaltung — nad den Sinfen der italienifhen Frei: 
flaaten, dem Verlöſchen des Glüdäfternd der Araber in Spanien und nun auch dem Fall Kon: 
ftantinopeld — am allermeiften gefährdet geweien fein! 13) 


. 


13) Hier nody ein paar charafteriftiiche Züge: Lupus, der Abt von Fetrieres, bat im Jahre 855 in 
einem an den Papit gerichteten Briefe, ihm eine Abfchrift der Abhandlung Cicero's De oratore und 
der Inftitutionen Quinctilian's zu leihen, mit dem Beifügen, „daß in ganz Franfreich (folglich auch in 
allen franzöfiichen Klöftern !) Feine volltändige Abfchrift davon zu finden ſei“. (Vgl. Muratori, Antigq., II, 
835.) Das Klofter Fontevrault beſaß einit den Livius vollftändig; aber es verfaufte ihn als altes Ver— 
gament an einen Gewürzfrämer, und diefer an einen Schneider, welcher Fleine Ballons daraus machte. 
(Bal. Fabricius, Biblioth. Lat., S.297.) Es ift anzunehmen, daß in Korvei ein vollftändiger Tacitus vor- 
handen geweien, daß aber ein Theil davon unglüdlicherweife auf bei der Auffindung noch brauchbares 
Pergament gefchrieben war und darum vernichtet wurde. Auf ähnliche Weife foll zu Fulda ein vollftäns 
diges Gremplar des Trogus Bompejus zu Grunde gegangen fein. Zu Lüttich befam Petrarca zwei bis 
dabin nicht befannte Reden des Gicero zu Geficht ; aber er vermochte in den dortigen Klöftern und in 
der ganzen Stabt faft feine Tinte aufzutreiben, um diefelben abzufchreiben. Selbit die Werke chriſt— 
liher Autoren wußte man vielfach in den Klöftern nicht zu jchägen. So gab die Abtei Werben im Jahre 
1650 eine Handfchrift des Otfried aus dem 9. Jahrhundert an einen Buchbinder, um damit die Werke 
des Thomas von Aquino einzubinden. „Eben daß man in etlichen Klöftern einige ſchätzbare Autoren ge- 
funden“, bemerft Ritter v. Lang, „beweift, daß man fie dafelbft weder gefannt noch gebrandt habe. 
Ums Jahr 1440 ift allerdings in einem Klofter der Properz gefunden worden; aber wo? — im Keller, 
als Unterlager eines Weinfaſſes!“ (S. Henne, Borrede zum Tibull, ©. XV, vierte Ausgabe.) Den 
Gajus hat man, wie oben ſchon gejagt, auch gefunden, aber ausgefragt (zum Glück unvollflommen) und 
mit den Briefen des heiligen Hieronymus überfchrieben. Der verfländige v. Weffenberg (Die großen 
Kirchenverfammlungen, Il, 24) jagt: „Die Klöfter waren eher die Kerker und Gräber als die Zufluchte- 
ftätten der überbleibſel geiftiger Schäge des Alterthums, indem man fie in ihnen unbenugt und forglos 
vermodern lieh (fogar in der an gelehrten Schägen fo reichen Abtei der Benedictiner in Monte-Baffino 
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Hätten die Klöfter nur den hundertften Theil des Eifers, den man ihnen für Erhaltung des 
slaffiichen Alterthums beimißt, in Wirklichkeit bethätigt: gewiß, nicht ein einziger Glaffifer hätte 
und ganz oder theilweife verloren geben Fünnen. Man zählte im 15. Jahrhundert blos an 
Klöftern vom Orden der Benedictiner nicht weniger al8 15107. Wenn nun in jedem biefer 
Convente von allen Mönden zufammengenommen alljährlih nur ein einziger Claſſiker (ein= 
ſchließlich der Fleinften) abgejchrieben worden wäre, jo hätte biefed eine Vermehrung von 15000 
Abſchriften alljährlich gegeben. Nehmen wir nun die durchſchnittliche Dauer diefer Benedie— 
tinerconvente nur zu 300 Jahren an, fo hätte man eine Maffe von 4,500000 Copien befom= 
men. Wo aber find diefe zu finden? In ber ganzen Welt eriftiren noch feine 1000 folder von 
Mönchen (von Benedictiner: oder von irgendeinem andern Orden) gefertigten Abichriften. 

Aus allem ergibt ih, daß die Klöfter weder an ſich den Zweck und die Beftimmung hatten, 
die heidnifchen Glaffiker aufzubewahren — noch daß diefed durd) ein unabhängig von den Or— 

dendregeln, ſonach freiwillig begrünbetes Streben erzielt ward. 

Allerdings gab e8 einzelne Mönde — einzelne unter ven Millionen, die im Laufe von ans 
derthalb Jahrtaufenden jene Maffe von Klöftern bevölferten — melde einen höhern, wiſſen— 
ihaftlihern Sinn als ihre beihränften-Genoflen befaßen. Aber fie bilden Ausnahmen und 
zwar fehr feltene Ausnahmen von ber allgemeinen Regel. Alle Ehre, alle Anerkennung ihnen, 
dieſen Männern, die, ungeachtet dev geiftertödtenden Mönchseinrichtung, ſchönere, edlere und er— 
habenere Geſinnungen und Gefühle in jih bewahrten! Sie jind e8, welche die verhältnißmäßig 
in fo geringem Umfange in einer Heinen Anzahl von Klöftern vorhandene Riteratur bewahrten. 
Aber waß fie leifteten, geſchah nicht infolge des Mönchthums, fondern vielmehr trog deſſelben. 
Und abgefehen davon, daß jie wol meiftend zu jenem Stande dur äußere Berhältniffe mehr 
gezwungen wurden, als daß fie denjelben freiwillig gemäßlt Hätten, ift ver Schluß doc offenbar 
völlig ungereimt: „Diefer oder jener tüdhtige Mann war ein Mönch, folglid) würden ohne Klöfter 
Leiſtungen wie vie jeinigen nie entjtanden fein.’ 

Aber nicht genug, daß man den Klöftern ale folhen die Erhaltung des claſſiſchen Alterthums 
durchaus nicht zu verdanfen hat, muß man ihnen im Gegentheil noch fogar den Verluſt veffelben- 
in fehr großer Ausvdehnung zum Vorwurf machen. 

Sie ſahen in jenen Schritten faft nichts als heidniſche, darum verwerflihe Bücher, und 
gewiß waren die Mönche die erften, melde auf den (ohne Grund ald unhiſtoriſch audgegebenen) 
Befehl des Bapftes Gregor (ded fogenannten Großen): „bie Werke des Cicero, des Livius und 
des Tacitus allerwärtd zu verbrennen‘, — dieſe zuerfi und am eifrigften zu ſolchen Auto da 
Fes zufammenfuchten, wie nicht minder fie ed waren, welche, ald der Sinn für die Geifteswerfe 
ver alten Hellenen und Römer unter den freien Ständen wieder zu erwachen begann, diefe durch 
barbariihe Möndöprodurtionen zu verdrängen fuchten, welde endlich die ganze Literatur her— 
abwürbigten und finfen machten, inden fie faft überall nichts andetes als fromme Schaufpiele, 
epiiche Gedichte von Heiligen u. dgl. fabrizirten und ganz ernftlid darauf ausgingen, durch 
ſolches Zeug die Claſſiker überflüffig zu machen und zu verdrängen. 

Noch weit mehr wurden aber Die Mönde — ftatt Erhalter — Zugrunderichter eined großen 
Theils der Claſſiker dadurch, daß fie die alten, auf Bergament verfertigten Abſchriften der claffi= 
ſchen Autoren aufzutreiben ſuchten, um fie auszufragen und ftatt ihrer Legenden, Heiligenge: 
ſchichten, mitunter die unfinnigften Gebete u. dgl. daraufzufchreiben, oder felbft um fie zum 
Einband derartiger Seripturen zu verwenden. Zu dieſem Behuf ein Buch des Livius oder 
Taritus zu vertilgen, nahm man in den Klöftern feinen Anftand. Muratori („Antiq. Ital.”, 
II, 833) conftatirt diefe Thatladhe, und auch Montfaucon gibt ausdrücklich an, dag weitaus die 
meiften Pergamentmanuferipte, die ev gefeben, auf foldes Pergament geichrieben find, von 
welchem eine frühere Schrift vertilgt war. (’Bgl.,‚Mem. del’Acad&mie des nscript.”, IX, 325.) 
Wir haben ſchon oben angeführt, wie wir gerade durch diefes Verfahren um die vollſtändigen 


fand fchon Boccaccio die Bibliothek im verwahrlofeften Zuftande; nach Tellur fand Poggio die alten 
Handſchriften zu St.Gallen und in Reichenau verwahrt), während die Abte und Mönche in der Jagd 
und in Gelagen, wo nicht felten Pantomimen und Poſſenreißer die Gäfte zu ausgelaflener Luftigfeit reize 
ten, in Fehden, Turnieren und Prachtfeften das Gefchäft oder vielmehr den Zeitvertreib ihres nußlojen 
Lebens ſuchten . . In Ungarn war fchon in der Mitte des 13. Jahrhunderts in den meiften Benebictinerz 
Höftern Zucht und Orbnung ganz zerfallen. Viele Mönche fchweiften als Poſſenreißer und Landſtreicher 
umber, wälzten ſich in allen Laftern und wurden den Schwachen zum Argerniß, den andern zum Spott... 
Die Bettelmöndye feiner Zeit jchildert Clemangis insgemein als heuchlerifche Pharifäer, welche die Vor— 
herfagung des Apoftels, Timoth. 3, 3, erfüllten.‘ 
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Werke von Tacitus, Liviud und vermuthlid auch ven Trogus Pompejus gebracht worden jind, 
und wie wir es nur einem glücklichen Zufall, vielmehr der Ungeſchicklichkeit des Auskratzers zu 
verbanfen haben, dag in unferer Zeit die Inftitutionen von Gajus mit vieler Mühe wieder re: 
ftaurirt werben fonnten. Wir wollen ſchließlich nur nod anführen, daß insbefondere auch die 
vaticaniſche Bibliothek Beweife für unfern Sag liefert, wie denn 3. B. Bruns in verfelben ein 
großes Stüd des Liviud und dev Giceronianifhen Reden vom Pergament weggefhabt und ftatt 
deren dad Büchlein Tobias daraufgefhrieben fand! Dieſes Ausfragen der heidniſchen Litera— 
tur wurde jo foftematifch betrieben, daß man eigene furze Zeichen hatte, um folde Claſſiker zum 
Audfragen zu erlangen, welche Zeichen allgemein verftanden wurden, — denn dieje Methode, 
ih Schreibmaterial zu verſchaffen, war leider eine allgemein verbreitete. Alfo nicht Grhalter, 
ſondern Bertilger der alten Literatur waren in der Regel die Mönche. 

$.3. Das Nahtheilige und Verderbliche des Klofterweiens überhaupt. 
Diefen Gegenftand müffen wir nad zwei verſchiedenen Beziehungen betrachten: a) hinſichtlich 
der Religiofen ſelbſt und b) Hinfichtlich de8 Gemeinweſens, der ganzen Menjchheit. 

a) Die Verhältnijfe ver Religiofen. Indem der Mönd oder die Nonne in den 
Orden aufgenommen werben, mülfen jie die drei befannten Gelübde leiften, nämlich das der Ar— 
muth, der Keufchheit und des Gehorſams, und zwar unbedingt auf die Dauer des ganzen Le— 
ben, ohne Vorbehalt wie ohne Ausſicht auf die Möglichkeit ver Auflöfung dieſer Gelübde oder 
der Entbindung von einem einzigen derſelben. 

So menig bedenklich diefe drei Gelübde bei oberflächlichem Anblick jheinen mögen, jo 
durchaus unnatürlich zeigen fie ſich bei näherer Prüfung, den Menſchen an höherm Aufſchwunge 
hemmend, ihn herabwürdigend, darum in jeder Hinficht verwerflid. 

Iſt es gleich eine nicht genug zu empfehlende Lehre, die Glücksgüter nicht zu des Leben 
Höchſtem zu machen, nicht jedes edlere Streben, jedes beifere Gefühl in craffen Materialismus 
zu ertödten — jo folgt Daraus doch keineswegs, daß der Menſch auf alles und jeves Eigenthum 
unbedingt verzichten müfle, daß er nichts von der Welt fein nennen dürfe, daß er fich feiner auch 
nod fo unſchuldigen Annehmlichkeit des Lebens zu erfreuen habe; daß er vielmehr (was nament= 
lich von den Bettelz, vielfad aber au von andern Mönchen gilt) bis zur Unreinlichkeit und zum 
häßlichſten Schmuze herabjinfen und in jolden Elementen fein ganzes Leben zubringen müffe, 
Bei dem Gelübde der Armuth, in diefem Sinne genommen, ift der Menſch auf dem Wege, zum 
Thier Herabzufinfen. Und hätten unjere Vorfahren jenen Grundjag in ihrer Gefammtheit 
angenommen, fo würden wir heute nichts anderes als Wilde fein, und zwar Wilde im aller- 
erbärmlichſten Zuftande. 

Ein wichtiges Gebot der Vernunft wie der Moral ift es ferner, fich fleiſchlicher Ausſchwei— 
fungen zu enthalten. Aber diefer Zweck wird vollfommen erreicht durch die Beobachtung ver 
Verpflichtungen des Inſtituts der Ehe, fo wie alle eiviliſirten Völker daffelbe dermalen befigen. 
Eine Enthaltfamfeit, die darüber hinausgeht, oder mit Ginem Wort die Verpflihtung zum Cö— 
libat ift und bleibt naturwidrig, deshalb verwerflih; und es bleibt ebenfo immer ein augen 
ſcheinlicher Widerſpruch, daß, während ald förmliches Dogma der katholiſchen Kirche feftfteht, 
daß die Ehe jogar ein Saframent fei — eine bloße Disciplinarſchrift die Erlangung diefes 
Saframents einem ganzen Stande, und zwar gerade dem ald dem vorzüglichften geadhteten, un= 
möglid maden will. 

Was endlich den Gehorfam betrifft, fo ift er allerdings eine Tugend, aber nur dann, wenn 
er auf einer vernünftigen Grundlage beruht. Blinder Gehorfam hingegen, wie er hier ziemlich 
unbeſchränkt verlangt wird, entwürbigt ven Menfchen, fegt ihn zum vernunftlofen Thier herab. 
Es ift dann die Folgſamkeit ver Beftie, die „hündifche Treue’, nicht die auf überzeugung, auf Er— 
fenntniß ber innern Zwerfmäßigfeit beruhende, welche einem mitBernunft begabten Wejen allein 
anftebt; es ift mindeftens ver Gehorfam des Sklaven, der einen eigenen Willen nicht haben darf; 
ja das Verhältniß erſcheint fogar ſchlimmer, weil der Sklave wenigſtens auf die Hoffnung, früh 
oder jpät vielleicht doch noch aus feinen Ketten erlöft zu werden, nie zu verzichten braucht, mie 
der Mönd und die Nonne e8 thun müffen. 

Das Iegtermähnte Gelübde ift aber darum noch das fhlimmfte, weil infolge der Benugung 
deffelben dem einzelnen Religiofen die Möglichkeit unter allen Verhältmiſſen entzogen wird, ſei— 
nen jänimtlichen Gelübden eine vernunftgemäß befchränfende Deutung und Anwendung zu 
geben. Er muß weitaus mehr thun, fi) unendlich größere Beſchränkungen jeglicher Art gefallen 
laflen, als jene Gelübde, einfach und vernunftgemäß erläutert, wirklich fordern würden, Es 
genügt nicht, daß er verzichte, nach Reichthümern zu ftreben; daß er nad) der gewöhnlichen, fonft 
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allgemein gültigen Bedeutung des Wortes feufch Lebe, d. h. allen Ausſchweifungen entfäge ; daß 
er der höhern Einficht zum Gelangen nad} einem guten und fhönen Ziele willig Folge leifte; — 
er muß, wie [hon gejagt, allem Eigenthum entfagen, muß auf die Ehe verzichten, muß blinden 
Gehorſam leiften. Er, der Menſch, muß ſich trennen von den Menſchen; er, dad Mitglied ver 
bürgerlihen Geſellſchaft, muß ſich losſagen von diefer Gefellihaft; er, der Sohn, der Bruder, 
der Freund, muß jich losreißen von allen denen, welche die Natur oder die Gleichheit der Geſin— 
nungen und ded Gemüths ihm zu Gefährten und Tröftern des Lebens gegeben hatte; mit Einem 
Wort: er muß ſchwören, alle, auch die unſchuldigſten und natürlichften Freuden zu fliehen, ftatt 
deren aber unbedingt die Aufopferungen und Entbehrungen aufzuſuchen. 

Mir fragen einfah: kann es dem Zwed der Eriftenz des Menfchen angemeſſen fein, fein 
ganzes Xeben in folder naturwidrigen Weiſe hinzubringen ? 

„Todt geachtet zu fein in der Meinung der Menfchen; fein Recht mehr auf der Erde zu ha— 
ben, feinen Anſpruch mehr an jich jelbft; Feinen Augenblick mehr, über den man verfügen fönnte ; 
ohne Hoffnung jemaliger Manumifjion einer Körperfhaft anzugebören, deren Macht in fehr üble 
Hände fallen kann; fein Leben mit oft gar nicht zufammenpaflenden Charakteren zubringen zu 
müffen; ji von Leuten willkürlich beherrichen zu laſſen, die nicht felten weder den Zwed noch 
die Grenzen ihrer Gewalt fennen; nicht allein ringsum von unüberfteigbaren Mauern umgeben 
zu jein, fondern auch neben ſich Kerker zu haben, die nie durch das Öffentliche Licht erleuchtet 
werden — eine folche Eriftenz macht die Natur ſchaudern und läßt ji nicht mit dem Ehriften- 
thum vereinbaren, das feine Sklaven haben will.“ 1%) 

Und mie kam ed, daß jene Gelübde von fo vielen geleiftet wurden? „Die Verführung zog 
die einen in die Klöfter, die Gewalt flürgte die andern in dieſelben, und die Furcht hielt fie 
darin zurück. Diejenigen aber, welche nicht durch fremde Künfte verführt wurden, wurben es 
durch ihr eigenes Herz. In einem Anfall von Widerwillen vor der Welt, die ie nicht kannten, 
und von Begeifterung für die Zurücgezogenheit, deren Reize jie ih phantaſtiſch vorfpiegelten, 
wählten jie dad Klofterleben ; fie hielten den überjpannten Enthufiasmus einer aufgeregten 
Einbildung für die veifliche Überlegung eines ruhigen Verftandes; fie wähnten ihr ganzes Leben 
lang den Entſchluß eines Augenblicks zu bewahren; und im nächſtfolgenden Augenblid ſchon er= 
füllte jie Reue über diejen Entſchluß. Ihre Thränen aber rollten über ihre Ketten, und ſie 
waren unglüdlich gleich ven andern.’ 

Wie jehr erinnert man fi hier der treffenden Bemerkung des das Weſen des Menfhen oft 
in jeinen innerften Tiefen fo meifterhaft erfaffenden Jean Paul: „Beinahe könnte man jagen, 
dag man, jo wie man alle zwei bis drei Jahre durch die Ausdünftung feinen alten Körper ein= 
büßt und einen neuen befomnt, in nod geringerer Zeit eine neue Seele erhalte.‘ 

Hier aber bedarf es nicht einmal einer eigentlichen Anderung des Gemüths und der innern 
Anſchauungsweiſe des Menſchen. Er hatte von einem Nimbus geträumt, der dad Klofterleben 
umgebe, ev durfte nur in der Wirklichkeit erwachen, um furchtbar enttäufcht zu werden. Wie 
viele von denen, welche überhaupt obne äußern Zwang in einen geiftlihen Orden traten, hatten 
von ihrer Kindheit an nie anders ald von deſſen Glanz und Herrlichkeit, deſſen Beglüdung dies— 
und jenfeit des Grabes reden gehört. In dieſem ſtets in ihnen unterhaltenen Wahne heran 
wachſend, glaubten fie freilich daran feljenfeft. Der blinde Gaube aber madte jie nur felig ſo— 
lange ſich ibnen die Wirklichkeit nicht in ihrer furdtbaren Wahrheit erihloß; und ald dieſes ge- 
ſchah, war es zu ſpät, wieder zurückzutreten. Freilich, der förmlichen Aufnahme in den Orden 
ging ein Noviziat voran, gewöhnlich von einem Jahre. Aber abgejehen davon, daß deſſen Dauer 
nur allzu häufig abgekürzt ward, währte in der Regel jener Nimbus fo lange wol noch fort, 
um jo mehr, ald die meiften Gintretenden die Verſtandesreife des Alters noch nicht erlangt hatten. 
Und welche Wahl hatte überhaupt der Novize noch, mochten fich gleich die ſchwerſten Bedenken in 
ihm erheben? Würde fein Rücktritt nicht felbit wieder eine fortpauernde Duelle von Wider: 
wärtigfeiten für ihn werden? Würde die Menge, würben feine eigenen Angehörigen diejen 
Schritt nit ald einen immer ihm anklebenvden Fleck betrachten? Was follte er jegt noch wer— 
den, nachdem feine ganze Erziehung darauf gerichtet war, ihn nur für das Klofter vorzubereiten ? 
Müßte er nicht gewärtigen, nad feinem Austritt faft überall misachtet und zurüdgeftoßen zu - 
werben? 

Scham, Vorurtheil und Furcht ſchrecken ihn unter ſolchen Verhältniffen gleihmäßig zurüd, 


14) Worte, die ſich — wo man fie fchwerlich fuchen wird — im Repertoire universel et raisonne 
de jurisprudence, augmentee par Merlin (Art. „Voeux‘) finden. 
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den Schriti zu thun, der allerdings die meifte Energie und innere Kraft erfordert; jenen 
Schritt, ven zu befchließen ihm in der Regel keine Stimme mehr rückhaltslos anrathen fann, in 
welchem Entſchluſſe ihn zu beftärfen fein Freund mehr zu feiner Seite fteht. 

So nur zwifchen zwei Abgründe geftellt, betritt er ven, der ihm noch am meiften verbedt, 
wenn auch vielleicht längft nicht mehr mit Rofen verdeckt ift. Er läßt ſich fürmlih aufnehmen in 
den Orden. Aber jegt enthüllt ji ihm Tag für Tag mehr das Grenzenlofe feines Unglücks. 
Er fieht fih mit einem Haufen Leute zufammengemworfen von den verfhiedenften Charakteren, 
ber verfhiedenartigften Bildung. Statt, wie er gehofft hatte, bier alle Leidenſchaften verſchwun— 
ben zu finden, entdeckt er eine nach der andern, zwar als einigermaßen ven allgemeinen Bliden 
entzogenes, aber ebendarum nur defto furdhtbarer wüthendes, das ganze Leben verderbendes ver: 
ftedtes Gift. Dazu die jede freie Bewegung hemmenden und lähmenden Vorfhriften; diefe ins 
Kleinlichfte gehende Gintheilung und Abtheilung des Lebens und der Zeit; diefe ſtreng beob- 
achtete peinliche Behutfamfeit und Bedachtſamkeit, verbunden mit dem Mechaniſchen der ja eben 
fall8 ftundenmweife vorgefchriebenen Andacht 1°) und dem geforderten Sflavenfinn gegen Gott, 
und den geiftlihen Obern, als deſſen fichtbarer Vertreter. Muß da nicht das niederfchmetternde 
Gefühl, daß der ganze Lebenszweck unrettbar verfehlt fei, und infolge deſſen bei vielen 16) Le: 
bensübervruß, Gefühllofigkeit, fogar Haß gegen die ganze Menfchheit entftehen, wie fi denn 
die Mönche eines jeden Zeitalterd und Landes durch Graufamfeit auszeichneten und vermöge 
ihrer unbarmberzigen Berfolgungsfucht die nachdrücklichſten Vollzieher der „Heiligen“ Inqui— 
fition wurden. Und kann es wunder nehmen, daß überhaupt die Frömmigkeit in dieſen Inſti— 
tuten fi fo oft in Scheinheiligkeit und Heuchelei verwandelte? daß jo viele in jinnlihen Ge— 
nüffen, in Ausſchweifungen aller Art ſich zu betäuben fuchten? daß alle Lafter ver Welt in Klö- 
ftern zahlreiche Anbeter fanden ? 

Mie aber erft, wenn der Mönd oder die Nonne gewiſſermaßen fhon ald Kind zur Ablegung 
des Gelübdes zugelaflen worden war, etwa im Alter von 16 Jahren, in jenem Alter, in welchem 
der Menih unmöglich den ganzen Umfang eines folhen Schritte zu beurtbeilen vermag, weil 
er weder die Welt noch die Triebe der Natur Eennt; in jenem Alter, in welchem ibm die welt: 
lichen Gefege, vielleicht noh neun Jahrelang, auch nicht einmaldie Verfügung über einen Fuß breit 
feines Eigenthums geftatten ; — während er doch jeßt feine ganze Zukunft, feine ganze Eriftenz, 
obne alle Hoffnung einer jemaligen Abänderung unbedingt und unbefhränft aufopfern, ja 
kurzweg vernichten darf! Man ſchaudert bei dent Gedanken, daß die weltlichen Geſetze dies ge— 
ſchehen laffen und gutheißen Eonnten; aber man ſchaudert noch mehr im Hinblie auf die zahl: 
lofen Verführungen, zu denen jene Geftattung Veranlaffung gab! 

Und ferner, wenn eine ſinnlos bigote Mutter ihr noch nicht einmal geborened Kind dem 
Klofter gelobt, oder wenn ein unnatürlicher Vater, deſſen Leidenſchaft, feinen Sohn enterben zu 
wollen, das weltliche Geſetz doch Schranken jeßt, vielen nun unter offener oder verdeckter Gewalt 
anwendung in das Klofter ſteckt und ihm damit nicht nur fein gefammtes Vermögen, fondern 
feine Freiheit, ſeine gange Zufunft entreifit, fein ganzes Sein mit Einem Schlage vernichtet! 

b) Die Nahtbeile des Klofterweiens für den Staat. Schon die drei Gelübde, 
fo wie fie verftanden und angewendet werden, fteben mit den Einrihtungen und Beftrebungen 
eines vernunftgemäß organifirten Staats im Widerſpruch. Dieſe drei Gelübde, bemerkt 
Hegel, „ind gerade das Umgekehrte veffen, was fie fein follen, und in ihnen ift die Sittlichkeit 
degradirt worden’. Und die Bemerkung ift nur allzu wahr. Die Klöfter verlangen von ihren 
Angehörigen vie Verzichtleiftung auf ihr Vermögen und die Verpflihtung, deſſen niemals zu 
erwerben ; der Staat aber muß ftreben, daß allenthalben freies Eigenthum beftehe, und muß 
darauf halten, daß jeder feiner Angehörigen deſſen erwerben könne; er darf nicht dulden, daß 
diefe mächtige Triebfeder zur Förderung des befondern wie des allgemeinen Wohlftandes ver: 


15) Ohne Gefhäft und ohne Vergnügen fchlichen die leeren Stunden des Mönchs langfam dahin; 
und faum mochte ein Tag vergehen, an dem er fich nicht mehr als einmal über den langfamen Lauf der 
Sonne befchwerte. Gaffian, Institut, , lib. X, c. 1, befchreibt aus eigener Erfahrung das den Geift und 
den Körper niederbrüdende Gefühl, von welchem der Mönch im Bewußtſein feiner traurigen Ginfamfeit 
überfallen zu werden pflegt: ‚„‚Saepiusque egreditur et ingreditur cellam, et Solem velut ad oc- 
casum tardius properantem crebrius intuetur.‘‘ Selbit der Schlaf, die legte Zuflucht des Unglück— 
licyen , ift ihm ungeachtet der leeren Stunden fireng zugemefien! \ 

16) Zu Jerufalem gründete man fchon im 6. Jahrhundert ein eigenes Spital für wahnſinnig gewor—⸗ 
bene Religiofen. 
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nichtet werde, ebenfo wie er dagegen dad Anfammeln des Vermögens in Todter Hand aus glei= 
hen Gründen möglichft zu verhindern fuchen muß. Was das zweite Gelübde, die Ehelofigkeit, 
anbelangt, jo hat der Staat gerade im Inftitut der Ehe eine feiner Grunpftügen zu erbliden; er 
fann deswegen vernunftgemäß nicht gleichgültig zuſehen, daß ein Theil feiner Angehörigen ver- 
pflichtet werde, einer nit nur ziwedmäßigen, jondern naturgemäß nothwendigen Ginrihtung 
entgegenzubandeln ; ja daß dieje feine Angehörigen in ver Folge jelbft wider Willen, unter allen 
Berhältniffen gezwungen werben, in jenem naturwibrigen Zuftande zu verbleiben. Es iſt faft 
eine Art Selbſtmordes, wenigftend eine Art Selbftverftümmelung, die der Staat an feinem eige= 
nen Körper begeht, wenn er feine Autorität, feine Macht dazu anwendet, jene naturmwidrige 
Verpflichtung, felbft gewaltfam, bei den des Coͤlibats überdrüßig Gewordenen aufrecht zu er— 
halten, ihnen den Eheabſchluß unmöglich zu machen. Endlich das dritte Gelübde betreffend, jo 
hat der Staat für fi ſelbſt nicht dad Recht, einen blinden Gehorfam zu verlangen; er kann aber 
nod weit weniger dulden, daß eine Gorporation in feinem Innern beftehe, welche dieſen für Äh 
in Anſpruch nimmt, und deren dedfalliigen Prätenjionen er felbft vorfommendenfalls Nach— 
drud verihaffen fol. Er kann eine jolde Anforberung vernunftgemäg um fo weniger befteben 
laſſen, wenn die Häupter einer derartigen Corporation, wie bei ven Moͤnchsorden, im fernen 
Auslande wohnen, ſonach aud für die ärgften Misbräuche jener ihrer Gewalt ganz außer dem 
Bereiche ich befinden, innerhalb deſſen er fie zur Verantwortung ziehen könnte. Welde furcht— 
bare Waffe, die jeden Augenblid gegen den eine ſolche Einrichtung duldenden Staat ſelbſt ge— 
wendet zu werben vermag! Auch hat die Geſchichte warnende Beifpiele in Menge aufbewahrt! 

Noch eine ganze Maſſe nicht zu duldender Misſtände ver grellften Art reihen fih an die be= 
zeichneten an. Der Staat, der feine Sklaverei, feine Leibeigenſchaft anerkennt, ſoll Einrich— 
tungen mit dem Siegel der Legalität verfehen, gemäß welcher ein Theil feiner Angehörigen ſich 
als willenlofes Werkzeug in die Hände anderer unmiderruflic für fein ganzes Leben hingibt, 
ſich jelbft bürgerlich todt macht, zum Vortheil eines bloßen Inſtituts oder auch zum Vortheil dev 
zufälligen Obern bejlelben. E 

Und meldyes find die Früchte, die dieſe Inftitute hervorbringen? Die Einen häufen in Todter 
Hand eine bedeutende Maſſe ded Nationalvermögens an, entziehen daſſelbe vem freien Verkehr, 
der Wohlftand fördernden Benugung ; je geringer der Ertrag, den eine derartige Bewirthſchaf— 
tungsweife gewährt, defto größer die Menge der Güter, welde zur Erhaltung einer ſolchen 
Anftalt nöthig find. 17) Die andern aber, die Bettelorden, häufen allerdings feine Reich: 
thümer an, aber ihre Angehörigen leben darum keineswegs vom Ertrage einer nützlichen Thä— 
tigkeit, fondern vom Ertrage des Betteld, der in feinem gut eingerichteten Staat geduldet werden 
Toll; fie jaugen ihre ganze IImgegend aus durch nie aufhörendes „Terminiren“. In beiden ges 
meinfam wird eine Mafje von Menfchen im Nichtöthun, in Faulheit unterhalten ; dieſes Beiſpiel 
wirft anſteckend. Auch dienen jene vielgepriejenen Klofterfuppen, jene meiftens mit ver höchſten 
Unreinlichfeit bereiteten, im größten Schmuz gereihten Gaben bekanntlich allenthalben dazu, 
dad Volk arbeitsicheu und liederlich zu machen, es zu gewöhnen, in Schmuz und Elend fortzus 
vegetiven, nad Verbeflerung feines Loſes gar nicht einmal zu fireben. Damit zufammenhän- 
gend jene für Erlangung von Schenkungen und Vermächtniſſen jo vortheilhafte Beförderung 
von Geiftesbeichränftheit, der Unmiflenheit und des Aberglaubens, der Wallfahrten und Mi— 
rafel, der Reliquienanbetung und Amuleten= und Heiligenbildchenverfäufe, und was ſich fer= 
ner noch an dergleichen Dinge anreiht! Mit wenigen Worten: allenthalben, wo das Mönchs— 
weſen in feinen Glanze, finden wir die Maſſe des Volks geiftig und körperlich elend, träg und 
unwiſſend, arbeitsſcheu und abergläubifch, dumm, ſchmuzig und bettelarm. 

Fragen wir nun nad) den nützlichen und mohlthätigen Leiftungen ver Klöfter. „Sie beför: 
dern die Religiofität‘‘, fagt man; wir aber haben gefehen, daß fie ftatt deffen vielmehr den Aber- 
glauben befördern. 18) „Ebenſo die Wohlthätigkeit.“ Und doch mwiffen wir, daß, wenn fie 


17) Der ungläubige Zofimus hat ſchon in dem 1. Jahrhundert des Beſtehens der Klöſter die bos— 
hafte, aber nicht erdichtete Bemerkung gemacht, daß die chrifllichen Mönche zum Beften der Armen einen 
großen Theil des menſchlichen Geſchlechts an den Bettelftab gebracht hätten. . 

18) Bon den früheften Zeiten an bis zu den jüngften herab gewahren wir die gleiche Erfcheinung. 
Schon in den erften Jahrhunderten des Moͤnchthums überredete man das in Unwiſſenheit auferzgogene 
Volk, daß die vorübergehendfte Laune eines ägnptifchen oder fprifchen Mönche ausreiche, die eiwigen Ge— 
jege des Weltall zu unterbrechen ; wie eine bloße Berührung eines folchen „Lieblings des Himmels‘ tief 
eingewurzelte Kranfheiten zu heilen vermöge u. dgl. Und leider ift foldyer große Aberglaube bis auf 
unfere Tage herab fort und fort gepflegt worden. So wurde, um nur ein paar Beifpiele anzuführen, in 
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einen Heinen Theil deflen, was fie meiftend ſelbſt erbettelt oder gar auf noch ſchlimmere Meife er— 
langt hatten, in ber Geflalt von Betteljuppen wieder audgaben, fie zunächſt nur die Faulheit 
unterflügten. „Sie tragen zur Verbreitung des Unterrichts bei.” Dagegen aber zeigt ſich die 
Erfahrung, daß die Volksmaſſen nie unwiffender und roher waren ald damals, da die Klöfter 
den ganzen Unterricht, die ganze Erziehung dev Nationen in Händen hatten. ine ber 
ſchwerſten Anklagen des Mönchthums wird der furchtbare Zuftand allgemeiner Unwiffenheit 
und Roheit unter jämmtlihen Ständen zur Zeit ver höchſten Blüte der Klöfter innmer bleiben; 
und am wenigften vermögen derartige Anftalten jegt neben einem freien Lehrſtande würdig 
fih zu behaupten ; fie fönnen für das Klofter, nicht für das Leben vorbereiten. „Sie bilden eine 
Zufluchtsſtätte für des Lebens überdrüßige Leute, auch für reumüthige Sünder, die zumal als 
Barmberzige Brüder und Schweftern ihre begangenen Fehler wieder austilgen Eönnen. Was 
den legten Bunt betrifft, fo hat man-oft genug ſchon geſehen, daß gerade in den Klöftern bie 
Sittenlofigfeit am ärgften herrſchte. Wir haben oben bereitö angeführt, wie ſich das ſechöte 
und fiebente allgemeine Goncilium in vergeblihen Verboten ded Zuſammenſeins beider Ge— 
ſchlechter erihöpft; jedermann hat auch ſchon von ſtandalöſen Kloſtergeſchichten aus ver folgen- 
den Zeit gebört; umd ermiejen ift ed, wie namentlih in Portugal manche Klöfter den Königen 
im eigentliben Sinne ald Harems dienten, andere aber ald Orter, in melde die Adelichen vie 
ihren Söhnen vor förmlicher Verheirathung gefauften Sflavinnen und Maitreffen bei der nach— 
folgenden ſtandesmäßigen Verheirathung zu fleden pflegten. Doc abgejehen davon, zeigt die 
Erfahrung vielfah, daß gerade in diefen für reumüthige Sünder beſtimmten Anftalten die Lie- 
derlichkeit eine Affecuranzftätte erblickte. Allein auch zugegeben, daß einzelne Orden in manden 
Fällen für Krankenpflege etwas leiften mögen, ſowie auch, daß Klöfter für Perfonen, die des 
Lebens müde find, Zufluchtsftätten fein könnten — jo muß man billig fragen: warum alsdann 
die Aufnahme von Gelübden abhängig gemacht werde, welche die ganze Griftenz vernichten, 
jeden Rüdtritt für alle Zukunft unmöglih machen? Die Urſache des angeblichen Lebensüber— 
druffes kann wider Vermuthen wieber aufhören, ſonach ebenfo au die Wirfung. Was mo: 
mentan vielleicht eine Wohlthat gewefen fein mag, wird nun aber für das ganze Leben zur peis 
nigenden Dual. Um ven blos möglichen Unannehmlichkeiten ded Lebens zu entgehen, muß man 
für alle Zukunft fammtlihen Annehmlichkeiten deflelben von vornherein entfagen. Das Heil: 
mittel, gleichviel ob vom Standpunft des Einzelnen oder der Geſammtheit aus betrachtet, ift 
ärger, ald das Übel je werben könnte; der gewiſſe Nachtheil überwiegt weitaus den blos etwa 
mögliden Bortheil. , 

Sage man nur nicht, daß durch einzelne Beihränfungen in dem Klofterwefen alle Übel def: 
jelben befeitigt werden könnten. Die Urſache der argen Erſcheinungen ift nirgendd anders ald 
in der Grundlage des Inftiruts felbft zu ſuchen. Die Wirkung wird immer diefelbe fein, folange 
die Urfache bleibt. Darum haben alle verfuchten Reformationen ber Kloftereinrihtungen nichts 
gefruchtet; ungeachtet aller unternommmenen „Verbeſſerungen“ hörten wir immer wieder (und 
zwar bezüglich aller Klöfter, von denen wir nähere Kenntniß beiigen) über „Verfall“ der Zucht, 
Ordnung und Sitte, über Lafter und Ausfhweifungen aller Art Flagen. Wir find aber mol 
bereitigt, die Erſcheinungen, welche bei jeder einzelnen dieſer Anftalten hervortraten, als natür: 
liche Folge der ihnen ſämmtlich gemeinfamen Grundlage zu betrachten. Nicht einzelne Abän— 
derungen und Beihränfungen, jondern vielmehr diefe ganze Grundlage müßte darum aufge= 
geben, auf Die drei Gelübde müßte verzichtet, eine Tebenslängliche Fortfegung derjelben dürfte 
gar nicht gefordert werben; — mit Ginem Wort, die Klöfter müßten aufhören, nad den bis— 
berigen Begriffen Klöfter zu fein, wenn die verberblidhen Folgen derfelben nicht mehr zum Vor: 
Ichein fommen, weſentlich wohlthätig wirfende möglich werben follten. 

$.4. Das Recht des Staats, die Klöſter aufzuheben. Sobald man erfannt 
bat, daß die Klöfter nicht nur eine den Fundamentalzwecken des vernunftgemäß organifirten 
Staats widerftrebende, fondern jelbft eine unverfennbar naturwidrige Grundlage haben, kann 
der Staat unmöglich verpflichtet fein, ſolche gemeinſchädliche Inftitute fortbeftehen zu laſſen; er 


dem Wlrichsklofter zu Augsburg die Erbe bes Ortes, wo biefer Heilige begraben geweſen jein foll, als ein 
Univerfalmittel gegen die Ratten verfauft. Zwei „Rämpel” (Kämme), womit er und ber heilige Konrad 
fich die Haare vor der heiligen Meffe zu „ſtrellen“ pflegten, wurden „als Mittel für den verdrießlichen 
Schwindel, Haupt: und Ohrenweh’‘ angepriefen. Anberwärts ging ber Aberglaube fo weit, daß ſich 
viele ben Kehricht aus dem Klofter holten, um ſich damit als Stärfungemittel die -. zu reiben, 
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bat das Recht fie aufzuheben, und die Pflichten, welche ihn gegen die Geſammtheit feiner An- 
gehörigen obliegen, gebieten ihm fogar, diefed zu tbun. Liber die Nebenpunfte, über die Art 
des Verfahrens, über die bereitd begründeten rechtlichen Anſprüche an diefe Anftalten, zumal 
von feiten ihrer Angehörigen können allein Bedenken und Anftände ſich erheben. 

Vorerſt ift es billig, daß bei der Klofteraufhebung, joweit es ohne Verlegung des Haupt: 
zwecks geſchehen kann, mit möglichſter Schonung gegen bie — Religioſen verfahren 
werde. Man foll fie nicht vorſätzlich dem Elend, dem Hohn und Spott preisgeben, denn ihr 
kloͤſterliches Verhältniß ward unter dem Schirm der Gefege, wenn aud entichieden übler Ge- 
fege, begründet. 

Daraus folgt aber auch ferner der wohlbegründete Rechtsanſpruch der Angehörigen auf— 
gehobener Klöfter, entweder auf Rückerſtattung ihres in den Konvent eingebrachten Vermögens, 
oder aber — was im allgemeinen vorzuziehen, — auf Gewährung einer mäßigen Benfion für 
die ganze noch übrige Lebensdauer, fofern anderd dem Audgetretenen nicht eine entſprechende 
Stelle ald Weltgeiftliher, ald Lehrer oder vergleichen verlieben werben fann und von ihm frei- 
willig angenommen wird, 

Im übrigen treten die Religiojen in alle gemöhnlihen Rechte und Pflichten der Staats— 
bürger zurüd. Es muß ihnen eben darum natürlich unbenommen fein, wenn fie wollen, arm 
zu bleiben und ſich nicht zu verehelihen. Dagegen muß mindeflend die äußere Verpflichtung 
hierzu fowie der einem fremden Klofterobern zu leiftende Gehorfam unbedingt aufhören. Der 
Staat muß die Ehe des Erreligiofen nit nur zulaffen, fondern vorkommendenfalls auch nach— 
drücklich ſchützen, und am allerwenigften darf er dulden, daß die abjurbe Fiction vom moralifhen 
Tode des Mönchs und der Nonne, wonach fie nicht erben können u. f. w., fortdauere. 

Was nun die Kloftergüter anbelangt, fo müſſen diefelben eine veränderte Beftimmung er— 
halten, nachdem die Inftitute, denen jie zugemwendet waren, zu erijtiren aufhörten. Es läßt ſich 
nun nicht wohl rechtfertigen, wenn der Staat diefed Vermögen furzweg unbedingt an fich reißt. 
Allerdings erſcheint es ald herrenlofes Gut, an welches er nach den allgemein gültigen Grund- 
fägen ven alleinigen Anſpruch hat. Dagegen erſcheint e8 aber durch die Billigkeit geboten, daß 
ex dieſes Vermögen nüglihen und wohlthätigen Zweden möglichft zumende ; vor allem den Bil: 
dungs-, in manden Fällen aud ven Wohlthätigkeitsanſtalten. 

Das Klofterweien kann auf die Dauer nirgends mehr beftchen. Das Mönchthum bat ſich 
längft überlebt, und feine künſtlichen Mittel werden im Stande fein, ihm feine verlorene Stärfe 
und Macht, feinen ehemaligen Einfluß wie feinen Glanz je aufs neue zu verſchaffen. Zwar 
ſahen wir in einem Decennium in Einem Staate, in Baiern, gegen hundert Klöfter wiederer— 
fteben. Im nämlihen Zeitraum aber find in Spanien, Portugal, Poſen, Bolen, Rußland und 
andern Staaten vierzig: bis funfzigmal mehr (4— 5000) aufgehoben worden. Und in Baiern 
felbft vermochten die Klöfter nicht mehr weder ihre frühern Reihthümer no ihr früheres An— 
feben zu erlangen. Selbſt das auf dad Jahr 1848 gefolgte Jahrzehnd furdtbarer Reaction 
konnte das Klofterweien nirgends neu beleben. Um jo mehr wird ed hinfiehen in einer Zeit, in 
welcher das Bapftthum jelbft im Herzen Italiens aufs tieffte erſchüttert ift und nur der höchſt 
unfihern Gnade eines Napoleon auf ſehr beſchränktem Gebiet feine Forteriftenz als weltliche 
Macht überhaupt in Fläglichfter Weile verdankt. ®. 5. Kolb. 

Klüber (Johann Ludwig) war geboren am 10. Nov. 1762 in Thann bei Fulda. Nah 
beendigten rechtswiſſenſchaftlichen Studien auf den Univerfitäten zu Erlangen, Gießen und 
Xeipzig von 1780—83 promopirte er am 15. April 1785 in Erlangen ald Doctor der 
Rechte. Auch Fällt in diefe Zeit fein erftes Auftreten ald Schriftfteller. Außer zwei Differta: 
tionen „De Arimannia‘ gab er einen ‚Verſuch über die Geſchichte der Gerichtölehre” in Drud 
und begann, ebenfall8 1785, feine „Kleine juriftiiche Bibliothek”, welche bi8 1794 in 26 Stüden 
erſchien. Im Jahre 1786 wurde K. auperordentlidher und 1787 orbentlicher Profeflor ver Rechte 
in Erlangen. Auf dem franffurter Kaiſerwahl- und Krönungsconvent von 1790 diente er drei 
Monate lang jeinem Landesfürften, dem Marfgrafen von Ansbah und Baireurb, zu Bericht- 
erftattungen und Aufträgen, und zugleich der Furbraunfchmweigiichen Wahlbotſchaft bei ven Ver: 
bandlungen über die Faiferlihe Wahlcapitulation. Pütter in Göttingen hatte ihn Furz vorher 
der hannoverifchen Regierung zu feinem Nachfolger vorgefhlagen. Im Jahre 1792 fügte K. zu 
feinen fhon erworbenen akademiſchen Würden noch die eines Magifterd der Philofophie. Mit Ans— 
bad und Baireuth 1791 unter preußiſches Scepter gefommen, ward er 1795 verpflichtet, mit 
dem Staats: und Gabinetöminifter v. Hardenberg der Fortjegung deö Bajeler Congreſſes und 
den bevorftehenden Neichöfrievenscongrefle beizuwohnen. Im nämlihen Jahre fand feine Be— 
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förderung zum preußifchen Hofrath flatt. Den ihm angebotenen Eintritt in das Landesmini— 
fterium zu Ansbach lehnte er ab. Zu Berlin mußte er im Frühjahr 1796 den Minifterialcon- 
ferenzen beimohnen, deren Folge, gegen feinen Rath, die vielbeſprochenen brandenburgiichen 
Decupationen in Branfen (1796 und 1797) waren. Auf den von der Reiheftant Nürnberg 
im Auguft wiederholt gemachten Antrag, ſich mit ihrem Gebiete ver Krone Preußen zu unter: 
werfen, warb ihm die eilige Unterhandlung mit derfelben unter Leitung des Minifters v. Har- 
denberg Übertragen. Deren Ergebniß war ver von ihm verfaßte Staats-Exemtions- und 
Subjeetiondvertrag vom 2. Sept. 1796, ein Werk von ſechs Nachtſtunden unter ganz nahem 
Kriegsgetümmel. Mit dem Inhalt zufrieden, verfhob gleihmol das berliner Gabinet deffen 
Ratification, aus Gründen der damaligen höhern Politik. Zwiſchen diefen mehr praftifchen 
Arbeiten war K. der Theorie und feiner afademifd) : literarifchen Stellung keineswegs untreu 
geworden. Außer einigen Differtationen und Programmen hatte er de la Eurne de Saintes 
Palaye's „Ritterweſen des Mittelalterd nad feiner politifhen und militärifchen Berfaflung‘ 
mit Anmerkungen und Zufägen herausgegeben (1786— 91), zu Pütter's „Literatur ded deut— 
Ihen Staatsrechts“ den vierten Theil geliefert (1791), und „Acten“ zum Gebraud für deſſen 
praktifhes Collegium herausgegeben (1791). Es ift intereffant, daß die damals politiſch fo 
ſehr angeregte und polemifch nicht felten überfprudelnde Zeit auch den fonft fo Hiftorifchen K. in 
ihre Kreife zog. Von ihm erfchienen nämlich 1792 „Die Polstalpen“, eine Satire auf das 
Ahnenweſen und in Regensburg nachgedruckt. eng füllte damit einen ganzen Gomitialberidt. 
Noch politiver durch Zeitereigniffe veranlaßt war K.'s Schrift „Das neue Licht oder Naftadter 
Sriedendcongrepaudfichten”‘ (1798). Im Jahre 1803 erfhienen feine ‚Einleitung zu einem neuen 
Lehrbegriffe des deutſchen Staatsrechts“ und feine Schrift „Über Einführung, Rang, Erzämter, 
Titel, Wappenzeichen und Wartfchilde der neuen Kurfürften‘; 1804 feine Abhandlung „Das 
Decupationdrecht des landesherrlichen Fiscus, im Verhältniß zu den Befigungen, Renten und 
Rechten, welche ven fäcularifirten, als Entihädigung gegebenen geiftlichen Stiftungen in frent- 
dem Gebiete zugeſtanden“, und ebenfalld 1804 fein „Kompendium der Mnemonif oder Er— 
innerungswifienichaft aus vem Anfange des 17. Jahrhunderts” u. ſ. w. N 

Im Jahre 1804 folgte K. einem Rufe des Kurfürften Karl Friedrich von Baden ald Geheimer 
Referendar bei deflen Perſon und als Lehrer des Kurprinzen in den Staatswiſſenſchaften nad 
Karlsruhe. Auch kehrte er dahin ſowie in die nämliche dienftliche Stellung 1808 ald Staatd- 
und Gabinetörath zurüd, nachdem er von 1807 an neben feinem Geheimen Referendariate noch 
die Stelle eines erften ordentlichen Profeflord ver Rechte auf der Univerfität in Heidelberg be— 
kleidet gehabt hatte. Auch in diefen neuen Stellungen nahm K. fortgefegten lebhaften Antbeil 
an allen Goolutionen der Zeit, zumeift ven flaatörechtlihen. Die Mnemonif commentirte er 
fortgefegt biftorifch (1805), beichrieb „Baden bei Raſtadt“ (1807 und 1811) und „Die Stern 
warte zu Manheim‘ (1811), deren Gurator er war, gab ein „Staatsrecht des Rheinbundes” 
(1808) heran, ein „Lehrbuch der Referirkunſt“ (1808), ein „Lehrbuch der Kryptographik“ 
(1809), und eine Abhandlung über „Das Poſtweſen in Deutichland, wie ed war, ift und fein 
fönnte” (1811). Babifche viplomatifche Sendungen erhielt K. 1805 an die Höfe von Mün- 
hen, Darmftadt und Biberih, 1816 nad Berlin und Petersburg. 

Mit Urlaub wohnte K..1814 und 1815 dem Wiener Congreß ald Privatınann bei, doch 
zugleih dem dahin gefommenen Großherzog Karl von Baden für Geſchäfte und Umgang viel- 
fach dienend. Außerdem hatte er Gelegenheit, vieles zu beobachten, zu beſprechen, zu beratben 
und zu fammeln. Als er zu Anfang 1815 ſich in dem Beſitze eines anfehnlichen, blos für feinen 
Privatgebraud angelegten Vorraths von Papieren der bezeichneten Art ſah, wurde er zu dem 
Entſchluſſe, die Berhandlungen des Wiener Congreſſes zufammenbringen, duch die Erwägung 
geführt, daß fhwerlih ein Privatmann fo viele und fo wenig mangelhafte Mittheilungen 
dem Publikum vorzulegen im Stande fein, und wol fein Hof je eine gedructe Sammlung der 
Eongreßacten veranftalten werde, zumal da feiner, der wiener Hof ausgenommen, im Bejige jo 
vieler Urkunden fei ald ev, So entftand die für die Gefchichte eines denkwürdigen Zeitab— 
ſchnitts hochwichtige und reichhaltige Sammlung: „Acten des Wiener Gongreiled in ben 
Jahren 1814 und 1815.” ASK. die Sammlung mit dem achten Bande (1819) ſchloß, gab 
er die VBerfiherung, daß jie nit Ein Actenſtück enthalte, das feine Amtöverhältniffe ihm ver- 
ihafft hätten, keins, das nicht auf redlichem Wege in feinen Befig gefommen, nichts, wodurch 
ev Vertrauen getäufcht oder eine Amtspflicht bloßgeftellt, aber auch nicht Eine Urkunde, die 
irgendein Hofihm zur Befanntmahung mitgetheilt hätte, obgleich ihm von hochgeftellten Staats— 
männern bieMittheilung fehlender Aetenſtücke veriprochen worden. (Im Jahre 1835 erihien noch 
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einneunter, Supplementband, mitRegifter.) Don den beiden wichtigiten Actenftüden, ven „‚Acte 
finaldu congres de Vienne” und ber deutichen Bundesacte, veranftaltete K. einen befonvern Ab- 
drud (zweite Auflage, 1818), der ſowol durch kritiſche Berichtigung des Terted ald durch eigene 
Zugaben von dem in den „Acten“ befindlichen Abdrucke ih auszeihnet und durch Nachweiſung 
der Verhandlungen über die einzelnen Beſtimmungen der Bırndedacte für die Entftehungs- 
geſchichte derſelben wichtig ift. In der „Überfiht der diplomatifgen Verhandlungen des 
Wiener Congreſſes“ (drei Abtheilungen, 1816) gab K. eine Geichichte des Ganges der Ver: 
bandlungen und mehrere Abhandlungen und Berichte über einzelne, die deutſchen Angelegen: 
beiten betreffenden Gegenftinde. Durch feine vielfältigen Erfahrungen und als Augenzeuge 
der Entjtehung ded neuen Föderativſyſtems war K. vor andern berufen, dad Bundesftaatärecht 
foftematiich darzuftellen, wie e8 fein „Offentliches Recht des Deutfchen Bundes und der Bun: 
deöftaaten‘‘ (1817) gethan bat. War bisher fhon K., verBublicift, immer mit Verehrung ge: 
nannt worden, fo bildete diefe neue Arbeit wahrhaft ven Focus feiner verdienftlihen Beitre- 
bungen. Es galt, die Geichichte mit der Vernunft zu vermitteln und Fürſten- wie Volksrecht 
auf die eine nothwendige Bajis der Gegenfeitigfeit und Gerechtigkeit zu bringen. K. löfte dieſe 
Aufgabe mit Wahrung des geichichtlih Begründeten (alfo aud) mit Wahrung deflen, was durch 
die Breiheitäfriege von 1813 — 15 auf den Felde des deutſchen Staatsörechts in Trieb und 
Blüte gefegt worden war), mit Pietät und Freiſinn. Gute Anordnung, gründliche Grörte: 
rung und große Gelehrſamkeit fanden ihm dabei fördernd zur Seite. An dieſes Werk ſchloß 
ih 8.8 „Quellenſammlung für das öffentliche Recht des Deutihen Bundes‘ (dritte Auflage, 
1830), während er zugleich das europäische Völkerrecht in feinem „Droit des gens moderne de 
l’Europe‘ (2 Bbe., 1819 ; deutſch, 1821) bearbeitete. 

Schon auf dem Wiener Congreß wünschte der Staatskanzler Fürſt Hardenberg Kes 
Rücktritt in den preußifchen Staatövienft und bald nachher Kaiſer Alerander jeinen Gintritt in 
den rufjifhen. Auf beide Anträge verihob K. feine Erklärung, bis er mit Mühe Entlaffung 
von feinem Souverän erlangt hatte. Mit Merkmalen der Fortdauer des gnädigſten Wohlwol— 
lens entlaffen, verfland ih K. zum Eintritt in preußiſche Dienfte und zwar zur einftmeiligen 
Annahme der zwiefachen Stelle eines Raths oberfter Klaffe bei dem Staatskanzler und dem 
Departentent der auswärtigen Angelegenheiten (1817). Bellimmtere ihm übertragene Ar: 
beiten waren bie Verhandlungen über den zu orbnenden Rechtszuſtand der preußiihen Stan: 
deöherren i in den Provinzen Weftfalen und am Rhein, und nad dreijähriger erfolgreicher Thä— 
tigkeit in diefer Richtung die Auseinanderfegung des aufgelöften Großherzogthums Frankfurt 
und deffen Departements Fulda zu Frankfurt a. M., wobei er als preußiiher Bevollmächtigter 
mitwirkte. 

Während dieſer ſchwierigen Verhandlungen (1822) kam die in Grundſätzen unveränderte 
zweite Auflage von K.’8 Offentliches Recht des Deutſchen Bundes und der Bundesſtaaten“ 
ins Publikum. Liber das, was ſich hieran knüpfte, gab K. in der Vorrede zur dritten Auflage 
(S. 7—10, vom 13. April 1831 datirt), jelbft Auskunft. Geheime und offene Angriffe, 
förmliche Denunciationen, Verfolgungen des Buchs und des Verfaſſers, eine in Berlin einge: 
leitete Unterfubung und als Folge derſelben eine durchs Minifterium (Harbenberg war wenige 
Wochen nah dem Erſcheinen jener zweiten Auflage geftorben) ergangene Verurtheilung Ke's 
zu demütbigender und ehrmwidriger, ſowol amtlicher als auch publiciftifh:literarifcher Stellung, 
ohne ihm dem vorgängig geftatteter Vertheidigung, erichöpfte das Maß des Denfbaren und 
K.'s Geduld. Er forderte feine Dienftentlaffung — es handelte fi dabei um eine Bejoldung 
von 5000 Ihlın. — und erhielt fie. R. v. Mohl in feiner „Geſchichte und Literatur der 
Staatswiſſenſchaften“ (Erlangen 1855—58) äußerte hierüber: „Es hätte in der That ein 
Blatt in der Geſchichte der deutſchen Schmac gefehlt, wenn nicht ein Mann von dieſen Ver— 
dienften und von diefer Mäßigung wegen ummwälzerifcher Richtung verfolgt, mit bureaufra- 
tifcher Grobheit verlegt, zum Austritt aus dem Öffentlihen Dienft genöthigt worden wäre.‘ 

Seit diefer Zeit lebte K. beinahe unausgefegt ald Privatmann in Frankfurt a. M. Mehrere 
Anträge, in und außer Deutfchland, einen zu einem ber höchſten Staatsämter, lehnte er ab. 
Ein anjehnlihes Vermögen und der einfadhe Genuß beffelben machten K. doppelt unabhängig. 
Immer nod fammelte und arbeitete er; inımer noch, nad allen Seiten hin, war er dienitfertia 
mit feiner reichen Kenntniß und mit feinem Rate. So hatte er, noch activ, ein „Staatsarchiv 
ded Deutſchen Bundes‘ in zwei Bänden (1816 — 17) im Drud herausgegeben und da: 
zwifchen mit dem Urfprunge und der verfchiedenartigen Verwandtſchaft ver europäiſchen 
Spraden u. f. w. (1818), mit einer Anweifung zur Erbauung und Behandlung ruſſiſcher 
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Stubenöfen (1819) und der neueften Einrichtung des katholiſchen Kirchenweſens in den fönig- 
lich preußifhen Staaten (1822) literarifch ih beichäftigt. Seit feiner Rückkehr in den Pri— 
vatftand fchrieb K.: „Das Münzweſen in Deutihland nad feinem jegigen Zuſtande“ (1829); 
„Abhandlungen und Beobahtungen zur Geihichtsfunde, Staats: und Rechtswiſſenſchaften“ 
(2 Bde., 1830 — 34); befonderes Aufſehen machte jeine Schrift „Die Selbftändigfeit des 
Richteramted und die Unabhängigkeit feiner Urtheile im Rechtſprechen“ (1832), worin-er den 
Grundſatz einer föniglih preußifhen Verordnung von 1823, welche das Recht der Entichei: 
dung aller Streitfragen über den Sinn, die Antvendbarfeit umd Gültigkeit von Staatöverträgen 
dem Richteramt entzog unddem Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten zueignete, mit Frei— 
müthigkeit prüfte. Im Jahre 1833 erfhien K.'s „Fortſetzung der Duellenfammlung zu denöffent: 
lihen Recht des Deutihen Bundes’; 1834 das „Genealogiſche Staatshandbuch“, Jahrgang 66, 
Abth. 2; 1835 feine „Pragmatiſche Geſchichte der nationalen und politifhen Wiedergeburt 
Griechenlands bis zu den Negierungsantritt des Königs Otto“. Nah K.'s Tode (1838) er: 
ſchienen feine Schrift „Die eheliche Abftammung des fürftlihen Haufes Löwenſtein-Wertheim 
von dem Kurfürften Friedrih dem Siegreihen von der Pfalz und deſſen Nachfolgerecht in den 
Stammländern des Hauſes Wittelsbach““, und (1844) in K. Welcker's „Wichtigen Urkunden 
zur deutſchen Geſchichte“ (Manheim) die von ihm zufummengeftellten und mit feinen band: 
Ichriftlihen Anmerkungen begleiteten Protokolle ver Gonferenzen von Karlsbad. 

Verſchiedene gelebrte Geſellſchaften hatten K. unter ihre Mitglieder aufgenonmen, Mehrere 
Orden, darunter der der Ehrenlegion durch Ludwig Philipp, waren ihm ertheilt worden. Im 
Sabre 1835 feierte K. fein funfzigjähriges juriftifhes Doctorjubiläum. Gine günftige äußere 
Lage, einfache Lebensweiſe und perfönliche große Ruhe und Gelaſſenheit hätten wol ein nod 
längeres Leben vermitteln ſollen oder können. Doch nah kurzer Krankheit ftarb K. am 
16. Febr. 1837 im höchſten Grade ruhig und fanft in Frankfurt a. M. 

Nur Eine Stimme der Anerkennung begleitete in den Öffentlichen Blättern, abgejehen von 
deren Tonftiger politifher Färbung, die Todesnachricht K.'s. Die „Frankfurter Oberpoft: 
amtözeitung‘, die „Allgemeine Zeitung‘, ver „Deutſche Courier“, die „Literarifchen und kri— 
tiſchen Blätter der Börfenhalle” gehörten darunter. Es kann und foll nicht geleugnet werden, 
daß neuere Stimmen etwas eingefchränfter fein Lob ausfprehen. Go jagt R. v. Mohl in 
feinem erwähnten Werke am Schluß einer längern Betradtung über K.: „Er hat mehr ge: 
lejen, wol mehr gewußt als die meiften feiner Zeitgenoffen; er war ein ehrliher Mann in ftaat: 
lihen Dingen, freifinnig nad den Maßſtabe feiner Zeit. Allein es haben mande andere rich: 
tiger und tiefer gedacht ala er; er war fein urfräftiger, ſchöpferiſcher Geift; er ift ſelbſt völlig 
irre gegangen in Wichtigem. So wird er denn in dem Gedächtniß der Zeitgenoffen und in ber 
Geſchichte ver Wiſſenſchaft bleiben als ein ehrenwerther, nüglicher und tüchtiger, kaum aber als 
ein großer Mann.‘ Ähnlich lauten die Urtbeile von andern Seiten her. Gelehrſamkeit, Ge: 
wiſſenhaftigkeit, Fleiß und andere löbliche Gigenihaften, in Verbindung mit glücklichen Ge— 
legenheiten und ihrer zweckmäßigen Benugung gefteht man K. ſchon zu, aber Genialität und 
Originalität werden vielleicht mit deswegen bei ihm vermißt, weil man fie juchte, wo man ſie in 
Verbindung mit jenen Eigenſchaften zu finden fein Recht hatte. Aber jelbft ſolche Anſchauungen 
können fhon formell nicht umbin, ver Thätigkeit K.'8 in ihren Arbeiten einen großen Raum zu 
widmen, wie 3. B. außer dem jhon genannten R. v. Mohl, der ih S. 473 — 487 des zweiten 
Bandes seiner ebenfalls ſchon genannten Schrift unter dem Haupttitel „Zwölf deutſche 
Staatögelehrte‘ auch mit K. beichäftigte, v. Kaltenborn im fünften Bande von Bluntſchli's und 
K. Brater’d „Deutſchem Staats Wörterbuch‘ (Stuttgart und Leipzig 1860), ©. 614—626, 
thut. Weitere biograpbifhe Mittbeilungen über K., zum Theil nah eigenen Aufzeihnun- 
gen deſſelben, finden fih in der Vorrede der von Morftadt beforgten vierten Auflage von 
K.e's ‚„Dffentlihem Recht“. K. Buchner. 

Kolonien. Kolonialpolitik. Kolonifation. (Kolonien und Hauptarten der: 
feldben. Aderbaus, Bflanzungss, Handels: und Eroberungsfolonien. Ko: 
lonialpolitif im allgemeinen und fpeciell Spaniens, Englands und Nord: 
amerifad Deutihe Kolonifation.) I. Die Geihichte der Kolonijation beginnt in 
einer ehr frühen Periode ver Menſchheit. Bald nachdem der Menſch angefangen hatte, fefte 
Wohnſitze zu gründen, erhielt er auch fhon Veranlaffung, Kolonien, zunächſt freilih nur in 
nahe gelegene Diftricte, auszufenden. Noch ſteckte in den erften Anſiedlern, welche neben dem 
Aderbau mwefentlic auf Viehzucht und Jagd angewieſen waren, der alte Wandertrieb der No- 
maden; noch hatte fi Feine Anhänglichkeit an die Heimat in ihnen entwiceln fünnen; noch 
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waren endlich auf dem Boden, weldem fie Getreide und andere Früchte abgewannen, Arbeiten 
von bedeutenderm Umfange nicht aufgewwendet worden: was fonnte daher natürlicher fein, als 
daß fie, jobald die Bezirke, welche ſie zunächſt in Befig genommen hatten, theilweife, wenn aud 
nur oberflächlich ausgenugt waren und für die ſchnell anwachſende Bevölkerung nicht mehr aus— 
reichten, zum Theil den Wanderftab ergriffen und in einer andern, noch unausgebeuteten Ge— 
gend gin neues, dem erften ähnliches Gemeinwefen begründeten. Die Verbindung mit dem 
Stamm ließ ih aufrecht erhalten und nöthigenfalls vermochten ſich die getrennten Iheile aud) 
gegenfeitig bei vrohenden Angriffen Beiftand zu leiften. Nah und nad vehnten ji denn die 
Kolonien mehr und mehr aus, bebeutendere Gebiete empfingen durch fie ihre Bevölferung und 
immer weiter drangen jie in früher unbewohnte Länder ein. Wenn wir mit Redt daran feft- 
halten, daß die erjten Bewohner unſers Erbtheild von Dften und zwar auf dem Randivege aus 
Aſien herfamen, fo können fie nur ald Koloniften zwar langjam, aber ftetig im Innern Europas 
vorwärts gegangen fein und ſich nad allen Himmeldrihtungen hin ausgebreitet haben; denn 
die jpätern, beſchleunigtern Wanderungen großer Haufen, von denen wir Kunde haben, waren 
erft möglich, als der Wald bereitd etwas gelichtet war, Wege das weite Gebiet durchkreuzten und 
der vorhandene Anbau, verbunden mit der Diehzudt! der Einwohner, ven erobernden Scharen 
Nahrung und Lebensunterhalt gewährte, 

Ohne Zweifel haben wir veöhalb vie erften Pe ale Aderbaufolonien aufzus 
faffen, venn von Hirtenfolonien fann in jo früher Zeit, wo die Hirtenſtämme ſich nicht ſeßhaft 
zu maden pflegten, nicht DieRede fein. Wir haben joeben angedeutet, wie die Aderbaufolonien 
zu entſtehen pflegten: fie verdanften wefentli der theilweiſen Ausnugung ded Bodens und der 
angewachjenen Bevölkerung ihren Urfprung. Wenn nicht felten die Überlieferung aderbau: 
treibender Völker erzählt, daß eine ausgebrochene Hungersnoth die Veranlaffung zur Auswan— 
derung eined Stammes, einer Anzahl Bürger gab, jo irrt jie dabei gewiß nit; nur mag in 
derartigen Bällen der Mangel häufig einen chroniſchen Charakter angenommen und eine ener- 
giihe That gefordert haben. Lange Wanderungen wurden bei der Überſiedelung gewiß nicht 
vorgenommen; man warf ſich auf die nächfte geeignete, noch unbewohnte oder ſchwach bevölferte 
Gegend. inerfeitd bejag man die Mittel nicht, bis zu weitentlegenen Ländern vorzudringen, 
andererſeits mochte man auch nicht Diftricte wählen, welche wefentlich verſchiedene Lebensbe— 
dingungen boten, und endlid hatte man alle Veranlaflung, jih von dem Stammſitz, mit dem ih 
eine beiden Theilen nüglihe Verbindung unterhalten ließ, nicht zu ſehr zu entfernen. Allen= 
falls überfhritt man Waſſerſcheiden oder jegte über Seen und ſchmale Meeredarme; im allge= 
meinen aber wählte man gewiß den Landweg auf= oder abwärts von Flüffen, welde ven Ver— 
Fehr zwiſchen Mutterland und Kolonie ermöglichten. 

Wie damals jind aud heute noch Aderbaufolonien nur in ganz unbewohnten oder dünn 
bevölferten Rändern möglih; in menjhenreichern finden fie feine paſſende Stätte und würden 
aud) von den Inſaſſen, welche ven Grund und Boden bereitd in Bejig genommen haben, mit 
Gewalt zurücdgewiefen werden. Daher hat ihre Durhführung große Schwierigkeiten, denn 
der Grund und Boden ift noch jungfräulih und foll der Eultur erfi gewonnen werden. Die 
dichten Wälder müſſen niedergebrochen und audgerodet werben, ed gilt, den Boden umzuwerfen 
und fruchttragend zu machen, zunächſt aber für Jahre auf allen oder doch mindeſtens den vollen 
Ertrag zu verzichten und ji mit den Früchten des Waldes, dem Gewinn der Jagd und den ‘Bro: 
ducten der Viehzucht und Hirtenwirthfhaft zu begnügen oder Lebensmittel aus weiter Kerne zu 
holen. Gbendeshalb, weil das Aderland nur mühfam und mit [hwerer Arbeit gewonnen wer: 
den fann, wird ed dem Anſiedler aber auch werth und tbeuer; von vornherein knüpft ſich der 
Menſch an die Scholle, die er nur ungern und nothgedrungen wieder aufgibt; alles, was er her— 
ftellt, wird auf Die Dauer berechnet und eine focialen und politiichen Ginridtungen nehmen ven 
Gharafter ver Feftigfeit und Stetigfeit an. 

Roſcher hat in feiner vortrefflihen, von und benugten Schrift „Kolonien, Kolonialpolitif 
und Auswanderung” hervorgehoben, dan die Aderbaufolonien in ihrer innern Einrichtung 
wejentlic einen jehr vemofratiichen Charakter zeigen. Das ift gewiß richtig, aber auch zugleich 
jehr natürlich. Im allgemeinen gewährt ſchon der Landgrundbeſitz das Gefühl der Selbitän- 
digfeit und Unabhängigkeit; dev Bauer fühlt jih überall, wo er nit durch jahrhunderteafte 
Unterdrückung herabgedrückt ift, ald Herr. Die Ackerbauer werden ferner regelmäßig durch 
feine weientlihen Schranfen geſchieden; aud der große Grunpbefiger , jofern er wirfli an ber 
Bebauung feiner Beiigungen theilnimmt, trennt ſich nicht ſcharf ab von dem wohlhabenden 
Bauer, deſſen Intereffen auch die feinigen jind und deffen Lebensweiſe er wenigftens zum Theil 
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annehmen muß. Gine hervorragende Ariftofratie vermag ih daher nur ſchwer herauszu- 
bilden. In den Kolonien liegen außerdem die Befigungen weit voneinander entfernt, die Ver— 
einigungen ber Anſiedler, welche ſämmtlich dem Mittelftande anzugehören pflegen, bleiben ver: 
hältnißmäßig lofe, und einzelne diefer legtern können daher nicht leicht zu vorwiegender Einwir— 
fung auf die allgemeinen Angelegenheiten und dadurch wieder zu Dauerndem Einfluß gelangen. 
Ferner pflegen jih den Aderbaufolonien bei ihrer Entiendung aus der Heimat nur fraftigere, 
energifchere Elemente, die noch dazu oft das Vaterland des herrſchenden Drudes wegen ver: 
laſſen, anzuſchließen, und find ſchwächere vorhanden, fo müflen fie in der Kolonie, wo fie ohne 
den Beiftand des Staats und der Genoifen faſt immer mit den größten Schwierigkeiten zu 
fämpfen und Angriffe auf Berfon und Eigenthum abzuwehren haben, jih, wollen fie nicht zu 
Grunde gehen, bald auf fich jelbft und die eigene Kraft ftügen lernen. Selbſt diejenigen, welche 
den eigenen Grund und Boden nit bauen, fehen durch ven Dienft ihre Selbftänpigfeit nit 
gefährdet. Der herrfchende Mangel an Arbeitern veranlaßt, daß fie Hoch geichägt werben ; ohne 
Mühe finden fie, wenn fie ven Brotheren wechfeln wollen, lohnende Beſchäftigung und außer: 
dem pflegt in der erfien Zeit und häufig auch noch fpäter anbaufähiges Land unentgeltlich oder 
gegen geringe Entfhädigung erworben werben zu können, ſodaß der Arbeiter ſich ſtets zum 
ſelbſtändigen Wirth zu erheben vermag. 

Wir haben ſchon erwähnt, daß die Aderbaufolonien ſich nicht gern weit vom Mutterlande 
entfernen und daß fie mit demſelben in Verbindung zu bleiben ftreben. Was die erftere Bemer- 
fung betrifft, jo zeigen fich in neuerer Zeit häufigere Ausnahmen als früher, weil leichte und 
verhältnißmäßig nicht Foftfpielige Verbindungen felbft mit ven Ländern anderer Erdtheile her— 
geftellt find. Aderbaufolonien von größerm und geringerm Umfange find in den legten Jahr: 
hunderten in Amerifa oft von Europa aus begründet worden; freilih um deswillen nicht ohne 
große Schwierigkeiten, weil alle Verhältniffe der Kolonie von denen des Mutterlandes abwi— 
hen. Auch die Beziehungen zum Mutterlande find nicht immer innige, löfen ſich oft fogar ganz 
auf. Der Charakter der Selbfländigfeit, der fih, wie gefagt, in der Aderbaufolonie entwickelt, 
die Anhänglifeit an Grund und Boden, welche ven Verkehr zwilhen Mutterland und Ko— 
lonie auf einer gewiffen niedrigen Stufe hält, bie Misftimmung, mit welcher oft die Heimat von 
den Emigranten verlajjen wird, und der Umftand, daß die Producte beider Ländey oft nicht zum 
Austauſch gegeneinander ganz geeignet find, tragen dazu hei, das Tochterland, jelbft wenn es 
Sprache, Sitten und Gebräude mit Zähigfeit feſthält, dem Mutterlande zu entfremden. Na— 
mentlich gefhieht dies dann, wenn das Mutterland für die Kolonie nichts gethan, vielmehr fie 
abhängig zu machen geſucht hat und wenn ein Theil der Koloniften aus andern Gegenden ge: 
kommen if, eine Miſchung mehrerer Stämme ftattgefunden hat. 

Neben ben Aderbaufolonien werden auch (von Roſcher) die Viehzuchtkolonien (3.8. 
der alten Hellenen im Innern von Kyrenaifa, der Spanier auf den Pampos und Llanos von 
Süpdamerifa, der Holländer im Innern ver Gapfolonie) genannt. Hierher gehören weſentlich 
aud die alten Kolonien der fogenannten freien Walfer in Bündten, welche Rofcher in den An— 
merfungen irrthümlich ald Aderbauer bezeichnet hat, und andere deutſche Stänme im berner 
Hadliland und Saanenthal, - Die Hirtenfolonien unterjcheiden fih ſehr mwefentlih von den 
Aderbaufolonien; die Lebensweife ihrer Glieder zeigt weniger Stetigfeit und ftreift näher an 
die Gewohnheiten der Nomaden; die Selbftändigfeit der einzelnen ift, weil ed neben dent gro= 
Ben Heervenbefiger viele abhängige Leute zu geben pflegt, beſchränkter, und nur da, wo die Vieh— 
zudtfolonie in die Aderbaufolonie übergeben will oder ſich ihr annähert, entwickeln ſich wichtige 
Berührungspunfte. 

Während bei ven Aderbaufolonien die Anſiedler weſentlich nicht nur die Reitung der Ars 
beiten, ſondern dieje felbft übernehmen, ift das Gleiche bei ven Pflanzungsfolonien nicht 
ver Ball. Sie beftehen ausschließlich in tropiihen Rändern, wurden von Europäern begründet, 
ſtammen erſt aus der neuern Zeit, find auf die Ausfuhr ihrer Erzeugnifle berechnet und ver— 
forgen Europa mit einer Menge von Probucten des Pflanzenreichs, welde auf feinem Gebiet 
gar nicht oder nur in geringer Menge gewonnen werben können. Da indeß Europäer ſich ſchwer 
an das tropifhe Klima gewöhnen und in vemfelben dauernde und anftrengende Arbeiten ohne 
große Gefahr für Leben und Geſundheit nicht zu bewältigen vermögen, fo befteht in ven Pflan— 
zungsfolonien der eigentliche zahlreiche Arbeiteritand aus Eingeborenen und meift zwangs— 
weiſe eingeführten Menſchen anderer tropifchen Ränder. Infolge deſſen gibt ed in ihnen ſtets 
zwei Dauptflajlen, erftend Europäer und ihre Nachkommen, Greolen, Herren, welde ven Grund 
und Boden befigen und mit Kapital ausgeftartet, als Unternehmer den Anbau und zum Theil 
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aud die Verarbeitung der Producte beforgen laffen, und ihre Gehülfen ; und zweitens Arbeiter, 
Knechte oder Sklaven, welde ihnen in jeder Hinficht dienftbar find. Beide durch Abkunft und 
Farbe unterſchiedene Klaffen ftehen nicht zu= und neben=, fondern gegeneinander ; die Fleinere 
herrſchende nugt die zahlreichere dienende in ihrem Interefle oft bis zum Ubermaß aus, und Diele 
betrachtet jene, ſobald le zum Bemußtjein ihrer Lage kommt, als ihren Feind, welchen fie be: 
fänıpfen würde, wenn fie nicht ſyſtematiſch nievergebalten, mistrauiſch bewacht und bei jedem 
Verſuch ver Wivderfeglichkeit fireng, ja barbariſch beftraft würde, Ein freier Arbeiterftand fann 
fih in Pilanzungsfolonien nicht bilden; ebenfo wenig ift ein zahlreicher, Fräftiger Mittelftand 
möglich. Daher fommt es, daß die Pflanzungskolonien faſt in feinem Punkt eine Ähnlichkeit 
mit den Aderbaufolonien haben. Die Folge der bezeichneten Zuftände der Pflanzungskolonien 
ift ferner, daß den Koloniften das Gefühl der Sicherheit ihrer Eriftenz fehlt, daß Fein feftes 
Band fie an ven Boden fnüpft, daß fie denfelben nicht als eine Heimat anzufeben vermögen und 
fih fortvauernd als Fremdlinge, deren Vaterland jenfeit des Dceand liegt, betrachten. Selbſt 
das Familienleben genießen verhältnigmäßig nur wenige von ihnen. Inden fie vorzugsmeile 
den Gelderwerb zu ihrem Lebensziel machen, legen fie auf Bildung nur geringen Werth. Lind 
was die arbeitende Klafie betrifft, To werden ihr nicht nur alle Mittel, fi geiftig zu erheben, 
foftematifch entzogen: fie jteht auch auf fo niedriger Stufe, daß ſie das Bedürfniß, ich zu ent: 
wideln, gar nit fühlt. Für die Cultur und materielle Hebung des Landes pflegt nur fo viel zu 
geſchehen, ald die nächſten egoiftifhen Zwede ver Koloniften erforverlich machen; wie der Ge— 
meinfinn nur gering ift, fo befaßt ih au der Staat, auf melden die Pflanzer allein Einfluß 
baden, nicht mit ver Anftrebung größerer und weiterer Ziele. Charakteriſtiſch ift, daß bie 
Aderbaufolonien vorzugäweiie dem germanifchen, die Pflanzungskolonien in ihrer Mehrheit 
dem romanifhen Stamm anheimgefallen find. 

Don geringer Bedeutung find Induftriefolonien; wo fie, und zwar in der Regel 
fünftlih, in Aderbauftaaten hergeftellt worden find, waren fie ftetS von kleinem Umfange und 
hatten felten, d. h. nur dann, wenn ihnen bejonders günftige Verbältniffe zugute Eamen, 
dauernden Einfluß. In der Regel handelte es ſich bei ihnen darum, eine beftimmte Induftrie 
in einem europäiſchen Staate einzubürgern, un „das Geld im Lande zu behalten“. Gegen: 
wärtig wir ſchwerlich ein Negent over ein Staat noch geneigt fein, eine induftrielle Kolonie in 
feinem Gebiet mit großen Koften und wenig Erfolg hervorzurufen. Hier können auch die 
Culturkolonien Roſcher's erwähnt werden, Kolonien, welde begründet werden, wenn „bie 
Regierung eines rohen Volks aus der Fremde höher gebildete Koloniften gleichſam als Erzieher 
und Lehrmeifter ihres neuen DVaterlandes bereinruft‘‘. 

Zu den widtigjten aller Kolonien gehören die Handel skolonien, die ſchon in ſehr früher 
Zeit geftiftet wurden. Sobald Schiffahrt und Handel weiter entfernte Länder und namentlich 
eultivirte Länder mit uncultivirten zu verbinden begannen, ftellte ſich fire die erftern die Noth— 
wendigfeit heraus, in den legtern an geeigneten Hafenplägen Gomptoire und Factoreien zu be: 
gründen, welche die eingeführten Waaren in Empfang nehmen und verfaufen, die auszufüh— 
renden aber beihaffen und anfammeln mußten. Denn in weſentlichen geftaltete fi der Handel 
als Austauſch der Produete beider Länder und der ihnen nahe gelegenen Gebiete. Je Tebbafter 
und kräftiger fich die Gefchäfte entwickelten, vefto fchnefler verwandelten fi die Gomptoire, die 
Factoreien in eine Anjiedelung. Sandeldfactoreien und Kolonien wurden dem Mutterlande 
ſtets von der größten Wichtigkeit. Sie fnüpften Verbindungen mit den Landeseinwohnern und 
den entfernt von der Küſte angefeflenen Stämmen an, ermittelten deren Bedürfniſſe, die fie zu: 
gleich zu vermehren ftrebten, Lieferten ihnen die angefommenen Waaren aus, nahmen dagegen 
die Landesproducte, die fie entweder bei andern Stämmen untaufchten oder wenn fie zur Aus: 
fuhr geeignet waren, zum Hafen beranführten, in Empfang und verjandten fie in pas Mutter: 
land, Während, wo Bactoreien und Handelskolonien nicht vorhanden waren, ver fauffabrende 
Schiffer Monate hindurch an der fremden Küfte hin- und herfahren mußte, bis er die Ladung 
abgefegt und mit den eingetaufhten Waaren befradhtet hatte, während er oft feine zahlungs- 
fähigen Käufer fand und zu den Stämmen innerhalb des Landes gar nicht in Beziehung zu 
treten vermochte: da konnte er mit Hülfe der angefiedelten Kaufleute daſſelbe Geſchäft im kurzer 
Zeit jelbft dann, wenn augenblidlich fein Abfag möglich erſchien, beendigen, weil die Auflage: 
rung möglich geworben war. Denn entweder fauften ihm feine Geſchäftsfreunde die Waaren 
ab oder fie übernahmen dieſelben in Commiffion, indem fie ihm zugleich Rückfracht lieferten 
oder zum Ginfauf von Waaren Eredit gewährten. 

In diefer Weile gewähren auch jegt no Handelskolonien dem Mutterlande große Bor: 
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theile dadurch, daß fie feine Fabrikate abnehmen und verfaufen, ihm die Producte der Länder, 
denen jie nahe eben, liefern, damit Handel und Induftrie fördern und die Schiffahrt heben. 

Nicht felten gelingt e8 den Handelskolonien, jich ein förmliches, bald nur factifches, bald auch 
vertragsmäßiges Monopof zu ſchaffen, durch weiches die Kaufleute anderer Länder und ihre 
Schiffe vom Verkehr ausgeſchloſſen werden und Waaren, welche nicht aus den: Mutterlande und 
nicht auf feinen Schiffen anfommen, nicht gelandet werben dürfen. Unter diefen Umftänden bat 
das Mutterlaud ein großes Interefle daran, daß die Kolonie fortbeſteht und gedeiht; es wird fie 
daher ſoviel ald möglich unterflügen, fördern und begunftigen und ihr, ſobald fie von feind: 
lihen Angriffen bedroht wird, auch Hülfe gewähren. Andere Länder werben dagegen der Ko: 
lonie zu ſchaden oder jle in ihren Very zu bringen ſuchen. Daraus folgt, daß nur ſolche Völker, 
welche neben einer bedeutenden Handelsflotte auch eine tüchtige Kriegsflotte bejigen, mit Aus: 
ñicht auf Erfolg und Dauer eine Handeldfolonie zu begründen vermögen. Auch die Handels: 
£folonie tft dur Neigung und Intereffe fortwährend auf dad Mutterland hingewieien. Durch 
Abftammung, Sprade, Religion und Sitte mit vemfelben verbunden, betrachtet fie vaflelbe, in 
welches nicht jelten ihre immer wieder durch neue Anfömmlinge ergänzten Mitglieder in vet- 
ferm Alter zurückzufehren pflegen, als ihre eigentliche Heimat ; dagegen ſteht fie den Bewob: 
nern des Landes, in welchem ſie eriftirt, fortwährend fremd gegenüber und kann fich mit ihnen, 
die auf niebrigerer oder wenigflend auf wejentlich verfchiedener Gulturftufe eben, nicht amalga: 
miren. Je lebbafter und intenfiver der Verkehr mit vem Mutterlande ift, vefto größer ihre 
Blüte, defto fiherer ihr Beftand; die Loslöſung von demſelben, welde alle ihre Handelsbezie— 
hungen abfhneidet, bringt ihr dagegen fihered Verderben. So weientlihen Nugen ſie auch 
den Landeseinwohnern gewährt, ihre Stellung zu denſelben ift nie eine dauernd freundichaft- 
liche; leicht brechen Streitigkeiten aus, welche bald ver Handelsverkehr ganz natürlich er: 
zeugt, bald die Verſchiedenheit der Anſchauungen und Sitten, bald die den Neid und die Hab: 
fucht anreizende Wohlhabenheit ver Koloniften bewirkt. Zunächſt fuchen dieje zwar ſich durch 
engen Anſchluß aneinander felbft zu fhirmen, aber ihre Schugmaßregeln fünnen höchſtens die 
eriten Angriffe abwehren; die Sicherheit der Kolonie beruht daher auf dem ſtets bereiten Bei- 
fland des Mutterlandes, deſſen fie dann um fo mehr benöthigt ift, wenn, maß in ber Regel ge: 
ſchieht, Goneurrenten die Koloniften aus ihren Sigen zu vertreiben und diefelben ſich anzu— 
eignen fireben. Bon allevent abgejeben, bedarf aber auch die Kolonie bedeutender Kapitale, 
welche fie nur aus dem Mutterlande empfangen fann und welche fie, je reicher fle ihr zuſtrömen, 
defto Ichneller zu Blüte und Gedeihen bringen, 

Wir haben ſchon bemerkt, daß Hanveldfolonien von eultivirtern Rindern in weniger cul: 
tivirten begründet werden; wir müflen died aber noch einmal hervorheben, indem wir darauf 
binweifen, in wie hervorragender Weile fie die Gultur fördern. So langfam und jchrittweife 
ſich dad Menſchengeſchlecht im allgemeinen fortgebildet hat: einzelne Volksſtämme und Gruppen 
find nichtsdeſtoweniger fprungiweife vorwärts gefommen, und zwar ift dies dadurch geſchehen, 
daß jie mit bereitö höher gebildeten in Verbindung traten und fich infolge deſſen in verbältniß- 
mäßig kurzer Zeit das aneigneten, was dieſe bereitd an Erfahrungen, Erfindungen und ſon— 
ſtigen Errungenſchaften beſaßen. Am ſchnellſten machte ſich natürlich der Fortſchritt bei dieſen 
einzelnen Volkoſtämmen dann, wenn dieſe Verbindung in friedlicher und freundſchaftlicher 
Weiſe zu Stande gekommen war. Wenn nun aber ſchon, wie oft geſchehen iſt, einzelne Schiffe, 
welche in langen Zwiſchenräumen mit den Bewohnern ferner Gegenden in Berührung kommen, 
auf deren Zuſtände in kurzer Zeit Einfluß üben, ſo iſt das noch mehr und in noch weit höherm 
Maße der Fall, wenn ſich eine Kolonie bei ihnen niederläßt und ihre Sitten und Lebensgewohn⸗ 
beiten, ihre Erfindungen und Kenntniſſe mit ih bringt. Anfänglih wird freilich immer nur 
die materielle Lage der Einwohner verändert, denn zunächſt tritt dad mehr Außerliche an fie 
heran, bald wirft aber die Kolonie aud auf die geiftigen Zuftände fräftig und nachhaltig ein. 
Selbſt Höher cultivirte Länder können ſich diefem Einfluß nicht entziehen ; wir erinnern in diejer 
Hinſicht nur an China, das feit vielen Jahrhunderten an feinen Zuftänden mit außerorventlicher 
Starrheit feſthält und das dennoch durch feinen Handel mit Europa und durd die verhältniß— 
mäßig nur geringfügige Anfiedelung von Europäern auf feinem Gebiet auf vie Bahn einer voll- 
ftändigen Umgeftaltung Hingeführt wird. In der Regel ift ver Einfluß dev Handelskolonien 
auf die Eultur ver Länder ein fegensreicher, in gewiſſen Fällen kann er aber auch ein nachthei— 
Tiger werben, ſei ed, daß die Kolonie im egoiftiihen Interefle flechte Gewohnheiten der Ein: 
wohner fördert und audbeutet, fei ed, daß jte andere handeltreibende Wölfer mit Lift und Gewalt 
tern hält, um ihre Concurrenz zu verhindern. 


284 Kolonien 


Rocher hat behauptet, daß alle Kolonien als Handelöfolonien anfangen, und das ift un= 
zweifelhaft richtig. Handelskaravanen und Handelsſchiffe pflegen die fremden Länder zu ent= 
decken und zu erforfchen; aus ihnen folgen, wie wir erwähnt haben, Niederlaſſungen, und erft, 

enn ein Land in feinen Eigenthümlichkeiten näher befannt geworden ift, kann davon die Rebe 
jein, auf feinem Gebiet eine Aderbau=, eine Militärfolonie zu gründen. Was dad Ende einer 
Handelskolonie betrifft, jo Fann es ein jehr verfchiebenes fein. Wir haben hervorgehoben, daß 
die Roloniften das Mutterland ſtets ald ihre wahre Heimat betrachtet und in reiferm Alter in 
daffelbe zurückzufehren pflegen ; die Kolonie ift ihnen nur eine Station, in der fie deshalb häufig 
nicht einmal einen Haudftand gründen. Schon deshalb wird fid die Handelskolonie nie jehr 
ausdehnen ; fie kann aber auch ihrer Natur nah, will jie ihren befhränften Zweck nicht verän— 
dern, eine gewiffe enge Grenze nicht überfchreiten. Daraus folgt, daß fie außer Stande ift, 
eine Nation zu bilden, fo viele Jahrhunderte fie unter günftigen Umſtänden auch fortbeitehen 
mag. Iſt das Volk, in deſſen Gebiet jie liegt, ein kräftiges, intelligentes und fchreitet es vor- 
wärts, wozu ber heilfame Einfluß der Kolonie beiträgt, fo wird ed nah und nad jih an ben 
Geſchäften, welche die Kolonie betreibt, betheiligen, endlich aber viefelben jelbitändig in die Hand 
nehmen; ed wird den Handel und die Schiffahrt nationalifiren und damit der Kolonie, melde 
es vielleicht in ih aufnimmt, ein Ende machen. Iſt das nicht der Kal, verfinfen die Einwohner 
mehr und mehr in Schwäche und Uncultur, zerfpalten fie ſich in Parteien, welche ſich gegenfeitig 
zerfleifchen, rufen eingelne verjelben den Beiftand der fremden Kaufleute an und machen fie dabei 
zu Schiedsrichtern: jo kann die Kolonie, wenn fie vom Mutterlande aus Fräftig unterftügt 
wird, in den Befig der Herrſchaft über das Land gelangen und ein mächtiges Reich bilden; in 
diefem Ball verliert fie aber ven Charakter der Handelöfolonie und eriftirt unter ganz andern 
Bedingungen und Lebensformen fort. Daß fie auch dadurch enden fann, daß die Gegner fie 
angreifen, in Beſitz nehmen und zerftören, brauchen wir nicht zu erwähnen ; die Geſchichte, na= 
mentlich der ältern Zeit, hat dafür zahlreiche Belege. 

An die Handeldfolonien ſchließen wir diejenigen Kolonien an, welche an Stationspunften, 
bei welchen die Schiffe vorzüglich behufs ver Ausbeflerung und Berproviantirung anlegen, ent= 
ſtehen. Man hat jie Relaisfolonien genannt, und alle ſeefahrenden Nationen haben fie an 
denjenigen Punkten, welde fi für den Zweck vorzüglich eignen oder für den Schug des Ver: 
kehrs wichtig find, begründet. In manden Fällen fönnen fie Handelskolonien fein, haben 
indeß als ſolche ftetö nur geringere Bedeutung. Relaisfolonien gab ed auch in alter Zeit; fie 
waren damald für die Schiffahrt, welche ſich weſentlich als Küftenfahrt geftaltete, von großem 
Werth, weil anfänglid nur mit ihrer Hülfe Reifen in entlegenere Gegenden ausgeführt werden 
fonnten. Weniger wichtig find die nahe flebenden Fiſchereikolonien, Stationen in den Ges 
genden, in welden der Fifchfang reiche, werthvolle Beute liefert und die fiſchenden Schiffe ih 
in großer Zahl nad) regelmäßigen Perioden einfinden, Sie nehmen die Schiffe in ihre Häfen 
auf, ermöglichen ihnen die erforberlihen Ausbeſſerungen und liefern ihnen auch Lebensmittel, 
wenn fie fich mit denfelben in der Heimat nicht in hinreihendem Maße verfehen konnten. 

Weſentlich verſchieden von den biäher beſprochenen Arten find die Eroberungskolo— 
nien. Sie werben, wie bereits erwähnt, oft durch Handelskolonien eingeleitet und eniftehen, 
wenn ein bedeutender Theil eines kraftvollen und energiihen Volks auswandert, in ein fremdes 
Land eindringt, es unterwirft und fi in demſelben für die Dauer feitjegt. Die Beranlaffung 
zur Auswanderung ift oft Übervölkerung und der Wunſch, eine ſchönere, frucdtbarere Heimat 
zu gewinnen. Groberungsfolonien richten ji gewöhnlich auf bewölfertere und cultivirtere 
Ränder, deren Einwohner herabgefommen oder entnerot, oder zwar kräftig find, aber auf nie— 
briger Gulturftufe ftehen. Indem die Koloniften das Land in Befig nehmen, machen fie die 
Einwohner, foweit fie fie nit ausrotten, unterthänig, drüden jie in den Stand der Sklaven, 
Knete oder zinspflichtigen Leute hinab und ziehen vorzugsweiſe den Grundbeſitz an ih. So 
entfiebt aus den Eroberern eine herrfchende, aus den Eingeborenen eine dienende Kafte, melde 
ich anfänglich feinvlich gegenüberftehen, aber nach Ablauf langer Zeiträume fich wenigftens zum 
Theil miteinander verſchmelzen. Alle Staatöftellen, alle Kirhenämter, alle Ehren und Wür— 
den jowie die einträglihiten Gefchäfte pflegt fi die herrſchende Kaſte vorzubehalten; Die die— 
nende wird dagegen herabgelegt und verachtet. Um fo flärfer tritt die Trennung beider Kaften 
heraus, je mehr ſich die Koloniften von den Ureinwohnern durch Abftammung, Sprade, Sitten, 
Körperfarbe unterſcheiden. Dennoch gelingt e8 nicht jelten dem unterjochten Bolfe, wenn es 
zablreiyer war und auf höherer Gulturftufe ſtand als der eingebrungene Stamm, feine Sitten 
und feine Sprache zur allgemeinen Geltung zu bringen und ſich infolge deſſen gleichzuftellen. 
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Das geſchieht um jo ſchneller, je mehr ſich die Koloniften mit eingeborenen Frauen verbinden. 
In andern Bällen und zwar namentlich dann, wenn die @ingeborenen zum großen Theil ausge— 
totter wurben, dringen Sitten und Gewohnheiten der Anſiedler vurh und werben für ben Cha— 
after des Volks vorzugsweife oder ausſchließlich maßgebend. 

Als Abart der Eroberungsfolonien kann man die fogenannten Militärkolonien be: 
traten, Anflebelungen von Kriegern in einem eroberten Lande mwejentlich zum Zweck, um 
daffelbe im Zaum zu halten. Während die Eroberungsfolonien ſich vom Mutterlande ablöfen 
und mit den Randedeinwohnern einen eigenen Staat bilden können, bleiben die Militärkolonien 
ftetö in naher Beziehung zum Mutterlande, in deſſen Intereffe jie als Militärftationen geftiftet 
find. Vorzugsweiſe auf den Kriegäbienft, zu dem ſie in jeden Augenblid aufgerufen werben 
können, berechnet, knüpfen fte fih wenig an die Scholle. Laſſen fich die Glieder der Militär: 
kolonie infolge weſentlicher Umgeſtaltung der bisher vorhandenen Verhältniffe in dem eroberten 
Lande fpäter dauernd niever, gehen fie engere Verbindungen mit den Einwohnern ein, fo muß 
die Kolonie nah und nad ihren Charakter verändern und wird ſchließlich faft ſpurlos ver: 
ſchwinden; fie ift in dieſem Falle affimilirt worden. 

Gegen die genannten Hauptarten der Kolonien, welche bei einer oder der andern Kolonie 
ſich miſchen und damit Zwitterweien ſchaffen, find diejenigen, welche wir ſchließlich noch er: 
wähnen müſſen, von geringerer Bedeutung. Wir nennen zuerſt die Seeräuberfolonien, 
die ſtets nur kurze Zeitpauerten, und wenn fie fortbeftanden, ihven Charakter weſentlich änderten, 
und die Straffolonien. Auch die legtern geftalten ſich, ſobald die Kolonifation eine bedeu— 
tende Ausdehnung gewonnen hat, um; mit der zunehmenden Eultur, dem fteigenden Wohlſtand 
erwacht das Beftreben der Roloniften, die Anfievelung neuer Verbrecherſcharen zu verhindern; 
endlid wird das Mutterland genöthigt, fi neue Deportationdorte zu fuchen, und aus der Straf: 
kolonie wird eine reine Aderbaufolonie, welche durch freie Anfiedler mehr und mehr an Ausdeh— 
nung gewinnt, Endlich beiigen wir noch Miſſionskolonien in von heidniſchen Völfern 
bewohnten Gegenden anderer Erdtheile. Ihr weſentlichſter Zweck it die Ausbreitung des 
Chriſtenthums, aber fle verbreiten auch nügliche Kenntniffe in Bezug auf Aderbau und Ge: 
werbebetrieb, fördern bie geiftige Gultur, veranlaffen nomadiftrende Stämme zur Anſiedelung, 
ermöglichen Handelöverbindungen zwiſchen ihnen und Europäern und legen nicht felten den 
Grund zu einer Aderbau = oder Handelskolonie. 

II. Aus dem Vorhergeſagten ergeben ſich zum großen Theil bereits die Urſachen der Ko— 
loniſation; wir müſſen indeſſen auf dieſelben doch noch einige Blicke werfen, da wir ſie zu 
vernollflänigen und zu erläutern haben. 

Wer fih zur Auswanderung entſchließt und an der Kolonifation betbeiligt, wird ed in der 
Regel nur thun, um ſich eine beſſere und gefichertere Exiſtenz, als ihm die Heimat bietet, zu ver— 
ſchaffen, ſei es nun, daß er ausſchließlich danach ftrebt, feine materielle Wohlfahrt zu erhöhen, 
fei ed, daß er fich die freiere Bewegung, welche ihm auf politifhem oder veligiöfem Gebiet int 
DVaterlande abgeht, erwerben will. Am bäufigften handelt e8 fid bei ver Auswanderung Ein— 
zelner oder größerer Maffen un die Verbefferung der materiellen Lage, und zwar wird dabei 
nicht allein die nächfte Zukunft, jondern auch das veifere Alter und das Fortkommen der Kinder 
ind Auge gefaßt. Aber auch die politifchen und religiöfen Berbhältniffe haben viele Kolonien 
hervorgerufen ; fteigt der Drud der Mehrheit oder der abfoluten Gewalt fo hoch, daß er für 
viele unerträglich wird, fo ſcharen fich dieſelben leicht zufammen, um in fernen Weltgegenven 
eine Stätte aufzufuhen, in welder ſie ihren Überzeugungen freien Ausdruck geben können. 
Solde Kolonien nehmen dann freilich immer einen beftimmten eigenthümlichen Charakter an, 
der oft in Jahrhunderten ſich noch nicht verwiiht hat. Im den meiften Fällen darf man von 
einem Staate, von welchem Kolonifationen ausgeben, behaupten, daß feine Zuftände in irgenp- 
einer Hinfiht mangelhaft find. j 

Eine der wichtigſten Grundurſachen der Kolonifation ift die Übervölferung, von welder 
wir bereitö bei ven Aderbaufolonien ald der VBeranlaffung ver erften Kolonifation geiprochen 
haben. Wo fie hervortritt, fcheint fih dem Staate ald erfted und bequemfted Mittel die Ver— 
minberung der Bevölferung, die Fortſchaffung einer großen Anzahl Menſchen zu bieten. Aller: 
dings Tieße fih au ohne Kolonijation fortfommen , denn Übervölferung ift immer nur rela- 
tiv und kann durch Vermehrung der Nahrungsmittel, des Kapitald und der induftriellen 
Thätigkeit aufgehoben werden. Indeſſen laffen ic große Umgeftaltungen in der wirthſchaft— 
lichen Thätigkeit eines Volks nicht leicht und nicht in kurzer Frift durchführen. Auch der Ein: 
zelne, der von der Übervölferung zu leiden hat, deffen @riftenz infolge ver Coneurrenz und ber 


286 Kolonien 


Herabvrüdung des Lohne kärglich dotirt und oft gefährdet ift, denft zunächſt an die Auswande— 
rung; je größer feine Leiden, je geringer feine Hoffnungen auf Beſſerung der beftehenven Zu: 
fände jind, deſto ſchwächer wird die Anhänglichkeit an die Scholle und befto fefter, wenn er noch 
Energie befigt, der Entſchluß, ſich mit Fräftiger Hand auf einen neuen, hofinungsreihern Boden 
u ſtellen. 
Aud die Überfüllung eines Landes mit Kapital veizt jeine Bürger zur Auswanderung und 
Kolonifation an. Solange ver Kapitalift ſich bei herrſchendem Kapitalüberfluß im Stande 
ſieht, fein Kapital, ohne daß er deshalb die Heimat aufzugeben braudt, in fremden Ländern 
ficher und zu gutem Zindfuß unterzubringen, ſolange zieht er died der Auswanderung vor; iſt 
das alles nicht der Fall, fo wird er fih namentlih dann, wenn er bad Kapital außerhalb der 
Heimat nur durd eigene Verwendung und Speculation jo nugbringend ald möglich maden 
fann, zur Emigration und Anjiedelung in fremden Ländern entſchließen. So wichtig aber aud 
das Kapital für die Koloniegründung ift, jo wenig Kolonien ohne Mithilfe eines verhältnig: 
mäßig beveutenden Rapitalreihthums des Mutterlandes zu Stande fommen fönnen: im allge: 
meinen bat der Kapitalüberflug doh nur dann größere und dauernde Kolonien ins Leben ge: 
rufen, wenn noch andere mächtige Einflüffe mitwirkten. Am weſentlichſten, obmol nicht 
ausſchließlich, macht er ſich bei ven Handelskolonien geltend. Übrigens müffen wir erwähnen, 
daß wir von Kapitalüberfluß wie von Ubervölferung nur in relativem Sinne ſprechen fönnen. 

Zahlreiche Fleinere und größere Kolonien namentlich der alten, aber auch ver neuern Zeit 
verdanfen politifhem Drud ihr Entſtehen. Zurüdgefegte Klaſſen, unterworfene Parteien, 
freiheitöliebende Männer, welche unter der Herrihaft von Tyrannen oder herrſchenden Kaften 
nicht leben mochten, Vertriebene und politifhe Flüchtlinge, fowie beſiegte und ausgewieſene 
Volksſtämme gründeten faft zu allen Zeiten, fern von der Heimat, Staatsweſen, welche nicht 
felten, weil in ihren Schöpfern Energie und Ausdauer vorhanden war, ſchnell zu Bedeutung 
gelangten, Ahnlich wirkten und wirken noch heute religiöfe Aufregung und religiöje Unter: 
prüfung. Wiſſen wir aud von ihrem Einfluß auf die Kolonifation weniger aud den Zeiten 
des Alterthums, fo bemerken wir diefen Einfluß defto mehr in neuerer Zeit; faft alle religiöfen 
Sekten, melde zu einiger Wichtigkeit gelangt find, haben Kolonien zu ſtiften geſucht und wirflid 
begründet, mögen fie zum Theil au nur von geringen Umfange gewejen und nad unb nad 
wieder verihmwunden fein. Das neuefte Beifpiel einer aus religiöfen Beweggründen unter: 
nommenen Koloniſation ift die Stiftung de Mormonenftaats. 

Neben dieſen Urſachen können noch manche andere ebenfalls Kolonifationen hervorrufen, indeß 
ſind ſie doch die hauptſächlichſten und die normalen, mag nun der Staat ſelbſt die Koloniegründung 
in die Hand nehmen, was vorzugsweife im Fall der Übervölkerung geſchehen wird, mag er fie 
den privaten Beftrebungen überlaflen. Das legtere ift vermuthlic in den älteften Zeiten allge: 
mein der Fall geweſen. Abgejehen davon, daß der Staat feinen Wirfungäfreis noch jehr be: 
ſchränkt auffaßte, bedurften die Koloniften in der Regel ſeines Beiftandes nicht und hatten darauf 
auch Eeinen großen Anſpruch, da fie wenig an die Zurüdbleibenden aufgaben. Später geftal: 
teten fich die Dinge anderd. Die Ausziehenden braten wirkliche Opfer, für welche fie Entſchädi⸗ 
gungen in Anſpruch nehmen konnten ; außerdem fand die Kolonifation aud häufig in bauerndem 
Interefle ded Staats flatt, indem es fich neben Bejeitigung der Ubervölkerung um Ausdehnung 
der Macht, des Einfluffes, ded Handels, der wirthichaftlichen Thätigkeit des Mutterlandes durch 
die Kolonie, welche vielleicht fogar in Abhängigkeit gehalten wurbe, handelte. Auch im jpätern 
Mittelalter und in der neuern Zeit finden wir neben den Privatfolonien Staatöfolonien, und 
zwar legtere in fehr bebeutendem Umfange. Namentlid find hier die fpanifhen und portugie: 
ſiſchen Kolonien ins Auge zu faflen, und auch diejenigen der Schweden, Holländer, Engländer 
und Franzoſen können dahin zählen. Entweder wurden fie nämlih mit Zuſtimmung des 
Staatd von großen, privilegirten Gefellfhaften ins Leben gerufen, ober der Staat verſchaffte ſich 
bald nad ihrer Gründung, trotzdem dieſe nicht von ihm veranlaßt morben war, hervorragenden 
Einfluß auf ihre Geflaltung, indem er ihre Zuftände durch Gejege und organiſche Einrihtungen 
regelte. 

1. Wie wir bereitö wiederholt hervorgehoben haben, haben die Kolonien ihrer Sicher: 
heit und bes nationalöfonomiihen Verkehrs wegen ein Intereffe daran, fi mit dem Mutter— 
lande in Verbindung zu halten, und diejes ſelbſt Fann aus ven Kolonien große Bortheile ziehen, 
wird daher fletd danach ſtreben, ſich auf fie den möglihft größten Einfluß zu verfhaffen. Am 
leichteſten ift letzteres bei Pflanzungsfolonien, die auf die fortvauernde Unterflügung bed Mut- 
terlandes hingemwiefen find, und bei Handeldfolonien, welche, wie wir ausgeführt haben, eben— 
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falls des Mutterlandes fortwährend bebürfen, ausführbar; ſchwieriger fhon bei Eroberungs: 
folonien, weil in ihnen nad) und nad) ſich die Roloniften mit den Eingeborenen amalgamiren 
und verbinden können. Am leichteften löfen ih Aderbaufolonien vom Mutterlande ab; von 
vornherein ſchon felbftändiger, haben fie außerdem weit weniger ald andere Kolonien von der 
Spaltung der Ginwohner zu leiden. Aus alledem folgt, daß die Politik des Mutterlandes in 
Hinficht auf feine Kolonien, feine Kolonialpolitif, mit Rüdfiht auf die verſchiedenen Arten 
der Kolonien eine fehr verfhiedene fein fann und fein muß, ſoll fie ihren Zweck vollftändig er: 
füllen. Außerdem kommen indeß noch viele andere Verhältniffe, 5. B. Lage, Zuftände, Regie: 
rungsform und Regierungsweiie, wirthichaftlihe Verhältniſſe u. |. w. des Mutterlandes und 
faft noch mehr Lage und Verhältniffe ver Kolonie felbft in Betracht. Schon das Klima ver 
Kolonie fann von höchſtem Einfluß auf die Rolonialpolitif fein. Die befte Kolonialpolitit wird 
immer biejenige fein, welche für beide Iheile die größten Vortheile gewährt und die Verbindung 
beider jo innig ald möglich macht; die jhlechtefte aber diejenige, welche auf der möglichften Aus: 
beutung der Kolonie durch das Mutterland bafirt und veöhalb darauf berechnet ift, die Kolonie 
mit Gewalt und Lift in vollfländiger Abhängigkeit zu erhalten und ihre Entwidelung, infofern 
‚Te früher oder fpäter zur Unabhängigkeit führen oder dem Mutterlande in politifher oder 
wirthſchaftlicher Hinſicht nachtheilig werben könnte, felbftfüchtig zu behindern. Daß das legtere 
auf die Dauer doch nicht gelingen kann, hat die Erfahrung unſers Jahrhunderts mehr als hin— 
reichend bewiejen. 

Faſſen wir zunädit die Kolonialpolitit Spaniens ind Auge, fo finden wir, daß bie: 
felbe, wie natürlich, fi aus dem Gharafter der Kolonie ſowol ald aus dem bed Mutterlanves 
und feined Negierungsioftemd herausbildete und daß außerdem die große Entfernung der 
erftern von Guropa beftimmend einwirkte. So groß das Interefle Spaniens war, ſich die 
Herrſchaft und die Ausbreitung der Kolonie zu ſichern, mit ebenfo großen Schwierigkeiten hätte 
ed zu fämpfen gehabt, wollte eö fein Ziel außfhließlih dur die Unterdrückung vermittelft ver 
Entfaltung großer Machtmittel erreihen. Es mußte daher zu einem Syſtem gelangen, das 
zwar allenfall8 aud einmal auf die Gewalt zurüdging, hauptfähli aber durch ſchlaue Berech— 
nung, religiöfe Bevormundung, Berdummung und Spaltung der gefährlich jcheinenden Ele: 
mente in einander ſchwächende Kaften und Parteien wirfte und nah und nad die Knechtſchaft 
zur Gewohnheit machte. Alle ſpaniſchen Kolonien in Amerifa wurden durch verhältnigmäßig 
fleine Scharen erobert, welche anfänglid mit Hülfe ihrer größern Intelligenz und der Hülfe- 
mittel, die ihnen ausichließlich zu Gebote ftanden, ſich in der Herrichaft erhielten; auf die Dauer 
lieg fih aber das Syftem der einfachen Unterdrückung, nad welchem die Gonquiftadoren ver— 
fahren hatten, der geringen Zahl ver Europäer und der großen Entfernung des Mutterlandes 
wegen nicht durchführen. Außerdem entſprach es nicht ber altgewohnten Politik der ſpaniſchen 
Herrſcher, und endlich hätten Die in der Kolonie angejeffenen Europäer eine zu große Macht und 
Selbftänbigkeit erlangt und jomit der Regierung des Mutterlandes gelegentlich enigegentreten, 
ja fogar unter günftigen Umftänden fih unabhängig machen können. Zunächſt unternahm 
man es daher, die Einwohner ber Kolonie und ihres Gebiets möglichft zu fpalten. Die Ans 
fiedler und ihre Nachkommen bildeten eine eigene und zwar bie höchfte Kafte, melde ſich bald in 
zwei Abtheilungen, die in Europa geborenen Spanier (Gachupins) und die in der Kolonie ge: 
borenen (Ereolen) fpaltete. Die erftern wurden brgünfligt, denn fie waren noch feft an das 
Mutterland geknüpft, hatten von demjelben das Meifte zu hoffen und ftanden ber Mehrzahl 
nad) in deſſen unmittelbarem Dienft, verdienten daher aud größeres Vertrauen. Dagegen ge: 
langten die Greolen feltener zu höhern Staats- und Kirhenämtern; angefeffen und mit vielen 
Familien durch Verwandtſchaft und andere Bande verfnüpft, ftand ihnen vie Kolonie näher als 
Spanien und waren fie außerdem nicht abhängig genug, um als willenlofe Werkzeuge der Re: 
gierungdpolitit zu dienen. Daß ſich infolge deſſen Antipathien bildeten, welde Die beiden 
Klaflen der Weißen jharf voneinander trennten, war natürlich; wenn aber Gachupins und 
Creolen ſich auch Haften und infolge veffen nicht gemeinfam gegen dad Mutterland operirten, fo 
fonnte doch auch ihre Feindſchaft nicht fo fehr anwachſen, daß ein offener Zwiefpalt auszubrechen 
vermochte. In dem Einen Punkte wenigftend waren alle Weißen einig, darin nämlich, daß fie 
den übrigen Einwohnern gegenüber die bevorzugte Kafte bleiben wollten, Auch dafür war ge: 
forgt, daß ber europäiſche Stamm in den Ereofen nicht zu mächtig und zu zahlreich ward; fein 
Spanier burfte ſich ohne ſpecielle Erlaubniß in der Kolonie anfieveln, Feiner fie ohne Erlaubniß 
verlaffen. Noch weniger wurden natürlich Nichtipanier zugelaffen. 

Was die übrigen Einwohner, mochten fie nım urfprünglidy dem Lande angehört haben oder 
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erſt fpäter in daffelbe gekommen fein, anbetraf, fo rief man fünftlih auch unter ihnen vielfache 
Kaften hervor, melde fih auf Abftammung und Hautfarbe gründeten und jedes Zufammen: 
gehen gegen die Weißen und dad Mutterland hinderten. Dabei löfte man geſchickt einzelne an- 
gefehene und einflußreiche Familien oder Individuen durch Heirathen und Begünftigungen, 5.8. 
dur Gleichftellung mitden Europäern, von ihrem Volt ab und gewann fie damit der Regie: 
rung. Jede höhere Kafte ſah bald mit Verachtung auf die nievere herab, jede niedere beneidete 
und haßte die höhere ; damit wurden aber Bündnifle aller oder der Mehrzahl gegen die Regie: 
rung unmöglid. Selbſt die einzelnen Familien in ven Kaften und ferner die verfhiedenen Be: 
zirke und Kreife des Landes flanden einander oft gegenüber. Es gab Feine nationale Partei. 
Aud hier bewährte fi ver Sag: „heile und herrſche!“ im vollften Maße. Am erften hätten 
nod die untern Klaffen aufftehen können; aber es fehlte ihnen an Intelligenz und Energie, und 
außerdem war ihre Lage nicht fo ſchlecht, daß die Noth fie gedrängt hätte, Aud vor der Ko— 
loniegründung waren fie abhängig gewefen; man erhielt jie dabei, ſchonte indeß möglichft ihre 
materiellen Intereffen und jhügte fie gegen die Rechtöverlegungen und libergriffe ver Mäd: 
‚ tigern. Freilich ftellte man fie dabei gefeglich unter Vormundſchaft und ſchnitt ihnen die Mög: 
lichfeit ab, ji jemals zu erheben ; aber das fühlten fie bei ver geringen Bildung, die ihnen beiz , 
wohnte und welde man eher zu vermindern ald zu erhöhen ftrebte, nicht heraus. Als 
Haupthülfsmittel zur Befeftigung ihrer Herrſchaft mußte der Regierung die Religion dienen. 
Sie geftattete der Geiftlichfeit, welche fie ald ven natürlichen Vormund der Eingeborenen hin: 
ftellte, diefelben durch Verbummung von fi abhängig zu machen. Das war um jo ungefähr: 
licher, als in den fpanifchen Kolonien die Geiftlichfeit von der Krone noch weit abhängiger war 
als jelbft im Mutterlande, und ald die Intereffen des Staats und der Kirche in der Regel zu: 
fanımenfielen. In Bezug auf die Cingeborenen wirkte man namentlih durch die Stiftung der 
Mifitonen, in denen diefe angefiedelt wurden. Dort waren fie vollftändig in der Hand der 
Priefter, welde für ihr geiftliches und leibliches Wohl zu forgen hatten und Verfuhung und 
Verführung, Noth und Elend von ihnen fern zu halten ſtrebten. Mild und im allgemeinen 
gerecht behandelt, zu Arbeiten angeleitet und angehalten, aber dafür aud ausreichend mit Nab: 
rung und Kleidung verfehen, außerdem in ihren Gewohnheiten und Sitten möglichſt geſchont, 
gewöhnten fie ih nah und nad an die Unfelbftändigkeit, zumal jede Auflehnung mit Bulver 
und Blei energifch niedergeſchlagen werben fonnte, " 

Die Verwaltung der Kolonie befand ji in den Händen einer Bureaufratie, die jeder an— 
dern ebenbürtig war. Der Beamtenftand bildete eine eigene Kafte, welche feſt zufammenbielt, 
weil fie nur jo ihren bedeutenden Einfluß bewahren konnte. Für alle Dinge gab es be: 
flinımte Formen und Regeln, von denen Feind der Glieder der Bureaufratie befreit war; jelbft 
der Vicefönig verlor bald feine anfänglich freiere Stellung und ward jo weit eingefhränft, daß 
er nicht mehr ſchädlich wirfen Eonnte. - Vielichreiberei, Geheimnißfrämerei, Langſamkeit des 
Berfahrens, ſchematiſche Erledigung der Gefhäfte, bornirtes Beflerwiffen, ungerehtfertigte 
Einmifhung in Dinge, welche ven Staat nit berühren, Bevormundung jeder Thätigkeit der 
Staatöbürger beftimmte den Grundcharakter ver Bureaufratie, welcher, weil er auf Mittels 
mäßigfeit bafirt war, jeden materiellen und geiftigen Aufſchwung verhinderte. Polizeilihe und 
andere Verordnungen waren in unüberfehbarer Maife vorhanden und konnten nah Belieben 
gedeutet werben; nicht beffer ſtand es mit den rechtlichen Feſtſetzungen, welche zu zahlreichen, rui— 
nirenden Procefien Beranlaffung geben. Jeder Ungehorfam gegen die Befehle der Obrigkeit 
ward ftreng beftraft. Dabei herrichte Gewilfend = und Glaubenszwang und wurden die Genfur 
und die Beaufiihtigung der Preſſe in einer Weije durchgeführt, welche und faft unglaublich er: 
feinen will. 

Für das Mutterland hatten die Kolonien nur infomweit Interefle, als fie außgebeutet werden 
konnten; deshalb ward auch der Handelsverkehr mit denjelben fo regulirt, daß nur Spanien 
davon Nugen ziehen Eonnte, alle übrigen Länder aber möglichft ausgefchloflen wurden. Ob vie 
Kolonien dabei litten, war den Machthabern gleihgültig. Selbſt ſpaniſche Schiffe, welde nah 
den Kolonien ausfuhren, bedurften der Genehmigung der Spanischen Behörden und jahen Fahrt 
und Landungsplag genau beftimmt. Der Hauptverkehr berubte auf den Flotten, welde all: 
jährlich zu beftimmten Zeiten zwiſchen ven Kolonien und dem Mutterlande hin = und hergingen 
und unter der Auffiht und Leitung der höhiten Beamten ftanden. Einzelne bedeutende Häufer 
Eonnten dabei den Handel monopolifiven und die Preife fait ganz nad Belieben fleigern. Nur 
diejenigen Kolonien, welche ihrer Rage zufolge nicht wohl abgefchloffen werden konnten, ftanden 
etwas freier da, wurden aber auch vom Mutterlande gleich den entlegenern und minder wohl: 
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habendern weniger berücdiihtigt und begünftigt. Natürlich entwickelte ſich in ven, Kolonien ein 
ausgedehnte Schmuggeliyftem, das für die fremden Kaufleute und die Schmuggler um fo loh— 
nender war, je mehr der rechtmäßige Verkehr behindert wurde. In fpäterer Zeit vermochte man 
freilich nicht mehr alle Verkehrsbeſchränkungen aufrecht zu erhalten, jondern mußte ven eigenen 
Kaufleuten und fremden Ländern mande Gonceffionen maden: einen 'großen Theil verjelben 
behielt man indeß dennoch bei und entwidelte fie nah manden Seiten hin mit bemerkenswerthem 
Sharfinn. Dennod nahmen die Bortheile, welche die Kolonien vem Mutterlande gewährten, 
nah und nad fehr ab, die baaren Gelpfendungen nah Spanien floffen weniger reichlich, der 
Handel mit den Kolonien verminderte fi, die ſpaniſche Induftrie ſank und führte, feitvem im 
Auslande eingekauft werben mußte, nur verhältnigmäßig Kleine Quantitäten aus; aud die 
Zölle lieferten nicht mehr fo reichliche Erträge ald früher. Deſſenungeachtet fühlte Spanien den 
Verluſt ver Kolonien, ald er endlich eintrat, jehr ſchwer; eine wejentlihe Duelle feines Wopl- 
ftandes ward damit für immer verfchloflen. 

Faßt man das fpanifhe Syſtem ſchließlich nochmals ins Auge, jo wird man zugeftehen 
müſſen, daß ed ji, auch wenn Spanien in unjerm Jahrhundert feinen großen Erjgütterungen 
audgejegt gewefen wäre, nicht zu halten vermocht hätte; es hätte in ſich ſelbſt zuſammenbrechen 
müſſen, weil der Einfluß der andern Seemächte nicht mehr abzufchneiden, die innere Entwide- 
lung der Kolonien nicht mehr zu verhindern war, Mit vem Sturz des Syſtems wäre aber aud 
die allmähliche Loslöfung der Kolonien eingeleitet worden, die freilich in diefem Yall weniger 
nachtheilig ald gegenwärtig, wo fie vorzeitig eintrat, auf alle Berhältnifle der Kolonien einge: 
wirft haben würde. 

Bon der jpanifchen, welcher die portugiefifche fehr nahe fteht, weicht die engliihe Kolo— 
nialpolitif, wie jie fich feit dem Ende des 16. Jahrhunderts entwidelt bat, in allen ihren 
Hauptrihtungen ab. Das war aud bei dem weientlich verjchiedenen Charakter des Mutter- 
landes, feines Volks und des Kolonialgebietö felbft nicht anders möglid. Außerdem kam bie 
Entſtehungsweiſe ver Kolonien in Betracht. Die ſpaniſchen Kolonien wurden durh Männer, 
melde Luft an Abenteuern und Gelddurſt über ven Ocean trieb, in ſüdlichen Klimaten faft un: 
überlegt gegründet; bei den engliſchen gaben ganz andere Motive den Ausſchlag. Einerfeits kam 
ed darauf an, der Übervölkerung zu fteuern, andererjeitd wollte man vermittelft ver Kolonien 
Rohproducte und Naturerzeugniffe, welche man im eigenen Lande gar nit oder in nicht hin— 
reihender Menge hervorbringen fonnte, verfhaffen, für die Ausfuhr der Fabrikate vortbeilbafte 
Märkte hervorrufen und der Handelöihiffahrt einträgliche Beihäftigung geben. Man ftrebte 
nicht danach, reihe, Directe Intraden aus den Kolonien zu erzielen; jolde Intraden fonnten 
diefelben auch ihrer Naturbefhaffenheit zufolge nicht liefern. Dagegen ſollten jie indirect, durch 
Kräftigung der nationalen wirthſchaftlichen Ihätigfeit, dem Mutterlande nahhaltige Vortheile 
gewähren. Was man dem Koloniften bot, war nicht leichter, obwol unficherer Gewinn, fondern 
Arbeit und aus derfelben fließender Wohlftand. Solivität war von vornherein die Baſis faft 
der ganzen englijhen Kolonifation. Daß gegen die urfprünglihen Grundfäge fpäter oft 
ſchwer gefündigt wurbe, läßt ſich Freilich nicht in Abrede ftellen. 

Die englifhe Kolonifation wurde in der älteften Zeit durch private Beitrebungen und zwar 
mit Unterftügung der Negierung des Mutterlanded, aber nicht direct Durch diefe durchgeführt. 
Zunächſt entſtanden die Gigenthümerfolonien (proprietary colonies). Mitglieder der hohen 
Ariftofratie Englands erhielten oder erwarben von der Krone große Landftriche, vorzugsmeife 
in Norbamerifa, welche fie zu folonifiren unternahmen und die fie ald Obereigenthümer ver- 
walteten. In vielen Patenten wurde die Kolonie als felbftändig hingeftellt; fie Hatte ihre 
eigenen Geſetze, ihre vollftändig freie Verwaltung, ihre vom Mutterlande unabhängigen Ge: 
richte. Weſentlich nur dadurch, daß die Koloniſten Engländer blieben, hatte das Mutterland 
Einfluß auf fie. Im mehreren Kolonien beftanden indeß doch englifähe Geſetze, durfte das 
Mutterland Zölle auferlegen, und fand bei wichtigen Rechtsſachen Appellation an den König 
ftatt. Der Obereigenthümer, der von den Koloniften einen Lehnszins bezog, galt als Landes: 
herr; in feiner Hand lag von Rechts wegen die gefeggebende, ausführende und vichterlihe Ge- 
walt. Indeſſen beichränfte er oft fhon bei der Koloniegründung, um Koloniften heranzuziehen, 
feine Machtbefugniß und verpflichtete ſich, die Gefege nur unter Mitwirkung der Koloniften zu 
erlaffen; in andern Fällen wurden dagegen den legtern beftimmte Nechte erft fpäter, nachdem 
fih mehr und mehr der vemofratifhe Charakter der Kolonie ausgebilvet hatte, zugeftanden. 
Nach und nach fuchte die Krone die Eigentbünmerfolonien,, was ihr aud in mehreren Fällen ge: 
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lang, an ſich zu ziehen und bejchränfte wenigſtens zu ihren Gunften die Gigenthümer in ihren 
ausgedehnten Rechten, 

Andere englifche Kolonifationen in Nordamerika famen durch Gejellihaften zu Stande ; es 
wurden Sorietäten von Adelihen und Kaufleuten geftiftet, welche gewifle, ihnen übermwiejene 
Diftriete mit Anſiedlern zu befegen unternahmen. Dieje Kolonien empfingen genau beflimmte 
Statuten und wurden daher Breibrieffolonien (charter colonies) genannt. Anfänglid waren 
jie von der Krone ganz abhängig; nad und nach mußten indeß die Geſellſchaften ihre Rechte zu 
vermehren, und endlich gelang es auch den Koloniften, mit denen ſich die Geſellſchaften mehr und 
mehr verſchmolzen, auf die Geſetzgebung und Verwaltung Einfluß zu gewinnen. Erſt von da 
ab entwickelten fich die Kolonien ſchneller und Eräftiger, ald ed anfänglich der Fall gemefen mar. 
Schon frühzeitig zeigte ih in den Breibrieffolonien, deren innere Einrichtung den guten Ruf, 
welcher ihr anhing, wirklich verdiente, der demokratiſche Geift ver Aderbaufolonien ; lange bevor 
die völlige Trennung von England ftattfand, war fie durch die herrſchend gewordenen Anſichten 
über die Rechte bed Mutterlandes angebahnt und eingeleitet worden. 

Was die Kronfolonien (erown colonies), in welhe mande Eigenthünerfolonien umge: 
wandelt murben, betrifft, fo waren fie zwar von der Krone abhängig, ftanden aber unter eigenen 
Gpuverneuren, denen ein Rath (couneil) mit Näthen auf Lebenszeit und eine Aſſembly, aus 
Vertretern der Koloniften beftehend,, zur Seite ſtand. Alle ältern englifhen Gejege galten für 
die Kronfolonien, die neuern erſt nachdem ſie ausédrücklich als anwendbar erflärt worden 
waren; indeß follten die Folonialen Geſetze niemals ven englifchen widerſprechen und ſich ihnen 
mögliäft annähern. Das Recht, Gefege für die Kolonien zu erlaffen, wurde zwar oft vom eng: 
lifchen Parlament in Anfprud genommen, aber ebenfo oft von den Koloniften beftritten, welche 
wiederholt Gejege erließen, die das Mutterland für verwerflich erflärt hatte. Auch das Recht, 
die Kolonien zu befteuern, wurde dem Parlament gegenüber oft abgeleugnet, und feine energiiche 
Behauptung durd das Mutterland führte endlich zur Koslöfung der Kolonien Nordamerifas, 
Gegenwärtig nimmt zwar England fortwährend noch weſentliche Rechte in Bezug auf die Ges 
feggebung ber Kolonien in Anjprud, übt fie indeß mit fo großer Milde und Liberalität aus, 
daß die Roloniften jelten VBeranlaffung finden, gegen jie offen und mit Schroffheit aufzutreten. 
Daß jie nah und nach mit der fortfchreitenden Entwidelung der Kolonien faft gänzlich befeitigt 
werden werben, fteht deflenungeachtet feft. 

In anderer Hinſicht ftellte ſich Freilih England namentlich in fpäterer Zeit nit fo liberal 
bin; aud fein Beftreben ging nämlih dahin, die Kolonien zu jeinen Gunften auszubeuten. 
Auf Roften der Kolonien ward die Schiffahrt ded Mutterlandes durch Zuwendung aller Einfuhr— 
artifel und eines großen Theils ver folonialen Ausfuhr begünftigt; die Handelsfreiheit ward zu 
beihränfen geſucht; England zog diejenigen Kolonialproducte, welche es gar nicht oder in nicht 
hinreihender Menge erzeugte, aber zu verwenden wußte, dur Prohibitivmaßregeln an fi ; es 
trat der Inpuftrie ver Kolonien, die feine Manufacturproducte kaufen follten, hindernd ent= 
gegen und verbot die Ausfuhr ver Erzeugniffe des aufblühenden Eolonialen Gewerbfleipes jelbft 
nad andern Kolonien und nad fremden Ländern hin. Dadurch litten die Kolonien verbält: 
nigmäßig bedeutend, und nur die Energie, mit welcher fie oft ihre Intereflen und Mechte verthei— 
digten, ſchützte fie vor noch größern Nachtheilen. Daß England bei feinem Kolonialfyftem nicht 
unweſentlich gewann, ift unzweifelhaft; jpätere Erfahrungen haben indeß gezeigt, daß es ih, 
wenn es die Kolonien, ftatt zu hemmen, fräftig gefördert hätte, noch weit größerer Vortheile 
zu erfreuen gehabt Haben würde, Für immer würde es freilich damit die Kolonien, ungeadtet 
zunächſt nur die Verkehröbeſchränkungen vie Loslöfung der nordamerifaniihen Kolonien veran- 
laßten, nicht an fich gefeffelt haben ; je mächtiger fie fich entwickelten, deſto mehr mußte ſich das 
Bedürfniß der Unabhängigfeit für jie herausftellen. 

Am fchlechteften find bei der englifhen Kolonifation die Ureinwohner der koloniſirten 
Länder gefahren ; fie find nämlich entweder nad und nad) audgerottet worden oder gehen noch 
langiam zu Grunde, wenn fidh auch nicht leugnen läßt, daß fie gegenwärtig mehr als früher mit 
Schonung behandelt werden. Man hat behauptet, uncivilifirte Völfer ftürben faft immer aus, 
wenn jie mit hocheivilifirten in nabe Berührung kommen. Und in der That wird der Contact 
der letztern mit den erfterm im der Regel verhängnißvoll für dieſe, welche ſich nicht plöglic auf 
neue Standpunkte zu ftellen, in neue Lebensgewohnheiten zu finden und mit den Europäern in 
geiftiger Tätigkeit und Förperlicher Geſchicklichkeit zu concurriven vermögen. Dennod wird 
ſich die englifhe Kolonifation dem Vorwurfe, daß fie den Ureinwohnern gegenüber die Rüd: 
fiten der Humanität aus den Augen gefegt bat, nicht zu entziehen vermögen, 
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Wie die portugieſiſche ver ſpaniſchen ſehr nahe ſteht, To ift dafelbe mit der franzöfiichen 
Kolonialpolitif in Hinfiht auf die englifche der Fall; beide ftimmen in den weſentlichſten 
Orundfägen und Grundzügen fo weit überein, ald ed der nationale Charakter beider Völker zu: 
laßt. Kolonifation und Kolonialgefeggebung laufen in England und Frankreich faft parallel 
und führen deöhalb auch zu gleichen oder mindeſtens jehr ähnlichen Nejultaten. i 

Über das Kolonifationdverfahren der Nordamerifaner in den Indianerbiftricten und 
Territorien haben wir bei dem beſchraͤnkten Raum, der und zu Gebote fteht, nur wenige Bemer: 
fungen zu mahen. Was zunächſt die Betheiligung des Staatd an der Rolonifation des Weftens 
betrifft, fo ift zu beadhten, daß der Grund und Boden theild von der Uniondregierung erworben, 
theils an ſie von den einzelnen Staaten abgetreten wurde. Infolge deſſen haben die Anfiedler 
von ihr die Grundftüde, welde jie cultiviren wollen, anzufanfen, was hauptſächlich in öffent- 
lihen Auctionen, zum Theil aud aus freier Hand geihieht. Grundftüde, welche für Schul: 
und Armen-, ſowie andere allgemeine Zwecke nothwendig find, werben dabei refervirt. Alle 
Kolonien ftehen zunächſt unmittelbar unter der Unionsregierung; auf die Vertretung beim 
Congreſſe, der ihre Gefege erläßt, die Abgaben feftftellt, die Rechte und Pflichten der Einwohner 
der Territorien regelt, haben fie feinen Anfprud; ihre Beamten werden vom Bräfiventen und 
Senat ernannt. Indeß dauert die Abhängigfeit der Territorien nicht ohne Begrenzung fort; 
tobald fie 60000 Seelen zählen, werden ſie unter die jelbftändigen Staaten eingereiht, erlangen 
damit alle Rechte derſelben und treten namentlich in die Selbftverwaltung ihrer eigenen Ange— 
legenheiten rin. 2 

Die Uniondregierung hat immer die Kolonifation ded Weſtens kräftig zu fördern geſucht, 
indeß ift fie dabei nie fo weit gegangen, daß jie Kolonien geradezu hervorgerufen hätte. Alle Ro: 
lonien ohne Ausnahme entftanden durch die freie Thätigfeit ver Staatsbürger. Zunächſt liefen 
ſich einzelne Berfonen als fogenannte Squatters auf noch unvermeflenem Lande, auf welches fie 
damit dad Vorkaufsrecht erwarben, nieder ; andere fiedelten ji in ihrer Nähe an und trieben wie 
fie Aderbau und Virhzucht; darauf ward der Grund und Boden vermeffen und verfauft; die 
Einwanderung mehrte ſich mit jedem Jahre; Speculanten unternahmen ed, an günftig gele: 
genen Bunkten Ortſchaften zu begründen und Verkehrsmittel zu ſchaffen; am Bord der größern 
Flüſſe wuchſen ſchnell Städte empor und Straßen und Eifenbabnen wurden nad allen Rid: 
tungen hin da erbaut, wo nod vor wenigen Jahrzehnden undurchdringlicher Urwald oder 
Prairie gewefen war. Alles das mar aber nur möglich dadurch, daß der Staat die Gelbftthätig: 
feit der einzelnen frei walten ließ, fi von regelnden und hemmenden Gefegen und Verord— 
nungen fern hielt, die Fünftige Selbftänpigfeit der Kolonie ſtets im Auge bebielt und auf jebe 
egoiftifche Ausbeutung verjelben zu Gunjten der Union und ihrer unabhängigen Theile von 
vornherein verzichtete. 

IV. Bon einer veutihen Kolonialpolitif kann bis auf dieſen Augenblic nicht bie 
Rede fein; fie würde fich erft noch zu bilden haben. Höchſtens kapn man von deutfchen Aus: 
wanderungsſyſtemen, feien fie nun wirflih angebahnt und verſucht oder nur aufgeftellt wor: 
den, ſprechen. | 

Fragen wir und, was Deutſchland in Hinſicht auf die Kolonifation zu thun haben fann, jo 
haben wir zunächſt ind Auge zu faflen, daß es, auch wenn ed eine große Marine bereits beſäße, 
nicht daran denken dürfte und fönnte, von ihm abhängige Kolonien in andern Welttheilen zu 
begründen. Dazu geeignete Ränder möchten fih nur no ſchwer auffinden laffen, fönnten aber 
aud nur mit unverhältnißmäßig ſchweren Opfern an Menſchen und Geld erworben werden 
und würden, wenn fie zur Blüte gelangten und Vortheile gewährten, von ihm wieder abfallen 
oder ihm gewaltjam entriffen werben, Es bedarf das kaum des Bemeijed. Noch weniger als 
das vereinte Deutichland darf aber ein einzelnes Land, z. B. Preußen, folder Kolonifationen un— 
ternehmen, Damit find Eroberungs- und Pflanzerfolonien von vornherein ausgeihloffen, und 
was Handelskolonien betrifft, jo werden fie ſich je nach der Ausdehnung und Richtung des deut: 
ſchen Handels von felbft, obwol mit Unterftügung, aber ohne direrte Mitwirkung des Staats an 
geeigneten Punkten zu bilden haben, kaum aber in der nächften Zeit zu großer Ausdehnung 
gelangen können, - 

Dagegen find deutſche Aderbaufolonien in vielen Staaten Amerikas und einzelnen heilen 
Europas allerdings möglich; wie aber Deutſchland von vornherein darauf verzichten muß, bis 
rerte Vortheile von ihnen zu erzielen oder auch nur wefentlihen Einfluß auf fie zu gewinnen, 
fo kann es auch auf die Kolonifation felbft nur beſchränkten Einfluß ausüben, theild weil ihm 
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die Mittel zu beftimmender Einwirkung feblen, theild aber auch, weil ed ih damit in Schwie: 
rigfeiten und Verlegenheiten verwicdeln würde, denen es ſich im Intereife der Geſammtheit und 
feiner in der Heimat ausharrenden Bürger nicht ausfegen darf. 

Einer der Hauptgründe, welche dafür angeführt werben, daß Deutſchland und die einzelnen 
Staaten ſich der Kolonifation annehmen, ift der, daß der beftehenden Übervölkerung abgeholfen 
werden muß. Wir haben bereits ermähnt, daß von Übervölferung nur im relativen Sinne ge: 
ſprochen werben fann; wenn aber irgendwo von einer abfoluten Übervölkerung die Rede fein 
dürfte, jo ift dad gewiß nicht in Bezug auf Deutſchland der Fall. Mit ver Aufhebung ver Be: 
ſchränkungen, welde ven freien Verkehr mit Grund und Boden, die freie Niederlaffung, den un: 
felbftändigen und felbftändigen Gewerbebetrieb, die Induftrie und den Handel noch hemmen, 
deren Feſthaltung indeß mit jedem Jahre unmögliher wird, wird ſich die wirthichaftliche Tba- 
tigkeit unſers Vaterlandes imeiner Weife fteigern, dap an den menſchlichen Kräften für fie eber 
Mangel ald Uberfluß fein möchte. Außerdem producirt Deutjchland fo viel Lebensmittel und 
namentlich Getreide, daß es bedeutende Duantitäten auszuführen vermag. Ferner ift in Hin: 
fiht auf die Auswanderung zu bemerken, daß die Verminderung der Bevölkerung, welde ſie 
veranlaßt, keine fo bedeutende fein kann, daß fie der LIbervölferung, wenn fie vorhanden wäre, 
wirklich auf die Dauer zu fleuern vermödte. Was Deutſchland jelbft betrifft, jo ift dvieWermeb- 
rung feiner Einwohner durch Die die Sterbefälle weit überfteigende Zahl ver Geburten jo groß, 
daß felbft die ausgedehntefte und unausgefegtefte Auswanderung fie nicht aufzuheben vermödhte. 
Einzelne Theile Deutſchlands haben durd die Auswanderung ihre Bevölferung zwar vermin- 
dert geſehen, indeß walteten in venjelben immer eigenthümliche Verhältniffe ob, und wenn bei 
ihnen die Frage aufgeivorfen würbe, ob die Auswanderung im Interefle des Bezirks, des 
Kreifes, der Provinz geboten war, fo würde jie in der Regel verneint werden müffen. 

Soll die Kolonifation zu einem glüdlihen Ziele führen, jo dürfen fi an ihr nur Menſchen 
betheiligen, welche geiftige und £örperlihe Tüchtigkeit befigen, fi in neue Berhältniffe zu finden 
wilfen, mit Energie auf ein beſtimmtes Ziel losgehen und daffelbe zu erreichen verftehen. Solde 
Menschen mögen im eigenen Interefle in fremde Ränder überfieveln, weil fie dort ſchneller und 
ficherer zu Befig und Wohlftand gelangen Eönnen : ihre Auswanderung ift aber fein Vortbeil, 
fondern ein ſchwerer Verluſt für vie Heimat. Wenndie Emigration eined Landes jich fo jehr aus: 
dehnte, daß .ed viele Procente feiner arbeitsfühigen Leute dadurch verlöre: ed müßte um fo 
ſchneller herabkommen und verarmen, ald der Reft verfelben die übrigen Einwohner zuernähren 
hätte. Leute, melde in der eigenen Heimat einer gefunden Gefeggebung ungeadtet und bei 
vollftändig freier Bewegung auf dem wirthſchaftlichen Gebiete ſich nicht durchzubringen ver: 
mögen, find für die Kolonifation unbrauchbar und geben in ungewohnten Verhältniffen, in 
denen fie nirgends eine Stüge finden, ficher und jhnell zu Grunde, tragen aber zugleich zum 
Ruin der Kolonie bei.” Solde Menſchen, mit weldhen ſich früher oder fpäter die Armenpflege 
beſchäftigen muß, aus dem Vaterlande entfernen und zur Auswanderung bewegen, ift unmo— 
raliſch und grauſam; viel eher hätte der Staat, wenn er die Freiheit befhränfen dürfte, die mo— 
ralifche Veranlaffung, fie von der Emigration abzuhalten. 

Neben den tüchtigen Arbeitökräften gehen aber dem Mutterlande auch bedeutende Kapitalien 
verloren. Jeder Auswanderer bedarf zu feiner Reife und Etablirung eines Kapitals, das er- 
fahrungsmäßig faft immer durchſchnittlich höher ift ald das Durdfchnittövermögen der Bürger 
deſſelben Staard. Beſitzt er dieſes Kapital nicht, ift er alfo arm, jo muß er auf die Auswande: 
rung verzichten, es fei denn, daß Staat oder Gemeinde ihn ausſtatten. Daß dieſe Kapitalaus: 
wanderung der wirthſchaftlichen Entwidelung des Landes nicht günftig fein kann, begreift ib 
leiht. Gibt aber eine Gemeinde, eine Corporation die Mittel zur Auswanderung ber, belaftet 
fie ſich deshalb wol gar noch mit Schulden, fo wird ihre Griftenz und ihr Gedeihen gefährpet, 
ganz abgefeben davon, daß in gar nicht feltenen Fällen die Auswanderer noch arbeitdunfähiger 
und Ärmer in die Heimat zurüdfehren und dann der Gemeinde zur Laft fallen. Manche Ge: 
meinden ber Schweiz find durd die Unterflügung der Auswanderer, welche fie nur vorſchuß— 
weije gewährt, jehr zurüdgefommen; die Anſiedler waren fpäter zur Erflattung der für fie ge: 
machten Auslagen außer Stande, und ſchließlich blieb für die Zurüdgebliebenen nichts übrig, 
ald die gemachten Schulden aus der eigenen Tafche zu bezahlen. Die Auswanderer gehören 
ferner meift dem Mittelftande an, der, wenn die Emigration bedeutend ift, jeine beften Kräfte 
verliert und in dem Augenblid an Ausdehnung geſchwächt wird, wo er an Ausbreitung ge: 
winnen follte. 

Allerdings haben ih in mehreren Staaten Amerifas Kolonifationsunternehmer gefunden, 
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welche unentgeltlich vom Staate bedeutende Landdiſtriete empfingen und ſich dagegen verpflich- 
teten, diefelben mit Koloniften zu bejegen. Solche Unternehmer jagen jedem Koloniften nicht 
nur Land, Ausfaat und für die erften Monate oder Jahre auch Lebensmittel zu, fondern über: 
nehmen auch ganz oder theilweife die Reifefoften unter der Bedingung, daß die gemachten Vor— 
ſchüſſe erflattet werden. Gehen Auswanderer auf diefe verführerifhen Bedingungen ein, jo 
werden ſie oft in Gegenden verjegt, in benen jie ich nicht fortzubringen vermögen und infolge 
angeftrengter Arbeiten im ungelunden Klima zu Grunde geben. Zugleich jind fie den Unter- 
nebmern, welche ſie mit Hülfe der jhlechten Kandesgejege in der ftrengften, der Sklaverei oft 
nahe ftehenden Abhängigkeit zu halten pflegen, preiögegeben, und endlich entzieht ihnen wol noch 
der Staat, wenn ber Unternehmer die eingegangenen Bedingungen nicht vollftändig zu erfüllen 
vermag, ihr Anrecht an den cultivirten Orundftüden. Faſt no ſchlimmer ergeht es Arbeitern, 
welche die Koſten der Überfahrt durch jahrelangen Dienft abzuverbienen haben. In allen diefen 
Fällen werden dem Staat vorzugsweife zwar nur Arbeitöfräfte entzogen; aber wenn dabei 
auch kein Kapital verloren gebt, jo wird doch Deutſchland derartige Auswanderungen, melde in 
der Regel feine emigrivenden Bürger ind Elend führen, in feiner Weile unterflügen fünnen, 
zumal ed außer Stande ift, die Aufrechthaltung der von den Unterthanen, hier und da aud) von 
Staatöbevollmädtigten geichloffenen Verträge, wenn jie verlegt werden, durchzujegen. 

Weſentlich anders würde ſich die Sache ftellen, wenn Deutſchland in Amerika in einer dazu 
geeigneten Gegend eigene deutſche Kolonien gründen könnte, welche mit dem Vaterlande in fort: 
gefegter enger Verbindung bleiben und für vaffelbe von Nugen werben, indem ſie zugleich den 
Koloniften alled das an politiſcher und religiöfer Freiheit, an felbfländiger Stellung, an Arbeit 
und Ausfommen, was dieje fordern müffen, bieten. Das ift aber nicht möglid, bevor Deutſch— 
land geeinigt ift, bevor es eine adhtunggebietende Flotte beiigt. Außerdem erfordern derartige 
Kolonijationen jehr bedeutende Kapitalien, welde gegenwärtig um jo weniger zur Dispofition 
fteben, als fie feine unmittelbaren Erträge liefern würden und deshalb aus ven Staatäfaflen 
entnonimen werten müßten. Selbft aber wenn alle Berhältniffe weit günftiger lägen, ald es in 
der That der Fall ift, würden die Schwierigfeiten, was ſchwerlich erft nachgewiejen werden muß, 
ganz außerordentliche jein; wir weifen nur darauf hin, daß die günftigen Diſtricte aufgefucht 
und angefauft werden müßten, daß Über die Stellung der Auswanderer und den Einfluß des 
Mutterlandes auf fie ſchwierig zu formulirende Staatöverträge zu ſchließen und zu garantiren 
wären, daß zunächſt nur diejenigen Auswanderer zugelaifen werben dürften, welche der Kolonie 
von Nugen jein könnten, daß jie ausreichender Vorſchüſſe bevürfen würden u. ſ. w., daß mit 
Einem Wort die Kolonien eine Kürjorge des Mutterlandes, wie ſie niemald gewährt werden 
fann, in Aniprucd nehmen müßten. Und dabei würden die Kolonien, wenn fie über die erften 
Anfänge hinausgefommen und zu einer gewiſſen Blüte geviehen wären, ſich ſchnell genug vom 
Mutterlande, das ihnen nur noch ſehr wenig zu bieten hätte, ablöfen. Abgejehen davon, daß der 
deutihe Auswanderer fchneller als jeder andere Sprache, Sitten und alled Übrige, was ihn an 
das Vaterland fnüpft, aufgibt, wird er durch die Umſtände auch von jelbft dahin gedrängt, ſich 
jo ſchnell ald möglih im volliten Sinne des Wortd zum Bürger des Staats, in weldem bie 
Kolonie liegt, zu machen, weil ev nur dann alle Bürgerrechte in Anjpruc nehmen darf und 
ausüben fann. 

Man hat gejagt, vie Deutichen jeien vorzugsweise zur Kolonifation geeignet, und im allge: 
meinen fann man das gewiß von dem ganzen germaniſchen Stamme jagen, denn er bejigt alle 
Eigenichaften, welche vem Koloniften nothwendig find, Energie, Ausdauer, Fleiß, Bedächtigkeit 
und Sparjamfeit. Inter den ungünftigjten Umſtänden, wo nicht leicht irgendeine Nation noch 
eine Kolonie zu Stande zu bringen vermag, wird ed dem Deutjchen gelingen, fie herzuftellen. 
Außerdem wird von Scriftftellern aller Völker bei vorurtheilälofer Beurtheilung der Sachlage 
offen zugeftanven, daß die deutſchen Koloniften durd die tüchtigen Eigenſchaften ihres Charak— 
ters auf die Randedeingeborenen überall vortheilhaft eingewirft haben. Vom kosmopolitiſchen 
Standpunft wird deshalb die deutfche Kolonifation jehr zu empfehlen fein. Daraus folgt indeß 
nit, daß Deutfchland, um ji andern Völkern zum Theil wider ihren Willen nüglid zu 
machen, dauernde ſchwere Opfer zu bringen hat; Sache der Staaten, welche deutſche Koloniften 
in ihr Gebiet zu ziehen wünſchen, nicht aber Suche Deutſchlands ift ed, denſelben alles das zu ' 
bieten, was ihnen behufs ihrer Überfiedelung und Niederlaffung nothwendig ift. 

Außerdem haben wir zu beachten, daß wir in Deutihland noch Diftricte haben, melden 
Kolonien, wenn aud) nur von geringerm Umfange, mit Nugen zuzuführen find, dünnbevöl— 
ferte Landſtriche, in denen tüchtige, fleißige, ſparſame Menſchen bei allerdings nur mäßigen Anz 
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ſprüchen dauernd ihr Fortkommen finden können. Dft ift von der innern Kolonifation ihon 
geſprochen worben ; trogdem fie aber Arbeitöfraft und Kapital dem Mutterlande ganz erhält und 
beide doppelt nugbar macht, find alle Verſuche nur in beihränfter Weiſe, ohne rechte Liebe zur 
Sache und oft auch in ehr unverftändiger Weile durchgeführt worden. Soll im Inlande kolo— 
nifirt werden, fo müffen dabei Staat und großer Grundbefig mitwirfen ; fie müflen die geeig— 
neten Grundftüde, die entweder ganz unbenugt find oder weniger Ertrag gewähren, hergeben. 
Dabei ift indeh daran feftzubalten, daß die Koloniften, wenn die Kolonie fi ſchnell und Fräftig 
entwiceln fol, nicht Pächter fein und bleiben fönnen; nur ald Eigenthümer können jie fich mit 
ganzer Seele dem fehtwierigen Werk, welches fie unternehmen, hingeben. Daraus folgt aber 
die theilweiſe Barcellirung des großen Grundbeſitzes, die noch immer manchen deutichen Regie: 
rungen und der Ariftofratie von einem faljchen confervativen Stanbpunft aus ald unheilvoll 
und verderblich erfcheint und deshalb in der nächſten Zeit nicht einmal im Intereffe der wichtigen 
innern Kolonifation Unterflügung zu erwarten bat. 

Schließlich wollen wir noch erwähnen, daß wenn Deutichland gegenwärtig auch nur wenig 
für die deutfche Kolonifation in andern Rändern und Erbtheilen thun kann, es doch Veranlaf⸗ 
fung bat, ver Auswanderung feine volle Aufmerkjamfeit zuzuwenden; Regietungen und Preſſe 
haben Mittel genug in Händen, den Strom der Emigration nad beftimmten Richtungen hinzu— 
leiten, und es ift ihre Pflicht, diefelben namentlih aud im Intereffe ver Auswanderer zu be: 
nugen. Berner haben die Regierungen unzweifelhaft die Auswanderer, folange fie ihnen 
erreichbar find, zu ſchützen, dem nicht felten gewiffenlofen Treiben mander Auswanderungs: 
agenten energifch entgegenzutreten, die Auswanderungsihiffahrt fireng zu beaufiichtigen und 
jelbft noch jenfeit ded Oceans durd ihre Geſandtſchaften und Conſulate berathend und foviel 
als möglich hülfreich einzutreten. Im diefer Hinficht bat ji feit Jahren Bremen ausgezeichnet 
und Hamburg ift ihm ſpäter zur Seite getreten. Haben auch beide Städte zunächft freilich im 
eigenen wohlverftandenen Intereſſe gehandelt, jo verdienen tie daher doch nichtädefloweniger die 
vollfte Anerkennung gegenüber andern Staaten, welde faft daſſelbe Intereile beſaßen, nicht: 
deftomweniger unthätig die Hände in ven Schoß legten. 

In Hinfiht auf die Literatur über Kolonien, Rolonialpolitit und Auswanderung verweilen 
wir auf W. Roſcher's fhon erwähnte Schrift, wo die wichtigften Werfe namentlich in den An— 
merfungen citirt werben. H. Runge. 

Kolonien (Straffolonien; engliſche, franzöfifche). Der Gevanfe, aus der 
Strafe des Verbrechens ein Mittel zur Kolonifation zu ichaffen, lag dem Alterthum volltommen 
fern. Obwol die Deportation den Mittelpunkt des Strafrechts der römischen Kaiferzeit bildete, 
findet ih dennoch bei feinem Schriftiteller die geringfte Anvdeutung dafür, daß die Machthaber 
bei der Strafvollftredfung etwas mehr beabfidtigt hätten, ald dem vein negativen Zwecke der 
Entfernung der VBerbreger aus Nom Genüge zu thun. Abjichtlich ſuchte der Despotismuß jener 
Zeit nad einfamen Felfen und verlaffenen Infeln des Agäifchen Meeres oder nah ungeſunden 
Küftenftrihen in Sardinien, um politifch verdächtigen Perfonen, für welche die Deportation 
vorzugsweife beftimmt war, einen vorzeitigen Tod und eine ihren Parteigenoffen twie dem Eul: 
tus der Nachwelt verborgene Grabftätte zu bereiten. Dem Midrrauen und der Feigheit der da- 
maligen Machthaber fchien nichts gefährlicher ald eine Vereinigung der Verbrecher außerhalb 
der unmittelbaren Stabtmauern Noms. Sogar die Militärfolonifationen, auf melde die alte 
Republik und die welterobernde Staatsweisheit früherer Jahrhunderte einen jo großen Wertb 
gelegt hatten, famen außer Gebrauch, als ih die Habgier und der Gelvhunger des Solva: 
tenthums am den Proferiptionen des legten republifaniichen Verfalls in unmittelbarer Näbe 
Roms befriedigt hatten und die Prätorianer für ihre Dienftleiftungen die blanfe Münze und die 
Bergnügungen Noms den Orundbefig und dem Aderbau entſchieden vorzogen. 

Die gewaltfam unterbrochene Entwidelung Griehenlands hatte gleichfalls Feinerlei Erſchei— 
nung aufzuweifen, welde aud nur entfernt an die VBerbrecherfolonifation der Neuzeit zu erin: 
nern vermöchte. 

I. Erft England bilvete feit vem Anfange des 17. Jahrhunderts die Vorftellung aus ſei— 
nem folonifatorifchen Triebe heraus, daß der im Inlande rettungslos aufgegebene Verbrecher 
in überfeeifhen Ländern im Dienft der Staatengründung zu verwenden fein möchte. Wenn im 
vömifchen Alterthum die Deportation ald eine Strafe auf ihrer anfänglichen Rechtsſtufe von den 
Zeiten des Tiberius bis in das byzantiniſche Mittelalter hinein beftehen blieb, jo gelangte um: 
gefehrt das engliſche Recht zu einer neuen Strafe durch die Erfenntniß feiner koloniſatoriſchen 
Bedürfniſſe. Die mehr abenteuerlichen als handelspolitiihen Seefahrten, die unter dev Megie: 
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rung Glifabeth'8 begannen, fchienen vorläufig fein anderes Rejultat zu liefern als eine Berei- 
herung der Reifeliteratur. Die Indianerflännme Nordamerikas befagen nicht jenen glänzenden 
Schmuck, welcher die Portugiefen und Spanier zu den gold= und filberhaltigen Gruben ver 
Gorbilleren leitete. Mehr ald die Erwartung des Gewinnes hatte das Misvergnügen mit den 
einheimifhen Zuftänden Beranlaffung zur Anfievelung in Norbamerifa geboten. Aus Mangel 
an Arbeitöfräften waren die älteften englifhen Nieverlaffungen in Amerika häufig auf dem 
Punkte aufgegeben zu werben, weil ed der freiwilligen Anwerbung ſchwer wurde, die Bedürf— 
niſſe der jungen Kolonien zu befriedigen. Den älteften gejeßgeberifhen Anfang ver fpätern 
Fortſchaffung von Verbrechern pflegt man in vem Statut 39 Elifabeth, Kap. 4 (1597), zu fu- 
hen. Wenigftens finden ſich zahlreiche Geheimrathöbefehle aus den Jahren 1614— 20, durd 
welche gewiſſe Verbrecher zur Transportation nah Oftindien und Virginien vefignirt werden. 
In einem an den Rath der Kolonie Virginien gerichteten Briefe befahl Jafob I., „hundert lie: 
derliche Perſonen, welche der Hofmarjchall zu den Zwecke übergeben würde, nad Virginien zu 
bringen”. Dergleichen Transporte lieverliher Brauenzimmer mebrten fi in der Folge, da die 
weiblichen Ankommlinge bei den Anſiedlern einen ſchnellen Abjag fanden und in der Negel für 
je 120— 150 Pfd. Tabad verhandelt wurden. Erft nachdem die veligiöfe Intoleranz grö— 
Bere Scharen von Auswanderern nah Amerika trieb, ſcheint diefer Handel ein Ende genommen 
zu haben, ver theils eine bloße Speculation von Privatperjonen, theis ein von der Regierung 
gefördertes Unternehmen war. Die damaligen Borftellungen ſahen nichts Anſtößiges darin, 
ben Verbrecher das Schickſal der ſchwarzen Negerſklaven theilen zu laffen. Der einzige Unter— 
ſchied zwiſchen beiden beftand nur darin, daß bei Verbredern auch eine zeitliche Dauer für ihre 
Arbeitsleiftungen beftimmt werden fonnte, während ver Sklave ſelbſtverſtändlich zeitlebens ohne 
das Dazwilchentreten ver Freilaffung verhaftet blieb. Selbft noch unter Jakob U. trug man fein 
Bedenken, aud den Theilnehmern an vem Aufftande des Herzogs v. Monmouth einen Handels— 
artikel zu machen, in deſſen Erträgnifle ih die Hoffräulein am Hofe Jakob's zu theilen hatten. 
Taufende von politifihen Verbrehern wurden damals nad den amerikanischen Kolonien ver: 
kauft. Sidney fagt in feiner „Geſchichte und Beihreibung Auſtraliens“ (S. 16 der deutichen 
UÜberfegung von Volkshauſen) der damaligen Zeit: „Selbft in ver Rache offenbarte ſich der 
britifhe Handelögeift: während der Italiener feinen Feind erdolchte, verkaufte ver Engländer 
denjelben ald Soldaten, ald Matrojen oder ald Sklaven.‘ 

Die eigentlihen und regelmäßigen Verbrechertransportationen hatten jeit dem Jahre 1666 
(18 Karl II, Kap. 3) begonnen und einen beftändigen Fortgang genommen. Die Duäfer Nord: 
amerifad trugen nicht das mindefte Bedenfen, ihre verurtbeilten und transportirten Landsleute 
als Sklaven auf ihren Plantagen zu verwenden. In demſelben Mape indeß, ald das Selbftän- 
digfeitögefühl in ven Kolonien wuchs und ihr äußerer Wohlftand zunahm, bildete fich die Mei- 
nung, daß die Aufnahme von englifhen Berbrechern ſchimpflich ſei, daß man einen Ehrenpunft 
darin ſuchen müffe, für, die Abihaffung der Transportationen zu wirfen. Ein hervorragen— 
der Staatsmann Amerikas fragte die Engländer gegen Mitte des vorigen Jahrhunderts, was 
jie dazu jagen würden, wenn man ihnen in Erwiderung für die üblichen Verbrechertransporte 
regelmäßige Sendungen von Klapperſchlangen aus Amerika zugehen ließe? Die bedeutenden 
ökonomiſchen Vortheile, welche die amerifanifhen Kolonien aus der Zuführung von Arbeitd- 
fräften gezogen hatten, kamen gegenüber diejen vermeintlihen Ehrenpunkten nicht in Anfchlag. 
Mit dem Ausbruch des Unabhängigkeitskrieges erreichten die Trandportationen nad Nordame— 
rifa ihr Ende; der erite Abjchnitt in der Geſchichte ver engliihen Verbrecherfolonifation ift mit 
dem Jahre 1774 geichlofien. 

Welche Vortheile man bis dahin aus der Wegjendung von Verbrechen gezogen, ift heutzu— 
tage ſchwer zu ermitteln. Die amerifanifchen Gefchichtfchreiber find wenig geneigt, anzuer— 
kennen, daß der Kortichritt ihrer ehemaligen Eolonialen Eultur durd die Transportationen ge: 
fördert worden ift. Der befte Beweis für dad Gegentheil liegt inveflen darin, daß nad hundert: 
jähriger beftändig fortgeiegter Zuführung von Verbrechern Feinerlei Verſchlechterung in ameri- 
kaniſcher Sitte und Bildung bemerkbar geworden war. Bon einer „verbrecheriſchen Klaſſe“, 
wie ſich foldhe in England innerhalb ver Geſammtbevölkerung bemerkbar machte, war in Ame— 
rifa wenigftend feine Spur entdeckt worden. Alle verdorbenen und ſchädlichen Elemente, deren 
man jich dieſſeit des Dceand in möglichfter Eile zu entledigen fucdhte, waren am andern Ufer 
allmäplih unter der Anziehungskraft eines mächtig aufftrebenden Gemeinweſens überwältigt 
und umgeftaltet worden. 

Für England erwuchſen aus der Einftellung der Transportationen erhebliche Nachtheile und 
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dringende Verlegenheiten. Es mangelte damals an den nothwendigſten Anftalten zur Auf: 
nahme von Verbrechern. Nach den traurigen Schilderungen, die Howard über den Zufland 
der englifhen Gefängniffe gegen die Mitte des vorigen Jahrhunderts zum Entjegen der ganzen 
gebildeten Welt entworfen hatte, kann man jich leicht da8 Elend vergegenwärtigen, bad aus der 
damals eintretenden Anhäufung der Verbrecher hervorgehen mußte. Zange Zeit hindurch ver: 
handelte man über die Frage, ob man Beflerungsanftalten nad) dem von Howard entworfenen 
Plane einrichten ſolle oder eine neue Kolonie zur Aufnahme von Verbrechern zu gründen jei. 
Gegen jenes ſprach die Koftjpieligfeit großartiger Gefängnißbauten, gegen die Gründung einer 
neuen Kolonie dagegen der Mangel einer geeigneten Ortlichkeit. Canada ſchien durch jeine 
Nachbarſchaft zu ven lodgeriffenen Kolonien und den bisher gemachten Erfahrungen gefährlich, 
die Antillen und die weſtindiſchen Beiigungen waren mit Sklavenarbeit verjorgt; die Weſtküſte 
von Afrifa kam nicht in Betracht, weil man felbft in der dringenpften Verlegenheit ven Gedanken 
verwarf, den Verbrecher einem mörderiſchen Klima aufzuopfern. Obwol zu jener Zeit „Ab: 
ſchreckung“ das Einzige war, mas man von der Strafe allgemein fordert, jo empörte ſich dennoch 
die Humanität jener Zeit gegen die neuerdings in Frankreich üblich gewordene Auffaflung,, die 
unter dem Nauıen der Freibeitöftrafe und der Deportation eine Todeöftrafe vollftreden läßt, bei 
welcher klimatiſche Fieber pie Rolle des Henkers übernehmen. 

Den entiheidenden Ausſchlag für ein neues Koloniſationsunternehmen gaben die Berichte 
und Mittheilungen Eoof’3, der im Jahre 1770 die Weſtküſte des auftraliihen Continents von 
38° ſüdl. Br. bis zum Gap Mork unterfucht und für die englifche Krone in Beil genommen 
hatte. Einer der Punfte jener Küfte, ven er wegen feiner reichen botanifhen Ausbeute Botany= 
bai genannt hatte, jhien zur Anlage einer neuen Anſiedelung geeignet, wenngleih Cook über 
die natürlichen Hülfsmittel und Die Bodenbeihaffenheit jener Gegenden nur höchſt unvollfom: 
men unterrichtet war. Als weſentlicher Vorzug erſchien vorläufig die ungeheuere Entfernung 
von Europa. Die Acte 24 Georg II., Kap. 56, ermächtigte Die Krone zur Beſtimmung über: 
jeeiiher Straforte für die Verbüßung der Freiheitäftrafen, worauf 1786 zwei Geheimrathe: 
befeble (orders in councıl) die Ditfüfte Auftraliend und die in der Nähe verjelben gelegenen 
Infeln ald zukünftige Verbrecherfolonien bezeichneten. Im Mai 1787 ging der erfte aus unge— 
fähr 850 Verbrechern beiderlei Geſchlechts zuſammengeſetzte Transport unter dem Befehl des 
erftien Gouverneurs Kapitän Artbur Bhilivp unter Segel und erreichte nad mehr ald achtmo— 
natlicher Fahrt feinen Beſtimmungsort. Am 20. Jan. 1788 langte die engliiche flotte in Bo— 
tanybai an. 

Bon dieſem Tage an datirt der Erwerb eines neuen Beſitzthums der engliihen Krone, wel: 
ches beſtimmt ericheint, alle übrigen Kolonien an Bedeutung bei weitem zu überflügeln. Aus 
dem Schutt der Geſellſchaft, ven alle Zeitgenoffen für unbrauchbar eraditeten und mit Beratung 
aus den georpneten Lebenskreiſen ineine uranfänglihe Wildniß hinausichafften, wurde das Fun— 
dament gemauert, auf welchem heute ein mächtiges Gemeinweſen ruht. Nirgends in der Eul= 
turgeſchichte alter und neuer Zeit läßt fi eine ähnliche Entwidelung nachweiſen, in welcher aus 
einem anſcheinend verborbenen Keim menjhlicher Thätigfeit ein jo gewaltiger Stamm fräftiger 
volfsthümlicher Blüte in jo kurzer Zeit emporgewachſen wäre. Selbit die Staaten der Nord: 
amerifaniichen Union fönnen bei ihrer ungeheuer jhnellen in Riefenproportionen zunehmenden 
Entwidelung faum in Barallele mit Auftralien geftellt werben, jobald man ihre verhältnig- 
mäpige Nähe zu. Europa, ihren Bodenreihthum und die Alteite Grundlage ihrer Bevölkerung 
berüdjichtigt, welche auf der zähen Energie von Männern beruht, die um ihrer religiöfen Über: 
zeugung willen den Wohlftand ihrer Heimat aufgegeben hatten, um in unbefannter Ferne 
gegenüber feindlichen Völferihaften neue Genoflenihaften zu begründen. Jene älteften Anz 
ſiedler Auftraliend, jene Verbrecher aus dem Jahre 1787 hatten weder die Kraft veligiöjer 
Überzeugungen , no die Energie der Verzweiflung, welde einen Abenteuerer zum offenen 
Kampfe gegen die flaatlihen oder geſellſchaftlichen Ginrichtungen treibt, jobald dieſelbe feinen 
Raum für jeine Leidenſchaften bat. Glende Tafchendiebe und feiges Gefindel, dad man in ven 
Straßen Londons aufgegriffen hatte und das dem Verbrechen aus Mangel an fittliher Wider: 
ſtandskraft anheimgefallen war, — das waren die Beftandtheile, aus denen in allmählicher 
Imformung und Kräftigung die Bildung eined neuen geſellſchaftlichen Körpers hervorging. 
Bacon, der eine Staatengründung aus den verbrecherifchen Elementen eines andern geſchicht— 
lichen Lebenskreiſes für unmöglich erflärte und fogar den bloßen Verſuch dazu ald unſittlich ver= 
dammte, hatte jich offenbar geirrt, und im Vertrauen auf die bis zu feiner Zeit mangelnden Be— 
weife für dad Gegentbeil feine einfeitige, gegenwärtig glänzend widerlegte Behauptung gewagt. 
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Der gefunfene und erfhütterte Glaube an den weitgeihichtlihen Beruf, dev dad Menſchenge— 
Tchlecht zu einem ewigen, dem einzelnen Individuum und einer einzelnen Zeitperiode vielleicht 
unbemerfbaren Fortſchritt treibt, der Zweifel an eine endliche Bervollfommnung durch alle For⸗ 
men der Mangelhaftigfeit hindurch, der gerade in neuerer Zeit ſich ald eine rejignirende Philo- 
ſophie zu betrachten liebt, kann dur fein geſchichtliches Beiſpiel vollfländiger belehrt werben 
als durd) den Hinweis auf den einſtmals verbrecheriſchen Uriprung der Kolonien Auftraliens. 
Durch diefe Erfahrung neuefter Zeit bereichert, können wir felbft aus der alten Nachricht, die 
Rom aus einer Schar verbannter oder zufammengelaufener Räuber entiteben ließ, neben aller 
Sagenhaftigfeit immer noch die große innere Wahrheit entdecken: daß die Berhältniffe und Er- 
eignifle, Die den einzelnen zur Thatkraft und geiftigen Spannung wach rufen, die innern Nei- 
gungen vollftändig umzugeflalten vermögen, und daß die verbrecheriſche Thätigfeit häufig weiter 
nichts ift als ein Ausdruck mangelnder Erfenntniß für die Gelegenheit zum Guten. Alle ge 
fellihaftlihen und traßitionellen Schranken, welde jene englifhen Berbrecher auf ihrer niedrigen 
Stufe der Gleichgültigkeit und Bewegungslofigkeit feftgebannt hielten, die ihn für immer zur 
ſocialen Ohnmacht jtempelten, nachdem er einmal mit dem Strafgefeg in Berührung gefommen 
mar, fielen vor feinen Augen nieder, nachdem er den Boden Auftraliend betreten hatte. Er fing 
an zu glauben, daß er außer feiner Vergangenheit voll Troftlojigfeit eine Zukunft voll Hoff: 
nung haben könnte, und der Anblid eines beftimmten Zield, das früher feinen Augen verborgen 
geblieben war, gab ihm die Kraft zur Spannung aller bis dahin trägen und ruhenden Kräfte. 

Bon den gegenwärtigen Kolonien Auftraliend jind drei theils verbrecheriſchen Ursprungs, 
theils durch verbrecherifche Beſtandtheile in ihrer focinlen Entwidelung gefördert worden. Die 
Kolonifation von Neuſüdwales, von Tasmanien (Banbiemendland) und der dazugehörigen 
Inſel Norfolf begann mit der Anjiedelung trandportirter Verbrecher, Weftauftralien over bie 
Niederlaffung am Schwanenfluß, die ſich zur Zeit iprer Gründung (1829) auf dad entſchiedenſte 
gegen die Zuführung von Verbrechern erklärte, juchte 20 Jahre fpäter zur Förderung feiner 
zurüdgebliebenen Entwidelung bei dem Staatsjecretär der Kolonien un die Gewährung neuer 
Arbeitöfräfte vermittelft der Transportation nad. Selbft Victoria, das niemals eine jelbftän: 
dige Verbrederkolonie war, zählte in feiner Bevölkerung viele entlaffene Verbrecher, die als ſo— 
genannte Urlaubsmänner namentlih aus Tasmanien dahin ftrömten, Südauftralien allein ift 
von der Einwirfung derartiger Beftandtheile befreit geblieben, und zwar, wie man gegenwärtig 
beurteilen fann, nicht zu feinem Vortheil. 

Die Geſchichte der englifchen Verbrecherkolonien läßt ſich in drei große Perioden zerlegen, 
Diejenige ver Gründung, diejenige der materiellen Selbftänpigfeit und diejenige des Verfalls, 
in melder legtern die freie Kolonijation die verbrecheriſchen Beftandtheile allmählich in ſich ab— 
forbirte, befonderd nachdem die Transportation eingeftellt worden war. 

Die erfte Periode kann man etwa bis in den Anfang dieſes Jahrhunderts rechnen. Nachdem 
der erfle Transport in Botanybai vor Anfer gegangen war, überzeugte man ſich augenblicklich 
von ber Unmöglichkeit, eine dauernde Anlage an diefem von Cook gerühmten Punkte zu begrün— 
den. Es fehlte dazu an den nothwendigſten Vorbedingungen. Der Boden erwies ſich bei nä— 
herer Unterfuhung als unfruchtbar und ermangelte des trinfbaren Waſſers. Ein glüdlicher 
Zufall veranlaßte indeß die Entdeckung des von Goof überfebenen Hafens von Jadfon (Port 
Jackſon), an deſſen tief in dad Land einfchneidenden Ufern ſich alle diejenigen Bedingungen vor— 
fanden, melde in Botanybai fehlten. So erfolgte denn Die erfte Niederlaffung an einer ſüd— 
lichen Bucht dieſes Einſchnitts, der beſtimmt war, die fpätere Hauptfladt aller englifchen Be: 
figungen in Auftralien zu beipülen. Die erſten fümmerlihen Anfänge zur gegenwärtigen Gröge - 
Sidneys wurde im Januar 1788 gelegt. Bid zum Jahre 1800 war bad Fortbeftehen der Flei: 
nen Nieverlaffung ernſtlich gefährvet. Hungersnoth, Krankheit, Beindfeligkeit umwohnender 
Urflämme, Mangel an geſchickten Arbeitern, alle diefe häufig wiederkehrenden Schwierigkeiten 
machten ed lange Zeit hindurch zweifelhaft, ob fi die junge Kolonie behaupten würde. Ihr 
Schickſal hing von dem redhtzeitigen Eintreffen der aus England nachzuſendenden Getreidetrans— 
vorte ab. Berzweillung und Muthlofigfeit bemächtigten fih damals felbft der Entſchloſſenſten. 
Die unmittelbare Umgebung von Sidney gemährte wenig einträgliche Ernten auf einem Boden, 
deſſen Urbarmahung ungeheuere Rraftanftrengungen erfordert hatte. Giner eifernen Energie 
der Gouverneure und einer furdtbaren Strenge gegen die trandportirten Verbrecher war ed zu 
danfen, daß jenes Unternehmen nicht fcheiterte. Und dennoch war man inmitten aller Entbeb- 
rungen und alles Mangeld darangegangen, von Sidney aus eine neue Ziweigfolonie auf der 
Injel Norfolk zu gründen (1788). Nach unermeßlihen Anftrengungen gelangte man endlich 
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dahin, zu Anfang dieſes Jahrhunderts das für die unmittelbaren Bedürfniſſe ver Kolonie erfor- 
derliche Getreide in Neuſüdwales zu probueiren. Dad Syſtem, welches man damals be- 
folgte, beſtand im wejentlihen darin, daß die foloniale Verwaltung auf ihre eigenen Koften 
durch Sträflinge Ader beftellen ließ, und denjenigen, die ihre Strafzeit verbüßt hatten, urbar 
gemachte Landparcellen zum eigenen Anbau unter Gewährung von Vorfhüflen und der noth— 
wendigen Ackergeräthſchaften ſchenkungsweiſe überließ, ſofern ſie es nicht vorzogen, als Hand— 
arbeiter in Sidney zu verbleiben. Alles was damals geſchah, iſt auf Rechnung der Straͤflings⸗ 
arbeit zu ſetzen. Nur wenige Familien hatten ſich entſchloſſen, unter dem Verſprechen freier 
Überfahrt und großer Landanweiſungen nad Neuſüdwales aus zuwandern. 

Während ver Amtsverwaltung des Gouverneurs Macquarie (1809— 21) hatte die Kolo— 
niſation der Verbrecher in Neuſüdwales bereits reiche Früchte getragen. Die dem Alter nach 
dritte Strafkolonie zu Tasmanien war von dort aus im Jahre 1804 angelegt worden und blieb 
vorläufig unter der Oberleitung der Kolonialregierung zu Sidney. England fing allmählich 
an, in feinen auſtraliſchen Niederlaſſungen etwas mehr zu ſehen als einen bloßen Verwahrungs⸗ 
ort für den Auswurf feiner Gefängniffe. Ein Barlamentscommiffar hatte im Jahre 1812 ihren 
Zuftand einer genauen Unterfuhung unterworfen und ſich mit den bisher erreichten Refultaten 
zufrieden erklärt. Aderbau und Handel nahmen einen gewaltigen Aufihwung, ganz befonders 
aber eröffnete jich in ver Schafzucht eine Quelle des Reichthums. Die großen Weideebenen jen- 
feit der Bergfette, welche mit der Oftküfte Auftraliens parallel läuft, waren ven großen Heer: 
denbefigern durch eine Straße zugänglich gemacht worden, welche durch die Verwendung ver 
Strafarbeiröfräfte durch früher unzugängliche Felfenflüfte gelegt worden war. Eine allmählich 
und fiher fteigenve Eultur breitete ih von ihrem Gentralpunfte in Sidney theild nah Norden 
die Küfte entlang, theild ind Innere des Landes aus. 

Alles was unter ver Verwaltung des Gouverneurs Macquarie erreicht wurde, darf gleich— 
falls auf Koften der Straffolonifation gefegt werden, Aus den im Laufe der Zeit entlaflenen 
Sträflingen und deren Abfömmlingen hatte fich eine bedeutende Klaffe ver Bevölkerung heraus: 
gebildet, welde man mit dem Namen der Emancipiften bezeichnete, um die Erinnerung an ihren 
verbrecheriſchen Urſprung in ähnlicher Weife fortzupflanzen, wie man im Altertfum den Frei: 
gelaffenen von dem Freigeborenen unterſchied. Die wirklihen Sträflinge, die Emancipiften 
und eine der Zahl nach unbedeutende Fraction folder Berfonen, die weder jelbft beftraft worden 
waren, noch auch von Verbrechern abftammten, bildeten die damaligen ſcharf voneinander ge⸗ 
trennten Klaſſen der Bevölferung ‚ von denen namentlich die freien Anfiedler im engern Sinne 
zu den Emancipiften in ein entfhieden gegenſätzliches, durch Eiferſucht geſpanntes Verhältniß 
traten. Während fid die freien Anſiedler bei jever Gelegenheit berechtigt glaubten, jede erledigte 
Stelle im Eolonialen Dienfte oder jede vortheilhafte Landzuweiſung für fich zu beanſpruchen, 
konnten die Emancipiften den flatiftifchen Nachweis führen, daß fie an Kapital, Grundbeſitz, 
Gewerbthätigkeit und Unternehmungsgeift ihre Gegner bei weitem übertrafen, daß ſie aus der 
gänzlichen Mittellofigkeit, die fie in England zum Verbrechen gevrängt hatte, zu einem Wohl: 
ftand in Auftralien emporgeftiegen waren, der fie zur politifchen und focialen Gleichberechtigung 
befähigen fonnte. Ihre Ansprüche wurden vom Gouverneur Macquarie, dem ed vor allen an⸗ 
dern Dingen auf eine Entwidelung der materiellen Hülfsquellen in Auftralien anfanı, fo weit 
anerfannt, daß er den freien Anſiedlern nicht nur jede Bevorzugung grundſätzlich verfagte, fon: 
dern ſich im Gegentheil ven Vorwurf zuzog, die Intereffen der Emancipiftenklaffe über die Ge: 
bühr bevorzugt zu haben. Allerdings hatte er an dem Prineip feftgehalten, daß Neuſüd— 
wales als eine Berbredherfolonie begründet worden war, und daß freiwillige Anfievler inner: 
halb eines ſolchen Gemeinwefens nicht mit denfelben Anſprüchen auftreten dürfen, welche jie in 
Europa gegenüber dem beftraften Verbrecher innerhalb einer ganz andern gefellfhaftlichen Zu: 
jfanmenfegung unter allgemeiner Zuftimmung geltend machen fünnten. Seiner Anfiht nad 
beſtand die ganze Kolonie aus folden, vie transportirt worden waren, und ſolchen, vie hätten 
trandportirt werden follen, und e8 fam für ihn nur darauf an, eine willenloie, niemald wider: 
Iprechende Bevölkerung unter feiner felbftbewußten Intelligenz fir die Zwecke des materiellen 
Wohlſeins einheitlich zu verwenden. 

Der Abgang ded Gouverneurs Macquarie (1822) bezeichnet ven Schluß der zweiten Be: 
riode. Indem er Neufüdmwaled aus einem bloßen Kerfer zu einer blühenden Kolonie empor- 
gehoben hatte, war ein neues Ziel für die freie Auswanderung Dingeftellt worden. Unter feinem 
Nachfolger Brisbane langten jährlih zahlreihe Scharen von Anſiedlern in dem Hafen von 
Sidney an. Damit begann ein neuer Entwickelungsproceß in doppelter Richtung thätig zu 
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werden, Volitiſche Berechtigung und Selbftverwaltung gegenüber der folonialen Regierung 
und entfchiedene Herrfchaft über die verbrecheriſchen Elemente'in der Gejellichaft waren die For: 
derungen, die von num an unaufbörlid in der Preſſe Auftraliens wie in den Reden des engli— 
ſchen Parlaments gehört wurden. Sobald die Anftrengungen der Sträflingsarbeit Großes 
aus ſich ſelbſt geihaffen hatten, glaubte fich die Freie Arbeit berechtigt, fich diefe Errungenichaften 
anzueignen. Man vergaß, daß ed ſich um eine Verbrecherkolonie handelte, und fing an, Neu— 
ſüdwales auf eine gleiche Stufe mit Canada und dem Gap der guten Hoffnung zu ftellen. 

Die fernere Geſchichte der VBerbrecherfolonifation in Auftralien ift feine felbftändige mebr. 
Sie zeigt, wie die Anforderungen der freien Anitedler jtufenweife zur Erfüllung gelangen, wie 
die freie Foloniale Bevölferung nah einer anfänglien Toleranz der Transportationen und 
einer geſchickten Benugung der dadurch gelieferten billigen Arbeitäfräfte endlich die Rechtöfor— 
derung erhebt, daß diefe Strafe abgeſchafft werde, die man in gleicher Weife für entebrend anſah 
wie einft die nordamerifanifchen Golonien. Die engliſche Regierung felbft hatte in diejer Frage 
eine äußerft Schwierige Mittelftellung zwiichen der öffentlihen Meinung Englands, welde die 
Transportationen für wohlthätig oder zur allgemeinen Sicherung nothwendig erachtete, und den 
entgegengefegten Forderungen der Kolonien, in denen fich verſchiedene wirthichaftliche Intereffen 
durchkreuzten. Die Bedingungen der Straffolonijation waren freilich im Vergleich zu frühern 
Zeiten vollfommen verändert. Die jhenfungsweifen Berleihungen von Grund und Boden an 
entlaſſene Sträflinge fonnten nicht mehr in Ubung bleiben, nachdem der Werth dieſes Bodens 
nicht mehr ausfchliehlich durch die verwendbaren Arbeitäfräfte der Sträflinge bedingt war und 
rich die freie Einwanderung um den fäuflichen Erwerb bemühte. Es war unmöglich geworden, 
dem Verbrecher etwas zu ſchenken, wofür man den freien Anſiedler bezahlen ließ. Das Syſtem 
der ſchenkungsweiſen Verleihungen machte dem Syſtem des Verkaufs der Kronländereien Plag, 
um deffen Durhführung ih 25 Jahre lang ver Verfaffungsfampf in Neuſüdwales fait 
ausichließlich dreht. Dadurd, dag man die Anfievelung des Sträflings nad feiner Entlaffung 
fernerhin von dem Umſtande abhängig machte, daß er fih in dem Bellg eines für den Aufauf 
von Grund und Boden genügenden Kapitals befand, war den Trandportationen die Spige ab: 
gebrohen. Während früher ver Erwerb von Grundbeſitz für den Sträfling die Negel geweien 
war, wurde er nunmehr zur Ausnahme. Die Emancipiften wurben auf diefe Weife in bie 
Städte zufammengedrängt und waren aller derjenigen Elemente beraubt, die ihnen früher einen 
jo grogen Einfluß gefichert hatten. Dennod darf man während der Periode, in welder die alte 
Verbrecherkolonie von Neuſüdwales fih zu einer freien Kolonie umgeftaltete, die Dienfte ver 
Transportation keineswegs zu gering veranfchlagen. Die wirthſchaftliche Entwidelung wurde 
bei dem fortwährenden Mangel an Arbeitskräften weientlich durch die Zuführung von Verbre— 
chern gefördert. Deswegen ift hier das in Neuſüdwales beobachtete Syſtem der Beihäftigung 
kurz zu berühren. 

Solange die freie Giwanderung ih nicht nah Auftralien gewendet hatte, verblieben die 
trangportirten Sträflinge zum größten Theil unter dev Verfügung der folonialen Verwaltung, 
von welder fie eutweder zum Anbau der Staatsländereien, zu häuslichen Dienften bei den Be: 
amten, oder aber zu Rodungen und Gulturen verwendet wurden. Diejenigen, welche ſich der 
ſchwerſten Berbrechen ſchuldig gemacht hatten oder nach ihrer Ankunft in Auftralien einneues Kapi- 
talverbreden begingen, wurden nad der Infel Norfolk gefhafft, die wegen ihrer geograpbiichen 
Lage und ihrer Nolirung dem Zwecke der Sicherung gegen den Verbrecher vorzugsweise zu ent: 
ſprechen fchien. Im übrigen hatte die Kolonialregierung von dem ihr zuſtehenden Begnadigungs— 
recht fortwährend einen ſehr ausgedehnten Gebrauch gemacht, indem fie die anfcheinend beſſerungs— 
fähigen Sträflinge jehr bald nad ihrer Transportation unter der Bedingung der Niederlaflung 
in Auftralien begnadigte (conditional pardon), wodurch fie fi der Mühe ver Verwaltung 
und den Verlegenheiten eines häufigen Arbeitömangels in der einfachſten Weife entzog. Lebens— 
länglich verurtheilte Verbrecher fonnten auf diefe Weile in furzer Zeit Grundeigentbümer in 
Auftralien werden. Erft Später gelangte man zu gewiſſen Regeln, nad denen wenigiteng ein 
beſtimmtes Strafmininnum unter allen Umſtänden vor ber bedingten Begnadigung zu voll 
firefen war. Neben diejer Praris kamen denn auch Fälle vor, in denen die Sträflinge an Pri— 
vatperfonen, die vertrauenswürdig erfchienen, zur Beihäftigung überwiejen wurden. Hieraus 
ging das fpäter fo berühmt gewordene Affignationsfoftem hervor, welches die regelmäßige Be: 
ihäftigungsmethode für Sträflinge in den Jahren von 1822—38 bildete. Die Gelegenheit 
dazu bot fih in dem Stande Eleiner freier Anfiedler dar, die mit einem geringen Kapitalver: 
mögen nad Neuſüdwales gekommen waren, ein bringendes Bedürfniß nach Arbeitäfräften 
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empfanden und dajfelbe aus dem aufßerordentlih unbedeutenden Vorrath an freien Arbeits: 
fräften nicht befriedigen konnten. ° Das Aſſignationsſyſtem entfpradh diefem Bedürfniß und ent— 
ledigte gleichzeitig die Foloniafe Negierung aller Unterhaltöfoften für die Sträflinge, welche un— 
mittelbar nad ihrer Ankunft einem Arbeitögeber überwiefen wurden. Ein Vertrag zwiſchen ver 
Regierung und dem Dienftherrn regelte alle Bedingungen der Verpflegung, Kleivung, Arbeits: 
zeit in Betreff des Sträflinge. Die Yage des Affignirten hing indeſſen mehr von dem perſön— 
lichen Charakter jeined Herrn als von der blogen Erfüllung derartiger Verabredungen ab. So 
kam es denn, daß der Inhalt ein und derielben Strafe je nach ven Verhältniffen himmelweit ver: 
ſchieden ſein fonnte. Im allgemeinen durfte man aber behaupten, daß die Lage eines trandpor- 
tirten Sträflings in Auftvalen bei weiten: beffer war ald diejenige eines Babrifarbeiterd in Eng: 
land; ein Umftand, der ven theoretifhen Gegnern der Transportationdftrafe eine befonders wirf- 
fame Waffe varbot. Von den äuferft ungleihartigen Wirkungen des Affignationsiyftems ab- 
gefeben, erreichte man übrigens durch dafjelbe große praftiiche Vortheile. Daſſelbe entſprach 
nit nur den wirthſchaftlichen Bebürfniffen jener Zeit in hohem Grade, fondern es bewirfte auch 
eine Zerftreuung einer großen Anzahl von Verbrechern über eine weite Bläche des Landes und 
machte den einzelnen einer erfolgreihen Behandlung im Sinne des Beſſerungẽézweckes zugäng- 
lih. Nile Vorzüge, melche heutzutage an der Einzelhaft gerühmt werben, waren auch durch das 
Afignationdfgftem erreihbar. Die Mängel und Unvollfommenpeiten, die aus einer unterſchei— 
. dungelofen Zumweifung an rohe und ungebildete Arbeitäherren entipringen mußten, And auf 
Rechnung der Berwaltungsbehörden, nicht des Syſtems im großen und ganzen zu jegen. 

Eine wejentlihe Umgeſtaltung trat in der Geſchichte der Transportationsſtrafe und der eng= 
liſchen Straffolonien in Auftralien im Jahre 1838 ein. Das Parlament hatte ein Gomite unter 
den Vorſitz von Sir William Molesworth ernannt, um den Zuftand der Straffolonifation 
einer eingehenden Unterfuhung zu unterwerfen und über eine etwaige Berbeflerung derſelben 
Bericht zu erftatten. Die Arbeiten dieſes Comite, melde 1838 dem Unterhauſe vorgelegt wur— 
den, enthalten einen reihen Schag über den damaligen Zuftand der Verbrecherfolonien von 
Neufünmwales, Tadmanien und Norfolf. Die Schlüffe, die daraus vom Comite gezogen wurden 
und in Geftalt von Anträgen an das Parlament gelangten, waren indeß höchſt einfeitige und 
parteiiihe. Zu Gunften der Ginzelhaft wurde die Aufhebung der Transportationdftrafe und 
vor allen andern Dingen die Aufhebung des Aſſignationsſyſtems dringend gefordert. Die Kolge 
davon war, daß die englifche Regierung die Einftellung weiterer Transportationen nad Neu: 
ſüdwales beſchloß. Ein Geheimrathsbefehl aus vem Jahre 1840 ſtrich dieſe Befigung aus ber 
Lifte der Straffolonien. 

Die Iransportationen nah Neuſüdwales hatten nad einem funfzigiährigen Zeitraum ihr 
Ende erreicht, nicht weil fie ihren Zmed verfehlt, jondern weil fie wider Erwarten ein glänzendes 
Refultat geliefert. Die Vorarbeiten ver Eultur und Gefittung waren fo weit beendigt, daß man 
der Hülfe der Sträflingarbeit ſich entichlagen zu können glaubte. Aus einem Haufen von Ber: 
brechern war ein Gemeinweſen hervorgegangen, welches bereit damals ſich im Beflge repräjen- 
tativer Garantien und einer wenn auch unvollfommenen Iheilnahme an ven Angelegenheiten 
folonialer Verwaltung befand. Sir Richard Bourfe, der erleuchtete Staatsmann, deffen Rei: 
ftungen noch gegenwärtig in Sidney gepriefen werden, hat in einem an Lord John Nuffell ge: 
richteten Gutachten, weldes in den Barlamentöpapieren vom Jahre 1847 („Report oftheCom- 
mittee of the house of Lords on eriminal law 1847°) abgedruckt ift, den Antheil gewürdigt, 
welchen die Kolonijation der Sträflinge an dem fpätern blühenden Zuftande von Neuſüdwales 
gehabt hat, das im Jahre 1836 eine Bevölkerung von 77096 Seelen zählte. Darunter gehörte 
der bei weitem größere Bruchtheil einer ehemals verbrecheriſchen Klaſſe an. Bon 1787 — 1837 
waren im ganzen 78056 Sträflinge nach Neuſüdwales und Tasmanien geihafit worden. Trog 
mannichfacher Misftände und vfeler Übelſtände, unter denen das große Misverhältniß der Ge: 
ihlechter (6791 transportirte Frauen neben 43506 Männern) obenan fteht, hatte England mit 
einem vergleihungdmeife geringen Koſtenaufwand, der ſich durch den Verkauf der Kronlän— 
dereien theilweife bezahlt machte, eine Nieverlaffung in jenem Zeitraum begründet, durch melde 
fein politifches Übergewicht in den indiſchen Gewäflern mehr geſichert ift, ald durch den Beſitz 
von Indien jelbft. 

Dbwol die Trandportationen nad Neuſüdwales jeit 1840 förmlich eingeftellt wurden, To 
hatte man dennod an der Transportationsftrafe felbft nichts geändert. Der gefammte Strom 
ſchwerer Verbrecher ergoß ſich fernerbin über Tasmanien, welches zu einem großen Kerfev um: 
geſchaffen wurde, in welchem das Gontagium der Berworfenbeit in einer dichten Anhäufung vers 
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brecheriſcher Maſſen alles anzufreilen drohte, was an gefunden Beitandiheilen überhaupt vor- 
handen war. Das Elend von Vandiemensland während der Jahre von 1840 bis zur endlichen 
Abihaffung der Transportationen ift lange Zeit hindurch ſprichwörtlich geblieben. Unbeſchäf— 
tigte müßige Haufen von Sträflingen lagen jih fonnend auf ven Landſtraßen. Gleichzeitige 
Berichte von Augenzeugen behaupten jogar, daß zeitweilig Berfonen von der Regierung ange- 
ftellt worden waren, um die Sträflinge des Abends in den Schlaf zu lejen und fie vadurd von 
Unfittlifeiten abzuhalten, eine Nachricht, die keineswegs unglaublich klingt, wenn man ſich der 
Sprache erinnert, welche in den amtlichen Documenten jener Zeit geführt wird. In einem Be- 
richt des Gejeggebenden Raths (legislative council), der 1846 in Tasmanien verfammelt war, 
beißt ed beifpielöweije mit Bezug auf die Anhäufung von Verbredern: „Was wunder, daß 
derartig gebildete Berbrechervereine eine einzige Maffe faulender Verworfenheit bilden und zur 
Pilanzflätte werden für namenlofe und fhrediiche Verbrechen, die zu tief wurzeln und zu weit 
verbreitet find, um der Strafgerichtöbarfeit dieſes Landes erreichbar zu fein?’ 

Es ift felbitverftändlih, daß unter folden Umſtänden von einer weitern Anwendung des 
ohnehin im Jahre 1838 entſchieden verrworfenen Aſſignationsſyſtems Feine Rede fein fonnte. 
Die Mögligkeit deſſelben lag eben nur in der Nachfrage nah Arbeit feitens einer freien Bevöl- 
Ferung. Bei einer maſſenhaften Überfhwenmiung eines bei weiten £leinern Landes, wie Neu: 
ſüdwales gewefen war, bei einer allgemeinen Überflutung von Verbrechern reichten felbft groß: 
artige Unternehmungen und Straßenbauten nit aus, um hinreichende Beſchäftigung für Die: 
jenigen zu finden, die ein vichterlicher Sprud zur Zwangsarbeit verurtheilt hatte. Die im 
ganzen planlofe Eintheilung, die an Stelle des alten Aſſignationsſyſtems trat, führt den Namen 
des Gangſyſtems von den Arbeitercompagnien ver Sträflingätruppen (gangs oder chaingangs), 
welche über das Innere der Infel in gewiſſen Zwifchenräumen vertheilt wurden. Daſſelbe lief 
darauf hinaus, daf der Sträfling nad einer Brobezeit, in welcher er ih zur Zufriedenheit feiner 
Aufſeher betrug, gewifle Bergünftigungen und anı Schlufle der einzelnen Probeſtudien die Er: 
kaubniß erhalten follte, ſich ſelbſt Arbeit bei Brivatperfonen zu fuhen, An eine aud nur an: 
näherungsweife vollfländige Ausführung der Strafdauer wurde übrigens auch damals nicht 
gedacht. Die vom Lord Stanley (jegigen Grafen Derby) in Jahre 1842 entworfenen Grund: 
züge der neuen Einrichtung wurden unter dem Minifterium Ruffell durd ven Staatsjecretär für 
Die Kolonien, Grafen Grey (1846—52) weiter dahin audgebildet, daß ein Theil der Trans: 
portationdftrafe, und zwar regelmäßig die erften neun Monate, in dem neuerbauten, auf Gin: 
zelbaft berechneten Gefängniß zu Pentonville oder auf einem der Blockſchiffe (hulks) an ben 
engliſchen Küften verbüßt werden und alsdann erft die Fortſchaffung nah Tadmanien flatthaben 
follte. Die weitere Beihäftigung in den Kolonien erfolgte entweder unter unmittelbarer An: 
wendung ded Strafzwanges feitend der Regierung oder aller auf Grund der Ertheilung von 
Urlaubsſcheinen (tickets of leave) an diejenigen Sträflinge, die einige Spuren von Beflerung 
an den Tag gelegt hatten. Infofern als die Verwaltungsbehörden berechtigt waren, ohne irgend: 
ein förmliches Beweisverfahren die ertheilten Urlaubsfcheine zurückzuziehen, hatten jie freilich 
auch darin eine meiftentheild ausreichende Aufjihtögervalt über das Betragen der fogenannten 
Urlaubsmänner. Die weitern Einzelheiten dieſes ſehr vermwidelten Syſtems, dur welches 
eine doppelte Gefängnißverwaltung für einen und denfelben Sträfling in England ſowol wie in 
den Kolonien nothwendig gemacht wurde, find von dem Grafen Grey in den Apologien feiner 
Berwaltung („Colonial policy”, Bd. I, Brief 8) ausführlich entwidelt. 

Die handgreiflichen Misftände in Tasmanien überzeugten die englifhe Regierung zu fpät, 
daß fie im Jahre 1840 ein voreiliged Zugeſtändniß an Neuſüdwales gemacht hatte. Neue Ver: 
bandlungen mit dem Gejeggebenden Rath jener Kolonien, die mar zur Wiederaufnahme von 
Trandportationen zu bewegen fuchte, blieben erfolglos, obwol man ſich in Sidney gegen Gemäß: 
rung beftimmter politifcher Forderungen, namentlich gegen Einräumung der vollen Verfügung 
über ven Kaufpreis der folonialen Kronländereien, dazu bereit erklärt hatte. Die Anfänge einer 
neuen Nieberlaffung im nordöſtlichen Theil von Auftralien wurden bald wieder aufgegeben. Am 
Gap der guten Hoffnung, wohin die Regierung einen Verbrechertransport abgefendet hatte, 
wurde fogar die Landung der Sträflingäfoloniften durch offenen Widerſtand der freien Anſiedler 
verhindert (1849). Noch größere Berlegenheiten ermuchfen der englifchen Regierung aus ihren 
Beziehungen zu ven einzig noch übrig bleibenden Straffolonien Tasmanien und Norfolf. Es 
war zu erwarten geweſen, daß die freien Anflebler daſſelbe Recht beanfpruden würden, was man 
den Koloniften von Neufüpmwaled zuerkannt hatte, Die Protefte gegen die Fortdauer der 
Trandportationen mehrten fi von Jahr zu Jahr. Eine Heftige und erbitterte Agitation wurde 
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durch die Antitransportationdligue angeregt. Zahlreiche Adreſſen an das Minifterium gelang: 
ten nad England. Gegenüber dieſen energiſchen Schritten der Koloniſten hatte andererſeits das 
Oberhaud in einem über das Strafrecht 1847 eritatteten Gomitebericht die Beibehaltung der 
Transportation für wünfhenswerth erklärt. Von zwei entgegengefegten Seiten gedrängt, 
ftand daher der englifchen Regierung nur die Wahl offen, entweder das geltende Strafrecht, das 
feinen Mittelpunft in der Transportation fand, völlig umzugeftalten, oder aber die Kolonien 
ternerhin alles Widerftandes ungeachtet zur Aufnahme von Sträflingen zu nöthigen. Allein 
man entſchied fi, um allen Barteien gerecht zu werden, im englifhen Gabinet vorläufig für das 
Temporifiren. Auf allerlei Umwegen fuchte das Minifterium Ruſſell die Transportationen fort: 
zujegen, indem man fogar in Neuſüdwales Urlaubsmänner unter dem Vorgeben landete, daß 
dieſe Klaffe von Verbrechern nicht zu den Tvansportirten zu rechnen ſei. Nur Weftauftralien, 
welches aus Mangel an freien Arbeitöfräften und einer von Anfang an verfehlten Koloni: 
ſationsmethode hinter allen übrigen Nieverlaffungen in Auftralien zurücdgeblieben war, bean 
tragte 1849 bei dem Staatöfecretär der Kolonien die Einführung von Verbredern, ein Antrag, 
welchem bereits in der unmittelbaren Folgezeit entfprochen wurde. Die in Tasmanien gemachten 
Erfahrungen genügten indeß, um in diefer Beziehung ein richtiges Map in der Anzahl ver zu 
transportivenden Sträflinge ald unumgänglihen Grundfag hinzuftellen. 

Der legte entscheidende Wendepunft in der Gefchichte der Straffolonifation war endlich im 
Jahre 1851 gekommen, ald man die Golvfelder in Neufübwales und Victoria aufgefunden 
hatte. Alle geiellihaftlihen Bande wurden durd das Goldfieber zerriſſen, deſſen eleftrijche 
Schwingungen bid nad) Europa herüberdrangen und den Arbeiter am Piluge in Verſuchung 
führten, feinen bisherigen Lebenskreis zu verlaffen. Jeder Bericht vor einem glüdlichen Kunde 
jteigerte die allgemeine Aufregung, von der zunächſt die Kolonie des auftraliihen Kontinents, 
demnächſt aber auch das nicht entfernt liegende Tasmanien ergriffen ward. Jedermann ſah ein, 
daß eine Transportation nad Tasdmanien eine Belohnung des Verbrechens fein würde. Unter 
jolden IImftänden wurde 1852 die Einftellung einer folden Strafvollſtreckung beichloffen, fo- 
weit ed ich nit um Weftauftralien handelte, deſſen ifolirte Rage und ſchlechter Ruf niemand zu 
einer freiwilligen Reife nadı jenen Gegenden bewegen konnte. Gin Gejek vom.20. Aug. 1853 
bob überdies die Transportation für die fürzern Zeitfriften unter 14 Jahren auf und jegte 
fogenannte Strafknechtſchaft (penal servitude) an ihre Stelle. Da nur die allerichwerften 
Verbrecher transportirt werden follten, jo glaubte Weftauftralien jeine Intereflen und jeine 
innere Sicherheit gefährdet und erhob ernftliche Vorftellungen, die in den Berichten der Parla— 
mentscomites über die Transportation vom Jahre 1856 für begründet erachtet wurden. Im 
folgenden Jahre 1857 verſchwand die Transportation aus der Reihe der engliſchen Strafmittel. 
Nichtsdeſtoweniger dauert die Straffolonifation noch gegenwärtig in Weflauftralien fort, indem 
ſich Die englifche Regierung das Recht vorbehalten hat, die criminellen Freibeitäftrafen an einem 
beliebigen überjeeiihen Bunfte verbüßen zu laffen. Während alfo früher die Wegihaffung 
nad) einer Straffolonie die Ausführung eines richterlichen Spruchs darftellte, ift fie gegenwärtig 
zu einer abminiftrativen Angelegenheit geworden. So viel ſcheint indeffen in ven Kampfe und 
der Widerſtandsbewegung gegen die ehemalige Transportation gewonnen zu fein, daß bad 
Prineip, felbftändig gewordenen Kolonien keine Sträflinge gegen ihren Willen aufzubrängen, 
von der Regierung in England anerkannt wurde. Seitdem auch die Infel Norfolt ven ehema— 
ligen Bewohnern der Pitcairn: Infel übergeben worden ift, befigt England nur noch in Weft- 
auftralien eine Stätte für die Aufnahme von Verbrechern. Die übrigen auswärtigen Straf: 
ftationen, wie die Bermudas-Inſeln, auf welchen ungefähr 1200 Sträflinge alljährlih an Hafen: 
und Feftungsbauten befchäftigt find, und Gibraltar, find feine Straffolonien, weil die Anſie— 
delung dort nicht zuläffig iſt und die Sträflinge nad Ablauf ihrer Strafzeit jepedmal nach Eng: 
land zurückgeſchafft werden. . 

Immerhin bleibt die Möglichkeit befteben, daß fih England in nicht zu ferner Zufunft für 
die Anlage einer neuen Straffolonie in Nordanftralien entſchließt. Das Oberhauscomite, wel: 
ches 1856 Über diefe Fragen beratbichlagte, hat die Aufmerffamfeit ver Regierung auf jene 
Gegenden gelenkt. Alle Augenzeugen und Sahfumdigen haben den Bufen von Garpentaria 
und bie Torreöftraße als diejenigen Gewäaͤſſer bezeichnet, in denen England einen neuen Stüß: 
punkt für fein maritimes Übergewicht in den chineſiſchen Gewäffern fuchen muß. Won der fo: 
cialen Seite her hat man gleichfalls die großen Vorzüge der überferifchen Straffolonifation erſt 
gegenwärtig, nachdem man der äußern Gelegenheit dazu beraubt worden, in vollem Maße wür: 
digen gelernt. Das Brandmal bed Verbrechens leuchtet in England ſo flarf, daß es dem emt- 
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laffenen Sträfting ohne eine dauernde Hülfeleiftung mildthätiger Gejellichaften unmöglich ift, 
fih auf derjenigen Stufe moralifcher Beſſerung zu behaupten, zu der er in den Gefängnifmauern 
durd die Anftrengung und das Zufammenwirfen der intelligenteften Kräfte emporgehoben 
worden ift. Überall tritt ihm nach feiner Berreiung ein faum zu befeitigended Vorurtheil des 
Arbeitögebers und ein noch ſchwerer zu ertragender Hohn feiner Arbeitögenoffen entgegen. Sein 
Schickſal hängt von dem zufälligen Umſtande ab, daß von jeiner vorgängigen Verurtheilung 
nichts befannt wurde. Der Gedanke, in einem fernen Rande ein neued Leben mit neuen Kräften 
zu beginnen, ftrahlt einen Hoffnungsihimmer in feine Seele hinein, durch den fie zu den gewal- 
tigiten Anftrengungen für die Grreihung eines ſolchen Zield hingetrieben wird. Es läßt ſich 
denfen, daß für ſolche Leute die Kolonifation eine Wohlthat fein würde. Und in diefem Sinne 
haben felbft hartnädige und erbitterte Gegner der Transportationdftrafe, wie der Erzbifchof von 
Dublin, Whateley, und der Oberft Jebb, ganz befonvers aber die Leiter der Gefängnißreform: 
geiellihaften und die Unterkügungsvereine für entlaflene Sträflinge, auf die mannichfachen 
Vorzüge der Straffolonifation hingewiefen. Bei allen Fehlihlägen und Misgriffen hat die 
Geſchichte der englifchen Berbrecerfolonien den unmwiderlegbaren Beweis geführt für das Vor: 
handenſein gefittender Kräfte innerhalb der verbrecheriſchen Klaflen jelbft, an deren Beftehen 
die gefammte Geſellſchaft einen Theil der Verſchuldung trägt. Gerade bie überfeeifche Straf: 
folonifation bietet denjenigen Ländern, in denen der Verbrecher durch einmalige libertretung des 
Strafgejeged einem Verhängniß verfällt, das ihn für immer von der Bahn des Guten zurüd: 
drängt, die einzige Möglichkeir, die moralifche Beflerung eines ehemals Straffälligen vermittelft 
jeiner wirthſchaftlich zu fichernden Exiſtenz dauernd zu begründen und damit der Gejellichaft 
felbft das wirkſamſte Schugmittel gegen zerftörende Angriffe zu bieten. 

II. Die glänzenden Refultate, welche England mit der Transportation erreicht hatte, fanden 
nirgends größere Beachtung ald in Frankreich, welches die englifche Überlegenheit wenigftens 
in allen Angelegenheiten ver Kolonialpolitif unter gänzlicher Berzichtleiftung auf eigene „gloire‘ 
anzuerkennen genötbigt war. Schon der Code penal hatte zwar eine Deportationdftrafe für 
gewiſſe politifhe Verbrechen feſtgeſetzt, obwol gerade damals Frankreich jever Gelegenheit zur 
Ausführung diefer Strafe, jeiner Kolonien wie jeiner Flotten vollkommen beraubt war. Selbft 
nad der Reftauration und unter der Julimonarchie hatte e8 damit fein Bewenden, daß die De: 
portation wenigftend auf dem Papier vorhanden war, als ein Beweis für die Vielfeitigfeit 
franzöfiicher Hoffnungen und die Schwäche ver Regierungen, welche die franzöfifche Eitelkeit 
durch die Streihung einer Strafe zu fränfen fürchteten, vie jelbft nichts als eine bloße Lächerlich— 
feitwar. Die Deportirten wurden in den Gefängniffen von Mont-St.-Michel und Doulfens 
einer Quafi-Deportation unterworfen. Der ganzen Gejeggebung des Code penal hatte übri— 
gend die Idee der Straffolonifation jelbft ganz fern gelegen. Erſt nad der Februarrevolution 
und nad) dem Straßenfampf im Juni leiteten die Maffentrandportationen auf die Nothwendig— 
feit hin, einen überſeeiſchen Strafort von weitern geographiſchen Grenzen zu ermitteln. Im 
großen und ganzen waren indeß die Beftimmungen des Transportationsdecrets vom 27. Juni 
1848 außerorbentlih milde, indem zwar die Transportation nach einem überfeeifchen Lande 
aus Gründen der öffentlihen Sicherheit (par mesure de sürete generale) angeorbnet wurde, 
im übrigen aber der Unterjchied zwifchen dem politifhen und dem gemeinen Verbrecher feſtge— 
halten und die perfönliche Rechtsfähigkeit ver Transportirten felbft in Feiner Weije verfümmert 
wurde. Die jpätere Nahahmung deſſelben Decretd nad) dem Staatöftreiche läßt die größte Ver— 
ihiedenheit erkennen. Im Jahre 1848 waren die adminiftrativen Transportationen ein Act 
der Nothwehr gegen einen Vertilgungsfampf, der gegen die einfachften geſellſchaftlichen Prin— 
eipien unternommen wurbe; 1851 waren fie ein Act der Rache gegenüber denjenigen, die in der 
Vertheidigung eines beftehenden Rechtszuſtandes unterlegen waren. 

Durch das politifhe Maſſenverbrechen war Franfreih alſo zur Straffolonifation hinge— 
drängt worden. Abgejehen davon, erregte indeh der jämmerliche Zuftand der franzöſiſchen 
Kolonien die Aufmerffamfeit der Regierung. Der Verfall verfelben ging theilweiſe fo fehnell 
von flatten, daß man bei efnigen Niederlaffungen den Untergang mit Sicherheit voraudfagen 
fonnte. Daß insbeſondere den amerifanifchen Kolonien durch die freie Einwanderung nicht zu 
helfen war, ſah jedermann ein, der die ungünftigen Gulturbedingungen, das tödliche Klima, 
die beftändige adminiftrative Ginmifhung, die in den franzöflfchen Kolonien noch weiter geht 
als in Frankreich ſelbſt, mit dem Folonifatorifchen Geifte ver ganzen Nation vergleicht. Waren 
doch in dem unmittelbar vor den Thüren Frankreichs gelegenen Algerien die Hälfte aller An— 
fiedler Brembe! Wie alle andern weftindifhen und ſüdamerikaniſchen Kolonien, welche früher 
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auf Sklavenarbeit angewiefen worden waren, hatte namentlih das franzöſiſche Guiana nah 
der Abſchaffung des Sklavenhandeld entſchiedene Rüdjhritte in feiner Entwidelung maden 
müffen. Nirgends aber waren diefelben augenfälliger und reißender geweſen ald in Gayenne. 
In den 10 Jahren vor 1848 war die Bevölferung gerade um vie Hälfte zufammıengefhmolzen: 
von 26000 auf 13000. Die fernere Eriftenz diefer übrigens im Vergleich zu dem holländischen 
Guiana und den nahe gelegenen engliſchen Befigungen werthlofen und eined guten Hafens 
gänzlid entbehrenden Kolonie hing aljo an einer jhnellen und energijhen Staatöhülfe. Zu 
einer freiwilligen Anwerbung hätten ji vorausfihtlih nur Selbftmörder verftanden, da es be: 
fannt war, daß nur ein glüdlicger Zufall Einen aus Taufenden mit Siehthum und Krankheit, 
Wenige nur mit dem Tode durch Fieber verſchont. Es blieb nur die gewaltfame Fortſchaffung 
als augenblickliches Hülfsmittel übrig. Zu den Opfern franzöſiſcher Kolonialpolitif wurden 
darauf drei Klaſſen von Menſchen auserforen: freie Schwarze, die unter Anwendung und ge: 
Ihidter Handhabung von Beffeln oder der Beitfhe an ven afrifanifhen Küften engagirt, d. h. 
conferibirt werben follten, demnächſt die politiihen (fogenannten) Injurgenten der December: 
tage, und endlich diejenigen, welche nad dem beſtehenden Strafrecht zu Zwangsarbeit (travaux 
forc&s) verurtheilt worden waren. Welche von biefen drei Klaſſen am meiften zu bedauern war, 
ift ſchwer zu entſcheiden. Die Neger waren gewaltfam ihrer Freiheit entriffen — doch fie retteten 
wenigſtens ihr Leben, mweil fie allein befähigt waren, dem tropiſchen Klima von Cayenne Trotz 
zu bieten. Die franzöſiſchen Transportirten dagegen waren dem fihern Tode von vornherein 
preiögegeben, ohne daß ihre Arbeitökräfte überhaupt verwenpbar geweien wären. Vom finan: 
zielen Standpunft aus hatte vie Gefeggebung bei ihren Transportationen allerdings recht. 
Die Transportkoften mit Gur= und Beerdigungskoften zufanımengerechnet liefern bei einem zu 
längerer Breiheitäftrafe verurtheilten Verbrecher, deſſen balviger Tod vorausberechnet werden 
fann, immer nod) eine erhebliche Erſparniß im Vergleich zu mehrjährigen Haftloften. Im einer 
Botſchaft des ehemaligen Prinz: Präfiventen (1850) war wenigftend der Geſetzgebende Körper 
darauf aufmerffam gemacht worden, daß die in den franzöflichen Bagnos beihäftigten Sträf: 
linge „das Budget zu jehr belafteren”. 

Da eine Geſchichte der franzöſiſchen Transportationdgefege, von denen jedes einzelne einen 
tiefen Bruch in die Grundprincipien des Strafrechtd gemacht hat, an diefer Stelle nicht gegeben 
werben kann, obwol ſich dieſelbe von der Straffolonifation felbft ſchwer trennen läßt, fo ift nur 
zu bemerken, daß die Transportation eine eigentliche Stätte in Frankreich durch Gejeg vom 
30. Mai 1854 gefunden hat, wodurch die Strafe ver Zwangsarbeit in ven Kolonien mit Aus- 
nahme Algeriend zu vollftreden ift; dazu treten denn noch die Beftimmungen des Verdächtigen- 
geſetzes (loi des suspects) wegen ber politifh Gompromittirten, infofern als dieſe gleichfalls 
ohne weitereö gerichtliched Verfahren nah Cayenne befördert werben können. 

Die erſte gefeggeberifhe Erwähnung von Gavenne findet jih in dem Decret vom 8. Der. 
1851, nachdem eine unter dem Borfig ded Admirald Madan eingeiegte Commiſſion längere Zeit 
hindurch bei der Auswahl einer zur Straffolonifation geeigneten überfeeifhen Befigung zwi: 
hen Neucalevonien und Ouiana gefhwanft hatte. Außer wenigen Gingeweihten wußte da: 
mald noch niemand, was der Name Cayenne zu bedeuten hatte, und dab fänımtliche Briefe aus 
jener Kolonie mit einem ſchwarzen Siegel verfchloffen zu fein pflegen. Der erfte Iranspou 
verließ ven Hafen Breft am 31. März 1852 und führte 311 Sträflinge nad Cayenne, Unter 
den gejundheitspolizeilihen Inftructionen für die foloniale Gefängnißverwaltung befindet ſich 
eine Anoronung, welde fih auf den erften Transport bezieht und welche beweiſt, daß Die frangö- 
fiie Regierung mit voller Überlegung und Kenntniß aller Umftände das bevorftehende Schickſal 
ihrer Roloniften in Cayenne berechnet hatte. Sie ſchrieb mit außerorbentliher Menſchenfreund⸗ 
lichkeit vor: daß auf jeder kleinen Verbrecherftation ein Kaften mit Arzneimitteln in beftändiger 
Bereitfchaft gehalten werden jolle und daß iede ausziehende Arbeitertruppe von einem Trans: 
poriforbe für Erfranfte in ähnlicher Weije begleitet fein folle wie die franzöſiſchen Truppen im 
Felde! (Bol. Berenger, „De la repression pénale“, I, 40.) Es handelte ih alfo um eine 
Schlacht gegen dad Klima, bei welchem Todesfälle voraudgefehen waren. Gleichzeitig mit dem 
Eintreffen des erften Verbrechertransportes wurde das vorhandene ärztliche Perſonal in der 
— um 12 Chirurgen, 3 Apotheker, 18 Barmherzige Schweſtern und 19 Subalternbeamten 
vermehrt. 

Fragt man demnächſt nad dem Syſtem der Strafkoloniſation felbft, jo läßt fich darüber bei 
dem Schweigen der franzöftichen Berichte keinerlei Auskunft geben. Es ſcheint jedoch der Plan 
obgewaltet zu haben, von einzelnen im Intereffe polizeilicher Sicherheit ausgewählten Genkral- 
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punften eine Cultivirung der umliegenden Diftricte dur Gefanımtarbeit der Sträflinge vor- 
nehmen zu laffen. An ein Aſſignationsſyſtem nad) engliihem Vorbilde oder an Landverleihun- 
gen zur eigenen Gultur war bisher ſchon deswegen nicht zu denken, weil Die Regierung in be= 
fländiger Sorge wegen möglicher Fluchtverſuche lebt und allerdings darauf rechnen fann, daß 
nur die unmittelbare phyfiiche Gewalt im Stande ift, irgendjemand an den Boden von Guiana 
zu feſſeln. Nicht einmal die beſtimmt und feierli eingegangenen Verpflidtungen zur Landver- 
leihung, durch deren Verheißung fid einzelne Sträflinge vor dem Gefrg vom 30. Mai 1854 
zur Transportation nah Cayenne anwerben ließen, find erfüllt worden. Thatſächlich ift varan 
allerdings wenig gelegen; denn es darf gegenwärtig ald feftgeftellt angenommen werben, daß 
Europäer zur Feldarbeit in den tropifhen Gegenden der ſüdamerikaniſchen Oſtküſte gänzlid 
unfähig find. Die einzig fichere Beſchäftigungsmethode der in Cayenne angelangten Tran: 
portirten befteht vielmehr darin, ihre früher angefommenen Genoffen zu beerdigen. 

Wenn man den Zuftand der franzöſiſchen Strafkolonifation in Cayenne mit Einem Worte 
bezeichnen joll, jo Heißt Died Wort Verzweiflung! Kranfheit und Tod find ver Willfommen für 
den Europäer, der an jener Küfte landet, die zu den ungefundeften Strichen der gefammten 
Erdoberfläche gehört. Eine feuchte, windſtille Hige, die ſelbſt des Nachts feine erhebliche Ab- 
fühlung erfährt, brütet über den ungeheuern Sümpfen von Guiana, weldes von den beiden 
Stromgebieten des Amazonenſtroms und des Drinoco eingefaßt und von ungefähr 22 grö- 
Bern träge dahinſchleichenden Flüſſen durchſchnitten wird, jene Miadmen aus, welde ber 
Natur des Europäer verberblih werben. Außer ven Elimatifhen Sumpfflebern hält aber noch 
dad jeit 1852 jährlich wiederkehrende Gelbe Fieber feine reichliche Ernte. Die ärztlihen, dem 
franzöſiſchen Marineminifterium abgeftatteten Berichte über die Epivemie des Jahres 1851 
(abgedrudt in ven „Annales maritimes“, Jahrgang 1852) erfüllen jeden Unbefangenen mit 
Abſcheu gegen diejenigen, welche zu einer Straffolonifation in einem ſolchen Lande gerathen 
oder mitgewirft haben. Selbft die geihidte Darftellung und die gejhichtlihe Treue ded „Mo- 
niteur‘‘ vermag in den Berichten über Cayenne, die bis vor kurzer Zeit bie einzigen Quellen ber 
Kenntniß bildeten, die Wahrheit nicht ganz zu entftellen. Nach feinen Angaben (vgl. Berenger, 
„De la repression penale”, I, 406) betrug die durchſchnittliche Sterblichkeit 7 Proc.; auf der 
Strafftation zu Montagne d'Argent an der Mündung des Oyapoe ftieg fie auf 17 Proc. und in 
St.-Georges am obern Kaufe deflelben Fluſſes auf 20 Bror. („Moniteur“ vom 27. Yebr., 
2. April und 5. Juli 1855). Ganz anders lauten dagegen die Berichte der Geſellſchaft Jeſu, 
welche in Cayenne eine Miffion für den feelforgeriihen Dienft der transportirten Sträflinge 
unterhält. (Vgl. „Mission de Cayenne et de la Guyana frangaise‘, Parid 1857.) Bei den 
vielen Verpflichtungen, melde die Jeſuiten der franzöſiſchen Regierung ſchuldig find, if feine 
Beranlaffung zu der Annahme, daß ihre Sterblichkeitötabellen die traurige Lage jener Kolonie 
übertreiben. In ihren Gorrefpondenzen wird verfihert, daß die Mortalität an einzelnen Stellen 
jährlid 40 Proc. betrug. Die Geſellſchaft felbft hatte die bitterften Berlufte unter ihren 
Mifiionaren zu beklagen. 

Gleichzeitig mit einem unerbirtlihen Naturgejeg, welhes ven Gingang in dies Land üppig: 
flex Vegetation verichließt und die Todesſtrafe über denjenigen verhängt, der ihre Schäge anzu- 
greifen verfucht, ſtrebt die franzöfifche Kolonialgefeggebung, foweit diefelbe auf ven Aufenthalt 
der Trandportirten Bezug hat, vemfelben Ziel der Graufamfeit zu. Schon das Gejeg vom 
30.Mai 1854 hatte die urfprünglidh zeitigen Freiheitäftrafen (mit rückwirkender Anwenbung!!) 
Dadurch zu lebendlänglichen gemacht, daß jeder zu mehr als acht Jahren Zwangsarbeit Berur- 
theilte zum lebenslänglichen Aufenthalt in Gayenne gehalten bleibt. Jever entlaſſene Verbre: 
her, aljo jeder freie Kolonift, ver beftraft worden ift, wird, mwofern er ohne einen Paß deö Gou⸗ 
verneurs Cayenne verläßt, mit ein= big preijähriger Zwangsarbeit beftraft. Wer dem natür- 
lihen Gefühl ver Selbfterhaltuug gehorchend, dem Tode durch einen Fluchtverſuch zu entrinnen 
oder feinem Siechthum Heilung zu verſchaffen unternimmt, wird mit fünfjährigem Zuchthaus 
oder, wenn er lebendlänglich verurtheilt ift, mit vem Schleppen einer doppelten eifernen Kette in 
einem tropiſchen Klima beftraft. (Art. 7 und 8 des Gejeged vom 30. Mai 1854.) Lind end- 
lich bleibt.e8 noch zweifelhaft, ob dies grauſame Gejeg durch einen wenigftend gerechten Richter 
angewendet wird: denn alle Transportirte find einem militärifchen Specialgerichtshof unter: 
worfen. Nach dem Decret vom 29. Aug. 1855 werben die Kriegägerichte in den Kolonien als 
sompetente Gerichtsbehörde für alle Sträflinge und felbft für die entlaffenen Verbrecher, die in 
Cayenne bleiben müflen, bingeftellt. Alle Regeln und Strafgejege, welche die militärifche 
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Disciplin und Suborbination betreffen, find gleichzeitig für anwendbar auf die Trandportirten 
erklärt. 

Der Blutdurft dev wahnfinnigften Tyrannen ber römischen Kaiierzeit hätte feine Strafe er: 
finden fönnen, welche dem zwangsweiſen Aufenthalt in Cayenne vergleihbar wäre. Das De: 
portationdgefeg vom 8. Juni 1850 hatte ausprüdlich die Infeln Nufahima und Vitahea, 
welde zu der Marquefasgruppe gehörten, als Deportationsorte für politifche Verbrecher be: 
zeichnet. Den Juniinfurgenten war durd die Transportationdgefege ein zwar peinlicher, aber 
im Bergleich zu Cayenne immer noch erträglicher Aufenthalt in der Provinz Konftantine ange: 
tiefen worben. Einfache Deerete haben dieſe Gefege umgeftoßen und an die Stelle der Freiheits— 
firafe eine maskirte Tobesftrafe gefegt, welche durd die Fieber von Cayenne voflftredt wird. 
Was ift im Vergleich zu folder Strafe die Transportation nad Sibirien, auf melde früher pas 
Perdbammungdurtheil der gefammten gebildeten Welt gefallen iſt? Der Liebling des Gouver- 
neurs von Cayenne würde mit dem geringften Minenarbeiter in ven Bergwerfen des Altai tau— 
ſchen. Die Schrediniffe neapolitanifcher Gefängniffe, die Greuel ver ſpaniſchen Inquifition, der 
Folter und der Hexenproceſſe finden ein vollkommenes Ebenbild an diefer Strafe Frankreichs. 
Die Straffolonifation von Cayenne ift eine Kolonifation des Kirchhofs, und die franzöſiſche 
Sprache hat unfere geographiſchen Kenntnifle bereichert, indem fie von einer colonie mortuaire 
redet. Die gefammte frühere Kolonifationsgefchichte des franzöſiſchen Guiana zeigt ein beftän- 
dig wiederkehrendes Refultat ber von der Regierung gemachten Anftrengungen. Unter Zub: 
wig XIV., wie unter dem Herzog v. Choiſeul find Unternehmungen fehl geſchlagen, die mit 
größern Mitteln angelegt und forgfältiger vorbereitet waren, als bie in der neuern Zeit unter: 
nommene Straffolonifation. Alle viefe traurigen Erfahrungen haben dennoch nicht genügt, 
die Opfer der Gegenwart vor einem gleichen Schickſal zu bewahren. Allein trog aller Leiden, 
denen die Transportirten in Cayenne ausgeſetzt find, werben ſich felbft unter den verworfenften 
Sträflingen wenige finden, die nad reiflicher Überlegung ihre Freiheit dadurch wiedererfaufen 
möchten, daß fie die moralifche Verantwortlichfeit übernehmen, melde die Urheber einer ſolchen 
Strafe trifit. Fehler, Verſehen und politiſcher Eigenfinn, der fi an Vergangenes anflammerte, 
find an ben frühern Dynaſtien Frankreichs durd ein ſtrenges Weltgericht mit dem Verluſt der 
Krone geahndet worden. Wenn Vergangenes einen Mafftab für die Zufunft bildet, fo läßt 
ih von dem Genind der franzöftfchen Geſchichte erivarten, daß er für das Schickſal derer, bie im 
Gavenne einem in ihrem Urfprunge rechtswidrigen und das Wefen einer wahren Strafe ent: 
ehrenden Leiden ohne richterliches Urtheil unterworfen wurden, dereinft noch firengere Rechen 
Ichaft fordern wird. F. v. Holgendorff. 

König, ſ. Kaiſer und König. 

Kopfſteuer; Perſonenſteuer, Klaſſenſteuer, Perſonalſteuern.) Unter Verſonal— 
ſteuern werden im weitern Sinne diejenigen Abgaben verſtanden, welche weder vom Grund und 
Boden nach Maßgabe ſeines Werthes oder Reinertrags, noch von den Gewerben, je nach dem 
Umfange, der Art und der Bedeutung der erwerbenden Thätigkeit, erhoben werden. Im engern 
Sinne unterſcheidet man von der Perſonalſteuer auch die Kapital-, Beſoldungs- oder Renten: 
fteuer, ingleichen die Bermögens= und die Einfomnienfteuer, ſowie diejenigen Steuern, welche 
von gewiffen Erzeugniffen des Ackerbaues, der Viehzucht, oder der Induftrie zu entrichten find, 
z. B. vom Tabad und Wein, von der Brauerei und Branntweinfabrifation. Im dieſem engern 
Sinne werben unter Perfonalfteuern die den Berfonen obliegenden Öffentlihen Abgaben ver: 
ftanden, welche von allen einzelnen Berfonen oder von den zu gewiſſen Klaſſen ver Einwohner 
gehörigen Individuen, fei e8 in gleihem Maß und Betrage, oder wenigftens ohne Rückſicht auf 
befondere Bermögensbeftandtheile und Einnahmequellen zu entrichten find. In dieſem engern 
Sinne gehört jedenfalls die Kopf: und die Klaffenfteuer zu ven Perfonalfteuern, und zwar zu 
ben directen Abgaben, im Gegenſatz zu ben indirecten (f. Abgaben). Im allgemeinen kann man 
aud die Klaffenfteuer ald eine Art von Vermögens: und Einfommenfteuer betrachten. Bon 
diefer legtern unterſcheidet fie ſich hauptſächlich dadurch, daß fie von einer genauern Darlegung 
des Umfangs und Werth ded Vermögens, bezüglich von einer genauen quantitativen Ermitte 
lurg des im Jahresdurchſchnitt aus den verfchtenenen Einnahmequellen herfließenden Einfom: 
mend abfieht. Während die Ginfommenfteuer den Ertrag der Nevenuen aus den verſchiedenen 





1) Vgl. den Art. @rundflewer, beagleichen Sinkommenſteuer, ferner Abgaben und Katafter. 
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Ginfommendquellen berückſichtigt, veranſchlagt man bei der Bermögenäfteuer ven nad Rauf- 
preifen oder Tarationen von der Behörbe ermittelten oder auch von den Steuerpflichtigen nad 
Selbftabfhägung angegebenen Subſtanzwerth ſowol von werbenden, als von nicht werben- 
den Bermögensftüden, von Mobilien wie von Immobilien, ohne Rüdficht auf den Reinertrag 
diejer legtern. 

Allerdings erfhien jelbft der jogenannte Schoß ober Hufen: und Giebelſchoß früher und vor 
Anlegung und Vervollkommnung der Katafter ald eine Art von Vermögens: und Einkommen 
fteuer (ſ. die Art. Grundfteuer und Katafter), und dabei gleichzeitig, mit Rückſicht auf die Ab- 
ftufung der Steuer nah dem Grundbeſitz, nach der Hufenzahl, von Vier-, Drei=, Zwei: und 
Gin=, oder Ganz=, Dreiviertel-, Halb: , Einviertelhüfnergütern, von Koſſäthen-, Gärtner-, 
Häuslernahrungen, als eine Art Klaffenfteuer, welche nur um deswillen hauptſächlich den 
Grundbeſitz traf, weil diefer das überwiegend wichtigfte und am meiften hervortretende Ver: 
mögendobject war. 

Die Einfommenfteuer, welche 1798 in England auf Pitt's Vorjhlag, dann 1842 auf An- 
trag Robert Beel’8 eingeführt wurbe, verdient unbedenklich den Vorzug vor der Vermögens: 
fteuer. Letztere trifft und verzehrt oft in unverhältnigmäpiger Höhe die nicht werbenden Güter, 
während erftere nur einen Fleinern Theil der Jahredeinnahme fordert und erfahrungsmäßig 
mit dem zunehmenden Wohlftande fortlaufend wähft. Vgl. Rau, „Grundſätze der Finanzwiflen- 
ſchaft“ (1851), Bd. II, Abthl. 2, S. 150. 

Die Klaſſenſteuer hält als eine ganz allgemeine perſönliche Steuer zwiſchen einer, ohne ge: 
naues Eindringen in die Bermögendverhältniffe der Pflichtigen nicht ausführbaren Einfommen- 
fteuer und einer die Geſammtmaſſe aller Einwohner ohne Unterfchied gleichtreffenden Kopffteuer 
die Mitte. Sie verlangt nur die Einihägung der pflichtigen Hausftände, Familien und Ein: 
zelnen in den verfchiedenen Klaſſen zufolge des geſetzlich feftgeftellten Tarifs, nach einer auf we: 
nigen, leicht erfennbaren Merkmalen beruhenden Abftufung, mit Rückſicht auf die Befig:, Be: 
rufd= und Rebendverhältnifle ver verichiedenen Volksklaſſen und nad) richtiger Auffaflung und 
Würdigung des diefen Berhältniflen entiprechenden Wohlftandes und Erwerbes eines jeden 
Stenerpflitigen. (Val. hierüber dad preußiiche Gejeg wegen Einführung einer Klafjenfteuer 
vom 30. Mai 1820, fowie die Inftruction über dad Verfahren bei ver Veranlagung biejer 
Steuer vom 15. Juni 1820 und die Inftructionen vom 25. Aug. und vom 16. Sept. 1820 in 
Schimmelfennig, „Die preußifchen directen Steuern‘ [1843], I, 1, 10 und 14, nebft den dazu 
ergangenen Erläuterungen.) Bei der Vervollkommnung des Steuerjuftems jind demnächſt ald 
Ergänzungen der Klaffenfteuer nad) unten hin die Kopf: und Berfonenfteuer , nad oben bin die 
Einfommenfteuer zu betrachten. 

Eine Glaffification der Bürger nah Mapgabe ihres Bermögens und Einkommens zum 
Zweck der Übertragung von Staatöbebürfniflen und öffentlichen Leiftungen fannten bereits die 
Staaten des Altertfumsd. Vorzugsweiſe aber betrafen deren periodiſch wiederkehrende öffent: 
liche Leiftungen die Naturalpflicht zum Kriegsdienſt. Darauf beruhte die Steuerverfaflung 
Solon's, welche ſich jedoch weſentlich auf den Fataftrirten Grundbeſitz beſchränkte und die vierte 
Klaſſe der kleinen Bauern und Tagelöhner in ver Regel vom Kriegsdienſt wie von der Beſteue— 
rung freiließ, fie vielmehr nur zur Vertheidigung des Landes beim Einbruch des Feindes ald 
Leihtbewaffnete oder zum Dienft aud) ver Flotte heranzog. (Böckh, „Staatshaushaltung der 
Athener“, I, 645— 653, 656; M. Dunder, „Geſchichte des Alterthums“, IV, 189 fg.) Des: 
gleichen berubte darauf in Rom die Klaffen= und Genturieneintheilung des Servius Tullius. 
(Niebuhr, „Röomiſche Geſchichte“, 1, 263 fg.; Mommfen, „Römiſche Geſchichte“, Bo. 1, Abthl.2, 
©. 83.) 

Unbedenklich gehört diejenige Kopfflelier, welde ohne Rückſicht auf Vermögen und Ein- 
kommen blos nad) ver Zahl von Berfonen auferlegt wird, und in diejem Falle außer Zufam- 
menhang fteht mit einer Klaſſen⸗ und Eintommenfteuer, zu den roheften und unvollfommenften 
Arten der Befteuerung. Wie Rau in den „Grundſätzen ver Finanzwiſſenſchaft“ jagt, „ent: 
fprad fie dem Kindesalter des Steuerweſens, welchem fie ſich durch die Leichtigkeit ver Anlegung 
und Erhebung empfahl”. Noch befteht auch in Franfreih unter dem Namen Berfonalfteuer 
eine Kopffteuer im dreifachen Betrage des Lohnes gemeiner Handarbeit, welche alle Kamilien- 
väter, ingleihen einzeln lebende Perfenen in ganz gleihem Betrage trifft. (Rau, a. a. O., 
&. 139.) Am längften und in ausgedehntefter Welfe hat fich die Befteuerung nad Köpfen oder 
Seelen, unter ver Steuerform und Bezeihnung des „Obrock“, in Rußland erhalten. „Dort 
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entfpricht diefe Art ver Befteuerung dem, wie in der Familie jo in der Gemeinde zur Erſchei⸗— 
nung kommenden Patriarhalftaate und der vollkommenen Rechtsgleichheit der Glieder der Fa 
milie und der Gemeinde.” An dem viefer legtern gehörigen Grund und Boden hat der einzelne 
und zwar jeder, der in der Gemeinde geboren wird, ganz gleiches Nutzungsrecht. „Da die Krone 
deshalb keine BVeranlaflung hat, fih um die IIngleihheiten in den Vermögensverhältniſſen, wie 
in den geiftigen und phuflfchen Anlagen und Geſchicklichkeitten der Individuen zu kümmern, fo 
fordert fie von allen «Seelen» einen gleich hohen Obrock.“ Urfprünglich vielleicht eine Land⸗ 
abgabe oder Pacht, ift der Obrod in der Praris eine Kopfabgabe, da im Innern der Gemeint: 
fein Privateigenthum und fein individueller Befig an Grund und Boden beiteht (vgl. Freiherr 
v. Harthaufen, „Studien über die innern Zuftände, das Bolfsleben und insbeſondere die länp- 
lihen Einrihtungen Rußlands““, Bo.I, S.XI und 335; II, 123; IL, 467). Die Umwandelung 
des Obrock in eine Grundrente wird von der ruffifchen Regierung, in Verbindung mit den Refor- 
men der gutöberrlihen und bäuerlichen Berhältniffe, erit in neuerer Zeit angeftrebt (vgl. v. Hart⸗ 
hauſen, a. a. O., ©. 455 fg. und 485 fg.). 

Bon Älterer Zeit her beftand auch in einzelnen preußiich = brandenburgifchen Provinzen, io 
in Oftpreußen, neben dem Generalhufenſchoß von ven Hufengrundflüden und neben dem Horn: 
und Klauenfhoß vom Viehftande, ein Kopfſchoß, der von allen Bewohnern des platten Landes 
beider Geſchlechter vom zwölften Lebensjahre ab, indbefondere au von Dienftboten und von 
den fleinen auf Ritterguts- oder Domänenader angefiedelten Grundbefigern mit jährlich 
10 Sgr., ald Supplement des Generalhufenfhofles, zu entrichten war. (Schimmelfennig, 
a.a.D.,1,113 und 136.) Später wurde wiederum auch durch das Edict über die Finanzen 
und das Abgabenwefen vom 7. Sept. 1811 (,„Preußiſche Gejegfammlung”, ©. 253 fg.), neben 
andern Steuern für dad platte Land und die Fleinen Städte, eine firirte Berfonenfteuer zu jähr: 
lich einem halben Thaler von jeder Berjon ohne Ausnahme, vom vollendeten zwölften Jahre an, 
behufs Tilgung der Kriegsſchulden eingeführt, weldye das Gefinde felbft zu entrichten, jedoch der 
Dienftherr zu vertreten hatte. Sie fiel indeß, gleich der durch Gejeg vom 24. Mai 1812 in 
gleicher Noth eingeführten Vermögens: und Einfommenfteuer, bald wieder weg. Es trat hier: 
nächſt in Breußen aud an deren Stelle, bei der vollfommenern Einrihtung des Abgabenweiend 
durch die Gefege vom 30. Mai 1820, für größere Städte die Mahl: und Schladhtfteuer, binge: 
gen in den Fleinern Städten und auf dem platten Lande eine Klaflenfteuer, welche alle Einwob: 
ner ohne Unterfchied (mit Ausnahme der Fremden, der Almojenempfänger und der activen Mili: 
tärperfonen) nah Maßgabe ver Abftufung von fünf Klaffen traf, Die Hebung erfolgte in der 
Regel nad Haushaltungen ; der einzelne hatte nur ven halben Sag eines Hausftandes und Die 
unterfte, aus Kohnarbeitern, gemeinem Gejinde und Tagelöhnern beftehende Klafje für jede 
fteuerbare Perſon nur einen Groſchen zu entrichten, doch jo, daß diefe Perfonenfteuer aus ein 
und derfelben Haushaltung niemals für mehr als drei Perfonen gezahlt werben durfte. Die 
fpätern Ergänzungen (vgl. Schimmelfennig, Thl. IT) betrafen hauptfählich die Erhöhung ver 
Steuerbeträge in ven obern Klaffen. 

Die wefentlichfte Verbeflerung aber erfuhr diefe Beiteuerung in Preußen mit der Einfüh— 
rung einer clafjificirten Ginfommenfteuer durch dad Gefeg vom 1. Mai 1851. (,Preußiſche 
Geſetzſammlung“, 1851, S. 193 fg.) Nach dieſem Gefeg wird fortan 1) in allen nicht mabl: 
und ſchlachtſteuerpflichtigen Orten (zu legtern gehörten damals 83 größere Städte) eine neue 
Klaffenfteuer von denjenigen Einwohnern erhoben, deren jährliches Einfommen den Betrag von 
1000 Thlen. nicht überfteigt; 2) gleichmäßig im ganzen Staate, aljo aud in den mahl- und 
ſchlachtſteuerpflichtigen Orten, eine claffifieirte Einfommenfteuer von allen Einwohnern ent: 
richtet, deren gefammtes jährliches Einfommen die Summe von 1000 Thlrn. überfteigt, auf 
melde Einfommenfteuer jevod in den Orten, mo Mahl: und Schlachtſteuer zu entrichten ift, 
jährlich die Summe von 20 Thlrn. abgezogen wird. Die Klaffenfteuer wird in drei Haupt: 
Flaffen und in jeder Hauptklaſſe nach verfchiedenen Abftufungen erhoben, in denen die einzelnen 
Steuerpflichtigen unter Berückſichtigung der für die Hauptlaffen gegebenen Unterfheivungs- 
merkmale einerfeit8, wie unter Berüdfihtigung ihrer gefammten Berhältniffe und der durch 
biefe bedingten befondern Leiftungsfähigkeit andererſeits einzufhägen find. Die niedrigſte 
(erfte) Hauptklaffe umfaßt im allgemeinen diejenigen Grunbbejiger und Gewerbtreibenden, 
welche nad dem Umfange und der Beihaffenheit ihres Befigthums oder Gewerbes dur dad 
bierdurd gewährte Einfommen nicht felbftändig beftehen können und ſich daher noch Nebenver: 
bienft, namentlich durch Tagelohn oder diefem ähnliche Lohnarbeit fuhen müflen; außerdem bie 
gewöhnlichen Lohnarbeiter, dad gewöhnliche Geſinde und die Tagelöbner. Hingegen umfaßt 
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die höchſte (dritte) Hauptklaſſe diejenigen, welche zwar auf einer höhern Stufe der Wohlhaben- 
beit fich befinden, deren Befammteinfommen jedod hinter vem Betrage zurückbleibt, welder fie 
zur claffifieirten Einfommenfteuer qualificirt. Bon der Klaflenfteuer ganz befreit find Perſonen 
vor vollendetem ſechzehnten Jahre, alle beim Heer und bei der Landwehr in Neihe und Glied 
befindtichen Unteroffiziere und Soldaten und Arme, in der unterften Steuerftufe Berfonen über 
60 Jahre, wie Inhaber des Eifernen Kreuzes u. ſ. w. Es beträgt in der unterften Stufe ber 
unterfien Hauptklaffe die Steuer für jede ſteuerpflichtige Perſon monatlih nur 1 Sgr. 3 Pf, 
wobei in derfelben Haushaltung niemald mehr ald zwei Perſonen zur Steuer herangezogen 
werben dürfen. Der höchſte Steuerſatz in der legten, zwölften Stufe der dritten Hauptklaſſe be: 
trägt monatlih 2 Thlr. Wegen ver bei Veranlagung der Einfommenfteuer geltenden Grund: 
füge ift der betreffende Artikel zu vergleichen. W. A. Kette. 

Koran, ſ. Mohammedanismus. 

Korngeſetze; Kornhandel, Kornmagazine, Kornzölle u. ſ. w. (Production 
des Getreides. Kornpreiſe. Kornhandel. Korntheuerungen. Maßregeln 
dagegen. Einfuhrverbote und-Sölle. Ausfuhrprämien. Ausfuhrverbote 
und Sperren. Ausfuhrzölle. Einfuhrprämien. Kornmagazine Staats— 
Kornhandel. Gewerbe: und Handelöbeſchränkungen. Maximum. Der freie 
Kornhandel.) I. Unter den zahlreichen, verjhiedenartigen und häufig jehr wichtigen Erzeug: 
niffen des Pflanzenreichs hat fein einziges auf die Geſchicke des Menſchengeſchlechts dauernd jo 
wejentlich beftimmend eingewirkt ald das Getreide. Seine Gultur ward die Beranlaffung, daß 
der Menſch fih ſchon frühzeitig anfälfig machte und damit den Grund zu feiner immer fort- 
ſchreitenden VBervollfommnung legte; es ermöglichte die Nieverlaffung größerer Menden: 
maflen in den gemäßigten Zonen, deren Bewohner das Getreide ald das widhtigfte und un: 
entbebhrlihfte Nahrungsmittel betrachten; es influirt noch heute auf alle Berhältniffe des 
wirthſchaftlichen Lebens jo maßgebend und geftaltend, daß diefelben von ihm abhängig gewor: 
den find. 

Wie Jagd und Viehzucht urjprünglid nur diejenigen, welde ſich mit ihnen beſchäftigten, 
verforgten, fo war ed anfänglich aud mit dem Aderbau und fpeciell mit dem Getreidebau der 
Fall. Aber au auf dem Gebiet der Ernährung und der Befhaffung der Nahrungsmittel aus 
dem Pflanzenreich trat bald die Nothwendigkeit der Arbeitötheilung hervor und es bildete ſich 
die Klafle ver Landbauer, welche die Übrigen Bewohner ihrer Gegend mit dem zum Lebens— 
unterhalt nothwendigen Getreide zu verjehen unternahm. Damit entftand der Kornhandel. 
Nach und nad; dehnte er fich weiter aus. Nicht überall Fann das Getreide mit Ausfiht auf an: 
gemeflenen Erfolg in hinreihender Dienge und guter Qualität erzeugt werben; günfliger ge: 
ftellte Bezirke kamen bald mit ihrem UÜberfhuß an Korn den andern weniger begünftigten zu 
Hülfe. Außerdem ift ver Getreidebau von vielen Zufälligfeiten abhängig; auf gute und mitt- 
lere Ernten folgen überall Misernten, welche oft ausgedehnte Bezirke und ganze Länder treffen. 
Damit wird der Kornhandel zwiſchen Völkerſchaften und Erdtheilen nothwendig gemadt und 
hervorgerufen und hat, namentlich in neuerer Zeit, infolge der jehr verbeflerten Communica— 
tiondmittel die größte Bedeutung erlangt. 

Bevor wir vom Kornhandel eingehender fprechen, haben wir einen wenn aud nur flüchtigen 
Blick auf die Produrtion des Getreides zu werfen. Während wir in ver Regel, je nad dem 
Bedarf, die Production der meiften Erzeugnifle der gewerblichen Thätigfeit in kurzer Zeit auf 
dad Zweis, Drei-, ja felbft hier und da auf das Zehn: und Hundertfache zu fleigern vermögen, ift 
dafjelbe bei ver Production des Getreided, dad wir überhaupt nicht machen, fondern entftehen 
laffen, nicht der Kal. Hier finden wir an der Ausdehnung bed cultivirten und cultivirbaren 
Bodens eine Grenze. Freilich könnte in jedem Lande noch viel Grund und Boden dem Ge: 
treidebau als für denfelben mehr oder minder geeignet überwiefen werben; aber neben den Ge— 
treideädern, die wir überdied dem Fruchtwechſel unterwerfen müffen, bedürfen wir noch Felder 
für Flachs, Hanf, Kartoffeln, Delfaat u. ſ. w., Wiefen und Wälder, die wir nicht zu ſehr be= 
iränfen dürfen. Was ferner die vorhandenen Acer betrifft, fo können fie zwar intenfiver be: 
arbeitet, beffer gedüngt, einer einträgliern Eulturart unterworfen werben; aber der Ertrag 
aller Acer eined Landes fteigert fich bei derartigen Verbeflerungen in wenigen Jahren kaum um 
einige Brocente. Abgefehen davon, daß jede Vermehrung ded Anbaues, wenn fie nachhaltig fein 
ſoll, von zahlreichen Bedingungen, welche erft nach einer Reihe von Jahren erfüllt werben 
können, abhängig ift, ift gerade der Ackerbau am wenigften geneigt, auf neue Methoden einzu- 
gehen, neue Syſteme anzunehmen und ſchnell durdzuführen. Unter dieſen Umſtänden wird 
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dad Marimum der Getreideproduction, welches ein Land in den nächſten Decennien erreichen 
fann, in bevölferten Ländern nicht wejentlich Höher als ver zeitige Ertrag fein fönnen. 

Auch in anderer Hinfiht noch ift die Getreideprobuction befhränft und gehemmt. Gie 
bindet ſich nämlich unabänderlih an die Jahreszeiten. In einem beftimmten Monat muß ge: 
fäet, in einem andern geerntet werden; der Menſch bat fi den von ber Natur geftellten Be: 
dingungen zu fügen und jedes Widerſtreben dagegen ift nit nur nuglos, fondern aud ver: 
derblich. Wir vermögen ebenfo wenig zweimal im Jahre zu ernten, ald den Ertrag bet 
Bodenanbaues nah Qualität und Quantität näher zu beftimmen und zu regeln, 

Ferner find wir vom Grund und Boden auch infofern abhängig, als wir ihm micht frei 
wählen fönnen. Wir müffen ihn trog feiner großen Verſchiedenheit nehmen, wie wir ihn 
finden. Der wirklich gute Getreideboden ift faft nirgends in ausreichender Menge vorhanden ; e# 
muß geringerer hinzugefügt werden, ver freilih durd Aufwendung von Arbeit und Kapital 
verbeffert, aber niemals dem guten gleihgeftellt werben fann. Außerdem ift die Lage der Ader 
von Bedeutung ; Ader von gleicher Bodenbefhaffenheit fordern je nad) ihrer Yage größern oder 
geringern Rapitalauftiwand, mehr oder weniger Arbeit. Je mehr die Bevölferung eines Landes 
anwächſt, vefto mehr müffen fchlechtere oder ungünftiger gelegene Grundflüde zur Oetreivepro: 
duction verwendet werben. Da auf ihnen Getreide nur dann erzeugt werben fann, menn die 
Productionskoſten deflelben auf die Dauer mit dem Preife des Korns übereinftimmen, ſo muß die: 
jer bereits eine gewiffe Höhe erreicht haben ; die Ausbeutung der Adergrundftüce geringer Due: 
lität kann daher erft nach und nach erfolgen, je nachdem die Gonfumtion, die Nachfrage und damit 
der Preis fleigt, und wenn die beffern Ader und Felder bereits eine Grundrente gewähren. 

Faflen wir diefe Momente nohmals ind Auge, fo beftätigt fi, was bereits angedeutet 
wurde, daß die Getreideproduction eines Landes, wenn fie überhaupt an Ausdehnung gewinnt, 
nur langfam fortfchreitet; ſelbſt in ſchwach bevölkerten Gegenden tft e8 der Ball, vorausgeſetzt, 
daß nicht Kolonien Menſchenkräfte und Kapital maflenhaft zuführen. Der Durchſchnittsertrag 
eines Decenniumd weicht vaher von dem der ihm vorhergehenden und ihm folgenden Beriode nur 
wenig ab. Bei den einzelnen Jahren Eönnen fich freilich weſentliche Schwankungen heraus: 
ftellen, aber fie werben, falls nicht ein erfchöpfender Krieg herrfcht, nicht pur Beſchränkung des 
Anbaues und geringere Aufwendung von Kapital und Arbeit hervorgebracht, jondern lediglich 
dur Einflüffe der Natur, welche ven Ernteertrag beftimmen, gute, mittlere und ſchlechtere 
Ernten bewirken. Steigert ſich indeſſen ausnahmsweiſe die Getreideproduction eined Landes 
dur durchgreifende Verbefferungen ver Landwirthſchaft, fo pflegt auch binnen furzer Zeit die 
Bevölkerung gleihmäßig anzuwachſen und ebenfo tritt erfahrungsmäßig die Verminderung 
derjelben ein, jobald die Bodencultur Rückſchritte macht. Im erftern Fall fleigt, nachdem die 
Preife anfänglich gefunfen find, die Nachfrage wieder, im legtern nimmt fie, wenn bie Preiſe 
eine gewiffe Höhe erreicht haben, ab; in beiden Fällen nähern fich die legtern aber bald dem 
frühern Stande. Daher kommt ed, daß die Durhfchnittäpreife ded Getreide, wenn fie für 
längere Perioden berechnet werden, nur geringe Schwankungen zeigen. 

Während dies aber der Fall ift, weichen die Kornpreife der einzelnen Jahre, wie bereitd er: 
wähnt wurde, oft außerordentlich voneinander ab. Auch beim Getreidehandel wie bei jedem 
andern Berfehr hängt ver Preis von Angebot und Nachfrage ab, aber es find bei Beurtbeilung 
und Feftitellung der beide und ven Preis jelbft regelnden Verhältniffe mehrere jehr wefent- 
liche Umſtände ind Auge zu faflen. Zunächſt nämlih, daß das Getreide ein unentbehrliches 
oder geradezu das unentbehrlihfte Nahrungsmittel ift, welches für die große Maffe ver Bevölke— 
rung nur zu einen geringen Theil durch andere erjeßt werden kann. Je mehr ein Guf dem 
Luxus dient, je leichter es ganz oder theilweife entbehrt wird, vefto mehr pflegt, je nachdem das 
Angebot größer oder Eleiner wird, im erften Fall die Nachfrage zu-, im zweiten aber abzu— 
nehmen; die Preife ſinken und fteigen deshalb weit weniger, ald nad) dem Verhältniß des An 
gebots, wie es fih zu verſchiedenen Zeiten geftellt hat, vermuthet werben könnte. Ganz andere 
ftebt e8 beim Getreide. Nah einer außerordentlich guten Ernte kann die Conſumtion beim 
Korn nit, wie etwa beim Wein, bedeutend wachfen, nach einer Midernte nicht ftarf abnehmen ; 
die Nachfrage bleibt daher des veränderten Angebots ungeachtet nahezu dieſelbe, welche fie bei 
normalen VBerhältniffen, d. h. bei mittelguter Ernte ift. Infolge deſſen finfen bei vermehrten 
Angebot die Preife außerorvdentlih, während fie bei vermindertem, welches den Bedarf nict 
vollftändig det, ebenfo außerordentlich fteigen. Wenige Procent Ausfall am Durchſchnitts— 
ertrag einer Ernte Fönnen, wenn reiche Vorräthe aus den Vorjahren fehlen und auch nicht 
ſchnell eine ftarfe Einfuhr hervorgerufen werden Fann, ven Preis des Cornd um 50, 80, ja 
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100 Broc. in die Höhe treiben ; wenige Procent überſchuß, namentlich wenn ſolche Borräthe vor: 
handen find, um ebenfo viel herabprüden. 

Schon die Beforgniß, daß Mangel an dem nothwendigen Getreide vorhanden jein möchte 
oder entftehen könnte, wirft fehr auf ven Preis ein. Es genügt nit, um den Marktpreis des 
Getreides auf einem niedrigen Standpunft zu halten, daß die eben vollendete Ernte eine gute 
war; jobald Umftände eintreten, welde auf den Ausfall der nächſtfolgenden nachtheilig einzu— 
wirken feinen, gehen die Preife mehr oder weniger ſchnell in die Höhe. Schlechtes Saatwetter, 
allzu große Näffe oder Trodenheit u. j. w. berühren die Kornpreife empfindlich, und felbft zu: 
fällig geringer Beſuch der Märkte kann, weil er für einen gewiflen Bezirk Beſorgniſſe erweckt, 
Preisfteigerungen, welde länger als die Beranlaffung dauern, hervorrufen, Iſt die Ernte 
ſchlecht ausgefallen, jo gewwinnt, je weniger fich die vorhandenen Vorräthe überjehen und ale 
audreihend feitftellen laffen, die Befürdtung Raum, daß eine Theuerung, d. h. ein Noth = und 
Unglüdsjahr, in Ausficht ftehe; die Nachfrage nimmt fhnell zu, dad Angebot, da die Produ— 
centen, um höhere Preiſe zu erzielen, joviel ald möglich zurückzuhalten ſuchen, ebenjo ſchnell ab, 
die auf ven Markt kommenden Duantitäten werden zum Theil von Speculanten, Kleinhänd: 
lern und Gonfumenten augefauft und aufgeipeidhert: die Folge Davon aber ift eine Preisfteige- 
rung, welche in feinem richtigen Verhältniß zu dem Ausfall fleht und die erft dann einem mit: 
unter rapiden Sinfen Plag macht, wenn die gehegten Befürchtungen ald unhaltbar nachgewieſen 
find. Zwar haben ji die Gommunicationdmittel in den legten 50 Jahren ungemein ver: 
beflert, hat der Getreivehandel an Ausvebnung und Bedeutung gewonnen und kann jelbft aus 
weit entlegenen Gegenden Zufuhr herbeigefchafft werden: dieſe Zufuhr ift aber meift erſt dann 
möglih, wenn die Preije über dem gewöhnlichen Niveau flehen, und außerdem hat vie Erfah: 
rung gelehrt, daß jie nur einen verhältnißmäßig Kleinen Theil der Gonfumtion, melde in den 
meiften Ländern hauptſächlich aus dem Lande jelbft gedeckt werden muß, befriedigt. Die Aus: 
ſicht, daß eine ausreichende Ginfuhr ftattfinden werde, vermag daher die Beſorgniſſe nicht fofort 
zu bejeitigen, die Erhöhung der Kornpreife nicht zu verhüten. 

U. Je größer nad dem eben Angeführten die Variationen der Kornpreife überhaupt und 
jelbjt in einem und demſelben Jahre fein können, deſto gefahrvoller ift ver Kornhandel, der auch 
infolge uod anderer eigenthümlicher Umſtände ſich jchiwierig gefaltet. Jeder Kaufmann, der 
Kornhänpdler faft allein ausgenommen, bat in der Negel mit Factoren zu thun, die er mehr 
oder weniger genau fennt, deren Action er mindeftend annähernd zu berechnen vermag. Wo 
das nicht der Fall ift, vermag er jih wol durch Vorſichtsmaßregeln, Verfiherungen u. |. w. zu 
fhügen. Beim Kornhandel ift eine derartige Berechnung rein unmöglich, denn auf den Ernte— 
ertrag und infolge veflen auf dad Angebot und die Preife übt die namentlich in den gemäßigten 
Klimaten häufig wechjelnde Witterung, die ih im voraus nicht errathen läßt, ven weſentlichſten 
Einfluß aus. Während heute die ſchönſten Ausſichten auf eine gute Ernte vorhanden find, er— 
fcheinen nad einer Woche die jhwerften Befürchtungen geredhtfertigt, und dieje wieder fönnen 
nad einem gleichen Zeitraum durd die beften Hoffnungen erjegt werden. Dft findet ein ſolcher 
Wechſel den ganzen Sommer hindurch ununterbroden ftatt ; in andern Fällen dauern die guten 
GErnteausfihten monatelang fort, werden aber dennoch ſchließlich getäuſcht. Dabei wirkt die 
Witterung, ſelbſt wenn fie ganz gleihmäßig ift, auf die einzelnen Bezirke eines Landes je nad) 
den in ihnen herrſchenden klimatiſchen und Bodenverhältniſſen ſehr verſchieden; während die 
Getreideernte einer Provinz reichlich und gut ausfällt, iſt die der andern ganz gering. Ferner 
können Krankheiten des Getreides, Hagelſchlag u. ſ. w. eintreten und ihre Wirkungen für dieſe 
oder jene Gegend von Bedeutung werden. Wird ſchon dadurd für ven Kaufmann die Überficht 
der jeweiligen Situation in einem einzelnen Lande erjchwert und faft unmöglich gemacht, fo ift 
dieſelbe noch weit ſchwieriger zu gewinnen, wenn jelbft die Ernteausſichten und die Erntelagen 
entlegener, oft nicht einmal genauer befannter Ränder ind Auge gefaßt werden müflen. 

Ein anderer Umftand, welder ven Getreidehandel fehr erfhwert, ift der, daß Korn über: 
haupt nicht ohne Nachtheil lange Zeit lagern kann, und daß jeine Auffpeicerung große Schwie⸗ 
rigfeiten mit jich führt. Die Herftellung ausgedehnter, fefter, trodener und luftiger Magazine 
verurſacht große Koften und das Getreide ſelbſt muß oft umgeftochen werben, trodnet fehr zu: 
fammen und leidet nicht felten durch Infekten. Berner erfordert der Kornhandel bedeutende 
Kapitalien, welche, wenn die Aufſpeicherung ftattfindet, durch ihre Zinfen den Anfauföpreis be- 
trächtlih erhöhen, Außerdem find die Transportfoften des Getreide, das im Verhältnig zu 
feinem Preiſe voluminös ift, hoch und kann daffelbe nur bei fehr vervollfommmneten Gommuni= 
cationdmitteln nah allen Richtungen bin auf weite Strecken befördert werben, Mehr noch als 
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in den Magazinen ift ed auf dem Transport dem Berberben und der Beihädigung durch Hige, 
Zeuchtigkeit und Froft ausgeſetzt, zumal der Kornhändler nicht die günftige Jahreszeit wählen 
fann, fondern die ungünftigfte annehmen muß und dabei leicht in die Hände unvorfichtiger oder 
diebifher Schiffer fällt. 

Weiter fommt in Betracht, daß faft alle Länder unſers Erbtheild in guten Jahren ihren 
Bedarf an Getreide erzeugen, in ſchlechten aber auswärts anfaufen müflen. Der Getreide: 
händler und Kornipeculant kann daher nicht wie jeder andere Kaufmann außerhalb Landes fefte 
Handelöverbindungen anknüpfen; er muß, ſobald die Einfuhr vortheilhaft erſcheint, ſchnell er= 
mitteln, wo hinreichende Vorräthe und billige Preife erifliren, und bald hier, bald dort kaufen. 
Ebenſo wenig hat er, wenn er ausführt, alljährlich die gleichen fihern Abfagorte und Abnehmer. 
Infolge deſſen kommt er leicht mit unzuverläffigen Leuten in Beziehung und muß, da er fletd 
fchnell anzufaufen, bezüglich, weil die Wiederausfuhr unmöglich iſt, zu verfaufen hat, hobe 
Preife bemilligen, zu billigen losſchlagen. Dabei ift ver Trandport großen Zufälligfeiten aus: 
gefegt; die geringfte Verzögerung kann die befte Speculation zu einer fehr fihlechten machen. 
Nur der Kaufmann, welcher außer dem Kornhandel ein ausgedehntes Handelsgeſchäft betreibt, 
bedeutende Kapitalien zur Verfügung hat und zugleich ſelbſt jehr empfindliche Berlufte zu er: 
tragen vermag, kann ſich mit einiger Sicherheit auf den Kornhandel einlaflen, ohne gerade ein 
Spiel zu treiben, dad dem Hazardſpiele nahe ſteht. 

Die großen Schwierigkeiten, welde der Korn: Großhandel zu überwinden hat und bie wir 
nur theilmeife anführen fonnten, ſowie dad große Nifico, das mit ihm verbunden ift, haben be: 
wirft, daß er keineswegs in fo großer Ausdehnung, ald es oft auf den erften Blick erſcheint, be- 
trieben wird. Selbft in Theuerungsjahren liefert er in der Regel nur wenige PBrocente des ge— 
jammten Bedarfs an Getreide. Mit jeiner großen Handeldflotte fonnte England in den beiden 
Jahren 1801 und 1802, der damals herrichenden hohen Preiſe ungeadhtet, aus dem Auslande 
im ganzen nur jo viel importiren, als in einem Monat confumirt wurde. Ein regelmäßiger 
Kornhandel findet nur nad den Ländern ftatt, melde, wie z. B. die Schweiz und Norwegen, 
alljährlih einen großen Theil ihres Bedarfs einführen müflen. Alle hodeultivirten , dicht be: 
völferten Ränder bedürfen der Einfuhr, während die ſchwach bevölferten, melde vorzugsweiſe 
auf den Aderbau hingewieſen find, erportiren. Gegenwärtig beziehen in Europa hauptſächlich 
England, Holland, Belgien, die Schweiz, Norwegen und Griechenland Getreide aus dem Aus: 
lande, während Rußland, Polen, die untern Donauländer, Agypten und Nordamerifa fowie in 
der Regel auch Deutfchland beträchtlich ausführen. 

II. Seine lebendigfte Thätigfeit übt der Kornhandel aus, jobald Theuerungen eintreten. 
Man hat die Theuerungen in jeheinbare, melde dur eine Berminderung des Werthes ver 
gangbaren Tauſchmittel entflehen, und in wirkliche, die entweder durd Zunahme der Nach— 
frage oder durd Abnahme des Angebots hervorgerufen werden, gefchieden; nur die legtern 
haben für den Kornhandel Wichtigkeit. Ferner jind als Fünftlihe Tiheuerungen im Gegeniag 
zu den natürlichen diejenigen bezeichnet worden, melde von den Producenten und Händlern 
dur Zurüdhaltung der vorhandenen Vorräthe hervorgerufen werben, die aber, weil fie nicht 
auf wirflihem Mangel beruhen, namentlid in unferer Zeit, in der Regel feine auferordent: 
lien, längere Zeit andauernden Preisfteigerungen veranlaflen und nothmenpigermweife bald 
wieder ein Ende nehmen müffen. 

Natürlihe Theuerungen können durd Störungen in den politifhen Verhältniſſen ves 
Landes, dur Unruhen, Nevolutionen und Kriege bewirkt werden, in der Negel haben fie aber 
im Miswachs ihren Grund. Je ſchlechter die Ernte ausfällt, je größer das Gebiet ift, im wel: 
hem die Kornproduetion die Conſumtion nicht det, und je weniger raſch und gründlid der 
- Kornhandel auszuhelfen vermag, deſto ſchneller, höher und allgemeiner fteigen die Kornpreije; 
deſto intenfiver und ertenfiver geftaltet ſich die Theuerung. Jede Korntheuerung ift für das 
Land, welches fie trifft, ein Unglück; alle Berhältniffe werben von ihr berührt und aus ihrem 
Gefüge geriffen, die wirthfchaftlihe Thätigkeit leidet, induftrielle und Handelskriſen brechen 
herein, der Arbeitslohn finft, die Nahfrage nad) Arbeit nimmt ab, politifche Gefahren fteigen 
auf, die Geſundheit und felbft das Leben der Einwohner werden bedroht. Namentlich die Ge- 
i&hichte früherer Jahrhunderte ift veih an fehauervollen Bildern aus den Hungerjahren, und 
wenn auch in der neueften Zeit mit den großen Eulturfortfäpritten, welche unfer Erbtbeil ge: 
macht hat, die Midernten und die Thenerungen feltener und ſchwächer geworden find, fo find 
doch au im 19. Jahrhundert ihre Wirkungen, weil fie das ganze complicirte wirthſchaftliche 
Gebäude erſchüttern, ſchreckenerregend geweſen. 
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Unter dieſen Umftänden fann ed nit auffallen, daß alle Staaten und alle Regierungen 
nach Mitteln gefucht haben, fowol um Iheuerungen zu verhüten, ald um fie, wenn fie dennoch 
eingetreten waren, zu fhmächen und fehneller zum Ende zu führen. Freilich iſt dabei fehr 
häufig fehl gegangen worden ; bei der frühern mangelhaften Kenntniß der jorialen und wirth— 
ſchaftlichen Gefege und bei der großen Schwierigkeit, welche die Frage in ihrer Köfung bietet, 
waren indeß zahlreiche Miögriffe leicht möglich und ſogar unvermeidlich. 

Wenn wir von den Mitteln, welche Theuerungen verhüten ſollten und die häufig in An- 
wendung gefommen find, ſprechen, jo ſchließen wir dabei zunächſt alle diejenigen aus, melde 
darauf hinausgehen, die Landwirthſchaft und den Kornbau durch Berbreitung landwirth— 
ſchaftlicher Kenntniffe, Befreiung des Grund und Bodens von Kaften und Abgaben, Förderung 
der rationellen Cultur u. |. w. zu heben. Sie finden an anderer Stelle ihre Erörterung. Hier 
haben wir ed nur mit den Mitteln zu thun , welche auf den Kornhandel Einfluß üben. Dahin 
gehören zunächft Einfuhrverbote, Schugzölle und Ausfuhrprämien als Maßregeln, welche vie 
Concurrenz der ausmärtigen Kornproduction zu Gunften der einheimifchen befeitigen oder 
mindeſtens ſchwächen und dadurch legtere fördern jollen. 

Was gegen Einfuhrverbote überbaupt gefagt werden muß, gilt in erhöhtem Maßſtabe von 
den @infuhrverboten der nothwendigſten Lebensmittel; fie find entweder unnüß, weil ohnehin 
feine Goncurren; möglich ift, oder im höchſten Grade nadtheilig, da fie die Eonfumenten 
zwingen, für ihren Lebensunterhalt mehr aufzumenden, ald an ſich erforderlich wäre, und weil 
fie durch Erhöhung des Arbeitölohnd die Goncurrenz des Inlandes mit dem Auslande auf allen 
wirthſchaftlichen Gebieten gefährden. Infolge deſſen ſchaden fie dem einheimiſchen Aderbau 
mehr als fie ihm nügen können, denn derjelbe kann feine Producte nur dann in reihem Maße 
und vortheilhaft abjegen, wenn recht viele zahlungsfähige Käufer vorhanden find. Außerdem 
können die Einfuhrverbote bei Misernten nicht aufredyt erhalten werden und entziehen daher dem 
Aderbau die Stüße, welche fie gemähren wollen, gerade in dem Augenblid, wo er fie am noth- 
menpigften braucht, wo die Goncurrenz am erften möglid und wirffam ifl. Ganz ebenfo ver: 
hält es fih mit den Schugzöllen, melde in gewöhnlichen Zeiten, wenn fie ihrem Princip nad 
richtig bemeflen find, gleich den @infuhrverboten die Goncurrenz des Auslandes unmöglich 
maden. Auch fie werben in Theuerungsjahren nicht confervirt werben können. Wo Schutz⸗ 
zölle zu Gunften des Korns beſtehen, pflegen fie indeß, wie das Verbot, erft vann zu fallen, 
wenn bereitö der Kornpreid weit über feinen gemöhnlidhen Stand geftiegen ift ; als außerordent⸗ 
lihe Mafregel, melde ven Nothftand des Landes förmlich conftatirt, verbreitet ihre Aufhebung 
dann allgemeinen Schredten und pflegt den Preid noch mehr zu fleigern und das Ausland um fo 
mehr zu hohen Forderungen zu veranlaſſen, als die Einfuhr unvorbereitet, in ſchleunigſter Weiſe 
und in der Regel in der ungünſtigſten Jahreszeit bewirkt werden ſoll. Mindeftend einen Theil 
der großen Übelftände, welche die Kornſchutzzoölle mit ich führen, hat man ind Auge gefaßt, als 
man das Scalafuften, das in Holland und Frankreich beftand und nanıentlib von England her 
mweltbefannt geworben ift, erfand. Es jollte der einheimifchen Kornproduction einen mäßigen 
Schutz gewähren und den großen Schwanfungen der Kornpreife durch Regelung ver Einfuhr 
entgegenwirfen ; ver Kornzoll ftieg, ſobald die Preife fielen, und ging herab, wenn fie fliegen. 
Bei einem Preife von 66 Sh. betrug in England nad dem Geſetz von 1828 der Zoll noch 
20 &h. 8 P., bei 70 Sh. nur nod 10 Sh. 8 B., bei 73 Sh. nur noch 1 Sh. Aber das Scala: 
foftem hat nur ſchädtich gewirft und namentlich aud die Schwankungen der Preife noch ver: 
mehrt. Solange noch nicht der niedrigfte Zollfag erreicht war, hielt fidh ver Importeur zurüd, 
weil er beim höchften Preiſe nit nur an diefem, jondern auch am Zollfag gewann und ihn zu= 
nachſt eintreten laſſen wollte. War dies geſchehen, fo pflegte maffenhafte Einfuhr zu folgen, 
melde den Preis wieder herabdrückte. Sanfen vor einer guten Ernte die Preije, fo wurde 
ſchnell noch importirt, um des niebrigern Zollfages theilhaftig zu werben ; die Folge davon war 
Überfüllung der Märkte. Nie vermochten die Speculanten, wenn fie im Auslande einfauften, 
voraudzuberehnen, welchen Zoll fie zu entrichten haben würden. Mit Einem Wort: die glei— 
tende Scala (sliding scale) vermehrte die fhon bedeutenden Gefahren des Kornhandels ganz 
gegen ihre audgefprodene Abfiht und erſchwerte und vertheuerte die Verſorgung ded Landes 
mit den nothwendigſten Lebensmitteln. Daß fie, wie die Kornzölle überhaupt, dem Ackerbau 
nicht genügt, fondern vielmehr gefchadet hat, wird jegt nicht mehr beftritten werben; Englands 
muftergültige Erfahrungen haben jeven Widerſpruch unmöglich gemacht. 

Andere Mafregeln des Staats, welche dad Land, indem fie mäßige Kornpreife bewirken 
follen, vor Theuerung zu ſchützen reben, richten fich gegen die Ausfuhr und find weit häufiger 
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in Anwendung gekommen ald Ginfuhrverbote und Einfuhrzölle. Hier Haben wir wieder zuerft 
das einfache Verbot der Ausfuhr, die Kornſperre. Im Mittelalter waren, trogdem der mangel- 
haften Gommunicationdmittel wegen der Kornhandel mit dem Auslande verhältnißmäßig nur 
gering fein Eonnte, die Ausfuhrverbote ganz allgemein und beflanden aud bei guten Ernten 
fort; ja ſie richteten jich nicht nur gegen dad Auslanp, jondern aud gegen die andern Provinzen 
und Bezirke deſſelben Landes. Allerdings gab ed auch in frühern Jahrhunderten erleuchtete 
Staatdmänner, welche die Sperre ald nachtheilig verwarfen, aber jie kämpften, wenn Nothjahre 
eintraten, vergebend gegen die Borurtheile der großen Maffe und mußten ſich wivermwillig ent: 
jhließen, ihre Principien zu verleugnen. Sind aud gegenwärtig gefündere volfdwirthihaft: 
lihe Grundfäge allgemein zur Geltung gefommen , fo ind doch Ausfuhrverbote in Nothjahren 
noch immer feine Seltenheit, mit jedem Jahrzehnd haben fie indeß an Bedeutung und Ausdeh— 
nung verloren. Namentlich finden Sperren gegen Theile des eigenen Landes nicht mehr ftatt. 

Läßt es ſich ſchon nicht rechtfertigen, wenn durch ein Ausfuhrverbot des öffentlihen Wohls 
wegen die Producenten zur Annahme niedriger Preife gezwungen werben jollen, jo hat aud 
die Erfahrung gelehrt, daß die Sperren faft niemals ihren Zwed erreihen. Sowie jie ange: 
ordnet werben, verbreiten jich unter ven Gonjumenten die ſchlimmſten Befürdtungen und fleigt 
infolge deſſen die Nachfrage, während die Producenten in der Hoffnung, höhere Preife zu er: 
halten, ihre Vorräthe vom Markt zurüdziehen. Es findet daher feine Preisherabjegung, wie 
beabfichtigt wurde, jondern eine Preisſteigerung fait, die um jo bedeutender wird, je jchneller 
ſich die Nachbarſtaaten entjchließen, dem gegebenen Beijpiel nahzufolgen. Dabet wird die Ein- 
fuhr beihränft, weil der Speculant befürdten muß, daß er, wenn er die von ihm erwarteten 
Preiſe infolge veränderter Marktlage nicht erhält, feine Waare, nachdem er fie einmal importirt 
hat, nicht wieder zurücknehmen darf, alfo jchließlich zu jedem Preiſe und mit Schaden losſchlagen 
muß. Berner wird der Kornhandel ded Landes nad andern Ländern hin geftört und gefährdet; 
die legtern, welche vieleicht regelmäßige Abnehmer find, müſſen fi neue Bezugsquellen juchen 
und knüpfen regelmäßige Gejchäftöverbindungen an: die Folge davon aber ift, daf die Land— 
wirthe, welde in Theuerungsjahren ihren Ausfall am Ertrage ihrer Grundſtücke nicht durch 
höhere Preife erfegen und bei mittlern Ernten nicht vollftändig verkaufen können, ihre Wirth: 
ſchaften beſchränken, weniger produciren und alfo aud bei ſchlechten Ernten weniger zu liefern 
vermögen. Länder, welche regelmäßig und ungeflört ausführen, haben noch zeitweife höhere 
PBreife, leiven aber jelten over nie wirklich Mangel. 

Was von Ausfuhrverboten gejagt ift, paßt auch für Ausfuhrzölle, die denſelben Zwed, die 
Ausfuhr zu verhindern, verfolgen. Nur wirken jie, da Korniperren in der Regel nur in 
ſchlechten Jahren eingeführt werben, noch nachtheiliger als dieſe auf ven Aderbau, weil fie in der 
Hegel dauernd beftehen und dem Produrenten auch in guten Jahren die fremden Märkte ver: 
fließen. 

Wiederholt ift ed in England vorgekommen, dab man nad ſchlechten Ernten die Einfuhr, 
durh Einfuhrprämien oder Garantirung eines feften Preijed zu fördern gefucht hat. Auch 
diefe Mafregel wirft aus den fhon angeführten Gründen nachtheilig auf die Kornproduction, 
ift aber auch, wenn die Prämie nicht hoch bemeſſen wird, von geringem Nugen für die Einfuhr, 
da der hohe Kornpreis ftetd das bleiben wird, was den Speculanten hauptſächlich und in erfter 
Linie verlodt. Außerdem kann jie die Staatskaſſe, alfo die Steuerpflihtigen, enorm belaften; 
namentlich wird das der Fall bei ver Garantie fein, wenn die Marftpreije unter die garantirten 
berabgehen. Ferner müflen Einfuhrprämien und Garantien, wenn fie einen Sinn haben, mit 
einem Audfuhrverbot verbunden fein, 

Unter ven Maßregeln, welche ver Korntheuerung vorbeugen follen, haben zu allen Zeiten 
die Kornmagazine beredte Bertheidiger gefunden; man fand es fehr natürlih, daß der Staat 
in guten Jahren Getreide anfauft und auffpeichert, um es in jchledhten Jahren an die Gonju: 
menten abzulaffen. In der That laffen fie jich fo lange rechtfertigen, ald die Volkswirthſchaft 
noch auf niedriger Stufe fteht und der Kornhandel noch wenig entwidelt ift; aber aud da find 
fie nichts ald ein Nothbehelf, der nur wenig zu leiften vermag. Wir haben bereitd erwähnt, 
daß die Auffpeiherung des Kornd nit nur ſchwierig und Eoftfpielig ift, ſondern aud durch 
Verderben und Beſchädigung des Getreives namhafte Verluſte bewirkt; gilt das [don von der 
Auffpeiherung der Privaten, fo gilt ed noch mehr von der des Staats. Ferner fann das ange: 
kaufte Korn nicht lange Jahre lagern; ed muß, wenn gute und mittlere Jahre längere Zeit un: 
unterbroden aufeinander folgen, verkauft und durch frifches erfegt werden. Kauft aber der 
Staat ſtets theuerer ein ald die Privaten, fo verkauft er in der Negel billiger. Große Ausfälle 
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find daher nicht zu vermeiden. Ferner bedarf der Staat, wenn er auch nur einen verhältniß— 
mäßigen Theil der Gonfumtion deö Landes während eined Jahres auffpeichern will, fo bedeu: 
tender Räumlichkeiten, daß man zur Herftellung berfelben in Preußen, falls ed ein Achtel feiner 
Jahresconſumtion auflagern will, nit weniger ald 30 Mill. Thlr. ald erforderlih nad- 
gewiefen hat. Andere 30 Millionen würden zum Anfauf des Getreides nöthig fein und außer: 
dem die jährlihen Ausgaben an Kapitaljinfen, Befoloung der Beamten, Berluften, Koften der 
Erhaltung der Gebäude mindeftend mehr ald 5 Millionen betragen. Beffer und leichter ala 
Korn läßt fich freilich Mehl aufipeihern, aber aud hier wäre die Belaftung der Staatskaſſe 
außerorbentlih. Werner zeigen fich bei ven Staatömagazinen nicht geringe Nachtheile. Indem 
fie ven Breis fünftlih drücken, benachtheiligen fle nie Kornprobucenten, verhindern die Erſpa— 
rungen, welche in ver Gonfumtion ohne Nachtheil eintreten Fönnen, gefährden ven Kornhandel, 
der feine Speculationen durch den an Mitteln reichern Staat vernichten jieht, veranlaflen ihn, 
das Getreide auf fremde Märkte, wo er höhere Preife erzielen kann, zu führen, und ſchrecken die 
auswärtigen Kornhändler von der Einfuhr ab. Außerdem können durd die Staatdmagazine 
und den mit ihnen verbundenen Kornhandel große politifhe Gefahren herbeigeführt werben ; 
der Staat verpflichtet ſich gewiſſermaßen durch ihre Einrichtung und die zu ihren Bunften ge: 
brachten großen Opfer, niedrige Kornpreije zu erhalten, zieht fih aljo, wenn er dazu wie ge- 
wöhnlid außer Stande ift, ſcheinbar begründete Vorwürfe zu. Offnet er die Magazine zu 
früh, fo fhadet er dem Gemeinwefen ; zögert er, fo vegt er die Maſſen, die ihm Sperulation auf 
ihren Hunger ebenfo gut ald dem Kornhändler ſchuld geben werden, gegen ih auf. In ähn: 
licher Lage befinden fi Die Gemeinden und Provinzen, wenn jie Magazine halten. 

Faſt alle Bedenken, welche gegen Anfauf und Verkauf von inländijchem Getreide durch ven 
Staat ſprechen, gelten aud) gegen die Korneinfuhr dur den Staat aus dem Auslande. Dazu 
treten nod) einige andere. Ein fremder Staat, der auf den Märkten eined andern ald Käufer 
erfcheint, wird nicht nur immer jehr theuer einfaufen und fih außervem große Spejen und 
Koften aufladen: er ruft außerdem auch leicht Mafregeln gegen die Ausfuhr hervor und bringt 
fih in Verwidelungen mit feinen Nachbarn, die gefährliche Differenzen veranlaſſen können. 
Berner wird er jelten den richtigen Zeitpunkt für feine Anfäufe treffen, die rechten Bezugsorte 
auffinden, ficher, ſchnell und billig ven Transport vermitteln. Seine Beamte find an Inſtruc— 
tionen gebunden, können fid) nicht frei bewegen und müffen fich auf wenige Märkte beichränfen, 
während dem Handel, den er in feiner Thätigkeit hindert, faft die ganze Welt offen fteht. 

Endlich haben wir noch einige andere Maßregeln zu erwähnen, welde bei Theuerungen 
ergriffen worden find und auf den Kornhandel Einfluß haben. Dahin gehört zunächſt das zeit 
weife Verbot oder die Beihränfung folder Gewerbe, welche Getreide verbrauchen (Brannt: 
weinbrennereien, Brauereien u. j. w.). Gin ſolches Verbot ift in jeder Hinſicht ungerechtfertigt. 
Erreichen die Kornpreife eine ganz ungewöhnliche Höhe, jo werden die Gewerbe ſchon dadurch 
genöthigt, ihre Arbeit einzuftellen; das Verbot ift deshalb nicht nöthig. Hat ed eine unmittel- 
bare Wirkung, fo benachtheiligt es nützliche Gewerbszweige, melde der Staat zu fördern ein 
Intereffe hat, und zwar nicht diejenigen allein, weldye dad Verbot trifft, fondern auch andere, 
welche mit ihnen in natürlihen Beziehungen ftehen, und die Gonfumenten. Ebenſo wenig 
laſſen fih Maßregeln rechtfertigen, welche ven Kornhandel beſchränken, Verbote des Zwiſchen— 
handels, des Aufkaufs von Getreide, der Aufſpeicherung u. ſ. w. Nicht überall vermag der 
Landwirth zu allen Zeiten ſelbſt die Märkte zu beſuchen, noch weniger kann er ſich in der Regel 
auf den Kleinhandel, der ſeine Zeit zu ſehr in Anſpruch nimmt und ihn in die Gefahr bringt, 
einen Theil ſeiner Waare übrig zu behalten, einlaſſen; wenn er es aber dennoch thut, ſo muß er 
mindeſtens dieſelbe Entſchädigung, welche der Händler berechnet, für ſich in Anſpruch nehmen. 
Entferntere Märkte, auf denen vielleicht die Nachfrage bedeutender iſt als auf den nächſten, ſind 
ihm ganz verſchloſſen. Wird der Producent durch die angedeuteten Maßregeln benachtheiligt, 
ſo zieht der Conſument aus denſelben ebenfalls keine Vortheile. Der Landwirth ſteigert ſeine 
Preiſe, die Märkte werden ſchwächer beſucht und ſtehen zu gewiſſen Zeiten ganz leer, dir 
Schwankungen nehmen an Häufigkeit und Ausdehnung zu und jede Gegend ift und bleibt auf 
ihre eigene Production verwiefen. Nicht mehr Nugen gewähren die flaatlihen Aufnahmen 
der vorhandenen Getreidevorräthe,, infofern fie, wenn jede Verheimlichung mit Strafe bedroht 
wird, die Befürchtung erweden, daß der Staat im gegebenen Augenblid die Beihlagnahme 
und den Ziwangöverfauf zu verfügen beabfichtige, und weil fie ven Blid ver Maife, welde in 
Theuerungdzeiten gegen die „tornwucherer“ aufgebracht zu jein pflegt, auf beflimmte Berfön- 
lichfeiten lenfen und dieſe gefährben. 


316 Korngefege 


Zu den verderblifien Mapregeln, melde bisher in Theuerungsiahren ergriffen worden 
find, gehört die Feſtſetzung eined Marimalpreifes, ded fogenannten Maximums. Die Folge 
deffelben iſt, daß alle Diejenigen, welche Vorräthe an Getreide befigen, viejelben vom Markte 
zurüdhalten, daß der Staat alfo auf dem betretenen unglüdlihen Wege weiter geben, die Ang- 
führung ganz verbieten, die Angabe aller Vorräthe fordern und ihren Berfauf an die Confu—⸗ 
menten befehlen muß. Gr ift dann genötbigt, überall Spione anzuftellen, gehäffige Denuneia: 
tionen bervorzurufen, Strafen in Menge feftzufegen, in einer unzähligen Anzahl von Fällen 
feftzuftellen,, ob die bei den einzelnen vorhandenen Borräthe angemeflen oder zu groß find und 
ob fie jegt und fpäter audgeboten oder verfauft werben follen u. |. mw. Dennod fann er dabei 
nit zum erftrebten Ziel fommen; nachdem er bei ven Gonjumenten gefährliche Hoffnungen er= 
vegt bat, muß er ſchließlich ſeine Ohnmacht einfehen und ein Syflem aufgeben, das ihn nad 
allen Seiten hin bloßgeftellt und die Schrecken der Theuerung nicht gemindert, jondern vermehrt 
bat. Weniger verwerflih, wenn auch ebenfalls nicht zu vechtfertigen, iſt die Beftfegung eined 
Marimumd ded Brotpreifed, verbunden mit einer Entſchädigung der Bäder, welche mit Rüd- 
fit auf den jedesmaligen Marktpreis feftgeftellt wird. Überhaupt nur in einzelnen großen 
Städten ausführbar, wird eine berartige Mafregel immer nur aus politifhen Gründen (wenn 
ernftliche Ruheftörungen befürchtet werden) einigermaßen miotivirt werben fönnen. Daß fie, 
wenn die Theuerung längere Zeit andauert, die Staats- und Gemeindekaſſe ſchwer belaften 
muß, bedarf um fo weniger eined Beweiſes, als bei der Feſtſtellung der wirflihen Conſumtion 
und der aus ihr folgenden Entihäbigung felbft bei ver genaueften Gontrole die größten Täu— 
ihungen ftattfinden fünnen. Zwar hat man z. B. in neuefter Zeit in Paris die gewährten 
Entihädigungen dadurd wieder aufbringen wollen, daß man ben feftgefegten Brotpreid auch 
bei niedrigen Getreidepreifen beibehält und die Bäder verpflichtet, die gewährte Entihäpigung 
aus dem Mehrgewinn zurüczuerftatten; abgejehen davon aber, daß man damit leicht die Unzu— 
friedenheit der Broteonfumenten, d. h. aller erregt, gelingt es doch nicht, die bedeutenden Sum— 
men, melde audgegeben werden mußten, ohne Berationen und große Misflände wieder herbei: 
zuſchaffen. 

Fragen wir ſchließlich, was die Regierung eines Staats zur Vorbeuguug einer Theuerung 
und zur Abwendung ihrer Nachtheile, falls diefelbe bereits hereingebroden ift, zu thun hat, jo 
läßt fih nur antworten, daß vor allen Dingen darauf hingewirkt werben muß, daß der Korn 
handel jeine Thätigkeit Trei und unbeſchränkt entfalten fann. Sind Ausfuhr und Einfuhr frei 
und miſcht ſich der Staat aud in feiner Weiſe (3. B. dur Feftfegung von Prämien, Einrich— 
tung von Stantömagazinen u. |. m.) ein, fo bildet fih nad und nad ein normaler Zuftand 
berauß, der auch durch Misernten nicht außerordentlich geflört wird. Producirt das betreffende 
Land nicht fo viel Getreide, ald es bedarf, jo ftellt fich eine regelmäßige Einfuhr aus denjenigen 
Ländern, welche fortwährend ausführen, her; der Kornhandel Schafft fi im dieſem Fall fefte 
Bezugsquellen und zuverläffige Geſchäftsverbindungen, vermittelt deren er leicht und fiher auf 
die Vermehrung ver Einfuhr hinwirfen kann, jobald die erften Anzeichen einer ſchlechten Ernte 
ich ergeben. In feinem Intereffe liegt es, zeitig und infolge deſſen zu billigen Preifen einzu= 
faufen; er kann, bevor der Notbitand wirklich eintritt, importiren, weil ihm durch Verbote und 
Zölle die Wiederausfuhr, falls er fih in feiner Sperulation verrechnet hat, nicht erſchwert wird. 
Kann das Land ſo viel®etreide, ale e8 zum Unterhalt feiner Einmohner und zu andern Zwecken 
braudt, erzeugen, ift ed jogar jo reich am geeignetem Grund und Boden, daß ed auszuführen 
vermag, jo liegt es im Interefle des Staats, jede Maßregel zu unterlaffen, welche die Kornpro: 
ducenten benachtheiligt und fie veranlaflen kann, ihre Production einzufhränfen. Denn abge: 
ieben von andern volkswirthſchaftlichen und politifchen Gründen gewinnt er durd die möglichft 
große Ausdehnung des Aderbanes die Sicherheit, daß auch nach einer ſchlechten Ernte fo viel er— 
zeugt ift, als für ven Lebensunterhalt des Volks erforderlich wird, Höhere Korn: und Brot: 
preife verhindert er damit freilich nichr, er kann fie aber au in feiner Weife verhüten und 
herabdrücken. Aber jie werben gewiß nicht jo hoch fteigen, als es der Fall fein müßte, wenn er 
ich mit Verboten und Zwangsmaßregeln einmiſchte. Stellt ſich noch vor oder fofort nad) ver 
Ernte heraus, daß der mittlere Ertrag derjelben nicht erreicht wird, jo heben fi naturgemäß die 
Preife; zu gleicher Zeit fangen die Gonfumenten an, ſich möglichſt einzufchränfen , die wirth⸗ 
ſchaftlichen Thätigkeiten, welche Getreide verbrauchen, thun daſſelbe oder kaufen im Auslande 
ein, der innere Kornhandel ſucht die vorhandenen Vorräthe über das Land nach Bedürfniß zu 
vertheilen und den Überfchuß der Aderbaubezirke nad den inbuftriellen, vichtbevölferten über: 
zuführen, die Sperulation aber knüpft im Auslande an und leitet die Einfuhr ein, Daß an- 
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fänglich Producenten und Händler die Märkte in der Hoffnung, daß die Vreiſe noch mehr in die 
Höhe gehen werden, nur ſchwach befahren und daß ſie aufſpeichern, iſt kein Nachtheil; geſchähe 
das nicht, fo würden die Vorräthe frühzeitig verzehrt und die Einfuhr, welche zu ihrer Durch— 
führung Zeit braudt, erfl dann angeregt werden, wenn es bereitd zu jpät ift, wenn bie größte 
Noth, welche im Spätwinter ſich heraudzuftellen pflegt, eingetreten ift. Nur dann, wenn ih 
fon im Herbft diejenigen Preife feftftellen, welche dem Bedarf und dem Vorrath entſprechen, 
kann der förmliche Hunger vermieden werben, und zu hohe Herbſtpreiſe des Korn find ſogar 
nüglicher als zu niedrige. Übrigens ſorgt die Goncurrenz, wenn der Handel ganz frei ift, hin— 
reihend dafür, daß das ganze Volk nicht von einzelnen oder einer Kafte auögebeutet wer— 
den kann. 

Es verſteht fich, daf der Staat in Theuerungsiahren Veranlaflung hat, den nothleidenden 
Staatöbürgern aud in anderer Weife ald durch vollftändige Freilaffung des Verkehrs mit Ge— 
treide zu Hülfe zu fommen, 3. B. im Wege der Armenpflege und durch anderweite inter: 
ftügungen ; aber derartige Hülfsmittel Fallen nicht in den Bereich diefer Erörterung und mußten 
daber Hier ganz unbeſprochen bleiben. 

Eine intereffante Überficht einer Anzahl älterer und neuerer Schriften über den Kornhaudel, 
Korniperren, Magazine, Theuerungspolitif u, j. w. enthält Rojder, „Uber Kornhanvel und 
Theuerungspolitif’ (Stuttgart und Tübingen 1852). Außerdem wird der Gegenjtand in 
allen Lehrbücern der Nationalölonomie mehr oder weniger ausführlich behandelt. 

H. Runge. 

Kraufe (Karl Chriſtian Friedrich), geboren ven 6. Mai 1781 zu Eifenberg in Sachſen⸗ 
Altenburg, ſtudirte auf Wunſch feines Vaters, fpätern Paftors zu Nobig, in Jena von 
1797—1800 die Theologie, wandte ſich aber mit no größerm, durch die Borlefungen von 
Fichte und Schelling genährtem Eifer ver Philoſophie ſowie ver Mathematik zu und habilitirte 
fi nad abgelegtem theologischen Examen ald Privatdocent der Philoſophie durd feine, ſofort 
eine eigenthümliche und jpäter weiter verfolgte Richtung bezeihnende Schrift „Dissertatio 
philosophico - mathematica de philosopbiae ac matheseos notione et earum intima con- 
junctione”. Die Borlefungen , melde er hier von 1802 bis Mitte 1804 mit fleigendem Bei— 
fall hielt, fowie die Lehrbücher aus dieſer Epoche („Grundlage des Naturrechts“, 1803, 
„Gruudlage der Logik“, 1803, „Entwurf eined Syſtems der Philoſophie“, 1804, „Entwurf 
eines philofophiihen Syftems ver Mathematif’‘, 1804) ſchloſſen fi zwar inder Grundrichtung 
dem Schelling'ſchen Syftem an; aber fortgefegte eigene Forſchung fowie ein tiefered Studium 
der Geſchichte der Philofophie, insbeſondere der Syſteme Platon’3, Spinoza’s, Leibniz’ und 
Kant's, hatten in KR. die Überzeugung reifen laffen, daß nur durch Wiederaufnahme der ge: 
wiffenhaften, aber unvollftändig und einfeitig ausgeführten Arbeit Kant’ das Syſtem der Phi— 
lojophie von Grund aus neu aufgebaut werden müfle. Der Entwurf dazu wurde ſchon in Jena 
gefaßt. Um ihn in fliler Muße auszuführen, entſchloß ih K., aud in Nüdjiht auf die nach⸗ 
theilig auf die Studien einwirfenden äußern politiſchen Verhältniffe, für einige Zeit die afade- 
miſche Laufbahn zu verlaffen, zug ſich zuerft nach Rudolſtadt, furz darauf aber, um aud ein 
tiefered Kunſtſtudium zu unternehmen, nad Dresden zurüd, wo er, zugleich ald Xehrer der 
Mathematif an der Ingenieurafademie wirfend, bis 1813 der Ausarbeitung feines Syſtems 
lebte, In die Zeit von 1805—11 fällt zugleich feine größere freimaureriihe Wirkjamfeit, 
»a philoſophiſche Anfihten ihn beſtimmt hatten, ih 1805 in Altenburg in den Freimaurer: 
bund aufnehmen zu laffen. Nah der ſchon damals von ihm in den Örundzügen ausgearbei- 
teten Lehre vom Organismus der menſchlichen Geſellſchaft ſchien ihm nämlih, im Hinblid auf 
die Wirklichkeit, unter den für alle andern Lebenszwecke in gefellihaftlihen Bunctionen ſchon 
mehr oder weniger kräftig ausgebildeten Organen ein weientlihes Organ für den wichtigen 
Zweck der Bildung und Pflege des rein Menjhlihen in allen Dingen, ver eigentlihen Huma- 
nität, zu fehlen und er vermuthete, wie es gelehrte Freunde beftätigten,, daß zur Befriedigung 
eines ſolchen Bebürfniffes in ver Freimaurerei ein gefchichtliher Anfang ſich gebildet haben 
dürfte. Wegen ver Wichtigkeit diefer Idee unternahm er umfaſſende geſchichtliche Studien über 
bie Freimaurerei, ließ ſich auch von der Veröffentlihung derfelben, da ſie auf geſchichtlichen 
Documenten berubten und perfönliche Logenverhältniffe nicht berührten,, weder durch Verfpre: 
chungen noch Drohungen zurüdhalten,, glaubte aber auch der Freimaurerei die Aufgabe ftellen 
zu müflen, daß fie, wenn fie ihren wahrhaften, jeden Gegeniag zu einem Staate oder zu einer 
Religion ausſchließenden Zweck erfüllen wolle, wie jede andere für Gutes wirkende Geſellſchaft 
and Licht ver Offentlichkei treten und dadurch manche Misbräuche beſeitigen müſſe. K. fand 
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gleich mit diefen Anfichten im Bunde wenig Anflang und nad feiner Ausſcheidung vielfache 
Verfolgung. In neuerer Zeit foll eine gerechtere Würdigung feiner Beftrebungen eingetreten 
fein. Die philofophiichen Schriften auf diefer Zeit find: „Die Sittenlehre‘ (1810), in wel: 
her, in weientliher Abweihung von Schelling, beſonders die Lehre von Gott ale Urweſen, 
nicht außer, aber über ver Welt, entwickelt wurde, und „Das Urbild der Menfchheit” (1810; 
zweite unveränderte Auflage, 1849), in welchem K. in volksverſtändlicher Sprache die ideale 
Lehre von der gefellfhaftlihen Organifation entwidelte, vem aber zwei andere Werfe, das eine, 
das Geſchichtsbiſld von der Entwickelung ver Menſchheit, das andere das die Idee und bie 
Geſchichte vermittelnde Mufterbild enthaltend, folgen follten. Für viefe beiden Werfe jind aber 
nur bedeutende handichriftliche Brucftüde vorhanden. Im Jahre 1813 ging K. nah Berlin 
in der Hoffnung, dort eine Anftellung an der neuen Univerſität zu finden, habilitirte ſich durch 
feine Schrift „‚Oratio de scientia humana“, welde zur Zeit Brofeffor Kern ala die befonnenfte 
Schrift in der ganzen neuern Philofophie bezeichnete, gründete hier mit Zeune, Jahn u. a. die 
berlinifche Geiellfhaft für deutfche Sprache, für welde er, auf neuer ſprachphiloſophiſcher 
Grundlage, ein „Urwortthum“ audzuarbeiten unternahm (welches aud in großen Bruchſtücken 
bandichriftlih vorhanden ift), kehrte aber 1815, da die Hoffnung, Fichte's Nachfolger in der 
Profeffur zu werben, ſcheiterte, nad Dresden zurüd, wo er bis 1823 faft ausfchließli der 
Ausarbeitung feines philoſophiſchen Syſtems oblag. Der Wunſch, die Frucht einer fünfund— 
zwanzigjährigen Forſchung einer empfänglichen Jugend mitzutbeilen,, beftimmte ihn aber, ſich 
nochmals in Göttingen zu habilitiren. Seit 1825 hielt er auch mit fteigendem Beifall Bor: 
lefungen über alle Theile der Bhilofophie und fand mehrere Schüler, welde, wie v. Leonhardi, 
Moller, Röder, Schliephafe, Ahrens u. a. fpäter in verfhiedenen Richtungen das Syſtem 
weiter verbreiteten. @in Herzũbel trat jedoch immer ftärfer hervor. Übermäßige Arbeit, die 
große Zahl von Vorlefungen, wozu er ſich durch die Sorge für eine Familie von zwölf Kindern 
genöthigt fah, von denen er theilweife manchen Kummer erfahren follte, hatten feine Geſundheit 
fehr geſchwächt, und als er fich bei ver Wiederbefegung einer philoſophiſchen Profeflur um: 
gangen ſah, fapte er, aud aud andern Gründen, 1829 den, Krankheits halber erft 1831 zur 
Ausführung fommenden, Entſchluß, nad Münden überzufledeln. In Münden fand er eine 
vergleichsweiſe freundliche Aufnahme; aber ion am 27. Sept. 1832 endete ein Schlagfluß 
das von vielem Misgeſchick heimgeſuchte Leben eine® ver evelften Menſchen, deſſen ganzes 
Streben unabläffig dahin gerichtet war, auch durch die Macht einer tiefern philoſophiſchen 
Wiſſenſchaft ven Menfhen wieder zur Erkenntniß und Ausbildung feined ganzen und vollen 
Menſchenthums zu leiten, in der Selbfterfenntniß zur Erfenntnif des lebendigen Gottes zu 
führen und für alles Menschliche die Berflärung und Vollendung in allem Göttlihen nachzu— 
weifen. 

Die hier darzuftellende Rechts-, Staats- und Gefellfchaftölehre K.'s hängt, wie in jedem 
durchgebildeten großen Syſtem, fo innig mit den allgemeinen philoſophiſchen Lehren zufammen, 
daß diefe hier in den Hauptpunften angedeutet werben müffen, um fo mehr, als bisjetzt eine zu= 
fammenhängende Darftellung dieſes Syſtems nicht vorliegt. U 

Das Syſtem zerfällt, nach einer vollfommenern, die frühern Einfeitigfeiten des bloßen Em= 
pirismus und ber rein apriorifchen Eonftruction vermeidenven Methode, in zmei Haupttbeile, 
in einen analytiſchen Theil, welcher mit der erften unmittelbaren Gewißheit des Ich beginnt, in 
forgfamer, von allen Hypotheſen freier Durchforſchung, zunächſt ded Gebiets der innern Er— 
fahrung, auffteigt und die nothwendige Verfnüpfung aller in ver Selbftbeobadhtung gewonne⸗ 
nen Erfenntniß zulegt in der Einheit ver Erfenntniß des Grundprincips Gottes nachweiſt, und 
in einen fonthetifchen Theil, welcher in foftematifcher Entwidelung des ®runbprincips die darin 
gefundenen allgemeinen Principien mit bem conereten erfahrungsmäßigen Inhalte des ana= 
lytiſchen Theils zu entſprechend richtiger Gonflruction verfnüpft. Im analytiſchen Theile wird 
die Rehre vom Weſen des Menfchen, wie e8 fi in weſentlicher und fubftantieller Erfaffung im 
Ich ausſpricht, und inöbeſondere die Lehre vom Geiſt und von ten hauptſächlichſten Gebieten der 
Erfenntniß entwicelt. Das Ih, die menfchliche Weienseinheit, unterſcheidet in ſich zwei Seine: 


1) Die Darftellung, welche ich zuerſt in dem, fat nur in den romanifchen Ländern befannt geworde⸗ 
nen, längft vergrifienen Cours de philosophie (2 Bve., Paris 1837) gegeben habe, iſt in den Haupt: 
punkten unvellftändig geblieben, und auch die bisjegt tiefer eingehende und gewifienhafte Darftellung 
von Erdmann in deſſen Geſchichte der Bhilofophie, Bd. II, 2, ©. 687— 677, ift nicht ohne bedeutende 
Lüden und Fehlgriffe . 
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gebiete, das geiftige und daß leibliche Sein und Leben, von denen ein jedes eine relative Selb— 
ftändigfeit zeigt, der äußerliche foffliche Leib jevoch in einem gefegmäßigen Zufammenhange 
mit dem Ganzen des Naturlebend erfcheint und ihm wieder verfällt, das Ich dagegen als felbft- 
bewußter Geift die freie Herrichaft im Leben zu üben hat. In der Weiendeinheit des Ich wird 
daher eine innere Dualität des Seins und Lebens erfannt. Sodann wird das Ih in feinen 
Grundeigenfhaften und Vermögen erforfcht, in der fo beftrittenen Lehre von den Vermögen 
ſowol die Orundeinheit ded ganzen Vermögens ald die innere Gliederung in den Denf= und 
Erfenntnifi=, Gefühld- und Willensvermögen nachgewieſen, von denen ein jedes eine unter: 
fchiedene aber ftetig bleibende Lebens und Thätigfeitbeziehung des Geiftes zu allem Sein und 
Leben, wie zu ſich felbft ausdrückt. Bei den Übergange des Vermögens zur Tätigkeit erſcheint 
die Zeit als die Form des Änderns zunächft im Innern des Ich, d. i. ald die Art und Weife, 
mie dad, was im Vermögen des Geiftes zugleich ift, bei der ſtets endlichen Thätigfeit in der 
Wirklichkeit nadheinander, eine Reihe bilvend, erfcheinen muß. Noch beftimmter und vollftän= 
diger wird aber die von Kant ausgeſprochene Wahrheit nachgewieſen, daß das Ih an fi, in 
feinen Bermögen und Anlagen über der Zeit ift, daß ed im Geifte ein vorzeitliches, wie ein vor= 
bewußtes Sein gibt, und daß, wie das Bewußtfein nur die Oberfläche des geiftigen Lebens be- 
leuchtet, auch die Zeit nur die verfnüpfende Form der ſtets wechſelnden Erfcheinungen ift. Wie 
aber alles ald Wirfung in die Zeit tritt, fo geht alles Gedachte, Gefühlte, Gemwollte, mit Ab— 
ftreifung der Zeit, als ein geiftiger Bildungsvorrath in das fachlich gegliederte Gedächtniß, in 
die Innerung zurüd, weshalb aud die Erinnerung zunächſt gar nicht durch die Zeitfolge, ſon— 
dern durch die fachlichen Gefege der Identität u. ſ. w. beftimmt iſt. Unter den drei Vermögen 
wird dad Denk- und Erkenntnißvermögen einer von Grund aus neuen Unterfuchung in ftrenger 
Durchforſchung der drei Stufen der Erfenntnif, der finnlidhen, der Verſtandes- und der Ver: 
nunfterfenntniß unterworfen. Mit befonderer Genauigkeit und Schärfe wird die Lehre von 
der finnlihen Erfenntnig — dem Scheidewege für die entgegengefegten Syſteme ver Philoſo— 
phie — (ſ. „Grundwahrheiten ver Wiſſenſchaft““, S.32— 70, und „Die Lehre vom Erfennen”, 
©. 263— 323) entmwidelt und in einer fharfen Zergliederung der Thatſachen, wie fie auch in 
den neuern, diefen Gegenftand wieder lebhafter erörternden Schriften nicht angetroffen wird, 
der Nachweis geführt, daß in ven Sinnen und ihren rein intenfiven Etregungen gar feine Bor: 
ftellung vonetwad Ertenjivem, Räumlihem und Körperlichem liegt, ein ertenfives Bild nur durch 
dad geiftige Bildungs = und Geftaltungsvermögen ver Phantafte, welche felbft auch eine innere 
finnlihe Raummeltift, aus den finnlihen Erregungen wiebererzeugt wird, die Zurückwerfung auf 
äußere Objecte und die Bildung der Borftellung einer Außenwelt nur durch Hülfe apriorifcher 
Begriffe, insbeſondere des Eaujalitätsbegriffs, geſchieht. Durch diefe Unterfuhung wird der 
Smfualismus auf feinem eigenen Felde gefhlagen, aus den Sinnen felbft vertrieben, der Geift 
in feinem überzeitlichen und überfinnlihen Sein und im urſprünglichen Befige apriorifcher 
Begriffe erkannt, melde die Vorbedingung aller Entwidelung und Erkenntniß in der zeitlichen 
und räumlichen Sinnenwelt find. In weiterer Unterfuhung wird dann die Lehre von den ver: 
ſchiedenen Arten und Stufen der Verftanded= und Vernunfterfenntniß und ein neues Syſtem 
der Grundbegriffe, Kategorien, entwidelt, welche zulegt, da fie alle auf ven höchſten Grundbe- 
griff des @inen unendlichen und unbedingten Wefens hinweifen, zur Stellung der Frage führen, 
ob ein folches in der Idee erfaßtes Wefen, Gott, auch in Wirklichkeit eriftirt, eine Frage, die in 
ſcharfer Beftimmung der Begriffe des Möglichen und Wirklichen, des Grundes und der Lirfache, 
durch die Erfenntniß des abfoluten Weſens als des fubftantiellen Wefengrundes aller Gründe und 
Urſachen gelöft wird. Mit der Erfenntnif Gottes ald dem Princip alles Seins und alles Wiffens 
beginnt der deductiv-ſynthetiſche Theil, welcher die Kehre von Gott, von der Welt und vom 
Berhältnig Gotted zu der Welt in ftrengfter durchaus neuer Entwidelung der Grundbegriffe, 
Kategorien enthält, deren Berftänpniß freilich im Anfange durch die Bildung entfprechender 
neuer, rein beutfcher Worte erſchwert wird. Mit Recht hebt aber Erbmann (,Geſchichte ver 
Philoſophie“, Bd. II, 2, S. 686 und 849) hervor, daß feit Wolf nur von Hegel und K. der 
Philofophie wieder eine Metaphyſik, ein Syſtem der Kategorien ald Prädicate und Formen des 
Seienden, gegeben und daher auch von dieſen beiden Denfern die wichtigfte Aufgabe der Philo— 
fophie, wenn auch in fehr verſchiedener Weife, gelöft worben fei. Bei K. geht allerdings aus 
diefer Entwidelung ein grundverſchiedenes Syſtem der Metaphyſik hervor, aus welchem hier nur 
einige, für die ganze Gott: und Weltauffaffung entſcheidende Grundlehren hervorzuheben ſind. 

In der Lehre von Bott hat K. zuerfl unter allen neuern Philofophen, wie man e8 jegt 
auszudrüden pflegt, die Immmanenz Gottes in der Welt, die Wurzel und zugleich die relativ 
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wichtigfte Wahrheit des Bantheidmus, mit der Transſcendenz, d.i. dem Sein Gottes, nicht außer, 
aber über der Welt, zu vermitteln unternommen. Wenn in der legtern Zeit feiner Specu- 
lation Schelling die Aufgabe dahin beftimmte, daß Gott ald „das prius von Natur und Geiſt“, 
als das „Überfeiende, das fich nicht in ven Weltproceß verliere” zu faflen fei, fo bat K. diefe 
Forderung ſchon „in der Sittenlehre“ (1811) erfannt und theilmeife erfüllt und ein Syſtem 
der Philofophie 1828, in ftrengfler metaphvſiſcher Entwidelung begründet, in welden die 
MWefeneinheit Gottes in ihrem Unterſchiede von ber Vielheit in der Welt als ein Üiberjeienves, 
Gott ald ein überweltlihes Weſen erfannt wird, welches aber, in ähnlicher Weife wie im Orga: 
nismus dad Ganze obwol vor und über den heilen doch zugleich alles enthält und beſtimmt, auch 
alles Sein und Leben der Welt in fi begreift. Nach diefer Lehre, welche K. ald „Alled-in-Bott: 
Lehre oder Pan-en-theismus“ bezeichnete, wird Gott ald Ur- und Überwejen aud in feinem 
jelbftheitlihen Fürfichfein über ver Welt und allen Weſen, in Urbewußtfein, Urliebe und urbe- 
flimmenden Willen als die Eine unendlihe unbedingte Verfünlichkeit erfannt, welche nicht als 
der Abſchluß des Proceſſes der Weltentwidelung ericheint, jondern der hoͤchſte Grund ift, das 
der menſchliche Geift felbft durch die göttliche Kraft der Vernunft ſich jelbft und Gott ver: 
nehmen, Selbftbewußtjein und Gottesbewußtiein haben kann. In der Lehre von der Welt zeigt 
ih K.s Syſtem dadurch eigenthümlich, daß einerfeits die Welt zugleich in ihrer Ewigkeit und 
ald eine in der unendlichen Zeit ftetig von Gott in höchſter Weisheit vollzogene Schöpfung er: 
fannt, andererfeitd in der Welt zwei höchſte Seins und Lebendgebiete, Natur und Geift nicht 
als bloße Eriheinungsweifen (modi) oder Entwidelungsftufen der Gottheit, ſondern als re— 
lativ jelbftändige, aber durch die höhere göttliche Wefendeinheit verknüpfte uud durch ähnliche 
Grundgefege beherrfchte Weſen (Subftanzen) begriffen werden. In ver Welt durchdringen 
ih Geift und Natur in verfhiedenen Arten und Stufen ded Seind und Lebens, welde 
bei den beſondern organiſchen Wefen ſich in den drei Hauptflufen: des durch ein einheitlich— 
feelifches Princip der innern Empfindung beflimmten Pflanzenreichs, des zur Reflerion fi er: 
hebenden Thierreih8 und des dur den Einſchlag ver höhern Kraft ver Vernunft beftimmten 
Menſchenreichs offenbaren. Der Menſch gehört, auch blos von der Naturfeite betrachtet, 
nicht mehr zum Thierreih, va die menihlihe Organifation, obwol durd feine Einzelheit von 
der thieriſchen unterihieden, nach einem andern Bauplan, nad dem Grundtypus des harmo- 
niſchen Gleichgewichts aller Theile und Functionen beftimmt ift. Der menjhlige Organismus 
fann fi daher ebenſo wenig aus einem thierifchen entwickelt Haben wie aus der thierifchen Seele 
der menſchliche Geift ſich fortgebilvet hat, welcher dur die göttliche Grundkraft der Bernunft 
befähigt ift, in der hoͤchſten Einheit die Harmonie alles Daſeins zu begreifen und das ganze 
menſchliche Leben zu einem harmoniſchen Ganzen, zu einem göttlich-menſchlichen Reiche * 
Guten zu geſtalten. 

Die Lehre vom Menſchen und der Menſchheit bildet den praktiſchen Schwerpunkt in * 
Syſtem. War das Schelling'ſche Syſtem vorwaltend Naturphiloſophie, das Hegel'ſche ſpecu— 
lative Lehre vom Geiſte, jo hat K., hierin wol auch die dem Staats- und Geſellſchaftsleben zu⸗ 
gewandte Fichte ſche Richtung fortführend, die Lehre von der Menſchheit und insbeſondere die 
Rechts-, Staats- und Geſellſchaftslehre fortgebildet, welche jetzt den Grundzügen nad darzu⸗ 
legenift. Bor allem ift aber Hierbei hervorzuheben, daß K., ebenio wie er in der Bhilojopbie 
überhaupt die analytifche und die ſynthetiſch-deductive Methode gleihmäßig anwendet, und 
ſodann miteinander verfnüpft, auch für alle praktiſchen Wiſſenſchaften drei Theile ausbildet, 
einen rein philofophifchen, welcher die höchſten urbilplichen Lebensprincipien entwidelt, einen 
biftorifhen, welcher die allmähliche Geſtaltung derſelben in der Geſchichte verfolgt, und einen 
philoſophiſch⸗hiſtoriſchen, welcher im allgemeinen als Geſchichtsphiloſophie vie allgemeinen 
Entwickelungsgeſetze aufſtellt, die bisjet vollzogene Bildung nad den Ideen würdigt und Die 
nächſten möglichen Fortſchritte bezeichnet. In der Rechts-, Staats- und Geſellſchaftslehre 
insbeſondere erſcheint dieſer dritte Theil als Politik, welche, Idee und Erfahrung vermittelnd, 
für das geſellſchaftliche Leben die Fortbildungs-Wiſſenſchaft und -Kunſt iſt. Hier kann nur die 
allgemeine philoſophiſche Geſellſchafts⸗, Rechts- und Staatölehre dargelegt werden. 

Die Menſchheit, melde ald Glied eines höhern Weltgangen auf dieſer Erde eine niedere 
Lebensſtufe darftellt, hat gleihmwol die Beſtimmung, auch hier ihr Leben in eigenthümlicher 
Würde und Schönheit durch Harmonifche Ausbildung in allen Theilen, in ven Berjonen und 
Berhältniffen und für alle durch das Wefen des Menfchen gegebenen Lebenszwecke, in immer 
vollfommener geſellſchaftlicher Organifation, zu geftalten. In ihrer iveellen Totalität, welche 
ih auch in der Geſchichte ftufenweife und allmählich darbildet, ſtellt fih die Menfchheit in 
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einer doppelten innern, alljeitig ineinander greifenden Gliederung mit entſprechenden be- 
fondern Kreifen dar, von denen die einen ganz menſchliche oder vollftändige, durch natür— 
lihe und geiftige Lebendverhältniffe zugleich gegründete Kreife, die andern durch beſon— 
dere geiflige Zwei: und Bildungsverhältniffe beftimmt find, die erftern aber die zuſam— 
menfaflenden Grund- und Stammfreife für die andern werden. Die erfte Gliederung 
ftellt ih dar in den abgeftuften, auch im bisherigen geſchichtlichen Fortſchritt großentheils 
ſchon gebildeten Kreifen der Einzelperfönlichfeit, des Ehethums und der Familie, der Orts— 
genoflenfhaft, der Gemeinde, der Stammesgenoſſenſchaft, des Stämmevereind oder Volks, 
des Voͤlkervereins eined Haupterblandes und der ganzen Menfchheit. Den Grunpftod bildet 
der durch ein ewiges, göttliches Individualprincip beftimmte Einzelmenſch, welder über alle 
endliche zeitliche und gejellfhaftlidhe Verhältniſſe, wie fie auf Erden gefnüpft werben, bins 
audragt, daher aud der Endzweck, der innerfte Mittelpunft und Lebensherd, ſowie vie erfte 
Triebfraft aller Bildung und Umgefaltung if. Bon nächſter Wichtigkeit it das Eherhum, 
die innigfte ganz menschliche, zwei geſchlechtlich unterfchiedene Berfonen zu einer höhern Perſoön⸗ 
lichkeit verfnüpfende Lebensgemeinſchaft, welche zur Familie ſich erweiternd, durch die Art, wie 
fie fi ordnet und regelt, mehr oder weniger Vorbild für die Negelung der andern gejelligen 
Kreije wird. Der Bamilienverein firirt fi ald Ortogemeinſchaft oder Gemeinde; der Verein 
verwandter Gemeinden bildet den Stamm in verfdiedenen Örtlihen Abtheilungen, der Verein 
von Stänmen dad Bolf, welches jegt Die vorwaltende Lebensftufe ift; aber die ſtets inniger ſich 
geftaltenden Beziehungen unter den Völkern, die fortſchreitende Gefittung und bie tiefern Bes 
dürfniffe der friedlichen Regelung aller Wechfelverhältniffe wird aud die höhern Formen der 
Bölkerföderation eined Haupterblandes, 3. B. Europas, hervorrufen, und das jegt ſchon alle 
Bölfer umfaflende Völkerrecht wird auch ſchließlich die legte Form der Bereinigung zur Erhals 
tung des ‚ewigen Friedens‘ finden laffen. Ein Grundcharafter aller diefer natürlich-ittlichen 
Grundperfonen oder Stammkreiſe, im Unterfchiede von den Bildungs: und Beruföfreijen liegt 
darin, daß ein jeder ver Stammfreife alle menſchlichen Bildungszwecke zugleich befaßt und er= 
ftreben fol. So iſt ver Einzelmenſch zugleich ein religiöfes, fittliched, der Wiſſenſchaft und 
Kunft bevürftiges, ein erwerbendes, rechtliches und ftaatliches Wefen. So ift die Familie, wie 
bemerkt, eine im Gegenfage und der Ergänzung der Geſchlechter wurzelnde Gemeinſchaft für 
alle menſchlichen Lebens zwecke; fo ift auch die Gemeinde fein blod rechtlich: politifher Verband, je 
ift ebenfo eine religiös⸗kirchliche, Schul: und Wirthſchaftsgemeinde; bei dem Volke ift es beſon⸗ 
ders wichtig, hervorzuheben, daß ed zwar, nach der Naturjeite durch Abftammung und Sprade, 
ſowie durch die wichtigen Territorialverhältniffe, aber nicht minder in geiftiger Hinficht durch 
Religions, Sitten=, Wiflenfhaft:, Kunft- und Wirthidaftsverhältnifle beſtimmt wird 
und daß nur nad) der Totalität aller natürlihen und geiftigen Xebensverhältniffe eine richtige 
rechtlich: Raatlihe Negelung zu vollziehen if. Das Entſtehen ver über das Volk hinaus: 
gehenden Verbände ift durch eine größere Oleichartigkeit der geiftigen, fittlihen, wirthſchaftlichen 
und rechtlich⸗politiſchen Berhältniffe bedingt, wird aber auch von einer folden größern Ausglei— 
hung den politifhen Abſchluß bilden. Diefe Stamm: oder Berfönlichkeitöfreife find bie na= 
türli:ethifhen, alle befondern werfthätigen Bildungskreiſe zu einer Höhern Einheit und aus: 
gleichenden Totalität zufammenfaflenden Mittelpunfte. 

Die zweite Art der Gliederung, der Organismus der Bildungs= oder Beruföfreije, be: 
ſtimmt fih nad) den vernünftigen Lebenszwecken, welche der Menſch im Einzelleben wie in ges 
felliger Bereinigung erftreben joll. Diefe Zwecke find zuhöchſt der eine und ganze Menid: 
heitszweck, und darin, als befondere Hauptzwede, die Religion, die Wiſſenſchaft, die jhöne 
Kunft, die nüglihe Kunft in den Wirthichaftögebieten, Unterricht und Erziehung, die Sitt: 
lichkeit und das Net. Der Menſchheitszweck ift auch in feiner Einheit und Ganzheit zu er⸗ 
ftreben und wie das Ganze überhaupt vor und über den Theilen ift, fo ift er auch von den be> 
fondern Hauptzweden zu unterfcheiden. Diefer eine und ganze Menſchheitszweck ftellt ven 
Menfchen vie Aufgabe,. ih in allem Reinmenſchlichen zu bilden, den Sinn und bie Liebe für 
alles Göttlih-Menfchliche zu pflegen und in allen Sonderbeftrebungen und bei der Bertheilung 
der Menſchen nach den befondern Berufsfreifen das allgemein:menfhliheBand im Bewußtſein 
und Gefühl der goͤttlich⸗ menſchlichen Einheit und Gemeinfamfeit zu erhalten und daher in einen 
allgemeinsmenfchheitlichen Verein (Menjhheitbund) zur gemeinfamen Pflege und Berhätigung 
diefer Gefinnung und Liebe fi) zu verbinden. Die befondern Hauptzwecke wurzeln in der 
Ausbildung der befondern Verhältniffe, in welche ver Menſch durch jeine geiftigen Vermögen 

Staats⸗Lexifon. IX, 21 


822 Keaufe 
mit allem Sein und Leben tritt. Bei diefen Zwecken ift aber ein boppelter Geſichtspunkt ſeſtzu⸗ 
halten, einerfeitö daß ein jever Zweck durch eine befondere Art der Berhältniffe beſtimmt wirb und 
im geſellſchaftlichen Leben auch eine relativ = jelbftändige Organifation verlangt, und anderer: 
ſeits, daß eim jeder Zweck mit allen andern in organijcher Beziehung fteht, aus dem Mittel: 
punft jeined Prineips wie in einer Ausftrahlung nad allen Seiten und Richtungen alle andern 
Zwecke belebt und unterftügt und daß daher in der gefellihaftlihen Organifation auch dieſe 
organischen Beziehungen zu regeln jind. So ift unter dem befondern Hauptzwecken bie Religion 
die, nicht blos in das Bewußtſein oder Gefühl oder ven Willen, fondern in dad ganze Gemüt 
aufgenommeneLebendverbindung mit der unendlichen Berjönlichfeit Gottes, und ſoll zugleich er- 
hebend, fräftigend, heiligend das ganze Leben in Wiſſenſchaft und Kunft, in der wirthſchaftlichen 
Arbeit, in Sittlihkeit und im Nechte durchdringen; in der gefellichaftlihen Organiſation bildet 
jedoch der Neligiondverein, die Kirche, nur einen bejondern Organigmus und darf fich nicht ala 
die alles beherrjchende Macht und Ordnung betrachten ſich einen ſpecifiſch-göttlichen Charakter 
beilegen, weil die ganze menſchliche Lebensordnung in allen Gebieten, nad lirfprung und Ziel, 
eine göttliche ift; wie es aud, im Öegenfage zum Mittelalter, ver Orundjag der neuern Zeit ift, 
den Staat ald eine gleich unmittelbare göttlihe Orbnung zu begreifen. Ebenſo joll die Sitt: 
lichfeit, weldhe in der Neinheit ver Motive wurzelt und, wegen der wejentlihen Beziehung alles 
Guten zu dem Abjoluten, Gott, das Bollbringen des Guten rein um ded Guten willen forbert, 
alles Leben an der Wurzel der Triebfedern reinigen und kräftigen und auch eine bejondere ge: 
jfellihaftlihe Aufgabe bilden. Die fernern Zwecke find: die Wiffenihaft, als die Aneignung 
alles Seins und Lebens durch entiprechende wahre allgemeine Begriffe und Ideen; die Kunft 
als die, im Gegenfage zur generalijirenden Wiflenfhaft, individualiſirende Geftaltung des gei: 

fligen und natürlichen Lebens, einerſeits ald ſchöne Kunft in der harmonischen Form des Schö- 
nen, welches aud) alle Seelenfräfte harmoniſch erregt und erhebt, andererjeitd ald nügliche Kunſt 
für nützliche Zwecke des Lebens, befonders in ben wirthſchaftlichen Gebieten; endlich die Ver— 
bindung von Wilfenihaft und Kunft, welche ſich in allen Gebieten, aminnigften in der Erziehung 
oder Menihenbildung, vollzieht, Alle dieſe Lebenszwecke ergreifen von irgendeiner Seite das 
ganze Leben und müſſen im gefellichaftlihen Leben durch bejondere Anftalten gepflegt twerben. 
Zu diefen Lebens zwecken gejellt ſich aber, alle Gebiete zu einer gemeinfamen freien Lebensord⸗ 
nung äußerlich abjchließend, das Recht, welches die Aufgabe ver Regelung fowol’in und unter 
den Stammfreifen wie in und unter ven Bildungskreiſen zu vollziehen und beide Kreife jelbit 
organisch in der Art zu verfnüpfen hat, daß jeder Stammkreis einen natürlich-ethiſchen Mittel- 
und Ausgleihungspunft für alle Bildungsfreife begründet. Für das Recht organifict ſich der 
Staat, welcher zwar, von der Seite des Rechts, das ganze menſchliche und gejellfihaftliche Leben 
ergreift, aber gleihmwol aud nur ein Theilorganidmud der gefammten menjäheitlichen Orga: 
nifation ift. In der geichichtlichen Entwidelung. haben ſich für die beiden Zwecke der Religion 
und bed Rechts, wodurch das menſchliche Leben an feinen Endpunkten, gewiffermaßen an den 
beiden Polen erfaßt, einerfeits in feiner Beziehung zum unbedingten Weſen, Gott, begriffen 
und andererfeitd nad) den wichtigften Bedingungen des Zufammenlebens in der Geſellſchaft ge: 
regelt wird, in bisjegt vorherrfhender Weiſe zwei Orbnungen, bie religidje und ſtaatliche, aus: 
gebildet, welche im Alterthum mehr oder weniger ſich verſchmolzen, bei den Orientalen unter 
Vorherrſchaft der religiöien, bei den Griehen und Nömern unter Vorherrſchaft der ſtaatlichen 
Dronung, feit vem Chriſtenthum jich jonderten, im Mittelalter jedoch die Kirche, in ber neuern 
Zeit öfter in ähnlicher Weife der Staat nad) der Oberhoheit ftrebte, während es die wahre Auf- 
gabe ift, beide Ordnungen in ihrer relativen Selbftändigkeit zu erfennen und in ihren Wechſel⸗ 
beziehungen zu regeln. Aber nicht minder ift es ald das Ziel der Bewegung der ganzen menjcdh- 
lichen Geſellſchaft zu erkennen, daß auch die übrigen geſellſchaftlichen Bildungsfreife der Willen: 
ſchaft, der jhönen Kunft, des Unterrichts und der wirthſchaftlichen Gebiete, welde ſich biöher 
unter zum Theil berechtigter Vormundſchaft, früher der Kirche jegt des Staat, entwickelt haben, 
bei weiterer Erftarfung ihre relative Selbftändigfeit und ſelbſtändige Organifation erhalten 
(mie jet die wirthichaftlichen Kreife in rafher Entwidelung fi immermehr in größern Mittel: 
punften organifiren), in ber Epoche der Reife aber. dad ganze gejellichaftliche Leben einen. aud 
nach allen befondern Hauptzwecken in befondern Berufsitänden und Genoſſenſchaften organifir- 
ten Geſellſchaftsorganismus darftellen joll, von welden die Rechtsordnung, der Staat, bie 
alle Wechfelverhältniffe regelnde, äußerlich abſchließende und durch äußere Macht ſchützende 
Ordnung ift. Die Lehre von Recht und Staat ift jegt etwas näher darzulegen. 

Das Net ergibt fih mit Nothwendigkeit ald das in der göttlihen Welt: und Lebendori 
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nung durch die Schöpfung endlicher freier Vernunftweſen geſetzte Princip der organifh:harmo- 
nischen Regelung aller durdy die Freiheit für bie Verwirklichung aller Vernunftzwecke in ver Ge— 
fammtorbnung beſtimmter Wechfelverhältniffe. Wenn in der göttlichen Weſens- und Lebens: 
ordnung die Natur diejenige Ordnung ift, melde aud) in ber unendlichen, alles ftetig zu einem 
Ganzen verfrüpfenden, Form des Raumes alle Gebiete, Theile, Glieder in ihrer relativen 
Selbftändigfeit unter fi und in nothiwendigem Zufammenhange mit allen Arten des höbern 
Ganzen, alles Sonderleben nad dem Princip oder Typus eines Geſammtlebens organifc bil: 
det und geftaltet; fo iſt unterſchieden von der Naturordnung die geiftige Ordnung durch dad 
Vorwalten des Princips der Freiheit beftimmt; aber was in der Natur mit Nothwendigkeit 
gegeben kit, wird eine Aufgabe für ven Geift; die Naturordnung wird ein Gegenbild und zum 
Theil ein Borbild für alle geiftige Orpnung, für einen freien Lebendorganidmud, in welchem 
alle Ordnung von ber Freiheit der lieder durchdrungen und getragen werden foll. Dieſe geiftig 
freie Lebensordnung wird aber nur ermöglicht Durch das Recht als das freie organische Band und 
als das Princip, welches überall zur Anwendung fommt, wo freier Wille, jei es im Einzelleben 
oder in der Gemeinſchaft und dem freien Verkehr, Werhielverhältniffe nacy einem Vernunftzwecke 
oronend zufammenzufaffen und zu beftimmen hat. Die für eine Willensrhäigfeit gefegten Wedh- 
ſelbeſtimmungen jind aber Bedingungen in ber allgemeinften rechtlichen Bedeutung; fie drüden 
die allfeitigen Beziehungen eines Gegenflandes zu allen andern aus, von denen er im Organis— 
mus des Lebens jeitend eines praftiihen Willens abhängig iſt. Durch die Kenntniß diefer all: - 
feitigen praftifchen Beziehungen oder Bedingungen, gewiſſermaßen biefed organischen Nerven: 
compieruß, wird die Rechtsfunction begriffen. Die Bedingungen bilden daher ven ſperifiſchen ob⸗ 
jectiven Gehalt des Rechts, welches dad durch den freien Lebensorganismus beſtimmte ‚organische 
Ganze der von dem Willen abhängigen Bedingungen der Erreihung ded organischen Ganzen der 
Bernumftbeftimmung des Einzelnen und der Gemeinſchaft“ ift. Dieſes Princip ned Rechts hat 
“ einen von allen andern vorhin bezeichneten praftifchen Brincipien unterſchiedenen fpecifiihen 
Charakter, ſteht in einem relativen und zugleich ergänzenden Gegenſatze zur Sittlidfeit, indem, 
während biefe in den innern fubjertiven Motiven des Handelns die Unbedingtheit ded Guten zur 
Geltung bringt, das Recht das ganze Güterleben des Menſchen, worauf fid) die befondern Ber: 
nunftzwecke beziehen, mach den objectiven Wechfelbeftimmungen in der Bedingtheit aller Theile, 
alter Bildungs: und Perſönlichkeitskreiſe und Verhältniffe regelt. Das Recht ift daher über: 
haupt das formelle Organifationsprincip , welches in feiner formellen Regelung und Beſtim— 
mung fi nad den ſachlichen Gefegen und der Zweckbeſtimmung ver Verhältniſſe zu richten bat. 
Da aber das Recht überallerfcheint, wo ein Vernunftwille das Leben für die Bernunftbeftimmung 
regelt, fo übt zuhoͤchſt die Gottheit als die nah ihren Wefendgefegen frei waltende unendliche 
Perſonlichkeit das Recht in aller freien Lebendoronung aus, indem fie bei der relativen Freiheit 
der endlichen Bernumftwefen viele und auch große Abweichungen zuläßt, aber einerfeitd der freien 
Bewegung Schranken zieht zur Aufrechthaltung der Gefammtorbnung, andererjeitd auch allem 
Leben die höchſten fördernden Beringungen durch allweife Leitung und Führung gewährt, und 
Die Folgen der Abirrung durch die, allein zum Zweck der Bellerung, verhängte Strafe wieder auf: 
hebt. Wie die göttliche Gerechtigkeit, jo foll auch das menſchliche Recht in drei unterſchiedenen Rich⸗ 
tungen geübt werben: ald ein Princip der eigenen Regelung ded Selbitlebeng, in welchen jede phy⸗ 
ſiſche oder moralifche Berfönlichkeit felbftändig für ihre Lebenszwecke die Bedingungen herftellt und 
ordnet (Brineip des rechtlichen Selbſt- und Fürfihhandelns), ald ein Princip der Regelung der 
Bedingungen ver gegenfeitigen Befchränfung des Freiheitsgebrauchs (Princip der Goeriftenz), 
und ald ein Princip der Regelung ver Bedingungen der nah dem Weſen und den Stufen der 
menfchlichen Gemeinfhaft (Bamilte, Gemeinde und allgemeine menſchliche Geſellſchaft) be— 
flimmten und georbneten gegenfeitigen Förderung und Unterſtützung (Vrincip der Afiftenz). 
Bon diejen Functionen des Rechts wird in der jegigen Rechtswiſſenſchaft die zweite Function 
oft, in gänzlicher theoretifcher Verkennung der unabweislichen Forderungen des Lebens, als bie 
eigentliche und ausfchließliche Function des Rechts angefehen; aber ſowie in dem unendlichen 
Leben ver Gottheit alles Recht zuhöchſt ein inneres ift, fo bat auch jede endliche Verfönlichkeit 
für ihren eigenen Lebenskreis ein inneres Recht, welches fie im freier Selbftbeflimmung, ſich 
ſelbſt Helfend und in Selbftregelung ihrer nur fie betreffenden Berhältniffe ausübt und welches jie 
auch dur Unrechthandeln gegen ſich ſelbſt verlegen fann, wenn fie die Bedingungen des Da: 
fein (3. B. beim Selbftmorbe , der nicht blos eine Unfittlichfeit, fondern auch ein Unrecht eines 
Menſchen gegen ſich ſelbſt ift) oder ver Entwidelung aufhebt. Nicht minder iſt die Negelung 
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der Bedingungen ber gegenfeitigen Foͤrderung eine wefentliche Function bed Recht, welche, auch 
über ven Familienkreis hinaus, bei dem Fortfchritte der allgemeinen bürgerlichen Geſellſchaft 
und der innigen Berührung ihrer Glieder in verſchiedenen Richtungen des nothwendigen und 
freien Handelns für andere dur ein praftifches Bedürfniß im wirflichen Leben fi ſtets Gel⸗ 
tung verſchafft und bei der mweitern Ausbildung des fittlichen Pflichtgefühls und Gemeinfinns 
in freier und frei übereinftimmender (vertragsmäßiger) Weiſe in noch höherm Maße in ber 
Geſellſchaft geübt werden wird. Diefe wichtige Bunction des Rechts wird nur durch ſolche ein- 
feitige Theorien verfannt, welche den Menſchen ſtets nur in feiner Ifolirung und die Selbſtſucht 
als das eigentlich leitende Princip des Rechts auffaffen und dabei die nothwendigſten Verhält: 
niffe und Bedingungen ver Gemeinſchaft, ohne deren Regelung ein menſchliches Leben überhaupt 
nicht denkbar ift, gänzlich überfehen. Bon Wichtigkeit ift aber, daß in allem Leben ber Ge— 
meinfhaft die Perfönlichkeit die Grunvlage, die Duelle und das eigentliche Ziel der Bildung 
bleibe und daß ihr durch das Recht auch die Bedingungen bed Fürfichjelbftjeins, Fürſichhabens 
(Eigenthum) und Selbfihandelns arierfannt und gewährleiftet werben. — Diefe Rechtstheorie 
K.’8 vereinigt durch die Vollftändigfeit des Princips in ungeſuchter Weife die wefentlihen 
Wahrheiten der vornehmften Theorien des Altertfums und der neuern Zeit. Mit Plato 
wird aud) ein innered Recht für die Harmonische Negelung des Eigenlebens jeder Perjönlichkeit 
erkannt, jedoch ſcharf beftimmt und von dem äußern Rechte, welches auch äußerm Urtheile und 
Berichte unterliegt, firenger unterfchieden. Mit Leibniz wird ber Zwed des Rechts in das 
Wohl, die Vervollfommnung ded Menjhen und der menfhlichen Gefellfhaft geſetzt (eine 
Lehre, welche zu ihrer Zeit bei ver Verbreitung dur ganz Europa fo wefentlih auf die Ver: 
beflerung ver gefellihaftlihen Zuftände eingewirkt hat), aber der zu unbeftinnmte, nebelhafte, 
fo leicht einer Misdeutung fähige Begriff des Wohle wird in eine ausgebildete Lehre von ben 
menſchlich⸗geſellſchaftlichen Gütern als den Lebens: und Wohlszwecken aufgelöft und die wichtige 
rechtliche Forderung geftellt, vaß alles Wohl und alle Wohldzwede in ven Formen des Rechts zu 
verwirklichen ſind. Mit Kant wird der eigentliche Charakter des Rechts durch den Begriff der 
Bedingung in feiner allgemeinen Bebeutung beftimmt, aber dem Rechte vie Aufgabe geftellt, 
nit nur die Bedingungen der Eoeriftenz abftracter Freiheiten, fondern alles freien felbftän- 
digen und gemeinihaftlihen, Neben= und Büreinanberfeins und Handelns in Bezug auf 
alle vernünftigen Lebens⸗ und Güterzwecke zu regeln, welche ven eigentlichen Stoff oder Ge: 
halt für die formalen Beftinnmungen ded Reis bilden. Ebenfo wird im Gegenfage zu Kant, 
welder zwar zuerſt richtig und ſcharf das Rechtsprincip ald ein Formprincip erfannte, aber 
den großen Midgriff beging, von dem Gehalte ganz abzufehen, von K. vor allem der Gehalt 
als das Beftimmende der Korn, der fachliche Zweck, die innere Beftimmung eined Lebend= und _ 
Büterverhältniffes ald dad Maßgebende für die formellen Rechtsbeſtimmungen bezeichnet und, 
für die Wiffenfhaft und Praris die Aufgabe geftellt, ven Bauplan des Rechts nicht in ihm” 
ſelbſt zu ſuchen und nad abftrasten Formen zu conftruiren, fondern nach dem Wefen und der 
innern Beflimmung ber Lebens: und Güterverhältniffe zu entwerfen, dieje vor allem forgfam 
an fih und in der Macht der Wechfeleinflüffe zu erforfchen, weil, wenn die rechtliche formelle 
Regelung ihnen nicht entfprechend ift, die fahlihe Macht und innere Triebkraft der Verhältniſſe 
die von dem unverfländigen oder trogigen Willen feftgehaltenen Rechtsformen, in Erſchütte— 
rung ber rechtlich-ſittlichen Ordnung, durchbrechen würde. Daher bildet auch dieſe Rechtstheorie 
den entſchiedenen Gegenfaß zu der ganz fubjectiven Auffaffung mancher Rechtslehrer, melde, 
anftatt das Recht zuhoͤchſt ala ein objectives Princtp der Orbnung der Lebendverhältniffe zu 
erkennen, nur als fubjective Willensmacht, und dad Rechtliche in allen Verhältniffen des 
Privat und Öffentlichen Lebens nur ald Macht- und Herrfhaftöverhältniffe begreifen. Aber 
der Wille foll, in ven Befugniffen und Verbindlichkeiten, nur dad Organ des Rechts und der 
freie Träger der Rechtsordnung für die Herrſchaft bes Rechts fein, deſſen Beftimmungen für 
den Willen aus der innern Beflimmung der Rebensverhältniffe zu entnehmen find. Wie fpäter 
Stahl in ähnlicher Weile, fo hat K. dem Recht die Aufgabe geftellt, die rechtlichen Beftim- 
mungen nad ber innern Beſtimmung der Verhältniffe, d. i. nach dem jedem Lebensverhältnifie 
zu Grunde liegenden vernünftigen Zwede zu treffen. Aber au das gefchichtlihe Moment, 
welches von der hiftorifhen Schule zur Anerkennung gebracht wurbe, nimmt K.'s Theorie, 
welche alles Recht mit den Lebensverhältniffen fih entwideln und fortbilden läßt, als ein we: 
fentlihes Moment in fi auf; fie hält fih aber fern von der Einfeitigkeit ver hiſtoriſchen Schule, 
welche gar fein ivenled Bernunftrecht anerkennen will, fie zeigt vielmehr, daß ſowie überhaupt 
alles Leben, obwol in ſtetigem Fluſſe, fih nad einem bleibenden Grundtypus und durch un 
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änberliche Grundgeiege geftaltet, fo aud aus dem unänderlihen Grundweſen und den Grund- 
gefegen des menschlichen Weſens und Lebens, allgemeine Menſchen-, Volks- und Völkerrechte 
entjpringen, welche zwar nur allmählich nach beftimmten Entwidelungsgefegen zur Geltung 
fommen und durd mannichfache Abirrungen bed Völferlebens lange Zeit unterbrücdt werben 
können, aber von der Wiffenfchaft unabläffig als die idealen Anforderungen an das Leben zu 
ftellen find, welches fi auch insbefondere in den legten Jahrhunderten nur durch dieſe idealen 
Triebfräfte vervollfommnet hat. Hierbei macht aber K.'s Theorie zugleich die von den frühern 
rechtsphiloſophiſchen Lehren vielfach verfannte Forderung geltend, daß alles Recht auch in den 
Formen ded Rechts zur wirflihen Geltung fommen, dadurch eine Rechtsſatzung, pofitiv werben 
muß, die ivealen Rechte daher nicht ald foldhe unmittelbare Geltung beanspruchen können, fon= 
dern nur Forderungen für die pofitive Rechtsbildung find, melde in ven allgemeinen gefell: 
ſchaftlichen Formen der Gewohnheit, des Gefeged und der befondern Form des Vertrags vor 
fi gehen muß. Es wird daher auch ald eine ebenfo rechtliche wie fittliche Pflicht erfannt, alle 
Fortbildung des ſachlichen (materiellen) Rechts auch in diefen Formen zu vollziehen, ald einer 
Bürgfhaft für die Kontinuität in der Bildung der fittlichen und rechtlichen ——— und 
als einer Schranke gegen jede Einzelwillkür. — Die Eintheilung des Rechts beſtimmt ſich nach 
den Hauptbeſtandtheilen jedes Rechtsverhältniſſes, welches ſtets eine durch eine bedingende 
Thatſache beſtimmte Beziehung von Perſon zu Perſon in Bezug auf einen Gegenſtand (Sache 
oder Handlung) für einen vernünftigen Lebenszweck iſt. Als erſter Haupttheil wird demnach 
behandelt die (in andern Theorien ganz fehlende) Lehre vom Organismus der in der menſch— 
lichen Beflimmung enthaltenen -befondern Hauptzwede, ald der wefentlihen Güter, für deren 
Erfirebung dad Recht die Bedingungen entwidelt; der zweite Haupttheil befaßt das Perfonen: 
reiht und zwar einerſeits der natürlich: fittlichen Perfönlichkeitöfreife (des Einzelmenſchen, der 
Bamilie, ver Gemeinde, des Volks, der Völker und der Menſchheit), und andererfeitd der durch 
befondere Zwede beftimmten werfthätigen Gefellfchaften für religiöfe, fittliche, Wiſſenſchafts-, 
Kunft=, Unterrichts- und wirtbfchaftliche Zwecke; der dritte Theil befaßt das Sachenrecht im 
allgemeinen Sinne (Sachen im engern Sinne und Handlungen, infofern fie Bedingun— 
gen für erlaubte Zmede find); der vierte (aber von K. im Abriffe von 1828 nur angedeutete) 
Theil handelt von den Beziehungen unter allen Beftandtheilen des Rechtsverhältniſſes, ind- 
befondere von den bedingenden Thatſachen als Entſtehungsurſachen der Rechte und Verbind: 
lichkeiten (Obligationenrecht). Nach einem andern Gefihtöpunfte beftimmt fich die allerdings 
wichtige, aber doch nur formelle Eintheilung in Privatrecht und Öffentliches Recht, nämlidy nad) 
dem Borwalten des Sonderlebend und ber Sonderzwecke und nad) dem Leben und Zwede der 
Gemeinſchaft, indem das Privatrecht dad Ganze der normirten Bedingungen ift, nad melden 
„Jeder befondere Lebenokreis, fei ed des Einzelnen, der Bamilie, ver Gemeinde oder die befondern 
werkthätigen Bildungskreiſe durch ſich ſelbſt und für ihre Sonderzwecke ihre Lebensverhältniffe 
frei regeln können ; das Öffentliche Recht dagegen das Ganze der Normen, nad welchen alle or⸗ 
ganiſchen Wechſelverhältniſſe aller Kebendkreife ver gejellihaftlihen Ort ug für das Leben 
und die Zwede der Gemeinfhaft in einer für die Freiheit aller bindenden Norın geregelt 
werben. Was jegt erft von wenigen erfannt wird, daß nämlich Privat = und öffentlihe® Recht 
gar nicht abftract nach Perfonen over Sachen, fondern nur nad) der bezeichneten Unterfheidung 
zu machen find, und daß alle Lebenskreiſe, felbft die Eingelperfönlickeit, eine doppelte Seite, 
eine privatrechtliche und Öffentlich = rechtliche Haben und nach verfelben zu betrachten find, ergibt 
fih aus Ke's organifcher Rechtslehre als eine natürliche Gonfequenz. 
Das Recht ift die erzeugende Kraft ded Staatd, weil alle Lebensideen bie Trieb =: und Bil: 
dungsfräfte für die Geftaltung durch befondere Bunctionen und Organe werben und Fein Leben 
ohne bie mwefentlihen Lebendbebingungen denkbar iſt. Staat iſt aber überhaupt georpneter 
Rechtszuſtand; diefer muß in dem Leben der Einzelperfönlichkeit feine erfte Grundlage erhalten, 
wie aud alle weitere flaatlihe Ordnung ihre innerfte Wurzel und ihren fefteften Halt in der 
rechtlichen und ftaatlihen Gefinnung der einzelnen Glieder gewinnt. Der erfte geſellſchaftliche 
Rechtözuftand ift die Familie, in welcher fi auch durch die Autorität und Verwaltung des Fa— 
milienlebend die Analoga für die Staatögemalt bilden. Die infolge der Gemeinfamfeit der 
Abftammung gegebenen und durch gemeinfame Bebürfnifle ſich weiter bildenden ftaatlihen Kreife 
find die der @emeinde, ved Stammes, des Volks, ver Bölferconföderation. Der Rechtogrund aller 
ftaatlihen Ordnung liegt in dem Bebürfniffe georbneter rechtlicher Regelung der Berhältniffe; 
die rechtlichen Entftehungsformen find Sitte und Vertrag, obwol viele Staaten aud auf Wegen 
der Gewalt gegründet und vergrößert werben. Der Mechtögrund, der überhaupt von jeder 
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rechtlichen wie widerrechtlichen Entſtehungsurſache zu unterſcheiden iſt, erweiſt ſich auch dadurch 
als die Höhere Macht, daß auch unrechtmäßig entſtandene Staaten ober Staatsgewalten durch 
wirkliche Handhabung des Rechts und durch hinzutretende Zuſtimmung als zu Recht beſtehend 
zu betrachten ſind. Sowie aber jede höhere ſtaatliche Stufe eine gegliederte Verbindung meh: 
rerer Staaten der niedern Stufe ift, fo it auch die jegt vorwaltende Stufe, der Volföftaat, ein 
zufammengefegter, ein Stantenftaat, deſſen Glieder die Stäunme, Gemeinden, Familien find. 
Daraus entfpringt aber auch die Borderung, daß jeder Staat jih als ein wahrhafter Organis: 
mus in Berfaffung und Verwaltung geftalte und bethätige, daß alfo die centrafe, die Macht des 
Ganzen über alle Glieder und Theile ausübende, Staatsgewalt die relative Selbjtändigfeit und 
Selbitbeftimmung (Autonomie) aller Glieder und Lebenskreiſe achte und dag überhaupt bei der 
Ausübung jeder Staatögemwalt allen Staatöglieverungen, von dem Einzelnen an bis zu den hö- 
bern Kreifen, eine beftinnmte Mitwirkung zugefichert werbe. Die Anficht, welche fpäter, hauptſäch⸗ 
ih um die Autonomie ver Gemeinden zu reiten, auch von der abflractsliberalen Schule (ſ. Rotteck 
im „Staatsrecht der conftitutionellen Monardie”, Bd. II; vgl. aud den Art. Herbart) und 
aud) von andern Forfhern vom geſchichtlichen Gefihtspunfte aus aufgeftellt wurde, daß nam: 
lich „jeder größere Staat ein Staatenfyftem‘ fei, ift von K. ſchon früh ausgeſprochen, zugleich 
aber auch erkannt worden, daß in ber geſchichtlichen Entwidelung dad Verhältniß zwiſchen dem 
Gentrun und den Theilen fich verſchieden geitaltet, zuerft Die Gegenſätze fih ausbilden (einer: 
jeit in der übermäßigen Stärke der Theile und Glieder — Mittelalter, andererſeits in Der dar⸗ 
auf folgenden uͤbermacht des Centrums — in verſchiedenen Formen des modernen Abjolutis- 
mud), die für die höher gebildeten Völker jegt ſich ftellende Aufgabe aber dahin geht, überall das 
organiihe Zufammenmirfen herzuftellen und ven eigentlichen organiſchen Staat zu verwirk⸗ 
liden. — Die Lehre K.'s über den Zwed des Staats hat den großen Vorzug, daß fie in der 
Einheit und Einfachheit des Princips alle wefentlihen Verhältniſſe zu beftimmen vermag. 
Der Zwed des Staard, welcher auch jegt immer Elarer ald folder erfannt wird, ift der Des 
Rechts und feiner vollen Verwirklichung. Der Staat joU nad feinem oberften einheitlichen 
Princip Rechtsordnung, Rechtsſtaat fein. Diefer ift auch der Grundgedanke und das Ziel ver 
modernen freiheitlihen Bewegung. Aber der Rechtsſtaat muß nad der vollen Idee des Rechts 
begriffen werden. Kant und feine Schule haben in Deutihland das Vervienft gehabt, zuerſt 
theoretiſch dieſen Begriff, der in England durch praftiihe Entwickelung ſich feitgeftellt hat, ald 
eine Anforderung an das flaatliche Leben zu ftellen, kommen aber durch die ganz einfeitige Auf: 
falfung des Rechtsprincips in Conflict mit den praftifchen Bebürfniffen und Berhältniffen, in— 
dem fein Staat ver Zumuthung nadhfommen kann, feine Wirffamfeit auf die Handhabung der 
Bedingungen der äußern freien Eoeriftenz zu befchränfen und aller Förderung bes Wohls zu 
entjagen. Zwiſchen K.'s Lehre vom Rechtsſtaate und der Kantifhen Anſicht befteht Daher der— 
jelbe Unterſchied wie in der Auffallung des Rechts überhaupt. Sowie K. in dem Rechtsprincip 
die drei bezeichneten Functionen der Regelung bed Selbſtlebens, ver Coexiſtenz und nicht minder 
der gegenfeitigen Förderung oder Aſſiſtenz nachweift, jo treten diefe Bunctionen auch als befon- 
dere Aufgaben des Staats hervor, und zugleich wird erfannt, daß ſowie überhaupt das Recht 
nicht Selbſtzweck ift, fondern die Bedingungen der Erftrebung aller menfchheitlichen Zwecke als 
das Wohl der Ginzelnen und der Gemeinſchaft regelt, aud der Staat feinen legten oder End> 
zwed in der Förderung aller Humanität, aller Bildungss oder Wohlszwede hat. Der Staat 
ift daher nicht abſtraeter Redhtöftaat, fondern, in voller Bezeichnung, Humanitäts- oder Gultur- 
Rechtsſtaat. Wenn in neuerer Zeit mehrfad in blos äußerlicher, ſynchretiſtiſcher Weife dem 
Stante ein doppelter Zwed, ein Rechts- und ein Wohlfahrtszwed gegeben wird, jo fpricht 
ſich zwar darin das praftifhe Bedürfniß einer Beziehung des Stantd auf das Wohl aus, es 
gebt aber dadurch die Einficht verloren, daß der Zweck des Staats einer iſt und aud alles 
Wohl vom Staate nur nad den Normen und in den Formen des Rechts zu erfireben ift. 
Richtig iſt es jedoch, daß in der Verwirklichung des Rechts in ber ftnatlichen Drbnung zwei Ge 
biete zu unterſcheiden find, einerjeits dad Gebiet, in welchem das Recht, obwol ed nur Mittel 
zum Zwecke ift, doch zunächſt auch an und für fich felbft in feinem formellen. Beflande georbnet, 
nornirt und gehanphabt wird, wie ed in der eigentliben Rechtögefepgebung und Rechtspflege 
geihieht, und andererfeitö ein Gebiet, in welden das Recht in feinen Normen und Formen eine 
directe Beziehung zu den ſachlichen Wohlszwecken erhält, wie dies in der Eulturgefeggebung und 
der rechtlichen Cultur⸗ oder Wohlfahrtspflege geihieht, alfo in dem einen Gebiete das Recht felbft 
der nächſte unmittelbare Zweck ift, in dem andern die Mittel und Wege, Normen, Formen und 
Schranken für die Erftrebung des Wohle bezeichnet. Bei der rechtlichen und flaatlihen Wohls⸗ 
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pflege ftellt ſich Dann aber die befondere Frage, in welcher Art und Weife der Stant das Wohl 
zu förbern habe, eine Frage, die bisjegt von denen, twelche eine ſolche Förderung ald zum Staats— 
zwecke gehörend ‚betrachten, in ftreng wiflenfchaftlicher Weiſe gar nicht gelöft ift, indem die ge: 
wöhnliche relative Beftimmung, daß der Staat alle zu beforgen habe, was über die Kräfte der 
Privaten und Privatkreife. hinausgehe, über die wichtige Grenzlinie felbft nichts ausfagt. 
Nah 8.3 Rechtsprineip kann die Förderung nicht eine fachliche, materielle fein, welche der 
Staat durd unmittelbare UÜbernahme eines Thätigkeitsprincips in dem einen oder andern 
MWohlegebiete oder Eulturkreije auszuüben hätte, jondern die Förderung kann nur in ber for- 
mellen Orbnung und Regelung aller Wechfelverhältniffe ver ſich gegenfeitig bevingenven 
Lebens- und Bildungskreife liegen, durch Gewährleiftung der negativen und pojitiven Be— 
dingungen, welche einem jeden dieſer Kreife feinen Beitand und feine innere und äußere ge— 
deihliche Entwidelung ermöglichen. Dur Verwirklichung des Rechts ermöglicht er die jelbft- 
thätige Verwirflihung der Zwede aller Perſoͤnlichkeits- und Berufäfreife der Gemeinſchaft. 
Ohne in Goneurreng mit irgendeiner fachlichen geſellſchaftlichen Thätigkeit zu treten und dadurch 
feine unbefangene Stellung in Wirrbigung aller geſellſchaftlichen Intereſſen zu verlieren, trägt 
er nur Fürſorge, daß im organiſchen Ganzen der Gemeinfchaft jeder Lebenskreis fid in feinen 
Grenzen bewege, aber auch die belebenden Einflüffe aller andern erhalte und in ji aufnehme, 
daß z. B. religiöſes wie wirtbfchaftliches Leben feine Förderung durch entfprechende Linterrichtö- 
anftalten finden. . w., und daß endlich Hinficjtlich der Unterſtützung, melde, ohne Eingrei- 
fen in das innere Ihätigfeitögebiet; allen für Öffentliche religiöfe, wiſſenſchaftliche, wirthichaftliche 
Zwecke u. ſ. w. thätigen Lebendfreijen aus dem Staatsvermögen zu gewähren ift, in Mitwirkung 
aller Kreife geichehe, wie überhaupt die Regelung aller rechtlichen Berhältniffe in Verfaſſung 
undBerwaltung nad) dem Begriffe des organiſchen Staatd, nit ausfhlieplid von der Staats— 
gewalt, jondern durch organische Mitwirkung aller Kreife vollzogen werben fol. 

Nach diefer Stellung und Aufgabe des Staats beftinimt ſich fein Berhältniß zur Geſellſchaft. 
Die jetzt vielfach beſprochene Unterfcheivung von Staat und Geſellſchaft it zuerft durch K.'8 
Syſtem in beftimmter und eigenthümlicher Weife gegeben worden.?) Nach K. ift der Staat 
nicht, wie ed die Hegel'ſche Schule. öfter gefaht Hat, die zufammenfaffende Spige oder das Haupt 
der Gejellfhaft, oder Die zur Ordnung erhobene Geſellſchaft; die Geſellſchaft ift auch nicht (wie 
Mohl es fpäter behauptete) ein zwiſchengeſchobener Kreis zwiſchen dem Bamiliens und Stammes: 
freife and dent, alle Abitufungen von Kreiſen zufammenfaflenden, Staate ald dem einheitlichen 
fräftig geftalteten Organismus; fie ift auch nicht, als fogenannte bürgerliche Geſellſchaft, das 
Ganze der privatrechtlichen Lebenskreiſe; Staat und Geſellſchaft liegen aber auch nicht als zwei 
verſchiedene Gebiete außereinander; es befteht: unter ihnen derſelbe Unterſchied und dieſelbe 
Beziehung wie zwiſchen Lebensverhältnig und Rechtöverhältniß. Die neuere Rechtswiſſen— 
ſchaft hat angefangen, dieſen Unterſchied zu erkennen (f. darüber Ahrens, „Juriſtiſche Eney— 
klopädie“, S. 142) und es iſt gleichertveife Die Aufgabe der modernen Staatöwiljenihaft, ven 
erfiern Unterſchied zur Klarheit zu bringen.: Wie pas Rechtsverhältniß nur eine Seite des Le: 
benöverhältniffes ift, welches , nach feinem Gehalte, religiöfer, ſittlicher, wirthichaftlicher Natur 
iſt u. ſ. w. und aud mehrfacher Art zugleich fein Tann, wie der Bürger nur eine Seite des 
Menſchen ift, fo ift auch das Staatliche nur eine Seite an allen menfhheitlichen Lebend= und 

Geſellſchaftskreiſen, veren Gefammtheit mit dem Namen der Geſellſchaft bezeichnet wird. Im 
diefer allgemeinen humanen. Gefeltfhaftdorbnung ift ver Staat die befondere humane Rechts— 
orbnung, welche ſowol in den Gebieten des Brivatrechtö wie des öffentlichen Rechts (Indem beides 
zur Staatsordnung gehört), die Wechfelbeziehungen unter allen Lebens: und Gefellfchaftövers 
hältniſſen zu regeln hat, und dadurch, nach der Seite des Rechts, ebenfo univerfelt ift wie die Ge— 
ſellſchaftsordnung, welche vom Staate innerlich wie mit einem Syſtem von rechtlidhen und po— 
litiſchen Nerven durchzogen wird. Da aber die Rechtsordnung in dem Centrum der mit recht- 
licher Zwangsmacht auögerüfteten ſichtbaren Stantögewalt zufammengefaßt erfcheint und, da fie 
auch die Verhältniffe einer beftimmiten Vollksgeſellſchaft zum Territorium zu regeln bat, fo 
ſtellt fie ſich als die htbarfte Ordnung dar und fonnte daher fo lange mit der gefammten Ge— 
ſellſchaft iventificirt werden. Die praktiſche Bedeutung dieſer Unterfheidung von Staat und 
Geſellſchaft liegt in der zu gewährenden Selbftbeftimmung (Autonomie) der verſchiedenen 


2) Die erfte nähere, jedoch die Selte der Unterfcheidung faft ausfchlieflich betonende Darftellung 
wurde von mir in ber erften Ausgabe meines Cours de droit naturel von 1839 gegeben, weldye eine 
ausführliche Recenfion von. R, v. Mohl in den Heidelberger Jahrbüchern, Jahrg. 1840, erhielt. 
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Lebenskreiſe für die Wirkfamfeit in den eigenen Angelegenheiten, in der Anerkennung, daß 
dieſe Kreife nad eigenen Principien und Gefegen fi entwideln, melde in befonbern Willen 
ſchaften, ven eigentlichen Gefellfhaftswiffenihaften, zu erforfhen ind. Solche Wiſſenſchaften 
find die des religiöfen, kirchlichen und wirthfchaftlichen Lebens u. f. w., ebenfo die Wiſſenſchaf⸗ 
ten von ber natürlih=firtlihen Familie, welche auch ein ſocialer Kreis if (mie ed auch 
Riehl in dem Werke „Die Familie“ hervorhebt), von der Gemeinde, welche, wie ſchon bemerkt, 
nicht bloß eine rechtlich=politiiche, fondern au Religions: und Kirchen-, Schul- und Wirth: 
ſchaftsgemeinde ift. — Unter den beiden vorhin bezeichneten Arten der geſellſchaftlichen Kreife, 
der Berufs- oder Güterfreife und der natürlih-fittlichen Kreife vollführen die erftern gefchicht: 
lich die Aufgabe, daß fie, wie fie an ſich fet über einen Sonverftaat hinausgehen, auch durch 
die Begründung vielfeitiger bleibender Büter= oder Gulturbeziehungen, zu ver Bildung immer 
höherer ftaatlihen Ordnungen hindrängen, von dem Gemeindeftaate zum Stamm: und Bolfs- 
ftaate und zum Bölferftaate, welcher letztere für die europäifchen Culturvoöller, wenn auch anfäng- 
li nur in einer ſchwachen ftaatenbundlichen Form, zu erſtreben iſt (ſ. K.s Auffag: „Entwurf 
eined europälichen Staatenbundes“, in ven „Deutſchen Blättern‘‘ von 1814, Nr. 142 — 152). 
Bei diefer Unterfheidung der Güter: oder Cultur- und der natürlich = fittlichen Kreife haben 
aber Recht und Staat nod eine legte wichtige Aufgabe zu vollführen, nämlich, zur Wahrung 
ber vechtlih = gefellfhaftlihen Einheit, alle Eulturkreife ſtets in einem der natürlich = fittlichen 
Kreife, welche die eigentlichen lebendigen Mittelpunkte bilden, zu einem alle Kreife unter fid 
verfnüpfenden und ausgleichenden einheitlichen Ganzen abzufchließen, ſodaß alfo in der jegt 
vormwaltenden Stufe des Volksſtaats, der Staat, ohne den Wechielverkehr der in- und audlän: 
diſchen Eulturfreife zu hemmen, das Eulturleben in jedem beflimmten Volke auch als ein Gan- 
zes zu behandeln und nad den Gefammtbebingungen ber zur Zeit errungenen Bildungsftufe 
und Gefittung bed Volks in Rückſicht auf alle Berhältniffe zu regeln hat, und daher bei ver 
Regelung der Wechfelverhältniffe in allen Kreifen, ver Religion und Kirche nicht minder wie 
des wirthſchaftlichen Lebens, die legte entſcheidende rechtliche Macht if. So erhält denn das 
Volksleben au durd den Staat eine einheitliche abſchließende Ordnung und Autarkie, um 
als ein fräftiges, relativ: felbftändiges Glied in der Völkergemeinfchaft zur Löfung der menſch⸗ 
heitlichen Eulturaufgabe mitwirfen zu können. 

Die Lehre von der Staatögewalt überhaupt, wie von der Verfaſſung und Verwaltung ift 
von K. nur kurz angedeutet worden. Die Staatögewalt als die thätige Macht des Ganzen über 
alle innern Theile, ift zuhöchſt Eine, glievert fi aber in mehrere Yunctionen und Gewalten, 
von denen K. nur die gefeggebende und ausübende Gewalt hervorhebt, obwol nad ven Prin- 
eipien des Syſtems die Regierung ald die höchſte leitende, den Impuls gebenve Gewalt 
begriffen werben ſollte (f. Ahrens, „Organiſche Staatslehre”, S. 176 fg.). Diefe formellen Ge⸗ 
walten fommen dann in den beiden fahlihen Hauptrichtungen ver ſtaatlichen Thätigkeit zur 
Ausübung, einerfeitd in der unmittelbar das formelle Recht als ſolches normirenden Rechts: 
gefeßgebung und ausübenden Rechtsverwaltung, melde felbft theils eine vorbeugende, theile 
eine fürforglidh ordnende und rechtlich feftftellende (morunter auch die fogenannte freiwillige 
Rechtspflege), theild eine wiederherſtellende, Iegtere entweder bürgerliche oder Strafrechts⸗ 
pflege ift, andererfeitö in der rechtlich normirten Wohldverwaltung für alle Wohld- oder Cul⸗ 
turzwede und Gebiete. Das Strafreht und die Strafrechtöpflege ift von K. etwas audführ- 
lidher behandelt worden. Die Strafe ald die gefeglich zu beſtimmende rechtliche Folge von Ber: 
gehen oder Verbredhen, muß in der menſchlichen Nehtsorbnung, da alles Recht für vernünf: 
tige Zwede beftebt, einen vernünftigen die menfchliche Perſönlichkeit erfaflenden Zwedt haben; 
dadurd find alle abftracten und blos formalen Zwecke audgefhloffen, bei welchen won ver fitt: 
lich- rechtlichen Perjönlichfeit des Verbrecher abgefeben, diefe nur Außerlih nah formalen 
Prineipien, z. B. der Wiedervergeltung, oder nur in Hinſicht auf die abftract aufgefaßte Rechts⸗ 
ordnung und Gerechtigkeit behandelt ward; der Zweck kann nur liegen in der möglichften Wie: 
berherftellung der durch die uͤbelthat geftörten rechtlichen Ordnung und zwar nad allen Gei: 
ten, nad) welchen die Störung ftattgefunden. Daraus ergibt fih, daß einerfeitö bei zugefügtem 
Schaden, fomeit es möglich ift, Verbindlichfeit zum Schabenerfage eintritt, andererſeits aber 
die Urfache der Störung, weldhe in dem widerrechtlichen Willen fihtbar geworben, wieder zu 
heben ift. Auf legteres bezieht fidh die Strafe im eigentlichen Sinne, ald das Ganze ber vom 
Staate anzuwendenden Mittel, welche die Bedingungen der Wieberberftellung der rechtlichen 
Gefinnung find. Diefe Mittel liegen wahrhaft nur in der Befferung und alle Strafe foll daher 
fein Befferungsftrafe, mit nothwendiger Ausfhliefung der Tobeöftrafe; in ber Beſſerung, 
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deren felbft die größten Übelthäter fähig bleiben, liegt auch das befte Mittel ber Sicherung ber 
allgemeinen Rechtsordnung und der Berubigung des allgemeinen ſittlich-rechtlichen Bewußt⸗ 
feins. Die Strafvollziehung ift aber als ein fortgefegtes Strafurtheil zu betrachten, wodurch 
auch das erfte Urtheil eine, auf das Verhalten des Sträflings gegründete, Berichtigung erfah— 
ren und eine frühere Breilaffung geboten fein kann (tie fie jeßt mehrfach in der Strafrechtö- 
praris in der Form ber fogenannten bebingten Freilaffung eintritt). 

Die Form der Verfaffung iſt nah K. durch den geſammten Lebendgehalt eines Volkes be: 
dingt, ändert fidh daher mit der Fortbildung der Lebensverhältniſſe und ver daraus fich ergeben 
den verſchiedenen Stellung des Volks zu derÖbrigfeit ; die urbilpliche, ideale Form, nach welcher 
alle andern Formen zu bemeflen find, ift diejenige, in welcher das Recht im Staate, als einem 
auf die Mitwirkung aller Glieder geftellten Gemeinweſen, zur vollen Herrſchaft gelangt; bie 
eonflitutionelle Monarchie kommt dieſer Form am nächften. Aus dem Begriffe eines Staats 
als Organismus entfpringt aber als Grundbedingung einer guten Verfaſſung, daß ein leben: 
diges Wechfelverhältniß zwiſchen dem Volke und der Obrigkeit bei ver Ausübung aller Staats- 
gewalten beftehe, der Staat nicht bloßer Beamtenftaat fei, fondern auf die organifche Mitwir- 
kung des Volks geftellt, dieſem daher nad) feinen verfchiedenen Kreifen ein beftimmter Antheil 
und Einfluß gewährt werde. Aus dem Begriffe ver organischen Wechfelmirkung entfpringt die 
Nothwendigkeit einer Vertretung des Volks, nicht ald einer ungeorbneten Mafle nach Kopfzahl, 
fondern als eines nad allen Perfönlichkeitö: und Berufökreifen organifirten Ganzen. Nah 
diefem Princip, welches K. ſelbſt hinſichtlich der Durchführung nicht näher beftimmt hat, ift von 
den Anhängern ®) ein Syſtem der Vertretung aufgeftellt worden, von weldem bie fogenannte 
„Intereffenvertretung” nur die halbe Wahrheit enthält. Eine bloße Intereflenvertretung, aljo 
ber befondern Beruföintereflen und Kreife, an welche man gewöhnlich denft, würde, in Nährung 
bed Sondergeiftes, auch leicht zum Kampfe und zu äußerlichen Goalitionen der verſchiedenen In- 
tereflen führen. Ebenfo wie im Staate die Berufsintereffen und Kreife organisch durch bie 
abgeftuften natürlich =fittlichen Verbände ver Familien, Gemeinden, Kreife, Provinzen ver- 
fnüpft werden, fo müflen auch dieſe innern organischen Verbände reine Vertretung erhalten, 
und die Gefammtvertretung würde fich nad diefer Zwiefachheit ver gefellfhaftlihen Kreife an- 
gemeflen in zwei entfprechende Abtheilungen (Kammern, Käufern) gliedern, von welchen bie 
eine gleichfalls die vorwaltende Aufgabe der einheitlihen Zufammenfaffung und Ausgleihung 
ber verſchiedenen Intereffen vollführen würde. Die organiſche Theilnahme des Volfs ift aber 
nicht blos in der Geſetzgebung, fondern auch in der Nechtöpflege und in der eigentlichen Verwal: 
tung durchzuführen, wobei jedoch das wichtige Princip feftzuhalten iſt, daß nicht durch zu große 
Ausdehnung des Gefchäftöfreifes der Vertretungen die viel wichtigere Selbftthätigkeit in den 
einzelnen Kreifen gefchwädt werde. Für dad ganze Rechts- und Staatöleben kommt es aber 
baraufan, die Grundwahrheit immer Flarer zu erkennen und weiter zu verbreiten, daß aller 
Fortſchritt zwar durch rechtliche und ftaatlihe Normen und Formen weſentlich gefördert wird, 
aber vor allem bedingt ift durch das Wachsethum in allem Guten, durch die Erhaltung und har- 
moniſche Kortbildung aller menfchheitlichen, durch Religion, Sirtlihkeit, Wiflenfhaft und Kunft 
umd Wirthſchaftsgüter gegebenen Grundlagen, durch den Ausbau des ganzen und vollen 
Menſchheitthums, und daß das Ziel ſtets fein muß, den Staat als eine göttlich-menſchliche Orb- 
nung in allem Göoͤttlich-Menſchlichen zu vollenden, zugleich in Stärkung des Bewußtſeins, 
daß alles Recht von Gott und Bott felbft ver Höchfte Herriher und Richter auch in allem 
Staats- und Völkerleben ift und das Recht, aud) gegen den Unverſtand und übeln Willen der 
Einzelnen und Völker, zur Geltung bringt. 

So viel zur überfichtlicden Darftellung von ’KR.’8 Rechts-, Staats- und Geſellſchaftslehre. 
Daß tief in alle Wiſſenſchaften eingreifende K.’fche Syſtem hat jedoch in Deutſchland erft feit 
ungefähr zehn Jahren eine größere Beachtung gefunden. Mehrere Anhänger, wie v. Leonharbi 
(der ſich beſonders um die noch nicht beendete Herausgabe des wiſſenſchaftlichen Nachlaſſes ver— 


3) In der erften Ausgabe meines Cours de droit naturel von 1839 habe ich nur im allgemeinen 
eine Organifation der Vertretung nach ben verfchiebenen Lebensfreifen aufgeftellt, in meiner „„Organis 
fchen Staatslehre‘' nach dem Zweikammerſyſtem, eine doppelte Vertretung einerfeits nach den Berufe: 
ftänden, andererfeits nach der Totalität des Volfs in Borfchlag gebracht, bei letzterer Vertretung aber 
nicht beftimmt hervorgehoben, daß auch biefe nicht nach Ropfioht, fondern nad) den organifchen Ge— 
fammtverbänden, wie ®emeinden, Kreifen, Provinzen zu organifiren ift. Gin demnächſt von mir ers 
fcheinendes Werk über Staatswiffenfchaft und Politif wird diefes Syftem der Vertretung in Hinficht 
auf die praftifche Ausführung näher darlegen. 
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dient gemacht hat), Lindemann (geft. 1856, „Lehre vom Menfchen‘‘, 1846; „Logik, 1846), 
Nöder („Naturrecht“, 1846, wovon die zweite fehr vermehrte und verbefferte Ausgabe 1862); 
Schliephake (‚Grundlagen des fittlihen Lebens”; 1850), Ahrens u. a. Haben vie Lehre nach 
verjhiedenen Seiten befannt gemacht; aber eine wünſchenswerthe ‚alljeitige Darftellung fehlt 
bisjegt. Einen Anfang hierzu machte Ahrens in feinem (jeit langer Zeit vergriffenen) „Cours 
de philosophie‘ (2 Bbe., Paris 1837) (ſpäter ind Holländische dur Profeflor Niewenhuis 
überfegt), welder vie von denselben im Auftrage der franzöfifchen Regierung in Paris 1834 
gehaltenen Vorlefungen enthält. - Dagegen bat K.'s „Piloſophiſche Rechts- und Staatölehre‘‘ 
insbefondere auch im Auslande durch Ahrens’ „Cours de droit naturel“ (welcher jeit 1839 
in ſechs Sprachen und darin in neunzehn verſchiedenen Auflagen eriftirt), ſowie durch deſſen, 
die philoſophiſchen Prineipien praftifch in Anwendung auf die pofltiven Materien darlegende 
„Juriſtiſche Encyklopädie“, 1857 (auch ind Italienische, Ruſſiſche und Polnische überfegt), nicht 
nur in Europa, fondern bis nach Brajilien und Chili eine Verbreitung und Vertretung an den 
Hochſchulen gefunden, wie e8 feit der Leibniz Wolfihen Rechtsphiloſophie nicht mehr ver 
Fall gemwejen if. Zu den Orundfägen der Ke'ſchen Staats- und Geſellſchaftslehre haben ji 
auch die Nationalötonomen Profeſſor Schäffle in Tübingen und Profeffor Kaug in Peſth be- 
fannt. Aber auch das ganze philofophiiche Syftem findet mehr und mehr Vertreter an den Uni— 
verjitäten ded Auslandes, wie durch Profeſſor Tiberghien in Brüflel (‚Philosophie morale“, 
1854, „Science de l’äme”, 1862), Profeffor vel Nio in Madrid („Sistima de Krause‘’, 
1860; „Los iustitutos de la filosofia”’, 1863) u. a. Die Urſache der langen Nichtbeachtung 
des Syftems in Deutihland ift mol in vem Umftande zu ſuchen, daß dieſes Syſtem nicht mehr 
in der mit Kant beginnenden, mit Hegel ven Hochpunkt erreichenden und darauf wieber bis zum 
Senfualismus und Materialidsmus herabſinkenden Entwirkelungsreihe liegt, in welcher rin 
feitige Richtungen fehnell nacheinander ſich ſcharf ausprägten und, da in der Regel ſcharfe 
Gegenfäge leichter begriffen werben, ſchnell Eingang fanden, um ebenfo fänellzu verſchwin⸗ 
den. Lehren dagegen, welde die ganze philofophifche Arbeit von einer tiefern und umfaſſen⸗ 
dern Grundlage aufnehmen und durch höhere Principien die Gegenſätze zu vermitteln: juchen, 
pflegen zuerſt von allen herrſchenden Parteien verworfen zu werden, aber fich doch, wenn 
auch langfanı und mühjam, Bahn zu: brechen und länger zu erhalten. Das Ride Sy: 
ftem hat ſich eine folde umfaflende Aufgabe geftellt. Die weitere Verbreitung der Kenntniß 
diefed den Menſchen und das ganze menſchliche Leben von allen Seiten erfaflenden Syftems 
kann aber auch eine heilfame wiſſenſchaftliche Macht zur Stärkung. aller tiefern Grundlagen 
und zur Höherbildung des fittlihen, religiöfen und politiſchen Lebens werben. 
H Ahrens. 

Krieg. (Politifhe und völferrehtlihe Verhältwiffe.) Die Betrachtung des 
Unglüds, welches ein Krieg über Millionen von Menſchen zu bringen pflegt; und zugleich des 
Umſtandes, wie felten ein Krieg wirklich zu ven Refultaten führte, vie er haben follte, wie felten 
er fi aljo als ein zweckmäßiges Mittel erwies, hat nit blos die Philofophen zu der Anficht ges 
führt, daß der Krieg ein Übel jei, jondern auch zu dem Schlufle, daß er ein nicht nothwendiges, 
vermeidbares Übel ſei. Das ſchöne Traumbild des ewigen Frievend warb nidt blos als Ideal 
bingeftellt, dem man zuftreben müffe, ſondern aud als etwas vollfommen Erreichbares. Um 
das legtere zu erweifen, hat man ſich vorzugsweiſe des Arguments bebient, daß ja auch der Pri— 
vatfrieg, die Fehde, aus den civilifirten Staaten verſchwunden jei. Wenn der Friede fo inner- 
halb Fleinerer Kreife auf dem gleichen Gebiet zufammenwohnender- Menſchen Hergeftellt fei, 
warum folle er nicht aud) innerhalb größerer Kreije, ganzer Welttheile und endlich der ganzen 
Erde hergeftellt werben? 

Die Argumentation ift falſch. Schon die Unterſcheidung zwifchen dem Privatfrieg oder der 
Fehde und dem fogenannten öffentlichen Krieg, der zwiſchen Staaten geführt wird, hinft; denn 
in der That, wenn im Mittelalter die Ritter Hinz und Kunz oder die Städte Schöppenftänt und 
Krähwinkel einander befampften, fo waren fie — mindeftend für den befondern Ball — ebenfo 
fouverän und jelbftändig, ebenfo ohne Gewalt über ſich, welche eine richterliche Entſcheidung er= 
zwingen fonnte, ald e8 heute Rußland und Franfreid find. Der ganze Unterſchied rebucirt ſich 
alfo auf die fomifche Kleinheit der Verhältniffe im einen, die tragische Größe der Verhältniffe im 
andern Walle. 

Einzelne Gewalten haben in Europa feit dem Entftehen der modernen Monarchie ein fol= 
ches Übergewicht über die andern erworben, daß fie deren Kriege verhindern und völlig über: 
flüffig machen können. Aber die Ausdehnung einer einzigen Gewalt in derfelben Art über ganz 
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Europa nur over Über die ganze Welt ift offenbar ein Hirngeſpinſt. Gin Dualismus ber In= 
tereffen, der Meinungen geht durch die ganze Weltgeiichte, ja ift er Doc in einzelnen Menſchen 
vorhanden, muß ihn doc die Philofophie ald nothwendig erfennen; und wenn die ganze Erbe 
in einen mächtigen Staat zufammengeichweißt wäre, momentan ed wäre, ebendeshalb müßte fie 
wieder im verfchiebene Staaten auseinander fallen, vie auch politifh den Dualismus verkörpern 
und ihn nun plöglic legitimiren würden. Diefer Sat enthält dad ganze Geheimniß der Bür— 
gerfriege. Jedes Blatt der Weltgeihichte legt Zeugnig von ihm ab, und gerade in unjern Tagen 
erleben wir wieder einmal ein großartiges: Beifpiel für feine Wahrheit. Die amerikanifche 
Union hatte faft einen halben Welttheil vereinigt und verkündete ftolz, daß der halbe Welttheil 
ihr ganz gehöre, und eine Spanne Zeit danach füllt fie auseinander und muß auseinander fallen, 
wenn es ſelbſt gelingen follte, fie nothdürftig noch für ein Kleines zufammenzufitten. 

Wenn bei einem folhen welterſchütternden Ereigniß der ſonderbare Einwand vorgebracht 
wird, als würde die Trennung ausgeblieben fein, wäre die Union monarchiſch ſtatt republis 
fanif regiert gewejen, fo fann man fi darüber nur wundern und bergleihen Anfichten 
bepauern. 

Die Mannicjfaltigkeit, ver Wandel, der Kraft: und Stoffiwechiel, das Necht ver größern 
Gewalt und ded größern Intereffed gegenüber der kleinern Gewalt und dem Eleinen Intereffe, die 
Wahrheit der Addition und Subtraction find allgemeine Naturgefepe. Wenn jemand behauptet, 
daß fie blos in der Weltgeſchichte nicht gelten, fo hat man wenigſtens das Recht, den Beweis für 
feine Behauptung erft zu verlangen, man bat nidft die minvefte Pflicht, den Beweis des Gegen— 
theils zu liefern, dem Beftreiter gegenüber zu beweifen, daß zweimal zwei vier ift. 

In jenen allgemeinen Naturgefegen liegt der Grund des Krieges; nur mit ihrem Beſtehen, 
dem Beftehen dieſer Geſetze, welche die Welt regieren und zuſammenhalten koͤnnte der Krieg 
aufhören. Ganz gewiß! an die Stelle des ewigen Friedens tritt der ewige Krieg, wobei nicht 
ausgeſchloſſen wird, daß an die Stelle vieler kleinerer Kriege wenigere, aber um jo gewal⸗ 
tigere treten können. 

Selbſt wenn man fi auf ben gemeinen philifteriöfen Standpunkt des Nutzens ftellt, wird 
man noch immer dem Kriege nit dad Recht der Eriftenz beftreiten können. Wie oft hat er 
Nationen erfrifcht, aus der Berfumpfung gerettet! Wie oft hat er die Völker einander ge: 
nähert, dem einen zugute gebracht, was der andere bejaß, und zu beider Vortheil! Wie oft bat 
er die Gorbifhen Knoten anſcheinend unentwirrbarer welthifterifher Verwickelungen durch⸗ 
. hauen! Mochte e8 immerhin auf ganz andere Weiſe fein, als diejenigen ſich dachten, welde 

urfprünglich ihren Krieg angezettelt hatten. 

Der Borwand des Krieges, wenn auch nicht immer fein Grund, ift ſtets das öffentliche Wohl. 
Je nad) den Zeiten, nach der Rändervertheilung, den regierenden politifchen und focialen Meis 
nungen nimmt au das Öffentliche oder gemeine Wohl höchſt verſchiedene Grftalten an. Für 
einen Sflavenftant ift das öffentliche Wohl etwas ganz anderes ald für einen Staat, in dem nur 
freie Männer wohnen; ed ift etwas anderes für bie Theofratie als für den Rechtsſtaat bürger- 
licher Art, etwad anderes für den Berfaffungsftaat ald für den Gottesgnabenftant. Für einen 
Sflavenftaat fann e8 dad Öffentliche Wohl verlangen, daß er einen Krieg beginne, ledigli um 
fih nene Sklaven zu erobern, wenn infolge irgendwelcher Umſtände die Sklaven ausgegangen 
iind, Für einen weſentlich induftriellen und Handelsſtaat kann es nothwendig fein, einen Krieg 
anzuſtiften, damit er ſich ein neues Handelsgebiet gewinne ober Damit er ſich neue Aderbaulän: 
der verjchaffe, durch welche er vermag andern gegenüber fi unabhängig zu flellen. Ein Gottes: 
gnadenſtaat fängt vielleicht feinen Krieg an, wenn feinem Volke von einem andern der höchfte 
denfbare Affront angethan worden, ift dagegen jofort zum Ktrieg bereit, wenn dem Gotteögna: 
denthum eine Kleine Beleidigung zugefügt ift. 

Der Bertheidigungdfrieg iſt mad; der hergebrachten Anjicht der gerechtefte, welchen man ſich 

- benfen fann. In mehrfacher Hinficht ift dieſe hergebrachte Anſicht falſch, wie Died gewöhnlich 
von hergebrachten Anfichten gilt. Ein Volk und ein Staatögebiet machen nod feinen Staat 
aus; zum Staate gehört noch ein Drittes, eine welthiſtoriſche Miſſion, eine gemeinfame, auf ein 
Ziel. gerichtete Arbeit eined Staats. 

Nah dem reinen Begriffe des öffentlihen Krieges müßte während feiner Dauer dad Recht 
fuspenbirt fein, bie Gewalt allein würde herrſchen, bis die eine Partei die andere jo mürbe ges 
macht hat, daß diefe fid) entweder unbedingt fügt oder doch mit ber Billigkeit gern fürlieb nimmt, 
wenn fie das Recht nicht haben ann. Aber der Krieg unferer Zeit hat diefe abfolute Form kei— 
neswegs. Ginerjeitd gehen jevem Kriege unferer Zeit bereitd Verhandlungen voraus, welde 
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jene rauhe und rohe Form beträchtlich mildern, andererfeitd wirft au eine Milverung bie mit 
der Bildung fortfhreitende Humanität, dann die Rückſicht auf den eigenen Vortheil, 

Die Unterhandlungen, welde vor dem Kriege theils zwifchen den endlich Eriegführenden 
Parteien, theild von diefen mit Neutralen und von Neutralen unter fih mit Rüdfiht auf den 
bevorftehenden Krieg geführt werben, find einerfeitd auf die gütlihe Schlihtung des Streits 
gerichtet, andererſeits wird dabei der Fall voraudgefegt, daß es ſchließlich zum Kriege komme, 
und jeder fucht fich dabei feinen Vortheil fo gut als möglich zu fihern. 

Mer den Krieg fucht und fomit als ficher vorausſieht, ſucht durch Allianzverträge, die ſich 
bisweilen auf bloße Subfivienverträge reduciren, feine Streitmittel zu vermehren; er begnügt 
fi bisweilen auch blos mit Neutralitätöverträgen, welche er mit diefer oder jener Macht ſchließt, 
die unter andern Umftänden auf feindliher Seite geftanden haben könnte. Infofern e8 ge: 
lingen kann, daß die eine der friegführenden Parteien durch gefhictte Unterhandlungen und auf 
Grund ihrer abgefäloffenen Verträge ihre eigenen Streitmittel fo weit vermehrt, die der andern 
fo weit vermindert, daß ber erftern die entfchiedene Überlegenheit zufällt, tragen biefe Unter: 
handlungen und Verträge ganz entfhieden zur Humanifirung der Kriege bei, denn fie verkürzen 
die Kriege. Und es ift unbeftreitbar, daß eben die langdauernden Kriege für die Entwidelung 
der Menschheit vie gefährlihften find: denn fie verwüſten die Felder, fie [halfen jene Soldateska, 
die nichts als Raubkrieg mehr Fennt, teren verberblier Einfluß in Deutfchland beifpieldweije 
feit vem Dreißigjährigen Kriege bis auf unfere Tage fortwirkt; fie verderben die Benerationen 
dergeftalt, daß kaum ein Erfag durch eine gefunde Jugend zu hoffen fteht. 

Bei den Unterhandlungen, welde ven Kriegen faft immer vorhergehen, miſchen ſich und 
werben eingemifcht foldhe Parteien, melde fhließlich neutral bleiben. Sie erlangen aber durch 
die Verhandlungen, in melde fie eingemifcht worden find, gewiſſe Rechte und gewiffe Stellungen, 
vermöge deren fie unzweifelhaft im Verlauf des Kampfes auf deflen Humanifirung einwirken 
können, fei ed aud durch die Drohung, für den einen ober ven andern Partei zu ergreifen. 
Jedermann ift ed befannt, wie die Confularcorps oft genug in neuefter Zeit da8 unnüge Bom⸗ 
bardement reicher Handeloſtädte durch ihren Binfprud verhindert haben. Aber an der Spige 
folder häufig mit Erfolg gekrönter VBeftrebungen ftanden naturgemäß immer die Gonfuln der: 
jenigen Mächte, welche audp bei den dem Kriege voraufgehenden Vermittelungsverhandlungen 
bereitö eine bedeutende Rolle gefpielt haben. 

Selbſt die Beftrebungen‘, den Krieg zu „lofalifiren” , wenn au dabei vorzüglich bie eine 
Partei ſich einen militärifchen Vortheil zu erobern trachtet, tragen zur Humanlfirung bed Kriegs 
bei. Sie entziehen deſſen Einfluß bisweilen beträchtliche Gebiete, und für die allgemeinen In: 
tereffen ver Menfchheit ift Died niemals ohne Werth. Verhandlungen, theild vor dem Kriege, 
theild während deffelben geführt, mit ver Abſicht, den Krieg zu Iofalifiren over ihn Lofalifirt zu 
erhalten, find aus neuefter Zeit fehr viele befannt. Wir brauden bie Jahre 1854 und 1859 
nur zu nennen. Aus einer und gleichfalls nicht fern liegenden, dennoch faft in ven Hintergrund 
gevrängten Zeit möchten wir indbefondere die Lokalifirungsbeftrebungen Napoleon’s I. aus dem 
Jahre 1805 in Bezug auf die Schweiz und auf Preußen nennen, welde mit einem fo vollfom: 
menen Erfolg gekrönt wurben. Intereffanter durch die Größe der fi daran knüpfenden Greig: 
niffe, aber keineswegs durch das dabei entfaltete Geſchick, mögen bie Rokalifitungsbeftrebungen 
Napoleon’8 aus den Jahren 1813 und 1814, melde dur die Namen Prag, Ehatillon und 
Metternich hinreichend gekennzeichnet werben, fein. 

Die Gründe, welche wir weiter oben angeführt, haben die Kriegführung felbft mit gewiſſen 
fhügenden Formen umgeben, melde Formen man aud gemeinhin ald das Völkerrecht oder auch 
als dad Kriegsrecht, die Kriegsmanier bezeichnet, während Ausnahmen davon dann wol unter 
dem Titel der Kriegsraifon entſchuldigt werben. 

Ein alljeitig codicirtes, anerfanntes Voölkerrecht für den Krieg oder Kriegsrecht eriftirt na= 
türlich nicht und Fann nicht eriftiren. Wäre e8 möglich, fo würde auch der Krieg allerdings auf- 
gehoben werben können. Der Standpunft humaniftifcher Bildung und der Vortheil der krieg: 
führenden Parteien reguliren das Kriegörecht, wie fie über den Krieg felbft beſtimmen. 

Nur Staatörehtölehrer, welche ih rühmen, vom Krieg und vom Heerweſen nichts zu wiffen, 
fönnen noch mit wenig Geift und viel Behagen das fogenannte Voͤlkerrecht in Bezug auf Frie: 
gerifche Verhältnifle abhandeln. Sie thun es nebenbei in einigen flahen Sägen, während fie 
vielleicht tagelang fich Über irgendeinen antiquirten Artikel des Roͤmiſchen Rechts ergehen. So 
kommt ed denn, daß eigentlih immer wieder von neuem gewiſſe völferrechtliche Konventionen 
abgejhrieben werben, bie abfolut in den Begriffen des 17. und 18. Jahrhunderts, in der An- 
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—— des Gottesgnadenthums wurzeln und durchaus Feine allgemeine Bedeutung haben 
können. 

Mir wollen die einzelnen Bunkte durchgehen, welche das Kriegsrecht ungefähr ausmaden, 
und dabei verfuchen, die Unterfihiede in der Auffaſſung deifelben, welde aus den Zeiten und 
deren Berhältniffen hervorgehen, Klar zu machen, zugleich immer mit Hinweifung auf die wenig 
durdhgreifende Gewalt und das Schwankende in der völferrechtlihen Gonvention über ben Krieg. 

Eine ſehr wefentlihe Sache in diefer Beziehung ift die Feftftellung der Rechte und Pflichten 
der Reutralen. Wenn fid ein Staat, der in der Kriegsfphäre liegt, für neutral erflärt, fo ift 
damit feine Neutralität noch nicht gefihert. Die Sicherheit gibt erſt die officielle Erflärung ber 
friegführenden Parteien, daß fie die Neutralität anerkennen wollen. Diele Erflärung muß der 
Staat, welder bie Neutralität beobachten will, ih unter allen Umſtänden erft zu verſchaffen 
ſuchen. 

Diefelbe kann aber leicht verweigert oder wenigſtens lange hinausgezogen werden. Der 
Hauptgrund der Verweigerung für eine oder auch für beide kriegführenden Parteien kann 
nur der fein, daß fie bei der Verletzung der Neutralität größern Vortheil ziehen als bei der Ach— 
tung vor ihr. Wir fagen auch für beide der Eriegführenden Parteien. Denn wenn ed au im 
allgemeinen fein mag, daß im Kriege ver Vortheil des einen der Schaden des andern ſei, jo hat 
doch diefe Regel fiherlich ihre Ausnahmen, und vor allen Dingen fommt es nit auf die reale 
Rage der Sache, ſondern auf die Meinung an, welde die fireitenden Parteien vor ihr haben, und 
welche leicht auf ver einen over auch auf beiden Seiten eine irrige fein kann. Die Möglichkeit der 
Weigerung feitens der Friegführenden Parteien kann nun den Staat, welcher neutral bleiben will, 
zu einer Bewaffnung, Aufftellung eines Heers beftimmen. Diefe Bewaffnung wird fletd einen 
gewiſſen Drud üben und mag dann aud zur Anerkennung der Neutralität führen. Angenom= 
men 3. B., Oſterreich mit Deutſchland verbündet wollte gegen dad mit Italien verbündete Frank⸗ 
reich einen Krieg auf beiden Kriegsihauplägen, am Nhein und am Po, führen und hielte es 
‚für nothwendig, die Schweiz zu benugen, um bie linfe Flanke des deutſchen Kriegsjhauplages 
zu fihern und zugleich im alle des glücklichen Fortſchritts in Italien die Verbindung mit dem 
dortigen Kriegsihauplag herzuftellen. Ofterreih würde in diefem Falle die Neutralität der 
Schweiz nicht anerkennen wollen. Nun ftellt aber bie Schweiz eine Armee von 100000 Mann 
auf die Beine und droht, im Fall feine Neutralität nicht geachtet werde, mit Frankreich und 

talien gemeinfchaftlihe Sache machen zu wollen. Died ändert die Sachlage gewaltig; ebe 

fterreich feinem Feinde einen ſolchen Machtzuwachs in die Arme treibt, wird ed wol vorziehen, 
die Neutralität der Schweiz anzuerkennen und zu achten. Wir haben gerade diefen Fall er: 
mwähnt, weiler ſchon öfters zur Sprache gefommen ift und mul noch Öfter zur Sprache kom⸗ 
men wird. ° : 

Will nun ein Staat neutral bleiben und hat er die Anerkennung der Neutralität erreicht, fo 
übernimmt er damit gewiſſe Pflihten, welche fi dahin zufammenfaflen lailen, daß er beide 
Theile auf gleichem Fuße behandeln muß, feinen von beiden begünftigen darf. 

Eonventionell ift demnach angenommen, daß der neutrale Staat feine Werbungen für eine 
der friegführenden Parteien in feinem Lande dulden dürfe und daß er weder aus feinem Lande, 
noch vermittelft des Tranfits durch fein Land aus andern einer der beiden Parteien Kriegdvor: 
räthe zugehen laffen bürfe. Aber es kommen dabei viele Kragen in Betracht, welche noch keines⸗ 
wegs entſchieden gelöft worden find. Darf z.B. der neutrale Staat Werbungen für beide Bars 
teien in feinem Rande dulden? Man follte dies meinen, da hierbei dem allgemeinen Grundſatz, 
beide Parteien auf gleichem Fuße zu behandeln, völlig Genüge geſchehen ift, wobei ed ſich jedoch 
von ſelbſt verfteht, daß der neutrale Staat als folder fich bei diefen Werbungen nicht betheiligt, 
fondern dieſelben lediglich ald einen Gegenſtand des freien Verkehrs feiner Unterthanen betrachtet. 
Wohin dieſe fich als freie Individuen vorzugäweife oder allein anwerben laſſen, ift ihre Sache, 
und der Staat kann den Werbegang nicht reguliren. Während des Krimfriegs z. B. wurde 
von Frankreich und England aus der Schweiz geworben ; hätte ih Rußland darüber beſchweren 
und dies der Schweiz auslegen wollen, als verlege fie ihre Neutralität, fo fonnte dieſe darauf 
antworten: und geht die Sache nicht an, wir Finnen nicht dafür, daß nit auch Schweizer nad 
Rußland laufen. 

Was pie Kriegsvorräthe betrifft, fo kann diefer Begriff weiter und enger genommen werben. 
Schon längft Hat man daher auch an die Stelle des Worted Kriegsvorräthe dad andere, Kriegs: 
contrebande, geſetzt. Aber was zur Kriegdcontrebande gehöre, darüber gehen die Meinungen 
je nad) dem Intereffe unendlich weit und in fländigem Wechſel auseinander; nur darüber ift man 
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im Grunde einig, daß Waffen und Munition Kriegscontrebande feten, — aber ſchon ob Mate- 
rialien zur Pulverbereitung, Salpeter, Schwefel, Kohle dahin gerechnet werden dürfen, ift jehr 
zweifelhaft. Man begreift das auch leicht, da Schwefel, Salyeter und Kohle auch zu andern 
Dingen ald zur Bulverbereitung gebraucht werden können. Man müßte ja dann aud alle 
Baummolle ald Kriegscontrebande anfehen, da Schießbaummolle aus ihr gemacht werden fann. 

Die Berhälmiffe des Seehandels auch ver Neutralen werden vielfach vom Kriege berührt. 
Dad neuefte Seekriegsrecht ift durd; die parifer Erklärung vom 16. April 1856, welcher die 
meiften Mächte beigetreten find, feftgeftellt worden. Es ift aber damit noch Feineswegd etwas 
Beftimmtes, alle Zweifel Befeitigendes gegeben, wie dies neuerdings 1861 bei dem amerifani- 
ſchen Kriege die Trent-Affaire gezeigt hat. 

Nach ver parifer Erklärung foll die neutrale Flagge die feindlihe Waare mit Ausnahme der 
Kriegdcontrebandededen, ebenfo foll neutrale Waare unter feindlicher Flagge frei fein. Aber vor 
allen Dingen fehlt Hier Boch wieder die allgemein anerkannte Definition deſſen, was ald Kriegs: 
contrebande zu betrachten fei, alfo die Hauptſache, ſodaß im Trent-Handel in Frage fommelt 
konnte, ob Depeihen und Gefandte einer feindlichen Macht ald Kriegscontrebande zu betrachten 
feten. Ebenſo fteht es mit einer andern Beftimmung der parifer Erklärung: ed ſollen nämlich 
Blofaden nur für diejenigen Küftenftride, Häfen u. f. w. obligatorifche Gültigkeit haben, an 
welchen jie von binreichenden Flottenfräften geübt werden. Hier fehlt offenbar eine bindende 
Beitimmung darüber, was hinreichende Klottenfräfte ſeien. Aud in dieſem Punkte hat der 
amerifanifche Krieg bereitd die Schwäche der parijer Erflärung gezeigt, indem die amerikanliſchen 
Nordſtaaten behaupten, daß die Blokade der Häfen der Südſtaaten effectiv- jet und von hinrei- 
enden Flottenkräften gelibt werde, während es diejenigen neutralen Staaten beſtreiten, welche 
ein Intereffe daran haben, in möglichſt ungeflörtem Verkehr mit den amerikanischen Sonder: 
bundsftaaten zu bleiben. 

Ein neutraler Staat, an deflen Grenzen ber Krieg geführt wird, mag eine Armee aufftellen, 
eine vollffändige Bewaffnung vornehmen, alfodie Haltung ber fogenannten bewaffneten Neutra= 
lität annehmen oder nicht, jedenfalls muß er doch Fleinere Truppencorps an den Örenzen zuſam⸗ 
menzieben, längs welcher fich der Krieg bewegt, um feine Pflicht zu thun und um feine Rechte 
auszuüben. Diefe feinen Corps find erftend nothwendig zur Unterſtützung des Dienftes an 
den Zollftätten, zweitens um Grenzüberfchreitungen fleinerer Abtheilungen der Friegführenden 
Parteien, die vielleicht nur infolge der Infenntniß der Orenzen vorkommen können, in paflender 
Weiſe zu verhindern, endlich in Bezug auf einen Ball, der öfter vorkommt, ald man denkt. Es 
ift folgender: Gin Corps einer der friegführenden Parteien ift von einem feinvliden an bie 
Grenze des neutralen Landes gedrängt und, fi unfähig zum Widerftand erfennend, zieht es der 
MWaffenftrefung vor dem Feinde den Übertritt auf neutrales Bebiet vor. Die Praxis, welde 
conventionell für diefe Bälle anerfannt wurde, ift, daß der Neutrale ven Übertritt auf feinen 
Boden zuläßt, aber jofort eine Entwaffnung vornimmt. Dazu gehören Truppenfräfte, um bie 
Waffen in Empfang zu nehmen, Ausfchreitungen und Unorbnungen vorzubeugen, wie fie von 
vielleicht bemoralijirten oder halb verzweifelten Soldaten nur zu ſehr zu erwarten ftehen. Liber 
das eben berührte Herfommen hinaus hört jede Beftimmung für die erwähnten Fälle auf. Die 
Frage ift die, mas beginnt der neutrale Staat mit den Soldaten einer fremden Macht, die auf 
feinen Boden übertreten, nachdem er fie entwaffnet hat, was beginnt er mit ven Waffen und ber 
fonftigen Ausräftung der entwaflneten Truppen? Die Vernunft ſcheint in Bezug der Aus: 
tuftung und des ſämmtlichen Dateriald ver Truppen zu fordern, daß der neutrale Staat diefelben 
bis zum Ende des Kriegs in Verwahrung nehme und dann nad dem Friedensſchluſſe, infofern 
in dem Friedensvertrag nicht ausdrücklich eine andere Beſtimmung aufgenommen ift, fie dem 
Staate außliefere, deffen Truppen fie abgenommen worden find. Die Verwahrung der Aus 
rüſtungsſtücke fann aber vem neutralen Staat, wenn er zumal auch für ihre Erhaltung forgen 
foll, bedeutende Koften machen. Es kommt alfo auf die Entſcheidung der Frage an: hat der 
neutrale Staat genug gethan, wenn er den übergetretenen Truppen die Waffen abgenommen hat 
und dann daran werben läßt, was Bott will? Diefe Brage ſcheint ung nicht bejahend beant— 
wortet werben zu können, da hieraus die größten Unorbnungen entftehen könnten. Werner: joll 
der neutrale Staat für die Confervation der den Übergetretenen abgenommenen Audrüftungs= 
ftücfe befondere Sorge tragen? Soll er endlich beim Friedensſchluſſe die Waffenſtücke dem 
Staate, welchem fie urfprünglich gehören, ohne oder gegen Entihädigung ausliefern? 

Die Bernunft mag alle dieſe Fragen leicht entiheiden können. Indeſſen, da feine allgemein 
anerkannten Antworten auf fie eriftiven, fo würde ein Staat, ver oft in den Fall fommen kann, 
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ich als neutraler an ben Grenzen eined Kriegsſchauplatzes zu befinden, ſehr wohl thun, mit ſei— 
nem Nachbar vergleihen Dinge im voraus zu reguliven und vertragsmäßig feftzuftellen. In 
biefer Rage befindet ich in Europa vor allen andern die Schweiz. Sie kommt alle Augenblide 
in den Ball von Grenzaufftellungen. Sie wäre in der Lage, durch Verträge mit ihren nächſten 
Nachbarn den Anlap zu einer allgemein anerkannten Feſtſtellung ver Details des Völkerrechts 
zu geben und — bie Details enticheiden in der That hier alles, allgemeine Phrafen können, wie 
ſchon aud einigen von und angeführten Beifpielen hervorgeht, hier rein zu gar nichts führen. 
Die Schweiz hat in der That, insbeſondere jeit dem italienifchen Kriege von 1859, hierzu rühm⸗ 
lihe Anläufe genommen , aber keineswegs das Entgegenfommen gefunden, welches ihre Beſtre— 
bungen verdienten, — im Interejle aller. Die Schweiz hat fih in der That bemüht, eine auf: 
richtige und ehrliche Neutralität zu üben, deren Rechte und Pflichten mit aller ihr zu Gebote ſte— 
henden Kraft und immer bemußter ded Einfluffes, welchen fie dadurch erlangen kann, zu üben. 
Man vergleiche ihr Verfahren in den Einzelheiten mit dem Verfahren Preußens während des 
ruſſiſch⸗polniſchen Kriegs von 1831. Breußen benugte hier feine Neutralität. nur, um deſto 
jicherer und audgiebiger Rußland zu unterftügen. (Manchem Lefer wird es intereffant fein, des 
Verfaſſers Artikel in der damals in Zürich erfheinenden „Eidgenöffischen Zeitung‘ vom März, 
April und Mai, Jahrgang 1859, zu vergleichen, welche zu-den meiften eingeichlagenen Berfah: 
rungsweiſen der Eidgenoſſenſchaft ven Anftoß gaben.) 

Was foeben über die Sachen, die Ausrüftung übergetretener Korps der Friegführenden Bar: 
teien gejagt worben ift, bad gilt num auch betreffs der Berfonen, der Soldaten als übergetretenem 
Corps. Auch hier ift alles noch unbeftimmt. Offenbar müffen die übergetretenen Soldaten 
leben. Die Humanität verlangt, daß ihre Verpflegung vorläufig von dem neutralen Staate 
übernommen und bemerfftelligt werde, in welchen fie übergetreten find. Aber wie lange joll 
denn dad dauern? Was von den Waffen angenommen werden kann, daß der neutrale Staat 
jie bi8 zum Friedensſchluß in feiner Verwahrung behalte, das fann auch von den übergetretenen 
Soldaten angenommen werben. Wenn nun aber ver Krieg 30 Jahre dauert, welche Koften 
erwachſen daraus nicht dem neutralen Staat, der gar nicht einmal das Recht hat, die Soldaten 
einer fremden Macht zur Arbeit anzuhalten! Wird ber ganze Krieg kurz abgemacht, iſt bie 
Bahl der in formirten Gorps übertretenden Soldaten ſehr gering, nun jo fallen alle dieſe Dinge 
wenig ind Gewicht. Sehr aber fallen fie ind Gewicht, wenn der Krieg lange dauert, der Über: 
tretenden viele find, dad Rand, welches fie aufnehmen ſoll, Elein ift. 

Wird ald Grundjag angenommen: der neutrale Staat muß bie Übertretenben bis zum 
Friedensigluß zurückhaiten, — fo fönnte ihm nun als Aquivalent dafür das Recht gegeben 
werben, berem Arbeitöfraft für fi in Anspruch zu nehmen. Das könnte aber wieder auf dop⸗ 
pelte Weife geſchehen, nämlich eritend: der Staat überläßt die übergetretenen Soldaten dem 
Privatfleiß, der freien Arbeit, durch welche fie ſich nähren können wie fle wollen, oder zweiten®: 
er verwendet jle zu großen Staatöbauten in formirten Korps. Im erftern Kalle könnte aber ber 
neutrale Staat unmögli eine Garantie dafür übernehmen, daß die übergetretenen Soldaten 
auf feinem Gebiet bleiben, der urfprüngliche Zweck würde hier alfo nicht erreicht; ob fi für Die 
zweite Art immer Oelegenheit bietet, it mindeſtens fraglich. Man hat nicht immer Staatd- 
bauten unter der Hand, bei denen man ohne alle Vorbereitung 10000 oder 20000 Mann nüg: 
lich befchäftigen fann. 

Es fommt ja aber auch alled nur darauf an: daß der neutrale Staat beiden Eriegführenden 
Parteien gleiches Recht halte. Diefer Bedingung könnte nun Genüge gethan werden: wenn ber 
neutrale Staat von jedem übergetretenen Corps nur die Waffen forwie die ganze übrige Aus- 
rüftung zurüdbehält, dagegen die Mannfchaften ſofort an die nächte Grenze ihres Landes in: 
ſtradirt und edcortirt, um fie dort ihren Landesbehörden zu übergeben, und wenn er für Pir- 
pflegungd= und Gscortekoften dann eine billige Entſchädigung zieht. 

Da die Übergetretenen gewiß für einige Zeit außer Thätigfeit gegen den Beind gejegt wor: 
den wären, wenn fie nicht übergetreten wären, fo fann nun no in entjprechende Verträge 
die Beflinmung aufgenommen werben, daß der neutrale Staat ihrer Regierung, welcher er fie 
ausdliefert, dad Wort abnimmt, bie Übergetretenen vor drei oder ſechs Monaten nicht wieder 
gegen den Beind, der fie zum Übertritt zwang, zu gebraugen. Specialverträge über diefe Dinge 
vor dem wirklichen Ausbruche des Krieges liegen aber im höchſten Intereffe der Neutralen, jo: 
lange es noch fein allgemeines Kriegsrecht gibt, welches ſich über allgemeine hohle Phrafen 

verſteigt. 

Die Anſprüche auf Entſchädigung der Neutralen für ihre Mühewaltungen ſeitens ver krieg⸗ 
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führenden Parteien hat man bisweilen damit abweifen wollen, daß man fagt, die Reutralen 
hätten ſchon dadurch Vortheil genug, daß ihr Land vom Kriege verfchont bleibe. Dies Argu— 
ment bat entſchieden feinen Sinn, es ift ungefähr ebenjo, als ob man einen geſchickten und 
ehrlichen Kaufmann dafür ausplündern wollte, daß er mit feinem Kapital 3 Proc. mehr gewinnt 
als ein minder ehrlicher und gefhicter anderer. 

In derfelben Weife wie neutrale Staaten zu Lande Orenzbefegungen veranftalten, müffen 
diejenigen, welche einen beträchtlichen Seehandel haben, auch eine paffende Anzahl von Kriegẽ⸗ 
fhiffen auf dem Meere halten, um Handelsjhiffe und Waaren ihrer Bürger gegen die nur zu 
häufigen Anmaßungen der Eriegführenden Parteien fo gut als möglich, ſicher zu ftellen. 

Früherhin nahm man an, daß jedem legitimen oder gerechten Kriege eine Kriegderflärung 
vorausgehen müffe, und man umgab dieſe Kriegserklärung mit gewiflen feierlihen Formen, wie 
fie allerdings wohl anftehen, wenn zwei Staaten zu einem fo wichtigen und folgenreihen Acte 
fhreiten, als ein Krieg es ift, Die altrömifchen Formen bei Kriegserklärungen find befannt ge= 
nug; ebenfo find ed diejenigen, welde das Ritterthum im Mittelalter in Gebrauch bradte und 
welde, von der Friedensaufkündigung und Fehdeanſagung entnommen, auch den betreffenden 
Verkehr zwiichen den Staaten beherrſchten. 

Neuerdings werden eigentliche Kriegderflärungen nicht mehr für nothwendig gehalten, und 
in der That können fie überflüffig ericheinen, da noch viele Dinge übrig bleiben, welde meift 
lange voraud den drohenden Ausbruch eined Kriegs allen Thellen verkünden. 

Dahin gehört zunächft ver Abbruch der Unterhandlungen, welche jedem Kriege vorausgeben 
werben, und dann in prägnanter Weife ver Abbruch des diplomatiſchen Verkehrs, d. h. die Ab⸗ 
berufung der Gejandten der einen feindlichen Macht von der andern, die Ertheilung der Päſſe 
an die Gefandten ver feindlichen Mat. Nicht immer ift der Abbruch des diplomatiſchen Ber: 
kehrs ein fichered Anzeichen oder ein ficherer Vorbote des nahen, unmittelbar folgenden Krieges. 
In einzelnen Fällen werben nur die Gefandten abberufen, und es bleiben untergeoronete Lega- 
tiondbeamte zurüc, um die laufenden Geſchäfte zu beforgen, namentlich aud die Formalitäten zu 
vollziehen, welche den Handels- und Reifeverfehr ver Unterthanen des eigenen Landes in Dem 
feindlichen betreffen. Wenn ein Staat feine ganze Geſandtſchaft von einem Hofe abberuft, fo 
ftellt er dann feine Unterthanen und deren Eigenthum unter den Schug der Geſandtſchaft einer 
befreundeten Macht, inäbefondere einer ſolchen, welche bei ven Vermittelungdverjuchen, die dem 
Kriege vorausgingen, beteiligt war. Hat die eine Partei der andern ein Ultimatum geftellt, fo 
folgt auf ben Abfchlag in der Regel der vollftändige Abbruch des diplomatifchen Verkehrs und 
häufig unmittelbar au der Ausbruch des Kriegs. Ja ed kann hierbei leicht vorfonımen, daß 
dad Ultimatum felbft für den Fall des Nichteintretens den Tag ankündigt, von welchem ab man 
ſich als im Kriegäftande befindlich betrachten wird. Übrigens ift es befanntgenug, daß in neuerer 
Zeit Ultimaten alle nur denkbaren und nicht denkbaren Steigerungsfälle bis über das Ultima= 
tiffimum hinaus durchgemacht haben, 

Unter allen Umſtänden wird jede der beiden Eriegführenden Mächte ein Kriegsmanifeſt er: 
laffen, welches an die eigenen Völker oder auch an die europäifhen Mächte gerichtet und beftimmit 
ift, zu beweifen, daß man mit Recht oder gezwungen zu den Waffen greife. Jede Partei will ſich 
dadurch die Sympathie und die nicht zu verachtende Unterflügung der Öffentlihen Meinung er= 
obern. Möglich ift es natürlich nicht blos, daß eine, fondern aud daß beide friegführenden Par- 
teien unrecht haben. Das Kriegsmanifeft fann nun bei der Schnelligkeit, mit welcher heute 

Nachrichten befördert und verbreitet werben, vollends eine Kriegderflärung erfegen. Mit dem 
Kriegdmanifeft in Verbindung pflegen verſchiedene Aufforderungen und Ankündigungen ers 
laffen zu werden. Dahin gehören: 

Ankündigung der Blokade feindlicher Häfen. Diefe früherhin fehr Häufige Erflärung 
ift, wie wir gefehen haben, nad dem neuen Seekriegsrecht nicht mehr zuläfiig, es foll vielmehr 
die Blofade fernerhin nur dort verpflichten, wo fle mit einer ausreichenden Streitmadt wirklich 
geübt wird. 

Das Embargo auf Handelsſchiffe des Feindes, die fich in den eigenen Häfen befinden. Nah 
der neuen Praxis wird nicht ſogleich Embargo auf die feindlichen Schiffe gelegt, fondern immer 
ein Termin bezeichnet, bis zu welchem Lie feindlichen Schiffe unfere Häfen verlaffen müffen, wenn 
fie vem Embargo nicht verfallen follen. 

Abberufungspatente. Diefelben können weiter oder enger gefaßt fin. Die weitefte Faſſung 
ift die, wenn eine Macht alle ihre Unterthanen aus dem Gebiete des Staats abruft, mit welchem 
ein Krieg bevorfteht, und Died unter Androhung ſchwerer und entehrender Strafen ſowie ber 
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Güterconfiscation. Dieſe Faſſung kommt indeffen heutzutage kaum noch vor; in den meijten 
Fällen wird man ſich wol begnügen, nur diejenigen Unterthanen zurüdzurufen, welche in Mili— 
tärbienften, — vielleicht auch in andern Staatsdienſten der feindlichen Macht find, und dann die 
in irgendeiner Weiſe Militärpflichtigen. 

Audweifungspatente, durch welche eine Macht ſämmtliche Unterthanen des feindlichen Staatd 
binnen einer gewiſſen Frift unter Androhung von Strafen und Nachtheilen aller Art zur Räu: 
mung ihres Landes auffordert, in welchem fie fidh vorübergehend oder auch für längere Zeit und 
mit fefter Niederlaflung aufhalten. Ein Beifpiel für diefen Fall ift in neuefter Zeit allerdings 
jelbft vorgefommen, wo nicht einmal ein Krieg bevorftand;; die Ausweiſung der Tefjiner aus der 
Lombardei feiten® der Öfterreihifhen Regierung. Indeſſen ward dieſe Mafregel von ganz 
Guropa einer ebenjo fharfen ald gerechten Kritik unterzogen. 

Verbote eines Verkehrs, der dem Feinde nügen fann, in mäßigen und vernünftigen Grenzen 
jind dagegen vollftändig in der Ordnung. Nur müffen die mäßigen Grenzen in diefem Punfte 
wirflid eingehalten werden, wenn man nicht zu den größten Ungereintheiten gelangen will. Sehr 
wichtig ift Hier die Haltung, welche vie Regierung ver Preſſe gegenüber einnimmt. Vielfach hört 
man bei friegödrohenden Stimmen, welche laut verlangen, die Preffe folle über kriegeriſche Be— 
wegungen der nationalen Armee, über Eriegerifche Vorbereitungen u. ſ. w. nichts mittheilen, — 
oder welche auch ganz unverhohlen eine Art belagerungäftändliger Militärcenfur verlangen. 
Nichts ift Falfcher als dies. Ein Krieg felbft, an dem das Volk im ganzen feinen herzlichen An- 
theil nimmt, bewegt doch noch tauſend Fibern im Volköleben. Jede Familie hat doch irgendein 
Glied im Heere oder einen Freund, von dem fie etwas zu erfahren wünſcht, und es ift thöricht, 
died abjchneiden zu wollen. Häufig verftedt ji hinter das Verlangen unbebingten Geheimniſſes 
ihon vor dem Ausbruch des Kriegs nur.die Furcht impotenter Militärbehörden, daß ihre fal- 
Ihen Maßregeln einer unerbittlihen Kritif unterworfen werden möchten. Diefe Kritif mag 
nun allerdings diefen einzelnen Herren fehr unangenehm fein, aber dem Ganzen wäre fie unbe: 
dingt nüglih, befonderd wenn die Negierenden auf fie hören wollten. Man braucht ſich hier 
nur der Borgefchichte des Krieges von 1859 in Öfterreich zu erinnern. Während des Kriegs 
bat nur derjenige großen Grund das Geheimniß bewahrt zu wünſchen, welder entſchloſſen ift, 
möglichft wenig zu thun und lange auf demfelben Flecke ftill zu figen. Macht ein Heer rafche 
und entſchiedene Bewegungen, fo kommen fihherlich alle Zeitungönachrichten über deren Plan viel 
zu fpät, ald daß ſie den Feind etwas lehren und ihm nugen könnten. Die Furcht vor ver DÖffent: 
lichkeit ift hier wie in allen andern Dingen ein Zeichen der Impotenz und läßt ſchon von vorn: 
herein nichts Gutes erwarten. Schlechten Einflüffen der Tageöprefle ift am beften dadurch zu 
begegnen, daß Staats: und Militärbehörden den Zeitungen felbft gute thatjächliche Berichte 
über Geſchehenes mit größtmöglichfter Schnelligkeit zugehen laſſen. 

Endlich wird in Ermangelung feiter völferrechtlicher Geſetze es gut fein, wenn bei Aufkün— 
digung des Friedens oder bei Erlaß des Kriegämanifeftes jede kriegführende Partei ſich darüber 
ausſpricht, wie fie es in gewiſſen Punkten, betreffs des Eigenthums in fremdem Lande, betreffs 
der Kriegsgefangenen, betreffs des Eiſenbahn- und Telegraphenverkehrs mit dem feindlichen 
Lande zu halten gedenkt. Am beſten iſt es freilich, wenn dergleichen Erklärungen ſich auf Ver— 
träge ſtützen können, die möglicherweiſe direct zwiſchen den kriegführenden Parteien oder auch 
unter Bermittelung neutraler Mächte gefchloffen werben Fönnen. 

Mit den wirflihen Ausbruch ded Kriegs tritt eine neue Reihe von völferrechtlichen Conve— 
nienzen ein, bie fih namentlich auf das Recht beziehen, welches die Kriegführenden in Bezug 
auf Perſonen und Sachen des feindligen Staats beanfpruden dürfen. Ehe wir hier auf De: 
taild eintreten, müſſen wir aber auf einen Unterfhied der völferrechtlihen Orundanjhauung 
aufmerkſam machen, der diefe ganzen Rechtsverhältniſſe durchzieht. 

Im Altertum hatte man bie Anfhauung, daß, wenn einmal das Reich der Gewalt durch 
den Krieg erſchloſſen ift, ſämmtliche Rechtsanſprüche aufhören; jo weit die Gewalt reicht, reicht 
auch das Recht. Alle Bürger eined Landes find folidariich für den Krieg, den ihr Land be- 
ſchloſſen hat, verantwortli, und jeder einzelne muß daher auch die Folgen durchaus tragen. 
Eine innige Harmonie, eine völlige Ipentität der Bürger und des Staats ift Hier die Funda— 
mentalvorausjegung. „Hat man außerhalb des Landes Kämpfe und Gefahren wegen ber 
Grenzen zu beſtehen, jo bleibt im Fall einer Niederlage zu Wafler oder zu Lande, benen, bie 
davonkommen, zu Haufe Land, Stadt und Heimat, und fie werden babei ſchwerlich alle auf 
einmal zu Brunde geben. Für diejenigen dagegen, welde un ihre hoͤchſten Güter, Tempel und 
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Vaterland und Ältern und Kinder u. f. w. kämpfen follen, find die Beringungen des Kampfes 
ganz andere. Kommen fie davon und wehren fie wader den Feind ab, jo jind fie für die Zukunft 
ihren Gegnern furdtbar und werden nicht leicht angegriffen, Halten fie ſich aber ſchlecht im 
Kampfe, fo find fie hoffnungslos verloren. Es dürfen daher diejenigen, welche um fo viele und 
große Güter ftreiten follen, e8 in Feiner Weife an Zurüftung und Muth fehlen laffen, ie müſſen 
vielmehr auf viele und mannichfaltige Anftalten bedacht fein, damit fie wenigftend nicht durch 
eigene Schuld unterliegen und, trifft fie ja eine Niederlage, wenigftend die Überlebenden aus den 
Trümmern ihr früheres Glück wiebderherftellen fönnen. So haben ja einige griechiſche Stämme, 
nachdem fie zum Außerften getrieben, ſich wieder erhoben.‘ 

Man braucht nur diefe Einleitung zu der „Städtevertheidigung‘‘ des Äneas anzufehen, um 
fofort einen Einblid in die antife Anſicht von der durchgreifenden Gewalt des Kriegs zu gewin— 
nen, die ihren Einfluß auf dad Perjonen: und Sachenrecht des Kriegs nicht verfehlen können. 
Es ift nicht überflüfjig, hier ausprüdlid darauf aufmerfjam zu maden, daß die Sklaven, welche 
im Altertum einen ſehr beveutenden Theil ver Bevölferung eines jeden Landes bildeten, unter 
dad Sachenrecht fallen. 

Die moderne Monarchie, welche im 17. und 18. Jahrhundert unferer Zeitrehnung fi) ent: 
widelte, die Legitimität oder das Oottedgnadenthum proclamirte und fie für kurze Dauer zu all: 
gemeiner Anerkennung brachte, führte zugleich auf höchſt erfennbare Weife einen unnatürliden 
Dualismus ein: den Staat, d. h. die Staatdregierung, welche in dem regierenden Fürſten oder der 
Dynaftie zur Erfheinung fommt, und die Menfchen, welche nad ven Forderungen ver Bernunft 
die eigentlichen Gonftituenten des Staat find. Der Sag: der Staat bin ich, ward Die Regel des 
Voͤlkerrechts auch in denjenigen Ländern, in welchen es nicht geradezu ausgefprocdhen ward. Nach 
diefer Regel disponirt die (dynaftifche) Staatöregierung unbedingt über alle Mittel des Staats 
für den Krieg. Aber nur was fie von fih aus für ven Krieg beftimmt, gilt ald legitim für die: 
fen beflimmt. Der Sag: Ruhe ift die erſte Bürgerpflicht, ift der würbige Kamerad des an: 
dern oben eitirten. Allerdings hat nun diefe Sache auch ihre guten Folgen, namentlih für pie 
Humanifirung ded Kriegs gehabt. Nach diefer Anfhauung nämlich hat „der ruhige Bürger“ 
durchaus feine Berantwortlichfeit für den Krieg, und der Feind ift daher auch verpflichtet, ihn 
möglich zu jhonen. In ihrem Zufammenhange mit allen andern ift die Anfhauung aber eine 
höchſt unwürdige; die Vortheile der Anfhauung find den Vortheilen vergleichbar eines Men- 
fen, den man nie, auch auf die blutigfte Beleidigung bin, nicht fordert, weil man ihn ſelbſt 
für unwürbig hält und überzeugt ift, daß er von allen Menſchen dafür gehalten wird. Für das 
Gottesgnadenthum war die Anſchauung eine höchſt nügliche und wurde daher von ihm auch 
fortwährend gehegt und gepflegt. 

Allmaͤhlich gehen wir zu einem neuen Völkerrecht über, welches die Selbftbeftimmung der 
Bölker — und diesmal ohne die Ginmifhung des „eigenthümlichen Inftituts” der Sklaverei 
wieder zu feiner Baſis macht, möge immerhin in dem allgemeinen Stimmrecht, deſſen ſonder— 
baren Anwendungen und ähnlichen Erfcheinungen dieſes neue Völkerrecht ſich noch weſentlich 
ald Garicatur darftellen. 

Was man aber bis Heute noch Kriegsrecht oder Völkerrecht für den Krieg nennt, wurzelt, jo: 
weit ed aufgejchrieben ift, ganz weſentlich in den Vorftellungen des 17. und 18. Jahrhunderts, 
und diefem Umftand, nicht etwa unferer befondern Neigung zur Polemik, ift es zugufchreiben, 
wenn ber vorliegende Artifel ein vorherrſchend Fritifcher ift. Wir wollen nicht längft abgetbane 
Dinge nahihreiben, jondern etwas Gültiges geben; wir dürfen ed aber auch nicht verfäumen, 
längft abgethane Dinge nochmals abzuhandeln, weil fie fortwährend in die Gegenwart binein- 
ragen und hineinfpreden. 

Indem wir beginnen von dem Recht auf die Perfonen der Feinde und von dem Recht der 
Perfonen gegenüber dem Feinde zu reden, müſſen wir zunächft von dem Unterfchied etwas jagen, 
der zwifchen fogenannten legitimen Feinden und nicht legitimen gemacht wird. 

Das Alterthum Eannte diefen Unterfchied gar nicht. Gegen alle Bürger eines Landes, melde 
die Waffen gegen deſſen Feinde erhoben, ward von dieſen das gleiche Recht oder Nichtrecht gehal— 
ten. Die moderne Monarchie änderte dies, Der Fürft fagt: ich führe den Krieg; * die 
Mittel, die ich dazu aufftelle, Haben folglich ein Recht, kriegeriſch aufzutreten umd zu verfahren, _ 
das Volf als ſolches hat ji nicht im mindeften einzumifchen, wenn es nicht von miv ; heordert, 
ausgerüftet u. |. tw. wird. Nach diefer Theorie behandelte man als legitime Feirte de nur die 
erkennbar ald Staatötruppen auftretenden Abtheilungen und ihre Glieder, oder lil folge Ab⸗ 
theilungen, welche durch irgendwelche Ausweife ald von der Regierung ausdrücklich! |" qutorifirte 
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bingeftellt wurden. Alles andere, aljo der Bürger, welcher aus eigenem Antrieb, nach Abrede 
mit feinen Marfgenofien zu Schug und Schirm feines Haufes und der Unabhängigkeit feines 
Volks die Waffen ergreift, wird nicht als legitimer Keind betrachtet. Dem illegitimen Feind 
aber kommt der Schuß der conventionellen Kriegsgeſetze nicht zugute. Er wird nah Willkür 
behandelt, foweit die Willfür reicht. 

Man erkennt leicht, daß diefe Theorie für die Kriegführenden bisweilen höchſt nüglich fein 
fan, In Bürgerfriegen z. B. nennt die alte Staatöregierung, welche den Beſitz für ſich hat, 
alles, was gegen jie die Waffen ergreift, Rebellen, und behandelt fie (der Theorie nach) als ille— 
gitime Feinde. Bei äußern Öffentlihen Kriegen kann eine „illegitime“ Erhebung neben der 
Armee nur dem Vertbeidiger wefentlich zugute fommen. Der Angreifer bat alfo ein Intereſſe 
daran, den Unterſchied aufrecht zu erhalten, und wir fehen daher auch ftets, wie in allen Procla: 
mationen, mit denen ein Angreifer ein Land betritt, die Erklärung eine große Rolle fpielt, er 
babe ed nur mit der feindlihen Staatsregierung, keineswegs mit dem ruhigen Bürger zu thum. 
Diefer werde allen Schug feiner Berfon und feined Eigenthums genießen, während der „un- 
ruhige‘ Bürger zugleich damit bedroht wird, daß man ihn als illegitimen Beind behandeln 
werde. 

Die Thevrie vom legitimen und iflegitimen Feinde dient dem Intereffe des Stärfern, und 
daher ift ed aud) begreiflich, daß ſie immer wieder hervorgeſucht wird, obgleich die Franzöſiſche 
Revolution von 1789 vie Idee des Rechts des Volks am Staate und feines Interefles für die 
Erhaltung des Staats wiederhergeftellt bat, in folgerechter Entwidelung diefer Idee aber der 
Unterſchied von legitimen und Ulegirimen Feinden nicht mehr eriftiren follte. Wenn die illegi: 
timen Feinde fehr mächtig werben, wenn fie fi im erften Moment nicht von den Drohungen und 
ihrer hier und da erfolgenden Ausführung, dem maſſenweiſe Küflliven von Gefangenen, dem 
Nieverbrennen ganzer Dörfer haben einſchüchtern laffen, dann ändert fid freilich die Sache und 
aud dem illegitimen wird ſchließlich Recht gehalten. Dies folgt aus der Macht, welche der illegi- 
time allmählich gewinnt, Nepreffalien zu üben, ſodaß die Gefahr eines wahrhaften Vernich— 
tungöfrieged entjpringt, der doch bei Lichte betrachtet niemals zum vworgefegten Zwecke führen 
fann. So nannten die Ofterreiher 1848 und 1849 die Ungarn Rebellen, fahen fih aber doch 
im allgemeinen genöthigt, ihnen das conventionelle Kriegsrecht zu halten ; die Königlichen von 
Neapel nannten im Jahre 1860 im Chorus mit fämmtlihen Anhängern des legitimen Prin— 
cips in Europa die Garibaldianer Straßenräuber u. ſ. w., es fiel ihnen aber auch nicht einmal 
im Traume ein, ihnen nicht Kriegsrecht halten zu wollen, weil die Garibalvianer die Mittel zu 
den großartigften Repreflalien in der Hand hatten. Dagegen ift für die Haufen der Kämpfer 
für Thron und Altar im Neapolitanifchen heute dev Name Briganden von aller Welt acceptirt, 
und die Biemontefen halten den Briganden fein Kriegsrecht, weil biejelben nicht Gleiches mit 
Gleichem vergelten können. Jeder handelt hier nad feiner Bequemlichkeit und feinem Vortheil; 
die Worte und Begriffe find äußerſt gebuldig, und man kann alled Mögliche mit ihnen auf: 
ftellen. Freicorps, welche mit Autorifarion der Staatöregierung errichtet find und kämpfen, 
follen nach dem gewöhnlichen Herfommen für legitim gelten. Aber man geht aud) davon ab, 
wenn ſolche Freicorps dem Feinde jehr läftig werden und doch nicht eine ſolche Macht haben, daß 
fie Gleiched mit Gleichem vollftändig vergelten können. Man erinnere ſich hierbei des Verfah— 
rend Rapoleon's gegen die Kügower im Jahre 1813. Wie fonderbare Gontroverfen bei der 
Unterfheidung von legitimen und illegitimen Beinden vorkommen, ſieht man unter andern an 
dem Beifpiel des Öfterreihifchen Generals Chafteler. Als diefer 1809 in Tirol commandirte, 
jegte Napoleon einen Preis auf feinen Kopf. Nah dem herkömmlichen Kriegsrecht ift dies in 
Betreff eines legitimen Feindes nicht geftattet. Bon franzöfifher Seite ward die Sache auch 
wirflih damit gerechtfertigt, daß Ehbafteler Fein legitimer Feind ſei, — weil er in Belgien ge: 
boren war, welches damals freilich öfterreichtich, 1809 aber franzöſiſch war; Chafteler ſollte alſo 
auch ein Franzoſe und folglich ein Rebell fein, da er gegen Napoleon fodht. 

Zur See galten für legitime Feinde außer ven Mannichaften ver Stantäflotten auch die— 
jenigen von Kapern, die mit gehörigen Kaperbriefen yon ihrer Regierung ausgeftattet wären. 
Nach der parijer Erflärung vom Jahre 1856 ſoll die Kaperei abgeſchafft fein; folglih würden 
nunmehr alle Kaper, welche Staaten angehören, deren Regierungen der parifer Grelärung bei- 
getreten find, ald illegitime Feinde, ald Seeräuber betrachtet werben müflen. 

Die Abſchaffung der Kaperei liegt, wie bei diefer Gelegenheit bemerkt werden mag, wieder 
fediglich im Intereffe der Stärfern, verjenigen Mächte, welche große Kriegäflotten befigen; den 
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Schwachen fällt fie zur Laft, denen nämlich, welche zwar feine Kriegsflotten, dagegen eine be— 
trächtliche Küftenentwicelung, ftarfe Handelöflotten und zahlreihe Matrofen haben. In viefe 
Klaffe gehört auch Deutichland. Darf ein Land, welches ſich in jolder Lage befindet, Kaper 
audrüften, jo wird es ihn nie an muthigen Seefahrern fehlen, die fich zur Bemannung melden 
und die durch ihre Keckheit dem jelbft weit überlegenen Feinde erheblihen Schaden bereiten fön- 
nen. Wäre 1848 von feiten Preußens der Krieg gegen Dänemark ernft gemeint, nicht blos 
eine Vorbereitung auf die Gontrerevolution vom November geweſen, man würbe nicht bie ftür- 
mijchen Anerbietungen von Taufenden von Matrofen der Handeldflotte, weldhe damals unbe: 
Ihäftigt in ven Seehäfen lagen, ohne weiteres zurückgewieſen haben. 

Spione werben nirgends als legitime Feinde betrachtet, ja in Rückſicht auf den Nachtheil, 
welchen jie bereiten können, hat man ihrer Thätigkeit noch den Stempel der Infamie aufgebrüdt, 
und hängt — nad) der militärifchen Etikette — die Spione, ftatt fie zu erſchießen, — obgleich 
möglicherweile dad Spionenbandmwerf durch die Motive zu ihm entjchieden geadelt werden kann. 

Lajjen wir nun den Unterſchied zwifchen legitimen und illegitimen Feinden beifeite, da wir 
wiflen, daß je nach den Umftänden der Begriff der Legitimität erweitert oder eingeſchränkt wird, 
und reden wir von dem Kriegsrecht, weldes den Perſonen der legitimen Feinde gehalten 
werden joll. 

Durd den Gebrauch ver Warfen werden im georbneten Kampfe die Feinde verwundet und 
getöbtet; died Tödten und Verwunden muß ein Recht fein, denn es iſt das nothwendige Elemen- 
tarmittel ded Kriegs. Indeſſen man hat es beichränfen wollen, indem man verlangte, daß feine 
Mittel angewendet werden follen, welche Berwunbung oder Tödtung jhmerzhaft über dad nö: 
tbige Mad machen oder bejonders gefährliche und ſchreckliche, obwol nicht tödliche Verwundun— 
gen herbeiführen. Man wollte daher ausſchließen den Gebraud vergifteter Stoß- und Hieb: 
waffen, ferner von Stangenfugeln, Kettenkugeln, gehadtem Blei, Nägeln, Glasſtücken und ähn— 
lihen Geſchoſſen. Man kann jich leicht überzeugen, daß ed äußerſt ſchwer ift, hier zu beſtimmten 
Feftfegungen zu gelangen. Bei jever neuen Erfindung eined Morvinftruments könnte jih auf 
der neuen Orundlage der bier vorausgejegten Annahme ein Streit der Völferrechtölehrer dar: 
über erheben, ob ed erlaubt und legitim ſei oder nicht, ohne daß man irgendwie zu einer plaufi: 
bein, anerfennendwerthen Entſcheidung darüber zu gelangen vermödte. So über die Nafeten, 
fo über die Shrapnels (deren Gebraud während der polniſchen Infurrection von 1848 wirflid 
den Preußen zum Borwurf gemacht wurde!), jo über die Spigfugeln, von denen ein Wigbold 
behauptete, ſie träfen nicht jo janft ald die janfter geformten Mundfugeln, u. ſ. w. Jede Ent: 
weihung der Waffen muß ald ein Misbraud betrachtet werben, der unftatthaft ift. Nicht das 
Tödten ift ver Zweck des Waffengebrauchs, jondern das Wehrlosmachen. Ja mit Net ift be- 
hauptet worden, daß es im ganzen viel vortheilhafter jei, dem Beinde recht viele Leute zu ver: 
wunden, als fie ibm zu töbten; denn von den Todten hat er, wenn fie begraben find, feine Mühe 
mebr, die Verwundeten aber machen ihm lange Arbeit und Sorge. Nicht jelten ſind die Klagen 
darüber, daß Soldaten der einen Partei, welche bereitd hülflos und verwundet waren, von Sol: 
daten der andern Partei noch weiter verwundet oder vollends getödtet wurben. Beſonders 
häufig wurden dieje Klagen unter anderm im Krimfriege von den Verbündeten gegen die Ruffen 
erhoben. Obgleich es faſt unmöglich fein wird, Beftialitäten im Kriege völlig zu verhindern, 
muß doch wenigſtens durch ſtrenge Beftrafung der Schuldigen darauf bingearbeitet werden, jo: 
weit die Belehrung und der Appell an das militärifche Ehrgefühl nicht ausreicht. 

Wenn ih im Kampfe feindliche Soldaten oder Abtheilungen durh Anrufung von Pardon 
oder Duartier oder durch Nieverlegen ver Warfen ſelbſt für wehrlos und überwunden erklären, 
fo muß ihnen nad) der herrfchenden Kriegdregel der Pardon gewährt werben. Sie werden alfo 
Kriegägefangene und genießen die Nechte der Kriegögefangenen. Gin Gebraud der Waffen 
gegen jie ift alfo fernerhin unftatthaft. Bisweilen ift allerdings das Pardongeben ausge: 
fchloffen worden, immer nur infolge einer großen Erbitterung der einen Partei gegen die andere 
oder beider Parteien gegeneinander. Eins der großartigften Beifpiele von Schlachten dieſer 
Art, wo die Sache mit völliger Tragik auftritt, ift die Schlaht von Lügen, als die Schweden zu 
neuem Angriffe fehritten, um den Tod ihres Königs an den Kaiſerlichen zu rächen. 

Bisweilen haben wol Befehlshaber von Belagerungscorps, namentlich vor ſchlechten Be: 
flungen, erbittert durch eine tapfere Vertheidigung, gedroht, wenn die Feſtung nicht bis zu 
einem gewiffen Zeitpunft übergeben würde, wenn z. B. der Sturm ber Breſche abgewartet 
würde, feinen Pardon geben, jondern Mann und Maus über die Klinge ſpringen laffen 
zu wollen. So that ed noch Börgei vor Ofen 1849. Ausgeführe ift vie Drohung in neuerer 
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Zeit faum noch worden. Nach dem herfümmlichen Völkerrecht galt fie feit lange für unftatt- 
haft, ganz abgefehen von ver Ausführung, das Völkerrecht ift hier offenbar mehr als von irgend: 
etwas anderm von der Achtung infpirirt, welche man tapfern Kriegern ſchuldig ift und immer 
beweifen follte. 

Eine befondere Beftimmung des conventionellen Völkerrechts im Kriege verorbnet, daß 
die Töntung des feindlihen Souveränd vermieden werben fol. Diefe Beftimmung würde 
vorzugsweife ven republifaniihen Heeren zugute fommen, da in ihnen jeder Soldat ein Stüd 
des Souveräng ift. Indeſſen fo wird fie nicht verftanden ; fie ftammt aus dem vollwüchſigen 
Gotteögnadenthum, begreift nur die Monarchen in fi und beruht auf jenen Grundfägen dy: 
naftifcher Bruderfchaft, welche die dynaſtiſchen Brüder unverantmwortlich machen und es für ganz 
in der Ordnung halten, daß die Dynaften Taufende von Leuten hinſchlachten laffen, den Ruhm 
von allem, was gewonnen ift, ernten, aber felbft fih falviren und nichts thun. Diefe Einigkeits— 
theorie des Gottesgnadenthums hält in unferer Zeit wenig Stich. Die Fürften, melde heute 
noch auf das ſchöne Vorrecht pochen, thun gut, fi vom Kampfplage recht fern zu halten, da bie 
gezogenen Kanonen fehr weit reihen und ihre Geſchoſſe abftchtlih oder unabſichtlich den tödten 
können, welden fie treffen. Wir erinnern bei diefer Gelegenheit an die übergroße Ehrfurdt, 
welche feitend der Schleäwig = Holfteiner von 1848 —50 gegen ihren König = Herzog an den 
Tag gelegt wurde. 

Auch außerhalb des Schlachtfeldes wüthet in jedem Kriege ver Tod. Wie viele Taufende 
von Soldaten erliegen nicht den Mühen ver Märfche, in den Spitälern, ver Zufammenpreffung 
in Ragern, Bivouaks, Feftungen! Aber diefe Todesfchreden außerhalb des Schlachtfeldes noch 
abfichtlih zu vermehren, dagegen wehrt fich das Völferrecht und vorzugsweiſe auf der Baſis der 
Humanität. Das Brunnenvergiften, der Menchelmorb u. f. w. werben nicht als legitime 
Kriegsmittel betrachtet. Aber find fle abfolut zu verwerfen? Wir können aud) dies nicht zu= 
geben. Wenn ein kleines, numerifch ſchwaches, aber freies und fich feiner Freiheit bewußtes 
Bolt von einem mächtigen Eroberer angefallen wird, foll e8 da nicht das Recht haben, von allen 
Mitteln zur Erhaltung feiner Breiheit und Unabhängigkeit Gebrauch zu mahen? Man wird 
darauf erwidern, daß dies ſchließlich zu einem Vernichtungäfriege führt, ver den Forderungen ber 
Vernunft nicht entfpredie. Wir zmeifeln, daß die Behauptung in jedem falle richtig fei, der 
Vernichtungskrieg entſpreche nicht ben Forderungen ber Vernunft. Wird nicht der einzelne 
viel lieber ferben , als ich zu gewiſſen ſchändlichen Dingen hergeben? Und warum follte fi 
nicht ein Volk, falls es nicht fiegen kann, viel lieber der Vernichtung preißgeben, als Breiheit 
und Unabhängigfeit verlieren? Wiederholt müffen wir hier darauf aufmerffam machen, daß 
Humanität und Ritterthum (Chevalerie) oft nur die Keigheit verdecken und dem Vortheil ein- 
zelner Klaffen dienen, und daß unferer Meinung nach ein wahrhaft freies Volk, um feine Brei: 
beit zu bewahren, von allen Mitteln des Kriegs Gebrauch machen darf. Die wahre Menſchlich— 
feit fieckt tief im Herzen des einzelnen, und daß ber einzelne fie übt und üben muß, ift fruchtbarer 
als conventionelle Vorfchriften einer rohen Ghevalerie, melde nur einzelnen Klaffen dienen. 
Freie Völker, in denen immer aud die Humanität am herrlichſten blüht, brauchen die Vor: 
ſchriften eines alten verjährten, aus Vorurtheilen zufammengebadenen Völferrehts nit, um 
den Krieg menfchlic zu führen. In der Bruft freier Männer lebt Ehre und Menſchlichkeit, fie 
brauden ihnen nicht auf Pergamenten geprebigt zu werben. Auf die falfchen Anfhauungen, 
welche durch das halb mittelalterliche, im Vortheil einzelner Klaffen confersirte internationale 
Kriegsrecht bei und noch forterhalten werben, gründen ſich oft ganz falfche Anfhauungen, von 
beiden Seiten her, die einen fo irrig wie die andern. Oft genug wird von der unterlegenen 
Partei ald Verrath und Meuchelmorb bezeichnet und gebrandmarft, was die gemöhnlichfte 
Kriegsliſt, eine geſchickte überlegene Anwendung des und allein gegebenen Verſtandes war. 
Und fällt hierbei immer der höchſt naive Vorwurf ein, melden ber alte Welden 1849 den 
Ungarn madıte: ihre Generale hätten fo gegen alle Regeln, fo dumm operirt, daß ein wohl⸗ 
erzogener Öfterreichifcher General darauf gar nicht Hätte rechnen Fönnen, und fo fei ed fein Wun- 
der und feine Kunſt mehr gewefen, die ſterreichiſchen Generale zu jchlagen. „ 

Maroveurs todt zu fhlagen gilt überall und jedem für erlaubt. Im der That ift ed ja für 
jede Armee ein Bortbeil, wenn fie ihre Marodeurs für vogelfrei erflären und fie nicht blos nad) 
ihrer eigenen Juftiz abftrafen, ſondern jeder Juſtiz, auch der des Mr. Lynch überliefern kann. 

Abgefehen von Tödtung und Verwundung kommt nun ferner in Betracht die Gefangen 
nahme. Kriegsgefangene werden gemacht in den Schlachten auf das Anrufen des Parbond von 
ganzen Abtheilungen oder von einzelnen Soldaten, ferner im Berfolg von Gapitulationen von 
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Feftungen oder auch in freien Felde abgefhloffen. Derjenige, welcher die Gefangenen gemacht 
bat, läßt jie entweder in fein eigenes Land abführen und bewahrt fie dort, oder er entläßt fie 
unter gewilfen Bedingungen in ihr eigenes Land. 

Im erftern Fall übernimmt die fiegreihe Partei die Sorge für den Unterhalt ver Kriegs: 
gefangenen. Es iſt begreiflich, daß Leute, welche fidy ihrem Gegner ergeben haben, ziemlich mit 
allem unzufrieden fein werben, was ihnen begegnet, theils weil fie mit ſich jelbft unzufrieden 
find, theils weil fie der Maffe nad, Soldaten und fubalterne Offiziere, allen Grund haben 
mögen, mit ihren Vorgeſetzten unzufrieden zu fein, welche, vielleicht ohne durchſchlagenden 
Grund, fie dem Unglüf und hin und wieder der Schande überlieferten. Bon nirgend ber 
fallen jo viele bittere Klagen ald aus der Kriegsgefangenſchaft. Man muß aber bier billiger- 
weiſe auch die Gegenfeite hören. Soll ein Staat verpflichtet fein, die Kriegögefangenen, melde 
fein Heer gemacht hat, zu ernähren, ohne irgend Gegendienſte zu verlangen? Uns ſcheint dies 
eine hoͤchſt ungerechte Forderung, die allen nationalöfonomifchen Gejegen widerſpricht. Unferer 
Anſicht nah hat der Staat vollfomnen das Recht, da er die Kriegägefangenen nicht fich ſelbſt 
* überlaffen fann, damit fie fich ihre Nahrung ſelbſt Suchen, weil er fie dann aus den Augen und 
der Bewachung verlieren würde, fie zu Staatsbauten aller Art zu verwenden, mobei jeder Gran 
feinen Kenntniflen und Fähigkeiten gemäß, die Offiziere alfo ald Leiter und Aufjeher, verwendet 
werben mögen. 

Im zweiten Ball ift die Bedingung gewöhnlich die, daß die Kriegägefangenen auf ihr Wort 
in bie Heimat entlaffen, eine gewifle Zeit lang nicht gegen die Macht dienen follen, von der fie 
zu Gefangenen gemacht werden. Damit entgeht allervings die fiegreiche Partei der Sorge für 
dieſe Gefangenen. Ob fie ſich aber dabei unter allen Umftänden gut fteht, ift eine durchaus 
andere Frage. Wenn es ver Partei, welcher die Orfangenen abgenommen wurden, einen Vor— 
theil zu gewähren fheint, fle wieder zu verwenden und zwar gegen bie gleidhen Beinde, jo wirb 
fie ohne Zweifel immer Gründe herauszufinden wiſſen, welde den Wet der Gefangennehmung 
und der Gapitulation ungültig und nichtig erfcheinen laflen. Die Capitulation Durando's 
von Vicenza ift hierfür ein Beifpiel. Aber ed braucht in vielen Fällen viefer Künfte nicht ein: 
mal, um die Folgen der Kriegsgefangenſchaft iluforifh zu machen. Wenn eine Macht, welcher 
Kriegsgefangene abgenommen werden, gegen zwei Parteien zu gleicher Zeit zu kämpfen bat, 
wenn die Kriegdgefangenen nur verpflichtet werden, gegen die Bartei, welche fie gefangen machte, 
eine Zeit lang nicht zu Fechten, fo können fle doch gegen die andere noch fechten, und da nur hier 
ein bloßer Taufch der Truppen von einem Kriegsihauplag auf den andern einzutreten braucht, 
fo hat jene erftere ‘Partei, welche die Kriegsgefangenen machte, mit ihrem Erfolge im welent: 
lichen nicht8 gewonnen. So fochten die 10000 Franzoſen, weldye in Mainz gegen die Preußen 
capitulirten, al&bald in der Vendee, wo fie fehr gut vertwendet werben konnten. 

Daß ein Heer, welches Kriegögefangene gemacht hat, diefelben niedermacht, kann nur durch 
bie eigene Noth entfchuldigt werben. Noth muß aber auch wirflid vorhanden fein, wenn eine 
fo barbariſche Maßregel einigermaßen gerechtfertigt werben joll. 

Nihteombattanten, Militärärzte, Gommilfariatsbeamte, Auditeurs, Feldgeiſtliche u. f. w. 
ſollen nad den früher herrfchenden Anfchauungen gar nicht gefangen gemacht werben. In neuerer 
Zeit hat man anerkannt, daß der Unterfchied zwifchen Combattanten und Nihteombattanten gar 
fein fo klar durchgreifender ift, ald man ihn theoretifch hingeftellt hat. Namentlich gilt dies 
von den Ärzten. Das Recht der Gefangennehmung muß demnach auch in Bezug auf die foge: 
nannten Nichtcombattanten beftehen. Wenn wir dem Feinde einen geſchickten Gommiffariats: 
beamten abnehmen, fo können wir ihm baburd einen ganz erheblichen Schaden zufügen, wäh: 
rend es möglicherweife dem Feinde nur zum größten Vortheil gereihen würde, wenn ihm ein 
ungeſchickter General abgenommen würde. In Bezug auf das Verfahren mit in Gefangenſchaft 
gerathenen Nihteombattanten oder Berfonen der adminiftrativen Dienftzweige müſſen Huma: 
nität und Billigfeit allein ven Ausfhlag geben. 

Werden Militärärzte z.B. in Lazarethen gefangen gemacht, lediglich weil fie ihre Kranken 
nicht verlaffen wollten, während fie fich fonft durch die Flucht fehr gut ſolchem Schidfal hätten 
entziehen Fönnen, jo ift es nicht mehr als billig, daß die Partei, welche fie gefangen machte, bieie 
Ärzte zurüdhält, folange jene Lazarethe beflehen, venn man fann von ihr nicht verlangen, daß 
fie ohne die dringendſte Nothwendigkeit ihre eigenen Ärzte zur Beforgung feindliher Kranker 
oder Berwundeter hergibt. Werben aber jene Lazarethe aufgehoben, wird in irgendeiner an: 
dern Weife Fürforge für bie in ihnen beherbergten Kranken getroffen, jo müßten bie mit ihnen 
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gefangenen Militärärzte billig entlaflen werden. Militärärzte, welche mit der Waffe in ver 
Hand gefangen werben, werden auch durchaus wie Gombattanten zu behandeln fein. Wir er- 
wähnen bier nur eines Falles, welcher vorkommen Fann und deifen Borfommen ven betheiligten 
Militärärzten zur größten Ehre gereihen würde: in irgendeiner einigermaßen vertheidigungs— 
fähigen Stadt befinden ſich große Lazarethe, in dieſen viele Neconvalefcenten; eine Garnifon 
fehlt fonft, auch Offiziere find nicht, wenigftend nicht in großer Anzahl, vorhanden. Nun wird 
die Stadt von einem feindlichen Detachenent angegriffen. Die Militärärzte raffen bie Reconva— 
lefeenten zufammen, um die Stadt zu vertheidigen, und organijiren den Wibderftand, wie wenig- 
ſtens etwas Ahnliches fich zu Arezzo 1849 feitend des öfterreihifchen Spitalperfonals beim Er— 
Iheinen Garibaldi's ereignete. Gelingt der Widerſtand nicht, fo wird wahrſcheinlich die ganze 
Bejagung gefangen und die Militärärzte, welche ji) in ehrenvoller Weife beim Widerſtande be: 
theiligten, find nur wie friegögefangene Offiziere ohne weitere Rückſicht auf ihre fonftige Qua: 
lität zu betrachten. Dafjelbe fann fi bei der Vertheidigung eines Ambulancetransports 
im Marſch ohne ſtarke Escorte gegen einen feindlichen Angriff ereignen. 

Geifeln, die man genommen bat, um für dad ruhige und freundliche Verhalten einer Stabt 
eine Bürgfhaft zu gewinnen, werden nad) ber Regel wie Kriegögefangene behandelt. 

In Bezug auß das Sachenrecht gilt: daß der Krieg zwar die wechjelfeitige Anerkennung bes 
Eigenthumsrechts zwiſchen den Friegführenden Parteien aufhebt, aber keineswegs unbedingt. 
Die Sachen, deren ein erfolgreich vorſchreitendes Heer ih vom Feinde aneignen fann, jind be: 
wegliche und unbewegliche. 

Wenn ein Angrifföheer jiegreich im feindlichen Lande vorbringt und ſich z. B. einer Pro: 
vinz bemädtigt, fo gebt diefe dadurch keineswegs in das Gigenthum des Staats über, welchem 
jenes Heer angehört, vielmehr nur in den Kriegsbefig. Ob jie Eigenthum werben foll oder 
nicht, kann erft im definitiven Frieden abgemacht werden, und diefer Grundjag foll für alle ein: 
zelnen unbeweglichen Güter, Grundftüde, Käufer u. ſ. w. auf dem vorläufig eroberten Gebiete 
gelten. Nach diefer Regel würde 3.8. bis heute Süditalien noch nicht rechtlich der piemonte- 
fifhen Regierung gehören, weil zwiſchen Victor Emanuel und Franz II. noch fein Frieden 
geſchloſſen iſt. Man fieht, zu welden Conſequenzen die Sade factifh führt; wir erwähnen 
gerade dieſen Fall, weil ed durchaus nicht fo unwahrfcheinlid ift, daß er noch einmal eine ge: 
wiſſe Bedeutung erlangt. Man erinnere ſich hier an die bloß factifche,, nicht rechtliche Anerken— 
nung des Königreichs Italien ſeitens Napoleon's III. Alles bewegliche Eigenthum auf dem 
Boden der in Kriegäbefig des Angreifers gerathenen Provinz geht binnen 24 Stunden nad) 
dem Beuterechte in das Gigenthum des Angreifers oder Eroberers über, foweit ed Staatdeigen- 
thum, alfo von der Negierung den Privaten abgenommenes und monopolijirtes Eigenthum 
ift. Jedoch hat auch diefe Regel ihre Ausnahmen, darunter eine vernünftige: die Geſchütze 
und fonftigen Ansrüftungsftüde, melde zur Armirung einer Feſtung gehören und dieſe erft 
zur Feſtung machen, werden ebenfo wie unbeivegliches Gigenthum betrachtet. Cine eigenthüm— 
liche Ausnahme ift die, wonach unter die gleiche Kategorie auch die Mobilien auf fürftlichen 
Schlöffern und Domänen gehören. 

Aus dem Kriegäbejig einer eroberten Provinz geht für ven Eroberer das Recht hervor: der 
Einziehung jämmtlicher regelmäßiger Steuern, der Gintreibung von Kriegdcontributionen, von 
Lieferungen, der Inanſpruchnahme ver Einwohner und ihrer nicht menſchlichen Arbeitäfräfte 
zu Fronen aller Art für Kriegszwede, der Drbnung ber Regierung und DBerwaltung nad 
neuem Schema. 

Das Privateigenthum oder Eigentum der Privaten foll im allgemeinen geachtet werben. 
Dieje Regel ift vollfommen confequent nad) jener Anfhauung der modernen Monardie, zu: 
folge weldyer die Regierung wie der perfönliche Gott erfcheint, vom Volke losgelöft, über ihm 
ſchwebend, zufolge weldher die Regierung den Staat ausmacht und nur die Mittel des Volks, 
welche dieſe Regierung fich bereitd in befonverer Weife zu eigen gemacht und für die ihrigen erklärt 
bat, ald Staatömittel gelten. Ein wenig in die Einzelheiten einzutreten ſchadet auch bier nicht. 

Hat ein Militär auf dem Schlachtfelde oder in unmittelbarer Folge der Schlaht Gefangene 
gemacht, joll es ihm erlaubt fein, diefelben auszuplündern oder nit? Wir glauben, vernunft: 
gemäß läßt ſich Darüber nichts feftftellen. Was factiſch geihieht, das hängt wefentlid von dem 
Gejittungäfland der friegführenvden Barteien ab. Das Beutemahen kann gar nicht verhindert 
werden; es kann aber auch nicht befohlen werben: ein anftändiger Offizier 3. B., der einen an 
dern Offizier, der ſich tapfer vertheidigt hat, vieleicht verwundet zu feinem Gefangenen gemacht 
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hat, kann gar nicht gefeglich gezwungen werben, diefen feinen Gefangenen alles, Börfe u. f. w. 
wie eine Art Straßenräuber abzunehmen. Die befte Praxis in diefem Punft ſcheint und fol- 
gende: das Beutemahen auf dem Schlachtfelde und bei der Verfolgung wird weder verboten 
noch befohlen. Wer Beute gemadt hat, ift aber gehalten, fie beim nächſten Appell des Ba: 
taillons an einen zur Abnahme beftimmten Dffizter abzuliefern. Dieſer Offizier ftellt eine 
Auction an und vertheilt den Ertrag der Beute nad) Ausweis der Rapporte und ver Ghargen 
auf ben Stab und die Eompagnien des Bataillons. 

Die Klugheit ſchon gebietet die Achtung vor dem Privateigenthum; dieſe Achtung iſt das 
ficherfte Mittel, die Sache der „ruhigen Bürger“, bei venen in Geldſachen alle Gemüthlichfeit 
aufhört, von der Sache ihrer Regierung zu trennen. Es ift alfo unfinnig, den Bürger eines 
Zandes, in welches man erobernd eingedrungen ift, in Bezug auf fein mobiles Eigentbun der 
Willkür einzelner Offiziere und Soldaten preiszugeben, wie e8 beifpieldmeife und im prägnan- 
teften Sinne dort geihieht, wo man Truppenabtheilungen die Plünderung von einzelnen 
Städten und Ortſchaften geftattet. Wir halten die Plünderung in der Art, daß ed auf ein 
Trommel: oder Trompetenfignal einer Abtheilung von Truppen geftattet wird, ſich in einer 
Ortſchaft zu zerſtreuen, Schränfe und Kaften nad Belieben in den Käufern zu erbrechen, daß 
jevem Soldaten erlaubt wird, zu nehmen, was ihm beliebt und was er findet, für eine gan; 
unerlaubte Mafregel, nicht bloß wegen ber Exceſſe aller Art, vie neben ver Blünderung inımer 
vorzufommen pflegen, jondern auch deshalb, weil dieſes Umherwirthſchaften die Zügellofigfeit 
der Truppen nährt und die gute Kriegszucht entfhieden untergräbt. Dennoch iſt die Map: 
regel aud in neuerer Zeit und feldft in offenen Städten, nicht blos nad) einer Vertheibigung, 
fonbern felbft ohne diefe angewendet worden, namentlich oft in ven Jahren 1806 und 1807 
von Franzoſen und deutſchen Brüdern in Preußen. 

Der Soldat muß freilich leben und für ein Eroberungäheer mögen die Lieferungen, welde 
contractlih abgemacht find, nicht immer zur rechten Zeit bei ver Hand fein. Dann muß auf 
eine oder die andere Art Vorſorge getroffen werben; und fcheint ed aber, daß dies auf eine an- 
dere Weife beifer gefchehen könne als durch die Plünderung. Fehlt es blos an Geld, um Bor: 
räthe zu Eaufen, fo empfiehlt fich zur Auftreibung des Geldes am beften die ganzen Gemeinden 
oder reichen Privaten aufgelegte Gontribution ; ift es aber nicht fomwol der Mangel an Gelv 
ald andere Hinderniffe, Vorräthe von Lebensmitteln in größern Ouantitäten auf einem Fleck 
zufammenzubringen, fo ift ein gutes Auskunftsmittel die Ginquartierung der Soldaten bei den 
Bürgern, jedoch unter ftrengem Verbot, irgendetwas anderes zu nehmen, ald Lebensmittel oder 
irgendetwas loszubrechen, was niet= und nagelfeft ift. Die Plünderung ruinirt immer zehnmal 
mehr, als jie einbringt. 

Man hat bisweilen gefagt: ob dem einzelnen direct abgenommen wird, was bie Soldaten 
augenblicklich brauchen, oder ob durd) fogenannte Kriegscontributionen die Bedürfniſſe für die ° 
Soldaten in Geld oder in natura unter Beihülfe der regelmäßigen Behörden herbeigeſchafft 
werben, ift ziemlich gleichgültig, ver Verluft für die Einwohner des mit Krieg überzogenen 
Landes muß ja derjelbe bleiben. Dies ift erftend gar nicht wahr, denn bei dev Willfürherr- 
Ihaft, die mar durch Geftattung ver Plünderung dem einzelnen Soldaten zuerfennt, wird offen= 
bar auf der einen Seite wieder unnüg verwüftet und auf der andern Seite fehlt dennoch das 
— — Außerdem aber kommen die böfen Folgen für die Kriegszucht ſehr entſchieden 
in Betracht. 

Es mag bisweilen im Nothfall, wenn man fi von dem böfen Willen der Behörden und 
der Einwohner hinreichend überzeugt Hat, ganz zweckmäßig fein, die Plünderung in Ausſicht 
zu ftellen, und wenn man einmal gebroht hat und die Drohung nicht wirft, muß man audy 
zur Ausführung fhreiten. Aber vorſichtig foll man doch mit diefen Dingen umgeben. 

Wir müſſen hierbei noch die Bemerkung einfhalten, daß die Verlegenheiten bezüglich ver 
Verpflegung bei ven vollfommenen Gommunicationsmitteln unferer Tage mindeftens in Gen= 
traleuropa niemals fo ftarf hervortreten Fünnen, als e8 im Anfange vieles Jahrhundert# noch 
möglich war. 

Der eigene Bortheil des Eroberers (oder glücklichen Angreiferd) wird ihn, wenn er Flug 
ift, immer zu einem befcheivenen Auftreten in ven eroberten Provinzen beflimmen. Wenn ber 
ruhige Bürger fieht, daß ihm alle feine Ruhe nichts hilft, daß er trog derfelben auf die ſcheuß— 
lichte Weiſe audgeplügbert wird, fo greift er am Ende felbft zum Gewehr, und in einem Lande, 
welches jih allgemein bewaffnet, wie e8 Spanien während der Napoleonifchen Kriege that, muß 
jeder Eroberer ven fürzern ziehen. 
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| Ein theoretifch aufgeftellter,, aber felten beachteter völkerrechtlicher Satz iſt es, daß die ge— 

machte Beute dem urfprünglichen Eigenthümer zurüdgegeben werben foll, falls fie dem Gr: 
beuter, bevor ſie 24 Stunden in deſſen Befig war, wieder abgenommen ward. Jedermann 
fieht ein, daß der zweite Erbeuter ſchwerlich erft ein juriſtiſches Examen über den Befigftand 
anftellen kann, felbft wenn er ven beften Willen dazu hätte, der doch in den wenigſten Fällen 
vorausgeſetzt werben kann, abgeſehen von dem geringen Unterricht, den die Soldaten i — Rechts⸗ 
ſachen zu erhalten pflegen. 

Zur Ser werben als rechtmäßige Beute (gute Priſen) die ſämmtlichen Kriegs: ua Han: 
delsfahrzeuge betrachtet, welche man dem Feinde abnimmt, ebenfo diejenigen Fahrzeuge neu— 
traler Staaten, welche Kriegscontrebande führen. Das Seereht verlangt, daß jenes Schiff, 
welches die Beute gemacht hat, die erbeuteten Fahrzeuge in den nächften eigenen Hafen führe 
und bier dem Admiralitätögericht das Urtheil überlaffe, ob der gemachte Bang rechtmäßige 
Beute jei oder nicht. Erft wenn diefes Urtheil bejahend ausfällt, tritt der Beuteantheil des 
fiegreihen Schiffes und feiner Mannſchaft in ihr Recht. Die Verabfäumung diefer alten Vor: 
ſchrift, welche allerdings jedem Seeoffizier, welcher Macht immer, befannt fein mußte, ſpielte auch 
wieber in ver Trent: Affaire eine Rolle. Soweit Kaper überhaupt feit der parifer Erflärung von 
1856 noch anerfannt werden müflen, handelt es ſich darum, ob fie mit einem regelmäßigen 
Kaperbrief (Marquebrief oder Patent ihrer Regierung für die Kaperei) verfehen find. In 
biejem Falle werden jie wie andere genommene (aufgebradte) Schiffe behandelt, wenn fie den 
Kaperbrief nicht haben aber als Raubfchiffe und ihre Mannſchaft als Seeräuber. 

Souveräne, welche ihre ganzen Länder oder Theile derfelben zeitweife verloren und dann 
durch Rückeroberung, fei es durch eigenes, ſei e8 durch fremdes Verbienft, wieder in deren Beſitz 
gelangten, haben nad ven Grundfägen des 18. Jahrhunderts das Necht des Poftliminiums, 
d. h. fie können die Sache fo anſehen, als beftehe noch das Necht, welches vor ihrer Vertreibung 
beftand. 

Während bed Krieged und von den Friegführenden Parteien werben nicht felten Verträge 
abgefchloffen zu verfchievenen Zwecken und bindend entweder für die gefammten oder nur für 
einzelne Abtbeilungen der Heere. Dazu gehören die Sauvegarbenverträge, durch melde die 
Parteien fich verbinvlih machen, jede Sauvegarden oder Sauvegarbenbriefe anerfennen und 
achten zu wollen, welche von der andern Partei beftinnmten Perſonen gegeben worben find. 
Durch Eontributionsverträge verpflichten fich die Behörden einer vorläufig eroberten Provinz 
gegen den Eroberer, von ihm ausgefchriebene Eontributionen und Lieferungen, die nicht aufein- 
mal geleiftet werben konnten, bis zu einem beftimmten Zeitpunfte zu befchaffen. Durch Capi— 
tulationen oder Gapitulationdverträge werben die Bedingungen feftgeftellt, unter melden ver 
Commandant eines Plages diefen feinem Gegner übergibt oder ebenfo der Kommandant eines 
Truppencorps das legtere die Waffen niederlegen läßt, fich zurüdzieht u. ſ. w. Waffenftill- 
flandöverträge regeln die zeitweife Unterbrechung oder die vorläufige Einftellung der Feindſelig— 
feiten. Sie können abgefchloffen werden nur zwifchen zwei fi einander unmittelbar gegen: 
überftehenden Truppen, 3. B. nad} einer Schlacht zum Begraben der Todten und Bejorgen der 
Verwundeten oder meil beide Theile der Ruhe bedürfen, oder weil man unſicher geworben ift, 
ob überhaupt die Feindſeligkeiten noch fortvauern. Sie können abgefchloffen werden für zwei 
ganze Heere, die über weite Kriegstheater vertheilt find, mit Ausficht auf die Herftellung des 
Friedens infolge von Unterhandlungen oder weil beide Theile während des Waffenſtillſtandes 
ihre Berhältniffe zu beffern Hoffen. Waffenftillftandsverträge müffen immer enthalten die Zeit, 
zu welder die Waffenruhe beginnen und zu welcher fie ihr Ende finden fol. Das Ende tritt 
entweder zu einem beftimmten Zeitpunft ein oder fein Eintreten wird abhängig gemadt von 
der Auffündigung feitens eines ver beiden Theile. Im diefem Falle muß ver Vertrag die noth- 
mwendigen Befimmungen über die Kündigungäfriften enthalten. Er muß ferner beftimmen, 
welche Stellungen die Truppen beider Parteien während ver Waffenruhe einhalten oder bis zu 
welchen Grenzen fie fi ausdehnen dürfen. Man weift alfo im Vertrag jeder Partei ein ge: 
wiſſes Gebiet an; die beiden Gebiete, auf denen die Parteien freie Bewegung haben, werben 
entweder durch eine Demarcationdlinie voneinander geſchieden oder auch durch einen Streifen 
neutralen Gebiets, der alfo von zwei Demarcationslinien begrenzt if. Beſondere Beftim: 
mungen der Waffenftillftandsverträge find durchaus von den befondern Umftänden, den Ab: 
fichten, welde im fpeciellen die Parteien bei ihrem Abſchluß verfolgen und melde fie ihrer 
Machtſtellung nad} erreichen fönnen, abhängig. 

Ihre Abſicht, Unterhandlungen behufs Abſchluß irgendeined Vertrags anknüpfen ju 
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wollen, drückt die Partei, welche fie fucht, durch verſchiedene Mittel aus, das Aufſtecken weißer 
Fahnen, dad Chamadeſchlagen in befeftigten Poſten und Feſtungen, die Abjendung von Unter: 
händlern ober fogenannten Parlamentären an ven Befehlshaber der Gegenpartei. Die Parla- 
mentäre, gemöhnlih von einem Trompeter begleitete Offiziere, ftehen unter dem Schuge bes 
Völkerrechts, ihre Perfonen find heilig, fie müſſen fi dagegen den Formen fügen, welde für fie 
das Völferrecht vorſchreibt. Sie müflen ji alfo orbnungsmäßig bei ven Vorpoften ver Gegen: 
partei ftellen und bier ven Beſcheid erwarten, ob fie der Befehlshaber, an den fie Aufträge 
haben, überhaupt empfangen will over nicht. Im erſtern Kalle werben fie mit verbundenen 
Augen zu demfelben geführt und ebenfo wieder an die Borpoften zurüd, wenn nit eine Aus- 
nahme ausdrücklich angeorbnet ift. Sind in diefer Weife die Einleitungen zu den Unterhand- 
lungen getroffen, jo werben dann die Delegirten beider Parteien beflimmt, welche die Unter— 
handlungen felbft führen follen, und endlich erfolgt die Feititellung des Vertrags, jrine 
ordnungsmäßige Verkündung und Ausführung. Berlegungen der Rechte der Barlamentäre 
find biöweilen unter dem Borwande vorgefommen, daß die fie entjendende Bartei fein legitimer 
Feind fei, fo namentlich jeiten® der Ofterreicher 1848 und 1849 gegen die Ungarn. Die 
Öffentliche Meinung hat vergleichen VBerlegungen niemals gebilligt. 

Häufig wird beim Abſchluß eines Vertrags die Ratification vorbehalten, je nach der Wich— 
tigfeit ded Gegenftandes Die Ratification feitend eines höhern Befehlshabers ober aud des 
Kriegäheren. Mit diefem Ratificationdvorbehalt kann ein großer Misbraud getrieben wer— 
den. So ward z. B. die Gapitulation von Danzig 1813 nicht ratifieirt; die Ausführung der 
Gapitulation hatte aber, ald die Verweigerung eintraf, ſchon begonnen und die Franzojen 
fonnten unmögli wieder in ven Zuftand vor Abſchluß der Kapitulation zurückkehren oder die 
Miedereinfegung in den status quo ante erzwingen. In foldhen Fällen jind Gapitulationen 
mit Vorbehalt ver Ratification reine Maufefallen. Daß Fein ehrlicher Menfch vergleichen Ber: 
fahrungsweiſe billigen wird, verfteht fi von felbit, aber das nugt denen nichts, die darunter 
leiden müſſen. 

Die Verrräge, melde im Kriege von den Friegführenden Parteien abgeichloffen werben 
fönnen, find fo mannichfaltiger Art je nach den Umſtänden, daß es kaum möglich ift, alle Arten 
aufzuzahlen und jeder Art ven ihr zufommenden Namen zu geben. Wir wollen bier nur nod 
der Auswechſelungsverträge erwähnen, durch welche die friegführenden Parteien feſtſetzen, wie 
fie ed mit der Auswechſelung der Kriegsgefangenen halten wollten. 

Durd einen Friedensvertrag wird der Krieg beendet. In der Regel gebt dem Abſchluß 
des Friedendvertrags ein Waffenftillftand von längerer Dauer voraus, währenddeſſen die Un 
terhbandlungen über den Frieden gepflogen werden. Bisweilen wird viefer Waffenſtillſtand 
durd den Abjchluß eines Präliminarfriedens — zwifchen den Oberfeldherren der kriegführenden 
Parteien allein oder auch mit Einmifhung beauftragter Diplomaten — eingeleitet. Im Prä— 
liminarfrieden pflegen dann ſchon vorläufig die Grundlagen, auf denen man unterhandeln will, 
ziemlich genau feftgeftellt zu werden; bie Unterhandlungen find bier viel fefter gebunden, als mo 
ein Präliminarfrieden nicht abgeſchloſſen worden ift, und der Definitivfrieden ift, falls nicht 
neue Verwickelungen eintreten, meift eine bloße Abjchrift oder höchſtens eine Exrpofition des 
Präliminarfriedend. Aus der neueften Zeit find ein lehrreiches Beifpiel dafür der Präliminar— 
frieden von Billafranca und der ihm folgende Definitivfrievden von Zürich. Einen Frieden ab: 
ſchließen wollen, ohne behufs der Verhandlungen vorher einen Waffenftillftand zu fhließen, ift 
immer ein verfehrtes Beginnen, weil der Gang ded Kampfes mit feinen täglichen Erfolgen und 
Nichterfolgen beftändig neue verwirrende Momente in die Verhandlungen trägt, welche an fich, 
auf vem Kampfplatz ſelbſt jehr unbedeutend fein mögen, fi aber am Grünen Tiſch, wo die Di: 
plomaten verfammelt find, fehr bedeutend ausnehmen. Lehrreich in diefer Beziehung find bie 
wiener Unterhandlungen während des Krimfriegs. 

Literatur. Martens, „Ginleitung in das pofitive europäiſche Völkerredt”. Wheaton, 
„Elements of international law‘. Heffter, „Das europnifche Völkerrecht der Gegenwart’. 
Klüber, „Europäiſches Völferredht”. W. Rüſtow, „Der Krieg und feine Mittel‘ ; berfelbe, 
„Militäriſches Handwörterbuch“ (in den Art. „Völkerrecht“, „Capitulation“ u. |. w.). 

W. Rüſtow. 

7— Kriegführung. (Militäriſche Verhältniſſe.) Der Krieg iſt ein Mittel ver 
Politik. o es für zwei Parteien, ſeien fie übrigens einzelne Perſonen, Parteien im Staate 
oder Staaten, feine über ihnen ſtehende anerkannte Macht gibt, da tritt zuletzt die Gewalt ind 
Mittel, um zur Entſcheidung der Streitigkeiten zwifchen ihnen zu führen, die auf andere 4 


r 





Krieg (militaͤriſch 347 


Meife, durch Unterhandlung, durch gütliche Verftändigung nicht entichieden werben können. 
Db der Krieg ein äußerer, zwiſchen zwei anerfannten felbftändigen Staaten geführter jei, oder 
ein innerer (Bürgerkrieg) zwifchen zwei Parteien in demſelben Staat, wird für die militäri- 
ſchen Verhältniſſe der Kriegführung nur von untergeorbneter Bedeutung fein, nur in den An: 
fängen einigen Einfluß haben. Denn von eigentlicher Kriegführung fann immer erft die Rede 
fein, wenn jebe der beiden flreitenden Parteien über eine gefonderte Mafle Volks und über ein 
gefonderted Landesgebiet mit einer gewiſſen Sicherheit verfügt. 

Militärifch betrachtet ift jeder Krieg entweder ein Angrifföfrieg oder ein Vertheidigungs— 
frieg. Bei dem erftern ift die Grundidee, den Feind auf feinem eigenen Staatögebiet niederzu— 
werfen, ihn abfolut wiverftandsunfähig zu machen, ſodaß er ih unferm Willen fügen muß; 
bei dem letztern ift die Grundidee, auf unferm Boden jene angriffsweiſe Thätigfeit des Feindes 
aufzuhalten und fie wirfungslos zu machen. Es ift aber leicht zu begreifen, daß mit dem Der: 
theidigungskriege niemals ein letztes entſcheidendes Refultat gewonnen werben fann. Wenn 
der Feind nur vorläufig gehindert wird, zu feinem Zwecke zu gelangen, fo kann er immer wieder 
von neuem anfangen; der Feind muß von dem Bertheidiger, damit diefer feinen Zweck endgül⸗ 
tig erreiche, gezwungen werben, fich ihm zu fügen. Im jevem Vertheidigungsfrieg muß daher 
nothwendig die Tendenz liegen, fhlieflih in den Angriffsfrieg überzugehen. Damit, daß 
die Verbündeten auf Deutſchlands Boden im Jahre 1813 fiegreich gegen Napoleon gemejen 
waren, hatten fie weiter noch nichts erreicht, ald daß er ſich vorläufig auf franzöſiſches Gebiet 
zurückzog. Damit er nicht wiederfonme, mußten fie die Tendenz zum Angriff zeigen. Möglicher: 
weiſe genügte died, um zum Abjchluß eines dauerhaften Friedens zu führen; genügte ed aber 
nicht, nun fo mußte der Angriff wirklich erfolgen fönnen, wie es denn im Jahre 1814 aud 
geihah. 

Jede Handlung, die erfolgreich fein foll, muß zwedmäßig und folglih planmäßig fein. 
Jedem Kriege muß ein Kriegsplan zu Grunde liegen. Der Kriegsplan muß auf die Abwägung 
der Zwecke und der Mittel beider Parteien gegründet fein. Aus dem, was wir vorher gefagt 
haben, muß ſchon gefolgert werben, daß jever Kriegsplan darauf berechnet fein follte, ven Feind 
völlig widerftandslos zu machen. Iſt dies durch den Krieg erreicht, fo kann immerhin die Di: 
plomatie eintreten und ihre Forderungen nad) den urfprünglichen politifchen Zwecken des Kriege 
beſchränken. Iſt dies aber durch den Krieg nicht erreicht, fondern nur ein Theilerfolg, welcher 
dem feindlichen Staate noch eine fehr bedeutende Kraft unberührt übrig läßt, fo kann er dieſe 
fofort anwenden, um auch jenen Theilerfolg wieder rückgängig zu machen, 

Es genüge beifpieläweife dem Staate A, einem andern Staate B eine Provinz E abzu: 
nehmen und diefe zu behaupten, um ben Kriegszweck zu erreichen. A erobert die Provinz C 
mit Leichtigkeit und braucht dazu nicht einmal große Mittel im Verhältnig zu feiner Gefammt- 
fraft aufzubieten. A hat aber den Staat B durchaus nicht lahm gelegt, ſodaß diefer, nach— 
dem er zur Befinnung gefommen, auf die Nüderoberung der Provinz E audgehen fann. 
A wird hierdurch gendthigt, zur Behauptung von E beftändig unverhälmigmäßige Truppen: 
fräfte gegen B zu unterhalten. Nur wem dies nicht notwendig geweſen wäre, würde ber 
Kriegszweck von A für vollftändig erreicht gehalten werben können; da es aber nothwendig ift, 
fann man fagen, daß gar nichts von dem, waß erzielt wurbe, erreicht worben ift. 

Obwol man e3 fidy leicht vorftellen kann, daß die Völker zweier Staaten mit aller ihrer 
materiellen und geiftigen Kraft einander im Kriege gegenübertreten, ja obwol es bei Kriegen, 
die überhaupt der Rede werth, durch die Vernunft gerechtfertigt find, immer fo fein follte, con- 
centriren und condenfiren ſich doch bie eigentlichen Streitkräfte ver Völker immer in beſtimmten 
Objecten. Jeder Staat, jedes Volk ftellt gewiſſe Repräfentanten feined ganzen Seins für den 
Krieg auf. Diefe Repräjentanten find vie Heere, die Flotten, die Feſtungen (Ranpfeftungen 
und befeftigte Kriegshaͤfen). 

Für den Angreifer wird ed nun immer darauf ankommen, diefe Repräfentanten lahm zu 
legen ; für ven Bertheiviger wird es darauf ankommen, biefe Nepräfentanten fid zu erhalten. 

Aber man erkennt auch fogleih, daß damit für beide Theile nicht alles gethan fei. Wenn 
der Angreifer allerdings in erfter Reihe Armee und Flotte des Vertheidigers vernichten will, fo 
muß er doch auch ſtreben, Land des Vertheidigerd, aus welchem für diefen neue Streitfräfte her: 
vorgehen fünnen, zu erobern. Er thut dies, indem er ſich der großen Städte und indbefondere 
der befefligten bemächtigt. Wenn der Vertheidiger in erfter Reihe Heer und Flotte erhalten will, 
muß er dod auch ftreben, foviel Land ald möglich zu erhalten. 

Es ergibt ſich, daß für ven Angreifer beide Ziele, Vernichtung der feindlichen Armee und 
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Groberung feindlichen Landes, viel mehr zufammenfallen, ala für ven Vertheidiger beide Ziele, 
Grhaltung der Armee und Erhaltung des Pandgebietd. Um das Landgebiet zu conferviren, aus 
welchem er neue bewegliche Streitkräfte und Mittel zu ihrem Unterhalt gewinnen kann, muß der 
Vertheidiger nothwendig feine Armee ausfegen, er mag ſich anftellen wie er will. Daß ber 
Dualismus der beiden Ziele ſich für ven Vertheidiger viel entſchiedener herausſtellt als für den 
Angreifer, ift einer derjenigen noch durchaus nie klar audgefprodenen und nie ganz gewürbig: 
ten Hauptgründe für die Überlegenheit des Angriffs über vie Vertheidigung. Einfachheit und 
Einheit find immer Kraft. 

In der Praris wird ſich das Abwägen der beiberfeitigen Streitmittel bei der Feſtſtellung des 
Kriegsplans auch weſentlich darauf erftreden, vaf man bie eigenen Kriegämittel möglichſt zu 
mehren, bie des Feindes möglichft zu verringern ſucht. Im diefen Dingen erprobt fih eine ge: 
funde militärifhe Staatöfunft. 

Um die eigenen Streitmittel zu mehren, dazu dient vorzüglich ver Abſchluß von Bünpniffen. 
Diefelben Fönnen der einen friegführenven Partei bisweilen abfolut nothwendig werden, um 
beftimmte Streitmittel zu erlangen. @in Staat, der feine Seemacht befigt, ſchließt jo beifpield- 
tweife ein Biindnif mit einem andern, der eine ſolche befigt, um dadurch die Verfügung über 
eine Flotte zu erhalten. Gin anderer, von feinem Feinde zu Lande durch andere Staaten ge— 
trennt, fchließt ein Bündniß mit diefen Staaten, um fi den Zugang zu feinem Feinde zu er: 
öffnen. Das Bündniß mit der Türfei im Jahre 1853 eröffnete England und Franfreih den 
Zugang zu Rußland, das Bündniß Frankreichs mit Piemont 1859 öffnete Frankreich den Zu: 
gang zur Öfterreihifchen Grenze. 

Jeder Staat, ver dad Bündniß eines andern fucht, muß für die Gewährung irgendein Äqui⸗ 
valent zu gewähren bereit fein. Die jiherften Bünpniffe find diejenigen, melde auf der wirf: 
lihen Gleichheit der Intereffen beruhen, die fich thatfächlich allerdings fehr jelten findet. Außer: 
dem fährt ein Staat bei Bündniffen immer am beften, welche er mit Eleinern Staaten ſchließt, 
die dadurch von ihm abhängig werden, ſodaß er die volle Verfügung über ihre gefammten Mittel 
erhält. Auch die Lage derjenigen Staaten, mit weldien ein Bündniß gefucht wird, ift nicht 
gleihgültig. 

Rußland ift ein Schlechter Verbündeter für Deutfchland gegen Frankreich, weil die ruffifchen 
Truppen der Hauptfahe nach auf deutſchem Boden zum Kampfe fommen würden, und weil e@ 
fih aud aus dem Bündniffe zurücziehen kann, ehe ver Kampf im unglüdlihen Kalle feinen 
eigenen Boden berüht. Deutfhland und die Schweiz wären für Italien nutzreichere Verbün— 
dete gegen Ofterreih, als es Frankreich ift. 

Daß ferner der Mugen eined Bündniffes mit andern für einen gewiſſen Staat ſehr mefent: 
lich bedingt wird durch die Art und Lage ver Aauivalente, welche die zum Bunde geſuchten mög: 
liherweife nach ihren allgemeinen Verhältniffen verlangen fönnen, ift an ſich klar. An ven 
Aquivalentforderungen Fann leicht ein Bündniß fheitern. 

Es iſt nicht abfolut nöthig, daß ein friegführender Staat, um feine eigenen Mittel durch 
fremde zu vermehren, Bündniſſe mit andern Staaten ſchließe: es find auch fremde Mittel viel: 
fach im Wege des Privatverfehrs zu erlangen, jo namentlich Geld durch Abſchluß von Anleihen, 
Kriegsmaterial dur Anfauf, Soldaten durch Werbung im fremden Lande. 

Ebenfo wichtig als die Vermehrung der eigenen Mittel durch fremde ift Die Verminderung 
der feindlichen Mittel. Der ausgiebigfte Weg dazu ift die Ifolirung des Feindes, indem man 
nur deſſen Inteveffen durch den zu beginnenden Krieg bedroht, aber bie feine® andern Staatf, 
und indem man ihm das Unrecht, die Schuld am Kriege in einer oder der andern Weiſe zufchreibt, 
ihn in der öffentlihen Meinung ruinirt. Es war bie Marime der alten Römer in ihrer größten 
Zeit, niemals zwei Kriege zu gleicher Zeit zu führen, und viejenigen, welche folder Marime zu- 
weilen zuwiderhandelten, haben ſich oft genug zu ihrem Schaben von ihrer Richtigkeit und Be: 
deutung überzeugen müffen. Es ift das alte: Divide et impera! Gs ift diefelbe Sache, für 
welche in neuerer Zeit der geſchickte Ausdruck: Rokalifirung des Kriegs, erfunden worben ift. 

Ob man, wenn einmal der Krieg überhaupt befchloffen ift, fih für die Offenfive oder für 
Die Defenfive, für den Angriff oder für die Vertheidigung, für den Einbrud in den fremden 
Staat oder die Abwehr auf dem eigenen Gebiet entfcheidet, das hängt theild von dem politifchen 
Zweck und Ziel des Kriegs, theild von politifhen und militärifhen Erwägungen ab. Man 
fann ſich für die Vertheidigung entfcheiden troß der eigenen militärifchen Stärke, beifpieläweife, 
um dem Keinde das Gehäffige des erften Schritts zu laffen, was der Welt zu Gemüthe geführt 
wird durch die minveftens anfheinende Geduld, Langmuth und Billigkeit, mit weldder man Un— 


Krieg (militäriſch) 349 


terhandlungen führt oder neue Unterhandlungen anbietet. Man kann ji vorläufig für die Ver: 
theidigung entſcheiden, weil der Gegner mit ven Rüftungen eher fertig geworben ift, weil man 
in enger und naher Beziehung zu den neuen Streitkräften bleiben will, die nod in der Rüftung 
begriffen find, weil man auf den Beitritt von Bundesgenoſſen rehnet. Man kann umgekehrt 
troß der eigenen abfoluten Schwäche jih für die Offenfive entiheiden, weil man weiß, dap bei 
Feind mit feinen Nüftungen no im Rückſtande ift, weil man vermuthen fann, durch keckes Zu- 
greifen einzelne Theile jeiner Streitmaht zu überrennen, feine Rüftungen zu hindern, einige 
Erfolge und deren nie ausbleibenden Eindrud auf die Anſicht ver Menſchen, auf die öffentliche 
Meinung zu gewinnen. Friedrich der Große handelte jo 1756 und mit Erfolg; Oſterreich hau⸗ 
delte jo 1859 ohne Erfolg, weil dem allgemein nicht unrichtigen Gedanken die militäriſche Aus: 
führung nicht im mindeften entſprach. 

Nächſt ven Chancen für die Vermehrung der eigenen, der Verminderung der feindlichen 
Streitmittel, die man zu erwägen und aufzuſuchen und audzubeuten hat, nächſt ber Wahl zwiſchen 
Angriff und Bertheidigung muß nun der Kriegsplan noch andere wefentlich militärijche Ele: 
mente in fih aufnehmen. Hat man fi für den Angriff entjchieben, fo fommt ed darauf an, die 
Hauptthätigfeit von den Nebenthätigfeiten zu fondern, für jede von ihnen bie zweckmäßige oder 
zureichende Zahl von Truppen und ſonſtigen Streitmitteln zu beflimmen und die Richtungen, in 
denen die Stöße geführt werden follen. 

Gefechte find das einzige Mittel des Krieges; es braucht jedoch nicht immer zum wirklichen 
Gefecht zu kommen, damit der Friegerifche Zweck erreicht werde, jchon die Drohung mit dem Ge— 
fecht und die Furcht des Feindes vor diefer Drohung kann unter Umſtänden zum Ziele führen. 

Eine Armee (oder ein Armeecorps) ded Angreifers, welche in einer beftimmten Richtung 
vorwärts marjchirt, Hat die Hinderniffe, welche fie auf ihre Linie findet, und welche in den be: 
weglihen und unbeweglichen (Feſtungen) Streitkräften des Feindes beſtehen, durch Gefechte — 
die ven Namen von Blofaden, Belagerungen u. |. w. vor Feſtungen annehmen — aus dem 
Wege zu räumen, 

. Damit dies wirklich geſchehe, müflen die Gefechte fiegreich fein. Die Gefechtölehre oder die 
Lehre vom Siege im Gefeht — iſt ein integrivender Theil der Kriegswiſſenſchaft. 

Zwei Gefechte, von denſelben Truppenmaffen den gleichen feindlichen Truppenmaflen gegen: 
über und gleich glänzend gewonnen, fünnen aber für dad Reſultat des Feldzugs eine höchſt ver: 
fhiedene Bedeutung haben. Es begreift ſich dies leicht, wenn man nur fragt, ob nicht auf der 
gleichen Linie dad eine mal ein einziged Gefecht genügen könnte, um die Arınee an ihren Ziel: 
punft zu bringen, und das andere mal zu demfelben Zweck zwei oder drei Gefechte nöthig fein 
würden und wenn man dieſe Frage beiahen muß. 

Es fann alfo im Kriege nicht allein darauf anfommen, daß man in einem einzelnen Gefechte 
oder einer Schlacht fiege, fondern es wird zu gleicher Zeit auf eine zweckmäßige Berfnüpfung der 
auf einer und derfelben Linie zu liefernden Gefechte zu einem Ganzen und ebenfo der möglicher: 
weile auf verihiedenen Linien nebeneinander zu liefernden Gefechte zu einem Ganzen — zu: 
nächſt zu einem Feldzug — dann der VBerfnüpfung der einzelnen Feldzüge zu einem Kriege bis 
zur Grreihung ded Endziels anfommen. - 

Mit der Berfnüpfung der Gefechte zu Feldzügen und Kriegen beihäftigt Äh nun ein an— 
derer integrirender Theil der Kriegswiſſenſchaft, die Operationslehre, häufig fälſchlicherweiſe 
die Strategie oder Strategif genannt, wie ebenfo fälſchlicherweiſe die Gefechtslehre haufig Taktik 
genannt wird; während die Strategif oder Feldherrnwiſſenſchaft in der That die beiden Theile, 
Operationd= und Gefechtölehre umfaßt, und die Taftif die Lehre von der Scharung der Trup— 
pen für Gefechte, Märſche und Lager it. 

Die Richtungen, in welchen die Streitmaflen des Angreifers in das feindliche Rand einbre: 
hen oder einbrechen fönnen, werben feine Operationdlinien genannt. ine von ihnen wird zur 
Hauptoperationslinie gewählt. Bei vieler Wahl ift darauf zu ſehen, daß fie am fürzeften zum 
Ziele führe. Sie braucht deshalb nicht immer die mathematifch Fürzefte zu fein. Die Haupt: 
fache ift vielmehr, daß jie die Armee des Angreiferd in der denkbar günftigften Weile mit jener 
des Vertheidigers zufammenführt, d. h. fo, daß im Fall des Sieges im erften Gefecht der An— 
greifer Igicht durch nachfolgende Gefechte den Vertheidiger von deſſen natürlichen Nüdzugslinien 
abprängen fann, während im Fall der Niederlage vem Angreifer feine eigene Rüdzugdlinie 
moͤglichſt geſichert bleibt. 

Ein bedeutendes Element des Sieges im Gefecht iſt die Überlegenheit der Streiterzahl über 
den Feind. Aus dieſem Umſtande folgt für ven Angreifer die Regel, auf dev Hauptoperations⸗ 
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linie alle Truppen zu vereinigen, welche er dort nur immer zufammenbringen fann, alfo auf bie 
Hauptoperationslinie jo ftarf als irgendmöglich zu fein. 

Seine fämmtlihen Streitkräfte wird er aber niemals auf einer und derjelben Operations 
linie vereinigen, wenigftend jind die Fälle, wo das eintritt, höchſt feltene. Es find zweierlei 
Gründe, weldg der Vereinigung aller Kräfte auf einer Kinie entgegenftehen. Bisweilen ift die 
Bereinigung eine abfolute Unmöglichkeit. Eine Flotte fann z. B. nicht auf dem Rande operiren, 
ebenſo kann ein Landheer nicht auf der See operiren. Wlotte und Landheer müſſen daher jede 
ihre befondere Operationslinie haben. Diefelben können allenfalld ziemlidh nahe zufammen: 
fallen, wenn dad Landheer längd der Seefüfte operirt, aber auch dies, weldes z. B. im 
Krimfriege eintrat, wird zu ben feltenen Fällen gehören, da vie Objecte der Landheere mei: 
ftentheild im Innern des Landes liegen werden. Im Jahre 1859 operirte die franzöftfch: pies 
montejifche Armee von Piemont aus durd die Lombardei, die Thätigfeit ver franzöftich = piemon- 
teiifchen Flotte dagegen war, abgejehen von den Dieniten, welche jie beim Truppentransport 
leiftete, auf das Adriatifhe Meer gewiefen. Wenn zwei Bundesgenoſſen durch das feindliche 
Land getrennt find, jo kann e8 geradezu unmöglic werben, die Truppen jener zunähft auf 
einer Operationslinie zu vereinigen, bevor der Angriff beginnt, oder ed könnte doch fo viel Zeit 
fortnehmen, daß man vorziehen muß, den Angriff auf zwei verſchiedenen Operationslinien zu: 
gleich zu eröffnen. 

In andern Fällen könnte man leicht die vorgehende Vereinigung bewerfftelligen, aber man 
will es nicht, oder die Vereinigung ift fel6ft im voraus da, aber man läßt abjichtli eine Tren— 
nung eintreten, man betadhirt von ber Hauptarmee. Die Abjiht dabei iſt einmal, den Feind 
irre zu führen, zweitend dad eigene Gebiet wider mögliche offenſive Gegenſtöße ſeitens des Fein— 
des zu decken. Läßt man ein Detachement auf einer Operationdlinie vorgeben, während man 
auf einer ganz andern die Hauptarmee concentrirt, fo ift ed bei guter Führung und fedem Auf: 
treten bed Detachements minpeftend denfbar, daß der Feind dieſes für die Hauptarmee oder doch 
für viel ftärfer hält als es ift, und ihm mehr Truppen gegenüberläßt ald nothwendig, ſodaß 
nun die Hauptarmee defto leichter mit dem Theil der feindlichen Streitmacht fertig werben kann, 
welchen fie auf der Hauptoperationälinie vor ji findet. Das Detachement macht in diefem Ball 
eine Demonftration, einen Neben= oder Scheinangriff, wie diefe auch im Gefecht auf dem 
Schlachtfelde eine große Rolle fpielen. Die Demonftration bringt eine Ablenkung eines Theils 
der feindlichen Armee von ihrer eigentlichen Aufgabe zu Wege, führt eine für die Abfichten des 
Angreifers günftige Zerfplitterung der feindlichen Kräfte herbei. 

Sie würde offenbar ihrem Zwede nicht mehr entſprechen, wenn der Angreifer ſelbſt auf fie 
zu viele Truppen verwendet, wenn er fich aljo felbft in eine ſchädliche Zerfplitterung hineinver— 
liefe, und die Regel für alle Detahements diefer Art muß daher bleiben, ihre Stärfe auf das 
Allernothwendigſte zu befhränfen. Sind die beiden Operationslinien und diejenige des Deta- 
chements nahe beieinander, jo kann man bie auf fie vertheilten Kräfte zu Hauptichlägen im Laufe 
der Begebenheiten wieder vereinigen. Die Gefahr, die im jeder Detachirung liegt, verringert 
ſich dann. Sie bleibt am größten bei Demonftrationen , welche fi fehr weit von den Haupt: 

“operationen entfernen, ſodaß eine planmäßige Wiedervereinigung der getrennten Iheile nicht 
wohl denkbar ift. Diefe Demonftrationen, gewöhnlich Diverfionen genannt, dürfen daher auch 
nur mit höchſter Vorfiht, oder wenn man einen Theil der überhaupt verfügbaren Streitkräfte 
gar nicht anders verwenden fönnte, unternommen werden. 

Das Stück jeined eigenen Landes, in welchem dev Angreifer feine Truppen vor dem Beginn 
des Angriffs verfammelt, nennt man feine Baſis. Je länger vie Grenze ift, auf welcher es mit 
dem feindlihen anzugreifenden Lande zufammenftößt, je größer alfo, wie man ih auszudrüden 
pflegt, die Baſis ift, deſto größere Auswahl hat auch gewöhnlich der Angreifer unter ven mög: 
lidjen Operationslinien, und defto mehr Gelegenheit hat er, ven Vertheidiger über feine Abfichten 
irre zu führen; ber Bertheidiger, un mehrere Bunte beforgt, findet viel mehr Veranlaflung 
zur Zerjplitterung feiner Truppen, kurz die Chancen des Angriffs wachſen. Wenn man van 
Innern Rußlands aus einen Angriff auf die Krim machen will, fo hat man zu Lande nur eins, 
jehr furze Bafis und nur die einzige Operationdlinie über Berefop; ; ganz anders ftellen ji die 
Dinge bei einem Angriff Rußlands gegen Preußen. Je nad den Grenzgeftaltungen haben auch 
die Bafen verfchiedene Formen. Wenn das anzugreifende Land von dem Angriffsland auf ver— 
ſchiedenen Seiten eingeichloffen wird, fo nennt man die Baſis eine umfaflende. Diefe Form 
kann mit Recht die günftigfte für den Angreifer heißen, welcher durch Demonftrationen den Teig: 
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veranlaßt, ſich an der einen Grenzlinie zu concentriren, dann gerade von der andern Grenzlinie 
ber einbricht, fi eined großen Stücks Land widerftandslos bemächtigt und den Streitkräften 
der Bertheivigung in Flanke und Rüden kommt, denſelben aud wol ihre natürlichen Rück— 
zugslinien, ihre Verbindungen mit rückwärtigen in der Bildung begriffenen Reſerven, mit ven 
Nahrungsquellen abſchneidet. Eine ſolche Baſis hat das Königreich Italien gegen das Venetia- 
nifche. Italien umschließt das Venetianifche im Welten an ver Minciolinie, im Süden an der 
Polinie, im Oſten von ver Seite des Adriatifchen Meered. Venetien wird wie durch die natio— 
nalen Tendenzen feiner Bewohner, jo Durch dieſes Verhältniß nicht minder ein ſehr unficherer 
und mindeftens fehr koftfpieliger Bejig für Ofterreih, welches zum Schuge diefer einzigen 
Provinz weifäus größere Truppenfräfte beftändig unterhalten muß, ald Venetien felbft fie auch 
bei ven ausfchweifendften Anforderungen jemals aufbringen und unterhalten fönnte. ’ 

Des Kriterium eines guten Vertheidigungsplans (defenfiven Kriegsplans) ift, daß feine 
Anordnungen eine möglihft große Garantie für die lange Bewahrung ſämmtlicher Hülfsquellen 
des Landes, alfo für die Bewahrung eines möglihft großen Theil! des Staatögebiets, felbit 
geben und daß fie einen Übergang zur erfolgreihen Dffenfive in die möglichfte Nähe rüden. 

Die Armee der Vertheidigung muß nothwendig ſich abwartend verhalten ; fie muß die erften 
Stöße erwarten, um ſich danach zu verhalten; fie darf aber aud durch diefe erſten Stöße mög— 
lift wenig verlieren. 

Ihr Element jind folglich die Stellungen, während dad Element bed Angriffs die großen 
Bewegungen find. Nach der ganzen Natur des Kriegs kann die Vertheidigung, um erfolgreich 
zu wirfen, die Bervegung ebenfo wenig entbehren, als der Angriff ver Stellungen. Aber in der 
Bertheidigung fteht alle Bewegung in Bezug auf die Ausnugung der Stellungen, während im 
Angriff jede Stellung nur mit Bezug auf die Erleichterung oder Begünftigung der Bewegung 
genommen werben joll, wenn fie nicht etwa blos eine Folge der Berlegenheit, wad man be— 
ginnen folle, folglich ein Anzeichen ift, daß der Angriff bereits beginne das Recht zu verlieren, 
es ſelbſt zu fein, und in die Vertheidigung umzuſchlagen. 

Die Stellungen des Vertheidigers müſſen fo dicht ald möglich an der Grenze des zu verthei: 
digenden Landes genommen werben, damit der Regel eine Genüge gethan fei, daß von dem Lan: 
deögebiet joviel ald möglich concentrirt werben fol. Aber man jieht leicht ein, daß dem Zwecke 
dann wenig durd ſolche Wahl entſprochen werben fann, wenn der Angreifer eine fehr lange 
oder eine umfaflende Bafis hat. So kann z. B., während eine öſterreichiſche Vertheidigungs— 
armee in der an ſich vortrefflihen Stellung des Feſtungsvierecks am Mincio und Etſch concen- 
trirt iſt, eine italienische Angriffsarmee mit deſto größerer Keichtigfeit die Polinie im Rücken 
jener Stellung überfchreiten, ji faft aller Hülfsquellen des Venetianiſchen bemädtigen, die 
Verbindung der Vierecksſtellung mit Venedig und durchs Friaul mit dem Innern Ofierreichs 
unterbrechen, ſodaß fhließlich doch der Armee in der Stellung nichts übrig bleibt, als diefe zu 
verlaffen und den Gegner im freien Felde aufzufuchen. 

Es ift wichig, daß, folange die Armee ver Vertheidigung noch nicht geſchlagen iſt, der An 
greifer auch fein Ziel noch keineswegs erreicht hat, denn was er auch gewonnen haben möge, bie 
Armee der Bertheidigung kann durch ein paar auf dem Schlachtfelde entichieden gewonnene Siege 
alles wieder einbringen. 

Aber man muß fi diefe Dinge nicht zu fiher audmalen. Was von den Schlachtfeldern gilt, 
daß die Augen zuerft bejiegt werden, gilt auch für größere Verhältniſſe. Ein entſchiedenes, 
Schnelles, glückliches Vorbringen des Angreiferd im angegriffenen Lande äußert einen unend- 
lien moralifhen Einfluß. Im Jahre 1806 fielen dem bei Jena und Auerſtädt gefhlagenen 
preußifchen Heere die übrigen Truppen und die meiften Feflungen wie die faulen Apfel nad, 
und im Jahre 1860 genügte Garibaldi's Vormarſch durch das neapolitanische Feftland faſt ohne 
Kampf, um die Hauptftadt Neapel gleichfalls ohne Kampf aufgeben zu laffen. 

Die beiten Stellungen der Bertheivigung find Gruppen von Beftungen, welche ih auf 
Flüffe lügen. Die Beftungen fihern die Übergänge über die Flüffe für die Vertheidigung und 
nehmen zugleich die beften Übergänge dem Angriff; die Feſtungen fihern ferner die Verpfle- 
gung, inden fie Magazine für die Vertheivigungsarmee aufnehmen. Aber es ift jogleich Elar, 
daß diefe Magazine, wenn die Vertheidigungsarmee von bedeutender Stärke ift, ihre Verpfle⸗ 
gung immer nur auf eine befchränfte Dauer fihern können. Mande höchſt nothwendigen Vers 
pflegungdgegenftände, wie 3.3. frifches Fleiſch, können die Magazine den Truppen ber Ber: 
theidigung auf eine einigermaßen nennenswerthe Dauer gar nicht garantiren, 
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Dringt nun eine Angriffdarmee feitwärts der beten Vertheidigungöſtellung, die man ſich 
nur benfen fann, gleihfalld vor, jo kann es ihr gelingen, dieſer Vertheidigungsftelle zuerft alle 
Verbindungen abzuſchneiden, damit zu verhindern, daß die Verpflegung ergänzt werde, ferner, 
daß Truppen, weldhe die Vertheidigungsarmee in ihrer Stellung erwarten wollte, deren Fehlen 
eben für die Wahl der Defenjive ftatt der Offenfive ven Ausſchlag gab, gar nicht heranfonmımen, 
weil jie vorher gefchlagen wurden. Zweitens ift das Gebiet einer folden Vertheidigungsſtellung 
nie jehr groß; der Angreifer fann es unter Umſtänden, ohne daß er fich dabei einer großen 
Gefahr ausfjegt, noch einengen und die Armee der Bertheidigung Fann eigentlich gar nicht 
mehr leben. 

Hieraus fieht man, daß, ganz abgejehen von dem moralifhen Eindruck, welchen ein glück⸗ 
lich vordringender Angreifer ftetö auf die gegnerischen Truppen wie auf die Öffentliche Meinung 
macht, die dann wieder auf die Truppen zurückwirkt, der Vertheidiger in eine fehr üble Lage 
fommen kann, wenn die Tendenz, in den Angriff überzugehen, nicht aufs lebendigſte in ihm Lebt, 
wenn er nicht den erften Moment, der zum Übergang in den Angriff halbwegs günftig erſcheint, 
und ohne jich dabei völligem Unterliegen audzufegen, ohne weitereö ergreift, wenn er nicht we: 
nigftend mit überlegenem Geift jeden Schritt feines Feindes belauert und diefen Feind hindert, 
dur Abfchneiden einer oder mehrerer wichtiger Verbindungen und Wege zum Ausweichen län— 
gered ruhiges, befonnenes Abwarten der Bertheidigung abjolut unmögli zu machen. 

Eine Sache, auf welche der Bertheidiger mit großer Gewißheit rechnen kann, ift die Shwä- 
hung bed Angreiferd in Laufe der Operationen durch feine eigene Arbeit. Große und rajche 
Märſche ruiniren des Angreiferd Truppen und ſchwächen feine Armee, ebenfo verhält es fich mit 
Befagungen, die der Angreifer nothwendig hier und dort zurüdlaflen muß, um feine Nach— 
ihubs= und Rüdzugslinie zu fihern. Trifft er gar nod unterwegs auf Feftungen, jo muß er 
vor diefen Beobachtungs-, vielleicht fogar Belagerungscorps laffen. So ift er fiher, daß er mit 
jeder Meile mehr, die er zurüczulegen hat, ehe er auf die Hauptmacht des Vertheidigers trifft, 
ſchwächer wird, daß ſich alfo die Ausſicht des Bertheidigers, in der Feldſchlacht zu fliegen, mehren 
muß im Berhältnip zur Länge ded Wegs, den der Angreifer zurüczulegen hat, ehe er zur Feld: 
fhlacht gelangt. Hierauf bajirt fich die Idee der Nüdzüge ind Innere, wie fie 1812 von feiten 
ver Ruſſen, wenn aud) keineswegs planmäßig, fo doch wirklich realifirt ward. 

Aber auch diefe Bernichtungsrüdzüge find durchaus Fein Univerfalmittel für die Bertheibi: 
gung. Wir wollen gar nit davon ſprechen, daß jie für Länder einer geringen oder mittlern 
Ausdehnung gar nicht paflen, weil diefelben den notwendigen Raum zum Ausweihen gar 
nicht bieten. Selbft für die ausgedehnteften Ränder bieten jie noch feine Bürgſchaft des Gelin: 
gend, und dafür ift 3. B. gerade ver Rüdzug von 1812 jelbft ein Beweis, Napoleon’s Armee 
ward vernichtet Durch das rücjichtöloje Vorbringen in unbewohnte Striche bei einem Klima, auf 
welches ver größte Theil feiner Soldaten gar nicht eingerichtet war. Was würde denn aber wol 
aus Rußland geworden fein, wenn Napoleon ftatt abfolut bis Mosfau marfhiren zu wollen, 
ji begnügt hätte, 1812 Polen und Litauen zu erobern, und wenn er — die Eroberung war in 
furzer Zeit vollftändig vollbracht — nun aufrichtig das alte Polen und Litauen gegen Rußland 
eonftituirt hätte? 

Polen und Litauen waren ein folder Verluft für die Nuffen, daß dieſen zu ihrer Wieder: 
eroberung ſchwerlich die nöthige Kraft blieb. 

Muß eine Vertheidigungsftellung, welche aus einer auf Flüſſe getügten Feftungägruppe be: 
fteht, von dem Angreifer ernftlic angegriffen werden, damit er feinem Ziele ſich nähere, jo bietet 
diefelbe dem Vertheidiger allerdings ungeheuere Vortheile, Sie liegen darin, daß der Verthei— 
diger jedem Gefecht ausweichen Fann, in weldem er feinen Vortheil für fi abſieht, indem 
3. B. wenn der Angreifer fih am rechten Ufer eines der Flüſſe concentrirt, der Vertheidiger ſich 
vermöge eined der feſten Übergänge, welche er bejegt, an das linfe Ufer oder aud hinter einen 
andern der Flüſſe zurüdzicht und Died Spiel immer den Umftänden gemäß fortjegt. Will ver 
Angreifer nun einen der Pläße der Gruppe belagern, fo muß er feine Aufmerkjamfeit und feine 
Kräfte theilen, einerjeitd gegen den Plag, andererjeitö gegen die Feldarmee der Vertheidigung 
Fronte machen. Diefe Felvarmee der Vertheidigung kann dadurch leicht die Überlegenheit über 
einen der Theile ver Angriffsarmee erhalten, es wird dies doppelt Elar, Ivenn man bedenkt, daß 
aud) das feindliche Belagerungscorpd allein ih nothwendig wieder theilen muß, um ben zu be: 
lagernden Plag völlig einzuſchließen, da der Borausfegung nad) die Feſtungen der Gruppe jede 
an den beiden Ufern eines der Flüſſe liegen. Hier erlangt alſo nur dur die Geftaltung der 
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Beflungsgruppe, die ald Stellung ſeitens der Vertheidigung benutzt ift, Die legtere ein Recht, 
aus dem Abwarten ſelbſt zum Angriffe überzugeben, wonach, wie bemerft worben ift, eine jede 
gute Bertheidigung fireben muß. 

Indem wir die Hauptgedanfen ded Kriegsplans entwidelten, haben wir zugleich die Ele: 
mente und den Zufammenhang der Ausführung des Kriegs in feinen Grundzügen betrad;- 
tet. Die Zuſammenfaſſung aller der Kenntniffe, welde fih auf den Krieg beziehen, heißt 
Kriegswiſſenſchaft. Sie zerfällt im wefentlihen in drei Hauptiheile, nämlich die Lehre von 
den Kriegszwecken oder die Kriegspolitif, die Lehre von den Kriegsmitteln (Drganijation 
der Heere, Verwaltung, Bewafinung — Warffenlehre — und Taktik, ſowol der einzelnen 
Waffengattungen ald der verbundenen), endlich die Lehre von der Anwendung der Kriegsmiitel, 
die Strategif oder Feldherrnwiſſenſchaft, von deren einzelnen Theilen wir ſchon weiter oben 
geredet haben. 

Die Militärgeographie, Militärgefhichte (Kriegsgeſchichte, Geſchichte der Kriegskunſt und 
Kriegergefhichte), die Lehre vom militärischen Aufnehmen, die militärifche Hippologie u. f. w. 
find reine Hülfswiflfenfhaften, Anwendungen felbitändiger Wiſſenſchaften und gewiſſermaßen 
Auswahlen aus ihnen, welde das hervorheben und in ein beſonderes Licht fegen, was von ihnen 
dem Soldaten noth thut zu kennen. Mit der Aufftellung folder Hülfswiſſenſchaften Fann be: 
greifliherweife ein großer Misbrauch getrieben werden. 

Häufig, wie wir nit unterlaffen wollen zu bemerken, wird das Wort Krieg in Zufammen: 
jegungen over in Verbindungen mit definirenden Beimörtern für die befondern Arten ver Krieg: 
führung, die in jedem Kriege mindeſtens vorfommen, gebraudt. So verfteht man unter dem 
großen Kriege die Handlung der auf die entfcheidenden Schläge hinzielenden Hauptarmeen, man 
ſtellt ihm den fleinen Krieg, Bartifan:, Guerrillas-, Breiiharenfrig an die Seite, weldye in der 
That auf Ermüdung und nebenfählihe Schädigung des Keindes berechnet, in einzelnen Land— 
ftrihen neben dem großen berlaufen können. Man redet von Land: und Seekrieg, von Gebirgs:, 
Küften: , Feftungs:, Pofitiondfrieg (in welchem die Heere die Entſcheidung durch einzelne gute 
Stellungen, die fie nehmen, in denen fie einander zuvorkommen und die fie einander abjagen, zu 
erzielen fuchen), von Manöver: oder Manövrirkrieg, bei dem alles durch geſchickte Bewegungen, 
unter möglichfter Vermeidung von Schladhten und Gefechten abgethan werben ſoll, und Ahn— 
lichem. W. Rüſtow. 

Kriegsſchäden, Kriegslaſten, Vertheilung und Ausgleichung derſelben. In lang: 
dauernden und mit großen Streitmaſſen geführten Kriegen fühlen die Bevölferungen lebhaft 
den Drud der Laflen und Schäden, die ihnen aus der Kriegführung hervorgehen, und viele 
fragen dann wol ob der Krieg nicht zu mildern, ob die Schäden und Laften nicht wenigſtens 
gleihmäßiger zu vertheilen und dadurd für den einzelnen zu mindern feien. In langen Frie— 
vensperioden aber, wie diejenige war, welche ven Befreiungsfriegen nacfolgte, geht im Ge— 
nuſſe diejer glücklichern Zeit und vielleicht in den Träumen von einem ewigen Frieden bie Grin: 
nerung an das Erlittene wieder verloren und man denkt nicht daran, im Frieden etwa ſchon Vor: 
fehrungen zum Zwecke der Minderung und Ausgleihung der Kriegsöſchäden und Kriegälaften 
zu treffen. Seit dem Jahre 1848 leben wir wieder in einer Kriegsperiode; aber diefelbe hat bei 
der Natur ihres Kriegs die Kriegslaften nur in wenigen Ländern, zu denen wir vor allen Un: 
garn und Schleswig: Holftein rechnen, wirklich fühlbar gemacht. Denn dieſe Kriege waren 
tbeild von kurzer Dauer und auf geringe, wiederum zum Theil unbebaute und unbewohnte 
Landſtriche (Krim) beſchränkt, theild waren ed Infurrectiondfriege, auf welche Verträge und 
geſetzliche Beſtimmungen, auch wo fie vorhanden waren, keineswegs unbedingte Anwendung 
fanden. Auch der Aufſchwung bed Handelsverkehrs in neuefter Zeit, vermittelt namentlich 
durch die Greditwirthichaft und die Eifenbahnen, Hat naturgemäß zur Minderung des Druds 
der Kriegslaften dad Seinige beigetragen, indem er die Benugung ber verſchiedenſten Geld: 
quellen und die Benugung der weiteften Näume für die Herbeifhaffung der Verpflegung der 
Truppen ermöglichte, ſodaß die legtere nicht jo ausfchließlich und unmittelbar , als es früherhin 
der Ball war, an Ort und Stelfe bezogen und bejhafft werden mußte. Aber beim Gintreten 
länger dauernder großer Kriege, die das Herz Europas entflammen und die Doch keineswegs in 
der Unmöglichkeit liegen, fönnen, wenn nidt ganz jo do nahezu, Verhältniffe ſich wieder: 
holen, wie unter ihnen halb Europa zur Zeit der Kriege der Franzöſiſchen Revolution und 
Napoleon’s 1, Jahrzehnde litt, und e8 ift Daher auch heute noch die Forderung keineswegs über: 
flüffig geworben, momöglich gefrglihe und abminiftrative Normen zu fuchen und feftzuftellen 
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für thunfichfte Verringerung und dann für eine dem Recht, der Klugheit und der Humanität 
wenigftens annähernd entiprehende Vertheilung oder Ausgleihung derjelben.!) 

Bon völliger Verhütung der Kriegsübel kann natürlich feine Rede fein, und ebenfo wenig 
von einer die theoretifchen Anforderungen völlig befriedigenden Negulivung diefer fo unermeß⸗ 
(ih wichtigen, aber auch gleich ſchwierigen Angelegenheit ver Bölfer und der einzelnen. Doch 
läßt fi einiges, ja ſehr vieles thun, wenn man mit redlihem Willen, klarem Verftande und 
beharrlihen Eifer ans Werk geht; und es muß dieſes gefhehen ſchon im Frieden, der da eine 
rubige Überlegung und umfichtige Vorbereitung erlaubt, während bei bereits ausgebrochenem 
Kriege das Kampfipiel felbft und das Bedürfniß des Heeres alle Sorgen in Anfprud nehmen 
und dad Geräuſch der Wafſen wie der Drang der vielgejtaltigen Noth von geſetzgeberiſchen Ars 
beiten abhält und, was dann erft nachher, nach miederhergeftelltem Frieden, zur Steuer der Ge: 
rechtigkeit oder zur Audgleihung ver factifch ftattgefundenen Ungerechtigkeiten gefhehen möchte, 
nothwendig als ein der Intention wie dem Effecte nad) rückwirkendes Gefe die Maſſe des vor⸗ 
gekommenen Unrechts nur noch vergrößern muß. 

Chedem, d. h. in den Zeiten vor der Franzoͤſiſchen Revolution, waren bie den Bürgern 
und Einwohnern zugemutheten Kriegslaften bei weiten nicht fo ſchwer und vielzählig, als fie es 
infolge der mit beifpiellofer Anftrengung und mit fo großen Heeren, als feit den Kreuzzügen 
Guropa feine gefehen, geführten Kriege der franzöſiſchen Nation gegen die Gonlitionen der 
europäifhen Monarchen geworden find. Kriegsſchaden zwar oder Kriegsverwüſtungen und 
Bewaltthaten manderlei Art fanden wol von jeher ftatt, wo immerhin der Kriegdlauf die vers 
ſchiedenen Heere oder Keerhaufen führte, und zwar ehedem oft in größerm Maße und in barba= 
riſchern Formen, als in der neueften Zeit die verfeinte Kriegspolitik ed gefchehen ließ. Aber die 
Kriegslaften, d. h. die ven Bewohnern des Kriegäihauplages durch die bürgerlichen oder mili- 
täriſchen Autoritäten und unter vem Titel der Rechtsſchuldigkeiten aufgelegten Leiftungen, waren 
ebevor unendlich geringer. Die Heere waren an Zahl der Krieger vier= bis zehnmal Eleiner ald 
die der neueften Zeit; und wohin fie ihren Marfch lenkten, va führten fie entweder ihren Bedart 
mit jih, oder waren Magazine von Lebensmitteln und andern Nothwendigfeiten für fie ſchon 
zum vorbinein angelegt. Die Bevölkerung hatte dann blos das noch Fehlende herbeizuſchaffen. 
Die Franzofen im Revolutionskriege, als fie mit ihren unermeßlichen Heeren ind Feld rüdten 
und im Sturmſchritte von Sieg zu Sieg eilten, fodann, ihnen gezwungen nachahmend, auch die 
Coalitionsheere, waren durch die neue Kriegdmanier gezwungen, ihren Unterhalt und andern 
Bedarf unmittelbar aus den Rändern zu ziehen, worin fie zeitlich ſich aufhielten oder bie fie im 
abwechfelnder Richtung durchzogen; und von nun an ruhte die furchtbare Kriegslaft erdrückend 
. auf den Schultern der wehrlofen Bevölferungen, und wurben fo erorbitante Forderungen an 
diefelben geftellt, vaß man früher fie für ganz unerſchwinglich würde geachtet haben. Die flü- 
gern Heerführer indeß, erfennend, daß bei einiger durch die Landesbehörde ſelbſt zu handhaben 
der Ordnung im Eintreiben die Forderungen höher könnten gefpannt werben als bei regellojem 
Dietat der Gewalt, ſahen ed gern, wenn ſolche Ordnungen eingeführt wurden, und richteten ſich 
ſelbſt danach oder befahlen wenigſtens ihren Untergebenen, ſich danach zu rihten, während 
auch) die Landesbehörden, in der Abjicht, dadurch das Elend ded Volks zu verringern und zumal 
die Gefahren der wider einzelne Ortſchaften oder Verfonen auszuübenden, diefelben leicht mit 
dem völligen Untergange bevrohenden Gewaltthaten zu verhüten, ſich ſehr befliffen zeigten, nicht 
nur den einheimifchen oder befreundeten Heeren, wozu fie natürlich verpflichtet waren, fondern 
auch) jenen des Feindes allen Vorſchub zu leiſten, d. h. alle Bedürfniſſe derfelben, ſoweit es thun= 
lich war, zu befriedigen und allen Forderungen, ſoweit die Kräfte des Landes es noch irgend er— 
laubten, zu entiprechen. Oftmals geſchah dieſes auch in der Abficht, ven Feind in den Stand zu 
fegen, möglichſt bald feine Unternehmungen fortzujegen, d. 5. ji aus dem Lande zu entfernen. 

Aber die Orundfäge, wonach ſolche Regulirung, d. h. Betreibung und Nepartition der ge: 
forderten Leiftungen geſchah, waren Feine Grundfäge des Rechts, fondern nur jolde der Con— 
venienz, d. h. der thunlichft zu erleichternden factifchen Beitreibung bed Geforderten, die Grunb- 
fäge des Padens oder Habhaftwerdens, mitunter auch die Grundfätze bes PBrivilegiengeijtes, 
nämlich des die vernunftrechtlich allgemeine Laſt gern ausſchließend auf die Schultern der gemei— 


1) Bis auf die vorftehende Einleitung geben wir hier den von Rotteck felbit verfaßten lehrreichen Ars» 
tifel der frühern Auflagen des Staats-Lexikon wieder, indem die einfchlagenden Verhältniſſe der neuern 
Zeit bereits in dem durchaus neu bearbeiteten Art, Krieg (politifche und völferrechtliche Werhältniffe) 
ausreichend befprochen find. D. Red. 
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nen, nämlich niedern Bürgerklaſſe wälzenden Standesegoismus; und enblid traten nicht felten 
an die Stelle ver Grundſätze blos herkömmliche Übungen, gewohnter Schlendrian, prineiplofe 
Willkür. Die Heere und Heeresfürften ſelbſt gedachten einer im Intereſſe des Rechts und ver 
Humanität vorzunehmenden Syftemsänderung nicht. Erhielten fie nur, was fie begehrten, fo 
fümmerte fie dad Woher und Wie nur wenig. Gelegentlich erlaubten fie fih auch, neben den 
durch die Behörden in Vollzug gefegten Nequifitionen, rein gewaltthätige Exrpreffungen und 
machten dergeftalt das Maß des Leidens der Völker voll. Oftmals ſchritt auch die oberfle Staatö- 
gewalt — gefeßgebend oder in abminiftrativem Wege — zum Zwede einer beſſern Regulirung 
ver Kriegöleiftungen ein oder unternahm ed, wenn nad) einer verfloffenen Kriegäperiode oder 
nad hergeſtelltem Frieden die unverhältnifmäßigen Erlittenheiten einzelner Provinzen, Di- 
ftriete oder Gemeiden zur Sprache famen, die allzu grellen Ungleihheiten oder Überlaftun: 
gen, welche vorgefallen, durch nachträgliche Ausgleihungen zu theilen. Dieſes alles jedoch ge: 
— — principlos oder nad) falſchen Principien und machte darum gewöhnlich das Übel 
noch ärger 

Wir wollen, um den Standpunft zur richtigen Beurtheilung deſſen, was in dieſer hochwich— 
tigen Sache, allernächſt in Deutjchland, bis zur neueften Zeit geichah oder ald Recht galt, zu ge: 
winnen, zuvörderſt die Grundfäge feftzuftellen fuchen, von welden hier ausgegangen werden 
muß, wenn vor allem das heilige Necht jeine Befriedigung und fodann auch die Rückſichten dev 
Klırgheit die gebührende Beachtung erhalten follen, 

Srundfäge für Vertheilung und Ausdgleihung ver Kriegälaften. 1. Die 
Kriegslaften, infofern fie durch den Willen ver Staatögewalt oder unter Autorität ihrer eigenen 
militärifchen oder bürgerlichen Befehlöhaber den Bürgern auferlegt werben, müffen foviel mög: 
lich nad) dem Princip der Gleichheit (d. b. Verhältnißmäßigkeit, nämlich nach dem Verhältniß 
ded Vermögens oder der Leiftungsfähigkeit) auf alle Staatsangehörigen entweder gleich ur- 
ſprünglich verteilt, oder es muß durd nachträgliche Maßregeln die etwa urſprünglich ftattge: 
habte Ungleichheit wieder geheilt werben. Diefer Grundfag ift enthalten in (over ein Ausflug 
von) den allgemeinern Sage: „Alle Staatslaften müflen gleichheitlich unter die Bürger oder 
Staatdangehörigen vertheilt werben.” Ob ſolche Laſten im Kriege over im Frieden vorkommen, 
macht für dad Recht feinen Unterſchied. Der Grundfag ift allgemeingültig und unumſtößlich. 
Daß ſolche Kriegslaften meift ſchwerer als jene des Friedens, ja oft bis zum Unerſchwinglichen 
anſteigend ſind, hebt den Grundſatz nicht auf, ſchärft ihn vielmehr deſto eindringlicher ein. Je 
größer die Laſt, deſto nothwendiger iſt die Vertheilung auf alle, welche ſie zu tragen ſchuldig und 
im Stande ſind, und deſto ſchreiender, weil grauſamer das Unrecht, welches durch ihre Über— 
wälzung auf die Schultern blos einzelner Klaſſen oder Bezirke begangen wird. 

U. Unter dieſem Grundfag find alle Gattungen der Kriegslaften, welden Namen jie haben 
mögen, von Rechts wegen begriffen. Ausnahmen find nicht zuläſſig. Der Grund paßt auf alle 
und durch die Ausnahme aud nur einer einzigen wird die Möglichfeit einer richtigen Berech— 
nung und daher auch einer wahrhaft gleichheitlihen Vertheilung der übrigen aufgehoben. Bon 
der einzigen bergeflalt ausgenommenen Laſt nämlich (z. B. von der Einquartierung mit Berpfle: 
gung) fönnen Taufende von Bürgern fo hart bedrückt werden oder worden fein, daß fie ihnen 
allein und definitiv aufzubürben oder ihnen gar noch dazu die Theilnahme an ven der Revarti: 
tion unterworfenen zuzumuthen, ein ſchreiendes Unrecht ift. Es darf auch die gleichheitliche Re: 
partition ſich nicht auf die Angehörigen derjenigen Klaffe oder Klaflen, welde von beftinnmten 
Gattungen der Laſten bei ihrer unmittelbaren Auflage in der Regel vorzugsweiſe oder aus: 
Ihließend getroffen werden (3. B. der Haudbefiger bei ver Einquartierung, dev Viehbefiger bei 
den Fuhrfronen u. ſ. w.), auch nicht auf die Bewohner der dem Kriegddrange jeweild meift 
audgejegten Provinzen oder Bezirke beſchränken: fondern fie muß eine fo wie über alle Gattun— 
gen der Zaften, jo auch über alle Klaffen der Staatdangehörigen und über alle Theile des Staats: 
gebiets ſich ausdehnende fein. Jede bloß partielle Repartition oder Ausgleihung — infofern 
nicht, je nad Umftänden, eine oder die andere Laft aud befondern Gründen zu einer bloßen 
Rofalz oder Bezirkälaft zu erflären ift — reitet gegen das Prineip und kann nad Umſtänden 
anftatt der Heilung der Ungleichheiten,, die jle bezweckt, noch eine Vermehrung berfelben be: 
wirfen. 

III. Dagegen erftredt fich die Anwendbarkeit unſers Grundfages auf die vom Feinde auf: 
gelegten Zaften nicht. Der Staat oder die Staatsgewalt Hat diejelben nicht zu verantworten; jie 
bat ſolche Auflage nicht gewollt und nicht befohlen ; vielmehr Hat jie, was in ihren Kräften fland, 
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angewendet, um fie zu verhüten oder abzuwenden, Wir fegen nämlich einen von ihr mit Recht 
und aus Nothwendigfeit unternommenen Krieg voraus (und von folder VBorausfegung muß 
natürlich jede Geſetzgebung ausgehen, da das Gegentheil juriftifch niemals zu beweifen ift), 
wonach alſo der Feind ald ungerechter Angreifer, vie Staatögewalt aber ald Schupmadt er: 
ſcheint, und daher die Erpreffungen des Feindes als ein von denen, welche jie treffen, als reines 
Unglüd zu tragendes oder zu verſchmerzendes Übel zu betrachten find. Wir fegen nämlich noch 
weiter voraus (oder müſſen es thun, weil der juriftifche Gegenbeweis nicht möglich ift), daß die 
Staatögewalt alles ihr Mögliche gethan hat, um jene Erpreflungen abzuwenden; fo wie jie — 
nach einer ähnlichen VBorausfegung oder Annahme — alles ihr Mögliche thut, um andere Übel, 
inöbefondere alle Berlegungen , welche von einheimischen Feinden des Rechts könnten begangen 
werben, zu verhindern, ebendeshalb aber nicht ſchuldig ift, die gleichwol vorkommenden Be— 
fhädigungen, welche durch Diebſtahl, Raub und andere Verbrehen dem Staatdangebörigen zu— 
gehen, zu verantworten und daher zu erfegen, oder auf die Geſammtheit zu übernehmen. Diefer 
wichtige und folgenreihe Grundſatz indeß findet vielfahen Widerſpruch und fordert deshalb noch 
eine weitere Rechtfertigung. Wir geben diefelbe in nachſtehender möglicht Eurzer und darum 
nur die Hauptgelichtäpunfte beruhrender Ausführung. Die Gegner fagen: 

1) Auch von den durd) den Feind unfern Bürgern aufgelegten Laften oder zugefügten Be: 
ſchädigungen ift unfere Staatögewalt die Urheberin oder wenigftend bie mittelbare Urſache. 
Hätte jie den Krieg nicht unternommen, fo wären ja alle Beindjeligfeiten unterblieben; und hat 
jie im allgemeinen Intereffe, d. h. um das Gemeinwohl zu ſchirmen oder einen der Geſammtheit 
von feiten der fremden Macht drohenden Nachtheil abzuwenden, ven Kriegsbeihluß gefaßt: je 
nun! jo iſt der Krieg ein von ihr im Geſammtintereſſe gethaner Schritt und alle feine Folgen 
treffen vehtögemäß nur eben dieſe Geſammtheit, nicht aber die einzelnen, die legtern nämlich 
nur in der Eigenſchaft ald Glieder ver Gejanımtbeit. 

2) Einen zweiten Titel für die angeblihe Schulvigfeit ver Ausgleihung aud) der von Feinde 
und zugefügten Beſchädigungen oder aufgelegten Reiftungen findet man in ver Behauptung, der 
Staat jet ganz eigens eine allgemeine Affecuranzanftalt gegen alle durch gemeinſchaftliche An- 
frengung abzumwendende oder durch gemeinjhaftlihes Tragen mögliherweife zu erleihterude 
Übel. Vermöge ver hierdurch begründeten Sorietätöpflicht müſſe jeder Bürger an den über feine 
Mitbürger ergebenden libeln mittragen,, d. h. an der gemeinfamen Anftrengung, jene Übel ab: 
zuwenden oder zu heilen, theilnehmen. Im Kriege insbeſondere, deſſen Führung ja durchs all: 
gemeine Interefle geboren ſei, fünne jedes Kriegdleiden, ohne Unterjhien ob vom Feinde oder 
Freunde zugefügt, einem Opfer verglichen werben, welches von einzelnen dem allgemeinen Be— 
ſten dargebradht werde, wonad ſchon, analog mit der befannten Verordnung der Lex Rhodia 
de jactu, alle andern, denen foldes Opfer zum Guten fam, den Schaden, welden die erjten un: 
mittelbar erlitten, mit ihnen theilen müffen. 

3) Endlih würden ja, fo fahren die Gegner fort, auch abgeiehen von folder — hier wie 
dort auf gleihen Principien ruhenden — Rechtspflicht, ſchon die Billigkeit, die Sumanität und 
ſelbſt die Politik verbieten, einen Unterſchied zu machen zwiſchen den vom Feinde oder Freunde 
herrührenden Laſten; und dann wäre erſt noch ſolche Unterſcheidung praktiſch faſt unausführ— 
bar, wenigſtens zu den groͤßten Inconvenienzen, Verwirrungen und Streitigkeiten, ja oft zu 
Abſurditäten führend. Wie könnte man die Genoſſen deſſelben Gemeinweſens, melde Ähnliches 
wie wir erlitten, nur daß es nach dem unvermeidlichen Wechſel des Kriegslaufs dort vom Feinde 
und hier vom Freunde verhängt ward, ohne die ſchreiendſte Unbilligkeit, ja nach Umſtänden 
ohne Barbarei, ausſchließen von der durchs Geſetz anzuordnenden Ausgleichung ver Laſt? Wie 
könnte man gar die vom Feinde Geplünderten noch anhalten, zur Entſchädigung jener beizutra= 
gen, welde eben dieſes Schidjal vom Freunde erfahren, während man ihnen die Gegenleiftung 
verweigerte? Und dan, wie wäre ed, wenn eine Provinz oder ein Bezirk ganz oder theilweiſe 
in ſchnell aufeinander folgendem Wechjel bald von Feinde, bald von Freunde bejegt wäre? oder 
wenn unfer Heer abjihrlih den Feind tief ind Land lockte, um ihn allda, begünftigt durch die 
Vortheile der Stellung, defto jiherer zu ſchlagen und zu verderben? oder wenn während des 
Kriegs der Freund fi in Feind ummandelte? oder wenn das ganze Staatsgebiet vom Feinde 
erobert und etwa gar eine andere Regierung eingefegt würde? 

Wir antworten hierauf: Zu 1. Die Staatögewalt oder die Stantögefammtheit ift nicht 
verantwortlich für Die von ihr nicht gemollten Folgen eines von ihr rechts⸗ und pflihtgemäß gee 
faßten Beichluffes. Sie hat nur ihre eigenen Handlungen, nicht aber jene des Feindes oder di— 
Wirkungen des Zufalls zu vertreten. Wäre fle auch für die legten beiden verantwortlich, jo läge 
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eine ganz entfegliche Laft auf ihr. Aledann nämlich ginge nicht nur alle vom Feinde verübte 
Kriegöverheerung, Raub, Brand, Plünderung u. f. w. auf ihre Rechnung, fondern aud der 
Tod der in ver Schlacht Fallenden oder fonft unter dem Mordſchwerte eines barbariichen Feindes 
Blutenden, und alle und jede perfönliche Mishandlung unferer Bürger oder Staatdangehörigen, 
Alsdann läge neben ſolcher Blutſchuld aud die Entfhädigungspflidt gegen alle, die durch den 
Tod ihrer Väter, Gatten, Söhne oder Freunde ihren Lebensunterhalt oder ihr Lebensglüd ver: 
foren, dem Stante ob, und er machte banfrott ſchon unter den zehnten Theile folder unermeßs 
lihen Schul. Man will dieſes freilich nicht und nimmt die den Perfonen zugehenden Ver: 
fegungen aus von der angeblichen Erfagpflict ; aber ebendadurch gibt man den Rechtsboden 
der ganzen Forderung auf, weil fein Grund zu erfinnen ift, aus welchem der Staat wol für bie 
ſachlichen, nicht aber für die perfönlihen Beſchädigungen, die der Feind unfern Angehörigen 
zufügt, tenent fein follte. Außerdem ift nicht wahr, daß der Staat jededmal den Krieg ge: 
wollt hat. Es kann ja auch ein feindlicher Angriff gefchehen ohne alle Reizung von unferer 
Seite, alfo ein von und durchaus unabmendbarer Krieg über uns hereinbrechen, in welchem 
Falle unfere Gegenwehr nur die Verhütung noch größern Unheil® bezweckt oder bie thunlichft 
balvige Befreiung der in Feindesgewalt ſchmachtenden Provinz, und wo mithin der Staat, weit 
A an den Leiden derſelben Schuld zu tragen, vielmehr rein als ihr Wohlthäter handelt. 
bat (in der Idee oder nad einer, wie oben bemerft, nothwendigen Vorausfegung) jeder 
(nicht etwa offenbar ungerechte) Krieg die Rechtseigenſchaft eines ſolchen blos defenfiven und 
daher die Staatögewalt durchaus nicht für die Folgen verantwortlich miachenden Kriege. Was 
alfo derſelbe für Unfälle, Leiden oder Verlufte, durch ven Feind und zugefügt, mit fich führt, das 
ift von den dadurch Betroffenen als reines Unglück zu betrachten und demnach zu verfchmerzen. 
Zu 2. Es iſt nicht wahr, daß der Staat eine allgemeine Affecuranzanftalt in dem Sinne ift, 
daß alle Gefahren und Berlufte gemeinfam getragen werden müßten. Wol follen ſie, nad dem 
Inhalt des Staatövertrags, thunlichft abgemendet werden durch gemeinfame Bemühung oder 
auf gemeinfame Koften ins Leben gerufene Anftalten; nicht aber fteht darum einer dem andern 
gegenfeitig gut für jeden troß jener Fürkehr gleihmol eintretenden Verluft. Eine ſolche gegen: 
feitige Garantie ift die Sache befonderer — vom Staate allerdings zu begünftigender und zu 
befhügender, nöthigenfalls felbfteigend zu gründender — Vereine zwiſchen den Genoſſen der— 
felben Gefahren, nicht aber des allgemeinen Staatövereind, deſſen Mitglieder nämlich in allzu 
viel und allzu fehr verfchiedenen Ragen und Rebendverhältniffen ftehen, ald daß, ohne völliges 
Aufgeben alles Eigenthums- und Befigrechte, mithin auch alles Sporns zum Ermerbe und aller 
vernünftigen Staatdorbnung, eine foldhe Gemeinschaft alles und jedes, auch durch bloßen Zufall 
oder dur widerrechtliche Handlungen Dritter oder durch ſelbſteigenes Verſchulden verurfachten 
Berlufts könnte ftatwirt werden. So mögen die Haudeigenthümer unter fi gegen den Brand, 
die Uferbemohner gegen die Stromesgewalt, die Aderbauer gegen Hagelfhaden u. f. m. beſon— 
dere Affecuranzgefellfchaften bilden, aber jenjeit der Genoffenfhaft verfelben Gefahr reicht die 
Verbindung nicht; die Staatögefammtheit, als ſolche, verfichert gegen dergleichen Gefahren 
nicht. So auch bei der feindlichen Kriegsgefahr. Die zunähft davon bedrohten Gemeinden oder 
Bezirke mögen durch verabredete (von ven Behörden in alle Wege zu begünftigende und umſich— 
tig zu regulirende) Theilung oder gemeinfhaftliche Tragung der über die Gefammtheit oder bie 
einzelnen ergebenden Verlufte das Gewicht derfelben für alle erleichtern, oder die Gefahr des 
fonft jedem einzelnen drohenden völligen Untergangs gegenfeitig abwenden; aber fie haben kei— 
nen Rechtsanſpruch an die Bewohner der vom Kriegöfhauplag weit entfernten oder von den 
Kriegddrangfalen unerreichbaren Provinzen oder Gegenden auf Theilnahme an folder ſie gar 
nicht oder in weit geringerm Maße berührenven Laſt oder bedrohenden Gefahr. Gontributionen 
oder Brandfhagungen u. |. w. find in der Regel nichts andered ald der Loskaufspreis von den 
noch ſchwerern libeln, melde ver fliegende Feind über die Perfonen und Güter der occupirten 
Provinz zu verhängen die Macht hat. Die Entfernten, denen der Feind nichtd nehmen, denen 
er nichts zu Leide thun Fann, zur Mitbezahlung jenes Rosfaufgpreifes anhalten, wäre reine Be: 
raubung. Haben doch ohnehin die Orenzländer und die größern Städte und die an der Heer: 
ftraße gelegenen Orte in Friedens- und zum Theil auch in Kriegszeit mancherlei koftbare Vor: 
theile von folder Rage; billig tragen fie daher auch die mitunter eben folder Rage willen über 
fie ergebenden größern Gefahren und Verlufte. Denjenigen, melden man die Gemeinſchaft der 
Bortheile nicht darbietet noch darbieten kann, gleichtvol die Gemeinschaft der Nachtheile aufprin- 
gen wollen, wäre nicht nur unbillig, fondern felbft ungerecht. Es hat auch die Lex Rhodia de 
jactu hier durchaus Feine Anwendbarkeit; nicht nur weil civilrechtliche Säge unentſcheidend für 
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ſtaatorechtliche Verhältniffe find, fondern zumal darum, weil die über ver einen Provinz gele- 
gene Feindesgewalt fein Rettungsmittel für die andern ift und die Opfer, welche jene hat brin- 
gen müffen, nicht folder Nettung willen und nicht auf unfer Verlangen, fondern lediglich auf 
fremdes Machtgebot gebracht worden find. Nur wenn eigens zur Erleichterung und Rettung 
des Schiffes ein Theil der Güter über Bord geworfen wird, nicht aber wenn ohne unsern Willen 
eine Woge die etwa auf dem Verdeck befinplihen Waaren wegfpült, findet der Fall ver Lex Rho- 
dia ftatt. Die Anrufung derfelben ift alfo völlig unpaffenv. 
| Zu 3. Daß die Ausführung unferd Grundfages manderlei Berwicdelungen, Schwierigkeiten, 
aud Härten nach ji ziehe, muß. anerfannt werden. Doch auch der Grundſatz unferer Gegner 
hat nicht geringere in feinem Gefolge. Jedenfalls wird die theoretifche Wahrheit eines Princips 
nicht umgeftoßen durch einige Schwierigkeiten der Ausführung. Kür die Richtigkeit des unferi: 
gen werden wir gleich unten noch einige pofitive Bemweife geben. Was aber die darüber erho— 
benen Bedenken betrifft, fo find die angedeuteten Fälle oder Beihädigungsarten theils von ber 
Art, daß ſie unter den Begriff der von unferer eigenen Staatögemwalt aufgelegten Kriegsbeſchwer— 
ben gehören, mithin den Rechtsanſpruch auf Erjag geben ; andere begründen wenigftend einen 
Anſpruch ver Billigfeit; noch andere eignen ſich zur gleichmäßigen Verteilung oder gegenfeitis 
gen Verfiherung unter den Bewohnern der von Feindesgewalt unterbrüdten Provinzen oder 
Bezirke oder Ortſchaften; und für alle endlich fann und foll — ohne Aufgeben unfers und: 
faged — die von der Politif wie von der Humanität geforderte Erleichterung oder Entſchädi— 
gung auf mehrfache Weije ftattfinden. Fürs erfte nämlich bleiben die vom Feinde beſetzten Pro: 
pinzen zeitlich von unfern Kriegslaften und auch Kriegäfteuern (die orventlihen Steuern hebt in 
der Regel der Feind ein) frei; und ſodann mag nach der Wiedereroberung oder nad) wiederher: 
geftelltem Brieden den vom Feinde übermäßig befhädigten Bezirken entweder durch meitern 
Steuererlaß oder auch durch pofitive Beifteuer oder Unterftügungsgelder aus den Mitteln der 
Geſammtheit geholfen werden. In der Wirkung kommt folde Aushülfe der für unfere eigenen 
Kriegslaften anzuordnenden Ausdgleihung nahe; aber dad Princip bleibt verſchieden und bier: 
nad aud Titel und Maß der Gewährung. Immerhin ift fie nicht eigentliche Rechtsſchuldigkeit, 
fondern freiwillige, ob auch dur Billigkeit und Humanität gebotene und von weiler State: 
wirtbihaft angerathene Maßregel, welche eben darum und wegen der unendlichen Berjchieden: 
heit der VBerhältniffe und Bälle feiner jo beftimmten und allgemeingültigen Regel unterworfen 
werden kann wie die eigentliche Ausgleihung. Übrigens findet das Princip der freiwilligen 
Vergütung oder Unterftügung mitunter aud in Anfehung der durch das eigene oder befreumdete 
Heer unmittelbar oder mittelbar veranlaßten — doch nicht eigentlich von der Staatögewalt ge: 
wollten oder verordneten — Beſchädigungen ftatt; mie z. B. eine durch Marodeurs oder durd 
ein in Auflöfung befindliches Corpo geplünderte oder eine durch Muthwillen oder Bobheit in: 
disciplinirter Soldaten angezündete Stadt, oder eine durch die infolge etwa ber Kriegäfronen 
ausgebrochene Rinderpeft verarmte Gegend u. |. w. dergleichen Hülfeleiftung zu erwarten haben. 
Auch bei den vom eigenen Heere audgegangenen Beſchädigungen alfo unterfcheidet man die durch 
- rechtmäßigen Befehl angeordneten von den durch Zufall oder Unglück oder durch Bosheit ein: 
jener verurfachten, und wendet den Brundfag der Ausgleihung nur auf bie erften an. Die 
vom Feind ausgegangenen nun gehören alle ver zweiten Klaffe an. 

Hiernach erfcheint unfer Orundfag, welcher die vom Feinde aufgelegten Laften — mindeftend 
in der Regel — von der förmlichen Ausgleihung ausfchließt, gerechtfertigt. Der Nedhtögrund, 
aus welchem wir folhe Ausgleihung für die vom eigenen oder Freundesheere geforderten kei: 
ftungen in Anfpruch nehmen, paßt nicht auf die feindlichen Erpreffungen. Es find feine Staatt: 
laſten, d. h. feine von der Staatögemwalt befohlenen und daher aus Bürgerpflicht zu erfüllenden 
Leiftungen ; und doch ift e8 nur diefe Gigenfchaft, wegen welcher wir die Ausgleichung der eige: 
nen Kriegslaften fordern. Wir wenden nämlich auf diefelben blos das allgemeine, d. h. für alle 
eigentlihen Staatdlaften gültige Gefeg der Ausgleihung an, weil zwiſchen den im Kriege ober 
des Kriegd wegen und ben im Brieden oder ber gewöhnlichen Berwaltung wegen aufgelegten 
Laften, feien fie Steuern oder andere Leiftungen, ganz und gar fein rechtlicher Unterſchied if, 
und ebenfo auch Fein rechtlicher Unterfchied zwifchen dem im Kriege und dem im Frieden audge: 
übten fogenannten jus eminens, alſo namentlidy zwiſchen ver in Nothfällen des Kriegd ange: 
orbneten Zerflörung oder Beſchädigung ded Privateigenthums und der Exrpropriation zu 
Zweden des Friedens. Allerdings gibt ed auch noch andere Titel, aus welchen mitunter eint 
Entſchädigung oder Beifteuer oder Hülfeleiftung von feiten des Staats ftattfindet, namentlih — 
wie bereits oben bemerft worden — Billigfeit, Humanität oder aud) vernünftige Staatswirtb: 
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fhaft (welche nämlid den Untergang oder die VBerarmung einzelner Provinzen oder Gemeins 
den u. ſ. mw. als zugleich der Geſammtheit ſchädlich erkennt und daher im Intereſſe diefer Ges 
fammtheit verhindern muß); aber diefe Titel find feine firengen Nectötitel, und ihre Forde— 
rungen werben nad ganz andern Geſetzen befriedigt ald nach jenen der Ausgleichung. 

Der — foldyergeftalt als Nechtöforderung nicht anguerfennenden — Ausgleihung der vom 
Feinde herrührenden Kriegsſchäden und Laften ftehen aber noch mehrere und hochwichtige politi= 
ſche Betrachtungen entgegen. Zuvörberft ift e8 ganz unmöglich, diefe Ausgleihung auf diefelbe 
Weiſe oder auf demfelben Wege zu bemwerfftelligen, den wir gleich unten ald den einzig richtigen 
darftellen werden, nämlich auf dem Wege ver unmittelbaren Bezahlung alles Geforderten mit 
Geld oder Staatöpapieren (Bons). Es bleibt für jie blos der — vielfach verwerflihe — Weg 
einer nachfolgenden Liquidation und Nepartition übrig, welcher beinebens in Bezug auf die hier 
beſprochenen Laſten noch weit zuverläfliger ift ald bei dem vom eigenen Staat geforberten Reis 
lungen. Wer will die feindlichen Borderungen controliren? Wer fol die Leiftungen beſchei— 
nigen? Wie follen Berfälihungen oder Erſchleichungen von Empfangfcheinen und Unterſchleife 
aller Art verhütet werden? Thür und Thor für die ungebührlichften Grfagforderungen find hier 
eröffnet, während taufenberlei wirflie Erlittenheiten ohne urfundlihen Beleg und daher des 
Anſpruchs auf Erſatz verluftig bleiben. Sodann aber würde ein die Audgleihung folder Kein: 
deöforderungen verheißendes Geſetz den willfommenften Titel oder Vorwand geben, folde Kor: 
derungen ind Unermeßliche zu fleigern. Die Unerſchwinglichkeit ver Leitungen (infofern fie 
einen Geldanſchlag zulaffen) könnte vem Begehren des Beindes nicht länger entgegengehalten 
werben. „Ihr leiftet ja’, aljo würbe er mit Grund den Brovinzbeivohnern ermidern, „ihr lei= 
flet ja, wenn ihr und gebt, fo viel ihr habt oder irgend aufbringen könnt, nur einen Vorſchuß, 
ven eud euere Mitbürger, die Bewohner der übrigen Provinzen, wieber zurüderftatten werben. 
Für euch allein freilich wäre die Leiftung zu ſchwer, aber für euern ganzen Staat ift fie nur eine 
Kleinigkeit.” Dergeftalt würde durch ein ſolches Geſetz, welches gewiffermaßen dem Feinde eine 
Anweiſung auf dad Bermögen unferd Staatd und aller Staatdangehörigen erteilte, d. h. alle 
von ihm zu madhenden Korderungen aus Staatömitteln zu bezahlen verhieße, ſchon die Fleinfte 
von ihm befegte Provinz wie zu einer Aber gemacht, aus welder, wenn et jie Eräftig ſchlägt, 
das Herzblut des Staats herausftrömen fann. Es fommt dazu, daß die gefegliche Zuficherung 
einer nachfolgenden, aus den Mitteln der Staatsgeſammtheit zu leiftenden Entſchädigung (mit: 
teld Gegenrehnung und Ausgleihung) ven Eifer der vom Feinde befegten Landestheile, ſich der 
übermäßigen Forderungen zu erwehren, lähmen würde. Man würde ohne vielen Widerftand, 
ja ohne viele Gegenvorftellung oder Klage, auch die ſchwerſten Gontributionen entrichten, bie 
unerfättlihften Zumuthungen befriedigen, alles in der Ausficht auf den verheißenen Erſatz, und 
eben dadurch den Feind zu nod weiter gefteigerten Borderungen ermuntern. Hätten dagegen 
die Brovingbemohner jene Ausficht nicht, fo würde mit der Höhe der Forderungen auch ihre 
Aufregung, ihre Entrüftung fleigen, und darin ein weiterer Sporn liegen zu tapfern Verſuchen 
der Selbftbefreiung. In zweifaher Beziehung alſo ftreitet die Verheißung ber für die vom Feind 
aufgelegten Laſten zu leiftenden Vergütung auch gegen die Politif. 

Zwiſchen den beiden ſich entgegenftehenden Anſichten wird auch eine dritte, gewiffermaßen 
vermittelnde, geltend gemacht, die nämlich, daß zwar die vom Feind wie die vom Freund aufge: 
legten Laften und zugefügten Beihädigungen auszugleichen feien, doch nur die nach dem unter 
den civilifirten Nationen anerfannten Kriegsrechte, d. h. nad) der ehrlichen Kriegsmanier, auf: 
gelegten, nicht aber die gegen ſolches Recht, mithin blos aus factifher Gewaltthat oder Brutali: 
tät über vie Bewohner des Kriegäihauplages verhängten. Die legten feien als reine Zufälle 
oder unabwendbares Unglück lediglid von den dadurch Betroffenen zu verfchmerzen,, der Staat 
könne dafür nicht verantwortlich fein. Gegen dieſe Lehre jedoch ftreitet ſchon allernächſt vie Be— 
trachtung, daß, was die rechtliche Kriegämanier — neben welder indeß aud) die härtere Kriegs— 
raifon befteht — erlaube oder nicht erlaube , durchaus nicht jo ausgemacht ift, daß man darüber 
— aud nur in abstracto, gefhweige daher in concreto — ein juriſtiſch ſicheres Urtheil fällen 
fönnte. Und dann bezieht ſich der Begriff der Kriegsmanier blos auf das Verhalten einer krieg⸗ 
führenden Macht gegen bie befriegte, nicht aber auf jenes gegen ihre eigenen Unterthanen. Es 
ift daher aus ihr durchaus Fein Kriterium der zur Entihädigungsforderung ſich eignenden oder 
nit eignenden Kriegölaften, die vom Freund oder Verbündeten ausgehen, zu entnehmen. Die 
Regeln für das hier Zuläfjige oder Nichtzuläfiige find mehr aud dem innern Staatsrecht ald aus 
dem Völkerrecht zu fhöpfen. Ind was die vom Feind herrührenden Erbuldungen betrifft, fo bes 
ſteht — falls wirklich der friegführende Staat feinen Bürgern verantwortlich ift für alle aus 
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feinem Kriegäbefchluß fließenden Folgen — zwiſchen den wider die Kriegemanier und ben nad 
der Kriegsmanier aufgelegten Laften für ihn fein rechtlicher Unterſchied; er iſt für jene wie für 
diefe gleihmäßig tenent. Es kann hiernach diefer vermittelnde Grundfag nur infofern aner= 
fannt werden, ald er von den die Erfagprlicht mit fich führenden einheimifchen, d. h. vom eige⸗ 
nen oder vom Freundesheere und auferlegten Laften oder zugefügten Beihädigungen diejenigen 
ausfchließt, welche nicht dem beftimmten Willen unferer Staatögewalt entfloffen und auch nicht 
ihren Verſchulden zuzufhreiben, ſondern als bloße Wirfung eines unabwendbaren Zufalle, 
mithin als reines Unglück zu betrachten jind. 

IV. Bon den zwei Hauptiwegen, die gleihheitlihe Vertheilung der Kriegslaften zu bewirken, 
nämlich der fofort bei der Ausjchreibung oder Erhebung gefchehenden gleihmäßigen Reparti— 
tion, ſonach — da eine folde in Anfehung ver Naturalleiftung felten möglich ift — der dafür 
von feiten der Geſammtheit alfogleich zu leiftenden unmittelbaren Bergütung, und der erſt nach— 
folgenden mittels gegenfeitiger Abrehnung zu bewirfenden Peräquation ift nur der erfte der 
Idee entfprehend oder zu ihrer wenigftens annähernden Verwirflihung führend, der zweite 
dagegen — zumal wenn die Peräquation erft nad Verfluß einer längern Zeit unternommen 
werden wollte — zur Zmederreihung durchaus ungeeignet und abfolut verwerflih. Auch diefer 
Satz erfordert eine etwas ausführlichere Begründung. 

Eine zwifchen ven Bürgern untereinander jelbft zu bewerfftelligende , ven Leiſtungen erft in 
einiger Zeit nachfolgende Ausgleihung, namentlich eine nicht blos unter ven Mitgliedern einer 
einzelnen Gemeinde oder Bezirfägenoffenfhaft, fondern unter ſämmtlichen Provinzen oder der 
gefammten Bevölferung des Staats gefchehende, fegt voraus, wofern fie ihrer Idee entſprechen ſoll: 

1) Daß alle Kriegsleiftungen und (zur Ausgleihung oder Grjagleiftung ſich eignenden) 
Kriegsſchäden, welde in der betreffenden Periode auf was immer für einen Theile des Staate: 
gebietd attfanden und von was immer für einzelnen Staatdangehörigen oder Gemeinden over 
Bezirfögenoffenfcaften getragen wurden, conftatirt feien und einer ‚zuverläffigen Berehnung 
oder Liquidation unterworfen werben. Diefetiquibation, da ihr vernünftiger, d.h. vom Redte- 
geſetz geforderter Zweck allerlegt nur auf die Gleichftellung der dem Staat angehörigen Perfonen 
Caljo nicht blos der Bezirfe oder Provinzen) geht, müßte ſonach mit allen einzelnen — infofern 
die Leiftungen von ihnen unmittelbar eingeforbert wurden — fammt und fonderd vorgenommen, 
nebenbei jedoch auch die an die Gemeinden oder Bezirke ald moralifche Perfonen oder juriflifche 
Gefammtperjönlichkeiten ergangenen Forderungen in eine eigene Rechnungsrubrik eingetragen 
werden. Da jedod ver Krieg eine Staatd:, nicht eine Gemeindeangelegenheit iſt, fo follten in 
ſolche befondere Rechnung nur die von ver Gemeinde ald Inhaber eines Steuerfapital® (nämlich 
des Gemeindeguts) eingeforberten Leiftungen fommen, nicht aber die, zwar nad) Oemeinden oder 
Bezirken — etwa nad der Volkszahl — urfprünglich im großen repartirten, doch aber im 
Grunde oder nad der Intention der Staatdgewalt nur von den einzelnen geforderten und der 
@emeinde daher blos zur Subrepartition unter ihre Angehörigen zugemwiefenen. 

2) Dap nicht nur mit allen Perfonen, welche Laften getragen, ſolche Liquidation angeftellt 
werde, jondern daß auch nicht eine einzige Gattung oder Rubrik der Kaften von der Berechnung 
ausgeſchloſſen bleibe. Sobald auch nur eine Rubrik fehlt, fo ift die ganze Rechnung falſch. 
Wollte man z.B. die Duartierölaft oder die Verpflegung der Ginquartierten oder die Fuhrfro— 
nen oder irgendeine andere Gattung der Kriegsleiftungen ohne Anſatz laflen, fo wäre unver: 
meidlih, daß mancher, ver vielleicht gerade in diefer Gattung über die Gebühr mitgenommen, 
dagegen mit andern Laften mehr verfchont worden, zur Herausbezahlung an jene verfällt würde, 
welche im ganzen viel weniger ald er erlitten, der doch eben in jenen Rubriken, welde in vie 
Rechnung aufgenommen find, ein Mehreres geleiftet hätte. Ohne eine Unermeßlichkeit von 
Mühe und Arbeit, ohne allgegenwärtige und Eoftfpielige Aufficht und Gontrole ift aber eine zu: 
verläffige Gonftatirung aller vielnamigen Leiftungen ganz unmöglich, und jedes hier oder dort 
begangene Berfäumniß oder unterlaufene Gebrechen ftößt die Nichtigfeit des ganzen Galculs um. 

3) Aus den für die einzelnen Gemeinden eines Bezirks gefertigten Berehnungen müflen 
dann durch Summirung ber für jede liquidirten Beträge Bezirksrehnungen, aus fänmtlidyen 
Bezirksrehnungen einer Provinz eine Geſammtſumme der Erlittenheiten folder Provinz, und 
endlich aus ven Leiſtungsſummen aller Provinzen eine die vom ganzen Staat getragene Kriegs: 
faft varftellende Totalfumme gezogen werden. Vergleicht man dann diefe Summe mit jener des 
gefammten divesten Steuerfapitald aller Provinzen zufanımengenommen, fo ergibt ji ver 
3. B. auf je 100 Fl. Steuerfapital bei der anzuorbnienden Peräquation fallende Betrag, 
zugleich die Überficht deſſen, was die einzelnen Provinzen, Bezirke und Gemeinden mehr F 
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weniger geleiftet oder erlitten haben, als das ihnen nah ihrem Steuerfapital zugufchreibende 
Betreffniß ausmacht. Das direrte Steuerfapital allein nämlich eignet ih — da ja auch die Lei: 
ftung gewöhnlich nach diefem Kapital repartirt wird — zu einer auf klarer Berehnung ruhen: 
ven Peräquation. Der Betrag der indiresten Steuern oder aud die Summe der Bevölferung 
und andere Daten fönnen, wenn bie Peräquation wirflich die zwifchen den Perſonen, melde ge- 
feiftet Haben, herzuftellende Ausgleihung zum Zwecke hat, und wenn man Willfürlichkeit und 
endlofe Verwirrung vermeiden will, bier unmöglid mit in die Berehnung gezogen werben. 
Nach welchem Maßſtab fonft jollte man, ohne eine endlofe Verwirrung herbeizuführen, ſowol 
die Leiftenden als die Liquidirenden in Berechnung bringen? Nur bei der allgemeinen Kriegs: 
fteuer fönnen auch die mit ber directen Steuer in feiner Berbindung ſtehenden Bermögensver: 
hältniffe mit in Anfchlag kommen, bei ver nachfolgenden Peräquation aber nicht. Auch Haben 
ja die Gonfumenten ſchon durch den im Krieg naturgemäß fteigenden Preis der Bebürfniffe ihren 
gebührlihen Antheil an der Kriegslaſt getragen, weswegen man fie bei ver Peräquationsopera— 
tion billig außer Rechnung läßt. 

4) Die Peräquation muß nun daburd vollendet werden, daß entweder die einzelnen Pro: 
vinzen oder Bezirfe oder Gemeinden unmittelbar untereinander ſich audgleihen, d. h. daß bie, 
welche zu viel getragen haben, tvegen des zu empfangenden Erſatzes an jene, welche zu wenig er: 
litten, und die, welche zu wenig getragen haben, zur Zahlung an die zum Erfag berechtigten 
angerwiefen werden; oder daß man eine Gentralfaffe für den ganzen Staat (ſodann aud Filial- 
kaffen für die einzelnen Provinzen oder Bezirke) bilde, im welche jede zu wenig belaflet geweſene 
Provinz (oder Bezirke oder Gemeinde) den ihr in Gemäßheit der allgemeinen Liquidation noch 
zur Laft fallenden Betrag entrichte, und aus welder ſodann jede zu hart mitgenommene Provinz 
(oder Bezirk oder Gemeinde) den ihr gebührenden Erſatz zu empfangen habe. 

5) Da es ſich alsdann häufig ergeben wirb, daß z. B. in einer Provinz, welche nach dem 
Gefammtrefultat der mit ihr gepflogenen Liquidation aus der Gentralfaffe eine Entſchädigungs— 
fumme wegen zu großer Erlittenheit zu empfangen hat, gleichwol einzelne Bezirke oder Gemein: 
ven fidh befinden, welche in Vergleichung mit der Gefammtlaft ded Staats und nach dem Maßſtab 
ihres befondern Steuerfapitald noch zu wenig geleiftet haben, und daß umgefehrt in einer an- 
dern Provinz, welche, weil im ganzen zu wenig belaftet gewefen, einen entjprechenden Beitrag 
in jene Gentralfaffe zu entrichten Hat, gleichwol einzelne Bezirke und Gemeinven find, welche zu 
viel getragen haben; fo müflen, um die Peräquation zu vervolfftändigen, zuvörderſt jene Be- 
zirfe, welche nah Maßgabe der allgemeinen Riquidation zu wenig geleiftet haben, ſolches Be— 
treffniß in die Provinzialfaffe entriten, und ſodann aus dieſer die Entſchädigungsanſprüche 
aller andern Bezirke befriedigt werben, Die aus folhen Entſchädigungsſummen ſich bildenden 
Bezirkdentfhädigungsfaffen müffen ſodann daffelbe Abrehnungsgeichäft mit den dem Bezirf an: 
gehörigen Gemeinden und biefe Gemeinden endlich — was eine Hauptſache, d. h. ein weſent— 
liches Erforderniß ift — auf gleiche Weife mit den ihnen angehörigen einzelnen pflegen, weil 
eine wahre Ausgleichung, fo wie das ſtrenge Recht fie fordert, erft durch eine bis zu den einzelnen 
herabfteigende Rechnung und Gegenrehnung zu Stande gebradit werben kann. 

Es ift leicht einzufehen, daß eine ſolche nachfolgende Peräquation , wie forgfältig und ge: 
wiffenhaft immer ſie gemacht werbe, eine Menge von Ungerechtigkeiten ganz unvermeidlich nad) 
fih ziehen muß, ja daß die Ungleihheiten, die man mittels der fo mühſamen und koftfpieligen 
Operation heilen will, durch fie ſogar nod) vermehrt werden fönnen. Wirb aber gar die Liqui— 
dation nicht auf alle Leiflungen oder nicht auf alle Theile des Staats ausgedehnt, oder dabei 
nicht bis auf die einzelnen herabgeſtiegen, fondern etwa nur bis auf die Bezirke oder Gemein— 
den, fo Häuft ſich das Unrecht, vie Willkür und die Verwirrung auf ganz maßlofe Weife. 

Das Hauptgebrehen einer jeden folhen Peräquation befteht darin, daß dabei notwendig 
eine Berwechfelung der Berfonen, welche zu viel oder zu wenig getragen haben, mit den Steuer: 
fapitalien oder Steuerftöden eintritt, woburd; allein ſchon das ganze Gefchäft zu einem recht: 
lien Unding oder zu einer bloßen Chimäre wird. Es iſt nicht möglich, wenn man auch wirklich 
alle einzelnen zur Liquidation auffordert, alle aufzufinden , welche hätten leiften follen und ent: 
weder zu viel oder zu wenig ober gar nicht geleiftet haben. Zur Befriedigung des ftrengen Rechts 
märe nöthig, daß jedem für alle einzelnen Zeitpunfte — wenigftens für jedes Steuerjahr — die 
Rehnung darüber gemacht würde, was er nach feinem jevedmaligen (ſächlichen oder perſön— 
lichen) Steuerfapital zu leiſten ſchuldig gewefen, und daß diejenigen, zwiſchen denen die Perä- 
quation vorgenommen wird, genau diefelben Perfonen (oder ihre wirflihen Rechtsnachfolger) 
feien wie diejenigen, welche während des Kriegs geleiftet haben over hätten leiften follen. Diefes 
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geſchieht aber nicht und kann nicht gefhehen, ſondern man berechnet blos, was die zur Zeit ber 
PBeräquation in den einzelnen Gemeinden befindlichen Bürger oder Steuerpflihtigen, over viel: 
mehr maß die zu eben dieſer Zeit in ihrem Beſitz befindlichen Steuerflöde (ald Häufer, Grund: 
ftüde, Gewerbörechte) den ganzen Lauf des Kriegs hindurch erlitten oder getragen haben, und 
was biernad (die Perſonen mit den Steuerftöden durch eine abenteuerliche Rechtsdichtung iden— 
tifieirt)) einem jeden ald Guthaben oder als Schulvdigfeit in Anfag zu bringen fei. Ja, gemöhn- 
ih wird nicht einmal in eine ſolche individuelle Liquidation hinabgeftiegen, ſondern blos im 
ganzen berechnet, was die einzelnen Gemeinden (ald Gefammtperfönlidhkeiten und ald Summen 
von einzelnen) getragen haben, wonad ihnen alddann — in Gemäßheit ded allgemeinen Liqui— 
dationdergebniffes — entweder eine Entihädigungsfumme zugeſchieden, oder eine Schuldigfeit 
zur Laft gefchrieben, die weitere Vertheilung (oder auch Nichtvertheilung) ver erften unter ihre 
Angehörigen over die Einhebung ber legten von denfelben ihnen lediglich überlaſſen, und beides 
etwa nach den für den Oemeindehaushalt überhaupt beſtehenden Vorſchriften bewerfftelligt wird. 

Geſchah von feiten des Staats die urfprünglice Aufforderung zu Kriegsleiftungen an die 
Gemeinden und Bezirke in dem Sinne, daß fie lediglich aus ihren Geſammtmitteln beftritten, alfo 
bie Beitreitungdmittel, infoweit die Gemeindefaffe zur Leiftung unvermögend wäre, entmeber 
dur Naturalleiftungen der Gemeindeangehörigen oder dur Umlagen auf ſämmtliche Steuer: 
pflitige der Gemeinden erhoben würden, oder wird die Vergütung für das zu viel Geleiſtete 
ebenfo der Gemeinde blos als einer moralifhen Berfon oder auch ald einem Gompler von Steuer: 
fapitalien gegeben, und die nachträgliche Entrichtung des noch zu wenig Geleifteten ihr gleich: 
falls nur in ſolcher Eigenſchaft abgefordert ; fo ift der Stanbpunft einer zwiſchen den Individuen 
herzuftellenden Gleichheit gänzlich aufgegeben und dafür der einer blos zwifchen den Geſammt⸗ 
perfönlihfeiten ver Gemeinden oder gar nur zwiſchen den Gemarkungen oder Bezirken ald Thei— 
len des Staatögebietd oder ald Complexen von Steuerfapitalien zu bewirfenden genommen. 
Wird aber auch eine individuelle Ausgleihung bezweckt, d. h. betrachtet man die von ben ein: 
zelnen getragenen Laſten wirklih ald von ihnen in der Eigenſchaft ald Staatöbürger geforderte 
und daher der Audgleihung mit allen andern Staatsbürgern unteriworfene Reiftungen, und 
fteigt man mit der nachfolgenden Peräquationdoperation wieder bis zu den einzelnen herab, fo 
wird der Zweck gleichwol nicht erreicht, weil die Iventität der leiftenden mit den abrechnenden 
Perfonen fehlt. 

Don den Bürgern, welche Kriegdlaften getragen haben, ſei ed nad Maßgabe ihres virecten 
Steuerfapitals, ſei ed wegen des Beliged von Sachen, deren das Heer bedurfte (wie 5. B. bei den 
Buhrfronen und Naturalienlieferungen), fei es durch zufällige Befhädigungen, ſind, wenn die 
Zeit ver Peräquation herangefommen, fehr viele gar nicht mehr vorhanden. Gie find entweder 
geftorben, oder in andere Gemeinden gezogen, over haben, was die Realitätenbefiger betrifft, 
ihre Häuſer und Gründe, wegen deren Befig fie belaftet wurden, veräußert. Auch die Gründe 
der Berftorbenen find großentheild an fremde Befiger übergegangen, und nun werben bie leg: 
tern behandelt, ald wären fie ed geweſen, welchen die Rriegslelftungen aufgelegt worden, und ald 
wären daher fie ed, mit welchen die Abrechnung zu pflegen ift. Gar oft aljo wird geſchehen, daß 
der ehevorige Eigenthümer, weldhen die übermäßigen Kriegslaften erdrückt, welchen fie genöthigt 
haben, fein verjchuldeted Gut um einen Spottpreis an die Gläubiger abzutreten, jegt bei ber 
Peräquation gleichwol — weil jegt nicht mehr Bejiger ded zu hart mitgenommenen Gutd — 
feinen Erfag erhält, ja, daß er vielleicht, wenn er etwa in einer andern, vom Kriege verihont 
gebliebenen Gemarkung ein Kleines Beſitzthum wieder erworben bat, gar noch herauszahlen 
muß zur Entſchädigung anderer, welche unendlich weniger ald er gelitten, während ver Käufer 
feined ehevorigen Guts die Entihädigungsanfprüde mit überfam und nun, obſchon er im 
Kriege gar nichts erlitten und obſchon ex das Gut um den wohlfeilften Preis erfauft hat, jegt 
gleichwol nod einen angeblihen Schadenerjag erhält. Durch ſolche überall ſchon in kurzer Frifl 
eintretende Bejigveränderungen und andere Umſtände wird die Verwirflihung einer wahren 
Peräquation, ſowie fie der Rechtsidee entſpräche, durchaus unmöglih, und ed wird, wenn man 
gleihwol eine folde Peräquation unternimmt, an die Stelle ver Ausgleihung der den Perſonen 
zuftebenden wechſelſeitigen Forderungen und Schuldigfeiten eine phantaſtiſche Gleichſtellung der 
Gründe oder Steuerſtöcke gejegt, und ed werben jomit die Sachen, welche doch nichts gelitten, 
d. 5. melde von den ihren Befigern ihretwillen aufgelegten Beſchwerden nichts empfunden haben, 
auf abenteuerliche Weife verwechjelt mit ven Perionen, denen allein ver Anfprud auf Peräqua— 
tion zuftand und in Anſehung derer allein diefelbe eine rechtliche Bedeutung hat. 

Auper diefem jede nachfolgende wahre Peräquation factifh unmöglich madenden und überall 
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unvermeiblichen Perſonenwechſel ift noch ein rechtliches Hinderniß derjelben darin zu erkennen, 
dag — mofern wenigftend nit ſchon vor dem Kriege ein die fünftige Veräquationdoperation 
genau und beftimmt regelndes Geſetz erlaffen warb — fie nur durch ein mit rückwirkender Kraft 
zu verſehendes Geſetz oder Dictat zu bewerkſtelligen ift. Ein foldes in die Eigenthumsrechte tief 
eingreifendes, Gläubiger und Schuldner nad) willfürlich aufgeftellten (d.h. dem bloßen Ermeffen 
ver Autorität entfloffenen) Normen erſchafſendes Gefeg mit rückwirkender Kraft zu verfehen, iſt 
eine ſchreiende Rechtsverletzung. Die erft nachfolgende Peräquation ift hiernach verwerflich. 

Es bleibt daher nur die gleichzeitige oder fofort bei der Erhebung oder Leiftung geſchehende 
Peräquation übrig. Wie aber kann eine foldhe bewirkt werden? Wir antworten, ganz einfach) 
in nachſtehender Weife: 1) Durch Bezahlung oder Gutſchreibung aller von den Bürgern ein— 
geforderten Leiftungen oder venfelben zugefügten Beihädigungen. 2) Durd Erhebung einer 
allgemeinen Kriegäfteuer behufs der unmittelbaren Beftreitung folder Zahlungen, over auch 
dur Übernahme der künftigen Realifirung ver Gutſchreibungen als einer Staatsſchuld. 

Zu 1. Mit Ausnahme der etwa gleih am Anfange des Kriegs oder aud während feines 
Zaufs von allen Staatdangehörigen einzuhebenden Kriegsfteuer, alfo Oelvlieferung (und etwa 
mit Ausnahme der von allen — waffenfähigen — Einwohnern zu fordernden perjönlicyen 
Kriegödienftleiftung) ift (wenigftens nicht in ganz Fleinen Staaten) eine unmittelbar gleiche Ver: 
theilung der Leitungen unter alle Staatdbürger nicht wohl möglih. Die Laften 5. B. der Ein: 
quartierung und Truppenverpflegung, der Hand: und Fuhrfronen, ber vielnamigen Natural: 
lieferungen, fodann auch die zur Übernahme auf die Schultern ber Gefammtheit ſich eignenden 
Kriegsbeſchädigungen aller Art kommen In der Regel oder ihrer Natur nad) nur auf einzelnen 
PBunften des Staatsgebiets, wo etwa gerade der Kriegsihauplag ift, oder in der nähern lm: 
gebung veflelben vor (einige Naturallieferungen für die Magazine ausgenommen etwa), oder 
aber fie find gleichfalls ihrer Natur nad rückſichtlich ihrer gleihbaldigen Realifirung beſchränkt 
auf gewiſſe Klaffen der Staatöbürger oder auf die Bejiger gewilfer Gegenftände.. Man kann 
nur von den Inhabern der Wohnungsräume Dad und Fady für die Truppen, nur von ben 
Viehbeſitzern Fuhrfronen, nur von ven Bauern oder fonftigen Gerealien- oder Heubefigern die 
unmittelbare Lieferung folder Naturalien verlangen oder eintreiben. Da nun aber der Beilg 
folder zur Kriegführung nöthiger Gegenftände fein befonderer Schulptitel iſt, fondern die Be: 
figer wie alle andern Bürger nur zur gleichen (d. h. verhältnigmäßigen) Theilnahme an dieſen 
wie an andern Staatdlaften oder Bedürfniſſen verpflichtet find, fo fann oder darf der Staat 
zwar vermöge feined jus eminens ſolche Naturalleiftungen unmittelbar von denjenigen einfor: 
dern, welchen allein fie möglich find; aber wo er ed thut, da verpflichtet er ſich zugleich zur vollen 
Entihädigung deffen, welchem er dergeftalt eine Präcipuallaft aufgebürdet oder einen Theil 
feines rehtmäßigen Beſitzthums entzogen hat. Denn der Staat, wenn er aud) einer gewiſſen 
Leiftung bedarf und darum auch fie einzuforbern das Recht hat, bedarf doch der unentgeltlichen 
Leiſtung nit, und fein Recht geht nicht weiter als ſein Bedürfniß. Durd unmittelbare Be: 
zahlung (überhaupt Vergütung) oder auch durch Gutſchreibung, d. h. durch retögültige Zu: 
fage ber fünftigen Bezahlung, gleicht er nun augenblicklich den zur Leiftung Aufgeforderten mit 
allen andern Bürgern aus; denn die Bezahlung (fei ed die unverzügliche, fei ed die erft jpäter 
geichehende) wird aus den Mitteln ver Gefammtheit geleiftet, woran der joldergeftalt Entſchä⸗ 
digte ja auch einen Theil Hat, folglich auch zu jener Bezahlung feinen Antheil beiträgt. 

Durch ſolche Bezahlung (oder Gutſchreibung) der Kriegsleiftungen geihieht etwas von der 
nachfolgenden Peräquation oder gegenfeitigen Abrehnung unter ven Bürgern ſelbſt weſentlich 
und durchaus Verſchiedenes. Die legte, wenn fie nicht ftreng allfeitig und über alle Reiftungen 
ſich erſtreckend ift, widerspricht ihrem eigenen Begriff ; und ebenfo verliert jie allen Rechtsboden, 
fobald — was unvermeidlich fchon in der Fürzeften Frift geſchieht — irgendein Perſonenwechſel 
eintritt und baher beidem Abrehnungs: und Gegenrechnungsgeſchäft anftatt der wahten Schuld— 
ner und Gläubiger großentheild oder größtentheild nur gebichtete, d. h. durch reine Fiction er: 
fhaffene, zu finden find. Bei der erften wird entweder durch Die wirkliche Bezahlung die gefor: 
derte Ausgleihung fofort bemerfftelligt, oder ed wird — wenn (durch Gutſchreiben oder durch 
Ausftellung von Schuldfheinen oder Bons) die Gefammtheit ich zur zukünftigen Zahlung ver: 
pflihtet — wenigftens die Ipentität der beiden Perjönlichkeiten (nämlich der zur Forderung be: 
rechtigten und der zur Zahlung verpflichteten) fortwährend erhalten. Denn wer den Schulp- 
brief urfprünglich erhielt, wird vollgültig repräfentirt durch feinen allgemeinen oder bejondern 
Rechtsnachfolger, an welchen die Urkunde gelangte, und die unfterbliche Geſammtheit oder ber 
Staat, ald Ausfteller verfelben, bleibt fortwährenn diefelbe Perſon. Auch vie ſpäteſte Zahlung 
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der Schuld gefhicht nie anders ald aus den Mitteln jener Geſammtheit und alfo nöthigenfalls 
aus den von ihren Mitgliedern nad dem Geſetze der geſellſchaftlichen Gleichheit erhobenen Bei— 
trägen. Dabei ift ed auch nicht unbedingt nothiendig, daß ausnahmslos alle und alle Kriegs- 
leiftungen bezahlt, d. h. mitteld der Bezahlung ausgeglichen werden. Man kann nad Umſtän— 
den auch einige Gattungen derſelben davon ausſchließen, ohne dem Princip zu nahe zu treten, 
menigftens ohne ed aufzuheben. Denn jede einzelne Gattung der Kriegelaften bildet hier für 
fi} ein eigenes von allen andern unabhängiges Ausgleihungsobject, teil nämlich die Vergü— 
tung bier nicht von beftimmten Perſonen, melde vielleicht wegen einer andern Gattung der Lei— 
ftungen eine Gegenrehnung zu machen hätten, ſondern von der Geſammtheit, in welder alle 
begriffen find, geleiftet wird. Diefe Stantdgefammtheit kann, ohne Unrecht zu thun, je nad) 
Umftänden wol fagen: „Diefe und jene Gattung der Leiftungen werde ih aus meinen Mitteln 
bezahlen oder als Schuld übernehmen, die übrigen (meil ich an denfelben etwa mehr die Natur 
bloßer Lokal- oder Bezirkslaſten erkenne, oder weil ih — was zumal bei ganz Fleinen Staaten 
ber Fall fein kann — die Gleichheit durch eine gleichzeitig oder ver Reihe nad an alle erge= 
bende Forderung berzuftellen vermag, oder au, weil ich mid der Verhältniffe wegen auf eine 
blos annähernde Verwirflihung des Princips beichränfen muß) nicht.” Bei der nachfolgenden 
Peräquation unter ven Reiftenden ſelbſt dagegen wird durch die Ausnahme auch nur einer einzi= 
gen Gattung der Laſten das Princip völlig zernichtet, nicht nur befehränft, weil ſodann anflatt 
einer wenigftens annäbernden Gleichheit nothwendig eine noch größere Ungleichheit entftebt. 

Zu 2. Aber wie ift es möglich, daß die Gefammtheit oder der Staat die Bezahlung ſämmt— 
licher Kriegslaften übernehme? Wird er nicht erdrückt werden durch fo ganz enorme Schuld? 
oder wird er nicht durch das Gewicht folder Vergütungslaft außer Stand gefegt werden, den 
Krieg mit derjenigen Energie, mit demjenigen Aufiwande von Kräften zu führen, vie ihm einen 
glücklichen Erfolg verbürgen? Wir antworten darauf: Der Staat muß jedenfalld die Gefammt: 
laſt aller Kriegslaften und Befchädigungen tragen ; denn was die einzelnen erleiden und tragen, 
dad trägt er ja auch. Die einzelnen Perfonen, Gemeinden und Bezirke find ja Theile feiner felbft; 
ihre Verarmung oder ihr Ruin wird von ihm mitempfunden; und ber Unterſchied zwiſchen Nicht: 
übernahme oder Übernahme der Laften zur Selbftbezahlung aus Gefammtmitteln befteht im 
Grunde blos darin, daß im erflen Falle die Laften nur auf einzelnen Gliedern ruhen und im 
zweiten Kalle auf dem ganzen Körper des Staat. Nun ift aber fonnenklar, daß bei einer gleich- 
mäßigen Bertheilung der Laft auf alle des Tragens fähige Glieder des Leibes, alfo bei ver An- 
firengung der Geſammtkraft defjelben, ein ſchwereres Gewicht mag gehoben und fortgebracht 
werden als durd die Kraft blos einzelner Glieder, und daß alfo faft widerfinnig ift zu behaup- 
ten, der Staat in feiner Geſammtheit vermöge nicht zu leiften oder zu tragen, mas man unbe: 
denfli einzelnen feiner Theile (ald Provinzen oder Bezirken oder Einwohnerklaſſen) für ſich 
allein zu tragen und zu leiften zumuthet. Nur die unmittelbare Leiftung von — entweder augen= 
blicklich nothwendigen, oder durch das Herbeifchaffen aus der Kerne foftfpieliger werdenden — 
Dingen und Dienften muß von feiten der Bewohner des Kriegsſchauplatzes geſchehen; die Ver: 
gütung der Reiftung aber mitteld Zahlung und, wofern diefe für den Augenblid allzn läftig 
wäre, mitteld Schuldverſchreibung, demnach mittels theilweifer Überweifung auf die Schultern 
der Nachkommenſchaft (als der Erbin des dur den Krieg zu erhaltenden Gemeinweſens) ge- 
ſchieht weit leichter durch Die Geſammtheit als blos durch einzelne Theile des Staats. 

Um inzwifchen die für die in der Regel fehr großen Kriegslaften erforberliche Zahlung mög: 
lichſt Schnell und vollftändig leiften zu Fönnen, wirb ed nöthig fein, zu ſolchem Zwecke fogleich 
beim Ausbruch des Kriegs eine außerordentliche Steuer (umd zwar am beften eine allgemeine 
Vermögens: und Einfommenftener) in dem ganzen Staat audzufchreiben, bei der Erhebung 
derfelben jedoch aud die den Einzelnen und Gemeinden für ihre Naturafleiftungen und Dienfte 
ausgeftellten Gutfhreibungen (Bons) an Zahlungsftatt anzunehmen. Hierdurch erhalten dieje 
Yutjhreibungen einen ihrem Nennwerth entiprechenden Gurs und verrichten in ihrem Htn⸗ und 
Herlauf (einmal ald Bezahlung der feiftungen und das andere mal ald Steuerentrihtung) einen 
doppelten und fortwährend ſich erneuernden Dienft, ſodaß ihr Gefammtbetrag nit allzu groß 
zu fein braudt, um ihrem Endzweck zu genügen. 

Da die Bezahlung der Kriegsleiftungen blos den Zweck hat, die rechtliche Gleichheit in Tra— 
—ung der Staatdlaften zu verwirklichen, nicht aber ven unmittelbar Leiftenden einen Gewinn 
auf Unfoften der Geſammtheit zu verfhaffen, fo muß die Taration der eingeforderten Sachen 
und Dienfte folder Idee gemäß regulirt werden und darf alfo nicht zu hoch, alfo namentlich nicht 
nach den auf dem Kriegätheater naturgemäß in die Höhe gehenden Preifen -- fondern nur nad 
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den ordentlichen Durchfcpnittöpreifen oder nach andern forgfältig zu erwägenden Verhältniſſen 
— beftimmt fein. Ohne ſolche Ermäßigung würde das Geld der übrigen Provinzen leicht allzu 
jehr dem Kriegstheater zuftrömen und in ven entferntern Provinzen eine Geldnoth entftehen. 
Weil aber infolge folder niedern Taxation die Leiftung immer noch eine Laſt (oder wenigftens 
Entziehung eines fonft etwa zu machenden Gewinnes) für die unmittelbar Leiftenden bleibt, fo 
muß bei deren gleihfall® auf die thunlichft gleihmäßige Vertheilung unter die unmittelbar be: 
theiligten und leiftungsfähigen Bezirke, Gemeinden und Einwohnerflaffen Bedacht genommen, 
auch etwa den Bezirken und Gemeinden überlaffen werden, ſolche Naturalleiftungen auf eine von 
ihnen ſelbſt gewählte Art zu beftreiten und unter ihre Angehörigen zu repartiren. 

Zu einer ſolchen lediglich den unmittelbar beteiligten Ortfchaften oder Bezirken zu über: 
laffenden Repartition unter ihre Angehörigen eignen ſich zumal diejenigen Leiftungen, welche 
von jeiten der Leiſtenden feine oder nur jehr geringe pecuniäre Opfer in Anſpruch nehmen, fon 
dern etwa, wie z.B. die Einquartierung (verfteht fih ohne Verpflegung), blos eine vorüber: 
gehende Unbequemlichkeit verurfahen, oder — wie 3. B. Handfronen oder Wadeftehen — blos 
perfönliche Beſchwerden (ob aud mit Zeit: und Kraft-, jo doch nicht mit fählihem Aufwande 
verfnüpfte) find. Leiftungen dieſer Art (infofern fie nicht in befonders großem Mafe, nad 
Umfang oder Dauer, flattfinden) können, wenn die Vertheilungsnorm eine gerechte oder ver 
Dienft ein Reihedienft (doch verfteht fich ein nad) Belieben auch durch Stellvertreter zu leiften- 
der ift — jelbft unentgeltli eingefordert werben. Ihre Bezahlung durch die Staatögefammt- 
heit würde dem Kriegsihauplag einen pofitiven Vortheil auf Unkoſten ver entferntern Provin— 
zen zuwenden, was nicht billig wäre. Denn obſchon den arbeitenden Klaffen die Zeit auch von 
Geldwerth ift, jo fehlt ihnen dod oft — zumal im Kriege — die Gelegenheit zur Lohnarbeit, 
und fie mögen, wenn jie ven ftellvertretenden Dienft anftatt ver Neichern gegen Bezahlung über: 
nehmen, darin eine willfommene Duelle ded Erwerbs finden. Die wohlhabendern Klaffen da— 
gegen können wol das ihnen durd) die Leiftungen der befagten Art zugehende nicht übergroße 
Ungemad in ver Erwägung verfhmerzen, daß deſſelben Übernahme zur Enitfernthaltung größe- 
ter Übel nothwendig, der Zweck jener Leiſtungen aud wirklich, wenigftens großentheils, ein 
mit auf lofale Intereffen, namentlih auf Abwendung unmittelbar lofaler Gefahren oder Leiden 
gehender ift. 

Der legterwähnte Umſtand würde auch die Beftreitung folder Leiftungen aus Lokalmitteln, 
namentlih aus allgemeinen, d. h. auf fämmtliche Bewohner nah Maßgabe ihres Vermögens 
zu legenden Gemeinde: oder Bezirköfteuern rechtfertigen, wie z. B. die etwa gegen herumftrei- 
fende Marodeurs zu errichtenden Sicherheitswachen oder die zum Schuge beftimmter Orte gegen 
Feindesüberfall in der Frone zu verrichtenden Schanzarbeiten u. f. w. billig aus ſolchen Mitteln 
bezahlt werden, Überhaupt aber wird e8 zur Verhütung der grellern Ungleichheiten in der Be- 
laftung der einzelnen nöthig oder räthlich fein, alle nicht alfogleich auf Rechnung der Staatskaſſe 
zu bezahlenden oder den Keiftenden gutzufchreibenden Leiftungen nicht unmittelbar von ben 
einzelnen einzufordern, jondern von den Gemeinden oder Bezirken, weldyen ſodann obliegt, die 
ihnen dergeftalt ald Geſammtſchuldigkeit zugewiefenen Laften auf ihre Angehörigen thunlichſt 
gleihmäßig zu vertheilen, was dann abermals, mwenigftend in der Regel, dergeftalt gefchehen 
follte, daß die Leiftungen ber einzelnen (an Sachen und Dienften) aus den Gemeinde: oder Be: 
zirkskaſſen entweder nad) freiem Ubereinfommniß oder nach billiger Taration bezahlt und die 
Zahlungsmittel vurd allgemeine Umlagen herbeigeſchafft würden. 

Diejelben Grundfäge jind aud anwendbar auf die vom Feinde herrührenden Belaftungen. 
Daß dieje nicht ald Staatslaften zu betrachten find, wurde oben fhon ausgeführt. Aber als von 
den Gemeinden oder Bezirken oder Provinzen , worüber fie verhängt werden, gemeinſchaftlich zu 
tragende, d. h. unter den einzelnen, welde fie unmittelbar treffen, mittel8 überwälzung auf 
jene Genoſſenſchaftin oder Gefammtperfönlicgkeiten auszugleichende Laften follen fie allerdings 
behandelt werden; und wenn dem aljo verfahren und über die Mafle ver vom Feinde erpreßten 
Zeiftungen eine zuverläjjige Rechnung geführt wird, fo fann dann der Staat nad) wiederherge- 
ſtelltem Frieden den allzu fehr belaftet gewefenen Gemeinden oder Bezirken verhältnißmäßige 
Unterftügungen zufließen laſſen, nicht eben zur Vertheilung unter die einzelnen, infofern die 
urſprüngliche Repartition oder Beftreitung nad gleichheitlihen Principien geihah, fondern 
zum Vortheil der Gemeinde: oder Bezirkäfaffen, oder zur Tilgung der von diejen behufs der 
Raftenbeftreitung contrahirten Schulden. 

Zur confequenten, dem Zwede und der Idee entiprechenden Durhführung der biäher auf: 
geitellten allgemeinen Grundfäge gehören noch mande ſpecielle Rückſichtsnahmen und darauf 


866 Kriegsfchäden 


ſich beziehende Vorfchriften. In das Detail derfelben einzugehen, erlaubt ung die Ökonomie 
dieſes Buches nicht. Es werden übrigens bei dem ſchwierigen Geſchäfte der Kriegslaſtenver— 
tbeilung, wie genau und forgfältig man alle Berhältniffe zu regeln fich bemühe, immer noch gar 
viele Ungleichheiten, Härten und Willfürlichkeiten übrig bleiben; aber dieſes darf und nicht ab: 
halten, nad) der wenigftend annähernden Erreihung des von dem Rechtsgeſetz wie von ber Po— 
litit ung hier gefegten Zieles mit treuem Gifer zu ſtreben, zumal aber vor den allzu craffen Ab= 
weichungen, welche in der biöherigen Praxis fo häufig vorfamen, in ber Zufunft uns zu hüten. 

Wir wollen nur auf einige der nächftliegenden und auffallendften diefer Abweihungen 
einen Bli werfen, 

Bon dem beliebten Syſtem einer nachfolgenden, zum Zwed der Heilung der während des 
Kriegs vorgefommenen Prägravirungen vorzunehmenden Beräquation der Kriegslaften und 
von feiner unbebingten Verwerflichkeit haben wir fhon oben ausführlich geiprodden. Wir wen: 
den und zu den gewöhnlichen Belaftungd- und Repartitiondmethoden während des Laufe des 
Kriegs. 

Die allgemeinſte und — theils wegen ihres reellen Gewichts, theils wegen der ſie faſt un— 
vermeidlich begleitenden perſönlichen Plagereien — drückendſte, oder doch gehäſſigſte dieſer La: 
ſten iſt die Ginquartierung mit Verpflegung. Ehedem kam dieſelbe nur ausnahmsweiſe vor. Die 
Heere, die ohnehin weit kleiner waren als die heutigen, lagerten während des wirklichen Feld— 
zugs meiſt unter Gezelten, und ihre Verpflegung, auch wenn ſie in Cantonnirungen verlegt wur: 
den, gefhahb — wie bereit$ oben bemerkt worden — aus den vom Staat an paflenden Orten 
angelegten Magazinen oder dem Heere nachgeführten Vorräthen. In den Revolutiondkriegen 
erft ward — allerdings zur Erleichterung des Kriegführens, aber zum Ruin der friedlihen Be— 
völferungen — das Syftem vorherrſchend, die — bis ind Ungeheuere verftärften — Heere auf 
Unfoften der Länder, wo fie eben durchziehen oder haufen, zu verköſtigen. Nicht nur in Bein: 
desland, auch in dem eigenen oder befreundeten, ja in diefem meift jhonungslofer, weil fidherer, 
fordern die jegt nicht mehr fagernden, fondern in den Ortſchaften Dach und Fach nehmenden 
Truppen ihre Berpflegung von den Einwohnern, und dieſe, um der mit der regellofen rein milis 
tärifchen Selbfteinguartierung verbundenen Gefahren fich zu entlebigen, unterwerfen jich willig 
oder müffen fi unterwerfen den von den Municipalautoritäten oder auch den höhern Givilbe: 
hörden ausgehenden Vorſchriften über die Ordnung und Repartitionsweife der Einquartierung. 
Dabei fommen nun oder kamen wenigftens fehr häufig (nur mitunter in höherm, mitunter in 
geringerm Grade) die abenteuerlichften Rechts und VBernunftwiprigkeiten vor. Zuvörderſt naͤm⸗ 
lich verband man mit der Duartierlaft, ald wären Begriff und Rechtstitel natürlich jo weit ge- 
hend, auch jene der Verpflegung ver Einquartierten ; und dann betrachtete man ald die zu joldyer 
geboppelten Laft ausſchließend Verpflichteten — die Haudeigenthümer. Höchſtens in Nothfällen, 
oder nachdem ſchon eine einfache oder doppelte Ginquartierung bei ven Eigenthümern herumge: 
gangen , alfo jedenfalls blos ausnahmsweiſe, zog man die zur Miethe Wohnenden auch in eini— 
ges Mitleiven. Weitaus die Hauptlaft blieb aber auf den erften ruhen. Und ba nahm man 
auf die Vermögendumftände der Eigenthümer ganz und gar feine Rüdjidt. Wer den ganzen 
Kaufihilling feines Hauſes noch fchuldete, wer, um die Zinfen für den Gläubiger aufzutreiben 
oder um den fümmerlichften Lebensunterhalt zu beftreiten, die beffern Theile des Hauſes zu ver: 
miethen und fi felbft auf den geringften und engften Raum zu beſchränken genöthigt war, 
wurde gleihtwol nad dem wohnbaren Raume bed ganzen Hauſes ober nad) der. Größe der auf 
dem Hauſe liegenden Steuer mit Ginquartierung und bazu auch noch mit der Verpflegung der 
Ginquartierten belegt, während der reiche Miethmann in den befjern Theilen des Hauſes frei 
von diefer erdrückenden Laft blieb. Der Eigenthümer wurde dadurch nicht nur gezwungen einen 
anfehnlihen Theil feines Hauſes, anftatt daraus durch Vermiethung eine ihm höchſt wohlthätige 
Einnahme zu beziehen, fortwährend für die Einquartierung in Bereitſchaft zu halten, mithin 
den Verluft des Miethzinfes dafür zu erdulden, fondern daneben erft noch alle feine übrigen 
Miethzinſe und oft noch darüber hinaus den ganzen mühlamen Erwerb feiner Hänbearbeit oder 
die Früchte, ja das Kapital feines etwa noch fonftigen Vermögens zur Verpflegung der ihm auf: 
gedrungenen Gäſte zu verwenden! Dergeftalt war ver Beſitz eined Hauſes einer dem Eigenthü— 
mer geihlagenen Ader zu vergleichen, wodurch unaufhaltiam ver Lebendjaft aus dem ganzen 
Körper binausftrömte; und ed gab wirklich nicht wenige folder unglüdlihen Eigenthümer, die 
durch die anjcheinend vortheilbaftefte Erwerbung, ja durd die Ererbung eines Haujes, anftatt 
reiher zu werben, ganz eigentlich an den Bettelftab Famen! Die viele Jabre hindurch unauf: 
hoͤrlich über fie gelegte Ouartier: und Verpflegungslaft brachte ſolchen Ruin hervor, 
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Gine fo grauſame Verkehrtheit iſt freilich für den unbefangenen und verſtändigen Beob— 
achter kaum begreiflich. Aber der Eigennutz der Nichthauseigenthümer verband ſich mit der 
Macht des Vorurtheils und des Schlendrians, um den ſonnenklarſten Forderungen des Rechts 
allen Eingang zu verſperren. Ohne ſolche Befangenheit hätte man anerkennnen müſſen: 

1) Daß, wenn das Recht, Quartier fir die Soldaten zu verlangen, allernächft gegen dies 
jenigen geht, welche Raum dafür befigen und entbehren können, foldes nicht minder auf die 
Miethbemohner als auf die @igenthümer Anwendung leidet. Der Eigenthümer befigt nur den 
für ſich felbft vorbehaltenen, der Miethmann den für ji gemietbeten Raum. Beide find in der 
Regel — wenn fie nämlich zu einiger Selbſtbeſchränkung ſich entfchließen oder genöthigt werden 
— gleihmäßig im Stande, von folhem Raume zeitli einen Theil für die Ginquartierung ab» 
zugeben; und in der Regel oder durchfchnittlich ſteht auch die Oröße jenes vorbehaltenen oder ge: 
mietheten Wohnungsraumes im Verhältniß zu dem Vermögen des Gigenthümerd und bed 
Miethmannes. Reiftungsfähigkeit und natürliche Leiſtungsſchuldigkeit find mithin bei dem einen 
wie bei dem andern vorhanden, und auch ohne Unterſchied, ob man ſolche Leiſtung unentgelt: 
lich verlange (was bei nur kurz Dauernder Ginquartierung ohne großes Bedenken gefhehen mag), 
oder eine Vergütung dafür gebe. Nur ift im erften Kalle das dem Haudeigenthümer durch aus⸗ 
ſchließende Belaftung zugehende Unrecht weit fchreiender ald im zweiten. In Bezug auf die 
Duartierlaft für ſich allein foll alfo das @efeg eine Gleichheit ausſprechen zwifhen Hauseigen⸗ 
thümer und Miethbewohner. 

2) In Bezug auf Verpflegung der Einquartierten verlangt das Recht noch ein weit Meh— 
reres. Dieſe Laſt beſteht nicht nur in einer vorübergehenden Bequemlichkeitsbeſchränkung des 
Duartierträgerd, fondern in einer pofitiven und dem Maße nach unbegrenzten Befteuerung. 
Für die Befteuerung aber, zumal für die Kriegsbeftenerung, ift ver alleinige rechtliche Mapftab 
das Vermögen des Staatdangehörigen. Es muß alfo die Verpflegungslaft thunlichſt gleich: 
mäßig, d. b. verhältnigmäßig unter alle Staat3bürger — wofern von befreundeten Truppen — 
oder auf alle Orts-, Bezirks- oder Provinzbemohner — infofern von feindlicher Einquartierung 
die Rede ift — vertheilt werben. Es kann dieſes aber nur dadurch geſchehen, daß man entweder 
den einzelnen, melden man die Verpflegung auflegt, dafür die billige Vergütung aus den 
Mitteln der betreffenden Gefanmtheiten leiftet,, oder daß man — was weit zweckmäßiger wäre 
— bie Verpflegung unmittelbar auf öffentliche Koften (etwa durch Tafelgelver für die Offiziere 
und durch gemeinihaftlihe Speifung für die Gemeinen) anorbnet. Bei der Nepartition der 
hierfür nöthigen Geldbeträge auf die einzelnen Gontribuenten fönnte man weit leichter und ge: 
nauer allen Abflufungen des Vermögens oder Einfommens folgen, ald bei der zuzuweiſenden 
Naturalverpflegung möglich ift; und auch die zu Verpflegenden würden dergeftalt in Anfehung 
ihrer Bedürfnißbefriedigung eines gleihern Maßes und einer behaglichern Stellung ſich erfreuen 
als an den Privattifchen der zum Theil noch wohlhabenden, zum Theil aber von Armuth und 
Kummer niedergedrücdten Bürger. 

Die Bezahlung, von welder bier geſprochen wird, muß, wenn fie an die einzelnen Quartier: 
träger gefchieht, dem wirklichen Werth ver Verpflegung, d. h. vem Betrage der von dem Quar— 
tierträger dafür wirklich aufzumendenden Koften wenigftens annähernd entfpredhend (mithin 
nicht blos in einer Fleinen Scheinvergütung beftehend) fein; fonft wird dem Necht auch nur ein 
ſcheinbares Genüge gethan. Geſchieht fie — etwa für gemeinfhaftlide Speifung — an die Ge: 
fammtperfönlichkeit der Gemein?” fo fann eher einige Ermäßigung ftattfinden, weil der Mer: 
luft fi dann gleihmäßig auf alle Steuerpflicgtigen vertbeilt und die Duartierträger der perfön= 
lichen Unannehmlichfeiten, ja oft wirklichen Quälereien, die mit der Naturallaft verbunden find, 
dergeftalt überhoben werben. 

° ine andere Hauptlaft des Kriegs find die Fronen, zumal die Fuhrfronen, weil dieſe bei 
Truppenbewegungen regelmäßig eingefordert werben, während die Handfronen nur aus befon- 
dern Anläflen, wie bei Schanzarbeiten u. dgl., vorfommen. Bei diefen Fronen num galt biöher 
größtentheild die bung, daß man eben die Vieh: und Wagenbefiger des Orts oder der Umge— 
gend, nah Maßgabe des Bedürfniſſes, ſchlechthin zur Leiſtung anhielt, ohne Rüdjiht zu neh: 
men weber auf ihr eigenes Bebürfniß (3. B. zur Beftellung ihrer Üder) oder auf den ihnen 
(etwa ald Lohnfuhrleuten) dadurch entzogenen Verbienft, noch auf die von ihnen — je nad) der 
Entfernung oder der Dauer der Bronleiftung — dabei aufzumendenden Unfoften, noch überall 
auf die nah Umftänden damit verbundene Gefahr noch weiterer Beſchädigung oder gar perſön— 
liher Mishandlung. Ja, man ging fo weit, den Orundbefigern (in der Regel jedoch nur den 
gemeinen Bauern) vorzufchreiben, wie viel Vieh, je nad dem Umfang ihrer Güter, fie halten 
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müßten, ober wenigftend ſie nach dem hiernach bemefjenen Verhältniß, nicht nad der Zahl des 
von ihnen wirflid gehaltenen Zugviehs, zur Fuhrfrone beizuziehen; ja mitunter warb auch das 
bloße Nugvieh (die Kühe) mit in ven Anſchlag gebracht, und dergeftalt mancher genöthigt, die 
Frone, die er jelbft nicht leiften Eonnte, durch einen von ihm zu bezahlenden Stellvertreter zu 
leiften. Alle andern Bürgerklaſſen blieben alfo verfhont von diefer nach Umfländen ganz eror: 
bitanten Laft; der Befig von Zugvieh, ja fogar der nur gedichtete, einem Gutseigenthümer nad 
der Größe feines Örundeigenthums phantaftifch zugemuthete Befig von ſolchem Vieh galt ale 
Rechtstitel für foldhe übermäßige Präcipualbefteuerung! 

Daß aud hier nur der Grundſatz der aus den Mitteln der — nähern oder entferntern (näm- 
lid Gemeinde, Bezirks⸗ oder Staats-) Geſammtheit zu gefhehenden Bezahlung der — ummit: 
telbar allerdings nur von den Viehbefigern zu fordernden — Leiftung, verbunden mit jenem 
der Entſchädigung für das etwa bei folder Leiftung zu Grunde gehende Vieh oder Fuhrwerk, 
dem fchreienden Unrecht fleuern könne, ift klar. Wir enthalten und daher einer weitern Aus: 
führung, auf die früher aufgeftellten Rechtsanſichten uns berufen. 

Ein ganz Gleiches findet ftatt in Anfehung der vielnamigen Naturallieferungen oder auf 
Geldcontributionen, welde gar häufig den unglüdlihen Bewohnern der vom Breunde oder vom 
Beinde Friegerifch befegten Provinzen aufgelegt werden. Sowie ein Truppencorps in ein Land 
oder in eine Ortſchaft einrüct, fo hat, nady der in ven Revolutiondfriegen vorherrſchend gewor: 
denen Praris, das Privateigentgum feine rechtliche Bedeutung verloren. Weſſen immer das 
Heer bedarf oder zu bebürfen erflärt, dad muß ihm auf Verlangen von den Bewohnern des im 
Bereiche feiner phyſiſchen Gewalt liegenden Landes herbeigefhafit werben, Brotfrucht und Pferbe: 
fütterung, Ragergeräthfchaften, Betten und andere Kafernen: und Lazarethbedürfniſſe, Klei: 
dungsftüde und Schuhe, Holz zur Feuerung und zu Schanzen oder andern militäriihen 
Zweden u, |. w., kurz alles und alles muß auf dad Gebot des Kriegsbefehlshabers geliefert und 
zwar unentgeltlich geliefert werden. Alſo gefchieht es nicht nur, wo der Feind hauſt, jondern 
oftmals auch wo der Freund, Die Nevolutionsfriegsjahre und auch jene des jogenannten Hei: 
ligen Kriegs werden auch in Bezug auf derartige Bedrückungen in der Erinnerung noch mehr 
als Eines Geſchlechts fortleben. Erft in ver legten Periode wurden Ubereinfommniffe zwiſchen 
den Berbündeten über die Vergütung folder Leiftungen gefehloffen. Aber der Inhalt, wenig: 
ftend der Vollzug, entſprach der Rechtsforderung nicht. Die Staaten rechneten gegeneinander 
ab, aber den Privaten, welche geleiftet hatten, Fam von der Vergütung nichts oder nur wenig zu. 
Einiges zwar flog — freilid [pät genug — in die Gemeindefaffen ; der Erfag am bie einzelnen 
jevod wurde [don durch den in der Zwifchenzeit eingetretenen Perſonenwechſel unmöglid ge: 
macht, oder auch der Betrag durch die Unfoften der langmierigen Beräquationdoperationen wer: 
ſchlungen. Im Syſtem felbft wurde nichts geändert. Vermöge deſſelben nämlich muß jeder her: 
geben, was er hat, fobald der Soldat es braucht ober verlangt. Ja, er muß felbft geben, was 
er nicht hat, fondern erſt für fein Geld ſich anſchaffen kann; und in Bezug auf Vergütung oder 
mwenigftend gleichheitliche Vertheilung der Laſt unter die zunächft oder die entfernter Berheiligten 
hängt er theils von millfürlihen Anordnungen der Behörden, theils von erft fünftig zu erlaffen: 
den, mithin dem Inhalt nad ungewiffen und, weil ſodann rüdwirfend, jedenfall ungerechten 
Geſetzen ab, 

Gleichwol wäre gar nicht ſchwer, ſolchem Unwefen zu fleuern. Die Naturalleiftung, bier 
alſo die Lieferung der geforverten Gegenftände, gefhehe zwar unmittelbar von jenen, melde ſie 
bejigen, und nach dem Maßſtab ſolchen Bejiges, überhaupt von jenen, von welchen fie am ſchnell⸗ 
ſten und ſicherſten zu erhalten ſind. Aber die augenblickliche Bezahlung oder Gutſchreibung aul 
Rechnung der Geſammtheit (je nad den Fällen jener der Gemeinde oder des Bezirks over de? 
ganzen Staats) ftelle die (durch die unmittelbare Beitreibung von den Befigenden) factiid ge 
ftörte rechtliche Gleichheit wieder her; und was fofort zu bezahlen der gegenwärtigen Gejammt- 
beit zu ſchwer fiele, das werde wenigſtens ald Schuld anerkannt und gehe als ſolche auf vie Nad- 
fommenfhaft über. Gilt einmal diefer Grundfag, fo wird man bei den Nequifitionen bebut: 
jamer und fparfamer verfahren. Wer nur zu nehmen, aber nicht zu vergüten braucht , der for: 
dert eben nad Willkür und Laune, mitunter felbft aus Muthivillen oder Übermuth. Wer aber 
über das Geforverte Rechnung ftellen und wer e8 vergüten muß, ver beſchränkt die Korberung 
auf das Nothwendige und auf das den Kräften Entfprechende. Der Feind zwar fügt ſich natür— 
lich nicht unter dieſes Geſetz; wir haben hier aber ganz vorzugäweife die vom eigenen Staat 
oder die vom befreundeten Heere ausgehenden Requifitionen im Auge. Jedoch auch auf die vom 
Beinde gemachten findet unjer Orundfag infofern Anwendung, als vadurd die unmittelbare Re: 
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partition und ſodann auch die Vergütung aus den Mitteln der dabei (näher oder entfernter) be— 
theiligten Gefammtbeiten eine vernunftrechtlihe Norm erhalten. 

Die Anwendung der biöher ausgeführten Grundfäge aud auf alle andern, wie und wo 
immer no vorfommenden oder gedenfbaren Kriegslaften und Beſchädigungen ergibt ih von 
ſelbſt. Es fragt ih jeßt blos noch: ob oder inwiefern es wirklich Sache der Geſetzgebung fein 
könne, die zur Verwirflihung der von und geforderten rechtlichen Gleichheit in Tragung der 
Kriegslaften nothwendigen materiellen und formellen Beftimmungen fhon zum vorhinein zu 
treffen, oder ob wegen der unendlichen Verſchiedenheit der jeweils vorfommenden oder möglichen 
concreten Berhältniffe und Umſtände nicht vielinehr der Adminiftration überlaffen werden mürffe, 


das jeweild Erforderliche und Zweckmäßige, erjt wenn ed wirklich noth thut, eben nach der Be: 


ſchaffenheit jener concreten Umftände feftzufegen ? 

Es wäre allerdings zu wünſchen, daß alles, was auf Ausgleihung der Kriegslaften Bezug 
hat, zum vorhinein und gefeglich könnte beſtimmt werben. Allein es ift dieſes nicht möglich, 
und daher muß noch mandherlei der Apminiftration, überhaupt ver erft im Augenblid des Be- 
darfd zu treffenden Anordnung überlaffen bleiben. Geſetzlich feftgeftellt kann z. B. im allge: 
meinen werben, daß alle von Staatd wegen aufgelegten Kriegslaften (mithin alle vom eigenen 
ober befreundeten Heere herrührenden) dur augenblickliche oder thunlihft bald nachfolgende 
Bezahlung (in Baaren oder mitteld audzuftellender Bons oder Schuldſcheine) follen vergütet 
werben ; jobann auch, daß die Repartition der unmittelbaren oder Naturalleiftungen nad) diefen 
oder jenen Grundjägen geihehen, oder daß menigftens Feine Abweihung davon ohne Zuftim- 
mung ber dabei in den einzelnen Ortichaften oder Bezirken allernächſt Betheiligten oder deren 
Repräfentanten ftattfinden folle, ebenfo, daß die Leitung folder Nepartition durch dieſe oder 
jene Behörden und unter diefen oder jenen Formen zu geſchehen habe, und welche Wege des Re— 
curjed etwa den geſetzwidrig Bedrückten offen flehen follen. Sodann fann und ſoll die ſorgfäl— 
tige Gonftatirung oder Evidenzhaltung aller vorfommenden Kriegslaften und Kriegsſchäden 
(und bier ohne Unterfhied zwifchen den vom Feinde oder vom Freunde herrührenden), mithin 
aud die Form derfelben und die Gontrole für deren Richtigkeit vorgefehrieben und angeorbnet, 
und zumal auch jhon zum vorhinein beflimmt werben, welchen Behörben der Vollzug der auf 
diefe Dinge ſich beziehenden Gefege und Verordnungen zuftehen und wie weit ji ihre Compe—⸗ 
tenz darüber erſtrecken folle. Dagegen wird die Regierung (oder, je nad der Verfaſſung, ver 
Regierung und Bolfärepräfentation) überlaffen bleiben müſſen, bei wirklich eintretenden Fällen 
die dem Bebürfniß der jeweiligen Umftände gemäßen fpeciellern Verordnungen, Inftructionen 
und Entjheidungen zu erlaffen, namentlich auch den Betrag und die Erhebungsweife ver (nad 
dem Princip oder Befteuerungsfundament allerdings geſehzlich feftzuftellenden) Kriegsſteuer zu 
bejtimmen, einzelne Gattungen von Kriegslaften oder Beihädigungen (unter Berantmwortlickeit 
der anordnenden Behörden) von der Bezahlung aus Staatdmitteln audzunchmen und etwa (in 
Gemäßheit der im allgemeinen dafür aufgeftellten gefeglihen Normen) für Lofal: und Bezirks— 
laften zu erflären, überhaupt alles zu tfun und anzuordnen, was ſchon zum vorbinein durch 
ganz beſtimmtes Gefeg zu entſcheiden nicht möglich oder nicht rathfam wäre. Ebenfo wird, was 
indbejondere die vom Feinde verurfadhten Kriegserlittenheiten betrifft, nur durch die Regierung 
(oder Regierung und Stände) jeweild, nah Beſchaffenheit der in concreto vorfommenden Um— 
ftände, zu beftimmen fein, ob und welche Vergütung oder Unterftügung nad Recht, Billigfeit 
und Bolitif den betheiligten Bezirken, Gemeinden oder einzelnen dafür zu leiften Pflicht oder 
auch thunlich und räthlich fei. 

Die befriedigende oder auch nur annähernd vollſtändige Ausführung der in dieſem Artikel 
behandelten Gegenſtände würde ein Buch erheiſchen. Wir mußten uns jedoch nach dem Zweck 
und dem beſchränkten Umfang des „Staats-Lexikon“ auf eine ſummariſche Andeutung be— 
ſchränken, welche freilich noch mancherlei Einwendungen oder Gegenbetrachtungen Raum, doch 
auch, wie wir hoffen, dem unbefangenen Nachdenken einen nicht unfruchtbaren Stoff geben 
wird. Rotteck. 

Kriegsverfaſſung des Deutſchen Bundes, ſ. Deutſche Bundeskriegsverfaſſung. 

Krone, ſ. Infignien. 

Kunft (im Zufammenhange mit Staat und Bolitif). Kunft bezeichnet überall 
vornehmlich ein Können, ein ſchöpferiſches Geftaltungsvermögen, die finnenfällige Darftellung des 
innerlih Erſchauten im äußern Material. Die Erfenntniß, die Wiſſenſchaft ſucht und findet für 
die Fülle ver Erſcheinungen, für die Mannichfaltigkeit des Befondern das eine Y beherrichende 
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Geſetz und den allgemeinen Begriff, vie Kunft dagegen offenbart die Idee und ihre einige 

Wahrheit in der individuellen Geftalt, im einzelnen Ereigniß. So hält ſich die echte Staats: 

kunſt allerdings an die gegenwärtige Rage der Dinge, an die Bildungsftufe des Volks und die 

Bedürfniſſe des Tages, allein fie hat auch zugleich das Weſen der menſchlichen Geſellſchaft, die 

Beſtimmung und den Zweck der Menfchheit im Auge und firebt danach, das Mufterbild des 

Staatd nah Maßgabe ver vorhandenen Bedingungen zu verwirklichen, das Volk zu ihm binan- 

zuführen. Denn der Geift gebt überall über das Gegebene hinaus, er fragt nach dem Grund 
und Zweck deflelben, mag nun ver Berftand nad dem Princip der Dinge forfchen oder das Ge- 

müth in der Neligion fich zum Urquell alled Lebens erheben und in der fittlihen Weltoronung 
feinen Halt gewinnen. Der Menſch bearbeitet die Stoffe der Aufienmelt, um fie fich dienftbar 
zu machen, feine Zwede an fie zu fegen oder durch fie zu erreichen. Das Denken befriedigt ſich 
in der erfannten Wahrheit, wenn unfere Vorftellung mit ver Sache übereinftimmt, uniere 
Vernunft in der Welt fich mieverfindet; der Mille firebt handelnd die Welt nach ſich zu ge: 
ftalten,, fie der Idee in der guten That gemäß zu machen. Diefe Harmonie des Innern und 
Außern gewährt und die Bhantafie in der Anfhauung der Schönheit, wenn in den ſichtbaren 
Formen der Dinge ihre inneres Weſen ſich ausſpricht und in der Jneinsbildung oder im Ein- 
flang der Natur und des Geiftes, der Erfheinung und des Gedankens unfer ganzes Weſen, 
Sinn und Vernunft zugleich befriedigt, in vollem gefunden Lebensgefühl erfreut iſt. Dieſem 
Zug der Seele nad) feliger Rebensvollendung entfpringt die Kunft im engern Sinne des Worts, 
die feinem andern Zweck dienſtbar ift, fondern frei va8 Schöne um des Schönen willen geftaltet, 
das MWirfliche in fein Ideal erhöht oder das Urbildliche jelbft zur Volleriheinung bringt. 
Ständen Idee und Erfcheinung, Geift und Materie, innerer Einfluß und gemeinfamer Lebens: 
grund einander gegenüber, fo wäre dies freilich nicht möglich; in Wahrheit aber offenbart ſich 
das Göttlihe in Natur und Geſchichte, und die Kunft ergreift die Formen derfelben in dem 
Augenblid, wo fie am charaktervollſten ſich zeigen, ever erfaßt einen einzelnen beſonders ſpre 
enden Zug und nimmt ihn zum Ausgangspunkt für eine ihm gemäße Geftaltung des Ganzen, 
während fie das Ungenügende, Unweſentliche, Zufällige ausfcheidet, ſodaß die Form als das 
jelbftgefegte Maß innerer Bildungsfraft vafteht und der innige Zufammenhang alles Mannid— 
faltigen zur gefchloffenen Einheit wird. Das Werf der Kunft ift die Krvftallgeftalt des Lebens 
es find diefelben Elemente, die aber nicht wire und wüfte durcheinander liegen, oder trüb auf- 
gären, fondern fie find georonet nad ihrem eingeborenen Beleg und damit durchſichtig ven 
Auge und farbenhell im freudigen Lichte. Darım geht auch der ganze Neichtbum der Wirk: 
lichkeit in die Kunſt ein, amd diefe gliedert fih nach ven Grumpbeftimmungen des Lebens in ver: 
ſchiedene Künſte. Sie ftellt die Idee dar, wie fiein bleibenten Formen des Raums Geftalt gr: 
wonnen hat, als bildende Kunft, welche die anorganifche Natur in der Architektur, die orga: 
nische Individualgeftalt in ver Blaftik, die Wechjelwirfung des Organiſchen und Anorganifben, 
die Organismen mit ihrer Naturumgebung in der Malerei ivealifirt. Sie zeigt die Schönbelt 
des Werdens, indem fie die Idee ald das organijirende Prineip der Bewegung im Fluſſe der 
Zeit durch den Zufammenflang und die Aufeinanderfolge ver Töne offenbart in der Muftf, mo 
wiederum Inftrumentalmufif, Gefang und die Verbindung beider bervortreten. Sie erfaßt 
den Begriff ver Dinge und entfaltet das Reich des Gedankens im Wort, indem fie das Allge: 
meine im Bild veranfchaultcht und in befondern Empfindungen, Charakteren, Thaten und Gr 

ſchicken das immerdar Beltende bervorhebt, in der Poeſie, die wieder im Epos der bildenden 
Kunft, in der Lyrik der Mufif entſpricht, und beide Elemente im Drama zu innigfter Durd- 
dringung bringt. " 

Die Kunft ift keine bloße Nahahmung der Natur, denn als foldye wäre fie auch eine über: 
flüffige Wiederholung, und wo find in der Natur die Vorbilder für einen ariechifchen Tempel 
ober eine Sympbonie? Auch was das Weſen der Natur ausmacht, das im Stoffwechfel ſich er: 
haltende Leben und die ſtets neu ſich erzeugende Form, das fann ja der Bildhauer, ver Maler in 
feinen ruhenden Geftalten gar nicht wiedergeben. Dafür hat er das Dauernde im Wechſel, dad 
organiiirende Princip und den unvergänglichen innern Kern der Erſcheinung zu erfaffen und in 
feften reinen Formen auszuprägen,, ber Vergänglichfeit zu entreißen; er hat in ver Gerlalt bie 
geftaltende Seele zu offenbaren. 

Indem die Kunft den Gedanfen im äußern Stoffe ausprägt, grenzt fie an das Handwerk, 
dad ebenfalls die Materie bewältigt und formend dem Zweck und Willen des Geiftes unter: 
wirft. Aber die Erzeugniſſe des Handwerks juchen zuerft die irdifchen Bedürfniſſe des Menſchen 
zu befriedigen oder fie dienen feinem höhern Streben doch nur zum Mittel und zur Unterlage, 
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und die Arbeit gefchieht um ded Nutzens und Lohned willen, den fie bringt, während die fünft- 
leriſche Thätigkeit zugleich Selbitgenuß des Geiftes ift, den fle befreit und befriedigt; ihr Werf 
wird nicht nach feiner Brauchbarkeit oder Verwendbarkeit, jondern nad feinem innern Gehalt 
und nad der Schönheit feiner Form gefhägt und hat feinen andern Zwed, ald die Gemüther 
zur Harmonie feiner Bollendung zu erheben. Aber fowie die Gultur voranfchreitet, veredelt 
der Schönheitstrieb aud dad Handwerkliche, und nah dem Vorgang der Kunft lernt ed den Be— 
griff oder Zweck eines Dinges, 5. B. eines Geräthes, einer Waffe, durch feine Form ausorüden, 
das Nothwendige anmuthévoll bilden und ſchmücken; andererfeits bedarf der Künftler für die 
Bewältigung des Stoff der handwerklichen Kenntnig und Fertigkeit. Darum flehen zu allen 
guten Zeiten Handwerk und Kunft im engern Bunde. Die Künftler wachen aus dem Hands 
werf hervor und haben in einer erfindenden oder verzierenden Thätigfeit für daſſelbe einen gol- 
denen Boden, der ihnen dann wieder Muße gewährt, die Weiheftunden des Genius auf freie 
Kunftwerke zu verwenden, ohne dieſe jelbft dem Geihmad der Mode dienftbar mahen und mit 
ihnen nah Brot gehen zu müflen. Je mehr die Mafchine und die Naturfraft von roher und 
harter Arbeit dem Menfhen abnimmt und dadurd die Sklaverei unnöthig und verwerflid 
macht, deſto mehr kann ſich der ivenle Trieb des Menfchen an der feinern Geftaltung zeigen, und 
je leichter und maflenhafter die Production dur die Fabrik und die mechaniſche Vervielfälti- 
gung wird, defto mehr follte fie in den gediegenften , jinnvoll anmuthigften Formen thätig fein. 
Auf dem Weltmarkt wird das Wolf den Sieg davontragen, dad mit dem Soliden und Guten 
feiner Waaren dad Wohlgefällige verbindet, und die Bildung des Geihmads, die Pflege der 
Kunft erfcheint hier als eine Aufgabe des Staats, die von der Nationalöfonomie gefordert wird. 
Auf Ähnliche Art ward W. Schul; von der Betrachtung einer großartigen Gartenfunft, die 
Berge und Thäler, Flüſſe und Bäche, Wälder, Fluren und Wohnhäufer nad einem umfaflen- 
den Plan auf das Auge anſprechende Weife in Verbindung fegt, zu der wohl aufzumerfenden 
Frage geführt: ob überhanpt das Schöne und wohlverftandene Nügliche jemals getrennt fein 
können? Db nicht die fortichreitende Verfhönerung der Natur der Länder, eines jeden nad 
feiner Individualität, aud die Broduction zum höchſten Auffhunge bringen müfle? Die Idee 
einer Harmonie des aus der Wurzel der Einheit entfprungenen Mannichfaltigen drängt wol 
zu dem Gedanfen, daß die [hönfte Eultur eined Landes, ſowie die Shönfte Eutwickelung jeder 
menſchlichen Individualität zugleich die befte ift. In der aus einem fhlechtbegriffenen Nüglich: 
feitäprineip bervorgegangenen Ausrottung der maleriich umgürtenden und gliedernden Wäl- 
der, in dem unermeßlichen Nachtheil, der hieraus der Production entfprungen ift, wie dies be 
fonders in einem großen Theil Italiens, Spaniens und felbft Frankreichs augenfüllig geworden, 
liegt vielleicht ichon ein Bingerzeig auf jene höhere Einheit. Nur muß ınan freilich auch die 
geiftig belebende Kraft des Schönen hierbei beachten, und nicht den niedern und verſchwindenden 
egoiftifchen Vortheil mit der höhern und dauernden nationalen Nüglichkeit verwechfeln. Und 
jelbft auf dem Standpunfte der bloßen Nützlichkeit ift die einfihtige Kunftpflege, mie fie zwei 
Könige in Münden geübt, pecuniär der Stadt und dem Lande zu großem Vortheil geworden, 
indent fie die bairifhe Hauptftabt zum Anziehungspunft für Taufende gemacht hat. Und da: 
durch ift zugleich das politifche Anſehen des Landes geftiegen, fein moralifches Gewicht erhöht 
worden, Wenigftend würde ſich Münden jegt viel ſchwerer zur Provinzialftadt eined andern 
Reiche herabſetzen laſſen, als vor 50 Jahren dies möglich gewefen wäre. Ähnliches gilt von 
Dresden in Bezug auf feine herrliche Galerie, deren Anlagekapital die beften Zinfen trägt. 
Weit wichtiger aber noch als der Einfluß auf die materielle Wohlfahrt ift die Bedeutung 
der Kunft für das Volksbewußtſein, für die geiflige Bildung und Sittigung. Die großen 
Künftler find zugleih Gulturträger, der beſte Lebensgehalt ver evelften Errungenfchaften der 
Zeit ift in ihren Werfen niedergelegt und wird dadurd zum Gemeingut, zur Örundlage der 
Bildung. Es gilt dies allerdings hauptfählich von der Poeſie, und wir brauchen nur die home 
riſchen Geſänge oder Goethe und Schiller zu nennen, um zu bezeugen, wie für die Griechen und 
für und Mittel: und Brennpunkte geiftigen Lebens gewonnen jind. Durch folde Männer und 
ihre Werke erhält das Volk felbft eine Stimme, die durch die Jahrtaufende tönt umd die natio: 
nale Eigenthümlichkeit zum Bewußtjein bringt, und darum auch werben fie zu einem Bande für 
dad Nationalgefühl und die getrennten Stämme erkennen ſich ald eins in ihnen. So wollten 
nad der biblifchen Erzählung die Menfchen einen Thurm bauen, der bis zum Himmel reiche, 
damit fie fich nicht zerftreuten. Zunächſt wäre fold ein Bau nur ein Äußeres Zeichen; wenn 
aber an ihm dasjenige ſelbſt erfcheint, was die Menfchen innerlich verbindet, wenn fle ihr ges 
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meinfamesd Wefen in ihm ausprägen, fo wird das Werk ihrer Gefammtthätigkeit zugleich ein 
Symbol und Bild ihres Geſammtlebens, eine Darftellung des Volksgeiſtes. Und fo ift es, 
Im Bauftil, den der einzelne nicht erfindet, der vielmehr aus der Gemeinjamfeit des Empfin⸗ 
bend und der Anſchauungen, aus den Bedürfniſſen und der Naturumgebung allmählich hervor— 
gebt, prägt ih die Sinnesweife einer Zeit, vor allem die religiöje Stimmung eines Volks aus; 
darum waltet im griechiſchen Tempel das Horizontale und dad Außere ift vornehmlich fhön ge— 
ftaltet, wie das äußere, Öffentliche Leben herrlich war und der Erde froh ſich behaglich auf ihr 
ausbreitete; die Münner ftellten ji zum Staate zufammen wie die Säulen zum Bau, und in 
einem Gleichgewicht von Kraft und Laſt fpiegelt ih das Maß, die Harmonie des Sinnlichen 
und Geijtigen, die plaftifche Klarheit ded Hellenenthums. Dagegen ſtrebt die Baufunft des 
chriſtlich-germaniſchen Mittelalters hoch empor; wie die Inflerlichkeit des Menſchen, jo wird hier 
der Innenraum der Kirche durchgebildet, und wie dad Gemüth vom Endlichen, Irdiſchen ſich 
fehnfuchtövoll zum Unendlichen erhebt, fo ſchwingen Pfeiler, Bogen, Thürme ſich himmelan, 
Alles organifche Leben ift Entfaltung aus der Einheit, Gliederung innerhalb des gemein: 
famen Wejend. So liegen aud) die einzelnen Kreife des menſchheitlichen Daſeins und Wirkend 
anfänglich ineinander, Religion und Kunft jind noch ungefondert, die Hand des Bildners, das 
Wort ded Dichters prägt die religiöfen Ideen aus, die Künftler jind Priefter und der Eultus ift 
zugleich Sache des Staats, und der Staat jieht feine eigene Orduung an die herkömmliche Weile 
der Neligion und Kunſt geknüpft, die er deshalb bewahrt willen will, So nicht blos im orien: 
taliihen Alterthun; auch in Sparta fhnitten die Ephoren einem Muſiker die neuen Saiten 
entzwei, die er der Lyra gegeben hatte, und jelbft in Athen mupte Sofrated den Giftbecher 
trinfen, weil er neue Götter einführte, eigentlid den einen Gott, die in der Welt waltende ewige 
Vernunft und Güte, und feine Offenbarung im Gewillen, ftatt der phantafiegeftalteren Volk: 
götter. Aber ſchon in Griechenland errang die freie Perſönlichkeit ver Künftler ſich Geltung, 
das Volk ließ ſtillſchweigend von ihnen Glauben und Sitten fortbilden, und feit dem Auftreten 
des Chriſtenthums wurden Staat und Kirche zwei für ſich jeiende Gebiete, die allerdings ein: 
ander vorausfegen und bedürfen, die aber das Weltliche und das Geiſtliche ſelbſtkräftig ver- 
walten, und die humane Bildung der Neuzeit fordert und gewährt Gewiflensfreiheit und bad 
Recht der perfönlichen Uberzeugung. Damit ift auch die Kunft frei geworben. Die freie har: 
moniſche Berjönlichkeit hat in Männern wie Leſſing, Goethe, Schiller ihre bahnbrechenden, vor: 
bilvlihen Träger gefunden. Uber vie Freiheit iſt nicht Gejeglofigfeit, und die Kunit foll das 
Band nicht zerreißen, dad ſie mit der Sitte, ver Neligion verfnüpft. Den offenen Angriff gegen 
Glauben und Moral werden die Mächte zurückweiſen, die beide zu hüten und pflegen haben. 
Und wo ein Kampf eintritt, da joll er ald ein geiftiger mit geifligen Waffen geführt werden. 
Denn gar oft gelten herkömmliche, übereinfömmliche Formeln für das Wefen ver Sache, dus 
vielmehr durd fie verhüllt und der fortgefchrittenen Bildung widerftrebend gemacht wird, und 
der Denfer, der Künftler fann dann gerade aus Religiofität, aus Sittlichkeit ſich gegen dieſe 
Formeln auflehnen, um den wahren Geift einer beffern, ver Öegenwart entiprechenden Form zu 
finden. Auch die Entwicelungen der Menſchheit haben ihre Krifen, die man nicht dadurch be: 
ſteht, daß man jie zurückhält und unterdrüct, fondern daß man ihnen gefundes, friſches Leben: 
blut zuführt, daß man fie zum rechten Ziele leitet. Jedes echte Kunftwerf iſt religids, ed braucht 
darum nicht das kirchliche Gepräge zu tragen, aber ed würde jogleich unſer fittliche8 Gefühl ver: 
legen, wenn ed ald Ganzes der ſittlichen Weltordnung widerſpräche, ſtatt fie zu verherrlichen, 
und dann würde ed aufhören, jhön und ein Kunftwerf zu jein, und je reizender jeine äußere 
Form wäre, um fo mehr würden wir flatt der Harmonie von Idee und Erjheinung den Wider: 
ftand empfinden; nur wo zugleich mit unjerer Anfhauung aud Vernunft und Gewillen befrie: 
digt find, haben wir das Wohlgefühl des Schönen. Jedes echte Kunftwerf eröffnet und einen 
Blick in das Unendlihe, erhebt ung aus der wiverfpruchsvollen Welt zur Einheit, aus dem 
Stückwerk zum Vollfommenen. Nur dadurd übt es feine befeligende Macht, und wo flatt 
deſſen ein Künſtler im Kothe ver Gemeinheit ſich gefällt oder ſelbſt durch das Häßliche und Zer— 
tiffene die abgeftumpften Nerven anregen, die blafirten Seelen ergögen will, da betrügt er 
ſich felbft um den Preis des Vollendeten, und wenn der Kern des Volks nicht verdorben und vers 
fallen ift, wenn die Kraft des Staats ſich frei und frifch entfaltet, dann werden ſolche Ausmüdie 
durch die Kritik ſelbſt überwunden und in den Fortſchritt der Kunft verfchlungen werben, Poli: 
zeilihe Verbote können und follen auch die Öffentlihe Schauftellung des Unſittlichen verhindern; 
außerdem find jie machtlos, und jind ed um jo mehr, wenn eine unrechtmäßige, despotiſche Ge⸗ 
walt den Ausdruck des freien Geiſtes und ſeiner Entwickelung hemmen will; was half es, daß 
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man Rouſſeau's und Voltaire'8 Schriften durch den Genfer verbrennen ließ? daß man unter- 
prüden ftatt Teiten wollte? Die Revolution ftrafte furdtbar das verkehrte Beginnen der 
Machthaber. 

Fragen wir nun, auf welche Weife ver Staat die Kunft pflegen und fördern ſoll, fo find die 
großen Schöpfungen allerdings ein Werk der Begeifterung, die er nicht bergebieten, ein Werf 
des Genies, den er nicht hervorrufen Fann ; aber wo die hervorragende Begabung vorhanden ift, 
da fann und foll man ihr Raum und Gelegenheit zur Kraftentfaltung gewähren, und bie be- 
rühmten Kunftförberer, Perikles und die Mediceer mie König Ludwig von Baiern, find ed da— 
durch geworden, daß fie dem Talent die Bahn offen hielten, bafifie die rechten Männer ver auf: 
ftrebenten Kraft erfannten und an den rechten Platz ftellten. Die Kunſt ift frei und eine Tochter 
ver Freiheit; der Staat forgt für jle, indem er fich felbft Frei entwickelt, indem er ein Öffentliches 
Leben im felbftfräftigen Zufammenmwirfen feiner Glieder entfaltet, indem er im frieplichen 
Wetteifer und wenn es fein muß, auch in muthigem Krieg fein Recht, feine Ehre zu wahren und 
zum Sieg zu bringen trachtet. Der Sänger bedarf der lieveswerthen That, der Baumeifter, 
der Bildhauer und Maler fegt für feine Schöpfung den Boden des MWohlftandes, des Behagens, 
dee freudigen Vertrauens im Volk voraus. Je beffer der Staat alfo feinen eigenen Zwed in 
der Ermöglidhung und Sicherung von Freiheit, Wohlfahrt und Bildung für alle verfolgt und 
erreicht, um fo mehr thut er damit zugleich für das Schöne und für die Kunft. 

Diefem indirerten Weg der Kunſtpflege läuft aber auch ein birecter zur Seite. Das ift die 
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Kunft, die der Wiſſenſchaft am nächften fteht, genügen hier auch die Anftalten der gelebrten 
Jugendbildung, die Univerfitäten, und um fo mehr, je mehr fie die Bedeutung bed Schönen 
and fürs Leben einfehen und ver Afthetif, der Piteratur und Kunſtgeſchichte eigene Rehrftühle 
gründen. Andererſeits fteht die Architektur mit den Zwecken und Bepürfniffen des täglichen 
Lebens und mit dem Handwerk, deilen fle zur Ausführung ihrer Entwürfe bedarf, im nächſten 
Zufammenbange, und bie Staaten haben längft erfannt, daß fle der Baubeamten nicht entbehren 
fönnen, und burd polstechnifche Schulen neben den Univerfitäten für die Heranbildung derfelben 
gelorgt. Hier wird allzu leicht das Künftlerifche hinter das Wiſſenſchaftliche, Handwerfliche, 
Geſchäftliche zurüdgefegt, und es wird deshalb zur Aufgabe des Staats, auch dieſes zu betonen, 
die Architektur in die Akademie der Künfte bineinzuziehen. Bei dem engern Zufammenbange 
von Kunft und Handwerk ging in früberer Zeit ver Anfänger aud bei einem Meifter Bilvhauer 
oder Maler in die Lehre, balfallmählih an deflen Werfen, lebte ſich in deffen Auffaflung und 
Formgebung ein, fuchte ald mandernder Geſell auch an andern Orten noch andered zu lernen, 
und endlich felbft als Meifter eine MWerkftatt zu errichten. Dies ganze Verhältuiß Hatte etwas 
Marmed und Perfönliched, dad der Kunft wohltbat. Aber indem fie vom Handwerk ſich mebr 
löſte, ſtellte es fich heraus, daß der große Künftler nicht immer auch ein geſchickter Lehrer ift, und 
daß der Kunftjünger and einer wiffenihaftlihen Bildung nicht entbehren kann. Soll er doch 
einft den Beften ver Zeit genug thun, foll er doch ihren tiefften Gedanfen Beftalt geben, und be: 
wundern twir in einem Leonardo da Vinci, Michel Angelo, Rafael, Dürer das nicht am we— 
nigften, daß fie durchaus auf der Höhe ver Cultur ftanden, daß ihre hervorragende Fünftlerifche 
Größe eben auf der Baſis einer allumfaflenden Geiftesfülle und einer vielfältigen Bildung ruht! 
Der Bildhauer und Maler bedürfen anatomifher Kenntniffe, ver Architekt kann der Mathematik 
nicht fremb fein, auch der Maler kann fie in der Lehre von der Berfpective und ver Schattencon: 
ſtruction nicht entbehren. Diefer wiſſenſchaftliche Unterricht kann vielen zugleich ertheiltwerben; 
ein Gleiches gilt von der Kunſt-, Welt- und Literaturgefhichte, von Afthetit und Motbologie; 
und ebenfo fann Ein Lehrer für viele Schüler im Zeihnungdunterriht, im Mobdelliren , in der 
Maltehnif ausreihen. Dem allen fuchten dann die ſunſtakademien zu entiprechen. 

Es war um das Jahr 1600, daß in Bologna die Caracci, um dem rafhen Verfall der 
Malerei entgegenzutreten, eine größere Kunftbildungsanftalt gründeten. Sie lehrten darin nad) 
Kupferſtichen, nad der Natur und Antike zeichnen, über Anatomie, Perjpective, Mythologie 
wurden Vorträge gehalten; den vorgefhrittenen Schülern wurben gemeinfame Aufgaben ge: 
ftellt und bie gelungene Ausführung warb gefrönt. Daneben verwies man auf die großen 
Meifter des 16. Jahrhunderts; fie follte ver Jünger ſtudiren, das Beſte, das, worin bereinzelne 
vorzüglich war, ſich von jedem anzueignen fuchen, die Gompofition von Rafael, die Zeihnung 
von Michel Angelo, das Helldunfel von Correggio, das Colorit von Tizlan u. f.w. Danach 
erhielten die Anhänger dieſer erften Akademie aud den Namen ver Gfleftifer, und waren aufer 
den Caracci trefflihe Männer unter ihnen, Domenichino, Duercino, Guido Reni, welche ſich 
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den leeren Manieriften und ven rohen Naturaliften als eine geſchloſſene Phalanx erfolgreich 
entgegenftellten. Aber es war doch wefentlid eine Reftauration und fein eigentlider Fort— 
ſchritt, und man überfah, daß die verfchiedenen Vorzüge der Meifter fich nicht äußerlich verbinden 
laffen, daß die vollendeten Formen der entfprechende Ausdruck eigenthümlicher Stimmung und 
Rebensanfhauung find, die fid für andere Ideen oder Stoffe gar oft wenig eignen. Welch rin 
Widerſpruch, eine Zeihnung Michel Angelo's wie Eorreggio malen, Correggio's Beftalten in der 
Zeihnung Michel Angelo's ausprägen zu wollen! Oder war ed feine Verwirrung, wenn ein 
Altarbild in der Compoſition an Rafael erinnerte, von feinen fünf Figuren eine jede aber an 
einen andern Meifter? 

In der Mitte des 17. Jahrhunderts warb in Paris die erfle Akademie ver Künfte als 
Staatdanftalt errichtet und reich dotirt; jle ſtellte Frankreich damals an die Spige der Kunft: 
pflege, und bis auf den heutigen Tag ift ihr Einfluß, und zwar bie in das Handwerk und bie 
Babrif hinab, ſichtbar; der franzoͤſiſche Geſchmack in der Induftrie war lange tonangebend in 
Europa und ift es vielfach nod. — Um das Jahr 1700 wurden die Kunftafademien in Wien 
und Berlin, 1808 die in Münden gegründet. Wenn daneben noch Dresden und Düffelvorf 
blühen und Nürnberg jeine Kunftgewerbeihule, Frankfurt fein Städel'ſches Inftitut hat, fo er: 
fcheint e8 des Guten etwas zu viel, daß aud die Meinern Staaten, wie Baden und Weimar, 
Akademien haben wollen; es ift, wie wenn man noch fleine Univerfitäten gründen wollte, wäh: 
rend die beftehenven zum Theil durch die Eifenbahnen fo nahe aneinanver rüden, daß es ſchwer 
wird, jie gefondert aufredht zu erhalten. 

Der Name des Akademiſchen ift für Kunftwerfe ein Stihwort geworden, um zu bezeichnen, 
daß fie haben, was in der Kunft gelehrt und gelernt werben fann, eine regelrechte Zeichnung 
und Farbengebung, eine deutliche Gompofition nach herkömmlichen Vorfähriften, daß ihnen aber 
die Wärme eigener Empfindung in den Formen und die Genialitäl des Entwurfs fehlt, die den 
Stoff und Gedanken von innen heraus nad) feiner Eigenthümlichkeit und nicht nach fremden 
Muftern geitaltet. Und in der That, wenn man über Stil und Gompofition allgemeine Regeln 
gibt und die Individualität des Kunftjüngers in die conventionellen Schablonen hineinzwängt, 
kann diefer Nachtheil nicht ausbleiben. Ihm gefellt jich no ein anderer. Der Schüler will 
nun zeigen, wad er gelernt hat, und er verfällt in das Virtuoſenthum, das mit ver Überwindung 
von Schwierigkeiten prunft, durch ausgeflügelte Gontrafte intereffant oder durch geleckte Eleganz 
gefällig fein will. Aber man kann vem Bebürfniß, das die Akademien hervorgerufen hat, ge- 
nügen und folden Übelftänden entgehen, wenn man das Gute der alten und neuen Unterrichts: 
methode verbindet, wenn das correcte Zeichnen und Malen ſchulmäßig gelehrt und die willen: 
ihaftlihen Zweige in univerfitätdartigen Vorträgen mitgetheilt werben, der Jünger aber nad 
erlangter Borbildung bei einem Meifter eintritt, der feiner Individualität am meiften zufagt, 
und unter deffen Leitung er nun felbfländige Gemälde, Bildhauerarbeiten und arditeftonifche 
Entwürfe naht. Indem die Regierung zu dieſem Zweck die hervorragenpften Künftler als 
Akademiker befoldet und untereinander verbindet, erfüllt fie ſowol ihnen ald dem heranwach⸗ 
fenden Geſchlecht gegenüber die Pflicht ver Kunſtförderung, die der Gulturftaat hat. 

Für Muſik werden auf ähnliche Art fogenannte Eonfervatorien oder muſikaliſche Afademien 
zu unterhalten fein. Für die Dichter genügt das Univerfitätäftubiun; aber für bie der Poeſie 
ih anfchließende, dad Drama zur Vollerfheinung dringende Bühnendarftellung fordert vie 
neuere Zeit die Theaterſchule. Denn die mächtigfte Kunftwirfung ift die der dramatiſchen 
Poefie in gelungener Aufführung. Die Blüte diefer Dichtung felbft fegt eine reiche Kunftent- 
widelung voraus und eint am meiften mit ver Begeifterung des Genius die Geiſtesbildung und 
Lebenseinſicht; ihre Werke veranfhaulihen vor allem im Kampf den Sieg der fittlihen Welt: 
ordnung, und durch Leid und Untergang felbft erheben ſie und zur Verföhnung, zum Triumph 
der Idee. Der größte aller Dramatiker, Shaffpeare, bat ed gefagt: „Der Zweck des Schau: 
ſpiels fowol anfangs ald jegt war und iſt, der Natur gleihjam den Spiegel vorzuhalten, der 
Tugend ihre eigenen Züge, der Schmach ihr eigenes Bild und dem Jahrhundert und Körper der 
Zeit gleihfam den Abdruck feiner Geftalt zu zeigen.” Und der deutſche Meifter betrachtete bie 
Schaubühne ald eine moralifhe Anfalt und fagte: „Welche Verftärfung für Religion und 
Geſetze, wenn fie mit der Schaubühne in Bund treten, wo Anfhauung und lebendige Gegen— 
wart ift, wo Laſter und Tugend, Glückſeligkeit und Elend, Thorheit und Weisheit in tauſend 
Gemälden faßlih und wahr an dem Menichen vorübergehen, wo die Vorſehung ihre Räthſel 
auflöft, deren Knoten vor feinen Augen entwidelt, two das menſchliche Herz auf den Foltern der 
Leidenſchaft jeine leifeften Regungen beichtet, alle Larven fallen, alle Schminke verfliegt und Die 
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Wahrheit unbeftehlid Gericht halt! .... Die Schaubühne ift der gemeinfame Kanal, in welchem 
von dem denfenden beflern Theile des Volks das Licht der Weisheit herunterftrömt und von da 
aus in milden Strahlen dur den ganzen Staat ſich verbreitet; richtigere Begriffe, geläuterte 
Grundſätze, reinere Gefühle fließen von hier durch alle Adern des Volks; der Nebel ver Bar- 
barei, des finftern Aberglaubend verſchwindet, Die Nacht weicht dem jiegenden Licht.“ Schiller 
erinnert dabei an Leſſing's „Nathan“: wir fünnen feine eigenen Dranıen, den „Don Gaflos‘ 
und, „‚Wallenftein‘, die „Jungfrau von Orleand’ und ven „Tell’ anführen und ihnen Goethe's 
„Kauf und „Egmont“ anreihen. Er gevenft ferner des Einfluffes, ven der Nationalgeift durch 
die Darftellung der vaterländiſchen Geſchichte erfährt, und wirft endlich einen Blick auf den 
Umſtand, daß im Theater Laufende aus den verjchiedenften Ständen und Berufökreifen ge: 
meinfam die Wirkung der Kunft erfahren. „Jeder einzelne genießt die Entzückungen aller, vie 
verftärkt und verichönert aus Hundert Augen auf ihn zurüdfallen, und feine Bruft gibt jegt nur 
Giner Empfindung Raum, es ift diefe: ein Menſch zu fein!‘ 

Grund genug, daß der Gulturftaat in der Darftellung der dramatiſchen Dichtungen wieder 
wie im perikleifhen Athen eine Öffentliche Angelegenheit fehe, daß er die Bildung der Schau: 
jpieler nit dem Zufall und der Routine überlaffe, ſondern neben vem Technischen ihrer Kunft 
ihnen aud Gelegenheit gebe, in Kiteratur, Gefchichte, Seelenlehre und Afthetik ſich zu unter: 
ridten. Grund genug, daß er dad Theater nicht zur bloßen Unterhaltungsanftalt oder gar zum 
Dienft der Sinnenluft und in Frivolität herabfinfen laſſe, ſondern es in das Bereich des Eul: 
tusminifteriums bereinziehe und neben der Vorführung des Neuen und Ergögliden auch die 
ded claſſiſch Großen aus der vaterländifhen wie der Weltliteratur fordere und auf diefe Art die 
Schätze derjelben im Volfdbewußtfein immer befannter, immer fruchtbarer made! Gin Land 
wie Baiern z. B. fünnte ein Schaujpiel haben, deſſen Sig in Münden wäre, dad aber von da 
aus innerhalb mehrerer Jahre auch den andern gröfern Städten allen dramatiſche Feſtwochen 
„bereitete, eine Reihe von Meifterwerken in würbiger Aufführung darböte. 

In Bezug auf bildende Kunft hat ſich der Affociationdtrieb unferer Zeit in Kunftvereinen 
wirkſam erwieſen. Sie haben vie Theilnahme namentlih an Malerei in weitern Kreifen er: 
weckt, ven Künftlern durch Ausitelung und Ankauf ihrer Werfe genügt und diefe durch Ver— 
loſungen verbreitet. In der Kunſt felbft wird dadurd die Nichtung auf das zeitgemäß An: 
fprepende, auf das Anmuthige und Genrehafte genährt, leicht aber auch der Künftler veranlaßt, 
zum Modegeſchmack herabzufteigen, flatt veredelnd dad Publikum emporzubeben. Es wäre 
ſchon viel, wenn die Vereine jelbft zu ihren Gefchenfblättern nur wirklich gute Kupferſtiche, Li— 
thographien oder Holzihnitte wählten und dadurch den echten Meifterwerfen Eingang in das 
Zimmer ver Gebildeten verſchafften. 

Die Kunſt verfümmert, fie wird kleinlich oder gefallſüchtig, wenn fie nur dem Privatleben 
dient; erſt im Anſchluß an dad Öffentliche Leben erlangt jie ihre Größe, ihre Freiheit, ihre Macht 
auf die Gemüther in monumentalen Werfen. Ihre Herftellung gehört zu den Aufgaben des 
Culturſtaats, und zwar nicht in abftracten, veranlaffungslofen Arbeiten, fondern im Zujam- 
menhang mit den Bebürfniffen und Forderungen des Lebens. Man gebe allen öffentlichen 
Bauten, ver Kirche, vem Fürftenfchloffe, wie vem Rath- und Ständehaufe, dem Arfenal wie der 
Univerfität ein künſtleriſches Gepräge durch einen Bauftil, der den Zweck und die Bedeutung 
bed Gebäudes zur Erſcheinung bringt, von innen heraus dad Äußere gliedert und es finnvoll 
ihmüdt. Die Arhiteftur wird dann am Portal, in Nifhen und Hallen der Plaftif, und an 
den Wänden der Säle der Malerei ven Raum gewähren, wo diefe Schwefterfünfte ſich entfalten 
und einer gemeinfanten Grundidee den vollftinnmigen und vielfältigen Ausdruck geben fünnen. 
Der biblifchen wird die vaterländifche Geſchichte ſich gefellen und der religiöfe Geiſt wird ſich 
auch in der Auffaffung des Weltlichen befunden, wenn er in allem dad alten, die Offenbarung 
ded Ewigen und Göttlihen zeigt. Verkenne man doch nicht, daß die Kunſt jih vom Gefühl aus 
an das Gefühl wendet, die Empfindungen veredelt und dad Ideal an das Volk bringt, ihm aud 
ein Erſatz deſſen ift, was die Wiflenfchaft für Eleinere Kreife leiftet! In Preußen, in Sachſen 
find bei ven Volksvertretern Kleine Summen zur Kunflpflege, abgefehen von den Akademien, be— 
antragt und bewilligt worden; je mehr der Staat im angegebenen Sinne thut, deſto bereitwils 
liger wird die Öffentliche Meinung, werden die Stände ihm hülfreich zur Seite leben. Gerade 
der volksthümlich freie Staat, in weldem die Bürger ihre Angelegenheiten felbft verwalten oder 
mitverwalten, darf hinter vem Beifpiel nicht zurüctbleiben, das einfichtige Fürften aus eigenen 
Kräften oder eigenen Mitteln ruhmreich gegeben haben. 
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Auch die äftgetifche Geftaltung der Volkäfefte, die Verbindung von Fünftlerifhen Aus - und 
Darftellungen, von Mufif und Gefang mit ihnen gehört in diefen Kreis. 

Endlich ift es Pflicht der Gefeggebung, das geiftige Gigenthum, das Urheberrecht zu ſchützen 
gegen unberufene Nahbildung und Vervielfältigung. Selbft die Induſtrie foll ohne Geneh— 
migung des Künftlers feine Werfe nicht für ji verwenden, und durch ein Geſetz des Muſter— 
ſchutzes ihr die Möglichkeit gegeben fein, das künſtleriſche Erfindungstalent für jie arbeiten zu 
lafjen. Das ift in Sranfreih, bei und noch nicht der Fall. Auch das ift bei und noch nicht 
überall anerkannt, daß ein Kupferftich, eine Litho- oder Photographie dem Nachbildner gegen: 
über wieder ald Original zu betrachten ift, deſſen Vervielfältigung nur dem Urheber zufteht. 
Hoffen wir, daß dieje von Künftlern und Kunfthändlern angeregte Sache endlich ihre Itegelung 
für Deutfhland durd ein Bundesgefeg findet. 

In Bezug auf die Principien der Kunft und die einzelnen Künfte verweijen wir auf Car— 
riere's „Äſthelik“, wo der Zuſammenhang des Schönen mit dem Leben beſonders betont iſt. X. 

Kurfürſten. (Goldene Bulle. Kaiſerwahl. Wahlcapitulation.) Kurfürſten, 
d. h. die Vorderſten an der Kur oder Küre, Wahl, waren im Sinne des deutſchen Reichsſtaats— 
rechts diejenigen Großen des Deutſchen Reichs, denen, nachdem jie ald die Mächtigſten in frü— 
hern Zeiten einen überwiegenden Einfluß auf die deutfche Königswahl mehr thatfählih aus— 
geübt Hatten, endlich reichsverfaſſungsmäßig das ausſchließliche Recht zuftand, reſp. ausſchließlich 
die Pflicht oblag, bei jevedmaliger Erledigung des Faiferlihen Throns das neue Reichsoberhaupt 
zu wählen. 

Mag daher der Begriff von Wahlfürften im allgemeinen aud auf die ariftofratifhen 
Wähler in allen Wahlreihen paſſen, jo ift doch der Begriff eines Kurfürften aud ein ſpecifiſch 
deutſch⸗ſtaatsrechtlicher Begriff und hat ji als folder mit der ganzen Reichsverfaſſung, deren 
Schickſale er theilt, eigenthümlich entwickelt. 

Bekanntlid gehört die Natur des älteften germanifchen Königthums zu den berühmteften- 
Streitfragen unferer Rechtsgeſchichte. Namentlid aber befteht der Streit darüber, ob es ein 
Geblüts- oder ein Wahlfönigthum, oder vielmehr, wie viel es das eine oder das andere zugleich 
geweſen jei. Da aber die germaniſchen Stämme ſchon theilweife dur die Merovinger, mehr 
noch durch die Karolinger mit dem fränfifchen Neiche verbunden worden waren, jo hat jich die 
deutjche Rechtsgeſchichte auch mit der Frage beichäftigt, ob überhaupt und inwiefern das mero: 
vingifhe und das Farolingifche Königthum Geblütd- oder Wahlfönigthum oder beides zu— 
gleich gewejen, und haben ſich in dieſer Beziehung gleichfalls ehr verſchiedene Anſichten geltend 
gemadt. Während nämlich einige geradezu von einem erblichen Wahlkönigthum ſprachen, an— 
dere die Geblütöfolge ald Princip behaupten, daneben aber nur ein Wahlrecht innerhalb der 
regierenden Dynaflie zulaffen, wollen dritte bei der einen der genannten Dynaftien mehr das 
Prineip der Geblütöfolge, bei der andern mehr das der Wahl ald das entſcheidende erkennen. 

Bei der Mangelhaftigkeit unferer der Zeit nach fo fern liegenden Quellen, bei ver Schwie: 
rigfeit, die im Vergleich zu unſern Zuftänvden und Auffaffungen fo verfhiedenen Verhältniſſe 
der damaligen Zeiten vollftändig zu würdigen, und endlich bei der Unbeſtimmtheit und Unfertig— 
feit der ftaatlihen Einrichtungen jener Perioden ift feine Hoffnung gegeben, daß der erwähnte 
Streit jemals definitiv auf eine allgemein befriedigende Weife geſchloſſen werde. 

Jedenfalls aber laſſen fi einige jehr wichtige Refultate dann gewinnen, wenn man das 
Berhältnig erwägt, in weldhem die Wahl- und die Geblütöfolge ihrem innern Wefen nad 
überhaupt zum Weſen des wahren Einheitäftaats ftehen. 

Der Gegenjag zwifhen Wahl: und Geblütsfolge ift nichts anderes als eine Anwendung 
der allgemeinen Gegenfäge zwifchen Sein und Werben, Beſtand und Wechſel, vorbeftimmter 
Ordnung und Freiheit, Stetigfeit und Wandel, Föderalismus und Einheitsſtaat auf die 
Staatöform oder auf die perfönlichzeinheitliche Darftellung ded Staats und feiner Gewalt, Ge: 
genfäge, die zugleich den Kampf der decentralifirenden Neigung mit der centralifirenden, den 
Kampf des Ideals, der Befte jolle Herrfcher fein, mit der Idee der Stetigfeit des Staatö in feiner 
Beihränfung auf die monarchiſche Staatsform darftellen, wie died in andern Richtungen durch 
den Kampf zwifchen Republif und Monardie, zwifhen abſolutem und conftitutionellem oder 
oetroyirendem und pactirendem Regiment, zwijchen perfönliher und fingirter Souveränetät 
u. f. w. gleichfalls geichieht. 

In jedem gejellfchaftlichen, alfo auch in jedem ftaatlihen Zuftande muß nun allen jenen an— 
gegebenen allgemeinen Gegenfägen einigermaßen Rechnung getragen werden, und während man 
um der Einheit und Ordnung willen ji Einem unterwirft, ſucht man zugleich durch die Wahl, 
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ober richtiger, durch die Beſchränkung diefer Unterwerfung auf gewiſſe Zeit, höchſtens auf Le— 
benddauer, auch ein Schutz- und möglicherweife aud ein Steigerungsmittel für die biäherige 
Freiheit. Die Motive ver einzelnen Wahlen und der Wählenden fönnen natürlich fehr ver- 
ſchieden fein, deögleihen ver Umfang der königlichen Gewalt, die Ausbildung der Wählenden 
felbft u. f.w. Mol aber fann man mit Beftimmtheit jagen, daß, wenn politifch noch wenig 
entwicelte und nur in einer laren Verbindung felbftändiger Familien und Stämme beſtehende 
Bölfer beginnen , einen höhern Grad von Einigung anzuftreben, fie zunächſt nur für eine Art 
völferredtlicher Föderation geneigt find, in welcher die felbft wieder entweder erblichen oder ge= 
wählten Chefs der einzelnen Bundeögliever das Oberhaupt der Verbindung, die oberfte Magi— 
ftratur derfelben wählen, alfo auf Bedingungen, Vertrag, gleihfam anftellen. Sonach 
erfcheint auf diefe Weile ein Übergang gegeben aus der bisherigen etwa völferrechtlich zu nen= 
nenden Verbindung polttifch: felbftändiger Fleinerer Gemeinweſen in eine größere ſtaatliche Ein— 
heit, und fo können fich zuerft mehrere jelbftändige Bamilien zu einer Art von Stammedconfd- 
deration und denn Stammftaat, niehrere Stammftaaten zu einem Nationalbündnifle und dann 
Nationalftaat entwideln und umgefehrt, woneben natürlich durch fremde Groberungen, Bünd— 
niffe mit andern Völkern u. dgl. m. manche Modificatlonen, Veränderungen u. f. w. ftattfinden 
werben. 

Natürlich kann in allen denkbaren hierher gehörigen Verhältniffen, zu welchen auch die Ge— 
folgihaft gezählt werden mag, nur der vollfommen Selbftändige, der Vollfreie, alfo eigentlich 
nur dad Oberhaupt wenigftens einer jelbjtändigen Familie, eine entfcheidende Stimme führen. 
Das Princip der Verhandlungen muß, wie deren Form, der Vertrag fen, welden Einfluß 
immer andere Momente, 3. B. die Noth, die Sitte, haben mögen. Und je mehr das Vertrags: 
princip in concreto herrſcht, deflo mehr wird die Einigung nur eine private oder eine völker— 
rechtliche Affociation fein und für die Beſtimmung des Oberhaupts die Wahl entfcheiden, vefto 
weniger aber auch deſſen Bewalt eine aus der geſchichtlichen Entwicelung und der innigen Ber: 
bindung mit dem Ganzen hervorgegangene organische und infofern nur ihm eigene, ſondern 
nur eine manbirte und vertragdmäßig verfanmelte Gewalt der Glieder, fein Charakter aber 
nicht der eines Monarchen, fondern nur der eines oberften Bundesmagiftratö fein. 

Je dringender das Bedürfniß ift, welches zu diefer Vereinigung zwingt, deſto mehr wird bei 
der Wahl darauf gefehen werden, daß der zu Wäbhlende die im Moment werthvollften Eigen: 
ſchaften in möglichſt hohem Grade befige. Hat die Vereinigung ſich confolidirt, ift fie felber zur 
Sitte geworden und in fi, in ihren geichichtlichen Erinnerungen flarf, jo wird die Wahl und 
die Einigung allmählich und ganz von felbft einen andern Charafter annehmen, Bor allem 
wird nämlich der früher geltende Saß, jeder fünne nur durch feinen eigenen Willen, alfo nie 
durch eine wie immer große Majorität gebunden werben, ein Sag, vermöge deſſen jeder Diſſen— 
tirende die Eriftenz der Verbindung aufs Spiel jegen fünnte, dadurch modificirt, daß in den 
MWahlacten wie in fonftigen Verhandlungen ver Bundesgliever die Stimmenmehrheit entfcheide, 
tefp. die Minorität binde. Auf dieſe Art zeigt fich eine ftärfere Neigung der Gonföberation zur 
Staatlichkeit over ftaatlihen Einheit, ded Vertragsprineipd zum Prineip des Geſetzes. Weiter 
aber wird, ohne Aufgeben der Wahl, diefe felbft nah und nah an gewiffe Formen gebunden 
und die Wählbarkeit befhränft, wenigſtens infofern, ald unter gewiflen Borausfegungen diefer 
oder jener Familie ein unbeftrittener Vorzug eingeräumt und von ihr nur dann abgegangen 
wird, wenn fie felbft Fein wählbares Glied mehr enthält. Im diefem Zuge tritt die Neigung zur 
ftaatlihen Stetigfeit auch in der Staatöform hervor und Eonnte fich derfelbe an irgendeine over 
mehrere hervorleuchtende Eigenschaften eines Hauſes, 3. B. deffen Alter, Reichthum, Kriegs: 
ruhm, religiöfe Geheimniffe u. ſ. w. angefhloffen und um fo flärfer ausgebilvet haben, je unbe: 
ftrittener von der fraglihen Familie die Reinheit ihres Geblüts, je vollftändiger von ihr die 
Grundlagen ihrer Autorität erhalten und je feltener ver galt geworden war, wegen Ausfterbens 
einer ſolchen Bamilie zur Wahl eines ganz neuen Geſchlechts zu ſchreiten. Wenn dabei bie 
Zähigkeit, mit welcher dennoch das Wahlrecht feftgehalten wurde, von der Macht der darin ent- 
haltenen Breiheits: und Selbſtändigkeitsgefühle und von der Achtung auch für das Alter der Frei— 
heit Zeugniß gibt, fo beweiſen viele Beifpiele, wo man, nur um das alte Geſchlecht zu behalten, 
ſelbſt in den kriegeriſchſten Zeiten Kinder und Frauen zu Königen wählte, welde Macht ſchon 
— die in dem Geblütskönigthum liegenden Ideen und realen Verhältniſſe gehabt haben 
müſſen. 

Nach dem Angeführten aber kann es nur natürlich erſcheinen, daß, je mehr Staatliches man 
von einer Verbindung erwartet, je höher die Idee derſelben und infolge deſſen die Stellung ihres 
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Oberhaupts if, deſto weniger damit eine Beftellung des legtern durch freie Wahl harmonire, 
daß ferner, je mehr das Wahlprincip rechtlich ausgebildet und das der Geblütsfolge zurüdge- 
drängt wird, deſto mehr die fragliche Völferverbindung jid von der Idee des Einheitsſtaats ent⸗ 
fernt und endlid, daß wenn in höhern Bildungszuftänden die Gonföderationdidee durchge: 
Schlagen und jedes der verbündeten Territorien, wie ſie ſich inzwiſchen entwidelten, ein gewifies 
politisches Selbftändigkeitsgefühl befommen hat, ihre Einheit nur dazu vorhanden jheint, um 
die Selbfländigfeit aller zu decken, wobei freilich — ſcheinbar widerſpruchsvoll für eine fo unge: 
heuere Aufgabe, aber in ver That logiſch in Anbetracht des präjudiziellen Punkts für das über: 
wiegende Intereffe, nämlich für die Erhaltung ver Einzeljelbftändigfeiten — immer derjenige 
zum Oberhaupt ded Ganzen gewählt werden wird, ber nad) jeiner Berjönlichkeit vie legtern am 
wenigften bedroht und doch das Ganze in feiner Schwäche, ohne bedeutende Opfer der Glieder, 
am beften aufrecht zu erhalten im Stande ift. Aud in viefem Stadium Fönnen aber die Ver: 
hältniffe fo gelagert fein, daß man jich thatſächlich immer an daffelbe Geſchlecht hält, obgleich im 
jevem Grlevigungsfalle eine Neuwahl ftattfindet. Dieſer Zuftand fann fo lange dauern, bis 
dad Intereffe an der bisherigen Ginheit jo vermindert wird, daß fein Bewählter die Wahl an: 
nimmt oder behält, Fein Wähler mehr zur Wahl fchreitet, oder bis das einheitöftaatliche Glement 
des ganzen Verhältniffes, die politifche Pflicht für dad Ganze, verflüchtigt, gegenſtandslos ge= 
worden und von den felbftändigen Einzelftantderiftenzen vollfommen in Anfprud genommen if. 

So finvet denn wirklich zwifchen Einheitöftaat und Staatenmehrheit, Gonföperation, Wahl: 
und Geblütöfönigthum eine innere Verbindung und ein ununterbrodenes Auf: und Abwogen 
flatt und wir haben in den angegebenen Zügen die Geſchichte des germaniſchen Königthums 
überhaupt und die des deutſchen insbeſondere mitgezeichnet. 

Das germanifche Koͤnigthum, wie ed in und feit der Völkerwanderung bei Allen germa— 
nifchen Bölfern hervortritt, beruhte ald ſtaatsrechtlicher Begriff theild auf altem mit dem ger: 
manifchen Heidenthum und Volksleben innig verbundenen Anjehen, theild auf Anerfennung 
des Volks und Gefolgs, theild auf ver Autorität ver Eroberung, der Kriegdanführerichaft und 
des großen Grundbeſitzes, theild auf einer gewillen Anerkennung ſeitens der römischen Impera- 
toren. Was von diefen Momenten bei der feften Anſiedelung diefer Völker und ihrer Ehriftia- 
nifirung hinwegfiel, dad wurde dur die Anerkennung der im höchſten Anſehen flehenven 
hriftlihen Kirche und durch den mächtigen Einfluß der vielen neuen, dem frühern Recht der 
Germanen unbekannten und daher vem Königthum zur Ordnung anheimfallenden Verhält- 
niffe gewiffermaßen erjegt. Jedenfalls aber mußte eben durch die Kirche und die Anſäſſig 
madhung in den römischen Gulturländern dad germanifche Königthum in feinem innern Weſen 
durch und durch verändert werden. 

Der mehrhundertjährige ununterbrodene Beftand, ſowol der merovingiſchen ald auch der 
larolingiſchen Dynaftie, ſcheint, wenigſtens bei den Franfen, auf eine volllommene Ausbildung 
der Geblütsmonarchie ſchließen zu laffen und zwar um jo mehr, je entſchiedener die Kirche da— 
mals vie Geblütäfolge begünfligte und je unzweifelhafter das Königthum jener Zeit vornehmlich 
an den großen Haudgütern ber regierenden Familien hing. Allein fowie die wiederholten Reichs 
theilungenzwar für bie @eblütäfolge, aber gegen deren monarchiſch-ſtaatlichen Charakter Zeugniß 
geben, jo beweijt die Art, in welder die Thronentjegung der Merovinger und der Abfall 
Deutihlands vom Franfenreihe mit ganz wenigen Ausnahmen beurtheilt und aufgenommen 
wurde, daß ed noch an einer firengen Rechtsidee über die ununterbrocdene Geblütsfolge und 
an jeder höhern organischen Einheit ſowol des ganzen Frankenreichs wie feiner einzelnen grö- 
Bern Theile fehlte, während endlich aus den zahllojen, wenngleich ſich ſehr verſchieden aus 
prüdenden Stellen ver Quellen über vie Theilnahme des Volks an allen Thronwechſeln jeden- 
falls fo viel hervorgeht, daß nicht die Geblütsfolge allein über das Recht am Thron entſchieden 
habe. Eine nad) dem Geſchmack und Maßgabe unferer Zeit ſcharfe Beſtimmung der fraglichen 
juriſtiſch wenig entwidelten und mehr auf der Macht ver Thatfahen und auf jittlihen An- 
ihauungen beruhenden Verhältniffe des fränfifchen Reichs als eines politifhen Ganzen ift un: 
möglid. Allein gleihwie wir an andern frühern oder fpätern Beifpielen erfennen, daß mit 
ver Zweifelhaftwerdung der Ginheitsftaatlichfeit eines Reichs und mit der ſchwachen Gonftitui= 
rung oder Abſchwächung eined Geblütöfönigthums fofort eine Art von Wahlcapitulation, alſo 
ein ſicheres Indicium der Neigung zur Eonföderation, zum Genius ded Wahlreichs eintritt (vgl. 
Held, „Syſtem des Verfaſſungsérechts““, 1, 427, Note 1; St.: Prieft, „Histoire de la ro- 
yaute“, 11, 383, 387; Bollgraff, „Erſter Berfud u. ſ. w.“, II, 274, Note d; Dolgoroufom, 
„La verit& sur la Russie‘‘, ©. 162, 214; Raurent, „Etudes“, I, 270; Waig, „Deutſche Ver: 
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faffungsgefchichte‘‘, IL, 117, 614, 617, 620, 634 ; Norvenflyht, „Schwedische Staatöverfai- 
fung”, ©. 121; Laftenrie, „Histoire de la libert& politique‘', 1, 286; Walter, „Deutſche 
Rechtsgeſchichte““, I, 172, Note 4 und 5, 173, Note 6 und 7; Michaelis, „Moſaiſches Recht“, 
Bd.l, $.55; Zöpfl, „Deutſche Rechtsgeſchichte““, Thl. 1, $. 33; Sugenheim, „Geſchichte ver 
Aufhebung der Leibeigenfhaft”, Petereburg 1861, S. 400 fg. Liber die ungarischen Krö— 
nungsdbiplome: Luſtkandl, „Das ungarifchzöfterreihiiche Staatsreht”, Wien 1863, ©. 17, 
207 fg.; Arndt, „Die Wahl Konrad's IL., Inauguraldiffertation, Göttingen 1861. Aud 
bie engliſche „Declaration of rights”, Note 13, Februar 1689, erfcheint ald eine Art von 
MWahlcapitulation, deren Idee gewiffermaßen in jeder Huldigung wie in jedem Verfaflungs: 
gelöbniß des Ihronfolgers enthalten ift), jo hat das Örgentheil jener Boraudfegungen, nament: 
lich bei jungen, politiſch noch wenig entwidelten VBölfern, die Wirkung eines ftärfern Hervor- 
tretend des Glements der Geblütöfolge. Da aber alle dieſe Erſcheinungen meiftend nur von 
Verſoͤnlichkeiten abhängen, fo findet zwifchen ihnen oft bei einem und demſelben Volke leicht ein 
gewiſſer Wechjel flatt, der die Formen undeutlih, den Charakter ver Inftitutionen ſchwankend 
macht, die Begriffe und Anſchauungen verwirrt, die begreiflich auch die geſchichtliche Beurthei— 
lung fehr erfchwert. !) 

Alle dieſe Bemerkungen paflen ganz befonders auf das ältefte germanifche, wie auf das me: 
rovingifche und Farolingifche Königthum. Die Wahl als die Form der freien Mitwirkung uno 
feierlihen Anerkennung fand ſich ſtets neben dem Geblütsrechte ald ver Eonfequenz beſtehender 
Ordnung und nöthiger Kontinuität und Stetigfeit im ftaatlihen Berbande, und es erfcheint ala 
ſehr bezeihnend, wenn manchmal gerade die mächtigſten Perjönlichfeiten fich mehr auf dad Ge— 
blütsrecht flügten, obwol fie deffen für ihre Autorität am wenigften bedurft hatten, ſchwache 
Fürſten dagegen ji vorzüglich auf ihre Erwählung bezogen, obgleich gevade für fie die Wahl 
am wenigften ſich als Baſis einer öffentlichen Autorität erwiefen hatte und erweifen Eonnte. 

Die Trennung des Deutihen Reihe vom Branfenreiche hatte unter anderm auch die Folge, 
daß in dem weſtlichen Frankenreiche verhältnipmäßig Sehr ſchnell das Geblütskönigthum ſich 
entwidelte. Wenigftens fiel bald jeder Wahlact weg. Was von der in dem Wahlrechte audge: 
ſprochenen alten Freiheits- und Conföderationsidee noch übrig blieb, ſprach ſich in den Huldi— 
gungen der großen Vaſallen und des Volks aus und wurde durch die Vernichtung der erſtern 
nad und nad) nichts anderes ald eine die Rechte des Geblütskönigthums beſtärkende Geremonie. 

In dem während der Frankenherrſchaft weder in fich felbft noch mit dem großen fränkiſchen 
Reiche organifch geeinigten Deutſchland aber waren die VBerhältniffe anders gelagert. Deutſch— 
land beftand aus einer Mehrzahl mächtiger Nationen, deren jede in ihrem nationalen Herzog: 
thum für ih allein fchon eine Arı von nationalem Geblütskönigthum beſaß. 

Das nationale Herzogtdum, ver höchſte politifhe Ausdruck des particularen deutſchen Selb: 
ftändigfeits = und Freiheitsbewußtſeins, mußte demnach der Hauptgegner eines gefammtnatio: 
nalen ftarfen Königthums namentlih dann werden, wenn ein ſolches Königthum nicht nur 
vorübergehend dem Herzogthum mit aller Macht dienen , fondern durd) die Erblichkeit fih an 
Stetigfeit vem Nationalherzogthum glei und deshalb dauernd über daſſelbe fegen wollte. In 
Deutihland dauerte der Kampf zwijchen particularer Selbftändigfeit der Theile und flaatlidher 
Einheit des Ganzen, ein Kampf, der ſich zunähft durchweg innerhalb der Formen des Lehnver: 
bandes vollzog und auch bald in den verschiedenen Operationen zur Vernichtung der Stammes: 
berzogthümer, bald in den mannihfahen Beftrebungen zur Erblihmahung der Reichskrone 
und in der Oppoſition gegen beides äußerte, eigentlih ununterbrochen bis auf unfere Zeit, und 
wie verſchieden auch die neuern Formen diefed Kampfes von denen des Mittelalters find, fo ift 
er doch bis zur Stunde noch nicht abgeſchloſſen. 

Das Deutſche Rei mußte mit einer Königswahl beginnen, bei welcher aber dennoch wieder 
das Geblütsmoment hervortritt. Dieſes ift unverkennbar wirkſam, folange die Dynajtie des 
Gewählten beerbt erfcheint, obgleich die Anerkennung feitend der Stämme nicht fehlen darf und 
diefelbe, falls nicht frei gegeben, mit ven Waffen erzwungen werden muß. Je fchneller die Dy- 
naftien audfterben, deſto öfter tritt die Wahl ald ver einzige Erwerbstitel ver Krone in ven Vor: 
dergrund und deſto mehr befeftigt ſich demnach das Wahlprineip, welches ſowol mit ven alo- 
dialen wie feudalen Intereflen ver Großen des Reichs am beften zu Harmoniren ſcheint und nicht 
nur vom Papfte, fondern auch bald von den auswärtigen weltlihen Mächten begünftigt wird. 
Nachdem übrigens das Schwanfen zwifchen den beiden Principien des Wahl: und Geblüts— 


1) Vgl. Lufllandl, a. a. O., ©. 16, 249 fg. 
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königthums bald in der Grwählung des Nachfolgers bei Lebzeiten des Königs, bald in dem aud- 
drücklichen Versprechen, die Reichskrone nicht erblich zu machen, bald in förmlichen Unterhand— 
lungen über die Erblichmachung der deutfchen Krone ſich ausgedrückt hatte, fand endlich das 
Mahlprineip die reihsgrundgefegliche Anerkennung, und während burd die Erblihwerbung der 
Lehne das Prineip ver Erblichkeit nicht nur die Territorialfuecefiton, fondern das ganze beutiche 
Rechts- und Geſellſchaftsleben beherrfchte, war es für immer von der Reichsſucceſſion aud- 
geſchloſſen. 

Die Formen der deutſchen Königswahl betreffend, fo ſcheint es anfänglich an irgendeiner 
gefeglichen oder dur Sitte und Gewohnheit allgemein anerkannten Beflimmung darüber 
gänzlich gefehlt zu haben. Zwar bezog man fi mitunter auf die Analogie der Papſtwahl; auch 
behaupteten die Rheinfranken in diefer Hinficht eine Art von Vorrecht (der König follte auf 
ihrer Erbe, auf rother, fränfifher Erde gewählt werden und gewann mit feiner Erwählung 
fränkiſches Recht u. ſ. w) und vereinigten fich diefelben zuerft mit pen Sachſen über den zu Erwäh— 
Inden. Allein darin dürfen keineswegs allgemein anerfannte Wahlvorrechte Kefunden werben 
und die Autorität des neugemwählten Königs hing auch bei den übrigen Stämmen immer von 
deren freier oder durch den König mit Hülfe feiner Anhänger erzwungener Anerfennung ab. 
Nicht minder unbeftimmt erfcheint bis zur Mitte des 14. Jahrhunderts die Frage, wer und in 
welchem Maße jeder bei ver Königswahl mitzuwirken habe und welches bie nöthige Majorität, 
welches die Folgen ver Majoritätswahl für die diffentirenden Minoritäten feten. Unbeſtritten 
war nur, daß lediglich vollfreie deutſche Männer activ wie paſſiv wahlfähig feien, und in diefem 
Sinne wird nod bei der Wahl Friedrich's I. im Jahre 1152 gefagt: „Universi principes 
et ceteri proceres cum totius populi favore et alacritate nos in regni fastigium elegerunt.‘’ 
Jedenfalls erfcheint ed aber nur natürlich, daß die verſchiedenen realen Machtverhältnifſe einen 
beitimmenden Einfluß auf das Maf der Bedeutung der Wahlſtimmen üben mußten, daß alfo 
die mächtigſten Fürften, hinter denen zahlreiche Völker und Bafallen landen, ein größeres Ge— 
wicht in die Wagichale ver Entfcheidung warfen als der übrige von ihnen theilweife abhängige 
Herrenftand, und daß die Anerfennung und das Zujauchzen des Volks, unter der Vorausſetzung 
der Übereinftimmung ber Grofien, bald nur eine die bereits gefchehene Entſcheidung anerfen: 
nende Feierlichkeit geweſen ſei. Hiernach erklärt ich nicht nur ein frühes Hervortreten des Ein— 
fluffes des Erzbiſchofs von Mainz auf die Leitung der Königswahl, fondern auch die Übertra— 
gung einer Art von Vorwahl an einige der beveutendften Fürften des Reihe. Der Begriff 
eined Kurfürften (princeps elector) findet ſich zum erften mal in einer Urkunde von zmeifel- 
hafter Echtheit, nämlich in einem Privilegtum Friedrich's I. vom Jahre 1156 (Zövfl, a. a. O., 
S. 457). Seine eigentliche Begründung aber fand er erft in den berühmten Rechtsbüchern des 
13. Jahrhunderts, im Sachſen- und Schwabenfpiegel. Beide Quellen fhreiben das Recht, ven 
deutſchen König zu kiefen, nur fieben Fürſten, drei geiftlichen (den Erzbifchöfen und Reichserz— 
fanzlern von Mainz, Trier und Köln) und vier weltlichen Fürften (ben Trägern der Reichderz- 
ämter, nämlich dem Pfalzgrafen bei Rhein, Truchſeß, dem Herzog von Sachſen, Marfchall, dem 
Markgrafen von Brandenburg, Kämmerer, und endlich nad dem Schwabenfpiegel dem Herzog 
von Baiern, nad) dem Sachfenfpiegel dem König von Böhmen ald Schenke) zu, jedoch mit dem 
Beifügen, daß fie nicht follen „‚Kiesen iren mutwillen“, fondern denjenigen, den „die vorsten 
alle to Koninge erwelt“. Bon einem ausſchließlichen freien Wahlrechte dieſer fieben Fürſten 
ift alfo in den Rechtsbüchern noch feine Rede. Als fehr wichtig aber ericheint ed umd als ein 
Zeichen, wie weit bereitd das Erkenntniß des Bedürfniſſes einer beftimmtern Ordnung fortge: 
fhritten war, wenn, übereinftimmend mit einigen ähnlidyen frühern Verfuchen (Zöpfl, a. a. D., 
S. 460, Note 13) der Schmwabenfpiegel (Landrecht, c. 130, edit, Laßberg) fagt: „Darumbe 
ist der fursten ungerade gesetzet, ob dri an einen gevallen, und vier an den andern, das 
die dri den viern folgen suln . und also sol je die minner volge der merren volgen . daz ist 
an aller Kur recht.” Ob nun glei in diefer Beftimmung eine beveutende Fortbildung der 
ganzen Wahleinritung und zugleich ein großer Fortſchritt des politifchen Einheitsgedankens 
gefunden werden muß, fo fehlte doch immer noch viel dazu, daß die deutſche Königswahl genü- 
gend organifirt gewefen wäre, und fonnte es dazu um fo weniger fommen, als bie feit Otto J. 
beftehende untrennbare Verbindung der römifchen Kaifertrone mit der deutſchen Königsfrone 
bei ven Wahlen der veutfchen Könige Intereflen und Einflüffe wirkſam werben laflen mußte, die 
jedenfalls einer genauern Beftimmung des Wahlreichs entgegem waren. Denn die deutſche 
Königskrone berubte auf der Wahl der Nation, und wenn aud der von den deutfchen Fürften 
rite Gewählte (Schwabenfpiegel, c. 122, 123; Sachſenſpiegel, II, 52, 54) den Anſpruch auf die 
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römische Kaiferkrone hatte, fo galt doch damals der Grundjaß, daß der Erwerb verjelben von 
der Krönung in Nom abhänge. Natürlih wurde nun die Bedeutung der legtern und deren 
Verhältniß zur deutſchen Königswahl verſchieden aufgefaßt, d. h. der ganze Antagonismus 
zwiſchen Deutihland und Stalien, der Gegenfag zwiſchen Staat und Kirche, Papſtthum und 
Kaiferthum, gerade auf dieſes Verhältniß übertragen. Zu allevem fommt aber noch, daß jene 
Zeiten überhaupt detaillirten grundgejeglihen Beitimmungen abgeneigt waren und die vorhin 
genannten jleben Fürſten zwar als die angefehenflen in Deutihland galten, allein zu jenen 
Zeiten nur bei der Königämwahl felbft als ein beſonderes Gollegium erfheinen, während fie jonft 
auf den Reichstagen ein ſolches noch nicht Bilden. 

In den langen und jhweren Kämpfen zwifchen der geiftlichen und weltlihen, ver Idee nad 
zu einer freien, friedlichen Einheit berufenen Weltmacht des Mittelalters, in der Oppofition der 
zum Bewußtſein fommenden Hauptnationalitäten Europas gegen die weltlihe Suprematie des 
Eaijerlichen wie des päpſtlichen Stuhls war aud den deutihen FZürften und Völkern nad und 
nad der Gedanfe aufgegangen, die Hand an den Ausbau der deutfchen Verfaffung, an eine be- 
ſtimmtere Ordnung der innern Berhältniffe Deutichlands zu legen. Daß man dabei zu allererft 
an die Regulirung der Nachfolge im Reichöregiment dachte, ift ſchon an ſich gerechtfertigt, teils 
weil diejer Gegenftand für die Verfaffungsfrage einer Monarchie entſchieden der wichtigfte ift, 
theild weil überhaupt im Mittelalter dad Königthum ausſchließlich ald der Träger der nationalen 
Selbitändigkeit betrachtet wurde. Zudem hatte aber noch der Bapft Johann XXI. einen befon= 
dern Anftoß zur genauern Beſtimmung dieſes Verhältniſſes dadurch gegeben, daß er in dem 
Streite Ludwig's ded Baiern mit Friedrih dem Schönen von Oſterreich über die deutſche Kö— 
nigäfrone ohne weiteres den deutſchen Thron für erledigt und ſich als alleinigen Richter in dieſer 
Sache erklärt hatte, So raten denn am 15. Juli 1338 die Kurfürften (mit Ausnahme Böh- 
mens) zu Renfe am Rhein zufammen und fchloffen den fogenannten erften Kurverein (welcher 
bis zum Jahre 1558 mehrmald wiederholt wurde) zum Schuge ihres und des Reiche freien 
Wahlrechts. 

Der Hauptinhalt dieſer, urſprünglich in deutſcher Sprache abgefaßten „Unio Electorum 
Rensensis“ iſt die Behauptung des Kurrechts ſeitens der Kurfürſten, der Ausſchluß jedweden 
fremden Einfluſſes auf die Wahl und die nach allen Seiten hin unantaſtbare Gültigkeit der von 
den Kurfürſten einſtimmig oder von dem „Merertail“ derſelben getroffenen Wahl (Vüiter, 
„Hiſtoriſcher Entwurf der Staatöverfaffung ded Deutſchen Reiche’, I, 232 fg.; Schmauß, 
„Corp. jur. publ. J. R. imper.“, &. 10 fg.). 

Durch den kurz danach (8. Aug. 1338) auf einem Reichstag zu Frankfurt gefaßten und in 
der Regel mit „Constitutio Ludovici Bavarici de jure et excellentia imperii” bezeichneten 
Reichsſchluß (Schmauß, a. a. O., S. 9 fg.) wurden die Grundſätze des Kurvereind von Renie 
nicht nur gebilligt, ſondern auch namentlich ven Prätentionen des päpſtlichen Stuhls gegenüber 
auf das beſtimmteſte die Behauptungen aufgeſtellt, daß die kaiſerliche Würde unmittelbar von 
Gott und einzig und allein durch Vermittelung der Wahl der Kurfürſten übertragen ſei und daß 
der Gewählte ſchon durch die Wahl ſelbſt wahrer König und römiſcher Kaiſer ſei, ohne daß es 
erſt irgendeiner „Approbatio, confirmatio, auctoritas oder conseusus“, auch nicht des Papſtes 
oder des apoſtoliſchen Stuhls dazu bedürfe. 

Der Kurverein zu Renſe und die ebenerwähnte „Constitulio Ludovici Bavar.“ waren aber 
nur die Vorläufer des eriten eigentlichen, bis zur Stunde noch in einigen Stüden praftifchen 
deutſchen Reichsgrundgefeged, nämlich der theilweife auf einem Neichdtage zu Nürnberg am 
10. Jan. 1356, theilweife auf dem Neichötage zu Metz am 25. Dec, deflelben Jahres zu 
Stande gebradten Kurfürftenbulle Kaifer Karl's IV., welche wegen des an ihr wie an andern 
wichtigen Driginalurfunden 2) befindlichen in Gold gearbeiteten Siegeld jpäter allgemein aus: 
jhlieplidh die Goldene Bulle genannt wurde. 

Dieſes vorzüglich mit den Kurfürften vereinbarte Reihdgrumdgefeg (vgl. Held, „Suftem‘‘, 
I, 438 fg.) ift feinem Hauptinhalte nad) ein Reichswahlgeſetz und befteht deſſen Bedeutung vor 
allem darin, daß mit ihm die Korn des Deutihen Reichs ald eined Wahlreichs für immer unab— 
änderlich beſtimmt und ſonach der ganzen fünftigen Entwidelung Deutſchlands gleihjam grund: 
gefeglich die Richtung angegeben ift. Abgefehen von der in der Goldenen Bulle enthaltenen 





2) Val. 3. B. über die fogenannte Brabanter Goldene Bulle die Wahlcapitulation von 1792, 
Art. ig Drtel, a. a. D., S. 342, Note 71. Eine ungarifche Goldene Bulle f. bei Luſtkandl, 
2.00, © 7, 
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Beftätigung der Principien der Rechtsbücher, des Kurvereins zu Renſe und der „„Constitutio 
Ludov. Bav.“ (Gefegbuh, Kap. 2, $$.1,6,10; Kap. 4, $. 34), fowie von den bis in das 
fleinfte Detail ver Konigswahl, ja fhon des Zugs der Kurfürften zur Königswahl gehenden 
zahlreichen Beftimmungen (Geſetzbuch, Kap. 3, 4, 6, 21, 22, 26— 29), find ale die wichtigſten 
zum Theil noch jegt nachwirkenden Verfügungen berfelben folgende hervorzuheben : 

1) Rap. 5, $$.1 und 2 wird das Reichsvicariat für den Fall der Erledigung des Throns dem 
Pfalzgrafen am Rhein „In partibus Rheni et Suevia et in jure Franconico” und dem Herzog 
von Sadjfen „in his locis, ubi Saxonica jura servantur übertragen und das ganze Ver: 
hältniß, die Gompetenz der Reichsvicare, genauer beftimmt. 

2) Rap. 5, $. 3 erkennt an und beftimmt näher das Recht des rheinifchen Pfalzgrafen, über 
dem Raifer zu Recht zu figen. Aber vie Fälle felbft find nicht angegeben und heißt es ausdrück 
li: „Sicut ex consuetudine introductum dicitur.” (S. Zöpfl, a. a. D., ©. 463.) 

3) Kap. 7, $$.2 und 3 ordnet an und beftimmt genauer die Vorausſetzungen der perfönlichen 
Succeſſionsfähigkeit, ſowie die Primogeniturordnung für die Thronfolge der weltlichen Kur: 
fürftenthümer, während $. 4 veffelben Kapitels das vollendete achtzehnte Lebensjahr ald Boll: 
jährigfeitstermin für den Antritt des Regiments in diefen Kurländern feftfegt und die etwa 
nöthige Regierungsvormundfchaft anorbnet. Vgl. auch Kap. 25,$.3 fg. 

4) Kap. 8 beftimmt die ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe Böhmens zum Reid. 

5) Kap. 9 und 10 beftätigen ven Kurfürften ven Befig aller von ihnen bereitö erworbenen 
Negalien, namentlich das Berg : und Salinenregal, das Judenihug:, Zoll: und Münzredt. 

6) Kap. 11 handelt „de immunitate prineipum Rlectorum‘’, d. h. e8 erteilt den Kur: 
fürften für ihre Lande und Leute die Privilegien de non evocando und de non appel- 
lando; doch follte in allen Fällen der „„denegata justitia” am das Faiferliche Hofgericht appel- 
lirt werden fönnen (a. a. O. $. 4). 

7) Kap. 12 fhreibt vor, daf zur Verhandlung wichtigerer Reichsgeſchäfte alljährlich eine 
Verſammlung der Kurfürjten flattfinden folle. Statt der Ausführung diefer Beſtimmung 
finden wir aber nur die Ginholung der fchriftlihen Zuflimmung der Kurfürften feitend des 
Kaiſers (Willebriefe). 

8) Kap. 14— 17 inclufive treffen verſchiedene für den allgemeinen Rechtszuſtand Deutſch— 
lands damals fehr wichtige und zum Theil Höchft harafteriftiiche Beftimmungen, namentlich 
über jimulirte und betrügerifche Lehnörefutationen, über Affociation, Pfahlbürgerthum und 
Fauſt-, reſp. Fehderecht. 

9) Kap. 20, mit welchem die oben hervorgehobenen Beſtimmungen des Kap. 7 und 25 aufs 
innigfte zufammenhängen (vgl. auch Kap. 25, $$. 1 und 2), erfheint infofern von ganz bejon- 
derer Wichtigkeit, als daſſelbe die Unzertrennlichkeit der Kurflimme von den Kurlanden und die 
Untheilbarkeit und Unveräußerlichkeit der legtern mit der größten Entfihiedenheit und ohne eine 
Ausnahme zuzulaffen, ausfpriht. Während nämlih in diefer Beflimmung die Behauptung 
und Unerfennung bed faft in Vergeflenbeit gerathenen Charakters des Reihsamts, alfo der Un— 
theilbarkeit und Unveräußerlichkeit Itegt, und infofern die Rechte des Reis gewahrt werben 
wollen, wird durch die ungertrennliche Berbindung ver Kurflimme mit ven Kurlanden das er: 
ftere Brineip wieder paralyfirt und die Kurftimme gleichfam als Pertinenz der Kurlande, injo- 
fern alfo auch mehr als Gegenftand einer eigenen, dynaftifhen und infoweit faft privaten Be- 
rechtigung betrachtet, ein Gefichtspunft, der nach dem ganzen Entwidelungsgang, welden das 
Verhältniß zwiſchen der Reichsſtaats- und Territorialgewalt genommen hatte, am Ende praf: 
tifch nur zu Gunften der legtern geltend werden konnte. 

10) Kap. 24 erklärt die Anwendbarkeit ver L. 5 Cod. ad Lege. Jul. Majestatis in Bezug 
auf die Kurfürften, welche dafelbft vom KRaifer „pars corporis nostri” genannt werden. 

11) Als beſonders harafteriftifh erwähnen wir noch, daß die Goldene Bulle ein eigenes 
Kapitel (dad 30.) „de institutione Electoratium heredum in linguis’ enthält. Ausgehend 
nämlid von der großen Verſchledenheit der im Heiligen Römifchen Reiche deutſcher Nation in 
Übung befindlichen Spraden und von der Nothivendigfeit, daß die Kurfürften für alle ib 
verftändlich ausdrücken und alle felbft verftehen könnten, verlangt das Geſetz, die vollſtändige 
Kenntniß der deutſchen Sprache voraudfegend, daß die zur Nachfolge in ein Kurfürftenthum 
berufenen Prinzen von ihrem fiebenten Lebensjahre an bis zum vierzehnten in der Grammatif 
und in ver italienischen und flawifchen Sprache unterrichtet würden. 

Wenn nun aud die Goldene Bulle in ven wichtigſten und meiften Stüden nur als eine 
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ausdrückliche und feierliche Anerkennung oder eine beſtimmtere Formulirung und entſchiedene 
Beſtärkung längſt behaupteter und auch angewendeter Rechtéſätze erſcheint, fo dürfte es doch 
nicht leicht möglich fein, ihre Bedeutung für die damalige Zeit und was darauf folgte, zu über— 
fhägen. Lagen in der grundgefeglihen Sanctionirung des Wahlreichs ald unabänderliche 
Berfaffungäform für Geſammtdeutſchland die gefammten Fünftigen Schidfale der deutschen 
Gefammteinheit auf lange Jahrhunderte vorbeftimmt und erſcheint demnach die Goldene Bulle 
mebr als eine Gonftitutionsurfunde für die volle Selbftändigfeit der Kurfürftentbümer, denn 
als eine Conftitutiondurfunde für das Reich, fo ift ihr außerorventlicher Werth eben darin zu 
ſuchen, daß fie für den allergefäbrlihften Moment der allen Theilen dennoch unentbehrlichen 
Reichsexiſtenz, für ven Moment des Interregnum und der Königswahl, Frieden und Ordnung 
ſchuf, in der Art aber, wie fie die Kurfürſtenthümer jelbft ordnete, den Hauptzügen nad auch 
für die übrigen felbftändigen Territorien Deutfchlands ein Mufter politifher Organifation gab, 
welches, bei dem Einfluſſe des in den Kurfürftenthiümern gebotenen Beifpiels, allenthalben 
Nahahmung finden und überhaupt ftatt der biöherigen vorherrſchend patrimonialen oder pri- 
vatrechtlichen eine mehr fRaatlihe Entwidelung der Territorien anbabnen mußte. 

Mit der entſchiedenen Wahlform erfcheint aber das Moment ver Wahlcapitulation, wie ver: 
ſchieden eine ſolche auch denkbarerweiſe aufgefaßt und ausgedrückt werden fann, immer von 
jelbft gegeben (vgl. zu den oben angeführten Gitaten über Wahlcapitulationen noch Zöpfl, 
a. a. O., ©. 531 fg.; Walter, „Deutſche Rechtsgeſchichte““, I, $. 342; Eichhorn, „Deutſche 
Staatd und Rechtsgeſchichte“, fünfte Auflage, $$. 333, 427, 476, 477, 502, 525, 526,531, 
563, 582,594; Zachariä, „Rechtsgutachten, die ftaatsrechtlichen Verbältniffe des gräflichen 
Hauſes und der Grafihaft Stolberg: Wernigerode zur preußifchen Krone betreffend‘, Göttingen 
1862, ©. 81; Sugenheim, a.a.D., ©. 371). Nachdem jhon die Wahlen Rudolf's von 
Rheinfelden und Rudolf's von Haböburg geihichtlih nahmweisbar an gewiffe von den Wahl- 
fürften geftellte und von dem zu Erwählenden eidlich anzugelobende Bedingungen geknüpft 
worden waren (ſ. Zöpfl, a.a.D., Thl. II, $. 44, Note 8, und $. 62, Note 2), wurden die Wahl- 
bedingungen zum erften mal bei der Wahl Karl's V. (3. Juli 1519) in Kapitel (fpäter Artifel 
genannt) abgefaßt, weshalb man hier von der erften eigentlihen Wahlcapitulation ſpricht. 

Die Wahlcapitulation wurde zwar zunächſt nur von den Kurfürften, wenn auch nicht ohne 
Mückſicht auf alle Reihsftände abgefaht, reip. mit dem Kaifer abgefhloffen und enthielt in einer 
Meihe von neuen oder länaft ohnehin ſchon beftehenden Beichränfungen der Faiferlihen Macht, 
die in der Form von Verpflichtungen des Kaifers gegen die Kurfürften ausgedrückt waren, die 
eigentlichen reihdverfaflungsmäßigen Beftimmungen über die Ausübung des Faiferlichen Regi- 
ments. Die Wahlcapitulation ift zugleich eine Erweiterung und Specification ded alten Regie: 
rungseides der beutichen Könige, hat aber trog aller noch jo bedeutenden Verſchiedenheiten auch 
etwas mit dem bei ven Nömern vorfommenden prätoriihen Evict gemein, namentlich den Drang 
nach bleibender Feſtſtellung. Die in die Zeit von 1519— 1792 (wo Franz II. die legte Wahl: 
eapitulation beihwor) fallende Geſchichte ver Wahlcapitulation ift durchzogen einmal von dem 
Kampfe der übrigen Neihsftände mit den Kurfürften um Mitbetheiligung bei Abfaffung der 
Bahlcapitulationen, und dann von dem Streben, bad Bebürfniß einer beftändigen Wahlcapitu- 
lation mit dem Bevürfniffe, Neuerungen in berfelben anzubringen, auszugleihen. (Bal. 
Hrtel's „Einleitung zu der Wahlcapitulation von 1792’ in deflen „Staatögrundgefege dei 
Deutichen Reichs“, S. 442—451.) Als endlid im Jahre 1806 das Deutfche Reich aufgelöft 
wurde, mar man in feiner von diejen beiden Beziehungen zu einer allgemein anerfannten und 
befriedigenden Entſcheidung gekommen. 

Indem wir bezüglich der ſpätern Veränderungen der Stellung der Kurfürſten im Reichs— 
tage ſowie rückſichtlich der namentlich ſeit dem Dreißigjährigen Kriege eingetretenen Verände— 
rungen in ber Zahl und perſoönlichen Trägerſchaft der Kurſtimmen auf Zöpfl, a. a. O, Bo. II, 
$. 68, und deſſen „Grundſätze des gemeinen deutſchen Staatsrechts“ (fünfte Auflage), $. 93, 
verweiſen, wollen wir im Folgenden eine gedrängte Überſicht der kaiſerlichen Wahlcapitulation 
und zwar der fehzehnten und legten von 1792, welcher übrigend die am 8. Juli 1711 be: 
fchloffene und von der Wahl Karl’s VI. an jeder Wahlcapitulation zu Grunde gelegte foge: 
nannte capitulatio perpetua als Baſis dient, zu geben verfuhen. (Vgl. Hriel, a.a. D., 
&. 451 fg., mit Schmauf, a. a. D., ©. 1141.) 

Die ganze Wahlcapitulation zerfällt in 30 Artikel, nach deren Reihenfolge nun der Inhalt 
gegeben werden ſoll. 
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Bor allem wird (Art. 1) die alte Bedeutung des deutſchen Königthums, Amt und Negie- 
rung der Chriftenheit, namentlid die advocatia ecclesiae hervorgehoben ($. 1) und der darin 
liegende Widerſpruch mit ven Beftimmungen des zum Reichsgrundgeſetz erhobenen Weftfäliigen 
Friedens durd die auf die Reichsſtände Augsburgiiher Confeſſion bezüglichen $$. 10 und 11 
auszugleichen verſucht, dann aber in den $$. 2 — 9 inclufive das Verhältniß des Kaijerd zu ven 
Reihsftänden, namentlich auch zu den Kurfürften, ſowol was deren Stellung am Reichstage als 
auch in ihren Territorien betrifft, lediglich zu Gunften der vollften Selbſtändigkeit der Reicht— 
ftände beftimmt, ſodaß ſchon in diefem Art. 1 e8 unbegreiflic wird, worin denn „Würde, Amt 
und Regierung der Ehriftenheit” beftanden haben folle. Nod mehr fteigt der Widerſpruch, 
wenn Art. 2, $.1, beginnt: „Wir follen und wollen bad Reich, foviel in unfern Kräften if, 
fhirmen und vermehren‘; $. 2. „Uns feiner Succefjion und Erbſchaft deffelben anmaßen ... 
noch danach traten, dafjelbe auf und, unjere Erben und Nachkommen, oder auf jemand anders 
zu wenden.” Allerdings nur ald König und foweit es in feinen Kräften als folder lag, follte 
der zu Erwählende die Verſprechungen des $. 1 machen; allein längft mußte man willen, baf 
das deutſche Königthum nicht mehr fähig war, diefe Berfprehungen zu erfüllen, daß das Deutſche 
Neich nad der Geſammtheit der beſtehenden Verhältniffe nicht mehr fähig war, dieje Veripre: 
Hungen an ji erfüllen zu laffen. Selbft das einzige hierzu geeignete, in $. 2 gebotene Mittel, 
die Erblichmachung der Reichskrone, hätte auf dem Standpunfte, auf welchem das Reich ſchon 
jeit der Goldenen Bulle (T. $. 3) angelangt war, weder angewendet werben, noch, wenn doch, 
das Deutſche Reich wiederbeleben fönnen. Der Kaifer verſpricht alfo, das ganze hergebraät: 
Reichsrecht unverlegt zu erhalten, die Gefeggebung und was dazu gehört, num mit „gelamter 
Stände Rath und Vergleichung“ auf den Reichstagen zu üben ($. 5), den Organen der Reichs⸗ 
gewalt, namentlich den Reichsgerichten, keine Parteilichfeit zu geftatten, die bis her begründete 
Religiondfreiheit und den Religiondfrieden unter den beiden Religionsparteien aufrecht zu er: 
halten ($. 8). Art. 3 betrifft befonderd die Stellung der Kurfürften, deren beſondere Rechte 
als Wähler und Reichsſtände die römische Königswahl, dad Reichsvieariat, den völkerrechtlichen 
Rang der Kurfürften, die Reichserbämter und deren Verhältniß zu den Hofämtern ded Könige. 
Der Art. 4 handelt vorzüglich von den Nechten des Kaiferd über Krieg und Frieden, über Füh— 
rung von Reihöfriegen, Truppenwerbungen, Berwendung der Truppen, Einquartierungen, 
Friedensſchlüſſen u. |. w., eigentlich aber nur von den Beſchränkungen des Kaiferd in allen diefen 
Dingen zu Gunften der Stände und NRitterfchaft des Reihe. Art. 5 ſucht das Faijerlide 
Steuer= und Auflagenredt zu ordnen, verbietet die fogenannten Erecutionen ($$. 7, 10, vgl. 
auch Art. 10, $.2) und bindet Begründung und Verwendung der Steuern und Hülfen an vie 
MWilligung der Stände. Art. 6 fnüpft das Recht des Kaiſers, völkerrechtliche Bündniſſe in des 
Reihe Händeln einzugehen, an die Bewilligung der Reichsſtände, gibt aber dem Kaifer für 
feine eigenen Rande wie den Ständen des Reichs dad jus foederum exterorum, foweit ed nicht 
wider Kaiſer und Reich, den allgemeinen Kandfrieden und den Weſtfäliſchen Frieden gebt. 
Art. 7 verfpricht eine zeitgemäße Neform der Reichspolizelordnung, namentlich in Bezug auf die 
Verkehrsmittel, den Buchhandel, die Seefhiffahrt und den Seehandel, die Handelsprivilegien, 
die Durch- und Einfuhr von Waaren. Art. 8 handelt von den in damaligen Zeiten fo zahl: 
reihen und wichtigen Zollvedhten, von der Anlegung neuer, Erhöhung und Verlängerung alter 
Zölle, vom Gebrauch der hebenden Zollgeretigkeiten rejp. Verhütung ihres Misbrauchs, von 
Abſchaffung unrehtmäßiger Zölle, Stapel und Niederlage, von der Zollfreiheit der Reiché— 
fände, Art. 9 iſt der genauen Beftimmung des Münzrechts gewidmet, In Art. 10 verheißt 
der Kaifer die Unterlaffung jeder Beräuferung ded Reichs und feiner Zugehörungen und den 
möglihiten Wiedererwerb der bereitd geichehenen Veräußerungen, dieſes Wort im meiteften 
Sinne genommen, ferner die Zuziehung des Reichs und der dabei intereffirten Stände bei 
Reichsgrenzenregulirungen; feine Mitwirkung zur Reftitution der dem Johanniterorben ent: 
zogenen anjehnlihen Güter ; die Zurüderftattung des vom Kaifer und den Seinigen ohne redt: 
mäßigen Titel beſeſſenen Reicheguts an das Reich; die Aufrechterhaltung des Reichslehnver— 
bandes in: und außerhalb Deutſchlands, namentlih in Italien. Nach Art. 14 verpflichter ſich 
der Kaifer, ſämmtlichen Reichsvaſallen ihre Lehen nad) dem vorigen Tenor zu erneuern, die 
Neihslehnprlidt nicht auf fein Haus zu richten, für die Formen und Taren der Lehnsrenovation, 
namentlich aud für den Fall der Minverjührigfeit des Kehnfolgers, feine nachtheiligen Vor: 
Ihriften zu geben. Außerdem enthält diefer Artikel namentlich die befannten wichtigen Beſtim— 
mungen über heimgefallene Reichslehen ($. 10 fg.) und das Verfprechen des Kaiſers, „in wid: 
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tigen Sachen, fo das Reich betreffen, und von hoher Präjudiz und weitem Ausſehen find, bald 
anfangd der Kurfürften, als unferer innerften Räthe, Gedanken zu vernehmen, aud nad) Gele: 
genheit der Sachen, Fürften und Stände Rathbedenkens zu gebrauden, und ohne diefelben 
hierin nicht vorzunehmen”. Art. 12 läßt den Kaifer die Wiederherbeibringung, aud Ergän- 
zung ver Reichöfreife, die Ausführung der Kreisverfaflungs= und Eremtiondorbnung und die 
MWieberherftellung ber orbinären Reichsdeputation auf den reihöconftitutionsmäßigen Stand 
verſprechen. In Art. 13 verheißt der Kaiſer die wenigftens alle 10 Jahre regelmäßige Einbe— 
rufung eined allgemeinen Reichstags innerhalb des Reichs veuticher Nation, Freiheit ver Be- 
rathungen und Schluffaffung, ordnungsmäßige Einbringung der Propofition u.f.w. Art. 14 
betrifft das Berhältniß zum päpftlihen Stuhle und das Reihsftaatskirhenreht. In Art. 15 
ift Recht und Einfluß des Kaiſers auf die innern Verhältniſſe ver Neichäterritorien, namentlich 
auch auf die Verhältniffe zwiichen ven Landesherren und ihren (d. h. des Reichs mittelbaren) 
Untertbanen und Landftänden näher beftimmt. Art. 16 enthält die detaillirte Verſprechung, 
Briede und Einigkeit zu pflanzen, Recht und Gerechtigfeit aufzurichten und zu verfügen, in allem 
nach dem beftehenden Recht des Reichs zu regieren und die Competenz ald Reichdoberhaupt nie 
mit der als Landesherr in ben eigenen Landen zu vermifchen. Indbefondere wird hierbei des 
Reichshofraths und des Reichskammergerichts gedacht. Art. 17 Handelt zunächſt von der Juftiz 
der ebengenannten beiden höchſten Reichögerichte und von der Lehndtare, Art. 18 von der Auf: 
rechterhaltung der rechtmäßig begründeten Exemtionen der Reichöſtände, namentli der privi- 
legia de non appellando et evocando und von dem Faijerlichen Hofgeridht zu Rottweil, ſowie 
ben nod) beſtehenden kaiſerlichen Landgerichten. Art. 19 verſpricht Reftitution alles deſſen, 
was bisher widerredhtlich einem Reihsunmittelbaren entzogen wurde, namentlih Vollzug der 
durch den Weſtfäliſchen Frieden vorgefchriebenen Reftitutionen, die Zulaffung der Entſcheidung 
der ordentlichen Landesgerichte in Prövatflagfadgen der Landflände und Unterthanen wider ihre 
Obrigkeit, welche die landesfürftliche Kammer betreffen u. f. w. und ven Verzicht auf die Erthei— 
lung von Mandaten ad nudam instantiam subditorum in andern Klagfadhen der Landſtände 
und Unterthanen wider ihre Obrigkeit, Art. 20 enthält die reihöverfaflungdmäßigen Normen 
und Beihränfungen in Reichsacht- und Oberachtsſachen gegen Reichsſtände. Art. 21 beſtimmt 
Die Verpflichtungen des Kaiferd zur Aufrechterhaltung aller lehnsherrlichen Befugniffe der 
Meihsftände und Neichsritter, und Art. 22 die Bedingungen und Wirfungen der Ausübung 
des faiferlihen Standeserhoͤhungsrechts. Hier findet ſich der für Die Lehre von der Ebenbürtig— 
feit jo wichtige, übrigens ſchon aus der Wahlcapitulation von 1742 datirende $. 4, in welchem 
ver Kaiſer verfpricht: „noch aud den aus unftreitig notorifcher Misheirath oder einer gleich an 
fangd eingegangenen morganatifchen Heirath erzeugten Kinderneined Standes des Reichs u. .w. 
die väterlichen Titel, Ehren und Würden beilegen, viel weniger viefelben ... . für ebenbürtig und 
fueceffionsfähig erklären; auch mo dergleichen vorhin bereits geihehen, ſolches für null und 
nichtig anfehen und achten” zu wollen. Vgl. Held, „Syſtem“, U, 234 fg.; Bütter, „Mishei— 
rathen deutfcher Kürften und Grafen‘ (Göttingen 1796); Bag, „Entwidelung des Begriffs 
unftandesmäßiger Ehen u. ſ. w.“ (1781); Göhrun, „Die Ebenbürtigkeit“, II, 231 fg.; Nie: 
belfhüg, „De matrimon. ad morganaticam” (Halle 1853).?) Art. 23 verlangt, daß der Kaiſer 
regelmäßig in Deutſchland reſidire, die Reichsſtände und deren Gefandte fhleunig erpedire, ſich 
nur der deutſchen ober lateiniſchen Sprache als Geſchäftsſprache bediene und die kaiſerlichen und 
Reichsäntter nur mit geborenen Deutſchen oder doch wirklichen hochgeſtellten und tauglichen 
Reihsvafallen befege und nad Ehren, Würden und Bezügen in ihrem biöherigen Beftande 
laffe. Art. 24 enthält die Pflichten des Kaiferd bezüglich der Befegung und Beauffihtigung 
des Reichshofraths, fowie ($. 13) Über die Grundformen feiner Thätigfeit. In Art. 25 mer: 
den die Rechte ded Kurfürften von Mainz auf Ernennung des Reichshofvicekanzlers und Anftel: 
lung aller zur Reichshofkanzlei gehörigen Perſonen beftätigt und die competenzmäßigen Ge— 
ſchäfte dieſer Reichsbehorde von denen der Erblanvhoffanzlei fharf getrennt, im Art. 26 aber 
die Rechte des Königs von Sardinien ald Herzog von Savoyen auf dad Reichsvicariat con: 
firmirt. Art. 27 verfpricht ver Kaifer, fremden Mächten über mittelbare Städte und Land: 
ſchaften nicht nur feine Proterriong = und Schirmbriefe erteilen, fondern auch berlei früher er: 
theilte nicht confirmiren und Überhaupt dad Nachſuchen oder Annehmen des Schutzes fremder 
Staaten nicht dulden, bie noch beſtehenden Verhältniffe dieſer Art aber möglihft befhränfen, 
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eventuell künden und abthun zu wollen. Deögleichen wird er nicht zulaffen, daß „die Rechtfer- 
tigungen von ihren orbentlihen Richtern des Reichs ab= und an andere ausländifche Voten: 
taten gezogen werben”. Art. 28 macht dem Kaifer die Auflage, nicht zu geftatten, daß die aus: 
wärtigen Mächte oder deren Gefandte fich heim = oder Öffentlich in die Reichsſachen einmiſchen, 
oder dag legtere bei Öffentlichen Gelegenheiten mit bewehrter Garde zu Pferb oder zu Fuß er: 
feinen. Art. 29 verlangt vom Kaifer Abhülfe der Beſchwerden über die Reichspoſt, aber zu: 
gleich aud) Aufrechterhaltung des General-, faiferlihen und Reihsoberpoftamtö in feinem ganzen 
„Esse”. Der Art. 30 enthält eine Reihe von die Ausführung ver Wahlcapitulation garantiren 
ſollenden politifhen Eiden, namentlich des Kaijers felbft und der Mitglieder des Reichshofraths 
und Reichskammergerichts. 

Wenn wir nun zum Schluffe die ganze Wahlcapitulation noch einmal überbliden, fo drängt 
ich und zunächſt das Gefühl auf, daß jie offenbar eine Art von conflitutionellee Urkunde ift, 
welche ebenfo vieles zur Aufrechterhaltung und Beförderung der Einheit und Kraft ded Reiches 
wie der hiftorifch begründeten Rechte der Reihdangehörigen, freilich direct nur der Reihsunmit- 
baren und auch hier wieder vorzüglich nur der Reichsſtände unter ihnen, endlich bejonderd nur 
der Kurfürften enthält. 

Allein bei- näherer Betrachtung ergibt ſich, daß die in der Wahlcapitulation dem Kaiſer 
auferlegten Verpflichtungen mit feiner Macht als Kaifer, der Gefammtheit der gegebenen Um— 
fände gegenüber, in gar feinem Verhältniſſe ftanden und daß, abgefehen von der großen Unbe— 
flimmtheit vieler der wichtigſten Artikel, nit nur mande entſchiedene, unvereinbare Wider: 
fprüde in denfelben ſich vorfinden (mie fol z. B. die fireng römiſch-katholiſch aufzufaflenve 
advocatia ecclesiae mit ben Gonjequenzen des Weftfälifchen Friedens vereinigt werben ?), fon= 
dern aud) gar manche der beveutungsvollften Beftimmungen durch einen Paragraphen beifelben 
Artifeld wenigftend vollftändig paralgfirt werben. 

Jedenfalld war der Kaifer in den meiften Dingen an die Mitwirfung ver Neihäftände ge: 
bunden, während er jelbft fein Mittel gehabt hätte, diefe Mitwirfung, welcher das Sonder: 
intereffe der Territorialherren entgegenftand, zu erzwingen, er hätte denn zu feiner Hausmacht 
gegriffen. Daraus mußte aber Krieg entjtehen und fo blieb denn nur noch die andere Alterna= 
tive, nämlich die, unter fortwährenven vergeblichen Proteftationen, Aufforderungen, Ber: 
ſuchen u. dgl. m. es geben zu lajfen, wie e8 gehen wollte und mußte. 

Das Reich gleicht einem Wagen, an welchem vorn und hinten Pferde geipannt find, die in 

entgegengeiegter Richtung vorwärts ſtreben. Der Erfolg kann fein anderer fein, ald daß ent= 
weder eine der beiden Richtungen über die andere obfiegt, oder der Wagen in Trümmer gebt. 
In Deutihland jiegte zuerſt thatjächlich die Richtung des Particularismus über die juriſtiſch 
- fortwirfende Richtung der Einheit und enblidy ging, nachdem eine Ausföhnung beider Rich— 
tungen entſchieden unmöglid geworden war, das Neich als ſolches in Trümmer. Im der hin- 
fenden Seite unſers Gleihniffes ift ver Grund zu fuchen, dag mit der Einheit des alten Deut: 
fen Reichs die Idee der Ginheit der deutihen Nation und die Fähigkeit der legtern zu einer 
höhern und beffern einheitlichen Organifation nicht verloren gegangen ift. 

Aus den oben angegebenen Umftänden aber erflärt es ih aud, daß die Wahlcapitulation 
wirfli der treue Abpruc des widerſpruchsvollen Gefanmtzuftandes des Deutfchen Reichs ge= 
weſen ift, undes fann nicht befremden, wenn wir fagen, daß die Wahl, je mehr jle georbnet 
und je betaillirter Die Summe ihrer Borausjegungen und der aus ihr folgenden Verpflich— 
tungen audgefproden wurbe, defto weniger thatfächlih die Bedeutung einer Wahl enthielt. 
Mit ver juriftifchen Ausbildung des Wahlelenients wuchs und befeftigte ih thatſächlich in dem— 
felben Berhältniffe das Element der Geblütäfolge, wie Died vie faft ununterbrochene mehrhun— 
dertjährige Succeffion, refp. Wahl ver Habsburger beweiſt. Ans alledem erflärt ſich aber 
auch, wie nad) und nad) eine genauere Unterſcheidung der Angelegenheiten des faft nur noch in 
der Idee beftehenden Reihs und der einzelnen Territorien, der Reichsmacht oder vielmehr 
Reichsohnmacht und der Hausmacht drd Kaiſers unmöglich werden mußte und wie infolge der 
fhweren Erfahrungen ver legten fogenannten Reichöfriege und der Napoleonijhen Periode 
nad eingetretenem Frieden niemand vernünftigerweife daran denfen fonnte, dad ehrmalige 
Reich aud nur im wejentlichen auf feinen frühern Grundlagen zu revonftruiren. 

Wenn jih aber namentlid in unfern Tagen ein an Energie alle frühern ähnlichen Erſchei— 
nungen übertreffender Drang nad Einigung der deutfchen Nation mit fo entſchiedenem Nach— 
druck geltend macht, daß über die Nothwendigfeit einer fchleunigen zeitgemäßen Reform der 
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deutichen Bundesverhältniſſe fein Zweifel mehr zu beftehen ſcheint und infolge deffen felbft von 
deutfchen Regierungen ſchon anbahnende Schritte geſchehen find, jo möchten wir ven Wunſch 
nicht zurückhalten, daß die großen Lehren, welche und die Geſchichte in der Entwidelung des 
deutfchen Wahlreichs gegeben hat, von allen Seiten recht fehr beherzigt werben möchten. 


3. Selb. 
Kurheſſen, ſ. Heflen: Kaffe. 
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Lancaſter'ſche Schulen. Das Werk der Erziehung der heranwachſenden Generationen 
iſt, wie die Geſchichte lehrt, ſeit unvordenklichen Zeiten ein Gegenſtand ernſter Sorge geweſen. 
Es iſt auch eine unumſtößliche Wahrheit, daß die Entwickelung des Menſchengeſchlechts bedingt 
ift von feinen Schulen und von dem Geiſte der Erziehung, welder in ihnen zur Geltung kommt. 
Leider hält mit diefer Erkenntniß nit immer gleichen Schritt die dad Rechte erfaffende, das un— 
bedingt Notwendige ergreifende That, infofern dieſelbe ausgehen follte von den einzelnen Na: 
tionen oder wenigſtens von den dieſelbe vertretenden Gemwalten. Daher ift es in der Regel 
immer dem einzelnen beſchieden, für beſtimmte Reformen im Schul: und Erziehungswefen die 
Bahn zu brechen und fich ſelbſt, feine Perfünlichkeit, ja vielleicht fein ganzes irdiſches Glück zum 
Pfande einzufegen. So Peftalozzi in Ifferten, jo Fröbel in Keilhau. Auch Lancafter war ein 
gleihes Schickſal beſchieden, und wenn auch feine Reformen nicht hinaufreichen an die der eben: 
genannten Männer, fo ift ev doch durch feine nad ihm genannte Lehrweije ein Wohlthäter von 
Millionen geworden, und obgleich der Strom der Begebenheiten längft über feine menſchen— 
freundlichen Beftrebungen hinweggeflutet ift, der von ihm bewirkte Anftoß arbeitet jegt noch fort 
in unfern Schulen und treibt, wenn aud in anderer Geftalt und unter andern Nanıen, neue 
frifhe Blüten in den Bildungsftätten ver Gegenwart. 

Es war eine eigene Zeit, die zweite Hälfte ded 18. Jahrhunderts, Neue Staatöformen 
machten in der Alten und Neuen Welt ſich geltend, die Wiſſenſchaften ſchlugen neue früher unge— 
ahnte Bahnen ein, die Literatur entfaltete ji in ihrer ſchönſten Pracht. Dabei aber befand fi 
das eigentliche Volk in den traurigften VBerhältniffen. Es war aber nicht blos der Kampf um die 
materiellen Intereilen,, der in der «Hefe des Volks wühlte und noch jegt nicht zum Abſchluſſe ge= 
langt it, e8 war vorzugäweife der verwahrlofte Zuftand in intelectueller Beziehung, der Manz 
gel an den nothdürftigſten Kenntniffen und Bertigfeiten, und an Befriedigung der nächſtliegend— 
fen geiftigen Bebürfwiffe, der fich dem forjhenden Auge des Menjchenfreundes offenbarte. 
Daher war e8 zur Nothwendigfeit geworden: dad Volk mußte aus feiner Verſunkenheit und 
Roheit, aus feiner Indolenz, aus feinem moralijchen Elende herausgeriffen werden. Während 
aber Peftalozzi die Veredlung der Menfchen in einer Berbefferung ded Elementarunterridht und 
in naturgemäßen Methoden fuchte, auf ein Unternehmen alfo ausging, deſſen Tragweite mehr 
in der Zufunft zu ſuchen war, kam es Lancafter befonders darauf an, Maßregeln zu erjinnen, 
um glei und ohne Zeitverluft Helfen zu können, dem nievern Volke aljo möglichſt bald ven Bejig 
der nothiwendigften Kenntniffe und Fertigkeiten, wie Leſen, Schreiben, Rechnen und Auswendig— 
lernen, zu verſchaffen. Er ſah die vielen Taufende, denen alle Möglichkeit abgefchnitten war, 
einer edeln Lectüre fi Hingeben, den Forderungen des Lebens Rechnung tragen zu fönnen, denn 
eö fehlte an Schulen, und was noch wichtiger, ed fehlte an Lehrern! Joſeph Lancaſter, geboren zu 
Zondon 1778, war der Sohn eines Siebmachers und Quäkers und erhielt eine ziemlich gute 
Erziehung. Mitten in einem der verwahrlojeften Dijtricte Londons lebend, war er gerührt von 
dem Elende und der Verwilderung diefer Bevölkerung. Aber hier war nicht leicht zu Helfen, 
Zancafter ſah zunächſt die Unmöglichkeit ein, Hunderte von Kindern zu gleicher Zeit allein zu 
unterrichten. Die Kinder waren von ungleihem Alter, von der verfehiedenften Individualität. 
Sie alle auf einmal zu unterrichten, wäre möglich gewefen, wenn es Lancafter hätte über fich ge: 
winnen fönnen, bei Behandlung eines Oegenftandes die ſchwerern Fragen den gereiftern, bie 
leichtern den ſchwächern Schülern vorzulegen. Aber er ſah ſehr wohlein, daß dieleichtern, für die 
Schwächern berechneten Fragen die reifern Kinder langweilen, und umgekehrt die ſchwerern Fra— 
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gen die ſchwächern Kinder zur Gedankenloſigkeit veranlaſſen mußten. Lancaſter hatte ven Sag 
begriffen, daß ber Unterricht in jedem Moment für alle daran Theilnehmenden bildend fein fol. 
Es blieb ihm Hierauf noch übrig, die Menge der Schüler je nach Alter und Befähigung in ver— 
ſchiedene Abtheilungen zu bringen und diefe naheinander und zwar fo zu unterrichten, daß 
wenn die eine Abtbeilung nah Haufe ging, die andere den Unterricht begann. Lancafter fühlte 
jedoch auch Hier fehr bald heraus, daß er allein einer ſolchen Einrichtung nicht gewahfen war; 
denn zwei Abtheilungen hätten bei der großen Verſchiedenheit der Kinder gar nicht hingereicht, 
er hätte alfo ven ganzen Tag unterrichten müffen. Bor allem aber lag ihm am Herzen, die Kin— 
der längere Zeit des Tages in der Schule feitzubalten, um fie dadurch vor Berwahrlofung zu 
fhügen. Das war aber nicht möglich, wenn die Kinder nur Eurze Zeit in der Schule verweilten 
und dann ſich jelbft überlaffen waren. Es blieb daher Lancafter nichts anderes übrig, als alle 
ihm zur Obhut anvertraute Kinder zu gleicher Zeit in die Schule kommen zu laffen und fie 
während der ganzen Schulzeit bei fich zu behalten. Um biefelben nun aber nad ihren Verſchie— 
denheiten unterrichten zu können, ſchuf er fich eine dem Unterricht in den militärifchen Hand⸗ 
griffen und Übungen nicht unähnliche Schulorpnung. Die ganze Schülerzahl, gleichzeitig 
unter Einem Lehrer und in Einem Lehrzimmer vereinigt, iſt in befondere Sectionen, eine jebe 
von etwa zehn Schülern, abgetheilt. Den einzelnen Abtheilungen ſtehen geübtere Schüler als 
Monitoren vor und dieſe ſelbſt find der unmittelbaren Oberaufſicht einer höhern Klaſſe, welche 
Obermonitoren heißen, untertworfen. Monitoren und Obermonitoren werden endlich in legter 
Inftanz vom Lehrer angewiefen und controlirt. Diefer hat außerdem einige andere Gehülfen 
unter den Schülern, die den Dienft der Fleinen Schulpolizei beforgen. Jeder Monitor bat feine 
Abtheilung auf einer Bank, oder in einem Halbfreife vor ih. Das ganze Triebwerk wirb dur 
ein flreng gehanphabtes Syſtem von Strafen und Belohnungen in georoneter Bewegung er: 
halten. Die Gegenftände des Unterrichts beſchränken fich weſentlich nur auf Lefen, Schreiben, 
Rechnen und Audwendiglerneneined Religionsbuchs. Sprahunterrict, Denfübungen, Singen 
und Zeichnen fehlen ganz. Eine eigentlihe Bildung ded Gemüths, eine ftufenweife Entwicke- 
lung der Geiftesfräfte ift unter der ausfchlieplichen Herrſchaft diefer Methode an ſich unmöglich, 
die vielmehr auf nichts anderes ald auf ein mehanifhes Abrichten und Einlernen hinausläuft. 
Die Vortheile des Syſtems beftehen in dem Fleinern Bedarf an gebildeten Lehrern und in dem 
geringern Koftenaufwande, womit fi mwenigftens einige Glementarfenntniffe über größere 
Maflen verbreiten laffen, fo wie etwa in der Gemöhnung an eine firenge Ordnung, in welcher 
jedoch die geiftige Freiheit und Selbftändigfeit allzu leicht unterdrückt wird. 

Konnte Rancafter auf diefe Weife durch feine Berfon zur großen Berwunderung des Publi⸗ 
kums eine ganze Schule unterriäten, fo ergab ſich doch ſehr bald, daß die vonihm in Anwendung 
gebrachte Lehrweiſe durchaus nichts Neues enthielt. Gelehrte Phllologen wiefen nad, daß fchon 
Eicero auf eine ähnliche Art des Unterrichts hingedeutet habe, und man erinnerte fih, daß der 
Reifende della Bella bereits inı 16. Jahrhundert daſſelbe Syſtem in Hinvoftan, wo es ſchon 
Jahrhunderte beftanden haben mochte, vorgefunden habe, Au unter Ludwig XIV. Hatte der 
Chevalier Paulet ähnlihe Anfichten wie Sancafter geäußert. Nach wejentlich gleihen Grund— 
fägen hatte endlich der biſchöfliche Geifllihe Dr. Andreas Bell (geb. 1753 zu St. Andrew in 
Schottland) im legten Jahrzehnd des vorigen Jahrhunderts eine Schule in Hindoftan einge: 
richtet, und aus Indien im Jahre 1798 nad England zurüdgefehrt, gründete er daſelbſt eine 
gleihartige Schule und entwickelte in einer 1797 erſchienenen Schrift feine Methode, auf die er 
felbft vielleicht durd; die in Hindoftan noch beftehenvden Ginrichtungen war hingeleitet worden. 
Seine Unterritsanftalt hatte jedoch fein Bebeihen und er hielt ed für gut, fih auf Ausübung 
feines geiftlichen Amtes zu befhränfen. Da kam Lancafter. Es ift ungewiß, ob er Bell's Schrift 
gefannt, im Grunde genommen ift dies auch gleihgültig. Die Hauptſache ift, daß Lancafter Die 
Kraft in fich fühlte, Die einmal ergriffene Idee durchzuführen, und daß feine menſchenfreundliche 
Gefinnung ihn nicht auf halbem Wege fteben ließ, Nachdem er daher 1798 die oben ſchon er— 
mwähnte Knabenfchule errichtet hatte, gründete er auch eine Mädchenſchule diefer Art. Er bereifte 
ferner zur Verbreitung feiner Methode Großbritannien in den Jahren 1810 und 1811. In— 
folge feiner eifrigen Bethätigung fand er vielfache Unterftügung und angefehene Beförderer ſei— 
ner Plane. Mehrere Schulen wurden nad feinem Syſtem gegründet. Jetzt aber erwachte bie 
Eiferſucht der Epiffopalen gegen den Diffenter. Man erinnerte ſich der frühern Leiſtungen 
Bell's und fteflte ihn Rancafter entgegen, Bell wurbe der Begünftigte der Tories und der bi— 
ſchöflich Geſinnten, wie Kancafter der Dann des Volks und ver Schügling der Oppoſition. Ein 
nicht fehr erquicklicher Streit erhob ſich über die Frage nach der Priorität der Erfindung und nadh 


Rancafter’fche Schulen 389 


dem, was davon dem einen oder andern als eigen gehöre. Dieje Zwiftigfeiten thaten übrigens 
der Ausbildung und Ausbreitung ded Bell-Lancaſter'ſchen Syitems eher Vorſchub als Eintrag, 
da vom Jahre 1812 an beide Parteien in ber Errichtung neuer Anftalten wetteiferten. Doch 
nahm ſich ver Staat des neuen Syſtems weder in der einen nod) in der andern Weife an. Nicht 
alle Erwartungen Lancafter’8 gingen in Erfüllung, und fo entihloß er fi, im Jahre 1820 
nad Amerifa überzufiedeln. Bon Bolivar unterftügt, gründete er feit 1824 in Columbia 
mehrere Schulen. Später jhlug er zu Trenton, in den Vereinigten Staaten von Norbamerifa, 
feinen Wohnjig auf, und auch hier machte fein Syſtem reifende Fortſchritte. Gleichwol fehen 
wir ihn im Jahre 1828 einen Aufruf an den Wohlthätigkeitsjinn dev Amerikaner richten, um 
jeine Familie in ber tiefen Armuth, in die fie gerathen war, zu unterftügen. Seit 1833 lebte ev 
in großer Dürftigfeit und von feiner Hände Arbeit zu Montreal in Canada, zur Schmad un: 
danfbarer Nationen, deren Wohlthäter er in raftlofer Thätigfeit geworden war. Sein Gegner 
Bell war inzwiſchen zu Gheltenham in England, am 28. Jan. 1832, in großem Wohlftanve 
geftorben. 

Das Lancafter'ihe Schulweien brach ſich jedoch auch anderwärts Bahn. So ift in Franf: 
reich, wo ed an einer größern Zahl tauglicher Lehrer gebrad und wo man dad Bebürfniß einer 
gewiſſen Maffenbilvung lebhafter fühlte, da etwa die Hälfte der Bevölkerung weder lefen noch 
ſchreiben konnte, das neue Syftem feit 1814 auch praftifch zur Anwendung gefommen. Nod 
jegt ift daffelbe, mit größern oder geringern Mopdificationen, in weitem Umfange verbreitet ; 
meiftend unter denn Namen des fogenannten wechfelfeitigen (mutuel) Unterrichts, einem unpaſ— 
fenden Ausdrude, da vielmehr nur einzelne Schüler ald Unterlehrer thätig find. Namentlich) 
zieht man dieje Volksſchulen des wechfelfeitigen Unterrichts, die etwa nur halb jo viel often als 
diejenigen für gleichzeitigen Unterricht durch einen und denjelben Lehrer, in folhen Gemeinden 
vor, welche ftarf genug bevölfert jind, um eine Schule von 420 — 50 Zöglingen bilden zu können. 
Schon während der Hundert Tage war in Paris ein Verein für Verbefferung des Elementar: 
unterrichts geftiftet worden. Garnot, damals Minifter des Innern, wollte fih vor allen bie 
Einführung der Lancaſter'ſchen Lehrmethode angelegen jein laffen. Zu diefem Zwecke wurde ein 
Eomite errichtet, dad aber Feine Zeit hatte, irgendetwas zu leiften. Nad der Rückkehr der 
Bourbonen juchten jedod mehrere Mitglieder des Vereins, die jih in England mit jener Lehr: 
weife befannt gemacht Hatten, diefe nad Frankreich zu verpflangen. Befonders thätig waren 
Graf Laborde und Lafteyrie. Es wurden mehrere Schulen nad Lancaſter's Syſtem errichtet, 
und in denen zu Paris wurben zugleich angehende Lehrer mit der neuen Methode vertraut ge: 
macht. Dieje Fam jedoch nur in den vom Verein gegründeten oder unterftügten Unterrichtsan— 
ftalten zur Anwendung; denn die Reftaurationdregierung, beſonders aber die mächtige Geift: 
lichkeit, ſuchte ihrer Verbreitung vielfadhe Hindernijfe in ven Weg zu legen, und die ultraroyali: 
ſtiſchen Blätter bemühten ſich, jie ald nuglos, ja ſogar als ſchädlich darzuſtellen. Im Volke da— 
gegen fand fie großen Beifall und bedeutende Unterftügung; auch geſchah unter dem Miniftes 
rium Decazes von jeiten der Regierung einiged für ihre weitere Verbreitung. Zwar traten 
jpäter neue Hemmungen ein. Aber ſchon hatte ſich der Gefellfchaft für Elementarunterrit eine 
Menge von Hülfsvereinen in den Brovinzen angeſchloſſen, und fo lebhaft regte jih allerorten 
der Wetteifer, daß endlich felbft die Regierung gezwungen wurde, Hand and Werf zu legen. 
Doc geriet) man da und dort in manderlei Übertreibungen, indem man die Lancaſter'ſche Lehr— 
methode auch in Fleinern Schulen und auf Gegenftände anwenden wollte, wofür jie durchaus 
unpaffend war; ſodaß man in der Folge von mandem ablaifen und auf früheres zurückkom— 
men mußte, 

Bon Frankreich aus fanden die Lancaſter'ſchen Schulen in ver Schweiz Eingang; jedoch am 
wenigften in den Gantonen, wo noch die Maffenbildung am weiteften zurüditeht und darum ihre 
Verbreitung am zweckmäßigſten erjchienen wäre. Mit dem größten Eifer wurde dagegen feit 
1819 in Dänemark, auf befondern Antrieb von Abrahamfon in Kopenhagen, die allgemeine 
Einführung ded neuen Schulſyſtems, fowol in dem Königreich als in den Herzogthümern, bes 
trieben. Gin Erlaß der königlichen Hoffanzlei bezeichnete ald beſondern Vortheil dieſes Syſtems 
den „‚großen Zeitgewinn für die untern Klaffen, die man nicht mehr in Dingen unterrichten 
werbe, welde außerhalb ihrer Sphäre liegen”. Auf die genannten Staaten beihränfte ſich nicht 
die Verbreitung des Kancafter'fchen Syſtems: ed drang nad) Schweden, in einige Theile Ita— 
liens, namentlid) in das Grofherzogthum Toscana, in das neugefhaffene Königreih Griechen— 
land. In Rußland war es eine der eriten Sorgen des Kaiſers Nikolaus, das Schulwefen auf 
den Krongütern zu ordnen und für die unterften Klaſſen die Lancafter'iche Methode einzufüh— 
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ven. Mir finden dieſe felbft in der aflatifchen Türkei, wie denn unter anderm an der großen 
Moſchee zu Damaseus eine Lancaſter'ſche Schule gegründet war, worin 1600 junge Leute gleich⸗ 
zeitig im Leſen des Korand unterrichtet wurden. Enpli fand daſſelbe Syſtem i in Agypten Ein⸗ 
gang, in den meiſten europäiſchen Colonien von Afrika, Aſien und Amerika, in dem Negerſtaate 
Haiti und in einem großen Theile der unabhängigen Staaten des amerikaniſchen Feſtlandes. 
Mährend des Jahrzehbnds von 1820—30 war ein eigentlicher Enthufiasmus für die Propa- 
ganda des Lancafter'fchen Schulmwefend erwadt, und man war nicht felten geneigt, ven Umfang, 
worin daffelbe Aufnahme gefunden, für Nationen und Regierungen zum Maßftabe ihrer Auf: 
flärung und Breifinnigfeit zu machen. In derfelben Periode war man zugleich vielfach darauf 
bedacht, ih von allen Fortfhritten ded Syſtems Notiz zu verfchaffen und zu diefem Zwecke ftati- 
ftifche Zählungen und Vergleihungen anzuftellen. So hat man berechnet, daß in Dänemarf 
die Zahl der Lancaſter'ſchen Schulen von 1819—28 fhon auf 2302 geftiegen war. In ganz 
Europa, mit Ausfhluß Dänemarks, hatte fi die Zahl derfelben von Jahre 1789— 1820 auf 
5600 Säulen mit 1,650000 Schülern erhoben; in Aſien, Afrifa, Amerika und Auftralien 
auf je 1000, 50, 400 und 10 Schulen, mit je 200000, 20000, 125000, 25000 und 5000 
Schülern. Seitdem und bid zum Jahre 1829 war die Zahl diefer Schulen in Europa auf 
10600 geftiegen, in Afien, Afrifa, Amerika und Auftralien auf je 1600, 130, 1000 und 100; 
die Zahl der Schüler auf je 4,700000, 500000, 50000, 380000 und 25000. Was fodann 
die Literatur über den fogenannten wechielfeitigen Unterricht betrifft, fo hat man forgfam zufam- 
mengezählt, daß bis zum Jahre 1829 in Dänemark, Schweden, Deutfchland, England, Frank: 
reich, Italien, Spanien, Bortugal und Griechenland je 37, 5, 34, 189, 201, 1,6, 2 und 2 
Schriften über diefen Gegenftand erfchienen waren. 

Die Bemühungen für die Verbreitung des Lancaſter'ſchen Syſtems find durch die wichtigen 
politifchen Greigniffe des Jahres 1830 in ven Hintergrund geftellt worden. Doch ift e8 Deutſch⸗ 
land vorbehalten geblieben, daifelbe weiter auszubilden. Denn abgefehen davon, daß nach Häppe 
(„Geſchichte des deutſchen Volksſchulweſens“) ver Lehrer Stab, von den Verhältniffen getrieben, 
in der Schule des preußifchen Dorfes Kloy im Jahre 1804 beinahe ganz pas Rancafter'fche Ver: 
fahren in Anwendung brachte, obgleich ihm erſt viel fpäter von Rancafter Kunde wurde, fo ift es 
zunähft namentlih Schleswig-Holſtein, deflen einfichtsvolle Pädagogen fehr bald die Mängel 
ver Rancafter'ichen Lehrweife neben ihren Vortheilen berausfanden. Es galt ihnen nämlich be— 
ſonders darum, aud die allgemeinen Bildungsftoffe, wie Religion, biblifhe Geſchichte, Spra: 
chen u. ſ. w. mit der neuen Lehrweiſe in Verbindung zu bringen. Lancafter hatte ih, wie 
oben bereits angedeutet, nur auf das Nothoürftigfte beſchränkt und bei feiner Einrichtung war 
es unmöglich, die allgemein bildenden Umterrichtöelemente zu betreiben. Nun war aber in 
Schleswig: Holftein wie im übrigen Deutfhland bereitd Peſtalozzi's Unterrichtsmethode einge— 
drungen und das Bedürfnis nad allgemeiner Bildung hatte aud die Volksſchule ergriffen. 
Demzufolge wurde daher durch die „wechfelfeitige Schuleinrihtung”, wie die Vervollkomm— 
nung der Lancafter'fchen Lehrweife in den befagten Herzogthümern genannt wurde, eine all: 
gemeine Glafüfication für Religion, biblifhe Geſchichte, Sprache und Nealien für zwei oder drei 
Hauptklaſſen eingerichtet, in denen die Kinder zufanımen unterrichtet wurden, und eine fpecielle 
Glaffification für diejenigen Lehrfächer, wo die genauefte Abftufung nöthig ift, wenn irgendein 
formeller und materieller Kortjchritt begründet werden foll, wie im Lefen, Rechnen, Schreiben 
u.f.w. Zu Iegterer Glaffification werden nun wie bei Lancafter Schüler ald Gehülfen einge: 
ſetzt. Dod find nicht die Gehülfen die Lehrer, fondern unter ihrer Aufficht über die Schüler nur 
dad, was vorher vonr Lehrer erflärt und befprochen worden war. Während daher die Lancafter'- 
ihe Schuleinrichtung nur dazu dient, große Schülermaflen zu biscipliniren und ihnen bie 
nothwendigften mechaniſchen Fertigkeiten beizubringen — die Schüler lehren, der Lehrer ift 
nur der Treiber der Monitoren, von geiftbildender Methode ift nicht die Rede, die Perjönlich- 
feit des Lehrers bat faft aufgehört — will die mechfelfeitige Schuleinridtung, bei der aller 
Unterricht allein vom Lehrer ausgeht, den geiftbildendften Unterricht, der bei ver altherfömm: 
lihen Schuleinrihtung immer nur wenigen zu Theil werben konnte, durch ihre beſondern Ver— 
anftaltungen der Geſammtmaſſe zuwenden. 

Im übrigen Deutfchland hat die Lancafter'iche Squleinrichtung weniger nachhaltigen Ein⸗ 
gang gefunden, da man hier mehr als anderwärts für Heranbildung tüchtiger Lehrkräfte und 
hiermit für Vertheilung der Kinder in verſchiedene Klaſſen beſorgt war. Gleichwol könnte 
die ſchleswigiſche wechſelſeitige Schuleinrichtung immer noch in ſolchen Volköſchulen großen 
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Segen ſtiften, in denen 60 und oft auch noch mehr Schüler zu gleicher Zeit unterrichtet wer— 
den müſſen. E. Barth. 

Landeshoheit.!) Die Landeshoheit iſt ein mit der ganzen mittelalterlichen Staatsent— 
wickelung auf das innigfte verbundener Begriff. Wefentlih auf ven Grundbeſitz ſich ſtützend, 
fteht er mitteninne zwijchen dem namentlich an das Kaiſer- und Königthum gefnüpften Begriff 
einer Suprematie und demjenigen Landbejige, der von einem höhern abgeleitet war. Während 
nun die Bezeichnung des Verhältniffes als superioritas (territorialis) die Anerkennung eines 
über ihm ſtehenden höhern oder höchſten Rechts enthält und zwar auch dann, wenn es hieß, 
jeder Senior fei Kaiſer in feinem Lande, fo gibt die andere Bezeichnung deffelben ald dominium 
terrae zu erkennen, daß es ſich bei ihm wirklich um die Anfänge einer territorial beftimmten und 
in dem Territorium ihre Einheit findenden Herrſchaft handele. Aus der Weiterbildung des Be: 
griffs in diefer Richtung ging dann fpäter, als die supremitas des Kaiſers namentlich durch die 
privilegia de non evocando und non appellando den größten Theil ihrer Bedeutung verloren 
und die Landesherren gerade durch die Appellationen an ihre Gerichte ver Gerichtsbarkeit ihrer 
Landedeingefeffenen ihren größten Einfluß entzogen hatten, der Begriff der höchſten Landes— 
obrigfeit oder der höͤchſten Landesjurisdiction hervor, an den fich zulegt mir der Aufhebung der 
bisherigen Selbfländigkeit der Patrimonialjuftiz und mit der Auflöfung des Reichs ver Begriff 
der Souveränetät für die nicht mebiatifirten größern Landesherren naturgemäß anſchließt. 

So einfach jih nun in diefen großen Zügen der Begriff der Landeshoheit und die Entwide- 
lung deffelben zeigt, ebenfo unbeftimmt ift er nach feinen älteften Grundlagen im einzelnen, fo, 
verwidelt und mannihfad find feine Entwidelungen in den verfhiedenen Zeiten bei den ein- 
zelnen Völfern und Stämmen. 

Eine der größten Schwierigkeiten entfteht namentlich daraus, daß die ältern Quellen für 

unfern Gegenftand durchweg lateinifch redigirt find, alfo fi einer fremden, oft misverftandenen 
und die deutſchen Verhältniffe felbft wieder misverftehenden Terminologie bedienen. 
„ Der ältefte Ausdruck für unfer Verhältniß, von welchem „Landeshoheit“ gleichſam eine 
Überfegung if, war dominium terrae, daher die Landesherren domini terrae genannt wurben. 
Die Bedeutung von dominus, dominatio in der ältern römischen Rechtsſprache ift befannt ?) 
und wurden felbft die römifchen Imperatoren erft nad Auguftus „ut patroni ac domini ci- 
vium’” genannt. Daß deutſche „Herr“ iſt nicht gleich dominus, fondern ein Gomparativ (Heriro) 
und heißt der Höhere. Die Bezeihnung dominus war, mehr noch ald die Bezeihnung senior 
(wie befanntlid fogar der Kaifer und König von feinen Bafallen genannt wurde) im Mit: 
telalter ein fehr unbeftimmter Ehrentitel, den die größten Herren und die Fleinften Ritter gleich— 
mäßig führten und aus weldem ebenfo wenig ein beftimmter Herrfhaftäbegriff abgeleitet werben 
fann, wie von den Ausdrücken minister, ministerialis, officialis ein genau beflimmter Begriff 
der Dienftbarkeit. Freilich läßt der bei Großen wie bei Kleinen häufige Zufag „Dei gratia‘ 
auf ein einigermaßen politifhes Herrenverhältniß fchließen, um fo mehr, ald der Ausbrud 
„terra‘ oder „lerrae“ wenigftend noch in 12. und 13. Jahrhundert meiftend zur Bezeihnung 
von Amtöfprengeln, alfo iventifch mit Gompetenzbezirf, Territorium gebraudt wird. ?) 

Das dominium terrae oder die Landeshoheit, mit welcher man die Theorie vom Patrimo- 
nialftaate, von dem landeöherrlidhen Gigenthum oder Obereigenthum an allem im Staate be: 
griffenen Grundeigentum, oder mit dem ftaatlihen Erpropriations= und Notbrechte ja nicht 
verwechfeln darf *), war urfprünglic die Bezeihnung eines Verbältniffes zu einem Lande, mel: 


1) Hierzu ift der Art. Hausgefege zu vergleichen. Sehr interefiante Auffchlüffe über das Weſen ver 
Landeshoheit, über die Möglichkeit ihrer fendalen Eigenfchaft und über das Verhältniß einer als domi- 
nium utile befefienen Kandeshoheit zu dem dominium directum (jus sublime territorii) des Lehne- 
herrn baran bietet die neueſte Schrift Zachariä’s: Medytsgutachten, die ſtaatsrechtlichen Berhältniffe des 
gräflichen Haufes und der Graffchaft Stolberg-Wernigerode zur preußifcjen Krone betreffend (Göttingen 
1862), namentlich ©. 39 fg., 41, 81 fg. 2) Cicero bezeichnet die Ausartung ber 
Monardyie damit, daß „ex rege dominus...fit“. De Rep., I, 45. 

3) Hegel, Die mecklenburgiſchen Landitande, S. 14, Note 2, ©. 21, 22, Note 3. Gaillet, De 
ration. in imper. roman. ordin. ab Hadrian. imp. adhibita (Paris 1857), ©. 24. Held, Spftem 
des Derfaffungsrechts, II, 120, Note 2. 

4) Bal. Held, Staat und Gefellfhaft, Thl. II, Note 164 u. 275. Die ſchon im 8. Jahrhundert 
fich findenden Ausdrücke „‚seniores patriae, seniores terrae‘ dürften aber nicht, wie Zöpfl, Rechte: 
geſchichte, S. 488, Note 5, will, auf das eigentliche Kandeshoheitsverhältniß zu beziehen fein. Denn in 
diefen Stellen ift von ben fämmtlichen seniores Einer terra die Rede, während der Landesherr in jeber 
terra ein einziger ift und als folcher alle etwaigen seniores oder meliores,, majores feiner terra über- 
ragt. Der Ausprud dominium fommt aud in der Goldenen Bulle (c. 25, $. 3) vor. 
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ches, im wejentlihen wenn auch nicht in allen Details bei allen jogenannten domini terrae 
daffelbe, darin beftand, daß gerade in der Perſon der legtern eine Vielzahl fehr verſchiedener 
Rechte und Pflichten zufammentraf, die nun fanımt dem Lande in bemfelben eine gewiſſe Ein- 
beit und eine perſönliche Vertretung fanden. 

Unter den Begriff des Berhältniffes der Landeshoheit fallen demnach: 

1) Alle alovialen Befigungen an Grund und Boden ſammt ven aus dem Eigenthume oder 
aus dem fogenannten dominium directum nad deren politifher Auffaffung durch das deutfche 
Recht ſich ergebenden Herrenrechten, aljo die eigentliche Gutd- oder Grund = und Lehnsherrlich⸗ 
feit (Seigneurie in diefem Sinne). 

2) Alle feudalen Befigungen mit den daraus fi ergebenden Nechten des jogenannten do- 
minium utile und der Weiterbelehnung. Sind aud) Hier die Grundnutzungsrechte die Haupte 
fache, fo fommen dennoch in Verbindung damit auch politiſche Befugnifle, wenngleich in Ablei- 
tung von den Lehnsherren, vor (Bafallität). 

3) Alle Rechte, welche aus der Vogtei und irgendeiner Art von nicht unter 1 und 2 fallen= 
der Jurisdiction entipringen (Schug = und Gerichtsherrlichkeit), insbeſondere 

4) bei den höher geftellten Landesherren alle und jede Befugnig und Pflicht aus den 
aufhabenven hohen Reihsämtern jammt allen som Reiche alodial oder feudal überfommenen 
Regalien, 

Die deutſchen Landesherren zerfielen bekanntlich in geiftliche und weltliche. In Beziehung 

„auf die Landeöhoheit aber ift ihre Stellung weſentlich diejelbe. Die älteften Reihdurkunden 
über das Verhältniß der Landeshoheit ſtammen von Friedrich II., welcher im Jahre 1220 vie 
Rechte der principes und domini ecclesiastiei und im Jahre 1232 die der principes et 
Magnates sc. domini terrae seculares feierlich anerfannte. Namentlich liegt in dem Sage der 
kstern Urkunde: „Item: Unusquisque principum libertatibus, Jurisdictionibus, Comita- 
tibus, centis, siye liberis sive infeodatis utatur quiele, secundum terrae suae consuelu- 
dinem approbatam‘, eine nicht minder entſchiedene Auffaffung des Territoriums als eines par= 
tieularretlih: autonomen Ganzen, wie in der berühmten Sententia Henrici Reg. a. 1231 
(Berg, „Legg.”, 1, 283): „Super qua re, requisito consensu principum fuit taliter diffini- 
tum, ut neque principes neque alii quilibet constitutiones vel nova jura facere possint, nisi 
meliorum et majorum terrae consensus primitus habeatur.“ 

Nach den eben erwähnten älteften auf die Landeshoheit bezüglichen Urkunden ſcheint es, 
daß im Anfange ded 13. Jahrhunderts die Kandeshoheit noch keineswegs ein fefter Begriff ge— 
weien, von dem aus man hätte jchließen können, welche Rechte und Pflichten jemand ald domi- 
nus terrae haben mußte. Menigftens findet ſich felbft ver Ausorud dominium terrae erft feit 
dem 14. Jahrhundert in den Urkunden. Wenn man aber die oben aufgezählten Verhältniffe 
betrachtet, ihre verſchiedene bald mehr privatrechtliche, bald mehr politiſche Bedeutung, dann die 
Vermiſchungen dieſer verjhiedenen Bedeutungen, die Übergänge von der einen in die andere in 
Anfhlag bringt, wenn man ferner erwägt, daß bald dieſe, bald jene von dieſen Verhältniſſen 
fehlten, daß die Proportion unter denfelben ſehr mannichfaltig fein und alfo da dieſes, dort 
jened überwiegen fonnte, endlich, daß jene Zeiten überhaupt Abftractionen und ver Bildung von 
feften Begriffen durch die Abftraction nicht geneigt waren, jo ift ed klar, warum ed jebenfall® 
mehrerer Jahrhunderte bedurfte, bis man im Stande war, ihrer Subſtanz nad fo verichieden= 
artige Dinge unter einen gemeinfamen Ausdruck zu bringen. Dazu mußten fie nämlich vor 
allem felbft zu einem einigermaßen organifhen Verhältniſſe zuſammengewachſen und in diefer 
Einheit au zum Bemwußtfein gebracht worden fein. N 

Erſcheint nun auch unter allen Umſtänden Land als die materielle Unterlage für die Landes— 
boheit, To ift doch mit Recht von jeher das Reich als die Quelle und die Gerichtsbarkeit als die 
Seele derjelben anerkannt worden. Die Wege, welde das Rei wol auch gegen feinen Willen 
bei der Unüberwindlichkeit ver Macht ver Umftände und der ihnen ſich anſchließenden Intereffen 
der Großen betreten mußte, um die Landeshoheit anzubahnen, waren befonderd zweierlei Art. 

Der erfte diefer Wege beftand namlich in der Ertheilung von Immunitäten, beziehungs= 
weije in ber Erweiterung der Immunität in der Art, daß die Immunitätsbezirke (der Kirche, 
des Fiscus und der weltlichen Großen) auch in Beziehung auf die Gerichtsbarkeit unter gewwifjen 
Bedingungen faſt für alle Fälle e munere comitis regii erimirt und unter ihren eigenen, meift 
nur vom Immunitätsherrn beftellten Beamten gelaffen wurde. Diefe Gerichtöbarfeitäver- 
leihung an die großen Grundbeſitzer erflärt fi vorzüglid aus der perfönliden und dinglichen 
Abhängigkeit ded größten Theils der auf ihren Bellgungen vorhandenen Berölferungen, aus 
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der häufigen Verleihung des Grafenamts ſelbſt an ſolche großen Grundbeſitzer, aus dem Zu— 
ſammenſchmelzen der Grafſchaften zum Vortheil der Immunitäten und ganz beſonders daraus, 
daß ohne die Vereinigung der Gerichtsbarkeit in den Händen der großen Immunitätsherren 
ewige Colliſionen zwiſchen ihnen (wegen ihrer Herrenrechte über ihre Leute) und den Grafen 
(als den Vertretern der koniglichen Gewalt und Richtern aller perſönlich freien, wenn auch ding— 
lich abhängigen Leute) hätten entjtehen müffen. Diefe Gerihtsimmunität enthält im wejent= 
lichen zunächft vie Kompetenz der alten Gentenare und Bicarien. Sie wird von einem eigenen 
Beamten, defensor oder advocatus, geübt und erftredt ſich bald auf alle Eingejfeflenen des Be: 
zirks, auch auf diejenigen, welche weder die volle landrechtliche perjönliche Breiheit, noch allen 
landrechtsfreien Grundbefig verloren hatten. Die Immunitätsjurisdiction, welche auch den 
Blutbann enthielt und von weldher nur wenige Fälle im öffentlihen Interejle (Straßenraub 
und Münzvergehen) dem Grafen vorbehalten blieben, erſtreckte fi über Leib, Leben und Ber: 
mögen der ihr Unterworfenen, jie enthielt aljo auch ven Blutbann (Bann und Zwing, bannus 
et cippus) nebſt der Befugniß des Immunitätsherrn, den Gerichtöhalter zu ernennen. Doch 
war legterer hierbei an gewiſſe Bedingungen gebunden und mußte namentlid der Vogt einer 
firhliden Immunität den Blutbann von König empfangen (ecclesia non sitit sanguinem). 
Wenn nun auch entſchieden mit diefen Immunitäten der Anfang der Landeshoheit materiell 
gleihjam auf dem größern freien Grundbeſitz ruht, jo ift doc immer feftzubalten, daß die Ge— 
richtöimmunitäten um des Öffentlichen Intereffed willen von ven Königen verliehen wurden, daß 
die Verleihung alfo aud als die Übertragung einer Öffentlichen Function, einer politiſchen 
Pflicht betrachtet, die Verwaltung der Immunitätsgerichtsbarkeit deshalb aud an beſtimmte, 
allgemeine, gefeglihe Vorſchriften gefnüpft wurde und der Immunitätsherr jelbft, ja fogar der 
Immunitätöbezirf ald Ganzes dem Landrecht und den königlichen Gerichten unterworfen blieb. 
Es mußte died befonders deshalb hervorgehoben werden, um zu zeigen, daß bie deutjche parti= 
eulare Staatenbildung, felbft wenn man davon ausgehen follte, daß einige deutſche Territorien 
urfprünglid rein alodiale Befigungen ihrer Dynaftien geweien, jo wenig wie irgendeine andere 
ald Beweis für die Möglichkeit eines eigentlihen PBatrimonialftaatd angeführt werden fann. 
Der ſchwache und jich thatſächlich immermehr verlierende Einfluß des Königs und feiner Be- 
amten auf die innern Verhältniffe in ven Immunitäten aber fann an der eigentlihen Bajid der 
Landeshoheit als eines politifchen Verhältniffes, nämlich an der Ableitung der Öffentlichen Ges 
walt vom Könige, nichts ändern. 

Ein zweiter Weg zur Entwidelung der Landeshoheit befteht in ver Verleihung der Graf: 
ihaft ſelbſt. Es waren nämlich zunächſt größere geiftliche Territorien in der Art entjtanden, 
daß ſie eine oder mehrere Grafihaften oder wol aud bedeutende Theile von mehreren Graf: 
Ihaften einfaßten. In einem folden Falle wurde die Grafihaft jelbft dem geiftlihen Territo- 
rialheren übertragen und fo unauflöslich mit dem Territorium gleihfam als zum Eigenthum 
der Kirche gehörig verbunden. Nicht jelten geihah ed aber auch, daß weltliche Grafen, welde in 
der Regel ſelbſt ihon große Grundherren und Immunitätöbejiger innerhalb ihrer eigenen 
Herrſchaft waren), fei ed durch ausdrückliche Fönigliche Verleihung oder doch durch Zulaffung 
des Königs das Örafenamt erblich erhielten, oder dag Amtsbezirk und Amt, mit oder ohne Ver: 
bindung mit ihren fonftigen Immunitätsbezirken, in ihren Familien erblih wurden. Nach ver 
ganzen mittelalterlihen Entwidelung mußte in diefen Fallen bald der Amtscharakter zurüd:, 
und der Charakter eines jelbftändigen, an den Bejig des Landes gefnüpften Rechts, oder wie 
man wol aud) fagte, dev private oder patrimoniale Charakter, wenigftend dem Reiche gegenüber, 
in den Vordergrund treten. Vereinigte ver Landesherr, wie es wol auch vorfam, mehrere Graf: 
ſchaften auf dieſe Weife in feiner Hand, jo ernannte er natürlich) auch für jede derjelben bie 
Grafen, denen dann wieder die Ernennung der Kandgrafen innerhalb ihrer Grafſchaft zuftand. 

Wenn nun aud) die regelmäßige Verbindung der höhern Gerichtöbarfeit (die höchſte blieb 
ſtets wenigftens rechtlich dem Könige) mit den größern weltlichen und geiftlichen Territorien als 
ein an den Befig der legtern gebundenes Recht dazu führte, daß man die Grafſchaft ſelbſt ala 
den eigentlihen Kern der Landeshoheit für die Negel erachtete, jo hat doch Zöpfl (a. a. O., 
©. 490) vollfommen recht, wenn er jagt, dad Grafengericht fei nie eine abfolut weſentliche Bor: 
audfegung der Landeshoheit geworben. 


5) Chlothach, 614, c. 12. „Ut nullus judex (Graf) de aliis provinciis aut regionibus in alio 
loco ordinetur; ut si aliquid mali de quibuslibet conditionibus perpetraverit, de suis propriis 
rebus exinde quod male abstulerit juxta legis ordinem debeat restiluere.‘ 
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Bei dem ganzen Zuſammenhang zwiſchen dem Königthum und der Landeshoheit ergibt ſich 
nun von ſelbſt, daß die formelle politiſche Autoritaͤt der letztern und ihr weſentlicher Inhalt nut 
vom Königthum ſelbſt abgeleitet werden kann. War nun eine weitere Folge dieſes Umſtandes 
die, daß die Landeshoheit in demſelben Maße erſtarken und dem Königthum gegenüber ſelb— 
ſtändig privatrechtlich, oder richtiger völkerrechtlich ſich geſtalten mußte, in welchem die Kraft des 
Königthums erlahmte, ſo lag der Entwickelung der Landeshoheit doch auch ein mächtiges inneres 
Element zu Grunde, nämlich der durch das Königthum nicht aufhaltbare, geſchweige zu vernich⸗ 
tende particulare Selbſtändigkeitsdrang der Deutſchen. Dieſer wirkte von innen heraus beſtim— 
mend auf die äußern Verhältniſſe, die er in demſelben Maße mit einem politiſchen Geiſte erfüllen 
mußte, in welchem der politiſche Geiſt, die politiſche Kraft aus dem Reiche ſelbſt wich und die 
ſelbſtändige Geſtaltung der Territorien dem Reiche gegenüber ſich vollzog. Oder: Der Landes: 
herr hörte in demfelben Maße feinen Landeseingefeflenen gegenüber auf, Batrimonialherr zu 
fein, in welchem er ven Reiche gegenüber die patrimoniale Natur feines Befigtbums zur Gel- 
tung brachte. j 

Natürlich aber hatten dieje befonders dur den Feudalismus getragenen Entwidelungen 
einen ſehr langſamen Verlauf, in welchem die verjhiedenften politifchen und privatrechtlichen 
Strömungen bald hin= und hergeben, bald bunt durcheinander ſchwimmen. Mit dem vollen- 
deten Siege des Königthums über den Feudaladel in Branfreih wurde dortjelbft ver Landes— 
hoheit die Spige abgebrochen und blieb von ihr nichts als eine leider nur zu lange anhaltende, 
wejentlih privatrechtliche Grundherrlichkeit. In England fiegte die Idee der freien Einheit 
einer Nation freier Bürger und mußte nicht nur ven normännifchen importirten Feudalismus 
brechen, fondern auch auf die Verhältniffe des großen Grundbeſitzes beftimmend einwirken. In 
Deutfchland fiegte aber das Königthum nicht ald nationales, ſondern als Stammesfönigthum. 
Die Entwidelung war deshalb bei und eine entfchieden eigenthümliche. 

Vorzüglich ift ed nun der Unterſchied, ob mit dem größern Territorialbefit die Grafſchaft 
verbunden ift oder nicht, welcher auch einen bedeutenden Unterſchied der Landeshohelt begründet. 

Nur jene Landeshoheit nämlich, welde die Grafſchaft einschließt, verlieh die Reichsſtand— 
ſchaft. Die übrigen Landeöherren mochten fogar Gerichtsbarkeit befigen und ihre Unmittelbar: 
feit unter dem Reiche erhalten, Reihöftände waren fie nit. Die in die legtere Klafle gehörigen 
Landesherren find ed, welche unter ven Begriff ver ummittelbaren deutſchen Reichsritterſchaft 
fallen und in der großen Sturmperiode der neuern Zeit auch faft gänzlich jede beſondere hiſto— 
rifch:politifche Bedeutung verloren haben, da bei ihnen das patrimoniale Element am meiften, 
dad politifche am twenigften ausgebildet war. 

Daher find ed denn auch nur die größern und reihäftändifchen Landesherren, welde für 
und von einem beſondern Interefle erfcheinen. 

Die innere ſtaatliche Entwidelung der größern deutihen Territorien fonnte nach den gege- 
benen Umftänden begreiflicherweife nur ſehr langſam vor fi gehen. Abgeiehen von der un: 
leugbaren Zwitterftellung , in weldyer fie felbft fi befanden und in die fie den Kaifer wie Die 
Zandeöherren immer wieder aufs neue verjegen mußten‘, hatten fich ja ohnehin fehr lange Die 
privat= und Öffentlihzrechtlihen Begriffe und Verhältniffe nicht ausgeſchieden. Auch dachte 
man befanntli lange nicht daran, die Länder, die oft nod gar nicht zu politifhen Ganzen zu= 
fammengewahfen waren, durch allgemeine Organifationsplane ftaatlich zu centralifiren und für 
fie eine gemeinfame, allenthalben eingreifende Verwaltung einzuführen. Selbft die mächtigſten 
Zandesherren waren oft ebenfo ſchwach gegen die centrifugalen Tendenzen in ihren eigenen 
Ländern, wie fie ſich ftarf gegen die centripetalen Veftrebungen des Kaiſerthums bewährt Hatten, 
und es wurde ihnen oft genug von ihren Landftänden mit vemjelben Maße gemeffen, mit wel— 
chem fie ald Stände deo Reichs dem Kaifer gegenübergetreten waren. 

Nichtsdeſtoweniger blieb ver Kandeshoheit am Ende der Sieg, nicht nur gegen das Meich, 
ſondern auch gegen die centrifugalen Kräfte ihrer eigenen Territorien, und gleihwie ſich das 
große franzöfifche NationalfönigthHum an der Erweiterung der föniglichen Gerichtsbarkeit und 
an dem Bruce des Feudalismus, insbefondere durch die Freierflärung der untern Volksklaſſen, 
in die Höhe geranft hatte, fo waren die Ausdehnung der landesherrlihen Gerichtsbarkeit, pie 
Einführung oberfter landesherrlicher Gerichte zum Zweck der Berufungen und der Schug, wel— 
chen der Kandeöherr gegen den Misbraud ver gutöherrlichen Nechte den armen Hinterfaflen ge- 
währte, die Mittel, durch welche die deutſche Landeshoheit auf den befannten Grundlagen der 
deuten Nation zu einer Art von Stammfönigthum erwachſen fonnte. 

Die Landeshoheit endete gerade an dem entgegengefegten Bunfte ihres Anfangs. Und 
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während die fle begründende Immunität zuerft ald eine Ausnahme von dem regelmäßigen Zu— 
ftande erſcheint, find am Schluffe die vem Kaiſer no übrig bleibenden Rechte im Verhältniſſe 
zur Landeshoheit nur nod einige wenige jogenannte Reſervatrechte. 

Nichtödeftoweniger muß daran feftgehalten werden, daß, folange das Deutſche Reich rechtlich 
beftänden, and rechtlich die Natur der Landeshoheit ald eines Reichsamtes ſich fo wenig geän— 
dert hat ald die Natur ihrer Hauptgrundlage, der Gerichtsbarkeit. Weber ein Gefeg noch eine 
Revolution Hätte eine ſolche Veränderung herbeigeführt, wie groß auch die innern thatfächlichen 
Beränderungen der Verhältniffe waren und wie fiher fie am Ende zu einer Kataftrophe führen 
mußten, 

Daraus erhellt aber au, daß, wenn die wiflenfchaftlihen Werke über deutiches Staats- 
reiht ohne Ausnahme neben dem Reichsſtaatsrechte von einem Territorialftaatsrechte in Deutſch— 
land ſprechen, entweder das eine oder das andere dieſer fogenannten Staatsrechte Fein eigent- 
liches, d. h. ſelbſtändiges Staatsredht gewefen fein kann. Da das Reich bis 1806 mwenigftend 
von Rechts wegen beftanden hat, fo gibt es bis 1806 auch nur Ein Staatsrecht, gleichwie nur 
Einen Staat in Deurfchland — das Öffentliche Recht des Reichs, das Neih. Dieſes Recht, ſo— 
weit es durch Verleihung oder Zulaffung den Landeöherren übertragen worden, ift das foge- 
nannte Territorialftaatsredht, d. h. das Recht des Reichs in den verſchiedenen Territorien 
deſſelben. Durch die zunehmende Schwäche des Reichs aber und durch die ven Territorien über: 
laſſene Fortbildung [ved öffentlichen Rechts gefchah es, daß immermehr die Duelle aller poli: 
tifhen Autorität in Deutfhland in Vergeſſenheit fam und das territoriale Öffentliche Leben in 
den Vordergrund treten mußte. Betrachtet mon daher die verfchiedenen Aufzählungen ver in 
der Randeöhoheit enthaltenen Rechte von den oben citirten Urkunden Friedrich's an, fo wird 
man finden, daß, je weiter man mit der Zeit vorwärt® gebt, defto entſchiedener nur eigentliche 
Staatshoheitörechte erwähnt werben, die aber, einerſeits durch die Reichspflicht, andererſeits 
durch die ftändifchen Rechte begrenzt, in erfterer Beziehung nicht fouverän, in legterer Beziehung 
nicht abfolut fein konnten. Das hergebrachte Recht und die thatſächlichen Zuftände erfcheinen 
nach beiden Beziehungen hin in einer ſchweren Gollifion. Die Schwäche des Reichs zwingt ven 
Randeöherren die Souveränetät thatſächlich auf, auch wenn fie viefelbe nicht, bewußt oder unbe 
wußt, mit aller Kraft angeftrebt hätten. Das Bedürfniß einer wirklihen und flaatlihen Kraft 
und Einheit aber führt nothwendig zu den bedeutendften Modificationen der bisherigen land: 
ſtändiſchen Verhältniſſe, Modificationen, die an der Hand der Nothflände der Zeit ebenfo fehr 
zu Gunften der politifhen Unabhängigkeit der landesherrlichen Gewalt ausfchlugen, wie die Da= 
mit verbundenen innern Veränderungen des Reichsſtaatsweſens zum Nachtbeil des Kaiſerthums 
ausfallen mußten. 

Übrigens darf die Landeshoheit doch erft ſeit dem Weftfälifchen Frieden als ein infoweit fer- 
tiger Begriff betrachtet werben, daß aus ihrem Vorhandenſein auch mit Sicherheit auf die 
hauptſächlichſten in ihr enthaltenen Rechte und Mahtvollfommenheiten geichloflen werben kann. 
Seit diefer Zeit konnte alfo auch erft von einem befondern Staatörechte der Territorien gegen= 
über dem NReichöftaatsrechte vie Rede fein; feit diefer Zeit beginnt das Zufammenfchrumpfen des 
legtern und die zunehmende Erweiterung des erftern in den gelehrten Darftellungen und taudt 
wol auch bei denjenigen, welde den ftreng rechtlichen Standpunkt nicht feftzuhalten vermögen, 
der Gedanfe auf, daß das Deutfche Neich nicht fowol ein Einheitsftaat ald vielmehr eine Art 
von Gonföderation fei. 

Rechtswiſſenſchaftlich war und blieb der Landeshoheit bis zur Auflöfung des Reichs die 
Befugniß, innerhalb eines Territoriums alle wefentlidyen und meift auch die nicht weſentlichen 
Rechte ver Staatögewalt in Ableitung von der Reichsgewalt und in Gemäßheit der geltenden 
Reichsrechtsgrundſätze auszuüben. Nur die Ausübung der Negalien war demnach dad eigene Necht 
der Landesherren, welches ſonach in der Sprache der ältern Rechtswiſſenſchaft wol ald eine Art 
von dominium utile bezeichnet werden fonnte, während im Gegenſatze hierzu bie volle Souve— 
ränetät wol auch mit dominalio plena, toute proprict& bezeihnet wurde. Wir wiederholen 
bier, was wir fhon an einer andern Stelle gefagt haben: „Vom Standpunfte des Staatsrechts 
aus muß die Landeshoheit für die Dauer des rechtlichen Beſtandes des deutſchen Einheitsreichs 
als ein Organismus des legtern felbft betrachtet werden, wie ſehr auch diefe Organifation von 
dem Standpunkte eined wahren Einheitsſtaats aus einer Dedorganifation gleichſieht.“ 

Mit der Auflöſung ded Deutfchen Reichs aber fiel ver thatſächlich zwiſchen Reihögewalt und 
Landeshoheit beſtehende Widerſpruch hinweg, indem diejenigen Landeshoheiten, welde nicht 
ſäculariſirt oder mediatiſirt worden waren, ſouverän werden mußten. Allein es iſt bekannt, 
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daß an die Stelle des alten Widerſpruchs nur ein neuer getreten — der Widerſpruch zwiſchen 

den Gonfequenzen ver Souveränetät ber einzelnen deutſchen Staaten und denen der föberativen 
Zufammengehörigfeit aller veutjchen Staaten. Diefen Widerſpruch gänzlid und für immer zu 
befeitigen, ift ebenfo unmöglich, wie die gänzliche Aufhebung aller Eollifionen zwiſchen Kreiheit 

und Orbnung, Inbivibuum und Gejellichaft überhaupt. In diefen Widerſprüchen und Gollis | 
fionen ſowie den daraus hervorgehenden Kämpfen liegt das Gefeg des Lebens und Fortſchritts. 
Uber immer finden in diefen nie endenden Kämpfen förmliche Krifen ftatt, und ohne Zweifel be: 
findet ih Deutfchland jegt wieder in einer ſolchen Krife, die fiherlich nicht minder wichtig if, als 
e8 die zwiſchen 1806—15 geweſen. Möchte ein günftiges Geſchick und ein wahrhaft deutſch⸗ 
patriotifches Zuſammenwirken aller Völker und Regierungen alled zum Beften wenden ! 

Literatur. Leift, „Lehrbuch“, $. 20; Zachariä, „Deutſches Staatsrecht“, Thl. I, $$. 29 
und 32. Zöpfl, „Orundfäge u. |. w.“, Thl. I, $$.103 fg. Held, „Syſtem des deutſchen Berfaj- 
ſungsrechts“, 1,454 fg.; 1, 120 fg. Walter, „Deutſche Rechtsgeſchichte““, THL.I, $$. 108 fg., 
24719. Zöpfl, „Deutſche Rechtsgeſchichte“, S. 488 fg., 569 fg. , Die neueften Monogra: 
phien über diefen Gegenftand jind: Berchtold, „Die Landeshoheit ſterreichs nad) den echten | 
und neuejten Breiheitsbriefen” (Münden 1862); verjelbe, „Die Entwidelung der Landes: 
hoheit in Deutfcjland u. f. w.“ (Münden 1863), Th. 1. 3. Helv. | 

Landfrieden, ſ. Fauſtrecht. | 

Landgemeinden (befonders in Preußen). !) In Deutſchland hing und hängt zum 
Theil noch die Verfaſſung der Landgemeinden unmittelbar zufammen mit den perjünlichen Ab- 
hängigfeitö= wie mit den Befigverhältniffen des Bauernftandes, diefer großen Klaſſe der Be- 
wohner des platten Landes, welche fich mit dem Betriebe von Aderbau und Viehzucht beſchäfti— 
gen, ohne die befondern Gremtionen und Vorrechte anderer Klaffen, des Adels, der Beam: 
ten u. ſ. w. genoffen zu haben. Schon in ältefter Zeit — vor und ſeit dev Periode der Karolin- 
ger — unterfchied fi die Verfaffung ver Gemeinden freier Leute von der der Unfreien, melde 
als Schugpflichtige unter ver Vogtei des Adels oder der Kirche ftanden und an ihren Bejigungen 
fein echtes Eigenthum hatten.2) Urjprünglid beruhte die Gemeindeverfaflung im ſüdlichen 
und im wejtlichen Deutichland, wie in den alten Wohnjigen der Sachſen auf der Marfenge: 
noflenihaft.?) Zur Markengenoſſenſchaft gehörten jedoch häufig ohne Unterſchied unfreie und 
freie, jel6ft vitterbürtige Zeute. Die unfreien Genoſſen nahmen gleidy den freien an dev Ber- 
waltung, am Marfengericht und an der Wahl der Vorfteher theil, infoweit nicht das Vorſte— 
heramt der Gemeinheit bei ven durchweg unfreien Gemeinden von einem Grundherrn oder von 
demjenigen, den er damit belieben hatte, ausgeübt wurde. Sehr verfchiedenartig, doch in den 
einzelnen Territorien gleihförmiger, geftalteten fih im Mittelalter die perſönlichen Abhängig- 
feitö= und übereinftimmend damit aud) die Befigverhältniffe des Bauernftandee. 

Während es in Sachſen meift perlönlich freie, nur mit Zinfen, Yaudemien oder Dienften 
belaftete Eigenthümer gab, ebenjo die Bauern in der Altmark, am linfen Ufer ver Elbe, auch 
meift in Schlejien, ald freie Leute und Eigenthümer betrachtet wurden, bildeten ji 3. B. die 
Meierverhältniffe im Bistum Paderborn, die Eolonatverhältniffe im Herzogtum Weftfalen, 
die Leibeigenthumsverhältniffe im Münfterlande und in Minden-Ravensberg, die Hofhörig: 
feitäverhältniffe in Kleve, Mark u, ſ. w. durdgreifender aus. +) Der Kampf des Adels und der 
gleich ihm bevorrechteten Kirche, bei Ausdehnung ihrer lehns-, gerichts-, polizei: und gutöherr- 
lien Rechte über Hinterfaflen, gegen die perfönliche und dingliche Freiheit der kleinen Grund— 
belger gebt durch das ganze Mittelalter. Zum Siege gelangte derfelbe mehr und mehr jeit dem 
16. Jahrhundert, befonders aber erft ſeit den Verwüſtungen des Dreigigjährigen Krieges ver: 
mittelft dev Mapregeln zur Wiederherftellung der polizeilichen Ordnung und der Landescultur, 
durch die Beihränfungen der Freizügigkeit und durd die Schollenpfligtigfeit, die jogenannte 
Erbunterthänigfeit und ftrengere Hörigfeit. Damit verband fich gleichzeitig faſt überall eine 
tief in das ländliche Gemeindeweſen eingreifende gerichts- und gutsobrigfeitliche Gewalt der 
Gutsherren. Erft damit vollendete ih, zumal in den öfllihen preußifhen Provinzen, der Ah— 

\ — 
— —— — — — ⸗ 

1) Bgl. den Art. Landräthe und Kreisſtaände. 

2) Walter, Deutſche Rechtsgeſchichte, I, JO ige, 86 ig. Gichhorn, Deutſche Staats- und Rechts— 
geſchichte, I, 230 fg. 

3) Dal. v. Maurer, Geſchichte der Martenverfaffung. 

4) Bgl. hierüber die allgemeine hiftorifche Einleitung in Lette und v. Rönne, Die Landesculturge 
gebung bes preußiſchen Staate, ©. VII, LX fg., und a a. D., nebft Mllegaten. 
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ſchluß der Gerichts- und Gutsherrlichkeit in den einzelnen ländlichen Ortſchaften über die ganze 
Gemeindemarfung und alle Bewohner verfelben. ®) Seine Erhaltung verbanfte der Bauern 
ftand, als Grundlage der Landgemeinden, hauptſächlich den im Interefle ver Ausbildung und 
Befeftigung der Territorialgoheit erlaffenen ftrengen Verorbnungen und Verbotögefegen gegen 
Einziehung und Vereinigung der bäuerlihen Höfe und Grundſtücke zu und mit dem Ritterguts— 
ader. Diefe Verordnungen und Gejege geben in Brandenburg = Preußen bis zu den Anfän- 
gen des 16. Jahrhunderts zurück. Sie wurden befonderd nad dem Dreißigjährigen durd den 
König Friedrich Wilhelm I. und nad dem Siebenjährigen Kriege durch Friedrich ven Großen in 
geihärfter Weife erneuert. ©) 

Urfprünglic hatte e8 Hingegen ganz anders mit der perſönlichen Freiheit und den Eigen 
thumsverhältniffen in ven Landgemeinden, namentlich den gegenwärtig zum preußifchen Staate 
gehörigen öftlihen Provinzen, geftanden. Denn in diefen Ländergebieten berubte Bevölkerung 
und Gultur auf der Einwanderung und Golonifation im 12.—14. Jahrhundert von freien 
Sachſen, Weftfalen, Flämingern und Rheinländern.?”) Auch fie übten Autonomie und Ge: 
richtöbarfeit, gleih andern freien Gemeinden beutfcher Ränder, durch fogenannte Willfüren, 
Bauerſprachen und Gemeindebeſchlüſſe. Infolge ver Austheilung eines beftimmten Landbeſitzes 
an bie Goloniften nad einem abgeftuften Hufenftande fehlte in ven Landgemeinden des Oſtens 
Borporationd:, auch ſolches Gemeindevermögen, deſſen Nutzungen, wie die der Allmenden im 
füdweſtlichen und die der Marken in Weftfalen und am Rhein, den einzelnen Gemeindegliedern 
vorbehalten waren. Dort boten daher Stoff und Veranlaflung zu gemeinfamen Berathungen 
und Befchlüffen der Landgemeinden hauptſächlich die gemeinfchaftliche und gegenfeitige Bewei— 
dung der Hufenfhläge in der Dorfmarf, der gutöherrlihen Forſten u. ſ. w., nebft den Weide: 
und Hutungsorbnnngen, die Theilung des Holzes aus den im Miteigentyum der Höfe verblie: 
benen Waldftüden, überhaupt alles, was die Feldordnung betraf, ingleichen die Vertheilung 
gemeinfamer Leiftungen für Staat, Gemeinde und Gutsherrſchaft. Die neuere Agrarz und 
Gulturgefeggebung hat nun aber, infolge ver Thellung von Gemeinheiten und dev Separatio: 
nen mit Aufhebung der wechfelfeitigen Servitute, wie durch Gonfolivation und Zufanmenle: 
gung aud der bäuerlihen Grundſtücke, ingleichen durch Aufhebung der Realberehtigungen und 
Reallaften zwifchen Gutöherren und bäuerlihen Wirthen die frühen Bande der Gemeinſchaft 
zwifchen ven Mitgliedern der ländlichen Gemeinden zum größten Theil aufgelöft. Sie hat fol: 
chergeſtalt. die frühern Grundlagen des ländlichen Gemeindewefend völlig umgeftaltet. *) 

Bei den Golonifationen des Oder-, Warthe-, Netzbruchs im vorigen Jahrhundert waren 
wol Dorfftatuten gegeben, welche den colonifirten Gemeinden und ihrem Dorfgericht und Ge: 
meindevorftande eine gewifle autonomifche Beftinnmung und Selbftverwaltung geftatteten. Im 
allgemeinen hatten aber die Altern Dorforbnungen, hauptfählich aus dem 17. und 18. Jahr: 
hundert, aud diefer Zeit des Polizeiftaatd, nur Anoronungen und Gebote über ſämmtliche Ver— 
bältniffe zum Gegenftande, welche die Mitglieder der Gemeinde irgendwie berührten. Dies felbft 
über beren ſittliches und kirchliches Verhalten, wie über ihre Leiftungen an Kirche und Schule, 
fodann über Brandpolizei, Feuerloͤſchweſen, über die Anlegung von Gebäuden, die Gonfervation 
der Höfe, über deren Inventarien, Verfhuldung, Vererbung, ferner über Ader: und Wiejen- 
ban, Baumzucht, Hutung und Fifcherei, Feld: und Wohnungspolizei u. f. w.°) 

Die neuern gefeglichen Beftimmungen des 19. Jahrhunderts, welche auch in die Verhält— 
niffe ver Landgemeinden eingriffen, berührten, oft nur provinzenweife, lediglich einzelne Theile 
ihrer Verfaſſung, z. B. die Armenpflege, den Wegebau, das Schulwefen, die Feldpolizei, die 
Anfledelungen. An die Auffaffung und Ordnung des Gemeindeweſens im ganzen, ald des wich: 


5) Bol. den Art. Agrarverfaffung und Agrargefeggebung in dent Abfchnitt: Die unfreie Agrarver: 
faffung in Deutfchland während der legten Jahrhunderte vor der nenen Agrargefepgebung, 1, 346 fg.; 
auch Lette und v. Rönne, a. a. D. 

6) Lette und v. Rönne, a. a. O., ©. LXXI fg, XXVI. 

T) Bal. den Art. Agrarverfafung und Agrargefeggebung, I, 334, und Leite und v, Rönne, a. a.D,, 
©. XV, XXX1 fg., XLIX, nebft den dort allegirten Schriften. 

8) Vgl. die Motive zu den Entwürfen einer Randgemeindeorbnung für bie fechs öſtlichen Provinzen 
ber preußifchen Monarchie u. f. w. nach den Borjchlägen einer Anzahl Mitglieder der Zweiten Kammer 
(Berlin 1854), ©. 38 u. 39 fi. j 

9) Bol. 3. B. die Flecken-, Dorf: und Ackerordnung vom 16. Der. 1702 in Rabe, Sammlung preu- 
Bifcher Gefepe, Bd. I, Abth. 1, S. 238 fy.; desgl. die Dorfordnung für Litauen und die bayugehöris 
gen Ämter vom 22, Nov, 1754 in Rabe, a, a. ©, Bv. I, Abth. 2, S. 366; auch den Art. Feldorbnung. 
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tigften unterften Gliedes des Staatsorganismus, aus dem Geſichtspunkt einedtheild der daſſelbe 
umgeftaltenden Agrar: und Eulturgefeßgebung, anderntheild einer freiern Selbfiverwaltung, 
war dabei nicht gedacht. Gleichwol hatte das Ediet vom 9. Oct. 1807 die Leibeigenfhaft und 
Erbunterthänigfeit in Preußen überall aufgehoben. Das Ediet vom 14. Sept. 1811, wie die 
fpätern Gefege für die neu= und wiederertvorbenen Provinzen hatten den bäuerlihen Wirthen 
ein volles und freies Eigenthum an ihren Orundbefigungen verliehen und es hatte die Gemein— 
heitötheilungs= wie die Ablöfungsordnung von 1821 aud die Mitglieder ver Landgemeinden 
und deren Grundftüde von Servituten, Fronen, Zehnten und andern Einfhränfungen und 
Laſten befreit. Die Geſchloſſenheit und das Klaffenverhältnig der bäuerlihen Güter nad) Hufen 
zahl u. ſ. w. wich der freien Theilbarfeit. Andererſeits war für die preußifchen Stabtgemeinden 
die freifinnige Stäbteordnung vom 19. Nov. 1808 erlaffen worden. 

Doch erging nur für die beiden weftlichen Provinzen, Weftfalen und Rheinland, die Land: 
gemeindeorbnung für Weitfalen vom 31. Det. 1841 und die (damals noch Land und Stadt 
umfaffende) Gemeindeordnung für die Nheinprovinz vom 23. Juli 1845 19) an Stelle ver 
während der Fremdherrſchaft nach franzöſiſchem Muſter eingeführten Gemeindeverfaflungen. An 
die Stelle der erftern trat jpäter die revidirte Landgemeindeordnung vom 19. März 1856 für 
Weſtfalen und ein Gefeg betreffend die ländliche Gemeindeverfaffung für die Nheinprovinz vom 
15. Mat 1856 (neben einer befondern rheinifhen Stäbteorpnung). 1!) Dagegen blieb für 
die ſechs Öftlihen Provinzen die fhon in einem Geſetz vom 30. Juni 1812 ausgeſprochene Ver: 
heigung einer neuen Gommunalordnung, „um das gefammte Communalverhältniß aud ver 
untergeorbneten Gemeinden auf allgemeine Geſichtspunkte zurüdzuführen und Zwede und 
Mittel derfelben in Übereinftimmung mit dem Staatszweck zu beſtimmen“, wie die Aufforde— 
rung ber Gabinetsordre von 17. Jan. 1720 betreffend ven Stantöhaushalt und dad Staats— 
ſchuldenweſen, an das Stantöminifterium und den Staatdrath zur endlichen befchleunigten Vor— 
legung einer Gommunalordnung, unerfüllt. 

Erft im Anſchluß an die Berfaffungsurfunde vom 31. Jan. 1850, mit welher Preußen in 
die Reihe der conftitutionellen Staaten eintrat und deren Art. 105 die Hauptgrundzüge für bie 
fünftige Gemeindeverfaflung feftftellte, wurbe eine Provinzial-, Kreis⸗ und Bezirks: und eine 
Stadt und Land gleichzeitig umfaffende Gemeindeordnung nah Vereinbarung mit den Kam— 
mern unterm 11. März 1850 erlaffen. Sofort aber trat dagegen wiederum aud) die Reaction 
in die Schranfen. Sie führte fhließlich zur Befeitigung jener Gemeinvegefeggebung von 1850 
durch das Gefeg vom 24. Mai 1853.72?) Am Ende des langen Kampfes ver Jahre 1851—57 
in den preußiſchen Kammern 1?) unterlagen die verfaffungsmäßigen Grundſätze (ins beſondere 
die Art. 42, 105 und 114 der Berfaffungsurfunde) der Reaction. Schließlich erfolgte Die Wie- 
derberftellung der polizeiobrigfeitlihen Gewalt der Gutöherren und die der frühern Landge— 
meindeverfaflungen in den ſechs öftlichen Provinzen durch die Gefege vom 14. April 1856. !*) 

Die Ergänzung der, wie in vielen andern Beziehungen, fo haupfſächlich hinſichtlich der 
politifhen Nechte, wegen der Stimmen wie der Leiftungsverhältniffe, offenfundigen Mängel 
der wiederhergeſtellten frühern Verfaffung der Landgemeinden ift zur Zeit hauptfählid ver 
Entiheidung der Regierungsbehörden vorbehalten. 

Dennod galten, ſchon nad dem Allgemeinen Preußiſchen Landrecht von 1794, die Land— 
bezüglih Dorfgemeinden als Corporationen. Als folde haben jie manderlei Verpflihtungen, 
vorzugsmeife für Armenpflege, Wegebau und Schule. Sie unterliegen indeß der Polizei: und 
ber commumalen Auffiht und Einwirkung ver Gutöherren ald Ortdobrigfeiten. Dies find vie 
Rittergutöbeiger in Bezug auf die Dorfgemeinden ihrer Güter, die Magiftrate in Bezug auf 
Kämmereidörfer und die Domänen: und Rentamtmänner in Bezug auf die zu Domänenämtern 
gehörigen Orte. Freilich kümmern ſich oft die Rittergutäbefiger nicht gar viel um die Verwal: 
tung der Landgemeinde. 

Neben den ländlichen Gemeinden bilden nun auch die, obwol mit denſelben in der Regel 
Örtlih verbundenen Rittergüter und Domänenvoriwerfe nebft ven zu legtern gehörigen Grund: 


10) Vgl. Preußische Sefepfammlung von 1841, S. 297, und von 1845, ©. 523. 

11) Bgl. Preußiſche Gefepfammlung von 1856, ©. 265 u. 435. 

12) Vgl. Preußiſche rei einen von 1853, ©. 238. 

13) Bgl. die Motive der Sutwürfe einer Landgemeindeordnung u. ſ. w., ©. 42 fg. u. 118 fg. 
14) Preußische Geſetzſammlung für 1856, ©. 353— 364. 


Landgemeinden 399 


ſtücken, Wohnungen und Familien, hinſichtlich der öffentlichen Leiſtungen für Armenpflege, 
Wegebau u. ſ. w. eigene abgefonderte Gommunalbezirfe. 

Aus der früheften Zeit ver Golonifation und Eultivirung ift in den öftlichen Provinzen 
Preußens das Anıt des Gemeindevorfleherd (Schulzen, Dorfrichters) noch jegt häufig mit ge- 
wiffen Gütern verbunden, als Erbſchulzenhöfen, Erbſcholtiſeien, Lehnſchulzen-, Richter- und 
Erbrichtergütern. 15) Soweit dies nicht der Fall iſt, wählt der Rittergutsbeſitzer als Ortsobrig— 
keit ſowol den Schulzen, bezüglich Gemeindevorſteher, als die beiden Gerichtämänner oder 
Schöppen, welche erſtern in feinen verſchiedenen Amtöverrihtungen zu unterſtützen haben. Dem 
Gemeindevorſtande liegt die Berufung und Leitung der Gemeindeverſammlung, die Gemeinde— 
verwaltung und Legung der Gemeinderechnung, ſodann die Aufſicht bei Gemeindearbeiten, die 
Sorge für die Armenpflege, wie für Erhaltung von Wegen, Brücken und Strafen, die Anſtel— 
lung von Feld- und Nachtwächtern y. f. w., auch die nievere Ortöpolizei im Gemeindebezirfe 
ob. Während derjelbe in feiner Eigenſchaft als Dorfgericht früher, fo namentlich in Schlefien, 
die Schöppen- md Grubbücher zu führen, auch in noch älterer Zeit Criminal: und Polizei⸗ 
gerichtsbarkeit zu üben und Streitigkeiten zu ſchlichten hatte, iſt ihm von eigenen richterlichen 

unctionen, unter Zuziehung eines Gerichtsſchreibers, noch die Aufnahme von Kauf: und . 

berlaſſungsverträgen, in ſchleunigen Fällen auch die von Teſtamenten der Dorfbewohner ver- 
blieben. Ferner liegt ihm, als einem Organ der Gerichte, die Aufnahme von Taxen, wie von 
Inventarien bei Erbauseinanderſetzungen, die Inſinuation von richterlichen Vorladungen und 
Verfügungen, auch die Vollſtreckung von Executionen ob. 16) Auch hat der Gemeindevorſteher 
verſchiedene Tabellen und Liſten für die Finanz-, die Militär- und innere Verwaltung anzu⸗ 
fertigen. Endlich liegt vem Gemeindevorftande auch da, wo feine befondern Erheber beftellt find, 
die Einhebung der Öffentlichen Steuern (Grund: und Klaffenfteuer u. j. w.) und deren Abliefe- 
rung an die Staatskaſſe ob. 

Die obere Auffiht über die Landgemeinden und deren Verwaltung, auch über die als befon- 
dere Gommunalverbände betrachteten Gutsbezirke, führt der Landrath des Kreifes. (S. Landrathe 
und Kreisftände.) Neben den zu Virilſtimmen berechtigten zahlreichen Befigern von Rittergü— 
tern werden bie fämmtlihen Landgemeinden eined Kreifed zufammen auf dem Kreidtage nur 
durch drei, refp. ſechs Deputirte vertreten. Zwar gibt es in den öftlihen Provinzen eine Mehr: 
zahl jehr kleiner Landgemeinden von weniger ald 100, oft unter 50 Seelen, deren Vereinigung 
zu Sanmtgemeinden behufs Herftellung leiftungsfähiger Gemeindeverbände nothwendig 
wäre; ed kommen jedoch auch viele volfreichere Landgemeinden vor, fo in 
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Einwohnern. 
1) Schleifen . 1176 286 11 
2) Sadfen . . . . 414 139 8 
3) Brandenburg . . . 304 44 3 
4) Pommern . . . . 186 17 — 
5) Preußen . . . . 437 26 1 
6) Poſen. 240 13 — 


Das dringende Bedürfniß einer vollſtändigen, den gegenwärtigen geſellſchaftlichen Zuſtän— 
den und Verfaffungdverhältniffen des Staats entſprechenden Landgemeindeordnung für die ſechs 
öftlihen Provinzen Preußens ift, wie in der Berfaflungdurfunde vom 31. Jan. 1850 und nicht 
6108 damals durch die Gefege vom 11. März 1850 in beiden Kammern, fo aud) fpäter vielfach 
wiederholt, und allgemeiner wiederum feit 1858 im Abgeorbnetenhaufe anerfannt. Dajfelbe 
ift unbeftreitbar, wenn erwogen wird, daß von den faft 81000 gefonderten Wohnplägen ver: 
ſchiedener Art (morunter nur 994 Städte mit ihrer Städteordnung) eine große Anzahl Heiner 
Befigungen gar feinem Gemeindeverbande angehört, au von den 31000 Dörfern nur eine 
geringe Minderzahl eine auf Specialverleifung beruhende Gemeindeorganijation hat, wos 


15) Bgl. Lette und v. Rönne, ©. XVI, und a. a. O.; insbefondere Riedel, Die Marf Brandenburg 
im Jahre 1250, Thl. 11; Tzfchoppe und Stenzel, Urfundenfammlung zur Geſchichte des Uriprungs der 
Städte und ber —— deutſcher Coloniſten und Rechte in Schleſien und der Lauſitz; Wohlbrück, 
Geſchichte des ehemaligen Bisthums Lebus. 

16) v. Rönue, Staatsrecht der preußiſchen Monarchie, II, 214, 215. Allgemeines Preußiſches Land⸗ 
recht, Thl. II, Tit, 7, $$. 46—86. 
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gegen wenigftens 29722 Dörfer und von den etwa 18 Mill. Einwohnern des preußifchen 
Staats faft 12%, Mill. Bewohner des platten Landes einer geordneten Gemeindeverfaflung 
entbehren. ?7) W. A. Kette. 

Landräthe und Kreisſtände (im preußiſchen Staate.)) Das Amt und die Stel- 
lung des Landraths, ald Vorfteher des Kreijes, ald Organ und Commissarius perpetuus der 
Bezirksregierung, gehört im preußiſchen Staate zu den umfang- und einflußreihften. Die al: 
maͤhliche Umbildung und heutige Geflalt deſſelben iſtemit der Entwidelung des Staats: und 
Berwaltungdorganiömusd eng verknüpft. 

Unter Landräthen verfteht man in Preußen nicht, wie in Baiern und in einigen andern 
deutſchen Territorien, aus fländifcher Wahl hervorgegangene Gollectivbehörbden oder Aus: 
ſchüſſe zur Unterflügung der Regierung over zur Wahrnehmung gewiffer gemeinfamer ftän- 
difcher Angelegenbeiten.?) Das Inſtitut der Landräthe, ald Vorfteher und Verwalter ber 
einzelnen Kreife, hat in Preußen feinen Urfprung in der ältern Landeöverfaffung der Marf 
Brandenburg. Daflelbe ging hervor aus den von den Ständen, jenad ver frühern provinziellen 
und Kreiseintheilung der Mark Brandenburg (Alt:, Mittels, Uker- und Neumark, Priegnig), 
gewählten Kreidverorbneten, welche einen vepräfentativen Charakter hatten und zur Erhebung 
und Ablieferung der von den Ständen bewilligten Steuern, wie zur Beforgung fonftiger flän- 
diſcher Geſchäfte beftimmt waren. Der Landesherr übertrug dieſen Kreisverorbneten, beſonders 
feit dem Dreipigjährigen Kriege, innerhalb ihrer Amtsbereiche auch Staatögefhäfte, namentlich 
die Polizeigewalt auf dem Lande und die Aushebung der Mannfhaften zum Heere. Damit 
wurden fie zugleich Iandesherrlihe Kreis: und Kriegscommiffarien und feit Einrichtung ber 
Kriegs: und Domänenfaumern (1723) diefen Verwaltungsbehörden untergeorbnet; auch zog 
man fie periodifch zu deren Arbeiten und Berathungen zu. Den Landräthen ald Commiſſarien 
diefer Behörden übertrug befonderd König Friedrich Wilhelm I., fodann Friedrich ver Große, 
zufolge des legtern Inftruction vom 1. Aug. 1776 innerhalb ihrer Kreife für das platte Land 
beinahe alle in ven Regierungdreffort hineinfallenden Gefhäfte, wie die Handhabung der Poli: 
zei, bie Erhebung der directen Staatöfteuern, die Aufiicht über die Gemeinben und Gutöbezirke, 
bezüglich über die Lofalobrigfeiten, vorzugsweiſe auch die Sorge für Hebung von Aderbau und 
Viehzucht, überhaupt für alle landwirthſchaftlichen Intereffen, wofür landesherrlich erlaffene 
Dorf:, Ader: und Fleckenordnungen in ausführlichfter und vetaillirtefter Weile Anordnungen 
trafen. Das Inflitut der Landräthe, gleichzeitig mit dem der Kreisſtände, unter Umbildung ver 
frühern provinziell verſchiedenen Territorialeintheilungen, wurde auch bereits von Friedrich 
Wilhelm I. in Pommern und in dad Herzogthum Magdeburg, von Friedrich dem Großen nad 
der Eroberung Schleſiens in dieſe Provinz, ſodann 1752 in die weftfälifchen Landestheile und 
in Oftpreußen (hier an die Stelle ver allgemeinen Landftände), endlich 1773 in Weftpreußen 
eingeführt. Dagegen ftanvden die innerhalb der lanvräthlichen Kreife belegenen Städte nicht 
unter der Verwaltung und Aufficht ver Landräthe, fondern unter der beſonderer Stenerräthe. 
Die Städte und deren Magiftrate nahmen deshalb an den Freisftändifchen Inftitutionen, Ver: 
fammlungen und Beſchlüſſen nur foweit Theil, als fie Rittergüter oder contribuable Bauerbör: 
fer befaßen und vertraten. Auch die Eöniglihen Domänenänter und deren Unterthanen wurden 
in der Regel von den Kreisftänden nicht mitvertreten. Nur hin und wieder und nur bis 1765 
war zur Vertretung der Domänen und Domänenuntertbanen auf den Kreldtagen die Aborb- 
nung eined Deputirten der Kriegs: und Domänenfammern gebräuchlich gewefen. 

Der Landrat mußte, nad der bis 1806 und 1807 beſtehenden Berfaffung, adelichen Stan: 
ded und im Kreife mit einem Rittergut angefeflen fein. Er wurbe aus der Mitte der Kreis: 
fände von den adelichen Rittergutöbeflgern gewählt und dem Könige zur VBeftätigung präfen- 
tirt. Seit 1753 wurden zur Unterftügung des Kreislandraths bei einzelnen Gefhärten, als 
Gehülfen deſſelben, zugleich als ftändifche Vertreter und Veamte außerhalb der Kreidverfamm: 
fung, auch die „Kreisdeputirten“ allgemeiner eingeführt. Auch dieſe wurden aus den adeltchen 
Rittergutöbeilgern gewählt. 


17) v. Rönne, Die Gemeindeordnung u. f. w. vom 11. März 1850, ©. XI. Tabellen und amtliche 
Nachrichten des Statiftifchen Bureau für den prenßifchen Staat für das Jahr 1858 (Berlin 1860). 
v. Rönne, Staatsrecht der preußifchen Monarchie, II, 26 fa. 

1) Vgl. die Art. Kameralwiſſenſchaft, Bandgemeinden, auc; Agrarverfaffung und Agrargefehgebung. 
2) Zachariä, Deutfches Staats» und Bundesrecht (zweite Auflage), II, 643, 8.122. Zöpi, Grund» 
fäße des allgemeinen und deutfchen Staatsrechts (vierte Auflage), IT, 552, $. 418. 
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Der Landrath hatte die Kreisverfammlungen einzuladen und zu dirigiren. Leßtere wählten 
außer dem Landrath aud andere Beamte des Kreiſes, ingleihen früher die Directoren und 
Beamten verichiedener ſtändiſcher Inftitute, zu deren Reflort 3. B. die Führung der Hypotheken— 
bücher, die Landfeuerfocietät, dad ritterfchaftliche Grebitwefen, die Randarmen- und Invaliden— 
verpflegungsanftalten gehörten. Ingleihen hatten die Kreistage mitunteraud Deputirte behufs 
Zuziehung bei der Gefeggebung zu beitellen. Auf den Kreistagen wurde ferner die Kreisrech— 
nung revidirt und dechargirt, über den Etat, wie über Aufbringung und Vertheilung der 
Steuern und über fonftige Kreisangelegenheiten berathen und befchloffen. 3) 

Die Mitglievihaft bei ven Kreisftänden war in der Negel auf Rittergutöbeiiger und den 
Adel befhränft, Wurde einem Manne bürgerlihen Standes ausnahmsweiſe die landesherr: 
liche Gonceffion zum Erwerbe eined Ritterguts ertheilt, fo blieb doch derfelbe in der Regel, wie 
ed noch die Fönigliche Verorbnung vom 18. Febr. 1775 wiederholte, von Sig und Stimme auf 
Kreid: und Landtagen ausgeſchloſſen. Es ift bemerfenswerth, daß ih hauptſächlich feit dent 
Adels, gegenüber vem Bürger: und Bauernſtande, hob und abſchloß, nachdem die Bedeutung 
des Ritterftandes und Adels für Waffendienft und Landesvertheidigung untergegangen war. *) 
Friedrich der Grofe ergänzte fein Offiziercorps fat ausfchließlih aus den Söhnen des güterbe— 
figenden Landadels. Dabei legte er demfelben mit dieſen Vorrehten aber die nicht unerhebliche 
Laſt zur Erhaltung feines gering befolveten Offiziercorps auf. 
Eine Veränderung, indbejondere wegen des abelihen Standes, als einer Bedingung zur 
Ausübung der Kreisftandfhaft und zur activen und pafjisen Landrathswahl, erlitt die frühere 
Kreisverfaffung erft durch das Ediet betreffend den erleichterten Befig und ven freien Gebrauch 
des Grundeigenthums, ſowie die perfönlihen Verhältniffe ver Landbewohner, vom 9. Dit. 
1807, in Verbindung mit den Kriegsartifeln vom 3. Aug. 1808, wonach indfünftige jeder 
wehrpflictige Preuße zur Afcenfion in Offizierftellen gleich berechtigt fein follte. ©) 

Demnächſt verorbnete au in Bezug auf die Kreid- und Communalverfaſſung dag foge: 
nannte Gensdarmerieedict vom 30. Juni 1812 die Aufhebung ver „unbegründeten Abfonde: 
rung der Fleinen ſtädtiſchen Communen, der Städteeigenthümer, Domänenämter und ritter: 
ſchaftlichen Societäten in den Communalangelegenheiten des Kreiſes“ und dagegen die „Bil: 
dung der aus Städten und ländlihen Gemeinden zufanmengefegten Kreiſe als felbjtändige 
corporative Kreißgemeindeverbände”, ingleihen an Stelle ded gemählten Landraths und mit 
Trennung des Nepräjentativharafterd von deſſen Amtöberuf „die Ernennung eines vom Staate 
seftellten Kreisdirectors ald erfter landespolizeilicher und Aufſichtsinſtanz über die Lofalpolizei, 
die Gemeinden und die Örtlihen und obrigfeitlihen Behörven, wie zur Euratel der Kajfenver: 
waltung aller aus dem Kreife fließenden Staatdeinfünfte. Zugleid follte dem Kreisdirector 
eine Kreisverwaltung aus je zwei Deputirten für die Städte, für die Nittergutäbejiger und für 
den Bauernftand zur Seite ftehen. Das fogenannte Gensdarmerieedict von 1812 iſt jedoch nur 
bin und wieder zur Ausführung gefommen und fpäter wieder bejeitigt. 

Sodann aber erfolgte dur die Verorbnung wegen verbeiferter Einrichtung der Provinzial: 
behörben vom 30. April 1815 die Gintheilung jedes Negierungsbezirks in Kreife, in der Negel 
unter Beibehaltung der bisherigen Eintheilung, wo eine ſolche bereits flattfand, mit Ausnahme 
jedoch der großen Städte, im übrigen unter Vereinigung aller Ortichaften und Güter zum 
Kreisverbande. „Jeder Kreis hat einen Landrat.” „Die Landräthe find die Organe der Re: 
gierung zur Vollziehung ihrer Verfügungen.‘ 

Gegenwärtig beftehen in ven acht Provinzen und refp. 25 Regierungsbezirken des preußi- 
hen Staats, mit Ausnahme des erimirten Bezirks der Stadt Berlin, 332 landräthliche Rreife, 
darunter ſechs Stabtfreife (Königsberg, Danzig, Potsdam, Breslau, Köln, Aachen). s 

Der Hläheninhalt und die Bevölkerung diefer Kreife jind fehr verfchieden. Deren lImrang 
iſt in den Öftlihen Provinzen, mit Ausnahme indeß von Schlefien und Sachen, bei geringerer 


3) Bol. über Entſtehung, Stellung und Function der Landräthe wie der frühern Kreisftände: Die 
Kurmarf Brandenburg, ihr Zuftand und ihre Verwaltung vor dem Ausbruche des franzöftichen Kriegs 
im October 1806, ©. 87, 159 fg. 

4) Vgl. Die Kurmark Brandenburg, ©. 161; desgl. den Art. Agrarverfafung und Mgrargefeg: 
gebung; Kette und v. Nönne, Die Landesculturgeieggebung des preufiichen Staats, Bd. I, ©. LAXI, 
audı S. XXVII. 5) Val. den Art. Agrarverfaſſung und Agrargeſetzgebung. 

Steatssterifon. IX. 26 
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Bevölkerung meift erheblich größer wie in den weftlihen Provinzen. Abgefehen son einigen 
Ausnahmen, beträgt derfelbe dort zwiihen 12 und einigen 20—30 und fogar 40 Quadrat⸗ 
meilen, die Bevölferung einige 30: bis einige 60-, in einzelnen Kreifen jedoch auch bis 80000 
Einwohner. In den weitlihen Provinzen, au in der Provinz Sachſen, ift der Umfang der 
Kreife hingegen meift nur 5—10, höchſtens 12 und 14 Quadratmeilen, mit einer Bevölferung 
von einigen 30:, häufiger über 70:, mitunter 100000 Bewohnern. 

Der neuen Kreiseintheilung folgten ſpäterhin — nad) Herftellung von Provinzialftänden 
durch dad Gefeg vom 5. Juni 1823 und die fi) diefem Geſetz anſchließenden befondern Geſetze 
über die provinzialftändifhen Verbände der verfhiedenen at Provinzen — in den Jahren 
1823, veip. 1824—28, befondere Kreißorbnungen für jede Provinz. Zufolge derſelben bilden 
die landräthlichen Kreife auch die Bezirke der Kreisftändeund e8 haben die Kreisverfammlungen 
den Zwed, die Kreisverwaltung ded Landraths in Gommmmnlangelegenheiten zu begleiten und 
zu unterflügen. Diefe Verwaltung innerhalb der beftehenden Geſetzgebung bildet den Gegen: 
ftand der Berathungen und Beichlüffe dev Kreisftände, Sie vertreten bie Kreiscorporation in 
allen ven ganzen Kreis betreffenden Gomntunalangelegenheiten. Sie haben die kreisweiſe auf- 
zußringenden Staatöpräftationen, für deren Aufbringung es an gejeglichen Beflimmungen 
fehlt, zu vepartiven, bei Leiftungen umd Naturaldienften zu Kreisbedürfniffen fich gutachtlich zu 
äußern und die Kreidrehnungen zu prüfen. Sie wählen den Landrath fowie andere Kreis: 
beamte, auch Commiſſionen und Ausfhüffe füreinzelne ftändifche Verwaltungen und für gewifle 
Angelegenheiten nad näherer Beflimmung ver darüber erlaffenen Gefege, 3. B. für die Kreis— 
erjagcommifflon, für die Veranlagung der Einkommen- und Klaffenfteuer, für die gütliche Ver: 
mittelung in den Auseinanderfegungsangelegenbeiten, für die Ausführung von Bewäſſerungs— 
anlagen. Alljährlich Kat der Landrath die Kreisſtände wenigſtens einnal zu berufen und ihre 
Berfammlung zu leiten. Eine ausgedehnte Befugniß, mit Verpflichtung aller Kreideingejeile- 
nen Öffentliche Anlagen und Kreisausgaben zu beichließen, wurde den Kreisverſammlungen erft 
durch die Verordnungen von 1841 und deren Ergänzungen beigelegt. Diefe Befugnip bat ſo— 

wol gemeinnüßige neue Einrihtungen und Anlagen für den ganzen Kreis, z.B. von Chauſſeen, 
wie die Befeitigung von Nothftänden zum Gegenſtande. Nur in gewilfen Fällen, jenah Map, 
Umfang und Zeitdauer der dem Kreife und deſſen Einſaſſ en — Verpflichtungen, iſt die 
Beſtätigung folder Beſchlüſſe ſeitens der Regierung, veip. die Entfcheidung der höchſten Ver— 
waltungsbehörden erforberlich. ©) 

Im grellſten Misverhältnig mit den Leiftungen blieb aber, zumal in den öftlihen Provin— 
zen, dad Stimmenverhältnig auf den Kreidtagen. Außerdem hielten jene Kreidorpnungen, im 
Widerſpruch mit der Reformgefeggebung ber Jahre 1807 fg., an dem Princip der ſtändiſchen 
Gliederung feft. 

Während jeder Nittergutöbefiger in ver Kreisverfammlung eine Birilftimme zu führen bat 
und ed mit wenigen Ausnahmen in den öſtlichen Provinzen ded Staats cine Mehrzahl von 
Kreifen gibt, in welden ver fogenannte erfte Stand rinige 20—60 und 70, ja in mehreren 
Kreifen mehr ald 100 Stimmen in der Kreidverfammlung führt, haben überall die Städte des 
Kreiſes in der Regel nur je eine Stimme, oft fogar mehrere Fleine Städte zufanımen nur eine 
Eollectioftimme und die gefammten Landgemeinden — der ganze, vor der neuern Steuerregulis 
rung (1. Grundftener) vorzugdweife contribuable Stand — nur drei, zum Theil, feit 1850, 
ſechs Stimmen zu führen. Dabei ift das pafiive Wahlrecht der Stadt: wie der Landgemeinden 
durch perfünliche oder Befigqualificationen ihrer Kreisdeputirten (Maß des Grundeigenthums, 
längere Beſitzzeit, Schulgen: oder Magiftratsamt u. f. m.) fehr eingefhränft. Hingegen beſteht 
in den beiden weftlihen Provinzen des Staatd die Kreidverfammlung, neben den Virilſtimmen 
der, Rittergüter, aus Abgeordneten der Bürgermeiftereien, reſp. Ämter. 

"Mit Rückſicht auf diefe Art von ftändifher Gliederung in der Kreiövertretung haben die 
Kreisordnungen einem einzelnen Stande dad Recht ertheilt, „Seinen auf Verlegung von Son: 
derintereifen geſtützten Widerfprud gegen den Beſchluß der Mehrheit des Kreistags mittels 
Separatvotums im Necurfe an die betreffende Stantsbehörbe geltend zu machen“ (die Befugnif 
zur itio in partes). Einleuchtend ift indeß dies Recht felten und noch weniger mit Erfolg zur 
Anwendung gefommen. 

Die Wahl der Landräthe durch die Kreisftände, reſp. deren Befugniß, dem Könige zur 
Auswahl und Beftätigung drei Candidaten zu präfentiren, ift wie früher, fo wiederum auf 


6) v. Rönne, Etantsrecht ber preußifchen Monarchie, I, 547, 586 fg.; II, 206 fg. 


Randfaffiat 403 


gegenwärtig in der Mehrzahl der öftlihen Landestheile dad ausſchließliche Vorrecht der Ritter: 
gutöbejiger, nur ohne Unterſchied, ob Diele adelichen oder bürgerlichen Standes find. Blos in 
einev Minderzahl der öſtlichen Kreife, wie in den weitlihen Provinzen, nimmt die ganze Kreis: 
verfammlung, einfchließlidh der Deputirten dev Städte und Landgemeinden, an der Wabl ver 
Landrathsamtscandidaten theil. Indeß ift die Wählbarkeit in der Negel auf Nittergut&bejiger, 
jedenfalls größere Grundbeiiger beichränft. Daſſelbe gilt von der Wahl der Kreispeputirten, 
deren in der Negel zwei für jeden Kreis ala Gehülfen und zeitweife Vertreter des Landraths 
beftellt werden. ?) 

Der vom Könige zur Verwaltung der Ranprathäftelle dejignirte Candidat hat ſich einer 
Prüfung zu unterwerfen, fobald er nicht bereits zuvor eine höhere Staatsprüfung beftanven 
oder wenigftens die Reife dazu erlangt hatte, oder aber davon Dispenfirt wird. Für jene Prü— 
fung ift ein befonderes Regulativ vom 13. Mai und 10. Juli 1838 erlaffen. Übrigens gibt eö 
gegenwärtig eine Anzahl von Landräthen, melde jene höhere Staatöprüfung gemacht haben. 
Die Zahl derer ift erheblich geringer geworben, bei weldhen auf die Geſchäftstüchtigkeit der jetzt 
föniglihen Kreisfecretäre weſentlich zu vechnen iſt. 

Allerdings haben die Kreisftände jeit der Gefeggebung von 1841 in vielen Kreifen von 
ihrer ausgedehnten Befugniß zur Verpflichtung der Kreiseinfaflen durch Auflegung von Abgas 
ben und Gontrahirung von Schulden, in&bejondere behufs Anlage von Kunftitraßen, einen aus— 
gedehnten und meift nüglichen Gebrauch gemadt. Erflärlich find jedoch mannichfache Bedrückun— 
gen und Beſchwerden dieſer und jener Volksklaſſe über die Vertheilung ſolcher Kreisausgaben, 
zumal bei der bis zur neueften Zeit beftandenen Eremtion der Rittergüter mehrerer öftlicher 
Provinzen von der Grundſteuer und bei der überall ſehr ungleihen Revartition diefer Steuer, 
einer Hauptgrundlage zur Übertragung der Kreid: und Gommunalbevürfniffe. Die mehrge: 
dachten Gefege von 1841 wurden deshalb, in der Erwartung einer der Berfaffung und ven 
Grundfägen des Rechtöſtaats entſprechenden durchgreifenden Reform des kreisſtändiſchen In- 
ſtituts, im Jahre 1848 ſuspendirt. Inzwiſchen iſt wiederum aber die mit der Reformgeſetzge— 
bung des Gemeindeweſens unterm 11. März 1850 gleichzeitig ergangene Kreis-, Bezirks- und 
Provinzialordnung für den preußiſchen Staat im Jahre 1853 aufgehoben, der betreffende 
Artikel der Verfaſſungsurkunde (105), „welcher die Ernennung auch der Vorſteher der Kreiſe, 
gleichwie die der Vorſteher der Provinzen und Regierungsbezirke (der Oberpräſidenten und 
Präfidenten) dem Könige vorbehielt“, auch in dieſer Beziehung abgeändert und find die frühern 
Kreisorbnungen miederhergeftellt. Dabei aber blieb aus dem neueflen Geſetz, betreffend die 
Dienftvergehen der nicht rihterlihen Beamten vom 21. Juli 1852, die — überdies von einer 
miöverftandenen und verkehrten Auffaffung des conftitutionellen Regime ausgegangene — 
Beftinmmung in Kraft, „dab (gleich ven Ober: und Regierungspräjidenten, VBorftehern der kö— 
nigliden Polizeibehörden, Staatdanwälten u. f. w.) and die Landräthe durch Föniglide Verfü: 
gung jederzeit mit Gewährung von Wartegeld einflmweilig in ven Ruheſtand verfeg: werden 
können”. 

Seit 1858 hat ſich die Staatsregierung wie dad Haus der Abgeorpneten mit der nothwen— 

digen Reform der Freisftändifchen Inflitution vielfach befhäftigt. Demzufolge hat die Staats- 
regierung den Häufern bed Landtags einen neuen Entwurf zur Kreidorbnung vorgelegt, melde 
die Kreisverfammlung aus drei Wahlkörpern, aus dem der großen Orundbefiger, doch ohne 
Rückſicht auf Rittergutöqualität, aus dem der Städte und aus dem der Landgemeinden nad 
Berbältnig der Einwohnerzahl, vefp. des Befigumfangs oder der Grundſteuern, hervorgehen 
laſſen wollte. Zum Geſetz ift jedoch diefer Entwurf nicht geworden. 
Sonach beruht in Preußen nod immer einer der bedeutendften Verwaltungsorganismen, 
eine widtigfte Grundlage des verfaffungsmäßigen Staatö und der communalen Selbſtverwal— 
tung, auf dem Fundament ded Feudalſtaats. Daher ift in Preußen aud auf dieſem Gebiete 
der bereits feit feiner Reformgefeggebung der Jahre 1807 — 12 begonnene Kampf zwiſchen dem 
Beubal: und dem Rechttsſtaate noch erſt zum Austrag zu bringen. W. A. Lette. 

Landſaſſiat bedeutete im ehemaligen Deutſchen Reiche die Untergebung unter die Terri— 
torialhoheit eines Landesherrn und, da als deren Hauptbeſtandtheil die Jurisdiction betrachtet 
wurde ?), insbeſondere die Verpflichtung ‚ bei landesherrlichen Gerichten zu Recht zu ftehen, in= 


7) Dal. das Nähere bei v. Rönne, I, 591 fg. 
1) Eichhorn, Deutfdye Staats: und Reiptsgefchichte (vierte Auflage), IV, 276. 96 
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ſofern ſich dieſe Verpflichtung auf alle erſtreckte, die innerhalb eines landesherrlichen Gebiets 
entweder ihren Wohnſitz hatten oder unbewegliche Güter beſaßen.“) Dieſes Verhältniß kam 
nur in Bezug auf Freie in Betracht, die ih nah Willkür in daſſelbe begeben (Kandſaſſen fein) 
oder durch Veränderung ihres Wohnfiked oder Veräußerung ihrer Güter ſich ihm entziehen 
fonnten — nicht aber in Bezug auf Leibeigene oder Grundholden, die der Patrimonialgerichts- 
barkeit ihrer Grundherren unterworfen waren, und wobei zunächſt nur hinfichtlich dieſer legtern 
die Frage über dad Beftehen des Landſaſſiats fi aufwarf. Dem Landfafflat ftand entgegen das 
Reichsſaſſiat, ald Befreiung von der Randeshoheit und unmittelbare Untergebung unter bie 
Hoheit des Reichs, insbeſondere unter die Gerichtöbarfeit der höchſten Neihögerichte. In man: 
hen Landen wurde regelmäßig jeder, der in dem Territorium wohnte oder unbeweglidhe Güter 
darin befaß, für verpflichtet erachtet, ſowol hinſichtlich der dieſen Güterbeſitz betreffenden ald auch 
binfichtlih rein perfönlider Verhältniffe Recht bei ven Gerichten ded Landes zu nehmen, was 
ven vollen Landſaſſtat (Landsassiatus plenus) begründete. Hierbei fand jedoch die nothwen— 
dige Ausnahme flatt, daß ein Landesherr, der in dem Gebiet eines andern unbewegliche Güter, 
insbeſondere Lehen beſaß und in legterer Beziehung Vafall ded andern war, fletö nur hinſicht- 
lich der feinen Güterbefig oder feine Gigenfhaft als Bafall angehenden Berbältniffe ver Hoheit 
des andern Landesherrn fi unterorpnete. In andern Landen wurden diejenigen, die inner 
halb ded Territoriums Güter befaßen, ohne zugleich ihren Wohnfig dafelbft zu haben, über: 
haupt nur hinjichtlid der aus dieſem Güterbefig entſtehenden, nicht aber hinſichtlich fonftiger 
rein perfönlicher Verhältniffe der Territorialgerichtöbarkeit untergeben betrachtet, twa8 den Be— 
griff von unvollfommenem (minus plenus) Landſaſſiat ergab. Endlich gab ed Lande, in denen 
gewiſſe Klaffen von Inſaſſen vermöge ihred mit perfünlihem Adel verfnüpften Grundbefiges 
von der Landeshoheit und Territorialgerichtöbarfeit frei waren und dad Vorrecht ver Reichs— 
unmittelbarfeit genoffen. Zu dieſen Infaffen gehörten die ehemaligen mit Grundherrlichkeit be= 
gabten Keihsritter in Schwaben, Franfen und am Rhein. Im diefen Landen galt daher ver 
Landſaſſiat in feiner Beziehung, jondern es beftimmte fih nad andern Berhältniffen, ob ein 
Injaffe der Territorialgerihtöbarfeit unterworfen mar oder nicht. 

Diejenigen Lande, in denen der Landſaſſiat ald plenus oder minus plenus Beftand hatte, 
biegen geichloffene, die übrigen dagegen, zu melden übrigens nur die Reichslande Schwaben, 
Franken und zum Theil am Rhein gehörten, ungeſchloſſene. Diefe Verſchiedenheit berubte var: 
auf, daß, nachdem die gedachten Lande nad dem Audfterben ver frühern Herzoge an das Reich 
zurüdgefallen waren, bei deren Wiederverleihung dem Reich die unmittelbare Hoheit über den 
darin anſäſſigen Adel und deſſen Güter, reſp. diefem die Reichsunmittelbarkeit al8 vorbehalten 
betrachtet und in verfolge durch Privilegien gefichert ward 3), was hinſichtlich ver übrigen Terri— 
torien nicht ftattfand.*) Zu den Territorien mit vollem Landſaſſiat gehörten namentlih Sach— 
ſen *), Baiern®), Heffen.”) Heutzutage, da die Reihsunmittelbarkeit mit dem Reich verihwun: 
ben ift, muß, nad; der Natur der Sache, ein jeder, der in einem deutſchen Staat feinen Wohnfig 
hat oder nur innerhalb veifelben unbemweglihe Güter befigt, im erften Fall hinſichtlich feiner 
Verhältniſſe überhaupt, im legten Fall aber wenigftens hinſichtlich der aus diefem Güterbefig 
entſpringenden, ald der Souveränetät diefes Staats untergeben, folglich ald verpflichtet betrachtet 
merden, bei beifen Gerichten zu Recht zu ftehen, und es find daher heutzutage alle Lande ge- 
ſchloſſene im Sinne des ehemaligen deutihen Staatsrechts. Dagegen kann infofern noch eine 
Verſchiedenheit begründet fein, al8 es fih davon handelt: ob die fogenannten Forenfen, ala 
ſolche, außer den aus ihrem Güterbefig entjpringenvden, auch hinſichtlich Tonftiger perfönlicher 
Verhältniſſe der Gerichtsbarkeit ded Staats untergeben feien? Wo hierüber feine gejegliche 
Vorſchrift befteht, würde ſich dieſe Frage danach entfheiden, mas in jedem Lande zur Zeit des 
Deutſchen Reichs gegolten; jie würde daher für diejenigen Lande zu bejaben fein, mo damals 
der volle Landſaſſiat beftanden hat.®) G. Ruͤhl 

Landſturm, ſ. Volksbewaffnung. 


2) Pfeffinger, Corp. jur. publ., Thl. II, Buch 1, V. 
- 3) Eichhorn, Deutſche Staats: und Rechtsgefchichte, A IV, $. 539. 
4) Pfeffinger, a. a.O. 
5) Pfeffinger, a.a. O. Zachariä, Handbuch des kurſächſiſchen Lehnrechts, $. 38. 
6) Pfeffinger, a. a. O. 
7) Eitor, Kieine Sähriften, 11,9 und S. VI. 
8) Eichhorn, Einleitung in das deutiche Privatrecht mit Einſchluß des Lehnrechts, $. 75 
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Landtag. 1. Begriff und Begrenzung der Aufgabe. Urjprünglid bezeichnete 
diejed Wort die ältere, faft allerwärts in Deutihland geſchichtlich hergebrachte Vertretung des 
Landes, gegenüber den Landedherren, durch beſondere Stände, Prälaten, Ritterſchaft, Städte, 
wol aud Bauern. Bon diejer ältern Form der Landtage ift in dem Art. Deutfches Landes: 
ſtaatsrecht das Nöthige bemerft und wir fönnen daher, von einer befondern gefhichtlihen Ent: 
wicelung dieſes Inftitut3 abjehend, darüber dorthin verweifen. Der Ausdruck felbft aber ift 
auch auf Die neuern, von jener ältern Korn der Vertretung mehr oder weniger abweichenden, 
ftändifchen oder repräfentativen Körperſchaften übergegangen und wird ziemlich allgemein gleich: 
bebeutend mit Randedvertretung, welcher Art dieje auch fei, gebraudt. Und zwar ebenſowol von 
der Dertretung einzelner Landestheile, ſoweit dieſe einen felbftändigen repräjentativen Charakter 
hat, als von der eines ganzen Landes, gleichviel, ob die legtere als die allgemeinere, über einer 
Anzahl folder Einzelvertretungen, oder ob fie allein ohne joldhe befteht. So erhielten die im 
Jahre 1823 in Preußen gefhaffenen Vertretungen der einzelnen Provinzen den Namen Pro: 
vinziallandtage; aus ihnen warb dann 1847 der fogenannte Vereinigte Yandtag (mit Hinzu: 
fügung noch einiger anderer Elemente) zufammengejegt. In Oſterreich ift dev Name Landtag 
den Vertretungen der einzelnen Kronländer verblieben, wie ſolche, großentheild auf Grund alt: 
hiftorifcher Rechte, wenn audy der Form nad) in modernificter Umgeſtaltung, durch die neuejte 
dortige Berfaffungsgejeßgebung hergeftellt worden find. Für die Gefammtvertretung des Reichs 
ward der Name Reichsrath gewählt. In der dermaligen preußiſchen Verfaſſung (von 1850) 
findet jih der Name Landtag nit, vielmehr lepiglich der, dem modernen, conftitutionellen 
Staatsreht (nad dem Vorgange Frankreichs) entnommene, von Kammern; indep hatte vie 
officielle Praxis während der Reftaurationdzeit (1850—58) mit großer Gefliffentlichkeit ſich 
bemüht, jenen ältern Namen wieder in Curs zu bringen, um dadurch anzubeuten, daß ie das 
Inſtitut nicht im modern conftitutionellen, fondern im Geifte des Ältern deutſchen Ständeweſens 
verftanden und gehandhabt jehen wolle. In denjenigen deutihen Staaten, wo die neuen, re— 
vräjentativen Berfaffungen aus noch vorhandenen alten, ſtändiſchen hervorgingen, oder doch 
mehr oder weniger an ſolche anzufnüpfen ſuchten, hat man aud) die Bezeihnung Landtag ge: 
wöhnlich beibehalten, theild neben der Bezeichnung Ständeverfammlung, theild auch wol aus: 
ſchließlich: fo in Baiern, Sachſen u. j. w. In mehreren der nad) dem Jahre 1848 entflandenen, 
beziehendlich revidirten Verfaffungen hat man fogar ausdrücklich, mit jorgfältiger Vermeidung 
ded Namens Ständeverfammlung (ald zu jehr an das altfeudale Weſen erinnernd) nur die Bes 
zeihnung Landtag gebraucht, weil diefe mindeftend nicht jo fehr wie jene eine beſtimmte geſchicht— 
liche Rüdbeziehung enthält, vielmehr nur den allgemeinen, neutralen Begriff ver Landesvertre— 
tung, jo in Sahfjen: Weimar, Sachſen-Koburg-Gotha, Oldenburg. 

In diefer allgemeinen Bedeutung gebrauden wir daher aud hier den Ausdruck Landtag, 
wenngleich wir, wie eingangs gejagt, nicht ſowol von der ehemals darunter verftandenen, alt= 
geſchichtlich in Deutſchland begründeten, als vielmehr von derjenigen Bertretungsform handeln 
werden, welde, mit Ausnahme Englands (mo jte ih ſchon in Frühefter Zeit geſchichtlich aus: 
gebildet und befeftigt bat), in allen übrigen Staaten erft jpäter und größtentheils erft in neue- 
jter Zeit planmäßig auf Grund einer allſeits erfannten politifhen und ſtaatsrechtlichen Noth— 
wendigfeit eingeführt worden ift. 

U. Quellen des landſtändiſchen VBerfafjungsrehts. Der ebenerwähnte Um: 
jtand, daß die allermeiften, gegenwärtig beftehenven repräjentativen Verfaſſungen nicht im Wege 
allmählicher, thatſächlicher Entwidelung, jondern auf einmal planmäßig ind Leben getreten 
find, bedingt, im Gegenfage zu der rein geſchichtlich entftandenen englifhen Verfaſſung, auch 
einen wejentlihen Unterſchied beiver in Bezug auf die Duellen des Verfaſſungsrechts, folglich) 
auch auf die Quellen der in Betreff ver Bildung und Wirkſamkeit der Landesvertretungen oder 
Landtage maßgebenden Normen. Was England betrifit, jo beruht die Zufammenjegung des 
Parlaments, der Umfang feiner Rechte, die Art, wie ſolche ausgeübt werden, Zeit und Art der 
Berufung, der Vertagung und gänzlihen Schließung der Parlamente, endlich die Geſchäfts— 
ordnung — dies alles beruht dort theild auf beftimmten geſchichtlichen Thatſachen, theild aller- 
dings auf einem gefchriebenen Recht, bald einfeitiger Löniglicher Erlaffe, durch welde gewiſſe 
Rechte dev Vertretung dem Volke verliehen, bald auf voppelfeitigen, zwifchen ver Krone und der 
ihon beftehenven Vertretung vereinbarten Gefegen, durch welche dieſe Rechte näher beftimmt, 
ausgedehnt, oder ſonſtwie modificirt wurden (dahin gehört z. B. die Neformacte von 1832), 
endlich zu einem nicht geringen Theile auf der bloßen Praris oder Übung eines jeden der beiden 
Häuſer des Parlaments, wobei dann fogenannte Präcevenzfälle natürlich eine große Nolle 
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ſpielen, mögen biefelben nun in den Protokollbüchern der Käufer verzeichnet oder lediglich in 

der Erinnerung der ältern Mitglieder zweifellos aufbewahrt fein. Um ſich daher von dem par- 

lamentariſchen oder landtäglichen Weſen in England eine deutlihe Vorftellung zu machen, he: 

darf es eines fehr umfänglihen und fpeciellen Studiums aller diefer verfchiedenen Quellen. 

Eine ausführliche Darftelung der englifhen Repräfentativverfaflung, im organifchen und ge: 

ihichtlihen Zufammenhange mit den übrigen politifhen und Rechtseinrichtungen des Landes, 

enthält das befannte Shägbare Werk von R. Gneift, „Das heutige englifhe Verfaſſungs- und 

Verwaltungsrecht“ (Berlin 1857); eine kurze überſichtliche Zuſammenſtellung der fpeciefl auf 
das Parlament bezüglihen, deffen Wirffamfeit regelnden Normen, zugleih mit Andeutungen 

über die gefhichtlihe Entſtehung und die Rechtsquellen einer jeven derſelben, bietet das Bud 

„Daß englifhe Parlament und fein Verfahren. Ein praftifches Handbuch von Thomas Eräfine 

May. Aus der 1859 erfhienenen vierten Auflage des engliſchen Originals überſetzt und be: 

arbeitet von K. Oppenheim‘ (Leipzig 1860). Außerdem vergleiche man die unter dem Art. Ge— 

ſchäftsordnung angeführten Schriften. Leichter hat man ed beiden fogenannten papierenen oder 

geihriebenen Berfaflungen. Hier ift alles, was über den Landtag oder die Landesvertretung zu 
wiffen noth thut, in der Negel in wenigen Geſetzen erfhöpfend und zugleich ſyſtematiſch zufam- 
mengeftellt, nämlih in der Verfaffungsurfunde (VBerfaffungsgefeg, Grundgeſetz, Charte, 
Grondwet u. ſ. w.), dem Wahlgefeg oder der Wahlordnung, endlich der Geſchäftsordnung 
(Landtagsordnung, Reglement u. .w.). Bon Sammlungen folder Verfaffungsurfunden 
(welche alfo zuglei den Stoff zur vergleichenden Kenntniß und Prüfung der verſchiedenen auf 
das Landtagswefen bezüglihen Beſtimmungen darbieten) find bejonders zu erwähnen bie von 
F. W. Schubert, „Die Verfaflungsurfunden und Grundgefege der Staaten Europas, der nort: 
amerifaniihen Freiſtaaten und Brafiliend, welche gegenwärtig die Grundlage des öffentlichen 
Rechts in diefen Staaten bilden‘ (Königsberg 1848), fpeciell für Deutfchland aber „Die deut: 
hen Berfaffungdgefege der Gegenwart, einſchließlich der Orundgefege des Deutfhen Bunde 
und der dad Verfaffungsrecht der Einzelftaaten direct betreffenden Bundesbeſchlüſſe, geſam— 
nielt und mit Binleitungen und Anmerkungen herausgegeben von H. A. Zachariä“ (Göttingen 
1855), woneben die ältere Sammlung von Bölig, „Die europälfchen Verfaſſungen feit dem 
Jahre 1789 bis auf die neuefte Zeit, mit gefhichtlihen Erläuterungen und Ginleitungen” 
(zweite Auflage, Leipzig 1828), nebft der Yortfegung von Bülgu („Darſtellung ber europäl: 
(hen Verfalfungen in ver feit 1828 darin vorgegangenen Veränderungen’, Leipzig 1841) nut 
noch ein gefhichtliches, immerhin aber, wegen ver bisweilen wünfhenswertben Vergleihung 
des gegenwärtig Geltenden mit dem früher in Kraft Gewefenen, aber num Befeitigten, nid 
ganz unbedeutendes Intereffe behält. Eine fpecielle Zufammenftellung der wefentlichften Be: 
ſtimmungen der in den verfhiedenen Ländern beftehenden Wahlordnungen enthält die Schrift 
von Bülau, „Wahlreht und Wahlverfahren‘ (Reipzig 1849). Hinſichtlich der Quellen zur 
Kenntniß der verſchiedenen Landtags: oder Geſchäftsordnungen verweifen wir einfach auf den 
Art. Gefhäftsordnung, deſſen auf diefem Gebiete viel erfahrener und fahfundiger Verfafler 
neben einem erfhöpfenden Detail von Materialien auch nod eine zahlreihe Quellenliteratur 
angeführt hat. 

II. Gemeingültige Beftimmungen über die Nothwendigfeit und den pe: 
titifhen Charakter ver landfländifhen Verfaffungen, Der gemeinfane Zweit 
und die fachliche Nothiwendigfeit von vepräfentativen Körperfchaften oder Landtagen beruht auf 
den allgemeinen, ebenfowol vernunftgemäßen, als in dem Wefen der Culturentwickelung be: 
gründeten Rechte des Volks auftbätige Mitwirkung bei der Negelung feiner gemeinfamen jo: 
genannten Öffentlihen Angelegenheiten. Der Pflicht des Volks oder ver Geſammtheit der 
Staatdangehörigen, für die Zwecke ded Staats gewiſſe Leiftungen und Laften zu übernehmen, 
fteht das natürliche Necht gegenüber, auf die Verwendung dieſer Leiftungen und auf die ganze 
Ginrihtung und Leitung des Staats, ald wodurch wejentlih Art und Umfang diefer Laften 
mit bedingt ift, einen Einfluß zu üben. Gefchichtlich betrachtet, find daher auch wol faft die 
fämmtlichen Geftehenden Verfaffungen (in den monarchiſchen Staaten mindeftens) zunächſt und 
zumeift aus dem Bedürfniß einer gefeglichen Negelung des Rechts der Bewilligung von Ab: 
gaben und andern Leiftungen der Staatsgenoſſen durd eine geordnete Vertretung derſelben, je: 
wie der Antheilnahme eben diefer Vertretung an der Feſtſtellung des Staatshaushalts und der 
Eontrole der Verwaltung der Staatäfinangen hervorgegangen. Dies ift namentlich ganz ent 
ſchieden der gefchichtliche Lrfprung des englifchen Barlaments, der erfte Keim ſowie der ftete fefte 
Angelpunft der ungebeuern politifchen Macht, welche nach und mac diefes und insbeſondere 
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das Haus der Gemeinen oder die eigentliche Geſammtvertretung der Nation erlangt hat. Als 
die früheſten normanniſchen Könige von England außer ven Leiſtungen, welche ſie ald Lehns— 
herren von ihren Vaſallen anzuſprechen hatten, noch andere, und mit der Zeit immer mehrere, 
nach Maßgabe der verwickelter werdenden politiſchen Verhältniſſe, oder auch für ihre eigenen per— 
ſönlichen Zwecke, benöthigten, mußten ſie erſt den Adel, allmählich auch andere Klaſſen des Volks 
zur Mitleidenſchaft heranziehen, und da ſie dieſe Mehrleiſtungen nicht ſchlechthin als ein Recht 
fordern konnten, fo mußten fie fi deshalb mit denen, von welchen ſie ſolche wünſchten (beziehend⸗ 
fi mit Bevollmägtigten oder Vertretern derfelben) verftändigen, vertragen. Ahnlich ging es 
aud in den Feudalſtaaten des Feſtlandes, namentlid in den einzelnen deutſchen Ländern, ala 
diefe fi zu befondern Staatdeinheiten entwidelt hatten. Der Landesherr unterhandelte mit 
den ihn gegenüberjtehenden Vertretern des Grundbeſitzes (ald der damals noch einzigen Axt des 
Befiged überhaupt), der Ritterſchaft, ven geiftlihen Stiftern, den Städten. Das Bewilligungs- 
recht war dad erfle vertragsmäßige Necht, welches viefen von dem Landesherrn eingeräumt ward 
und deſſen Ubung die eigentliche Grundlage ber ſtändiſchen Vertretung oder ver fandtage wurde. 
Da in jenen frühern Zeiten ſolche Bewilligungen immer für ganz beflinimte Zwecke gefordert 
und gewährt wurden, jo hatten die Vertreter des Landes oder die Stände es in der Hand, durch 
Berfagung der Bewilligung aud die von dem Fürften beabjichrigte Verwendung derjelben zu 
vereiteln, alfo 3. B. einen Krieg zu verhindern, den der Fürſt führen wollte, den aber die Stände 
nicht in ihrem oder im Intereſſe des Landes fanden. Zu diefem directen Einfluß des Bewilli: 
gungsrechts auf die Führung der Öffentlichen Angelegenheiten, oder auf dasjenige, was wir 
Heutzutage Staatöverwaltung nennen, trat bald noch ein anderer, indivecter hinzu. Die Stände 
benugten die Berlegenheiten der Landeöherren und die Nothwendigkeit, worein diefelben verjegt 
waren, die Stände um Bewilligungen anzugeben, zur Geltendmachung und Durdfegung von 
MWünfhen oder Beſchwerden, auch wenn ſolche unmittelbar mit dem Gegenflande der Forderung 
und Bewilligung nichts zu thun hatten. Schon früh nahm das englifhe Unterhaus die Braris 
an, Bitten und Beſchwerden an die Krone zu richten und von deren Erledigung die Bewilligung 
der von legterer an daſſelbe geftellten Korderungen abhängig zu mahen. Ahnliches gefhah auf 
den alten deutjchen Landtagen, Ahnliches noch bis in die neuefte Zeit auf ven Land: oder Reichs— 
tagen Ungarns. Allmählid erweiterte jich diefes, anfangs blos beiläufig geübte Recht der Bitte 
und Beſchwerde zu einer feftftehenden, wol auch förmlich vertragsmäßig felgeftellten Praxis 
des Gin= und Mitredend der Stände in Bezug auf alle, oder doch die meiften und weſentlichſten 
Öffentlichen Angelegenheiten. Auf dieſe Weife hat ſich namentlich das englifche Parlament, und 
wieder jpeciell das linterhaud, jene ausgedehnte und eigentlich faſt unbemeſſene Summe von 
Rechten erobert, die e8 gegenwärtig in Bezug auf alle Theile des Staatdlebend ausübt, der— 
geftalt zwar, daß nichtd im ganzen Bereiche der engliſchen Staatöverwaltung vorgehen fann, 
worauf nit das Parlament und vorzugsweiſe dad Unterhaus direct oder indirect einen Ein— 
fluß, und ziwar einen ſehr entfcheidenden und maßgebenben Ginfluß, zu äußern vermödte. Was 
dort gefhichtlic entflanden ift, und was in ähnlicher, nur minder ausgevehnter Weiſe aud in 
den meiften ver Feſtlandsſtaaten ſich thatſächlich entwickelt Hatte, das iftin den neuern fogenannten 
conftitutionellen Verfaffungen principmäßig feitgehalten und nah allgemeinen rechtlichen und 
politifhen Gefihtöpunften al8 vertragsmäßig bindende Norm aufgeftellt worden. In allen 
dieſen Berfaffungen nimmt daher der Landtag (oder die Nepräjentation des Volks) und feine 
MWirkjamfeit eine der erften und wichtigften Stellen ein. Grift, gegenüber dem Staatdober- 
Haupte und feinen Organen, der berufene und verpflichtete Vertreter, Wahrer und Beichüger 
der Rechte ſowol ded ganzen Landes als jeved Einzelnen. Das frühere Verhältnig, wonach die 
Stände zunächſt nur ihre eigenen, beziehendlich pie Rechte ihrer Körperſchaft, zu vertreten und 
zu wahren hatten, hat im modernen Staate der höhern Anfiht Plag gemacht, wonad der Land⸗ 
tag das ganze Wolf, nicht einzelne Stände, vertritt. In England hat ſich dieſer Höhere Begriff 
einer Geſammtvertretung ſchon früh und gleihfam ganz von felbft entwickelt und befefligt; bei 
und in Deutfchland gingen die alten feudalen Landtage größtentheild eben darum zu Grunde, 
erlagen der fürftlihen Gewalt, weil fie nur ihre Sonderrechte, nicht die gemeinfamen Intereffen 
des ganzen Volfö vertraten und ſich dadurch von den übrigen Klaffen des Volks ablöften, jo: 
mit auch feinen Nüchalt in ver öffentlichen Meinung fanden. In den modernen Verfaſſungen 
bat man daher überall, theild ſchon durd die Zufammenfegung der Landtage, theild durch be— 
fondere Beitimmungen und Vorſchriften dafür Sorge getragen, die Landtage zu Vertretern nicht 
einzelner Sonderredhte, jondern der allgemeinen Volks- oder Landesrechte zu machen. Daher 
haben diefe modernen Vertretungen die Bewilligung zu Gelvforderungen der Regierung, bie 
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Zuflimmung zu Geſetzen oder den Widerſpruch gegen Verwaltungsmaßregeln nicht, wie die 
alten Feudalſtäände, im Namen einer beſondern Körperſchaft oder Kaſte und in Ausübung eines 
ihnen zuftehenden Sonderrechts, vielmehr im Namen und im Intereffe ver Geſammtheit ver= 
möge eines ald natürlich) und nothwendig anerfannten und deshalb eben in ver Verfaflung feft- 
geftellten Rechtsgrundſatzes, auszufprechen. Dem modernen Verfaffungsregt gilt die Wirk- 
famfeit des Yandtags nicht ald eine bloße Ausführung eines privatrehtlihen Vertrags (wie die 
bei den alten Beudallandtagen der Fall war), ſondern ald ein nothwendiges und wejentliches 
Drgan in dem Geſammtorganismus ded Staatd, zur vernünftigen Verwirflihung der Staats— 
idee, Der Landtag hat gewifle nothwendige Bunctionen zur Erhaltung und Fortbildung des 
Staard zu vollziehen. Nach einer rihtigen Abwägung dieſer Bunctionen ift eineötheilß die 
Zufammenfrgung und Einrihtung ded Landtags, anderntheild der Umfang feiner Rechte be= 
mejfen und verfaſſungsmäßig geordnet, natürlich nicht auf dem Grund bloßer Theorien oder 
abftracter Ideen, fondern mit befonnener Zuratheziehung aller auf diefem Gebiete ſowol im ei= 
genen Lande ald anderwärtd gemachten Erfahrungen. Die moderne Form der Verfaffungen, 
und folglich auch ihres weſentlichſten Beſtandtheils, der Landtage, unterſcheidet ſich alfo von ven 
ältern, wie jie namentlich in Deutfchland üblid waren, dadurch, daß man für die Landtage nicht 
6108 einzelne Befugnifie in Anſpruch nimmt, wie fie etwa gerade das nächſte praftiihe Bevürfnig 
oder die zufällig gebotene Gelegenheit, das eine oder andere Recht dem Fürften abzubringen 
oder abzufaufen, an die Hand gab, fondern mit einer gewiflen planmäßigen VBollfländigfeit ich 
den ganzen Umfang flaatliher Vorkommniſſe und Bedürfniſſe zu vergegenmwärtigen und dar— 
aus ebenjo alljeitig die nothiwendig erfcheinenden entiprehenden Rechte des Landtags over der 
Volksvertretung abzuleiten verſucht hat. 

IV. Bildung und Zufammenfegung des Landtags, Wahljyitem. Nachdem 
wir jo den Eharafter der vepräfentativen Verfaflungen und des Landtags, ald des Hauptorgans 
derfelben, im allgemeinen bejprochen haben, gehen wir zuden einzelnen einſchlägigen Punkten über, 
und zwar zunächft zu dem wichtigen Punfte der Bildung und Zufammenfegung des Landtags. 

Hier fei vorerft auf einen durchgreifenden Unterſchied der alten feudalftändiihen von ven 
neuen repräjentativen oder conftitutionelfen Vertretungen aufmerffam gemacht. Entipredend 
ihrer Beftimmung, eine Vertretung nit des ganzen Volks, fondern nur einzelner, bejonders 
dazu berehtigter Stände oder Körperſchaften zu fein, zerfielen die alten Randtage in ber Regel 
in ebenfo viele bejondere Abtheilungen, ald vergleihen Körperichaften vorhanden waren. So 
gab e8 in der Negel eine Abtheilung oder Curie der Prälaten, worin die Inhaber geiftliher 
Beſitzthümer, die Vertreter der Stifter, Abteien, Klöfter u. dgl., ferner die der Univerjitäten, 
ebenfalls wegen ihres Grumbbefiges, Sig und Stimme hatten, oder aud) eine combinirte Gurie 
der Brälaten, Grafen und Herren — da nämlich, wo es eine Klaffe befonders bevorrechteter grö— 
Berer Grundbefiger gab, wie z.B. im Königreih Sachſen die Fürften und Grafen von Schön: 
burg und die Grafen von Solms: Mildenfeld; ferner eine Curie der Ritterfchaft und eine der 
Städte. Oder e8 fanden wol aud noch weitere Unterabtheilungen ftatt, wie denn in Sachſen ſich 
die alten Landtage in der ſpätern Zeit in fieben Curien gliederten, nämlich in Brälaten, Grafen 
und Herren, engern und weitern Ausſchuß der Ritterſchaft, allgemeine Ritterſchaft, engern und 
weitern Ausſchuß der Städte und allgemeine Städte. Jede Angelegenheit mußte daher ven lan— 
gen Weg durch diefe verfchiedenen Eurien nehmen; jeve Curie gab ihre Anfichten und Bedenken 
darüber in einer befondern Schrift zum beiten, und mitteld jolher Schriften ward zwiſchen den 
einzelnen Ständen ſowie mit der Regierung fo lange hin und wieder verhandelt, bis es zu einer 
Vereinbarung fam, oder aber, wenn ein Theil beharrlich widerſprach, die Sache auf ji be= 
ruhen blieb. 

In Frankreich fand etwas Ähnliches ftatt; es ift befannt, wie noch die im Jahre 1788 beru— 
fenen allgemeinen Stände (dtats generaux) anfänglid in drei Eurien zufammentraten,, wie 
aber der (ausnahmsweiſe diedmal in doppelter Zahl vertretene) dritte Stand ſich alsbald für 
die alleinige wahre Repräfentation des Volks erflärte und, durd ben Übertritt einer großen 
Anzahl von Mitgliedern der andern beiden Stände, der Geiftlicjkeit und ded Adels, auch wirf: 
li ven Charakter einer folhen vollgültigen Landesvertretung erhielt, womit dann im Princip 
die Verwandlung des alten feubalftändifchen Staats in den modernen, repräfentativen vollzogen 
oder wenigſtens angebahnt war. In Schweden beſtehen noch heute auf den Landtagen vier 
Stände in gefonderten Eurien oder Häufern, nämlich der Priefterftand, der Ritterftand,, der 
Bürgerftand und der Bauernſtand, und eben jetzt erſt geht man mit einer Umgeſtaltung dieſer 
BVertretungsform in eine zeitgemäßere um. 
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In England, wo das feſtländiſche Princip des Feudalismus mit feiner fcharfen Stände: 
fonderung und feiner Auflöfung ded Staats in ein privilegirted Kaftenwefen niemals recht 
Wurzel griff, vielmehr fhon früh dem höhern Begriffe einer organiſchen Staatseinheit und 
einer untrennbaren Gefammtheit ded Volks und feiner Intereffen weichen mußte, hat jich dieſes 
Gurienfoften niemald ausgebildet. Der vepräfentative Körper des Reichs beftand dort zuerft 
nur aus geiftlichen und weltliben Großen (wie dies im alten fränfifhen Reiche unter Karl dem 
Großen und feinen Nachfolgern, Später im deutſchen auch der Fall war); allmählich zog man 
Vertreter der Städte und Grafjchaften hinzu, melde eine Zeit lang mit jenen zufammen in 
Einer Berfammlung tagten, jpäter jedoch eine Verſammlung für fich bildeten, woraus dann die 
noch heute übliche Theilung des Parlaments in Ober: und Unterhaus hervorging. 

So hat ſich in England auch in diefem wie in faft allen andern Punften das Verfaffungs: 
weſen geſchichtlich ſchon von früheften Zeiten an diejenige Grundform gebildet, welche e8 im we— 
jentlihen bis auf den heutigen Tag beibehalten hat. Nicht fo auf dem Feſtlande. Hier hat man 
da, wo überhaupt ein Fortgang von dem alten, feudalen zu dem conftitutionellen Syſtem ftatt- 
fand, in Bezug auf Bildung und Zufammenfegung des repräfentativen Körpers eine grund: 
ſätzliche Änderung vornehmen und das Beflehende, wenn auch vielleicht hier und da der äußern 
Form nad an daſſelbe anfnüpfend, doch feinem innerften Wefen, feiner Bedeutung und Beftim: 
mung nad durchaus umgeftalten müſſen. Schon infofern, al8 man im modernen Staate (wie 
dies bereitö oben im allgemeinen angedeutet ward) nicht eine Vielheit von Privat: und Son: 
derrechten, die jich gegenfeitig zu vertragen haben, fondern nur ein einziges allgemeines Staats: 
bürgerrecht und ein einziged darauf beruhendes, gleihmägiges Verbältnig aller Einzelnen zur 
oberften Staatsgewalt anerkennt. Von diefem Standpunfte aus ift daher aud die Bildung 
und Zufammenjegung des Landtags nicht, wie im alten Feudalftaate, ein durch das Vorhanden— 
fein gewiffer berechtigter Stände und ihre vertragsmäßig feftgeftellte Standſchaft Gegebenes, 
jondern aus gewillen politifchen Erwägungen und Erfahrungen theoretiſch Abzuleitended. Die 
Bälle, wo einzelne Klaffen von Staatöbürgern Eraft eigenen Rechts an der Vertretung theil- 
haben, bilden lediglih Ausnahmen von diefer allgemeinen Regel, jo z. B. das den ſämmtlichen 
deutihen Standeöherren, als ehemals Neihsunmittelbaren, durch die Bundedacte (Art. 14), 
oder das den nach frühen ſtaatsrechtlichen Verträgen in gleicher Rage ſich befindenden Beſitzern 
gewiſſer Herrichaften in Sachſen durch die dafige Verfaſſungsurkunde vorbehaltene Necht der 
Standſchaft in der Erften Kammer. 

Nicht zu verwechfeln mit der Frage: ob ein Landtag dem Nechte nach auf dem alten feubal: 
ftändifchen oder auf dem modernen conftitutionellen Brineip berube — mit andern Worten, .ob 
die Theilnahme am Landtage, die Standſchaft, einen privatrechtlichen oder einen ftaatsrechtlihen 
Grund habe — ift die andere: ob der Landtag einen fländifchen oder repräfentativen Charakter 
tragen folle. Obſchon diefe Frage mit jener erftern in Bezug auf die Konfequenzen theilweiſe 
zufammenfält, fo ift fie doch dadurch weſentlich davon verschieden, daß fie nicht juriftifcher, ſon— 
dern weſentlich politifcher Natur ift. In der deutihen Verfaffungsgefhichte hat dieſe Brage 
lange Zeit eine widtige, ja verhängnißvolle Rolle gefpielt. Die Bundesacte hatte in Art. 13 
ausgeſprochen: „in allen Bundesftaaten wird eine landftändifche Verfaſſung ftattfinden”. Man 
hatte diefen Ausdruck gewählt, weil er damals eben gebräuchlich war, weil in manchen veutichen 
Staaten noch ältere ſtändiſche Verfaffungen beftanden und jene Beſtimmung zunächſt und 
hauptſächlich nur gegen das abfolutiftifch-bureaufratiiche Regierungsfuften gerichtet war, welches 
in den Rheinbundsftanten zum Theil mit Unterdrückung hiſtoriſch beftehender Verfaffungen im 
ausgedehnteften Umfange plapgegriffen hatte. Wie menig man bei jenem Ausdruck daran 
dachte, die neu einzuführenden VBerfafjungen und die zu bildenden Vertretungen auf jened Maß 
feubalftändifcher Nechte zurückzuführen, welches namentlich feit der Herabdrückung dieſer ältern 
Stände durd den ſchon feit dem Dreißigjährigen Kriege immermehr in Deutſchland eingerif= 
jenen Abſolutismus üblich war, das beweift der ganze Gang der über die Bundesverfaſſung 
gepflogenen Verhandlungen. Es ift befannt, daß der dem fogenannten Deutihen Ausſchuſſe 
beim Wiener Congreß von Preußen, im Einvernehmen mit Oſterreich, zuerft vorgelegte Ent: 
wurf einer Bundesverfaflung in dem betreffenden, dem jegigen Art. 13 entſprechenden Para— 
graphen ein ‚Minimum der ftändifchen Rechte”, als für alle Regierungen verbindlich, aufgeftellt 
willen wollte, beftehend in einem beftimmten Antheil an der Grfeggebung, dem Rechte ver Be— 
willigung der Landesabgaben und der Vertretung der Berfaflung beim Yandedberrn und bein 
Bunde. Hannover ging noch weiter, indem ed namentlich dieden Ständen einzuräumende Theil: 
nabıne an der Geſetzgebung ald ein wirkliches Stimmrecht (Recht der entfheidenden Zuftimmung, 
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beziehendlich Ablehnung) bezeichnete, ihnen auch, neben der Bewilligung der Steuern, die Mit— 
aufficht über deren Verwendung ſowie das Recht der Anklage gegen die Staatsdiener wegen 
geſetzwidriger Handlungen zuſprach. Der Geſandte des Königs von Hannover (welcher letztere 
zugleich König von England war) nahm dabei ganz ausdrücklich auf das engliſche Verfaſſungs— 
weſen und deffen für die Staatögewalt nicht nur nicht nachtheiligen, fondern vortbeilhaften Wir— 
fungen Bezug. Im gleiden Sinne ſprachen jih die jümmtlichen Fleinern Regierungen aus. 
Nur die größern Nheinbundsfürften, insbejondere Baiern und Würtemberg, ſträubten fi hart— 
nädig gegen eine folde Beihränfung der fürftlihen Souveränetätsrechte, ſodaß man zulegt, 
um nur etwad zu Stande zu bringen, die unbeflimmte Faſſung des jegigen Art. 13 der Bun- 
dedacte wählte. Wenn alfo diefe legtere fein Minimum der ſtändiſchen Gerechtſame beſtimmte, 
fo war fie doch, nach den eben gefhilderten Vorgängen bei ihrem Zuftandefommen, noch weit 
mehr davon entfernt, in Bezug auf die Ausdehnung diefer Rechte eine Beihränfung feſtſetzen 
zu wollen. Selbft jene oppojitionelle Minorität, indem fie erklärte, feine weitere Verpflichtung 
auf fih nehmen zu wollen ald die, „ihren Staaten eine landftändijche Verfaffung zu geben, 
welche ver Landedart, der Lofalität und den Bebürfniffen derſelben angemeflen ſei“, erfannte 
damit an, daß viefelbe Freiheit, die fie für ſich beanſpruchte, gewiſſe Beihränfungen bei den 
ihren Staaten zu verleihenden Verfajlungen feftzubalten, ebenſo denjenigen Regierungen ges 
wahrt bleiben müſſe, welche gewillt wären, ihren Volttern und deren Vertretungen ein größeres 
Map von Befugniſſen einzuräumen, 

Noch viel weniger als über die Rechte der zu — Landesvertretungen ward über 
deren Zuſammenſetzung irgendeine bindende Beſtimmung in die Bundesacte aufgenommen; 
was aber die vorausgegangenen Verhandlungen betrifft, ſo war darin auch in Betreff dieſes 
Punktes nur von einer Abſicht der Erweiterung, nicht der Beſchränkung die Rede. Eine Wie— 
derherſtellung der alten ſtändiſchen Verfaſſungen erklärte Hannover für unthunlich, außer „un— 
ter Vorbehalt nöthig werdender Modificationen““. Preußen ſtellte noch in dem Bundesverfaf- 
ſungsentwurf vom Mai 1815 den Sag auf: „Die landſtändiſche Verfaſſung ſei in jedem Bun— 
deöftaate fo zu organifiven, daß alle Klaffen ver Staatöbürger daran theilnehmen“ — ganz in 
Übereinftimmung mit der befannten Gabinetsordre ded Königs von Preußen vom 22. Mai 
1815, welde für die preußifhe Monarchie eine „Repräſentation des Volks“ verhieß. Nament: 
lich aus dieſem legtern Vorſchlage, in welchem die Ausdrücke „landſtändiſche Berfaffung‘ und 
„Bertretung aller Klaffen ver Staatsbürger“ unmittelbar beieinander flehen und aufeinander 
bezogen werden, geht deutlich hervor, daß, wie wenig klar oder einhellig man aud damals über 
Weſen und Erforverniffe der zu errichtenden Berfaffungen fein mochte, doch auf feinen Ball die 
Meinung beftand, ald ob durch das Wort „landſtändiſch“ nur eine beftimmte, beihränfte Art 
von Zufammenfegung der Randeövertretung als zuläjfig bezeichner werben follte. 

So fand denn auch thatſächlich bei der Aufrihtung von Berfaffungen in verfhiedenen deut- 
ſchen Staaten, alsbald nach dem Wiener Congreß, zum Theil ſchon während deſſelben (wobei 
fonderbareriweife die zwei Staaten, die fih gegen eine beftimmte Berpflihtung dazu am meiften 
geiträubt hatten, Baiern und Würtemberg, mit in erfter Linie jtanden), eine große Mannich— 
faltigfeit fowol in Bezug auf dem Umfang der fländifchen Rechte ald in Bezug auf die Zuſam— 
menfegung der fändifchen Körperfchaften ftatt, Während man in Baben bei Bildung ber 
Zweiten Kammer von vem alten landſtändiſchen Prineip der Gliederung nad Ständen gänzlich 
abging und nur noch einen Unterſchied zwifchen ſtädtiſchen und Ländlichen Wahlbezixken (ähnlich 
wie in England) beibebielt, Enüpfte man in Baiern, Würtemberg, Naffau u. f. w. mehr oder 
weniger an das hiftoriihe Ständeprincip an, jedoch nirgends, ohne es in einer oder der andern 
Weiſe nad den Bedürfniſſen der Zeit zu mobificiven. 

Bon feiten des durd) die Bundedacte von 1815 gefhaffenen Gentralorgand, der Bundes: 
verfammlung, ward in den erften Jahren diefem freien Schalten der verfaflungbildenden Thä- 
tigfeit in den Einzelftaaten feinerlei Hemmniß entgegengefegt. Grit bei den berüchtigten Mini: 
ſterialeonferenzen zu Karlsbad im Sommer 1819 ward der Verſuch gemacht, die Verfaſſungs— 
entwidelung in den einzelnen Bundesftaaten auf ein beftimmtes gemeinfames Niveau zurück— 
zuführen und mit einer für immer unüberfchreitbaren Schranfe zu umgeben. Zu diefen Zweit 
klammerte man jih an den Ausdruck „landſtändiſch“ in Art. 13 der Bundesacte an und be— 
hauptete, daß dadurch namentlich in Bezug auf die Bildung und Zufanmenfegung der Landes: 
vertretungen gewiſſe Modalitäten ſchlechterdings ausgeihloffen feien. Der berufene kaiſerlich 
oöͤſterreichiſche Hofpublicift Geng fuchte in einer ausführlichen Denkſchrift mit mehr Sophiſtik 
ald wirklichem Scharfiinn zu beweifen, daß nach Art. 13 der Bundedacte in allen deutſchen 
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Bundesſtaaten nur „landſtändiſche“ Verfaſſungen ſtatthaft ſeien, d. h. ſolche, „in welchen Mit: 
glieder oder Abgeordnete durch ſich ſelbſt beſtehender Körperſchaften ein Recht der Theilnahme 
an der Staatsgeſetzgebung überhaupt oder einzelnen Zweigen derſelben, der Mitberathung, 
Zuftimmung, Gegenvorſtellung, oder in irgendeiner andern verfaſſungsmäßig beſtimmten Korn 
ausüben“. Dagegen feien „Repräfentativverfaflungen” ſolche, „wo die zur unmittelbaren 
Teilnahme an der Geſetzgebung und an den wichtigſten Gefhäften der Staatäverwaltung be— 
ſtimmten Perfonen nicht die Gerechtiame und das Interefje einzelner Stände, oder doch dieſe 
nicht ausfchließend zu vertreten, fondern die Öefammtmaffe des Volks vorzuftellen berufen ſind“. 
Diefe legtern, hieß ed, führten mit Nothwendigkeit zur Entwidelung des Principe der Volks— 
fouveränetät und zulegt zur Herftellung einer wirklichen Volksregierung. 

Geng und diejenigen, deren Sache er führte, hatten darin allerdings einen richtigen In— 
flinet, daß fie erfannten, es finde ein wejentliher principieller Unterſchied zwiſchen ven alten 
landftändifchen Vertretungen und den modernen repräfentativen ftatt. Wir haben diefen Unter: 
ſchied oben unter III genau bezeichnet; es ift, kurz gejagt, der zwifchen einer Vertretung von 
Rechten, und zwar von Sonderrehten, und von allgemeinen, indgefammt auf das Princip des 
Staatd: oder Gemeinwohls zurückgehenden Ideen, womit dann weiter zufammenhängt, daß jene, 
die Vertreter von Rechten, gegenüber der Staatöregierung ih im weſentlichen nur erhaltend, 
Berlegungen ihrer Rechte und dahin abzielende politiiche Neuerungen abmwehrend, verhalten, 
diefe dagegen, die Vertreter von Ideen — nach der Natur der legtern — vorzugäweije die Re: 
gierung vorwärts treiben, Reformen im zeitgemäßen Sinne verlangen und den Kreis der Rechte 
des Volks und der Volfövertretung zu erweitern beftrebt fein werden. Unrecht hatten und tha⸗ 
ten aber die Vollmachtgeber des Hrn. v. Gentz, und dieſer ſelbſt, wenn ſie durch eine nachträg— 
liche hinterliſtige Umdeutung des Art. 13 den durch das Zeitbedürfniß unabweisbar gebotenen 
Übergang aus jener alten in dieſe neue Verfaſſungs- und Vertretungsform ald bundesrechtlich 
unzuläſſig darzuftellen und womöglich in der Braris wirklich rückgängig zu machen verſuchten. 

Schon unter den Gonferenzbevollmädtigten zu Karlöbad erfannten mehrere — im Einver— 
nehmen mit den Regierungen, die jie vertraten — das Unſtatthafte und fogar Gefährliche eines 
jolden Schrittes an, und es fam daher auch weder dort noch bei den Konferenzen zu Wien im 
folgenden Jahre zu einer authentifchen Interpretation des Art. 13, wie fie Geng im Nanıen 
feines Herin und Meifterd Metternich verlangt hatte. (Vgl. „Wichtige Urkunden für den Rechts: 
zuftand der deutfchen Nation, mit eigenhändigen Anmerfungen von 3. L. Klüber. Aus deſſen 
Papieren mitgetheilt und erläutert von K. Welder”, Manheim 1844; Biedermann, „Die 
Entwidelung des parlamentarifhen Lebens in Deutſchland“, in ver Sammelſchrift „Ger: 
mania. Die Vergangenheit, Gegenwart und Zufunft der deutfchen Nation’, Leipzig 1851, 
1, 162 fg.) 

Man darf die damals aufgeworfene und auch jpäter noch öfter verhandelte Frage nad) der 
rechtlichen Zuläffigfeit eines andern als des eigentlich ſtändiſchen VBertretungsprincips in 
Deutichland feit vem Jahre 1848 und vollends feit der Gonftitutionalijirung dev beiden deut: 
ihen Großſtaaten für abgethan und erledigt anfehen. 

Etwas anderes ift es, wenn man aus rein doctrinärem oder auch aus praktiſch-politiſchem 
Gejihtöpunfte die Frage aufwirft, was zwerfmäßiger fei, ob eine Vertretung des Volfd nah 
einzelnen Berufs= oder Geſellſchaftsklaſſen, oder aber ald eines einheitlihen, untheilbaren 
Ganzen. 

Fragen wir zunäct wieder die Geſchichte, als die befte Lehrmeifterin in derartigen praftis 
ſchen Dingen, fo jehen wir in dem Mutterlande des eigentlich conftitutionellenXebens, England, 
anfänglih nur die Ariftofratie des großen Grundbefiges und zugleich der Friegerifchen Berufs- 
thätigfeit, die großen Lehnsyafallen oder Barone, die Vertretung des Landes bilden. Allmäh— 
lich reihen jich ihnen die Vaſallen zweiter Drbnung an, die fogenannten Ritter ver Grafſchaften, 
ebenfalld Eriegerifche Lehnsleute und zugleich freie Grundbeſitzer. Noch fpäter erlangt auch das 
bewegliche Vermögen, wie es neben dem Grundbeſitz in Handel und Gewerbe in ven Städten 
vepräjentirt if, Antheil an dieſer Vertretung. Heutzutage befteht das englifche Parlament — 
Ober: und Unterhaus zufammengenommen — theild aus einer Vertretung des großen und 
fleinen ländlihen Grundbeſitzes, beziehendlich der berufsmäßigen Beihäftigung mit ſolchem 
(Wahlrecht der Pächter und Erbpächter), theils der ſtädtiſchen Bevölkerung ohne Unterſchied des 
Gewerbes oder Berufs. Denn die Bedingung des Beſitzes eines Hauſes von 10 Pf. St. Rein— 
ertrag, welche die Reformacte von 1832 für das Wahlrecht in den Städten feſthält, kann bei 
den eigenthümlichen Rebensverbältniffen Englands, wo faſt jedermann von nur einigermaßen 
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unabhängigen Vermögen oder Gewerbe ein eigened Haus hat und das Zumiethewohnen in 
den Mittelflaffen zu den jeltenen Ausnahmen gehört, nicht ald eine Bevorzugung bes Grund: 
befiges, fondern nur ald ein der Bequemlichkeit und Gfeihmäßigfeit halber gewählter allge: 
meiner Bermögendsmaßftab (Cenſus) angejehen werden. 

Mas die foftematifch gefhaffenen modernen Verfaffungen anlangt, ſo hat man zwar aud 
hier faft überall eine gewiffe Grenze der Antheilnahme an den Wahlen, des Wahlrechts, gezogen, 
im übrigen jedoch den joldergeftalt aus der Gefammtheit des Volks ausgejonverten Wahl: 
förper (dad pays legal, wie man es in Branfreich bis zum Jahre 1848 nannte) meiſt ald ein 
Gleichmäßiges und Ungetheiltes behandelt. Die ganze Wählerfchaft des Landes ward in Frank: 
reich, Belgien u. ſ. w. lediglich geographiſch in eine Anzahl von Wahlbezirke geteilt, theils um 
das Geſchäft zu erleichtern, theils um den örtlichen Verhältniffen und Interefjen ven ihnen ge— 
bührenden Einfluß zu jihern. Höchftens ward auf den Grundbeſitz eine beſondere, bevorzugende 
Nüdfiht genommen, wie died z. B. fogar in vielen der norpamerifanifhen Freiftaaten der Fall 
ift (mo freilich Grundbefig für jeden leicht zu erlangen) und aud in den alten ſchweizer Urcan— 
tonen der Fall war. 

In Deutſchland war eine beiondere Berüdfihtigung des Grundbefiges ſchon durch die bun= 
desrechtliche Beſtimmung wegen der Standesherren ſowie dadurch an die Hand gegeben, daß 
man in den meiſten der Staaten, wo man neue Verfafſungen einführte, altgeſchichtliche Stände⸗ 
oder Klaſſenunterſchiede entweder noch in berechtigter Wirkſamkeit, oder doch in einer nicht ganz 
vergeſſenen Überlieferung vorfand. Insbeſondere war es das Intereſſe des großen, geſchloſſenen 
Grundbeſitzes, welches ſich, geſtützt auf ſolche Traditionen, als ein nothwendiger, unent— 
behrlicher Faetor ver Landesvertretung geltend zu machen wußte, So kam es, daß in den mei— 
ften deutfchen Landtagen, melde zwiſchen 1815 und 1848 entjtanden, der ſogenannte ritter- 
ſchaftliche Stand nicht blos die Erſten Kammern faft gänzlid in Beſitz nahm, jondern auch meift 
noch in den Zweiten eine jtarfe, zum Theil überwiegende Vertretung fand. So in Baiern, 
Sachſen, Würtemberg, Hannover u. ſ. w. Es lag nahe, nad) ſolchem Vorgange aud für vie 
übrigen Theile der Vertretung die Gliederung nah Ständen oder Berufdinterefien beizubehal- 
ten, wofür die ältern Randtage das Vorbild boten, und joldergeftalt an das geſchichtlich Gege— 
bene unmittelbar anzufnüpfen. Der Fortſchritt beftand alsdann darin, daß man theild inner: 
halb der einzelnen Stände oder Gejellihaftsflaffen das Princip der freien Wahl zur Geltung 
brachte, aljv die Vertreter der Ritterſchaft nicht mehr kraft perfönlichen Rechts des Einzelnen, 
jfondern nach Wahlen der ſämmtlichen Nittergutsbeiiger eines Bezirks in dev Kanımer figen 
ließ, Die Vertreter der Städte nicht kraft Bevollmädhtigung aus den Magiftraten, vielmebr 
aus Wahlen der Bürgerihaft hervorgehen ließ, theils den früher allein zuv Vertretung beru— 
fenen Ständen neue hinzufügte, vor allem die fo wichtige, gleichwol bis dahin faft überall von 
der Vertretung ausgeſchloſſen geweſene Klaffe der bäuerlihen Grundbefiger, au wol eine be— 
fondere Bertretung ded Handels- und der Grofgewerbe (4. B. in Sachſen), der Intelligenz 
oder „höhern Geiftesbildung” (in Braunihweig) oder ſpeciell der Geiftlichkeit, deö in den Unis 
verjitäten vepräjentirten gelehrten Standes (in Baiern, Sachſen u. ſ. w.) u, dgl. un. 

Diejes aus dem alten Rändiihen Syftem herübergenommene Princip der Vertretung des 
Volks nah Berufs: und Geſellſchaftsklaſſen erhielt eine no größere Befefligung und Aus: 
bildung im Sinne Händifhen Sondergeiftes da, wo auch das pafjive Wahlrecht oder die Wähl— 
barkeit an die Standedangehörigfeit gebunden ward, wo aljo der ritterſchaftliche Grundbeſitzer 
ih nur wieder durch einen feinesgleihen, der Bürger ih nur wieder durdy einen Bürger, der 
Bauer ih nur durch einen Bauer vertreten laſſen Fonnte (mie died z. B. in Sadjen ver Fall 
war und noch heute ift), wo außerdem aud wol nod) (wie ebenda) den Mitgliedern eined Stan- 
des (den Rittergutöbefigern, Städtern, Bauern) nahgelaffen ward, wenn jie das befondere 
Inteveffe ihred Standes durh einen Mehrheitöbefhluß verlegt glaubten, eine Separatftimmte 
zu deſſen Gunften abzugeben. Es half wenig, wenn die VBerfaffung daneben den allgemeinen 
Sag aufftellte: „Die Stände jeien dad gefegmäßige Organ der Geſammtheit ver Staatsbürger 
und Unterthanen“, und die einzelnen Mitglieder des Landtags ſchwören ließ, „das ungertrenn: 
liche Wohl des Königs und des (ganzen) VBaterlandes zu beobachten“. Namentlid war es nur 
zu häufig der Stand der Rittergutsbeſitzer, der durch jeine, theild der Natur feines Beiiges und 
deſſen geihichtlihen Traditionen, theils jeiner focialen Stellung anhängenden Sonderinter- 
effen und Standesanſprüche eineitige Standpunfte und Anfprüce geltend machte, wäbrend 
das Gleiche nicht weniger oft von feiten ded Bauernftandes, wegen der damals noch ziemlich be- 
ſchraͤnkten Bildung dieſes Standes, zumal in volfswirthfchaftliher Hinſicht, geſchab, wogegen 
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die freiern Ideen allgemeiner Vollswohlfahrt und zeitgemäßen Fortſchritts vorzugsweiſe nur 
von den bürgerlihen Deputirten (ausnahmsweiſe allerdings aud von begabtern und vorur: 
theilsloſer denkenden Mitgliedern jener andern beiden Stände) geltend gemacht wurben. 

Die Neformbewegung des Jahres 1848 mendete ſich daher aud ganz entfchieven gegen 
dieſes Prineip der Stände oder Intereffenvertretung auf den Kandtagen, Die im Jahre 1848 
entjtandenen Verfaſſungen gingen indgefammt von der Anfhauung des Volks als eines einigen 
und untheilbaren Ganzen aus, indem fie die vorhandenen Verufs- und Klaſſenunterſchiede als 
etwas nach den jegigen wirthſchaftlichen und focialen Grundbedingungen nit mehr in ver 
frühern Starxheit Feſtzuhaltendes, vielmehr ald etwas Bewegliches, in ſteter Wandelung Begrif: 
fene3 auffaßten, was, jomweit ed noch im eben ſelbſt eine Berechtigung und Öeltung anzufprechen 
habe, jolhe auch bei der freieften Vertretungdform, ja gerade bei diefer, ſich verfhaffen werde, 
foweit dies aber nit mehr der Ball, einen ipolitifhen Einfluß auf künſtliche Weife nicht er: 
Langen jolle. 

Diefe Demokratiſirung der Landtage (denn fo fann man es wol nennen im Gegenfag zu 
ber frühern Vertretungdart nad) mehr oder minder ariftofratifch abgefonderten und abgeſchloſ— 
fenen Ständen), die dadurch noch mehr ausgedehnt und in ihren Wirkungen verftärft ward, 
daß man meift zugleich auch jede andere Schranfe des Wahlrechts, wie Genfus u. dgl.,. aufhob, 
erfuhr nad) kurzer Zeit einen faſt allgemeinen Rückſchlag, nit blos in ver Praxis des öffent: 
lichen Lebens, indem die allermeiften der im Jahre 1848 entftandenen Verfaffungen oder Wahl: 
ordnungen theild im Wege der Octroyirung, theild im Wege verfaffungsmäßiger Reviſion in 
mehr ariftofratifgeconjervativent Sinne umgebilvdet wurden, fondern au, wenigftens zum Theil, 
in der Öffentlihen Stimmung und Wiffenfhaft. Die Frage: ob Individual: oder Intereflen: 
vertretung? tauchte von neuem auf, diedmal weniger (zum mindeften dem Anſchein nah) mit 
Rückſicht auf geſchichtliche Berechtigung oder Tradition ald vielmehr aus Gründen angeblicher 
ftaatliher und gejellichaftliher Nothwendigfeit. Riehl mit feinem „Syſtem der Sorialpolitif”, 
worin er die Öliederung der Staatögefellihaft in gewiſſe, vermeintlich naturwüdhlige und nicht 
zu befeitigende Berufs: und Standesunterſchiede ald ein politiſches und ſociales Poſtulat auf: 
ſtellte, gab für diefe Richtung die doctrinäre Lofung, welde in Deutjchland bekanntlich in der: 
artigen Dingen immer großen Einfluß übt; die reactionäre Strömung, welde die Befigenven 
in ihrer Furcht vor einer Herrſchaft der Befiglofen, das Zunfthandwerkerthum in feiner Angft 
vor den gewerblichen Folgen der allgemeinen Freiheitsideen ergriffen hatte, und melde von 
einer ertremen feudalen Partei zum Zweck der Wiedergeltendmahung ihrer eigenen längſt über: 
lebten Standesanfprüche lebhaft unterhalten und ausgebeutet ward, bemächtigte ſich gierig der 
neuen Schlagwörter: „Interejlenvertretung‘‘, „Organifation der Gejellichaft‘“ u. ſ. w., und fo 
entjtanden eine Menge Verſuche, zum Glück meift nur auf den Papier, eine folde „organiſche“ 
oder „‚corporative Gliederung ded Volks“ berzuftellen. Zu dieſen Berfuhen gehören z. B. ver 
Auffag „Das Repräfentativfgften, feine Mängel und die Heilmittel”, in der „Deutſchen Vier: 
teljahrichrift” (1852, Heft 3); ferner die Schrift von Winter, „Die Volkövertretung in 
Deutihlands Zukunft” (1852); die „Briefe über Staatskunſt“ (von dem ultraariftofratifchen 
Bictor v. Strauß) u. a. m. (Vgl. R. v. Mohl, „Geſchichte der Staatswiſſenſchaften“, Erlangen 
1855—56, I, 285 fg.; K. Biedermann, „Deutfche Annalen‘, Leipzig 1853, 1, 148 fg.: 
„Die neueften Verfuche einer Organifation der Geſellſchaft.“) 

Gegen dieſe Idee einer Vertretung des Volks nad einzelnen Intereffen ift vor allem das 
einzuwenden, daß ſich für eine ſolche Gliederung ſchwerlich ein durchgreifender, naturgemäßer 
und gerechter Maßſtab finden laſſen möchte. Will man jedem Intereſſe, d. h. jeder Art von Be: 
rufs- und Lebensthätigkeit im Staate fein Recht in der Vertretung fihern, jo muß man aud 
für jedes eine bejondere Vertretung einräumen, fo genügt ed nicht, 3. B. pad Gewerbe oder den 
Handel oder den Grundbeſitz im ganzen ald Baſis der Vertretung anzunehmen, man mürbe 
dann wieder mindeftend dad Groß: und Kleingewerbe, die Fabrifation und dad Handwerk, den 
Groß: und Kleinhandel, das Producten- und dad Geldgeſchäft, ebenfo natürlich den großen 
und den kleinen Grundbeiig beſonders berückſichtigen müflen, denn die Intereffen einer jeden ein- 
zelnen diefer Gruppen Eönnen unter Umſtänden wiederum verfchiedene fein, find ed jogar jehr 
häufig. Man würde ferner neben den materiellen doch unftreitig auch die geiftigen Interefien 
nicht unvertreten laffen dürfen, man würde alfo eine befondere Vertretung, z. B. der Geiſtlichkeit, 
des Advocatenftandes, der Lehrer (und zwar wiederum der Lehrer höherer und nieverer Grabe), 
der Künſtler, der Schriftfteller, endlich auch def Civil- und Militärbeamten u. f. w. ftatuiren 
müffen, wie denn in der That Forderungen folder Art in Zeiten politifcher Neuerungen und 
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Experimente vielfach geftellt worden find, Wohin follte died in ver Praris führen? Dazu 
kommt aber no, daß der unaufhaltfame Bang der allgemeinen Gulturentwidelung täglich mehr 
zu einer Aufhebung oder Flüſſigmachung der Grenzen führt, welde früher wol die einzelnen 
Intereffen oder die einzelnen Berufs: und Lebenöfreife voneinander fhieden. Wie die ®ewerbe- 
freiheit den Übergang des einen Gewerbes in dad andere, die Vereinigung mehrerer Gewerbe 
in einer Hand, die Anwendung des fabrifmäßigen Betriebs auf die früher nur handiverfämäßig 
betriebenen Gewerbsarten, die Verbindung von Handel und Gewerbe ermöglicht und anbahnt, 
jo find felbft Orundbefig und Gewerbe, Land und Stadt einander näher gerüdt, zum Theil in 
ihren Intereffen kaum mehr weſentlich verfhirden. Auf der andern Seite fhafft der Fortſchritt 
der Eultur fortwährend neue Thätigfeitörichtungen, folglich auch neue Intereffen; e8 würde da— 
her, wollte man eine jederzeit vollftändige und den wirkligen Berhältniffen angemeflene Inter: 
effenvertretung haben, ein fteter, gar nicht zu berechnender Wechſel in der Zufanımenfegung der= 
ſelben ftattfinden müſſen. 

Abgeſehen aber auch von dieſen praktiſchen Schwierigkeiten, um nicht zu ſagen Unmöglich— 
feiten, in der Durchführung des Principe einer ſolchen Intereſſenvertretung, erſcheint das Prin— 
cip ſelbſt, nach dem heutigen Stande des Staats- und Culturlebens, durchaus irrationell und 
unzuläſſig. Denn was will man eigentlich bei einer ſolchen Intereſſenvertretung? Jedes In— 
tereſſe als ein in ſich abgeſchloſſenes und gegen die andern ſich abſchließendes zur Geltung brin— 
gen? Das mochte auf einem frühern Standpunkte der Cultur einen Sinn haben, wo die poli— 
tiſchen, ſocialen und wirthſchaftlichen Verhältniſſe eine ſolche Ausſchließlichkeit geſtatteten, ja 
zum Theil bedingten, wo der Grundbeſitz nur durch Geſchloſſenheit, das Handwerk nur durch 
zünftige Abſperrung, die Fabrikation nur durch Schutzzoölle, Die Stadt nur durch Bannrechte 
gegen dad Land, die Kirche nur durch Glaubenszwang und ſelbſt die Gelehrſamkeit gr oßentheils 
nur durch Monopole und Privilegien ſich erhalten und behaupten zu koͤnnen vermeinten. Jetzt 
aber, wo das Princip möglichſt freier Entwickelung und Bethätigung aller Kräfte und Rich— 
tungen beinahe auf jedem Gebiete des Staats- und Culturlebens, dem politiſchen, dem volks— 
wirthſchaftlichen, dem wiſſenſchaftlichen, dem religiöſen, entweder ſchon anerkannt iſt oder doch 
nach Anerkennung ringt — jetzt in die geſetzliche Vertretung des Volks, welche dieſen allſeitigen, 
nicht mehr aufzuhaltenden Culturfortſchritt unterſtützen und regeln helfen ſoll, das ganz ent— 
gegengeſetzte Princip der Abſonderung und Ausſchließlichkeit einführen, das wäre der ärgſte 
Anachronismus, den man ſich nur denken könnte. Mohl (in der ſchon angeführten Stelle) ſagt: 
„Was das ſogenannte Syſtem der Intereſſen betrifft, ſo liegt hier der Irrthum theils in der 
oberflächlichen und nicht erſchöpfenden Auffaſſung des Volkslebens, welches nicht in der Sorge 
für Ackerbau, Gewerbe und etwa gelehrter Bildung aufgeht, theils in der falſchen Anſicht, daß 
bei einer Zerlegung des Volks in ſeine natürlichen Beſtandtheile die Rechte und ihre Wah— 
rung zurückzutreten hätten gegen die Intereſſen, während im Gegentheil ſie nun erſt alle zur 
Erkenntniß kommen können und ſollen, theils endlich in der Unterlaſſung jeder Sorge für die 
Erhaltung der Einheit des Staats und für die Rechte und Intereſſen der Geſammtheit.“ 

Wir wollen ſogleich hier noch eines andern Verſuchs gedenken, die Landeövertretung „or— 
ganiſch“, wie man es nennt, zu eonſtituiren, nämlich der Idee, dieſelbe durch ein ſtufenweiſes Sy— 
ſtem von Vertretungen (aufſteigend von der Gemeinde durch den Bezirk, den Kreig, die Provinz) 
als oberfted Glied dieſer Reihe, gleihfam als ven feinften Ertract aller übrigen, entfteben zu 
laifen. Hiernach würden alfo nur die Gemeindevertretungen unmittelbar aus dem Bolfe durch 
Wahlen hervosgehen ; die Gemeindevertretungen würden die Bezirks- oder Kreißvertretungen, 
diefe die Provinziallandtage, die legtern endlich den allgemeinen Landtag wählen, beziehendlich 
durch Ausihüffe aus ihrer Mitte bilden. Diefer Gedanke liegt 3. DB. dem Werfe von Levita, 
„Die Volfövertretung in ihrer organischen Zufammenfegung im repräfentativen Staate der 
Gegenwart‘ (Leipzig 1850), in gewiſſem Betracht auch dem ſchon angeführten von Winter zum 
Grunde. Bülau in feiner Schrift „Wahlreht und Wahlverfahren” (S. 137) erklärt Aid 
ebenfalls einer folden Movalität geneigt und verweift dabei auf den Grundgedanfen des preu: 
Bifhen Verfaſſungsplans von 1815, räumt jedoch ein, daß die heutige politiſche Ideenbewegung 
diefe Form bereitö überholt und unausführbar gemaht habe. Gegen dieje Art von „organi: 
fer’ Vertretung bemerkt ganz richtig Mohl, a.a.D.: „Aus einer Durchſeihung von Kirch: 
thurmeintereffen entfteht weder ein Sinn für das große Ganze no für die übrigen befondern 
Lebenskreiſe.“ Vom Gefihtöpunfte praktiſcher Politik ſteht überdies einem ſolchen Vorſchlage 
das gewichtige Bedenken entgegen, daß entweder jener beſchränkte Lokalgeiſt, der in der Ge— 
meinde⸗ und Bezirksvertretung beziehungẽweiſe ganz wohl am Plage fein mag, fich von da auch 
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in die allgemeine Landesvertretung verpflanzen möchte, wohin er nicht gehört, oder aber daß, 
was ebenſo ſchlimm wäre, bei den Gemeinde: und Bezirksöwahlen die Rückſicht auf ihren Zu— 
fammenhang mit der allgemeinen Landesvertretung überwiegen und biefe lofalen Wahlen noch 
mehr, als ſchon jeßt theilweife der Ball ift, zu bloßen politifhen Barteimahlen maden würde. 

Im allgemeinen ift gegen alle diefe und ähnliche Vorſchläge und Verſuche, die Bildung und 
Zufanmenfegung des Landtags auf eine fünftlich berechnete Grundlage zu ftellen, das zu jagen, 
daß fie fämmtlich aus einen Mistrauen gegen ven Volksgeiſt und feine freie-Bethätigung ent= 
jpringen. Man will dieſen in fünftliche Formen faſſen, in vorgeftedte Bahnen leiten, indem 
man feine natürlichen, freien, unmittelbar fel6ftthätigen Äußerungen als vernunftlofe, unor= 
ganiſche, zu einer zweckmäßigen Ausbildung des Staatslebend unfähige darftellt. Und doch 
zeigt die Erfahrung — im einzelnen wie im ganzen und großen — daß dauernde, lebenskräf— 
tige Staatenbildungen niemals und nirgends auf jenem fünftlihen Wege berehnender Abzirke— 
lung und Einhegung, vielmehr immer nur dadurch entftanden find, daß der Grfamnitgeift eines 
Volks die Bahnen und Richtungen feiner Bethätigung nad feinen eigenften Bevürfniffen ſich 
ſelbſt fchuf und je nah Umftänden auch ummwandelte und fortbilvete. Was das Syſtem der 
Bolfavertretung anbelangt, fo ift jedenfalls das Einfahfte und Natürlichfte allezeit das Beſte. 
In den Mufterftaaten conftitutionellen Lebens, England, Belgien, ift es niemand eingefallen, 
an die Stelle der einfachen, unmittelbaren, allgemeinen Wahlen aus ver Geſammtheit des Volks 
ein complicirtes, künſtliches Syſtem von Intereffe: oder Ständewahlen zu jegen. Der Gegenſatz 
von Stadt und Land, welder in England in der Form der Städte: und Grafichaftövertretung 
befteht, beruht auf der gefhichtlihen Entwicelung des dortigen Verfaſſungslebens und ift bei— 
behalten worben, weil der Engländer ein geſchichtlich Gewordenes nicht leicht, wenn es ſich nicht 
als ganz unzweckmäßig erweift, gegen eine blos theoretifche Schöpfung vertauſcht. Die beſon— 
dere Vertretung des großen Grundbefiged aber (im Oberhaufe) beruht theils auch auf einem 
gefhichtlichen, theild auf einem politifhen Grunde, auf den wir weiter unten zurüdzufommen 
haben werden. 

Wenn wir und fomit gegen jede Art Fünftlicher Zufammenfegung der allgemeinen Landes— 
vertretung, oder ded Landtags, vielmehr dafür erflären müflen, daß diefer fo einfach als möglich 
gebildet werde und fo unmittelbar ala möglich das Leben und den Geift des Volks als einer Ge: 
ſammtheit abfpiegele, fo ift damit noch keineswegs die weitere wichtige Frage entſchieden: ob dad 
ganze Volk, Mann für Mann, an der Bildung der Sandesvertretung, d. b. an den Wahlen zum 
Zandtage teilzunehmen Habe, oder ob hier eine gewiſſe Abgrenzung, und welde, flattfinden 
folle, mit andern Worten die Brage: „beichränftes oder unbeichränftes (allgemeines) Wahl: 
recht?” Die Anhänger des legtern oder des jogenannten Kopfwahlſyſtems pflegen pas Recht 
der Betheiligung an ber Landesvertretung ald Wähler und Wählbare (dad active und pafjive 
MWahlreht), oder zum wenigften das erftere, für ein natürliches, angeborenes, unveräußerliches 
Recht jedes im Stante lebenden Menfchen, jedes Staatöbürgerd zu erklären; höchſtens laffen fie 
fi) eine Einfhränfung veflelben auf die mündigen männlichen Staatsbürger gefallen. 

Diefe Anficht gebt offenbar zu weit. Von dem gleihen Standpunfte aus fönnte man am 
Ende auch zu der Conſequenz fommen: jeder einzelne im Staate habe ein Recht darauf, unmit— 
telbar an der Negierung des Staats theilzunehmen. Man verwechjelt hier offenbar zweierlei, 
die bürgerliche und die politifche Freiheit. Die erftere befteht in dem Recht der naturgemäßen 
Entwidelung aller Anlagen und Fähigkeiten des Menſchen. Diejes Recht ift ein durchaus all- 
gemeined und unveräußerlihed. Die politifche Freiheit dagegen ift nicht Selbſtzweck, ſondern 
nur Mittel zum Zweck; fie umfaßt alle die Rechte, dur deren Ausübung die bürgerliche Frei: 
beit beihügt, geregelt und vor @ingriffen gefichert werden foll, ihr Gebraudy und der Grad 
ihrer Zutheilung an die verſchiedenen Individuen muß fi daher nad der Natur des dadurch zu 
erreichenden Zwecks richten. Es kann alfo auch über die Theilnahme an der Randesvertretung, 
als eine diejer Einrichtungen, und zwar eine ber wichtigften, nicht nach abftracten Rechtsprinci— 
pien allein, ſondern es muß darüber nad politischen, auf den Geſammtzweck ded Staats gerich— 
teten Erwägungen entſchieden werden. Negativ läßt ſich allerdings fo viel ald Rechtsgrundſatz 
aufftellen, daß nicht eine oder einzelne beftimmte Klaffen von Staatöbürgern allein jene Theil— 
nahme, als ein ausſchließliches Vorrecht, ufurpiren und andere Klaffen ſchlechthin davon aus— 
Ihliegen dürfen. Poſitiv dagegen find die Grenzen und Modalitäten der Ausübung dieſes po= 
litiſchen Rechts ungleich ſchwerer zu beflimmen, Als Mafftab für die Zulaffung zum politifchen 
Wahlrecht hat man in der Negel ein gewiffes Quantum von Befig — entweder Grundbeſitz 
oder aud) beweglichen Vermögen, beziehendlich Ginfommen (allgemein unter dem Namen Cen— 
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fus begriffen) angenommen. Man ging dabei von der doppelten Vorausjegung aus, einmal, 
daß ein ſolcher Beſitz einen gewiſſen Grad von Bildung und Erziehung, beſonders aber auch 
eine gewiſſe Unabhängigkeit der äußern Stellung und folglich der Geſinnung verbürge, ſodann 
aber, daß der Beſitzende ein größeres Intereſſe an der Erhaltung einer geregelten Staats— 
ordnung, an der Vermeidung von Überflürzungen und Ausfhreitungen irgendwelcher Art habe 
als der Befiglofe. Am höchſten war diefe Forderung eines Genfus in dem conftitutionellen 
Franfreih vor 1848 gefpannt: man rechnete dort auf ungefähr 30 Mill. Franzofen (alfo 
wenigſtens 6 — 7 Mill. männliche Erwachſene), nur etwa 200000 Wähler. Die Folge dieſer 
aufs Äußerſte getriebenen Ausſchließlichkeit, von welcher auch die Regierung Ludwig Philipp's, 
trotz der dringlichen Vorſtellungen der Oppoſition 1847, nicht das Geringſte nachlaſſen wollte, 
war ein Rückſchlag in das andere Extrem, die Verkündigung des völlig unbeſchränkten Wahl 
rechts nach der Revolution von 1848. In Deutſchland waren die Wahlgeſetze bis dahin eben⸗ 
falls beſchränkte, zum Theil völlig unzeitgemäße geweſen. Die Rückwirkung des in Frankreich 
gegebenen Beifpield machte ſich daher auch hier geltend und veranlaßte in den meiften dentſchen 
Staaten einen ſchroffen Übergang von dieſen bisher fo beſchränkten Wahlrecht zu einem gänz— 
lich oder do nahezu unbeichränften. Auch für die Wahlen zur deutſchen Nationalverfammlung 
in Sranffurt ward das gleiche Prineip angenommen, inden man jeden „ſelbſtändigen“ Deut: 
ihen für wahlberehtigt und wählbar erklärte. Die Folgen diefer Freigebung der politifchen 
Mahlen waren nit überall die gleihen. Im allgemeinen läßt ſich jagen, daß die Wahlen am 
ertremften da ausfielen, wo die Beihränfung zuvor am größten geweſen war, 3. B. in Mecklen— 
burg, im Königreih Sachſen. Die Wahlen nah Frankfurt ergaben trog des allgemeinen 
Wahlrechts eine gemäßigt liberale Majorität und nur eine verhältnißmäßig nicht zu große, 
mehr oder minder ertrem radicale Minorität — ein Anzeichen, daß größere Staatsverhältniife 
auch auf die Ausübung der politifchen Rechte einen gewilfen läuternden und mäßigen Einfluß 
üben. Das ganz allgemeine Kopfwahlfvften hat inzwiſchen da, wo man es zuerſt einführte, 
im Frankreich, zu jehr ſchlimmen Erfahrungen geführt. Der Napoleonismus bediente ſich feiner, 
um den Gewaltftreih, den er gegen die Republik führte, fanctioniren, die von ihm erftrebte 
unumfhränfte Gewalt befeftigen zu laflen. Nachdem Napoleon 1851 feine dur gewaltfame 
Auflöfung der Nationalverfammlung aufgerichtete Dietatur, im Jahre darauf die Wiederber: 
ftellung des Kaiſerthums mitteld des allgemeinen Stimmrechts hatte vom Volke gutheißen 
laffen, jhuf er eine Art von Landeövertretung, die aus Wahlen des Volks hervorgehen follte, 
den „Geſetzgebenden Körper“, und ließ aud dafür pas Kopfwahlſyſtem beftehen. Hier zeigte fi 
aber, wie ohnmächtig dieſes Syſtem für ſich allein zur Sicherung der wahren Freiheit iſt, wie es 
noch weniger als das auf die beſitzenden Mittelklaſſen beſchränkte den Einflüſſen einer bureau— 
kratiſch centralifirterf Gewaltherrſchaft und den Mitteln der Corruption zu widerſtehen vermag. 

In Deutſchland ging man in der Reaction gegen das allgemeine Wahlrecht, welche mit dem 
Rückſchlag der Bewegung von 1848 überhaupt, zum Theil ſchon 1849, zum Theil etwas ſpäter 
begann, an den meiſten Orten offenbar viel zu weit. Statt ſich mit mäßigen Einſchränkungen 
zu begnügen — was man nur in einigen kleinern Staaten, wie Oldenburg, Sachſen-Weimar 
u. ſ. w. that und zwar mit beſtem Erfolg —, ſuchte man in den meiſten und namentlich in den 
größern Staaten alles, was an die Bewegung von 1848 erinnerte, vor allem das damals, zu— 
meiſt in ganz verfaſſungsmäßiger Form, unter Zuſtimmung nicht blos der Regierungen, ſon— 
dern auch der alten Landesvertretungen ind Leben gerufene allgemeine Wahlrecht mit einem 
wahrhaft fanatifchen Eifer wieder zu zerflören. Theils ging man auf die alten, 1848 in voll: 
fommen gejegliher Weile aufgehobenen Bertretungen zurüd (jo in Medlenburg und in 
Sachſen), theils fünftelte man Wahlgejege zufammen, wie in Preußen das Dreiklaſſenſyſtem, 
wonad die ganze mündige und felbftändige männliche Bevölkerung ded Landes in drei Klafien 
geteilt wird, von denen bie erfte pie Höchftbefteuerten, die zweite die übrigen Befigenden bis zu 
einer fehr niedrigen Steuerquote berab, die dritte endlich den Reſt, aljo die große Maife ver 
Minveftbemittelten, umfaßt und von denen jede eine beftimmte Zahl von Wahlmännern jtellt, 
welche dann nach der Mehrheit ihrer Stimmen den Abgeordneten wählen. 

Menn man vom Standpunkte der Regierung oder, beifer gefagt, ded Bureaufratißmus 
aus, ein befhränftes Wahlfyftem einem unbefhränften in der Hoffnung vorzieht, durch das er— 
ftere eher confervative, richtiger wol (denn das ift die eigentliche Meinung) gouvernementale oder 
unfreie Wahlen zu erzielen, fo täufcht man ſich darin bisweilen ebenfo fehr, ald die demokratiſche 
Partei ſich getäufcht Hat (wie das Beifpiel Frankreichs zeigt), wenn fie von allgemeinen Wahlen 
unbedingt und überall ein demokratiſches oder überhaupt nur ein der Freiheit günſtiges Refultat 
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erwartete. Man bedenkt zu wenig, daß das Wahlſyſtem nur ein einzelnes Glied oder Organ 
in dem Geſammtorganismus der politifhen Ginrihtungen ift, melde in ihrem Zufammen: 
wirfen den conftitutionellen Staat bilden, und daß die Wirfungen des Wahlſyſtems daher noth— 
wendigermweife mehr oder weniger bedingt find von ven Wirkungen der übrigen Theile dieſch 
conftitutionellen Organidmus. Ganz befonders kommt in Betreff ber mehr oder weniger gün— 
ftigen Erfolge einer beftimmten Wahlart fehr viel an auf die allgemeine politiihe Stimmung 
der Zeit, in welcher viefelbe in Wirkſamkeit gefegt wird, ganz vorzüglich aber auch auf die Ver: 
bältniffe, unter denen fie ind Leben tritt. In erflerer Beziehung machen wir nur auf einige Er: 
fahrungen aufmerffam. Im Jahre 1848, unter dem Drud der Märzbewegung, haben wir 
Landeövertretungen, die nach dem allerconfervativften Wahlſyſtem zufammengefegt waren, die 
allerradicalften Befchlüffe faflen fehen. In Preußen hat dad Dreikluffenwahlfuftem während 
einer Zeit politifcher Stumpfheit des Volks fortwährend große Majoritäten im feudalen ober 
abfolutiftifh bureaufratifhen Sinne geliefert; aus demfelben Syſtem aber find, bei wieder er: 
wachter größerer politiicher Energie des Volks, immer liberalere und — troß des neuen reactio- 
nären Gegendrucks von oben feit dem Syſtemwechſel im Frühjahr 1862 — immer entſchiedener 
oppofitionelle Mehrheiten hervorgegangen. Ahnlich erging es in andern Staaten, wie Heflen: 
Darnıftadt, Naffau, annähernd fogar im Königreich Sachſen. Andererfeitd brachte dad un: 
beichränfte Wahlſyſtem in Sachſen zu Ende des Jahres 1848 einen ultraradicalen, zu Ende 
des Jahres 1849 einen überwiegend gemäßigt liberalen Landtag zu Wege. Diefelben Kopf: 
wahlen lieferten für Frankfurt, wie fon erwähnt, eine ihrer Mehrheit nach conferativsliberale, 
für Berlin eine zum größern Theil radicale Verfammlung u. f. w. 

Bon ganz befonderer Wichtigkeit find, wie fhon angedeutet, Art und Zeit der erften Ein— 
führung neuer Wahlfofteme, insbefondere des Überganges von beichränftern zu unbeſchränk— 
ten. Gine Erweiterung des Wahlſyſtems wird anders wirken, wenn fie in ruhigen Zeiten, 
obne den Drud einer äußern Bewegung, ald wenn jie im Sturm und Drang einer folden ein- 
geführt wird, anders, wenn fie allmählich vorbereitet und flufenmweife angebahnt, ald wenn fie 
unvorbereitet und plöglih ins Leben tritt. Mit großer Weisheit haben daher die leitenden 
Staatsmänner in England und in Belgien zur rechten Zeit felbft die Initiative zu ſolchen Wahl: 
reformen ergriffen (in England 1832, in Belgien 1847) und damit heftige Stürme und ges 
fährliche liberftürzungen abgewendet. Jedenfalls ift es der naturgemäßefte und beilfamfte 
Gang politifher Entwidelung, wenn der Kreis der zur Ausübung des activen und pajfiven 
Wahlrechts Berufenen allmählih nah Maßgabe der wachſenden wirthſchaftlichen und politi- 
ſchen Bildung und Selbftändigfeit der Volksgenoſſen mehr und mehr audgedehnt wird. Sollte 
man auf diefe Weife zulegt auch bis zu dem allewunbefchränfteften Wahlrecht gelangen, fo würde 
died dann ficherlich gefahrlos und nur ein erfreulicher Beweis der durch alle Schichten des Volks 
bindurhgedrungenen Befähigung zur Ausübung politifcher Rechte fein. 

Welcher Art und wie hoch gegriffen vie Beſchränkungen des Wahlrechts fein follen, foweit 
und folange man folde überhaupt für nöthig findet, ift eine nach den beſondern örtlichen nnd 
zeitlichen Verhältnifien zu beantwortende, vaber hier nicht näher zu erläuternde Frage. Ebenſo 
wenig fönnen wir hier die weitern fpeciellen Kragen wegen des Alters der Wahlfähigkeit (am 
beiten jedenfalld dad Alter ver Mündigkeit), ver Bedingungen der „Unbeſcholtenheit“ und der 
„Selbftändigkeit”, und ihrer beiderfeitigen Kriterien u. dgl. m. näher erörtern. 

ALS eine der natur= und vernunftgemäßeften Bürgihaften für die befonnene Ausübung ded 
Wahlrechts würde es und erfcheinen, wenn man überall die (entweder noch wirkliche oder doch 
poraudgegangene) praftiihe Ausübung politiſcher Rechte in dem engern bürgerlihen Ver— 
bande ber Gemeinde zur nothwendigen Orundlage ded Wahlrechts für die allgemeine Landes— 
vertretung machte. So ſehr wir ed daher billigen, daß das ſächſiſche Wahlgefeg von 1831 ald 
Äquivalent für Cenſus und Grundbefig die Mitglievfhaft in einen der ſtädtiſchen Collegien 
(des Stadtraths oder der Stadtverorbneten) gelten ließ, ſowenig dürfte es gutzuheißen fein, 
wenn die beim legten Landtag beſchloſſene Movification dieſes Gefeges dad Wahlrecht zur 
Ständeverſammlung aud auf ſolche ausdehnt, welche das gleiche Recht für die Gemeindever- 
tretung nicht bejigen, während doch im übrigen die allergrößten Beihränfungen bei ven Land: 
tagswahlen aufrecht erhalten bleiben. Lieber möchten wir die Erwerbung ded Gemeindebürger: 
rechts an möglichft freifinnige Borausfegungen geknüpft, dann aber ven Kreis der Wähler: 
fhaft für ven Landtag nicht über den der Gemeindewähler oder die eigentlihen Vollbürger aus: 
gebehnt ſehen. 

Staats-Lexikon. IX. 27 
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Man hat öfters geglaubt, in fogenannten inbiresten Wahlen (mobei die Wähler — „Ur— 
wahler“ — erft Wahlmänner, diefe dann weiter die Abgeordneten wählen) eine Bürgſchaft 
gegen Überflürzungen und gegen ein zu großes Übergewicht der beweglichen, demokratiſchen 
Elemente zu finden. Die Erfahrung gibt indeß dieſer Anficht Feine Beftätigung. Die über: 
wiegend radicalen Wahlen aus Sachſen zum Frankfurter Parlament waren im Wege des ini: 
teten Wahlverfahrens zu Stande gefommen, wogegen der Landtag von 1849— 50 aus diree⸗ 
ten Wahlen hervorging. In beivegten Zeiten fann allerdings eine Urwählerſchaft von ber er- 
regten Öffentlichen Stimmung ungebührlic beeinflußt werben, allein dies kann fie ebenjo gut 
bei dev Wahl der Wahlmänner als bei der unmittelbaren Wahl eines Abgeorbneten; ift aber 
der Ausfall ver Wahlmännerwahlen auf ſolche Weife beeinflußt, jo wird alddann auch die Ab: 
georpnetenwahl durch die Wahlmänner ſchwerlich ein beffered Rejultat geben. Einem ungeſetz— 
lichen Drud der außenftehenden, nicht wahlberechtigten Volksmaſſe aber wird eine zahlreiche 
Wählerſchaft immer eher wiverftehen als ein fleined, verhältnigmäßig leichter einzufhüchtern- 
des Häuflein von Wahlmännern. Im übrigen aber bringt die Natur der Sache mit ſich, und 
die Erfahrung beftätigt ed, daß bei directen Wahlen, wo jede Stimme unmittelbar zur Ent: 
ſcheidung des Gefammtrefultatd, nämlich der Zufammenjegung der Volfövertretung, ihren 
Theil beiträgt, der einzelne Wähler weit forgfältiger und gewiffenhafter zu Werfe geht ald bei 
indireeten, wo er eine folde unmittelbare Beziehung feines Ginzelvotums auf das Gefammt- 
ergebniß der Abgeordnetenwahl nicht lebhaft genug vor Augen hat, daher oftmals jhon genug 
gethan zu haben glaubt, wenn er nur einen ihm ald rechtſchaffen befannten,, vielleicht in nach— 
barlichen oder jonftigen Verhältniſſen zu ihm ftehenden Mann mit dem weitern Wahlgeihäft be— 
traut. In den Staaten von entwideltem conftitutionellen Zeben, wie England und Belgien, bat 
man daher auch nie von indirecten Wahlen etwas wiffen mögen. Aus eben diefem Grunde hat 
jogar ber fehr conjervative Bülau (a. a. O., ©. 124) fi gegen die indirecten Wahlen unter 
Anführung ganz ſchlagender Beifpiele aus dem Leben in der von und angebeuteten Richtung 
auögefproden. Er ſagt: „Das ift gewiß, es wird längere Zeit dauern, bevor dad Volk dahin 
reift, gute Wahlmännerwahlen zu treffen, als e8 foften wird, um auf unmittelbarem Wege 
beffere Abgeorpnetenwahlen erfolgen zu fehen , als fi von den gewöhnlichen indirecten Wahlen 
erwarten laflen. Das Volk wird viel früher lernen, eine Mehrzahl von guten Abgeorbnneten 
ald eine Mehrzahl von guten Wahlmännern zu wählen. Dem von den beften Wahlmännern 
gewählten Abgeorbneten ſteht, den jegigen Zeitanfichten gegenüber’‘ (e8 war dies im Jahre 
1849) „doch immer dad entgegen, daß er nicht unmittelbar aus der Volkswahl hervorging. Die 
direrte Wahl hat die Meinung des Tages entfhieden für ih, und das ift in Vertrauensſachen 
ein wichtiger Umſtand.“ . 

Experimente, wie 3. B. dad von J. St. Mill in feinen „Betrachtungen über Nepräfentativ: 
verfaffungen‘’ (deutſch von Wille) vorgefchlagene, wonach alle auf einen Candidaten gefallene 
Stimmen im ganzen Lande zufanımengezählt werben ſollen, vamit, wie er fich ausdrückt, „auch 
die Minderheiten zu ihrem Rechte kommen“, halten wir (ebenjo wie feine andern Vorſchläge, 
3. B. einer Art von Prüfung ald Borbedingung der Zuertheilung des Wahlrechts u. dgl. m.), 
wie jede Künftelei beim Wahlverfahren, für unpraktifh. Mag das gemöhnliche Wahlverfahren, 
principiell betrachtet, noch ſoviel ſcheinbare Mängel haben, fo iſt ed immer doch das verhältnip- 
mäßig naturgemäßefte von allen, und, ein großer Vorzug, es ift durch lange Übung traditio— 
nell und dem Bolfe zur Gewohnheit geworden. Bei allen öffentlichen Einrichtungen kommt 
es aber vor allem darauf an, daß eine ſolche in der Praris ſich gut ausführbar und zweckmäßig 
ermweife (it works well, wie der Engläunder fagt). 

Wir wollen hier zugleich zwei andere wichtige Momente, die bei ven Landtagswahlen in 
Frage kommen und mit dem oben befprocenen eine gewiffe Verwandtſchaft haben, näher be— 
rühren. Es find dies: die Öffentliche oder geheime Abftimmung und die Wäblerverſammlun— 
gen vor dem eigentlichen Wahlacte. 

Was die Frage wegen des Vorzugs der Öffentlichen oder der geheimen Abflimmung betrifft, 
fo ift diefe bekanntlich in England ſchon feit vielen Jahren ein Gegenftand lebhaften Streits 
der Parteien und miehrfach wiederholter Verhandlungen im Unterhaufe gewefen, Die öffent: 
liche Abftimmung befteht in England von alterö her und wird von einem großen Theil der eng= 
liſchen Politiker als ungertrennlich von dem Wefen der altengliichen Berfaffung und Freiheit an: 
gefehen, als allein würdig eines wahrhaft freien und männlichen Volks, in vem jeder ohne 
Scheu feine politifche Anficht befenne und vertrete, Die Gegner der öffentlihen Abſtimmung 
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erblicken dagegen in derfelben ein nur allzu wirffames Mittel des Übergewichts der wohlhaben— 
den und einflußreichen Klaffen über die von ihnen abhängigen, indem diefe legtern nicht leicht 
wagten, Öffentlich gegen jene zu ftinımen, weil fle fonft ſich allerlei perſönlichen Nachtheilen aue- 
fegten. Sie verlangen deshalb die geheime Abftimmung durch Wahlzettel (dns fogenannte 
Ballot) , Haben aber bisher im Parlament noch feine Mehrheit dafür zu erlangen vermocht. 

Außerhalb Englands ift die Öffentliche Abftimmung unſers Willens nur noch in Preußen 
üblich (eingeführt dur dad Wahlgefeg vom 30. Mai 1849). Obgleih in Preußen, bei dem 
tiefgewurzelten und audgebreiteten Einfluß burenufratiiher und (auf dem flachen Lande) ari— 
ftofratifcher Gewalten, der Nachtheil einer Einſchüchterung der Wähler durch die gezwungene 
Öffentliche Stimmabgabe noch weit mehr zu befürchten wäre als in England, fo hat ſich doch, je 
länger je mehr, mit der fortſchreitenden politiſchen Bildung des Volks auch der Muth einer un: 
abhängigen Überzeugung und des öffentlichen Befenntniffes einer folden bei den Wahlen ala 
fräftig genug erwieſen, um ſelbſt einem nod fo entſchiedenen Einſchüchterungsſyſtem — ſowol 
von oben herab ald von feiten der grundbefigenden Feudalariftofratie — ſtandhaft und ſieg— 
reich die Spige zu bieten. 

Unftreitig ift aus hoͤherm ſittlich-politiſchen Geſichtspunkte die öffentliche Abflimmung der 

eheimen vorzuziehen, indem jene weit mehr ald dieje dem Zuftand politifher Bildung und 
Überzeugungstreue entſpricht, welcher allein eine fihere Gewähr wahrer politifcher Freiheit ift. 
Allein ed geht damit wie mit den Grenzen ver Wahlfreiheit felbft: man darf das einzelne 
Moment nicht außerhalb ded Zufammenhangs mit fonfligen Einrichtungen des Staatd be: 
traten. In einem Staate z. B. wie Frankreich, wo durd die allerftrengfte Gentralifation, mit 
den ausgedehnteſten und mweitverzweigteften Befugniffen eines allmädtigen Beamtenthums, das 
Volk der Unabhängigkeit feiner Handlungen und Gejinnungen völlig entwöhnt ift, und wo ber 
einzelne Wähler, wenn er dennod) eine ſolche Unabhängigkeit zu bethätigen verſucht, davon die 
nachtheiligſten Folgen nicht blos für fih, fonvern nicht felten audy für feine Gemeinde oder ven 
ganzen Wahlkreis zu gewärtigen hat, in einem folhen Staat, und vollends bei allgemeiner 
MWahlfreiheit, hat die Öffentliche Abjtimmung allerdings in ver Praxis etwas jehr Bedenkliches. 
Sie verlangt vielmehr, um unſchädlich und wohlthätig zu fein, von den Staatseinrihtungen 
und von dem Charakter des Volks möglichſt ſichere Bürgſchaften politifcher Mündigfeit und 
Selbftregierung, perſönlicher und wirthihaftliher Unabhängigkeit ver Gefammtheit oder doch 
der Mehrheit ver Wähler. J— 

Von höchſter Wichtigkeit iſt eine Einrichtung, welche in England ſeit lange her beſteht, in 
Preußen, trotz der Neuheit des dortigen parlamentariſchen Lebens, ſich raſch eingebürgert, auẽ— 
gebildet und befeſtigt Hat, in andern deutſchen Staaten dagegen, ſelbſt ſolchen, deren Verfaſſungs— 
leben von viel Älterm Datum ift, bisher noch wenig oder gar nicht in Übung, zum Theil geradezu 
gefetlich verboten war. Wir meinen die Öffentlichen parlamentarifchen Befprehungen ver Wäh— 
ler vor den Wahlen und zum Behuf diefer, wobei die Wahlcandidaten Ach den Wählern vor: 
ftellen,, ihre politifhen Anſichten darlegen, Auf erhobene Einwendungen oder Fragen Antwort 
geben u. ſ. w. Durch eine folde Procedur wird das Wahlgejchäft erft ein wirklich bewußtes, 
nad) jeften Überzeugungen und Grunpfägen geregelte®, der blinden Herrſchaft des Zufalls, den 
geheimen Künften ver Beſtechung ever Überrumpelung, ſowie den Schwanfungen individueller 
Schwäche, Launenhaftigkeit oder Leidenichaft entrüdtes, Indem der Wahlcandidat ſich offen 
und beftimmt zu gewiffen politifhen Grundſätzen befennt, andererſeits die Wähler (in ihrer 
Gefammtheit oder doch Mehrheit) ih mit diefen Grundfägen des Candidaten einverftanden und 
darauf Hin ihn zu wählen entjäloffen erklären, wird das Wechjelverhältnig zwiſchen dem auf 
ſolche Weife gewählten Abgeordneten und feinen Wählern ein wahrhaft fittliches, wird die Par— 
teiftellung des einen wie der andern — durch diefe Öffentliche Darlegung vor dem ganzen Lane, 
ja vor dem Ürtheil der ganzen gebildeten Welt — eine feftbegrenzte und abgeflärte, da unflare 
oder unlautere Barteimotive die Probe einer ſolchen Öffentlichkeit nicht aushalten. 

Bon fonftigen Bedingungen und Vorausfegungen dev Ausübung bes politifchen Wahlrechts 
dürften hauptſächlich zwei hier noch befonders zu berühren fein, das Lebensalter und die ſoge— 
nannte Unbeſcholtenheit. Was das erftere betrifft, fo hat man zwar früher, namentlich in ven 
meiften deutfchen Staaten, ein höheres Lebensalter ald das der bloßen juriftifchen Volljährigkeit, 
jeloft für das active Wahlrecht, angenommen; neuerdings ift man jedoch davon mehr zurüd 
und zu der Anficht gekommen, daß bie gemöhnliche Volljährigkeit auch als Baſis der Ausübung 
politifher Rechte mol genüge, ſobald man nur die andere, durchaus nothwendige und natürliche 

27° 


420 Landtag 


Vorausſetzung hinzufügt, daß der Wähler bürgerlich felbftändig, alſo z. B. nicht mehr im väter— 
lihen Haufe und rückfichtlich feines Lebendunterhalts vom diefem abhängig fei. 

Ein fehr ſchwieriger und zugleich wichtiger Punkt ift die fogenante Unbeſcholtenheit. Wenn 
man eine folhe Bedingung überhaupt aufftellen und nicht dem eigenen Urtheil der Wähler fo 
viel zutrauen will, daß fle einem wirklich Beſcholtenen ihre Stimme verfagen werden, jo ift we— 
nigftend bie ftrengfte Begrenzung des Begriffs der Befcholtenheit nöthig, um jede bureaufrati= 
he Willfür dabei auszuschließen. Auf feinen Fall darf, wie namentli früher in manden 
Staaten gefhah, die bloße Anklage oder Einleitung einer Unterfuhung wegen gewiffer Ver— 
brechen die Vorausſetzung der Beiholtenheit und folglich die Ausſchließung vom Wahlrecht her— 
beiführen, vielmehr fann dies nur die Wirkung eines rechtskräftigen richterlichen Urtheils fein. 

Früher war mol aud die Religion unter Umftänden ein Hinderniß der Ausübung des 
Wahlrechts, wenigftens für die Juden (da für die anerfannten brei hriftlichen Gonfeflionen die 
Bundesacte Gleichheit der bürgerlichen und politifchen Rechte feftjegt). Neuerdings tft, durch 
den allgemeinen Fortihritt der Aufflärung und Toleranz, auch diefe Schranfe faft aller= 
wärtd gefallen. 

Für das paffive Wahlrecht oder die Wählbarkeit zum Abgeorbneten hat man, in Deutich- 
land wenigftens, faft immer ftrengere Bedingungen aufgeftellt, als für das active Wahlrecht 
oder die Wahlfähigkeit — entweder einen höhern Genfus oder doch ein reiferes Alter, Das letz— 
tere findet z.B. in Preußen ftatt. Im allgemeinen erfcheint es aber richtiger, für das paſſive 
Wahlrecht entweder gar feine, oder doc Feine größere Beſchränkungen aufzuftellen als für das 
active. Denn, wenn man den Wählern einmal zutraut, daß fie eine vernünftige Wahl treffen, 
fo bedarf es ſolcher Beſchränkungen nicht; Hat man aber dieſes Zutrauen nicht, jo wird man 
ſchwerlich ven Kreis der Wählbarkeit fo eng ziehen Eönnen, daß nicht innerhalb deffelben immer= 
bin unverftändige oder unpaflende Wahlen möglich wären. 

Die allerverfehrtefte Beihränfung bei dem paffiven Wahlrecht ift die auf den Bezirk der 
Mähler, wie fie z.B. noch heute im Königreih Sachen befteht. Die ebendort noch hinzuge— 
fügte, auf den Stand der Wähler, fällt ſelbſtverſtändlich mit dem ftändifchen Princip ver Wah— 
len, gegen dad wir und ſchon oben ausfprachen, zugleich hinweg. Die Beſchränkung ver Wähler 
bei der Wahl eines Abgeoroneten auf die in dem betreffenden Wahlbezirk Wohnhaften hat den 
großen Nachtheil, eine Menge Leute in ven Landtag zu bringen, welchen eine allgemeinere poli= 
tifhe und fonftige Bildung abgeht „deren Geſichtskreis durch einen vielleicht immerwährenden 
oder doch langen Aufenthalt in Kleinen, beengten Berhältniffen, fern von ven großen Mittel= 
punften der Cultur und eines bewegtern Öffentlichen Lebens, in der Negel mehr oder weniger 
verengt worben ift. Die Urheber dieſer Beſchränkung hatten dabei mol zumeift die Abſicht 
(ebenfo wie bei der Beſchränkung auf ven Stand), die Träger allgemeiner politifcher Iveen und 
jener beweglichern Richtungen, welde vorzugäweife an ven größern Orten zu finden find, von der 
Vertretung möglihft auszuſchließen. Die Bezirföwahlen follten alfo einen vorzugsweiſe con= 
fervativen Charakter haben. Statt deſſen haben Ale erfahrungsmäßig vielfah nur eine grö— 
Bere Unſelbſtändigkeit und Unteife der fo Gewählten zur Folge gehabt, Gigenfchaften, welche 
ebenfowol einem flachen Radicalismus als einer blinden und unverftändigen Reaction dienit- 
bar werden fünnen, wie Died mehrfache Beifpiele noch aus der neueften veutfhen Berfaffungs= 
geihichte auf das fchlagenpfte gezeigt Haben. Die Freigebung der Wahlen ohne irgendwelche 
Beſchränkung auf Ort oder Bezirk hat dagegen die heilfame Folge, daß Wählerfchaften, welde 
in ihrer eigenen Mitte eine in jeder Hinficht befähigte Berfönlichkeit zur Vertretung ihres Be— 
zirks nicht antreffen, ſolche anderswo ſuchen, daß alfo, bei nur einigermaßen vorgefhrittener 
Bildung des Volks, nicht leicht irgendeine Wählerſchaft ohne einen entfprechenden tüchtigen 
Bertreter, und umgekehrt nicht leicht irgendeine bedeutende politiſche Gaparität ohne einen Sig 
im Landtage bleibt. 

Eine Frage von nicht ganz untergeorbneter Bedeutung, wenigftend in ven Feſtlandsſtaaten, 
ift ferner die der Wählbarfeit oder Nihtwählbarfeit der Staatsbeamten, beziehendlich der Be— 
dingungen ihrer Zulaffung zur Vertretung. Daß, wenn ein Abgeordneter nad feiner Wahl 
ein Staatdamt oder eine Beförderung im Staatövienfte erlangt, er fi einer Neuwahl unter: 
werfen muß, ift eine in allen Verfaffungen entbaltene und in ber Natur der Sache begründete 
Vorſicht, die aber mit jener allgemeinen Frage unmittelbar nichts zu thun hat. In Frankreich, 
wo, gemäß der ganzen Natur des dortigen Staatsſyſtems, die Beamten in der Deputixten= 
kammer unter dem Julifönigthum eine überwältigende Mehrheit bildeten, war öfters von einer 
gejeglihen Ausfchliefung dieſes ganzen Standes als einer Nothiwendigfeit, von einer förmlich 
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auszuſprechenden Unvereinbarfeit (incompatibilite) der Stellung eined Beamten mit der eines 
Deputirten die Rede. Doc hatten Anträge in diefer Richtung begreifliherweife in einer fo zu⸗ 
fammengefegten Kammer feinen Erfolg. Bon der andern Seite hat man die Wahl von Staats- 
beamten zu Volfövertretern bisweilen zu verhindern oder doch zu erfchweren verfudht, wenn man 
ſah, daß dieſe Beamtenabgeoroneten fi zur Oppofition ſchlugen. Theils bediente man ſich zu 
diefem Zweck der Berjagung des Urlaubs (bekannt ift namentlich in dieſer Beziehung ver hef- 
tige Urlauböftreit in Baden 1841 fg.), theils fuchte man, wie noch ganz neuerdings in Preu⸗ 
Ben, den Beamten die Annahme einer Wahl durch Berfagung der Steflvertretungskoften 
zu verleiden, theild endlich wendete man gegen oppofitionelle Beamte die Fleinlihen Waffen ver 
Berjegung und fonftiger Ehicanen an. Brineipiell ift über dieſen Punkt zu fagen, daß alfer- 
dings die Wahl unabhängiger Männer derjenigen von Beamten im allgemeinen Interefje des 
eonftitutionellen Lebens vorzuziehen ift, daß eine aus Staatsbeamten beftehende Oppofition un- 
leugbar ihre Inconvenienzen hat, daß aber freilich ein Zuftand ver Dinge, wo die Volfövertre- 
tung entweder nur aus unabhängigen Leuten befteht, oder Staatödiener, namentlich Höhere, 
lediglich ald Vertreter ihrer, der jeweilig am Ruder befindlichen Partei im Landtag figen, nur 
da möglich ift, wo, durch längere Übung des parlamentarifchen Lebens, die politiihe Bildung 
allgemeiner verbreitet, wo ferner das Brincip der Selbftregierung im Staat zu größerer Geltung 
gelangt ift und damit das jegt noch in vielen Staaten beftehende Verhältniß, wonad das Beam— 
tenthum der Hauptträger der Intelligenz ift, eine Umgeftaltung erfahren hat. 

Noch ift endlich ein Wort zu jagen über die Dauer des Wahlmandats. Diejelbe ift in ven 
verſchiedenen Staaten eine ſehr verſchiedene. In England werden die Mitglieder des Unter: 
haufes auf fieben Jahre gewählt, in Holland die Abgeorbneten zur Zweiten Kammer auf vier 
Jahre, in Preußen auf drei Jahre, in den Eleinern deutſchen DVerfaflungsftaaten von älterm 
Datum waren (und find beziehendlich noch) die Wahlperioden ziemlich lang, in Sachſen 3.8. 
neunjährig. Dazu fommt hier noch die @inrihtung, daß die Wahlfammer nicht auf einmal, ſon— 
dern theilweife erneuert wird (PBartinlerneuerung), jo nämlich, daß nad jedem Landtag, d. h. 
alle drei Jahre, ein Drittel ver Abgeordneten (nad) einem dad erfte mal durchs Rod beftinmten 
Turnus) ausſcheidet und durch Neuwahlen erfegt wird. Dieſes legtere Syſtem hat den Zweck, 
einen zu großen Wechfel in ver Zufammenfegung ver Volfövertretung zu verhüten, inöbefon: 
dere aud) einen Stanım von Mitglievern zu erhalten, die, in den Geſchäften des Landtags er: 
fahren, den Neulingen gleihfam als Führer dienen und die Traditionen einer praftifchen ſach— 
gemäßen Gejhäftsbehandlung lebendig fortpflanzen möchten. Wie wohlgemeint die Abficht aber 
immer fein mag (nebenher ging freilich wol auch der Hintergevanfe, day es für die Regierung 
angenehmer und bequemer fei, mit Abgeorbneten zu verhandeln, die durch die Macht der Ge— 
wohnheit, des gefelligen perfönlichen Verkehrs u. ſ. w. bereits in ein gewiſſes intimes Verhältniß 
zu Hof und Minifterium getreten, ald immer wieder mit ſolchen anfangen zu müſſen, die mit 
frifhem und unabhängigem Sinne direct aus der Mitte der Wähler kämen), jo wirb doch der 
gleiche Zwei, bei nur einigermaßen audgebilveter conftitutioneller Praxis, beffer erreicht durch 
den Gang der Wahlen felbft, va fähige und bewährte Abgeordnete immer wieder in die Kammer 
eintreten, dagegen unfühige ausfcheiden werden. Die Erfahrung zeigt, daß im regelmäßigen 
Verlauf der Dinge jehr viele, faft die meiften Mitglieder einer Bolfövertretung entweder immer 
von neuem, oder doch fehr häufig wiedergewählt werben, folglich faft ftets ein flarfer alter 
Stamm zurüdbleibt, an den der junge Nachwuchs fi) anſchließen kann. Dagegen hat das Sy: 
ſtem der Partialerneuerung den Nachtheil, daß die Volksvertretung niemald der wahre vollgül- 
tige Ausdruck der jeweiligen Volksſtimmung ift, weil ihre Mitglieder zu jo verſchiedenen Zeiten 
gewählt find. Beſonders bei etwas bewegtern Zeiten ift dies, und namentlich für die Mitglieder 
der ältern Jahrgänge felbft, ein Übelſtand; unwillfürlic fühlen dieſe ſich ſelbſt als nicht mehr 
vollberehtigte Vertreter des augenblicklihen Volkswillens, oder werden do vom Volke und 
jelbft von ihren Gollegen fo angejehen. Der andere Grund für die Partialerneuerung, daß 
durch gleichzeitige Wiedermahlen im ganzen Lande eine zu große politifhe Erregung hervorge— 
bracht werde, ift Heutzutage vernünftigerweife gar nicht mehr geltend zu machen, da man gelernt 
oder erfahren hat, daß die Erregung, welche die Ausübung politifcher Rechte und überhaupt die 
werfthätige Antheilnahme des Volks an feinen Öffentlichen Angelegenheiten erzeugt, nichts Ge— 
fährliches oder Schädliches, vielmehr ebenſowol ein Anzeichen ald ein Förderungsmittel wahrer 
politifher Geſundheit ift. Weit bevenklicher ift die Erregung des Unmuths, der leicht in den 
Wahlkreiſen entftehen mag, welche, während andere neben ihnen neue Abgeordnete wählen, ihre 
alten, vielleicht überlebten und unzeitläufig gewordenen behalten müflen. Das Nonplusultra 
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der Irrationalität erreicht diefed Syſtem der Partialerneuerung aber dann, wenn man, wie 
neuerdings im Königreih Sachſen geſchehen, das Wahlgefeg felbft ıheilmeife ändert, gleichwol 
aber nad) diefem geänderten Wahlgefeg nicht die ganze Wahlfanımer, fondern aud nur wieder 
ein Drittel erneuern läßt, ſodaß nun in der Kammer zwei Drittel nach dem alten, ein Drittel 
nad dem neuen Wahlgefeg gewählter Abgeorbneter figen. ine folde Abnormität läßt ſich 
nur aus einem tiefen Mistrauen in vie Volkoſtimmung gegenüber dem von der Negierung feft: 
gehaltenen Syften erklären. 

Nur indireet mit dem Wahljyftem im Zuſammenhang, doch aber von nit unweſentlichem 
Einfluß darauf ift die Frage: ob ven Abgeordneten Diäten, Tagegelder (ald Entfhädigung für 
die Koften ihres Aufenthalts am Orte des Landtags) und Reifefoften gezahlt werben follen. 
Außer England Haben wol alle Staaten dad Syitem der Diätenzahlung. Wo es fo viel Leute 
von unabhängigem Vermögen gibt wie in England, mag dad entgegengefegte Syſtem ſtatthaft 
fein; in ven Fefllandäftaaten, wo dies nicht der Fall, dürfte deffen Annahme (wie die kurze 
Erfahrung mit der preußifchen Erften Kamınıer von 1848—49, deren Mitglieder feine Diäten 
erhielten, bereit gezeigt) leicht dahin führen, daß die Wähler genöthigt wären, bie Abgeorb- 
neten vorzugäweife aus der Hauptftabt felbft, aus dem dort vorwiegenden höhern Beamten: 
thum zu nehmen, was gewiß nicht zu wänfchen iſt. 

Wir haben bisher von der Vertretung ober dem Landtag immer nur wie von einer einzi- 
gen, gleichartigen Körperfchaft geſprochen. Es ift aber befannt, daß in den meiften Staaten — 
nur einige Kleinere ausgenommen — der Landtag in zwei voneinander gefonderte Körperſchaften 
(Kammern, Häufer oder dgl.) zerfällt. 

Die Frage wegen des Ein= oder Zweikammerſyſtems ift in Zeiten ſtaatlicher Neubildung, 
zumal bei vorausgegangenen großen Volksbewegungen, vielfach lebhaft Discutirt worden. So 
noch 1848 in verfhiedenen deutſchen Staaten. Ruhige politifhe Erwägung hat faft überall zur 
Bevorzugung ded Zweikammerſyſtems geführt. Schon die zweifache Berathung eines jeden 
Gegenſtandes in getrennten, unabhängig voneinander tagenden Verſammlungen bietet eine nicht 
geringe Bürgfchaft forgfältigerer und mehrfeitigerer Abwägung und Prüfung aller einſchlagen⸗ 
den Momente var. Außerdem aber hat man auch bei ver Bildung und Zufammenfegung ber 
beiden Abtheilungen ded Landtags immer darauf Rüdjiht genommen, verfchiedenen politifchen 
Standpunften ihre Bertrerung und Berüdjichtigung zu fihern, insbefondere einer mehr fort- 
ſchreitenden oder beweglichen Ridytung von ber einen, einer mehr confervativen oder ftabilen von 
der andern Seite. Im diefem Dualismus liegt einerjeit ein wichtiger Vortheil, andererfeite 
aber aud) eine große Schwierigkeit ded Zweifammerjuftemd. Es gilt, Diefen Gegenfag der Ri: 
tungen fo zu geftalten , daß er zwar für den damit beabilchtigten Zweck: die Herftellung des rich— 
tigen Gleichgewichts zwiſchen ven beiden natürlichen Grundrichtungen alles Staatslebens, der 
erhaltenden und der fortbildenven, wirkſam fei, doch aber nicht in Schroffheit und Lnverföhn: 
lichkeit außarte. Das eine Glied der Vertretung muß felbftverftändlich die Gefammtheit der 
Staatöbürger darftellen,, aljo aus wirflihen Volkswahlen (jeien dieſe nun unbefhränfte oder 
befchränfte) hervorgehen. Das andere Glied dagegen wird zu dem beftimmten Zweck gebilvet, 
ein beſonderes Clement des Staatdlebens zur Geltung zu bringen. Wo ein ſolches Element id 
geihihtlih im Stant herausgebildet, wol gar ald Baſis der Vertretung felbft zur Geltung ge: 
bracht hat, wo es zugleich, trog der Sonder: und Ausnahmeftellung, die e8 behauptet, doch auch 
wieder im Einklang mit dem gefammten Volksthum ſich befindet, da find Die natürlichen Bedin— 
gungen für den Beftand und die Wirkfamfeit einer Erften Kammer von jelbft gegeben. So bei 
dem Oberhauſe in England, welches, mag es auch vorübergehend einmal unpopulär und, gegen: 
über dem immer übermächtiger'geworbenen linterhaufe, minder bedeutend und ausſchlaggebend 
erſcheinen, dennoch tiefe Wurzeln im engliihen Staatdleben hat und ſchwerlich fo leicht daraus 
verdrängt werben möchte. Ganz gleiche oder auch nur annähernd ähnliche Vorbedingungen zur 
Bildung eines zugleich feiner Natur nad confervativen und von den wechſelnden Zeitftrömungen 
unabhängigen, vennod aber nicht unvolfsthümlichen repräfentativen Körpers dürfte ſich wol in 
feinem andern Lande wiederfinden. Bei der engliihen Ariftofratie treffen fo viele günſtige Mo— 
mente für diefen Zweck zuſammen, wie fie weder bei irgendeiner andern in gleicher Weife vor- 
handen, noch eben auch fo leicht, felbft mit dem beften Willen, künſtlich herzuftellen find. Es ift 
nicht blos der große Reihthum und die dadurch begründete Unabhängigkeit der äußern Stellung, 
jammt dem eben dadurch gegebenen Antriebe für den Einzelnen, ſich in ausgedehnterm Maße 
mit den Öffentlichen Angelegenheiten zu befchäftigen ; e8 ift nicht blos der Umſtand, daß die eng: 
liſche Ariftofratie keinerlei privatrechtliche Vorzüge und Vortbeile, am allerwerigften eine auf 
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Privattiteln ruhende Herrſchaft über die andern Klaſſen befigt oder beanfprudt, daß fie ferner 
auch nicht einen ftreng in ſich gefhloflenen Geburtöftand bildet, vielmehr Elemente aus andern 
Ständen in fih aufnimmt, und wiederum durch die jüngern Söhne unmittelbar in das höhere 
Bürgerthum (die fogenannte Gentry) hinab ſich verzweigt — alles dieſes, wie wichtig au 
ſchon ein jedes diejer Momente für ſich ift, macht allein noch nicht den wahren und legten Grund 
ver Lebensfähigkeit piefes engliſchen Adelskörpers und feiner politiſchen Berkörperung, des Ober⸗ 
hauſes, aus; dieſe Lebensfähigkeit beruht vielmehr ganz weſentlich und vor allem darauf, daß 
der engliſche Adel, ſowol als ganzer Stand wie in den meiſten ſeiner einzelnen Geſchlechter, mit 
der Entwickelung und Befeſtigung des conſtitutionellen Lebens und der allgemeinen Volksfrei— 
beiten gefhichtlich auf das innigfte verwachſen, daß er von früheften Zeiten an der Bundesge⸗ 
noffe und Borfämpfer der andern Bolfsklaffen in der Erringung nothiwendiger Rechtsbürg— 
f&haften, in ver Bekämpfung und Beſchränkung abfolutiftifcher Gewalt und Willkür geweſen ift. 
Kein Adel des Feftlandes kann ſich dem englifchen hierin auch nur annähernd vergleihen; nir= 
gends hat man daher auch mit nur ähnlichem Erfolg eine erbliche Vertretung der Ariftofratie 
oder ded großen Grundbeſitzes herzuftellen, oder, wo jie beftand, aufrecht zu erhalten vermodt. 
Sowol die erbliche Pairie, welche die Charte Ludwig's XVII. in Frankreich zu errichten unter- 
nahm, noch die mandyerlei Adeldfammern in den verſchiedenen deutichen Staaten haben auch 
nur in entfernt ähnlicher Weile wie das englifche Oberhand in der öffentlichen Meinung Wur: 
zel geihlagen. Die franzöſiſche Erbpairie fiel in der Revolution von 1830, und die an ihre 
Stelle gefegte Pairie auf Lebenszeit Hat ſich noch weniger als lebensfähig erwielen. In den 
deutſchen Staaten richtete ji die Bewegung von 1848 hauptſächlich mit gegen das Übergewicht 
des ariftofratifchen Elements und deſſen Verförperung in ven Erften Kammern, und einzelne 
von diefen, wie 3. B. die ſächſiſche, ſprachen ſich felbft freiwillig das Todedurtheil. Sogar in 
Belgien, wo doch vergleichsweiſe unter allen Feſtlandsſtaaten am meiften eine mit ver Geſchichte 
und den Freiheiten des Landes verwachſene, daher verhältnigmäßig populäre Ariftofratie zu 
finden ift, hat man nicht gewagt, dieſe zur Baſis der Erften Kammer zu nehmen, hat vielmehr 
den Senat ebenfalls aus Wahlen, nur unter befondern Bedingungen, hervorgehen laflen. 
Ob das Ober: oder Herrenhaus des Öfterreichiichen Reichsraths, das zum größern Theil aus 
Mitgliedern reicher und durd viele geihichtlih berühmte Namen verhältnigmäßig populärer 
Adelsgeſchlechter beſteht, durch weifen Gebrauch der ihm verliehenen Macht ſich eine dauernde 
und einflußreiche Stellung fichern wird, fteht abzuwarten; daß bei dem preußiſchen Herrenhauſe, 
feiner ganzen bisherigen Haltung zufolge (deren Schuld übrigens vorzugsweiſe auf den Meinen 
Adel, das eigentlihe fogenannte Junkerthum, weniger auf die der hohen und reihen Grund: 
ariftofratie zubehörigen Mitglieder fällt), das directeſte Grgentheil davon ftattfindet — weit 
entſchiedener noch, als dies bei dem Herrenhaufe des Vereinigten Landtags von 1847 ver Ball 
war, welches hauptſächlich aus Elementen der legtgenannten Art beftand — läßt ji ſchon jegt 
mit voller Gewißheit auöfpredhen. 

Bei dem Mangel einer für diefen Zwed tauglihen Geburts: und Beiigariftofratie hat man 
in vielen Ländern auf andere Weife ein conſervatives Element für die Erfte Kammer zu ſchaffen 
verfuht. Im Belgien befteht der Senat aus Mitgliedern, welche von denfelben Wählern wie 
das Haud der Nepräfentanten, aber nur aus ſolchen gewählt werben, vie theils ein höheres 
Zebendalter, tbeild einen höhern Genfus haben. Auch finden die Wahlen zum Senat nicht auf 
vier, fondern auf acht Jahre ftatt. Ahnlich war e8 in Portugal nad) der Berfaflung von 1838, 
ift es in Holland nach der Verfaſſung von 1848. Wieder eine andere, jehr eigenthümliche Mo: 
dalität hat man in Norwegen angewendet. Dort wählt die Gefammtvertretung des Volks, ber 
Storthing, aus feiner Mitte ein Viertel zu einer befondern Kammer (Ragthing), während bie 
üdrigen drei Viertel ald Zweite Kammer oder Odelsthing fungiren. Der Senat der Bereinig- 
ten Staaten von Nordamerika wird von den Geſetzgebenden Verfammlungen ver Einzelſtaaten 
beichiett, während das Mepräfentantenhaus aus allgemeinen Wahlen des Volks hervorgeht. 
In den deutſchen Staaten hat man meift die Erften Kammern jo zufammengejegt, daß man den 
vorhandenen, zum Theil geihichtlic oder nach der Bundesverfaflung zur Standſchaft berechtig⸗ 
ten, grundariftofratifchen Elementen noch ein oder mehrere andere beifligte, um jene zu mäßi- 
gen und eine Wechfelwirfung ver Erften Kammer mit der Volkskammer zu erleichtern. Vor— 
zugsmweife wählte man dazu die Vertreter ver großen Städte, der Univerfitäten, der Geiſtlichkeit, 
oder aud) vom König nad freiem Ermeſſen zu ernennende Mitglieder. Einen Verſuch, die Erfte 
Kammer ebenfalls aus Volkswahlen hervorgehen zu laffen, nur unter beihränfenden Beſtim— 
mungen (ähnlich wie in Belgien), machte man 1848 in Sachſen. In Preußen bat man mit der 
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Bildung der Erften Kammer verſchiedentlich erperimentirt. Die erfte Berfaffung, von 1848, 
war fo ziemlich der belgiſchen nachgebildet: die Erfte Kammer beftand aus Höhftbefteuerten. 
Die revidirte Berfaffung vom 31. San. 1850 nahm ein gemifchtes Syſtem an; danach ſollte 
die Erfte Kammer theild aus erblichen, theild aus vom König für Lebenszeit zu ernennenben, 
theild aus gewählten Mitglievern beftehen, von den legtern follten 90 durd die Höchſtbeſteuer⸗ 
ten, 30 von den Gemeinderäthen der größern Städte entfendet werden. Auch dieſe Beftimmung 
warb fpäter wieder abgeändert; an ihre Stelle traten das Gejeg vom 7. Mai 1853 und bie 
Verordnung vom 12. Det. 1854 wegen Bildung der Erften Kammer. Danach befteht diefelbe 
aus den Prinzen des königlichen Haufes (melde auch anderwärts überall Mitgliever der Erften 
Kammern find) und aus Mitgliedern, welche ver König theils mit erblicher Berechtigung, theild 
auf Lebenszeit beruft ; für die letztere Kategorie ward gewiffen Gorporationen (den Stiftern, den 
Verbänden der Grafen und des alten und befeftigten Grundbeſitzes, den Univerjitäten, endlich 
den vom König beſonders dazu bezeichneten Städten) ein Präfentationsrecht eingeräumt. 

Ganz beſtimmte Grundfäge laffen fih für die Bildung einer Erften Kammer over eines 
eonjervativen Factors in der Landesvertretung nicht wohl aufftellen: es richtet ſich dies nach den 
in jedem Lande vorhandenen Glementen eines folden und überhaupt nad den durch geſchicht— 
liches Herfommen, Sitte und Öffentliche Meinung gegebenen Vorausſetzungen. 

Y. Allgemeiner Beruf und Rechte des Landtags. Über bie allgemeine Stellung, 
welde der Landtag oder die Kandeövertretung im Organismus der Staatdeinrihtungen eins 
nimmt, iſt fhon oben unter II geiproden worden. Die geſchriebenen modernen Berfaflungs- 
urfunden zählen regelmäßig in dem Abſchnitt „von Landtage‘ oder „von den Kammern“ eine 
gewiſſe Anzahl von Rechten auf, welde ver Landesvertretung zuftehen follen. Die weientlich- 
ften diefer Rechte find: das Recht der Mitwirkung bei der Gefeggebung, und zwar einer ht: 
fheidenden Mitwirkung, ſodaß fein Geſetz vehtögültig zu Stande fommen fann ohne bie Zu= 
flimmung einer jeden der beiden Kammern; das Recht der Feftitellung des Stantöhaushalts 
oder der Ginnahmen und Ausgaben des Staats, ſodaß ebenfalls weder eine Ausgabe no eine 
Einnahme rehtögültig verfügt werden fann gegen den Widerſpruch eines der Bactoren ber Lanz 
Dedvertretung — alfo auch das Recht der Ausgaben- oder Steuerbewilligung (wobei gewöhnlich 
noch feftgefegt ift, daß alle Finanzgefege zuerft an die Wahlfammer gelangen müffen, biöweilen 
auch, z. B. in Preußen, daß der andere Factor dad Budget nur im ganzen annehmen oder ab= 
lehnen, nicht aber im einzelnen abändern kann) — ferner das damit in nothwendigem Wechſel⸗ 
verhältniß ſtehende Recht, die wirklich gefhehene Verwendung der bewilligten Einnahmen zu den 
ebenfalls fpeciell bewilligten Ausgaben zu prüfen und zu controliren (dad Recht ver Rech— 
nungsabnahme);; ferner das Recht, Gefegvorfchläge zu machen, die natürlich ihrerſeits ver Zuftini= 
mung der Negierung bevürfen, um wirkliche Geſetzeskraft zu erhalten (das ſogenaunte Recht der 
Initiative); das Recht, im Wege der Anfrage (Interpellation), der Beſchwerdeführung im 
eigenen Namen, oder der Übermweifung von Beſchwerden und Bitten einzelner Staatsbürger, 
der direrten Anfpradhe an das Staatsoberhaupt (Adreffe) u. ſ. w. einen, wenn aud nur indis 
recten, doch aber wirfjamen Einflug auf den Gang ver Verwaltung zu üben, endlich das Recht 
der Anklage der Minifter bei Verfaſſungs- und Gefegesverlegungen oder andern Handlungen 
wider die Öffentliche Wohlfahrt. Der Umfang, die Präeiſirung, namentlich aber au die 
Bürgſchaften erfolgreicher Ausübung diefer Rechte find in den verſchiedenen Verfaffungen natür= 
lid nicht überall ſich gleich. Je ausgebilveter und befeftigter dad Verfaflungsleben eines Staats 
ift, deſto geſicherter pflegt auch die bung diefer Cardinalrechte der Landesvertretung zu fein, 
entweder durch die Verfaflung felbft und die zu ihrer Ergänzung und Ausführung dienenden 
Gejege oder durch die Praris des parlamentarifchen Lebens. Das Iegtere ift namentlid in 
England der Ball, wo befanntlih das Parlament thatfählich beinahe die ganze Staatögewalt 
in ſich J—— trotzdem daß eine ſolche ausdrückliche Aufzählung beſtimmter Rechte deſſelben 
nicht exiſtirt. 

Nach dem in Deutſchland — mindeſtens bis zum Jahre 1848 — herkömmlichen, durch die 
Bundesgeſetzgebung ausdrücklich feſtgeſtellten und vom Bunvestage ängſtlich überwachten 
Staatsrecht ſollten die Landesvertretungen nur ein ganz beſtimmtes, mehr oder minder ausge— 
dehntes Maß von Rechten oder Befugniſſen beſitzen, über dieſe Grenze hinaus aber weitere 
Rechte nicht anſprechen dürfen. Art. 57 der Wiener Schlußacte beſtimmt in dieſer Beziehung: 
„Da ver Deutide Bund, mit Ausnahme der Freien Städte, aus fouveränen Fürften beftebt, fo 
muß, dem hierdurch gegebenen Grundbegriff zufolge, die gefammte Staatögewalt in dem Ober- 
haupt ded Staats vereinigt bleiben, sind der Souverän fann durch eine landſtändiſche Ver— 
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faſſung nur in der Ausübung beſtimmter Rechte an die Mitwirkung der Stände gebunden 
werben.’ Dem entſprechend enthielten daher aud vie Einzelverfaflungen mehr oder weniger 
auddrüklih, zum Theil mit faft denſelben Worten, vie gleiche Beftimmung; jo 3. B. die bairi- 
ſche, Tit. U, 8.1: „Der König ift das Oberhaupt des Staats, vereinigt in fich alle Rechte ver 
Staatögewalt und übt fie unter den von ihm gegebenen, in der Verfaſſungsurkunde feftgefegten 
Belimmungen aus’; die koͤniglich ſächſiſche: „Der König ift dad fouveräne Oberhaupt des 
Staats, vereinigt in ſich alle Rechte der Staatögewalt und übt fle unter den Durch die Verfaſſung 
feftgefegten Beftimmungen aus’ ; ähnlich die würtembergifche, die badiſche u. a. nı. 

In den meiften der ſeit 1848 entſtandenen, beziehendlich revidirten deutſchen Verfaffungen 
(dev preußiſchen, ſachſen-weimariſchen, koburg- gothaifhen) findet ji die Bezugnahme auf 
eine foldhe Bereinigung der gefammten Staatögewalt in der Berfon des Monarden nicht mehr. 
Und in der That hat ſich jeit 1848 mehr und mehr eine jener frühern gerade entgegengefegte 
Anſicht von dem Beruf und den Rechten der Landesvertretungen aud in Deutjchland audzubil- 
den begonnen — eine Anſicht, welche in den grögern und ältern Berfaffungsftaaten, namentlich 
England, ſchon längft in zweifellofe und unbeftrittene Praxis übergegangen ift. Es iſt dies vie 
Anfiht, dag die Landesvertretung die Staatögewalt und ihren Träger, das Staatdoberhaupt, nicht 
blos in der Ausübung beflimmiter Rechte (negativ) zu beſchränken, fondern daß fie auf die Aus— 
übung diejer Rechte und auf die ganze Führung der Öffentlichen Angelegenheiten auch einen po— 
fitiv wirkfamen und maßgebenden Einfluß zu äußern habe. Die Bewegung von 1848 ging 
zum großen Theil aus dem Kampfe dieſes in Deutfchland damals noch neuen Princips gegen 
das alte, vom Bunde und von den Negierungen ſchroff feftgehaltenen hervor. Man erkannte, 
daß auf der Grundlage jener befchränfenden Auffaffung von den ſtändiſchen Rechten die Stände 
zwar wol allenfalld vie Regierungen von Übergriffen in die verfaffungsmäßig feftgeftellten 
Bolköfreiheiten zurückhalten, fie aber nicht (wofern letere nicht von felbft dazu geneigt wären) 
zu Reformen treiben fönnten, wie ſolche doch gleihwol durch den allgemeinen Fortſchritt der 
politifhen und der wirthſchaftlichen Bildung den Benölferungen vielfach dringend geboten er— 
ſchienen. Zum Theil haben die neuern Berfaffungen diefem Verlangen eines mebr pojitiven 
Einfluffes der Landtage ausdrücklich Rechnung getragen, z. B. durch die Einräumung ded Rechts 
der Initiative zu Gefegen (während vor 1848 den deutjchen Landtagen lediglich dad Recht des 
Antrags oder der Bitte an die Regierung um Vorlegung eine Geſetzes zufland, wobei ed dann 
immer nod in das Belieben ver legtern geftellt blieb, ob, wann und inwieweit fie einem jolchen 
Antrag Folge geben wollte), durch die ausgedehntere Anwendung des Rechts der Interpellation, 
der Adreſſe u. ſ. w. Seinen wichtigften Gonfequenzen nach läßt ſich jedoch jenes Recht der Kan: 
deövertretungen, auf die Führung der Regierung felbft einen maßgebenden Einfluß zu üben, 
nicht im einzelnen formuliren und feftjegen; ed muß vielmehr durch die ganze Praris des confti= 
tutionellen und parlamentariſchen Lebens zur thatfählihen Anerfennung und Geltung gelangen. 
Sobald die Regierung nit mehr ald Brivatjache eines Einzelnen, ded Regenten, vielmehr unter 
dem Gejihtöpunft der Verwirklichung des allgemeinen Staatszwecks aufgefaßt wird, fo muß 
fich auch folgerechterweiſe das Verhältnig derfelben zur Landesvertretung wefentlid anders ge: 
ftalten, dahin namlich, daß die Regierung und deren Träger nicht nad einfeitigem Gutbefinden, 
oder gar nad den: bloßen Privatintereffe des Fürften und feiner Imgebung ben Staat zu ver— 
walten und das Volk zu lenken, fondern daß diefelbe forgfältig zu ermitteln hat, welche Intereffen 
und welcherlei Willendrichtungen im Volke die überwiegenden, die am meiften berechtigten und 
zu berückſichtigenden jeien, und daß fie nad) diefer Erfenntnip allein die ganze Leitung des 
Staats, die innere wie die äußere Politif, die Verwaltung wie die Gefeggebung einrichtet. Eine 
in diefem Sinne unter fleter Berücjichtigung des wahren, vernünftigen Volkswillens geführte 
Regierung nennt man — weil diefer Volkswille fih am ficherften in ver gejeglihen Vertretung 
des Volks, dem Landtage oder dem Parlament ausſpricht — eine parlamentarische Negierung. 
Das Streben nad) einer parlamentariſchen Regierung ift alfo keineswegs — wofür man ed von 
gewiffer Seite gern verfchreien möchte — ein willkürlicher und unberechtigter übergriff einzelner, 
etwa ertremer, politifcher Parteien; es ift vielmehr die naturnothwendige und unvermeidliche 
Gonfequenz und Selbftentwicelung des conftitutionellen Staatsprineips, welches letztere ohne 
diefe Gonfequenz niemals über einen bloßen Scheinconftitutionalismud oder einen fteten Kampf 
gegen ven Rückfall in Abfolutismus hinausfommt. Wenn man das Weſen ber parlamentari: 
ſchen Regierung fo bezeichnet, daß dadurch das Schwergewicht des Staatslebend in die Landes— 
vertretung und wiederum vorzugsweiſe in denjenigen Theil derſelben falle, welcher am unmit⸗ 
telbarften das eigentliche Volk oder die Geſammtheit der Stantsbürger repräfentirt, die Wolfe: 
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oder Wahlkammer, fo iſt dies allerdings der nothwendige und thatſächliche Verlauf ver Sache 
Es liegt aber auch darin weder etwas Unnatürliches noch vollends etwas Unrechtes; vielmehr 
iſt es ganz natur= und vernunftgemäß, daß bei ver Leitung der Öffentlichen Angelegenheiten die⸗ 
jenigen eine vorzugöweije maßgebende Stinnme haben , welche nicht nur, als der an Zahl und 
Vermögen weitaus überwiegende Beftandtheil ver Geſammtheit, amı meiften dabei betheiligt find, 
fondern welche auch durch ihre Leiftungen das Meifte dazu beizutragen haben. Eine Beeinträ- 
tigung des monardifchen Principe, der Macht oder der Würde des Königthums wirb man in 
der Einführung einer parlamentarifhen Regierung unmöglid finden können, fobald man nur 
nicht Königthum mit Willkürherrſchaft, monarchiſch mit abſolutiſtiſch verwechſelt. Denn der 
Monarch, wenn er fih ald Vertreter der Staatsidee und des Staatswohls betrachtet — maß 
allein er im modernen Staat ift und fein foll — wird nit umhin können, fich felbft einzuge- 
ftehen, daß er diejen feinen erhabenen Beruf nur dann fiher und vollftändig zu erfüllen ver- 
möge, wenn er fi fortwährend Eins wiffe mit dem vernünftigen und geläuterten Volkswillen. 
Daß ein Königthum, weldes ſich foldergeftalt auf die breite Baſis einer parlamentarifäen, 
d. h. einer jederzeit in möglichfter Übereinftinnmung mit vem Volkswillen verfahrenden Regierung 
ſtellt, dadurch an Macht und Anfehen, nach innen und außen, nicht verliert, vielmehr weſentlich 
gewinnt, zeigt das Beifpiel nicht blos des älteften und mädhtigften Berfaffungsftaatd, Englands, 
fondern aud eines der jüngern, ganz in gleichem @eifte regierten, Belgiens. Dem Monarchen 
perfönlich bleibt bei der parlamentarifchen Regierung die fhöne, verdienftliche und ſelbſt eines 
bedeutenden und hochbegabten Geiſtes (mie wir Died am ſchlagendſten an König Leopold fehen) 
keineswegs unwürdige Aufgabe vorbehalten, ven wahren, vernünftigen und geläuterten Volks— 
willen zu erforſchen und danach die Organe feines Negierungsfyftems und fomit dieſes felbft 
zu beflimmen. Diefes Geſchäft ift keineswegs fo einfach, am allerwenigften blos mechaniſch, wie 
die Gegner der parlamentarifhen Regierung ed darzuftellen lieben. Denn davon ift nicht die 
Nede, daß die erfte befte Majorität im Landtage, melde gegen das herrfchende Syſtem ſich her: 
ausſtellt, fofort einen Wechfel des Gabinetd und die Wahl eines neuen aus der Mitte ver parla- 
mentarifhen Mehrheit nothwendig bedinge. Wir haben in England Minifterien fortregieren 
fehen, welche nicht blo8 im Oberhaufe (das überhaupt Hierfür nicht ald ausſchlaggebend ange: 
fehen wird), jondern auch im Unterhaufe Niederlagen erlitten hatten; mir haben anveremal 
ſolche abtreten jeben, weil fie, obzwar nody eine Maforität, doch nur eine ſchwache im Unter: 
hauſe befahen; ja in Belgien kam ed vor wenig Jahren fogar vor, daß der Ausfall der Ge— 
meindewahlen, der eine entichievene Inpopularität des Fatholifchen Minifteriums befundete, 
dem König zu einem Cabinetswechſel Veranlaſſung gab, während derjelbe, nichts weniger als 
ultramontan gefinnte Monarch fih aud einem Minifterium De Theux anbequentte, fo oft er ſah, 
daß die conflitutionellen Vorausſetzungen erheifchten, ein foldhes die Probe feiner Regierungs⸗ 
fähigfeit machen zu laffen. Genug, es gibt eine Menge von Combinationen, welche der Monarch 
im echt parlamentarifhen Staat mit ebenjo viel Umſicht und Ruhe als Iinparteilichfeit und 
Selbftverleugnung forgfältig abwägen muß, um ben richtigen Schwerpunft im Staatsleben 
berzuftellen und in dem „Spiel ver parlamentarifhen Inftitutionen” (mie e8 die Franzoſen zu 
nennen pflegten, als fie noch folde Inftitutionen in Wahrheit, nicht blos zum Schein befaßen) 
jeder Kraft ihren rechten — befchleunigenden ober hemmenden — Einfluß auf die Bewegung 
des Banzen zu fihern. Wenn man den Verfaflungsftaat, als ein ſolches Syſtem lebendiger, mit: 
einander in Wechfelwirfung flehender Kräfte, wol bisweilen (freilich nur uneigentlih) mit 
einem Mehanismus, einer Mafchine verglichen hat, fo kann man den Regenten den Regulator 
diefer Machine nennen, eine Bunction, die befanntlih, wennſchon nit von unmittelbar eins 
greifender Bewegfraft, dennoch diejenige ift, von welcher der richtige Gang und folglich die 
Wirkſamkeit ver Mafchine abhängt. 

Eins der weientlichften Mittel zur Regulirung des conftitutionellen Mechanismus und zur 
Erforfhung des wahren Volkswillens ift dad der Staatögewalt zuftehende Recht der Auflöfung 
des Landtags ober doch des einen, gewählten Bactors deffelben — die fogenannte Appellation oder 
Berufung and Bolf. Diefe hat einen vernünftigen Sinn nur bei einer wirklich parlamentari= 
fhen Regierung, d. h. nur dann, wenn die Staatögemwalt fih dem Schieböfprud ver Wähler: 
haften, mitteld der Neuwahlen, im vorhinein unterwirft. Cine Kammerauflöfung, bei wel: 
Ger die Regierung gleihwol entſchloſſen ift, unter allen Umftänden an ihren Syſtem feftzu: 
halten, hat feinen Sinn und befundet nur, daß die betreffende Regierung das conftitutionelle 
Princip höchſtens dem Schein nah, nicht aber in der That und Wahrheit anerkennt und zur 
Geltung fommen laſſen will. Denn was foll ed bedeuten, wenn man allgemeine Neuwahlen 
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veranſtaltet, gleichwol aber, falls dieſe wieder eine ähnliche Zuſammenſetzung des Landtags er- 
geben wie die des aufgelöften, feine Rückſicht darauf nimmt, vielmehr in der bisherigen Politik 
verharrt? Eine Regierung, die von biefem Standpunkte ausgeht, muß faft nothwendigerweiſe 
noch weiter geben und wird es auch in ver Regelthun: ſie muß entweder durch Anfpannung aller 
Mittel des bureaufratiihen Mehanismus ein ihr günftiges Wahlrefultat herbeizuführen fuchen, 
oder, wenn fie daran verzweifelt, durch einfeitige, willfürliche Abänderungen des Wahlgefeges 
ſich gänzlich über die conftitutionellen Schranfen hinwegfegen, einen Berfaffungsbrud begehen. 
Im echt parlamentarifhen Staat fleht dem Recht der Auflöfung die Verpflichtung der Staatd- 
gewalt gegenüber, ver Entſcheidung des Volkswillens, wie fie durch die Neuwahlen erfolgt, nad: 
zugeben und, wenn diefe Entfheidung gegen das biöherige Syſtem der Regierung ausfällt, 
dieſes Syſtem und feine Träger, die verantwortlichen Rathgeber der Krone, zu wechſeln. 
(S. Auflöfung der Ständeverfammlung.) 

Bei jever Kammerauflöſung müſſen die allgemeinen Neuwahlen und die Wiederberufung 
der neuen Kammern binnen einer genau beftimmten Frift (drei, ſechs Donate) flattfinden. Die 
frühern Mitglieder find natürlich wieder wählbar. Gleichzeitig mit der Auflöfung der Wahl: 
kammer erfolgt die Vertagung des andern Hauſes. 

VI. Die Berfammlung ded Landtags, Zeitund Ort, Eröffnung, Gejhäfts- 
ordnung, Zandtagsperiodenu.f.w. Wir fommen, nachdem wir in den vorhergehenden 
Abſchnitten alled Nothwendige über das eigentliche Wefen der Landtage ober des Syſtems con- 
ftitutioneller Vertretung gefagt haben, jhliepli nod zu der Aufzählung und Beiprehung eini= 
ger mehr äußerlicher, immerhin aber nicht ganz unwichtiger Bunfte. 

Was zunähft die Verſammlung des Landtags betrifft, jo ift zu bemerken, daß diefe im mo— 
dernen Berfaflungsftaat durchaus nur infolge ausdrüdlicher Berufung durd das Staatdober- 
haupt geſchieht. Das Recht, ſich eigenmächtig zu verfammeln, welches die alten Feudalſtände 
meiftentheils hatten, hing mit dem ganzen privatrechtlichen, vertragsmäßigen Charakter diefer 
Inftitution zufammen und mußte damit zugleich hinwegfallen. Zwar beſtimmen mande Ber- 
fafjungen nit blos im allgemeinen die Zeitfrift der regelmäßigen Randtagsverfammlungen (die 
fogenannten Landtagsperioden), jondern auch wol (wie z. B. die preußijche) fpeciell ven Zeit: 
punft, etwa ven Monat der Einberufung, ohne jedod für den Ball, daß diefer Termin nicht ein- 
gehalten würde, etwa den Präfidenten des vorhergehenden Landtags dad Recht, diefen wieder 
einzuberufen, oder den einzelnen Abgeordneten die Befugniß, fich eigenmädhtig zu verfammeln, 
einzuräumen. Mande Berfaffungen, z. B. die königlich ſächſiſche, ſprechen ein ausdrückliches 
Verbot eigenmächtiger Verfammlungen der Abgeoroneten aus. ine indirecte Nöthigung zur 
Einhaltung der vorgefchriebenen Frift liegt für die Regierung in der Unmöglichkeit, ohne die 
Mitwirkung ded Landtags über einen gewiflen Zeitpunkt hinaus (Ablauf des Finanzgeſetzes und 
der Abgabenbewilligung) verfaffungsmäßig fortzuregieren. Es ift gut, wenn diefe Nöthigung 
durch genaue Kormulirung der betreffenden Beftimmungen und der zu ihrer Geltendmachung 
nötbigen Bürgfchaften aus einer blos moralijhen zu einer ſtaatsrechtlich praftifchen und nicht 
wohl zu umgebenden gemacht wird. 

Dem Staatsoberhaupt fteht das Recht zu, neben den regelmäßigen, ordentliheh Verfamm- 
lungen des Landtags auch außerorbentliche zu berufen, fo oft ed ihm nothwendig erfheint. Für 
gewiſſe Bälle, 3.8. Ihronnadfolge, Regierungdunfähigfeit des Monarchen — in welchem Falle 
das bezügliche Recht entweder dem nächſten Agnaten ober aud dem Staatöminifterium zuges 
ſprochen zu fein pflegt — , ift diefe Einberufung meift ausdrücklich vorgeſchrieben. 

Der Ort der Berfammlungen ift zwar in einzelnen Verfaffungen, z. B. ver königlich ſächſi— 
Shen, in das Ermeflen des Staatsoberhaupts geftellt, es verfteht ſich aber von felbft, daß unter 
gewöhnlichen Umſtänden dazu immer die Nefidenz bed Monarchen, welche zugleich ver Sig der 
oberften Staatöbehörben ift, gewählt wird. In außerordentlichen Fällen, 3.8. wenn die Haupt: 
ftabt vom Feinde bejegt und der Monarch dadurd oder auch durd eine Revolution zur Ver: 
laffung derfelben gezwungen wäre, fünnte freilich die Nothwendigkeit eintreten, ven Landtag 
anberswohin zu berufen. Unter ähnlichen Verhältniſſen, wie die zulegt angedeuteten, erfolgte 
die Verlegung der preußiſchen Nationalverfammlung von Berlin nad Brandenburg, des öfter- 
reichiſchen Reichsraths von Wien nad Kremfier, beides im Jahre 1848. Das Recht, ven Ort 
der Berfanmlung ded Landtags zu beſtimmen, auch allenfalld ven jhon verfammelten anderd- 
wohin zu verlegen, wird dem Staatdoberhaupt, ſoweit nicht die Verfaſſung ausprüdlich das Ge- 
gentheil vorfchreibt, nicht wohl zu beftreiten fein, fowie andererfeits es unflug wäre, wollte die 
Regierung von diefem Recht ohne ganz beiondere Notb Gebrauch machen. 
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Wichtig ift die Beftimmung der regelmäßigen Friften, in denen der Landtag geſetzlich zu be— 
rufen ift (der fogenannten Landtagsperioden). Früher Hatte man in den mittlern und Fleinern 
deutfhen Berfaflungsftaaten meift längere, größtentheild vreijährige Landtagsperioden und Hat 
fie zum großen Theil noch. Für größere Staaten, wo, abgefehen von der Menge und Wichtig— 
feit der nothwendigen Gefeggebungsarbeiten und der fonftigen der Mitwirkung des Landtags 
anheimfallenden Angelegenheiten, ein Öfterer Zufammentritt des legtern jhon um deswillen 
wünſchenswerth ift, damit ihm ein geregelter Einfluß auf den gefammten Gang der Regierung 
gefichert bleibe, find allerwärts jährliche Verfammlungen oder Sigungen der Landtage ein= 
geführt. Bei den erleichterten Gommunicationen und der vorauszufegenden größern parlamen= 
tarifchen Übung der Abgeordneten gegen früher dürfte wol aud in den kleinern oder doch den 
Mittelftaaten die Einrihtung häufigerer und verhältnigmäßig Fürzerer Kandtage der gegenwär- 
tigen Praxis, wo die Landtage ſeltener zuſammenkommen, dann aber ungebührlich lange figen, 
vorzuziehen fein, zumal wenn man für umfänglichere Gejegedarbeiten dad mander Drten 
ſchon jegt übliche Mittel der Zwifchenveputationen (ſ. unten) allgemeiner in Anwendung brädhte. 
In den ältern Verfaffungsftaaten, 3. B. England, und in Nachahmung deffen aud in Preußen, 
ift es üblich, nicht nad) Landtagsperioden, d. h. nad) den einzelnen periodifhen VBerfammlungen 
der Landtage, fondern nad) denjenigen Friften zu rechnen, auf welde die Mitglieder einer Volks— 
vertretung gewählt find, alfo z. B. in Preußen drei Jahre, in England fieben Jahre. Die preußi— 
ſche Verfaſſung bezeichnet diefe Frift als „Legislaturperiode'“. In England Hält man ven Be: 
griff der Kontinuität einer ſolchen Legislaturperiode auch äußerlich dadurch feſt, daß man die 
einzelnen jährlihen Sigungen des Parlaments nicht förmlich ſchließt, jondern nur vertagt. 

Die Eröffnung des Landtags pflegt — wenigftens in den größern Staaten faft immer — 
durch den Monarchen in Berfon zu geſchehen. Beide Häufer find dann in Einem Lokal verjam: 
melt und werben gleichzeitig von dem Monarchen mit einer Rede (Thronrede) begrüßt, worin 
der Gefammtzuftand der Öffentlichen Angelegenheiten, ver innern und äußern, in wenigen kurzen 
prägnanten Sägen angegeben zu werben pflegt. Die Thronrede ift gewiſſermaßen das politifche 
Programm, womit die Regierung dem Randtage und, was die Großſtaaten anbetrifft, unter 
Umftänden auch dem Auslande gegenüber auftritt. Daneben ift in manchen Staaten noch eine 
bejondere, mehr ind einzelne gehende Darlegung der Verhältniffe ded Landes üblih. So in 
Sachſen ſchon feit lange her, ebenjo in den: jegigen Napvleonifhen Franfreih. In den Ber: 
einigten Staaten Nordamerifas wird der Congreß jedesmal mit einer fehr ſpeciellen „Botſchaft“ 
des Bräfidenten eröffnet. 

Auf die feierliche Eröffnung des Landtags folgt da, wo eine regelmäßige Prüfung ver Boll: 
machten ver Abgeorbneten durd den Landtag felbft ftattfindet, zumächft dieſes Geſchäft, zu wel: 
chem Behuf der Landtag ji in Abtheilungen zu fondern pflegt. In manden Staaten werben 
mit der Prüfung der Wahlvollmachten befondere Deputationen, etwa die Directorien des legten 
Zandtags beauftragt. In England findet eine regelmäßige Prüfung überhaupt nicht ftatt, ſon— 
dern blos dann, wenn eine Wahl angefochten wird. 

Sind dieje Formalien erledigt, jo finden die Gonftituirungen des Randtags in feinen beiden 
Abtheilungen (Kammern oder Käufern) durd Einſetzung der Directorien oder Bureaur, d. h. 
durch Erwählung von Präfidenten, Vicepräfidenten und Schriftführern flatt. Bis dies ge- 
ſchehen, pflegt die vorbereitenden Verhandlungen ein Alterspräfident, d. h. das an Jahren ältefte 
Mitglied in der betreffenden Verſammlung, zu leiten, während ald vorläufige Schriftführer in 
der Regel die jüngften Mitglieder fungiren. (Das Nähere hierüber, über die Wirkfamfeit und 
die Befugniffe des Präjiventen jowie über die Geſchäftsordnung und deren Handhabung ent= 
Hält der Art. Gefhäftsordnung jo Ausführliches und Grundliches, daß wir hier lediglich darauf 
verweiſen und nur in Bezug auf einzelne Punkte noch Weniges nachtragen wollen. So bemer: 
fen wir nachträglich zum Schluß jenes Artikels, daß der vajelbft erwähnte Gebraud, an den 
Gommiffionsfigungen auch andere Mitgliever des Haufed nad) deren freier Wahl theilnehmen 
zu laffen, um auf dieſe Weife die Kenntniß des betreffenden Gegenſtandes und der dabei in Ber 
tracht fommenden Gefihtöpunfte möglichft allgemein zu machen, auf dem preußifchen Randtage 
als ein fändiger eingeführt if. Die Zwifchendeputationen, deren mir oben ſchon gedachten, 
werben auch von dem Verfaſſer des Art. Gefchaftsordnung als zweckmäßig empfohlen. Bei: 
fäufig wollen wir noch einer andern, dort nicht erwähnten Einrichtung gedenfen, welche in eini= 

gen Eleinern deutihen Staaten, z. B. Sahfen: Weimar, befteht. Es ift dies der fogenannte 
Rechnungsausſchuß, ein von dem Kandtage jedesmal aus feiner Mitte neu gewählter Ausſchuß, 
welder alljährlich die Staatsrechnungen zu prüfen hat. Dieſe Einrichtung hat den Vortheil der 
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Zeiterfparnig, da allerdings die Durchgehung der Rechnungen im Plenum des Landtags ziem- 
lich viel Zeit erfordert; dagegen bietet wiederum dieſe letztere einen Vortheil dar, den mir viel 
höher ald jene Zeiterfparniß anſchlagen. Die Rechnungsablage in öffentliher Sigung des Land: 
tags felbft gewährt nicht allein dieſem, beziehendlich feinen einzelnen Mitgliedern, die Gelegen- 
heit, Bemerkungen, Beihwerben, Wünfche und Vorſchläge in Bezug auf alle nur mögliche Theile 
der Staatöverwaltung zu verlautbaren und zur Kenntniß der Negierung zu bringen, fondern 
fie wird aud) eben dadurch ein ganz unfhägbares Mittel, das Intereile des Volks auf feine öffent: 
lichen Angelegenheiten Hinzulenfen und eine genaue, wohlbegründete Ginficht in alle Verhält— 
niffe ded Staatölebend zu verbreiten.) 

Das erſte Geſchäft des Landtags nach feiner förmlihen Gonftituirung pflegt die Erlaſſung 
einer Adrefle auf die Thronrebe zu fein. Mindeftend in den größern und ältern Verfaſſungs— 
ftaaten ift dieſer Gebrauch feftftehend. Die Adreſſe ift gewilferwaßen das Gegenprogramm des 
Landtags gegenüber dem in der Thronrede enthaltenen Regierungsprogramm. In England 
pflegt die Adrefle von einem Mitglieve der parlamentarifhen Majorität (alfo ver jeweiligen Re— 
gierungdpartei, da dort immer die Majorität regiert) vorgeichlagen, von einem zweiten Mitglieve 
derjelben Seite unterftügt zu werden. Sie ift daher auch natürlicherweife nur ein Wiverhall 
oder eine Bekräftigung der Thronrede, In der Regel geht der Vorſchlag ohne große Debatte 
und ohne den Verſuch einer Abänderung durch; nur dann, wenn die Gegenpartei fi ftarf 
genug fühlt, für ſich (etwa durch Herüberziehung eines Theils der bisherigen Majorität, oder 
infolge von Neuwahlen) eine Mehrheit zu erlangen, und bei befondern Anläflen, namentlich 
der audwärtigen Bolitif, fommt es wol vor, daß ein Örgenantrag oder ein fogenannted Amen 
dement zu der Adreffe geftellt wird, deſſen Durchgehen vann in der Regel einen Cabinetswechſel 
zür Folge hat. In den franzöfiihen Kammern, unter der Julivegierung, waren die Adreß— 
debatten gewöhnlich jehr lang und heftig; die Oppofition verfuchte in der Regel dabei das Mini— 
fterium zu flürzgen oder doch ihm Verlegenheiten zu bereiten. Vom preußiſchen Landtage ift 
ganz beſonders die Adreßdebatte der Sitzung von 1863 bemerfendwerth, die eine überwälti= 
gende Mehrheit gegen das Minifterium aufwied, ohne jedoch dieſes zum Rücktritt zu vermögen. 
Übrigens kommen, namentlich; in den größern Verfaſſungsſtaaten, Adrefien auch wol nod bei 
andern Gelegenheiten vor; es ift Died eben die Form, in welcher jede Kammer für fi unmittel- 
bar an das Staatsoberhaupt den Ausdruck ihrer pofitifhen Uberzeugung, ihre Wünfche und 
Beſchwerden gelangen laffen kann. 

Alle andern Verbandlungsgegenftände, fowol die von der Ilegierung an den Kandtag ge: 
langenden Borlagen als die von einzelnen Mitgliedern ausgehenden Anträge oder Geſetzvor— 
ſchläge, müflen, um ein praftifches Refultat zu erzielen, beide Kammern durchlaufen; erft wenn 
fie von beiden angenommen find (unverändert oder mit Veränderungen), gelangen fie zur . 
ſchließlichen Sanction an das Staatsoberhaupt, durch welches fie ſodann Geſetzeskraft erhalten, 

Eine fpecielle Form der Wirkfamfeit des Landtags, allerdings mehr vorbereitender Natur, 
aber unter Umftänden fehr einflußreih, find die Gommiffionen „zur Unterfuhung von That- 
ſachen“ (Enqueten), welde in England in ver Praxis längft gebräudli, in Preußen durch be— 
fondere Berfaflungsbetimmung eingeführt find. 

Die vollfte Dffentlickeit der Landtagsverhandlungen ift heutzutage eine jelbftverftändliche 
Sache. Noch vor 20 Jahren war ed aber in Preußen Gegenfland eines lebhaft geführten 
Streits, wie weit man, ohne Beſchädigung des Staats, jelbft nur in der Geftattung einer Ber: 
öffentlihung ver Verhandlungen durch die Breffe gehen fünne. Die Nennung der einzelnen 
Redner z. B. erſchien damals manchem noch ald bevenflih und ward wirklich in ven officiellen 
Mittheilungen über die Verhandlungen der Provinziallandtage unterdrüdt. Beim Vereinigten 
Landtag 1847 ging man darin einen Schritt weiter, allein die Zulaffung von Zuhörern ward 
noch für durchaus unftatthaft erachtet. In England beiteht ſonderbarerweiſe die Offentlich— 
feit ver Barlamentsverhandlungen nicht geſetzlich, daher jedem Mitglieve dad Recht zufteht, die 
Entfernung der Zuhörer zu verlangen. Natürlich wird von dieſem Rechte nie Gebraud) gemacht, 
und felbft eine Ausſchließung ver Öffentlichkeit durch Beſchluß des ganzen Haufes ift eine dort 
unerhörte Sache, wogegen allerdings für gewiſſe Arten von Verhandlungen prineipiell eine nur 
vertrauliche Form der Berathung angenommen ift. Es beißt in ſolchem Falle: das Haus ver- 
wandelt jih in ein Gomite. In andern Staaten ift eine Beſchränkung ver Offentlichfeit durch 
Beſchluß des Haufes vorbehalten (4.8. preußiihe Verfaflung, Art. 79), in einzelnen (z. B. der 
königlich fähfifchen, $. 135) auch der Regierung das Necht eingeräumt, „bei Gröffnungen, für 
welche fie die Geheimhaltung für nöthig erachtet“, eine geheime Sigung zu verlangen. Letzteres 
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bat feine Bedenken um jo mehr, als die beabfihtigte Geheimhaltung felten wirklich erreicht wird. 
Eine Räumung der Tribünen infolge von Störungen der Ordnung ded Hauſes fleht in ber 
Regel geihäftsordnungsmäßig dem Präfidenten zu — eine ftreitige, in der Geſchäftsordnung 
gewöhnlich offen gelaffene Frage dabei ift aber die, inwieweit in ſolchem Kalle die Sigung unter 
Ausihluß der Öffentlichkeit fortzufegen oder aber gleichfalls zu ſchließen ſei. Cine Vertagung 
der Sigung wird ſich in folgen Fällen — wo ja gewiß faft immer auch in der Verſammlung die 
Leidenihhaften fehr Hoch gehen — meiftens von felbft empfehlen. Übrigens braucht die Öffent: 
lichkeit audy nicht ganz ausgeſchloſſen zu werben, da dod in der Regel wol nur eine beftimmte 
Abtheilung der Zuhoͤrerſchaft die betreffende Störung verurſacht und alfo die Räumung diefer 
einzelnen Tribüne veranlagt haben wird. Es erfheint ald zweckmäßig, wenn der Präfident 
(wie dies in England der Fall ift) die Macht Hat, einzelne Ruheftörer nicht blos mit Gewalt ent= 
fernen, fondern unter Umftänden fofort verhaften zu laffen, entweder um fie den ordentlichen 
Gerichten zu übergeben oder — mie in England — vom Haufe ſelbſt „wegen Bruchs ver Privi— 
legien des Hauſes“ zu einer Strafe verurtheilen zu laffen. 

Es ift ein faft in allen conftitutionellen Staaten ausdrücklich Janctionirter Grundſatz, daß 
die Mitglieder der Landtage für ihre im Landtage gehaltenen Reden und abgegebenen Stimmen 
nicht verantwortlich gemacht werden können. Inwiefern died auch auf Brivatinjurien ji er= 
ſtrecke, ift nicht überall zweifellos feftgeftellt. In England Hilft man ſich mit der Fiction, dag 
die Barlamentöverhandlungen eigentlich nicht öffentlich feien, daß alfo, wer etwas daraus ver= 
Öffentliche, died auf eigene Gefahr thue. in durd eine Außerung im Parlament fi) beleidigt 
Glaubender hält ſich daher nicht an das betreffende Mitglied, fondern an den, der beffen Äuße— 
rung veröffentliht hat. So geihah e8 in dem vielberufenen Hanfarb’fchen Fall im Jahre 
1840. Der Druder ver Barlamentsprotofolle, Hanfard, warb wegen einer darin enthalte: 
nen angeblien Beleidigung verflagt und auf Befehl des Gerichtshofs verhaftet. Das Unter: 
haus erblickte ſeinerſeits jedoch auch darin einen Bruch feiner Privilegien und ließ durch feinen 
Stabträger die Gerichtsdiener verhaften, die Hanfard verhaftet hatten. Der Streit ward zulegt 
fallen gelaffen, ohne zu förmlichem Austrage zu Fommen. 

Auch in anderer Hinſicht find die Mitglieder ded Landtags während der Dauer ihrer Func— 
tionen, d. h. mährend der ganzen Sitzungszeit ded Landtags, unverletzlich, können daher jelbft 
wegen folher Gejegesübertretungen, die le nicht in ihrer Eigenſchaft als Abgeordnete begangen, 
weder verhaftet no überhaupt verfolgt werden, außer mit Bewilligung des Haufes, dem fie 
angehören. Nur die Ergreifung auf frifcher That ift in der Regel ausgenommen. Rückſichtlich 
der Schulphaft jind die Beſtimmungen verſchieden; die preußifche Verfaffung verlangt aud für 
diefe die ausdrückliche Genehmigung der Kammern. 

Dagegen ift jeded Mitglied des Landtags rücjichtlich der Handhabung der Hebefreiheit der 
Disriplinargewalt des Präfiventen unterworfen, der den Sprecher „zur Ordnung rufen‘, aud 
äußerftenfalls ihm das Wort entziehen fann. Inmiefern von einem ſolchen Ausſpruch des 
Präjidenten eine Berufung an das Haus freiftehen müffe, ift eine theoretiſch nicht zmeifellofe und 
auch in der Praris verfchiedenartig entſchiedene Frage. Geht man davon aus, daß die Gerech— 
tigfeit erfordert, bie Mitglieder ver Minderheit ebenfo gut wie die der Mehrheit in der Ausübung 
ihrer parlamentarifchen Befugniffe zu fügen, fo erſcheint diefer Schug und dieſe Unparteilich— 
feit beffer gewahrt in der Hand eines für feine Handlungsweife allein ver Offentlicpfeit und - 
feinem Gewiſſen verantwortliden Präfiventen als einer vielleicht gerade im Augenblick Teiden= 
ſchaftlich erregten Mehrheit. Die Erfahrung felbft Spricht für viefe Auffaffung. Es dürfte nicht 
leicht vorgefommen fein, daß ein einfeitiger Ausſpruch des Präfldenten von der Mehrheit, zu 
deren Gunſten er war, reformirt, mol aber, daß ein unpartelifcher zu Bunften eines Mitglieds 
der Minderheit, auf Berufung an die Berfammlung, von leßterer, d. 5. von der die Mehrheit 
bildenden Partei, umgeftoßen worten ift, letzteres befonders in folden Fällen, wo der Präfi- 
dent etwa den Ordnungsruf gegen rin Mitglied der Minderheit verweigerte, die Mehrheit aber 
denſelben verlangte. 

Wo die Minifter und Regierungscommiffarien als foldye (nicht blos ald wirkliche Mitglie— 
der des betreffenden Hauſes, wie in England) Zutritt im Randtage haben, da entfteht die Frage, 
inwieweit diefelben ver Disciplinargemwalt des Präfidenten unterworfen find, Im preufifhen 
Abgeordnetenhauſe ward diefe Frage in der Sigung von 1863 durch Auferungen des Minifter- 
präjldenten v. Bismard, welche der vorfigende Vicepräfident Behrend für unftatthaft erachtete, 
angeregt. Hr. v. Bismarck leugnete dad Recht des Vräfldenten, über vie Minifter Disciplinar— 
gewalt zu üben, der Präfident jedoch beitand darauf. In ver That würde es zu einer fonders 
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baren Rechtsungleichheit führen, wenn z. B. in einem parlamentarifhen Kampf zwiſchen einem 
Minifter und einem Abgeorbneten nur der eine Theil der Eventualität eines Ordnungérufs 
ausgeſetzt, der andere Dagegen befugt fein follte, zu jagen was ihm beliebt, unangefehen ob +8 
parlamentarifch oder etwa beleibigend für den Gegner, beziehendlich für die ganze Kammer fei, 

Eine Vertagung beider Kammern durch den König erfolgt in der Regel aus gejhäft- 
lihen Rückſichten, z. B. weil größere Vorlagen noch nicht zur Verhandlung reif find, bis— 
weilen aud aus politiſchen Gründen, 3. B. um eine gehoffte Wendung in der öffentlien Stim— 
mung und ihre @inwirfung auf die Oppofltion abzumwarten. Die längfte Dauer der Ber: 
tagung ift meift in ver Berfaflung vorgeichrieben, darüber hinaus fann dann eine ſolche nur mit 
Zuftimmung der Kammern flattfinden. Manderorten haben aud die Kammern das Recht 
ver Selbftvertagung auf eine kurze Zeit. 

Der förmlihe Schluß des Landtags pflegt durch ven Monarchen in Perfon, bisweilen jedoch 
aud durch Bevollmächtigte deſſelben zu geſchehen, gewöhnlich ebenfalld mit einer, die Nejultate 
der abgelaufenen Sigung furz zufammenfalfenden und den Standpunft der Regierung gegen: 
über denfelben bezeihnenven Gröffnung. In manden deutfchen Staaten ift noch ein (den frü: 
bern ähnlicher) fürmliher Landtagsabſchied gebräuhlih, worin auf alle Beihlüffe und An: 
träge der Stände entweder ſogleich Befcheid ertheilt oder ein folder ‚„‚nad) näherer Erwägung“ 
in baldige Ausficht geitellt wird, K. Biedermann. 

Landwehr. Das Wort Landwehr bezeichnet nicht bloß eine Truppe, welche wejentlid zur 
Bertheivigung des Landes beftimmt ift, fondern aud eine Befeſtigung, welche zum Schuge der 
Randeögrenzen dienen joll und, beiſpielsweiſe in der Schweiz, aud wol Lege (Hegine) genannt 
wird. Der verfhiedenartige Gebraud der gleihen Wörter für verſchiedene Begriffe im Laufe 
der Zeiten ift im Grunde der befte Beweis für den Wandel aller Dinge und den Fortſchritt der 
Geſchichte. Es wäre offenbar der größte Fehler, fidh unter der Landwehr im Sinne einer 
frühern Zeitperiode etwas Gleiches denken zu wollen wie die Landwehr, die wir heutzutage 
organifirt finden. Unter dem Art. Heerwefen haben wir von dem Heerbann, den Defenflo= 
nen, ber Landfolge geiprochen. Hier fommt ed num vorzugsweiſe darauf an, die neuern Land— 
wehren in das vechte Licht zu jegen und die Heerſyſteme, melde Landwehren förmlich in ſich auf: 
genommen haben, näher zu betrachten. 

Wir müflen vor allen Dingen daran erinnern, daß erft am Ende des 17. Jahrhunderts in 
Europa der Begriff eines ſtehenden Heeres auffam, daß dieſes ſtehende Heer feiner Grundlage 
nad) aus den Landsknechtöſoſtem hervorging, ſich aber eigenthümlich entwidelte, vergeftalt, daß 
im 18. Jahrhundert die durch Werbung und die aushülfsweiſe angervendete Conſcription ge= 
wonnenen ftehenten Heere für die eigentliche Kriegsmacht der Staaten galten, während mit 
ihrer Entwidelung Hand in Hand eine fortichreitende Entwaffnung des Bürgerthums ging. 

Bei bedeutenden und langdauernden Kriegen erwiejen ſich ihon im 18. Jahrhundert vie 
ſtehenden Heere, ſelbſt durch Werbung und Ginrufung Brurlaubter verftärkt, oft unzureichend, 
und wir finden jchon dort andere Formationen neben ihnen, von denen wir nur Die von ben ein: 
zelnen Provinzen und Kreijen geftellten, aljo nicht direct aus dem Staatsſchoſe hervorgegan: 
genen Yantregimenter over Kreißregimenter, ferner die zahlreichen Freitruppen erwähnen 
wollen, welde beim Ausbruch eines jeden Kriegd und nur für deffen Dauer oder auch nur für 
wenige Feldzüge errichtet wurden. Die Hauptfache bleiben indeflen immer vie ſtehenden Heere, 
diefe Kriegsmacht, welche in der That und Wahrheit in ihrer eigentlichen Geftalt eine viel fürzere 
Dauer gehabt hat, ald die meiften Menſchen ed nur ahnen. 

Den befreienden, friihen Gedanfen, melde Frankreich mit jeiner großen Revolution in die 
Welt trug, fonnten die morfchen abgeftorbenen Formen der andern Staaten nicht widerſtehen; 
deren flebende Herre janfen zufammen vor den unerſchöpflichen Maflen, welche immer von 
neuem das franzöfifche Volk ihnen entgegenführte, 

Da gedachten die Fürften der alten herrſchenden Geſchlechter, auch ihrerjeits die Völker ind 
Gefecht zu bringen, was jie jo lange für ganz unthunlicd gehalten hatten, und der Wille ver 
Bölfer, aufgeregt von dem Kriegsprude, den die Franzoſen gebracht, fam den Wünſchen und 
Gedanken der Fürften entgegen. 

Das ſpaniſche Volk hatte ſich zuerft gegen bie franzöfifche Herrſchaft erhoben. Als Oſterreich 
1808 ſich zu dem entſcheidenden Kampfe gegen Napoleon rüſtete, wurden unter den Auſpicien 
des damals an der Spitze des Kriegsminiſteriums befindlichen Erzherzogs Karl, der ſchon ſeit 
1796 und 1797 den Volksbeiſtand, die ſogenannte „Landeshülfe“ kennen und ſchätzen gelernt 
hatte, auch in Ofterreich Landwehren errichtet, Ihre Zahl betrug im Jahre 1809 300000 Mann, 
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völlig wie die Linientruppen organifirt und gebraudt. Im Kriege von 1813—15 holte Öfter: 
reich feine Landwehren abermals hervor, diedmal aber fo, daß die Landwehrbataillone, nun in 
viel geringerer Zahl ald 1809, als vierte Bataillone ven Linienregimentern zugetheilt wurden. 
Später ward beftinimt, daß für jedes Linienregiment zwei Landwehrbataillone, das vierte und 
fünfte des Regiments, errichtet werben follten. Seit 1831 aber verſchwand in Ofterreich im 
wefentlichen die Landwehr ganz, da die vierten Bataillone jegt vollftändig mit der Linie ver- 
einigt wurden. j 

Bleichzeitig mit der Errihtung der Landwehren in DOfterreih wurden au in Preußen die 
erften Grundlagen zu feinem Landwehrſyſtem gelegt. Im Frieden von Tiljit hatte fih Preußen 
die Bedingung müffen auferlegen laffen, nicht mehr ald 42000 Mann unter ven Waffen halten 
zu wollen. Sollte nun bei diefen 42000 Mann das alte Syſtem des ſtehenden Heeres aufredt 
erhalten werden, jo ſchwand jede Hoffnung für Preußen, fi jemals von feinem Kalle zu er: 
holen. Selbft wenn e8 jpäterhin durch Rußland und Ofterreih von dem Drude Frankreichs 
befreit worden wäre, ed wäre nur jenen erftern in die Hände gefallen, wenn es nicht mehr ala 
42000 Mann zur Beihülfe zu feiner Befreiung ind Feld ftellen Fonnte. Es Hätte feine Unab— 
Hängigfeit lediglich Oſterreich und Rußland verdankt, d. h. die Unabhängigkeit wäre fo gut ala 
keine gewefen. Man fann daher auf Abhülfen, und Scharnhorft gab die Ideen, nad denen 
verfahren werben follte. Scharnhorft nationalifixte die Armee, Für welche die Werbung ganz 
und gar aufgehoben wurde; die Bräfenz in bem Fleinen ftehenden Heere ward auf drei Jahre 
berabgefegt, was damals ein ungeheueres Zugeftändniß an ben gefunden Menſchenverſtand 
war, da man fi an ewige Dienftzeiten mit Präfenz Durch die ftehenden Heere gewöhnt hatte, da 
man bei der Entwöhnung des Volks im Waffendienft auch nicht dad mindefte Recht zu der Vor— 
audjegung hatte, das Wolf werde in einer Weije an ver Entwidelung des neuen Wehrinftituts 
mitwirken, die noch weiter gehende Maßregeln erfprießlich oder nur möglich erfcheinen ließ, va 
namentlid die Exemtionen des Adels, ded wohlhabenden Bürgerftandes u. |. w. vom Heeresdienſt 
damals ein Hinderniß bildeten, von dem ſich die meiften Leute Heute kaum noch eine richtige 
Vorſtellung machen Fönnen, und welches noch in verſchiedenen Erfheinungen des Jahres 1813 
troß ded großartigen Aufſchwungs des preußifchen Volks fehr erheblich mitwirkte. Wenn heute 
von der Partei des Fortſchritts auf eine weitere Entwidelung ded Heerweſens in Preußen im 
Geiſte Scharnhorſt's gedrungen wird, wenn die paffenden Kormen für diefe Entwidelung vor— 
geſchlagen werben, fo treten augenblicklich die Gegner auf und erzählen: Scharnhorſt habe dieſe 
Formen durchaus nicht gewollt. Died muß nun ohne weitered zugegeben werden. Wie Eonnte 
Scharnhorſt 1808—13 die Formen wollen, welche feinem Geiſt 1860 entfprehen? Scharn= 
horſt kannte auch Feine Eifenbahnen, Feine elektriſchen Telegraphen, er hatte ed durchaus nicht 
mit einem Volke von der durchgängigen Schulbildung des heutigen preußiihen zu thun. Er 
hatte nicht die militärische Gefhichte Preußend von 1830—60, fondern diejenige von 1786 
— 1807 binter ih, nicht jene Theorie ver allgemeinen Wehrpflicht, die menigftend theilweife 
in die Praxis übergetreten ift, fondern Theorie und Praris des theild durch Werbung, tbeils 
durch Fannibalifhes Zufammentreiben gewonnenen Heered von 1786—1806. Wer damit 
gegen zeitgemäße Reformen im preußifchen Heerweſen auftritt, daß er fagt, Scharnhorft habe 
1808 nicht gewollt, was die Kortfchrittöpartei heute will; er habe die Formen durchaus nicht 
gewollt, welche man heute verlangt, der verräth, wenn nicht Schlinnmeres, einen bedauerlichen 
Mangel an Einfiht in die Gefege der Geſchichte. Ihm werden die großen Männer aller Zeiten 
nie etwad anderes fein ald Nechtfertigungdgründe für alle Stabilität, Stagnation, für allen 
Verfall, während fie doch die Sproffen ver Leiter, auf welcher die Menſchheit zur Vollendung 
emporklimmt, fein follten und find. 

Scharnhorſt wollte in dem Eleinen Heere, welches Preußen zu unterhalten verftattet ward, 
nichts anderes haben als eine Schule zur Heranbildung eines größern Heeres der Zukunft, na— 
mentlih auch tüchtiger Führer; die Präfenzzeit der einzelnen Soldaten ward über die dreijährige 
Norm herab durch zahlreiche nicht nah dem Schema, fondern nach der Lernfraft der Männer 
bemeſſene Beurlaubungen vielfady vermindert, damit für dad Heer der Zukunft foviel Leute ald 
möglich gebildet würden. Aber auch dabei blieb man nicht ftehen. Als Napoleon ſich in den 
Kopf gefegt hatte, durch die Einführung des Continentalſyſtems Englands zäbe Kraft bezäh— 
men und nieberwerfen zu wollen, als er verlangte, daß an feiner Oftfeefüfte Preußen Befefti- 
gungen anlege, um deſto beifer etwaigen Landungen entgegentreten zu fönnen, da erklärte 
Preußen fih Hierzu mit Freuden bereit. In verſchiedene Lager an der Oſtſee wurden junge 
Arbeiter aufgeboten und verfanmelt. Aber nicht beftändig ſchanzten fie, nebenbei wurden fie 
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auch täglich einige Stunden in den Waffen geübt, und nicht immer behielt man die gleiche Mann— 
haft in diefen Lagern zurüd. Im Gegentheil: faum hatten einige Tauſende diefer jungen 
Arbeiter die nothiwendige Ausbildung im Waffenhanpwerf gewonnen, jo wurden fie entlaſſen 
und augenblicklich traten neue Taujende an ihre Stelle. Diefe jogenannten Krümper waren 
ebenio viele Rekruten für dad Heer der preußischen Zukunft. 

Als dad Jahr 1813 die Erhebung brachte, wurden aus dem Vorrath der von 1808 an 
ausgebildeten Nefruten nicht blos Die Linienbataillone completirt, fondern ed wurden auch neue 
Refervebatalllone aus ihm errichtet. Aber dies alles reichte nicht aus, um eine Armee zu 
ihaffen, wie Breupen jie braudte, um mehr noch als gegen feine Feinde gegen feine Freunde 
diejenige Machtſtellung zu vertheinigen, welde nah der Annahme jeit Friedrich's des Großen 
Regierung ihm gebührte, - 

Nun fhritt man zur Errichtung einer Landwehr, d. h. einer von dem ſtehenden Heere (nad) 
ven Begriffen des 18. Jahrhunderts) ganz abgefonderten Organijation. Den Anftoß zur 
wirklichen Ausführung hatten, was wohl zu merfen ift, die oftpreupifchen Stände in Verbindung 
mit Dorf ganz gegen den Willen des preußiſchen Königs gegeben. Bei der wirklichen Organi— 
fation betheiligte ji die Regierung in directer Weife nur außerft ſchwach, durch Beftellung der 
höhern Offiziere, durch Warfenlieferung, faum durch Xieferung der Ausrüftung anderer Art. 
Das Volk, Provinzen und Kreife thaten die Hauptjache; die Kreife beftellten auch die niedern 
Dffziere. So erhielt das preußifche Heer. in ver Landwehr eine große Reſerve, wie es diejelbe 
niemals in anderer Weije hätte erhalten können, eine Neferve, die faft vom Augenblid ihrer 
Errichtung an durd die Einſchließung der zahlreihen noch vom Feinde bejegten Feftungen auf 
preußiſchem Gebiete nützlich wurde, Die auch nicht ſäumte, in den Feldſchlachten aufzutreten und 
— ſchon von Hagelöberg ab — Großes zu leiten. 

Was die Offiziere betrifft, die dieje Landwehr erhielt, fo beftanden ie theild aus jungen ge: 
bildeten Leuten aller bürgerlichen Berufe, die, ohne militärifche, aber meift mit einer guten allge= 
meinen Bildung audgeftattet, vom beiten Willen bejeelt, begeiftert für die Befreiung Preußens 
fih in fürzefter Friſt die für einen Subalternoffizier nothiwendigen Kenntniffe aneigneten, theild 
aus frühern Unteroffizieren und Offizieren des alten ftehenden, feit 1807 auf ein Minimum res 
ducirten Heeres, Die frühern Dffiziere, welche meiftentheild ſofort Commandos von Bedeu: 
tung erhielten, waren zum Eleinern Theil in ruſſiſchem Dienft gewejen, andere und mehrere 
hatten feit dem Tilfiter Frieden die Landwirthſchaft ergriffen oder auch irgendeinen andern 
bürgerlichen Lebensberuf, oder ſie hatten höchſtens ein armes bürgerliches Amt belleidet. In 
Noth, kennen gelernt und ſich zur Unabhängigkeit des Handelns und der Meinung aufge= 
fhmwungen. Dem nun verbankten fie ihre Tüchtigkeit viel mehr als dem Umftande, daß ſie früher 
bereitd Offiziere gewefen. 

Während urfprünglih die Landwehr eine Notbihöpfung fehr proviforisher Formation 
geweien, an deren Aufrehthaltung für gemöhnlice Verhältniffe im Anfang des Jahred 1813 
die wenigften gedacht hatten, warb nun ihr Verhältnig zum flehenden Heere nad dem Kriege 
von 1814 indbefondere Durch das Gefeg vom 3. Sept. 1814 regulirt. Die Landıvehr ward als 
ein integrirender Beſtandtheil in das preußische Heerfyflem aufgenonmen, 

Die ganze flreitbare Mannſchaft Preußens follte danach zerfallen in 1) das flehende Heer 
(Linie), 2) die Landwehr erften Aufgebot3, 3) die Landwehr zweiten Aufgebotd und 4) den 
Landſturm. | 

Jeder junge Mann, der in das ftehende Heer, die Waffenfhule des Staats eingeftellt war, 
ſollte den Bataillonen, Escadrons u. |. w. deffelben fünf Jahre verpflichtet bleiben, davon drei Jahre 
wirklich bei der Fahne, ven Reft der Zeit im Berhältnig ver Beurlaubten (ald Rejervift, Kriegs: 
refervift); aus dem Verhältniß zum Zinienheer follte der Mann dann auf ſieben Jahre in die 
Landwehr des erften Aufgebotd eintreten, aus diefer in die Landwehr ded zweiten Aufgebots bis 
zum neunundbreißigften Jahre. Alle reitbare Mannſchaft vom ſechzehnten bis zum jechzigften 
Jahre, die aus einem oder dem andern Grunde ſich weder in der Linie noch in der Landwehr be= 
fand, follte ven in Kriegszeiten aufzurufenden, gemeinde, kreis-, provinzweife nothdürftig zu 
organifirenden Landſturm bilden. 

Die Landwehr erften Aufgebots und ebenfo die Landwehr zweiten Aufgebotd wurden in be: 
jondere, von denen der Linie unabhängige Bataillone und Escadrons organiſirt. Jedes Land— 
wehrbataillon hatte (für dad erjte und zweite Bataillon zugleich) einen Außerft — ſtehen⸗ 
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den Stamm, beſtehend aus einem Bataillonscommandanten, Adjutanten, einem Offizier für die 
Eavalerie und einem Bataillonsarzt, fowie einigen Unteroffizieren beim Bataillon und einem 
Bezirföfelowebel nebft einem Stammgefreiten in jedem Gompagniebezirt, Zufammen kamen 
(und dies für die beiden Bataillone des erften und zweiten Aufgebots) auf den Bataillonsbezirf 
etwa 20 Perſonen im ftehenden Dienft. Aus diefem Bezirk mußten aber im Kriege zwei In— 
fanteriebataillone (erften und zweiten Aufgebot8) mit zufammen etwa 1800 Mann nebſt ver 
zugehörigen Gavalerie, Artillerie und Bionnieren, mindeſtens auch noch 400 Mann, hervorgehen, 

Die Landwehr erften Aufgebot warb als Verftärfung der Linie für alle Fälle betrachtet, 
auch im Kriege außer Landes, und aus jedem Bataillonsbezirk ward jährlich ein Bataillon des 
erften Aufgebot8 von 600 Mann (ſodaß jeder Landwehrmann etwa alle zwei Jahre darankam) 
zu einer vierzehntägigen Exereirübung verfammelt; außerdem hatte die Landwehr erften Aufge- 
bots in den Gompagniebezirfen und Abtheilungen diefer Compagniebezirke jährlich einige fonn= 
täglihe Schiegübungen und Berfammlungen zur Eontrole. 

Die Landwehr zweiten Aufgebots hatte im Frieden feinen andern Dienft ald den einiger 
Eontrolverfammlungen im jeden Jahre und follte nur im Kriege zufammentreten, dann aber 
auch nur Dienft thun in den Provinzen, weldem fie angehörte, und namentlich in den Be- 
jagungen der Feftungen. 

Die Offiziere der Landwehr, mit Ausnahme der Bataillonsceommandanten, überhaupt der 
Stammoffiziere, welche ſich in beftändigem Dienft befanden, gingen hervor aus Offizieren, welche 
in der Linie gedient hatten und fih dann auf ihre Güter oder in andere bürgerliche Stellungen 
zurüczogen, ferner aus den fogenannten einjährigen Freiwilligen, welde für ein Jahr auf 
eigene Koften in der Linie dienten und dann in bürgerliche Beruföftellungen übergingen. Diefe 
einjährigen Breiwilligen waren lange die regelmäßige Ergänzung des Offiziercorps der preu— 
Bilden Landwehr. Die Vergünftigung, -mit einem Jahre der Dienftpflit zu genügen, ward 
aber nur auf Grund freiwilliger Anmeldung und außerdem einer hinreichend nachgewieſenen 
Bildung gewährt. 

Mit taufend Fäden hing dieſes preußifche Heerſyſtem mit dem ganzen bürgerlien Dajein 
des Volks zuſammen. Wir erwähnen hier nur die vielen, weit über dad Land, Stadt und Dorf 
verteilten Schieß= und Gontrolverfammlungspläge, den Umſtand, daß auch die Kriegörejer- 
viften unter den Gompagniebezirken der Landwehr ftanden, daß die Landwehrbehörden weſent— 
li das Aushebungsgeſchäft beforgten, die vielen Beziehungen, welche die Mehrzahl der Land— 
webroffiziere ald Eivilbeamte mit ihren militärischen Untergebenen hatten, das Eintreten der 
Kreis- und Regierungsbezirksöbehörden in militärifhe Verhältniffe bei jeder Mobiliſirung der 
Armee oder aud) nur jeder Einberufung der Landwehr zu den jährlichen Übungen. Wir erin- 
nern an die eigenthümliche Wirffamfeit ver Landwehr in ver Cholerazeit 1831. Aber wir be= 
greifen, man muß in diefen Verhältniffen gelebt, man muß fie mit freier, naiver Seele in allen 
Details, erlebt haben, um ven Sinn der Inftitutionen, wie er wirklich war, wie er das Volf 
durchdrungen hatte, wirklich zu verftehen. Ja das Verftänpnif des Landwehrverhältniffes in 
feiner ſchönſten Geftalt lebte in Preußen im Volke nod) in den dreißiger Jahren. 

Aber jedermann, der etwas von der Geſchichte unſers Jahrhunderts weiß — und e8 find 
allerdings diefer Leute viel weniger, ald man gewöhnlich denkt — wird aud) einfehen, daß das 
preußiſche Landwehrinftitut von jeher mächtige und mwüthende Feinde haben mußte. Die ariſto— 
Fratifche oder reactionäre Partei ftrebte mit vollem Bewußtfein ven Zuftänden von 1806 wieder 
zu; das Volk in Waffen Hatte feine „Pflicht“ gethan, ed fonnte aber nun aud) gehen, um von 
neuen lediglich zu gehorchen. Verheißungen waren gemacht, aber mas fümmerten jie? Land: 
wehr und (verheißene) Neihöftände waren nur noch unbequeme Sachen, die man im Augenblick 
der Noth und Gefahr Hatte aufrichten und verſprechen können, an deren Zertrümmerung und 
Hinterkaltung aber nun ernftlich gearbeitet werden mußte. 

Sollten in Scharnhorft’s Geift, in dem Geifte von 1813, die Heeresinftitutionen entwidelt 
werden, jo mußte gearbeitet werden an einer beftändigen Verringerung der Präfenzzeit im 
jtehenden Heere, ſodaß dieſes wirklich immermehr fi in eine bloße Waffenſchule verwandelte 
und das ganze Heer im weſentlichen zu einer Landwehr ward, abgejehen von einem Fleinen per= 
manenten Heere für den Friedenddienft und für die Ausbildung der Nefruten, die nothbürftige 
Befagung der Feflungen, die Bewachung der Militäretabliſſements, die Fortbildung und Aus— 
nugung ber Kriegswiſſenſchaft. Hand in Hand damit mußte gehen die Fortbildung des Volks— 
ſchulweſens in folder Weiſe, daß man nicht mehr nöthig hatte, in dem ſtehenden Heere eine 
Bolfsbildungsanftalt zu ſehen, — die Volksſchule ſelbſt neben andern Zwecken aud eine 
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Vorſchule des Heered wurde. Es kam namentlich auch daraufan, durch zweckmäßige Einrich— 
tungen die Möglichkeit zu erlangen, daß man die Zahl der Berufsoffiziere auf ein Allerfleinftes 
reducirte, ſodaß auch die Mafle der Offiziere fich in der Negel im beurlaubten Verhältniſſe 
befand. 

Statt aber die Fortbildung des preußiihen Wehrfvftems in der Richtung einer fortichrei: 
tenden Umwandelung des Ganzen zu einem Milizſyſtem zu fuchen, wollte ungefehrt die Reae— 
tiondpartei das Ganze in ſtehendes ‚Heer, in Linie nach altem Zufhnitt verwandeln. Die revo— 
Iutionären Bewegungen, welche der franzöſiſchen Julirevolution von 1830 folgten, gaben der 
Reactiondpartei bei ver Regierung eine neue Stüge. Die Reactionspartei wied nad, daß die 
Regierung mehr gegen innen ald nad außen ſich jihern müffe, daß fie, um ihr Syſtem des Ab- 
jolutismuß entgegen ihren eigenen Berfprehungen zu behaupten, fi worzugsweife auf ein 
völlig in ihrer Hand befindliches ftehendes Heer ftügen müfle, welches in erfter Reihe gegen das 
eigene Volk zu gebrauchen ſei, daß fie namentlih auch den höchſten Werth legen müfle auf ein 
von ihr total abhängiges oder durch Partei= und Standesintereffe innig mit ihrem eigenen 
abfolutiftiihen Intereſſe verfnüpftes Berufsoffiziercorpe. Allmählich traten in der reactio: 
nären militärifchen Preſſe die „Nachweiſe“ mit immer größerer Frechheit auf, daß die Land— 
wehr in den Jahren 1813 — 15 gar nichts geleitet habe, daß alle errungenen Erfolge auf 
Rechnung der Linie und inöbefondere der alten Offiziere der Zeit vor 1806 zu ftellen feien, — 
die Nachweife, daß die Landwehroffiziere (für deren Ausbildung man abjichtlid fo wenig mie 
möglih that, um dann über fie Flagen zu können) ganz unbraudbar feien, daß die Landwehr 
fein Vertrauen verdiene und aller Wahrjcheinlichfeit nad jich ganz unbotmäßig benehmen 
werde. 

Indeffen ganz nahe ver Zeit ver Befreiungäfriege wollte diefe Arbeit immer nicht viel 
wirfen; ja es ward fogar 1833 die Präſenzzeit bei der Infanterie, Fußartillerie und den Pion— 
nieren auf 2 und 2%/, Jahre herabgefegt, und im weſentlichen fonnte man nur bemerfen, daß 
von Jahr zu Jahr unter verſchiedenen Borwänden mehr Berufsoffiziere (der Linie) in vie 
Landwehr eingefhmuggelt wurden. 

Da kam das Jahr 1848 mit ſeiner Revolution und ſeiner Contrerevolution, die ſich vor— 
nehmlich als Rache für die Revolution darſtellte, und die ſiegreiche Contrerevolution trat nun in 
offener Feindſchaft gegen das Landwehrſyſtem auf, Die Commandirung von Linienoffizieren 
als Compagnieführer zur Landwehr, die Errichtung von Stammcompagnien bei den Landwehr: 
bataillonen zur Ausbildung der jungen Mannjchaft, die nad dem bisherigen Syſtem trog aller 
fünftlihen Ausnahmen in die Linie nicht aufgenommen werden Eonnte, die Wiedereinführung 
der dreijährigen Präfenzzeit bei der Linie (1853) waren ebenfo viele Vorbereitungen zu dem 
offenen Angriff auf die Landwehreinrichtung und zur vollftändigften militärifchen Reaction in 
Preußen. 

Das Werk felbft blieb aber dem König Wilhelm I., vem Bruder Friedrich Wilhelm's IV., 
aufbehalten, der zuerft ald Prinz-Regent und Statthalter feined Bruders, dann nad) deſſen 
Tode ald König für den Begründer einer neuen conftitutionellen Ara auch von den Männern 
des Fortſchritts gehalten ward, 

Im Jahre 1860 rückte die „liberale” preußifche Negierung mit den fogenannten Militär- 
vorlagen heraus, laut deren die Präfenzzeit beim ftehenden Heere wieder auf drei Jahre, bei der 
Neiterei aber auf vier Jahre angefegt werben follte, laut deren das flehende Heer nad feinem 
Friedensſtand — nit ganz auf den Kriegsftand — etwa verboppelt werden follte, während 
die Landwehr abjolut in den Hintergrund trat. In der That ging man mit diefem Wehrgejeg- 
entwurf mehr, als die meiften Leute fich einbilden, auf 1805 zurück. Allerdings ward verjelbe 
von dem Abgeorbnetenhaufe nicht gebilligt, aber doch machte es vaffelbe durch eine unfluge pro= 
viforiihe Geldbewilligung moͤglich, daß er thatſächlich faft vollftändig durchgeführt wurde, ſo— 
daß fpätern Zeiten mehr eine Verwerfung und Zurüdführung auf Früheres als eine Anerken— 
nung und Einführung von etivad Neuem übrig blieb. Im Jahre 1862 rückte die „liberale 
Regierung abermals mit den etwas veränderten Militärvorlagen vor die Kammern, dieſen Mi: 
litärvorlagen, welche nunmehr als eine Movelle zum Geje vom 3. Sept. 1814 bezeichnet 
wurben. 

Der Grundgedanke diejer Novelle ift: die ganze Kriegäfraft Preußens — bis auf einzelne 
Nothfälle, namentlid des Vertheidigungskriegs — in das ſtehende Heer (die Linie) zu ver: 
jegen, während die Landwehr eben nur für jene Nothfälle bleiben ſoll. 
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Diefer Grundgedanke ift im weſentlichen Fein verwerflicher; er iſt fogar in dem ſchweize— 
rischen Milizſyſtem realifirt, in welchem freilich Auszug (Rinie), Reſerve (erftes Aufgebot ver 
Landwehr) und Landwehr (zweites Aufgebot ver Landwehr nad preußifchem Syſtem), da e3 
bier ein ſtehendes Heer nicht gibt, fich lediglich dadurch unterfheiden, daß zum Audzug die 
jüngften, zur Reſerve die mittlern, zur Landwehr die älteften Alteröflaffen ver Mannfchaft ge- 
hören, welche überhaupt zum Militärdienft verpflichtet ift. 

Die Realifirung jened Grundgedankens der preußischen Novelle ift praktiſch auf feine an— 
dere Weiſe zu erreichen ald dadurch, daß mehr Alteröklaflen als bisher dem ſtehenden Heer (der 
Zinie) verpflichtet bleiben. Nach dem Geſetz von 1814 follten fünf Alteröklaffen dem ſtehenden 
Heer verpflichtet fein, nad den Vorlagen von 1860 acht Alteröflaffen; in der Novelle von 1862 
ging man, um verfhiedenem Widerſpruch ſcheinbar ein Genüge zu hun, ganz willfürlidh auf 
fieben Altersklaſſen zurüd. 

Die Vereinheitlihung des Syſtems, ſodaß es nur eine Linie (Auszug) und daneben eine 
einzige Landwehr (beftehend aus ven ältern Alterskfaffen) gäbe, würde ein offenbarer Vortheil 
für Preußen fein, wenn dabei richtige Prineipien der Bortentwidelung des preußifchen Wehr— 
ſyſtems in wahrhaft Scharnhorft’fhem Geifte befolgt würden, und dann wären wir fogar dafür, 
dag noch mehr als fieben bis acht Altersklaffen der Kinie (die wir nicht mehr ftehendes ‚Heer, ſon— 
dern Linie oder erften Auszug nennen möchten) verpflichtet würden. 

Die richtigen Prineipien, welche hier befolgt werden müffen, find aber folgende: 

1) Für die Maffe ver Rekruten, welche in die Linie eingeftellt werden, muß die erfte Aus— 
bildungspräfenz auf das wirklich zuläffige Minimum, nämlich vorläufig etwa drei Monate (ſtatt 
ber drei Jahre, welche die Novelle will) herabgedrüct werden; ein länger dienender Stamm 
kann Tediglih aus Freiwilligen aufgeftellt werden, und diefer Stamm muß von geringfter 
Stärfe fein, etwa 2 Proc. der Kriegäftärke; alfo auf eine Infanteriebrigade von 6000 Mann 
120 Mann (inelufive Offiziere) in permanentem Dienft. 

2) Die in Rejerveverhältniß befindlichen, d. h. dem Auszug verpflichteten, aber nicht im 
Dienft bei der Fahne feienden Leute müffen durchaus Feiner bürgerlichen Beichränfung — in 
Bezug auf Verheirathung, Freizügigkeit, Auswanderung — unterworfen fein (was in Preußen 
fi) ganz anders verhält). Glaubt man wirklih, dag durch Auswanderung von Militärpflich- 
tigen in Preußen ein auch nur merkbarer Ausfall im Heere entftehen würde, wenn bie Militärs 
laft nicht auf den einzelnen Verpflichteten unmenſchlich drückte? Der umziehende Refervift oder 
Wehrmann meldet fih in dem einen Bataillonsbezirk ab und meldet fid) im andern an, ohne 
daß ihm das geringfte Hinderniß in den Weg gelegt werben dürfte, Die Ausführung findet 
ſich ganz von ſelbſt. 

3) Die Zahl der Berufsoffiziere muß (mie übrigens ſchon aus Nr, 1 folgt) auf ein Mini- 
mum eingefhränft werden, die Zahl der beurlaubten, eigentlich bürgerlichen Geſchäften und 
Amtern angehörigen Offiziere aufs Höchfte vermehrt werden, damit man recht viele thatfräftige 
tüchtige Männer erhalte, die, im Kampf des bürgerlichen Lebens gebildet, mehr können als alle 
Monate ihren Gehalt beziehen und im übrigen die Diener der herrſchenden Gewalt machen. 
Auch die Berufsoffiziere, denen naturgemäß Vortheile im Avancement zu fihern, an welde da— 
gegen auch bebeutende Anforderungen zu ftellen find, die von Anfang an große militäriiche 
Wirkungskreiſe auszufüllen und nicht mehr, wie jegt, ihren Stolz im Drillen von 20 Refruten 
zu ſuchen Haben, werden dann ein andered Gepräge erhalten. Man kann den Krieg nicht zu 
einem bloßen Berufsgefchäft machen, wie das ja eigentlidy in jedem modernen Heerſyſtem (wel: 
ches immer fi auf Beurlaubung und Refervethum eines großen Theils der Mannſchaft ſtützt) 
anerkannt if. Man fann Bürger und Krieger — wie das freilih im 18. Jahrhundert ver— 
ſucht ward — abfolut nicht fo voneinander trennen, wie man Schufter und Bäder voneinan= 
der fondert, Heute ift Frieden, morgen Krieg, und ein ordentlicher Krieg, in welchem ed um 
die Eriftenz eined Landes geht, nimmt alle, alle Kräfte des Landes für ih in Anfprug. Nur 
ein Heerſyſtem, welches recht viele beurlaubte Offiziere hat, befigt auch die nothwendige Glafti- 
eität, um ſich beliebig und je nach den Bedürfniſſen des Kriegs auöbreiten zu können. Hat 
man z. B. Brigaden, bie normal jede ſechs Bataillone zählen, deren jede aber nur 30 Berufs 
offiziere, dagegen, was leicht ift, noch 200 beurlaubte Dffiziere hat, fo kann man diefe Brigaden, 
wenn der Mannfhaftftoff nicht fehlt, ebenfo Leicht eine jede auf 10 — 12 Bataillone bringen. 
Hängt man aber an der befchränkten Anſicht, daß jever Unterlieutenant auch ein Berufsoffizier 
fein müffe, fo hat man für die Brigade von ſechs Bataillonen mindeftens 120—140 Berufs: 
vffiziere in permanentem Dienft, und im Ernſt wird fich von dieſen mindeftend die Hälfte un— 
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fähig auch zu ven geringften Dienften finden, welche das Syſtem ihnen anvertraut. Von einer 
Vermehrung der Bataillonszahl der Brigade im Nothfall kann bei derartigen mittelalterlihen 
Anfhauungen, welche indeß meiftentheild nur vorgefhügt werden, um die Schöpfung einer 
recht zahlreichen Militärariftofratie von abhängigen Individuen zu begründen, gar nicht mehr 
die Rede fein. 

4) Eine tühtige Jugenderziehung, welde die Zahl der täglichen theoretifchen Schulftunden 
auf das aushaltbare Maß von dreien vebueirt, dagegen für die Förperliche Ausbildung im 
Freien, auf dem Turn=, Exercir- und Schiefplag gehörig forgt, muß der Heerſchule vorar— 
beiten und ihre eigentliche Orundlage bilden. Statt beftändig den Katechismus auswendig zu 
lernen, muß in ven Schulen die Geſchichte freier Völker und freier Männer gelehrt werden. 
Auf diefen Übungsplägen werben dem preußiſchen Heere tüchtige Offiziere zu Hunderten und 
Zaufenden eriwndjien. 

” Breußen muß überhaupt einfehen, daß es ein billiges Heerſyſtem braucht, um Kriege, wie 
fie ihm möglicherweife bevorftehen, aushalten und durchführen zu können. Das jegige Heer: 
ſyſtem, wie es projectirt ift, ruinirt. Es mag gut fein, um etwa geringe Revolten niederzubal- 
ten; gegen mächtige äußere Feinde ift ed unhaltbar, und feine Unhaltbarfeit wird fih im näch— 
ften Kriege gegen aufen, wie nur allzu wahrjcheinlich, beweifen. W. Rüſtow. 

Landwirthſchaft. ) „Landwirihſchaft“, jagt Koppe in feiner „Anleitung zum vortheilhaf⸗ 
ten Betriebe der Landwirthſchaft“, beziehendlich im „Unterrichte im Ackerbau und in der Vieh— 
zucht“, I, 3, „iſt die Beſchäftigung der Menſchen, um die natürlichen Erzeugniſſe des Erdbodens 
zu gewinnen und ji nugbar zu madhen und durch den Aderban edlere Früchte zu erlangen. 
Unter dem Zweck eined Landguts aber verfteht man den Betrieb des Aderbaues und der Vieh- 
zucht; unter Zubehör eines Landguts begreift man daher alles, was ſich auf demſelben befindet 
und zu jenem Zwecke gehört.'?) Nah Thaer — dem Vater der rationellen Landwirthſchaft 
in Deutfchland I) — verfteht man unter der Landwirthſchaft „ein Gewerbe, welches zum Zweck 
hat, durch Production, zumeilen auch durch fernere Bearbeitung vegetabilifcher und thierifcher 
Subftanzen Gewinn zu erzeugen oder Geld zu erwerben‘. „Die vollfommenfte Landwirthſchaft 
fei alfo die, welche ven möglichft höchſten nahhhaltigen reinen Gewinn, nach Verhältniß des Ver: 
mögens, der Kräfte und der Umftände, aus ihrem Betriebe zieht.‘ „Die Landwirthſchaft 
könne handwerksmäßig oder funftmäßig oder wiſſenſchaftlich betrieben werben.” 

Bon den gefellihaftlichen und erwerbenden Thätigfeiten ftaatlicher Verbände ift, abgejehen 
von Jagd und Viehzucht, der Ackerbau nicht nur die urfprünglichfte, fondern auch die wichtigfte 
Grundlage aller gewerblichen und induftriellen Befhäftigungen, von denen das Beftehen und 
Gedeihen, mie die Wohlfahrt der übrigen Volksklaffen abhängt. Deshalb fteht ihre Entwide- 
fung fowol mit allen andern Gebieten des wirthſchaftlichen Lebens der Völker, wie mit deren 
focialen und politifhen Inftitutionen in der unmittelbarften Wechſelwirkung. Die rationell 
betriebene Landwirthſchaft gebraucht, außer einer angemefjenen Betrieböftätte in Grund und 
Boden, ſtehendes und umlaufended Kapital, tüchtige Arbeitöfräfte, dazu Berufsbildung, Intel- 
ligenz und Fleiß bei demjenigen, der jie mit Erfolg ausüben will. Dies in um fo höherm 
Maße, je nad) ver Größe und Beihaffenheit ver Landgüter und nad) ven Anforderungen, welche 
die Bedürfniffe und Sitten, die Bildungs, Bevölkerungs-, gewerblichen und induftriellen 
Zuftände der den Landwirth umgebenden bürgerlichen Gefellfchaft an ihn erheben. Mithin 
hängen die landwirthſchaftlichen Fortſchritte und der rationellere Betrieb des landwirthſchaft⸗ 
lichen Gewerbes davon ab, ob und in welchem Maße vemfelben die dazu erforderlichen Bedin⸗ 
gungen und Mittel durch die Staatdeinrihtungen, durch die Gefeßgebung und die Staatöver: 
waltung, wie durch die auf ihr Gedeihen einwirfenden Tätigkeiten und Zuftände anderer Be- 
ruföflaffen geboten werden. Bor allem bedarf die Landwirthſchaft einer vollfommenen Freiheit 
von benjenigen Feſſeln und Beichränfungen, welde der Anwendung von Intelligenz, Arbeit 
und Kapital zum Zwed der fortchreitenden Verbefferung und Erhöhung ihres Ertrags und 
Gewinns im Wege ftehen. Diefe Aufgabe hat die Landesculturgefepgebung zu löfen. Die: 
jenigen gejeglihen Maßregeln, welche Gegenftand der Landesculturgejeßgebung und in ihr be- 
griffen find, find daher auch Vorbedingungen und VBorausfegungen zu einem rationellen Be: 
triebe der Landwirthſchaft. 





1) Dal. die im Context diefes Artifels in Bezug genommenen Artifel des Staats-Lerikon. 
2) Vgl. Orundeigentfum, 
3) Grundſätze der rationellen Landwirthſchaft, 1, 3. 
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Zu dieſen Vorbedingungen und Vorausſetzungen aber gehören vorzüglich folgende: Auf: 
hebung der perfönlihen Abhängigkeitsverhältnifie des Bauernftandes wie der Beihränfungen, 
welche die andern Stände, den Adel und Bürgerftand, an der freien Benugung und Verwen— 
dung ihrer geiftigen und Arbeitöfraft wie ihres Vermögend in Erwerbung und Beurbarung 
gewiffer Güterflaffen und Grunpdflüde verhinderten, ferner Herftellung eined vollen freien 
Eigenthums und volllommener Berfügungsfreiheit über pie Grundbeſitzungen von jeder Volks— 
Flaffe, demzufolge Aufhebung, bezüglich Ablöfung der verſchiedenen, indbefondere auf den Flei= 
nern, den bäuerlichen, Grundbefigungen haftenden Neallaften an Dienften, Zinfen und andern 
Natural: und Geldabgaben, an Laudemien und Zehnten, ſoweit die Reallaften nicht Öffentlicher 
Natur find, endlih Aufhebung und Ablöfung der auf Privatrechtötiteln beruhenden cultur= 
ſchädlichen Grundgerechtigkeiten, Gemeinheiten und gemeinſchaftlichen Benutzungsrechte an 
Grund und Boden.) 

Es gehören dahin ferner Diejenigen gefeglichen Maßregeln und Einrichtungen, durch melde 
die Benugung bes freien Grundeigenthums zu einer höhern Stufe der Cultur und Ertrags- 
fähigfeit emporgehoben oder vor Gefahren und Beihädigungen durch Naturhinvernifle oder 
Frevel gefhügt werben ſoll, desgleihen ſolche Anordnungen, welche die mit dem Grundeigen 
thum zufammenhängenden Nahrungszmweige und Gewerböthätigfeiten zu heben und zu ver= 
beffern beftimmt find. ®) 

Das Geveihen der Landwirthſchaft hängt ebenſo davon ab, wie die Verhältniffe ver arbei- 
tenden Klaffen nach Gefeg und Sitte georpnet find, wie weit vadurd die Tüchtigkeit, Sittlichkeit 
und Ausbildung der ländlichen Arbeiter befördert oder gehemmt, die Beihaffung ber erforder— 
lichen Arbeitsfräfte begünftigt oder erfchmwert ift, nicht weniger davon, ob Monopole, Hand- 
werfözünfte und andere gewerbliche Beſchränkungen ben Grundbefiger in der Benugung von 
Gewerbtreibenden bei den mit der Landwirthichaft verbundenen Nebengewerben und Fabrifa- 
tionsanftalten befhränfen oder nicht; ferner aber beſonders aud) davon, ob und wie das bei 
einer rationellern und intenjivern Landwirthſchaft wachſende Kapitald= und Grebitbebürfnik 
durch entiprehende Einrichtuugen Befriedigung findet. 6) 

Zwar eriftiren hin und wieder, wie für mehrere preußifche Bezirke, fogenannte Meliora: 
tionsfonds, deren Gelder gegen Zins auf Amortifation zu erheblichen Yandesverbeiferungen 
hypothekariſch ausgeliehen werden. Dergleichen einzelne, jedoch nur beihränfte Fonds genügen 
indeß gegenwärtig bei weiten nicht den mannichfachen Greditbedürfniffen einer im Vorſchreiten 
begriffenen Landwirthſchaft. 

Sodann ftehen mit der Beförderung der Landwirthſchaft die Grundfäge der Verwaltung 
und Gefeggebung Hinfihtlih der Domänen, über Erpropriation und Erpropriationdgejeg- 
gebung, über Grundvertheilung, ingleihen über Anlage von Eifenbahnen und Kunftftraßen in 
naher Beziehung. 

Wie unter Begünftigung einer weiſen, einedtheild die Hinderniffe eines verbeflerten Land— 
baues bejeitigenden, anderntheild deſſen Kortichritte fördernden Gejeggebung auch die land— 
wirthichaftlihe Production mit dem Wohlftande der Landiwirthe und dem Werthe der Güter 
fteigt, hat unter andern Dieterici in feinem Werfe „Der Volkswohlſtand im preußifchen 
Staate‘ an deflen Entwidelung durch Bergleihung in den Jahren vor 1806 und aus ber 
Zwiſchen- wie aus der neueften Zeit ftatiftifch aus amtlichen Quellen nachgewieſen. 

Don Wichtigkeit für die Landwirthſchaft ift e8 ferner, ob vermöge gefeglicher Einrichtung, 
Herkommen und Sitte die Selbſtbewirthſchaftung der Güter jeitend der Eigenthümer oder das 
Verpachtungsſyſtem und ob bei legterm Pachtung auf fürzere oder auf längere Zeit, auf will: 
fürliche Kündigung oder auf fefte Gontractöbedingungen vorherrſcht, ob das todte und lebende 
Inventarium Eigenthum des Pachters oder des Verpachters und ob daher in diefem legtern 
Falle für ven Pachter ein größeres Berrieböfapital erforderlich ift, ?) 








4) Bol. Agrarverfaffung und Agrargeſetzgebung. 

5) Bol. dieferhalb Kette und v. Rönne, Die Landesculturgefeggebung des preußifchen Staats, Bo. I, 
Ginleitung, und a. a. O.; ferner insbefondere folgende Art. Eulturgefeggebung, Deichweſen, Ent- 
wäflerung, Gonfolibation, Diömembration, Gemeinbeitötbeilung, Grumbeigentbum, Belborbuung, 
Jagdgerechtigkeit. 

6) Val. deshalb Geſinde, Gewerbe, Banbwer?, Freizügigkeit, Ein und Auswanderung, Erebit: 
anflalten, Ereditvereine, auch Banken und Bankweſen, Grundbüder. 

* rg hierüber unter andern Thaer, Ginleitung zur Kenntniß der englifchen Landwirthſchaft, III, 
‚rg. 
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Demnächſt find auch die verſchiedenen Steuerſyſteme auf die Entwickelung des landwirth— 
ſchaftlichen Gewerbes von Kinfluß. Außerdem iſt der ländliche Grundbeſitz vorzugsweiſe bei 
den Einrichtungen des Communalweſens in Gemeinde, Kreis und Provinz betbeiligt. ®) 

Endlich wirft auf ven Werth der ländlichen Grundftüde und den davon abhängigen land: 
wirtbichaftlichen Credit jelbft das geltende Proceßrecht und Proceßverfahren erheblich ein. Der 
Werth der Grundbeſitzungen und der Credit der Landwirthe wächſt in dem Maße, als auch 
gegen fie eine prompte Juſtiz obwaltet und ihrem Gläubiger zu raſcher und jiherer Befriedi— 
gung verhilft. 

Zur Erläuterung und Ergänzung der obigen Betrachtungen über die verſchiedenen Vorbe: 
dingungen und Vorausjegungen zur Hebung der Landwirthſchaft find folgende Bemerkungen 
anzufäließen: 

Unter ven großen Verdienften Thaer's um die rationellere Landwirthſchaft in Deutſchland 
ift nicht das geringfte, daß er in feiner „Einleitung zur Kenntniß der englifhen Landwirthſchaft 
und ihrer neuern praftiihen und theoretifchen Fortſchritte“ (Hannover 1801 und 1804) gleich— 
zeitig auf die der Entwickelung der deutfchen Landwirthſchaft entgegenftehenden Hinderniffe auf: 
merkſam gemadt und als ſolche insbeſondere die Leibeigenihaft und Erbunterthänigfeit, vie 
Frondienftbelaftung des Bauernflandes, die Feſſelung des Landbaues durch Servituten, Ge— 
meinheiten und Naturalzehnten hervorgehoben, auf Wegräumung diefer Hinderniffe gedrungen 
und unter Hinweifung auf das, was in diefer Beziehung theils ſchon länger, theils bezüglich der 
Aufhebung von Gemeinheiten, Zehnten und Servituten im vergangenen Jahrhundert in Eng: 
land gefhehen, zur Nachfolge angeregt hat.?) Die engliſche Landwirthſchaft ſchritt mächtig 
vorwärts, obgleich damals, wie wiederum gegenwärtig, jede in der Regel auch mit Ablöfung 
von Zehnten und länplichen Dienftbarfeiten verbundene Gemeinheitätheilung eine foflipielige 
und weitläufige Parlamentsacte erfordert, und obwol vorzugsweiſe auf den Orundbefigungen, 
neben vielen andern läftigen Abgaben, die ungeheuere Armentare drückte 19), weldye noch gegen: 
wärtig al® allgemeine Landtare die Grundlage bildet für die bei der Selbftverwaltung um fo 
höhern Sommunalabgaben. 71) 

Ahnliche Gründe wie in England beförderten aud in Belgien ven Flor der Landwirth— 
ſchaft. 12) 

Wie nothwendig die Befreiung des Landbaues von den mehrerwähnten Feſſeln und Be— 
ſchränkungen iſt, um in ein rationelleres Feldſyſtem überzugehen, wie letzteres insbeſondere von 
der Gemeinheitstheilung und Servitutablöſung, von der Conſolidation, Zuſammenlegung und 
Arrondirung der Grunpftüde abhängt, weift Thaer wiederum aud) in feinen „Grundſätzen der 
rationellen Landwirthſchaft“ nach. 13) Erft die völlig freie Verfügung über Grund und Boden 
und die Wegräumung jener Fefjeln und Hinderniffe ermöglicht die Ausbildung der verfchievenen 
Ackerbauſyſteme und ein ſtufenweiſes Vorſchreiten in denfelben, — von dem in Deutſchland ur: 
alten Dreifelderfuftem mit Brade, Sommerung und Winterung zur befommerten Brache mit 
Anbau von Knollengewähfen, Klee und andern Butterfräutern, fodann zu dem zufammenge- 
jeßten Dreifelder= oder Bier: und Mehrfelverjgftem, zum Wechſelſyſtem mit holfteinifcher und 
mecklenburgiſcher Koppelwirthſchaft in verfhiedenen regelmäßigen Schlägen, hiernächſt zum 
Fruchtwechſel oder zur Wechſelweidewirthſchaft nah der Negel der Fruchtfolge, endlih zum 
Stallfütterungs =, wie zum völlig freien Wirthſchaftsſyſtem. 1%) 

Die Urbarmadhung von Wäldern und Weiden, die Borflut und Anlage von Ent: ober 
von Bemwäfferungen wie von Schwenmmiefen, von Einhegungen und Koppeln verlangt ent: 
weder völlig freie Verfügung über ven Grund und Boden, oder doch wenigftend die Mitwirfung 
und Hülfe einer die Gultur und freiere Bewegung fördernden Gejeggebung. 

Wenn es zu den günftigften Zeichen für die im Fortſchritt begriffene Landwirthſchaft ge- 
hört, daß faft überall über Mangel an Arbeitöfräften geklagt wird, jo hat die Gefeggebung aud) 
hier die Aufgabe, den freien Verkehr der arbeitfuchenden Menſchen zu erleichtern und die Nie: 
derlaffung von freien Arbeitern und Tagelöhnern wenigflend nicht zu erfchweren. 





8) Bol. dieferhalb Grundſteuer, insbefondere Katafter, auch Randgemeinden und Landräthe. 
9) Thaer, I, 61 fg., 65 fg., 675 fg. ; Bo. II, Abth. 2, ©. 324 fg.; IL, 23 fa., 86 fg., 99. 
10) Thaer, II, 71 fo. 
11) Gneift, Das heutige englifche Verfaffungs: und Verwaltungsrecht (1860), 1, 478; II, 656 fg. 
12) Schwerz, Anleitung zur Kenntniß der belgifchen Sandwirtäfhaft (1811). 
13) Thaer, I, 287 fo., elonders $$. 317—319. 
14) Thaer, I, 285 E 
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Man überläßt es am beſten dem Bedürfniß und der freien Concurrenz wie der eigenen Ein— 
ſicht der Menſchen, ſich die lohnenden Arbeitsſtätten dauernd ober vorübergehend aufzuſuchen. 
Sehr treffend, aus feiner reihen Erfahrung und langjährigen Beobachtung, ſagt Koppe 10): 
„Der Menſch hat zu der häuslichen Freiheit und zu dem Familienleben ein unwiderſtehliches 
Verlangen. Die beſte Speiſung und Behandlung, die ledigen Perſonen in einem Dienſte zu 
Theil wird, halten ſie nicht ab, jenes Verlangen zu verwirklichen. Sie gehen freudig einem Zu— 
ſtande vieler Entbehrungen entgegen, blos um die Freude zu haben, täglich oder wöchentlich 
einige Stunden mit Frau und Kindern zuſammen und in einem engen Stübchen Herr und frei 
zu fein. Man betrachte die Lebensgeſchichte vieler Arbeiter, welche in weiter Ferne Verdienſft 
fuchen müffen, des Montags weggehen und des Sonnabends wiederkommen. Nicht ohne tiefe 
Nührung wird man diefe Laftträger ihres harten Berufs an jedem Sonnabend ihren ärmlichen 
Hütten zueilen fehen und ihnen dort einen frohen Empfang wünſchen, damit ihr Leben nicht 
frendeleer verfließe.“ — „Der Menſch wird fih dann am erften vurd mehr Genüſſe ſchadlos 
halten, wenn er weber Freiheit noch Zeit hat, evlere Empfindungen auffommen zu laſſen.“ — 
‚Bo Freiheit ver Perfonen und der Benugung des Grund und Bodens von uralter Zeit be: 
ftanden hat, da hat ſich dieſe Arbeiterklaſſe dur; Erbauung der fogenannten Häusler=, Büdner⸗ 
oder Kathenftellen angefievelt. Das ift das natürlichfte und für beide Theile vortheilhaftefte 
Berhältniß. Der Grundbefiger wählt frei aus ven Arbeitern, Die fih ihm anbieten, und biefe 
übernehmen nur dort Beihäftigung, wo fie den beften Verbienft unb bie mildefte Behandlung 
erwarten dürfen. Als Regel kann man annehmen, daß die Arbeiten am wohlfeilſten geleiftet 
werben, wo auf naturgemäße Weiſe die Arbeiterfamilien fich felbft angefievelt Haben, Wo 
dauernder Verbienft zu finden ift, da finden ſich auch Menſchen, die für Lohn die Arbeiten ver— 
richten.’ 

Über die angemeffene Behandlung der Arbeiter ſeitens des Landwirths und mie dieſe der 
Landwirthſchaft und ihrer Rentabilität zu flatten fommt, find die Bemerkungen von Koppe 16) 
befonders beachtenswerth. 

Vergleicht man mit ven obigen Bemerkungen die Gefepgebung und die Zuftände in einigen 
beutfchen Ländern, z.B. nicht etwa blos in Mecklenburg, ſondern felbft in Baiern, wie fie auch 
in biefem deutſchen Lande noch heute beftehen 17), fo wird man die Klagen rationeller Landwirthe 
aus Baiern über bie Hemmniſſe gerechtfertigt finden, welche die Geſetzgebung über Gemeinde: 
und Heimatsweſen, über Anfievelung und Verebelidhung dem Emporfommen ihrer Lanbwirtb- 
ſchaften dadurch entgegenfeht, daß ihnen die dauernde Heranziehung und Anfievelung von 
Tagelöhner = und Arbeiterfamilien, felbft von Dienftboten, gleichwol in eigenen Gebäuden des 
But, verfchränft wird und fie deshalb genöthigt find, die Arbeitäfräfte für pie dringenden Jah— 
reöperioden aus andern entfernten Gegenden herbeizuholen. Und gerade in ber abwehrenven 
Beforgniß der Gemeinden vor einer möglichen Armenpflege liegt die tiefere Quelle und wahre 
Urſache ſowol von Berarmung und Unfittlichfeit im Arbeiterftande als vom Mangel an ven 
für Die rationelle Landwirthſchaft unentbehrlichen Arbeitskräften. 

Man begreift die Wichtigkeit der Landwirthſchaft für pie Ernährungsverhäftnifle ver Völker, 
wenn man auf einige Ergebnifle ver Statiftif, beiſpielsweiſe des preußifhen Staats, einen 
Bli wirft. Bon deffen Bevölkerung zu rund 18 Millionen entfallen 12"/, Millionen auf das 
platte Rand und es vertheilt fi jene gefammte Bevölkerung auf 994 theils größere, theils aber 
auch fehr Fleine Städte, 356 Flecken, 31242 Dörfer, 11931 Vorwerke, 8097 Golonten und 
30277 einzelne Etabliffements, im ganzen auf 82897 abgefonderte Wohnpläge. An land: 
und forſtwirthſchaftlich nugbaren Grundſtücken in Stadt und Land zufanmengenommen find 
1858 (laut „Amtliche Tabellen des preufifchen Staats’, S. 328) in verſchiedenen, von mehr 
ald 600 und bis unter fünf preußiſche Morgen abgeftuften Berigungen im ganzen preußifchen 
Staate 2,141486 gezählt, davon etwas über die Hälfte — 1,099161 — unter fünf Morgen 
und wiederum von biefen legtern allein in ver Nheinprovinz 564759, alfo etwas mehr al8 die 
Hälfte aller diefer Fleinen Befigungen. Das platte Land allein, ohne die Städte, zählte 1858 
an dergleichen Grundſtücken, beziehendlich Befigungen 1,804064, davon unter fünf preußifchen 

‚Morgen 882615 und von diefen ausſchließlich die Rheinprovinz 503656. In Stabt und 
Land zufammengenommen leben vom Landbau ald Hauptgewerbe 762157 Eigenthümer von 


In Unterricht im Ackerbau und in ber Viehzucht, I, 42. 16) A. a. O., S. 74. 
17) Bgl. Agrarverfaſſung und Agrargefeggebung, Ein: unb Sutwanderung, Freizügigkeit, auch 
Didömembration, 
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Gütern oder Höfen, 33218 Pächter und andere ſelbſtändige Wirthſchaftsführer von Gütern 
oder Höfen, beiderlei Klaſſen, mit 3,367499 Frauen, Kindern und andern Angehörigen, ſodann 
508548 Knechten und Jungen, 442773 Mägden, und außerdem 397020 männlide und 
367222 weiblihe Handarbeiter und Tagelöhner, wogegen fi in Stadt und Land vom Land— 
bau ald Nebengewerbe ernähren 421417 Landwirthe mit ihren 1,560106 Frauen, Kindern 
und Angehörigen, 50320 Knechten und Jungen, 72132 Mägden und dabei außerdem beſchäf— 
tigten 38615 männlichen und 34731 weiblihen Tagelöhnern und Handarbeitern. 18) 

In den Art. Dismembration und Grundverfbeilung ift ausgeführt, mie fidh in ben ver: 
ſchiedenen preußiſchen Lanvestheilen die Zuftände der Arbeiterfamilien je nad ihren Anfäffig: 
feitö= und Grundbeſitzverhältniſſen geftalten. 

Rechnet man ald durfchnittliches Ernährungsquantum einer Berfon nad; ven Schägurigen 
des preußifhen Landesöfonomiecollegiums bezüglich de8 Bedarfsquantums im ganzen preu= 
Bifhen Staate = Y/, Scheffel Weizen, 3Y/, Scheffel Roggen, Scheffel Hülfenfrüdhte und 
10 Scheffel Kartoffeln, fo hat bei Reduction diefer verfhiedenen Nahrungsmittel auf Roggen= 
werth die preußische Landwirthſchaft, ercelufive Viehfutter und Fleiſch, zur Erhaltung einer Be: 
völferung von 18 Millionen in runder Summe den Werth von circa 114 Mill, Etrn. Roggen: 
werth zu probueiren. 19) 

Die Fortfhritte ver Landwirthichaft bedingten umgekehrt aber auch die der Agrargefehge- 
bung, welde für den rationellern landwirthſchaftlichen Betrieb die freie Bahn zu eröffnen 
hatte. Durd die Landwirthſchaft mußten erft an der Hand von Erfahrung, Beobachtung und 
wiffenfhaftliher Erforfhung die Normen und Schägungsprincipien gefunden und feftgeftellt 
werden, ohne welche eine ven Berechtigten wie den Pflichtigen gerecht werbende Ausführung der 
Agrargefege nicht möglich gewefen wäre. Die Ablöfung der Reallaften, die Theilung von Ge: 
meinheiten und Aufhebung ver ländlichen Dienftbarfeiten,, wie Naturalzehnten, die Gonfoliva- 
tion und Zufammenlegung der Grundftüde fegten eine angemefjene Werthsſchätzung der Laften 
und Berechtigungen, eine richtige Glaffification, Bonitirung und Werthdermittelung von Grund 
und Boden voraus. 

In diefer Beziehung find nächft ven Werfen des hannoverifchen Landesöfonomiecommiffars 
Meyer refp. über Gemeinheitötheilungen und über die Grundfäge zur Anfertigung richtiger 
Pachtanſchläge, von Burger, „Lehrbuch ver Landwirthſchaft“, von Flotow, von Koppe u. a., 
befonders auch noch Albrecht Block, „Mittheilungen Iandwirthfäaftliher Erfahrungen, An: 
fichten und Grundfäße” (namentlih I, 395 fg., und III, 1 fg.), fovann Thaer, „Werths— 
ſchätzung des Bodens” und „Verſuch zur Ausmittelung des Neinertragd der productiven 
Grundftüde”, von fpätern Segnig, „Dreißig Bücher von der Landwirthſchaft“, zu nennen, 
hiernächſt aber die Altern und neuern Tarationdgrundfäge und Veranſchlagungsprincipien der 
verſchiedenen landſchaftlichen Grevitverbände und Pfandbriefsinftitute in den ſechs öftlichen 
Provinzen Preußens 20), außerdem die auf Grund des $. 18 der preußiſchen Verorbnung vom 
30, Juni 183429) von den einzelnen Generalcommiffionen und landwirthſchaftlichen Regie: 
rungsabtheilungen — von diefen zur Ausführung der Agrargefege berufenen Behörden — 
ausgearbeiteten fogenannten technifchen Inftructionen,, von legtern wiederum vorzugsweiſe die 
technische Inftruction für die Auseinanderfegungsangelegenheiten im franffurter Regierungs- 
bezirk und die für die Provinz Sachſen. 

Zur rihtigen Ermittelung von dergleihen Schätungsprincipien und Werthsnormen führt 
aber nur eine vollftändige landwirthſchaftliche Buchhaltung, auf deren Unentbehrlichkeit für 
die rationelle und rentable Landwirthſchaft Thaer vor allem Hingewiefen hat. 

Ingleigen hat die Waflergefeggebung eine vollfommene Kenntniß der Waflerfräfte und 
ihrer Nußbarmahung wie der nad Beichaffenheit des Bodens für Ader oder Wiefen verſchie— 
denen Meliorationdbedingungen 22), ferner der Erlaß etwaiger in den Bereich der Feldpolizei 
gehöriger Mafregeln gegen Verbreitung gemeinſchädlicher Unfräuter deren Kenntniß zur 
Borausfegung. 23) 


18) Amtliche Tabellen für 1858 (Berlin 1860), ©. 326, 329. 

19) v. Lingenthal, Beiträge zur Agrarftatiftif der preußifchen Monarchie (1860), ©. 25. 

20) Vgl. Erebitvereine. 21) Preußifche Gefegfammlung für 1834, ©. 105. 

22) Vgl. die Literatur beim Art. Entwäflerung und die Schriften über Drainage n. ſ. w. von Vin— 
ent, Haffer’s Wiefenfunde u. ſ. w. 

23) Bal. 5. B. Rageburg, Die Standortsgewächfe und Unfräuter Deutſchlands und der Schweiz in 
ihren Beziehungen zur Forſt-, Garten- und Landwirthfchaft (Berlin 1859). 
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Gegenſtände der Landwirthſchaft ſind aber auch nicht Ackerbau und Viehzucht allein. Dazu 
gehört auch Wein- und Obſtbau, ſelbſt Seidenzucht nebſt der für letztere erforderlichen Anlage 
von Maulbeerbäumen. Es gehört zur Landwirthſchaft außerdem ſowol die wilde Fiſcherei wie 
die neuerlich beſonders in Frankreich eingeführte künſtliche Fiſchzucht.?ä) Zur Verbeſſerung 
der Viehzucht dienen, je nach dem Bedürfniß, ſogenannte Köhrordnungen für Hengſte und an— 
dere Zuchtthiere mit beſtellten Schauämtern, wie die Stuten- und andere Thierſchauen nebſt 
Prämienvertheilung. 25) 

Die mit den Landwirthſchaften jegt haufig verbundenen Nebengewerbe der Brauerei, 
Branntweinbrennerei, Nübenzuderfabrikation, Stärfebereitung u. ſ. w. gehören indeß in be: 
ſondere Gebiete landwirthſchaftlicher Berufsbildung und Gefeßgebung, bezüglih Verwaltung. 

Als Staatdeinrihtungen, welde die Landwirthſchaft im Intereffe ihrer Beförderung be- 

treffen, daher im „Staats-Lexikon“ nicht zu übergehen find, verdienen ſodann bie höhern, mitt- 
lern und niedern landwirthſchaftlichen Lehranftalten Erwähnung. Bon ven höhern Lehran⸗ 
ſtalten ſind hervorzuheben die bereits ältere landwirthſchaftliche Akademie zu Hohenheim in 
Würtemberg, ingleichen die forſt- und landwirthſchaftliche Akademie zu Tharand im Königreich 
Sachſen. In Preußen beftehen gegenwärtig die höhern landwirtbihaftlichen Lehranftalten zu 
Eldena bei Greifswald in Neuvorpommern, zu Poppelsdorf bei Bonn, zu Proskau in Ober: 
Ihlejien und zu Waldau bei Königsberg in Preußen. Dagegen find die Aderbaufhulen für 
die beifere Ausbildung kleinerer Grundbeſitzer, von bäuerlihen Wirthen, Meiern und Vögten 
beftimmt. Bon landwirtbfhaftlihen Mittelfhulen ift die naſſauiſche auf dem Geisberge bei 
Wiesbaden, ald Ackerbauſchule die in Baden zu Hochberg zu benennen. Mehrere landwirth: 
ſchaftliche Unterrichtsanſtalten dieſer Art beftehen befonders in Würtemberg, wo fi die Regie: 
rung der wiſſenſchaftlichen Pflege ded Landbaues fhon lange angenommen hat, demnächſt in 
Preußen jeit Errichtung des Landesökonomiecollegiums (1842) in erheblicher Zahl, unter 
Subvention der Unternehmer aus Staatöfonds. Ingleichen find mit Unterftügung aus öffent: 
lihen Fonds als Vorbilder vorzugsweiſe für die Fleinern, die bäuerlichen, Grundbeſitzer in ein: 
zelnen Gegenden Muſterwirthſchaften unter Aufiht und Leitung ausgezeichneter Landwirthe, 
hingegen behufs wiſſenſchaftlicher Förderung durch Anwendung der für die Landwirthſchaft be— 
reits unentbehrlich gewordenen Naturwiſſenſchaften auf einzelnen Gütern auch chemiſche Ver— 
ſuchsſtationen eingerichtet. In Preußen hat man außerdem mit der Errichtung beſonderer 
Lehrſtühle der Landwirthſchaft an denjenigen einzelnen Univerſitäten begonnen, in deren Nähe 
ſich keine höhere landwirthſchaftliche Lehranſtalt befindet. 
Auf die Nothwendigkeit einer wiſſenſchaftlichen Ausbildung der Landwirthe hingewieſen zu 
haben iſt ebenfalls ein Verdienſt Thaer's, der ſelbſt bald nach feiner überſiedelung in den preu— 
hiſchen Staatsdienſt und nach Übernahme des Guts Möglin im Jahre 1804 auf dieſem Gute 
die erfte höhere lanpmwirthfchaftliche Akademie in Preußen errichtete und von dort aus durch die 
rationelle Pflege der Landwirthſchaft zu weitern wiffenfhaftlihen Werken Anregung gab, wie 
v. Wulffen's „Statiſtik des Landbaues“, v. Thünen's „Iſolirtem Staate” u. f. w. 2°) 

Endlich ift ald von den Staatöregierungen bervorgerufener und mit ben obern Verwal: 
tungäbehörven in engerer oder weiterer Verbindung flehender Inflitutionen noch der Landes: 
Öfonomiecollegien und der landwirthſchaftlichen Vereine zu gedenken. 

Auch in diefer Beziehung ift England mit vem 1793 von John Sinclair ins Leben geru: 
fenen Board of agriceulture voraudgegangen. 27) Später forderte das unter den preußifchen 
Reformgefegen hervorragende Ediet über die Beförderung der Landeultur vom 14. Sept. 1811 
zur Bildung landwirthſchaftlicher Geſellſchaften durch Vereinigung erfahrener praftifcher Land— 
wirthe in gröfern und Fleinern Diftricten auf, indem vafelbft gefagt wurde, „daß, nachdem in- 
folge der Anordnungen zur Erweiterung und Verbefferung der Land- und Forſtwirthſchaft 
jeder Landwirth ein freies Feld zur Thätigfeit und Anwendung feiner Induftrie erhalten habe, 
ed nur darauf anfonme, die legtere allgemein zu erwirfen und den regen Sinn für reelle Wer: 
befferungen auch unter diejenigen zu verbreiten, welche bisher zu entfernt von den Quellen der 
Belehrung geftanden hätten, auch ohne Mittel geweſen feien, foldje zu benugen’. Es beſtehen 
dergleichen landwirthſchaftliche Vereine in allen veutfchen und civilifirten Staaten, Special: 


24) Vgl. Lette und v. Rönne, Bd. II, Abth. 2, S. 752, 770, 766, 760. 

25) Vgl. Kette und v. Rönne, Bd. Il, Abth. 2, ©. 753 fü. 

26) Koͤrte, Albrecht Thaer, fein Leben und Wirken (1839), und Thaer's Örundfäge der rationellen 
Landwirthſchaft, I, 18 fg. 27) Thaer, I, 4T—64 ; III, 102 fg. 
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und Zmeigvereine meiftentheils im Anſchluß an größere Gentral = und Provinzialgefellihaften 
diefer Art, daneben aber auch beſondere Vereine für einzelne Gulturzweige, für Gartenbau, 
Obſt-, Bienen: oder Seidenzucht u. f. w. 

Die im Landeulturediet von 1811 für Preußen in Ausficht geftellte Errichtung eines Gen: 
tralbureau zur Vereinigung der verfchiedenen landwirthſchaftlichen Affociationen zur Vermit— 
telung ihrer Anträge und Wünſche bei den Staatsbehörden und als landwirthichaftlich = tech— 
nifche Deputation des betreffenden Minifteriums ging jedoch erft weit fpäter, im Jahre 1842, 
in Erfüllung. Das nad) vem Regulativ vom 25. März 184279) neben dem Minifterium um 
damals felbftändig errichtete Landesökonomiecollegium ift jedoch inzwiſchen näher mit dem Mi: 
nifterium für die landwirthichaftlihen Angelegenheiten verbunden worden, ſodaß flatt des be: 
fondern Präfidenten der Minifter, beziehendlich ein von ihm delegirter Rath die Verhandlungen 
und die Sigungen leitet, der Generalfecretär ded Landesökonomiecollegiums jegt Mitglied des 
landwirtbfchaftlihen Minifteriums ift und das Gollegium, welches theild aus höhern Verwal: 
tungsbeamten der verfchiedenen Minifterien, größerntheild aud den Präfidenten der Provin: 
zialhaupt= und Gentralvereine und außerdem aus einer Anzahl hervorragender Landwirthe 
aller Provinzen beſteht, periodiſch, hauptſächlich zur Begutachtung der die Landwirthſchaft bes 
treffenden Gefegentwürfe und allgemeinern Verwaltungsmaßregeln, einberufen wird. Über 
deſſen Thätigkeit geben die ald Wochenblatt erfcheinenden „Annalen der Landwirthſchaft in den 
preußiſchen Staaten‘ Auskunft. 

Ahnlich diefer gegenwärtig in Preußen beſtehenden Inftitution find die zum Theil fon 
ältern und, wie unter andern im Königreich Sachſen, jehr vervollflommneten Einrichtungen in 
einer Mehrzahl anderer deutſcher Staaten. W. U. Kette. 

Lauenburg. Wenige von den vereinzelten Trümmern, die von dem gewaltigen Machtbau 
Heinrich's des Löwen übrig find, haben eine jo merkwürdige Vergangenheit ald das Fleine Her— 
zogthum Lauenburg, das in nenefter Zeit wieder durch feine Doppelftellung zwiſchen Deutſch— 
land und Dänemark ein beſonderes Interefje gewonnen hat. 

Es heißt ſich eine ſchwierige Unterfuhung auferlegen, aus den ſpärlichen Berichten der Örie- 
chen und Römer auch nur mit einiger Sicherheit die Wohnfige der von ihnen in diefen entfernten 
Küftenländern genannten Völker während der erften Jahrhunderte nah Ehrifto beſtimmen zu 
wollen, zumal die hydrographiſchen Verhältniſſe diefer Gegenden feit jener Zeit jehr wefentliche 
Ungeftaltungen erfahren haben. Genug, es leidet feinen Zweifel, daß alle Länder im Süden 
der Dftiee bereitö lange vor unferer Zeitrechnung, als die erfte dunkle Kunde von denfelben zu 
den Anmohnern des Mittelmeerd gelangte, von germanischen Stämmen bewohnt waren. Die 
Bölferwanderung brachte naturgemäß auch hier große Veränderungen hervor, und die fränfi- 
chen Annalen, namentlih Einhard, weitaus die beſte Duelle jener Periode, geben und Licht 
über die Örenzicheide, welche um das Jahr 800 hier die ſſawiſchen und deutſchen Völferfchaften 
voneinander trennte. Damals lief jene Scheide mitten durch das heutige Rauenburg, ſodaß den 
nördlichen Theil ein wendiſcher, jpäter Polaben genannter Stamm, den ſüdlichen die Sachſen 
innebatten. Noch während ber erften Hälfte des 12, Jahrhunderts war der Norden von einer 
rein jlamifchen Bevölkerung bewohnt und bildete von 1105—29 einen Theil des großen, kurz 
dauernden Wendenreihs, das Heinrich, ein Nahfomme ver frühern Fürften der Obotriten, 
Riftete. Bon 1129 —31 wurde diefer Theil von dem dänischen Königsfohn Knud Kaward, dent 
erjten Herzog von Südjütland, beherrſcht, den Kaiſer Lothar zum König der Wenden ernannt 
hatte. Als aber nach deſſen Ermordung und nad kurzem Ringen um Selbftändigfeit unter ein: 
heimischen Fürften das Polabenland von Heinridy von Badewide erobert war und diefer wieder 
1142 gezwungen wurde, daflelbe an ben bolfteinifchen Grafen Adolf IL, den Augen Erwerber 
des gleichfalls wendiſchen Wagrien, abzutreten, drang der deutſche Ginfluf mädtig vorwärts, 
und diefer gewann feinen geringen Zuwachs, als die welfiſche Hausmacht ſich auch über dieſe 
Wendenländer ausdehnte und ſich zu einer Höhe erhob, die dem kaiſerlichen Anſehen mit Erfolg 
zu trotzen im Stande war. Schon zu den Begebenheiten des Jahres 1168 konnte ein Zeit 
genoffe, der vortreffliche holſteiniſche Ehronift Helmolo, ſchreiben, das ganze, einſt von Slawen 
bewohnte Land von der Eider bis an den Schweriner See ſei in eine einzige Sachſencolonie ver- 
wandelt, 

Dem ausgedehnten Herzogthum Sachſen hatte der fürliche Theil damals ſchon lange an- 
gehört. Karl der Große hatte hier eine Grenzmark gegen die Slawen errichtet, und Otto ber 


. 


28) Lette und v. Rönne, I, 5, 10 fg. 
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Große verlieh um 960 das Herzogthum Sachen zu beiden Seiten der Elbe dem tapfern Her: 
mann Billung, veffen Stamm 1106 mit Herzog Magnus, dem Sieger über die aufrührerifchen 
Slamen in der Schlacht bei Schmilow (1093), erlofh. Als Erben feiner Macht, die jegt auch 
das Polabenland umfaste, traten die Welfen ein. Zunächſt freilid verlieh Kaiſer Heinrich V. 
das Herzogthum dem Grafen Lothar von Supplinburg und Querfurt; ald diefer aber 1127 
zur Kaiferwürbe gelangt war, übertrug er e8 jeinem Schwiegerfohn Heinrich dem Stolzen von 
Baiern, deſſen Vater, Heinrich der Schwarze, mit Wulfhilve, der Älteften Tochter ded Magnus, 
vermählt war. Die Übertragung des Lehnd erfolgte jedoch nach dem Zeugniß Helmold's erit 
kurz vor dem Tode Lothar’ (geft. 4. Dec. 1137); feine Urkunde vor diefem Jahre bezeichnet 
Heinrich den Stolgen ald Herzog von Sachſen. 

Zum ruhigen Genuffe feines neuen Herzogthums gelangte dieſer überhaupt nit. Sein 
Anfehen unter ven deutſchen Reihöfürften war zu groß, um nicht vem Kaifer Konrad, dem erften 
Hobenftaufen, gefährlich zu fheinen; 1138 ward er in die Acht erklärt, und Sachſen wurde 
Albrecht vem Bären von Adfanien, der durch feine Mutter Eilifa gleichfalls ein Enkel des Bil: 
lungers Magnus war, zugeſprochen. Am 20. Det. 1139 flarb Heinrich der Stolze plöglich und 
hinterließ als Erben feiner Befigungen und Anſprüche ven damals zehnjährigen Heinrich den 
Löwen, deffen Mutter und VBormünderin Gertrud 1142 den Streit auf dem Reichstage zu 
Frankfurt dahin verglih, daß Albrecht ver Bär zu Gunften ihres Sohnes auf das Herzogtbum 
Sachſen nebſt defjen jlawifchen Zubehörungen verzichtete und die Mark Brandenburg als bejon- 
deres Reichslehn erhielt. 

Der Umfang des Ländergebiets, deſſen Regierung Heinrich der Loööwe nach erreichter Voll: 
jährigkeit antrat und zu dem die von Adolf von Schauenburg beherrſchten Länder Holſtein, 
Wagrien und das Polabenland gehörten, erregte ven Neid und die Furcht ſeiner minder mäch— 
tigen Nahbarn; feine fortgefeßten Groberungen nad Oſten hin erwedten die Eiferſucht des 
Kaifere. Ihm, der den fußfällig Bittenden kalt aufgehoben, aber nicht erhört hatte, maß Fried: 
rich Barbaroffa die Schuld bei, daß ihm der Lieblingsplan feines Lebens auf dem Schladhtfelve 
von Legnano mislungen war. Giner Verbindung ded Kaifers mit fämmtlihen Nahbarn und 
unzufriedenen Bafallen fonnte der Löwe nicht widerftehen; auf dem Reichstage zu Würzburg 
um Weihnachten 1179 wurde über ihn die Acht erfannt und ſechs Wochen fpäter auf dem Reiche- 
tage zu Gelnhaufen beftätigt. Auf feine Fleinen Erblande bejhränft, mußte er noch dieje für 
lange Zeit verlaffen. Große Stüde des von ihm beherrichten Landes wurden von feinen Nach: 
barn an ſich geriffen, kleinere Vaſallen ſchwangen ſich zur Neichsunmittelbarkeit auf, Lübeck 
wurde eine reichsfreie Stadt, Rauenburg ging mit dem fehr verringerten Herzogthum Sachſen 
an den vom Kaiſer neuernannten Herzog Bernharbüber, ven zweiten Sohn Albrecht's ded Bären, 
bisherigen Grafen von Anhalt. Gerade in Lauenburg und den öftlicher belegenen Gegenden 
mar Heinrich's TIhätigkeit höchſt ſegensreich geweſen. Es lag in feinem Interefle, die deutſche 
Golonifation zu befördern, er hatte das am 21. Jan. 1157 dur) Papft Hadrian IV. beftätigte, 
für jene Gegenden fo wichtige Bistum Nageburg gegründet, und warb fo, wenn aud um: 
bewußt, ver Träger einer neuen, höchſt folgenreihen Gultur. 

Herzog Bernhard war der Erbauer der Lauenburg, deren Name ſchwerlich von den Polaben, 
fondern wol von Xov, d. i. Wald, abzuleiten ift; eines dauernden Beſitzes des Landes erfreute er 
ih aber nit. Der zurücdgefehrte Löwe fand namentlich unter denen, die durch die neue Orb- 
nung der Dinge nicht befriedigt waren, no Anhang genug, um feine alten Anſprüche zu er: 
neuern, wichtiger war ed aber, daß damals ein benachbarter Staat in Norbdeutichland zu 
einer immer fleigenden Macht gelangte. 

Nod vor einem halben Jahrhundert Hatte Dänemark mit Mühe feine Küften gegen die wen- 
diſchen Seeräuber gefhügt, allein unter dem Sohne Knud Laward's, Waldemar dem Großen, 
und unter deſſen Söhnen, Knud VI. und Waldemar dem Sieger, erreichte ed einen Einfluß, wie 
es ihn feitdem nie wieder erlangt hat. Es hatte Rügen eingenommen, Holftein unterworfen 
und eroberte im Jahre 1202 die Lauenburg. In Hamburg herrfchte jegt als däniſcher Lehns 
mann ber Graf Albert von Orlamünde, ein Schwefterfohn Waldemar's des Siegers, über Hol- 
ftein, Dithmarſchen, Wagrien, das Bolabenland und die Lauenburg, der däniſche Einfluß erftreckte 
ih über Schwerin weit in das wendiſche Gebiet hinein. Es hatte ganz ven Anſchein, als ob 
ſich ein Dänenreich bilden würde, welches alle Länder ver Oftfee bis zu ver Kolonie hin umfaffen 
würde, bie von den Dänen in Efthland angelegt war. Und es fehlte in der That nicht viel, daß 
die Gefhichte diefen Gang genommen hätte, nachdem Kaifer Friedrich I., deſſen ganze Neigung 
feinem Geburtölande Italien gehörte, durch eine 1214 zu Met audgeftellte, 1216 und 1217 
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von den Päpſten Innocenz IH. und Honorius III. beſtätigte Urkunde ganz Nordalbingen mit 
den Slawenländern bis zu dem Eleinen mecklenburgiſchen Gxenzfluffe Elve dem Dänenfönig als 
ein vom Reiche getrenntes, mit den Königreid zu vereinigended Land abgetreten hatten. Dieſe 
Grenzbezeihnung ließ die Oftgrenze gegen die Slawen völlig unbeftimmt; fhon ließen die 
dortigen neuen VBafallen ver Dänen den Namen des deutfchen Kaiſers weg und unterfchrieben: 
„BRegnante rege Waldemaro.‘’ 

Allein gerade ein Graf von Schwerin, Heinrich der Schwarze, wie ihn die Dänen, oder der 
Fromme, wie ihn die Schweriner nennen, gab durd ein Unternehmen von außerorbentlicher 
Kühnheit Anlaß zu dem jähen und plögliden Umfturze dieſes ftolzen Machtgebäudes. Iu der 
Nacht von 6. auf den 7. Mai 1223 überfiel er Waldemar den Sieger, der auf der Fleinen Injel 
Xyd bei Fünen jagte, und führte ihn mit feinem gleichnamigen, ſchon gefrönten Sohne als Ge— 
fangenen fort, Ein Verſuch zu feiner Befreiung mislang feinem Neffen, dem Grafen Albert, 
in der Schlacht bei Mölln 1225 völlig. Schweres Löſegeld mußte die Freiheit des Königs er: 
faufen; durch ben Vertrag zu Bardewif vom 27.Nov. 1225 trat Waldemar alle deutſchen 
Reichsländer zwifchen der Eider und Elbe, der Weft- und Oſtſee und alle flawifchen Lande, nur 
Rügen ausgenommen, dem Deutſchen Reiche wieder ab. Ein neuer Verfud zur Wiebergewin- 
nung ber verlorenen Rande durch Warfengewalt, nachdem Waldemar von feiner eidlich übernont= 
menen Verpflichtung durch Bapft Honorius entbunden war, hatte die Schlacht bei Bornhöved am 
22. Juli 1227 und die gänzliche Belegung bed Dänenkönigs zur Folge. Dieſe Schlacht gab auch 
den Anlaß zu dem Entftehen des jegigen Herzogthums Lauenburg, denn um diefen Preis wurden 
die beiden Schwefterfähne des däniſchen Königs, Graf Albert von Orlamünde, ber feit der 
Schlacht bei Mölln ein Gefangener war, und Graf Dtto von Küneburg, der bei Bornhöyen in 
Gefangenſchaft gerieth, in Freiheit geſetzt. Erfterer verzichtete eidlich auf das lauenburgiſche und 
die übrigen ihm von dem Dänenfönig übertragenen Lehen; letzterer trat auch Higader mit dem 
Landbezirk längs des linfen Elbufers dem askaniſchen Haufe ab; dad Jahr 1228, in welchem 
diefe Verträge geichloffen wurden, ift das Geburtsjahr des heutigen Herzogthums Lauenburg, 
über welches die Adfanier bis zum Audfterben des Hauſes 1689 geherrſcht haben. 

Herzog Bernhard zwar war bereitö 1212 im Lande Gabeln, das einen Theil des Herzog: 
thums bildete und bei vemfelben auch bis zum Außfterben dieſes Haufes verblieb, geftorben und 
hatte feinem Sohne Albredyt wenig mehr als feine Anſprüche binterlaffen, die für eine Reihe 
von Jahren hoffnungslos gefhienen hatten. Jetzt kehrte Albrecht ſiegesfroh in das Land zurüd, 
das fein Vater als Flüchtling hatte verlaffen müſſen. Er farb 1260 mit Hinterlaffung zweier 
minderjähriger Söhne, Johann und Albrecht, die bis zum Tode des ältern die Regierung ge— 
meinfhaftlic führten. Grfterer war der Stammvater der jpäter fogenannten Herzoge von 
Sachſen-Lauenburg, legterer ver des Hauſes Sahfen- Wittenberg. Die Geſchichte beider Linien 
ift nicht erfreulih. Streitigkeiten. mit ihren Nachbarn und unter jih, Gewaltthätigfeiten, - 
Geldnoth, ſchwere Verlufte und Bedrückungen ihrer Unterthanen bezeichnen den Lauf ihrer Thä⸗— 
tigkeit während des Zeitraums von mehr ald vier Jahrhunderten. Johann I. und Albrecht IL. 
nannten fi in Erinnerung an ihre ererbten Anfprüche zuerſt „Herzoge von Sadjen, Engern 
und Weſtfalen“. Nach dem Tode des erftern wurde eine Iheilung zwiſchen deſſen Söhnen Jo- 
haun II., den Stammvater der möllusbergedorfer Linie, Albrecht IH. und Erich I., dem Stif: 
ter ber lauenburgsrageburger Linie, und deren Oheimen vorgenommen, doch erſt nachdem bie jun: 
gen Herzoge die Volljährigkeit erreicht hatten. Daß die Kurwürde nicht geteilt werden konnte, 
wardeine Duelle fortwährender Zwiftigkeiten, denen erſt eine Entſcheidung Kaifer Karl's IV. vom 
Jahre 1355, die der wittenbergifhen Kinie zum Dank für ihre Anhänglichkeit an ihn den aus: 
ſchlleßlichen Befig der ſächſiſchen Kur und des Erzmarſchallamts zufprad), ein Ende machte. Von 
den beiden lauenburger Linien, die unter ſich ebenfo wenig Liebe zueinander hegten, erloſch die 
möllnzbergedorfer 1401 den 31. Mai mit Erih II. Schon damals waren von dem aud nad 
dem Falle Heinrich’ des Löwen immer noch großen Lande, mit den Herzog Bernhard belehnt 
worden war, der anſehnlichſte Theil abgetrennt worden; Holftein mit Stormarn und Wagrien, 
Schwerin und Schauenburg hatten die Neihsunmitrelbarkeit erlangt; über die Grafihaften 
Lüchow und Dannenberg war ſchwerer Streit mit den Herzogen von Braunfhweigstüneburg, 
wobei es ſich um die Frage handelte, ob dieſelben Alodialbeſitzungen Heinrich's ded Löwen ge- 
wejen feien ober nicht; viele einzelne Gebiete waren, größtentheild nicht ohne eigene Schuld, ver: 
loren gegangen. Die lauenburgsragenburger Linie trat in bad Erbe der audgeftorbenen 
Stammeövettern ein, aber die Verlufte hörten nicht auf, namentlich wurbe 1420 das reihe Amt 
Bergedorf von den Städten Lübe und Hamburg erobert, die wegen vielfahen Strapenraubs 
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zum Kriege gezwungen worden waren. Dann folgten Verkäufe und VBerpfändungen von 
Schlöſſern, Gütern und Städten, wodurd das Herzogtbum immermehr zufammenihrumpfte. 

Allerdings bot fih bald nad; dem Ausfterben der mölln = bergedorfer Linie die Ausſicht auf 
eine anfehnlihe Gebietderweiterung dar, denn im Jahre 1422 erlofh mit dem Kurfürften 
Albrecht V. das Gefhleht Sachſen-Wittenberg, und die Lauenburger waren jegt die einzigen 
agnatifhen Nachkommen ded Herzogs Albrecht 1. Ihren Anſprüchen ald nächſte Stammovettern 
ftand freilich die zwiſchen Albrecht II. und den Söhnen Johann’s I. vorgenommene Theilung 
entgegen, da nad) ven Grundſätzen des Lehnrechts das Net der einen Linie auf die Lehen der 
andern durch die gefchehene Theilung erloſch, ſofern daſſelbe nicht durch die fortgejegte Gefammt: 
belehnung oder wenigftend durch eventuelle Mitbelebnung in Kraft geblieben war. Selbft Erb: 
verträge änderten hieran nichts, außer wenn fie mit Oenehinigung des Lehnsherrn abgeſchloſſen 
waren. Die Lauenburger beriefen fih nun zwar auf eine am 8. Juli 1374 von Katjer Karl IV. 
beftätigte Erbverbrüberung mit der wittenberger Linie, in welcher ausgeſprochen war, daß die 
Herzoge von Sachſen-Lauenburg mit denen von Wittenberg ihre Reichölehne zur gefammten 
Hand befigen follten ; fie brachten ferner einen vom Jahre 1414 datirten Lehnsbrief des Kaiſers 
hervor: allein die Mitbelebnung des lauenburgiſchen Hauſes war nie erfolgt, den Lehnsbrief er- 
flärte der Kaifer 1426 als erſchlichen und von feinem Kanzler ohne fein Vorwiſſen ausgeſtellt 
Kaifer Sigismund beeilte fi, noch im Todesjahre Albrecht's von Wittenberg beflen Lande mit 
der Kurfürftenwirbe und dem Erzmarfchallamte vem Markgrafen Friedrich dem GStreitbaren 
von Meißen ald Belohnung für deſſen im Huſſitenkriege geleiftete Dienfte zu übertragen. 
Erich V. von Lauenburg und feine Söhne proteflirten zwar fort und fort, fie wandten ſich an ven 
Papſt und an das Concil, welches damals in Bafel verfammelt war, ſie ſtürzten ſich zur Geltend⸗ 
machung ihres vermeintlichen Rechts in eine Schulvenlaft, die ihre Unterthanen noch Tange bitter 
enıpfanden, aber alles ohne Erfolg, es blieb ihnen nichts als ir Fleines Ländchen mit dem dazu= 
gehörigen Hadeln, der legte ÜÜberreft von dem, was einft fo groß gewefen war. Die Kurmwürde 
war jedoch bis zum Ausfterben der angeblich beleivigten Linie ein Gegenftand des Streit#, der 
ſich jedoch glücklicherweiſe lediglich um Titel und Wappen drehte. Kaiſerliche Verbote vom 
26. Aug. 1471 und vom 21. Juli 1667 unterfagten den Lauenburgern, fih Kurfürften und 
Reichsmarſchälle zu nennen und in ihren Wappen die Kurfchwerter zu führen. Endlich wurde 
dem Tegten Herzoge, Julius Franz, der fih im Türfenkriege um den Kaifer verdient gemadt 
hatte, am 3. Sept. 1671 vertragsmäßig geftattet, die Kurſchwerter zu führen, doch nicht im 
Hauptwappen, ſondern im legten Schilde. 

Zwiftigfeiten wie diefe, in rein dynaſtiſchem Intereffe begonnen, hatten natürlid auf den 
Zuftand der Bewohner Lauenburgs nur infoweit Einfluß, als jie die Schuldenlaft der Herzoge 
und fomit deren Anforderungen an ihre Untertbanen vermehrten, und als fie die Thätigkeit der 
Herrfcher für das Wohl ihres Landes lähmen mochten. In legterer Beziehung jedoch dürfte das 
Unheil nit zu hoch anzuſchlagen fein, denn es fheint nit, daß unter der langen Reihe ver Ker- 
zuge aus dem askaniſchen Haufe viele geweſen find, die ſich der Derpflihtungen gegen ihre Un: 
terthanen deutlich bewußt geweſen find. Überhaupt bietet die innere Geſchichte des Landes 
keineswegs einen erfreulichen Anblid. Es folgt aus der Natur der Berhältniffe, daß in einem 
fo urbeutfchen Lande, defjen Fürſten fortwährend den Titel eines Herzogs von Sachſen bewahr: 
ten, deſſen Bewohner fich bis auf den heutigen Tag weit mehr durch treues Feſthalten an dem 
Hergebrachten als dur rafche Beweglichkeit auf der Bahn des Fortſchritts auszeichnen, auch die 
altdeutichen Gefege und Rechtsgewohnheiten, namentlich ſächſiſches Lehnrecht und Sachſenſpiegel 
die Grundlage alles Öffentlihen und privaten Rechts bildeten, und dies ift aud) in einer Menge 
und aufbewahrter Entſcheidungen der höchſten und der niedern Gerichte vollftänvig anerkannt. 
Es verfteht ſich demnach von jelbft, daß auch in Lauenburg die freien Männer dieſelben Rechte 
hatten, wie jie ich von alter her bei allen germanischen Stämmen finden, und daß die herzogliche 
Regierungsgewalt in vielfaher Beziehung durch die Mitwirkung der Landſtände beſchränkt war. 
Ein eigentlihes Wahlrecht oder auch nur ein Einwilligungsrecht in der Wahl des Landesherrn 
haben die Einwohner zwar nie beanfprudt, in dem frühen Mittelalter wurden die Reben des 
Reichs weder durch Wahl noch durch Erbfolge verliehen, fie wurden nach Gutdünken des Kaifers 
vergeben, dagegen fommen wiederholt Fälle vor, daß die Landſtände ſich von untühtigen Re- 
genten losfagen und daß ſie aus dem herzoglichen Haufe einen tauglichern erwählen. Am be: 
Fannteften find die burd den langen traurigen Bruderzwift für Lauenburg fo verderblich gewor— 
denen Borgänge zwifchen den Söhnen Franz’ I, der feinem älteften Sohn Magnus durd einen 
am 17. Nov. 1571 in Lüneburg abgefhloffenen und am 4. Der. in Büchen vervollftän- 
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digten Vertrag bedingungsweiſe die Negierung abgetreten hatte. Magnus, dem die lauenbur— 
gifche Ritter: und Landſchaft am 13. Mai 1572 gehuldigt Hatte, erregte durch feine Misregie: 
rung eine folde Unzufriedenheit, daß fein Bruder Franz II., ver Jüngere, dieſe benugen und ſich 
im Einverſtändniß mit ven Landeshäuptern durch Waffengewalt in den Beſitz des Herzogthums 
jegen fonnte, der ihm auch 1585 vom Kaifer beftätigt wurde. 

Damald war allerdings die Erblichfeit der Lehen durch Gewohnheitsrecht zur allgemeinen 
Anerkennung gelangt, und die Rechte zur Mitwirkung bei der Randesregierung im Laufe der 
Zeit auf einzelne bevorrechtete Klaffen beſchränkt. In wenigen deutichen Ländern hat ver Druck 
des güterbejigenden Adels ſchwerer auf dem Bauernftand gelaftet als in Lauenburg. Allgemeine 
Zandtage wurden freilich zu allen Zeitperioden abgehalten, Fein lauenburgifcher Herzog hat die 
ganze gejeggeberiihe Gewalt zu beanfpruchen gewagt: Allein zu diefen Landtagen wurden 
allmählich nur die Ritter: und Landſchaft und die Städte berufen, d. h. die unirte Ritterfchaft, 
die Befiger der adelihen Güter und die der Städte, in denen wieder einzelne Gefchlechter über: 
wiegenden Einfluß erhalten hatten. Diefelben Urſachen, die in allen deutſchen Landen dazu 
beigetragen hatten, daß es mit dem freien Bauernftande rückwärts ging, namentlid) der Unter: 
gang der Wehrfraft des Volks, Hatten auch bier eingewirft. Nur gegen landesherrliche 
Willkür boten die Landtage Schug. Berfaffungsmäßig follten fie Öffentlich abgehalten wer: 
den. Büchen galt ald regelmäßiger Verfammlungsort, die Entfheivung gab einfache Stim: 
menmebrheit der Erjchienenen, ihnen fand das Steuerbewilligungdrecht, die Prüfung und Ge- 
nehmigung der Gefege, die Mitwirkung bei der Verpfändung und Veräußerung von Randes: 
theilen, felbft bei Staatöverträgen und Bündniſſen zu, fofern dadurch ven Unterthanen eine Laft 
aufgebürdet wurde, Nechte, die durch die ewige Union zu Loͤwenburgk vom 16. Der. 1585, der 
die Städte Lauenburg und Nageburg am 6. Ian. 1586 beitraten, ihren vollftändigen Ausdruck 
fanden. Diefe Union, welde von Herzog Franz II. und deffen Nachfolgern in förmlichfter Weiſe 
betätigt wurde, bildet die Grundlage der lauenburgifhen Verfaffung. Zwiſtigkeiten mit dem 
Herzog Auguft veranlaßten am 19. Sept. 1619 eine Wiederholung und Vervolljtindigung der 
Union, die von Ritter: und Landfhaft mit Zuziehung der beiden Städte Lauenburg und Rage: 
burg abgefhloffen wurde, den ganzen Vortheil viefer Verträge aber trug die Nitterfchaft davon. 
So ftarf war der Eorporationdgeift, daß bei Verlegung ihrer Standeögenoffen die Beſtimmung 
treulih gehalten wurde, „es folle die Ritter und Landſchaft mit dem befchwerten Theile für 
Einen Mann ftehen, die Herrſchaft gebührlich erinnern der ausgegebenen Siegel und Briefe und 
des Rechten, und weldhergeftalt Die von der Ritter: und Landſchaft nicht weiter mit Ihren fürft- 
lihen Onaden verwandt gemacht, als inwiefern ihnen hinwieder, was verfährieben und verfiegelt, 
aud gehalten würde, und daß fie alfo auch nicht weiter an ihr Gelübde gebunden fein wollten”. 
Allein des Eides, den die vier gewählten Älteften ver Ritterfchaft, deren Amt niemand ablehnen 
durfte, ableifteten: „daß fle ſich des Niedrigen ſowol al8 des Hohen ohne einiges Anfehen der 
Perfon treulih annehmen und deſſen und des ganzen Bandes Beſtes fördern wollten“, ward nur 
zu oft nicht gedacht. Selbſt die mitverbündeten Städte, von der Ritterſchaft im Stich gelaffen, 
hatten von der Union wenig Gewinn. libler noch war die Lage der Bauern. Eine eigentliche 
Leibeigenfchaft zwar hat e8 in Lauenburg zu feiner Zeit gegeben, obwol gelegentlid) von einzelnen 
adelihen Grundbefigern Verfuche gemacht find, eine foldhe zu behaupten. So wollte im Jahre 
1642 Hieronymus dv. Dorne auf Niendorf nicht nur feine eigenen Gutsleute als LXeibeigene 
anjehen, fondern auch die Leibeigenfhaft in Lauenburg als vorhanden behaupten, wie fie in den 
benachbarten Ländern Wagrien und Medlenburg beftand. Es erklärte jedoch die gefammte 
Ritter: und Landſchaft: „daß man niemals von einer Leibeigenichaft der lauenburgiſchen Bauern 
etwas gehört, auch niemals vernommen, daß der Landesherr oder feine fürftlihen Vorfahren 
ſolche behauptete Leibeigenſchaft beftätigt over den niendorfer Gutäherren vor andern von Abel 
einigen Vorzug und mehrere Gewalt über feine Untertanen gegeben hätten.” Daß man aber 
überhaupt mit einer foldhen Behauptung hervorzutreten wagte, ift an fih ein Hinlänglicher Beweis 
für den ungünftigen Zuftand, in ven die Öutsangehörigen im 16. Jahrhundert geraten waren, 
und in der That fehlt es nicht an Beweifen, daß diefer Zuftand ſich wenig von einer eigentlichen 
Leibeigenfhaft unterſchied. Die Gutdleute durften nicht das von ihnen bewirthfchaftete Gehöft 
nach eigenem Ermeſſen verlaffen, felbft dann nicht, wenn ihnen die Bedrückungen ver Gutsherren 
unerträglid ſchienen, dagegen fand e8 in der Macht der legtern, fie beliebig, aud ohne ange: 
meflene Entfhädigung an einen andern Ort zur Betreibung eines vielleicht wüften Hofes zu ver: 
jegen, denn der freie erbliche Orundbefig der Bauern war mit der fteigenden Adelsmacht nad 
und nad zum bloßen Recht ver Nugnießung, wenn auch noch mit den Recht der Bererbung, her: 
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abgefunfen. Zur VBerheirathung der Gutäleute und deren Kinder bedurfte e8 der gutsherrlichen 
Einwilligung mitteld eined Trauſcheins. Die an diefelben gejtellten Forderungen hatten fein 
Ende und waren zum Theil maßlos. Natural: und Gelogefälle wurden unter dem Namen 
„Pacht“ bis zur Unerſchwinglichkeit gefordert, Dienfte ungemeffen beanjprudt, das Jagdrecht 
und die fogenannte „Schafabtrift” auf den abgeernteten Adern zur ſchweren Bebrüdfung der 
Kandbebauer ausgeübt, die Abgaben nad Willkür vertheilt ohne Rückjiht auf die den Lauen— 
burgern durch das ſächſiſche Landrecht feierlichit zugeficherte Beftimmung, daß ‚‚fein Gebot, no 
Steuern (Beeden), noch Recht auf dad Landvolf gefegt werben dürfe, ed verwillige denn das 
Landvolk ver Gemeinde darin”. Wo jollte ver Bauer jein Recht ſuchen? Es fehlt zwar nidt 
an gejeglichen Beftimmungen zu feinen Gunſten. So verbietet der Vertrag des Herzogs Mag: 
nus Il. mit den Ständen vom 6. Oct. 1573 der Örunbobrigfeit, d. h. der nahmaligen Guts— 
berrichaft, irgend willfürlich mit den Bauern zu verfahren. In dem Revers, welchen Franz der 
Jüngere im Jahre 1585 feinen Landſtänden ausftellen und beſchwören mußte, war feftgejegt, 
daß er „niemanden wider die Gebühr alt Herfommend und Freiheit de facto ohne fürgehende 
Erkenntniß des Rechtens befchweren oder in einigem Wege gegen ded Landes An= und Zugehö: 
vige, es jei edel oder unebel, Bürger oder Bauer, arm oder reich, mit Beſtrickung feiner Perfon 
oder Auspfahndung, Einziehung, Arreftirung oder Verbietung feiner Habe, Güter und Dienfte 
ganz oder zum Theil nichts fürhängen oder fürnehmen wolle”. In der Union von demfelben 
Jahre wird unter ven Fällen, „wo einer für alle und alle für einen ftehen und bei Verluſt aller 
Ehre dem unrecht Verlegten wieder zu feinen Rechten helfen ſollen““, ausprüdlih angeführt: 
„Wenn einer von den Untertbanen ohne ordentliche Erkenntniß des Rechtes verleget, turbiret, 
ſpoliret, entwehret oder entjeget werben follte”. Aber dieſe Zufagen wurden, ſoweit e8 den 
Bauernftand betrifft, übel erfüllt. Franz I. (1543—71, geft. 19. März 1581), ein ebenfo 
ſchlechter Regent ald Haushalter, ging den Evelleuten bei ver Bedrückung der Bauern mit böfem 
Beifpiel voran. Wo diefe nad altherfümmlichen Recht alle drei Monate nur Einen Tag Fron— 
dienfte geleiftet, jährlich einige Fuder Holz gefahren und in der Ernte drei Tage geholfen hatten, 
forderte er allwöchentlich drei, ja jelbft fünf Tage Dienfte, und fein Beijpiel ward von den Evel- 
leuten treulich nahgeahmt. Die Gerichte gewährten nur unvollfommenen Shut. Nicht eigent: 
ih, ald wären die gejeglihen Beſtimmungen in diefer Beziehung unzureichend gewefen. Die 
Untergerichte ftanden in ihrer Drganifation denen feines andern deutichen Landes nad, ein be: 
fondered Hofgericht war bereits von Herzog Franz 1. im Jahre 1578 eingeführt, die Hofgerichts— 
oronung war 1624 durch Herzog Auguft wiederum duchgejehen und verbeffert worden, jie 
wurde 1674 „aufs neue revidirt, verbeſſert und foviel möglich nad dem Anno 1654 erridteten 
Reichsabſchied eingerichtet” und erihien unter diefem Titel 1681. Ihr wurde duch Patent 
vom 19. Aug. 1687 ein Interimd= Appendir hinzugefügt, und fie bildete jegt ein für ihre Zeit 
ganz vortreffliches Proceßgeſetz, das ſich bis auf unfere Zeit in Gültigkeit erhalten hat. Allein 
fo ftarf waren damald die Vorrechte der Ariflofratie und jo ſchwach das Gefeg, daß die Be: 
drückungen ber Bauern ungeftraft fortvauerten, bis die fortjchreitende Intelligenz und Huma— 
nität ded 18. Jahrhunderts beffere Zuſtände ſchuf. 

So war die Lage des Landes, ald das herzogliche Haus im Jahre 1689 erloſch. Noch zwei 
Menfhenalter zuvor hatte ed geihienen, als ob fi der Stamm noch lange fortpflangen würde, 
Franz der Jüngere hatte elf Söhne, von denen zehn das Mannesalter erreichten, darunter der 
Herzog Auguft, der ihm am 2. Juli 1619 nadfolgte und fein Land vor den Drangjalen des 
Dreifigiährigen Krieges mit Geſchick ſchützte, und Franz Albrecht, der den freilich längft befei- 
tigten Verdacht auf fi lud, der Mörder Guſtav Adolf's geweſen zu fein. Aber nur Herzog 
Auguft Hinterließ einen Erben, der die Jahre der Kindheit überfhritt, ven Herzog Julius 
Franz, und biefer farb als öſterreichiſcher Generalfelomarihall und ald der legte männliche 
Spröpling feines Geſchlechts am 19. (29.) Sept. 1689 zu Neihenbad in Böhmen, 

Sofort erhoben jih von verſchiedenen Seiten Anſprüche auf den herzoglihen Nachlaß. Im 
eriter Reihe der Erbihaftöprätenventen ftanden Kurjahfen und Braunfchweig. Soweit Erb: 
verträge mit Faiferliher Genehmigung ein Recht zu Ihaffen im Stande waren, lag dad Necht der 
Kurfürften von Sachſen Elar zu Tage. Denn Kaiſer Marimilian hatte bereitd am 28. Juli 1507 
dem Kurfürften von Sachſen und feinem Bruder Johann verwilligt, daß fie und die Gebrüder 
Georg und Heinrich, Herzuge von Sachen, mit dem Herzog Magnus von Sadfensfauenburg 
einen wechſelſeitigen Erbvertrag follten abichließen dürfen, und ihnen überdies zugefagt: „wo 
Herzog Magnus ohne eheliche männliche Reibeserben mit Tode abgehen jollte, dap Wir alsdann 
ihnen und ihren männlichen Leibederben, und da jle nicht wären, den vorgedachten Herzog Georgen 
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und Herzog Heinrichen zu Sahjen und ihren männligen Leibederben fein Fürftentbum und 
Lande zu Lauenburg, tie er die igo inne bat, als Unſer und des Reiches heimgefallen Zehn vor 
männiglic leihen, ald Wir auch hiemit geliehen haben wollen, zu gleicher Weife, als ob ver Fall 
igo geichehen wäre. Dieſe eventuelle Belehnung betraf demnach beide ſächſiſche Fürſtenſtämme 
aus dem Haufe Wettin, doch jo, daß die Albertinifche Linie vor der Erneftinifhen den Vorzug 
erhielt. Beftätigt ward diefe Anwartichaft der erftern Linie abermals von Kaifer Xeopold I. im 
Sabre 1660 und endlich, ald Herzog Franz am 3. Sept. 1671 mit Kurſachſen einen förmlichen 
Erbvertrag abgeihloffen hatte, nohmald am 19. Sept. 1687, folglich nur zwei Jahre vor dem 
Tode des legten lauenburgijchen Herzogs aus dem alten Stamm und ohne Rüdjicht auf die pro: 
teftirenden Fürften von Anbalt. Es ſchien vemnad, ald ob niemand im Stande wäre, die Rechte 
Kurſachſens anzufechten. 

Auch Braunſchweig berief ih auf einen Erbvertrag, und zwar auf einen ältern, der im 
Sabre 1369 zwiſchen dem Herzog Wilhelm zu Lüneburg und dem bereit ald Mitregenten an: 
genommenen Herzog Magnus einerfeitö und dem Herzog Eric IV. von Lauenburg andererfeits 
ſollte abgej&loffen fein. Das Vorhandenfein eines folden gegenfeitigen Erbvertrags und bie 
Bornahme der Eventualhuldigung ließ ih nun zwar nah dem Inhalt der Urkunden über dad 
damalige Bündnig nicht bezweifeln, mwenngleih der Vertrag felbft nicht beigebracht werben 
konnte, aber eine kaiſerliche Beftätigung ward nicht einmal behauptet. Dagegen flügte ſich 
Braunfchweig auf den Umſtand, daß der Ahnherr ihres Hauſes, Heinrich ver Löwe, das Land 
äzuerft von ven Slawen erobert und daß es ihm widerrechtlich entrifjen jei. Es waren jedoch an= 
dere Umftände, die ven jpätern Erfolg des Hauſes ſicherten. 

Neben biefen vorragenden Bewerbern um das Erbe traten ald Brätendenten auf: Die Erne— 
flinifche Linie, die ein Prioritätsrecht der Albertiner nicht anerkennen wollte; Anhalt, deſſen 
Bürftenhaus allerdings von Heinrich, einem Sohne des von Kaiſer Friedrich I. mit dem Herzog: 
thum Sachſen belehnten Bernhard I. abftanımte, aber feinen Antbeil ohne fpätere Geſammt— 
belehnung enıpfangen hatte, deffen im Jahre 1495 von Kaiſer Marimilian betätigte Erbver— 
brüderung ih nur auf die Theilungen in ihrer eigenen Kinierbezog, und beflen Erbvertrag mit 
Julius Franz vom 15. März 1678 niemals die kaiſerliche Beſtätigung erlangt hatte; ferner 
Mecklenburg, dad zwei Erbverbrüderungen aufzumeijen hatte, eine vom 12. Aug. 1431, welde 
Herzog Bernhard I. mit feiner Schwefter Katharina, verwitweten Herzogin von Medlenburg, 
und deren Söhnen Heinrich und Johann abgeichloffen hatte, und eine andere vom Jahre 1518, 
melde zwifchen den Brüdern Eric, Johann, Bernhard un? Magnus, Herzogen von Lauenburg 
einerjeitö, und den Herzogen Heinrih und Albrecht von Mecklenburg andererjeit3 vereinbart 
war, die aber beide der Faijerlihen Confirmation ermangelten, wenngleich Franz II. Die legtere, 
mit ausdrücklicher Ausdehnung auf Die entfernteften Erbfälle geihioffene Vereinbarung no 
hundert Jahre jpäter ald zu Recht beftehend anjfah. Außerdem erhoben noch Erbaniprüde: 
Holftein-Gottorp wegen acht in Amte Schwarzenbed belegener, ehemals dem Klofter Reinbeck 
geböriger Dörfer, welche viejes Klofter dem König Friedrich I. von Dänemark verkauft gehabt, 
die jedoch von den vorigen Herzogen von Lauenburg widerrehtlih in Beilg genonmen waren, 
endlich wegen des für ein Alodium ausgegebenen Landes Hadeln die beiden Töchter des legten 
Herzogs, denen jich deſſen Schweitern, die Witwe ded Herzogs Franz Erdmann und die Herzogin 
von Schleswig: Holftein- Sonderburg anſchloſſen. Auf Hadeln wollte auh Schweden Rechte 
geltend machen, weil es früher ein Theil des Herzogthums Bremen geweſen fei, das im Wefträli- 
hen Frieden an Schweden abgetreten war. 

Das war der Stand der lauenburgifchen Frage nah dem Tode des Herzogs Julius Franz, 
es fanı jegt darauf an, die Rechte mit gehörigem Nachdruck geltend zu machen. Im Deutſchen 
Reiche war fo ziemlich alled möglich geworden, wenn ed nur mit hinreichender Macht unterftügt 
war. Der Kailer hatte, fobald ihm der Tod des Herzogs gemeldet war, mit Rückſicht auf bie 
bevorjtehenden Streitigkeiten bereitd am 25. Sept. 1685 eine vorläufige oberlehnäherrliche 
Sequeftration ded Herzogthums Lauenburg mit dem Lande Hadeln angeoronet, ehe dieſe aber 
zur Ausführung kam, hatte der Kurfürft von Sachſen durch einen Bevollmägtigten unter Zus 
ziehung eined Notard und zweier Zeugen den 26.—29. Sept vom Herzogthum Lauenburg 
und den 2.—4. Dct. vom Lande Hadeln Befig ergriffen. Allein auch diefer Act hatte 
keinen Beftand. Die braunſchweigiſchen Brüder, Herzog Georg Wilhelm von Gelle und Ernft 
Auguft von Hannover, genoffen damals eines hoben Anjehens, fie verfügten über eine anſehn— 
lie Streitmadt, fie waren eng verbunden mit England und mit Schweden, fie hatten dem 
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Kaifer wider die Türfen wirkſame Hüsfe geleiftet, jie hatten foeben den König von Dänemarf 
gezwungen, den altonaifchen Vertrag vom 20. (30.) Juni 1689 abzuishließen, fie fannten die 
Langſamkeit und Ohnmacht der höchſten Gerichte des Reihe. Georg Wilhelm lie das Herzog: 
tbum Lauenburg durch feine Truppen in Bejig nehmen, zunächſt freilich, um es ald Oberfter des 
niederſächſiſchen Kreiſes zu fequeftriren; ein anhaltiſcher Bevollmädhtigter ward bald gezwungen, 
das Land wieder zu verlaffen. Georg Wilhelm irrte jich nicht, als er ſich von der raſchen Beſitz⸗ 
nahme Erfolg verſprach. Der Vorſchlag des Kaiferd, daß die lauenburgifchen Lande bis zu 
ausgemachter Sache unter faiferliher Sequeftration bleiben follten, fand namentlich bei den 
vroteſtantiſchen Ständen lebhaften Widerfprud, eine bewaffnete Zwifchenfunft des Königs von 
Dänemark, dem die neuangelegten Bereftigungen in Rageburg für Holftein gefahrdrohend 
ſchienen, führte zu vem Hamburger Vergleiche vom 29. Aug. 1693, wodurch fi der König ver— 
pflichtete, feine Truppen zurüczuziehen und ſich nicht weiter in ben lauenburgiſchen Erbfolge: 
ftreit zu mifhen. Dann trat Kurſachſen am 19. Juni 1697 „auf ewig alle fein am Serzog: 
thum Lauenburg habendes Recht für ſechs Tonnen Goldes (1,100000 Fl.) ab, unter Vor: 
Gehalt der Mitbelehnihaft, wie aud für den Ball des gänzlihen Erlöfhend des Kur= und 
fürftlihen Haufes Braunfhweigsfüneburg, mit Vorbehalt der Kehnfolge nebft Führung des 
Titeld eined Herzogs von Engern und Weſtfalen“. Die Herzoge von Sachſen Erneftiniicher 
Linie feßten zwar den Rechtöftreit beim Reichshofrathsgericht fort, traten jedoch mit Ausnahme 
von Koburg-Saalfeld 1699 ihre Anſprüche an Sachſen-Gotha ab, deſſen Herzog Friedrich H. 
ih mit dem Kurfürften von Braunſchweig-Lüneburg, damaligem König Georg II. von Grop:- 
britannien, am 22. Sept. 1732 dahin verglich, daß der Herzog gegen 60000 Thlr. mit dem von 
Kurſachſen gemachten Vorbehalte ebenfalld entfagte. Endlich trat auch Koburg bei und erhielt 
von jener Summe 10000 Thlr. So war das Haus Braunſchweig in dem Beſitz ded gefammten 
lauenburgiichen Herzogthums, denn aud) das Land Kabeln, das anfangs unter ſchwediſche But: 
mäßigfeit gefommen war, fiel nad dem nordiſchen Kriege mit dem Herzogthum Bremen an 
Hannover, 

Im ganzen genommen wirkte dieſe Verbindung ſehr ſegensreich auf das Land. Zwar wurde 
die alte lauenburgiſche Verfaſſung nicht wiederhergeſtellt, konnte es auch bei ven damaligen beut= 
ihen Zuftänden nicht wohl werden. Die Vertretung des Landes der Regierung gegenüber 
befand jich ausschließlich in den Händen der Beſitzer adelicher Güter, deren Gerechtfame durch den 
Landesreceß vom 15. Sept. 1702 in formellfter Weife verbürgt wurden, die bäuerlihen Ver— 
hältniffe ſchwebten in bedauerlicher Ungewißheit. Allein abgejehen davon, daß einzelne Theile, 
namentlih mehrere an Lübeck verpfändete Ortichaften ver Vogtei Mölln, wieder mit dem Lande 
vereinigt wurden, fo wirkte der Umſtand, daß der Landesherr zugleich König eines freien Volks 
war, wohlthätig auf feine deutſchen Lande zurüd, die Rechtsſicherheit wurde vermehrt und mande 
heilfame Gejege gegeben, wie die Verordnung wegen Berfegung der Gutöleute von 1718, die 
Göhrder Eonflitution, wonach bei Beſetzung von Meierftellen das gerichtliche Verfahren aus— 
gefchloffen ift, die Regierungsinftruction von 1736 und die Landſchulordnung von 1757. An 
ein irgend reges Volföleben, an eine Theilnahme der Bevölferung an der politifchen Rage des 
Landes war freilich nicht zu denfen, und wo wäre das in Deutſchland bis zu Ende des vorigen 
Jahrhunderts der Fall geweſen? Aber dev Wohlftand nahm zu, das Jahrhundert verfloß für 
das Ländchen in einer felten dur Durchmärſche von Truppen geftörten Ruhe. Das Ente deſ— 
felben brachte noch eine jegenbringende Veränderung, die Beldauftheilung, durch welche ich ver‘ 
Werth der einzelnen Grundftüde beträchtlich hob. 

Die Franzöſiſche Revolution und die aus derjelben entfprungenen Kriege übten naturgemäß 
einen großen Einfluß auf Lauenburg. Das Land wurde von den Franzoſen oecupirt und gehörte 
zu dem jogenannten Elbvepartement, e8 wurde von den Allürten befreit und fpielte bei dem 
folgenten Länderaustauſch eine nicht unwichtige Rolle. 

Eine falſche Politif Hatte Dänemarf zum Alliirten Napoleon's und zum Feinde Englands 
gemadt. Es büßte diefen ſchweren Fehler 1807 durch Verfuft jeiner Flotte und, nachdem es zu 
jpät eine Umfehr verfucht hatte, in dem Kieler Frieden vom 14. Ian. 1814 durch den Verluft 
Norwegens. In diefem Friedensſchluß ward ihm vorläufig als Erfag das Fürſtenthum Rügen 
zuerfannt und weitere Entihädigung verfproden, die nirgends anders als in Norddeutſchland 
gefunden werben fonnte. Im Jahre 1815 verbreitete ih das Gerücht von einer bevorftehenden 
Abtretung Lauenburgs an Dänemarf. Die Einwohner vernahmen daffelbe mit Angft und 
Schrecken. Sie hatten während ber Fremdherrſchaft und während des Befreiungskampfes un- 
endlich zu leiden gehabt, te waren mit vollem Rechte der Meinung, ihre Pflicht als deutſche Pa- 
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trioten zu redlich erfüllt zu haben, um ein Opfer einer engherzigen Politik zu werben, jie hatten 
das Schickſal SchleswigsHolfteins vor Augen, deſſen Eredit durch den dänischen Staatsbanfrott 
vernichtet, deifen Grundbejig durch die Fundirung der Nationalbank entwerthet, deſſen Wohl: 
fand durch die Truppenüberſchwemmungen zu Grunde gerichtet war. Es ijt aber hinreichend 
befannt, mit welcher Kälte dev Wiener Congreß über das Schickſal der Völker entſchied. Bereits 
am 29. Mai 1815 ward von Hannover und Preußen der Staatövertrag wegen tauſchweiſer 
Abtretung ded auf dem rechten Elbufer belegenen Theild des Herzogthums Lauenburg und der 
auf derjelben Seite liegenden lüneburgiſchen Dörfer unterzeichnet, Bei Hannover verblieb auf 
dem rechten Elbufer dad Amt Neuhaus, dev auf dem linfen Elbufer belegene Theil Lauenburgs 
und das Land Kabeln. Die altverbriefte, namentlid dur den Landesreceß von 1702 beftätigte 
Untheilbarfeit des Landes war verlegt, der übrig gebliebene Theil wurde an den König von 
Dänemark „auf ewig‘ abgetreten, „un mit völliger Landeshoheit und völligen Eigenthum 
nebit feinen Gerechtſamen, Titeln und Ginfünften fo in Befig genommen zu werben, wie bejagtes 
Herzogthum an Se. preußiſche Majeftät durd den 4. Artifel des zu Wien am 29. Mai 1815 
zwiſchen befagter Sr. Majeftät und Sr. britifhen Majeftät, dem Könige von Hannover abge: 
ſchloſſenen Tractats abgetreten worden‘. Am 26. Juli 1816 erfolgte die Übergabe des Landes, 
die Huldigung fand jtatt am 10. Oct. Doch wurden jünntlihe Privilegien, namentlich 
auch der Landesreceß von 1702, in dem am 27. Juli 1816 publicirten Patent vom 6. Dec. 1815 
betätigt, ed wurde allen Unterthanen, weh Standes ſie jeien, in den Städten, Fleden und auf 
dem Lande gugejagt, „ſie indgefammt bei ihren wohlerworbenen und hergebrachten Rechten zu 
laffen und zu ſchützen“, und die Landesſchulden übernommen. Zubem zeigte der königlich däniſche 
Geſandte in der erften Sigung der deutſchen Bundesverfammlung derfelben an, „daß der König 
von Dänemark diejes feit den älteften Zeiten zu dem beutfchen Reichsverbande gehörende Land 
auch fortdauernd als ein eigenes deutſches Herzogthum betrachte”. Die bei dieſer Gelegenheit 
von Medlenburg: Schwerin, Medlenburg - Strelig, Anhalt: Deifau, Anhalt: Bernburg und 
Anhalt: Köthen eingelegte Verwahrung Hmfichtli ihrer Rechte und Aniprüde wird ſchwerlich 
mehr ald eine formelle Bedeutung gewinnen. 

Die Gewährleiftung der verfaffungsmäßigen Rechte von feiten des neuen Landesherrn blieb 
aber nicht viel mehr als ein todter Buchſtabe. Friedrich VI., wohlwollend und im Privatleben 
gerade und bieder, hatte eine vernadläjiigte Erziehung erhalten und war zu lange an unum— 
ſchränkte Herrichaft gemöhnt, ald daß er in einem ihm unterworfenen Qandestheile eine wahrhaft 
ſtändiſche Verfaffung ertragen hätte. Zwar hörte man aus Lauenburg feine Klage, die Bauern 
waren längft aus der Berfafjung geflogen, Ritter: und Landſchaft wurden nad) wie vor berufen, 
die Uintergerichte und die niedern abminiftrativen Behörden blieben in ihrer frühern Stellung, 
und die Einführung des ſchleswig-holſteiniſchen Oberappellationdgerichts ald höchſtes Gericht 
auch für Lauenburg fonnte dem Lande nur zum Vorteil gereiken. Aber die Ritter und Land: 
fchaft ermies ſich als ein ziemlich willfähriges Werkzeug der Regierung, Gejege wurden will 
kürlich erlaffen, und die auferlegten Steuern fanden faum einen leifen Widerfprud. 

König Friedrih VI. ftarb am 2. Der. 1839. Der Regierungsantritt Chriſtian's VIII. än— 
derte in Beziehung auf das Herzogthum Lauenburg nichts. Während in ganz Deutichland ſich 
eine fteigente Theilnahme an den Öffentlihen Verhältniffen zeigte, mar died Yand in eine polis 
tiiche Stagnation verfallen. Die Beiiger adeliher Güter und die Bürgermeifter der drei Städte, 
deren Magiftrate ich ſelbſt ergänzten, beſaßen das Recht ber Landſtandſchaft und bildeten allein 
die Landeövertretung. An der ſich immermehr einer Kriſis nähernden Bewegung in ben Her: 
zogtbümern Schledwig und Holftein nahmen die Einwohner Lauenburgs geringen Antheil. 
Bon der Aufregung, die dort der befannte Offene Brief Chriſtian's XIII. vom 8. Juli 1846 
hervorrief, zeigte ich hier faum eine Spur. In demfelben hieß ed, dap über die Erbfolge nad 
dem dänischen Königsgefege in dem ter Krone Dänemark durch Verträge erworbenen Herzog: 
tbum Lauenburg fein Zweifel obmalte. 

Der ausgeſprochene Zweck diejed Offenen Briefs war: der König beabſichtige, „die zur Zeit 
vorhandenen Hinderniſſe zu beſeitigen, welche der vollſtändigen Anerkennung der Integrität des 
däniſchen Geſammtſtaats entgegenſtehen, damit die unter feinem Scepter vereinigten Landes— 
theile niemals voneinander getrennt werden, vielmehr für immer in ihren gegenwärtigen Ver— 
hältniſſen und mit den einem jeden von ihnen zuftehenden Rechten zuſammenbleiben“.. Hier 
findet fich zum erſten mal ver Ausdruck „Geſammiſtaat“, deſſen Sinn jpäter Gegenſtand fo vieler 
Diesuffionen geworden ift, und den der dänische Tert gar nicht kennt. Diejer hat dafür bie 
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Worte: „for ven famlede Danſke Stats Integrität”, d. i. für die Integrität des gefanmten dä— 
niſchen Staats, wozu ald nähere Erflärung hinzugefügt wird, „daß die unter unferm Scepter 
vereinigten Landeetheile niemald voneinander getrennt werden koͤnnen“. Chriſtian VIII. feldft 
ließ durd feinen Befandten in Frankfurt erklären: ed fet unter dem Ausdruck „Geſammtſtaat“ 
nicht ein Staat zu verftehen, in dem ein Theil dem andern untergeorbnet, oder ein Land dem 
andern einverleibt fein folle, vielmehr fei die Monardie aus Yändern zufammengefegt, die un: 
abhängig voneinander und jedes im Befig einer jelbftändigen Verfaffung, Gefeggebung und 
Verwaltung, obgleich mehr oder weniger durch gemeinfame, in ber geſchichtlichen Entwickelung 
und Zweckmäßigkeit begründete Verhältniffe verbunden find. 

So nahe auch viele Vorgänge das Herzogthum Lauenburg berührten, man ließ jie beinahe 
theilnahmlos vorübergeben, und das Jahr 1848 fand das Land weniger auf eine derartige Krifis 
vorbereitet ald irgendeinen andern deutihen Staat. Ehe die Donnerihläge von Paris berüber: 
tönten, war Gbriftian VII. am 20. Jan. 1848 geftorben. Noch in feinen legten Lebenstagen 
hatte er unter wachſendem Leiden an einer gemeinfhaftlihen Verfaflung für das Königreid 
Dänemark und die Herzogtbümer Schleswig und Holftein gearbeitet, deren Grundzüge acht Tage 
nach jeinem Tode von feinem Nahfolger Friedrich VII. in dem Patent vom 28. Jan. 1848 ver: 
Öffentliht und am 5. Febr. auch in Yauenburg befannt gemadt wurden. In Beziehung auf 
dieſes Herzogthum enthielt das Patent die Beftimmung: „es ſolle durch die neue ſtändiſche Ver— 
faffung in ven Verbältniffen des Herzogthums Lauenburg zum Deutihen Bunde und in Der 
Verfafiung dieſes Herzogthums nichts verändert werden.“ Diefe berubigenden Worte ver: 
fehlten ihre Wirkung keineswegs, wie fih bald nachher in ver Theilnahmlofigkeit für Schleswig: 
Holftein zeigte, dennoch Fonnten fi die Bewohner eines Antheild an der heftigen Strömung der 
Zeit nicht ganz entichlagen. Infolge einer an die Ritter: und Landihaft gerichteten Adreſſe er- 
flärten drei Landräthe am 26. März, fie erfennten, daß bie jegige Kandesrepräfentation nicht 
mebr dem Geift der Zeit entſpreche, und daß fie deshalb die laut gewordenen Wünſche ver Lan: 
dedeinmohner nach beiten Kräften vertreten würden; eine neue Verfaffung des Landes werde 
jedoch nur nah demjenigen beitimmt werben fünnen, was im übrigen Deutſchland als beilfam 
werde erfannt werden. Auch die Ritter- und Landſchaft ſab ed, nachdem in ver Befanntmahung 
der föniglihen Regierung ausgeſprochen war, wie auch für Lauenburg eine auf Grundlage eine? 
ausgedehnten Wahlrechts freie Verfaflung gewährt werden folle, ald rathſam an, fofort auf 

eine proviforifche, den Wünſchen der Landeseinwohner entſprechende Randesrepräfentation Be- 
dacht zu nehmen. Die königliche Regierung Fam dem entgegen und erließ am 10. April eine 
Verordnung megen Verftärfung der Ritter: und Landſchaft dur ſechs Abgeordnete aud den 
drei Städten und zmölf Abgeordneten aus den ſechs ländlichen Seſſionsdiſtrieten; wählbar aber 
follte jeder volljährige Kandeseinwohner von unbefholtenen Rufe fein. 

Inzwiſchen war der Krieg zwiihen den Herzogthümern Schleswig: Holftein und Dänemarf 
ausgebrothen und verhinderte für längere Zeit jede Communication mit der Regierung in Ko: 
venhagen. Lauenburgiſche Truppen, die in Kiel garnifonirten, nahmen an der Überrumpelung 
Rendsburgs theil, doc verließen einzelne Soldaten, von ihrer Heimat aus dazu aufgefordert, 
bald das ſich bildende ſchleswig-holſteiniſche Heer. Denn es hatte ih im Herzogthum Lauenburg 
eine Partei gebildet, welde den Streit Schleswig-Holſteins mit Dänemark als einen fremden, 
ihr Land nicht angehenden zu betrachten geneigt war, und es bedurfte eine® durch Welder ver- 
anlasten Einſchreitens des Bundes, um die Lauendurger daran zu erinnern, daß fie vor allem 
Deutihe feien. Im Juli 1848 wurde Welder, den fih das Land in dankbarer Erinnerung 
feiner frübern Thätigfeit zu Gunſten der Berfaffung erbeten hatte, ald Bundescommiffar nad 
Lauenburg gefandt, um dad Land bis zur Herftellung des definitiven Friedens in Adminiſtration 
zu nehmen, und von ihm am 10. Juli unter Vorbehalt ver Rechte des Randesberrn eine aus drei 
ebrenwertben, den Wünſchen ver Einwohner entiprehenden Männern beitebende Nominiftra= 
tions⸗Commiſſion als interimiftiiche Kegierungsbehörde eingefegt. 

Nachdem anı 26. Aug. der Waffenitillftand zu Malmö abgeihloffen war, beftätigte die 
aus einen Reihscommiffar (Stedtmann) und einem Föniglihen Commifſar (v. Vleſſen) befte- 
bende Commiſſion diefelben Berfonen als „höchſte Landesbehörde““, die es jedoch zur Bedingung 
ſtellten, daß eine Verfaſſung zu berathen und vorzubereiten ſei, und „daß die während der Dauer 
des Waffenſtillſtandes von der Deutſchen Centralgewalt erlaſſenen oder noch zu erlaſſenden Geſetze, 
welche in Gemäßheit der deutſchen Reichsverfaſſung in den deutſchen Staaten zu publiciren und 
zur Geltung zu bringen fein möchten, auch in Lauenburg publicirt und in Kraft geſetzt würden“. 
Diefe Bedingungen murden von den Gommiffaren beftätigt, und e# traten bald weſentliche Ver— 
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änderungen hinſichtlich der Randeörepräfentation ein. Namentlid wurden nach vorgängiger 
Berathung mit der beftehenven Landesvertretung durch Verorpnung der höchſten Landesbehörde 
vom 8. März 1849 bis zur definitiven neuen Landeövertretung und insbeſondere zum Zweck der 
Berarhung der demnächſt mit vem Landesherrn zu vereinbarenden Verfaflung die durch Regie— 
tungsverorbnung vom 10. April 1848 vorläufig eingeführte Kandesvertretung durch zehn Ab: 
georonete vermehrt, welche nach der Seelenzahl der zehn Wahlbezirfe durh Wahlmänner des 
betreffenden Bezirks gewählt werden follten‘‘. Der malmöder Waffenftillftand ging bereits am 
26. März 1849 zu Ende. Jene drei Männer jegten jedoch ihre Functionen fort und wurden 
am 30. April durch einen außerordentlihen Reihscommillar (v. Winzingerode) „vorbehaltlich 
der Nechte des König-Herzogs“ ald Statthalterihaft betätigt, weldhe die Regierung ded Herzog: 
thums Lauenburg im Auftrage und im Namen der Gentralgewalt Deutſchlands bis zum Frieden 
mit Dänemark nah Maßgabe der beftehenden Gejege und Verordnungen des Yandes, ſowie der 
erforderlich werdenden und in Wirffamfeit tretenden weitern Gejege und Verordnungen zu 
führen habe“. 

Noch ehe dieſe Betätigung ver Höhlen Landesbehörde erfolgte, war der inzwifchen zujam: 
mengetretenen neuorganijitten Yandesvertretung ein durch eine Gommifjion ausgearbeiteter 
Entwurf eines Staatögrundgejeges für das Herzogthum Lauenburg vorgelegt und von derjelben 
eiligft berathen und angenommen worden. Diefer Entwurf war den in Schleswig: Holftein 
publicirten Gelege jehr ähnlich und enthielt namentlich jehr wichtige Beftimmungen zu Bunften 
ver bäuerlihen Güter. Beröffentliht wurde das neue Staatögrundgejeg am 14. Mai 1849 
zugleich mit den in Frankfurt beſchloſſenen Grundrechten des deutſchen Volks. 

Bald aber trat ein großer Umſchwung der Verhältniſſe ein. Die Dänen waren das einzige 
Volk Europas geweſen, welches ſich bei der Bewegung von 1848, um Schleswig zu erobern, auf 
die Seite des Abſolutismus geſtellt, welches zwar für ſich ſelbſt eine freie Verfaſſung errungen, 
aber nicht gelernt hatte, daß man, um wahrhaft frei, auch gerecht ſein müſſe. Der heftige Rück— 
ſchlag nad der heftigen Bewegung führte den Sieg der Fürſtenmacht und fomit den Gieg der 
Dänen herbei. Die ſchleswig-holſteiniſche Armee ward von Öfterreihifhen Truppen entwaffnet, 
denen preußiſche Pionniere eine Brüde über die Elbe ſchlugen. Auch Lauenburg ward von öfter: 
reihiihen Truppen bejegt und der Gewalt dev Dänen zurüdgegeben. Am 14. Nov. 1850 hielt 
die Landesverſammlung ihre legte Sigung. Im Januar 1851 erihien Graf Keventlom:Griz. 
minil ald landesherrlicher Commiſſar und übernahm die ihm laut Patent vom 8. Jan. über: 
tragene Verwaltung ded Herzogtums, Kraft der ihm ertheilten Vollmacht entband er durch 
Belanntmahuug vom 16. Jan. die Statthalterichaft ihrer Funetionen und erflärte die Thä— 
tigkeit der Landesverfammlung ſowie ihres permanenten Ausihuffed für aufgehoben. Jetzt 
wurde jhleunigft alles wieder auf den alten Fuß gebradt. Durch Verordnung vom 6. März 
ward das Grundgejeg zugleich mit dem in Ausführung veflelben erlaffenen Wahlgejeg für die 
Landesverſammlung aufgehoben und demzufolge alle Beihränfungen des freien Eigenthums 
an Bauerftellen durch Meierrecht, Erbzinsrecht u. ſ. w., ſowie die Bannrechte, inöbejondere das 
Mühlenzwangsredt nebſt Dienften „bis zu ihrer beabjihtigten Auflöſung“ wiederhergeftellt. 
Auch das drückende frühere Jagdrecht trat wieder in Kraft, Doch wurde feitgejegt, dap die Jagd— 
und Wildfuhren weiter nit gefordert werden jollten. Gine günftigere Beftimmung wurde 
noch in demjelben Jahre durch Patent vom 20. Juni getroffen, nämlich die Trennung der Juftiz 
von der Apminiftration. 

Das königlihe Manifeſt vom 28. Jan. 1852 bejagte hinjihtlid Yauenburgs nur, daß die. 
allerhöhften Beſchlüſſe rückſichtlich der Verfaffung dieſes Herzogthums nah vorgängiger ver: 
faſſungsmäßiger Verhandlung mit der Ritter: und Landſchaft zur öffentlihen Kunde gebracht 
werben follten, und ed wurde auch, nachdem ber Geheimrath v. Vechlin (früher Bundestags: 
gefandter) zum Gouverneur von Lauenburg ernannt war, im März 1852 die Ritters und 
Landſchaft einberufen, um über die von der Regierung vorgeſchlagenen Anvderungen der Yandes- 
vertretung zu berathen. Da es ji hier um Erweiterung der Rechte der Bürger und Bauern 
handelte, hatte ſich die Ritterſchaft vollzählig eingefunden und verwarf die von der Negierung 
proponirte Gleichberechtigung der drei Stände. Die Nitter wollten ihre Virilftimmen nicht auf: 
geben. Dagegen wurde beftimmt, daß die Städte ftatt drei fünftig fieben Deputirte und die gar 
nicht vertretenen Bauern eine gleiche Anzahl ftellen vürften. Bürger und Bauern jollten jedoch 
nur aus ihrer Mitte oder aus lebenslänglid angeflellten Beamten wählen. Gin Abgeoroneter 
ver Geiftlichkeit follte vom König ernannt werden. Daß die Neformen fi nicht weiter erſtreck— 
ten, war nicht Schuld der Regierung, venn diefe, der ed mejentlih nur um Schleswig zu thun 
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war, war bereit, den zum Deutſchen Bunde gehörigen Herzogtbümern große Zugefländniffe zu 
machen. Aber die lauenburgifhen Ritter hielten an ihren Vorrechten feft. Am 30. März 1853 
wurden Ritter: und Yandichaft abermals zu einem außerordentlihen Gonvent zufanımenberufen, 
ed wurden abändernde Vorſchläge vorgelegt, wonach die Ritter dur eigene Wahl aus ihrer 
Mitte gehörig vertreten fein follten; aber wieder fcheiterten viele Bropofitionen an dem Wider: 
ftand derfelben gegen das Aufgeben ihrer Virilftinmen. Die Regierung verfuchte Feine weitere 
Ginigung mit der Ritterfchaft, duch Patent vom 20. Dec. 1853 regelte fie die Verfaflung aus 
eigener Machtvollfommenheit, Es wurde darin die ftändifhe Vertretung durd Ritter: und 
Landſchaft ald zu Recht beitehend anerfannt. Diefe joll fünftig aus dem Erblanpmarihall, 
zwei für Lebenszeit aus den ritterfchaftlihen Vertretern gewählten und vom Landesherrn beftä- 
tigten Landräthen und aus 15 für ſechs Jahre gemählten Mitglievern,, von denen fünf von 
den Beſitzern landtagsfähiger Güter, fünf von den Befigern bäuerliher Grundftüde gewählt 
werden und fünf Abgeoronete der Städte find, gebildet werden, Ihre Zuftimmung ift bei Aus: 
Ihreibung neuer Steuern und bei Veränderung im Steuerweſen erforverlih, bei dem Erlaffe 
neuer oder Abänderung beſtehender Geſetze foll fie zugezogen werden. Die hergebrachten Rechte 
des Landes und der Landftände wurden anerkannt, namentlich auch die Beftimmung des Recefles 
von 1702, daß das Herzogthum immer eine befondere Regierung unter der vom König anzu: 
oronenden obern Leitung nad den in diejer Beziehung zu treffenden nähern Beftinmungen, 
ſowie aud ein beſonderes Hofgeriht und Conſiſtorium behalten folle. Den Wünfhen und Be: 
dürfniffen ded Landes Eonnte dieſe octroyirte Verfaſſung nicht entipredhen, ed waren feine neuen 
Rechte erworben, ed war nur die Oppoſitionskraft der alten Ritter: und Landſchaft geſchwächt, 
die Macht der Ritterſchaft im Lande felbft hatte feine Ginbuße erlitten. 

Unterdefien hatte das Kondoner Protokoll vom 8. Mai 1852 dad Princip der Integrität der 
däniſchen Monardie anerfannt, und das Thronfolgegefeg von 31. Juli 1853 fegte feft, Daß 
nad dem vorausjichtlihen Erlöſchen des Königsſtammes der zum Prinzen von Dänemarf er: 
nannte Brinz Ehriftian von Glücksburg und feine agnatifchen Defcendenten, mit Ausfhluß ver 
Weiber, zur Erbfolge in allen unter dem dänischen Scepter vereinigten Ländern berechtigt fein 
follten. Hinſichtlich der Rechte und Verpflichtungen, die für den Landesherrn in Betreff der 
zum Deutihen Bunde gehörigen Länder aus dem Bundesreht hervorgingen, follte nichts ver— 
ändert fein. 

Am 26. Juli 1854 wurde die Gejammtftaatsverfaffung für die däniſche Monardie erlaffen. 
Der Reichsrath befteht danach aus 50 Mitglievern, von denen 20 vom König ernannt werden. 
Auf Yauenburg follten 2 fonmen, von denen eins vom König ernannt wird. Außerdem 
wurde beftinmt, daß ald gemeinfhaftlihe Angelegenheiten alle die angefeben werben follten, 
von denen nicht ausdrücklich angeordnet worden, daß fie befondere für einzelne Theile fein follten. 
Menn die Ausgaben die Einnahmen überfleigen, ift ver Ausfall in ver Weiſe zu deden, daß das 
Königreih 60 Proc., dad Herzogthum Schleswig 17 Proc. und das Herzogthum Holftein 
23 Proc. beiträgt, wogegen ed binjichtlid der finanziellen Stellung ded Herzogthums Lauenburg 
bei den frühern Verhältniffen bleibt, d. b. daß der Überfhuß aller königlichen Intraden nad 
Abzug aller Ausgaben in die fönigliche Kaffe fließt. Diefe Berfaffung erlitt, nahdem das" Mi— 
nifterium im December 1855 abgetreten war, durch das Verfaſſungsgeſetz für die gemeinfchaft: 
lihen Angelegenheiten der däniſchen Monarhie vom 2. Det. 1855 einige Mopificationen, 
namentlich verblieb für Lauenburg nur ein vom König ernanntes Mitglied, an unmittelbaren 
Wahlen nimmt das Herzogthum feitdem feinen Iheil. Für die finanziellen Angelegenheiten 
wurde ein neued Geſetz nah vorgängiger Communication mit der m und Landſchaft in 
Ausſicht geftellt. 

Es fonnte nicht fehlen, daß auch diefe Verfügungen nicht nur in ——* und Holſtein, 
ſondern auch in Lauenburg große Unzufriedenheit hervorriefen. Die beiden letztern Herzog— 
thümer ſuchten Schutz bei dem Deutſchen Bunde, und Lauenburg brachte es durch ſeine Be— 
ſchwerden dahin, daß durch das Patent vom 6. Nov. 1858 jenes Verfaſſungsgeſetz vom 2. Det. 
1855 für das Herzogthum Lauenburg aufgehoben wurde. Doc behält fih das Patent vor 
„zur Herbeiführung eines verfaſſungsmäßigen Wiederanfchluffes an vie nicht zum Deutichen 
Bunde gehörigen Theile der dänischen Monardie, für welhe das Verfaffungsgefeg in unge: 
ſchwächter Wirkſamkeit zu befteben fortfährt, geeignete Schritte vorzunehmen‘. 

Unterdeß waren andere Fragen in den Vordergrund getreten. Am 29. Dit. 1855 wurde 
ein neues Wehrpflichtögefeg erlaffen, wonach die Wehrpflicht in Zufunft eine allgemeine if, nur 
ordinirte Geiftlihe und die an öffentlichen Schulen feit angeftelten Lehrer find von derfelben 
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befreit, doch ift Stellvertretung zuläſſig. Der im Herbſt deffelben Jahres zufammengetretene 
Landtag befhäftigte ih hauptfächlih mit Fragen, die durch Sonderintereffen hervorgerufen 
waren. Große Aufregung rief aber die Domänenfrage hervor. Die Regierung begann ihre 
Domänen ohne Zuziehung der Landftände zu veräußern, dieſe hielten ben Berfauf ohne ihre 
Zuftimmung für verfaffungswidrig, ihre wiederholten Vorftellungen wurden jedoch durch Gabi: 
netsihreiben vom 21. Jan. 1857 abihlägig beſchieden, da früher ver Landesherr allein, jest 
mit Zuziehung ded Reichsraths zu einem ſolchen Verkauf volllommen ermächtigt ſei. 

Die lauenburgiſche Verfaſſungsfrage harrt noch ihrer Erledigung. Nod hat die Ritter: 
jchaft das hergebrachte uͤbergewicht, Bürger und Bauern find Außerft ſchwach vertreten, und die 
Landeövertretung hat bei Erlaß von Belegen nur eine conjultative Stimme. Nur in Einer 
Beziehung ift in neuefter Zeit eine Anderung eingetreten, die in Kopenhagen herrichende Partei 
der Eiderdänen hat, um Schleswig immer vollftändiger an fih zu feſſeln, unter Nichtachtung 
der Verträge von 1852 die verheipene Selbftändigfeit diefed Herzogthums aufgehoben, dagegen 
die Ausfheidung der zum Deutihen Bunde gehörigen Herzogthümer aus der Gefammtver: 
faffung vorbereitet. Die Bekanntmachung vom 30. März 1863 befagt, daß die in der Bekannt: 
mahung vom 28. Jan. 1852 ausgeſprochene Abficht, die verſchiedenen Theile der Monardie 
durch eine gemeinſchaftliche Verfaflung zu einem wohlgeordneten Ganzen zu vereinen, nur unter 
der Bedingung erreicht werden könne, daß die königliche Souveränetät in den beiden deutſchen 
Herzogthümern nicht weiter als durch die beftehenden Bundesgefege beſchränkt, und daß die Be— 
völferung der Herzogthümer ſich der neuen Staatdordnung aufrichtig anſchließen würde. Beide 
DVorausjegungen ſeien nicht in Erfüllung gegangen. Es joll daher zunächſt aus der in den 
Herzogtbümern Holftein und Lauenburg ausgehobenen Mannſchaft eine jelbftändige Abtheilung 
des Heeres gebildet werben, deren Ausgaben 'aus den befondern Finanzen des Herzogthums 
Holftein entrichtet werden, welde dazu einen Zufhuß aus den Ginnahmen des Herzogthums 
Lauenburg erhalten. Am 15. Nov. 1863 ift König Friedrich VII., der legte des Manns: 
ſtammes von dem föniglihen Zweige des Hauſes Oldenburg, geftorben. Bereits unterm 
16. Nov. hat Prinz Sriedrih, ältefter Sohn des Herzogs von Auguftenburg, eine PBrocla- 
mation erlaffen, in welder er nicht blos auf Schleswig = Holftein, fondern bedingungäweife 
auch auf Lauenburg Anſprüche erhebt. 

Zur Zeit hat Lauenburg mit Holftein ein gemeinfames Minifterium. An der Spige der 
Lokaladminiſtration fteht die Regierung in Rageburg, welche aus dem Landproften als Präſi— 
denten und zwei Negierungsrätbhen befteht. Höchſtes Gericht ift das holftein =lauenburgifche 
Dberappellationdgericht in Kiel, die Mittelinftanz bildet pasdurd das Patent vom 20. Juni1851 
organifirte, aus einem Hofrichter und zwei Näthen beftebende Hofgericht, der erfte Geiftliche ift 
der Superintendent. 

Lauenburg hat auf 19 Quadratmeilen nach der Zählung vom 1. Febr. 1860 50147 Ein: 
wohner, aljo 2638 auf ver Quadratmeile, während in Holftein 3518, in Schleswig 2456, in 
Jütland nur 1528 Menfchen auf der Duadratmeile leben. Im Jahre 1855 hatte Lauenburg 
49175, im Jahre 1810 31996 Einwohner. Keine Stadt zählt 10000 Einwohner. Das 
bolftein = lauenburgifche Bundescontingeut beträgt 6000 Manı, wovon 4000 Mann auf das 
Hauptcorps, 1333 auf das Refervecontingent, 667 Mann auf das Grfagcontingent fommen. 

Gingetheilt wird das Yand in vier Amter, Nageburg, Lauenburg, Schwarzenberg und 
Steinhorft, in die adelihen Güter und die drei Städte Nageburg, Mölln und Lauenburg. Im 
Lande befinden jich mehrere kleine Enclaven, die zu Lübek, Hamburg und Mecklenburg: Strelig 
gebören. 

Hinfihtlih der natürlichen Bodenbeihaffenheit nimmt Lauenburg an dem langgeftredten, 
wald: und jeenreihen ural=baltifhen Höhenzuge theil. Die Waldungen mit ihrem reihen 
MWildftande jind in der That fehr bedeutend und bilden eine Haupteinnahmequelle, ebenso jind 
die Landfeen überaus zahlreich, die größten find der Rageburger: und der Schalljee. Die an: 
fehnlihften Flüffe find außer dem großen Grenzftrome, der Elbe, die Stedenig und die Del: 
venau. Der Stefeniger Kanal verbindet ſchon feit 1392 die Elbe mit der Trave und fomit die 
Nordſee mit der Ditfee. 

Den Haupterwerbögweig bildet der Landbau, Handel und Induſtrie find von untergeordnerer 
Wichtigkeit. 

Für die Geſchichte des Landes find zu vergleichen: Kobbe, „Geſchichte und Landesbeſchrei— 
bung des Herzogthums Lauenburg” (3 Bde., Altona 1836—37); Duve, ‚„Mittheilungen 
zur nähern Kunde des Wichtigſten der Staatsgeſchichte und Zuflände der Bewohner des 
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Herzogthums Lauenburg, von der Vorzeit big zum Schluffe ded Jahres 1851” —— 
1852). . 

Lebensverficherung, ſ. Verfiherung. 

Legat, ſ. Vermägtnif. 

Zegitimität.!) Das Stammwort von Legitimität, nämlid „legitimus’', bezeichnet im 
Römischen Rechte weder mas wir eine fittlihe no was wir eine natürliche Eigenſchaft nennen. 
Legitim ift dem Nömer, was dem befondern pofitiven Rechte feines Volks gemäß erſcheint. Im 
diefem Sinne fann man einen legitimen Anfang eines Verhältniffes von der legitimen Nad= 
folge in daflelbe unterſcheiden. Legitim ift der Anfang oder die Begründung eines Verhält- 
niffes, wenn fie nach den ftrengen Vorſchriften des römiſchen Civilrechts und natürlih ohne 
Verlegung eines ihnen gemäß bereits wohlbegründeten Rechts ftattfanden. Legitim ift ferner 
jene Nachfolge, welche ohne irgendeine Unterbrehung derfelben firengen Rechtscontinuität flatt= 
gefunden hat.?) Da fi aber von jeher vie vollſtändige Durchführung beider Begriffe im praf: 
tiichen Leben als eine Unmöglichkeit erwielen hat, namentlih auch deshalb, weil auf erhobenen 
Miderfprud gegen dieRegitimität der Beweis derfelben oft gar nicht zu erbringen geweſen wäre, 
fo hat man für die Legitimität ded Anfangs ſchon früher gewifle gefeglihe Bermuthungen (die 
fogenannte Immemorialpräfeription) erfunden, während an fi nicht fireng legitime Succef- 
fionen in Rechtöverhältniffe dur den Ablauf einer fürzern oder längern Zeit zu legitimen wer: 
den und überhaupt dur Erlöſchen der ihnen gegenüberftehenden Klagen einen gewiflen Grad 
von Rechtsbeſtändigkeit erhalten fonnten. Übrigens ift mol vom Anfange an in dem Worte 
„legitimus‘ nicht blos ein äußeres Übereinſtimmen mit dem formellen Rechte, ſondern eine in= 
nere, treue, patriotijche, alfo politifche Anbänglichkeit an daffelbe und infolge deſſen eine bewußte 
bürgerfinnige Beobachtung veffelben ausgedrückt?), während der Ausdruck „legalis“ mehr nur 
auf die formelle Gefeglichkeit eines Berhältniffes, einer Handlung deutet, und felbft wieder bald 
eine ſolche formelle Gefeglichfeit in Beziehung auf deu Sadinhalt der anwendbaren Beſtim— 
mungen (materiellzlegal), bald wirklich nur die Beobachtung geſetzlich vorgeſchriebener Formen 
(formellzlegal) bezeichnet. 

Die romanische Rechtöſprache gebrauchte von jeher die Worte ‚legitim und „loyal’‘,*) Aber 
während jie mit „legitim‘ häufig aud nur eine äußere Rechtmäßigkeit, ja außerhalb ded Rechts 
ſtehende jittlide und natürliche Anforderungen bezeichnet, ift ihr gerade „loyal“ die treffenpfte 
Bezeihnung für ein auf fittlicher Treue, feudaler, perfönlicher Ergebenheit beruhendes, offenes 
und entſchiedenes Feſthalten an einem beftimmten Rechtsverhältniß, namentlih dem zwiſchen 
Herrn und Bafallen, König und Unterthan. — 

Die deutſche Rechtsſprache bedient ſich in deutſchen Urkunden vorzüglich des Auédrucks 


1) Die Literatur über Legitimität ſiehe in Held's Programm Über kLegitimität, Legitimitätsprincip 
(Würzburg 1859), ©. 3, Note 1, ©. 4 fg., Note 1. Weſentlich vervollftändigt findet fich dieſelbe bei 
Held, Staat und Verfaffung (Leipzig 1863), Th. II, Abth. 2. Vgl. dazu: Gonftant, in der neuen 
Sammlung feiner Merfe von Laboulaye, I, 315. Guizot, Histoire parlementaire (Paris 1863), I, 
147, 151, 153, 159, 161, 168, 169. Das neuejte hierher gehörige Schriftchen iſt: Das legitime Recht 
der Arpaden, oder die Anwartfchaft der Prinzen Crony-Chanel auf den ungarifchen KRönigsthron. Yon 
einem Magyaren (Chur 1863). 

2) „Quidquid ab initio injustum fuit, nullius temporis tractu justum fieri potest.“ Diefe 
Idee, die Grundidee der Legitimität, tritt z. B. ganz entjchieven hervor im Gegenfage bes quiritari: 
fen und bonitarifchen Eigenthums. Das erftere, das wahre römische Eigenthum, kann nur dadurch 
bewieſen werben, daß man auf den erſten Autor, auf die origo zurückgeht und die ununterbrochene 
rechtliche Ableitung von ihm darthut. Auch die fogenannte Folge im altdeutſchen Recht ift von derfelben 
Idee getragen. Diefe Idee liegt auch in der römischen Rechtebeſtimmung, daß, wenn das Recht feiner 
Entitehung nach bewiefen ift, der Beweis feines Fortbeftandes nicht mehr gefordert wird, indem ber: 
jenige, welcher das Nichtmehrfortbeftchen des Rechts behauptet, Dies zu beweifen hat. 

3) Immer aber fonnte der claffifche Legitimitätebegriff fein völferrechtlicher fein, da, wenn auch 
z. B. Livius (I, 48) von „justa et legitima regna” fpricht, die Römer überhaupt ein Völferrecht nicht 
anerfannten, (Vgl. Held, Staat und Gefellichaft, I, 321, Note 157 und S. 526; und die Nacıträge 
dazu, Thl. IT. Laurent, Etudes, II, 6, 9—30, 64, 135, 189, 196 fg. Plutarch, Ruma, Kap. 12. 
Homer, Jlias, IV, 1 fg.) Ein ftantsrechtlicher Begriff war den Römern die Eegitimität infofern, ale vie 
fireng civile Eigenfchaft des Rechte eine politifche @igenfchaft geweien. Nur foweit dieſes ftrenge jus 
civile reicht, gibt es eine römische Legitimität. Gharafterififeh ift es auch, wenn Suetonius von Augu— 
ftus (c. 32) erzählt: „Collegia, praeter antiqua et legitima, dissolvit.‘ 

4) Über Loyalität, Loyaute: Buckle, Gelchichte der Eivilifation, II, 28 fa., 150, 152, Note 1; 
Innins, Lettres, I, &. 1, Note l, 
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„rechtmäßig“.*) Wie aber dem Deutfchen alles Recht ſittlich durchdrungen und, nach der Idee 
der Pactirung, auf wechjelfeitige Treue („treuer Herr, treuer Knecht‘) bafirt ift, jo erfcheint in 
dem einen Worte „rechtmäßig“ die Idee von legitim, legal und loyal zugleich vorhanden, und 
wird daher ebenſo z.B. von einem rechtmäßigen Kaifer, einer rechtmäßigen Zandedobrigfeit, 
wie von ber ae aller übrigen Verhältniſſe geſprochen. 

War nun legitim dem Römer, was vom Anfange an nur auf einer wahren „lex“ auf firen= 
gem römiſchen „jus civile‘, auf pojitivem Römifchen Rechte beruhte ©), alfo auch nicht etwa auf 
einem @ejege, welches erſt zu dem Zwecke gemacht wurde, um ein Verhältniß, eine Handlung 
zu legitimiren?), jo nähert fich der römiſche Legitimitätäbegriff dem ebenertwähnten deutſchen 
Rechtmäßigkeitsbegriffe auch infofern, als die alte römifche „lex” (ligare, colligere) urfprüng- 
lich den Eharafter eines feierlihen,, bindenden Vertrags (tie die „mores majorum‘ den eines 
Völkerrechts der conföderirten, jouveränen römiſchen „patres“) gehabt hatte und deshalb auch 
ein wahres „jus populi, populicum, publicum’’ gewefen war. 

Zu dem vollftändigen Begriffe ber Legitimität gehört alfo weſentlich: 1) eine vollfommne 
äußerlihe Rechtmäßigkeit eined Zuftandes oder einer Handlung, alſo die Abwefenheit jeder in 
ihnen jelbft liegenden Verlegung eined andern ungweifelhaften Rechts 8); 2) die Borausjegung, 
daß der rechtmäßige Zuftand, die rechtmäßige Handlung auf einer freien Erfenntniß und fitt- 
lien Durchdringung und auf der Zweckmäßigkeit des ihn begründenden Rechts und feiner his 
ſtoriſchen Fortbildung berube. 

Daraud geht hervor, daß der Gedanke ber Kegitimität nicht nur ein allgemein menſchlicher, 
alſo uralter und überall verbreiteter 9), ſondern auch auf alle Verhältniſſe, in denen überhaupt 
ein rechtliches Band befteht, anwendbarer und immer wefentlich derfelbe ift, gleichviel ob Privat: 
oder Staatörecht, Bundes= oder Voͤlkerrecht in Frage flehen. 

Nach obiger Auffaflung enthält aber die vollkommene Legitimität entſchieden ein Ideal, theils 
weil, wie die Erfahrung lehrt, die äußere Rechtscontinuität nicht immer ohne alle Verlegung 
aufrecht erhalten werben kann, theild, weil die unter 2 gegebene VBorausfegung in feinem be: 
ſtimmten geſchichtlichen Momente bei feinem einzigen wirflihen Volke vollftändig vorhanden 
geweien ift. Beide Momente der Unvollfommenheit ftehen aber natürlich gleichfalld miteinans 
der in der innigften Verbindung und Wechſelwirkung. So erflärt e8 fid) denn auch, daß man 
aus dem Geſichtspunkte unter 2 von legitimen Anforderungen an das geltende Recht oder an die 
Gejeggebung und wol aud von legitimen Revolutionen, d. h. legitimen gewaltiamen Unter: 
brehungen ver Nechtöcontinuität ſprechen konnte, während man nicht minder die Illegitimität 
äußerlich vollkommen rehtmäßiger Handlungen oder Zuftände, wenn fie gewiſſen Weiterbil: 
dungen hinderlich waren, behauptete. 

Dffenbar findet jedoch bier eine Verwechſelung dev Begriffe ftatt. Legitimität ald Rechts— 
begriff duldet nämlich feine Zerreißung ded Begriffs und eine feindliche Gegenüberſtellung ver 
beiden Elemente deifelben. In der vollkommenen äußern Rechtmäßigkeit liegt nämlich, ald dem 
für das Recht entfcheidenden Punkte, auch der juriftifche Beweis, daß die sub 2 bezeichnete Bor: 
außjegung der Hauptſache nad) vorhanden ſei. Inwiefern ed aber hieran gebriht, inmiemeit 





5) In den lateinisch redigirten deutfchen Rechtsquellen fam ber Ausdrud „legitimus“ fehr häufig 
vor. Bgl. Walter, Deutiche Rechtsgeichichte, I, 81, 170, Note 2. Zöpfl, Deutfche Rechtsgeſchichte, 
©. 285, Note 25, S. 290, Note 51, &. 305, sub 2. Guizot, Histoire des origines, 1, 353, findet 


die vollftändige Legitimitätstheorie fchon in der Vorrede des Forum judicium. (Vgl. auch Cöd.1, 160, . . 


und was Tacit. Annal., XI. 16, hervorzuheben zu müffen glaubt, Legitimus filius in der Goldenen 
Bulle, Ray. VII, 8. 2.) { 

6) Legitimus ift gleich legi intimus. ®olney, Oeuvres completes, ©. 72 u. 73. Über acta legi- 
tima, legis actiones vgl. außer den befannten deutfchen Civiliſten auch Laferriere, Histoire du droit 
francais, 1, 11. 7) Legitimatio! 

8) Auch im Stantsrecht gilt aber der Grundfag: „Nemo sibi titulum possessionis mutare 
potest.“ 

9) Schon in den Älteften Staatengründungsfagen, in deren fpätern Bearbeitungen, in allen politi— 
fchen und ftaatephilofophiichen Syſtemen tritt das Beftreben hervor, wenngleich in der verjchiedenften 
Weiſe, rechtliche Grundlagen zu gewinnen. Spuren des Legitimitätsgedanfens feit den allerälteften 
Zeiten fiehe 5. B. bei Badyofen, Gymofratie, S. 187. Gützlaff, Chineſiſche Geſchichte, ©. 117, 127. 
Gfrörer, Urgeichichte, 1, 244, 249 fg., 257. Matter, Gefchichte der Alerandrinifchen Schule, I, 68. 
Malcolm, History of Persia, Il, 130. Saint:Prieft, Histoire de la royaute, I, 3-86. Dahn, Die ger: 
manifchen Könige, 11, 28, 38, 40, 49, 159, 162, 203, 210, 265 fa.. Xafteyrie, Histoire de la liberte 
politique, I, 302. Ranfe, Englifche Gefchichte, 1, 28. Guizot, I, 160, Les livres sacres de 
!’Orient an fehr vielen Stellen. Vgl. auch Held's Brogramm. 
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auf dem durch das beftehende Recht jelbft gebotenen Wege eine Umbildung zuläffig oder noth— 
wendig fei, diefe Frage gehört möglicherweife ind Gebiet der jittlihen Gerechtigkeit, ver zweck— 
mäßigen Politik, nicht aber ind Gebiet des pofitiven Rechts und feiner Wiſſenſchaft, in wie in 
niger Verbindung auch alle diefe Gebiete vom Standpunfte der praftifchen Staatswiſſenſchaften 
aus ſich befinden. 

Der Zurift kann jih daher au nur an den auf dem wirklich geltenden Rechte ruhenden 
Beftand halten und muß dem praftiichen Staatsmanne die fortwährende Ineinklangfegung dei: 
felben mit ven aus den unter 2 erwähnten VBorausfegungen hervorgehenden Anforderungen auf 
dem Wege unverlegter Rechtscontinuität überlaffen. Denn wo die Gewalt zu diefem Zmede 
beginnt, fei e8 von oben nad unten (Ufurpation), fei ed von unten nad oben (Revolution), 
da ift bereitö die Grenze des Rechts überſchritten, und zwar ſelbſt dann, wenn man von einem 
in Gewaltsübung gegen das geltende Recht beftehenden Nothrechte fprechen jollte. Gelingt es 
aber der bloßen Gewalt, über das bisher geltende Necht zu flegen, fo entfleht vorerft nur eine 
Art von formeller Legalität, wenigftens für die Vergewaltigten, ein Bejig, ohne vollfommen 
‚ begründetes Recht zu befigen, welcher nur allmählich zu einer wahren Legitimität heran— 
reifen kann. 

Hieraus erklärt fih auch, warum nad Anſicht der meiften alle wahre Legitimität einer ge— 
wiſſen tiefern hiſtoriſchen Baſis, einer größern Zeitpauer als Unterlage bedarf, nihtaber, warum 
man den Legitimitätöbegriff an fih nur auf die Nachfolge in vie jogenannte Geblütömonardie 
beihränfen will. Denn wie derjelbe dad ganze Recht durchdringt, jo ift er auch auf die Nach— 
folge in den Befig und die Ausübung der Öffentlichen Gewalt unter allen Staatdformen ans 
wendbar. 

Nichtödeftoweniger wird die Regitimität heutzutage nur als ſtaats- und völferrechtlicher 
Begriff und zwar vorzüglich 19) in Anwendung auf die Geblütsmonarchie gebraucht, was ſich 
aus dem befondern gejhichtlihen Zufammenhange erklärt. 

Die Franzöſiſche Nevolution war ed nämlich, welche zuerſt auf eine eclatante Weiſe dem 
älteften und abſolutiſtiſchſten Königthum fich entgegengeftellt und gleihfam allem Geblütäfönig- 
thum den Krieg erklärt hatte. Freilich ift Geblütskönigthum und Abfolutismus durchaus nicht 
identifh und fo entſtand denn auch z. B. dem englifchen Königthum aus der Franzöſiſchen Revo— 
Iution gar feine Gefahr. Das deutihe Kaiſerthum, welches in ven Revolutiondfriegen vollends 
zu Grunde ging, war weder ein Geblütsfönigthum noch abjolutiftifh,, und die Sympathie für 
Frankreich und die Revolution war um fo ſchwächer, nahm um fo mehr ab, je weniger man ſie 
als iventifch mit einer wahren Freiheit erkannte. 

Zwar ift ſchon in den Werfen des franzöjiichen Staatsraths E. Lebret („Oeuvres“, Paris 
1653, ©. 1) von einer royaute legitime die Rede, für welche zwei Dinge nöthig jeien: 
„L'une, l'authorite souveraine, pour se faire obeir par les peuples qui luy sont soumis: 
lautre, qu'elle se doit proposer pour sa fin prineipale, de procurer par toutes sortes de 
moyens le bien de ses sujets”, wozu ©. 13 noch bemerft wird: „Et pour remarquer aussi 
la difference qu'il y a entre un Roi legitime, et un tyran: celuy-cy s’introduisant dans le 
Thröne royal par force et par violence, et celuy-la avec l’applaudissement et le gre de 
tous ses subjecis.“ In der angegebenen fpeciellen modernen Bedeutung aber wurde der Aus— 
druck Legitimität eigentlich zuerft von B. Conſtant in feiner Schrift „De l’esprit de conquete 
et de l'usurpation‘ (vom 1. Jan. 1814) gebraucht 11), obgleich es wirklich erft Talleyrand 12) 
ift, welder jenem Ausdruck auf dem Wiener Congreß 1?) die oben angegebene fpecielle Bedeu— 
tung ald terminus technicus ded modernen Staatörechtd verſchafft bat. 


10) Über Legitimität der Volfsfouveränetat: Gallois, Histoire de la Convention nationale, ILL, 
88. Legitimität der Völker: Duvergier de Hauranne, Histoire du gouvernement parlementaire, II, 379. 

11) Duvergier de Hauranne, II, 81, wonach der Genannte es ift, welcher als der erite „le mot, de- 
venue depuis sacramentale, de legitimite‘ ausgeiprodhen bat. 

12) Bgl. über diefen Biel-Gaftel, Histoire de la Restauration, 1, 205, 207, 216, 238, 263, 266 rg., 
310 fg., 328, 344, 358, 362 fg. Duvergier de Hauranne, II, 379. Guizot, Memoires, I, 37 fg. Lau— 
rent, L’eglise et l'etat, III, 65. 

13) Zur Beurtheilung des Wiener Gongrefies vgl. Held, Syftem, 1, 470 fg.; II, 218, Note 3. 
Kaltenborn, Die deutfchen Einheitsbeftrebungen, I, 84, 106 fg. Zachariä, Vierzig Bücher, V, 216. 
®laffan, Histoire de congres de Vienne. Aus dem Franzöfifchen von Herrmann (2 Thle., Leipzig 
1830). Bollgraff, Syſteme, IV, 259, 261. Gufiv, Precis historique des evenements politiques etc. 
depuis 1814—59 (Leivzig 1859). Gens, Schriften, II, 12 fg. Grnouf, Histoire de la derniere 
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Es ift begreiflich, daß die Ungunſt, welche ſich an Talleyrand's Namen und, für viele wenig: 
ſtens, an den Wiener Gongreß knüpft, zum guten Theil aud auf den fraglichen Legitimitäts- 
begriff gefallen und um fo höher geftiegen ift, je mehr man die Geblütdmonardie überhaupt 
oder gewiſſe Dynaftien insbeſondere ald unerbittlihe Gegner beftimmter moderner politifher 
Tendenzen erfennen zu müſſen glaubte oder mit Recht erfannte. Rechnet man dazu, wie ſehr 
die felbft von gefrönten Häuptern vertretene Revolution in neuerer Zeit das Anſehen ver alten 
und ununterbrodhenen Geblütäfolge geſchwächt hat, wie der Geift unferer Zeit überhaupt weni: 
ger Sinn für vie Achtung alter Beftände, für Stabilität und für ruhige Würdigung gewiſſer 
in den höhften Negierungskveifen wie in den conftitutionellen Berfammlungen unvermeidlichen 
Unvollfommenbeiten hat und ven Dynaſtien jeden Anthell an den Verdienſten, den Völkern je- 
den Theil an den Fehlern ver Vergangenheit abzufprechen fih gewöhnt, fo ift es begreiflich, daß 
die Darftellung des Legitimitätsbegriffs gerade nicht zu den angenehmften Aufgaben zählt. 

„Indem wir und bezüglich der Geſchichte des Legitimitätögedanfend auf unfer Programm 
(‚Über Legitimität, Legitimitätsprineip”, Würzburg 1859) und bezüglich feiner innern Be— 
deutung und feines Verhältniſſes zur Revolution auf unfer Werk „Staat und Geſellſchaft“ 
(ZH. IT, befonderd Abth.2, Leipzig 1863) beziehen, halten wir an der allgemeinen (alſo nicht 
blos auf die Geblütsmonarchie zu befchränfenden) Bedeutung des Legitimitätöbegriffs in dem 
vorhin angegebenen Sinne feft und erfennen fo in demſelben den Träger einer allgemein hu— 
manen Wahrheit, ja eines Ideals, deſſen Anftrebung die Menſchheit unter allen Umftänden 
und in allen Zeiten, wenngleich auf jehr verfchiedene Weife, verfucht hat. 

Deshalb foll ſich auch unfere Darftellung hier vorzüglich nur darauf richten, zu zeigen: 

1. Was Legitimität nicht fei. 

I. Worin ver Werth, die Conſequenzen der Xegitimität und die Mittel zur Herftellung und 
Erhaltung eines wahrhaft legitimen Zuftandes in Staatdleben wie im Völkerverkehr beſtehen. 

Zul. 1) Wie das ganze Recht eines Volks eine untrennbare Einheit ift, fo müſſen auch bie 
Grundfäge für Erhaltung und Fortbildung des Rechts in jedem Theile feines Beftandes wefent- 
dich diefelben fein. Rechtserhaltungs- und Fortbildungsformen, die alfo z. B. für Private und 
in Beziehung auf Privatrecht unrechtmäßig oder illegitim wären, würden ed aud für den 
Staat, feinen Souverän und in Bezug auf Öffentliche Nechtöverhältniffe fein, vorausgejegt, daß 
wirklih das ganze Recht einheitlich durchgebildet ift, und daß in jedem Falle der natürlichen 
Verſchiedenheit zwifchen privaten und Öffentlichen Nechtsverhältniflen die gebührende Rechnung 
getragen wird. Unter allen Umftänven aber bleibt jede formelle Verlegung unzweifelhaft be: 
ſtehenden Rechts juriftiich illegitim, fie geichähe von wem und gegen wen fie wolle. Die Noth 
aber Eennt fein Gebot, gleichviel, ob fi der Staat oder ein einzelner Private darin befinde. 
Das formelle Recht erkennt daher auch meiftens die Strafloftgkeit der Nothwehr wie der Rechts— 
verlegungen in wahren Notbftänden an, und erflärt jelbft, daß es den allgemein geltenden fitt= 
lichen und vernünftigen Wahrheiten gegenüber keine Macht Habe oder üben wolle, 

2) Der allgemeine Begriff des Legitimen, ald das dem beftehenden Rechte Gemäßen, muß 
fih nah den nationalen DVerfchiedenheiten der felbftändigen Rechtsgemeinſchaften oder ber 
Staaten jowol für ihre innern wie fire ihre äußern Verhältniſſe gleichfalls fehr verſchieden 
geftalten. 1%) 

Das Recht eines Volks ift der formelle Ausdruck feiner Harmonie nah allen drei Lebens— 
rihtungen in Freiheit und Ordnung. Daraus ergibt fi: 

a) Kein Volk wird in feinen Verhältniffen mit andern Völkern Anfichten über Nechtmäpig: 
feit oder Zegitimität betbätigen, welche nicht für feine eigenen Verhältniſſe begründet find. Gin 
Voͤlkerrecht over eine völferrechtliche Legitimität ift daher auch nur zwiſchen ſolchen Völkern mög: 
lich (zwiſchenedieſen aber auch unvermeidlich), deren Recht auf verwandten fittlihen Anſchauun— 
gen, vernünftigen Grfenntniffen und materiellen Verhältniffen beruht. Daher kannte das 
Alterthum fein eigentliches Völferreht, daher kann fih aber auch die moderne Ära vom Be: 
griffe des Voͤlkerrechts nicht trennen, wie oft fie daſſelbe verlege, 7°) 

b) Wo feine ſelbſtändige Rechtsgemeinſchaft it und foweit dieſe nicht geht, da ift auch fein 


capitulation de Paris etc. (Paris 1859). Duvergier de Hauranne, II, 376 fa. Pfeyffer, Die flaate- 
rechtliche Stellung der Schweiz, in der Zeitfehrift für auswärtige Rechtswiffenfchaft, ar 1835, 
©. 84 fg. Remufat, Politique liberol, ©. 217. Augsburger Allgemeine Zeitung, Hauptblatt von 
21. Juli 1859, Paris vom 18. Juli. 

14) Zaurent, Etudes, II, 25 fg. 15) Laurent, IV, 169 fg. 
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Staat, alfo auch feine Legitimität. Jede Außerung der menſchlichen Freiheit wie der ftaatlichen 
Gewalt muß natürlid, fol fie nad ihrer Gefegmäßigfeit beurtheilt werben, infofern mit einem 
ſtaatlichen Dafein in Verbindung gejegt werden. So hängt z. B. die Rechtmäßigkeit einer Hand= 
lung gegen einen Fremden vom Staats- und Voͤlkerrechte, die Geltung particularer Rechte in= 
nerhalb eined Staats von deffen Zulaffung ab u. ſ. w. 

c) Der Begriff des Legitimen wird ſich aber freilich jehr verichieden geftalten, je nachdem 
bei einem Volfe dad Recht mehr nur auf göttliher Offenbarung oder auf vernünftiger Grfennz- 
niß oder auf materieller Üübermacht, reſp. Gewalt berubt. Aber dieje Verſchiedenheit ift eigent- 
lich nur eine äußerlihe. Denn wo immer dad Nedt in irgendeiner der drei angegebenen Rich— 
tungen ſich einfeitig entwidelte, da muß nad und nad) ein unorganiſcher, d. h. ein mehanifcher 
Gefellſchaftszuſtand eintreten und ſich die Legitimitätsidee nicht als die Gontinuität friedlicher 
Rechtsbildungen und Übergänge, jondern als die Gontinuität gewaltthätiger Erſcheinungen 
und Veränderungen herausftellen, In Anardien und Despotien findet ſich daher feine Legiti— 
mität, jobald und folange nod in deu Anardie Ordnungsſinn, in der Despotie ein Geift der 
Freiheit lebt. Sobald und ſolange nämlid wird ein Kampf flattfinden, der entweder mit dem 
Untergang des Volks oder mit der Begründung eines die Gejegmäßigkeit ermöglihenden mehr 
organiihen Beftandes endet. Wenn daher Laurent („Etudes“, V, 131) fagt: „La legitimite 
de tous les gouvernements est celle de la conquete‘, fo irrt er. Man fann nicht ohne Macht 
berrichen („Grundſätze der Realpolitik“, ©. 1 fg.); aber feine Herrſchaft befteht, die nicht zum 
Nechte würde. Die Legitimität aller Negierungen befteht allerdings nit in einer abſtracten 
Legitimitätstheorie, wol aber darin, daß zu der Ihatfahe der Macht die vernünftige und jitt= 
liche Sympathie des Volks Hinzutritt. 16) Darauf beruht nicht nur der dauerhafte Beftand eines 
Staats überhaupt, fondern aud der aller jeiner Einrichtungen, insbeſondere aljo feiner Ne: 
gierung, feiner Dynaftie. Ein jeder ftaatliche Beftand erjcheint zunächſt als ein Anlauf zu einer 
felbftändigen Rechtsgemeinſchaft, mag er wie immer zuerſt thatſächlich und äußerlich zu Stande 
gebracht worden fein. Der weitere Berlauf erft wird darüber enticheiden, ob er ein lebensfähiges 
politifches Product ift oder nicht. 

3) Legitimität ift nicht glei Sittlichkeit, Moralität, Neligiofität, ſondern gleich Recht- 
mäßigfeit. Allein deshalb kann Xegitimität doch ebenfo wenig ohne erftere gedacht werben 17), 
als es zuläfiig wäre, den Legitimitätsbegriff deshalb zu verwerfen, weil unter der Firma der Le— 
gitimität nicht nur Unfittliches, fondern auch formell Rechtswidriges gefhehen ift und geſchehen 
fann, (Garne, „Staatdeinheit”, ©. 19.) 

4) Man hat gejagt: „Pas de legitimite sans infallibilite.“ (Saint:Bonnet, „Linfal- 
libilite””, ©. 24 fg.) Der Sag ift falſch. Die Legitimität ift nit Unfehlbarkeit oder Volltom= 
menbeit, eben weil fie ein Nechtöbegriff it, das Recht aber feinem Weſen nad unvollfommen 
und fehlbar fein muß. Demnach ift die Legitimität in dem angegebenen Sinne, nämlich ald un= 
unterbrodhene Rechtscontinuität, ohne Anerkennung der Unvollfommenheit und Feblbarbeit als 
Factoren jeden Rechtsbeſtandes und jeder Rechtsfortbildung gar nicht denkbar. 18) 

5) Ebendeshalb Fann aber Legitimität nicht gleich Unveränverlichfeit fein. Unveränder- 
lich find nur die abjoluten Gefege, nicht die pofitiven, die eben wegen der in ihnen liegenden 
Unvollkommenheit auch den Drang nad beftändiger Vervollkommnung, aljo Veränderung in 
fih tragen müſſen. Gleihwie man mit Unfehlbarfeit die perfönliche Unverantwortlidfeit des 
Souveräns falich bezeichnete, jo hat man mit der Unveränderlichkeit gleichfalls einen an fi 
wahren Sag, nämlich die abjolute Norhivendigfeit der Einheit des Staats und jeiner Gewalt 
jowie der perfönlihen Darftellung derjelben, unrichtig ausgeiproden, um bewußt oder un: 
bewußt, abjichtlih oder nicht, Behler und Misbräude der Staatsgewalt zu decken, und auf 
diefe Weife den Legitimismus in einen Miscredit gebracht, den dad Princip der ununterbro- 
chenen Rechtscontinuität jicherlich nicht verdient. 

6) Wenn aud, wie oben gezeigt wurde, der Legitimitätäbegriff in feiner befondern Bedeu— 


16) Hallam, Histoire constitutionnelle, Thl. I, Kap. 3, &©.223: „C'est le sort de tous les gou- 
vernements qui ne sont point fondes sur l’opinion populaire de la legitimite, de n’obtenir 
qu’une fidelite precaire.‘ 17) Müller, S. 196. 

18) Royer:Eollarb fagte in der Seſſion von 1817: „Ne lui (a votre gouvernement) imposez 
pas la perfection; considerez ses embarras aussi bien que ses devoirs’‘ (Duvergier de Haus 
anne, IV, 66); und Guizot, Memoires, III, 229: „Les gouvernements n'ont pas à leur service 
des anges pour lutter contre des demons.‘‘ Bal. auch die Erflärungen von Comte und Dunoyer 
über den Antheil des Bolfs am Unglüd des Staats bei Duvergier de Hauranne, IV, 192, 197, 202. 
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tung dadurch entitand, daß alte Geblütsmonarchien zur Revolution in Gegenfag traten, fo liegt 
doch nichts in dem Legitimitätöbegriff, weshalb verielbe abjolut nur auf die Staatsform der 
Geblütömonardie anwendbar wäre. 19) An ih anwendbar auf alle Rechtsübung und Rechts— 
folge, auch auf die privatrechtliche, wäre er demnach ebenfo in Republifen und für vie Gemwalts- 
übung und Succeifion republitanifher Souveränetäten anwendbar wie in der Monardie, 
ebenſo in der Wahl: wie in der Geblütsmonarchie. Da aber einerfeitd von der rechtmäßigen 
Innehabung und Ausübung der oberfien Gewalt im Staate die Sicherheit des gefammten übri— 
gen Rechtöbeflandes weſentlich mit bedingt wird, während andererjeitö ſowol die Einheit wie 
die Stetigfeit ver Staatsform, dem Weſen ded Staats entiprebend, in der Geblütdmonardie 
am vollfommenften ausgedrückt ift, fo ericheint die ausichliegliche Anwendung des Legitimitäts— 
begriff auf die Geblütsmonarchie um fo mehr einigermaßen gerechtfertigt, je unbeſtimmter 
aud in den verichiedenen republifaniihen Staatdformen und in dem Wahlreiche der Gegenſatz 
der Legitimität, die Revolution, immer war und bleiben wird. 

7) Die Legitimität iſt aber noch viel weniger identiſch mit irgendeinem beſtimmten Princip 
der Ausübung der Staatsgewalt oder der Regierung, alſo auch nicht mit dem ſogenannten Ab: 
folutismus, der Gentralifation u. ſ. w. Daraus folgt, daß fie auch mit feinem ſolchen Princip 
an ji im Widerſpruch ſtehen müfle, alfo auch nicht mit dem Eonftitutionalismus, dem Self: 
government u. ſ. w. Cherbuliez und Bollgraff („Erſter Verſuch einer Begründung ſowol ber 
allgemeinen Ethnologie durch die Anthropologie u. ſ. w.“, IH, 802 fg.) geben zu, daß mit der 
Legitimität die Freiefte Berfaflung vereinbar fei (‚Non nisi sub rege pio libertas ipsa grata 
exstat”); Guizot erflärt in feiner Schrift über die Demokratie (S. 55) ausdrücklich, daß bie 
fegitimiftiiche Partei in Frankreich etwas anderes ſei ald eine bunaftiiche, felbit etwas anderes ala 
eine monarhiiche Partei, und Viel-Gaftel („Histoire de la restauration”, II, 211 fg.) weift 
nad, daß die parifer Gentralifation jhon in der Periode der zweiten Reftauration ganz ent: 
ſchiedene Gegner unter den Regitimiften gehabt babe. 

8) Am allerwenigften kann der Begriff der Yegitimität, wenn auch nur einigermaßen richtig 
aufgefaßt, etwas gemein baben mit Despotiömud. Denn der Despotidmus ift die vollendete 
ſelbſtſüchtige Willfür 29), die Legitimität das gerade Gegentbeil, die ein genau beſtimmtes Recht 
voraußjegende Gefegmäktgkeit.21) Daher jagt Dolgoroufow (‚La verite sur la Russie‘, 
S. 178) mit Recht, in reinen Gewaltöftaaten gebe es feinen Legitimiften; Cherbuliez definirt 
die Legitimität ald das Princip: „En vertu duquel, l'autorite du gouvernement est consi- 
deree comme étant de droit et la soumission comme constituant une obligation morale, 
un devoir" (Bollgraff, a. a. D., II, 327 fg.) und einer der neueiten Schriftjteller über diefen 
Gegenftand, Charles Müller („La legitimite”, Baris 1857, ©. 291), erfennt die Miffion der 
Legitimiften darin, daß fie jeien „La representation vivante de l'idee du devoir”. In der 
That, was die Geiegmäßigfeit in Bezug auf die Geblütdmonardie und deren Gonjequenzen 
oder bie Legitimität im gewöhnlichen Wortiinne gefährdet und allmäblich zerftürt, das ift das 
einfeitige Urgiren des Rechts auf die Krone und der Rechte gegen diefelbe; was ſie eigentlich be- 
gründet und erhält, das ift die wahre Pflicht des Herrichers und die politiihe Pflicht gegen ihn 
und feine Regierung, wozu natürlich auch die Ausübung der zu ihrer Erfüllung gegebenen 
Rechte gehört. Falſch ift ed daber, wenn Vollgraff (a. a. O. III, $. 405) meint, das Legitimi: 
tätöprinciv berube heutzutage auf nichts anderm, ald auf „dem nunmehrigen privatredt: 
lichen Charakter des Herrſcherrechts oder der völligen Unabhängigkeit veffelben von der Aner: 
fenntniß der Unterthanen“. Denn daß es da und dort von Herrſchenden und Beherrſchten fo 
aufgefaßt wurde und noch wird, bemeift nicht, daß dies die richtige und allgemeine Auffaffung 
fei. Nur in der Despotie hat das Herrfcherrecht einen privatrechtlichen Charakter. Die Despo- 
tie ift ebendeshalb fein ſtaatsrechtliches Princip und ein despotifcher Staat eigentlih gar fein 
Staat, weil eine contradictio in adjecto. Es erſcheint deshalb eine Legitimität in einem ſolchen 
Zuftande geradezu unmöglich. Soll aber die Herrſchaft ein Recht fein, fo bedarf fie einer reiht: 
liden Grundlage, und eine ſolche ift ohne Sympathie ver Uinterthanen, gleichviel ob fie fich in 
‚einer förmlichen Anerkenntniß ausgeſprochen habe oder nicht, undenkbar. 


19) Garne, Etudes, II, 197. 

20) „L'homme ne resiste pas à l’exercise de la toute-puissance.” Laurent, VI, 494, 

21) Nur mit dem wahren Legitimitätsprincip ift daher auch die Möglichleit einer anerfannten Recht: 
mäßigfeit eines nur paffiven Widerftandes gegeben. Vgl. Plufarch, Publicola, Kay. 11, mit Guizot, 
Histoire des prigines, II, 223. 
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9) Die Legitimität ift demnach auch mit nichts identifch, was gegen vie abjolute Natur des 
Staats überhaupt oder gegen ven wirklichen gegenwärtigen Rechtsbeſtand eines concreten Staats 
oder gegen ben wejentlic politiihen Charakter ver Thronfolge verftößt. Regitimität ift daher 
weder gleich unmittelbarer, göttliher Ginjegung des Staats 22) oder des Staatsherrſchers, noch 
gleich dem gänzlihen Aufgehen des Staats nicht ſowol in der herrſchenden Dynaftie, ald viel: 
mehr in der herrfchenden Perjönlichfeit („L’etat c'est moi“), noch gleich einer abfoluten Un— 
freiheit und politifhen Bedeutungéloſigkeit des Volks gegenüber ver legtern, noch gleich einem 
rein privatrehtlihen Charakter ver Thronfolge. Richtig ift aber, daf in der Geblütsmonarchie, 
wenn und weil das Gejeß im voraus alle Succefllondfragen entjieden hat, beim Thronwechſel 
das menfhliche Zuthun die geringfte, die Einwirkung der Vorjehung die größte Bedeutung hat; 
daß ferner alte Geblütsmonardien oft eine beftimmte Politik verfolgen und mit ihren Völkern 
fo verwachſen feinen, daß, abgeſehen von den Folgen der Pietät gegen die Dynaftie und ber 
perfönlihen Anhänglichkeit an den Souverän, oft lange Zeit eine fharfe, die gegenjeitigen 
Rechte hervortreten laffende Frietion zwischen Bolf und Herrfcher nicht ftattfindet ; daß endlich in 
den Formen der Staatöjucrefjion eine gewiſſe Verwandtſchaft mit den Formen der Privatjur- 
cejjion eintreten muß. Was aber eben dieſen legten Bunft angeht, jo darf nicht überjehen wer— 
den, a) daß die Staatsſucceſſion der Hauptgegenftand des Verfaſſungsrechts ift; b) daß heut: 
zutage beim Tode eines jeden Souveräns der jogenannte Staatsnachlaß fharf von dem Pri- 
vatnachlaſſe veffelben getrennt wird; c) daß eine Menge von Misverflänpniffen, und zwar auch 
bezüglich des Legitimitätöbegriffs, eben daher entftanden, daß früher eine wenigftend der Haupt: 
ſache nad ſcharfe Trennung zwiſchen öffentlihem und Privatrecht überhaupt wie zwiſchen 
Staats: und Privatverlaffenihaft des Fürſten insbeſondere unmöglich war, daß aber dieſer 
große Misftand gegenwärtig meift ganz bejeitigt ift. 

10) Die Fegitimität in dem angegebenen Sinne ift auch nicht iventijch mit der Behauptung 
einer ureigenen und in diefer Ureigenthümlichkeit rechtlich abſolut mangel- und mafellojen Herr: 
fchergewalt. Die Legitimität einer Dymaftie ift, wie alled Recht eined Volks, das allmählide 
Product feiner gefammten Gefhichte. Niemand fannı getrennt von diefer Geſchichte eines Volks 
ein Necht feiner Beherrihung behaupten und begründen, und feine erfte ftaatlihe Grundlage 
eined Volks wird fo vollkommen dem Staatsideale entiprehen, daß diejelbe in irgendeiner Be: 
ziehung die Unveränderlichfeit beanipruden fann. Daher aber kommt es, daß man gewöhnlich 
nur mit ältern Dynaftien ven Begriff der Legitimität werbindet; daß auch loyale Kriegserobe— 
rungen nur allmählich mit dem ältern Stamme organiſch verwachſen und dann mit ihn die An— 
ſicht über die Yegitimität dev Herrſchaft theilen; daß ferner fowol in der Form der Herrſchaft 
wie in den Orundfägen ihrer Übertragung, endlich jelbft bezüglich des politifchen Umfangs oder 
Inhalts derfelben (Prärogative) und der Formen ihrer Ausübung ein fortwährenvder Wandel 
ftattfinden fann, ohne daß blos deshalb der Begriff ver Geſetzmäßigkeit oder Regitimität alterirt 
° würde, Die Legitimität ald Nechtöprincip ift etwas rein negatives und formelles, und bezeichnet 
demnad nur, daß ein Recht, alfo hier das Herrſcherrecht nicht nach den concreten Verhältnifſen 
widerrechtlid erworben und übergegangen, reſp. daß niemand mehr da jei, deilen ungweifel: 
haftes Recht durch diejen Erwerb, refp. dieſe llbertragung verlegt worden ift. 

11) Demnach fann aber das Alter allein nicht über die Legitimität einer Dynaftie entſchei— 
den, 23) Nach der Erörterung sub 10 erſcheint es ebenjo möglich, daß eine alte Dynaftie noch 


22) ‚‚Die theokratiſche Legitimitätsidee ift nicht mehr volfethümlich, weil das Volf im georbneten 
Verfaſſungoſtaat ihrer nicht mehr bedarf. Allein die Fürjtenwürde wird vom Volfe noch mit ben mans 
nichfachſten religiofen Zügen geſchmückt u. ſ. w.“ (Riehl, Die Yegitimität im Volfsbewußtfein, in ter 
Deutfchen Bierteljahrfchrift, Jahrg. 1862, Heft 2, S. 134.) Über den religiöfen Zug bes franzöfifchen 
Legitimismus („le dogme Je la lögitimite ete.“) vgl. Guizot, Memoires, Il, 202. Garne, Eludes, 
II, 36, 195. Duvergier de Hauranne, III, 262. Biel:Gaftel, II, 155; IV, 409. 

23) Dem jteht nicht entgegen, daß, wie aus dem Punkt 10 hervorgeht, ein gewiffes Alter ſtets einem 
großen Werth wie für jeden rechtlichen Zuſtand fo auch für die Rechte regierender Dynaſtien habe. Dies 
zeigt ſich auch in andern Rechtefphären, z. B. in dem hohen Werthe, welcher felbit da, wo der Adel 
längft aufhörte, der einzige politifche Stand oder doc, einer der politifchen Stände zu fein, auf alte 
Namen, Wappen, Titel u, dgl. m. gelegt wird, in der großen Bedeutung alter Firmen u. ſ. w. Es 
find dies lauter Zeichen eines gefchichtlichen Geiftes im Volfe, wie fehr demfelben andere geradezu ent— 
gegengefegte Erfcheinungen zu wiberfprechen fcheinen. Val. Du Gellier, Histoire des classes labo- 
rieuses,, ©. 273. Augsburger Allgemeine Zeitung, Jahrg. 1861, Nr. 64, S. 1038. Eid zu rüb: 
men, daß man ein Parvenu auf dem Throne fei, u weder politifch weiſe noch wirflich logiſch. Denn 
in einer fo wichtigen Eache auf einen momentanen Effect kei einem gewiſſen Theile des Volfs reden, 
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illegitim, wie daß eine neue ſchon legitim auch im ſtrengſten Wortjinne fein könne. So war 
3. B. die gegenwärtig in England herrſchende Dynaftie, folange noch ein Stuart **) lebte, für 
diefe und feine Anhänger illegitim, was man befanntlich im englifchen Königshaufe wohl fühlte, 
während die neue belgifche und die erfte griechiſche Dynaftie jofort legitim erfchienen. Wiegering 
aber auch mandmal der Werth des nudum jus der Legitimität thatfächlich erfcheinen und wie 
Schnell unter Umſtänden ein neuer Legitimitätäzuftand erworben fein mag — gewiß ift, daß für 
eine auf die Dauer berechnete, alſo wirklich jtaatlid begründete, ftantlich denkende Dynaftie die 
allmäpliche Verbindung mit der Legitimitätdidee, die Vernichtung der Illegitimität, ein unab- 
weisbares Bedürfniß, und daß die längere Dauer jelbft, ver längere Beftand, mit die ficherfte 
Grundlage der Regitimität jet. 

12) Legitimität kann daher auch nie gleich fein mit Revolution, Es gibt im rechtlichen Sinne 
feine legitime Revolution, weil Revolution die Veränderung bed rehtmäßigen Zuftandes durch 
Mittel ift, welche nad eben diefem Zuftande rechtlich nicht zuläfjig erfcheinen; aber jede Revo: 
fution ftrebt nach Legitimität?5), wie jede Gewaltthat nad Rechtfertigung. Hierin, im Men- 
ſchen, liegt daher die ewige Berechtigung des Legitimitätdgedanfend und die Möglichkeit, unter 
günftiger Einwirkung der providentiellen Führung gerade vermittelft eines durch die Revolution 
nicht gänzlidy verlorenen oder doch getrübten und verwirrten Rechtſinns Unterbrechungen ber 
Rechts- und Gefegedcontinuität nad und nad und zwar um fo erfolgreicher wieder zu heilen, je 
entſchuldbarer jene Unterbrechungen aus Gründen der Sittlichfeit und einer materiellen Noth ge: 
wefen waren. 26) Nach jevergelungenen Revolution wie Ufurpation drängt das Natur: und Ver: 
nunftpojtulat des flaatlihen Dafeins jofort dazu, den neueingetretenen Zuftand zu einem legi- 
timen zu machen, wobei in ver Negel auch der ganze äußere, zum Theil keineswegs nothiwendige, 
zum Theil ſogar auf falſchen Auffaffungen berubende Apparat der Regitimität entlehnt zu wer: 
den pflegt. 

13) Iſt Legitimitär nicht identiſch mit der einjeitigen Verfolgung nur der einen ober der 
andern Richtung des irdifhen Dafeind, aljo aud nicht iventifh mit der reinen Gewalt: und 
MWillfürherrihaft, ald der nothmwendigen Gonjequenz einer jeden ſolchen Einfeitigfeit, jo hatte 
Royer-Gollard recht, wenn er fagte: „La moderation, attribut naturel de la lögitimite‘ 
(Duvergier de Sauranne, „Histoire du gouvernement parlementaire’, II, 510), natürlid) 
vorausgefegt, daß der reine Legitimitätsbegriff nicht Durch andere Irrthümer alterirt ift. 

14) Eine rechtmäßige Legitimität, „La legitimite de droit’ (Duvergier de Hauranne, 
a.a.D.,11, 187), ift eine Tautologie, ed wäre denn, daß damit die wahre Regitimität, falfchen 
Legitimitätöprätentionen entgegen, bezeichnet werben ſollte. Wenn aber verjelbe Autor von 
„‚Deux legitimites‘’ fpricht, welche fih nad} der Abdication Napoleon’s I. geltend gemacht hätten 
(a. a.D., II, 64), jo fann zwar zugegeben werben, daß damals über die Legitimität verſchiedene 
Anjichten beftanden, nit aber, daß überhaupt in Beziehung auf ein und vaffelbe Recht zwei 
Legitimitäten zugleich denkbar ſeien. J 

15) Legitimität iſt nicht identiſch mit irgendeinem gewiſſen Maße materieller Macht. 
Die kleinſte Legitimität ſteht als ſolche der größten rechtlich vollkommen gleich. Wenn daher 
Montloſier in der „Monarchie française“ (1818) von „légitimités moyennes et secondaires“ 
neben der „legitimite royale“ ſpricht, fo bezeichnet er damit verſchiedene, aber gleich rechtliche 
Zuftände innerhalb des Staats, dem ein Recht fo Heilig jein muß wie das andere. Daß aber 
nicht nur Legitimismus und Staatd= wie Privatreht, fondern auch Legitimismus und Völfer: 
recht (natürlich immer dad Wort Legitimismus im rechten Sinne genommen) einander wechſel⸗ 
feitig bedingen, das hatte der große Ludwig IX. von Frankreich ſchon erfannt, indem er es ver— 
mied, jeinen föniglihen Gegner zu erniebrigen, weil er fühlte, daß das Königthun gleihfam 
ſolidariſch jei. (Garne, „Staatseinheit“, ©. 138.) Darum vermeidet man aber auch möglihft 
die Verlegung ber Bewohner eroberter Länder (pro vincere, daher Provinz; Vollgraff, 


heißt den Staat nicht verftehen ; und fich den ganzen Apparat der alten Begitimität mühefamft beizulegen 
fuchen, während man fi) mit Oftentation einen Parvenu nennt, ift nicht folgerecht. 

24) Über den legten Stuart vgl. augsburger Allgemeine Zeitung, Jahrg. 1860, Nr. 266, ©. 4413 fg. 

25) „Im Namen der Pegitimität erhalten wollen, was im Namen ber Revolution erworben wurde, 
iſt die natürliche Gonfequenz jeder Revolution.’ 

26) Merfwürbig ift es, wenn Duponts White den Maſſen bie Fähigfeit zur Revolution abfpricht 
(L’etat et l’individu, &. 192), die Daily News aber in Bezug auf Garibaldi erklärt, daß in einem 
eonflitutionellen Rande eine Revolution nie zu entfchuldigen ſei. 
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a. a. O., I, 804) in ihren Privatrehten,, weil man fühlt, daß aud in den Völkern ein 
gewiſſes Rechtsgefühl ſolidariſch ift. 

16) Legitimität iſt auch nicht identiſch mit Nationalität im Sinne des falſchen modernen 
ſogenannten Nationalitätsprincips. Rechte, welche ſich auf recipirte fremde Quellen ſtützen, 
vermögen deshalb an und für ſich ebenſo legitim zu ſein wie eine fremde Dynaſtie, wenn ſie 
verfaſſungsmäßig im Beſitz des Throns ſich befindet. 27) 

17) Legitim iſt ferner nicht die Erwiderung eines Unrechts, einer Verfaſſungsverletzung, 
durch irgendein anderes Unrecht, d. h. durch irgendeine verfaſſungsmäßig nicht zuläffige Hand— 
lung. Dieſe wäre nur ein Unrecht mehr. | 

18) Blos politiihe Phraſen indes, wenn Bolney (‚„‚Oeuvres completes’‘, &.72,73) jagt: 
„Salus populi suprema lex esto, Le salut du peuple, voilä la loi, voila la legitimite’’; und 
Proudhon („La revolution sociale‘‘, zweite Auflage, Brüffel 1852, S. 9) fih äußert: „En 
politique, on n'est pas l'heritier d’un homme, on est le porteur d'une idee. Celui qui la 
realise le mieux, c'est celui-la qui est l'héritier lögitime. Was übrigens VBolney betrifft, 
fo muß noch erwähnt werben, daß derjelbe ehrlich genug ift, obigem Sage hinzuzufügen: „Et 
remarquez, que lesalut ne veut dire la volonte, comme l'ont suppose quelques fanatiques, 
car d’abord le peuple peut se tromper; puis comment exprimer cette volonte collective 
et abstraite?” Ginige wegen ded Zufammenhangs mit den Ereigniffen nit uninterejlante 

ußerungen Napoleon's I. nad) feiner Nüdfehr von Elba über das, was allein legitim fei 
(„La cause du peuple”, u. f. w.), f. bei Viel-Caſtel, a.a.D., II, 280, 281, 283, 449, 
451, 494. 

Zu II. Hat ih aus Vorſtehendem ergeben, daß die Legitimität im wahren und von allen Mid: 
verftändniffen, einfeitigen Auffaffungen wie vulgären Anwendungen geläuterten juriftiichen 
Sinne des Wortd nichts anderes jei ald die ununterbrodhene Gontinuität des Rechts, und zwar 
für das geſammte Rechtögebiet, jo erklärt es ih auch, daß die Legitimität in dieſem Mort- 
finne jo alt und jo verbreitet war, ift und ewig fein wird, wie die Menſchheit jelbjt, mit ver 
fie jammt der rechtlich georoneten Gejellihaft nothwendig gleichzeitig gegeben if. Deshalb 
finden ji denn auch, wie wir in unjerm bereitö erwähnten „PBrogramm‘' vom Jahre 1859 des 
MWeitern nachgewieſen haben, beutlihe Spuren jowol des wahren Legitimitätsgenanfens ala 
auch feiner falſchen und einjeitigen Auffaflung wirklich zu allen Zeiten und bei allen Völkern, 
wenngleich unter den verſchiedenſten Formen, und bejhränfen ſich diefe Spuren keineswegs blos 
auf Begründung und Ubergang der ftaatlihen Herrſchergewalt, ſondern finden ſich zerſtreut 
über alle Gebiete des rechtlichen Beſtandes. 

In diefer einfahen Thatſache ſchon liegt der genügende Beweis des hohen Wertb3 der 
wahren Legitimitätsidee, der natürlich durch die unzweifelhafte Schwierigkeit ihrer unverlegten 
Feſthaltung und Durhführung nit geihmälert werben fann. Daher fommt ed, daß man 
* von jeher die Achtung vor dem Recht und zwar vor jedem Recht als eine ausgezeichnete und aus⸗ 
zeichnende fittlihe Eigenfchaft erkannte; daß man die Verlegung eined Rechts an jich nicht ala 
einen genügenden Rechtfertigungsgrund für die Verlegung anderer Rechte anfah; daß ferner 
jede Revolution ſich nicht nur durch irgendeine Legitimitätstheorie zu rechtfertigen, ſondern 
auch, fobald fie gelungen, fih auf ven Standpunft der Legitimität zu flellen verſuchte; daß die 
Idee der Legitimität jelbft über diejenigen eine große Macht übt, welche entweder über dem 
Geſetz zu ſtehen glauben oder e8 zu verachten vorgeben (Garne, „Staatdeinheit”, S. 456), und 
daß Bofluet und Laurent recht haben, wenn jie jagen, erfterer: „In'ya pas de droit contre le 
droit’’, legterer: „Un'y a pas d’interet, quelque grand qu'on le suppose qui soit au- 
dessus du droit.” („L’eglise et l’etat” , I, 82). Selbſt B. Conftant, welder die Legitimität 
nur in ihrer Beihränfung auf die Geblütsmonarchie auffaßte, Eonnte ih nit enthalten, in 
einer am 23. Mai 1820 über das franzöſiſche Wahlgefeg gehaltenen Rede (vgl. „Zeitihrift für 
die ausmärtige Rechtswiſſenſchaft““, 1835, ©. 46, Note 2) ich zu äußern: „Jene prends 
pas la legitimite comme un dogme; mais avec la libert&, la legitimite est un grand bon- 
heur. ... C'est un immense avantage qu'une famille antique sur un tröne inconteste.” 

Das Recht ift dad äußere Band für die äußern Beziehungen der Menfhen zueinander; 


27) Mit Recht hat aber Rich! in dem oben citirten ebenfo fchön geichriebenen wie fein empfundenen 
Auffage es ale ein befonderes Glück Deutfchlands hervorgehoben, daß fat alle europäifchen Dymaftien 
aus deutfchem Blute ſtammen, Deutfchland felbft aber von dem Regiment frember Dynaſtien bisher 
verjchont geblieben ift. 
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es it alfo eine Macht und zwar eine unentbehrliche. Die Unzerriſſenheit dieſes Bandes, die 
Ungeſchwächtheit dieſer Macht, oder die Legitimität im wahren Wortfinn, iſt demnach wirklich 
eine Sache, nicht nur vom höchſten Werthe, jondern von abfoluter Nothwendigkeit. Daher, 
wenn dennoch Rilfe und Schwädhungen flattgefunden, allenthalben neben dem Streben ihrer 
Rechtfertigung oder doch Entfhuldigung das Streben der Reparation. Da aber das abjolute, 
allgemeine, wie das national: und individuell verſchiedene, das gejellige und das freie Weſen 
des Menjchen zugleich beftimmte Anforderungen an den Inhalt allen Rechts ftellen, jo muß na= 
türlic die innere Kraft des im Rechte beftehenden äußern Bandes davon abhängen, in weldyen: 
Maße ed jenen Anforderungen entſpricht. Ein Band aber, welches dieſe Anforderungen ganz: 
li leugnen ober unberüdjichtigt laflen würde, hätte gar nicht den Charakter eines rechtlichen 
Bandes und würde infofern der Legitimitätäbegriff unanwendbar erfcheinen, Linter folden 
Umftänden fönnte jih natürlid die ewige Legitimitätsidee auch nicht auf irgendeine rechtliche 
Weife zu äußern fuhen. Wo aber einem derartigen Bande die eben angegebenen Voraus 
fegungen fehlen, es aber doch den fraglichen Anforderungen mehr oder minder nicht entfpricht, 
da ift, wenn ed nicht an dem in Geduld und Ausdaner ſich manifeftivenden politifhen Charakter 
gebricht, die Fefthaltung der Legitimitätsidee Durch die gefegliche Reform nicht nur eine Mög- 
lichkeit, fondern eine unzweifelhafte, ver höchſten politifhen Klugheit entſprechende Pflicht. 

Die wichtigſte Gonjequenz des wahren Legitimitätsbegriffs befteht aber darin, dag ed an 
fih nur eine 2egitimität gibt, nach wie verſchiedenen Seiten au eine befondere Anwendung 
dieſes Begriffs möglich und wirklich ſchon verfucht worden ift. 

Es wurde fhon früher hervorgehoben, daß das gejammte Recht eines Volks eine einzige 
untrennbare, wenngleich nach verfchiedenen Seiten zum Zwede der Theorie oder der Anwen: 
dung eintheilbare Maſſe bilde und durch jede, wenn auch noch jo partielle, vieleicht unbedeu- 
tende und unſchwer heilbar erfheinende Verlegung in feiner Totalität verlegt werde. Natürlich 
hängt hierbei praftijh fehr viel von dem Grade der Empfinvlichkeit eines Volks für Ver— 
legungen feines Rechtsbeſtandes oder von dem Grade ab, in weldem ji für ein Volk dad Geſetz 
feines organifch-einheitlien Lebens vollzogen hat. Aber immer bleibt dad Poſtulat der Ein: 
beit ded gejammten Nechtöbeftandes nichtädeftoweniger in Kraft, woraus folgt, daß bei mit an- 
dern Völkern in einem regelmäßigen, frievlihen und geordneten Verkehr ftehenden Völkern 
auch das ganze betreffende Völker - und internationale Recht zu jenem einheitlih-untrennbaren 
Rectöbeftande gezählt werden muß. Keine Zeit hat reichere Gelegenheit geboten, dieje unlös- 
bare Einheit allen Rechts durch und durch zu erkennen wie die unferige, wo ſchon mit jeder Ge— 
fahr einer völkerrechtlichen Verlegung zahllofe politifhe und Privateriftenzen erzittern, wo jede 
Störung der ſtaatsrechtlichen Gontinuität alle Staaten in Aufregung und unzählige Privat: 
rechte in die größte Gefahr bringt, wo endlich jede Verlegung eines Privaten von allen andern 
Privaten [hmerzlihft empfunden und, wenn fie durch einen freinden Staat gefhab, mit größter 
Schnelligkeit zu einem casus belli werden kann. 

Es war nod eine Nachwirkung des alten „l'etat c'est moi’, oder im allgemeinen des 
Staatsabſolutismus, da der Legitimitätsgedanke nur auf die ununterbrochene Geblütäfolge in 
den herrſchenden Dynaftien angewendet werben wollte. Man überjah dabei einerjeitd, daß das 
Geblüt bei der fogenannten Erbmonarchie wol einer, aber nicht der einzige Factor der Staat$- 
fuccefjion fei, indem zu diefer aud die organiſche oder rechtliche Verbindung der Dynaftie mit 
dem Staate gehöre. Denn wie in allem Recht, fo muß ſich aud im Thronrechte die harmoniſch⸗ 
organifche Einheit des Volks in Sittlichkeit (Glaube), Intelligenz (Recht) und materiellem 
Dafein (Macht) darftellen. Andererfeits aber hatte man überjehen, daß die Legitimitätdivee 
bereitö wirklich immer und ganz bejonderd in den neuern Zeiten weit über die angegebenen 
Grenzen hinaus angeftrebt und auch angewendet wurde. Alle begründete Oppojition gegen die 
Staatögewalt, gegen deren abfolute Unfehlbarfeit und Unbeſchränktheit, geſchah wirklid unter 
der Agide der Regitimität, d. h. der Behauptung der Menſchen- und Unterthanenregte gegen 
wiberrechtliche und unnatürliche Gewalt. Auch die unbegründete Opvofition hat ſich ſtets dei- 
felben Schildes bedient, und in ver That haben auch alle wirklichen Revolutionen unter dieſem 
Zeichen ftattgefunden. Daf man in der Oppofition oft, in ver Revolution immer nicht legitime 
Mittel in Anwendung brachte, daß man in der Behauptung der Legitimität von Unterthanen- 
rechten oft ebenfo eigenjinnig verfuhr wie in der Behauptung fogenannter Kronprärogative, 
und auch gelegentlich jener die Legitimität der legtern überfah — lauter Erſcheinungen, welche 
im Zufammenhang mit den concreten Zuftänden und mit den verſchiedenen Übergangsftadien 
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zwiſchen Ginheitsftaat und Staatenmehrheit, Gentralifation und Decentralifation u. ſ. w. ge: 
wärbigt werden müffen — das alle ändert nichts an unferer eben aufgeftellten Behauptung. 

Nachdem aber der Legitimitätsbegriff lange gleihfam nur ald ein Monopol der regierenden 
Donaftien betradptet und ausgebeutet worden war, erfcheint es leider nur natürlich, daß er, 
wenngleich dem Worte nad verhaßt und verworfen, der Sache nad) oft vorzüglich, ja ansſchließ— 
lich nur für privat= und polittfche Rechte der Unterthanen verfolgt werden wollte. Daher die 
verſchledenen Volfsfouveränetätötheorien,, die Theorie von der Rechtmäßigkeit der Revolution 
und wie alle die zahlreichen Verſuche heißen, melde gemacht wurden, um die Rechte der ein: 
zelnen ber Macht des Staats und des Trägers feiner Gewalt gegenüber ſicherzuſtellen. 

Der ganze verfaffungsmäßige oder conftitutionelle Staat, wie er die gegenwärtige Eultur- 
welt unter verſchiedenen Formen beherrſcht, ift nichts anderes als das zeitgemäße Product der 
mächtigen Wirkjamfeit der ewigen und allgemeinen Idee der Legitimität. KHervorgegangen 
aus der allmählichen Entwidelung Europas unter den Einwirfungen des Nachlaſſes des ganzen 
Alterthums, des Chriſtenthums und des germanischen Volkselements, ift ver moderne Gonftitu- 
tionalidmnd jeiner wahren Idee nad (alfo abgeiehen von feinen verſchiedenen Formen) ber 
Ausdruck für die harmoniſch-organiſche Einigung der Menſchen im Staate und im Völferver: 
kehr, für den Schug allen und jeden Rechts, alfo überhaupt für einen im Vergleich zur Alten 
Melt neuen Charakter des rechtlihen Bandes unter den Menſchen. Die nie untererüdbaren 
und thatfählid überall ſich geltend gemacht habenden Alpirationen der individuellen Freiheit 
und Berehtigung , ſoweit fie unbefhadet, ja wegen des organijchen flaatlichen Daseins beſtehen 
fönnen und müffen, hat der Conſtitutionalismus zuerft in vechtliche Form gebracht und ift jomit 
der Träger des Legitimitätäbegriffö im weiteften und wahrften Sinne des Worts geworben, 
da feine Idee wenigftend von Rechts wegen auch die völferrechtlihen Beziehungen ver faſt durch— 
weg bereitd conftitutioneflen Gulturftaaten beherrihen muß. Der Eonftitutionalimus iſt es, 
der dem natürlichen Rechte der Freiheit der Perſon und des Eigenthums nad allen denkbaren 
Richtungen hin den Charakter eines legitimen, d. b. juriftifchen Rechts verleiht und demgemäß 
alle einzelnen Gebiete des Rechts durchdringt, mie Died z. B. auf der conftitutionellen Organi— 
fation der Gerichte und deren Verbältnig zu den Verwaltungsbehörven,, aus den neuen Straf: 
und Gemeindegefegen, aus ven gefeglihen Beftimmungen über Erpropriation, Befteuerung, 
Militärdienfipfligt, Minifterverantwortlikeit u. |. w. hervorgeht. Die Idee des Conſtitutio— 
nalismus ift ed aber au, auf welche, ald jeinen legten Grund, das völkerrechtliche Nichtinter⸗ 
ventionsprineip in feinen ehrlichen wire in feinen trügerifchen Anwendungen und Behauptungen 
zurückgebracht werden muß. Dap die häufigen, abſichtlich oder nnabſichtlich falſchen, rein man- 
gelhaften Auffaffungen und Formen des Conftitutionaliemus an der Richtigkeit unjerer Säge 
nichts Ändern können, verſteht ſich von ſelbſt. 

Der nerfaflungsmäßige oder conſtitutionelle Staat kennt aber nicht bloß die Segitinfhät der 
Menſchen- und Bürgerrechte, welche legtere ausdrücklich um der Erfüllung ver Bürgerpflichten 
willen gegeben find, fondern aud die Legitimität der um der Herrſcherpflichten willen beftehen: 
den wie aller fonftigen Rechte des Stanttoberhaupts, in der conftitutionellen Monardie alſo 
and der Ihronfolge und aller damit verbundenen Berugniffe. Als Recht an ſich ift das Thron: 
und Herrſcherrecht fein anderes Recht denn jedes jonftige Recht überhaupt und jedes politiſche 
Recht insbeſondere. Seine Eigenthümlichkeit beſteht in ſeinem Gegenſtande und kommt dem: 
nad) wieder nicht aus ihm ſelbſt oder ſeinem Träger, ſondern aus dem Staate. Wie viele pri: 
vatrechtliche Analogien ſich auch auf daſſelbe, namentlich auf die Nachfolge darzubieten ſcheinen 
— fie müſſen alle verworfen werden, da e6 kur und dur vom Staate, deſſen Weſen und Gon: 
fequenzen erfüllt und beftimmt wird. Wie man nun immer, fei ed theoretifch oder praktiſch (in 
den Berfaffungen wie in der ſtaatorechtlichen Praxis), dad Weſen der Monarchie auffaſſen mag — 
die ſogenannten conſtitutionellen Berfaffungen , ſeien fie num wirkliche Charten, wie z. B. die 
erſte franzöſiſche es war, oder nicht, wie dies in England ver Fall, haben alle die Thronfolge: und 
vie Souveränetätsrechte als ihren erften und wefentlichften Beftandtheil aufgenonmen. Diele 
ind alfo auch legitime Rechte und zwar die wichtigften, weil anf ihnen die fletige und einbeit: 
lihe Darftellung des Staatd und feiner oberften Gewalt beruht. Die ununterbrochene Rechté— 
continuität oder Prgitimität ded Throns und der Thronfolge ifl demnach mindeftend ebenfo con: 
ftirutionell wie die irgendeiner andern Rechtösſphäre — offenbar aber iſt ibre Bedeutung eine 
viel größere. 

Um für die legtere Behauptung nur einige Gründe anzuführen, jo it es Mar, daß durch 
die Unterbrechung der Legitimität des Throns die größtmögliche Zahl von legitimen Zuflänven 
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in ihrem Beftande am meiften bedroht und durch eine Ihat, welche ih an ven höchſten Punkt 
im Staate wagt, der Rechtsſinn überhaupt mehr verlegt, deſſen Erhaltung mehr gefährdet 
wird als durch andere Rechtöverlegungen. Umgekehrt wird das Gelingen einer Thronummäl: 
zung ber deutliche Beweis eines fehr verbreiteten Mangels gerade wiederum deſſelben Sinnes, 
des Rechtsſinns fein, deffen eben dev Ufurpator am meiften beparf, um jeinem neuen Regiment 
die nöthige Dauer und Stetigfeit zu verihaffen. Man hatoft gemeint, in einem conftitntionellen 
Staate hätten Thronummwälzungen geringere Bedeutung, weil in folden Staaten auf den per: 
fönlihen Souverän weniger anfomme. Dies ift ein großer Irrthum, der ebenjo wenig geſchicht— 
liche Kenntnijfe wie vichtiged Verſtändniß ded wahren Conſtitutionalismus und der Monardie, 
reir. des Einheitäftaats überhaupt verrathen würde. Je despotiiher nämlid rin Staat, 
defto gleihgültiger werden Thronummälzungen hingenommen, und wenn letzteres auch in einem 
hoben Mage in einem dem Namen und der Form nad conftitutionellen Staate geichehen fein 
ſoll, jo ift Died nur ein Beweis dafür, dag ein folder Staat feinem innern Wejen nad) nicht 
 sonftitutionell war. Je vollfommener aber in Wahrheit ein Staat conftitutionell, der Hort 

aller Freiheitsrechte ift, deſto wichtiger wird gerade die Ginheit, deſto nothwendiger die Steige: 
rung aud ihrer Kraft, deſto bedeutungsvoller die Stellung des die Einheit und deren Kraft ve: 
präjentirenden perfönliden Souveräns. Erſcheint die Einheit des Staats und deren Darftel: 
lung dur‘ Menichen als allgemeines Natur: und Vernunftpoftulat, jo gilt vaffelbe von dem 
Sage, daß diefe Einheit in demſelben Mape ftärfer, ihr perfönlicher Träger in demjelben Grade 
wichtiger werden muß, in melden die Freiheit aller Glieder des Staats ji höher fteigert. 
Ohnedies wäre die einfeitige Steigerung der Freiheitsrichtung nur einer der beiden Wege zur 
Auflöfung des Staats, von weldhen die einfeitige Steigerung ber Richtung auf Einheit der an= 
dere ift. Worin jene gleichzeitige Steigerung der Einheit mit der Freiheit, der Bedeutung des 
perſönlichen Staatsoberhaupts mit der Durdführung der conftitutionellen Idee beftehe, ift an 
ch für diefe Behauptungen gleihgültig, wie wichtig ed aud für dad praftiihe Leben eines 
Staats eriheint, daß dies richtig erfannt werde. Die Größe jener Bedeutung kann aber be: 
greiflich nicht darin gefunden werden, daß ber conftitutionelle Fürſt in Art und Umfang diefelbe 
oder eine noch größere Macht übe wie ein nichtconfliturioneller,, jondern eben darin, daß er das 
verfaffungsmäßige Oberhaupt eines verfaffungdmäßigen Staats ift. Deögleihen fann der 
Werth des Gonftitutionalidmus für Die Staatdangehörigen nicht dadurch beineffen werben, daß 
man verfhiedene Freiheitszuſtände nihtvonftitutioneller Staaten mit denen eines conftitutio: 
nellen Staats vergleicht, ſondern einfach darin, daß dieſe Nechte eben conftitutionell, und zwar 
nicht blos formell, ſondern materiell: conflitutionell, d. h. der treue Ausdruck der organiſch-har— 
moniſchen Entwidelung des betreffenden Staaıs find. 

Die Legitimität des Thronrechts bietet nun freilih, infolge des angegebenen befondern 
Charakters deſſelben, manche Eigenthümlichkeiten var. Das Thronrecht ſteht vor allem ganz 
iſolirt im Staate; ſeiner Natur nach kann es ſich mit andern gleichen Rechten nur außerhalb 
des Staats vergeſellſchaften und iſt demnach ſtaatsrechtlich ungeſellſchaftlich. Dazu kommt, daß 
durch das Thronrecht die letzte legitime Entſcheidung aller ſtaatsrechtlichen Fragen unter Beob— 
achtung beſtimmter, mehrerer oder minderer geſetzlicher Schranken auch in conſtitutionellen 
Staaten einer einzelnen phyſiſchen alſo nicht unfehlbaren Perſon zufeht und zuſtehen muß. 
Allein jene Iſolirung des Thronrechts iſt nur eine ſcheinbare, weil eben der conſtitutionelle 
Thron die Eigengchaft alles conſtitutionellen Rechts, nämlich die eines harmoniſch-organiſchen 
Rechts theilt und ſomit auf der Geſchichte und vernünftigen Sympathie des Volks beruht, ohne 
daß er debhalb der Vortheile entbehrte, welche die Pietät des Volks und ausgezeichnete Perſön— 
lichkeiten nichtconſtitutionellen Dynaſtien gewähren können. In ver Vergeſellſchaftung des 
Thronrechts mit fremden Thronrechten liegt aber ein Band des Staats als ſolchen mit andern 
"Staaten, die perſönliche Vertretung dieſes Bandes, und darin die Möglichkeit einer praktiſchen 
Legitimität im Voͤlkerverkehr. Der erwähnten, nur jheinbaren Iſolirtheit des Thronrechts im 
Staate dient ald hinreihended Gegengewicht die innerlich gleiche Natur dieſes Rechts mit allen 
politifchen Rechten, nämlich der Charakter ver politifchen Pflicht, ver gewiffenhaften Ausübung 
um des Staats, ded ewigen organischen Gemeinwejens millen, einer Pflicht, Die jedem Staats: 
angebörigen eine je nad feiner Stellung und Fähigkeit verichienene, vem Maße nad) aber cine 
verhälmigmänig gleihe Auflage macht, ihren ivealen Anforderungen gemäß übrigend weder von 
den perfönlichen Souveränen, noch von den übrigen Staatsangehörigen je mit abſoluter Bollfom- 
menheit erfüllt wurde oder je erfüllt werden wird. So wenig aber ver Rechtsbeſtand überhaupt 
P 30* 


468 | Legitimität 

in einem einzelnen Staatdangehörigen fofort verlegt oder gar aufgehoben wird, weil er in for: 
mel untadelbafter Ausübung feiner verfaffungsmäßigen Rechte die fragliche politifche Pflicht 
ganz oder theilweife, erweidlicher = oder nicht erweislichermaßen unberüdjichtigt ließ, fo wenig 
kann eine in Ausübung des Thronrechts geſchehene Verlegung verfaffungsmäßiger Rechte, ſelbſt 
die unzweifelhaftefte und ſchädlichſte, an und für ſich allein die Legitimität jenes Rechts am ſich 
vernichten, beziehungsweife ven Berluft oder die gewaltthätige Gntziehung deifelben legitimi: 
ren. Damit fol aber nicht gefagt jein, daß eine folde Verfaffungsverlegung deshalb felbft 
legitim fei. Im Gegentheil, nichts kann illegitimer fein, nichts wird von einem Volke mit 
lebendigen Rechts- und wahrhaft monarchiſchem Sinne für rechtöwinriger gehalten als eine 
Verlegung ded Rechts, welches ja aud die Baſis feines verfaflungsmäßigen Throns felbft 
ift, vom Throne aus. 

Daher erklärt e8 fh, warum die neuen Verfaffungsgefege jo großen Werth auf die verfaf: 
ſungsmäßigen Schranken gegen willfürlie Ausübung der Souveränetätdrechte legen. B. Con— 
ftant geftebt (a. a. D,, I, 313) zu, daß er überall nur „barrières“ juchte „contre l'autorite 
d'un homme“, und viele haben ihm darin nachgeahmt. Aber wer nur Barrieren fucht, wird au 
nur folhe finden und trogben nie über die Eonfequenzen der politiſchen Souveränetät, der Noth— 
wendigfeit eined definitiv und ohne Appellation formell entfheidenden legten durch Menſchen 
zu fprechenden Wortes hinausfommen. Aud im Staate muß jede Gontrofe ein Ende finden, 
und unwillkürlich fällt einem Juvenal's Vers: „Pone feram, exhibe; sed quis custodiet 
ipsos’’, ein, wenn man fleht, wie viele das Heil des Staats darin ſuchen, über ven Höhften immer 
wieder einen Höhern zu fegen. Aus politiſch-rechtlichen Gründen gilt, mutatis mutandis, von 
dem Fürften, was aus fittlihen Publius Syrus (18, ed. Ribb., S. 262) von dem Ber: 
wandten fagt: „Ames parentem, si aequus est, si aliter, feras.'’2®) 

Stellt fi nun die Legitimität als der abftracte, auf alle Rechtsverhältniſſe paſſende und an— 
zumenbende Begriff ver Recht = oder Geſetzmäßigkeit heraus, erfheint ferner der Begriff der Te: 
gitimität ald ein Grundbegriff des menſchlichen Geiftes, der fih nur je nad den Grundan- 
ſchauungen von der Duelle allen Rechts verſchieden äußert, nie aber, weil er ein Ideal enthält, 
vollkommen realifirt, fondern nur immer aufs neue möglichft volllommen, immer höher ange: 
ftrebt werden kann, fo folgt, daß feine Zeit, Fein vechtliches Verhältnig ohne den Legitimitäts- 
begriff gedacht werden fünne, und daß deffen richtige Auffaffung und Feithaltung bei allen Ber: 
änderungen, weldhe die Entwidelung der Völker mit fih bringt, von der größten WichtigFeit, 
ja um fo wichtiger fei, je größer und zahlreicher die Veränderungen der rechtlichen Zuftände in 
einer beftimmten Zeitperiode erfcheinen. 

Die Baſis oder Urquelle allen Rechts in.den gegenwärtigen Culturſtaaten beſteht gleichſam 
in einer höhern Zufammenfaffung und principiellen Begründung aller für einen Staat beſte— 
henden Rechte in einer oder mehreren Urkunden, welche man die Berfaflung des Staats nennt. 
Infolge deflen ericheint legitim heutzutage als iventifch mit allem, was auf der Verfaſſung be: 
ruht," der Verfaflung gemäß oder doch nicht zumider ift. Durch die völferrechtliche Anerken— 
nung der gegebenen Staatöbeftände ift die innere Untrennbarkeit des privat: und öffentlid- 
rechtlichen Legitimitätsbegriffs von dem völkerrechtlichen hinreichend dargethan. 

Wenn num der unfhägbare Werth eined wahrhaft legitimen Zuftandes am entjchievenften 
damit bezeichnet wird, daß man fagt, er fei Die weientlichfle Bedingung der innern Sicherheit 
und äußern Inverleglichkeit der beftehenven Staaten, der Beitimmtheit, Sicherheit eines jeden 
Rechts, alfo jeden Bandes unter ven Menfchen, folglich auch jeden frievlichen Genuſſes, jeder 
frievlihen Schöpfung, jeden Frieblihen, organifchen, wahren Fortſchritts — fo ergibt fih als 
das Mittel feiner Erhaltung ganz von felbft: die Achtung vor jedem Nedht, die gemwillenhafte 
Erfüllung jeder Pflicht, oder für das ftaatliche Regiment das ftreng verfaflungsmäßige Regieren 
von oben, und für die völferrehtlichen Berhältniffe die Feſthaltung der allgemeinen fittlichen 
und rechtlichen Principien wie der eingegangenen völferrechtlihen Berträge2®), beides auch in 


28) Ahnlich äußert fich Livius (Hist., 27, 34, 14): „„Ut parentum saevitia, sic patriae patiendo 
ac ferendo lenienda est”; und ®uizot (Pourquoi la revolution d’Angleterre a-t-elle reussi? 
©. 60): „Ce ferme bon sens (qui est l'intelligence politique des peuples libres).... consiste & 
reconnaitre les biens essentiels, qu’on veut conserver, el à s'y attacher invariablement, en 
supportant les inconvenients qui les accompagnent ou en renongant aux dösics qui pourraient 
les compromettre.‘ 

pi gl. Intervention und das Ende des zweiten Theil von Held, Staat und Gelellichaft (Keip— 
sig 1863). 
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Beziehung auf etwa nothwendig werdende Neuerungen, endlich, für die Unterthanenverhältniffe, 
die warme und anfopferungsfähige Hingabe an die Berfaffung, die gewiffenhaftefte Erfüllung 
der politifchen Pflichten fowol bei Ausübung der zu diefem Zwecke gegebenen politiihen Befug— 
niffe wie bei Geltendmahung aller individuellen Redte, das rechte Maß in Behauptung des 
Beftehenden und in Nachgiebigkeit gegen das Werdende, die Enthaltung von jeder Erwiderung 
des Unrechts mit weiterm Unrecht, namentlich mit unrechter Gewalt, und endlich die Fefthaltung 
der rechtlichen Unverantwortlichkeit der Berfon des Staatdoberhaupts. 

Die vollftändigfte und freiefte Einheit zwijchen dem Fürften, reip. ver Regierung und dem 
Volke ift die färffte Begründung und zugleich die vollfommenfte Wirkſamkeit oder Urſache und 
Folge, Baſis und Erhaltungdmittel der wahren Legitimität. 3. Held. 

Lehnweſen und Lehnrecht, Nachdem das Lehnweſen für ein Jahrtauſend die eigent: 
liche Grundforn des geſammten geſellſchaftlichen Daſeins der meiften modernen Eulturvölfer 
abgegeben und eine Literatur erzeugt hatte, welche an Umfang und innerer, detaillirter Durd- 
bildung von der Literatur feiner rechtlichen, politiihen oder jorialen Inftitution übertroffen 
wird, fam eine Zeit, in welcher e8 zum guten Ton gehörte, den Feudalismus nur ald den Träger 
aller Berfinfterung, Verdummung, Vergewaltigung und nationalen Galamitäten zu bezeich— 
nen, ihn ald Schlagwort zur Didereditirung und rüdjihtslojen Vernichtung alles geſchichtlich 
Hergebradhten zu gebrauden und namentlich alle politiiche Reaction mit ihm zu bezeichnen, alle 
Revolution aus ihm abzuleiten und zu rechtfertigen. Unterdeſſen hat aber doch die Wiſſenſchaft 
nie aufgehört, dem Feudalismus als einer der merkwürdigſten, verbreitetiten und ebenjo uner- 
gründlich tief wurgelnden T), wie in mannidfaltigen Formen ji fund gebenden Erjeinungen 
in der Entwickelungsgeſchichte ver Menſchheit und der einzelnen Völker ihre leidenſchaftsloſe, 
unermübdete Aufmerkjamfeit zuzuwenden, und während jie in der Erfenntniß veifelben nad 
demjelben Verhältniſſe fortzuichreiten ſchien, nach welchem die Reſte des Lehnweſens und Lehn— 
rechts aus unſern beftehenden Einrichtungen verſchwanden, während ferner mit Hülfe ber 
wiſſenſchaftlichen Reſultate die Überzeugung immer weitere Kreiſe erfaßte, daß die Zeit des 
Feudalismus dahin und ſeine Repriſtinirung eine Unmöglichkeit je?) — hat überhaupt eine 
rubigere Würdigung des Lehnweſens vlasgegriffen, wie dies gemöhnlid in demſelben Maße 
geihhieht, in welchem eine Erſcheinung den Intevefien und Kämpfen ded Tages entrüct worden 
und in die Zahl der nur mehr hiſtoriſchen Erſcheinungen eingetreten ift. 

Zu den widtigften Rejultaten der neuern und neueften wiſſenſchaftlichen Forſchung über 
das Lehnweſen gehören aber folgende an die Spige unferer Unterſuchung zu ftellende Säge: 

1) Der Feudalismus it feine ftreng nationale, nur diefem oder jenem Volke national- 
eigenthümliche, fondern unter gewiſſen Boraudjegungen, eine allgemeine Dajeinsform, wenn 
gleich diejelbe natürlicherweife bei jedem Wolfe ihre eigene Ausbildung und Geſchichte hat.?) 

2) Laſſen ih aud Fälle nachweiſen, in denen der Feudalismus ald ein von einem Volke 
beveitö ausgebildetes Syftem durch eben diefed Volk auf andere Völker übertragen wurde, laflen 
ſich ferner bei jedem Volke gewiſſe äußere Momente ver Entflehung und Weiterbildung des 
Feudalismud hervorheben, jo erſcheint derſelbe doch der Hauptſache oder feinem innern Weſen 
nad allenthalben ald etwas aus den Geſammtzuſtänden natürlich Hervorgegangenes, Gewor— 
denes, nit Gemachtes. 

3) Der Feudalismus und das Lehnrecht iind daher immer in einer beftimmten Beriode des 
fraglichen Volks die Träger feiner politiſchen, ſocialen und privatrechtlichen Gejammtzujtände, 
feiner nationalen Rechtsanſchauungen, obgleich fie aus mweientlih andern frühern Zuſtänden 





1) Montesquien, Esprit des lois, IV, 1. 

2) Kür ganz Frankreich wurde der Feudalismus in allen feinen Reiten und freilich auch ſammt vie: 
len nichtfeudalen Berhältnifien aufgehoben in der dvenfwürbigen Nacht des 4. Aug. 1789. Portugal hat 
noch einen mit Feudallaften befchwerten Bauernitand, Spanien nicht mehr. In England beſtehen noch 
viele jeubale Formen. Die feudalen Laſten des Fleinen Grundbefiges aber find in neueiter Zeit ſelbſt in 
Irland meiftens verichwunden. Im Königreid) Sardinien it, nachdem 1837 ein Grundentlaſtungs— 
gefeg vorausgegangen war, unterm 21. Mai 1838 die Auflöjung fämmtlicher Lehnverhältnifie verfügt 
worden. In Deutichland if die Aufhebung, reiv. Ablöfung des Rehnverbandes in vielen Staaten mit den 
neuen Orundentlaftungsgejegen eingeführt. Vgl. z.B. das bairifche Gefek vom Jahre 1848, das fachfen- 
altenburgifche Gefeg vom 1. April 1851 u. ſ. w. Gine theilweiie Aufhebung des Lehnverbandes in Öfter: 
reich erfolgte durch das Gefeg vom 17. Dec. 1862, 

3) Gontorcet, Esquisse d'un tableau historique de l’esprit humain, ©. 47 fg. Bollgraff, Erſter 
Berfuch, HI, 822. Paurent, Etudes sur l'histoire de !’humanite, VII, 500, 614, 624. Laboulaye, 
Recherches sur la condition des femmes, &. 304 ip. 
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hervor-, in weſentlich andere neuere Zuſtände übergegangen ſind. Demnach erſcheint auch der 
Feudalismus und ſein Recht als eine derjenigen geſchichtlichen Formen, innerhalb welcher die 
Völker es verſuchen, die Harmonie ihres ganzen irdiſchen Daſeins und die Ausgleichung der 
Voſtulate der Freiheit und der Ordnung zur Darſtellung zu bringen. Die Entſtehung, Aus— 
breitung und allmähliche Auflöſung des Feudalismus mußte deshalb aber auch im weſentlichen 
dieſelben Erſcheinungen, Kämpfe, Leidenſchaften, Parteibildungen u. ſ. w. mit ſich bringen, 
welche niemals im Geleite der Entwickelung alles erfaſſender Daſeinsformen zu fehlen pflegen. 

Die wiſſenſchaftliche Beurtheilung des Werthes des Feudalismus kann nicht einſeitig 
von deſſen guten #) oder übeln 5) Seiten, etwa nad dem Standpunkte einer beſtimmten Zeit over 
nad ven Verhältniffen eines bejtimmten Volks, ebenjo wenig von den im @eleite jeiner Ent= 
widelung und feines Abfterbens an den Tag tretenden Aus: und Entartungen oder von den 
Übeln ausgeben, welde mit den unter 3 erwähnten Kämpfen verbunden waren. An id 
notbwendig abfolut unvollfommen und dem Wechſel der Fortbildung unterworfen, mie jede 
äußere Dafeinsform, kann e8 fi nur darum fragen, ob der Feudalismus relativ ein Fortſchritt, 
ein Glied in ver organifchen Kette wahrer Fortſchrittsbewegung geweſen fei. 

Die Entftehung des Lehnweſens ift nur bei Völfern germaniſchen Urſprungs Gegenftand 
wiſſenſchaſtlicher Forſchung gewefen, wie überhaupt das Lehnweſen bei aller feiner Verbrei— 
tung über viele andere Nationen, nur bei jenen eine beſondere wifjenfchaftlihe Bearbeitung 
gefunden hat. 

Ebendeshalb dürfte es gerathen fein, die Entftehung des Lehnweſens einmal von einen: 
allgemeinen Standpunfte aus zu verfuhen, möglich, daß dann auch auf die noch immer unent= 
ihiedene Frage von der Entftehung des germanifhen Feudalismus einiges Licht fiele. 

Mollen wir nun vorläufig davon abfehen, daß man jogar bei den clafilihen Völkern 
Spuren oder doch Analogien des Feudalismus zu entdecken glaubte, foll ferner nicht gerade 
ein entſcheidendes Gewicht darauf gelegt werden, daß der Feudalismusd auper Europa meift nur 
bei großen und zahlreihen Völfern gefunden wird, fo viel ift gewiß, daß bei jedem Volke, wenn 
ed aus dem Zuftande der Wildheit, Ungebundenbeit, Unftete, des kriegeriſchen Nomadenthums 
durd das Gelingen einer bedeutenden, namentlich über große und cultivirtere Völker ſich er— 
ftredtenden, eine gewiſſe Anſäſſigkeit auch der Sieger mit ji bringenden Eroberung heraus — 
und damit in mwejentlih neue, Neuerungen mit ji bringende Zuftände eintritt, eine eigen- 
thümliche und zwar für alle ſolche Fälle in wefentlihen Dingen gleiche Situation platzgreift *) 

Je weniger die jiegreiche Maffe ſelbſt in jih organisch verbunden oder überhaupt Träger 
einer alten, feiten, einbeitlichen politiichen Verbindung ift, je geringer ihre Zahl im Verhältnis 
zu dem eroberten Land und Volk erfcheint, je niedriger ihre Cultur im Vergleich zu der der 
Beſiegten ſich ftellt, deſto entichiedener müſſen nachſtehende Erſcheinungen bervortreten: 1) Das 
eroberte Land wird ſammt feinem Volke als durch Occupation?) der Geſammtheit der Sieger 
erworben 8), gleihlam ald deren Eigenthum, ald Gegenftand der Herrſchaft ver Geſammtheit, 
als dem Sieger in feiner Geſammtheit zugebörend, dienend, fetradhtet. Um den möglichſten 
Nugen daraus zu ziehen, wird irgendeine Art von Vertheilung der gemeinjamen Beute ftatt: 
finden, bei welder, infolge des Princip& der proportionellen Gleichheit, der Größe nach ver: 
ihiedene Theile, ven Antheil an dem Groberungswerfe entfprehend, vorfommen können, der 
Antheil des Anführerd oder der Anführer aber um fo größer fein wird, je mehr jeine Ober: 
hauptichaft bereit politiich geartet und demnach auch geeigenfhaftet war, den Anſpruch auf 
Fortiegung der bidherigen Obrigkeit des eroberten Landes und alſo auch des Eintritts in et= 


4) Laferriere, Essai sur l’histoire du droit frangais (zweite Ausgabe, Baris 1859), 1, 265. Laurent, 
v1, 173 fg., 399, 405. Derfelbe, L’eglise et l’etat, I, 37. Lafteyrie, 1,59, 324 fg., 328, 330. Villebar: 
douin, De l’heredite, S. 127. Guizot, Civilisation en Europe, &\93 fg., 99 fg., 108, 109 fg., 119, 
202, 268, 278 und Histoire des origines) I, 206 fg. und 210. vafleur, I, 162 u. 170. Denis 
Histoire des theories et idees morales dans l'antiquite, IT, 447. Roth v. Schredenftein, I, 103 u. 
146. Deutiche Vierteljahrsſchrift, Heft 88, S. 18. Auch Sugenheim erfennt wichtige gute Seiten des 
Feudalismus an in feinem Werke: Geſchichte der Aufhebung der Leibeigenfchaft (Petersburg 1861). 

5) Bgl. z. B. Du Eellier, Histoire des classes laborieuses, ©. 82 fg. u. 215. Laferriere, I, 54 ı. 
288. Ein anderer franzöſiſcher Schriftiteller fagt einmal: „Abjection et pauverte est l’etat, qui ac- 
compagne partout le despotisme et la feodalite.‘ Laurent nennt a.a.D. das Papſtthum das vpoliti— 
ja nn * —— (VIl, 421, 423, 426 fg. 435, 446). Buckle, Geſchichte der Civiliſation, 

d. I; 1, g. 
6) Vollgraff, Bd. II, $$. 157, 164, 253 fg., 288, 368 fg.; Bd. III, 88. 46 u. 153. 
7) Held, Staat und Geſellſchaft, II, 208 fg., 231, 237. 8) Buckle, Br. T; I, 1017 
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waiges Staatsgut oder in das Vermögen einer geſtürzten Dynaſtie, wie überhaupt in derelin⸗ 
quirte Befigungen zu begründen. 2) Die Befiegten werben zunächſt ebenjo wie die Sieger 
diejelben bleiben, nur daß erftere um jo mehr gedrückt erfcheinen müffen, je mehr fie blos der 
rohen Gewalt unterlegen, die legtern dagegen, vorerft wenigftend, ihre frühere Lebensweiſe 
nur um jo zügellofer und auf Koften der Beſiegten gefteigerterer fortzuführen bedacht jino. ?) 
3) Wie den aber fei, jelbft in dem denkbar günftigften Verhältniffe zwifchen Sieger und Be: 
fiegten wird dad alte und ewige „vae victis“ fein Recht behaupten, ein Drud und Gegendruck 
im Junern flattfinden und demnach, abgejehen von äußern Gefahren, das Bedürfniß für die 
Sieger vorhanden fein, ſich der Waffe nicht zu entwöhnen und aud fortan zufammenzußalten. 
Der natürlihe Eintrittspunft erfcheint aber in derjenigen Perfon gegeben, die, nicht ohne 
irgendeine eigene Autorität an die Spige der Sieger gefommen, durch ven Sieg jedenfalls ent: 
weder eine neue Autorität erlangt oder die alte erhöht und gefräftigt hat. Allein dieſer höchſt 
urfprünglihen Form einer Art von faatlihem Einheit: und folglih auch Gentralifationg: 
und Ordnungsdrang dient die frühere Gewohnheit und Sitte einer jedenfalls größern Unge: 
bundenheit oder doch geringern Stetigkeit ded Bandes um jo mehr ald Gegengewicht, je mehr 
fie eben durd die imfolge ver Eroberung den Siegern zugefallenen bedeutenden Ländereien 
genährt werden muß und je genußreicher ſie unter viel geringern Opfern ih audbeuten laſſen 
zu wollen ſcheint. 

Die Wirkung von alledem kann vorerft feine andere jein als die, daß einerfeitd jeder von 
den Siegern feine Selbjtändigfeit nicht nur zu erhalten, ſondern auch den neuen Verhältniſſen 
entjprechend zu ſteigern jucht und rechtmäßig ſuchen kann, daß ſich aber doch auch alle gleichſam 
zu einer wechjeljeitigen Garantie diejer neuen jchon faft territorialen Selbſtändigkeit perſönlich 
frei unter dem Könige, dem „primus inter pares”, verbinden. Sieht man ab von zur Be: 
thätigung diefer Verbindung auf Koften der Freiheit und Selbftändigfeit zwingenden Noth— 
fländen, von der thatjählih ausgeübten Macht großer königlicher Verfönlichfeiten, von dem 
unbeftinmten und unbeſtimmbaren Einfluſſe alter Stammes: und Familienzufammengehörig: 
feit und endlich von der äußerlich wenigſtens ganz freien, natürlich aber oft ſelbſtſüchtigen per: 
ſönlichen, dem alten Gefolgihaftäwefen ohne Zweifel verwandten Hingabe an ven König, je 
wird man zugeben müſſen, daß durch eine derartige Eroberung unter den angegebenen Bor: 
ausjegungen mehr die Verhältniſſe einer Art von Gonförberation, oder die Entitehung einer 
Mehrheit vechtlih ſchwach verbundener Kleinftaaten ald die eines natürlich angelegten einzigen 

Einheitöftaats gegeben find. Die an den einzelnen Siegern hängende und dur den Sieg 
noch geſteigerte Freiheit und Selbftänpigfeit theilt jich den ihnen zugefallenen, verhältnißmäßig 
immer großen Ländertheilen injofern mit, ald vdiejelben gleihjam eine im Verhältniß zum 
Ganzen centrifugale, für ſich ſelbſt aber eine neue individuelle, centripetale Richtung befommen 
müjfen. 

Man kann ohue Bedenken jagen, daß dieje Entwidelung um fo auffallender und unwider— 
fteblicher eintreten werde, je größer die Eroberung und je univerfaliftifcher und erhabener die 
Idee des auf fie neugegründeten Reichs, je geringer die Zahl und, in ver Mafle wenigitens, die 
Bildung des liegenden Volks ift. 19) 

Ein ſolches Volk erſcheint nämlich einerfeits durch vie Umftände und nad ver Idee der lei: 
tenden Perjönlichkeiten unter die Herrſchaft eines Staatsgedankens geftellt, zu deilen Verwirk— 
lihung unter den gegebenen Verhältniffen und bei dem Bildungsgrade, der ganzen Geſchichte 
des Volfd, der Hauptſache nad) e3 an allen Borbedingungen fehlt. Dazu fommt noch, daß der 
Begenjak zwischen gem frühern und dem neuen Zuftande fait ohne alle Vermittelung eintritt 
und ſonach die trennenden Glemente nur um jo fhärfer hervortreten, um fo mächtiger ein— 
wirken. 

So iſt denn namentlich die auf der alten Sitte ruhende und durch den neuerworbenen ver— 
hältnißmäßig immer bedeutenden Landbeſitz geſteigerte perſönliche Selbſtändigkeit des freien 
Mitglieds des ſiegreichen Stammes durch den dem Anführer geleiſteten allgemeinen, ſeinem In— 
halt nach wenig beſtimmten Treueeid keineswegs in ven Maße ſtaatsrechtlich modificirt, wie es 
für Die Grundlage eines neuen Großſtaats erforderlich wäre, während zugleich die ganze 
Stellung ſeines Oberhaupts ſe unbeſtimmt iſt, daß die Freiheit der mit ihm verbundenen 


9) Guizot, Histoire de la civilisation en Europe, ©. 200 u. 232. ‚ 
10) Vollgraff, Bo. Il, S. 147, Note d, und $. 56, Note e, $.375 fa. Staur, Memoires, I, 434 fg. 
Laurent, I, 417. 
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Gllieder und die Leiſtung der von ihnen verſprochenen Pflichten, namentlich bei der Neubrit und 
Nichtvorherfehbarkeit ver meiften Berhältniffe, zunächſt von den Einwirkungen der Noth, von 
dem guten Willen, von den individuellen Eigenfhaften der nothwendig ſtets wechfelnden Per— 
fönlichfeiten abhängig ericheinen muß. 

Hieraus erklärt ed fi, warum in neuerer Zeit immermehr bie Anficht plaggreift, daß Die 
erften von den germanifchen Völkern gegründeten fogenannten Staaten, infonderheit auch der 
fränfifhe, eigentlich nur Gonföderationen von rechtlich ſehr ſchwankendem Charakter geweſen 24), 
und daß die Analogie unferer feftbegründeten, ausgebildeten Einheitsſtaaten auf biefelben 
gänzlich unanwendbar fei. Der Hauptſache nah war jeder auf feinem freien Alod König; 
feine Pflichten für das Ganze waren vertragsmäßig frei eingegangene und hingen rechtlich von 
feiner eigenen Interpretation und namentlih davon ab, daß ihre Erfüllung die perſönlichen 
Intereffen nicht benachtheiligte. Die Verſuche einer einheitlihen Organifation ded ganzen 
Landes, feiner Eintheilung in Amtsbezirke u. ſ. w. Iheiterten daher bei der Durdführung an 
ver Geſammtheit der realen Verhältniſſe. Das Königthum felbft war aber aud noch in feiner 
Weiſe ftaatlich eingerichtet. Seinen wejentlichften Machtelementen nad rubte e8 entweder auf 
den großen der föniglihen Familie gehörigen Befigungen oder auf dem Bunde mit ber Kirche, 
fand alfo in erfterev Beziehung der ſelbſtändigen Herrſchaft des freien Mannes über fein Be— 
ſitzthum glei, während es mit der Kirche und für fie, ja fogar gegen fie erft un die Anerfen= 
nung feiner eigenen Bebeutung fämpfen mußte. 

Unter ſolchen Umftänden bedarf e8 überall, foll die neue politiihe Schöpfung auch nur 
einigen Beftand gewinnen, eigener Mittel dazu und zeigen ſich dieſe 1) in der innigern, feftern, 
nähern perfönliden Verbindung von Perfonen aller Art, namentlih von audgezeich- 
netern, in die neue Staatsidee mehr eingebenden PBerfönlichfeiten, mit deren Träger, dem 
Könige; 2) in der engern Verbindung der Intereflen des Königthums mit den materiellen 
Intereffen der freien Leute. 

Beide Mittel können, jedes für fich Telbftändig, in Anwendung gebracht, d. h. es können 
Verbindungen eingegangen werden, bei denen bad perfönliche, und foldhe, bei denen bad mate: 
vialiftifche Element überwiegt. So war z. B. zu Verbindungen der erftern Art für’ die Ger: 
manen ein Vorbild in den alten Gefolgſchaften gegeben, und ſowol in dem germanifdhen Na— 
tionaldarafter ald auch in den gefanmten Berhältniffen ver Zeit mancher Grund vorhanden, fie 
unter entſprechend modifieirter Form wieder aufleben zu laflen. Wie jehr wir aber den höbern, 
edlern Inhalt ſammt Motiven für derartige perfönliche Verbindungen (commendatio, trustis, 
daher antrustiones) anerfennen, fo müſſen wir doch davor warnen, fie blos als ibeal-ipiritua= 
liſtiſch belebte Verbindungen anzufehen; denn ohne Zweifel hat auch manches materialiftifche 
Element, der Glanz und dad Wohlleben des königlichen Hofes, die mit der Stellung des 
antrustio gefteigerte Würde und Macht, die Möglichkeit, ſich durch diefelben zu bereichern u. ſ. w., 
namentlich bei nicht grundbefigenden und unfreien Berfonen, zum Eingehen dieſer Verhältniſſe, 
wie ehedem zur Gründung von Gefolgihaften, mitgewirft. Für das zweite Mittel, wenn es 
für fih allein in Anwendung kommen follte, bot fi aber durd die Eroberung ein Material 
maſſenhaft dar, welches vor ihr, vor der Anfälligkeit, auf der Wanderung, während de& no= 
madiſchen Zuftandes, gänzlich fehlte, nämlich ver Grund und Boden, die reichen Ländereien ver 
föniglihen Familie. Der Wunſch, das Bedürfniß des Königs, fie nit nur privatrechtlich, ſon— 
dern auch politifch zu verwerthen, ein Wunfch, welder bei ven damaligen Ineinanderfliegen 
des privaten und Öffentlihen Rechts überhaupt nicht auf fireng gefonderten Wegen hätte reali— 
firt werben fünnen (jo dienten z. B. die Revenuen der füniglihen Befigmgen aud zur Be— 
Triedigung deflen, was man jegt Staatöbedürfniffe nennen würde), und der Wunſch vieler aus 
dem Bolfe, Landbeiig zu erwerben oder den erworbenen zu erweitern, famen ſich wechſelſeitig 
entgegen, und jo mochte ed anfänglich nicht nur antrustiones geben, die vom Könige Fein Land 
(mol aber andere Bortheile) hatten, wie mit Land beichenfte (beneficiati), welche zum Könige 
nicht im Antruftionenverhältniffe Cficherlich aber in der allgemeinen Treuepflit) landen, ſo— 
das alfo auch bei den älteften Beneficiarverhältniffen ein gewifles durch das beneficium gerade 
zu firirendes und zu hebendes, iveal-fpiritualiftifches Element nicht gänzlich gefehlt haben kann. 


— — — —— — — 


11) Roth v. Schreckenſtein, Reichsritterſchaft, I, 78 (unter Bezugnahme auf Stälin und Buchner). 
tafteyrie, Histoire de la politique liberale, 1, 35 fg., 47 fg., 134 * 212, 217, 227. Guizot, Histoire 
des origines, 1, 342. Laurent, L'église et l’etat (III, 74), fagt geradezu: „Au moyen öge, ä une 
epoque ou il n’y avait pas d’etat.‘ 
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Wie ed nicht möglich ift, das vorherrichend perſönliche Band der trustis genau mit dem 
Mapftabe einer unferer modernen politifchen Dienftverhältniffe zu meſſen, fo muß darauf 
verzichtet werden, das älteſte Beneficiarverhältnig nad irgendeinen einzelnen beſtimmten 
fachenrechtlihen Verhaͤltnifſe 12) unferd vollendeten Privatvermoͤgensrechts zu beurtheilen. 
Beneficium !3) hieß zumädhft jede königliche freiwillige Bermögendzumwenbung an einen andern 
und fonnte, auch wenn fie an Freie geihah', unter jeder der Freiheit unſchädlichen Bedingung, 
alio al& irgendeine Art von Leib: oder Eigenthumsübertragung fattfinden. Da aber in ihr 
ſtets entweder eine Belohnung für beſondere geleiftete Dienfte oder eine Aneiferung für fünftige 
derartige Leiſtungen enthalten war, jo kann der Beneflciarnerus vom erften Augenblid an 
nicht lediglich als ein privatrechtliches, fondern muß au, und zwar vorherrſchend, ald ein politi= 
ſches Band betrachtet werden. 

So ſehen wir bereitd nicht nur einen Reſt der alten Gefolgichaftseinrichturg 1%) und viel: 
leicht auch Mefte, Erinnerungen, Analogien der römifchen beneficia imperatoria !®), ſondern 
namentlih Königthum und Volkäfreiheit in alter und neuer Weiſe, inmitten der Geſammtheit 
der durch die Eroberung entftandenen Verbältnifle, am Werke, eine zeitgemäße Neuſchöpfung 
bervorzubringen. 

Je höher man aber wiederum bie verfünliche Seite des Antruftionenverhältniffes fleigerte, 
defto mehr fehlte ihm gleihfam der Ballaft, damit es in den Regionen ded flaatlihen Daſeins 
wurzeln und praftifch werden konnte. Dies gilt ganz beſonders von ven widhtigften Antruftio- 
nen, von den Großen und Mächtigen des Reiche, deren Reichthum und Selbftänpigfeit dad 
geiftige Element der trustis leicht verflüchtigen konnte und die doch aud aus vielen Gründen der 
politiſch Flug berechneten Gnade ded Könige am nächſten ftehen mußten. Je mebr man ferner 
ohne trustis Beneficien ertheilte, defto mehr gefährdete man die allgemeine Treue, da, je mehr 
die Mittel der Selbfländigfeit wuchſen, defto entſchiedener die centrifugale Macht der Verhält- 
niffe zum Durchbruch fam. Hterauserflärt es ih: 1) Dap bald commendatio und beneficium, 
trustis und homagium 19), Treue und feudum nur zufammen vorfommen, oder, daß feiner 
antrustio wurde, ohne ein beneficium zuerhalten, und daß feiner ein beneficeium erhielt, ohne 
antrustio zu werden. 2) Daß ebenſo einerfeits die Könige fuchten, für eine ihnen ſelbſt mög- 
lift ungünftige Hingabe enger verbündete und abhängigere Anhänger zu gewinnen, wie bie 
Grofen darauf aus waren, unter ihnen möglihft-günftigen Bedingungen thunlichft viel vom 
föniglihen Gut, unbeſchadet ihrer Selbftändigfeit, an ſich zu ziehen. ?7) 

Das engere Band mit dem Könige auf der Grundlage einer befondern, nach germanifchen 
Begriffen nicht anderd denn wechſelſeitig denkbaren, politiſch durchdrungenen Treue und eines, 
fie gleihfam firirenden, von ihr befeelten, damit unauflöslich verbundenen, alſo infofern noth⸗ 
wendig vom Könige abhängigen Grundbeſitzthums, beide in unauflösliher Einheit, bilden 
demnach, innerhalb ver Ruinen des Alten und des Chaos des Werdenden, ein neues Princiv 
des politiſch-ſocialen Dafeind, organisch geftaltet und organisch geftaltend. Denn mie jedes 
wirfliche Brineip des geſellſchaftlichen Lebens ſich nicht auf gemifle einzelne Kreije einfchränfen 
läßt, ſondern allmählich alles, woraus e8 hervorgegangen und womit ed in Verbindung ftebt, 
durddringen oder geradezu das Nichtdurchdrungene, Nichtdurchdringbare zerftören mußte, jo 
hat auch jenes Princip allmählich alle von ihm erfaßten Wölfer,, ja man fann fagen alle Völker 


12) Heid, II, 291 fa. 

13) Üiber Beneficium: Laurent, Etudes, V, 237 ſg.; über Gefolgichaft, Antruftionen und Feuda— 
tismus: Rafteyrie, I, 149; Mod und Beneficium: Derfelbe I, 151 fg.; Commendatio, Recommen- 
‚datio: Maik, Berfaffungegefchichte, IV, 153, 169, 198, 216, 319 fg. Rafteyrie, I, 14, 155 fg., 207, 
234. Berhältniß zwifchen Lehn und Immunität: Waig, IV, 243 fg. und 270 fg. Eine Etymologie von 
vassus: Guizot, Histoire des origines, ®p. I, S. 194, Note; homo: Waiß, IV, 206, 

14) Bhillips, Engliſche Rechtsgefchichte, IT, 4. Derfelbe, Deutiche Geihichte, 1, 395. Eichhorn, 
Staats: und Rechtögefchichte, $. 16. 119, 259, 364. 

15) De Buat, L’ancien gouvernement de la France, de l’Allemagne et de !'Italie (4 Thle., 
Haag 1758). Die Anfichten von Zachariä findet man in der Zeitichrift für deutfches Mecht und deutſche 
Rerbtswiflenfchaft, VII, 36 fg. und in der Zeitfchrift für Geſchichte und Rechtswiſſenſchaft des Auslan- 
dee, IV, 19; die von Peters, in befien Abhandlungen aus dem Gebiete des beutichen Privat: und Lehn⸗ 
rechte (Berlin 1830), Thl. I, Heft 1. — 

16) Der Ausdrud findet ſich auch, und zwar ſowol für Lehnstreue wie für Strafe der Felonie, im 
ungarifchen Staatsrecht. Luſtkandl, Das ungarifch »öfterreichifche Staaterecht (Wien 1863), &. 152. 
" 17) Guizot, Histoire des origines, I, 178 fg., 182, 185, fa. 191. Dazu: Paurent, V, 228 fg. (gepen 

eth). a 
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jener Zeit, in ihrem ganzen Weſen, in allen Richtungen durchdrungen und einer langen und 
großen Zeitperiode ihren eigenthümlichen Charalter gegeben. 

Was die Koͤnige thaten und thun mußten für den ganzen Umfang ihres faſt nur eingebil- 
deten Reis, das thaten und mußten die Großen und von ihnen an immer weiter herab afle 
freien, geiftlihen und weltlihen Grundeigenthümer thun, da fie ja aud in ihren Beſitzungen 
Könige waren. Wer vom König Leben genommen, ber war um jo mehr in der Lage, aubern 
wieder Lehen zu geben, und vom Könige Lehen nehmen war für die damalige Zeit eine ebenio 
entjchiedene Annäherung zum flaatlichen Einheitögedanfen, wie in dem Streben der Großen 
nad Grentionen fowie darin, daß fie ſelbſt auch ald Lehnsherren auftraten, dad particularifti= 
ſche Gegengewicht, welches früher in dem freien alodialen Grundbejlg gegeben war, in einer 
neuern Form erkannt werden muß. 

Der Zeit nah am früheften entwidelte ji das Lehnweſen auf romaniihem Boden, in 
Gallien und Italien, und ind undnamentlid in ven Gapitularien der fränkiſchen Könige ziemlich 
reihe Materialien für jene Zeiten gegeben. Allein nichtsdeſtoweniger it man bis zur Stunde 
faft über alle Fragen des älteften Lehnrechts im Streite. Es dürfte nicht ohne Interefle fein, 
jene Punkte, über die nicht leicht geftritten werben fann, vor allem feitzuftellen. Zu diefen vürf= 
ten nun nad unferer Meinung folgende gehören: 

1) Das Beneficiar: oder Feudalweſen hatte unter den Karolingern in den romanischen 
Teilen des fränfifhen Reichs Schon eine jehr große Ausdehnung erhalten. Nur wenige be— 
deutende Berjönlichkeiten diefer Theile des Reichs mögen nicht Vaſallen des Königs und zugleich 
Lehnsherren ihrer eigenen Bafallen geweſen fein, In diefen Reichstheilen mochte gerade der 
Feudalismus mit ein Hauptmittel particularer Neubildungen geworben fein, während er in 
Deutſchland, wo die Selbftändigfeit ver verfhiedenen Stämme noch in vollfter Kraft beitand, 
diefe vorerjt mehr gefährden, alfo auch nur langfam Boden gewinnen konnte.18) 

2) Der Inhalt der bejondern Treuepfliht erſcheint nur infofern beftimmt, ald a) die 
Lehnstreue weſentlich eine gegenfeitig gleiche fein ſollte und h) in ihr die Pflicht lag, die daraus 
bervorgebenden Pflichten jeber andern Pflicht, die unmittelbare Pflicht gegen Gott audgenom: 
men, vorgehen zu laffen. Ein jehr altes Sprichwort fagt jogar: „Herrendienſt geht vor Gottes: 
dienft.” Im der Gegenjeitigfeit und Gleichheit der Treuepflicht 19) zwiſchen Lehnsherrn und 
Mann liegt, abgejehen von der Gewohnheit, dem Bedürfniffe joldher Berbindungen und dent | 
moraliihen Werth der Treue und deren deutſch-nationalem Charakter, das jittlich verföhnende 
Element des neuen Abhängigfeitöserhältniffes im Vergleiche zur bisherigen Freiheit. Natür- 
lich aber mußte bei aller prineipiellen ®egenfeitigfeit und Gleichheit des Treueverhältnifies und 
bei aller Möglichkeit, daß fi die Treue des Lehnsherrn gegen ven Bafallen hier und da auf die— 
jelbe Weile äußern konnte wie die des Vaſallen gegen ven Lehnsherrn, doc die Verſchiedenheit 
der ganzen Situation beider durch das Lehn verbündeter Perfonen au manche Verſchiedenheit 
der wechjeljeitigen und gleichen Treuepflicht zur Folge haben. Der König ald Lehnsherr gab 
feinen Großen Würde und Bürde, weil er König war, und diefe Großen erhöhten des Königs 
Macht und Würde, weil fie ihm mehr, ald ed außerdem herkömmlich, ergeben, weil fie ihm nad 
Lehnweiſe unterthäanig oder, wie man wol jagte, „zugewandt (vgl. Zachariä, „Redte: 
gutachten, die ftaatsrechtlihen Verhältniſſe des gräflichen Hauſes und der Grafſchaft Stol: 
berg: Wernigerode zur Krone Preupen betreffend‘, Böttingen 1862, ©. 12, 23) waren. 
Wie jehr der Lehnsverband zum Gegentheil von den ausfhlng, was die Könige mit demſelben 
zunächſt beabfichtigten, und wie viele dieſen Abſichten entgegenftehende Elemente derſelbe von 
Anfang an erhielt und fpäter immermehr ausbildete, unverkennbar ift, daß gerade in ber 
Lehnstreue ein ſehr entſchiedenes politiihes Element, nämlich ver Grundiag enthalten war, das 
höhere, allgemeinere Intereife gebe dem niedern, jpeciellern vor und man müſſe fähig fein, 
jenem alles zu opfern. Auch die bald bemerfbaren Verſuche, ven Inhalt der Lehnstreue juri: 
ſtiſch etwas genauer zu beftimmen, find Zeichen, daß es jich bei denſelben nicht blos um moralilche 
Gefühle und Kräfte, fondern wirklich um einen Inbegriff politifcher Pflichten und entiprechenvder 
Rechte im Sinne der vamaligen Zeit gebandelt hat. 

3) Gewiß ift auch, daß die rein perfönliden Ireueverhältnifle bald ganz außer Übung 
famen, Beneficien aber ohne ein ſolches beionderes perjönliches Treueverhältniß ih höchſtens 
noch in niedern Regionen, für nievere Dienſtverhältniſſe finden, wo dann, unter der Analogie 





18) Val. Held, ©. 375 in. 
19) Über dei liche Treue: Held, Staat ums Gefeliſchaft (Kelpzig 1363), I, 342, Nur 254 
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des Lehns, andere Verhälmiffe, andere Berjönlichkeiten, andere Rechtskreiſe gegeben iind. Ge: 
wiß ift, daß dad eigentliche Lehn zwei wenigſtens gemeinfreie Berfonen und ein Bündniß der: 
jelben auf dem Grunde eines wechfelfeitigen Treuegelöbniffes und einer beiden gewiſſe, aber 
verſchiedene Rechte gewährenden Liegenſchaft vorausfegt, daß ferner das Lehnsobject für die 
Lehnstreue ebenfo weſentlich iſt, wie diefe das ganze Verhältniß, alſo auch die vermögendredt- 
liche Seite deffelben durchdringt. 

4) Die Lehnstrene ift zuerſt eine Steigerung des alten, allgemeinen, für die neuen Bedürf— 
niffe ald nicht ausreihend erkannten Treuebandes zwifchen Anführer und Gefährten, ven 
Könige als Oberhaupt, Magiftrat, der neuen am fi nur föderativen politifhen Schöpfung 
und ala Triger des Einheitsſtaatsgedankens für diejelbe, und den Gliedern der Conföderation, 
welche durch die Realiſation des Föniglihen Gedanfens zu Unterthanen hätten werden müſſen. 
Der Lehnseid hebt alſo den alten Fivelitätseid nicht nur nicht auf, fondern kann fegar andern 
Lehnsherren ald dem Könige nur unbeſchadet jenes Eides gejchtvoren werden. Allein da beide 
Eide auf weſentlich verſchiedenen Nehtötiteln beruhen, jo müffen, weil jeder den ganzen Men- 
ſchen in Anfprud nimmt, durch fie Gollifionen entftehen. Und obgleich der allgemeine Fideli— 
tätseid für den Lehnseid urfprünglich präjudiciell geweſen, jo muß er ſelbſt, wie feine präjudi— 
cielle Bedeutung, in Vergeffenheit gerathen, je mehr das allgemeine Umfichgreifen des Lehn: 
nerus beweift, daß das alte Verhältniß der reellen Entwidelung ver gegebenen Verhältniſſe 
nicht entſpricht. 

5) Bon bejonderer Schwierigkeit erjcheint das Verhältniß der beiden Kehneperjonen zum 
Lehnobject. Gleichwie nad den damaligen Berhältniffen die Lehnstreue jih nur in mannich— 
facher Waffenhülfe und mas ji auf diefelbe bezog, ſowie in einer Unterwerfung unter die 
Friedensmacht des Herrn, deffen Jurisdiction, äußern konnte, jo vermochte unter den Umſtänden 
jener Zeit nur eine Liegenſchaft Gegenftand eines Lehnverhältniffes zu werden. Diefe Liegen: 
ſchaft, jedenfalls zu dem Reichsgebiete gehörig und infofern auch der föniglichen Gewalt unter: 
worfen, war aber fönigliches Privatgut, Domäne des füniglihen Haufes und, wie ſchon er: 
mwähnt, auch zur Befriedigung der politifhen Bedürfniffe des Königs beſtimmt. Durch ihre 
Verwendung zum Lehn follte fie weder der territorialen Herrfchaft noch der angegebenen politi: 
ſchen Zwedbeftinnmung entzogen werden. Es mußte daher dem König, falls er nicht feiner Stel: 
lung widerſprechende aljo verſchleudernde, decentraliſirende, abſchwächende Verleihungen maden 
wollte, immer einiges Recht über die hingegebenen Liegenſchaften verbleiben und zwar, bei der 
ewigen Intention der territorialen Herrſchaft, bei ver Ewigkeit der politiſchen Beduürfniſſe eines 
Königthums, damals ohne Steuerrecht, ein ewiges, nicht derogirbares und-unverjährliches 
Recht, welhes das entiprechende Interefje der UInverminderbarkeit des Werths des Guts, der 
Sicherung der durch deſſen Verleihung beabjihtigten Leiftungen und der Wiederverfügung über 
daſſelbe im Falle des Bedürfniſſes, möglichft ficherftellte. Anfangs mochte diefes Recht um jo 
weniger genau präcifirt worden jein, je geringer überhaupt die bemußte Ginheit der nationalen 
Rechtsanſchauung, je ſchwächer der ganze politiihe Zufammenhang des fränkiſchen Reichs ge: 
weſen und je mehr die Berfonen ald Prineipien, die Familien und Stänme ald Staaten und 
in allen Gollifionsfällen deshalb auch die Waffen als ultima ratio decidendi galten, Seitdem 
mit der Jdee des fränkiſchen Reichs als eines Einheitsſtaats die Lehen immer häufiger und po- 
litiſch wichtiger wurden, als die Schickfale ver Dynaftie und des Neich8 immer weniger von der 
allgemeinen fidelitas und immermehr von dem Vaſallenthum abhängig erfchienen, als die 
Könige, weil fie entweder ihr Hausgut ſchon dahingegeben hatten ober es nicht hingeben mollten, 
darauf daten, das Bedürfniß Ichnbaren Vermögens in anderer Weile, 3. B. durd Config: 
cationen u. f. w,, namentlich aber durch Benugung des reichen Kirchenguts, zu befriedigen ?®), 
da mußte man jomol im Intereffe des Lehnsherrn wie der Bajallen, namentlich aber auch im 
Intereffe der in Mitleidenfhaft gezogenen Kirche, darauf venfen, das Verhältniß der Lehns— 
perfonen zum Lehndgute genauer zu beitinmen. Gmpfahl ih nad allen Umſtänden dem 
Lehnsherrn zunächſt nur eine Art von leihweifer Hingabe, fo entipracd ed ver Natur aller da— 
maligen Verhältniffe, dem politiihen Charakter des Lehns und alfo vem Intereife des Lehns— 
berrn ſelbſt nicht minder ald dem des Vaſallen, daß ſich ſchnell und ganz organiſch ein gewiſſer 
Drang nad Erblichkeit bethätigte. Bald jehen mir daher nur lehnweiſe gegebene Beneficien, 
die jedoch ebenjo bald die Erblichfeit beanipruchten und auch durdjegten. In vielen beiven 


20) Held, ©, 332. 
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Zügen das privatrechtliche und das politiſche Element ſcharf zu unterſcheiden iſt ebenſo unmög= 
lich, wie die Lehnstreue und das Lehnsgut voneinander ſcharf zu trennen. 

Nach alledem ergibt Äh, dap das Lehn in feinen Anfängen nichts war ald ein Verſuch, die 
großen Freien durch ein neues abhängiges Beflgverhältnig, oder durch eine dingliche Begrün- 
dung, reale Bercautionirung einer bejondern perſoͤnlichen Treuepflicht, in einen dem Einheits⸗ 
ſtaatsgedanken mehr, ald der bißherige vollftändig freie und aufgevehnte Alodialbeſitz es that, 
entſprechenden politifchen Pflichtenverband Hereinzuziehen. Der Feudalismus ift feiner erften 
Anlage nad ein ganz natürlicher Eontrecoup, einerfeitd gegen die von den großen Alovialbe: 
ſitzungen ausgehende decentralifivende, andererfeitö gegen die eben hierdurch hervorgerufene, vom 
Königthum angeftrebte, abfolutiftiich centralifirende Richtung. In erfterer Beziehung lehnt er 
fi ganz natürlich an die territoriale Vergrößerungsſucht der Großen an, bie er fördert, indem 
er fie, ald dad Element politischer Zerfegung, durch die Abhängigfeit des Beſitzthums gleichzeitig 
zu hemmen ſucht. Inlegterer Beziehung flügt er jih auf das den Abfolutismus fördernde po= 
litiſche Einheitsbedürfniß und ſucht es durch dad Princip der wechieljeitigen gleichen Treue zu 
befriedigen, ohne jedoch den Abſolutismus wirklich zu nähren. So jehen wir im Zehn Pri— 
vat⸗ und öffentliches Necht verfchmolzen, und in ver Abhängigkeit des Beflgeö und in ver Wech— 
feljeitigfeit der Lehndtreue die den damaligen Zeiten entfpredhende Korm der Ausföhnung 
zwifchen Sreiheit und Orbnung, Privat und öffentlihem Recht. Damit war aber au dem 
Lehnwejen feine ganze Entwidelung im wejentlichen vorgezeichnet. Die Lehnsherren, melde 
nicht Souveräne wurden, mußten Bafallen und endlich linterthanen werden — die Bafallen und 
Lehnsherren, welche nicht Untertbanen wurden, mußten Souveräne werben — und umgefehrt, 
Deshalb mußte aud das Landrecht zuerft im Lehnrecht aufgehen, bis das Lehnweſen neue Län- 
der und neues Lehnrecht hervorrief, und Fann ed demnach auch nur natürlich erſcheinen, daß mit 
den Wahsıhun des Lehnweſens das Gebiet des alten Landrechts nah Subjecten und Objeeten 
ich immermehr verringerte, der ganze nationale Rechtögeift aber, mie er im Landrechte ausge: 
ſprochen, ind Lehnrecht, natürlich mutatis mutandis, ji verpflanzte. Das Lehnrecht ift in der 
That zunächſt ein nach den lofalen oder jpeciell territorialen Bebürfniffen eines feudalen Bezirks 
zugefchnittened Landrecht; joweit es auf allgemeinen Lehnsgewohnheiten beruht, hat ed fi 
nicht mehr, als eben die Gigenthümlichfeit des Lehns überhaupt mit ji bringt, von der ge— 
fammten nationalen oder von der befondern partienlaren Rechtsanſchauung entfernt und auch 
joweit ed auf jpeciellen Lehnsverträgen beruht, bat e& im weſentlichen gleihfalld nur innerhalb 
ded angegebenen Rahmens und der allmählichen Fort-, reſp. Verbildung der Verhältniffe 
entjprechend, willfürliche Beftinnmungen aufzumeiien. 

Wie ſchon oben bemerkt wurde, fo war das Beiſpiel ver Könige nicht ohne Nahahmung ges 
blieben. Und wenn aud ohne Zweifel gerade die Berallgemeinerung des Lehnverbandes eine 
Menge von mittelalterlihen Misftänden (im Vergleich zu den entſprechenden Zuftänden un= 
jerer Zeit) erklärt, jo muß man doch jagen, daß diefelben nad) der ganzen organiſchen Entwicke— 
ung der germanischen Völferzuftände nurnatürlih waren. Der Feudalismus mar es allerdings, 
der, nahdem er aud dem idealen Deutichen Reiche eine reale Conföderation gemacht hatte, tie 
Glieder diefer Eonföderation zunächſt felbft wieder föderaliſtiſch geftaltete, und jo von oben 
herab bid in die unterften Schichten immer Fleinere neue Conföderationen ſchuf. Allein auf der 
einen Seite gewährte er doch Immer ein wenn auch ſchwaches, doch rechtlich anerfanntes Band, 
weldes den frühern Zeiten fehlte, ein Band, weldes dem Charafter ver Nation und jener 
Zeiten entſprach und geeignet war, von unten herauf, wenngleich zunädft nur in den engften 
Kreifen, nad und nad) dad Gefühl einer dauernden, nothwendigen, alle Seiten des irbijchen 
Daſeins erfaffenden Zuſammengehörigkeit auf ver Grundlage organifcher, d. i. freier Ordnung, 
namentlich zunächſt auf dem platten Lande, zu entwideln. 

Weder das ganze fränfifche Reich noch das fpäter von demſelben losgerifjene Deutichland 
waren damals durchgebildete inheitöftaaten oder bereits reif, um ald ſolche in organiſcher Ord— 
nung eingerichtet werben zu fönnen. Das Lehn war ein Hauptmittel dev Desentralifation und 
demnad aud die Form geworden, innerhalb welder fih alle innerhalb Deutſchlands wie in 
feinen äußern Beziehungen befannt gewordenen und vielbeflagten Übelſtände geſchichtlich voll- 
zogen. Die innere Rechtöunficherheit, das Fauftrecht, der Mangel einheitlicher Geſetzgebung und 
Rechtspflege, die ichlechten Erfolge dev Neichöfriege, die Unfreiheit des Bauernſtandes u. ſ. w., 
dies alled und noch viel mehreres findet ſich allervings im Geleite des Feudalismus, der es aber 
nicht allein hervorgebracht und deshalb zu verantworten hat, ſondern jelbft mit vem allen ge= 
ſchichtlich geworden ift aus der Gefammtheit der damaligen Zuftände und Verhältniffe. Man 
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darf daher auch den Feudalismus weder nach feiner fpätern Entartung und Zeitwidrigwerdund, 
noch überhaupt nad dem Maßftabe unferer Zeiten und Berhältniffe meffen. Als er entftand 
und in feiner ganzen Kraft blühte, da waren andere Zeiten und Völker; hätte ver Feudalismus 
denjelben nicht entſprochen, fo würde er nicht zu jo weiter Verbreitung und langer Dauer ge: 
langt fein, und ohne Zweifel ſympathiſirte er ebenjo entſchieden mit den mächtigſten Regungen 
und Neigungen jener Zeiten, die ev deshalb theilweife und vorübergehend beglückte und ver- 
Härte, wie er unfern Zeiten zum größten Theil antipathifch erſcheinen und fie gänzlich ruiniren 
müßte. Leidenſchaftliche Verehrer des Feudalismus erfennen in ihm die allerivealfte Dafeins- 
form und beflagen ed, daß er für unjere Zeiten verloren fei. Ganz beſonders hängen fie ſich 
dabei an dad vom Lehn fo eigens betonte perfönliche Treueelement und meinen nicht jelten, daß 
mit ihm die nationalfte, ärkfte, ſchönſte Tugend der Deutſchen dahin jei. 

Wir find, obgleih wir dem Feudalismus feine hiſtoriſche Berechtigung vindicirten, der An- 
fit, daß feine Zeit nicht nurlängft vorbei, jondern au unfere Zeitan dem, was der Feudalismus 
Gutes hatte, durchaus Feine Einbuße erlitten, aber wol andere Formen, andere Kreije der 
Geltendmachung und Wirkfamfeit dafür entwidelt Habe. Wie Hoch nämlich der Begriff der 
feudalen Treue theoretifch gegriffen war, in der Praxis fah fi die Sache oft ganz anders an, 
ganz abgejehen von den ewigen Eollifionen, welche die gleichzeitige Treuepflicht gegen eine Mehr: 
zahl von Lehnäherren, das Verhältniß zwifchen Landes- und Lehnsherrlichkeit u. f. w. mit ſich 
bradten und durch Feind der damaligen Mittel, wie z. B. durch die fogenannte Ligeantia 27), 
altenthalben auf eine befriedigende Weiſe verhütet oder gelöft werden konnten, Bei ung ift nun 
allerdings der Begriff der politifchen Treue nüchterner, aber auch deſto beftimmter gefaßt, defto 
zwedmäßiger auf alle vem Staate Angehörige und auf alle politifchen Pflichten berechnet, ohne 
daß er, je nach ven Umſtänden und Individuen, die höchſte Auffaflung, die vollendetfte Hingabe 
an den Staat ausſchlöſſe. Und in der That ift unfere Zeit gewiß an der auf der Treue be— 
rubenden politifhen Tugend nicht ärmer geworben, ald e8 die Zeit des glängendften Feudalis— 
mus gewejen. Allein e8 erſcheint heutzutage eben nicht mehr blos der Lehnsherr ald der Träger 
aller geſchichtlichen Schidfale und Größe, dad Lehnsterritorium als ver Shauplag, das Lehnsver— 
hältniß als das einzige geſchichtlich wirkſame Band, jondern der Staat mit feiner gefegliden 
Dynaftie, feinem großen Land und Volk in einer ftarfen durch feine Gefege organiſchen Einheit 
ift an die Stelle alles deffen getreten und Gegenftand der politifchen Treue geworden. 

Inden wir und bezüglich einer eingehendern Würdigung des Weſens und Werthes des 
Feudalismus auf den zweiten Theil unferd Werks „Staat und Gefellihaft‘ (S. 331 fg., 
367 fg.) berufen, wollen wir hier nur denjenigen Bunft hervorheben, der und der wichtigfte 
zu fein ſcheint. £ 

Der Feudalismus, wie er allmählich ganz natürlich geworden, war eine organiſche Über— 
gangdform von einem äußerlich Eoloffal angelegten und überivealifch auigefaßten zu einem ver: 
bältnigmäßigen und praftifh durchführbaren Staatögedanfen, eine Übergangsform, melde, 
wo fie ſich organisch vollzog, das größte Unglüd, eine mechaniſche Gentralifation, unmöglich 
machte und, indem fie jedenfalls feine Ordnung ohne Freiheit zuließ, den organischen Staat an: 
bahnen Half. 

Hierin ſcheint und der größte relative Werth, die eigentliche Weltculturaufgabe des Feuda— 
lismus zu liegen, eine Anſicht, welche durch die Geſchichte der verſchiedenen germanifhen Völker 
beftätigt werden dürfte. 

Ehe wir in diefer Beziehung weitere Ausführungen machen, müflen wir aber erflären, daß 
wir diefen Werth nicht jeder Art von Feudalismus, jondern nur dem germanifchen Beudalis- 
mus beilegen, weil nur er von fo gefunden fittlihen Grundanfhauungen und Bölfern getragen 
erſcheint, daß man ihm die erwähnte Gulturaufgabe zuzuſchreiben berechtigt ift. 

Um nun unfere Behauptung über ven Hauptwerth ded germanijchen Feudalismus zu be— 
tätigen, verweijen wir zuerft darauf, daß die ſlawiſchen Völker, denen eine eigentliche feudale 
Periode abgeht (Bollgraff, „Erfter Verſuch“, 11, 879), bis zur Stunde noch zu feinem auch 
nur annähernd organischen Staate gekommen find, daß in jenen Ländern, in welchen der Feu— 
dalismus entweder gar nicht oder doch nur höchſt unvollkommen, ungermanifch, auffam, wie in 


— — — — 


21) W, F. 99. Moſer, Patriotiſche Phantaſien, IH, 192. Guden, Cod., dipl., I, 591, 991. 
Schloſſer, Geſchichte des 13. und 14. Jahrhunderts, I, 493. Dahlmann, Geſchichte der engliſchen Re— 
volution, S. 5. Blackſtone, Commentaries, Il, 58 u. 59. Gabriel, Histoire de France depuis 
l’etablissement de la monarchie frangaise dans les Gaules, IV, ad ann. 1499. 
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Spanien, Italien und dem ſüdlichen Theile Frankreichs, entweder ein höchft geſteigerter Despo— 
nemus oder eine die Nation zerſetzende, nicht zur organiſchen Einheit vorbereitende Vielſtaaterei 
und Anarchie herrſchte (Guizot, „Histoire des origines‘, 1, 382 fg.; Yaboulaye, „Recherches 
sur la condition des femmes”, ©. 206) und dag jelbft in jolhen Ländern, melde lange keinen 
eigentlichen Feudalismus kannien, wie in Schweden, mit der Zeit doch eine Art von feudaler 
Übergangsperiobe unabweisbar erihien (Nordenflycht, „Die ſchwediſche Staatsverfaſſung“, 
€. 107 fg., 144 fg., 153, 189, 309). 

Als die eigentlichen Hauptländer für den Feudalismus erſcheinen aber Frankreich, England 
Deutſchland, und wie verſchieden die Geſchichte des Feudalismus bei dieſen drei erſten Völkern 
Europas, alſo der Welt, geweſen, in jedem derſelben war ſie ſo, daß ſie in eigenthümlicher 
Weiſe die Richtigkeit unſerer Behauptung beſtätigt. 

Das fränkiſche Reich, reſp. Frankreich, iſt ohne Zweifel die Wiege des germaniſchen Feudalis— 
mus, der dort aber ſchon gleichſam bei ſeiner Geburt krank, zu einer gewiſſen Frühreife geneigt 
und zu einer zwar ſehr glänzenden, aber nur kurzen Exiſtenz geeignet erſcheint. Als die wichtigſte 
Urſache hiervon muß die überwiegende romaniſche Bevölkerung, der überwiegende Einfluß des 
kaiſerlichen Rom, refp. Byzanz, und des romanischen Weſens überhaupt betrachtet werden. Eine 
geringere Sittlihfeit und Freiheitäkraft, ein höherer Centraliſationsdrang 22), die ihrer Nad- 
baltigfeit nach mindere Energie der fraglichen Völker, ihre veifere Intelligenz und gefleigerte 
Gitelfeit in Verbindung mit römiſchen Einheitsſtaats- und Herrihaftsideen, mit dem durch eine 
Mafle von Umftänden und geſchichtlichen Ereigniſſen dringend nahe gelegten Bepürfniffe feftern 
Zufammenjhließend und mit der Thatſache, daß eine Reihe jehr begabter und zwar nicht ge: 
wählter, jondern erbliher Zürften und ausgezeichneter fürflliher Narhgeber die Regierung 
Frankreichs führte, — dies alles find Momente, die man geradezu antifeudal nennen muß und 
dem ſo glänzend begonnen habenden Feudalismus in Frankreich einen baldigen Untergang 
prophezeien ließen. Und wie ſich die ganze Macht des Feudalismus darin zeigen mußte, daß bie 
Erblichkeit ver Lehen Das Geblütdelement im Königthum vernichtete oder doch ſchwächte, ſo mußte 
die ganze Macht des franzöſiſchen Geblütskönigthums zunächſt gegen die in dem erblichen Groß— 
lehn liegende Prätenſion der Pairſchaft 23), alſo gegen die höchſte Spitze des Vaſallenthums ge: 
richtet ſein. Die Urſachen dieſes Kampfes liegen in der Natur der Verhältniſſe; die Urſachen 
des Sieges des franzöſiſchen Königthums haben wir bereits angedeutet (vgl. dazu unſer 
„Staat und Geſellſchaft“, ©. 371 fg.). Wenn ſich nun auch in Frankreich der Feudalismus 
bereits im 10. Jahrhundert und zwar mit dem Ritterthum zugleich als die eigentliche Baſis des 
neuern Adels conſtituirt hatte (Guizot, „Civilisation en Europe”, S. 121; Laſteyrie, „Histoire 
de la politique liberal‘, 1, 300), fo galt doch erſt mit dem heiligen Ludwig der frangöflihe Staat 
als begründet (Du Eellier, „Histoire des classes laborieuses“, &. 129), und zwar gerade wegen 
der antifeudalen Regierungsprincipien deffelben. Die Hauptmittel der franzöſiſchen Könige zur 
Vernichtung ded Feudalismus waren die Befreiung der niedern Klaſſen von perfönlider Ab- 
hängigfeit, Die Goncentration der Jurisdiction in der Hand des Königs und die Stellung der 
föniglihen Jurisbiction über jede andere, die Unterbrüdung der vollen Selbftänpigfeit Der 
Gommunen, die Schöpfung der Magiftratur und, namentlich feit Richelieu, vie Ginrihtung ber 
rn... Intendanten (Du Eellier, a. a. O., ©. 186, 188, 240, 253; Dupent : White, 
a. a. O. ©. 23: Nogron, ‚Code politique”, ©. XXVII; Sugenbeint, a. a. O., ©. 126 fg.). 
— — die Verſetzung des Feudaladels aus ſeinen Beſitzungen an den tönigliden Hof, 
wodurch das perſönliche Band mit ſeinen Untergebenen zerriſſen und das Vermögen in der koſt— 
ſpieligen Hofluft zerſetzt werden mußte. Obgleich Remuſat („Politique liberale”, ©. 52) be: 
hauptet, daß die Vernichtung der Feudalität in Frankreich ihren Grund keineswegs in einem 
„excès de tyrannie“ gehabt, jo ſehen wir doch, daß ſelbſt die Stände des Mittelalters ſchon 
allenthalben die Schleifung der Feudalſitze verlangen (Dupont-White, a. a.D., ©. 22), und iſt 
man darin einftimmig, daß Die. Herrſchaft des Feudalismus in Frankreich unter Ludwig XIV. voll: 
ftändig gebroden war (Raferriere, „Essai sur lhistoire du droit frangais‘, I, 291), wenn: 


22) Wie diefer in der Form des Gallifanismus felbft die Fathol:fche Kirche in Frankreich beherrfchte 
zeigt Laurent, L’eglise et l’etat, Thl. III, befonders ©. 55 fa. 

23) Cascuns barons est souverains en sa baronie. Voirs est que li rois et souverains par 
desor tous.‘ (Bluntfchli, Allgemeines Staaterecht, erfte Auflage, 1, 67, Note 4, und ©. 69.) Im we: 
fentlichen dafjelbe it es, wenn Herzog Johann Friedrich von Hannover fagte: „Ich bin Kaifer in mei: 
nem Lande.‘ (Sugenheim, S. 375.) 
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gleich die Franzöſiſche Revolution noch manche wirkliche und noch mehr angebliche Reſte der Feu— 
dalität vorfand und zerſtörte (Du Cellier, a. a. O., S. 275 fg., 284). Es kann nicht unfere 
Aufgabe fein, hier alle Eigenthümlichkeiten des franzöſiſchen Feudalweſens und jeiner Entwide: 
lung, veip. Vernichtung näher zu ſchildern. Es genügt, ven Geift der legtern und deren Folgen 
hervorzuheben. Diefer Geift war aber einfach der der jhlauen oder gewaltihätigen Unter: 
drückung alles veilen, was der abjoluten Gewalt des Königs und der centralifirten Ginheit des 
Reichs entgegenftand. Die Folge deifen aber war Glanz und Macht, Licht und Kraft da, wo 
umd ſoweit dad königliche Regiment ſich geltend machen fonnte; wo dies nicht. der Fall, da war 
Nacht, Elend und Auflöfung, und da der König jelbft nicht allgegenwärtig fein, wegen des 
Mangels organifh durdgebildeter Inflitutionen aber auch die Fiction von ded Königs oder 
vielmehr des Staats Allgegenwart nicht anwendbar eriheinen konnte, jo war dieſer Nacht, 

dieſes Elende, dieſer Auflöfung nur zu viel da. Das größte Übel viejer Entwidelung muß aber 
in der Vernichtung oder doch Trübung, Fälſchung des Rechtsſinnes im ganzen Volke, in der 
Alteration ded geſunden, belebenden Freiheitsjinnd gefunden werben. Das Königthum, die 
höchſte Spitze aller Gefegmärigfeit und alfo der ſoliden Grundlage des Rechts am meiften be: 
dürftig, dur Gerechtigkeit allein ſicher baſirt, das Königthum war in Frankreich eigentlich nur 
durch die Vernidtung aller übrigen Legitimitäten mächtig geworden; und wenn es jonft dein 
Volke in feinen einzelnen Partien da und dort an den nöthigen Rechtsſchutz fehlte, jo ftand nun: 
mehr das ganze Volk ohne eigentlichen Rehteihug da und drohte dem Rönigthun gefährlicher 
zu werden, ald ver Feudallsmus es zeither geweſen. In dem Königthum concentrirten ſich 
gleichſam alle Übel einer ſchlechten feudalen Verwaltung für das ganze Land, ohne die guten 
Seiten des Feudalismus, und wie die Baſtille als der letzte Feudalſitz erſchein, der alle Greuel 
des Feudalismus in ſich zu vereinigen ſcheint, iſt ein ſchlechter franzöſiſcher Koͤnig der höchſte 
Höhepunkt eines entarteten Feudalherrn. So erklärt ſich auch, warum die Revolution ſich nicht 
nur zuerſt gegen die Baſtille und das Koͤnigthum richtete, ſondern überhaupt alles noch übrige 
hiſtoriſche Recht, welches nur zum Elend des Volks vorhanden zu fein ſchien, mit dem Feudalis⸗ 
mus identificirte und Durch deſſen vollſtändige Vernichtung zu ſeinem Heile tabulam rasam für 
die Zukunft machen zu müflen glaubte, nachdem es alle zu feinem Schuge früher vorhandenen 
Rechte willkürlich vernichtet und in dem Reſte des ältern Rechtsbeſtandes nur die Mittel feiner 
Unterbrüdung, feines Elends erkannt hatte. Je natürlicher nad den ſämmtlichen hiſtoriſchen, 
ftatiftiichen und ethnographifchen Verhältniffen Frankreichs die Neigung zu einer gewiſſen Cen— 
tralifation und zum Abfolutismus gemejen, defto mehr hätte eine tiefere Staatsweisheit die 
Elemente einer gefunden Deeöntralifation und politifchen Freiheit nähren follen, und nur zu 
fehr beweift auch die nach der Revolution in Frankreich bisjegt ftattgehabte Entwidelung, daß 
die Leiden noch nicht am Ende find, welche die frühere faljche Entwidelung mit fi gebracht bat. 

Ganz anders geftaltet id) die Geſchichte des Feudalismus in England. 2?) 

Mögen, wie einige jagen, Anfäge zum Feudalismus auch in England ſchon unter der angel- 
ſächſiſchen Herrſchaft vorhanden gemwefen oder die Lehen, wie die Mehrzahl meint, erſt durch die 
Normannen dortfelbft eingeführt worden fein, gewiß ift, daß der. Feudalismus als herrſchende 
Form des Öffentlichen Lebens feine eigenthümliche Geftaltung in England erft durch Wilhelm 
den Eroberer, alfo im wefentlichen zunächſt nach franzöfiihem Muſter erhielt. Allein wenn die 
Normannen fhon an fi mit den Lehnseinrichtungen rinen gewiffen Geift der Gentralifation 
und des Staatsabſolutismus über die Meerenge brachten, und wenn dieſer Geift burd) die ganze 
Art und Weiſe, wie jte in ven Befig Englands Fanıen, fowie durch das Bedürfniß, fi in dieſem 
Defige zu behaupten, nur gefteigert werden fonnten, jo waren doch Land und Volk in einer 
Weiſe grartet, daß trog mander und vorübergehend erfolgreiher Verſuche in dieſer Richtung, 
eine der Entwidelung der Dinge in Frankreich analoge Geftaltung vom Anfang an als unmög— 
lich erfäheinen mußte, Die Geſchichte Englands ift ein fortgeſetztes Kämpfen und Ringen 
zwiſchen dem fränkiſch-normäniſchen, abjolutiftifhen, centralijirenden und dem angelſächſiſchen, 
jelfgovernmentalen Elemente der engliihen Nation, welches nur hier und da für längere oder 
fürzere Zeit mit dem Siege des einen oder des andern Glements abzuichließen ſcheint, in Wirk: 
lichkeit aber am Ende nad langem ,Balanciren“ zu einer das ganze Öffentliche Leben dieſes 
grogen Volks durchdringenden Ausgleihung beider Elemente geführt hat. Schon Guizot 
hatte (‚Histoire de la civilisation en Europe”, &. 296) es im Gegenjage zu Frankreich als 
ee des EN Feudalismus hervorgehoben, daß dieſer feine jo großen 


u — —— — — 





24) Bluntſchli, 1, 72 fg. 
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Vaſallen kannte, welche für ſich allein den Kampf gegen das Königthum hätten aufnehmen 
können. Um dem Könige, d. h. damals einem grenzenloſen Abjolutismnd widerſtehen zu 
können, waren dort ſelbſt die größten Vaſallen ſchon früher gezwungen, ſich zu verbinden, gleich⸗ 
wie die Beſitzer der Heinen Lehen nicht anders konnten, als ſich mit den Bürgern (alſo die Nor— 
mannen mit den Angelſachſen) zur gemeinſchaftlichen Vertretung und Behauptung ihrer Rechte 
und Freiheiten zu vereinigen. Wilhelm der Eroberer, gegen ſeine eigenen Barone wie gegen 
die Beſiegten der abſoluteſte König, den es je gegeben, hatte das ganze Land ohne Ausnahme 
als ſein Eigenthum erklärt, und es, in kleine Theile vertheilt, mit ſehr beſchränkten Befugniſſen 
nur an ſeine Leute vertheilt, ſo, daß auch die ſächſiſchen Grundbeſitzer ihren Beſitz nur als 
Vaſallen ver Normannen behaupten, aber auch letztere ein eigentliches Alod gar nicht bejlgen 
Eonnten. Jeder Bajall, alfo jeder Landbejiger, reſp. Aftervajall mußte vem Könige direct den 
Treueeid leiften oder wurde fomit deffen homo ligius (Thierry, „La conquöte d’Angleterre‘, 
11, 156; Bladftone, „‚Commentaries”, franzöſiſche Ausgabe, IL, 58, 59), d. h. er durfte nie: 
mand gegen den König dienen. So war der König abjoluter Herr alles Landes und, wenn: 
gleich in feudaler Form, aller ald ſelbſtändig politifh in Frage kommender Leute. Er hatte, wie 
Fiſchel („Die Verfaffung Englands”, S. 5) jagt, das Lehnwejen in feinen Hauptgrundfägen 
durchbrochen und die Untervaſallen von der abjoluten Holgepflicht gegen ihren directen Lehns— 
herrn emancipirt. Wilhelm der Eroberer hatte aber aud) „die Geſetze Eduard's des Bekenners“ 
beftätigt. Unter venfelben verfteht man nichts anderes ald dad Gewohnheitsrecht der Angel: 
fachfen. Soweit ed nicht mit den Feudalrechten der Normannen und mit der Gewalt ded Königs 
in Conflict fam, foweit ed daher ſich auf Privatrecht und Gemeindeverwaltung bezog, wurde 
ed rejpectirt. Häufig wurden Wilhelm Rufus und feine Nachfolger angegangen, dieſe bonae 
leges Edwardi confessoris zu erhalten, und fie beftätigten dann ftet8 feierlich das Volksrecht, 
obgleich jie es in jeinem politifchen Theil unaudgejegt verlegten. Da der Grundbeſitz nur nad 
Lehnrecht vererbt werben fonnte, jo verdrängte hierbei dad normannifche Recht das ſächſiſche Ge: 
wohnheitsrecht. Dagegen wurde das Volkſrecht auch für die Eroberer die Schugwehr gegen 
ihren Oberherrn und dadurch das gemeinfame Recht aller Stände (Fiſchel, a. a. O., ©. 5, 6). 
Auch die ſächſiſchen Gemeinde: und Polizeieinrihtungen wurden von den Normannenkönigen 
und den erſten Blantagenet gerade zur Bändigung ihrer eigenen Bafallen neubelebt, und wenn 
auch heute no in England das „bloße Gerüſt“ des Lehnſtaats befteht, jo Hat der legtere Doc, 
fomweit er „die politifche Gewalt zu einem Privatrecht und den König nur zum Senior von ihm 
faſt gleichberechtigten Bajallen madt, in England nie beſtanden“ (Fiſchel, a.a.D., &.6, 11fg., 
42, in welchen beiden erften Stellen auch fehr treifende Vergleiche mit dem franzöfiihen Feuda⸗ 
lismus gegeben find). Ohne Zweifel ift es die eigenthümliche dur das Meer gleihfam mit 
abſoluter Nothwendigkeit die Staatdeinheitgebietende undifolirte Lage Englands in Berbindung 
mit der entſchieden gernianifchen, Eräftigen Bevölkerung des Landes, was wir ald Hauptfactoren 
einer Entwidelung betragten müflen, welde uns in England eine trog, ja mit Hülfe des Feuda⸗ 
lismus in fortgefegter Steigerung der Macht und Binheit wie der Freiheit und gejegliden 
Gleichheit begriffene Nation erkennen läpt. Und wie vieled an den gegenwärtigen Einridtungen 
Englands ald mangelhaft und, namentlich in feiner äußern Politik, ald tadelnswerth gefunden 
werden mag, eins ift und bleibt nicht nur bewunderungswerth, fondern auch zur Hoffnung 
weiterer Fortſchritte berechtigend, wir meinen die hohe Achtung vor jebem, aud dem älteften wie 
Eleinften Rechte, durch welchen engliſchen Nationaldarakterzug felbft die Aufredpterhaltung des 
„bloßen Gerüftes des Lehnſtaats““, wie fehr von mander Seite darüber gefpöttelt wird, eine 
Art von Weihe erhält, die den Zerftörungen der Franzöſiſchen Nevolution wol fein Unbe— 
fangener beilegen kann. 25) 

Die Entwidelung des Lehnweſens in Deutſchland endlich ift eine ſowol von der franzöfijchen 
wie von der englifchen wejentlich verſchiedene. Die Grundlage wie das Terrain des Lehnweſens 
find aud in Deutjchland ganz eigenthümliher Natur, und kann ed demnah nicht wunder 
nehmen, wenn ed in Deutjchland einen befondern Entwidelungdgang eingeihlagen und Hier 
auch feine eigenen Folgen gehabt hat. 

In Deutichland fehlte vor allem ein Ereigniß, wie die fränfifche Eroberung es für Gallien, 
der Wechfel ver Eroberungen, namentlich aber die normannifhe Eroberung ed für England 


25) Vol. auch Großbritannien und Irland ——— dann Gneiſt, Das heutige engliſche 
Berfaffungs: und Verwaltungsrecht, ©. 11, $. 1 
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gewefen.. Die Berbindung Deutſchlands mit dem fränkiſchen Reiche mochte genügen, um einige 
Kenntnig des Feudalweſens damals ſchon aud auf unferm Boden zu verbreiten. Allein zunächſt 
fehlten nicht nur diejenigen Haupturfadhen, welche dem Umſichgreifen des Feudalismus in den 
romanifhen Ländern günftig waren, fondern es erfcheint auch die ganze Situation der deutſchen 
Völker, ihr Verhältniß zum Lande, ihr ungebrodener Unabhängigfeitäfinn und das gefpannte, 
unbeftimmte Berhältniß verfelben zum fränfifchen Königthum, ihre Organifation unter altan- 
geftammten Herzogs, reſp. Stammkönigsgeſchlechtern, der Neception und Verbreitung des Feu— 
dalismus geradezu ungünftig. 

In der That ift das Lehnmefen bei ung erft feit der Trennung Deutfhlands vom Franken: 
reiche in Aufnahme gekommen und fleht diefe mit dem Gang in Verbindung, den bie politiſche 
Einheit ſämmtlicher deutſcher Stämme und das Verhältniß Deutſchlands zu Italien genommen. 

Ein unabhängiges und mächtiges deutfches Königthum wäre bei der rechtlich und thatfädh: 
li vorhandenen Selbftändigfeit der deutſchen Hauptflämme unmöglich gewefen, und felbft das 
diefelbe am wenigften befchränfende Zufammenfaffen der deutfhen Völker war nur möglich 
einerfeitd durch die Gewalt fiegreicher Waffen, andererfeitd durch die religiös-politifche Ider deb 
römiſchen Kaiſerthums. Je weniger legtere für das nationale Geblütskönigthum der Gapetinger 
paßte und je mehr wir diefe ſchon fehr früh an der Unterbrüdung des Feudalismus arbeiten 
feben, defto mehr paßte jene Idee für ein aus felbftändigen Stämmen zufammengefegtes, die 
Geblütsfolge ſcheuendes, fein beengendes inneres Gefüge, keine Eentralifation zulaffendes Reich 
mit feinen in der ganzen Überſchwenglichkeit unverborbener, aber auch ungezügelter Jugend da— 
ftehenden, religiös begeifterten und eined durchgreifenvden fpeciellen gemeinfamen Nationalgefühls 
noch entbebrenden Völkern. Die höchſte, religiöd:poetifche Auffaffung der Pflicht, deren Er: 
füllung aber nur dur perfönlich freie Hingabe Werth erhalten fonnte, war das eine Ertrem 
der mittelalterlih:deutfhen Bedanfenwelt, dem ald anderes Ertrem die Behauptung der abfo- 
luten Freiheit von jedem nicht freiwillig übernommenen Bande entſprach. Mit dem auf der 
Wahl beruhenden römifhen Kaiſerthum deutſcher Nation war zunächſt für das ganze Reich die 
Conföderation ald Grundform von felbft gegeben und Eonnte unter den pamaligen Umftänden 
der Föderalismus eine andere Geftalt ald die ded Feudalidmus nicht annehmen. So famen die 
deutfhen Könige dur die innere Shwähe und verfaffungsmäßige Unfertigfeit des der Idee 
nad fo hoch angelegten deutſchen Königthums in eine ähnliche Lage, mie die fränfifhen Könige 
“ed gewefen. Um Macht zu haben, waren ihnen Anhänger nothwendig, die nur mit Gewalt 
oder Güte gewonnen werden fonnten. Macht und reichlich fpendende Gnade bevingten fi 
gegenfeitig fo fehr, daß die eine ohne die andere unmöglich und jedenfalld unfruchtbar geweſen 
wäre; bie fittliche Macht des althergebrachten Rechts ftand auf feiten der particularen Selbftän: 
digkeiten, und die vergleihungsweife neue Idee des Kaiſer-, refp. Königthums über alle deutfche 
Stänme, refp. über die ganze Ehriftenheit durfte um fo weniger diefelben unmittelbar zu be: 
fehden wagen, je mehr fie ſelbſt eine religiös-fittliche Jore war. Wie die Kaifer durch Verwen— 
dung von Haus: und Reichsgut zu Lehn die Macht und Einheit des Reichs zu begründen, er: 
halten und fördern ſuchten, fo erfannten die Großen des Reichs bald in dem Erwerb der Lehen 
das befte Mittel zur Vergrößerung ihrer eigenen Macht, alfo au zur Shwähung des Reihe, 
ſoweit es ihrer Selbftändigfeit hätte gefährlich werden mögen. Die Erblichkeit aller aud ver 
größten und ihrem Gegenftande nah, wie z. B. die Ämterlehen, zur Erblicfeit am mwenigften 
geeigneten Lehen im Verhältniffe zu der Nichterblichkeit des Deutfchen Reichs ift ſowol Folge 
wie au Urſache der urfprüngliden und fpäter nicht mehr heilbaren Schwäche des deutſchen 
Reichsſtaats. Das Beutfche Nationalgefühl war noch zu wenig einheitlich durchgebildet, die Er— 
fenniniß der Nothiwendigkeit einer feftern und fletigern Ginigung aller deutſcher Völker lag 
den bamaligen für Deutfhland dennoch immer glänzenden und die Unruhe, Zerriffenheit, Kriege 
leiter ertragenden Zeiten zu fern, als daß der Gedanke an große Opfer particularer Selbftän- 
digfeit hätte auffommen oder doch allgemeiner wirffam werben Eönnen. 

" Das Beifpiel, mit welchem die deutfchen Könige vorangingen, wurde nun zwar auch von 
den Großen des Randes und von ihnen aus in immer niederern Kreifen nahgeahmt. Das Lehn 
wurde aud in Deutfhland die Grundform alles Befiges, der Typus aller politiſchen Stellung, 
der Gradmeſſer jeder politiſchen Rangaßftufung (Heerſchild 2%), und nichts entſpricht mehr der 
ganzen Auffaffung des deutſchen Mittelalters, ald daß mir einerſeits den Kalfer ſelbſt als 


26) Ficer, Vom Heerfchilde (Innebruck 1862). 
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Bafallen Gottes (die Theorie von den zwei Schwertern 27] in ihrer verſchiedenen Auffaſſung) be— 
trachtet, andererjeits faum irgendeinen Grundbejig anders denn feubal (Sonnenlehn) denkbar 
fehen. Selbſt eine Menge von Abhängigfeitöverhältniffen niedrigerer Art (Feudastra) werden 
dem Lehnsverhältniſſe foviel ald möglich nachgebilvet. Ind fo fehen wir denn auch Deutſchland, 
nachdem der alte zwifchen dem Stammesherzogthum und vem faiferlihen Amtsſprengel geführte 
Kampf des Particularismud und der Staatdeinheit mit den allmählihen Untergang ſowol 
jener alten Stammesherzogthümer ald auch der eigentlichen Bedeutung und Wirffamfeit des 
Reichsamts geendet hatte, das ganze Deutiche Reich in eine Maffe großer nad der einen oder 
andern Seite ihres weſentlichen Beſtandes feudaler Territorien zerfallen, die Landesherrlichkeit 
bei der Unbeſtimmtheit ihres Begriffs und Umfangs häufig hinter die Lehnsherrlichkeit zurück— 
treten und die Territorien jelbft wieder ji in eine Menge Eleinerer und Afterlehn zerbrödeln 
und den lehnweifen Bejig endlich in den niedrigften Klaffen bäuerlihen Beſttzthums auslaufen. 

Der Einheitöftaat ift aber eine Natur: und Vernunftnothwendigfeit, und da derjelbe ſich auf 
deutſchem Boden nicht wie in England und Franfreih in dem Geſammtkönigthum ver deut— 
hen Nation realijiven fonnte, oder, ba es dem deutfchen Königthum nicht gelang, erblih zu 
werden und die Selbftändigfeit der großen Vafallen zu brechen, jo mußte dad Bedürfniß des 
Staats wo andere feine Befriedigung finden, und dies geſchah gerade in den größern Reiche- 
territorien. So erklärt es ji, daß, was dad englifhe und franzöfiihe Königthum für ganz 
Franfreih und England geworden, die Landeshoheit und Lehnsherrlichkeit, namentlih die ber 
mächtigern Reichsſtände, für ihre einzelnen Territorien werden mußte und ed gerade vermöge 
des durchgreifenden Princips der Erblichfeit werden fonnte, wenn die unterdeffen mit dieſer 
Erblichkeit unter Beeinfluffung des Römifhen Rechts verbundene privatrehtlihe Auffaffung des 
Berhältniffes wenigſtens dem eigenen Rande (nicht dem Reiche) gegenüber einer höhern politi= 
ſchen Auffaffung den Plag räumte. Die deutfchen Landesherren fonnten nicht daran denken, 
die Lehen als ſolche aufzuheben, va ja ihre eigene Stellung mwejentlih auf dem Lehn berußte, 
Aber jie mußten der immer weiter gehenden, mit ven neuern Bedürfniffen und Verhältnifſen 
durchaus nicht mehr vereinbaren Zerjegung ihrer Territorien durch den Feudalismus entgegen: 
treten und thaten es mit defto bejferm Erfolge, je mehr der innere Drang der limftände fie be: 
günſtigte und das Reich ſelbſt, welches ja nur aus ihrem collectiven und in diefer Beziehung 
ziemlich einmüthigen Willen beftand, dazu dienen mußte. So führt der Feudalismus auch in 
Deutſchland vorerft zu einem gewiſſen Fürſten- und Staafsabfolutismus, aber nicht mit einer 
unnatürlihen Gentralifation des ganzen Landes und unter Vernichtung aller zwiſchen ber 
Krone und der Maſſe des Volks ftehenden Selbftändigfeiten wie in Frankreich, nit mit Aus— 
bildung und Erhaltung eines einheitöftaatlihen, wenn aud nicht ftreng legitimen und altange— 
ſtammten Königthums unter Wahrung und Erweiterung der Gemeinde: und Volksfreiheiten 
und Einführung einer ariftofratifchen, aber von politifchen Pflichtgedanken erfüllten Gefammt: 
tepräfentation wie in England, jondern, thatſächlich wenigftens, zur Vernichtung ber bisherigen 
deutſchen Einheitsidee und Aufrichtung particular = territoriafer Kleinftaaten unter uralten erb: 
lichen Fürftenhäujern, ohne daß jedoch Damit ein förmliches und ernftlidhe® Aufgeben der natie- 
nalen Einheit oder eine Rechtmäßigmachung des abfoluten Staatäprincips au nur für bie 
einzelnen Territorien gegeben geweſen wäre, wie fehr es freilich bei dem oft eigenjinnigen 
Kampfe der wefentlich feudalen Territorialftände mit der Landeshoheit anfünglid an irgend: 
einer Art von verfaflungdmäßiger Feſtſtellung der allgemeinen Volksrechte gebrach. 

Die Verſchiedenheit der Entwidelung ven Franfreih und Deutjchland ift fo groß, daß ein 
Vergleich zwifchen beiden unmöglich erfcheint. Auch zwiſchen der Entwickelung des Feudalis— 
mus in England und Deutfchland ift der Unterſchied groß genug, doch ift ein Hauptpunft beiden 
gemeinfam, nämlich der, daß in feinem ver beiden Länder der Feudalismus bleibend zu einem 
der beiden aus ihm in feinen äußerften Gonfequenzen hervorgebenden Extreme, zur gänzlichen 
Auflöfung des Volks oder zu einem abfolutiftifchen Despotismus, geführt hat. Die größte 
Verſchiedenheit zwiſchen der Entwickelung des Feudalismus in den drei genannten Rändern br= 
ſteht aber darin, daß derſelbe in Frankreich gleihfam in feiner höchſten Blüte vernichtet und 
feine organifhe Ausbildung und was daraus organic hätte hervorgehen müffen, gewaltfam 
abgejänitten worden ift, daß er in England zu einer Art von politifcher Ariftofratie wurde, die 
Ach noch heute mit einer gewiſſen Sympathie der Nation der älteften feubalen Formen bedient, 
und daß er in Deutſchland dem Weſen wie der Form nad allmählich abftarb und auf der einen 





27) Die Literatur hierzu fiche bei Helb, 1, 352 fe.; 11, 229. 
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Seite einen Bund von Monarchien, auf der andern Seite weniger ariſtokratiſche als volksthüm— 
liche Theilſtaaten Hervorrief, im denen weder der Völker rechtliche Selbſtändigkeit das Bepürf- 
niß der nationalen Einheit nod die Bureaufratie den Drang nad) Selfgovernment zu vernichten 
im Stande war. 

Keine diefer drei verjhiedenen Entwickelungen kann als eine abgejchloffene betrachtet 
werden. Frankreich ſehnt ſich im beften Theile feiner Männer nad einem vernünftigen Maße 
des au im Feudalismus enthalten geweſenen Elements der Decentralifation; England fühlt 
auf eine jel6ft dem Auslande trog der forgfältigften Berhüllung unverfennbare Weile das Be- 
bürfnig einer in mancher Beziehung gefteigerten Eentralifation, eines ftraffern Königthums, 
einer gefhäftöfundigern Verwaltung, einer mehr populären als ariſtokratiſchen Reform und fieht 
gar mande der altehrwürbigen feudalen Formen mit andern Augen an ald noch vor einigen 
Jahrzehnden; Deutſchland will als Ganzes einiger und freier zugleich fein, Altes und Neues auf 
dem Wege der Reform an die rechte Stelle feßen, vom feudalen Geifte die Freiheit für jeden nady 
feinem individuellen Maße, von dem organifchen Staate die Ordnung und Pflicht für alle nad 
ihren Fähigfeiten, von der höhern politifchen Einigung der Nation die allgemeinfte Förderung 
in den innern Angelegenheiten, wie die verdiente Anerkennung, den berechtigten Einfluß im 
Voͤlkerverkehr. 

Die Würdigung dieſer Situation der dominirenden europäiſchen Völker liegt außerhalb 
der Grenzen diejed Auffages. Dagegen haben mir noch den Begriff des Lehnrechts, deſſen Ber: 
hältniß zum Lehnmwefen und feiner ganzen Entwidelung etwas näher zu betradhten. 

Lehnrecht ift der Inbegriff aller das Lehn betreffenden Normen. Gegenfäge dazu bildet ein- 
mal das Landrecht, deſſen jedoch der eigentliche Vaſall bis zum Verfall des Lehnrechts nicht ver- 
luſtig geworben fein durfte, dann das Stadtrecht, ohne daß deshalb Städte und Städter des 
Lehnrechte unfähig geweſen wären, endlich die Rechte derjenigen abhängigen Leute, welche ebenfo 
des Landrechts wie ber eigentlichen ritterlichen Lehen nicht fähig waren. übrigens ift dad Lehn- 
recht ſchon früh auch auf dienftmännifche und hörige Verhälmiffe analog angewendet worden, 
ſoweit die höhere Natur des Lehnverhältniffes eine derartige Analogie zuließ (Feudastra), und 
wenn aud längere Zeit dienſtmänniſche und freie, vitterliche Lehen ſcharf unterſchieden wurden, jo 
hob ſich doch diefer Gegenfag allmählich gänzlich, jeit eine große Zahl dienſtmänniſcher oder 
minifterialifcher Geſchlechter durch den Ritterdienft mit den freien Rittergeſchlechtern in eine und 
diefelbe Berufsgemeinſchaft gefommen mar. 

Das Lehnrecht beruhte zunächſt auf ver in den Verleihungen ſich bethätigenven allgemeinen 
Gewohnheit, die jelbft wieder von der Gefammtheit der Verhältniffe getragen, von dem ganzen 
Geiſte ded germanischen Rechts erfüllt und beftimmt wurde. Obgleich daher die meiften der 
ältern Lehnrechtsaufzeichnungen rein particulärer Natur und dabei nicht felten nur Privatar: 
beiten waren und ver Hauptſache nad auf Sammlungen von lofalen Gewohnheiten, einzelnen 
Entfheidungen der Lehnscurien, Weisthümern u. j. w. berußten, fo hat ſich doch neben einer 
Art von gemeinjamem europäifchen Lehnrecht auch ein gemeines deutſches Lehnrecht gebildet, 
welches theils gewiſſe abſolute Grundſätze aufſtellt, theils ſubſidiär, nämlich in Ermangelung 
beſonderer Normen, Geltung beanſprucht. 

Die für dad gemeine deutſche Lehnrecht wichtigſten Quellen find die Rechtsbücher des Mittel: 
alters, namentlich ver Sachſen- und Schmwabenjpiegel, deren jeder tem Lehnredt einen beſon— 
dern Theil widmet. Die Verbindung Italiens mit Deutjchland aber, indbefondere die von den 
bolognefer Sloffatoren veranlapte Verbindung des longobarbifchen Lehnrechts mit dem Corpus 
juris eivilis (als decima collatio novellarum) und deffen Gloſſirung war in Verein mit der 
bereit® beginnenden Entartung des Lehnweſens die Urſache der Reception der jogenannten 
libri feudorum in Deutſchland als gemeines Recht. Mochte deren Aufnahme in Deutſchland 
geringern Anftand finden als die des Roͤmiſchen Rechts, da jie doch ein rein germanifches Nedhtö- 
verbältniß betrafen und felbft weſentlich germaniſch waren, jo mußten fie vod in mancher Be— 
ziehung verändernd auf den biöherigen lehnrechtlichen Beftand einwirken, theild weil der Zehn: 
nerus fhon lange in der Lombardei minder flraff war als in Deutſchland, theild aber auch des⸗ 
halb, weil durch die materielle Gültigkeit des Römiſchen Rechts in der Lombardei, durch die 
fateinifche Nedaction und die civiliftifche Gloſſirung der libri feudorum ein romaniftifhes Ele— 
ment in diefelben hineingebracht werden mußte und die deutſchen Kaiſer ald Könige und oberfte 
Lehnsherren der Lombardei andere und ausgebehntere Rechte nad) den ven libris feudorum 
einverleibten Gonftitutionen beanſpruchten, als ihnen in Deutſchland zuſtanden. Dap aber 
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jedenfalls nur die gloſſtrien Stellen des longobardiſchen Lehnrechts als gemeines Recht in 
Deutſchland recipirt wurden, folgt ſchon aus dem bekannten Satze: „Quod non agnoscit glossa 
non agnoscit curia.“ 

Der harakteriftifche Zug der Lehnrechtsentwidelung entfpriht genan der Entmwidelung des 
Lehnmefend felbft. Zuerft fraff wie diefed und in ganz beflimmte eigenthümliche Grenzen ge- 
bannt, nur ausnahmsweiſe und in unmidtigern Dingen möglihft unbebeutende Ausnahmen 
zulaffend, wird es nad und nad immer ſchlaffer, je mehr es feine natürlichen Grenzen durch— 
bricht, damit feinen urſprünglichen ſpecifiſchen Charakter verliert und endlich faſt ganz in dem 
neuern allgemeinen Landrecht ſich verfladht, wie der mächtige Gebirgäftrom, der fi in den Sand: 
dünen der Nieverungen verliert. Diefer Entwidelungsgang des Lehnrechts, dem Geſetze ber 
organischen Verbindung ded Altbeftehenden mit dem Neumerbenden am beften entſprechend, läßt 
fih aufd genauefte nachweiſen, wenn man irgendeine der verſchiedenen Seiten des Lehnrechts 
näher betrachtet, erflärt ed aber au) im Zuſammenhang mit der alles beſtimmenden Bedeutung, 
melche der Feudalismus erlangt hatte, warum im Detail diefer Entwidelnng eine ungebeuere 
Mannicfaltigkeit herrſcht und nicht nur die Literatnr des Lehnrechts lange Zeit die ganze 
fonftige deutſch-rechtliche Literatur überwucherte, fondern aud) das feudale Princip für die mei— 
- ten Rechtsdisciplinen wie für die meiften Rebensverhältniffe maßgebend geworben ift. 

Wir Haben und hier darauf zu befhränfen, ven eben hervorgehobenen harafteriftifhen Zug 
an einigen der wichtigſten Seiten des Lehnrechts nachzumeifen. 

Das Lehnrecht Hat ji vor allem mit Ordnung der Frage zu befhäftigen: Wer ift fähig, 
in den Lehnnexus einzutreten? Was if geeignet Gegenftand eines Lehnd zu werden? Welcher 
rechtlichen Form bedarf ed, damit ein Lehnsverhältniß rechtsbeſtändig entftehe? 

Die Antwort des ältern Lehnrechts auf die erfte Frage lautete zunächft und im allgemeinen 
dahin, daß nur, wer perfönlich vollfommen frei, ſich als Lehnsperſon (Lehnsherr oder Bafall) 
qualifieire (vie fubjective Lehnsfähigkeit beiige). Dabei wurde aber die Fähigkeit, Lehnnsherr 
zu fein, von ver Fähigkeit, Bafall zu werben, unterfhieden. Gehörte zu erfterer Die Befugnif, 
fih Ritterdienſte verſprechen laffen, und zu legterer die rechtliche Möglichkeit, ſich zu ritterlichen 
Dienften verpflichten zu Eönnen, fo wurde aud verlangt, daß der Lehnsherr höhern oder doch 
mindeftend gleihen Standes mit dem Bafallen fei, welcher legtere unter allen Umfländen, foweit 
das Lehn reichte, in der bierarhifhen Ordnung der Stellungen unter feinen Lehnsherrn zu 
ftehen kam. Bei aller Wechfelfeitigkeit und Gleichheit der Lehnstreuepfliht für Herrn wie 
Mannen liegt es doch in der Natur der Sache, daß fi die Treue des obenftehenden Herrn 
anders denn die ded unter ihm ftehenden Bafallen äußern mußte, Vaſall eines Mannes, ven 
man nicht ſchon ohnehin ald über ih ftehend anerfannte, werden zumüffen, war demnach immer 
eine ſchwere Demüthigung, und es erfcheint nur natürlich, daß zwiſchen dem Drange, ſich durch 
den Lehnnerus zu bereichern, und dem Wunfche, ſich nicht zu erniedrigen, zahlreiche und ſchmerz— 
lihe Sollifionen entftanden. Nichtsdeſtoweniger fehen wir Könige und Kaifer wie die Großen 
des Reichs ſelbſt unter fehr vemüthigenden Formen, am liebften von der Kirche, Reben anneb- 
men, alfo Bafallen nieverer ftehender Perſonen merden, und je fhlaffer der Lehnverband 
wurde, je weniger aljo die Lehnspflicht und je mehr das fachliche Element hervortrat, deſto weni: 
ger fümmerte man fih um den Stand des Lehnäheren, vefto mehr um den finanziellen Werth 
ded Lehns. So entwidelte Äh nad und nad, in zahllofen und mannichfachen Übergangsftadien, 
der gemeinrechtliche Sag, daß jeder Lehnäherr fein könne, der über das fragliche Gut die zur 
Lehnsbeſtellung nöthige Dispofltiondbefugnig habe, und daß jeder zum Vaſallen fähig fei, der 
das fragliche Gut zu dominium utile zu erwerben vermöge. Hatten doch ſchon früh genug ſelbſt 
vollfommen unfreie Geſchlechter lehnweiſen Beflg erworben, und mußte, nachdem das Lehn all: 
mählich nur zu einer nod etwas modifteirten Beilgart geworden war, die meiften frühern Nüd- 
fihten auf eine bejondere jubjective Lehnsfähigkeit in Wegfall tommen. Dagegen entftanden auf 
eben diejem Wege ſchon bald ſchwere Gollifionen zwiihen dem Rechte und den Conſequenzen 
des territorialen und des feudalen Verbandes, oder mit andern Worten, zwiſchen ver Landes: 
berrlichkeit, Landeshoheit und der Lehnsherrlichkeit. Solche Colliſion en mußten entfteben, 
theils, weil in dev Landeshoheit auch der Keim der Lehnshoheit, d. b. ein Erftarfen der Staats: 
gewalt auch über alle im Staate vorhandenen Lehen, vorhanden war; theils, weil der Vaſall 
feinem Herrn, auch dem Yandesheren, nur zugewandt, nicht unterthan, allo in einer andern 
Stellung als deſſen eigentliche Unterthanen war, die ganze Entwidelung aber zur Herftellung 
eined allgemeinen Untertbanenverbandes drängte; theils, weil der Landesherr felbft Vaſaü 
oder Lehnsherr anderer reichsſtändiſcher, alfo felbftändiger oder reichömittelbarer Perfonen, refp. 
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Territorien fein und dadurch eine Menge eigenthümliher Verwickelungen hervorgerufen werben 
konnte, Aus allen diejen Zuftänden ging aber zufegt die Landeshoheit als eine thatſächlich abfo- 
(ute Fürftengewalt hervor, Alles, was die Einheit ded Reichs und die Macht des feudalen 
Ritterthums brechen Half, trug zur Steigerung der Kraft und Selbſtändigkeit der mächtigern 
Reicäftände bei und muß die Souveränetät der deutſchen Staaten ald das legte Glied dieſes 
Entwidelungsgangs betrachtet werben, in weldem der Gonftitutionalismus auf eine zeitgemäße 
Art den gefunden Grundgedanken des Feudalismus, nämlich die Negation des Staats: oder 
Fürſtenabſolutismus, vertritt. Wurde früh fehon die Treue des Lehnsherrn mit „Lehnspro— 
teetion’’ bezeichnet („qui dit protection dit domination‘‘), jo war es nun natürlich, daß man 
die active Lehnsfähigkeit oder die Fähigkeit, Lehnsherr zu jein, in jevem Lande auf den Landes: 
Herrn zu befchränfen und damit Landesherrlichkeit, Lehnsherrlichkeit und Lehnshoheit in ver 
Souveränetät zu vereinigen fuchte. 2%) Die einzige Ausnahme hiervon befteht noch zu Gunften 
der fogenannten Mediatifirten, denen fhon dur die Rheinbundsacte Art. 27 ihre droits 
seigneuriaux et feodaux vorbehalten und durch Art. 14 der Bundesdacte „in Rückſicht ihrer 
Perfonen, Bamilien und Beſitzungen alle diejenigen Rechte und Vorzüge zugefichert werben 
oder bleiben, melde aus ihrem Eigenthum und deffen ungeftörtem Genuffe herrühren und nicht 
zu der Stantögewalt und den höhern Regierungdrechten gehören — wozu das baitijche Ver: 
faffungsedict (Beil, IV zu Tit. V,$. 2, der Verfaſſungsurkunde) über die ſtaatsrechtlichen Ver: 
hältniffe der Mediatifirten $. 57 ausdrüdlich bemerkt: „Die Activlehen werben ihnen ferner 
beſlaſſen, jevod geht In allen flreitigen Lehnſachen die Appellation von den Juftizfanzleien an 

das fönigliche Oberappellationsgericht. Die Ritterdienfte fönnen nur für den Souverän gefor: 
dert werden, alle übrigen Lehngefälle bleiben vem Mediatherrn.“ Bei der immer weiter grei- 
fenden Verwirflihung des Princips der Grund- und Bodenentlaftung, welche ſich bereits in 
einem großen Theile von Deutſchland auch auf das Zehn erftrecft und infolge deffen, abgejehen 
von der Aufhebung aller mittelbaren Gerichtöbarfeit, nicht nur alle feudalen Laſten, fondern 
auch der ganze Lehnverband 29), jede Art von getheiltem Eigenthum aufgehoben oder ablös- 
bar erflärt und vie Neubegründung folder Verhältniffe für alle Zukunft verboten ijt, bei alle: 
dem ergibt fih, daß die frühen Begriffe der fubjectiven activen und paſſiven Lehnéfähigkeit ihre 
Bedeutung längft verloren haben und daß, ſoweit fie da und dort doch noch beftehen, fie entwe= 
der einen lebensunfähigen Reſt früherer Zeit over Verhältniffe bezeichnen, die ihr Leben 
nicht aud dem Feudalismus, jondern aus den neuen flaatlihen Leben nehmen, welches jih noch 
einzelner feudaler Formen bedienen zu müffen glaubt. , 

Demfelben Entwidelungsgange begegnen wir aud, wenn wir die Antwort auf die zweite 
oben angeregte Frage ſuchen. 

Lehnbar, oder objectiv lehnsfähig, d. h. zum Gegenftande eines Lehnd geeignet erſchien 
urfprünglid nur ver Grund und Boden felbft und dann, in natürlicher Eonfequenz dieſes Prin= 
cips, jede Liegenſchaft, alfo jedes als unbewegliche Sache gefhägte Recht. Died waren nicht nur 
die einzigen felbftändigen Vermögensobjecte der Zeit, fondern aud die einzigen als ſachliche 
Grundlagen für einen gleihfam ewigen Berband zwifchen ver Familie des Lehnsherrn und ver 
des Bafallen geeigneten Gegenflände. Als aber alles danach ftrebte, ji und feine gefammten 
Berhältniffe in feudale Formen zu kleiden, als die Nachfrage nad) lehnbaren DObjerten und dad 
Bedürfniß derfelben innmer höher flieg, da wich man, anfangs ſchwerer und weniger, fpäter 
immer leichter und mehr von dem natürlichen Princip ab und gelangte endlich zu den Sage, 
daß alles, was irgendeinen Vermögenswerth mittelbar oder unmittelbar gewährte, was in com- 
mercio war und die Beftelung einer Art von getheiltem Eigenthum dulvete, au lehnbar 
fei. 3%) So wurde z. B. eine Menge von Ämtern aller Art zu Lehn gegeben, d. h. das Amt 
ſelbſt war das Lehnobject (nicht alfo für ven Empfang eines Lehns ein Amt übernommen) und 
mußte wenigftend von diefer Seite aus mehr ald Einnahmequelle denn ald die Urſache einer 
höher gefteigerten politifhen Pflicht erfheinen, und wenn auch diefer eigentliche Sinn jedes 
Amtes theoretifch nie gänzlich untergegangen ift, fo beweift doch die Geſchichte, daß in der Regel 
die fahlich:feudale oder finanzielle Seite die überwiegend bedeutende geworben. Mußten auf 





28) Was übrigens nicht ohme manche faliche Auffaffung und Verlegung fremder Rechte geichah. 
Bol. Zachariä, Deutfches Stantsrecht, I, 150, 158; II, 455 fg. 

29) Mit wenigen Ausnahmen, wie z. B. die Thronlehen in Baiern. 

30) „On donnait en fief jusqu’a des essaims d'abeille,“ (tevafleur, Histoire des classes 
ouvr., 1, 167. Der „Feodus Leobini Carpentaria‘', ebendaf. ©. 168, in ber Note.) . 
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dieſe Weiſe die Amıter und damit der dur ſie bedingte Organismus des Staats (Reich) ent: 
arten, fo konnte es doch auch mur eine Folge der Entartung des Lehns fein, wenn Gegenflände, 
die vernünftigerweife gar feine Bermögensobjerte waren oder doch jein follten, wie die Vog— 
tei, ein Wappen, ver Galgen u. dgl. m. oder gar Nevenuen zu Zehn gegeben wurden, welche Die 
Frucht der im Mittelalter freilich nicht jelten ungefhminkter als jegt auftretenden Proſtitution 
gewefen. Jedenfalls erſcheint mit dem Verſchwinden der bejondern objectiven Lehnsfähigkeit in 
der allgemeinen objectiven Vermögensfähigkeit die oben aufgeftellte Behauptung über die Ber: 
flahung des Lehns auch von diefer Seite erwiefen. 

Am längften hat das alte feudale Princip des zur vehtmäßigen Entftehung eines Lehnver: 
hältniſſes erforderlichen Rechtsaets jich im wefentlihen erhalten. Kiel aud mit der Belehnung 
unter freiem Himmel nach und nach. mandye jener jinnigen fomboliihen Acte hinweg, für welde 
fi das Verſtändniß um jo mehr verloren hatte, je mehr die Verhältniffe andere geworben wa— 
ven, zeigt ſich daher auch früh ſchon ftatt aller oder doc neben einem Reſte früherer Solennitä- 
ten nur eine jchriftliche gerichtliche Procedur, fo ift doch der urjprüngliche Gedanke, daß ein Zehn: 
verhältnig durch Privatverträge der Jutereflenten zwar eingeleitet, nie aber durch ſolche, ſondern 
nur durch eine Öffentliche feierlihe Handlung rechtlich begründet werden könne, allenthalben bis 
zumlintergang des Lehns mähtiggeblieben. Der Grund Hiervon liegt aber nicht ſowol im Lehn- 
rechte ald vielmehr darin, daß dieſes Princip ein Princip des gefammten deutſch-nationalen 
Rechts für die Beftellung aller dinglihen Rechte an Immobilien geweſen ift, daß auf dieſem 
Princip der ganze ehemald noch mehr ald jegt wichtige Jmmobiliareredit und die Möglichkeit 
der Wahrung aud der Rechte der Lehnsperſonen jelbft berubte, und daß endlich, troß der Ne: " 
ception ded Römiſchen Rechts, dieſes Princip, bei feiner natürlichen Verbindung mit den Ge: 
fammtverhältniffen unferer Völker, jelbft in dem gemeinen Landrechte mehr oder minder Gel: 
tung behielt, in den autonomen feudalen oder adelichen Kreifen aber entihieden gegen das 
Römiſche Recht behauptet worden ift. Nichtsdeſtoweniger liegt in dem vorwiegend jhriftlichen, 
die Lehndinveflitur von der Ingroffation irgendeined gewöhnlichen dinglichen Rechts äußerlich 
in nichts unterfheidenden Vorgang immer ein Beweis, daß das Lehnverhältniß in feinen fri— 
ſcheſten Karben erblaßt, in feinen wärmften, lebendigften Bezügen erfaltet, todt geworden war. 

Betrachten wir nad diefen Ausführungen über die Entftehungsmomente eines Lehnver— 
hältniffes die Rechtsvorſchriften, welde die Wirkungen deflelben, namentlich audy feine Dauer 
beftinmmen, jo werden und im ganzen viefelben Erſcheinungen entgegentreten. 

Nachdem man die Unzulänglichkeit eined allgemeinen Treuegelöbniffes ſeitens des Bajallen 
erfannt und vergebens durd eine Specification des Inhalts der Lehnsötreue oder durch Angabe 
einzelner beftimmter Pflichten (vgl. II, P. 4, 5, 6, 7, 28; $.4, 55; $.3) abzuhelfen verjucht 
hatte, fam man endlid dazu, die Summe der in der Lehndtreue enthaltenen Pflichten im den 
Pflihten zur Lehnsreverenz, zur Leiftung der Lehndienfte und zur Unterwerfung unter die 
lehnsherrliche Gerichtsbarkeit, endlich in der Prliht zur Beobachtung der Lehnsgeſetze und. des 
Lehnvertrags auch bezüglich des Lehnobjectd zufammenzufaflen. Allein die Lehnsreverenz be: 
ftand nur in einer Mehrzahl äußerer Achtungsbezeigungen, die bald nicht mehr zuuı Gefhmad 
der Zeit paßten, ven Berpflichteten leicht mehr verlegten ald dem Berechtigten frommten und, 
zum Theil wenigſtens, leicht umgangen werden fonnten. Der Lehndienft war fhon gemein: 
rechtlich ſeinem Umfang nad nur wenig beftinimt, Fonnte leicht mit irgendeinem Schein oder 
Grund des Rechts ſtraflos verweigert werden und mußte mit der Umgeftaltung des Kriegs: und 
Gerichtsweſens bald feine hauptſächlichſte Bedeutung verlieren, fo zwar, daß die. Zahl der dem 
Weſen des Lehns widerfprechenden vafallitifchen Leiftungen in demſelben Maße zunimmt, in 
welchem wir die objective und fubjective Lehnsfähigkeit jich unnatürlich erweitern gejeben haben 
(man denke an das Zindlehn, Glockenlehn, Klepperlehn, Bürgſchaftolehn, feudum procu- 
rationis u. dgl. mı., anderer Dinge, wie fie z.B. Walter Scott, „Waverley“, I, 117, erzäblt, für 
welche unferer Zeit jedes Verftändniß abgeht, zu geichweigen. 31) Sogar die Treuepflicht des 
Vaſallen rückſichtlich des Lehnguts, welche weientlid darin beftand, den Werth deſſelben in kei— 
ner Weiſe zum Nachtheil des Lehnsherrn zu vermindern, wurde theils durch die Begründung 
veräußerlier Leben, theild dur Vermehrung der Fälle gefeglich oder vertragsmäßig erlaubter 
Deräußerungen und namentlich durch die neuere Theorie von den Lehnſchulden immermehr alte: 
tirt. So fam es, daß auch Lehen ohne Lehnseid beftellt (feuda injurata) und wol aud ohne alles 
Aquivalent gegeben wurden (Freilehn, feuda franca, Ehrenlehn) , legteres, weit e# dem Behnd: 








31) Vgl. Sugenheim, S. 120. Wiener Zeitſchrift für Kunſt u, ſ. w, Jahrg. 1844, Nr. 74. 
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herrn ſchon Vortheil genug feinen fonnte, wenn er jemand nur überhaupt feinen Bafallen 
nennen durfte (Haltaus, „Gloſſarium“, vgl. Ehrenlehn), daß man den Lehndienft immermehr 
in Geldäquivalente veränderte, diefe Geldpräſtationen aber möglichſt vermehrte und endlich zu dem 
faft fataliftifhen Sage fam, daß die Erfüllung der vafallitifhen Pflichten mehr auf dem guten 
Willen des Vaſallen als auf der innern Kraft und äußern Durchführbarkeit des Rechts beruße. 

Eine ähnliche Bewandtniß hatte ed mit den Pflichten des Lehnsherrn. Daf das Princih 
der vollftändigen Wechfelfeitigfeit und Gleichheit ver Treue jeitend der Lehnsherrn (f. I, F. 26, 
$. 22) nicht durchführbat war, wurde [don oben bemerkt. Iſt aber überhaupt der Charakter des 
ganzen Lehnrechts, wie der ded Lehninſtituts, ein gemifchter, infofern nämlich privat: und 
Öffentlichsrechtliche, völfer: und ftaatsrechtliche Momente in vemfelben verbunden find, oder das 
ganze Recht vom Feudalismus durchdrungen und demgemäß einerfeitd unbeftimmt, willfürlich, 
dem Wechſel je nad thatfächlichen Einflüffen unterworfen, andererſeits jehr ausgebildet, gleid: 
förmig, alterthümlich und jeder Neuerung abhold in den Formen, fo tritt diefer Charakter nir— 
gends fchärfer hervor als in der Entwidelung der Lehndfolge und der Felonie. 

Die Lehnsfolge nad deutſchem Lehnrecht war, wie alle gefeßlihe Immobiliarfuccefiton, 
eine überwiegend politifhe Succeſſion; wenigſtens tritt das private Element in den Gefegen 
hinter dad politiſche zurück. Was die Lehnsfolge von der Alodialfucceffion weſentlich unterſchei— 
den mußte, ift der Umſtand, daß bei legterer eine höhere Nüdjicht ald die ver Erhaltung der Ba: 
milie nicht beftand, während bei erfterer die Intereffen und Rechte des Lehnsherrn und feiner 
Familie mitbeflimmend werden mußten. Beiden Rückſichten hatte nun das rein deutfche Lehns— 
folgerecht durch den Grundfag, daß das Lehn ſtets nur von dem Vater auf ven Sohn fallen folle, 
zu entſprechen geſucht. Allein bald mochten viele Familien diefen Grundſatz als zu jehr den 
lehnsherrlichen, zu wenig den eigenen Intereffen frommend betrachten, und da man nicht immer 
bedachte, daß man ald Lehnäherr den eigenen Bajallen nicht leicht werde vorenthalten können, 
was man ald Bafall dem eigenen Lehnsherrn abgerungen hatte, jo neigte man, wie in allem, 
auch in der Lehnsfolge immermehr zu privatrechtlichen, alfo den politifhen Charakter des Lehnver— 
bandes ſchwächenden und jeded Lehn gleihfam ſelbſtändig, ja ſouverän mahenden Grundfägen. 
Gine bedeutende Stüge für diefe zerfegende Richtung fand der deutſche Feudalismus in dem 
longobardiſchen Lehnrecht, welches wenigftend infofern entſchieden privatrehtlih war, als es 
den römiſch-rechtlichen Grundfag anerfannte, daß, wenn mehrere gleihnahe lehnöfolge: 
fähige Verwandte da waren, alle aud) zugleich in das Lehn fuccedirten, alfo auch das Lehn 
theilen Eonnten, und zwar unbejchadet der wechſelſeitigen Succeſſionsrechte in etwa wieder er: 
ledigt werdende Theile. Dieje Theilungen, welche ſich natürlich auch auf das ettwaige Alodial 
erftredten, brachten felbft die bedeutendſten Familien nah und nad an den Abgrund, und fo 
fehen wir, daß, während die libri feudorum gemeines Recht blieben und heute noch in Staatd: 
fucceffiondfahen, z. B. im gewiffen Fragen über Succefjiondordnung, Succefitondfähig: 
feit u. ſ. w., eine gewiffe Autorität haben, do, und zwar vorzüglih nah dem Vorgang der 
Goldenen Bulle, die meiften Familien durch Verträge over Teftamente, welde ven Charakter 
bindender Haudgefege erbielten, befondere Succeſſionsarten beftimmten, die alle dad miteinan: 
der gemein haben, daß immer nur einer in die Lehen wie Alode der Familie fuccedirte. Damit 
war der vollkommen politifche Charakter ver Lehnsfolge wenigſtens im Verhältniß zum eigenen 
Lande, zur vafallitifchen Familie und deren Angehörige wie Untergebene (deshalb aber nit 
au im Verhältniffe zum Lehnsherrn) hergeſtellt. Allein nichtsdeſtoweniger darf hierin doch 
kein neuer Aufſchwung ded Feudalismus, fondern e8 muß in diefer Eriheinung gerade am beut: 
lihften jener verflahende Gntwidelungsgang gefunden werden, den wir ſchon an andern Seiten 
nachgewieſen haben. Denn nicht nur häufen ſich in dieſer Zeit bei ven geringern Lehen dir Ab— 
tweihungen von den ex communi feudi ratione folgenden Succefjionsprinecipien, wie dies die 
Zunahme ver Weiberleben, der feuda hereditaria u. a. m. beweift, fondern es find aud jene 
hausgefeglihen befondern Succefjlondorbnungen nit aus dem Lehnweſen und feinem In- 
tereife, fondern au der Landeöhoheit und deren fleigender Bereutung hervorgegangen und nur 
zum Dienfte diefer eingerichtet und feftgehalten worden. Daß fie ich dabei an das alte deutſche 
Succeſſtonsrecht mit feinem entſchieden politifhen Charakter und an das Lehnsfolgerecht, ſoweit 
es den allgemeinen politifhen Charakterzug des Landrechts aufgenommen und fortgebildet hat, 
anleßnten, ift ebenſo natürlich, als daß fie auch nad Aufhebung alles Feudalismus bie Grund: 
lage der verfaflungsmäßigen Thronfolgerechte geworben find. 22) 


32) Held, Syſtem des Berfaffungsrechts, I, 34, 42 fg. ; UI, 164 fg, 
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Sehr harakteriftifch erſcheint endlich noch das Verhältniß der Belonie. Schon daß man eine 
vera und eine quasi felonia unterſchied, beweift, wie unendlich innig das Zehn, indem e8 dag 
ganze Leben durchdrang und von ihm durchdrungen wurde, privates und Öffentlihes Recht in 
fich vereinigee. Daher fommt es auch, daß man über die eigentlihe Natur ded Verluſtes des 
Lehns wegen Felonie ftetd im Streite war, nicht minder über die wefentlihen Borausfegungen 
einer ſolchen Felonie. So erfannte man in dem Verluſt des Lehns wegen Belonie bald eine 
eigentliche Öffentliche Strafe, bald nur die private Folge nicht erfüllter Berbindligkeit, und ver— 
langte zum Gintritt deffelben bald nur eine culpa, bald den dolus, während doch der gemifchte 
Charakter des Lehnverhältniſſes ebenfo wenig eine Analogie vein privat: oder ftrafregptlicher 
tömifcher Begriffe auf die Belonie zuläßt, wie eine derartige Analogie der rein privaten Juftinia= 
nifhen Univerfal- oder Singularfuccefiion auf die Lehnsfolge unmöglich erfheinen muß und 
felbft in den libris feudorum (auch in der befannten Stelle II, F. 45) nicht begründet ift. 

Die Zeit des Feudalidnus und ded Lehnrechts iftvorbei. Was von beidem noch befteht, find 
entweber alte, aber von einem ganz andern, zeitgemäßen Geift erfüllte und dem gemäß verftan= 
dene und gehandhabte Formen, wie namentlid in England, oder durch und durch entartete Refte 
des Lehnweſens, an melde entweder bereits faft allenthalben dur Aufpebungs: und Ablö— 
fungögejege die Art gelegt, oder doch der Geift der Zeit und unferer gefanımten Berhältniffe 
Immer vernehmlidher und drängender mit der Anforderung entſprechender Reform hinange— 
treten ift. 

Erſchien uns der Feudalismus als foriale, ftändifche und politifhe Grundform überhaupt 
nur als ein Berfuh, um in noch wenig entwidelten Zeiten, namentlich bei großangelegten Völ— 
fern, jede Art von Geſellſchaft wenigftend äußerlich auf die Autorität des Vertrags zurückzufüh— 
ren, die Gefellfchaft jelbft durch eine vorherrjchend nad den materiellen Machtverhältnifſen be: 
meſſene Abftufung hierarchiſch zu gliedern und jede Leiftung von der entfprehenden Gegenlei— 
fung, alfo eigentlih vom guten Willen abhängig zu machen, fo ift nad unferer Anſicht der 
germanijche Feudalismus diejenige Form des Dafeind der europäiſchen Hauptvölfer gemefen, 
in welden die mittelalterlihen Einheits- wie Freiheits- und Decentralifationsgedanfen geichicht: 
ih auf organifche Weife ji bethätigten. Was das Mittelalter, namentlich auch dad deutſche, 
an weltliher Ordnung und Freiheit varbietet, das war, abgejehen von der Kirde, zunächſt 
das Werk des Lehnverbandes und gefhah in der Form des Lehns. 3?) 

Die Zähigkeit aber, mit welder der Feudalismus einer entfprechenden Weiterbildung ſich 
entgegenftenimte, hat bald ihn felbft mit fortreißende Revolutionen, bald den Fürftenabfolu= 
tismus hervorrufen helfen und beiden nur zu oft, wenn nicht zur Rechtfertigung, dod zur Erklä— 
rung und Entihulvigung gedient. Iſt nun der Feudalismus in feiner Entftehung der beite 
Beweis, daß feine noch jo Hoch gefteigerte und erhabene Staatdidee von den reellen Mitteln zu 
ihrer Ausführung abftrahiren, aber auch, wie ſehr Idee und Wirklichkeit contraftiren, fein Zus 
fand eines Volks gedacht werden kann, in weldem nicht in irgendeiner Form Einheit und 
Mannichfaltigkeit, Ordnung und Freiheit, Pflicht und Recht ihre zeitgemäße Ausgleihung fu: 
den — ſo enthält die Gefchichte des Feudalismus für unfere Tage ganz beſonders die doppelte, 
wichtige Lehre, daß: 1) der verhärtete Widerftand der feudalen Reſte gegen den Fortſchritt 
unferer Zeit jevenfalld ein unheilvoller jei, indem er entweder breden und infofern ſchmerzhaft 
fein oder fiegen und dann alle beflere Zukunft aufheben muß; und daß 2) jede gefhichtliche 
Geſellſchaftsgrundform ihre Berechtigung nur durch ihre Harmonie mit den gegebenen Geſell— 
Ihaftsfactoren, dur eine Verbindung der Anforderungen der Zeit an Ordnung und Freiheit 
zugleich zu begründen und diefelbe nur fo lange zu erhalten vermag, ald entweder die angege— 
benen Berehtigungdgründe oder Fähigkeit und Wille der ven neuen Verhältniffen entſprechen— 
den Fortbildung, alfo Veränderung, vorhanden find. 

Literatur. Diefe ift, wad das Lehnweſen im ganzen und das germanifche, namentlich 
auch das deutjche Lehnweſen betrifft, jehr ausführlich gegeben in unferm oben eitirten Werfe 
„Staat und Gefellichaft” (Leipzig 1863), 1, 331 fg., Note 275, 276, 277, 280, 284, 286 fg. 
Aud enthält das obenerwähnte Werk von Budle, a. a O., viele fremde Literatur. Über die 
Entftehung des germanifchen Lehnweſens ift aber noch das oben allegirte Werk von Sugenheim, 
©. 13fg., Warnfönig und Gerard, „Histoire des Carolingiens” (2 Thle., Paris, Brüffel und 
Leipzig 1863), I, 73 fg., zu vergleichen. Über den Feudalismus in Spanien vgl. Sempere, 
„Histoire des Cortès““, S. 27, 30, 72, 85, 92,159, 162, 174, 181, 198, 205, 264. Das 





33) Held, Staat und Gefellfchaft, II, 335, 377. 
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Hauptwerk über die libri feudorum iſt Laspeyres, „Über die Entſtehung und ältefte Bearbei— 
tung der libri feudorum‘ (Berlin 1830). Das wichtigſte Werf über das mittelalterliche deut: 
ſche Lehnrecht ift Homeyer, „Des Sachſenſpiegels zweiter Theil nebft ven verwandten Rechts— 
büdern‘’ (2 Ihle., Berlin 1842— 44). Wertvolle Bereiherungen der Literatur des Lehn— 
rechts aud neuefter Zeit find Roth, „Medlenburgijches Lehnrecht“ (Roſtock 1858); Derjelbe, 
„Beudalität und Unterthanenverband” (Meimar 1863); LXaferriere, „Essai sur l’histoire du 
droit frangais” (zweite Auflage, 2 Thle., Paris 1859), 1, 58 fg.; Efpinay, „La feodalite 
etle droit civil francais’ (Saumur 1862); Bermehren, ‚‚Über den gegenwärtigen Zuftand 
des Lehnweſens in den zu dem gefammten Oberappellationsgericht zu Jena vereinigten Staa— 
ten“ (Jena 1862); Bell, „A history of feudalism, british and continental’ (Kondon 1863). 
Im übrigen genügt ed, auf Mayr, „Handbuch ded gemeinen und bairifchen Lehnrechts“ (Lands— 
hut 1831), S.421g., und Päp, „Lehrbuch des Kehnrechts, herausgegeben von Göde“ (Böttin- 
gen 1832), $. 18 fg., auf Eihhorn, „Einleitung ins deutſche Privatrecht‘ (fünfte Auflage, 
Göttingen 1845), $$. 7, 12,17, endlich auf Pfeiffer's „Lehnrechlliche Auffäge” in Weiske's 
„Rechtslexikon““, VI, 386—651, zu verweilen. 3. Held. 

Rehrfreiheit in Schule und Kirche. Im mweiteften Sinne könnte man unter Lehrfrei— 
beit überhaupt die Freiheit der geifligen Mittheilung unter den Menſchen verftehen. Man 
könnte alfo z. B. auch die allgemeine Preßfreiheit, die Freiheit ver Neven an das Volk darunter 
begreifen. Im engern Sinne aber ift der Begriff Lehrfreiheit auf wirkliche Lehramtöverhält- 
niffe zu beihränfen. Sie befteht alfo in der Freiheit ver Lehrer, in dem ihnen übertragenen 
Lehramte rückſichtlich der Methode wie des Inhalts ihrer Lehrvorträge ihrer eigenen pflichtmäßi⸗ 
gen liberzeugung zu folgen, ſoweit le dabei nicht wahre Nechtspflichten verlegen. Der beſchrän— 
fende Nachſatz ift nothwendig: er bezeichnet die Grenze aller regtlichen Freiheit. Niemand wirn 
mol, aud) bei ver höchſten Schätzung der Lehrfreiheit, in derfelben die Befugniß finden, die Lehr— 
linge zur Bornahme verbreherifcher Handlungen aufzufordern und zu unterridten. Aud hat 
der Staat neben der Verpflichtung, in allen privatrechtlichen Lehrerverhältniffen die volle recht— 
liche Freiheit ohne confervative Präventivmaßregeln zu achten, doc dadurch eine mit Schonung 
der Freiheit auszuübende Einwirkung, daß er jelbft nach feinem Hoheitsrecht, Volks: und Ju— 
genpbildung und überhaupt die Gultur zu fördern, Öffentliche Schulen gründet, und foweit dieſes 
Hoheitsrecht wirffam ift, auch den Jugendunterricht zu überwachen berechtigt ift. Aber auch die 
vom Lehrer bei Übernahme des Lehramts verrragsmäßig unzweifelhaft eingegangene Verpflich— 
tung darf der Lebrer nicht verlegen. Es mird nicht rechtlich erlaubt fein, daß etwa ein Lehrer, 
der jich verpflichtet hat, Die ihm anvertrauten Xehrlinge in der proteftantifch:chriftlichen Religion 
zu unterweifen, fih bemühe, viefelben zum Katholicismus, zum Judenthum oder zum Heiden: 
thum zu befehren. 

Doch bei diefer legten Grenzbeſtimmung ift ſehr zu wachen, daß fienicht durch einfeitige Aus— 
legung und Anwendung alle wahre Lehrfreiheit aufhebe. Fürs erſte ift ſehr zu berüdjichtigen, 
wer diefe VBertragdrechte erworben hat. Sobald nur eine befondere Geſellſchaft im Stante, na= 
mentlidy eine Kirchengefellfchaft, einen Lehrer vertragsmäßig zu gewiffen Grundlehren verpflid: 
tet, fo hat nur fie ein Recht aus diefem Vertrage. Der Staat als folder wird durch die Ab— 
weichung nicht verlegt und ift höchſtens nur nad) bei ihm erhobener Klage als Richter über be: 
ftrittene Vertragsrechte zu einem Einfchreiten berechtigt. Aber nicht blos die Kirche ift ald felb- 
ftändige Gefellichaft in dem Staate zu betrachten, fondern nad der Natur ver wahren Wiffen- 
haft und nach den Grundfägen der wahren vollfommenen Breiheit aud die Schule. Selbftändig 
find insbeſondere die höchſten wiflenfhaftlihen Gorporationen, Afademien und Univerfitäten, 
und unter ihrer und der Kirche Leitung, der politiihen Gewalt gegenüber, überhaupt die 
Schulen, zumal die, welche nad) den Grundfägen vollfommener bürgerlicher, alfo auch der Unter— 
rihtöfreiheit von der Kirche oder von den Bürgern für ſich oder ihre Kinder gegründet und 
unterhalten werden. Diefe Freiheit der Schule fand wirklich flatt bei Griechen und Römern 
und früher in allen germanifchen Staaten, zumal bei den Univerfitäten. Sie gilt noch bei den 
Gngländern, bei den Franzoſen und vollfommen noch in Belgien. Sie wird ſich überhaupt als 
allgemeine Unterrichtöfreiheit, fo gewiß die Entwicelung der Breiheit in Deutfchland und Eu: 
ropa fortfchreitet, mehr und mehr ausbilden. Dadurd wird übrigens das natürliche Recht, ja 
die Pflicht des Staatd, auch feinerfeitd Schulanftalten für den freien Gebrauch der Bürger zu 
gründen und zu erhalten, und insbeſondere aud das Recht, in diefen wie in allen übrigen Schu— 
len wahre (rechtswidrige) Verlegungen der weltlihen Rechtsordnung zu unterdrüden, feine: 
weg® beftritten oder befchränft. Auch iſt vermöge feines Rechts und feiner Pflicht, für die 
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Jugendetziehung zu wirken, der Staat zum Schulzwang bei der Volkaſchule berechtigt und ver— 
pflihtet, wobei aber ven Altern freifteht, die von Staat für alle Kinder ald nothwendig erflärte 
Bildung durd Privatunterricht beforgen zu laflen. 

Doch über das ganze rechtliche und politifche Verhältniß von bürgerlicher Ordnung, Kirche 
und Schule, und wie fle eineätheild in freiem brüberlihen Vereine für ven wahren menſchlichen 
Geſammtzweck zuſammenwirken, und anderntheild unter ver höchſten Shupgewalt des Staats 
vor gegenfeitiger Verlegung bewahrt werden müſſen, darüber joll Hier zunacft nicht gehandelt 
werden, Nur über den Werth der Lebrfreiheit und ihre Sicherung oder darüber, daß ſie auch 
durch vertragdmäßige Verpflibtung bei der Ertheilung der Lehrämter von Staat und Kirche 
nicht fehlerhaft beſchränkt werben darf, hat diefer Artikel zu handeln. 

Für die ganze höhere und evlere Menſchheit und Bildung, alfo auch für jede edlere Menſchen 
geſellſchaft und vollends für jede wahrhaft hriftliche Kirche (ſ. Chriftentbum), it Wahrheit und 
Vervollkommnung in höherer Erfenntniß und das Streben, nad der erfannten Wahrheit vie 
Lebendverhältnifle einzurichten, Grundbedingung und Grundgeſetz. Über aflen menſchlichen, in 
menſchlich unvollkommenen poſitiven Formen ausgeſprochenen Satzungen ſteht die ewige, gött— 
liche und natürliche Wahrheit als die wahre Seele jener poſitiven Formen, als Leitſtern der 
Menſchheit. Was kann alſo Verkehrteres, ja Frevelhafteres gedacht werden, als wenn ſchwache 
irrende Sterbliche auf dem Standpunkte ihrer individuellen und gegenwärtigen, beſchränkten, 
vielleicht irrigen, jedenfalls mit Irrthum vermiſchten Erkenntniß ihre Mitmenſchen und die zu— 
künftigen Geſchlechter feſſeln, wenn ſie dieſelben vom freien Fortſchreiten und Vervollkommnen 
in der Wahrheit und im Guten abhalten und Wahrheit in Lüge verwandeln wollen? Das 
höhere Licht muß frei ſtrahlen, nach welchem der Menſch wandeln ſoll. Dieſes gilt für die 
Staatsgeſellſchaft und für die Kirchengeſellſchaft wie für den einzelnen. Es gilt um fo gewilfer, 
je beflimmter fie fi jagen wollen, daß fie felbft auf ewigen Grundlagen der Wahrheit und des 
Guten ruhen und ruhen wollen, nicht auf einen die Prüfung fheuenden Wahn: und Abergiau: 
ben und auf eigennügiger Unterjohung der Herrſchenden gegen ihre Mitbrüder. Alsdann müj: 
fen fie auch anerkennen, daß es feine politiich ſicherere Bürgſchaft für die Richtigkeit und die Ach— 
tung ihrer Grundſätze und Grundlagen gibt, als die freie Lehre, die freie Forſchung und Prü- 
fung, daß alſo aud diefelbe nicht politifch verderblich und gefährlich fein kann, daß ed dagegen 
die Anfeindung und Unterdrückung der Lehrfreiheit it. In einigermaßen freien männlichen 
Bölkern und Zeiten, in Bölfern und Zeiten vollends wie die unferigen, wo, bei den ſtets wach— 
fenden ſchnellen und leichten geiftigen und materiellen Verkehrsmitteln, die verfhiedenen Anſich- 
ten und Forſchungen fo vieler Bölfer mehr oder minder ſchnell Gemeingut für alle werden, va 
kann ſolche Unterdrückung nur ſehr unvollkommen und für kurze Zeit durchgeführt werden. Sie 
dient nur zur Täuſchung der Regierenden über die ſich im flillen doch verbreitenvden freiern 
Anſichten der Regierten, Sie macht die aufgezwungene Lehre wie die ſie aufzwingende Regie: 
rung creditlos, veradhtet und gehaßt. Und jelbft in Ländern und Zeiten, wo auf längere Zeit 
die Unterdrückung durchgeführt werden Fönnte, wie in den alten Monardien von Portugal, 
Spanien und Frankreich, zeigt fh zwar fpäter, aber auch um fo verderblicher derſelbe Erfolg. 
Was hat denn den verderblichen materialiftifihen und religiondfeindlichen wie den revolutiond: 
ven Philofophien und Lehren in jenen Ländern jo ausgedehnte und ſchreckensvolle Macht gege: 
ben, als die lange Untervrüdung geiftliher und weltlicher Lehrfreibeit zum vermeintlihen Vor: 
theil des Throns und der Kirche, der geiftlichen und der weltlichen Ariftofratie? Auf Jahrhun— 
derte hin werden in Frankreich, Bortugal und Spanien in der Mafle des jegt an der Spige fte: 
benden jogenannten aufgeflärten Theils dieſer Nationen ungleich frivolere und materialiſtiſchere, 
unmonarchiſchere und gegen Adel und Vrieſterthum gebäfjigere, überhaupt mehr revolutionäre 
Grfinnungen, ald je in dem lebrfreiern England, Schweden, Holland und Deutfchland, fortwir— 
fen und den frühern Drud anflagen. Auch bei und hat der Neuhegel'ſche und Feuerbach'ſche 
Atheismus und wirfli unjociale radicale Lehre nur durch die zunächſt aus der politifchen Reac: 
tion entjtebende volitiihe und religiöje Unterbrüdung oder Beichränfung der Lehrfreiheit allge: 
meinern Reiz und Verbreitung gewonnen. Inſtinctmäßig findet dad Bolf darin Waffen gegen 
dad Dummachen und die Entmünbigung und den Despotismus. Das wird niemand leugnen, 
der die Stimmung der fogenannten mittlern und gebilbetern Stände diefer Nationen und bie 
von ihnen ausgehenden geſchichtlichen Erſcheinungen aufmerffam ind Auge faßt. Abnliches 
wird ſicher jeder genaue Beobachter katholiſcher und der regelmäßig lehrfreiern proteflantifchen 
Ränder bemerken fönnen. Wie oft findet man in den fogenannten aufgeflärten mittlern und ge: 
bildeten Ständen katholiſcher Landſtriche nicht 6108 mehr Gleichgültigkeit gegen alles Religiöſe 
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und Kirchliche als in proteftantifhen Ländern: nein, fogar einen wahren Widerwillen gegen 
Geiſtlichkeit, Kirche und religiöfen Glauben, eine größere Neigung zu Religionsfpötterei und 
mehr materialiftifche Lebensphilofophie als bei Proteſtanten! AÄhnliches erzeugt freilich auch bei 
Proteſtanten, wo ſie ſtattfindet, obſcurantiſche Unterdrückung der Lehrfreiheit. 

Ahnliche Erfahrungen hat die neuere Zeit und Geſchichte in Beziehung auf die Unterdrückung. 
politiſch freier Lehren überall gezeigt. Wo fie ſtattfand, wuchs im flillen Haß und Mistrauen, 
nicht blos gegen die Grundfäge der Unterdrückung, fondern aud oft gegen die ver gejeglichen 
Ordnung und Gewalt, und führten bei Gelegenheiten, wie ſie in den bewegten europäifchen Zu: 
ftänden niemals fehlen, zu unerwarteten Ausbrüchen. Vorzüglich aber wurde ſtets durd die 
Unterbrüdung die Stimme der Mäßigung und Weisheit wohlmeinender Vaterlandsfreunde 
verbächtig und wirfungslod. Wie oftmals: bemerkte und vernahm ich nicht, daß auf Univerſitä— 
ten feit den Karlsbader Beihlüffen die jonft oft jo wohlthätig ermäßigende Wirkſamkeit ver 
Zehver ihre Kraft verloren hatte! Die Braltirten und die Verführer der Jugend fegten den Be: 
rufungen auf die naturrechtlichen und ſtaatsrechtlichen Grundfäge der Profefloren entgegen: 
„Ja, diefe dürfen ihre wahre Überzeugung nit ausfprechen, diefe fürchten die Abfegung.” Ich 
erinnere mid eined eraltirten Studirenden, der auch nachher eine Hauptrolle bei revolutionären 
Unternehmungen jpielte und mit großer Überlegenheit eine Zahl der Studirenden fo beherrſchte, 
das er für fie fogar die Wahl der Lehrer und der Vorlejungen beſtimmte. Diefer eraltirte Libe- 
zale jendete feine Anhänger in die Vorlejungen eines ziemlich jervilen Lehrers, verbot ihnen da- 
gegen die Vorlefungen eines Lehrers, der befannt war ald ein Mann von gemäßigten, aber 
wahrhaft liberalen Örundfägen und von folder Überzeugungätreue, daß er dad Vertrauen au 
bei ver Jugend beſaß, furchtlos feinen wahren Überzeugungen gemäß zu lehren. Ald nun jenem 
Stubentenhäuptling jemand darüber feine Berwunderung ausdrückte, erflärte er, der jervile 
Lehrer ſchade jeinen republifanifchen und revolutionären Principien bei feinen Anhängern 
nichts, da man allgemein die jervilen Motive der Lehren jenes Mannes kenne und jie aud, 
wegen ded Mangels aller wahren Liberalität, die Jünglinge nicht anſprächen. Anders fei ed mit 
jenem andern Lehrer, der das Vertrauen und die Achtung für feine Grundjäge gewinne und ihm 
feine Leute verderbe. 

Bei einem uller beftehenden Inftitute iſt die möglichſt vollftändige und ausgedehnte Lehr: 
freiheit wichtiger als bei den Univerſitäten Sie find die höchſten allgemeinen geiftigen Unter: 
rihtsanftalten, die Gentralanftalten für die gefammte Wiſſenſchaft, deren Wefen Freibeit ift. 
Auch war mit ihrer hiftorifhen Entftehbung und Wefenheit vollfommene Freiheit verbunden. 
Pie die höhern Lehranftalten, vie Philofophen: und Rhetorenſchulen der Griechen und Römer, 
fo waren aud jie Privatinjtitute und Feiner Lehrbeſchränkung unterworfen. In Athen hatte 
zwar einmal ein allzu polizeilich gefinnter Beamter einen Antrag auf polizeiliche Überwahung 
der Lehrvorträge der Philofophen durchgeſetzt; allein das arhenifche Bolf nahm alsbald be: 
ſchämt das Gejeg ats einen verkehrten Beſchluß wieder zurück. Nachdem im Mittelalter die 
neuen Univerfitäten zu Anfehen gelangten, nahmen zwar Päpſte und Kailer und Könige die: 
felben in ihren Schug, machten ihnen Stiftungen und beftätigten ihre Stiftungsurfunden; 
allein die Univerfitäten blieben freie Gorporationen mit Autonomie oder mit eigener Geſetzge 
bung, Verwaltung und Gerichtöbarkeit, und weder Ertheilung noch Entziehung der Lehrämter 
lag in der Hand jener höhern Bewalten. No weniger hatten dieje die Lehren vorzufchreiden. 
Vielmehr fuchten kirchliche und weltliche Gemwalten die höhern Wahrheiten, Autoritäten und 
wiflenfcaftlihen Normen für ihre Maßregeln und Beichlüffe in ven Lehren und Gutachten der 
berühmten theologijchen, juriftifhen und mediciniſchen Profefforen. Man darf nur die von den 
Bäpften und Fürſten beftätigten Stiftungsbriefe der europäifchen Univerfitäten im Mittelaiter 
lefen, um die damalige hohe Achtung gegen diefe Lehrkörper und die von ihnen zu erforfchende 
und zu läuternde Wahrheit zu bewundern. Zwar konnten natürlich einzelne Gollifionen, vor: 
züglich der geiftlichen Intereffen mit manchen Univerfltätslehrern nicht ausbleiben, beſonders jeit 
der Zeit, ald die theokratiſch-hierarchiſche Gewalt des Papſtthums bei der heranreifenden Mün— 
digfeit der europälfchen Menſchheit ihre frühere freiere und wohlthätigere Autorität verlor und 
fie nun gegen die höhern Bedürfniſſe der Völker gewaltſam fefthalten wollte. Aber man braudt 
nur die ewig denfwürdige Geſchichte dev Kämpfe des berühmten Profefford Reuchlin mit dem 
Obſcurantismus der Mönche und mit der geiftlichen Inquijition, ja mit der ganzen päpſtlichen 
Hierarchie zu lefen, um ſich zu überzeugen, daß felbft im angeblid fo ganz finftern Mittelalter 
die geiſtlichen und. weltlichen Regierungen eine unendlich größere Achtung vor den Univeriltäten 
und ihter Lehrfreiheit hatten und an ven Tag, legten, ald die politiſche und Polizeiwillkür unfe- 
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rer heutigen Gemalten nur ahnt. Zwar mit den äußerſt feltenen und nicht fo leicht möglichen 
Berurtheilungen zum Verbrennen der Leiber und Bücher droht man jegt nicht mehr; aber durch 
alsbaldige beliebige Entfernungen der Lehrer vom Lehramte, fobald ihre Lehren etwa einzelnen 
geiftlihen oder weltlihen Behörden unbequem feinen, vernichtet man ungleich mehr die Lehr— 
freiheit ald früher. Selbft in jenem Kampf auf Leben und Tod gegen den angeklagten Reuchlin 
mußte die päpftliche und die weltliche Macht, ftatt, jo wie jegt, mit einfeitigen Entſcheidungen 
dareinfahren zu fönnen, die Berufungen auf die Gutachten der einheimifchen und auswärtigen 
Univerfitäten, ja zulegt die Berufung auf ein allgemeines Concilium und feine Entſcheidung 
über die ftreitigen Lehren refpectiren. Die Gutachten der Univerfitäten erfolgten meift zu Gun— 
ften des Angeklagten, ein allgemeines Goncilium fheute man, jelbft der allgewaltige Bapft gab 
nah — und Reudlin fiegte. Auch bid zu dem Umfturze der frühern Verhältniffe durch den 
Rheinbund würde — einzelne ausnahmsweiſe Gewaltftreihe ausgenommen, wie fie in allen 
Zebensverhältniffen zumeilen vorfommen — feine geiftlihe oder weltliche Gewalt eine Verur— 
theilung einer Lehre und feine nachtheiligen Mafregeln gegen ben Lehrer gewagt haben, ohne 
daß die Gutachten der fahfundigen unparteiifhen Facultäten die Sache reiflich geprüft und die 
Öffentliche Meinung in Kirche und Staat zum Oberurtheil vorbereitet und veranlaßt hatten. 
Die Univerfitäten waren und blieben lehrfrei; überhaupt freie Gorporationen, in welden die 
Lehrer theild von der Gorporation felbft berufen wurden oder frei ohne Staatseinmiſchung, 
blos durch ihre wiſſenſchaftliche Befähigung ald Brivatbocenten in ven Lehrberuf eintraten, in 
welchem Profefforen und Docenten von der Staatögewalt keineswegs entfegt oder nad) der mil: 
dern, aber darum gefährlihern Weife verjegt und penfionirt werden durften. Gilt ja gleiches 
Recht ſelbſt bis auf den heutigen Tag in allen freien Ländern, 3. B. in England und Schweden. 
Selbft Napoleon ließ ven Liniverfitätsprofefforen bie volle Unabfegbarkeit und damit wenig: 
ftend die Anerkennung und wejentlihe Grundbedingung der Kehrfreiheit. Die Gutachten der 
betreffenden Facultäten in theologifchen, juriftifhen, ſtaatsrechtlichen und mediciniſchen Angele: 
genheiten waren in ganz Deutfchland in hoher Achtung. Die Univerfitätöprüfungen waren die 
Bedingungen des Eintrittd in die höhern Staatövienfte. Und auch in den Rändern, in welchen 
Genfur der Preffe eingeführt war, blieben doch in der Regel die Univerjitäten und Profefforen 
von derfelben befreit. In ven Reichs- und landſtändiſchen und in den völferredptlihen Verhand— 
lungen hatten fo wie in den Gerichten die Lehren, Schriften und Gutachten der Brofefloren 
überall Gewicht und Einfluß. 

Dieſes alles hat ſich leider gar jehr geändert. Die unglüdliche despotiſche Rheinbundszeit, 
überhaupt die Ausbildung abfoluter Regierungsgewalt, zum Theil ſelbſt ein einfeitiges Her— 
überziehen höherer Staatégrundſätze aus freien conftitutionellen Staatdverfaffungen, mit Aus: 
ſchluß jedoch ihrer liberalen Inftitutionen, haben bei ung in Deutfchland in diefer wie in andern 
Beziehungen einen höchſt bevenklichen und fonderbaren Rechtszuſtand begründet. Die alten Ga: 
rantien ver Breiheit und eines feften Nechts, ver Rechtöſchutz der ganz felbftändigen Reichs- und 
Zandeögerichte, der unabhängigen Gorporationen, der Städte, der Uiniverfitäten, der Spruch— 
eollegien und ber Rechtẽgutachten der Bacultäten und vieled andere hierhin Gehörige — dieſes 
alfes ift in Deutihland verſchwunden oder fraftloß geworden. Die Regierungs: und Polizeige— 
walt ift in allen Gebieten des bürgerlichen und gewerblichen Lebens, in Kirche und Schule uner: 
meßlich, oft bis zu wahrer deöpotifcher Gewalt angewachſen. Und die unentbehrlihen Ausglei— 
Hungen und Gegengewichte der freien Berfaffungen der Neuzeit, freie Parlamente, Preßfrei— 
heit u. f. w., find zwar verheißen, aber entweder noch gänzlich verfagt oder ihrer wefentlichften 
Stügpunfte und Lebendfräfte beraubt. Die Univerfitäten indbefondere haben mehr und mehr 
ihre felbftändigen Gorporationdrechte mit dem Charakter abhängiger Staatödieneranftalten ver: 
tauſcht. Die Brofefforen, ja die Privatdocenten werden angeftellt nad der Gunft der Staatäbe: 
börden für ihre Perſonen oder Lehren. Die für die wahre Lehrfreiheit nicht minder als für die 
unabhängige Juftiz nöthige Inamovibilität ift aufgehoben. 

Zu diejem allen aber famen im Jahre 1819 noch die Karlabader Veſchlüſſe. Sie geboten 
nicht blos, flatt der Erfüllung der in der Bundesacte und den Randeöverfaffungen zugefagten 
Prepfreiheit, eine allgemeine Aufhebung derfelben für alle Druckſchriften unter 20 Bogen, 
fie erft vernichteten die Prepfreiheit nicht blos im allgemeinen fogar für diejenigen deutſchen 
Zänder, welche, wie Kolftein, Mecklenburg, Heffen:Darmftadt, allgemeine Preßfreiheit ohne alle 
Genfur befaßen, fondern auch für diejenigen Gorporationen und Klaffen von Berfonen, melde, 
wie die Umiverfitäten und Profeſſoren, faft überall ohne Cenſurbeſchränkung druden laſſen 
konnten. Doch auch noch aufeine andere Weife wurden die Univerfitäten in ihrer Lehrfreiheit 
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befchränft, und ziwar gewiß auf eine nach den frühern Hiftorifchen Verhältniffen wahrhaft über: 
rafchende Weife. Von Karl dem Großen an, unter den Ottonen wie unter den Friedrichen, 
unter Marimilian wie unter Joſeph IL, hatten gerabe in Deutſchland vorzugsweiſe die Gelehr— 
ten und ihre Worte in fo hoher Aqhlung geſtanden; fie ſchienen, ſeitdem vollends auch ein deut- 

ſcher Univerſitätsprofeſſor vurch feine Lehrfreiheit die kirchliche Reformation in fo vielen, die po: 

Lirifche Reform allmählich in fat allen europäifhen Ländern bewirkte, vorzugöweife geeignet 
und berufen, Wahrbeit, Licht und Recht männlih und ſelbſtändig zu vertreten, ihren freien 
Bortfchritt gegen Obfeurantismud und Unterbrüdung jeder Art zu förbern. Die früher auf 
der ſächſiſchen Univerfität Wittenberg Luther, fo wurde aufs neue Thomafius auf der preußi: 
ſchen Univerfität Halle dur den freieften männlihiten Kampf gegen Unterprüdung und Fin: 
fterniß jeder Art ein Wohlthäter der Menfchheit. Auf der neugeflifteten Univerfität Odttingen 
Hatte, bald nachher gefeiert von ganz Deutſchland, Schlözer, nad des Minifters Mofer Aus: 
Drucke, mit feiner cenfurfreien Fräftigen Wahrheit mehr gegen Unterdrückungen und Misbräuche 
gewirkt ald Reichsgerichte, Landedcollegien und Landſtände. Er und alle freigeſinnten Freunde 
des Lichts und der Wahrheit, ein Wolf, ein Häberlin, ein Spittler, fie Eonnten zur Ehre der 
Menſchheit und des Baterlandes ihrer hohen Beftimnung genügen. Auch felbft ver allgewal: 

tige Napoleon wagte feinen Angriff auf die deutſchen Univerfltäten, die auch die Franzoſen be— 
wunderten. Am hohen deutſchen Bundedtage felbft pried noch in der Eröffnungsrede die Präfi: 
dialgeſandtſchaft, unter Zuftimmung aller übrigen Regierungsbevollmädtigten, die deutſchen 
Univerfitäten und ihre ausgezeichnet freie Berfaffung mit Begeifterung. „Went find fie nicht” 
— fo rief der Geſandte aus — „ein ftolzed Denkmal deutfher Entwidelung?' Er nannte fie 
„Mitfifter der Ehre und ded Ranges, deſſen Deutfhland im europäifhen Gemeinmwefen 
ſich erfreut” 

Und noch nicht drei Jahre jpäter erfchienen — nachdem über die verzögerte Erfüllung der 
verheißenen Wiederherftellung freier Berfallungen zwifchen der öffentlichen Meinung und den 
Gabineten eine Misftimmung und bei ven legtern ein verändertes politifches Syſtem geflegt 
hatten — die Karlöbader Befchlüffe, diefe Beichlüffe, die, noch außer der Zerftörung ver Preß⸗ 
freiheit, die außerorbentliäften Anfhuldigungen und die auffallendften Mafregeln gegen viefe 
Univerjitäten, gegen die Lehrer und die Stubirenden enthielten. Sie ftellen diefe ehrwürdigen, 
früher felbftändigen Anftalten für Licht und Recht und ihre Lehrer unter ftrenge polizeiliche 
Aufſicht; fle fordern von den jegt bei ihnen angeftellten Regierungsbevollmädtigten: „daß fie 
die Öffentlichen und Privatvorträge aller Lehrer forgfältig beobachten und venfelben eine heil: 
fame Richtung geben”; fle ftellen die Lehrer außer den Schuß der beftehenden Gefege und ver: 
pflichten die Regierungen, ſolche „bei etwaigen Abweidiungen von ihrer Pflicht, bei Überfchrei: 
tung der Grenzen ihred Berufs, bei Misbrauch ihres Einfluffes auf die Jugend und bei Ber: 
breitung ververbliher Lehren vom Lehramte zu entfernen‘ und bie in einem beutfchen Lande 
misfällig befundenen aud in feinem andern Rande wieder anzuftellen. Die befannte Gircular- 
note vom Grafen Bernftorff, einem Mitgründer ver Karlsbader Befhlüffe, erklärte die Univer— 
fitäten für Giftquellen und jagte zur Erläuterung jenes Befchluffes: „Man hat geglaubt, daß 
das fiherfte Mittel, die politifhen und religidfen Abweichungen der Profefloren zu unterdrücken, 
darin beftände, ihnen die ſchlimmen Folgen anzufündigen, bie ihre falſchen Lehren für ihre ganze 
Eriftenz haben würden.‘ I) 

Wir übergehen fpätere Bundes: und Landesmaßregeln, welde in ähnlicher Richtung gegen 
die deutſchen Univerfitäten und Gelehrten nachfolgten. Es gehören z. B. hierher jene befannten 
Bundesbefhlüffe über das ausſchließliche Interpretationsrecht der Bundesſchlüſſe für die Bun- 
deöverfammlung und über die Zurüchweifung der Anführung und des Einfluſſes der misliebi- 
gen ſtaatsrechtlichen Theorien und Werke, Es gehören ferner hierher die Bundesbeſchlüſſe, 
welche jenes Palladium der Mechtöiicherheit, Die Actenverfendung an unparteiifche Juriſtenfa— 
eultäten, aufhoben, das auch noch die Bundesacte (Art. 12) begünftigte, indem fie e8 wenigftend 
für die Staaten unter 300000 Seelen ald unzerftörbar fanctionirte, das aber ein fpäterer Bun: 
veöfhluß gerade in den wichtigſten Fällen dennoch felbft zerflörte, indem er in Griminal- und 
Polizeifahen Actenverfendung und Ginholung von Rechtsgutachten bei Juriftenfacultäten in 
ganz Deutfchland verbot. Es gehören hierhin aud die Bundesgeſetze von 1834, welche den Ein- 
fluß der afademifhen Senate fhmälerten und ängſtlich bewachten, ihnen auch die Gerichtsbar— 
keit in Polizei: und Criminalfahen über die Univerjitätdangehdrigen entzogen. Es gebören 
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ferner auch dahin die Bonfitcationen und Unterbrüfungen von Rechtsgutachten, melde Priva- 
ten von Juriftenfacultäten eingeholt hatten ; fo z. B. von dem Rechtsgutachten, welches einem 
unglüdlihen politifchen Verfolgten zur Rettung feiner Öffentlich angegriffenen Ehre eine hoch⸗ 
berühmte Juriftenfacultät einftimmig günftig ertheilte, und welches nun nicht blos im Lande des 
Verfolgten, nein in dem Lande und am Sitze ber berühmten Univerfität felbft polizeilih unter: 
drückt wurde. Gleiches Schickſal traf bekanntlich jpäter das tübinger Rechtögutadhten für pas 
unterdrückte hannoveriſche Recht. 

Wie gejagt, dieſes alles ſoll Hier nicht ausgeführt werden. Aber der gänzliche Gegen ſat 

dieſer neueſten Zuſtände der deutſchen Univerſitäts. und Gelehrtenverhältniſſe mit den frühern 
iſt von ſelbſt Mar. Nicht minder klar iſt es, daß von einer wahren geſetzlich und verfaflunge- 
mäßig anerkannten und geſchützten Lehrfreiheit der Univerſitäten gerade in dem Rande, in ver 
Nation jegt am wenigflen geredet werden fann, melde ſtets ftolz war auf ihre freien Univerfl- 
täteeinrichtungen und auf ihren Gelehrtenftand. In ſolchem Zuftande hätten fo wenig rin Schlö— 
zer mie ein Luther Wohlthäter ver Menſchheit und die Zierde ihres Vaterlandes werben fönnem. 
Nah den Karlsbader Beſchlüfſen über die religiöfen und pofitifchen Abweihungen der Lehrer 
hätte nicht mehr der in Preußen verfolgte große Wolf in Heflen und, bei erfolgter Negierung®: 
veränderung, jelbft wieder im alten Baterlande, hätte nicht der vom Obſcurantismus in Sachſen 
verfolgte Thomafius in Preußen freudige ehrenvolle Aufnahme, den freien Lehrſtuhl für Die 
unfterbliche heilfame Wirffamfeit , die freie Bahn zur Bewirkung eines großen Fortfihritt® der 
Civiliſation des Vaterlandes gefunden. Jener edle Wetteifer ber vielen deutſchen Staaten, in 
welchem z. ®. auch fpäter die durch den Wöllner’fhen Obſcurantismus von Berlin vertrieben? 
„Allgemeine deutſche Bibliothek‘ von Altona aus für Licht und Aufklärung fortwirfen fonnte — 
diefer Wetteifer, der einzige Erfag für die entbehrte Einheit ver Nation, ift durch jene Beſchlüſſe 
und durch die neue deutſche Polizeigewalt und Verbindung gelähmt. 

Eine theilweife moralifche Revolution ift fiher an ſich ſchon dieſer Umſturz der frühern Ver: 
haͤltniſſe und Nechte, ver Achtung und der Rehrfreiheit der veutfchen Univerfitäten und des beut: 
hen Gelehrtenſtandes. Wie wenig diefe Veränderung wahrhaft Heilfam ift, dies geht mel 
aus ven allgemeinen Betrachtungen zu Anfang diefes Artiteld hervor. Bor allem aber iſt es 
far, daß ein Umſtürzen fo alter, geachteter, einflußreicher Inftitute und Nechtöverhältniffe, mie 
die der deutichen Univerſitäten und des deutſchen Belehrtenftanvee, nimmer die Hriligfeit der 
übrigen legitimen Zuflände und Rechte befeftigen fann. Im Jahre 1848 zeigte ih überall in 
Deutihlant, wie fehr die Unterbrüdungen die Gefahren revolutionärer Befreiung bewirft hat: 
ten. Die®efahren wurden beſiegt. Aber bald erneuerte ſich die alte Reaction. Zu hoffen ift, daß 
die unglücklichen, zum Theil von fehr unzuverläffigen Freunden der Megierungen und der Völ— 
fer genährten Mieflimmungen und Beforgniffe endlich meiden und aud die deutſchen Univer— 
fitäten umd der deutſche Belehrtenftand wiederum in einen geachteten, verfaffungsmäßig ge- 
ſchirmten Rechtszuſtand und in ihre Lehrfreiheit eingefegt werden mögen. Es ift dieſes em 
mahrer Ehrenpunft für die deutſche Nation und ihre Regierungen. 

Weſendlich find hierzu insbefondere die frühern freiern Grundfäge in Beziehung auf An: 
ftellung und Beidrderung der Profefforen und Privatdocenten, mindeftend eine regelmäßig 
enticheitende Mitwirkung ver afademifhen Senate und der Facultäten. Noch mefentlicher ift die 
frühere Inamovibilität derfelben. Unmittelbare Einmiſchung des Staats in die Lehre ſollte nur 
bei Anzeigen wahrer Rehtöverlegungen flattfinden. Dad Übrige müßte regelmäßig nur ber 
freien wiſſenſchaftlichen Prüfung und Wiverlegung vorbehalten bleiben, und in etmaigen Fällen 
von Beſchwerden wegen abfolut ſtaats- oder kirchenwidriger Lehren mindeftend jede nachtheilige 
Verfügung, jo wie ſtets vordem, bedingt fein purch vorherige Prüfung und Entſcheidung anderer 
unparteiiſcher ſachkundiger Bacultäten. Man kann revolutionäre Umwälzungen der verfähieben: 
ften Art unternehmen und billigen, aber man wird feine andern, die ganzen moraliſchen Grund⸗ 
lagen der Ehre und Givilifation des deutſchen Vaterlandes mehr untergrabenven auffinden ala 
die, wenn man bie Lehrſtühle für die ewige Wahrheit und Gerechtigkeit zu abhängigen Organen 
der Gewalt, ihrer wechſelnden politifgen Meinungen, Intereffen und Leidenfhaften um: 
bilden will. 

In Beziehung auf die Lehrfreiheit der Kirche und ver Geiſtlichkeit befteht ebenfo wie bei der 
Säule die Grundbedingung in ven anerkannten felbftändigen Eorporationsreäten und Ber: 
faffungen und in dem Grundprincip, daß aud Hier der Staat als ſolcher nur die wirklichen 
Rechtöverlegungen abzumenden, übrigens nur ein moblthätiged Schugrecht auszuüben hat. 
Uber die Kirchenwidrigkeit der Lehren hat nur die firdliche Geſellſchaft zu entſcheiden. Dieſes 
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aber kann auf heilfame Weife nur bei einer freien geordneten Kirchenverfaffung und von der 
wahren gefellfhaftlihen Repräfentation, alfo von den Synoden gefhehen. Diefe müffen zwar 
ebenfalls, wenn jie hriftlich find, die nothmendige chriſtliche Freiheit und Vervollkommnung 
heilig Halten; jedoch hieße es mehr ald wahre Lehrfreiheit fordern, wenn man verlangen wollte, 
daß ſelbſt gegen den Grundvertrag der Übernahme eines kirchlichen Lehramts den weſentlichen 
anerfannten Grundlagen der kirchlichen Gemeinſchaft wahrhaft widerſprechende und feindfelige 
Lehren, fofern fie die kirchliche Neprafentation als ſolche erfennt, geduldet werden müßten. 
Dies fünnen in der That nur folde fordern, welche die natürlichen Geſellſchaftszwecke und 
Rechte der Kirche gänzlich verfennen oder die Kirche ſelbſt anfeinden und zu flürzen juchen. Aber 
die weſentliche Aufgabe ift es Hier, einerfeitö die Einmiſchung des Staats und politifher Interef: 
fen, andererfeitö die herrſchſüchtigen und parteiifih eingenommenen Anſichten dev Kirchenbeam— 
ten wie ded Pöbels der Kirchengeſellſchaft durch die ruhige Verhandlung und Entſcheidung einer 
wohlgeorbneten firhlihen Repräfentation auszufhliegen. Unter ſolchen Vorausfegungen 
Fönnte ed nur gebilligt werden, wenn z. B. eine hriftlihe Kirche eine Lehre aus ihrer Mitte 
zurückweiſt, bie ven weſentlichen Grundlehren des Chriſtenthums feindlich entgegentritt, die jo: 
gar in naturphilofopgifhen Materialismus durch die Gonfequenz abfolut gezwungen ift, die 
Perfönlichfeit Gottes und eine Vorſehung im religidfen Sinne, die menjhliche Freiheit und mit 
ihr vie Wahrheit von Tugend und Lafter im fittliden Sinne-und endlich die wahre, die inbivt: 
duelle infterblichfeit aufzugeben. Freilich die neue Sophiftenfhule fucht dies dur täufchen- 
den Schein der Worte zu verhüllen; ja ſie ſucht abſichtlich nach ihrem befannten Täufhungs- 
prineip: „für die Frommen und @infältigen in ter Sprache der Brömmigfeit und Einfalt zu 
ſprechen“, hierüber das größere Publifum irre zu führen. Es wäre ja gar nicht zu gewinnen 
und zu verführen, wollte man ihm nicht, troß des Verſprechens der ganzen Wahrheit, die Ver: 
neinung jener Grundlagen aller Religion und Moral großentheild verbergen. Mag übrigen 
auch ſolcher Yehre die Freiheit bleiben, in Schriften, vielleicht aud vom Lehrſtuhl der Philoſo— 
phie zur Öffentlihen Prüfung aufzufordern; die Wahrheit wenigflens und eine Kirche, die auf 
ihr ruht, fürdten die Prüfung nicht. Sie ift heilfam, wo die Waffen dazu vorhanden jind, mo 
fie gründlich möglich iſt, was freilich von ven Leſern und Lejerinnen einer belletriftifchen Zeit: 
ſchrift nicht erwartet werben ſollte. Wie leicht läßt fich doc, jobald Vertrauen zur allgemeinen 
politifchen und Glaubensfreiheit herrichen, die Seichtigkeit und einfeitige Schulmäßigfeit oder 
Schülerhaftigkeit atheiftifher Vhilofophien und Lehren klar machen! Wie unfiher und boden- 
108 gegen gründliche Einwände find die blos auf die finnliche materielle Seite der Menſchennatur 
aufgebauten Verneinungen der freien, der moralifchen Natur und Weltordnung — gegen das 
 Bewiffefte von allen — das Gewiffen! Kaffe man alfo nur die Freiheit! Aber fidher wäre es 
doch weniger verlegend und verfehrt, mern man einen Rabbinen zum Religiondlehrer, zum 
Dogmatifer oder Geiſtlichen einer hriftlichen Kirche oder auch einen Katholiken für Proteftanten 
oder einen Proteftanten für eine fatholifche Kirchengeſellſchaft anflellen wollte, ald wenn man 
einen Mann von jenen Grundfägen zum Religiondlehrer irgendeiner KHriftlichen Kirche beriefe. 
Und überall würden in ſolchem Falle auch proteftantifche Länder nöthigenfalld zeigen, daß fie 
meber eined Papftes noch einer Fatholifhen firengen Einheitäform bebürfen, um ihre Kirche 
gegen ſolche Unbill zu fügen, ihre kirchlichen Grundſätze und ihre wahre kirchliche VPofltivität 
und Einheit zu bewahren. Daß aber überhaupt die Kirche ihre Grundgefege in würbiger Weife, 
in würdigen Formen und unbefchabet ver wahren Freiheit bewahre, dazu ift eben die ganz freie 
gutgeorbnete Kirhenverfaffung und ihre Ausſchließung der Einmiſchung der weltlichen Macht, 
der Herrfchfucht ver Kirhenbeamten und der Leidenſchaft des Pöbeld nothwendig. Rebe man 
alfo nit von würbigen und freien oder auch nur von politifch:felbfländigen würdigen kirchli— 
hen Einrichtungen, wenn ohne freie Mitwirfung ver jelbftändigen erwachſenen Kirchenmitglie— 
der Ausſchließungen und Entjfegungen vom Lehramt, alfo die härteften Strafen (menn aud 
unter dem misbrauchten Namen ber Breiheit) ausgeübt werben, wie in manchen neuern prote= 
ſtantiſchen Kirchen (durch königliche Gonfiftorien u. ſ. w.)! Erfreulich geht die neue Verfaffung 
der evangelifchen Kirche in Baden der Loͤſung der ſchwierigſten Aufgaben in diefer Beziehung 
entgegen. Geförbert aber wird diefe Löſung vor allem durch die Richtung, welche ver ehrwür— 
dige Rothe der Theologie gibt. Cine wirflih religiöfe Auffaffung des Göttlichen in dem Chri— 
ſtenthum vernichtet die Verirrung und Flachheit des Nationaliemus. Die Überzeugung aber, 
daß der göttliche Geift des Chriſtenthums, welcher die Welt umgeflaltet Hat und durchdringt, 
auch wo fle es felbft nicht erfennen, alle dem Guten Zugemwendeten in diefer chriſtlichen Welt 
ergreift, verföhnt den feindlichen Begenfag der Kirche und ihrer Diener mit der gebildeten Welt. 


496 | Lebrfreiheit in Schule und Kirche 


Und der Sag, daß eben nur der Glaube an diefed Göttliche das Weſentliche ift für ven Chriſten 
und daß alle dad Recht haben, frei zu prüfen, was in ver Kirche und Theologie echt göttlih und 
was Menjhenfagung ift, wozu ihnen die Theologen nur Helfer und Lehrer, aber nie Gefeggeber 
find, vereinigt den religiöfen und Firdlihen Glauben mit der Freiheit und hebt allen Symbol: 
und hierarchiſchen Zwang auf. 

Ganz befonders wichtig ift es auch, daß nicht etwa die weltliche Macht eine geiftliche Beam: 
tenariftofratie in obfeurantifher Verfolgung und Unterbrüdfung freier Eirchliher Lehren unter: 
füge. Vorzüglich proteftantifche Regierungen haben fih von dem Wahne verleiten laffen, da— 
durch ihren Fatholifhen Unterthanen zu gefallen, oder find auch wol durch die falfche Politik ver: 
führt worden, jene alte unglüdfelige Allianz zwifchen geiftlihem und weltlihem Abſolutismus, 
Ariftofratismus und Obſcurantismus zur Stüge ihrer Herrſchaft zu machen. Dann werden 
namentlih aud alle Denunciationen gegen alle aufgeflärte fatholifche Profefloren angehört, 
ermuntert und zur Vernichtung der Lehrfreiheit befolgt. Es wird den kirchlichen in- und aus⸗ 
wärtigen Regierenden in der Kirche der entſcheidende Einfluß ſelbſt auf Anftellung und Entfer- 
nung der Profefforen und auf ihre Rehrvorträge eingeräumt. Alle alten Grunpfäge über die 
Selbſtändigkeit der Univerfitäten werben vergeflen; vergeflen werden die Grundfäge von der 
Kaiferin Maria Therefia und Joſeph, melde fefthielten an der Wahrheit, daß die Univerſitäts— 
bildung Sache der Wiflenfhaft und des Staats ift, daß die biſchöfliche Oberaufiiht und Gewalt 
erſt mit dem Priefterthum beginnt, daß felbft nad den Grunpfägen des Mittelalterd der blos 
wegen Lehrmeinungen verfolgte Profeffor unantaftbar blieb, bis ihn die Geſammtheit der 
Kirche, die Gutachten der theologiſchen Facultäten und die Eoncilien verurtheilten. 

Keiner weitern Ausführung aber bebarf ed wol, daß diefes ganze Syſtem zum Unheil führt, 
daß die Regierung felbft fo die nicht regierende Kirchengeſellſchaft, die fie nie hört und die fle um 
eigener weltliher Zwecke willen den herrſchſüchtigen kirchlichen Beamten preidgibt, zuerft belei: 
digt, fodann immermehr felbft obfeurantifh und fanatifh machen Hilft. Die alten freien flan- 
driſchen und brabantiſchen Katholiken ließen fich bei vem Regierungsantritt vor ver Huldigung 
(in der Joyeuse entre) von ihren Fürften vor allem eidlich verſprechen, fie vor Übergriffen 
der Geiftlichkeit zu ſchirmen. Den hierin fi ausfprehenden Grundgedanken einer gewiß gut 
Fatholijchen, aber freiheitliebenden Bevölkerung überfieht jenes falſche Syſtem. Ebenjo vergißt 
ed, daß die einer auswärtigen Macht dienftbare hierarchiſche Geiftlichfeit, an der Stelle wahrer 
Religiofität und Moralität, Herrſchſucht und Täuſchung, Heudelei, Sinnlichkelt und Aberglau= 
ben ausbildet, daß fie durch jede neue Conceſſion nur zu neuen Anfprüden beftimmt wird und 
zulegt in der unvermeidlihen Gollifion mit der weltlihen Regierung gegen dieſe die fanatifirten 
Maſſen verblendet und aufreizt. Statt folder unheilvollen Verwickelungen, die leichter herbei: 
geführt als gründlich gelöft find, hätten bei verfaffungsmäßiger Schügung der Lehrfreiheit die 
entgegengefegten Richtungen jeder kirchlichen Gefellihaft, die freiere und die entgegengelegte, 
fi unter fi wohlthätig befämpft und ausgeglichen, und die Regierung hätte mit ruhigem par: 
teilofen Schuß vermittelnd hoch über beiden geftanden, ohne felbft in die Leidenſchaften des Par- 

teiſtreits vermidelt zu werden. Religion und Sittlifeit und Thron und Altar wären dann 
nicht, fo wie früher in Franfreih und Spanien, gerade jelbft unter vem Scheine ihrer Förderung 
untergraben und ein revolutionärer und gottlofer Haß gegen fle großgezogen worden. 

Aber noch auf andere Weile und vorzüglich bei ven Proteftanten leidet die kirchliche Lehr: 
freiheit in neuerer Zeit gar häufig. Die Regierungen maden die Geiftlihen von ihrer welt: 
lihen Gewalt und ihren politiihen Zwecken abhängig. Es fehlt aud hier jegt die Heilighaltung 
der frühern Grundfäge über Anftellung und Beförderung der Geiftlihen dur ihre Gemeinde 
oder durch kirchliche Behörden und nad rein kirchlichen Zwecken. Es fehlt und zerfällt auch bier 
die Inamovibilität. Alles wird willfürlih und abhängig von mweltlihen Behörden und Interei: 
fen. Da hört und fieht man denn aus Furcht vor der Freiheit, zumal da, wo man fie verſprach 
und dad Verſprechen nicht hielt, Anbrohungen und Vollziehungen von Zurüdjegungen und 
Abfegungen, wenn der Griftliche in feine Predigten, wie man jagt, Politif einmiſcht, oder auf 
wenn er fich ſonſt ald Bürger für freiere Verfaffungsgrundfäge, z. B. für freie Deputirtenwaßl, 
Intereflirt. Die offenbare heuchleriſche Lüge aber ſcheut man nicht, daß man verfähleiert oder un 
verjchleiert e8 wünfcht oder mit weltlichen Belohnungen und Strafen fordert, der Geiftliche folie 
dennoch ſich in die Politik einmijchen, er folle den politifhen paſſiven Behorfam der Bürger 
predigen, das Lob der politifchen Regierung und ihrer Maßregeln, die Lobpreifung des politi— 
ſchen Abjolutismus, die Berdammungen der politifhen Gegner des Regierungsſyſtems verfün- 
den, oder auch er folle thätid fein für die Wahlen politifch ferviler Abgeorbneter. Welcher neue 
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Misbrauch des Heiligen, wodurch man Religiofität und Moralität untergräbt, wodurh man 
vorzüglich oft die proteftantifche Kirche und Geiftlichfeit bei Proteflanten und Katholiken um 
ihre Achtung bringt! Und wie verkehrt ift an jih jhon der Gedanke: der Geiſtliche foll nit 
nad jeiner freien religiöd-moralifhen Überzeugung, jowie auf alle irdifchen Pflichten, Tugenven 
und Lafter, jo auch auf die wichtigften, auf die des ſtaatsgeſellſchaftlichen Lebens, die hriftlichen 
Moralgrundfäge anwenden! Thaten diejes nicht alle Eirhlihen Neformatoren? Thaten und 
thun ed nicht jahrhundertelang und noch heute in Schweden und England und Holland ihre 
Nachfolger? Auch hier muß, gegenüber vem Staate, die Lehre freibleiben, jolange feine Un— 
rehtlichkeit, Feine Aufforderung zu Unreht und Feine juriftiihen Beleidigungen vorkommen, 
Jede andere Zurechtweiſung und Ahndung muß wenigſtens fletd von dem verfaflungsmäßigen 
Ausſpruch der kirchlichen Gefellihaft ausgehen. Sonft hört die Kirche auf, eine freie, eine ſelb— 
ftändige Gefellihaft zu fein. Sie wird eine entwürdigte Kirche, eine abhängige Staats: und 
Polizeianftalt. Dadurch aber wird fie auch der Achtung und Liebe, des VBertrauend und aller 
mohlthätigen Wirkjamfeit beraubt, jelbft ver wohlthätig beruhigenden und mäßigenden. Was 
ſoll man vollends jagen, wenn man hört, daß politifche Behörden in ihrer Verfolgung ver poli- 
tiſchen Freiheit und in ihrer Herabwürdigung der Moral und der Kirche fogar fo weit gingen, 
daß fie von den Geiftlihen, die man, ebenjo wie die Profefloren, immermehr zu Staatödienern 
zu maden ſuchte, fogar politifhe Spionerie und Denunciationen durch Strafen und Belohnun- 
gen berauszupreffen ſuchten! 

Wie viel ift auch Hier zu thun zur Entfernung des Freveld gegen Religion und Wahrheit, 
zur Herflellung der alten legitimen Grundfäge wahrer Lehrfreiheit! Freie kirchliche Verfaſſung, 
geihügt durd freie Staatsverfaflung, wird aud hier allein Helfen, wird allein das würbdige und 
heilſame Berhältnig von Staat, Kirhe und Schule möglih mahen. In dieſem legtern werden 
insbejondere auch ſchon die Schulen für die Jugend, die Gelehrten: und die Volksſchule, ald 
Unterabtheilungen der Univerfität und ver Kirche, freibleiben von der Beherrſchung und der 
Berfälfhung der Wahrheit dur die neuerligen Einmiſchungen der politifhen Gewalten und 
Intereflen. 

Selbſt Staatdmänner, welden eine niedere Natur und gemeinere Lebendanficht die hohe 
Beilige Achtung ver Wahrheit und der Religion verfagte, follten doch ſchon aus wahrer Politik 
vor dem in unfern heutigen Zeiten abfurden Gedanken zurückſchrecken, vie Lehrer und Priefter 
der Wahrheit, ver Religion und der Gerechtigkeit zu Dienern ihrer wechfelnden weltlichen Po— 
litik, zu eigentlichen Staats- oder Herrendienern herabzumwürbigen. Alle praftifhe Liebe und 
Begeifterung für die Freiheit, alle wahren praftifch wirkffamen Freiheitägrundfäge gehen vol: 
lends heutzutage vom Leben, von den Altern, von den Brüdern und Freunden, von der Berüh— 
rung mit andern freien Völkern, nicht aber von den Profefforen und Bfarrern aus. Dieje kön— 
nen und werden, wenn man ihnen Lehrfreiheit läßt, die Einfeitigkeiten und Leidenſchaftlichkeiten 
des Tags durch ihre tiefern und höhern Kehren der Wahrheit und der Liebe ermäßigen, berubi- 
gen und bie freien Beftrebungen auf die wahren Grundlagen, Grundfäge und Grenzen zurüd- 
führen. Beſtimmt man jie aber von Staats wegen zu der Öffentlihen Lüge und zur verrätheri- 
[hen Entweihung des Heiligen, daß fie, unter vem Scheine wahrer Priefter ver göttlichen Wahr: 
heit, Gerehtigfeit und Liebe, an heiliger Stätte als die gezwungenen oder erfauften Werkzeuge 
der jeweiligen Herrſchermacht und ihrer Tagespolitif wirken, alsdann hat man alle ihre wohl: 
thätige Wirkfamfeit zerftört. Man hat zugleih wahrhaft vevolutionär dieältefte feftefte Grund— 
lage europäifcher und deutſcher Eivilifation, die Grundlage der Throne wie die der Freiheit, man 
bat die Selbftändigfeit von, Kirche und Schule, die Freiheit ver Religion und der Wahrheit 
untergraben. Man hat alsdann felbft die Greuel des finfenden römifhen Reichs und der ajlati- 
jhen Deöpotien heraufbeſchworen. Man wird früher oder fpäter unfehlbar ernten, wie man 
füete. Aber e8 ift hohe Zeit, daß man ſich befinne, auf welchem Wege man fich befindet, wie ſehr 
weit man ſchon gefommen ift. Die ſchmeichleriſche Lüge der Worte, und ginge fie auch vom be- 
redteſten und gelehrteften Hofprediger oder Hofprofejlor aus, Fann die Übel und Gefahren der 
Wirklichkeit wol verhülfen, aber nicht befeitigen. . Welder. 

‚Reibeigenfchaft in Deutfchland. ) Nah dem richtigen Grundgedanken jollte jede 
Art von menſchlicher Verbindung oder Vergefellihaftung für jedes ihrer Glieder nah deren 





< 1) Die iteratur über die Unfreiheit bei den verfchiedenen gefchichtlichen Völkern, insbejondere auch 
bei den germanijchen, dann über das Verhältniß des Ehriftenthums zur Sflaverei f. bei Held, Staat 
Staats-Perifon, IX, 32 
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Fähigkeiten, reſp. Stellung in der Geſellſchaft rine verhältnigmägige Steigerung der Ab: 
bhängigfeit oder Gebundenheit und der Freiheit oder Selbſtändigkeit zugleich zur Folge haben. 
Die Geſchichte beweift aber, daß diefed Poſtulat der fortwährenden Ausgleihung zwiſchen indi— 
vidueller Freiheit und geſellſchaftlicher Abhängigkeit nach allen den verſchiedenen Lebendrich: 
tungen, in welchen ſich die Freiheit und Gejelligfeit bewegt, ſehr ſchwer zu erfüllen ift, und daß 
ftatt jener Ausgleihung meift eine gewiffe Einfeitigfeit flattgefunden har, vermöge welder Die 
Vergeſellſchaftung einem Fleinern Theil der Geſellſchaftsglieder nur eine jehr bedeutende Erwei— 
terung ihrer Freiheit oder die Herrfchaft gewährte, während der andere größere Theil zu @unften 
jener in einem unverhältnigmäßig tiefen Grad von Abhängigkeit verfiel. Sofern diefe Ent: 
widelung einen formellen Ausdruck im Rechte findet, jieht man nur berrichende und nur 
dienende, voll=, halb- und gar nicht berechtigte Klaffen, Freie und Unfreie, Herren und 
Sklaven u. ſ. m., weldhe Gegenfäge übrigens bei verfchiedenen Völkern unter ſehr verſchiedenen 
Formen vorfommen, fowie aud die Grundlagen, Entwidelungen und Übergänge ſehr mannich— 
faltig fein müffen. 

Da nun in jeder Gejellfchaft wie in jedem Menichen materialiftifhe, intellectuelle und fitt- 
liche Elemente und Strebungen gegeben find, wenn aud wiederum jede Gejellfchaft vorberr: 
chend einer ver genannten drei Richtungen gewidmet fein muß; da ferner die jouveräne Geſell— 
ſchaft oder der Staat den höchſten, einem felbftändigen Gemeinweſen möglichen Grad organijcher 
Einigung aller diefer drei Richtungen darzuftellen hat, jo ift flar, daß, wenn bei einem flaat: 
lihen Volke die eben angedeutete einfeitige Richtung herrfchend geworden und gefeglich beflätigt 
ift, das ganze Volf gleihfam in zwei Klaffen zerfallen werbe, von denen die eine allein mit der 
Freiheit das Monopol des Vermögens und der intellectuellert wie fittlihen Bildung oder doch 
Werthſchätzung befigt, während die andere von allen tiefen Gütern, wenigftend joweit fie ihnen 
ſelbſt nützlich ſein konnten, oder doc von jeder felbftändigen Würdigung ausgeſchloſſen ift. 
Wenn man dabei die Möglichfeit mannihfaltiger Abftufungen innerhalb jeder der beiden Haupt: 
Haflen und gewiffer Verbindungen zwiſchen legtern felbft wieder berüdfichtigt, fo ergibt fich, 
daß die befannren Gegenfäge zwischen Herren und Sklaven, herrſchenden und dienenden Kaſten, 
Ritter und Bauer u. ſ. w., alle in gewiffer Beziehung auf jene einfeitige Entwidelung zurüd: 
geführt werden müffen. 2) 

In welder der drei angegebenen Richtungen aber auch legtere vorherrfchend ftattgefunden 
habe — ſowie das Refultat immer im weſentlichen das gleiche fein wird, fo ift au ihr Aus: 
gangspunft ſtets derſelbe. Alte dieſe Entwicelungen haben nämlich ihren Grund in einer 
principiell falſchen Auffaffung des menfchligen Weſens, die fih dann in den Sitten und Inſti— 
tutionen firirt und um fo ſchwerer überwunden wird, je mehr fie allmählich mit ven Gefammt: 
verhältniffen zufammenmwädft und den mädtigften Schwächen des menfhlihen Charafters 
huldigt. Alle diefe Entwicdelungen führten aber auch, wo jene falfche Auffaffung nicht über: 
wunden wurde, jhneller oder langſamer zum Untergang der betreffenden Völker. 

Die juriftiihe Bormel, unter welcher der erwähnte Gegenfag jener beiden Klaffen am 
Ihärfften auftritt, ift aber die, daß die erfte Klaſſe allein als felbftändiges Rechtsſubject erſcheint, 
während die andere Klaffe eigentlich nur als eine Kategorie von Rechtsobjecten, mit einem 
Worte, von Sachen, nur als eine Art von Vermögensgegenfländen der erftern betrachtet wird. 

Die Grundlage diefer Erſcheinung ift einfach das Princip der materiellen Übermacht, welche 
auf diefe Weife zu einem formellen Rechtsprincip geftempelt werben foll, wie fehr ih dagegen 
Gewiſſen und Gerechtigfeitsfinn zu allen geiten und bei allen Völkern ſelbſt dann gefträubt 





- 


und Gefellfchaft, IL, 93 fg. Über die Unfreiheit in Deutfchland f. Grimm, Rechtsalterthümer, I, 300 fg. 
Mittermaier, Deutfches Privatrecht, $. 90 fg. (mo eine reiche Literatur zufammengeflellt il). Dazu 
vgl. noch Sugenheim, Die Aufhebung der Leibeigenſchaft u. f. w. (Petersburg 1861), S. 79 fg., na— 
mentlich &. 350 fg.; und Darefte, Histoire des classes agricoles en France. @ine unfchägbare, 
noch ne nicht ausgebeutete oder auch nur gebührend gewürdigte Fundgrube für die Erfenntnif ber 
hier in Frage Rehenden Derhältniffe bieten die Werfe von 3. Grimm, namentlich defien 1863 in zwei— 
ter Auflage erfchienenen Rechtsalterthümer und ganz bifonders defien Rechtsweisthümer (4 Thle., Göt- 
fingen 1840—63) Bgl. auch Balthafar, De hominibus propriis eorumque origine, natura 
et jure in Pomerania atque Rugia (Greifswald 1779). Held, Syſtem des Verfaſſungérechts, H, 
572. Rrünig, Encyflopädie, Bd. LXX. Walter, Deutfche Rechtegefchichte, Bd. II, $. 386 fg. Gneift, 
> — euere I, 168 d 2 172 fg. Sempere, Histoire des Cortes, S. 37. 
er die Unmöglichfeit der averei unter ofrati frinei . rd 

ur, ih unter dem ghunofratifchen Princip vgl. Bachofen, Das 
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haben, wenn die materielle Übermacht ſich mit der herrſchenden Intelligenz und Moral oder Re: 
ligion verbündet hatte. Daher findet ſich auch der fragliche Gegenjag im Altertum vorzüglich 
bei den mannhafteften Völkern, bei ven Ariern und ganz beſonders bei den jogenannten 
claſſiſchen Völkern, ven Griehen und Römern. Kommt verjelbe aud bei andern Völkern vor, 
fo hat er doch bei ihnen einen ganz andern, einen viel mildern und leichter aufzuhebenven Cha— 
rafter. Aus den angegebenen Gründen erflärt ih aber auch, warum die Unfreiheit einerjeits 
auf die Unterwerfung durch Waffengewalt (occupatio, vindicalio) zurüdgeführt, anderer: 
ſeits durch dad Geblüt-übertragen wird; warum fie ferner immer gleihfam einen ewigen la= 
tenten Kriegszuſtand zwiſchen Herren und Sflaven begründet, der ſich häufig in vulfanifchen 
Eruptionen äußern muß; warum die Herren= und die Sflavenwelt jede gleichfam eine befondere 
Welt in dem fraglihen Staate jind, die ih gegenfeitig aufzureiben. traten müffen ?) (obwol 
feine ohne die andere beftehen fann), ſich alfo nie vereinigen fönnen, mol aber wechſelſeitig rui: 
niren und endlich unausbleiblich den Untergang bed Staat herbeiführen. 

Dies alled wird um jo deutlicher hervortreten , je ausgebildeter ber ftaatliche Zuftand eines 
Bolfs, je höher aljo die im weſentlichen falſch begründete Givilifation und Eultur in einzelnen 
Richtungen geftiegen ift, je mehr deshalb dem Staate ein organifches Leben nothmwendig.er- 
ſcheint und je weiter er jih von demfelben durch Die nad) den concreten Umſtänden notbgebrun- 
gene Befthaltung des in Rede ftehenden Gegenfages entfernt hält. 

Geben wir nach dieſen einleitenden Bemerkungen auf den Begriff ver Leibeigenſchaft ein, jo 
muß vor allem conftatirt werben, daß nicht nur über die Entſtehung und Geſchichte dieſes Ver— 
hältniſſes sehr verichiedene Anſichten befteben, ſondern auch ver Begriff felbft keineswegs fo be- 
ſtimmt feftfteht, wie ed zu wünidhen wäre; zwei Erfcheinungen, deren jede ſich aus der andern 
erflärt. 

In den älteften Quellen unjerer Geſchichte und unſers Rechts findet fi, da fie faft durch— 
weg in lateiniicher Sprache geichrieben find, dad Wort Leibeigenihaft nicht. *) Wol aber fom= 
men häufig die Worte servus, colonus, servitus *), ancilla, puer u. ſ. w., dann liberti ) vor 
und es fann fein Zweifel fein, daß unjere Borältern die Unfreiheit wie die Breilaffung gefannt 
haben. Auch das Wort liti fommt, wie colonus, ſchon jehr früh zur Bezeichnung eines 
günftigern Abhängigfeitöverhältniffed vor. Die Infreiheit entftand ausnahmsweiſe durch 
Schuldknechtſchaft, namentlich infolge ded Spield?) und durch Berbrehen — regelmäßig aber 
durd die Kriegsgefangenihaft, mern nicht, wie died auch vorfam, die Kriegögefangenen den 
Göttern geopfert wurden. 8) Ob der gefangene Feind aud germanifchen Stammes war ober 
nit, machte darin feinen Unterſchied. Die Zahl der Unfreien fann in den älteften Zeiten nicht 
ſehr bedeutend geweſen fein, va man fie nicht zu Hauddienften (die meift ven Frauen und Kin: 
dern oblagen) verwendete?), indem nad den damaligen Zuftänden meift jedes Bedürfniß einer 
zahlreichen Hausdienerſchaft fehlen mußte, da ferner die durch Spiel in Schuldknechtſchaft Ge: 
rathenen über die Grenze verfauft („servus conditionis hujus per commercia tradunt, ut se 
quoque pudore victoriae exsolvant‘’) und Kriegsgefangene häufig geſchlachtet wurden, da 
endlich bei der Armuth jener Zeiten die dem Herrn obliegende Ernährung feiner Unfreien oft 
fehr ſchwierig gewefen wäre und die Mehrheit des Volks auch wirklich feine Leibeigenen bejaß. '9) 
Die Behauptung einer ſchon in den erften gejchichtlidhen Zeiten der Germanen fehr zahlreichen 
Klaffe von Unfreien fteht daher mit der Gefammtheit ver damaligen Zuftände im Wiverfprud 
und hat ihren Orund entweder in ber falfchen Annahme, ald wenn die germanifchen Eroberer 
die ganze, auch die freie Bevölferung der romanischen Lande zu Sflaven gemacht hätten, ober in 
der Verwechſelung der fpätern feudalen Unfreiheits- und Abhängigfeiteverhältniffe mit den 
frühern Zuftänden. 


3) Laurent, Etudes, VII, 611. 

4) Über das Borfommen diefes Ausdrucks erft feit dem 15. Jahrhundert und die frühere Bedeutung 
von „eigen‘’ f. Grimm, I, 312. 

5) Tac. Germ., c. 20, 25, 40. Uber römifches Eolonat ſ. Held, a. a. D. 

6) Tac. Germ., c.25, 20. Guizot, Histoire des origines du regime parlementaire, I, 234. 

7) Tac. Germ., 24. 8) Tac. Annal., 13, 57. Daß übrigens aud) Knechte als Menſchen— 
opfer gebraucht wurden, geht aus Tac. Germ., c. 40 fg., hervor. 

9) „Ceteris servis, non in nostrum morem, descriptis per familiam ministeriis, ulun- 
turetc. Tacit. Germ., c. 25. 

10) Thudichum, Der altdeutſche Staat (Gießen 1862), ©. 116. — 
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Auch die rechtliche Stellung der Unfreien nad dem älteften Recht wird ſehr verſchieden auf 
gefaßt. Doch ſtimmen die meiſten darin überein, daß dieſelbe im ganzen eine bedeutend gün- 
fligere geweſen ald die der Sklaven des Alterthums, namentlich aud der römischen Sklaven. ?1) 
Uns fheint die Eigenthümlichkeit ver alten deutſchen Unfreiheit vorzüglich auf folgenden Punkten 
zu beruben: 

1) Die geringe Zahl ver Unfreien 12) Hielt die Freien nicht in einem beftändigen Zuftande 
der Furcht gegen fie, und ſchon hierdurch verlor das Verhältniß viel an Bitterkeit. 

2) Da die meiſten Unfreien demſelben Volke angehörten wie ihre Herren, ſo konnte die bei 
andern Völkern meift auf eine urfprüngliche Verſchiedenheit, vefp. Superiorität und In— 
feriorität der Nationalität oder des Geblüts zurüdgeführte Misachtung der Unfreien Eeinen 
fo hohen Grad erreichen. 

3) Die Verbindung der Unfreiheit mit Grund und Boden und die damit gegebene eigene 
Häußlichkeit war, im Zufammenhang mit vem Mangel eines ausgebildeten Privatjondereigen- 
thums der Freien an Grund und Boden (das einer Familie zugewiefene Grundſtück wurde von 
Zeit zu Zeit gewechfelt und felbft die Stämme, welden die einzelnen Familien angehörten, we: 
jelten in ber langen Periode der Völkerwanderung nomadenartig ihre Wohnfige, reſp. 
Staatögebiete) 1), vie Grundlage eines gewiſſen Maßes von Selbftändigkeit, welche vem Haus: 
fflaven der claſſiſchen Völker abgehen und allmählich, wenn auch nod fo langſam, zu einem Ele— 
ment der Befreiung werben mußte. 

4) Die rohen, aber im ganzen gefunden Sitten jener Zeiten fonnten eine Entwürbigung des 
Menſchen, wie fie der entarteten Givilifation der Alten Welt geläufig geworben, nicht faflen. 

5) Die geſellſchaftlichen over ftaatlihen Zuftände der germanifchen Völker waren noch nicht 
fo entwidelt, daß die Unfreiheit den Charafter einer allgemeinen, unentbehrlien und nur im 
Interefle des Gemeinwefend oder der Herrfchenden gefeglich geordneten, für die Unfreien alfo 
nur drückenden und unabänberlichen Inftitution hätte haben können. 

Hinſichtlich diefes legtern Punkts muß noch darauf aufmerkſam gemadht werden, daß in 
den älteften Zeiten ver Germanen eigentlich nur die Familie als ein fefter, durch die Sitte orga- 
nifirter Geſellſchafts- oder Staatskern erfheint. Sowie man die Örenzen der Familie über: 
ſchreitet und in eine weitere Verbindung, gleichviel ob fie civitas, pagus, regnum, regio, natıo 
oder wie immer genannt werbe, eintritt, erfcheint der rechtliche Charakter derfelben jo unbe: 
flimmt, daß man nie von einem einheitäftaatlichen, fondern nur von irgendeiner Art föbera- 
liſtiſchen Wefens ſprechen kann, woran es nichts ändert, daß römifcher Einfluß, mächtige Ber- 
fönlicgkeiten, dringende Notbftände u. ſ. w. da und bort vorübergehend feftere Verbindungen 
hervorgebracht haben. 1%) Daß nun der Unfreie feine Stimme in den fogenannten Volks -, 
d. h. eigentlich Bundesverfammlungen der conföberirten, freien, ihre Familien repräfentirenden 
Männer haben konnte, verfteht ſich ebenfo von felbft, wie daß ihre Stellung fi wefentlich in der 
Familie, zu welder jie gehörten, abſchloß. Jene Berfammlungen fümmerten fi aber ohnehin 
nit um privatrechtliche Verhältniſſe. Diefe richteten fih nad der Sitte oder wurden lediglich 
als Angelegenheiten ver Familie diefer felbft (wie eine Art Particularrecht) überlaflen und nur 
infofern fie mit den Öffentlichen Verhältniffen in Berührung ftanden, durch gemeinfame, ihrer 
Kraft nah immer zweifelhafte, weil die Nichtconſentirenden wenigftend anfänglih auch nicht 
bindende Befchlüffe georbnet. Die Sitte und die Familiengewalt waren e8 daher, von denen 
der Hauptfahe nad die Situation der Unfreien, wie auch die ber Weiber, Kinder und der un: 
fähig gewordenen Greife abhing, und nur infofern der Unfreie über die Grenze der eigenen 
Familie Hinausgegangen wäre oder ein über Unfreie ſich erhebender Streit zweier ſelbſtändiger 
Familien das Bundesverhältniß, vefp. den Friedenszuſtand hätte gefährden Eönnen, wurde 
durch vertragsmäßig beſtimmte Normen eine Vorkehr getroffen. 

Die von und aufgeftellten Hauptzüge ber älteften germanifchen linfreiheit ergeben fih na— 
mentlih aud aus folgenden Stellen der „Germania“ des Tacitus: „Dominum ac servum 
nullis educationis deliciis dignoscas. Inter eadem pecora, in eadem humo degunt: donec 
aetas separet ingenuos, virtus agnoscat” (ec. 20). „Suam quisque (servus) sedem, suos 
Penates regit. Frumenti modum dominus, aut pecoris, aut vestis, ut colono, injungit: et 


11) Held, Staat und Geſellſchaft, II, 284. TER, &.5,6. Thudichum, a. a. O. Wirts, 
Geſchichte der Deutſchen (zweite Ausgabe), 1,33. Montesquieu, Esprit, Buch 15, Kap. 9. 

12) Waitz, —— —— If, 151. 

13) Thudihum, S . 116 fg. 14) Tac. Germ,, c. 25, 42,43, 4. 
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servus hactenus paret. Caetera domus officia uxor ac liberi exequuntur. Verberare 
servum ac vinculis ac opere coercere, rarum. Occidere solent, non disciplina et severi- 
tate, sed impetu et ira, ut inimicum, nisi quod impune” (c. 25), und müffen die trogdem 
immer übrig bleibenden Härten der Situation dur die oben angegebenen fünf Gründe als we— 
ſentlich gemildert erfheinen. Demnach begreift ed fi aber au, warum Tacitus, Kap. 25, im 
allgemeinen fagen konnte: „Libertini non multum supra servos sunt, raro aliquod momen- 
tum in domo, numquam in civitate“; und wenn er ausnahmsweiſe in Fortſetzung dieſer 
Stelle erwähnt, daß jie bei Völkern „quae regnantur‘’ über Freie, ja fogar über „nobiles‘‘ ſich 
zu erheben vermochten, jo ändert dies im allgemeinen ebenſo wenig am Princip, wie die Äuße— 
rung deſſelben Schriftftellers in Kap. 44, daß bei den Suionen die Waffen einem Unfreien zur 
Aufbewahrung gegeben wurden, 

Der erfte große Wendepunkt, wie für die Gefammtverhältniffe ver Germanen, jo auch na= 
mentlid für die Ausbildung ihrer Standedverhältniffe, liegt aber in der Seßhaftwerdung der 
germaniſchen Völker, jei ed, daß fie ſich innerhalb dev Grenzen des ehemaligen römiſchen Welt— 
reichs nieberließen, jei ed, daß fie auch in dem eigentlichen Deutſchland durch das Stilfftehen ver 
DVölferwanderung zu feftern Anfiedelungen gelangten. Denn nicht nur wurbe erft mit der Seß— 
baftigfeit dev Grundbefig das materielle Subftrat einer jeden ganz felbftändigen Stellung und 
die Größe und rechtliche Art des Grundbejiges beſtimmend für die perfönlichen Redhtöverhält- 
niſſe des Befigers, ſondern es mußte mit ihr auch eine höhere Eulturperiode beginnen, melde 
ſich zunädft in der Ausbildung des Sondereigenthumdbegriffs, in der Entftehung großer Ad— 
maffirungen von Grund und Boden, und vieler und mannichfaltiger neuer materieller Bepürf: 
niffe äußerte. Mit der Seßhaftwerdung der Germanen waren aber gleichzeitig noch zwei an= 
dere, für die ganze moberne Gultur beſtimmend gewordene Momente verbunden, nämlich 
einmal die Verbindung mit römifher Gultur und Bildung, mit Römiſchem Recht, römiſchen 
Bevölferungen und Zuftänden ; dann die Reception des Chriſtenthums. 

Die römischen Zuftände der Unfreiheit und die Beftimmungen des Nömifchen Rechts über 
Freiheit und Uinfreiheit ſcheinen vorerſt auf die Ausbildung der germanifchen Unfreiheitäver: 
hältnifle nur geringen Einfluß geübt zu haben. Defto größer mußten die Folgen der Sefhaft- 
werdung und der Ghriftianifirung der Germanen in Hinfiht auf jene Berhältniffe werben. 

Die fefte Anfievelung der Germanen hatte zunächſt die Folge, daß, obgleich der alte Grund— 
fag, die Kriegsgefangenſchaft erzeuge Unfreiheit, nicht aufgehoben wurde, doc große Maflen 
unterworfener Völker, römijcher wie germanifcher, nicht in Knechtſchaft geriethen 15), daß aber 
aud mit dem Erwerb ausgedehnten Befigthums, weldes regelmäßig nicht auf Rechnung des 
Herrn bewirthichaftet wurde, und mit ber Steigerung der Lebensbedürfniſſe eine größere Anz 
zahl von dienenden und abhängigen Leuten im Haus und auf den Höfen nothwendig wurbe. 
Dieſen Bevürfniffen kam theild die alte Gewohnheit, Unfreie für Häusliche und Felddienſte zu 
verwenden, iheild aber auch die überſchuldung, Berarmung oder jonft Unvermöglichkeit vieler 
perſönlich Seien naturgemäß entgegen, während zugleich einerjeitö die Frömmigkeit viele in 
Abhängigkeitöverhältniffe zur Kirche trieb, andererſeits aber vie Großen auch häufig ihre Ge— 
walt misbrauchten, um befonvders durch mwillfürlihe Handhabung des ohnehin ſchon jehr 
drüdenden Heer: und Gerichtöbannes die geringern Freien maffenhaft in Abhängigkeit zu 
bringen. 

Die Reception des Chriſtenthums dagegen hatte zwar zunächſt aud in den germanijchen 
Staaten jo wenig wie ehedem in Rom die Wirkung, daß die Kirche Direct gegen die Unfreiheit 
und Knechtſchaft eingeſchritten wäre. Allein ohne Zweifel gebührt der Kirche das Verdienſt, 
ihre eigenen Unfreien am günſtigſten geſtelli, gegen unmenſchliche Handhabung der Herrenge: 
walt mit aller Energie gewirft und die Freilaſſung moͤglichſt begünſtigt zu haben. 6) 

In der regelmäßigen Berbindung auch der perjönlichen Unfreiheit mit wenngleid abhän— 
gigem Grundbefig und in dem hriftlihen Princip der allgemeinen gleihen Menſchenwürde find 
die beiden Elemente zu erkennen, welche die germanifche Unfreiheit von jeder andern unter= 
ſcheiden. Denn dieſe beiven Elemente find unvernihtbare Elemente der Freiheit und mußten, 
mie e8 auch wirflid ver Ball war, die Folge haben, daß der theoretifche Begriff der abjoluten 
Rechtloſigkeit oder Sachlichkeit des Unfreien nie allgemein werben und in hohem Grade praktiſch 
zur Verwirklichung kommen konnte. Die faft ausnahmsloſe Erblichwerdung alles abhängigen 
Befiged und die Emancipation des urfprünglich entweder knechtiſchen oder doch hörigen Hand— 


15) Waig, II, 157. 16) Waig, Bd. II, ©. 150, Note 1, ©. 156 u. 158. 
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werks durch die Entwidelung des Städteweſens waren nur die nächſten unvermeidlihen Folgen 
der Wirkſamkeit jener beiden Elemente. 

Bei der noch durchweg lateinischen Nedaction der meiften in dieje Periode fallenden germa- 
nifchen Rechtsquellen, bei der Verbindung älterer römischer und germaniſcher Zuflände im An— 
fange des Mittelalters und bei der äußerft verfhiedenen und im fteten, ſchnellen Wechſel begrif- 
fenen Geftaltung der damaligen Zuftände wäre es faum möglih, über diefelbe auh nur zu 
einiger Beftimmtheit zu gelangen, hätten nicht, den meiften unbewußt, die allgemeinen Gelege 
der Rage eine gewiſſe Herrſchaft geübt, welcher ih niemand entziehen Fonnte und durch melde 
auch eine entfprechende Gleichförmigkeit über die jheinbar geieglojen Entwidelungen ſtattge— 
funden bat. 

Soweit diefe und bier angebt, fpricht fie ich aus: 1) in der bei allen germaniihen Völ— 
fern der Hauptſache nach faft ganz gleichmäßigen Ausbildung eines zwifchen ver vollen (perfön: 
lich dinglichen) Freiheit und ver vollſtändigen Knechtſchaft in der Mitte lebenden Standes, wei: 
her durch eine auffteigende Bervegung der Unfreiheit eine Menge ganz Unfreier und durd eine 
abfteigende Bewegung der Freiheit eine Menge freier Elemente in ih aufnimmt und auf dieſe 
Weiſe ven Gegenfag zwiſchen Freiheit und Unfreiheit bedeutend abflumpft und breit überbrückt, 
fo zwar, daß nicht nur vollfommen Unfreie allmählich zur vollen Freiheit, fondern aub umge: 
kehrt vollfonmen Freie zur vollen Unfreibeit übergeben Fönnen; 2) in der Entflehung vieler 
neuer Abftufungen, fomol innerhalb der Grenzen ver Freiheit, ald aud) der linfreibeit, welche, 
zu den vielen Abftufungen der ebenerwähnten Mittelklaſſe hinzufonmend, das jo vielbemwegte, 
reichgeftaltete und wechſelnde Bild der focialen und ſtändiſchen Bildungen des Mittelalters 
ausmadhen, 

Während die Freien in den Quellen ald liberi, ingenui, die Unfreien als Servi, villani 
(vilains), mancipia, Knehte, wol aud ministeriales, vassi, vassalli 17) bezeihnet werben, 
gehören in die Mittelflaffe außer den libertini 19) im allgemeinen alle liti 1?) (leti, lazzi), die 
aldiones 2°) und die perfönlich nicht unfreien Coloni 21), wol audy die pueri und homines regis 
und, im jüdlichen Baiern, die tributales, tributarii, barscalke, parscalke. 22) 

Wir haben e8 hier nur mit den vollfländig Unfreien, d. h. mit denjenigen zu thun, welche 
weder perfönlih, noch in Hinſicht ihres Vermögens frei und aljo in erfterer Beziehung einen 
Leibherrn, in legterer, wenn fie Grund und Boden bejaßen, au einen Grundherrn, aljo in 
der Regel einen Herrn hatten, der ihr Leib: und Grundherr zugleich war. Da, wie ſchon er: 
wähnt, das von Knechten betriebene Handwerk ſchon früh ſtädtiſch frei wurde, fo beziehen ſich 
die Verhältniffe dieſer vollftändigen Infreibeit nur auf das platte Land, und weil einerfeits die 
meiſten dieſer Unfreien von ihren Herren Grund und Boden zur Bebauung erhielten und nur 
in wenigen Gegenden 2) ein freier Bauernftand fich erhielt, jo fällt ver Zuftand der vollen Lin: 
freiheit oder Leibeigenſchaft im Mittelalter der Hauptſache nad mit dem Bauernſtande zufam: 
men, in deflen Gegenfag dann der Herrenftand im allgemeinen als Ritter : und Prälatenftand 
auftritt. 

Bekanntlich ind num aber Freiheit und Unfreiheit relative Begriffe, und es dürfte vor allem 
zu unterfuchen jein, worin denn im Mittelalter die ald Leibeigenſchaft bezeichnete Unfreiheit be: 
ftanden babe. Die gewöhnliche Meinung hierüber gebt dahin, Leibeigenſchaft fei jener Zuftanp 
geweſen, vermöge deſſen ein Menſch lediglich ald Sache betrachtet und behandelt wurde, alſo im 
wejentlichen ver Zuftand der altelaffifhen SHaverei. . 

Unterfuht man diefe Auffaſſung zunächſt im allgemeinen, fo liegt e8 in der Natur des 
Menſchen und der menschlichen Geſellſchaft, daß die Menſchen füreinander auch gewifle Vermö— 
17) Sugenheim, S. 17, Note 3, und &. 91. Waig, Il, 149 fg., 152 u. 155 fg.; III, 136 fa. 
252, 326, 345, 360; IV, 186, 205, 213, 259, 298 fg., 299 fg., 389, 448, 454. Mile. de Lezardiere, 
Theorie des lois politiques (neue Ausgabe, Paris 1844), 1, 93 fg. u. 403 fg. Gufrarb, Polyp- 
tychon de l!’Abbe Irmino, S. 277—420. liber Bilains, ſ. Laboulane, Recherches, S. 343. 

18) Waig, I, 180 fg.; II, 159. 

19) u 180 fg.; II, 161; III, 115, 125 fg., 131, 137: IV, 255, 290, 295, 297 fg., 437, 
454,509, 520. Grimm, 1, 305 fg. 
20) Waitz, IV, 289, 295,389, 454. Grimm, l, 309. 
21) Waitz, Il, 164, 166; III, 252; IV, 186, 213, 259, 284, 288, 290, 294. 
22) BWaig, II, 161 fg.; IV, 281 u. 289. Über Schalf, Stalf, f. Grimm, I, 302 ig. u. 310. 
23) Natürlich abgeſehen von den freien Bauern in ben wenigen reichsfreien Dörfern. Vgl. ». Dache 


röden, Verſuch eines Staatsrechts, Geichichte und Statiftif der freien Meichsbörfer in Teutichlan» 
(Leipzig 1785). 
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genswerthe darſtellen und ſich daher auch frei zu dem Zwecke verbinden fönnen ?#), ſich gegen- 
ſeitig nicht blos im fittlicher und intellectueller, jondern auch in ſachlicher Beziehung zu dienen 
(„Homo in adjutorium mutuum genitus est”; Senec. de ira., I, 5; Aristotel. Pol., II, 9). 
Daß ein Menſch für den andern blos Sache fei, war nach dem einfeitigen Nationalitätsprincip 
des Alterthums (ſ. Held, „Staat und Gejellihaft, I, 522 fg.) wol rechtlich und ſittlich, aber 
ſelbſt vamald nicht unbeftritten 2°) möglih. Nach dem chriſtlichen, das Recht hriftlicher Völker 
wenn nicht beherrſchenden, do mitbeſtimmenden Sittlichkeitsprincip aber ift eine ſolche vollfom- 
mene Verſachlichung des Menjchen abfolut unmöglich und fönnte, wo fie fi findet, nur, wie. 
ſchon die Rechtsſpiegel des Mittelalters jagen, auf „unrechter Gewalt“ berußen. Einen Ver: 
mögenswerth kann alfo ein Menſch für einen andern nur unter ver Bedingung repräfentiren, 
daß er deshalb dem andern nicht rein ald Sache gelte. Es ift daher weſentlich: 

1) Daß der Menſch aud in folhen Beziehungen und neben venfelben, außerhalb derielben 
immer vollfommen Menjc bleibe, daß alſo 2) bei jeder vermögendrechtlihen Verbindung die 
Freiheit beider Verbündeter wejentliher Mitfactor fei?6), daß ferner 3) abgejehen von reinen 
Kiberalitäten, jeder, der einem andern einen Vermögenswerth darflellt, in dieſem aud für jich 
einen Vermögenswerth finde; endlich 4) daß jeder, der für einen andern einen ſachlichen Werth 
repräfentirt, eben hierdurch auch feine eigenen Mittel für feine eigenen Zwecke vermehre. 

Aus alledem ſcheint ich jegt ſchon zu ergeben, daß die in die Zeit des Chriſtenthums fallende 
und befanntlih im Anfange an die römifche servitus ſich gar nicht oder doch nicht entſchieden 
anlehnende Leibeigenfhaft, aud wenn fie mit der alten heidniſchen Unfreibeit der Germanen in 
einiger Verbindung ftehen jollte, keine vollftändige Berfahlihung des Menſchen mit ich bringen 
fonnte, wenn man gleich jagen kann, daß fie den höchſten nah germanifch = hriftlichem Rechte 
möglichen Grad einfeitiger Berfahlibung des Menſchen zu Gunften eines andern bezeichne. 

Die Richtigkeit diefer Anihauung ergibt ih aber auch, wenn man die Verhältniſſe jener 
Zeit, namentlih den damaligen Zuftand des Rechts, injonderbeit des Öffentlihen, etwas ge— 
nauer prüft. 

Recht und Staat waren im Anfange des Mittelalterd noch fo wenig entwidelt, daß viele, 
welche ven Maßſtab nur von unfern Zeiten nehmen zu müffen glauben, dad damalige Vorhan— 
denfein beider kurzweg zu leugnen geneigt jind. Jedenfalls ftand die Organifation, Gejeg: 
gebung und Jurisdiction der Kirche hoch über allen entiprehenden weltlihen Schöpfungen, 
deren Principien, jofern fie mit denen der Kirche nicht harmonirten, der legtern gegenüber zwei: 
felsohne feine andere Autorität hatten als die eined noch nicht überwundenen Übels, der rohen 
Gewalt. Sicherlich ift Hierdurch viel Beflagenswerthes geſchehen und Fonnte fih die Kirche 
ſelbſt ald die größte Grundherrin der Macht der Verhältniffe nicht vollfommen entziehen. Aber 
einerfeitd benußte fie ihre weltliche Autonomie, um auf ihren eigenen Gütern einen beſſern Zus 
fand zu begründen, andererjeit® wirkte fle durch ihr Beifpiel, durch ihre jittlihe Macht und 
durch die Feftbaltung des Princips der Gleichheit aller Menfchen als folder vor Gott und der 
Kirche, ſowie durch eine kluge Benugung der Zeitumftände auch verbeffernd auf die Zuftände in 
den weltlichen Befigungen. Dazu fam, daß das Bedürfniß, die Zwede, der Vortheil der 
Herren felbft bei einer vollftändigen Verfahlihung ver Unfreien, wenn fie aud, was 
wir widerfprechen, vechtlich möglich geweſen wäre, ihre Rechnung nicht gefunden haben würden, 
Unmöglih war eine derartige vollftändige rechtliche Zurfahemahung des Unfreien, abgejeben 
von dem herrſchenden Sittlichkeitsprincip, ſchon deshalb, weil fehr viele nur auf Grund von 
Verträgen aus der ganzen oder halben Freiheit in die Unfreiheit übergetreten und die Herren 
zur Aufrehthaltung diefer Verträge rechtlich verpflichtet waren, wie ſchwer es aud dem unfrei 
Geworbenen oft fallen mochte, fein Net dem Herrn gegenüber zu behaupten. So groß aber 


24) Die moderne Gefellihaftsform , in welcher der Menfch am meiften nur als ein Bermögenswertä 
erſcheint, ift ohne Zweifel die Actiengeſellſchaft. 

25) „Dominus membrorum suorum nemo videtur.“ L.3, D. (9. 2). Bal. audy Ariftoteles, 
Bolitif, I, 6. Bgl. auch Held, Theil II, Note 131. a 

26) Infofern diefer Grundfag auch dem Staat gegenüber gelten und der Menſch auch im Staate frei 
bleiben muß, bat Locke recht, wenn er (Origine, extent and end of civil government, c. X, $$. 2 
u. 4) jagt: ‚Der Menſch fann und darf fich der willfürlichen Gewalt eines andern nicht ſelbſt unter: 
werfen‘, und die Aufhebung aller willfürlichen Gewaltsverhältniffe über Perſonen und Eigenthum ande: 
rer auf dem Gebiet des Privatrechts ift nichts anderes, als die durchgreifende Wirfung der Negation des 
Staatsabfolutismus, wie fie heutzutage in den Formen des verfaflungsmäßigen Staats An bem Ge⸗ 
biete bes öffentlichen Rechts flattfinder. 
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mar die Maffe der Unfreien nach und nad geworben und fo ſehr hing die Eriftenz der zerftreut 
und vereinzelt auf dem platten Rande wohnenden Herren von einer gewiſſen rechtlichen Organi: 
fation ihrer Leute, alfo einem Rechte, einem gewiſſen Grabe ver Freiheit, des perſönlichen und 
Vermögendfhuges, von der Willigfeit der Unfreien ab, fo ſchwach war, ohne diefe Voraus— 
fegung, die thatfächliche wie rechtliche Gewalt ver Herren jelbft, daß der Verſuch, die Unfreien zu 
bloßen Sachen herabzudrüden, principiell und allgemein gar nit angeftellt werden Fonnte. 
Die ſchon jeit dem 10. Jahrhundert in Frankreich beginnenden Bauernaufflände, deren viele 
dann fpäter au in den übrigen germanifhen Staaten vorfamen ?7), beweifen, daß felbft in 
jenen gewaltthätigen und wilden Zeiten partielle Berfuche zur Erridtung einer Art von Skla— 
verei ohne dauernde und um fih greifende Wirkung bleiben mußten, und zwar um fo mehr, ald 
diefe Aufftände nicht einmal immer die Folge eines jehr hoch gefleigerten Druckes geweſen 
waren. Wenn aber nod) einiger Zweifel über unjere Behauptung von der Unmöglichkeit einer 
vollftändigen rechtlichen Sklaverei in der Hriftlihen Ara übrigte, fo müßte er einfach dadurch 
bejeitigt werden, daß nachgewieſenermaßen ſchon jehr früh die reine Hausſklaverei, die vollftän- 
dige Leibeigenſchaft dadurch aufhörte, daß die Leibeigenen Grund und Boden zur Bebauung, 
und zwar erblich, erhielten. Wenn dabei aud manche fehr läftige Folge der Leibeigenſchaft noch 
lange aufredht erhalten wurde, jo war dod ein ſolches Verhältniß ohne rechtliche Ordnung und 
Durchführung, wenigftens in der Regel, nicht denkbar. 

Daß fein Grad perfönlich = dinglicyer oder rein perfönlicher Unfreiheit bei den germanischen 
Bölfern eine wirflihe Sklaverei, eine vollftändige Verfahlihung des Menſchen von Rechts 
wegen geweſen jei, geht aber theild aus einer jhärfern Betrachtung ihrer Lage nach den poli: 
tiihen Verhältniffen des Mittelalter@, theild aus der ganzen gefchichtlihen Entwidelung ver 
Leibeigenſchaft ſelbſt hervor. 

Zum Beweiſe dieſer Behauptung gehen wir von dem wol unbeſtreitbaren Satz aus, daß 
Freiheit und Unfreiheit als Rechtsbegriffe nur dann richtig gewürdigt werden, wenn man von 
einem beſtimmten ſouveränen Rechtsgebiete, oder vom concreten Staate ausgeht?8) und wenn 
man die eine im Gegenſatz zur andern betrachtet. Da ſich nun der germaniſche Staat bei den 
verſchiedenen, in Europa neu entſtandenen Nationalitäten verſchieden ausbildete, ſo müſſen auch 
die Unfreiheits- wie die Freiheitsverhältniſſe trotz mancher und weſentlicher Verwandtſchaft ſich 
verſchieden geſtaltet haben. Nach der Aufgabe dieſes Artikels können wir aber die nichtdeutſchen 
Leibeigenſchaftsverhältniſſe nur infofern einigermaßen herbeiziehen, als es zur Erkenntniß der 
deutſchen Leibeigenſchaft unentbehrlich erſcheint. In dieſer Hinſicht muß es aber ſofort in die 
Augen fallen, daß die ſtaatliche Entwickelung von England und Frankreich und infolge derſelben 
auch der Gegenſatz zwiſchen Freiheit und Unfreiheit in dieſen Ländern andere waren als in 
Deutſchland. Wer und inſoweit jemand nämlich in England und Frankreich dem unzweifelhaft ih 
ausprägenden nationalen Einheitäftaate unmittelbar angehörte oder dem föniglichen Ober— 
haupt deſſelben nur in dieſer jeiner Eigenſchaft unterworfen war, der ift ein Vollfreier ; alle 
übrigen fönnen nur halbfrei oder ganz unfrei fein. Mit der dem centralifirten Einheitäftaate 
günftigen Entwidelung der genannten beiden Völker ift ed aber natürlich verbunden, daß die in 
der Halbfreiheit und Unfreiheit liegenden Verhältniffe ver Mittelbarfeit ald politifhe von ven 
Königen zu beſiegen verfucht wurden, während ihrer Fortdauer nach ihrer privatrechtlichen Seite 


27) Sugenheim, ©. 88 fg., 135 fg., 365 fg. u. 391. Bol. audy Zimmermann, Allgemeine Ge: 
Ihichte des großen Bauernfriegs; Benjen, Geſchichte des Bauernfriegs in Oftfranfen; Hoffmann, Ru- 
sticus seditiosus (Gießen 1707); Rapp, Nachleſe einiger zur Erläuterung der Neformationsgefchichte 
——— Urfunden; Ochsle, Beiträge zur Geſchichte des Bauernkriegs; Du Cellier, I, 30, 41, 156 fg., 
166; Zaferriere, Essai sur l’histoire du droit frangais, I, 289; Laurent, IT, 60, VII, 600 ig. ; Nor: 
denfiycht, Die ſchwediſche Staateverfaffung, S. 97. - 

28) Bemerfenswertb ift es, daß fchon Hobbes in feinem Buche „De cive” die Freiheit einen relaris 
ven Begriff nennt und das Vorhandenfein einiger Freiheit felbft bei den Unfreien infofern annimmt, ale 
fie ber Herr nicht gefeflelt oder eingefperrt hält. Auch hält er nur unter diefer Vorausfegung den Un: 
freien als dem Herrn verpflichtet. Mit andern Worten ift hiermit nur gejagt, daß es eigentlich Feine 
andere vollftändige Unfreiheit gebe als die, wie fie ehemals in den claffiichen Staaten und heutzutage etwa 
in Amerifa geübt werden fonnte, daß alfo die verfchiedenen Arten germanifcher Unfreiheit feine Sfla- 
verei, feine Zuflände abfoluter Rechtslofigfeit, weil auch den Herrn verpflichtend, gewefen. ode leitet 
in feiner berühmten Abhandlung über „Origine, extent and end of civil government‘ (London 
16%), ce. I, 3, alle wirkliche Sklaverei von der Kriegsgefanyenfchaft ab und finder in erflerer einen 
fortgefegten Kriegszuſtand zwifchen Herrn und Sklaven, foweit nicht durch ein gegenfeitiges Übereins 
ommen zwifchen beiden ber Herrengewalt und dem Rnechtegehorfam beftimmte Grenzen gefegt find. 
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nichts entgegenftand. Die Folge hiervon mußte die fein, daß jeder Unfreie, wenn er auch nad 
Privatreht und von feinem Herrn wie eine Sache behandelt wurde, dem Staate und dem Kö— 
nige gegenüber als Rechtsſubjeet unter dem Schug ber Krone wie des Geſetzes betrachtet wurde. 
Und wenn fi auch der Zuftand der Unfreien in England unmittelbar nad; der Eroberung durch 
die Normannen weſentlich verſchlimmert hatte, fo fcheint Died doch ſchon jehr bald darauf eine 
günftigere Wendung genommen zu haben, da zu einer Zeit, wo in Frankreich der. Herr noch eine 
faſt abjolute Gewalt über Leben und Tod feiner Leibeigenen beſaß, in England die Magna= 
Charta bereits ſchon auch die Villeins unter ihren Schuß genommen hatte. 29) Übrigens war 
auch in Frankreich Die esclavage oder firenge Leibeigenfchaft bereit jeit dem 10. Jahrhundert 
in der servage (Dienftbarkeit oder Hörigkeit), wie die Freiheit in dem Vaſallenthum aufge: 
gangen 3°), und bie daſelbſt ſchon jeit vem 12. Jahrhundert vorftommenden, im 13. Jahrhun= 
pert aber maflenhaft fi fleigernden Freimerbungen 31) beweifen 32) nebft der Vernichtung der 
mädtigen Bajallen die nivellivende Macht eines flarfen, einheitlichen, die fittlihen, intellec= 
tuellen und materialiftiichen Kräfte der Zeit klug benugenden nationalen Königthums. Wähs 
rend aber in England nad der ganzen Entwidelung dieſes Staat die perfänliche Unfreiheit 
ſchon früh gänzlich verſchwinden mußte (mit den Tudors; Fifchel, a. a. D., ©. 47), war e eine 
nothwendige Folge ded Siegd der abfolutiftifchen Richtung im franzöfifchen Königthum, daß 
zwar die Befreiung der Unfreien als ein Mittel zur Shwähung der Großen und zur Kräfti- 
gung des Königthbums benugt wurde 33), dieſelbe aber dennod den Freigewordenen oft nur 
ſehr geringe Bortbeile, ja vielleicht jogar Nachtheil brachte, weil der Schuß des Königthums 
nicht audreichte, die Privatvermögensrechte der Herren um jo mehr gewahrt wurben, je größer 
deren Bepürfniffe dur ihren Aufenthalt am Hofe geworden waren und zu den hieraus ent= 
ftandenen Zaften des Bauernftandes auch noch unerſchwingliche Öffentliche Raften hinzufamen. 9%) 
Wie verfhhieden aber die Entwidelungen in England und Frankreich waren, darin flimmen fie 
überein, daß in beiden Rändern die Leibeigenfchaft, oder was von ihr nad) Bernichtung der voll: 
fommenen perjönlichen Unfreiheit übrig blieb, ſchon jehr früh nur noch ein Privatvermögens- 
recht war und der infofern feinem Herrn gegenüber Unfreie jedem Dritten wie dem Staat gegen- 
über ala Rechtsſubject oder ald frei galt. Demnad ift aud das Verhältniß zwiſchen Herren 
und Unfreien daſelbſt Fein politifhes und mußte alled davon abhängen, ob und inwiefern der 
Schutz des Staats wirflih und wirkſam für den Unfreien eintrat, wenn fein der politifchen 
Autorität über ihn entfleiveter, aljo audy von der politifhen Pflicht gegen ihn entbundener 
Herr feine Macht über ihn zu midbrauden ſuchte. Wenn ferner zwifchen der englifchen und 
frangöjifchen Entwidelung auch infofern ein großer Unterſchied flattfand, al8 der Abſolutismus 
des Königthums in England, in natürlicher Reaction gegen feudal=ariftofratifch = derentralifi= 
rende mittelalterlihe Neigungen, endlich zum organiſchen, verfaflungsmäßigen Staate, in Frank⸗ 
reich aber durch mechaniſche Zerfetzung aller mittelalterlichen Zuftände zu einem nur durd die 
Macht der Krone und der Idee der Ginheit der Nation zufammengehaltenen Aggregatzuftande 
führte, fo ſtimmt doch der Entmidelungsgang der Reibeigenfhaft und ihrer Refte in beiden Län- 
dern infomweit überein, daß weder in England noch in Franfrei jemals ein rechtlich begrün— 
detes Zurüdgreifen auf frühere minder freie Verhältniffe, fondern eine ununterbrodhene Bewe— 
gung in der Richtung zur Freiheit flattfand, wenn aud der Sinn und die Wirfung, wie Art 
und Material diefer Bewegung in beiden Ländern keineswegs dieſelben waren. 

Anders geftaltete fi die Sache in Deutichland, und zwar einfach aus dem Grunde, meil 








29) Fifchel, Die Berfaffung Englands, ©. 46 fg. . 

30) Xafteyrie, Histoire de la liberte politique, I, 298 ig. und 329. Du Gellier, Histoire des 
vlasses laborieuses, S. 79. 

31) Laurent, Etudes, VII, 593 fg. u. 602. Du Gellier, ©. 141 fg., 147, 149 fg. 

32) Ludwig X., in Geldverlegenheit, geftattet, „weil jeder nach dem Rechte der Natur frei geboren 
— ſchon 1315 den Loskauf aller Grundholden in ſämmtlichen föniglichen Domänen. Sugenheim, 
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33) UÜber das fich felbit Freikaufen der Unfreien fowie die ſchon feit dem 16. Jahrhundert in Frant;- 
reich vorfommende Verwandlung der Refte früherer bäuerlicher Unfreiheit in ewige Grundrenten und 
deren Ablösharfeit f. Du Eellier, ©. 151 u. 209. Franzöflfche Bevölferungs - und Bodenverhältniffe 
feit dem Ende des 17. Jahrhunderts bei Sugenheim, S. 150 fa. 

34) Laboulaye (S. 348 fg.) jagt, daß die Freiheit in Frankreich „ne date que d’hiere‘, und Cham: 
brun (Du regime parlementaire, &. 293) fieht einen Hauptgrund der minder günftigen politifchen 
Entwidelung Branfreiche darin, baf: ‚les maximes de la servitude romaine, des les temps les 
plus recules, ont vicie les principes feconds que le sang barbare avait jetes dans nos veines.‘ 
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bier ſchon früh die decentralifirende Macht des Feudalismus wenigftens thatſächlich fo unüber- 
winbbar und beftinnmend hervortrat, daß die ganze Gntwidelung zur Staatenmehrheit führen 
mußte. Vollkommien frei, d. h. fo frei wie der Kaiſer felbft, und demſelben nur als ihrem frei 
gewählten Oberbaupte unmittelbar untergeorbnet blieb blos eine verhältnipmäßig äußerft ge— 
ringe Zahl der der Nation Angehörigen, namentlich die Reihsftände, zu denen aud gewiſſer— 
maßen die Bürger der Freien Reichsſtädte gehören, dann die Neihöritter und einige wenige 
Bauernfhaften. Die Reichsſtände aber, welche begreiflich hier vorzüglich in Betracht kommen, 
hatten über alle freigebliebenen Angehörigen ihrer Territorien die Faiferlihen Hoheitsrechte 
alodial oder feudal erworben, fie alfo aus dem unmittelbaren Berbande mit Kaiſer und Reich 
geriffen und dadurch mittelbar gemacht. So entitand eine Klaffe von Freien, die freien Land— 
faflen, welche weder in England nod in Frankreich in viefer Weife möglih war, Nun konnte 
der Raijer wie die großen Territorialherren und die minder mächtigen freien Landſaſſen Leib— 
eigene und Hörige befigen, aber ver Kaiſer war bei feiner Ohnmacht nicht in der Lage, zu Gun— 
ften der legtern etwas zu thun, Während die Königthume von Franfreih und England ji 
an dem Princip der Geblütöfolge und der Ausdehnung ihrer Jurisdictionsrechte über die ab- 
hängigen Leute immer höher und höher emporrankten, ſank das deutihe Königthum mit dem 
Prineip der Wahl und der Verallgemeinerung der privilegia de non appellando und non 
evocando immer tiefer und erreichte der „lofe Aggregatzuftand des Mittelalters‘ 9°) in Deutſch⸗ 
land den höhftmöglihen Grad der Ausbildung. Die Idee des Einheitsſtaats, die im Kaifer: 
thum nie entfhieden gelegen und, wenn auch von einzelnen Raifern erfaßt, nad den gefammten 
Umftänden und Verhältniſſen vamald rechtlich noch nicht durchführbar, organiih noch nicht 
möglich erjcheinen mußte, die Idee der ſtaatlichen Ginheit, für den Menihen ein Natur- und 
Bernunftpoftulat, mußte daher wo anders ihre Verwirklihung fuchen. Als die einzigen bierzu 
einigermaßen geeigneten Kreife boten ſich die größern alovialen und feudalen, von Leuten aller 
denkbaren jocialen und politifchen Klaſſen bevölferten Grundbeſitzungen dar, welche theild durch 
die Innehabung der kaiſerlichen Hoheitsrechte jeitend ihres Beſitzers, theild wegen der alten 
deutſch⸗rechtlichen Anſichten über die politifhe Bebeutung des Grundbefiges, theild wegen der 
innerlid wirffamen Macht des Poſtulats ftaatliher Griftenz, als felbftändige ftaatlihe Gebilde 
neben dem entfräfteten Hauptftanım des Reichs aus den Wurzeln der deutſchen Natton empor: 
zufießen begannen. Nach der angegebenen Grundlage des Verhältniſſes ver freien Land— 
ſaſſen zu dem Landedobern oder Landeshöhern, Landesherrn, mußte fih die eben fignalifirte 
Geftaltung des Reichs und der Territorien im Kleinen innerhalb jedes Territoriums wieder: 
holen, indem, wie dies die Geſchichte der Anfänge der Landſtandſchaft beweift, die grundbeiigen: 
den freien Landſaſſen dem Landesherrn mit vemfelben Maße zu mefjen verſuchten, welches leg- 
tever gegen den Kaifer in Anwendung gebracht hatte. Daraus geht aber für die Unfreiheit 
oder Leibeigenfchaft in Deutfhland eine außerordentlich wichtige Conſequenz hervor, nämlich 
die, daß fie allenthalben, folange fi die Staatdidee nicht ausjchließlih und beſtimmt in ber 
Form fertiger deutſcher Barticularftaaten frirt hatte, wo fie vorfam, nicht ein blos privatredt- 
lied, fondern nur ein zugleich auch Öffentlich: vechtliches Verhältniß fein konnte; daß ſie zwar 
des ohnmächtigen Staatd:, refp. Reichsſchutzes entbehrte, dagegen von den mächtigern Lan— 
desherren einen ähnlihen Schug erfuhr, wie die Könige von Franfreih und England ihn nad 
und nad über alle Unfreien ihrer Länder in Ausübung braten; daß ſie endlich zwar nicht im 
Reich und von Reichs wegen, wol aber in den Territorien und von landesherrliher Gewalt 
wegen, jedoch nicht ohne eine merkwürdige, durch die Neception des Römiſchen Rechts verur: 
ſachte, übrigend doch nur vorübergehende und mehr fheinbare Unterbrehung in demfelben 
Mape der allgemeinen bürgerlichen Freiheit fih näherte, in welchem öffentliches und Privatrecht 
ſich abklärten und die organische Staatdeinheitsidee in ven Territorien zur Verwirklichung fam. 
In jedem territorialen Grundbeſitze lag nämlich der Keim eines Heinen flaatlihen Gemein- 
weſens, der felbft dem Grundbefige des freien Landſaſſen nad den Principien des altveutichen 
Alodialrechts nicht fehlte. Durch den Grundbeſitz aber erhielt ver Leibeigene gleichſam einen 
Theil an jenem politifhen Lebenskern und trat, wenn auch mit der niedrigften Nolle, in die 
erften Anfänge eines gemeinheitlihen Lebens auf dem platten Rande ein. Die Dienfte im 
Haufe ded Herrn konnten infolge deflen nicht mehr die Hauptſache, nicht mehr das Weſen des 
Verhältniffes fein. Meift auf einzelne, nur periodiich wiederfehrenve Reiftungen, oder nur auf 
eine beſtimmte Zeit beſchränkt, hörten fie auf, das Verhältniß zu charakteriſtren, während bie 





35) Nordenflycht, &. 100 fg. 
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mit der Unfreiheit verbundenen friegerifchen und landwirthſchaftlichen Dienfte entſchieden von 
politiſcher Bedeutung waren, da ſie eben die politifhe Stellung des Herrn bedingten und in ji 
jelbft fhon den Keim der dereinftigen vollftändigen Emancipation ded Bauernftandes trugen. 
Denn die wenn auch noch jo untergeorbneten Kriegsvienfte waren doch immer Kriegsdienſte, 
durch welche ſchon früh fogar der Minifteriale, wenn er fiein ritterliher Form leiftete, die gol- 
denen Sporen und wahre Ritterlehen, wie der Breigeborene, fich verdienen konnte, Das Ber: 
hältniß aber, in welchem die landwirthſchaftlichen Dienflleiftungen zur ganzen Exiſtenz der 
Güter der Herrenfamilie und ihres reiſigen Anhanges ftanden, mußte, abgefehen von den ur: 
fprüngliden Verträgen u. dgl. m. zu einer gewiffen Organifation, folglich geſetzlichen Ordnung 
und deren Aufrehthaltung in den Formen jener Zeit, alfo durch Pairsgerichte 3%), demnach 
aud zu einen wenngleich nod jo beihränften Rechte der Unfreien führen. Dieſes Recht er: 
ſcheint ſonach gleihfam als ein ſpeciales Standes- oder befonderes lokales Ortsrecht innerhalb 
des auf engere oder weitere Grenzen ſich erſtreckenden, von dem Herrn einheitlich vepräfentirten, 
gleihfam particularen, feinem Urfprunge und feiner Art wie feinem Inhalte nad möglicherweiſe 
auch jehr verfhiedenen Rechts (eine Art Landrecht) der ganzen Herrſchaft, des ganzen Territo: 
riums, über welchem das gemeine deutjche oder des Reiches Recht ſchon bald mehr nur unbe: 
wußt oder nad der Willfür ver Mächtigen, nicht vermöge feiner eigenen zwingenden Kraft, 
einen fih immermehr abſchwächenden Einfluß übte. Dig Ausbildung der Landeshoheit und 
die Entftehung der nur mittelbaren oder landfäffigen Freiheit mußte für die Unfreiheit infofern 
von den größten Folgen jein, ald einmal die eigenen Leute der großen Territorialberren in eine 
um fo günftigere Lage kamen, je mehr dieſe ihre eigenen Beflgungen als die Hauptgrundlage 
der durd ſie nothwendig anzubahnenden politiichen Reform, der Ausbildung des politifchen 
oder ftaatlihen Elements der Randeshoheit, zu betrachten gezwungen waren. Wie in England 
und Franfreid von dem Königthum, fo ging in Deutſchland von den großen Territorialherren 
die Gmaneipation der Unfreien aus. Der Hof: und Lehndienſt hatte überhaupt den Dienit 
geadelt, und die Geringihägung oder Herabwürdigung ded Dienens jhien am Ende in gar 
feinem Intereffe zu liegen. Die landfälfigen Herren aber wie die Reichsritterſchaft fonnten 
nicht umhin, das Beifpiel der Mächtigern nahzuahmen. Denn einerjeits liefen fie Gefahr, 
durch Auswanderung in die Städte oder fonft durch Flucht ?7) ihre Leute zu verlieren und ihre 
Beigungen verwaifl zu ſehen; andererjeits hatten die größern Territorialherren mit Hülfe der 
Ausdehnung ihrer Jurispietion bereitd einen großen Schritt zur Herftellung einer Art von 
einheitliher Staatögewalt gethan, und je mehr dies mit der Syurpathie der leib = und grund: 
eigenen Leute geſchab, deſto gefährlicher wäre es gewefen, mit den Landesherren hierüber in Gol- 
lifton zu gerathen. Obgleich daher ein die Emancipation der Unfreien in Frankreich weſentlich 
förderndes Ereigniß, nämlich die Kreuzzüge, der deutjchen Unfreiheit nur in einem niedern 
Grade zu ftatten fam, fo hatten ſech doch aud den angegebenen Gründen die Verhältniſſe verfelben 
zwifchen dem 13. und 15. Jahrhundert jo günftig geftaltet, daß neben vielen ganz freien Bauern 
gemeinden nur noch wenige Leibeigene vorhanden waren und die große Maſſe der nicht ganz 
freien Reute, namentlich der Grundbolden, ſich in einer Art von rechtlich geihügtem Erbpachtver— 
hältniſſe befand. 

Ohne Zweifel ift aber gerade die allmähliche Ausbildung der Landeöhoheit zu einer wirk— 
lichen politifhen oder ftaatlihen Souveränetät derjenige Punkt, von welchem, wie die Gefanmt- 
geſchicke Deutſchlands, jo auch die Geſchicke der verſchiedenen Abhängigkeitöverhältniffe, welde das 
Mittelalter in Deutfhland gefhaffen hatte, abhingen. Herftellung einer gewiffen ftraffern Ein— 
heit und,Bleichheit der Angehörigkeit an dad Territorium, dem mannichfahen und lofen Aggre— 
gatzuftande des Mittelalters gegenüber, mußte daher das erfte und hauptſächlichſte Streben der 
Landeöherren fein. Bei ven hiſtoriſch begründeten, jo verfchiedenen Rechten ver freien Land— 
faffen mußte ein ſolches Streben abfolutiftifch erſcheinen, und während die Macht der Umſtände 
und eine gewiſſe innere Empfindung von der Nothwendigkeit höherer ſtaatlicher Entwidelung 
die Landeöherren in jenem Streben materiell begünftigten, bot ji ihnen in dem ald Reichs— 
und Kaiſerrecht geltenden Nömifhen Recht auch eine formelle Autorität für ihre flaatlichen 
Gentralifationsverfuche var. Mit diefem Wendepunfte war nicht nur für das ganze Territo- 
rium (wie z.B. in Frankreich für das ganze Land) Schriftlikeit und Heimlichkeit des gericht- 
lihen Verfahrens und bureaufratifche Leitung der Verwaltung, fondern auch eine gewiſſe 
Herrſchaft der fiscalifchen Intereflen (die Habfüchtigkeit des römifchen Fiscus ift befannt) ge: 


36) Sugenheim, S. 122 fy. u. 124 fg. 37) Sugenheim, S. 354 fa. 
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geben, und während die Landſtände vernehmen mußten, daß „quidquid principi placuit, lex 
esto“, wurden viele noch freie Bauern zwar nicht zur Leibeigenſchaft, wol aber zur Hörigkeit 
herabgedrüdt. In Verbindung hiermit. ftellt ſich aber noch ein anderer Übelftand heraus. Je 
mebr nämlid; die Landesherren an die politifche Einigung ihrer verfchiedenen Macht - und Ver— 
mögenselemente dachten und in diefer Hinſicht das geſchichtliche Recht ver Stände verlegten und 
brachen, defto weniger konnten fie an deren rein private Rechte, an ihr privates Vermögen zu 
taften wagen. Die privatrechtliche Seite des Grundvermögens und waß, wie z. B. die Hörigen, 
zu demfelben gehörte, war aber von der öoͤffentlich-rechtlichen noch nicht beftimmt ausgeſchieden. 
Was erjcheint demnach natürlider, als daß die größern freien landfäffigen Grundbeſitzer, der 
Iandfäffige Adel, ihre unantaftbaren privaten Vermögensrechte, dem landesherrlichen Streben 
entgegen, möglichft ausgedehnt zu begründen, zu erhalten und ſich zu dieſem Behufe auf dai- 
ſelbe Recht zu fügen ſuchten, welches der Landesherr zu ihrem Nachtheil gegen fie geltend ge- 
macht? So bot fid) denn die römische Rechtslehre von der servitus gleihjam von jelbft var ?*), 
und ſehen wir, wie nun auch immermehr, unter einer gewiſſen Duldung der Landesherren, die 
wol aud) ihre eigenen Hörigen nicht jelten auf gleiche Weife behandelten, nicht nur die freien 
Bauern hörig, jondern auch die hörigen Bauern wieder leibeigen gemacht werben follten und 
thatfächlich gemacht wurden. 29) Dies alles vollzog ji in der Zeit vom Ende des 15. Jahr: 
Hunverts bis zur Mitte des 18., der in jeder Beziehung traurigften Periode der deut— 
ihen Geihichte, in welchem wiederum die Bauernaufftände des 16. und der Dreifigjährige 
Krieg ded 17. Jahrhunderts die höchſten Gipfelpunfte des Elends überhaupt und ded Elends 
ded Bauernftandes indbefondere bezeichnen. Die Vernichtung der Landſtände, der vollftändige 
landesherrliche Abjolutismus und der Verſuch, alle Gewaltshandlungen durch die Autorität der 
Waffen und eines fremden unverftandenen Rechts dauernd zu begründen , find die hauptſäch— 
lihften, für den Zuftand der abhängigen Leute nachtheiligſten Folgen jener Zeiten geweſen. 

Aber dies alles bezeichnet nur eine lIbergangäperiode und gerade da, wo das Übel am 
höchſten geftiegen, war die Rettung am nächſten. Die deutſche Nation hatte in den langen 
trüben Zeiten ihre lichte, ethiſch-natürliche, geſunde Rechtsanſchauung nit verloren. Die 
mit Gewalt wieder eingeführte Leibeigenfchaft fand feinen nahhaltigen Boden in der veutjchen 
nationalen Rehtsüberzeugung, fo wenig wie das Römische Recht, die Bureaufratie, ver Fürften- 
abfolutismusd und die Fiscalität. Gerade die Zerftörungen des Dreißigjährigen Kriegs waren 
es, welche die Nothiwendigfeit der Entbindung und Steigerung, alſo Befreiung der noch vor— 
handenen Kräfte bald nahe legen mußten. Ehe wir jedoch zur gänzlichen Aufhebung der Leib- 
eigenſchaft in Deutfhland übergehen, joll noch eine kurze Darftellung ihrer Entftehungs - und 
Aufhebungsgründe ſowie der damit verbundenen Laſten geboten werben, mobei wir jedoch jegt 
ichon bemerken müflen, daß ſich die Leibeigenſchaft keineswegs allenthalben gleich entwidelt hat 
und daß die äußere Erſcheinung und die Folgen derjelben ſehr Häufig mit denen der Colonats-, 
Minifterialitäts-, Guts-, Vogtei-, Lehns-, Hof: und gerihtäherrlihen Verhältniffe über: 
einftimmen und daher auch wirklich vie Leibeigenichaft oft mit legtern auch bona fide verwech— 
ſelt worden #0), die Aufhebung der Leibeigenſchaft aber auch keineswegs identiſch mit Auf: 
hebung aller in Berbindung mit ihr vorfommenden Xaften fein Eonnte. Man fann jagen, jo= 
weit die Hörigfeit zur Leibeigenfhaft geworben und die Leibeigenfhaft nicht Hörigfeit war, 
fo weit wirfte auch die Aufhebung der Leibeigenihaft als ſolche; die übrige Verbeflerung ver 
Lage der Bauern hing namentlich von der Verwandlung der ungemeffenen Laſten in gemeflene, 
ver unfiren Laſten in fire und endlich von der Befreiung ded Grund und Bodens durch Aufhe— 
bung oder Ablöfung der darauf ruhenden mittelalterlihen Abhängigkeitöbande und Laiſtungen 
infolge der modernen Gefege über die Aufhebung der Orundlaften, der Jagdgerechtigkeit, des 
Lehnverbandes und der Patrimonialgerihtöbarfeit ab. 

Da die Leibeigenfhaft ven höchſtmöglichen Grad perfönlicher Unfreiheit, alſo privatredht- 
licher Zugehörigkeit eined Menſchen an einen andern bezeichnen ſoll, ſo erfcheint es natürlich, 
daß für vieles Verhältniß die dinglichen, auf dem einem Reibeigenen anvertrauten Boden ruhen: 
den, vom Herrn ſich rejervirten Laſten (Reallaften) nicht beſonders charakteriſtiſch fein fönnen. 


38) Sugenheim, ©. 360 4 

39) Sugenheim, ©. 365, Note 2, und S. 367 fg. Schon Mittermaier, Bb. I, 8. 90, nennt die Leib⸗ 
eigenfchaft ein ‚„‚neues Berhältniß‘‘, da fie weder die alte germanifche Unfreiheit, noch die römifche ser- 
vitus, noch eins der vielen unvollfländigen Abhängigfeitsverhältniffe der Feudalperiode gemwefen. 

40) Bol. über die weitfäliiche Eigenhörigfeit Sitterinaier, $. 91. 
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Derartige Dienfte und Abgaben kommen in unendliher Maffe auch auf dem hörigen, ja freien 
Grundbeſitz vor und waren vielleicht, eben in Verbindung mit dem Streben, den hörigen und 
freien Bauern in eine tiefere Abhängigkeitsſtufe Herabzudrüden, hier oft läftiger als dort. 
Charakteriſtiſch für die Leibeigenihaft find daher beſonders die perfönlien Ausflüffe ver Un— 
freiheit. Zu diefen gehörten vornehmlih*?): 1) die Pflicht zur Leiftung eined eigentlichen 
Kopfzinjes +?) ; 2) die Verpflihtung zu ungemefjenen Herrendienften #3) jeder auf Haus- und 
Wirthſchaft bezüglichen Art**); 3) der Grundjag, dag eigentlich der Leibeigene weder ein 
eigenes Vermögen haben, noch in irgendeiner mit dem Privatinterefle des Herrn möglicher: 
weife collivirenden Beziehung, z. B. bei Wahl des Standes, Eingehung der Ehe u. ſ. w. feinen 
freien Willen betbätigen dürfe ; die Gebundenheit des Leibeigenen an die vom Herrn ihm ange: 
wiejene Stelle und das Recht ded Herrn, denjelben im Entweihungdfalle wieder zu fangen 
(vindieiren) #5) ; 5) die Übertragung des Zuftandes mit dem Geblüt, jo zwar, daß er fi jo 
lange fortfegte, bid eine ausdrückliche Freilaſſung, refp. eine Freifaufung flattfand u. j. w. 

Die Leibeigenihaft konnte alfo entflehen: 1) durh die Abftammung von leibeigenen 
Ältern und zwar bald, wenn nur einer der Ülterntheile leibeigen war, bald nur, wenn die 
Mutter eine Leibeigene geweien; 2) durch freiwillige Ergebung, fei es, daß eine freie Perjon, 
indem jie eine unfreie ehelichte, fi in die Leibeigenſchaft des Herrn ber legtern begab, ſei es, 
daß jemand einen mansus servilis ohne Vorbehalt jeines bisherigen Standes übernahm 
An einigen Orten bedeutet auch dad Rechtsſprichwort: „Die Luft macht eigen‘, jo viel, daß die 
Anfiedelung felbft die Leibeigenfhaft mit fih bringe; 3) da die Leibeigenſchaft ein vem Rö— 
mifhen Redt fremdes Inftitut ift, jo fann jie nicht Durch Ablauf einer beftimmten Zeit ent- 
ſtehen. Wol aber findet auch auf ſie die gefegliche Präjumtion der unvordenklichen Zeit und die 
Klagenverjährung Anwendung. #6) 

Die Aufhebung der Leibeigenſchaft Eonnte nur erfolgen: 1) durch Geſetz (j. weiter unten); 
2) dur Breilafjung *7) jeitend des Kern *®), zu welder Gefege und Gewohnheit jhon früh 
die ihre Gewalt graufam misbrauchenden Herren gezwungen haben. Eine Art von ftillihwei- 
gender Aufhebung f. bei Eggers, „ber ven gegenwärtigen Zuftand und mögliche Aufhebung 
der Leibeigenfhaft‘‘ (Schwerin 1784), ©. 66; 3) durch Verjährung der Vindicationdklage des 
Herrn; 4) durch Freikauf*9); 5) wol aud an einigen Orten durch Anftevelung dafelbft, weil 
dort der Grundfag gilt: „Die Luft macht frei.’ 

Was die Stellung oder die Rechte und Pflichten des Leibeigenen betrifft, fo richteten ſich 
piefelben: 

1) Nach den vorhandenen faatlihen Zuftänden. Je mehr dieſe audgebilvet waren, deſto 
mehr wird der Leibeigene eine rechttiche Stellung gehabt haben, welde, wenn auch politifch zu- 
rüdgejegt, doc jo weit gefhügt war, ald nicht die flärfern Rechte der Leibherren collidirten. 
Dem Staate gegenüber mußten legtere aber Immer als strictissimae interpretationis aufge: 
faßt werben. — 

2) Danäaͤch, ob der Leibeigene, was ſpäter regelmäßig, ein Gut hatte, reſp. einer leib- 
eigenen Familie angehörte, welcher ein Gut zur Bewirthſchaftung übergeben war oder nicht. 
Im erftern Kalle konnte er nur mit dem Gute veräußert und feiner zur Bewirthfhaftung des 
Guts fähigen Nachkommenſchaft das Gut nicht willfürlid einfeitig vom Herrn entzogen wer: 
den. ?0) Der Leibeigene konnte aus Titeln, welde außerhalb des Guts und feiner Bemwirtb- 


41) Über das ältere Recht f. Grimm, 1, 342 fg. 42) Grimm, I, 383. 

43) Wiegand, Die Dienfte u. f. w. (Hannover 1828). Pegius, Drei Bücher von Dienftbarfeiten 
(Frankfurt 1718). Lauhn, Die Frondienfte in Deutfchland (Weißenfels 1795). Staats =Rerifon, VI, 
30 fa. —— S. 386 fg. Maurer, Geſchichte der Fronhöfe u. ſ. w. (Erlangen 1862), Th. 1. 
Grimm, J, fg. Schweſer, Schauplatz der Dienſtbarkeiten (Nürnberg 1769). 

44) Die Verpflichtung, feine Kinder einige Zeit unentgeltlich auf dem Herrenhofe dienen zu laſſen 
—S——— iſt Fein ficheres Zeichen der Leibeigenſchaft und darf mit dem Dienſtzwang, d. h. mit den 

echt des Leibherrn, fich gegen den in feinen Dienften fäumigen Leibeigenen Kelb zu helfen und ihn 
fogar mäßig zu züchtigen, nicht verwechfelt werden, Desgleichen ift die Unterwerfung unter die, Ge: 
werbsmonopolen ähnlichen, zur Zeit ihrer Gntftehung aber feineswegs allgemein unpopulären und oft 
auch den Gemeinden zuftehenden Zwangs> und Bannrechte eines Herrn (Sugenheim, S. 95; Du Eellier, 
S. 78 u. 184; 2evaffeur, Histoire des classes ouvrieres, I, 164 fg.) fo wenig ein Zeichen der Leib: 
eigenfchaft, wie die Handlohn⸗, Frondienft:, Zehnt:, Zins: und Gültpflichtigfeit. 

45) Beſatzungs⸗Fangrecht. Landzwang. Grimm, I, 345. 

46) Über die Gründe der Unfreiheit f. Grimm, I, 320 fa. 47) Sugenheim, ©. 116 und 137. 

48) Grimm, I, 331 fg. 49) Sugenheim, ©. 131 fg. 50) Sugenheim, ©. 91 fg. 
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ſchaftung lagen, felbftändige® und, ſoweit nicht dev Sterbefall ging, frei verfügbare® Eigenthum 
erwerben und in Broceflen, welde nicht das ganze Recht am Gute oder pingliche Laften deſſelben 
betrafen, auch ohne Conſens des Heren Partei fein. Beſaß ein Leibeigener ein feudales Gut, 
fo mußte ex von demſelben auch die feubalen Laften, Wachtdienſte, außerordentliche Geldhülfen, 
Herberge, Iagdfronen und gewiſſe Beiigveränderungdgebühren tragen, wogegen ihm freilich 
auch mancher Vortheil des feudalen Beſitzes zugute kam. 5%) 

3) Nach feinem perſönlichen Verbälmiffe zum Herrn. Da bereits oben die dieſes bezeich— 
nenden Züge angegeben worden find, jo follen nur noch einige befonderd beftrittene perjönliche 
Ausflüfle der Keibeigenfhaft etwas näher gewürdigt werben. Wir meinen a) den Einfluß der 
Leibeigenfchaft auf die Ehen der Leibeigenen und b) dad Recht des Leibheren auf den Sterbefall 
oder das Befthaupt, mortuarium, manus mortua etc. 

Zu a. Es ift eine nicht blos in der deutſchen Rechtsgeſchichte mehrfach hervortretende Er: 
fheinung, daß fehr tiefgehende und innige Umerordnungsverhältniſſe auch die Wirfung äußern, 
daß der bergeordnete auf die Ehen der ihm lntergeorbneten einen mehr oder minder beſtim— 
menden Einfluß übt. Je freier das Unterordnungsverhältniß ift, defto mehr wird aud ber 
Übergeordnete, wenn er ſelbſt eine Ehe eingebt, auf die Sympathie feiner Intergeorbneten zu 
fehen haben. Iſt aber das Unterorbnungsverhältnif ein im hoben Grade unfreied, jo wird 
nur der Untergeordnete an die Zuftimmung feines Heren aud in diefer höchſt perfönlichen Be- 
jiehung gebunden erſcheinen. So hatte denn in Deutſchland jede Art von perfönlicher Abhän- 
gigkeit, ſelbſt die des ſonſt freien und vielleicht hodhgeborenen Lehnsmanns die Folge, daß die 
Ehen folder Berfonen an den Conſens des Herrn gebunden waren, und zeigt und bie Geſchichte 
eine Menge von Beispielen, in melden die Könige oder ſonſt hochgeſtellte Lehnsherren fogar 
die Ehen der Kinder ihrer Vajallen beftimmten oder doch das Recht dazu beanfprudten. 5%) 
Der leitende Gedanke dabei ift einerfeits die hohe ideale Steigerung der Idee der Lehndtreue in 
Verbindung mit einer Art von Patriarhalismus, mie er nad und nach in das Lehnverhältniß 
hineingefommen war, andererſeits das ſich hieran anschließende materielle Intereſſe des ‚Herrn, 
welches auf mannichfaltige Weife in jenem @influffe fih äußern, reip. ohne ihn empfindlid 
berührt werden fonnte. Der extreme Idealismus des Mittelalters erſcheint demnach nebſt einem 
gewiffen, neben ihm ganz natürlich fi vorfindenden ertremen Materialismus als die Urſache 
einer Erfcheinung, welche gegen die erfle und wichtigſte Orundider der Ehe, gegen die Freiheit 
der Eingehung, ſchwer verflößt und fich zu den gegenwärtigen ftaatlihen Beſchränkungen ver 
Eingehung der Ehe gerade fo verhält wie der Feudalismus zum modernen Staat. 

Bei der vorwirgenden ſachlichen oder finanziellen Bedeutung, welche der niedere abhängige 
Mann, namentlih der am meiften Unfreie, der Leibeigene ‚für feinen Herrn hatte und bei ver 
Unvermeidlichkeit von Gollifionen der unangenehmften Art für den Fall, daß ein Unfreier fi 
mit einer Unfreien eines andern Herrn ehelich verband 9?), erflärt es fi, warum nicht nur mei: 
ftend zum voraus fhon der Unfreie in der Wahl des andern Ehetheils auf die Unfreien feinee 
eigenen Herrn befhränft war d#), fondern derfelbe auch überhaupt nicht ohne Conſens des leg: 
tern (wobei deflen Vermoͤgensrückſichten vorberrichten) heirathen fonnte und außerdem auch 
noch für den ertheilten Conſens einen Zins entrichten mußte 59), für welchen fehr werfchiebene 
zum Theil jedes Zartgefühl verlegende Bezeihnungen im Gebraud waren. In Bezug auf 
die Frage, ob diefe Abgabe in Deutſchland ebenfo wie in Schottland und einigen Gegenden 
Frankreichs durch ein Recht ded Herrn auf die erfle Brautnacht herbeigeführt worben fei, ant: 
wortet Grimm, diefelbe fönne nad) den vorhandenen deutichen Urfunden nicht bejaht werben, da 
ihm nur eine einzige, die Bejahung unterftügende Urfunde befannt fei, weldye aber bem Bauern 
das Necht gebe, dad Recht ded Herrn mit 5 Schill. und 4Pf. zu Idfen. 66) Du Gellier leugnet (in 
dem Öfter angeführten Werfe „Histoire des classes ouvrières“, S. 80) das Jus primae 
noctis (droit de marquette, droit de coulage, ou de prelibation), nicht aber, daß es factiſch 
geübt worden. Dies ift auf die Meinung Mittermaier's (a. a. O. 1, 278), welder zubem ber 


51) Sugenheim, &. 96 fg., 139 fa. u. 154. 
“ 52) Raurent, Ftudes, VII, 229. Sempere, ©. 113. Me&moires de l’Acadömie Royale de Bru- 
xelles, V, 13 fg. Der Eheswang in der Feudalkaſte erzeugte die ritterliche Libertinage. 
53) Gollin de Plancy, Dietionnaire feodal (zweite Ausgabe), 11, 248 fg. Labonlane, Recherches, 
©. 323 fg., 3. B. wegen Theilung ber Kinder zwifchen beiden Herren. 
54) Mittermaier, Bd. I, ©. 278, Note 0. 55) Grimm, I, 383, 
56) Grimm, Bd. 1, S. 384, Note 2. 
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Anficht iſt, daß die etwaige Behauptung dieſes Rechts auch auf einer Verwechſelung mit für ges 
wiſſe Eirchlihe Diepenfationen (für die fogenannten Tobiasnächte) zu zahlenden Abgaben be— 
ruht haben fünne. 9°) Sugenheim behauptet nun zwar, das fraglidhe, Natur und Sit”. Hfeit 
gleich verlegende Recht habe in Deutſchland wie in Frankreich beſtanden, während ed in Spa: 
nien nur in einer einzigen Provinz vorgefommen (a. a. O., &. 29), ſpricht jedoch rankreich 
die Erfindung deflelben zu (ebend. 103) und bringt auch nur für Frankreich und Schottland (I. c. 
und 147) Belegftellen bei. Nach alledem und in Erwägung, dap die Anmaßung dieſes angeb- 
lichen Rechts durd feine allgemeine nationale Gewohnheit oder Gefeggebung begründet und 
daher immer nur in particularen Grenzen vorgefommen fein fann, ergibt ſich, daß zwar nie: 
mand behaupten fann, mie weit in jenen zucht-, recht- und gerichtsloſen Zeiten der vemorali: 
firende Gewaltsmisbraud pemoralifirter Herren da und dort gegangen und wie oft er ſich wie: 
erholt babe, daß aber eine derartige Erniedrigung ded Menfchen zur Sache, wie fie in dem 
angeblidhen Jus primae noctis audgefprodyen , wenigflend auf dem Kontinent nie zur allgemein 
anerfannten Rehtsüberzeugung geworden und daher die Anfiht Du Cellier's und Mitter: 
maier’d entſchieden die richtige ift. 

Zub. Des Befthaupts oder des Todfalld 98) würde hier nicht beſonders zu erwähnen jein, 
wenn nicht auch in unfern Tagen noch die verfchiedenften unrichtigen Anſichten darüber beftän- 
den. ‚Das Beithaupt mar eine aus dem Mobiliarnadhlafle eined Keibeigenen oder eines Hörigen 
von deflen Erben an den Leib: oder Grundherrn zu entrichtenvne Abgabe. Der Herr mochte 
das befte Stüd (Bieh oder Gewand u. f. w.) wählen und hinwegnehmen, und da fomit das 
Befthaupt ein Recht des Herrn auf den Nachlaß des Verftorbenen if, jo erfcheint e8 zugleich ald 
eine Beihränfung des Rechts der natürlichen Erben. Ob und warum diefed Recht urfprüng: 
lich nur mit der vollen Unfreiheit verbunden gewejen , ift beftritten. Gewiß aber ift, daß ein 
ähnliches Recht auch bei Lehen vorfommen fonnte, daß es nicht jelten wie eine Reallaft des 
Guts betrachtet und deshalb au von dem perfönlich Freien Erwerber eines folden Guts ent: 
richtet wurde, daß es endlich „gerade von mildern Hörigen, über deren Habe der Herr niemals 
Eigenthum Hatte, ausgewählt, erhoben, getheidigt oder gezückt'“ 5%) worben if. Wenn daher 
auch nicht leicht ein Reibeigenfchaftöverhältnig ohne Befthaupt vorgefommen fein dürfte, fo ift 
doch gewiß, daß das Befthaupt, weil es fi zugleich über die ganze Hörigfeit erſtreckte, nicht zu 
den auch nur einigermaßen fihern, charakteriſtiſchen Kennzeihen ver firengen Leibeigenſchaft 
gezählt werden fann, 

» Die Lribeigenfhaft, welche wir ald eine im Geleite des verfallennen Feudalismus einge- 
tretene Entattung oder Entftellung ber mittelalterlichen Hörigfeit erfannt haben, und welde in= 
folge diefer ihrer Geneſis aud nie einer vollftändigen ſcharfen Ausbildung ihrer weſentlichen 
Seiten, zu einer unbeftrittenen Anerkennung ihrer Conſequenzen, zu einer genauen Unierſchei⸗ 
dung von der Hörigfeit gefommen ift, fonnte nach allevem nur ein Übergangäftadium fein und 
mußte entweber wirflid zur Ausbildung der Sklaverei oder zur Entwidelung einer gewiffen 
allgemeinen bürgerlichen Frriheit führen. 

Mochte, wie die alte Unfreiheit und bie eigentliche Hörigfeit, fo auch die Leibeigenſchaft 
mandem als wohlthätig erfcheinen, fei es, daß er in Nachgiebigkeit gegen fein veligiöfes Gefühl 
fich der Kirche ergab, fei ed, daß er ald Reibeigener eined mächtigen Weltlichen höhere Bequem: 
lichkeit, ja Einfluß und Glanz zu finden hoffte, mochte ferner der Übergangävertrag und die 
chriſtlich germaniiche Sitte manches praftifch milder geftalten, als es im firengen theoretifchen 
Zeibeigenfhaftöbegriff gelegen; mochte endlich die innerliche Vollziehung des flaatenbildenven 
Geſetzes ſchon bald eine gewiſſe Ausgleihung der [härfiten Gegenſätze anbahnen — fo viel ift 
gewiß, daß die Reibeigenihaft an fi dem germaniſchen Lebendelemente der Völker fremd war 
und blieb, daß fie Herren wie Leibeigene bis in das Innerfte des focialen Lebens demorali— 


57) Literatur über diefen Gegenftand bei Grimm, I, 884, und Mittermaier, Bb. I, S. 278, Note 21, 
22 u.23. Labonlaye, S. 331 fg. Es wäre vielleicht eine Frage, welche einige Unterfuchung verdiente, 
ob nicht in der Prätenfion des Herrn auf die Jungfraufchaft neben andern Motiven auch etwas mitger 
wirft hate, was bei Ausbildung gewiffer Formen ber fogenannten heiligen Proſtitution der Alten Welt 
mit wirffam gewefen war? 

58) Grappin, Quelle est Porigine des droits de main morte dans les provinces qui ont com- 
ose le premier royaume de Bourgogne? (Befangon 1779). Grimm, I, 364 fg. Sugenheim, 
. 101 fg. Über die verfchiedene Anwendung der Bezeichnung: „Gens de main morte.“ &ollin 

de Blancy, I, 47 fg. Laurent, L’eglise et l'etat, III, 37 u.116. 2aboulaye, Recherches, ©. 329 fg. 
Memoires de l'’Acad&mie Royale de Bruxelles, V, 5 fg. 59) Grimm, I, 871. 
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firte 60), daß fie, ſelbſt unorganifch, jene fürchterlichen unorganiſchen Erjheinungen allent- 
halben hervorrief, welde wir in der Geftalt der Bauernaufftände hervorireten jehen. Sind 
aber diefe naturgemäß zunächft auf Vernichtung der Gewaltöherren gerichtet, jo zeigt ſich doch, 
daß der Bauer nirgends wirflih und vehtlih Sklave geworden war. Eine Bäuerin befreit 
Sranfreih von fremder Herrfhaft (die Jungfrau von Orleand); zu jeder Zeit bewährt der 
Bauer einen gewiflen politifhen DVerftand und nationalen Sinn (Du Eellier, a. a. D,, 
©. 161 fg., 165), erwirbt die Sympathien ded in politifher Beziehung am fhnellften ji ent: 
wickelnden ftädtifhen Bürgerftandes, und was der empörte Bauer verlangt, das jind im weient: 
lichen die allgemeinen Menſchenrechte (Roth v. Schredenftein, „Patriciat““, ©. 166). 

Nach dem ganzen Gang unferer Gultur if die Aufhebung ver Leibeigenſchaft, der Hörigkeit 
und des Feudalismus fammt allen ihren mittelalterlihen Gonjequenzen nichts anderes als die 
Erfüllung eines organifchen Gefeges, wenn jie aud langjam, nur nah und nad und unter 
großen Schwierigkeiten ftattfinden konnte. 61) Deshalb find auch die neuern und neueften foge: 
nannten Grund= und Bodenentlaftungsgefege nicht eine willfürlihe Erfindung oder eine 
ſchwächliche Nachgiebigkeit gegen eine beſtimmte Barteirihtung, fondern yur die nothwendige 
Bollendung einer langen Entwidelungsperiove. Mag an diejen Gejegen im einzelnen noch jo 
viel Tadelnswerthes gefunden werben, mögen, wie unvermeidlich, an Stelle ver mittelalterlihen 
Laften und Grundeigenthumsbeſchränkungen neue ftaatlihe und privatrehtlihe Schranfen 
treten — der freie Mann auf privatredhtlich freiem Befig ift eine nothwendige und an ſich un— 
Ihägbare Errungenschaft unjerer Zeit, veren ganzer Segen freili davon abhängt, wie fie mit 
der Geſammtheit unferer Inftitutionen in harmoniſche Verbindung gefegt und welde Anwen 
dung jeitens der Betheiligten von dieſer Freiheit gemadt wird. Wenn aber der Bauernitand 
Pie wahre politifhe Freiheit noch nicht genügend kennt, dann dürfen wir nicht vergeflen, daß er 
daran nicht allein Urſache ift, daß man zur politifchen Freiheit erzogen fein muß, und dag wir 
in diefer Hinficht eine große Schuld von der Vergangenheit übernommen haben, welde nur 
durch gerechte Nachſicht, guted Beifpiel und entfprechende Einrichtung der ganzen ländlichen 
Bildung entrichtet werden kann. (Der ruſſiſchen Leibeigenſchaft wurde in diefem Artikel nicht er- 
wähnt, da diefelbe unter Rußland erörtert werben wird.) 3. Held. 

Leibniz (Gottfried Wilhelm v.). Unter den Männern, welchen die Wilfenihaft des 
Rechts und des Staats ſowol in pojltiver ald in rationeller Beziehung unendlich viel Danf 
ſchuldig geworben ift, nimmt 2. einen der vornehmften Pläge ein. Soüte jein Verdienſt fo ge: 
würdigt werden, daß ed nach der ganzen Vielſeitigkeit feiner Leiſtungen zur Anſchauung ge: 
bracht würde, jo müßte auf die Zeit zwiſchen dem Abſchluß des Dreißigjährigen Krieges im 
Dönabrüder Frieden bis zum Utrechter Frieden hin ano ihrer ganzen Breite eingegangen 
werben, wozu hier nicht der Ort ift. 

Das Leben dieſes Philofophen ſcheint ein raſtlos fortfirinender Fluß zu fein; indeſſen ſon— 
dern ſich doch bei genauerm Betracht drei Berioden, von denen die erfte bis 1676, die zweite bis 
1698, die dritte bis zu feinem Tode reiht. &. war zu Leipzig am 21. Juni alten Stild 1646 
geboren und ftarb am 14. Nov. 1716 zu Hannover, Die erſte Periode jeined Lebens war 
ſeiner freien Selbftbildung, die zweite dem Dienfte des Haufes Hannover = Braunjhweig, die 


® 

60) Man erzählt von den ſtrengſten römijchen Matronen, das fie ſich nicht fcheuten, von ihren Skla— 
ven nadt oe zu werden, weil fe diejelben nicht für Menfchen achteten. Daß die Leibeigenfchaft eine 
ähnliche Wirfung geübt, erhellt heutzutage noch aus einer gewiflen Ungenirtheit mancher hochadelichen 
Dame gegenüber ihrer männlichen Dienerfchaft. Keine Sadye ift fchlechter und verfchlechternder denn 
der Menſch als Sache. 

61) Über die Aufhebung der Unfreiheit in den verfchievenen europäifchen Rändern, namentlich in 
Deutfchland, |. das öfters citirte Werk von Sugenheim. Dazu: Nctenitüde zur Geſchichte der Leibeigen— 
fchaft in den Herzogthümern Schleswig und Holftein (Hamburg 1798). Mittermaier, S. 287 fg. Die 
eriten Verfuche zur Aufhebung der Keibeigenfchaft finden fich feit vem Anfang bes 18. Jahrhunderte in 
Preußen. In Ofterreich wurde diejes Werf von Maria Therefia begonnen; doch währte es in beiden 
Staaten lange, bis die Initructionen erleuchteter Fürften und Staatsmänner der Oppofition des Adels 
gegenüber durchdrangen. In Baiern erfolgte die Aufhebung der perjönlichen Leibeigenfchaft im Jahre 
1808, desgleichen in Würtemberg und Naſſau. In verfchiedener Weife wurde diefes Ziel angeftrebt in 
Heilen (Großherzogthum) durch Geſetz im Jahre 1811, in Oldenburg durd) Geſetz im Jahre 1816, im 
Königreich Bein en und im Bergifchen durch Gefege von 1808 und 1811, in Hannover 1823, 1831 
und 1833, in Medlenburg 1820. Doch wurde noch 1847 der Beitand einer wenn auch fehr gemilderten 
eg — ber Oberlaufig und in einigen Theilen von Hannover angenommen; |. Mittermaier, 

. Note 4, 
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Dritte, welche man mit Recht die europäiſche genannt hat, der Philoſophie im engern Sinn und 
der Öffentlihen Organifation der wiffenfhaftlihen Arbeit gewidmet. 

Die erfte Periode war bie feiner erperimentirenden, nad allen Seiten hin ausgreifenden 
Bildung. Er hatte feinen Vater, ver in Leipzig Brofeflor der Moral war, früh, ſchon im 
fehöten Jahre, verloren und ſich einem unerfättlichen Lefetrieb überlaflen, aus welchem feine 
Polyhiſtorie erwuchs. Er fludirte zu Leipzig und Jena. Im Jahre 1663 ſchrieb er, die philo— 
fophiihe Magifterwürde zu erlangen, in Leipzig feine Differtation „De principio individui‘, 
worin man den Prototyp feiner fpätern Monadologie erblicken kann. Um die juriftifhe Ma- 
gifterwürde bewarb er ji 1664 durch ein „Specimen difficultatis in jure”. Als einen großen 
Kenner der Geſchichte der Philofophie in fo jungen Jahren zeigte ex fi} in der „Disputatio 
arithmetica de complexionibus seu de arte combinatoria” (1666). 8. hatte eine Vorliebe 
für die Verſuche, die ein Raimund Lullius u. a. gemadt hatten, unfer Denfen nit nur auf 
feine fundamentalen Beftimmungen, auf feine Urfategorien, zurüdzuführen, fondern womöglich 
auch einen mehanifhen Galcul aus denjelben zu machen. Die Syllogiftik erichien ihm formell 
als eine logiſche Nechenkunft. In Verbindung hiermit juchte er auch nad einer univerjellen 
Sprade und Schrift, die über den Hiftorifch gegebenen Sprachen und Schriftarten als ein 
Mittel des allgemeinen. Verflänpniffes aller Gelehrten daſtehen follten, und .erblidte in den 
Bahlen, in ven fymbolifchen Zeichen ver Geometrie, der Chemie, der Aftronomtie u. ſ. w. ſchon 
die Anfänge einer folden charakteriſtiſchen Kunft, wie er te fpäterhin benannte. Das Interefie 
für die Paſilalie und Paſigraphie erhielt jich bei ihm Durch das ganze Reben. 

Im Jahre 1666 ging er, weil man ihm in Leipzig Schwierigkeiten machte, nad Altvorf, 
der damaligen nürnberger Univerſität, wo er mit der Jnauguralvisputation „De casibus per- 
plexis in jure” zum Doctor der Rechte promovirte. Er befuchte Nürnberg, wo er einen Ver- 
wandten hatte, lehnte aber eine Profeffur ab, die man ihm fofort in Altvorf anbot. Er machte 
die Bekanntſchaft des Barons v. Boineburg, der Furmainzifcher Minifter geweſen war. 
Diejer Mann hatte injofern großen Einfluß auf L., ald er ihn nad Mainz zog. 2. ftand ihm 
als freier Privatmann gegenüber, leiftete ihm aber, bald als Philofoph, bald ald Advocat, bald 
als Publieift wichtige Dienfte, für die er fi mit dem Lohn ihrer Anerkennung begnügte. 
Boineburg madte ihn mit ver Schrift des Philoſophen Marius Nizolins: „Antibarbarus seu 
de veris principiis et vera ratione philosophandi contra pseudo-philosophos” , die in der 
Mitte des 16. Jahrhunderts erfchienen war, bekannt. L. gab fie 1669 wieder heraus und 
fügte eine Abhandlung ‚De stilo philosophico M. Nizolii“ hinzu, in welder er ſich auch über 
die deutſche Sprache und deren Trefflichkeit ausließ. 

Seine außerordentliche juriftifche Gelehrſamkeit und feine fritifhe Schärfe beurfundete er 
dutch die Reform, welcher er in vemfelben Jahre die geſammte Rechtswiſſenſchaft unterwerfen 
wollte. Er fchrieb 1669: „Nova methodus discendae docendaeque jurisprudentiae, exac- 
tis didacticae principiis in parte generali praemissis, experientiaeque luce.” Man muß 
ven Zuftand erwägen, in welchem 2. die Rechtswiſſenſchaft vorfand, um das ungeheuere Auf: 
ſehen zu begreifen, welches diefe Schrift machte, die Wolf noch 1748 mit einer Einleitung von 
neuem herausgab. Das Römiſche Recht hatte dad Deutfche überwuchert. Mit dem Imperia: 
lismus war ed in Deutfhland eingewandert, weil die Kaifer ed begünftigten. Die ſcholaſtiſche 
Philoſophie war ber Bearbeitung deifelben durch ihren logiſchen Formalismus entgegengefom: 
men, und fo Hatte fi ein Wuft von Definitionen, Deciſtonen, Duäftionen, Refponflonen, De: 
ductionen, Amplificationen u. |, w. aufgehäuft, der allmählich unüberfehlih und undurdbring: 
Ih geworben war und die Praxis des Rechts zu einem Spielball der Interpretation machte. 
2. war felbft in gewiffen Sinn ſcholaſtiſch gefhult und für die feinften und Fleinften logiſchen 
Differenzen empfänglich, allein er war ein zu klarer Kopf und eine zu fachlihe Natur, um fi in 
der Leerheit der juriſtiſchen Subtilitäten, die an der Tagesordnung war, befriedigen zu fünnen. 
Er verhielt jih daher ſchon als Logiker gegen die grenzenlofe Verworrenheit der beftehenden 
Rechtswiſſenſchaft polemifh und wollte ihre Methode geändert wiſſen, um zu deutlichen und 
brauchbaren Definitionen zu gelangen. Der Ableitung Tribonian's entgegen leitete er alle 
Beftimmungen aus der Natur der Rechte und Verbinvlichfeiten ab. Seine Methobologie, die 
man eine philofophiiche nannte, war zugleich eine Encyklopädie des Rechts. 

2. bewährte feine Frühreife aber auch ald Publiciſt. Auf Anjinnen Boineburg’®, der ald 
Gefandter nah Warſchau gehen follte, verfaßte er 1669 unter dem Namen Georgius Ulico: 
vius Litthuanus für den Herzog von Bfalz: Neuenburg, Philipp — eine Staatsſchrift: 
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„Speeimen demonstgationum politicarum pro eligendo rege Polonorum, novo scribendi 
genere ad claram certitudinem exactum.” Die Neuheit der Methode beftand in einem lo- 
gifhen Formalismus, indem L. 60 Propofitionen aufftellte, die er durch Ariomata bewies, 
welche ex zwifchen ihnen vertheilte. Er entwarf das Ideal eines Königs und ſuchte nun ben 
Bolen zu beweifen, daß der Herzog von Neuenburg demjelben für ihren Staat am glücklichſten 
entfprechen würde. 

Der Kurfürft von Mainz, der Damals das politifhe Gleichgewicht in Deutfhland erhielt, 
Johann Philipp, erfannte fehr wohl Die Talente des jungen, ihm von Boineburg empfohlenen 
Mannes, nahm die Dedication der Schrift von der neuen Methode an und machte L. im Som= 
mer 1670 bei dem Oberrevifionscollegium in Mainz zum Rath, obwol er noch nicht 24 Jahre 
und obwol er Proteftant war. Bei einem politifhen Congreß des Kurfürften von Mainz mit 
dem von Trier wegen der Frage, ob jle der Triplealliang von Schweden, Holland und Eng— 
land gegen Sranfreich beitreten jollten, 1670 in Schwalbach, jhrieb £. in wenigen Tagen in 
deutfcher Sprache ſein „Bedenken, mweldergeftalt securitas publica interna et externa unb 
status praesens im Reich jegigen Umftänden nad auf feiten Fuß zu ftellen”. 2. verfannte Die 
Gefahren nicht, welche Deutſchland von Frankreich drohten, wollte aber ben Bruch mit vemjelben 
vermeiden und empfahl daher im zweiten Theil der Denkſchrift dem Könige der Franzoſen bie 
Eroberung Agvptens, weil er ihn durch die Eroberung „dieſes Hollauds des Orients“ von ber 
Eroberung Hollands als des Zwiſchenlandes zwiſchen Frankreich und Deutſchland ablenken 
wollte. Frankreich ſollte die Ehre haben, Afrikas Raubſtaaten zu vertilgen und das Land der 
chriſtlichen Cultur zu gewinnen. In dieſer Abſicht richtete er ſogar ein beſonderes Schreiben an 
Ludwig XIV.: „De expeditione Aegyptiaca, epistola ad Regem Franciae scripta“, und hatte 
fpäter eine Zufammenfunft mit Ludwig in St.:&ermain. Indeſſen war alles vergeblih. Der 
ironiſche Refrain der franzöflfchen Antworten auf Died Projert war, baß bie Zeiten ber Kreuz: 
züge vorüber feien. Und nad einem Jahrhundert war ed doch die franzöſiſche Nation, bie 
Agypten zu erobern unternahm. Napoleon hat aber die Denkſchrift 8.’ an Ludwig XIV. erft 
1803 gelefen. 

Im Jahre 1672 ging R. in Geſellſchaft des furmainzifchen Gefandten, Hrn. v. Schönborn, 
nad Paris. Er überwachte Hier auch rin Jahr hindurd die Bildung ded jungen Barons v. 
Boineburg auf Bitten feiner Mutter, nachdem der alte Baron, 2.’ Gönner, plöglich geftorben 
war. Mit dem jungen Manne fonnte er aber nichts anfangen und fagte fi von der Mentor: 
ſchaft deffelben od. Im Jahre 1673 ging er mit der kurmainziſchen Geſandtſchaft auch nad 
London, wo er beionders die Bekanntſchaft des Seceretärd der Akademie, Oldenburg's, machte 
und nod in bemfelben Jahre, noch im Jahre vor Newton, in fie aufgenommen ward. Zurüd: 
gekehrt nad Paris, eriweiterte fich ber Kreis jeiner Bekanntſchaft mit den dort lebenden Ge— 
lehrten beftändig. Es gefiel ihm jo gut in diefer Weltftadt, daß er ernſtlich daran dachte, ſich 
bleibend bort niederzulaffen. Huyghens, der ebenfalls in Parid mit einem Gehalt des Königs 
lebte, führte ihn in die höhere Mathematik ein, in welcher er bald mit unglaubliher Schnellig— 
feit die größten Fortſchritte, die wichtigſten Entdeckungen machte, namentlich die des Differen= 
tialcaleuld. L. entdeckte ihn 1677 auf dem rein arithmetiichen Wege des Begriffs ver Größe 
bei der Differenzenrehnung, nachdem er Das Gefeh der conftanten Größen gefunden hatte, 
Newton auf dem geometrifhen von jeiten ber Linie, weshalb er den Begriff des Differentials 
Flurion nannte, Es entftand fpäterhin ein Streit über die Priorität dev Entdeckung, in wel: 
chem die Engländer Bartei für Newton nahmen. 8 ift fehr zu bebauern, daß die Art und 
Weiſe, wie Newton ſich in diefer Angelegenheit betrug, beide Männer einander entfrembete. 2. 
blieb bis 1676 in Paris und ging dann über England und die Niederlande nad Deutihland 
zurüf. In London hielt er ih jegt nur eine Woche auf und hat Newton nicht gefehen. 

Der Kurfürft von Mainz war geftorben, und e8 begann für 2. eine zweite Periode damit, 
daß er in den Dienft des Herzogs Johann Friedrich von Braunſchweig-Lüneburg trat, der ihn 
mit 600 Thlrn. Gehalt zu feinem Rath und Bibliothefar machte. Im Jahre 1671 Hatte er 
den Briefwechfel mit ihm angefangen und 1673 hatte ihm 2, mit naiver Selbftanpreifung ge— 
ſchrieben, was er alles in den Wiffenfhaften, Künſten und Welthändeln zu leiften vermöchte. 
Johann Friedrih war zur fatholifchen Kirche übergetreten. Daffelbe war ver Fall mit dem 
Landgrafen Ernft von Nheinfeld- Rotenburg, mit weldem er ebenfalls in Briefwechſel ftand. 
In diefer ganzen zweiten Periode nimmt die Diplomatifh-hiftorifche Thätigkeit bei 2, ven Vor: 
bergrund ein und bie philofophifche erfcheint mehr fecundär, bis fie gegen Ende des Jahrhun— 
derts jelbffändiger wird. Zweierlei befchäftigte 2, auf das äußerfte: einmal die Geſchichtſchrei— 


Leibniz 515 
bung des Hauſes Braunihweig, die natürlich den Zweck mit in ſich ſchloß, das Anſehen viefes 
Haufes zu erhöhen; zweitens die Theilnahme an den Unionsbeftrebungen des Haufes Braun: 
ſchweig⸗ Hannover. 2. wohnte von 1677 bis zu feinem Tode in der Stadt Hannover. 

Für Johann Friedrich ſchrieb er 1677 unter dem Namen Fürſtner eine Vertheivigung des 
Rechts feines Herzogs, jelbftändige Geſandtſchaften an fremden Höfen unterhalten zu dürfen, 
morauf man, als auf einen oftenfibeln Beweis der Souveränetät, jehr großen Werth legte: 
„‚Caesarini Fuerstneri tractatus de jure suprematus ac legalionum principum Germaniae.” 

Der Herzog flarb ſchon 1679 auf einer Reife nah Venedig noch in Deutjchland. Ihm 
folgte fein Bruder, der Herzog von Osnabrüd, Ernft Auguft, der L. zu feinem Hofrath und 
Hiftoriographen mit 800 Thlen. Gehalt ernannte, Die Gemahlin des Herzogs, Sophie, war 
eine geiftreiche und ſtaatskluge Dame, welche L. nicht weniger zu ſchätzen wußte ald ihre Tochter, 
Sophie Charlotte, die fpäter Königin von Preußen wurde. Um das Material für die Geſchichte 
des Hauſes Braunſchweig, indbefondere aud das über fein Verhältnig zum Haufe Eite, herbei: 
zuſchaffen, begab ih L. nach manderlei Vorbereitungen 1687 auf eine Reife durch Franken, 
Baiern ‚: Ofterrei , Ungarn nach Italien, in welchem er bis Neapel fam. Er fanımelte alles, 
was ihm Archive und Sffentlihe Denfmale varboten. Der Kreis feiner perfünlihen Bekannt: 
fchaften erweiterte ſich durch diefe Reiſe ins Unendliche. Im Jahre 1690 fam er zurüd. Er 
begann damit, bie Urkunden herauszugeben, auf denen recht eigentlich die Geſchichte der Staaten 
beruht. Im Jahre 1693 erſchien als ein wichtiger Beitrag zum pofltiven Bölferredht ein „Codex 
juris gentiun diplomaticus”, dem er zwei Differtationen „De actorum publicorum atque de 
prinecipiis juris naturae et gentium” voraufſchickte. Er führte darin aus, daß ed eine Doppelte 
Art der Geſchichtſchreibung gebe, eine Öffentliche und eine geheime. Der Hiftorifer folle nichts 
Balfches jagen, aber auch nichts Wahres verfhmeigen; alle Gefchichte aber, die nicht auf den 
Denkwürbigfeiten großer Männer und öffentlihen Actenftüden ih erbaue, ſei unzuverläffig. 
Die legtern feien gleihfam die Pfähle, welde die Laft ded Gebäudes tragen müßten. Alle Welt 
beeiferte fi, ihm beizufteuern, nur bie Öfterreihiihen Archive verſchloſſen fih ihm, worüber er 
fi 1697 bitter beflagte, da er body mit feinen Beröffentlihungen gerade für das Reich jo viel 
gethan habe. Im Jahre 1700 fügte er zu dem diplomatiſchen Coder eine „Mantissa‘ hinzu. 
Im Jahre 1698 ließ er aus feinen Sammlungen noch „Accessiones historicae‘ und 1707 
— 11 nod drei Bände „Scriptores Rerum Brunsvicensium illustrationi inservientes‘ 
druden, in deren legtem er 157 bis dahin unbekannte Schriftquellen des Mittelalterd bis nahe 
an bie Zeit ver Reformation mittheilte und jeden Schriftfteller mit biographiichen und kritiſchen 
Anmerkungen begleitete. 

Für die Dienfte, die er dem Reich gegen Frankreich geleiftet, beanfpruchte ber Herzog Ernft 
Auguft die Erhebung in die Kurwürde. Man war in Wien bereit, darauf einzugehen, mar 
aber um ein Erzamt verlegen, das man dem Herzog ertheilen könnte, bid man endlich auf das 
Reichsbanner verfiel. Kaum wurde jedoch dieſer Entſchluß ruchbar, als Würtemberg Einſpruch 
that, weil die von ihm geführte Reichsſturmfahne nichts anderes als das Reichsbanner ſei. Der 
Prälat I. U. Pregitzer mußte die Rechte Würtembergs in einer beſondern Deduction verthei— 
digen. Nun konnte der hannoverifhe Hof erfahren, wozu 2.’ hiftorifche Gelehrſamkeit nuge, 
denn er ſchrieb fofort gegen Pregiger 1694 „Wechſelſchrift vom Reichsbanner, in ſich haltend 
einen Unterfchied zwiſchen demſelben und der würtembergifchen Sturmfahne”. Dann ferner „Die 
hochfürſtliche würtembergiſche Deduction fammt deren Beantwortung, aud dazu gehörende 
Beilagen und Kupfer, Die erfte diefer Abhandlungen hatte L. fon 1682 verfaßt, Fam aber 
jegt erft zum Druck. Die Schrift erreichte ihren Zweck, Hannover den neunten Kurhut zu 
fihern. Sie ift voll von einer erſtaunlichen genealogifchen und beſonders heraldiſchen Gelehr: 
jamfeit. 

So ein großer Bewunderer ded Roömiſchen Rechts L. auch war, fo war er doch, wie wir be= 
reits geliehen haben, gegen die Mängel der römiſchen Juriöprudenz nicht blind. Seine fort: 
dauernde Beſchäftigung mit der Geſchichte des Deutſchen Reichs mußte ihm die Eigenthümlichkeit 
des deutſchen Staatsrechts, dem der Feudalismus und der Föderalismus zu Orunde liegt, auf- 
decken. In einer Zeit, in welder der Abfolutismus des Römischen Rechts noch in Schulen und 
an Höfen in fo großem Anfehen fand und der Begriff der Selbſtändigkeit und Vortrefflichkeit 
des Deutfchen Rechts In einem Conring und andern erft ſchüchtern fi regte, war ed noch nicht 
mögli, ven Widerfprud des Romanlsmus und Germanismus zu feter Einſicht zu erheben. 
Wir fehen 3. B., daß L. vom ſchwurgerichtlichen Proreß noch feine hatte und des⸗ 
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halb, jo wohlwollend er fühlte, für Erzwingung des Geſtändniſſes die Folter noch für nothwen⸗ 
dig erachtete. Im Staatsrecht hielt L. an der germaniſchen Idee des Reichs als eines organi: 

ſchen Ganzen, als eines „Reichskörperd“ feſt. Die Souveränetät der einzelnen Fürſten ſchien 
ihm, ſoweit ſie nicht die Einheit des Reichs ftörte, unbedenklich, weil der Fürſt nicht der Perſon 
des Kaiſers, ſondern dem Reich unterworfen ſei. Daher unterſtützte ex die Erhebung Hanno- 
vers zur Kur nicht weniger als die Preußens zur Krone mit wirklicher Überzeugung. 

Über die pofitive Geftalt, in welcher ihm das Recht thatfächlich vorlag, mußte ih 2. als 
PHilofoph zur Idee des Rechts jelbft erheben. Er unterſchied ſich hier von Hobbes, der das 
Naturrecht lediglich als das Recht des Stärkern auffaßte und in ſeiner Folge daher nur die 
Barbarei eines Kriegs von allen gegen alle erblickte, aus deſſen Anarchie durch Errichtung eines 
poſitiven Rechts herausgegangen werden müſſe. Für L. hatte der Ausdruck jus naturae oder 
jus nalurale die Bedeutung desjenigen Rechts, welches dem Willen als die Vernunft deſſelben 
weſentlich innewohnt. Er konnte daher auch mit dem Socialiſten nicht übereinſtimmen, die ſeit 
H. Grotius und Pufendorf das Naturrecht nur als das natürliche Recht des ſocialen Triebes 
des Menſchen nahmen, der den Staat und das poſitive Recht zum Nutzen ſeiner Glückſeligkeit 
hervorbringe. Das Recht galt ihm nicht nur als etwas dem Wohl des Menſchen Nützliches, ale 
eine eudämoniſtiſche Veranſtaltung, ſondern als etwas an und für ſich Heiliges, dem der Menſch 
ſich als dem göttlichen Geſetz des Willens unterwerfen müſſe. Endlich wich er auch von Locke 
ab, mit welchem er ſonſt in praktiſchen Dingen vielfach überein ſtimmte. Locke wollte das Recht 
nur aus dem Mehrheitsbeſchluſſe der durch einen Vertrag zu einem politiſchen Gemeinweſen 
Vereinigten hervorgehen laſſen. Hiergegen ſträubte ſich L., weil das Recht ihm dann gar feine 
innere, ihm an und für ſich eigene Selbſtändigkeit zu beſitzen ſchien, denn die bloße Majorität 
einer Menge von Menſchen gibt noch feine Bürgſchaft dafür, daß, was fie beſchließt, auch ver: 
nünftig und dem abjoluten Begriff des Rechts gemäß if. Das Recht fällt dem Zufall und der 
Willkür anheim. In verfchiedenen Heinen Schriften und in brieflichen Mußerungen Eritifirt 2. 
alle diefe Stanppunfte und geht über fie zu einen höhern hinaus, ver die Gerechtigkeit ald eine 
der Weisheit gemäße Vollkommenheit befinixt; die Weisheit führt ihn zum Begriff der gött⸗ 
lichen Intelligenz und des göttlihen Willens, die fi in der Harmonie des großen Weltſtaats 
offenbaren. Das ſtriete Recht allein ſoll nach &, nicht gelten, ſondern zu ihm, als der conınnı= 
tativen Gerechtigkeit, foll die Billigkeit als die diſtributive hinzutreten, und beide follen ſich 
wieder durch die Pietät, durch bad Gewiffen und die Ehrbarfeit der Sitten ergänzen. Daber 
wird das Recht bei L. zu einem Element der gefammten Weltoronung, deren Weſen auch in ihm 
fich fund gibt. Dad Wort, welches nad) ihm dem Recht erft feine volle Wahrheit verleiht, ift bie 
Liebe als die Breude, die wir an dem Wohl anderer haben, dad wir uneigennügig mitempfinden 
und bervorzubringen traten. Liebe muß die Einrichtungen des Rechts der Staaten, der Ge: 
meinden, ber Gorporationen befeelen, wenn fie jich über einen todten Mechanismus erheben 
follen. Liebe ift deshalb bei L. das Schlußwort aller feiner Unterfuhungen, mögen ſie das 
weltliche oder das kirchliche Recht betreffen. 

Menn 2. auf per einen Seite fir die Geſchichte des deutſchen Mittelalters eine jo große und 
ausdauerde Thätigfeit entfaltete, fo müffen wir die Unerfchöpflichkeit feiner Energie bewundern, 
wenn wir ihn ald den eigentlihen Mittelpunkt ver Unionsbeſtrebungen erbliden, vie Differenzen 
der katholiſchen und proteftantifchen Kirche auszugleihen. Die Fürften waren im allgemeinen 
ſolchen irenifhen Tendenzen geneigt, weil fie zu viel bittere Erfahrungen von den zerflörenden 
Folgen der religiöfen Streitigkeiten im Kampf der Katholilen und Proteftanten nit. nur, fon: 
dern auch der Katbolifen mit den Katholifen im Streit der Jefuiten mit den Janſeniſten, der 
Proteftanten mit den Proteftanten im Streit ver Putheraner mit den Galviniften,, und einer 
Menge von Seften, wie die Schmenffeldianer, Gichtelianer, Sorinianer, Arminianer, Soma: 
tiften, Pietiften u. ſ. w. maden mußten. Nur zu leicht arteten dieſe religiöſen Streitigkeiten 
auch in bürgerliche Unruhen aus. Kannover hatte in Johann Friedrich einen Gonvertiten gum 
Fürften gehabt, der feine proteftantifchen Untertbanen und Stände mit volltommenfler Unpar— 
teilichkeit regiert hatte. Ernſt Auguft war Proteftant, intereffirte fih aber lebhaft für die 
Union. Die katholifhe Kirche konnte nur auf Gewinn hoffen, zumal die Zerwürfniffe ver Bro: 
teftanten untereinander einer Stimmung zum Rücktritt in ihren Schos günftig waren. Der 
Landgraf Ernft von Heſſen-Rheinfels war nicht nur felbft Gonvertit, fondern liebte auch zu con: 
vertiven. Namentlich unterhielt er an feinen Hofe eine Schar von jungen hübſchen Proteſtan— 
tinnen zwiſchen 14—18 Jahren, die er felbft zu befehren liebte und die ihn „ehrbar careffiren” 
mußten. Gelang es, fo verheirathete ex fie mit einer guten Ausſteuer. Der Herzog Anton 


Leibniz 517 
Ulrich war ein großer Freund und Gönner des Unionswerks, trat aber jpäter, als es jiftirt 
warb, body zur katholiſchen Kirche über. Der hannoveriſche Hof betrieb die Unton haupiſächlich 
durch 2. und dur Molanus, den Abt von Loceum, einen gelehrten, einfihtigen und befonnenen 
Mann. Der franzöjifhe Hof wirkte durch Boffuet und Peliflon. Boſſuet hatte ſchon 1671 
die Reformirten auf die wefentlihen Punkte aufmerkjam gemacht, welche fie mit den Katholiken 
gemein hätten, Von feiten des preußiichen Hofs führte der Oberhofprediger Jablonski in 
Berlin die Unterhandlungen; von feiten des öfterreihifchen dev Beichtvater der Kaiferin, der 
Spanier Spinola, ber ald Bilhof von Ihina in Kroatien farb, Mit allen diefen Perſonen 
verfehrte L. unermüdlich in immer frifher Hoffnung des endlichen Gelingens. Sein Verſtand 
wußte bei ven dogmatifchen Differenzen immer neue Ausfunftömittel zu erfinnen und fein Bes 
nehmen eine Glaftieität zu zeigen, die ihm‘oft an eine gefährliche Grenze führte. Im Jahre 
1683 entwarf er dad „Systema theologicum‘, weiches 1819 zu Paris mit einer franzöſiſchen 
Überfegung,, gleich darauf zu Mainz mit einer deutſchen Überjegung erſchien, die 1825 zum 
dritten mal aufgelegt ward. Died Syflem ift von den Katholifen vorzüglich benugt worden, 2. 
als Katholiken zu nehmen. Da er num perfönlih zu Paris, zu Nom, zu Wien alle Anmah- 
nungen zum Übertritt ablehnte, fo haben die Katholiken diefe Zurüdhaltung für gleihgültig 
erklärt, denn im Herzen fei er Katholik geweien. Einzelnen Zugeftänpnijlen in der Beſtim— 
mung der Dogmen und in der Ordnung der Kichenverwaltung gegenüber erſcheint diefe Auf: 
faffung ganz gerechtfertigt. Da ed 2. auf den wejentlihen Gehalt des riftlihen Glaubens an: 
fanı, jo mußten ihn die Parteien von ihrem einfeitigen Standpunft und mit Bezug auf beſtimmte 
Gontroverjen oft in einem zweideutigen Licht erbliden. Proteſtant im Sinn der pamaligen 
Eonfeffionen war er auch nicht. Der Landgraf von Heilen, jener mehrerwähnte Ernſt, machte 
ihm in feinen Briefen Öfter den Vorwurf, weshalb er nicht auch äußerlich zur römischen Kirche 
übertrete, da er ihr doch ſeinen Überzeugungen nah angehöre. X, exwiderte, daß er es für 
überflüffig. halte, da er fich bewußt jei, ver wahrhaften allgemeinen Kirche angugehören, die ihre 
Glieder in allen Eonfeffionen habe. Dem Princip nad, die perfünliche Freiheit des Gewiflens 
und Glaubens zu wahren, blieb 2. Proteftant. Dan hatte ein fürmliches Collegium irenicum 
gebildet. Als ein Mitglied deſſelben, ver Prediger Winkler, in einer Schrift „Arcanum regium‘' 
den König von Preußen aufforderte, die Union mit Gewalt durchzuführen, widerjegte ih ihm 
L. entihieden. Wie viel Briefe, wie viel Eleine Abhandlungen ſchrieb er nicht in dieſer Angeles 
genheit! Wie viel Reifen machte er deshalb! Wie vielen Eonferenzen wohnte er bei! Wie er 
aber einerfeitö die Katholiken nicht zu bewegen vermochte, von den kanoniſchen Beftimmungen 
des Tridentiner Coneils auch nur das Geringfte nachzulaſſen, jo mußte ev auch proteftantifcher- 
ſeits erfahren, daß die Fürſten Die Union aufgaben, al fie ihrer politisch nicht mehr zu bedürfen 
ſchienen. Der Kurfürft von Brandenburg hatte ſehnlichſt gewünſcht, daß ein Bifchof ihm die Krone 
auffege, der durch jeine Weihe noch, wie die anglikaniſchen Bifchöfe, mit der Urkirche zuſammen— 
binge. Als feine Bemühungen deshalb fehl ſchlugen, ſetzte er fie ih zu Königsberg jelbft aufs 
Haupt und fand, daß er nicht weniger ald König gelte. Als der Kurfürft von Hannover, Georg 
Ludwig, feine Tochter Sophie Dorothee dem Kronprinzen von Preußen verheirathete, befahl er 
1706, alle weitern irenifhen Berbandlungen abzubreden. Die Kurfürftin Sophie war fv 
vorſichtig, ihre Töchter erſt dann confirmiren zu laffen, wenn fie fi) vermäßlten, damit ber 
tibertritt zu einer Gonfefjion, falld er erforverlih, nicht Umftände made. War Died nun au 
der unbefriedigende Ausgang eines durch Decennien fortgefegten Bemühens, jo darf doch nicht 
vergeffen werben, daß daflelbe für die Anerkennung ver Toleranz jegendreid wirkte, weil es be- 
fländig dasjenige hervorheben mußte, was alle Confeſſionen gemeinfan hatten. 

Mit den Tode Ernft Auguft 8 1698 ſchloß jid) relativ die zweite Hanptperiode in 2." Leben. 
Wir fagen relativ, weil L. in Anſehung ſeiner Arbeiten eigentlich an allen zugleich thätig zu 
ſein niemals aufbörte, allein in feinen perjönlichen Verhältniſſen ſowie in der Richtung ſeiner 
Kraft nach außen hin traten doch bedeutſame Veränderungen ein. Die Tochter des Kurfürſten, 
Sophie Charlotte, war an den Kurfürſten Friedrich von Brandenburg verheirathet und wurde 
Königin von Preußen. Sie war wie ihre Mutter eine höchſt begabte Frau, welche Wiſſen— 
haft und Kunft einjichtövoll liebte und im Umgang und Briefwechſel mit 2. das höchſte Ver— 
gnügen fand. Durch fie Hoffte 2. eine Stellung in Berlin zu gewinnen. Seit jeher hatte er 
darauf gedacht, die willenichaftlihe Arbeit zu organifiren. Er wollte eine Encyflopädie der 
Wiſſenſchaften vorbereiten, um die Nefultate ver Wiſſenſchaften überſichtlich, zugänglich und ge: 
meinnügig zu machen. Sie follte in alphabetiicher Folge alle Termini erklären und den Defi: 
nitionen der Wörter eine Furze Gefchichte ver Erkenntniß des Gegenftandes ſelbſt hinzufügen. 


Ah — | 
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In Iateinifcher Sprache hatte ein Deuticher, Alſted, jhon 1630 in ſieben Foliobänden eine En- 
cyklopädie ver Wiffenfhaften zu Herborn verſucht, die 1649 in Leyden in vier Holiobänden 
wieder gedruckt ward. Mit vem Wahsthum der Cultur wurden jolde Vehikel der ſchnellen 
DOrientirung im Wiffen immermehr Bedürfniß. Nicht weniger aber that ed noth, die Arbeiter 
felbft aus zufälliger Vereinzelung zu gemeinfhaftlihen Wirken zu concentriren. Die Klöfter 
ſchienen L. vortrefflihe Anftalten für ven Betrieb der Wiffenfchaften und Künfte, wenn die 
Orden ih planmäßig in diefelben theilen wollten. Nah dem Vorgange Italiend und Franf: 
reich fuchte er an den Höfen von Berlin, Petersburg, Wien den Gedanken zur Stiftung von 
Akademien der Wiffenfchaften anzuregen. In Berlin fam am 11. Juli 1700 eine folde in der 
That zu Stande und 2. ward zu ihrem erften Präfidenten ernannt. Mit der Königin und 
ihrer Gefellfhafterin,, dem geiftreichen Fräulein v. Pölnig, verlebte er auf dem Fleinen Luft: 
Schloß der Königin, Lügenburg, fpäter zu ihrem Andenken Eharlottenburg genannt, die ſchönſten 
Tage. Die Königin war von einem tiefen Ernſt durchdrungen und beſchwerte fi) öfter über 
L., daß er ihr nicht Intereffe genug zutraue und fie obenhin abzufertigen fuche. Aus den Un: 
terhaltungen mit ihr entjprang die „Theodicee“, indem 2. das, was er ihr oft beim Spazieren: 
geben im Garten vorgetragen hatte, jofort auf Zetteln nieverfchreiben mußte. Als die Königin, 
37 Jahre alt, bei einem Beſuch in Hannover 4706 flarb, befand ſich 2. gerade in Berlin und 
wurde aufs tieffte erfchüttert, wie ein Brief von ihm an Fräulein v. Pöllnig zeigt. Die Mutter 
der Königin, Sophie, lebte noch bi8 1714, wo fie, 84 Jahre alt, aus Kränfung über die In- 
triguen der englifchen Minifter, in voller Geifteöfraft farb. Sie blieb die unwandelbare 
Gönnerin 2’; allein ihr Sohn Georg Ludwig war nit ohne Midtrauen gegen ihn. Er 
machte ihm ven Vorwurf, über feinen vielen Reifen vie Ausarbeitung der Geſchichte des Haufes 
Braunſchweig, zu welcher er doch verpflichtet ei, zu vernadhläffigen. Er verbot ihm Durch ven 
Minifter Bernftorff, ihm, wie 2, gewünſcht hatte, nach London zu folgen. Ja er ließ ihn, als er 
einmal in Berlin 1711 frank lag, heimlich überwachen, weil er die Krankheit für eine bloße 
Maske hielt. Aus der Verſtimmung hierüber wird e8 um fo erklärlier, wenn 2. die Anerfen- 
nung, die ihm von andern Seiten her zu Theil warb, um fo wärmer aufnahm. Mit Preußen 
blieb er in gutem Vernehmen. Er hatte die Erhebung deffelben am 18. Jan. 1700 zum König: 
reich lebhaft unterftügt. Er hatte Preußens Befignahme von Neuenburg in der Schweiz 1707 
durch eine Staatöfchrift befeftigen helfen. Er hatte 1710 den erſten Band der Schriften der 
Afavemie: „„Miscellanea Berolinensia’, mit vielen ſchätzbaren Beiträgen in allen Fächern her— 
ausgegeben. 

Mit Peter dem Großen fam er in Torgau 1711, in Karldbad 1712, in Pormont 1716 
zufammen und wurbefehr von ihm eingenommen. In feinem „Bedenken“ (1670) hatte er noch 
vor Rußland als dem Feinde der europäiſchen Eivilifation gewarnt, allein jegt erfchien ihm das 
ungeheuere Reich als ein Staat, in welchem Kunft und Wiſſenſchaft unter verftändiger Leitung 
zu ganz neuem Aufihwung gelangen Eönnten. Er lag 3.3. ven Zaren an, durch dad ganze 
Reich aftronomifhe Warten und Stationen zur Beobachtung der Abweihungen ver Magnet: 
nabel anzulegen. Als er von Peter das legte mal in Dresden Abſchied nahm, fchenkte er ihm 
ein Exemplar feiner Rechenmaſchine, das er mit vielen Koften urſprünglich für ven Kaifer von 
Ehina hatte arbeiten laffen. Peter ernannte ihn zu feinem Geheimen Juftizrath mit einem Be- 
halt von 1000 Thlen. 

Mit Ofterreich verfnüpften ihn fortwährend politifche Beziehungen, die theils durch vie all- 
gemeine Weltlage, theild durch die beſondere Finanznoth des Staat, für welde man feinen 
Rath einholte, hervorgerufen wurden. Die junge Kaiferin, die eine Pringefiin von Braun: 
fhweig: Wolfenbüttel war, wollte ihm wohl, und der Prinz Eugen von Savoyen befreundete 
ſich mit ihm perfönlich aufs lebhaftefte. Der Kaijer ernannte ihn 1713 zum Reichshofrath 
Eine Akademie der Wiffenfhaften konnte 2. in Wien nicht zu Stande bringen, foviel Mühe er 
ih deshalb auch gab und einen ebenfo großartigen als liberalen Plan dazu ausarbeitere. Die 
Sefuiten, mit denen er ſich fonft recht gut fland und deren Miffionen er bis nad China hin un- 
terftüßte, wirkten ihm hierin entgegen. Sie wollten für Sſterreich nur eine von ihnen paten- 
tirte Wiſſenſchaft auffommen laffen. 

8. ließ fich auch die Bebeutung von periodischen Zeitſchriften für den wiſſenſchaftlichen Proceß 
nicht entgehen. Die Franzoſen hatten auch hier dad Beifpiel gegeben und 2, jelbft ſchickte viele 
feiner Arbeiten in das „Journal des Savanıs”. Gin Schulfreund von ihm, Menden, be- 
gründete in Leipzig 1683 die erfte wiſſenſchaftliche Zeitichrift ver Deutfchen in lateiniſcher 
Sprade, die „Acta eruditorum‘', an welder 2. und Wolf fleifigen Antheil nahmen. Aber 
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ec verſuchte auch ein veutfches Journal. Guhrauer hat nachgewieſen, daß die „Monatlichen 
Auszüge aus neuen Büchern, fo nüglih und artig zu leſen“, die 1701 und 1702 zu Hannover 
von 2.’ Secretär, Eckhart, Herausgegeben wurden, ihn felbft zum Verfafler haben. 

Außer der Organifation der wiflenihaftlihen Arbeit wandte er fi in ven beiden legten 
Decennien feines Lebens immermehr der Andbildung feiner Philofopbie zu. Er hatte noch gar 
nicht daran gedacht, ein eigenes Syftem haben zu wollen, obwol er fid immer von allem Schul⸗ 
dogmatidmus in bewußter Selbfländigkeit freihielt. Er fland einerfeit? dem Carteſianiſchen 
Idealismus, andererfeits dem Locke'ſchen Senfunlismus gegenüber, Die Kritif ihrer Sufteme 
führte ihn allmählich zur Abſcheidung feines eigenen. Als den erften Anjag dazu kann mar 
die „Meditationes de cognitione, veritate et ideis“ anſehen, die er 1684 in den „Actis eru- 
ditorum“ über die Erfenntnißlehre der Gartefianer gab; allein das entſchiedene Auftreten mit 
einem eigenen Softem fällt erfl in das Jahr 1694, wo er in demfelben Journal in der Abhand⸗ 
lung „De primae philosophiae emendatione” den Garteftanifhen Begriff ver Subftanz berich⸗ 
tigte und nun 1695 im „Journal des Savants” mit vem „Systeme nouveau de la nature et 
de la communication des substances” Auffehen machte. Died Syflem war das der foge- 
nannten präftabilirten Harmonie. 2. nahm an, daß Gott Subftanzen erfhaffe, die ohne Ge: 
ftalt, ohne Ausdehnung, nichts als vorftellende Weſen, &tres reprösentatifs, wären. Jede 
Subftanz bringt fi in ihrer Ginfachheit, je nach dem ihr möglichen Grad der Deutlichkeit und 
je nad) ihrer Stellung ein Bild des Univerſums hervor. Jede ift unaufhörlich thätig. Daß 
aber die Thätigfeit der einen Subftanz trog ihrer Unabhängigkeit mit der aller übrigen Sub: 
Ranzen eine Harmonie ausmacht, ift nicht ihr eigenes Werk, fondern dies Entiprechen des 
Thuns der vielen Subftanzen untereinander ift durch Bott ald die abfolute Subſtanz vorherbe⸗ 
flimmt. Der Abbe Foucher von Dijon trat im „Journal des Savants’‘, Bayle in feinem „Dic- 
tionnaire‘’ bei dem Artikel „Rorarius“ gegen 2, auf. Sie bemerften, daß 2. durch dad Intel: 
lectualfoftem das Wefen ver Materie nicht erkläre und daß die präftabilirte Harmonie nur eine 
Erweiterung der Affittenz Gottes fei, durch melde Gartefius das Entſprechen in den Berände: 
rungen der andgedehnten und der denkenden Subftanz habe begreiflich machen wollen, und aus 
welder Gueulinr die Gonfequenz ded Decaflonaliamus gezogen hatte. X. antwortete auf dieſe 
und andere Ginwürfe und dachte fich immer tiefer in fein Syſtem hinein. Natürlich konnte er 
mit Locke nicht übereinftimmen, obwol er vieles bei ihm fand, dem er, in der Entgegenjegung 
zum Carteſianismus, feinen Beifalt gab. Als der Locke ſche Berfuh „Über ven menſchlichen 
Berftand‘ und gleich darauf eine deutſche Uberfegung erfchien, machte L. felbft in den „Monat: 
lihen Auszügen‘ zu Hannover eine nicht unvortheilhafte Anzeige davon und ließ durch Burnet, 
mir welchem er correfpondirte, Locke eine Reihe von Bemerkungen zugehen. Als dieſer jedoch 
feine Notiz davon nahm, fihrieb er 1703—4 „Nouveaux essais sur l’entendement humain“, 
in welden er fein Syſtem dem Locke'ſchen gegenüber entwidelte. Er wählte die Form eines 
Dialogs. Philalethes vertheidigte darin Rode, Theophil 2. Locke behauptete, daß alle unjere 
Borftellungen die Folge von Sinnedeindrüden wären, die wir durch Neflerion orbneten. Was 
nicht zuvor in unfern Sinnen geweſen fei, das fei auch nicht in unferm Verſtande. 2. gibt zu, 
daß formell unfere beftimmten Borftellungen dur finnlihe Erregungen vermittelt werben, 
leugnet aber, daß das Denen und Wollen an fi durch die Senfation entfiehen fönnten. Wenn 
der Verftand nicht ſchon da wäre, wie könnte er denn die Senfationen ordnen und combiniren? 
Rode farb 1704. Weshalb 2. feine ‚‚Essais‘, die wir unbedingt als fein tiefftes, umfaſſendſtes 
und auch in Anfehung der Form vollenvetftes Werk betrachten müffen, nicht drucken ließ, ift und 
wenigftend unbegreiflih. Es wurde erft 1755 dur Raspe in Hannover zum Druck befördert. 
Wäre es 1704 erfchienen, fo würde die ganze Pſychologie einen andern Gang genommen haben. 

Die „Iheodicee”, die er 1710 herausgab, enthielt allerdings auch fein Syftem, allein in 
einer lojen populären, mit dem erwähnten gelegentlichen Urfprung zufammenhängenden Form. 
Sie beſteht eigentlih, außer einer beveutenden Vorrede, aus zwei Abhandlungen. Die erfte: 
„Sur la conformite de la foi et de la raison‘, hält ven Gedanken der Vernunft des wahren 
Glaubens aufrecht, wodurch fi derfelbe vom Unglauben und Aberglauben unterſcheidet. L. 
. verwarf eine volonte arbitraire de Dieu, welche die Garteflaner lehrten. An der Wahrheit 
kann auch Gott nit? Ändern. Sein Wille ann nicht bewirken, daß eine ungerade Zahl eine 
gerade fei. Die zweite Abhandlung: „De la bonts de Dieu, de la libert& de l'homme et de 
l'origine du mal”, gab die Auseinanderfegung des befannten L.'ſchen Optimismus, daß Gott 
von allen möglichen Welten vie befte gewählt und geſchaffen habe, daß das Übel ald metaphy: 
fifches der Begriff ver Negation, ala phyſiſches der Schmerz, ald moralifches die Sünde fei, daß 
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aber das Negative im Verhältniß zum Poſitiven nur eine verſchwindende Größe ausmache und 
im totalen Zufammenbang aller Bhänome unbewußt und ungewollt das Beffere müfle hervor⸗ 
bringen helfen. Eine lateinische, ven Ausgaben ver „Theodiecee“ angehängte Abhandlung: „Causa 
Dei asserta per justitiam ejusoum caeteris ejus perfeotionibus cunclisque actionibusconci- 
liatam”, wiederholt diefe Gedanken in einer logisch gefägloffenern Form, in welcher L. gleihfam ale 
der Rechtsanwalt Gottes auftritt. Iſt num aud von feiten ver Wiſſenſchaft die, Theodicee“ unge: 
nügend, ſo war doch die Wirkung auf feine Zeitgenoffen gerade vielleicht dur die populäre Form eine 
un fo größere. Wenn wir und die Zeugnifle ded vorigen Jahrhunderts vergegenmwärtigen,, in 
denen und die „Theodicee“ begegnet, jo müffen wir geſtehen, daß fie als ein höchſt ehrwürdiges 
Bud) erſcheint, welches zahllofen Gemüthern wieder Vertrauen zum Leben und Handeln, zur 
Religion eingeflößt hat. Der pifante Skepticismus Boyle's, der auch die Königin Sophie 
Gharlotte jo fehr beunruhigt und indirert dem Dualidmus des Manihälihen Syſtems jo 
viel Vorſchub geleiftet hatte, ftand bier einem Syftem gegenüber, das zwar aud ein My— 
fterium in ſich ſchloß, aber doch ein. mit der Logik verſöhntes. Liber alle confeſſionellen 
Differenzen erhob ſich 2. zu einem Deismus, der die innigfte Bewunderung und Liebe Gottes 
forderte, Obwol die Franzofen als Gartefianer 2. in vielen Stüden befämpften, jo haben 
fie doch mande Elemente feiner Philofophie treuer als die Deutihen bewahrt, bei denen jie 
durch die Kantiſche Philofophie verdrängt ward. Die ‚„„Ährodicee‘‘ macht in den Handbüchern, 
weldhe die Approbation für den Unterricht nachſuchen, ein obligatorifches Kapitel aus. Ihre 
Kenntniß gehört zum Programm des philofophifchen Baccalaureats. 

Gewöhnlich bezeichnet man das L.'ſche Syftem mit dem Ausprud der Monadologie. Im 
der That hat er felbft auch ſich feiner bedient, allein nicht von Anfang an. Er ſprach zuerſt, an 
die herrſchende Terminologie der Carteſianiſchen Schule anfnüpfend, von einfahen Subflangen. 
Als diefer Auspru ihm zu eng ward, griff er zu den Ariftotelifhen Entelehien. Dann erft fiel 
er auf den Ausdruck Monade, ver in ver That für feinen Zweck der geeignetfte war, um bemerf- 
li zu machen, daß alles Mechaniſche, Materielle, nur erft ein fecundäres Produet jei. 2. löfte 
die undurchdringlich ſcheinende Härte der Materie in ben Idealismus der Monaden auf, die fich 
in ſich jelbft zur Thätigfeit beftimmen, indem fie ſich das Univerſum vorftellen und jid vonein= 
ander theild nur durch den Grad der Deutlichkeit unterſcheiden, mit welchem dies geſchieht, theils 
durch die Stellung, weldje fie zueinander einnehmen, centrale oder peripherifhe Monaden zu 
fein. Dynanismus, Vitalismus, Metamorphismus, Intellectualismus , Spiritualiämus, 
ideeller Proceh war das Wefen ver L’ichen Vhilofophie. Kurz vor jeinem Tode 1714 faßte er 
daffelbe zur fchärfften Formulirung in einer Anzahl von 90 Paragraphen zufammen, die er 
dem Bringen Eugen von Savoyen nad Wien ſchickte, der fie ald rin jeltenftes Kleinod in eim 
Käſichen legte, das er ſelbſt forgfältig hütete. Diefer Uberfiht gab 2. den Nauen „La Mona- 
dologie”. Sie ift fehr berühmt und in ber lateinifchen Überfetzung „Principia philosophiae 
seu theses in gratiam Principis Eugenü eonseriptae” hauptjähli für die Darftellung des 
iveculativen Kerns der Leſchen Philoſophie benugt worden. Eine ähnlide Cousentration 
zeigen bie „„Principes de la nature et de la grace, fondes en raison‘ aus demielben Jahre, die 
zuerſt 1738 in der „Europe Savante“ , November, gebrudt wurden. Auf die jpeciellere Ana= 
lyſe und Kritik ver L.'ſchen Philoſophie und einzulaffen, muß hier als unjerer Abſicht nit ent= 
ſprechend unterbleiben. | 

2. ſtarb an der Giht am 14. Nov. 1716 zu Hannover. Der Hof lieh fofort alle jeine 
Bücher und Papiere mit Bejchlag belegen. Dies war der einzige Beweis der Theilnahme, Die 
er ihm zoflte, denn zum Begräbniß, zu dem Eckhart ihn einlud, erichien niemand vom Hofe. 
Allein es erihien aud) fonft niemand, auch fein Geiftli—her, Eckhart, der den Sarg beftellt hatte, 
war auch der einzige Menſch, der ihm die legte Ehre erwies und ihm zum Grabe folgte. Die 
berliner Akademie blieb ſtumm beim Tode ihres Brafiventen. Die londoner Akademie blieb 
ſtumm. Mur die parifer Akademie feierte ihn am 13. Nov. 1717 durch eine Öffentliche Sigung, 
in weldher Fontenelle eine glänzende Lobrede auf 2. vorlad, die jeitdem unendlich oft gedruckt 
und excerpirt ift und recht eigentlich das Bild erichaffen hat, dad man fih im großen Publikum 
von L. zu machen pflegt. Die Franzoſen beihämten die Deutichen, denen erſt Leſſing und. Herder 
die unendlichen Verdienſte 2.’ um bie Nation zum Bewußtfein bringen mußten. 

L. hatte nie daran gedacht, Schule zu machen. Er hatte alle politifchen, kirchlichen und wiſ⸗ 
jenfhaftlihen Beftrebungen in völlig objertivem Sinn geförbert. Er hatte ſich auf alle Stand= 
punfte zu verjegen gewußt, aber dieſe feltene Babe entiprang bei ihm nicht aus Seichtigfeit, 
aus geiftiger Unſelbſtändigkeit, aus Übergefähligfeit, fondern aus ber unendlichen Leichtigkeit 
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der Penetration fremder Indivibualitäten, Anihauungen und Bedürfniſſe. Sie entiprang aus 
jeiner Neigung zum Neuen, aus jeiner unbegrenzten Univerjalität, die in dem Partieu— 
lären, welches ich ihr darbot, jofort einen fletö intereflanten Ball des Allgemeinen er: 
blickte. 2, blieb nie auf dem Standpunkt, dem ev jich zuerft, um ihn fennen zu lernen, 
unterorbnete, in blos pafjiver Accommodation ftehen, jondern arbeitete von ihm zu höhern 
Zielen weiter, und hiermit brachte ev dann öfter Entfremdung hervor, weil man num bei 
ihm auf einen Wiperftand traf, den man nach der anfänglichen Anbequemung nicht erwartete. 
Allein nit nur Accommodation und Inbifferenz wurde ihm vorgeworfen, jondern aud Geiz 
und Ehrſucht. In DBetreif des erſtern Vorwurfs ift wohl zu erwägen, daß 2, als Sthriftfteller 
nie einen Pfennig eingenommen hat. Alle feine Schriften find ohne Honorar geprudt, viele 
derjelben erſt nad feinem Tode. Dem Hrn. v. Boineburg war er ohne allen Entgelt gefällig. 
Später bezog er nom Hannoverifchen, vom preußiſchen und ruſſiſchen Hofe ein Jahrgeld, das 
jedoch oft nicht ausgezahlt ward. L. jah ji daher vor, inmmer fo viel Geld in der. Kafle zw 
haben, um jolche unvermuthete Ausfälle decken zu können, bis die fürftlihen Kaflen ihre Vers 
faunmiß wieder nachholen konnten. Kriegszuſtände oder große, langwierige Hofluftbarkeiten 
waren die gewöhnliche Veranlaſſung eines ſolchen Intermittivend. L. unterhielt einen koſtſpie— 
ligen Briefwechfel von einem fo großen lmfange, daß kaum Alexander v. Humboldt unter ven 
Neuern mit ihm verglichen werden kann. Die Herftellung jeiner Rechenmaſchine foftete ihm 
nad und nach an 12000 Thlr. Seine unaufbörlicen Reifen in ihrer damaligen Unbeholfen— 
heit und Langſamkeit verzehrten bedeutende Summen, Er mußte aljo Geld haben, wenn er 
jeine Zwecke jörbern wollte. Er hinterließ etwa 16000 Thlr., die ein ganz obfeurer Ber: 
wandter, ein Prediger Löffler, erbte, deilen Frau über die Nachricht von diejer Erbſchaft vor 
Freude ſtarb. Wie das Geld für ihn nur Mittel war, jo auch jeine Würden und Titel. Er 
wußte, daß er ohne fie nicht auf die Menſchen, nit auf die Höfe wirfen fonnte, Vom Reichs— 
freiheren ftieg er allmählich zum £aiferlichen Reichshofrath, ver höchſten Würde, zu der ein Pro— 
teftant überhaupt gelangen fonnte. Allein weldes jeiner Amter, welde feiner Würben wäre 
nicht aus feinen Verhaͤltniſſen als ein natürliches, wohlverdientes Rejultat hervorgegangen, 
ganz abgefehen davon, daß er auf die vamalige Welt nur unter dem Nachdruck folder Stellung 
einen energifchen Effect zu äußern hoffen durfte. 

Die allgemeinen politiihen Verhältniſſe fanden immer im Vordergrunde feiner Aufmerks 
jamfeit und Ihätigfeit. Es war aber nicht nur die formale Seite der Politik, die ev mit feinen 
Denkſchriften jein langes Leben hindurch begleitete, jondern es war aud die reale Seite der 
Staatöverwaltung, die er unabläfjig nach alten Richtungen Hin eultivirte. Er machte Vor: 
ſchläge zu heilfamen Reformen der Rechtspraxis, des Münzweſens, des Straßenbaued; ev 
brachte die Bergwerke des Harzes durch Abtreiben der wilden Wafler zu ergiebigerm Grtrage; 
er machte auf die Zucht der Maulbeerbäume aufmerkjam, leitete Anftalten zur Phosphorberei— 
tung u. ſ. w. Sein Genie erlaubte ihm nicht eine etwa nur-bilettantiihe Bekanntſchaft mit jo 
heterogenen Gegenftänden, fondern befähigte ihn zu einem gründlichen Eingehen. Es war ihm 
unmöglih, bei der theoretijchen Auffaifung ſtehen zu bleiben, jondern er mußte überall zur 
praftifhen Anwendung fortgehen, um die Wilfenfchaft für pad Leben fruchtbar zu machen und 
das Wohl der Menſchheit zu erhöhen. Dieje praktische Neigung empfahl ihn den Fürſten 
jeiner Zeit, welche barauf denken mußten, den Zuftand ihrer Länder, die durch die Greuel des 
Dreigigiährigen Kriegs fo ſehr gelitten hatten, zu heben, zumal fie jelbft für ihren Aufwand 
viel Geld verbrauchten. Gold machen zu können, das war ver geheime Wunſch der Fürften, die 
in Benedig und Paris fchwelgten. Der erfinderifhe Kopf eines Rathes wie 2. jollte ihnen 
neue Quellen eröffnen, Geld zu gewinnen, follte ihnen Vorſchläge machen, ihr Anſehen zu er= 
höhen, ihre Macht zu erweitern. L. war aud in der That unerfhöpflih an Projecten, aber 
feine Freude an dem Neuen hatte einen edlern Sinn, wenn jie auch öfter jenen pomphaften Ton 
anftimmte, der und marftichreieriih Flingt, aber der ganzen Zeit eigen war. 

Als ein fortſchrittluſtiger Geiſt, der oft Autodidakt zu fein gezwungen war, bejaß 2. eins 
der gejelligten Talente. Ex verſtand ebenfomwol mit den niedrigften Handwerkern zu verkehren 
und von ihnen zu lernen, ald ſich mit. den Gelehrten, Soldaten, Minijtern, dürften und Frauen 
zu benehmen, die ſich im feinem Imgange ſehr gefielen. 2. überrafht in jeinen Anſichten öfter 
durch den Anschein übergroßer Nachſicht, wie 3. B. wenn er glaubt, daß man das Chriſtenthum 
im Orient nicht anders mit Erfolg werde verbreiten fönnen, ald wenn man ihm auch die Boly- 
gamie geftatte ; die Monogamie für etwas exeluſiv CHriftlichee zu halten, jei eine Chimäre u. ſ. w. 
Solche Äußerungen dürfen jedoch nicht verleiten, zu meinen, daß L. einer laxen Moral gehul- 
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digt habe. Obwol er ſich den Zerftreuungen des Hoflebens nicht entziehen konnte, fo verlor er 
doch nie feine ivealen Zwecke aus dem Auge und vergab ſich nichts, weder nad) unten noch nad 
oben. Treu in ver Erfüllung feiner amtlichen Obliegenheiten, wußte er fi doch ſtets feine 
Selbftändigfeit und Freiheit zu erhalten, und-ging, wo es galt, fich vefpectiven zu laſſen, mit ver 
Sprache heraus. Ald Georg von England ihn nicht fo, wie er verdient zu haben glaubte, be— 
handelte, zögerte er nicht, dem Grafen Bernftorff offen feine Beſchwerden zu äußern. Da er 
nicht verheirathet war, konnte er ih ven Frauen unbefangen hingeben, vermied aber alle @in- 
mifhung galanter Abenteurerei, fo fehr er es verfland, ihnen intereffant zu werden und Hülf- 
reich zu fein. Aus diefem großen gefelligen Talent heraus erwuchs fein unermeßlicher Brief: 
wechſel, feincommercium epistolicum, von welchem durch des Maizeaux, Kortholt, Gruber, Feder, 
Perg u. a. ein großer Theil Heraudgegeben ift, Er ift von durchaus fachlicher Beſchaffenheit, 
indem er fich ſtets auf beflimmte Angelegenheiten in Gefhäften, in diplomatiſchen Fragen, in 
wiſſen ſchaftlichen Aufgaben richtet. Man kann daher in ihm die ganze Bewegung der Zeit ftu- 
diren. 2. brachte, bis in das höchſte Alter, den größten Theil feines Lebens auf Reifen zu, ohne 
darüber die Beftändigfeit feiner einmal angelnüpften Gorrefpondenzen oder den confequenten 
Berfolg feiner einmal begonnenen Forſchungen aufzugeben. 

Die allgemeine Sprache ver Gelehrten feiner Zeit war nod die lateinifche. Er konnte ih 
ihr nicht entziehen. Da er fi jedoch viel an ven Höfen aufhielt, da er vier Jahre in Paris ge: 
lebt Hatte, va er mit fo vielen Fürften und Ausländern correfpondirte, die fi nur in der franzö⸗ 
flihen Sprache bewegten, fo wurde ihm das Franzöſiſche ebenfo geläufig ald das Lateiniſche. 
Seine vorzüglichften philoſophiſchen Schriften find nur franzöſiſch verfaßt. Er war aber weit 
davon entfernt, feine Mutterſprache zu verachten. Im Gegentheil wollte er dad Deutfche zu 
Ehren gebracht wiflen, wenn ed ihm auch für feine wiffenfhaftlihen Zwecke nicht gebildet genug 
war. Er tadelte ed bitter, daß der deutſche Adel fich einer jo maßlofen Ausländerei bingab. In 
einem „Projet de l'&ducation d'un prince”, das er wahrfcheinlih gegen Ende des 17. Jahr: 
hunderts mit tiefer pädagogiicher Weisheit und großer Welterfahrung gefchrieben hat, ſpricht 
er ſelbſt in franzöſiſcher Sprache den Vorwurf gegen die Fürſten aus, fih ſchon in der Jugend 
ihrem Baterlande, den Sitten und der Sprache ihred Volks zu entfremden. Er ſchrieb, unge: 
wiß wann, eine „Grmahnung an die Deutfchen, ihren Verftand und Sprache befier zu üben, 
nebft beigefügtem Vorſchlag einer deutfchgefinnten Genoſſenſchaft“. Nur wenn wir felbft, 
meinte er, in ven Wiſſenſchaften uns der deutſchen Sprache bevienen, werben wir fie bei ven 
Ausländern zu Anfehen bringen und die Uindeutfchgefinnten zu ihrem Gebrauch heranzwingen. 
Es ſchließen ih an diefe Ermahnung die „Unvorgreifliden Gedanken, betreffend die Ausübung 
und Verbeſſerung der veutfchen Sprache“ (1697). Sie find ein köſtliches Denkmal feiner na= 
tionalen Gefinnung. Außer vielen Briefen hat er das „Bedenken“ über die Sicherheit des 
Reiche (1670), die „Verteidigung Hannovers gegen Würtemberg wegen der Überkunft des 
Reichsbanners“ (1694), den „Rebenslauf des Kurfürften Ernft Auguft” (1698), die „Verthei— 
digung der Logik gegen Gabriel Wagner, ven Berfafler ver VBernunftübungen‘ (1696), end: 
li aber die „Monatlihen Auszüge aus neuen Büchern‘ (1701 und 1702) in deutſcher Sprache 
gefchrieben, die befonderd intereffant find, weil fie fehr mannichfaltige Gegenftände berühren. 

Obwol die Anregung zu feinen Arbeiten bei 2. faft immer eine gelegentliche war, fo hin: 
derte ihn Died doch nicht, von einem folhen Ausgangspunft bis zu den allgemeinen Grundlagen 
und Principien zurüdzugehen. Eben hierin bewies er feine philofophifhe Natur. Die Ge— 
ſchichte des Hauſes Braunſchweig veranlaßte ihn zu etymologifhen Forſchungen, zu Unterfu- 
Hungen über den Urfprung der Franken, zu Betrachtungen über die vorgefchichtliche Geftalt 
Deutſchlands, die ihn bis zur Geologie und Geogenie zurüdführten. Bei feinem Aufenthalt in 
Zellerfeld, von wo er die Arbeiten in ven Harzbergwerken betrieb, erregten die VBerfteinerungen 
feine Aufmerffamfeit. Dieſe galten damals noch theils für diaboliſche Producte, vor denen ſich 
der Aberglaube entfegte, theild für Guriofa, für Naturfpiele. 2. erkannte, daß fie nothwendige 
GErzeugnifle vergangener Bildungsepochen der Erbe fein müßten, und fchrieb eine „Protogäa“, 
in welder er die Hypotheſe eines Gentralfeuers der Erbe aufftellte. Er ſchickte 1693 einen 
Auszug daraud an die parifer Akademie. Aus dem Aufſuchen ver Quellen für die Geſchichte 
des Haufes Braunſchweig entftand ihm ein diplomatiſcher Cover ald Grundlage des pofitiven 
Voͤlkerrechts. Die Geſchichte des Haufes Braunfchmweig felbft, von der man lange Zeit glaubte, 
daß er fie nie gefchrieben habe, weil in den „Actis eruditorum” nur ein Plan von ihr vorge- 
funden ward, ift wirklid von ihm ausgearbeitet, aber zu einer Gefchichte des ganzen Reiche er- 
weitert. Per hat diefe „Annales Imperii occidentis domus Brunsvicensis’ in mehreren 
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Bänden anderthalb Jahrhunderte nad ihrer Abfaffung zum Staunen der Welt herausgegeben. 
Ähnlich fehen wir ihn überall vom Einzelnen und Befonderm zum Allgemeinen, zu den Ideen, 
und ſelbſt in Sprade und Schrift bis zu einer Univerſalſprache und Univerfalihrift auffleigen. 
So fand er das Geſetz der bewegenden Kraft, das Gefeg der Gontinuität, das Geſeh bed zurei- 
enden — teleologishen — Grundes, das Differential und Jeine Integration, die er ſummato⸗ 
riſche Reihen nannte (der Ausdruck Integral ftammt von Bernoulli); fo fand er ven Begriff 
der Monade und des Optimismus, 

Entfprecpend feiner fahlihen Univerfalität war bei ihm die der Form. Jede ftand ihm zu 
Gebote, jelbft die des Verſes, wenn es fein mußte. Befondere äſthetiſche Anfprücde auf Bollen- 
dung der Form machte er zwar nicht, oder richtiger geſagt, blieben fie ihm fremd, mweiler un- 
genixt von der Leber weg ſchrieb, was er als Jurift, als Publicift, als Geometer, als Hiftorio- 
graph, ald Techniker, ald Kritiker, als Philoſoph und Theolog zu fagen hatte. Jetzt ſchrieb er 
über bie tiefften metaphyfifchen Probleme eine Abhandlung und gleich darauf machte er ein Ge⸗ 
dicht auf einen verftorbenen Bapagai des Fräuleins v. Scudery, mit dem er in Briefwechfel 
ftand. Bei-der Vielfeitigkeit feiner Formen, unter denen felbft die dialogiſche nicht fehle, hatte 
er immer nur Eine Hauptrückſicht, die Deutlichkeit. Gute Definitionen zu finden war ihm ber 
Kern aller Schriftſtellerei, weil ohne fie alles Übrige jo gut wie umfonft fei. 

Das Leben 2.’ wurde von Ludovici 1737, von Lamprecht 1740, von Jaucourt 1756, am 
ausführliäften und bisjegt am beften von Guhrauer (Breslau 1842) in zwei Bänden ge: 
ſchrieben. 

Die beſte Charakteriſtik X. als Philoſophen hat Ludwig Feuerbach in Ansbach 1837 ge⸗ 
geben. Eine Darſtellung £.' als Juriſt und Staatsmann, die ihn nad feiner ganzen Größe 
vorführte, fehlt noch. ine genaue, wenn auch trodene.Darlegung feiner juriftifhen Anſichten, 
namentlich in Betreff ver Neform des Corpus juris, bat Hinrichs gegeben: „Geſchichte der 
Rechts- und Staatsprincipien feit ver Reformation bis auf die Gegenwart” (Leipzig), II, 1 fg. 

Eine Geſammtausgabe feiner Werke eriftirt noch nicht. Raspe (1765), Dutens (1768), 
6 Be. in Quart, find unvollſtändig, fhon weil, was Raspe brachte, nicht bei Dutend wieder: 
zufinden ift. Es gilt hier von und Deutfhen immer no, was Diberot in der „Encyclopedie‘ 
am Ende feines Artikel „‚Leibnizianisme’ fagte: „Jamais homme, peut-@tre, n'a autant lu, 
autant etudie, plus medite, plus écrit, que Leibniz; cependant il n’existe de lui aucun 
corps d’ouvrages. I est surprenant que l’Allemagne, à qui cet homme fait lui seul autant 
d’honneur quePlaton, Aristote et Archimede ensemble en font a la Gröce, n’ait pas encore 
recueilli ce qui est sorti de sa plume. Ce qu'ila compos& sur le monde, sur Dieu, sur la 
nature, sur lame, comportait l’eloquence la plus sublime. Si ces id&es avaient été expo- 
sôes avec le coloris de Platon, le philosophe de Leipsic ne le cederait en rien au philo- 
sophes d'Athènes.“ Ganz allerdings paflen diefe Worte nicht mehr, denn Perg hat die Ab: 
ficht, eine Gefammtausgabe der Werke 2.’ zu veranftalten. Es iſt davon biöher eine Abthei- 
lung, die mathematifche in fieben Bänden (1855 — 63) in Halle erfchienen, die Profeflor Ger⸗ 
hardt in Eidleben bejorgt hat. K. Rofenfranz. 

Leichenhäufer, Leichenſchau. Von den früheften Zeiten ift unter allen Völkern der 
menſchliche Leichnam der Gegenftand befonderer Fürforge feitend der Familie wie feiten® bed 
Staatd gewefen. Für legtern aber ift ver Leichnam in doppelter Beziehung wichtig, theild näm⸗ 
lich weil die Staatsgeſellſchaft für die aus ihrer Mitte fheidenden Mitglieder gewiſſe Berpfli- 
tungen zu erfüllen hat, theil® weil die Leihen Einflüffe hervorrufen können, melde für bie Le: 
benden geſundheitsnachtheilige Einflüſſe Herbeizuführen geeignet find. Hiernach hat die Mebi- 
einalpolizei, welcher die diesfallſige ftaatliche Fürforge obliegt, eine zweifuche Aufgabe zu er- 
füllen; fie hat nämlich) dahin zu fireben, daß niemand lebendig begraben werde, und außerdem 
dafür zu forgen, daß der im Verein der Lebenden Bleibende gefhügt werde vor Krankheitsur⸗ 
ſachen, welche, wie Fäulniß und Anftedungsftoffe, von den todten Körpern aus zum Nachtheil 
anderer fi entwideln können, Zur Erreihung diefer Zwecke dienen vorzüglich zwei Mittel: 
die Leichenſchau und dad Reihenhaus, 

Die Leichenſchau if zur Erfüllung der zuerft bezeichneten Aufgabe der öffentlichen Geſund⸗ 
heitäpflege eine unerlaßliche Maßregel, venn wenn ein Körper beftattet werben fol, fo kommt es 
felöftverfländlih vorher auf bie Entfheidung darüber an, ob der Tod wirklich eingetreten fei 
oder nicht. Die vieöfallfige Beurtheilung hat fi zu halten an die Merkmale des erlofchenen 
Lebens. Letzteres gibt fi Fund zuerft durch das Aufhören der Refpiration und Cireulation; 
demnähft macht fi unmittelbar nad ven Tode pas Erlöfhen des Glanzes der Augen bemerkbar; 
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der Lichtreiz wirkt nicht mehr auf die Pupille, ebenjo wie irgendein Reiz irgendivo noch Reac- 
tion veranlaßt; der ganze Körper erbleicht, die thierijche Wärme, die der Menſch im Augen- 
blick des Todes beſaß, nimmt ab; es tritt eine allgemeine Erjhlaffung der Muskeln ein, die 
legtern platten ſich ab-an ven heilen, wo der Körper aufliegt; der Nugapfel verliert Die während 
des Lebens ihm eigenthümliche Fräftige Elaftieität, er wird wei und nachgiebig, Die Gelenke 
dagegen zeigen ſich infolge der Leichenſtarre fleif und ſchwer beugſam; hierauf macht ſich die vhy⸗ 
ſiſche Senkung des Bluts in den Haargefäßen nah dem Gejege der Schwere geltend, äußerlich 
in Borm der jogenannten Todtenflede im Unterhautzellgewebe, innerlich durd Hypoftafen in 
ſämmtlichen Organen, namentlich im Gehirn und in ven Lungen. Die ebengedachten Erſchei— 
nungen kann man ald die Vorläufer des Verweſungsproceſſes anfehen, welcher legtere ſich zuerft 
vorzugsweiſe anfündigt durch den fpecifiichen Leichengeruch. Obgleich die Bereinigung der zuerft 
angeführten Merkmale in ver Mehrzahl ver Fälle hinreichen bürfte, um ein Urtheil über ven ein= 
getretenen Tod im einzelnen Kalle abgeben zu können, fo bildet doch die Fäulniß und deren Er— 
ſcheinungen ſtets den widtigften und hauptſächlichſten Anhaltspunkt für Die Ausübung der Leis 
chenſchau. Diefelbe wird nun entweder von Arzten beſorgt oder von Laien, und in legterm alle 
theilö von Leichenbeſchauern, theils von Leichenfrauen oder Leichenwäſcherinnen Die ärztliche 
Leichenſchau iſt in den Ländern, wo fie beftand oder wo fle noch beſteht, nicht iummer eine beim 
groͤßern Publikum beliebte Einrichtung geweſen. Es mag dies jeinen Grund in verſchiedenen 
Piomenten haben. Namentlih Hat man hier und da den Ärzten bei Ausübung der Leichenſchau 
den Vorwurf einer gewiſſen geihäftlihen Oberflählichfeit gemacht, den Hinterlaflenen if es 
auch Häufig nicht angenehu, einem fremden Arzt die Beichäftigung mit dem Verftorbenen zu 
überlajjen, vorzugsweiſe aber war es namentlich der Koftenpunft, welcher vie fraglide Einrich— 
tung nicht jelten in Miscredit brachte. Diefed Moment wirkte von jeher beſonders auf die läup: 
liche Bevölkerung, und es ift allerdings nicht zu leugnen, daß die Koſten der Leichenſchau auf dem 
Zande, bei ver oft weiten Entfernung des Arztes, nicht felten etwas drückend fein mögen für die 
Samtilie dev Berftorbenen oder für Die Gemeinden, wenn diefelben für die Zahlung einftehen 
müſſen. Immerhin aber ift die durch Arzte beforgte Leichenſchau der durch Laien im allgemeinen 
prineipiell vorzuziehen, namentlich in großen Städten, wo nicht allein die Entſcheidung der Frage 
über den eingetretenen Tod vorliegt, jondern auch die Berüdjihtigung mehrerer anderer Zwecke, 
welde bei der fraglihen Staatseinrihtung außerdem nod zu verfolgen find. Am geeignetften 
erſcheint eö in großen Städten, jedem Arzte erſter Klaſſe das Recht einzuräumen, die Leichenſchau 
unter Berücdjichtigung der beftehenden geſetzlichen Beftimmungen bei denjenigen Verftorbenen 
auszuüben, welche verfelbe in der legten Krankheit behandelt hat; will er von dieſem Recht nicht 
Gebrauch machen oder ift jemand geftorben ohne ärztlichen Beiftand oder infolge von Ver: 
unglüfung, jo tritt die officielle Leichenſchau ein, deren Koften aus öffentlihen Kaſſen zu be: 
ftreiten find. Dagegen aber dürfte es unbedenklich erſcheinen in kleinern Städten, namentlich 
in Landgemeinden, Laien mit der Bejorgung der Leihenihau zu betrauen, mögen dies nun 
Todtenbeſchauer jein oder Keihenfrauen, wenn man erwägt, daß ed in der bei weitem größten 
Mehrzahl ver Fälle nicht Schwierig ift, die Hauptfennzeichen des Todes, die Merkmale der Fäul— 
niß an der äußern Fläche des Körpers ſowie den Leichengeruch mit Sicherheit zu erfeanen, und 
daB daher nicht jowol fperielle Kenntniſſe, als vielmehr Pflichttreue und Gewillenhaftigfeit für 
die Haupteigenſchaften des Leichenbeſchauers zu erachten find, Unter allen Verhältniſſen find 
freilich Leichenbeſchauer diefer Gattung auf eine Inftruction zu verpflichten, in welcher eine Flare, 
bündige Beihreibung ver Hauptjählichften Merkmale des Todes enthalten ift, ebenſo wie die 
fategorijche Forderung, daß in nur einigermaßen zweifelhaften Fällen ein Arzt herbeigerufen 
merden můſſe, um über den vielleicht vorhandenen Scheintod zu entiheiden. Durch die Leichen- 
beihau wird aber auch die Zeit beftimmt, in welder ein todter Körper zur Erde beflattet wer: 
den darf. Hierdurch erfirebt man eine weitere Verſicherung, daß die Beerdigung vor dem wirk— 
lichen Eintritt des Todes nicht ftattfindet, In den meiften Staaten ift der diedfalljige Termin 
auf 72 Stunden beitimmt und Ausnahmen werden gewöhnlich nur geflattet infolge ausprüd: 
lichen ärztlichen Antrags und Ausſpruchs bei jehr fchnellem Eintritt in Fäulniß, bei anſteckenden 
Krankheiten jowie in Zeiten von Gpivemien. Die Völker des Alterchums waren hierin noch 
vorſichtiger, Lykurg 3. B. jegte die Todtenbeflagung, vor deren Beendigung nieniand begraben 
werben durfte, auf 11 Tage feft, und in den Geſetzen der Zwölf Tafeln iſt Die Beerdigung vor 
dem neunten Tage verboten. Freilich fann eine zu lange Verzögerung der Hinwegſchaffung der 
Xeihen ven Lebenden leicht Gefahr bringen, befonders in großen dichtbevölkerten Städten. 
Erwägt man außerdem, daß in ber Regel nad) 48 Stunden die Zeichen der Faͤulniß fich zu ent- 
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wideln pflegen und daß bei einer guteingerichteten Leichenſchau ohnehin Die Beerdigung vor dent 
Eintritt der Fäulniß nicht flattfinden kann, fo möchte der Termin von zwei Tagen durchſchnitt⸗ 
lich ald ausreichend zu erachten fein, 

Außer ver ebenbezeichneten Abficht ſucht aber ver Staat durch die Leichenſchau noch mehrere 
andere Zwede zu erreichen; er benußt fle zur Entdeckung von verheimlichten Krankheiten, von 
gewaltfamer Tödtung und Selbftmord, zur Nachforſchung über Medicaftereien, zur nähern Gr: 
gründung endemiſcher und epidemifcher Krankheiten. Die Berückſichtigung diefer in größern 
Orten häufiger vorfommenden Verhältniffe ſpricht freilich dafür, daß in legtern die Ausübung 
ver Leihenihau fih nur in den Händen von Arzten befinden follte. Wenn man aber bevenft, 
daß die gedachten Staatszwecke auch auf andere Weife erreicht werden können, daß in Fleinern 
Orten jeltener Gelegenheit geboten ift, diejelben zu verfolgen, fowie daß Berhältniffe der er: 
wähnten Art innerhalb kleinerer Gemeinden ſehr ſchwer zu verheimfichen find, fo dürfte im allge: 
meinen, namentlih in Bezug auf legtere, die Beforgung des Leichenſchaudienſtes durch Laien, 
wie ſolche oben angebeutet wurde, die diesfallfige Verpflichtung des Staats in Bezug auf Mei: 
nere Orte genügend erfüllen fönnen. 

Gin wichtiges Unterftügungsmittel für die Erreichung ber Hauptzwecke der Leichenſchau bilder 
das Leihenhaus. Daffelbe dient zur Aufbewahrtng der and dem Kreije der Lebenden Ausge: 
ſchiedenen bis zu der Zeit, mo die Zeichen ver Verweſung ſich entwickeln und two die Beerdigung 
ſtattfinden foll; den Lebenden dient aber das Reihenhaus, um ſich vor den an den Reichen haf⸗ 
tenden Anſteckungsſtoffen fowie vor der Einwirkung der Fäulnißgaſe zu ſchützen. Dieſe Vor: 
theile Haben den Werth ver Rofalitäten gedachter Art ſchon längft zur Anerkennung gebradt, und 
I. P. Frank empfahl bereitd vor faft hundert Jahren die Errihtung von Todtenhallen in allen 
Städten und Dörfern, fowie in jevem Viertel größerer Städte; ein Öfterreichifches Mandat he 
ftimmte ferner Shen im Jahre 1771 die Errichtung einer Todtenkammer bei jeder Kirche. 
lebhaftes Intereffe für verartige Aſyle machte ſich vorzugsweiſe geltend zu Ende des vorigen er 
zu Anfang des jegigen Jahrhundertd, wo die namentlih auch von ſeiten der Ärzte genährte 
Furcht vor dem Lebenvigbegrabenwerden außerordentlich verbreitetwar. Dies gab Veranlaſſung, 
daß 1792 auf Hufeland’8 Anregung in Weimar ſowie bald darauf in Eifenah Mufterleihen- 
halten erbaut wurden, durd deren Einrichtung beſonders der obengedachten Furcht Rechnung 
getragen werben follte. Diefe Lokalitäten beftanden aus mehreren größern und kleinern Hallen 
für die Reichen, einer Wärterwohnung, Badezimmer, Küche zum Griwärmen des Waſſers fowie 
zu Kataplasmen, und das Ganze war audgeftattet mit verfchiedenen Requifiten, welde zur 
Hülfeleiftung beim Scheintode nothwendig werden konnten. Außerdem ſetzte man bie Leichen 
durch metallene Bingerhäte an den Händen und Füßen mit leichtbeweglichen Glodtenzügen und 
Medapparaten in Bewegung, welche legtere in das Zimmer des Arzted oder MWärterd ausmün? | 
deten. Später wurden nach dem Beifpiele der gedachten Städte in verfchiebenen größern und 
einen Orten Deutfhlands Leichenhäuſer mit gleichen oder ähnlichen Einrichtungen erbaut. 
Da aber nad) Verlauf mehrerer Jahrzehnde nirgends ed gelungen war, auch nur Einen Schein: 
todten in jenen Afylen zur Beobachtung zu befommen, fo gerietben jene Apparate nad) und nad 
in Verfall, bis man fie neuerdings faft überall beifeite legte. Und obgleich die diesfallſigen 
Vorkehrungen vom humanen Standpunfte aus gewiß ala höchſt löblich zu bezeichnen find, To 
kann man biefelben doch als entbehrlich bezeichnen für die Hauptzwecke der Leihenhäufer, be: 
fonderd wenn man erwägt, daß man in unferer Zeit im Stande ift, den Tod vom Scheintove 
ficherer zu unterſcheiden ala früher. Denn abgefehen von ver gegenwärtig weit beflimmtern 
Kenntniß der allmählihen Entwidelung und Aufeinanderfolge der Leichenerſcheinungen, ſowie 
von der Anwendung der Auschltation und der Pereuſſion zu fraglichem Zwecke, befigen mir 
nad Weber's Unterfuhungen (‚Verhandlungen der Geſellſchaft ver Wiſſenſchaften zu Leipzig’, 
1854) ein fehr einfaches Verfahren, durch welches man ſchon ſechs Stunden mad dem Tode den 
wirklichen Tod vom Scheintode unterfheiden kann, und zwar durch Zeichen, welche aud von 
Laien nicht verfannt werden fönnen. Diefed Verfahren befteht darin, daß man die Haut des 
Berftorbenen an einigen Theilen, die nicht von Wäſche und Kleidern bedeckt find, mit einen 
naffen wollenen Tuche oder mit einer naffen Bürfte eine Minute lang reibt, dadurch die äußern 
Lagen der Oberhaut abreibt und die legtere dünner macht. Iſt der Menſch mirflich todt, jo reicht 
diefe Fleine unſchädliche Einwirkung aus zu bewirfen, daß die Haut an der geriebenen Stelle 
austrocknet und zwar, wenn der Verſuch an der noch warnen Leiche gemacht wird, in weniger 
als ſechs und fpäteftens vor Ablauf von zwölf Stunden. Sie it dafelbft gelblihbraun, hart und 
durhfihtig wie Horn, zuſammengeſchwunden und daher etwas vertieft. IA in dem Menfchen 
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noch ſo viel Leben, daß noch an ein Wiedererwachen zu denken iſt, ſo trocknet die Haut nicht aus, 
ſondern wird roth, feucht und bedeckt ſich mit einem dünnen Häutchen. Deſſenungeachtet mag 
e8 großen Städten überlaffen bleiben, mit allen möglichen Apparaten ſchön ausgeſtattete Leichen— 
hallen zu errichten, ver Staat hat Dagegen aber die Verpflichtung, Sorge zu tragen, daß in jedem 
Drte, auch in dem Eleinften Kirchdorfe, auf dem Begräbnißplag ein hinlänglih großer Raum 
ſich vorfindet, in welchem die Todten bis zur Beerdigung aufbewahrt werben können. ine 
ſolche Leichenhalle muß am beften zur ebenen Erbe fi) befinden, einen verſchließbaren, gegen 
Wetter und Thiere hinlänglih gefhügten, mit Fenſtern zu gehöriger Erhellung und mit Zug: 
Öffnungen zu genügender Ventilation verfehenen Raum darbieten und darf mit einem obern 
Stockwerk, welches zu Wohnungen oder andern der Leichenbeifegung fremben Zmeden be: 
ſtimmt würbe, nicht überbaut werden. 9. Sonnenfalb. 

Leihhaus, Leihamt, Pfandverleiber, Pfand: und Leihreglements.!) Neben Credit⸗ 
anftalten verfhiedener Art, ven Hypothekenbanken und Pfandbriefsinftituten für Grundbefiger, 
neben den Banfen und Discontofaflen für die Geld: und Greditbevürfnifle der Handels- und 
Gewerbtreibenden, neben ven Darlehns- und Vorſchußkaſſen, viefen Volkobanken für den mitt- 
lern und Heinern Handwerker und Arbeiter, ferner den Bezirksvorſchußkaſſen, wie fie feit 1848 
in Berlin aus wohlwollender Theilnahme an der Noth vermögensloferer Mitbürger erwuchſen, 
haben ſich ſchon aus früherer Zeit befondere Leihhäufer oder Prand: und Leihanſtalten erhalten, 
theild ald Gewerbe einzelner Privatunternehmor, theils als öffentliche, indbefondere communale 
ftäptifche Inflitute, Ihr Urfprung ift gleich vem ver Wechſel in Italien zu ſuchen. Das erſte 
Leihhaus in Italien ift 1464 im Kirchenſtaat, in Deutfhland 1498 zu Nürnberg eingerichtet. 

Gegenwärtig dienen die Leihhäufer hauptſächlich der Hülfe in Armut und Noth, folange 
diefe noch nicht der Öffentlichen Armenpflege anheimgefallen ift. Sie elften ievod nicht felten 
auch der Liederlichfeit und Verſchwendung, mitunter felbft dem Verbrechen, wie 3. B. der Die- 
beöhehlerei, Vorſchub. Es ift eine befannte Thatſache, daß Privatpfandverleiher wie öffentliche 
Leihämter in denjenigen Jahresperioden die meiften Geſchäfte machen, in denen örtlidy allge: 
meine Bolfsfefte vorfommen, woran fi dann jedermann, ver Ärmfte glei dem Wohlhabenven, 
aus Gewohnheit, Bergnügungsiudt oder Eitelkeit betheiligt und mancher, um dazu das nötbige 
Geld zu fchaffen, feinen Anftand nimmt, auch unentbehrliche Gegenftände des Haushalts 
zu verjegen. 

Die Gejeggebung ift vielfach beftrebt gemwefen, in ver Fürſorge für das Publitum, nament= 
li für die untern Volksklaſſen und in Noth geratbene Mitbürger, durch befondere, zum Theil 
ſehr ausführliche Vorfcriften über den Gewerbbetrieb des Leihens und Borgens auf Pfänder, 
ben dabei erfahrungsmäßig oft vorfallenden wucherlichen Übervortheilungen, Betrügereien und 
Bedrückungen zuvorzufommen, 

Hinſichtlich folder Vorſchriften ift unter andern zu vergleichen das Pfand: und Leihregle⸗ 
ment für die ſämmtlichen preußifchen Staaten vom 13. März 1787 (Nabe, „Sammlung 
preußifcher Gejege und Verordnungen‘, Bd. I, Abth. 7, S. 560 fg.), dazu die Declaration 
vom 4. April 1803 wegen des bei Veräußerung der bei ven privilegirten Pfandverleihern nie⸗ 
dergelegten verfallenen Pfänder zu beobachtenden Verfahrens (Rabe, a. a. O. Br. VIN), in 
gleichen die Cabinetsordre vom 28. Juli 1826, die Grundfäge für die öffentlichen ſtädtiſchen 
Reihanftalten betreffend („Preußiſche Gefegfammlung für 1826, ©. 81), endlich bas-unterm 
25. Febr. 1834 beftätigte Reglement für das Fönigliche Leihamt zu Berlin vom 8. ej. m. et a. 
(„Breußifche Gefegiammlung von 1834”, ©. 23). 

Die aus Vorſatz oder Fahrlaͤſſtgkeit vorkommenden Misbräuche dieſes Gewerbes zur Bes: 
günſtigung von Diebeshehlerei und Unterſchlagung, wie von wucherlichen Betrügereien und Be— 
brüdungen, mögen es rechtfertigen, daß der Betrieb des Pfandleih- wie des Trödlergewerbes 
aud noch im preußiſchen Staate zu den nad einem neueften Gefeg vom 22. Juni 1861 
(Preußiſche Geſetzſammlung von 1861”, ©. 441) ausnahmsweiſe von Polizei wegen zu 
conceffionirenden gehört, „deren Beginn erft dann geftattet werden foll, wenn ſich die Be- 
hörde von der Zuverläfiigkeit des Nachſuchenden in Beziehung auf den beabſichtigten Gewerb— 
betrieb überzeugt hat”. 

Auch bei ver Ausübung ded Gewerbes find diejenigen Vrivatperfonen, melde aud dem 
Geloverleihen auf Pfänder ein Gewerbe machen, mehr ald dreimal Innerhalb Jahresfrift Gele 
auf Pfänder verliehen, oder jich für dergleichen Darlehne mehr ald die gefeglich erlaubten Zin= 


1) Bgl. Bank und Bankweſen, Credit, Ereditanftalten, Pfand und Pfandeontract. 
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fen ausbedungen haben, zur Begegnung ber bei diejen Pfandgeſchäften vorklommenden Betrü- 
gereien und wucherlihen llbervortheilungen befondern Berpflitungen unterworfen, deren Ber= 
legung, nit blos aus Vorfag, fondern felbft nur aus Fahrläſſigkeit, zumal früher bei Juden, 
theild mit dem Verluſt des Gewerbes, over gar des Domicils, theild und außerdem mit harter 
Freiheit: wie mit Gelbftrafe bedroht iſt. Dazu bleiben Gemwerbtreibende diefer Art auch der 
Revifion ihrer nach einem beftimmten Schema zu führenden Pfandbücher durch die Ortöpolizei- 
behörbe unterworfen. Sie haben überbied die Verpflichtung, genau zu prüfen, ob bie zum 
fand angetragene Sache wirklich dem Eigentum und der freien Verfügung bed Verpfänders 
unterliegt. Dies vorzüglid bei Dienftboten, ebenfo bei beſonders koſtbaren Saden, die von un= 
befannten Menſchen zum Berfag angeboten werben. Sie dürfen ſich mit Perfonen, deren Bes 
fugniß zum Abſchluß von Verträgen im allgemeinen ober zur Aufnahme von Darlehnen im 
befondern gefeglich verboten oder beſchränkt ift, in feinen Pfandverkehr einlaflen. Dahin ges 
hören z. B., je nad) den verſchiedenen Stantögefehgebungen, Soldaten und Offiziere, unter 
väterliher Gewalt oder Vormundſchaft ſtehende Berfonen, Ehefrauen, Studirende. Der Pfand: 
contract, bezüglich das Verpfändungs- und Darlehnsgeſchäft, muß in der Regel jogar vom 
Berpfänver felbft, bei Schreibendunfundigen von einem Beiftande veffelben, in das paraphirte 
Pfandbuch ausführlih, unter Angabe des Datums, der verpfändeten Gtüde und ihrer Be- 
ſchreibung, wie ihre8 angenommenen Werthes, ber Summe und Münzſorte des Darlehns, ver 
prae- oder postnumerando zu gewährenden Zinfen und der Rüdzahlungstermine, eingetragen 
werben, wovon der Verpfänder Abfchrift nebft Empfangſchein über das hinterlegte Pfand er: 
Halten joll. Der Piandverleiher aber hat das ihm anvertraute Pfand mit der Vorſicht und 
Sorgfalt eines guten Hauswirths zu verwahren, ſich jedes eigenen Gebrauchs deſſelben gänzlich 
zu enthalten, auch Unfall und Verluſt dur Beuer, Einbruch oder andere unabwenbbare Zufälle 
dem Berpfänber fofort, ſpäteſtens binnen brei Tagen anzuzeigen. Das Pfand darf nur gegen 
Vorzeigung des Pfandſcheins oder deſſen gerichtliche Amortifation zurüdgegeben werben. In: 
nerhalb einer beftimmten Friſt nach der Berfallzeit dürfen dagegen die nicht eingelöften Pfän— 
der, in ver Regel ohne förmliche Klage gegen ven Pfandſchuldner, jedoch nach Anzeige beim Ge⸗ 
richt und nah Befanntmadhung in Öffentlihen Blättern, durch die dafür beftellten Beamten 
Öffentlich verkauft werben, Etwaige Überfhäffe find, je nach ihrem Betrage, an die Armenkaflen 
ober bie gerichtlichen Depofltorien abzuliefern. Der Anſpruch des Verpfänderd auf Zurüd: und 
Seraudgabe verfällt nach einiger Zeit. 

Die preußifche Gabinetdordre vom 28. Juli 1826 unterfagte auch die Extheilung neuer 
Eonreffionen an PBrivatpfandverleiher in ſolchen Orten, in denen „zur Befriebigung eines all- 
gemeinen Bedürfniſſes“ auf Antrag der Stadtcommunen von biefen garantirte, unter Aufſicht 
der Magiftrate und Communrepräfentanten geftellte Öffentliche ſtädtiſche Leihanftalten einge- 
richtet worden. 

Gegen die obengedachten befondern Verpflichtungen ver Pfandverleiher ift denjelben ein 
höherer Zinsfag ald der landesübliche erlaubt. So geftattet dad preußiſche Reglement vom 
13. März 1787 bei Darlehen von 10 Thlrn. und weniger vom Thaler auf die erften ſechs 
Monate einen ganzen, auf die folgenden ſechs Monate einen halben Zinspfennig für Die Woche, 
die Cabinetsordre von 1826 den öffentlichen ſtädtiſchen Leihbanftalten, mit Genehmigung ver 
Regierung, 8 Proc. jährliche Zinfen, unter Umſtänden jogar bis zum Marimum von 
12°/, Proc. ’ | 

Im weſentlichen gleiche Vorſchriften gelten zufolge Reglements vom 8. Febr. 1834 aud für 
Das unter Garantie und Aufficht der föniglihen Seehandlung zu Berlin gegründete fönigliche 
Leihamt, von welchem Darlehne nur nicht unter einem Thaler, übrigens in vollen over halben 
Thalern abfhliegend, auf jeh8 Monate gewährt werden. An Verfteigerungäfoften wird 1 Ser. 
vom Thaler des Erlöjes der Verpfändungsgegenſtände von den Überſchüſſen in Abzug gebradit. 
Dergleihen überſchüſſe werden fovann an die Seehandlung zu einem milnthätigen Bonds abge: 
liefert, indeß an den Pfandſchuldner herausgezahlt, wenn ſich berfelbe binnen Jahresfriſt, vom 
Fage des vorgefhriebenen Öffentlichen Aufrufd angerechnet, meldet. Entgegengejeptenfalls find 
fie verfallen, Dagegen wird der Pfandſchuldner durch den Verkauf des (bei ver Riederlegung 
ſachverſtändig abgeſchätzten) Pfandes von allen Nahforberungen des königlichen Leihamts we- 
gen Ausfall an Kapital, Zinfen und Koften befreit, W. U. Kette. 

Riberaliömus, ſ. Parteien (politifche). 

Lettres de cachet, |. Cachet (lettres de). 
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Riechtenitein, fouveränes Fürſtenthum, der Fleinfte ver deutihen Bundesſtaaten, ift weft: 
ih vom Canton St.:Gallen, fürlih vom Canton Graubündten und öftlih von Vorarlberg 
begrenzt; e8 umfaßt 2,0 Duabratmeilen mit ungefähr 7500 Einwohnern in 14 Ortſchaften, 
worunter der Hauptort Baduz mit 1000 und Schellenberg mit 400 Einwohnern. Hauptbe- 
ihäftigung ift Landwirthſchaft. Die Gewerbthätigkeit beſchränkt ih auf Baummollfpinnerei 
für die benachbarten ſchweizer Fabriken und Holzarbeiten. Das Land iſt zum Theil von hohen 
Bergen bedeckt (Angſthorn 7900 Fuß, Kimberfpig 7500 Fuß), vom Rhein, der Samina 
(Nebenfluß der ZU) und mehreren Bächen bewäſſert. — Literatur: Blod auf Karten uns 
beihränfend, nennen wir: „Karte der gefürfteten Grafſchaft Tirol, nebft dem ſouveränen 
Fürſtenthum Liechtenſtein“ (24 Blätter, Wien 1825 — 31); „Generalfarte der gefürfteten 
Grafihaft Tirol, nebft dem Fürſtenthum Liechtenftein‘‘ (2 Blätter, Wien). Der Landesver— 
weſer, welcher nad der neuem Verfaſſungsurkunde (ſ. unten) feinen Amtsjig im Fürſtenthum 
haben muß, bildet deſſen oberſte Verwaltungsbehörde. In Civil: und Criminalſachen ſteht das 
Oberami in zweiter Inſtanz unter der finftlihen Kanzlei in Wien, und die weitere Berufung 
geht jeit 1816 an die dritte und oberfte Michterftelle, das tirolifche Appellationd: und Eriminal- 
obergeriht in Innobruck. Der Fürſt von Liechtenflein hat im engern Rath ıheil an der 16. 
Stimme des deutſchen Bundestags; in ver Plenarverſammlung hat er die 28. Stimme mit 
einer Virilſtimme. Sein Bunbescontingent beträgt 70 Mann, die zur 3. Divifion des 8. Ar- 
meecorps ftoßen. Die Einkünfte des Fürſtenthums betragen 17000 81. 

Schon im Jahre 942 trifft man auf Ahnherren des Haufes Liehtenftein, dad unbeftritten 
zu den älteften adelichen Geſchlechtern ver Öfterreichiichen Erblande gehört und in diefen große 
Befigungen erworben hat. Nach dem Tode Hartmann's VI. (geft. 1585) teilten veffen Söhne 
Karl und Gundaccar, Herren von Liechtenftein, die duch ihren Vater wieder verrinigt geweſe⸗ 
nen Beiigungen des Hauſes und wurden, Karl 1618, Gundaccar 1623, von dem Kaifer mit 
der erblichen Reichsfürſtenwürde bekleidet. Karl erlangte 1614 von Kaifer Matthias das Für: 
ſtenthum Troppau und 1623 von Kaifer Ferdinand H. das Fürftenthum Jägerndorf, beide in 
Schleſien. Sein Enkel. Fürſt Johann Adam Andreas erfaufte 1699 von den Grafen von Ho: 
henembs die reichdunmittelbare Grafihaft Vaduz nebft der Herrſchaft Schellenberg und er: 
langte auch ein fürftliches Votum am ſchwäbiſchen Kreife. Da er 1712 flarb und die männliche 
Nachfolge ver karoliniſchen Linte mit ihm erloſch, fo fielen die ſämmtlichen Güter an die damali— 
gen Häupter der beiden Afte ver Gundaccar'ſchen Linie, nämlih an Johann Anton Florian 
(Enkel Gundaccar's) und Joſeph Wenzel (Urenkel Gundaccar's). Grfterer erbte pas liechten⸗ 
fteinifche Majorat, legterer die unmittelbaren Graf- und Herrſchaften Vaduz und Schellenberg, 
verkaufte fie jedoch nachher an den Fürften Johann Anton Florian, der 1713 für feine Perſon 
Sig und Biritftimme am Reichſstage im Fürftencollegium erlangt hatte, und zu deſſen Gunſten 
Kaiſer Karl Vl. die mehrerwähnten ſchwäbiſchen Beſitzungen Vaduz und Schellenberg in ein 
Fürſtenthum unter dem Namen Liechtenſtein erhob. Nach Johann Anton Florian's Tode 
(1721) wurde deſſen Sohn Joſeph Johann Anton (geb. 1690, geſt. 1732) 1723 auf den 
Grund dieſes neuen Fürſtenthums für ſich und feine Deſcendenz in das reichsfürſtliche Colle— 
gium aufgenommen, allein feine Linie ſtarb ſchon 1748 mit feinem einzigen Sohne Johann 
Nepomuk Karl aus. Hierauf folgte im Befig des Fürſtenthums und ſämmtlicher übrigen Herr: 
ihaften ver jüngere Aft der Gundaccar'ſchen Linie, deffen damaliges Haupt der jhon gedachte 
Fürft Joſeph Wenzel (geb. 1696, geft. 1772), ver Schöpfer ver Öfterreihiichen Artillerie, war. 
Da er finderlos ſtarb, jo beerbten ihn feines Bruders Emanuel Söhne. Der ältere von dieſen, 
Branz Yofeph (geb. 1726), fliftete die Franziſche (regierende), ver jüngere, Karl Borromens 
(geb. 1730), die Karlifche Linie, ‚welche beive noch blühen. Jenem war das Fürftenthum Liech⸗ 
tenftein und der größere Thell dev Güter des Haufes zugefährieben worden. Franz Joſeph ſtarb 
1781;, und jein Sohn Alois Joſeph (geb. 1759) 1805, worauf des legtern Bruder Johann 
Joſeph (geb. 1760) ald „Fürſt und Regierer des Haufes’ folgte, Legterer hat fi im Der öfter: 
reichiſchen Geihichte einen ehrenvollen Namen als muthiger und einfihtövoller Kriegsführer 
und ald Diplomat erworben; jo durd die Eroberung der Feftung Goni (1799), in vielen 
Schlachten gegen Frankreich, bis zum zweiten Wiener Frieden, und als erfter öfterreichiicher 
Bevollmächtigter zu den Friedensſchlüſſen von Presburg (1805) und von Schönbrunn (1809). 
Bei Schöpfung des rheiniſchen Bundes war Johann Joſeph, ohne fein Willen und Verlangen, 
in denjelben aufgenonmen worden; doch hatte er die ihm zugedachte Souveränetät für feine 
Perfon nit angenommen, fondern dad Fürftenthum Liechtenſtein mit dee Soäveränetät feinem 
dritten, damals nur dreijährigen Sohne Karl beftimmt: ein Verhältniß, welches mit der Auf: 
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löſung des Rheinbundes (1813) ich endigte. Nah Johann Joſeph's am 20. April 1836 er: 
folgten Tode folgte ihm in der Regierung fein ältefter Sohn Alois Joſeph (geb. 26. Mai 
1796, geit. 12. Nov. 1858), deilen Sohn Johann Maria Franz Plarivus (geb. 5. Okt. 
1840) nun regierender Fürft ift. Die Religion der Fürften von Liechtenſtein ift die Fatholifche, 
ihr regelmäßiger Wohnfig Wien. Außer Liechtenftein bejigt der Fürſt anſehnliche Fürſten— 
thümer, Herrihaften und Güter in Ofterreih, Böhmen, Mähren, Ungarn, Steiermark und in 
der Laufig. Sie übertreffen an Umfang, Einwohnerzahl und Einfünften bei weitem denjenigen 
Theil feiner Beigungen, welder ihn zum deutſchen Souverän und Mitglied des Deutihen Bun— 
des macht. In den mittelbaren Gütern ift der Fürſt Öfterreihiicher Vajall; und wegen Trop— 
rau und Jägernvorf Öfterreihifher und preußifcher Standesherr. Der Titel des Fürften von 
der regierenden oder Franziſchen Linie lautet im Eingang der unten zu erwähnenden Verfaſ— 
fungsurfunde vom 26. Sept. 1862: „Bon Gotted Gnaden jouveräner Fürft zu Liechtenftein, 
Herzog zu Troppau, Graf zu Rietberg u. ſ. w.“ Die jüngere (Karlifche) Linie, mit dem zwei: 
ten Majorat ded Haufe dotirt, zu welchem die Herrfchaften Großmeierig und Zhorz in Mäh— 
ren nebit andern Gütern gehören, hat gegenwärtig zu ihrem Haupt ven Fürften Karl Fran; 
Anton (geb. 23. Dct. 1790). 

Fürſt Johann Joſeph hatte ven Verhandlungen des Wiener Congreſſes durd feinen Ge: 
fandten beigewohnt und war der deutſchen Bundesacte fowie jpäter der Wiener Schlufacte bei- 
getreten. Um den Art. 13 der erflern Acte zu „erfüllen‘, hatte ver Fürft am 9. Nov. 1818 feinem 
Fürſtenthum eine „Verfaſſung“ ertheilt. Ererflärteim$. 1 derjelben: „Nachdem Wir, feit Auf- 
löſung des teutfchen Reichsverbandes, die Öftreihichen bürgerlichen und peinlichen Gefege und 
Gerichtsordnung in Unferem jouverainen Fürſtenthume Liechtenftein eingeführt, und Uns bei 
Gonftituirung einer dritten und oberjten Gerichtäftelle an die diesfällige öftreihiche Geſetzgebung 
auch für die Zukunft angejchloffen haben; fo nehmen Wir nun gleichfalls die in den kek. öſtreich— 
ſchen teutihen Staaten beftehende landſtändiſche Verfaffung in ihrer Weſenheit zum Mufter 
für gedacht Unſer Fürſtenthum an.‘ Diefe Berfaffung, nicht mehr ald 19 Artikel groß, von ver 
in den „Gonftitutionen ver europäifhen Staaten feit ven legten 25 Jahren” gejagt ift: „Wenn 
vie gleih ihrem Inhalte nach mande Bemerkungen bei ihrer Vergleihung mit andern neuen 
deutſchen Verfaffungen zulaffe, jo dürfe fie doch, jhon ihrer Eigenthümlichkeit wegen, nicht in 
der Reihe der neuen Verfaffungen im Staatenſyſtem des Deutfchen Bundes fehlen‘, beftand in 
ihrer Naivetät und patriarhaltihen Ginfahheit geraume Zeit. Wiederholte Anſuchen um 
Verleihung einer zeitgemägern Verfaffung blieben lange fruchtlos. Doch hatten die Jahre 1848 
und 1849 die Aufhebung grundherrlicher Laften, die Zufiherung eines Zehntablöfungdgeieges 
und die. liberweifung landesherrlicher Gefälle an die Staatöfaffe veranlagt. Freilich nicht ohne 
Neaction. Fürſt Alois Joſeph erklärte nämlich durch Erlaf vom 20. Juli 1852, „rap die 
Verfaſſungsbauten jener beiden Jahre fein ſchirmendes Dach bieten könnten‘, daß daher die 
Verfafjung vom 9. Nov. 1818 bis auf weiteres ihre Gültigkeit zu „behalten“ habe, wogegen 
die erwähnten wirthſchaftlichen Neformen unangetaftet blieben.. Im Jahre 1861, offenbar we: 
ſentlich durch die Umgeftaltung der öffentlihen Verhältniſſe in Öfterreich mitveranlaft, entichlog 
ſich der ingwifchen zur Regierung gelangte Fürft Johann zu einer neuen, im Wege der Verein: 
barung zwiſchen Fürſt und Volk geihaffenen Verfaflung. Eine Zufhrift von ihm machte dies 
bekannt. Der Landesverweſer legte nun dem Landrathe einen Verfaſſungsentwurf mit dem An- 
finnen fofortiger Annahme vor. Aber diefer zog vor, einen befondern Ausſchuß zur Prüfung ded 
Entwurfs zu wählen, und erhielt in Wien bedingungsmeife die Erlaubnip hierzu; der gewählte 
Ausſchuß zog noch dyei weitere berathende Mitglieder bei, darunter den Dr. Schädler, der wol 
den meiften Einfluß auf die Berathungen ausübte. Nachdem der Entwurf fhon durch vie Com: 
miſſion des Ausſchuſſes wejentlihe Abänderungen erfahren hatte, befeitigte ber Ausihuß jelbft 
ihn ganz. Die Megierung kam dem entgegen, und fo erließ Fürft Johann, mit dem Datum: 
Schloß Eidgrub; 26. Sept. 1862, mit der Gontrajignatur ded Landedverwejerd Karl Hans 
v. Haufen, bie neue Derfaffung. Die Einleitung befagt, daß „infolge ver von unjern getreuen 
Ständen vorgebrachten Wünfche, mit Beirath und vertragsmäßiger Zuftimmung des einberu: 
fenen Landtags’ die Verfaffung des Fürſtenthums — in dann folgenden 124 Varagraphen — 
geordnet murde. Die neun Hauptftüde handeln von dem Fürftenthum und deſſen Regierung 
($$. 1—3); von den allgemeinen Rechten und Pflichten der Landesangehörigen ($$. 4— 22); 
von der Staatsgewalt, deren Ausübung und von den Staatddienern ($$. 23—38); von der 
Landesvertretung überhaupt und der Wirffamfeit derielben insbeiondere ($$. 39—50); von 
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den Rirchenftiftungen und Unterridtsanftalten ($$. 51—54); von der Wahl ver Landtagsab— 
geordneten ($$. 55— 88); von dem Landtage ($$. 8I—109); von dem Landedausihuife 
($$. 110—118); von der Gewähr ver Berfaflung ($$. 119—124). Der anſehnliche imfang 
diejer, den freiiinnigern ſüddeutſchen conftitutionellen Verfaffungen nachgebildeten Urkunde er— 
laubt hier feine ausführlidern Mittheilungen. Doch wird geeignet fein, einige individuellere 
oder beionderd maßgebende Beſtimmungen derfelben, namentlih in Parallele mit der nun bes 
jeitigten Verfaffung vom Jahre 1818 zu erwähnen. Gleichheit vor dem Gejege; Freiheit ver 
Perfon und der äußern Religionsausübungen ; Freiheit der Gedankenmittheilung durd das 
Mittel der Preffe (es ift hierfür ein befondered Gefeg in Ausiiht genommen); Vereinsrecht, 
durch ein Geſetz geregelt; Recht der Beſchwerdeführung in weiter Ausdehnung; Petitionsrect 
an den Landtag ; ein zu erlaſſendes Gemeinvegefeg mit freier Wahl der Ortsvorfteher durd die 
Gemeindeverfammlung , jelbftändiger Verwaltung des Vermögens und der Ortöpolizei unter 
Aufficht der Landesregierung, der Behandlung und Ordnung des Armenweiend und der Schule, 
dem Recht ver Gemeinde zur Bürgeraufnahme und dev Freiheit der Niederlaffung der Landes: 
angebörigen in jeder Gemeinde, bilden Theile des zweiten Hauptftüds. $. 30 im britten 
Hauptftüc wiederholt aus der alten Verfaffung, daß der Fürſt von den Landeseinnahmen nichts 
fir fich behalte; aber an die Stelle der „Boftulate” des Bedarfs und dap die Stände „ib nur 
über die Ginbringlichkeit der poftulirten Summen zu berathſchlagen und dafür zu forgen” ha— 
ben, ift nım das Erforderniß der Genehmigung von Ginnahmen und Ausgaben durch die Land: 
ſtände getreten. Unvorhergeſehene, in ven Grat nit aufgenommene, dringende Ausgaben kön— 
nen, vorbehaltlich dev Verantwortung der betreffenden Staatöbehörbe, von der Regierung ver: 
fügt werben, aber fie muß in der nächſten Landtagsiigung Vorlage darüber machen und nad: 
träglide Genehmigung einholen. Im vierten Hauptftüd ift der Yandtag als „das geſetzmäßige 
Organ der Geſammtheit ver Landesangehörigen“ bezeichnet. Die Einbringung von Geſetz— 
entwürfen ſteht au dem Landtage zu. Ebenfo befigt er im weiteſten Umfang das Recht der 
Vorftellung und Beihwerdeführung, worayf er Verfügung zu erhalten berechtigt iſt. Obne 
feine Berwilligung kann eine directe oder indireete Steuer noch irgendeine fonftige Landesab— 
gabe oder allgemeine Leiſtung ausgejchrieben und erhoben werden. Während nad der alten 
Verfaſſung der Yandtag aus Abgeoroneten der Geiftlihfeit und der fogenannten Landmann— 
ſchaft (die zeitlichen Vorfteher oder Richter und die Altgeſchworenen oder Srifelmeifter einer 
jeden Gemeinde) beftand, aber aud alle übrigen Untertbanen, die für ihre Berfon einen Steuer: 
fag von 2000 Fl. auswieſen, 30 Jahre alt, von unbefholtenem und uneigennügigem Rufe und 
verträgliher Gemüthsart waren, dad Recht der Landſtandſchaft hatten, werden nadı dem ſechſsten 
Hauptflüd der neuen Verfaſſung von ben 15 Mitgliedern des Landtags drei dur den Fürften 
aus der im Fürſtenthum wahlfähigen männlichen Bevölferung, 12durh Wahlmänner aus dem 
Volke gewählt. Activ und paſſiv wahlberechtigt find alle liechtenfleinifchen Landesangehörigen 
männlichen Geſchlechts, welde im Vollgenuſſe bürgerlicher Rechte ftehen, das vierundzwanzigſte 
Lebensjahr erreicht haben, einen Beruf für fih auf eigene Rechnung betreiben und im Fürſten— 
thum wohnen. Den geiftlihen Landſtänden follte nad der alten Verfaſſung in allen amtlichen 
ſchriftlichen oder mündlichen Anreden das Prädicat „Herr“ gegeben und im Falle des perſön— 
lichen Eriheinens von ven Landesbehörden die Auszeihnung eined anzutragenden Sitzes zu 
Theil werden; nicht unterthänige Güterbejiger, oder eigentlich deren Repräſentanten, melde 
den ftindifhen Berfammlungen beimohnen wollten, hatten auf die dem geiftlihen Stande zuer= 
fannte Auszeihnung Anſpruch und mit diefem gleihen Rang. Bon dieien Albernheiten ift in 
der neuen Berfaflung feine Rede mehr. Die Ausnahmen von activem und paffivem Wahlrecht 
beruhen auf jahlih guten Gründen. Nach dem ſiebenten Hauptſtück hat regelmäßig einmal im 
Jahre die Einberufung des Landtags ftatt. Der Landtag wählt feinen Vorfigenden und deſſen 
Stellvertreter, mit nachträglicher Beftätigung des Fürſten. Die Abgeordneten werden auf die 
Dauer von ſechs Jahren ernannt und gewählt, doch tritt nach Ablauf der erften drei Jahre die 
Hälfte derſelben aus und wird durch neue Wahlen erſetzt. Im Fall der Auflöfung eines Land— 
tags ift binnen vierMonaten ein neuer einzuberufen, Dem achten Hauptftüd gemäß beitebt, fo: 
lange der Landtag nicht verjammelt ift, ald Stellvertreter dejlelben ein aus dem Präfivdenten 
und zwei andern Mitgliedern des Landtags oder ihren Stellvertretern zufammengefegter Aus— 
ſchuß für diejenigen Geſchäfte, welde dev Mitwirfung der Landesvertretung bedürfen. Diefer 
Ausſchuß hat wichtige Rechte; zugleich ift er dem Lande für feine Gefhärtsführung verantwort= 
lid und fann feine bleibende Verbindlichkeit für das Land eingehen. Im neunten Hauptftüd, 
worin alle Gejege, Verorbnungen und Obſervanzen, welche mit dem Inhalt der neuen Mer: 
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faffung im Widerſpruch ftehen, für aufgehoben erklärt werden, ift unter den Gewähren ver Ber: 
faflung erwähnt, daß an derjelben ohne Übereinftimmung der Regieriing und des Landtags 
nichts geändert werben darf; ferner, dap Anträge auf Abänderungen oder Erläuterungen der: 
felben, von der Regierung oder von dem Landtage geftellt, auf feiten des legtern Stimmenein— 
helligkeit oder eine.auf zwei nacheinander folgenden orventlihen Yandtagsiigungen ſich aus— 
ſprechende Stimmenmehrheit von drei Viertheilen derſelben erfordern. Wenn über die Ausle— 
gung einzelner Beftinnmungen der Verfaffung Zweifel entfteht und verielbe nicht durch Überein— 
funft zwifchen der Regierung und dem Landtage bejeitigt werden kann, ſoll die Entſcheidung 
beim Bundesſchiedsgericht eingeholt werden. Nachdem dann die folgenden Paragraphen vom 
Verhalten der Regierungsnachfolger zur Verfaſſung, und von der eidlichen Verpflichtung aller 
Staatédiener und angeſtellten Perſonen, ſowie aller Ortsvorſtände auf dieſelbe gehandelt, 
ſchließt der Fürſt mit der perſönlichen Verſicherung, die Verfaffung nicht nur genau erfüllen, 
fondern auch gegen alle Eingriffe und Verlegungen fräftigft fhügen zu wollen. 

Am 5. Oct. 1862, ald am Geburtätag des regierenden Fürften, war in den Kirchen des 
Fleinen Staats verfündet worden, bag die neue Verfaſſung am 15. des nämlichen Monat 
und Jahres in Wirffamfeit treten folle. Wenn bis dahin die Kleinheit des Fürſtenthums Liech— 
tenflein, als deutſchen Bundesſtaats, zu guten und ſchlechten Wigen vielfach Anlaß gegeben 
hatte, jo trat ed mit feiner neuen, dem Beften nachftrebenvden und der Freiheit entſchieden zuge: 
neigten Berfaflung um jo mehr allgemein anerfannt und belobt auf; ald zur nämlichen Zeit im 
Königreich Preußen ganz entgegengefegte Abſichten feitend der Regierung ſich geltend machten, 
Am 24. Nov. 1862 wurden die Wahlen für ven Landtag vorgenommen. Sie fielen durchgängig 
auf lauter tüchtige Männer. Am 10. Dec. 1862 fand bie Eröffnung bed Landtags in Vaduz 
ſtatt und erfolgte Die Wahl des bei der Ausarbeitung der Verfaffung bejonders thätig geweſenen 
Dr. Schäpler von Baduz mit 14 Stimmen gegen feine eigene zum Präſidenten. ber die Thä— 
tigfeit des Landtags ift inzwiſchen nichts Genaueres befannt geworden. Aber es ift nicht zu be— 
zweifeln, daß fie fi gemäß der Verfaffung auch weiterhin in gedeihliher Weife entfaltete. Daß 
er dabei jelbft das Fleinere Detail, wo «8 jih um Wahrung eines Principe handelte, nit gering 
anſchlug, bemeift die beim Zufammentritt des Landtags in Audfiht genommene Erörterung 
der Frage, ob der $. 12 der Verfaſſung, wonach die Hausſuchung nur in unabwendbaren Fällen 
und auf Grund einer Verfügung des zuftändigen Gerichts mit Beobachtung der gejeglihen 
Formen flattfindet und dem Haudbefiger der gerichtliche Auftrag ſchriftlich vorgewieſen werden 
muß, auch von der öfterreihifcheliechtenfteiniihen Finanzwache zu vefpectiren jei. 

Spätern Nachrichten zufolge hat ſich der Landtag bed Fürſtenthums mit 8 gegen 7 Stim: 
men für die Erneuerung des Zollverbandes mit Ofterreidy ausgeſprochen. Unter welchen Bedin— 
gungen, verlautete dabei nicht. K. Budner. 

Lippe-Detmold. Das jegige Fürſtenthum (ehemalige Grafihaft) Lippe, zur Unter: 
fheidung von dem in keinem jachlihen Zufanmenhange oder ftaatlichen Verbande damit ſte— 
benden, einige Meilen norvöftlih davon entlegenen Fürſtenthum Schaumburg = Lippe oder 
Bückeburg auch Lippe: Detmold genannt, bildet ein wohlabgerumdeted Ganze von circa 
21 Duadratmeilen Flähengebalt, welches nad trei Seiten hin von preußiſchem Gebiete um: 
geben ift, indem es gegen Süden an das chemalige Bisthum Paderborn, gegen Welten und 
Norden an die einftige Grafihaft Ravensberg und den jegigen Regierungdbezirf Minden ſtößt 
und mür gegen Dften an die kurheſſiſche Grafihaft Schaumburg, ferner an das Königreid 
Hannover und die zum Fürſtenthum Walve gehörige Grafſchaft Pormont grenzt. Die ge: 
Thichtliche Bedeutung, welcher dieſer kleine Gau als Schauplag der fogenannten Hermanns: 
Ihlaht und der daraus erfolgten Befreiung von römiſcher Unterjohung für ganz Deutſchland 
hat, wird eine genauere und ausführlichere Beichreibung rechtfertigen, als deſſen fleinftaatlide 
Stellung an und für jih würde beanjpruchen fönnen. 

Das Land hat feinen Namen von dem eine Viertelmeile von der fünlihen Grenze in dem 
paderborniſchen Städtchen und Badeorte Lippfpringe aus dunkler Tiefe in ungetheilter Maſſe 
fozufagen urplöglich bervorquellenden Fluffe Lippe, welcher ſich bei Weſel in den Rhein ergiept 
und in welhem etwa vier bis fünf Meilen von der Duelle abwärts zu Anfang bed 12. Jahr: 
hunderts der Stammvater des jegigen Herrſchergeſchlechts, Bernhard I., auf einer Injel die 
fefte Burg Lippe erbaute. Sein Nachfolger Bernhard II. gründete unter Kaiſer Konrad III, 
ums Jahr 1150 etwa eine Stunde unterhalb die Stadt Lippe, fpäter Lippſtadt genannt. Dieſe, 
jegt ein wohlhabender Ort, von rirca 10000 Einwohnern, befand fid ara aljo über 
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400 Jahre, in Beranlalfung vorausgegangener Verpfändung in gemeinihafrtlihem Gigen- 
thum der frühern Herzoge von Kleve, deren Beigungen im 18. Jahrhundert an das preu— 
ßiſche Königshaus übergingen, iſt aber an ‘Preußen im Jabre 1849 zufolge Staatävertrags 
im wohlverftandenen beiverfeitigen Intereffe lippiſcherſeits gänzlich abgetreten, ſodaß dad Für— 
ftenthum außer den unter dem Amte Lipperode begriffenen enclavirten Dorfſchaften Stift Kap- 
pel und Lipperode (in weldem legten fih no die Ruinen der alten Burg befinden) an dem 
Fluſſe Lippe felbft fein fonftiges Territorium mehr beiigt. 

Am Saune der füdweſtlichen Abvahungen des Teutoburgerwalded, kaum eine Meile 
diefjeit der Yandeögrenze, nimmt die unter dem Namen Senne befannte, früher faft nur mit 
Heidefraut bewachſene, neuerdings theilmeife urbar gemachte Sandebene ihren Anfang, welde 
fih ins Paderbotniſche durch Die Grafſchaft Rittberg in das frühere Bisthum Münfter und von 
da noch weiter Fortjegt. Abgejeben von diefer Heidegegend und den an das Ravensbergiſche ſto— 
ßenden ebenern Flächen der Amter Lage, Dtlinghaufen und Schötmar (zufammengenonmen 
nod nicht ein Drittel des Geſammtgehalts), ift das Land durchweg gebirgig unt bietet, zumal 
die Anhöhen meiftens mit ſtattlichen, ſchön belaubten Buchenwaldungen umfränzt und bevedt 
jind, dent Wanderer einen wohlthuenden, erfriſchenden Wechſel von Berg und Thal, von ſorg— 
ſam gepflegten, lachenden Feldfluren, herrlich grünenden Wieſen und wiederum dichtbefchatteten 
Gehölzen var. 

Der Hauptgebirgezug iſt der Teutoburgerwald, im Mittelalter Osning auch Osnegge 
genannt, welcher ſich bei dem Orte Stadtbergen, im Herzogthum Weſtfalen am Ufer der Die— 
mel, erhebt, in ziemlich gerader nördlicher Richtung durch das Bisthum Paderborn bis zum 
Berge Belmerftodt (auf der Grenze des Fürſtenthums Lippe) fortläuft und fi von da in nord— 
weſtlicher Richtung durch dad Lippeſche, Ravensbergiſche nah Osnabrück hinzieht. 

Die beiden höchſten Spitzen im Lippeſchen find die ebengenannte Velmerſtodt und der Köter- 
berg, welcher legtere die ſüdöſtliche Grenze zwiſchen Lippe, Hannover und Preußen bilvet. Beide 
erreichen eine Höbe von etwa 1400 Fuß über der Meeresflähe, und die übrigen Gebirge tes 
Landes find theils Abzweigungen des Hauptzuges, theild für fich beftehende Maſſen. Der Teuto— 
burgerwald formirt jih beim Gintritt ind Lippeſche aus drei nebeneinander laufenden Ge— 
birgdreiben, von denen die hinterfte höchſte aus Waldkalk, die mittlere aus Sandftein und die 
vordere flahere aus Muſchelkalk befteht. 

Dieje Kalkfleinformation, welcher auch der größte Theil der Seitengebirge angehört, beför- 
dert den üppigen Baumwuchs, felbft auf den fteilften, nur mit einer jehr dünnen, oft faum 
handhohen Erdſchicht überzogenen Bergrüden, und trägt weſentlich zur Entftehung ver ſehr 
zahlreihen Duellen bei, welde zu Bächen und Fleinern Flüffen vereinigt, das Land nad alien 
Himmeldgegenden durhftrömen und bewällern. 

Die bedeutendften verjelben find die, nad ihrer Vereinigung mit der Vega, bei dem Bade— 
orte Nehme in die Weſer jich ergießende Werre und die aud dem Paderborniſchen kommende 
Emmer, melde jevod nur durch den Öftlihen Theil (das Amt Schiever) ihren Lauf nimmt und 
dann in die waldeckiſche Grafſchaft Pyrmont übertritt. 

Der größere Weferftrom berührt das Land zwiſchen den Ortſchaften Varenholz und Gall- 
dorf nur auf einer Strede von faum einer Meile und bildet die nördliche Grenze zwiſchen dem 
Fürſtenthum ſowie dem preußiihen Negierungsbezirt Minden, Auf diefer Furzen Strede wird 
lippeicherfeitd zu Erder ein Schiffahrtszoll von den vorbeipaffirenden Fahrzeugen erhoben. 

Von den mwaldigen Höfen des Gebirgszuges leiten ohne Frage nicht minder die Duellen 
der Lippe ald die der etwa 1, Meilen entfernten End, weldye beide an der ſüdlichen Abdachung 
bed Gebirges in dem paberboriftien Theile der Senne zu Tage treten, ihren Urfprung ab. 

Auf dem zwiſchen ven Duellen der Lippe und Ems ſowie den Sälußten des Teutoburger: 
twaldes begriffenen Raume find nad den übereinftimmenden Angaben römischer Geſchicht- 
fpreiber im Jahre 9 n. Chr. die Legionen des Varus von den Cherusfern unter Anführung 
ihres Fürften Arminius vernichtet, zu deſſen Erinnerung auf der Höhe des Teut, jegt Groten— 
burg, ald muthmapliche Gegend des Schlachtfeldes, vor etwa 20 Jahren ein Eoloffaler Unterbau 
von Sanpftein zu circa 80 Fuß Höhe errichtet ift, auf welchem das in Kupfer getriebene, vom 
Bildhauer Bandel anzufertigende Standbild des Befreiers aufgerichtet werden ſoll. 

Der mittlere aus Sandftein beſtehende Gebirgszug ift, eine halbe Stunde von vem Städten 
Horn, von vormeltlihen Fluten durchbrochen, und die ſtehen gebliebenen feften Maifen bilden die 
durd ihre Schönheit berühmte Felspartie, die fogenannten „Grterfteine”, welde für die nach 
Paderborn bindurhführende Landſtraße ein mächtiges, über 100 Fur hohes Felſenthor abgeben. 
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Ungeachtet der bergigen Beſchaffenheit ift der vorzugsweife Ichmige, oft fogar thonige, viel: 
fach auf einem Untergrunde von Kalfftein und Mergel ruhende Boden im allgemeinen frucht— 
bar, wenigſtens nicht undanfbar und bei angewandter rihtiger Behandlung durdaus ergiebig. 

Die aus ver hoben Lage fi ſchon ergebende reine Luft, in Verbindung mit dem Reichthum 
an friſchen Duellen und geeignetem Trinfwaffer erzeugen ein geiundes Klima, ſodaß anfterfende 
Seuchen entweder gar nicht oder doch höchſt jelten vorfomnıen. 

Die Haupterzeugnifle des Landes beftehen in Getreide und Vieh, deſſen (nämlich des legtern) 
Anzudt ſowol durd ausgedehnte Waldhuden ald auch insbeſondere Durch jorgfältigen Wieſen-, 
beziebungsweife Weidebau vermittelft des Reichthums der vorhandenen Gewäſſer begünftigt 
wird. Außerben liefern die vorzugsmeile aus Buchen: und Eichen: und nur jehr vereinzelt aus 
Nadelhölzern beftehenden Waldungen trefflihes Brenn: und Bauholz. Das Brennholz reiht 
deſſenungeachtet noch nicht einmal zum eigenen Berarfe aus und werden nebenbei große Men— 
gen eingeführter Steinkohlen zur Beuerung verbraudt. Die Gebirge liefern vorzüglid Kalf: 
ftein (gebrannt ald Mörtel dienend) und Sandfleine zu Quadern für Bauten und für allerlei 
andere Zwecke. 

Bigentlihe Foſſilien haben ji bis dahin außer ganz unbebeutenden Lagern von bituminö— 
jem Schiefer nicht gefunden, insbeſondere audy feine Steinfohlen, ſodaß wirklicher Bergbau gar 
nit vorhanden ift. Dagegen befigt bad Land eine ergiebige Saline zu Uffeln, melde Salz über 
das eigene Bedürfniß hinaus produeirt, ſowie aud mehrere Mineralquellen, namentlich ſchwe— 
felhaltige und fohlenjaured Gas audftrömende im Babeorte Meinberg. 

Die an der früher erwähnten Heidegegend, der fogenannten Senne, belegenen Ortſchaften 
treiben ziemlich einträgliche Bienenzudt. 

Ein Pferdegeftüt wirb auf dem fürftlihen Jagdſchloſſe zu Lopshorn unterhalten, von wo die 
Stuten mit ihren Füllen ganz frei im Walde meilenmeit jich zerftreuen, den Sommer über oft 
in Geſellſchaft des ziemlich zahlreihen Hochwildes draußen bleiben und ſich erft wieder im Win- 
ter von felbft nad dem befannten Fütterungsplatze zurüdziehen. Died Geſtüt lieferte die be: 
rühmten Sennerpferbe, wovon vorden viele edle Thiere oft für hoben Preis weithin aufer 
Landes abgejegt und verfauft wurden. 

Neuerdings hat dieſer Verkauf jehr abgenonmen, beinahe faft ganz aufgehört, wie denn 
überhaupt das Land im allgemeinen feine Pferde ausführt, fondern felbige in ziemlicher Menge 
aus Dünemarf und Oldenburg im Handel bezieht und fogar gegenwärtig duch jene däniſche 
oder oldenburgiſche Raſſe anftatt der eigenen Senner den Schlag der Aderpferde zu verbeſſern 

- bemübt iſt. 

Bis vor etwa 30 Jahren gab der Flachbau, die Garn: und Leinwandbereitung einen 
Hauptnabrungdzweig für die unbemitteltere nit Aderbau treibende Bevölferung ded Landes 
ab, und der unter dem Namen Bielefelder Leinen (vorzugsweije lippeiches Fabrikat) weit und 
breit berühmte Stoff machte einen erheblihen Artikel felbft des überfeeiihen Handels aus. 

Späterbin haben aber die in fremden MWelttheilen mehr beliebten Baummollftoffe, noch 
mehr aber die mohlfeiler als Handgeipinfte herzuftellenden Maſchinengarne, Linnen und Drell 
das Geſchäft jo in Verfall gebradt, daß es die Arbeit nit mehr lohnte, daher denn die 
Induftrie in Beziehung auf die Ausfuhr ganz außerordentlich vermindert, ja am vielen Orten 
wol nur auf den eigenen Bedarf beſchränkt ift. 

Die Bewohner, circa 108000 an der Zahl, weldhe ih mit Ausnahme von etwa 3000 Lu⸗ 
theranern, 400 Katholiken und 2000 Juden zur reformirten Gonfeffion befennen, wohnen in 
7 Städten, 5 Sleden und gegen 100 Dorf: oder Bauernſchaften. Die beiden größern Städte, 
Detmold und Lemgo, haben etwa 4— 6000, die fünf übrigen, Lage, Blomberg, Horn, Uflen 
und Barntrup durchſchnittlich gegen 2000, alle zufammen aljo etwa 20000 Einwohner. 

Rechnet man von dem Geſammtflächengehalte zu 21 Duadratmeilen etwa zwei Sieben: 
tel ab, welche mit Wald bedeckt ind, jo fommt auf jede dev 15 übrig bleibenden Quadrat: 
meilen einfchlieglih ver Sand: und Heibeflähen in der Senne eine Einwohnerzahl von über 
7000 Seelen. 

Der geringe Umfang des Landes vermag für jo viel Menſchen den nöthigen Bevarf an 
Lebensmitteln nicht heroorzubringen und ift fremde Einfuhr erforderlich. Erwägt man nun 
ferner, daß die Ausfuhren im wejentlihen auf Gichenbaubolz, allerlei Thierhäute, Wolle, eini— 
ges Vieh, als Schafe und junge Schweine zum Mäſten (denn das fette Vieh reicht höchſtens 
zum eigenen Bedarf aus), ſich beſchränken, auch Fabriken und Gewerbe für fremden Abſatz von 
erheblicher Bedeutung nicht exiſtiren, ſo könnte es im höchſten Grade räthſelhaft erſcheinen, wie 
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die Bilanz zwiſchen Einnahme und Ausfuhr ausgeglichen wird, da Lippe allein über 108000 
Thlr. aus dem Zollverein ald Antheil von den Verbrauchsſteuern jährlich bezieht. 

Diefes Räthſel Löft fich durch eine Ericheinung, mie jie im gleihen Umfange wol in feinen 
deutſchen oder gar europäiſchen Staate befteht. 

Mit dent erften Lerchenſchlage des Frühlings verlaffen gegen 10— 15000 Arbeiter im: 
Alter von 16 bis über 60 Jahre hinauf ihre Heimat, um auswärts Verdienft aufzujuhen. 
Scharenweife, meiſt in blauen Blufen mit einem fhweren, ihre nothdürftigſten Kleidungsſtücke 
fowie einige Mundvorräthe an Sped und Fleifh bergenden Schnapſack auf dem Rüden, fiebt 
man fie ihren Beftimmungsorten Holland, Oftfriesland, den Weſer- und Elbniederungen, Han: 
nover, Holftein und Preußen zueilen, ja jelbit in Dänemark hinein nad Jütland und neuer: 
dings ſogar über den Sund hinaus bis Schweden ihre Wanderungen ausdehnen. 

Ihre Beſchäftigungen find Torfſtechen, Grasmähen, Mauern, vorzugsweiſe aber die Anfer— 
tigung von Ziegelwaaren, worin fie ih wegen ihrer Geihidlichkeit und Ausdauer einen ver- 
dienten Ruf erworben haben, jodaß fie weit und breit hin gejucht find. Vom erften Grauen 
ded Tages bis zu anbredender Dunfelheit unterziehen jie ich mit unverdroſſenem Fleiße, ſich 
nur eine furze Raft zum Effen und Ausruben gönnend, der jchwerften Arbeit, um einen an— 
fehnlihen Tagedgewinn zu erübrigen. 

Die Bereitung der einfachſten Nahrungsmittel, meiftend nur aus Hülfenfrüdhten und Sped 
beftebend, wird auf gemeinfame Koften von dem jüngften Mitgliede der Geſellſchaft, dem je: 
genannten Ziegeljungen, bejorgt. Oft erft im Spätherbit fehren dieje Zugnögel nach dem 
häuslichen Herde zu ihren Familien, welde mit Beihülfe inzwischen gefandter Unterflügungen 
von dem Verdienfte der grauen und Kinder bis dahin ſich unterhalten müſſen, zurüd, um mit der 
heimgebrachten Ausbeute den nur wenig Gelegenheit zum Erwerbe bietenden Winter zu friften. 

Durchſchnittlich mag jeder Arbeiter immerhin einen Betrag von 50 Ihlen. erübrigen, wo: 
durch denn im ganzen die beträdtlihe Summe von 500— 750000 Thlrn. baaren Geldes ins 
Land gebracht und jo dad Gleichgewicht zwiihen der Ausgabe Für fremde Zufuhren, nament- 
lih Golonialwaaren, bergeftellt wird. 

Diefer fo äußerſt wichtige Erwerbszweig erfreut fih übrigens auch einiger ftaatliher Für: 
jorge, indem regierungsjeitig vier Beamte angeftellt find, welche in dem einem jeden befonderd 
angewiefenen Diftriete die einlaufenden Beftellungen entgegennehmen, die Verträge mit den 
Arbeitgebern vermitteln, die Einhaltung der beiderfeitig übernommenen Verpflichtungen über: 
wachen und entftandene Streitigkeiten mittel fahverftändiger Schiedsmänner ohne gerichtliche 
Procedur zu jhlihten ſuchen, endlich aud nebenbei die Gelvfendungen der Arbeiter an ihre 
Familien in der Heimat beforgen. Früher führten fie deshalb ven Nanıen Ziegelboten, jegt 
aber Ziegelagenten. 

Zu tadeln ift bei diefer ſonſt löblihen, mit beveutendem Einkommen für die betreffenden 
Beamten verbundenen Einrichtung, daß die Bewohner des Landes anderjeitig gezwungen find, 
den Agenten vie beſtimmte Taxe auch felbft dann zu zahlen, wenn fie jich der Vermittelung def: 
jelben nicht bedienen, vielmehr auf eigene Hand ih Arbeit verfchaffen, wodurd denn der natür: 
lihen Breiheit ein unpaffender und unnötbiger Zwang angetban, gleichfam ein neues Bann— 
recht geichaffen wird. 

Mitunter erwerben fich diefe, früher gewöhnlich Hollands- oder Frieslandsgänger, jegt aber 
meift Ziegler genannten Wanderarbeiter, bejonderd wenn fie ald Meifter oder Unternehmer 
Gewandtheit und Einſicht bejigen, erhebliches Vermögen. In der Regel wird aber der mühlanı 
im Sommer erfparte Verdienft im Winter von der Familie wieder aufgezehrt, ſodaß Erſpar— 
niffe für das gebrechliche Alter wenig vorfommen und ſich die Altern auf die Unterflügung ibrer 
mühſam auferzogenen Kinder verlaffen müſſen. 

Es ift auffallend, daß jich diefe Arbeiterauswanderung ziemlich auf den Umkreis det Für— 
ſtenthums beihränft und in den umgebenden Nachbarftaaten, namentlih bei der katholiſchen 
Bevölkerung des frühern Bisthums Paderborn, nicht angetroffen wird. &8 erklärt jih viele 
Erſcheinung eineötheild aus der allgemein menjhligen Neigung, die Gewohnheit oder Be: 
ſchäftigung der Altern fortzufegen, anderntheild aus den bezüglich des Grundbeſitzes beſtehen— 
den Ginrihtungen. 

Abgeiehen von ven jieben Städten mit ihren allerdings viele taufend Scheffeljaaten ent: 
haltenden (aud werthvolle Korften in ji begreifenden) Feldmarken oder Gebieten, in welchen 
völlig freie Verfügung und Theilbarfeit des Eigenthums herrſcht, iſt nämlich der übrigens von 
aller Leibeigenfhaft und Gut&hörigfeit befreite eigenthünliche ländlihe Grundbeſitz (jedoch 
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eirca 30 theilweile in bürgerlihen Händen befindlihe fogenannte Nittergüter und etwa ein 
Dugend berrihaftliher Meiereien abgerechnet) dem fogenannten Colonatsrechte unterworfen, 
wonad die Theilbarfeit der Güter im Grundſatze ausgefchloffen wird, der älteſte Sohn oder, in 
Ermangelung folder, die ältefte Tochter das ganze älterlihe Gut mit allen Zubehörungen er- 
erbt, und den übrigen Gefchwiftern nur eine höchſt unbedeutende, meitend zu dem Wertbe des 
Hofes in gar feinem Verhältniffe ſtehende Abfindung in Geld und Naturalien bei ver Verhei— 
vathung zu gewähren verpflichtet ifl. 

Nah diefer aus der Gutsherrlichkeit, beziehungsweiſe Leibeigenſchaft, herrührenden, leider 
trog der völlig umgeftalteten Zeitverhältniffe unverändert beibehaltenen Beihränfung belaufen 
Tich die Abfindungen (die jogenannten Brautihäge) eines Hofes im Werthe von 20—30000 
Thlen. und darüber höchſtens gegen 3 — 400 Thlr. 

Bei der Geſchloſſenheit der Höfe find die nahgeborenen Kinder nun genöthigt zu dienen 
oder in den Einliegerftand überzutreten, d. 5. Miethlinge zu werben, und da ihre geringe Ab: 
findung jie zum Betriebe eines andern Gewerbes nicht in den Stand jegt, mit Handarbeit ihren 
Unterhalt zu verdienen, der jie denn meiftend ald Ziegler in dad Ausland führt. So ift fehr oft 
der eine Bruder ein wohlhäbiger reicher Bauer oder Hofbefiger, während feine Geſchwiſter 
mühſam nad dem täglihen Brote ringen. Das Los dieſer Ziegler ift meiftens ein trauriges; 
Gntbehrungen und übergroße Anftrengungen, welche ihnen von Jugend auf eine geiflige 
Ausbildung und damit die Mittel eines erleihterten Erwerbs nicht geftatten, reiben oftmals ihre 
Gefundheit frühzeitig auf, ſodaß fie jpäterhin den Armenmitteln zur Laſt fallen. 

Es trifft die Negierung ein ſchwerer Vorwurf, daß fie jeither fo wenig Gifer bewieſen bar, 
jene ÜIberbleibfel früherer Barbarei, wodurch die Bauerhöfe geriffermaßen als Baronien oder 
Fideicommiſſe vaftehen, zeitgemäß zu regeln, wenigftens (was ein Leichtes gewefen wäre) bie 
ganz unnöthigen Beihränfungen aufzuheben, wodurch die Colonatäbejiger förnıli behindert 
werben, den Anforderungen der Gerechtigkeit ihren Kindern gegenüber zu entſprechen. Denn 
nad dem beftehenden Buchſtaben der Gejege ift dem Bauer weder geftatter, ohne vorberige Zu: 
flimmung der Landesregierung fein Gut jelbft auch nicht im ganzen zu veräußern, noch auch 
die Abfindungen über die Polizeiordnung von 1620 hinaus zu erhöhen, oder Vereinbarungen 
mit dem Anerben über eine Geldtheilung an ſeine ®efhwifter rechtsgültig zu ftipuliren. Sollen 
die andern Kinder über das elende Maß der Brautihagquote hinaus bedacht werden, jo kann 
dies gewiſſermaßen nur mit Umgehung der Geſetze zu Stande gebracht werben. 

Bei dem Mangel gewerblicher Unternehmungen ift die Vermehrung der Klaſſe der Beſitz- 
ofen oder Einlieger, welde außerhalb ver Heimat ihre Nahrung, den Bienen vergleihbar, fi 
mübfam berbeiholen, unausbleislih und gibt zu einer großen Galamität Befürdtung, jobald 
jener Erwerb einmal dur irgendwelche Ereigniffe ins Stoden geräth, weshalb auf baldige 
Anderung dieſes großen Misftandes vor allem andern ernftlich Bebacht genommen werden muB. 

Das Fürſtenthum Lippe: Detmold bildet mit Bückeburg und Walde die 16. Curie im 
Engern Bundedrathe. Die jieben Städte des Landes haben ihre eigene Verwaltung und Ge: 
richtöbarfeit, deren Ausübung durch die im Jahre 1842 eingeführte Städteordnung zwedmäßig 
geregelt ift. Die Grundzüge derfelben find ver gleihartigen trefflichen Schöpfung des preußi- 
ſchen Minifters v. Stein aus den Zeiten der Befreiungsfriege entlehnt, und fie hat ſich durch 
die feitherige zwanzigjährige Erfahrung bereits aufs vollftändigite bewährt. 

Nach ihren Beflimmungen wählen die geſammten Bürger ohne Unterſchied ihrer Anſäſſig— 
feit oder ihred Vermögens 12—18 Stadtverordnete nebit einer gleihen Anzahl Stellvertreter, 
welde zufanımen wiederum den aus dem VBürgermeifter und 4—5 Beifigern beftehenden 
Magiftrat ernennen. Legterer ift die vollziehende, das Stabtverordnetencollegium gewiller: 
maßen die gejeggebende und controlivende Behörde, ohne deren Bewilligung feine Gelder ver— 
ausgabt werden dürfen. Die meiften irgend wichtigen Angelegenheiten werden in gemeinjamen 
Sigungen beider Gollegien erlevigt. 

Außer der Verwaltung des Vermögens üben die Städte auch ihre Polizei durch ven Vor— 
figenden ded Magiftrats aus. i 

Die Nechtöpflege it von der Verwaltung getrennt und wird von einem vom Magiftrat 
unabhängigen, blos den Obergerichten und der Regierung untergeordneten Stadtrichter oder 
Syndikus nebft zwei Gerichtsſchöffen und dent font nöthigen Hülfsperfonal verfehen. Der: 
jelbe bezieht einen firen Gehalt aus der Stadtkaſſe, ift lebenslänglih angeftellt und unter: 
ſcheidet ji bon andern Staatsdienern lediglich dadurch, dag er unter Vorbehalt landesherrlicher 
Betätigung vom Magiftratd: und Stadtverorbnnetencollegium aus den zum Richteramte befähig: 
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ten Rechts befliſſenen erwählt wird. Eine derartige Einrichtung hat feinen einzigen der übrigens 
mit der Batrimonialgerihtäbarfeit verbundenen Nachtheile, ift vielmehr infofern nad Ana— 
logie der englifchen Friedendgerichte empfehlungswerth, als die Erwählung feiten® der betref- 
jenden Gemeinde das gegenjeitige Bertrauen, diefed Haupterforderniß jeder richterlichen Stel- 
lung, fihert, welchem Geſichtspunkte in den Berfaflungen der meiften deutſchen Staaten längſt 
nicht die gebührende Rechnung getragen fein dürfte, 

Das übrige platte Rand zerfällt in 15 Bezirke oder Ämter, deren Verwaltung, Rechts- 
pflege, Polizei nad) allen Beziehungen ungetrennt von je einem rechtskundigen Beamten unter 
dem Titel Amtmann over Amtörath unter Beihülfe eines gleichfalls rechtäfundigen Actuars 
oder Aſſeſſors ſowie eines Rendanten ausgeübt wird. . 

Die Ernennung dieſer fämmtlihen Beamten erfolgt ohne irgendwelche Berheiligung der 
Bevölkerung vom Landesherrn. 

Die Vorfteher der in den Verwaltungsbezirken belegenen Dorfihaften in Gemeinſchaft mis 
den Beligern der wenigen Rittergüter bilden unter Vorfig des Beamten den jogenannten Amts: 
gemeinderath, dem über mancderlei allgemeine Angelegenheiten, namentlih den Bau der ſo— 
genannten Communalwege im Gegenjage von den Landſtraßen, jowie über das Armen = und 
Okonomieweſen eine jedoch durch vielfadhe höhere Genehmigung beſchränkte Berathung und Be: 
ſchlußfaſſung zufteht. 

Diefe Einrihtung in Verbindung mit den nähern Beitimmungen über die Heimatsver— 
bhältniffe und über das Niederlaffungsredt ift ebenfalld pur ein Gefeg vom Jahre 1842 ins 
Keben gerufen und jevenfalld der Keim einer allmählichen Selbftentwidelung ver ländlichen 
Bevölkerung darin nicht zu verfennen. 

Über den genannten ftäbtifchen und ländlichen Behörden fteht die aus einen Präfiventen 
und drei bis vier Räthen, nebit dem nöthigen Hülfsperfonal, gebilvete ‚Regierung‘, durch 
welche bis zun Jahre 1853 ver jevesmalige Landesherr Die gefammte oberfte Staatägemalt, 
abgeieben von der Selbflänpigfeit der Rechtspflege, ausüben ließ. Seit 1853, etwa zwei Jahre 
nad; dem Regierungsantritt des jegigen Fürſten, ift aber, wie ſich bereits leider herausgeſtellt 
bat nicht zum Wohle des Landes, ein nur aus einem Minifter beftehendes Gabinet ein= 
gerihtet, und dadurch das Regierungscollegium, dem bie frühern Landesherren oft in eigener 
Perfon zu präfidiren oder doch beizumohnen pflegten, zu einer Mittelbehörde herabgedrückt. 

Für einzelne Zweige der Landedverwaltung, ald namentlich für ven Wegebau, das Medi— 
cinalmeien, Ablöfungsfahen u. ſ. w. befteben bejondere Abtheilungen unter Leitung eines 
Regierungsmitgliedes, dem noch die nöthigen Fachbeamten beigegeben finv. 

Das noch ungetrennte landeöherrlihe Haus: und Gtaatdvermögen wird von einem aus 
einen Director und mehreren Räthen zufammengefegten Collegium, ver jogenannten Rent— 
kammer, verwaltet, von welcher neuerdings dad Forſtweſen als eine felbftändige Behörde unter 
der Benennung Forſtdirection, mit einem Forſtmeiſter an der Spige, abgezweigt ift, während 
früher der Forſtmeiſter nur ald Mitglied fürftlicher Rentkammer, dem die beſondere Aufricht 
über die Korften oblag, fungirte. Die Rechtspflege in den höhern Inftanzen wird durch zwei 
concurrirende Obergerichte, das Hofgericht und die Juftizkanzlei, ausgeübt. Diefe Dualität 
int aber eigentli nur eine nominelle, weil drei Mirglieder der aus einem Director ſowie vier 
bis fünf Räthen oder Aſſeſſoren beftehenden Juftizkanzlei auch das Hofgericht formiren. Nur 
infofern bejteht einiger Unterſchied, als wichtigere Sachen im jogenannten General-Hofgericht 
verhandelt werden, mo das gemöhnliche Perſonal durch Hinzutritt eines Mitgliedes der Regie: 
rung, eines bückeburgiſchen Commiſſars, ſowie zweier rechtäkundigen Deputirten des Landtags 
vermehrt wird. Be 

Bon den Entideidungen ver Amter und Stadtgerichte als der erften Inftanz für alle vor: 
kommenden bürgerlihen Rechtsſtreitigkeiten wird an die Obergerichte appellirt, und von dieſen 
wiederum an das vor wenigen Jahren durch Staatöverträge als höchſte und dritte Inftanz con- 
fituirte königliche Oberappellationsgericht zu Celle, wohin jedoch nur Gegenftände im Werthe 
von 400 Thlrn. und darüber gebracht werden fünnen. Für geringere Sachen bilden die beiden 
Obergerichte zugleich die zweite und dritte, für Schriftfäſſige, namentlich die Beſitzer der Nitter= 
güter fowie das fürfllihe Domanium, auch die erfte Inftanz. Daneben ift aber, was in einem 
kleinen Stante zur Wahrung des Vertrauens in der Rechtspflege jebr weſentlich beiträgt, die 
Verſchickung der Acten oder die Einholung eines Urtheils bei den Spruchcollegien der Univer— 
täten an Stelle der Obergerichte (mit Ausnahme der fogenannten Bagatellfahen bie zum 
Wertbe von 50 Thlen.) in allen beveutenden Streitfahen, ſelbſt auch in Strafiahen, geftattet. 
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Die Strafrechtöpflege wird gleihfalls von den Mitgliedern des Obergerichts, welche zu 
einem Griminalgericht zufammentreten, beforgt. Den Untergerichten ſteht in allen Strafſachen 
der erſte Angriff, beziehungsweiſe die Vorunterfuhung, bei den Vergehen, welde mit feiner 
längern als einjährigen Breiheitsftrafe bedroht find, die ganze Unterſuchung zu, ſodaß die Ber- 
handlungen nur and Griminalgericht zur Bällung des Urtheils eingefandt werden. 

Die Ahndung der Eleinern Vergehen, namentlih aud der Poligeiübertretungen bis zu 
14 Tagen Gefängniß oder 25 Thlrn. Gelpitrafe, ift vorbehaltlich dev Berufung an die Obergerichte 
ven Untergerichten überwieſen. 

In büͤrgerlichen Streitigkeiten gilt das römiſche und beziehungsweiſe deutſche Privatrecht, 
nebſt den in 12 Bänden Landesverordnungen enthaltenen Particularrechten; für Strafſachen 
iſt dagegen das im Jahre 1842 eingeführte braunſchweigiſche Criminalgeſetzbuch maßgebend. 

Mannichfachen Proceßgebrechen iſt durch eine vor etwa drei Jahren publicirte Verordnung 
über das Verfahren in bürgerlichen und Strafproceßſachen abgeholfen, namentlich der frühere 
gemeindeutſche ſchleppende Gang durch ein ſtrengeres Contumacial- und Bagatellverfahren 
nach preußiſchem Vorbilde abgekürzt, auch durch Zulaſſung der früher nur ganz ausnahmsweiſe 
bei den Amtern geduldeten Rechtsanwälte eine ſorgfältigere Behandlung geſichert. 

Sämmtliche Notariatsgeſchäfte, ferner alle Handlungen der ſogenannten freiwilligen Ge: 
richtsbarkeit, namentlich auch die Vormundſchaftsſachen, dad Katafter: ſowie dad Hypothefen: 
weien, gehören ausjhlieplih zum Geſchäftskreiſe ver Stabtgerichte und Amter. 

Der gefammten Rechtöpflegeliegtübrigens das fhriftlihe Verfahren zum Grunde und fehlen 
zur Zeit noch ebenjomwol Öffentlichkeit und Mündlichkeit als Anklageproceß und Schwurgeridte. 

An der Spige der firhlihen Angelegenheiten fleht ein unter dem Borfige eine? Regierung: 
mitgliedes aus drei bis vier geiftlichen Näthen gebildete Conſiſtorium, welches zugleich auch die 
Schulangelegenbeiten leitet. 

Durch die neuerlihe Unterordnung des Conſiſtoriums unter ven Gabinetsminifter ift die 
im Wefen des Proteftantismus liegende Selbftbeftimmung der Gemeinden bedenklich gefährvet, 
weil ihnen dadurch ganz einfeitig von oben herab nicht allein oftmals Prediger ganz entgegen= 
gejegter religiöfer Richtung beftellt, jondern auch felbft Religionsbüdher ohne vorher eingeholte 
Zuftimmung eingeführt find, worüber großer Unwille und Gärung im Lande herrſcht. 

Das Conſiſtorium it auch die zuftändige Behörde für ſämmtliche Geiftliche in Rechtsange— 
legenheiten, ſowie die erfte Inftanz in Che: und Verlöbnipftreitigfeiten. 

Das Schulwefen im Lande zeichnet ji vor vielen andern Staaten aus und verbanft ſolches 
vorzugsweiſe der Fürftin Pauline. 

Im Jahre 1850 kam ein aus dem Geiſte der deutſchen Grundredte hervorgegangenes, im 
weſentlichen noch jegt beſtehendes, wenngleich noch nicht vollftändig ausgeführtes Schulgejeg 
zu Stande, wodurd die Schule der Kirche entzogen und zunächſt von der Gemeinde unter Ober: 
aufſicht und Leitung des Staats verwaltet wird, 

In dem von der Gemeinde erwäblten Schulvorftand ift der Geiftlihe des Kirchſprengels 
zwar ftändiges Mitglied, hat jedod nur Eine Stimme. Der Oberfhulbehörve fteht bei Be: 
jegungen der Vorſchlag von drei geeigneten Bewerbern, der Gemeinde ſodann die Wahl zu. 
Die geringfte Lehrerjtelle auf den Dörfern muß außer freier Wohnung nebft Garten 150 Thlr., 
die Bejoldung eines Nebenlehrer® 110 Thlr. betragen, wofür nöthigenfalld aus Staatömitteln 
Gewähr geleiftet wird. 

Die Lehrer haben die Rechte der Staatsdiener und fünnen nicht ohne Urtheil und Recht 
ihrer Stellen entjegt werden. 

Die Staatöviener find durch das Staatävienjtgeieg vom Jahre 1850, welches ihre dienft- 
lichen Verpflichtungen fowie ihr Einkommen regelt, in angemejlener Weife gefihert und ift 
namentlich die fhon früher beftandene Unabhängigkeit der Richter, deren Benadtheiligung im 
Disviplinarwege ohne gegründete Urſache mannichfache Schwierigkeiten darbietet, im allge: 
meinen genügend geſchützt. 

Auper den gemöhnlihen Volksſchulen beftehen zwei Gymnajien in Detmold und Lemgo, 
fomwie in den Städten Blomberg, Uflen, Horn und Lage fogenannte Rectorſchulen, wo von 
einem Gandidaten neben den allgemeinern Wiffenfhaften aud Unterricht in alten und neuern 
Spraden ertheilt wird. 

Die Volksſchullehrer werden in einem zu Detmold unterhaltenen Seminar audgebilvet. 

Seit Anfang der vierziger Jahre ift außerordentlich viel fürdie Herftellung guter Landſtraßen 
geichehen, deren Anlegungs= und Unterbaltungsfoften ſich jährlich auf viele Taufende belaufen. 
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Die meiften irgend erheblichen Ortſchaften jind duch bequeme Wege verbunden, wodurch 
fich der Verkehr ſowie auch die Landwirthſchaft, ingleihen der Werth der Grundgüter, ungemein 
gefteigert hat. 

Das Land erfreut ſich nebenher vieler wohlthätiger und nüglicher Anftalten, unter denen 
namentlid die Induftriefhulen zur Anfertigung weiblicher Handarbeiten in den meiften Ort: 
ſchaften, in denen eine Schule befteht, ferner die Irrenanftalt zu Brafe, das Strafwerkhaus und 
die Landeöftrafanftalt, ſowie das Landkranfenhaus zu Detmold, die Legge-Anftalt zu Lenıgo, 
die Hagel: und Feuerverfiherungsanftalt für Gebäude, aud allgemeine Brandfaffe genannt, 
die Sparkaffegefellihaften in den meiften Städten des Landes, endlich die fürſtliche Landes— 
fparfaffe jowie dig Unterſtützungskaſſe und die Leihefaffe zu Detmold hervorzuheben find. Die 
legtere, ſchon in der legten Hälfte ded vorigen Jahrhunderts gegründet, verdient bejondere Er: 
wähnung, weil jie nicht allein Gelegenheit zur fihern Unterbringung von Geldern in den da: 
maligen ftürmifhen und unſichern Zeiten, fondern auch allen nicht ganz überſchuldeten Eigen: 
thümern von Liegenſchaften Eredit und die Möglichkeit eröffnete, in jährlichen Abträgen das 
Kapital allmählich zu tilgen. Sie bot dem Handwerker die Wohlthat der Vorfhußvereine und 
bewahrte ven bevrängten Landmann davor, Wudherern in die Hände zu fallen. 

Es läßt ſich nicht verfennen, daß jeit Anfang dieſes Jahrhundertö unter weifen Herrſchern 
für die Beförderung der materiellen Wohlfahrt lobenswerth geforgt ift, weshalb das kleine 
Gebiet in diefer Hinfiht einen Vergleich mit umfangsreichern Staaten nicht zu ſcheuen braudhte. 
Befonderd war dad Streben darauf gerichtet, den Grundbeſitz von allen hemmenden Feileln zu 
befreien, wie ſolches namentlih dur das Zehnt:, Dienft: und Kornablöfungsgefeg vonı 
Jahre 1837 jowie dad Hudeablöſungs- und Gemeindetheilungsgefeg mit Erfolg geſchehen ift. 
Die Landwirtbihaft Hat fih dadurd merklich gehoben und der früher belaftete und bedrückte 
Bauer ift zum wohlhabenden reihen Manne geworben. 

Andererfeitd laflen jih aber auch große Misftände, welche in dem patriarhaliihen Weſen 
£leiner Staaten liegen, nicht verſchweigen und kann nur die lebhafte Wechſelwirkung mit ven 
fortgefhrittenen Zuftänden größerer Länder die Lebensfähigkeit jener erhalten. 

Die im Wege der DOctroyirung im Jahre 1853 mwiederhergeftellte Verfaflungsurfunde 
vom Jahre 1836 verdient faum den Namen einer Nepräfentativverfaflung und findet in der 
Art, wie fie von den Minifterien Fifher und v. Oheimb gehandhabt worden, mol kaum 
ihresgleichen. | 

Nach der ebenerwähnten Verfaflungdurfunde beftehen die Landſtände aus den Abgeord— 
neten der Bejiger von 28 adelihen landtagsfähigen Rittergütern, der fogenannten Ritterſchaft, 
ferner der 7 Städte und der bäuerlihen Orundbefiger. Cine jede diejer drei Klaffen ſendet 
fieben Abgeoronete in den Landtag. . 

Die Ritterfchaft ernennt folde ganz nach ihrem Belieben ; in einer jeden der ſieben Städte 
geihieht die Wahl durd dad Magiſtrats- und Stadtverorbnnetencollegium, weldem eine gleihe 
Anzahl Bürger nad Ermeſſen des Magiftratd cooptirt wird, unter Leitung eines landesherrliden 
Commiſſars; das flache Land ift in jieben Bezirke getheilt, deren Bauerfchaften in einer Ver: 
fanımlung von den betreffenden Ämtern unter Vorfig des älteften Beamten eine beftimmte An: 
zahl Wahlmänner ohne nähere Beitimmung über die Art und Weife ver Abftimmung ernennen. 

Nach erfolgter Betätigung diefer Wahlmänner mitteld einer vom Landesherrn ausgeftellten 
Urkunde gefhieht dann von ihnen am Wohnfige des älteften Beamten unter deſſen Anordnung 
die Wahl des Abgeordneten jelbft. Die Wahl gilt auf die Dauer von ſechs Jahren und ift vie 
Freiheit der Wähler außerordentlich dadurch beſchränkt, daß ein Abgeordneter der Städte (jedoch 
mit Ausnahme des Bürgermeifterd oder Stadtfyndifus) einen bürgerliben Grundbeiig im 
MWerthe zu 3000 Thlrn., auf dem platten Rande ein fhuldenfreies Golonat im gleichen Wertbe 
beiigen muß, mit andern Worten können die Städte nur einen wohlhabenden anfälligen Bür: 
ger, die Bauern nur einen vermögenden Bauer abordnnen, wofür außerdem noch ein Alter von 
30 Jahren und die Fähigkeit, feine Gedanken jhriftlih auszudrüden, erfordert wird. 

Der Landtag beforgt feine Geſchäfte dur den fogenannten Landſyndikus und ſoll für ge: 
wöhnlid alle zwei Jahre zufammenberufen werden. 

Die fieben Abgeordneten der fogenannten Ritterſchaft, deren Vorfigender zugleih auch das 
fändige Präſidium des gefammten Landtags führt, bilden eine befondere, und zwar die erfte 
Eurie für ji, gegenüber der aus den 14 bürgerlihen und bäuerlichen Abgeordneten beftebenden 
weiten Curie. 


Nur die Auferlegung neuer Steuern ift von der ausdrücklichen Zuſtimmung der Landſtände 
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mittels Abftimmung in gemeinfamer Sigung beider Gurien abhängig gemadt; in Fällen, wo 
das Staatsbedürfniß unaufſchiebliche Eile hat, und in Betreff der Fortdauer der bisherigen 
Steuern nach Maßgabe des Bundedbeihluffes vom 28. Juni 1832 den Ständen dagegen nur 
ein jus monendi (dad Recht der Erinnerung), endlich hinſichtlich aller ſonſtigen Regierungs— 
vorlagen nur die Abgabe eined wohlerwogenen Gutachtens eingeräumt; nebenbei jedoch auch die 
Befugniß, über Gegenftände der Landeswohlfahrt Vorſchläge zu machen oder Beſchwerde zu 
führen, zugellanden; endlich auch die aus dem pactum unionis, dem jogenannten pactum tuto- 
rium, ſowie der Hofgerichtsordnung von 1562 herzuleitende Rechtszuſtändigkeit vorbehalten. 

Bis zum Jahre 1856 war nämlich feine eigentliche jchriftliche Urkunde über das zwischen 
Landesherr und Ständen geltende Nechtöverhältnig vorhanden. Es beruhte fat alles auf Her— 
fonımen, weldem vorzugsweiſe dad pactum unionis Simon’d I. vom Jahre 1368 (gewifler: 
waßen bie erfte lippeſche Charta), wonad bie Iheilung der Graffhaft unterfagt, und das 
pactum tutorium, wonad den Ständen die Mitwirkung bei Beitellung einer vormundidaft: 
ligen Landesverwaltung eingeräumt war, ald Orundlagen dienten. 

Die Stände haben ihrerfeitd von alters her das Zuſtimmungsrecht zu allen, die Wohlfahrt 
der Unterthanen berührenden landesherrlichen Grlaffen, das fogenannte votum negativum in 
Anſpruch genommen, und ift jenes wejentlihe Merkmal aller wirklichen Verfaſſungsmäßigkeit 
bei dem Widerſpruche der Regierung noch heutigen Tages Gegenftand eines procefjualifchen 
Bundesverfahrens. Die Verhandlungen find der Offentlichfeit entzogen, und die Bevölkerung 
erhält gemöhnlid erft nah Jahr und Tag aus einer kurzen Zufammenftellung des Landfon: 
dikus amtlihe Kenntniß von der Wirkſamkeit feiner Vertreter. 

Die große Mangelhaftigkeit des Wahlgejeged, wodurch alle Nichteigenthümer, namentlich 
aud die vielen tauſend Ziegelarbeiter von jeglicher Berheiligung ausgefhloffen find, auch außer 
Acht gelaffen, ſo wird der Werth der Verfaſſung noch dadurch völlia in Frage geftellt, daß die 
eben ritterſchaftlichen Abgeoroneten der erften Gurie (melde nur 28 nicht einmal ſehr beveu- 
tende Grundbeſitzer mit ihren Familien, alſo kaum eine Seelenzahl von 200 Berjonen repräſen— 
tiven) in getrennter Gurie für fi abftimmen. Die Mehrzahl derſelben, aljv vier Mitglieder, 
wiegen den ganzen Übrigen Landtag, welder die Gefammtbevälferung von über 100000 Men: 
ſchen vertritt, auf und find dadurch rechtlich im Stande, durch beharrliched Verwerfen einer 
Regierungsvorlage die Wirkſamkeit ver übrigen zu hemmen, beziehungsweife ver Staatsmaſchine 
Stillftand zu gebieten, fofern der Landesherr in feiner ſich beigelegten autokratiſchen Madtvoll- 
kommenheit ih darüber hinmwegzufegen aus „höhern Staatsrückſichten“ (tie der diplomatifche 
Ausdruck heißt) nicht etwa bewogen finden follte. Die vorbemerfte Eigenthümlichfeit erinnert 
unwillfürlih an den weiland polnijhen Reihstag und an die Vereitelung feiner Beſchlüſſe durch 
ven Widerſpruch (disseus) eines einzigen Staroften. 

Die Einfünfte des Landes mögen nahe an 400000 Thlr. betragen und werden in zwei 
Hauptfaffen der „Landrentei“ und der „Landkaſſe“ mit einer großen Menge unnöthiger, nur 
MWeitläufigfeiten verurfachender Unter: und Nebenkaſſen verwaltet. 

Der ältefte urjprüngliche allgemeine öffentlihe Schaf iſt die „Landrenteikaſſe“, welder die 
fürftlihe Nentfammer vorfteht. Auf ihr ruht nach dem Teftament Simon's IV. im Jahre 1597 

„‚prineipaliter‘ die Berpflihtung zur Beftreitung der Regierungslaften ee der Suftentation 
de8 fürftlihen Hofes einſchließlich der apanagirten Linien. 

In diefelbe fließen die Einfünfte ver Domänen, der anfehnlihen, wie früher bemerkt, faft 
zwei Siebentel ded Landesflähengehaltd ausmachenden Forſten, der Saline, vie frühern Zölle, 
die jogenannten landesherrlichen Gefälle, die Gewerbefteuer, die Sportelerträgniffe ver Landes: 
gerichte und die Strafgelder. Aus ihren an 200000 Thlr. (muthmaßlich) veihenven Einnahmen 
sind herkömmlich die Hofhaltung nebft Apanagen, die Unterhaltuug der Domanialgrundgüter 
und die Befoldung der Staatsdiener einſchließlich der höhern Geiftlichkeit beftritten, jedoch unter 
Beihülfe eines von den Landftänden unter dem Namen Sublevationdgelver bemwilligten Zus 
ſchuſſes von 20—30000 Thlrn. Die Conſiſtorial⸗ Forſt- und Hofgerichtskaſſe ſind Abzwei— 
gungen derſelben. 

Dieſe wichtigſte Hälfte des Staatsvermögens wird ohne geſetzliche Regelung und ohne alle 
Mitwirkung der Landſtände lediglich nach Belieben des Landesherrn von den dazu ernannten 
Beamten der Rentkammer (jetzt dem Cabinet untergeordnet) gleichſam als eine Privatſache ver- 
waltet, auch der Stand derſelben nicht veröffentlicht, ſodaß die Bevölkerung über die Vorgänge 
in völligem Dunkel bleibt. 

In dieſer ungetheilten Gemeinſchaft landesherrlicher Privat: und Staatsintereſſen ohne 
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jegliche nähere Beftimmung darüber, ein wie großer Antheil einerfeitö auf die Hofhaltung und 
andererfeitd wieder auf die principaliter zu deckenden Negierungslaften fällt, liegt ein Haupt⸗— 
übel, ja ein immer tiefer freſſender Krebsſchaden unjerer gegenwärtigen Einrichtungen. Sie ift 
als das weientlichfte Hinderniß einer gedeihlichen ftaatlihen Entwickelung zu betrachten, indem 
fie das Gewerbweſen des platten Landes, eine Hauptbedingung der öffentlihen Wohlfahrt, ja 
die ganze Gefeggebung, melde immer mehr oder minder mit Ausgaben verbunden ift oder doch 
wenigſtens in pas Finanzweſen eingreift, zu Gegenftänden fürftlicher Brivatipeculationen herab— 
würdigt, und fo die Bevölferung nad; diejer Beziehung hin in einer an die frühere Leibeigen- 
Ihaft lebhaft erinnernden Abhängigkeit erhält, welche indeß megen der patriarchaliſchen Milde 
der feitherigen Regenten weniger fühlbar war. 
lichen Kriegsſteuern entſtanden, deren Erhebung von den Kaiſern den größern und Be 
Territorialherren zur Aushülfe ver erihöpften Landrenten bewilligt wurden. Ihre Hauptein: 
nahme bildete von jeher die anfangs nur außerordentliche Gontribution oder Steuer vom Grund⸗ 
befige. Sie wirb unter Aufſicht eines beſondern Gollegiums, wozu zwei Ausſchußdeputirte der 
Landftände gehören, durch einen gemeinfamen Beamten ver Regierung, den Landkaſſen-Receptor, 
verwaltet. Diefer darf nur Zahlungen unter Zuftimmung des ſtändiſchen Ausſchußdeputirten 
leiften. Außer der Grunpfteuer zu über 30000 Ihlr. und der Vermögens: und Ginfommen- 
fteuer (bier Klaflenfteuer genannt) zu ebenfalld etwa 30000 Thlrn. Geftehen ihre gegenwärtigen 
Haupteinnahmen in den Einfünften ded Zollvereins zu nahe an 130000 Thlr. Sie dient 
nad einem den Landſtänden vorgelegten Anfchlage vorzugöweiſe zur Beftreitung ber Uinterbal: 
tung des Militäre, des Baues der Landftrafen, der Schul: und Medirinalangelegenheiten, ſowie 
zur Aushülfe der Landrenteikaſſe. 

Bon den gefammten Einnahmen beiver Kaffen zu annähernd 400000 Thlrn. werben un: 
gefähr verwandt: 


1) für das Militär einfchlienlidh dev Gensrvarmerie. . . . . 75000 Thlr. 
2) für den Wegebau . . . R 22000⸗ 
3) für Schulen und Bildungeanftalten De en TE DONE = 
4) für Zinſen von Schulden und Apanagen 50000 = 


5) für Unterhaltung der Staatsdiener und jonftige Stantäzwede 50000 = — 
Summa 225000 Thlr. 


Der nicht nachweisbare Reft zu 175000 Thlrn. wird demnach wol durch die fürjtliche Hofbaltung 
abjorbirt. Auf Hofitaat und Militär fallen aljo circa fünf Achtel, auf die übrige Staatever: 
mwaltung nur drei Achtel der gefanmten Ginnahmen. 

Die Fürftin Pauline verbraudte nur 37000 Thlr. für ihre Hofhaltung und verwandte 
alles Übrige fürs Land. 

Im Jahre 1848 befanden jidy gegen 80000 Thlr. Borrath in der Kriegskaſſe, und die Land— 
faffe war jhuldenfrei. Jetzt ift Diefelbe mit einer Schuld von 300000 Thlrn, belaftet, und die 
Schulden der Kandrenteifaffe jollen fi feitven von 350000 auf 500000 Thlr., alfo um 
150000 Thlr. vermehrt haben. 

Obgleich ſich die Landkaſſe rückſichtlich ihrer Entſtehung nur ald eine zeitweilige Schöpfung 
für außerordentliche Kriegsbepürfniffe darftellt, fo ift Doch das Beitreben der Regierung, na: 
mentlich jeit den kegten 30 Jahren, jihtlih darauf gerichtet gewejen, jie zur Hauptfaffe zu ma: - 
hen, und die Regierungslaften, welche principaliter der Yandrenteifaffe oblagen , von dieſer ab 
auf die Landkaſſe zu wälzen, demnach allmählich erftere gleihlam in eine bloße fürftliche Privat: 
chatoulle umzuwandeln und der regierenden Familie zum ausſchließlichen Gebrauch zu veferviren. 

Die gejchichtliche Vergangenheit anlangend, fo ift die Gegend des heutigen Fürſtenthums 
zuerjt durd die Feldzüge dev Römer zur Unterjohung Germaniend unter der Regierung des 
Kaiſers Auguftus befannt geworden, und wurde jie um Ehrifti Geburt von dem Volksſtamme 
der Cherusker bewohnt. Die neuern Geſchichtsforſchungen in uͤbereinſtimmung mit den An— 
gaben des römiſchen Schriftſtellers Tacitus in ſeinen Annalen“, I, 60, ſowie mit der Beſchaffen— 
beit ver Ortlichkeit, wo auch römiſche Waffen und Münzen aufgefunden worden, laſſen feinen 
gegründeten Zweifel darüber auffommen, dag die Schluchten und Anhöhen des Teutoburger: 
waldes zwiſchen den Städten Detmold und Horn (mo aud) der Berg Teutz oder Grotenburg, ver 
Standpunkt des noch unvollendeten Denkmals, liegt), ſowie ferner die daranſtoßenden ſumpfi⸗ 
gen Niederungen der Senne zwiſchen den Quellen der Lippe and Ems der Schauplatz geweſen 
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find, wo unter Anführung des Arminius von den Cheruskern und andern benachbarten Volks— 
ſtämmen die Pegionen des Varus, nachdem fie in den Hinterhalt gelockt worden, überfallen und 
nad dreitägigem blutigen Handgenenge durch gleichzeitiged Zufammenwirfen der Glemente mit 
der unwirthlihen Gegend aufgerieben wurden. 

Der Befreier Deutſchlands foll als Fürft der Cherusfer auf der Arminiusburg in der Nähe 
von Schieder gewohnt haben, doch fehlen hierüber jegliche ſichere Anhaltepunfte, 

Die fernern Schidjale des Landes bis zum 11. Jahrhundert find meiftens in undurchdring— 
liches Dunfel gebüllt. Der fränfifhe Kaifer Karl der Große, welder ums Jahr 770 n. Chr. 
bei ſeiner mehrmaligen Anwesenheit zu Paderborn ven Grund zu dem dortigen Dome legte und 
auch in Lippſpringe eine Kirche erbaute, joll bei Detmold, damals Tiatmelli genannt, den 
Herzog der Sachſen, Wittefind, in einer blutigen Schlacht befiegt und deflen Unterwerfung be: 
wirft haben. Daß dad Land um jene Zeit dem Sachſenherzoge unterworfen gewejen, ſcheint 
höchſt wahrſcheinlich. 

Der größte Theil des jetzigen Fürſtenthums führte ſpäterhin den Namen Grafſchaft Ha— 
holt und wurde nach dem Ausſterben der frühern Beherrſcher, welche Haholt geheißen haben 
ſollen, im Anfange des 11. Jahrhunderts als herrenloſes Lehn unter ven Kaiſern Heinrich II. 
und Konrad Il. dem Biihof Meinwerk zu Baberborn übergeben, von welchem ſie dann in der 
Folge an das Geſchlecht der „‚edeln Herren zur Lippe’ überging. 

Daß im 11. Jahrhundert die Grafihaft Haholt unter ven Biſchöfen von Paderborn ftand, 
geht unter anderm auch aus einer Urkunde des Kaifers Konradli. vom Jahre 1031 hervor, wel: 
her zufolge die Ortſchaften Horn und Sandebeck nebſt Umgebung dem biſchöflichen Stift zu 
Paderborn gefchenft wurde, ferner auch aus einer Urkunde des Biſchofs Heinrich von Paderborn 
von Jahre 1039, worin diefer die befannte Felspartie Exterftein dem Klofter Abdinghof zu 
Paderborn zur Einrichtung eines Wallfahrtsorts verfaufte, 

Der ſchon eingangs erwähnte Stammvater des jegtregierenden Geſchlechts, Bernhard I., 
wurde etwa ums Jahr 1130 vom Kaifer Lothar als deſſen Kriegsoberft, und nachdem er ich mit 
einer Baje des Kaiſers, Vetronella von Are, vermählt, mit der vielleicht fhon früher erworbenen 
Grafſchaft Haholt förmlich belehnt, und erbaute, wie bereits früher gejagt, auf einer Inſel im 
Fluſſe Lippe die Burg Lippe, feinen beftändigen Wohnfig, alfo die gräflih lippeihe Stamm: 
burg, deren Ruinen ji bei dem lippeſchen, von preußifchem Gebiete eingejchloflenen Dorfe 
Lipperode gegenwärtig noch vorfinden. 

Es wird für den vorliegenden Zweck vollfländig genügen, von ver Neihe der fpätern lippe- 
{hen Regenten, mweldye meift ven Namen Bernhard oder Simon führten, nur diejenigen zu 
erwähnen, unter welchen Ereigniffe von Erfolg oder Bedeutung ſich zutrugen. 

Die Regenten pflegten ihr Land nach der Lehre vom Sachenrecht wie eine liegende Erbſchaft 
unter ihre Kinder zu theilen, infolge veffen oft mehrmals zwei Brüder gleichzeitig vegierten und 
verſchiedene Nebenlinien, ald Lippe-Brake, Sternberg, Schwalenberg, Spiegelberg, Pyrmont 
u. f. m. entftanden, welche jedoch fpäter durch Ausſterben an den jegtregierenden Hauptflamm 
zurüdgefallen find. 

Der zum geiftlihen Stande beſtimmte Graf Bernhard II, führte von 1146— 1220 eine 
ruhmvolle Regierung und war treuer Verbündeter Heinrich's des Löwen, Herzogs von Sachſen, 
führte auch vielfache glückliche Kriege mit den in fein Land einfallenden benachbarten Fürften. 
Mit Erlaubnif des Kaiſers Konrad I. gründete er 1150 die Stadt Lippe, fpäter Lippſtadt ge: 
nannt, etwa eine Stunde unterhalb ver Burg Lippe. Im Jahre 1190 ließ er ich, obgleich von 
Krankheit geſchwächt, von feiner Gemahlin Sophia Heilmwiege, mit der er elf Kinder, fünf Söhne 
und ſechs Töchter, erzeugt hatte, trennen, trat, nachdem er die Regierung feinem Sohne Hermann 
übergeben, ald Mönd in ven Giftercienferorden, zog mit in den Krieg gegen die Heiden in Liv: 
land unt ſtarb 1220 ald Biſchof zu Lerhall in Livland, wozu er von zweien feiner Söhne, Dtto 
und Gerhard, ebenfalls Biihöfe, erfterer von Utrecht und legterer von Bremen, eingeweiht wor: 
den. Graf Simon II. (1361— 1410), ebenfalls ein fehr kriegeriſcher Fürft, erflürmte 1368 
die Stadt Lübeck und führte auch Kriege gegen Herzog Wilhelm von Berg und Otto von Med: 
lenburg, wobei er gefangen genommen und erft infolge der Verheirathung einer feiner Töchter 
mit dem legtgenannten Grafen feine Freiheit wiedererhielt. Die durch den Krieg verurſachten 
Geldverlegenheiten waren wol die Urſache, daß er ven mit Bewilligungen ſchwierigen Ständen 
im Jahre 1368 dad mehrfach erwähnte „pactum unionis““, den Grundftein der lippeſchen Ver: 
faffung, errichtete, weldhem zufolge die Randesregierung nicht ferner wieder getheilt werben, ſon— 
bern die Grafſchaft ein einheitliches Ganzes verbleiben follte. Die Verpfändung ber Hälfte von 
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Lippſtadt an ven Herzog von Kleve gegen eine Anleihe von 8000 Mark löthigen Silbers war 
ebenfalls eine Folge ſeiner aus Liebhaberei am Kriegführen entſtandenen Gelpverlegenbeit. 

Bernhard VI. beſiegte 1404 in einer Schlacht an der Weſer den Herzog Heinrich von Braun— 
ſchweig in Veranlaſſung der ſogenannten evenſteiner Fehde und hielt ihn längere Zeit auf der 
Falkenburg (deren Ruinen im Bereich der Stätte der Hermannsſchlacht mitten im Walde auf 
einem ſteilen Bergkegel liegen) gefangen. 

Während der Regierung Bernhard's VII, bellicosus (der Kriegeriſche) genannt (1431 — 
1511), entfland die berühmte Soefter Fehde über die Schugherrlichkeit ber Stadt Soeſt zwiſchen 
dem Erzbiſchof Dietrih von Köln einer: und dem Herzog von Kleve andererfeitd, Bernhard 
nahm auf jeiten des legtern, mit dem er ih zu Schug und Trug verkündet hatte, bervorragen: 
den Antheil daran, 

Dieſes Bündniß hatte die nachtheilige Folge, daß das Land durch ein 60000 Mann ftarfes 
Huffitenheer, welches feitend des Erzbiſchofs Dietrich aus Böhmen zur Hülfe herbeigerufen war, 
große Verheerung erlitt. Eine Menge Drtihaften, namentlid) die Städte Blomberg, Detmold 
und Uflen wurben theilweije gebrandſchatzt und namentlich die erftere gänzlich eingeäſchert, wo— 
gegen fih Horn und Lemgo durch erhebliche Summen freifauften. Daffelbe tbaten Herforb und 
Paderborn. Lippſtadt und Soeft dagegen leiſteten entſchloſſenen Widerftand, ſodaß die Böhnien 
mit den erzbiſchöflichen Truppen ungeachtet heftiger Beſchießungen und mehrmaliger abgeichla- 
gener Sturmverfuche unverrichteter Sache abziehen mußten. 

Im Frieden zu Köln 1448 verblieb die Stadt Sorft dem Herzog von Kleve. 

Bernhard VIE. trat im Jahre 1445 die blos verpfändete Hälfte von Lippftadt mit allen Zu— 
behörungen und Gefällen auf ewige Zeiten dem herzogliden Hauſe Kleve ab, mit welchem fie 
ſpäter durch Erbfall an das preußiiche Königshaus gelangte. Im folgenden Jahre 1446 wurde 
der Erzbiichof Dietrich von den verbündeten Sveftern und Lippern gänzlich geihlagen , verlor 
eine unermeßliche Beute und mußte 32000 BI. Löfegeld für Die Gefangenen bezahlen. 

Ein zweiter erfolgreicher Einfall der Verbündeten in das kölniſche Land verſchaffte ven letz— 
tern ebenfalls eine reichliche Beute an Vieh und fonftigen Sachen. Dieje Unfälle reisten den 
Erzbischof Hauptfählic zur Herbeirufung des böhmischen Huſſttenheeres. 

Bernhard VI. (1536—63) begünftigte die Ausbreitung der lutheriſchen Lehre und ſchaffte 
im Jahre 1556 vermittelft einer von Predigern, Rittern und Landſtänden auf dem Schloffe zu 
Brafe veranftalteten Synode das Papftıhum gänzlich ab. 

Einer der herporragendften Regenten war Graf Simon VI. (1563 — 1614). Als Jüng— 
ling entging er mit Mühe dem Blutbad der Parifer Bluthochzeit, wohin er jih von Strasburg 
au, mo er fludirte, zufällig begeben hatte. Im Jahre 1586 murbe er faiferliher Reichscom— 
miffar und Generaladminiftrator ded niederländisch-meftfälifchen Kreifes, Unter dem kaiſerlichen 
Privilegium Rudolf's II. erließ er die Hofgerichtsordnung vom Jahre 1593, das erfte Stüd 
lippefcher Particulargefepgebung. Im Jahre 1597 errichtete er das ſchon mehrfad genannte 
Zeftament, wodurd vielfache Verwickelungen zwiſchen feinen Nachfolgern, vefp. Nebenlinien, 
unter andern aud der Nechtäftreit zwifchen Lippe: Detmold und den apanagirten Haufe Rippe- 
Schaumburg über die Stadt und Amt Blomberg entftand, welcher 1833 durd ein austrägal- 
inſtanzliches Urtheil des Hofgerichts zu Manheim zu Gunften Lippe-Detmolds entichieden murte, 
alio mit Abweifung der klägeriſchen Anſprüche endigte, 

Ums Jahr 1600 trat Simon VI. von der lutheriſchen zur reformirten Kirche über und führte 
nad) damaliger Sitte Diefe neue Confeſſion aud ohne weiteres in eigenmädhtiger und gewaltfamer 
Weiſe für feine Unterthanen ein; nur die Stadt Lemgo leiftete nachdrücklichen, fogar thätlichen 
Widerſtand und beharrte bei der Iutherifchen Lehre, mit felbftändiger Verwaltung ihrer kirch— 
lichen Angelegenheiten, welche durch Verträge mit den fpäfern Landesherren ausdrücklich beitä= 
tigt wurde. 

Simon VI. ift Stammvater aller fürſtlich und' gräflich lippejchen Linien. Einer mit dem 
Grafen Holftein- Schaumburg verheiratheten Toter Elifabeth gelang es nämlich, nah dem 
1640 erfolgten finderlofen Tode ihres Sohnes, ded Grafen Otto VI., Erbanſprüche auf deſſen 
hinterlaſſene Lande durchzufegen. Ihre Rechte trat fie an ihren Bruder Philipp Graf zur Lippe— 
Alverdifien ab, welhem nad vorheriger Verheirathung mit einer heſſiſchen Prinzeffin ein Theil 
der frühern Orafihaft Schaumburg, deren übriges Territorium an Heflen und Hannover fiel, 
1648 im MWeftfälifchen Frieden zugeſprochen wurde. Graf Philipp von Alverdiſſen fliftete da— 
mit Die erbherrliche Linie Schaumburg=kippe. 

Ein jüngerer Sohn des Grafen Simon VI. (älteften Sohnes Simon's VI.) war Gründer 
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der ayanagirten Linie Biefterfeld. Inter die Regierung diefed legtern (1614—27) fällt ver 
Dreifigjährige Krieg, in welchem aud die Grafſchaft Yippe und nantentlih die Stadt Lemgo 
durch den Bischof Bernhard v. Galen zu Münfter aufs ſchrecklichſte verwüſtet wurde. 

Während ver Regierung Simen Heinrich's (1649 — 97) fanden in der Stadt Lemgo die 
unter dem Namen Herenprocefle befannten ihaudererregenden Glaubendverfolgungen ftatt. 
Gegen 30 Berfonen beiderlei Geſchlechts, darunter ein bejahrter Kriegsoberft, Abſchlag, wurden 
auf Die empörendfte Weiſe nach überftandener unmenſchlicher aualvoller Folter wegen vorgeb: 
licher Hererei und Umgang mit dem Teufel theils Iebendig verbrannt, theil®, wie ed hieß, zum 
Schwert begnadigt. Der Magiftrat jomie die Geiftlihen zu Lemgo betrieben aufs eifrigfte dieſe 
Henferfcenen, derentmwegen dieſe Behörden der Stadt fogar vom Grafen belobt wurden, nachdem 
die Todedurtheile von der damaligen Univerſität Rinteln begutachtet und vom Landesherrn be- 
ſtätigt worden. 

Graf Ludwig, ald vormundfhaftlicger Negent für den minderjährigen Friedrich Wilhelm 
Yeopold, errichtete im Jahre 1782 die für das Aufblähen ver Landwirthſchaft und die Geldver— 
bältniffe des Yandes jo mohlthätige Grebitanftalt, „die fürftliche Leihekaſſe“, führte 1786 unter 
Zuftimmung der Landflände die „Gütergemeinſchaft unter Eheleuten“ ein, welche nicht minder 
aus dem Geſichtspunkte des öffentlihen Credits als der Abichneidung vielfaher Rechtsſtreitig— 
feiten jeglicher deutſchen Geſetzgebung zur Ehre gereiht. Diejes heilſame Geſetz vervanft feine 
Entſtehung vorzugsweife dem damaligen tüchtigen Kanzler König. " 

Den lichtvollſten Abſchnitt in der neuern, wenn nit gar der ganzen jeitherigen lippefchen 
Geſchichte bildet die Regierung der Fürſtin Pauline Wilhelmine Ehriftine, Tochter des Fürften 
Friedrich Albreht von Anhalt:Bernburg, geboren 1769. Ihr geiftesfranfer Gemahl Friedrich 
Wilhelm Leopold, welcher bei feinem Regierungsantritt 1789 in den Reihöfürftenftand erhoben 
wurde, ftarb bereit8 1802, etwa ſechs Jahre nad ver flattgehabten Vermählung. Namen ihrer 
beiden unmünbigen Söhne, des Fürften Paul Alerander Yeopold und Frieprich Albert Auguft, 
führte fie von 1802— 20 die vormundſchaftliche Regierung, und wol wenige Fürften haben 
unter gleich jhwierigen Umſtänden mit gleiher Weisheifunn Aufopferung jo wie fie zum Heil 
des Landes ihren Beruf erfüllt. Ihr heller, Elarer Geift war ihrer Zeit gewilfermaßen voraus: 
geeilt, und feine Wirkungen find noch heutigen Tages zu erfennen. Sie befaß dabei ein edles 
Herz voll Wohlwollen und Menfchenliebe und mar außerdem geſchmückt mit den weiblichen Tu: 
genden einer geduldigen Gattin fomwie einer liebevollen, verfländigen Mutter. Die Bedeutung, 
welche die Königin Glifabeth für England, Briedrich der Große für Preußen, hatte jie für Lippe. 
In den gewaltigen europäiſchen Kriegäftürmen, in welchen jo viele Staatenwejen verfchlungen 
wurden, gelang e8 ihr, Durch kluge Benugung der Umftände ibr kleines Ländchen vom Unter— 
gange zu retten und deſſen Selbftändigfeit zu erhalten, zunächſt durch Eintritt in den Rheinbund 
und ſpäter bei dem drohenden Sturze Napoleon’8 durch zeitigen Anſchluß an die Verbündeten, 
Die entſchloſſene Frau ſcheute felbft nit perfönlihe Bemühungen bei dem derzeitigen Macht: 
haber, um ihren Zweck zu erreichen. Sie eilte zu dem Ende nad Paris, und der glüdliche Erfolg 
ſoll dem günftigen Gindrud zu verdanfen jein, welchen der Zauber ihres Geifted (denn fie ent- 
behrte im übrigen aller körperlichen Reize) auf den franzöfifchen Kaiſer hervorbrachte. Auch 
erreichte fie die Vergünftigung, daß ihre Fleine Herrihaft von läftigen Truppendurdmärfcden 
nad Möglichkeit verihont blieb. Sie juchte den Wohlftand auf alle mögliche Weife zu fördern, 
die Yaften der Unterthanen zu erleichtern, Insbeſondere wandte jie ihre Fürſorge der Hebung 
des Lehrer: und Previgerftandes zu, deren Cinfommen und fonftige Lebensftellung fie unter 
Beihülfe des von ihr herbeigerufenen aufgeflärten Generaljuperintendenten Weerth thun— 
lichft zu verbeffern bemüht war. Der damalige blühende Stand der höhern und niedern Unter: 
rihtäanftalten, wie er in feinen wefentlichen Einrichtungen noch jetzt befteht, vie Errichtung der 
Irrenanſtalt zu Brafe, der Kinderbewahranftalten, des Strafwerfhaufes für müßige Vagabun— 
den und Bettler, ſowie noch vieler andern nüglichen Einrichtungen verbienen noch jegt als ehren— 
volle Zeugniffe ihrer unermübliden Thätigfeit den Dank ver Nahwelt. In alle Zweige der 
Staatöverwaltung griff fie ermunternd und fördernd ein. Im Jahre 1808 hob fie vie bis dahin 
noch im Yande beftehende Leibeigenthums- und Gutsherrſchaft fowie alle damit verfnüpften 
Rechte gegen eine unbedeutende billige Vergütung auf, In dem vorhergehenden Jahre hatte 
fie durch die, die Aufnahme in ven Rheinbund befannt madende, Verordnung vom 25. Mai 1807 - 
als Geſetz ausgeſprochen, daß die in den Patenten der Staatsdiener befindliche Kündigungs- 
elaufel ungültig fein, daraus gänzlich wegbleiben, auch die jegigen oder fünftigen Staatöbiener 
nicht ohne Urtheil und Necht ihrer Stellen entjegt, im Falle des gänzlichen Aufhörens ver leg- 
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tern nicht ohne Entſchädigung entlaffen, endlich bei eingetretener Dienſtunfähigkeit wegen Alters 
oder Schwahheit mit genügender Penfion verfehen werden ſollen. Es ift ferner vorgeſchrieben, 
daß wie fie ſelbſt fo auch ihre Nachkommen bei ven Inftanzen der Gremten, den Obergeriäten, 
Recht nehmen und die Richter in diefer Hinfiht ihrer der Landesherrſchaft geleifteten Pflichten 
entlaffen fein jollen. Sie jagt bei diefer Gelegenheit wörtlih, daß tie alled dieſes für ſich um 
ihre Nachfolger unwiderruflich verorbne, um die Staatödiener gegen Infinuationen, die kei 
ſchwachen Regenten ihnen Nachtheil bringen könnten, rückſichtlich der Beachtung ihrer Pflicht zu 
ſichern. Vorher heißt es: „Wir leiſten vorzüglich unſerm eigenen Herzen Genüge, indem wir 
ſämmtliche Staatsdiener unbedingt anweiſen und ihnen zur Pflicht machen, bei ihren Anträgen 
und Beihlüffen nicht unfer und unferer Nachkommen einfeitiges Intereſſe zu bezwecken, ſondern 
dad bei einem gewiffenhaften Regenten ohnehin damit verbundene allgemeine Beite des Kaurıs 
unandgejegt damit zu berückſichtigen.“ 

Wenn man jieht, in wie vielen Staaten noch heutigen Tages der pflichtgetreue Beamte ſe 
wenig beihügt iſt, ja man ihm zum eimjeltigen Werkzeuge der Gewalt und vein perfönliger 
dynaſtiſcher Wünfche herabzuwürdigen ſucht, jo muß jeder unbefangene Geſchichtsforſcher mit 
Bewunderung von dem echt ſtaatsmänniſchen Geijte erfüllt werben, mit welchem vor mehr ale 
50 Jahren in edler Selbſtüberwindung und frei von allen Eigennug eine ſchwache Frau in eine 
ſolchen Weiſe ohne vorhergegangenes Beijpiel in ven Nachbarländern die völlige Unabhängigkeit 
ihrer Staatsdiener fiherte und ihnen rechtlichen Schuß gewährte. Ihr treuer Gehülfe bei den 
Staatöverbefferungen war ber Regierungsrath Wippermann, deffen Tod im Jahre 1811 fie alt 
den Verluſt ihres beiten Freundes bezeichnete und beklagte. 

Die Einführung einer von ihr entworfenen VBerfaffung, welche vie ganze Bevölkerung an: 
gemeffen vertreten follte, fheiterte an dem Widerſpruch ver blos aus Adel und Städten zufam: 
mengefegten Stände, welche ji zu der Aufopferung ihrer ungeitgemäßen Vorrechte zum alla: 
meinen Bejten trog des vorleuchfenden Beifpield der Fürſtin nicht zu erheben vermochten, Auf 
Beichwerbe beim Bundedtage mußte die edle Frau 1819 von dereinjeitigen Herftellung ihres webl⸗ 
gemeinten Werks abftehen, wobei ver Abend ihres Lebens in bedauerlicher Weiſe getrübt murte. 

Während ver damaligen Kriege machte das lippefche Kontingent auf franzöſiſcher Seite die 
Feldzüge gegen Rußland und gegen Spanien mit, wo die meiften lippefchen Soldaten in Grfar: 
genſchaft geriethen. Sodann nahm vaffelbe 1815 unter den Verbündeten an dem Zuge gegen 
Frankreich theil_und zeichnete fi} bei der Erflürmung von Montmedy aus. Als Anerkennung 
erhielt e& bei ver Bertheilung der Beute die noch jegt vorhandenen beiden Kanonen. 

Bei Nieverlegung der Regierung im Jahre 1820 konnte die edle Fürftin unter anderm fd 
mit Befriedigung fagen, daß fie dad Land in blühendem Zuftande abtrat und durch weiſe Spar— 
ſamkeit, ungeachtet der trüben Kriegszeit, wozu noch eine Hungersnoth gehörte, nicht allein feine 
Anleihe gemacht, fondern noch die beträchtliche Summe von 300000 Thlrn. vorzugsweiſe iniolg: 
ihrer einfachen Lebensweiſe und Beſchränkung ihres Hofftaats abgetragen hatte. Bei Übergabt 
der Regierung ermahnte fie ihren Sohn in Öffentlicher Rede, ihm die Größe und Schönheit fein 
Berufs and Herz legend, nie auf Günftlinge zu hören, ſorgſam im großen wie in Heinen 
hauszuhalten, nie ohne Noth aufzuichieben, da aud dem Negenten Freuden und Zerjtvenunge 
nur nah Beendigung feiner Geſchäfte erlaubt feien. 

Wenige Monate fpäter endigte ſie dann tief betrauert von ihrem Volke ihr ſchönes thaten— 
reiches Leben. Ihr Sohn und Nachfolger, Paul Alexander Leopold, jegte Die Regierung in it 
eingefhlagenen Richtung, wenngleich mit den ftarfen Geifte feiner Mutter nicht begabt, doch in 
milder Weife und mit gutem Willen fort. Beſonders nah dem Jahre 1836, wo eine Berrin: 
barung über die bereits beleuchtete dürftige Verfaffungsurfunde mit den frühern Ständen ze 
Stande Fam, gefhah vieles zur Förderung ded materiellen Wohls. Im Jahre 1837 erſchien 
die Verordnung über die Ablöjung der Zehnten:, Dienft: und Korngefälle, ſowie auch über den 
Ghauffeebau. Schon unter der Fürſtin Pauline hatte die Anlage von Ehauffeen begonnen, 
vorzüglich aber dur dad neue Gefeg und die Verordnung über den Gommunalmegebau wurde 

das Land durch viele treffliche Landſtraßen und Verbindungswege beglüdt, nachdem jih 184: 
durch Eintritt in den preußifhen Sollverband die jährlihen Einkünfte ver Landkaſſe um 
100000 Thlr. vermehrt hatten und damit Mittel in Fülle zu nützlichen Staatsverwendungen 
berbeigeihafft wären. 

Im Jahre 1842 murden das braunfhmeigiihe Criminalgeſetzbuch, das Heimatsgeſetz um 
die Städteordnung erlaffen, um welche ſich vorzugsweiſe dev Regierungsrath Piderit, ebenfe wi 
der Negierungsrath Petri sen. um den Chaufjeebau, bleibendes Verdienft erworben bat. 
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Das Jahr 1848 verlief im Vergleich zu andern Ländern Hier jehr ruhig und ohne irgend 
erhebliche Störung ber oͤffentlichen Ordnung. Die Bewegung ber allerdings von den Ideen 
ver Zeit lebhaft ergriffenen Bevölkerung hatte einen fehr gemäßigten Eharafter, und ver Um— 
ſchwung vollzog fi ohne gewaltſame Auftritte, ja felbft ohne bedrohliche Demonftrationen. 
Es wurbe zwar, wie allenthalben in Deutſchland, eine allgemeine Apreffe mit ven befannten 
Forderungen an den Landesherrn vorbereitet, allein vor deren wirklich erfolgter Übergabe er- 
ſchien auf mehrfade dringende Vorftellung einer Deputation des Magiſtrais und Stadtverorb- 
netencollegiumd der Stabt Detmold das fürftliche Patent vom 9. März, worin aufs bereitwilligfte 
in umfaffendfter Weife die wefentlichften Volkswünſche, ald namentlich die entfeheldende Stimme 
der Landftände bei der Geſetzgebung, Offentlichfeit ver landſtändiſchen Verhandlungen, Freiheit 
ber Preſſe, zeitgemäße Umgeftaltung der Verfaffung mit Erweiterung ver Volksrechte nad} vor- 
behaltener Vereinbarung zugeftanden und zu dem legtern Ende die baldige Zufammenberufung 
des Landtags verheißen wurde. Letztere erfolgte auch nicht lange nachher, und nod im Laufe 
des Jahres wurde mit den Ständen, nachdem die Ritterfchaft und Städte zu Protokoll auf ihre 
frühern Vorrechte ald befonderer Stand verzichtet, das Verfaſſungs-, beziehungsweiſe Über- 
gangsgefeg vom 16. Jan. 1849 vereinbart, welhem zufolge die nad) der beigefügten Wahl: 
ordnung ernannte Berfammlung von 25 Abgeorbneten alle frühern ven Landſtänden zugeftan= 
denen, ſowie die durch Patent vom 9. März verliehenen Rechte fo lange ausüben follte, Bis eine 
neue Berfaffung Hergeftellt, beziehungsweiſe vereinbart wäre. 

Das Land war ohne Unterfchied der Bevölkerung in 25 Bezirke getheilt, deren felbftän- 
großiäßrige Bewohner nad einfacher Stimmenmehrheit je einen Abgeorbnetem zu ermäß- 
Ien hatten. 

Die conflituirende Verfammlung murbe im-Raufe des Jahres 1849 zufammenberufen, eine 
Berivigung jebod in Rüdficht darauf, daß die Eidesformel ein Gegenftand der zu vereinbaren: 
den Verfaflung fei, landesherrlicherſeits nicht verlangt und nur-auf die in dem uͤbergangsge⸗ 
fege enthaltene allgemeine Beftimmung bingermwiefen, daß ver Abgeorbnete ohne alle Nebenrüd- 
figten für dad Wohl des gefammten Volks nad Kräften zu wirken habe. 

Die Berfammlung, melde ihre Sigungen öffentlich in der ihr eingeräumten lutherifchen 
Kirche zu Detmold hielt, conftituirte fi unter Dem Vorſitze des Alteröpräfidenten Ranzleirath 
Althof, entwarf felbftändig ihre Gefhäftdorbnung, welder fpäterhin unaufgeforbert die fürft- 
lie Sanction zu Theil wurde, und ernannte in Gemäßheit derfelben den Paftor von Cölln 
zum Borfigenden und den Stadtſyndikus Hausmann aus Horn zu deffen Stellvertreter, melde 
beide bis zum Tode des Fürften im Januar 1851 diefe Obliegenbeiten infolge fortgefegter Wie: 
derermählung befleivet haben. Die Berfammlung, welche jih Landtag nannte und ftatt des 
bisherigen Landſyndikus zwei Schriftführer und einen Kandtagsardivar ald Protofollführer 
beftellt Hatte, war ungeachtet ihrer geringen Arbeitöfräfte mit Eifer bemüht, die zur Umgeſtal⸗ 
tung faft aller Kandesverhältniffe ihr von ber Regierung gemachten Borlagen gemwiffenhaft zu - 
erledigen. Bon den Abgeorbneten gehörten circa 16 Mitglieder der gemäßigten vemofratifchen, 
9 der confervativen, beziehungsweife minifteriellen Richtung an. 

ALS dringend geforderted Bedürfniß wurden Gefege über die Ablöfung der auf fremdem 
Grund und Boden haftenden Hubegerechtigkeiten ſowie aller auf vem Grundeigenthum noch 
fonft ruhenden Gefälle oder Laſten, darunter auch der Erbpacht over des Kanons, ferner über 
den Staatödienft, Aufhebung der Majorate und Fineicommiffe, ſodann ein Schulgefeg, eine 
Hausordnung für die Strafanftalten und endlich Vorſchriften über noch mehrere geringfügige 
Gegenſtände vollendet. 

Hinſichtlich ver ebenfalls bearbeiteten Vorlagen über die Erbfolge der Bauergüter, Umge— 
ftaltung des Rechtsweſens, Theilung der Gemeinheiten, Trennung ded Staats vom Domanial- 
haushalt, ſowie auch über die Verfaſſung ſelbſt Fam feine Einigung mit der Regierung zu 
Stante. 

Der felbftändige Verfaſſungsentwurf ded Landtags wurde unter vielen andern Ausfegun- 
gen auch deshalb regierungsfeltig abgelehnt, weil er nad) dem Vorbilde der damals noch in Kraft 
beftehenden Neichöverfaflung und wegen des in den Fleinen Staaten aus finanziellen Rückſichten 
unthunlichen Miniſterwechſels unter anderm vie Beftinimung ertheilt, daß ein Beſchluß des Lands 
tags dann zum Geſetze werde, menn er in drei verfchiedenen ordentlichen Landtagsperioden, alfo 
während eines Zeitraums von ſechs Jahren, unverändert miederholt worden fei. Dies ver be- 
ſte henden norwegiſchen Verfaffung entlehnte fuspenfive Veto galt als gefährliches Merkmal 
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rothrepublikaniſcher Grundfäge. In Betreff des Domanial: und Staatövermögend hatte eine 
aus den Abgeoroneten Hausmann, Schüg und Böhmer beftehende Commiſſion einen Vorſchlag 
dahin audgearbeitet, daß die nach Abzug der Schulden und Apanagen bleibende Subſtanz des 
KRammervermögend in der Weiſe geteilt werde , daß die eine Hälfte und zwar die Domänen der 
fürſtlichen Familie als privatived Eigenthum zufallen, die andere Hälfte, die Korften, aber dem 
Lande verbleiben folle, fodann der Fürft, folange feine Stellung als Landesherr unverändert 
bleibe, anftatt der eigenen Verwaltung der Domänen, neben ber Benugung der Schlöffer und 
fonftiger gewünfchter Grundgüter, eine angemeffene baare Eivillifte aus der Staatskaſſe beziehe. 
Es würden dadurch die ganzen Landesrevenuen in einer Kaffe verwaltet und die unzuträgliche 
Privatftellung des Fürften in Beziehung auf die Landedfinanzen befeitigt ſein. Inzwiſchen hatte 
die Reaction in Deutfhland ſchon wieder an Kraft gewonnen, und der Borjhlag wurde nicht 
allein als die fürftliche Würde verlegend und communiftifche Ideen in ſich bergend, ſchroff zurück— 
gewiefen, fondern fogar aud) in einer vom Kammerbirector Rohdewald verfaßten Broſchüre gel- 
tend zu machen geſucht, daß das gefanmte Landrenten= und Domanialvermögen fürſtliches 
Privateigenthum fei, auf welchem nur die Verpflichtung zur Beftreitung gewiſſer Laften gleich- 
fam wie eine Servitut oder Gerechtigkeit hafte, 

Kurze Zeit nad) dem am 1. Ian. 1851 erfolgten Tode des Fürften Paul Alexander Leo- 
pold und dem Negierungsantritte feines Nachfolgers, Paul Emil Friedrich Leopold, wurden 
der Landtag oder vielmehr die Landtagsabgeordneten unter Berufung auf eine in der durch vie 
vereinbarte Verordnung vom Januar 1849 gänzlich befeitigten Berfaffung vom Jahre 1836 
enthaltene Beftimmung zur Leiftung der Huldigung einberufen. Der von der Regierung vor= 
gefchriebene, auf vemNRathhaufe zu Detmold auszuſchwörende Eid, bei deflen Abnahme der neue 
Zandeöherr perfönlich nicht einmal zugegen war, lautete, ohne der Verfaffung ober der Wolfe: 
rechte irgend zu erwähnen, einfeitig auf Treue und unbedingten Gehorfam gegen den Fürften, 
obgleid) legterer feinerjeitö weder ſchriftlich noch mündlich irgendein Gelöbniß audgeftellt Hatte. 

Die Abgeorpneten Kanzleirath Althof, Baftor Kuhlemann aus Lenıgo, Kaufmann Eder: 
ling aus Lage, Landwirth Hagemann aus Siliren und Syndifus Hausmann aus Horn ver: 
weigerten diefen Eid, weil er durch einfeitiged Vorfhreiben der Regierung, abgejehen von feiner 
unangemeffenen Form, den vereinbarenden Standpunft verlegte und zu der bereitd aufgeho— 
benen Verfaſſung von 1836, ald noch gültig beftehend, zurüdgriffe. Die übrigen Mitglieder 
bed Landtags, wenn auch theilweife zögernd, leifteren den geforderten Eid. 

Für die fünf Eidedweigerer ordnete ſodann die Regierung , indem fie eine Niederlegung des 
Mandats annahm, neue Wahlen an. Die Wähler ver betreffenden Bezirke proteftirten in über- 
wiegender Mehrzahl gegen eine Neuwahl, nachdem die fünf Abgeorbneten in einer Öffentlihen 
durch den Drud verbreiteten Anſprache an ihre Wähler nicht allein die ihnen untergelegte Ab— 
fiht der Mandatsnieverlegung refufirt, fondern auch die Ablehnung des verfaſſungswidrig ges 
forderten Huldigungseides als durch die Vertheidigung des vereinbarenden Standpunkts ſowie 
zur Erhaltung der Volksrechte durchaus geboten, gerechtfertigt hatten, gegen welchen Nachweis 
niemals von irgendeiner Seite eine Widerlegung verfucht worden ift. Bei Wiedereröffnung des 
Landtags, in welchem ſich die fünf Eidesverweigerer zur Fortführung ihrer Obliegenbeiten ein: 
gefunden hatten, wurden biefelben unter Verweigerung des Worts zu irgendwelcher Erklärung 
dur einen Majoritätöbeihluß ver Verfammlung vom Landtage ausgefhloffen, nachdem fie 
vorher eine ausführliche Schriftliche Verwahrung zu Protokoll überreicht hatten. 

Der Berfanmlung war e8 jedoch nicht befhieden, trog der Ergänzung durch fünf andere 
Abgeoronete, deren Wahl mühſam durch höhere Begünftigung zu Stande gebradt wurbe, ſich 
lange ihrer rettenden Thaten zu erfreuen; denn nachdem ſie noch ein Gefeg über Einführung 
der Klaffenfteuer und eine Veränderung ded Jagdgeſetzes ſowie einige andere Vorlagen bear: 
beitet,, wurbe fie im folgenden Jahre ohne weiteres aufgelöft,, weil fie eine Propofition der Res 
gierung, unverändert tie abgethane Berfalfung von 1836 wieder anzunehmen, alfo ihr eigenes 
Todesurtheil zu unterfhreiben, dem natürlihen Triebe ver Selbfterhaltung folgend, abgelehnt, 
jedoch jich bereit erflärt hatte, zu einer Veränderung des Wahlgeſetzes die Hand zu bieten. In 
einer vom Regierungsdirector v. Meien unterzeichneten landesherrlichen Verordnung vom 
15, März 1853 wurde, angeblich) um die durch die Revolution verfhobenen gefunden Grund: 
lagen des Staats wieberherzuftellen, dad rechtmäßig vereinbarte Berfaffungdgefeg vom 16. Jan. 
1849, nachdem es circa vier Jahre in anerkannter Wirkfamfeit geftanden, gewaltfam von oben 
aufgehoben und ftatt deſſen die völlig veraltete Berfaffungsurfunde von 1836 wieder in Kraft 
gefegt. Die übrigen Regierungsräthe Piderit, Petri, Heldman und Meyer haben dem Der: 
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nehmen nad) (mie.wenigftend von ihrer Ehre auch erwartet werben muß) felbft auf die Gefahr 
der ihnen jpäter zu Theil gewordenen Ungnade hin vie Mitwirkung zu diefem Staatöftreiche, als 
den Rechten des Landes ſowie ihren dienftlichen Verpflichtungen widerſprechend, entſchieden ver: 
weigert. Die Willfährigkeit des Hrn. v. Meien, eines fonft überaus gutmüthigen, wohlwollen- 
den, gewandten Geihäftsmannd, zu diefem Verfaſſungsbruche liefert ein trauriges Zeugniß 
von ber völligen Grundjaglojigfeit, ver Charakterſchwäche und der mit Mannesehre kaum ver: 
träglihen Schmiegfamfeit gegen höhere Wünfche diejes Beamten. In Ermangelung der Be- 
reitwilligfeit ver Regierung, auf die wahrſcheinlich durch den Kammerherrn v. Stietenfron ge: 
nährten abjolutiftifhen Wünſche zu weiterer Kortfegung des einmal betretenen Wegs einzu= 
geben, wurde in Gemeinfhaft mit Hrn. v. Meien ein über ver Regierung ſtehendes geheimes 
Cabinet errichtet, welches leider ald Duelle alles fpätern über das Fürftenthum gefommenen 
Unheils betradptet werden muß. Zum Gabinetöminifter berief man nicht lange naher nie= 
mand anders als den durch die Verfteigerung der deutſchen Blotte über die Orenzen des Vater: 
landes hinaus befannten Dr. Hannibal Fifcher. 

Seine faum zweijährige Thätigfeit findet ſchwerlich ihresgleichen an Rechtsloſigkeit und 
Willfür, wiewol er in feinen vaftlofen Ungeftüm, alles Beftehende nad) feinem Gutdünfen zu 
Teformiren, auch dann und wann wirkliche Misbräuche, welche mit dem bureaufratifchen Zopf⸗ 
foftem zufammenbingen und oft in Bamilienrüdjicgten ihren Grund hatten, abichaffte und fo 
bier und da jelbft einiges Gute ftiftete. Seinem offen ausgeſprochenen Berufe, mit der Revo— 
lution zu brechen (mie er den ruhig vor fi gegangenen Umſchwung der Dinge in Lippe nannte), 
hat er alle Ehre gemadt, jofern die Anwendung dieſes Ausdrucks auf fein Gebaren feine Ent— 
weihung in ſich begreifen ſollte. Seinem Zerftörungseifer war feine noch jo ehrwürdige ſtaat— 
liche Ginritung heilig; gültig vereinbarte, mehrere Jahre beftandene Gefege, als über Auf: 
hebung der Jagd, Fideicommiffe, Ablöfung von Abgaben und Laſten, Hudegerechtſame, über die 
Vertretung der kirchlichen Gemeinden u. ſ. w. wurden auf einmal aufgehoben, weil fie aus den 
Zeiten ver Revolution ftammten, wie es in dem betreffenden Grlaffe heißt, und der Stadt Lemgo 
fogar ihre auf landeöherrlihen Vertrage beruhende mehrhundertjährige Kirhenverfaffung 
unter dem wie offenbarer Hohn Flingenden VBorgeben entriffen, daß fie mit ven Bundesver— 
pflihtungen in Widerſpruch ſtehe. Praktiſch hatte dies die Folge, daß Hr. Fiſcher der Stadt 
Lemgo an Stelle der frühern freien Wahl feinen Freund Kähler ald Prediger aufoctroyirte. 
Die witigften organifhen Verordnungen erließ man einjeitig ohne irgend ftändifhe Mitwir— 
fung; je nad Laune wurden auch einzelne Theile und Stüde aus einem Gefege, um diefe oder 
jene Abſicht zu erreihen, heraudgeriffen und jo felbige vielfach verftümmelt, andererſeits auch 
mitunter bereits fiftirte Gefeße, wie dad über Hudeablöfung, welches dem fürftlihen Domanial= 
interefle jehr vortheilhaft war, ſpäterhin ohne weiteres wieder in Kraft gefegt. Die Beſchwer— 
den der aufgelöften Landtagsverfammlung, welche dieſelbe durch ihre Ausſchußdeputirten, Affeffor 
Petri, Rath Runnenberg und Kaufmann E. Böhmer aus Blomberg, an die Bundeöverfamm- 
lung richten ließ, wurden verworfen, aljo dad Vorſchreiten des Flottenauctionatord, entfpre= 
hend ven Vorgängen in Kurheſſen, bundestäglid legalifirt. 

Die Protefte einzelner. Städte gegen die audgefchriebene neue Wahl nach der Berfafjung von 
1836, wie der Magiftrate zu Horn und Lage, blieben erfolglos. Hr. Fiſcher berief jelbft Depus 
tirte in den Landtag, wenn fie von einem einzigen Wahlmann ernannt waren; Dagegen wies er 
die gewählten Abgeoroneten, KRanzleirath Rofen und Rath Runnenberg zu Detmold, ganz eins 
fach zurüd, weil ihre politifhen Arfficgten in fein Syftem nicht paßten. Ganz gewaltig donnerte 
der Allmäcdhtige in feinen Refcripten gegen die frühern Regierungdräthe und fonftige Beamte, 
ſcheute auch felbft einen Eingriff in das Gerihtöverfahren nit, wenn er eine Verbefferung für 
nothwendig hielt. 

Nach dem Sturze dieſes thatkräftigen Miniſters infolge der bekannten foburger Tragifo: 
möbie, welche von feinen frühern Gönnern, denen er über ven Kopf gewachſen war, zur Ent— 
ziehung des Vertrauens feines Herrſchers mit Erfolg benugt wurde, trat im Jahre 1856 
Hr. v. Oheimb, bis dahin ald Aſſeſſor bei einem preußischen Negierungscollegium beſchäftigt 
gewefen, an feine Stelle. Diefer, welcher zu feiner Verftärfung nad) dem Tode des Regierungs— 
präfidenten v. Meien den gleihgefinnten Hrn. de la Eroir (dem Bernehmen nad Secretär an 
einer preußijchen Behörde zu Koblenz) an die Spige der Regierung berief, feßte die rückwärts 
gerichtete Bahn des Hrn. Fiſcher nur in etwas glattern, Höflihern Formen und nit fo offen 
gegen alled Beſtehende verftoßend fort, Der Hriftlihen Strenggläubigfeit huldigend, ließ er 
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feine Fürforge vorzugsweiſe ven kirchlichen Angelegenheiten angedeihen. Bine feiner erften, ihn 
für alle Zeit harakterifirenden Regierungshandlungen beftand darin, daß er über den durch feine 
Iandtägige Thätigfeit in höhern Kreifen verhaßten, aber bei feiner Gemeinde beliebten, durch— 
aus achtbaren lutheriſchen Baftor Kuhlemann zu Lemgo (melder dort ordnungsmaͤßig gemäßlt, 
von Fürften beftätigt und fein Amt acht Jahre zur allgemeinen Zufriedenheit verwaltet hatte), 
angeblich auf Anregung einiger aus der Gemeinde ausgetretenen Pietiften, ein Glaubensgericht 
berief und zu Glaubensrichtern erflärte Gegner der Kuhlemann'ſchen Richtung, die Eonfiftorial- 
räthe Münchmeyer aus dem Odnabrüdifhen, Reiche aus Büdeburg und Heinrichs aus Detmold, 
mit dem Auftrage herbeizog, über den kirchlichen Standpunkt des Kuhlemann, welchem zu dem 
Ende 25, einem Großinquifitor zur Ehre gereichende Fragen vorgelegt wurden, zu entfcheiden. 

Paftor Kuhlemann, die Verurtheilung feitend feiner erbittertften Glaubensgegner im Fall 
der Folgeleiftung vorausſehend, verweigerte unter Protefterhebung gegen das ganze rechts— 
widrige Verfahren vor feinen in Lemgo zufammengetretenen auswärtigen geiftlien Richtern 
zu erfcheinen, worauf er vom Predigeramt fuspendirt und bei einem Einfommen von 7 — 
800 Thlrn. mit 200 Thlrn. Entfhädigung abgefunden wurde. Es ging ihm alſo noch ſchlech— 
ter als dem befannten Baumgarten in Mecklenburg, welchem doch fein Gehalt belaffen wurbe. 

Der Bürgermeifter Petri in Lenıgo fol im geheimen die Seele diefer neuern, wenn auch 
etwas mattern Auflage der frühern Herenproceffe gewefen fein, wodurch fi denn auch erflärt, 
weshalb der Magiftrat zu Lemgo als Kirchenpatron feinen Seelforger Hülflos feinem Schickſale 
überließ, wiewol die Gemeinde durch mehrere Deputationen (felbft von Frauen) beim Fürften 
darum nachſuchte, ihren Prediger, der zugleich Familienvater war, außer Verfolgung zu fegen. 

In den folgenden Jahren verbannte ver Gabinetöminifter, welcher alle weltliche und geift- 
lihe Macht in feiner Hand vereinigt hat, das in ven Schulen feit 40 Jahren gebräudlide 
zweckmäßige Religlonsbuch, den fogenannten vom Generalfuperintendenten Weerth unter ber 
erleuchteten Fürftin Pauline verfaßten „Leitfaden“ und führte ftatt deffen ven veralteten Heidel⸗ 
berger Katehismus vom Jahre 1563 ein; alles im Widerſtreit mit ven Vorſchriften des Schul- 
gefeged und gegen ven Wiberfpruch der der frömmelnden Richtung nicht zugetbanen, der Auf- 
Elärung huldigenden Gemeinden. Bor einem Jahre ift nun aud das aus der glüdlichen frühern 
Reglerungsperiode (deren Bernunftgrundfäge man zu vertilgen fucht) bervorgegangene Gefang: 
buch außer Gebrauch gefegt und mit einem zum Heidelberger Katechismus paflenden Erbauungs- 
buch orthodoxern Geiſtes vertaufht. Die im Genuffe ziemlihen materiellen Wohlbefindens 
gleihgüftige, geiftig wenig angeregte Bevölkerung hatte fi feither theilnahmlos verhalten. 
Diefe neueften Eingriffe in die Glaubensfreiheit, bezüglich welcher auch bei dem unempfindlichen 
Landınann die Gemüthlichkeit aufhört, hat nun ganz fürzlich eine Bewegung hervorgerufen, 
welche fih muthmaßlich auch auf das politifche Gebiet verbreiten wird und vielleicht im weitern 
Berlauf das Staatsfhiff in gefundere Bahnen und das richtige Fahrwaſſer mieder einlen— 
fen dürfte. 

Außer dem fhon früher benannten Proceßgefege, welches übrigens rein formeller Natur 
ift und durch höhere Sportelfäge das Einfommen ver fürftlihen Domanialkaffe eher vergrößert 
als verringert, ift für die Wohlfahrt des Staats in den legten Jahren im Grunde wenig ge- 
ſchehen, ja ein völliger Stillftand in ver Gefeggebung eingetreten; zumal durd die fpätern Mb= 
änderungen der Staatöbiener:, Ablöfungs-, Schul: und anderer Gefege diefe, vom volfsthüm- 
lichen und freiheitlihen Geſichtspunkte aus, beſchränkt und verfchlechtert find. Das ganze Re: 
gierungäbeftreben in neuefter Periode fheint mehr darauf gerichtet, die Theilnahme des Volks 
an den Staatdangelegenheiten zu verringern, als fie zu vergrößern, und die Bevormundung 
fortwährend zu fteigern, ſodaß begründete Zweifel aufgetaucht find, ob in politifher Hinficht 
eine einzige fefte Rechtsnorm, oder nur patriarhalifches Ermeffen maßgebend ift. 

Dem in den vorhergehenden Jahren zu Korn fat einftimmig zum Landtagsabgeordneten 
gewählten Stadtrichter Hausmann wurde regierungsfeitig ohne Angabe von Gründen, unter 
dent Borgeben einer nit ertheilten Iandeöherrlihen Beftätigung, ähnlich wie von Dr. Fiſcher 
den Räthen Rofen und Runnenberg gefchehen , ver Eintritt in ven Landtag verfagt. Was aber 
noch auffallenver ift und ſchwerlich anderswo in Dentichland gegenwärtig flattgefunden haben 
würde, aud die „getreuen Stände‘, mit alleiniger Ausnahme des ehrenwerthen Abgeordneten 
Hofbefiger Bürten aus dem Amte Schötmar, lehnten e8 ab, die Befchwerbe des Wahlcollegiums 
der Stadt Horn wegen nit erfolgter Einberufung des rechtmäßig gewählten Abgeordneten zu 
befürworten, weil derfelbe im Jahre 1851 den Huldigungdeid verweigert habe. 

Die in politifhen Dingen unerfahrenen Laudleute und Bürger mochten von ber Tragweite 
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ihres, die wichtigften Rechte des Landtags misachtenden Beſchluſſes Feine richtige Vorftellung 
haben; daß aber felbft Rechtsgelehrte, wie Hr. v. Stietenfron, Rath Runnenberg, Bürger: 
meifter Honerla, Obergerichtäaffeflor Piderit und Syndifus Schröter, in der Vertheidigung 
eined frühern Berfaffungszuftandes (welcher ſeitdem durch Octroyirung thatſächlich einftweilen 
beſeitigt war) ein Vergehen zu erblicken vermochten, welches geeignet wäre, einen im activen 
Richterdienſte ſtehenden Beamten feiner politiſchen Wahlfähigkeit zu berauben, documentirt eine 
Verkennung ihrer Verpflichtungen gegen dad Volk, eine perſönliche Befangenheit, wenn nicht 
gar eine unſtatthafte Gefügigkeit und Willfährigkeit nach oben, in Beziehung auf welche es ihnen, 
namentlich der bewährten Pflichttreue des preußiſchen Beamtenſtandes gegenüber, ſchwer fallen 
dürfte, ſich ehrenvoll zu rechtfertigen. Die richtige Bezeichnung für die Verfahrungsweiſe auf: 
zufinden,, wie in Lippe mit den Volkörechten umgegangen ift, mag billig der Geſchichte und dem 
Leſer überlaffen bleiben, und dürfte das über bie erlittenen Unbilden zu entwerfende Gemälde in 
manchen Beziehungen jich noch düſterer geftalten als jelbft das von Medienburg und Kurheſſen. 
Solange hier wie im legtern Staate das fchwergefränfte Recht nicht durch Herftellung des gültig 
vereinbarten Verfaflungsgefeged vom 16. Jan. 1849 und dur Wiederinfraftfegung aller, 
unter dem Minifterium Bifcher gewaltthätig aufgehobenen Gejege gefühnt ift, läßt ſich eine ge— 
deihliche Entwidelung und ald notwendige Vorbedingung derjelben die Ausſcheidung der fürft- 
lichen Privatintereſſen aus dem Staatdvermögen nicht erwarten, indbefondere audy nicht Die Her— 
fleflung einer @ijenbahnverbindung, fozufagen einer Lebenäfrage für das Ländchen, welde 
vielleicht allein mannichfache Übelftände zu befeitigen und die nicht fehlenden natürlichen Hülfs— 
quellen zu erſchließen im Stande fein würde. 

Das deutihe Volk aber möge ed ald jeine Verpflichtung erkennen, mit dahin zu wirken, daß 
dieſes Kleine Staatöwejen Germaniens, diefe Wiege der Befreiung vom fremden Joche, baldigft 
von dem auf ihm fo ſchwer laftenden innern Drud, unter dem es jeufzt, erlöft werde, damit es 
würdig erjcheine, die eherne Denkfäule des Arminius als Sinnbild deutſcher Freiheit und Einig— 
feit unter jeine Obhut zu nehmen und für alle Zeiten zu bewahren. 5. Hausmann. 

Lippe: Schaumburg over Schaumburg: Lippe. Der Name dieſes Fürſtenthums be- 
zeichnet keineswegs einen jegigen oder ehemaligen Territorialverband mit dem Fürſtenthum 
Lippe: Detmold, mit welchem es niemals in einem andern flaatörechtlihen Verhältniſſe geftanden 
hat ald demjenigen, welches aus der Verwandtſchaft ver jegt regierenden beiden fürftlichen Fa— 
milien hervorgeht. Oberhalb des Punktes, wo die Wefer durch die Bergöffnung der Portas 
Weſtphalica in die Ebene von Minden und die nördlichen bis zum Meere ablaufenden Niede- 
zungen tritt, bilvet fie, durch Gebirgszüge gedrängt, von Oſten nad Weften und dann von 
Süden nad Norden gehend, einen ſcharfen Bogen, in welchem auf dem rechten Wejerufer von 
den Höhen des Süntel und des Deifter bis zur Weſer und dem unter dem Namen des Stein= 
hudermeeres befannten Landſee eine gebirgige Landſchaft jich Hinzieht, deren ſüdweſtlichſter, im 
äußerften Winfel der Flußkrümmung liegender Theil zur Zeit der Gauverfaffung den Namen 
des Budigau !) führte, während der übrige Theil dieſer Landſchaft den Bauen Merftemen, Se— 
leffen und Loſa angehörte.?2) Diefe Landſchaft wird von einigen als ein Theil des Landes der 
Angrivarier betrachtet, andere dagegen find der Meinung, daß diejelbe zum Cheruskerlande ge= 
hört habe. Letztere Anſicht gründet fich befonderd auf die Lage des Angrivariſchen Walles, wel- 
her, wie Tacitus (‚„Aun.”, II, 19) fagt, beitimmt war, die Angrivarier gegen das Land der Che: 
ruöfer zu ſchũtzen; diefen Wall will man nämlich) in den „alten Rinien’ wiedergefunden haben, 
einem Vertheidigungswerke, das fi in ver Höhe von 40 Fuß mit vorliegendem, 20 Fuß brei- 
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1) Diefer Gau iſt einer der wenigen, welche auf Veranlaſſung des Geſammtvereins der deutſchen 
Geſchichts⸗ und AltertHumsvereine eine wiffenfchaftliche Erörterung gefunden haben. Das Werk von E. 
W. Wippermann: Beichreibung des Buckigaues nebft Feſtſtellung der Grenzen der übrigen Gaue Nieder: 
ſachſens (Göttingen 1859), das umfangreichfte für die ältere Gefchichte der Gegenden an der mittlern 
Wefer und insbefondere der der beiden ſchaumburger Länder, ftellt (F. 20, S. 93— 132) die Grenzen 
biefes Gaues mit Hülfe der Grenzen ber Archidiafonate der mindener Didcefe und mit Rüdfiht auf 
Zehnt:, Mark: und Jurisdictionsverhältniffe genau fe. Die Grenze geht hiernach von der Weftfälis 
fehen Pforte (vgl. auch Weftfälifches Provinzialblatt, Bd. IV, Abthl. 1, & 56) um den Schlinburger- 
wald, das Dülholz,, ven Schaumburger Knick herum, über die ganze Länge des Deiftergebirges her zum 
Bückeberge, auch über deffen ganze Länge, durch das Dorf Buchholz, auf den luhdener Berg und von ba 
auf der Höhe des Süntelgebirges fort bie zur Weftfälifchen Pforte. 

2) Werfebe, Beſchreibung der Gaue zwifchen Elbe, Saale und Unftrut, Wefer und Werra (Hanno: 
ver 1829), &. 209 — 212. ber die mit dem Budigau ebenfalls in Beziehung feheuden Gaue Lidbeke— 
gowe, Tilithi und Wikanavelde vgl. das in Note 1 citirte Werf, ©. 46 u. 58. 
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tem Graben, vom Bollfee bei Petershagen an ber Wefer nad dem Steinhudermeere hinziebt. 
Das Budiland oder Land des Buchenwaldes fpielt, wenn auch noch manches aufzuhellen ift, un- 
fireitig eine große Rolle in den Kämpfen der Germanen mit den Römern. Die Weſtfäliſche 
Pforte, vamald weit enger als jegt, war das Thor, durch welches die Römer ziehen mußten, 
um die Stämme bed nörblichen Deutfchland zu unterwerfen. Aber ſchon Drufus fah ſich im 
Jahre 12 v. Chr. gendthigt, an jenem Thore umzufehren; fpäter fcheint Varus bis an denſel⸗ 
ben Bunft gedrungen zu fein, bevor er im Teutoburgerwalde der Vernichtung entgegenging. 
Die Idiſtaviſoſchlacht ſoll ebenfalls aufdem Boden des Budilandes, und zwar am rechten Weſer⸗ 
ufer, gegenüber Minden, ftattgefunden haben, und der Harrel bei Büdeburg, ein Ausläufer 
des Büdeberged, der Drt gewefen fein, an dem Germanicus nad jener Schlacht fein Sieges- 
zeichen aufpflanzte. Doc ift über den Ort dieſes Schlahtfeldes no große Meinungsverfdie: 
denheit. Als nad) den Ende der Römerfriege die Fehden unter den deutfchen Stänmen wieder 
lebhafter wurden, trat auch in Betreff des Budilandes eine Veränderung ein; erſt nad Zer— 
flörung der Macht der Cheruöfer durch benachbarte Stämme im Jahre 77 n. Chr. feinen Die 
Angrivarier fi über jene Landſchaft ausgedehnt zu Haben. ALS dann die meiften der altger- 
maniſchen Völkerflämme verſchwammen, erfcheinen die Bewohner ald Angehörige des Sachen: 
volks, insbeſondere gehörten fie zu ven Engern. Auf feinem Zuge gegen die Thüringer fam im 
Jahre 515 König Theoderich von Auftrafien durch den Budigau. Die Bewohner deffelben nab- 
men fodann an allen Kriegen ver Sachſen gegen die Franken lebhaften Theil. Zu verihiedenen 
malen erſcheint dabei das Gebiet des Budilandes von Bedeutung. Im Jahre 775 ſchloß Karl 
der Große, veranlaßt dur die Kapitulation eines feiner Heere an die Weſtfalen, eirle Eini— 
gung mit den Engern, wie es ſcheint in der Gegend von Süllbeck; fodann ward im Jahre 782 
ein oftfränfifches Corps im Rande des Buchenwaldes vernichtet, ſodaß nur geringe Reſte über 
das Süntelgebirge in das Lager bed an ver Wefer ftebenden Theoderih von Ripuarien flüchten 
konnten. Endlich midlangen im Jahre 784 zwei Züge Karl’ des Großen gegen die in Rebe 
ftebende Landſchaft. Als im Anfang des 9. Jahrhunderts das gefammte Sachſengebiet die Re: 
gierungsgemwalt der Karolinger anerfannte, muß im Gaue Bucki ſchon ein erheblicher Theil des 
großen Buchenwaldes, veffen Refte jegt den Schaumburgerwald bilden , gelichtet und angebaut 
gewejen fein; auch fiheint diefer Bau unter allen ſächſiſchen Gauen in einem gewiffen höhern 
Anſehen geftanden zu haben, da in ihm der heilige Hain gelegen zu haben ſcheint, in welchem bie 
Abgeordneten ded Sachſenvolks fih zur Berathung der allgemeinen Landesangelegenheiten ver: 
fammelten. Es war viefer Gau auch fhon zur Zeit der Sachſenkriege in das Ne der Verkehrs— 
ftraßen gezogen , indem durch ihn die Antiqua regia via, eine Fortſetzung des vom Rhein her 
über Lippftadt, Herford und Nehme führenven Straßenzugs ging. Diefe Gegenden, in welden 
die ältefte hriftliche Kirche die zu Merbed war, wurben zum Bisthum Minden geſchlagen; die 
Bewohner betheiligten ſich vorzugsweiſe an dem Aufftande der Stallinge und erregten durch ihre 
Klagen über die Bedrückungen durch die fränfifhen Beamten die Aufmerffamfeit Ludwig's des 
Deutihen. Im 10. Jahrhundert erftreckte fi über diefe Landihaft ?) vie herzogliche Gewalt 
‘der Billunger, in deren Hand auch die Comitatsgewalt darüber lag.*) Die Alodialerben der 
Ludolfinger, Albrecht ver Bär und Heinrich der Löwe, kamen in ven Befig vieler Güter in dieſem 
Lande. Zum Erbtheil des legtern gehörte das Caſtrum Buckaburg *) in der Nähe bes jegt heſſi— 
fihen Orts Obernfirhen. Andere große Grundbefiger waren die Bifchöfe von Vaderborn und 
Minden. Nah dem Ausfterben des billungifhen Mannsftamms erfhienen in der Gegend des 
Büdebergs Edle Herren von Santerdleben bei Magdeburg. Bon diefen war Adolf I., welder 
im Jahre 1015 auf dem Neflelberge an der Weſer ein Jagdhaus baute, ver Enfel und Erbe der 
nit dem Markgrafen Lothar von Brandenburg aus dem Haufe Walbeck verheiratheten Godila, 
der Tochter des große Güter in diefen Gegenden befigenden Wirinharbus. Adolf nahm ben 
Grafentitel an, ald er nad der Erfchlagung des Grafen Gottfried von Holftein und Stormarn 
am 2. Nov. 11109) von Kaiſer Lothar dem Sachſen diefe erledigte Grafihaft übertragen er: 
hielt.) Sein ihm 1129 nahfolgender Bruder Adolf. baute 1130 eine Burg auf dem Neſſel— 


—B ——— — 


3) Es geht dies aus dem Hoyer Urkundenbuche (herausgegeben von v. Hodenberg), Abſchn. VILL, 
Mr. 6 u. 9 hervor, . 

4) Berg, Monumenta germ. hist., XIII, 133. Schoten, Annal. Paderbornens , |, 375. 

5) Regesta Schaumburgensia, Mr. 60— 80. Grhard, Cod. dipl., I, 135 u. 158. 

6) Annal. sax. ad. 1110. Berg, Monumenta, VII, 748, 

T) Helmold,, Chronicon in Leibniz. , IL, 560. 
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berge®), und wurde vom Kaijer damit beliehen. Seitdem führte das Land den Namen ber 
Burg, von der auch das heutige Wappen Holfteins, das Neffelblatt, flammt. Große . 
Grundbefigungen waren die ded Edeln Mirabilis (Stadthagen), die der Edeln von Arn- 
heim (Peegen), der Herren vom See und ber Edelvögte vom Berge, welche an der Porta 
wohnten. Als Grafen von Holftein verlegten die Grafen von Schaumburg ihren Wohnfig oft 
dorthin, es führte jener Befig zu mancherlei Fehden und ging mehrmals, z. B. im Jahre 1180 
wegen ber Parteinahme des Grafen Adolf für Heinrich den Löwen, verloren. Die Stamm: 
graffhaft Schaumburg felbft fuchte die Familie durch Käufe und Lehnsverbindungen mit Braun 
ſchweig, Heflen und den Bisthümern Minden und Paderborn zu vergrößern und Eräftiger zu 
machen, und dehnte die allmählich ſich entwickelnde Landeshoheit ungefähr bis auf die Grenzen 
der im Gingang bezeichneten Landfchaften aus. Der im Jahre 1640 erfolgte (auf dem berüch— 
tigten Hildeöheimer Gaftmahle wahrſcheinlich durch Gift verurfachte) Finderlofe Tod des legten 
Grafen Dtto VI. hatte eine wefentlihe Änderung der Dinge zur Folge. Das Stift Minden 
nahm als heimgefallenes Zehn die Güter Schaumburg, Büdeburg, Sachfenhagen und Stadt: 
hagen in Beſitz. Anſprüche erhoben außerdem Heflen: Kaffel, Braunſchweig und Paderborn, 
Sachſen-Lauenburg erhob eine Intervention wegen Sachſenhagens, und die Mutter Otto's VI., 
Gräfin Glifabeth zur Lippe, nahm ald Alodialerbin die ganze Grafſchaft in Anfprucd und über: 
trug die Regierung ihrem Bruder, dem Grafen Philipp von Lippe: Alverviffen. Die Ausein- 
anderfegung mit dem Stifte Minden war ſchwierig, ed entftand ein Nechtöftreit, in welchem das 
Stift Minden ein Manutenenzdecret?) des Reichshofraths erhielt; im Weſtfäliſchen Frieden 
(Art. XV, $. 3) jedoch wurden jene mindenfhen Gerechtſame dem Haufe Heſſen-Kaſſel zuge: 
theilt. 1%) Die Regelung mit Heſſen-Kaſſel, welche unter deffen beſonderm Schuß geſchah 11), 
wurbe erfauft durch Abtretung eines bedeutenden Gebietd und lehnbarer Auftragung des Übri— 
gen, ſowie durch eine Heirath zwifchen dem Grafen Philipp und einer heſſiſchen Prinzeſſin. 
„ Zandgraf Wilhelm V. von Heffen = Kaffel traf nämlich mit dem Grafen Philipp zur Lippe die 
Übereinkunft, daß zwiſchen beiden die gefammte Grafſchaft Shaumburg, foweit nit Braun- 
ſchweig darauf Anſpruch habe, gleihmäßig getheilt werde. Diefe Hälfte, nämlich die Ämter 
Arendburg, Büdeburg, Stadthagen, Hagenburg mit Ausnahme des an Braunſchweig gelan- 
genden Kleinheivornd und das Amt Sachſenhagen mit Ausnahme der gleihnamigen Stabt 
und der Dörfer Auhagen und Düdinghaufen bildeten von nun an die Graffhaft Schaumburg: 
Lippe. Graf Philipp farb im Jahre 1681. Don feinen Söhnen fegte der ältere, Friedrich 
Ehriftian, die regierende Hauptlinie fort, während der andere, Philipp Ernft, die Nebenlinie 
Alverdiſſen ftiftete. Im Jahre 1777 erloſch die Hauptlinie mit des Stifterd Philipp Urenfel, 
dem berühmten portugieflihen Feldmarſchall, Grafen Wilhelm Friedrich Ernft, dem daher 
Graf Philipp Ernft von Shaumburg=Lippe-Alverdiffen nachfolgte. Als diefer im Jahre 1787 
ſtarb, bemächtigte fih der Landgraf Wilhelm IX. von Heffen= Kaffel der Grafſchaft als eines 
beimgefallenen Lehns, obwol Philipp Ernft einen dreijährigen Sohn, Georg Wilhelm, hinter: 
laffen hatte; nad) wenigen Monaten aber räumte er ven Beflg der die Vormundſchaft führenden 
Witwe ein. Nach ver Aufhebung des deutſchen Kaiſerreichs trat dad Land 1307 als Fürften- 
thum 12) in den Nheinbund, und 1814 mit gleihem Rang als fouveräner Staat in den Deut: 
fhen Bund. Die Folgen, melde der im Jahre 1838 dur Richterſpruch gefchlichtete Mechts- 
ftreit mit dem fürftlichen Haufe Lippe Detmold auf die Territorialverhältniffe des Landes ge- 
habt bat, befteben, ver Hauptſache nad, in dem Verluft der landeshoheitlichen Rechte über das 
Tippefche Amt Blomberg. 

Das jegige Fürſtenthum Schaumburg-Lippe begreift daher nur noch einen Theil der ebe- 
maligen Graffhaft Schaumburg, deren anderer unter heſſiſche Hoheit gefommen ift, liegt zwi— 
fhen hannoverifhen und preußifchen Kandestheilen fowie dem beffiihen Antheil von Shaum= 
burg eingefchloffen und hat durchaus feine BeftandtHeile des lippefchen Gebiets. Sein Fläden- 
inhalt umfaßt etwa neun Duadratmeilen größtentheild gebirgigen oder doch von Hügeln durch⸗ 


8) Berg, Monumenta, V, 15. 9) Acta Mindensia, ©. 154. 

10) Dolle, Gefchichte ver Grafen von Schaumburg, S. 216. 

11) Eichhorn’s Deutfche Staats: und Rechtsgefchichte, Thl. 4, $. 522, Notel, ©. 271. 

12) Schon der Graf Ernft wurde vom Kaifer Ferdinand II. im Jahre 1620 in den Kürftenfland er: 
hoben, geriet jedoch dadurch mit Dänemark in Streit, welches barin ermeuerte Aniprüche auf Holftein 
zu erbliden glaubte. Ein Feiner barüber geführter Krieg hatte zur Folge, daß das Land 50000 Kaifer- 
— an Dänemarf bezahlen, und Einf feinem Titel als Fürften zu Holflein und Schaumburg ent- 

agen mußte. 
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brochenen Landes, auf welchen etiva 30000 Menſchen wohnen. Das Land liefert Steinfohlen, 
Hol; und Korn, woraus fowie aus der Verfertigung von Garn und Leinwand bie Haupter- 
werbömittel gezogen werben. Mit Garn und Leinwand wir insbefondere ftarf nad Holland 
gehandelt; fonft ftehen Handel und Gewerbe nicht eben beſonders in Blüte. 

Die Berfaflungsverhältniffe des Landes haben in den ältern Zeiten ziemlich venjelben Ent: 
widelungdgang genommen wie in allen deutfchen Staaten. Die allmählihe Verwandlung Des 
faiferlihen Grafenamts in die Territorialhoheit gab auch hier die Veranlaffung zu einer be: 
ſtimmten Ausprägung des Verhältniffes zwiſchen ven Freien und dem Erbfürften, und ebenfo 
ift auch Hier der Urſprung einer landftändifchen Verfaffung nicht fowol in einer einzelnen hiſtori⸗ 
ſchen Thatſache als vielmehr theils in der der politiſchen Erfheinung aller deutfhen Stämme im 
größten wie in Eleinften Kreife zum Grunde liegenden Idee der Bolföfreiheit, theild in dem 
lebendigen Zufammenhange aller einzelnen Verhältniffe des Öffentlichen Lebens aus einer län⸗ 
gern Periode zu fuchen. Die Rechte des Landes wurden ven Ständen durch fogenannte Privi— 
fegien gelichert und bei verfchiedenen Gelegenheiten — zumal bei Reglerungswechſeln und ftän= 
diſchen Bewilligungen — beftätigt und erneuert. Das ältefte urkundlich vorhandene Privile- 
gium (wahrfgeinli aber auch nur die Erneuerung und ſchriftliche Aufzeichnung der ſchon jrü- 
ber vorhandenen und in Übung erhaltenen Rechte) ift vom Jahre 1389 und erwähnt nur der 
„Mannen, Ritter und Knete”, ſodaß alſo damals die Landesvertretung eine rein ariftofrati- 
ſche war. Der geiftlihe Stand hat nie das Recht ver Landſtandſchaft gehabt, und die Städte, 
obgleih zum Theil wenigftend fhon im 13. Jahrhundert entflanden, nahmen doch erſt im 
15. Jahrhundert und einige noch fpäter teil daran, hauptſächlich wol deswegen, weil die mei- 
ften von ihnen zu Klein und ſchwach waren, um fhon in den ſtürmiſchen Zeiten des jpätern 
Mittelalterd einen politifchen Einfluß zu gewinnen. Indeß traten mehrere Umftände zufamınen, 
um bie Bedeutung der Stände dem Grafen gegenüber höher zu heben, als diejes jonft in dem 
fleinen Ländchen wol der Fall gewefen fein möchte. Auswärtige Fehden, in welde die Grafen 
theild durch die Unficherheit des Beſitzes von Holftein, theild durch eigene Neigung verwidelt 
wurben und an welchen fie meift in fremden Kriegsdienſten theilnahmen, zwangen jie oft zu län= 
gerer Abwefenheit aus dem Lande, ſchwächten dadurch die Macht des fürftlichen Anſehns, welches 
in der unmittelbaren Nähe ver Berfon des Fürften die fiherfte Stüge findet, und flürzten fie in 
Schulven, von denen fle dann nur durch die erbetene Hülfe der Lanpflände ſich befreien Eonnten. 
Die Abhängigkeit, in welche jie dadurch von den Ständen geriethen, wurbe von biefen theils zur 
Sicerftellung gegen ähnliche Verſchuldungen, theild aber auch zur Erweiterung des eigenen 
Einflufies benugt. So finden wir bei Gelobewilligungen nicht nur die gewöhnliche Beftätigung 
der Privilegien, fondern auch wiederholte Randedadminiftrationen während der Minderjährig- 
feit der Erbgrafen (wie 1534 bei der Abreife des Grafen Adolf Xi. nah Köln) unter Iheil- 
nahme der Ritterjhaft. Ein anderer der gräflihen Macht nachtheiliger Umſtand war die Un— 
vollftändigkeit der Erbfolgebeftimmungen. Die Söhne des legten regierenden Grafen galten 
bei deſſen Tode ſämmtlich als gleichberechtigt, und da bei dem geringen Umfange ver Grafihaft 
Theilungen ſehr bald zum gänzlihen Verluſte des Oanzen geführt hätten (nur jolange Holftein 
noch damit verbunden war fanden ſolche ftatt), jo mußte immer eine Bereinigung über die Nach⸗ 
folge in der Regierung erreicht werden. Zwar half zur Berforgung der übrig bleibenden Prin- 
zen regelmäßig die Kirche aus; allein auch den gräflihen Domperren, Biſchöfen und Erzbiihö- 
fen in Hildesheim, Minden und Köln gefiel e8 nicht felten,, ver priefterlichen Würde ungeachtet, 
ald Mitbewerber um die Herrfhaft aufzutreten oder folde ald Bormünder im Namen bed min= 
berjährigen — unter der Zahl der jüngern Brüder wol noch nicht einmal beftimmten — Regie- 
rungsnachfolgers in Anſpruch zu nehmen. Unter folben Umftänden hing bei einem Regie: 
rungswechſel für die verſchiedenen Prätendenten regelmäßig viel davon ab, die Landſtände für 
ih zu gewinnen, und der Einfluß, welchen dieſe auf ſolche Weife erhielten, wurde zuweilen von 
bem regierenden Grafen in feinem Teftament durch die Beftimmung anerfannt und befördert, 
daß von den minderjährigen Söhnen der Würdigſte die Negierung übernehmen folle. 

Dazu fam noch befonderd die eigenthümliche Geftaltung der Verhältniffe durch die Nefor: 
mation. Die Örafenfamilie hatte von jeher durch Verforgung ihrer nicht zur Regierung ge: 
fangenden Söhne mit geiftlihen ÄAmtern zu große Vortheile von der katholiſchen Kirche gehabt, 
als daß fie ſich fogleih im Anfange und freiwillig der Neformation hätte anfchließen fönnen. 
Die Einführung derſelben ging vielmehr von den Geiftlichen felbft und dem Volke aus und 
wurde von den Grafen mehr aus Noth genehmigt ald befördert und unterflügt. Zwar trat 
Dito IV., unter welchem diefe Veränderung vor ih ging, fpäter felbft zum Proteſtantiamus 
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über, jebodp mehr aus politifpen Gründen ald aus religiöfer Überzeugung 1°), und auch unter 
feinen Söhnen und Nachkommen findet jih noch einige Zeit hindurch Feine Ubereinftimmung in 
der kirchlichen Anfiht. Darin lag denn bei einem Regierungswechſel für die gleichberechtigten 
Bewerber eine weitere Beranlaffung, entweder durch Geltendmahung ihrer proteftantifchen 
Grundfäge oder durch Entwidelung anderer gefälliger Eigenſchaften vie Zuneigung der Land- 
fände zugewinnen, und für biefe, durch Religionsverfiherungen auch den neuentftandenen kirche 
lichen Zuftand garantiren zu laflen und ihren politifchen Einfluß auf alle Regierungshanplun- 
gen zu erweitern, melde für die Regierungsnachfolge von Bedeutung fein fonnten. So blieben 
fie nit nur im Befig der uralten freien Steuerbewilligung und der Mitwirkung bei der Lan 
deögejeggebung, fondern ihre Zuflimmung wurde auch eingeholt bei Berheirathungen des Lanz 
desfürſten jowie bei Teftamenten, ja fle wählten fogar ven Nachfolger (wie Adolf XIL), wenn 
derfelbe nicht auf andere Weife beftimmt werben fonnte, Aber jo fehr war die lanvesfürftliche 
Macht unter ber Gewalt der Umflände und den Folgen bed eigenen übeln Haushalts niederge— 
beugt, daß man nad dem Tode des Grafen Otto IV. dem Verlangen der Lanpftände gemäß im 
Jahre 1577 fi dazu verfiehen mußte, zehn Jahre lang gar feinen Landeöfürften zu haben, 
ſondern dad Land durch eine aus Regierungdräthen und ven Landfländen beftehende Commiſſion 
regieren zu laffen: eine Einrichtung, welche freilich nur bis 1582 beſtand. Go hatten unge⸗ 
achtet des kleinen Staatsgebiets die Landſtände eine politiſche Wichtigkeit und Bedeutung erhal⸗ 
ten wie kaum in einem andern deutſchen Staate. Aber dieſelbe ſank auf die nämliche Weiſe, 
wie ſie emporgekommen war. Die Fälle, wo mehrere Regierungsprätendenten zuſammenkamen 
und der Einfluß der Landſtände unter ihnen entſcheiden konnte, wurden immer ſeltener; dage— 
gen ſtarb allmählich eine Linie des vielverzweigten Geſchlechts nach der andern aus, und der Graf 
Philipp (1646— 81) führte dad Vorrecht der Erfigeburt in der Regierungsnachfolge ein. Auch 
geftalteten jich die firhlihen Verhältniſſe jehr bald feſter, die Landeshoheit bildete ſich unter den 
Stürmen ded Dreißigjährigen Kriegs, welder auch die Grafihaft Schaumburg ſchwer heim— 
fuchte, vollftändiger aus, und die nach dem Tode des legten Grafen aus dem ſchaumburgiſchen 
Mannäftanım eingetretene Theilung des Landes mit Kurheſſen ſchwächte das ſtändiſche Anfehen 
durch Zeriplitterung bed Gorporationsbandes, von welchem ihre Bedeutung weſentlich abhing. 
Zwar follte nad dem Sinne jener Theilung dad Land doc in weſentlichen Punkten noch ein 
Ganzes bleiben, und bis 1661 wurden auch gemeinſchaftliche Landtage gehalten; allein feit 
diefer Zeit trennten fi die Landflände freiwillig und geriethen immermehr in Unthätigfeit. 
Die allgemeinen und befannten Urſachen, die gänzliche Umformung des Militärwefend, die ge: 
änderten Berhältniffe des Adels, welder feine frühere Friegerifche Selbftändigfeit aufgab, um 
in fürftlicgen Dienften Ehre und Unterhalt zu ſuchen, die Fortſchritte, welde durch das Steuer: 
wefen die Entwidelung eines neuen Staatsbürgerthums machte, neben dem die ſtändiſchen Pri- 
vilegien immermehr als unnatürliche Vorrechte einzelner Klaſſen erihienen, je höher die Auf: 
flärung flieg, der Mangel an thätiger Kürforge für den duch Grundlaften ſchwer beladenen 
Grundbeſitz, jelbft nur für Aufhebung der Leibeigenfhaft unter ven Bauern: dieſes und andere 
Umftände machten ed unmöglich, daß die Landftände, welche früher in einem bedeutenden Grabe 
zugleich die Inhaber der phyſiſchen Macht geweſen waren, jegt, nachdem ſie dieſe verloren hatten, 
in der moralifchen Unterftügung der öffentlichen Meinung einen Erfag finden konnten, und be: 
förberten ebenfo ſehr das Gedeihen des Monarhismus im 18. Jahrhundert. Immermehr wur: 
den bie fürftlichen Rechte auf Koften der ſtändiſchen erweitert, die fidcalijhen Anfprüche ver— 
mehrt und die Freiheit in der Steuerbewilligung befhränft. Den legten, aber ſchon auf ohn— 
mädtige Hülflofigfeit deutenden Verſuch zur Wiederherftellung oder Rettung ihrer Befugniffe 
und zum Schuge gegen landeöfürftliche Eingriffe machte die Mehrzahl der Eorporationen im 
Lande (die Stände felbft, als ſolche, nahınen nicht theil daran) !*) in den legten Regierungs: 
jahren des Grafen Philipp Ernft (geft. 1787) durd einen beim Reichskammergericht erho- 
benen Proceß, deſſen ganzer vürftiger Erfolg aber in dem durch preußiſche Gommiffarien im 








13) Er hatte fich zum zweiten mal mit der braunfchweigifchen Prinzeffin Elifabeth vermählt und 
fuchte die Freundfchaft bes braunfchweigifchen Haufes zu gewinnen. Später hinberte ihn jedoch fein Pros 
seftantismus nicht, als fpanifcher Oberft unter Alba (1566) die für ihre Slaubensfreiheit kämpfenden- 
Niederländer zu befriegen und gegen fie ein —— Corps von 1300 Reitern zu führen. 

14) Der Streit beftdhd eigentlich zwiſchen „ſaͤmmtlichen Untertanen ber gräflich Schaumburg = lippe— 
ſchen Amter Bückeburg, Stadthagen und Hagenburg‘’ über „mancherley Irrungen wegen Einhebung ber 
— und ſonſt““. Das Reichetammergericht hatte ſchon am 30. Juli 1788 einen Termin zur Güte 
angelebt- 
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Faiferlichen Auftrage mit der Bormundfhaft des minderjährigen Grafen Georg Wilhelm ver— 
mittelten fogenannten Qandesvergleich vom 3. Dec. 1791 (publicirt 1792) beftand. Das Land 
konnte darin nichtd weiter erreichen als die Zuficherung , daß jährlich für die fürftlihe Kanımer- 
kaſſe nur zwoͤlf monatliche Gontributionen zu den laufenden Bebürfniffen, und Beiträge zu außer: 
ordentlihen Ausgaben nur auf erfolgte Nachweiſung des Bedarfs erhoben werben follten, ſowie 
die Feftfegung der Beitragspflict zur Schuldentilgung und zum Chauffeebau auf beftimmte 
Duoten. Zur Berichtigung der Landesſchulden follten die Unterthanen 30000 Thlr. bezahlen, 
und zwar jährlich mit ſechs monatlichen Eontributionen; in zehn Jahren follte die Summe be: 
zahlt fein. Bor Abtragung derfelben folle ven Unterthanen die Laft des Ghauffeebaues nicht ab- 
genommen werben. Allen Untertbanen ward übrigens „vollkommene Sicherheit und Erbal: 
tung bei ihren Rechten und Gerechtigkeiten, Vorzügen, Gebräuden und Gewohnheiten, mie 
diefelben ſolche rechtlich ermorben und hergebracht Haben”, zugefagt. Der $. 17 befagt, daß die 
Beamten die Communvorſteher, wenn diefelben mit den Gliedern ver Gemeinden in deren An: 
gelegenheiten zufammenzufommen für nöthig finden, auf feinerlei Weife hindern. Wegen ver 
Meierverhältniffe und der Leibeigenfchaft blieb alles im wefentlihen beim alten, und einige Be— 
ſchränkungen der Adminiſtrativgewalt in einzelnen Dingen find fo geringfügig, daß man eben 
aus deren Aufnahme in die Vergleihöurfunde abnehmen kann, wie fehr die Alleinherrfägaft der 
Regierung ſchon jene Selbftändigkeit der Individuen und Gorporationen zurückgedrängt hatte, 
und wie man ed ſchon ald Gewinn betrachten mußte, nur fo dürftige Gonceffionen zu erlangen. 

Die Aufhebung des Deutfchen Reichs und die Feftfegung der franzöfifchen Herrſchaft in 
Deutfchland Hatte für die Berfaflung Schaumburgs zunächſt die Folge, daß vie Thätigfeit der 
Landſtände factiſch ganz und gar aufhörte; im ganzen ohne fonderlidhe Theilnahme des Volks, 
welches auch durch die Gefchichte des ganzen legten Jahrhunderts allerdings nicht an eine groß: 
artige Auffaflung des Inſtituts gewöhnt war. Übrigens trug zu dem Umftande, daß die Land: 
fände außer Wirkſamkeit kamen, auch der gänzliche Mangel felbftändiger Elemente, namentlid 
der Ritterfchaft, bei.1°) Die gute Folge hatte indeß das frangdfifche Gleichheitsprincip, daß die 
Regierung nun endli zur Aufhebung ver Leibeigenfchaft fchritt (1810), obgleih man aud 
dabei auf einen höhern Standpunkt der Beurtheilung fi nicht erheben konnte, vielmehr der Ge- 
rechtigkeit nur fo weit nachgab, daß die dem Landesfürften felbft zuſtehende Leibherrlichkeit unent: 
geltlih aufgehoben werben follte, wogegen die Leibeigenen der Privatgutöherren ihre Freiheit 
durch ein geſetzlich beffimmtes Aquivalent erfaufen mußten. 16) 

Nachdem der Fürft Georg Wilhelm durch dieNote vom 16. Nov. 1814 in Gemeinfhaft mit 
mehreren Fürſten den verbündeten deutſchen Fürften hatte erklären laffen, daß es fein Wille ei, 
eine landftändifche Verfaflung einzuführen, und nachdem eine nähere Beranlaffung durch ven 
Art. 13 der deutſchen Bundedacte gegeben war, führte er durch Verordnung 17) vom 15. Jan. 
1816 eine landfländifche Berfaffung wieder ein. Diefelbe legte freilich in Anfehung des Be— 
ſteuerungsrechts den Landesvergleich von 1791 zum Grunde und ftüßte ſich infofern auf ältere, 
biftorifch entftandene Berhältniffe, war aber jelbft nicht infolge einer zwifchen Fürſt und Gtän- 
den errichteten Übereinkunft, vielmehr in ihren weſentlichen, das ältere Verhältniß umändern- 
den Beftinnmungen octroyirt. Die Landeövertretung befteht danach aus den fünf Beſitzern abe- 
licher Güter, vier Abgeorbneten der Städte und Fleden, und ſechs Abgeorbneten ver Landbewoh⸗ 
ner in den Amtern. Die Abgeoroneten der Städte und Flecken werden durch den Magiftrat ge- 
wählt, die der Landleute durch Wahlmänner, jedoch aus ihrer Mitte. Die Mitglieder der Lanp- 
ftände aus der Nitterfchaft müffen das fünfundgmwanzigfte, die Abgeorbneten aus den Städten 
und Fleden jowie aus dem Bauernflande das dreißigfte Lebensjahr zurückgelegt haben. Die 
ritterſchaftlichen Landſtände müſſen in dem wirklichen Befige eines adelich freien Guts fi be- 
finden ; vereinzelte adelich-freie Grundftüde oder Wohnhäufer berechtigen nicht zur Landſtand— 
ſchaft. Die Rechte der Stände find fehr kurz gefaßt und beftehen in Folgendem: Prüfung des 
Staatsbedarfs in Gemeinſchaft mit der Regierung nah Maßgabe des Landeövergleichd von 
1791 und Bewilligung der danach erforderten Steuern; Berathung und Begutachtung ver 


15) Mofer, Bon der Reichsftände Landen, ©. 497. Klüber, Staatsarchiv, I, 118. 

16) Es muß bier übrigens bemerkt werden, daß manche Entjchädigungsanfprüche der Privatleib- 
herren binnen der vorgefchriebenen und im folgenden Jahre noch durch eine befondere Aufforderung ver: 
längerten Bräjndicialfrit nicht angemeldet, alſo ſtillſchweigend aufgegeben find. 

17) Diefelbe ift abgedruckt in Klüber's Staatsarchiv, I, 67; Pölig, Bd. I, Abthl. II, S. 1104; in 
der Sammlung ſchaumburg-lippeſcher Landesordnungen, IT, 298 und in Zachariä's Deutſche Ber: 
faflungsgefege der Gegenwart, I, 1067. 


Lippe · Schaumburg 555 


neitzuerlaffenden Gefege und Zuſtimmung, wenn viefelben auf die Landesverfaffung einen we⸗ 
ſentlichen Einfluß Haben ; Reviflon der Rechnungen über die verausgabten Landesfteuern ; end⸗ 
lich das Net der Vorftellung und Beſchwerde. Seitdem ift nicht, wie die Verordnung be— 
ſtimmt, alljährlid, fondern etwa alle drei oder vier Jahre ein Landtag gehalten. Der erfte bie- 
fer Landtage fand im März 1816 flatt. 

Diefe wenn auch in einigen wichtigen Bunften außer Anwendung gefegte, fpäter mobifl- 
eirte Verordnung gilt rechtlich noch jegt ald das Grundgeſetz des Fürſtenthums und erforbert 
daher eine wenn aud nur furze Prüfung. Die Zulaffung des Bauernftandes zur Randesver- 
tretung ift wol der wichtigſte Fortſchritt, welchen das conftitutionelle Princip darin gemacht 
bat, wogegen die Übertragung der Wahl der ſtädtiſchen Abgeordneten an die Magiftrate dieſem 
Prineip, und die Unterfcheidung ver adelihen Mitglieder von den bürgerlien und bäuerlichen 
bei der Beflimmung des erforderlichen Alters ver Wählbarkeit vem einen integrirenden Theil 
ausmachenden Grundjage der Gleichheit widerftreitet. (Vgl. jedoch die Gefege vom 17. März 
und 6. Dee. 1848.) Durd die Art, wie pad Steuerbewilligungsreiht begrenzt ift, kann 
(bei voraudgefegter Beftigkfit der Stände) wol eine Überfhreitung des herfönmlihen Maßes 
der Steuern verhindert, nicht leicht aber deren Verminderung von den Ständen durchgeſetzt 
werden; eine Ginwirfung auf ven Gang der Regierung durch den Gebrauch des Bewilli— 
gungsrechts ift völlig ausgefhloffen. Der Antheil an der Gefeggebung, welcher den Stän- 
den bemilligt wird, umfaßt freilich no mehr, ald was man vielfah für zuträgli hält, 

indem doch mwenigftens in einzelnen Fällen neben dem ftändifchen Gutachten zugleich die Ein: 
willigung gefordert wird; dem vernünftigen Staatsrecht ift aber damit noch nicht Genüge ge: 
ſchehen, und außerdem durch die Unbeſtimmtheit der Faſſung der Keim zu vielen Streitigfeiten 
über die Brage gelegt: welche Gefege ihre Wirkſamkeit auf die Landedverfaffung äußern, und 
welcher Einfluß ein mefentlicher fei? Daß fo mande wichtige Beftimmung fehlt, 5. ®. über bie 
allgemeinen ftantsbürgerlichen Mechte, Über die in der Bundesacte geficherte Freiheit der Preſſe, 
über bie fhon im ältern Staatsrecht anerkannte VBerantwortlichkeit ber Miniiter oder fürftlichen 
Näthe, über Öffentlichkeit ver ftändifhen Verhandlungen u. ſ. w., mag nad dem damaligen 
"Standpunkt der Eonftitutiondpolitif, befonverd im nörplihen Deutfchland, der Verordnung 
nicht zum Vorwurf gemacht werben; doch müffen wir und daraus ſowie aus der Unvollſtändig— 
keit ded Ganzen überzeugen, daß die Verordnung benjenigen Anſprüchen, welche man auf dem 
heutigen Standpunkte an eine liberale VBerfaffung macht , im entfernteften nicht genügt. 

Das Wichtigſte, was man mit der neuen Verfaffung für den Augenblid zu reguliren hatte, 
waren bie Finanzen ded Landes. Die ältern Schulden waren mol getilgt, allein die legten 
Kriegsjahre hatten deren neue verurfacht, und es fragte ſich, wer biefelben zu übernehmen babe. 
Berner hatte durch Errichtung des Deutihen Bundes und die neue Militärorganifation die Lan— 
deöverwaltung eine veränderte Grundlage erhalten, und die nach der althergebrachten Binanz- 
einrihtung in der Berfaffungsgefchichte bei jedem einzelnen Balle regelmäßig wiederkehrenden 
Zweifel darüber, welche Ausgabe dad Land und welche der Fürft zu übernehmen babe, beburften 
auch Hier einer Erledigung, da man bie Bortheile einer Verbindung der Domanial- mit der 
Landeskaſſe noch nicht für überwiegend hielt. Diefe Fragen bildeten die Hauptaufgabe des Land⸗ 
tags vom Jahre 1818, welche durch ven Landtagsſchluß vom 13. und 19. März dahin erledigt 
wurde, daß der Fürſt die ſämmtlichen Schulden der Landeskaſſe im Betrage von 106000 Thlen. 
übernahm, dagegen aber auch die etwa gleich hohen Activen jener Kaffe überwiefen erhielt, daß 
ferner die aus allgemeinen Bundeöverpflihtungen und durch die im Kriege nothwendige Land: 
deövertheidigung entftehenden Koften für außerorbentliche Landeskoſten erklärt und zu neun 
Behnteln vom Lande und zu einem Zehntel vom Fürften übernonmen wurben. Die bei jenem 
Landtagsſchluſſe unerledigt gebliebene Frage über die Unterhaltung des Militärs in Friedens— 
zeiten ift fpäterhin dahin verglichen, daß aus der Kammerkaſſe die Garnifonen unterhalten wer: 
den und außerdem noch ein Zehntel zu den Koften des Bunbedcontingents beigetragen wird, 
wogegen die übrigen Koften dem Lande ebenfalls zur Laft fallen, Die fonftigen Refultate des 
Landtags find für die allgemeinen Verhältniſſe des Landes ohne befondere Wichtigkeit. 

Die weitern Landtage befhäftigten ſich meift mit Gegenftänden von untergeorbneter Bedeu: 
tung. Auch das Jahr 1830 ging ohne wefentliche Bewegungen vorüber, obgleich dad nad) der 
Julirevolution dur ganz Deutfchland fühlbare Zucken keineswegs ohne lebhafte Theilmahme 
blieb, welche im eigenen Lande beſonders durch erhöhte Holzpreife materiell genährt wurde. 
Die Regierung hatte indeß, durch die bedenklichen Erſcheinungen in andern Rändern aufmerkfam 
gemacht, beizeiten durch Steuererleihterungen und Beſchäftigung der Armen der außerdem 
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aus einer. verfehlten Ernte zu beforgenden Noth einigermaßen entgegengewirkt, und verjelbe 
Zweck wurde noch durch mehrere auf dem nächſten Zandtage vorgelegte Propofitionen verfolgt. 
Auch von den Ständen wurden über 50 Anträge (Defiverien) erhoben und zum Theil erledigt. 
Durdgreifende Reformen in den beftehenden Verhälmiffen hielt man indeß nicht für nöthig; 
aud war die Theilnahme des Volks an conftitutionellen Fragen in dem Eleinen Lande ziemlich 
gering. Selbft die feitvem und zum Theil ſchon früber in allen Nachbarländern geſetzlich aus— 
gejprocdene, und auf dem Landtage von 1831 ſchon in der Ständeverfammlung zur Sprache ge= 
brachte Ablösbarfeit ver Grundlaften hat im. Fürftenthum Schaumburg Feine volle Anerfen= 
nung gefunden. Kleine Privat: und Rofalangelegenheiten, Adminiftrationd- und Steuerſachen 
bildeten zum größten Theile die Gegenftände der landſtändiſchen Beſchäftigung. 

Bemerfenswerth ift dad Refultat des Eurzen Landtags vom Jahre 1837, auf weldem 
der Anſchluß an den zwiſchen Hannover, Braunfhweig und Oldenburg beftehenven Zoll: und 
Steuerverband von der Regierung in Antrag gebracht wurde. Denn ald bei ver Abftimmung 
ih Stimmengleihheit fand, folgerte man daraus die Annahme, weil ed jih um eine Propofi- 
tion der Regierung handele. Eine grundgeſetzliche Beftimmung ließ ſich für ein ſolches Verfahren 
freilih nicht anführen; man glaubte indeß die Analogie anderer Ständeverfammlungen für fi 

zu haben, und bie Stände berubigten ih dabei. Der Anſchluß des Fürſtenthums an den Steuer⸗ 
verein fand zu Anfang des Jahres 1838 ſtatt. Über ven —* entſtand eine allgemeine Un— 
zufriedenheit im Lande. Deshalb trat am Ende des Jahres 1842 die Regierung dem Deutſchen 
Zollverein bei. Aber auch von dieſem trat das Land 1845 ebenfalls wieder zurück, trat dem 
hannoveriſchen Steuerverein bei und ſchloß gleichzeitig mit dem Zollverein einen Vertrag über 
gegenſeitige Verkehrserleichterungen. 

Der äußern Erſcheinung nach kann man die gegenwaͤrtige Lage des Ländchens eine befrie— 
digende nennen. Die ohnehin nicht bedeutenden frühern Schulden wurden durch den Landes— 
vergleich 1818 abgetragen ; feitvem find freilich in ven Jahren 1831 und 1832 durch die Sendung 
des Contingents nad Luremburg im Auftrage der Bundeögewalt abermals etwa 26000 Thlr. 
neue Schulven verurſacht, jedoch durch die vom Bunde vergüteten Gelder 16000 Thlr. zurüd: 
gezahlt. Die Steuern find gering, die Randleute zum Theil ganz wohlhabend, frequente Straßen 
und bie die Orte Büdeburg, Lindhorſt, Kirhhorften und Stadthagen berührende hannoverifche 
Nordbahn durchſchneiden dad Gebiet, wie ed überhaupt dem durch die Natur im ganzen glücklich 
ausgeftatteten Ländchen nicht an Erwerböquellen fehlt. Dennoch ift ber fleine Staat in jeiner 
gegenwärtigen Erſcheinung nicht das, was er nad) dem Umfang jeiner Hülfsmittel und der Tüch— 
tigkeit feiner Bewohner bei freierer Geiſtesthätigkeit ſein Fönnte. Die Waldung mit der fehr 
begünftigten Jagd ift Eigenthum des Fürften, manche Gewerböbetriebe (3. B. die Branntwein= 
brennerei) find monopolifirt, und überhaupt gewährt bad Land mehr dad Bild eines dem Für- 
ften gehörenden großen Ritterguts ald eines felbftändigen Staats. Die zu den orbentlidhen 
Staatsbedürfniſſen erforderlichen directen Steuern, welche nach dem Kandesvergleiche in die Kam⸗ 
merkaſſe fließen, laften unter dem Namen der Gontribution allein auf dem pflichtigen Grund: 
eigenthum, wogegen bie Beiiger des jogenannten freien Eigenthums nur zu den außerorbent- 
lihen Landeölaften in einem Verhältniß, weldes von ven Sräuleinfteuern entlehnt ift und auch 
daher jeinen Namen behalten hat, mit allen übrigen beitragen. Bon einer Hunde= und Tauben 
fteuer ſowie von.den Einzugsgeldern wird die Irrenkaſſe, von der Stempelfteuer die Gensdar— 
merie erhalten. Die indirecten Steuern haben jährlih 27100 Thlr. aufgebracht. Da indep vie 
Branntweinbrennerei nur von Bürften betrieben wird, fo läßt fich derfelbe die von feinen Bren- 
nereien erhobene Brennfteuer mit etwa 9000 Ihlrn. jährlich aus den Einkünften erfegen. Außer: 
dem liquidirt und erhält die fürftlihe Kammer noch jährlich eine Menge anderer Entſchädigun— 
gen, ſodaß von jenem Extrage nur etwa 10000 Thlr. als reiner überſchuß in die Landesfaffe 
fließen. Die Bauern leiden noch jehr unter dem Drude von Dienften und grundherrliden Prä= 
ftationen. An der Spige der Verwaltung fteht als höchſte Landesbehörde die Regierung, welche 
die oberſte Adminiftration in allen Landesſachen und die auswärtigen Angelegenheiten be— 
forgt und zugleich Lehnshof und Juſtizſenat ift. Unter ihr hat die Nentfammer bie Verwaltung 
der Domänen, der Finanzen und der Binanzregalien (Bergiverfe, Forſten und des Geſundbrun— 
nend zu Eilfen); für allgemeine und mediciniſche Polizei beftehen eine Polizeicommifjion und 
ein Collegium medicum. Die vorherrihende Tendenz der polizeilichen Fürſorge für das Wohl 
der Landedangehörigen ſpricht ji in ver althergebrachten Marime des Vielregierens und der 
patriarchaliſchen Bevormundung, befonderd der Bauern, aus; viel weniger energifh und wach— 
jam iſt dagegen die Sicherheitöpoligei. In der Juftizverwaltung befteht noch die Patrimonial: 
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gerichtöbarkeit der Städte (zum Theil au mit Eriminaljurishiction) neben der fürſtlichen, für 
die zweite Inftanz die Juftizkanzlei als Obergericht, von welchem dann mweitere Berufungen an 
den Juſtizſenat der Regierung geben. AI legte Inftanz befteht dann das mit Braunſchweig, 
Lippe-Detmold und Walde gemeinfchaftliche Oberappellationsgericht in Wolfenbüttel. Für vie 
fürſtlichen Diener, die Bewohner freier Häufer und die adelichen Höfe gilt noch die Juftizkanzlei 
als erfte Inftanz. 

Der Zuftand der kirchlichen Verhältniſſe ift im ganzen nicht erfreulich. Die meiften Einwoh⸗ 
ner — nur mit Ausnahme von etwa 600 Reformirten, 100 Katholifen und 300 Juden — be: 
kennen fich zum evangelifch =Tutherifchen Eultus. Die Feine reformirt= proteftantifche Gemeinde, 
zu welcher auch die fürftliche Familie gehört, fteht in dem Synobälverbande ver Reformirten in 
Braunſchweig und Hannover, die Katholiken ftehen unter der firhlichen Leitung des Bifchofs in 
Paderborn. Die ftaatsbürgerlihe Stellung der Juden ift der völligen Gmancipation nahe, 
indem fchon jeit 80 — 100 Jahren jever Jude, welcher ein bürgerliches Gewerbe betreibt, den 
Chriſten gleichgeftelft ift. ; 

Die Hauptmomente in der Entwickelung des Fürſtenthums in der nenern Zeit find folgende. 
Auf dem Landtage von 1844 Fam ein Ablöfungsgefeg zu Stande, welches am 25. Jar, 1845 
publicirt wurde. Nah ihm fönnen alle auf dem Privateigenthum ruhenden NReallaften gegen 
Entihädigungen der Berechtigten aufgehoben werden. Doch wurden nicht blos die Öffentlichen 
Staats: und Gemeinde= und die Societätdlaften, fondern auch das Heimfallsrecht, vie lehns— 
herrlichen Rechte ver Erbpachtsverhältniſſe, die forft: und jagdherrlichen Gerechtſame und vie 
Servituten aller Art, und felbft die Spann und Handbienfte ausgenommen. Die Iegtern aber 
wurben durch Verordnung vom 25. Aug. 1845 ebenfalls für ablößbar erflärt. Auch wurden 
durch Verordnung vom 9. Sept. 1846 den reformirten Predigern und Unterthanen biefelben 
Rechte zugeftanden mie deu Katholiken nad vem Reſcript vom 2. Juli 1809 und hierdurch die 
Beſchränkungen von 1746 aufgehoben. in Gefeg über Ablöfung der gutsherrlichen Hand 
und Spannbienfte eriftirt noch nicht, obgleih ein großer Theil der an Domänen zu leiftenden 
gutsherrlichen Dienfte im Wege freiwilliger Übereinkunft mit der fürftlihen Rentkammer ab: 
gelöft it. Am 15. Dec. 1847 fand die Eröffnung ber Hannover = Minvenfhen Eifenbahn ftatt, 
welde im Lande für Rechnung des Fürſten gebaut worden und fehr einträglidh ift. Im Jahre 
1848 wurbe auch Schaumburg=Lippe von der Bewegung ergriffen. Die Wünfche des Landes 
fanden Ausdruck auf einer am 13. März zu Stadthagen flattgefundenen großen Volksver— 
fammlung. Diefelbe befhloß eine Petition an den Fürften, worin ſich theils den allgemeinen 
Wünſchen bezüglich ver Neugeftaltung des deutſchen Baterlandes angefchloffen, theild Defiverien 
in Bezug auf die Landesverwaltung ausgefproden wurben. Durd eine ſchon am 15. März er- 
laſſene Iandesherrliche Verfündigung wurben jene Korderungen im mefentlihen zugeftanden. 
Mit den alsbald nad der Berfaffung von 1816 berufenen Ständen wurde ſchon am 17. März 
ein Gejeg über die Weiterbildung des ftändifchen Inftitutö vereinbart. Darin war den Stän: 
den zunächſt das Recht ver Einwilligung zum Erlaß neuer und zur Abänderung beftehenber Ge— 
feße gewährt, ferner dad Recht ver Eontrole des der Verwaltung der Regierung untermorfenen 
gefammten Landeskaſſenweſens; das Domanium, als der Adminiftration der Rentfammer unter: 
worfen, war davon ausgefhloffen. Die Ständeverfammlung ward folgendermaßen zufammen- 
geſetzt: ein Vertreter ver Ritterſchaft, je ziwei Vertreter der Städte Bückeburg und Stabthagen, 
je ein Vertreter der lecken Hagenburg und Steinhude, endlich 13 Vertreter der Amtseinge: 
feffenen. Wähler und wählbar ift in den Stäbten jeder unbefcholtene, fünfundzwanzigjährige 
Bürger chriſtlicher Eonfeffion, und auf dem Lande jever volljährige hriftliche Hofbefiger. Die 
Verhandlungen ded Landtags follten Öffentlich fein. Mit dem auf Grund diefer Beftimmungen 
berufenen Landtag wurben folgende Gefege vereinbart: dad Gefe vom 1. Aug. 1848 über bie 
Aufhebung der bißherigen Eremtionen von der ordinären Grundftener, ſodann das Gefeg vom 
5. Dec. 1848, durch welches der Vollgenuß der bürgerlichen und politifchen Rechte für unab: 
hängig vom religiöfen Befenntniß erflärt wurde. Am 6. Dec. 1848 wurde ein Befeg über bie 
Wahlen zu einer behufs Vereinbarung einer neuen Landesverfaſſung zu berufenden Volksver— 
tretung verfündigt. Hiernach follten in directer Wahl 20 Vertreter ver gefammten Bevölferung 
gewählt werben; jeder volljährige, unbeſcholtene, dispoſitionsfähige Staatsbürger follte actives 
und pafjived Wahlrecht haben. Am 2. Ian. 1849 erfhien ein Gefeg über die Verantwortlich⸗ 
keit der Regierungsmitglieder. Es wurbe darin den Ständen ein Anflagereht wegen Verlegung 
Elarer Landeögefege und verfaffungsmäßiger Nechte ded Landes eingeräumt. Staatsgerichtshof 
follte dad Oberappellationdgericht zu Wolfenbüttel jein. Im Anfange ded Jahres 1849 wurde, 
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alsbald nad ven Schluß dieſes Landtags, der conftituirende Landtag auf Grund des Geſetzes vom 
6. Dec. 1848 einberufen, ſodaß alfo das Wahlgejeg vom 17. März 1848 nureinmal zur Anwen- 
dung fam, Der Zujammentritt erfolgte am 1. Sept. 1849 und e8 genehmigte dieſer Landtag auf 
Vorſchlag verRegierung den Beitritt des Fürſtenthums zum Dreifönigsbündnig. Die Regierung 
erklärte darauf den Ständen, der von ihr audzuarbeitende Entwurf einer neuen Verfaſſung fei 
noch nicht fertig, werde jevoch bis zum 1. Nov. erfolgen können. Es trat daher eine Bertagung 
ein. Der Landtag wurde aber weder zu jenem Zeitpunkt nod jemals fpäter wieder einberufen. 
Die Reaction war in Deutfchland bereits fo erftarkt, daß man ſich in dieſem Fürſtenthum ſchon 
früh nit mehr an die aus der großen Bewegung hervorgegangenen Poftulate kehrte. Am 
27.Dct. 1849 wurden die biöherigen liberalen Regierungsmitglieder entlaflen und Hr. v. Lauer= 
Münchhofen an die Spige ver Regierung berufen. Seitdem iſt das Kand ohne Verfaffung oder 
wenigftend ohne Landeövertretung, denn ed wurden auch feine Stände nad) der Berfaflung von 
1816 berufen, noch auch wurde eine Verfaſſung ortroyirt. Grfege wurden, wenn auch fehr ſpär— 
ih, ohne ſtändiſche Mitwirkung erlaffen, Im Jahre 1853 fand der Anſchluß an den Zoll— 
verein und die Einführung einer Salzregie flatt. Zweimal in den funfziger Jahren wurden bei 
Belegenheit einer Deutſchland drohenden äußern Gefahr außerordentliche Kriegäfteuern, jedes- 
mal im Betrage von 7000 Thlrn., einfeitig ausgefchrieben. Das erfte mal geihah dies wäh: 
rend des orientalifchen Kriegs durch Patent vom 10. Mai 1855, das zweite mal während des 
italienischen Kriegs dur Patent vom 5. Febr. 1859. In Betreff der gewöhnlichen Gontribu- 
tion war nod der alte Zuftand geblieben, wonach dieje ald ein für allemal von ben Stän= 
den bewilligt angefehen werben. Gin Ereignif für dad Land war der am 21. Nov. 1860 
eingetretene Tod des troß jener unumſchränkten Regierungsweife fehr beliebten Fürften Georg 
Wilhelm. Es lag nahe, daß man jetzt die Wiedererlangung einer Berfaffung erftreben würde, 
doch hing alles von der Perfönlichfeit des neuen Fürſten Adolf (Georg) ab. Derjelbe fprad in 
feiner beim Regierungdantritt erlaffenen Verfündigung aus, daß er ganz im Sinne feines 
Vaters regieren werde. Dieſe Zufage hat ſich bisher erfüllt und Hierin fheint der Grund zu 
liegen, weshalb ji dad Land die Fortdauer des dem Art. 13 der deutſchen Bundesacte wider: 
fprechenden Zuftandes noch gefallen läßt. Übrigens trägt auch der Mangel eines unabhängigen 
und gebildeten Standes dazu bei, daß das politiiche Leben des Landes gleih Null ifl. Der 
Wohlſtand des Landes ift durch die Zeitumftände, den Eifenbahnverfehr u. ſ. w. erfreulich ge= 
fteigert. In die Rechtspflege ift noch nicht das Mindefte von modernen Inftitutionen aufge— 
nommen; man bat hier dad gemeine Givilvecht, den gemeinen Givilproceß, in Straffahen bie 
Carolina, etwas gemildert durch die Praris, endlich den Inquiſitionsproceß. In den untern 
Inftanzen ift die Juſtiz und die Verwaltung nod) vereinigt. Es befteht noch die Patrimonial⸗ 
gerichtäbarfeit der Städte, und für Handel und Gewerbe beftehen noch die alten Zünfte. Wie r& 
hat fommen fönnen, daß das Land in fo vieler Beziehung in der Entwidelung zurüdfteht, ift 
nur aus der Kleinheit des Staatd zu erklären, 
K. Steinader und K. Wippermann. 

Lift (Briedrih), Diefer verdienſtvolle, patriotifhe Mann war am 6. Aug. 1789 in ber 
Freien Reichsſtadt Reutlingen geboren. Er wurde im Herbft 1817 Profeſſor der Staatöwiffen: 
fhaften in Tübingen und trat als folder auch als Schriftfteller mit dem Werke „Die Staats: 
funde und Staatöprarid Würtembergs’ (Tübingen 1818) auf. Doch durd feinen unermüd— 
lichen thätigen Verbefferungßeifer fühlte er fi mehr zu dem praftiihen Wirken ald zu dem 
ruhigern wiffenjhaftligen Studium Hingezogen, Er legte 1818 fein Amt nieder, wirfte für 
die Stiftung des Deutſchen Handeldvereind und begleitete ald Conſulent deffelben die an alle 
deutſchen Höfe und 1820 aud an den Miniftereongreß in Wien gefendeten Deputationen. 
Seine Baterftadt Reutlingen wählte ihn jegt (1820) während des Handeldcongrefjes in Darm: 
ftndt zu ihrem Deputirten in ber würtembergifchen Stänbeverfammlung. &, ergriff vie Gele— 
genheit, um gegen ein zweites Hauptübel der deutfchen Zuftände, gleich verberblidh wie die Ver— 
fehröfperre, nämlich die Burenufratie und den Amtsmisbrauch reformatorifch zu wirken. Er 
übernahm es, im Auftrag feiner Gommittenten eine Petition zur Befeitigung der großen und 
zahlreichen deuten und würtembergifchen Verfehrtheiten und Misbräuche in ver Nechtspflege, 
der Adminiftration und ber Finanzverwaltung zu entwerfen. Sie enthielt weder etwas Ver— 
leumderiſches noch etwas juriftifch Injuriöjes oder fonft irgend Strafbares, ftellte aber große 
Gebrechen und Reformbedürfniffe, die heute als folche ganz allgemein anerkannt werben, in 
einer männlien und lebhaften Sprade dar. Das Haupt der würtembergiihen Beamten= 
hierardie, der würtembergifche Geheimrath, war entrüftet über ſolche in Deutſchland un= 
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gewohnte deutliche Sprache, über die allzu verftändliche und einbringlide Darftellung un: 
leugbarer großer Gebrechen, und noch mehr über die ernfte Bemühung, die neuerfämpfte con- 
ftitutionelle Verfaffung in Würtemberg fobald fhon zur Wahrheit und fruchtbar zu machen. 
Die Minifter, weniger hierzu ald zur Erneuerung altwürtembergifcher Verfolgungen gegen 
mutbige Patrioten geneigt, ließen die in der Preſſe befindliche Petition polizeilih wegnehmen 
und den Abgeorbneten L. wegen feiner wohlgemeinten Amtshandlung in Anklageftand fegen. 
Selbft die ebenfalls durchaus nicht verbrecheriſchen Worte, welche ver Deputirte in ver Kammer: 
verhandlung zu feiner Vertheidigung und für die nothwendige Selbſtändigkeit ver Volksver— 
tretung jprad, wurden zum Gegenftand amtlicher Verfolgung und Anklage gemadt. Die 
Regierung forderte von der Kammer die Ausftopung 2.8. Diefe lieg fih auch faft unbe- 
greiflicherweife in ihrer Mebrheit willig finden, und 2. wurde nad peinlicher und Eleinlicher 
Inquifition zu zehnmonatlier Feftungsftrufe mit Zwangsarbeit verurtheilt. Ja, er wurde 
wegen dev. der heimlichen Juftiz gefährlichen Veröffentlichung feiner Unterſuchungsprotokolle in 
neue Griminalunterfugung verwidelt. Um der ſchimpflichen Strafe und Behandlung zum 
Lohn feiner wohlgemeinten Reformbemühung zu entgehen, entfloh 2. mit feiner Familie zuerft 
nad dem Elſaß und in die Schweiz und ging dann 1825 nad Nordamerifa. 

Seinen Eriminalproceß theilte er zuvor in dem erſten Hefte der ‚, Themis“ urkundlich mit und 
legte die Actenſtücke ver Juriftenfacultät der Univerfität Freiburg zum Rechtsgutachten vor. 
Die Juriftenfacultät urtheilte einftimmig, daß eine gerichtliche Verfolgung und Beftrafung 
2.8 wegen der ihm zur Laſt gelegten Handlungen und Außerungen nicht etwa blos nad) allge: 
meinem und echt conftitutionellem oder englifhem Staatsrecht, fondern auch nad) dem würten- 
bergiſchen Verfaſſungsrecht, ja felbft nad ven aus der Zeit des äußerften Despotismus ftanı- 
menden Gefegen, welche man im grellen Widerſpruch mit dem neuen Verfaſſungsrecht zur offen= 
baren Untergrabung deſſelben noch fortvauernd anwendbar erflärte, unbegründet, daß jie mit 
dem Weſen und Geift der beſchworenen conftitutionellen Berfaffung völlig unvereinbar feien. 

Doc der würtembergifche und deutiche Rechtszuſtand war durch Die Karlsbader Beichlüffe, 
durd) die verfaffungswidrige Unterbrüdfung des in dem würtembergifchen Verfaſſungsvertrag 
unbedingt flipulirten Rechts der Preßfreiheit gelähmt. Die Verbreitung der L.e'ſchen Schrift 
war gehemmt, das öffentliche Urtheil über jie unmöglid — und der Drud der Karlsbader Be: 
ſchlüſſe hatte ſelbſt das Nichterſcheinen des Freiburger Facultätsgutachtens zur unlöblien und 
traurigen Folge. . Die deutſche Nation war eingefhüchtert, ohne politifhe Bildung, ftumm 
ergeben in ihre Ernievrigung. Erft nad) langen Jahren öffneten die Julirevolution, dad von 

dem freien Nordamerika dem patriotifhen deutſchen Flüchtling ertheilte Conſulat und einige 
Scham über die frühere Verfolgung dem patriotifhen Märtyrer die Rückkehr ins veutfche Vater: 
land, doch auch dieſes noch nicht, ohne daß eine Eleinlich verfolgende Gabinetspolitif die für die 
Hanfeftäpte ertheilte Gonfulernennung vereitelte, welche dann erft fpäter in Leipzig anerfannt 
und zugelaflen wurde. Und erft noch fpäter, bei dem unglüdlihen Tode des ſchwer mishandel- 
ten und verfolgten Mannes, juchten die würtembergiſche und andere Regierungen zugleich mit 
den freiwilligen Beiträgen der Bürger durch Ehrengabe an L.'s Hinterbliebene feine Verdienſte 
um dad Vaterland zu ehren. Ähnlich wurde ja im Würtemberg auch andern Ehrenmännern 
und ruhmgefrönten Patrioten, einem 3. 3. Mofer, einem Schubart, einem Schiller, im Leben 
die bitterfte Verfolgung und nur erft nad) dent Tode Hohe Ehre zu Theil. 

Man konnte, wenn man zumal das empörende Benehmen der Kammermehrheit gegen L. 
betrachtete, oder auch das gleichzeitige Benehmen andererdeutichen Kammern, 3.3. das ber heſſi— 
ſchen Kammer, welche in dem unendlich gutmüthigen Vertrauen, die Regierung werde baffelbe 
nie zur Verfälſchung des Ausdrucks der Volksmeinung in der Volkskammer midbrauden, den 
Miniftern das Recht einer Urlaubsverweigerung bei Staatsdienern bewilligte, ja welche nad 
bereitö gemachtem Misbraude jogar die rechtlih unbegründete Ausdehnung des verberblichen 
Rechts auf Benfionäre geftattete — man Eonnte bei folcher Betrachtung verſucht fein, die Fähig— 
feit der Deutſchen für politiiche Freiheit zu bezweifeln. Aber man mag zu unferer Zeit mit 
einiger Genugthuung auf die jegigen deutfchen Bolfövertretungen blicken, von denen, das darf 
man mit voller Beftimmtheit behaupten, aud die abhängigfte fich mit Abſcheu und Verachtung 
von derartigen Acten der Gewaltthätigfeit und Servilität wegwenden würde. 

Wie e8 aber damals — fobald ſchon nah den großen Rechtszuſicherungen und nad ber 
Gründung und Beſchwörung neuer Verfaffungen — mit dem ernftlihen Regierungswillen, 
ihre Wefenheit, ein freied Staatöleben heilig zu halten, beftellt war, das fonnte jedem den- 

“enden Beobachter das Schickſal 2.3 wol deutlich maden. In Verbindung zumal mit den 
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Karlsbader und andern Beichlüffen Hätten ſolche Vorgänge bei einiger politifcher Reife fo niele 
deutfche gutmüthige Iluftonen fhon damals zerftören müflen. Sie mußten ed, wenngleiä in 
jener Periode die traurige Bermöhnung und Verblendung durch die unbeſchränkte Herrſchaft 
und durch die unfelige deutſche Schmeichelei fogar die dürftigſte Regierungsklugheit, ſich we- 
nigſtens für mögliche Krifen doch einiges wahre Vertrauen bei der Nation zu bewahren, faft 
gänzlich zurückgedrängt hatten. 

2.’8 patriotifher Neformeifer aber erfaltete in ver harten Verbannung nidt, fondern bil- 
dete fich in dem freien Norbamerifa noch vollkommener aus. Er machte fih bier durch feine 
„Outlines of a new system of political oecomony‘ (Philadelphia 1827) befannt, gründete 
1830 eine Actiengeſellſchaft von 700000 Dollars zur Errichtung einer Eifenbahn von Tama- 
qua bis Port Clinton (21 Meilen lang), vermittelft welcher die von ihm entdeckten Eifenminen 
eultivirt wurden. Er mwirfte fo in Verbindung mit reihen Männern zur Gründung neuer 
Städte und vieler induftrieller Linternehmungen. Seine praftifch wirffame Theilnahme an den 
großen Discuffionen über Aufhebung und Minderung bed Nothftandes 1826 und 1827, in 
welchen er feine nationalöfonomifchen Anſichten geltend machte, und fonflige Verdienſte bewirk⸗ 
ten den Beſchluß beider Häufer des norbamerifanifthen Congreſſes: „Friedrich 8, bat fih um 
das Baterland verbient gemacht.“ Nach der Julirevolution, im Jahre 1831, kehrte er nah 
Guropa zurüd und ging in Gefhäften ver amerifanifchen Regierung nah Paris. In Paris 
fuchte er für die Einführung ver Eifenbahnen im Großen zu wirfen, und feine Wirffamfeit 
blieb nicht unfruchtbar für die Einführung des belgifhen Eiſenbahnſyſtems. Nach einer kurzen 
Rückkehr nach Amerika lebte er zuerft 1832 zu Hamburg und feit 1833 als norbamerifanifcger 
Gonful in Leipzig. Seit diejer Zeit fuchte er unermüdlich durch Wort und That, dur Aſſocia⸗ 
tionen und Schriften für die Einführung ver Eifenbahnen in Deutſchland, zuerft für die Leipzig: 
Dredvener Bahn, und dann für ein nationales Trandportfoftem und ein praftifches deutſches 
nattvnalöfonomifches Syſtem und indbefondere für angemeffenen Schuß der. deutſchen Indu— 
ftrie vermittelft ded Zollvereind zu wirken. Als Theilnehmer am Verlage und dann als thäti— 
ger Mitarbeiter des „Staats-Lexikon“ erwarb er fih aud Verdienſte um dieſes Werf und 
ſuchte außerdem feinen Ideen in Beziehung auf die erwähnten beiden Hauptzwecke vorzüglich 
durch folgende Werke Eingang und Berbreitung zu verſchaffen: „Über ein fächfifches Eifen- 
bahnſyſtem ald Grundlage eines allgemeirien deutfchen Gifenbahnfuftems und indbefondere über 
die Anlegung einer @ifenbahn von Leipzig nad Dresden“ (Leipzig 1833); „Das deutſche 
Nationaltransportfgftem‘ (Altona 1838); „Das deutſche Eiſenbahnſyſtem mit Rückſicht auf 
würtembergifche Eiſenbahnen“ (Stuttgart 1841); „Das nationale Syſtem ver politiſchen 

fonomie” (Bd. I, Stuttgart 1841) (feitdem in mehreren unveränderten neuen Auflagen); 
„Das deutſche Eiſenbahnſyſtem ala Mittel zur Vervollkommnung der deutfhen Inbuftrie; 
Eifenbahnjournal‘' (2 Bde., 1835—37); „Dad Zollvereinsblatt” (Stutigart 1842 fg.). 
Auch am „Nationalmagazin“ hatte er Antheil. Er ſchrieb auch Mittheilungen aus Norbame: 
rikfa“ 1820 und 1830. 

Lieben auch die Unruhe und Unftetigfeit feined äußern Lebens, feine fteten begeifterten Be— 
mübhungen, praftifh für feine Ideen zu wirfen, ließ der faft übergroße Reichthum feiner Bro: 
jecte, in Verbindung mit der erregbarften Phantafie, Ungeduld und Heftigfeit, ihm für feine 
fhriftftelleriihen Unternehmungen felten die gehörige Neife und Ruhe, Fonnte er auch durch 
feine immer neuen, oft in der Mitte wieder abgebrochenen Plane, oft auch Prätenfionen und 
Feine Unordnungen, Verleger, Redactoren und Theilnehmer an feinen Unternehmungen ir 
Berlegenheiten bringen und misftimmen und mannichfach anſtoßen — fo Fann doch das wahr⸗ 
baft Verdienſtliche und praktiſch Heilſame ſeines raſtloſen Wirkens nimmer verkannt werden. 

Über feine Hauptverdienſte, die Foörderung der deutſchen Eiſenbahnen und des Zollvereins, 
ſowie die lebendigſte patriotiſche Anregung im nationalökonomiſchen und induſtriellen Gebtet 
geben die Art. Eiſenbahnen und Zollverein nähere Aufſchlüfſſe. 

Seine Beftrebungen für Nationalöfonomie und nationales Schupfuften haben einen fe 
lebhaften Streit erregt, daß vielleicht erft eine fpätere Zeit fie genügend unbefangen würbi- 
gen wird. 

Zweierlei fönnen wir aud jet ſchon ohne tieferes Eingehen mit Sicherheit hervorheben: Es 
war fürd erfte ein einfacher, zeitgemäßer, und zugleich rief wahrer und praftiiher Geſichtspunkt, 
den 2. Inder Nationalökonomie geltend machte — der nationale, mir möchten fagen, der hiftorifch- 
philoſophiſche. Allzu lange haben die Deutfhen, ihren Schulgelehrten folgend, in der National⸗ 
Ökonomie, ganz ähnlich wie in der Rechts- und Staatswiſſenſchaft, ja felbft in den Orunvfägen 
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über die firhlihen Dinge ganz allgemeine abftracte Brineipien, z. B. rechtliche und Handels— 
freiheit, Vermögen u. |. w., ohne ihre Verbindung mit vem individuellen geihichtlichen Leben 
und Bedürfniß ihrer Nation aufgefaßt und praftifch durchzuführen gefucht. Sie haben fo den 
Grund und Boden der wahren Bedürfniſſe unferd vaterländifchen Lebens vernachläſſigt, die 
Prarid und die Theorie in verberblihe Gegenfäge und Streitigkeiten gebracht, uns Eranf: 
haften Zuftänden, verberblihen Streitigkeiten und innerer und äußerer Zerfplitterung und 
Willfür preiögegeben. 

Die Briten, fo wie einft die Römer, waren ungleich praftifcher. Weit entfernt, die höhern 
Grundſätze aufzugeben, fuchten ihre praktiſchen Meifter doch ſtets diejelben, in bereinftimmung 
mit ihrer Nation, in nationaler Anfhauung und Geflaltung, im Zufammenhang mit ihren 
Bedürfniffen und Gefühlen und Zuftimmungen aufzufalfen und durchzuführen. Die angebo— 
renen engliihen Rechte (english birth rights) z. B. find wahre allgemeine Ur- oder Natur: 
oder Menſchenrechte, aber in nationaler englifcher praktiſcher Auffaſſung und Geftaltung, tau- 
fendmal fruchtbarer und heilſamer ald unfere metaphyſiſchen Schultheorien über diefe Grund: 
fräfte. So war und iſt auch die englifche Praris der ganzen Nation und ihrer Staatgmänner 
weit entfernt von unferer beutichen abftracten allgemeinen Nationalöfonomie und Handelöfrei: 
heit, welche trog ihres Namens Nationalöfonomie vor 2. das Nationale und Hiftorifche, die 
Selbftändigfeit, das Bedürfniß, die Blüte und Kraft unferer Nation, ihre eigenthümlichen An— 
klagen, Bevürfniffe und Güter und ihre beftehenden DVerhältniffe zu den übrigen Völkern 
unberüdfihtigt läßt und am wenigften fogleih in die Begründung der praftifhen Säge mit 
aufnimmt, 

Sodann ift ed fürd zweite durchaus nicht genügend und nicht praktiſch, blos die allgemeinen 
Prineipien ver Freiheit des Verkehrs und des Austaufches und Handels unter den verſchiedenen 
Bölkern zu verfünden und gegenüber von entgegengefegten allgemeinen Grundjägen zu preifen 
und zu vertheibigen, wie man died auf dem Nationalöfonomifhen Gongreß zu Brüffel bis zum 
UÜbermaß hören fonnte. Es fcheint uns faft unmöglih für einen Freund der Menihheit, ver 
menfhlihen Vervollkommnung und des brüderlichen Vereins der Menfchen und Völker, pie 
Prineipien der Freiheit in diefem wie in andern Gebieten zu verwerfen. Es iſt aljo auch der 
Sieg bei fo allgemeiner Vertheidigung derſelben ein gar leichter und wohlfeiler. Die wichtige 
und fihmwierige und praftifhe Frage aber betrifft die Bedingungen der Verwirklihung einer 
möglihft baldigen, aber auch alljeitigen, volllommenen, dauernden und beilfamen Verwirkli— 
hung diejer Freiheit für alle Völker und für das unferige in feinen befondern innern und 
äußern Verhältniffen. Hier werden gerade um des beftmöglichen, frübeften, heilſamſten und 
praftifhen Sieges der Breiheit und des durch fie und mit ihr zu erreichenden legten Endzwecks 
aller Freiheit, felbft theilweife und vorübergehende Beſchränkungen zuläffig und nöthig werben 
können. Sie werben felbft Ausflüffe des Strebens für die Freiheit fein, wenn fie nur nie das 
Ziel aus dem Auge verlieren. 

So ift ed gerade bei der Verwirklichung der politiichen Freiheit in dem Staate, fo auch mit 
der allgemeinen völferredhtlichen Freiheit. So wird z. B. der Freund ber übrigen völferrecht: 
lihen Freiheit und des völkerrechtlichen Friedens um diefer Freiheit felbft willen nicht alsbald 
alle Waffen wegwerfen dürfen, wenn andere Nationen no die Waffen zur Verlegung unferer 
Breiheit gebrauchen oder zu gebraudgen drohen. Wollen die Franzoſen Deutſche an der Grenze 
von ihrem Lande zurückweiſen, innerhalb ihrer Grenzen willkürlich belaften oder ihrer Freiheit 
berauben, fo ift vielleicht die Androhung oder Erwiderung gleicher Freiheitsbeſchränkung gegen 
die Franzoſen in Deutfhland das befte und fhnellfte Mittel gerade für die Verwirklichung des 

Princips ver Freiheit. Nüherten fich nicht oft, nähern ſich nicht jegt die Völker zur Beleitigung 
unangenehmer Gegenfeitigkeiten durch frievliche Verträge oder bedingted Entgegenfommen ver 
Freiheit ſchneller ald ohne fie? 

Ebenfo ift ed zwar eine große Wahrheit, daß die einzelnen Völkerfamilien wie die Familien 
einzelner Häufer in brüberlihem, freien, hülfreihem Wechielverfehr miteinander treten und 
möglichft Frei ihre werfchiedenen Güter und Kräfte für die bequenifte und leichtefte Befriedigung 
aller ihrer Bedürfniffe austaufhen follen. Dennoch wird der befonnene Familienvater einer 
individuellen Familie je nach ihren befondern Verhältniffen, wenn auch nicht mit torannijchen 
und demoralifirenden Verbotd- und Zwangsmitteln, doch durch verftändige und würdige 
Rathſchläge und Einrichtungen dafür forgen, daß nicht etwa feine Kamilienglieder ven Wohl: 
ftand und die möglichfte Kraft und Blüte des gemeinfamen Hausweſens und Familienvermögens 
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und die beiondern Aufgaben und Intereffen der Familie dadurch gefährden, eine tüchtige viel- 
feitige Erziehung und Bildung vernachläſſigen, daß fie mit diefem Kamilienvermögen Dinge 
eintaufchen, die fie leicht ſelbſt durch eigenen Fleiß ſich fertigen können oder die mehr nachtheilig 
als vortbeilhaft für fie und die Gemeinſchaft wirken. Dabei werben aud die einfeitigen ab— 
ftracten Begriffe von Geld, als bloßem Repräfentanten von Waaren ebenfo verſchwinden als 
jene einfeitigen abftracten Begriffe einfeitiger Schultbeorien, daß dad Geld oder daß die Arbeit 
ober die Naturproduction dad wahre oder auch nur das hauptſächliche, das vorzugsweife zur 
Grundlage vernünftiger Wirthſchaftslehre geeignete Rationalvermögen jeien. 

88 nationalöfonomifche Hauptgrundfäge find Die folgenden: „Es ift die Aufgabe ieder 
Nation, vor allem ihre eigenen Hülfsquellen aller Art zum höchſten Grabe der Selbfländigfeit 
und harmonifchen Entwidelung zu bringen. Dieſe Pflicht gebt jelbft kosmopolitiſchen Zwecken 
vor. Solange nod die eigene Induftrie diefe Höhe nicht erreicht hat, muß man ſie durch Schutz 
unterftügen, Der nationale Zweck dauernder Entwidelung productiver Kraft fleht über dem 
peruniären Bortheile einzelner Klaflen von Individuen.‘ 

Wir glauben in furzen Andeutungen über 2.’8 Leben und Wirken nicht beſſer ſchließen, bie 
Nachricht über fein trauriges Ende nicht beffer geben zu fönnen, als durch einen Auszug einer 
Biographie des verdienten Mannes, melde Mathy in der „Rundſchau“, 1846, Nr. 21, gab. 
Seine Worte find die nachfolgenden: 

„Eine Fräftige Natur ift gebrochen, ein bewegtes Leben erlofchen, einraftlofer, thätiger Geiſt 
der Förderung großer Nationalintereffen entzogen. Am 30. Nov., fo berichtet die a Allge: 
meine Zeitung», hauchte 2. fein Leben in Kufftein aus, wohin ihn eine nach dem ſüdlichen 
Tirol und alien beabfihtigte Reife geführt hatte, die er unternahm, um für feine durch langen 
Kampf und vielfahes Misgeſchick vor der Zeit untergrabene Gefundheit Stärkung zu ſuchen. 
Das furhtbare Wetter, in das er im Gebirge fam, vermehrte feine innere Unruhe und fledte 
ihr ein Ziel. So unterlag %. dem Doppelftoß von Körper: und Geelenleiden. Der Freund, 
welcher, tief erfchüttert von der Trauerfunde, jene Zeilen jchrieb, erinnert dabei an Seneca's 
Wort: « Nicht des Leidens wegen lege ih Hand an mich; fo fterben heißt unterliegen. Gabe ich 
aber die Gewißheit, daß das Leben ewig dauern werde, dann fcheide ih nicht um feinetwillen, 
fondern weil e8 mid hindern würde, für alles das zu wirfen, wofür man lebt.» — Gein 
Schickſal, jo wird weiter berichtet, hatte felbft in dieſem einfamen Gebirgsftädthen allge: 
meines herzliches Mitgefühl gefunden. Die Beamten, die Offiziere der Oarnifon, der fatbo= 
lifche Dehant und eine große Volksmenge begleiteten die irdifchen Überreſte des bis zum Tode 
raftlofen Mannes, deſſen Verluft in zwei Welttheilen widerhallen wird, aufden dortigen ®ot= 
tesacker, in deſſen geweihter Erde die liebevolle Theilnahme der katholiſchen Bevölferung dem 
proteftantifchen Bruder die fhmerzlich erfehnte Ruhe gönnte.“ 

Ausführliceres über dad Leben, die Ihätigfeit und das Leiden des bedeutenden Mannes 
und wahren Batrioten enthält dad Werk: „Liſt's gefammelte Schriften und feine Biographie 
von Häuffer‘ (3 Bde., Stuttgart 1850—51). 

In der Berfönlichfeit von 2. Tiegt wol die Erklärung des Umſtandes, daß er bei der Ausfüh— 
rung von Ideen, die er angeregt hatte, Feine Stellung gewinnen fonnte. ine fräftige Natur, 
ein unbeugfamer Wille zeigt ihn mehr zu bureaukratiſcher als zu collegialifcher Geſchäftsbe— 
handlung geeignet. Seine eigene Begeifterung für bie großen Intereffen des Vaterlandes, 
denen jein Streben gewidmet war, hatte das in Deutfhland nicht Hoch genug zu ſchätzende Wer: 
dienft, daß er ald Agitator die Maffen anregte für die wichtigften Fragen der Nationalmobl- 
fahrt, die früher außer den Studirftuben und den Hörfälen wenig Anflang gefunden hatten. 
Daß 2. in feinem Eifer gegen „die Schule” zu hart wurde, alfe übrigen Nationalöfonomıen 
wahrhaft mishandelte und dadurch felbft wieder Schüler bildete, die ih die rauhe Form an- 
eigneten, ſie noch übertrieben, aber nicht Kenntniffe genug befaßen, um ven edeln Kern aufzu- 
nehmen und zu pflegen; daß er alle bisherigen Keiftungen ver Wiſſenſchaft überſah, Gedanken 
als neu und fein eigen ausgab, an denen nur die meifterhafte Auffaffung und die an das Natio- 
nalgefühl gefnüpfte, darum auch fo eindringliche Darftellung neu und fein eigen waren — gewiß 
ein großes Verdienſt — , das jind Fehler, die an ihm getabelt wurden, die aber gar häufig im 
Gefolge kräftiger, durchgreifender Charaktere fi finden. Am beften und in würbiger Form 
hat Rau die Schule gegen 2. vertheidigt. („Ardiv der politiſchen Okonomie“, V, 2.) 

L.ſtand im fiebenundfunfzigften Jahre, alder, von Kranfheitund dem Einfluffedes furchtbaren 
Wetters verbüftert, in Kufftein jein Reben durch einen Piftolenfchuß endete. Ein ſchwerer Ver— 
luft für Deutſchland, in einer Zeit, wo weitere Schritte der deutfchen Handelöpolitif und ver 


Rode " 563 


Schiffahrt beworflanden, wo eine jo jeltene Kraft wie die feinige von größten Nugen fein 
fonnte. Allein — in der nämlihen Nummer der „Allgemeinen Zeitung“, welche von dem 
feierlichen Begräbniß L.'s berichtet, ift zu lefen, daß der Brite Rowland Hill, welcher den Ge: 
danken ver wohlfeilen Briefpoft in England anregte, als Secretär des Generalpoftmeifters mit 
1200 Pf. St. angeftellt worden ift — eine Stelle, die eigens für ihm gefhaflen wurde. Für 
einen L. hatte Deutſchland, hatte der Zollverein feine Stelle. Er paßte nicht in das deutiche 
Beamtentbum. Sein Ende erinnert und an das Wort des franzoͤſiſchen Staatsmann Guizot: 
„In allen Dingen verbraucht die Vorſehung, um ihre Zwecke zu erreichen, Muth, Tugenden, 
Opfer, mit Einem Worte — den Menſchen; erſt nach einer unbekannten Menge ſcheinbar ver— 
geblicher Anſtrengungen, nachdem viele edle Herzen entmuthigt unterlagen, ihre Sache verloren 
gaben, dann erſt triumphirt die Sache“ („Histoire de la civilisation en Europe’, fiebente 
Vorleſung, S. 20—21). 

Ich kenne eine Univerfität, deren hochweiſer disciplinariſcher Senat einſt zur Elafjification 
für die afademifhen Zeugniffe der abgehenden Studirenden die drei Nangftufen: „Rubiger 
Kopf, „Unrubiger Kopf‘, „Sehr unruhiger Kopf’, wählte und die legte Note natürlich für die 
fchlechtefte erklärte. 

Der fo unruhige L. hätte gewiß nur dieje dritte Note erhalten. Er war einer von jenen 
unruhigen Köpfen, die in dem zu feiner Zeit noch vielfach despotiſchen und pedantiſchen, ſpieß— 
bürgerlihen und höfiſchen lieben Deutjchland überall anftiegen und Argerniß gaben, fi Zu: 
rückſezung, Berfolgung und vornehmes Achſelzucken zuzogen und für ihre gemeinnügigen 
und genialen Beftrebungen fo ſchwer die rechte Stellung fanden, in welcher fie für ſich und 
andere ohne Gefährbe und Störung wirken fonnten, die dem Vaterlande und der Menſchheit 
dennoch unendlich viel mehr wert jind und nugen und zur Ehre gereichen als ganze Hunderte 
hochmüthiger gelehrter Pedanten oder ferviler Civil: und Militärbeamten, Melder. 

Locke (Iohn), ald Staatsphiloſoph. Bon den vielen glänzenden Namen, welche die Ge: 
ſchichte der Staatswiffenfhaften aufzumeifen hat, ift der L.'s unftreitig einer ver glänzendſten. 
Denn nicht nur tritt er hervor in einer Zeit, melde eine neue Ara des ftaatlihen Daſeins ver 
europälfhen Eulturvölfer und ein allgemeines Wiederaufleben ver ſtaatswiſſenſchaftlichen 
Speculation bezeichnet; nicht nur erfcheint er an Geift und Darftellungsfunft, wenn man leg= 
tere vom Standpunfte jener Zeit aus beurtheilt, den meiften Schriftftellern feiner Periode weit 
überlegen, fondern er iſt auch der geniale Vertreter ver damals ſchon das ganze gebildete Eng— 
land beherrſchenden Ideen, die er zuerit wiſſenſchaftlich ausſpricht und begründet. Indem er 
einerfeitd den von Ih. Hobbes auf geniale, von R. Filmer auf Höhft finnloje Weife gelehrten 
Fürftenabfolutismus glängender als fein Zeitgenofie A. Sidney widerlegte, andererfeitd 
aber ein neues förmliches Staatsſyſtem auf der Bafis des Stantövertrags, der Gleichheit und 
des verfaſſungsmäßigen Gehorſams, zum Zwecke der gejeglichen Freiheit und mit Hülfe einer 
Art von Oewaltentheilung errichtet, erſcheint er als der eigentliche Begründer der modernen 
Rechtsſtaatslehre, ald der wahre Vater aller fogenannten conftitutionellen Staatsrechtötheorien. 
Wie Hobbes mehr der legte edle Ausdruck eines im Verſchwinden begriffenen Syftems, jo ift 
2. der erhabenfte erfte Träger des neuen Princips, weldhes, in England längft vorbereitet, durch 
ihn erſt recht zu nationalem Bemwußtfein gebracht worden ifl. So erflärt ſich nicht nur die un— 
geheuere, noch immer fortvauernde Autorität und nationale Popularität 8.8 in feinem Vater: 
lande, jondern auch der Einfluß, welchen er mit den englifhen Inftitutionen auf die Länder und 
Literaturen ber europäifchen Gontinentalvölfer geübt hat. 

Bon dem Leben 2.8 ift und nichts befannt, außer dad, was ein Freund veffelben, Jean le 
Glerc, in feiner „Eloge historique de feu Mr. Locke‘ mit Hülfe des Grafen Shaftesbury und 
der Madame Mafham darüber zufammengeftellt und uns überliefert hat. Dieſelbe findet ſich in 
der franzöfifhen Ausgabe einiger feiner nichtpolitifhen Schriften, nämlich: „‚Lettre sur la 
tolerance”; „De la conduite de l’esprit dans larecherche de la vérité“; ‚‚Discours sur les 
miracles“; „Mémoires pour servir à la vie d’Antoine Ashley, comte de Shaftesbury etc.”, 
unter dem Titel „Oeuvres diverses de Mr. Jean Locke’ (Rotterdam 1710. Gine veutjche 
Überfegung diefer Lebensbeſchreibung, und zwar mit Anmerkungen, erfhien fhon 1720 in 
Halle durch Friedrich Bladov.) Die Bamilienverhäftniffe und der Lebendgang L.'s bieten feine 
auffallenden und bejonderd ausgezeichneten Momente, wol aber manches mit denen bed 
IH. Hobbes Verwandte dar. L.'s Vater, der von feinen Altern ein bedeutendes Vermögen ge= 
erbt hatte, welches er infolge der Zeit- und Kriegdläufe nur in fehr verminvertem Maße auf 
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feinen Sohn vererben Eonnte, war während der Bürgerfriege Kapitan im Parlamentsheer. 
2.8 Geburtätag ift unbekannt ; man weiß nur, daß er zu Wrington (acht Meilen von Briftol) ge: 
boren und dafelbft am 29. Aug. 1632 getauft worden iſt. Von feinen Familienverhältniffen 
erfahren wir nur, daß feine Altern im höchſten Grade achtungs- und liebenswerth geweſen, daß 
diefelben außer zweien Söhnen, von denen John der ältere, Feine Kinder hatten, und daß ver 
jüngere Sohn ſchon vor 1670 verftorben ſei. Sehr intereffant aber und nad den Bericht der 
Biographen von 2. felbjt als höchſt beveutungsvoll anerfannt, erfcheint der IImftand, daß 2.’s 
Vater zwar während der Kindheit feines Sohns fehr ftreng gegen venfelben war, daß aber dieſe 
ftrenge Haltung in dem Maße abnahm, in welchem L. jelbftändig wurde, fo, daß 2. in feinem 
Verhältniſſe zum Vater gerade das Gegentheil von dem erlebte, was die Gonfequenz eines pa- 
triarhalifchen Abfolutismus fein muß. Wer die politifhen Werke L.'s lieſt und dabei ihre bi: 
recte Richtung gegen Hobbes und namentlich gegen Filmer's „Patriarcha, or the natural power 
oł kings berücdjichtigt, dev wird erkennen, daß diefe weife Richtung der väterlichen Erziehung 
auf den Ideengang ded Sohnes maßgebend eingewirkt bat. 

2, machte feine erften Studien in der Weftminfterihule zu London, von wo er 1651 ale 
Socius an dad Collegium der Kirche Ehrifti zu Oxford fam, woſelbſt er ſich fhnell die Aner— 
fennung erwarb, unter allen Schülern des Collegiums der gefhictefte und genialfte zu fein. 
Gleich Hobbes ſcheint aber auch L. von der damaligen ariſtoteliſch-ſcholaſtiſchen Studirmethode 
fi fofort angewidert gefühlt zu haben. Da er aud ein Feind der zu jener Zeit fo üblichen 
Öffentlihen Disputationen war, fo ſchloß er einige Verbindungen zum Zwecke eines feinem gei- 
fligen Bedürfniffe entfprechenden brieflihen Verkehrs und begann demnad feine felbftändigen 
Studien gleichfam mit der Feder in der Hand. Die erften Bücher, welde ihm Luft zu philofo- 
phiſchen Studien machten, waren die von Descarted, meniger wegen ihrer Aniichten, als viel- 
mebr wegen ihrer Klarheit. Mir dem Beginn feiner ernftern Studien aber wandte er ih 
ganz befonders der Medicin zu, und obgleich er feines ſchwachen Körper wegen nie praftifcher 
Arzt wurde, war er doch ald einer der größten Arzte feiner Zeit geſchätzt. Im Jahre 1675 un— 
terzeichnete ſich 2. ald artium magister. Inzwiſchen war L. fhon 1664 mit dem englifhen Ge— 
fandten für Brandenburg und einige andere deutihe Fürftenhöfe, dem Ritter G. Swan, 
als Secretär nad) Deutfchland gegangen, aber fhon vor Ablauf eines Jahres nah Oxford zu 
feinen Studien, diedmal vorzüglich der Phyſik, zurückgekehrt. Hier machte er '1666 die Be- 
kanntichaft des in jeder Beziehungaudgezeihneten Lords Aſhley, nahmaligen (jeit 1672) Grafen 
von Shaftesbury und Großfanzlerd von England, und ſchloß mit ihm auf den Grund wechſel— 
feitiger Hochſchätzung einen innigen Freundfhaftsbund fürs ganze Leben. Obgleich 2. feinem 
hochſtehenden Freunde einen bedeutenden ärztlichen Dienft geleiftet hatte, fuchte ihn legterer 
doch zu beftimmen, daß er jih von der Medicin ab= und den Öffentlichen Angelegenheiten zu— 
wende, und fo ſchnell hatte 2. fi in diefen neuen Kreid von Studien hineingearbeitet, daß 
Ahlen bald ihn bei jever Gelegenheit zur Berathung z0g. Im Jahre 1668 begleitete 2. ven 
Grafen und die Gräfin von Northumberland nah Frankreich, kehrte aber nach dem zu Nom er- 
folgten Tode des Grafen mit der Gräfin nah England zurüd, wo er, ohne feinen Plag in Ox— 
ford aufzugeben, twie früher wieder bei Aſhley, der unterdeflen Kanzler von der Rechenkammer 
geworden, wohnte. 2. erhielt ven Auftrag, die Erziehung von Aſhley's einzigem Sohn zu voll: 
enden und für denselben eine Gemahlin auszumählen. Diefen beiden Aufträgen fowie fpäter 
der Erziehung des älteften Sohns feines frühern Eleven fol ſich L. mit gleich glüdlichen Erfolg 
unterzogen haben. Als 1682 Aſhley Großfanzler von England wurde, machte er 2, zu feinem 
Secretär, zog ihn aber [bon 1673 wieder in feinen eigenen Fall mit hinein. Nachdem er 1673 
GSecretär einer Handeldcommifjton geworden und ed bis 1674 geblieben war, fchicte ihn fein 
Freund Shaftesbury 1675 aus Geſundheitsrückſichten in das fünlihe Franfreih, von wo er 
nad Paris und Amfterdam reifte, 1679 aber durch denfelben Freund, der unterbeflen ſich wieder 
mit dem Hofe audgeföhnt Hatte, zu den Staatsgefhäften zurücdberufen wurde. Als aber 
Shaftesbury, der nicht um der Plane Jakob's IT., fondern um des Wohls der englifhen Nation 
willen wieder in dad Gonfeil getreten war, nohmald in Ungnade fiel und zum Prinzen von 
Dranien, nahmaligem König von England, überging, folgte ihm 2. aud nad Holland, wo— 
felbft ver Graf bald darauf farb. 8. blieb in Amfterdam, wo er viele wiffenfhaftlihe Bekannt— 
{haften erneuerte oder fhloß und das fhon 1670 begonnene Werf „Essay concerning human 
unterstanding‘ (London 1690) vollendete. Nachdem L. infolge ver damaligen politiſchen Zu— 
fände von London aus Gegenftand mannichfacher Anfeindung (man hatte ihm feine Stelle in 
Oxford entzogen) und perfönlicher Verfolgung geweſen, fehrte er im Februar 1689 infolge 
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der unterdeffen vollzogenen Ummälzung nad) England zurüd, wo er ſich mit einer beſcheidenen 
Stellung begnügte und feiner wiffenf&haftlihen Muße, meift auf dem Lande zu Dates auf dem 
Gute feines Freundes Mafham, leben fonnte. Dafelbft ftarb er aud am 28, Det. 1704. 

In demjelben Jahre wie das obengenannte Werf waren nun aud, und zwar anonym, jene 
beiden Schriften 2.’8 erfhienen, auf welden feine Bedeutung ald politifcher Schriftfteller be= 
ruht. Der Driginaltitel lautet: „Two treatises of government, in the former the false 
principles and fondation of Sir R. Filmer and his followers are detected and overthrown: 
The later is an essay concerning the true origine, extent and end of civil government.” 

Nah der Aufgabe und den Grenzen diejes Artikels haben wir und um jo mehr auf eine 
Betrahtung und Beurteilung der zweiten von dieſen beiden Arbeiten zu beſchränken, als in 
ihr die eigentliche ſtaatsphiloſophiſche Lehre L.'s niedergelegt ift. 

Kap. 1. 8. geht vom Menſchen aud und zwar von einem Naturzuftande, der ihm ein 
Zuftand vollkommener und für alle Menſchen gleicher Freiheit ift, wobei er ih, wie nod an 
manden andern Stellen, auf R. Hooker, einen gelehrten englifhen Theologen des 14. Jahr 
Hundert, bezieht. Diefer Naturzuftand ift aber nach L. fein Zuftand der Willfür und Zügel- 
lofigkeit, ſondern er hat auch ein Naturgefeg und dieſes ift die Vernunft.) Da nun die Selbt- 
erhaltung nad dieſem Gefege die erfle Aufgabe eines jeden ift, jo muß auch jeder, inſoweit 
jene nicht in Frage fleht, die Freiheit, da® Leben, die Geſundheit, Glieder und das Vermögen 
aller andern achten. Damit aber feiner ed wage, die Rechte des andern zu verlegen und bamit 
das Naturgefeg, welches den Frieden und die Erhaltung des Menichengeihlehts zum Zwed hat, 
beobachtet werde, fo hat jeder im Naturzuftande das ungmweifelhafte Recht, die Verlegung dieſes 
Geſetzes infoweit zu beflrafen, ald nöthig ift, auf daß ed nicht mehr verlegt, der etwa entitan= 
dene Schade geheilt, der Schuldige zur Reue gebracht und jeder andere von gleichem Beginnen 
abgejchrecft werde. Doc unterfcheidet 8. infofern, ald er das Strafrecht (welches im bürger- 
lihen Zuftande der Magiftrat Habe) im Naturzuftande jedem zufpridt, während dad Entſchädi— 
gungsrecht nur dem Beihädigten zuftehe, der ji, um zu feinem Zweck zu gelangen, wol auch 
mit andern verbinden fünne. Den Einwurf, daß bei diefen Gonjequenzen feines Narurzu: 
ftandes die Menſchen Richter in eigener Sache freien, beantwortet 2. dahin, daß er zwar zuge= 
ftehen müſſe, wie das flaatlihe Regiment das geeignete Mittel gegen die Misftände des Natur: 
zuftandeß jei, daß aber derſelbe Einwurf gegen die jouveränen Staatögewalten fogar in einem 
höhern Grade gelte, wenn der Staat eine abfolute Monardie fei. Auf die weitere einzumer- 
fende Frage, wo und warın benn die Menſchen im Naturzuftande gewefen, antwortet L., daß 
die Kürften und Oberhäupter felbfländiger Staaten unter allen Umſtänden untereinander im 
Naturzuftande ſich befinden müſſen, indem derſelbe nur durch den freien Eintritt in einen 
Staatöverband, außerdem aber durch feine Art von Verbindungen oder Verträgen aufgehoben 
werde. Kap, 2. Hierauf ſpricht 2. vom Kriegäzuftande, in welden man mit einem andern 
dadurch geräth, daß man ihn in feine abfolute Gewalt zu bringen ſucht. L. findet in dieſem 
Zuftande dad gerade Gegentheil feined Naturzuſtandes. So wie der Mangel eined autori- 
firten gemeinfchaftlichen Nichterd den Naturzuftand, fo begründe ungerechte und plögliche Ge— 
walt in den von ihm angegebenen Fällen, jolange jie währe, den Kriegszuſtand und zwar letz— 
teres felbft dann, wenn ein gemeinfamer Nichter vorhanden wäre. Um diejen Kriegszuftand, 
in welhem man nur an den Himmel appelliven könne, zu vermeiden, haben die Menſchen bie 
Geſellſchaft gebildet und den Naturzuftand verlaffen, infolge deſſen ed nun auch eine irpifche 
Autorität und Gewalt gebe, an welde man appelliven fönne. In Kap. 3 geht L. von dem 
Orundfage aus, das die natürliche Freiheit des Menfchen in der Breiheit von jeder irdifchen 
fouperänen Gewalt, von jeder denfbaren legiölativen Autorität, die bürgerliche Freiheit aber 
darin beftehe, nur der jelbftgefegten,, durch allgemeine Ubereinftimmung begründeten Geſetzge— 
bungs = oder fonftigen Gemalt und nur den von einer ſolchen Kegislative im Einklang mit vem 
ihr übertragenen Recht erlafienen Gefegen unterworfen zu fein. Jede Unterwerfung unter 
eine willfürlihe und abjolute Gewalt ift nah 2. auch abfolut unzuläfig und begründet die 
Sklaverei, die ihm nichts anderes ift als die Fortſetzung des Kriegszuftandes zwiſchen einem 
rechtmäßigen Eroberer und feinem Gefangenen. Gleichwie aber niemand beredtigt fei, einem 
andern eine ſolche Gewalt über fich einzuräumen, da er ie felbft nicht beſitze, jo ende auch vieler 


1) Daflelbe Princip der Freiheit iſt L., nach feinen Briefen über die Toleranz, maßgebend für das 
Verhaͤltniß zwifchen Staat und Kirche. Zudem er beide trennt, räumt er feinem von ihnen eine Macht 
über das andere ein. 
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Kriegszuftand infofern und ſobald, als durd einen Vertrag zwifchen Sieger und Beflegten die 
Gewalt des erftern und der Gehorſam des legtern begrenzt werde. Kap. 4?) handelt von dem 
Eigenthum oder von der Herrichaft des Menſchen über die Sachen. X. geht davon aus, daß bie 
Erde und alle unter dem Menſchen ſtehenden Geſchöpfe gemeinschaftlich feien und im allgemei- 
nen allen Menſchen gehörten, daß aber jeder ein beſonderes und ausſchließliches Recht über 
feine eigene Perſon Habe und daß die Arbeit feines Körpers, das Werk feiner Hände, jein Son: 
dereigenthunn fei, welches er eben hierdurch aus dem allgemeinen Gemeinfhaftöverbande, alfo 
in diefer Hinfiht aus dem natürlichen Zuftande gezogen habe. Dazu bedürfe e8 nicht erſt ver 
allgemeinen Zuflimmung, voraudgefegt, daß man nicht ein bereit begründetes Sonderrecht 
verlege und die vernünftigen Grenzen der Aneignung nicht überfteige. Unter diefen Voraus: 
fegungen aber könne es der Menjchheit nie an den nöthigen Gütern fehlen. Namentlich ſei 
darauf zu ſehen, daß nichts ungenugt zu Grunde geſe. Die Firirung ded Sondergrundeigen: 
thums hänge erft mit der Seßhaftwerbung zufammen. Die Arbeit aber fchafje nicht blos das 
Sondereigenthum, fondern auch die Verſchiedenheit der Werthe und fei eigentlich productiver 
als die Natur jelbft. Deshalb trage aber der Menſch die Grundlagen des Eigenthums in ji 
ſelbſt und befchränfe fi der Aneignungsproceß durch die Arbeit nicht blos auf das zur Erbal- 
tung Nöthige, ſondern gehe aud) auf dad Vergnügliche und Bequeme. Wenn aber die Staaten 
ihre Territorien abgegrenzt und Eigenthumdgefege für ihre Angehörigen geſchaffen hätten, fo 
wäre zwar auf diefe Weife auch das Gigenthum durd Übereinflimmung und Vertrag begründet 
worden, aber erft, nachdem Arbeit und Induftrie es zu begründen bereitö begonnen gehabt. 
Das Übermaß von Vermögen berube aber nicht in ver Größe veffelben, jondern in deſſen Ver— 
derb oder in der Nuglofigkeit jeiner Früchte. Die Ungleichheit, ja felbft eine außer allen Pro— 
portionen ſtehende Verſchiedenheit des Vermögens unter den Menſchen fei eine nothwendige 
Folge davon, daß die Menfchen dur ihre Übereinſtimmung dem Gold und Silber einen be: 
ftimmten Werth beigelegt hätten. Mit Kap. 5 geht X. zur väterlihen Gewalt über, welden 
Gegenstand er deshalb hereinzieht, weil die Bartifanen der abjoluten Monardie viefe von ver 
abfoluten väterlihen Gewalt abzuleiten verfucht hatten. 3) Nachdem er die Grundloſigkeit diejer 
Theorie ſehr ſcharfſinnig nachgewiefen und ven Sag aufgeftellt hatte, daß unter allen Umſtän— 
den der Zweck eined Geſetzes nicht die Aufhebung oder Verminderung, fondern die Erhaltung 
und Vermehrung der Freiheit jei, gelangt er zu dem wichtigen Refultat, daß ed nur eine älter= 
liche Gewalt gebe, die übrigens ihre Quelle einzig in der Pflicht der Altern gegen ihre Kinder 
während der Zeit ihrer Unſelbſtändigkeit Haben könne, und die dem Vater wie der Mutter, jedem 
nad; jeiner Art, gleich zufomme. Mit der Selbftändigmwerdung der Kinder Höre zwar nit das 
Pietätöverhältnig zwiſchen Altern und Kindern, wol aber jede rechtliche Unterwerfung ver leg= 
tern unter ven Willen der erftern auf, Die fogenannte väterliche oder älterlihe Gewalt jei 
demnach in der That die Pflicht ver Erziehung und Ausbildung, welde in den bürgerlichen Ge— 
ſellſchaften ebenjo beftehe wie in dem Naturzuftande, was nicht möglich fein könnte, wenn die 
Staatsgemwalt etwas rein Patriarhalifches, wenn Staatögewalt und väterlihe Gewalt eind und 
daffelbe wäre. Wenn, wie es allerdings vorkomme, der Vater zugleich der Fürft feiner Familie 
geworden jei*), weil die Familie nad den gegebenen Umftänden als ein ganz unabhängiges 
Gemeinweſen daſtand, jo beruhe dies nicht auf vem Vaterrecht, fondern auf der Ginwilligung 
der Kinder. In dem nun folgenden Kap. 6 gebt 2. von der Ehe aus und erfennt an, daß die 
geſchlechtlichen Verbindungen ver Menſchen zwar naturrechtlich vauerhafter fein müßten als die 
der Thiere, behauptet aber, daß die Unauflöslichkeit ver Ehe nicht naturrechtlich ſei.“) Nachdem 
er nun das Weſen der Familie feftgeftellt, ſetzt er ihr die politifche Gefellihaft oder ven Staat 
gegenüber ald diejenige Gefellihaft, in welcher jedes Glied feiner natürlichen Gewalt entfleivet 
und dieſe in die Hand der Gejellihaft gegeben ift, damit diefe darüber in allen Fällen verfüge, 
welches nicht ausſchließe, daß man jedesmal an die von ihr felbft gegebenen Geſetze appellire. 
Denn wo die Möglichkeit einer ſolchen Apvellation aufböre oder fehle, da fei immer wieder Na- 





2) 2. geht davon aus, daß urfprünglich allgemein, wie zu feiner Zeit noch in Amerika, jo viel 
Land und jo wenig Menfchen dagemweien, dab die Natur das Nöthige in Hülle und Fülle dargeboten 
und wenig Streit darüber ftattgefunden habe. Verwandte Gedanken — bei Plato, Legg., III, 2. 

3) Stern (Essai sur la liberte, neue Auflage, Baris 1863, ©. 163) nennt auch heute noch die ge: 
hörig limitirte väterliche Autorität den Typus und die Negel der Souveränetät. 

4) Blato, Legg., III, 3. 

5) Der neuefte Gegner der Unauflöglichfeit der Ehe it Stern, ©. 129 fg. 
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turzuftand. Im $. 12 dieſes Kapitels findet jich die erfte Anfpielung L.'s auf die Gewaltenthei— 
lungstheorie, indem er eine gefeßgebende und vollziehende Gewalt unterjheidet. Der Staat 
beruht nach 2. entſchieden auf Verzicht und Vertrag; fein Zweck ift Befeitigung der Übelftände 
des Naturzuftandes, in welden ſich aber, feinen Unterthanen gegenüber, ver abfolute Fürft be— 
findet, da gegen ihn Feine Appellation möglich ift, indem er Legislative und Executive in feiner 
Perſon vereinigt. Der abfolute Fürſt fei alfo auch nicht felbft Glied ver bürgerlichen Gefell- 
ſchaft, in welder jeder ven Gefegen unterworfen werbe, welde er ald ein Theil der gefeggeben- 
den Autorität mit allen andern aufftellen geholfen hatte. Kap. 7 handelt von den Anfängen 
der Staaten. L. läpt den Staat nur durch Vertrag entftehen und gründet darauf das Princip 
der Entfheidung durch Zahlenmajorität. Diefe ift ihm die Bedingung der Einheit und Lebens: 
thätigfeit ded Staats. Hierauf ſucht 2. zwei Ginwendungen zu widerlegen, nämlich 1) daß 
man feinen Fall der Entflehung eined Staatd nad) feinem Mufter hiſtoriſch nachweiſen könne, 
und 2) daß eine foldhe Entftehung aud) von Rechts wegen unmöglich fei, weil vie Menſchen alle 
Thon unter einer Regierung geboren werben, welcher fi zu unterwerfen fie verpflichtet jind und 
infolge defien ſie nicht die Freiheit haben, die Fundamente einer neuen Negierung zu legen. 
Die Widerlegung diefer Einwürfe ift zwar geiftreih und, fofern fie mehr eine Wiverlegung der 
patriachalifchen Theorie ald eine Begründung der Grundanſicht 2.’3 ift, auch werthvoll. Da: 
gegen muß fie ald ein ganz mislungener Verſuch betrachtet werben, ſofern fie den Beweis für 
den Naturzuftand, die rein vertragämeife Entftehung des Staats und das Princip ber Gewalten— 
theilung zu erbringen beabjihtigt. Denn jedenfall ift ed etwas andere, mit. ($. 8) den 
Staat nur durch Vertrag, was anderes, ihn nicht ohne einen gewiflen freien Willen der Glieder 
ent= und beftehen zu laffen (Kap. 7, 88.25, 27,28 fg.), was anderes ferner, ven Staat ab— 
folut frei ſich entſtanden zu denfen, was anderes, eine gewiſſe Wählbarkeit des Staatdober: 
haupts, eine Wahl unter den verfchiedenen Staatdformen oder ein freied Auswanderungsredt 
(Kap. 7, $$. 20, 24) anzunehmen. In der That ſieht ih L. auch gezwungen, zuzugeben 
($. 11), daß Menſchen, die zufanımenleben, ſchwerlich irgendeiner Art von Negierung entbeh— 
ren könnten, und erfennt er aud die Urfprünglichfeit und Allgemeinheit der Monarchie 
(a. a. O. fg.), und zwar ald Wahlmonarchie und Kriegerfönigthum ($$. 12, 14, 16), an. In 
$.13 fommt 8. auf fein Gewaltentheilungsprincip zurück, wobei er ſich ganz faliche Vorftellun: 
gen von den Verhältniffen eines beginnenden patriarhalifhen Staats macht ($$. 16, 17), und 
führt Diefe Idee in Kap. 8, $.6, Kap. 10, $. 1, Kap. 11’ und Kap. 12, $. 4 weiter aus. In 
Kap. 7, $.17, findet 2., von einem goldenen Zeitalter ausgehend, ven Grund beginnender 
ftaatswiffenfhaftliher Speculation in den verſchlechternden Wirkungen des Ehrgeizes, des 
Luxus und der Habſucht, den Zweck derfelben in dem Streben, Mittel zur Prävention und Re— 
preffion der Misbräuche der Staatögewalt zu entdecken. Kap. 8 entwidelt L. feine Anſicht über 
die Zwecke des Staatd, welche er in der unter dem Naturzuftande nicht hinreichend gefiherten 
Erhaltung des Eigenthums findet. Mit Eigenthum will er aber nicht blos das Vermögen, jon= 
dern auch dad Leben und die Freiheiten der Menſchen bezeichnet Haben, Wiederholt (1. Kap. 7, 
$. 11) die abfolute ftantliche Eigenſchaft des Menfchen leugnend, gibt 8. doch zu, daß die Men: 
ſchen mächtig zur Gefellfhaftsbildung angetrieben und die Gefege nicht eine Aufhebung, ſon— 
dern nur eine Beihränfung des Naturzuftandes feien ($$. 6, 8). Wenn aber aud) diejenigen, 
welche in den Staat getreten, die Gleichheit, Breiheit und Gewalt des Naturzuftandes in bie 
Hände der Legislative legten, jo beftände doch auch für diefe in dem allgemeinen Wohle eine un: 
überfchreitbare Grenze ($. 10). Kap. 9 befhäftigt ſich mit den verſchiedenen Staatsformen; 
der perfönliche Träger ver Staatögewalt empfange diefelbe ſtets durch Übertragung der größern 
Zahl und fei Staat im allgemeinen jede jelbftändige Gefellihaft. In Kap. 10 ſoll die Aus: 
dehnung der gefeggebenden Gewalt beftimmt werben. 2. findet die Grenze und den Zwed der⸗ 
felben im Naturgejeg und im allgemeinen Beſten ($. 2) und behauptet, daß das Naturgefeg, 
aud juris divini, im Staate nit nur fortbetehe, ſondern fogar gefteigert werde. Danach er= 
gebe ji, daß 1) nach feften und allgemein publicirten Geſetzen, welde für alle ohne Unterſchied 
gleich feien, regiert werden müfle, 2) diefe Gefege nur auf das Öffentliche Wohl abzielen dürften, 
3) ohne Einwilligung des Volks oder feiner Abgeordneten das Privatvermögen nicht befteuert 
werben dürfe, und 4) die gefeggebende Gewalt von demjenigen, dem fie dad Volk anvertraut, 
unter feiner Bedingung an irgendjemand übertragen werben könne. Nur unter biejen Be— 
dingungen fei die Legislative (die oberfte, geheiligte und für die Dauer der Übertragung abjolut 
unentziehbare Gewalt des Staats, durch welche das Gefeg die ihm abfolut umentbehrlihe Zu: 
Rimmung der Geſellſchaft erhalte) ihrem Träger, der auch ein König oder eine Verſammlung 
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fein fönne, anvertraut. Wer diefe Gewalt habe, heiße Gejeggeber. In Kap. 11 werben drei 
Staatögewalten, die gefeggebende, vollziehende und conföberative, unterſchieden. Die vollzies 
hende, welche, was bei der geſetzgebenden nicht nothwendig, immer in Thätigfeit fein müffe, ſei 
deshalb oft von der gefeggebenden getrennt. Die fogenannte conföderative Gewalt fei die Anwen— 
dung bed Naturzuftandes des Menſchen auf den Staat und enthält nichts ald die Eonfequenzen 
der ftantlihen Selbftändigfeit andern Staaten gegenüber. Kap. 12 beftimmt die Unterordnung 
der Staatögewalten. Die gefeggebende Gewalt ſei allerdings die höchſte. Allein da fie durch 
ihre Zwecke beſchränkt fei, fo behalte ſich das Volf immer die fouveräne Gewalt vor, im Kalle 
des Misbrauchs auch feine Gefeggeber zu entiegen (1. $.5). Ausübung und Befig der ſouve— 
ränen Gewalt fei zweierlei und die Legislative ericheine deshalb wol den andern Gewalten, nicht 
aber dem Volk jelbft gegenüber fouverän. $$. 3,4 und 7 enthält die unterdeflen in England ald 
unbeftritten anerfannten Grundfäge L.'s über ven Verfaffungseid und den verfaffungsmäßiger 
Gehorfam, über die ſtillſchweigende Abdication des Monarchen oder den zwifchen ihm und dem 
Volke eintretenden Kriegözuftand infolge von Verfaffungdverlegungen ſowie über die Verant— 
wortlichfeit des Königs (vgl. dazu Kap. 12,8.10, Kap. 7, 88. 4 fg., 12, Kap. 18, 68.8, 
10 fg., 12, 16). Denn der rundfag des englifhen Staatsrechts, dev. König könne nicht un= 
recht thun, heißt eigentlich nidht8 anderes, ald daß der König nur fo lange ald König rechtmäßig 
gelte, als er die Verfaflung nicht in einer Art verlegt, wonach jeine ſtillſchweigende Abdication 
vermuthet und feine Entfegung rechtlich begründet eradhtet wird. Doch ift zu bemerfen, daß 2. 
die Abfegbarkeit des Königs nur auf die alleräußerften Bälle beihränft und fie nicht leicht für 
möglich hält (Kap. 18, $. 24). Übrigens folle die gefeggebende Gewalt gar nicht permanent 
jein ($$.5, 8). Indem er $. 10 der Legislative wiederholt zuruft: „„Salus Populi, Suprema 
Lex”, unterläßt er es freilich, zu jagen, worin vieles beftehe, welche Frage natürlih aud dann 
unbeantwortet bleibt, wenn er die Endentſcheidung darüber dem Volk zufchreibt. Kap. 13 han— 
delt von der Prärogative, worunter er die Discretionäre Gewalt der Erecutive verfteht, für das 
Öffentliche Wohl zu handeln, wenn fi die Gefege gegebenenfalls lüdenhaft erweifen, ober 
menn das, waß fie in concreto vorfhreiben, unter den gegebenen Umſtänden zum großen Nach— 
theil des Staatd ausfallen würde. Darüber, ob die Executive von ihrer arbiträren Gewalt ven 
rechten Gebrauch gemacht, gebe e8 feinen Richter, da es zwifchen ver legidlativen und erecutiven 
Gewalt ebenjo wenig einen Richter gebe wie zwiichen Legislative und Volk. In Streitigfeiten 
dieſer Art bleibe alio nichts übrig als eine Appellation an den Himmel ($. 10). Kap. 14 ent= 
Hält eine Vergleihung der väterlichen, politiichen und despotiſchen Gewalt, Kay. 15 handelt vor 
der Eroberung, Kap. 16 von der Uſurpation, Kap. 17 von der Tyrannei (Ufurpation ift nach 
L. die Ausübung einer Gewalt , auf welche andere ein Recht haben; Tyrannei ift die Ausübung 
einer Übermacht, wozu unter gar feiner Bedingung irgendjemand ein Recht haben fan) und 
Kap. 18, das Schlußfapitel ded ganzen Werks, von der Auflöfung der Regierungen. X. 
untericheidet die Auflöfung des Staats, welche er nur als die Folge einer Unterwerfung unter 
eine fremde Macht eintreten läßt, von der Auflöfung der Regierung, welche infolge innerer Un— 
ordnungen eintrete, nämlid dur Alterivung der Legislative ($$. 3—10). In allen Fällen 
nun, in welden die verfaſſungsmäßige Yegislative aufgelöft fei, trete das Volk, welches gegen 
den Ufurpator der Legislative in Feiner Weife verpflichtet fei, in feine Freiheit und in fein volles 
Recht zurück durch Aufrichtung einer neuen gefeggebenden Autorität und zwar gerade fo, wie es 
fie für feine Sicherheit und Intereſſen am geeignetften hält, feinen Bedürfniſſen vorzuſehen. 
Diefed Recht flehe dem Volfe, welches Äh unter allen Umſtänden das Wahlrecht feiner Geſetz— 
geber vefervirt habe, namentlich auch dann zu, wenn die beftehende Gefeßgebung ober der Fürft 
auf eine dem in fie gelegten Vertrauen conträre Weije von der ihnen anvertrauten Gewalt Ge— 
brauch machten ($. 12). In ven hierauf folgenden Paragraphen ſucht 2. die Einwendungen 
zu widerlegen, als ob aud diejen Grundjägen befondere Gefahren, namentlid häufige Auf— 
fände, hervorgehen müßten. Denn einerfeits feien die Völfer nicht beſonders wandelſüchtig, 
andererjeitä vertrügen fie viel, und Revolutionen wie die fragliden würden nie wegen unbe— 
deutender Fehler in der öffentlichen Vermaltung entftehen. In $. 16 fg. entwidelt 8, feine Anz 
icht von Rebellion und nennt $. 17 auch die Gefeggeber ſelbſt Nebellen, welche die ihnen anver— 
traute Gewalt gegen dad Volf anwenden. X, findet in dem Recht des Volks, ſolche Gefeggeber 
mit Gewalt zu vertreiben, nichts anderes ald ein natürliched Nothrecht ($. 18) und bezieht ſich 
zugleid auf die Autorität von Barclay ($. 22), der freilich auch für äußerfte Fälle einen Wider: 
fand, und zwar unter den dem Ihuldigen Reſpect gegen ven Souverän entiprechenden Fornten, 
zuläßt. 8. kann ſich aber fein Necht des Wirerftands ohne Recht zum Zufchlagen und feine 
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Unterorbnung mehr da denken, wo durd) arbiträre Gemwaltanwendung der Kriegöftand einge— 
treten ift, die Streitenden alfo auf dem Buße der Gleichheit einander gegenüberftehen ($. 23). 
$. 24 hebt L. noch hervor, daß derjelbe Barclay, der große Vertheidiger der königlichen Gewalt, 
doch zwei Fälle angegeben habe, in welchen der König das Recht und die Eigenſchaft des Königs 
verwirfe, nämlid einmal, wenn er die Abjicht bethätigt, die ganze Regierung zu ſtürzen, wie 
Nero; dann, wern er fi unter irgendeine Protection ſtellt und, das unabhängige Reich in vie 
Hände ded Protertord gibt. Nachdem ih 2. aud noch auf andere Autoritäten bezogen, ant= 
wortet er auf die Brage: „Wer ift Richter, wenn der Fürft oder die geſetzgebende Gewalt die 
Grenzen ihrer Autorität überſchreiten?“ einfach mit den Worten: das Volk, das ganze Volk, 
Endlich ſchließt &. mit $. 28, in welchem er gleihfam nochmals feine ganze Theorie zufammen= 
faßt und zwar folgenderweife: „Die Gewalt, welche jeder einzelne bei feinem Eintritt in die 
Geſellſchaft diefer überträgt, kann, ſolange die Geſellſchaft befteht, nie mehr am bie einzelnen 
zurüdfallen, ſondern verbleibt immer in ver Gefanmtheit. Denn außerdem beftände weder Ge- 
meinjhaft noh Staat, mas offenbar der urfprünglichen Übereinkunft entgegenliefe. Deshalb 
fann auch die gefeßgebende Gewalt, wenn das Volk diefe Gewalt einer Verſammlung über— 
tragen und beftimmt bat, daß fie durch die Verſammlung und die vom Volke zu wählenden 
Nachfolger verfelben ausgeübt werden foll, jolange als die Regierung befteht, nicht zum Wolf 
zurüdfehren ; denn, indem das Volk eine gefeggebende Gewalt für immer eingefegt, habe es ihr 
aud alle politiihe Gewalt übertragen und könne diefelbe nicht wieder zurücknehmen. Seien 
aber vom Volke gewille Grenzen für die Dauer der gefeggebenden Gewalt beftimmt, babe das 
Volk den Willen ausgeſprochen, daß die oberfte Gewalt nur für eine beftimmte Zeit, fei es in 
einer einzigen Perſon, jei ed in einer Berfammlung, beruhen folle, oder haben die conftituirten 
Autoritäten durch ihre üble Haltung Recht und Gewalt verloren, dann fehrt auch die oberfte 
Gewalt an die Geſellſchaft zurüd (nicht an die einzelnen), und das Bolf muß nun das Recht 
haben, ald Souverän zu handeln und entweder felbft die gefeßgebende Gewalt ausüben oder 
wol eine neue Regierungsform errichten und die ihm in ihrer Totalität wieder zugefallene oberfte 
Gewalt andern ihm dazu geeignet erſcheinenden Händen anvertrauen.‘ 

Died im wejentlihen die Staatslehre L.'s. Daß diefelbe von jeher und aud) Heutzutage noch 
eine fehr verfchiedene Würdigung erfahren hat, begreift fich Leicht. „Nach unferer Anfiht muß 
L. einerfeitd von dem Stanppunfte feiner Zeit, andererfeitö von den feines Landes aus aufge— 
faßt werben. 

L. gehört zu jenen kräftigen und freien Geiftern, von melden, wie von Descartes, Hugo 
Grotius, Spinoza, Bayle, die Bewegung, einerfeitd gegen die Scholaftif und ftarre Orthodoxie 
des 17. Jahrhunderts, andererfeitd gegen den die aus dem Feudalismus hervorgegangenen mo= 
dernen Staatenbildungen beherrichenden Staats- und Fürftenabfolutismud ausging. X. ift 
aber zugleich in eminentem Sinn Engländer, und feine allgemeine Staatätheorie, den Grund— 
fügen der fogenannten großen englifhen Revolution entnommen oder doch für deren Rechtfertis 
gung beſtimmt, ift entfhieden gegen den Abfolutismus der Stuartd und die abjolutiftifdhe 
Theorie ihrer Vertheidiger gerichtet. 6) In diefem Standpunfte L.'s liegt ebenfo die Stärfe 
wie aud die Schwäche feiner politifhen Ausführungen. Sein ganzes Syitem geht aus von 
einer abfoluten menschlichen Freibeit. 2. überieht alfo, daß die Geſelligkeit dem Menſchen 
ebenfo angeboren ift wie die Freiheit, daß fie demnach auf die Geftaltung der menſchlichen Ver— 
hältniſſe denſelben Einfluß haben müfle wie die Freiheit. Infolge diefer Einfeitigfeit gelangt er 
zum Bertrage, als dem einzigen, die Entftehung und den Beftand der Staaten beherrſchenden 
Princip. 2. fühlt ohne Zweifel das Ingenügende feines Syftemd. So tritt 3. B. die Idee der 
Natur- und Vernunftnothwendigkeit des Staats, die Idee der außerhalb des concreten Staatd 
liegenden, auf dem frei=gefelligen Weſen ves Menfchen beruhenden göttlihen Schöpfungsivee, 
theils in dem auch den Naturzuftand beherrſchenden natürlichen Geſetz, teil in dem Gedanken 
des diefem legtern, alſo dem Ideal, vollkommen entſprechenden goldenen Zeitalters, theild in 
dem Zugeftändniß der Unzulänglichkeit des Naturzuftandes, theils in der Unterſcheidung eines 
ausdrüdlihen und ſtillſchweigenden Geſellſchaftsvertrags (Kap. 7, 88. 25, 27 fg.) hervor. 
Aber ver Theorie von einem unmittelbaren und unbegrenzten göttlichen Rechte, dem Filmer'ſchen 
„Patriarcha‘ und dem darauf gebauten Staats: und Fürftenabfolutismus der Anhänger der 


6) Hierher gehört auch Gentilis, De potestate regis absoluta — de unione regnorum Britan- 
niae — de vi civium in regem semper injusta (Selmftebt 1669). 
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Stuartd gegenüber”), glaubt 2. an dem andern Extrem, dem der abfoluten menſchlichen Frei— 
beit, um fo mehr fefthalten zu müffen, ald nur auf ihm der neue Zuftand feines Vaterlandes feft 
begründet fcheinen konnte. Genau betrachtet ift L.'s Naturzuftand nichts ald der völkerrecht⸗ 
lihe Zuftand Heinfter Gemeinweien, und die Entſtehung feines Staats dur Vertrag nur das 
organiihe Zuſammenwachſen mehrerer folder familienartiger Gemeinwefen zu größern jlaat- 
lichen Wefen. Nur ald eine Folge diefer Auffaſſung erfcheint es, daß 2. zum Princip ver Volks⸗ 
fouveränetät gelangt, aber indem er die Nothwendigkeit oberfter und legter Entſcheidungen an— 
erkennen muß, fortwährend in Widerſprüche verfällt, deren nicht Selten gezwungene und 
fünftlihe Löfungsverfuche mit feinen angeblih natürliden Principien fonderbar contraftiren 
und feine Loͤſung bringen. L. ſieht nicht ein, daß, wenn ein Volk fouverän fein Toll, ed zu dieſem 
Zwede organifirt fein müffe, und daß, wenn dieje Organifation in ver Gonjtituirung der Ge— 
walten beflehe, mit der Auflöfung dieſer Gewalten durch ihrerfeitd begangenen Gewaltsmis- 
brauch auch dad Volk nicht mehr organijirt, alfo auch nicht in der Lage ift, fouverän zu ban- 
dein. Die Appellation an den Himmel und der Kriegäzuftand, wie jie in ſolchen Fällen ihm 
gegeben erfcheinen , find nur andere Formen für Rebellion und Bürgerkrieg, alſo nicht für eine 
organiſche Staatäthätigfeit, für einen Zuftand, aus welchem ein Volk nur durch ganz andere 
Brincipien ald die Lis herausfommen kann. L.'s Lehre frogt von politiihen und ſtaatsrecht⸗ 
lien Fictionen, die zwar mit der Zeit in England große Anerkennung fanden, aber aud eben 
nur auf England paflen mögen, weil ihnen eigenthünliche veelle Umſtände nachträglich zu Hülfe 
kamen, Denn Englands Glanz und Größe beruhen, ſoweit fie echt jind, auf dem innigen Ver: 
wachſenſein feined Volks in allen feinen Theilen untereinander und mit ver Geſammtheit feiner 
Inftitutionen und Zuftände, auf den gefunden und namentlich freisherzlihen und vernünftigen 
föniglihen Sinn der Maffen wie ver Ariftofratie, auf der einigenden infularen Lage des Landes 
und auf der ver Ginheit und Ruhe im Hauptlande fo günftigen Preſſion, welche die univerjellen 
und fo überaus delicaten, Fünftlihen Beziehungen Englands zu feinen Golonien und zum ge— 
ſammten Auslande üben. In dieſen Wirklichfeiten liegen Mächte des Friedens, der Einheit und 
der Ruhe, die um fo weniger der theoretifchen Firtionen bedürfen, je weniger im gegebenen 
Falle dieſe ausreichen wilden, den praftiihen Sinn der Engländer zu beftimmen, und je leichter 
fle neuen, praftiihen Bepürfniffen gegenüber auch vermehrt, verändert werden fönnten. Ubri- 
gend bleibt X. immer ein ungebeuered Verdienſt. Denn in feiner Zeit hatte ed immer großen 
Werth, zweifelbafte Seelen dur wiſſenſchaftliche Grundfäge zu gewinnen, beprängte Gewiffen 
durch eine wenn auch einfeitige Entwidelung einer Wahrheit zu beruhigen. Die Negation des 
Princips des Abſolutismus, die Bindication der menſchlichen Freiheit aud im Staate, wie ſie 
mit dem germanijchen Geifte eng verwachſen find, nicht blos ald Gefühlsſache, jondern ald Be- 
wußtjein feftgeftellt zu haben, erjcheint, felbft um den Preis einer unklaren Gewaltentheilungs: 
theorie, für den ganzen hiftorifchen Verlauf der politifhen Erfenntnißentwidelung feine zu 
theuere Errungenfhaft. Hat auf diefe Weife L. ver Staatöwiffenfhaft jene neue Richtung ge: 
geben, welche jet noch fortſchwingt und unter Vermeidung jeder Einfeitigfeit zu einer höhern 
Wahrheit führen muß, erfheint er infofern als der eigentliche Vater der gefanımten modernen 
Staatswiſſenſchaft, fo hat er ſich das größte Verdienſt erſt no dadurd erworben, daß er, nah 
Baco's und Montaigne'd Borgang, darauf hingewieſen hat, daß der freie Staat burd einen 
tüchtigen Volksunterricht bedingt fei (feine in mehrere Sprachen überfegten und mehrfach 
aufgelegten „Thoughts on education‘, oder „Gedanken über die Erziehung‘, erſchienen zuerft 
1693 in Yondon). Durch Repolichkeit des wiffenichaftlichen Strebend, Adel der Ideen und Be: 
ſcheidenheit des Urtheils ift 2. über vielen fonft verdienten Schriftftellern hoch erhaben. 

Die Sprade in L.'s Schriften ift die befte. Klar und deutlich, hier und da nad dem Ge— 
ihmade feiner Zeit mit kurzen und treffenden Wien gewürzt, war jie ganz geeignet, ſchnell 
Gingang, allgemeine Berbreitung und anregende Bedeutung zu gewinnen. Nicht ohne alles 
bibliſche Beiwerk (Kap. 2, $. 6, Kap. 4, $$. 1,12, 15,16, Kap. 5, 8. 1, Kap. 7, $. 7) icheint 
fie hier und da, vom Standpunkte unferer Zeit aus, an zu großer Weitfhweifigfeit und mehr: 
fachen Wieverholungen zu leiden, Fehler, welde für 2.’8 Zeit, in denen es fich erft um die Be: 
gründung feiner Gedanfen handelte, ohne Zweifel ald Tugenden betrachtet werden müflen. 

Indem wir fliegen, Fönnen wir nicht umhin, zu bemerken, daß der Rath, ven. (Kap. 7, 
$. 9) feinen Gegnern gibt und den er wol felbft nicht ganz berückſichtigt bat — man thue beifer, 
nicht zu ſehr nach den Thatjachen der erften Entftehung der Staaten zu forſchen )), weil man in 


* 





7) Vgl. Kap. 7, 88.8 fg., 13— 18. 3) Dal. Plato, Legg., III, 1fy. 
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den meiften Fällen etwas finden werde, was die Tendenz des Forſchenden und deren Partei- 
zwede wenig begünftige — für alle Forſchungen diefer Art wenigftens infofern gegeben er— 
ſcheint, als die allererften Anfänge des jtaatlihen Lebend niemals geſchichtlich nachweisbar fein 
werden, weil fie mit den erften Anfängen des Dafeind der Menſchen auf Erden zufanımenfallen 
müſſen, und ald überhaupt au im Staate etwas ift, was ſich der volllommenen menſchlichen Er— 
kenntniß immer entziehen wird. 

Literatur: Behr, „Uber die Entwidelung und den Einfluß der politifhen Theorien‘ 
(Innsbrud1855), S.323 19. ; Mohl, „Geſchichte ver fiteratur der Staatswiſſenſchaft“, I, 232, 
327; Vorländer, „Geſchichte der philofophiihen Moral, Rechts- und Staatölehre der Eng: 
länder und Franzoſen“ (Marburg 1855), ©. 387 fg.; Fran, „Kritik aller Barteien‘’ (Berlin 
1862), S. 89; Pierer, „Univerſal-Lexikon“, XIV, 365. 3. Held. 

Zongobarden oder nad der ältern und richtigern Form Langobarden, d. i. Langbärte, 
nannte ſich ein nicht fehr zahlreicher, aber durch Kraft und Tapferkeit ausgezeichneter germani= 
fher Stamm, der um Chriſti Geburt in den Gegenden um die mittlere Elbe ſaß. Nach der 
Meinung des Volks lagen feine urfprüngliden Site in Skandinavien; wann und weshalb es 
diefelben verlaffen, darüber erzählte man jih nur dunkle Sagen. Aud den Zeitpunkt und bie 
beſtimmte Veranlaffung einer neuen großen Wanderung, weldhe ven Stamm von der Elbe in die 
Donaugegenden führte, wußte die Sage nicht anzugeben, und die verbürgte Geſchichte bietet 
über diefen Borgang fehr unzufammenhängende und mangelhafte Kunde. Gewiß ift, daß pie 
Longobarden gegen Ende des 5. Jahrhunderts nad der Zerftörung des rugifchen Reichs auf 
dem Boden deſſelben an der mittlern Donau und March eine neue Herrichaft begründeten. Seit: 
dem nahmen fie an allen Kämpfen, welche jich um die untern Donaugegenden zwiſchen den Heru— 
lern, Gepiden, Avaren und dem oftrömischen Hofe entfpannen, Antheil und veränderten noch 
mehrfach ihre Wohnfige, bis fie endlich im Jahre 568 ganz die Donauländer verließen, die 
Alpen überftiegen und in Italien feite Sige gewannen. 

Während vie Longobarden, dem gleihen Zuge mit vielen andern germaniſchen Stänmen 
folgend, vom Norden zum Süden vorgerüdt waren, hatten auch ihre innern Verhältniffe die 
größte Veränderung erfahren. Wahrſcheinlich ſchon vor ihrem Aufbruch nach ven Donaugegen= 
den hatte das Königthum bei ihnen Beftand gewonnen. In dem fteten Kriegözuftand, in dem jle 
dann lebten, befeftigte ſich vie königliche Gewalt mehr und mehr, aber mit ihr zugleich die Macht 
der ihr untergeorpneten Heerführer, der Herzoge, die ihr Amt, mit dem zugleich Jurisdiction 
verbunden war, nicht allein lebendlänglich bekleiveten, jondern auch ſchon früh nach einer ähn— 
lihen Vererblihung, wie fie bei dem Königthum ftattfand, trachteten. So erhob ſich dad monar: 
chiſche Regiment über der alten Volköfreibeit, blieb aber durch eine ſtarke Ariftofratie, aus hohen 
Reichs- und Heereöbeamten beftehend, immer beihränft. Eine nicht minder bedeutende Verän— 
derung war, dab die Longobarden während ihred Aufenthalts in den Donaugegenden ihren 
alten Götterglauben verließen und ſich dem Chriſtenthum zuwandten. Wie die andern germa= 
niſchen Stämme des Dftens ſchloſſen fie jih nicht dem Fatholifchen Bekenntniß an, jondern dem 
Arianismus, und dies hatte zur Folge, daß das kirchliche Leben auf ihre ſtaatlichen Zuftände 
eine weniger durchgreifende Wirkung übte, ald e3 bei ven Romanen und Franken der Ball war; 
denn der fefte Zufammenfhluß und die ſelbſtändige Ölieverung der katholiſchen Kirche fehlte dem 
Arianismus. Nichtöveftoweniger mußten die Sitten des Volfd dur die Annahme des Chri— 
ſtenthums eine bedeutende Umbildung erfahren ; von der barbarifhen Roheit, welche früher ihm 
nachgeſagt wurde, finden ſich bei der Eroberung Italiens ziwar noch Spuren, doc zeigte es ſich 
im Kriege damals nicht graufamer ald zu derjelben Zeit die katholiſchen Branfen. 

In einem fieben Jahre (568 — 575) dauernden Kampfe eroberten die Longobarden unter 
ihren Königen Alboin und Klef die Oegenden un den Bo, welche ver Mittelpunkt ihrer Macht 


blieben und wo Pavia die Nejidenz der Könige wurde. In der Folge dehnten jie ihre Eroberung _ 


zwar noch über einen großen Theil des mittlern und ſüdlichen Italien aus, aber niemals gelang 
ihnen die vollftändige Unterwerfung der Halbinfel. Die venetianiſchen Infeln, ver ganze Küſten— 
ftri von der nördlihen Bomündung bis nad Ancona Hin, an den Ravenna, der Hauptſitz der 
griechiſchen Macht in Italien, belegen war, die Süpfpige der Halbinfel mit Sicilien, und am weft- 
Ligen Meere die Gebiete von Rom und Neapel blieben dem oſtrömiſchen Reiche. Es entftand 
jene Spaltung Italiens, welche bis auf den heutigen Tag angedauert hat, und welde aud) die 
hauptſächliche Veranlaſſung wurde, daß das longobardiſche Neich nach zwei Jahrhunderten felb- 
ftändiger Griftenz in die Hand fremder Eroberer fiel. 

Denn nicht durch den innern Gegenfag zwischen den herrſchenden Germanen und der unter: 
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worfenen romaniſchen Bevölkerung iſt das Reich zu Grunde gegangen, vielmehr glich dieſer 
Gegenſatz, ſo ſtark er unfehlbar in der erſten Zeit nach ber Eroberung war, ſich aͤllmählich aus. 
Es trug dazu bei, daß die Longobarden die Bevölkerung, die jie vorfanden, zuerſt vollſtändig als 
Kriegäbeute behandelt Hatten. Dieſe büßte nicht nur allepolitifchen Rechte, fondern auch Die Freie 
Berfügung über das Grundeigenthum ein und wurde dein Stand der Halbfreien (Alvionen) 
gleichgeftellt. Die römifche Municipalverfaffung wurde vernichtet und alle Verhältniffe im 
Sinne der kriegerischen Inftitutionen umgeftaltet, in welchen die Kongobarden lebten. Die Ser: 
zoge derſelben erhielten die ſtädtiſchen Territorien zuertheilt und nahmen in den großen Städten 
ihren Sig, während ihre Kriegsmannen fich über die ſtädtiſchen Gebiete verbreiteten ; unter den 
Herzogen ftanden Schultheiße an der Spige Eleinerer Bezirke und der darin angefeffenen Kriegs: 

mannen, unter ven Schultheißen Dekane: jie alle zunächſt militärifche Befehlshaber, vie aber 

zugleich die bürgerliche Verwaltung und Redtöpflege in Händen hatten und denen die römiſche 

Bevölkerung in gleicher Weiſe wie die longobardijche untergeben war. Nur in kirchlicher Be- 

ziehung blieben die katholiſchen Unterthanen der Longobarden anfangs von ihren Herren ge: 

ſchieden, doch hörte aud) diefe Trennung mehr und mehr auf, als unter dem Einfluß der fran- 

fifchen Theodelinde, ver Gemahlin der Könige Authari und Agilulf, die katholiſche Kirche ih 

unter den Longobarden felbft zu verbreiten begann. 

Etwa 100 Jahre nad der Eroberung gewann der Katholicismus vollftändig das Liber: 
gewicht, und die Einheit ded Glaubens verfhmolz fortan Römer und Longobarden nur um fo 
fefter. Bei diefer Verſchmelzung ver Nationalitäten zeigte ih aber das römijhe Element in 
vielem Betracht als das ftärfere. Nicht allein, daß ed ven Glauben beftimmte und die Sprade 
beherrjchte, aud) ven Lebensgewohnheiten gab es jeine befondere Richtung. Die Longobarden 
machten fehnell den Übergang zum ftädtifchen Leben, begannen Handel und Gewerbe zu treiben 
und eigneten ih endlich auch die Reſte der alten Gultur an, die jih no in Italien erbalten 
hatten. Es hängt hiermit zufammen, daß fie, die zuvor nur nah ungefchriebenem Gewohn— 
heitsrecht gelebt hatten, anfingen ſich nach römiſcher Sitte geſchriebener Gejege zu bedienen. Im 
Jahre 643 veröffentlichte der König Rothari fein Ediet, ein umfaffendes Geſetzbuch, weldes 
dann für alle Folge die Grundlage des longobardiſchen Rechts blieb. Das Ediet des Rothari 
enthält noch feine aus den römischen Rechtsbegriffen hergeleiteten Beftimmungen, wol aber 
laffen jich foldhe in den fpätern Gefegen der Longobarden verfolgen. Denn Rothari’d Werk 
wurde von feinen Nachfolgern fortgefegt, unter denen fich befonders Liutprand (712— 744) durch 
eine umfaſſende gejeßgeberifche Thätigfeit auszeichnete; der bisherigen Sanımlung der könig— 
lien Ediete fügte er nah und nad) 15 neue Bücher hinzu. 

So weit die Longobarden ihre Eroberungen ausgedehnt hatten, waren jie im 8. Jahrhundert 
faft überall fhon mit ver Nachkommenſchaft ver alten Bevölkerung zu Einem Volke verfhmolzen, 
welches in Sprade und Lebensgewohnpeiten ſich als ein romaniſches darſtellte. Trotz vieler 
Gleichartigkeit der innern Verhältniffe ging damals das Reich dem Verfalle entgegen. Der 
Grund ift zum Theil darin zu ſuchen, daß die herzoglichen Gewalten ſich mit größerer Stetig- 
feit entwickelten ald das Königthum. Schon nad den Tode Klef's war ein Interregnum von 
zehn Jahren eingetreten, wo die 36 Herzoge ohne einen König jelbftändig regierten. Sie 
ftellten zwar die königliche Gewalt dann wieder her, aber fie wußten ſich dod in ihren Territorien 
neben derjelben zum Theil in großer Selbftändigfeit zu erhalten, und die ihnen zur Seite ſtehen— 
ven Beamten, welde die Föniglihen Rechte wahrnehmen follten, die Gaftalden, famen in man: 
hen Theilen des Reichs nie zu rechter Bedeutung. Es erhoben ſich namentlich die Herzoge von 
Benevent, Spoleto und Friaul, die ein weites Gebiet beherrſchten, zu einer jo machtvollen Stel: 
lung, daß der König feine Rechte gegen fie meift nur mit Gewalt durchſetzen konnte. Zwar fehlte 
ed nicht an Verſuchen, den Trog der unbotmäßigen Herzoge zu brechen, aber dieſe fanden bei der 
‚Spaltung Italiens leidht in der Nähe Bundesgenoflen gegen die Könige. Denn mit dem oſtrö— 
miſchen Reiche lagen die Longobarbenfönige fat ununterbroden im Kampfe, und ale im Bilder: 
ftreite die Macht ver Kaifer in Italien erfchüttert wurde, nahmen die Päpfte den Kampf gegen 
die Longobarden auf, da ein ganz longobardiſches Italien ebenfo gefährlih ihrer aeiftlihen 
Autorität ſchien, wie es der Entwidelung einer eigenen weltlichen Herrſchaft hinderlich war, 
nad) welcher jie bereits augenfcheinlich trachteten. Unter ſolchen Umftänden hätte das longobar— 
diſche Reich ji nur erhalten fönnen, wenn die IInterwerfung des ganzen Italien gelungen wäre. 
Mehrere Könige faßten jie in das Auge, und mindeftend gelang e8 zulegt, die Befigungen des 
oftrömifchen Reichs in Oberitalien zu gewinnen. Mehrmals wurde aud) Rom von den Yongo= 
barven belagert, aber die gewandte päpftliche Politik und ebenfo ſehr die religiöfe Scheu, welche jie 
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vor dem Nachfolger Petri hegten, bewogen ſie immer wieder, die Belagerung aufzugeben.Als 
endlich König Aiſtulf Rom und ven Papft ernſtlich bedrängte, warf ſich dieſer den Franken in die 
Arme, welde ſchon feit Jahrhunderten ihre Blicke auf Italien gerichtet hatten. Papſt Stephan III. 
begab ſich ſchutzflehend nad Frankreich, wo zwiſchen ihm und König Pipin ein Bund gefchloffen 
wurde, bei dem jie die Vernichtung und Theilung des Longobardenreichs ind Auge fahten (754). 
Zwei Feldzüge Pipin’s über die Alpen waren die Folge. Sie vernichteten freilich nicht das Reich 
der Longobarden, aber nahmen ihm doch feine Bedeutung und felbftändige Geltung. Aiftulf 
mußte die dem oftrömischen Reich entriffenen Befigungen in Oberitalien ausliefern,, und Pipin 
ſchenkte fie dem Papſt. Nicht minder wichtig war, daß bie fränfifchen Könige feitvem ald Schug- 
herren der römischen Kirche einen entſcheidenden Einfluß auf die Angelegenheiten Italiens 
behielten. Deſiderius, der Nachfolger König Aiſtulf's, wurde unter dem Schug Pipin’d und 
des Papftes auf den Thron erhoben; als er trogdem wieder in die Bahnen feines Vorgängers 
einlenkte und eine Nom bedrohende Stellung einnahm, rief Bapft Hadrian I. Karl den Großen 
über die Alpen. Karl kam und vernichtete die Macht des Defiverius, der in ein fränfifches Klo: 
fer geſchickt wurde (774). Adelchis, der Sohn ded Defiderius, der ſich nad Byzanz geflüchtet 
hatte, machte mit Unterftügung des oſtrömiſchen Hofs Verſuche, das Reich feines Vaters herzu⸗ 
ftellen ; aber jie blieben erfolglos. Karl ſelbſt nahm ven Namen eined Könige der Longobarben 
an, und die Herrihaft derfelben wurde ein Theil feiner großen fränfifhen Monarchie, deren 
eigenthümliche Ginrichtungen er allmählich auf Italien übertrug. Das Herzogthum verlor feine 
frühere Bedeutung, und die fränfifche Grafſchaftsverfaſſung trat auch hier in Wirkfamkeit. Die 
kirchlichen Verhältniffe wurben in ähnlicher Weife geordnet wie in den andern Theilen des 
karolingiſchen Reihe. Das Lehnsweſen erhielt einen bedeutenden Einfluß auf alle öffentlichen 
Berbältniffe. Da nad dem Syſtem der perfönlihen Rechte die alten Volksrechte in allen Theilen 
der fränkiſchen Monarchie Geltung behielten, blieb auch das longobarbifche Recht in Kraft, und 
die Geſetze Karl's des Großen und feiner Nachfolger wurden nur den Edicten der alten Longo— 
bardenfönige angefügt. 

Obwol das longobardiſche Reich der großen karolingiſchen Monarchie fo einverleibt war, 
jtand ed doch in einer gewiflen Trennung von den Ländern auf der andern Seite der Alpen, Die 
Spaltung Italiens erhielt fi, da die Griechen auch jegt no im Süden Bejigungen bewahrten, 
da das Herzogthum Benevent, welches ben größten Theil Unteritaliend umfaßte, fich ven Griechen 
anſchloß und mit Glüd den fränfifhen Waffen Wiverftand leiftete, da der Papft endlich in ven 
früher griehifchen Ländern des nördlichen Italien eine befondere Herrſchaft erhalten hatte und 
im römifchen Gebiet faft wie ein freier Fürft vaftand. Mit ven vom Papſt abhängigen Bes 
figungen kam indeffen Lombardien in nähere Verbindung, als Karl der Große die Kaiferkrone 
empfing. Seitdem ift Lombardien in alle Geſchicke des bergeftellten abendländiſchen Kaifer- 
thums verwidelt geweſen; die Herrfchaft über daſſelbe ift mit der Kaiſerkrone von den Farolingi- 
ſchen auf die fpätern deutſchen Kaifer übergegangen. Es ſtellte fih der Grundfag feſt, daß nur 
der König der Longobarden oder Italiens die Kaiferwürbe erlangen könne. Die innern Ber: 
bältniffe Lombardiens entwickelten fi in einer gewiffen Analogie mit denen der andern abend 
ländifchen Reiche; doch mußte nach der ganzen Gefchichte des Landes die flädtifche Freiheit gerade 
bier zuerft zum Durchbruch kommen. 

Die Herzoge von Benevent unterwarfen fih zwar zeitweie auch den neuen Kaiſern bes 
Abenplandes, aber fie mußten, in die Mitte zwiſchen den beiden großen Kaiſerreichen geftellt, 
doch ſich eine ziemlich freie Stellung und die Erblichkeit ihres ausgedehnten Fürſtenthums zu 
gewinnen. Das ausgebehnte Herzogthum wurde in der Folge getheilt, und Benevent, Capua 
und Salerno beftanden längere Zeit als gejonverte Fürſtenthümer nebeneinander. Erſt vie 
normannifche Eroberung in Unteritalien machte diefen longobardiſchen Fürftenthümern ein 
Ende. Capua und Salerno wurden von ben Normannen in der zweiten Hälfte des 11. Jahr: 
hunderts erobert. Auch der größere Theil des Fürſtenthums Benevent fiel in ihre Hände; nur 
bie Hauptftadt felbft und ihre nächfte Umgebung ergab fih den Päpften, die unter mannichfachen 
Anfehtungen diefen Befig zu behaupten mußten. 

Inzwiſchen lebte auch nad dem Untergange der Iongobarbifchen Staaten das longobardiſche 
Recht fort. Unter dem Einfluß der neuauflebenden Rechtswiſſenſchaft erfuhr die alte Sanım: 
lung der Edicte im 11. Jahrhundert eine neue Bearbeitung, bei welcher man die hronologifce 
Anordnung aufgab und den Stoff foftematifch zufammenftellte. Die Lombarba, wie man die 
neue Sammlung nannte, wurde Gegenftand des gelehrten Studiums auf den italienifchen Uni— 
verfitäten und behielt auch noch jahrhundertelang praftifche Geltung, bis fie endlich durd die 
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Stadt: und Landrechte einerſeits, andererſeits durch das Römiſche Recht verdrängt wurde. Bis 
in das 15. Jahrhundert läßt ſich die praktiſche Bedeutung des longobardiſchen Rechts verfolgen. 
W. Gieſebrecht. 

Lübeck. Das Gebiet der Freien und Hanſeſtadt Lübeck beſteht aus zehn verſchiedenen 
Theilen,, das mit Hamburg gemeinfhaftliche Amt Bergedorf mit eingerechnet. Die Größe des 
Ganzen beträgt 51/, Duadratmeilen ohne das Anıt Bergedorf, welches einen Flaͤcheninhalt von 
1’/, Ouadratmeilen hat. Die Stadt Lübe wird zuerft unter dem Wenvenfönige Gottſchalk 
(1043—66) erwähnt, lag aber damals am rechten Ufer ver Schwartau unweit ihrer Einmün— 
dung in die Trave. Diefe Stabt wurde zerflört. An der Stelle des jegigen Lübeck erhob fich, fiche: 
ver als jene Stadt, zwifchen Trave und Waknitz und nur von einer Landſeite zugänglich eine Feſte, 
die aber auch bald verödete. Erft 1143 gründete Graf Adolf II. von Holftein aus dem Haufe 
Schauenburg eine neue Stadt Lübeck an der Stelfe, wo die Stadt jegt liegt, mußte jedoch ven auf- 
blühenden Ort bald darauf (1158) an Heinrich den Löwen von Sachſen überlaffen. Als dieſen 
die Act traf, nahm Kaifer Friedrich Rothbart die Stadt in Befig 1181 und beftätigte derfelben 
nicht blo8 die ihr von Heinrich dem Löwen verliehenen Freiheiten, ſondern beſchenkte fie auch mit 
wichtigen Handelöprivilegien. Katjer Friedrich II, erhob ſie 1226 zu einer Freien Reichsſtadt. 
Als ſolche Hatte ich Lübeck in ſchweren Kämpfen zu behaupten. Mitten in diefen Kämpfen und 
durd) diefelben breitete jich fein Handel über den ganzen Norden Europas aus, dad Anichen 
Wisbys war durd den Angriff Ludwig Waldemar’s IV. von Dänemark vernichtet, Köln hatte 
fein Anfehen im Norden zum größten Theil eingebüßt. In engerer Verbindung mit den wen: 
diſchen und preußifchen Oſtſeeſtädten einerfeits, mit Hamburg und den fähfifchen und weſtfäli— 
fhen Städten andererfeitd gelang ed auch, das Ausland zur thatſächlichen Anerkennung der fid 
mehr und mehr befeftigenden Macht zu nöthigen. Man erwarb die wichtigſten Handelsvortheile, 
man gründete angeſehene Factoreien in Brugge, Antwerpen, London, Bergen, auf Schonen 
und in Nowgorod. Im Binnenlande handelte man über Braugfhweig und Nürnberg nıit dem 
Süden, über Breslau und Krafau mit dem Often; jelbft mit Franfreich, Portugal und Spanien 
trat man frühzeitig in directen Berfehr. So bildete ſich Durch gemeinfame Intereffen getrieben und 
von gemeinfamen Gefahren bedroht von der Mitte des 13. Jahrhunderts an die mächtige Hanfa 
der deutichen Kaufleute aus, deven allgemeine Angelegenheiten ver Rath der Stadt Lübeck (des 
Hauptes ber Hanja) leitete. Man begehrte indeffen fhon frühzeitig von Lübeck nicht blos die 
Waaren, die feine Kaufleute in den Handel braditen, fondern auch fein Recht, das auf Grund: 
lage der von dem erften Stifter der Stadt getroffenen Verfügungen, nach den ältern in der Stadt 
und in den Nachbarlanden gültigen Gefegen und Gewohnheiten, ven hanſeatiſchen Beihlüffen 
und den fi ergebenden Bedürfniſſen fich weiter ausbilveten. Viele Städte erbaten ih vom 
Kaifer oder von ihren Landesherren jenes berühmte Lübiſche Recht und erlangten die Erfül- 
lung ihrer Bitte. Da es indeſſen nur abjhriftlich mitgetheilt und dadurd mannihfad verwirrt 
wurde, eine 1509 gevrudte Recenfion aber nicht allgemeinen Beifallerhielt, jo unterzog man es 
im legten Viertel des 16. Jahrhunderts einer Nevifion, die 1586 in Lübeck gebrudt wurde, aber 
bei dem Beftreben, jich andern Rechten zu acconımodiren, zu vielen Klagen von auswärts Veran- 
laffung gab. Dieſes revidirte Stadtrecht, durch befondere Tpätere Verordnungen emendirt und 
interpretirt, bildet noch jet die erfte und vorzüglichfte Entfcheidungsauelle privatrechtlicher Strei⸗ 
tigfeiten. 

Die alte Verfaffung Lübecks war, wie alle Berfaffungen jener Zeit, eine ariftofratifche. Das 
erfte Orundgefeg verjelben gab Herzog Heinrich der Löwe. Bon demſelben ift und nur Der die 
Mahl zum Rathämitglied betreffende Theilerhalten; ihm gemäß mußte ein Rathmann aus freiem 
Stande, aus rechter Ehe, frei geboren, ohne perfönliches Dienſtverhältniß noch eines Herrn Be: 
amter, auf freiem Eigenthum innerhalb der Stadt anjafig, fein Handwerksmann, Feines fal- 
ſchen Zeugniffes überwiefen, von unbefholtenem Wandel, au nicht Bruder oder Vater over 
Sohn eines ſchon figenden Rathsherrn fein. Nach diefen Beflimmungen wählten die Wittigften 
der Stadt (discreti, prudentes) ſechs Rathmänner, dieſe aber zwölf andere und dieſe jo vielt 
als noth waren. Wer zwei Jahre die Stadtgeſchäfte verwaltet hatte, konnte im dritten Jahre ſich 
von folder Bürbe befreien, die Erneuerung und Umſetzung des Raths geihah auf Petri Stuhl— 
feier (22. Behr.) Zwei Bürgermeifter ftanden an der Spige der Rathmänner, ſpäter vier. 
Beſchränkt war der Rath einerfeitd durch den Reichsfürſten, ver ald tutor oder rector der Stadt 
die Faiferlihen Rechte wahrnahm, und durch den unter dem Königsbann richtenden Vogt, dem 
fowol Civil⸗ als Eriminalgerihtäbarfeit zuftand, der fich aber eine Controle von feiten des Raths 
gefallen laſſen mußte, damit erniemand wider Recht befchwere. Dadurch aber ging nad) und nad) 
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fein Anfehen ganz verloren, wie denn au, feitvem Kaiſer Karl IV. dem Rath die Beftrafung 
der Landfriedenäftörer auftrug, fein Fürft ald Reichsvogt wieder eingefept ifl. Zwar nidt in 
Heinrich's des Löwen Statut begründet, aber doch frühen Urfprungs war das Patriciat in 
Lübeck. Daſſelbe vereinigte fih 1379 zu der von Kaifer Friedrich III. 1485 beftätigten Junfer: 
oder Zirfelsoompagnie. Die Mitglieder diejer legtern zeichneten ſich durch befondere Kleidung 
aus, waren außerdem zu beftändiger Tagung eines befondern Orbendzeichend verpflichtet, wel- 
ches in einem offenen, von einem ungef&hloffenen Kreife umgebenen Zirkel beftand. Ihre adeliche 
Freiheit und Gerehtfame ift von Ferdinand II. 1641 ausdrücklich anerfannt. Die ältern die: 
fer Geſellſchaft angehörigen Geichledhter waren an der Zahl ungefähr 120. Diefe Familien hat: 
ten anſehnlichen Grundbeſitz. Da die Zahl der Mitgliever 1809 auf zwei ſank, fo hörte seit 
dieſer Zeit ihre politifche Bedeutung auf, 

Im Jahre 1450 bildete ſich eine Art patrieifher Innung, die KRaufleutecompagnie, 
früher aud rike koplüde oder renthener genannt, deren Vermögen meift durch faufmännifchen 
Gewinn erworben war, oder die daſſelbe ererbt hatten. Sie genoffen aud in ftädtifchen Angele- 
genheiten befondered Anjehen, fingen aber erft nad 1669 an Handel zu treiben. Außer diefen 
beiden Gompagnien hatten ſich auch mehrere wirklich handeltreibende Gorporationen gebildet, 
die ih, jenad der Richtung ihres Gefhäfts Schonenfahrer, Nowgorodfahrer, Bergenfahrer 
u. f. w. nannten. Dieſe ‚„‚commerzirenden Collegien“ erlangten erft allmählich politifche Bebeu- 
tung. An ihrer Spige fland von jeher die Schonenfahrercompagnie, aud wol von ihrem 
Berfammlungshaufe Schütting genannt. So wenig geregelt aud die Verhältniffe der Bürger 
zum Rathe waren, fo wurden jene doch bisweilen zu wichtigen Berathungen mit hinzugezogen, 
namentlich die erbgefeflenen, und unter diefen wieder beſonders die rathsfähigen, in Nothfällen 
aber aud) die ganze Gemeine, und zwar namentlich wenn es fih um die Bewilligung außer— 
ordentlicher Geldmittel handelte. Eine ſolche Finanznoth war auch zu Anfang des 15. Jahr: 
hunderts eingetreten, befonders infolge des Beſuchs Kaifer Karl's IV. 1375 und des Erwerbs 
der Stadt Mölln 1359. Die Bürger hielten diefe Bedrängniß für eine geeignete Gelegen- 
heit, ihre Rechte zu erweitern; fie ermählten 1405 einen Ausfhuß von 60 Perfonen und ver- 
Iangten, daß diefer Ausfhuß permanent bliebe und daß allen Ämtern des Raths bei der Ver: 
waltung öffentlicher Ginfünfte bürgerliche Beifiger zugefügt mwürben. Als die Bürger auf die 
Weigerung des Raths, jene Forderungen zu bewilligen, aud noch Antheil an ver Rathswahl 
begehrten, mied 1408 der Rath die Stadt, und ein neuer aus allen Ständen ver Bürgerichaft 
zufammengefegter ward erwählt und jährlich zur Hälfte erjegt; ihm zur Seite flanden zwei bür- 
gerlihe Ausihüfle. Infolge eined Spruchs Faiferliher Commiſſarien und Abgeorbneter der 
Hanſeſtädte mußte indeß der alte Rath mwiedereingefegt werben. In dem Receß vom 15. Juni 
1416, der die alte Ordnung der Dinge zurüdführte, wurde den Bürgern nicht allein jede ftän- 
dige Vertretung, ſondern überhanpt alles unterfagt, was zur Berfleinerung des Raths oder der 
Macht und Freiheit deffelben irgendwie beitragen Eonnte. 

Ginen ähnlichen Ausgang Hatten die Bewegungen in der erften Hälfte ded 16. Jahrhun— 
dertd. Die politifhen und kirchlichen Freiheitäbeftrebungen gingen nun Hand in Hand, und 
man erreichte wenigftend auf kirchlichem Gebiete das Ziel der Reformation, während in politi= 
hen Verhältniffen alle beim alten blieb. Wiederum waren ed die erfhöpften Geldfräfte, 
melche die Stellung des Raths gefährbeten., Gin Bürgerausfhuß von 48 Mitgliedern (24 aus 
den Junfern und Kaufleuten, 24 aus den Amtern), fpäter durch weitere acht Männer verftärft, 
verhandelte mit dem Rath. Nachdem einerfeitd dad Wefentliche zu Gunften der lutheriſchen 
Kirche, andererfeitd die Geldforderungen des Raths bewilligt waren, war die Miffion der 
Sehöundfunfziger erlofchen. Aber gleichzeitig beſchloß die Bürgerfchaft, bei ver nächſten Steuer 
follten an der Kämmerei nächft ven Rathmännern auch Bürger über Einnahme und Abrehnung 
der Gelder wachen. Zu diefem Zwecke wurden zwölf Bürger ermählt, welde 52 andere zu ſich 
zogen, ſodaß jedes der vier Quartiere der Stadt ſich durch 16 Deputirte vertreten fand. Diefe 
Vierundfechziger erweiterten allmählich ihre Vollmacht, und außer ihnen wurden noch 100 andere 
Bürger gewählt, um in dringenden Fällen mit dem Rath vereint zu handeln, ohne daß man bie 
ganze Bürgerfhaft zu fordern brauchte. Vier Vorfteher der Vierundfechziger wurden ermählt, 
und zwar durch die Handwerker zwei aus der Zahl der Kaufleute und durch dieſe zwei aus ber 
Zahl der Handwerker, Mit dem Jahre 1531 ſchienen diefe Neuerungen zum Abſchluß gediehen 
zu fein. Als indeffen die Bürgermeifter v. Bröms und v. Plönnies heimlich aus der Stadt ent= 
wihen und Plane der Rache ſchmiedeten und der Argwohn auch die zurücgebliebenen Mitglieder 
bed Raths traf, jo wurden diefe eine Zeit lang gefangen gehalten, ver Vorfchlag bei ver Raths— 
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wahl warb dem Bürgerausſchuß aufgetragen und die Wahl von ſieben neuen Rathmännern 
(ſämmilich Kaufleute und Tuchhändler, keine Handwerker) ſowie von zwei Bürgermeiftern er⸗ 
trotzt. Nach zwei Jahren kam Jürgen Wullenweber, zuvor einer der Vierundſechziger, in den 
Rath, und ſchon nach 14 Tagen ward er zum Bürgermeifter ernannt. Noch einmal verjuchte 
dDiefer gewaltige Mann, getreulid unterflügt von feinem friegdluftigen Genoffen Marı Meier, 
die jfandinavifhen Reiche ver hanfeatifhen Macht unterthänig zu maden. Hätten feine Mit: 
bürger ſich zu den großen Ideen ihres Führers begeiftert aufſchwingen können, fo wäre das kühne 
Unternehmen vielleicht gelungen. Da es nun aber nicht gelang, To fiel das heraufbeſchworene 
Verhängniß deſto [hwerer auf Lübeck, jodaf die Unternehmung Wullenweber'3 einen Wende: 
punft in der Gefhichte feiner Stadt bezeichnete. Während fo nad außen an Macht verloren 
ging, wurde im Innern an Freiheit nihtd gewonnen. Der Receß vom 9. Det. 1534 verbot alle 
auf Aufruhr abzielende Zufammenkünfte und jhaffte die Abwechjelung ver Rathöglieder wieder 
ab. Nachdem mit ver Reichsacht gedroht und Wullenweber auf dem Hanfatage von 1535 geftürzt 
war, vollendete dev Recep vom 26. Aug. 1535 den Sieg der Reaction. Dem Rath ward nid 
nur die Rathswahl zurücgegeben, fondern au „das Regiment vollfommlih in aller Maße, 
als er dad vorher vor diefem Ziwiefpalt gehabt, wiederum in die Hände zugeftellt, vaffelbe mit 
volltommener Gewalt, ald einem vollmädhtigen Nathe gebührt, zu gebrauchen”. Ausdrücklich 
begibt jeder einzelne und die ganze Gemeinde fi jener „Medeweterie“ (Mitwiſſenſchaft), fofern 
nicht der Rath folhe dem einen oder dem andern fonderlih befohlen, Weder Wullenmeber 
noch Marı Meier paften für die verengerten Berbältniffe, beide fielen einem tragiſchen Geſchich 
beide ftarben eines ſchmachvollen Todes. Marr Meier wurde in Dänemark gefangen, gefoltert 
und geviertheilt 1536. Wullenweber wurde im Gebiet des Erzbiſchofs von Bremen gefangen 
und dem «Herzog Heinrich von Braunfchweig ausgeliefert, ver ihn am 24. Sept. 1537 in Wol— 
fenbüttel enthaupten ließ. Noch einmal wagte Lübel den Kanıpf in dem Drei-Kronen-Kriege 
gegen Schweden (1563 — 70), aber trog aller Tapferkeit und Opfer vergebend. Denn bie 
Bande, melde die Hanfeatifhen Städte zufammengehalten, hatten jih mehr und mehr gelodert, 
und im ffandinaviihen Norden hatten fih nad und nach feftere und naturgemäßere Verhältniffe 
entwicelt. Nach ver Beendigung ded Kampfes in dem Dreifigjäbrigen Kriege (durch den Frie— 
den von Lübeck 1629) brad die alte Kraft zufammen. Die Auflöfung des Hanfabundes, die 
nad) und nad) in der Stille ſich längſt von ſelbſt vollzogen hatte, wurde auf dem legten Hanfa= 
tage in Lübeck 1630 förmlich anerkannt, und nur die drei Städte, Lübeck, Hamburg und Bre— 
men fchloffen fi enger zufammen. Im Innern braden 1599 neue Unruhen aus, gewöhnlich 
von ihrem Hauptanführer Reifer'fche genannt. Diefelben führten zu dem Receß vom 14. Juni 
1605, in deſſen Folge weſentliche Verbeflerungen in der berfömmlihen Apminiftration und 
Juſtiz eintraten und der Rath das erfte wichtige Zugeftändnip gab, daß zur Adpminiftration der 
größern milden Stiftungen bürgerliche Mitvorfteher zugezogen, ja die Aufficht über das Armen- 
weſen, fowie die Damit verbundene Verwaltung des St.-Annenkloſters fogar ven Bürgern aus: 
fchlieplidh übertragen wurden. Dod mußte die Bürgerfchaft ausdrücklich verfprehen, fi damit 
Feinerlei Hoheits⸗ und Jurisdietionsrechte neben dem Rathe anmaßen zu wollen. 

Als inzwifchen an Stelle der alten Ariftofratie eine neue auf Geld und Verihmägerung be: 
ruhende getreten war, entfland unter den Bürgern die Furcht, daß diefelbe in Dligardhie aus: 
arten würde. Man benußte daher die erften finanziellen Berlegenheiten, un neue Goncefftonen 
zu erzwingen. Der VBermittelung ded Syndikus David Glorin, eines der tüchtigſten Staats: 
männer, bie Lübeck jegehabt, gelang es, den Receß von 1665 (16. Juli), den fogenannten Kaſſa— 
teceß, zu Stande zu bringen. Bei der gemeinen Kaſſa, in die alle Staatseinfünfte fließen, 
follten außer zwei Herren ded Raths auch 24 Bürger fißen, die aus den von ſämmtlichen Col— 
legiis präfentirten Berfonen jenen beigeoronet werden und von denen jährlid vier ausjcheiden, 
ſodaß num die Bürger wenigftens an der Verwaltung ver Stadteinfünfte und Ausgaben einen 
Antheil erlangten. Erſt feit dem Kaffareceh erhielten die bürgerlichen Gollegien den Namen 
„votirende Collegien“. Infolge neuer Zwiftigfeiten einigte man fi in dem Hauptreceß vom 
9. Jan. 1669, mwelder bis zur Einführung der Nepräjentativverfaflung das allein gültige 
Grundgeſetz der Staatäverfaflung bildete. In derfelben werden die ſämmtlichen commerzirenden 
Zünfte ald rathsfähig anerkannt. Die Nathöwahl verbleibt dem Nathe; aber unter ven vier 
Bürgermeiftern follen drei Rechtsgelehrte fein (gleichviel ob zu einer Compagnie gebörend oder 
nicht) und ein erfahrener wirkliher Kaufmann; unter ven 16 Senatoren zwei Rechtsgelehrte, 
die in feiner Compagnie begriffen find, ferner drei aus der Zirfeleompagnie, drei aus der Kauf: 
leutecompagnieund bie übrigen acht aus denandern commerzirenden Zünften. Balls einer Wahl 
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aus einer der erſtgenannten Compagnien verbotene (genau bezeichnete) Verwandtſchaftsgrade 
im Wege fteben, fol die erledigte Stelle aud den andern Zünften oder aus denen, fo nicht zu den 
Gollegien gehören, befegt werden. Die Gompetenz des Raths wird von 10000 Thlrn. auf 12000 
Thlr. erhöht. Aus der Mehrzahl der (Burial:) Stimmen und Amter fol ver Bürgerfhluß her: 
vorgehen. 

Die wihtigften Angelegenheiten, in denen der Rath der Einwilligung der Bürger bedarf, 
find: Zulaffung fremder Religionen, Armen= und Klofterfahen, außerordentliche Steuern, 
Kriegs- und Friedensſachen wie auch Bünbniffe, Feftungsbau, Annahme oder Abvankung einer 
Garniſon, Beftellung der höhften Offiziere, Veräußerung von Land und Leuten und Stadtgut, 
Veränderung der gevrudten Statuten (ded Stadtrechts), Strafgefege gegen Steuerdefrauda- 
tionen, Audgaben für Handeld: und gemeine Stadtſachen, Mittel zur Abtragung der Stadt: 
fhulden. Bei wichtigern Handeldangelegenheiten, aud) bei Legationen, folche betreffend, ift ver 
Rath an die Einwilligung der commerzivenden Zünfte gebunden. Die Rechtspflege verbleibt 
dem Rathe (Actenverfendung vorbehalten); nur wenn offenbar Gewalt vor Recht gehen follte, 
find die Gollegien zur Einſprache befugt. Verbindungen der Zünfte gegen den Rath bleiben 
unterfagt. Zuſammenkünfte der Älteften oder aller Brüder einer Zunft, fofern fie nicht geſetz⸗ 
wibrig, jollen ihnen nicht misdeutet werden. Bei der Kaſſa follen neben zwölf Rathäherren 
24 Bürger figen, aber feine andern ald Kaflenangelegenheiten von ihnen verhandelt werben. 
Der Rath kann je über 200 Thlr. verfügen; erreichen dieſe außerorbentlihen Ausgaben vie 
Summe von 1000 Thlen., fo wird zwei oder drei Kaſſabürgern ein Nachweis über die Verwen— 
dung gegeben. Die beiven Gompagnien der Junker und Kaufleute unterzeichneten den Receß 
nicht eher, als bis jie (1670) vom Kaifer ausgewirkt hatten, daß der Nath bei jeiner Selbfter- 
gänzung aus ihrer Mitte nicht auf die Zahl von dreien noch durch eine Rückſicht auf Verwandt: 
ſchaftsgrade befhränft fein jollte. 

Der Reft des 17. jowie dad ganze 18. Jahrhundert verfloffen ohne politiihe Ver: 
änderungen. 

Erſt die franzöſiſchen Kriege führten gewaltjame Umwälzungen berbei. Durd) ven Reichs: 
deputationsſchluß zu Regendburg am 25. Febr. 1803 wurde der Stadt Lübe mit fünf andern 
Reichsſtädten ihre Selbitändigfeit gelaffen und durd die Kriegdverhältniffe blühten Handel und 
Verkehr zu einer Höhe empor, melde ein neues Leben zu verheißen fhien. Defto vernichtender 
traf 1806 plöglid und ungeahnt die ganze Wuth des Kriegs die unglückliche Stadt. Mit etwa 
22000 Preußen befegte am 5. Nov. Blücher dad noch theilmweife befeftigte Kübel. Am nächſten 
Morgen wurde er von etwa 45000 Franzofen angegriffen, vergebend verfuchten die Preußen der 
Übermacht Wivderftand zu leiften, fie wurden aus der Stadt hinausgeſchlagen und mußten in 
dem Dorfe Ratefau capituliven. Lübe warb der Plünderung preisgegeben, unerhört ge: 
brandſchatzt und durch die Gontinentalfperre ihred Handeld beraubt. Am 31. Dec. 1810 warb 
Stadt und Gebiet mit dem frangöjifhen Kaiferreich vereinigt und bildete das Arrondiffement 
Lübeck in dem Departement der Elbmündungen. 

Im Jahre 1813 verfhwanden mit der Herrfchaft der Franzoſen auch die franzöſiſchen Ver: 
waltungsformen, und man fehrte einfach zum Alten zurüd. Erſt nah und nad traten Modi— 
ficationen ein. Bon Wichtigkeit war zunächſt, daß durch Raths- und Bürgerbefhluß vom 
24. Mai 1813 ein Finanzdepartement aud ſechs Rathmännern und zwölf Bürgern beftehend 
eonftituirt wurde, welches die Direction der Kaffenverwaltung und Rehnungsführung über: 
nehmen, jährlih an Rath und Bürgerfchaft Rechnung ablegen, dad Budget entwerfen, das 
Staatövermögen verwalten, Finanzvorſchläge betreffend das Steuerweien und die allmähliche 
Abtragung der Staatöfhuld machen follte. Yon 1814—17 wurden von feiten des Senats 
weitere Vorſchläge zur Umigeftaltung der Berfafjung gemadt. Infolge eines Antrags des 
Senats ernannten die bürgerlichen Gollegien 21 Deputirte, denen der Senat ſechs Com: 
niffarien aus feiner Mitte zugejellte. Ein engerer Ausfhuß von ſechs (ſpäter fieben) bür- 
gerlihen Deputirten trat mit den Commiſſarien in zmölf Gonferenzen zufammen. Dieſe Ber: 
Handlungen führten fhließlich zu Feinem Reſultat, man fonnte jih namentlich nit zu einer 
Repräfentativverfaffung entfhliegen, wie eng diefelbe ſich aud am die beſtehenden Verhältniffe 
anfügen mochte. Im Jahre 1819 fand die Bürgerfchaft wiederum Veranlaffung, ſehr Fatego- 
rifch zu erklären, daß fie von der bisherigen Gollegialverfaffung nicht abgehen wolle. Hatten 
nun jene Verhandlungen auch feine unmittelbaren praftiihen Folgen, fo war doch durch dieſel⸗ 
ben der Discufjion ein reiches Material zugeführt, man hatte doc einmal einen aufmerkfamen 
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Blick auf die eingetretene Erſtarrung des politiſchen Körpers richten müſſen, welche jede leben— 
dige Bewegung hemmte und ein energiſches Handeln unmöglich machte, und in manchen Köpfen 
war das Bedürfniß nad purchgreifender Reform wach geblieben. Obgleich indeſſen die tiefge- 
wurzelten Schäden auch auf die materiellen Verhältniffe ven ungünftigften Einfluß übten, ob: 
gleich das einft jo mächtige Haupt der Hanfa es ſich gefallen lafjen mußte, auswärts verjpotter 
oder bemitleidet zu werden und die Schwefterftädte ich voraneilen zu fehen, fo mußte dennoch die 
ſüße Gewalt der Trägheit und Gewohnheit es zu bewirken, daß man noch eine lange Reihe von 
Jahren hindurd; lieber eine Mumie zu conjerviren ſuchte, ald daß man ſich zu neuem Leben auf: 
rüttelte. Erſt ald e8 ringsum im deutſchen Baterlande jih gewaltig regte, um dem neuerwachten 
Geifte nationaler Wiedergeburt würdige Formen im politifchen Leben zu fhaffen, nahm man 
auch in Lübeck die Meformverfuche mit langfamer Bebächtlichfeit wieder auf. Mit dem Beginn 
des Jahres 1842 fingen die „Lübeckiſchen Blätter“ (ein der Beſprechung vaterftädtifcher Ange: 
legenheiten ausſchließlich gewidmetes Organ, das noch heute demſelben Zwecke dient) an, gegen 
die mittelalterlichen Zuftände zu Felde zu ziehen. Noch im Verlauf deffelben Jahres wurde im 
Collegium der Stofholmfahrer ein Antrag auf Revifion der Verfaffung gejtellt und von den 
bürgerlichen Eollegien einftimmig genehmigt. Die Bürgerfhaft jeßte auf Grund dieſes Be: 
ſchluſſes zunächſt eine rein bürgerſchaftliche Commiſſion ein, aus zwölf Mitgliedern ver bürger: 
lichen Gollegien, drei Nedhtögelehrten und einem Landbewohner beftehend. Im Mai 1844 
wurde über dad Reſultat der Verhandlungen ein ausführlich motivirter Bericht erftattet. Der: 
felbe zeigte, daß anftatt, wie ed noth that, gründlich mit der Bergangenheit zu brechen, man bereit 
war, ſich mit einem bloßen Klichwerf zu begnügen. Zu einem Repräſentativſyſtem und zu einer 
Reorganifation des Senat&fonnte man fich nicht verftehen. Die Bürgerfchaft follte vier Ber: 
fammlungen bilden! Mehr Beifall ald diefer Entwurf fanden die Vorſchläge einer Fleinen 
1844 erſchienenen Schrift: „Die Nothwendigfeit und Durhführbarfeit des reinen Repräfen- 
tativſyſtems bei Organifation unferer Bürgerfchaft”, weldhe den Entwurf der Bürgerfchafts: 
commiffton vernichtend Fritifirte und zeigte, daß und wie das Repräſentativſyſtem durch— 
führbar jei. 

Nachdem die Bürgerfchaft im Februar 1843 einen Antrag des Senats auf gemeinjante 
Berathung der Reform vorläufig abgelehnt Hatte, bezeichnete jte im Juni 1844 auf wieberholten 
Antrag die von ihr für die gemeinfchaftliche Commiſſion ermählten Deputirten. Es waren 13, 
je einer aus jedem der bürgerlihen Gollegien, ein Gelehrter und ein Landmann. Mit Erner: 
nung der ſechs Rathecommiffarien erfolgte am 2. Nov. die Einjegung der Commiſſion. Am 
20. Dee. trat fie zufammen und hielt fortan mit einzelnen Unterbrehungen allwöchentliche 
Sigungen. Da der größere Theil der frühern Commifjionsmitglieder wiederermäßlt war, To 
ließ ſich ein weſentlich neues Ergebniß von ihren Berathungen nicht erwarten. Die Commiſſion 
teilte fich daher in zwei Sectionen, deren jede unabhängig von der andern neue Reformplane 
ausarbeiten follte. Die erfte Section kehrte im wefentlichen zu dem ſchon einmal Borgefchla- 
genen und ald unzulänglich Erkannten zurück. Die zweite Sertion erklärte ſich für eine Reprä— 
jentativverfaffung mit einer Vertretung nad Ständen, und zwar follte die Bürgerſchaft aus 
150 Mitgliedern beftehen ‚ von denen die Gelehrten 15, die Kaufleute 50, die Krämer 20, die 
Gerwerbtreibenden 40 und die Landleute 25 Vertreter ftellen follten. Der Bürgerfchaft zur 
Seite jollte ein Bürgerausihuß von 40 Mitgliedern ftehen, in einer den obigen Zahlenverhält⸗ 
niffen entſprechenden Weife zufammengejegt. Die Entwürfe der beiden Sectionen wurden der 
Gefammtcommiffion vorgelegt, ließen ſich aber nicht audgleihen. Man mandte jih alfo am 
20. April 1846 an den Senat mit dem Geſuch um Inftruction, auf welder von beiten in ven 
Sectionsentwürfen angenommenen Grundlagen fortzuarbeiten fei. In dem Decret vom 8. Aug. 
gab der Senat die Inftruction, daß die Commiſſion „ihren fernern Arbeiten, joweit eine Reform 
der Verfaffung der Vürgerfhaft betreffend, das Princip der Ausübung des bürgerſchaftlichen 
Stimmrechts durch von den Bürgern in näher zu beſtimmender Maße nad gewerblichen Ständen 
gewählte Vertreter zum Grunde zu legen habe”. ALS diefer Antrag vor die bürgerlihen Colle— 
gien gebracht wurde, feßte dad Nowgorodfahrercollegium eine Ehre darein, in der Abſtimmung 
das erfte zu fein. Es entfchieb jich mit Stimmeneinhelligkeit für ven Antrag des Senats. Die 
andern Gollegien wetteiferten in dem Beftreben, dem gegebenen Beifpiel zu folgen. Noch nie 
hatte man die Berfammlungen fo vollzählig geſehen, noch nie eine foldhe Einmüthigfeit in ven 
Beſchlüſſen erlebt. Es war das ein Moment großherziger Entjagung, der alle Gemüther zu 
gemeinfamer Begeifterung erhob und fie bereitwillig machte, mit Freudigkeit zu opfern, wo das 
Wohl des Ganzen e8 erheifchte. Nur die Collegien der Bergenfahrer und Brauer hatten es ſich 
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vorbehalten, durch Ablehnung des Antrags einen Misklang in bie allſeitige Freude einzumiſchen. 
So warb denn am 17. Det. 1846 mit neun gegen zwei Stimmen bie Annahme des vepräfenta= 
tiven Principd auf Grundlage gewerblicher Stände zum Befhluß der Bürgerfhaft erhoben und 
in dieſem Sinne die Erklärung an ven Senat abgegeben. Danach wurde nun eine neue Ber: 
faffung entworfen, am 17. März 1848 vorgelegt und am 8. April angenommen. Da fid in- 
deflen bald erwies, daß das in der Verfaſſung adoptirte Prineip den Verhältniffen nicht an— 
gemeffen fei, wurde die Verfaſſung aufs neue revidirt. Man hob nun ven Unterſchied zwifchen 
Bürgern und Einwohnern auf, dehnte das Bürgerrecht auch auf Nichtchriſten aus und fegte an 
die Stelle ftändifcher Vertretung allgemeines gleiches Wahlrecht aller Bürger für die Abordnung 
der Bürgerfhaft. Am 30. Dec. trat die nach diefen Grundſätzen geänderte Berfaffung an bie 
Stelle ver vom 8. April und wurde nad Aufhebung der frankfurter Grundrechte des deutſchen 
Volks am 29. Dec. 1851 zum Staatsgrundgeſetz erhoben. 

Ehe wir diefelbe in ihren Orumdzügen barftellen, müffen wir noch einen Blid auf die mittel- 
alterliche Verfaſſung werfen, die durch jene verdrängt wurbe, nahdem fir bis zum Jahre 1848 
ih in Kraft erhalten hatte. Nach ihr beftand der Senat aus vier Bürgermeiftern und 16 Raths— 
herren, Er ergänzte id) jelbft aus Rechtsgelehrten (die jedoch ihre Praris aufgeben mußten) 
und aus den conmerzirenden Gollegien ver Kaufleute (Schonenfahrer, Nowgorodfahrer, Ber: 
genfahrer, Rigafabrer und Stodholmfahrer). Von ven Bürgermeiftern mußten brei Rechts— 
gelehrte fein, von ven Senatoren fünf. Vater und Sohn, Schwiegervater und Schwiegerfohn, 
Brüder: und Schweftermänner, auch Schweſter- und Brüderfinder durften nicht im Rathe 
figen, auch follte ver Gewählte nicht fremden Herren vereidet oder verpflichtet fein, nicht unter 
30 Jahren fein, der proteftantifhen Kirche angehören und follte aus eigenen Mitteln beftehen 
fönnen. Die Zirkel: und Kaufleutecompagnie genofjen einige Vorredte, infofern aus jeder je 
drei Mitglieder gewählt werden follten, und infofern auf jie jene Befchränfungen in Beziehung 
auf Verwandtſchaftsgrade feine Anwendung fanden. Nahm ein Gemählter die Wahl nicht an, 
mußte er die Stadt räumen und eine Strafe von 10 Mark löthigen Goldes zahlen. Jährlich 
auf Petri Stuhlfeler wurben die zu verwaltenden Amter vertheilt; dann wechſelte auch das 
- Directorium in der Regel unter den beiden älteften Bürgermeiftern. Der Senat hatte die Sou— 
veränetät bed Staats zu repräjentiren, ihm und dev Stadt wurde daher von den Bürgern und 
Einwohnern der Eid der Treue geleiftet; er bewahrte daher die Siegel, Schlüffel und Archive ver 
Stadt, ernannte Geſandte und Handeldconfuln, empfing fremde Geſandte und ertheilte den Han⸗ 
delsconfuln das Erequatur, ernannte und beeidigte mit Ausnahme weniger die Beamten des 
Staatd, übte dad Begnabigungsreht in Eriminal: und dad Dispenfationsredt in Ehefachen, 
ertheilte Majorennitätserflärungen und Legitimationen unehelicher Kinder, führte die Aufjicht 
über die flädtifchen Gerichte und übte unter Mitwirfung der Bürgerfchaft das Recht ver Geſetz— 
gebung. In geiftlihen Angelegenheiten war er summus episcopus. Als hohe Beamte faßen 
im Senat noch zwei, zeitweilig auch drei Syndici, die unmittelbar nach den Bürgermeiftern 
rangirten, ferner vier Secretäre, von denen der erfte Protonotar, einer der andern Archivar war, 
ſämmtlich Rechtsgelehrte, vom Senat ernannt. 

Die „Ehrliebende Bürgerſchaft““ beftand grundgejeglich aus zwölf, feitvem die Zirkeleom⸗ 
pagnie erlojchen war, factifch nur noch aus elf Gollegien. Diefelben waren: die KRaufleutecom: 
pagnie, deren Mitgliever erft nah dem Receß von 1669 anfingen Kandel zu treiben; bie. 
Schonenfahrer, die an ber Spige der commerzirenden Gollegien fanden; die Nowgorodfahrer; 
die Bergenfahrer (die früher ausfchließlih den norwegifhen Handel trieben und ehedem das 
berühmte große Gomptoir in Bergen hatten); vie Rigafahrer ; die Stockholmfahrer (früher ein 
Zweigverein der Schonenfahrer und mit diefen in fo inniger Verbindung, daß ſich beide aus: 
einander ergänzen durften); Die Gewanbfchneidercompagnie (weldye Diejenigen vereinigte, welche 
den Tuchhandel en detail betrieben); vie Krämercompagnie (melde mit Ausnahme ber Gewand⸗ 
ſchneider ein Anrecht auf alle Kleinhändler, jelbft Apotheker, Bud: und Kunfthandlungäbefiger 
hatte, jolange ſie offenen Laden hielten) ; dieBrauerzünfte (alle, welche das Gewerbe ver Brauerei 
ausübten); die Schiffergefellfchaft (Schiffer und Segelmacher); die vier großen dazugehörigen 
Amter, nämlich Schmiede, Schneider, (Baft:) Bäder, Schuhmader, denen die andern Amter 
untergeorbnet waren. Ohne Zuftimmung diefer Bürgerfchaft fonnte der Senat in Armenfaden, 
Bündniffen und Verträgen, Finanzſachen, Veräußerung von Land und Leuten oder Stabtgütern, 
Veränderung der Netöftatuten feinen Schluß faffen; in einigen andern Fällen follte er ihr 
Bedenken einfordern, in andern, namentlich Handeldangelegenheiten, die commerzirenden Zünfte 
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vernehmen. Jedes Collegium hatte eine Stimme, die der Senat entweder ſelbſt einholen und 
in einen Schluß verfaſſen konnte (vota separata), oder, was in neueſter Zeit am üblichſten war, 
durch den wortführenden Altermann ber Schonenfahrer mitteld einer Berfammlung ber Alter: 
leute einholen ließ. Um dad Votum des Collegiums der vier großen und dazugehörigen Amter 
‘zu ermitteln, wurde jede Angelegenheit durch die wortführenden Älteften ver erſtern an dieſe 
jelbft oder an die Wortführer der legtern gebracht und aus dieſen verfhiedenen Stimmen das 
Geſammtvotum ded ganzen Gollegiums gebildet, wobei im Fall der Stinnmengleihheit das wort⸗ 
führende Amt den Ausſchlag gab. Das Recht ver Initiative ftand grundgefeglic der Bürger: 
haft nur in der Beſchränkung zu, daß die einzelnen Gollegien nur gefonderte Anträge maden 
durften; indeifen räumte in neuerer Zeit der Senat der ganzen Bürgerfhaft die Initative ein. 
Deputirte der Bürgerihaft ftanden ferner ven Gommiffarien des Senatd mit entſcheidender 
Stimme bei ven Verhandlungen in den widtigften Adminiſtrationen zur Seite; es war fogar 
jeder Bürger verpflichtet, die Wahl zu öffentlihen Gefhäften zu übernehmen, fofern er wicht 
Geiſtlicher, angeftellter Lehrer, Arzt, Beamter, Verlehnter, ein Siebzigjähriger oder ſchon bei 
Hauptverwaltungen in Anſpruch genommen oder beglaubigtermaßen franf war; beharrlicher 
Weigerung folgte eine anfehnliche Geldftrafe. Die Ernennung erfolgte durch den Senat; jedoch 
wenn aus einzelnen Gollegien zu deputiren war, auf den Borfchlag Diefer durch den wortführen: 
den Ältermann der Schonenfahrer, wenn aus der ganzen Bürgerſchaft, auf den Vorſchlag durch 
fämmtliche Alterleute. Wer die obenerwähnten Erwerbsquellen und Ehrenrechte fuchte, mußte 
das Bürgerrecht erwerben. Diefed aber war bedingt durch ein Alter von 25 Jahren oder frühere 
Mündigkeitderflärung, Erlegung eines Bürgergeldes, Eintritt in die Bürgergarde und Ablei: 
ftung des Bürgereides vor verfammeltem Senate. Fremde hatten außerdem noch andere Be: 
dingungen zu erfüllen. Wer jene Rechte nicht fuchte, mußte ald Einwohner angenommen 
werben, wenn er fonft bürgerliches Gewerbe betreiben und eine Familie gründen wollte. Hierher 
gehörten mit Ausnahme ver frühern Kapiteldpörfer alle Bewohner des Stadtgebiet innerhalb 
der Landwehr (d. h. des alten Stadtweichbildes), die zu Gorporationen vereinigten und conceſ⸗ 
fionirten Gewerbe und die verlehnten Arbeitdcorporationen, die ihr Amt entweder kaufen oder 
pachten oder fonft von den Gollegien oder von der Wette (dem Gericht, welches über ftreitige 
Berbietungdrechte der Zünfte, Gewerke und Arbeitdcorporationen in Stadt und Gebiet ent: 
fcheidet) empfangen. Wer au davon dispenſirt fein oder Fein Gewerbe treiben wollte, mußte 
wenigftend Schugverwandter werben, wohin auch die Juden gehörten. Die Zahl ver Mitglieder 
der Collegien war natürlich ſehr verſchieden. Im Jahre 1843 zählte die Kaufleutecompagnie 
20 Mitglieder, die Schonenfahrer 82, die Nowgorodfahrer 14, die VBergenfahrer 43, die Riga— 
fahrer 14, die Stodholmfahrer 11, Gewandfchneider 10, Krämer 275, Brauer 74, Schiffer 
77, die vier großen und 70 zubehörigen Ämter 1061. Der Name diefer Gollegien (mit Aus: 
nahme der fünf legtgenannten) hatte längft alle Bedeutung verloren; der Kaufmann fonnte fi 
in ein beliebiged derjelben aufnehmen laffen. Die obigen Zahlen zeigen, daß ein Bürgerihlug 
durch 57 Stimmen in den ſechs am wenigjten zahlreichen Gollegien zu Stande kommen fonnte, 
daß aljo 1815 flimmberehtigte Bürger durch 57 aus ihrer Mitte fih möglicherweiſe Gelege 
fhreiben laffen mußten. Wie im Senat das faufmännifhe Element überwog, fo aud in der 
Bürgerihaft, ja bier fogar fo entjchieven, daß in ihr die Gelehrten als ſolche gar feine Vertre— 
tung fanden. Zwar konnten fi diefelben in die Kaufleutecompagnie aufnehmen laſſen, allein 
von diefem Recht wurde fo wenig Gebrauch gemacht, daß zur Zeit, ald die alte Verfaflung fiel, 
fich ein einziger Advocat in jener Compagnie befand. 

Nach ver Verfaſſung von 29. Dec. 1851 befteht der Senat aus 14 Mitgliedern, yon denen 
acht ausdemGelehrtenftande, darunter wenigſtens ſechs Rechtsgelehrte und von ſechs Nichtgelehr= 
ten wenigftend fünf Kaufleute fein müflen. Jever Bürger it wählbar, der dad dreißigſte Lebens— 
jahr überfhritten hat, und deſſen Vater, Stiefvater, Schwiegervater, Sohn, Stieffohn oder 

- Schwiegerfohn, Wollbruder oder Halbbruder oder Handlungsgenoſſe nicht bereitd im Senate jigt. 
Die Wahl geſchieht binnen vier Wochen nad Erledigung durch eine gemifchte Commiſſion. Der 
Erwählte muß bei Berluft ded Bürgerrechts und des zehnten Theils feines Vermögens die auf 
ihn gefallene Wahl annehmen und bekleidet feine Würde lebenslänglich, wofern nicht geiftige 
ober förperlihe Schwäche zum Ruheſtand nöthigen oder dad Austreten fonft nothwendig wird. 
Die Mitglieder aus dem Gelehrtenftand dürfen fein anderweitiges Berufsgefchäft treiben; alle 
aber genießen ein Honorar, der Vorfigende auch noch eine Entfhädigung für Ehrenausgaben. 
Die Verteilung der Gefhäfte gefchieht alle zwei Jahre und tritt mit Neujahr in Kraft; ber 
Präfivirende Heißt Bürgermeifter; in Verhinderungsfälfen vertritt ihm Sein Vorgänger. Die 
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protokollführenden Secretarien und den Archivar wählt der Senat ſelbſt. Die obenangeführten 
Rechte des Senats ſind demſelben verblieben. 

Die Bürgerſchaft beſteht aus 120 Mitgliedern, welche die Geſammtheit aller Staatsange— 
hörigen vertreten. Wahlmänner und wählbar ſind alle, die das Bürgerrecht beſitzen und den 
Bürgereid geleiſtet, mit Ausnahme der unter Curatel Stehenden, Zahlungsunfähigen, öffentlich 
Unterſtützten und in bürgerlichen Ehrenrechten Angefochtenen. Die Wahlen werden alle zwei 
Jahre im Sommer durch 11 Wahlbezirfe vorgenommen und verpflichten auf ſechs Jahre; auch 
eine zweite Wahl nad dem Ablauf der ſechs Jahre darf nicht abgelehnt werden; nur fünfund- 
ſechzigjähriges Alter oder körperliche Unfähigkeit berechtigt zum Austritt, Aufhören der Eig- 
nung zur Wahl verpflichtet vemfelben. Das Präfivium der Bürgerfchaft haben ein Wortführer 
und deſſen zwei Stellvertreter, die auf zwei Jahre gewählt werden. Die Genehmigung ver Bür- 
gerſchaft ift erforderlich zu Anderungen in der Staatöverfaffung, bei Veräußerung von Hoheits⸗ 
rechten, Erlaffung, authentifcher Auslegung, Anderung oder Aufhebung von Gefegen fowie von 
Verordnungen in Handeldfachen, bei directen und indireeten Steuern oder Abgaben, bei Geftat- 
tung Öffentlichen Gottesdienſtes an nicht anerfannte Religiondgefellihaften, Veränderungen in 
Münze, Map, Gewicht und Poftwefen, Ertheilung ausfchlieglier Privilegien, Verfügungen 
über Privatftiftungen, foweit gefeglihe Genehmigung erforderlih, Erpropriationen, Beſtim— 
mung über Stärke, Ausrüftung, Ergänzung der bewaffneten Macht, endlich bei Einquartierung, 
Belegung fremder Truppen und Abſchließung von Staatöverträgen. Endlich fteht ihr eine Mit- 
wirkung zu bei Berwaltung des Staatövermögend, des Befiged der Kirchen und öffentlichen 
Wophithätigfeitsanftalten. ine beſondere Vereinbarung ift über dad Budgetbewilligungsredpt 
geichloffen. In gewilfen Fallen kann eine aus beiden Staatdförpern ernannte Geheimcommifjion 
gefegmäßige Beſchlüſſe faſſen. Verfammlungen der Bürgerfhaft find wenigſtens ſechs im Jahre 
abzuhalten, außerdem fo oft der Senat oder ein Viertel der Vertreter ed begehrt. Die Senats: 
commiffarien find gegenwärtig und an ber Berathung theilzunehmen berechtigt; die Abftimmung 
erfolgt nach freier Beiprehung und ift in der Regel eine offene. Anträge der Bürgerfchaft an 
den Senat darf jeder anregen, doch haben Senatdanträge vor allen ven Vorzug, auch muß über 
fie in verfelben Verſammlung befhloffen werden, wenngleid die Einfegung einer Commiſſion 
zur Begutachtung vor der Entſcheidung geftattet ift. 

Der Bürgerausfhuß, beftehend aus 50 auf zwei Jahre gewählten Mitgliedern der Bürger: 
Schaft, übt Befugniffe aus bei Anträgen auf Geldbewilligungen bis zu 3000 M. (1200 Thlr.) 
auf einmal oder 150 M. (60 Ihlr.) jährlich, bei Verwendung von Budgetpofitionen, ſoweit die 
Behörden nicht disponiren dürfen, bei Erwerbung oder Beräußerung von Grundftüden für den 
Staat oder Öffentlidhe Anftalten, ſoweit nicht Hoheitsrechte oder 6000 M. (2400 Thlr.) Kapital - 
oder 300 M. (120 Thlr.) Rente in Betracht kommen, aud) bei Änderungen in ver Verwaltung 
oder Benugung Öffentlicher Güter von gleihen Werth, bei Verfügungen über Denfmäler der 
Kunft oder des Alterthums und Entfheidungen im befondern Auftrage der Bürgerfchaft. Der 
Ausſchuß verfammelt fi regelmäßig alle 14 Tage auf dem Rathhaufe zur Zeit der Senats: 
ſitzung; den Vorſitz hat ein Wortführer oder einer feiner beiden Stellvertreter; die Entſcheidun— 
gen werden vom Senat der Bürgerfchaft mitgetheilt. Im Ball beharrlicher Meinungsverſchie— 
denheit zwifchen beiden Staatöförpern wird, wo es ſich um authentifche Auslegung beftehender 
Geſetze handelt, die rechtliche Entfheidung des Oberappellationdgerichtö verlangt; in Bezug auf 
Erforderniffe des Staatswohls aber, mit Ausnahme jedoch von Verfaflungsabänderungen, eine 
eigene Entſcheidungscommiſſion gebildet. 

Zur Gewinnung des Bürgerredhtd verpflichtet find alle Bewohner des Staats, welche jelbft- 
ftändig eine Nahrung treiben oder zum Behuf der Verheirathung proclamirt fein wollen. Ber: 
loren geht das Bürgerrecht durch Wegzieben ohne Anzeige, bösliche Verlaffung der Seinigen 
und infolge fträfliher Aufführung. 

Fremde find nur dann zur Gewinnung des Bürgerrecht gezwungen, wenn der felbftändige 
Grwerb, den fie treiben, diefelbe erfordert. Im übrigen werden fie nad dem von mehreren 
deutjchen Regierungen am 15. Juli 1851 zu Gotha abgefhloffenen Vertrage benieflen. Die 
Ausübung bürgerlicher Rechte ift vom religiöfen Bekenntniß nicht abhängig. Herrſchende Kirche 
aber ift die evangelifchzlutherifhe. Die Juden, die bis 1852 (mit Ausnahine der Zeit der fran- 
zöftfchen Occupation) auf ein Dorf in der Nähe der Stadt (in dem im 17. Jahrhundert eine 
Eolonie angelegt wurde) befhränft waren, find feit vem genannten Jahre ſtaatsbürgerlich und 
gewerblich mit den übrigen Bewohnern des lübeckiſchen Staatögebiets gleichberechtigt. 

Aus den frühern kaufmänniſchen Eollegien und Gompagnien ift jeit Juni 1853 eine Kaüf— 
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mannſchaft gebildet, in welche alle diejenigen einzutreten verpflichtet find, welche das kaufmän— 
nifche Gewerbe ausüben wollen ; doc find der Haufirhandel, der Betrieb der Trödler und Höfer 
ausgeſchloſſen, und nur zum @intritt beredtigt die, weldye Geld: oder Wechfelgeichäfte betreiben, 
Fabrifanten, Kunft: und Handeldgärtner, Inhaber von Handlungsinftituten, Affecuranzbevoll- 
mädhtigte und Aſſecuradeure, Schiffsrheder, Makler und Diepadeure. Die Mitglievihaft ver 
Kaufmannſchaft ift von der Handeldfammer zu erwerben, allen Mitgliedern ftehen gleiche Rechte 
zu. Die Leitung der gemeinfamen Angelegenheiten ift der Handelskammer übertragen, die aus 
einem Präfes (auf drei Jahre), 18 Mitgliedern (auf ſechs Jahre) und einem Serretär befteht 
und fi regelmäßig alle Monate zweimal verfammelt. Sie hat ald geſchäftsführender Borftand 
alles wahrzunehmen, was zur Erhaltung und Förderung der Gorporation dienlich ift, insbeſon— 
dere die Aufnahme neuer Mitgliever, Führung der Raufmannsrolle, Verwaltung ded Vermö— 
gend und der Inftitute, die gerichtliche und außergerichtliche Vertretung ver Kaufmannſchaft und 
ihrer Mitglieder, die ſchiedsrichterliche Schlichtung von Streitigkeiten untereinander oder mit 
dritten Perfonen, die Ausftellung von Pareres, Beicheinigungen von Ufancen u. j.w. In 
Hinfiht der Handeld- und Schiffahrtsangelegenheiten ift fie verpflichtet, die commerziellen und 
foweit thunlich auch die induftriellen Intereflen wahrzunehmen, insbeſondere die Verwaltung 
der Börfe, die Anftellung der Mäfler, Schiffäklarirer, Brocureure und Prahmſchreiber, welche 
ihr allein gebührt, und des Wrafbudenfchreibers, Theerhofichreibers, Dispacheurs, Waſſerſchouts 
und der Wäger, wozu jie dem Senat drei geeignete Perſonen vorſchlägt; ferner zur Sammlung 
des ftatiftifchen Materiald über die commerzielle Bewegung zur Kenntnißnahme der Handels: 
verhältniffe anderer Staaten, zur Sorge für Mittel und Wege und neue Unternehmungen, Ver: 
tretung der commerziellen Intereffen Lübecks durch die Preſſe, duch Miſſionen nichtdiplomatiſcher 
Art, Vorſchläge zur Belegung der Conſulate u. ſ. w. Auch muß ihr Gutachten über alle Staats: 
verträge, Geſetze und Regulative, foweit ſie Handel und Schiffahrt betreffen, eingeholt werden. 
Für die Vermögendverwaltung ernennt fie einen Kaſſenausſchuß von fünf Mitgliedern, Die 
Kaufmannfhaft wird regelmäßig zweimal im Jahre berufen und hat außer Budget, Jahres: 
bericht und Jahredrehnung, über Geldbewilligungen, wefentlihe Veränderungen in den Anz 
ftalten, Erklärungen, Gutachten und Anträge in Bezug auf Handel, Schiffahrt und Induftrie 
im großen und ganzen, eventuell auch über die Wahlen zum Handelögericht zu beſchließen. Das 
Budget der Kaufmannſchaft für 1863 rechnet auf eine Einnahme von 31048 M. (12419 Thlr.), 
von denen 8444 M. 91/, Schill. (3378 The.) Zinſen für belegte Gelver, 244410M. 8Schill. 
(97764, Thlr.); 5000 M. (2000 Thlr.) Schreibgeld von Gütern und Schiffen u. ſ. w. 

Mit dem Sturz der Verfaſſung hatte auch die politifche Bedeutung der Ämter ein Ende er— 
reiht. In der ſtürmiſchen Zeit, die ven Umfturz alles Beſtehenden drohte, die in vem Handwer: 
kerſtand eine beftändige Furcht vor plößlicher Einführung einer unbeihränften Gewerbefreibeit 
wach erhielt, erachteten die Handwerker es für wünfchenswertb, eine Gentralbehörbe zur Vertre— 
tung ihrer Intereflen zu conftituiren. Man beftinunte, daß dieſelbe aus 16 Mitgliedern beſtehen 
(vier von ihnen aus den großen Ämtern, aus jedem einer zu erwählen) und den Namen „Ge: 
werfvorftand‘ führen follte. Da derfelbe jedoch die Anerkennung des Senats nidt erlangen 
fonnte, der letere fi) vielmehr bei vorfonnmenden Fällen nur an die großen Ämter wandte, fo 
hat ich feine Wirkfamkeit im wefentlihen auf das erfolgreiche Beftreben beſchränkt, ver Bürger: 
ſchaft innmer eine beträchtliche Anzahl von Mitgliedern zu ſichern, welde ven Zunftwefen mit 
Entfhiedenheit anhängen. Das Zunftwefen hat nämlich bisjegt die gegen daſſelbe gerichteten 
Angriffe glücklich ausgehalten. Es find fogar einige Amter (3. B. die Tifchler, in gewiffer Weife 
aud die Goldſchmiede) bis auf den heutigen Tag geichloffen, d. h. fie laffen nur eine beftimmte 
Zahl von Meiftern zu. Zwar bat der Senat den Zünften und Zunftprivilegien gegenüber 
(melde legtere von Zeit zu Zeit feierlich und förmlich beftätigt werden) das Recht zu mehren 
und zu mindern (ſoweit nicht Realgeredhtigkeiten in Frage fonımen), und er hat fich dieſes Rechts 
in zahlreichen Fällen im Sinne des Fortſchritts bedient, um verwandte Ämter zu verfchmelzen, 
andere aufzuheben, die Abgeichloffenheit ver Handwerkerkaſten zu vermindern, allen den Eintritt 
in diefelben Begehrenden venfelben (wenn auch unter in unferer Zeit wunderbar erſcheinenden 
Befhränfungen) zu verſchaffen. Allein diefe Bälle, fo zahlreich fie auch find, können doch immer 
nur ald Ausnahmefälle betrachtet werben, folange das alte Princip aufrecht erhalten und das 
Arbeitöfeld eines jeden Amts in beftimmte Grenzen gefchloffen bleibt, die nicht ungeftraft über: 
fritten werden. Zwar hat ſich ein Verein für Gemwerbefreiheit gebildet, der durch Öffentliche 
Discuſſtonen und Vorträge und durch die Preffe fich bemüht Hat, Aufklärung über Die Gebrechen 
der veralteten Zuftände zu verbreiten und den Wunſch nad) Beſſerung zu erwecken. Allein ber 
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felbe hat jih unter den Handwerkern nur eine geringe Zahl von Anhängern gewinnen fönnen. 
Bor Überftürzungen auf dieſem Gebiet warnt freilich ſchon die Erwägung, daß Lübeck in feinen 
Verkehr mit den Nahbargebieten mannihfahen Beihränfungen unterworfen ift, und daß 
namentlich die Freizügigkeit, wie e8 Scheint, noch lange in das Gebiet ver unerreichbaren frommen 
Münjhe gehören wird. 

Zu den Rechten ded Senats gehört auch die Oberaufjiht über das gefammte Kirchenweſen. 
Doch ift die Genehmigung der Bürgerſchaft erforberlih, wenn die Ausübung öffentlichen Got: 
tesdienftes folhen Neligiondparteien gejlattet werben ſoll, welden diefelbe Bisher noch nicht 
zugeftanden ift. Gin Gejegeniwurf über die Bildung neuer Religionsgeſellſchaften (1851) ftief 
auf heftigen Widerſpruch; auch ein Entwurf in Betreff der Givilehe (1852) wurde dahin mobi: 
fleirt, daß für Berlobte der in Lübeck anerkannten hriftlihen Religionsgemeinſchaften oder der 
ifraelitiihen Gemeinde die Trauung durd den Geiftlichen zur Rechtsgültigkeit ver Ehe erforberlich 
fein ſoll. Herrſchende Kirche iſt die evangelifch =Tutherifche, deren Grundlage aufer.den ſämmt— 
lihen Symbolen lutherifchen Bekenntniffes eine von Bugenhagen verfaßte und 1531 publicirte 
Kirchenordnung ift. Am 12. Dec. 1860 wurde eine neue Kirchenordnung für die ſechs evan- 
gelifh = lutherifchen Kirchengemeinden der Stadt und zu St. =Rorenz (einer Vorſtadt) publicitt, 
welder ähnliche Anordnungen für Travemünde folgten und für die Landbezirfe in Ausiicht 
geftellt find. Zufolge derfelben hat jeve Gemeinde einen Vorftand, der aus den Geiſtlichen 
ihrer Kirche und vier bis act Gemeindegliedern (4O iu ganzen für die ſechs Gemeinden) be- 
Steht, und dem die Förderung chriſtlicher Geſinnung und Sitte, Aufrehthaltung der kirchlichen 
Anordnungen, Bertretung der Gemeinde, Verwaltung ihrer Angelegenheiten und des Kirchen: 
vermögend, Aufſicht über die Gemeindefhulen, Theilnahme an der Wahl der Geijtlihen, Lei: 
tung ber firhlihen Armenpflege und Anftellung der Kirchenbedienten übertragen ift. Für 
gewiſſe Fälle ift er an die Theilnahme, Genehmigung und Zuftimmung eines Gemeindeaus— 
ſchuſſes (für jede der fehs Gemeinden 12—24 Mitglieder, im ganzen 120) gebunden; bei 
Wahlen ver Geiftlihen wird auch der Senior Minifterii (der zugleich die Gefhäfte ver 1796 
erledigten Superintendentur führt) zugezogen. _ 

Schon bei Einführung der neuen Verfaflung 1848 wurden Senat und Bürgerfhaft dar: 
über einig, daß eine Umgeftaltung der Gerichtäverfaffung vorzunehmen fei, und zwar unter 
Trennung der Rechtspflege von der Verwaltung (daß aljo der Senat ber richterlichen Gewalt zu 
entheben fei) und auf Grundlage eines öffentlihen und mündlichen Verfahrens. Liber die 
Orundlinien diefer Neform wurde man am 14. Juni 1851 einig, und die mit Audarbeitung 
der neuen Gerihtdordnung beauftragte Commiſſion begann im September deffelben Jahres ihre 
ſchwierige Arbeit. Das Refultat diefer Arbeiten und der weitern Verhandlungen mit der Bürger: 
ſchaft ift enthalten in den Gejeg von 17. Dec. 1860. Die Berichte follen in Zufunft nit nur 
bei privatredtlihen Streitigkeiten und in Grininalfällen erkennen, fonvern auch die Disciplinar- 
Strafbefugniß ausüben, die bisher von VBerwaltungsbehörden und Beanten gehandhabt wurde, 
ſoweit Breiheitäftrafen zur Frage ftehen. Nur über Bolizeivergehen erkennt die Polizei. Zur 
Anftellung von Klagen gegen ven Staat, feine Behörden oder Beamten bedarf e8 feiner bejon- 
dern Erlaubniß. Außerdem nehmen die Gerichte das Hypothefenmwefen (jedoch mit Ausſchluß des 
Amts Travemünde), die meiften Acte freiwilliger Gerichtsbarkeit, das Firmen- und Procuren: 
weſen und die Aufficht über dad Notariatöwefen wahr. Die Gerichtsbarkeit wird durch bie ver: 
ſchiedenen Abtheilungen des Untergerichts (Stadt: und Landhandelsunterſuchungsgericht), durch 
dad Obergeriht und durch dad Oberappellationdgericht der vier Freien Städte (das in Lübeck feinen 
Sig hat), deſſen Verhältniffe jedoch durch jene Veränderungen nit berührt werden, ausgeübt. 
Für die beiden erjten Gerichte werden je ein Director nebft drei Richtern, ſaͤnmtlich Rechtsgelehrte, 
vom Senat ernannt und beeidigt. Die Einrichtung befonderer Vergleichs- und Briedendgerichte 
bleibwvorbehalten; auch wird ein Militärgericht gebildet. Für Handelsſachen werden je vier kauf: 
männifche Richter, bie zu zweien ſechs Monate fungiren, auf jehs Jahre gewählt. Sämmtliche 
Richter in Gemeinschaft mit dem Staatsanwalt bilden in gewilfen Fällen die Necurdinftanz. Die 
Oberaufficht über die Gerichte fteht dem Senat zu, der jährliche Berichte zu empfangen bat, auch 
Viſitationen anzuorbnen befugt ift und den Staatsanwalt ernennt und beeidigt. Der Zeitpunft 
der @inführung diefer Gerichtsordnung ift auf ven 1. März 1864 feftgeftellt. Bis dahin beftehen 
noch als erfte Inftanzen in privatrechtlihen Streitigkeiten: 1) Das Nieder: und Stadtgericht. 
Das legtere, gebildet durch zwei rechtsgelehrte Richter und einen Actuar, verhandelt ſtädtiſche 
Givilfahen unter 40 Thlr. Werth, ſowie Goncurs: und Injurienſachen in Öffentliger Sigung. 
Das Niedergericht Hältöffentliche Sigungen für ftäbtifche Civilſachen, Die den Werth von 40 Thlrn. 
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überſteigen, auch Pfand: und Subhaſtations-, Räumungs-, Miethe-, Aſſecuranz-, Fracht-, 
Wechſel⸗, Ehe: und Schwängerungéſachen. Urtheilsfinder find ſechs rechtsgelehrte Procura— 
toren, ſoweit fie nicht die Anwaltſchaft haben, unter dem Vorſitz zweier rechtögelehrter Richter 
und eined Actuard. Fiscal ift gewöhnlich der ältefte Procurator. 2) Das Landgericht verhan= 
delt alle Givilftreitigfeiten im Landgebiet mit Ausnahme des travemünder Bezirks. Es hat drei 
rechtsgelehrte Richter, zwei Protofollführer und vier Procuratoren. 3) Das Geriht Trave- 
münde für Eivilfahen in diefem Orte und deſſen Umgegend. Es wird aus einem redhtögelehrten 
Richter und einem Gerichtöfchreiber gebildet. Zwei unbefholtene Bürger find Actenprocura= 
toren. 4) Das Wettegeriht, gemöhnlid Wette genannt, verhandelt Streitigkeiten der Zünfte 
und Gorporationen, Gewerböbefugnifle und Verbietungsrechte für Stadt und Gebiet. Zwei 
Mitglieder ded Senats, darunter ein faufmännifches, find die Richter, denen ein Actuar zur 
Seite fleht. In zweiter Inftanz entfcheidet dad Obergericht, welches (jedoch mit Ausnahme von 
Injurien und Schuldſachen bis 40 Thlr. und folden Saden, bei denen nad feiner Anſicht 
ihriftliche Relation zur Abgabe eines Erfenntniffes nicht erforderlih, und von Appellationen 
gegen Abſprüche der untern Gerichte, inſoweit einer gegen deren Erfenntniffe eingelegten Appel= 
lation die Suspenſiv- oder Devolutivwirfung verfagt ift; endlich von Strafſachen, die zur Ent— 
ſcheidung in zweiter Inftanz flehen) die Sachen zwar bis zum Erfenntniß inftruirt, nad er: 
fanntem Actenſchluß aber die Acten auf Staatäfoften zur Abgabe des Erfenntniffes an eine 
Yuriftenfacultät ſendet. Es befteht aus ſechs Mitgliedern des Senats, von denen fünf Rechts— 
gelehrte find, und einem der Secretäre. Die höchſte gerichtliche Inftanz ift dad 1820 gegründete 
Oberappellationsgericht der vier Freien Städte Deutfchlands, welches viermal wöchentlich ordent- 
liche Sigungen hält. Es befteht aus einem Präfidenten,, der von den Städten gemeinſchaftlich 
gewählt ift, ſechs Räthen, von denen jede Stadt einen ernennt, der fünfte von Bremen und 
Frankfurt wechſelsweiſe, der jehste von Hamburg zweimal und von Lübeck einmal erfegt wird; 
einem Secretär, deffen Wahl unter den vier Senaten wechfelt; zwei Kanzliften, von denen der 
erfte ein Jurift feinmuß. Es entſcheidet in Sachen über 400 Thlr. oder in Bezug auf Gerecht⸗ 
fame oder ſolche Gegenftände, die feiner beftimmten Shägung unterworfen find, Injurienſachen 
ausgenommen. Auch Befchwerben über das Obergericht wegen Nullitäten, Attentate, verzö- 
gerter oder vermweigerter Juftiz u. dgl. gehören Hierher. Zur Abfaflung des Endurtheild fönnen 
die Parteien um Actenverfendung nachſuchen. Griminalunterfuhungen werden von zivei Rich= 
tern des Stadt: und reſp. Landgerichts, von denen einer ald Unterſuchungsrichter thätig ifl, un 
einem Actuar geführt. Die zweite und legte Inftanz bildet, wenn eine Geldbuße bis 100 Thlr. 
oder eine Gefängniß- oder Zudthausftrafe bis ſechs Monate in Frage ſteht, das Obergericht ; 
dagegen bildet dieſes die erfte Inftanz in Fällen, die eine härtere Strafe nach fidh ziehen. Iſt auf 
den Tod oder zehnjährige Freiheits⸗ oder dem entiprechende Leibeöftrafe erkannt, jo entſcheidet, 
auch ohne Antrag des Inquifiten das Oberappellationdgericht in zweiter und legter Inſtanz. 
Ein Militärgericht, gebildet durch die zwei Senatoren des Militärvepartementd, den Chef des 
Lübedifhen Bundescontingents, zwei Offiziere nad) einem Turnus undeinen Aubditeur, entſcheidet 
in Dienftvergeben und Verbrechen des lübedifchen Gontingents, auch bei gewiffen ftrafbaren 
Handlungen außer Dienft. Die Polizei für, Stadt und Gebiet, mit Ausnahme des Amts Trave- 
münde (in welchem der Amtöverwalter dad Polizeimefen verfieht), ift dem Polizeiamt über: 
tragen, welches aus zwei Senatoren, von denen einer Dirigent ift, einen Actuar und zwei 
Kanzliften befteht. Zufolge Gejeged vom 20. März 1861 joll der Polizeibehörbe Fünftig die 
Unterfugung und Beftrafung folder Vergehen zuftehen, die nicht ſchon ausfchließlih andern 
Verwaltungsbehörden oder den Gerichten zugewiefen find. Sie fann Verweis, Confiscation 
einzelner Gegenftände, Verluft von Gewerbebefugniffen, Geldbußen (bis zu 60 Thlrn.) körper— 
liche Züchtigung, Werkhausſtrafe (zwei bi8 neun Monate), polizeiliche Gefängnißftrafe (bis zu 
14 Tagen) zuerfennen. Die nihtrichterlihen, ven Gerichten früher zuftändig gewejenen Ge— 
ſchäfte find feit November 1851 überwieſen: 1) Einem Stabtanıt, beftehend aus drei Senatoren, 
unter denen zwei Rechtsgelehrte, und zwei Actuaren. Es joll in der Stadt und den Vorſtädten 
das Vormundſchaftsweſen, die Eivilftandsregifter und Givilacte, das Gertificationswefen , das 
Hypothekenweſen und die freiwillige Gerihtöbarkeit, Beglaubigungen, Bürgerannahme, das 
zünftige Gewerböwefen (aud für dad Gebiet innerhalb der Landwehr und Travemünde und 
dad Dorf Slutup) u. |. w. wahrnehmen. Ginige der erwähnten Gejhäfte verblieben noch einjt- 
weilen der Kanzlei, dem Obergeridht und dem Protonotar. 2) Einen Landamt, beftehend aus 
zwei Senatoren, deren einer ein Rechtsgelehrter ift, und einem Actuar aus dem Amt Travemünde. 

Die Öffentlihen Deputationen für Adminiftration werden größtenteils aus Senatoren und 
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bürgerlihen Deputirten gebildet. Die erftern orbnet der Senat ab; die legtern werben vom 
Bürgerausfhuß dem Senat zur Wahl vorgefhlagen, und zwar aus allen zur Theilnahme an 
den Wahlen in die Bürgerfchaft Berechtigten, und befleiden ihr Amt ſechs Jahre. 

Das Finanzweſen fteht unter der Direction des Finangbepartementd, dad aus vier Senatoren 
und zehn Bürgern befteht. Das Budget wird (nachdem feine Sätze von den einzelnen Behörden 
forgfältig berathen und aufgeftellt und von der Budgeteommiſſion ded Departements und dem 
Plenum geprüft find) dem Senat vorgelegt und von diefem zur gutadtlihen Erklärung an den - 
Bürgerausfhuß und endlich zur definitiven Entſcheidung an die Bürgerfchaft gebracht. Ihre Be- 
willigungen erftreden fi nur noch auf die Anfäte, über die bisher fein gefegmäßiger Beſchluß er: 
folgt ift, mit Ausnahme der directen Einkommenſteuer. Das approbirte Budget darf nicht über: 
fhritten werben ; außerordentliche Ausgaben werben auf verfaſſungsmäßige Weife befchloffen. 
Die directe Steuer wird nad) dem Einfommen oder Verbraud bemeffen. Infolge der Bundesbe— 
ſchlüſſe von 1841 muß aud eine Militärfteuer gezahlt werden, Indirecte Steuern find: der 
Decem (eine Abzugöfteuer von 10 Proc. in Bezug auf ſolche Staaten, wo fie von lübedifchen 
Bürgern erhoben wird), die Gollateralfteuer (von Erbſchaften und Vermächtniſſen, die an ent= 
ferntere Seitenverwandte oder Fremde fallen), der Stempel, die Verkaufsabgabe. Der Ein 
gangszoll, ver nach eidlicher Declaration ded Facturawerths erhoben wird (bei vem Gifenbahn= 
verfehr find einige Mobificationen eingetreten), beträgt durchſchnittlich Proc. Die Acciſe 
betrifft eingehende Lebensmittel, Futter, Brennmaterial und nad einer Declaration auf Pflicht 
und Gewiffen auch Spirituofa und Effig, endlih aud Malz und Korn. Die Staatsſchuld be= 
ftand 1861: 1) aud ver alten, zum allergrößten Theil ablöslihen Schuld (foweit Banco mit 
25 Proc. reducirt) von 4,342028 M. 9 Schill. (1,736835 Thlr. 13 Sgr.); 2) aus der An 
leide zur Anstiefung der Trave von 1834 von 104700 M. (41880 Thlr.); 3) aus der 
Staatdanleihe von 1850 von 3,200000 Thfrn. (jährlih vom 1. Juli 1855 an mit Y/, Proc. und 
von den eriparten Zinfen der audgeloften Obligationen amortifirt), 1861 noch 7,725750 M. 
(3,090300 Thlr.). Von 1851 — 60 in die bisherige Schuld um 1,229463 M. 2 Schill. 
(491785 Thlr. 77/, Sgr.) durch Abtrag vermindert. Die Anleihe von 1850, die jährlich mit 
44/5, Proc. verzinft wurde, ift feit 1861 in eine Aproc. convertirt worden, Cine neue 
Anleihe von 3,500000 Ahlen. zum Behuf des Baues einer directen Eifenbahn nad Hamburg 
(deren Koſten auf 3,600000 Thlr. veranschlagt find) ift im Anfang des Jahres 1863 unter 
fehr günftigen Bedingungen abgejchloffen worden. Die Gefanmteinnahme des Staats im Jahre 
1861 belief ih auf 1,365315M. 9%/, Schill. (546126 Thlr.), die Ausgabe auf 1,323472 M. 
9 Schill. (529389 Thlr.) Zu den Einnahmen trugen die indirecten Steuern und Abgaben bei: 
567001 M. 11°/, Schill. (226800 Thlr.), die Domänen 294487 M. 10 Schill. (99795 Thlr.), 
die direeten Steuern und Abgaben 216388 M. 1 Schill. (86555 Thlr. 6 Sgr.). Das Budget 
für 1863 rechnet auf eine Einnahme von 1,334450 M. 12 Schill. (538780 Thlr. 9 Sgr.) und 
eine Ausgabe von 1,300214 M. 4 Schill. (520085 Thlr. 21 Sgr.). 

Befondere Anerkennung verdienen die Beitrebungen, welche Lübeck in neuerer Zeit gemadjt 
Hat, um fi alle die Verfehrserleihterungen zu verfchaffen, ohne welche eine Handeldconcurrenz 
mit andern wihtigen Oftfeehäfen nicht möglich gemefen wäre. Alles was in dieſer Beziehung 
erreicht ift, Eonnte von den Nadhbarftaaten, foweit diefelben betheiligt waren, nur mit den größten 
Opfern erfauft werden. So geihah es, daß erft am 15. Dct. 1851 die Gifenbahn, melde bei 
Büchen in die Hamburg: Berliner Bahn mündet, dem Verfehr übergeben werben konnte. Durch 
Bollendung ber Trajectanftalt über vie Elbe und die Bahn vom linken Elbufer nad Lüneburg 
wird eine directe Verbindung zwifhen Lübeck und dem Welten Europas hergeftellt werben, 
melde indeſſen an der Entwidelung zu ihrer vollen Bedeutung weſentlich durch den mecklen— 
burgiſchen Tranfitzoll gehenmt wird. Die Hinderniffe, die dem Bau einer directen Gifenbahn= 
verbindung mit Hamburg entgegenftanden, find num jest befeitigt, und im Jahre 1865 wird 
dieſe Bahn vem Verkehr übergeben werden fönnen. Es ift wahrfcheinlich, daß mit Sicherftellung 
ober Vollendung des Baues diefer Bahn Lübeck aufhören wirb der Endpunkt einer Bahnlinie 
zu fein, und vielmehr einer der Gentralpunfte des nordifhen Eifenbahnverfehrs werben wird, 
indem eine oftholfteinifche Bahn von Kiel nad Kühe, eine Bahn von Neumünfter nad) Oldesloe 
(wo fie in die Lübek- Hamburger Bahn mündet), eine Bahn von Lübeck nad) Kleinen in Med: 
lenburg (mo jle fid) der Linie Hagenow:Noftok und Wismar anſchließen würde) in mehr oder 
weniger naher Ausjicht zu ftehen fcheinen, und wenn erſt die noch zwiſchen den mecklenburgiſchen 
und pommerſchen Bahnen befindlihen Lücken ausgefüllt find, fo würde die directe Hamburg— 
Lübecker Bahn, welde Nord: und Oſſſee auf dem fürzeften Wege verbindet, ein Glied dev großen 


586 Ludwig XIV. und feine Monarchie 


norddeutſchen Gijenftraße fein, die von Schleöwig:Holftein und Hamburg über Lübeck, Medien: 
burg und Stettin nad dem Oſten führt. 

Im Jahre 1862 liefen in den lübecker Hafen ein 1257 Seeſchiffe von 88437 Laften von 
4000 Pfd. metrifches Gewicht. Die Zahl der abgegangenen Schiffe belief ih auf 1270 von 
90627 Raften a 4000 Pfd. Inter ven angefonmenen Schiffen waren 357 Dampfihiffe von 
41507 Laften, unter den abgegangenen 357 von 41581 Laſten. Die lübecker Flagge war unter 
den eingegangenen Schiffen mit 117 von 15784 Laften und unter den abgegangenen mit 127 
von 16630 Laften von 4000 Po. metrifches Gewicht vertreten. Die Einfuhr feewärts Hatte 
1861 ein Bruttogewiht von 255,700160 Pfd. und einen Werth von 21,901598 M. Ert. 
(8,760636 Thlr. 21 Sgr.); die ganze Einfuhr hatte ein Gewicht von 373,497218 Bid. Brutto 
und einen Werth von 64,972847 M. Ert. (25,989138 Thlr.) ; der größte Werth der Einfuhr, 
8,041265 Thlr. 18 Sgr. kam aus Hamburg; demnächſt aus Rußland und Finnland 5,099546 
Thlr. Da die Ausfuhr Feinerlei Gontrole unterliegt, fo fann fie nidt genau angegeben werben. 
Die Zahl der unter lübeckiſcher Flagge fahrenden Schiffe betrug im Februar 1863: 49 von 
5743 Laften a 4120 Pfd., unter welden 10 Seedampfſchiffe von 1502 Laften von 1620 Pferde: 
fraft und 3 Flußdampfſchiffe von 40 Laften und 150 Pferdekraft. 

Die Volkszählung vom 1. Sept. 1862 ergab eine Bevölkerung der Stadt von 12347 männ: 
lihen und 14902 weiblichen, zufanmen 27249 Perfonen, der Vorftädte von 2187 männlichen 
und 2462 weiblihen, zufanımıen 4649 Berfonen, ver Landbezirke von 6223 männlichen und 
6236 weiblihen, zufummen 12459 Berjenen, oder eine Sefammtbevölferung von 20757 
männlichen, 23600 weiblichen, zuſammen 44357 Perfonen. Seit 1857, in welchem Jahre 
die legte Zählung ftattgefunden hatte, war die Bevölkerung um 1132 Perfonen gewachſen (Die 
Zunahme in der Stadt betrug 9 männliche und 568 weibliche Inpividuen), während fie von 
1845 —51 um 523, von 1851 —57 um 540 zugenommen batte. 

Der Titel des lübeckiſchen Staats war früherhin: „Kaiferliche Freie und des Heiligen Rö— 
mifchen Reichs Stadt Lübeck“; jeit Aufhebung des Neichöverbandes nannte fie ſich „Freie Hanſe— 
ſtadt“, jetzt „Freie und Hanſeſtadt“. J. Ernſt. 

Ludwig XIV. und feine Monarchie. Es iſt wol nicht zu viel behauptet, wenn wir an- 
geſichts aller politiihen Bewegungen der Gegenwart die Meinung begen, daß es mit ber Abſo— 
lutie im civilifirten Europa für immer vorüber jei. Nur eine verhältnigmäßig Furze Zeit lang 
war ihr die Herrfchaft befchieden: erft in den neuern Jahrhunderten entflanden, ift fie mun be: 
veitd der veränderten Gefinnung der Menſchen erlegen und hat jelbft aus ihren ſicherſten 
Stätten vor dem andringenden Geifte des Eonftitutionalidmus zurüchveihen müflen. 

Die Abfolutie theoretifch bekämpfen zu wollen, wäre daher ein ziemlich überflüffiges Unter: 
nehmen. Etwas anderes ift ed, dieje denkwürdige Erfcheinung im Leben der modernen Staaten, 
gerade weil fie bereitö der Vergangenheit angehört, einer leidenſchaftsloſen hiſtoriſchen Betrach— 
tung zu unterwerfen, ihr Emporkommen fowol als auch ihren rafchen Verfall aus ihrem 
innerften und eigenften Weſen zu erklären, 

Nur zu leicht ift man geneigt, einem Princip, das ſich ausgelebt hat, alle Lebenskraft über: 
haupt, aud für die frühern Zeiten, abzuſprechen. Und doch hieße ed an die Sflavennatur bes 
Menjhengefhlehts glauben, wollte man annehmen, das abfolute Königthum habe ſich den Völ— 
kern wider ihren Willen und ohne aus ihrem Bedürfniß hervorzugehen, aufgedrängt. Vielmehr 
ift 08 die Aufgabe der Geſchichtſchreibung, ven Nachweis zu führen, daß der Abſolutismus in 
feiner urfprünglichen Geſtalt allerdings pad Gefammtintereffe der Nation repräfentirte, daß er 
mit dem vollen Gefühle feines Berufs das ernftefte Streben, mit dem Streben das Können ver: 
band, und daß ihm die Gedanfen und die Gefühle ver Menfchen zugewendet waren. In gleicher 
Weiſe wird die Gefhichte zu zeigen haben, wie der abfolute Einzelwille, da es ihm an einem 
Correctiv fehlte, ver Gefahr nicht entgangen iſt, zu irren, und wie dieſe Irrthümer den Bölfern, 
welche unter feiner Zeitung ftanden, und ihm felbft verhängnißvoll geworben find. 

Melde Volksgeſchichte aber böte einen geeignetern Beleg für die Großartigkeit zugleich und 
die Unzulänglichkeit ver abfoluten Monardie als die franzöſiſche, in der wir während deſſelben 
Jahrhunderts einen König den Gipfel menfhliher Macht erflimmen, einen andern dad Schaffot 
befteigen jehen? Ja, wer ftellt dad Wefen der Abfolutie vollfommener in fi) dar als eben 
jener mächtige Ludwig XIV., den bie Franzoſen ven Großen nennen, ber während einer mebr 
als funfzigjährigen Alleinherrſchaft alle hellen und dunkeln Seiten feines Regierungdprincips 
zu entfalten Gelegenheit hatte, ber nacheinander ſich die Sompathien und Antipatbien, ben 
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Segen und ven Fluch der Nation erwarb, unter dem Frankreich jein goldenes Zeitalter feierte 
und zu den jturmvollen Tagen Ludwig's XVI. ſich vorbereitete? 

Indem wir daher fein Leben zum Gegenftande unferer Darftellung machen, wird und ber 
Vortheil, den größten unferer deutſchen Hiftorifer, Leopold Ranke, einem der neueften unter 
ven Geſchichtſchreibern des Königs, ald Gewährsmann folgen zu können, einem Hiftorifer, 
der, dei aller Wärme für die ewigen Intereffen dev Menſchheit, doch zugleich alles Bedeutiame 
und Gẽwaltige in feiner ganzen Gigenartigfeit zu erfaflen und Hinzuftellen verſteht. 

2. brauchte für den abfoluten Staat nicht völlig neue Grundlagen zu fchaffen; es hatten 
ihm darin die beiden Minifter während der Negierungszeit feines Vaters und feiner eigenen 
Minderjährigkeit, Richelieu und Mazarin, trefflih vorgearbeitet, und 2. vollendete eigentlich 
nur dad von ihnen begonnene Werf, Aber darin liegt gerade die Wichtigkeit feines Auftreteng, 
daß nun der König jelbft die Stelle ver Minifter übernahm, daß er jein eigener erfter Minifter 
wurde. Ihm ordneten ſich alle jene oppojitionellen Glemente, die, wie z. B. die Fronde, fi 
dein Minifterregiment nicht hatten beugen wollen, willig unter; nur fo confolidirte fidh die kö— 
niglihe Macht. Im feiner Jugend freilich hatte er folhe Erwartungen keineswegs allgemein 
erregt; man hielt ihn bier und da für unbefäbigt und unfelbfländig. In der That Hatte er, ſo— 
lange der von ihm hochgeehrte Mazarin lebte, ih ganz ver Leitung dieſes Mannes überlaffen; 
aber um fo Eräftiger ergriff er nach dem Tode veffelben, ein dreiundzwanzigiähriger Jüngling, 
die Zügel ded Staatd. Mit Widerwillen hatte er von jeher in der franzöfiichen Geſchichte von 
der Stellung der Hausmaier unter den Merovingern gelefen; er war nicht gemeint, fich in ein 
ähnliches Verhältniß zu fegen. Auf alle Gegenftände ver Verwaltung erſtreckte ſich feine perſön— 
lide Mitwirkung ; wie oft erichien er ſelbſt im Felde, dem Heere zur Aufmunterung, auch nicht 
ohne militärifches Talent; dad Allgemeine wie dad Einzelne interefjirte ihn. in jeder feiner 
Uinterthanen erhielt Gelegenheit, jih mit Bitten und Beſchwerden an ihn zu wenden; die Fran— 
zofen follten ed willen, daß das Auge ihres Königs wache. Der Diendtagvormittag war 
folgen Audienzen gewidmet, und Zwilchenfälle, wie der, daß einft ein Bittfteller, welcher ab: 
ihlägigen Beicheid erhielt, ven König an Ravaillac erinnerte, fonnten 2. nicht beftimmen, in 
diefer Ginrihtung eine Beihränfung eintreten zu laſſen. Daß die päpftlihen Schreiben, bie 
an den Hof gelangten, in lateinifher Sprache abgefaht waren, war ihm Veranlaffung genug, 
feinen alten Lehrer nochmals herbeirufen zu laffen, um das im Knabenalter Verſäumte nachzu— 
holen. In feinem Eifer für die Gefchäfte kümmerte ev fi um die Formen der Etifette nicht, 
und ed wurde einmal fehr unföniglid gefunden, daß er ih mit holländischen Friedensunter— 
bändlern in perfünlichen Verkehr einließ. L. hätte es feinem Grundſatze: „Der Staat bin ich“, 
widerſprechend erachtet, wenn er nicht von allem, was den Staat betraf, gewußt, an allem ſich 
beteiligt hätte. 

Aud in einem andern Sinne noch war ihm das Ich der Staat. Wie er überall thätig ein: 
griff, jo faßte er auch immer felbftändig feine Entſchlüſſe und wehrte jeven fremden Einfluß auf 
viefelben ab. Seine Mutter ſchloß er, mit fo großer Pietät er ihr auch font begegnete, von dem 
Conſeil aud. Seine Leidenschaft für die Walliere widerſtand felbft den Abmahnungen der 
Mutter, aber auf die Geſchäfte wirkte le nicht ein, und der König befahl feinen Miniftern ein- 
mal, wenn fie je durch eine folde Verbindung ihn. auch in Staatsſachen beherrſcht fänden, ihn 
darauf aufmerffam zu machen; er werbe fih dann binnen 24 Stunden davon loszureißen 
willen. Selbft Frau v. Maintenon beſaß nicht jene Macht über L., die ihr oft zugeihrieben 
worben iſt. Dieje merfwürdige Frau, die, älter ald ver König und von untadelhaftem Lebend= 
wandel, bid zu feinem Tode ihn an fich zu feffeln verfland; urſprünglich die Erzieherin feiner 
natürlien Kinder, aber bald fo einflußreih, daß er jich von der Mutter verfelben, Frau v. 
Monteöpan, trennte; die treue Befährtin feines Lebens, ohne die er nicht einen Tag fein konnte, 
zu ber man ihn in Gefellichaften immer und immer wieder zurückkehren und vertraulich ſprechen 
ſah — felbft Frau v. Maintenon wurde von den Staatsgeſchäften faft eiferfüchtig fern gehalten. 
Sie wußte das und ging auch auf diefe Eigenthümlichkeit des Königs, wie auf alle andern, 
nachgiebig ein. Wol pflegte der König in ihren Gemächern mit feinen Miniftern Berathung 
zu halten, jle aber erſchien nicht eher, als bis fie herbeigerufen wurde. Wie fehr 2. ihr gegen= 
über feine Selbfländigkeit bewahrte, beweift dad Beifpiel des königlichen Beichtvaters La Ehaife, 
den Frau v. Maintenon nicht liebte und doch vergebens aus des Königs Umgebung zu ver— 
drängen fi bemühte. 

Nur mit den Miniftern beſprach er jede Staatdangelegenpeit; aber auch fie hatten blos 
eine berathende Stinnme und ordneten ſich feinen Entihlüffen unter. Sie waren die Organe 
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feines Willens und weihten feinem Dienfte ihre immenfe Arbeitöfraft., Dem Könige zu ge— 
fallen war ihr Ehrgeiz; über ein ungnädiges Wort L.'s verfiel Colbert einft in ſchwere Kranf- 
heit, und fein Tod im Jahre 1683 war ebenfalld die Folge einer königlichen Mistrauendbezei- 
gung. Gleih den Miniftern fannten auch die Generale und übrigen Staatdwürbenträger 
feinen höhern Beruf ald den Koͤnigsdienſt, feine höhere Befriedigung ald ven Beifall des Kö: 
nigs. 2. war in Wahrheit der Mittelpunkt des Staatd; ihm nahe zu ftehen, verlieh AInſehen 
und Adel; ſeine Ungunſt war Vernichtung. Auch in dieſer Beziehung durchbrach er rückſichts— 
los die Schranken des Hergebrachten: nicht genug, daß er ſeine natürlichen Kinder legitimirte, 
er bemühte ſich auch, fie mit den Prinzen von Geblüt durch Heirath zu verbinden, und die deutſche 
Herzogin Elifabeth Charlotte von Orleand empfand nicht geringen Schmerz darüber, daß eine 
Tochter der Frau v. Montespan ihrem Sohne zur Gemahlin beftimmt wurde. Was aber dem 
flarfen Legitimitätögefühl einer deutfchen Prinzeſſin noch widerftrebte, ſchien den franzöflichen 
Großen vortheilhaft und ehrenvoll, und die Familie Conde, einft die gefährliche Gegnerin des 
föniglihen Haufes, begrüßte eine folde Verbindung mit Stolz und mit Freuden. Das mon: 
archiſche Brincip war zum vollen Siege gelangt; es beherrſchte auch den Geift der Literatur. 
Die großen Dichter jener Zeit erfannten in L. das Mufterbild eines Fürften und proclamirten 
von ber Bühne herab die Rechte des Königthums. Dem Könige, fagtEorneille an einer Stelle, 
gehört das Blut eines jeden. 

Aber au in der höchſten Bedeutung des Wortd konnte der jugendlid fraftvolle Allein: 
herrſcher Frankreichs es ausſprechen: „Der Staat bin ich!“ Gr war, ald er die Regierung 
antrat, von dem Gefühle der Pflichten, die er damit übernahm, und von dem Bewußtfein feiner 
Berantwortlichkeit tief durchdrungen. Nicht fein perfönliches oder dynaſtiſches Intereſſe jollte 
dad Stantöinterefle fein, er wünschte vielmehr umgekehrt alle die mannichfaltigen Intereffen 
jeiner Unterthanen in ſich zu concentriren und zur harmonischen Einheit zu erheben. Ihn er: 
füllte dad Ideal des Abſolutismus. Und wie das Ideal ſich niemals erreichen läßt, aber für den, 
der es in fich trägt, auch niemals ohne Förderung bleibt, fo hat &. in den erften Jahrzehnden 
feiner Regierung vielfahen Segen um ſich verbreitet und Frankreich emporgehoben. Der Aut: 
gang entſprach freilich einem ſolchen Anfange nicht, und er enthält für alle Zeiten die Lehre von 
der Verwerflichkeit felbft des thatfräftigen, reihbegabten und pflichtbewußten Abſolutismus. 
Aber verweilen wir zunächſt bei den wirflid erfolgreichen Beftrebungen L.'s für die Wohlfahrt 
der franzöſiſchen Nation. 

Wir gedenken nur kurz der Sorgfalt, welche er ver Literatur und Kunft angedeihen ließ. 
Die großen Talente, welche unter feiner Pflege zur Blüte gelangten, waren doch vor ihm ſchon 
entftanden, und die echte Kunft entfaltet ihre Blume auch ohne ven „Strahl der Fürftengunft‘’. 
Weit dringender bedürfen die materiellen Intereffen des Volks einer umfaffenden Fürſorge ver 
Regierung, und in diefer Richtung war das Wirken 2.'3 ein überaus bedeutſames. Denn 
gerade hierin hatte er viele Sünden Mazarin’s gut zu mahen. Eine feiner erften Regierungs- 
bandlungen war der Sturz des bisherigen Oberintendanten ber Finanzen, Bouquet, der ſich 
während feiner Amtsführung viele Unoronungen und Misbräude hatte zu Schulden fommen 
laffen. Hierauf wurde die gefammte Finanzverwaltung einer ftrengen Unterfuhung unter— 
zogen und jeder Unterfchleif und jede Erpreſſung fhonungslos beftraft. Durd die Einrichtung 
nämlich, daß der Staat feine Einkünfte ven fogenannten Partifand gegen Entrichtung einer be— 
flimmten Summe verpacdhtete, war es oft vorgefommen, daß diefe Pächter in Verbindung mit 
den föniglihen Beamten fi durch gewaltjame Gintreibung möglihft hoher Abgaben über Ge: 
bühr bereiherten. Jetzt mußte jeder, dem ein ſolches Vergeben nachgewieſen werden Eonnte, 
dur Strafgelder, Gefängniß oder felbft mit dem Tode dafür büßen. So floffen z.B. in den 
Jahren 1662 und 1663 über TO Mil. Livres an Strafgeldern in die Staatöfaffe. Freilich 
jhritt Colbert nicht dazu, jenes Pachtſyſtem überhaupt abzuſchaffen. Aud ein anderes Radi— 
calmittel wagte er nicht, das für den Volkswohlſtand fowol wie fürden Staatsidhag von großem 
Segen geweſen wäre: die Aufhebung der Exemtion ded Adels und der Geiſtlichkeit von ber 
Taille. Nur das Eine that er in dieſer Beziehung, daß er viele während der legten Kriegs— 
jahre zu niedrigen Preifen erfaufte Adelstitel für ungültig erklärte. Die Steuereinnehmer 
aber unterwarf er einer ftrengen Aufficht und Gontrole und bemühte ſich beſonders, das Volk 
vor ihrer Willkür zu ſchützen. 

Sein Streben ging aber auch dahin, die Leiftungsfähigkeit des Volks zu erhöhen, durch vie 
Beförderung der Induftrie und des Handels. Er lehrte die Franzoſen die venetianifhe Spiegel: 
und Spigenmanufactur, die holländiſche Tuchbereitung, die engliihe Strumpfwirferei, die 
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deutfche Metallwaarenfabrikation; ja felbft die Producte orientalifhen Gewerbfleißes wurden in 
Frankreich nahgeahmt. Die ausländiſchen Fabrifate unterlagen einem fo hohen Eingangszoll, 
daß fie mit der einheimifchen Arbeit nicht concurriren fonnten; und bei der Gejchiclichkeit der 
Branzofen war es nicht zu verwundern, daß ihre Erzeugniffe bald au in Auslande geſucht und 
viel gefauft wurden. Diefen Verkehr Frankreichs mit dem Auslande aber fuchte 2. vor allem 
von dem drückenden Monopol des holländiſchen Zwiihenhandeld zu emancipiren. Er gründete 
deshalb eine oft= und eine weſtindiſche, eine norbiiche und eine levantifche Handelscompagnie, 
und übertrug dieſen vier Gefellfchaften die Vermittelung des Waarenaustaufches zwiſchen 
Frankreich und der übrigen Welt. Er jelbit betheiligte ſich durch Actienzeihnung an der Her: 
beilhaffung der erforderlihen Kapitalien und veranlaßte auch jeine Beamten zur Subſcription. 
Mas anfangs nur fhmwadhen Erfolg hatte, gelangte durch die Beharrlichkeit, mit welcher die 
Regierung auf dem einmal betretenen Wege voranging, zu immer nachhaltigerer Bedeutung. 
An dem Ertrag ver Taille fonnte man erfennen, daß der allgemeine Wohlftand im Zunehmen 
begriffen war. 2. erwies fi durch feine finanziellen, mercantilen und inpuftriellen Maßregeln 
als Freund und Förderer des Bürgerflandes. 

Zudem trugen diefe Einrihtungen nicht wenig dazu bei, in den Franzoſen das Gefühl ver 
Zufammengehörigfeit zu beleben. Biöher war faſt jede Landſchaft gegen die andere durch Zoll: 
häufer abgejchloffen und ver Verfehr wie zwifchen verichiedenen Staaten erſchwert. Jegt wur: 
den, nicht ohne heftigen Widerſpruch — wie e8 an diefem überhaupt nicht fehlte — jene innern 
Schranken zum großen Theile niedergeriffen, und eine gemeinfame Zollinie umfaßte faft alles 
franzöfifche Land. Das konnte nicht ohne die tieffte Wirfung bleiben. Die provinziellen Ge— 
genfäge verwijchten fi und man wurde um fo lebendiger ſich des Gegenfages gegen dad Aus: 
land bewußt. Diefe Wirkung war aber feine zufällige; denn ed gehörte vielmehr zu den vor: 
nehmften Abfichten L.'s, die Nation mit dem Gefühle der Einheit zu durchdringen. Frankreich 
ein in ſich geſchloſſenes, nach außen hin unabhängiges Ganze: das war die Grundmaxime der 
Regierung L.'s, aus ihr erklärt ji feine innere und "auswärtige Politik, aus ihr floß aller 
Segen und alles Unheil, das er über jein Land brachte; mit ihr ftehen auch die kirchlich-reli— 
giöfen Irrungen in Zufammenhang, welde Frankreich während feiner Regierung bejchäftigten. 

2, wünſchte zuvörderſt, Mom gegenüber, die Selbftändigfeit der franzöflfchen Kirche zu 
wahren. Er war gut katholiſch gelinnt und entichloffen, ven Xehrbegriff und den Cultus der 
römischen Kirche in feinem Neiche aufrecht zu erhalten. Aber er war nicht ultramentan; in der 
Autorität, melde das Papftthum in Aniprud nahm, ſchien ihm eine Gefährdung der Reichs— 
einheit und der eigenen Souveränetät zu liegen. Gr überließ daher lieber der Geiſtlichkeit feines 
Landes die höchſte Entſcheidung in kirchlichen Dingen und hielt an dem Grundfage feſt, daß eine 
päpſtliche Bulle erft durch die Zuflimmung des franzoͤſiſchen Klerus in Frankreich Geltung er- 
langen fünne. Das iſt's, was man unter der gallifanifhen Kirhenfreiheit verfteht. Den 
Principien des Abſolutismus wäre es freilich angemeffener geweien, dad Königthum felbft mit 
dieſem geiftlihen Supremat audzuftatten; denn wie, wenn nun der Klerus mit dem Willen des 
Königs in Widerfprud trat? Dem Königthum fehlte ed dann am jedem gefeglihen Mittel, 
den Widerſtand zu brechen, und die gallifanifche Kirchenfreiheit war ſonach ein wirklich freiheit: 
liches Element in der fonft fo ftreng monarhiihen Ordnung des Staats. L. jollte das in den 
legten Jahren feines Lebens noch felbit erfahren. Zunächſt aber Fam es ihm darauf an, den 
ausländifhen Einfluß abzuwehren, und wol nie waren Königthum und Klerus inniger ver: 
bunden als während bes größten Theils der Regierungszeit 2.8. 

Den Anlaß zur Bewegung gaben die janfeniftiihen Streitigkeiten. Auch die Janfeniften 
waren gute Ratholifen ; wurde doch der übertritt des Hugenottifchen Turenne zum Katholicismus 
ver Wirkung eines janfeniftiihen Buches zugeichrieben. Die Lehre Janſen's erftrebte vor 
allem eine Vertiefung des innern religiöfen Lebens; daher der jittlich beifernde Einfluß der— 
felben auf ihre Anhänger, daher ihre mächtige Wirkung auf Frauengemüther, daher dad Mär: 
tyrerthum der Nonnen von Portroyal, Cine ſolche Lehre ftand freilih mit der laren Moral 
der Jefuiten nicht in Einklang, und diefe traten ihr deshalb feinpfelig entgegen. Sie bewirften, 
daß der Papſt fünf Säge aus Janfen’s „Auguſtinus“ als kegerifch verdammte; und ald die Jan- 
feniften behaupteten, ihr Meifter Habe jene Säge gar nit in dem Sinne gelehrt, in welchem fie 
vom Papfte verurteilt worden wären, fo feßten die Gegner es durch, daß biefer Einwurf in 
einem Formular zurücdgemwiefen wurde, welches jeder Bifchof des Reichs feinen Untergebenen 
zur Unterfchrift vorlegen follte. Mehrere Prälaten und aud jene gefinnungstreuen Nonnen 
von Portroyal verweigerten hartnädig die Unterfchrift; bald aber verdarben die Jefuiten durch 
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übertriebenen Eifer ihr eigenes Werf, Sie ftellten die Behauptung auf, der Papſt, auf vem 
per Geift Gottes ruhe, jei unfehlbar ; er könne ſich nicht allein über die Lehre, jondern auch über 
Thatfachen nicht irren. Er hatte alfo, das folgte daraud, den Sinn Janſen's richtig verſtanden 
und der Janſenismus war Kegerei. Hiergegen nun richtete fich jet die allgemeine Polemik: es 
jei ein Safrilegium, dem Papfte göttliche Unfehlbarkeit zuzuſchreiben; zu welchen Anmaßungen 
müffe das auch führen ; mit gutem Grunde fönne man daraus für ven Bapft das Recht herleiten, 
Kürften zur Verantwortung zu ziehen. Solde Argumente verfehlten ihren Eindrud nicht; der 
König, der bisher dad Formular gebilligt, zeigte ſich plötzlich den Janfeniften geneigter; es 
wurden von neuem Unterhandlungen eröffnet und der Papft ſah fi zur Nachgiebigkeit be: 
wogen. Man verftänvigte ji dahin, daß das Formular wol unterzeichnet werben follte, doch 
mit der Ginfhränfung, daß man, den päpftlihen Ausfprücen über Thatfahen gegen: 
über, nicht zum Glauben, fondern nur zu ehrerbietigem Stillfhweigen verpflichtet fei. Zu 
diefem Abkommen fam ed im September des Jahres 1668. Wie ſehr fi der Ianjenismus 
jegt der Föniglihen Gunft zu erfreuen hatte, ift am beften daraus zu erfehen, daß Pomponnr, 
ein Anhänger veffelben, nad) dem Tode Lyonne's Minifter des Auswärtigen wurde. 

Schon das nächſte Jahrzehnd jedoch führte eine Veränderung herbei. Der König beſaß von 
alters her das Net, in vacant geworbenen Bisthümern die Erträge einzuziehen, ſowie bie 
kirchlichen Amter zu vergeben; man nannte dies Recht die Negale. Nur Guyenne, Languedoe, 
Provence und Dauphine waren davon ausgenommen. Im Jahre 1678 jedoch dehnte 2, Die 
Regale auch über diefe vier ſüdlichen Provinzen aus und erregte dadurch den Widerſpruch 
einiger janſeniſtiſch gefinnter Biſchöfe daſelbſft. Der Erzbifhof von Touloufe, ihr Metropo: 
litan, tabelte jie deshalb; ſie appellirten jevoh an ven Papft, damals Innocenz XI., und er: 
langten veffen vollen Beifall. In einem Breve vom 1. Jan. 1681 bedrohte der Papft die Re: 
galiften mit der Exrcommunication. Der König berief ein Nationalconcilium, dem er bie 
Streitfrage zur Entſcheidung vorlegte. Er kam demfelben dadurch entgegen, daß er bei Be: 
jegung geiftlicher Amter auf die kanoniſchen Vorſchriften Nücficht zu nehmen verſprach. Hier: 
auf prorlamirte die Verſammlung in den vier berühmten Artikeln der Gallikaniſchen Kirche die 
Selbftändigfeit der weltlichen Macht gegen jeglihen Eingriff, fowie die Unterorbnung des 
Papſtthums unter die Autorität der Goncilien. Der König und der Klerus machten fo ge: 
meinfame Sache gegen den römifhen Stuhl; Frankreich bildete auch in kirchlicher Beziehung rin 
geſchloſſenes Ganze. 

Erft allmählich geftalteten ſich die Beziehungen zum Papſte wieder freundlicher ; ven Janfe= 
nismus jedoch hatte 2. fortan tödlihen Haß geſchworen, und die Bekämpfung deffelben ſollte 
ihm noch die legten Tage ſeines Lebens verbittern. Ein Buch von Pascal Quesnel: „Mora- 
liſche Betrachtungen über das Neue Teftament”, wurde damals viel gelefen ; ſelbſt Noailles, ver 
Erzbifchof von Paris, empfahl ed ald Erbauungsigrift. Den Jefuiten jedoch gelang ed, dem 
Buche eine Menge janfeniftifcher Kegereien nadhzuweifen und beim Papfte die Bulle Unigenitus 
gegen baffelbe zu erwirfen. Der König wünſchte nun, der gallifanifchen Kirchenverfaſſung 
gemäß, den franzöſiſchen Klerus zur Annahme der päpftlihen Verdammungdbulle zu bewegen. 
Aber Noailled und acht andere Biſchöfe wiverfegten ſich dieſer Zumuthung, und der König 
ftarb, ohne die Sache zum Austrag gebracht zu haben. 

Er hatte ſich, nächft ver. Abwehr hierarchiſcher Übergriffe, auch dies zum Ziele gefegt, die 
Fatholifche Lehre zur ausſchließlichen Geltung bei feinen Unterthanen zu bringen. Der Jane 
nismus, wie wir eben fahen, widerftand diefem Beftreben; weit ſchwerer aber wurbe eine an- 
dere, größere Abweihung, die hugenottifche, von jenem unglüdffeligen Iniformitätsprineip ge: 
troffen. 

Es mar ein vielverbreitetes Vorurtheil der fatholifhen Neaction jener Zeiten, daß das 
Gedelhen des Staatd von der Einheit des Bekenntniffes aller feiner Bewohner abhängig fei. 
Bildet doch der Staat eine Welt im Kleinen, und worauf beruht die Entwidelung der Welt als 
auf der unendlihen Mannichfaltigkeit ver Erjheinungen, auf dem mehr oder minder frieblichen 
Zufammenftoß der Gegenfäge? Es wurde damals vielfach behauptet, auch 2. war von biejer 
Anſicht beherrfcht, daß die Anhänger der neuen Lehre über die Grenzen ihres Baterlandes hin- 
aus mit ihren Gefinnungsdgenoffen einen Zufammenhang unterhielten, der im Augenblid ber 
Entſcheidung ſich fefter ertweifen Fönnte, ald das Band der Vaterlandsliebe. Wenn aber je ber 
Unterſchied des Bekenntniffes vem Patriotismus in folder Weife Abbruch thut, wahrlich, dann 
ift nicht die Religion, fondern der Neligionsoru die Urſache folder Verirrung; erft das in 
feinen heiligften Gefühlen verlegte Gemüth, erft das durch Bittern Zwang geängftigte Gewiſſen 
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wendet ſich trauernd vom Baterlande ab, das ihm feine Wohlthaten verjagt, und erwartet von 
außen ber feine Erlöfung.. 2. felbft ſprach fi im Anfange feiner Regierung, 1666, dahin 
aus, die Hugenotten feien ihm nicht minder treu ergeben als feine andern Unterthanen und ver: 
dienten deshalb eine gleich gütige und rückſichtsvolle Behandlung. Seine erften Beftrebungen 
waren daher auf eine friedliche Reunion der beiden Religionsparteien gerichtet; durch manche, 
fatholifcherfeits bewilligte, Conceſſionen hoffte er vie Reformirten mit der Kirche zu verföhnen. 
Erſt als dieſer Verſuch an dem Wiverftande der Hugenotten gefcheitert war, erfüllte ſich die 
Seele L.'s mit Abneigung gegen die Befenner der neuen Lehre, die ſich des ausſchließlichen Be— 
fies der Wahrheit rühmten und ſich erfühnten, die Religion ihres Königs mannichfacher Irr: 
thümer zu zeihen. Er war nun entfdhloffen, dem Proteftantismus in Frankreich ein Ende zu 
machen, und zwar zunächſt durch Ginfhränfungen aller Art, die mit dem hugenottifchen Grund— 
gefeg, dem Edict von Nantes, nicht geradezu in Widerſpruch ftanden. Der Übertritt zum Pros 
teftantismug wurbe verboten; Katholik zu werden aber [hon dem flebenjährigen Knaben gegen 
ven Willen feiner Altern erlaubt. Jedes neugeborene Kind mußte binnen 24 Stunden getauft 
fein, ſodaß oft, in Abweſenheit eines reformirten Geifllihen, der katholiſche Priefter des Orts 
die Taufe vollzog. Die gemifchte Ehe wurde unterfagt. Man ſchloß die Hugenotten von allen 
Umtern und Pachtungen aus; man befchuldigte fie leichthin der Beleidigung des Fatholifhen 
Cultus und ftrafte fie dafür mit Schließung ihrer Kirchen. Als aber mit alledem nichts erreicht 
wurde, ſchritt man zu brüdendern Maßregeln gegen Eigenthum und PBerfon. Bei Eintrei- 
bung der Taille gewährten die Intendanten den katholiſchen Unterthanen ſowie den Befehrten 
die größten Erleichterungen auf Koften der Neformirten. Bor allem wirkte Louvois durch feine 
Dragoner. Er ſchickte Einquartierungen in die von Hugenotten bewohnten Städte und Dörfer, 
vertheilte fie in die Häufer derſelben, 309 fie da wieder zurück, mo der Bedrängte endlich befehrt 
war, und vermehrte fie in den Käufern der Standhaftern, bis zuletzt alle jüch dem unerträglichen 
Drude fügten. Denn die Soldaten hauften wie in Feindes Land: die Wohnungen wurden 
niedergeriffen, die Möbel zertrümmert, Greife gefhlagen und Frauen mishandelt. Der Liber: 
tritt geſchah in Maffe; der König war von dem Refultat im höchſten Grade befriedigt. Jetzt 
lieb er denen fein Ohr, welde ihm über die gegen eine förmliche Aufhebung ded Evictd von 
Nantes gehegten Bevenfen hinweghalfen. Dies Epict, fo hieß es, ſei einft nur zur Verhütung 
eines Bürgerkriegs erlaflen worden ; eine ſolche Gefahr beftehe nach fo zahlreihen Bekehrungen 
nicht mehr. Ja, die noch Schwanfenden würden durch ein offen ausgeſprochenes Wort des NR: 
nigs, wie ed der Widerruf des Ediets wäre, unzweifelhaft zum Übertritt bewogen werden. 
Auch vom Auslande war nichtd zu fürdten, denn in England, der wichtigften Stätte des Pro: 
teftantismus, hatte ſoeben der katholiſch gefinnte Jakob II, den Thron beftiegen. Und fo erfolgte 
am 22. Det. 1685 die Aufhebung des Ediets von Nantes: den Hugenotten wurde nit das Be: 
fenntniß, aber die gemeinfame Religionsübung unterfagt; die Prediger wurden aus dem Lande 
verbannt, den Übrigen Hingegen die Auswanderung verboten. Factiſch unterdrückte man durch 
das fortgejegte Syftlem ber Dragonnaden auch das Privatbefenntniß ‚ und die Flucht blieb das 
einzige Rettungsmittel der Glaubendtrenen, die Flucht, welde diesmal nicht geringern Muth 
erforderte als fonft der Widerftand. Wie mander Unglüdlihe wurde von den Verfolgern ein: 
geholt und ind Gefängniß geworfen over zur Galerenftrafe verurteilt! Einen verbienftvollen, 
geadhteten Mann, de Marolles, brachte man von Stradburg, wo er ergriffen worben war, an 
die Kette geihmiedet nad Paris, aber jelbft unter dem Drud der Kette ließ er fih dad Wort 
nit erpreffen, das ihn gerettet Haben würde: ihm mangele nichts, fagte er, er lebe zufrieden, 
Eines jo erhabenen Martyriumd zeigte ſich der franzöfifhe Proteftantismus fähig! Noch 
18 Jahre fpäter, im Jahre 1703, ſchritt er fogar zum bewaffneten Widerftande, und wer will 
fagen, welche Dimenfionen dieſer Aufftand der Gamijarben in den Gevennen hätte gewinnen 
fönnen, wenn die auswärtigen Beinde, mit denen Frankreich damals im Kriege lag, ihn reiht: 
zeitig unterftügt Hätten? 2, hatte einen edeln Beſtandtheil ver Nation einem eiteln Wahne 
geopfert. Die Hugenotten, man Ichäßte fie auf 1, —2 Mil., Hatten zu den betriebfamften, 
und wohlhabenpften Bewohnern des Landes gehört; auch auf den verfhiedenen Gebieten gei= 
fligen Strebens, insbeſondere in ber theologiſchen Wiſſenſchaft, Hatten fie Treffliches geleifter. 
AL dieſe materielle und geiftige Blüte war nun für Frankreich verloren, und eine ſcheinbare 
Glaubenseinheit mußte ihm dafür als Entſchädigung dienen, Es ift dieſelbe Glaubenseinheit, 
aus welcher der Rationalismus und Atheismus des 18. Jahrhunderts hervorgegangen iſt. 
Wenden wir und nunmehr zur Betrachtung der ausmärtigen Politif 2.8, fo bezeichnen wir 
fie wol am richtigften ald das Beftreben, Frankreich durch Vergrößerung feiner Macht volle 
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Selbftändigfeit und Sicherheit zu verfchaffen. Ihm lag ed fern, nach Art der großen Eroberer, 
von denen die Geſchichte erzählt, die Welt durch Waffengewalt feinem Seepter unterwerfen zu 
wollen; die Suprematie, welche er erſtrebte, ſollte ihn zum erjten, nicht zum alleinigen Fürſten 
Europas machen. Sein Wort follte geachtet, gefürchtet, entjcheidend jein im Rathe ver Völker, 
aber vor allem dadurch, daß Frankreich gerüfteter, geihügter daftand, als irgendein anderer 
Staat, daß er ed, um mit Boſſuet zu reden, zu einer einzigen Feſtung machte. Daher die Erhö— 
bung der Land: und Seemadt; die Landarmee betrug in Friedengzeiten, bei einer Bevölkerung 
von nur 15 Mill., mehr ald 150000 Mann; vie franzöſiſche Marine zählte 100 Linienſchiffe, 
die englifche nur 60. Zur Erreihung jenes Ziels aber jhien ihm auch eine Erweiterung der 
Grenzen feines Reichs erforderlich, fowol nah Norden Hin gegen die Niederlande ald aud auf 
ber deutſchen und italienifhen Seite. Die Kriege, welche er zu diefem Zweck unternahm, er: 
hielten dadurch einen nationalen Charakter, der ed erklärlich macht, daß die Franzoſen zu mie: 
derholten malen in patriotiihem Aufſchwung die Sache ihred Königs unterfügten. An: 
dererſeits aber vertrug fich eine ſolche Politit unmöglich mit ven Intereffen der Nahbarn; denn 
was Frankreich durch feine neuen Erwerbungen an Sicherheit gewann, wurde für die andern 
ein gleich erheblicher Berluft, Als einft die Franzoſen auf Luremburg Anſpruch machten, weil 
fie ohne den Beſitz diejed Orts fletd für Thionvifle und Longwy fürdten müßten, erwiderte der 
fpanifche Gefandte mit Recht: „Wer fihert und jelbft aldvdann vor Thionville und Longwy?“ 
Aber dad war das Eigenthümliche der Bolitif L.'s, daß er mit rüdjihtälofer Gewaltjamfeit dad 
einfeitige Interefle Frankreichs geltend machte. Er beſchwor dadurch eine Oppofition berauf, 
die ſich allmäplih zum Syftem des europäiſchen Gleichgewichts entwidelte und ihn ſchließlich 
zwang, ih dieſem oberſten Grundſatze des modernen Staatenlebens zu beugen. Die Voöͤlker 
Europas waren einig genug, ein ſolches Übergewicht Frankreichs das-ihre materielle und gei— 
flige Freiheit bedrohte, von jih abzuwehren. Weit mehr in diefer Gegenwirkung ald in dem, 
was L. jelbft unternahm und vollbrachte, liegt die weltgefhichtliche Bedeutung der auswärtigen 
Politik Frankreichs im Zeitalter L.'s. XIV. 

Der erjte Angriff galt den ſpaniſchen Niederlanden, deren Erwerbung ſchon zu Richelieu's 
Lieblingsplanen gehört hatte. Turenne wies in einer Denkſchrift nah, daß der Belig diejer 
Provinzen für die Sicherung der nörblihen Grenzen unentbehrlich fei: der Beind Fönne von 
dort aus binnen vier Tagen Paris erreihen. Für ein fo dringend empfundenesd Bedürfniß 
fand ſich denn aud bald der erforderliche Rechtsanſpruch. Des Königs Gemahlin, Maria 
Thereſia, ältefte Tochter Philipp's IV. von Spanien, hatte zwar bei ihrer Verheiratfung auf 
die Erbfolge in Spanien Verzicht geleiftet; nad dem Tode ihres Vaters jedoch wandte ?., den 
Deductionen dienfteifriger Rechtsgelehrten folgend, das in den Niederlanden geltende Privat: 
erbrecht, jus devolutionis genannt, auf ftaatliche Verhältniſſe an und forderte für feine Gemaßlin 
die belgijhen Lande. Er hatte feinen Zwed anfangs auf dem Wege der Unterhandlung zu er: 
reichen gehofft, indem er für die Abtretung diefer Provinzen in die Wiedervereinigung Portu: 
gals mit Spanien zu willigen verfprad. Als die ſpaniſche Negierung jedod auf feine Vor: 
ſchläge nicht eingehen wollte, entſchloß er ſich zur fofortigen Decupation des Landed. Da jegte 
die Tripleallianz feinem Vorbringen ein Ziel: der erfte Ball einer diplomatiſchen Intervention 
unbetheiligter Mächte. England und Holland, im Kriege miteinander begriffen, ſchloſſen 
Frieden und beide, im Verein mit Schweden, nöthigten 2., ſich mit einem Theile der eroberten 
Gebiete zu begnügen, die Freigrafſchaft aber ven Spaniern wieder herauszugeben. 

Daß Oſterreich ſich jener Allianz nicht angeſchloſſen, hatte ſeinen Grund in geheimen und 
anderthalb Jahrhunderte geheim gebliebenen Verhandlungen L.'s und des Kaiſers Leopold, 
deſſen Gemahlin Margaretha Therejia ebenfalls eine Tochter des fpanifchen Königs Philipy 
war, wegen einer eventuellen Theilung der fpanifhen Monardie: Verhandlungen, die freilid 
ohne Bolgen blieben, va Karl IL. von Spanien, der Nachfolger Philipp's IV., an deifen Xebens: 
fähigkeit man damals zweifelte, noch länger ald 30 Jahre den fpanijhen Thron innebehielt 
„Den Könige von Frankreich war jedoch auch jener Dreiſtaatenbund unerträglich, und ſein 
® nächftes Beftreben ging dahin, ihn zu fprengen. Nachdem ein VBerfuh, Holland zu gewinnen, 
geſcheitert war, gelang ed ihm, dieſe Republik vollftändig zu ijoliven, namentlich ‚England und 
Schweden, ihre bisherigen Alliirten, in Feinde derſelben zu verwandeln. Es wäre ein außer⸗ 
ordentlicher Erfolg der franzoͤſiſchen Nonacci⸗ geweſen, wenn ihr das Unternehmen, jenen auf— 
ſtrebenden Freiſtaat zu zertrümmern, geglückt wäre; es hätte einen Sieg des monarchiſchen 
Princips über das republikaniſche, des Katholicismus über den Proteſtantismus, des Mercan: 
tilſyſtems über das Freihandelsprincip bedeutet; das freie Denfen und das freie Wort, in 
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Frankreich unterdrückt und verfolgt, hätte dann auch feine ficherfte Zufluchtöftätte verloren. Daß 
ed dahin nicht fam, war einer abermals ſich bildenden Goalition zu danfen; denn nicht der 
Sturz des Johann de Witt, nicht die Durhitehung der Damme, nit Sturm: und Thaumetter 
hätte Holland aus der Gewalt des übermächtigen Gegners gerettet; ſiegesgewiß war 2. nad 
ſelbſterrungenen glänzenden Erfolgen nah St.:Germain zurückgekehrt. Aber wider alles Er: 
warten ſchloſſen zunähft Spanien und Ofterreich mit der bedrängten Republik einen Vertrag, 
zwei Fatholiiche und monarchiſche Mächte mit der proteftantifchen, erft jüngft von dem Haufe 
Habsburg abgefallenen Republik: ein Greigniß, noch merfwürbiger ald die Bildung ver Triple: 
allianz. L., keineswegs außer Faſſung gebradt, ergriff vielmehr die Offenfive; er ließ das 
Elſaß befegen und behauptete es, dank der Uneinigfeit der deutſchen Heerführer, denen Turenne 
mit einheitlihen Oberbefehl gegenüberfland. Leibniz verglih damals den König mit einem 
gelibten Fechter, feine Gegner mit Anfängern und Stümpern. Es ift befannt, wie es Franf- 
reich gelang, ven Kurfürften Friedrich Wilhelm von Brandenburg, der an der Seite des Kaiſers 
fämpfte, durch einen Einfall ver Schweden in fein Land — nicht zu übermwältigen, denn die 
Schlacht bei Fehrbellin gehört zu den glorreichften Begebenheiten der brandenburgifchen Ge— 
ſchichte — aber doc vom Hauptfampfplage für die ganze Dauer des Kriegs zu entfernen. Noch 
mehr! Indem Johann Sobieffi zum Abfchluffe eines Friedens mit den Türken bewogen 
wurde, gewannen biefe gegen Rußland, das infolge deſſen von Schweden ablaſſen mußte, und 
gegen Öfterreich freie Hand, und fo verftand ed 2., die beiden Hauptmächte Deutſchlands, Bran- 
denburg und Ofterreich, letzteres obendrein noch durch Infurgirung Ungarns, in ihrer Action 
zu lähmen. Uber nun ſchloß fih auch England, das fhon früher von der Verbindung mit 
Frankreich zurückgetreten war, den Gegnern Frankreichs an. 2. fing daher an, auf einen mög: 
lichſt vortheilhaften Friedensſchluß bedacht zu fein: mit jenem Staate, deſſen Vernichtung der 
Krieg hatte herbeiführen follen, fnüpfte er zuerft wieder Unterhandlungen an; bald trennte ſich 
auch England von den Berbündeten und es fam zum Nimmweger Frieden (1678), in welden 
Holland alles im Kriege verlorene Land wieder zurüderhielt, Spanien aber die Franche-Comte 
und die wichtigften niederländifchen Pläge an Frankreich abtreten mußte und der Große Kurfürft 
feine Erwerbungen in Schwebifch: Bommern wieder herauszugeben verpflichtet murbe. So ge: 
ftärft Branfreih aus dem bolländiihen Kriege hervorging, fo demüthigend endete er für das 
Deutſche Reich. 

Diefem ftanden jet überhaupt Jahre größter Gefahr und Schmach bevor. 2., ver durch 
friegerifche und diplomatifche Mittel ſich einer großen Goalition gegenüber aufrecht erhalten und 
zum ‚gewaltigften Machthaber in Guropa emporgefhmwungen batte, richtete feine Eroberungs= 
plane nunmehr gegen das vielgefpaltene Deutfchland. Wiederum leitete ihn zunächſt der mili: 
täriſche Gefihtöpunft; zur Behauptung Lothringens ſowol ald der neuerworbenen Freigraf: 
ſchaft ſchien der Befig des Elſaß unerlaßlih. Und wie einft dem Verlangen nad) Belgien das 
Devolutionsrecht zu Hülfe gekommen war, fo wurben die neuen Anſprüche durd eine einfeitige 
Auslegung des Weftiäliihen Friedens-Vertrags unterftügt. In der That fehlte ed gerade den 
Frankreich betreffenden Beftimmungen veffelben, und zwar nicht durch Zufall oder Nachläſſig— 
feit, an Präcifion; man hatte fi über die ftreitigen Punkte nicht verfländigen können und fie 
daher lieber mit Stillſchweigen übergangen. Es waren die Diftricte der drei Bisthümer Meg, 
Toul und Bervun an Franfreich abgetreten worden: aber ob darunter nur das weltliche oder 
auch das firhlihe Gebiet derfelben zu verftehen fei, ift unentjchieven gelaflen; auch über bie 
Stellung der von den Bisthümern abhängigen Lehnsträger des Neichs ift nichts gefagt. Das 
Haus Öfterreich hatte die Yanbvogtei über die elfäfftihen Zehnftädte an Frankreich aufgegeben, 
den bisher veihsunmittelbaren Ständen und Städten jedoch die Fortdauer ihrer Unabhängigkeit 
in keineswegs ungzweifelhafter Weife gefihert. Jetzt ſetzte 2. auf Grund jener Friedensartikel 
feine berüchtigten Meunionen ind Wert, Was durd die von ihm gebildeten drei Gerihtshöfe 
der franzöfifchen Krone zuerkannt wurde, nahm er in feiner Weiſe fogleih nicht nur in Anz 
ſpruch, fondern in Beſitz. Das franzöfiihe Wappen wurde angefchlagen, der Eid der Treue 
gefordert, jeder wiverftrebende Beamte verjagt. Eine Eroberung ohne Schwertitreih! Dem 
Angriff auf Belgien war einft Holland, dem Einfall in Holland das Deutſche Reich entgegen 
getreten; wer ſchützte jegt das Neich gegen die ihm gefchebene Vergewaltigung? Es hätte ſich 
fetöft Helfen follen und können! Aber Kaifer und Reich legten Verwahrung ein und ließen e8 
bamit genug fein. Ja fie entfernten ihre Befapung aus der freien Stadt Strasburg und über- 
lieferten fie wehrlos dem le ie Angriff. Ob einige Ratböberren durch Beitehung ge⸗ 
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wonnen waren, ift noch immer nit ausgemacht; in feinem Kalle fonnte die Stadt, in deren 
Dienft faum 400 Kriegdleute von Gewerbe ftanden, an ernflliche Gegenwehr denken, ohne ein 
ähnliches Schickſal zu erfahren, wie wenige Jahre fpäter (1684) die Stadt Genua, die der 
König durch ein Heftiged Bombarbement vermüften ließ, weil fie ſich weigerte, ifm wegen angeb- 
licher Feindſeligkeiten Genugthuung zu geben. Wol wurde angefichts foldyer Gewaltfamfeiten 
mande Stimme des Unmuths laut; das Haus Habsburg, jo hörte man wol fagen, ſei unfähig, 
das Reich zu fhügen. Aber dieje Erbitterung führte, ftatt zu patriotifchen, vielmehr zu höchſt 
gefährlichen, verzweifelten Entſchlüſſen. Der Große Kurfürft, no über ven Abſchluß des Nim— 
weger Friedens ergrimmt, trat mit L. in enge Verbindung und verſprach ihm feine Stimme bei 
der nächften Kaiferwahl, während ver König ſich anheiſchig machte, den Kurfürften in Pom— 
mern und Schlefien zu unterflügen. In welcher Yage befand fi das Reich: Entzweiung im 
Innern, der Weften dem Raubanfalle Frankreichs preißgegeben,, während von Oſten Her ver 
türfijche Großvezier mit 200000 Mann gegen Wien vorrüdte. Diefer bedrängten Lage ent- 
ſprach das übermüthige Benehmen Frankreichs auf dem Reichstage zu Regensburg; von einer 
definitiven Anerkennung der Reunionen ſah e8 fürs erſte zwar ab, aber es forderte den Ab: 
ſchluß eines Tangjährigen Stillftandes und fegte ald Termin für die Annahme feines Antrags 
den 31. Aug. 1683 fell. Der Termin wurde, troß der ſchwerfälligen Formen des Reichstags, 
eingehalten; ebenfo im folgenden Jahre, ald es ji um die Bedingungen handelte, unter denen 
Sranfreih während des Waffenftillftandes in den reunirten Gebieten regieren follte. Frankreich 
forderte die Souveränetät im franzöfifchen Sinne; der Reichstag wollte ihm nur die Rechte der 
kaiſerlichen Oberhoheit einräumen. Bis zum Abend des 15. Aug., denn das war diesmal ver 
angefegte Termin, dauerten bie Unterhandlungen fort; der franzöſiſche Geſandte drohte, wenn 
es Mitternacht fhlüge, neue Bedingungen aufzuftellen. Als es Mitternacht ihlug, waren bie 
Forderungen Frankreichs bewilligt. 

Sehr bald eröffnete fi dem König eine neue Ausfiht auf Erwerbung deutſchen Gebiets. 
Kurfürſt Karl von der Pfalz, Bruder der Herzogin Elifaberh Charlotte von Orleans, farb ohne 
männliche Nachkommen, ſodaß fein Land in gefegmäßiger Erbfolge von der ſimmernſchen Linie 
an dad Haus Neuburg überging. X, jedoch begehrte im Namen feiner Schwägerin bie ſim— 
mernſchen Lande, einen beträchtlichen Theil der Pfalz; und ald hauptſächlich auf Betreiben des 
bedrohten Kurfürften ver Augsburger Bund geſchloſſen wurde, zum Schuge des Neihögebiets 
und der beſtehenden Verträge, da benugte 8. diefen rein vefenfiven Schritt der Deutſchen als 
Anlaf, die Verwandlung ded zwanzigiährigen Waffenftillftandes in einen definitiven Ftieden zu 
verlangen. Es fand ſich noch ein zweiter Grund zur Wiedereröffnung der Feindjeligkeiten. 
Der Kurfürft von Köln, Marimilian Heinrich von Baiern, war geftorben, und 8. betrieb mit 
allem Eifer die Erwählung des bisherigen Coadjutors, Cardinals Wilhelm v. Fürftenberg, 
einer Greatur Frankreichs. Die deutſche Partei jedoch brachte wiederum einen bairiſchen 
Prinzen, ven fiebzehnjährigen Joſeph Elemens, in Vorſchlag. Von den 24 Stimmen des Ka- 
pitels erhielt Fürftenberg.nur 13, während für die Gültigkeit feiner Berufung zwei Drittheile 
der Stimmen erforderlich gewefen wären. Dennod erfannte X. ihn als Erzbiſchof an un 
ficherte ihm feinen Beiftand zu. Auf dem päpftlien Stuhle jedoch, dem die Entſcheidung über 
die ftreitige Wahl zuftand, ſaß damals Innocenz XI., ein Mann, dev dem franzöſiſchen König 
nicht nur wegen feiner firhlichen Beftrebungen gegen das Papſtthum, fondern au um feiner 
auswärtigen Politik willen feindlich gefinnt war, der einft nad) dem Bombarbement Genuas in 
Gegenwart des franzoͤſiſchen Gefandten fi auf die Knie geworfen und unter Thränen ausge: 
rufen hatte: „Herr, vertheidige du deine Sache!” Jetzt fand er Gelegenheit, durch fein Wort 
dem Umſichgreifen franzöfifchen Einfluffes einen Damm zu fegen: und Innocenz XI. verwarf 
die Wahl Fürſtenberg's und beftätigte den von der Minderheit erwählten Candidaten aus bai: 
riſchem Geſchlechte. 

L. griff ſofort zu den Waffen; er hoffte, dieſe deutſchen Irrungen in kurzer Zeit zum Aus: 
trag zu bringen. Er fühlte ſich damals mächtig genug, nach weit höhern und umfaſſendern 
Zielen zu ſtreben. Wir finden, daß er zu gleicher Zeit beim König von Spanien, nad einer 
ernftlihen Erkrankung deſſelben, das franzöfifhe Succeſſiondrecht geltend macht, beim Kur: 
fürften von Brandenburg die frühern Verabredungen wegen der Kaiferwahl in Grinnerung 
bringen läßt und mit Jakob II. von England eine neue Verbindung gegen die holländiſche Ne: 
publik eingeht. In eben der Zeit jedoch, wo 2. ſich zu fo kühnem Ehrgeiz erheben zu dürfen 
glaubte, bereitete ji in ver Welt ein Umſchwung ver Dinge vor, der für ihn verhängnißvell 
werben follte. | 
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Die wichtigſte europäifche Angelegenheit jener Tage, der Kampf gegen ven Islam, war 
ohne Frankreichs Theilnahme durchgeführt worben; der Bolenkönig und das Haus Oſterreich 
theilten ſich in die Ehren des Sieges. Seit der Befreiung Wiens im Jahre 1683 waren die 
Türken fortwährend zurückgewichen undOſterreich feierte Triumph auf Triumph. Zu der mate— 
riellen Stärkung, die ihm hieraus erwuchs, kamen moraliſche Vortheile von gleicher Bedeutung. 
Kaiſer Leopold erſchien wieder im Glanze eines Oberhaupts und Vorkämpfers der Chriſtenheit; 
die Sympathien Europas wandten ſich ihm zu. L. dagegen hatte durch feine innere Politik ſich 
fowol die Fatholifche, ald aud die protejtantifche Welt entfremdet, jene durd die Bekämpfung 
der päpftlichen Autorität in feinem Reiche, diefe durdy die Aufhebung des Ediets von Nantes, 
Das Schickſal ver Berfolgten, ver Anblid ver Geflüchteten erfüllte die Glaubensbrüder mit Haß 
und Abjcheu gegen ven gewaltthätigen Despoten. Der Große Kurfürft gab die Verbindung mit 
Frankreich, die feindfelige Haltung gegen Oſterreich auf; geeinigt, wie feit ver großen Kirchen— 
trennung faft niemald wieder, jegte fich die deutfche Nation ven neuen Anmaßungen des fran= 
zöſiſchen Machthabers entgegen. 

Hierzu kam nun das große Ereigniß des Jahres 1688: König Jakob II., der Gefinnungs: 
und Bundeögenoffe 2.5, mußte vom englifhen Throne fteigen und Wilhelm Ul. von Oranien, 
der größte und ausdauerndfte unter allen Gegnern 2.’8, übernahm die Regierung des britifchen 
Reichs. Sogleich trat dieſer mit den Feinden Frankreichs in nähere Beziehung, und Öfterreich, 
Spanien und der Bapft trugen fein Bedenken, mit ihm, der fowol dem Katholicidmud ald aud 
dem Legitimitätöprincip einen fo empfindlichen Schlag verfegt hatte, id in ein Bündniß gegen 
den allerhriftlichften König einzulaffen. So ſah fih 2. wider alles Erwarten abermals einer 
mächtigen Goalition gegenüber, und jegt jollte e8 ihm nicht wieder gelingen, fid ihrer ohne Ein— 
buße zu entlevigen. Das Geſtirn L.'s Hatte feinen Göhepunft erreicht und begann niederzu— 
fteigen. 

In den erften vier Jahren diejed jogenannten Orleans'ſchen Kriegs behaupteten die Frans 
zofen zwar noch das militärische Übergewicht ; ed waren die Zeiten jenes gräßlichen Vandalismus, 
der alled, was aus Mangel an hinreihenver Truppenmacht nicht behauptet werben fonnte und 
doch dem Feinde nicht in die Hände fallen follte, ver Zerftörung preisgab; der die blühende 
Rheinpfalz trog aller Fürbitten und Thränen der Herzogin Elifabeth Charlotte in eine Wüftenei 
verwandelte. Im Jahre 1692 jedoch trug die holländisch = englifche Flotte bei La Hogue über 
die franzöfiiche Seemacht einen enticheidenden Sieg davon, und ſchon im folgenden Jahre trat 
auch zu Lande eine den Branzofen ungünftige Wendung ein; der Marfchall v. Luremburg 
machte den König darauf aufinerffam, daß die feindliche Armee immer ftärfer und tüchtiger 
werde. Schon dachte man in Branfreih an die Gefahr einer englifchen Landung; ſchon zeigte 
ich L. in vergeblihen Friedensdanträgen zu großen Goncefjionen bereit, Da gelang es ihm, den 
Herzog von Savoyen zum Rücktritt von der Eoalition zu bewegen, nicht ohne ein großes Opfer; 
denn er überließ dem Herzog die einft dur Richelieu erworbenen zmei Plätze Gafale und Pine: 
rolo. Der Abfall von Savoyen veranlaßte hierauf England und Holland, endlich auch den 
Kaifer zur Annahme der ſchwediſchen Friedendvermittelung. Es mar ein ſchwerer Schritt, zu 
dem jih 8. dem Könige Wilhelm gegenüber hexbeilaffen mußte; er, der biäher Die Nechte des 
vertriebenen Königs verfohten, war genöthigt, Wilhelm III. ald König von England anzuer: 
fennen und dad Berfprechen zu geben, daß er die Feinde deſſelben weder direct noch indirect un— 
terflügen werde ; nur.die Zumuthung, Jakob Il. aus feinem Yande zu entfernen, wies er zurüd. 
Aud gegen Spanien zeigte er ih nadhgiebig, indem er namentlich Luxemburg wieder heraus: 
gab; ed war ihm darum zu thun, den Kaifer zu ifoliven. Und dies gelang. Auf die Einjegung 
Fürſtenberg's zwar drang L. nicht weiter und er ließ auch die pfälzifhen Anfprüche fallen; als 
aber die Deutſchen auf die Beſtimmungen des MWeftfälifchen Friedens zurückkommen wollten, 
verwarf Holland diefen Gedanfen ald den Traum eined Franken Gehirns. Don feinen Ver: 
bündeten verlaffen, mußte Deutfhland im Frieden zu Ryswijk auf Strasburg und das Elſaß 
definitiv verzichten. 

Wir ſtehen nun an ver Schwelle des legten und größten Kriegs, den 2. führte, eined Kriegs, 
dem feine militärifchen Kräfte jo wenig gewachſen waren, daß Frankreich an den Rand des Ver— 
derbens gebracht wurde; bem er aber auch durch diplomatische Action Feine günftigere Wendung 
zu geben vermochte, ſodaß nur Ereigniffe, die außerhalb feines Einfluffee und außerhalb aller 
Berechnung lagen, ihn aus der Gefahr befreiten. 

Die Erledigung des fpanifchen Throns ftand bei der Hinfälligkeit des Einderlofen Königs 
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Karl in naher Ausficht. L. war entfchloffen, die franzöſiſchen Succeſſionsanſprüche geltend zu 
machen ; aber es ſchien ihm doch nicht gerathen, fie in feiner frühern Weiſe, um die Folgen un: 
befümmert, gewaltfam durdzuführen. Er zog den Weg der Unterhandlungen vor und zwar 
ſetzte ex ſich nicht mit Oſterreich, der bei diefer Angelegenheit nächftbetheiligten Macht, ſondern 
mit dem Könige von England in Verbindung, der das Intereſſe des europäiſchen Gleichgewichts 
vertrat. Während feine Agenten in Spanien ſich alle Mühe gaben, die franzöſiſche Thronfolge 
zu fihern, während Harcourt, der Geſandte Le's, und der Franciscanergeneral, ven Sympatbien 
des Volks vertrauend, die fefte Überzeugung ausfpradhen, daß nur ein franzöfifcher Prinz auf 
den fpanifhen Thron gelangen werbe: verftändigte fih 2. mit England ſchon im Jahre 1698 
über eine Theilung Spaniend, durch welche dem anerfanntermaßen nächſten Erben Karl’ IL, 
dem Kurprinzen Ferdinand von Baiern, das Hauptland zufallen follte. Als Hierauf im Fe— 
bruar 1699 diefer junge Fürft mit Tode abging, fam im Mai ded Jahres 1700 ein zweiter 
Theilungsvertrag zu Stande, Eraft deffen ver Erzherzog Karl, der zweite Sohn des Kaijerd 
Leopold, Spanien erhalten follte. Der Vertrag war nicht bindend, folange Öfterreich, das zum 
Beitritt aufgefordert werden follte, fi deffen weigerte. Da ftarb am 1. Nov. 1700 König 
Karl I. von Spanien, und fein bis dahin vor aller Welt geheim gehaltenes Teftament erflärte 
Philipp von Anjou, den zweiten Enfel 2.5, zum Univerfalerben ver Monardie. Von 2.'8 Ent: 
ſcheidung hingen jegt die Geſchicke der Welt ab: wird er, dem englifchen Vertrage treu, bie 
Erbſchaft ablehnen oder fie annehmen unter dem Widerfprude Europas? Gr nahm fie an; 
ihon am 16. Nov. wurde der junge König von Spanien dem feierlih verfammelten Hofe zu 
Verſailles vorgeftellt. So fagte 2. fih von der Rückſichtnahme auf die gerechten Korderungen 
Europas wiederum los; feiner urfprüngliden Natur folgend, erfaßte er ven Gedanfen einer 
Bereinigung der ſpaniſchen und der franzöſiſchen Monardie, die Ausſicht auf eine Suprematie, 
die feinen kühnſten Wünſchen entſprach, mit vem Eifer und dem Kampfesmuthe feiner Jugend— 
jahre. Die Mächte aber ergriffen zur Vertheidigung des fo tief gefährbeten europäiſchen Gleich— 
gewichts mit erneuter Energie die Waffen. 

Die Kriegsgeſchichte der folgenden Jahre ift eine Geſchichte der fortſchreitenden Bedrängniß 
und Erfhöpfung Frankreichs. Wol trat e8 in treffliher Ausrüftung auf den Kanıpfplag und 
ſchritt allerorten beherzt zum Angriff. Aber bald gewannen die Verbündeten das Übergewicht, 
und der Sieg blieb dann an ihre Bahnen gefeifelt; die Zeiten der Turenne und Conde, der 
Luremburg und der Bauban waren vorüber; mit Ausnahme Vendoͤme's hatte Frankreich jeßt 
feinen hervorragenden Beldheren mehr aufzuweiien ; ein Schwädling, der von banger Vor— 
ahnung feines nahen Todes gequält war, befehligte die Franzoſen in der Schlacht bei Turin. 
König 2. erfchien jegt nicht mehr perſönlich im Rager; ftatt deſſen pflegte er die Bringen feines 
Haufes mit dem Oberbefehl zu betrauen, indem er ihnen erprobte Generale an die Seite gab. 
Das aber führte zuweilen in entjcheidenden Stunden zu verderblihen Schwanfungen und 
Colliſionen. Zudem beeinflußte der König von feinem Gabinet aus nicht nur alle Unterhand— 
lungen, ſondern aud die Operationen der Heere; es gereichte feinem Herrfchergeifte zur Genug: 
thuung, auch hierin feinen Willen geltend gemacht zu haben, felbft wenn es zum Nachtheil der 
Sache geihehen war, wie er einft auf Tourville, ven Anführer der Flotte in der unglüdlichen 
Schlacht bei La Hogue, mit den Worten hinwied: „Da geht ver Mann, ver mir gehorcht Hat.” 
Einer ſolchen Heerführung gegenüber, der es fowol an wahrer Befähigung als an der erften 
Bedingung alles Gelingeng, an ftrammer Einheit, fehlte, wurden die auch ſchon numerifch über: 
legenen Arneen der Feinde von zwei Männern geleitet, die zu den militärifchen Größen erften 
Ranges gehörten und in ihrem Zufammenwirfen ein Mufterbild ver Eintracht und ver Freund: 
haft darboten: dem Prinzen Eugen von Savoyen und dem Herzog v. Marlborough. Durd 
drei große Schlachten, bei Hochſtaͤdt, bei Ramillies und bei Turin, wurden die Franzoſen ge: 
zwungen, ihre Poſitionen in Deutfchland, in ven Niederlanden und in Stalien für immer aufzu— 
geben, und ſchon in den Jahren 1706 —7 hatten die Dinge faft diefelbe Beftalt angenommen, 
welche 1713 durch den Friedensſchluß dauernd befeftigt worden ifl. Das rechte Rheinufer, die 
lombardiſche Ebene und die belgiſchen Provinzen waren den Franzoſen entriffen; in Spanien 
dagegen behauptete fih Philipp V., trog einer vorlibergehenden Räumung Madrids, durch bie 
thatkräftige Anhänglichkeit der Gaftilianer; Frankreich felbft, zweimal von einer Invaflon be: 
droht, bemahrte dennoch feine Integrität; aud befand ſich Gibraltar bereitd damals in den 
Händen ver Engländer. Die Übermacht Frankreichs war gebroden, wenngleich fein Beftand 
unerſchůttert. Aber die Verbündeten gedachten ihm einen tiefern Fall zu bereiten. Alle ſeine 
Friedensanträge wurden zurückgewieſen; alle Verſuche, die Coalition zu trennen, miöglüdten. 
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Holland lehnte jede einjeitige Unterhandlung ab; Marlborougb wies alle Gelvanerbietungen 
von ih. Auc dad Beſtreben, Karl XU. von Schweden zu einer Invalion in Deutſchland zu 
veranlafjen, jheiterte an dev Abneigung diefed jungen Königd gegen die politifche und religiöfe 
Richtung L.'s. Mit jedem Jahre fleigerten ſich die Kriegserfolge und mit den Erfolgen die Ab— 
fihten der Alliirten: 2. follte auf die gefammte jpanifhe Monardie zu Gunften Karl's IN. 
verzichten, er follte den Proteftanten feines Landes ihre alten Rechte wiedergeben ; ex follte dem 
Sohne Jakob's II. das franzöniiche Alyl verfagen. Da der Kampf in Spanien nad) wie vor dem 
bourboniſchen Prätendenten günftig blieb, To ftellte man dem Großvater die Zumuthung, mit 
franzöjifcher Heeresmacht ihn vertreiben zu helfen. So jehr ſich Gefühl und Ehre dagegen 
ſträubten, fo drängte der Verluft der Schlacht bei Malplaquet im September 1709 doc zu 
einigem @ingehen auf dieſe Forderung: L. gab zu, daß Philipp die jpanifhe Krone mit der von 
Sicilien vertaufgen jollte; er ließ feinen Enkel auffordern, jid) diefem Tauſche Freiwillig zu un— 
terwerfen; er wollte die Grecution gegen ihn mit Geld unterftügen; nur ſelbſt, mit eigenen 
Truppen gegen ihn einzufchreiten, das konnte ex nicht über fid gewinnen. Die Plane ver 
Gegner wurden inzwiſchen immer fühner: man beabſichtigte eine beveutende Einſchränkung der 
Tranzöflihen Grenzen. Bon deutjcher Seite forderte man nit nur Etradburg und das ganze 
Elſaß, jondern aud die drei lothringifchen Bisthümer in ihrem vollen Umfange zurüd, und 2. 
erklärte fi wenigftend dazu bereit, der deutſchen Auslegung des Weftfälifchen Friedens gemäß, 
Stradburg und die übrigen Reunionen wieder herauszugeben. Dahin war es gefommen, daß 
die ganze Arbeit ſeines Lebens umjonft gethan ſchien, ja daß es jehr zweifelhaft war, ob Europa 
ih daran genügen laffen würde. Welch ein merkwürdiges Beiſpiel dev Vereitelung von Ent: 
würfen eines abjoluten Menjchenwillens! Wieder verglich man Frankreich mit einer Feſtung, 
wie einft in den Tagen der Übermacht, aber man verglich e6 jegt mit einer belagerten und hart 
bevrängten Feſtung, die vieleicht in kurzem gezwungen fein werde zu capituliren. 

Da durchkreuzte der Tod alle Erwartungen der Menſchen. Kaifer Joſeph l., der ältefte 
Sohn Leopold's J., ſtarb nad) Eurzer Regierung plöglid im April 1711, und da er feine männ= 
lichen Nachkommen hinterließ, jo ging das öfterreihiiche Erbe und bald aud) die deutſche Kaiſer— 
würde auf jeinen Bruder Karl über, der nun ald Karl VI. die gefammten habsburgiſchen Lande 
nod) einmal, gleich jeinem Ahnherrn Karl V., zufammenfaflen zu follen jhien. Das lag jedoch 
nit im Sinne feiner Verbündeten, ftatt des franzöflichen ein habsburgiſches Weltreih auf: 
richten zu Helfen; um des europäiſchen Gleichgewichts willen hatten jie 2. bekämpft, und aus 
demjelben Interefle verließen fie jegt die Sache Karl's II. von Spanien. England, wo in: 
zwiſchen ein Syſtemwechſel ftattgefunden, knüpfte plöglicdy geheime Verhandlungen mit Frank— 
veih an; der franzöſiſche Minifter wurde gefragt, ob feine Negierung wol geneigt fein witrbe, 
einen Separatfrieden mit England abzujhließen ; ihm war, jo erzählt er, bei diefer Anfrage zu 
Muthe, wie wenn ein gefährlich Kranker gefragt würde, ob er geheilt zu werden wünſche. 

Ein im December 1710 erfochtener Sieg Vendoͤme's in Spanien gab den Unterhandlungen 
einen beftimmten Anhalt. Der engliſche Minifter Bolingbrofe erkannte nunmehr Philipp V. 
als König von Spanien an, jegte ed jedoch durch, daß derfelbe feierlich auf fein Succeſſionsrecht 
in Sranfrei verzichtete, ſowie andererjeits die franzöſiſchen Prinzen für immer der ſpaniſchen 
Ihronfolge entjagten. Den Bemühungen Bolingbrofe’5 verdanft Spanien die Erhaltung ſei— 
ner Selbftändigkeit. Sobald man fid) über diefen und die andern Hauptpunfte verftändigt 
hatte, eben als die verbündeten Heere bereits ind Innere Frankreichs, bis nad) Soiſſons, vor: 
gedrungen waren, Ihloß England einen Waffenftillftand ab und zog feine Truppen vom Kriegs- 
ihauplage zurüd. Seinem VBorgange folgten die eneralftaaten, und ein Jahr jpäter aud) 
Kaiſer und Reih. Wie ſchon in frühern Fällen, zog Deutſchland aud bei diefem Friedens— 
Ihluffe den Fürzern, und Bolingbrofe, der im übrigen feine Meinung wol durchzuſetzen wußte, 
bewies in den veutfchen Angelegenheiten große Nachgiebigkeit. Er beftand nicht lange auf die 
Herausgabe von Stradburg und legte den Unterhandlungen mit dem Reiche überhaupt nicht 
ven Weſtfäliſchen, jondern ven Ryswijker Frieden zu Grunde. 

L. überlebte das Ende des Kampfes faum zwei Jahre lang; der mehr als jiebzigjährige 
Greis hatte nun doch eirie grümdliche Abneigung gegen den Krieg gefaßt. Um feinen neuen 
Anlap zur Aufregung in Europa zu geben, verfagte er ſich nach den ſchweren Verluſten, die er 
in feiner Bamilie erlitt, ven Troft, feinen Enfel von Spanien noch einmal wiederzufehen ; aus 
gleichem Grunde jhloß ev ihn von der Negentfhaft für den minderjährigen Thronerben aus. 
Wenn irgendjemand, jo hatte er das wechfelvolle Glüd ver Waffen an ſich erfahren ; es hatte ihn 
aus ftolzer Höhe hinabgefchleudert, aus tiefer Demüthigung emporgehoben. Durd den Frieden 
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von Utrecht war der Beitand Frankreichs wieder gerettet und gejichert, aber von einer Supre— 
matie über Europa konnte Feine Rede mehr fein. Das ganze 18. Jahrhundert hindurch Hat 
diefe veränderte Machtſtellung Frankreichs fortgedauert und, bei dem ehrgeizigen Charakter ver 
Nation, auf den Ausbrud und den Fortgang der Franzöſtiſchen Revolution unzweifelhaft ein: 
gewirkt. Daß aud die finanziellen Urſachen der Revolution im Zeitalter 2.’8 zu fuchen feien, 
ift befannt genug. Colbert's mercantife Einrichtungen waren auf friedliche Zuftände berechnet 
gewefen ; ſchon feit vem holländischen Kriege hatte er von feinem Amte zurüczutreten gewünſcht; 
auf das fhmerzlichfte empfand er die Wirkungen der Hugenottenverfolgung, obſchon er bie 
förmliche Aufhebung des Edicts von Nanted gar nicht erlebte. Trog alledem war burd ihn 
für die Hebung der allgemeinen Wohlfahrt fo viel gefchehen, daß nod im Jahre 1688 die Ein- 
nahmen und Ausgaben des Staats fih das Gleihgewiht hielten. Seitdem aber erhöhte der 
pfälziſche Krieg die Schulden um mehr ald 350 Mill. Livres, im Erbfolgekriege endlich fliegen 
die jährlichen Ausgaben von 116 auf258 Mill. In Eines Mannes Händen waren jet felt- 
jamerweife die beiden Minifterien des Kriegs und der Finanzen vereinigt: während einft Eol- 
bert und Louvois diefe fo verfchiedenartigen Zweige der Verwaltung mit großartiger Gonie- 
quenz einander gegenüder vertreten hatten, machte Chamillard jegt, wie ſich denken läßt, ven 
Staatsſchatz ganz ven Zwecken des Kriegs dienftbar. Im jenen Jahren entftand das unglüd: 
felige Syſtem ver unfundirten Papiergeldemifjton, ein Syitem, das den Volkswohlſtand unter: 
grub, ohne dem Staate aufzuhelfen. Wo waren die Zeiten, da L. duch feine Binanzmaßregeln 
zugleich den Staatsihag zu füllen und fein Volk von drückenden Laften zu befreien jtrebte! Die 
allgemeine Rage des Landes war eine fo verzweifelte, daß e8 manche gab, die dem Heere eine ent: 
jchiedene Niederlage wünfchten, weil fienur von einer großen auswärtigen Kataſtrophe Beſſe— 
rung erhofften. 

Das abfolute KönigthHum hatte die Sympathien der Nation verloren. Die erſten Spuren 
jener oppofitionellen Denfart, die am Ende des 18. Jahrhunderts eine fo erſchütternde Umwäl— 
zung herbeiführte, werden beim Antritt des Jahrhunderts, unter dem unmittelbaren Gindrud 
der Regierung 2.'8, bemerkbar, Als ein ſolches Symptom des int Volke ſich regenden Wider: 
ſpruchs ift der Brief zu betradhten, ven 2. um das Jahr 1694 von unbefannter Sand — man 
bat vermuthen wollen, von Fenelon — empfing, worin über feine Eroberungspolitif der Stab 
gebroden wird, Der Inhalt des Briefes entfpricht allerdings ganz den Anjichten jenes be: 
rühmten Biſchofs, in deflen Schriften überhaupt die Ideen der neuen Zeit einen frühen Aus— 
drud fanden, Man fing an, dad ganze Menſchengeſchlecht ald Eine große Familie zu betrachten 
und den Völferfrieg demgemäß ebenfo verwerflich zu finden wie den Bürgerfrieg. Dynaſtiſche 
Intereffen wenigftens gäben Fein Recht zum Kriege; eine Nation fei nicht das Erbtheil einer 
Frau. Man wies daraufhin, daß nur die allgemeine Wohlfahrt dem Staate Macht verleihe; 
fie zu erhöhen fei im eigenen Intereffe ded Königthums, denn nad ihr bemeife jich die Leiſtungs— 
fähigfeit des Volks. Es wurde eine deliberirende Verſammlung gefordert, die ven König bei 
Aufbringung der Kriegskoſten durch ihren Rath und ihr Anfehen unterftügen folle. Es wurde 
die Aufhebung aller Gremtionen verlangt, und der Grundfag der allgemeinen Steuer und 
Dienftpflicht fand befonders in Marfhall Vauban einen eifrigen Verfechter. Indem man end— 
lich die föniglihe Gewalt aus dem Begriffe der übertragenen Volksſouveränetät herleitete, be— 
ſtritt man derfelben das Recht der Religionsverfolgung; denn aud die Bolfdfouveränetät , be— 
hauptete man, habe fein Recht, die Gewiffen zu zwingen. 

Es läßt ſich nicht ermeilen, welche Bedeutung ed hätte haben fünnen, wenn biefe neuen 
Principien, welde vorläufig nur im Gegenfage zum herrſchenden Syſtem fi Fund gaben, nad 
dem Tode ded Königs einen Einfluß auf die Leitung ded Staatd gewonnen hätten, Eine Zeit 
lang konnte man das hoffen, da der muthmaßliche Thronfolger, Herzog Ludwig von Bour: 
gogne, von den Reformgedanfen feines Lehrers Fenclon erfüllt, die Verfaflung Frankreichs in 
der That in populärem Sinne umgeftalten zu mollen ſchien. 

Aber der Tod, der in den legten Jahren L's das königliche Haus förmlich verwüftete, vaffte 
auch diefen hoffnungsvollen Prinzen in der Blüte feines Lebens hinweg. 

Schon im April 1711 war der einzige Sohn des Königs, der Dauphin, plöglich geftorben ; 
feine drei Söhne waren der Herzog von Bourgogne, der König Philipp V. von Spanien und 
der Herzog von Berri. Kaum ein Jahr fpäter, im Februar 1712, folgte ver ältefte von ihnen 
feinem Vater ind Grab; faft gleichzeitig mit ihm und infolge derfelben Krankheit ftarben feine 
Gemahlin und feine zwei älteften Kinder; das jüngfte, damals zwei Jahre alt, der nachmalige 
Ludwig XV,, wurde gerettet. Im Mai 1714 ſah der König auch feinen dritten Enfel, den 
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Herzog von Berri, fterben, umd die Regentſchaft für den unmündigen Urenfel fand nun zu= 
nächſt dem Bruderdfohne L.'s, dem Herzog Philipp von Orleans, zu, auf dem der entfegliche 
Verdacht rubte, jene Todesfälle herbeigeführt zu Haben. „Gott erhalte und ven König, foniten 
wird e8 toll hergehen“, ichreibt Elifabeth Charlotte im März 1712; an eine lange Dauer feines 
Lebens allein knüpfte fich die Hoffnung auf Erhaltung der Ruhe; der Negierungsantritt eines 
Kindes ſchien das Signal zum Ausbrud wilder Stürme werden zu müffen. 

Der König aber bewahrte vor ven Augen der Welt jene großartige Würde und Ruhe, die 
ihn aud in den Zeiten des Kriegsunglücks nie verlaffen hatte. Wol war feine Bruft von 
Schmerz zerriffen, „feine Betrübniß hätte einen Stein erbarmen mögen‘, erzählt Eliſabeth 
Gharlotte, die ihn Hoch verehrte. Aber ſolchen Empfindungen gab er fih nur im engften Freun— 
deöfreife hin; Frau v. Maintenon, ver er ſich immer inniger anſchloß, hat ihn zumeilen Thränen 
vergiehen fehen. Das Leben am Hofe war jegt fill und freudlos; der greife König fand nur 
noch an Mufif und an der Vollendung feiner Bauten Vergnügen. Den Geſchäften widmete er 
ſich auch jegt noch, ohne zu ermüden; als feine Minifter ihm eine Vereinfahung der Arbeit vor= 
ſchlugen, rief er and: „Wie? Binich zu alt, um zu regieren 

Das ift das Merkmal ver Charaftergröße, daß der Menſch in ſich Widerſtandskraft findet 
gegen alle Unfälle des Lebens. Oder follte L. am Ende feiner Tage nit empfunden haben, daß 
er dad Ziel feiner Wänfche nicht erreicht, feine Lebenszwecke großentheils verfehlt hatte? Iſt es 
nicht vielmehr in diefem Sinne zu deuten, daß er noch in den legten Stunden feines Daſeins ſich 
als in kirchlichen Dingen vielleicht voreingenommen bezeichnete umd feinen Nachfolger vor dem 
Kriege warnte, den er felbft allzu fehr geliebt habe? 

Faft 77 Jahre alt, ftarb 2. am 1. Sept. 1716. 8, Deldner. 

Ludwig Philipp, Die Gefchichte ver franzöſiſchen, oder richtiger der europäiſchen Revo— 
Iution, die mit dem Jahre 1789 begonnen hat und bis zu diefer Stunde noch nicht vollendet ift, 
bietet und in der Großartigkeit ihrer wechfelvollen Bewegung zahlreiche und merkwürdige Er— 
ſcheinungen eines ebenfo unerhörten Wechfeld in dem Lebensſchickſal einzelner Menſchen. Die 
Weltgeſchichte kennt fein Schidjal eines Emporfteigend und Fallens, wie es ji in dem Leben 
Napoleon’s darftellt. Aber nit minder merfwürbig ift der Schickſalswechſel vom Leben 2.'8, 
das in wiederholt ab⸗ und auffteigender Linie faft alle Stufen des Menſchenſchickſals durch— 
läuft, ohne felbft mit dem Tode einen erkennbaren Abſchluß zu finden. Ja die Gefhichte L.'s 
ift mit feinem Tode fo wenig abgefhloffen wie die Gefchichte Napoleon's J. Denn noch ift zwi— 
fchen beiden die Frage nicht entfchieven, ob einer von beiden, und wer von ihnen ber Gründer 
einer neuen Dynaſtie für Frankreich zu werben beſtimmt ift, oder ob die Weltgeſchichte und die 
Nevolution über die Prineipien und Richtungen, welche diefe beiden Namen vertreten, zu einer 
Ordnung der Dinge hinwegſchreiten wird, bie ſich weder mit dem Gäfarenthum der Napoleone,; 
noch mit dem conflitutionellen Formalismus der Orleans verträgt. 

e. ift wie wenige geeignet, und in feinen Griebniffen und in feiner Wirkjamfeit dad Bild 
und den Charakter der Zeit zu vergegenwärtigen, in welcher ev gelebt und gewirkt hat. Denn 
es fpiegeln fich in denfelben die verfchiedenften Phafen ver Zeit, die fein Leben durchlaufen hat, 
mit dem rafchen und nicht felten fhroffen Wechfel ver Tendenzen ab, von denen ſie bewegt wurde, 
und fein eigenes Handeln ift immer mehr oder weniger von diefen Tendenzen beftimmt, gleichviel 
ob er durch die herrfchende Strömung von der Höhe zur Tiefe oder von der Tiefe zur Höhe 
getragen wird, gleichviel ob er diefen Strom zerftörend über feine eigene Lebensbahn hinweg— 
gehen fieht, oder ob er ſelbſt ihm die Richtung vorzuſchreiben ſcheint, die erzu nehmen bat. 

L. ift ein Kind feiner Zeit. Ex bat niemals über derſelben geftanden. Seine Tugenden 
und feine Fehler find Erzeugnifle verfelben. Er verdient auch für die Zeit feined Glanzes und 
feiner Macht weder ven Ruhm noch den Vorwurf ihres Schöpferd und Lenferd. Seine Klugheit 
beftand nur darin, die herrſchenden Triebfedern der Zeit für feine Zwecke zu benugen, fein Ball 
ward nur dur den Mangel an Verſtändniß für die Zufunftöfeime einer neuen Zeit hervor: 
gerufen, die ſchon in feiner Zeit and Licht drängten. 

Seine Geburt, am 6. Det. 1773, fällt in eine Zeit, die fhon von dem Athem der Revolution 
durchweht war, wenige Monate vor dem Megierungdantritt Ludwig's XVI., ver fie vom 
Thron herab proclamirte und zu ihrem erften großen Opfer beflimmt war. Seine erften Ju: 
gendeindrücke hinterließen ihm das Bild eines Waters — Ludwig Philipp, Herzog von Orleans 
(Egalite), der, ernft und ftreng, feine Kinder vor allem zu Menſchen und dann erſt zu Prinzen 
erziehen wollte, — einer Mutter — Luife Marie von Bourbon, die, liebreih und zärtlich, feinen 
entf&heidenden Ginfluf auf die Erziehung ihrer Kinder zu gewinnen vermochte, und vielleicht 
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auch das Bild eines ehelichen Verhältniſſes, das, von den Schäden ſeiner Zeit angefreſſen, ohne 
Innigkeit und Einigkeit war. Seine Erziehung, bis zum achten Jahre in Händen des Chevalier 
de Bonnard und in denen der befannten Frau v. Genlis, immer aber unter ſorgſamer Controle 
des Vaters, war ein Gemifch von erften Verſuchen, Rouſſeau'ſche Grundſätze zu verwirk⸗ 
lien, mit der fleten Rückſichtnahme auf die künftige Stellung bed Zoͤglings, Die eine all: 
feitige Geiftesbildung und umfaflende Kenntnifle zu fordern ſchien. Weibliche Theoretifer 
halten, wenn fie einmal den natürlichen weiblichen Inftinet verloren haben, den äußern Kor: 
malismus der lieb gemonnenen Theorie firenger feft al8 Männer, ohne doch das Weſen derſelben 
zu erfaflen. 

8.8 Erziehung gewann unter der Leitung einer Frau nichts von weiblicher Weichheit und 
Innigfeit, jondern war vielmehr vorwiegend auf Ausbildung der Berftanded: und Willenskraft 
gerichtet, ohne die Wärme und Friſche des Empfindend und die in der Regel damit verbundene 
Urſprünglichkeit des Anſchauens zu wecken und zu pflegen. Er eignete fih mannichfaches 
Willen, aud in fremden Sprachen mit Luft und Xeichtigfeit an, wurde zur Thätigfeit, fogar in 
bürgerliher Handarbeit (Gärtnerei, Bapparbeit u. j. w.) angehalten, in feinen Genüffen zu 
maßvoller Enthaltjamkeit, in feiner Lebenseinrichtung zu frenger Ordnung und Gejeplichkeit 
gewöhnt. Frühzeitig durfte er feine Verſtandeskritik an ven überfommenen Borflellungen und 
Lehren der Religion, an ver Beurtheilung öffentliher und privater Verhältniſſe üben und ebene 
früh lernte er Menſchen beurtheilen und behandeln. Seine eigene Erzieherin bot ihm mannich⸗ 
fache Gelegenheit, ihre Schwächen zu feinem Vortheil zu benugen; und wenn er in Kleinen 
Dingen jeine Neigungen beherrichen oder verhehlen, feine Abneigungen unterbrüden und nieder: 
halten lernte, jo hat er vielleicht auch jhon damals gelernt, zur Befriedigung feiner Wünſche 
und Reidenfchaften auf lImmwegen zu gelangen, wo fie ihm von den Verhältniſſen vorgeſchrieben 
wurden. . 

Die revolutionäre Bewegung, die, möchte man jagen, vom Throne herab in immer tiefere 
Sphären der Bevölferung herabftieg und ſich zunächſt in ver hartnädigen und ihonungsloien 
Oppofition ber privilegirten Stände und der Notabeln gegen die Krone documentirte, trat be: 
veitö ald mitbewegende Kraft in das Erziehungswerk ver Frau v. Genlis. Man fonnte und 
wollte im Balais : Royal und in vem Landhauſe Belle-Ehafje, in welchem die jungen Prinzen 
erzogen wurden, die Herzen und Geiſter derjelben nicht den Ideen verichließen, von denen die Zeit 
ſchwanger war. Schon im Jahre 1785 hatte man den zwölfjährigen Herzog von Ehartres, 
wie jegt X. hieß, in das berüchtigte, aber zur Zeit nur noch wenig benutzte Staatsgefängniß 
Mont St. Michel geführt, um ihm Abſcheu vor der entjeglihen Grauſamkeit einzuflögen, 
welde von monarchiſcher Seite hier verübt worden war. Man ließ ihn mit eigener Hand einen 
Käfig zerflören, in welchem ein holländiſcher Schriftiteller, der gegen Ludwig XIV. geichrieben, 
17 Jahre eined martervollen Daſeins zugebracht hatte. Das geihah natürlich mit Wilfen und 
Willen König Ludwig's XVI. und, wie man jagt, aufden Wunſch feines jüngern Bruders, des 
Grafen von Artois (Karl X.). 

Der Vater 2.8 hatte bereitö in dem won den Privilegirten begonnenen Kampfe gegen die 
föniglihe Allgewalt die oppofitionelle Stellung gegen den Thron eingenommen, die in der jüun- 
gern Linie des Haufes Bourbon traditionell war. Der berühmte Proteft des Herzogs von 
Drieand gegen die Befehle des Königs in dem lit de justice von 1787 gab diejer Stellung 
den Charakter der offenen Feindſeligkeit. Philipp Egalite wurde zu einem Fahnenträger der 
unvermeidlich herannahenben Revolution. Seine Familie und bejonders jein ältefter Sohn X. 
folgte ihm bereitwillig auf dem Wege, ohne damals nod zu ahnen, wohin er ihn führe. Wäb— 
rend der Herzog wegen jeiner faft erwiejenen Theilnahme an dem Unternehmen tes parijer 
Volks gegen Berfailles jih in diplomatiſcher Verbannung zu London befand, leiftete der Sohn 
anı 9. Febr. 1790 in Nationalgardenuniform ben Bürgereid und unterzeichnete ih mit Strei— 
Hung aller Titel ald citoyen de Paris. Er beſuchte in demſelben Jahre haufig die National: 
verfammlung, und der jiebzehnjährige Knabe oder Jüngling hielt am 1. Nov. 1789 in dem 
Jafobinerclub eine Rede, die von den daſelbſt Berjammelten mit Beifall aufgenommen wurde. 
Er bewegte jih mitten im gewaltigen Strom der Revolution. Im Jahre 1791 trat er ale 
activer Militär in die Armee und als Oberft an die Spige eined Degimentö, das feinen Namen 
führte. Die damaligen Zeitungen berichten aus feiner Garnijondzeit in Vendöme zwei Züge 
von Muth, Klugheit und Entſchloſſenheit, Die ihm die Kiebe feines Gorp6 und die Achtung der 
Bürgerſchaft gewannen. Er rettete zwei eidſcheue Priefter vor ver Wuth des Volfs durch ein 
Benebnen, das dem fühnften und welterfabrenften Mann Ehre gemacht hätte, und einen ertrin- 
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fenden Bamilienvater mit eigener Lebensgefahr aus den Fluten des Stromẽ. Die Bürger: 
haft lohnte ihm dieſe Ihat mit einer Bürgerfrone. 

Im Kriege von 1792 ftand er, obgleich erft 19 Jahre alt, perfönlih an der Spige jeines 
Regiments, erhielt infolge feiner Tapferkeit im Kampfe bei Bouffu den Titel eined General: 
lieutenants und zeichnete fi in den Schladhten bei Valmy und Jemappes nad den Berichten 
Kellermann's und Dumouriez’ durch militärifhen Muth und Kaltblütigfeit aus. 

Dod die revolutionäre Laufbahn des jungen Prinzen follte nur von kurzer Dauer fein. 
Während Philipp Egalite in Paris auch in den erften Zeiten des Convents jih von ben immer 
höher gehenden Wogen ver Revolution fortreigen ließ und, dem Zwang der Umſtände folgend, 
gegen die Stimme feines Herzend fogar für den Tod Ludwig's XVI. ſtimmte, wendete ſich der 
junge Herzog von Chartres an der Seite Dumouriez' mehr und mehr von ver Richtung ab, welche 
die Revolution allmählich zu nehmen begann. Er hatte feinen Vater vergeblich zu überreden 
verfucht, daß er Paris verlaffe und jid jo der Nothwendigkeit entziehe, an der Verurtheilung 
des Königs theilzunehmen. Er jah das Verderben aud über jein Haus hereinbrechen und ver: 
ließ mit Dumouriez die Armee und das Vaterland, um den Weg einer langen, traurigen Ver: 
bannung anzutreten. Es ift befannt, dap diefe Klucht den Sturz der Girondiſten und vielleicht 
aud den blutigen Tod Philipp Egalite'8 herbeiführte oder doc befchleunigte. In dem Kerzen 
2.8 aber liefen jene Tage des allgemeinen Umſturzes und des Schreckens einen Eindruck zurüd, 
ver ihn während feines ganzen Lebens nicht verlaffen und auf den Bang feiner Regierung feinen 
geringen Einfluß geübt hat. Er verbammte die Tyrannen, die eine folde Revolution hervor: 
gerufen hatten, und fürchtete die Revolution, die zu einer andern Form der Tyrannei führte. 
Er gab die Achtung vor den Rechten des Volks nit auf, verabicheute aber nichts mehr als die 
Herrſchaft der Malen. Er fonnte einen offenen Kampf gegen eine Regierung und einen Mon- 
archen billigen, von denen das anerfannte Recht, die geihriebene Berfaffung verlegt wurde. 
Aber nichts ſchien ihm verberblicher ald die Permanenz der Revolution, und nichts nothiwendiger, 
ald dem Siege der Revolution ſobald als möglich geordnete Zuftände folgen zu laffen umd dieſe 
mit aller Kraft aufredt zu halten. 

Der flüchtige Prinz begab ſich ins öſterreichiſche Hauptquartier, lehnte ed aber entſchieden 
ab, in öſterreichiſche Dienſte zu treten, jondern begann unter dem Namen Gorby feine traurige 
Wanderſchaft. In Deutihland mußte ex als Feind des legitimen Königthums und ald Sohn 
Egalite’8 ebeufo jehr die Begegnung mit den Emigranten meiden, wie dad drohende Vorbringen 
der franzöſiſchen Revolutionsheere fürdten. In Branffurt erfuhr er die Verhaftung jeines 
Vaters. In der Schweiz wanderte er im Jahre 1794 von Ort zu Ort, ohne Sicherheit oder 
aud nur Aufnahme zu finden. Seine Gelpmittel waren erihöpft. Er mußte für feine Exiſtenz 
jorgen. Er verichaffte jich diefelbe, indem er unter dem Namen Chabaud Latour eine Lehrer- 
ftelle in vem Collegium von Reichenau in der Nähe von Luzern annahm und biefelbe faft ein 
Jahr mit Eifer bekleidete. Hier lad er in den Zeitungen die Hinrichtung feines Batere. Was 
mochte in der Seele des jungen Prinzen vorgehen, als er die Kunde von diefer Thatſache erhielt, 
die ihn zum Herzog von Orleans und zum vermwaiften Bettlev machte? Ob er feine Seele mit 
Rachegedanken gegen die Mörder feines Vaters erfüllte? Er hat ſich niemals ven Emigranten, 
niemals den fremden Mächten zum Kampf gegen die Revolution oder auch nur gegen den Con— 
vent angeichloffen. Ob er ſich bitterer Verzweiflung über fein trauriged Los hingab? Man 
weis nicht, daß er an jenem Tage eine feiner Unterrichtöftunden verfäumte, daß man in feinen 
Zügen, in feinem Benehmen eine Veränderung wahrnahm, die ihn verrathen könnte. Aber die 
Gefahr eines längern Verbleibens in der Nähe von Frankreich war für ihn zu groß. Der ehe: 
malige amerikaniſche Gefandte in Paris, Morris, unterftügte ihn mit den nöthigen Mitteln zur 
Reife nad Amerika. Aber er wollte Europa noch nicht verlaflen und bereifte in den Jahren 
1795 —96 Dänemarf, Schweden und Norwegen, wo er bid zum äußerſten Norden vordrang 
und Studien im Bergbau und der Forſtkunde machte, und am 24. Sept. 1796 ſchiffte er jich, 
mit ausreihenden Mitteln für einen längern Aufenthalt verjehen, auf dem Schiffe Amerifa, 
wo für einen Dänen galt, von Hamburg nach Philadelphia ein und langte daſelbſt am 
21. Oct. an. 

Der Aufenthalt L.'s in Amerika, wo er jeine vom Directorium freigegebenen Brüder wies 
derfand, währte im ganzen etwas mehr ald drei Jahre. Er fand Gelegenheit, die großen 
Staatdmänner Amerikas, insbefondere Wafhington in Mount:Vernon fennen zu lernen. Die 
ſchlichte Einfachheit ver Männer, welche einen fo gewaltigen Staat lenften, mochte ibm im 
Gegenſatz zu dem blendenden Glanz der franzöſiſchen und europäiſchen Höfe imponiren, In 
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den allgemeinen politifhen Zuftänden Amerifas fcheint er mehr die Ordnung und Geſetzlichkeit 
innerhalb ver allgemeinen Freiheit, ald diefe Freiheit jelbft bewundert und zu feinem Ideal ge: 
macht zu haben. Er glaubte an die Möglichkeit eines freien, aber nicht eines republikaniſchen 
Frankreich. Er ging deshalb auf die Plane der damals in Frankreich weitverbreiteten Führet 
der royaliftifchen Partei ein, welche die Wieverberftellung der Monarchie, aber nicht der Bour— 
bons erftrebten und, Sieyes an der Spige, ihr Augenmerk auf X, richteten. Der Staatöftreich 
vom 18. Fructidor vernichtete fürd erfte diefe Hoffnungen. Aber 8, fcheint diefelben nicht auf- 
gegeben zu haben, und unter dem Schein, fi den Bourbon wieder nähern zu wollen, hegte er 
die Abficht, fih nad) Spanien zu begeben, wohin aud feine vom Directorium aus Frankreich 
verbannte Mutter gegangen war. Aber die Emigranten und ihre Häupter trauten dem Haupt 
der Orleans, das fi von der Revolution abwandte, noch weniger als dem jungen Prinzen, der 
ſich dem Dienft berjelben widmete, und wußten daher feine Überftevelung nad) Spanien zu bin: 
tertreiben. Aber &. glaubte jeine Rückkehr nad Europa nicht länger verzögern zu dürfen, und 
nachdem er von ber englifhen Regierung trog des Widerftandes ber Bourbons die Erlaubnis 
ausgewirkt, feinen Aufenthalt in England zu nehmen, ſchiffte er ih dahin ein und langte im 
Sanuar 1800 in Falmouth an, von wo er ſich alsbald nad London begab. 

Inzwiſchen hatten jich in Branfreih durch den neuen Staatöftreih vom 18. Brumaire Die 
Umftände entfchieden zu Ungunften einer bourbonifchen over orleaniftifchen Reftauration geinderr. 
2. ſchloß fich daher unbedingt den Bourbond an. Er bat um Audienz beim Grafen von Artois 
und verjicherte ihm, daß er nur nah England gekommen fei, um Ludwig XVII. feine Treue zu 
bezeugen, Man möge ihm die Fehler feiner Jugend verzeihen und fie den böſen Beifpiel feiner 
Umgebung zufchreiben. Je mehr mit ver wachſenden Macht Napoleon's die Ausfiht der Bour: 
bond zur Rückkehr nad Frankreich zu ſchwinden fchien, um jo mehr lebte ſich 2. in die englifchen 
Berbältniffe ein. Sein mehr als jiebenjähriger Aufenthalt in dem Lande ererbter und befeftigter 
Breiheit lehrte ihn den Werth bürgerlicher Freiheit, die fich fo leicht und feft mit Orbnung und 
Geſetzlichkeit paart, immermehr fhägen und würdigen und England wie fein zweites Vaterland 
lieben. Gr hat diefe Sympathie auch ald König niemald aufgegeben. Im Jahre 1806 verlief 
er England, um feinen franfen Bruder nah Malta zu begleiten. Nachdem fein Bruder ge: 
ftorben war, begab er fih nad Sicilien an den Hof des von Neapel vertriebenen Königs Ferdi— 
nand. Troß des Mistrauend, das die altlegitimiftiihe Partei hier gegen ihn zu verbreiten 
wußte, gelang e8 dem Sohne Philipp Egalite’8, das Vertrauen der Schweſter Marie Antoinette’s, 
der alles vermögenden Königin Karoline, in dem Maße zu gewinnen, daß fie ihm ihre Tochter 
Amalie zur Gemahlin gab, 

In dem Aufftande des Ipanifchen Volks gegen die Ufurpation Napoleon’ erkannte 2. mit 
feinem Blid den Beginn feines Sturzes. Er haßte Napoleon als den Feind feines Haufes, als 
den Tyrannen Frankreichs. Er brannte vor Verlangen, fih an diefem ruhmvollen Kampfe 
gegen den Ufurpator zu betbeiligen. Wer weiß, welche Conſequenzen er fhon vamald mit dent 
Gedanken verbinden mochte, an der Spige eines flegreihen Heeres in fein Vaterland zurückzu— 
kehren und daffelbe von der Tyrannei des verhaßten Ufurpators zu befreien. Aber die ftreng 
bourbonifchen Legitimiften begegneten ihm in dieſen Gedanfen und wollten den Sohn Philipp 
Egalite’8, den einftigen Senoffen ver Jakobiner, das Haupt der antibourbonifhen Orleans nicht 
an der Spike eined bourbonifchen Heers fehen, ihn nicht vielleicht zuerft wieder das franzö- 
ſiſche Vaterland betreten laffen, um vie Krone deffelben an fi zu reißen. Sie wußten die Ab- 
fihten 2.'8 zu vereiteln, und obgleich er im Jahre 1810 bereitd in Spanien gelander war und 
den Befehl eined Corps übernommen hatte, mußte er auf Verlangen ver Gorted dad Land wieder 
verlaffen, ohne das Schwert gegen Napoleon geführt zu haben. Er verlebte hierauf vier Jahre 
bis zur erften Reſtauration in Sieilien, wo ihm inzwiſchen fein ältefter Sohn geboren worden 
war, wie ed fhien, unbefümmert um den Gang der Welthändel im trauteften Kamilienkreife. 

2. fehrte nad dem Sturz Napoleon's 1814 mit den Bourbons nad Frankreich zurüd, 
empfing von Ludwig XVIIL die Nüderftattung aller väterlichen Güter ſowie ver üblihen Orden 
und Titel und leiftete dem Könige Eniend den Huldigungseid, indem er ihm unter feierlichfter 
Verſicherung feiner Treue die Hand küßte. Bei der Rückkehr Napoleon’s von Elba begleitete er 
den Grafen von Artois zum Heer nad) Lyon und von da nad dem Norden. Da e8 aber weder 
bier noch dort zum Kampfe kam, begab er ſich nach der Flucht des Königs mit feiner Schwefter 
nad England. Die zweite Reftauration führte natürlich auch den Herzog von Orleans wieder 
nad Frankreich zurück, wo er den Eid der Treue gegen ven König erneute. 

Aber L. konnte nicht verfennen, daß er von Ludwig XVII. mit Mistrauen beobachtet wurde, 
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das um fo größer war, je näher er vor der Geburt des Herzogs von Borbeaurdem Throne fland. 
Andererfeitö wahrte ſich auch L., troß der befchtmorenen Treue gegen den Thron, die Unabhän— 
gigfeit feiner politifhen Meinung, und, weit entfernt, jid mit den Tendenzen des Hofs und des 
berrfchenden Ultraroyalismus identifteiren zu wollen, ftellte er ſich als Mitglied der Pairsfam- 
mer auf feiten ver Oppofition gegen die wider die Anhänger Napoleon's, die fogenannten 
Königsmörber, beantragten Berfolgungsmaßregeln. Er legte damit ven Grund zu feiner Popu— 
larität, wurbe aber von der ultrarovaliftifchen Partei am Hofe und im Pavillon St.: Marfan 
dafür fo angefeindet, daß man ihn fogar einer Verſchwörung befhuldigte und zur freiwilligen 
Berbannung nah England nöthigte, wo er bis zum Jahre 1817 blieb. Cine längere Entfer: 
nung von Franfreich verweigerte er ftandhaft, wenn man ihn nicht anflagen wolle, wogegen der 
König ebenfo beharrlich die von ihm geforderte Verleihung des Titels ‚königliche Hoheit’ 
ablehnte. 

Menn Ludwig XVIII. der bie von ihm in der charte constitutionnelle gewährten Freiheiten 
zu achten und die Nevolution dur Verſöhnung der Parteien zu ſchließen ehrlich bedacht war, 
in feinen loyalen Beftrebungen die Unterftügung L.'s ernftlih gefucht und ehrlich gefunden 
hätte, jo würde es ihm vielleicht gelungen fein, den reactionären und contrerevolutionären Bes 
ftrebungen des Grafen von Artois in ver chambre introuvable erfolgreihen Wivderftand zu 
feiften und der Reftauration mit ihrem gemäßigten, aber ehrlichen Konftitutionalismus einen 
feftern Boden im Herzen des franzöfiichen Volks zu verfchaffen. 

Das offenbare Mistrauen des Hofs und des Königs gegen das Haupt der jüngern Linie 
machte diefen, ſelbſt wenn er es nicht gewollt hätte, zum Gegenftand der Theilnabme und der 
unbeſtimmten Hoffnung für alle, welche aus dem einen oder andern Grunde mit der Reftauration 
fich nicht verfühnen konnten, und gab fo diefer Unzufriedenheit jelbit einen äußern Halt, an dent 
fie ich Fräftigte. Das Palais-Royal wurde der natürliche Mittelpunkt und Sammelplag der 
liberalen Oppofition. Männer wie Gafimir Berier, Laffitte, Dupin, Gerard, die für unver: 
föhnliche Feinde der gegenwärtigen Regierung galten, verkehrten im Palais: Royal, während 
gleichzeitig im Pavillon St.:Marfan die Anhänger des Grafen von Artoid nach entgegengefegter 
Richtung gegen die Regierung Ludwig's XVII. intriguirten, Bon diefer Partei mochte mol 
auch die verleumderifche Verdächtigung ausgehen, daß L. Urheber oder Mitwiffer ver Ermor: 
dung des Herzogs von Berri geweſen fei, während man andererjeitd eine apofryphe Erklärung 
deſſelben verbreitete, daß der nachgeborene Sohn des Herzogs ein untergeſchobenes Kind jet. 

Es ift naher auffallend, daß eben dieſer Herzog von Artois, da er ald KarlX. ven Thron be= 
ftieg, fich gegen 2. viel wohlwollender und vertrauendvoller bewies ald Ludwig XVIIL., und dies 
Vertrauen auch bis zur Stunde feiner Verdrängung durch denfelben nicht aufgab. Er verlieh 
ihm den Titel „‚Eöniglicde Hoheit’, ließ feine Apanage durch Aufnahıne in die fönigliche Civil— 
lifte jiherftellen, befleivete feinen Sohn mit Titeln und Orden und erivied dem Herzog und 
feiner Familie fo gütiges und rückhaltsloſes Wohlwollen, daß er wol auf die Treue und Dank: 
barkeit des Herzogs glaubte rechnen zu dürfen. 2, machte von diefer Güte in feinem Intereffe 
ven beten Gebrauch, empfing von der an die Emigranten vertheilten Milliarde nicht weniger 
als 14 Mill. Fr. und legte duch Verwendung verjelben auf Verbefferung feiner Güter den 
Grund zu dem außerorbentlihen Privatreihthum, veffen Erhaltung und Vermehrung ihm auch 
als König nur zu fehr am Herzen lag. Aber er änderte darum nichts an ber politifchen Stel: 
lung, die er einmal der bourbonifchen Reftauration gegenüber eingenommen hatte und bie ji 
in feinem Verhältniß zum Regierungsfgftem Karl's X, noch entjchievener ausprägte. Je weiter 
und rückſichtsloſer dieſes Syftem in feinem Widerſpruch gegen die öffentliche Meinung und in ver 
Bedrohung der Volfsfreiheiten vorſchritt, um fo entſchiedener wendete fich die Sympathie der 
PBarteiführerdem Herzog von Orleans zu. Der Gedanke eines Thron- oder Dynaſtienwechſels 
zu Gunſten deflelben wurde bereitd mehrere Jahre vor dem Ausbruch der Julirevolution in 
diefen Regionen ventilirt, und 2, ließ ſich's gefallen, wenn feine politifchen Freunde zu ihm felbft 
ohne Rückhalt von diefer Eventualität redeten, obgleich er natürlich jeden Gedanken an dieſelbe 
entſchieden von ſich zu weifen ſchien. 

Als nach der befannten Adreffe ver Zweihunderteinundzwanzig und der Ernennung des Mini: 
fteriums Polignac die Kataftrophe ſchon fihtbar herannahte, gab 2. dem anmwejenden Königäpaar 
von Neapel ein glänzendes Ballfeft. KarlX. nahm, trog der an ihn ergangenen Warnungen, nicht 
Anſtand, bei dieſem Feſt zu erſcheinen, und verkehrte ganz unbefangen nicht nur mit dem praͤ— 
ſumtiven Erben ſeines wankenden Throns, ſondern auch mit Männern wie Laffitte, Benjamin 
Conſtant, Caſimir Perier und Dupin, die dieſen Thronwechſel vieleicht zur Zeit ſchon im ges 
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heimen vorbereiteten. Dieje galante Ritterlichfeit Karl's X., die er noh am Vorabend der 
Revolution feinen erklärten Feinden gegenüber bewährte und mit der er an jenem Tage feine 
Hand der Gemahlin 2.'8 zur Eröffnung des Balles reichte, gibt feinem Sturz etwas Nührendes, 
da er in der That mit einer Art kindlicher Naivetät in den Abgrund ſtürzte, den er in feiner 
Verblendung zu feinen Füßen nicht bemerfte. Dagegen erzählt Salvandy von einem Geſpräch, 
das er felbft an jenem Abend ganz in der Nähe Karl's X. mit 2. führte, und in welchem Diefer 
ganz offen von der bevorftehenden Nevolution und vom Sturz ded Königs ſprach, aber zu— 
gleich erflärte, daß er für diefen Ball entſchloſſen fei, nicht wieder mit den Bourbons Paris zu 
verlaſſen. 

Wenige Tage ſpäter war X. König der Franzoſen und Karl X. harte als Flüchtling ven 
franzöftihen Boden verlaffen, um ihn niemals wieder zu betreten. Die Rolle, die. in ven 
Tagen der Julirevolution gejpielt hat, ift eine mindeftens jehr zweideutige. Es ift wahr, 
daß er allezeit der bourbonifhen Regierung , und befonders der Negierung Karl’ X., Oppo— 
jition gemacht und dadurch feine Bopularität erhalten, feine Berfon in den Augen der öffent- 
lihen Meinung von der Sache der Bourbons getrennt hatte. Aber es ift au wahr, Daß er 
denjelben ald Prinz und ald Bürger Treue geihtworen, daß er die Anerkennung feiner Stellung 
als Prinz des Föniglihen Haufes von eben dieſen Bourbond in Anfprud genommen und er: 
halten, daß er als folder eine reihe Apanage empfangen, von Ludwig XVII. und befonders von 
Karl X. föniglihe Gunftbezeigungen angenommen bat. Dafür mußte er aud die Pflichten 
anerfennen und, wenn ed jein mußte, mit Aufopferung üben, die ihm die Stellung, welde er 
der Verwandtſchaft mit dem königlichen Haufe verbanfte, gegen daffelbe auferlegte. Mochte er 
feine Überzeugung nicht verleugnen, jo mußte ev danach ſtreben, ihr am Throne Geltung zu 
verfhaffen; nicht aber in geheime oder offene Verbindung mit denen eingehen, die denfelben be- 
fämpften. Gr fland an Rang und Stellung dem Königthum und der Dynaftie zu nahe, 
um nicht an den Gefahren theilzunehmen, welche denſelben drohten. Er hat Ludwig XV. 
nicht mit feinem Rath und Beiftand unterftügt, Karl X. nit vor dem Abgrund gewarnt, 
der jih zu jeinen Füßen öffnete, und deſſen Gefahren niemand beffer kannte ald 2. Ja er 
hat die Proclamation, die Karl X. vor den jüngften Wahlen an das franzöſiſche Volk erlaffen 
hatte, in Gegenwart des Königs jehr gelobt, ohne ihn auf die Stimmung aufmerkfam zu machen, 
in welche das franzöſiſche Volk dur die Ernennung des Minifteriums Polignac gerathen war. 
8. ſah die Ereigniſſe fommen und that nichts, jie abzuwenden. Der König war fein Gaft, er 
ſprach in feiner Gegenwart von dev Möglidyfeit einer zweiten Flucht und warnte ihn nit. lino 
ald die verhängnigvollen Ordonnanzen erlaffen waren, ald man ſichtbar am Vorabend eines 
gefahrvollen Kampfes ſtand, dem der König ſorglos entgegenging, drängte ſich etwa damals X. 
an den wanfenden Thron, um feine Stimme für Erhaltung deilelben oder für die Rückkehr auf 
den Weg des Rechts und des Geſetzes zu erheben? Mein, er ſchwieg und wartete ab, was ge: 
ſchehen würde. Lind als ver Kampf wirklich ſeinen Anfang genommen hatte, jtellte ex jih als 
Eönigliher Brinz, ungeachtet feiner abweichenden Überzeugung, an die Seite des Throned, um 
zu rathen und zu warnen, zu [hügen und, wenn es jein mußte, zu kämpfen? oder flellte er ſich 
ald Bürger Frankreichs, al Vertreter des Rechts und der Freiheit, troß feiner königlichen Ge— 
burt, offen und entihieden auf feiten des Volks und feiner Kämpfer? Keind von beiden. 
Er flüchtete ſich nicht etwa vor der thatfächlichen Gefahr, die ihm drohte (Karl X. hatte die Auf: 
forderung, ihn beim Beginn des Kampfes gefangen nehmen zu laffen, mit ritterlihem Edelſinn 
entſchieden zurückgewieſen), jondern vor der Nothwendigkeit, vor der Entſcheidung Partei zu 
ergreifen, ging allein nach feinem im Walde von Bondy gelegenen Landgut Rainey, ohneirgend= 
jemand außer feiner Schweiter Adelaide Mittheilung von feinem Aufenthaltsort zu machen. 

So fonnte er ſich möglich erhalten, wie auch immer der Kampf ſich enticheiden modte. Ob 
er zur Zeit jhon eine Ahnung davon hatte, wofür er ih möglich erhalte; ob der Gedanke einer 
Dynaftie Orleans an Stelle dev Dynaftie Bourbon ihn ſchon beſchäftigte, ebe noch beſtimmte 
Ausfichten für die Erfüllung einer jo ehrgeizigen Hoffnung vorhanden waren; ob der Gedanke 
an eine Möglichkeit der Art fein Verhalten vielleicht ſchon während der Neftaurationdepocde 
beftimmte, können wir ebenjo wenig behaupten als verneinen. Ebenſo wenig läßt fi eine Anz 
ſicht Darüber ausſprechen, ob wirklich, wie ed den Anſchein hatte, der Gedanfe an die Conſti— 
tuirung eines orleaniftifhen Bürgerkönigthums für den ſinkenden Legitimitätsthron der Bour: 
bons erjt inmitten des Julifampfesund infolge ded unerwarteten Ganges, den derfelbe genommen, 
im Kopfe eines einzelnen (Laffitte’8) entiprungen und durch den Drang der Umftände zur alte 
gemeinen Fahne der conftitutionellen Oppofition erhoben worden ift; oder ob die Berufung %.’8 
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auf den Thron der Bourbons das Reſultat eines jeit langer Zeit mit oder ohne Wiſſen des 
Herzogs vorbereiteten Planes geweſen ift. Das Verhalten.’ den Anträgen gegenüber, die ihn 
im Verlauf des Revolutionskampfes vor der definitiven Entſcheidung gemadt wurden, war nicht 
Das eined Mannes, der, Furcht und Vortheil von fich werfend, dem Ruf des Vaterlandes mit 
kühner Entſchloſſenheit folgt, fondern eines Mannes, ber einer glänzenden Verlockung feiner 
Perfon feinen fittlihen Widerſtand entgegenftellt und zugleich für alle Fälle auf feine Sicherheit 
bedacht ift. Seine Antworten an die Deputirten ſchienen ablehnend, waren aber nicht zurück— 
weifend. Sein Brief an den König wegen Annahme ver Generalftatthalterwürbe war voll 
GErgebenheitöverfiherungen, aber nicht der Ausdruck jeiner wahren Abſichten. Erft am Abend 
des 30., ald der Kampf völlig zu Gunften des Volks entſchieden war, begab er fih unerkannt 
nad Paris, um fih an die Spige des neuen Frankreich zu ftellen. Unzweifelhaft war er jet 
fhon entfhlöffen, ebenjo wenig die Hoffnung der Republikaner auf den Umſturz des Thrones 
überhaupt, wie die Hoffnung des vertrauendvollen Königs auf die Erhaltung feiner Dynaftie 
zu erfüllen. Aber noch fhien ihm die Revolution und die Dynaftie zu mächtig, um mit feinen 
Beſchlüſſen fofort entichieven hervorzutreten. Er wußte im Laufe des folgenden Tags ebenfomol 
das Vertrauen Rafayette'8 wie das Vertrauen Karl's X. auf eine Regentſchaft im Namen Hein— 
rich's V. zu erhalten, bis die Kraft der Revolution und der Neftauration völlig gebrodden und das 
conftituirte Julifdnigthum mächtig genug war, beiven offen und mit Erfolg entgegenzutreten. 
Kart und unebel war indbefondere fein Verfahren gegen den unglüdlichen König, ver ihm fo 
viel Wohlwollen erwiefen, dem er fo viel Treue verjihert Hatte, und der fih daher in dem 
Vertrauen zu der Redlichkeit ver Verficherungen eines Brinzen von Geblüt nicht wollte erſchüt— 
tern laffen, bis 2. ihn mit den Mitteln der Furcht und des Schredens aus einer Poſition in die 
andere und endlich mit feiner Familie aus Frankreich hinausdrängte, in das ihm für immer die 
Rückkehr verichloffen werden follte. 

Die Art und Weife, wie L. zur Krone Frankreich gelangte, ift für ven Gang und Charafter 
feiner Regierung entfcheidend,, und e8 lagen in derſelben daher auch ſchon die Keime ded jähen 
und gewaltfamen Sturzes, von welhem das orleaniftifche Königthum vernichtet wurde. 

Am 30. Juli fam 2. heimlich nad) Paris, einer Aufforderung von einer Anzahl Deputirten 
in Baris folgend, bie ihm die Generallieutenantihaft von Franfreih antrugen. Nod an dem: 
jelben Abend empfing er einen Abgefandten Karl's X., den Herzog v. Montemart, dem er er: 
Härte, daß er nur durch Bedrohung feiner Familie gezwungen worden fei, nad) Paris zufommen, 
und fich eher tödten laſſen, ald die Krone annehmen werde. Am folgenden Morgen, nachdem er, 
wie e8 heißt, noch den Rath Talleyrand's eingeholt hatte, erflärte er der Deputation der verſam— 
melten Deputirten feine Bereitwilligkeit, die Generalftatthalterfchaft anzunehmen. Eine Bro: 
clamation, die mit den berühmt gewordenen Worten ſchloß: „Die Charte wird jegt eine Wahr: 
beit ſein“ ), verfündete der parifer Bevölkerung diefe Thatſache in einer fo vorfichtigen Form, 
daß L. in verfelben ebenfo wenig der Revolution vorzugreifen, wie dem legitimen Königthum 
entgegenzutreten fehlen. Der Gang nad dem Stabthaufe unter vem Schuß Laffitte'8 und feiner 
Freunde war die Bewerbung 2.8 um das Votum der Revolution. Die Umarmung Lafayerte's, 
der freiwillige Rüdtritt ver Municipalcommiffion, die Muthlofigkeit ver Republifaner waren 
die Kundgebungen diefed Votums, nad) welchem die Revolution einen Thron, aber nicht das 
Königthum geftürzt Haben wollte. Als 2. fi ver Revolution verfihert hatte, auf die er fi 
fügen fonnte, ſobald er fie nicht mehr fürchten durfte, war es feine nächfte Sorge, ſich des bour— 
bonifhen Koͤnigthums zu entledigen. Er glaubte die Maske noch nicht fallen laſſen zu dürfen, 
folange Karl X. fi in Rambouiflet no unter dem Schuge von 12000 Mann und 38 Kanonen 
befand. Der König Hatte ihn feinerfeit8 zum Generalftatthalter ernannt, er Iehnte die Annahme 
diefer Ernennung aus der Hand Karl's X. ab, that dies aber in einer Form, melde diejen in 
feinem Vertrauen zur Loyalität feines Vetters nicht nur nicht erſchütterte, ſondern ihn vielmehr 
bewog, zu Gunften des jungen Herzogs von Bordeaur abzudanfen und 2. mit der Proclamirung 
deſſelben ald König und mit der Regentſchaft während feiner Minverjährigkeit zu betranen. 
Der Lohn für dieſes neue Zeugniß eines unerfhütterlichen Vertrauens war die Abfendung von 
Commiſſarien, welche ven beſtimmten Auftrag hatten, die Entfernung Karl's X. aus Rambouillet 
und aus Franfreih mit allen Mitteln zu erzielen, und dies durch Organifation eines drohenden 





9) Wer möchte bei der Erinnerung an dieſe Worte des orleaniſtiſchen Prinzen ſich nicht zum Ver⸗ 
gleich mit dem Wahlſpruch veranlaßt — mit dem das neue Napoleoniſche Kaiſerthum ſein Regiment 
eröffnete: „L'empire c'est la paix.“ Denn beides iſt gleich unerfüllt geblieben. 
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Volkshaufens vollführten, ver ſich zu eventueller linterftügung der Gommiffarien gegen Ram= 
bouillet in Bewegung fegte. Der Erfolg blieb nit aus und das Feld war von biefer Seite nun 
frei, um den Generalftatthalter alsbald in einen König der Franzoſen umzuwandeln. 

Am 3. Aug. eröffnete 2, die Kanımern, d. h. die Berfammlung ber Abgeorbneten, deren 
Wahl unter einer Regierung und nad) einem Wahlgeſetz erfolgt war, gegen welche jich die fieg- 
reiche Revolution gerichtet hatte, und aud die Kammer der Baird, die Ludwig XVIU. und KarlX. 
aus den treueften Anhängern ver Dynaftie gebildet hatten. In der Thronrede, mit weldyer ver 
Statthalterdie Sigung eröffnete, gedachte er des Herzogs von Borbeaur (oder König Heinrich's V.) 
mit feinem Wort. Karl X., der die Kunde hiervon noch auf franzoͤſiſchem Boden empfing, 
twollte e8 dennoch nicht glauben, daß ein föniglicher Prinz die Krone der Bourbond widerrecht⸗ 
lich an ſich zu reißen fich nicht ſcheuen würde. Aber er follte nur zu bald enttäufcht werben. 

Am 7. Aug. erklärte dDiefe Deputirtenfammer, und zwar dur bie Stimme von 219 Ab: 
georbneten, den Thron für erledigt und forderte £. auf, ihn einzunehmen. Die willenlos gewor: 
denen Pairs gaben ihre Zuftimmung zu diefem Beſchluß zu erfennen. Und diefen Beſchluß ber 
Zweihundertundneunzehn hielt L. für audreihend, um fih und fein Geſchlecht in Befig einer 
Krone zu fegen, die ihm ebenfo wenig durch das Recht der Revolution wie durch das Recht ver 
Legitimität zukam. Er nahm Scepter, Krone und Schwert aus der Hand des Präfidenten dieſer 
Abgeoroneten= und Pairdfammer und beſchwor die von eben diefer Kammer binnen wenigen 
Stunden in einigen Artifeln abgeänderte Charte, die nun zur Wahrheit werben follte. In der 
großen Nevolution von 1789 ftürzte die Gefeggebende Verfammlung in voller Übereinftimmung 
mitdem Volke den Thron Ludwig's X VI. Aber weil fie auf Befehl dieſes Königs nad den Beftim: 
mungen ber von diejem und von ihr felbft befhworenen Verfaffung zufammengetreten mar, hielt 
fie jih nicht für berechtigt, die Abfegung eben dieſes Königs oder die Aufhebung diefer Ber: 
faffung zu beſchließen. Das Volk, das fi wider beide fiegreich erhoben Hatte, follte auch über 
beide endgültig befchließen, und erft ver aus allgemeinen Volkswahlen hervorgehende Gonvent 
konnte die Befeitigung des Königthums und die Gonftituirung der Republik proclamiren. Na: 
poleon, der feinen Staatöftreich gegen das Directorium mir Waffengewalt, gleihjam auf feine 
eigene Macht geftügt, ausgeführt hatte, begründete die Macht und dad Recht feines Gonfulats 
doch nur auf eine allgemeine Volksabſtimmung. X. hielt dad Votum einer Kammermajorität, 
die unter dem Einfluß Karl’ X. und des Minifteriums Polignac gewählt war und unter dem 
Einfluß derRevolution ihre Berathungen hielt, für ausreihend, um ven Thron und die Dynaftie 
des Königs zu flürzen, dem ſie ihren Eid geleiftet, und einen Thron und eine Dynaflie aufzu= 
richten, die das jiegreiche Volk nicht berufen und angenommen hatte. Dem Thron Ls und der 
Dynaſtie Orleans fehlte daher jede vechtlihe Bafis. Sie ruhte nicht auf dem Recht ver Revo: 
lution und nicht auf dem Recht der Regitimität und ſchwebte haltlos zwifchen beiden, um bei 
einem neuen Sturm rettungslos in den Abgrund ver Vernichtung zu ſtürzen. Das Julikönig- 
thum,rubte vielmehr auf dem Boden der Thatſachen. Seine Aufrihtung war ein Erforber: 
niß der momentanen Nothwendigkeit oder Zwedmäßigfeit. Daher ift vie Regierung L.'s nit 
von einem in feiner Entftehung und Bedeutung rubenden Prineip, fondern inımer nur von der 
Denugung der Thatfahen, von dem Gefeg der momentanen Zweckmäßigkeit, von den Bebin- 
gungen der eigenen Selbfterhaltung getragen und geleitet worden. 

Der Charakter und der Gang der Juliregierung ift wefentlih durd ihre Entftehung, nid, 
wie man zu glauben pflegt, durch den Charafter und die Regierungdgrundfäge L.'s beftimmt 
worden, 

Es ift wahr, daß die Thatfache der Ahronerhebung des Bürgerfönigs von ganz Branfreid 
freudig begrüßt und ohne Widerſpruch anerfannt wurde, und ebenfo unwiderſprechlich ift e#, 
daf damals eine andere Möglichkeit ald die Aufrihtung des Julithrons für Franfreih und für 
L. nie vorhanden war, wenn diefer fich nicht ein neues Exil auferlegen und Frankreich in die 
Republik vrängen wollte, für welche zur Zeit fein Boden in der Öffentlichen Meinung und ins: 
befondere in dem Theil des Volks war, welder die Situation beherrichte, gegen welche aber das 
monardifche Europa ſich unzweifelhaft zu einem neuen Kampf erhoben Hätte. Die Annahme 
der franzöfifchen Krone duch 2. hat daher Frankreich und Europa zur Zeit vor ſchweren Käm- 
pfen und Zerrüttungen bewahrt. Aber jie hat die Nothwendigkeit verfelben nur hinausgeſchoben 
und nicht abgewendet. Es war das Julifönigthum eben eine Nothwendigkeit ded Augenblicke 
und mußte darum eine Erſcheinung des Augenblicks bleiben, die mit ven zwingenden Verbält: 
niffen, welche fie gefchaffen, wieder zufammenfanf, Es war die politiihe Perfonificirung des 
Juftemilieu (er Vermittelung), das fich als eine politifche Inftitution und als ein Stüd Ge— 
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ſchichte zwifchen die kämpfenden oder zum Kampf gerüfteten Brincipien ber Zeit hineinſchob und 
fie auseinander hielt, aber fie nicht miteinander verföhnte. 

Die Situation war gegeben, und L. war der einzig mögliche Mann diefer Situation. Seine 
Stellung, feine perfönligen Eigenſchaften machten ihn wie feinen andern geeignet, in diefelbe 
einzutreten und ſie zu beherrſchen. 

Die Phraſe „Pas parceque, mais quoique Bourbon‘’ ift eben nur eine Phrafe, die in jener 
Zeit ihre Wirkung that, aber niemals eine Wahrheit war. Wenn die Monardie erhalten werz 
den follte, fo fonnte fie nur auf einen Sproffen des Hauſes Bourbon übergehen, da von Napo— 
feonifhen Sympathien durchaus nicht die Rede war. Aber mit dem Recht der Bourbond, das 
mit einem Schein von Legitimität auf ihn übertragen werden fonnte, wurbe er nicht zugleich zum 
Erben des Haſſes, der auf diefen laftete, weil der Gegenſatz und die Beindfeligfeit der jüngern 
Linie gegen die ältere bereitö als Tradition im Bolfe lebte, die durd dad Verhalten L.'s gegen 
die Reftauration erhalten und gepflegt worden war. Den Thron eined Bourbon konnten ſelbſt 
die firengen Royaliften anerkennen ; dev Sohn Philipp Egalite’8 konnte jelbft von den Republi- 
kanern nicht ohne weiteres zurückgewieſen werben, und der conflitutionellzliberate Prinz mußte 
den Männern der dynaſtiſchen Oppofition als der rechte Mann erſcheinen. Die Könige Euro: 
pas aber fonnten den Sproffen Hugo Capet's oder Heinrich's IV. fehr gern als ebenbürtigen 
Fürften anerkennen, wenn er felbft fich nicht auf das Princip der Revolution, fondern der Le— 
gitimität ftügen wollte, 

2. war fein Mann der Ideen und Grundjäge, fondern der Thatjahen und Verhältniſſe. 
Sene überließ er ald ein nothwendiges Übel den Discuffionen der Parteien; diefe mußte er zu 
würdigen und zu benugen und je nad Bebürfniß zu geftalten. Das Julikönigthum ruht auf 
feinem PBrincip und hat nie ein foldyeö vertreten. Es ift aud dem Drang der Verhältnifie her— 
vorgegangen, hat ſich nad) dem Bedürfniß derjelben geftaltet und hat fie mit kluger Berechnung 
in gewiſſen Grenzen zu benugen und zu beherrjhen verftanden. 2. war ohne Wärme des Ge: 
müths und ohne Begeifterung, weil fein Streben und Wirfen nit von einer Idee getragen 
war. Aber er war von reicher Erfahrung, von fcharfblidender Menfhenfenntnig und von 
durhoringendem Berfland. Seine Plane waren nicht weitausfehend, aber wohlberechnet; er 
wußte die Berfonen und die Zeit zu ihrer Ausführung wohl zu wählen. Er drängte niemals 
in ftürmifcher Haft nad) feinem Ziel, war aber zähe und beharrlic in deffen Verfolgung, und 
ließ es niemals aus dem Auge, wenn ed auch jahrelang zu ruhen ſchien. Selbft ohne Leiden— 
haft und darum fletd vollfommen feiner mächtig, verftand er fich trefflich auf die Leidenschaften 
der Menfhen und wußte fie für feine Zwecke zu weten, zu benugen und auszubeuten. Gr war 
ein Feind der Gewalt und Willfür, der Bedrückung und Rechtsverletzung, der Härte und Grau— 
famfeit. Er war liberal und ein Freund der allgemeinen Gleihberehtigung aus Überzeugung 
und Erfahrung. Aber er war in faft noch höherm Grade ein Freund der Ordnung und des 
Gejeges. Er haßte und fürdtete nichts mehr ald die Revolution. Er war nicht herrſchſüchtig, 
aber eigenwillig und, gewohnt, in feinen Privatverhältniffen alles felbit zu prüfen und zu thun, 
glaubte er Died auch in feiner monarchiſchen Wirffamfeit zu Fönnen. Er war nit ehrgeizig, 
vielleicht zu wenig für einen König ber Franzoſen. Es fehlten ihm die großen Tugenden wie 
die großen Leidenfhaften. Er vermochte ſich nicht über die Höhe eined guten Haudvaterd für 
feine Familie wie für fein Volk zu erheben. Er wollte nur feinen Hausſtand und fein Reich in 
guter Ordnung, aber aud in guter Zucht erhalten. Sein Fleinlichfter Fehler war feine Geld— 
gier, bie ihn nicht felten die Würde und Pflicht des Königs über der Fürforge des Familien— 
vaterö vergeffem lieh. Die Lebenderfahrungen, die er im Eril gemadt hatte, lehrten ihn ven 
Werth eines für alle Fälle gefiherten Beſitzthums würdigen. 2, war endlich in religiöfer Be— 
ziehung aufgeklärt und tolerant und hat ſich niemals geiftlihem Einfluß hingegeben. 

So war ver Mann und fo die Verhältniffe, und der König trat feine Regierung mit zuver- 
ſichtlichem Selbftvertrauen an, die gegebenen Berhältniffe bald zu ruhiger Klärung und zu feft 
georbneter Geftaltung bringen zu können, ohne fernere und tiefer greifende Erſchütterungen 
fürdten zu müffen. . 

Die Grundlage dieſes Vertrauend bildete die Überzeugung, daß fein Regiment ein dringen: 
des, unabweisbares Bedürfniß für alle fei, die in und außerhalb Frankreichs vor allem weitere 
Erfhütterungen der Ruhe und Ordnung in Europa verhütet wiffen wollten, mochten fie num 
die geficherte Freiheit ald Bedingung für die Erhaltung der Ordnung, oder diefe ald Preis für 
die Geflaltung der errungenen Breiheit betrachten. Legtere Seite kehrte er natürlich vor allem 
in Anfnüpfung feiner biplomatifchen Beziehungen mit den auswärtigen Mächten hervor, und 
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ed gelang ihm ohne Schivierigfeit, die Anerkennung aller Botentaten mit Ausnahme des Königs 
von Spanien und des Herzugd von Modena zu erhalten. Doc) ift nicht zu verfennen, daß 2. 
ſchon bei diefer Gelegenheit in einen Wivderfpruc mit dem Geift der franzöfifchen Nation gerieth, 
der eine Haupturfadhe feines Sturzes wurde. Denn der Eifer, mit dem er nad der Sicher: 
ftellung feiner Dynaftie durch Anerkennung derfelben von feiten der fremden Potentaten ftrebte, 
und um diefen Preis felbft die infolente Misachtung des ruffiihen Zaren ungeftraft hinnahm, 
verlegte den franzöfifchen Nationalftolz fo tief, daß während der ganzen Regierung &.’8 immer 
wieder, und wol nicht mit Unrecht, der Vorwurf auftaudhte, daß er für Erhaltung und Sicher: 
ftellung feiner dynaſtiſchen Interefien die Würde der Nation preiögebe. Nach der andern Seite 
hin war L. vor allem darauf bedacht, die Sympathien und das Vertrauen des Volks durch 
Mafregeln zu gewinnen, die weniger geeignet waren, die Freiheiten deſſelben zu fihern, als ven 
neuen Thron und den König populär zu machen. 

Dies geſchah durch die bürgerliche Einfachheit feiner perfönlihen Erſcheinung, durch vie 
Unbefangenheit und fheinbare Offenheit feines Verkehrs mit dem Volf und durch Befeitigung 
derjenigen Inftitutionen, die dem Volk befonderd misliebig und verhaßt waren, weil fie die 
Stellung des Hofes und einzelner privilegirter Kaften aufrecht hielten und allzu fehr an vie Zeiten 
ded ancien rögime erinnerten. Der ariftofratifche wie der flerifale Hofftaat wurden befeitigt, 
alle Orden bis auf den der Ehrenlegion ſowie die midliebigften Hoftitel aufgehoben, die Garden 
und die Schweizerregimenter aufgelöft, die Lilien vom Föniglihen Wappen entfernt und dafür 
die Nationalgarde zum Schuß der Öffentlihen Ordnung und die Tricolore, die an die ſchönſten 
Tage ded Ruhms und der Freiheit erinnerte, wieder in ihr Recht eingefegt. Der Trauergottes: 
dienft am Tage der Hinrihtung Ludwig's XVI. follte nit mehr ftattfinden, dad Pantheon ward 
feiner frühern Beflimmung zurüdgegeben, ver Name des hingerichteten Marſchalls Ney refti- 
tuirt, den fogenannten Königsmördern die Rückkehr nad Frankreich geftattet, die Julikämpfer 
durch Ehrenzeihen und Benfionen belohnt, und die beprängten Arbeiter aus Staats- und Pri- 
vatmitteln unterftügt, wozu der König felbft einige Millionen Francs beifteuerte. Ingleichen 
umgab er feinen Thron mit allen Männern, deren Namen einen guten Klang im Obr des 
Volks hatten und ald eine fihere Gewähr für die Herftellung und Erhaltung ver Bolfäfreiheit 
galten. Lafayette murde zum Oberbefehlshaber fämmtliher Nationalgarden von Frankreich, 
Odilon-Barrot zum Seinepräfeeten- ernannt, Dupont de !’Eure und Laffitte traten ind Minifte- 
rium. Doc jollte es bald Flar werben, daß L. nur den Glanz ihrer Namen für fih gewinnen, 
keineswegs aber ihre Ideen verwirklihen wollte. Denn ſchon nad) wenigen Monaten traten jie 
aus ihren Amtern, während Männer wie Guizot, Broglie, Louis, welche die politiſche Geſin— 
nung 8.’8 vertraten, diekeitung der Regierung übernahmen und Talleyrand nicht nur in äußern, 
fonvdern aud in innern Angelegenheiten der einflupreichfte Rathgeber des Königs blieb. 

ALS die Hauptflügen feines Negiments betrachtete L. die Nationalgarde und die Kanımer. 
Jene, ald Vertreterin des bürgerlichen und indbejondere des hauptflädtifchen Gewerb: und Be: 
fißftandes, liebte ziwar die bürgerliche Freiheit in ver Schranke des Geſetzes, ald deren Vertreter 
auch 2. ſich betrachtete, aber fie liebte und wünfchte wie er auch vor allem die Aufrechthaltung 
der Ruhe und Ordnung, unter deren Schuß ihr Erwerb und Beilgjtand geſichert war, und 
fürdhtete wie er vor allem die Bermanenz der Revolution, die vornehmlich der.befigenden Bevöl— 
ferung Gefahr drohte. Die Kammer aber, aus dem Wahlgefeg Karl’ X. hervorgegangen, 
war nah Maßgabe des hohen Genus und der geringen Wählerzahl nicht nur in noch höherm 
Grade die Vertreterin des wohlhabenden Befigftandes, fondern dur den Gang der Greignifle 
unauflöslih mit dem Thron und der Dynaftie &.’8 verbunden. Denn dieje ihre Schöpfung 
war zugleich die rettende Schugmauer, hinter die fie ih im Sturm der Julitage vor der wachſen— 
den Volksmacht zurücgezogen hatten, um foviel als möglich von ihren Privilegien zu retten. 
Daher nahm L. nicht Anftand, von dieſer Kammermajorität, die jede Initiative der Revolution 
von fi gewiefen und auch an dem Verlauf derjelben feinen Antbeil genommen hatte, die Krone 
Karl's X. anzunehmen, die ihm nach einer Revolution nur nach dem ungmeideutig fund gegebenen 
Willen des Volks, alfo entweder durch eine allgemeine Abftimmung oder doch mindeſtens durch 
eine zu dieſem Zweck zu berufende conftituirende Verfannmlung zugefprocden werden fonnte. 8. 
nahnı von jener nad) feiner Richtung bin berechtigten Kammer nicht nur feine Krone an, fondern 
regierte mit derſelben faft ein volles Jahr (bis zum 20. April 1831)2) und vereinbarte mit ihr 
au die Mopificationen der Verfaſſung und Gefeßgebung, die durd die Revolution geboten 


2) Die neue Kammer trat erſt am 23. Juli zufammen, 
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fhienen. Auf diefem Wege begründete ex fich mit dieſem ihm ganz ergebenen Organ einer völlig 
ufurpirten Volfövertretung einen Rechtsboden, der in gleicher Weife von dem Standpunkt der 
Revolution wie von dem ber Legitimität jedes Halts entbehrte, und legte bamit ven Grund zur 
Verwirklichung feines Regierungsprincips, den Schein ded Rechts und der Freiheit an die Stelle 
ihres Weſens zu fegen. 

Don diefer Kammer war unmittelbar nad der Revolution binnen wenigen Stunden Die 
fogenannte Revifion der Charte berathen und befhloffen worden, die an der conftitutionellen 
Gewalt des Königs feine weſentliche Veränderung eintreten ließ und dur deren Annahme 
2. das Julifönigthun conftituirte. Mit Hülfe diefer Kammer und ihrer confervativen Ma- 
jorität Fam im Februar 1831 ein Gemeindegefeg zu Stande, dad dem dringenden Bebürfniß 
des corporativen Selfgovernment und der Decentralifation Feine Rechnung trug, fondern die 
Goncentration der Regierungsgemwalt eher noch erhöhte und dadurch den verberbliden Einfluß 
derjelben auf die Wahlen fiherte. Mit eben diefer Kammer wurde endlich das verhängnißvolle 
Wahlgeſetz, hauptſächlich ein Werk Caſimir Perier's, zu Stande gebradt, an dem 2. zu feinem 
endlichen Verderben mit zäher Haldftarrigkeit fefthielt, weil e8 die Grundlage für die Aufredht- 
haltung ſeines Scheinconflitutionalidömus bildete. Denn es befhränfte immer noch dad Wahl- 
recht ausflieplich auf ven wohlhabenden Beiigftand, der noch nicht 3 Proc. der gefammten 
Bevölkerung bildete, während mehr als 97 Proc. von jedem Antheil an ven Wahlen, alfo auch 
von der Mitwirkung für die Wohlfahrt des Staats und der Nation ausgefhloffen wurden. Denn 
obwol der Genfus für das pafiive Wahlrecht von 1000 Fr. direrter Steuer auf 500, für das 
active von 300 auf 200 Fr. herabgefegt wurde, fo hob fi die Zahl der Wählbaren doch nur 
von 8000 auf 24000, und der Wähler von 80000 auf 200000. 

Mit Hülfe diefer Kammer und unter dem Schein ihrer Initiative gelang es endlich 2., ſich, 
nachdem fein Thron hinreichend befeftigt fchien, derjenigen Männer in feinem Rath zu entledigen, 
deren politiihe Brineipien feinen Anſichten und Zweden nicht entfpradhen, und die nicht geneigt 
waren, fi denfelben zu fügen oder gar dienftbar zu machen. So fand der Rüdtritt Lafayette's 
ftatt, als infolge des vom Pairshof verhandelten Proceffes gegen die Minifter Karl's X. das 
Volk ih zu drohenden Greeften hinreigen ließ, die der confervativen Mehrheit ver Kammer 
erwünfchte Gelegenheit boten, ven König fheinbar zu Mafregeln zu drängen, die er felbft längft 
beihloffen harte. Das Volk hatte nicht den Tod der Minifter, wol aber ihre Verurtheilung 
zum Tode als Sühne für das durch ihre Schuld vergoffene Blut verlangt oder doch erwartet. Als 
aber der Spruch des Vairshofs auf lebenslängliches Gefängniß lautete, brad ein furdtbarer 
Tumult in Baris los. Man wollte die Fefte Vincennes, nach welcher die Angeflagten gebracht 
waren, ſtürmen, und ihr Leben war bedroht, wenn nicht die Nationalgarde mit Lafayette an der 
Spige energifchen Widerſtand geleiftet hätte. 

Deffenungeachtet oder vielleicht gerade deshalb, weil man fi in diefen Tagen überzeugt 
Hatte, welche Macht in der Hand der Nationalgarde lag und welchen Einfluß Rafayette auf die 
politifche Haltung derfelben ausübte, war der erfte Schlag der Reaction, wie wir den confer: 
vativedynaftifchen Liberaliamus der Kammermajorität nun fhon nennen dürfen, nad diefer 
Seite Hin gerichtet. In der Deputirtenfammer wurde der Antrag geftellt, die Würde eines 
Oberbefehlöhabers ver gefammten Nationalgarden Franfreihs für unvereinbar mit dem con: 
ftitutionellen Syſtem zu erklären. Lafayette legte diefelbe infolge deſſen freiwillig nieder und 
trat damit faft für immer vom Schauplaß der enticheidenden Action ab, da er gerade durch fein 
loyaled Benehmen in den Tagen jenes Tumults einen Theil von feiner Popularität verloren 
hatte. Dem Beifpiel Lafayette's folgte Dupont de l’Eure, und ald am 13. Febr. 1831 infolge 
ber Tobtenfeier für den Herzog von Berri der Zorn des Volks gegen die Regitimiften zur Zerftd: 
tung des erzbifchöflichen Palaftes führte, wurde Odilon-Barrot befhuldigt, die Volksbewegung 
geduldet oder gar begünftigt zu haben, und infolge deſſen zur Niederlegung feiner Stelle ald 
Seinepräfeet veranlaßt. Kaffitte, der feit dem 2. Nov. das Präfivium des Minifteriums geführt 
hatte, war mit jeinen Anjichten innerhalb vefjelben nun ganz ijolirt und reichte endlih am 
10. März 1831 ebenfalls feine Entlaffung ein, die vom König unter dem Ausorud Tebhaften 
Bedauernd angenommen wurde. Die Entlaffung und Preisgebung Lafayette's und Laffitte's, 
denen 2. allbefanntermaßen feinen Thron verdanfte, und indbefondere des legtern, der für die 
Erhebung des Herzogs von Orleans zum König der Franzoſen feine glänzende bürgerliche Stel= 
lung geopfert hatte, rief eine tiefgehende VBerftimmung gegen 2. im Herzen der Franzoſen her— 
vor. Denn fie möchten ihm eher die Berleugnung feiner liberalen Grundſätze ald feiner libes 
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ralen Freunde verziehen haben, denen er Dankbarkeit [huldig war. Der Mangelan Adel ver 
Gelinnung ſchien ihnen noch unköniglicher ald der Mangel an Zuverläffigkeit ver Orundfäge. 

An die Stelle Laffitte'3 trat anı 13. März deſſen Nebenbuhler an der Börfe und in der 
Politik, Caſimir Perier, veffen Minifterium unzweifelhaft den Olanzpunft der Regierung 2.6 
in der Richtung bildet, welche derſelbe einmal eingefhlagen hatte. Denn Perier, dem ſich Soult, 
Sebaſtiani und der Liebling und Vertraute des Königs, Montalivet, anfhloffen, verftand eö wie 
feiner vor ihm und nad) ihm, mit den Formen eines liberalen Gonftitutionalismud die Fräftige 
Sicherheit eines burenufratifh centralifirten Negiments zu vereinigen, vermöge deſſen alle 
ſcheinbar ſelbſtändigen Organe des öffentlichen Lebens nad) dem einheitlihen Wollen der Regie: 
rungögemwalt gelenkt wurden. Caſimir Perier beherrſchte nit nur die immer Eraftlojer gemwor- 
dene Kanımer Karl’ X. und nöthigte ihr die Annahme des von ihm vorgelegten Wahlgejeges 
auf, mit welchem jie ihre irrationale Kaufbahn beendigte, jondern verftand ed auch, die neuge— 
wählte, obwol weit oppofitioneflere Kammer in der Weife zu discipliniren, daß fie allmählich 
zum willigen Werkzeug ver Regierung wurde. Er entkleidete die Provinzial: und Lofalbehörven 
aller Selbftänvigkeit, zügelte und maßregelte die Preſſe, beſchränkte und verfümmerte dad Ber: 
ſammlungsrecht, unterdruͤckte kleinere Aufftände und Tumulte in Paris mit raſcher Entſchieden— 
heit, warf die gefährliche Erhebung der hungernden Arbeitermaffen in Lyon (21. Nov. 1831) 
mit blutiger und rüdjichtölofer Gewalt zu Boden und etablirte in diefer Weife eine Regierungs⸗ 
gewalt, die mit voller Sicherheit und Einheit die Zügel des Staats in ihren Händen hielt. 
Freilich wußte diejer ftarfe Wille in gleicher Weiſe ih auch dem König gegenüber geltend zu 
machen, und diefer mußte unter dem Miniſterium Perier jeiner lebhaften Neigung, felbft zu 
regieren, nicht ohne ſchmerzliches Wivderftreben mehr oder weniger entfagen. Aber er fügte ſich 
diefer Notwendigkeit, weil er fühlte, wie jehr ihm diefer Mann zur Zeit zur Befefligung des 
Syſtems diente, auf das er fein Negiment und feine Dynaftie zu gründen entſchloſſen war. 

Die wihtigften Mafregeln, die Caſimir Perier im Innern durhfegte, waren die Aufhebung 
der Erblichkeit in der Pairie und die Bewilligung einer Givillifte von 12 Mill. Er. für 2,, ver 
dabei gegen die Beitimmungen des alten Herkommens im Bejig jeined ungeheuern Privatver: 
mögens blieb. Die bei diefer Gelegenheit ſichtbar zu Tage getvetene Geldgier ded Königs brachte 
jel6ft in der Kammer, noch mehr aber in der Bevölferung einen peinlihen Gindrud hervor, der 
wieder tief in den Herzen der Franzoſen murzelte und diefelben dem kleinlich geſinnten König 
entfremdete. Selbft die von ver Kanımeraudgeiprochene ewige Verbannung der älteın bourboni= 
ſchen Linie warf einen Schatten auf den Charakter L.'s, von dem das Volk verlangte, daB er ſich 
der von den alten Bourbond empfangenen Wohlthaten mit mehr Dankbarkeit erinnern ſollte. 
Nach außen trat Caſimir Perier mit mehr Zeftigfeit und Entſchiedenheit auf als Laffitte. Er warf 
einen Angriff König Wilhelm's von Holland gegen die Unabhängigkeit Belgiens fofort durch den 
Einmarſch von 50000 Franzojen zurüd, parirte den bei einer neuen Erhebung der Römer er: 
folgten Einmarſch eines öfterreihifhen Gorp8 in Bologna durch die Beſetzung Anconas, erzwang 
ih jofortige Genugthuung für eine Beleidigung der franzöjiihen Ehre von Dow Miguel von 
Portugal und verſchaffte fo dem franzöſiſchen Namen wieder erhöhte Achtung im Auslande. 
Aber dies geſchah nicht etwa, wie man hoffte, im Dienft der Freiheit, fjondern nur ver Macht. 
Die franzöfifhe Bejagung von Ancona verhinderte keineswegs die blutige Wiederaufrichtung. 
der päpſtlichen Herrihaft in Nom, der polnifche Aufftand wurde, trog der laut und lebhaft 
fich fund gebenden Sympathien des franzöſiſchen Volks, von Kaijer Nikolaus in blutigen 
Kampfe niedergeworfen und das tapfere Polenvolf, gegen die Beftimmungen der von Frankreich 
mit garantirten Verträge, ded legten Reftes jeiner conftitutionellen und nationalen Freiheiten 
beraubt, ohne daß ſich 8. und feine Minifter zu einem ernften und wirfjamen Einſpruch ent- 
ſchloſſen hätten. 

Das Minifterium Caſimir Perier's, das befanntlih jhon im Mai 1832 durch den Tod 
deſſelben an der Cholera ein Ende nahm, hat in feiner kurzen Dauer L.'s Negierung wejentlid 
befeftigt, aber vielleicht auch den erften Anſtoß zu ihrem endlichen Fall gegeben. Denn vie 
ſcheinbar überaus günjtigen Erfolge deffelben beftärften ven König nit nur in der Verfolgung 
des einmal eingeihlagenen Wegs, jondern verjegten ihn audy in den verderblichen Wahn, daß 
für die Berechnung und Sicherftellung dieſer Erfolge nur die formell berechtigten Staatsgewalten 
- und nicht die fittlihe Macht eines factifch unvertretenen Volkswillens, die Macht eineröffentlichen 
Meinung, eined erwachten Rechtsbedürfniſſes, einer ſich kund gebenven gefhichtlihen Norhmen= 
digfeit in Betracht zu ziehen feien. 
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Der Zeitraum von 1832—40 bildet in der Regierungdgeichichte L.'s die Epoche einer fort- 
fhreitenden Befefligung der äußern Negierungsgewalt durch fortſchreitende Beſchränkung ber 
Volksfreiheit; die Epoche der für die Juliregierung nad allen Seiten hin glüdlichen Erfolge, die 
jevod den Träger derfelben wie in feiner äußern Machtſtellung jo auch in dem verderblichen 
Glauben an bie Untrüglichfeit feines Syſtems befeftigten, während daſſelbe im Geift ver Nation 
immermebhr an Boden verlor. Es ift die Epoche, in welcher 2. unter ven wechſelnden Miniftern 
ſich mehr und mehr in feiner Neigung zum Selbftregieren befeftigte und durch feine Einmiſchung 
in die einzelnen Detaild ver Regierung mehr und mehr den überfchauenden und durchdringenden 
Blick für das Ganze verlor, wie ihm die Zufriedenheit mit den äußern Erfolgen mehr und mehr 
dad Verſtändniß des innern Entwidelungsganges verbunfelte, den der Geift ver Nation zu neh: 
men begann. 

Zu den für die Regierung glüdlichen Ereigniſſen, die zur Befeftigung ihrer Macht wejent: 
lich beitrugen, von denen ſie ſich aber eben darum nach dem Wege der Freiheitsbeſchränkung allzu 
fehr vorwärts drängen ließ, müſſen wir vor allem die verſchiedenen Aufſtandsverſuche und 
Attentate zählen. Durd das Glück L.'s und die Energie der Regierung waren fie alle ohne 
ernfte Gefahr vorübergegangen und doch wohl geeignet, ernfte Beforgniffe in den Gemüthern 
der befigenden Bonrgeoifie zu erregen und die Vertreter derfelben in der Kammer zur Bewilli- 
gung von Mafregeln und Gefegen zu veranlaflen, wie fie 2. zur Sicherung feine? Negiments 
zu bedürfen glaubte. 

Der republifanijche Aufitand, der im Juni 1832 bei der Beftattung des freifinnigen Ge: 
nerald Zamarque in Paris ausbrad und nicht ohne ernften blutigen Kampf unterdrückt werden 
fonnte, befreite vie JZulimonardie von dem directen Einfluß von Männern wie Dupontde l’Eure, 
Odilon-Barrot, Arago, Laffitte und indbefondere Lafayette, da diefe wider ihren Willen in Be: 
ziehung zu ber revolutionären Bewegung gebracht worden waren. Der nad Nieverwerfung 
des Aufftandes über Paris verhängte Belagerungdzuftand mußte zwar infolge eines Urtheils— 
ſpruchs des Caſſationshofs wieder aufgehoben werden; doch fonnte die Regierung ohne Wiver: 
ftand Beſchränkungen der Preffe und des Vereinsrecht eintreten laflen, welde als die gefähr- 
lihften Feinde ihres Syſtems erſchienen. 

Noch vortheilhafter für die Befeſtigung der Dynaſtie Orleans war der unglückliche und 
gänzlich mislungene Verſuch der Herzogin von Berri, die Vendee zu Gunſten einer Reſtauration 
der Bourbons zu inſurgiren. Die hierdurch unzweifelhaft gewordene Schwäche der Partei, die 
noch dem alten Königshauſe anhing und zum opfermuthigen Kampfe für daſſelbe bereit war; 
die Abenteuerlichkeit, zu der allmählich das Unternehmen der Herzogin herabſank, und endlich 
die ſchwere Compromittirung der bourboniſchen Familienehre, als die gegenwärtige Re— 
präjentantin des alten Königsgeſchlechts in Frankreich in dem Gefängniß, in das fie durch 
den Verrath von Deuz geführt worden war, ihre Schwangerſchaft bekannte, alles dies 
mußte die Hoffnungen und den Einfluß der Legitimiſten für lange Zeit vernichten und jede Ge— 
fahr beſeitigen, die von dieſer Seite etwa noch zu fürchten war. In gleicher Weiſe wurde L. von 
der Beſorgniß vor einem Wiederauftauchen des Napoleonismus durch den Tod des unglücklichen 
Herzogs von Reichſtadt befreit. Er konnte num ohne Bedenken ven perſoͤnlichen Sympathien 
der Franzoſen für den großen Napoleon durch die Wiederaufrichtung ſeiner Statue auf die 
Vendbdmeſäule Rechnung tragen. Und als einige Jahre ſpäter der gegenwärtige Kaiſer Ludwig 
Napoleon in Strasburg den verfehlten Verſuch machte, ſich zum Erben des Napoleoniſchen 
Throns zu proclamiren, konnte L. gegen den ohnmächtigen Abenteuerer, der in feine Gefangen— 
ſchaft gerathen war, ohne Bejorgniß eine Milde üben, die ihm dieſer keineswegs gelohnt hat. 

Direstern Vortheil für die Durdführung feines Syſtems zog 8. aus den erneuten repu— 
blifanifchen, mit focialiftifhen Elementen gemiſchten Aufftänden in Lyon und Paris im April 
1834. Der Kampf zur Unterdrüdung berfelben war, befonvers in Lyon, ein jehr blutiger ge: 
wejen und hatte ven Truppen, wie e8 heißt, 500 Todte und Verwundete gefoftet. Die dienft= 
fertige Kammer, die jhon ohne Äußere Veranlaffung die Macht der Preſſe durch Verbot des 
Straßenbuchhandels mit Zeitungen und Flugſchriften befhränft und das Vereinsrecht unter bie 
firengfte Gontrole ver Regierung geftellt hatte, benußte die jüngften Greigniffe, um bie freien 
Franzoſen au ihres Waffenrechts zu berauben und eine völlige Entwaffnung der Bürger zu 
beſchließen, und fein Beringerer als Thiers Hatte weientlidh zur Annahme diefer Gefege mitge: 
wirft. Dagegen fielen die Urtheile gegen die zahlreichen Angeflagten, die infolge dieſer Auf: 
fände vor dir Pairskammer geftellt wurden, fehr mild aus. Eé wurde fein Todesnurtheil ges 
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fällt, und wir dürfen hier wol im allgemeinen die Thatfache conftatiren, daß 2. feine Regierung 
niemals durch einen Act dev Grauſamkeit oder aud nur der perfönlichen Rache befledt hat. Die 
Barbareien, die zuweilen das Militär bei der Unterdrüdung von Aufſtänden übte, können nicht 
ihm zur Laſt gelegt werden. Er war weder Tyrann noch Barbar, vielmehr in dem Mae ver 
Freund eines frieblihen Negimentd, daß er die Sicherftelung der bürgerlihen Nube und Ord— 
nung um den Preid wachſender Freiheitöbeihränfungen nicht zu theuer erfauft glaubte. Kurz 
nach dem Beginn des Procefled gegen die (Mai-) Angeklagten in Lyon und Paris (10. Mai 
1835) ſtarb Lafayette. Er fonnte nicht mit dem Bewußtfein aus dem Leben ſcheiden, daß Die 
Freiheit, für die er faft 50 Jahre mir revlicher Hingebung gekämpft hatte, nun in Frankreich 
licher begründet fei. 

Das furdtbare Attentat Fieschi's endlich, veffen Morbwaffe &. nur dur ein Wunder ent= 
gangen war, während in feiner unmittelbaren Nähe niht weniger ald 60 Perſonen getöbtet 
oder verwundet wurden, gab dem Minijterium (Broglie, Guizot, Dupin, Thiers) und der über: 
aus confervativen Kammer vom Juni 1834 Beranlaffung zum Erlaß der berühmten und ver- 
hängnigvollen Septembergejege, Durch welche der Prefle ver legte Schein der Freiheit genommen 
und inöbefondere der Ginfluß ber Jury auf die Entfheidung über Preßvergehen weſentlich be: 
Ihränft wurbe. 

Am 19. Febr. 1836 wurde Fieschi mit feinen beiden Gomplicen Bepin und Moren bin 
gerichtet. Nicht fünf Monate fpäter erfolgte das Attentat Alibaud's, und nachdem auch dieſer 
Hingerichtet war, in demfelben Jahre noch das Attentat Mounier'd, der ebenfalls zum Tode 
verurtheilt, aber vom König begnabigt wurde. Alle viefe Gefahren gingen nit nur glücklich 
an 2. und feiner Dynaftie vorüber, fondern trugen weſentlich zur äußern Befeftigung feiner 
Regierung und zur Bereitwilligkeit der durch das Wahlgefeg privilegirten Bourgeoifie bei, Die- 
felbe mit denjenigen Garantien und Machtbefugniſſen zu umgeben, die ſie vor jedem Angriff 
aus der Mitte des Volks ficherzuftellen ſchienen. Zur Befeftigung der Dynaftie trug nicht wenig 
aud die am 30. Mai 1837 ftattgehabte Vermählung des Thronfolgers, Herzogs von Orleang, 
mit der Prinzefiin Helene von Medlenburg bei, die, wie ihr Gemahl, ſich aldbald einer außer: 
ordentlihen Popularität erfreute, und die Geburt des Grafen von Paris, durch melde die di: 
recte Thronfolge bereits bis ind dritte Geſchlecht gefichert ſchien. 

Ebenjo günftig geftalteten fi in diefer Zeit Die auswärtigen Beziehungen Frankreichs oder 
vielmehr 2.3. Man mußte ed an allen Höfen anerkennen, daß ed dem König der Franzoſen 
und feinem Regierungsfoftem in unerwarteter Weife gelungen war, die Gefahr der revolutio- 
nären Propaganda, mit welcher die Juliereigniffe alle Throne Europas zu bedrohen jhienen, 
glüdlich abzuwenden, oder vielmehr, wie man zur Zeit glauben mußte, den Krater ded curo- 
päifhen Revolutiondherdes für immer zu fchließen. Ja man gewöhnte fi bald, in L. ven 
Xehrmeifter des Syſtems zu erfennen, das, unter Aufrechthaltung freiheitlicher Verfaffungs- 
formen, dod die unumſchränkteſte Übung der fürftlihen Gewalt geftattete. Sehr gern verzieh 
man baher dem Flugen König die Jllegitimität feines Urſprungs, trog deren er fid zum Schüßer 
und Hüter der legitimen Throne zu machen gewußt hatte; und man fuchte Die Freundſchaft L.'s, 
der die Macht Frankreichs in fo icherer Hand zu halten wußte. Im Bertrauen auf diefe Sym- 
pathien der Fürften, die er in folder Weife gewonnen hatte, oder vielmehr auf das Gefühl der 
Nothwendigkeit, zu der ihnen die Fortdauer feines Regiments und die Erhaltung eines fried— 
lihen Berhältniffes mit demjelben geworden war, hätte er wol noch mehr wagen können als die 
Beiegung von Ancona (1831) den Einmarſch in Belgien zur Vertreibung der Holländer aus 
Antwerpen (1832), und die indirecte Intervention in Spanien (1836). Denn man wußte febr 
wohl, daß er gewiſſen augenfälligen Syinpathien des frangöftfchen Volks Zugeftänpniffe diejer 
Art nicht verfagen Eonnte und daß er auch mit diefen Erpeditionen nur den politifhen Staats: 
intereffen Frankreichs, nicht ven freiheitlichen Volkdintereffen der Römer und der Belgier zu die: 
nen beabjihtigte. Ein engered Bündniß ftrebte 2. nur mit Englandan, deſſen geſammtes öffent: : 
liches Leben er durch längern Aufenthalt dafelbft fhägen und würdigen gelernt hatte. Gin 
inniged Bündniß zwifchen England und Frankreich betrachtete er al8 eine geſchichtlich gebotene 
Nothmendigkeit zur Erhaltung bürgerlicher Freiheit und zur Pflege fortfegreitender Givilifation, 
deren Förderung und Sicherſtellung er ald eine unabmweisbare Aufgabe Franfreihs und feiner 
Regierung anfah. Ordnung und Gefeglichkeit unter einer ftarfen Regierung ſchien ihm die un: 
erlaglihe Bedingung für die Löfung diefer civilifatorifhen Aufgabe. England wußte den 
Werth diefer entente cordiale wohl zu fhägen, die Talleyrand, der Gejandte 2.8, in London 
trefflih anzufnüpfen verftanden hatte. Es duldete daher, wenn auch ungern, die fortichreitende 
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Befeftigung Frankreichs in Algier, deffen Befit durd) die Eroberung von Konftantine (13. Oct. 
1837) endlich geſichert ſchien; doch währte dev Kampf gegen ven heimlich unterftügten Abp:el= 
Kader noch bis in die Mitte der vierziget Jahre. 

Es haben während dieſer Zeit zahlreiche Miniſterwechſel und mehrere Auflöjungen und Er— 
neuerungen der Bolfövertretung fowie Umgeſtaltungen ver Bairdfammer ftattgefunden. Wir 
glaubten, diefen Ereigniffen feinen befondern Werth; beilegen zu müffen; denn der Minifter: 
wechſel war lediglich zu einer Perſonenfrage herabgeſunken, die freilich auch ein gefährliches 
Moment in fi trug. Ob aber Soult oder Broglie, Mole oder Baffano, ob Thiers oder 
Guizot, Gerard oder Schaftiani am Ruder waren — das Syſtem, das in der Perfon und den 
Anjichten L.'s feinen Ausdruck fand, blieb immer vaflelbe, wenn auch das Minifterium vor— 
züglich aus Doctrinären ober der tiers-parti, aus Männern des rechten oder gar des linfen 
Gentrums gebildet war. Daffelbe gilt von den Kammern. Die Wahlen over auch die Ber- 
handlungen mochten, je nach der Zeitſtrömung oder der größern oder geringern Sympathie für 
die Berfonen ver Minifter, etwas mehr oder weniger oppofitionell gefärbt fein, die Majorität 
blieb immer diefelbe: loyal, regierungdfreundlih, fügfam und bürgerlich:confervativ — eine 
Kammer 2.3, die feiner Lenkung nicht minder willig folgte als feine Minifter; und mas jie 
vielleicht noch beſtimmter charakterifirt: eine Kammer ver Bourgeoifie, des privilegirten Befig- 
ſtandes, in deflen Intereffe fie die Ruhe und Orbnung um den Preis der Freiheit erfaufen zu 
dürfen glaubte. Ans Ende diejer Epoche (13. Mai 1839) fällt ver Aufſtandsverſuch der nicht: 
bejigenven Arbeiter unter Barbes und Blanqui. Er ift ohne Schwierigkeit unterdrückt und der 
zum Tode verurtheilte Barbes von 2. ſogar begnadigt worden. Aber der entjhieden jocialiftifche 
Charakter dieſes Aufftandes läßt ihn ald das erfte Merkzeichen des ſich vorbereitenden Um— 
ſchwungs erfennen, da der ihr Wahlprivilegium engherzig und ſelbſtſüchtig ausbeutenden 
Bourgeoifie gegenüber der befigloje Arbeiter nothwendig in die Bahn der forialiftiichen Revo: 
lution gebrängt werden mußte. 

Man bezeichnet gewöhnlich ald den Wendepunkt in der Regierungsgefhichte 2.’8 die orien- 
talifhe Krijis von 1840, infolge des Kampfes zwiſchen Mehemed: Ali von Agypten und dem 
Sultan Mahmud II., oder vielmehr die Folgen , welche derfelbe für das Verhältniß Frankreichs 
zu den übrigen Mächten hatte. Aber in ver That ift der Anfang zu einer Wendung dev Dinge 
in Frankreich jhon in ven Kammerintriguen des Jahres 1839 und In dem durch diefelben her— 
vorgerufenen Sturz ded Minifteriums (Mole) vom 15. April 1837 zu erfennen, das mehr ale 
irgendein früheres ganz im Geift und nad dem Willen des Königs regierte. Die Coalition, 
die fi in der Kammer gegen dieſes Minifterium aus den Häuptern der Doctrinärd der tiers- 
parti und deölinfen Gentrums, Guizot, Thiers und Odilon:Barrot, bildete, war um fo verberb= 
licher und um jo harafteriftifcher für die Situation, als fie nicht aus politifhen, jondern aus 
perfönlihen Motiven hervorging. Denn wie dad Regiment 2.8 weniger auf der Verfolgung 
politifcher Principien als perfönlicher Intereffen beruhte, fo begründete ſich die Macht deflelben 
wefentlic auf Gewinnung und Feflelung einflußreicher Berjönlihkeiten und ihrer Intereffen an 
die fönigliche Regierung. Das Geheimniß, aber aud die Schwäche der Regierung L.'s beftand 
in dieſer Benugung und Abnugung der Perfönlichkeiten, in der Verwerthung nicht nur der per= 
iönlihen Fähigkeiten einzelner, jondern aud ihrer Sympathien und Antipathien, ihrer 
Schwächen und Leidenschaften für die Intereffen der föniglihen Regierung. Darum aber 
mußte aud) die erwachende Eiferfucht diefer zunächſt auf die Kammer und dann auf die öffent: 
liche Meinung einflußreihen Perfönlidkeiten gegeneinander und die infolge deſſen allmählich 
eintretende Entfremdung und Abwendung einzelner aus ihrer Mitte von der Regierung den 
Beginn einer innern Zerfegung der Macht bilden, welche diefelbe aus diefer Duelle jchöpfte. 
Die innere Haltlofigkeit des Syſtems, das auf ſelbſtſüchtiger Ausnugung der uneblern menſch— 
lichen Leidenſchaften beruhte, gab ſich zunächſt in diefer unnatürlichen Goalition gegen dad Mi- 
nifterium Molé — oder vielmehr gegen das Selbftregiment L.'s zu erkennen; demnächſt aber 
in dem wiederholten Minifterwechfel ver Jahre 1839 — 40, der keineswegs mit einem Wechſel 
des Syſtems verbunden war, fondern einerjeitd in vem Widerſtreben L.'s gegen jeded Miniftes 
rium und jeven Minifter feinen Grund hatte, dem er einen mitentiheidenden Einfluß auf-ven 
Gang der Regierung zugeftehen follte und andererfeits in ver Schwierigkeit, eine Miniftercom= 
bination unter Männern zu Stande zu bringen, die fi nur zum Sturz des gemeinfamen Geg— 
ners vereinigt hatten und von denen jeder die Hülfe des andern nur hatte benugen wollen, um 
fich felbft an die Spige der Regierung zu bringen. 

Infolge der oppofltionellen Adrefje dev Kammer vom Januar 1839 gab Mole feine Ent: 
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laffung. Der König zog eine Kammerauflöfung vor. Aber als die Neuwahlen wieder entſchieden 
zu Gunften ver Goalition ausfielen, mußte der König dad Minijterium entlaffen und fich ent- 
ſchließen, dem Hauptleiter der oppofitionellen Goalition, Thiers, ein Portefeuille in dem neuen 
Minifterium anzubieten, obgleich ihm derſelbe, nicht etwa wegen feiner politiihen Anſichten, jon: 
dern wegen feines fuffifanten regierungsfüchtigen Ehrgeized aufs äußerfte wiveritrebte. Es 
fonnte aus diefen Urſachen eine beiden Theilen entiprechende Miniftercombination nicht zu 
Stande gebracht werben, und die damaligen Verhandlungen legten ſchon den Grund zu der tief- 
innerlihen Antipathie zwifchen Thierd und L., die nicht wenig zur Kataftrophe von 1843 bei- 
getragen hat. Erſt infolge ded Aufftandes von Barbes und Genoffen (12. Mai 1839) kam die 
Bildung eines Minifteriums zu Stande, an deſſen Spige Soult ftand und welchem Thiers nicht 
angehörte. Aber diefed Minifterium, das wieder aus willigen Werkzeugen L.'s beftand, ließ 
fi) bewegen, die fon einmal von der Kammer und von ver Öffentlihen Meinung entſchieden 
zurüdgewiefene Dotation des Herzogs von Nemours abermals zu beantragen. Denn der in 
jeiner Geldgier felbit feine fonftige Klugbeit vergeffende König wollte trog des allbefannten 
enormen Reihthums ver königlichen Familie und dieſes Prinzen auf dieſe Vermehrung jeiner 
Revenuen durchaus nicht verzichten, obgleich die Verfaffung eine Ausftattung der königlichen 
Prinzen dur den Staat nur im alle ver Unzulänglicpkeit ihres Privatvermögend für zuläſſig 
erklärte. Der Dotationdantrag wurde von der Kammer verworfen, der Name L.'s war in der 
Öffentlihen Meinung mit dem Flecken unköniglicher Habſucht behaftet, das Minifterium Soult 
(vom 12. Mai) nahm feine Entlaffung, und ver König mußte fih (1. März 1840) zu einem 
Minifterium Thiers entfchließen, das der Fortführung feines Regierungsſyſtems ernfte Hinder— 
niffe entgegenzufegen drohte. 

In dieſe Zeit der wiederholt dem Könige aufgenöthigten Minifterwechiel fällt ver Beginn 
der orientalijchen Kriſis. 

Der Paſcha von Ägypten, Mehemed-Ali, der ihon im Jahre 1810 mit feinem Sohn Ibrahim: 
Paſcha die reformatorifhen Wechabiten in Arabien nievergeworfen und allmählich die ganze 
Halbinjel unter feine Botmäßigfeit gebracht hatte, errichtete in feiner eigenen Provinz unter 
dem äußern Schein europäifcher Verwaltungsformen und unter Mitwirkung zablreiher Euro— 
päer und befonders Franzofen eine fo abfolute Herrſchaft, daß er fih zum Herrn und Bejiger 
des ganzen Landes und feiner Erzeugniffe machte. Die ungehreuern Nevenuen, die er Durch dieſe 
Ausbeutung ded ganzen Landes gewann, benugte er zur Bildung eined zahlreichen, nad euro= 
päiſchem Mufter organijirten Heeres und zur Schaffung einer ebenjo bedeutenden Flotte. Im 
griechiſchen Kriege bediente ji der Sultan diefer Kriegämadt Mehemed-Ali's und Ibrahim- 
Paſcha's zur Niederwerfung der Griechen und gab ihm dafür die Inſel Candia. Aber Mehemed- 
Ali, der nad dem Bejig von ganz Syrien verlangte, forderte auch noch Damascus, und ald ihm 
das verweigert wurde, bemächtigte er fich (1831) Syriens mit Gewalt, ſchlug die ihm entgegen 
geſchickten Heere ded Sultans und bedrohte die Türfei mit dem Untergang. Der Sultan fühlte 
ſich in fo großer Bedrängniß, daß er die ihm angebotene Hülfe Rußlauds bereitwillig annahm. 
Aber Franfreih und England, die das Übergewicht Rußlands im Orient fürdteten, vernrittelten 
ihleunigft zwifchen ven ftreitenden Parteien den Frieden von Kutaja (6. Mai 1833), dur 
welchen Mehemed: Ali in den Befig von ganz Syrien und Adana gelangte. Doch hatte Ruß— 
land mit der Pforte den Vertrag von Unkiar-Skeleſſi abgefhloffen, in dem es ſich jederzeit zum 
Beiftande derfelben verpflichtete, dafür aber die ihm überaus wichtige Schließung der Darda— 
nellen gegen alle europäifhen Mächte, d. h. den ausſchließlichen und gelicherten Beſitz des 
Schwarzen Meeres für ſich erlangte. 

Aber nahdem Mehemed-Ali feine Macht an beiden Küften des Rothen Meeres immer weiter 
nad Süden bis an den Perfifchen Meerbufen ausgedehnt hatte und dadurch felbft ven englifchen 
Bejigungen in Aſien gefährlich zu werden drohte, erneute der Sultan Mahmud auf Anftiften 
Englands im Jahre 1839 den Kampf in Syrien, erlitt aber eine furchtbare Niederlage bei 
Nifib, verlor jeine ganze Flotte durch verrätherifchen Übertritt ded Kapudan-Paſcha zu Mebe: 
med: Ali, und da der Sultan mitten in dieſer Krifis farb, jo ſtand dad türfifche Reich offenbar 
am Rande ded Berderbend, wenn nicht von außen Hülfe fam. Dieje aber wurde demfelben 
von England und Franfreih wie auch von Preußen und Ofterreich aufs ſchleunigſte angeboten, 
da dieje Mächte nichts mehr fürchteten ald den directen und alleinigen Beiftand Rußlands. 
Man erklärte nun, in Gemeinſchaft mit diefem die Friedendvermittelung zwifchen ben ftreitenden 
Parteien übernehmen zu wollen. Aber ald die Pforte (Khosrem-Bafcha, der Vezier ded jungen 
Sultans Abdul: Medfhid) dieſe Vermittelung mit Freuden annahm, entwidelte jih über die 
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Forderungen, zu deren Annahme Mehemed: Ali allenfalld mit Gewalt gezwungen werben follte, 
ein heftiger Meinungsftreit zwiſchen Frankreich einerfeit8 und den übrigen Mädıten anderer: 
ſeits. Jene flimmten, wenn auch aud verſchiedenen Gründen, darin überein, daß der Paſcha 
von Ägypten nicht mit zu großer Macht befleidet werden dürfe: England, weil es von dem An⸗ 
wachen diefer Macht am Rothen Meer eine Gefahr für feine Herrſchaft in Oſtindien, Öfter: 
reich mit England und Preußen, weil die allzu große Schwächung der Türfet die Gefahr des 
ruffiihen Übergewichts erhöhte, und Rußland, mweil das Entfleben eines ſtarken mohammeda— 
nifhen Reichs, das an die Stelle des zuſammenbrechenden Osmanenreichs trat, die alten Plane 
Rußlands auf den endlichen Befig Konftantinopeld zu vereiteln drohte. Frankreich Hingegen, 
dejlen Intereffe und PBolitif im Mittelmeer immer und nothwendig ven englifhen Intereffe 
widerftreben, glaubte in der Machterweiterung des mit dem Franzoſenthum lebhaft fympathi- 
firenden Paſchas von Agypten über Syrien und Arabien fi einen politifhen und commerziellen 
Einfluß auf jene Gebiete zu fihern, deilen Bedeutung für Frankreich nicht zu verfennen und 
durch die Erpedition Napoleon’ I. aller Welt klar geworden ift. 

Aber mährend fowol unter dem Minifterinm Soult (12. Mai) wie unter dem Minifterium 
Thiers die Verhandlungen über die Frage geführt wurden, ob Mehemed-Ali neben dem erblichen 
Beſitz Agyptens für feine Lebenszeit ganz Syrien, oder nur einen Theil veffelben behalten 
follte, erfuhr man in Paris plöglih, daß die vier Mächte mit Umgehung Frankreichs eine 
(Duadruple:) Allianz geſchloſſen Hätten, in welcher fie fi über ein gemaltfames Vorgehen 
gegen den Paſcha verftändigten, um ihn zu den von ihnen feſtgeſtellten Friedensbedingungen zu 
zwingen. Diefe Ausihliegung Frankreichs von dem Concert der Großmächte und von der fo 
überaus wichtigen Regulirung der orientalifhen Angelegenheiten mußte in Paris als eine ab= 
fihtliche Zurüdfegumg und Kränkung Frankreichs befonderd von feiten Englands (Palmer: 
fton), feines bisherigen Verbündeten, empfunden werben, umd als ein Triumph, den bie 
Volitik Rußlands in London über das Bündniß der beiden freien Weſtmächte davongetragen 
habe. Thiers fühlte fih um fo tiefer verlegt, je mehr es befannt war, welch hohen Werth er 
auf die Erhaltung eines freundſchaftlichen Verhältniffes mit England legte. Die franzöftfche 
Nation aber war aufs tieffte entrüftet über dieſe rückſichtsloſe Kundgebung geringſchätziger 
Misachtung, die man ihr bieten zu dürfen glaubte. Es war daher nur dad Echo der Stimmung, 
von welder das ganze Volk durchdrungen war, wenn Thiers diefe Iſolirung Frankreichs wie 
eine Kriegserflärung betrachtete und jich mit voller Kraft rüften zu müflen glaubte, um den er: 
fahrenen Angriff auf vie Ehre Frankreichs allenfalld mit ven Waffen in der Hand abzumehren 
oder zu rächen. Truppen wurben audgehoben, die Feftungen in Bertheidigungszuftand gelegt 
und fogar — fo ernſtlich ſchien man gegen alle Eventualitäten eines großen Kriegs ſich [hügen 
zu wollen — Paris mit mächtigen Feftungsmerfen umgeben. Insbeſondere aber wurden 
die fittlihen Apparate zu einem Friegerifch:nationalen Aufſchwung in Bewegung gefegt, bie Er— 
innerung an die großen Zeiten ver Revolution und des Kaiſerthums geweckt und ſelbſt die Aſche 
Napoleon’ von St.» Helena geholt, um biefen Erinnerungen Glanz und Leben zu verleihen. 
Aber es fehlte dem fühnen Wort die ebenfo kühne That. Als zur Ausführung des Allianzver- 
tragd mit den Oftmädhten eine englifche Slotte an den Küften von Syrien erihien, um bie 
Agypter gewaltfam daraus zu vertreiben, ſchickte Frankreich nicht nur feine Flotte zum Schutz 
Mehemed: Alt’, fondern zog fogar feine Kriegsſchiffe von Alerandrien nad Toulon zurüd, 
um, wie es hieß, zufällige Gonflicte mit der englifchen Zlotte zu vermeiden. Und fo geſchah es, 
daß der Vicefönig, der fih von feinem vermeintlichen Bundesgenoffen preiögegeben jah, gegen 
Erwarten Frankreihs den engliſchen Waffen faft feinen Widerſtand entgegenjegte und amt 
27. Nov. 1840 mit dem Apmiral Napier einen Vertrag abfchloß, nad welchem er alle feine 
Beiigungen außerhalb Ägyptens fowie die zu ihm Übergetvetene Flotte herausgab und ſich mit 
dem erblichen Beſitz Agyptens unter Suzeränetät der Pforte und gegen Zahlung eines jährlichen 
Tributs an dieſelbe begnügte. 

Der Abſchluß dieſes Vertrags fand Thiers ſchon nicht mehr an der Spitze des Miniſteriums. 
Er hatte ſich überzeugt, daß L. der allgemeinen Stimmung der franzöſiſchen Nation nur äußere 
Scheinconceffionen machte und entfchloffen war, um der vermeintlihen Sicherheit feiner Dy— 
naftie willen den Frieden auch um den Preis der Ehre Frankreichs zu erhalten. Er Eonnte 
beim König weder eine directe Unterflügung Mehemed-Ali's, noch die nothwendigen Bewilli- 
gungen zu einer ernften Rüftung, noch eine entjchievene Behandlung der Kriegäfrage in ber 
Thronrede beim Wiederzufammentritt der Kammern durchſetzen, während dagegen die Gerni- 
rung von Paris mit Feſtungswerken mit ungemöhnlichem Eifer und Koftenaufwand betrieben 
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wurde. Gr konnte nicht zweifeln, daß 2. mit der Ehre Frankreichs und noch mehr mit dem Na- 
men feines Minifterd ein falſches Spiel fpielte, ja daß er mit den Mächten, gegen die man ſich 
öffentlih und laut zum nationalen Kriege rüftete, geheime und birecte Verhandlungen pflog, 
welche ven Abſichten der Nation und der offlciellen Regierung geradezu entgegenwirften. Er 
gab feine Entlaffung, blieb aber grofmüthiger = oder unbeſonnenerweiſe nod fo lange im Ami 
und alfo in der Verantwortung für alled, was geſchah und nicht geihah, bi8 die Demüthigung 
Mehemed-⸗Ali's und damit auch Frankreichs eine vollendete Thatjache war. 2. konnte nun ohne 
Schwierigkeit ein Minifterium bilden, das fi von jeder Verantwortung für diefe Demüthigung 
Frankreich frei wußte und nur nod) den Weg zur Wiederherftellung eines frievlihen Verhält— 
niffes mit den übrigen Mächten anzubahnen hatte, Und jo geihah es in ver That, daß nad 
furzen, fehr wenig würdigen Unterhandlungen, welde Guizot ald Minifter des Auswärtigen 
führte, Frankreich wieber in das Concert der europäijhen Mächte eintrat, indem es durch Ber: 
trag vom 13. Juli 1841 den zwiſchen der Pforte und dem Vicefönig von Ägypten ohne fein 
Zuthun und gegen feinen Willen vermittelten Friedensvertrag völlig anerkannte. 

Dad Minifterium Soult : Guizot= Dudhätel vom 29. Det. 1840 if das eigentlihe Minifte- 
rium L.'s, das nun, abgerechnet zufälliger und gleihgültiger Perfonalveränderungen, das 
Syſtem deffelben faft acht Jahre lang mit haldftarriger und blinder Gonfequenz fortführte, bis 
es endlich ſich ſelbſt, das Syftem und die Dynaftie zum plöglichen und jähen Sturz brachte. 

Der Verlauf und der Ausgang der orientalifhen Kriſis und der erzwungene Nüdtritt von 
Thiers aus dem Minifteriun werden mit Recht ald die hervortretendften Wenvepunfte in der 
Regierungsgeſchichte 2.’8 betrachtet. Denn das Gefühl der durch den König in ſelbſtſüchtigem 
Intereffe für feine Dynaſtie verlegten und preiögegebenen Nationalehre flug zu tiefe Wurzel 
im Herzen bed franzöfifchen Volks, um nicht eine bleibende und unheilſchwangere Misftimmung 
gegen die Perfon und die Regierung 2.’8 in demjelben zurüdzulaffen. Diefe Misftimmung 
war eine um fo ernftere und allgemeinere, je mehr ſich die Anjicht befeftigte, daß ver König von 
Anfang der Krijis entfchloffen war, den Korderungen des Volks nicht nadhzugeben, und der Be— 
wegung nur barum freien Lauf ließ, un während derjelben vefto fiherer mit den Gabineten zu 
verhandeln und zu confpiriren, ganz bejonderd aber um die Erregung der Gemüther zur Durch— 
jegung feines alten Lieblingsplans, der Befeftigung von Paris, auszunugen, die offenbar nicht 
gegen äußere Feinde, fondern gegen das eigene Bolf gerichtet war, In noch höherm Grade als 
auf, laſtete diefe Antipathie des franzöjiihen Volks auf Guizot, der auf die Vollziehung der 
Plane des Königs bereitwillig einging und durd den Vertrag vom 13. Juli 1841 vie Selbſt— 
demüthigung Frankreichs befiegelte. Je fefter aber L. an dieſem Minifter Hielt, je mehr ſich die 
innere und äußere Politik deffelben vor der Öffentlihen Meinung mit den perjünlichen Inten= 
tionen des Königs ibentificitte, um fo gefährlicher mußte auch für diefen endlich der Haß und 
Unwille werben, der ji mehr und mehr gegen feinen Minifter wendete. 

Faſt nicht weniger verberblid für 8. wurde der Verlauf und der Ausgang der orientalifchen 
Kriſis durch den Einfluß, den dieſelbe auf die Stellung von Thierd zu Ouizot und zum König 
ausübte. Diefer überaus ehrgeizige, in feiner ganzen politifhen Laufbahn nicht felten mehr 
von perſoͤnlichen ald von ſachlichen Motiven geleitete Staatsmann fühlte ſich aufs tieffte gekränkt 
durd den offenbaren Misbrauch, den der König mit feiner Perfon und jeinem Amt getrieben, 
durch die abjichtliche Bloßſtellung, der er ihn vor den europäiſchen Gabineten und vor der Öffent- 
lihen Meinung Frankreichs preidgegeben hatte, und durch die hinterhaltige Intrigue, mit wel= 
her er die Popularität feines Minifters für immer untergrub, während er eben diefe Popula— 
rität zum Deckmantel feiner unvolfäthümlihen Gabinetöpolitif misbrauchte. Diefe tiefe 
Erbitterung gegen die Perfon des Königs und feines Minifterd'Guizot wurde nun zur Trieb— 
feber feiner fernern politifchen Beftrebungen, und es ift unzweifelhaft, daß Thiers, deſſen be= 
rühmter Name, deffen oratorifhes und agitatorifches Talent immer noh von bedeutenden 
Einfluß war, nit wenig zur Untergrabung und zum enbliden Sturz des Julithrons beige= 
tragen hat. z 

Vielleicht als ein erſtes, damals kaum als joldes beachtetes Merkzeichen dieſes beginnenden 
Umſchwungs it der am 4. Aug. 1840 erneute Verſuch Ludwig Napoleon’s zu betrachten, durch 
eine Landung in Boulogne mit Hülfe einiger zufammengelefener Uniformen der alten Napoleo— 
niſchen Garde und eines lebendigen Adlers den Thron L.'s umzuftürzen. Der Abenteuerer, der 
damald von ganz Europa verladyt wurde, hat ji ſpäter ald ein zu feiner Beurtheiler ver Men- 
ſchen und der VBerhältniffe bewährt, ald dag man nicht glauben follte, er habe fhon zu jener 
Zeit ein inftinctives Gefühl von vem beginnenden Sinfen des Julithrons gehabt und fi, wenn 
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aud fein Unternehmen miöglüdte, doch dem franzöſiſchen Vol für den rechten Moment wieber 
in Erinnerung bringen wollen, 

Ein augenfälligered Zeugniß der weitverbreiteten Misftimmung, die im Volk herrſchte, 
war die Agitation gegen die von Guizot bereits flipulirte Erneuerung des Vertrags mit Eng: 
land über das Unterfuhungsrecht, in der jih zugleich der Mismuth gegen England zu erkennen 
gab, und die jo allgemein und fo lebhaft wurde, daß fie felbft in der Deputirtenfammer ihren 
entſchiedenen Ausdruck fand und 2. fich genöthigt ſah, für die zwifchen den betheiligten Mächten 
auf den 20. Febr. 1841 feftgefegte Auswechſelung der Protokolle die Dffenlaflung verfelben für 
Frankreich zu beantragen. 

Die mädtigfte und folgenreichfte Erfchütterung aber, welche der Ihron 2.8 in jener Zeit 
erfuhr, war der unglüdliche Tod des Thronfolgers, Herzogs von Orleans, durch den Sturz aus 
einem Wagen am 13. Juli 1842. Denn diejer Brinz erfreute ſich wegen feines offenen, wahr: 
Haft volfsfreundlichen, humanen, von echt franzöſiſcher Bildung getragenen Wefens einer außer: 
ordentlichen Popularität im franzöfifchen Volke. Seine Gemahlin, die geborene Prinzeſſin 
von Medlenburg, hatte ſich ebenfalls jehr bald die lebhafte Zuneigung deſſelben zu erwerben ge= 
wußt, und felbft ver junge Sohn beider, ver Graf von Paris, erfreute ſich bereits einer allge= 
meinen Sympathie. Diele, welche die Unzufriedenheit mit 2. und feiner Regierung theilten, 
glaubten, da der König faft das fiebzigfte Jahr erreicht Hatte, jein Regiment die kurze Zeit, die 
es noch dauern würde, ertragen zu müflen, weil man bei dem Regierungsantritt des Thronfol= 
gers einer entſchieden freifinnigen und volksthümlichen Regierung und einer ehrlichen Anerken— 
nung der Ideen, von denen die Julirevolution aufgerichtet worden war, mit Sicherheit entgegen= 
jehen dürfe. Die Trauer über den Tod des edeln Prinzen war daher in allen Theilen bed 
Landes eine jehr ernfte, und auch 2. erlag faft nicht nur dem bittern Schmerz des Vaters, fon= 
dern noch mehr der Sorge um feine Dynaſtie, die in feinem älteſten Sohne ihre fiherfte Stütze 
verloren hatte und noch nicht feft genug im Volke wurzelte, um die Gefahren und Wechſelfälle 
einer vieljährigen Regentſchaft mit Sicherheit beftehen zu können. 

Aber gerade die Regentfhaftsfrage führte zu neuen Verwickelungen und Erſchütterungen. 
Das alte Herfommen, die Sympathie ded Volks und jelbft die vorherrſchende Anſicht in der 
Kammer ſprachen für die Mutter. L. aber wollte die Regentſchaft feinem nun älteften Sohn, 
dem Herzog von Nemours, übertragen willen, der wegen feines verſchloſſenen, herrifchen und 
abftoßenden Weſens von allen Brinzen des föniglihen Haufes am mwenigften beliebt war. 2. 
aber wußte in ver Kammer die Majorität für feine Abficht zu gewinnen. Der Herzog von Ne 
mourd wurde zum Regenten proclamirt, und nun glaubte man für lange Zeit die Hoffnung auf 
eine Berbefjerung der Zuftinde gefhmwunden zu ſehen, die eine immer wachſende Unzufrieden— 
heit im Volke hervorriefen, 

Bemerkenswerth ift dieje Debatte nod durch das erfte entfchieden oppojitionelle Auftreten 
Lamartine's, der von einem eifrigen Anhänger der Reftauration zu einem ebenfo entfchievenen 
Anhänger des Orleanismus geworben war, und nun von dem Beifall und der Popularität, bie 
er durch feine oppofitionellen Meven gewonnen hatte, immer weiter nach linfs gebrängt und 
endlich zu einem unerbittlihen und gefährlichen Gegner L.'s, feiner Dynaftie und zulegt fogar 
ded Koͤnigthums jelbft wurde. 

Während in diefer Weife die Antipathie gegen L. und jeine Regierung im Herzen bed 
Volks immer tiefere Wurzel ſchlug, gab ih von diefem immer weiter um ſich greifenden Um— 
ihwung der Öffentlihen Meinung auf der Oberfläche des politifchen Lebens wenig zu erkennen. 
Die Kammermajorität, wie fie aus den Wahlen von 1843 hervorgegangen war, hielt nad 
wie vor am Minifterium Guizot feft und gab ven Regierungsſyſtem des Königs ihre officielle 
und gefeglie Zuftimmung, und diefer fonnte fih vor feinem conftitutionellen Gewiſſen durch 
die Autorifation der verfaffungsmäßigen Volksvertretung ıfür alles rechtfertigen, was er in 
Ausübung feiner gefeglic; geregelten Regierungsgewalt unternahm und anorbnete. Aber 
darin eben lag der verhängnifvolle Irrthum des Königs und feines Minifters, daß fie dieſe ver— 
faffungsmäßige Unterflügung und Autorifirung ihres Syſtems für eine ausreihende Stüße 
deifelben hielten und von der wachſenden Differenz, die zwifchen der großen Maffe des Volks 
und der politiihen Nihtung der Kammermajorität herrichte, entweder feine Kenntniß hatten 
oder feine Rückſicht auf diejelbe nehmen zu dürfen glaubten. Guizot war zu jehr theoretifcher 
(doctrinärer) Volitifer und L. zu jehr der Mann der praftifhen Zweckmäßigkeit, um für die 
ſittliche und politifche Macht eines geſchichtlich ſich entwickelnden Volksgeiſtes ein Verſtändniß zu 
haben und zu ſuchen und dieſe unfaßbare Macht mit in ihre Berechnungen zu ziehen, ſolange 
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die Verfaffung und das Gejeg derfelben feinen directen Einfluß auf den orbnungsmäßigen 
Bang der Staatsmaſchine geftatteten. 

Es konnte daher nicht fehlen , daß die Misftimmung des Volks ih mit gleicher Entſchieden— 
heit gegen die Kammer wandte. Es konnte verfelben das Recht nicht mehr zuſtehen, feinen 
Willen und feine Intereflen zu vertreten, da fie aus einer winzigen Minorität und aus einer 
einzelnen privilegirten Klaffe des Volks hervorgegangen, offenbar nur noch die politifhe Gefin- 
nung und die Sonderintereffen diefer Minorität zur Richtſchnur ihrer politifhen Thätigkeit 
machte und es eher für ihre Aufgabe zu halten ſchien, der Berechtigung des Volks entgegenzu: 
treten, als diefelbe zur Geltung zu bringen. Die Misſtimmung gegen die Kammermajorität, 
die in der Nichtachtung der Volksmeinung mit dem Minifterium und dem König metteiferte, 
wendete ich natuͤrlicherweiſe auch gegen die Verfaffung und in&befondere gegen das Wahlgefeg, 
das die Vertretung des Volkswillens in die Hand diefer Einen Klaffe der Bevölkerung legte. 
Darum mußte aber auch der Einfluß der oppofitionellen Minorität auf die öffentlide Meinung 
um fo mächtiger werden und wiederum die Richtung, welche der Geift ver Unzufriedenheit 
im Bolfe nahm, beſtimmend und treibend auf die Tendenzen diefer feiner Vertreter in der Kam— 
mer wirfen. In diefer Weife fonnten darum Thiers und Odilon-Barrot zu einer fo bedeutenden 
Macht für die endliche Entſcheidung der Geſchicke Frankreichs werben ; darum fühlte fih Lamar— 
tine, je mehr feine Popularität wuchs, auf die Bahn der Oppofition endlich Bid zum Republika: 
nismus gedrängt; darum Eonnte es endlich Ledru-Rollin an der Zeit halten, inmitten der con— 
fervativ = dynaftiihen Majorität mit feinen ultraradicalen Anſichten bervorzutreten, die ihm 
fpäter für einen Moment eine fo bedeutende Stellung neben Lamartine bereiten follten, Diefes 
allgemein verbreitete Gefühl des Widerſpruchs, in welchem die geleglich allein berechtigte Volks— 
vertretung und die anf diefe ebenfalls verfaſſungsmäßig geftügte Regierung mit dem Geift und 
dein Bedürfniß des Volks ftand; das Gefühl des Druds, der auf dem Bolfe laftete, folange man 
feine gerechten Forderungen unter dem Schein ver Gejeglickeit durd die Maſchinerie und das 
leicht zu lenkende Formenweſen des Scheinconftitutionalismus ja immer wieder zurückwei— 
jen fonnte — dieſes Gefühl drängte das unwillig geworvene Volt aus der Bahn des Ge: 
feges heraus, das nur zu Gunften einer privilegirten Minorität gefihaffen zu fein ſchien. Es 
ließ die Urheber zahlreicher frevlerifcher Attentate vor ihren eigenen Augen und felbft vor den 
Augen ver aufgeregten Maflen ald Märtyrer für die Sache des rechtlos gemachten Volks er: 
feinen; es begünftigte die Bildung geheimer Gefellihaften, die eine Rettung für das Recht 
und die Freiheit des Volks nur in dem Umſturz alles Beftehenden ſuchten. Es förderte die Ent— 
ftehung und Verbreitung der unglüdfeligen focialiftifhen und communiftifhen Theorien eines 
Fourier und Gabet, eines Proudhon und Louis Blanc, die befanntlih auf den Gang der Fe: 
brunrrevolution von 1848 nit nur in Branfreih, fondern in ganz Europa einen jo verderb⸗ 
lichen Einfluß ausübten. Denn die große Maffe der befiglofen Arbeiter, die fi durd das Wahl: 
privilegium der Reihen von jeder Mitwirkung an der Leitung der Öffentlihen Angelegenbeiten 
und fomit von jever Möglichkeit ausgeſchloſſen ſahen, ihre Intereffen auf gefeglihem Wege zu 
wahren, gemöhnten ſich endlich an ven Gedanken, die Befigenden ald ihre Feinde zu betrachten, 
die ihnen das ihnen gebührenve Recht gewaltfam vorenthielten, und griffen mit blinder Leiden— 
Schaft nad) ven blendenden Theorien, die ihnen eine gänzliche Umgeftaltung des Staatsweſens, 
und der ftaatdwirthfchaftlichen Verhältniffe und mit verfelben die Herftellung des goldenen Zeit: 
alters für ben befiglofen Arbeiter in Ausſicht flellten. Dies Gefühl endlich mar ed, das der 
Idee einer Wahlreform, d. h. der Herftellung einer Bolkövertretung, die in Wahrheit der Aus- 
drud des Volkswillens fein follte, ſobald fie einmal ausgefproden war, eine jo gewaltige Macht 
verlieh, daß jeden Widerſtand gegen diefelbe, auf wie gefeglihem Grunde derſelbe auch ruhte, zu 
einem vergeblihen machte, und daß vor dem Sturm ihres Angriffs die Regierung, der Thron 
und die Dynaftie L.'s, ja das Königthum überhaupt rettungslos zufammenftürzte, obgleich der 
Angriff auf die beftehende Gewalt nicht dur irgendeinen Bruch der Verfaffung oder des Ger 
fees gerechtfertigt werden fonnte. 

Was während dieſes innern Zerfegungäproceffes in Frankreich vorging, ift im Vergleich zu 
diefer innern Umgeſtaltung nur von geringer Bedeutung und meift nur ald Symptom des Fort 
ſchritts von Interefle, den jener Proceß bereitd gemacht hatte, während man äußerli noch ſicher 
auf dem alten Boden zu ftehen vermeinte. Es beziehen fich die Ereigniffe ver nächſten Jahre, 
die wir bier noch erwähnen wollen, faft ausfchließlich auf die auswärtigen Verbältniffe, und fie 
find nur darum von Wichtigkeit, weil das franzöfifhe Volk durch nichts Teihter zu gewinnen 
oder zu verlegen ift, ald durch die mehr oder minder einflußreihe Stellung, die ihm feine Regie— 
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rung aufden Gang ber allgemeinen europätfihen Verhältniffe zu geben weiß. Bemerkenswerth 
ift vabei no, daß Frankreich auf dieſem Gebiet feiner Wirffamkeit fi faft überall im Conflict 
mit England befand, obgleich ed gerade für die Erhaltung oder Wiederherſtellung der entente 
cordiale mit diefem Staat, auf die L. und Gulzot einen glei großen Werth legten, freiwillig 
manches Opfer brachte. 

Der forigefegte Kampf in Algier gegen Abd-el-Kader führte zu einem Kriege mit dem Kaifer 
von Marofko, bei welchem derſelbe Schu und Beiftand fand. Der Krieg wurde fchnell und glüd- 
lich beendigt. Die Siege von Mogador uud Jély erwarben nicht nur den franzöſiſchen Waffen 
neue Ehre, jondern gaben auch dem jüngften Sohne 2.'8, ven Herzog von Joinvilfe, Belegen: 
heit, ih rühmlich audzuzeihnen und feinen Namen in Franfreih populär zu machen. Aber 
England, das die Ausbreitung der franzöftihen Macht an der Nordweſtküſte Afrikas fürchtete, 
Hatte Guizot das Berfprechen abgenommen, den Sieg über Marokko nicht zu Landeriwerbungen 
zu benugen, und der Frieden nöthigte den Kaifer von Marokko nur zu einem Bündniß, das 
ſpäter zur endlichen Befiegung und Gefangennahme Abd-el-Kader's führte. 

Die Befignahme von-Tabiti durch den Admiral Dupetit-Thouars veranlafte England zu 
einer directen Einmiſchung zu Gunften der von feiner Seite anerfannten Königin Bomare und 
ded von dem franzöſiſchen Gouvernenr verhafteten engliſchen Miſſionars und Conſuls Pritchard. 
Und als Guizot diefen Broteften jo weit nachgab, daf die Königin Bomare unter Anerkennung 
ber Frangöiifden Oberhoheit wieder eingefegt und für Pritchard von ber Dienftwilligen Kammer: 
majoritäteine Entihädigung von 25000 Fr. bewilligt wurde, erhob die oppofitionelle Kammer: 
niinorität und die Prefle die Anklage wider ibn, daß er die Ehre und das Recht Frankreichs 
preißgegeben babe. 

In Spanien feierte die franzöſiſche Diplomatie einen fheinbaren Triumph. Schon im 
Jahre 1834 hatte 2. auf Anbringen Englands die Sache Chriſtina's und des Eonftitutiona- 
lismus gegen Don Carlos durch Abfhlug der Duadrupleallianz unterftügt, obne ſich jedoch zu 
einer directen Intervention zu Gunſten Chriſtina's zu entfhließen, während England durch 
Landung eined Hülfscorps in Portugal Dom Miguel zur Flucht genöthigt und die Herrſchaft 
der conftitutionelfen Königin Donna Maria gefihert hatte. In Portugal blieb der Einfluß 
Englands ein überwiegender ; in Spanien aber ſchwankte dad Übergetvicht zwifchen den beiden 
mächtigen Bundesgenoſſen. Als es ſich jedoch um die Vermählung der jungen Königin Ifabella 
und ihrer Schweiter handelte, verzichtete &. zwar freimillig auf die Verbindung eines feiner 
Söhne mit dev Königin und nöthigte dadurd England, in gleicher Weije auf die Erhebung eines 
koburgiſchen Prinzen auf den jpanifhen Thron Verzicht zu leiften. Aber e8 gelang ihm die 
Berbindung ſeines Sohnes, ded Herzogs von Montpenfier, mit der jüngern Schwefter der Kö: 
nigin durchzuſetzen und Dadurch eine dauernde Verbindung zwiſchen ven Bourbons in Spanien 
und den Orleans herzuftellen; ein diplomatifcher Triumph, der in England die bereitd im 
Wachſen begriffene Verſtimmung gegen Frankreich und 2. noch erhöhte. 

Inzwiſchen war das verhängnißvolle Jahr 1847 herangekommen, in welchem jich von allen 
Seiten die dunkeln Wolfen über das Julikönigthum zufammenzuziehen begannen. Die große 
nationalzpolitifhe Bewegung des Jahres 1848 hatte in Polen und Ungarn, in der Schweiz 
und Italien bereits ihren Anfang genommen. Gin weiter hauender Blick mußte aus diefen 
Anfängen jhon den Umfang und die Bebeutung der Greignifle ahnen können, die bevorftanven ; 
ein fühner Staatsmann an der Spige Frankreichs hätte ven Moment benugt, fih an die Spige 
der freibeirlihen Bewegung zu ftellen und dadurch ebenjowol einen enticheidenden Einflu in 
Europa wie die Hingebendfte Sympathie des Frangöfiichen Volks zu gewinnen. 2. und Guizot 
beſaßen viefen weitfhauenden Blick nicht und noch weniger die ſtaalsmänniſche Kühnheit, deren 
in jenem Moment die Lenker Frankreichs ‚bedurften. Sie erkannten die Vorgänge in den vers 
Ihievenen Gegenden Europas nicht ald Symptome einer allgemeinen Ummälzung, ſondern be: 
trachteten fie nur ald vereinzelte Erſcheinungen vom Gefihtöpunft momentaner Nüglichfeite- 
intereffen, und ließen in ihrem Fanatismus fir Erhaltung des allgemeinen Friedens und der 
äußern Ruhe und Ordnung die Bedeutung und Wichtigkeit ver Principien außer Acht, die fih 
bier zur Geltung bringen wollten, und benen jich die Sympathien des franzöftfhen Volks aufs 
entiiedenfte zumenden mußten. Sie ſchenkten der beginnenden Wievergeburt der ungarifchen 
Nation gar feine Aufmerkſamkeit, obgleich ihnen diejelbe ein trefflihes Mittel zur Paralyſirung 
Oſterreichs, für deffen brobende Einmiſchung in die freiheitlihe und einheitliche Bewegung 
Staliend und der Schweiz darbot. Sie liefen die drei Theilungsmächte Polens eine weitverz 
breitete polnifhe Verſchwoͤrung nicht nur widerſtandslos unterdrücken, fonbern verlegten ebenfo 
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den frangöfifchen Stolz wie die franzoͤſiſchen Sympathien, als fie nicht einmal einen Proteſt er: 
hoben gegen die im offenen Widerſpruch mit den Wiener Verträgen erfolgte Einverleibung der 
Republik Krakau, dieſes legten liberreftes von einem freien Bolen, mit Oſterreich. Die wunder: 
bare Aufrihtung Italiens zur Freiheit und Einheit, die, durch die reformatorifhhe Negierung 
Papſt Pius’ IX. angeregt, wie die neueſte Geſchichte lehrt, vor Frankreich mit Leichtigkeit benugt 
werben fonnte, um ven übermüthigen und verberblichen Einfluß Ofterreihs für immer aus der 
Halbinfel zu verbrängen, flößte der Regierung L.'s nur Beforgniß vor Verbreitung der revolu- 
tionären Propaganda auf franzöftfchem Boden und andererjeitd vor einer möglihen Interven- 
tion Öfterreiche ein, der man nicht den Muth hatte entgegegenzutreten. Daher glaubte man 
nichts Dringenderes thun zu müffen, ald den Papſt zur Mäßigung in feinen Reformen und zur 
Niederhaltung des erwachten Volfägeiftes zu mahnen. Am entſchiedenſten ließ ih Guizot in den 
ſchweizeriſchen Wirren in die Bolitif Metternich's und der Staaten der Heiligen Allianz hinein: 
ziehen, Der proteftantifche Minifter Frankreichs ftellte fich auf feiten der Jeſuiten, gegen die ſich die 
Öffentliche Meinung des franzöfifhen Volks wiederholentlich aufs heftigfte ausgeſprochen hatte. 
Der confervative Doctrinär nahm offen die Partei der revolutionären Sonderbünpler, Die gegen 
die geſetzlichen, freilich aber liberalen Behörden des Landes und ihre Befchlüffe zu den Waffen 
griffen. Er verband ſich mit Oſterreich, Rußland und Preußen zum Zweck einer Intervention, 
zu ber ſich fein irgend plauſibler Rechtsgrund vorfand; und es wäre um die Freiheit und Einheit 
der Schweiz vielleicht gefchehen geweſen, wenn nicht die geſchickte, obwol nicht fehr redliche Po- 
litik Palmerſton's, die Energie der ſchweizeriſchen Regierung und des Schweizervolf8 und endlich 
die Ereigniffe des Jahres 1848 die Plane ver freiheitäfeindlihen Negierungen vereitelt hätten. 

Es erhellt aus diefer Haltung L.'s bei den verfchiebenften Fragen der auswärtigen Politik 
aufs unzweideutigfte, wie fehr die Regierung veffelben fi im Widerſpruch mit dem Geiſte des 
Volks befand, und wie fehr der König dadurd mehr und mehr die Sympathien des Volks und 
der Julithron den Halt und Boven verlor, aus dem er allein das Recht zu beftehen und bie 
Kraft ſich zu erhalten fhöpfte. Aber 2. und fein Minifter hatten fein Verſtändniß für die Be: 
deutung dieſer Thatſache oder fie glaubten, fie nicht beachten zu dürfen, Denn bie Kammer: 
wahlen von 1846 hatten wieder eine bedeutende und dienftwillige Majorität für die Regierung 
ergeben. Das officielle Volk der 200000 Wähler und ihrer 459 Abgeordneten ftanden in 
ihrer Majorität für die Regierung und gaben ihre Zuftimmung zu allen Mafregeln und Ge— 
ſetzesvorſchlägen derſelben. Der verfaffungsmäpig allein gültige Wille des Volks war alſo auf 
ihrer Seite. Sie befand fi in ihrem formellen Net, das ihr der Scheinconflitutionaliamus 
verlieh, gleichviel ob 29 Dreigigftel ded Volks gar nicht zum Ausdrud ihres Willend gelangten, 
glethviel auf welden Wege und durch welde Mittel die Stimmen der Wähler und der Ge— 
wählten für die Regierung gewonnen wurben, gleichviel wie groß die Zahl der Opponirenden 
in den Wahlverfammlungen, wie groß die Zahl und das Gewicht verfelben in der Deputirten- 
fammer jelbft war. Die Abftimmungen fielen eben für die Regierung aus; das formelle Net 
war auf ihrer Seite und das genügte einem &,, um bei einem Syftem zu beharren, das von fo 
trefflihem Erfolg begleitet fchien und mit dem es fi nun ſchon mehr als 15 Jahre jo bequem re: 
gieren ließ. Die tieffte und unwiederbringlichſte Erſchütterung endlich erlitt dad Syſtem und der 
Thron.’ vor dem Richterftuhl der Öffentlihen Meinung und des franzöſiſchen Volks, als durch 
eine Reihe ver ffandalöjeften und entehrenpften Vorfälle, die in den höchſten Kreifen ber Bejell: 
haft und des Beamtenthums flattfanden, vor ven Augen aller Welt die tiefe innere Fäulniß 
und Berberbniß and Licht trat, von welcher eben der herrſchende und privilegirte Theil des fran: 
zöflfchen Volks angefreffen und vergiftet war. Denn es gab ſich dieſelbe deutlich ald Folge des 
ſchleichenden Corruptionsſyſtems zu erkennen, von dem die Regierung L.'s getragen wurbe und 
das endlich die moraliſche Eriftenz Frankreichs zu vergiften und zu untergraben drohte. 

Schon längft hatte man gefühlt, daß die Herrſchaft der Bourgeoiſie au in ihrer miora: 
lichen Ginwirfung mit der Herrſchaft ver materiellen Intereffen im Volke iventifch fei. Da ein 
gewiſſes Maß dieſes Beſitzes den alleinigen Anfprud auf das erfte Recht des Bürgers begrün— 
dete, mußte das Streben nad) demfelben allmählich zur Haupttriebfeder des bürgerlichen Thuns 
und dieſes Recht felbft wieter zu einem Mittel werben, dieſen Befiß zu erhalten oder zu erweitern. 
Das Regiment L.'s, das felbft ohne Wärme und Vegeifterung für die Größe des Vaterlandes, 
immer von Falter Berechnung ver Zweckmäßigkeit geleitet wurde, war in feiner Weile geeignet, 
die edlern Gefühle des Patriotismus und des uneigennügigen Gemeinſinns oder gar ber bin: 
gebenden und aufopfernden Begeifterung fürs Vaterland zu wecken. Sie drüdte vielmehr 
den natürlichen Natiomalftolz nieder und ſtachelte die niedern Leidenſchaften der Selbſtſucht 
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an, um fle zu Gunften der Regierungszwede in unwürbigfler und verberblichfter Weije auszu⸗ 
beuten. Die Stimmen einzelner Wähler wurden durch Ausſicht auf Eoncefjlonen, Lieferungen, 
Kundſchaften, Berforgungen u. f. w. gewonnen, die Loyalität ganzer Städte und Bezirke durch 
Zufiherung von Eifenbahnen, Kanälen und Chauffeen, von Garnifon, Märkten over fon- 
fligen Veranftaltungen zur Vermehrung der Eriwerböquellen und des Wohlftandes erfauft. 
Die Stimmen der Deputirten felbft wußte man zu gewinnen oder feftzuhalten durch Befrie— 
digung umfaffenderer Korberungen bes Ehrgeized oder der narften Gewinnſucht. Man ſchämte 
ſich bald nicht mehr, wenn auch nicht auf directem Wege, über den Preis einer Stimme mitein= 
ander zu verhandeln. Eine Regierung aber, in deren Hand ſich alle Hülfsquellen des Staats 
eoncentrirten, befaß faft unerſchöpfliche Mittel, um, ohne fich offen preiszugeben, dur Zumen: 
dung reicher Vortheile oder Ehren die Stimmen ehrgeiziger und habfüchtiger Abgeordneten an 
ich zu feffeln und fle zu dienftwilligen Werkzeugen ihrer Zwecke zu mahen. Die Beamten end⸗ 
Lid, vor ver Gefahr willfürlicher Entjegung in Furcht, von der Ausſicht auf fördernde Begün— 
ſtigung in Hoffnung erhalten, dienten in völliger politiſcher Geſinnungsloſigkeit nur dem herr⸗ 
chenden Syſtem und dem vorgefegten Negierungsbeamten, ſcheuten ſich aber auch nicht, ihre 
einflußreihe Stellung nad unten zur Ausbeutung derer zu benugen, die in gleicher Weile von 
ihrer Gunſt over Nachſicht Wortheil Ihöpfen Fonnten. Lmerfättliches Streben nad Gewinn be- 
herrſchte in dieſen Kreifen, die wir mit Einem Wort die regierenden nennen wollen, die Ge: 
mütber, und während ed in den Kreifen der Geldmänner ſich zu jener Wuth der Actien = und 
Börjenfpeculation fleigerte, die im Jahre 1844 eine fo verderbliche Handelskriſis Herbeiführte, 
bildete fi unter denjenigen, denen die Leitung und das Wohl des Staats befonderd anvertraut 
war, von der höchſten bis zur niedrigſten Klaffe eine Gorruption aus, Die eine noch ſchwerere 
und verberblichere Kriſis herbeiführen mußte. War es ja aller Welt befannt, daß der König 
ſelbſt feine öffentlihe Stellung, fein königliche Amt in perfönlichem Intereffe und zwar nicht 
etwa nur zur Vermehrung feiner Macht und zur Befefligung feiner Dynaftie, fondern zu ge: 
meiner Geldfpeculation misbrauchte und feine Kenntniß von dem jedeömaligen Stand ber 
Staatdangelegenheiten zu Börfenfpeculationen benugte, dur welche fein ungeheneres Ver— 
mögen, das er vorſichtigerweiſe in ber Englifhen Bank angelegt hatte, natürlich immermehr 
anwuchs. 

Die Weiterblickenden hatten längſt die Tiefe des innern Schadens erkannt, den dieſes allge— 
meine Corruptionsſyſtem, dieſe anerkannte Herrſchaft der niedrigſten Intereſſen im innerſten 
Leben der Geſellſchaft und des Staats anrichtete. Bald aber ſollten die Wirkungen deſſelben 
in erſchreckender Weiſe vor den Augen des ganzen Volks bloßgelegt werden. In ſchneller 
Reihenfolge traten die unverfennbaren Zeugniffe der tiefften Verderbniß in den höchſten 
Schichten der Geſellſchaft und des Beamtenthums ans Licht. Der fheußliche, aus den gemeinften 
Motiven hervorgehende Mord, den der Bair von Frankreich, Herzog v. Braslin, erit an feiner 
Gemahlin und dann an fich felbft verübte, die Berurtheilung der beiden ehemaligen Minifter 
Cubieres und Tefte (Präfidenten des Caſſationshofs) wegen grober Beftehung und Beftechlidy: 
keit, der plögliche Tod des in Stumpffinn verfallenen Juflizminifters Martin du Nord in einem 
Haufe, in dem die gemeinften Wüftlinge zu verfehren pflegten, der Selbſtmord des einflußreichen 
Diplomaten Grafen Breſſon; die gegen die Minifter im Dienft, Duchaͤtel und Gunin Gridaine, 
unwizerleglid; erhobene Befhuldigung ver Annahme von Beftehung für Verleihung von Gon: 
ceffionen zu Iournalen und Eiſenbahnen; der Nachweis von förmlihen Verkauf einträglider 
Ämter und minifterieller Stimmen im Abgeorbnetenhaufe — alled das und noch viele ähnliche 
Skandale in einem kurzen Zeitraum vor die Öffentlichkeit gezogen, mußten im Herzen des Wolfe 
dad Gefühl der tiefften Entrüftung gegen diejenigen erregen, die fih anmaßften, das Recht und 
die Ehrs des Volks in ihrer Hand zu tragen, Über die geſammte Kraft deffelben zu verfügen und 
feine Intereffen zu vertreten, mährend ſie nur ihre eigenen Intereffen verfolgten, fein Recht 
achteten, ihre eigene Ehre preisgaben und ihre eigene Kraft vergeubeten. Und ed gefellte ſich zu 
dem Gefühl des Zornd das für eine Regierung nod) gefährlichere Gefühl der tiefften Verachtung 
gegen die Machthaber. Dad war die Stimmung des Volks, ald die Kammeroppofition mit der 
geredhteften und mäßigften aller Forderungen, die dem Anfprud der Nation gemährt werben 
follte, mit vem Antrage auf eine Parlaments- und Wahlreform hervortrat, durch welche nicht 
etwa dad allgemeine Wahlrecht eingeführt, fondern nur der Genfus von 200 Br. auf 100 ders 
abgefegt und alfo die Zahl ver Wahlberechtigten von 200000 vielleicht auf das Drei- oder 
Vierfache erhoben werben follte. 

Ob durd Bewilligung diefer Forderung die Revolution von 1848 abgewendet oder doch 
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vielleicht noch längere Zeit hingebalten worden wäre, läßt ſich nicht beftimmt behaupten noch vers 
neinen, Gewiß ift, daß die Annahme diefed Antrags immer no die befiglofe Maſſe von aller 
verfaffungsmäßigen Einwirkung auf den Gang der Staatdangelegenheiten fern gehalten und 
die Vertretung der Nation und ihrer Intereflen in die Hand einer immer noch ſehr Eleinen Mi- 
norität gelegt hätte. Es konnte diefe Reform, zumal auch eine Vermehrung der Zahl der Ab: 
georoneten um 79 beantragt wurde, die Rammermajorität verändern umd etwa dent linfen 
Gentrum das Übergewicht verleihen und Damit eine Beränderung des Minifteriums notwendig 
machen, aber nicht den Staat erihüttern, den Thron 2.’8 oder auch nur die Grundlage jeines 
Regierungsſyſtems umſtürzen. Aber ver alt gewordene König verftand feine Zeit und jein 
Bolf nit mehr. Er glaubte die bequeme Kammermajorität und das bequeme Minifterium, 
deſſen Präjivent nad dem Rücktritt des greifen Soult Ouizot geworden war, nicht aufgeben zu 
dürfen, und ließ den Wahlreformantrag Duvergier de Hauranne's von feiner dienſtwilligen 
Kammermajorität mit 252 gegen 154 verwerfen. Das war eine ebenfo offenbare Kriegeerflä- 
rung gegen das moralifdhe Net der Nation wie die Ordonnanzen Karl's gegen Das gejchrie: 
bene. Die Kammerminorität appellirte ans Volk. Dem Banfet in Chateau vouge folgten 
zahlreiche Neformbanfete in den Provinzen — die Fahne, unter der ſich das Volf zum Revolu— 
tiondfampf gegen die beftehende Ordnung der Dinge fammelte, war in dem allen verftändlichen 
Wort „Wahlreform” gefunden. 2. fuchte nicht den beginnenden Sturm durch rechtzeitige Nach— 
giebigfeit zu befhwichtigen, ev glaubte ji ihm mit Gewalt entgegenftemmen zu müffen. Er 
fchleuderte der ungmeideutig Fund gegebenen öffentlihen Meinung in feiner Thronrede vom 
25. Dec. 1847 die verhängnißvollen Worte entgegen, in welchen er die Neformbewegung ale 
die Ergebnilfe feindjeliger und blinder Leidenſchaften bezeichnete, und die feige Rammermajorität 
übernahm die Mitverantwortlidfeit für diefen Hohn gegen die geredhten Korderungen des 
Volks, indem fie die königlichen Worte, freilich diesmal nur mit einer Majorität von 222 gegen 
189, in ihre Antwortdadrefleaufnahm. Die verfaffungsmäßigen Vertreter ves Volks verleugneten 
das Volf, in deſſen Namen fie tagten. Sie verwiejen ed mit jeinen Forderungen auf feine eigene 
Kraft. Der Weg der Revolution war unpermeidlih, wenn ed fein Recht nicht aufgeben wollte. 
Er wurde betreten, und der Thron L.'s und mit ihm dad Königthum flürzte haltlos zuſammen. 

Die Februarrevolution hat Frankreich die Freiheit ebenfo wenig gegeben mie die Juli— 
revolution, aber fie hat den Scheinconftitutionalismus, das Syftem L.'s für alle Zeiten ge: 
richtet. Es iſt nicht die Aufgabe dieſes Artikel, den Verlauf der Februarrevolutien darzu— 
ftellen. Soweit diefelbe über das Schidjal Li's und jeines Hauſes entjhied, war der Gang 
der Ereigniſſe ein ähnlicher wie in den Julitagen von 1830; ſoweit das Schidial Frank— 
reichs und des franzöflichen Volks durch Diejelbe beſtimmt wurde, trug fie einen ganz entgegen 
gejegten Charafter an ih. Die Dynaftie Orleans ftürzte fi wie Die bourboniſche mir ge: 
ſchloſſenen Augen in den Abgrund, den fie ſich jelbft gegraben; aber das Volf entriß diesmal 
jeinen vermeintlihen Vertretern ebenſo fchnell die Zügel der Bewegung, wie ſie ihm in den 
Julitagen von jenen entwunden worden waren. Am Hofe und in den Regierungsfreijen war 
man beim Herannahen und während ber erften Anfänge der Revolution von einer un: 
glüskfeligen VBerblendung über Umfang und Bedeutung der beginnenden Bewegung jowie über 
die Größe und Zuverläfitgfeit der Macht befangen, die man derfelben entgegenzufegen hatte, 
Daher flarre Verweigerung der mäßigen und gerechten Forderungen, deren Bewilligung zur 
Nothwendigkeit geworden war, und Anwendung unnöthiger Gewalt gegen eine Agitation, die 
zur Zeit jich innerhalb ver Geſetze bewegte. Sobald aber der jo trogig zurüdgewiejene Volks— 
wille ald mächtig drohende Gewalt mit feinen Forderungen vor den Thron trat, da begann den 
Hof jene geifteöverwirrende Muth = und Haltlofigfeit zu ergreifen, die ihn ebenſowol zum rechten 
Mideritande wie zur rechten Nachgiebigkeit unfähig machte, ſodaß jener dad Volf nicht.ichredte 
und dieſe e8 nit bejänftigte, jondern beide in gleiher Weije nur dazu dienten, die einmal ent: 
zundete Leidenichaft zu immer verzehrenderer Flamme anzufadhen. 

Die Ngitation für die Wahlreform und die fogenannten Reformbanfete war durch Die 
Thronrede und dur die Adrefle der Abgeoroneten vom König und der Kammermajorität ald 
eine verwerfliche gebrantmarft worden. Die Oppofition antwortete mit Anorbnung eines Re: 
formbanfets in Paris ſelbſt und wollte dad Votum der hauptflädtifchen Berölferung dem 
Votum jener beiden verfaflungdmäpigen Gewalten gegenüberftellen: ven unmittelbaren Aus: 
druck des Volkswillens jener indirecten Vertretung deifelben, die nicht mehr ale eine berechtigte 
anerfannt wurde. Die Regierung, welche die Ginladung und die Vorbereitung zu dem Banfer 
geduldet hatte, unterjagte die Ausführung deffelben, als dieſe ſchon nahe bevorſtand, weil in 
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einem Aufruf ded Gomite die Nationalgarde aufgefordert ward, zum Schug der Ordnung 
ohne Waffen zu erfheinen. Sie verlegte damit alle Klaflen des Volks, die ih zur Theilnahme 
an den politifhen Mahle bereits vorbereitet hatten, und nun um den Genuß betrogen jein joll- 
ten, den jie von demjelben erwarteten. Die Leiter gaben fheinbar dem Befehl der Regierung 
nad) und rächten jich durch einen Antrag auf Anklage des Minifteriums in der Abgeordneten— 
fammer. Das Feſt unterblieb, aber die Volksbewegung, die infolge deſſen entſtand, war grö- 
Ber, weil Neugierde und Unwille die Maſſen auf die Straßen trieb, und dieje befanden ſich 
nit unter dem Ginfluß der dynaſtiſchen Oppofition, welche das Feſt angeorpnet hatte, ſon— 
dern der geheimen Gejellichaften und ihrer Leiter, die ſich des glüdlihen Moments ſchnell für 
ihre Zwede zu bemädtigen wußten. 

Die Bewegung vom 21. und 22. Gebr. 1848 wurde durch die bewaffnete Macht mit Leichtig⸗ 
feit bewältigt, der Widerſtand war gering , aber dad Militär wurde ermüdet. Der 23. gab ji 
ſchon als der Anfang zur Revolution zu erkennen; obgleic dev Ruf der Maſſen immer nur nod) 
auf Wahlreform und Entfernung des Minifteriums gerichtet war, Aber die Nationalgarve 
ſchloß ih mit Entſchiedenheit dieſem Rufe an; 2, fühlte eine der Grundſäulen feines Regiments 
wanfen. Er entſchloß ji zum Nachgeben. Noch glaubte er vielleicht fein Princip retten zu 
können, wenn er nur die Perfonen opferte, die daflelbe bisher für ihn vertreten hatten. Guizot 
wurde entlaffen, Mole zur Bildung eines Minifteriums berufen. Und in ber Ihat, jo groß 
war die momentane Wirfung dieied Schrittes, daß ein Stillftand des blutigen Kampfes eintrat 
und Paris jeine Freude über den vermeintlich errungenen Sieg durd eine allgemeine Illumi— 
nation feierte. Aber während 2. ſich vielleicht des geringen Preiſes freute, mit dem er die Abs 
menbung ber drohenden Gefahr erfauft zu haben glaubte, und wol in feinem Herzen das Volf 
belächelte, das jo leicht zu erregen und jo leicht zu befänftigen oder zu täufchen fei, führte eine 
ähnliche Betrachtung der vadicalen Führer des Aufflandes zu einer andern Schlußfolgerung. 
Sie wollten ih mit diefem geringen Preife nicht zufrieden geben. Sie wollten die Bewegung 
nit zum Stillftand fommen laffen. Der von dem Inoner Aufftande des Jahres 1834 befannte 
Lagrange führte feinen wilden Haufen vor das Hotel ded auswärtigen Minifteriums (Guizot), 
und bier fiel jener geheimnißvolle Schuß, der die erlöſchende Flamme des Aufitandes ſchnell 
wieber entzündete und ihm den furdtbaren Charakter gab, ven er am 24. Febr. annahnı. 

Mit der Kunde von dieſer unerwarteten Wendung der Dinge verlor 2. allen Halt und alle 
Beionnenheit, denn er ſah eine Stüge, auf die er mit Zuveriht. gebaut hatte, nad) der andern 
fallen. Mole ſchickte ihm in dieſem Augenblid ohne weitere Motivirung die Erflärung zu, daß 
er auf die Bildung eines Minifteriumd verzichte. X. entſchloß ih, Thiers rufen zu laffen und 
ihm die Bildung eine liberalen Miniſteriums zu übertragen, ernannte aber zugleich den ener: 
giſchen, aber miöliebigen Marſchall Bugeaud zum Oberbefehlshaber jünmtliher Truppen und 
Nationalgarden von Paris, und 2. hoffte die Forderungen und Bewilligungen des einen dur 
die fiegreihen Kämpfe ded andern zu paralyfiren. Thiers fam und verlangte die Zuziehung 
Odilon-Barrot's ins Minifterium; der König willigte ein. Aber dad Volk war von Führern 
geleitet, die ihr Ziel mit unbeugfamer Entfchlojfenheit verfolgten. Die Namen freifinniger 
Minifter wirkten nichts; man verlangte zuverläffigere Garantien, unwiderrufliche Ihaten. 
Thiers forderte nun die Abberufung Bugeaud's. 2. gab nad) kurzen Shwanfen nad. Opilon: 
Barrot ſelbſt verfündete ven Kämpfern die Ernennung des volksfreundlichen Lamoriciere an 
der Stelle Bugeaud's, die Verheißung der Reform und anderer freiheitliher Injtitutionen. 
Seine Stimme verfhallte. In den Tuilerien begann vie Rathlofigfeit zu wachſen. Thiers 
verlangte Waffenftillftand. Die Truppen zogen ſich zurück, die Volfäfämpfer drängten gegen 
die Tuilerien vor. 2, wollte abreifen. Er begab fich zu den Truppen und wurde von den 
Linien lau, von den Nationalgarden mit „Vive la réſorme!“ empfangen. Die Gefahr wuchs. 
Remufat, Eremieur, Girardin erjhienen im Palaſt des Könige. Man ſprach von Abdanfung ; 
die führerlofen Truppen leifteten dem fiegreichen Volke kaum noch Widerftand. Am Nachmittag 
verkündete eine königliche Proclamation dem Volk von Paris die Abdankung L.'s zu Gunften 
feines Enfeld, des Grafen von Paris, und noch eine Stunde jpäter fuhr die königliche Familie 
mit Ausnahme des Herzogs von Nemours, der Herzogin von Orleans und ihres Sohnes, 
unter drohender Lebensgefahr als Flüchtlinge von Paris nad St.-Cloud. 

Noch lebten die Flüchtigen in St.:Eloud, gerade wie einft Karl X. in Nambouillet, ver 
Hoffnung, dap ed gelingen werde, die Dynaftie zu retten. Wie damals der Herzog von Bor: 
deaur, jo follte jegt der Graf von Paris der Erbe der Krone werden, die feinem greifen Groß— 
vater vom Haupte geiunfen war. Wie damals die unglückliche Herzogin von Berri, jo ſollte 
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jetzt die ebenſo unglückliche, aber edlere Herzogin von Orleans die Herzen des großmüthigen 
Volks von Paris für ihr Kind gewinnen. Aber wie damals ſollte auch dieſe letzte Hoffnung vor 
den Augen des tiefgebeugten Königs zuſammenbrechen. Es war, als ſollte 2. jeden Zug des 
Schmerzendbehers leeren, den er ohne Mitleid feinem unglüdlihen Vorgänger hatte reihen 
laffen. Vielleicht der tragifähfte Moment in der Geſchichte der Februarrevolution ift Die Scene 
in der Deputirtenfammer, in welder bie trauernde Witwe des einft fo geliebten Herzogs von 
Drleand, mit ihrem früh vermwaiften Kinde am Arm und dem Herzog von Nemourd an ihrer 
Seite, vergebens an die mitleidsvolle Großjinnigfeit der Verſammelten appellirte und nicht 
nur ihre Hoffnungen zertrümmert, ſondern felbft ihr Leben und das ihres Kindes von ven blut= 
befledten Kämpfern bedroht ſah, die in den Saal gedrungen waren, bis le endlich ohnmächtig 
zufammenfant und aus dem Saal getragen wurde, um bald den Boden für immer zu verlaffen, 
den fie vor wenigen Jahren fo hoffnungsreich betreten hatte. 

Die Republik war proclamirt, die Proviforifhe Regierung conftituirt. 2. follte zum dritten 
mal und diedmal für immer ald Flüchtling fein Vaterland verlaffen. Es war ein trauriger 
Zug, als die föniglice Familie von St.:Cloud nah Trianon flüchtete und von bier an, der 
Sicherheit wegen, in zwei getrennten Gruppen die Reife fortfegte. Der König begab ih mit 
feiner Gemahlin nah Dreur und von hier aus nach der Normandie, two er mehrere Tage unter 
falfhen Namen und mannihfaher Verkleidung in verfhiedenen Zufludtäftätten, zum Theil 
fel6ft von feiner Gemahlin getrennt und in völliger Ungewißheit über das Schidfal feiner Fa: 
milie, insbeſondere der in Paris zurldgebliebenen Glieder derfelben, traurige Tage zubrachte 
und endli unter mannichfachen Gefahren auf dem ihm von der engliihen Regierung zur Dis— 
pofition geftellten Expreß die Überfahrt nah England machte. 

Sein greifer Körper hatte die Anftrengungen und Aufregungen dieſer Tage glüdlich er— 
tragen. Er lebte zu Glaremont wieder mit feiner ganzen Bamilie vereinigt unter dem Namen 
eined Grafen von Neuillv bis zum 26. Aug. ded Jahres 1850. Es ſchienen dieſe Jahre der 
Verbannung den faft achtzigjährigen reife die Rube ded Gemüths wiedergegeben zu haben, 
die er in ven legten Jahren feines Koͤnigthums obne Zweifel verloren hatte. Es that ihm 
wohl, jo ganz wieder feiner Familie leben zu können, der er mit vein menfchlicher Innigfeit an= 
gehörte und die ihn wahrhaft verehrte. Auch fonft wurde ihm in England die Hochachtung 
zu Theil, die man nicht allein feinem Unglück, fondern auch feiner Perſon und feinen bürgerlichen 
Tugenden zollte. Sein Tod war ein überaus ruhiger, als ob fein Leben nit ein fo vielbe: 
wegtes, fein Schidjal ein fo mannichfach wechſelndes geweien wäre. 2, ift ohne das Bewußtfein 
einer Schuld geftorben, die auf ihm laftete. Er hat feine Regierung in Wahrheit durch feine 
That befleddt, die den Menſchen ſchändet. Aber das Syſtem, das er in feiner Regierung zur 
Geltung brachte, war ein völferwerberbendes, gleihviel ob er ed aus Kurzſichtigkeit oder ver: 
werflicher Selbftiucht wählte. Über die Zwecke, die er verfolgte, läßt ich ftreiten. Die Mittel, 
die er wählte, find vor dem Nichterftubl der Geſchichte unwiderruflich verurtbeilt. Das Softem 
des doctrinären Scheinconflitutionalidmus und des fchaufelnden Juftemilien find mit der Re— 
gierung L.'s für immer zu Grabe getragen. ©. Stern. 

Luther (Martin), geboren 10. Nov. 1483 zu Eisleben nachts 11%/, Uhr, und am fol— 
genden Tage in der heiligen Dreifaltigkeitöfirche getauft, ein Sohn des Hand L., Bürgers 
und Schieferhauerd in Möhra, und feiner Ehefrau Margaretha, geborenen Lindemann. So 
lauten die ziemlich zuverläfjigen Nachrichten, die wir über L.'s Geburt beiigen. Es erhebt ſich 
babei indeß die Frage, wie mag 2.8 Mutter zu ihrer Niederfunft von Möhra, auf der Höbe 
des Ihüringerwaldes, nach Eisleben am Harz gekommen fein ? Ältere Erzähler laffen ſie nad 
Eisleben zum Markte wandern und dort unverhofft, wie einft Maria zu Bethlehem, mit einem 
Knaben niederfommen. Aber man wandert in ſolchen Umftänden nicht im November 30 Meilen 
weit, um aufden Markt zu framen, wie denn auch in Eisleben um diefe Zeit nie Marft gebal: 
ten ward, vielmehr hatte wol die Tradition, die zu Möhra umlief, recht, wenn jie berichtete, daß 
Hand 2. wegen fahrläffiger Tödtung nad Eisleben flüchten mußte, wo ihm fein Weib den Kna— 
ben Martin gebar. Bon da wendeten ſich die Ältern nad Mansfeld, wo Hand L. im Bergwerk 
arbeitete, während Margaretha rüftig haushielt und oft felbft auf vem Rüden ihr Holz beim: 
trug. Nach und nad) arbeitete ſich L.'s Vater, energifch wie er war, wieder empor, ſodaß er ſelbſt 
zwei Schmelzöfen aufftellen Fonnte und ald gewiegter Mann aud in den Rath gewählt wart. 
Ihren Sohn Martin haben beide Altern hart gehalten. „Mein Vater‘, fagte er ſelbſt, „ſtaͤnpte 
mid einmal fo fehr, daß ich ihn floh und ward ihm gram, bis er mich wieder zu fich gemößnte. 
Die Mutter ftäupte mid einmal um einer geringen Nufi willen, daß dad Blut hernach floß, und 
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ihr ernſt und geſtreng Leben, das ſie mit mir führten, das verurſachte mich, daß ich hernach ins 
Kloſter lief und ein Mönch ward. Aber ſie meinten es herzlich gut und konnten nur nicht die 
ingenia unterſcheiden, darnach man die Strafe abmeſſen muß; denn man muß alſo ſtrafen, daß 
der Apfel bei der Ruthe ſei.“ 

Der Ältern rauhes Wefen wies den jinnigen Knaben frühzeitig auf ſich ſelbſt zurück, und 
aud die firenge Schulzudt Hat das Ihre dazu beigetragen, ihn zu verſchüchtern und beinahe 
trübfinnig zu machen. Wenig beifer erging ed ihm, ald er 14 Jahre alt nah Magdeburg auf 
die lateinifhe Schule kam. Er mußte ald Gurrendefchüler von Haus zu Haus ziehen und fein 
„panem propter deum“ ableiern, ein Geſchäft, mobei die Knaben vor Spott und felbft vor 
Mishandlungen nicht ſicher waren, wie eine Geſchichte beweift, die er ſelbſt erzählt: „Da wir 
un Weihnacht auf den Dörfern von einem Haufe zum andern umbergingen und in vier Stim: 
nıen die gewöhnlihen Pjalmen vom Kinvlein Jefu, geboren zu Bethlehem, zu fingen pflegten, 
geſchah es ohngefähr, daß wir vor eines Bauern Hof, jo gar am Ende des Dorfed gelegen, 
famen; und da und der Bauer fingen hörte, kam er heraus und fragte mit groben bäueriſchen 
Worten, wo wir wären, und fagte: «Wo jeid ihr Buben?» und brachte zugleich etliche Würfte 
mit, die er und geben wollte. Wir aber erjhrafen vor ven Worten fehr, daß wir alle von ein: 
ander wegliefen.‘' 

Inden L. blieb nur ein Jahr in Magdeburg, dann fam er nad Eifenad zu Verwandten 
feiner Mutter. Sein Schulvorftand Johannes Trebonius war ein humaner Mann, von dem 
gerühmt wird, er habe ſeine Lehrer angehalten, vie Knaben Höflid zu behandeln; „denn“, pflegte 
er zu fagen, „es jiget unter diefen jungen Schülern noch mander, da Gott aus den einen einen 
ehrlichen Bürgermeifter, aus den andern einen Kanzler, hochgelehrten Doctoren oder Regenten 
maden kann, ob ihr fie gleich jego nicht kennt; denfelben follt ihr billig Ehre erzeigen“. Auch 
von den Schidjalen ver „Partekenhengſte“ Hat ihn hier eine Woplthäterin, eine gewifle Frau 
Cotta befreit, indem jie ihn, um feines andächtigen Singens willen, an ihren Tifh nahm und 
ibn jo von den Bettelgängen loshalf. 

Im Jahre 1501 fendeten 2.3 Ältern ven Sohn, der fi langſam, aber ftetig entwidelt hatte, 
nah Erfurt auf die hohe Schule, damit er dort die Rechte ſtudire, doch trieb er mehr Scholaftif 
ald Jura, „Ob er wol ein hurtiger und fröhlidder Gefelle war”, fo ſchildert und Mattheſius 
fein damaliges Leben, „fing er doch alle Morgen fein Lernen mit herzlihem Gebet und Kirchen: 
gehen an, wie denn dies fein Sprihwort gewefen: Fleißig gebetet ift über die Hälfte ſtudirt; 
verföhlief und verfäumte dabei feine Lection, fragte gern feine Präceptores und beſprach ſich in 
GHrerbietung mit ihnen, repetirte oftmals mit feinen Geſellen; und wenn man nicht Öffentlich 
las, hielt er ſich allweg auf in der Univerſität Liberei.“ 

Bei einer jo ernſten Art, die Wiſſenſchaft zunehmen, ift es nicht zu verwundern, daß er einer- 
ſeits durch feine Fortſchritte Dad Rob der ganzen Univerſität erregte — ſchon 1505 erlangte er 
die philoſophiſche Magiſterwürde — daß aber auch andererfeits feine Melancholie zunahm und ber 
von den Genoſſen Bewunderte innerlich ſich unbefriedigt fühlte. Während er dem älterlichen 
Willen folgjam ih auf eine juriftifhe Laufbahn rüftete, war fein ganzer Geift tief aufgewühlt 
von religiöjen Zweifeln und Gewiſſensſchrecken, die ihn über das Heil feiner Seele beunruhigten. 
Plöglid — es war, bald nach dem jähen Tode feines beften Freundes; er kam von Mangfelb 
von Beſuch feiner Altern zurück und war unterwegs unweit Stotternheim bei Erfurt von einem 
furdtbaren Gewitter überfallen worden — erklärte er feinen fröhlih um ihn verfammelten 
Freunden, er wolle ind Klofter geben, wie er ven Helligen in der Todesgefahr des jüngft über: 
ftandenen Wetters gelobt habe. 

Kein Zureden half, er ließ ſich ind Auguftinerklofter aufnehmen. Don hier aud nahm er 
von den Altern Abfchied, und obwol der Vater heftig widerſprach und die Studenten jogar zwei 
Tage lang dieThür des Kloſters belagerten, un ihn zurückzufordern, blieb er bei feinen Vorſatz. 
Zur Erklärung des jähen Entfchluffes Hat ſchon Melanchthon daran erinnert, wie auf 2. oft reli: 
giöſe Fragen einen leidenschaftlich überwältigenden Eindruck machten, wie er dad an einem ſpä⸗— 
tern Beijpiel aus L.'s Leben beweift. „Ich ſah ihn ſelbſt“, fagte er, „wie er bei einer Unterre— 
dung über einen Punkt der Lehre fo tief in die Gedanken kam, daß er in einem nahen Kämmer: 
lein ſich aufs Bett legte und in feinem Gebet immer wieder ſich den Spruch vorfagte: Er hat 
alled unter die Sünde beſchloſſen, auf daß er ſich aller erbarme,” L. felbft meinte fpäter, fein 
übereilter Entſchluß jei mehr aus einem „raptus“ ald aus einem „tractus‘ zu erklären. Freilich 
war für folde Stimmung am wenigjten in der Klofterzelle Ruhe und Frieden zu finden. Anfangs 
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widmete er ſich den niedrigen Dienſtleiſtungen, die dem jüngſten Novizen oblagen, mit all der 
Energie, deren feine Natur fäbig war. Nachdem nämlich die erſten Tage der Rückſichtnahme 
vorüber waren, verbaten fi die Mönche fein Studiren, fpraden: „Sietibi, sic mihi! Sackum 
per Nackum!“ Obgleich Magifter ver Univerjität, follte er in Erfurt betteln gehen, und im Klo: 
fter wurden alle Augiasarbeiten ihm zugewiefen. In diefen unleidlichen Verhältniſſen blieb er, 
bis der Provinzial des Ordens, Dr. Staupig, in ihm die Höhere Beftimmung erkannte und ihn 
von den gewöhnlichen Möndsarbeiten befreite. Er durfte jet flubiren, aber für feinen innern 
Frieden war damit nichts gewonnen. Melancholiſchen Naturen ift nichts fo ſchädlich ald die Ein- 
famfeit, vie jie begehren, das ftellte fi bei &. immer Elarer heraus. Zumal feit er die Weibe 
empfangen und ald wirklicher Priefter ſich einer freiern Stellung erfreute, dabei aber heraus: 
gerüdt aus dem Organismus des Öffentlichen Lebens Fein beftinmtes Penſum bed Lebens zu 
löfen hat, verfällt er einem ungeorbneten Mühen und Ringen, das ihn geiftig tief zerrütter. 
Bald las er Tage und Nächte lang, ſodaß er darüber feine Horen verfäumte, dann ſchloß er ih 
in feiner Zelle ein, um in ebenfo aufreibender Gebetöqual dad Verſäumte nachzuholen. So lei— 
det er an Körper und Geift. Die Schredden über feine menſchliche Sündhaftigkeit, die Furcht 
vor Gottes grimmem Zorn hörten nicht auf, ihn helmzuſuchen, und e8 half wenig, daß Staupig 
ihn auf Chriſti Gnade verwies, der nicht um gemalter Sünden willen fei gefrenzigt worden. 
Er ermüdete förmlich feine Beichtiger mit Geftänpniffen feiner Sünphaftigfeit, während er doch 
feine einzelne Sünde zu nennen wußte, die ihnen auch nur der Beichte werth ſchien. Nur das 
Studium Auguſtin's und der Baulinifhen Briefe vermochte einigen lindernden Einfluß auf ihr 
zuüben. Es war Noth vorhanden, daß diefer mächtige Geift hinter den Gittern der Klofterzelle 
ſich in ſich felbft zerreiben möchte, ald e8 wiederum Staupig war, der in wohlthätiger Weife in 
L.'s Leben eingriff. Durch ihn warb der junge Mönd im Jahre 1508 nady Wittenberg gezogen, 
um daſelbſt philoſophiſche Vorlefungen zu übernehmen, die er bald, und zwar mit großem Er— 
folg, mit theologifchen vertaufhte. Nur das Eine — worauf doch nachmals der befte Theil 
feines Wirkens beruhte — dad Predigen hielt er nicht für feine Sache. „Herr Doctor, Ihr bringt 
mich um mein Leben, id} werbe ed nicht ein Vierteljahr treiben‘, ſagte er zu Staupig, ber ihn 
trog feines Sträubens dazu nöthigte. Im Remter zuerft den Brüdern, dann in einer Kleinen 
verfallenen Kapelle der Gemeinde, und als die Räume dem Zudrang zu eng wurden, in ber 
Pfarrkirche, mußte er reden und mit der Zeit fanı ihm aud Muth und Freudigfeit dazu. 

Es war im Jahre 1510. 2. las Römerbrief und war tief bewegt von dem Sprud: „Der 
Gerechte wird feines Glaubens leben”, ald ihn der Auftrag überrafchte, in Geſchäften feines Or— 
dend nah Rom zu gehen. Nach Italien zu ziehen erfhien &. — fo jehr war er noh Moͤnch — 
wünfchenswerth, weil er allda durch den Beſuch der heiligen Orte könne feine Sünde abbüßen. 
Seine Reifeeindrüde entfprachen denn auch diefer Stimmung. Er war widrig berührt von der 
italienifhen Rarbeit in ver Mönchsregel, und in einem Apenninenflofter hätte es ihm faft das 
Leben gefoftet, daß er den Möndyen das Fleifcheflen am Freitag verwies. Die heiligen Stätter 
befuchte er gewiffenhaft, aber immer tönte ihm noch das in Wittenberg gelefene Wort in ver 
Seele nad: „Der Gerechte wird feines Glaubens leben.” Im übrigen ift er gefchlojfenen Auges 
an Italiens Herrlichkeiten vorübergezogen. Bon dem Reihthum der Kunftfhäge hat er nichts 
beachtet, kaum daß er die Herrlichkeit der Natur geſehen; er war zu voll von den religiöfen Fra— 
gen, dieihn quälten. Später hat er ſich ſelbſt über feinen damaligen Oemüthszuftand in feiner 
derben Weife geäußert: „Ich war in Nom auch fo ein toller Heiliger, lief durch alle Kirchen und 
Klüfte, glaubte alles, was daſelbſt erftunfen und erlogen ift. Ich habe aud) wol eine Meffe oder 
zehn zu Nom gehalten, und war mir dazumal ſehr leid, daß mein Vater und Mutter noch Ieb: 
ten, denn ich hätte fie gern aus dem Fegfeuer erlöft mit meinen Meſſen und andern trefflichen 
Merken und Gebeten mebr. Es ift zu Nom ein Sprud: «Selig ift die Mutter, deren Sohn am 
Sonnabend zu St.:Johannis eine Meffe Hält.» Wie gern hätte ih da meine Mutter felig ge: 
macht, aber e8 war zu drange und fonnte nicht zufommen, und aß einen rußigen Hering dafür.“ 
So ſcherzhaft iſt's ihm damals wol ſchwerlich zu Muth gemefen, wie e8 diefe flarfen Worte 
daritellen möchten, aber allerdings er wargeärgert, „daß vie Pfaffen fo ſicher und fein rips, raps 
konnten die Meile lefen , als trieben fie ein Gaufelipiel; denn ehe ich zum Bvangelio Fam, hatte 
mein Nebenpfaff feine Meffe ausgericht und jchrie zu mir: «Passa, passa, immer weg, fonım 
davon» u. ſ. w.“ Bei alledem war das Alte in ihm noch jo mächtig, daß auch er die Pilatus: 
fliege hinauf und herab auf den Knien rufchte, doch war ihm Dabei ſtets, als ob ihm eine Donner: 
ſtimme die marnenden Worte zuriefe: „Der Gerechte wird feines Olaubens leben!” Da machte er 
denn, daß er aus Nom wegkam, und zu Haufe angefommen hatte er wenig anderes zu erzählen, 
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als von der Büberei der Cardinäle und ihrer Courtiſanen. Zum erſten mal war ein Stück Eatho: 
liſchen Wefens in ihm anbrühig geworben und fing an abzubrödeln. Er hatte am Sitz des 
Papſtthums Dinge gefehen, die ihm nachmals zu rechter Zeit ind Gedächtniß fommen werben, 
andererfeitö war er angeſichts des römischen Weſens an der Nechtfertigung durch gute Werke irre 
geworben und ſah fi mehr und mehr auf die paulinifche Redtfertigungstheorie hingedrängt. 
Wichtig genug war diefes Refultat feiner Reife, ſodaß die Geſchichte es völlig vergeffen hat, 
welde VBeranlaflung ihn nad Rom geführt und was er da ausgerichtet mit den 10 Goldgülden, 
die ihm zur Beftehung waren mitgegeben worden. 

Ein neuer Antrieb zum theologifhen Studium ift L. der im Jahre 1512 verliehene Doctor- 
grab gewefen, den er ald eine ernfle Würde nahm. Anfangs hatte er ſich als kränklicher Mann, 
der nicht lange zu leben hätte, jogar gegen fo hohe Ehre gefträubt, bis Staupig feine Einwände 
mit dem Scherz nieverihlug, daß Gott auh im Himmel gelehrte Doctoren braude, darum die 
Kränklichen müßten den Borrang haben. Es war als ob er ſich jetzt erſt für befugt erachtet hätte, 
frei zu forfchen und frei zu lehren. Er predigt nun fihon Öffentlich gegen die Heiligenfabeln und 
die Werkgerechtigkeit, einzig und allein auf Chriſti Verdienft und die Gerechtigkeit durch den 
Glauben, ald auf den Kern und Stern ded Evangeliums, hinweifend. Und nicht minder rück— 
ſichtslos eifert er an der Univerjität gegen den audgelebten jholaftifhen Kram. Aber er erfegte 
die Scholaftif nicht duch die claſſiſchen Sprachen, Ariftoteles nicht dur; Plato— und das unter= 
jheidet ihn von den Humaniften — jondern durch Auguſtin und die Baulinifchen Briefe. Er 
hatte damit nichts gethan, was in Wittenberg wäre unerhört geweſen. Erft eines befondern 
Confliets bedurfte ed, um offenbar zu machen, wie weit folde Auffaffung jhon ablag von dem, 
was damals für correcte Katholicität gehalten ward. Nie ift ein großer Handel aus unſchein— 
barern Anfängen erwachſen. X, meinte fpäter jelbft, wenn er an ven Anfang feiner reforma: 
torifhen Bahn zurückdachte, Gott habe ihn geführt wie einen blinden Gaul. Die Beranlaffung 
des berühmten Streits war kürzlich folgende. L. hatte ald Seelforger Beichte zu hören und wei- 
gerte fich die Leute kurzweg zu abjolviren, die ſtatt Buße zu geloben, ihm Tezel'ſche Ablapbriefe 
beibrachten. Zufällig war der Ablaßfrämer in der Nähe zu Jüterbogf und erfuhr davon. Er 
fürchtete für ven Abjag, und ein „großer Clamant“, wie er war, juchte er durch bejondere Recla— 
men den Zubrang zu vermehren. Gr zündete auf dem Markt ein Feuer an, ald ob er Macht 
habe Keger zu verbrennen, und fleigerte feine Marktſchreiereien ins Unſinnige. So pflegte er 
zu behaupten: „er habe ſolche Gnade und Gewalt vom Papft, wenn einer gleich vie heilige Jung— 
frau Maria, Gottes Mutter, hätte geſchwächt, jo könne er's vergeben, wenn derſelbe in den 
Kaften legte, was ſich gebühre. Item, das rothe Ablapfreuz mit des Papftes Wappen, in ven 
Kirchen aufgerichtet, wäre ebenjo kräftig ald das Kreuz Ehrifti. Item, wenn St.: Peter jegt 
hier wäre, hätte er nicht größere Gewalt noch Gnade, denn er hätte. Item, er wolle im Him— 
mel mit St.- Peter nicht beuten,, denn er habe mehr Seelen erlöft als St.: Peter mit feinen Pre— 
digten. lem, wenn einer Geld in den Kaften Irge für eine Seele im Begfeuer, jobald der Pfen— 
nig auf den Boden fiele und Elinge, fo führe die Seele heraus gen Himmel.” Gegenüber diefen 
Auffchneidereien that 2. dad Mäpigfte, was ein gewiffenhafter Mann thun kann, er warnte im 
Beichtſtuhl, er predigte gegen den Misbrauch, während er den rechten Gebrauch des Ablaſſes 
ausdrücklich guthieß. Da Tezel nur um fo wüthender gegen ihn loszog, wendete er ih nun an 
die Bifhöfe von Magdeburg und Brandenburg um wen. Die Antwort war eine Ermah— 
nung, den Öffentlichen Frieden nicht zu ftören. 

Natürlich war. jegt, ſchon zu eigener Rechtfertigung, ed ih ſchuldig, nicht zurückzuweichen, 
zumal nun von ber Sache ſchon fo viel geredet worden war, daß das Schweigen einer Niederlage 
gleihgefommen wäre. Er wollte durch eine Disputation ein päpſtliches Urtheil provociren, da er 
jeiner Rechtgläubigfeit gewiß war; nicht neue Dogmen zu erfinden, fagt er jelbft, habe er im 
Sinn, fondern nur einen Anlap zu geben, „daß die heilige Kirche feftjege, was man vom Ablaf 
halten joe. So fhlug er denn an die Schloßkirche zu Wittenberg auf den- Allerheiligentag, 
an dem die Akademie zu biöputiren pflegte, feine 95 Theſen an, die im weſentlichen nichts weiter 
behaupten, ald daß der Ablaß nicht von den göttlichen, ſondern von firdlichen Strafen dispenſire. 
Gleichzeitig jhrieb er an den Erzbiſchof von Mainz einen ziemlich bittern Brief, in dem er ver- 
langte, daß Tezel's Vollmacht wegen ſolches Misbrauchs zurückgezogen werde. Der fhöngei= 
flige Erzbifchof, der damals allerlei Humaniftifche Literaten um ſich verfammelt hatte, war indeß 
nicht in der Lage, das Geld des Pöbels entbehren zu können. Dafür hatten die Thejen einen 
Widerhall hervorgerufen, fo mächtig, daß 2, jelbjt davor erſchrak. Er hatte ed nur auf eine 
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afademifche Disputation abgefehen gehabt, die dazu nicht einmal zu Stande kam, da in Witten- 
berg niemand widerſprach; aber zu feiner eigenen Überraſchung waren fle in 14 Tagen über 
ganz Deutfhland, in vier Wochen über ganz Europa verbreitet. Selbſt Kaifer Dar meinte, 
daß man den Mann vielleicht noch gegen ven Papſt brauden könne. Jetzt erft wird &. inne, wie 
die humaniftifche Bervegung die Geifter ſchon aufgewühlt Hatte und welch ein großer Widerwille 
affenthalben gegen die päpftliche Wirthſchaft fi ausgebildet. Er kam fich ſelbſt vor wie einer, 
der einen Schneeball wirft und eine Lavine in Bewegung fegt. Einer unangenehmen Gmpfin- 
dung Eonnte er ſich dabei nicht erwehren; fle verſteckt ſich nur hinter die Außerung, vaß Thefen 
nicht die rechte Art feien, dad Volk zu belehren. Er wollte eine erläuternde Schrift nachſenden, 
die vermuthlich fehr mild ausgefallen wäre, allein durch den Zufpruch des Biſchofs von Bran- 
denburg wurde er davon abgehalten. Bon weld tiefer Wirkung auf das Volk feine Thefen ge: 
wefen waren, davon fonnte er fich namentlich im Jahre 1518 überzeugen, ald er zum Gonvent 
feines Ordens nach Heidelberg reifte. Allenthalben ward er mit wahrer Verehrung aufgenom= 
men, und jeldft einzelne Bifchöfe und hohe Drvensgeiftliche Sprachen ihm ihre Zuftimmung aus. 
In Heidelberg wurde gelegentlich auch eine Disputation im Hörfal der Augnftiner veranftaltet, 
die großen Zulauf Hatte. Die Profefforen traten fehr befheiden gegen L. auf; nur ein junger 
Doctor rief: „Wenn das die Bauern hörten, würden fie Euch zu Tode fleinigen!' Ein Argu- 
ment, das große Heiterkeit hervorbrachte. Namentlich wurde aber L.'s Beſcheidenheit und Sanft⸗ 
muth gelobt, „die bewundernswerthe Annehmlifeit im Antworten und große Geduld im Hö— 
ren”, die man fpäter nicht immer an ihm hat finden wollen. Da die Sachen nunmehr fo weit 
gebiehen, ſchrieb 2. felbft an ven Bapft. Er gab ihm die Entfcheivung vemüthig anheim und 
legte fich felbft mit Gut und Blunt ihn zu Füßen. Die unbefugten und vielfach pöbelhaften An 
griffe dagegen, die aus den nieverften Regionen des Pfaffenthums ſich wider ihn erhoben, fer: 
tigte er mit jener Grobheit ab, die damals zum polemifhen Brauch gehörte und die wenig Men: 
fchen fo hHumoriftifch wie er zu handhaben wußten. Tegel empfiehlt er, vor ver Hand an feinem 
euer Gänfe zu braten; des päpftlihen Kämmerers Sylvefter Streitfehrift wird mit einer Ant- 
wort vergolten,, die ganz von Mitleid über des Verfaſſers Armfeligfeit getränft ift, und dem 
nad einem Holzftoß fehreienden Hoogftraten wird die treuherzige Verfiherung ertheilt, daß &. 
„noch nie einen dümmern Efel gefeben als ihn. Wir find heutzutage raffinirter gemorden in 
unferer Polemik und lieben folde unverblümte Wendungen nicht, ob aus Gründen ver Huma— 
nität oder des Geſchmacks bleibe dahingeſtellt. Wiſſenſchaftliche Angriffe wurden indes auch 
von L. wiſſenſchaftlich beantwortet, wie er z. B. Eck's gehäffiger Streitfhrift gegenüber den 
würbigften Ton einhielt. 

Indeß fam die Antwort von Rom. Nie hat ein loyaler Widerſpruch eine ſchnödere Be— 
handlung erfahren. Innerhalb 60 Tagen, hieß es, habe fi 2. in Mom jelbft einem Keger: 
gericht zu ftellen, in dem auch jener Sylveſter Prieriad ſaß, der fchon als literarifcher Gegner 
gegen ihn aufgetreten war. Indeß da man in Rom feine Gewalt hatte, ihn dorthin zu bringen, 
und auf ven Kurfürften von Sachſen doch Nüdfiht genommen werden mußte, fo wurde in einem 
neuen Breve L. nad Augsburg beftellt, um fih vor dem Cardinal Gajetan zu verantworten. 
2. erfhien. Die Verhandlungen fielen nicht zu Cajetan's Gunften aus (‚Ego nolo amplius 
cum hac bestia loqui; habet enim profundos oculos et mirabiles speculationes in capite 
suo“), aber L. war doc bedenklich geworben über den Kandel, in den er fo unverfehen® ge: 
rathen war. Er appellirte an ven Bapft, und in wechfelnder Stimmung bat er Gajetan wieder 
wegen feiner Heftigfeit um Vergebung. Als eine Antwort nicht erfolgte, fürdtete er Gewalt 
und verließ Augsburg mit Zurüdlaffung feiner Appellation, die am Dom angeſchlagen wart. 
Am 31. Oct. kam er wieber in Wittenberg an, und je mehr er über die Behandlung nachdachte, 
die ihm und feiner Sache von den Stalienern war zu Theil geworben, um fo bitterer ward fein 
UrtHeil über Rom und die päpftliche Gefhäftsführung. Die Sache war ernfter geworden , als 
jemand hatte erwarten fönnen. Selbſt feine perfönliche Sicherheit war geführbet. Zwar wollte 
ihn fein Kurfürft nicht gerade ausliefern, aber lieb wäre es diefem damald dennoch geweien, wenn 
2. aus freien Stüden gegangen wäre. So mußte biefer ftetö zum Abzug bereit fein, bis nach 
und nad) bei dem bedachtſamen Kurfürften eine feftere Stimmung eintrat, vie mehr und mehr zu 
der Überzeugung ward, daß 2. recht und ver Papft unrecht habe. Noch im December 1518 
ſchmeichelte man fih in Nom, die Auslieferung von ihm erlangen zu fönnen. Gin päpſtlicher 
Gefandter, der Höfliche Miltig, überbrachte damals dem Fürften die geweibte Goldene Roſe als 
päpftlices Ehrengefchent mit der naiven Aufforderung, „da er mit einem fo foftbaren Gefchent 
beehrt worden fei, nun auch der Commiſſion zur Ausführung ihrer Aufträge behülflich zu fein’”. 
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Mit lobenswerther Feſtigkeit lehnte der Kurfürft das ab. L. jeinerjeits verſprach zu ſchweigen 
und dem römifhen Stuhl Gehorfam zu geloben. Auch zu einem neuen demüthigen Brief an 
den Bapft verftand er fich gern. Dagegen von einer Revocation wollte er nichts wiffen, und der 
päpftliche Gejandte fonnte aus der ganzen Stimmung der Bevölferung abnehmen, daß eine 
ſolche faum mehr viel geholfen hätte. Da mit 2. nichts auszurichten war, fiel nun dad ganze 
Ungewitter auf des armen Tezel Haupt. Man machte ihm plöglich ein Verbrechen daraus, daß 
er jeden Monat außer freier Zehrung 130 Fl. zu feinem Vortheil aufgewendet habe, und über: 
führte ihn, daß er Vater von zwei Kindern fei u. dgl. m. Der Arme ward davon jo mitgenom: 
men, daß er noch im gleichen Jahre ftarb. Einen Augenblid konnte es jcheinen, ald ob die Sache 
fi verbluten wolle. Da glaubte einer der eitelften unter den eiteln Qumaniften, daß es für ihn 
hier Zorbern zu pflüden gäbe. Schon zu Augsburg hatte L. mit Dr. Ef, Profeffor in Ingol: 
ftadt, verabredet, die flreitig gemorbene Prädeftinationdlehre folle durch Disputation mit Karl: 
flabt zur Entſcheidung gebradt werden. Als nun Anfang des Jahres 1519 Ed feine Theſen 
druden ließ, wußte er von feinem Standpunft aus nichts Beſſeres zu thun, als in einem Be- 
gleitfchreiben 2. ald den eigentlichen Urheber aller diefer und anderer Irrlehren zu befhimpfen. 
X,, der in Eck vormals einen Freund gejehen, war tief indignirt; fofort jchrieb er an feinen 
Landesherrn: „Gott weiß, daß mein ganzer Ernft gewefen und froh war, daß das Spiel alfo 
ſollt ein Ende haben, als viel an mir gelegen... Nun aber Dr. Eck unverwarnter Sad mid 
alſo angreift, daß er nicht mein, jondern der ganzen E. K. G. Univerfität zu Wittenberg Schand 
und Unehren ſuchen vermerft wird, und viel tapfere Leut achten, er jei zu der Sachen erfauft:... 
bit ih E. K. F. ©. gar unterthäniglich, wollt mirs nicht fürgnaden, denn ichs auch im Gewiffen 
nicht weiß zu tragen, die Wahrheit zu laflen.“ Der Kurfürft hatte nichts dagegen einzuwenden, 
daß L. in einer Disputation den Ruf der Univerfität gegen ſolche Berfegerungen wahre. Um fo 
weniger Luſt zeigten die leipziger Theologen, Hinter denen der Bifhof von Merfeburg ftand, in 
dieſer Sache allein aufzutreten. Es brauchte fie zu beflimmen des bittern Hohns ihred Brot- 
herrn, des Herzogs Georg, der ihnen jhrieb: „Er habe feine Theologen allıweg für müßige und 
unzeitige Leute rühmen hören und halte ganz bafür, wo diefe Disputation ihnen ein gut Pran— 
dium und fo viel alte Heller brächte, als fie fich einer fleinen Mühe bejorgten, e8 würbe ihnen 
ein löblich exercitium fein und in feinen Weg abzufhlagen.‘ Solche Grobheit wirkte. Auf ven 
27. Juni 1519 fand man ſich bei Leipzig auf ver Pleißenburg zuſammen. Ed war beizeit ge— 
kommen und die Leipziger machten ihn jehr den Hof; fie ſchenkten ihm einen neuen Rod, fuhren 
ihn fpazieren und wieſen ihm bei der Proceffion den Ehrenplag an. Am 24. Juni kamen die 
Wittenberger nad. Dr. Karlftadt fuhr voran, dann famen L. und Melanchthon in offenem 
Wagen. Gegen 200 Studenten mit Spießen und Hellebarden hatten den Auszug mitgemacht, 
„zum Schuß ihrer Lehrer“, wie fie fagten. Als fie durch das Grimmaiſche Thor eingogen, brach 
Karlſtadt's Wagen und der Doctor fiel herab in ven Schmuz. L. und Melandthon fuhren an 
ihm vorbei, wozu das Volk jeine Gloſſen machte. Abend in der Kneipe, mo die Studenten blie- 
ben, gab ed argen Streit, faft wäre man handgemein geworden, fo groß war die Erbitterung. 
Am 27. Juni warb denn die Dißputation eröffnet. Karlſtadt Fam zuerft ind Feuer, aber er trug 
wenig Ruhm davon. Während Ed alles mit größter Leichtigkeit behandelte, hin und ber fpa- 
zierte, mundfertig Dinge eitirte, die nirgends gefchrieben ftanden; wo ihm Gründe ausgingen, 
den Gegner durch glänzende Sarfadmen verblüffte, dad Publikum durd die Sicherheit feines 
Auftretend beftach, brachte Karlftadt feine Bücher mit, lad daraus vor, ſchlug erft nad, lad wie: 
der vor, veriprad auf Einwendungen, die man machte, morgen zu antworten — furz gegen 
Eck's glänzende Perjönlichkeit machte er den fhlechteften Eindruck. Die Sache ward peinlich, 
langweilig, der Saal ward zufehends leerer. 

Um ſo veger war das Intereile, ald 2. am 4. Juli früh 7 Uhr auftrat. Die Frage nach dem 
Brimat des Papſtthums war fein Thema. Gr machte dem Doctor harte Arbeit, indem er ihm 
die Wahl lieg, die griechifche Kirche mit all ihren Vätern zu den Kegern zu werfen, oder die An— 
erfennung ber päpftlihen Infallibilität für unnörhig zur Seligfeit zu erklären. Dod Eck trieb 
ihn weiter. Gr hielt ihm vor, daß feine Theſe zu Koftnig als huſſitiſche Kegerei jei verdammt 
worden. X. wid nicht zurück, er wagte das gefährliche Wort: „Unter den Artikeln des Huß, die 
dort feien gerichtet worden, feien grundchriſtliche.“ in allgemeines Schweigen legte ſich über 
die Zuhörer. Herzog Georg rief kopfſchüttelnd jeinen Fluch: „Das walt die Sucht!“ Cd war 
ſchnell bereit zuzuftoßen und fragte, ob er denn glaube, daß auch ein Eoneilium fid irren könne? 
Auch ein Concilium fönne irren, war die Antwort. „Ehrwürdiger Vater’, rief nun der Dor- 
tor, „wenn Ihr glaubt, daß ein rechtmäßig verſammeltes Concilium irren fönne, fo ſeid Ihr mir 
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wie ein Heide und Zoͤllner.“ Das war die Kataſtrophe der Disputation. L. Hatte nun ein Wort 
geſprochen, das ihm weit über die Stellung hinaustrieb, die er bißjegt eingenommen. Bon den 
beftehenden Autoritäten erkannte er nur noch die Schrift an, und ed war damit feine Tendenz 
ausgeſprochen, die beftehenden Verhältniffe nach diefer einzigen Norm zu reformiren. Zwar 
ftellten die nachfolgenden Befprechungen wieder eine ruhigere Stimmung her, aber jene Dis— 
euffion war von gewaltiger Bedeutung. Bine Berföhnung ward natürlich nicht erreicht. Man 
Fam noch in der Kirche zufammen das Tedeum zu hören, und damit war die Disputation zu Ende. 
Ed Elagte, er habe viel Mühe und wenig Ehre bei ver Sache gehabt, denuncirte auch hinterher 2. 
und Karlſtadt wegen unpaſſenden Betragend beim Kurfürften. Auch 2. war unzufrieden und 
meinte, es fei fehlecht disputirt worden. Indeß von meld weitgreifender Bedeutung die Zu— 
fammenkunft gewefen, das zeigten ſchon die Gefandtfchaften aus Böhmen, die L. ihre Zuſtim— 
mung verfiherten und ihn als fähfifchen Huß begrüßten. 

Im nächſten Jahre rückte 2.3 Proceß nur um Weniges weiter. Unter den Streitichriften, 
die num einander jagen, ift die bedeutendfte die „An den priftlichen Adel deutfcher Nation von 
des riftlichen Standes Befferung”. Der Adel, der damals feine Hutten und Sickingen befaß, 
hatte die humaniſtiſchen Gedanken vorzugöweife in fi aufgenommen und fühlte Kraft und 
Willen, ſich als politifche Partei zu organijiren. Sein Plan war, mit dem dritten Stande ji 
gegen vie Territorialherren zu verbinden. Da feine Action zunächft gegen die geiftlihen Für— 
ften gerichtet war, ſah er in 2. einen natürlichen Verbündeten. Zwar Sickingen's perſönlichen 
Schuß und Bundesgenoflenfhaft lehnte L. ab, aber die Sache legte er in der genannten Schrift 
dem hriftlichen Adel um fo dringlidher and Herz. „Drei Mauern“, fagte er, „Ind es, die die 
Römer wider das Evangelium aufgerichtet Haben: Droht ihr mit Gewalt, fo jagen jie, die geift- 
liche Gewalt ift größer; mit der Heiligen Schrift: nur der Papft kann fie auslegen; mit einem 
Goneilium: nur der Papft kann es berufen und vegieren.” Mit Berufung auf das ewige Recht 
der Gemeinde fucht er denn eine Mauer nad) der andern zu durchbrechen und proclamirt es als 
die Aufgabe der Neformation, die Üppigkeit des römifhen Hofs abzuſchaffen, feine Gerichts— 
barkeit über deutſche Männer aufzuheben, die Klöfter zu reformiren, das Cölibat zu befeitigen 
und die blutfaugenden Ablaßkrämer über die Alpen zu jagen. in noch ſchärferer Abfagebrief 
an das Papſtthum ift die Schrift „Bon ver babvlonifhen Gefangenſchaft“, in der er feinen Geg— 
nern ironifhen Dank abftattet, wie fle ihn in der evangelifchen Wahrheit gefördert hätten, denn 
als er ven Streit begonnen habe, da habe er ven Ablaß für menſchlicher Einfegung, die Meffe ein 
gutes Werf, ven Papft für ven allerbeiligften Bater gehalten, jegt wiffe er, daß der Ablaß vom 
Teufel, die Meffe fein gut Werk und der Papft der Antihrift fei. Milder gehalten ift die Schrift 
„Bon der chriſtlichen Freiheit‘, die ein legter Verſuch der Vermittelung fein follte. Gin Chri— 
ftenmenfch ift ein freier Herr aller Dinge, ein König und Priefter, feinem Geſetz, feinem Papft 
untertban; aber ein Chriſtenmenſch ift auch ein Knecht aller Dinge, der nicht um der Seligfeit 
willen, aber aus Freund: und Friedlichkeit fann des Papftes unzählige Gebote erfüllen, wie 
Maria die Reinigung bielt, Paulus Timotheum beſchnitt und Chriſtus den Zinsgrofchen zahlte. 
Diefen in feiner Art gutmüthigen Vergleichsvorſchlag ſendete L. auf Miltitz' Rath mit einem per: 
fönlihen Schreiben an ven Papft. Faſt naiv ift diejes Begleitfchreiben, das doch zur Berjühnung 
beitragen will und auseinanderfegt, daß die römiſche Kirche eine Morpgrube fei über alle Mord 
gruben, ein Bubenhaus über alle Bubenhäufer, ein Haupt und Reich der Sünde, des Todes 
und der Verdammniß. „Du figeft”, redet er ven Bapft an, „heiliger Vater Leo, wie ein Schaf 
unter den Wölfen, und gleich wie Daniel unter den Leuen, und mit Ezechiel unter ven Stor: 
pionen. Was kannft du Einiger wider fo viele wilde Wunder. Die Krankheit fpottet der Arznei, 
Pferde und Wagen geben nichts auf ven Fuhrmann. Das ift die Urſach, warum ed mir allezeit 
ift leid gewefen,, du fronmer Leo, daß du ein Papſt worden bift in diefer Zeit, der du wol wür= 
dig wäreft in beffern Zeiten Papſt zu fein. Der römifhe Stuhl ift deiner und deines Gleichen 
nicht werth, jondern der böfe Geift follte Bapft fein, der auch gewiß mehr denn du in der Ba— 
bylon regieret.... Siehe da, mein Vater, das ift die Urfach und Bewegung, warum id fo hart 
wider diefen peftilenzifchen Stuhl geftoßen habe. Denn fo gar habe ich mir nicht vorgenommen, 
wider deine Perfon zu wũthen, daß ich auch gehofft Habe, ich würde bei dir Gnade und Danf 
verdienen, und für dein Beſtes gehandelt erkannt werben... daß ich aber follt widerrufen meine 
Lehre, da wird nichts aus; darfs ihm auch niemand vornehmen, er wollte denn die Sache noch 
in ein großes Gewirr treiben... damit ich mich deiner Heiligkeit befehle, vie ihm behalt ewig 
Jeſus Chriſtus.“ 

Leo erhielt dieſen Brief und las ihn mit jenem objectiven äſthetiſchen Intereſſe, die dem hu— 
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maniſtiſchen Mediceer ziemte. Vielleicht hätte er die Sache eine Weile ihren Gang gehen laſſen, 
um zuzuſehen, ob fie ſich verkühle, wäre nicht Eck in der gleichen Zeit in Row angekommen 
Gr brachte fein neuefted Opus über dad Primat des Papſtes mit, um es diefem felbft zu Füßen 
zu legen. Seine Rührigkeit brachte die Einfegung einer neuen Gommifjlon zu Wege, und erfelbft 
ward deren Mitglied. Daß er, Garaffa und Sylveſter für das Anathema ſtimmten, ift nicht zu 
verwundern. | 

So hatte denn der eitle Profeffor erreicht, was er jo lange begehrte. Verſehen mit einer 
Bannbulle gegen L., die alle chriſtlichen Gewalten aufforberte, fi) der Perfon deſſelben zu be: 
mächtigen und fie dem Papſt audzuliefern, kehrte er nad Deutſchland zurüd, um allenthalben 
dad ganze Gewicht feiner hohen Perfon fühlen zu laffen. War er dod beauftragt, mit Hülfe der 
ummohnenden Fürften L. felbit aus Wittenberg zu holen. Freilich ging ed ihm mit diefer 
Commiſſion herzlich ſchlecht. Er eilte fogleih nad Leipzig, dem Schauplag feiner legten Thaten, 
und „trieb mit der Bulle ein groß Gepräng“. Allein das Volk empfing ihn mit Unwillen. 
Man flug Earicaturen an den Eden an, Wigblätter erihienen, die ihn ſchlimm zurichteten, 
und endlich wurbe er gar durch tumultuöje Auftritte genöthigt, ind Paulinerklofter zu flüchten. 
Die wittenberger Univerfität unterlieh die Publication, „va der Bapft wol von der Sache gar 
nichts wife”. Dafür entſchädigte ſich Ed in Nürnberg, wofelbit Pirkheimer und Spengler ſich 
vor ihm beugen mußten. Dflander, der am Rhein diefelbe Commiſſion beforgte, fand geneig- 
tered Gehör. L.'s Schriften wurben verbrannt und feine Anhänger gemafregelt. Gine Eleine 
Rache dafür war ed, daß L. feine Studenten und Gollegen vor das Eifterthor beftellte, um dort 
die antichriftlihen Derretalien und die Bannbulle zu verbrennen, Er felbft warf fie ind Feuer 
mit den Worten: „Weil du den Heiligen des Herrn betrübt haft, jo betrübe und verzehre dich 
das ewige Feuer.“ Cine That, die er in eigener Schrift vor Deutſchland rechtfertigte. 

Während L. fo in Wittenberg beihäftigt war und ſich einer Menge Eleinerer Feinde zu er- 
wehren fuchte, gab er der jpanifchen Diplomatie des deutſchen Kaifers eine politifche Pofition; 
am liebften hätte jie ein Tauſchobject aus ihm gemacht, das man gegen bedeutende Vortheile an 
den Bapft auslieferte. Am 26. Mär; 1521 war es, ald der faiferliche Ehrenhold Kaspar Sturm 
mit der Citation des Kaiſers erſchien, „der Ehrfame, Liebe, Getreue“ möge ſich auf dem zu 
Worms verfammelten Reichstag einfinden und fi wegen der Schriften verantworten, Die von 
ihm ausgegangen; dabei wirb ihn zu kommen und wieder von bannen zu ziehen des Reichs ge— 
firadte Sicherheit und Geleit zugeſichert. Diefe Ladung Eonnte ald ein Sieg feines Kurfürften 
und der reformatorifhen Partei gelten, denn die Päpftlihen waren nicht der Meinung, daß ein 
Gebannter nohmald dürfe vom Reichstag verhört werden, da an ihm lediglich das bereits ge- 
jprochene Urtheil zu vollſtrecken ſei. 2. brach fofort feine Arbeit ab. Der wittenberger Rath 
gab ihm eine Fuhre, und ſchon am 4. April veifte ver Gerufene ab, um zu verſuchen, ob faifer: 
lich Geleit im Jahre 1520 mehr tauge ald im Jahre 1415. 

Nie war es L. ſiegesmuthiger zu Sinn gewefen ald auf diefer Reife, obwol es eine bedenk⸗ 
liche Begrüßung war, daß er in allen Städten, durch die er fam, die päpftlihe Bannbulle ange: 
ihlagen fand. In Erfurt, Gotha, Eiſenach predigte er. In der legten Stadt erfranfte er jo 
beftig, daß man für fein Leben fürdtete, und die Krankheit hielt bis Frankfurt an. Aber feine 
Freudigfeit war wunderbar, denn obgleih von Schmerzen gepeinigt und überjhüttet mit War— 
nungen, er folle nit nah Worms fommen, blieb ex feft und fagte: „Wenn fie gleich ein Feuer 
machten, das zwiſchen Wittenberg und Worms bis gen Himmel reichte, weil er aber gefordert 
wäre, fo wollte er im Namen ded Herrn ericheinen und dem Behemot in fein Daul zwifhen feine 
großen Zähne treten, und Ehriftum befennen und denſelben walten laffen. Noch in Oppen: 
heim fam Bucer, Sickingen's Burgpfaff, um ihn nad ver Ebernburg zu laden, von wo aus er 
fiherer mit dem Kaifer handeln könnte. Auf fein Wort ji berufend, zog er weiter. Wenige 
Stunden vor Worms fam ein neuer Bote von Spalatin, er möge fi zurückziehen, es ftebe fehr 
ſchlium. Da rief. aus: „Und wenn fo viel Teufel zu Worms wären als Ziegel auf ven Dä- 
Gern, dennod wollt ich hinein.” Nachmals meinte er jelbft, Gott Habe ihn wol „fo toll’ ge: 
macht und er wiffe nicht, ob er eö zum zweiten mal wagen würde. Dienstag, am 16., nur nod 
zwei Tage des freien Geleitd waren unverftrichen, fuhr er mit feinen Begleitern Amsdorf und 
Jonas in Worms ein; der Adel zog ihm zahlreich entgegen. Mehr ald 2000 Menſchen beglei- 
teten ihn in den Deutſchen Hof, wo er den ganzen Tag Befuche zu empfangen hatte. Auch der 
Landgraf von Heffen fam zu ihm geritten, beim Weggehen gab er ihn die Hand und fagte: 
„Habt Ihr recht, Herr Doctor, fo helfe Euch Gott.” 

Inzwifchen debattirten die Fürſten fehr heftig, ob man 2. das freie @eleit halten molle. 
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Der Pfalzgraf und der Brandenburger erhitzten ſich ſogar fo ſehr, daß fie zu den Meſſern griffen. 
Auch am Kaiſer wurde gearbeitet, doch war der junge Karl nicht empfänglich für folge Staate- 
weidheit. 

Am Tage nad) der Ankunft, am 17. April, ward &. auf 4 hr vor die hohe Verſammlung 
entboten. Er bradte den Tag mit Beten zu, ungewiß feines Schickſals. Als die Stunde ge- 
lagen, führten ihn der Reichsmarſchall und der Herold auf Seitengaffen vem Palaft zu, dem 
Gedraͤnge der Menge dennoch nicht entgebend. Linter dem Thor fagte ihm Frundsberg fein be⸗ 
kanntes Wort, das nicht eben ermutbigend Fang. L. trat ein. Die glänzende Berfammlung 
befing ihn. Gin gemwiffer Johann Eck war der erfte, der als Dfficial das Wort ergriff und bie 
Frage an ihn ftellte: ob er ſich ald Verfaffer vorliegender Schriften befenne und fle zu wider: 
rufen geneigt fei? Dr. Schurf, ver Advocat, fagte entgegen: man zeige die Namen an, Ed las 
nun dad Verzeichniß der vorliegenden Schriften. Nicht ohne Befangenheit erwiderte L., daß er 
die Bücher für feine erkenne, in Betreff des Widerrufs bitte er fi) Bedenkzeit aus. Die Fürſten 
rathſchlagten. „Obwol er genugfam hätte wiffen und bedenken Fönnen, wozu er geladen fei‘‘, jo 
lautete die vom Officianten ziemlich hoffärtig vorgetragene Antwort, „daß er hier zum Wider: 
ruf werbe aufgefordert werben, fo wolle man ihm dennod 24 Stunden Bedenkzeit gewähren, 
unter ber Bedingung, daß er feine Meinung nicht fhriftlich, Sondern mündlid vortragen werde.“ 

Draußen wurde 2. mit Jubel empfangen. An Zufprud fehlte e8 ibm nit, auch Hutten 
ſchickte zwei Schreiben. 

Am folgenden Tage zu gleicher Stunde erſchien 2. wiederum in der Pfalz, Zwei lange 
Stunden mußte er warten, bi tie Fürften ih verfammelt und gejegt hatten. Wiederum be: 
gann die Berhanplung mit der Korderung ded Widerrufs. Da antwortete 2. mit klarer, fefter 
Stimme: „Seine Werfe feien Schriften der Lehre, Schriften wider römishen Misbrauch und 
Streitfhriften. Unerhört wäre e8 die erften zu widerrufen, an denen felbft die päpſtliche Bann- 
bulle vieles Gute anerfenne; wolle er die zweiten widerrufen, jo würden die Römifchen nur 
neuen Anlaß nehmen Deutſchland zu unterdrücken; in den dritten ſei manches zu heftig, aber 
auch fie würde er nicht widerrufen, damit feinen Feinden der Muth nit wachſe.“ Ed mahnte zu 
theilweifem Widerruf. Auch diefen lehnte er ab und verlangte, daß man ihn in ehrlicher Dis— 
putation widerlege. Wieder flug der Faiferlihe Orator feinen hohen Ton an, ed werbe von 
ihn eine jchlichte und runde Antwort begehrt, ob er einen Widerruf thun wolle oder nid. 
„Nun“, rief 2., „weil denn E. K. M. und Gnaden eine fchlichte Antwort begehren, fo will id; 
eine folde geben, die weder Hörner nod Zähne haben foll, dermaßen: Es fei denn, daß ich 
dur Zeugniß der heiligen Schrift oder mir flaren und hellen Gründen überwunden werde 
(denn ich glaube weder dem Bapft noch den Eoncilien alleine nicht, weil es am Tage und offen- 
bar ift, daß fle oft geirrt und ſich widerfproden haben): fo bin ich überwunden durch die 
Sprüche, die ich angezogen habe, und gefangen in meinem Gewiffen in Gotted Wort, und kann 
und mag darum nicht widerrufen, weil weder ficher noch gerathen iſt, etwas wider das Gewillen 
zu thun, Hier ftehe ich, ich kann nicht ander, Gott helfe mir! Amen.’ 

Der Official Hielt fh für berufen, ihm feine „unbefcheidene” Antwort zu verweilen, und ſo 
entfpann fi noch eine kurze Debatte, die zu nichts führte. Unter Begleitung verließ 2. den 
Saal, da erhob ſich ver Auf: Wird er gefangen? „Sie begleiten mid nur‘, antwortete 2. zurüd. 
Unterwegs nod überreichte ihm ein Diener in Erich's von Braunfhmweig Namen eine Kanne 
eimbeder Bier, die er austrank, nachdem er fi verfihert, daß fie aus Breundeshand fomme und 
nicht von den Spaniern credenzt ſei. Wenige Augenblicke darauf ward er von fpanifchen Dfft- 
zieren roh verhöhnt, er aber kehrte gelaffen nad Kaufe zurüd, wo die angefehenften Edelleute 
und Orafen ihn ver Reihe nach beſuchten, um ihm zu banken, daß er fo muthig und feft ſich ge- 
halten habe. Der Adel hielt viefen Tag für einen Sieg feiner Sache. 

Meit weniger günftig war der Eindruck, den 2. auf die maßgebenden Perfönlichfeiten ge: 
madt hatte. Der Kaifer ſelbſt jagte verächtlich: „Der hätte mich nicht zum Keger gemacht.“ 
Indeß drangen die Stimmen ded Bolfs bis in vie abgelegenen Gemäder der Hofburg. Auf 
feinem Tiſch fand der Kaifer die Worte: „Wehe dem Lande, deffen König ein Kind iſt.“ An den 
Eden war ein Zettel angeflebt, der im Namen von 400 Rittern den Nomaniften Trug, 2. Schutz 
bietet: „Schlecht Schreib ich, doch einen großen Schaden mein ih: mit 8000 Mann Kriegsvolf: 
DBundfhuh, Bundfhuh, Bundfhuh. Die Spanier fingen an zu begreifen, daß die Sache tod 
einige Wichtigkeit Haben Eönnte. 

Die nächſten Tage gingen für &, hin in fruchtlofen Unterhandlungen mit dem Erzbiſchof von 
Trier, bis er ſich die Erlaubniß erwirkt hatte abzureifen. Vor feiner Abreife fagte ihm der Kur: 
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fürſt, er werbe ihn irgendwo unterſtecken, wo, brauche niemand zu wiffen. 2. jprad unterwegs 
mit einigen Freunden varüber. Bon Eiſenach gedachte er nad; Möhra zu feinen Verwandten zu 
gehen. Unmelt Altenftein brachen Reifige aus vem Walde. Sein Bruder Jakob, der ven Wagen 
führte, entflieht. Der Fuhrmann wird, um ihm alle Zweifel an dem Ernſt der Sache zu ver: 
treiben , unter den Wagen geworfen. Man reißt 2. heraus, zwingt den Fuhrmann, mit Ams⸗ 
dorf weiter zu fahren, und trabt mit dem Gefangenen waldein. Abends todmüde kommt 2. nah 
vielen Kreuz: und Ouerritten bei der Wartburg an. Unweit des Zield banden jie noch einen 
ver Ihren aufs Pferd, als ob jie Gefangene einbrächten. Der Thorwärter wußte nicht anders. 
Auf enger Zelle eingefchloffen mußte 2. ſich feinen Bart wachſen laffen und Neiterkleiver tragen. 
Ein einzelner Evelfnabe wartete ihm auf. Seine Lage war nicht beneidenswerth. Trübe Ger 
danken peinigten ihn in feiner @infanfeit; er warb krank und Flagte über Anfehtungen des 
Teufels. In der katholischen Welt war inzwifchen großes Frohlocken. Am 26. Mai waren 2. 
und feine Freunde in die Eaiferliche Acht erflärt worden. Die Ablaßkrämer kamen wieder hervor, 
verheirathete Prediger wurden verhaftet, der Kurfürſt-Erzbiſchof von Mainz fing an, jein 
Geſchäft wieder aufzunehmen. Als X. davon hörte, ergriff ihn gewaltiger Zorn. Er ſchrieb 
deshalb eine Schrift wider den Abgott zu Halle — dort ftand die Ablaßbude — und ald ihm 
fein Kurfürft die Herausgabe verbot, richtete er an den Erzbifchof einen Drohbrief: „Wolle der 
Fürftbifhof ven Abgott nicht abthun, fo werde er einen Sturm gegen ihn hegen, daß des 
Tezel Schickſal gegen feines Kinderfpiel fei. Statt die Priefterweiber zu vertreiben, ſolle der 
Erzbiſchof lieber feine eigenen Huren verjagen und binnen 14 Tagen alle Berfolgungen und 
allen Ablaßkram einftellen, fonft ſolle er erfahren, daß L. noch am Leben ſei.“ Der Cardinal und 
deutſche Primas, von -diefer Drohung gewaltig eingefhüchtert, fchrieb eine demüthige Ant: 
wort, in die er feine Mitwiffenfchaft leugnete, und der Begleitbrief feines Raths flellte ſogar Mit: 
wirkung für die evangelifhe Sache in Ausfidt. 

&, fuhr nun fort fühne Streitfchriften über Beichte, Kloftergelübde u. ſ. w. in die Welt zu 
ſchicken, vermöge deren es nicht mehr lange ein Geheimniß blieb, daß er auf ver Wartburg hauſe. 
Das erfolgreichfte Unternehmen jener Tage aber war, daß er anfing die Pauliniſchen Briefe zu 
überfegen, aus welchem Anfang im Laufe der Jahre die herrliche Bibelüberfegung erwuchs, 
der unjer Volk die Kenntni feines reihen Sprahfhages und Börderung feines fittlihen Ern- 
ſtes und feiner religiöfen Tüchtigkeit verdankt und verdanfen wird. 

Während 2. fo fegensreich für Gegenwart und Zukunft wirkte, gingen die Dinge in Witten 
berg herzlich ſchlecht. Melanchthon, gewohnt fih an 2. anzulehnen, war den Verhältniffen nicht 
gewachſen. Um fo mehr glaubte der phantaftifche Karlſtadt fi berufen, den abwefenden Refor- 
mator zu erfegen. Er fing an Abendmahlgottesvienfte einzurichten, zu denen er, damit fie ganz 
ſchriftgemäß feien, nur 12 Perfonen zuließ. Mit den Studenten pfiff er die Meſſen aus und 
juchte die Klöfter zu ftürmen. Truppweiſe liefen die Klofterleute davon. Als nun vollends eines 
ihönen Decembermorgens von Zwidau her eine ganze Rotte neuer Propheten einzog und un 
mittelbare göttliche Offenbarungen vortrug, da ſchrieb der hülfloſe Magifter Philippus an L., 
er möge kommen und helfen. 2., kurz entſchloſſen, ſetzte ſich trog der von Nürnberg aus wider 
ihn ergangenen neuen Achtserflärung zu Pferd, unterwegs zeigte er dem Kurfürften feine Ab— 
reife an und erfchien plöglich in Wittenberg. Mit Donnerworten predigte ev acht Tage lang 
täglich gegen die Schwarmgeifter. Die Zwidauer wollte er anfangd gar nicht vor fich Laffen, 
dann trumpfte er fie gehörig ab, ſodaß fie äußert erboft die Stadt verließen. Auch Karlſtadt 
fand fürgut, nad einigen heftigen Auftritten die Stadt zu räumen. Nun war wieder Ruhe 
und 2. nahm feine alte Beihäftigung wieder auf. Es fallen in diefe Zeit die heftigen Streit: 
ſchriften L.'s gegen den König von England, gegen Erasmus, gegen Herzog Georg und andere, 
deren Ton L. zumeilen ſelbſt bedauerte, aber mit feiner ungeftümen Natur und den ewigen ‚Her: 
ausforderungen entjehulbigt (‚‚canem irritare non debuerunt‘‘). Billigerweife muß man ji 
wenigftend daran erinnern, daß die Angriffe meift noch plumper waren als die Antwort grob. So 
verhält es ſich z. B. gerade mit der im Jahre 1525 erſchienenen Schrift „Wider die Bauern”, 
die man jo vielfach als einen Bleden feines Ruhms bezeichnet hat. X. hatte zuerft mild von den 
beginnenden Erceffen abgemahnt und die Ritter und Herren ernftlid an ihre Pflicht erinnert. 
Da ſchrieb Münzer feine Schrift: „Hochverurſachte Schugrede und Antwort wider das geiftlofe 
fanft lebende Fleiſch zu Wittenberg’, worin er L. die keuſche babylonifcdye Frau, Jungfer Martin, 
Erzheid, Erzbuben, Doctor Ludibrii und Doctor Lügner, den wittenbergifhen Papft und türki— 
ihen Kulfraben, Draden und Baſilisken fhimpft, ihm Prafferei und Schranzenthum vorwirft 
und die verfipeften Lügen über ihn ausſtreut. Dennoch meinte R. beim Ausbruch des Nufruhre, 
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die Fürſten und Edeln ſollten ihre eigene Schuld bedenken und ſich erinnern, wie ſie den armen 
gemeinen Mann gedrückt, während er den Bauern noch immer gelind zuredet. Als nun aber 
der Aufſtand jenen greuelhaften, mordbrenneriſchen Charakter annahm und die furchtbarſten 
Schandthaten verübt wurden, da ſchrieb 2. freilich jene furchtbare Schrift „Wider die räuberi- 
fhen und mörberifchen Bauern‘, in der er auffordert: „zu ſtechen, zu [plagen und zu würgen“, 
damit dem Teufelöwerf gefteuert werde. Nah dem Sieg war er aber der erfte, ber ſich gegen 
die Sieger kehrte und die barbarifchen Beftrafungen in gleich rückſichtsloſer Weile zurückwies. 

Daflelbe Jahr 1525 mar e8, in dem er zu großer Berwunderung feiner Freunde und Feinde 
plöglih Katharina von Bora, eine ehemalige Klofterjungfrau, heiratete. Er hatte das, wozu 
er ich nach reiflicher Überlegung entſchloſſen, fchnell getban, um allen Einreden und vorläufi- 
gem Arger zuvorzukommen. Gr felbft fand ih in der erften Zeit noch einigermaßen betreten 
von feinem eigenen Entfchluß. Doc fand er ſich bald in vie neue Lage, und der reihe Schag 
jeiner Gemüthlichkeit offenbarte fi in feinem häuslichen Leben in anfprechenpfter Weije. Seine 
Mufik lebte wieder auf, Eindlihe Seiten feines Weſens erwahten aufs neue im Verkehr mit 
feinen Kindern, und er hat ih miehr denn einmal nahmald glüdlich gepriefen, daß ihm Gott 
Muth gegeben habe, ven Schritt zu wagen, der ihn in gottgeordnete Verhältniffe wieder zurüd- 
geführt Habe, denen ihn die Möncherei entfremdet hatte. 

Indeß find wir bereitd eingetreten in die Zeit, da die alte ſchöne Eintracht der reformatori— 
hen Bewegung aufgehört Hat und allerlei Miöhelligkeiten an die Stelle getreten find. Die 
Abendmahlslehre, die einer der ärgerlichften Zanfäpfel zwifchen Karlſtadt, ven Schweizern und 
2. ward, kann natürlich bier nicht abgehandelt werben. Wir faffen nur das Berfönliche ins 
Auge. Der mehrjährige literarifche Streit, der hauptſächlich durch Zwingli und Dfolanıpadins 
einerfeitd und 2. andererfeitd geführt wurde, hatte ſchon eine bedenkliche Bitterfeit erzeugt umd 
L. hatte den feften Vorſatz ausgeſprochen, feine Sache von der der Schweizer unverworren zu 
halten, ald Landgraf Philipp von Heffen eine Zuſammenkunft in Marburg zur Verftändigung 
vorſchlug. &. Eonnte ſich dem nicht entziehen, fo gern er es gethan hätte. Noch an der heſſiſchen 
Grenze ſchwankte er, ober nicht wieder umkehren wolle. Der Landgraf ſuchte durch fürftliche 
Gaſtfreiheit eine freundliche Stimmung zu erwecken, allein an 2.'8 Hartnädigkeit fcheiterte die 
ganze Verhandlung. Er hatte ſich mit Kreide auf den Tiſch geihrieben: „Dies ift mein Leib“, 
und dabei blieb er. Zwar wurden gewiffe gemeinfchaftlihe Anfhauungen, in Betreff deren man 
fich zuvor nur midverftanden hatte, jchriftlih ald gemeinfame Olaubendgrundlage firirt, aber 
die Hauptftreitfrage blieb unausgegligen und im ganzen ging man verftimmter wieder audein- 
ander, ald man gefommen war, Die Folgen diefer Unverträglichkeit ftellten fich bei vem num 
nächſten Reihstag zu Augsburg als [häplih genug Heraus. Die Reformationspartei fonnte 
nun nicht ald eine gefchloffene Genoffenfhaft ven Päpftlichen gegenübertreten, fondern fie ging 
in drei Hauptfractionen auseinander, neben denen noch unzählige Sekten zu ſtehen ſchienen, 
ſodaß die Gegner politiſch leichteö Spiel hatten. Die Borverhandlungen zu diefen berühmten 
Reichstag waren kürzlich folgende: Im März des Jahres 1530 wurde £. durd feinen Landes— 
Herrn davon in Kenntniß gefegt, daß am 11. April ver Kaiſer zu Augsburg in eigener Perſon 
einen Reichstag halten werbe; er fordere daher von feinen Theologen, daß fie fofort ein Befennt- 
niß audarbeiteten, dad man dem Kaifer ald Ausweis ded gemeinfamen Glaubens vorlegen könne. 
Sofort machten ih L., Melanchthon, Spalatin und Jonas and Werk, und ſchon am 20. März 
übergaben fie dem Kurfürften zu Torgau ihr Elaborat, die jogenannten 17 Torgauer Artikel. 
Hierauf reifte man in Gemeinfanfeit mit dem Kurfürften Koburg zu, während 2. auf jeder Sta— 
tion eine Predigt hielt, In Koburg mußte 2. zurüdbleiben; er wußte anfangs ſelbſt nicht 
warum. Der Kurfürft wagte wol nit, den Geächteten und Gebannten mit zum Reichstag zu 
bringen. 2. machte den Fürſten daraus weiter Eeinen Vorwurf, aber er fühlte fih einfam und 
verlaffen in Koburg; bald wurde ev auch Frank und namentlich trug die Nachricht vom Tode feines 
Vaters dazu bei, ihn niederzudrücken. Nimmt man dazu, dag er mächtig arbeitete an ber ÜÜber- 
fegung der Propheten, und daß nad allen Nachrichten, die er erhielt, die Sachen in Augsburg 
immer fchlechter gingen, jo wird man feinen Unmuth begreifen. Auch hatte er alle Urſache, mit 
feinen Genoffen unzufrieden zu fein. „Melanchthon gebt zurück wie ein Krebs’, ſchrieb man 
ihm aus Augsburg, und in der That war ber unpraktifche Magifter dort fehr ſchlecht an feinem 
Platz. Aus L.'s Artikeln war unter feiner Hand die verfchleiernpe, behutfame Augsburger Gon= 
feſſion geworben, an ber, als fle fertig war, die ſächſiſchen Hofleute noch hinten und vorn zu 
formen hatten. Dazu ſcheinen die Briefe an 2. durch die fähhjlfche Kanzlei, um feinen Einfluß 
au befeitigen, unterfchlagen worben zu fein, wenigftens erhielt viefer fie nicht, ſodaß er denn 


Luther 635 


einen gewaltigen Zorn faßte, und als endlich wieder Nachrichten famen, fie gar nicht lefen wollte. 
Das Verlegenpfte war ihm aber, daß man ihm das Bekenntniß nur ganz kurz vor der Übergabe 
zufertigte mit der Mahnung, es jofort wieder mit feinen Anderungsvorfchlägen zurückzuſchicken, 
worauf er denn bie trockenen Worte hinzufegte: „Es gefalle ihm faft wol und wife nichts daran 
zu ändern, ſchicke ſich auch nicht, fintemal er fo leife nicht treten könne.“ In einem fpätern Bri- 
vatbrief gloffirt er dann des Kaiſers Frage: Ob die Evangelifchen noch mehr Artikel vorzubrin- 
gen gevächten? mit folgenden Worten: „Ja, ja, der Satan lebt noch und merkt, daß dieje Eure 
Apologie, die Leifetreterin, die Artikel vom Fegfeuer, vom Heiligendienft und vor allem von 
dem Papſt, dem Antichrift, verheimlicht Habe’, und an Spalatin ſchrieb er: „Ich höre, daß Ihr 
nicht gern dad wunderliche Werk unternommen habt, ven Papſt und 2. zu vereinigen, Aber 
der Bapft wird nicht wollen, und L. verbittet ſich's.“ 

Das war L.'s urfprüngliche Anficht Über die Augsburger Confeſſion, auf die er demnach 
keineswegs gleichen Werth legte wie unfere Lutheraner, bie ih von ihr fein Jota wollen rauben 
laſſen. Später ald das einmal übergebene Nctenftüd eine politifche Geltung erlangt hatte, Hat 
er fi) allerdings auch in anerfennenderer Weife geäußert. Der Eindrud auf die Partei war 
ganz ähnlich; 2. hatte fogar fein ganzes Anfehen nöthig, um Melanchthon gegen die Angriffe 
zu decken, die diefen wegen feiner in Augsburg Gewiefenen Schwäche gemacht wurben. Auch 
that dieſem felbft 2.’8 Umgang noth. Erſt ald er mit diefen wieder zurück gegen Torgau reifte, 
fand er die frifche Stimmung und den fihern Ton wieder, der vie Apologie von der Auguftana 
vortheilbaft unterfcheidet. 

Verdrießliche Geſchäfte warteten ver Rückkehrenden, ald fie in Wittenberg eingogen, Taufend 
Streitigkeiten an allen Enden gab ed zu fhlichten, bald für das Ganze, bald für das Einzelne zu 
forgen. Dazu wurden fie bald durch den Tod ihres treuen Kurfürften betrübt, während 2. felbft 
mit den Jahren Fränflicher, verflimmter, reizbarer ward. Man muß fein durch diefe Leiden viel: 
fach verbüfterteö Alter mit in Rechnung ziehen, um die Heftigkeit zu begreifen, mit der er in dem 
wieder aufgerührten Abendmahlsſtreit auch jegt wieder gegen „die Saframentiver“ [osfuhr. 

Beranlaffung dazu war ein ungeſchickter Bermittelungsverfuch Bucer's, der bie Divergiren= 
den Anfichten in ver Abenpmahlölehre damit glaubte ausgleichen zu können, daß er beiden Thei— 
Ien glaublih machen wollte, ihre Differenz beftehe lediglich im Ausdruck. Diefe wohlgemeinte, 
aber ungeſchickte Manipulation entfeflelte den eingefchläferten Haß aufs neue. Doc hatte Bucer 
das Vervienft, die ſüddeutſchen Städte wieder mit Wittenberg zu verföhnen. 

Inzwifchen war Paul Ill. Papſt geworden und fuchte auch feinerfeitd wieder die abgefallenen 
Lande durch ein Goneil mit der Kirche zu verföhnen. Der päpftliche Legat kam zu 2. nad Wit- 
tenberg, um mit ihm zu verhandeln. Diefem erweckte ſolche Zuvorkommenheit geheime Schaben: 
freude. Ehe er ihn auffuchte, ließ er ſich rafiren, um jünger auszuſehen, Fleivete ſich auch ſtatt⸗ 
lih an, um die Welſchen zu ärgern, und fuhr in Garroffe aufs Schloß, ſodaß der Legat Ärger: 
lich rief: „Siehe, da fommt der dveutfche Papſt!“ Bei der Verhandlung felbft redet er frei und 
frank, daß er den Welfchen nicht traue und daß es ihnen mit Reform doch fein Ernſt fei. Indeß 
jagte er zu, nah Mantua, Florenz und felbft nach Bologna zu fommen. Ubrigens hat ihm fein 
Verſuch, ſich zu kleiden, nicht viel geholfen, denn der Legat berichtete dennoch nach Haufe, er habe 
einen alten, fhäbigen Rock angehabt. ine dauernde Frucht diefer Verhandlungen waren die 
Schmalkaldiſchen Artikel, die feurig, rüdfichtslos und unummunden ed nicht verbehlen, daß fie 
ein Kriegsmanifeft feien. Melanchthon hat fich viel Haß zugezogen, indem er diefelben zwar 
unterſchrieb, aber Hinzufegte, daß man nad menſchlichem, d. h. hiſtoriſchem Recht das Primat 
des Papftes anerkennen könne, „si evangelıum admitteretur”, wozu Oſiander bemerkte: „Si 
diabolus sanctus ſieret.“ Indeß behielt L. mit feiner Anficht recht, daß der Papft dad Eon: 
cilium nie berufen würbe. Statt deffelben wurde im Jahre 1541 zu Regensburg zwilchen den 
Theologen verhandelt. Der Papſt hatte einen liberalen Legaten, Gontarini, mit der Bermitte: 
lung beauftragt, aber L. blieb bei feinem Kanon: „Die Welfchen taugen alle nichtsö“, und als 
Gontarini mit Melanchthon faft einig war, wurde er auch in ver That von Nom aus wieder 
dedavouirt. Trotzdem verfündigte der Kaifer die zwiſchen beiden abgeredeten Formeln ald Re— 
gendburger Interim. 

Das Verhältnig mit Melanchthon wurde durch diefe wie durch Melanchthon's frühere un: 
kluge Soncefjlonen getrübt. Zwar hielt 2. an fi, foviel er vermochte, aber es bedurfte doch 
mannichfahen Zuredens, um einen Bruch zu verhindern. Überhaupt war 2. reizbar und Hypo: 
Honder geworden. Steinfhmerzen quälten ihn, und er wünſchte fie in felnem Ärger dem Papft 
und den Gardinälen. Er fing an zu fchielen und nannte fi darum einaͤugig. Beitweife war 
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er vollftändig fhmermüthig. So verließ er auf mehrere Wochen Wittenberg und ging nad 
Zeig, weil Wittenberg ein Sodom fei, mit dem er nichts zu Schaffen haben wolle. Die gewöhn: 
lichen Studentenexcefle und der Weiber üppige Kleiver waren es aber allein, was ihn zu fo bar: 
tem Urtheil bewog. Erft nachdem in diefer Hinficht Nbftellung verſprochen war, ließ er fi er: 
bitten, nach Wittenberg zurüdzufehren. Im Januar 1546 begab er fi, obwol frank und un: 
luſtig, nad) Mansfeld, um dort Streitigkeiten der Grafen unter fih und mit ihren Unterthanen 
zu. ſchlichten. Er fand fi ein, um ver lieben Heimat einen Dienft zu ermeifen, „als ein alter, 
abgelebter,, träger, müber, Falter und nun auch einäugiger Mann“. Die Reife in grimmiger 
Winterfälte hatte ihm fehr zugelegt. Die Geſchäfte waren unerquicklicher, kleinlicher Art une 
ed war wenig guter Wille auf allen Seiten. In Eisleben predigte L. noch viermal, aber frin 
Unmohlfein nahm zu. Er felbft war von der Borahnung ergriffen, daß er an dem Orte flerben 
würbe, wo er geboren war. Einige Mängel der Verpflegung beförberten ven Ausgang. Die 
Krankheit war furz. Als er ih am 17. Febr. niedergelegt, befielen ihn feine Bruftichmerzen, 
dann ward es ihm frei. So ſchlief er ein, Sprüche betend, im Latein der Vulgata, wie er ale 
Kind es gelernt hatte. 

Der Transport der Leiche nach Wittenberg ward ein großer Leichenzug. In langer Bro: 
ceſſion, von Dorf zu Dorf mit Geläute empfangen, ging es dev Univerfitätöftabt zu. Endlich 
am 22. Febr. war der Sarg in der Schlopfirdhe dafelbft abgeftellt und ward in Gegenwart des 
halben Sachſenvolks dem Predigtftuhl gegenüber beigefegt. 

Wenige Menfchen find fo viel gelobt und fo viel getadelt worden, und beides mit ſolcher Lei- 
denſchaft, wie Luther. Neuerdings verftummt mehr und mehr vie Läfterung. Selbſt die katho— 
liſche Geſchichtſchreibung gefteht zu, „daß Deutfchland einen populärern Charakter nicht hervor: 
gebracht“ (Döllinger). Was ihn fo groß und ven Vol theuer gemacht, war nicht feine Dogma: 
tifche Überlegenheit — er ſelbſt ift in vielen Stüden der Dogmatik feiner früheren Zeit entwad- 
ſen, um wie viel mehr ſpätere Geſchlechter — ſondern e8 war die Fülle feiner Begeifterung, vie 
Energie feines Glaubens. Selbft das Schroffe und Harte bat man ihm nachgelaſſen, weil auch 
darin feine Größe und Gewalt zum Vorſchein kam und er nirgends im Kampf dad Seine ſuchte 
Wild und gemaltthätig iſt er auch weit öfter gegen die Verirrungen feiner eigenen Partei ein- 
geſchritten ald gegen die Bapiften. Dazu find feine derbſten Worte doch immer wieder getränft 
von einem Humor, der durchicheinen läßt, daß die Praxis anders fein würde als vie Rhetorit. 
Milder hat ihn das Alter nicht gemacht, eher zorniger, Noch in den legten Jahren ſchlägt er vor 
den Kirchenftaat zu nehmen, die Cardinäle zu Hängen over and Wäfferlein nad) Oſtia zu führen, 
und fie fein ſäuberlich einzufegen und zu baden, und ihnen ben Feld an den Hald hängen, auf 
den die Kirche gebaut if. Doch war aud) dad fo ſchlimm nicht gemeint. Mit derjelben Feder, 
mit der er hier bie Häupter ber Ehriftenheit in die Hölle ſtoͤßt, fchreibt er an fein Händchen un? 
an Frau Käthe vrollige Briefe. ine geniale Natur muß beides fein voll Leidenfchaft und voll 
Gemüth, rückſichtslos und rückſichtsvoll, getwaltig wie der Donner und nıild wie der Frühregen. 
In ihm waren all diefe Elemente. Er mar eine Natur, wie die Geſchichte fie braucht und das 
Bolf fie liebt. Darum wird er aud beiden nicht verloren gehen. AU. Hausrath. 

Zuremburg und Limburg. Die Zufammenfoppelung dieſer beiden Ländchen zu einem 
fietiven Ganzen als deutſches Bundesland zeigt recht deutlich, wie wenig ſich eine hohe Diple- 
matie bißmeilen um den gefunden Menfchenverftand kümmert, und wie wenig ber Deutſche 
Bund bismeilen im Stande ift, dad ihm zugehörige Gebiet fi zu erhalten. Beide Länder 
haben außer dem Fürften dad miteinander gemein, daß fie 1839 in Ausführung der fogenannten 
24 Artikel des Londoner Protokolls beide getheilt wurden, und zwar Limburg zwiſchen Holland 
und Belgien, Luremburg zwiſchen Deutichland und Belgien. Denn ald Bundesland darf Lim- 
burg factifch nicht mehr angefehen werden ; es ift eine holländifche Provinz, der die Bande, 
welche fie an Deutjchland fnüpfen, läftig find, und deren Vertreter in der bolländifhen Kammer 
vereint mit jenen ber andern Provinzen beftändig auf eine recht baldige Röfung diefer Bande 
binarbeiten. An dem Tage, wo der König von Holland als folder in Conflict geräth mit feiner 
Stellung ald Bundesfürft, ift Limburg für den Deutfchen Bund verloren. I) Für Luxemburg 





1) Gelegentlich des franffurter Kürftencongreffes hatte es in allen Zeitungen geheißen, der Bertreis: 
des Königs Herzogs, Prinz Heinrich der Niederlande, habe feine Zuftimmung zum öfterreichifchen Re 
formprojeet abhängig gemacht von der Ginwilligung des Bundes, Limburg aus dem Berbande ame: 
treten zu laffen. Baron v. Tornaco, der den Bringen nach Branffurt begleitet hatte, warb über dieſen 
Punkt in der Kammer (13. Nov, 1863) interpellirt und erwiderte ganz entrüftet, das Gerücht fei Lüge 


Zuremburg und Limburg’ 687 


wäre es jedenfalls befler, wenn diefe Trennung ſchon jegt eine vollbrachte Thatſache wäre, denn 
die in Frankfurt vertretene Politik ift eine holländifhe, und die Luremburg zuſtehende Stimme 
am Bunde wird durch einen Holländer abgegeben. Vergebens machten feit 1848, wo Luxem— 
burg eine wirflide conflitutionelle Verfaſſung erhielt, die dieffeitigen Stände ihr Recht geltend, 
den Großherzog beim Bunde durd einen Luxemburger vertreten zu fehen; ihre Borberungen 
baben bis zur Stunde feinen Erfolg gehabt. In der legten Seſſion ließ die Iuremburgifche 
Negierung fi herbei, von der Bolfövertretung eine Summe von 7000 Fr. zu verlangen, die 
Dazu dienen follte, einen Luremburger als Geſandtſchaftsſecretär dem niederländijchen Ge: 
fandten beizugeben. Allein die Kammer verweigerte die Gelber, indem fie der Anjicht war, daß 
durch dies Palliativ nichts Erkleckliches erreicht werben könne. Die Inftructionen für den nie: 
derländiihen Gefandten jollen das Ergebniß vorheriger Berathungen zwiſchen dem hollän- 
difhen und dem Iuremburgifchen Minifterium fein; kommt eine Einigung nicht zu Stande, wie 
died bei den verjhledenartigen Intereflen häufig der Fall fein mag, fo entſcheidet der König. 
Es ift in den legten Jahren oft aufgefallen, daß der nieverländifhe Bundestagsgefandte ohne 
Inftructionen zu fein erklärte: die Urſache wird wol in obigen Berhältniffen zu fuchen fein; 
um feinem der entgegengefegten Intereffen zu nahe zu treten, erfolgte Stimmenthaltung. Für 
Limburg mag folhes wenig zu bedeuten baben, allein Quremburg ald wirkliches Bundesland 
und dazu ald Bundesfeftung fann bei folhen Verhältniffen nur im Nachtheil fein. 

Die Sympathien der Luxemburger für das durch den Deutichen Bund repräfentirte Deutſch— 
{and find im allgemeinen nicht groß. Die legte Theilung ded Landes im Jahre 1839 ift immer 
noch nicht verfchmerzt. Die im Namen des Bundes 1856 auftretende Reaction hat das Maß 
voll gemadt. Doch aud in pecuniärer Hinſicht Halten ji die Luremburger für audgebeutet 
durch den Bund. Der Bund bat das Land gezwungen, im Interefle der Feſtung die Eiſen— 
bahnen durch die Feſtung felbft zu leiten, was eine Mehraudgabe von einigen Millionen veran— 
laßt hat, die jevenfalld vom ganzen Deutihland hätte getragen werden müflen. Aber nicht 
nur, daß man die Mehrkoſten ausfchlieglid dem Großherzogthum aufbürbete, man zwang eö 
auch noch, nahe an eine Million Franes für Neubauten in der Feſtung ſelbſt zu entrihten. Die 
Kammer hat in ihrer legten Seffion, auf Antrag ded Barons 8. v. Blohaufen, die Regie: 
vung beauftragt, beim Bunde zu veclamiren, allein wahrſcheinlich wird fie ji davon wenig 
Grfolg verfpredhen. Gin Reglement, welches die Rechte und Beziehungen zwiſchen Civil- und 
Mititärautoritäten feitftellte, beſteht ebenfalld noch nicht, ſodaß Gonflicte in der Hauptftadt 
feine Seltenheit find. Seit 10 Jahren liegt der Profpect zu diefem Neglement in irgendeiner 
Gommiffion des Bundes, ohne daß eine Erledigung der Sache vorhergufehen wäre. 

I. Geſchichte. Wenig Länder tragen im Berhältnig zu ihrer Größe jo mannichfache 
Spuren der römischen Herrichaft ald Quremburg, und zahlreiche Llberrefte von Nömerftragen 
find noch heute in Menge vorhanden. In den Thälern der Sauer, der Dur und der Mojel 
fhlug Cäſar mande Schlacht und Spuren von befefligten Lagern finden jid an 10 Stellen. 
An der Strafe von Mouzon über Arlon nach Trier, dort, wo fie die Alzette überſchritt, befand 
fich eins diefer befeftigten Goloniftenlager auf einem erhöhten Belfenplateau, dem heutigen 
Rahm, Ruremburg gegenüber. Unter Kaifer Gallienus foll ein gewifler Lucius oder Lucilius 
diefe Milisärcolonie befehligt haben, und daher der Name Lucilienburg, Lügelburg, Lurem= 
burg für Stabt und Land. Manche andere Ableitungen jind in Curs gejegt worden; wir be— 
gnügen und mit der angegebenen. Die heutige Bevölkerung foll, nad einigen Geſchichtſchrei— 
bern, abſtammen von den durch Karl den Großen in die Ardennen verpflanzten Sachſen. 

Nach der Unterwerfung Galliend durch Chlodwig und der Theilung des Frankenreichs unter 
veflen vier Söhne wurde Luxemburg ein Theil Auftrafiens, mit Meg ald Hauptſtadt. Gegen 
Ende des 9. Jahrhunderts kam es mit dem Elſaß and Deutſche Reich. Als jelbftändige Grafſchaft 
erfcheint Luremburg erft ein Jahrhundert fpäter unter Graf Siegfried, der das Schloß Lurem- 
burg dur Tauſch von den Abte in St.» Marimin zu Trier erwarb. Nah Erlöfchen des 
Manndftammes mit Konrad I. (1136) ging die Grafenkrone auf Heinrih von Namur über. 
Ewige Raufhändel, bald mit dem Biſchof von Trier, bald mit jenem von Lüttich, bald mit dem 
von Mep füllen die Geſchichte dieſer Epodhe aus. Im Jahre 1408 wurde Graf Heinrich IV. 
von Zuremburg ald Heinrich VII. auf den deutſchen Kaiferthron erhoben. Karl IV. machte 
1354 fein Stammland zum Herzogthum; die hohe Würde, zu der die Grafen berufen worden, 





und es fei eine Beleidigung für das Haus Dranien, zu unterftellen, daß es den einen Theil feiner Unters 
thanen dem andern zu Liebe opfern fünne. 
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verhinderte jie indeffen nicht, died neue Herzogthum an Glifabetb von Börlig (Brau von Anton 
von Burgund, dann von Johann von Baiern) zu verpfänden, und da das Pfand nicht eingelöfl 
werden konnte, blieb Eliſabeth factiſch Beiigerin deſſelben. Sie hatte jedoch einen harten 
Stand den widerfpenftigen Einwohnern gegenüber, und 1440 ſah fie ſich gendthigt, ihren 
Neffen BHilipp den Guten von Burgund zu Hülfe zu rufen, den fie auch zum Statthalter über 
das Herzogthum ernannte. Durd den Frieden von Gent (1444) fam dann das Land unter 
burgundifche Oberhoheit und nad Eliſabeth's Tode nahm Philipp der Gute förmlich ven Titel 
als Herzog von Luxemburg und Ehiny an. Luremburg theilte von num an die Gefchide der 
füblihen Niederlande ; doc nahmen die Luremburger weber an der Erhebung gegen Philipp IL., 
no fpäter an ver gegen Joſeph IL. theil. Eine erfte Zerftüdelung des Landes geſchah 1659 
durch den Pyrenätfchen Frieden, woburd Ludwig XIV. Thionvilfe, Montmeby, Dampvillers, 
Jvoix und Marville erhielt. Noch Feine 10 Jahre fpäter überſchwemmten franzöjifche Armeen 
abermald das Land und von 1667 — 84 hatte die Feſtung Luremburg drei Belagerungen 
zu beftehen, von denen bie legte, unter Erequi, zur Eroberung führte. Bon Bauban wurden 
dann bie Befeftigungen bedeutend erweitert und die Vorſtädte mit eingefchloffen. Infolge des 
Ryswijker Friedens (1697) mußte Ludwig indeffen feine legten Eroberungen wieder heraus: 
geben. Doch jhon 1701 (Spanischer Erbfolgefrieg) rückten die Franzoſen wieder in Quremburg 
ein, im Einverftändniß mit dem niederländifchen @eneralftatthalter. Im Jahre 1711 übertrug 
Philipp V. die Souveränetät der fpanifchen Niederlande dem Herzog Marimilian Emanuel 
von Baiern, der aber nur von den Provinzen Luremburg und Namur Befig nehmen Fonnte, 
weil die übrigen noch in der Gewalt der Alliirten waren. Endlich kam durd den Frieden von 
Utrecht (1714) Luxemburg von neuen unter Öfterreihifche Herrfchaft und zwar bis zur Zeit 
der franzdfifhen Republif,. Im November 1794 war die Feſtung von den Franzoſen unter 
Hatry förmlich blofirt und ſechs Monate fpäter, am 5. Juni 1795, erfolgte die Gapitulation. 
Die Befignahme des Landes durch die Nepublifaner ging nicht ohne Widerftand feitens der Be— 
sölferung vor ſich. An dev Verteidigung der Feſtung nahm bie Bürgerihaft den thätigften 
Antbeil, wofür ihr Feldmarſchall Bender den Iebhafteften Dank ausſprach. Auch auf dem 
flachen Rande an der franzöſiſchen Grenze hatten die von Bender mit Waffen verjehenen Bauern 
ſich den Frangofen widerjegt, wofür fie von dieſen an Gut und Leben hart geftraft wurden. Faſt 
die ganze männliche Bevölkerung verſchiedener Ortſchaften an der frangdfifchen Grenze kam um. 
Die Hauptftadt war längft gefallen und immer gärte e8 no im Lande. Noch im Jahre 1795 
fam ed zu ernfthaften Unruhen. Im Norden ded Landes (Dsling) benugten einige überfpannte 
katholiſche Geiflliche Die Unzufriedenheit des Landvolfs, befonderd mit den neuen Eonjcriptiong- 
gefegen, um daſſelbe aufzuwiegeln. Cine Bande von einigen hundert, theild mit Jaghflinten, 
theils mit Knüppeln bewaffneter Bauern, unter Anführung eines jener Geiflligen, madte ich 
auf mit der Hoffnung, die Feftung wieberzuerobern. Gemäß den DVorfpiegelungen ver Chefs 
joflten fie auf Hülfe von feiten der Ofterreicher rechnen können. Der Erfolg war leicht vorber- 
zuſehen. Franzöſiſche Truppen faßten die einzelnen Banden meiftens ohne Wivderftand ab. Ein 
eliäffer Offizier, dem es leid that um die Berführten, fragte einen derfelben: „Was wollt ihr, 
Kinder ”’ worauf die Leute auseinander ftoben, der Anführer an der Spige. Nur einer ſchrie, 
indem ev feine Flinte abvrüdte: ‚Nous voulons la guerre!’ und ſchoß einen Offizier vom 
Pferde. Die Sache endete mit zahlreichen Berurtheilungen vor dem Kriegägeriht zu Luxem⸗ 
burg. Die Richter felbft bedauerten die armen Leute; fie legten denjelben die Antworten in 
den Mund, die fie retten jollten: „Nicht wahr, das wolltet ihr nicht thun?“ „Doch, das 
wollten wir thun, wir können's nicht leugnen.” Sechzehn derſelben wurden erſchoſſen, faft 
ebenſo viel ein paar Wochen hernad hingerichtet. Das Bolf nennt dieſe traurige Epifobe den 
Klöppelfrieg. 

Bis zum Jahre 1814 bildete das Iuremburger Land das jogenannte Wälderdepartement 
(Departement des forets). Nah Napoleon’d Sturz fam es zuerft (1814— 15) unter preußi⸗ 
She Hoheit als Theil der Provinz Mittelrhein, auf vem Wiener Congreß fiel e8 hingegen, zum 
Großherzogthum erhoben, an den König der Niederlande, ald Erjag für deſſen Stammländer 
in Deutfhland: NaffausDieg, Naflaus: Dillenburg, Nailau: Hadamar und Naffau = Siegen. 
Preußen behielt den Kreis Bitburg. Luremburg follte nun ald eigened Bundesland regiert 
werden, ward indeflen als holländiſche Brovinz behandelt. Seine reichen Domänen wurden 
für Rechnung Hollands verfauft und wie in den übrigen Provinzen jollte die holländiſche 
Sprade die deutſche und frangöfifche verdrängen. Mit hineingeriffen in die belgische Revolution 
von 1830, trennte ji das flache Land von der Hauptftabt, die allein im Gehorſam gegen Wil: 
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helm I. erhalten wurde. Set erft (31. Dec. 1830) fegte Wilhelm für dad auf die bloße Stadt 
mit ihrem nächſten Rayon redueirte Großherzogthum eine befondere Verwaltung ein. Das 
Land felbft bildete die beigifche Provinz Ruremburg und genoß die Wohlthaten der freien bel- 
giſchen Verfaffung, bis e8 (19. April 1839) zufolge des jogenannten Vertrags der 24 Artifel 
in ungefähr zwei gleiche Theile zwifchen Belgien und Holland getheilt wurde. Das fogenannte 
Wallonenland verblieb bei Belgien, das dafür die Hälfte der Provinz Limburg abtreten mußte; 
der deutfch ſprechende Theil kam an dad Haus Dranien zurück und bildet das Heutige Groß: 
berzogthum Luxemburg. Die jahrelangen Verhandlungen der beiden direct intereffirten Ränder 
unter fi und mit ven europäifhen Großmächten und dem Deutfchen Bund find bereits an 
anderer Stelle diefed Werkes (ſ. Belgien) aufgeführt. 

I. Bolitifhe und Verfaſſungsgeſchichte. Seit 1444 war das Land in Befit von 
Landftinden, die fich regelmäßig zweimal im Jahre in Luremburg verfjammelten und neben 
denen ed noch eine bleibende Deputation von ſechs Gliedern gab, Die Landftände beftanden 
aus drei Kammern: den Geiftlichen, den Adelihen und dem dritten Stande. War in einer 
allgemeinen Verſammlung eine Sache ald Gegenfland der Beratung angenommen worden, 
fo hatte jede Kammer einzeln darüber zu berathfchlagen; die Stimmenmehrheit entſchied. Ge— 
genftand der Berathung waren allerdings meiftens nur die vom Landesfürſten geforderten 
Subſidien, die in den legten Jahren der Öfterreichifchen Herrichaft 400000 Iuremburger Gulden 
betrugen. - Die Gerechtigkeit wurbe von den Schuliheißen und Amtleuten geübt; von dieſen 
gingen die Broceffe an die Land= und Hochgerichte, in den Städten an den Magiftrat, der aus 
jieben Schöffen und einem Greffter beftand. Appellation ward eingelegt vor dem Hohen Rath 
in&uremburg, bis zur Zeit Joſeph's IT. in Mecheln. Adel und Geiſtlichkeit Hatten ſelbſtverſtänd— 
lich ihre eigene Gerichtöbarfeit. Die herrſchende und allein anerfannte Religion war die katho— 
lifche ; gegen Joſeph's II. Toleranzediet reclamirten die Stände als ihren Rechten und Immuni- 
täten zuwider, und ed warb bald bejeitigt. Die geiftliche Gerichtöbarkeit über den größten Theil 
der Provinz war in den Händen ded Erzbifhofs von Trier; einige Grenzbörfer ftanden unter 
den Bifhöfen von Köln, Meg und Berdun. Schon feit Karl V. waren die geiftlichen Verord⸗ 
nungen dem fürftlichen Placet unterworfen. 

Mit der Ankunft der franzöfifhen Republifaner waren im Nu die hundertjährigen Zu: 
ftände verfchwunden, dev früher zahlreiche Adel war längft nach den Hauptftäpten, nah Ma: 
drid, Brüffel oder Wien ausgewandert, und außer vereinzelten Klerikalen, welche die Fleiſch— 
töpfe Agyptens zurückwünſchen, fällt e8 heute niemand mehr ein, die bürgerliche Gleichheit 
mit einer fländifchen Gliederung zu vertaufchen. Doch machte 1856 beim Staatöftreih das 
klerikale Element in der Regierung die größten — glücklicherweiſe vergeblihen — Anftrengungen, 
um eine Ständefammer nad dem Mufter ver frühern Zeiten zufammenzufegen. Der Code 
Napoleon iſt das feit feiner Einführung ununterbrochen fortdauernde Givil: und Strafgeiep. 

Nachdem Luremburg ald Großherzogthum an Bad HausDranien:Naffau gefommen, war 
ed zur Provinz ded Königreichs der Niederlande gemacht und als ſolche regiert. - Provinzial- 
ftände tagten in Luxemburg und hatten das Recht, vier Deputirte nad) den Generalftaaten im 
Haag zu fenden. Die Beftung ward zur Bundesfeftung erklärt, die Befagung jullte zu drei 
Bierteln von Preußen und einem Viertel vom Großherzog geliefert werden ; doch ift bis dahin 
in Briedendzeiten die Garnifon ausfhließlih aus Preußen zufammengefegt; Preußen ernennt 
aud) den Gouverneur und ben Gommandanten. Wilhelm I., „der aufgeklärte Despot“, that 
viel für die Hebung des Unterrichts und der Bildung im Lande, und in diefer Hinficht find deſſen 
Beftrebungen von den Quremburgern nicht verfannt worden. Während die Geiſtlichkeit der 
andern Provinzen fi gegen das löwener philofophiiche Collegium erhob, lieferte der Tureme 
burger Klerus drei Profefloren und das Land eine große Anzahl von Schülern. Was vie 
Zuremburger gegen die damalige Regierung erbitterte, war das Fiscalſyſtem, beſonders bie 
Schlacht- und Mahlfteuer, deren Bintreibung in einem Lande, wo jeder Bauer felbft fein 
Fleiſch ſchlachtet und am jedem der unzähligen Bäche eine Mühle Elappert, zu den unerträglich: 
fen Berationen führen mußte. Hier fand daher die Revolution von 1830 ein ergiebiges Feld. 

Neun Jahre ipäter, ald Wilhelm I. wieder Befig ergriffen hatte von dem nun um die 
Hälfte verfleinerten Großherzogthum, Fam daffelbe ohne alle Tranfition aus der freien At- 
mofphäre der belgifchen Verfaffung in die unheimliche des abſoluteſten Abjolutiämus. Haſſen— 
pflug und Stift, zwei Ausländer, die nie im Lande gewejen und deſſen Sitten und Gharafter 
volftändig ignorirten, f&halteten und walteten nad Gutdünken, entließen und verjegten die des 
Belgicismus verbähtigen Beamten, befonderd die Notare, ohne Urtheil und Recht, und wollten 
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eine Verwaltung, vie jeit langen Jahren fi der franzöſiſchen Sprache bevient hatte, im Hand- 
umwenden zum Gebrauche der deutichen Sprache zwingen. Ein foldes rückſichtsloſes Auftreten 
konnte nicht umhin, in allen Klaffen der Bevölkerung Unzufriedenheit und Oppojition Hervor- 
zurufen. Diefelben machten fi in der ungenirteften Weife Luft, und in Grmangelung einer 
freien Breffe gingen die Manifeftationen mit Wort und That vor fih. Die öffentlichen Lofale 
leerten ji, wenn ein Anhänger der Duumpirn Hineintrat; der Weinwachsthum eines völlig 
verfehlten Jahres ward Haffenpflug getauft, und man fang: „Haſſenpflug und Stift, Haben's 
Land vergift'!" Haffenpflug’d einziges Verbienft um Luxemburg befteht in den von ihm einge: 
leiteten Verhandlungen zum Anfchluffe ded Landes an den Deutfchen Zollverein. Doch war es 
ihm nicht vergönnt, die Sache perfönlih zu Ende zu führen. Nachdem er im October 1840 
Stadt und Land in dunfler Nacht verlaffen und eine andere, aus Gingeborenen beſtehende Re: 
gierung berufen worben war, opponitte diefe gegen ven Anſchluß an ven Zollverein. Die Ab: 
neigung gegen dad Deutfhthum mag dabei maßgebend gemelen fein, aber andererjeitö ſteht 
auch feſt, daß man die materiellen Intereffen des Landes ernjtlich bevroht glaubte. Eine erpor: 
tirende Induftrie gab es zu diefer Zeit fozufagen nicht: der einzige Markt im Inlande war alſo 
durch die auswärtige Concurrenz gefährdet. Aderbau und Viehzucht waren die Hauptquellen 
des Wohlſtandes: ihr Export ging immer nach Belgien hin; dieſer Markt follte nun ver: 
ſchloſſen und die Grenze nad) einer Seite hin geöffnet werben, von woher Luxemburg blos Ein: 
fuhr und durchaus feine Ausfuhr zu erwarten hatte. Der Weinbau an der Obermofel ſah ſich 
ebenfalld in feiner Eriftenz bedroht. Die Iuremburger Mojel liefert einen harten Wein, ver 
mit dem Wahsthum der Untermofel nicht concurriren fann. Dazu fam die Weinfteuer,, die 
mit dem Anſchluß an den Zollverein eingeführt werben follte. Die große Oppoſition, welder 
der Anflug an den Zollverein von vornherein begegnete, ift vemgemäß leicht erklärlich. Doch 
fand derfelbe aud eine gewille Zahl von Anhängern, die ihre Meinung in dem damaligen 
„Diekircher Wochenblatt mit Energie und Talent verfochten. Wilhelm I. hatte unterdeſſen 
abgedanft und fein Nachfolger verweigerte, auf dad Gutachten einer nad dem Haag berufenen 
Commiſſion hin, die Natification des Vertrags. Einem Beſuche, den der König von Preußen 
Wilhelm II. im Haag machte, gelang ed indeſſen, legten zur Unterzeichnung des Vertrags zu 
bewegen (1. April 1842). 

Der Erfolg war hier, wie er allerwärts bei ökonomiſchen Reformen ſich herausſtellt. Bon 
den gehegten Befürdtungen ging feine in Erfüllung , ver Aderbau blühte immermehr auf und 
flieg auf eine ungewohnte Höhe, die Induſtrie entwickelte ſich kräftig, foweit es Geift und Ka- 
pital erlaubten, und felbft die am meiften bedrohten Weinbauern hatten dabei feinen weitern 
Schaden zu erleiden, ald daß fie eine neue Steuer zu tragen befamen, von der die übrigen Eigen— 
thümer befreit waren. Bon diefer Seite verftummten daher bald alle Klagen; aber der An: 
fhluß war unter Bedingungen geſchehen, die für Luremburgs Selbftgefühl kränkend fein 
mußten und auch theilweife noch heute find. Preußen vertritt dad Großherzogthum auf allen 
Zolleonferenzen, und ed macht von diefem Rechte einen völlig rückſichtsloſen Gebrauch, derart, 
daß, ald unlängft der preußiſch-franzöſiſche Handelsvertrag abgeichloffen worben, die Gonven: 
tion bereits in vielen deutihen Kammern beſprochen wurde, ehe die luxemburgifche Regierung 
noch von den Stipulationen derfelben in Kenntniß gejegt war! Der Zollirector in Zurem: 
burg ift feit 1842 ein Preuße, der in Bezug auf Ernennungen, Benjionirung ver Unterbeamten 
bisweilen nach Grundſätzen verfährt, die in einem Lande, das ſeit 1817 ſich faft ununterbroden 
einer conflitutionellen Regierungsform erfreut, wenig Anklang finden. Roch in der vorlegten 
Seſſion beklagten fid) die Stände, daß es eine Unzahl penſionirter Grenzauffeher gebe, welche 
zum Dienfte noch ganz tauglich zu fein fhienen. Auch über die Art, wie die Witwen und 
Waiſen penjionirt werben, warb Klage geführt; die Beitimmung diefer Benfionen hängt aus- 
fhließlih von dem Gutdünken des ausländifhen Directors ab.?) Neben vemDirector Hatte an: 
fange Preußen das Recht, die Hälfte der Obercontroleurd zu liefern; der Gebraud viefes 
Rechts machte lange böjes Blut im Lande; Heute zählt das Perſonal indeffen nur noch zwei 


2) Die Kammer bat Anfang December 1863 ein Benflonsgefeg für Die Zollbeamten votirt, das die 
fen Zuftänden großentheils ein Ende zu machen beftimmt ift. Bei vielen Deputirten fchienen Zweifel 
darüber obzumwalten, ob Preußen fich dem Gefege nicht widerfegen werde, weil es die Beſtimmung ent: 
hält, daß fein Douanier, fo wenig wie irgendein anderer Beamter, penfionirt werden lönne, ohne dai 
feine Rechte auf Benfion vorher durch eine eigene Gommiffton geprüft und anerfannt worben; ber Fir- 
nanzminifter glaubte indes für die Zuftimmung des berliner Minifteriums bürgen zu fönnen, 
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preußifche Gontroleurs. — Der Antheil Luremburgs an den Zollvereinsrevenuen Yariirt 
zwiſchen 5= und 600000 Fr. Seitdem Preußen feine Maifchfteuer erhöht hat, zahlt ed an 
Luxemburg für den dort eingeführten Branntwein eine llbergangäftener von durchſchnittlich 
30000 $r. 

Wilhelm IL. kam kurz nad feinem Regierungdantritt ind Großherzogthum und ließ ſich von 
den Notabeln die Wünſche und Bedürfniſſe deffelben audeinanderfegen. In die Regierung 
murden berufen die Herren Delafontaine ald Gouverneur, Simons, Surion, Gelle und Tod als 
Negierungsräthe, zum Staatöfanzler im Haag ward Baron v. Blohaufen ernannt. Der 
König ließ fi von einer im Haag verfanmelten und aus Lurembnrgern beſtehenden Com— 
mifjton Anträge zu einer ftändifhen Berfaffung maden; die aus Freunden der belgiſchen Zu— 
ftände beftehende Gommiffton ſoll jich viele Mühe gegeben haben, ein liberaled Werk zu Stande 
zu bringen ; allein da man den angeblichen Anforderungen des Deutfhen Bundes zu genügen 
hatte, fiel dad dem Lande concedirte Maf von Freiheiten gar gering aus. Die Stände hatten 
blo8 berathende Stimme; ihre Sigungen waren nicht Öffentlich und deren Dauer auf wenige 
Wochen beſchränkt; Vorfigender war der Gouverneur; das Budget theilte ſich in ein ftändiges 
und in ein jährlihes; die von Haffenpflug eingeführte Genfur blieb befteben. Die Mitglieder 
der erften Ständeverfammlung waren vom König ernannt ; erneuert follte die Kammer wer: 
den fraft eines Geſetzes, das indirecte Wahlen einführte. Die Urmähler mußten 10 Fl. Hol. 
Steuer zahlen und wählten mittels unterfchriebener Billets. An irgendwelches politifche Leben 
war bei fo bewandten Dingen nicht zu denfen. Doc zeichnet fi) die Periode von 1842—48 
durch einen hartnädigen Kampf zwiſchen dem durch Biſchof Laurent verfochtenen Ultramonta= 
nismus und dem Liberalidmud aus. Auf diefen Kampf, der noch heute fortdauert, werben wir 
weiter unten eigens zurückkommen. 

Don der convulfivifhen Aufregung, die nad der Kebruarrevolution alle Völker des Con— 
tinentd und bejonderd die Deutfhen ergriff, blieb au Luremburg nicht verfhont. Da die 
1842er Scheinverfaffung den midvergnügten Bürgern feine Gelegenheit gab, ihre Klagen zur 
Geltung zu bringen, hatte ſich eine ziemlich allgemeine Unzufriedenheit angefanmelt, die die 
Gelegenheit benugte, fi Luft zu machen. Doch fam ed nur in einzelnen Lofalitäten zu wirk— 
lichen Rubeftörungen. In 2uremburg (16. und 17. März) war ed eine Bande gemeinen Pö- 
bels, die, von ver Klerifei aufgeftachelt, die Straßen durchzog und dem damaligen Bürgermeifter 
Pescatore die Fenfter einmwarf, während fie, am Pfarrhaufe vorbeiziehend, rief: „Foèrt net, fert 
net!” (fürchtet nicht, fürchret nicht!) und „Es lebe ver Biſchof“! Der Gensdarmerie und einer 
Compagnie Preußen war es indeffen ein Leichtes, den Pöbel zu verjagen. Einzelnen Freimau— 
rern wurbe ber Hut eingefchlagen. Gleich bildete fi) eine Bürgergarde, um jede weitere Ruhe— 
flörung zu verhindern. In Ettelbrüd, einem Fleinen fleden, der am Zufammenfluß von Al 
zette und Sauer liegt, fam ed an einem Marfttage (15. März) zum Zufammenftoß zwiſchen 
den Gensdarmen und einzelnen Irunfenbolden. Die rothe Fahne wurde aufgepflanzt. Es 
gab während einiger Tage dort eine gewiffe Anarchie, welche ver Pöbel benugte, um nad den 
umliegenden Orten zu ziehen und fih mit Branntwein regaliren zu laffen. Die Regierung 
bot die Grenzaufſeher und einige Gompagnien des in Echternach liegenden Gontingents auf, 
um die Ruhe wiederherzuftellen und die Fahne herunterzunehmen. Als die Truppen anfamen, 
war jedoch die Fahne weg und auch fonft fanden fie feinen Wivderftand. Im Gontingent jelbft 
waren übrigens Unruhen ausgebrochen. Gine große Zahl der Offiziere waren Holländer, bie 
fih mit ven Gingeborenen wenig vertrugen; die Soldaten ergriffen natürlih Partei für ihre 
Zandsleute, und es Fam im Militärcafino zu Thätlichkeiten gegen einzelne der holländiſchen Df: 
fiziere, über deren Behandlung fi die Truppen zu beſchweren hatten. Die Sade endete mit 
der Rüdberufung des holländiſchen Kommandanten und der Entlaffung der am meiften compro= 
mittirten Iuxemburger Offiziere. 

In den meiften Ortfchaften verließ die Bewegung jedoch den geſetzlichen Boden nit. Die 
Bürger verfammelten ſich frievlih, um an den König zu petitioniren. Ginftimmig verlangte 
man Revijion der Verfaſſung, Herabfegung der Givillifte von 150000 Fl. auf 100000 Fr., 
Berminderung einzelner Gehalte, beſonders des Staatöfanzlerd im Hang, Preßfreiheit, Ab- 
ſchaffung miöliebiger Geſetze u. ſ. w. Der König entließ zunächſt und zwar in ungnädiger 
Weiſe ven Staatöfanzler Baron v. Blochauſen, der ſich dadurch derart verlegt fühlte, daß er dem 
Fürſten feine Orden zurückſandte und die Zufhrift veröffentlichte, womit er dieſen Schritt be— 
gleitet hatte. Die Negierung erhielt ihrerfeits unbefhränfte Vollmachten, um alle Reformen 
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zu gewähren, welche die Umftände erheifhen mochten. Sie glaubte Elug zu Handeln, imbem fie 
eine Commiſſion von Notabeln nah der Hauptftabt berief, um die zu treffenden Maßregeln zu 
begutachten. Allein die Commiſſton erklärte fidy incompetent und wies auf Ausführung der 
Beftimmungen hin, weldye die Verfaffung felbft zu ihrer Abänderung vorherſah. So mupte 
fih denn (29. März) das Gouvernement zur Berufung der in boppelter Anzahl gemäßlten 
Stände behufs Abänderung der Verfaſſung entichließen. Die Wahlen fielen im Tiheralen 
Sinne aus, und am 25. April traten die Deputirten nicht im der Hauptftadt, jondern im Säul- 
Haufe zu Ettelbrüd, wohin durch königlichen Beſchluß der Sig der Regierung proviforifä 
verlegt worden war, zuſammen. Was legtere zu diefem auffälligen Schritte veranlaßt haben 
mochte, ift mit Beftimmtheit nicht zu jagen. Allgemein erzählt man, daß die Negierung den 
Feftungdcommandanten gefragt, ob er für Aufrehtbaltung der Ruhe garantiren könne, von 
dieſem aber eine unbefrievigende Antwort erhalten habe. Doch ſchon am 29. April zog man 
nach der Hauptſtadt zurüd, ohne daß die Verhandlungen irgendwelcher Störung ausgejegt 
worden wären. In den Sigungen zu Ettelbrüdf war blos Beſchluß gefaßt worden über bir 
Art und Weife der Beſchickung des franffurter Parlaments und die ven Abgeordneten zuer: 
fannten Bollmadten. Man flipulirte die Reſerve, daß die Beichluffe des Parlaments durd 
König und Stände zu ratificiren feien, bevor fie Geltung im Lande hätten. 

Am 28. Juli Hatte Die conftituirende Berfanmlung ihre Arbeiten beendet. Außer der Ver: 
faffung hatte fie noch zwei Gefege, das eine für die Drputirtenwahlen, das andere für die Ge— 
meindewahlen votirt. Das erftere fah directe Wahlen, in den Hauptorten jedes der 11 Gan: 
tone, mit einem Genfus von 10 Er. (2 Thlr. 20 Sar.) vor; das legtere directe Wahlen mit 
einen Genfus von 5 Fr. Die Verfaffung felbft war durchaus freifinnig und in den meiften 
Stüden eine Eopie der belgifchen ; fle wich von ber legtern infofern ab, ald fie ſich enthielt, die 
Volksfouveränetät zu proclamiren, blod Eine Kammer einführte und nicht die Trennung von 
Kirche und Staat, ebenſo wenig wie die ungehinderte Greirung geiftliher Orden decretirte. 
Jährliches Votum der Budgets, Veranwortlichkeit der Minifter, Inverleglihfeit der Krone, 
Zuftimmung der Bolfävertretung zu allen Geſetzen, Gleichheit aller vor dem Geſetze, Beſeiti— 
gung jeded Standedunterfchiedes, Umverleglichfeit der Wohnung und des Eigenthums, Abſchaf— 
fung der Vermögendconfiscation, der Todesftrafe für politifche Verbrechen, des bürgerlichen 
Todes und der Brandmarfung, Freiheit der Eulte und der Bekundung religiöjer Meinungen, 
Bivilehe, Preßfreiheit, Vereinigungdreht (mit Ausnahme religiöfer Körperſchaften, für welche 
jedesmal ein eigenes Geſetz erheifcht wird), Peritiondreht, Unverleglichkeit des Briefgeheim: 
niffes, facultativer Gebrauch der franzöſiſchen und beutfchen Sprache, das waren die Qaupt: 
punfte, weldhe in dad Orundgefeß eingetragen wurden. Dem König war die erecutine Gewalt, 
dad Begnadigungdreht, dad Recht, Orden und Adel zu verleihen, ohne je irgendein Vorrecht 
damit verknüpfen zu Fönnen, zuerkannt, und ihm eine jährliche Eivillifte von 100000 Br. an 
gewieſen. Auf 3000 Seelen kam ein Deputirter, die Kammer ward auf ſechs Jahre gewählt 
und alle drei Jahre zur Hälfte erneuert; ihre Mitglieder erhielten 5 Kr. Diäten per Tag. Der 
Präfldent und die Schriftführer wurden bireet von der Berfanmlung gewählt; die Sigungen 
waren Öffentlih, die Beichlüffe wurden mit abfolnter Stimmenmehrheit gefaßt. Der Kammer 
war dad Recht zuerfannt, ihre Geſchäftsordnung felbft zu beſtimmen. 

Diefe Verfaſſung war mit einer an Einſtimmigkeit grenzenden Majorität (56 gegen 2) 
votirt worden, nachdem der Bouverneur:Präfidentnod im Nanıen des Königs feine bereitwilligt 
Zuftimmung zum nunmehr vollendeten Werke erflärt und dem Lande dazu Glüf gewünſcht 
hatte, Eine von der Berfammlung ernannte Deputation veifte fogleih nad dem Haag, um 
Wilhelm II. die Verfaſſung vorzulegen und deflen Eid auf diefelbe entgegenzunehmen. Kari 
Meg war Präfivent diefer Commifjton, die am 10. Juli vom König hulpreich empfangen wurde. 
Der Monarch, in feiner Antwort auf die Anrede bed Präſidenten, wünfchte ih und feinen 
Staaten Glück, daß er, „indem er die von ihnen gewünſchten und der heutigen Zeit ange: 
meflenen Freiheiten, nad vorgängiger ungebinderter Berathung derjelben durch die gejeglichen 
Organe, gewährte, ed ihm gelungen fei, die Orbnung, die Rube und vor allem den geſetzlichen 
Zuftand aufrecht zu erhalten”. Dies alles hinderte jedod die Reaction von 1856 nicht, zu be: 
haupten, ver König habe 1848 blos der Gewalt der Umftände nachgegeben und fein Eid fri 
nicht ald ein freiwilliger anzufehen geweſen. R 

Die neuen Gefege wurden publieirt und die Wahlen zur Kammer audgefhrieben. Im 
Berjonal der Regierung war indeflen feine Anderung eingetreten: der frühere Gouverneur 
blieb Vräfident des Gonfeil, feine Eollegen nannten ih Generalapminiftratoren. Mur an 
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die Stelle des frühern Staatöfanzlerd im Haag trat ein fimpler Seeretär, dev mit der Expedi: 
tion der Geſchäfte betraut wurde. Am 28, Sept. fanden die Neuwahlen flat. Der Kampf 
war ein higiger; die Klerikalen machten verzweifelte Anftrengungen, um die Majorität zu erlan= 
gen, doch brachten jie es bloß zu einer ziemlich anſehnlichen Minorität, welche alled aufbot, das 
ihr durch feinen Widerftand gegen Biſchof Laurent verhaßte Gabiner zu flürgen. Im liberalen 
Lager zählte das Minifterium ebenfalld Gegner, welde, wenn auch deſſen antiflerifales Auftre: 
ten billigend , doch mit der von ihm befolgten Politif unzufrieden waren. Männer, die dem 
Abfolutismus gedient, bien ed, Fönnen ſich nicht von geftern auf heute in wirkliche conftitu- 
nelle Minifter verwandelt haben. Dad Miniſterlum fah ſich dadurch gezwungen, die Ver— 
trauensfrage zu ſtellen; nach einer mehrtägigen ſtürmiſchen Debatte kam es am 8. Nov. zum 
Votum: 26 Stimmen ſprachen ſich zu Gunſten der Verwaltung aus, 21 dagegen. Die Majo— 
rität von fünf Stimmen ſchien dem Miniſterium jedoch nicht hinreichend und es reichte dem Kö— 
nige ſeine Entlaſſung ein. An ſeine Stelle trat Anfang December das von dem bisherigen 
Oberſtaatsanwalt Willmar gebildete Cabinet. Als Collegen hatte ex ſich zugeſellt die Herren 
Norbert Meg, Ulrich und Ulveling, letzterer Mitglied der eben abgetretenen Verwaltung. Ob— 
ihon Willmar die Präſidentſchaft des Conſeil führte, war doch N. Meg der eigentliche parlamen= 
tariiche Chef des Minifteriund. Man fann wol fügen, daß er allein dem aus ziemlidy hete— 
rogenen Elementen zufammengelegten Gouvernement die erforderliche Kraft zuführte und ihm 
die Unterjtügung der arofen Maiorität in der Kammer ſicherte. Die Reaction und die Kleri— 
kalen machten während des fünfjährigen Beftandes dieſes Minifteriums die verzweifeltften An: 
Ärengungen, um ihm dad Heft zu entreißen,, allein vergebens ; bei allen Neumahlen vermehrte 
ch die regierungsfveundlihe Majorität. Selten wol erfreuten ſich in einem Lande politifche 
Männer einer jo feiten und dauernden Sympathie ald die Gebrüder Meg. Karl, ver Kanımer- 
präſident, war Advocat und früher Mitglied-der belgiſchen Deputirtenfanmer für Luxemburg; 
Morbert und Augufl waren an der Spige der bebeutenditen Gijeninduftrie des Landes. Als 
der König 1842 die erfte Bolfövertretung ernannte, waren Karl und Norbert unter den Er- 
nannten; und ald das Bolf 1848 zu wählen hatte, wurden alle drei von verfhiedenen Wahl- 
diftrieten in die conftituirende Berfammlung geſandt. Die liberale Bartei Hatte in ihnen ihre 
jiherfte und aller Aufopferung fähige Stüge ; noch heute pflegt Freund und Feind ſie „Partei 
Meg” zu benennen. 

Als die Neaction ſich überzeugt hatte, daß von jeiten des Landes für fie nichts zu hoffen jei, 
wandte fie ſich nad einer andern Seite hin, die ihr mehr Erfolg verſprach. Wilhelm II. ritter: 
lichen Andenfens, war 1849 geftorben und fein Sohn Wilhelm II. ihm gefolgt. Als von Lurem: 
burg eine Commiſſion dev Kandeövertretung nach dem Haag gereift war, um den Gib bes neuen 
Königs entgegenzunehmen, fand jle die größten Schwierigkeiten, um vorgelaffen zu werden. 
Der König wollte den Eid nicht leiften, willigte aber endlih ein, auf Zureden des Prinzen 
Friedrich, jagt man, und nachdem die Commiſſion mit der Erflärung ver Regentſchaft gedroht, 
die Verfaſſung zu beihwüren. Befonders ſchlecht war der Monarch auf den Kanımerpräfiventen, 
Hrn. K. Meg, zu ſprechen, deſſen Bopularität eine gewille Siferfucht hervorgerufen zu haben 
icheint. 

Hier war aljo der Punkt gefunden, wo bie 1848er Regierung in Breſche gelegt werben 
fonnte. In den reactionären und Flerifalen Blättern war es ftereotyp geworben, zu behaupten, 
die Meg wollten die Omnipotenz der Kammer, jie träten ald Chefs des Landes auf; die Umge— 
bung des Fürften wirfte im jelben Sinne, und fo fonnte der Erfolg nicht lange auf jih warten 
laſſen. Der im April 1853 erfolgte plöglide Tod von K. Meg, flatt verjöhnend zu wirfen, 
jcheint die Neaction nur noch dreijter gemacht zu haben, va fie von ihrem fähigften Gegner 
nunmehr befreit war, Der Haß der Klerijei verfolgte den Todten bis ind Grab: die Kirche 
verweigerte ihm die Beerdigung, dafür begleiteten den Sarg aber virle Taujende feiner Mit: 
bürger aus allen Gegenden des Landes. Nachdem das liberale Gabinet Thorbede in Haag ent- 
lafien worden, kam die Reihe an das luremburger, und im September 1853 lafen die er— 
ſtaunten Bürger eine an die Mauern angeheftete Proclamation, worin die neue Regierung er= 

‚Härte, jie jei berufen, Ruhe und Ordnung zu ſchaffen, dad monarchiſche Princip zur Geltung zu 

bringen und für eine prompte Erpebition der Gefchäfte zu jorgen. Unterſchrieben war das Fae⸗ 

tum von den ‚Herren Simons, Jurion, Servaid, Würth:Paquet und Wellenftein. Die Reaction 

‚war da, daran zweifelte niemand mehr. Ungern jab das Land ven Regierungswechſel, denn 

das gefallene Syſtem hatte deffen ganze Zufimmung. Das Finanzminikerium unter M. Meg 
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hatte zwei wichtige Neformgefege geliefert: die Einführung einer Einfommenfteuer an Stelle 
von Batentfteuer und der auf Fenſter- und Feuerherde berechneten Vermögendfteuer; dann 
die Errichtung einer Grundereditkaffe, die einerfeitd die Landwirthſchaft heben und an: 
dererfeitd die Erftehung einer Sparkaffe ermöglichen follte. Die Einkommenſteuer beftebt 
heute noch, obſchon man fie durch fchlechte Ausführung zu disereditiren gehofft hatte ; die Credit— 
£affe ift von dem neuen Minifterium gleich eingefargt worden, bevor fie im Stande geweſen, ein 
Lebenszeichen von fi zu geben. Auch die Ernennung des Prinzen Heinrih zum Statthalter 
im Großherzogtfum ging 1851 unter diefem Miniftertum vor ſich; die Kammer bewilligte für 
denfelben eine eigene Eivillifte von 60000 Fr. 

Die Sefjion von 1853 mußte unter folden Bewandtniſſen eine höchſt ſchwierige für das 
Minifterium werden, da es ſich einer völlig feindlihen Kammer gegenüberfand. Auflöfen 
durfte es diefelbe jedoch nicht, weil in dem Augenblick feine eigene Niederlage außer allem 
Zweifel gewefen wäre, wie Died die Wahl von N. Meg bewiefen, ver, da ein Geſinnungsgenoſſe 
feine Entlaffung als Deputirter eingereicht hatte, in der Hauptſtadt mit einer eclatanten Majo: 
vität, trog aller Bemühungen von Regierung und Klerifei, gewählt wurde. Man fuchte daher 
zu temporiflren, um für fommenves Jahr zum Kampfe gerüftet zu fein. Die zwei verbreitetiten 
Blätter des Landes, der in Luxemburg erſcheinende franzöfiiche „Courrier’ und der befonders im 
Volke viel gelefene diefirher „Wächter an der Sauer‘, wurden der Gegenftand einer befon: 
dern Aufmerkfamfeit feitend der Staatdanmwaltihaft, und die Nedagteure hatten zu Zeiten drei 
und vier Procefle auf einmal zu beftcehen. Der König kam felbft ind Land und befuchte Die ver: 
fhiedenen Städte. In Echternach erflärte er auf dem Banker im Militärcafino, daß er fein 
legted Hemd mit feinen Soldaten theilen würde. Nachdem alle Batterien breffirt waren, 
ward im Sommer 1854 die Kammer aufgelöft. Die Regierungdorgane machten fein Hehl 
daraus, dag es fi jegt um Sein oder Nichtſein der conftitutionellen Inftitutionen handele; 
wiirde die Regierung unterliegen, fo fei e8 um die Verfaflung gefhehen. Der Kampf war ein 
erbitterter: die Regierung blieb Sieger. Sie hatte eine große Majorität erzielt, ein Kamilien: 
unglüd befreite fie audy noch von dem einzigen Manne, der felbft in der Minorität für fie zu 
fürdten war. Wenige Tage nad den Wahlen erlag A. Meg an einer Haldbräune, und diefer 
Berluft ergriff den legten der drei Brüder derart, daß er fich entfchloß, vom politifhen Schauplag 
abzutreten. Die Seſſion von 1854 ward alfo für die Negierung unter den günftigften 
Aufpicien eröffnet, der Opponenten waren nur mehr wenige, Advocat Jonas war ihr Wort: 
führer. Im Jahre 1848 durch Flerifalen Einfluß gewählt und au fpäter in Elerifalen Ange 
legenheiten mit feinen religiöfen Gefinnungsdgenoffen flimmend, hatte Jonas ſich jevod in poli- 
tifhen Fragen der Partei Meg angefhloffen, und nachdem die Chefs derfelben verſchwunden 
waren, trat er momentan an bie Spihe der wenigen Getreuen. 

Borfihtig ging das Minifterium mit der beabfihtigten Reaction zu Werke. Zuerft warb 
dad Gemeindegefeg geändert, der Genfus zu ven Wahlen verboppelt, die Zahl ver Gemeinde: 
tathömitglieder verringert, die Ernennung ber Bürgermeifter ausſchließlicher in bie Hände ver 
Berwaltung gegeben. Um auch etwas für die Moralität zu thun, wurden die Wirthshäuſer 
mit einer eigenen Steuer belegt, die Unverlegbarfeit der Wohnung für fie aufgehoben und 
Wirthsſchulden ald gerichtlich nicht Flagbar erflärt. Im Volke begann inzwifchen ſich eine 
Reaction gegen die Regierung zu zeigen. Einzelne Erfagmwahlen fielen gegen die Regierung 
aus, die fi darein nur fhwer finden Eonnte. Bei Gelegenheit einer dieſer Wahlen geſchah das 
Unerbörte, daß Regierung und Majorität viefelbe für nicht geſchehen erflärten! Ein Beamter, 
der zu einem andern Poften ernannt worden, mußte ſich, der Verfaffung gemäß, einer Meu- 
wahl unterwerfen, die gegen ihn und die Regierung ausfiel. Gin Spaßvogel bemerfte ver 
Regierung, der Beamte habe ja den nämlichen Gehalt beibehalten und hätte fomit nicht nötbig 
gehabt, fich einer Neuwahl zu unterwerfen. Die Minifter griffen die Sache gierig auf und 
ſchlugen der Kammer vor, die Wahl zu annulliren, was denn auch mit Stimmengleichheit ge- 
ſchah. Und der Beantte fuhr fort, einen Ganton zu vertreten, der nichts mehr von ihm wiſſen 
wollte. 

Erft im Jahre 1856 trat die Regierung mit ber Abficht, die Verfaflung zu andern, offen 
an den Tag. Die ganze Zeit über hatte ſich ihre ‘Brefje bemüht, zu beweifen, daß die 1848er 
Eonftitution revolutionäre Principien aufftelle und ven Anfordernngen der deutſchen Bundes: 
gefeggebung zumwiderlaufe. Sie hatte, wie man fich erzählt, bereit3 1853 bei ihrem Antritte 
dem Könige das Verſprechen, die Verfaſſung zu revibiren, geben müflen, und ward jegt zur 
Erfüllung deffelben gedrängt. Für die Ruremburger ift es eine ausgemachte Sache, daß ber 
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Einfluß des holländiſchen Bundestagsgefandten v. Scherff an dem Sturze des 1848er Minifte- 
riums hauptfählid ſchuld war, und daß derſelbe Einfluß ih 1856 ebenfalls geltend machte bei 
der Befeitigung der Verfaſſung. Das 1853er Minifterium hatte in den zwei Jahren feines 
Beſtehens bereits verſchiedene Änderungen erlitten, und als der entjcheidende Augenblick heranz 
nahte, traten die Herren Jurion und Thilges aus, um durd die Herren v. Scherf und Eyſchen 
erfegt zu werden. Der erflere, Sohn des Gefandten, war ald Secretär Haffenpflug’s ins 
Land gefommen und nad deſſen Abzuge in der Magiftratur untergebraht worden. Eyſchen 
gehörte zur Elerifalen Partei, war Obergerichtörath, und die Reaction gefellte ſich denſelben 
zu, um aud) die Elerifale Partei beim Staatäftreiche ald active Theilnehmerin zu compromittiren. 
Man veriprach ihm dafür ven Abfchluß eines für die Kirche vortheilhaften Concordats mit Non. 
Als der Mohr indeflen feine Schuldigkeit gethan hatte, hieß man ihn geben, ohne Concordat. Er 
ftarb vor zwei Jahren. 

Am 7. Oct. ward die Seffion durd den Statthalter Prinzen Heinrich der Niederlande er— 
Öffnet. In der Thronrede erklärte derſelbe, daß Se. Majeftät den Augenblid für gefonmen er= 
achte, wo derſelbe, feiner Pflicht ald Bundesfürft gemäß, eine Anderung der Berfaffung veran: 
laffen müffe ; ver König wolle ein liberaled Regiment, aber der Text der Verfaſſung, die zu weit 
gebe, müfle mit ven Anforderungen der Bundesftatuten in Einklang gefegt werden. Die Wir: 
fung diefer Erklärung zeigte ſich ſchon gleich kei ver Eonftituirung der Kammer: der Vicepräfi- 
dent (Witry) und einer der beiden Secretäre (Jonas) wurden unter den entſchiedenen Oppo— 
nenten gewählt. Baron v. Tornaco erhielt die Präfidentfhaft. Am andern Tage legte das 
Minifterium, beftehend aus den Herren Simons (Äußeres, Präfivent), Würth: Paquet 
(Inneres), Servaid (Finanzen), Eyſchen (Juftiz) und v. Scherff (Bauten), die Mopdificationen 
zur Berfaffung der Kammer vor. Nicht weniger als 54 Artifel von 127 follten geändert wer— 
den. Die Verfaflung von 1848, erflärte die Vorlage, fei dad Werf ver aufgeregteften Tage 
eines fatalen Jahres; wol jei fle contradictoriſch zwiſchen Kammer und Regierung zu Stande 
gekommen, allein man habe der Gewalt der Umftände (force majeure) weichen müflen; die 
Berfaflung jet eine vemofratifche, die in einer Republik gelten könne, wenn man den Staatschef 
6108 Präfivent nennen wolle; kurz jie trage den Stempel bed Jahred 1848, und da die Princi— 
pien, die 1848 bejeitigt worden, immermehr wieder zur Geltung gelangten, fo träten ihre Fehler 
täglich flarer zu Tage und würden immer fühlbarer. Nun wurden diefe Fehler aufgezählt: es 
befländen Bundesgeſetze, die unferer Berfaffung zumiberliefen und bie alſo nicht publicirt wer— 
den könnten (namentlich Preß- und Vereinägefeg); die Gewalt des Königs fei ald eine conſti— 
tutionelle bezeichnet, was an die fouveräne Nation erinnere, während diefe Gewalt aus den Ver— 
trägen ſich Herleite; der Familienpact vom 30. Juni 1783 ſei verlegt, da von einer durch die 
Stände zu ernennenden Regentjchaft die Rede fei, während nach jenem Pacte foldyes nie der Fall 
fein fönne; die Verfaſſung fpreche von drei Gewalten: der executiven,, der legislativen und der 
richterlichen, was unterftelle, daß alle Gewalt von ver Nation ausgehe, mas namentlich dem 
Art. 57 der Wiener Schlufacte zumiderlaufe; es beftehe nur Eine Kammer mit faft unum= 
ſchränkten Gewalten, die ihr Bureau felbft ernenne, ihre Geſchäftsordnung beflimme, jih nad 
Belieben vertage, dagegen wider ihren Willen nur einmal vertagt werden fünne; die Zahl der 
Deputirten fei zu groß (51; Einer auf 3000 Seelen), der Cenſus (10 Br.) erlaube faft das all: 
gemeine Stimmrecht; bisjegt feien allerdings daraus feine großen Übelſtände entflanden, allein 
wer bürge für die Zufunft? Die Minifter feien zu fehr abhängig von der Kammer und müßten 
oft, ſtatt nah Recht und Pflicht zu entſcheiden, legtere zufriedenzuftellen ſuchen. Deshalb 
müßten für die Zufunft die Nechte ver Kammer feft beftimmt und begrenzt und ihr ein Staatd= 
rath ald mäßigende Gewalt an die Seite geftellt werden. Die Juftiz habe über die Geſetlichkeit 
von königlichen und Regierungsbefchlüffen zu entfcheiden, was ihr eine zu weittragende Stellung 
gebe, die dem Könige, durch Vermittelung ded künftigen Staatsraths, allein zufomme. Das 
Budget werde jährlich votirt, während nad) der Bundedverfaflung die Stände das Recht nicht 
hätten, dem Fürſten die zur Verwaltung nöthigen Gelver zu verweigern; deshalb müfle das 
Budget in zwei Theile, ein feftes, dad der Gutheißung der Volfövertretung nicht unterliege, und 
in ein jährlich zu votirendes getheilt werden. Endlich warb die Verfaſſung angeklagt, der Ge: 
meinde zu große Rechte über ſich felbft eingeräumt zu haben. 

Nachdem auf diefe Weiſe vem Grundgeſetze der Proceh gemacht worden, verlad Hr. Simond 
die projectirten Änderungen, die gleichzeitig gedruckt unter die Mitglieder vertheilt wurden. 
Der Präfident gab der Regierung Act von der Einbringung der Vorlage, fheint aber vergeffen 
zu haben , diejelbe an die Abtheilungen zu verweifen; wenigftens iſt im Protofoll davon feine 
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Spur zu finden. Diefer an fi geringfügige Umftand war verhängnißvoll und wurde foäter 
vom Minifterium zur Rechtfertigung des Staatsſtreichs angerufen. 

Unmittelbar darauf fhritt die Kammer zur Wahl eines Ausihuffes behufs Ausarbeitung 
eines Entwurfs zur Antwort auf die Thronrede. Diefe 1854 von der Regierung fozufagen 
felbft gewählte und bis dahin fo lovale Kammer war entrüftet über die Kühnheit, mit der man 
über die conftitutionellen Inititutionen des Landes den Stab gebroden; Hr. Jonas erhielt die 
meiften Stimmen, von den ſieben Mitgliedern der Commiſſion zählten nur drei zu den bishe— 
rigen Parteigängern ver Regierung. Am 21. Det. Irgte der Ausschuß feine von Hrn. v. Tor: 
naco ald Präfidenten und Jonas ald Secretär unterfchriebene Arbeit ver Kammer vor. „Mit 
Staunen‘, hieß es varin, ‚haben wir die Anfündigung der Revifton unferer politifchen Inſti— 
tutionen vernommen. Die Revilton, fo wie fie von der Regierung eingebradt, bezweckt eine 
ernftlihe Beeinträchtigung unſerer koſtbarſten politiihen Rechte. Die Luremburger waren 
immer treu ihrem Fürften, Ihre fönigl. Hoheit haben jelbft geruht, zu bezeugen, daß Mäßi— 
gung und Weisheit bei unfern Arbeiten vorgewaltet, deshalb können wir und die Gründe nicht 
erflären, melde Ihre Regierung bewogen haben, die Befeitigung unferer conftitutionellen 
Bürgſchaften zu beantragen.... Der Bundedtag achtet die Unabhängigfeit der einzelnen 
Staaten und hindert nicht die Ausführung freier Inflitutionen in einer großen Zahl bedeu— 
tender deutſcher Staaten, und namentlich nicht im Hergogthum Limburg, dad wie wir unter dem 
Scepter des Haufed Dranien fteht. Wir find weir entfernt, zu behaupten, daß unfere repräfen: 
tativen Inftitutionen vollkommen feien, allein wir glauben, daß ihre Mängel nicht ernſt genug, 
um die Reviſion der VBerfaffung zu benöthigen, eines Geſetzes, das mehr wie alle andern den 
Gharakter ver Stabilität tragen muß. Wir find überzeugt, daß diefe Mängel durch legislatiwe 
Mapregeln und durch eine loyale Interpretation unferd Grundgeſetzes befeitigt werden Fönnen. 
Das luremburger Volk ift wegen feiner Loyalität, feiner Orbnungsliebe, feiner monardifchen 
Gefühle... freier Inflitutionen würdig; ein ungerechtfertigtes Mistrauen gegen deſſen Ge: 
fühle und deffen Weisheit kann allein zu dem Werke gerathen haben, weldyes der Gegenſtand 
unferer Sorgen und Beftürzung if.“ Im einer Apoftropbe an den Prinzen ward zum Schluſſe 
deffen VBermittelung angerufen, damit die Freiheiten des Landes nicht Play machten ‚einen Re- 
giment, dad unjern Sitten freind und unferm Giviliiationsgrade feind ift”. 

Am 23. Det. begann die Discuſſion diefer Adreile ; pie Oppofition fuchte nachzuweiſen, daß 
in ver Berfaflung nichts enthalten fei, was den Bundesftatuten zuwiderlaufe; die Debatten 
waren heiß und endeten, in der Nachmittagsſitzung vom 24., mit der unveränderten Annahme 
des Projects: 32 Stimmen votirten dafür, 15 dagegen, 3 Mitglieder enthielten fi der Ab- 
flimmung. Am Sonntag, 26., wurde die Deputation beim Prinzen vorgelaflen, der blos von 
feinem Adjutanten begleitet war, Fein Minifter war zugegen. Nachdem der Präfivent Baron 
v. Tornaco die Adrefle verlefen, brach der Brinz los: Er habe die Luxemburger nie betrogen 
und fönne deshalb den peinlichen Eindruck nicht verhehlen, den die Adreſſe auf ihn gemacht babe; 
die Adreſſe fei die Folge der Misdeutung der lovalen, im Namen ded Souveränd gemachten 
Vorlagen ; die Majorität zu deren Gunſten ſei nur durch die Ausbreitung falfher und lügen: 
hafter Gerüchte ?) zu Stande gefommen, und er habe die Überzeugung, daß die Luremburger 
die unveräußerlihen Rechte des Fürften refpectiren würden; er proteftire förmlich. gegen die in: 
ſidiöſe Haltung der Adreſſe, denn nie habe das Haus Dranien geſucht, feine Völker ihrer Frei⸗ 
heiten zu berauben,, noch fie einem Regiment zu unterwerfen, das deren Sitten und Givilifas 
tionsgrade entgegen fei. Sich direct an den Präfldenten wendend, erflärte Se. königl. Hoheit, 
daß er ihn perfönlich verantwortlich made dafür, daß feine Worte baldmöglihft und wörtlich 
den Deputirten und jedem, der feinen gefunden Sinn im Lande habe, zur Kenntnig gebradt 
würden. 

Am 28. Det. erhielt die Kammer Kenntnif von dem Borgefallenen, und nachdem im einer 
geheimen Sigung die Regierung erflärt hatte, daß fle jede Verantwortlichkeit für die Worte des 
Brinzen von ſich weife, ward in Öffentlicher Sigung der folgende, von 26 Mitgliedern umter: 
zeichnete Antrag eingebradt: „In Betracht, daß aus der von Sr. fönigl. Hoheit auf wie 
Adreſſe gegebenen Antwort hervorgeht, daß bie verantwortlihen Mitglieder der Regierung die 
Krone getäuscht Haben über die monarchiſchen und conftitutionellen Gefühle, welche das Wotum 


3) Die Gerüchte, auf die der Prinz anfpielte, waren einfach die, daß gefagt worden war, wenn die 
—— die Reviſion nicht gutheiße, trete blos ein Miniſterwechſel ein, ein Staatoſtreich ſei nicht zu 
befürchten. i 
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der Adreſſe injpirirt Haben, erklärt die Kammer, daß das Minifterium nicht mehr ihr Vertrauen 
befige ; fie vertagt fich Bid zum 19. Nov., in der Erwartung, daß die Krone aviſire.“ Der An: 
irag ward von den Miniftern mit aller Macht befämpft; jie behaupteten , weder geſetzlich noch 
moralifh irgendwelche Verantiwortlichkeit zu haben für die vom Prinzen geäußerte perſönliche 
Anficht ; auch fei der Antrag ohne Zwed, denn die Krone habe ihren Entſcheid bereits getroffen, 
fie wolle weder dad Minifterium entlaffen noch die Kammer auflöfen, fie wolle, daß Negierung 
und Kammer auf ihrem Voſten bleiben, und wenn man ſich trotzdem vertage, jo entftehe daraus 
bloßer Zeitverluft, dvenu am 19. Nov. werde ſich die nämliche Kammer wieder in Gegenwart ver 
nämlichen Minifter finden. Dies Raifonnement rührte indeſſen die Majorität nit, und nad: 
dem ein von dem Flerifalen Deputirten Hrn. Toutſch eingebrachter Antrag auf Tagesordnung 
verworfen worden war, ward der erfte mit 27 gegen 12 Stimmen angenonimen. Unmittelbar 
nach diefem Votum verlad der Präflvent einen andern, ebenfalld von 26 Deputirten unterzeidh- 
neten Antrag, demzufolge ein Ausihup von 11 Mitgliedern ernannt werben follte, mit dem 
Auftrage, „in Gemeinfhaft mit ver Regierung diejenigen Punkte ver Verfaſſung zu bezeichnen, 
welche, in Betracht der dringenden Umſtände, geeignet ſchienen, entweder einer legiölativen, oder 
wenn abfolut nöthig, einer conftitutionellen Interpretation zu unterliegen‘. Allein ver Anz 
trag Eonnte nicht mehr zur Abftimmung kommen, weil viele behaupteten, die Kammer habe fich 
durd ihr erfted Botum bis zum 19. Nov. vertagt, und fih aus dem Saale entfernten, fobaß die 
Berfammlung nicht mebr beihlußfähig war. Gine auf den Nahmittag firirte Sitzung hatte 
denjelben negativen Erfolg. Man ſchied vemnad bis zum 19. Nov. i 

Die Regierung benugte die ihr gegebene Muße, um durch Wort und Schrift die Kammer 
beim Lande anzufhwärzen und als pflichtvergeſſen hinzuſtellen; fie erließ fogar ein amtliches 
Manifeft, worin alle erdenklihen Anfchulvigungen gegen die Volfövertretung erhoben wurden. 
Der 19.Nov. brach an, und die durch folhes Vorgehen noch mehr erbitterten Deputirten fanden 
ih, wie ihnen vorbergefagt worden, wieder den nämlihen Miniftern gegenüber. Gleich bei Be- 
ginn der Sigung warb dann der Antrag eingebracht: „In Erwägung, daß feit ihrer legten 
Sigung widtige, die Sachlage verfhlimmernde Dinge gefhehen iind, ſodaß die Kammer fih 
die erforderliche Zeit nehmen muß, um einen Entſchluß zu faſſen, fegt ſie ihre nächſte Sigung 
auf Freitag (21, Nov.) feſt. Der Zwed diefer Vertagung war einerfeitd der in den Motiven 
angegebene: vorgängige vertrauliche Berathung, um Mittel zu finden, wie aus der miölichen 
Lage herauszukommen fei; andererfeitd mag man bezwedt haben, Zeit zu gewinnen, denn eine 
gewiſſe Zahl ver Oppofitiondmitglieder waren durch ven hohen Schnee abgehalten worden, ſich 
rechtzeitig in der Hauptfladt einzufinden. Die Gegenwart derfelben war aber abjolut noth- 
wendig, Sollten die frühern Majoritätsbeihlüffe nit durh die Minorirtät umgeftoßen 
werden, da es der Megierung inzwifchen gelungen war, einzelne Deputirte, die für bie 
Adreſſe geftimmt, zu fich Hinüberzugiehen. Die Minifter, wohl wiſſend, daß bei ver vollzäh— 
ligen Kammer fie in der Minorität bleiben würden, zeigten ſich indeſſen nichts weniger als ge= 
neigt, ihren Gegnern die Zeit zur Sammlung aller Kräfte zu gewähren, und wollten die gün— 
ftige Gonftellation des Augenblicks benugen, um mwenigftend einen ephemeren Sieg zu erringen. 
Der Regierungspräfident verlangte dringend, die Kammer möge den geftellten Antrag vers 
werfen, hingegen aber die vorgefchlagenen Berfaflungsmopificationen an die Abtheilungen zur 
Begutachtung überweifen; diefe Formalität fei bisjegt nicht erfüllt worden, und werde fle ed 
nicht, fo habe es den Anjchein, ald weigere fich die Kammer, einen von der Krone ausgehenden 
Antrag der Beratung zu würdigen. Vergebens erklärte der Rammterpräfibent v. Tornaco, 
feiner Überzeugung nad) ſei die Verweiſung bereitd vor jih gegangen: das Protofoll trug das 
von feine Spur, und die Minifter beftanden auf ihrem Begehren. Sie verlangten ſogar die 
Priorität für ihren Antrag, allein ver Vorſitzende erklärte, der andere, der zum Zwecke zu haben 
fheine, feine Verhandlung mit dem jegigen Minifterium abzubrehen, verdiene den Vorrang, 
und er ließ auch gleldy darüber abjtimmen. Mit der größten Spannung jah man der Procla- 
mation ded Scrutiniumd entgegen: der Antrag auf Vertagung war mit 25 Stimmen gegen 
24 verworfen. Schon triumphirte die Regierung, da verließen die 24 den Saal und machten 
jo die Verſammlung beihlußunfähig. In der auf ven folgenden Morgen anberaumten Sigung 
fehlten abermals 30 Deputirte; fie hatten in einer Collectivzuſchrift um Urlaub für ven Tag 
gebeten, allein ihr Geſuch ward nicht vorgelefen. Auf Antrag der Negierung mwurbe für ben 
Nachmittag eine neue Sigung anberaumt und die Abweſenden davon in Kenntnip gefeßt; fie er— 
ſchienen auch dann nicht, und Hr. Simons erklärte im Namen des Königs die Seffton für ges 
ſchloſſen. 
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Die Oppofition hatte am Nachmittag des 19. bis ſpät in die Nacht hinein über ven vom 
ihr einzufchlagenden Weg berathen, ohne zu einem definitiven Entfhluß fommen zu Eönnen. 
Der Regierung war hinterbradt worden, die im Ruremburger Hof Tagenden hätten be= 
ſchloſſen, die Minifter in Anflageftand zu verjegen, und dies Gerücht foll fie bewogen haben, 
raſch jene Mafregel zu treffen. Bevor die Opponenten indefjen audeinander gingen, beriethen 
und unterzeichneten fie eine Bittjchrift an den Prinz: Statthalter, worin fie gegen die Anz 
flagen der Regierung proteftirten und die Nichtigkeit derfelben darthaten. Gin Bote über- 
brachte das Actenſtück nah Schloß Walferdingen: der Prinz würdigte daffelbe feiner Antwort. 

Menige Tage hernach entlud ſich dad Gewitter: das offlcielle „Memorial” bradte am 
29. Nov. außer einer königlichen PBroclamation, worin die Luremburger zum Gehorſam aufge— 
fordert wurden, die Octroyirung einer neuen Gonftitution, die womöglich den Rechten des Lan— 
des noch engere Grenzen jeßte ald der der Kammer vorgelegte Entwurf. in königlicher Ber 
ſchluß ermächtigte außerdem die Regierung, alle Maßregeln zu treffen, die das öffentliche Wobl 
bis zur Zufammenfunft der neuen Stände erheifhen fünne. Am 1. Der. wurden dann aud 
die beiden Bundesgeſetze über Preſſe und Vereinsrecht publicirt. Das Volk verhielt ſich rubig, 
wie es fhien, gegen die Erwartung der Regierung, welche gegen den Feſtungsgouverneur 
v. Wedell dad Anfinnen geftellt Hatte, die Hauptflabt in Belagerungszuftand zu erflären, das 
aber von diefem verweigert worden war. 

Rückſichtsloſer ald in Luremburg ift in feinem deutſchen Lande mit Befeitigung einer libe- 
valen Verfaffung vorgegangen worden, wie aus bem vorftehend Aufgezählten hervorgeht. Nicht 
einmal das unentbehrlichfte Decorum wurde beobachtet, und heute noch wagt man es, den Staatä- 
frei mit der Behauptung zu rechtfertigen: die Kammer habe fid) geweigert, die Borlage zu 
unterſuchen! Der wirflihe Grund zum rajchen Handeln lag indeflen für die Negierung darin, 
daß jie innig überzeugt war von ber Midliebigfeit ihres Werks. Nicht drei Stimmen in der 
Kammer wären für die Modificationen gewefen, die beantragt worden, und eine Kammerauf- 
löfung hätte ven Wiberftand des Landes nur noch mehr herausgefordert. Die Minifter nahmen 
alfo ihren Muth zufammen und vollbrachten die vettende That, inden fie ihren Eid als leeren 
Plunder über Bord warfen. Zwei derjelben, Würth: Paquet und Servais, jtehen heute als 
Präjident und Bicepräfident an der Spige des oberften Gerichtshofs, wo fie berufen find, bie- 
weilen Eidbrüchige zu ftrafen. 

Die neue Berfaffung beftimmt, daß die vom Großherzog verfündigten Bundesbeſchlüſſe im 
Großherzogthum verbindliche Kraft haben; Thronfolge u. f. w. find durch den naſſauiſchen 
Hauscontract vom 30. Jan, 1783 und Art. 71 ded Wiener Tractatd vom 9. Juni 1815 gere - 
gelt. Die individuellen Rechte find ungefähr diefelben wie die in ver Verfalfung von 1848: es 
gibt Feine Standesunterſchiede, die Luremburger find vor dem Gefeg gleih; fie allein ſind zu 
Eivil: und Militärämtern zuläfjig, Ausnahmen hiervon fönnen nur durch das Gejeg aufgeftellt 
werben; die perjönliche Breiheit ift gewährleiftet, zur Verhaftung gehört — das Ergreifen auf 
frifcher That ausgenommen — ein motivirter richterlicher Befehl, ver fpäteftend in 24 Stunden 
nad) der Verhaftung zugeftellt werden muß. Niemand darf gegen feinen Willen dem geſetzlich 
ihm zugewiefenen Richter entzogen werden. Es darf feine Strafe anders als kraft eines Ge- 
jeges eingeführt oder angewendet werden. Die Wohnung ift unverleglih. Niemand fann 
fein Eigenthum anders ald zum Zweck des Öffentlichen Wohld und nad vorgängiger Entſchä— 
digung entzogen werben. Die Strafe der Bermögensconfiscation Fann nicht verhängt werden. 
Die Todeöftrafe für politifche Verbrechen und die Brandmarkung find abgefhafft. Die Freiheit 
der Eulte und ihrer öffentlichen Ausübung jowie die Freiheit, feine veligiöfen Meinungen zu 
befunden, find gewährleiſtet, vorbehaltlich dev Vergehen. Keiner kann gezwungen werden, auf 
irgendeine Weife an ben Handlungen und Beierlicfeiten eines Cultus theilzunehmen oder vie 
Feiertage zu halten. Die bürgerliche Ehe muß der kirchlichen Einſegnung vorhergeßen. Ein 
Eoncordat foll die Dazwiſchenkunft ded Staats bei Ernennung der kirchlichen Obern u. ſ. w. 
feftftellen ; biß zu deffen Abſchluß gilt dad Goncordat von 1801. Der Staat jorgt, daß jeder den 
Primärunterricht erhalte; er errichtet Anftalten für ven mittlern Unterricht; Univerfitätöftudien 
fann jeder machen wo er will. Die Freiheit des Wortes und der Preffe find gewährleiftet, vor- 
behaltlich der Vergehen (Bundespreßgefeg). Die Luxemburger haben das Recht, ſich ohne vor= 
gängige Erlaubnig und ohne Waffen zu verfammeln, VBerfammlungen unter freiem Himmel 
audgenommen. Die Luremburger haben das Vereinigungsreht (jomeit dad Bundesgeſetz ſolche 
erlaubt!). Religidje Körperſchaften müffen durch ein Gefeg ermächtigt werden. Jeder hat das 
Petitionsrecht an alle öffentlichen Behörden. Das Briefgeheimnig ift garantirt, ebenfo ber 
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facultative Gebrauch der deutſchen und franzöfifchen Sprade. Zum Strafverfahren gegen öffent= 
liche Beamte wegen Handlungen ihrer Verwaltung ift feine vorgängige Ermächtigung erforderlich. 

Die gejammte Staatsgewalt ift im Königs Grofherzog vereinigt; er allein übt die voll: 
ziehende Gewalt aus; er beflätigt und verfündet die Geſetze; er macht jobald ald möglich der 
Ständeverfammlung befannt, ob er den von ihr votirten Geſetzentwurf genehmigt oder nicht. 
Er ernennt zu den Givil- und Militärämtern in Gemäßheit ded Geſetzes. Kein vom Staat 
befoldeted Amt kann anders ald durch ein Geſetz geichaffen werden. Der Großherzog erläßt die 
zur Bollziehung der Geſetze nöthigen Berorbnungen, ohne jemals die Gefege ſelbſt ſuspenſiren 
oder von deren Bollziehung entbinden zu können, Gr befehligt die Militärmacht, erflärt den 
Krieg, ſchließt Frieden u. ſ. w. KHandeldverträge ſowie andere Verträge, durch welde dem Staat 
Laften oder einzelnen Luxemburgern Berpflihtungen auferlegt werben, haben nicht eher Wir— 
fung bis nad erhaltener Zuflimmung der Stände. Der Fürft hat das Begnadigungsrecht, das 
Recht Münze zu fhlagen, den Adel zu verleihen, ohne damit ein Vorrecht verfnüpfen zu können ; 
er verleiht Civil: und Militärorden unter Beobachtung der geieglichen Borjähriften, Er fann 
fi im Großherzogthum durch einen Prinzen des öniglichen Haufes mit dem Titel eined Stell 
verireterd und Refidenz im Rande vertreten laffen. (Der jegige Statthalter refivirt blos zwei Mo— 
nate jährlich im Lande.) Fürftlihe Wohnungen find das Regierungsgebäude zu Luxemburg 
und dad Schloß von Walferdingen. Die Verfügungen des König: Großherzogd müllen von 
einem verantwortlihen Minifter contrajignirt fein, mit Ausnahme a) der Ernennung und Ent— 
laffung der Räthe der Krone und deren Berfegung in Anklageftand, b) der Acte des Militär: 
oberbefehls, c) der Ordensverleihungen. 

Für jeded Gejeg ift die Zuflimmung der Stände erforderlih, Regierung und Stände haben 
das Recht der Initiative; die authentifche Auslegung ber Gefege kann nur dur das Gejeg ge— 
ſchehen. Das Recht wird im Namen des König: Großherzog von den Gerichten geſprochen. 

Die Ständeverfammlung vertritt dad Land; die Mitglieder ſtimmen, ohne ſich bei ihren 
Auftraggebern Raths zu erholen, und dürfen nur die allgemeinen Interefien bezweden. Ihre 
Anzahl darf 36 nicht überfteigen. Um Wähler oder wählbar zu fein, muß man 1) Luremburger 
fein, 2) der bürgerlichen und politifchen Nechte genießen, 3) 25 Jahre alt jein, 4) im Groß— 
herzogthum anfäfjig fein. Im Wähler zu fein, muß man außerdem den gejeglihen Wahlcenſus 
entrichten, welder, wenn die Wahlen direct find, nicht weniger ald 30 Fr. betragen darf. Bei 
entehrenden Strafen, Banfrott w. f. m. gebt dad Wahlrecht verloren. Das Deputirtenmandat 
ift unvereinbar mit den Bunctionen eined Regierungsmitglieds, eined Mitglieds des öffentlichen 
Minifteriums und der Regierungsfammer, eined Diſtrictscommiſſars (Landraths), eines 
Staatdeinnehners, einer Militärperfon unter Hauptmanndrang. Weitere Incompatibilitäten 
fann bad Gejeg beflimmen. Die Deputirten werben auf ſechs Jahre gewählt und alle drei Jahre 
zur Hälfte erneuert. Sie ſchwören Treue dem König und Gehorfam den Gefegen; fie ſchwören 
außerdem, daß fie, um gewählt zu werben, nichts verſprochen noch geſchenkt haben, und auch fein 
Geſchenk annehmen werben, um in Ausübung ihrer Bunctionen irgendetwas zu thun oder zu 
unterlaffen. Wird ein Ständemitglied zu einem bejoldeten Amt ernannt, muß es fich einer 
Neuwahl unterwerfen. Der König bat das Recht, den Präfidenten der VBerfammlung zu er: 
nennen. Die abjolute Stimmenmehrheit entfcheidet; bei Stimmengleihheit ift ver Antrag als 
verworfen anzujehen. Den Ständen fteht dad Necht der Unterſuchung zu. Die Gefeganträge 
fönnen von den Ständen amendirt (verbeifert) werden. Sie beihäftigen ih mit Berathung 
über feine Bittfchrift, welche perfünlide Intereffen zum Gegenftand hat, es ſei denn, daß es ji 
um ungefegliche Handlungen der Behörden handele. Die Abgeordneten können wegen ihrer in der 
Kammer getbanen Außerungen nicht zur Rechenſchaft gezogen werden. Keine Haft fann wäh 
rend der Sejjion gegen einen Deputirten vollzogen werben, feine Belangung fann ohne Er— 
laubniß der Berfammlung geſchehen. Die jährliche Sefiton dauert 40 Tage, doch fann der 
König: Großherzog die Stände außerordentlich einberufen. Der König-Großherzog fann die 
Stände auflöfen, die Neuwahlen müflen dann binnen drei Monaten geihehen. Die Diäten der 
außerhalb der Hauptſtadt feßhaften Deputirten betragen 5 Fr. (1 Thlr. 10 Sgr.) per Tag, 
die in der Stadt wohnenden erhalten feine Entfhädigung. 

Der König: Großherzog regelt die Organifation und ernennt und entläßt die Mitglieder 
feiner Regierung. Diefelben jind verantwortlich. Neben ihr befteht rin Staatsrath, welchem 
e8 obliegt, über die Grjegentiwürfe und die zu benjelben beantragten Verbeſſerungsvorſchläge 
ſowie über die Gefegmäßigfeit der allgemeinen Beichlüffe und Neglementd zu berathen ſowie 
die Gompetenzconflicte und abminiftrativen Streitigkeiten zu regeln. Die Minifter Eönnen 
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fi in ver Kammer durch Commiſſare vertreten Laffen ; fie fönnen von den Ständen in Anklage: 
zuftand verfegt werben, und ein verurtbeiltes Negierungsmitgliev kann vom König-Großherzog 
nur auf Antrag der Ständeverfanmlung begnadigt werben. 

Die Streitigfeiten, welche bürgerliche Rechte zum Gegenftand haben, gehören ausſchließlich 
vor die Gerichte; außerordentliche Gerichte fünnen nicht gebildet werden. Die Sigungen der 
Gerichte find öffentlich; die Urtheile find motivirt und werben in Öffentlicher Sigung geſprochen. 
Die Richter find auf Lebenszeit ernannt und fönnen nurdurd förmliches Urtheil ſuspendirt oder 
abgefeßt werben; ihre Gehalte beſtimmt das Geſetz. Lokale Verordnungen werden von den 
Gerichten nur infofern in Anwendung gebracht, als diefelben mit ven Gefegen übereinftimmen. 

Alles was die bewaffnete Macht betrifft, iſt durch dad Gefeg geordnet, vorbehaltlich ver Bun: 
beöpflichten. Es kann durd das Gefeg eine Bürgergarde gebildet werden, 

Steuern fünnen nur durch das Gejeg eingeführt werben; Genteindeauflagen nicht ohne 
Einwilligung des Gemeinderaths. Die Steuern werben fo lange erhoben, ald das Gefeg beſteht, 
welches fie anordnet. Es kann hinfichtlich der Abgaben feine Bevorzugung eingeführt werben. 
Benfionen, Wartegelver, Gratificationen müflen durch das Gefeg bewilligt werden. Das Budget 
der gewöhnlichen und ftändigen Einnahmen und Ausgaben wird auf permanente Weife dur 
das Geſetz feftgeftellt; das Budget der nihtfländigen Einnahmen und Ausgaben wirb jedes 
Jahr durch ein befonderes Geſetz feftgeftellt. Es eriftirt eine Rechnungskammer, welde die Ber: 
wendung der Ausgaben überwacht. 

In jeder Oemeinde befteht ein Gemeinderatb, der direct von den Einwohnern gewählt wirt. 
Der Bürgermeifter wird ernannt und entlaffen vom König: Großherzog, welcher venfelben 
außerhalb des Gemeinderaths wählen fann. Der Gemeinderath entfcheidet alles, was allein 
das Gemeindeintereffe berührt, vorbehaltlih der hHöhern Genehmigung. Keine Gemeindeauf: 
lage kann ohne Ermächtigung ded König-Großherzogs eingeführt werben. Der König-Groß— 
herzog kann diejenigen Acte der Gemeindebehörden, melde dem Gefeg oder dem allgemeinen 
Intereſſe zuwider jind, annulliren. 

Fremde ftehen unter vem Schuß der Geſetze. Gejege und Verordnungen find erft verbind: 
lich, wenn ſie in ver gefeglichen Form veröffentlicht worden. Keine Beftimmung der Berfaflung 
fann ander& ald im Falle ded in Gemäßhelt des Geſetzes ausgeſprochenen Belagerungszuftandes 
fuspenbirt werden. Es kann an der Berfaffung feine Abänderung eingeführt werden, wenn 
nicht diefelbe duch zwei Abftimmungen, die auf zwei verfchiedenen Landtagen und mit einem 
Zwifchenraum von mindeftend 4O Tagen ftattgefunden haben, angenommen worden. Während 
einer Regentfhaft kann an der Verfaffung Feine Abänderung vorgenommen werden. 

Nachdem die rettende That vollbracht war, trat eine dummpfe Ruhe ein, die an ſechs Monate 
dauerte und nur von vierteljährigen Ordonnanzen, wodurd fi die Regierung Gelder bemil: 
ligte, unterbrochen ward. Der Brefle ward dad Reben heiß gemacht; ed vegnete „väterliche Ver— 
warnungen”, die Schweigen auferlegten, mit dem Verbot, von der Verwarnung etwas verlauten 
zu laffen. DieRedaction des „Wächter ander Sauer” ſah fih geziwungen, von dem Blatt zurück⸗ 
zutreten, um bie Conceſſion des Druders nicht zu compromittiren, und fo blieb der „„Courrier”‘ 
allein auf der Brefche, der eine eigene Druderei befaß und deſſen Eigenthümer (Norbert und 
Julius Meg, legterer Sohn von Karl) es auf die Conceſſionsentziehung anfommen laſſen woll: 
ten und konnten. 

Im Monat Mai gefellten fid) die fünf Staatöftreihäminifter einen fechöten Gollegen zu, ©. 
W. Auguftin, Oberftaatsanwalt, wahrfcheinlicd um die nunmehr beginnende Arbeit bewältigen 
zu können, Am 7. Juni erfcheint das neue Wahlgefeg, von den Sechſen unterfchrieben. Es ſoll 
zweierlei Arten Deputirte geben: 16 Gantonal= und 15 Diftrietövertreter. Die erften werben 
gewählt in ven Hauptorten ver 13 Wahlcantons von Wahlmännern, die in den einzelnen 
Geneinden ernannt worden find. Gin Wahlmann fommt auf 500 Seelen, und um Urwähler 
zu fein, iftein Genfus von 10 Fr. erfordert. Die zweiten werben in jedem der vier Diftricts- 
hauptorte direct gewählt von den 125 Ir. directe Steuer zahlenden Bürgern. Gleichzeitig 
wurden die Urwähler für ven 7. Juli zufammenberufen. Damit die Preffe nicht zu fühn were, 
ward andern Tags eine Strafverorbnung erlaffen,, melde jedes mögliche duch Wort oder Druck 
zu begebende Vergehen mit drakoniſchen Strafen bedrohte, und kurz hernach das Juſtizdeparte 
ment in die Hände ded Hrn. Auguftin gelegt, veffen Rückſichtsloſigkeit gegen die Öffentliche Mei: 
nung längft erprobt war. Am 28. Juli erfchien eine neue Ordonnanz, welde ven Staatsrark 
organifirte. 


Die Urwahlen fielen derart aus, dan weder Negierung noch Oppofition auf das Nejultar 
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der Deputirtenwahl feft rechnen Eonnten, und man war deshalb äußerſt geipannt auf pas Er- 

gebniß der legtern, die am 20. Aug. Rattfinden follte. Inzwiſchen benugte die Regierung ihre 
Mufe, um durch Ordonnanz die Notare, deren Einfluß fie fürdhtete, unter ihre Botmäßigfeit zu 

bringen. Als die Cantonalwahlen gefhehen waren, ergab fidh, daß von den Gewählten neun zu 

den Regierungsd: und fieben zu den Oppofitionecandidaten zählten» Mit großer Zuverſicht rief 
das Minifterium dann für ven 17. Sept. die Diſtrietswähler zufammen. Die Oppofition, durch 

ihre Niederlage bei den indirerten Wahlen angefvornt, machte num ihrerfeits große Anftren: 

gungen, und ihr Chef, N. Meg, erließ ein Manifeft, worin er das liberale Progranın audein- 

anderfegte und den Wählern die Wichtigkeit ded Augenblids and Herz legte. Das Rejultat 

war ein überaus erfrenliches. Die Wähler erfhienen fozufagen ohne Ausnahme vor der Urne 

und ernannten 13 Liberale gegen zwei Gouvernementale. Die Liberalen beſaßen alſo eine 

Zweidrittelmajorität in der fünftigen Kammer. _Statt ih aber zu beugen vor dem Urtheil des 

Landes, machte ſich die Negierung jept unverzüglich an die Octroyirung aller jener Gefege, für 

die fle eine Billigung durd die Volksvertretung nicht erwarten durfte. Vom 25. Sepr. an, mo 
die Ordonnanz Über die Rechte und Pflichten der öffentlichen Beamten veröffentlicht wurde, ver: 

ging faft fein Tag, wo nicht eine neue Verordnung erfhien; Steuerweſen, Juftigverwaltung, 

Öffentlicher Unterricht, Beamtengebalte, Katafter, Militärgefege u. |. w. erlitten fänmtlich ein: 

feitige Abänderungen. Am 17. Nov. wurde auch das am 7. Juni octrovirte Wahlgefeg abge- 

ſchafft. Die Wahlen für die 31 Deputirten follten von nun an mur mehr indirert in den Gans 

tonalhauptorten geſchehen, auch behielt ſich die Negierung vor, bei den Urmahlen öffentliche 

Abftimmung einzuführen. Sollten bis zum Januar 1859 Neumablen nöthig werben, fo hatte 
der König⸗Großherzog dad Necht, die Deputirten in ber Hanptftabt Direct durch den Gemeinde: 

rath erwaͤhlen zu fallen, in den übrigen Kantonen aber follten die Gemeinderäthe die Wahl-- 
männer bezeidhnen. Letztere Beitimmung kam wirklich in Ausführung in den Gantonen Gre— 

venmacher und Merfch, deren Deputirten (Motare) von der Negierung die Erlaubniß, das 
Mandat anzunehmen, nicht ertbeift worden war, Andere Beamte (Bürgermeifter, Nichter) 
hatten ihr Amt niedergelegt, um in der Kammer figen zu fönnen. Einen Beweis von unglaub- 

licher Schwäche lieferte bei diefer Gelegenheit ver Advocat und Deputirte Jonas, der, weil er 

gleichzeitig Anwalt war und in diefer Gigenfchaft die Zuftimmung der Regierung bedurfte, fein 

Mandat nieberlegte: es beburfte feitend des Varteichefs einer energiihen Zurechtweifung, um 
ihn zur Zurückziehung feiner bereits eingereichten Dimiffion zu beivegen. Am 22. Det. ward’ 
die Druckerei des ‚,‚Courrier” auf drei Monate geichloffen, weil er trog der bereitä früher erhal: 

tenen „woblwollenden Verwarnungen’ das von der Regierung befolgte Oetroyirungsſyſtem 

ein „unerhörtes“ genannt hatte und die Meinung ausſprach, jegt, wo die Rammer gewählt, fei 

ed conftitutionell, ihr die Gefegvorfchläge zu unterbreiten, die man einfeitig decretire. Am 

29. Nov., tags vor dem Zufammentritt der Stände, erſchien noch eine legte Orbonnanz, bie 

Herausgabe einer Negierungszeitung betreffend; alle Gemeindeverwaltungen und alle Beamten, 

die Bureaugelver bezogen, waren gezwungen, zu abonniren, und alle öffentlichen Ämter fowie 

die Motare, die Gerichtsvollzieher und fogar die Privaten, die etwas Öffentlich verfaufen wollten, 

waren gendtbigt, unter ftarken Geloftrafen, ihre Anzeigen dem neuen Blatt zur Ginrüdung zu 

geben. Am 28. war auch die Regierung reorganifirtiworden ; die Herren Servais, Eyſchen und 

v. Scherff traten aus und e8 blieben nunmehr auf der Breſche die Herren Simons, ald Staats: 

minifter, und Würth: Baquet und Auguftin ald Generaldirectoren. 

Am 3O.Nov. trat die Kammer zufammen. In der Eröffnungsrede erklärte ver Prinz-Statt⸗ 
halter, daß dad neue Regiment den wohlverſtandenen Intereflen des Landes gemäß ſei, und daß 
die monarchiſchen Gefühle der Ruremburger aus der Kriis unberührt hervorgegangen feien. 
Die neue Verfaſſung confervire allerdings nicht Die Ausfchreitungen des parlamentarifchen Sy: 
ſtems, aber indem fie die Regierung über die Parteien ftelle und deren leidenfhaftlichen Angriffen 
entrüde, erbebe fie die Miſſion der Stände, weit entfernt, diefelben berabzufegen. Man kann 
fi denken, unter welden Gefühlen die Deputirten ihre Arbeiten begannen. Die Geihäftsord: 
nung, welche gemäß der Berfaflung durch ein Gefeg feftgeftellt werden follte, war ebenfalls 
fir und fertig octroyirt worden, und ihr zufolge war ed ver Kammer unterfagt, eine Antworts- 
adreffe auf die Thronrede zu erlaffen. Der König ernannte H. Wellenftein (1854 Minifter) 
zum Vorſttzenden; ald Secretäre gab ihm die Gefhäftsorbnung die beiden jüngften Deputirten, 
J. Metz und A. Fiſcher, bei. 

Sämmtliche Deputirten leifteten ven Eid auf die neue Verfaſſung, ohne die geringiten Re— 
ferven zu maden, und die Regierung beeilte ſich, dies für fle glückliche Ereigniß an den Bund 
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nad) Frankfurt zu berichten. Es ift zu bedauern, dag die Kammer eine folde Willfährigkeit 
bewieſen und nicht ſich die Ratification des octroyirten Grundgeſetzes vorbehielt; was jie von 
einem folhen Schritt abgehalten zu haben fcheint, mag das Mistrauen jein, das gegen Frankfurt 
bei allen Zuremburgern vorherrſcht. Der Regierung kam dieſes Gefühl zugute und ſie mußte 
e8 klüglich zu benugen. 

Die erfte Vorlage, die der Kammer gemacht wurde, war die Erhöhung der Eivillifte von 
160000 auf 200000 Fr. In den Budgets war gleihfalld eine Erhöhung der Minifter: 
gehalte beantragt. Die Debatten begannen gelegentlich ver Zulaffung der neuen Deputirten, 
Die nach dem zweiten Wahlgejeg, durch Bermittelung der &emeinderäthe ernannt worden waren. 
Die Majorität wollte viefelben nicht zulaſſen, da das Geſetz unconftitutionell fei, Der Vorſi tzende 
Hr. Wellenftein erklärte jevoh, einen dahin lautenden Antrag nicht zur Discuſſion bringen zu 
wollen, da ed Rebellton ſei, über die Gültigfeit eines Gefeges zu debattiren. Als trogbem dir 
Kammer auf ihrem Antrag befland, verließ er den Sitz, der von dem Alteröpräfidenten (zufällig 
aud ein Regierungdmann) eingenommen wurbe; auch biefer beharrte in der Weigerung feines 
Vorgängers. Endlich einigte man fich dahin, die Neugewählten zuzulaflen, dagegen aber eine 
Adreſſe an ven König zu erlaffen, um ihn um Widerruf der Wahlverordnung zu bitten. Der 
Adreßentwurf mar bereitö ausgearbeitet und vorgelegt, ald infolge der Dazwiſchenkunft des Prinz- 
Statthalters deſſen Botum bis nad) Erledigung der laufenden Geſchäfte (Eivillifte und Budget) 
vertagt wurde. Seitend der Regierung wurbe das Verſprechen gegeben, daß, wenn die Seffion 
ihren normalen Verlauf nehme und ein acceptabled Budget zu Stande fomme, die gehäffigen 
Beftimmungen der November: Orbonnanz nicht zur fernern Ausführung gelangen follten. Nach 
einer zweitägigen Discuſſion, worin feitend der Oppofition ver Staatöftreich nad Verdienſt ge: 
würbigt wurbe, ward dann auch die Erhöhung der Eivillifte votirt: 16 Stimmen waren dafür, 
14 dagegen, ein Mitglied der Linfen enthielt ji der Abflimmung. Drei Mitglieder ver Oppo— 
fition, die fid) bei dDiefer Gelegenheit von ihren Gollegen trennten, hatten dem Geſetz die Majori: 
tät verichafft. Im Budget ward hingegen die projectirte Erhöhung der Miniftergehalte theilweiſe 
geftrichen. Auch die Frage der Gintheilung der Budgetpoften in ſtehende und jährlich zu voti— 
rende ward in einer Weiſe erledigt, daß die Regierung leidlich damit zufrieden fein fonnte. 
Somit war die Sefjion zu dem verlangten normalen Abihluß gediehen und follte nunmehr 
mit dem Votum der Adreſſe vorgegangen werden. Allein die Regierung, vorgebend, dur ihr 
Verſprechen, daß die Wahlordnung nicht mehr zur Ausführung kommen folle, fei der Zweck der 
projectirten Adrefle erreicht und eine ſolche alſo überflüffig geworben, ſchloß die Seffion, indem 
fie ih für die Voten der Kanımer bedanfte. Bittere Ironie! Um fie vol zu machen, weigerte 
fi) der VBorfigende fogar, die ftenograpbirten Kammerdebatten zur Beröffentlihung gelangen 
zu laflen, ſodaß dad Land nicht einmal erfuhr, was feine Vertreter gefagt hatten und melde 
Motive ſie bewog, ſich der Negierung gegenüber in allen Stüden fo nachgiebig zu beweiſen. 

Auch die Seſſion von 1858 brachte außer Recriminationen gegen die Minifter auf politi= 
ſchem Gebiete nichts zu Stande. Die Regierung erklärte rundweg, fie bebürfe nicht des Vertrauens 
der Kammer und verlange es nit. Im folgenden Jahre änderte fie indeflen ihre Sprade in 
etwas, und in einer auperorbentlien Seſſion fam eine fogenannte Berföhnung zu Stande, 
deren Bedingung einerfeitd die Anerkennung der Berfaffung und der Orbonnanzen war, wäh— 
rend ihrerjeitd die Negierung in die Modification einzelner der fchreiennften Beflimmungen der 
Ordonnanzen willigte und im Brincip die Nevifton diefer ertralegalen Gejeggebung in Ausſicht 
ftellte. Auch die offlcielle Zeitung fiel ald Opfer diefer Berföhnung. Gleichzeitig traten bie 
Minifter Würth: Paquet und Auguſtin aus und wurden durch die Herren Thilges und Ulveling 
erfegt. Würth: Baquet ließ fi zum Präfidenten des Obergerichtshofd ernennen, Auguftin 
zum Gifenbahncommiflfar mit dem unverhältnißmäßig hohen Gehalt von 9000 Fr. (ale Mi- 
nifter hatte er blos 7500).%) Hr. Simons allein blieb von der alten Reaction no am Ruder; 
feine Nachgiebigkeit. ward mit einem Gehalt von 15000 Fr. vergolten, Allein aud die neue 
Regierung vermochte nicht Lange fich zu halten, da ihre Gejegvorlagen über Preffe und Wahlen 
der Kammer nicht liberal genug erihienen, und fie trat im Sommer 1860 ab, um einem theil- 


4) Eeit Anfang November 1863 it Hr. Auguſtin aus dem Staatsdienft in die Direction dev Inter: 
nationalen Bank eingetreten. Die Banf fchuldete ihm in der That einigen Danf, denn er hatte fidy von 
ihr gelegentlich der durch ihn abgefchloffenen erften Anleihe von 3 Mill, arg übertölpeln laffen. Ale 
Finanzminiſter fehlte ihm die Kenntniß der erften Anfangsgründe aller Finanzwiſſenſchaft; welche An- 
ſprüche er fonft befigt, um an bie Spige eines Greditinftituts zu treten, ift ſchwer einzufeben. 
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weife aus der bisherigen Oppofition genommenen Minifterium Pla zu mahen. Baron v. 
Tornaco ward Staatdminifter, Hr. Jonas übernahm die Juftiz und das Innere, Hr. Ulveling 
warb beibehalten, weil der Bring micht wollte, daß die neue Verwaltung ven Charakter eines 
abfoluten Bruchs mit der Vergangenheit trage. 

Die liberale Partei im Lande glaubte nunmehr am Ende ihrer Leiden und Kämpfe zu fein. 
Allein fie hatte fi geirrt. Schon die Art und Weife, wie die neuen Minifter ihr Vortefeuille 
übernahmen, mußte Verdacht erregen: ſie confultirten weder ihre Gollegen, deren Unterſtützung 
fie doch bedurften, noch hatten fie es gewagt, ein beftimmted Programm der Krone zur Annahme 
vorzulegen. So war gleih von vornherein der Keim zum Zwielpalt gelegt. Die Liberalen 
fagten ſich, daß eigentlich feiner ver neuen Minifter ganz fich zu ihren Principien befenne, denn 
Hr. v. Tornaco ift Ariftofrat, den blos die Oppofition gegen den Staatöftreih momentan zu 
ihrem Verbündeten gemacht hatte; Hr. Jonas hatte auf politifchem Gebiet allerdings freifinnigen 
Grundfägen gebuldigt, allein in ber Seele war umd blieb er klerikal, und Hr. Ulveling hatte 
bereits allen Parteien gedient. Die Regierung gab vor, ihre Aufgabe fei die Berföhnung, und 
um zu zeigen, was fie darunter verflehe, beehrte fie ſozuſagen ausfhließlich die Anhänger der 
Reaction mit ihren Gunftbezeigungen. Ein einziger Kiberaler (Ulrih) warb mit einem Amt 
bedacht, und Dies weil fie in ihm einen Verbündeten witterte für den bevorftehenden Kanıpf gegen 
die alte Majorität, die geſprengt werben follte. Um den Einfluß des „Courrier” zu brechen, 
warb ein fogenanntes „gemäßigtes“ Blatt („L’Union’) von der Regierung gefhaffen und die 
Redaction dem gefagten Hrn. Uri anvertraut, ver denn auch in Verdächtigung und Anfeinbung 
der nunmehr ald eraltirt verfchrienen Altliberalen das Unerhörte leiftet. Schon glei bei ven 
Erfagtwahlen für die von den Miniftern verlaffenen Deputirtenpoften glaubte der neue General- 
director ded Innern, Hr. Jonas, ſich gegen die von der liberalen Partei aufgeftellten Candidaten 
erheben zu fönnen. Allein der Erfolg hat gezeigt, wie wenig perfönliches Gewicht derfelbe be— 
figt, denn fein erflärtefter Gegner auf Elerikalem Gebiet, Advocat Andre, ward in der Hauptftadt 
mit großer Majorität gewählt. 

Auf dem Gebiet der Gefeggebung entſprach die neue Degierung ebenfo wenig den gebegten 
liberalen Erwartungen. Gin von ihr vorgelegtes Preßgefeg warb verworfen als nicht genügend 
liberal, und fie mußte ſich in einer andern Seffion bequemen, freifinnigere Beftimmungen zu 
gewähren. Bon den Druderconcefitonen wollte fie allerdings nicht abweichen, weil ſolche durch 
die Bundesverordnung erheijcht ſeien, allein eine foldhe darf fünftig Feinem Ruremburger mehr 
verweigert werden; die Entziehung der Gonceffion fann nur auf gerichtlihem Wege geſchehen, 
und der Drucker geht ftraflod aus, wenn er beim erften gerichtlichen Verhör ven Verfaſſer nennt. 
In der nämlichen Seſſion (1861) fam aud ein neues Wahlgefeg zu Stande, das directe Can: 
tonalwahlen mit einem Genfus von 30 Fr. (den niedrigften, den die Verfaflung zuläßt) ein- 
führt. Bon ver liberalen Partei ernſtlich bedrängt, milligte die Regierung 1862 endlich aud 
in die Befeitigung anderer Orbonnanzen, namentlich jener über die innere Gefhäftsorbnung 
des Haufe und des Staatsraths. Letzteres Gefeg hat indeß aus Mangel an Zeit in der ver: 
flofienen Seffion nicht erledigt werden können; die Majorität hat ſich der Vorlage nicht günftig 
eriviefen und Hrn. Andre ſum Berichterſtatter ernannt. Die neue Gefhäftsorpnung hat das 
in der octroyirten enthaltene Verbot, auf die Thronrede mit einer Adreffe zu antworten, auf: 
gehoben und die directen Beziehungen zwiſchen Krone und Kammer wiederhergeftellt, wäh: 
rend ſolche bis dahin nur durch Vermittelung des Regierungspräfidenten vor fih gehen konn— 
ten. Für die nächſte Seſſion ift auch ein Gefek über die Ginführung der Jury in Ausficht ge- 
ſtellt; Hr. Jonas, der 1848 für die Jury geweſen, ald Minifter aber davon nichts mehr wiffen 
wollte, hat die Einbringung des betreffenden Geſetzes förmlich für 1863 verfprechen müſſen. 

Die Seflion von 1862 war infofern noch von Widhtigfeit, ald der Trennungsproceh im 
liberalen Zager zur Reife gebieh, begünftigt durch die Einwirkung der Regierung. Sechs bis 
fleben Mitglieder ver frühern Linfen und fämmtlih zum Klerifalidmus binneigend, find ihren 
frühern Genoffen untreu geworden, um den Kern der minifteriellen Bartei zu bilden. Die Alt: 
liberalen oder die Partei Meg zählt imdeflen noch über ein Dutzend zuverläffiger Veteranen, was 
"bei einer Kammer von 31 Mitgliedern ihr immer noch das Schickſal der Regierung in die Hände 
gibt. Das Gouvernement ſucht nunmehr feine Stüge im Klerus, dem es abfolut freie Hand 
Täßt, und der in den Wahlen vom nächſten Juni die Hauptrolle fpielen wird. Die Hälfte der 
Kammer wird nämlich um diefe Zeit erneuert, und von der Wahlſchlacht wird das Schidjal des 
"Minifteriums abhängen. Siegt die Megierung, dann bat die langerfehnte Stunde für die Ul— 
tramontanen gefihlagen, und mehr alsdann der Gewiſſensfreiheit, wenn der protejtantifche König 
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ihnen ven Zügel ſchießen läßt. Schon jest hat der Chef der Partei über den Courrier“ den 
Bannfluch verhängt und über alle, die ihn Iefen. Primär: und mittlerer Unterricht find ganz 
zur Devotion des Klerus; Geiftlihe Orden aller Art niften fih im Lande ein und gedeihen zu: 
ſehends. Wenn das alled unter der Herrichaft des Goncordatd von 1801 gefchehen fann, was 
wird Bann die Zufunft dem Lande vorbehalten? 

im. Kirchliche Verhältniſſe. Als 1839 das Großherzogthum wieder an das Haus 
Dranien fiel, bieß ed in der Beilgergreifungsacte, dag in kirchlichen Angelegenheiten ver Sta- 
tusquo bleiben folle. Died hieß ohne Zweifel, daß auf dem flachen Lande, wo durch vie belgiſche 
Verfaſſ ſung dad Concordat von 1801 beſeitigt geweſen, factiſch alles Beſtehende reſpectirt würde, 
während in der Hauptſtadt das franzoſiſche Concordat unverändert ſeine Wirkung behalten 
hatte und noch jetzt hat. Es läßt ſich indeſſen unmöglich denken, daß auch rechtlich heute noch auf 
dem flachen Lande das belgiſche Kirchenregiment fortbeſtehe, während die Hauptſtadt unter einem 
ganz andern leben würde; es wäre dies ungefähr, wie wenn in ber Hauptſtadt die Monarchie, 
auf dem Rande aber dir Republik herrſchte. Das ift aber, was die Klerifalen noch heute be- 
Haupten, um die Nothiwendigkeit eines neuen Concordats nad öſterreichiſchem Mufter varzuthun. 
In frühern Zeiten gehörte Luxemburg zu den Bischiimern Trier, Meg, Lüttih und Namur. 
Als Luremburg belgiih wurde, ward ed dem Bisthum Namur ausſchließlich zugetheilt und 
von einem Generalvicar verwaltet. Dies blieb ſo bis 1842, wo das Land zu einem apoſtoliſchen 
Vieariat erhoben und Biſchof Laurent (von Cherfonnes), befannt von Hamburg der, zum apo— 
ftolifchen Vicar ernannt wurde. Gleich bei feiner Ankunft im Lande brachen zwiſchen ver Eivil- 
regierung und ihm Mishelligfeiten aus, weil er den durd das Concordat vorgeſehenen Gir 
nicht leiften wollte, Laurent's Weigerung ward vom König gebilligt, der wahrſcheinlich der 
belgischen Biſchöfen zeigen wollte, daß aud unter Oraniend Scepter man katholiſch fein könne, 
und die Regierung mußte fich fügen. Mit welchen Gefühlen fie dies chat, zeigen die Worte des 
Staatskanzlers v. Blochauſen in feinem Abſchiedsbrief (6. April 1848) an den König: „Main- 
tenant Sa Majeste peut se convaincre, qu'en se laissant circonvenir par le chef du clerge, 
Elle a abdique, car aujourd'hui les citoyens honorables et devoues se retirent d’Elle, en 
meme temps que le chef du culie se trouve maitre de la population grossiere qu'il fait 
agir a sa guise’’ u. ſ. w. Allein Laurent war nicht blos ſchroff zur Regierung, er forderte mit 
gleicher Kühnheit die Toleranz und die gejunde Bernunft heraus. Der befannte Atheift Ernft 
Gregoire (1848 in Baris Chef des Klubs der Devorants!) ward 1845 ind Land berufen, um 
eine nltramontane Zeitung zu vebigiren, die indejlen ein Elägliches Ende nahm, nachdem Gre- 
goire, wegen Unterſchlagung eines Briefed auf der Poſt zur Unterfuhung gezogen, ſich hatte 
flüchten müſſen. Kaplan Micelis, von den fölner Biſchofswirren her befannt, ward zum Pro- 
teffor ind neuerrichtete Briefterfeminar berufen, um der heranwachſenden Klerijei den rechten 
Grift der ultramontanen Unduldſamkeit einzuflögen. Die Freimaurer wurden in den Bann 
erflärt und nicht mehr firdlich begraben. Einen armſeligen Frauenzimmer wurde von Laurent 
feierlich der Teufel ausgetrieben, ver ih RoRoRo zu nennen erflärte. Die Aufgeklärten im 
Lande waren entrüftet über ſolche Kühnheiten, die Beften im Klerus jelbft verurtheilten das 
Treiben ihres exotiſchen Chefs. Doc daran fehrte ſich Laurent nicht ; er verfuhr mit der größ— 
tentheils liberalen Geiftlichfeit wie ein Despot, ver: und entjegte die Bfarrer ohne Urtheil und 
Recht, und den Liberalen arbeitete ev dadurch entgegen, daß er feine Nepe über die Srauenmelt 
warf. Inzwiſchen Fam das Jahr 1848, und der Biſchof, bei dem Vöbelauflauf compromittirt, 
ward abberufen; er fuhr am 1. Mai aus Luxemburg fort, indem er eine Kutide mitnahm, die 
ihm vom Klerus ded Landes ald Cultuschef gejchenkt worden war. Um ihn proviſoriſch zu er- 
fegen, ward fein Secretär Adames bezeichnet, der aud nad bed Biſchofs Entfernung vich als 
deſſen bloßes Inftrument anfah, ſodaß Laurent von Aachen aus immer noch die Diöcele ver: 
waltete. Alle erdenklichen Schritte wurden gethan, um deſſen Rückkehr zu erreihen: das Volt, 
das nie um jeinen Wunſch gefragt wird, wenn es gilt ihm einen Paſtor oder Biſchof zu octrovi⸗ 
ren, mußte Petitionen unterfchreiben, daß der Kirchenhirt wieder zurüdfehren ſolle; in ben 
Kirchen ward unabläjfig zu dem Ende gebetet; Deputationen wurden nad dem Haag gejhidt, 
famen aber fhleht an. Man erzählt, daß eine derjelben, Adames an der Spige, von dem jegigen 
König gefragt werden fei: „Que me voulez-vous? Vous voulez la guerre?“ (auf feinen 
Säbel ſchlagend:) ‚je vous la ferai, et bonne. Restez dans votre diocese.‘ Allein pas alled 
entmuthigte die Kleriker nicht. Als 1854 Wilhelm IT, das Land beſuchte und in ben Gemeinden 
feierlich empfangen wurbe, mußte er in allen von ven Pfarrern gehaltenen Reden die Bitte um 
Rückkehr des Bifhofs Hören. Am Ende ſcheint dem Monarchen die Geduld auögegangen zu fein, 
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und ald zu Diekirch in feierlicher Audienz der Dechant die nämliche Bitte abermals vortrug, 
antwortete ber König kurz: „Il ne reviendra pas. Der Dechant aber hatte nicht verftanden 
und fragte: „Plait-il, Sire”' worauf der König donnernd feine Worte wiederholte und dem 
verblüfften Baftor den Rüden drehte. Nachdem fo jede Ausfiht auf die Rückkehr des Ober: 
birten verloren war, und nachdem auch die Hoffnung Laurent's auf den lütticher Biſchofsſtuhl 
ſich als eitel Trugbild erwiefen, dachte der Herr an die Sicherung feiner Zufunft und ließ ji 
vom Lande penfloniren durch einen Rubegebalt, das feinem frühern Gehalt gleichfam, Er ver- 
zehrt daffelbe ruhig in Aachen; man fagt, er jei bei dem Betrieb einer Bierbrauerei betheiligt. 
Seine Penfionirung. ward von Rom aus ald Vorbedingung zum Abſchluß eines Concordats 
gemacht. 

Die klerikale Partei hatte 1848 im März ein von Michelis redigirtes Organ begründet, das 
„Luxemburger Wort für Wahrheit und Recht“, das die Intereffen der Kirche zu vertreten be— 
flimmt war, Die eraffeften ultramontanen Theorien wurden und werden noch heute darin ver- 
theidigt. Als man die Wiederkehr des Biſchofs nicht durchzufegen vermochte, ging die Zeitung 
fo weit, das Recht des proteftantifhen Königs, über das Fatholifche Land zu herrfchen, in Zweifel 
zu ziehen, wofür denn der Druder zu zwei Jahren Gefängniß verurtheilt wurde. Kaum war 
das Urtheil geſprochen, als vier Geiftlihe, wovon zwei Brofefforen am Seminar und am Athe- 
naum, fi als Autoren des von Michelis verfaßten Artikels befannten, ohne daß feitend ver Re— 
gierung gegen diejelben eingefchritten worben wäre. Laurent's Geift blieb aud mac jeiner 
Entfernung maßgebend in der firhlichen Verwaltung, und heute, mo die ältern Geiftlihen all- 
mählich ausgeflorben, find die Pfarreien faft ſämmtlich mit jungen Fanatikern befegt, die ihr 
Jahrhundert dreift in die Schranfen fordern. Der Brovicar Arames [heute id) 1848, ald vie 
damalige Berfaflung ausgearbeitet wurde, nicht, förmlich zu protefliren gegen die Gewiſſens— 
freiheit und die im Grundgefeg gewahrten Rechte ded Staats bei Ernennung des Gultuschefs. 
Als 1856 der Staatsſtreich vollbracht wurde, flellte fi der Klerus auf die Seite ver Negierung, 
und während bes ganzen Streitö zwifchen Reaction und Liberalismus war der Klerus ſozuſagen 
der einzige Bundesgenofle der erftern. Natürlich jagte er feine Hülfe nicht ohne gebührende 
Belohnung zu, und die dem Bolf gegenüber ſchwache Regierung ließ es ruhig geſchehen, daß der 
Klerus unter anderm den Unterricht vollſtändig in ſeine Macht bekam. Der König ſoll erklärt 
haben, er wolle als Proteſtant in die kirchlichen Angelegen heiten ſich nicht weiter miſchen. Seit 
die Kirche infolge der Schwäche der Regierung factiſch eine Übermacht erlangt hat, die ihr nimmer 
durch ein Concordat zugeſichert werden konnte, iſt das Geſchrei nach einem ſolchen verſtummt, 
und, ermuthigt durch die klerikalen Tendenzen des heutigen Miniſters Jonas, geht ihr ganzes 
Streben dahin, das Vicariat in ein Bisthum zu verwandeln. Deputationen über Deputationen 
wenden fich zu dem Ende an die Regierung, die indeſſen ver Zuftimmung der Kammer nicht 
ſicher ift und deshalb fi fheut vorzugehen. Bor einigen Wochen hat nun der Papft Hrn. 
Adames zum Biſchof von Halifarnaffus in partibus ernannt, und wenn in den fommenden 
Wahlen die Elerifal: gouvernementale Partei jiegt, wird zweifelsohne das Bisthum auch bald 
zur Wirklichkeit werden. Am zu dem Zwede zu gelangen, ift dev von I. Meg redigirte 
„‚Courrier’‘ ercommmunieirt worden, und im ganzen Lande wird fein Sünder mehr in der Beichte 
losgeſprochen, der das liberale Blatt Tief. Won den Kanzeln und im Beichtſtuhl wird auf 
Frauen und Kinder gewirkt, und fo hofft man die liberale Partei zum Fall zu bringen. Der 
„Courrier“ ift inzwifchen gegen den apoftolifhen Bicar bei ven Gerichten klagbar geworden, 
und diefe werden zu entſcheiden haben, ob der Klerus das Recht hat, Preß- und Gewiſſensfrei⸗— 
heit, die durdy die Berfaffung garantirt find, zunichte zu machen. 

Die Wahlen vom Monat Juni 1863 haben die Parteien ungefähr in derjelben Stellung 
gelaſſen, wie fie fich bisher gegenübergeflannen. Die verzweifeltften Anftrengungen der Kle— 
rifalen: der Bannflud gegen den „Courrier'’, dad Verſprechen des Himmeld und dad Drohen 
mit der Hölle von den Kanzeln herab find vergeblich gewefen, um bie beiden Deputirten, auf 
die e8 die Klerifei hauptjächlich gemünzt hatte, die Herren Karl Andre und I. Meg, zu Kalle 
zu bringen; beide wurden wiedergewählt, trogdem das Minifterium ben vrieſterlichen Fana⸗ 
tikern hũlfreich an die Hand gegangen war. 

Der Erfolg dieſer Wahlen iſt zunächſt die Entlaſſung des Miniſters Jonas und ſeine Er⸗ 
fegung im Spätherbſt durch den Generaladvocaten Neumann geweſen, der bis heute feine ent— 
ſchiedene Parteiſtellung eingenommen hat. 

Der Proceß des „Courrier“ iſt im Laufe deſſelben Jahres in erfter Inſtanz zu Gunſten des 
Provicare, nunmehrigen Biſchofs von Halikarnaß, entſchieden worden. Präfldent des Ge— 


656 Luremburg und Limburg 


richts ift Hr. Toutſch, einer der Koryphäen ber Elerifalen Bartei im Lande; er verweift im 
feinem Urtheil den „Courrier‘‘, wenn er jih duch den Bann ungerecht geftraft glaube, an 
den Papft, zu dem in folhen Falle jevem Ehriften ver Recurs offen ftehe. Das jolderart ab- 
gewiefene Blatt hat indeß vorber noch beim Obergericht Appell eingelegt; ob mit beflerm Er— 
folge, muß die nähfte Zukunft lehren. 

IV. Berwaltung und Statiftif. Eine officielle Statiftik beftcht im Großherzogtbum 
nicht, und ift es deshalb in vielen Dingen unmöglich, genaue Daten ſich zu verfihaffen. Gemäß 
der legten officiellen Zählung von 1861 belief fih die Bevölkerung auf 197791 Seelen. Ente 
1862 aber hatte das Yand mit Einbegriff ver population flottante 203967 Einwohner, wovon 
13656 auf die Hauptftabt, 58187 auf den Bezirk Luremburg, 53643 auf den Bezirk Diefirh, 
46271 auf den Bezirk Orevenmadher und 32210 auf den Bezirf Merfch kommen. Die Be: 
voͤlkerung ift faſt ausſchließlich katholiſch; fie zählt kaum einige Hundert Proteftanten und 
Juden. Der Viebftand beläuft fih auf 22000 Stüd Pferde, 95000 Stüd Hornvieh, 70000 
Stüd Schafe, 68000 Schweine und 14000 Stürf Ziegen. Das Land hat einen Flähenintal: 
von 258600 Heftaren, wovon ungefähr 108000 angebautes Aderland, 28000 Rootlanp, 
25000 Wieſen, 60000 Wald und Lohhecken und 340 Hektaren Weinberge. In dem nörd— 
lihen Theil, dem fogenannten Ösling, dominirt der Schieferboden, im ſüdlichen Theil, Gut: 
fand, wechfeln Dammerde mit Kalk-, Thon- und Sandboden. Ungemein reich an Eifenerz- 
lagern ift ver Canton Eſch an der Algette. Die Ausbeutungstkoften belaufen fih a Tonne (1000 
Kilos) zwifhen 1 Er. und 1 Fr. 50 Gent, Man erpedirt davon ungeheuere Quantitäten bis 
zu dem entfernten Baſſin von Eharleroi. Erſt zu Anfang des legten Jahrzehnds find Diele 
Lager erfannt worden; feitden ift das Eigenthum, das früher faft völlig werthlos geweſen, zu 
ungeheuern Preiſen geftiegen. Das Land ift von zahlreichen Klüffen und Bächen durchſchnit 
ten, die deflen Thäler befruchten: Mofel, Sauer, Alzette, Dur, Wilz, Eofh u. ſ. w. Die Ge— 
birge find Verzweigungen, im Süden dev Bogefen, im Norden der Ardennen. 

Die Regierung befteht aus einem Staatsminifter und zwei Generafvirectoren, denen zwei 
bis drei Negierungsräthe beigegeben werben fünnen. Die 15 Mitgliever des Staatsraths 
werben vom König ernannt. An der Spige der vier Verwaltungsbezirke ſtehen Diftrictdcom- 
miffare, denen die Überwahung der Gemeindeverwaltungen obliegt. Die Gemeinden werben 
durch jelbfterwählte Gonfeild verwaltet, an deren Spige vom König felbft ernannte, aber unbe- 
foldete Bürgermeifter figuriren. Die Juftiz wird durch 12 Friedensrichter in fevem Canton, 
durch zwei Bezirfögerichte, in Luremburg und Diefirh, und ein Obergericht in der Hauptſtadt 
gehandhabt. Die Militärmacht befteht aus zwei Batailfonen Jägern, die in Diekirch und Echter— 
nad garnijoniren, und wovon jeded auf Friedensfuß 763 Mann (auf dem Wege der Eonjcrip- 
tion zufammengebradht) und 18 Offiziere zählt. Die Kriegsftärke der beiden Bataillone ift die- 
felbe wie auf Friedensfuß; doch fommen hinzu zwei Depotcompagttien mit 340 Mann und 
8 Offizieren. Das zum Ausrüden ſchlagfertige Contingent zählt demnah 2057 Mann mit 
57 Pferden. Es gibt im Rande 549 Primärfchulen, wovon 15 blos temporäre, die von 
28000 Kindern befucht werben. (Bei der Milizaushebung von 1862 Eonnten von 134 Mili- 
tärpflichtigen 13 weder lefen noch fehreiben ; die übrigen konnten ſämmtlich lefen, ſchrelben und 
tehnen.) Außerdem befteben in einzelnen Städten höhere Primärfchulen, und geht man mit 
den Gedanken um, folde in allen Gantonalhauptorten zu errichten. Außer einem Priefterz, 
einem Lehrer: und Lehrerinnenfeminar forwie Athenäum in Luremburg, welches einen vollftän- 
digen Humanitätscurfus und Induftriefchule enthält, gibt e8 in Diefirh und Echternach Pro— 
gymnafien; letztere Ortſchaft hat feit einigen Jahren eine von Staat errichtete Aderbaufchule. 
Eine feit 1850 organilirte Sparfaffe ift unter der Leitung ihres tüchtigen Directord über alle 
Erwartungen gediehen; fie zählte Ende 1861 bereits 977 Deponenten, die ein Kapital von 
320000 Fr. bei ihr niedergelegt hatten. In gegenmwärtigem Augenblid betragen die Depofiten 
nahe an 600000 Br. 

Münzeinbeit im Großherzogthum ift der Franc. Die curfirenden Gold = und Silbermün- 
zen find indeffen ſämmtlich fremde, das Land bat bis Heute blos Scheivemünge geprägt, 10:Een- 
times, 5+Gentimed und 21/,-Gentimes, in Stoff und Form der franzöfiihen Kupfermünze 
gleih. Häufiger aber als die einheimiſchen Sous fieht man franzöſiſche, belgiſche Nidelmünze 
und preufifche Groſchen. Das in enge Grenzen eingefähloffene Land muß fi die fremden 
Scheidemünzen ſchon gefallen laſſen, will es ſeinen Grenzhandel nicht zu Grunde richten. Ge— 
ſehlich und im gewöhnlichen Verkehr gilt der Vereinsthaler 3 Fr. 75 Cent. 

" Die gewöhnlichen Staatdeinnahmen belaufen fih auf 3,500000 Fr., wovon 600000 anf 
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die Grundſteuer, 175000 auf die Einkommenſteuer, 00000 auf Stempel-Enregijtrements und 
550000 auf die Zolleinnahmen fommen. Die Voſt erträge 105000 Fr., womit Die Koften 
derielben gedeckt werden; durch jedes Dorf paſſirt alltäglich ein Briefbote. 

Seit 12 Jahren hat Preupen ein Ielegraphenamt in Luremburg eingerihter. Voriges 
Jahr hat nun die einheimiſche Regierung dad Gleiche getban und die Drähte mit den umliegen 
den Nachbarn Direct in Verbindung gejegt. Einftweilen und jolange die Preußen ertheilte 
Conceſſion dauert (bid 1866) beſtehen aljo zwei Telegrapben im Lande. Eine telegraphiſche 
Poſt im Lande felbft hofft man nächſtens in Wirkſamkeit treren zu jeben; ſchon voriges Jahr 
hatte das Minifterium dielelbe in Ausſicht geftelit. 

Das ſtändige Audgabenbudget betrug für 1862 2,661000 Br., das jährliche 3,064000, 
aljo nahe das Doppelte ver Einnahmen. Der Unterfchied rührt von den Gifenbahnjubventionen 
ber, die jih für dad ganze Neg auf 8 Mill. Fr. belaufen werden und durch Anleihen gedeckt 
find. Die Staatsſchuld beläuft ſich infolge ver Fürzlich abgeſchloſſenen Anleihe (91 zu 4 Proc.) 
auf 12 Mil. Fr., die in 52 Jahren getilgt werben follen. Das Militärbudget beträgt jeit 
einigen Jahren 500000 Fr., das katholiſche Cultusweſen 320000, dad Schulmelen 300000, 
der Aderbau 60000 Fr., Die ald Prümien vertheilt werden. Seit 1842 jind jährlich 2— 
300000 $r. auf Straßen: und Wegebau verwendet worden, jodap das Land heute im Beſitz 
eines Straßenneges ift, wie ed nicht leicht anderwärts gefunden wird. Ende December 1862 
ift die läftige Straßenbarrierefleuer von der Kammer aufgehoben und durch eine direete Auflage 
auf Pferde und Ochſen erjegt worden. Die bisjegt im Berrieb befindliche Eiſenbahnſtrecke be: 
trägt 124 Kilometer und wird 160 betragen, wenn die im Bau begriffene Linie von Ettel— 
brück nah Spaa zu fertig fein wird. Bei folden Verbältnijfen können Aderbau, Handel und 
Induſtrie nicht anders als gedeihen. Das Land treibt eine bedeutende Viehzucht und erzeugt 
circa 1,300000 Hektoliter Hartfrüchte, die größtentheild nach Belgien ausgeführt werben; das 
Osling liefert jährlich 180000 Bürden trefflicher Gerberlohe, die meiſtens in den zahlreichen 
Gerbereien von Wiltz, Clerf, Luxemburg u. ſ. w. verarbeitet wird. Luxemburger Soblleder iſt 
auf den frankfurter und leipziger Meſſen geſucht. Die Hauptinduſtrie im Lande it die Roheiſen— 
fabrifation, die in den unerfhöpflihen Erzgruben des Kantons Eſch an der Alzette ein wohl: 
feifed Material findet. Tuchfabriken gibt es zu Schleifmühle, Wilg, Fels, Eſch an der Sauer, 
Echternach u. f. w. In der Hauptſtadt exiftiren mehrere Handihuhfabrifen, die bedeutende 
Grportationen machen. Auch Papiers, Fayence-, Porzellan: und Steingutfabrifen zählt 
dad Land. 

Das Geveiben Luremburgs datirr von feiner Autonomie im Jahre 1842; es hängt desbalb 
mit ganzem Herzen an feiner Selbjtändigfeit und würde nur mit Widerftreben jih von einem 
feiner Nachbarn annectirt jeben. IH. Schroell. 

Luxus, Zurusgefege, Lurusftenern. A. Vom Luxus überhaupt und deſſen 
Wirkungen. Jeder das Map der Norhwendigkeit oder des wahren Bedürfniſſes überſchrei— 
tende Aufwand ift Luxus im weiten Sinne ded Wortes. Nicht nur materielle, jondern auch 
geiftige, jentimentale und moraliſche Genüffe fallen hiernad unter dieſen Begriff, welder je: 
Doch, wenn er vom (privat: oder national-)wirthihaftlihen Standpunkt aus aufgeitellt wird, 
feine Beſchränkung dadurch erhält, daß dabei entweder der Gegenftand des Genuſſes, oder das, 
was, um ihn ſich zu verihaffen, muß aufgewendet werden, ald einen materiellen, indbefondere 
einen Tauſchwerth habend gedacht wird. Hiernach ift Lurus verſchieden von Weichlichkeit oder 
Sinnlichkeit, inſofern diefelben aud ohne Aufwendung werthhabender Saden (oder werth> 
habender Zeit) zu befriedigen find. Wer (abgefehen von Vergeudung folder Zeit) länger ale 
die Müdigkeit erheifcht, auf weichem Nafen ruht, wer ven Blütenduft des Frühlings mit Wolluft 
in langen Zügen trinft, wer in Genüffen, melde die Natur freiwillig ſpendet, ſchwelgt, treibt 
Darum nod feinen Luxus. Noch weniger thut ed jener, der, ob aud unerfättlih, aus dem Born 
der Erkenntniß jhöpft, ſich durch Geift und Herz nährende Lectüre erquickt, die — nicht mit Un: 
£often verbundenen — Freuden der Gefelligfeit, ded Familienlebens, des Wohlthund u. j. w., 
05 auch im reichften Maße genießt. Beim Luxus alfo denft man ſich immer einen folhen Genuß, 
welder einmal nicht blos ein mahres Bedürfniß (ſei es des Leibes, ſei ed des Geiſtes oder Her: 
zens), jondern ein über das Bedürfniß hinausgehendes Grlüfte befriedigt und welcher zugleich 
mit Berzehrung oder mit Aufwand von werthhabenden Dingen verbunden ift. 

Freilich bleibt auch nach diefer Beftimmung der Begriff etwas ſchwankend, nämlich in der 
Anwendung abhängig von manderlei Beziebungen auf wechfelnde Umflände und Verhältniffe. 
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Setzt man den Lurus in das Überfchreiten des durch das Bedürfniß oder die Nothwendigkeit ge= 
gebenen Maßes der Berzehrung oder des Aufwandes, fo fann darunter unmöglich blos das 
ganz abfolute, auf Naturgefege gegründete Bedürfniß verftanden werben; fondern es muß aud 
das relative, nämlih das auf Gewohnheit, Sitte, Standeöverhältniffe u. f. w., aud das auf 
individuelle Zuftände fich beziehende und das künſtlich hervorgebrachte in einigen Betracht kom— 
men. Die irgendwo im allgemeinen herrſchende Lebensweife, ſodann die unter gewiflen Stän— 
den übliche und darum die „‚ftandesmäßige” genannte mahen auch dem nad Grundſatz und 
Neigung mäßigften und fparfamften Manne gar manden — zum abjoluten Bedürfniß ganz 
und gar nicht gehörigen — Aufwand für fi jelbft und für jeine Familie wirklich nothwendig; 
und aud) das felbfteigene Verlangen nad gewilfen Genüffen over die Leichtigkeit ihres Entbeh— 
rend erhöht und mindert fid) nach ven Alteräftufen, nach Grfundheitdumftänden, nad früherer 
Angewohnheit, zumal aud nach dem, was man im SKreife der fih näher berührenden, an all: 
gemeinen Rebendverhältniffen einander ähnlichen Mitbürger zu ſehen gewohnt ift. Dergeftalt 
kann für den einen wahrer Luxus, fogar Verſchwendung fein, was bei dem andern noch nidt 
jeinem wirklichen (ob auch nur relativen) Bedürfniß Genüge leiftet, und wird bei einem Wolf 
oder unter einem Stande für Mangel oder mindeftens für ganz beſcheidenen Genuß geachtet, 
was bei einem andern ald gewaltiger Lurus erfchtene. Die mäßigfte Tafel ded Reichen umd 
Bornehmen wäre für den Armen ein ſchwelgeriſches Mahl, und der Sonntagsftaat des dürftigen 
Dorfbewohners ift oft Schlechter ald das geringfte Hauskleid des wohlhabenden Städters. In— 
deffen bleibt der Begriff ded Lurus, wenn auch in Bezug auf die einzelnen oft verſchwindend 
wegen der ihnen durd Standes: oder Volfäfitte oder andere Verhältniffe zum wahren, ja oft 
drüdenden Bedürfniffe getwordenen ſplendidern Lebensweiſe, gleichwol noch anwendbar eben auf 
jene Klaffen oder Stände ald Geſammtheiten betrachtet, oder auch auf die gefammte Bevölkerung 
eined Landes, bei weldyer oder bei weldyen nämlich, fei e8 wegen vorherrihender Wohlhaben beit, 
fei e8 wegen der Macht der Mode oder ded Vorurtheild, jene lururidfere Lebensweiſe zur Regel 
oder felbft zum Gefege geworben ift. In ſolchen Fällen find eben die Diode, die Standesmäßig- 
feit oder die allgemeine Sitte felbft luxuriös. Aber es fordert eben diefer allgemeinere oder ald 
vorherrihende Erſcheinung in ganzen Kreifen vorfonmende Lurus und nody mehr ald der ganz 
freiwillige Luxus einzelner zur Grwägung der daraud hervorgehenden Wirkungen auf; weil 
natürlich foldhe Wirkungen im Guten wie in Böfen um fo bebeutfamer und wichtiger werden, 
je weiter die Herrſchaft ded Rurus ſich ausdehnt. 

Der erfte und nächftliegende Standpunft, von welhem aus wir den Lurus zu beurtheilen 
haben, ift der wirthſchaftliche, nämlich der ftaatswirthfhaftliche oder nationalökonomiſche (der 
privatwirthſchaftliche nur infoweit, als er in dem andern mit einbegriffen ift); der zweite ift 
der moralische und polizeiliche oder allgemein politifche. ?) 

I. In wirthſchaftlicher Hinficht fühlt man fich verfucht, den Luxus ald den Gegenſatz der 
Sparjanfeit oder der Erfparung, welche nad) Adam Smith dad Hauptmittel der Bereicherung 
ift, ſchlechthin für ſchädlich und demnach verwerflich zu erklären. Und es ind aud in der That 
nicht wenige, bie ſolches Urtheil fällen. Bei genauerer Betradhtung jedoch kommt man auf faft 
entgegengefepte Ergebniffe oder erfennt wenigſtens die Nothwendigkeit hier zu machender man— 
nichfaltiger Unterfcheidungen., 

Daß der Luxus, d.h. Verzehrung oder Verwendung über das Maß der Nothwendigkeit 
ober ded wahren Bedürfniffes, den Luxus Treibenden unmittelbar ärmer macht, ift freilich Flar. 
Ja, e8 ift ſolches die Wirfung nicht nur der luxuriöſen, fondern einer jeven Verzehrung. Wer 
gar nichts verzehrte, fondern blos produeirte oder erwürbe, der würde freilid — unter jonft 


1) Bgl. Pinto, Essai sur le luxe (Amfterdam 1762); Dumont, Theorie du luxe (Paris 1771) 
(der legtere für, der erftere gegen ben Luxus); Benning, De luxu et legibus sumtuariis (Levden 
1826), fodann die verfchiedenen Schriftfteller über Polizeiwiffenfchaft und Staatswirthchaft in den be— 
treffenden Abſchnitten. Neben ihnen noch eine bedeutende Zahl von befendern Abhandlungen eigens 
über den Lurus, wie von Plouquet, Grünbler, Dorn, Rau u.a. Im ganzen erflären fich unter den 
nationalöfonomifdgen Schriftftellern weit mehr gegen ale für den Lurus, und ihr verwwerfendes Urtbeil 
wird durch die Autorität vieler Hauptmänner des Bachs unterftügt. Außer A. Smith gehören noch bier: 
her: Filangieri, Eartorins, Malthus, Graigh und der faft als Drafel geltende San. Auch der Giraf 
Deftutt de Tracy, in feinem geiftvollen Gommentar über Montesquieu, Äreitet gegen den Luxus, unter 
den Deutſchen namentlich Rocher und Mar Wirth. Es fcheint daher etwas gewagt, daß wir eher dafür 
auftreten. Doch möchte durch genauere Begriffsbeſtimmung und mittels der von ung angebeuteten 
Unterfcheidungen der Streit wol zu fchlichten fein. 
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gleichen Umftänden — reicher werben, ald wer einen Theil des Erworbenen oder gar dad Ganze 
deifelben wieder verzehrte. Und jo könnte man meinen, würde auch die ganze Nation reicher 
werden, wenn alle ihre Glieder nichts oder jo wenig ald möglich verzehrten und dagegen nur des 
Producirend oder Erwerbens jidy befliffen. Allein dieſe ganze Vorftellung ift ein Hirngeſpinſt, 
weil im Widerftreit mit der Natur der Dinge, nur für den einzelnen oder für eine Anzahl von 
einzelnen (d. h. jeder als gefonderte Wirthſchaft führend betrachtet) hat die Anſicht Wahrheit, 
nicht aber für die in wirthſchaftlicher Wechſelwirkung Befindlichen, aljo namentlich nicht für die 
zur Staatögejellihaft Vereinigten. In jolden Berhältniffe ver Wechſelwirkung nämlich bleibt 
zwar für den einzelnen feine eigene Erſparniß allerdings vortheilbaft, nicht aber innmerdar jene 
der andern, und es stellen überhaupt die mittelbaren oder entferntern Folgen der Sparjanfeit 
in einer ganz andern Geſtalt ſich dar ald die unmittelbaren oder nächſten. Wir wollen dieje Ber: 
hältniffe mit einigen Worten verdeutlichen. 

Allerdings ift die Production die erfte und im runde die alleinige Urquelle des Reich— 
thums. Alle für und Werth habenden minteriellen Dinge jind Producte der Natur oder der 
menſchlichen Arbeit, und in ver Menge folder in unſerm Belige befindlichen Dingen bejteht eben 
der Reihthum. Durd die Berzehrung oder den Genuß derjelben entfteht daher unmittelbar 
eine-Reihthumsverminderung, und nur durch Anhäufung (Aceumulation), mithin durd Er: 
iparung (Nichtverzehrung oder Zurüdlegung bes Producirten oder Erworbenen) kann eine 
Bermehrung des Reichthums fattfinden. Allein nicht eben in der Menge der überhaupt vor- 
handenen Producte, ja nicht einmal in der fortſchreitenden Vermehrung derfelben befteht jhon 
der eigentliche Nationalreihthum, jondern er fordert noch weiter die Theilnahme möglichft vie— 
ler, oder die möglichft große Theilnahme aller Glieder der Nation an den produrirten und accu= 
mulirten Gütern, d. h. alio die thunlichſt audgebreitete Vertheilung verjelben, Auch ift ohne 
die legte eine fortichreitende Vermehrung der Production nicht einmal gevenfbar; und wenn jie 
auch möglich wäre, jo bliebe jie werthlos ohne die mit ihr in gehörigem Verhältniffe ſtehende 
Gonfumtion. Ohnehin laflen manderlei Broducte (namentlih die zur Nahrung dienenden 
Naturproducte, aber auch viele Önttungen der durch Induftrie hervorgebrachten) eine Accumus 
lation für eine längere Dauer gar nicht zu; fe geben nuglod zu Grunde, wenn jie nicht verzehrt 
oder verbraucht werben. Der Luxus, d. h. die dad Maß der Nothwendigfeit überfteigende Ver— 
zehrung, erſcheint daher ald unerlaplihe Bedingung ſowol der forticpreitenden Production als 
auch der Reichthumsvertheilung, ja ohne ihn, d. h. ohne Genußvermehrung, bliebe der Reich— 
thum jelbft ohne Bedeutung oder ohne Werth. 

Der einzelne allerdings, welcher von dem, was er durd Arbeit oder Kapital hervorbringt 
oder erwirbt, möglihft wenig verbraucht, dagegen das Erworbene (den Arbeitöverbienft oder den 
Erlös aus Producten oder dieje ſelbſt) ſorgſam anhäuft und, flatt zur jelbjteigenen Verzeh— 
rung, vielmehr zu (Betriebs- oder ftebenden) Kapitalanlagen, die als Beförderungsmittel oder 
Grundlagen fortwährend gefteigerter Production oder Erwerbung dienen, verwendet, wird und 
muß rei und immerdar reicher werden. Und neben ihm können in ver Nation noch Hunderte 
oder Tauſende fein, welche denſelben Weg einjchlagen und deſſelben Erfolgs jich erfreuen. Wollte 
jedoch die Gefammtheit einer Nation nad ſolchem Grundſatze ver Erjparung handeln, fo wür— 
den unaudbleiblih und in Bälde Production und Erwerbung wieder aufhören müffen, wenig: 
ftend auf dad Fleinfte Maß bejchränft werden und die Wirkung davon die allgemeine Armuth 
fein. Der einzige Sporn der Production liegt in dem bavon zu erwartenden Vortheile; folglich 
entweder in der Beftimmung der Broducte zu felbfteigener Gonfuntion, d. h. zu unmittelbarer 
Befriedigung felbfleigener Bedürfniſſe und Gelüfte, oder in der Ausfiht auf Verwerthung des 
Produeirten, d. h. auf luerativen Abjag deflelben an andere, welche danach gelüftet und welde 
dafür einen Preis zu bezahlen geneigt find. Würden nun alle vem Beiſpiele der obenbenierften 
einzelnen folgen, jo würde fürs erſte ver jelbfteigene Verbrauch eine enggeſteckte Grenze haben, 
der Abſatz an andere aber — vom Handel mit den Ausland einftwellen abgefehen — würde gar 
nicht ftattfinden, das Producirte demnach bald werthlos für den Broducenten werden, und diejer 
daher inmitten von Sachen, die er nicht brauchen will oder nicht brauchen kann, der That nad 
arm fein, eben darum aber, bei jeßt mangelndem Motiv zur Production, zu produeiren auf: 
hören. 

Freilich Fan nach Umftänden der auswärtige Handel den Mangel der einheimiſchen Käufer 
zum Theil erjegen. Doc) bleibt ſolcher Abſatz in die Fremde einerjeits immer precär, nämlich 
von der Handelspolitik des Auslandes abhängig, und andererſeits kaum je anders für die Dauer 
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geſichert als unter der Bedingung der hinwieder (in mittelbarem oder unmittelbarem Taufd- 
weg) den Auslande abzunehmenden (ſonach auch mehr oder minder luxuriös zu verbrauchenden) 
Artikel. Auch wird ja bei der Speculation auf auswärtigen Verkauf wenigftens der Lurus ver 
Fremden für und als vortheilbaft erkannt, weil das abfolute Bedürfniß mit wenigem befriedigt 
ift und die Maſſe ver dem bloßen Gelüfte dienenden Handelsartifel unendlih größer ift als vie 
der dem wahren Bedürfniſſe. 

Zudem ift der äußere Handel, wenn nicht ganz beſonders günftige Umſtände ihm eine auper- 
ordentliche Auspehnung und gewinnbringende Beihaffenheit geben, an Vortheil gar nicht zu 
vergleichen mit einem lebendigen, alle Klaffen ver Geſellſchaft durchdringenden innern Verfebr. 
Seine Gewinfte fließen der Regel nach nur in vergleihungsweid wenig zahlreihe Hände umd 
vertheilen ih, wofern fein Luxus herrſcht und der Reiche feine Schätze im Kaften verſchließt, 
anftatt fie zur Bezahlung derer zu verwenden, die feiner Prachtliebe oder ändern Gelüften durd 
Dienfte oder Producte Befriedigung zu gewähren bereit find, nur wenig unter die Mafle der 
Bürger. Ja, ed ermangeln diefe, wenn nicht Neigung zum Luxus als Sporn der Thätigfeit 
wirft, ded zur Belebung der Induftrie, folglich zur Production zum gewinnbringenden Abſatz 
geeigneter Ausfuhrartikel nöthigen Eifer. Sie beſchränken fih auf die Erzeugung des ihnen 
jelbft unmittelbar Nothwendigen, ober auf die zu deſſelben Anihaffung unumgänglich erforver- 
liche gemeine Arbeit. Nach höherer Kunftfertigfeit, durch welche jie reihern Lohn gewinnen, 
folglich die Mittel gefteigerter Genüfle ſich verfchaffen könnten, trachten fie nicht. Die Induſtrie 
bleibt demnach auf niedriger Stufe und daher aud) der äußere Handel auf einen geringen Um: 
fang beſchränkt. 

Es ift daher eine ſeltſame und jelbft engberzige Anſicht, welche ven luxuriöſen Verbrauch ver 
Güter ald ein Unglück, weil ald eine Verminderung des Nationalreihthums, betrachtet und 
überall den fogenannten fterilen Verbraud auf das Nothwendige befhränft und nur den re: 
produetiven möglihft ausgedehnt Haben will. So fünnte allenfall® der Eigenthümer einer 
Wirthſchaft rechnen, welchen nämlich zugute fommt, was an der Nahrung und Kleidung dei 
Gefindes oder der Tagelöhner erfpart wird, und welder ald Herr des Guts die Arbeitdfräfte 
feiner Dienftleute befehlöweife anftrengen und die erfparten Erzeugniffe nad Gefallen repre: 
ductiv verwenden kann. Aber nicht alfo kann die Nation und nicht alfo darf die Staatägewalt 
vehnen. Für die Nation ift der Reichthum ganz vorzüglich wegen der dadurd vermehrten Ge- 
nußmittel für ihre Glieder erwünſcht, und jie will keineswegs betrachtet fein als eine große, blos 
die thunlichfte Steigerung der Production bezwedende Fabrikanftalt, fondern ald eine durch 
wirtbihaftlihe Wechſelwirkung allernächft ven Wohlſtand und die vemfelben entjprechenve Fülle 
des Genuffes ihrer Glieder befördernde und dadurch erft mittelbar fich felbft bereichernde Ge— 
fammtheit. Die Staatögewalt aber foll überall nur im Sinne und Intereſſe folder Gefammt- 
heit handeln, die Volkewirthſchaft alfo zwar dem vernünftigen Gefammtwillen gemäß leiten 
und durch Beförberungsmittel thunlichft emporheben, von dem Gedanken oder der Anmaßung 
einer Bewirtbfhaftung des Volks aber ſich fern halten. 

So wahr diejes alles ift, fo behaupten wir gleichwol durchaus nit, daß der Lurus überall 
und unter allen Umftänden nüßlich oder wünjhenswerth oder auch nur unſchädlich ſei. Bei 
unferer Schugrede für denfelben jegen wir voraus, daß entiveder der Wunſch, Luxus treiben, 
d.h. Genüſſe auch über das Bedürfniß fi verſchaffen zu können, ald Sporn zu nüglicher Thätig- 
feit, zunächſt alfo zur Selbftausbildung oder Befähigung für nügliche oder angenehme Dienft: 
feiftungen oder Broductionen und fodann auf zu emfiger Ausübung der erworbenen Arbeits- 
oder Kunftfertigfeit wirkſam fei; oder Daß Durch die Befriedigung der Iururiöfen Gelüfte andern 
Verdienſt, d. h. Abjag ihrer Erzeugniffe oder Gelegenheit zu lucrativer Arbeit verfchafft merke. 
In einer wie in der andern dieſer VBoraudfegungen fpringt der nationalöfonomifhe Nuten des 
Luxus in die Augen und kann nur aus Einfeitigfeit over Verblendung geleugnet werden. Gin 
Volk, dad gar keine lururidfen Genüffe Eennt, mag wol glücklich durch Sitteneinfalt und ebr- 
würdig dur Tugend werben: aber induſtriös und reich wird ed nicht. Und jeder Geizhals, 
welcher blos nad; Erwerb und Anhäufung des Erworbenen trachtet und alle nit unbebinat 
nöthigen Ausgaben vermeidet, ift (wenigſtens in der Eigenſchaft ald Beſitzer, wenn auch nicht in 
jener als Producent) ohne Nugen für ven Wohlftand feiner Mitbürger. 

Eine dritte Vorausſetzung ift, daß der Lurud nur mit eigenem — fei ed durch eigene Arbeit 
errungenem, fei es durch bloßes Glüd (3. B. dur Erbſchaft) überkommenem — Vermögen, d.b. 
nicht auf Unkoſten anderer getrieben werde. Wer die Mittel zum Wohlleben ftieblt oder durch 
mutbwifliges Schuldenmaden, durh Betrug oder Grpreflung ſich verfhafft, deſſen Lurus if 
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freilich nicht wohlthätig. Was dieſer den einen zu verdienen gibt, um das hat er zuvor an: 
dere gebracht; ſein Hang zum Lurus bringt der Geſellſchaft nur Gefahr und Schaden. Doch 
ſelbſt bei ihm iſt nur die Art des Erwerbs, nicht aber das Ausgeben des alſo Erworbenen an 
id) gemeinſchädlich; und ſelbſt das geſtohlene oder erwucherte oder erpreßte Geld, wenn es durch 
lururiöſe Verwendung in die Cireulation zurückkehrt, kann daſelbſt Nutzen ſtiften, während das 
in Kaſten verichlojiene für die Volkswirthſchaft verloren iſt. 

Aber auch beim Vorhandenſein unſerer Vorausſetzungen kann der Lurus ſchädlich ſein, 
theils nach den Gegenſtänden, womit er getrieben wird, theils nach ſeinem Map oder Umfang, 
theils endlich nach dem Zuſammenhange der übrigen auf die Volkswirthſchaft einen Einfluß 
äußernden Verhältniſſe. 

Wenn der nächſte Vortheil des Luxus darin beſteht, daß er der einheimiſchen Induſtrie Er— 
munterung und überhaupt der einheimiſchen Bevölkerung Nahrung verſchafft, To iſt klar, daß 
der mit Gegenſtänden, die ſolche Wirkung ausſchließen oder nur in ganz geringem Maße zu— 
laſſen, getriebene theils als unnütz, theils — weil eine beſſere Art der Verwendung verdrängend 
— als ſchädlich erſcheinen muß. Dergeſtalt iſt zuvörderſt der im Müßiggehen oder ſteriler Be— 
luſtigung, ſonach in Verſchwendung der (möglicherweiſe zu productiver Arbeit verwendbaren) 
Zeit und Kraft beſtehende ſchädlich. Sodann iſt der mit auswärtigen Erzeugniſſen oder Gütern 
getriebene Luxus gleichfalls ſchädlich, indem er nicht nur der einheimiſchen Induſtrie unmittel— 
bar den ihr gebührenden Verdienſt entzieht, ſondern auch das Land oder die Geſammtheit um 
einen Theil des ihr vielleicht als Circulationsmittel zur Belebung des Verkehrs oder auch zu 
öffentlichen Bedürfniſſen nöthigen Geldreichthums bringt. Nach Umſtänden kann zwar auch 
dieſer Luxus mittelbar einigen Nugen ſchaffen (ſ. Handelspolitik); jedoch niemals ſchon an 
und für ſich, ſondern blos in Verbindung oder Wechſelwirkung mit andern Verhältniſſen, 
deren Erörterung hier nicht am Platze wäre. Endlich iſt auch der, zwar mit inländiſchen 
Erzeugniſſen oder Dienſten getriebene, jedoch mehr nach rein frivolen und nur flüchtigen, viel— 
leicht ſelbſt immoraliſchen Sinnenrauſch gewährenden Dingen als nad) Producten einer gemein— 
nützlichen, den würdigen oder edlern Gelüſten dienſtbaren Induſtrie verlangende theils poſitiv 
ſchäͤdlich, als Begünſtigung der minder achtungswerthen, vielleicht ſelbſt verwerſlichen Gewerbe 
oder Beſchäftigungen auf Unkoſten der wahrhaft fruchtbringenden oder edlern, theils wenigſtens 
unnütz, weil etwa rein im Verbrauchen oder Genießen ohne irgendeine mittelbare oder unmittel⸗ 
bare Bereiherung anderer beſtehend. 

Sodann fann aud der nad) feinen Gegenſtänden an und für ſich unſchädliche oder wohl: 
thätige Luxus nachtheilig, ja verderblich werden durch Übertreibung, d. . durch Misverhältniß 
zur Production und Accumulation. Nur in ver belebenden und wahrhaft bereihernden, d. h. 
nicht nur gegenwärtigen, ſondern auch nachhaltigen Wohlſtand bereitenden Wechſelwirkung 
zwiſchen Production und Conſumtion ſowie zwiſchen beiden und Accumulation beſteht die wohl: 
thätige Wirkung des Luxus. Sobald dieſer die hiernach geſteckte Grenze überſchreitet, hört 
ſolche Wirkung auf oder verwandelt ſich in Schaden. Das Verlangen nad Genüſſen ſoll einer— 
ſeits zum Arbeitsfleiße, d. h. zur ehrlichen Erwerbung ſpornen und andererſeits der nützlichen 
Thätigkeit den ihr gebührenden Lohn gewähren. Aber es ſoll nicht bis zur Verzehrung der 
bereits accumulirten und eine wahrhaft fruchtbringende Verwendung zulaſſenden Güter führen, 
es joll nicht die Früchte der frühern Arbeit oder Erfparung zerflören, ohne zugleih den Grund 
zu einer entſprechenden Reproduction der verzehrten Güter oder ihres Werthes zu legen. 

Wenn ein Privatmann, mas er Tag für Tag erwürbe, aud Tag für Tag verzehrte, oder, 
wie man jagt, aus der Hand in den Mund lebte, jo würde er niemals reich werden. Und wenn 
3. B. ein Bauer zwar jeweils jo viel von feiner Ernte zurüdlegte, ald zur neuen Ausfaat nöthig 
ift, und vom Erlös aus feinen Früchten jeweils jo viel, als er zur Fortführung der Wirthſchaft, 
d. h. zum Berrieböfapital braucht, alles Übrige aber im Wohlleben verzehrte: jo würde er zwar 
nicht ärmer, doch auch nie reicher werden; und wenn einmal ein Unglüdöfall einträte, oder ein 
außerordentliches Bedürfniß ji bervorthäte, jo würden ihm die Mittel ber Heilung oder der 
Befriedigung fehlen. Iſt er daher Hug und ein guter Hausvater, jo wird er zwar des Segens, 
womit der Himmel feinen Fleiß belohnt, fidy mit feiner Familie genießend freuen und durch 
folgen Genuß neue Luft und Kraft zur Arbeit gewinnen; aber wird aud) einen Theil des Er- 
trags zur Berbeiferung der Eultur, zu neuen getwinnverheißenden Anlagen, zu Vermehrung ded 
Viehſtandes, zu Anſchaffung nützlicher Adergeräthe u. ſ. w., vielleicht aud zum Anfauf noch 
anderer Felder oder fonftiger Vermehrung feines ſtehenden Kapitald verwenden und durch dieſes 
alles, neben einer genußreichen Lebensweiſe, fortwährene wohlhabenver werden. 
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Menden wir das Gleichniß von diefer Privatfamilie auf die Nation an, fo werden wir an: 
erkennen, daß diefelbe naturgemäß wünfchen muß, zuvörderſt allen oder mögliäft vielen ihrer 
Glieder nicht nur das dringendſte Bedürfniß, fondern ein thunlichft erhöhtes Wohlleben zu ver: 
ſchaffen, und daß fie zu folden Zweck fein befferes Mittel hat als die Ermunterung derfelben 
zum Arbeitöfleiße, welcher die Gegenftände der Bedürfniß- und Luftbefriedigung in Fülle ber- 
vorbringe, und daß eine andere oder wirfjfamere Ermunterung dazu nicht gedenkbar ift ala vie 
Sicherung eines entſprechenden Lohns der Arbeit. Solder Lohn aber fteht naturgemäß im 
Verhältniß zum Tauſchwerth der Arbeitderzeugnifle, folglich zum Abſatz derfelben, vaber, info: 
fern nicht ein — ins Unbeftimmbare ſich auspehnender — auswärtiger Abſatz gefichert iſt, in 
der einheimifhen Verzehrung. Breilid wird ſchon die Steigerung der Production, ſonach die 
Vermehrung des dazu zu verwendenden Betriebs- und des ftehenden Kapitals den Nichtbeſitzern 
einen vermehrten Arbeitöverdienft gewähren; doch findet ſolche nügliche Productiondvermehrung 
in dem Maße des dafür zu gewinnenden Abjages ihre unüberfteigliche Grenze, und es ftebt da— 
ber die fterile Verzehrung mit der productiven Verwendung in einer nothiwendigen Wechſel— 
wirkung. Aller Zweck und Nugen der Erzeugung hört auf, wo nit — theild gleich bald, 
theil8 wenigftens in der Zufunft — die Verzehrung ih damit in einiges Gleichgewicht Test. 
Wenn nun aber — etwa durd einen übertriebenen oder mit Arbeitöfheu gepanrten Hang zum 
Luxus — die unproductive Verzebrung das ganze reine (den Productiondaufwand überftei: 
gende) Nationaleinkommen verfchlänge, folglich eine weitere Vermehrung der Production vder 
des Betriebs- und des feften Kapitald unmöglich machte, oder gar die Griparniffe ver Vergan: 
genbeit, d. h. das bereitö vorhandene Kapital angriffe, fo würde dieſes allerdings ein ſchädlicher, 
nad Umftänden ein verderblicher Luxus fein und bei längerer Fortdauer feiner Herrſchaft die 
Nation in Armuth verfinfen. 

Auch ein nad feinen Gegenftänden im allgemeinen unjhädlicher und nad feinem Maße für 
die Berhältniffe des einen Volks gar nicht übertriebener Luxus fann für ein anderes, je nad 
deifelben innern und äußern, zumal Handelsverhältniſſen ſchädlich wirken. Befigt ein Volk nos 
wenig Erfparniffe der Bergangenheit und bedarf e8 zur Grundlage einer fortichreitenden Wohl: 
habenheit nod; eines erſt zu erwerbenden Kapitalvermögend, und fordern es die Umſtände auf 
zum fruchtbringenden Anlegen feiner zu mahenden Erjparniffe, fei ed in dev Landwirtbfchaft, 
fei ed im Gebiete ver Gewerbe und des Handels: fo ift e8 wünschenswert, daß folde Richtung 
die vorherrſchende unter feinen Olievern werde. Erft nad ſchon begründeter Wohlhabenbeit 
fängt die geeignete Zeit zu lururiöfern Genüffen an; und folange die Reichern noch eine nütz— 
liche Anwendung ihres Vermögens zu productiven Zweden machen fönnen, fo bedarf es ihres 
Lurus nit, um die Vertheilung ihres Einkommens unter die Mitbürger zu bewirfen. Der 
Lohn, den fie für fruchtbringende Arbeiten bezahlen, verfchafft den Armern (Arbeitöfähigen) 
fhon hinreichende Subfiftenz, und infolge foldyer Arbeiten vermehrt ih das Nationalvermögen. 
In dieler Lage erfcheinen daher die rein lururidfen Ausgaben auch der Reichen als ſchädlich, 
nämlich das Voranfchreiten verringernd. Sodann find einige Völker für das Gedeihen ihrer 
Wirthſchaft, etwa bei der Unergiebigfeit des eigenen Bodens, ganz vorzugsweiſe an den aus: 
wärtigen Handel — vielleicht insbefondere an den Zwifchenhandel — angewiejen, und es thut 
dabei noth, um in der Goncurrenz mit andern fi im Vortheil zu erhalten, möglichſt wohlfeil 
zu verkaufen. Auf den Preis der Erzeugniffe aber hat der Arbeitslohn, und auf diefen die 
Lebensweiſe der Arbeiter einen mächtigen Einfluß. Je einfacher, je entfernter vom Lurus 
daher die legte ift, defto wohlfeller wird — unter fonft aleihen Umftänden — verfauft werden 
können. Der Lurus, wenigſtens der Arbeiterklafle, ja, weil das DBeifpiel anſteckt, auch ver 
Kurud der Arbeitöherren, überhaupt der veichern Klaffen, wirkt daher in ſolchen Verbältniffen 
nachtheilig. 

Volkswirthſchaftlich betrachtet iſt nach dem allen der Luxus zwar in der Regel und in ge— 
wiſſem Maße vortheilhaft; doch gibt es auch wichtige Ausnahmen von ſolcher Regel, und kann, 
zumal je nach Gegenſtänden und Maß, derſelbe oftmals ſchädlich wirken. 

II. Eine größere und mannichfaltigere Schädlichkeit des Luxus aber zeigt ſich vom polizei: 
lihen, vom moralifchen und vom politiſchen Standpunfte. 

Der Lurus, wenn er das den VBermögensumftänden des einzelnen anpaflende Map über: 
jteigt, oder wenn er zur Verſchwendung wird, Fann Hunderte und Taufende von Familien an 
den Bettelftab bringen und, wenn der Hang dazu einreißt und burd die verführerifhe Macht 
der Mode oder der vorherrſchenden Sitte noch verftärft wird, für ganze Klaffen von Bürgern 
verberblih werben. Erftens nämlih der Nuin einzelner Verſchwender ift zwar volfs: und 
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ſtaatswirthſchaftlich gleichfalls ein Nachtheil, doch mag er ald überwogen erfcheinen durch die 
vom Luxus im allgemeinen für die Neichthumsvertheilung ausgehende wohlihätige Wirfung. 
Polizeilich aber ift jener Ruin jedenfalls ein die verhütende oder heilende Sorgfalt des Staats in 
Anſpruch nehmendes Übel. Was ferner zumal das moralifche Verderbniß betrifft, welches die 
faft nothwendige Folge eines in der Geſellſchaft vorherrſchenden Hanges zum Luxus ift, nanıent- 
li die damit naturgemäß im Verhältniß ſtehende Sudt nad) Erwerb, die Überfhägung des 
Geldwerthes, überhaupt ver materiellen Güter, verglichen mit ven iveellen, die Oeneigtheit zu 
allen, daher auch zu ungerechten und moraliſch schlechten Mitteln des Gelderwerbs, mithin Un— 
treue und Liederlichkeit in den niedern, Beſtechlichkeit, Erpreſſung, Rechtsverachtung in den 
höhern Ständen, endlich die Unzufriedenheit mit dem eigenen Zuflande, das unrubige € Streben 
nad eiteln Genüffen, ver neidifche Blick auf die Reichern, der verachtende auf die Armern, 

das Verfhwinden der edlern Sitteneinfalt, des flillen, genügfamen Familienglücks, der un= 
eigennügigen Freundſchaft und Liebe: fo iind diefe Übel allerdings fo-groß und tiefgehend, 
daß aller volkswirthſchaftliche Gewinn dagegen in Schatten tritt und die Staatögewalt fi aller: 
dings aufgefordert fühlen muß, denjelben, foviel in ihrer Macht ſteht und nach guten Grund— 

ſätzen zuläſſig iſt, zu ſteuern. 

Mit der angedeuteten moraliſchen Verderbniß, die eine Folge wenigſtens des übertriebenen 
und allgemein herrſchenden Luxus iſt, ſteht in Verbindung der zumal für die politiſchen Zu— 
ſtände der Geſellſchaft, für die Verfaſſung und deren Geiſt, Kraft und Stetigkeit unendlich be— 
deutſame Verluſt der Selbſtändigkeit des Charakters, das Untergehen des Bürgerſtolzes und der 
Männerwürde in Feigheit, Kriecherei und Knechtsſinn. Wer viel Bedürfniſſe hat — und die 
luxuriöſeſten Genüſſe werden durch Angewohnheit und Mode zu wahren Bedürfniſſen —, der 
iſt naturgemäß der Sklave oder der demüthige Schmeichler desjenigen oder derjenigen, von deren 
Gunſt oder Ungunſt es abhängt, ob er die Mittel, jenen Lüſten zu fröhnen, beſitzen, erwerben, 
behalten ſolle oder nicht. Die Ausſpender von Gnadenbezeigungen irgendeiner Art, von Am: 
ten und Würden, von Befoldungen und Beſoldungszulagen, von lucvativen Unternehmungen, 
von Conceſſionen, Unterflügungen, Privilegien aller Art u. ſ. w. haben es dann in ihrer Macht, 
jeden, welcher für ſich jelbft oder für einen Verwandten oder Freund um ſolche Gunſtbezeigun— 
gen bublt, ald Werkzeug ihred unlautern Willens zu misbrauden. Die Bolfsrepräfentation, 
ſchon in ihrem Urfprunge durch Wahlbeftehung verfälicht, trägt aldvann den Keim der Corrup— 
tion in jih und verfauft Volksrecht und Volksglück um ſchnöden perfönlihen Gewinn. Nur 
wenige vereinzelte patriotijche Stimmen tönen alsdann noch durch die traurige Wüfte, und bald 
durchweht der Geift der Servilität, wodurch auch die freifinnigfte Verfaſſung zum Gaufelfpiel 
wird, von oben bis unten alle Klaſſen der Nation, 

B. Bon Lurud= oder A ufwandögejegen. Die ſoll nun oder wie kann folhen Übeln 
geiteuert werden? Wie anders, jo raifonnirte man font, ald durch hemmendes, namentlich ver: 
bietended und bewachendes Einforeiten der Staatsgewalt? Alles, was gemeinſchädlich oder ge: 
fährlich ift, darf und ſoll diefelbe verbieten und nörhigenfalld verpönen, alfo aud den Luxus. 
Dian ſchreibe daher Map und Ziel dem Aufwande vor, theils überhaupt fürd ganze Volf, theils 
für die einzelnen Stände oder Klaſſen der Sejellichaft, und belege dad Überfchreiten der durd) 
Geſetz oder polizeiliche Verordnung vorgezeihneten Grenze mit gehöriger Strafe. Bon folden 
Grundfägen gingen ſchon im Altertbum ſelbſt die berühmteften Örjeggebungen aud. Die 
Ägypter, die Griechen, die Nömer hatten Lurudgefege. Im Mittelalter finden wir ſolche zumal 
in Städten, allwo dad Vedürfniß polizeiliher Ordnung ſich früher fühlbar machte, gar oft aber, 
bei dem Mangel echter ſtaatsrechtlicher Grundſätze, nicht gehörig unterſchieden ward zwiſchen 
dem, was zur Beförderung der gemeinen Wohlfahrt durch Gebot und Verbot erzwungen wer: 
den darf, und jenem, zu deffen Erftrebung nur zwanglofe Mittel, als Belehrung, Ermunterung, 
gutes Beiſpiel u. ſ. w. geeignet und rechtlich zuläſſig ind. Später kam in den von Fürſten be: 
herrſchten Rändern die Idee einer der hausväterlihen Herrihaft ähnlichen Landesregierung auf, 
die Idee nämlich einer dem Volke wie einer Schar von Unmündigen, mit Autorität aufzudrin- 
genden Wohlfahrt, verbunden mit jener der beften Benugung ver Kräfte und Productionsmittel 
aller Bürger zum Vortheil ver landeöherrlihen Kaffen. Aus beiden Ideen floß dad Princip 
des Vielregierend, des jih Einmifchend in den Privat: und Familienhaushalt aller Staatd- 
angehörigen und des fleten Bevormundens derfelben in all ihrem Thun und Laffen. Hieraus 
und aus der Unbefanntjchaft der Regierungen mit den Gefegen einer vernünftigen Staats- und 
Nationalwirthſchaft erflären ji, neben unzähligen andern Misgriffen, auch die vielen klein— 
lichen, ängftlihen, zugleich bespotifchen,, ja zum Theil tyranniſchen Lurusgefege und Verord: 
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nungen in ben meiften deutſchen Fürſtenthümern und Ländchen.?) Selbft allgemeine Reihe: 
polizeigefege ergingen gegen den ald Verderben bringend geadhteten Lurus, zumal des gemeinen 
Volks, zum Theil jedoch auch der vornehmern Stände, in Anſehung derer fte jedoch Freilich nur 
wenig in Anwendung famen. Bis in das Fleinfte Detail der verihiedenen Gegenflände luru: 
riöſen oder nur einigermaßen bedeutendern Aufmwandes gehen diefe allgemeinen und particu: 
(ären Verordnungen ein. Sie jhreiben in Bezug auf Kleidertradt der verſchiedenen Stänte, 
Geichlehter und Lebensalter Maß und Ziel der Koftipieligkeit vor, beftimmen mir ängftlicer 
Genauigkeit, wie viele Tiſchgäſte, mie viele Speifen und mie vieled und welches Getränf ver: 
ſtattet fein follen bei Öffentlihen und Privatfeftlichkeiten, Gelagen und häuslichen Ereigniften, 
als bei Verlöbniffen, Hochzeiten, Kindtaufen, Begräbniſſen, bei Faſtnachtsluſtbarkeiten und 
Kirchweihen, bei Scheibenfhießen oder Schügenfeften, bei Zunftverfammlungen u. ſ. w., alles 
je nach ver Rangklaſſe der Betheiligten oder auch nach dem Unterſchied zwiſchen Stadt und Land. 
Auch in Bezug auf Zahl und Behandlung der Bedienten und des Gefinded, auf Equipagen und 
Hausgeräthe wurden fehr ind einzelne gehende Beftimmungen gegeben, und zumal gegen erma 
neu auffommenbe Moden oder Gelüfte — wie in&befondere lange Zeit bindurd gegen das Kaf— 
feetrinfen — mit großer, obwol im ganzen wenig frudtender Strenge verfahren. &8 erregt ein 
eigenes gemiſchtes Gefühl von Unwillen, Mitleiden, Efel und Ladhluft, wenn man eine Samm— 
lung ſolcher Verordnungen oder nur eine furze Inhaltdanzeige derjelben (wie in v. Berz st 
„Handbuch des deutichen Volizeirechts““, Bo. II) durdläuft. Es genüge hier die Anführung 
blos Einer Stelle aus einer im Jahre 1774 für das Herzogthum Lauenburg erlaffenen Ber: 
ordnung. 

‚‚Bei Verlöbniſſen in den Städten Tollen von bürgerlichen Perſonen nicht über zehn Gät, 
mit Einſchluß der nächſten Verwandten, eingeladen und nicht über vier Gerichte gegeben werden, 
auch die Gäfte des Sommers nit über 11, ded Winters nicht über 10 Uhr des Abends kei: 
fanımenbleiben. Braut: und Bräutigamsgeſchenke follen zufammen die Summe von 40— 
60 Thlrn. nie überfteigen, und zum Berlobungstag Feine neuen Kleider beionderd angeihaft 
werden. Auf den Lande fteht es zwar jedem vom Bauernflande frei, jih an den Orten, mo es 
hergebracht ift, vor dem Prediger im Pfarrhaufe zu verloben; es ift aber nicht erlaubt, die Ver: 

Löbniffe bei einem angeftellten Gaſtmahle und mit Ausbolung ded Predigers zu halten. Altern 
oder Vormünder der Verlobten und die nächſten Verwandten nebit zwei Männern als Zeugen 
dürfen jedoch zur Berichtigung der Eheberedung zufammenfonmen ; aber nur des Nachmittags 
und in allem, mit Einfluß der Verlobten, nicht mehr als zehn Perfonen, und nur bei einer 
Dierteltonne Bier höchſtens und zwei Efjen. 

„Bei Hochzeiten in den Städten ift die Anzahl ver Gäfte und Gerichte nad drei Klaſſen 
beſtimmt. Die erite Klaffe darf nicht mehr ald 30 Gäfte und acht Gerichte, die zweite Klaſſe 
nicht mehr als 20Gäſte und ſechs Gerichte, die dritte Klaffe nit mehr ald 15 Gäſte und vier Ge— 
vihte haben. Iſt dad Hochzeitsmahl mittags gehalten worden, To dürfen ded Abends nur £alte, 
von Mittag übrig gebliebene Speijen gegeben werven. Übrigens werden Hochzeiten bei Wein 
und Kuchen, ohne Mahlzeiten, empfohlen. Keine Hochzeit ſoll länger als einen Tag, und die 
Mahlzeit nicht über drei Stunden währen und die Hochzeitgeſellſchaft nicht länger als bis 2 Libr 
nad Mitternacht beilammenbleiben. Hochzeitmuſik ift erlaubt; der Ausgeber der Hochzeit joll 
ie aber ohne einigen Beitrag der Gäſte bezahlen. Das Verſchleppen der Eßwaaren und des 
Getränfs fowie der Zulauf der Kinter und des Gelindes ift verboten. Am Kirdgangstage 
dürfen nicht mehr ald zehn Perſonen, mit Einſchluß der jungen Eheleute, mit vier Gerichten des 
Mittags, und des Abends mit Falter Speiſe, auch ohne Mufik, bewirtbet werben. — Bei Hob- 
zeiten auf dem Sande ift das Geföffe vor und nad dem Kirchengehen gänzlich verboten. Zwei 
Tage jind zur Hochzeit verftattet, und bei ganzen und halben Stellen 30 Gäfte, bei andern bie 
Hälfte. Auch find die Hochzeitsgerichte nad dieſem Verhältniſſe beftimmt. Aller Zulauf ver 
Kinder, Knechte und Mägde ift auch bier verboten. Muſik ift erlaubt. Die Gäfte jollen ſpäte— 
ſtens morgens 3 Uhr auseinander geben. Beim Kirhgang joll ed wie in den Städten gehalten 
werden. Wenn eine Herrihaft ihrem Geſinde freie Hochzeit geben will, jo muß fie ih dabei 
nad ihrem Stande richten. Hodzeitögeihenfe in den Städten jollen ven Werth von 2 Thirm., 
auf dem Yande den, Werth von 1 Thlr. nicht überfteigen, die Gefhenfe ver Altern und Ge— 


2) Bol. Runde, Beitrag zur Geſchichte der NAufwandsgejepe. Heumann, Jus pol, S. 24. Diofer, 
Bon der Landeshrheit in Bolizeifahen. Hofmann, Entwurf von dem Umfang u. ſ. w. des Volize:: 
webene, u a. m. Über bie franzöfifchen Lurusgeſetze val. Encyclopedie, Art. Lois somtuaires. 
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ſchwiſter jedoch ausgenommen, die deren eigenem Ermeſſen überlaſſen bleiben. Geſchenke an 
Dienſtboten ſind, ſowie die Sammlung für den Koch, ganz verboten.“ 

Heutzutage, da man klarere Anſichten von der perſönlichen Selbſtändigkeit der Bürger und 
von der mit dem Eigenthumsrechte innigſt verbundenen Befugniß der freien Verfügung über 
das, was unſer iſt, gewonnen hat, und da man einſieht, daß, wo ſolche freie Verfügung nicht 
gewährt iſt, auch der mächtigſte Sporn zur Erwerbung, folglich zur fruchtbringenden Arbeit 
fehlt, und daß eine Claſſification nach Ständen, da in jedem Stande die mannichfaltigſten Ab— 
ſtufungen des Vermögens vorhanden ſein können, ſolchen Lurusgejegen jedenfalls ihre vernünf⸗ 
tige Anwendbarkeit raubt, heutzutage erſcheinen ſolche Verordnungen allerdings als abenteuer— 
liche Ausgeburten einer — wenn auch der Intention nach oft gutmüthigen — dem Princip nad 
durchaus heillofen Anmaßung der Negierungsgemwalt gegenüber den Regierten. 

Aber joll oder darf denn der Staat nichts, gar nichts thun, um dem doch unleugbar höchſt 
ſchädlichen Luxus eine Grenze zu fegen? Freilich darf und ſoll er einiges thunz nur ſind Luxus— 
gejeße wie die vorhin angeführten, überhaupt alle nicht durch beſondere Gründe geredhtfertigten 
Zwangdmaßregeln verwerflid. 

Zuvoͤrderſt enthalte jid) die Staatögewalt derjenigen Schritte und Richtungen, welche einen 
Hang zum Lurus faſt Fünftlich erzeugen, venfelben mindeftens zu erhöhen und allgemein zu 
machen geeignet fine. Dahin gehört zumal die einfeitige Pflege und übermäßige Anpreifung 
der materiellen Intereifen im Gegenſatze der höhern iveellen und moralifhen. Wenn bie Re— 
gierung jeden edlern, freien Aufihwung des Geifted und Gemüths im Wolfe jheut, wenn jie 
feine Thätigkeit foviel möglih auf die Sphäre ded Erwerbs und des Genuſſes, überhaupt ver 
egoiftiihen Beflrebungen zu beſchränken, feinen Blick, feine vegere Theilnahme möglihft von 
den Öffentlichen Angelegenheiten, von den Intereflen der Freiheit, der Nationalwürde, der Rechts— 
garantie abzulenken fuht, wenn fie ein von oben bis unten reichendes Syſtem der Corruption 
ind Leben führt, und wenn der Hof und die ihn näher umgebenden Kreife das lockende Beiiviel 
der maßloſen Verſchwendung und der frivolen Genüſſe aufſtellen: alsdann iſt es freilich natür— 
lich, daß auch i in den niedern Regionen der Geſellſchaft ſolches Beiſpiel, ſoviel thunlich, nach— 
geahmt und jener Hang zum verderblichen Luxus allgemein vorherrſchend werde. Schon durch 
die Vermeidung ſolcher Richtungen wird alſo die Regierung dem ſchädlichen Üüberhandnehmen 
des Luxus vorbeugen, und die allgemeinen Anftalten für intelleeruelle und moraliihe Volks: 
bildung werden das Übrige thun. Ohnehin ift, wo die Frivolität nicht künſtlich gehegt wird, 
faum zu beforgen, daß die Verſchwendung allzu fehr einreige. Ginzelne leihtjiinnige oder ge: 
wifjenlofe Praſſer, Vergeuder nicht nur ded eigenen, fondern auch des fremden Gutes, einzelne 
pflichtvergeijene Bamilienväter, die ihren nimmer befriedigten Gelüften ven Wohlſtand ihrer 
Kinder zum Opfer bringen, wird ed immer geben; doch in dev Regel und naturgemäß blidt ver 
Menih, der nicht in der Erziehung verwahrloft oder durch äußere Einflüffe verderbt worden, 
in die Zufunft und enthält fi, theils aus vernünftiger Selbftliebe, theild aus Liebe für jeine 
Familie, der Verfchleuderung feined Vermögens. Allgemeine Verbote oder zwangsweile Ber 
ſchränkungen des Luxus thun alfo gar nit noth. 

Indeflen gibt es gleichwol Umſtände und Verhältniffe, worin auch ein zwangsweijes Ein— 
Threiten ver Staatögewalt hier zu billigen und zu fordern ift. 

Dahin gehören allernächft die Prodigalitäts- oder Mundtodtserklärungen, welde gegen die 
einzelnen unverbeflerlihen Verſchwender, deren ſchlechter Haushalt offenbar fie jelbft oder ihre 
Bamilie ins Berderben zu flürzen droht — verfteht fih nad gehöriger Unterſuchung und unter 
Formen, welde jede Willkür Hintanhalten — auszufpreden find. Wer fhon durch die Ihat 
ſich ald unfähig oder nicht gewillt erwiefen hat, fein Vermögen ald verfländiger Hauswirth zu 
verwalten, der ift zur Gntmündigung geeignet, und die ihm zu fegende Guratel gereicht ja ihm 
jelbft au zur Wohlthat. 

Sodann gibt es Arten ded Luxus, welde, wenn nicht eigens als Luxus, welder nämlich an 
und für fih zu den natürlichen Freiheitsrechten des Bürgers gehört, fo doch aus andern Grün— 
den die polizeiliche Fürkehr in Anſpruch nehmen. Sind gewiſſe Arten von Genüſſen theils an 
und für fi, theils wenigſtens im Fall der Übertreibung der Geſundheit offenbar ſchädlich, oder 
die öffentliche Sicherheit und Ruhe gefährdend, oder die Moral verlegend, jo muß ihnen aus 

diefen Titeln Einhalt gethan werden. Hierher gehören zumal der übermäßige Genuß geijtiger 
Getränfe, inöbefondere des Leib und Seele ruinirenden Branntweind, fodann die der Sittlich— 
feit Gefahr drohenden Beluftigungen oder die jelbft öffentliches Ärgernif gebenvden Ausſchwei⸗ 
fungen. Gegen die Wöllerei hat ſowol die Sanitär: als die Sicherheitspoligei mit Ernft, doch 
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auch mit Umſicht einzuſchreiten, ſoviel möglich mehr durch Beſchränkungen des Verkaufs und 
Ausſchanks der berauſchenden Getränke als durch unmittelbares Verbot gegen die Trinkenden. 
Doch ſoll auch die mit Störung der öffentlichen Ruhe verbundene oder bis zum Skandal 
gehende, zumal habituelle Berauſchung als Polizeivergehen behandelt werden. Die zu ſolchem 
Zwecke zu erlaſſenden Vorſchriften jedoch ſowie jene, welche allernächſt die Verhütung von Un— 
ſittlichkeiten, Verführung und Argerniß erregenden Schwelgereien zum Gegenſtande haben, 
werden füglicher unter dieſen beſondern Rubriken als unter der allgemeinen der (in ſolcher Be— 
ziehung ohnehin nur indirecten) Luxusgeſetze behandelt. 

Noch gibt es Gegenſtände oder Anläſſe zu luxuriöſer Ausgabe, welche ven dabei Betheilig— 
ten mehr nur Plage oder drückende Laſt verurſachen als Genuß gewähren. Es find dieſes Aus: 
gaben, die nicht eigentlich nach dem freien Willen derjenigen, die ſie zu machen haben, ſondern 
blos nach dem Geſetze des Herkommens oder einer einmal herrſchend gewordenen Mode ſtait— 
finden, und von welchen befreit zu bleiben der Wunſch jedes Verſtändigen if. Von dieſer Art 
find 3. B. die hier und dort hergebrachten Begräbnißformen und Todtenfeiern, weldye gar oft 
dur ihre Koftfpieligfeit den dürftigen Nachlaß des Verflorbenen erfhöpfen und der zurüd: 
gebliebenen Familie, welche Ehren halber ven ſtandesmäßigen Aufwand machen muß, ven legten 
Nothpfennig rauben. Wenn in ſolchen Dingen die Polizei mit befhränfenden Vorſchriften 
einfchreitet, jo übt fie dadurch nicht eigentlich einen Zwang aus, fondern jie befreit vielmehr nur 
die Betheiligten von einer läftigen Feſſel, welche fie ſelbſt abzuſchütteln die Kraft oder den Muth 
nicht haben, für deren Wegnahme aber wenigfiend die Verftändigern verjelben der Staats: 
gewalt danfbar find. 

C. Bon Lurusfteuern. Bei den Luxusſteuern ift der polizeiliche Stauppunft von dem 
ftaatöwirthihaftlihen und von dem finanziellen wohl zu unterjheiden. Hat der Staat bei deren 
Auflegung blos allein ven Zwei, von gewiffen lururiöfen Genüffen oder Ausgaben abzubalten, 
fo find die Steuern in der That nichtd anderes ald verfleidete Verbote oder VBerpönungen folder 
Rurusarten, und fie fallen vemnad unter dieſelbe Beurtbeilung wie die unmittelbaren Verbote, 
d. h. fie find theild ungerecht, theild unnüg. Sie find ungerecht, weil jie die natürliche Freiheit 
des (auf ehrlihem Wege ſich zu verfhaffenden) Genuſſes aus angemaßter vormundjchaftlider 
Autorität willkürlich und auf eine zumal für die Armern drüdende Weiſe befhränfen ; fie jind 
unnüg und felbft zweckwidrig, weil fie ven Genuß gleihwol nicht verhindern, ſondern blos 
vertheuern, was bie Anreizung dazu nur nod) erhöht und daher, wenigftend bei jenen, die ihn 
nod irgend bezahlen können, dad Gegentheil ver beabjihtigten Abhaltung bewirkt. 

Etwas anderes ift zu fagen von den aus ſtaatswirthſchaftlichen und aus finanziellen Grün: 
den aufzulegenden Luruöfteuern, zum Theil daher auch von denjenigen, welche gemifhter Natur 
find, d. h. neben einem diefer Zwecke zugleich noch den polizeilichen verfolgen. 

Niemand leugner dad Recht des Staats, zur Begünftigung der einheimijchen Production 
und Induftrie, überhaupt zu ftaatswirthichaftlihen Zweiten die Ein- und Ausfuhr ver Waaren 
oder auch unmittelbar die Production mit hierauf beredhneten Zöllen oder Abgaben zu belegen. 
Es ift dies ein Recht, welches zwar oftmald misbraucht oder zweckwidrig ausgeübt wird, aber 
auch einen guten und wohlthätigen Gebraud gar wohl zuläßt und darum ſchlechterdings be— 
hauptet werden muß. Wenn nun der Staat 5. B. gewiſſe, nicht dem Bedürfniſſe, ſondern blos 
dem Gelüfte dienende fremde Producte (3. B. ausländiiche Weine für ein durch eigenen Wein: 
erwachs gefegneted Zand, oder frenide Bugwaaren oder andern Eoftjpieligen Tand u. |. m.) mi: 
hohen Zöllen belegt und dadurch dad Ausftrömen des zur Nahrung der einheimiihen Produr: 
tion nöthigen Geldes der Reichen vermindert oder mindeſtens der Staatsfafle einigen Grias 
für deſſen Verluft zuwendet: fo wird ſolche Auflage zugleid, ald Luxusſteuer zu betrachten fein, 
obſchon fie nicht eigentlich den Luxus ſchlechthin als Luxus, fondern blos Die unnöthige Con— 
fumtion fremder Producte ald folder im Auge hat; und fie wird in dem Maße, ald überbaur: 
die befondere oder gegenfeitige inpuftrielle und Handelslage fie rechtfertigt, beinebens aud al! 
Lurudbeihränfung von Vortheil fein. Wie oft oder inwiefern ſolches überall der Fall fein 
kann, ift hier nicht zu erörtern. Für den gegenwärtigen Zweck genügt die allgemeine Anden: 
tung des hier obwaltenden Verhältniſſes. 

Sole Zölle und Auflagen baben dann großentheild zugleich einen finanziellen Zmed. 
d. h. fie werden ganz eigend als Steuern eingefordert; und aldvann kann ihre Rechtfertigung 
nur aus den für die Steuern überhaupt gültigen Rechts- und politifhen Principien fliegen 
Es fragt ſich alfo: ift die befondere oder höhere Beiteuerung von Lurusgegenfländen — bie: 
aljo ohne Unterſchied, ob einheimische oder fremde — zu billigen ? 
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Da weder die Erzeugung, noch der Ankauf, noch der Verbrauch irgendeiner Sache ſchon an 
und für ſich eine Steuerpflicht involvirt, fo beruht die Rechtfertigung der Lurusfteuern lediglich 
auf den für die indireeten, namentlich für die Berzehrungäfteuern anzuführenden Gründen. 
Man findet diefelben unter den Art. Abgaben, Steuern u. a. entwidelt und geprüft, und 
es mag daher bier die Betrachtung genügen, daß, Tolange die von der Theorie geforderte 
alleinige und allgemeine Vermögens: und Einfommenfteuer nicht eingeführt und auch dad 
Syſtem der direrten Befteuerung nicht vollftändig gemacht, d. h. über alle Oattungen des Be: 
figed und Erwerbs audgedehnt wird, bie indirecte Befteuerung kaum vermeidlich ift, und daß, 
wenn man diefelbe in dem Sinne, daß fie zur VBervollftändigung oder Heilung der mangelhaften 
Directen Befteuerung diene, eingeführt oder forterhalten haben will, die auf die lururiöfe Ver: 
zehrung gelegte Steuer allerdings zu empfehlen iſt. In ber Regel nämlich treiben doch die 
Reichen oder Wohlhabenven mehr Luxus als die Ärmern, und wenn ed wahr iſt (mas auch 
nicht geleugnet werden fann), daß durch die Unvollftänpigfeit der directen Beſteuerung die 
Reihern, nämlich Befigenvden und Erwerbenden, begünftigt, durch die auf die Gegenflände der 
"gemeinen oder nothwendigen Verzehrung gelegten Steuern aber die Arınen pofitiv und weſent— 
lich bedrückt (nämlich nad Häuptern und nit nah dem Vermögen befleuert) werden: fo wird 
durch die vorzugsweiſe oder in höherm Maße auf die Gegenſtände des Luxus gelegte Steuer jener 
doppelten Iingleichheit wenigftens einigermaßen abgeholfen, und ven Reichen, denen man auf dem 
geraden Wege nicht hinreichend beifan, auf jenem Umwege wenigftend noch etwas abgewonnen. 

Indeſſen gibt es freilich auch fogenannte Lurudgegenftände, welde für manden Armen 
gleihwol (durch Angewohnheit, Kränklichkeit oder durch Standesverhältniffe u. f. w.) zum 
wahren Bedürfniß geworden find und deren Befteuerung jonad) für ihn zur weitern Bedrückung 
wird, Infofern ericpeint hiernach die Lurusftener ald ungerecht. Sodann bewirkt fie, zumal 
wenn fie hoch ift, leicht eine Verminderung des Verbrauchs, demnach, wenn veflelben Gegen— 
ftand ein einheimischer Artikel ift, eine Benachtheiligung der Produrenten, und täufcht zugleich 
die Erwartungen der Finanzen, indem ber Ertrag einer obwol erhöhten Verzehrungsfteuer, 
wenn ihretwillen die Berzehrung felbft bedeutend jih vermindert, geringer wird, ald er bei 
einem mäßigen Steueranfag gewefen wäre. Hat man aber gar, bei Auflegung der Steuer, 
ſolche Verminderung des Verbrauchs mit zum Zwecke gehabt, fo ift das polizeiliche Intereffe mit 
dem finanziellen dabei in Widerſtreit gerathen, und ed muß demnach die Beurtheilung nad dem 
jeweils vorherrſchenden Gefihtspunfte geſchehen. 

Die wiſſenſchaftliche Behandlung des Luxus findet ſich vum ſittlichen Standpunft aus in den 
Handbüchern der Ethik, jo namentlich in Rothe's „Theologiſcher Ethik“, III, F. 1140, vom 
wirthſchaftlichen in den Handbüchern der Nationalökonomie. Rotteck. 

Luzern. Dieſer beiläufig in der Mitte der Schweiz gelegene Canton umfaßt 54 ſchweizeri— 
ſche Quadratſtunden oder 22,6 deutihe Duadratmeilen, Die legte Volkszählung vom Decem— 
ber 1860 ergab eine Bevölkerung von 130504 Menfhen; gegen die vorige Aufnahme von 
1850 ift dies eine Verminderung von 2285 Individuen, während die übrigen Kantone, mit 
wenigen Ausnahmen, ſich einer Zunahme erfreuten, Die gefanmte Ginwohnerichaft lebte in 
14302 Häufern und 25712 Haushaltungen. Sie gehörte der Sprache nad) durchgehendd dem 
deutſchen Stamme an, Die Fatholifche Confeſſion war lange die allein geduldete; noch bei ver 
jüngften Aufnahme zählte man nur 2619 Proteftanten und 14 Juden. Bon der Gefammt= 
bevölferung wohnen 71298 Menfhen in ihrer Heimatgemeinde, 52814 waren Angehörige 
anderer Orte ded Cantons, 5304 find fonftige Schweizer und 1027 Ausländer; dazu kommt 
(glüdlicherweife nur nody) Gin Heimatlofer. Das ganze Gebiet ift in fünf Bezirke getheilt (Lu— 
zern, Entlebuch, Hochdorf, Surjee und Willifau). In der Hauptftabt Yuzern lebten 11522 
Menſchen, alle andern Orte zählen weniger als 4500 Einwohner. Die Stadt Luzern felbft 
würde jehr zufammenfchmelzen ohne die Nievderlaffung anderer Ortsangebörigen. Von ihrer 
Gefammteinwohnerichaft find nämlid nur 2002 hier heimatberechtigt; dagegen gehören 7394 
andern Gemeinden des Gantond, 1544 der übrigen Schweiz und 582 dem Auslande an. 

Der Canton Luzern umfaßt feinen Theil der innern ſchneebedeckten Hochalpen, wol aber ge: 
hören Iheile der vielgenannten Berge Pilatus und Rigi hierher; der erftgenannte 6690, der 
legte 5542 parifer Fuß hoch (der Deutfche Sneil pflegte ven Nigi ald ven „Olymp der Schwei: 
zer“ zu bezeichnen). Die Landſchaft ift fehr waflerreih. Der nördliche und weftliche Theil des 
romantiſchen Vierwaldftätterfees, dann der Sempacher- und Baldegger: und das ſüdliche Ufer 
des Hallwylerfeed befinden ſich im Gebiet des Cantons. Die Neuß durchfließt venfelben. Der 
Boden ift reich an guten Wieſen und fruchtbarem Getreideland. 
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Luzern, der wichrigfte der farholifhen Gantone, darum Sig des päpſtlichen Nuutius, bar 
zwar an Volksbildung gegen früher nicht unbedeutend gewonnen, fteht aber gleihwol den größern 
deutihen Gantonen in diefer Beziehung noch immer nad. Die Macht der Geiftlichfeit Hemm: 
nod immer eine freie Entwidelung. 

Was die Finanzen des Gantons Luzern betrifit, fo entnehmen wir dem Voranſchlage für 
das Jahr 1863 folgende Notizen. a) Einnahmen: Ertrag der Staatäliegenidhaften 33430 dr, 
der Zehnten und Bopenzinfe 12570, der Staatöfapitalien 62430, von der Eidgenoffenfchaft für 
abgetretene Poften und Zölle 130663, Staatdabgaben 528050, Erziehungsweien (Einkünfte 
dejlelben) 74368, beſondere Einnahmen 102237, Geſammtſumme 943748 Fr. b) Ausgaben: 
Beioldung der Berwaltungsbeamten 103341 Fr., Departement des Außern 22000, des In: 
nern 15350, Handelöfammer 1100, Armen- und Vormundſchaftsweſen 400, Kirchenweſen 
400, Bolizeidvepartement 165879, Militärdepartement 246565 (davon 64650 außerorbei: 
ih), Binanzdepartement 109234 (davon 3620 auperordentlih), Baubepartement 232792 
(davon 192422 außerordentlich), Erziehungsrath 216476, Gerichtsweſen 90970, zufammer 
1,204507 Fr. 

Es ergibt ſich danach im Jahre 1863 ein Ausfall von 260759 Fr., der aber nur Dura 
die außerordentlihen Ausgaben, namentlich außerordentliche Bauten, veranlagt ift und voraus: 
fichelich zum Theil gedeckt werben wird durch Mehrertrag der (jehr niedrig angefegten) Einnat: 
men und durch Wenigerbevarf für verichiedene Ausgabepoften. Im übrigen ift ver Canton nur 
mit 1%, Mill. Fr. Schulden belaftet, wovon eine Million für Eiſenbahn-, der Reſt theilweiſe 
für andere Bauten verwendet wurde und welche Summe zu 4, Broc. verzinft wird. Das un: 
mittelbare Activvermögen dürfte dagegen etwa zu anderthalb Millionen anzunehmen fein. 

Bon der älteften Geſchichte Luzerns bejigen wir nur geringe und wenig verläjfige Nas: 
richten.) Es läßt ſich allerdings annehmen, day zur Zeit dev Römerherrſchaft der Ort Yuzern, 
des Verkehrs mit Italien wegen, ſeiner Lage nad amı Ausflug der Reuß aus den Bierwaldftätter: 
Tee, Ihon eine gewiffe Bedeutung hatte, und wol mag auch der Name Luzern von einem bier er: 
mwähnten Zeuchtthurme herrühren. Thatſache ift jedenfalls, daß, als im Jahre 695 Hier ein 
Benedictinerklofter errichtet wurde, der Ort als folder bereits vorhanden war. Nachgewieſen 
iſt ed ferner, daß die Mönche, bier wie anderwärts, bald eine gewiſſe Herrſchaft zu erlangen 
wußten, und feftgeftellt finden wir endlih, das es den Mönchen des Klofterd Murbach im 
Elſaß im Jahre 765 gelang, den Frankenkönig Pipin zu beſtimmen, das Klofter zu Luzern 
janımt deſſen Zugehör ald Beſitzthum des Klofterd Murbad zu erklären, ſodaß das erjtere für 
die Folge feine eigenen Abte mehr, jondern bloße Pröpſte hatte, die Dur Die Abte von Murbach 
eingelegt wurden. 

Die Stadt beſaß von älteften Zeiten her (urkundlich jevenfalld vor 1252) einen Rath von 
36 Mitgliedern, der in zwei Abtheilungen je ein halbes Jahr lang die Verwaltung der ſtädti⸗ 
hen Angelegenheiten leitete. Im Jahre 1330 ergänzte ſich diejer Rath jelbft. Trotz der Mad: 
des Klofters, deilen Ammann Sig im Mathe hatte, ſcheint ein freier Geift unter der Bevölferuna 
geherricht zu haben ; jo nahm denn auch Luzern zur Zeit dev Hohenſtaufen entſchieden Partei 
und fand ſtets auf ſeiten diefer. 

Der zum dentjchen Kaijer erhobene Rudolf von Habsburg fuchte befanntlih feine Haut: 
macht bejonders in dieſer Gegend der Schweiz zu erweitern. Gr brachte c6 dahin, daß per At 
von Murbach — unter Verlegung feiner früher um eine bebeutende Geldſumme den Luzernert 
gegebenen feierlichen Zufage, ihre Stadt niemald zu verfaufen — diejelbe gleihwol im Jabır 
1291 gegen Zahlung von 2000 Mark Silberd und Überlaſſung von fünf Dörfern im Elfat, 
an den Kaijer abtrat.2) Die Luzerner verweigerten den Habsburgern folange fie konnten bir 
Huligung: In dem Kampfe zwiſchen Albrecht von Ofterreih und Adolf von Naſſau ſtanden 
fie auf des legtern Seite, unterwarfen fi aber nad dem Tode diejes Kaiſers. Nun hatten ür 
tbeilzunehmen an den Angriffen, welche die öfterreihiicdhen Fürften wiederholt auf die drei Ut— 
cantone ausführten, und erlitten dafür Einfälle in ihr eigenes Gebiet von feiten der Eidgenoſſen 
Endlich wurden die Luzerner der aus dieſen nicht endenden Kämpfen ihnen jelbft ermachfen. 


— 9 Pfyffer, Geſchichte der Stadt und des Cantons Luzern (bis 1848 reichend; 2 Bde., Zirw 
850—52). 

2) Die Urkunde erklärt, dag ber Abt von Murbach, der Propit von Luzern, ver Kellner und nee 
andere mitwirfente Mönche des Schreibens unfundig ſeien. Es ift dies ein weiteret Zeichen, inwiefert 
die Klöſter zu jener Zeit Pflanzſtätten der Eultur waren. Bal. Mlöfter, 
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Nachtheile müde. ſterreich konnte fie nicht ſchützen gegen die Angriffe, welche die Walpftätier 
oft wiederholten. Da ſchloſſen die Luzerner im Jahre 1332 eigenmächtig einen Vertrag auf 
20 Jahre mit ihren Nachbarn zu beiderfeitiger Sicherheit in Handel und Verfehr. Gin Über: 
fallsverſuch, den der habsburgiſche Vogt auf Rothenburg gemeinfam mit der öſterreichiſchen 
Partei in der Stadt unternahm, midglüdte; ſofort verbanden ſich nun die Luzerner mit den an- 
dern Waldſtättern zu einem eigenen Bündniß (7. Wintermonat 1332), fie befhworen deren 
Bund, und ihre Stadt erhielt den Vorrang ald erfter Ort. Im Bundedbrief wurden übrigens 
die herzoglichen Rechte zu Luzern, in den drei Walbftätten die Rechte des Deutfchen Reichs aus- 
prüclich vorbehalten. Erft nad dem Siege bei Sempad, 1386, erfolgte die Zurüdweifung 
jener Anerkennung der Öfterreihiihen Anfprüce.?) An eine Anderung des Berbältniffed zum 
Reiche dachte man aber noch nicht. So ertbeilte noch Kaiſer Sigismund den Luzernern, nament: 
lid in den Jahren 1415 — 33, manderlei Privilegien; vorzüglich wegen der willigen Dienſte, 
welche fie ihm und dem Reihe, insbeſondere im Kampfe gegen ven Herzog Friedrich von Ofter: 
reich geleiftet.” Es entwickelte ſich ein freier Geift nad innen und außen. Die Gemeinde übte 
die böchfte Gewalt; fie entſchied über alle wichtigen Fragen des Öffentlichen Kebend. Der Große 
oder Aufßere Rath von Dreihundert beforgte die minder wichtigen Angelegenheiten, ein Aus: 
ſchuß — der Kleine oder Innere Rath — von Sechsunddreißig bildete Die vollziehende Behörde. 
Ein Schultheiß ftand an der Spige ded Raths. Die Warnung, welde der im Treffen von 
Sempach tödlich verwundete Inzerner Schultheiß, Peter v. Grundoldingen, feinen Mitbürgern 
fendete: „Laßt keinen Schultbeiß länger ald ein Jahr im Amt’, hatte nachwirkende Bedeutung 
für das politifhe Leben der ganzen Cidgenoffenfhaft. Auch in Angelegenheiten mit der Beift: 
lichkeit fand nichts weniger als blinde Unterwerfung unter den Willen des Klerus jtatt. Dies 
beweift ver fogenannte, Braffenbrier”, abgefhloffen von Zürich, Luzern, ri, Schwyz, Unterwal- 
den und Zug, eine Art Grundgefeg der Eidgenoffen, von dem Johannes Müller fagt, es fei die 
Proteftation der Shmeizerifhen Freiheit wider den Misbrauch des Anfehens der Klerifei. Die 
Stadt fah fi zu wiederholten malen mit den Banne belegt; doch dies beugte ihre Bewohner 
nicht. Ebenſo trat fie dem Treiben der Geiftlichfeit in andern Beziehungen entgegen. Gegen 
Priefter wurden, wie gegen alle andern Einwohner, die gewöhnlichen Strafgefege zur Anwen: 
dung gebracht. Eine Verordnung vom Jahre 1413 verbot jogar die Veräußerung von Liegen: 
fhaften an Kirchen und Geiftlichen, damit die erftern dem Verkehr nicht entzogen würden. Schon 
im Jahre‘ 1470 entitand im Luzerniſchen (zu Bernmünfter) eine Buchdruckerei — die erfte in 
der Schweiz. 

Untervef war ed der Stadt au gelungen, ihre Herrfhaft über eine Reihe benachbarter 
Landihaften auszubreiten, mittel® Kaufs, Pfandlofung und Eroberung. Das Amt Meren- 
fhwand begab fi Freiwillig unter Iuzerner Hoheit. Lrfprünglich beftand eine Art Verbrüde- 
rung mit den neuerworbenen Gebietätheilen, wie ſolches die den Landſchaften ertheilten Burg: 
rechte beweiſen. Auch gelangten viele die Stadt bewohnende Landleute in ven Math, und überdies 
zog man öfters Ausgeſchloſſene aus ven Amtern zu den Berathungen. Allein Died änverte ſich. 
Schon bei der Erwerbung von Weggis (1380) gab fi ein ſchlimmes Herrfhaftägelüfte kund. 
Diefe Vogtei ſowie dad Entlebuch rangen denn auch wiederholt, obmol vergebli, nach Selb: 
ftändigfeit. 

Schon vom Beginn des 15. Jahrhunderts an entwickelte ih ganz entſchieden das Streben, 
einerfeits das Land als unterwürfig der Stadt zu behandeln, andererfeit# Die höchſte Gewalt in 
diefer jelbft ven Händen der Gefammtbevölferung zu entreißen. Der Innere Rath bemädtigte 
ſich der Leitung ded Gemeinmweiend. So begann derfelbe 1421 für die erledigten Großrath— 
flellen Mitglieder zu bezeichnen und dem Großen Rath nur zur Beftätigung anzuzeigen. Zwar 
ward biefer Misbrauch damals nieder abgefchafft, ebenfo an dem Grundſatz feftgehalten, daß 
der Kleine Rath die Beichlüfle des Großen Raths nicht ändern dürfe, dagegen gelang e3 nicht, 
die Selbftergänzung des Kleinen Raths zu befeitigen. 

Die großen Reichthümer, welde den bis dahin an ärmliches Leben gewohnten Schweizern 
durd die Siege Über Karl den Kühnen in die Hände fielen, äußerten befanntlich in mehrfacher 
Beziehung fehr üble Wirkungen. Wahrhaft corrumpirend, die einzelnen fittlich verberbend und 


3) Übrigens mag bier erwähnt werden, dab in deu Kämpfen des Haufes Habsburg zur Unterwer» 
fung der Eidgenofjen nicht ſowol Deutiche, als vielmehr Angehörige des jegigen Schweizergebietg felbft 
jenen @idgenoffen entgegengeftellt wurden: Bewohner des Aargau, des Thurgau u. ſ. w. Diefe bildeten 
namentlich auch bei Sempach die Haupbtmaſſe der. Otrzi.icher“. 
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die Volksofreiheit untergrabend, erwieſen fih fpäter die Benfionen, mit denen die franzöſiſchen 
Könige einflußreiche Männer in den Hauptorten der Eidgenoſſenſchaft an ſich feffelten. Die Be: 
ftehung durch jene Fürften wurde vielfach maßgebend für die Richtung der Politik und dies 
namentlich in Ruzern, deſſen Führer gemöhnlid Söldlinge des parifer Hofes waren. 

Dem Streben nah Entwidelung einer oligarchiſchen Stadtherrſchaft widerfegte ſich längert 
Zeit die von den Urcantonen unterftügte Landfhaft. Das mit Unrecht gepriefene Stanzer 
Verkommniß, weldhes durd Nikolaus v. d. Blüte herbeigeführt warb, entſchied den Sieg dei 
ariftofratifhen Stadtregiments, indem die demofratifhen Urcantone auf jede Unterflügung 
widerſpenſtiger Landſchaften zu verzichten gelobten. 

Inter ven obwaltenden Verhältniffen ſetzte ih auch die Macht der Geiftlichfeit mehr als bis 
dahin feft. Gleichen Schritt hiermit hielt die Verbreitung ded Aberglaubend. So erging 3. 2. 
ein Verbot, den Pilatusberg zu befleigen, weil man ſich einbilvete, in dem auf demſelben befind: 
lichen fogenannten See (vielmehr einem Teiche) Habe ih der Landpfleger Bontius Pilatus er: 
tränft, und wenn fein Geiſt gereizt werde, fo zögen Ummetter über das Land. EFift bezeichnen 
für den Eulturftand, daß jenes Verbot des Befteigens ded genannten Berges mehrere Jahrhun: 
derte fang forterhalten ward, und daß man eine ertragreiche Alp faſt ohne alle Vergütung an einen 
Mann überließ, nur unter der Bedingung, daß er jede Befteigung bed Berges verhindere. 

Zur Reformationdzeit ftanden weltliche und geiftlihe Macht in Luzern eng verbündet. Man 
verfolgte die Neuerungsluftigen in der barbarifchften Welfe. Enthauptung galt noch als gnä: 
dige Strafe, denn der Feuertod war den Abtrünnigen vom Glauben in Ausficht geftellt und der 
Scheiterhaufen ward wiederholt angezündet. Eine Anzahl freidenfender gelehrter Männer ver: 
ließ damals Luzern. Der Sieg des Obfeurantismus hat drei Jahrhunderte lang nachgewirkt! 
Die Machthaber benutzten die Gelegenheit, verfdiedene den Bewohnern der Landſchaft früher 
gewährte politifhe Zugeftändniffe zu widerrufen, ımter dem Vorwande, diefelben wider: 
firebten dem alten Glauben. Doch wollten die Gewalthaber ihre eigene Macht zu Gunſten des 
Klerus nicht beſchränkt wiffen. Sie lieben Geiftliche wegen gemeiner Verbrechen Hinrichten und 
beharrten, trotz päpftlicher Drohungen, auf der Erflärung, daß fle hierin nichts zu bereuen 
hätten. Auch die Errichtung einer ſtändigen päpftlihen Runtiatur ward anfangs abgelehnt, 
nicht blos von Ruzern, fondern von den Fatholifchen Orten überhaupt. Erſt die 1574 in ver 
genannten Stadt aufgenommenen Jefuiten wußten e8 dahin zu bringen, daß jene Ablehnung 
im Jahre 1579 zurücgenommen ward; doch veranlaßte gleich der erfte Nuntius alsbald Wirren 
und Streit. Zwar verfuchte er vergeblih Einführung dev Inqulfition, hingegen brachte die 
Sefuitenpartet eine Bereinigung der katholiſchen Gantone vermittelft ve am 5. Dct. 1586 ab- 
geichloffenen Borromeiſchen oder Goldenen Bundes zu Stande, als deffen legten Nadläufer wir 
den 1847 glücklich vernichteten Sonderbund anzufehen haben. 

Die politifche Verbindung nicht nur Luzerns, fondern der ganzen Schweiz mit Deutſchland 
war feit dem Schwabenfriege (1499) vernichtet. Die oligardhifche Herrſchaft bildete fidy immer: 
mehr and. Hatte man früher den Sempachern, Entlebuchern und Wallifer das luzerner Bür- 
gerrecht erteilt, fo ward dies num (1590, 1665) blos ald ein Schug: und Ehrenbürgerrecht er: 
klärt. Früher hatte man aud Einwanderer in die Stabt jehr gern aufgenommen, wuchs dod 
damit die Wehrkraft derfelben. Noch bis zur Mitte des 16. Jahrhunderts bot die Erlangung 
jened Bürgerrehts mit allen Folgen keine Schwierigkeit dar. Dies änderte ih nun, und ftatt 
der frühern Liberalität bei Aufnahmen entwickelte fidy raſch die ſtarrſte Ausſchließlichkeit. Erging 
doc im Jahre 1638 felbft der Beſchluß, 50 Jahre lang gar Feine neuen Bürger mehr aufzu: 
nehmen. Die Barbarei der Zeit gibt fi) befonders in der Strafgefeggebung fund. Sogar 
wegen muthwilligen Schuldenmachens ward Todesftrafe verhängt. Es fam eine Unzahl von 
Herenproceffen vor. Im Jahre 1652 ward eine fünfundadtzigjährige Frau, nachdem fie ver: 
mittelft der Tortur zum Geftändniß gebracht, ald Here auf die raffinirteft graufame Weife ge 
martert und dann Ichendig verbrannt. Ebenfo richtete man Kinder von fieben und elf Jahren 
bin; jo warb 3.8. im nämlichen Jahre 1652 eine Katharine Schmibli, „ein klein Weiteli 
(Mädchen) von elf Jahren ——* ſintemal feine Beſſerung zu verhoffen, im Turm 
ohne Abfündigung des Lebens, flrangulirt und dann im Sad geftoßen und verbrannt‘, wie das 
Rathsprotokoll lautete; ebenfo heißt e8 im Thurmbudh 1659: „Ein Menfhlin von fieben Jahren, 
Kathrineli genannt, fo Bott verleugnet u. ſ. w.“, warb im Thurm an einem Pfahl erwürgt und 
nachher beim Hochgericht verbrannt. Neben folden Erfheinungen craffeften Bigotismus flett 
e8 eigenthümlich aus, daß noch in Jahre 1678 in das geänderte Stadtrecht ein erneutes Werbe 
ded Verkaufs von liegenden Gütern in die Todte Hand aufgenommen wurde. 
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Die Bedrückungen der Bauern führten 1653, vom Entlebuch ausgehend, einen gefährlichen 
Aufftand herbei. Diefer Große Bauernfrieg breitete ſich weithin aus, nicht nur über beinahe 
alle Ämter Luzernd, fondern auch über verfchiedene benachbarte Randfchaften, namentlich im 
berner Gebiet, Selbft die Bürgerfhaft in dev Stadt Ruzern ward fhwierig und nöthigte ihren 
Gnädigen Herren verſchiedene Zugeftändnifle ab. In folder Lage vergaß die gefammte Dligar: 
chie der Schweiz die fonft fo jehr gepflegten Firchlichen Streitigkeiten. Die Patricter in ven re— 
formirten und fatholifchen Cantonen eilten einander aufs bereitwilligfte zu Hülfe, denn fie er: 
blickten in den Unzufriedenen gemeinfame Feinde. Auf beiden Seiten begegnet man Züge arger 
Barbaret. Die Unterſtützung der andern Städte verfchaffte ven lugerner Oligarchen den Sieg. 
Nun wurden alle frühern Zugeftändniffe, felbft die in einem förmlichen Schiedsrichterfprud be— 
flinmten, gegen die Landſchaften zurückgenommen; ebenfo wiverrief man jegt alle den Stadt— 
bürgern gewährten Gonceffionen, und übte überdies mit der furchtbarften Graufamfeit Rache 
an den hervorragendern Perfonen der Bauern; es regnete gleihfam Todesurtheile. Jetzt war 
die Ariftofratie fefter begründet als je, von nun an geboten fie völlig unumfchränft faft andert— 
balb Jahrhunderte lang. 

Kaum fahen die Dligarhen ihre Herrſchaft gegen das eigene Volk geſichert, fo fingen die 
Religiondfriege in der Schweiz wieder an, nachdem jie in Deutfchland eben beendigt wareıt. 
Der erfte derfelben im Gebiet der Eidgenoſſenſchaft hatte hen im Jahre1531 flattgefunden und, 
infolge des Treffens bei Kappel, in welchem Zwingli fiel, unglücklich für die Neformirten geen— 
digt. Über ein Iahrhundert fpäter, nämlich 1655, brach der zweite, dann 1712 der dritte Me: 
ligiondfrieg aus. Diefe beiden legten male, In denen ſich Luzern durch den päpftlihen Nuntius 
anfgeftahelt, vorzugsweife betheiligte, fiegten die proteftantifchen Berner und Züricher. Luzern 
insbefondere erlitt fchrwere Verlufte an Menfchen und Geld. Der Klerus ward nun, ungeachtet 
feines Sträubens, zur Stenerzahlung beigezogen, und ed ergab ſich bei dieſer Orlegenheit, daß 
derſelbe, troß aller Verbote weitern Anhäufens des Grundbeſitzes In der Todten Hand, zwei 
Drittbeile ded Vermögens im Lande befaß. Die Inzerner Behörden hatten im lebten Kriege, 
al&bald nad der erften Niederlage, die von den neutralen Ständen vermittelten Friedensbedin— 
gungen angenommen ; fanatiſche Geiftliche, bie im Nuntius ihre Stüge fanden, wiegelten nun 
aber das Landvolk auf. So jah fid) die Regierung zu neuen Friedensbruche gedrängt. Nah 
der Hauptniederlage (bei Billmengen) und dem definitiven Friedensſchluß zogen die Iuzerner 
Dligardyen die Unruheftifter zur Strafe; namentlich wurden Geiſtliche gefangen gefegt oder des 
Landes verwiejen, mehreren Laien freilich fhlug man furzweg die Köpfe ab. Auch in der Folge— 
zeit fehlte ed nicht an Streitigfeiten mit Geiftlichen, vor allen dem päpftlihen Nuntius. Dies 
hinderte indeß keineswegs, mit wahrem Fanatismus gegen Abtrünnige zu verfahren. Ein großer 
Proceß in Jahre 1747 gibt nur allzu fprechendes Zeugniß, kennzeichnend die Zuftände des Lanz 
ded noch in der Mitte des vorigen Jahrhunderts. in armer Faßbinder, Jakob Schmidli, der 
ald luzerner Milizmann nad Bafel und dort in Gefellfhaft von Bietiften gefommen war und 
von ihnen fegerifche Bücher erhalten Hatte, der fodann feinen Irrglauben, ungeachtet erfolgter 
Warnung und Einfperrung, aud andern mitgetheilt, yourde (27. Mai des genannten Jahres) 
durch ‚Rath und Hundert‘! (d.h. Großen und Kleinen Rath) verurtheilt, auf dem Hochgericht an 
einer Stud (d. h. Säule) erwürgt zu werben ; dann fei fein Leib ſammt den fegerifchen Büchern 
von dem Schinder auf einem Scheiterhaufen zu verbrennen, die Afche aber in das rinnende 
Waſſer zu ftreuen, fein Haus endlich durch den Scharfrichter zu verbrennen und eine ewige 
Schandfäule daſelbſt aufzurichten mit der Auffchrift: „Wegen verbotenen Zufammenfünften und 
feßerifchen Lehren. So geſchah ed. Damit aber noch nicht genug, fahen ſich drei Berheiligte 
zu dreißigiähriger @infperrung, zwölf- und fehsjähriger Galere verurtheilt, und außerdem 
71 weitere Berfonen (morunter die Ehefrau des unglüdlihen Schmidli mit vier Kindern, deren 
jüngftes erft ein Jahr alt) auf ewige Zeiten verbannt, unter Androhung ver Tobesftrafe im 
Falle ver Rückkehr. Man muß an ſolche Vorgänge zurücerinnern, um fi des Zuftandes klar 
bewußt zu werden, ven diefe auf den Klerus fih ftügende Bauernarlftofratie gefhaffen, und der 
leider allerdings nicht anders ala durch die Revolution hinweggefegt werden konnte. 

Die ganze Geſchichte des 18. Jahrhunderts meift im übrigen zu Luzern die furdtbarfte Cor: 
ruption dieſer verrotteten Oligarchie nah. Fort und fort ſchlechte Rechnungsführung, Betrug 
und Diebftahl zum Schaden ded Staatdvermögend; Gehäffigfeit und Verfolgung der einen herr: 
ſchenden Familie gegen die andere, gefteigert bis zu Hinrihtungen auf unbedeutende Vorwände 
hin; Übermuth gegen die Stadtbürger, plumpe Unterdrüdumg ver Randleute, Unwiffenheit und 
Robeit allenthalben, nicht felten fich Fund gebend in Zügen wahrer Barbarei. 
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Nachdem die hervorragendſten unter den herrſchenden Geſchlechtern ſich gegenjeitig zu ver: 
nichten gefucht, und ald eben eine neue Verfaſſung begonnen hatte, kamen mehrere Mitglieder 
des Raths zu der Erkenntniß, daß ſolches Treiben bei ver allenthalben anbrechenden Aufklärung 
im philofophiihen Jahrhundert ſchließlich kaum zu etwas anderm ald dem Ruin der Ariſte— 
kratenherrſchaft felbft führen Fönne. „Wir wüthen in den eigenen Gingeweiden‘‘, hieß ed. Das 
begriffen alsbald die Betheiligten alle, ftatt weiterer Verfolgung ward nun Pacification unter 
ihnen zum Loſungsworte. Man begnügte ih nit, die bereitö wieder begonnenen Verfolgun: 
gen einzuftellen, jondern man erließ unverzüglich au neue Verordnungen, Gonftitutionen ge: 
heißen, die eigens bezweckten, Beamte zu jihern, in deren Rechnungen „Stöße“ eutdeckt werten: 
ſelbſt wenn fein Irrthum, fondern eigennügige Abſicht Hervortrete, follte, folange Hoffnung 
übrig jei, dem Übel abzuhelfen, devart verfahren werden, daß es dabei ohne den mindeſten Ab: 
bruch der Ehre des Beamten fein Berbleiben Habe. Dies trug ih im Jahre 1769 zu. 

Die Negimentsfähigfeit war in diefer Zeit theild durch Sagung, theild durch Übung auf vie 
engiten Kreife beſchränkt. Die Nathäherrenwürde erſcheint nicht nu lebenslänglich, jonvern 
auch erblich, derart, daß wenn der Vater in den Kleinen Rath gelangte, ver Sohn ihm fofort im 
Großen Rath nahrüdt, und zwar jhon mit dem funfzehnten Altersjahre. Im Jahre 1773, 
als fich die Zahl ver vegimentsfähigen bürgerlichen Familien bereitd auf 29 vermindert hatte, 
wurde ausdrücklich beftimmt, daß nur ine Kalle des Ausſterbens einer diefer Familien ein neue 
Bürgergeihleht regimentsfähig werden fünne; was aber neu aufgenommene Bürger ankı: 
lange, fo jei fowol der Eingewanderte als deſſen Sohn und Enkel unbedingt ausgefchloffen un 
erit die vierte Generation zuläfjig. Propſteien, Kanonifate und Dffizierftellen in ven Garven 
follten nur an Glieder regimentsfähiger Hamilien übertragen werden, Bon den Pfarrpfrünren 
auf dem Rande waren die Bauern ausgefhloifen und nur Söhne jtädtifcher Familien hatten An: 
wartihaft varauf. Unter ven Regimentsfähigen ſelbſt unterfhien man zwiichen Plebejern un? 
Parriciern. Unter den erftern zählte man diejenigen, aus deren Familie irgendein Glied einmal 
in ven Kleinen Rath gelangt war; ſie führten den Titel: Junker. Die Gemeindeverfanmlung 
ward zu Luzern nach wie vor zweimal ded Jahre abgehalten, allein das Ganze war zu einer 
leeren Börmlichkeit herabgejunfen. Die Erlangung ded Bürgerrechts fand ih immermebr er: 
fhwert. Im 16. Jahrhundert erfolgten im ganzen 1805 Bürgerannahmen, im 17. blos 331, 
im 18. aber bis zum Jahre 1798 jogar nur 86. Die Landſchaft war in 14 Landvogteien ein: 
getheilt und wurbe durch Mitglieder des Kleinen oder des Großen Raths verwaltet. Die ge- 
fammten Staatseinfünfte beliefen fih gegen Ende des vorigen Jahrhunderts auf ungefähr 
90000 $1. jährlich. Der Banton zählte beiläufig 90000 Einwohner, meiftend in tiefer Un— 
wiflenheit und nod tieferm Aberglauben herangewahfen. Die luzerner Ariftofratie aber war 
nah Kaſimir Pfyffer's wohlbegründetem Urtheil eine ver verborbenften ver Schweiz. Die jungen 
Batricier widmeten ſich meiftend dem fremden Söldnerdienſte, aus demfelben zurüdgefehrt tra: 
ten fie, mit wenigen Ausnahmen ohne höhere Bildung, Dagegen mit den Untugenden umt 
Üppigfeiten der vornehmen Geſellſchaft großer Städte befannt, Beamtungen im eigenen Lande 
an, um dieſelben auszubeuten. Dem Batriciat ſtand dienjtfertig die Geiftlichfeit zur Seite. 

So waren die Zuflände, als in Frankreich die große Revolution ausbrad. Faſt ein Zabr: 
zehnd hindurch gelang es ver herrſchenden Genofſſenſchaft, das Eindringen der revolutionäre 
Ideen von ihrem Lande abzuhalten. Endlich erfannte fie die Unmöglichkeit meitern Erfolgs au 
diefem Wege und ergriff nun felbft vie Initiative zur Umänderung der Verfaſſung. Nachdes 
Bajel mit Berfündigung der Gleichheit der politifhen Rechte aller Bürger anı 20. San. 1738 
vorangegangen war, diein Aarau verfammelte Tagjagung ſich zur Selbflauflöfung anfhid, 
und auf in andern Gantonen das mürbe gewordene alte Gebäude bereitd den Einfturz probe 
erließ der Große Rath von Luzern unterm 31. Jan. deffelben Jahres — ohne unmittelbaren 
äußern Drang — eine Berfündigung, beginnend mit den Worten: „Nachdem wir in Ermiä 
gung gezogen haben, daß die Menfchenrechte, die weſentlich unverjährbar und unveräußerlit 
in der Vernunft des Menfchen ihre Grundlage haben, und überall zur Sprade gefommen un: 
anerfannt ſind . . . daß infolge dieſes Grundfages alle Regierungen vom Volke ausgeben un 

die größte Wohlfahrt des gefammten Volks ohne einigen Unterſchied und auf gleiche Weife beat: 
fihtigen müſſe. . jo haben wir beſchloſſen: 1) die ariftofratifhe Reglerungsform ift abgeſchafft 
2) es jollen Bolförepräfentanten durch freie Wahl beftimmt werben, um eine neue Negierunas- 
form mit und zu berathen und feſtzuſetzen.“ 

Das luzerner Volk nahm diefe Berfündigung freudig entgegen. Doch faun hatten ich de 
gewählten Abgeordneten in der Hauptftadt verfanmelt, To faben fie ich in ihrer Arbeit umter 
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brochen durch einen Befehl des franzöfifchen Directoriums, deſſen Heere in das Alpenland ein— 
gefallen waren. Die Schweiz mußte ſich ebenfo wie andere Staaten zur Annahme einer zu Paris 
(wenn auch von einem Schweizer) entworfenen, der damaligen franzoͤſiſchen nachgebildeten Ver⸗ 
faſſung entſchließen März (1798). Dieſe Conſtitution griff, wie es nicht zu vermeiden war, tief 
in alle Berhältniffe ein und brach Ariftofratie, Oligardie und Pfaffenregiment — allerdings 
vielfach ohne Beobachtung derjenigen Schonung, welche unbeſchadet des Hauptzwecks ſehr wohl 
möglich geweſen wäre. Bei der ftarren Gewöhnung des damaligen ſchweizer Volks an commu— 
nale und contonale Abſchließung, bei der vielhundertjährigen Macht der Ariftofratie und der 
ungebeuern Gewalt der Geiftlichfeit, mußte ded Guten fehr viel geboten werden, wenn die un: 
geheuere Umänderung überhaupt nur eine Anzahl Anhänger finden follte. In Wirklichkeit 
wurde aber aud Großes gewährt: e8 fielen die ftarren Schranfen, welche bis dahin jeden Kanton 
vom andern getrennt, jomit die Schranken im Innern felbft; es hörten die Unterthanverhält- 
nilfe auf, ed wurden viele läfligen Feudalabgaben ohne Entſchädigung befeitigt, manche häßliche 
Einrihtungen aus dem Mittelalter abgefhafft und das Gefühl der Zufammengehörigkeit aller 
Schweizer durch den ftaatlihen Organismus begründet. Misgriffe und Ungehörigfeiten konn— 
ten bei einer fo tiefgreifenden Umänderung natürlich nicht fehlen, und insbeſondere konnte ſich 
das Volk mit dem bureaufratijch = despotifchen Grundfag unbedingter Gentralifation durchaus 
nicht befreunden. Der Klerus vor allen, nächſt ihm die ariſtokratiſchen Geſchlechter, dann aber 
auch der Neuerungs haß der unwiffenden Maffen, benugten jene Übelftände, und im Hinter: 
grunde jhürte in verfchmigter Weife die bereits auf Alleinherrfchaft losſteuernde Bonaparte’= 
ſche Politif. So konnte pas Alpenland während der Zeit der Helvetif allerdings nicht zur Ruhe 
kommen; fortwährend bekämpften ſich die Freunde der neuen und die Anhänger ver alten Ord— 
nung, felbft mit Waffengemwalt. Dies eben entiprad dem Willen des franzöſiſchen Erften Con— 
fuls, feine Agenten hegten unter der Hand auf beiden Seiten. Nun berief Bonaparte in Spät: 
jahre 1802 Abgeorbnete aus den Wortführern für das alte und für das neue Syſtem vor feinen 
Ricterftuhl nah Paris, um ihnen den Frieden zu dietiren. Er octroyirte die Mediationdacte. 
Nach derjelben blieben die Vorrechte der Geburt wie der einzelnen Orte aufgehoben und ver 
freie Verkehr wie das Niederlaffungsredt für alle Schweizer gewahrt. Dagegen fehrte die Sou= 
veränetät der einzelnen Gantone zurück, doch in befhränftem Umfange, ſodaß nur wirkliche An— 
gelegenheiten des Gefammtftants centralifirt fein follten. Die Regierungdform ver einzelnen 
Eantone war durchgehends entweder repräfentativ oder rein demokratiſch. 

Es muß anerfannt werben, dad die Mediationdacte ihren Grundzügen nad die befte Ver— 
faffung gewährte, welche damals i in der Schweiz überhaupt möglih war. Gleichwol barg fie im 
einzelnen viele große Misftände und Übel, die man in der Kolge wegen deflen, was an ihre 
Stelle kam, größtentheild gern vergaß, um blos dad Gute zu rühmen. Hier fei nur bie völlige 
Abhängigkeit des Landes von den Launen bed Fremdherrſchers erwähnt, der die Eidgenoſſen— 
{haft in brutalerer Weife behandelte, ald ihr. je zuvor gefchehen war, und ver ſie in einem Zue 
ftande der Abhängigkeit erhielt, voll von Schmad und tiefer Erniedrigung. 

Der Canton Luzern hatte in diefer Periode eine repräfentatin = demofratifche Verfaſſung. 
Ein Großer Rath von 60 Mitgliedern war die gefeßgebende, ein Kleiner Rath von 15 die 
vollziehende Behörde. Die oberfte richterlihe Gewalt ward durch ein Appellationsgericht von 
13 Mitgliedern gebildet, allein der Kleine Rath griff wol auch im die Juftiz ein. Es fehlte 
überhaupt vielfach eine genaue Beftimmung ver Gompetenzgrenzen, fo namentlich zwijchen der 
eidgendffiihen Gentral: und der Gantonalgewalt. Der Zwang, dem die Schweiz unterlag, 
dem franzdfiihen Kaifer ein Hülfdcorps von 16000, und als dieſes eben nicht aufgebracht wer= 
den fonnte, wenigſtens von 12000 Soldaten zu ftellen, trug weſentlich bei, die perſönliche Sicher- 
heit der jungen Landedangehörigen gerabehin zu vernichten. Auf den Grund von Gefegen, 
welche unverfennbar eigens zu diefem Behufe erlaffen waren, jeßte man zu Luzern Gommiffio= 
nen des Kleinen Raths ein, welde Liften derjenigen anfertigen ließen, die beruflos oder aus— 
fchweifend, Verſchwender, Nachtſchwärmer oder Raufbolve ſeien, und melde dann unter eine 
zweckmäßige Suborvination gebracht werben follten, indem jene Commiſſion fie für vier Jahre 
in franzöſiſche Dienfte zu treten — verurtheilte! Die Strafjufliz war hart und jelbft grau 
fam. Während ver elfjährigen Dauer der Mediation erfolgten in dieſem wenig bevölferten Can— 
ton 12 Hinrihtungen, und zwar wurben neun davon an Dieben vollzogen, die fogar nur un— 
beträchtlich, aber wiederholt geftohlen hatten. Die Einfünfte beliefen fi in dieſer Zeit auf etwa 
240000 (alte) Schweizerfranfen, großentheild von directen Steuern herrührend. Das Schul- 
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weien erlangte zwar nicht unmefentliche Verbefferungen, blieb indeß gleichwol nod auf einer 
ziemlich niebrigen Stufe. Die Macht des ultramontanen Klerus warb wenigftend einigermaßen 
in Schranfen gehalten, wozu v. Weffenberg, der Generalvicar des fonftanzer Bisthums, zu 
welchem Luzern gehörte, in anerfennenswerthefter Weiſe jederzeit Die Hand bot, was der Ultras 
montanismus ihm nie vergaß. 

Als der Sturz Napoleon’ erfolgte, erachteten die Anhänger der alten abgeſchafften Einrich- 
tungen die Zeit günftig zur Wiederherftellung des ihnen vortbeilhaften Zuſtandes. Durd bie 
ganze Schweiz ging eine reactionäre Bewegung, gefördert durch die Agenten der verbündeten 
Mächte. Man ftadelte alle alten Vorurtheile auf, wie man auch die verſchiedenen Misftände 
der Meviationsregierung überall außbeutete. In Luzern namentlich entwidelte die Ariftofratie 
einen noch größern Gifer als felbft die Geiftlihfeit. Der Klerus fuchte zwar dad Landvolk zu 
bearbeiten, allein dieſes wollte die Selbftändigfeit nicht mehr mit der frühern Unterthänigfeit 
vertaufchen. Um ſich wenigſtens irgendeine Stüge zu verſchaffen, fpiegelte man den Stadttür- 
gern vor, die frühere Ausichlienlichkeit ver herrſchenden Geſchlechter ſei gar nicht geſetzlich ge= 
weien, und für die Zufunft ſollte jeder Stabtbürger Zutritt zu den höchſten Stellen erhalten. 
Damit ward der Bund zwifchen den Patriciern und den Stadtbürgern gefchloffen, und auf dieſer 
Grundlage weiter gearbeitet. 

Ebenfo wie in andern Gantonen fonnte bald aud in Luzern die bisherige Verfaſſung dur 
einen Handftreih umgeflürgt werden. Es gelang ein Überfall der Regierung, befonvers in— 
folge ihrer Schwäche und Energielofigfeit und vermittelft der Berheiligung des zum Überläufer 
gewordenen Mediationsihultheifen Rüttimann, Der Zuftand vor 1798 wurde annäherungs- 
weile bergeftellt, und gleichwie in den übrigen ehemals ariftofratifchen Gantonen, wurde auch 
im Canton Luzern das ariftofratifche Element das weitaus vorherrſchende. Die Regierung war 
beinahe ausichlieglich in die Hände der Stabtbürgerichaft gelegt. Das Patrieiat in feiner alten 
ftarren Form lebte nicht wieder auf, aber es bildete fi) ein Spiefbürgerthum , bei welchem die 
fammtlihen Bürger der Stadt, gleichtwie früher die Batricier, eine Herrſchaft über das Land in 
Anfprud nahmen. Der Große oder Geſetzgebende Rath von 100 Mitgliedern war zwar zur 
Hälfte mit Landleuten beiegt, allein der Kleine oder Vollziehende Rath, die eigentliche Regie— 
rung, beftand aus 26 Stadt: und nur 10 Randbürgern. Dem Namen nad fland die höchſte 
Gewalt bei vem Großen, der That nach aber bei vem Kleinen Rath. Jener hieß Geſetzgebender 
des Landes, diefer aber hatte allein das Recht der Initiative, Alle Gerichte des Landes befanden 
ich in Abhängigkeit von dem Kleinen Rath. Dreizehn Mitglieder veffelben bilveten jelbft das 
Appellationdgeridht, und die angeftellten Amtleute befleiveten die Stelle vom Präfidenten der Be— 
zivfögerichte. Die Amtsdauer in den oberften Cantonsbehörden war lebendlänglid. Wie man 
die Geiftlichfeit zu gewinnen fuchte, ergibt fi aus der Thatſache, daß der Propft von Bern 
Münfter dad Recht erhielt, ven Ammann des Fleckens zu ernennen. Längere Zeit hindurch übte 
der politifche Überläufer Rüttimann eine ziemlich dietatorifche Gewalt — nur gefügig gegen den 
Klerus und kriechend gegen dad Ausland. 

Do allmählich traten einzelne Schwanfungen ein. Die erfte gab fidh in der Ernennung des 
philofophifch = freifinnigen Dr. Trorler zum Profeffor am Lyceum der Hauptftadt fund, worauf 
freilih ein Rückſchlag und nad anderthalb Jahren die Abſetzung Troxler's erfolgte. Im Des: 
cember 1826 ward fogar die Ausübung des reformirten Cultus in der Stabt erlaubt, aller= 
dings zunächſt im Hinblick auf die proteftantifchen Tagfagungsgefandten, allein jedenfalls zur 
großen Unzufriedenheit der Ultramontanen. Nachdem einige kenntnißvolle jüngere Männer, 
unter ihnen Kaſimir Pfyffer, in ven Großen Rath gelangt waren, erfolgte im Jahre 1829 jo- 
gar eine partielle Verfaſſungsreviſton mit einzelnen nicht unmwefentlichen Verbefferungen. 

Die parifer Julirevolution fachte bekanntlich eine durch die ganze Schweiz gehende Bewe- 
gung an, Faſt überall forderte das Volk Aufhebung der ihm 1814 aufgedrungenen Zuflänbe. 
Auch im Kanton Luzern Eonnten die erlangten Verfaflungsänderungen nicht genügen. Die Re: 
gierung fand es flug nachzugeben. Vom Volfe gemählte Deputirte beriethen gemeinfam mit 
einer Anzahl Vertreter der biäherigen Behörden über eine neue Berfaffung. Die Oefammtbeir 
der Bürger hatte über deren Annahme oder Vermerfung abzuftinmen. Am 30. Ian. 1831 
erfolgte die Annahme, indem fi ungeachtet mandherlei befonderer ultramontanen Umtriebe von 
den wirklich Abſtimmenden 7162 für und nur 3490 gegen die neue Gonflitution erklärten. Die 
Bevölkerung zeigte fich während der ganzen Verhandlung der Angelegenheit ziemlich einig, infos 
weit es Abſchaffung ver Patricierherrſchaft galt; dagegen gingen die Strebungen fonft ſehr ſtark 
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auseinander, indem die einen, zunächſt die Gebildeten, freiſinnige Einrichtungen, die andern, 
vorzugsweiſe Bauern und diejenigen, welche ſich mit dem Klerus verbündet hatten, Erweiterung 
der Prieſtergewalt erſtrebten. Bei der erwähnten Abſtimmung des Volks ſiegten die erſtern. 

Die neue Verfaſſung war liberaler geſtaltet als die zur Mediationszeit. Die Staatsform 
war repräſentativ-demokratiſch. In derſelben wurde ber Grundſatz der Souveränetät des Volks, 
die Abſchaffung aller Vorrechte, die Freiheit der Preſſe und der Meinungsäußerung ſowie die 
Unabhängigkeit der richterlichen von der vollziehenden Gewalt auögeſprochen. Das Volk er: 
wählte direct 8O, indirect 20 Stellvertreter. Die Amtödauer fand ih auf ſechs Jahre beſchränkt. 
An der. Spige der Verwaltung erſchien der blos auf Gin Jahr gewählte Schultheif mit einem 
Stellvertreter, dem Statthalter. Die Bezirks: wie die Briedensrichter wurden unmittelbar vom 
Volke gewählt. 

Während der zehnjährigen Dauer diefer Verfaffung erlangte der Ganton bedeutende Fort: 
ſchritte. Die Regierung und der Große Rath entwidelten zwar jelten einen genialen Auf: 
ſchwung und ermangelten der Kunſt, glänzende Schöpfungen ind Leben zu rufen, deren Nugen 
jofort ein jeder erfennen mußte; fie wirkten aber gleihwol ſehr günftig und blieben ftets feft in 
ihrer politiihen Richtung, ohne jeded Schwanfen, wie man ed in andern Kantonen wahrnahm. 
Insbeiondere ward die Juſtiz verbeffert, ein bürgerliches und peinliches Geſetzbuch erlaffen, der 
Proceßgang zweckmäßiger geordnet und die Strafgeieggebung gemildert. Das Land erlangte 
neue Straßen und der Bermögensftand Hob ich, ungeachtet mancherlei gemeinnügiger Verwen— 
dungen, auf die Sunme von 3,716000 Fr., und zwar ohne daß in diefem ganzen Decenniunt 
ein einziged mal eine directe Steuer ausgefhrieben worden wäre; zu allem reichten bie ge= 
mwöhnlihen Ginfünfte und die fehr mäßigen invirecten Auflagen aus bei der durchaus ſpar— 
famen Bermwaltung. 

Deflenungeachter wußte ih dad neue Regime nicht wahrhaft volksthümlich zu machen. Zum 
Kleinern Theil lag dies in einer gewiſſen Halbheit, welche vormaltete, zum bei weiten größern Theil 
aber in der Unmiffenheit, ver Roheit und dem Bigotismus der Maffe des ausſchließlich von der 
Geiſtlichkeit erzogenen lugerner Volfs, und zunächſt in den Imtrieben des ultramontanen Klerus 
bei einem ſolchen Volke. Die Berfaffung vom 30. Jan. 1831 follte zehn Jahre lang nicht ab: 
geändert werden dürfen. Die Zeitftrömung ward eine rüfläufige. In dem nahen Zürich fiegte 
das fanatifirte (proteftantifche) Landvolf in dem Straußen-Putſch. Dies verlieh auch den fatho= 
lichen Zeloten Luzerns höhern Muth, wie ſodann die Aufhebung der Klöfter in Aargau tie 
reizte und dem Gefchrei über Religionsgefahr allgemeinen Widerhall verfhaffte. 

Schon vor Ablauf der beftimmten zehn Jahre warb Verfaffungdveränderung verlangt, für 
diesmal aber noch zurüdgewiefen. Sobald die erwähnte Frift abgelaufen war, beſchloß eine 
große Majorität der Bürger jene Berfaffungsrevifion. Bei den Wahlen zum Verfaſſungsrath 
fiegte mit ganz wenigen Ausnahmen bie ultramontane Partei, und dad Machwerk, weldes fie 
lieferte, erhielt am 1. Mai 1841, bei 23613 Stimmberedhtigten, nicht weniger ald 16723 
Stimmen. So fam denn eine Verfaffung zu Stande, in welder, um die Religion auf alle Zei: 
ten vor jeder Gefahr zu bewahren, die Staatsgewalt vollftändig der Kirchengewalt untergeorb- 
net wurde. Das von jeher geübte landesherrliche Placet in geifllihen Dingen hob man förm— 
lich auf. Für die Aufjiht und Reitung ded Erziehungäwefens ſowie alles deſſen, was auf bie 
Berhältniffe zwiſchen Staat und Kirche Bezug hat, wurde eine eigene Behörde von neun Mit: 
gliedern aufgeftellt, in welcher vier Geiftlihe und zwar von dem Klerus ohne alles Zuthun der 
Staatöbehörben gemäblt, figen mußten. Den fünftigen Mitgliedern ded Großen Raths wurde 
ein Kircheneid vorgefchrieben. Der Artifel über vie Preßfreiheit erhielt eine beſchränkende 
Baflung, und ven Magiftratöperjonen wurde, was die Gonftitution vom Jahre 1831 unterjagt 
hatte, wieder geftattet, Titel, Orden und Penflonen von fremden Staaten anzunehmen, Ebenjo 
wurde dad Verbot der Militärcapitulationen mit auswärtigen Staaten, das in der frühern 
Staatöverfaffung enthalten geweſen, entfernt. Als die neue Berfaflung angenommen war, 
ſchickte man dieſelbe ſogar dem Papſt nah Rom zur Einfiht und bat um feinen Segen. Der 
Heilige Bater antwortete zwar anerfennend, indeß — noch nicht volltommen befriedigt. Es fei 
immerhin einiges in diefer Verfaffung, was mit jener vollen und durchaus freien Gewalt, welche 
die Kirche zur Verwaltung ihrer geiftlihen Angelegenheiten von ihrem göttlihen Stifter empfan- 
gen habe, keineswegs fi vereinigen lafle. Doc ſprach ver Heilige Vater ven Gläubigen feine 
beften Hoffnungen auf weitere Ginräumungen auß, 

Zwei Individuen traten nun im Canton Luzern befonderd hervor, Joſeph Leu aus Eberfoll 
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und Konftantin Siegwart (Siegwart: Müller). Der erfte war ein wohlhabender, aber durch— 
aus unmiffender geiziger Bauer, mit einer gewiffen natürlichen Fähigkeit neben ungemeinem 
Fanatidmus. Diefer Perfönlichfeit bedienten fi die Ultramontanen, indem fie jeinen Fird- 
lichen Eifer und Ehrgeiz anftahelten. Nicht im Stande, auch nur Eine Zeile richtig zu fchreiben, 
war Leu doch dad rechte Werfzeug zur Bearbeitung der meift gleich unwiffenden Landbevölkerung. 
Der wahre Dämon ded kleinen Freiftaatd wurde Siegwart. Er ftammte aus dem Schwarz: 
walde; fein Vater haufte in Teffin. Heimatlos, Faufte er dad Landredt in Uri. Dann fam er 
nad Luzern, erlangte auf Verwendung der Liberalen das Bürgerrecht und wurde fogar ſchnell 
zum Staatsfchreiber befördert. Nichts befriedigte feine angebliche Freifinnigfeit, niemand ging 
ihm weit genug. Doch der Zürich-Putſch brachte ihn zur Bekehrung; ſchlau erkannte er, daß 
eine Neactiongzeit begonnen habe. Mit einer Schamlofigkeit ohne gleihen wechſelte er ur: 
plötzlich vollftändig die Fahne. j 

Durd den Großen Rath wurde der Regierungsrath und der oberfte Gerichtshof mit den 
ertremften Parteigängern der neuen Ordnung. der Dinge bejegt. Die liberalen Männer ſaben 
fi beinahe ohne Ausnahme von den Staatdämtern entfernt. Das gleiche unbedingte Aus: 
ſchlußſyſtem fand bei den untergeoroneten Beamten flatt. Im demſelben Geifte zerftörte mar 
ſchnell alle freifinnigen Schöpfungen der abgetretenen Regierung, und errichtete dagegen Klö— 
fter und Brüderfhaften. Das jeit bereitd mehr venn 40 Jahren aufgehobene Nonnenklofter der 
Urfulinerinnen in der Stadt Luzern ftellte man wieder her und übergab ihm die Erziehung der 
weiblihen Jugend. Das Schullehrerfeminar verpflanzte man in das Klofter St. Urban unter 
geiftliche Obhut. Joſeph Leu, der ſich allerdings nicht in die Regierung wählen ließ, warb in 
ſeiner Beſcheidenheit — Erziehungsrath. In die Waifenanftalten wurden Schweftern der gött: 
lihen Vorfehung aus dem Auslande berufen. 

Eine der erften Handlungen der neuen Regierung beftand darin, bie Freiheit der Prefle zu 
vernichten. Cine weit gewaltigere Bewegung ald died rief eine andere Angelegenheit, nämlich 
die Berufung der Jejuiten hervor. Schon in einer der erften Sigungen ded neuen Großen 
Raths trat Jofeph Leu mit dem Antrag auf, die Jefuiten in das Land zu rufen und ihnen die 
Leitung ded Erziehungdwefend zu übergeben. Der Antrag ftieß auf eine ftarfe-Oppofition. 
Selbft ein bedeutender Theil des Klerus, ſodann viele Anhänger der neuen Ordnung der Dinge 
und endlich alle Freifinnigen traten demfelben entgegen. Auch ver Negierungsrath erklärte ven 
Antrag ald unvereinbar mirder Staatöverfaffung und die Berufung der Jefuiten ald eine Ver— 
legung derfelben. Die Jefuitenfreunde ihrerfeitd liegen alle Minen fpringen. Durd mehrere 
Jahre zog ſich der Kampf fort, an welchem die gefammte Gidgenoffenfhaft ven lebhafteften An- 
theil nahm; er ward immer heftiger und erregter. Der Regierungsrath empfahl zulegt felbit, 
was er anfänglich als eine Verfaſſungsverletzung erklärt hatte. Im October 1844 erließ endlich 
der Große Rath ven Beſchluß, daß die Jefuiten in das Land berufen werben jollen. Sofort leg— 
ten die Freifinnigen und mit ihnen viele Gonfervative ein Veto ein. Hätte man demielben ven 
ordentlihen Lauf gelaffen, fo ftand die Verwerfung des Beſchluſſes in Ausfiht. Bon oben herab 
ſuchte man aber eine folde um jeden Preis zu verhindern. Durd) Anwendung von Mitteln jeder 
Art erlangte man eine wenn auch geringe Majorität. Ein Aufitand war die Folge. Am Mor: 
gen de 8. Der. 1844 vor Anbruch ded Tages brach derfelbe in der Hauptftadt aus. Im einem 
Gefecht, das auf dem Mühlenplage fi entijpann und wobei mehrere Berfonen theild tönlic, 
theils leichter verwundet wurden, behielten die Regierungstruppen die Oberhand. Zu gleicher 
Zeit zogen vom Lande her bewaffnete Scharen gegen die Stadt. Bei denſelben befand fi eine 
bedeutende Anzahl Aargauer. Aud von Solothurn und Bafel:Land waren Haufen im Anzug. 
Auf dem Emmenfelde, eine halbe Stunde von Luzern, Fam es zwifchen Regierungdtruppen und 
den herbeigezogenen Scharen zu einem Gefecht, bei welchem auf feiten der erftern 5 Mann ge— 
tödtet, 20 verwundet und die Truppen auseinander gejprengt wurden. Deſſenungeachtet traten 
die Freifcharen, da fie dad Mislingen der Sache in der Stadt vernommen hatten, ven Rüdzug an. 
Das Unternehmen war alfo gefheitert. 

Es begannen nun die Berhaftungen. Alle Kerker füllten jih und bald waren mehrere bun= 
dert gefangen. Eine größere Anzahl hatte die Flucht ergriffen, vorzüglich in den Aargau. Nicht 
gegen die Anführer allein, fondern gegen die ganze Maſſe wurde ein Procep eingeleitet. Voll 
Sympathie wurden die Flüchtlinge in den benahbarten Gantonen aufgenommen. Groß war die 
Aufregung allerorten, Die eidgenöfjiihe Tagſatzung verfammelte jih im Hornung 1845 
außerordentlich, ging aber, ohne zu einem Beichluffe zu gelangen, wieder auseinander. Dadurch 
und bejonders weil man in Luzern hartnädig jede Amneftie verweigerte, wurden bie luzerneri— 
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ſchen Flüchtlinge zum Außerften getrieben. Auf ihren Betrieb organifirten ji Freiſcharen in 
den Gantonen Aargau, Bern, Solothurn und Bajel:Land, um Luzern zu bezwingen. Die Zahl, 
die dergeftalt ausmarfchirte, beftand austwas über 4000 Mann, nämlich gegen 1000 Berner, 
1100 Aargauer, 400 Baſel-Landſchaftern, 300 Solothurnern und 12 — 1500 Iuzerner Flücht— 
lingen. Es waren Männer aus allen Klaffen. Unter den luzerner Flüchtlingen galt als ver 
Ausgezeihnetfte Dr. Jakob Robert Steiger, ehemaliger Regierungsrath. Die gefammte Mann— 
ſchaft war in zwei Brigaden eingetheilt. Die eine verfanmelte jih in Zofingen, Canton Aar— 
gau, geführt von Oberft Rothpleg von Aarau, die andere in Hutwil, Kanton Bern, geführt 
von Major Billot von Aarau. Dad Obercommando wär dem Staböhauptmann Ulrih Ochſen— 
bein von Nidau anvertraut. Die Regierung von Luzern hatte acht Bataillone Milizen, und die 
Hülfstruppen von Uri, Schwyz, Unterwalven und Zug fanden fi aufgeboten. In ver Nat 
som 30. auf den 31.März 1845 erfolgte der Einzug der Freiſcharen in den Canton Quzern von 
den beiden Sammelplägen aus. Sie führten 10 Stück Gefhüg und anfehnlihe Munition mit 
ih. Vormittags 10 Uhr an letztgedachtem Tage vereinigten ſich beide Brigavden auf dem Felde 
zu Ettiswil, ſechs Stunden von Luzern, marſchirten zufammen, nicht auf der großen Straße 
nad Surfee, wo der Feind fie erwartete, fondern auf einem Nebenwege auf Hellbühl, welcher 
Drt nur nod zwei Stunden von der Stadt Ruzern entfernt liegt. Hierher gelangten die Frei— 
iharen, indem fie die Regierungstruppen umgangen hatten, ohne auf einen Widerſtand zu 
ftoßen. In Hellbühl trennten fich die beiden Brigaden. Die Kleinere unter Billot zog nad) der 
großen Emmenbrüde, die andere nad) der ebenfalld über die Emme führenden Eleinern Doren= 
bergbrüde. In der Nähe ver großen Emmenbrüde wurde die Brigade Billot's von den Regie— 
rungstruppen, verftärft durch die im Laufe des Tages eingetroffenen Unter: und Obwaldener, 
mit Kartätſchen und Stußerfugeln empfangen, ſodaß fie eine bedeutende Anzahl Todte und Ver— 
wundete verlor und ſich gegen Hellbühl zurüdzog. Die andere Brigade erzwang bei Dorenberg 
in einem lebhaften Gefechte den Übergang über die Emme, und bei anbrehender Nacht Fam 
durch die Kittauer Straße herunter die Avantgarde nebft einem Theil der Artillerie zum Lädeli, 

einem Wirthshauſe, nur noch ungefähr 10 Minuten von der Stadt entfernt. Hier lieg Ochſen— 
bein— in ftarfer Verblendung — die Freifharen halt machen und lagerte jie rückwärts nad 
Littau hin. Während der Nacht aber rüdten die Truppen von Zug und Uri in die Stadt von 
entgegengefegter Seite ein, und num ergriff ein panifcher Schreden die Freiſcharen, wenigftens 
traten jie unbegreiflicherweife ven Rüdzug über Malters an, wo jie mitten in der Nacht mit den 
Regierungstruppen in ein mörberifches Gefecht geriethen, in der Dunkelheit und Verwirrung 
ihre Artillerie verloren und enpli in wilde Flucht ſich auflöften. Die Eolonne in Hellbühl 
trat ebenfalls ven Rückzug an; glücklicher jedoch ald die andere größere Abtheilung ſchlug ſie ih 
ſammt ihrer Artillerie durch, nachdem fie noch bei Buttisholz fieghaft gefochten hatte. Einige 
detachirte Compagnien, melde die Höhe des Gütjches und ded Sonnenbergs zunächſt Luzern be: 
ſetzt hielten, wurden abgeſchnitten; am Morgen mit Übermacht angegriffen, ſchlugen ſie ſich 
tapfer mehrere Stunden lang, mußten aber endlich die Flucht ergreifen. Als die Niederlage der 
Freiſcharen entſchieden war, brach der Landſturm, der bisher feig zugeſehen und den Ausgang 
abgewartet hatte, ebenfalls von allen Seiten los. Namenloſe Greuel wurden an den Flüch— 
tigen verübt. Auf ſeiten der Freiſcharen blieben über 100 Todte und viele Verwundete. Auf 
ſeiten der Regierungstruppen und ihrer Verbündeten belief ſich die Zahl der Todten auf 12, die— 
jenige der Verwundeten auf 30. Infolge ver Erſchöpfnng, welche ſich der Freiſcharen durch den 
anſtrengenden Marſch und den Mangel an Proviant bemächtigt hatte, ſodaß viele ermattet zu 
Boden ſanken und nicht weiter fortkommen konnten, wurden einſchließlich der Verwundeten, 
nahe an 1800 derſelben gefangen. Die Cantone Bern, Aargau, Solothurn und Baſel löſten 
ihre Gefangenen mittels einer Summe von 350000 Br. vertragsmäßig aus. Dieluzerner aber 
wurden ihrem Schieffale überlaffen. Über den Leichen ver Erfchlagenen hielten die Jejuiten ſofort 
ihren Einzug in Luzern. 

Unter den ®efangenen befand fi Dr. Jakob Robert Steiger, und er vor allen war be— 
ſtimmt, auf dem Blutgefüft zuenden. Durd fein männliches ſtandhaftes Benehmen im Kerker 
und durd feine hinreipenden Vertheidigungsreden erwarb er fi die Bewunderung und die 
Theilnahme des In- und Auslandes. Im zwei Inftanzen wurde er zum Tode verurtheilt. Cine 
Menge Bittfhriften mit vielen taufend Unterfehriften von Männern und Brauen um Begnadi- 
gung liefen ein, ein eigener eidgenöfjifcher Repräfentant, von dem Vorort Zürich abgefendet, 
erfchien in Luzern, um diefelbe zu bewirken. Allein bevor die Entſcheidung erfolgte, gelang es, 
durd Fühne Kift den politifchen Märtyrer aus dem Kerfer zu befreien. Die Gantone Züri und 
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Bern beeilten ſich, dem Befreiten eine neue Heimat zu ſchenken. Das Todesurtheil wurde in 
effigie vollzogen. 

Jahrelang dauerte die Unterfuhung gegen die übrigen Betheiligten, von denen aber die Be- 
deutendften entkommen waren. ine Unzahl Strafurtheile, nahe an taufend, wurden gefällt, 
und diejenigen, welche Vermögen beſaßen, deifelben beraubt, indem einzelne 10:, 12- und 
20000 Fr, zu bezahlen gezwungen wurden. 

Bald nad) der glücklich vollbrachten Flucht des Dr. Steiger wurde Rathsherr Leu in feiner 
Wohnung zu Eberfoll mitten in der Nacht in feinem Bette ſchlafend erſchoſſen. Die herrſchende 
Partei entblövete ſich nicht, fofort den Mord einen Complot ihrer politifhen Gegner zuzu- 
Schreiben und demgemäß zu verfahren. Gin eigener Verhörriter, Wilhelm Anımann aus dem 
Thurgau, berüchtigt durch feine alle Schranfen überfchreitende Brutalität, wurde berufen, um 
einen Proceß einzuleiten. Eine Menge ihrer politifchen Gejinnung wegen verdächtige Perſonen 
wurden verhaftet, jahrelang eingeferfert und graufam behandelt. Es ſcheute ji der Verbör: 
rihter Ammann nicht, bei viefer Behandlung den grauenhaften Sag aufzuftellen: „Der Unter: 
juhungsgefangene müſſe vorab phyfifch und pfychiich gebeugt und fo lange gedrückt werben, bis 
die Liebe zum Leben mit allen feinen Annehmlichkeiten gebrochen ei.“ 

Als der Mörder Leu's wurde ermittelt und hingerichtet Jakob Müller, ein gemeiner Mann, 
welder aus Rache, da er ald Theilnehmer an dem ftattgehabten Aufftand ind Gefängniß gefegt 
und öfonomifch ruinirt worden war, dad Verbrechen verübt hatte. 

Nun meinte die Jejuitenpartei ficher zu ftehen und alled wagen zu dürfen. Der Gunſt 
und felbft der Unterflügung des reactionären Auslanded gewiß, ward der Sonberbund ge: 
gründet. Der Schultheiß Siegwart (Müller), der UÜberläufer aus dem demofratifhen 2a: 
ger, entwidelte dabei die größte Thätigfeit. Schon im Januar 1842 hatte er die erften Ein: 
leitungen zur Begründung jened Bündniſſes getroffen; am 11. Dec. 1845 gelangte Daffelbe 
zum förmlihen Abfchluffe. Die ih bundesgetreu nennenden fieben Gantone: Luzern, Uri, 
Schwyz, Unterwalden, Zug, Freiburg und Wallis, fepten einen mit ausgedehnten Vollmachten 
verjehenen gemeinfamen Kriegsrath nieder. Ohne alle Beranlaffung von feiten der übrigen 
Gantone fanden ausgedehnte Rüftungen flat. Man organifirte die Geſammtſtreitmacht in 
vier Armeedivifionen, der Große Rath von Luzern eröffnete im October 1846 einen unbeding- 
ten Credit für Durdführung veffen, was man als nöthig für Erhaltung von Ruhe und Ord— 
nung, Religion und Gantonalfouveränetät bezeichnete. Die Öfterreichifche Regierung unter: 
ftügte die Sache durd Lieferung von Waffen und Geld (erft 100000, fpäter noch 50000 Fr., 
in Form von unverzinslihen Darlehnen, von denen es aber hieß, jie brauchten nie zurückerſetzt 
zu werden). Auch der König von Sardinien lieferte Waffen unter dent Scheine des Verkaufs; 
ſelbſt der Herriher von Neapel unterftügte die veactionäre Bewegung, indem er Offiziere aus 
feinen Dienften beurlaubte und nad) den Sonderbunddcantonen fendete; Frankreich verhieß, 
wenn nöthig, geradezu feine Intervention. 

Der Ubermuth der Sonderbünbdler flieg aufs höchſte. Es wurde ein Plan ausgearbeitet, 
nad welchem das Gebiet einer Anzahl Schweizercantone weſentlich umgeftaltet, insbeſondere 
Luzern auf Koften des Aargaud bedeutend vergrößert werben follte. In der Sigung der eid— 
genöſſiſchen Tagfagung vom 19. und 20. Juli 1847 erflärte der luzerniſche Geſandte (Stadt⸗ 
fchreiber Bernhard Meyer) ganz offen: Der Sonderbund habe nicht blos den Zweck (wie mar 
bis dahin vorgemwendet hatte), Yreifhareneinfälle abzuhalten, welche nicht mehr zu fürdten 
jeien, jondern fein Ziel fei vielmehr, den bundedrevolutionären Tendenzen jener Partei, melde 
der Schweiz durch Tagfagungsmehrheit ein Einheitöfyftem aufprängen wollte, entgegenzutreten. 
Wollte man den Frieden, fo müffe man nicht nur die Frage wegen Ginführung der Jeſuiten 
fallen laffen, fondern aud die Klöfter im Aargau wiederherftellen. 

Died war nun freilich fo ziemlich eine Kriegserflärung; 12 Stände und zwei halbe, jomi: 
jedenfalls bie verfaſſungsmäßig nothwendige Majorität, vereinigten ji zu dem Beſchluſſe 
der Sonberbund fei aufzulöfen und die Kantone Luzern, Schwyz, Freiburg und Wallis, weld: 
die Jefuiten bei jih aufgenommen hatten, zu deren Entfernung aufzufordern. 

In Luzern felbit wagte ed ein Mitglied des Großen Raths (Martin Arnold), Unterwerfung 
unter den Tagſatzungsbeſchluß zu beantragen, um jo mehr, ald ja der Sonverbundävertrag 
überhaupt dem Großen Rath des Cantons nicht einmal vorgelegt, noch weniger von ihm oder 
gar von der Gefammtheit des Volks genehmigt worden, was verfaflungsmäpig zur Gültigkeit 
nothwendig fei. Mit 74 gegen 7 Stimmen erfolgte Berwerfung diefes Antrags. Es entſtand 
num im ganzen Canton ein wahres Schreckensſyſtem. Siegwart übte eine unumfhränfte Die: 
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tatur; von den Kanzeln herab, in Beichtſtühlen und vermittelt Wallfahrten ward das Volk zu 
fanatifiren gefucht, überall entfaltete fih das Ihmählihfle Denunciationsweien. Aus frem- 
den Ländern ftrömten Abenteuerer herbei, ed erfolgten große Ausgaben für militärifche Zwecke; 
der ganze Canton ward in Kriegäzuftand erklärt, ver Schulpbetrieb bis auf weiteres gänzlich 
eingeftellt , die Hülfe des Auslandes förmlich angerufen. 

Am 4. Nov. 1847 faßte die Tagſatzung den Beſchluß, ihre Verfügung vom 20. Juli wegen 
des Sonderbunded und der Jefuiten mit Waffengewalt zu vollziehen. Am nämlihen Tage und 
ehe man Kenntniß von dieſem Decret erlangte, hatten die Sonderbündler ven Kampf durd) 
einen @infall in das teffiner Gebiet eröffnet. Der Canton Luzern allein hatte Übrigens 
8000 Mann gewöhnliche Milizen und 15000 Mann Landſturm aufgeftellt. 

Dod die eidgenöſſiſchen Kantone entwidelten eine Schlagfertigkeit, wie man nicht erwartete. 
Schon am 14.Nov., aljo blod 10 Tage nach jenem Beihluß, war Freiburg zur unbedingten 
Unterwerfung gebracht, und nun wälzten ji die Maflen des eidgenöffifchen Heeres vorzugs— 
weife gegen Luzern. Der fonderbündlerifche Kriegsrath in diefer Stabt hatte mittlerweile neuer— 
dings die Offenſive verfuht. Anfangs gelang der Überfall eines aargauifhen Dorfes am 
10.Nov., dann aber misglückten die Hauptunternehmen, welde am 12.Nov. in drei Richtungen 
hin ftattfanden, indem bie Eidgenofjen ihre Angriffe allentHalb zurückſchlugen. 

Nachdem das eidgenöſſiſche Heer aud) den Ganton Zug zur Unterwerfung gebracht, begannen 
am 22, und 23. Nov. die Operationen gegen Luzern durch ein allgemeines Vorbringen. Es 
ward befonderd bei Honau, Giflifon und Meierdfappel gefämpft; in diefer Gegend ftand die 
fonderbünblerifhe Hauptmacht unter dem Obergeneral Salis-Soglio. Allein hier wie im Entli: 
buch unterlagen die Sonderbündler. Am Abend des 23. Nov. fand fi der größte Theil ihrer 
Streitfräfte, no ungefähr 20000 Mann ftarf, auf einen LImfreid von etiva zwei Stunden um 
die Stadt Luzern zufammengebrängt. Da entfiel dem Kriegdrath der Muth; indem er jelbit 
ſammt dem Iugerner Negierungsrath während der Nacht auf einem Dampfſchiffe nad Uri ent: 
floh, erteilte er vem Obergeneral die Ermädtigung zur Übergabe der Stadt unter der Wei- 
fung, ie Truppen nad) den Urcantonen zu führen, Der liberale Stadtrath von Luzern öffnete 
bereitwillig am 24. Nov. den eidgenöfjiichen Truppen die Thore. Es fielen einige, indeß in 
ganzen nur wenig bedeutende Exceſſe vor. 

Die vier no übrigen Sonverbundscantone capitulirten der Reihe nach; zulegt, am 29. Nov., 
Wallis. Blos 25 Tage nah dem Vollziehungsbeſchluſſe der Tagfagung war der Aufftand 
überall nievergeworfen, danf ber fteten Kriegsbereitſchaft ver ſchweizer Milizen. Die den Son: 
derbündlern befreundeten Gabinete hatten es nicht für möglich gehalten, dag ein Heer, zumal 
von Bürgerfoldaten, in fo kurzer Zeit au nur zur Marſchbereitſchaft gebracht werden Eönne. 
Sie waren überrafht, Indem fie fofort der vollendeten Thatſache gegenüberftanden. Während 
der franzöftiche Gefandte von feiner Regierung die Weifung erhielt, eine Vermittelung zwiſchen 
den eidgenöſſiſchen Behörden und dem fiebenortigen Kriegsrath anzubahnen, eriftirte der leg: 
tere ſchon nicht mehr, fondern feine Mitglieder waren auf dem einzigen ihnen offen gebliebenen 
Mege durd Wallis nach dem öfterreihifchen Italien entfloben. 

Nach einigem Bedenken entichloß fidy der Stadtrath von Luzern, unter Beiziehung von zwei 
Bertretern aus jedem andern Amte, die proviforiiche Negierung des Kantons zu übernehmen. 
Eine neue Wahl des Großen Raths wurde auf den 11. Dec. angeordnet; die früher wegen poli: 
tifher Handlungen ihrer bürgerlichen Rechte verluftig Erklärten erlangten Wievereinfegung, ba= 
gegen erfolgte Ausweifung der Jefuiten. Da die auswärtigen Mächte ih zu einer Interven- 
tion anſchickten, verfuchte eine Anzahl Priefter dad Volk aufd neue aufzureigen, Einen dieſer 
Pfarrer fegte feine eigene Gemeinde ab, andere nahm man in Unterfuchung. 

Der neue Große Rath beftand faſt durchgängig aus liberalen Männern. Seine Eröffnung 
erfolgte am 16. Dee. , und er wählte den Dr. Robert Steiger zu feinem Präfiventen, fpäter zum 
Schultheiß, und fegte eine Commiſſion zur Vorberathung einer Berfaffungsrevifion nieder. 

Die Lage ver neuen Regierung ward befonderd durch die finanzielle Erihöpfung, bei ge: 
fleigerten Anforberungen aller Art, ungemein erſchwert. Die Sonderbundsregierung hatte 
nämlich den Staatshaushalt vollftändig zerrüttet, Gelver für Kriegszwede mitunter wahrhaft 
verfchleudert, dagegen an den nüglihften Dingen in der innern Verwaltung es fehlen laffen. 
Daß ganze Nctivvermögen des Gantond war auf 1,059000 Schweizerfranfen in Gülten und 
Obligationen, 137800 Sr. baar und wenige Domänen herabgefunfen ; bagegen follte ver Ganton 
2.454637 Er. Kriegskoften an die Eidgenoſſenſchaft bezahlen (vie fieben Sonderbunddcantone 
follten zufammen 5,526639 $r. vergüten), außerdem mußte derfelbe 229000 Br. erjegen, 
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melde die Sonderbündler von eidgenöfftichen Geldern mweggenommen hatten; überdies ein vom 
der Sonderbundsregierung zu Bajel contrahirtes Anlehen von 105000 Fr. decken. Bon der 
Kriegdentihädigung follten 433546 Fr. fofort bezahlt werden, erft darauf würde die Dcrupa= 
tion des Gantond aufhören. 

In diefer Bedrängniß bejhloß der Große Rath zwei Klöfter (St.-Urban und Ratbhaujen) 
aufzuheben, den übrigen vier Klöftern und Stiftern eine Eontribution von 500000 Fr. aufzu— 
legen, ferner ſämmtliches Vermögen der geiftlihen Gorporationen unter Staatdabminifkration 
zu ftellen und deren Liegenſchaften ſoweit thunlich zu veräußern. Der deöfallfige Beſchluß wurde 
dem Veto ded Volks unterftellt. Es ergab ſich eine flarfe Agitation, zumal die Geiſtlichkeit mög- 
lichft dagegen aufſtachelte. Indeß konnten von den 26949 fimmberehtigten Bürgern doch nur 
11190, ſonach bloß die Minorität, zur Berwerfungserflärung gebracht werden, wonach das 
Deeret ſeine Vollziehung erhielt. (Das Kloſter St.-Urban ward im Jahre 1850 um 900000 
alte Franken verfauft.) Vorher aber mußten Anlehen zu fehr ungünftigen Bedingungen auf: 
genommen werben. 

Es erhob jih die Frage wegen gerichlicher Verfolgung der Urheber des eingetretenen Un— 
glücks. Am 3. Febr. 1848 beſchloß der Große Rath, niemand ſtrafrechtlich zu verfolgen, mit 
Ausnahme derjenigen, welche fi die Anklage des Landesverraths zugezogen; außerdem wur— 
den die Mitglieder ded Regierungsraths und verfchiedene andere civilrechtlih haftbar erflärt für 
die durch ſie veranlaßten unmittelbaren Gelpverlufte des Staats. 

Die Revijion ver Verfaffung von 1841 führte zur Beibehaltung diefer Urkunde im allge: 
meinen; danach verblieb dem Volke das Recht, im October jeded Jahres eine neue Verfaſſungs— 
reviſion zu fordern, und ebenjo das Veto. Dagegen wurden die blos im Intereife des Ultramon: 
tanismus eingeführten Beftinnmungen befeitigt, namentlich wegen nothwendiger Einwilligung 
der Kirchenbehörden gur Veräußerung von geiftlihen Gütern und Wahl einer Anzahl Priefter 
durch den Klerus in ven Erziehungsrarh. Ebenfo ward der Kircheneid abgeihafft und das Pla— 
cet wieberhergeftellt. Die ſonach abgeänderte Berfaffung erlangte fogar eine poſitive Majorität, 
indem von 17700 Abftimmenden jih 12131 für Annahnıe erklärten. 

Auch in der gewöhnlichen Gefeggebung entfernte man die ärgften reactionaren Auswüchſe. 
Die frühere Verunftaltung des Strafgeſetzbuchs ward bejeitigt, das berüchtigte Proceßgeſetz 
von 1843 durd das frühere erfegt und dad Geſetz über das Erziefungswefen auf freifinniger 
Grundlage umgeändert. 

Ein im Jahre 1852 erlaffenes Geſetz über den Loskauf von Zehnten und Bodenzinien (mo= 
durch das Einfommen der Beiftlichfeit allerdings faft auf die Hälfte herabgebradht worden wäre), 
brachte eine Betobewegung hervor, welche (Februar 1854) mit Berwerfung des Geſetzes endigte. 

Die Regierung des Cantons wurde in gemäßigt liberaler Weiſe durchgeführt, unter großer 
Schonung des vielfach herrſchenden Bigotismus und der klerikalen Macht. Die übermäßigen 
Anſtrengungen des Cantons unter dem Walten der Reactionäre hatten aber eine bedeutende 
Erſchöpfung und zahlloſe ſonſtige Übel zur Folge. Dies zeigte ſich um ſo deutlicher, je mehr die 
liberale Regierung bemüht war, den neuzeitlichen Anforderungen an einen culfivirten Staat zu 
entſprechen. So flieg die Armenfteuer, weldhe im Jahre 1841 nur 52661 alte$ranfen betragen 
hatte, bei allerdings weit mehr audgedehnter und befferer Hülfeleiftung, 1854 auf 882970 neue 
Sranfen ; nur drei Gemeinden brauchten feine Armenfteuer zu erheben, in allen andern Orten 
betrug diejelbe zwifchen 2 und 24 Fr. vom Taufend Vermögen. Auch die Zahl ver Verbregen 
wuchs in erfchrecdender Ausdehnung. Während 1840 erft auf 1826 Einwohner ein Verbrechen 
fam, traf 1854 (freilich bei befler durchgeführter Polizei und Juftiz) eins fhon auf 555. Nicht 
minder nahm die Zahl der unehelihen Geburten zu. Als beſonders bezeihnend muß aber die 
eingetretene Abnahme der Bevölkerung angejehen werden, von der wir im Anfange dieſes Auf: 
Tages berichteten. Die Erfhütterung war zu groß gewachſen, um ohne ſolche Nahmwirfungen 
vorüberzugehen. 

Indeß hat allmählich ein neuer, wenn auch langfamer Aufihwung begonnen, Nachdem die 
eidgenöffiihe Bundesverfammlung den Sonderbundscantonen den Reft ihrer Forderung er— 
laſſen hatte, gelang ed dem Großen und Kleinen Rath, das Finanzweſen in befriedigender Weiſe 
zu ordnen. Der Volkswohlſtand hob fi wieder, und die Zahl der Verbreden nahm ungemein 
ab; im Jahre 1861 fam eins erft auf 811, im Jahre 1862 eins auf 721 Einwohner. (Die 
Geſammtzahl ver Fälle, im Jahre 1855 auf 364 geſtiegen, ging 1861 bis auf 161 herab und 
betrug 1862 181.) 

ALS gegen Ende des Jahres 1862 eine Neigung ded Volfs zu Berfaffungsrevifionen in 
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einem großen Theil der ſchweizer Cantone erwachte, juchte die ultramontane Partei in Luzern 
fofort dieſes Hebeld fih zu bemächtigen. Einige Misgriffe von Behörden (namentlich zu weit 
gehendes Einſchreiten des Gerichtd gegen ein Öffentliches Blatt von Willifau) und Nichtihonen 
des herrſchenden Bigotismus (Anftellung des Profeflord Edart am Iuzerner Lyceum) hatten 
ihr vorgearbeitet. Diele Geiftlihe agitirten (der päpflihe Nuntius insbefondere foll feine 
Hände nicht für zu heilig gehalten Haben, aud) eine ſolche weltliche Angelegenheit zu berühren) ; 
die Preffe ward in Bewegung gejegt und zu Surfee eine von angeblid 3000 Bürgern befuchte 
Bolköverfammlung abgehalten. Nun rührten fi aber auch die Liberalen, ſowol in den öffent: 
lichen Blättern ald auf einer gleihfalld veranftalteten und von etwa 10000 Männern befuchten 
Bolföverfammlung. Die Freifinnigen anerkannten die Mängel der beftehenden Verfaflung And 
ergriffen num felbft die Initiative zu deren Befeitigung. Total: oder blos Partialrevifion waren 
die beiderfeitigen Schlagworte. Erftere ward von den Ultramontanen, legtere von den Liberalen 
erftrebt. Bei der Volksabſtimmung erklärten ih 12330 Bürger für Totalreviſion; jie bilde: 
ten indeſſen die Minderheit, indem die Gefammtzahl der Stimmberechtigten 29560 betrug, und 
die Nichtvotirenden, wie herfömmlich, für den Regierungsvorſchlag, alfo eine bloße Partial- 
revifion, gezählt wurden. j 

Eine vom Großen Rath nievergefegte Commiſſion entwarf nun Anträge auf Anderungen 
in der beftehenden Verfajlung. Der Große Rath beſchloß über dieſelbe in zweimaliger Leſung 
(Januar und März 1863). Die Hauptergebniffe find folgende: Wegen Preßvergehen darf 
feine Unterfuhungshaft mehr verhängt werden, ausgenommen wenn ed ſich um ein eigentliches 
Verbrechen handelt. Keine Anftelung im Staatsdienft darf auf Lebenszeit erfolgen, auch im 
Lehrfache nicht. Alle vier Jahre findet eine Integralerneuerung nicht nur bei den Gantonalz, 
fondern auch bei ven Bezirks- und Gemeindebehörben ftatt. Die Befoldungen werden jedesmal 
für die Zeit ſolcher Amtsdauer und zwar vor der Wahl feftgefegt, und Eöhnen während ver be= 
treffenden vier Jahre nicht erhöht werden. Cine allgemeine Volksabſtimmung über Ver: 
faffungörevifion muß flattfinden, wern 5000 ſtimmfähige Bürger mit beglaubigter Namens: 
unterjchrift fie fordern. Ebenſo ift eine Volksabſtimmung (Veto) über Gejege und Staatsver— 
träge vorzunehmen, wenn die angegebene Bürgerzahl binnen 30 Tagen nad) Befanntmahung 
jener Actenflüde joldhe fordert. (Dabei ward feftgehalten an den Grundfage, daß die Nichts 
abftimmenden für dad Kortbeftehen ver Berfaflung refp. die Gültigkeit ver Großrathsbeſchlüſſe 
gezählt werben, weil, wer nidhtö dagegen einwende, als zuſtimmend zu betrachten fei.) Bon 
der Wahl in ven Großen Rath find diejenigen Beamten ausgeſchloſſen, welche durch den Regie— 
rungsrath angeftellt oder von der Regierung mit firer Bejoldung in die Commiffionen zur Prit- 
fung der Staatöverwaltung und der Staatsrehnungen ernannt find; alle übrigen können ge— 
wählt werden (ein glücklicher Mittelweg zwiſchen dem vollftändigen Ausflug der Beamten und 
der Möglichkeit einer Sefjelgarantie). In den eidgenöjfiihen National= und ebenfo in ven 
Ständerath darf nie mehr als je Ein Mitglied des Negierungdraths gewählt werben. Handels: 
und Gewerbefreiheit find im Grundfage anerkannt. Bejeitigt wurde die Beflimmung, daß 
nur ftimmfähig fei, wer einer der in der Eidgenoffenihaft anerfannten chriſtlichen Gonfefiionen 
angehöre. Leider erfolgte diefe Abſchaffung einer ungemeinen Beihränfung nicht aus innerm, 
fondern aus dem äußern Grunde, daß fonft ver Bund im Hinblick auf die den ſchweizeriſchen 
Juden zuftehenden Rechte einfchreiten würbe.. Bezüglich der Bedingungen zur Erlangung des 
Cantonsbürgerrechts ift dad Specialgefeg noch nicht aufgehoben, welches nur Katholifen zuläßt. 
Ebenſo hielt man an einem Cenſus feft für die Wählbarfeit in den Großen Rath (3000 Er. 
Vermögen). Die Verfaſſungsberathung ſchloß etwas ſeltſam mit Herabjegung des Salzpreijes 
von 10 auf8 Rappen. — 

Der Große Rath nahm ſchließlich mit allen gegen Eine Stimme die in folder Weife umge 
ftaltete Berfaffung an. Am 29. März erfolgte die allgemeine Bürgerabftimmung darüber, und 
zwar ergaben fih 13448 annehmende und nur 464 verwerfende Stimmen. Da die Annahıne 
. von vornherein gewiß war, fo hatte ſich nicht ganz die Hälfte der Stimmberechtigten (im ganzen 
etwas über 29000) an der Abftimmung betheiligt. 

Die große Einigkeit, welche ich bei Annahme ver Verfaffung fund gab, herrſchte indeß kei— 
neöwegs, ald es fih um die Wahl des neuen Großen Raths handelte. Am 3. Mai erfolgte die 
Abftimmung, und dabei gab es heftige Kämpfe zwifchen ven Liberalen und den Gonjervativen, 
reſp. Ultramontanen. Die erftern fiegten vollftändig. Mit Einrehnung der Ergänzungswahlen 
gehörten von den 100 Abgeorbneten des Raths nicht weniger ald 60 ihrer, blo8 AO der gegne= 
riſchen Partei an. 
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Berfaffungsgemäp hatte der Große Rath, ehe er die Wahl ver obern Beamten vornahm, 
deren Befoldung feitzuftellen. Die ver Oberrichter wurde von den bidherigen 2000 auf 2200 Fr. 
erhöht, dagegen eine Befoldungserhöhung der Negierungsräthe von 2800 auf 3000 Fr. ab: 
gelehnt. Man will bei vem Orundfage verharren, daß ein Öffentliches Amt keine eigentliche Ein: 
fonımendquelle bilde, fondern nur einige Entfhädigung fir anderwärtd entgangenen Berbienft 
gewähre. Die Wahlen jelbft fielen jowol bezüglich der Regierung als des Obergerichtö wejent: 
(ih auf bisherige freifinnige Mitglieder, doch ſchloß man die Gonfervativen nicht ganz aus. Es 
fteht nun zu hoffen, daß in Luzern, dem beveutendften der fatholifyen Kantone, das freie Eile: 
ment auch in firhlichen Dingen, und beionders im Schulmeien, dauernd ſich befeflige und ent: 
widele. G. F. Kolb. 


M. 


Macchiavelli. Kein politiſcher Schriftſteller hat heftigere Angriffe erfahren und bered— 
tere Vertheidiger gefunden als M. Seine natürliche Befähigung, ſein Witz, der Glanz ſeiner 
Darſtellung, ſeine Kenntniſſe und Welterfahrung ſind nie beſtritten worden, aber dies erhöht 
in den Augen ſeiner Gegner nur ſeine Schuld, Grundſätze aufgeſtellt zu haben, die das Gemüth 
des grauſamſten und verſchinitzteſten Barbaren empören könnten. Wie man aus Robespierre's 
Jugendleben eine Reihe von Verbrechen gemacht hat, um des Mannes ungeheuere Blutſchuld 
zu erklären, jo bat man M. zu einem moralifhen Ungeheuer geflempelt, um die nadte Abſcheu— 
lichkeit ded von ihm als ftaatdmännifche Weisheit empfohlenen Syſtems begreifli zu finden. 
Auf der andern Seite ift ein großer Schriftfteller ſtets ficher, geſchickte Fürſprecher zu finden, 
deren Bewunderung fie blind oder wenigſtens hoöchſt nahjichtsvoll gegen die Schwächen und 
Derkehrtheiten ihres Lieblingsautord macht. Auch iſt trog der überreichen Literatur der Streit 
über M. zu feinem endgültigen Nefultat gelangt. Aber es ift möglich, aus feiner Lebens: 
geichichte, aus feinen Werken und aus den Umriffen der Zeitperiode, im der er lebte, ein Bild 
zufammenzuftellen, aus dem ber Charakter des Mannes, die Grundfäge, die ihn leiteten, der 
Werth und die Bedeutung feiner Schriften erkennbar werben. 

Nicole M. wurde 1469 zu Florenz geboren, alfo zu einer Zeit, ald feine Baterftadı unter 
den Mediceern den hoͤchſten Gipfel ihres Anfehens erreicht hatte. Er flanımte aus einer edeln 
Familie, deren Mitglieder früher die höchſten Staatdämter bekleidet hatten, die aber verarmt 
war. Sein Vater, Bernardo, war Rechtsgelehrter und Schagmeifter ver Mark Ancona, feine 
Mutter wird ald hochgebildet, geiſtreich, den Wiſſenſchaften zugethan und ald Dichterin geſchil⸗ 
dert. Über feine jugendlichen Studien geben und nur feine Werke Aufjhluß, die namentlih 
durch eine ausgedehnte Kenntnif der Alten feine Neigungen beurfunden. Doc wurde er diejen 
Studien, ohne ihnen jemald ganz untreu zu werben, noch im Jünglingsalter entriffen. Denn 
zwei Jahre nach ver 1492 erfolgten Vertreibung der Mediceer ward er in ven Staatödienft der 
Republik eingeführt, wo er ald Gancelliere unter dem gelehrten Staatsmann Marcello di Bir: 
gilio Adriani arbeitete, der ihm von Jugend an ein väterlicher Freund geweien war. Nach Ber: 
waltung mehrerer Amter erhob ihn nad wenigen Jahren (1499) das Vertrauen feiner Mit: 
bürger zu dem wichtigen und jchwierigen Poften eines Staatsfecretärd, welche Stellung er bis 

‚zurRüdfehr der Meviceer und dem Untergange des Freiftaatd (1513) bekleidete. Das waren 
die glüdlichften Jahre feines Lebens, hier fand er vollauf Gelegenheit, die Schärfe jeines Ber: 
ftanded und feiner Beobachtungsgabe, feine Gewandtbeit im Umgange und feine Geſchicklichkeit 
in der Leitung der Gemüther der Menſchen in das hellſte Licht zu ftellen. Auch fanden feine 
auferorbentlichen Fähigkeiten von ven an der Spige der Nepublif ftehenden Männern vollftän: 
dige Anerfennung. Es waren gefahrvolle Zeiten. Italien war unter ji uneinig und von aus: 
wärtigen Feinden bedroht, die Menge der Fleinen Fürften Italiens lag miteinander und mi 
den Städten in beftändiger Fehde, und mächtigen Herrſchern jenfeit der Alpen gelüftete ed nad 
den Schägen der reihen Halbinjel. Kein Staat ſchwebte in größerer Gefahr als eine Republif, 
die vor furzem erft ihr Herrfherhaus vertrieben hatte, und fein Poften war bedeutungsvoller 
al der eined Gefandten. Mehr als zwanzig verfchiedene Sendungen unter ben ſchwierigſten Ber: 
hältniffen wurden M. anvertraut, darunter vier an den franzöſiſchen Hof, zwei an den Bapik, 
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ferner die an den Kaiſer Marimilian und die an den mächtigen Herzog von Valentinois, Cäſar 
Borgia. Alle nahm er mit Selbftvertrauen auf ih und aller erledigte er fi mit ver Geſchick⸗ 
lichkeit eines vollendeten Staatömannd. Auch beihränfte ſich feine Thätigkeit nicht auf blos 
diplomatifche Verhandlungen. Man hatte jo viel Zutrauen zu feiner Ginfiht, daß man bei 
organischen Umgefaltungen, namentlich bei militäriihen Organifationen,, bei ver Einführung 
der von ihm flatt der Söldlinge dringend vorgefchlagenen Nationalmiliz, aus der ein italieni- 
ſches Nationalheer erwachſen jollte, wiederholt feine Mitwirkung in Aniprud nahm. Aus die- 
fer glüdlihen Beriode ftammen feine Geſandtſchaftsberichte, Mufter von diplomatiſchen De: 
pefchen, in denen fich die feinfte Beobachtung mit der trefflichſten Schilderung der Völker und 
der hervorragenden Perſönlichkeiten verbindet. Für die Gefchichte jener Zeit find diefe Berichte 
Documente von hoͤchſter Wichtigkeit. 

Als die Mediceer mit Hülfe der fremden Eroberer, welde Italien jahrelang verwüſtet 
hatten, zurücgefehrt waren, fiel M. mit den übrigen Häuptern der Verwaltung. Der glühenve 
Republikaner war dem wiebdergefehrten Herrſcherſtamm doppelt verbaßt; einer Verſchwörung 
angeklagt, wurbe er in ben Kerker geworfen und auf die Folter gefpannt. Nach feiner Frei— 
Laffung lebte er mit feiner Frau und feinen Kindern auf einem Landgütchen in einer, wenn aud) 
nicht ärmlichen, doch jehr beicheidenen Rage, Nie ertrug ein Staatsmann feine Entfernung aus 
dem Staatsdienſte mit größerer UIngeduld als M. Er war noch im rüftigften Mannesalter, auf 
dem Gebiete ver Politik war er ſich feiner Kraft bewußt, feine Sehnſucht, bier wieder eine Rolle 
zu jpielen, wuchs von Tage zu Tage. Er ſuchte Befriedigung in Zerftreuungen, die feiner un— 
würdig waren, dann machte ihn die Muße zum Schriftfteller und hat jo feinem Namen eine 
Berühmtheit verlieben, wie fie feine noch jo glänzenden Refultate auf dem Gebiete der ſtaats— 
männijchen Wirkfamfeit gebradt haben würde. Damals ſchrieb er fein befanntes Buch „Der 
Fürſt“ („I prineipe‘‘), weldes er. vem jungen Lorenzo von Medici widmete, und weldes, 
iwie er feinem Freunde Vettori in einem Schreiben vom 10. Dec. 1513 eingeftand, zugleich 
den Zwed Hatte, ihn in den Staatsdienſt zurüdzuführen. Die gehoffte Wirkung blieb aus, 
und M, fegte fein früheres Leben und jeine fchriftitellerifhen Arbeiten fort. Es folgten feine 
Grörterungen („Discorsi“) über die erfte Dekade des Livius, fernerfeine „Sieben Bücher über 
die Kriegsfunft” ; dann auf Beranlaffung ded Papſtes Clemens VII. die „Neun Bücher floren: 
tinifcher Geſchichte“. Unter feinen Eleinern Hiftorifchen und politiſchen Schriften ift bie befann= 
tefte dad „Reben des Gaftruccio Gaftracani”. Daneben bejigen wir eine Fleine hübſch erzählte 
Novelle, „Belphlegor“, ferner Ruftipiele, Satiren und andere Poeſien, endlich eine Reihe zum 
Theil erſt in neuerer Zeit herausgegebener Briefe. 

In diefer gänzlihen Zurüdgezogenheit verblieb M. bis zu dem ſechs Jahre ſpäter erfolgten 
Tode Lorenzo's von Medici. Die Gewogenheit zweier anderer Mebdiceer, dev Päpfte Leo X. und 
Clemens VIL., verſchaffte ihm allmählich wieder einigen Antheil an den öffentlichen Geſchäften 
und die Rückkehr nach Florenz. Aber das Vertrauen feiner Mitbürger war von ihm gewichen. 
Es ſcheint ausgemacht, daß diejen das Buhlen nach der Gunft des Lorenzo und namentlid die 
Widmung des Buchs „Der Fürft” weit mehr misfallen hatte ald der Inhalt des Werks. Eine 
irgend hervorragende Stellung erlangte er nie wieder, und als im Beginn des Jahres 1527 
Florenz durch abermalige Vertreibung der Mediceer auf kurze Zeit feine Befreiung wieder: 
errungen hatte, erfuhr er jo mannichfache Kränfungen und Zurüdjegungen, daß dem Mis— 
muthe darüber fein am 22, Juni veflelben Jahres erfolgter Tod zugefchrieben wird. 

Der fittlihe Charakter des M. ftand zwar nicht niedriger ald der der übergroßen Zahl der 
Volitiker feiner Zeit, aber er erhob ih aud wenig, wenn überall, über das allgemeine Niveau. 
In jeder Periode hat ed Männer gegeben, welche Unglüf mit Würde zu tragen wußten. M. 
verſtand ed nicht. Er fehnte ſich, wie er felbft gefteht, nicht nur nach Thätigfeit zurück, ſondern 
aud nad den Aufwande, an den er gewöhnt fei und ohne den er nicht leben fünne. Seine 
ungezügelten Liebſchaften erregten fogar in jener Zeit Anftoß. In feinem Teftament fegte ex 
nit nur feine gegenwärtigen, fondern auch feine zufünftigen uneheligen Kinder mit den legi- 
timen zu gleihen Theilen ald Erben ein. Seine Leidenſchaften waren niedrig und leichtfertig. 
In feiner Verbannung verbrachte er, wie er in dem obenerwähnten Briefe an Vettori ſchreibt, 
die Nachmittage in Gefellichaft eines Wirths, eines Fleiſchers, eines Müllers und zweier Ziegel: 
brenner mit Grica= und Trictacfpiel zu. Dadurch ſuche er feinen Geift vor dem Rofte zu bewah: 
ren und fih an der Tücke des Schickſals zu rächen, indem er fi von ihm willig auf diefen Weg 
werfen lafle, um zu feben, ob es ſich nicht deſſen fhäme. Doc verließ ihn fein edlerer Geift nicht. 
Denn abends zieht er ſich auf fein Zimmer zurück, legt fein ländliches Kleid vol Schmuz ab, zieht 
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ſein Amtskleid an und erſcheint dann anſtändig gekleidet an den Höfen der alten Menſchen, mit 
denen er redet und fie nach dem Grunde ihrer Handlungsweiſe fragt. Dieſen Stunden verdan: 
fen wir jene Arbeiten, die feinen Namen unfterbli gemacht haben. Nach unerlaubtem Gewinn 
ſcheint er nicht geftrebt zu haben, und feine Billigung der entfeglihen Handlungen eines Eäfar 
Borgia ift jedenfalld aus Falter ſtaatsmänniſcher Berehnung, nicht aus natürliher Grauſamkeit 
entiprungen. 

Um über den Staatsmann M. ein fiheres Urtheil fällen zu fönnen, ift ed unumgäng: 
lich nothwendig, auf die politifhen Verhältniffe Rüdjicht zu nehmen, unter denen er lebte. 
Wenn die Schriften irgendeine Mannes dad Gepräge feiner Zeit an ſich tragen, fo find es bir 
des M. Und jein Leben und ſtaatömänniſches Wirken fiel in eine Zeit, die wol geeignet war, 
den Handlungen und Schriften der Diplomaten einen Stempel aufzudrüden, ver abwechfelnd 
unfere Bewunderung und unfern Abfcheu erregt. - 

Das Mittelalter mit feiner Hierarchie, feiner Kaiſermacht und feinem feudaliſtiſchen Staa: 
tenfoftem war vorübergegangen, aber die neue Zeit war noch nicht hereingebrodhen. Die Fönig: 
liche und fürftliche Gewalt hatte die Macht der Fleinen Barone gebrodyen, aber noch nicht ver— 
nichtet, in allen Ländern regte ſich noch der trogige Unabhängigkeitsfinn der gevemütbigten ge: 
ringern Lehnsträger, die Geſellſchaft lag unter fich im Kriege, Gewaltthätigfeit und Raubſucht 
hatten fi überall der Gemüther bemädtigt und durch die Gewohnheit ihre ernieprigenden 
Eigenſchaften verloren. In Deutjchland hatten eine Reihe aufeinander folgende Landfrieden 
und endlich der ewige Kandfriede von 1495 den Räubereien und der Fehdeſucht ver Nitter nicht 
Einhalt zu thun vermodt ; England blutete no an den Wunden, die ihm die Kriege der Roſen 
geihlagen; in Frankreich Hatte die königliche Gewalt durch Ludwig XI. die größten Fort: 
ſchritte gemacht, aber noch befanden fich auf feinem Boden eine Menge von Fleinen Souveräne: 
täten, und wenn aud) die Provinzen ihre Dynaftien verloren hatten, fo waren fie doch durch 
gegenjeitige Eiferjucht und durch die Verfchiedenheit der Sprache und des Rechts getrennt; in 
Spanien hatte Ferdinand der Katholifche die Hierardhie gedemüthigt; die Macht der Granden 
und die Selbftändigfeit der Städte zu brechen blieb feinen Nahfolgern vorbehalten. Kein Land 
aber war durch innere Spaltungen fo zerriffen ald Italien, und feins litt graufamer durch die 
Einmiſchung der Fremden, welche verblendete Eiferfucht herbeigerufen hatte. Aus den lombar- 
diſchen Städten war der reine Bürgerfinn, der fo oft den Sieg über die heldenmüthigen Hoben: 
ftaufen davongetragen hatte, verfchtwunden ; Venedig wurde durd die Ligue von Gambray in 
den Staub getreten, Rom hatte in rafher Aufeinanderfolge eine Reihe ver ſchlechteſten Päpfte 
gejehen, die je den Heiligen Stuhl entweiht haben, amı Hofe des Oberpriefters der Ehriftenheit 
vedete man über die Mofterien des Glaubens nur mit Spott. 

Allerdings fündigten ji unter dieſer allgemeinen Auflöfung und Fäulniß die Keime eines 
neuen Lebens an. Lange vor Ruther war der Ruf nad einer Reform der Kirche an Haupt und 
Gliedern laut geworden, und während in allen Ländern die Oppofition gegen die mittelalterliche 
Hierarchie und den neuern Unglauben, unterftügt von dem, durch die Eroberung son Konftan: 
tinopel geförderten Wiederaufblühen der Wilfenihaften, im ftillen ihre Kräfte fanımelte, um 
die große geiftige Schlacht der Neformation zu jhlagen, ſuchten hellſehende Staatsmänner aus 
den untergehenden Feudalftaaten durd Einigung der nationalen Elemente ein einiges Italien 
zu ihaffen, und die VBaterlandsliebe des M. nahm dahin zielende Plane mit Begeifterung auf. 
Aber es ijt einleuchtend, daß ein folder Zuſtand der Öffentlichen Verhältniffe einem von Natur 
mehr jcharf als weit jehenden Geifte, welcher, ehe ev noch zur völligen Reife gelangt war, feine 
ganze Kraft den innern Parteifämpfen zuwendete, eine ganz eigenthümliche Richtung geben 
mußte, 

Und mit welchen Waffen wurden zu jener Zeit die politiihen Kämpfe ausgefohten! Das 
Streben der Könige, die Herrihaft der vielen Kleinen Tyrannen zu bredien und flatt der rohen 
Willfür eine gejegmäßige Ordnung über ihr ganzes Reich einzuführen, war an jih durchaus 
lobenswerth. Allein da jie zu ſchwach waren, der vereinten Macht ihrer Bafallen Widerftand 
zu leiften, nahmen fie zu jeder Art von Hinterlift und Gewaltthätigfeit ihre Zufludt, um bie 
Bündniffe zu trennen, und während fie die fauftrechtliche Feudalariftofratie zerftörten, Hatten 
fie weit weniger dad Wohl der Völker ald vielmehr ihre eigene unumfchränfte Gewalt im Auge. 
Die unterdrüdten Bafallen verfuhten ihre frühere Unabhängigkeit wieberzuerringen und 
waren naturgemäß auf die Waffe des Schwachen, auf Lift und geheime Anſchläge hingewieſen. 
Dieje Kämpfe füllen neben. der großen Kirdyenfpaltung ven Übergang des Mittelalters in Die 
neue Zeit, und die Art, mie fie geführt, die Mittel, welche namentlich in Italien, dem zerrifſen— 
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flen unter ven Ländern Europas, angewandt wurden, hatten in biejer Ausdehnung in der Ge— 
ſchichte kein Beifpiel gehabt. Längft ſchon hatten die thätigen, reihen, ven Künften des Friedens 
geneigten. Bürger der blühenden Städte Oberitaliend aufgehört, am Waffenhandwerke Ge: 
ſchmack zu finden. Ihre Kriege wurben durch Sölvlinge geführt, welche, ohne alles Intereſſe 
für die Sache, die fie gerade verfochten, und ohne Feindſchaft gegen diejenigen, denen fie zufällig 
gegenüberftanden, ihren Privatvortheil, wie e8 am beften ging, und indem fie ſich möglichft wenig 
Gefahren ausfegten, verfolgten. Daher der feltiame Charakter der Feldzüge jener Periode. 
Hin= und Hermärfhe, langwierige Belagerungen, unblutige Schlachten, alles died mit großen 
Koften für die friegführenden Städte und mit unfaglihem Elend für das flache Land, aber mit 
fehr wenig perfönlicher Gefahr für den Soldaten, bilden die Hauptkennzeichen der italienifchen 
Kriege im Ausgange des 14. und Anfange des 15. Jahrhunderts. In allen andern Ländern 
war damals noch der Staatömann, fofern er nicht Priefter war, regelmäßig zugleich Krieger 
und Feldherr, und jelbft das priefterlihe Gewand wurde zuweilen mit dem Harniſch vertauſcht. 

° Der italienifche Staatsmann Hatte von der rohen kriegeriſchen Kraft eine geringe Meinung, 
fein Ehrgeiz ftrebte einem ganz andern Ziele zu, feine ganze Thätigfeit war darauf gerichtet, 

durch diplomatische Verhandlungen, durch Überredung, Schmeichelei, Verftellung, Betrug Siege 
zu erringen. ver Gewaltthätigkeiten [heut er nicht, aber warum follte er ven offenen We 
eined Angriff3 auf einen gerüfteten Feind einfhlagen, wenn er ihn durch Lift in die Schlinge, 
locken und fih jo feiner ohne Gefahr für ſich ſelbſt entlevigen Eonnte? In einer Zeit, wo die Lei- 
denſchaften und Lafter ver Lehnzeiten noch fortvauerten, aber die durch Reichthum erzeugte Ver- 
feinerung und Uppigfeit ven Gefhmad am Kriege hatten verloren gehen laflen, in einer Zeit 
ferner, wo die Städte mit dem Adel, beide mit emporftrebenden Fürften verfeindet waren, und 
der Haupterfolg wefentlih von dem gefhidten Schließen und Zertrennen von Bündniſſen ab— 
Bing, war es begreiflid, daß Brundfäge zur Geltung kamen, nad; welchen jedes Mittel gerecht- 
fertigt ift, fofern e8 nur zum Ziele führt, und welche, dauernd verfolgt, nad) ven ewigen Gefegen 
der Weltorbnung, jeden Staat mit Nothwendigkeit ind Verderben flürgen müffen. Die legtere 
Wahrheit war bei ven im erften Keime begriffenen Staaten ver Neuzeit nirgends erkannt, überall, 
herrſchte nur ein Ringen um ven nächſten Erfolg, und nichts war natürlicher, ald daß eine fo 
ganz auf die ſtaatsmünniſche Praxis angelegte Natur wie die des M., im beftändigen Kampfe 
mit gewiffenlofen Geghern, jene Grundfäge vollftändig in fih aufnahm. Er war nit der Er— 
finder derſelben, er war nicht der erfte, der fie anwandte, aber er hat fie in lichtwollerer und prä= 
eiferer Weiſe audgefprochen ald irgendjemand vor oder nad) ihm, und dies allein hat feinem 
Namen jene ſprichwörtliche, nicht beneidendwerthe Berühmtheit gebracht. 

Man hat verſucht, M.'s politifhe Meinungen in ein gefchloffenes Syftem zu bringen. Die 
Unmöglichkeit des Gelingen eines ſolchen Verſuchs leuchtet bei der oberflächlichſten Betrachtung 
feiner Werke ein. Er war von Natur fein Syftematifer, und feine politifche Tätigkeit mußte 
ihn vollends davon abbringen, ein Syftem aufftellen zu wollen. Wenn man bei ihm von einem 
leitenden Grundfag ſprechen wollte, jo müßte es der fein, jedesmal nad) Umftänden dad geeig: 
nete Mittel anzuwenden, welches den Erfolg fichere, ftetö ein gutes zu wählen, wo ein ſolches 
zum Ziele führt, aber unbedenklich zum fhlechteften zu greifen, wo außerdem der Erfolg zweifel: 
Haft jei. Seine offen ausgeſprochene Marime hinjichtlic ver Moral geht dahin, daß man ſorg— 
fältig diejenigen Lafter vermeiden müffe, die Nachtheil bringen, daß man ſich aber in denjenigen, 
welche ohne Gefahr ausgeübt werden fönnen, ſchon eher gehen laſſen könne, wenn man feine 
Leidenfhaften nicht ganz zu beherrſchen und ihnen nur rechtzeitig, ehe noch Gefahr drohe, einen 
Bügel anzulegen im Stande fei. Bei aller Verwerflichkeit folder und ähnlicher Anſprüche, die 
ſich oft wiederholen, blickt in feinen Werfen fein edlerer Geift gelegentlich immer wieder hin— 
durch. Er fieht wenig im Menſchen, was nicht verabfheuungswürdig wäre, und in feiner ſtets 
wiederkehrenden Überzeugung von ber allgemeinen Verderbniß empfiehlt er, Schurferei gegen 
Schurkerei aufzuftellen, aber er weiß auch, daß fein Zeitalter hoher, edler, patriotifher Charak— 
tere ganz entbehrt. Das Ziel, an dem feine eigene Seele hing, die Herftellung der Einheit, 
Würde und Unabhängigkeit Italiens, -belebte ſchon damals die Bruft von Taufenden feiner 
Zandsleute. Aus der Muthlofigkeit, mit der er auf die Zuftände feines Vaterlandes blickt, kehrt 
er jedesmal wieder zu jhönern politiſchen Hoffnungen zurüd, und hieraus erflärt fi dev felt- 
fame Wiverfprud in feinen Uxtheilen über Handlungen hochherziger Selbftaufopferung im 
Sntereffe ded Vaterlandes und über Handlungen heimtückiſcher Graufamfeit im eigenen In— 
tereſſe, von denen er die erftern mit Begeifterung preift, die legtern vollfonımen rechtfertigt und 
billigt, zuweilen fogar bewundert. 
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Es ſcheint, daß ein Charakter wie der des M. in beſonderer Weiſe der Leitung religiöſer 
Grundſätze bedarf, um nicht zum Materialismus hingeführt zu werden, aber M. war weit ent- 
fernt, von jenem erhabenen Olaubendfeuer befeelt zu fein, wie er in ben Reformern feines Jahr— 
hunderts glühte, Er ſpricht allerdings mit Achtung und Ehrfurdt von den Lehren des Ebri- 
ftenthums und meint, daß die Staaten einiger und glüdliher fein würden, wenn ihre Herrſcher 
ſich mehr nad) den Lehren bes göttlihen Stifters der Hriftlihen Religion gerichtet Hätten („„Dis- 
corsi‘,1, 12). Aber dabei ift feine Anfhauungsweije jo durchaus weltlih, und ed entgeht ihm 
fo jehr alles tiefere religiöfe Verftänpniß, daß er ed dem Chriſtenthum, welches freilich den Weg 
zum wahren Ruhme zeige, aber demzufolge die Liebe zum weltlihen Ruhme erftide, zufchreikt, 
daß die Völker feiner Zeit weniger freiheitöliebend und weniger tapfer feien ald bie alten Heiden 
(„Discorsi‘, 1, 2). Ex gibt das Walten ver Borjehung zu, allein die Menſchen haben ſich, obne 
deren Plane ergründen zu wollen, damit zu begnügen, das Zweckmäßige zu thun und das 
Übrige vom Schickſal zu erwarten, das ſie wol unterftügen, dem fie aber nit widerſtreben 
fönnen („Discorsi“, 11, 29). Der praftifhe Staatdmann erblidt nur dann einen Hauptvortbeil 
in der Religion, wenn fie politifhe Zwecke unterflügt. Hier kann auch eine falſche Religion 
von wefentlihem Nugen fein, wie die des Numa für die Römer war, und auch der Aberglaube 
darf nicht unberückſichtigt bleiben, weil ev dazu beitragen kann, die Ehrfurdt und die Treue der 
untern Volksklaffen gegen die Regierung aufrecht zu erhalten („‚Discorsi”, I, 11, 12). 

Zum Theil hat ohne Zweifel in diefem Verlangen, daß auch die religiöfen Empfindungen 
der Völker zum Wohle des Staats benugt werden jollen, dad Übelmollen feinen Grund, mit 
welhem M. ven ganzen Bau der Hierardie der römischen Kirche betrachtet. Er erblickte bie 
Träger derſelben allerdings in dem Zuftande der äußerſten Verdorbenheit, allein jeine Sprache 
wird noch bitterer, wenn er die Päpfte und ihre weltliche Macht ald die Hauptveranlaffung für 
das, durd) die fremden Kriegsvölfer über das Land gebrachte Elend und ald das Haupthindernif 
der Einheit Italiens fhildert. „Durch die Schuld unferer Kirche und unferer Prieſter“, fagt 
ex in ben „Discorsi“ (1, 12), „wurden wir Italiener irreligidö® und ſchlecht, und fie veranlaßten 
dabei einen noch grögern Misftand, der Die Urſache unſers Verderbens ift, den namlich, daß die 
Kirche Italien fletd trennte und noch trennt. Denn ein Land kann nit einig und glücklich 
fein, wenn ed nicht derjelben Herrichaft, ſei ed in der Form einer Republik oder einer Monardie 
unterworfen ift, wie man die Beifpiele bei den alten Römern, in Spanien und in Franfreid 
findet. Die Kirche aber allein trägt die Schuld, daß Italien nit eine einzige Republif oder 
eine einzige Monarchie ift, denn die Päpfte find, feitvem fie weltliche Herrſchaft errungen, weder 
ftarf genug, um fi die übrigen Staaten zu unterwerfen, noch fhmwadh genug, um nicht aus- 
wärtige Hülfe zu finden, wenn man fie angreift. So ift Italien durd die Schuld der Kirche 
nicht nur eine Beute der Fremden geworben, jondern eines jeden, der ed angreift.” Es möchte 
fein, daß die Mehrzahl der heutigen Italiener einem Theile diefer harten Worte bereitwillig 
ihre Zuftimmung ertheilt. 

Von den beiden größern politifhen Abhandlungen des M. find die „Discorsi” ohne Zwei: 
fol das bedeutendere Werk, das Bud „Der Fürſt“ aber ift bei meitem verbreiteter. Schon der 
Umſtand, daß er im Fürſten die Miktel angibt, wodurch ſich ein ehrgeiziger Machthaber auf ver 
Höhe ſeiner Macht zu erhalten ſuchen muß, während er in den „Discorsi” die Beftrebungen eines 
nad Oberherrſchaft ringenden Volks zeichnet, bringt es mit jih, daß die eigenthümliche Im- 
moralität, welche feine Werke fennzeichnet, hier in weit ſchrofferer Form auftritt als in irgenb- 
einem feiner übrigen Werfe. Denn ficherlic hat ein Alleinherrſcher, zumal wenn feine Hrrr- 
haft neu ift, mehr Veranlaſſung, die Mittel ver Verftellung, welche M. empfiehlt, in Anwen: 
dung zu bringen, ald ein ganzes Volf ed möglicherweije haben fann. Um vie Widerſprücht 
zwifchen ver befannten Feindſchaft des Verfaflerd gegen die Mediceer und der Dedication an 
den jungen Lorenzo, zwifchen feinem Republifanismus und feinen Rathſchlägen zur Errichtung 
einer despotiſchen Herrihaft, zwiſchen der Abfcheulichkeit der in vielem Werke ausgeſprochenes 
Grundſätze und feinem vergleihungsweife reinen Lebenswandel zu vereinen, um feine Billiguns 
von Handlungen, die auf der entgegengejegten Stufenleiter der Moral liegen, zu erklären, bat 
man vielfach nad Hypotheſen geiucht, zu deren Begründung und Widerlegung viel unnüger 
Scharfſinn verihmwendet worden ift. Man hat gemeint, dab M. den jungen Medici argliftiger- 
tweife zu granfamen und despotifhen Handlungen habe verleiten wollen, damit bie Herrſchaft 
dieſes mächtigen Geſchlechts um fo rafcher und fiherer ein Ende nähme. ine andere Anficht, die 
namentlich früber zahlreiche Vertheidiger fand, will das Buch vom Fürften nicht als ein Wert 
zur Belehrung, fondern zur Abſchreckung betrachten ; Fürften und Völkern ſei pamit ein Spiegel 
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vorgehalten, wohin das Streben nach ſchrankenloſer Gewalt führen müffe. Anfichten wie diefe 
fonnten nur durch ein völliges Misverſtändniß des Werks entftehen, ver Sprache wie des In— 
halts, und jollte ein Zweifel zurũckbleiben, jo wird derfelbe dur den Inhalt ver übrigen Werke 
des M. vollftändig widerlegt. In höchſt geiftreiher Weife hat Gervinus in feiner Geſchichte 
der florentinifchen Hiftoriographie („Hiſtoriſche Schriften‘, I, 85) die Hypothefe zu begründen 
verfucht, der Ziwe und Grundgedanfe des Buchs vom Fürften fei die Wieverherftellung der 
Einheit Italiens, und bei der tiefen Verderbtheit des Zeitalters habe der Berfaffer eine fhonungs= 
loſe Dictatur als eiferne Zuchtruthe, aber auch ald einziges Rettungdmittel des Vaterlandes für 
nöthig gehalten und empfohlen. Aber auch dieſe Hypotheſe ift vollfommen unhaltbar nad) dem 
Inhalte der übrigen Schriften des Verfaflerd und dem ganzen Zufammenhange des Fürſten 
ſelbſt. Es ift Elar, daß M. ſprach wie er dachte, auch deutet nichts darauf hin, daß feine Zeit: 
genoffen ihn jemals misverftanden hätten. 

Franz Baco jagt, M. lehre, was geſchehe, nicht was gejchehen jolle. Das ift num freilich 
feine Rechtfertigung für den Schriftfteller, welcher Thaten wie die des Agathofles und des 
Gäfar Borgia preift und heimtückiſche Verbrechen zurNahahmung empfiehlt; aber es ift wahr, 
daf der Machiavellismus, wie Galeani Nagione jagte, ſchon vor M. vollftändig beftand, und 
daß er namentlich feit langem von den Eleinen Fürſten Staliend ausgeübt worden war. Diefe, 
namentlicd; wenn fie fih auf den Trümmern eines Freiſtaats zur Macht erhoben hatten, ſchwe— 
ben dem M. beftändig vor, und hieraus erklären fi) manche einfeitigelirtheile. Gin endgültiges 
Urtheil über die räthielhaften Ausfprüde in feinen Werfen aber läßt fih nur aus einer Ge— 
ſammtüberſicht des Inhaltd gewinnen, 

Nach dem Vorgange ded Ariftoteles theilt M. die Staaten nad) ven Formen der Regierung 
ein in Monardien, Ariftofratien und Demofratien. Seine ganze Neigung iſt der reinen De— 
mofratie zugewandt, in dem Fürſten jedoch will er, wie er gleich zu Anfange erflärt, nur von 
weltlichen Fürften handeln. Von der Regierung der geiftlihen Staaten will er, wie er mit 
geiftreicher Ironie jagt, deshalb nicht reden, weil bier diefelbe ohne alle Regierungsfunft und 
trog derfelben blos durch den Kirdenglauben und die alten kirchlichen Einrichtungen erhalten 
werde. „Die Kirpenfürften bleiben auf vem Throne, fie mögen handeln wie fie wollen. Sie 
allein haben Staaten und vertheidigen fle nicht; jie haben Unterthanen und regieren fie nicht. 
Da fie aber von Gott erhöht und erhalten werben, jo wäre ed für einen Menſchen anmaßend 
und verwegen, über fie Betrachtungen anzuftellen.‘‘ 

Die Rathſchläge, welche M. dem neuen Fürſten ertheilt, der ſich zur Herrichaft über ein 
Land emporgeſchwungen hat, gehen jehr ins einzelne und nehmen auf alle Fälle, namentlich 
aber darauf Rüdjiht, ob das Volk bisher einem andern Bürften unterworfen gemwejen jei oder 
nicht. Daß er im erftern Falle die völlige Vertilgung des alten Fürſtenſtamms für nothwendig 
hält, laßt ich leicht ermeflen, im zweiten Kalle empfiehlt er drei Mittel, die Zerflörung der Stadt 
und Ausrottung des Volks, oder Anlegung von Eolonien, um die Unterworfenen im Zaume zu 
halten, oder die Niederlaffung im eroberten Gebiet, wie e8 die Türfen 70 Jahre zuvor gethan 
hatten. Bon der richtigen Anwendung der Grauſamkeit wird mit großer Ausführlichfeit ge- 
handelt, ebenſo über die Frage, ob es beſſer fei, geliebt odet gefürchtet zu werben, wobei ih M. 
begreiflicherweife für das legtere entfcheidet. Kein Kapitel des Fürften iſt berühmter geworben 
als das achtzehnte, welches die Frage befpricht, inwieweit ein Fürft fein Wort halten müffe, und 
dieſe Frage dahin beantwortet, daß ein kluger Fürſt fein Wort weder halten könne nod dürfe, 
wenn bie Beobachtung deſſelben fich gegen ihn kehren würde, und die Urſachen, die ihn bewogen 
haben, ed zu geben, aufhören. Einem Fürften aber könne ed nie an einem Vorwande fehlen, 
wenn er jein Wort breche. „Ich wage”, fagt er weiter, „ed zu behaupten, daß es jehr nach— 
theilig ift, ſtets reblich zu fein, aber fromm, treu, menſchlich, aufrichtig, gottesfürchtig zu feinen, 
ift ſehr nützlich.“ Die Unbefangenheit, mit welher M. feine Rathſchläge als leitende Grund 
fäge ber Politik empfiehlt, hat etwas Schreckenerregendes, wer aber die Geſchichte jener Zeit 
fennt, der weiß auch, daß dad oben angeführte Wort Baco's Wahrheit enthält, und daß M. 
nichts empfiehlt, was unter feinen Zeitgenofjen den Reiz der Neuheit gehabt hätte. 

Die „Discorsi’ über den Livius haben nicht dieſelbe Berühmtheit erlangt wie das Bud 
vom Fürften. Die Grundfäge find nicht weſentlich verſchieden, aber jie find, da es fich hier um 
berrichfüchtiges Volf handelt, alfo nicht das Wohl jedes einzelnen unmittelbar vom Siege ab= 
hängt, nicht ganz mit fo grellen Farben gezeichnet, als wo ein herrſchſüchtiger Fürſt geſchildert 
wird, deſſen Leben wahriheinlicd von ver Behauptung jeinerÖbergewalt abhängt. Dem Livius 
entnimmt er übrigend nur einzelne Säge, dad Werk felbit hat einen vollfommen felbftändigen 
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Zuſammenhang und vor dem Buche vom Fürſten den Vorzug einer ſorgfältigern Bearbeitung 
voraus. Dagegen treten hier die Widerſprüche ſeiner Anſichten ſchroffer hervor als in irgend⸗ 
einem andern feiner Werke. Ex preift beſtändig die reine Demokratie, in der alle Bürger an 
der Regierung teilhaben, im Gegenfag zu den ariftofratifhen und demofratifhen Verfaffun⸗ 
gen. Das 58. Kapitel des erften Buchs trägt die überſchrift „Das Volk iſt weiſer und be— 
ftändiger ald die Fürſten“. Es fei eine Thatfache, daß unter ber unendlich großen Zahl ver 
Fürften, die e8 gegeben, fehr wenig gute und weife gewejen wären. Ein Volk, das fi ſelbſt 
tegiere und gute Gejege habe, werde beftänbig, Flug und dankbar fein, ebenfo ſehr und noch 
mehr als der weifefte Fürſt. Auf der andern Seite werde ein nicht an die Geſetze gebundener 
Fürft in Höherm Maße undankbar, veränderli und unflug fein als ein Volk, das doch ſtets ven 
Gefegen unterworfen fei. Bei Befegung von Amtern treife das Volk weit beffere Wahlen als 
der klügſte Fürſt, da ed nicht durch diefelben Mittel zu der Erhebung eines unfähigen und ſchlech— 
ten Menfchen bewogen werben könne wie diefer. Während M. aber die Völker ald flüger und 
beftändiger darftellt ald die Kürften, während er jelbft die Verträge mit Republifen als Die zu: 
verläffigern ſchildert (1, 59), geht er immer wieder von feiner Vorausſetzung der allgemeinen 
Schlechtigkeit ver Menſchen aus, die nie etwas Gutes thun als gezwungen, die ſo oft die Ver— 

kehrtheit ihres Gemüths zeigen werben, als ihnen Gelegenheit dazu geboten wird (I, 3). Gr 
Ipricht oft von Gefanımtmwohl, Sittlickeit und Tugend als unentbehrlich für freie Staaten, ſowie 
von einem edeln Patriotismus und von wahrer Religion (I, 10, 26; II, 40). Aber ihm ift in 
feiner Ausführung nicht das Wohl der Regierten die Hauptfadhe, er gibt vielmehr den Macht: 
habern innerhalb ver Republifen Regeln, mie fie ihre Gewalt behaupten follen, und dieſe Re- 
geln find den dem Fürften gegebenen Rathſchlägen vollfonmen analog (I, 9; 11, 1,13). Alles 
ift erlaubt; wo fein anderes Mittel ebenfo fchnell und fiher zum Ziele führt, auch Hinterlift, 
Treubrud und Meuchelmord. Er verurtheilt ven Gäfar, weil er die republifaniiche Freiheit 
flürzte, und preift mit Begeifterung Brutus und Gaffius als Tyrannenmörder; aber im nädhften 
Augenblick denkt er wieder allein an den Nugen der vemofratifhen Regenten, denen das Wohl 
der einzelnen vollftändig untergeorbnet wird. 

Wären M.'s Schriften auch nicht fo befannt, aus der angeführten allgemeinen Charafteri- 
ftif und den erwähnten Beifpielen ergibt Ih ohne Schwierigkeit ein Urtheil über deren Inhalt 
und Werth. Die große Schwäche des Berfaflers befteht in dem gänzlihen Verkennen aller 
höhern fittlihen Weltorbnung, der ewigen Begriffe von Recht und Gerechtigkeit, der höhern 
Zwecke und Ideale des Staatölebend. Hiervon waren doch ſchon Plato und Ariftoteled erfüllt, 
melde als Aufgabe des Staats nicht blos Freiheit und Sicherheit ver Bürger, geſchweige denn, 
wie M., das Privatglüd der Regierenden , fondern auch die Ehrbarfeit ver Sitte, die Erziehung 
bed Bürgers zur Tugend und Götterfurcht betrachteten. Kein anderer Schriftfteller ift fo gan; 
das Product einer in einer großen Umbildung begriffenen Zeitperiode geweien als M. Während 
er auf ber einen Seite die eriwadhenden Ideen von der Neugeftaltung der Staaten und der Re: 
formation der Kirche mit Eifer ergreift und ihnen in feinen beflern Stunden bis an fein Lebens⸗ 
ende treu bleibt, Elebt fein Geift wieder an jener niedrigen Politik, durch welche die Fleinen ita- 
lieniſchen Tyrannen fi zu halten und gegenfeitig zu verderben juchten, und verweilt mit Be: 
bagen bei einer Handlung graufamer Hinterlift, weil fie einen unmittelbaren Erfolg hat. Er 
fieht nicht, daß nach den ewigen Geſetzen des Weltſchöpfers die Erfüllung der moraliſchen 
Pflichten den endlichen Sieg fihern, daß Redlichkeit nit nur in privaten Verhältniſſen, fon: 
dern auf, und In noch höherm Grade, im Öffentlichen Neben jederzeit die befte Politik ift, und 
daß ed ſchwer zu beweifen fein möchte, daß wirflic ein Staatsmann durch Treulofigfeit mehr 
gewonnen hat, ald er verlor. Gerade ver Ausgang feiner Lieblingshelden, eines Alexander VL, 
eines Cäſar Borgia, eined Galeato Sforza und Ludwig Sforza, eines Dlivaretto da Fermo u. ſ. w 
beftätigen eine Wahrheit, die wol jegt von feinem Geſchichtskundigen in Zweifel gezogen wirt. 
Als der von edelm reformatorifchen Eifer belebte Zeitgenoffe und Landsmann M.'s, der Mönd 
Savonarola, fi in feinem Ungeftüm hinreißen ließ, Mittel anzuwenden, die mit den von feinem 
Freunde empfohlenen nur zu große Ahnlichfeit Haben, büßte er fein Streben mit ſchimpflichem 
Tode und zerftörte fein eigened Werk. Es ſcheint nicht ſchwierig zu fein, die macchiavelliſtiſchen 
Grundfäge aud dem Charakter, der Ausbildung und dem Lebenslaufe des Verfaſſers ſowie 
aus den Zeitverhältniffen zu erklären, eine Nechtfertigung derſelben verſuchen, heißt entweder 
ein unwürdiges Spiel mit moralifchen Lehren treiben, oder allen Gefegen der Weltorbnung, der 
Sittlichfeit und der Entwidelung ver Völker Hohn ſprechen. Wer die richtigen und wahren 
Marimen aus feinen Werfen herauszufinden vermag, der wird diefelben ftetd mit Vergnügen 
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und Nutzen leſen, wollte aber ein Staatsmann unſerer Zeit jene Grundſätze und Regeln als 
leitend annehmen, fo würde ein vollſtändiges und ſchimpfliches Fehlſchlagen die unausweichliche 
Folge fein. Daß das Feſthalten an Wahrheit und Recht zugleich nicht blos von den Ghriften- 
thum und der Moral, ſondern auch von der Staatsfunft geboten if, gilt zu unferer Zeit als ein 
fich von ſelbſt verſtehender, Jahrhunderte hindurch bewährter Sag. Zur Zeit des M. würde 
man denſelben allerdings ald höchſt pyarador betrachtet haben. 

- Wenn die damaligen Italiener nit nur die Born, jondern auch den Inhalt feiner Werke 
bewunderten, wenn Päpfte die Herausgabe derfelben befördern Fonnten, fo ift died aus ben 
Zeitverhältniffeg erflärlih. Dennoch fehlte es nicht felbft damals an Gegnern diejer Bolitif. 
Der edle engliſche Verbannte, ver Cardinal Reginald Bole, fagte von den „Fürften‘‘, dad Bud 
fei mit Satanfingern geihrieben; es erhoben fi allmählih immermehr und immer energi- 
here Stimmen gegen die abjheulihe Immoralität des Werks; durd Begabung und hervor 
vagende Stellung aber ift der berühbmtefte Gegner M.'s, Friedrich der Große, in feinen: 
„Antimachiavell” geworden, den er noch ald Kronprinz verfaßte und deffen anonynıe Heraus— 
gabe Voltaire 1740 beforgte. Friedrich verfolgt und widerlegt hier Kapitel für Kapitel die 
verwerflichen Grundfäge, oft mit einer flarfen fittlihen Entrüſtung, die er ohne Zweifel wirf: 
lich empfand, zuweilen aber allerdings mit Einfeitigfeit in Beziehung auf vie hiftorifche Auf: 
faffung. Und ed mag immerhin fraglich bleiben, ob er nicht wenige Jahre fpäter einzelne 
Abſchnitte feines eigenen Werks mit etwas anderm Auge angefehen bat. 

Um nod einen flüchtigen Blick auf die übrigen Werke des M. zu werfen, fo zeichnen fie ſich 
ſämmtlich dur die Klarheit und Schönheit ver Sprache aus. Der feinen Beobachtungsgabe 
und der trefflihen Charakterſchilderungen, durch welche die geſandtſchaftlichen Berichte hervor: 
ragen, ift bereits Erwähnung geſchehen. Gin Meifterwerk in ver Auffaffung und der Dar: 
ftellung ift die florentinifhe Geſchichte, die bis auf die Zeit der höchſten Blüte von Florenz fort— 
geführt ift. Hinſichtlich des Verftändniffes ver Zeitperioden und der äußern Form gibt e8 faum 
ein vollkommeneres Geſchichtswerk, nur ift feinen Einzelheiten nicht unbedingt zu trauen. 

M. fchrieb feine „Sieben Bücher über die Kriegskunſt“ zu einen unmittelbar praktiſchen Zweck, 
er hoffte, durch fein Anjehen als Schriftfteller noch Einfluß genug zu haben, die Jtaliener zur 
Aufftellung eines Nationalhreers zu vermögen, dad zur Abwehr der fremden Dränger dienen 
und ein Mittel zur Einigung feines ſchönen Baterlandes bilden follte. Das Werf it in Dialog: 
form verfaßt, feine eigene Meinung einem römiſchen Nitter, dem Fabricio Golonna, in den 
Diund gelegt. Ererreichte feinen Zwed nicht, dad gefpaltene Jtalien rief von Süden her die 
Spanier, von Norden her die Franzoſen und Schweizer in das Land, und dieſe berilten ich, deut 
Rufe zu folgen und die Beute des goldenen Italien unter fih zu theilen. Der verbienteite 
Ruhm des M., mit Erfolg für die Einheit Italiend gewirkt zu haben, wurde ihm entriflen, 
feine Werfe wurden bald nad feinem Tode von verfchiedenen Parteien aus Unverftand oder 
Bösmwilligkeit angegriffen und von ven Triventiner Goneil verurtheilt. Gr ftarb, von jeinen 
Mitbürgern ald Beförverer der Tyrannenmacht gehaßt, fein Name wurde mit allem verbunden, 
was eine jchlechte Politik ipäter verbrad. Welch einen andern Nuf würde der große Staats- 
mann zurücdgelaffen haben, wenn ed ihm vergönnt geweſen wäre, zu einer andern Zeit und in 
einem andern Lande zu leben! 

Über die unfaffende Literatur vgl. vor allem R. v. Mohl, „Die Geſchichte und Fiteratur der 
Staatswiſſenſchaften“ (Erlangen 1858; II, 519 fg.). Hervorzuheben find namentlich unter 
ben unbevingten Gegnern M.'s: Reginald Bole („Apologia ad Garolum V. super libro de Uni- 
tate ecclesiae”, Briren 1744; 1, 152); Bodin („La republique”, Paris 1577, an verſchie— 
denen Stellen, die von Baudriflard, „‚Bodin et son temps’, S. 225 fg., zulammengeftellt 
find); endlich das ſchon erwähnte Werk Friedrich's des Großen, das zuerft unter dem Titel er— 
T&ien: „Anti-Machiavel, ou essai de critique sur le Prince de Machiavel. Publie par Mon- 
sieur de Voltaire” (Haag 1740). Zu denen, die M. vertheidigen oder doch, wenn aud nur ge: 
legentlich, mit Achtung von ihm jprechen, gehören viele hervorragende Männer, wie Juftus 
Lipfius („Politicorum libri VI”, in der Vorrede), 3. 3. Rouffeau („Contrat social”, II, 6); 
Alfteri („Del Principe et delle lettere“, in veffen „Opere““, Piacenza 1810, XIX, 111fg.); von 
Neuern EM. zum Theil mit großer Wärme, aber freilich nicht jelten in fittlih ganz unzuläſſi— 
ger Weile in Schug genommen, u. a. von J. Weigel („Geſchichte der Staatswiffenihaft”, Stutt= 
gart und Tübingen 1832, 1, 133 fg.); C. A. Kellermann (,‚Commentatio de N. M. Principe‘, 
Leipzig 1831); K. Bollmann, „Vertheidigung des Macchiavellismus“ (Duedlinburg 1858). 
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Unter der ungemein großen Zahl derer, melde fern davon find, die Politik M.'s rechtfertigen 
zu wollen, aber die tiefe Unſittlichkeit derfelben, wenn aud auf verfhiedenem Wege, zu erklären 
fuchen, nennen wir: F. Schlegel („Geſchichte der alten und neuern Literatur. „Sämmtlide 
Werke“, zweite Auflage, S.18— 20), M.J. Matter („Histoire des doctrines morales et poli- 
tiques des trois siecles’‘, Paris und Genf 1836, 1, 68—88), U. Brand (‚Notice sur Ma- 
chiavel”, in den „Seances et lraveaux de l’acad&mie des sciences morales et politiques”, 
Paris 1851, XXVI, 27—63), F. Vorlänver, „Geſchichte der philoſophiſchen Moral, Rechts— 
und Staatslehre der Engländer und Frangofen mit Einfluß Macchiavelli's“, Marburg 1855, 
&. 88-135); feine Abhandlung über M. aber ift auch in Deutfchland befannter und gelefener 
ald die urſprünglich für vas „Edinburgh Review’, 1827, geihriebene glanzvolle Darftellung 
T. B. Marcaulav's (‚Critical and historical essays’’, London 1843 fg., I). Für die de— 
tgilfirtere Literatur und deren Werthſchätzung müffen wir auf die oben angeführte Abhandlung 
RM. vd. Mohl's vermweifen. @. 

Magna:Charta, i. Großbritannien und Irland. 

Majeftät; Majeftätsrechte; Majeftätsbeleidigung; Majeftätöverbrehen. Maje: 
ſtät ift der in ein Subftantivum verwandelte Superlativ von magnus und bezeichnet fonach die 
höchſte Vorftellung von Größe und Erhabenheit ver Erfcheinung. Die Eigenſchaft der Maje— 
ftät pflegt in der populären Sprache fehr häufig allem, was in feiner Art großartig ift, beigelegt 
zu werben. Zwiſchen ver populären Sprade und ber techniſchen Sprade des Staatsrechts 
finden aber auch hinſichtlich des Majeftätäbegriffs gewiſſe Übergänge ftatt und erſcheint ed nur 
natürlich, daß die in Bezug auf die ſtaatsrechtlichen Begriffe fich Fund gebenden Shwanfungen 
auf die ffaatsrehtliche Anwendung des Majeftätäbegriffs nicht ohne Einfluß geblieben find. So 
ſpricht man 3. B. von der Majeftät der Religion (Raurent, „L'église et l'etat”, II, 58), ver 
väterlichen und mütterlihen Gewalt (Badhofen, „Das Mutterrecht“, &. 103, 210, 231, 234; 
Held, „Staat und Gefellichaft”, IT, Note 61, 65), von ver majestas imperii (Eurtius 3, 
5. 18, 11), von einem crime de lese-nation (Baftard:d’Eftang, „‚Lesparlements de France”, 
11, 647) oder de löse-divinite und lese-humanite (Vattel, „Droit de gens’, Ausgabe von 
ae I, 358, Note; Yacombe, „Histoire de la monarchie en Europe‘, I, XXV) 
u. f. w. 

Betrachten wir Majeftät lediglich als einen ſtaatsrechtlichen Begriff, fo ift derſelbe offenbar 
mit Souveränetät verwandt. Denn Souveränetät iſt der in ein Subſtantivum verwandelte 
Suprrlativ von super, supra, und indem damit der höchſte Grad denkbarer Überorbnung be— 
zeichnet werden foll, ift zugleich klar, daß die Majeftät ftaatsrehrlicd immer aber auch nur da 
fein kann, wo die ſtaatsrechtliche Souveränetät ift und umgekehrt. 1) Infofern man aber mit 
Souveränetät das eigentliche harafteriftifche Merkmal derjenigen Gemeinweſen, die wirkliche 
Staaten find, bezeichnet, kann man fagen, die Majeftät jei eine Seite der Souneränetät?), 
woraus dann mit Nothwendigkeit folgt, dag in jeden mirflihen Staate, welches auch feine 
befondere Form fei, wie eine Souveränetät fo aud eine Majeftät, ein einzelner phyſiſchert 
Menſch oder eine ald Einheit organifirte Mehrzahl von Menfchen als deren Träger, vorhan: 
ben fein müſſen. So fpradhen denn aud die Nömer zur Zeit der Nepublif von einer ma- 
jestas ald amplitudo ac dignitas civitatis, von der majestas al® in imperio atque in omni 
populi Rom. dignitate enthalten u. ſ. w. (Cie. de orat., II, 39; Quinct., VII,3, 35, vgl. 
auch Blato, „Legg.‘’, IX, 2), wie fpäter von der Majeftät des Kaifers, und es ift befannt, daf 
die Majeftät heutzutage allen perfönlihen höchſten Trägern ver Staatdgewalt, wenn auch niät 
immer ald Titel ®) (der Titel Majeftät gebührt nur Königen und Kaifern), doch dem innern 
Weſen nah (vgl. z.B. das Strafgefegbuh für das Großherzogthum Helen von 1841, 
Art. 150) zugefproden wird. 





1) In diefem Sinne wird auch imperium (die eigentliche Souveränetät) ei majestas populi Ro- 
mani verbunden. Vgl. Bauly, Realencyflopädie, sub voc.: „comitium‘ und „imperium'‘. 

2) So jagt daher auch Curtius, a. a. D., „majestas imperii est salutis tutela“. Seht treffen» 
bezeichnet man auch die Majeftät als jene Eigenfchaft des Staats, refp. dee Trägers der gefammten Staats- 
gewalt, welche ber perfönlichen oder menschlichen Würde bei dem einzelnen Individuum entfpreche. 

3) Über die den beutfchen Kurfürften zugefchriebene Majeftät f. Aur. Bull., XXIV. Zöpfl, Deutfcher 
Staatsrecht (fünfte Auflage), I, 200. So wurde aber auch in der römischen Kaiferzeit die Nachftellung 
gegen bie vornehmſten Faiferlichen Beamten als Majeflätsverbrechen angefehen (L. 5, cod. ad leg. Jul. 
—— al): — war das Purpurfleid, ein kaiſerliches Ehrenzeichen, auch den Senatoren una Re: 

geftattet. 
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Zu einer Unterfheidung der Majeftät von der Souveränetät iſt man aber deshalb gefom- 
men, weil man die dein Subject oder Träger der Staatsgewalt als ſolchem perſönlich zuſtehen— 
den Rechte oder die bejondern Prädicate feiner Perſon von den formellen und materiellen Ho: 
heitsrechten, d. h. von dem materiellen Inhalt der Staatägewalt und den verfaflungsmäßigen 
Formen ihrer Ausübung unterfcheiden wollte. Ein geiftreiher Schriftfteller unferer Tage 
äußert jich hierüber fo: „Die Majeftätörechte gebühren ihm (dem Fürften), weil er die Würde 
und Hoheit des ganzen Staats und Volks perfönlic darftellt und weil die Herrſchergewalt als 
der höchſte Öffentliche Beruf ven Quell aller übrigen Staatswürden und Ämter bezeichnet. In— 
fofern er dagegen diefe Herrſchergewalt thatfählih ausübt, entfaltet ex feine Souveränetätd- 
rechte. Die erftern zielen alfo auf die ruhende Würde *), die legtern auf die That“ u. ſ. w. 

Über den eigentlihen Inhalt und die rechtlichen Gonfequenzen der Majeftät beftehen jehr 
verjchiedene Anfihten. Schon die Römer unterliefen ed, den Begriff der Majeftät genau zu 
definiren, und zogen in das Gebiet ihrer Majeftätögelege eine Menge von Fällen, welde, dem 
Hochverrath oder ähnlichen Staatöverbredhen verwandt, heutzutage gewöhnlich nicht mehr zu 
den Majeftätsfällen gezählt werden. Der weite und unbeftimmte Umfang der römischen Maje— 
ſtätsgeſetze erklärt jih übrigens vollftändig aus der Natur der römischen Stantöverfaffung, nach 
welcher, wenigftend vor der jpätern Kaiferzeit, über dad Subject der Staatögewalt de jure nicht 
jene Beſtimmtheit herrfchte, wie dies bei der audgebildeten Monarchie ver Fall ift. Denn eines: 
theil8 hat zwar der populus allein majestas und imperium; allein der Begriff des populus 
oder die Zufammenjegung der eigentlihen jouveränen Volksgemeinde wechſelt in den verſchie— 
denen Perioden der römischen Geſchichte. Anvererfeitö lag zwar in der unberedhtigten An: 
maßung eined Hoheitsrechts feitend eines Magiftratus ein Majeſtätsverbrechen; allein ein ſolches 
wurde auch dann von Privaten begangen, wenn fie jih nur die Gewalt eines Magiftrats an: 
maßten oder einen Magiftrat aus dem Wege räumten (L.1, $.1, L.3, D. ad leg. Jul. maj. 
[48, 4]).?) Die beveutendfte Wendung in dem römiſchen Majeftätsrechte mußte aber zufolge 
des Übergangs der Republik zur Monarchie eintreten. Denn wenngleich die Beflimmungen der 
Lex Julia über proditio, Angriffe gegen die Staatöverfaffung und Anmaßung von Hoheits— 
rechten, nicht nur in Kraft blieben, ſondern auch legtere fogar vermehrt wurden (Pauly, a. a.D., 
IV, 1455), jo war doch dad imperium und mit ihm die majestas nad) und nad) gänzlid) auf die 
Kaifer übergegangen. Infolge deſſen befamen einerfeits ſchon die Beſtimmungen des ältern 
Rechts eine neue Richtung, da dur proditio u, ſ. w. nicht mehr die majestas populi, jondern 
die der Jmperatoren minuirt wurde. Andererſeits wurden von nun an aud eine Vielzahl von 
direct oder indirect gegen die Berfon,, namentlich gegen das Leben und die Ehre des Kaiſers ge: 
rihteten Handlungen den Fällen der Majeftätöverlegung beigezählt (Pauly, a. a. D.). 

Wenn nun, wie jhon bemerkt wurde, der Majeftätsbegriff unter allen Verfaflungsformen 
für den perfünlichem Träger der Staatöfouveränetät plaggreift, jo ift ed aber aud) heutzutage 
noch unvermeidlich, daß derjelbe in Republifen weder an ſich noch in feinen Conſequenzen jo be= 
ſtimmt ausgedrücdt und entwidelt fein fann wie in den Monardien®), dort aljo auch mehr mit 
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4) Dies iſt der Grund, warum die in der Majeſtät liegenden Rechte nicht in den Formen der Geſetz- 
gebung und Bollziehung ausgeübt, fondern nur in der Perſon des Souveräns, nämlich durch ftrafbare 
Angriffe auf diejelbe, verlegt werden fünnen. ©. Zöpfl ,S. 746. 

5) Wenn auch der Senat früher ordo sanctissimus (Cic. p. Deiot., III) hieß, fo hatte berfelbe doch 
zu feiner Zeit majestatem. 

6) Auch in diefen fommt es ſehr auf den Grad ihrer Ausbildung an. So wurde z. B. in Schweden 
das crimen laesae majestatis erft im Jahre 1639 eingeführt. Nordenflycht, Die ſchwediſche Staate: 
verfaflung, ©. 236, vgl. mit cod. 129. Die ungarifchen Gefege zählen 31 Fälle der laesa majestas 
auf. Die alte franzöfifche Geſetzgebung rechnete Dazu: „‚violer les nourrices des enfants de la reine 
ou des filles du roi“ (Battel, a. a. D., I, 177 fg., 183, 189, Note, 190, 201 fg., 204 fg.). Bal. fer: 
ner: Desmaze, Curiosites des parlements de France d’apres leurs registres (Paris 1863), 
©. 9, 101. Graf und Dietherr, Deutiche Rechtsſprichwörter (Manheim 1863), S. 29. Proudhon, 
Systeme federatif, &. 134. S. audı Waig, Deutjche Verfaffungsgefchichte, 11, 129, 137 u. 540; 
III, 266 fg; IV, 431 u. 438. Constitutio Ludovici bavar. de jure et excellent. imper. bei Schmauß, 
Corp. jur., S. 10. Aurea bull. bei Zöpfl, Deutfche Rechtsgefchichte, ©. 521. Hobbes, De cive, c. 14. 
Deb:s, Majeste royale. s. l. 1673. Gundling, Singularia ad leg. majest. itemque de silentio in hoc 
(Halle 1720). Wahlcapitulation, Art, XXI, $$.2 u. 4 (bei Ortel, S. 544 fg.). Gonftant (in der neues 
fien Sammlung feiner Werfe von Laboulaye), Bd. 1, ©. 159, Note 1. Bentham, Essai sur l’espagne, 
S. 99 fg. Lacombe, a. a. O., Bd. 1, S. X. Held, Spfiem des Verfafjungsrcchts, I, 441 und befien 
Art, Sof. 

44° 


692 Majeftät 


andern politifhen Begriffen und Verbrechen zufammenfallen wird. Allein jelbit in ven Mon: 
ardien hat die Sache ihre Schwierigkeiten. Denn die Majeftät ift nirgends von der Souve: 
ränetät und beides, auch in der vollfommenften Monarchie, nit vom Staate zu trennen. Nun 
find aber die Anſichten über das perfönliche Verbältnig ded Monarchen zum Staate nit nur zu 
verſchiedenen Zeiten und bei verfhiedenen Völkern, ſondern aud) unter den Klaffen und Indivi— 
duen eines und deſſelben Volks ſeht mannichfaltige. Da ericheint der Monard als „die einzige 
perjönlie Verförperung der Würde und Macht des Volksganzen wie ded Staats‘, dort nur 
wie ein mathematifcher Punkt, ald pouvoir neutre u. dgl.m. Und während er bald als ver 
wefentlichfte Schluß: und Grundftein der Verfaſſung gilt, wird er oft nur ald eine zufällige, 
überflüffige, ja ufurpatorifche Erſcheinung betrachtet u. |. w. So erklärt es fih aub, daß bier 
ein überwiegender Werth auf die perfönlichen Nechte des Souveränd gelegt wird, während dort, 
3. B. von feiten des eben allegirten geiftreihen Schriftftellers gejagt wird, die Souveränetäts: 
rechte mußten ihrer Natur nad für den Gang und Eharafter des politifchen Lebens wichtiger 
fein als die Majeftätsrechte; „darum habe man von den legtern arglos vieles ftehen gelaffen, 
während man eiferfüchtig erftere begrenzte; darum jeien die legtern bei den meiften Fürſten 
gleich , die erftern fehr verfhieden und ſtänden die letztern neben den erftern oft wie die alte Zeit 
neben der neuen. Der gemeine Mann würbige legtere mehr als die erftern und von den legtern 
jel6ft wieder diejenigen am wenigften, welche er, weil abjtract für ihn, am menigften verftebe, 
wie 3. B. die Unverantwortlicfeit des Souveränd“. 

Seben wir nun vorerft, welche Rechte heutzutage übereinftimmend ald Inhalt ver Majeftät 
anerfannt find, jo gehören hierher: 1) die perfünliche Unverantwortlichfeit; 2) die Heiligfeit 
und 3) die höchſte äußere Würde des Souveräns oder die Majeftät im engſten Sinne des 
Worts.7) 

Die perſönliche Unverantwortlichkeit, welche übrigens weder eine moraliſch-religiöſe *) noch 
eine geſchichtlich-wiſſenſchaftliche, ſondern einzig eine juriſtiſche iſt, beſteht darin, daß der perſön⸗ 
liche Souverän vor feinem menſchlichen Richterſtuhle zu Recht zu ſtehen hat. Obgleich er alſo 
ohne Zweifel auch juriftiich unrecht thun kann, fo ift doch fein menschlicher Richter über ihm. 
Es ift dies eine unvermeidliche Conſequenz ded Souveränetätäbegriffd, nad weldem ein wirf- 
licher Souverän weder der Juſtiz eines fremden Staat, no der nur von ihm ihre Autorität 
ableitenden Juftiz des eigenen Staats unterftellt werden kann. Die Berantwortlichkeit if eine 
Pflicht des Theils gegen das höhere Ganze; der Souverän ift nun zwar nicht der Staat, aber er 
und nur er ftellt ven Staat in feiner Totalität perſönlich dar und es ift unmöglid, über vie 
hieraus folgende juriftifche Unverantwortlichkeit ded Souveräns hinmwegzufommen. Dazu be: 
darf ed auch nicht einer Fiction, wie 3. B. der des englifhen Staatsrechts, daß der König nicht 
unrecht thun koͤnne. Und wenngleich dieſe Fiction in viele neuere Verfaſſungsgeſetze (Mohl, 
„Minifterverantwortlichkeit”, ©. 43) übergegangen ift, fo weiß man aud, daß hinter diejer 
Fiction im englifhen Staatsrechte noch eine andere Fiction fleht, nämlich die, daß der König, 
meldher in wejentlihen Stüden die Berfaflung verlegt, ald abdicirt habend, alſo ala nicht mebr 
König, präfumirt wird.?) Der Sag: „The King can do no wrong‘, ift nit nur fogar von 
Engländern beftritten (Junius, „Lettres”, Vorrede ©. 51 fg., 54), fondern hängt auch, jelbft 
in der gewöhnlichen Auffaffung der Engländer, nur mit den eigenthümlichen engliſchen Ber: 
faffungszuftänden zufammen, vermöge welcher e8 zweifelhaft ift, wo, ob im Volfe, im Varla— 
ment oder in der Krone der eigentliche Sig der flaatlichen Souveränetät fi befinde. Daber 
fonnte wol fhon im Jahre 1543 ein König von England jagen: „Da wir durd unfere 
Richter in Erfahrung bringen, daß unfere föniglihe Machtvollkommenheit zur Zeit des Parla- 
ments am höchſten fteht, ... . fo iſt eine jeve Verlegung, eine jede Beleidigung, welche während 
diefer Zeit dem geringften Mitglieve des Haufed angethan wird, zu beurtheilen, ala ob fie 
unferer Berfon und dem ganzen Barlamentdhofe zugefügt wäre” u. f.w. (May, „Das eng: 
Lifche Parlament‘, Leipzig 1860, S. 111). Wenn aber der Herzog Ernit von Sadjen - Ko: 


7) 3öpfl, 1, 763. Held, a. a. D., II, 301. 

8) Todtengerichte über geftorbene Könige, welche nicht blos in Agypten, fondern auch bei central: 
amerifanifchen Gulturvölfern, z. B. den Mayas (Braffeur de Bourbourg, Histoire des nations civili- 
sees de Mexique, II, 64) vorfamen, zeugen wol für das Bedürfniß einer moralifchen Sühne, find 
aber feineswegs als Ausnahmen von dem Prinrip der juriftiichen Unveramtwortlichfeit des Souveräns 
zu betrachten. Bgl. Held, Enitem, Bd. I, ©. 16, Note 3. 

9) Blackſtone Commentaries, franzöfifche Überfegung, I, 262, 391 fg. 450. 


Majeftät 693 


burg in feiner Vertheivigung des Königs von Sachſen erflärte: „Le souverain de Saxe na 
d’autres juges que ceux du roi d’Angleterre: Dieu et la Nation’ (Klüber, I, 11, 16, 
Heft 2)0), fo fann darin ebenjo wenig das Zugeſtändniß einer juriftifchen Berantiwortlichkeit 
eines deutfhen Souveränd gegen jein Bolf gefunden werden, wie in der von Hallam („Histoire 
cunstitutionnelle”, franzöfijche Uberjegung, 1,391 fg.) überlieferten Außerung des Pierre Went⸗ 
worth. ??) Indem wir jede Analogie der engliihen Anſchauungen in dieſem Punkte für die 
deutihen Monarchien zurüdweifen, finden wir in dem fraglihen Sage nur einen Ausorud 
dafür, daß alles, was der Souverän in dieſer jeiner Eigenſchaft will, ald in ver Abſicht verfaf- 
fungdmäßigen Handelns gewollt zu präjumiren fei. Daß hierbei die Möglichkeit einer Ver: 
faffungsverlegung feitend des Souveränd übrig bleibt, ift gewiß. Aber teils ift diefe Möglich- 
feitnie vollftändig und unter feiner Staatsform zu befeitigen, theild liegt fie unter der Monarchie 
ferner als unter den vepublifanifhen Staatsformen, und zwar ganz beſonders in conftitutio- 
nellen Monardien, wo die Minifterverantwortlickeit eingeführt ift. 

Schließlich könnte noch die Frage fein, vb der Souverän nicht wenigflens in feiner Eigen— 
haft ald Privatperſon ſich den verfaffungsmäßigen Gerichten zu unterwerfen habe. Sofern 
nun nad) den Gefegen des Landes der Privatfiscud des Souveräns eine eigene Perfönlichkeit 
hat und ed ſich aljo auch nur um einen Privatrehtöfall oder um die privatrechtliche Seite eines 
Rechtsöfalls, etwa auch um eine Geldentſchädigung u. dgl. m. handelt, möchte die Frage wol zu 
bejaben fein. 1?) Allein abgelehen davon, daß auf eine derartige Verantwortlichfeit eben fein 
großes praktiſches Gewicht zu legen fein dürfte und daß ed auf den Geift des Volks anfommt, 
ob diejelbe nicht mehr ſchadet ald nut, fo muß felbft fie ohne die angegebenen Borausfegungen 
als unzuläfiig behauptet werden. Wenn nichtsdeſtoweniger von jeher richterliche Verurthei— 
lungen von Königen vorfamen und die Berantwortlichfeit ded Souveränd auch heutzutage mit- 
unter noch behauptet wird !?), jo hat dies feinen Grund entweder darin, daß ein fogenannter 
Souverän nicht der wirflide Souverän war 1*), oder daß Ginheitsftaat und Souveränetät im 
Begriff oder in der Wirklichkeit noch unausgebildet, unklar, unfertig waren %), oder endlich 
darin, daß man, um aud die Miniſterverantwortlichkeit zu bejeitigen und den vollftändigften 
Abſolutismus einzuführen, eine Verantwortlichkeit gegen die Nation zugeftand, die jedenfall® 
nie eine juriftifche fein kann. 16) 

Die Heiligkeit 17) ald Conſequenz der Majeftät kann begreiflich Feine Heiligfeit im Sinne 
einer beftimmten Religion, muß aber jedenfalls eine für alle Religionen oder Confeſſionen im 
Staate geltende Eigenjhaft der Perfon ded Souveräns jein. Schon Karl der Große nannte 
fein Reid) „sacrum imperium‘ , nachdem Cicero dad nomen regale ald magnum et sanctum 
für Diejenigen, welde unter Königen leben, bezeichnet und der römiſche Kaifer ven Titel 
„sacratissimus princeps“ 18) geführt hatte. Der deutſche Kaifer führte den Titel „sacra- 
lissima majestas“ und das Deutfche Reich hieß das Heilige, „sacrum imperium‘ (wie heute 
noch von einem heiligen Rußland geſprochen wird). 1%) Aud die Könige von Frankreich bean- 
ſpruchten die Heiligkeit (Villeharbouin, a. a. O., ©. 43) und daffelbe gilt von ven Königen 
Englands, denen der Olaube des Volks jogar eine gewifle wunderbare Heilkraft zufchreibt 


10) Bgl. hierzu I. de Maiſtre bei Duvergier ve Hauranne, Histoire du gouvernement parlemen- 
taire, 11, 378. Auch Bladftone gibt zu, daß über dem König von England fein Gericht jiehe (Com- 
mentaries, I, 446fg.). Bgl. auch £ode, Origine, extend and end of civil government, c.XIll, $.10. 

11) „Nul sans doute n’est exempt de faules, pas m&me notre noble reine, elle a commis de 
grandes, de dangereuses fautes contre elle- me&mıe.‘ 

12) Der König von England muß ſich zwar wegen @igenthumsforderungen beim Kanzleigericht verflas 
gen laflen, doch wird nur ale eine Önadenfache darauf gefprochen. Bollgraff, Syitem, IV, 476, Note 3. 

13) Bernal, Theorie de l'autorite, II, 112 u. . Bentham bei v. Mohl, Gefchichte der Kite: 
ratur, II, 632 fg. Conſtant (Sammlung von Sabonlaye), I, 193. Held, Staat und Gefellichaft, IL, 
519, Note 399. 

14) Vgl. 3. B. Plato, Legg., XII, 13. 

15) Bgl. Held, Eyftem des Berfaffungsrechts, Il, 361, Note 1, u. S. 449. Pillehardouin, De l’he- 
redite, ©. 30, &aurent, Etudes, VI, 285 fg., 293, 296 u. 298. Braffeur de Bourbourg, II, 39, 

16) „Le president de la republique (l’empereur) est responsable devant le peuple frangais, 
auquel il a toujours le droit de faire appel.‘ Constitution, faite en vertu des pouvoirs delegues 
par le peuple frangais, & Louis Napoleon Bonaparte par le vote des 20 et 21 Decembre 1851. 
Tit. III, art. 5. 17) Bal. Held, Staat und Gefellichait, II, 480 sub 2. 

18) Eaillet, De rat. in imp. rom. gubern. (Baris 1857), ©. 24. 

19) Raurent, a. a. ©., VI, 31 u. 141. 
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(Fiſchel, „Die Berfaffung Englands”, ©. 111, 113). Auch enthalten mehrere deutiche Ver— 
hen bie ausdrückliche Beſtimmung, daß die Perfon des Souveränd „heilig umd 
unverleglich”‘ fei.20) Über die Bedeutung diefer Heiligkeit der Majeftät beftehen fehr verfchie- 
dene Anfihten, was jih zum Theil aud) aus der verfchievenen Auffaffung der Salbung der 
Könige und deren Verhältniß zur Souveränetät, alſo auch aus der Berfchiedenheit des Ber: 
bäftniffes zwiſchen Staat und Kirche oder Religion und Recht, reip. aus der verfchiedenen Auf: 
faffung deſſelben erklärt. 2!) Wie dem aber fei, mit der Heiligkeit der Perfon des Souveränd 
ſoll jedenfalls jo viel ausgedrückt werden, daß viefelbe überhaupt nicht nad Analogie einer Bri- 
vatperfon betrachtet und jede Verlegung derjelben beftraft, wenn ſie aber auch gegen eine Pri— 
vatperfon flrafbar wäre, mit einer viel höhern Strafe geahndet werben muß. In diefer Eigen: 
ihaft der Majeftät ſoll gleihfam der beſondere Friede des Staats und feine Übereinflimmung 
mit der göttlihen Schöpfungsidee des Menſchen oder die Natur: und Vernunftmäßigfeit des 
Staatd einen bejondern Ausdruck erhalten. 

Die Majeftät im engften Sinne des Worts, ald Ausdrud für die Höchfte äußere Würde des 
Souveräns bezeichnet die Pairſchaft des Souveräns mit allen übrigen Souveränen und die 
Unterordnung aller nicht fouveränen Perſonen auch dem Range nad unter ihn. Die perſön— 
lie Würde des Souveräng ift die Folge feiner Stellung, feined Amts, welches, weil die größte 
Bürde, ebenveshalb auch die höchſte Ehre gewährt, aus demſelben Grunde aber auch mit feinem 
andern Staatdamte, welches feine Autorität vom Souverän ableitet und ableiten muß, ver: 
glidden werben fann. Wenn nichtsveftoweniger einer nicht jouveränen Stellung dieſes Maje- 
ſtätsrecht eingeräumt worden ift, fo muß died entweder ald eine Kolge der Entartung der Sou: 
veränetät oder ald Vorläufer einer ſolchen betrachtet werden, oder es war diefe Ginraumung 
ausdrücklich mit Vorbehalt ver Majeftät geicheben (T. Note 4). Eine Folge der Majeftät in 
diefem Sinne befteht auch darin, daß der Souverän, wenn er als folder erfcheint, auf eine feiner 
Stellung entfprehende Weile umgeben jei (1. Hof). 

Betrachtet man nun Die angegebenen Majeftätörechte näher und faßt fie ald ven Inhalt des 
Majeftätöbegriffs zufammen, fo ergibt ſich 1) daß ſie alle vom Staate, nicht von ver Perſon des 
Inhabers als folder, herkommen, oder daß fie nur die Bolge jener einzigen Stellung in jedem 
Staate find, welche dem perfönlichen Träger ver Staatögewalt, ven Repräfentanten der höchſten 
Staatdeinheit zufommt; 2) daß fie alfo auch nicht nur unter fi, fondern aud) mit ven jonfligen 
Hoheitörechten eine Einheit bilden und 3) jedenfall® nicht zu den fogenannten zufälligen, ſon— 
dern zu den wejentlichen Hoheitsrechten gehören. 

Aus dieſen Sägen folgt weiter: 1) Die Majeftät ift in jevem Staate nit etwas Will: 
fürliches, jondern logiſch nothwendig. Desgleihen das Vorhandenfein perfönliher Träger für 
dieſelbe. 

2) Ein Volk, weldes wahrhaft politiſch gebildet iſt und alſo auch eine Erkenntniß für die 
Bedeutung des Staats und ein lebendiges Gefühl für feine eigene Selbſtändigkeit hat, wird nie 
ſelbſt an die Majeftät des perfönlichen Trägers der legtern taften, oder dulden, daß daran ge- 
taftet werde. Es kann allerdings ſehr verſchieden ſein, was man unter einer Brofanation der 
Majeftät verfteht — aber, worin auch eine foldhe gefunden werde, fie ift immer eine Erniedri— 
gung, weldye mit der Perſon des Souveränd den Staat ſelbſt treffen muß. 2?) 

3) Was Majeftät fei, Fann jehr verfhieden, nad Art und Bildung der Völker, auf gefaßt 
werden. Im jeder Majeftät aber liegt, wie ſchon die angeführten drei Majeſtätsrechte es Fund 
thun, ein intellectuelles, fittlihes und äußerliches Moment zugleich, die in ihrer Einheit ven 
eigentlichen Gehalt der Majeftät bilden. Hieraus ergibt fih aufs neue die innige Verbindung 
des Majeftätöbegriffs mit vem Staate. Der relative Grad ded Werth eines Staatd und der 
Würde feines perfönlihen Souveräng ift daher auch wefentlich mit bedingt von dem Werth und 
der Würde der Staatdangehörigen. Denn die Würde des Herrfhers hängt weniger von feiner 
eigenen Perfönlickeit als vielmehr davon ab, men er beherrſcht und nad welchen Principien die 
politifche Herrſchaft flattfindet. 

4) Bei der innigen Verbindung zwiſchen Majeftät und Souveränetät, Staat und perſön— 


20) Zöpfl, S. 763, Note 2, 

21) Die Bedeutung von sacer et sanctus bei Bachofen, Mutterrecht, S. 143. Pauly, VLa, Pe 

22) „Mais je veux que la royaute soil investie de toute la force, entouree de toute la vene- 
ration qui lui sont necessaires pour le salut du peuple et la dignite du tröne" ... „Le pou- 
voir royal degrads fut bientöt detruit““. Gonitant, I, 82 u. 89. 
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lichem Träger der Stantögewalt, erſcheint ed nur natürlih, daß alle Hierher gehörigen Ver— 
legungen fi fehr nahe berühren und vaß alſo namentlih Hochverrath, Landesverrath und 
eigentliches Majeftätöverbrechen oder Majeftätöbeleidigung innerlich fehr verwandt find und 
leicht ineinander übergehen können. 

5) Die abjolut nothwendige höchſte Einheit des Staatd und feiner Gewalt bat aber die 
weitere Folge, daß die Majeftät jih nur bei jener einzigen phyftichen oder juriftifchen Berjon be: 
finden könne, welche jene höchſte Einheit wirflich darftellt. Deajeftät Haben alfo in Republifen 
nicht die einzelnen Glieder ver fouveränen juriſtiſchen Perſon, fondern nur diefe felbft. In ver 
wahren Monarchie aber kann nur ver Monarch der Träger der Majeftät fein, gleicyviel, welch 
ein Grad von Selbftindigkeit für die innern Angelegenbeiten den verfchiedenen fogenannten 
pouvoirs verfallungsmäßig zuftehe. : 

6) Daraus folgt aber weiter, daß, wo der fragliche höchſte Einheitspunft eines Staats 
zweifelhaft ift, aud der Sig der Majeftat zweifelhaft werden müffe; daß ferner, je mehr ver 
Begriff des perfönlihen Souveränd mit dem des Volfd und Staat? zufanımenfällt, defto we: 
niger der Begriff eines befondern Majeftätöverbrehend von den Begriffen der eigentlichen 
Staatöverbrehen ausgeſchieden fein kann; daß weiter, je vollftändiger der Staat in der Perfon 
ded Suuveränd (Monarch, Ariftofratie) aufgegangen, deſto mehr das Majeftätsverbredgen an 
die Stelle der ſonſtigen Staatöverbrechen treten müfle und in diefem alle leicht eine übermäßige 
Strenge eintrete, welche ebenfo die deöpotifche Steigerung der Herrſchaft wie die jflavifche Er: 
niedrigung ber Beherrſchten beurfundet, und daß endlich alles ins Schwanken gerathen werbe, 
wenn entjhiedene Übergänge zwiſchen Einheitsftaat und Staatenmehrheit oder umgefehrt, 
ftattfinden. 

7) Mit deu verfhiedenen Gntwidelungen der Staaten nah ihrem innern Rebensprineip 
hängt es auch zuſammen, daß die Majeftät bald mehr einen realiftifchen, bald mehr einen ſpiri— 
tualiftifhen, bald endlich mehr einen vationaliftifhen Charakter bat. Firirt fie ih in einer 
folden Einfeitigfeit, fo muß die Folge im mefentlichen ftetö viejelbe fein, nämlich eine Art von 
Despotismud, welcher die Majeftät um jo mehr über ihr vernünftiges Maß auszudehnen ſuchen 
wird, je unnatürlicher, alfo entwürdigender die Lage der Untergebenen auf dieſem Wege ge: 
worden fein muß, wovon dann ald die weitere nothwendige Folge die innere Haltlofigkeit ver 
Majeftät wie des Staatd, die ewige Gefahr ver Anarchie erfcheint. 

Sonach ift die Majeftät ſtets der eigentliche Lichtrefler des ganzen ſtaatlichen Lebens, wie 
diejed entweder verfengend und erfältend oder erwärmend und belebend, Far und deutlich oder 
taub und unbeftimmt, dauernd und ftetig oder wechſelnd und vergänglich, lauter und rein oder 
das Gegentheil von beiden. 

Die Gefhichte ded crimen laesae ınajestatis oder ded Verbrechens derMajeftätäbeleidigung 
beweift vollſtändig die Richtigkeit unferer Säge, gleihviel, 0b man mehr den Begriff, oder mehr 
die Strafe, oder mehr die gerichtliche Procedur des fraglichen Berbrechend ind Auge faßt. 

So fonnte, namentlich in Deutfchland, der Begriff des Verbrechens der beleidigten Majeftät 
erſt von dem Moment an flarer hervortreten, in welchem 1) die Ausſchließung falfcher Ana— 
logien aus vem Roͤmiſchen Recht durch ven Fortfchritt ver Wiffenfchaft, 2) die Aufftellung und 
Durdführung eines rechtlich vollendeten Staatöbegriffd3 dur die Auflöfung des Deutſchen 
Reichs und durch die wirkliche Souveränwerdung der beutfchen Staaten, 3) eine jhärfere Un: 
tericheidung der Perfon des Souveränd von dem gefammten ftaatlihen Beftande einerfeitd durch 
dad fogenannte monarchiſche Princip, andererfeits dur Ginführung des conftitutionellen Re: 
giments — dies alle8 unbefchadet einer gewiſſen Fortdauer des gemeinen Rechts, der nationalen 
Einheit Deutſchlands und der organischen Verbindung zwifhen Souverän und Staat — mög: 
lich und wirklich geworden war. 

Unter Majeftätsverbrehen oder Verbrechen ver beleidigten Majeftät im eigentlihen Sinn 
des Worts verfteht man heutzutage jede dolofe Verlegung der Ehre ded Souveränd oder der 
demfelben fhuldigen Ehrerbietung — oder: dieſes Verbrechen wird von demjenigen begangen, 
welder 1) vorjäglih, 2) jedoch ohne hochverrätherifche Abfiht, 3) das Staatdoberhaupt oder 
Glieder feiner Familie, 4) durch Handlungen, Geberden, Worte over Unterlaffungen ehrfurchts— 
widrig behandelt (Weiske, „Rechtslexikon“, VIL, 6; Jagemann, „Criminallexikon“ (Erlangen 
1854), ©. 466 fg.). Am richtigften würde man das Verbrechen der Majeftätsbeleidigung ald 
jede ſtrafbare Verlegung der Unverantwortlichkeit, Heiligkeit und höchſten Würde des Souve- 
räng, ſoweit jie nicht unter einen andern pofitiven. Verbrechensbegriff fällt, definiren. 

Iſt nun die Majeftätöbeleivigung ohne Zweifel im allgemeinften Sinne des Worts eine 
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Art von Injurie und fallen alle gegen eine Privatperſon injuriöſe Handlungen, wenn ſie gegen 
die Perſon des Souveräns begangen werben, unter ven Begriff ver Majeſtätsbeleidigung, fo 
unterfcheidet ſich diejelbe doch von der eigentlihen Injurie ſchon dadurd, daß fie nur dolose 
begangen werden fann und die Frage nad) dem animus injuriandi ſich dabei anders ftellen muß 
ald außerdem; daß ferner die @inreden ver Compenſation und dev Wahrheit bei ihr gänzlich 
wegfallen. Auch ift Die mitunter aufgeftellte Behauptung, man müſſe zwifchen der einem Sou— 
verän als folhem oder im feiner Eigenſchaft als Privatmann zugefügten Beleidigung unter: 
ſcheiden, nicht haltbar, da, ven dolus, d. h. die Befanntjchaft mit der Perfon des Souveränd vor- 
audgefegt, die politifche und private Perfon des Souveräns überhaupt nicht, am wenigften aber 
bei einer demfelben perfönlich zugefügten Beleidigung, voneinander getvennt werben fönnen. 
Für den Thatbeftand des Verbrechens iſt es gleichgültig, ob der Souverän fich perſönlich in der 
Ausübung der Souveränetät befindet oder nicht (aljo minderjährig oder fonft an ver Ausübung 
der Regierung verhindert ift). ine andere Frage wäre die, ob aud dem Reichsverweſer oder 
Reichsvormunde und den Gliedern der regierenden Dynaftie Majeftät zufomme. Daß, wenn 
und foweit die Gefege den Genannten dieſe Cigenſchaft ausdrücklich zufchreiben, dieſe Kragen 
bejaht werden müffen, verfteht fih von felbft. Auch werden fie beide mitunter zufammenfallen, 
da der Reichsverweſer meift aus den Gliedern des regierenden Haufes hervorgehen wird. Wie 
verhält es fidh aber, wenn die Geſetze über diefe Frage ſchweigen? In diefem Kalle ſcheint uns 
die richtige Anficht zu fein, daß jedenfalls die ebmbürtige Galtin des Souveränd die Majeftät 
mit ihm theile, daß dies aber weder bein Reichsverweſer, noch bei den übrigen Gliedern des re: 
gierenden Hauſes und am allerwenigjten bei auäwärtigen Souveränen, ihren Kamilien und di— 
plomatifhen Vertretern ftatthabe. Ohne Zweifel kann in der Beleidigung folder Perſonen 
eine mittelbare Beleidigung ded Souveränd liegen; auch wird die Art und Zahl der Handlungen 
oder Äußerungen durch welche dieſe Perfonen beleidigt werden fünnen, weit über den That- 
beftand der gewöhnlichen Injurie hinausgehen und ebendeshalb aud deren Beftrafung eine 
firengere fein müffen. Allein wie wichtig die Stellung eines Neichöverweferd immer jein mag, 
er ift und bleibt doch im weſentlichen Unterthan des wirklichen Souveränd und daffelbe gilt von 
den Gliedern feines Hauſes. Wie die Einheit ded Staats, fo muß die Einheit und Ausſchließ— 
lifeit der Souveränetät in der Verſon des Staatdoberhaupts nach allen Seiten bin feftgehalten 
werden. Daß fremde Potentaten u. f. w. aber am allerwenigften in irgendeiner Weije ald an 
der Majeftät theilnehmend betrachtet werden fönnen, folgt aus der völkerrechtlichen Selbftändig- 
feit des Staats, wenngleich eben die innere Natur des Völferrehtd und die äußern Folgen völ: 
ferrechtlicher Berbindungen es rechtfertigen, dap die an fremden Potentaten u. f. w. begangenen 
Injurien firenger geahndet werden, als der Perjon des Beleidigten nad) einfache Injurien. 

Die beleidigenden Handlungen felbft angehend, jo herrſcht in ven Geſetzen eine Hauptver: 
ſchiedenheit infofern, als das öſterreichiſche Geſetzbuch jeden thätlihen Angriff auf die Perfon 
des Monarchen aus dem Gebiete der Majeftätöbeleidigung ausſcheidet und in das des Hochver— 
raths verweift. Nach allen übrigen Geſetzen aber jind derlei Thätlichfeiten, forern ſie nicht ſpe— 
cifiſch Hochverrätheriiche Tendenzen in ſich ſchließen, Majeftätsbeleivigungen. Der Misbraud 
ded Namens ded Souveränd zur Durchführung gefegiwidriger Handlungen fann, ſchon weil ev 
fein Attentat gegen die Perſon des Souveränd enthält, ebenjo wenig eine Majeftätöbeleivigung 
fein, wie in einem conftitutionellen Staate mit freier ’Breile und einem verantwortliden Mini— 
fterium „die Öffentliche Herabwürbigung von Regierungshandlungen”, Denn abgejeben da— 
von, dap diejer Begriff überhaupt ein ſehr ſchwankender ift, daß ferner bei dem in conflitutio- 
nellen Staaten oft ſehr ſchnell eintretenden Wechſel der Verwaltungsprincipien heute geitraft 
werben fönnte, was morgen die Regierung jelbft ald das Richtige anerkennt, jo bleibt, wenn 
derlei Herabwürbigungen fonft, z. B. der Form nad injuriös find, immer die Möglicpkeit einer 
entiprechenden Beitrafung derfelben, ohne daß man zum Begriff ver Majeftätöbeleivigung jeine 
Zuflugt nehmen müßte. 2?) Wenn aber endlich das bairiſche Geſetz die Erregung eines Auf: 
rubhre, um dem Souverän eine Entſchließung abzunöthigen oder deſſen oberherrliche Befehle zu 


23) Die neuen Regreffivpreßgefege haben eine Menge von | die Prefie gegen den Eouverän, 
feine Familie, die Regierung und auswärtige Potentaten möglichen ſtraſbaren Handlungen aufgezählt, 
ohne auch nur auf eine derfelben den Begriff der Majehätebeleidi ung ausbrüdlic; anzuwenden. Bal. 
3. B. das bairifche Preßgefeb vom 17. März 1850, Art. 12 fg. Im Sinne des Rechtsftaats gewähren 
derlei Geſetze auch den Vorzug, daß die unter fir fallenden Reate öffentlich verhandelt und von einer Jury 
beurtheilt au werben pflegen. 
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vereitelt, unter den Begriff ver Majeflätöbeleivigung jegt, jo theilen wir die Anficht derjenigen, 
welche ed für richtiger halten, derartige Handlungen unter den Begriff des Hochverraths zu 
ftellen. 

Die Beitrafung der Majeftätöbeleivigung richtet ih nach der Schwere ded Falld und kann 
fogar bis zur Todesſtrafe gehen. Eine befondere Eigenthümlichkeit dieſes Verbrechens beftcht 
aber nod darin, daß deflen ftrafgerichtliche Verfolgung, wenn es nicht in Thätlichkeit beſtand, 
meiſt erft auf befondere Ermächtigung des Juſtizminiſteriums geftattet ift. 2) 

Wenn ed nun feinem Zweifel unterliegen kann, daß, je höher die richtige politifhe Erkennt— 
niß und Tüchtigfeit eines Volks gefliegen und je ausgebildeter ein Staat ift, defto größer und 
verabſcheuungswürdiger das Majeftätöverbredhen erjcheinen müſſe, fo iſt doch ebenſo unzweifel— 
haft, daß derlei Verbrechen gerade unter dieſer Vorausſetzung am ſeltenſten vorkommen und 
wenn doch einmal, dem Staate und der Würde ſeines Oberhaupts kaum gefährlich werden 
koͤnnen. Die Majeſtätsbeleidigung iſt weſentlich ein politiſches Verbrechen und theilt dadurch 
die allgemeine Eigenſchaft eines ſolchen, während ſie doch ausſchließlich nur gegen die Perſon des 
Souveräns begangen werden kann und daher unvermeidlich immer etwas Perſönliches an ſich 
hat. Bei der ohnehin großen Elaſticität der Begriffe von Hoch- und Landesverrath ſcheint es 
daher nicht gerathen, den Begriff der Majeſtätsbeleidigung ſehr weit ausdehnen und im ein— 
zelnen genau detailliren zu wollen. Dagegen dürfte es ſich bei der ganzen Stellung und Ein— 
richtung unjerer Juftiz (Staatsanwaltigait, Hffentlichteit, Jury) empfehlen, derſelben in allen 
Fällen der Majeftätöbeleivigung ihren Lauf zu laſſen, dagegen auch ex oflicio jede Verurthei— 
lung dem Souverän zu dem Zwecke, ob er von feinem Begnadigungsrecht Gebrauch machen 
wolle, in Borlage zu bringen. 

Die vorzüglichſte Literatur über Majeftätöbeleivigung ſ. bei Weisfe, a. a.O., VIL, 1, Notel; 
Heffter, „Lehrbuch des gemeinen deutſchen Strafrechts“ (fiebente Auflage, Braunſchweig 1857), 
©. 159; Morftadt, „Commentar zu Feuerbach's Lehrbuch““ (Schaffhaufen 1852), I, 266; 
vgl. Hochverrath“. 3. Held. 

Majorat, Minsrat, Primogenitur, Seniorat. Die angeführten Begriffe bezeichnen 

dem deutſchen Recht eigenthünliche Succeffionsordnungen auf den Todesfall, gehören alſo ven 
Erbrecht an. 
Jedes Erbrecht ift bedingt, einmal durd das allgemeine Bermögend: und Perſonenrecht, 
dann durch die beſondern Modificationen, welche legtere in ihrer Verbindung mit der Familie 
erleiden, ferner durch die ganze Auffallung der Bedeutung der Succeſſion von Todes wegen, 
namentlich aber durch die Art und den Grad der Ausſcheidung zwijchen öffentlichem und Privat- 
recht. Hieraus ergibt ih, daß die im Laufe der Entwidelung eines Volks erfolgenden Wan— 
delungen dev angegebenen bedingenden Momente mehr oder weniger auch das Erbrecht be: 
rühren müffen und daß dieſes felbit innerhalb eines und dejfelben Volks zu einer und verfelben 
Zeit für verfhiedene Klaſſen over Stände auch jehr verſchieden fein könne. 

Um nur einige Beifpiele anzuführen, jo iftes befannt, daß die Römer urjprünglich fo 
wenig ald die Deutſchen Privatteſtamente kannten, daß die rein privatrechtliche römiſche Sucvef: 
fiondfähigkeit ganz andere Vorausfegungent hatte ald die deutfche Nachfolgefähigkeit (infoweit 
und folange fie mehr eine politifche als privatrehtliche Fähigkeit war), und daß zwiſchen ven 
Erbrechten der verſchiedenen deutſchen Stände die größten Unterſchiede beſtanden. 

Die ethiſch-natürliche Balls des ganzen Erbrechts ift die Familie. Wäre dieſe ein ganz felb- 
ftändiges Gemeinweſen, fo fönnte begreiflid auch nur von einem Erbrecht innerhalb verfelben 
die Rebe fein. Da jie died aber nicht ift oder doch nur joweit die Art von Conföderation, deren 
Glied jie jein muß, es zuläßt, fo erfcheint zwar die Familie noch immer als die ethiſch-natürliche 
Bafis und Grenze des Erbrechts; allein aus vielen Gründen wird doch der Staat oder die Con: 


24) Dies hängt wol noch mit einer der fchönften Stellen ber römifchen Nechtsfammlungen, der L. unic. 
cod. si quis imperatori maledixerit, 97, zufammen („Wer mit Bernachläffigung alles Anftandes und 
unfundig aller Scham, in unmwürbigen und vermeffenen Schmähreden unfern Namen anzugreifen ſich 
unterfangen, und ausgelaffen in Trunfenheit als Tadler unferer Regierung aufgetreten ift, den wollen 
wir feiner Strafe unterwerfen, nody daß ihm etwas Hartes oder Schweres widerfahren foll, weil, wenn 
er ed aus Unbefonnenheit gethan, es Derachtung verdient, wenn aus Unverſtand, es bes Mitleide, wenn 
mit Vorfag der Kränfung, der Verzeihung würdig ift. Es foll daher, ohne baß weiter etwas geichieht, 
zu unferer Wiffenfchaft Bericht erftattet werben, damit wir die Rede des Menſchen aus deffen Berfon er: 
wägen und beflimmen fönnen, ob fie mit Stillſchweigen übergangen oder weiter zur Unterſuchung gezo— 
gen werben fol“). Dal. aber hierzu Saurent, Etudes, IV, 340 fg. 
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föderation, welcher ſie angehört, ſich veranlaßt ſehen, auch erbrechtliche Beſtimmungen zu geben 
Erben iſt wie das Sterben etwas nicht Erfundenes, ſondern etwas Unvermeidliches, und daſſelbe 
gilt von einem Erbrecht überhaupt, nicht von einem beſtimmten Erbrecht, welches freilich ebenſo 
oft die Folge wie die Uxſache der wichtigſten ſocialen, ſittlichen und politiſchen Erſcheinungen 
und Zuſtände iſt. 

So war der freie Grundbeſitz in Deutfchland ?) zwar die Bedingung der vollkommenen po— 
litifhen Berechtigung und Berpflihtung, allein es lag auch in vemfelben die Neigung und bie 
Kraft, ſich zu ifoliven und höchſtens eine Art von conföverativer @inigung zu dulden — eine 
Eigenſchaft, die jelbft auf ven blos feudalen Befitz nad und nad; übergegangen war. Während 
daher das alodiale Immobiliarſucceſſionsrecht vom Anfang an mehr ald eine Art von politi— 
ſchem Territorialnachfolgerecht erjcheint, nimmt die Lehnfolge ſpäter gleihfalld einen ähnlichen 
Charakter an und ift nur infofern eigenthümlich, als die Intereffen ded Lehnsherrn noch einigen 
Einfluß darauf behalten. 

Bon dem Augenblid an und in denjenigen Kreifen aber, in weldem vie eben erwähnten 
Borausfegungen wegfielen oder fehlten, ſehen wir auch das Erbrecht eine weſentlich andere 
Richtung nehmen, und Erſcheinungen von Theilbarfeit, Beräußerlichfeit ver Beſitzungen, Suc 
cefjionsfähigkeit des weiblichen Geſchlechts gleich vem männlihen, Verfügungen auf ven Todes: 
fall u. dgl. m. geben dafür Zeugniß, daß die Idee der Privatfubjectivität und der Privatfuccefiion 
bereits Macht befommen Habt. Das römiſch-juſtinianiſche Erbrecht aber ſchien ih wenigſtens 
in ſehr vielen Beziehungen dieſer Idee dienſtbarer zu zeigen als das alte deutſche Recht, und 
wurde in dieſer Hinſicht dann auch gern recipirt. 

Die Kreiſe, in welchen dieſe neuen Erſcheinungen beſonders deutlich auftraten, waren die 
Städte. Allein auch auf dem platten Lande, unter den Herren wie unter den Bauern, gab es 
viele, welche durch das alte deutſche Recht ſich in ihren Privatwünſchen ſehr beeinträchtigt, in 
ihren privatrechtlichen Gleichheitsideen ſchwer verletzt fühlten, und des Grundes, der politiſchen 
Pflicht vergeſſend, den Ideen des römiſchen Rechts zuneigten. 

Der natürliche Hang des ſpätern deutſchen Rechts und der Anſchluß an das römiſche pri— 
vate Erbrecht hatten nun die Folge, daß in den Städten, deren geſammte eigenthümliche Ver— 
hältniffe ohnehin zu dieſer Veränderung hinführen mußten, das alte deutſche Erbrecht ſich bis 
auf wenige Refte verlor, der Grundbeſitz mobilifirt und feiner befondern politifhen Bedeutung 
entfleivet wurde. Die auf dem platten Lande aber immer häufiger vorkommenden Berfude in 
diefer Richtung hatten, fofern fie den bäuerlichen Beſitz trafen, nit nur für die Gutsherren 
nachtheilige Wirkungen, jondern führten auch bei freien Gütern zu häufigen Zerfplitterungen, 
melde ſowol für die Güter ald für die Eriſtenz der bäuerlichen Familien fehr gefährlih waren. 
Ganz befonderd aber erfannte bald ver Adel, ſowol der Reichsadel wie auch der landfäffige 
grundbeſitzende Adel, daß die in den fortgefegten Theilungen fih fund gebende privatrechtliche 
Idee ihn in der Subftang feiner ganzen bevorzugten Stellung tödlich verlege, und fo fam man 
dazu, durch befondere Anoronungen in ven Familien dem Gin: und MWeitergreifen des gemeinen 
Erbfolgerechts einen Damm entgegenzufegen. 

Unterbefien war das Reichsrecht (Aurea bulla) wenigſtens ſchon in Betreff der weltlichen 
Kurfürftenthünmer vorangegangen, indem es deren Untheilbarfeit und ihre Vererbung nad 
Primogeniturrecht feftftellte. Der Grundgedanke aber, ſowol des Primogeniturfyitems wie 
aller befondern Erbfolgeorbnungen, in welden verfchiedenen Formen derjelbe auch immer zum 
Ausdruck fam, war ſtets der gleiche, nämlich der, daß von mehreren, welche nad gemeinem 
römischen oder deutſchen Recht gleich nahe zum Erbe ftanden, immer nur Einer juccediren folle. 
Die Begründung einer folden befondern Erbfolgeordnung für das eigentliche Familiengut und 
das etwa damit verbundene Reichsamt ſchloß aber nicht aus, daß für andere Güterarten die 
gemeinrechtliche Succeſſion eintrat; und war es denkbar, daß eine Familie im Beſitz verfhiedener 
Güter war, rücjichtlich derer auch verſchiedene beſondere Succeſſionsordnungen eintraten. 

Man kann nun die in Rede flehenden befondern Succeſſionsordnungen, welche übrigend 
alle ven Borzug des Mannsftammes oder die agnatifche Succeſſion ald Regel vorausfegen, in 


1) Über das altveutfche Erbrecht vgl. Siegel, Das deutfche Erbrecht nach deu Rechtsquellen des 
Mittelalters (Heidelberg 1853). Wafferfchleben, Das Princip der Surceffionsorbnung nad dem deut: 
ſchen, insbefondere fächflfchen Recht (Gotha 1860). Zöpfl, Deutfche Rechtsgeichichte (dritte Auflage), 
pl. 11, $. 112 fg. Über die hier in Frage flehenden befondern Succefftonsorbnungen vgl. bie Yiteratur 
bei Gengler, Lehrbuch des deutfchen Privatrechts, II, 1364 fg., 1399. 
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zivei Klaffen theilen, infofern nämlich die Baild derfelben entweder das veifere Alter (Seniorat 
im weitern Sinne des Worte)*) oder die größere Jugend (Juniorat im weitern Sinne des 
Worts) iſt. 

Das Senivrat hat drei verſchiedene Formen, nämlich: 1) Die Primogenitur. Diefe iſt jene 
Einrichtung der weſentlich deutſchen Linealordnung, nad welder von mehreren außerdem zugleich 
gerufenen zuerft und allein der Erftgeborene, nad diefem wieder nur deſſen Erfigeborener 
und fo fort fuccedirt, alfo erft nad dem Ausfterben feiner Linie die Linie des relativ, d. h. nad 
ihm zuerft Geborenen und in ihr wieder immer der Erfigeborene nad; derſelben Ordnung folgt. 
(Bol. Hausgeſetze; Schulte, „Das Recht der Erfigeburt in ven deutſchen Fürſtenhäuſern“, 
Leipzig 1851; Held, „Syſtem des Verfaſſungsrechts“, II, 256, Note 2.) Obgleich übrigens 
das Primogeniturfvftem heutzutage fait allenthalben bie Thronfolge und nad neuern Ge— 
fegen auch meift die fiveicommiffarifhe Succeffion beherrſcht, ſo wollen es doch manche com— 
plieirt und nicht natürlich finden (Dahn, „Die germaniihen Könige‘, 1, 229; Zachariä, „Bier: 
zig Bücher“, II, 118). Übrigens zeigt ſich daffelbe bald veutlier, bald unbeflimmter auch 
bei andern al& den europäischen Eulturvölfern (Pott, „Die Ungleichhelt der menſchlichen Raffen, 
S. 6; Döllinger, „Heidenthum und Judenthum“, S. 182; Dunder, „Geſchichte des Alter: 
thums“, 1,111; Zadariä, a. a. O. IV, 278 fg.; Braſſeur de Bourbourg, „Histoire des na- 
tions civilisees de Mexique‘, 1, 395 u. 547), es ift ſelbſt in dem freien England allgemein 
und populär (Montalembert, „De lavenir ete.”, S. 111, 113, 128), und fogar bei Un: 
freien famen Spuren davon vor (Grimm, „Rechtsalterthümer“, I, 324). 

2) Das Majorat. Darunter verfteht man diejenige befondere Erbfolgeordnung, nad) wel: 
cher unter gleich nahen Berwandten der phyſiſch Altefte allein ſuecedirt. Während num Bejeler 
(a.a.D., ©. 34) ver Anſicht ift, daß fich eine folche Anordnung fowol mit der alten Parentelen⸗ 
ordnung (oder dem Kinealjyftem) wie mit der römiſchen Erbfolge vereinen laffe, gebt die Mei: 
nung der übrigen Öermaniften dahin, daß bei dieſem Majorat immer zuerft nur auf die Grades— 
nähe gejehen werben müſſe und alſo die Succeſſion unter mehreren dem Grade nach gleich nahe 
Verwandten den phyſiſch Alteſten treffe (Mittermaier, „Deutſches Privatrecht“, ſiebente Auflage, 
TH. It, $. 450; Gerber, „Syſtem des Deutſchen Privatrechts“, ſechste Auflage, $. 275; Danz, 
„Handbuch, VII, 20 fg.; Zöpfl, „Deutſches Staatsrecht“, fünfte Auflage, Thlal, $. 251, 
Mote 2; Held, „Syſtem des Verfaſſungsrechts“, II, 252. Auch eine Art von Majorat will 
Braffeur de Bourbourg, a. a. O. Il, 70, bei ven Mayad gefunden haben). 

3) Das Siniorat im engern und eigentlihen Sinne des Worts gibt unter allen Ber: 
wandten ohne jede Rückſicht auf die Nähe der Linie oder ded Grades demjenigen den Vorzug, 
welcher der phoſiſch Altefte ift. Dieſes Syſtem ift das feltenere und Fam vorzüglich für Ehren: 
rechte oder rückſichtlich ſolcher Nachlaßgegenſtände vor, mit venen cine befondere, man möchte 
jagen dem höhern Alter gebührende Ehrenauszeihnung verbunden war. (Held, a. a.D., 
©. 253, Note 1.) 

Das Juniorat, welches übrigens in der Negel nur bei dem Bauernftande, und zwar im In= 
terefle der Grundherren, vorkam, ift einfach ein ungefehrtes Seniorat, und feine drei Formen; 
Poftremogenitur, Minorat und Juniorat im engern und eigentlihen Wortfinn entfprechen genau 
den drei Formen des Senivratd. 3. Help. 

Majorennität, Minorennität, Mündigkeit. Wenn wir und unter dem Recht im objec- 
tiven Sinne die äußerlich gültige Norm für eine vernunftmägige Ordnung der menſchlichen Ver: 
bältniffe und Handlungen, und im fubjectiven den durch die Grenzen jener Norm ber indivinuellen 
Willenöfreiheit mit dem Anfpruc auf den Öffentlihen Schug geftatteten Raum denfen, fo Fann 
die rationelle Begründung des Rechts von ihrem abfoluten Standpunkt aus nur einen für jeden 
Menfchen völlig gleihenlimfang diefer Freiheit im Handeln und der damit zufanımıenhängenden 
— rechtlich zuläffigen — Fähigkeit in Gebrauch feiner Befugniffe und in der Erwerbung wei: 
terer Rechte anerkennen. Weil indeß dad Necht eben eine vernunftmäßige Darftellung der gefell- 
ſchaftlichen Ordnung bezweckt, und weil zugleich nur der vernünftige Wille ald wahrhaft frei ge- 
dacht werden kann, fo fann und darf pofitiv nur denjenigen Inpividuen ber völlig uneingefhränfte 
Gebraud der ihnen zuftehenden Rechte geftattet werden, welche fich in einem hinreichenden Zu— 
Rande der Entwidelung und Thätigkeit ihrer Vernunft befinden, um das Rechtsgeſetz zu erken— 
nen und denifelben gemäß ihre Handlungen auf die Erreihung ihrer Zwecke zu richten ; und nur 
mit — a kann auch die Unterwerfung des felbftthätigen Willens deö einzelnen 


9) Befeler, Soſtem deo gemeinen yeutfchen Brivatrechts, III, 33, Rote q. 
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unter den Zwang bed pofitiven Rechtögeſetzes gefordert werden. Die Umflände nun, meld« 
einen gänzlichen Mangel oder doch nur einen beſchränkten Gebraud der Vernunft zur Folge 
haben, jind ihrer Natur nad fehr verfchiedener Art. Theil jind fie vorübergehend, wie der 
Zuftand des Rauſches, der Schlaftrunfenheit, des fieberhaften Deliriums, in gewiffer Hinſicht 
auch deö hohen Affects; theild muthmaßlic bleibend, wie wirklicher Blödfinn und Verrücktheit 
jie find theild, wie alle bisher genannten Zuftände, ungewöhnlicher, regelwidriger Art, theils 
aber hängen fie, ald durchaus nothwendig und untrennbar, mit vem Gange dev menſchlichen 
Entwidelung zufammen, indem der Menſch nicht ſogleich mit dem vollen Gebrauch der Vernunft 
geboren wird, ſondern erſt durch allmähliche Übung und nad) einer Reihe von Jahren dazu 
gelangt. Nur um bier die Überfiht zu vervollftändigen, möge noch hinzugefügt werden, das 
man unter analoger Ausdehnung der Prineipien denjenigen, welche nit im Gebraud ihre: 
Berftandesfräfte fich befinden, privatrechtlich auch die Abweſenden und die Verſchwender beizählt, 
was ſich freilich in Anfehung ver legtern nur dann rechtfertigen läßt, wenn man bei ihnen eine 
den vernünftigen Gebrauch ded eigenen Vermögens ausſchließende partielle Geiſtesverrückthen 
vorausſetzt. 

Der bei jedem Menſchen, mithin weitaus am häufigften vorkommende Zuftand des man: 
gelnden oder unvollftändigen Gebrauchs der Geiſteskräfte ift aljo derjenige, welcher mit ver 
Geburt, ald dem naturgemäß niedrigften Stanbpunft der geiftigen Entwidelung, beginnt und 
bis dahin währt, daß die Einficht zur genügenden Reife gekommen ift, um die Zwede der menit: 
lichen Sejellfhaft und ihre äußern Bedingungen erfennen zu können. Die diefem Zuflam 
entiprehenden Nüdjihten und Einrichtungen hat als die gemöhnlihften das poſitive Recht des 
halb auch mehr oder minder bei den Übrigen Fällen dev unvollftändigen Überlegungsfäpigfei 
zum Vorbild genommen. So unabänderlich feft nun aber der Anfangstermin deſſelben if, je 
außerordentlich verihieden find die vorhandenen Beflimmungen über deffen Ende, was, auf 
abgejehen von ven durch ven allgemeinen Eulturzuftand dev verſchiedenen Völfer, durch Elima- 
tiſche Verhältniffe und andere von außen einwirkende allgemeine Umſtände mannichfach mobi: 
fieirte Bedingungen des intellectuellen Fortſchreitens, fhon deshalb unvermeidlih war, meil bie 
Entwidelung der Geifteskräfte bis zu dem erforderlichen Grade des Vernunfigebrauchs nicht 
plötzlich eintritt, ſondern durch allmähliche Übergänge vorbereitet wird, weil ferner die geiftige 
Ausbildung au dann nicht ftill fteht, jondern unaufhaltfam — wenn auch in ſehr verfhiedenem 
Maße — im Fortſchreiten bleibt, und weil bei der Verjchiedenheit der geiftigen Organifation 
der Individuen wie der Verhältniſſe, unter denen diefe leben, auch die Entwidelung hier Früber, 
dort fpäter bis zu dem nämlichen beflimmten Punkte gelangen wird. Auch leuchtet ein, daß bei 
fo großer Mannidyfaltigfeit der eintretenden Umftände und Rüdfichten aus der Natur der Sache 
fein abſolutes Prineip abgeleitet werden kann, nad weldyem überall und in jedem Fall der Zeit: 
punft des volljtindig eingetretenen Vernunftgebrauchs unverrüdbar auf ein äußerlih erfenn: 
bared Merkmal, namentlid) auf ein beſtimmtes Alter feftzuftellen wäre, daß vielmehr ein allge: 
meined Syflen nur die Hauptgrundjäge im Auge haben darf, welche unter gegebenen Verhält 
niffen der pofitiven Öejeggebung als Richtpunkte dienen müſſen. Der Zweck des „Staats-Lexikon“ 
erfordert daher eine Aufzählung aller der verfchiedenen Beziehungen, in welde das den Ber: 
nunftgebraud ausſchließende oder beſchränkende jugendlihe Alter zu dem natürlichen und 
pofitiven Rechtszuſtand eines Volks, namentlich aljo zu deſſen Gejeggebung treten kann, theile 
eine Entwidelung der oberften Grundſätze, aus welchen jih die Kritik des Beitehenden ergibt 
und von weldyen die Gejepgebung bei ihren Maßregeln ausgehen muß. 

Wir beginnen dabei am zweckmäßigſten mit dem bürgerlichen Recht, theils weil bei dieſem 
die Fälle am häufigften find und daher auch hier die pojitive Lehre jih am vollftändigiten aus: 
gebildet hat, theils weil eben daher die meiften Analogien für andere Necdhtötheile entnommen 
ind. Im Gebiet des bürgerlichen Rechts hat aber das jugendliche Alter eine natürliche zweifacht 
Bedeutung für die Entſte hung von Rechtsverhältniſſen, nämlich zuerſt inſofern, als daſſelbe ein: 
Beſchränkung des eigenen Gebrauchs zuſtehender Rechte zur Folge hat, und dann zweitens in— 
ſofern es ſich um die Folgen der Übertretung von Ziwangspfliäten handelt. Allein auch dieſe 
Folgen beftehen im Privatreht nur in dem Verluſt eines Vermögenstheils (jei derſelbe der 
Berluft eines Rechts oder die Verpflichtung zueinemkeiften, Schavenerjag, Privarftrafe u. f. w.), 
und fallen daher ver Hauptſache nad) mit unter den erften Gefigtepunft. Den Zeitpunkt im 
menſchlichen Alter, mit weldem eine zum vollen Gebrauch der eigenen Rechte hinreichende Meifr 
der Verſtandeskraft eingetreten ift oder ald eingetreten angenommen wird, bezeichnet man mit 
dem nad der Terminologie des Römischen Rechts (von dem Ausdruck majores XXV annis) 
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gebildeten Worte Majorennität (Volljährigkeit), auch wol Münpigfeit, und dagegen ven hinter 
jenen Abſchnitt von der Geburt an liegenden Zeitraum entfprehend mit dem Ausdruck Mino- 
rennität (nad der römifch:rechtlichen Bezeichnung minores XXV annis), Minderjährigfeit oder 
auch wollinmündigfeit. So ift wenigftend die Grundanficht des Altern deutſchen Rechts, mel: 
ches die Mündigkeit ald den Zeitpunft gelten ließ, wo das Bedürfniß des Schuges (Mundium) 
aufhörte und zwifchen der vollen Mündigkeit und der vollen Unmündigkeit feinen Zwiſchenzu— 
ſtand annahm. 
Gine allgemein gültige Grenze der Unmündigfeit hat das deutſche Recht wol nie gehabt; 
nach ſächſiſchem Recht galt das Ende des einundzwanzigften, nad ſchwäbiſchem das Ende des 
' achtzehnten Lebensjahres dafür. Ungleich complicirter ift aber vie Theorie des Römifhen Rechte, 
welche womöglich jede auch unter der Bolljährigfeit liegende Entwidelungsftufe berücdjichtigen 
: wollte und dadurd eine große Menge von Abtheilungen und Unterabtheilungen, melde dann 
aud) wol von dogmatifchen Controverſen durchkreuzt werden, in dad Rechtsſyſtem einführte. 
' Schon darin weicht das Römiſche Recht weſentlich von allen deutſchen Rechtsbüchern ab, daß es 
Das Alter verBolljährigfeit erſt Später, nämlich mit dem vollendeten fünfundzwanzigften Yebens- 
jahre, eintreten läßt: dann aber nimmt ed beinahe in der Mitte ded dadurch gebildeten erſten 
Lebendabſchnitts einen Zeitpunkt an, mit welchem in den fühlichen Ländern die Mannbarkeit 
einzutreten pflegt und welder bei Jünglingen mit dem vollendeten vierzehnten, bei Mädchen 
aber mit dem vollendeten zwölften Jahre angenommen wir. 

Diefer Zeitpunft — pubertas, Mannbarfeit — wird von den deutſchen Eiviliften ebenfalls 
wol mit dem Ausdruck der Mündigfeit bezeichnet, wodurch natürlich einige Unordnung in die 
Terminologie fommen mußte, indem unter Inmündigen num bald diejenigen verftanden werben, 
welche das zmölfte oder vierzehnte, bald diejenigen, welche das fünfundzwanzigfte oder überhaupt 
das zur Volljährigkeit erforderliche Lebensjahr noch nicht zurücgelegt haben. Neben vieler 
gewöhnlichen, regelmäßigen Bubertät nimmt dann das Römifche Recht aber auch noch eine ſo— 
genannte vollfommene Mündigkeit an, welche beim weiblichen Geſchlecht mit dem vollendeten 
vierzehnten und beim männlichen Gejchleht mit vollendetem achtzehnten Jahre eintritt. Aber 
aud die Zeit von der Geburt bis zur (gewöhnlichen) Bubertät zerfällt nicht nım wiederum in 
zwei Hauptabtheilungen, von denen die erfte mit dem flebenten Jahre endigt und die eigentliche 
Kindheit (infantia) umfaßt, während die zweite vom Ende der Kindheit bis zur Pubertät reicht, 
fondern aud) dieſe zweite Abtheilung enthält nohmals zwei Unterabtheilungen, je nachdem der 

" Unmündige (wol mehr der natürlichen individuellen Entwidelung als dem Alter nah) ſich näher 
bei der Kindheit (infantine proximus) oder näher bei der Mannbarfeit (pubertati proximus) 
befindet. 

Im allgemeinen läßt ji nicht leugnen, daß die Theorie des Nömifchen Rechts auf einer 
richtigen Grundanficht beruht, injofern nämlich dabei nicht der Natur zumider ein plögliches 
vollftändiges Eintreten der bis dahin vollfommen unterdrückt geweſenen Geiftesfräfte, fondern 
eine allmähliche Entwidelung, Zäuterung und Ausbildung derfelben vorausgejegt und dem— 
gemäß auch eine entiprehende flufenweife Erweiterung der Freiheit im eigenen Gebrauch der 
Rechte geftattet wird, wenngleich durch die vielen nad äußern feftftehenden Merkmalen gezogenen 
Adtheilungen und Unterabtheilungen das Syftem wol etwas zu Fünftlih geworden und der 
individuellen Benrtheilung zu wenig Spielraum gelaffen ift. Auch verdient erwogen zu werben, 

daß befonders die Flimatifhen Verhältniſſe der ſüdlichen Gegenden keinen Mapftab für die ein- 
tretende Mannbarfeit in den nördlicher gelegenen varbieten können, und deshalb z. B. die ziemlich 
allgemeine Feftjegung der zur Schließung einer Ehe erforderlichen Reife auf das vollendete acht: 
zehnte Lebensjahr der äuferfte Punkt war, bie zu welchem vom Geſichtspunkt deutfcher Verhält— 
niffe aus die Praxis ſich dem Nömifhen Recht nähern durfte. Auf der andern Seite hat man 
in neuern Gefeßgebungen das zur Volljährigfeit erforderliche Alter häufig ermäßigt, wie 3. B. 
in Preußen, Öfterreich und Oldenburg auf 24, in Baiern, Sachen, Hannover, Würtemberg, 
Baden, Heſſen-Darmſtadt und mehreren andern deutfchen Staaten, ebenfo aud in Frankreich 
und England auf 21 Jahre. 

Der natürliche Widerftreit, welcher jih daraus ergibt, daf auf der einen Seite auch die 
Minderjährigen Rechte Haben, ſowie die Fähigfeit, diefelben zu erhalten und zu erweitern, wäh— 
rend ihnen auf der andern Seite die Befugniß abgeht oder nur in befchränftem Maße zugeftan- 
den wird, jelbft davon Gebrauch zu machen, wird im Leben dadurch gelöft, daß das pofltive Recht 
folde Befugniß bis zur erreichten Volljährigkeit andern Perſonen überträgt. Diefe andern 
Berfonen find naturgemäß zunächſt die Altern det Minderjährigen, wobei ed dann nur darauf 
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ankommt, der Dauer und dem rechtlichen Umfang der durch dic Verhältniffe jelbft begründeten 
Familiengewalt eine geſetzliche Grenze zu beftimmen ; nad) deren früherm Tode aber erheifcht bie 
allgemeine Schugpflicht des Staats die Erwählung und Verpflichtung auch anderer zuverläffiger 
Perfonen unter dem Namen von Vormündern oder Guratoren, welche unter Öffentlicher Aufficht 
und mit genauer Begrenzung ihrer Rechte die Angelegenheiten ver Minderjährigen zu beforgen 
und in folder Hinficht die Stelle ihrer Altern bis zur Volljährigkeit zu vertreten haben. Die 
Pflicht zum Schuß der Minderjährigen ift eine der beiligften, welche der Staat haben fann, und 
bie Reichtfertigfeit, mit weldyer diefelbe zum großen Nachtheil ver Minverjährigen nicht felten 
geübt oder dad wahre Intereffe verfelben Foftipieligen und weitläufigen Bormalitäten unter: 
worfen wird, ein neuer, höchſt bedauerlicher Beweis dafür, daß bei den Übergewicht des Acten: 
wejend die Pragmatif unferer Behörden immermehr an bloßes Formenweſen fih gewöhnt unt 
vadurd in gleich zunehmendem Maße dasjenige, was eigentlid durch foldhe Kormen beförker: 
werden foll, aus dem Auge verliert. 

Die weitere Ausführung der biöherigen Andeutungen gehört in die Lehre vom bürgerliden 
Recht, und ed kann daher hier auch nicht erörtert werben, wie das pofitive Recht die Fähigken 
zum eigenen Rechtsgebrauch theild nach den verſchiedenen Alteräftufen, theild, je nachdem bir 
Altern des Minderjührigen noch leben oder Vormünder an deren Stelle getreten iind, verſchieden 
regelt und abftuft; nicht zu gedenken, daß eine für alle deutiche Staaten gemeinfchaftliche 3 beorie 
fhon an der großen Verſchiedenheit der Territorialgefeggebungen, welche gerade in diefen Theil 
der Gefeggebungen verſchieden eingegriffen haben, fheitern würde. Es genügt vielmehr, vie 
wichtigſten Geſichtspunkte zu bezeichnen, aus welchen ver Staat feine Berpflihtung zur Fürſorge 
für die Minderjährigen zu betrachten hat, und damit zugleid die Orundfäge aufzuftellen, aus 
denen die analoge Anwendung der privatrechtlihen Theorie auf Verhältniffe des öffentlichen 
Rechts zu beurtheilen ift. 

Hier — nämlidy auf dem Gebiet des öffentlihen Rechts — tritt und zunächſt wiederum dat 
Berhältnig ded Individuums zum Staat entgegen und veranlaft die Frage: inwiefern Die Aus: 
übung politifcher Nechte, beſonders der Wahlrechte, durd die Alteröverhältniffe, namentlich durch 
Minderjährigkeit beichränft werde? Die Nothwendigfeit einer ſolchen Beſchränkung leuchtet 
von felbft ein und möchte feines neuen Beweiſes bedürfen; wichtig bleibt aber die Frage über die 
Art und das Maß derfelben. Hier könnte man nun durch die ftricte Analogie des bürgerlidyen 
Rechts leicht zu der Anſicht verleitet werden, als ob auch im Gebiet des politifchen Rechts bei 
Minderjährigen eine ähnliche Bervollftändigung der Perfönlichkeit eintreten müßte, wie im bür- 
gerlihen Recht durch die Altern oder durch Vormundſchaft, daß alfo der Vater oder Bormunt 
ſtatt des Minderjährigen zu wählen, die auf diefen gefallene Wahl anzunehmen oder ftatt dee 
dur Grundbefig mit perfönlihem Stimmrecht in der Ständeverfammlung verfehenen Minter: 
jährigen zu erſcheinen hätte. Diefe Anficht hat jedoch eine richtige Theorie nicht für ih. Wenn 
nämlich das Weſen des Repräfentativftaats darin befteht, daß deffen Regierung in Überein— 
flimmung mit dem vernünftigen Gefammtwillen geführt werde, und daß feine Berfaflung für 
fihere Ermittelung dieſes Geſammtwillens die nöthigen Garantien darbiete, jo folgt daraus 
von felbit, daß bei folder Ermittelung überhaupt nur diejenigen herangezogen werben, alſo aus 
zur Abgabe ihrer Stimme berufen fein können, deren Vernunft in einem zum Erfennen bei 
Guten und Böfen, des Rechts und des Unrechts hinreihenden Grade ausgebildet iſt. Alleübrigen 
haben deshalb noch nicht oder überhaupt Feine Stimme, weil fie noch nicht oder überhaupt nich 
als vernünftig gelten fönnen und weil der vernünftige Gefammtwille nur aus der Summe oter 
der Majorität des Willens aller VBernünftigen (alfo Mündigen) beftehen fann. Die politifä: 
Berechtigung der Minderjährigen kann daher immer nur als eine bedingte angeſehen merben, 
infofern fle nämlich erft dann geltend wird, wenn ſich gezeigt hat, ob jene überhaupt zu dem er: 
forderlien Zuftand der geiftigen Ausbildung und Fähigkeit gelangen werben, was bei Biöt: 
finnigen nicht der Ball ift. Auch leuchtet ein, daß außerdem der mit dem Staatöbürgerreät: 
verjehene Vater nicht blos für ſich, ſondern daneben auch noch beſonders für die in feiner väter— 
lichen Gewalt befindlihen Kinder abzuftimmen haben würde, was man doch nie und nirgende 
für zuläfiig gehalten hat. 

Übrigens verſteht es fi von jelbft, dag zur Ausübung jedes politifchen Rechts, alfo nament 
lih des Wahlrechts, der Staatöbürger erft mit der vollfommen erreichten Majorennität dei 

 bürgerlihen Rechts befähigt jein ann, weil zur Mitwirkung bei dem Gange der Staatsangele- 
genheiten mindeſtens eBenfo viel Umjicht und Erfahrenbeit erforderlich ift al8 bei der Beforgung 
der eigenen wichtigften Privatgeichäfte. 
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Wenn nun überhaupt pad Alter eine natürliche und in gewiffer Hinficht die ſicherſte Bürg— 
Schaft für Vernunftmäßigfeit des Handelnd und Wollens ift, fo muß die Jugend auch zur Über: 
nahme Öffentlicher Aufträge bis dahin, daß der Geiſt den gehörigen Grad von Reife erhalten hat, 
unfähig fein. Diefe Rüdjiht wird zunächſt bei der Frage der Wählbarfeit zur Staats: oder 
Bemeinderepräfentation wichtig. Ift das Wahlcollegium gehörig zufammengefegt und gefichtet, 
fo ift freilich wol nicht leicht zu befürchten, daß die Wahl auf einen Unmündigen fallen werde; 
doch hat ed wenigftend das Princip der vernünftigen Gerechtigkeit nicht gegen fi, wenn das 
Wahlgeſetz ausdrücklich Volljährigkeit ald Bedingung der pafjiven Wahlbefähigung aus Vor: 
fiht fordert; ja ed mag im ganzen genommen ſelbſt zweckmäßig fein, zu diefer politifchen Voll: 
jährigfeit ein etwas höheres Lebensalter anzunehmen ald bei der blos bürgerlichen, weil die 
eigenen Gefchäfte des bürgerlichen Lebens in der Regel unter ruhigen, nicht beſonders aufregen 
den Verhältniffen beforgt werden, bei den Verhandlungen über Staatdangelegenheiten aber 
nit felten der Widerflveit der verfhiedenften Tendenzen und Leidenjhaften thätig wird und 
neben der feften männlichen Kraft aud) dad Übergewicht der Rube und Befonnenheit erforderlich 
iſt. Wie aber die Orenze hier auch gezogen werde, jo ift ed durchaus erforberlih, daß diejelbe 
ohne Begünftigung einzelner Volksklaſſen gleihmäßig fei, und daß nicht etwa (mie allerdings 
in mehreren Wahlgejegen und Verfaſſungen der Fall ift) die politifhe Vollbürtigfeit bei den 
Noelihen pder den Mitgliedern der Erften Kammer früher eintrete ald bei dem Bürger= und 
Bauernftand oder überhaupt bei ven Mitgliedern ver Zweiten Kammer. 

Eine weitere Beranlaffung zur Berückſichtigung des Alterd, und zwar zunächſt noch immer 
in dem Berhältniß des Individuums zur Staatdgewalt, liegt in demjenigen Iheil des öffent: 
lichen Rechts, welcher die Öffentliche Beftvafung verbotener Handlungen zum ®egenftand hat. 
Daß vor dem Strafgeriht das Kind, welches noch nicht zum Elaren Erkennen des Guten und 
Böſen, des Strafgefeges und feiner Zwede, überhaupt der fittlihen und rechtlichen Bedeutung 
der bürgerlichen Gefellfchaft gelangt ift, nicht ebenio behandelt werben kann wie der im Beſitz 
völlig ausgebildeter Verſtandes- und Vernunftfräfte fi) befindende Verbrecher, würde ſchon aus 
dem angegebenen Begriff von felbft folgen, ohne daß es nöthig wäre, auf die beftrittene Theorie 
über ven nächften Zwed des Strafgefeges zurüdzugehen, da die Borausfegung der moralifchen 
Zurehnungsfähigkeit überall anerkannt wird. Wo hier die Grenze zu fegen fei, wirb natürlich 
ebenfalls mehr oder weniger vom Ermeſſen der Umftände abhängen und gehört daher zur Auf: 
gabe der pofitiven Gefeggebung; doch darf auch unterhalb folder Grenze nur die criminelle 
Strafbarfeit, nicht aber damit jede Beftrafung in Form einer dem Kindesalter angemeffenen 
Züchtigung audgefhloffen fein, welde dann aber in der Regel außerhalb des Functiondfreifes 
der Strafgerichte fällt und den Lehrern, Erziehern, Altern u. f. w. überwiefen werben muß. 
Aber auch bei ven zwar dem Kindesalter entwachſenen, aber noch nicht zur Entwidelungsreife 
ded Bolljährigen gelangten Perſonen hat das Strafgefet das Borhandenfein eines Milderungs— 
grundes anzuerkennen, der in dem jugendlichen Alter und deffen Einfluß auf die Willensthätig: 
feit liegt, und als ein fir die Negel vorhandener, feinem Grade nad) freilich verſchiedener, daher 
in feinen Wirkungen nad rihterlihem Ermeflen zu beftimmender ſich darftellt. Nur bei geiftig 
verwahrloften Individuen ift e8 denfbar, daß die frühzeitige Gewöhnung an das Böfe und Ver: 
botene die Geiftesfräfte in dieſer dem Gemeinwohl entgegengefegten einjeitigen Richtung rafcher 
zur Entwidelung gebracht hat, als bei einem geordneten Bildungsgange zu erwarten geweſen 
wäre, und daß daher auch bei Minderjährigen „die Bosheit das Alter ergänzt”. 

Noch jind — als wenigftend theilmweife hierher gehörend — einige Rückſichten zu ermähnen, 
durch welche die Gefeggebung aufgefordert wird, dad Alter der Individuen in ihren Beziehungen 
zum Staate zu berückſichtigen, nämlich theils beim Eide — infofern es darauf anfommt, ven 
Zeitpunft zu beftimmen, von welchem an die Staatögewalt der eidlichen Verſicherung eines ihrer 
Angehörigen Glauben beizumeffen hat — und theils bei der Ehe, zu deren Schließung die Zu: 
rüdlegung eines beftimmten Alters ſchon deswegen vernunftgemäß gefordert werden muß, weil 
der Staat eine auf Fortpflanzung des Menfchengefchlehts und Erziehung der Kinder gerichtete 
Verbindung erft dann als vernünftig und rechtsgültig anerkennen darf, wenn die VBerbundenen 
jelbft auch ſchon zur gehörigen Reife ihrer geiftigen Kräfte gelangt find. In beiden Beziehungen 
hat daher die gefegliche Beftfegung einer Grenze das vernünftige Recht für ſich. 

In dem Bisherigen haben wir die verfhiedenen Beziehungen des Minderjährigen zum 
Staate betrachtet; wir wenden und nun zu denjenigen Perfönlichkeiten, melde die Staatsgewalt 
jelbft und deren Organe darftellen. In der Monarchie nimmt hier der Monarch ſelbſt zuerft die 
Aufmerffamfeit in Anfprud. Bei Wahlmonarhien würde die Frage der Minderjährigfeit von 
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ſehr geringer praktiſcher Bedeutung jein; deſto wichtiger ift fle bei Erbmonardien, alfo jegt in 
allen monarchiſchen Staaten Europas. Hier handelt es ih zunähft darum, mit welchem Zeit: 
punkt der Thronfolger als folder volljährig wird? Diefe Frage bat in der poſitiven Gefeg: 
gebung ihre Erledigung dadurch gefunden, daß die meiften Orundgefege conftitutioneller Staaten 
das zur eigenen Übernahme der Regierung erforderliche Alter, alfo ven Zeitpunft ver Volljäh— 
tigkeit des Thronfolgers beflimmen. Diefer Zeitpunkt it freilich in den einzelnen Verfaflungen 
ein ſehr verfchiedener; z. B. in den meiften dad vollendete achtzehnte Lebensjahr, fo in Englant, 
den Niederlanden, Belgien, Spanien, Portugal, Breußen, Baiern, Königreih Sachſen, Han: 
nover, Würtemberg, Kurbeffen, Braunfhweig, Oldenburg ; in andern ein fpäterer Zeitpunft, 
3. B. das vollendete einundzwangigfte in Schweden, das zwanzigſte in Norwegen, das einunt- 
zwanzigfte in den ſächſiſchen Ländern Erneſtiniſcher Linie u. ſ. w. Indeß fommen alle dieſe 
Verfaffungen darin überein, daß fie zur Volljährigkeit des Thronfolgers ein geringeres Alter 
erfordern, als in den Verhältniſſen ver Privatperfonen für nöthig gehalten wird. Der Grun 
diefer auf den erften Blid und bejonderd bei der überwiegenden Wichtigkeit ver Regenten— 
geihäfte auffallenden Erſcheinung liegt wol weniger in ver oßnehin nicht der Natur ver Sad 
entiprehenden Fiction, daß das Fürſtengeſchlecht Früher zur Neife gelange wie die übrigen Staats: 
bürger, ald vielmehr theils in der Mislichfeit aller vormundfhaftlihen Regierungsverwaltungen 
und theild in der Annahme, daß bei einem wahrhaft conftitutionell regierten Staate auch der 
nod jugendliche Monarch durch die Verfaflung wenigftend außer Stand gefegt werde, Böſes zu 
hun, und daß aljo Mangel an geifliger Reife nur etwa das einftweilige Uinterbleiben mande 
guten Negierungdmaßregel zur Folge haben fönne. Und in der That dürfen, wenn anders Diele 
Annahme aud, wirflih mehr-ald bloße Dichtung ift, die für Abkürzung der Minverjährigfeir 
des Thronfolgers fprehenden Gründe für überwiegend gehalten werden; doch nur unter der 
Beringung, daß auch der Verfaflung ſelbſt der gerade für diejen Fall durchaus und Doppelt 
nöthige Raum gelaffen werde, ihre wohlthätige Wirkſamkeit, fei e8 hindernd oder fei es fördernt, 
zu entiwideln. Daß übrigens die Beflimmung über die Dauer der Minderjährigkeit des Iron: 
folgerd auf dem Wege der gewöhnlichen Gefeggebung unter Mitwirfung der Landesrepräſen- 
tation getroffen werden müffe, und nicht etwa einfeitig durch Teftamente, Haudverträge oder 

Familiengefege eingeführt werden könne, verfteht fich von felbft. 

In vielen Grundgefegen find hiernächſt aud Beftimmungen über die Perfonen, welde die 
Erziehung ded minderjährigen Thronfolgers leiten und überwachen follen, enthalten. Gewößn: 
Lich ift dies dev Mutter oder der Großmutter väterlierfeitd übertragen, unter Zugiehung und 
Beiftimmung des Regierungsverweſers oder ded Negentfhaftöraths. Nähere Beilimmungen 
über die Modalität der Erziehung können der Natur der Sache nad in ben Gefegen nicht ent: 
halten fein. 

Eine zweite Rückſicht, welche die Gefeggebung bezügli der Staatsgewalt auf das Alter zu 
nehmen hat, bietet ji dar bei der Anftellung öffentliher Beantten. Das pofitive Recht kennt 
nur eine theild aud dem NRömifchen, theild aus dem Kanonifhen Recht entlehnte 1) Beſtimmung 
der Art in Anfehung der Richter, für welche ein mindeſtens achtzehnjägriges Alter geforbert 
wird, mogegen für die übrigen Staatödiener ähnliche Normen auch den meiften Staatsdienſt 
gefegen fehlen. Bei ven immer gefleigerten Anſprüchen an wiſſenſchaftliche Bildung der öffent: 
lihen Beamten und bei dem großen Andrang zum Staatsdienft iſt freilich einftweilen wol nidt 
leicht zu beforgen, daß derfelbe zu fehr werde mit Unmündigen überſchwemmt werden ; doch fin? 
Umftände derart ihrer Natur nad nur vorübergehend, außerdem aud keineswegs vollſtändiz 
fihernd, und eine gejegliche Grenze liegt deswegen vorzugsweiſe im Öffentlichen Intereſſe, weil 
die Anftellung ver Staatöbeamten lediglich in den Händen der Negierung ſich befindet. 

| K. Steinader und K. Buchner. 

Malteferritter, ſ. Orden. 

Mandat, Mandatsproceh. Mandat hat theils eine civilrechtliche, theils eine öffentlic 
rechtliche, theild eine eiwilproceflualifche Bedeutung. Im civilrehtliher Beziehung bedeute: 
Mandat den Bevollmädtigungdvertrag, den Auftrag an einen Dritten, flatt des Vollmacht⸗ 
geberd und in deffen Namen eine beſtimmte Handlung oder eine Reihe von Handlungen worzu- 
nehmen. Die nähere Betrachtung dieſes Vertrags liegt an diefem Orte außerhalb unjerer Auf: 
gabe; ed genügt die Bemerkung, daß die Entwidelung des modernen, auf deutſcher Grundlage 
beruhenden Verkehrsrechts (Obligationenrechts) die Grundlagen ded ganzen Vertrags gegen- 


1) L. 57. D. de re judicata (42, 1) c. 41. X. de off. et pot. jud. del. (1, 29). 
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über ven Begriffen des recipirten Nömifhen Rechts weſentlich umgeftaltet, nansentlich dem— 
felben die Eigenfhaft ver Unentgeltlichfeit abgeftreift und die Wirkungen der ertheilten Boll: 
macht in Bezug auf Rechte und Pfliten derjenigen, mit welchen der Beauftragte in Ausfüh- 
tung ded Mandate Verkehrsbeziehungen anfnüpft, außerordentlich gefteigert hat, 

Die jegt verihmwundene enge Rihtung der Rechtswiſſenſchaft, welche die Säge des öffent: 
lihen Rechts nit anders als in den hergebrachten Formeln des römischen Privatrechts zu er- 
faffen und varzuftellen wußte, hat au den Begriff des Mandats auf politiihe Verhältniſſe 
anzuwenden unternommen, und ed war namentlih dad Rechtsverhältniß dev Staatsbeamten, 
weiches jie in das Schema ded Mandats einzupreflen verſuchte. Bon diefer verkehrten An: 
fhauung ift die neuere Lehre des Staatsrechts, welde deflen Säge auf Grund ihrer innern 
Natur und der gefhichtlichen Entfaltung felbftändig erfaßt, zurüdgefommen. Die Rechtsver— 
hältniſſe des Staatsbeamten find zwar doppelter Guttung, in feiner Rückſicht trifft aber der Be: 
griff des Mandars ald eines frei widerruflihen Auftrags ein. Was die pecuniäre Seite des 
Nehptöverhältniffes angeht, io hat ſowol nach dem feftftehenden Gerichtögebraud dev vor ma— 
ligen höchſten Reichstribunale, ald nach dem modernen Staatsrechte, wie ed in vielfachen orga= 
nifhen Gefegen (fogenannte Eivildienftpragmatifen) ausgeſprochen ift, der Staatsbeamte der 
Regel nad ein Recht auf einen Gehalt während des activen Dienſtes und auf einen Ruhegehalt 
im Zuftand der Quiefeirung, und zwar ein Recht, welches in feiner Weife einem willkürlichen 
MWiderrufe unterworfen ift, ſondern höchſtenfalls durch Urtheil und Recht entzogen werden fann. 
Nicht minder ift aber aud das Amt ſelbſt kein Gegenftand einer aus Willkür entziehbaren 
Übertragung. Der deutſche Staatsbeamte kann zwar feine Anıtögewalt nur aus einer Über: 
tragung von feiten der oberften Staatägewalt herleiten, ald der Duelle, auf die alle Hoheits⸗ 
rechte und deren Ausübung zurücgeführr werden müffen, aber er ift fein Gommid, den man be— 
liebig von feiner Stelle abruft. Die Staatögewalt ift, wenigftend moralifh und aus Rückſicht 
auf das Ausgabenbewilligungsrecht der Volkövertretung, welcher jie Rechenſchaft abzulegen hat, 
verbunden, von ihrem Rechte der Abberufung und Benjtonirung der Beamten einen weijen 
Gebraud zu machen; nur aus dringenden Gründen , welche das Intereffe des Dienftes ſelbſt — 
nicht perfönliche und politifche Differenzen — an die Hand geben, zu einem Abberufungsbecret 
zu fohreiten. In Bezug auf eine Klafle der Staatöbeamten — die Richter — iſt fogar in den 
meiften Berfaffungsurfunden das desfallfige Necht ver oberften Staatögewalt pofitiv beſchränkt. 
Nicht weniger widerſtrebt es dem Weſen des Amts, wie ed fich auf deutſchem Boden ent: 
widelt bat, im dem einzelnen Beamten nur den an Inftructionen feiner Obern gebundenen 
Mandatar, Agenten (agent public) zu fehen; wir find gewohnt, die höhern Reihen des öffent: 
lichen Dienftes mehr von ihrer eigenen gewiſſenhaften Überzeugung, von jelbjtändigen Motiven 
— nidt blos in den Gerichtshöfen, fondern auch in den Verwaltungskörperſchaften — geleitet 
zu wiffen; nur die nievern Vollzugsorgane weift die Dienftverfaffung deutſcher Staaten auf 
Befolgung von Inftructionen als einzige Richtſchnur bin. 

Der Sprachgebrauch mehr ald die ohnehin wenig ausgebildete Doctrin des conftitutio- 
nellen öffentlihen Rechts hat die Mitgliever ver Volfövertretung ald Mandatare der Wähler 
und „Committenten“ bezeichnet; ed fann zu dieſer Auffaffung aber keineswegs ein triftiger 
Grund berehtigen; denn der Volfövertreter ift weder mit einem Auftrag entſendet, welcher dent 
Widerruf der Repräfentirten unterliegt ; noch ift er hingewiejen auf Weifungen , Aufträge und 
Infteuetionen derfelben. Sobald fein Name aus der Wahlurne hervorgetretem ift, ericheint er 
als Vertreter der ganzen Staatsbürgerjchaft feines Landes, der aus eigenem Rechte und jolange 
die Wahl überhaupt Wirkſamkeit äußert, leviglich nach feiner freien Überzeugung handelt. Iſt 
diefe Auffaffung fogar den ftändifhen Körperſchaften ver entfernten und nahen Vergangenheit 
eigen !), fo tritt fie naturgemäß noch in der wahren repräfenrativen Monarchie noch mehr und 
noch unzweideutiger hervor. ?) 


1) Preußifches Gefeg vom 1. Juli 1823 wegen der Provinzialftände der Mark Brandenburg: „Die 
einzelnen Stände fünnen ihren Abgeordneten feine bindenden Inftructionen ertheilen.‘ R 

2) 3.8. würtembergiiche Berfaffungsurfunde: „Der Abgeordnete ift ald Vertreter nicht des eins 
— Bezirks, ſondern des ganzen Landes anzuſehen. Es kann ihm keine Inſtruction, an welche er bei 
einen fünftigen Abſtimmungen in der Ständeverfammlung gebunden wäre, ertheilt werben.“ Ähnliches 
ne die Staatsgrundgefege von Baden, Großherzogthum Heflen, Weimar, Koburg, Meiningen, 
Altenburg u. a, 


- Staatsskerifon, IX, 45 
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Auf der Grenzfheide zwiſchen dem Öffentlichen Recht im engern Sinn und ben Sägen, 
welche das Verfahren in bürgerlichen Nechtöftreitigkeiten beherrichen, ftehen die Mandate, welcht 
in Streitfadyen ergehen. Der Begriff ded modernen Staats bringt e8 mit ih, daß vie oberſte 
Staatögewalt feine unmittelbaren Machtſprüche in Streitiahen geben darf, fondern deren Ent- 
ſcheidung lediglich den unabhängigen Gerichtshöfen überlaflen muß. Diele Idee lag ſchon ver 
Errichtung des deutſchen Neihsfammergerichtö zu Grunde, indem auf daffelbe die Ausübung 
der kaiſerlichen oberitrichterlichen Gemalt, indbejondere die Handhabung ded Landfriedend , des 
Öffentlichen Nedhtszuftandes übertragen wurde. Dieſe Aufgabe führte von jelbft darauf, daß 
das höchſte Reichsgericht keineswegs blos eine Inftanz für Givilprocefle wurde, jondern ein 
wahrer politifcher, ſtaatsrechtlicher Gerichtshof, welder über alle denkbaren Streitigkeiten in 
Ausübung von Staatähoheitsrechten erkannte. ?) Die Bedeutung dieſes in folder Größe ent: 
worfenen Tribunald wuchs noch dadurch, daß es feine Berihtöbarfeit wegen Yandfriedensbruds 
gerade gegen Neihdunmittelbare felbit ausübte und Strafen gegen ſolche androhte und voll: 
ſtreckte. Der gegen einen Schuldigen erlaffene Strafbefehl wurde Mandat genannt. Bald er: 
hielt diefe Gerichtöbarkeit der beiden Reichsgerichte (denn es gejellte ih dem Reihsfanımerge- 
richt ald zweites Neichögericht der Reihshoirath *| bei), dem herrſchenden Zwede gemäß, eine 
größere Ausdehnung und wurde dann durch die Legislation regulirt. Früher ſchnitten, bei der 
Nothwendigfeit, ven Landfrieden Fräftig zu handhaben, die gegen Störung deffelben gerichteten 
Mandate alle VBertheidigung ab, indem die, gegen welche jle gerichtet waren (die Jmploraten), 
ſich unbedingt dem Befehl unterwerfen mußten. Später machte fi im Gegengewicht Die Be— 
trachtung geltend, daß dadurch ein natürliches Recht verkümmert oder entzogen werde, daß daher 
der Implorat hintennady mit feinen Einwande, befonderd mit dem bes erſchlichenen Mandat, 
gehört werden müffe, ein den Grundfägen des gemeinen (Römiſchen und Kanoniichen) Recht 
analoger Vorbehalt. Die bisherigen unbedingten Mandate widerftrebten in zu grellem Gegen: 
fage dem Orundprincip des rechtlichen Verfahrens, daß der Beklagte zuerft zur Bertheidigung 
zugelafjen werden müſſe. Daher jchritt endlich die Reichsgeſetzgebung vermittelnd und mas: 
gebend ein. Die nad) vielen Beftrebungen im Jahre 1555 erlaffene Kammergerihtsorbnung?) 
beftimmte, daß „die Mandata und Gebott nicht anders denn mit Ginverleibung Clausulae justi- 
ficatoriae, dadurch den Midertheilen (Iurploraten), wider die ſolche Mandata aufgeben, vorge: 
jet (freigeftellt) wird, Urfachen, warum diefelben nicht ftatthaben jollen, vorzubringen, erfannı 
werden jollen, es wäre denn, daß 1) die Sad) und Handlung an ihr ſelbſt von Rechts oder Ge— 
wohnheit wegen verboten und aud ohne einige weitere Erkenntniß für ſtrafwürdig oder unrecht⸗ 
mäßig zu halten, oder 2) daß dadurd dem anrufenden Theil eine ſolche Beihwerve zugefügt 
würde, die nad begangener Ihat nicht wieder zu bringen wäre, oder 3) wenn die Sadıe wider 
den gemeinen Nugen wäre, oder 4) feinen Verzug leiden möchte, denn.in ſolchen und fonft an: 
dern Fällen, im denen vermög der Rechte ohne vorgehendes Erkenntniß angefangen werden mag, 
ſollen und mögen durch Cammerrichter und Beifiger Mandata ohne Justificatori Clausul er: 
fannt und ohne einige Widerrede oder Verhinderung vollzogen und darauf wider Die, melde 
ſolche Mandata übertreten, auf die darin verleibte (angedrohte) Pönen (Strafen) procedirt und 
gehandelt werden”. Würde indeſſen Implorat, felbit nad gefchehener Strafanwendung, no& 
verlangen, mit feiner Vertheidigung gehört zu werben, jo ſolle ihm dieſes geftaitet jein und nad 
Heichehener Verhandlung Spruch erfolgen. Nachträglich geftattete ver Deputationeabidier 
von Jahre 16006), daß auch auf Schuldforderungen aus Obligationen oder Berihreibungen, 
welche die Executivelauſel (‚mit oder ohne Net‘) in ſich trügen, unbedingte Mandate erlafien 
werden fönnten. Die Auslegung jener Stelle der Kammergerichtsordnung ließ, beſonderẽ 
megen bed Beifaged: „und jonft andern Fällen”, Unbeflimmtheiten und Zweifel genug übrig, 
welche den Beitrebungen, das Gebiet der unbedingten Mandate zu erweitern, ſich günflig zeigten; 
daher lich die Reichsgeſetzgebung (jüngfter Neihsabihied vom Jahre 1654 ?] und 1679) 8) ner= 
anlaft fand, jich zu bemühen, die Grenzen enger zu ziehen und erfennbarer zu machen. Indem 
nun die Reichsgeſetzgebung zugleich die Aufgabe zu löſen juchte, das Gebiet der beringten Mar: 
date abzuſtecken und die Schranfen aufzubauen, in denen ſich das Verfahren zu bewegen habe, 
bildete ſich, mit Hülfe anderer Elemente, beſonders ver Rechteſprechung ſelbſt, Die auf den Unter: 


3) Vgl. hierüber das bedeutende Gutachten von Sneift in den Verhandlungen des vierten deutſchen 
Juriftentage (Berlin 1863), 1, 212 fo. 

4) Sentenberg, Sammlung ber Reichsabſchiede, II, 43— 13%. 5) Eenienberg, Ill, 101 u. 102. 

6) Eenfenberg, II, AT1—498. 7) Senfenberg, 111, 640—692. 8) Senfenbera, 111, 655. 
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ſchied zwifchen bedingten und unbedingten Mandaten (ale Zweck der legtern bildete ich haupt— 
jächli der, gegen eigenmächtige und gewaltfame Störungen des Beilgflandes Schuß zu ge— 
währen) gebaute Theorie von dem reichsgerichtlichen Mandatöproceffe?), deren vorzugsweife 
eine publieiftifche Yarbe tragende Anwendung eine bedeutende Nolle in der Geſchichte ver 
Prarid der deutichen Reichsgerichte ſpielt. Denn es fehlte ihnen, zumal da ſie dieſe Proceßart 
um fo lieber begünſtigten, als dadurch die Austrägalinftanz der Reichsunmittelbaren beſchränkt 
wurde, und Rechtsſachen, die jonft nit an die Reichsgerichte erwachſen wären, vor diefe gezogen 
werden fonnten, nicht an Veranlaſſungen, wodurd ſie ich aufgefordert finden mußten oder 
glaubten, Übergriffe ver Gewalt in ihre Schranken zurückzuweiſen, Schwächere gegen die Ge: 
walt der Mächtigern zu ihügen 10) u. |. w., wenngleich diefe Beflrebungen nicht immer Früchte 
trugen, indem jie gerade da ihre Ohnmacht zeigten, wo vor der Richtergewalt aud) dev Mächtige 
ſich Hätte beugen follen. 1!) Ginige Erſcheinungen, die mehr oder weniger auch von geihicht: 
licher Bedeutung jind, dienen zur Illuftration. Kurz nah dem Ableben des Kaiſers Joſeph J. 
im Jahre 1711 verordnete der Herzog von Sadhjen: Weimar, davon ausgehend, dag das Ge: 
biet der Stadt Arnftadt im Schwarzburgifchen weimariſches Lehn fei, die Anſchlagung des fur- 
ſächſiſchen Vicariatspatents in Arnftadt, die dort verhindert wurde, weil der Fürſt von Schwarz— 
burg das Lehnverhältnig nicht anerfannte. Da jchritt der Herzog Wilhelm Ernſt von 
Sadhjen: Weimar thatfählich ein und bot eine ſo große Armee, ald er zufammenbringen Fonnte, 
1500 Mann, theils Reiterei, theils Yußvolf, unter der Anführung eines Oberften auf, welche 
das Städtchen durdy Ginfchlagen der Thore eroberten und e8, die Einwohner in ihre Wohnungen 
bannen, befegten. Dann wurde in die Wohnhäufer des fürftlihen Kanzler und der Räthe 
Militär gelegt, erfterer unter Bedeckung von Neiterei nad Weimar geſchleppt, der landſchaft— 
liche Kaſſirer verhaftet u. ſ. w. „Als“, um mit Schmidt, „Geſchichte ver Deutſchen“, XVI, 89, 
90, zu reten, „der Zürft ih gegen den Oberflen über eine jo auffallende Gewaltthätigfeit be— 
ſchwerte, berief jich dieſer auf die herzoglichen Commiſſare, welde unverweilt folgen und dem 
Fürften das Nöthige weiter eröffnen würden. Noch an demjelben Tage fah man aber eine an= 
dere Erſcheinung, welche weit wirffamer war ald die Anfunft und der Vortrag aller Commilfare; 
es kamen nämlich weimariſche Kanonierd mit acht Kanonen an, die fogleid) auf dem Hauptplage 
aufgepflangt wurden. Auch drang noch am demjelben Tage einige Mannihaft in das am 
Schloſſe gelegene Vorwerk, verlangte Heu, und ald manihr dieſes nicht gutwillig geben wollte, 
drohte jie, daß jie die Korn= und Heuböden feldft öffnen wollte, welche Drohung fie auch am 
folgenden Tage wirflih mehr als buchſtäblich erfüllte, indem fie ſich des Vorraths von Heu be— 


9) Bieffinger, Corpus juris publici, IV, 599 u. 600. Danz, ©. 484—519: Bon dem Mandate: 
proceh. Berg, $$. 224— 250, ©. 284— 314: Bon dem Mandatsproceh. Gichhorn, Thl. III, $. 463, 
S. 503; Thl. IV, $. 550, S. 411 u.412. Wurde von dem Reichöfammergericht ein unbedingtes Manz 
dat erlafien, fo hieß es: „Wir heifchen und laden Euch daneben von berührter Unferer faiferlichen Macht, 
auch Gerichte > und Rechtswegen hiermit auf ben dreißigften Tag u. f. w. durch einen gevollmächtigten 
Anwalt an diefem Unferem K. K. G. zu erfcheinen, glaubliche Anzeige und Beweis zu thun, daß dieſem 
Unferem KRaiferl. Gebot alles feines Inhalts gehorfamlich gelebt fei, oder wo nicht, alsdann zu jehen und 
hören, Euch um Euers Ungehorſams Willen in vorgemeldete Bon gefallen ſeyn, mit Urtheil und Recht 
fprechen, erfennen und erflären; oder aber beftändige erhebliche Urfachen und Einreden, ob Ihr einige 
hättet, warum folche Erklärung nicht gefchehen folle, in Rechten gebührlich vorzubringen und endlichen 
Entfcheids darüber zu gewarten.““ Im Kalle der Erlaffung eines bedingten Mandats hieß es bann weiter: 
„Im Fall Ihr aber durch dieſes Unſer K. Gebot befchwert zu feyn und warum demjelben anbefohlener 
Magen nicht zu geleben wäre, erhebliche und beftändige Urfachen und Einreden zu Haben vermeinen folltet, 
alsdann jo Heifchen und laden wir End, von berührter Kaiferlicher Macht auch Gerichte: und Rechts— 
wegen hiermit, — durch einen gevollmächtigten Anwalt an diefem Unferm Kaiferlichen Kammergericht 
zu erfcheinen, ſolche Eure beftändige Urſachen und Einreden dagegen in Rechten gebührlich vorzubringen, 
darauf der Sachen und allen ihren Gerichtstägen und Terminen bis nach endlichem Beſchluß und Urtheil 
abzuwarten‘ u. |. w. 

10) Ein langes Verzeichniß von Fallen erfannter Mandate findet fih bei Neurcd, Erläuterung des 
jüngften Reichsabſchieds (Jena 1764), I, 316 fa. 

11) „Denen Geringern und Schwächern, od jelbige gleidy cine gute Cache haben, wird faſt nichts 
anders übrig gelaffen, als daß fie nur ihre leeren Querelen vorbringen dürfen‘‘, heißt es, indem von den 
Reichsgerichten die Rede it (im dem Karitel, das von den franfhaften Zuftänden des Deutſchen Reiche 
handelt), S. 734 einer alten Überſetzung des berühmten Werfs des freimüthigen Pufendorf: Samuel’s 
Freiherrn von Pufendors furzer doch gründlicher Bericht von dem Zuflande des H. R. Reichs teurfcher 
Nation, vormals in lateinifeher Sprache unter dem Titel: Severin von Manzambano herausgegeben u. ſ. w. 
(Leipzig 1715). 
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mädtigte, den Hafer wegnahm, Korn und Weizen verkaufte und alle auf dem Felde befindlichen 
Schafe und alles Rindvieh wegtrieb. Der herzogliche Commiſſar war endlich zu Arnftadt an 
diefen Tage eingetroffen und hatte jogleich feinen Eintritt damit bezeichnet, daß er dieſe Gewalt⸗ 
thätigfeiten, die unter feinen Augen vorgingen , nicht nur nicht abftellte, jondern auch geſchehen 
ließ, daß die Soldaten mit entblößten Gewehre in den Vorhof des Reſidenzſchloſſes einbraden 
und, nachdem jie die Kanzlei befegt hatten, auch das innere Schloß, worin der Fürft fich befand, 
dergeftalt mit Waffen umgaben, dap niemand heraus = und hereinfommen konnte. Eine Pro: 
teftation und vorläufige Appellation 12) an dad Kammergericht nahnı er zwar an; er ließ aber 
dennod die Bürgerfchaft zufammenrufen und that ihr einen Vortrag, der, wenigftens der Mei: 
nung des Fürften nad), den Gerechtſamen veffelben äußerſt nachtheilig war.” „Daß“, jo be: 
richtet Schmidt unter Randbemerkungen weiter, „der Herzog oder wenigftens fein Commiſſat 
und feine Mannjchaft hierin zu weit gingen, ift wol nicht zu leugnen, und ed war vollends zu 
empörend, daf jie ſogar, ald der Fürft feine Proteftation und Appellation durch einen Notar 
und dur Zeugen erneuern wollte, ſich derfelben bemächtigten und fie gefangen nah Weimar 
ihleppten. So etwas fonnte doch mol nit unternonmen werden, ohne daß man im Reiche 
aufmerfjam wurde und in eine Gärung gerieth, welche ein gerechtes Misfallen laut genug zu 
erkennen gab. Wenn man aus folden Beijpielen erfennen muß, wie ſehr es jelbft denjenigen, 
die eine gerechte Sache vertheidigten, manchmal an der billigen Mäßigung fehlte: was muß man 
erſt von ſolchen Ständen oder Staatödienern erwarten, die für ihre Sache feine Gründe aufzu: 
ftellen im Stande find, fondern blos aus Leidenfhaft irgendeine Abficht durchſetzen wollen. 
Wollte man ſolche Gewaltthätigfeiten nicht ald Verlegung des Landfriedend betrachten, jo if 
ſchwer abzufehen, welde Handlungen man außerdem mit diefem Namen belegen könnte. Der 
Kurfürft von Mainz, welcher wol vorherfah, wohin es endlich führen dürfte, wenn ſolche eigen: 
mädtige Selbfthülfe und Befehdungen im Reiche einriffen und unabgeftellt blieben, gab fi 
große Mühe, ſowol durch Grmahnungen an den Herzog ald aud durch Schreiben an den Fürften 
von Sachſen diefem Übel vorzubeugen. Selbft diejer legtere, obmwol er das Verfahren des Her: 
zogs in der Hauptfache nicht misbilligte, ja vielmehr den Fürften von Shwarzburg zur Beobad: 
tung des Herkommens und der bereitd ehedem getroffenen Faiferlihen Verfügungen anwies, 
rieth doch auch dem Herzoge freundſchaftlich, «geziemend Maß zu halten und lieber denn Manu: 
tenenzmittel die vechtlihen Wege und Anrufung des Fiscald zum Erfenntniß über die begangene 

Felonie zur Hand zu nehmen, aud die Unterthanen nit über die Gebühr beſchweren zu laflen». 

Und obwol der König von Preußen fih gleihfalld für ven Herzog von Weimar erflärte und 

ihm erforderlihenfalls jogar jeine Unterſtützung verſprach, jo fah derfelbe doch aus der großen 
Bewegung, welche bei der Reihäverfammlung in Regendburg über diefen Vorfall entftanven 
war, und aus der Stimmung, die an den meiften deutfchen Fürſtenhöfen über diefe Angelegen: 
heit herrſchte, daß die Klugheit fordere, etwas mehr an fi zu halten, befonders da indeflen das 
Reichskammergericht ein Mandatum sine clausula gegen ihn erlaffen, fein Verfahren darin für 
ungültig erklärt und alles zu Arnftadt Weggenommene zurüdzugeben, allen zugefügten Scha— 
den zu erjegen, die Gefangenen loszulaſſen und alled in den vorigen Stand berzuftellen, unter 
einer Strafe von 10 Mark lötbigen Goldes, befohlen hatte. Der Herzog von Weimar zog da: 
her feine Truppen aus Arnfladt wieder heraus und machte Hoffnung, daß er die in Arreſt ge- 
nommenen Diener ded Fürften entlaffen werde. Indeſſen kamen fie dod nicht auf freien Fuß 
Wilhelm Ernft glaubte vielmehr, dur den Ausiprud des Kammergerichtö fei ihm unrecht ae: 
ſchehen, eine Meinung ‚, womit gewöhnlid auch der Schuldige fo gern ſich ſchmeichelt, und rubte 
daher nicht, fowol die Reichsvicare ald auch andere Fürſten mit bittern Klagen zu beftürmen 
und um Abftellung der erlittenen Kränkung unaufhörlic in fie zu dringen, bis er e8 endlich va: 
bin bradte, daß erſtere wirklich dem Kammergericht in einem VBicariatörejeript befablen , dad 
gegen den Herzog ergangene Mandatum sine clausula zu cafjiren.” „Nun mußte freilich‘, jo 
fließt der deutſche Geſchichtſchreiber, „ein foldes Anfinnen fowol den Fürften von Schwarz— 
burg ald dad Kammergericht nicht wenig befremden. Diefem legtern zuzumutben, daß es ein 
gegen offenbar geſetzwidrige Selbfthülfe ergangenes Mandat aufhebe, hieß im Grunde wol 
nichts anderes, als dieſe Selbſthülfe ſtillſchweigend billigen; gewiß ift es aber eine jehr bedenk⸗ 
lihe Sache und von weitausjehenden ſchlimmen Folgen, wenn einem höchſten Reichsgerichte 
Anfehen und Macht in Beftrafung gefegwidriger Handlungen dur einen Machtſpruch jollte 
benommen werden, des Umftandes nicht zu gedenken, daß, wenn es dem Mächtigern nur ein ein- 





12) Oder vielmehr Geſuch um Erlaffung eines unbedingten Mandate. 
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ziges mal ungeftraft Hingeht, den Schwächern auch in ver gerechteſten Sache aus eigener Macht 
zur Genugthuung zu zwingen, der gute Erfolg eines ſolchen Verſuchs ihn fünftig auch in unge— 
rechten Anmaßungen zur Ergreifung ähnlicher Maßregeln veizen wird. Da jedoch die Regie: 
rung der Reichsvicare bald hernach ihr Ende erreichte, fo wurde dadurch das Anfehen des Kam: 
mergerichts in Beftrafung eigenmächtiger Gewaltthätigfeiten noch zur Zeit doch gerettet.’ — 
Im 17. Jahrhundert war nah dem Ableben des Grafen von Schauenburg (Schaumburg) die 
Hälfte diefer Grafihaft an das Haus Helen: Kafjel gefommen, während die andere Hälfte ala 
heſſiſches Lehn dem Grafen Philipp von der Kippe zufiel. Als im Jahre 1787 ver Öraf Philipp 
Ernft von Lippe: Schaumburg ftarb, nahm der Landgraf von Heilen: Kaffel, ih darauf ftügend, 
daß „ber Großvater des Abgeſchiedenen eine Misheirath eingegangen”, gewaltfam Beſitz; einem 
Mandat des Reihöfanımergerichts gegen diefe als Landfriedensbruch betrachtete Decupation 
leiftete dev Landgraf fein Genüge, bis die Directoren des weftfälifchen Kreifes fih zur Exe— 
eution anjhicten. 13) Noch im Jahre 1804 wurde die Faiferliche Burg Friedberg, zu welder 
die in 12 Dörfern beſtehende Grafſchaft Kaichen in der Wetterau gehörte, gegen Heilen Darm: 
ſtadt, das ji durch einen Überfall der Burg bemädhtigt hatte, und gegen Heffen : Kaffel, das, 
„damit“, wie jih das Patent ausdrückte, „die ritterſchaftlichen Befigungen nicht von andern 
Landeöherren in Aniprucd genommen“ würden, mehrere Dörfer befegte, dur ein Mandat des 
Reichskammergerichts, das zu den legten Aeten feiner richterlihen Gewalt gehörte, geihügt. 14) 
Ohne Erfolg blieb das Mandat des Reichshofraths, das er Friedrich dem Großen wegen Land: 
friedensbruchs zugehen ließ, als er im Jahre 1756, feinen Feinden zuvorfommend, in Sachſen 
eindrang. An frühern und jpätern Beifpielen folder Art fehlt ed nicht. Will man die Thätig: 
feit der Reihsgerichte in Erlaffung von Mandaten in Fällen von Gabinetsjuftiz, Juftizverwei- 
gerung u. ſ. w. 15) überfchauen, fo dient dazu, außer einer Reihe von Zeitſchriften 16), befondern 
Merfen und Deductionen, namentlid die Schrift von Schi: „Uber das reichsſtändiſche In— 
ſtanzenrecht“ (Gießen 1802), welches eine große Reihe folder Erſcheinungen vorführt. 17) 


— — — — — — — 


13) Dieffenbach, Geſchichte von Heſſen (Darmſtadt 1831), S. 259. 

14) Dieffenbach, ©. 206 u. 207. 

15) Befonders im 18. Jahrhundert; vol. 3. B. Schloffer, Gefchichte des 18. Jahrhunderts und bes 
19. bie zum Sturz des frangö ſchen Kaiſerreichs (Heidelberg 1837), II, 245 u. 246, wo ber Ver— 
fafler von den Zuftänden ber Rheinpfalz unter dem Kurfürften Karl Theodor redet, indem er erzählt: 
„Recht und Gerechtigkeit war, nach der Inftruction (die der erfte Minifter diefes Regenten, Marquis 
d’Itter, demjelben übergab, um danady zu regieren) zu urtheilen, in der Pfalz gar nicht vorhanden, 
wenn man nicht Gabinetss oder Griminaljuitiz, willfürlidy beitellte Gerichte mit diefem heiligen Namen 
bezeichnen oder unparteiifches Recht von beftechlichen und unfähigen Nichtern,, von Gefegen ohne Kraft 
und Anwendung erwarten will. Es wird ausbrüdlich gefagt, Gabinetsiufiz und unmittelbare Ginmi: 
Ichung des Kandesherrn in Proceffachen der Unterthanen fei allerdings nöthig, man müffe aber — ‚wird 

echt jefwitifch hinzugeſetzt — fehr vorfichtig dabei fein, weil man font böfe Händel mit den Reichsgerich— 
ten befommen fünne.‘ 

16) 3. B. Scylözer’s Briefwechfel und Staatsanzeigen. Vgl. Bd. XI der legten, ©. 35 u. 36 
(Mandat an den Kurfüriten von Mainz). 

17) 3.8. ©. 216: „Auf Bericht und Gegenbericht ift das gebetene Mandatum sine clausula er: 
fannt. Dann ift der faiferliche Fiscal wegen der von dem Herrn Fürften (v. Sayn-Wittgenſtein) ange: 
maften Gabinetsinftanz des Misbrauchs und der Vervielfältigung der Inſtanzen fich feines Amts zu ges 
brauchen, hiermit erinnert. In cons. 24 Martii 1800. &. 217: „Wird dem Herrn Grafen v. Sayn⸗ 
Mittgenflein, daß derjelbe diefe Sache in fein Gabinet gezogen, die Acten an einen einzelnen Privatrechte: 
gelehrten verſendet und deſſen Ausſpruch in feinem Namen publicirt, verwiefen und demfelben, fidh der— 
gleichen bei Vermeidung fcyärfern Einſehens hinfünftig zu enthalten, hiermit aufgegeben. In cons. 
27. Aug. 1801. S. 113 u. 114, wo eines gegen einen Örafen v. Wittgenftein, der einen Erbpachter 
furzer — ermittirt hatte, erlaſſenen Mandats gedacht wird, in welchem erſterer „wegen feiner in dieſer 
Sache geäußerten und im wirkliche Ausübung gebrachten unanftändigen, einen landesverberblichen Mis— 
brauch der Landeshoheit involvirenden Grundfäge in eine Strafe von 5 Marf Golves (864 Fl.) und 
zum Grfag aller Schäden und Koſten“ verurtheilt wurde, und ©. 114 u. 115, wo ber Verfaffer eines 
gegen einen Fürſtbiſchof von Speier gerichteten Mandate Erwähnung thut, worin berfelbe wegen eines 
gleichen Misbrauchs landesherrlicher Gewalt und wegen fogar noch nad) infinuirter reichögerichtlicher In⸗ 
hibition aus feinem Cabinet erlafienen Refolutionen in eine Privatgenugthuung von 1000 Fl. fowie eine 
fiscalifche Strafe von 10 Mark Goldes mit dem Anhang verurtheilt ward: „Übrigens wird der Herr 
Fürft und Bischof von Speyer, daß derſelbe fünftig die jura partium betreffende Sachen nicht aus fei- 
nem Gabinet enticheiden, fondern folche zu den ordentlichen Gerichten verweifen, auch in den an dem Kai— 
ferlichen Rammergerichte rechtshängigen und blos bie litigirenden Theile betreffenden Sachen der einen 
oder andern Partei zu erfcheinen und zu handeln nicht ferner unterfagen folle, ernftlich und mit der War: 
nung, daß im Wiederholungsfalle nachdruckſame reichsinfitutionemäfige Verfügungen getroffen werden 
ſollen, angewieſen.“ 
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Schon oft wurde der Wunſch ausgeſprochen, daß Deutihland ein höchſtes gemeinſames Gericht 
iwiedergewönne oder ſchon mit der Bundedacte gewonnen hätte; ed wird abzuwarten fein, ob 
die neneften hierauf gerichteten Beftrebungen zu einem foldhen führen. Welche Fülle von Gele— 
genheiten hätte ſich auch einem ſolchen Gericht zur Erlaffung von Mandaten dargeboten! 

Bisjegt wenigftens ift aber der Mandatsproceß aus dem Öffentlihen Net verſchwunden 
und lebt nur noch in ven befcheidenen Grenzen der bürgerlichen Rechtspflege fort, wobei er jedoch 
fortwährend die Analogie der reihägerichtlichen Procedur zur Grundlage hat. Gin unbedingtes 
Mandat kann erlaffen werden 1) entweder wenn eine Handlung an und für fid widerrechtlich 
oder gemeinſchädlich iſt oder eine unverzügliche Rechtshülfe erheifcht, und dieſes alles klar vor- 
liegt oder als richtig beicheinigt wird, oder wenn 2) der Anſpruch des Juploranten, die Richtig: 
keit des Thatſächlichen vorausgefegt, rechtlich begründet ift, und das Thatfähliche jo dargethau 
ift, daß nicht anzunehmen ift, es verhalte ſich nicht To oder werde durch eine ſich auf einen Nedts- 
fag gründende Ginrede unerheblih. Bei diefen Vorausſetzungen muß der Richter das erbetene 
Mandat, das entweder gebietend over verbietend oder aufhebend (caffirend) ift, und zwar nad 
Unftänden dur Androhung einer Strafe wegen Nichtbefolgung, erlaffen. Da dieſes Mandat 
nicht rechtskräftig wird, ſo kann der Implorat, dem zugleich eine Abſchrift des Geſuchs nebft Be- 
weisanlagen mitgetheilt wird, beſtimmte Einreden, befonders die @inrede des erfhlibenen Man 
dats, vorbringen. Sind dieſe Einreden verwerflich, fo ſpricht Dies der Richter in einem neuen 
(Inhafiv :) Mandate aus, wodurch dem Imploraten zugleich aufgegeben wird, ſich wegen Be: 
folgung des frühern Mandats, bei Vermeidung ver Execution und der Anwendung der etiwa 
angedrohten Strafe, binnen beſtimmter Frift auszuweiſen. Im entgegengefegten Falle wirt 
das Mandat zurüdgenommen oder weiter zum Zweck der Aburtheilung verhandelt. Ein be: 
dingted Mandat fann der Nichter erlaffen, wenn entweder der Anſpruch nicht von Bedeutung, 
oder nicht factifch fo beicheinigt ift, um ein unbedingtes Mandat zu rechtfertigen, aber es un- 
wahrfcheinlich ift, dap dem Imploraten Einreden zur Seite ftehen, und befteht in dev Weiſung, 
ven Imploranten binnen beftimmter Friſt Flaglos zu flellen oder binnen verfelben feine Gin: 
reden bei Berluft derfelben vorzubringen. Erfcheint der Implorat in beiden Beziehungen un: 
gehorfam, fo folgt ein unbedingted Mandat, während, wenn derſelbe Ginwendung vorbringt, 
Das ordentliche Berfahren in den gewöhnlichen Formen beginnt. 

Der Mandatsproceß, über deffen gefeßgeberifche Näthlichfeit widerfprehende Anſichten de: 
ſtehen 19), ift in neuern Proceßordnungen nicht überall wieder aufgenommen worden; dagegen 
befteht er faft nach allen Sonderrechten in der Anwendung auf urfundlid liquide privatrechtliche 
Gefälle des Staatd und der Gemeinden fort, und ift aus Gründen georbneter Finanzverwal— 
tung wol dann auch nicht zu beanftanden, wenn auf Widerſpruch des Debenten das außeror: 
dentliche Verfahren ſofort außer Kraft tritt. Ph. Bopp. 

Marktpolizei, Marktreht. Das Marktrecht (mercatus) gehört zu den Älteften Vor: 
rechten der deutſchen Städte, beziehungsweife der mit Stadtredhten belichenen Orte. Zuweilen 
ftand damit auch die Münzgerechtigkeit nebft deren Gefällen in Verbindung. Es batte ven 
Zweck, die verſchiedenen Zölle einträgliher zu machen. Deſſen Verleihung gründete fich auf die 
Hoheitsrechte der Kaiſer und Könige, fodann der Kurfürften. In ältefter Zeit wurden vor- 
zugsweiſe Biſchöfe und Abte bei fchenfungsweifer Erwerbung der ihren Gütern anflebenden 
fiscalifhen Nevenuen, befonderd Grweiterung der fogenannten Immunitätsrechte (Gerichts: 
barfeit), aud mit Marftrechten auögeftattet. 

Mit dieſem Marktrecht ftand ſodann aud das Orleitsreht in Verbindung, die Befhügung 
der. die Meſſen und Märkte befuhenden Käufer und Verkäufer, weldes insbejfondere dann nutz 
bar wurde und erhebliche Einfünfte abwarf, wenn es für einen offenen Marft ertbeilt worden 
war. Dad allgemeine Faiferlihe, nicht blos von der Landeshoheit eriheilte, freie und fichere 
Geleit für beſtimmte Märkte, fpäter Meffen, machte dieſe zu befonders privilegirten. 

Mit dem Marktrecht hängt mehr und weniger au das Stapel: und Einlagerrecht zufam: 
men, welches legtere die Befugnip enthielt, ven Berfauf gewilfer Waaren, wenigftend das vor: 
zugsweiſe Beilbieten derfelben an die Bürger der Stadt, der das Einlagerredht beimohnte, zu 
verlangen. (S. über das Vorftehende Eichhorn's „Deutſche Staats: und Rechtsgeſchichte“). 

Auch dad Preußische Allgemeine Landrecht ($. 103 fg., Tit. 8, Th. II) betradhtete die Gr: 
theilung des Meß- und Jahrmarktsrechts als ein ausſchließliches Hoheitsrecht des Landesberrn 
und beſtimmte, daß Meſſen, Jahr-, Wochen-, Woll- und Viehmärkte in ver Regel nur in 


18) Mittermaier, Der deutſche Proceß (Born 1826), IV, S 129-148 (verneinender Auficht). 
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Städten gehalten werden ſollen, daß auf Meſſen und Jahrmärkten aber auch jedem Fremden 
der öffentliche Verkauf feiner Waaren freiſtehe. Nur Wochenmärkte ſoll auch die ſtädtiſche 
Obrigkeit unter Genehmigung der Landespolizeibehörde anordnen dürfen. 

Dieſen im weitern oder engern Umfange verliehenen Marktrechten ſteht die Marktpolizei 

ur Seite. 

Die Ausübung des Marktrechts erfordert eine obrigkeitliche Aufſicht und Gewalt zur Er— 
haltung der Ordnung und zur Anwendung aller derjenigen Maßregeln, welche nöthig ſind, um 
Käufer und Verkäufer, überhaupt den geſammten Marktverkehr, möglichſt zu fördern und ge— 
gen Beeinträchtigungen und Störungen zu ſchützen. Die Functionen, Rechte und Pflichten der 
dieſe Marktpolizei ausübenden Obrigkeit richten ſich nach der verſchiedenen Beſtimmung und 
Aufgabe des Marktes, je nachdem es ſich um Jahr-, Wochen- oder Weihnachtsmärkte, um 
Kram: oder Viehmärkte, um Getreide: oder Wollmärkte, um Seidencoconmärkte (dergleichen 
feit einigen Jahren meift im Laufe des Juli auch in Berlin, Stettin u. |. w. mehrere abgehalten 
werden), um Garnz, Leinwand-, Buttermärkte u. ſ. w. handelt. 

Urfprünglic war die Marktpolizei, wie die Bolizei in den Städten überhaupt, mit ber Ver: 
waltung des Gemeinwefend in den Magiftraten vereinigt. Wo fpäter der Staat in einzelnen 
Städten vermöge des ihm zuftehenden Hoheitsrechts befondere Polizeibehörben einfegte, ift auch 
die Marftpolizei im weſentlichen ein Attribut der Staatspolizeibehörbe, wogegen fie in den— 
jenigen Städten, in welden die landesherrliche Polizei auftragsweije vom Magiftrat oder doch 
von deflen VBorfteher oder einem andern Mitgliede deffelben verwaltet wird, thatſächlich mit der 
Verwaltung ded Communalweſens zufammenfällt. Das überwiegende Interejle der Stadt: 
gemeinden an dem in ihrer Mitte ftattfindenden Marftverfehr und an deſſen naturgemäßer Ver— 
bindung mit dem ftädtijchen Gewerbe, führt von felbft zu der meiftentbeild auch geſetzlich aus: 
geſprochenen Theilnahme der Stadtbehörden und deren Pflicht, für die Aufrehthaltung ber 
Drdnung und Sicherheit des Marktverkehrs mit Sorge zu tragen. 

Zufolge der zureit in Preußen nod geltenden allgemeinen Gewerbeordnung vom 17. Ian. 
1845 find die Minifterien befugt, die Zahl, Zeit und Dauer ver Märkte feftzufeßen. Gie 
haben daher auch die dieferhalb nöthigen allgemeinen Anordnungen zu treffen. In neuerer Zeit 
ift die Tendenz der Gefeggebung und Verwaltung auf Beihränfung der oft übermäßig zahl: 
reichen Sahrmärfte gerichtet gewefen, fo unter andern in ber neueften Gewerbegeleggebung des 
Königreihs Sachen. Denn die zu häufigen Jahrmärkte find ebenſo ſchädlich für Arbeit und 
Sitte ded Landvolks ald der Städter erfannt. Dabei gefteht die vorgebachte preußifche Gewerbe: 
ordnung indeh den Marftberechtigten bei Verminderung der Zahl der Märkte einen Entſchä— 
digungsanfprud in vem Falle zu, wenn das Marktrecht ſich auf einem fpeciellen läftigen Titel 
gründet. Es gehört dies jedoch eigentlich in das Gebiet der Geſetzgebung und reſp. des die 
Marftpolizei mit begreifenven Polizeihoheitsrechts des Staats. 

Dagegen gehören zu denjenigen Beftimmungen, für deren Befolgung, je nach den pofitiven 
Vorfhriften der betreffenden Geſetzgebung, die Marftpolizei und deren Organe zu furgen 
haben, unter andern folgende: Es darf die Freiheit Fremder zum Befud ver Meilen, Jahr: 
und Wohenmärfte, gleihwie ver Ein- und Verfauf auf denſelben, nicht befhränft werben; der 
Marktverfehr darf in feinem Falle mit andern als ſolchen Abgaben belaftet werden, welche eine 
Bergütigung für den überlaffenen Raum und ven Gebrauh von Buben und Geräthidaften 
bilden; Einrichtungen, wonad der Einkauf von Lebensmitteln auf Wochenmärkten einzelnen 
Klaffen von Käufern nicht während der ganzen Dauer des Marktes, jondern nur während einer 
gewiffen Zeit geftattet wird, dürfen nicht ausgedehnt, auch nur da beibehalten werben , wo dies 
auf Örtlihen Gewohnheiten und Bedürfniffen gegründet ift und von ber Regierung ausbrüdtic 
genehmigt wird. Über die verfchiedenen örtlihen Einrichtungen verhalten ſich die nach Bedürf— 
niß zu erlaffenden befondern Marktordnungen. Auch während des Gottesdienſtes ift ver Markt— 
verkehr in der Regel unterfagt. Für den Marftverfehr müſſen je nach feinen Gegenftänden 
(Bietualien, Vieh, Waarengattungen, Producte verfchiedener Art) gewiſſe, aber ausreihende 
Pläge angewieſen werden; an Marfttagen dürfen die zum Marftverfehr gehörigen und von 
außerhalb zum Marktort gebrachten Gegenftände nur an den anzuweiſenden Plätzen, nicht aber 
aud vor und in den Thoren gekauft werben. Die Verbote des Auf: und Vorkaufs, ſoweit es 
fi nit um die zum täglichen Gebraud gewohnheitämäßig in Häufern und auf den Straßen 
umbergetragenen Gegenftände oder um ben Verkauf in befondern Lokalen handelt, find zu über- 
wachen. Berner find für die Marftpolizei in Betreff des Marktverkehrs beſonders die gefeg- 
lihen Beftimmungen über diejenigen Gegenſtände bemerkenswerth, welde auf den Wochen: 
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markten nur feil geboten werden dürfen. Die preußiſche Gewerbeordnung von 1845 rechnet da⸗ 
hin: rohe Naturerzeugniſſe mit Ausſchluß des größern Viehs, ferner Fabrikate, deren Er— 
zeugung mit der Land- und Forſtwirthſchaft oder Fifcherei in unmittelbarer Verbindung ftebt, 
oder zu den Nebenbeihäftigungen der Landleute der Gegend gehört, oder durch Tagelöhnerarkrit 
bewirft wird, mit Ausſchluß von Getränfen, ſodann friſche Lebensmittel aller Art. Die be: 
treffende Behörde ift ermächtigt, unter höherer Genehmigung Verzeichniſſe dieſer auf ven 
Wochenmärkten zuzulaffenden Gegenftände, fowie derjenigen Producte und Fabrikate auf: 
zuftellen und befannt zu machen, welche außerdem nah Ortsgewohnheit und Bedürfniß in 
größern Bezirken oder an gewiſſen Orten zu ven Wochenmarftdartifeln zu rechnen find und ge- 
bören follen. 

Demnächſt ift eine der hauptſächlichſten Berufsthätigkeiten der Marftpolizeibehörden die 
Sorge für rihtiged Maß und Gewicht, auf Vieh: und Lebensmittelmärften aber auch dafür, 
daß auf erftere feine mit anfterfenden Krankheiten behafteten Thiere gebradt werben , weshalb 
bei Ausübung der Marktpolizei über Viehmärfte qud wol Thierärzte fungiren, fowie daß au’ 
legtern feine der Geſundheit ſchädliche, mit nachtheiligen Subftanzen vermiſchte Lebendmittel 
feil geboten werden, und befanntlich läßt in legterer Beziehung die Ausübung der Marftpolige: 
noch viel zu wünſchen übrig. W. A. Lette 

Marokko, ſ. Barbaresten. 

Maß und Gewicht. Jedes Bolf, das auch nur einen geringen Eulturgrad erlangt dar, 
findet ein feſtes Maß- und Gewichtſyſtem unentbehrlih. Je mehr der Verkehr ſich entwickelt 
defto genauer müffen die Normen beſtimmt fein. 

Die erften Maße ivaren gleihfam Naturmaße: der Buß oder Schuh, die Elle (vom Ein: 
bogen bis zur Fingerfpige), das Gran (Gewicht eines Gerftenkornd); dann der Morgen un 
das Tagwerk (ſoviel ein Mann in dieier Zeit in gewöhnlicher Weije bearbeiten fann). 

Bald genügten aber folde immerhin ziemlih große Spielräume in fi fhließende Beitin- 
mungen nit mehr. Man forderte nähere Feftftellung und fam dabei allerdings mitunter auf 
feltfame Beftimmungen, fo 3. B. daß die Armlänge des jeweild regierenden Königs die Ellt 
beftimme, monad in furzen Zwiſchenräumen vie ſtärkſten Wechſel eniftehen konnten. 

Feſtes Maß ward alfo bei einiger Entwidelung des Verkehrs überall Bedürfniß. Gleich 
viel woher die urfprüngliche Norm rühren mochte, fie mußte dauernd fein. Maß und Gewicht 
warb häufig unter den Schuß der Priefter oder der Kirche geftellt, das einmal angenommene 
Urmaß in dem Haupttempel niedergelegt. 

Gerade der Umſtand, dag man allgemein und überall das Bedürfniß feſter Urmaße empfand, 
brachte aber nebenbei auch die üble Wirkung hervor, daß eine zahllofe Menge voneinander ab- 
weichender Normen aufgeftellt wurde. Jeder Ort mit nicht ganz unbebeutendem Berfehr hatır 
Seinen befondern Fuß u. ſ. w. Es entſprach oder genügte dies den urfprünglihen Bedürfnifien 

in doppelter Beziehung: in der Regel beſaß nur der Rofalverfehr eine (relative) Bedeutung, 
und dann wollte man das Muttermaß nicht in einer größern Entfernung ſuchen, es mußte jur 
Hand fein. 

Außer den angegebenen allgemeinen, wirkten auch noch beſondere Umſtände auf Wermeb- 
rung der verichiedenen Maße. Am einen Orte wollte man duch ſchwereres Gewicht den Ein: 
fäufer, am andern durch leichteres dem Verkäufer einen Vortheil zuwenden und ihn dadurs 
herbeiziehen. Bald ward eine Veränderung vorgenommen, um eine Goncurrenz zu befämpfen, 
bald jollte eine Auflage durch fie erjegt werden. Mande Maße wurden mit den -befondern 
Waaren und Einrichtungen aus fremden Ländern angenommen. Danach bildeten ſich dem 
eigene Maße für einzelne Gegenftände (3. B. für Seiden- oder Tuhmaaren). 

Sobald nun aber ver Handel einige Ausdehnung erlangte, mußte die Vielheit der Maje 
als ein libel empfunden werden. Das Läftige des Mieſtandes ward ſchon in früher Zeit em- 
pfunden, dermaßen, daß bereitd Karl der Große ven Plan faßte, gleiches Maß und Gemidt in 
jeinem ganzen Reiche herzuftellen, — ein Gedanke, der zugleich ein ſchönes Zeugnig für vie 
Genialität ſeines Urhebers abgibt, welcher ſchon vor länger ald einem Jahrtauſend dasjenige 
berzuftellen beabſichtigte, wonach wir heute noch fireben, was wir aber noch immer nicht er- 
langt haben. 

Übrigens ift die Verwirklichung jenes großen Gedankens nicht etwa blos in Deutſchland 
auf gewaltige Hindernifje geftoßen. In Frankreich verſuchte es König Philipp V. im Jabre 
1321, Einheit von Ma und Gewicht einzuführen. Sogleich entftand allgemeine Unzufrieden⸗ 
heit; Klerus und Adel verbanden fih mit den Städten, um die zu hintertreiben; der König 
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mußte nachgeben. Auch Ludwig XI. und Ludwig XIV., melde ven Blan aufgriffen, unternahnen 
ed nicht, denfelben den herrſchenden Vorurtheilen gegenüber durchzuführen. In dem prafti= 
fen England dagegen mußte jhon König Johann in der Magna:Eharta (41. Section) ver- 
ſprechen: durd das ganze Königreich joll gleiches Maß und Gewicht beftehen. Gleihwol gibt 
es daſelbſt heute noch jehr verſchiedene Maße nad) den Lofalitäten: Marbs von 3 bis zu 21 Fuß, 
Ruthen von 16%, bis 36; mıan zählt 25 verſchiedene Acres, Morgen, variirend zwiſchen 4840 
und 10240 Quadratyards; man hat beim Getreiveverfauf die Bufhel von 6O—488 Pfd. Ge: 
wicht u. f. w. 

Der franzöjiihen Nationalverfammlung gebührt ein hervorragendes Verdienſt in ver wid: 
tigen Brage wegen Herftellung gleihen Maßes und Gewichts. Sie begnügte ji nicht, dieſe 
Gleichheit in einem großen Reiche einzuführen, jondern fuchte jofort auch Verftändigung mit 
andern Nationen anzubahnen, um, frei von allen Sonderftrebungen, unter Annahme von Na= 
turmaßen, gemeinfame Grundlagen für den Verkehr ſämmtlicher Völker in dieſer Hinficht her: 
zuftellen, und zwar auf der alle Rechnungen aufs äußerſte erleichternden Bajis eines ftreng 
durhgeführten Decimalſyſtems. Schon unterm 8. Mai 1790 erging desfalls das erfte Decret, 
und zwar zu dem boppelten Zwecke, 1) um „ganz Frankreich die Wohlthat gemeinfanen Maßes 
und Gewichts zu verichaffen‘‘, und 2) Großbritannien — den König und das Parlament — „zu 
einem gemeinfamen Zufammenwirfen mit der Nationalverfammlung einzuladen wegen Feſt— 
ftellung einer natürlichen Einheit von Maß und Gewicht“. Bei dem nod vielfach herrſchenden 
Vorurtheil gegen alle aus dem revolutionären Franfreih gefommenen Neuerungen verdient es 
befondere Erwähnung, daß die Nationalverfammlung gar nicht daran dachte, ein ſpecifiſch franz 
zöſiſches Merk zu ichaffen und biejed dann den andern Nationen zu octroyiren; die Übrigen 
Staaten jollten vielmehr mitwirken zur Herbeiführung eines gemeinfamen Werks. 

Nach Vernehmung eines umfaflenden Gutachtens der Afademie ver Wiffenfhaften erging 
unterm 26. März 1791 ein weiteres Decret, um ganz auf der früher angebeuteten Grundlage 
die Verwirflihung anzubahnen: „In Erwägung, daß ed zu diefem Behufe nöthig ift, eine der 
Natur entnommene und unveränderlihe Maßeinheit feftzujegen, und daß das einzige Mittel, 
diefe Gleichheit auch auf die fremden Nationen auszudehnen und fie zur Annahme ded näm— 
lihen Maßſyſtems zu beflimmen, in der Wahl einer Einheit zu finden ift, welche nichts Will— 
fürliches noch irgendeinem Volk der Erde Eigenthümliches in ſich jchließt‘‘ — decretirte die Na= 
tionalverfammlung, daß der vierte Iheil des Erdmeridiand zur Grundlage des neuen Maß: 
foftem® genommen werbe, und verfügte zu diefem Behufe die Vornahme von Meffungen. Die: 
jelben wurden mit einer für damals jehr großen Genauigkeit von Delambre und Mechain aus: 
geführt. Das franzöfifche Gejeg vom 1. Aug. 1793 brachte die erften Refultate. „Die Einheit 
von Maß und Gewicht war ſeit langer Zeit einer der Wünſche der Philanthropen; jle wird 
gleichzeitig verlangt durch die Künfte und die Wiſſenſchaften, durch den Kandel und durd den 
von feiner Hände Arbeit lebenden nüglihen Menſchen, ver, dem Betrug am meiften audgejegt, 
fih am wenigften im Falle befindet, deſſen Wirfungen zu ertragen. Dieſes neue Mittel, die 
Einheit der Republik zu befeftigen, gewährt noch weiter das der Verbindung zwiſchen den Fran— 
zofen und den andern Völkern, zwischen der gegenwärtigen Generation, weldhe dieſe Wohlthat 
anbietet, und der Nachwelt, welcher fie zum Nugen gereicht.‘ 

Da weder England noch irgendein anderer Staat der ergangenen Einladung zum Mit: 
wirken Folge gab, jo mußte allerdings Frankreich allein die Sache durchführen. Wir übergehen 
die gemachten Borichläge und Verſuche im einzelnen, ung nur haltend an die ſchließlich feſt— 
geftellten Refultate. 

Hatte man den vierten Theil ded Meridians ald Grundlage des Maßſyſtems beſtimmt, jo 
nahm man nur den zehnmillionften Theil davon als Längemaß, Meter genannt. Eine Schwie- 
rigfeit erhob fidh bei den Unterabtheilungen. Man verftändigte ſich leicht, dag ein Decimalſyſtem 
vollftändig durchgeführt werben folle, unter Bejeitigung namentlich des Duodecimal- wie jedes 
andern Syſtems. Nun ſtanden jich aber zwei Vorjchläge über die Art ver Benennungen gegen= 
über. Die einen empfahlen einfache Beijäge, welche vie Beziehung zum Hauptmaße gleichzeitig 
auddrüdten, und zwar griehiiche Zahlworte für die Vermehrung, lateinifche Zahlworte für die 
Berminderung ; die andern fpradhen für die Annahme befonderer einfilbiger Namen, ganz un 
abhängig voneinander, aber ihre Menge ftieg auf mehr ald 24 und die Namen waren zum 
Theil ſchwer im Gedächtniſſe zu behalten. Die erfte Anſicht gelangte zur Annahme. 

Der Meter — 3 alte pariſer Fuß und 11,4 Linien == 1,0932 englifche Yards, = 3,812 eng⸗ 
liſche oder ruſſiſche, — 3,1862 preußiiche oder rheiniiche Fuß, mird unten nbgetheilt in Deciz, 
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Genti: und Millimeter; 1000 Meter = 1 Kilo:, 10000 Meter — 1 Moriameter (7420 Me- 
ter — 1 deutfche oder geographiſche Meile). 

Ein Quadrat von 10 Meter Länge und Breite bildet Die Grundlage des Flächenmaßes und 
wird Are genannt; 100 Aren —= 1 Heftare. Unterabtbeilung der Are in 100 Gentiaren. 

Der Kubikdecimeter ftellt die Einheit des Hohlmafes dar und heißt Kiter; 100 Liter — 
1 Heftoliter, angewendet bei Flüſſigkeiten wie bei trodenen Gegenſtänden. Nur als Holzmaß 
gilt der Kubifmeter, Stere geheißen. 

Die Gewichtseinheit iſt das Gramm — 1 Kubifcentimeter Waſſer im Zuftande feiner größ— 
ten Dichtigfeit; das Kilogramm Wafler ift fomit gleich einem Liter; ebenfo der metrifche Gent: 
ner — 1 Heftoliter. 

Einheit ver Münze ift der Franc, beftebend aus 5 Gramımen Silber, °,, fein; demnad 
wiegen 200 Fr. genau 1 Kilogramm. 

Das in diefer Weife aufgeftellte Syſtem mußte ſich empfehlen durch feine Einfachheit und 
die vollftändige Übereinftimmung in allen Theilen, wonach Maß, Gewicht und felbft Geld in 
ein wohlbegründetes, leicht erfennbares Verhältniß zueinander gebracht find. Wie bei allen 
Nerftrungen fehlte es indeß auch hier nicht an Widerfprücen. Daß man ein fogenanntes Natur- 
maß zur Grundlage ded ganzen Syſtems erhebe, hatte wol zuerft der holländiſche Geonteter 
Huyghens (1675) und bald darauf Locke (im Jahre 1679) vorgeihlagen, die beide hierzu der 
dritten Theil der Länge des Serundenpenveld empfahlen. Man brauchte danach, ftatt ver 
ſchwierigen und Eoftfpieligen Merivianmeffung, nur zu unterfuchen, wie lang ein Pendel 
fein muß, der unter einem gewiflen Höhe: und Breitegrad im luftleeren Raume fechzigmal 
in der Minute Ihwingt. Allein bidjegt, nach zwei Jahrhunderten, ift ed noch nie gelum: 
gen, einen Pendel berzuftellen, genau genug, um als Urmaß zu dienen. Es hat feine Rich— 
tigfeit, daß auch der Meter nicht abfolut richtig den zehnmillionften Theil des Quadranter 
bezeichnet; vermittelft der neuen Bortfchritte in der Meßkunde ward dies nachgewieſen. Allein 
die Abweihung bleibt verſchwindend Flein; nach Beſſel beträgt der Quadrant nicht 10 Mill. 
fondern 10,000855, nad Chazallon 10,001790 Meter; es ift dies jedoch ein fo Fleiner Unter: 
fhied, daß derſelbe bei einer unbedeutenden Temperaturdifferenz am Maßſtabe ſich ausgleicht. 
Sodann hat man die Unzweckmäßigkeit einiger der franzöſiſchen Maße für den praktiſchen Ge— 
brauch behauptet. Nun läßt es ſich nicht leugnen, daß jede bedeutende Neuerung für die Maffe 
des Volks anfangs wirklich mit manderlei Unbequemlichkeiten verbunden it, bis man ih ein: 
maldaran gemöhnt hat. Aber weiter geht die Schwierigkeit in vorliegenden Falle nicht. Und 
daß man ſich an das metrifche Decimalfvftem Teicht gewöhnen Eann, zeigt die Erfahrung. Als 
am meiften unpraftifch warb beſonders früher der in 100. Centimes eingetheilte Franc be- 
zeichnet; man berief ſich wefentlich darauf, daß in Frankreich felbft nah 7O Jahren noch nad 
Sous gerechnet werde. Der Beweis aber, daß die Schwierigkeit nicht in der Sache, im Syſtem 
liege, lieferte in glänzender Weife die Schweiz, wo die Gentimedrehnung alsbald nach Gin: 
führung der neuen Münze wirflih ganz allgemein die einzig gebräuchliche wurde. (Der Ber: 
fafler ver gegenwärtigen Abhandlung hatte, ſchon zwei Jahre nad) Einführung desneuen Mün;: 
foftems, Gelegenheit, überall in ver Eidgenoſſenſchaft diefe Bemerkung zu machen.) Auch in 
Öfterreich ergab fich nach Einführung einer Theilung der Gulden in 100 Kreuzer das Gleiche. 

Als dad metrifche Syftem in Frankreich begründet wurde, fonnte man in Guropa mebrere 
Hundert verſchiedene Pfunde zählen. Das „Annuaire du bureau des longitudes’’ für 1832 
führte no 215 Fußmaße auf, und die Lifte war dabei, wie es ſcheint, gleihwol unvollſtändig 
In Deutfhland indbefondere gab ed noch im zweiten Jahrzehnd des jegigen Jahrhunderts 
Pfunde von 32 bis zu AO Loth, die an fid wieder große Verſchiedenheit varboten. Ebenſe 
batte man Gentner von 100 bis zu 120 diefer nur dem Namen nad das Gleiche bezeichnenden 
Pfunde. Im Umfange des Großherzogthums Baden allein fanden ſich achtzigerlei Bfunde, 112 
verſchiedene Ellen, 92 Flächen: und Feldmaße, 65 Holz:, 163 Getreide, dann 123 Ohm: oder 
Eimer: und 63 Wirths- oder Schenfmaße. Ebenſo hatte man im Großherzogtbum Heilen 
vierzigerlei Ellen, 129 Getreide: und 77 Ohmmaße u. f. m. 

Das metrifche Maß und Gewicht wurde anfangs infolge ver Siege franzöſiſcher Heere im 
andern Rändern verbreitet, feitvem ift ihm aber vielfach die ehrenvollere Anerkennung freimil- 
liger Annahme zu Theil geworden. Belgien, Holland und Italien haben dad gedachte Suftemn 
vollſtändig adoptirt, wenn auch die franzöfifhen Benennungen vielfah durch andere eriegt 
wurden; aud in Spanien, Portugal und Griechenland befteht das Metermaß gefeglich,, nicht 
minder in den meiften Staaten des vormals ſpaniſchen Amerifa, namentlih in Merico, Gura- 
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temala, Coſtarica, Neugranaba, Venezuela, Ecuador und Chile; in der Schweiz dient das fran= 
zoͤſiſche Syſtem wenigftend ald Grundlage; ebenfo in mehreren deutſchen Ländern, namentlich 
Baden, dem Großherzogthum Heffen und Naffauı ; vollftändiger gilt ed noch in einem Theile ver 
deutfhen Länder auf dem linken Rheinufer, namentlich dev bairifchen Pfalz, und im öſterreichiſchen 
Itdlien. Im ganzen Zollvereinsgebiete ift dad halbe Kilogramm ald Pfund angenommen, nur 
im innern Verkehr haben das rechtsrheiniſche Baiern und Kurheſſen ihr alted Gewicht zur Zeit 
noch beibehalten. Aklein auch in den andern Zoflvereindflaaten bat man verſchiedene Unter— 
abtbeilungen de& neuen Pfundes (von Y, Kilogramm) vorgenommen; in Südweſtdeutſchland 
blieb man bei 32 Loth; in Preußen und Sadfen nahm man 30 an, in Hannover und Olden— 
burg und cbenfo in den Hanjeftädten theilt man das Pfund in 10 Loth. In England hat fi 
feit Jahren eine tebhafte Agitation für Ginführung des metrifchen Syſtems gebildet; nirgends 
warb das Unrationelle ver beftebenden Normen mit folder Schärfe hervorgehoben wie im ge— 
nannten Lande. In willenihaftlihen Schriften aus den verfhiedenften Gegenden findet man 
meiftens das bei Berechnungen jo bequeme metrifhe Maß angewendet. Auch haben jich in ver 
Meuzeit Techniker in allen Verfammlungen, in denen der Gegenſtand behandelt wurde, da: 
für erklärt (jo im Mai 1857 zu Wien die Techniker der deutſchen Eifenbahnen, im September 
1860 zu Sranffurt a. M. die Architekten und Ingenieure, im nämlichen Monat zu Heidelberg 
die deutfchen Land: und Forkwirtbe u. f. w.). 

ALS das Verlangen nad einer Einigung Deutſchlands mit neuer Kraft erwachte, ftellten 
einigeNegierungen — nämlich dievon Baiern, Sachſen, Würtemberg, Kurheflen, Großherzog— 
thum Heffen, Naſſau, Meiningen und Altenburg — in der Bundestageiigung von 23. Febr. 
1860 ven Antrag auf Einleitung von Verhandlungen zur Einführung gleihen Maßes und 
Gewichts in allen Bundesſtaaten. Es erfolgte zu dieſem Behuf die Berufung einer Commiſ— 
fion von Bahmännern, melde im Juni 1861 ein umfaſſendes Gutachten abgab. 

Es beftehen danach noch jegt in Deutſchland wenigftens 30 verſchiedene Fußmaße, von 25 
bie 31,61 Gentimeter; ungefähr ebenjo viel Ellen von 54,73 bis 83,3 Gentimeter; ferner Klafter 
von 6— 10Fuß, Ruthen von 10— 20 BuB; fodann Ackermorgen von 2025 bis 9657, Dua: 
dratmeter; Brennbolzflafter von 2"/, bis 5%, Kubifmeter; bei den Flüfjigfeitsmaßen Eimer 
von 29 bis 294 Kiter, eingetheilt in 40 bis 160 Map; die Maß ſchwankend zwiſchen , und 
2 Liter; dad Quart oder Quartier zwiſchen O,805 und 1,145 Liter; die Kanne zwifchen O,2ı und 
1,52 Liter; dev Schoppen zwiſchen O,375 und O,5 Liter. Beim Getreidemaß gibt es Scheffel von 
22,3 und von 222,36, dann Malter von 100 bis 1246, Simmern von 12"/, bis 110%/, Kiter. 

Die Commiſſion erörterte Die Frage: ob es etwa gerathen fei, ein ganz neues Syſtem auf: 
zuftellen? Nachdem fie diefen Gedanken verworfen, prüfte fie, ob man eins der in Deutfchland 
beftehenden Maße annehmen folle? Allein keins derfelben entfpricht den fonftigen Anforderun— 
gen, namentlih weil überall eine rationelle Durhführung auf Grundlage des Derimalfoftems 
fehlt, und Feind Hat Ausjiht, auch in den übrigen Ländern adoptirt zu werben. So blieben 
nur noch die in den großen Staaten des Auslanded angenommenen @inrihtungen, und unter 
diefen zunädft jene von England und Franfreih. Einige der engliſchen Maße und Gewichte 
erfreuen ſich der größten Verbreitung in allen Theilen ver Erde, namentlih auch in Amerifa, 
Auftralien und Rußland. Dies ift aber auch der einzige Vorzug; denn von einem Syſtem im 
ganzen kann Feine Rede fein, es fehlt die Decimaleintheilung und in England felbft befteht eine 
Unzahl von Abweichungen, ſodaß dort ſelbſt, wie bereits erwähnt, Für Ginführung des franzö= 
ſiſchen Syſtems eine lebhafte Agitation ſich gebilvet hat. 

So fonnte denn die Commiſſion nur zu dem Vorſchlage ber Annahme des metrifchen Syſtems 
nach der Art der Durchführung deffelben in Frankreich gelangen. 

Es ift zu bedauern, daß diefer Grundgedanke nicht ganz confequent beibehalten ward. Man 
meinte in einer Reihe fperieller Bälle Ausnahmen zulaflen zu müflen, von deren Nothwendig— 
feit wir und keineswegs überzengen können. So joll ed Lachter von 2, Ruthen von 5, Meilen 
von 7500 Meter geben; dann Klafter von 4 Kubikmeter und Schadtruthen von 25; endlich 
Neuſcheffel von 30 Hektoliter. Die Erfahrung in andern Rändern läßt aber feinen Zweifel, 
daß man ganz einfach mit dem Meter, Kilometer, Kubikmeter und Heftoliter ebenfo gut 
ausreicht. 

Doch wie dem fei: nachdem die Commiſſion ihre Arbeit brendigt Hatte, ift nichts gefchehen, 
um ihre Vorſchläge ins Leben felbft einzuführen. Die unglüdliche politifhe Spaltung, unter 
welcher unfer Vaterland leidet, läßt vorerft nicht einmal in folden Angelegenheiten eine Eini— 
gung zu Stande fommen. Gleichwol bezweifeln wir nicht im geringften das endliche Gelingen 
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der deöfalligen Beftrebungen, mie es denn auch kaum einem Zweifel unterliegen dürfte, Das, 
wenn eine Änderung durchgeführt wird, das franzöfifche Meterfuftem die Grundlage des neuen 
Maßes wie ded Gewichts bilden wird. ®. F. Kolb. 

Medlenburg. Lage und phyſikaliſche Beihaffenheit. Medlenburg liegt 
zwiſchen 53° 4’ und 54° 22’ nördl. Br. und zwiſchen 28° 16’ und 31° 31’ öfll.®. Es hat 
einen Fläheninhalt von 293,51 Quabratmeilen. Davon fallen auf Medlenburg : Schwerin 
244,12 und auf Medlenburg -Strelig (mit Einfluß des 6%, Quadratmeilen großen Fürſten— 
thums Rageburg) 49,19 Duadratmeilen. Die Grenzen find gegen Norden die Oftfee , gegen 
Oſten und Süden die preußifchen Provinzen Pommern und Brandenburg, gegen Südweſten 
und Weften Hannover, dad Herzogthum Rauenburg und das Gebiet der Stadt Kübel. Med: 
lenburg: Schwerin ift bis auf zwei Kleine Enclaven in der Priegnig (Provinz Brandenburg) 
und eine dritte in Medlenburg: Strelig ein zufammenhängendes und abgerundetes Territorium; 
Medlenburg-Strelig dagegen zerfällt in zwei getrennte Beftandtheile: das Land Stargard im 
Südoſten, und dad Fürftentbum Nageburg im Nordweften des feiner ganzen Ausdehnung nad 
dazwifchenliegenden medienburg:jchwerinifhen Gebietd. Das Fürſtenthum Nageburg bat 
einige unbedeutende Enclaven, von denen drei im Lauenburgifhen und eine im Schwerinifcen 
belegen find. Bon fremden Gebietötheilen umjhließt Medlenburg: Schwerin eine preußiſche 
Enclave und Medlenburg:Strelig eine zweite nod Kleinere; beide zufanmen erreihen noch nid: 
ganz die Größe der beiden mecklenburg-ſchweriniſchen Enclaven in Preußen, welche legtern einen 
Flächeninhalt von 1,168 Duadratmeilen haben. Die Länge der gefanımten Grenzen Medien: 
burgs beträgt gegen die Oſtſee circa 201/,, gegen Preußen 82, gegen Hannover 11Y/,, gegea 
Lauenburg 17%/,, gegen Kübel 5, im ganzen 136%/, Meilen. 

Mitten dur das Land, in dev Richtung von Südoſt nad Nordweſt, zieht fi ein niedriger 
Landrücken, in welchem die Waſſerſcheide zwiſchen Oft: und Nordfee liegt, und welcher mit ven 
Ausläufern, die er nad beiden Seiten entjendet, eine Breite von etwa neun Meilen einnimmt. 
Auf feinem Scheitel zeigt er eine weite muldenförmige Einſenkung, in welcher ji eine Menge 
fleinerer und größer Landſeen gebildet hat, deren Höhe über dem Wafferfviegel mit der allge: 
meinen Senfung des Landrückens nad; diefer Rihtung hin allmählih abnimmt. Die anjehn: 
lihften Höhen des Landrüdens, deffen Oberflächengeftalt ſehr unregelmäßig ift, liegen zu beiden 
Seiten der großen Seefette. Ihre größte Höhe ift 454 parifer Fuß. Das Land auferhalb 
dieſes Yandrüdend und jeiner Ausläufer ift theils ein mit niedrigen Hügeln und vielen Wieſen— 
niederungen erfülltes Flachland, theild Heideebene. 

Soweit der Boden Mecklenburgs bisjegt erforfcht ift, befteht derjelbe aus Alluvium, Dilır- 
vium, Tertiärformation und Kreideformation. Aus Diluvium befteht fait dejlen ganze Ober: 
flähe. Die Glieder diejer Formation find Lehm, Mergel, Sand und Thon nebft zahlreichen 
großen und Fleinen Geröllen. Zu den ſich noch fortwährend bildenden Alluvialftoffen gebören 
befonderd Torf und Moder, welche den Boden früherer Waſſerbecken ausgefüllt haben, wäb— 
rend die vorhandenen vielen Wiefen oft nur bloße Deden von nody darunter befindlichen Waffer: 
beten find. An jonftigen Alluvialftoffen, die fi in den Nieberungen finden, iind noch Rajen: 
eiienftein (Eiſenklump) und Wiefenfalf zu nennen. Die Tertiärformation ift wahrſcheinlich 
unter dem Diluvium weitverbreitet. Bisjegt hat man darin, mit Ausnahme eined ganz unbe: 
deutenden Sandfteinlagerd, noch feine feften Felsmaſſen gefunden, ſondern nur lodere, den vi: 
Iuvialen Lagern ähnliche Bildungen, hauptiählih Sand und Thon, jodann auch Kreide; viel 
feltener fommen Alaunerde und Braunfohlen vor. Bei Lübtheen findet ſich ein mächtiger 
Gipsfels und an mehreren Stellen find Salzquellen und eifenhaltige Quellen vorhanden. 

Die Zahl der Seen wird, unter Annahme von 200 Ruthen ald geringftem Längenmaß für 
einen See, zu 329 für Medlenburg: Schwerin und 132 für Medienburg : Strelig angegeben. 
In neuerer Zeit find indejlen einige diefer Seen ganz troden gelegt, während andere beträchtlich 
geſenkt worden find. Unter ven Flüſſen jind außer der Elbe, welche Mecklenburg auf zwei kurze 
Streden, bei Dömig und beiBoigenburg, berührt, die Warnow, die Redenig, die Peene, die Elde, 
die Havel, die Stepenig mit der von ihr aufgenommenen Maurin, und die Wadnig zu nennen. 

Zu zwei Drittheilen befteht die Oberfläche ded Landes aus Aderfeld und Gärten ; das übrige 
Drittheil bilden 32 Ouadratmeilen Wälder, 25 Duadratmeilen Wiefen und Brüde, 16 Qua— 
dratmeilen Waflerbeden, 20 Duadratmeilen unbemwaldete Heide: und Sandflähen, Meeres— 
firand u. ſ. m. 

Die mittlere Temperatur ift nad neunjährigen Beobadhtungen in Roftod + 6,0%, auf 
andern Beobahtungeftationen etwas niedriger bis zu 5,4 R. herab. Die beobaßteten grö: 
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ern Temperaturunterſchiede betragen — 25° (7. Yan. 1861) und + 28,5 R. (9. Juli 1846). 
Bon den Winden find die weftlihen die häuflgften. Sie wehen ungefähr zwei Drittheile des 
Jahres hindurch, die öftlihen dagegen nur ein Drittheil. Nah dreizehnjährigem Durchſchnitt 
hat die Beobachtung auf einer Station jährlich 136 heitere gegen 229 trübe Tage heraudge- 
ftellt. Die mittlere Höhe der atmofphärifchen Waſſerniederſchläge ſchwankt an ven verfchiedenen 
Drten zwijchen 240 und 280 Linien im Jahre, 

An wildwachſenden Pflanzen fennt man bereitd 2850 Arten, mit denen aber der Beſtand 
der Flora noch lange nicht erſchöpft ift. Die bei weitem überwiegende Mehrzahl derfelben ift im 
Lande urſprünglich einheimifh (BoU, „Flora von Medienburg”, Neubrandenburg 1861). 
An Süßwaſſerfiſchen find 37 Arten befannt. Der große Fiſchreichthum, durch welchen Medlen- 
burg früher berühmt war, hat aber ſchon feit längerer Zeit jich fehr vermindert. An Reptilien 
kennt man 17 Arten, an Bögeln 262, an Säugethieren etwa 75 Arten. In den fieben Jahren 
von 1849—56 wurden in den großherzoglihen Jagdrevieren von Medlenburg: Schwerin jähr— 
lich durhichnittlich erlegt: 31667 Krammetsvögel, 31 Kronfchnepfen, 394 Becaffinen, 1308 
Waldſchnepfen, 658 Enten, 5175 Rebhühner, 1 Trappe, 60 Birfhühner; ferner 10 Fiſchadler, 
24 Steinadler, 622 Habichte und Falken, 1319 Weihen, 754 Sperber, 337 Raben und ebenfo 
viele Reiher. Die vierfüßigen Jagdthiere find: wilde Schweine, Hirfche, Nebe, Hafen, und an 
Raubzeug: Füchſe, Marder, Iltiſſe, Wiefel, felten Dachſe, Ottern und wilde Kaninchen. 

Gefhichte Bor den Slawen, welde um das Jahr 400 n. Chr. eingewanvert zu jein 
ſcheinen, hatte dad Land eine Bevölkerung germanifcher Abfunft. Die eingewanderten Slawen 
oder Wenden zerfielen in mehrere Stämme, unter welchen die Obotriten und die Keutitier, jene 
im nordweſtlichen, diefe im öftlihen Randestheile wohnhaft, die bedeutendften waren. Nachdem 
die jenfeit der Elbe wohnenden Sachſen wiederholte Verfuche gemadt hatten, diefe Wenden für 
das Chriftenthum zu gewinnen und zugleich fie ihrer weltlihen Herrfhaft zu unterwerfen, 
wurde im Jahre 1147 von dem Sachſenherzog Heinrich dem Löwen ein förmlicher Kreuzzug 
gegen fie veranftaltet. Nach langen blutigen und verheerenden Kämpfen gelang es, das Land 
in Bejig zu nehmen. Der Obotritenfürft Niflot, der Stammvater ded noch jegt regierenden 
Fürftenhaufes, fand bei einem Ausfall im Jahre 1160 feinen Tod. Bon diefem Zeitpunfte an 
begann eine in ven nachfolgenden Jahrzehnden bis in den Anfang des 13. Jahrhunderts hinein 
fich noch verftärfende veutjche Einwanderung. Städte mit deutſchen Einrichtungen und Rechten 
wurden gegründet, unter welchen bald die Seeſtädte Roftod und Wismar zu hoher Blüte und 
Macht emporwuchſen und angefehene Glieder ded Hanfabundes wurden. Auch der Ader: 
bau ging zu einem nicht unbedeutenden Theile in die Hände eingewanderter niederſächſiſcher 
Bauern über, während neben dem flawifhen Adel, der meiftens im Befig feiner Güter blieb, 
aud eine Anzahl deutſcher Ritter ländlichen Grundbeſttz erlangte. Gleichzeitig nahm die Kirche 
durd Errichtung ver Bisthümer Schwerin und Rapeburg, dur Einfegung und Dotirung von 
Prieftern und durch Gründung zahlreicher Klöfter dad Land in dauernden Befig. Nach etwa 
einem Jahrhundert hatte die deutſche Cultur fo fehr die Herrſchaft erlangt, daß felbft die Sprache 
der Wenden, mit Ausnahme einiger entlegener Winkel, bi8 auf einzelne Bruchſtücke, vie fich be: 
fonderd in ven Eigennamen der Ortſchaften, Flüſſe u. f. w. erhielten, aus dem Leben verſchwun— 
den war. Der Unterſchied zwifchen beiven Nationalitäten trat unter dem Vorbringen deutſcher 
Sitte und Bildung innmermehr in den Hintergrund. Am ausdauerndften und noch bis in die 
Zeit, wo längft eine vollftändige Berfchmelzung eingetreten war, hielten die Statuten der Hand— 
werfözünfte, welche die Aufnahme von Mitgliedern wendiſcher Abfunft unterfagten, den Unter: 
ſchied aufrecht. 

Pribislav, der älteſte Sohn Niklot's, zum Chriſtenthum übergetreten, ward von Heinrich 
den Löwen in den größern Theil der väterlichen Herrſchaft wieder eingeſetzt. Er regierte ſeitdem 
als Vaſall des Sachſenherzogs und ward als folder im Jahre 1170 von Friedrih Barbaroſſa 
unter die deutſchen Reihäfürften aufgenommen. Schwerin und das umliegende Gebiet war ala 
eigene Grafſchaft einem deutſchen Ritter übergeben worden. Die feit vem Jahre 1185 in Med- 
lenburg und andern norddeutſchen Rändern von dem däniſchen König Kanut begründete däniſche 
Dberherrihaft ward unter deſſen Nachfolger, Waldemar II., wieder abgeworfen. Diefer wurde 
im Jahre 1223 vom Grafen Heinrih von Schwerin gefangen genommen, und im Jahre 1227, 
als er, aud der Haft entlafjen eivbrühigerweife von neuem einen Groberungszug unternahm, 
in der Schlacht bei Bornhöved in Holftein von eben jenem Grafen und deffen Verbündeten nad: 
haltig befiegt. Seit diefer Zeit traten die mecklenburgiſchen Lande in ihr früheres Verhältniß 
zum Deutfchen Reiche zurück. 
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Dem Pribislav waren jein Sohn und Enfel, Heinvih Borwin J. und Heinrich Bormwin II, 
in der Herrſchaft gefolgt. Die vier Söhne des legtern theilten unter fi das vom Vater crerbie 
Land. So entſtanden (1229) die vier Linien: Mecklenburg, von dem Stammſchloß Michilin— 
burg, eine Meile fünlih von Wismar, jo benannt, Werle (Fürſtenthum Wenden), Roſtock und 
Parchim (Rihenberg). Bon diefen erreichte die parchimſche Linie ſchon 1261 ihr Ende. Die 
medlenburgifche Linie vereinigte nach und nad den Beſitz der drei jüngern Linien durch Erb— 
gang in ihrer Hand und fügte noch diejenigen Gebiete hinzu, welche außerdem das jegige Med: 
lenburg ausmachen: die Orafjhaft Schwerin, die biſchöflichen Stifte Schwerin und Ratzeburg, 
und Theile des Gebiet der Herzoge von Sachſen, der Grafen von Dannenberg, der Markgrafen 
von Brandenburg und der Herzoge von Pommern. 

Der Stammpvater der medlenburgijchen Linie, Johann I., der Theologe genannt, farb im 
Jahre 1264. Ihm folgte Heinrich J., der Pilger, welcher, auf einer Bilgerfahrt nach Jeru— 
jalem im Jahre 1271 von den Sarazenen ergriffen und nad) Kairo gefchleppt, erft im Jabre 
1297 die Freiheit wiedererlangte und nad jlebenundzwanzigjähriger Abweienheit im Juni 
1298 in feine Heimat zurüdfehrte, wo er im Jahre 1302 ftarb. Sein Friegerifcher Sohn 
Heinrich II., der Löwe, erwarb durch Heirath (1301) die Herrihaft Stargard ald brandenkur- 
giſches Lehn, und nach dem Ausſterben der roſtocker Linie (1314) die Herrſchaft Noftod. Der 
legte Fürſt diefer Linie, Niklas das Kind, Hatte den König Erid von Dänemark als jeinen 
Lehnsherrn anerkannt (1300). Erich's Nachfolger übertrug (1323) Heinrich II. vie Herr: 
ſchaft Roſtock als erbliches Lehn. Dex über den Markgrafen Waldemar von Brandenburg kei 
Granſee (1317) erfochtene Sieg fiherte den Beſitz der Herrfghaft Stargard. Die legtere ward 
unter Heinrich's Sohn, Albrecht, von Karl IV. zu einem unmittelbaren erblichen Lehn des Ri: 
miſchen Reichs erhoben (1347) und in dem folgenden Jahre verlieh derſelbe dem mecklenbur— 
giſchen Fürftenhanfe vie herzoglihe Würde. Durch eine Kandestheilung zwiſchen Albrecht und 
jeinem Bruder Johann (1352) ward legterm das Land Stargard überwieren. Im Jahre 
1358 erwarb Albrecht durch Kauf die Grafihaft Schwerin. Es gelang ihm ferner, feinen 
zweiten Sohn, Albrecht, im Jahre 1363 auf den ſchwediſchen Königsthron zu bringen; ein 
Verfuh dagegen, aud feinem älteften Sohn eine Königefrone (die däniſche) zu verſchaffen, 
fcheiterte. Durch diefe Unternehmungen des Ehrgeizes gerieth Medlenburg in große Verwicke— 
lungen. König Albredt von Schweden ward im Jahre 1389 von den Dänen gefangen. Ge 
wurden von Medlenburg,, unter befonderer Mitwirfung der Seeftäpte, Verſuche gemadt, ihm 
Hülfe zu bringen. Aus den zu diefem Zwecke audgefanpten Kriegs: und Kaperfahrzeugen, 
deren Bejagungen Vitalienbrüder genannt wurden, weil fie dem Könige und feinem Heere 
Zufuhr an Lebensmitteln (Bictualien) zu bringen fuͤchien, entwickelte ſich aber im weitern Ver— 
lauf, theilweiſe unter der Führerſchaft von Rittern, ein Seeräuberweſen, welches noch auf Jabre 
hinaus für Freund und Feind gleich unbequem und verderblich ward. Gegen ein großes Löſe— 
geld erlangte im Jahre 1395 König Albrecht die Freiheit wieder und kehrte nun, nachdem er 
auf die Wiedererlangung der ſchwediſchen Krone verzichtet Hatte, nach Mecklenburg zurück, wo 
er im Jahre 1412 ftarb. 

Das 15. Jahıyundert war für Medleuburg eine wilde Zeit. Unruhen im Innern, na: 
mentlich tumultuariſche Bewegungen in den Seefläbten, mo die Zünfte von deu patricifchen Ge— 
ſchlechtern Antheil am Stadtregiment forderten, Fehden zwiſchen den Landesherren und ihren 
fürftlichen Nachbarn, Zerwürfnifle zwischen ven Landesherren und den Seeſtädten, Unſicherheit 
der Zandftragen machten den Zuftand des Landes zu einem jehr traurigen und zeigten eine gänz— 
liche Auflöfung aller gejellihaftlihen Orpnung. Im Jahre 1436 flarb die werlefche Linie 
aus. Die Anſprüche des Kurfürften Sriedrih von Brandenburg auf die Erbihaft und Die ſich 
daraus entfpinnende Fehde wurden duch einen am 12, April 1442 zu Wittſtock geichloffenen 
Vertrag beendigt, in welchem dem Haufe Brannenburg die Succeſſion in Die gefammten med: 
lenburgifchen Rande auf den Fall des Ausſterbens dev mecklenburgiſchen Linie zugejichert warn. 
Im Jahre 1471 erlofch die jüngere im Jahre 1352 abgezweigte Linie, welhe dad Land Star: 
gard in Beſitz hatte, und damit fiel legteved an die ältere Linie zurüd, 

Bon biefer Zeit an wurden die bisher getrennten Stände der vrei Yande Mecklenburg, 
Merle und Stargard zu gemeinfamen Landtagen berufen, und im Jahre 1523 ſchloffen bie 
Prälaten,, Mannen und Städte des ganzen Landes unter jich eine Union, welche die Grundlage 
der fpätern Entwickelung der ſtändiſchen Verfaſſung in Medlenburg bildet und ih allen nad: 
folgenden Randedtbeilungen gegenüber zu behaupten gewußt hat. 

Die Kirhenreformation hatte nicht nur in dev Mieſtimmung über die Entartung der Kirche, 
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ſondern auch in dem Verlangen nad ihren reichen Beſitzthümern und nach Entlaftung von peru- 
niären Verpflichtungen ihre Quelle. Doch konnte fie nur langfam vorwärts dringen, da nur 
Herzog Heinrich ber Briedfertige (geft. 6. Febr. 1552) entſchieden auf ihrer Seite ſtand, wäh— 
vend fein Bruder, Herzog Albrecht der Schöne (geft. 7. Jan. 1547), in politifche Plane ver- 
ſtrickt und als perfönlier Anhänger des römischen Belenntniffes jie nur widerftrebend und 
zögernd gewähren ließ. Erſt jeine Söhne Johann Albrecht und Ulrich gingen durchgreifend zu 
Werke und erließen eine Reihe von Kirchenordnungen (jeit 1552) und fonftigen auf die neue 
Regelung ded Kirchenweſens bezüglihen Gefegen. Die Stände hatten auf dem Landtage zu 
Sternberg im Jahre 1550 die völlige Abſchaffung der noch vorhandenen Überreſte des Bapft- 
thums bejchloffen. Bald nachher war die Reformation jo ziemlich; überall durchgedrungen. 
Nur noch einige Klöfter leifteten Widerftand, welden man gewaltfam zu bredjen fein Bedenken 
trug. Durch die eingezogenen Kirchen- und Kloftergüter vermehrte ſich der landesherrliche 
Grundbeſitz in ganz außerordentlihem Maße. Doch mußten die Stände es durchzuſetzen, daß 
prei Klöfter von der Säcularifation ausgeſchieden und, gegen Übernahme fürftliher Schulden, 
ihnen im Jahre 1572 zur hriftlihen Auferziehung mecklenburgiſcher Jungfrauen überwieſen 
wurden. 

Die Brüder Adolf Friedrid I. und Johann Albrecht II. begründeten durch eine Landesthei— 
lung (9. Juli 1611, 3. März 1621), bei welcher jedoch die Stadt Roſtock, die Uniserfität da= 
ſelbſt, dad Hofgeriht, das Conſiſtorium u. ſ. w. gemeinſchaftlich blieben, die Linien Mecklenburg— 
Schwerin und Mecklenburg-Güſtrow. Während des Dreißigjährigen Kriegs ſuchten die beiden 
Herzoge ihre Neutralität zu behaupten. Da aber der Kaiſer in ihrem Verhalten eine Hinnei— 
gung zu feinen Feinden wahrzunehmen glaubte, fo entjegte ex jle ihrer Herrſchaft, und überließ 
das Land, anfangs pfandweiſe (19. Jan. 1628), acht Tage fpäter Faufweife an Wallenftein, 
welcher jodann am 16. Juni 1629 mit Medlenburg erblich belehnt ward. Mit Guftav Adolf's 
Hülfe gelangten jedoch die vertriebenen Herzoge wieder in Beſitz der Herrſchaft und wurden 
darin Durch den Prager Frieden (1635) beftätigt. Es folgte aber für das Land jegt nod eine 
Reihe leidensvoller Jahre, indem es einen Hauptfriegsfhauplag für die ſchwediſchen und kai— 
jerlihen Truppen bildete, welche es beide um die Wette bedrückten und verwüfteten und es in 
einen Zuftand des Elends verfegten, welder feine Nahwirfungen noch in die fpäteften Zeiten 
erſtreckte. Durch den Weftfälifhen Frieden verlor Herzog Adolf Friedrich an Schweden die 
Stadt Wieémar nebit der Injel Poel und das Amt Neuflofter. Als Entfhädigung dafür er: 
hielt ex die Bisthümer Schwerin und Ratzeburg ald weltliche Fürſtenthümer nebft ver Jo— 
hanniter = Comthurei Mirow. Die Gomthurei Nemeromw warb dem Herzog Guftav Adolf von 
Mecklenburg-Güſtrow übermiefen. 

In Schwerin war am 21. Juni 1692 Herzog Friedrich Wilhelm feinem finderlos verftor- 
benen Oheim Ehriftian Louis, dem Sohne und Nachfolger Adolf Friedrich's, in der Regierung 
gefolgt. Ald nun am 26. Det. 1695 der Herzog Guftav Adolf von Medlenburg: Güftrom 
ohne Hinterlaffung männlicher Nachkommenſchaft geftorben war, entftand zwifchen ver nähern 
Linie und den nähern Grade, zwifchen Herzog Friedrich Wilhelm von Mecklenburg - Schwerin 
und einem jüngern Bruder feines verftorbenen Vaters, Adolf Friedrich, ein Streit über die 
Succeſſion in Medlenburg: Güſtrow, welcher unter Bermittelung einer kaiferlihen Commiſſion 
durch einen am 8. März 1701 zu Hamburg abgejhloffenen Bergleih beendigt warb. Herzog 
Adolf Friedrich erhielt einen Theil des Herzogthums Mecklenburg - Güflrow, nämlich die Herr: 
haft Stargard nebft den Gomthureien Mirow und Nemerow, ferner das Fürſtenthum Ratze— 
burg und zur Gompfletirung der auf 31000 Thlr. geihägten Einkünfte aus diefen Rändern 
eine Anweiſung auf eine jährliche Zahlung von 9000 Thlrn, aus dem Elbzoll. So entftand 
neben den jegt in Einer Hand vereinigten Herzogthümern Medlenburg: Schwerin und = Güftrom 
und unter Beibehaltung der IInion der Stände das Herzogthum Mecklenburg-Strelitz. 

Unter der Negierung ded Herzogs Friedrich Wilhelm von Medklenbnrg: Schwerin (geft. 
1713) und jeiner beiden Brüder und fuccejjiven Nachfolger Karl Leopold (get. 1747) und 
Ehriftian Ludwig (geft. 1756) ward das Land durch Stveitigfeiten zwiſchen Landesherren und 
Ständen, die unter Karl Leopold einen ſehr heftigen Charakter annahmen und zu einer Reichs— 
execution und Einſetzung einer faiferlichen Adpminiftration führten, in fortdauernder Unruhe er: 
halten, wozu ih während des ſchwediſch- vuffifchen Kriegs auch noch von außen fonımende 
Drangjale gefellten. Dev Kampf zwifchen den Ständen, insbefondere der Ritterichaft im Verein 
mit der Stadt Roſtock, und der Landesherrſchaft war ein Kampf zum Schuß der ſtändiſchen 
Rechte gegen abjolutiftiihe Schmälerungsverfuhe. Er endigte mit dem vollfommenflen Siege 
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der Stände. Am 18. April 1755 ward zwifhen Herzog Ehriftian Ludwig von Medlenburg- 
Schwerin und der mecklenburgiſchen Ritter: und Landſchaft ver „Landesgrundgeſetzliche Erbver- 
gleich“ abgeihloffen, weldher in 25 Artikeln und 530 Paragraphen die zwifchen beiden und 
zwifchen den Ständen unter ſich flreitigen oder einer friftlihen Normirung bedürftig erjchei- 
nenden Punkte genau und erfhöpfend „für ewige Zeiten’ feftzuftellen bezwedte. Herzog 
Adolf Friedrih IV. von Medlenburg: Strelig, der zweite Nachfolger des Begründers ber 
ftreligifhen Linie Adolf Friedrich II., trat diefem Vergleih durd die Agnitionsacte vom 
30. Sept. 1755 bei, nachdem vorher durch den zwiſchen beiden fürſtlichen Häuſern unter dem 
14. Juli 1755 abgeſchloſſenen Erläuterungsvertrag deren gegenſeitige Beziehungen in ein— 
zelnen Bunften die erforderlihe nähere Beftimmung erfahren hatten. Die Eaiferlihe Befäti- 
gung des Landesgrundgefeglihen Erbvergleichs erfolgte unter dem 14. April 1756. 

Unter den beiden Nahfolgern Chriftian Ludwig's, Friedrich den Frommen (geft. 24. April 
1785) und Friedrid Franz I. (geft. 1. Febr. 1837) ſuchte man fo gut ed ging die neuer: 
wachenden Bevürfniffe des Staatslebens mit den altftändifhen Verfaſſungsformen in Einklang 
zu bringen, ohne daß die neuen Ginrihtungen, welde zu den alten Hinzutraten, immer mit 
diejen gut zufammenftimmten. Das Gebiet ded Landes vergrößerte fih, abgejehen von einigen 
weniger bedeutenden Erwerbungen, welche durch den Neihsveputationd= Hauptihluß vom 
25. Febr. 1803 ald Compenſation für gewiffeBerzichtleiftungen gewährt wurden, mittels eines 
Vertrags mit Schweden vom 26. Juni 1803 dur die Geffion der Stadt und Herrſchaft Wis: 
mar wie aud der Amter Poel und Neuftofter an den Herzog von Medlenburg: Schwerin gegen 
einen von diefem erlegten Pfandſchilling von 1,250000 Rthlrn. hamb. Bro. Der niefbräud: 
liche Beilg ward dadurd auf 100 Jahre erworben, nad deren Ablauf die Wiedereinlöfung von 
feiten der Krone Schweden dur Zahlung der gleihen Summe, verftärft durch einen jährlih 
zu Kapital gefchlagenen dreiprocentigen Zins, gefheben kann. 

Durd die Auflöfung des Deutſchen Reichs und den Beitritt zum Rheinbunde, welden 
Herzog Karl von Medlenburg:Strelig, Bruder und Nachfolger des Herzogs Adolf Friedrich IV. 
(geft. 1794), am 18. Bebr., und Herzog Briedrih Franz I. von Medlenburg : Schwerin am 
22. März 1808 vollzogen, erlangten beide Fürften die volle Souveränetät, eine Veränderung, 
welde Herzog Sriedrih Franz in vem Sinne zu deuten verfuchte, ald ob er vamit der Schranfen 
entledigt wäre, welche ihm durch die ſtändiſche Verfaſſung auferlegt wurden. Der praftifgen 
Anwendung dieler Auffaflung, welche bereits anfing in der Ankündigung einiger neuen Regie- 
rungsgrundſätze und eines Berfaffungsreformprojectd hervorzutreten, wußten die Stände noch 
rechtzeitig durch ein finanzielles Opfer vorzubeugen. 

Herzog Sriedrih Franz war während der franzöſiſchen Herrſchaft eine Zeit lang in Gefahr 
geweſen, feiner landesherrlichen Rechte gänzlich verluſtig zu gehen. Am 28. Nov. 1806 lies 
Napoleon das Land für ſich in Beſitz nehmen, und der Herzog mußte flüchten. Doch ward er 
durch den Tilfiter Frieden (9. Juli 1807) wieder in Beſitz feiner Herrſchaft eingefegt. Nach 
dem vufjiihen Feldzuge ergriff Friedrich Franz, von Tettenborn im Auftrage bed Kaijers 
Alerander dazu aufgefordert, die Partei der Gegner Napoleon's und erließ am 25. März 1813 
einen Aufruf zu den Waffen. Gin gleicher Aufruf des Herzogs Karl von Medlenburg:Strelig 
erichien am 30. März 1813. Auf dem Wiener Gongreß wurde beiven Herzogen die großber: 
zogliche Würde mit dem Titel Königliche Hoheit verliehen. 

In den folgenden Friedensjahren gefhah manderlei zur Verbefferung der innern Ginrid: 
tungen und zur Hebung ded allgemeinen Wohlſtandes. Darunter ift die Aufhebung der Leib— 
eigenihaft (18. Jan. 1820) beſonders bemerkenswerth. Die Kandedregierung repräfentirte 
in diefem allen die Fortſchrittstendenz; aber fie vermochte die Stände nur langſam nach fich zu 
ziehen, und das Gute, welches fie erftrebte, litt mannidhfad unter ven Hemmungen und Schmäle: 
rungen, welde von der altftändifchen Verfaſſung ausgingen. Unter Paul Friedrich (geit. 
7. März 1842) trat (jeit 1838) innerhalb der Ritterſchaft eine Bartei hervor, welde zunächſt 
- zwar nur die politifche Gleichberechtigung der bürgerlihen mit den adelichen Gutäbefigern zur 
Anerkennung zu bringen fuchte, aber doch allmählih auch ſchon weiter liegende politifche Ziele 
ind Auge faßte. Unter Friedrich Franz U., dem Nachfolger Baul Friedrich's, jegten fich jene 
Kämpfe zwifchen adelihen und bürgerlichen Rittergutäbefigern mit ſteigender Lebhaftigkeit und 
unter großer Theilnahme der geſammten Bevdlferung fort. Sie wurden aber burd die im März 
ded Jahres 1848 entitandene Bewegung plöglich vollftändig überholt, und es war jegt nicht mebr 
eine Reform der altſtändiſchen Verfaffung, fondern eine völlige Befeitigung derſelben und die 
Einführung einer conftitutionellen Staatöform, was den Gegenftand der allgemein und mir 
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großem Nachdruck ausgejprohenen Wünjche bildete. Die Ritterſchaft ſelbſt hielt den Zeitpunkt 
für gefommen, mo ihre politifhen Rechte fallen mupten, und auf einer allgemeinen Berjannt: 
lung zu Güftrow am 14. April ward von mehr ald 150 Mitgliedern der Nitterfchaft ſowol 
adelichen als bürgerlihen Standes eine ven Wünfchen der Bevölkerung entgegenfommende Er: 
klärung unterzeichnet, durch welde die Bereitwilligkeit ausgeſprochen ward, auf alle und jede 
politifhe Sonderrechte zu verzichten und zur Herbeiführung einer den Bebürfniffen und den 
Forderungen der Zeit angemefjenen neuen Landeöverfaflung mitzuwirken. 

Der Großherzog Friedrich Franz II. hatte jeine Stellung zu den Forderungen der Zeit und 
feine feſte Abſicht, Medlenburg in vie Reihe der conftitutionellen Staaten einzuführen, ſchon in 
einer Proclamation vom 23. März dargelegt. Er entiprad dadurch zugleidh einer an ihn er: 
gangenen fpeciellen Aufforderung ſeines Oheims, des Königs Friedrich Wilhelm IV, von 
Preußen. In der Proclamation wird zunächft die Nothwendigkeit einer Reorganifation des 
Deutſchen Bundes und der Einführung einer einheitlihen und freien Verfaffung für Deutſch— 
land anerkannt. Sodann wird in Bezug auf Mecklenburg erklärt: „In unfern engern Va— 
terlande wäre eine Reform der Landeövertretung, auch abgejehen von ven Weltereignifjen ver 
neueften Zeit, unvermeidlich geweſen. Sie ift jege das dringendſte Erfordernig. Es liegt die 
Nothwendigkeit vor, daß Medlenburg in vie Reihe der conftitutionellen Staaten eintrete, und 
weil ich diefe Nothwendigkeit erkenne, fo ift ed mein ernftliher Vorſatz, daß der Schritt unver: 
züglich geichebe, damit die Ungewißheit, welche zur Zeit über den fünftigen Verhältnifien des 
Landes ſchwebt, jobald ald irgenpmöglic gehoben werde.” Der Großherzog Georg von Med: 
Ienburg: Strelig (6. Nov. 1816 bis 6. Sept. 1860) erklärte fi zwei Tage jpäter in gleichem 
Sinne. Am 26. April 1848 trat, von beiden Großherzogen berufen, ein außerordentlicher 
Landtag der alten Stände in Schwerin zufammen. Der landesherrlichen Propojition zuſtim— 
mend, gaben diejelben hier ihre bisherigen grundgeſetzlichen Landſtandſchaftérechte zu der Folge 
auf, daß Fünftig nur gewählte Repräfentanten die Ständeverfammlung bilden ſollten. Nach 
einem proviſoriſchen Wahlgejeg, über deſſen Principien auf dem außerordentlichen Landtage 
gleihfalld eine Vereinbarung erfolgt war, wurden Abgeordnete aus beiden Großherzog: 
thünern gewählt und nah Schwerin berufen, wo fieam 31. Det. 1848 zufammentraten. Zwiſchen 
dem Großherzoge von Medlenburg- Schwerin und diefer Abgeorbnetenfammer Fam eine Eini— 
gung in.allen Bunften zu Stande. In Gegenwart feiner Räthe und der von der Abgeordneten— 
fanımer erwählten drei Urkundsperſonen vollzog der Großherzog am 23. Aug. 1849 das ver: 
einbarte Staatdgrundgefeg und gelobte hierauf, daſſelbe feft und unverbrüchlih zu halten. Am 
10. Oet. 1849 erfolgte die Aufhebung der landſtändiſchen Verfaſſung und die Publication des 
vereinbarten Staatögrundgejeged. In Gemäßbeit deilelben erfolgten im Februar 1850 die 
Wahlen zu dem erften ordentlihen Landtage und deſſen Einberufung nah Schwerin zum 
27. Febr. Der vom Minifterpräjidenten namens des Großherzogs eröffnete Landtag begann 
feine Arbeiten und ertheilte zunächft einem Gefeg wegen Erhebung einer Steuer und einem Re— 
Erutirungsgeieg die verfaffungsmäßige Zuftimmung. Beide Gefege wurden vom Großherzog 
in der verfafjungsmäßigen Form im Laufe ded März 1850 verfündigt. Das neue Staatd- 
grundgefeg war damit in volle rechtliche Wirkſamkeit getreten. 

Es fehlte jedoch der jungen Schöpfung nit an Gegnern, melde unter ver Gunft der in- 
zwifchen in Deutfhland hervorgetretenen Reaction auf deren Zerflörung ausgingen. Drei 
Agnaten, die Herzoge Wilhelm und Guftav von Medlenburg: Schwerin und Herzog Georg von 
Medienburg-Strelig, hatten jhon unter dem 5. und 6. Oct. 1849 gegen dad Staatsgrundgeſetz 
Proteft erhoben, in welchem jie deſſen Beftimmungen über dad Domanium und über dad ſus— 
penfive Veto anfochten. Andere Protefte wurden, zum Schuß der feeftädtifchen Sonderrechte, 
von den Rathöcollegien zu Roftod und Wismar eingereiht. Einen weitern Gegner hatte das 
mecklenburg ſchweriniſche Staatdgrundgefeg in der Regierung zu Neuftrelig. Der Großherzog 

‚von Medienburg:Strelig hatte, da er die Hoffnung auf eine Verfländigung geglaubt Hatte auf: 
geben zu müffen, durch eine Botfhaft vom 11. Aug. die Verhandlungen mit der gemeinjgaft- 
lihen Abgeorbnetenverfammlung abgebrochen, ohne indeffen die ftreligiihen Abgeordneten 
aus derfelben abzuberufen, von welchen ein großer Theil ven Sigungen bis dahin beimohnte, 
wo die beiderfeitigen Auflöfungsbotihaften verlefen wurden (22. Aug.). Der von Medien: 
burg = Strelig fpäter gegen das Verfahren der ſchweriniſchen Regierung erhobene Widerſpruch 
betraf daher nicht die Nechtsgültigkeit des ſchweriniſchen Vereinbarungswerks, fondern die Zu: 
Läffigkeit der einfeitigen Aufhebung ver ftändifchen Verfaſſung. Als diefe Aufhebung nun 
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dennoch von ſchweriniſcher Seite erfolgte, ſtellte die ſtrelitziſche Regierung gegen die ſchweriniſche 
eine Klage bei dem damaligen Bundesſchiedsgericht zu Erfurt an, welche auf „zu gewährende 
Mitwirkung zur Umgeftaltung der medlenburgiichen Verfaſſung“ gerichtet war, aber infolge 
des jpätern Ausſcheidens der ſächſiſchen und hannoveriſchen Mitglieder und der dadurch einge: 
tretenen Unvollftändigfeit in der Belegung des Gerichtd nicht zu Ende geführt werben fonnte. 
Inzwiſchen aber war ſchon von einer andern Seite her ein twirffamer Weg zur Wiederauf: 
richtung ded alten Privilegienftants aufgefunden worden. Die Gegner des Staatsgrundgeſetzes 
in der als politifhe Corporation geſetzlich auſfgehobenen Nitterfhaft Hatten fih zufammengethan 
und einen leitenden Ausſchuß eingefept, deffen Mitglieder in Berlin, Wien und Franffurt für 
ihre Zwecke thätig waren. Es gelang diefen Emiffaren, die deutichen Großmächte für ihr In: 
tereffe zu gewinnen und diefelben zu beftinnmen, daß ſie zuerft einzeln, dann durch die von beiden 
eonftituirte und inftruirte proviforifche Bundescentralcommifiten in Frankfurt jih zu Gunſten 
der Gegner des Staatdgrundgefeges in die Angelegenheit einmifchten. Die Bundescentralcom⸗ 
miffion verlangte von der großherzogliden Negierung, daß fie dad Staatdgrundgefeg bis auf 
weitereö fuspendire und deſſen Rechtsbeſtändigkeit einer fchiedsrichterlihen Prüfung unterwerfe, 
nad) Anleitung eined mecklenburgiſchen Gefeged vom 28. Nov. 1817, welches für Fälle von 
Streitigkeiten zwifchen dem Landesheren und den Ständen erlaffen war. Die conftitutionellen 
Minifter leifteten, im Bewußtſein, daß fie ohne ſchwere Pflichtverletzung dad Staatsgrundgeſetz 
nicht einem Verfahren preiögeben dürften, welches ſchon in feiner Wurzel eine Berfaflungsver: 
legung war, diejen Anforderungen gegenüber mannhaften Wiverftand. Sie erklärten der 
Bunbedcentralcommiftton: „Mit Ausnahme der wenigen renitenten Mitglieder der ehemaligen 
Ritterfhaft, welche das Außerſte verſuchen, um von den Zugefländniffen der frühern Landſtände 
entbunden zu werben, iſt die ganze Bevölkerung von der Überzeugung durchdrungen, daß die 
Bereinbarung ded neuen Staatsgrundgeſetzes und die erfolgte Auflöjfung der Ritter und 
Landſchaft auf völlig legalem Wege erfolgt find.” Cine Beflätigung fand biefer Ausfprud ia 
einer von 27000 Medienburgern unterfhriebenen Erklärung des Inhalts: „daß jie die zwiſchen 
Fürft und Volk vereinbarte und am 10. Oct. 1849 publicirte Verfaffung für Mecklenburg: 
Schwerin fort und fort ald das legal zu Stande gefommene Rechtsgeſetz des Landes, als den 
Ausdruck des Rechtswillens der unermeplihen Mehrheit der Bevölferung anerkennen, daß fie 
demnach jeven hemmenden Eingriff in diefelbe als einen Act rechtloſer Gewalt betrachten.“ 
Indeffen vermochte der Großherzog dem fortgefegten Drud der beiden deutſchen Großmächte 
nicht auf die Dauer zu wiberftehen. Gr entſchloß ſich zulegt, ven Anforderungen der Bundes⸗ 
centralcommiſſion Folge zu leiften. Die conftitutionelfen Minifter nahmen ihre Entlaffung, 
die Abgeordnetenkammer ward vertagt und endlich aufgelöft, ein neues Minifterium, beſtehend 
aus den Herren Graf v. Bülow, einen aus Preußen berufenen Diplomaten der Manteuffel’ichen 
Schule, v. Schröter und v. Brod, eingefegt und das fhiedsrichterlidhe Verfahren, dem Antrage 
der Adelspartei gemäß, eingeleitet. Die Ritterfhaft, obgleich fie gefeglich aufgehoben war, trat 
in ver Perſon einiger venitenten Mitglieder ald Flägerifche Partei auf, ver Großherzog, obgleich 
er aufgehört hatte, der Randeöherr in einem patrimonialftändifchen Staat zu fein und als con- 
ftitutionelfer Fürſt in Verpflichtungen und Rechtsverhältniſſe eingetreten war, welche ihn recht: 
lich außer Stand fegten, für fih allein in einen Broceß über ven Rechtsbeſtand der Verfaſſung 
einzutreten, ftellte fi ihnen als Beflagter gegenüber. Der König von Preußen ward erfudt, 
den Schiedsrichter für den Kläger, der König von Hannover den Schiedsrichter für den Be: 
Flagten zu beftellen. Jener wählte den Bicepräjldenten des Obertribunals zu Berlin, Dr. Göge, 
diefer den Geheimen Cabinetsrath Freiherrn v. Schele, und diefe beiden zufanınıen wählten den 
Präfidenten ded Oberappellationdgerichtö zu Dresden Dr. v. Langenn zum Obmann. Diefe brei 
Herren faßen nun über eine Berfaffung zu Gericht, melde das mecklenburgiſche Volk durch feine 
gejeplichen Vertreter mit feinem Fürſten vereinbart hatte, welde in allen Formen Rechtens ver: 
fündigt und durch felerliches Geloͤbniß des Grofherzogs wie der Abgeorbneten befräftigt mar, 
melde in voller rechtlicher Wirkfamfeit ftand und welcher gegenüber diefelben ohne alle richter— 
Ihe Dualität und Autorität waren. Dur den von ihnen gefällten Schiedoſpruch ward dad 
Staatsgrundgeſetz vom 10. Det. 1849 und die gleichzeitige Berorbnung wegen Aufhebung ber 
ftändifhen Verfaffung für nichtig erflärt. In Ausführung diefes Spruchs fepte der Groß— 
berzog dad Staatögrundgefep außer Wirffamfeit (14. Sept. 1850). Einer Beflinmung des 
legtern gemäß berief jegt der Präfident der Abgeoronetenfammer, Morig Wiggerd, trog eine 
minifteriellen Berbots, die Abgeorbneten nah Schwerin. Faſt ſämmtliche Abgeordnete folgten 
diefem Ruf. Aber ihr Zufanmentritt zu einer Abgeorbnetenfammer ward, auf Anordnung 
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der Minifter, durch Gewaltmaßregeln verhindert. Die Linke proteftirte in einer öffentlichen 
Erklärung gegen die Aufhebung des Staatsgrundgefeges und rief die Mecklenburger zu Zeugen 
auf, dag ihre Mitglieder nichts unterlaffen Hätten, um ber durch das Gelöbniß übernommenen 
Pflicht zu genügen. Die Rechte, darunter zwei der entlaffenen conftitutionellen Minifter, über: 
reichte der Staatöregierung eine energifche Rechtsverwahrung gegen das Verbot des Zuſam— 
mentrittö der Kammer. In allen größern Städten erfolgten feitend der Bürgerausihüffe Pro— 
tefle gegen den Erlaß vom 14. Sept. Aber die Reaction war in ganz Deutfchland ſchon fo 
übermädtig geworben, daß dirfer Kampf nicht mehr auf Erfolg rechnen durfte. Das Land 
warb an feine wieberhergeftellten alten Stände ausgeliefert und feine Geſchicke geftalteten ich 
unter ber fiegreihen Reaction trauriger ald jemals zuvor. Das Recht zu Berfanmlungen und 
Vereinen politifher Art ward dem Volk entzogen, die Preffe durch ſtrenge und willfürlicher 
Deutung audgefegte Preßgejege gefnebelt, eine Anzahl inländifger Zeitſchriften unterdrückt, 
den auswärtigen Zeitfhriften, wenn ihre Haltung nicht gefiel, der Zugang verwehrt. Liber die 
Anhänger und Vertheidiger ber rechtmäßigen Berfafjung ergingen Amtsentlaffungen und eri— 
minalgerichtliche Berfolgungen. Kraft der Theorie von der Oberlandespolizeigewalt maßte ſich 
der Minifter jogar an, zu beftimmen, ob und wie lange die rechtlich beendigte Haft noch als 
polizeiliche Sicherheitsmaßregel fortvauern folle. Den Bürgerausfhüflen in ven Städten ward 
jede Beiprehung von Landedangelegenheiten, auch wenn diefelbe nur zum Zwed einer an ven 
Magiftrat zu rihtenden Petition gefhah, bei hohen Strafen unterfagf. Unter dem Walten 
dieſes Geifted ward der fröhliche Aufſchwung, welchen die politifche, fittliche und materielle Ent: 
widelung nad @inführung der conflitutionellen Staatöverfaffung genommen hatte, durch den 
falten Hauch der zu fünftlichem Leben wiedererweckten, innerlich abgeflorbenen feubalen -Berfaf: 
fungsformen zum Stillftand gebracht. 

Schon in der Anfündigung der beabfihtigten Einleitung des ſchiedsrichterlichen Verfah— 
rens, welche ver Großherzog am 15. April 1850 unter Öegenzeihnung ded neuen Minifteriums 
erließ, war ed ausgeſprochen, daß, wie auch dad Urtheil des Schiedögerichtö ausfallen möge, er 
an dem durch feine Proclamation vom 23. März 1848 betretenen Wege fefthalten mwerbe. 
Auch die Befanntmahung des Schiedsſpruchs vom 14. Sept. 1850 ſchloß nod mit der landes— 
herrlichen Zufiherung, daß ungefäumt die erforderlichen Einleitungen getroffen werben würben, 
um dad Werk der Verfaffungsreform wieder aufzunehmen, und unter ausdrücklicher Anerfen- 
nung ber großen Mängel der wiederhergeftellten Landesverfaſſung und namentlich der Landes 
vertretungwarb auch wirklich der erfte wieder verſammelte altftändifchefandtag (15. Febr. 1851) 
von beiden Großherzogen aufgefordert, zur vorläufigen Berathung diefer Angelegenheit Depu— 
tirte zu ernennen. Die mit diefen angefnüpften Verhandlungen führten jedoch zu feinem Er: 
gebniß, und ſeitdem ruht die Sache nicht nur völlig, fondern mit dem theilweiie neuen Mini: 
fterium, welches am 1. Juli 1858 die Leitung der Geſchäfte in Schwerin übernahm (v. Dergen, 
v. Schröter, v. Levegom), ift eine Wendung eingetreten, melde dem beftehenden Verfaſſungs— 
zuftande zu noch größerer Befeftigung gereicht. Die Verſuche einzelner bürgerliher Guts— 
bejiger (Manede, Bogge u. ſ. w.) zur Wiederbelebung dev Verfaflungsreformfrage, welche in 
der neueften Zeit die ganz beftimmte Geftalt einer Zurüdforderung des Staatdgrundgefeßes 
vom 10. Det. 1849 angenommen haben, konnten daher fein weitered Ergebniß als einige heiße 
Scenen auf dem Landtage liefern, deflen Directorium die Anträge auf Verfaflungsänderung 
nicht einmal zur Verhandlung zuläßt, auf Grund der auch von dem Engern Ausfchuffe der 
Ritter= und Landſchaft getheilten Anſicht, daß ein anderes Verhalten mit dem auf die altjtän- 
difche Berfaffung abgeleifteten Give nicht vereinbar fei. (I. Wiggers, „Die mecklenburgiſche 
conftituirende Verſammlung“, Roſtock 1850; derfelbe, „Das Verfaffungäreht im Großher: 
zogthum Medlenburg: Schwerin‘, Berlin 1860.) 

Landeöverfafjung. Das factifh als Landesvertretung wiederhergeſtellte „Corps 
der Nitter= und Landſchaft“ fteht ven beiden Landesherren als die Einheit der gefammten med- 
lenburgifchen Randftände gegenüber, Es zerfällt in das Korps der Ritterfhaft und das Corps 
der Landſchaft. Beide Stände gliedern fi weiter nach zwei Herzogthümern (Schwerin und 
Güſtrow) und, zufolge einer andern Gintheilung, nad drei Kreifen (dem medlenburgifchen, 
wendiſchen und flargardifhen). Der medlenburgifche Kreis fällt mit dem Herzogthum 
Schwerin zufanımen, der wendifche und der ftargarbijche Kreis bilden vereinigt das Herzogthum 
Guͤſtrow. Innerhalb jedes diejer Herzogthümer und Kreife findet wieder eine Gliederung nad) 
Ständen flatt. Bon den drei Kreifen fallen ver medlienburgliche und der wendifche in ben 
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Landesantheil des Gropherzogs von Mecklenburg-Schwerin, der ftargardifche in den Landes: 
antheil des Großherzoge von Medlenburg:Strelig. Außerhalb der fländiihen Verfaffung 
fteht das einen abgeſonderten Theil der ftreligifchen Lande bildende und mit Mecklenburg nad 
der eigenen Erklärung der ftreligifchen Landesregierung nur durch Perfonalunion verbundene 
Fürftentfum Nageburg, weldes ohne Landesvertretung ift. (I. Wiggerd, „Das Fürſtenthum 
Rageburg und der Art. 13 der deutihen Bundesacte“ in: „Deutſche Jahrbücher für Politik”, 
Berlin 1862, Auguft.) Ebenſo fteht die Stadt Wismar noch außerhalb des landſtändiſchen 
Verbandes, da fie dur ihre Abtrennung von Medlenburg im Jahre 1648 aus demfelben aus: 
ſchied und feit ihrer Rückkehr unter mecklenburgiſche Landeshoheit noch nicht wieder in denſelben 
eingefügt ift. 

Der erfte ver beiden Stände ift die Ritterfchaft. Das ritterſchaftliche Landſtandſchaftsrecht 
haftet an gewiffen Gütern (Hanptgütern). Wer mit einem folden Gute (Lehn oder Alodium) 
angejfeffen ift und den Lehns- oder Homagialeid abgeleiftet hat, ift Mitglied der Ritterſchaft, 
mag er adelichen oder bürgerlichen Standes fein. Die Güter des roſtocker Diſtriets werden 
durch die Stadt Roſtock, die der weltlihen Kommunen eben durch diefe, die der geiftlihen Stif- 
tungen durch beide Stände vertreten. Die ſechs vitterfchaftlichen Güter in Medlenburg- 
Schwerin, welde im Beſitz von Bauerfhaften find, fünnen fi durch Deputirte vertreten laſſen. 
Die Zahl ver Gutäherren, welche Mitglieder der Ritterfchaft find, beträgt gegenwärtig im meck⸗ 
Ienburgifchen und wendifhen Kreife 618 (mit 806 Hauptgütern), darunter 314 bürgerliche 
(mit 358 Hauptgütern), im flargarbifchen Kreife 62, darunter 24 bürgerliche, im ganzen alfo 
680, darunter 338 bürgerliche. 

Den zweiten Stand bildet die Landſchaft. Zu ihr gehört die Stadt Roſtock nur im weitern 
Sinne, da ſie in mander Beziehung eine ſtaatsrechtliche Sonderftellung einnimmt, welche dur 
eine Anzahl Separatverträge mit der Landeöberrfhaft (von 1573, 1584, 1748, 1788, 1827) 
im einzelnen geregelt ift. Das eigentlide Corps der Landſchaft bilden die im Gegenfag zu den 
Seeftäbten (Roftof und Wismar) fogenannten Landſtädte, 19 im mecklenburgiſchen, 19 im 
wendifhen und 7 im flargarbifchen Kreiſe. Das Directorium der Landſchaft rühren die Städte 
Pardim, Güftrow und Neubrandenburg, welde unter dem Namen Vorderſtädte an der Spitze 
der einzelnen Kreife fteben. Ihr Verhältniß zu den übrigen Landſtädten ift in ven ftreitigen 
Punkten durd Vergleiche feftgeftellt. Die Ausübung des landſtandſchaftlichen Rechts feitend 
der Städte gefchiebt durch Deputirte, welche nad neuerm Herkommen durch die Magiftrate in 
der Berfon der Bürgermeifter beftellt werben. 

Die „Prälaten, Mannen und Städte der Fürſtenthümer und Lande Medienburg, Wenven, 
Roſtock und Stargard’ ſchloſſen am 1. Aug. 1523 ein Bündniß, welches die Aufrehtbaltung 
und Vertheidigung der Rechte der Geſammtheit und der einzelnen Landſtände bezweckte. Diefe 
Iandesherrlich anerkannte und kaiſerlich beftätigte „Union’ ver Landftände, aus melden jedoch 
infolge ver Kirhenreformation nicht lange darauf der Prälatenftand ausſchied, bilder ven Aug: 
gangspunft für die fpätern vertragsmäßigen Feftftellungen ver ftändifchen Rechte, deren wid: 
tigfte Urkunden dann die landesherrlichen Neverfalen vom 2, Juli 1572 und vom 23. Febr. 
1621 und ver Landesgrundgeſetzliche Erbvergleih vom 18. April 1755 find. 

Randta'ge werben im jedem Spätberbft, abwechſelnd in den Städten Sternberg und 
Malchin, abgehalten und pflegen eine fünfwöchentlihe Dauer zu haben. Außerordentliche 
Landtage können von den Landesherren jederzeit berufen werden. Die Landtagsaudfchreiben 
werden, unter Angabe der Hauptpropofitionen, von jedem Landesherrn an die Stände feines 
Landesantheils erlaffen und müſſen jedem einzelnen Landſtand zugehen. Nur die perfönlid 
erfheinenden Landſtände fönnen mitſtimmen. Die Mitglieder der Landſchaft erhalten Diäten 
und Reifegelver aus gemeinfamen ſtädtiſchen Mitteln, die Mitglieder der Ritterfchaft, ſoweit fte 
nicht zum Randtagsbirertorium gehören, beziehen den Landtag aufeigene Roften. Das Land— 
tagsdirectorium befteht aus den acht Landräthen, den drei Landmarſchällen und einem deputirten 
Bürgermeifter der Stadt Roſtock Die Landräthe, vier im Herzogthum Schwerin und vier im 
Herzogthum Güſtrow, werben auf drei von den Ständen vorgefhlagenen „angeſeſſenen Per: 
fonen von eingeborenen oder recipirten Adel’ von den Landeöherren auf Rebendzeit ernannt. 
Zu einer diefer Stellen haben die ftargardifchen Stände für fih allein das Vorſchlagsrecht und 
der Großherzog von Medlenburg: Strelig dad Ernennungsrecht; bie fieben andern Stellen 
werben auf Vorſchlag der Gefammtftände vom Großherzog von Medlenburg : Schwerin befegt. 
Die Pflicht ver Landräthe ift, dur ihren Rath das Befte des Landesherrn und des Landes zu 
fördern. Die Landmarfhälle find die Wortführer ver Stände und auf Randtagen die Vermittler 
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der landeöherrligen Mittheilungen an viefelben. Ihr Amt ift in drei Familien (einer in jedem 
Kreife) erblih. Im Falle der Minderjährigfeit oder dauernder Behinderung des Berechtigten 
fungirt für ihn ein von dem Landesherrn ernannter Vicelandmarfhall. Dem Directorium ge: 
genüber fteht dad Plenum der Ritter= und Landſchaft, welches berechtigt ift, in einem befondern 
Lokal, wo es der Aufſicht des Directoriums entzogen ift, zu verhandeln und zu beſchließen. Ob 
die Gültigfeit der Beſchlüſſe des Plenums von der Sanction derfelben durch dad Landtagädirecto: 
rium abhängig ift, darüber ift zwifchen beiden neuerdings mehrmals Streit geweſen, ohne daß 
die Sache zum Austrage gefonımen ift. Cine Geſchäftsordnung für den Landtag ift nicht vor— 
handen, die Reihenfolge der Verhandlungsgegenflände wird vom birigirenden Landrath be: 
ſtimmt, eine Meldung zum Wort und Ertheilung veffelben findet nicht flatt, fondern jeder be: 
theiligt fi an der Verhandlung, wann er Luft hat und ſoweit er ſich Gehör zu ſchaffen vermag, 
und e8 ift etwas ganz Gewöhnliches, daß zwei oder mehrere Ständemitgliever gleichzeitig Vor: 
träge halten. Für Anträge, melde eine — der Verfaſſung oder eine Geldbewilligung 
bezielen, gilt eine vorgängige Intimation, vier Wochen vor dem Landtage, für erforderlich; doch 
hat in jüngſter Zeit der Engere Ausſchuß der Stände ſowol wie das Landtagsdirectorium das 
Recht behauptet, Anträge der erſtern Art und ſolche, die ihm überhaupt nicht conveniren, von 
der Intimation und Verhandlung auszuſchließen. Eine Abſtimmung in der Landtagsverſamm— 
lung tritt nur dann ein, wenn man ſich ohne dieſes Mittel nicht zu einigen vermag. Bei der— 
ſelben entſcheidet die abſolute Stimmenmehrheit der Anweſenden. Doch ſteht jedem der beiden 
Stände die itio in partes, die Beſchlußfaſſung als Stand, frei, und wenn in ſolchem Falle die 
Beſchlüſſe der beiden Stände divergiren, ſo kommt ein Landtagsſchluß über die fragliche Angele— 
genheit nicht zu Stande. Die Verhandlungen zwiſchen Landesherren und Ständen werden 
durch landesherrliche Commiſſarien geführt, die zwar in Perſon ven Landtag eröffnen, auch be— 
ſtändig am Orte bleiben, aber den Verhandlungen der Stände nicht beiwohnen dürfen. Die 
Gegenſtände der Landtagsverhandlung bilden außer den landesherrlichen Hauptpropoſitionen 
(capita) die Anträge, welche noch anderweitig von den Landesherren an die Verſammlung ge— 
bracht werden, die Anträge des Landtagsdirectoriums, des Engern en. und einzelner 
Zandftände, die Petitionen von Privatperfonen, die Wahlen für ſtändiſche Amter und die auf 
die ftändifche Verwaltung bezüglicden Angelegenheiten. 

Außerhalb des Landtags wird die Ritter: und Landſchaft durch ein Gollegium, den „‚Engern 
Ausſchuß“, vertreten, welcher zu Roſtock feinen Sig hat. Zuerft am 27. Juni 1620 durch Boll: 
macht der Ritter= und Landſchaft nur für eine gewille Zeit eingefegt, geftaltete ver Engere Aus: 
ſchuß, der diefen Namen (feit 1633) führt, weil er aus einem anfänglich zahlreihern Ausſchufſe 
hervorging, fi bald zu einem permanenten, „vie gefammte Ritter und Landfchaft vorftellen- 
den” Collegium. Gr befteht aus zwei Landräthen, drei Deputirten der Ritterſchaft, einen De- 
putirten dev Stadt Roftod und je einem Deputirten der drei Vorderſtädte. Seine Aufgabe ift, 
über die ſtändiſchen Rechte und Interejfen zu wachen, in der Zeit zwiſchen den Randtagen den 
Verkehr ver Stände mit den Randeöherren zu vermitteln, die ihm vom Randtage ertheilten Auf: 
träge audzuführen und die Landtagsverhandlungen vorzubereiten. Im Jahre 1813 ward die 
Vollmacht dahin erweitert, daß mit Ausnahme von Geldbewilligungen er in pringlihen Fällen 
die ſtändiſche Zuftimmung zu landeäherrlihen Maßnahmen ertheilen kann. Auch im Engern 
Ausihuß kann eine itio in partes und gefonderte Beſchlußfaſſung der Vertreter der beiden 
Stände flattfinden und bie ritterfchaftlichen Mitglieder des Engern Ausſchuſſes bilden außerdem 
für die rein ritterfchaftlihen Angelegenheiten ein befondered Zmweigcollegium. 

Bon den auferordentlihen Landtagen unterfcheidet man die Gonvorationdtage, zu welden 
nur die Stände eined Landestheils von dem betreffenden Landesherrn berufen werden, und auf 
welchen über Sonderangelegenheiten diejed Randestheild verhandelt wird. MWorbereitende Ber: 
handlungen über wichtigere Gegenftände werden nicht jelten durch ſtändiſche Deputirte, melde 
mit Iandeöherrlihen Gommiffaren zujammentreten, gepflogen. Diejelben empfangen ihre 
Vollmacht und Inftructionen von den Ständen. Aud können die Stände Gommiffionen aus 
ihrer Mitte beftellen, um ohne landeöherrliche Mitwirkung über gewiffe Fragen ihr Gutachten 
abzugeben. Die nicht durch die Landesherrſchaft ausgeſchriebenen ſtändiſchen Zufammenfünfte 
werben Eonvente genannt. Gie find theild allgemeine (Randesconvente), theils befondere (rit: 
terſchaftliche, ſtädtiſche Convente, Kreidconvente, Amtsconvente). Sie werden theilweife durch 
Deputirte, theilmweife durch dad Plenum der betreffenden Lanpftände gebildet. Ein die Geſammt— 
heit ver Stände umfaflender Gonvent der legtern heißt: conventus omnium et singulorum. 
Regelmäßig werden in jedem Jahre zwei Landesconvente gehalten, welde aud den Mitgliedern 
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des Landtagspirectoriumd und des Engern Ausſchufſes und aus ritterſchaftlichen und land: 
ſchaftlichen Deputirten beftehen. Auf dem einen diefer Gonvente, dem ‚„Ante: Gomital: Eon: 
vent“, fommen die für den nächften Landtag angemeldeten Anträge zur Vorlage. Kreidcon: 
vente der Ritter= und Landſchaft fommen nur im ſtargardiſchen Kreife vor. 

Innerhalb der dur die patrimonialſtändiſche Form des Staats vorgezeichneten Grenzen 
ftehen der Landesvertretung die audgedehnteften Rechte zu. Jede nicht ſchon vertragsmäßig feft- 
geftellte Steuer, von welder fie ergriffen werben follen, bedarf ihrer Zuftimmung, und felbft 
bei den durch die Verträge ein für allemal feftgeftellten Steuern ift die jährliche Wiederholung 
der ftändifchen Bewilligung ald Form beibehalten; aud find die Stände zu deren Zahlung nur 
dann verbunden, wenn fie „bei vem Ihrigen ruhig wohnen und veffelben zu ihrem Unterhalt 
und Behuf genießen können“. Verordnungen und Geſetze, welche die ftändifchen Rechte berüh— 
ren, bedürfen der ausdrücklichen Zuftimmung der Stände. Sind aber diefelben „gleichgültig, 
jedod zur Wohlfahrt und zum Vortheil des ganzen Landes abfichtlich und dienſam“, fo follen die 
Stände mit ihrem „rathſamen Bedenken und Erachten“ vernommen werden und der Landesherr 
ift verpflichtet, vemfelben „alle billig mäßige landesväterliche Aufmerkſamkeit“ zuzuwenden und 
„im Werke fpüren’ zu laffen. Böllig unbeſchränkt durch die landſtändiſche Verfaſſung iſt vage: 
gen der Landesherr in der Befteuerung und ver Geſetzgebung, foweit beides nur dad Domanium 
angeht. Zur —— Unabhängigkeit vom landesherrlichen Einfluß haben die Stände 
die in landesherrlichen Amtern ſtehenden Perſonen aus ihrer Mitte in der Ausübung der land— 
ſtandſchaftlichen Rechte weſentlich beſchränkt. In einem am 24. Det. zwiſchen Ständen und au- 
lieis abgefhloffenen Vergleich haben die legtern auf vie Wahl zu ſtändiſchen Ämtern und auf bie 
Theilnahme an Beihlüffen in Sachen des unmittelbaren landesherrlichen Intereſſes verzichtet. 
In Bezug auf die Verwaltung haben die Stände nicht blos einen Hohen Grad von Unabhängig 
keit in ihren eigenen Angelegenheiten, fondern fie greifen auch mannichfach durch Übung von 
Eontrole und durch Theilnahme an der Gonftituirung von Behörden in die allgemeine Landes: 
verwaltung ein. Sie haben das Präfentationsredht für gewilfe Stellen an den Landesgerichten: 
den Oberappellationsgericht, ven Juftigkangleien und dem Griminalcollegium, find in den Viſi— 
tationscommiſſionen für erflered und letzteres vertreten, und haben an der Beauffihtigung 
und Leitung vieler Verwaltungszweige durch Beftellung von Deputirten eine Mitwirkung. 
Die Stadt Roſtock bat folgende Hoheitsrechte bis auf die heutige Zeit zu bewahren gewußt: das 
Münzreht, dad Begnadigungsrecht über ihre Angehörigen mit alleiniger Ausnahme der Fälle, 
wo auf Todesftrafe oder lebenslänglihe Zuchthausſtrafe erfannt ift, das Recht der Volljährig— 
feitdertheilung. 

Zum Schug der Landesverfaffung und der durd fie begründeten ftändijchen Rechte und 
Privilegien dient das Vertretungérecht der Stände, vermöge deflen fie in Fällen von Juftizver- 
weigerung die Eröffnung des Rechtswegs erzwingen und in Fällen der Verlegung eines ſtändi— 
ſchen Rechts für ſich jelbft, in Vertretung des einzelnen Verlegten, den Rechtsweg gegen ben 
Landesherrn befchreiten fönnen. Das Gericht und dad Verfahren in einem Nechtöftreit der 
Stände gegen die Landesherrſchaft, melden die erftern in eigener Sade oder in Vertretung 
eined einzelnen Verlegten zum Schuß ftändifcher Rechte unternehmen wollen, wird durch die 
bereitö erwähnte Patentverorbnung vom 28. Nov. 1817 beftimmt, welde von der Bundes: 
verfammlung in den fie angehenden Punkten genehmigt und beftätigt worden ift. 

Durch eine landesherrliche Refolution vom 27. Jan. 1621, die in einer etwas abgefhwäd- 
ten Geftalt demnächſt auch in den Neverfalen vom 23. Febr. 1621 Aufnahme gefunden hat, ift 
den Ständen auch) die Zuficherung erteilt worden, daß die Landesherren ohne deren „Vorwiſſen 
und Beliebung‘’ Feine Bündniſſe mit auswärtigen Mächten eingeben wollen. 

Innerhalb ver Ritterichaft Hat ſich im Laufe der Zeit ein Unterſchied zwifchen vollberechtig— 
ten und minderberechtigten Mitgliedern factiſch herausgebildet, welder zu wiederholten malen 
Gegenſtand lebhafteften Streitd geworden ift. Der Streit betrifft, neben einigen untergeord: 
neten Bunften, die Theilnahme an der Verwaltung und den Beneficien der drei Klöfter, melche 
im Jahre 1572 den Ständen mit der Beftimmung überwielen wurden, daß fie „zu hriftlicher 
ehrbarer Auferziehung der inländifhen Jungfrauen, fo ſich darin zu begeben Luft hätten, ange: 
wandt und gebraudt werben” follten. Während pie Landſchaft an einem geringfügigen Theile der 
Klofterbeneftcien fih genügen laffen mußte, vindicirte fih ein Kreis von adelichen Familien inner: 
halb der Nitterfhaft ein im übrigen ausfchließliches Recht auf die Klöfter. Durd die Ab— 
ſchließung dieſes Kreifes, ver fich „‚eingeborener Adel’ und, fofern andere adeliche Familien in 
denfelben recipirt und dadurch der behaupteten ausſchließlichen Nechte theilbaftig gemacht wur: 
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den, „eingeborener und recipirter Adel” nannte, erhielt ver Begriff ver Ritterfhaft einen theil- 
weife veränderten Inhalt, und in die alten ſtändiſchen Rechte ſchob ſich ein theilweiſe verändertes 
Rechtöfubject ein. Urfprünglid ward das Wort Adel und Ritterſchaft ald gleichbedeutend mit 
dem Worte Mannfhaft in den Sprachgebraud eingeführt. Erft fpäter, als ver Adel ſich zu 
einem Geburtöftande nusbilvete, vollzog fi eine Scheidung zwiſchen adelihen und bürgerlichen 
Mitglievern der Nitterfchaft, welche zu der Zeit, wo der Abel nur ein Beruföftand, nicht ein Ge: 
burtöftand war, noch nicht auffommen konnte. Zugleid bildete ſich ein Unterfchied zwiſchen dem 
von alters her im Lande anfäfjigen Adel und dem erft mitteld neuerer Erwerbung von Gütern 
Binzugetretenen Adel aus. Die Entwidelung diefer Scheidung ftand in engfter Beziehung zu 
den Veränderungen, welche mit vem Modus der Verleihung ver Klofterftellen vorgingen. Diefe 
Verleihung war urfprünglid Sache des freien Beliebend der Dontina in jeden Klofter, ward 
im Jahre 1610 den Proviforen übertragen, verwandelte fi aber gegen das Ende des 17. Jahr: 
hunderts in ein Necht, welches die Ritterſchaft einem gewiſſen Kreife von Familien zufprad. 
Durch die allmählich fortfreitende nähere Beflimmung dieſes Kreifes ward die Nitterfchaft in 
drei Abtheilungen gefpalten: 1) eingeborener und recipirter Abel, 2) nicht recipirte, aber unter 
Bedingungen receptionsfähige adelihe und 3) nichtreceptionsfähige bürgerliche Mitglieder der 
Ritterſchaft. Der eingeborene und recipirte Adel, dem auch ſolche Familien angehören, die nit 
nit Gütern angefeffen jind, nimmt die volle politifche Berechtigung der Ritterfchaft, und nament- 
li die Verwaltung der Klöfter und den Genuß der Klofterftellen für ſich allein in Anfprud. 
Die auf Zerftörung diefer Excluſivität gerichteten Verfuche, welche feit dem Jahre 1778 von 
adelihen Mitgliedern dev Nitterfchaft, die nicht zum eingeborenen Adel gehörten, und feit dem 
Jahre 1794 aud von bürgerlihen Mitgliedern ver Ritterfhaft gemadt und in den Jahren 
1838 — 48 lebhaft erneuert wurden, blieben im wefentlichen erfolglos. Durd) die Aufhebung 
der landſtändiſchen Verfaffung und die Ginführung des Staatdgrundgefeges vom 10. Oct. 1849 
verlor das ganze Rechtöfubject, deffen Glieder miteinander im Streit lagen, feine Griftenz und 
fomit ver Streit felbft feine VBorausfegung. Die von den Mitgliedern des eingeborenen Adels 
geübte Prärogative der pafjiven Wahlfähigfeit zu den Stellen der Kloftervorfteher erloſch mit 
den Nechte ver Landſtandſchaft, an welches fie gebunden war, Die Verwaltung der Klöfter fiel 
an die Staatögewalt. Hinſichtlich der Nugung der Klöfter wurden die Rechte der im Beſitz von 
Klofterhebungen befindlichen und der mit Erfpectanzicheinen verfehenen Jungfrauen anerkannt. 
In Betreff ver von den Familien ded eingeborenen Adels behaupteten Nutzungsrechte warb von 
der Anficht ausgegangen, daß diefelben ald Standesrechte in dem neuen Rechtsſtaate nicht fort: 
beftehen könnten, und daß wegen der Frage, ob ein privatrechtliher Anſpruch vorliege, der 
Staat ih der Ausmachung der Sache im Wege Rechtens nicht zu entziehen haben werde. Mit 
der Wiederherftellung der alten Verfaſſung im Jahre 1850 waren auch wieder die Bedingungen 
gegeben, unter welchen ver alte Streit ji erneuern konnte. Das Intereffe hat ſich jedoch ſeitdem 
gewichtigern politiihen Gegenfägen zugewandt, und hauptfählih aus diefem Grunde hat die 
alte Oppofition gegen den eingeborenen Adel, mit Auönahme einiger unbedeutenden Remini— 
ſcenzen bed frühern Streits, bisher nicht wieder auffommen Fönnen. 

Die Verbindung der fhwerinifhen und freligifhen Lande in ſtaatsrechtlicher 
Beziehung Hat ihren Urſprung in der alten Union der Landſtände vom Jahre 1523, welche wie: 
derholt von den Landeöherren anerkannt ift und, ungeachtet mehrfacher Verſuche, ed niemald zu 
einer gänzlichen Auseinanderfegung und Theilung Hat kommen laffen. Die Rechtsſubjecte dieſer 
Union jind lediglidy die Stände. Die Landedherren werben von dem Unionsverhältniß nur fo 
weit berührt, als dies eine Folge ihrer landesherrlichen Beziehungen zu den Landftänden ift. 
Diefe Beziehungen find durd den Hamburger Bergleih vom 8. März 1701 und den Erläu: 
terungävertrag vom 14. Juli 1755 geregelt. Dana flebt dem fhwerinifchen Landesherrn 
allein die hoheitlihe Stellung gegenüber der Gefammtheit ver Landftände zu, während der fire: 
ligijche Landesherr nur zu den Ständen ded flargarbifchen Kreifes in Hoheitlihem Verhältnig 
fteht. Der erftere ift überall derjenige Theil, welder die Initiative und die Leitung hat; der letz— 
tere ift darauf beſchränkt, für feinen Kreis den auf die Geſammtheit ver Stände bezüglichen Hand— 
lungen des erftern zu accediren. Dieſes ungleihe Verhältnig zu den Ständen begründet aber 
fo wenig eine Unterordnung bed einen Landesherrn unter den andern ald eine Regierungs— 
gemeinſchaft. Sie ift aud nicht mit einer Inion der Geſammtheit der beiderfeitigen Gebiete zu 
verwechfeln, ſondern ergreift diefe nur fo weit, ald fie unter ftändifcher Einwirkung ſtehen. 

Die innern Rechtsverhältniſſe der beiden fürſtlichen Häufer, des fhwerinifchen und des ſtre— 
ligifchen, find dur die erwähnten Verträge (vom 8. März 1701 und 14. Juli 1755) und 
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dur) dad Haudgejeg vom 23. Juni 1821 geordnet. Es findet die Primogeniturerbfolge mit 
völligem Ausſchluß der weiblichen Deſcendenz flatt. Im Falle des Erlöfchens einer der beiden 
Linien fuccedirt die andere, und auf den Fall des Ausfterbens beider Linien hat das branden— 
burgiſche (preußifhe) Haus ein Succeſſionsrecht in die gefammten medlenburgifchen Lande, 
welches zuerft durch den Wittftoder Bertrag von 1442 feftgeftellt und durch jpätere Erflärun- 
gen und Reverſe (1693, 1701, 1708, 1752, 1754, 1787) mehrfach beftätigt, auch auf die 
Fürſtenthümer Schwerin und Rageburg ausgedehnt ward. 

Der Titel beider Landesherren ift, ganz gleihlautend, folgender: Großherzog zu Medlen- 
burg, Fürft zu Wenden, Schwerin und Rageburg, auch Graf zu Schwerin, der Lande Noftod 
und Stargard.Herr. Die Prinzen und Prinzeffinnen des Hauſes führen den Titel Herzog und Her⸗ 
zogin zu Medienburg und das Prädicat Hoheit. Die Reſidenzen find Schwerin und Neuftrelig. 

Verhältniß zum Deutihen Bundeund zu andern Staaten. Der Beitritt zum 
Deutihen Bunde erfolgte am 30. Juni 1815. Die Bundesacte mit der Beftätigungsacte wurde 
ſchweriniſcherſeits dem Engern Ausfhuffe „zur Kenntnißnehmung“ mitgetheilt. Nachdem die 
Stände für diefe Mittheilung ihren Dank ausgeſprochen hatten, erfolgte die Bublication ver 
Bundesacte. Der Bundesbeihluß vom 28. Juni 1832 wurde zwar ald Geſetz verfündigt, 
gleichzeitig aber den Ständen die Berfiherung ertheilt, daß die Kandeöverfaflung und die ſtändi— 
ſchen Privilegien davon nicht berührt würden. Wegen des gegenfeitigen Verhältniffes in Bezug 
auf den deutſchen Bundestag befteht eine Vereinbarung (6. Det. 1815), welde für ven Ball 
diffentirender Anfichten wegen der Inftruction ded gemeinfamen Bundedtagsgefandten einen 
Turnus feftftellt, nach welchem die Curialſtimme zweimal im ſchweriniſchen, das dritte mal im 
fireligiihen Sinne abgegeben wird. Die Verſuche, zu einer Reichsverfaſſung zu gelangen, durd= 
lief Medlenburg in der Reihe der übrigen Staaten. Nad dem Scheitern des Dreikönigsbünd— 
nifjed und der Wiederberufung der Bundeöverfanmlung durch Oſterreich folgte e8 der preußi- 
ſchen Bolitif und beſchickte im Mai 1851 wiererum den Bundestag, ven ed ald Wieverherftellung 
eines völlig und unbedingt durch den Bundestagsbeſchluß vom 12. Juli 1848 aufgehobenen 
Organd auffaßte. Eine Verhandlung über die Theilnahme an dem reconftituirten Bundestag 
nıit der Randeövertretung hat nicht ſtattgefunden. 

Dem PBapfartenverein, dem Poftverein, der Gothaer Konvention von 1851 und dem Tele- 
graphenverein ift Mecklenburg beigetreten. Hinfichtlic der Enclaven in der Priegnig hat es 
ſich dur eine Convention dem preußiſchen Steuerfoftem angeſchloſſen. In Hamburg befteht 
nad altem Recht ein großherzogliches Oberpoftamt. Den lübeder Staatsangehörigen find dur 
eine den Grundſatz der Reciprocität aufftellende Convention (1817) binfichtli der Einfuhrz, 
Ausfuhr: und Durhfuhrabgaben gleiche Rechte mit den eigenen Staatdangehörigen zugeſichert. 
Handels- und Schiffahrtöverträge, auf vem Fuß der Gleihftellung mit den nationalen Schiffen 
und Ladungen oder denen der meiftbegünftigten Nationen, find mit vielen auswärtigen Regie: 
rungen abgeſchloſſen; ebenio Konventionen wegen Aufhebung des Abſchoſſes und wegen Aus: 
lieferung von Verbrechern und von Deferteuren. 

Gejandte und Gejhäftsträger werden von ſchweriniſcher Seite an den Höfen zu Berlin, 
Wien und Paris unterhalten ; die Zahl der Handeldagenten in auswärtigen Handelsplätzen be— 
trägt 136. Auch Strelig hat einige Handeldagenten im Auslande. 

Drganifationder Bermwaltungsbehörden. 1) Medlenburg: Schwerin. Mit 
dem Staatögrundgefeg von 1849 ging die bisher collegialifch betriebene obere Leitung der Ver: 
waltung auf @inzelminifterien über, deren VBorflände nur für gewiſſe Arten von Bunctionen 
zu einem Gefammtminifterium ſich vereinigten. Diefe Einrichtung ift im weſentlichen auch nad, 
der Aufhebung des Staatögrundgefeges beibehalten und nur (1853) im Sinne einer Erweite— 
rung des collegialifchen Betriebs etwas modificirt. Es beſtehen vier Departementsminifterien 
* (Auswärtiges, Inneres, Finanzen, Juftiz), von denen die beiden erftern unter einem und dem= 
felben Vorſtand vereinigt find. Die Vorftände der Departementöminifterien führen den Titel 
Staatäminifter, jie bilden vereinigt dad Staatdminifterium. Ausgeſchloſſen von dem Geſchäfts— 
freife der Minifterien find die kirchlichen Angelegenheiten, joweit ihre Leitung ald Auperung des 
Iandesherrlihen Oberbifhofsamtd aufgefaßt wird, deilen Organ (jeit 1849) der Oberfirden- 
rath ift, und die Angelegenheiten des großherzoglichen Hauſes und Hofhalts. Für den groß 
herzoglichen Haushalt befteht eine befondere oberfte Verwaltungsbehörde, melde dem Gompler 
von Domanialgütern und Forften vorfteht, der im Jahre 1849 als großherzogliches Hausgut 
vom übrigen, zu Staatögut Üüberwiefenen Domanium ausgefchieden ward und feitbem in öfo- 
nomiſcher Beziehung feparirt gehalten wird, obwol die Sonderung nach der Wiedereinführung 
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der alten Verfaſſung ihre ſtaatsrechtliche Bedeutung verloren hat. Die Verwaltungsbehörde 
für die übrigen Domanialgüter und Forſten iſt das Kammer: und Forflcollegium, welches theils 
vom Finanzminifterium, theild von den andern Minifterien reffortirt. Die untern Domanial: 
verwaltungäbehörben find die Domanialämter, deren e6 im ganzen 45 gibt, von denen jedoch 
einige combinirt ind. Sämmtlide Amter find zu vier Kammerbiftricten und drei Forſtdiſtrie— 
ten verbunden. Dem Minifterium der Juſtiz find in befondern Abtheilungen die geiſtlichen An— 
gelegenheiten, das Unterrichtöwefen und die Medicinalſachen zugewieſen. Die Militärangelegen- 
heiten werben durch das Militärdepartement jelbfländig verwaltet. Der Director dieſes Depar- 
tements hat bei Berathung militärifcher Gegenftände Sig und Stimme im Staatsminifterium. 

Die Angelegenheiten des großberzoglihen Hauſes, jomweit fie nicht zum Haushalt gehören, jind 
den Minifter ded Auswärtigen überwiefen. Eine Eintheilung des Landes in Verwaltungs- 
bezirke unter Zwiſchenbehoͤrden, welche zugleih Domanium, Ritterſchaft und Städte umfaflen, 
ift nur in Bezug auf einzelne Zweige der Verwaltung, nicht aber allgemein vorhanden. 

2) Medlenburg: Strelig. An der Spige der Verwaltung fteht dad Staatöminifte- 
rium, repräfentirt durch einen Staatöminifter, welcher Dad Auswärtige und die Angelegenheiten 
des großherzoglichen Hauſes für ji allein verwaltet. In Verbindung mit zwei Regierungs- 
räthen bildet er die Landesregierung, welcher die Verwaltung ver innern Angelegenheiten des 
Großherzogthums zufteht. In Verbindung mit einem der Regierungsräthe oder andern Räthen 
bildet der Staatdminifter andere der Landesregierung untergeorbnnete Behörden: die Lehnkam— 
mer, die Geheime Commiſſion (zur Verwaltung ded Schuldenwefens), die Finanzcommifjion 
und dad Militärcollegium. Die Verwaltung der großherzoglihen Domanialgüter und Forften 
und des Steuer: , Poſt- und Zollregals führt das Kammer: und Forftcollegium, unter welchem 
vier Domanialämter ftehen. Dem Fürftentyum Rageburg fteht ald Verwaltungsbehörde vie 
Landvogtei zu Schönberg vor, als Unterbehörde theild der Landesregierung zu Neuftrelig, theils 
der dortigen Kammer. 

Steuern und Zölle. Das Steuerwejen fteht in engiter Verbindung mit der politiſchen 
Verfaffung des Landes. Die Steuern werden nicht nad) dem jedeömaligen Bedürfniſſe abge— 
meſſen, jondern, in Form einer vertragsmäßigen Abfindung, als ftehender Hülföbeitrag zu den 
prineipaliter dem Landesherrn zur Laſt fallenden Garniſons-, Fortifications- und Legations— 
foften, zu Reichs-, Kreis: und Deputationdtagen, auch Kammerzielern gezahlt. Über die Ver— 
wendung wird den Ständen feine Rechenſchaft abgelegt. Erſt im Laufe diefes Jahrhunderts iſt 
neben diejem alten, auf vem patrimonialftändifhen Staat ruhenden Steuergebäude ein mioder: 
ner Anbau aufgeführt und mit diefem ein partielled Budgetſyſtem. Anfangs jollte dieſes mo: 
derne Supplement nur vorübergehenden Zweden dienen, und ed war nur auf die Dauer von 
30 Jahren berechnet. Später aber geftaltete es ji zu einem permanenten Theil der Steuer: 
verfaffung, mit welcher es durch die am 1. Det. 1863 in Wirkſamkeit tretenden Veränderungen 
im Steuerwejen eine noch feftere Verbindung einzugehen beftimmt ift. 

Die alte Steuer führt ven Namen: Ordinäre Yandedcontribution. In den ritterſchaftlichen 
und übrigen Landgütern wird dieſe Steuer von der Hufe entrichtet. Nach dem Landesvergleich 
follen auf eine Hufe 300 Scheffel Ausfaat gerechnet werden, was je nad) der verſchiedenen Qua— 
lität ded Bodens ein geringeres oder größeres Areal ergibt. Weide und Wieſe wurden nad 
gewiffen Grundfägen auf Scheffel Ausfaat reducirt und Waldungen famen nicht nad) dem Er— 
trag aus der Holzfällung,, ſondern nur ald Weide in Anſchlag. Für eine jolde Hufe jollte eine 
jährliche Steuer von 9 Thlr. NY, entrichtet werden. Da aber die bald nad) dem Abſchluß des 
Landeövergleihd begonnene und im Jahre 1785 beendigte Kataftrirung der Hufen nicht die ga: 
rantirte Zahl derjelben ergab, jo warb ſchon im vorigen Jahrhundert die Steuer erhöht, im 
Schweriniſchen auf 11, im Streligifhen auf 10%, Ahle. Bon diejer Hufenfteuer jollten jedoch 
nur bie zum Hoffelde eingegangenen frühern Bauerländereien ergriffen werden, das urjprüng- 
liche Hoffeld aber fleuerfrei bleiben, und man war weiter, wegen ber Schwierigkeit der Ermitte⸗ 
lung des urjprünglichen Berhältniffes ‚ dahin übereingefommen,, die Hälfte ver Hufenzahl als 
urjprünglices Hoffeld anzunehmen. Im Jahre 1808 wurde im ſchweriniſchen Landestheil eine 
Erhöhung der Hufenfleuer auf das Doppelte (von 11 auf 22 Ihlr. NY, = 25%, Thlr. 
Eourant) bewilligt, und da dies gleichbedeutend war mit einer Heranziehung der fleuerfreien 
Hälfte der Hufen, jo rechnet man ſeitdem 600 Scheffel auf die Hufe. Im Großherzogthum 
Medlenburg: Schwerin wird die ritterfchaftliche Hufenfteuer von 3726 Hufen entrichtet, wozu 
noch 19?/, Pfarrhufen (nicht zu verwechſeln mit den gewöhnlichen Pfarrländereien, welche glei 
allen Kirchengrundſtücken frei find) mit der alten Hufenfteuer von 11 Thlrn. fommen, Die jähr: 
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liche Gefammtauffunft diefer Hufenfteuer ift 96000 Thlr. Courant. Inter jenen 3726 Hufen 
befinden fih 243°/, incamerirte Hufen, d. h. früher ritterſchaftliche, ſeit dem Jahre 1748 in 
landeshe rrlichen Befig übergegangene Hufen. Bon der angegebenen Gefammtzahl der 3726 
Hufen fallen auf die Ritterſchaft medlenburgifhen und wendiſchen Kreifes 3386'/,, auf die 
Kloftergüter 160, auf die Güter des roſtocker Diftricts 131%, (davon jind 46 Hufen roftoder 
Stadt:, 37°/, roſtocker Hoßpitalgüter, das Übrige theild im Privat, theild im landesherrlichen 
Beil), 47%, Stadtfämmerei: und Dfonomiegüter. Im Großherzogthum Medlenburg:Strelig 
fteuern 471°/, Hufen mit Einfluß von 23”/, Pfarr: und 82 incamerirten Hufen, was eine 
jährliche Auffunft von 5500 Thlrn. Gourant ergibt. Die außerhalb ver Hufen wohnenvden 
Leute zahlen die Nebenfteuer, welches eine veine Kopf: und Berfonalfteuer ift. Gutspächter ade= 
lihen Standes find von diefer Steuer frei, während der bürgerliche Pater jährlih an Kopf- 
fteuer 11%, Thlr. Gourant zahlen muß. „Ledige und freie Mannöperfonen, wenn fie dienen 
können und nicht wollen”, follen jährlih 4 Thlr., „desgleichen Weibsperfonen” 2 Thlr. fteuern. 
Die Nebenfteuer trägt im Schwerinifhen 11000, im Streligijchen 1500 Thlr. Courant. Erhoben 
wird die Hufen- und die Nebenfteuer von der Grundherrihaft und von diefer an ven Landkaſten 
in Roftod eingefandt, von wo jle dann an jeden Landesherrn nad feinem Antheil ausbezahlt 
wird. In den Landkaſten wird auch die Hufenfteuer aus den incamerirten Gütern gezahlt. Nur 
die Nebenfteuer, der hier auch ein anderer mit vem Modus der Nebenfteuer im eigentlihen Do: 
manium übereinftimmender Modus zu Grunde liegt, wird durch die Domanialämter Direct zur 
landeöherrlihen Kaffe eingefandt. 

Für die orbentlihe Steuer im Domanium normirte früher gleichfalls ver Hufenmodus. 
Seit dem Jahre 1843 aber ift ein neuer Modus an die Stelle getreten, indem die Höhe der 
Pacht oder des Kanons, welde die Gutspächter, Erbpächter, Bauern u. f. m. zahlen, zu Grunde 
gelegt und davon eine gewiſſe Quote erhoben wird. Golligirungsbehörven find die Domanial- 
ämter, an mweldhe die Steuer glei mit der Pacht zu entrichten ift. Diefe Steuer ift wefentlich 
nichts anderes als ein Theil ver Pacht. Abgeſehen von ven 240%/, Hufen der incamerirten Güter, 
welche zum ritterfhaftlichen Katafter fteuern, zählt das jhwerinifhe Domanium 2684 Hufen. 
Die außerhalb der Hufen wohnenden Leute zahlen wie in der Ritterfchaft die Nebenfteuer, welche 
aber im Domanium fhwerinifchen Landestheils nicht bloße Perſonal-, jondern daneben noch 
Grund: und Viehfteuer ift. In den Domanialfleden ift meiftend ver Steuermodus der Landſtädte 
eingeführt. Der Ertrag der Nebenfteuer ift im fchwerinifhen Domanium gegen 80000, im 
Streligifdhen gegen 15000 Thlr., beides mit Einfluß der incamerirten Güter. Den Bewoh- 
nern des fhwerinifchen Domaniums ift auch noch eine Salzfteuer auferlegt, indem fie gezwun—⸗ 
gen find, jährlich eine gewiſſe Quantität Salz zu einem beflimmten, über den Marktpreis hinaus: 
gehenden Preife aus der großherzoglihen Saline zu beziehen. Die Steuern im Fürftenthum 
Nageburg beftehen in einer Grundſteuer der Bauern, und einer Perfonal: und Zinfeniteuer 
der übrigen Einwohner. 

Der Modus der ordentlihen Gontributien der Landftäote bejtand bisher, ven Beſtimmun— 
gen des Landesvergleichd gemäß, aus folgenden Steuerarten: Haus-, Ader: und Wiejen-, 
Dieb: und Gewerbefteuer, ſodann Schlacht-, Mahl: und Handelsſteuer. In den Landftädten 
des ſchweriniſchen Landestheild wurde im legten Jahre (1. Juli 1861—-62) die Hausfteuer von 
2802 ganzen, 109 dreiviertel, 4636 halben und 8754 Viertel:, im ganzen von 16301 Häu— 
fern mit einem Verſicherungswerth von 32'/, Mill. Thlrn., die Acker- und Wiefenfteuer für 
31884 Morgen Ader (zu 4 Scheffel und 300 Quadratruthen) und für 7916 vier- und 5192 
zweifpännige Fuder Heu entrichtet. Die Säge find: 1, Thlr. für das volle Haus, ’/,„ Thlr. für 
den Morgen Ader, für ein vierfpänniges Fuder Heu, für ein Pferd zum Aderbau, einen Stier 
oder Ochſen, %/,, Thlr. für eine Kuhu.f.w. Die Geſammtaufkunft aus derlanpftädtifchen ordent— 
lihen Steuer betrug in demfelben Zeitraum 186000 Thlr., wovon 11 Proc. auf die Grund: 
und Viehfteuer, 14 Proc. auf die Gewerbefteuer und 75 Proc. auf die Mahl:, Schlacht- und 
Handelöfteuer zu rechnen find. In den Städten des flargardifchen Kreijes kann man die Ge: 
fammtauffunft zu 30000 Thlrn. annehmen, wozu noch Neuftrelig mit 7000 Thlen. Hinzutritt.- 
Die Wahrnehmung der landftädtifchen Steuer geſchieht durch großherzogliche Behörden, Steuer: 
ftuben genannt , welche in jeder Stadt ihren Sig haben. Mit dem 1. Dct. 1863 traten aber 
binfichtlih der landſtädtiſchen Beſteuerung große Veränderungen ein, indem die nach dem indi— 
recten Modus erhobenen Steuern: die Mahl- , die Schladht: und die Handeläfteuer, dur ein 
neues Steuerſyſtem erfegt wurden (vgl. unten). Kür ftäptijhe Rechnung wird von ſämmtlichen 
ordentlihen Steuern der Landſtädte ein Zufchlag von 25 Proc, (der ‚fünfte Pfennig“) erhoben. 
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Die Stadt Roſtock zahlte bisher die ordentliche Gontribution in Form von indirecten Mabl-, 
Shlaht: und Handeldfteuern, welche unter vem Namen Acciſe von einer großherzoglichen Be— 
hörde erhoben wurden. Die Stadt erhob daneben für ihre Rechnung einen Zuſchlag von 
50 Proc., und empfing aus der großherzoglichen Acciſe außerdem einen feften Antheil von jähr- 
ih 14400 Ihlen. Bei dem Verkehr mit den Landftädten fand eine nohmalige Erhebung der 
Handelsſteuer fatt, ſodaß Roſtock in Bezug hierauf dem übrigen Lande als Ausland gegenüber: 
ftand. Auch diefe Verhältniffe haben fich feit 1. Det. 1863 wefentlic geändert. Daffelbe gilt 
von Wismar, two bisher unter dem Namen „Licent“ für die landesherrliche Kaffe ein Seezoll 
nebft einer feften Abgabe, Staatögeld genannt, und außerdem für ſtädtiſche Rechnung eine 
Waarenacciſe erhoben ward. 

Zu der ordentlihen Gontribution treten noch die Landesanlagen hinzu, melde ald Steuern 
infofern in Betracht fommen, als die Ritterſchaft diefelben nah dem Hufenmodus aufbringt, 
während die landeöherrlichen und ftäptifchen Beiträge aus den betreffenden Kaſſen gezahlt werben. 
Die Landedanlagen dienen theild für gemeinfame Zwecke ver Landeöherren und der Stände, theils 
für befondere Zwecke der Stände oder eines einzelnen Standed. Der Aufbringung der erftern 
liegt das Terzquotenfoftem zu Grunde, wonach Landesherrihaft, Ritterfhaft und Städte zu 
gleichen Theilen contribuiren; die gemeinfamen Bebürfniffe der Stände werden von beiden zu 
gleichen Theilen , die Bedürfniſſe des einzelnen Standes von diefem allein gedeckt. Für die Bei: 
träge Roſtocks normirt das Verbältni des zwölften Theild; doch find bei ven meiften Nubrifen 
Averfionalbeiträge vereinbart. Die Stadt Wismar zahlt zwar zu einzelnen Rubrifen gleichfalls 
Averfionalbeiträge, fie erkennt aber eine allgemeine Verpflihtung zur Theilnahme an ven Lan— 
dedanlagen nicht an und hat auch zu den meiften Rubriken derſelben bisher nichts beigetragen. 
Die Landesanlagen umfaflen die ordentlichen und außerordentlichen Neceffarien, die Bedürfniffe 
der Ritter: und Landſchaft mecklenburgiſchen und wendiſchen Kreifes, die Bedürfniſſe dev Ritter: 
ſchaft aller drei Kreife, die Beiträge zur Unterhaltung des Dberappellationdgericht, der drei 
Juſtizkanzleien in Medklenburge Schwerin, des Griminalcollegiumd und des Landarbeitshauſes 
dafelbft, ver Landesbibliothek in Roſtock, Unterftügungen, Benfionen und Stipendien, Abtrag 
und Verzinfung der ftändifhen Schulden. Die Beiträge geben ſämmtlich in den unter Verwal: 
tung des Engern Ausfchuffes ftehenden Landkaſten, welcher dieſelben nach ihrer verfchiedenen 
Beftimmung in gefonberten Balancen fammelt und verrehnet. Der Betrag der Landedanlagen 
ift für die Ritterichaft ſchweriniſchen Antheild 17 —20 Thlr., für die des ftreligifchen Antheils 
etwa 13 Thlr. pro Hufe. Zu diefen Aufbringungen fommen für erftere noch die Koften für die 
Berwaltung der ritterſchaftlichen Amter mit durchſchnittlich 3Thlr. 15 Sgr., für legtere die Ko: 
ften für die Verwaltung des ftargardifchen Kreifes mit etwa 13 Thlr. pro Hufe hinzu. 

Bei Bermählung von Töchtern eines ver beiden Landesherren wird eine Brinzeffinfteuer im 
Betrage von 20000 Thlrn. erhoben, zu welder jeder der drei contribuirenden Theile (Doma- 
nium, Ritterfchaft und Städte), nad) Abzug des von der Stadt Noftod auf dad Ganze zu zah— 
lenden Sechzehntels, ein Drittel aufzubringen hat. Wismar wird zu dieſer Steuer nicht heran— 
gezogen. 

Als moderne Zuthat zu diefen alten Steuern wird in Medlenburg- Schwerin feit dem 
Jahre 1809 eine außerordentliche Gontribution erhoben, welche alle Landeseinwohner ergreift 
und in die unter gemeinfamer Zeitung bed Großherzogs und der Stände ſtehende Allgemeine 
Randedrecepturfaffe zu Roftod fliegt. Weitere Zuflüffe hat diefe Kafle aus der Stempelfteuer 
und der Gollateralerbfteuer , und aus zwei fpäter hinzugefommenen Steuern: der fogenannten 
Probenreiterfteuer (von fremden Handlungsretfenden) und dem Branntmweinimpoft (für aus: 
wärtigen Branntwein). Die außerordentlihe Contribution im Domanium und in der Ritter- 
Thaft und übrigen Landgütern ift theild eine Hufenfteuer (4%, Ihlr. Gourant per Hufe), 
theils eine Berfonalfteuer. Die ſtädtiſche Gontribution zerfällt in Grund-, Perfonal:, Handels-, 
Bewerbe:, Viehfteuer. Die Beamten zahlen eine Einfommenfteuer, und außerdem hat jeder 
bie von ihm eingenommienen Zinfen und Dividenden zu verfteuern. Die Auffunft aus einen 
Simplum der außerordentlichen Gontribution beträgt circa 120000 Thlr. Es werben fo viele 
Simpla erhoben, ald das Bebürfniß, welchem die Recepturkaſſe dient, erheifcht; in ven legten 
Jahren ift man mit 21/, und theilmeife felbft mit 2 Simplis audgefommen. Der Etat wird von 
der Regierung auf jedem Landtage vorgelegt, und ift nad Ein: und Ausgabe von der ftädtifchen 
Zuftimmung abhängig. In Medlenburg:Strelig befteht feit 1822 eine Parallele zu der außer: 
orbentlihen Gontribution. Die Auffunft aus diefer Steuer, welche in der landesherrlich- ftän- 
diſchen Gentralfteuerfaffe zu Neubrandenburg gefammelt wird, beträgt circa 40000 Thlr. 
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Die Deckung des Roftenaufwandes, welder in Fällen der Lungenſeuche des Rindviehs als 
Entſchädigung fürgetödtetes Vieh erforderlich ift, wird in ver Weife beihafft, daß für jedes Haupt 
Rindvieh in beiven Randeötheilen eine Abgabe erhoben und an den Landkaſten eingeſandt wird. 

Die Land: und binnenländifchen Waflerzölle, melde bisher als ein Erbtheil der Raubritter: 
zeit den Handelöverfehr belafteten und in Medlenburg: Schwerin circa 65000 Thlr. abwarfen, 
find mit dem 1. Det. 1863 in Wegfall gefommen. Geblieben aber ift der Tranfitzoll, welder 
nad) dem Vertrage vom 8. Nov. 1841 auf der Berlin: Hamburger Eifenbahn mit Thlr. 
vom Gentner aller Güter, auögenommen Steinkohlen, erhoben wird, und der nad dem Ber: 
trage der Elbuferftaaten vom 4. April 1863 umgeftaltete Elbzoll. Aus erflerm bezog der Groß⸗ 
herzog von Medlenburg: Schwerin jährlih, ohne Aufwand von Erhebungdfoften, circa 
200000, aus legterm circa 100000 Thlr. 

Die Beränderungen im Steuer: und Zollwefen, welche nad faft vierzigjährigen Verhand— 
lungen zwifchen den Landesherren und den Ständen vereinbart und am 1. Oct. 1863 ins Leben 
getreten find, find infofern als ein Kortfchritt zu begrüßen, ald das Land dadurh von einem 
Theil von ebenfo widerfinnigen ald den Verkehr, und zwar vorzugsweiſe den innern, bedrücken— 
den und hemmenden Abgaben befreit worden ift. Ihrer pofitiven Seite nad unterliegen aber 
diefe Veränderungen den ſchwerſten Bedenken. Das alte Averjionalfyftem bleibt bei Beftant, 
bei der Veränderung ift nicht das Steuerfuftem ald Ganzes ind Auge gefaßt, fondern e# fine 
einzelne Steuern als vorzugäweife der Reformen bedürftig heraudgerifien, und die neuen 
Steuerarten, welde an die Stelle ver alten eingeführt find, unterliegen in finanzieller wie in 
wirthſchaftlicher Beziehung dem begründetiten und gewictigften Tadel. (Vgl. M. Wiggers, 
„Die mecklenburgiſche Steuerreform u. f. w.“, Berlin 1862.) 

Die wefentlihen Beftimmungen ver zwiſchen ven Landesherren und den Ständen abge: 
ſchloſſenen Vereinbarung über die Veränderungen im Steuer: und Zollweien find die nad: 
lebenden: Aufgehoben find die ordentliche Handlungsfteuer der Kaufleute in den Landſtädten, 
die Land⸗- und binnenländifhen Wafferzölle, die Accife und Acciſezulage in Roftod mit den dazu: 
gehörigen Nebenabgaben, und die entfpredhenden Steuern in Wismar. Statt der genann: 
ten Abgaben jind eingeführt: eine von den landſtädtiſchen Kaufleuten und handeltreibenden 
Handwerkern zu entrichtende Handelsklaſſenſteuer und ein an den Grenzen der beiden Grofber: 
zogthümer, jedoch mit Ausſchluß des Fürſtenthums Nageburg, zu erhebender Eingangszolt. 
Die Handelöflaffenfteuer ſchreibt je nad) der Größe ver Städte (über 6000, über 2500, bis zu 
2500 Seelen) einen Mittelfag von 18, 12 und 8 Thlrn. vor, welden der Kaufmann zu voll, 
der handeltreibende Handwerker zu einem Viertheil aufzubringen hat. Die Gefammtauffunft 
in Medienburg- Schwerin wird mit Einfluß der Handelöflafjenfteuer aus den Flecken und ver 
Fixſteuer der auf dem Lande wohnenden und der auswärtigen Pferde: und Viehhändler zu 
25000 Thlrn., in Medflenburg : Strelig zu 5000 Thlen. angenommen. Der Eingangägren;- 
zoll wird nach einem fehr detaillirten Tarif von den verfhiedenen Waarenklaffen mit 2°/,, , Yz 
Ya, Yar, Yası Yos und Yu Thlr. pro Gentner erhoben. Die Einfuhr darf nur auf den Zoll: 
fragen geſchehen, als ſolche jind ungefähr 50 Land: und Wafferftraßen bezeichnet. Die Side: 
rung und Erhebung geſchieht durch 27 an der Grenze errichtete Zollämter nebft zugehörigen Zoll: 
poften, und durd 30 Steuerämter im Innern des Landes. Die Gefammtauffunft ift zu 260000, 
die Erhebungsfoften find zu 72000 Thlrn. veranfchlagt. Doch wird erftere ih wol faum Höher 
ald auf 240000 Thlr. belaufen, während die legtern wahrſcheinlich ih auf 80000 Thlr. ftellen 
werden, jodaß ſich ein Reinertrag von nur 160000 Thlrn. ergeben würde. Der Reinertrag mir 
nad) Mafgabe ver Volkszahl vertheilt, ſodaß, venjelben zu 188000 Thlrn. angenommen , ver 
Großherzog von Medlenburg: Schwerin mit circa 163000, der Großherzog von Medlenburg: 
Strelig mit circa 25000 Thlrn. daran participiren würde. Außerdem erhält jever Landesherrt 
die Auffunft ver Handeläflafjenfteuer aus feinem Landestheil. Was dann noch an dem Ent: 
Ihädigungsquantum, welches für den erftern zu 200000 Thlen., für den legtern, mit Einſchluß 
einiger zu entſchädigender Städte, auf circa 18000 Thlr. feftgefteltt ift, noch fehlen follte, wire 
für jenen aus der Allgemeinen Landesrecepturkaſſe zu Roſtock, für diejen aus der Eentralfteuer- 
fafle zu Neubrandenburg zugeſchoſſen. Dieſe Zufhußverpflihtung fönnte für die legtere Kaffe 
nur in Wirkſamkeit treten, wenn die Einnahmen jehr beträchtlich hinter dem Anſchlage zurüd- 
blieben, da fie nach demfelben die zu deckende Summe weit überfteigen und daher dem fireliger 
Landesherrn eine anfehnliche Erhöhung feiner Einnahme in Ausſicht ftellen. Im Schwerini- 
ihen aber wird die Summe von 200000 Thlrn. durch die veranfdlagten Einnahmen von 
163000 Thlen. aus dem Grenzzoll und 25000 Thlen. aus der Handelöflaffenfteuer nicht ge: 
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deckt, ſondern es muß vorausfichtlich die Allgemeine Landedrecepturkaffe nod einen Zufhuß von 
mindeftend 12— 16000 Ihlrn. leiften, ver fi in Zeiten des geftörten Handelsverkehrs noch be: 
deutend fteigern würde. Von den etwaigen Mehrauffünften erhalten die Landesherren 30 Proc. 
Für die Verwaltung der Handelöflaffenfteuer und des Grenzzolls, und der aus deren Auffünften 
zu bildenden Kaſſe wird eine gemeinfhaftliche landesherrliche Generalzollvirection eingefeßt, 
welche durch eine landesherrlich-ſtändiſche Reviſions- und Viſitationscommiſſion controlirt wird, 
Für die erfte Einrichtung des Grenzzolls wird an den Großherzog von Medlenburg : Schwerin 
50000, an den von Medlenburg: Strelig 10000 Thlr. ald Pauſchquantum gezahlt, dort aus 
der Allgemeinen Landesreceptur-, hier aus der Gentralfteuerfafle. Gleichfalls ald Pauſchquan— 
tum werden aus der Generalzolffaffe jährlih 72000 Thlr. zur Beſtreitung der Verwaltungs: 
foften an die Landeöherren gezahlt. Die Seeftädte Roftod und Wismar, welchen die bauliche 
Erhaltung ihrer Seehäfen nad wie vor obliegt, empfangen ald Entſchädigung für bie zu ihren 
Stabtfafjen bisher erhobenen indirecten Handelsſteuern refr. 25000 und 17000 Thlr., mozu 
für Roſtock nod der Betrag feines frühern Antheils an der landesherrlichen Accife mit 14400 
Ahlen. fommt. Die hieraus fi ergebende Summe von 56400 Thlrn. jährlich ift auf die Allge- 
meine Qandesrecepturfaffe angewiefen. Beiden Seeftäbten ift es geftattet, nad) Analogie der 
Handelsflaffenfteuer der Landſtädte, melde in die großherzogliche Kaffe fließt, eine Handels: 
flaffenfteuer von ihren handeltreibenden Einwohnern für ihre Stadtkaſſen zu erheben. 

In Verbindung mit den vorflehend aufgeführten Veränderungen fteht eine Umwandelung 
der indirecten Mahl: und Schlachtſteuer der Landſtädte in eine directe Steuer, welche für die 
erften 1500 Seelen in jeder Landſtadt 20 Thlr. auf 100 Köpfe beträgt und für die Darüber hin- 
ausgehende Bevölkerung fi innerhalb gewiffer Grenzen auf 30, 40, 50 und 60 Thlr. für 
100 Köpfe ſteigert. Die Schlächter zahlen dazu ald Gefammtheit, unter Anrechnung auf die 
ganze Summe, je nad) der Bolfszahl der Stadt, 4— 8 Thlr. auf 100 Köpfe der Bevölkerung. 
Mit der Aufhebung des indirecten Modus der Mahl: und Schladtfteuer fallen die bisherigen 
Prohibitionen ver Fabrikate, welche von derfelben in ven Städten betroffen werden, und fonftige 
Verkehrsöbeſchränkungen weg. Mühlenfabrikate können von außen, mithin au vom platten 
Lande, zum feilen Berfauf, jedoch nur an die zum Mehlhandel berechtigten Perſonen, in bie 
Städte eingeführt werden. Will ein Landbewohner eine Niederlage von Mühlenfabrifaten in 
einer Stadt errichten, fo bedarf er dazu einer Conceſſion des Magiftrats und muß feine Quote 
der Mahlſteuer tragen. Die Bannrechte ver Mühlen, vermöge deren der Pflichtige auf der be= 
rechtigten Mühle fein Korn mahlen laffen muß, bleiben bei Beftand. Den Einwohnern ver 
Stäpte fleht e8 frei, Mühlenfabrifate aller Art von außen zu beziehen. Bei dem Verbot des 
Einbringens von Malz, Brot und friſchgeſchlachtetem Bleifhe von Rindvieh, Schafen und 
Schmeinen zum feilen Verkauf in die Städte behält es fein Bewenden ; dagegen bleibt e8 ferner 
frei, Wild und Geflügel aller Art, ingleichen geräuchertes Fleifh, Sped und Wurft zum unbe: 
ſchränkten feilen Verkauf in die Städte einzuführen. Die ftäptifhen Einwohner können fid 
Brot und friſchgeſchlachtetes Fleifh zum eigenen Gebraud von außen kommen laffen; jedoch foll 
damit die Zuläffigkeit eines gewerblichen Berriebed von Bädern und Schlächtern auf dem platten 
Lande nicht zugeftanden fein. Die Landſtädte geftatten die freie Einfuhr des auf dem Rande fa- 
brizirten Branntweins und Spiritus und verzichten auf ihr Privilegium , die ländlichen Krüge 
im Domanium mit Branntwein zu verforgen. Die Landſtädte des ſchweriniſchen Landestheils 
erhalten dafür zufammen jährlich aus der ſtädtiſchen Induſtriekaſſe (einer mit Quoten der außer: 
orbentliden Gontribution dotirten Kaffe zur Aushülfe des ſtädtiſchen Gewerbebetriebs), die des 
ftreligifhen Landestheild ebenfo 80 Thlr. vom Großherzog und 320 Thlr. aus der Gentral: 
ſteuerkaſſe. Die Ritterfchaft hat neben ven Vortheilen, welche ihr aus den erwähnten Stipula- 
tionen erwachſen, auch noch gewiſſe Conceſſionen in Betreff einer Erweiterung des ländlichen 
Gewerbebetrieb8 als Preis ihrer Zuftimmung zu den Beränderungen im Steuerwefen zu er: 
langen gewußt. 

In Roftod tritt gleichfalls eine directe Mahl: und Schlachtſteuer an die Stelle der biöheri- 
gen indirecten, und biefe Steuer wird fortan ausſchließlich von einer ſtädtiſchen Behörde er- 
hoben werden. Die Stadt zahlt für je 100 Köpfe ver Bevölkerung jährlich 38 Thlr. am ben 
Großherzog und ift berechtigt, außerdem bis zu 24 Thlen. auf 100 Köpfe für eigene Rechnung 
zu erheben, ſodaß die gefammte Aufbringung an directer Mahl: und Schlachtſteuer bis zu 
62 Thlrn. für 100 Köpfe oder circa %/, Thlr. pro Kopf hinanfteigt. Aus der Induftriefaffe er- 
Hält Roftod eine Kapitalzahlung von 8000 Thlen, Der Stadt Wismar ift es freigeftellt, die 
von ihr zur Stadtkaſſe erhobene indireete Mahl- und Schlachtſteuer beizubehalten. 
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Jede Landſtadt kann von ber Handelsklaſſenſteuer und der directen Mahl- und Schlachtſteuer 
einen Zuſchlag von 25 Proc. für die Communalkaſſe erheben. 

Finanz: und Shuldenmwefen. Statt eined Etats der Staatdeinnahme und Ausgabe, 
wie in einheitlichen Staaten, gibt es einen dreifachen Etat der zu ſtaatlichen Zweden dienenden 
Einnahmen und Ausgaben: einen landesherrlichen, einen landesherrlich-ſtändiſchen und einen 
rein ſtändiſchen. 

Über die landeöherrlihen Einnahmen und Ausgaben fehlt es feit den in ven Jahren 1848 
— 50 darüber gemadten Mittheilungen, mit Ausnahme einiger Bruchſtücke, an jeder Öffentlichen 
Darlegung. Man fann diefelben daher nur annähernd beftimmen. In Medlenburg- Schwerin 
ift die landedherrlihe Einnahme: aus den Gütern und Forſten des Domaniums 2,500000 Tr. 
(624, Proc.), Elbzoll und BerlinHamburger Eifenbahn-Tranfitzoll 300000 T$lr. (7 YaBroe.), 
ordentliche Gontribution und Landzölle 600000 Thlr. (15 Proc.), fonftige Einnahmen (Poft, 
Ehauffee, Eivilverwaltung, Lotterie u. f. m.) 600000 Thlr. (15 Proc.), Summa 4,000000 Thkr. 
Die Ausgabe beträgt: für die Verwaltung des Domaniums 1,250000 Thlr., für den großher— 
zoglichen Haus: und Hofhalt 550000, die Givilapminiftration 600000, Verwaltung ber ftäb- 
tifchen ordentlichen Gontribution und der ZöHe 120000, Poft und Ghauffern 300000, Mi: 
Iitär 750000, Abtrag und Verzinfung von Schulden 300000, Diverfa 130000, Summa 
4,000000 Thlr. Die landesherrlichen Schulden betrugen, foweit fie unter der Verwaltung der 
großherzoglichen Reluitionscommiſſton flehen, am 1. Juli 1862 rund 5,480000 Thlr. Eourant. 
Die jährliche Amortifivung beträgt circa 100000 Thlr. An fonftigen Paffvis der landesherr— 
lichen Kaffe rechnet man 1 Mil. Thlr., wozu im Jahre 1859 noch eine Anleihe zur Dedung 
außerorbentliher Bedürfniffe binzugefommen ift, deren nicht befannt gewordener Betrag auf 
500000 ahlrx. gefhägt wird. Weiter iſt im Jahre 1862 eine Anleihe für eine zu bauende Eifen- 
bahn, im Betrage von 2Mill. Ihlrn., Hinzugetreten. Ohne die Iegtere beträgt die auf dem Do— 
mantum zur Zeit laftende Gefammtfhulo rund 7 Mill. Thlr., wofür ein Grundbeflg von circa 
100 Mill. Thlr. an Werth ald Sicherheit dient. In Medlenburg:Strelig ftellt fi der landes 
berrliche Etat wie folgt: Einnahme aus den Gütern und Forſten des Domaniums in der Herr: 
ſchaft Stargard 360000 Thlr., Steuern, Zölle und Regalien 80000, Diverfa 20000, aus 
Ratzeburg 90000, Summa 550000 Thlr. Ausgabe: Haus: und Hofhalt 200000 Thlr., 
Domanial: und Landeöverwaltung 200000, Militär 90000, Schultenabtrag 50000, Diverfa 
10000, Summa 550000 Thlr. Die landedherrlihe Schuld in Medlenburg:Strelig ift jegt auf 
1 Mil. Thlr. zu veranſchlagen. 

Der landeöherrlicheftändifche Etat fommt in Medlenburg: Schwerin an der Allgemeinen 
Landesrecepturkaſſe, in Medlenburg: Strelig an der Gentralfteuerfaffe zur Anfhauung. Die 
Einnahme der erftern ift: an Bapier:, Spielfarten: und Kalenderftempel und an Collateral⸗ 
erbfteuer 60000 Thlr., aus jedem Simplum der außerordentlihen Gontribution 120000, folg⸗ 
lich bei zwei Edicten 240000 Thlr. Dazu fommt eine Ginnahme aus Dividenden ver in landes— 
herrlich = Händifchen Beſitz befindlichen Actien der Berlin : Hamburger Gifenbahn im Betrage 
von 60000 Thlın. Summa der @innahme 360000 Thlr. Die Ausgabe befaßt folgende Haupt: 
pofltionen: direct aud der Kaffe 40000 (darunter Benflonen vormaliger Freiheitäfämpfer, Ber: 
waltung ber Kaffe, Beitrag zur Genodarmerie); zur Verzinfung und Tilgung der Anleihe für 
die Berlin Hamburger Eifenbahn 80000 Thlr., zur Berzinfung und Tilgung einer im Jahre 
1851 übernommenen landeöherrlihen Schuld 50000 Thlr. ; für die Chauffee- und Waſſerbau— 
fafle 170000, zum Abtrag des Sundzolls (Jahresrate auf 20 Jahre) 20490 Thlr. Summa 
der Ausgaben 360000 Thlr. Die Landesſchuld von 1851 wird bald abgetragen fein. Dagegen 
erwachſt der Kaffe aus den ihr durch die Veränderungen im Steuerwefen auferlegten Verpflich⸗ 
tungen zu den jährliden Zahlungen an die Seeftädte und zu der fubjidlarijchen Zahlung an den 
Großherzog eine Belaftung von mindeftens 70000 Thlrn., die aber unter Umftänden fi auch 
noch bedeutend fleigern Fan, während durch die ald reines Geſchenk bewilligte Beihülfe zum 
Bau einer Eifenbahn von Güflrow nad Neubrandenburg (750000 Thlr.) ein bedeutender 
Theil der vorhandenen Activa aufgesehrt wird. Die auf die Allgemeine Randesrecepturfaffe fun- 
dirten Schulden betragen: die Eifenbahnanleihe von 1843 (urfprünglid) 1,875000) 1,550000 
Thlr., die Schulden der Chauſſee- und Waflerbaufaffe mit Einfhluß der Schulden der aufgelöften 
Elde:Sorietät 998000 Thlr., die Anleihe von 1851 (urfprüngli 750000) 71000, Reſt ver 
Sundzollſchuld 191000, Summa 2,810000 Thlr. Diefen Schulden ſtehen bis dahin ald Activa 
eirca 1,610000 Thlr. an Eifenbahnactien und Obligationen gegenüber, ſodaß der überſchuß der 
Bafliva 1,200000 Thlr. iſt. Die Eentralfteuerkaffe zu Neubrandenburg hat eine jährlihe Gin= 
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nahme von circa 40000 Thlen. , fie zahlt an den Großherzog 31000 Thlr. und hat eine Schuld 
von circa 130000 Thlen., zu deren Verzinfung und Abtrag der überſchuß verwendet wird. 

Der rein ftändifche Etat gruppirt fih um den lediglich unter ftändifher Verwaltung und 
Gontrole ftehenven „Landkaſten“. Diefe Kaffe ift Durchgangskaſſe für die ordentliche Gontribu- 
tion aus der Ritterfchaft, in ihr werden die verfhiedenen Balancen der Beiträge zu den Ne— 
ceffarien verrechnet, und außerdem werden in Verbindung mit dem Landkaſten gewiſſe ſtändiſche 
Nebenkaflen neuern Urfprungs verwaltet, von denen die wichtigſte die aus der Allgemeinen Lan: 
desrecepturkaſſe ihre Zuflüfle beziehende Chauſſee- und Waflerbaufaffe iſt. Jede Landesanleihe 
(d. i. gemeinfam von Landesherrſchaft und Ständen garantirte Anleihe) wird durd den Engern 
Ausſchuß ald die dem Landfaften vorgefegte Behörde contrahirt. Die Schulden der Ritter: und 
Landſchaft find, mit einer unbebeutenden Ausnahme, nicht Schulden der Gefammtheit, ſondern 
Schulden der einzelnen Stände in jedem ber beiden Landeötheile. Sie belaufen fih im ganzen 
auf circa 200000 Thlr. 

Gemeinde: und Polizeiweſen. Auf dem Lande gibt es Gemeinden nur in kirdlicher 
Beziehung, und auch diefen fehlt ed an jeder entwidelten Organifation. In Ermangelung von 
politifhen Gemeinden auf dem Lande fann von Steuern für communale Zwecke nur infofern die 
Rede fein, ald vergleihen Steuern für Zwecke erhoben werben , deren Erfüllung unter andern 
Berhältniffen der Gemeinde zufiele. Außer Beiträgen zu Kirchen-, Pfarr: und Schulbauten, 
fowie fürSähulanftalten, haben die Domanialeingefelfenen auch Beiträge für Ürzte, Hebammen, 
Nachtwächter, Mühlen, Feuerlöfhanftalten, Wegebefferung u. f. w. theils in Geld, theils in Ge= 
ftalt von Hand: und Spanndienften zu leiften. In der Ritterfhaft fommen vergleichen Leiſtun— 
gen der Hinterfaffen für Communalzwecke nur ald Ausnahme vor; in der Regel ift es die Guts— 
herrſchaft allein, welcher die Sorge für Bedürfniſſe diefer Art zufällt,, was namentlich von der 
Armenverforgung gilt. 

In den Lanpftädten haben Bürgermeifter und Rath unter Mitwirkung von Vertretern der 
Bürgerfchaft die Verwaltung. Die Bürgermeifter, deren Amt in der Mehrzahl der Städte mit 
dem Amt eines großherzoglihen Stabtrichter® verbunden ift, und die Rathmänner werben in 
einigen Städten vom Großherzog ernannt, in andern vom Rath auf Präfentation des Bürger: 
ausfchuffes erwählt, wobei zum Theil die nachträgliche landesherrliche Betätigung erforder: 
lich ifl. Die Rathsämter find lebenslängliche. Bis in ven Anfang des vorigen Jahrhunderts 
beftand dad Selbſtergänzungsrecht ver Magiſtrate. Es wich erft infolge von Misverwaltung 
dem landeöherrlihen Ernennungs- oder Beſtätigungsrecht. Der Gebraud, zur Beſchlußnahme 
über wichtige ftädtifche Angelegenheiten die ganze Gemeinde zufammenzuberufen, verlor fich erft 
in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhundertd. Seit dem Jahre 1830 nahm die mecklenburg— 
fhwerinifhe Regierung in vielen Städten Reorganifationen der Stadtverfaffungen vor, melde 
befonderd den Zwed hatten, ven eingeſchlichenen Misbrauch der Wahl der Bürgerrepräfentan= 
ten durch den Rath zu befeitigen und der Bürgerfchaft an diefer Wahl eine allgemeine Theil: 
nahme einzuräumen, wodurd in mehreren Städten auch die Juden Zutritt zur Bürgerrepräfen: 
tation gewannen. Zugleich wurden die Rechte der Bürgerausfhüfle hinſichtlich ihrer Theil: 
nahme an der Stadtverwaltung ſowie die Rechte ver Kommune jelbft genauer feftgeftellt. Den 
Städten follte ihr inneres Regiment und die felbftändige Verwaltung ihred Vermögens unge 
fränft verbleiben. Der Großherzog behielt fih nur eine allgemeine Oberaufjiht vor. Neue 
Steuern für communale Zwede bedürfen der vorgängigen Iandeöherrlichen Genehmigung. Die 
Stadtrehnungen werden jährlih aufgenommen und ſodann behufs der Revifion der Landes— 
regierung vorgelegt. Die Jahre 1848 und 1849 brachten noch einige weitere Umgeftaltungen 
der Stadtverfaffungen, namentlich in Betreff des Wahlmodus für die Bürgerausfhüffe. Ein 
nach der Reftauration der alten Landesverfaſſung vom Minifterium unternommener Verſuch, 
die gefammten Neuerungen durch ein allgemeines Normativ für die Wahl und Wirffamfeit der 
Bürgerausfhüfle zu bejeitigen, fcheiterte an dem Widerſpruch der Stände, denen dad in dem 
Geſetzentwurf adoptirte Dreiflaffencenfus:Wahlfoftem und die projectirte Nivellirung aller 
Stadtverfaflungen nicht gefiel. Das Minifterium brachte num auf eigene Hand alles fo ziemlich 
auf den Stand vor dem Jahre 1848 zurüf. Das landſtandſchaftliche Recht der Kommunen 
wird nach neuerer Praxis nur durch die Bürgermeifter, in deren Behinderung durch ein anderes 
vom Magiftrat aus feiner Mitte zu erwählendes Mitgliev ausgeübt, während früher auch Bür— 
ger, die niht Magiflratömitglieder waren, ald Vertreter ver Communen auf Landtagen er- 
ſchienen. GErft die neuern Städteorbnungen haben die jegige Gewohnheit ſtatutariſch firirt. 
Doch ift ed nach wie vor die Commune, nicht der Magiftrat, als deren Vertreter der zum Land 
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tag deputirte Bürgermeifter handelt, womit auch die Verpflitung des legtern, vor den Land- 
tage über die wichtigſten Berhandlungsgegenftände mit dem Bürgerausfguß zu conferiren und 
nad dem Landtage über deſſen Verhandlungen und Befhlüffe vemfelben Bericht zu erftatten, in 
Zufammenhang fteht. Im Widerſpruch mit dieſem Rechtsverhältniß wird neuerdings vom Mi- 
nifterium ded Innern den Bürgerausſchüſſen, unter Bedrohung mit Gelvftrafen für ven Fall ver 
Gontravention, dad Recht beftritten, Landedangelegenheiten in den Kreis ihrer Berathung zu 
ziehen. Nicht alle Einwohner einer Stadt nehmen an den Rechten und Pflichten ver Bürger: 
Schaft theil. Neben ven Bürgern beſteht in ven Städten die Klaffe ver Erimirten, d. i. der von 
der Niedergerichtöbarkeit Ausgenommenen (Beiftlicye, landesherrliche Beamte, Adeliche, Fremde 
ohne bürgerlihen Gewerbebetrieb u. ſ. w.), welche theild nicht verpflichtet, theild auch nicht be— 
rechtigt find, dad Bürgerrecht zu gewinnen. Sie find jedoch den ſtädtiſchen Reallaften unter- 
worfen und werben auch zu allen jonftigen ſtädtiſchen Steuern herangezogen, welche für Zwecke, 
die allen Einwohnern zugute kommen, erhoben werben. 

Eine freiere communale Stellung ald die Landſtädte haben die beiden Seeſtädte. Die Stadt 
Roftod Hat die Befugniß, Polizei: und Gerichtsordnungen, auch ein eigenes Stadtrecht und jon- 
flige Verordnungen, felbft in Strafſachen, zu erlaffen. Doch ift fie, foweit nicht fpecielle Rechte 
eine Ausnahme begründen, der Landesgeſetzgebung unterworfen. Sie behauptet aber, daß Lan— 
deögejege vom Rath erft befonders publicirt werden müffen, wenn fie für Roftod Gültigkeit er: 
langen follen. Gleich der Gerichtsbarkeit übt die Stadt durch den Rath aud die Polizeigemwalt 
in ihrem vollen Umfange und hat ein unbefchränftes, an Iandesherrlide Genehmigung nicht ge: 
bundenes Befteuerungsreht. Nur Abgaben , melde den „fremden Mann‘ ergreifen, bebürfen 
der Zuftimmung der Landesherrſchaft und der Stände, Die Staptverwaltung ift, da fie zugleich 
auf den Hafen und den Hafenort Warnemünde, und auf einen großen Complex von Gütern 
und Forften fich erftreckt, eine fehr umfaffende. Der Etat bewegt ih um eine jährliche ordentliche 
Einnahme und Audgabe von je 300000 Thlrn., die Stadtſchulden betragen über 1 Mill. Thlr. 
Die alte Gemeindeverfaſſung, mit einem ſich felbt ergänzenden Rath und einer auf dem Zunft: 
wefen rubenden Bürgerrepräfentation, wurde im Jahre 1848 jehr erſchüttert und theilweiſe 
geändert, aber im Jahre 1851 von dem Minifterium der Reſtauration unter Beihülfe des Ma— 
giftratd in den meiften Punkten wiederhergeftellt. Die Bürgerfhaft wird durch dad Hundert: 
männercollegium repräfentirt. Daffelhe zerfällt in zwei Quartiere, von denen dad erfte aus 
50 Brauern und Kaufleuten, dad zweite aus 50 Handwerkern befteht. Jene werden von der 
Kaufmanndcompagnie, diefe von 37 Handwerfdämtern und der Schiffergefellihaft gewählt. 
Jeder Repräfentant muß der Inftruction des Amts oder der Gefellihaft, melde ihn gewählt har, 
Folge leiften und kann von feinen Wählern wieder abberufen werden. Jedes Quartier be- 
fließt für ih und erft ihre übereinflimmenden Beihlüffe bilden einen Bürgerſchluß. In 
Fällen, wo eine Einigung nicht zu erzielen ift, ſteht fowol den Rath wie jedem der beiden Duar- 
tiere der Recurd an den Landedheren frei, ausgenommen in Fällen, wo eine Anderung der 
Stadtverfaſſung zur Frage fteht. Den Quartieren ſowol wie vem Rath fteht dad Recht ver Ini— 
tiative zu. Sie können au ohne Aufforderung des Rath zufammentreten, daſſelbe gilt von 
ihren Wahlcorporationen. Das Magiftratdcollegium befteht aus drei Bürgermeiftern, zwei Syn: 
dicis und elf Rathsherren. Bon diefen gehören ein Bürgermeifter und fünf Rathöherren dem 
Kaufmanndftande an, die übrigen Mitglieder des Collegiums find Rechtsgelehrte. Die Wahl 
der Rathöherren geſchieht durch die Mitglieder des Raths und eine gleiche Anzahl bürgerfchaft- 
licher Deputirter. In allen Verwaltungszweigen, mit Ausfhluß der Jurisdiction und der Poli: 
zeigewalt, melde allein dur; Rathsmitglieder geübt werben, fungiren in Gemeinſchaft mit 
Rathemitglievern Mitglieder der Bürgerſchaft, welche nad einem dem Modus der Rathsherren— 
wahl entiprechenden Modus tbeild aus den Quartieren, theild aus der ganzen Bürgerſchaft ge— 
wählt werben. 

Eine ähnlihe Stellung wie Roftod hat Wismar, nur daß ed außerhalb der Landesver— 
faffung ſteht. An Regalien beilgt die Stadt nad Münzrecht. Das Geſetzgebungsrecht übt fie in 
gleichem Limfange wie Roftod. Die auf dem Zunftwefen ruhende Repräfentation erlitt ſchon 
infolge verſchiedener im Jahre 1830 entftandener Irrungen, welde die Dazwiſchenkunft einer 
großherzoglihen Commiſſion zur Folge hatten, mande Mopdificationen. Nach weitern Ande— 
rungen im Sinne des allgemeinen gleichen Wahlrechts, die im Jahre 1849 erfolgten, warb auf 
Antrag ded Magiftrats im Jahre 1853 das Wahlgejeg von 1849 Iandesherrlih aufgehoben 
und eine Bertretung nad gemwerbliden und Beruföklaffen angeoronet, zu welder die Kauf: 
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Leute 19, die Handwerker, nah Gruppen geordnet, 24, die Mitglieder der gelehrten Berufs: 
ftände, Rentierd u. ſ. w. 3, die mit einem Haufe angefeflenen Arbeitöleute 1 Repräfentanten 
ftellen. . 
Das Orté heimatsrecht wird, abgefehen von Ehefrauen und Kindern, durch obrigfeitliche 
Berleihung oder durch zweijähriges felbfländiges Wohnen, oder durch funfzehnjähriges un— 
unterbrochenes Dienen (ald Handlungtgehülfe, Handwerkögefelle, Dienftbote u. ſ. w.) erworben. 
Bis vor furzem konnte ed (durch Kündigung der Wohnung und Verlaffen des Orts) verloren 
gehen, ohne an einem andern Orte wiedergewonnen zu werden, in melden Falle dann bad 
Landarbeitshaus die jubfiviäre Heimat bildete. Erſt durd ein Gefeg vom 30. Mai 1862 ift 
beftinmt, daß das legte Ortͤheimatsrecht fu lange bei Beftand bleibt, bis ein neues erworben 
ift. Bis zum Beitritt Mecklenburgs zur Gothaer Eonvention von 1851 ſchloß die Ortsangehö— 
tigfeit die Staatsangehörigkeit in fich, und jede Kofalobrigfeit, die einem Nichtmecklenburger die 
erjtere Perlieh, verlieh ihm damit zugleich die Staatsangehörigfeit. Seitdem ift für die Aus— 
Länder, um die Rechte eines Inländers zu erlangen, eine von der Kandedregierung zu ertheilenve 
Naturaliſation erforderlich, vurd welche er exft die Befugniß zur Ausübung öffentlicher und 
gerichtihier Bunctionen gewinnt. Die häusliche Niederlaffung durch Eingebung einer Ehe it 
im Domanium und in der Nitterfhaft an die Vorzeigung eined von ber Ortsobrigfeit auöge- 
ftellten Domicilſcheins gefmüpft. Selbft ein obrigfeitliher Contract über den Erwerb einer 
Erbpachtſtelle, Büdnerei oder Häudlerei erfegt den Domicilfchein nicht, ſofern nicht darin das 
Recht ver Niederlaffung an dem Ort des erworbenen Grundſtücks ausprüdlic verliehen wird. 
Da im Ritterfchaftlicden die Erlangnng einer Wohnung lediglih von Belieben der Butöherr: 
Thaft, abhängt und aud im Domanium, bei dem factifhen Mangel an Wohnungen, meiftens 
nicht ohne Mitwirkung des Domanialamts möglich ift, fo ift dadurch die Häusliche Niederlaffung 
felbft, des Ortdangehörigen gänzlich abhängig von ver Zuftimmung der Ortsobrigfeit. Für die 
Bewilligung der Aufnahme in die Städte find in Medienburg: Schwerin im Jahre 1827 durch 
Refeript an die Stadtmagiftrate nachſtehende Grundfäge vorgezeichnet worden: Der Inländer | 
ift mehr ald der Ausländer zu begünftigen. Der erfte Erwerb des Einwohnerrechts ift mehr zu 
erleichtern ald der Umzug von einem Ort nad) dein andern. Notbwendige Bedingungen folder 
Ermwerbung jind: vollendete Erfüllung der Militärpfliht, untadelhafter Ruf und Bolljährig: 
keit. Weitere Bedingungen, deren Mangel die Berfagung der Aufnahme rechtfertigt, find: ein 
felbftändiger und nicht bloß temporärer Erwerbszweig; körperliche Fähigkeit zur Ausübung des 
gewählten Nahrungsbetriebs, auch geiftige Geſundbeit; Nachweis der funftmäßigen Erlernung 
des Gewerbes und Erfüllung der Zunftgefege, fofern diefelben in Anwendung kommen; ein 
nod rüfliges Alter und nicht fo viele Kinder und fonftige Angehörige, daß fie zu Bevenfen Anlaß 
geben; Beſitz eined angemefienen Hausgeräths und des erforberlihen Betriebövermögend ober 
Grundeigenthums. Außer vem VBerriebövermögen foll ver Aufzunehmende fo viele Mittel be— 
figen, daß er das erfte Jahr ohne Erwerb leben fann. Das gewählte Gewerbe muß nit ſchon 
zu ſehr überjegt fein, „vorzüglich bei den unproductiven oder auf beſtimmten Abſatz beſchränkten 
Bewerben (3. B. bei Schlätern, Bädern, allem Detailhandel), dedgleihen bei Tagelöhnern‘‘. 
Bei der Stellung, welde hiernach der Lokalobrigkeit in Bezug auf Ertheilung des Heimatd- und 
Niederlaſſungsrechts zugewieſen ift, Fann von Freizügigkeit nur in dem Sinne die Rede fein, 
daß e8 einem verwehrt ift, feinen Wohnort zu wechleln, wenn ed ihm gelingt, ein neues Orts: 
heimatsrecht zu erwerben. Die einzelnen Orte bilden jeder einen Heimatsbezirk für fi, die fi 
ſtreng gegeneinander abfchließen. Nur im Domanium findet hiervon infofern eine Ausnahme 
ftatt, als die Ortſchaften eines und deffelben Domanialamtöbezirks einen einzigen Heimatöbezirf 
bilden. In demjenigen Theil des Domaniums, wo die neue Domanial-Armenorbnung einge= 
führt iſt, hat ſich jedoch diefe größere Ginheit in die Vielheit der einzelnen Ortsheimatsbezirke 
aufgelöft, indem der für die Armenpflege organijirten Ortſchaft die Entfheidung über die Auf: 
nahme neuen Zuzugs eingeräumt ift. 

Bei der Armenpflege gilt der Grundfag, daß jede Ortdobrigfeit für die Armen ibres 
Orts zu forgen hat. Der Arme ift verpflichtet, dafür bis zum Miethswerth der ihm eingeräumten 
Wohnung Arbeit zu leiten. Im Domanium war die Armenpflege bis vor kurzem den Doma= 
nialämtern zugewieſen, melde über Amtsarmenkaffen verfügen, bie aus landesherrlichen Bei: 
trägen und Beiträgen der Amtdeingefeflenen gebildet werden. Dur eine Armenorbnung vom 
Jahre 1859 ift aber in einem Theil des ſchweriniſchen Domaniums die Armenpflege zur Sade 
der einzelnen Ortſchaften gemacht, und die Amtsarmenkaffe wirft nur fubflviarif mit. In den 
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Städten find au die Erimirten zur Leiftung der Armenbeiträge nad) dem ftäptifchen Modus 
(1 Broc. vom ftädtifchen Einkommen) verpflichtet. Sie haben dafür einen Antheil an ver Be- 
fegung der Schägungscommifftonen und der Armencollegien aus ihrer Mitte. 

Die Lofalpolizei fteht den Ortsobrigfeiten zu. Kür den Umfang der polizeilichen Befug— 
niffe fehlt e8 beinahe an allen nähern Vorſchriften. Es hängt daher faft ganz vom Polizei: 
director ab, wie weit er feine Gewalt erftreden will, zumal da gefeglih der Polizei das Recht ver 
Erkennung und Vollſtreckung ſelbſt von ſchwerern Strafen zufteht und in Bezug auf Hauf: 
fugung und Verhaftung feine feſten Regeln eriftiren. Zur Erhaltung der öffentlichen Sicher 
beit, Ruhe und Ordnung if ein Corps Genddarmen (im Streligifhen: Diftrietähufaren) be— 
ftinmmt. Das Eorpg ift militäriih organiſirt, in Anfehung fpecieller Dienftleiftungen aber ven 
den Requijltionen der Civilbehörden abhängig und der Beaufjihtigung von Givilcommiffarien 
unterworfen. Auf Roſtock und Wismar erſtreckt fi die Wirkſamkeit ver Genödarmen nidt, 
obwol beide Städte, mit ihrer Einwilligung, zu den Stationdorten ded Corps gehören. 

Rechtspflege. Die Nievergerihtsbarkeit im Domanium übt der Großherzog durd tie 
Amtsgerichte, deren Mitglieder im ſchweriniſchen Domanium zugleich Verwaltungsbeamte ſind 
In den ritterfhaftlichen und übrigen Landgütern ſteht die Gerichtäherrlichkeit bei ver Gutäherr: 
ſchaft, welche dieſelbe durch einen von ihr angeftellten, in ven erften zehn Jahren feiner Amts: 
führung fündbaren Patrimonialrichter übt. Die ritterfchaftlihen Gerichtsherren find meijtens 
zu Geridtövereinen zufammengetreten. Solcher „vereinten Gerichte” gibt e8 im Schwerinifden 
für die Giviljurispietion 26, für die Griminaljurispiction 33. Im ftargardifchen Kreiſe befteht 
nur für die Griminaljurispiction ein Verband diefer Art, welchem ſämmtliche ritterfchaftlid- 
Gerichtsherren angehören. Im der großen Mehrzahl der Landftädte wird die Gerichtsbarkeit 
dur einen großherzoglihen Stadtrichter mit zwei vom Rathe beitellten Beiigern verwaltet. 
In Vormundſchaftsſachen und andern den Magiftraten vorbehaltenen Jurisdictionsfällen, aus 
über Stadtgrundftüde und die dafelbft wohnenden Berfonen fungiten die Stadtmagiſtrate ald 
Waiſen- und Patrimonialgerichte. In einigen wenigen Landſtädten haben die Magiftrate: 
gerichte die Jurisdiction, in einigen andern ift dieſelbe zwiſchen dem Magiftratögericht und dem 
großherzoglichen Stadtgericht getheilt. Die Stadt Penzlin fteht unter einem ritterſchaftlichen 
Patrimonialgeriht und die Stadt Schönberg im Fürſtenthum Ratzeburg unter dem großherzog: 
lichen Amtsgericht. Gerichte zweiter Inftanz für die Niedergerichtöfäfligen und zugleih Gerichte 
erfter Inftanz für die von der Niedergerichtsbarkeit Eximirten und nicht einem Specialgericht 
Unterworfenen find die Juſtizkanzleien (zu Schwerin, Güſtrow, Noftod, Neuftrelig). Bei ven 
drei Juſtizkanzlelen in Medlenburg: Schwerin werden außer den ordentlichen Mitglievern, welde 
unfündbar find, Kanzleiräthe mit entfcheidenver Stimme, welche zu jever Zeit aus ihrem Amt 
entlaffen werben Fönnen, vom Landesherrn angeftellt. Die höchſte für beide Oroßherzogthümer 
gemeinfame Inftanz ift dad Oberappellationdgericht. Sperialgerichte find: das Univerfitätk- 
gericht zu Roſtock, die Conſiſtorien zu Roftod und Neuftrelig, bie Militärgerichte und Hofſtaate 
gerichte. In den Sreftädten Haben die Magiftrate die Juriödictien, welche in Roſtock durch das 
Bericht, das Dbergericht (den Juſtizkanzleien parallel ſtehend), das Ehegericht, das Criminal: 
gericht, die Känmerei, daS Gewett- und Waifengericht verwaltet wird, wozu noch die Hospital 
gerichte und das Kloftergericht kommen, In Wismar Gefteht eine ähnliche Zerfplitterung dei 
Gerichtsweſens. Für ſchwerere Verbrechen ift im ſchweriniſchen Randestbeil das Criminal: 
collegium zu Bügom Unterfuhungegericht und feit 1856 zugleich Spruchbehörbe erfter Inftau;. 
In demfelben Jahre ward das geheime und Schriftliche Unterfuhungsverfahren in eine gewiſt 
Verbindung mit einem öffentlichen und mündlichen Schlußverfahren gebracht, ohne dadurch ein: 
wefentliche Anderung zu erfahren. Medlenburg gehört noch zu den Rändern, in welchen vas 
gemeine Recht gilt. In den Städten fegten fi dns Lübeckifche, fhmwerinifche und andere deutſche 
Stadtrechte feft, von melden aber in den Randftäbten nur einige vereinzelte Beftimmungen, 
namentlich über dad Güterrecht der Ehegatten und das Erbrecht, ſich erhalten haben. Für die 
Berhältniffe der Befiger von Lehnsgütern normirt ein particulariftiich außgebilvetes Lehnredt 
und für die VBerhältniffe ver Bauern ein befonderes Bauernrecht, welches für bie Nachfolge im 
Gehöft, die Abfindung der Miterben durch den Nachfolger im Gehöft, die Interiméwirthſchaft, 
das Altentheil u. ſ. w. normirt. Die Zahl der bei den Juftizkanzleien immatriculirten Adre⸗— 
caten beträgt in Medlenburg- Schwerin über 300, in Medtenburg: Strelig über 50. Die 
meiften find zugleih Notarten; außerdem gibt ed noch etwa 100 Notarien in Mecklenburg— 
Schwerin und etwa 25 in Medlenburg=Strelig, welche nicht zugleich Apvocaten find. Die 
Notarien bürfen ald Nechtöbeiftände bei den Nievergerihten fungiren. "Kür die Prüfung ver 
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Advoratur befteht eine befondere Commiſſion; die Prüfung zum Richteramt ift dem Ober: 
appellationdgericht überwiefen; die Notarien werden vom jedesmaligen Defan der Juriften- 
facultät zu Roſtock creirt und von den Juſtizkanzleien immatriculirt. Die Zudthaus- und 
Beftungsftrafe werben in einer und derſelben Landesftrafanftalt verbüßt. Gin Reglement für 
die Vollſtreckung der Strafen ward im Jahre 1851 vom Juftigminifter erlaffen und nur theil- 
weife zur Öffentlichen Kenntniß gebracht. Die Zuftimmung der Stände dafür nachzuſuchen, 
warb nicht für erforderlich erachtet. | 
Kirhenwefen; Kirdeund Staat. Nachdem im 16. Jahrhundert die lutherifche Con— 
fefiton den Sieg über das Papftthum errungen und zugleich abweichenden evangelifchen Rich— 
tungen gegenüber ihre ausfchließliche Herrichaft aufgerichtet Harte, begannen erft im 17. Jahr— 
hundert, von einzelnen Zürften begünftigt, andere Kirchengemeinſchaften fih daneben einen 
unbebeutenden Plag zu erobern. Die lutheriſche Kirche zählt in Medlenburg: Schwerin in 
6 Superintendenturen und 37 Präpofituren, unter Hinzurehnung der Kirchengemeinde zu 
Roftod und der Hofgemeinde in Schwerin, 475 Kirchen, 337 Paſtoren (mit Einfluß der 
Superintendenten) und 15 Hülfsprediger. Die 475 Kirchen bilden, da eine große Anzahl 
darunter Filialkirchen oder mit einer andern Kirche combinirt find, 331 Pfarren; von biefen 
ftehen 193 unter landesherrlihem, 94 unter ritterfhaftlihem, 8 unter ſtädtiſchem, 9 unter 
flöfterlihem und 27 unter gemifchtem Patronat. Bei der größern Hälfte der Pfarren landes— 
herrlichen und bei denen jtäbtifchen Patronats hat der Patron bei Befegung der Stellen ver 
Gemeinde drei Candidaten zur Wahl zu präfentiren ; bei den übrigen wird nur einer präfentirt, 
gegen weldhen die Gemeinde dann ein Recuſationsrecht hat. Die Einkünfte der Pfarren beftehen 
größtentheils in dem Ertrag der dazugehörigen Ländereien. Das Kirhenregiment führt der 
Großherzog ald Oberbifhof. Bis zum Jahre 1848 war die Landeöregierung auch für diefe 
Thätigkeit ded Landedheren das Organ. Im Jahre 1848 warb von Großherzog eine provis 
ſoriſche Kirhencommiffion eingefegt, mit dem Auftrag, die Auseinanderfegung der Kirche mit 
dem conftitutionellen Staat zu leiten und durch Berufung einer Landesſynode eine ſelbſtändige 
Drganijation der Kirche anzubahnen. Die Kirchencommiſſion entzog jich jedoch diefem Auftrag 
und verwandelte ih 1849 in ein ſtändiges Drgan des Oberbiſchofsamts, welches den Namen 
Oberfirhenrath annahm und aus zwei Theologen unter einem Juriften als Director befteht. 
Diefer Schöpfung liegt die Theorie zu Grunde, daß der Landesherr feine Kirchengewalt als eine 
von der landeöherrlihen Gewalt vollfonmen gefonderte führe, und daß das Organ der erftern 
eine von dem Staatöminifterium unabhängige, unmittelbar zum Oberbifhof in Beziehung 
ftehende Stellung einzunehmen habe. Das Staatsminifterium Hat nach diefer Theorie nur die 
Aufgabe, ven Anordnungen, welche der Oberbifhof durch den Oberfirhenrath trifft, die Aus— 
führung zu fihern. Die Stände haben ven Oberkirchenrath in diefer vom Staat und der poli— 
zeilichen Gefepgebung abgelöften Function bis dahin nicht anerfannt und befinden ſich feit 
längerer Zeit mit demſelben wegen verſchiedener für die firlihen Amtshandlungen der Prediger 
erlaffener Kormulare und Anweifungen in fharfem Eonflict, indem fie in den gegebenen Vor: 
fhriften Abweichungen von der medlenburgifchen Kirchenordnung erfennen, welche ohne ihre 
Zuftimmung nicht hätten erlaffen werden dürfen. Das großherzogliche Konfiftorium zu Roftod 
ift auffehende Behörde und Dieciplinargerichtöhof erfter Inftanz für die Geiftlihen und Kir— 
hendiener. Urfprünglich war es zugleich Gerichtshof für Ehefachen aus dem Domanium. Es 
befteht aus zwei Juriften und einem Theologen. Auf Roſtock und Wismar erſtreckt ſich feine 
MWirkjamkeit nit, indem hier die aus der Geſammtheit der Stadtgeiftlihen beftehenden geift- 
lihen Minifterien die Functionen des Gonjiftoriums üben. In beiden Städten beftehen auch 
befondere Ehegerichte, aus Mitgliedern des Raths und ben Hauptpaftoren zufammengefeßt.. 
Zu den Hauptgeſetzen für die Iutherifche Kirche gehören die revidirte mecklenburgiſche Kirchen 
ordnung von 1402, unverändert in den Jahren 1650 und 1855 wieder abgebrudt, und bie 
Gonfiftorialorpnung von 1570. In Medienburg:Strelig hat die lutherifche Kirche, mit Ein- 
ſchluß von acht Pfarren im Fürſtenthum Rageburg, 45 Pfarren landeöherrlihen und 17 ritter- 
ſchaftlichen Patronats, deren Baftoren jieben Präpofituren bilden. Dem dortigen Gonfiftorium 
ift eine ähnliche Stellung wie in Medienburg: Schwerin dem Oberkirchenrath angemwiefen 
worben, was gleichfalls zu noch unerledigten Neclamationen ver Stände Anlaß gegeben hat. 
Eine reformirte Gemeinde mit noch nicht 200 Seelen gibt e8 in Bützow; römifch:Fatholifche 
Gemeinden in Schwerin und Ludwigsluſt mit etwa 900 Seelen und drei Baftoren. Die Union 
zwifchen Rutheranern und Reformirten und die Theilnahme der einen an . Abenpmapls- 
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genuß der andern ohne vorgängigen fürmlichen Übertritt ift unterfagt. Die Juden hatten 
infolge einer ſchauerlichen Verfolgung am Ende des 15. Jahrhunderts das Land vollitändig 
geräumt und find erft im 17. und 18. Jahrhundert wieder eingemandert. Ihre Zahl iſt in 
Medlenburg: Schwerin im Abnehmen begriffen, da fie bereitd 1830 fih auf 3124 belief, 1840 
auf 3211 und jegt nur auf 3121, welche in 42 Gemeinden unter einem Landesrabbiner und 
einem Oberrath zu Schwerin ftehen. In Strelig bilden die Juden vier Gemeinden mit etwa 
500 Seelen. 

Die Stände empfingen im Jahre 1621 die landesherrliche Zufiherung, daß in Mecklenburg 
das evangelifch-lutherifche Befenntnigan Kirchen und Schulen unverändertin Doctrin und Eultus 
aufrecht erhalten werden folle, und ungeachtet aller fpätern wölferrechtlichen Vereinbarungen 
über Gleichftellung der hriftlichen Confeſſionen bat die lutherifche Kirche ſich ald eine pririlegirte 
Kirchengemeinſchaft zu behaupten gewußt, neben welcher die andern nur geduldete find. Die 
dur Art. 16 der deutſchen Bundesacte allen hriftlichen Religionsparteien zugeſicherte leid: 
heit ver bürgerlichen und politiſchen Rechte erleivet mehrfache Ausnahmen und Beihränfungen. 
Die Mitglieder ver höchften Behörden, ver Magiftrate in den Städten u. f. w., alle, welche ein 
richterliches Amt oder ein Lehramt an der Univerfität und den Öffentlihen Schulen bekleiden, 
müffen der Landeskirche angehören, Nur bei den Mitgliedern des Oberappellationdgerichts 
gilt ausnahmsweise jhon das hriftliche Befenntniß im allgemeinen ald genügend. Ferner find 
die fländifchen Ämter der Mitglieder des Engern Ausfhuffes und der Amtsbeputirten an das 
Lutheriiche Befenntniß gebunden. Die Juden, welde fhon einmal (im Jahre 1813)_eine febr 
freie politifhe Stellung erlangt hatten, namentlich auch die Befugniß, Landgüter Fäuflich zu 
erwerben, wurden auf Betrieb der Stände 1817 wieder in ihre alte Lage zurücverfegt, aus 
welcher die Landesregierung jie jedoch im abminiftrativen Wege jpäterhin wieder emporzubeben 
ſich angelegen fein ließ. Durch die Umgeftaltung der Stadtverfaffungen haben fie in einzelnen 
Städten volled Bürgerrecht erlangt; indeffen wird ihnen neuerdings von der Regierung dat 
Recht, ſtädtiſches Grundeigenthum zu eriwerben, beftritten. Die Städte Roſtock und Wismar 
halten ihren Grundfag, ven Juden die Nieverlaffung zu verweigern, unverändert aufrecht. 

In Medienburg: Schwerin bat ih unter dem Einfluß des Oberkirchenraths und feiner 
Seele, des Dr. Theodor Kliefoth, und unter Mitwirkung der Staatöregierung über die Kirchen: 
diener eine ftarre und äußerliche Iutherifche Orthodoxie gelagert, durch welche zwiſchen Geiftlich- 
feit und Bolf eine tiefe Kluft entflanden ift und jede freie Regung des hriftlichen Gemüthslebens 
ertöbtet wird. Perſönlichkeiten wie ver Profeffor Baumgarten in Noftod, welche vem Baftoren: 
thum gegenüber das Recht ver hriftlichen Gemeinde vertreten, paflen in ven hierarchiſchen Me- 
chanismus nit und werden als ftörende Elemente ausgeſchieden. Die jüngern Generationen 
der Geiftlichkeit, zu einem großen Theile von außen refrutirt, helfen ſich über wiſſenſchaftlich⸗ 
. Schwierigkeiten mit angelernten Glaubensfägen von Dogmatifern der Vorzeit leicht hinweg 
und die ältern Generationen halten ſich mit ihrer abweichenden Überzeugung fo ftill wie möglid. 
In Mecklenburg-Strelitz waltet im Kirhenregiment ein milderer Geift, aber aud dort leidet das 
firchliche Leben der Gemeinden unter der unentwidelten Geftalt der Kirhenverfaffung und ver 
Unfelbftändigfeit der Gemeinden. 

Der Charakter des Ganzen ift auch dem kirchlichen Vereinsweſen aufgeprägt. Es befteb: 
ein Berein für die evangelifch-Iutherifche Miffion unter ven Heiden in Schwerin, ein Haupt: 
verein für innere Mifjton in Roſtock, Rettungshäufer zu Gehlsdorf bei Roftod und zu Ratten 
bei Friedland, Bibelgeſellſchaften, ein Zweig-Guſtav-Adolf-Verein in Medlenburg-Strelig und 
ein „Gotteskaſten“ für bevrängte (lutheriſche) Glaubensgenoſſen in Medlenburg- Schwerin 
Unter den neuern lokalen Stiftungen ift das Stift Bethlehem in Ludwigsluſt ald Krankenhaus, 
Waiſenhaus und Diakoniffenanfalt Hervorzuheben. Unter ken aus dem Mittelalter ftammen- 
den Stiftungen find die drei im Jahre 1572 den Ständen zur „„Hriftlihen Auferziehung der 
inländifhen Jungfrauen“ überwieſenen Klöfter durch ihren Reichthum ausgezeichnet. Sie er- 
füllen aber weber einen kirchlichen no einen Wohlthätigkeitszweck, fondern find weſentlich eine 
Schatzkammer für die Familien des eingeborenen Aveld geworben, deſſen Töchter ohne Rũckſich 
auf Hülfsbepürftigkeit Penfionen aus den Mitteln der Klöfter beziehen. Diefe Benfionen be: 
tragen, nach dem Alter ver Einſchreibung, 35, 70, 140 und 210 Thlr. und kommen 373 abe: 
lien und nur 13 bürgerlichen Jungfrauen zugute. Die 59 Percipientinnen der höchſten Geld 
bebung haben zugleich im Klofter Wohnung und erhalten außerdem Feuerung, Getreide, Wild 
Fiſche u. ſ. mw. geliefert. Die Summe der baaren Verwendungen beträgt 39305 Thlr. Courant, 
woran die Jungfrauen bürgerliden Standes nur mit 1750 Ihlrn. betheiligt find. Zufammen 
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mit dem Werth der Naturalbebungen ftellt ſich die jährliche Einnahme der Gonventualinnen auf 
circa 45000 Thlr. Das eine der beiden Klöfter ftellt außerdem noch beiden Großherzogen neun 
Venſionen im Gejammtbetrag von 2200 Thlrn. zur Verfügung, woran gleichfalls faft aus: 
ſchließlich adeliche Damen participiren. Auch gewährt die von den Städten geübte Verwaltung 
hauptfählih den Mitgliedern ver Ritterihaft aus dem eingeborenen Adel und daneben einigen 
Bürgermeiftern noch anderweitige, namentlid für die zu Klofterhauptleuten ermählten Ritter 
fehr bedeutende Vortheile. 

Schulweſen; Anftalten und Vereine fürwijjenihaftlideund Bildungs: 
zwecke. In Medlenburg: Schwerin betrug im Jahre 1859 bie Zahl der Landſchulen 1132, 
wovon 575 auf dad Domanium und 557 auf die ritterfchaftlihen, klöſterlichen und ſtädtiſchen 
Landgüter famen. Mit einer großen Zahl Landſchulen im Domanium find Induſtrieſchulen 
verbunden. Die Lehrer an ven Domanialſchulen empfangen ihre. baare Bejoldung, melde fi 
nad der Schülerzahl beftimmt, aus der Amtsſchulkaſſe, zu welder alle Amtsinfaffen, auch die— 
jenigen, welche feine ſchulpflichtigen Kinder haben, gewifle Beiträge zu leiften verpflichtet find. 
Für je 50 Schüler wird ein Lehrer angeftellt. Es wird dahin geftrebt, vie Befoldung der zweiten 
und dritten (unverbeiratheten) Lehrer überall auf 120 THlr. zu bringen. Unterrichtögegenflände 
jind Religion und Leſen; von dem Lehrer hängt ed ab, ob er audi noch Schreiben, Rechnen, in 
der Spradlehre und Weltfunde unterrichten will. Als Bildungsanftalt für die Schullehrer im 
Domanium befteht dad im Herbft 1862 von Ludwigsluſt nad) Neuflofter verlegte und gleich: 
zeitig reorganifirte großherzoglihe Schullehrerjeminarium und ein damit verbundened „Präpa- 
randum“. In legtered werden junge Leute im funfzehnten Lebensjahre aufgenommen. Nah 
Beendigung eined dreijährigen Eurfus werben diefelben auf drei Jahre ald „Aſſiſtenten““ ver- 
wendet; alddann find jie verpflichtet, einen zweijährigen activen Militärdienft zu leiften, worauf 
fie zu einem zweijährigen Curſus in dad Seminar zurüdfehren. Zu der Prüfung, welde nach 
Ablauf diefer Zeit ihre Anftellung bevingt, können auch ſolche Ajpiranten des Schulamt zuge- 
laffen werden, welche nicht im Seminar ausgebildet find. Sowol die Präparanden ald auch die 
Seminariften follen nur in einem Theil ihrer Zeit mit dem eigentlichen Unterricht beichäftigt 
werben, in dem übrigen Theil aber mit Haus- und landwirthſchaftlichen Arbeiten in Garten, 
Feld und Wieſe, mit Nußarbeiten in Holz u. ſ. w. Im ritterfchaftlihen Gebiet werben bie 
Lehrer von der Gutsherrſchaft und zwar auf Kündigung angeftellt. In den Kirch- und Pfarr- 
dörfern haben die Küfter zugleich die Schule zu verſehen; für die übrigen Lehrer gilt, daß fie vor 
dem Präpofitus eine Prüfung beftanden haben müflen. Für die Nebenftunden ift dem Lehrer 
der Betrieb eines nicht ftörenden Handwerks geftattet. Ein Seminarium für ritterfehaftlice 
Schullehrer ward im Jahre 1855 im Klofter Dobbertin errichtet; doc) ind die Gutsherrſchaften 
bei der Anftellung der Lehrer nicht auf die Jünglinge ded Seminar bejhränft. Die Einnahme 
der Kehrer befteht in 1 Schill. 2 Pf. pro Kind und Woche, freier Wohnung und einigen fonfligen 
Naturalleiftungen, für welde ein Minimum gejeglich feftgeftellt ift. In den Städten ifl das 
Schulweſen Gommunalfadhe. Dur Vereinbarung der Landesherrſchaft mit einzelnen Städten 
find Schulordnungen eingeführt, welche nicht einfeitig abgeändert werben dürfen. Die Stellen 
des erften und zweiten Lehrers an den ftäbtifchen Schulen (des Rectors und Gonrectors) find 
für Candidaten der Theologie refervirt, die untern Stellen find theilmeife mit untern Kirchen: 
ämtern vereinigt. Die Aufjicht über die Landſchulen führt der Ortögeiftlihe, über die Stadt— 
ſchulen der Magiftrat. Aus den mit den Militärrefruten angeftellten Prüfungen hat ſich 
ergeben, daß nad einem vierjährigen Durchſchnitt 12 Proc. der eingeftellten Rekruten nicht 
Gedrucktes, 44 Proc. nicht Geſchriebenes lefen, 40 Proc. nicht ſchreiben und 45'/, Proc. nicht 
rechnen konnten, und daß in allen diefen Gegenfländen ver Schulbildung die aus den ritterfchaft: 
lichen und Kloſterortſchaften ſtammenden Rekruten die nievrigfte Stufe einnahmen. Gymnaſien 
und Realſchulen landesherrlichen Patronats beftehen in Schwerin, Parchim und Güſtrow, des: 
gleichen ſtädtiſchen Patronats in Noftod und Wismar. Die Univerfität zu Roſtock, geſtiftet 
1419, wird faft nur von Medlenburg:Schwerinern befudt. Sie zahlt 24 ordentliche, 4 außer: 
orbentliche $Brofefloren, 5 Privatbocenten und 148 Studenten und wird mit einem Koſtenauf— 
wand von circa 40000 Thlrn. aus landesherrlier Kaffe und durch einige eigene Bonds unter: 
halten. Specialunterrictsanftalten find die landesherrliche Navigationsfhule zu Wuftrow 
und die ftäptifche zu Roſtock, beide in Verbindung mit Vorbereitungsfhulen. Cine dritte 
Navigationdfhule, melde die Stadt Wismar unterhielt, ift neuerdings eine bloße Vorberei: 
tungsſchule geworden. In den meiften Städten beftehen für Handwerksgeſellen und Lehrlinge 
Gewerbſchulen, die aus dem ftädtifchen Induftriefonds Unterftügung erhalten. Ein Taubftum- 
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meninftitut befinvet ſich zu Ludwigsluſt und die Erritung einer Blindenunterrichtsanſtalt wir 
beabjichtigt. 

In Meitlenburg-Strelit ließ fi der Großherzog Georg die Hebung des Schulmwefend im 
Domanium fehr angelegen fein. Die Zahl der Lanpfhulen beträgt 231, wovon 54 auf dat 
Fürſtenthum Napeburg fommen. Unter jenen 231 find 164 landeöherrlihen, die übrigen 
ritterfhaftlihen Patronatd. Zu Mirom befteht ein landesherrliches Schullehrerfeminarium. 
Gymnaſien gibt e8 zu Neuftrelig, Neubrandenburg und Friedland, von denen die beiden erſt— 
genannten mit Realſchulen verbunden find. Das Gynınafium zu Neuftrelig ift landesherrlichen, 
die beiden andern find ftädtifchen Batronats. 

An wiffenfhaftlichen Vereinen find zu nennen: der Verein für mecklenburgiſche Geſchichte 
und Alterthumskunde in Schwerin, der Berein der Freunde der Naturgefhichte in Mecklenbutg 
der Verein mecklenburgiſcher Thierärzte, der im Jahre 1862 zu Noftod begründete und die 
Nahbarftaaten mitumfaffende Verein baltifcher Arzte. Unter ven öffentlichen Bibliotheken find 
die bedeutendften: die Univerſitätsbibliothek und die Bibliothek der Ritter: und Landſchaft zu 
Roſtock, die Regierungsbibliothef zu Schwerin, die großherzogliche Bibliothek zu Noftod. Buch⸗ 
bandlungen gibt ed in Medlenbnrg: Schwerin 18, in Medlenburg-Strelig 5; Buchdruckereien 
in erfterm 21, im legterm 5. An Zeitungen und Zeitſchriften erſcheinen in Meckienburg- 
Schwerin 33, davon 3 wöchentlich ſechsmal, 1 viermal, 5 dreimal, 12 zweimal, 5 einmal 
3 monatlich einmal, 1 jährlich ſechsmal, Sin unbeftimmten Zeiträumen ; inMedlenburg-Strelig 
erſcheinen 8 Zeitungen und Zeitſchriften, davon 1 wöchentlich dreimal, 3 zweimal, 1 einmal, 
1 jährlich ſechsmal, 2 in unbeftimmten Zeiträumen. Die Gefepblätter für Mecklenburg: 
Schwerin, für die Herrfhaft Stargard und für das Fürſtenthum Nageburg find in den ange: 
gebenen Ziffern mitbegriffen. . 

Das Turnen bildet bidjegt feinen obligaten Theil des Unterrichts, wird aber unter Begün— 
ftigung der Schulpatronate an den Gymnaſien des Landes betrieben. Non den Bürgerfchulen 
bat e8 erft die zu Schwerin eingeführt. Im Jahre 1861 bildeten fi an mehreren Orten Mär: 
nerturnvereine und haben fid) feitvem über die meiften Städte verbreitet. 

Medicinalmwefen. Als technifch berathende und ald medicinifche Prüfungsbebörde und 
zugleich ald Auffihtsbehörde über ſämmtliche Medicinalperfonen ded Landes ward für Mecklen— 
burg: Schwerin im Jahre 1830 eine Medicinalcommiffion erridtet. Ihre Mitglieder find: 
fünf Profefforen der Medicin und der Profeffor der Chemie zu Roſtock nebft einem Vharma— 
ceuten ald Affeffor. Sie fteht unter der zur Zeit dem Juflizminifterium affiliirten Abtbeilung 
für Medicinalſachen. Cine analoge Stellung nimmt für Medlenburg:Strelig das Medicinal: 
collegium ein, welches aus einer Anzahl praftifcher Arzte zufanımengefegt ift. Zur Verrichtung 
der gerichtlich= und polizeilich- mediciniſchen Geſchäfte find in beiven Großherzogthünern Kreis: 

phyfici beftellt, die eine befondere Prüfung beftanden haben müffen, und diejen zur Seite fteben 
als Krelschirurgen Wundärzte oder Arzte, die in der gerichtlihen Mebicin befonders geprüft 
find. Diefer Kreisphufifate gibt ed in Medlenburge Schwerin, mit Ginfhluß von vier Stabt: 
phnfifaten (in Roflod, Wismar, Parchim und Güftrow), 16, in Medienburg:Strelig 8. Im 
Jahre 1862 zählte man in Mecklenburg: Schwerin, 191 ausübende Ärzte, 33 Wundärzte, 
19 Zahnärzte, 56 Thierärzte und 64 Apotheker. Die Arzte verbielten ih zur Bevölkerungs 
zahl wie 1 zu 2888, die Wundärzte wie 1 zu 16720, die Zahnärzte wie 1 zu 29040, die Ayo: 
thefer wie 1 zu 8621. Im Jahre 1830 waren biefelben Zahlen in derſelben Reihenfolge: 
13u 2971, 13u5098, 1 3u 56083, 1 zu 7735. Durd ein landesherrliches Publicandum 
vom 28. Nov. 1855, betreffend „den geiftlihen Beruf der Hebammen‘, jind die Ortsobrigkeiten 
angewiejen worden, auch in Betreff des gottesfürdtigen Sinne der Hebammen vor deren Gon- 
ceffionirung Erfundigung einzuziehen, da fie nicht blos unter Umſtänden die Nothtaufe zu ver: 
rihten, fondern nad einer an manden Orten beftehenden Sitte auch über dad neugeborene 
Kind ein Gebet und den Segen zu ſprechen haben, auch ihr Beruf ed mit ſich bringe, daß fie ven 
Gebärenden und Wöchnerinnen mit religiöfer Tröftung und Ermuthigung beiftehen. In Med: 
lenburg-Strelig waren im Jahre 1859: 33 Arzte, 32 Wundärzte (8 erfter, 24 zweiter Klaſſe) 
2 Zahnärzte, 18 Ihierärzte, 14 Apotheker und 59 Hebanımen. An Medicinalanftalten fin? 
zu nennen: die Seebadanftalten zu Dobberan (nebft Stahlbad dafelbft), Warnemünde und Bol: 
tenhagen, das Stahlbad zu Goldberg, das Solbad zu Sülz, mehrere Wafferbeilanftalten, vie 
großherzogliche Irrenheilanftalt zu Sachfenberg bei Schwerin und die dazugehörige. Bilege- 
anftalt für unheilbare Geiſteskranke zu Dömig, die ſtädtiſche Irrenheil- und Pflegeanftalt zu 
Roftod. Am 1. Nov. 1862 war die Zahl der Kranfen in den Irrenanftalten zu Sachſenberg 
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264, zu Dömig 125, zu Roftod 86. Stabtkrankenhäufer beftehen in den größern und einigen 
fleinern Städten ; eine allgemeine Hebammenlehranſtalt befindet fich in Noftod. 

Bundescontingent. Nah der Bundesmatrifel ftellt Mecklenburg = Schwerin 5697, 
Medienburg: Strelig 1197 Mann. Grflered unterhält 412, Bataillone Infanterie, 1 Regi- 
ment Gavalerie, 2 Batterien Sußartillerie, 1 Abtheilung Pionniere; legtered 1 Bataillon 
Infanterie und 1 Batterie Bußartillerie. Die Refrutirung ruht auf dem Syftem der Aus: 
lofung und Stellvertretung. Für dad Haupt: und Nefervecontingent werden in Mecklenburg— 
Schwerin jährlih 1085 Mann (darunter ald Erfag des außerorbentlichen Abgangd 150 Mann) 
und ald Kriegderfag (feitder Erhöhung des Erfageontingents von ein Sechdtel auf ein Drittel im 
Jahre 1861) 232 Mann ausgehoben, außerdem zu Noncombattanten 98 Mann. Die Dienftzelt 
ift eine ſechsjährige, doch tritt nad zwei Jahren Großbeurlaubung ein. Die beiven Eontingente 
gehören zu der zweiten Divifion ded 10. Bundesarmeecorpd. Ohne Rückſicht auf dieſen 
Eorpäverband hat im Jahre 1850 das ſchweriniſche Kontingent den Namen einer Diviflon ans 
genommen und auch feitvem beibehalten. Ald Gommandeure des ftreligifhen Contingents find 
in neuerer Zeit beurlaubte preußiſche Offiziere zur Verwendung gefommen ‚ weldhe ihr Avance—⸗ 
ment in ber preußiſchen Armee behalten und nach Verlauf einiger Jahre in dieſelbe zurücktreten. 
In Schwerin beſteht eine Militärbildungsanſtalt, in welcher die Jünglinge zunächſt für das 
Porter peefaͤhnrich⸗ Gramen, ſodann nach einem dazwiſchenfallenden fünf: bis ſechsmonatlichen 
Dienſt bei der Truppe für das Infanterie- und Cavalerieoffiziers-Examen vorbereitet werben. 
Der Curſus für die erfte Abtheilung dauert zwei Jahre, der für die leptere zehn Monate. Ein 
neues Militärgejegbuh ward in Medlenburg- Schwerin im Jahre 1855, in Mecklenburg: 
Strelig 1859 erlaffen. Über die Einquartierung beftimmt ver Landesvergleich, daß die Ritter: 
haft von derfelben ganz frei und die Städte nur verpflichtet fein follen, der Infanterie „Obdach 
und Lagerſtatt“ zu gewähren. Die Bejagung der Stadt Roſtock darf vertragsmäßig in Brie- 
denözeiten nicht höher als 500 Dann fein. 

Das Haudgefeg vom 23. Juni 1821 Hat durd die Beſtimmung, daß die Militäreffeeten 
ausſchließlich zum Erbtheil des Nachfolgers in der Regierung gehören, alſo nicht zur Theilung 
kommen jollen, Anſprüchen vorgebeugt, welche in einem Batrimonialftaat allerdings nicht außer- 
halb des Bereich der Möglichkeit lagen. 

Bertheilung des Grundeigenthums; Befigverhältniffe der Landbevöl— 
ferung. Außerhalb ver Städte und Stabtfelomarfen gibt ed feine andern freien Grundeigen⸗ 
thümer als die Landesherrſchaft, die Rittergutsbeſtter, die ſtädtiſchen Communen und eine An⸗ 
zahl Stiftungen. 

In Mecklenburg-Schwerin umfaßt der Grundbeſitz der Landesherrſchaft 105,76 Quadrat⸗ 
meilen, wovon 97,2 auf dad eigentliche Domanium und 8,:6 auf die incamerirten Güter fommen. 
Die ritterfhaftlihen Güter ohne die Incamerata umfaffen 103,97, die Städte mit ihren Käm— 
merei= und Stiftungsgütern 26,45 (nämlich die Landſtädte 20,76, Roftod 4,2 und Wismar 1,17) 
und die Güter der drei Landesklöſter 7,94 Quadratmeilen. Der Flächeninhalt des Domaniums 
beträgt hiernach O,433, der Flächeninhalt der ritterfchaftlihen Güter 0,85, der Städte 0,108 und 
der der Landestklöſter 0,083 Quadratmeilen von dem Flächeninhalt ded ganzen Landes. In Med: 
lenburg:Strelig enthält dad Domanium (mit Einfluß von mehr ald 2 Duadratmeilen an in: 
camerirten Gütern) ungefähr 33 Quadratmeilen, davon 6/, im Fürſtenthum Ratzeburg, die 
Nitterfchaft des ſtargardiſchen Kreifed 11 Quadratmeilen; ver Reſt von ungefähr 5 Qua: 
dratmeilen fällt auf die Städte und deren Güter-und auf die drei Rittergüter im Fürftenthum 
Napeburg. 

Das alte Maß für die Befimmung der Größe der Landgüter ift die Hufe, welche zur Zeit 
des Landeövergleihs von 1755, wie fchon bemerkt, zu 300 Scheffel Ausfaat angenommen, in 
Mecklenburg: Schwerin aber feit dem Jahre 1809, wo die Steuerfreiheit der einen Hälfte der 
ritterfchaftlihen Hufen aufhörte, zu 600 Scheffel gerechnet wird. Für die Pfarrhufen, welde 
an der Steuerfreiheit der einen Hälfte der Hufen feinen Theil hatten, und für die ſämmtlichen 
ritterfchaftlihen Hufen in Medlenburg:Strelig, wo die Steuerfreiheit der einen Hälfte der Hufen 
bei Beftand blieb, hält die Hufe nur 300 Scheffel Ausfaat. Bei ver Vermeſſung und Boni— 
tirung der vitterfchaftlichen Güter, welche im Jahre 1756 begann und 1778 durch die Aufftellung 
eines Katafters beendigt und 1785 noch berichtigt ward, wurden nad) ber verfchiedenen Güte 
des Bodens ſechs Aderklaffen (von 75 — 300 Duadratruthen auf den Scheffel Ausfaar), vier 
Miefenflaffen (von 1— 300 Quadratruthen auf ein Bauernfuber Heu) und ſechs Weide: 
flaffen (von 1— 500 Duadratrutben gleich einem Sceffel Ausfaat) angenommen. Gin 
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Fuder Heu ward gleich zwei Scheffel Ausſaat gerechnet. Gärten ſollten wie Ader abgefdhäz: 
werden. Beiden Holzungen warb nur der Graswuchs und die Nugung ald Weide berückſich 
tigt und bei den Gewäflern ein reiner Pachtertrag von 120 Thlen. einer Hufe gleichgerechnen 
Nicht zur Bonitirung gezogen wurden die Hof- und Dorfftellen, Luftgärten, Teiche, Gräben, 
Mege und Unbraudbares an Sandſchollen, Mooren u. ſ. w. Danach tft ver Flächeninhalt ver 
Hufen fehr verfchieden. Die durchſchnittliche Größe derfelben beträgt 85483,37 mecklenburgiſche 
oder 130646195 preußifche Quadratruthen gleich 725,81 preußiſchen Morgen zu 180 preußiſchen 
Duadratruthen. Da das Areal im Verhältniß zur Ausſaat fhon bei der Klaſſeneintheilung 
des Aders ſehr reichlich bemeffen war und ſeitdem durch Trordenlegung von Seen und Sümpfen, 
Ausroden u. ſ. wm. das Maß der Ausfaat auf vielen Gütern wefentli vermehrt bat, fo bat dir 
alte Hufeneintheilung faft nur noch ald Norm der Befteuerung eine Bedeutung, während mar 
in landwirthfchaftlicher Beziehung nad der wirflihen Zahl von Laft Ausfaat zu rechnen und 
dabei für die Laſt von 96 Scheffeln ein Areal von 6000 Quadratruthen anzunehmen pflegt. 

Der Hufenftand des ſchweriniſchen Domaniums, abgefehen von den incamerirten &ütern, 
ward ohne vorgängige Bonitirung, nur um einen Mapftab für die nah Hufen aufzubringenten 
Steuern zu haben, zu 2606 Y, Hufen angenommen. Dazu fommen 77%, Hufen in der Herr: 
haft Wismar, und an incamerirten Gütern 243%, Hufen. Das eigentlihe Domanium 
beträgt hiernach 2684 Hufen, welche mit Einfluß von 2,426711 Quadratruthen an geift: 
lichen Grundftüden, einen Fläheninhalt von 225,149157 Quadratruthen haben. Bon den 
incamerirten Gütern gehören 83?/,, von dem eigentlichen Domanium 146, im ganzen 229°, 
Hufen, nebft 1,662369 Duadratrutben an Korftgrund, zu den großherzogliden Haus halte 
gütern, welche mit den Domanialämtern nur rückſichtlich der Juſtiz-, Volizei- und Curaiel— 
pflege verbunden find, in öfonomifcher Beziehung aber unter getrennter Berwaltung ſtehen. 

Für Medlenburg:Strelig fehlt ed an einer Nahmeifung ded Domanialhufenftandes. 

Die Ritterfchaft ſchweriniſchen Randesantheild hat mit Einfluß aller zum ritterjchaftlichen 
Katafter fteuernden Güter einen Hufenftand von 3745°/, Hufen (320,129562 mecklenburgiſchen 
Duabratruthen),; melde ji auf 1007 Hauptgüter vertheilen. Bon diejen fallen auf 69 inca— 
merirte Güter die jhon erwähnten 243%, Hufen. Die übrigen 938 Hauptgüter mit 3502"/, 
Hufen vertbeilen ſich wie folgt: 2 Fürften beſitzen 9 Güter mit 51 Hufen, 30 Grafen 75 
Güter mit circa 514 Hufen, 272 Freiherren und fonjtige Adeliche 364 Güter mit circa 1507 1/, 
Hufen, 314 Bürgerliche 358 Güter mit circa 1057 Hufen, 12 geiftlihe Stiftungen 84 Güter 
nit 234"/, Hufen (darunter die drei Landesklöſter 44 Güter mit 160 Hufen, bie roftoder Hospi- 
talien 15 Güter mit 37 Hufen), 17 weltlihe Gommunen 42 Güter mit 112 Hufen (darunter 
die Stadt Roſtock 13 Güter mit 46 Hufen), 6 Bauernfhaften 6 Güter mit 26Y, Hufen. Die 
Zahl der Gutsherren ift hiernach 654. 

Die Ritterfchaft des fargardifchen Kreifes hat mit Einſchluß von 234, Pfarrhufen einen 
Hufenbeftand von 471", Hufen, melde ih auf 99 Hauptgüter vertheilen. Darunter befinden 
ih 22 incamerirte Güter mit 82 Hufen. Die übrigen 77 Hauptgüter vertheilen ſich wie folgt: 
2 Grafen und 36 fonftige Adeliche befigen 50 Güter mit 280 Hufen, 24 Bürgerlide 24 Hüter 
mit 92 Hufen, 1 geiftlihe Stiftung 1 Gut mit 31, Hufen, 1 weltlihe Gommune 2 Güter mit 

13%/, Hufen. Die Zahl der Gutöherren ift iernad 66. 

Im Fürſtenthum Rageburg gibt e8 drei Nittergüter, welche jedod weder vermeflen nos 
bonitirt find, auch Feine Hufenfteuer, jondern jtatt deſſen eine mäßige fefte Abgabe zahlen. 

Die meiften ritterfchaftlihen Güter —— ein Areal von 2— 400000 Quadratruthen. 
Es gibt aber auch Güter, welche 1—1/, Mill. Ouadratruthen groß find. Nah Hufen berechnet 
ift die durchſchnittliche Größe 3, —4 Hufen; viele Güter enthalten aber aud) 5—9 Hufen, um 
einige mehr als 9 Hufen, darunter eins von 46", Hufen. Mehrere avelihe Gutäherren ver- 
einigen über 24 und einzelne jelbft über 50 Hufen in ihrer Hand. 

Die drei Nittergüter im Nageburgifchen find Alodien. Bon den Gütern des ſtargardiſchen 
Kreijed jind 87 Lehen und 12 Alodien. Bon den 1007 Gütern im fchmerinifchen Landesıheil 
find 619%, Lehngüter und 387/, Alodien. Die Kehngüter find mit Ausnahme von vier Kun- 
fellehen landesherrlihe Mannlehen. Gine Berallgemeinerung der Alodification wird durd vie 
Koften (3 Proc. von Gutswerth, zum Theil nod in Verbindung mit einer jährliden Recogni- 
tion) ſowie bei den alten (nicht von dem Beſitzer neuerworbenen) Lehen durch die erforderliche 
Einhelung der Einwilligung der Agnaten erſchwert. Auch ftehen ihr die Grundfäge der jegigen 
Regierung In Schwerin entgegen, welde vor einigen Jahren felbft ven Verſuch machte, das meck 
lenburgiſche Lehnrecht in der Form einer Declaration zu Gunſten einer größern Stabilieä: 
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des Grundbeſitzes abzuändern. Die Zahl der Hauptgüter hat ſich durch Erhebung von abhän: 
gigen Gütern oder Gutstheilen zu ſolchen feit dem Jahre 1814 von 960 auf 1007 und die 
Zahl der Alodien gleichzeitig von 307 auf 387 %/, vermehrt. Die Vermehrung der Hauptgüter 
ſchreitet aber nicht in demfelben Maße fort, da theils erſchwerende Beflimmungen erlaffen wor: 
den find, theils die fortfchreitenden Fideicommißſtiftungen ein Hinderniß bilden. Gin Hauptgut, 
von weldem ein Theil abgezweigt wird, muß mindeſtens zwei Hufen behalten, und bei einem 
neuzuerrichtenden Hauptgut muß ein Areal von zwei Hufen nadgewiefen werben. Auch ifl 
gegen Zerfplitterung dadurch Borfehr getroffen, daß nicht mehr als zwei Hufen von einem Gute 
zur Einrichtung von Erbzinsftellen weggegeben werden dürfen, und daß weder zu diefen noch zu 
einem andern Zweck ein Hauptgut weiter als bis auf zwei Hufen verfleinert werben darf. Fidei— 
commißftiftungen, welche mit der Wirkung bedingter oder unbebingter Veräußerlichfeit, auch 
gänzlicher oder partieller Unverfchuldbarfeit landesherrlich beftätigt find, finden fi in 54 Lehn— 
und 33 Alodialgütern. in landesherrliches Vorfaufsrecht befteht bei 40 Gütern, eine Reſer— 
vation der hohen Jagd bei 84, reine Berpflihtung zur Erneuerung der Lehnbriefe oder der 
Alodialitätserflärung in allen Beränderungsfällen bei 53, eine jährliche Abgabe zur Alodia— 
litätörecognition bei 100, eine Verpflichtung zur Zahlung ver fogenannten Königäbede bei 
95 Gütern, und vier Alodialgüter find verpflichtet, in Veräußerungsfällen ven landeöherrlichen 
Conſens dazu nachzuſuchen. Der Verfauf von Eichen und Buchen aus den Waldungen ver 
ritterfchaftlichen Güter ift an den landedherrlichen Gonjend gebunden. Doc geftattet ver Lan— 
deövergleich die jährliche Faͤlung von 12 Eichen und 50 Buchen ohne Einholung folden Con— 
fenjes, und diefed Privilegium ward im Jahre 1860 auch auf die Alodialgüter ausgedehnt. 

Der Durchſchnittspreis der Hufe bei Verkäufen war in ven Jahren 1850—54 für Yehn: 
güter 31544 Thlr. und für Alodien 31689 Thlr. Die durchſchnittliche jährliche Zunahme des 
Verkaufswerths einer Hufe betrug nad) einem fünfundachtzigiährigen Durchſchnitt aus ven 
Jahren 1770— 1854 jährlich bei Lehngütern 258 und bei Alodien 282 Thlr. In ſämmtlichen 
ritterfchaftlihen Gütern waren im Frühling 1834 an Schulden 23,855994 Thlr., im Frühling 
1849 aber 36,563786 Thlr. intabulirt; die Zunahme betrug alſo 53°/, Proc., während ver 
Berkauföwerth der Güter in derjelben Zeit fih nur um 17 Broc. hob. 

Die Bewirthſchaftung geihah in älterer Zeit fowol im Domanium wie in der Ritterfcaft 
und den übrigen Landgütern faft ausſchließlich durch Bauern, welche unter ver Verpflihtung zu 
gewiſſen Dienftleiftungen ihre Hufen in erblihem Beilg hatten. Später entſtanden durd Ein: 
ziehung und Zufammenlegung von Bauernländereien größere Höfe, die im mecklenburg-ſchwe— 
rinifhen Domanium feit vem Jahre 1805, im medlenburg = ftreligifhen Domanium erft ſeit 
einigen Jahrenan die Meiftbietenden auf einen geiviffen Zeitraum —— 21 Jahre) verpachtet 
werden. Andererſeits befeſtigte ſich der bäuerliche Beſitz durch übergang in ein Erbpachtver— 
hältniß. Als kleinere Erbpächter entſtanden die Büdner und die Häusler. Neben dieſen Grund— 
befigern gibt es verſchiedene Klaſſen von ländlichen Tagelöhnern. 

Infolge des Beſtrebens der ſchweriniſchen Regierung, den Grundbeſitz mehr und mehr zu 
parcelliren und zu befeſtigen, hat ſich die Zahl der größern Pachthöfe in dem Zeitraum von 
1847—62 von 271 auf 252 vermindert. Gleichzeitig verminderten ſich die Bauerſtellen von 
4586 auf 4133, wogegen jich die Erbpadhtftellen von 832 auf 1308, die Büpnerftellen von 
6669 auf 7266 und die Häuölerftellen von 3 auf 2468 vermehrten, Daneben gibt ed im 
fhmwerinifhen Domanium gegen 700 theils erbliche, theilsin Zeitpacht ftehende Mühlen, Schmiede 
und Krüge, 47 Ziegeleien und 79 Zifchereien, weldye ſämmtlich mit Fleinen Landwirthſchaften 
verbunden jind, fowie andererſeits die Büdnereien zum Theil im Bejig von fonfligen Sand: 
werfern find, die einen auf dem Lande erlaubten Betrieb haben. Die volle Bauerbufe hat 
300 Scheffel Ausjaat. Neben ven Vollhüfnern gibt es auch Halb-, Drittel:, Viertel: und 
Achtelhüfner, welche beide legtern Klaffen im Gegenfag zu den „Hauswirthen“ (dem größern 
Bauern) Koflathen genannt werden. Die Bauern haben ihr eigenthümliches Erb- und Fami— 
lienrecht behalten, find aber im übrigen zu bloßen Zeitpächtern herabgedrückt und müſſen fich jede 
Beränderung (Verkleinerung, Verlegung) ihrer Hufe und der darauf ruhenden Leiftungen ge: 
fallen laſſen, find auch der beliebigen Abſetzung unterworfen, wenngleich die Berwaltung von 
diefen, den urfprünglichen Rechtsverhältniſſen der Bauern widerftreitenden Befugniffen einen 
Ihonenden Gebrauch macht. Die Erbpädter zablen neben dem Kaufpreis einen jährliden Ka: 
non, welcher von 20 zu 30 Jahren nach dem Durchſchnittspreis des Roggend beflimmt wird. 
Ste find in ihrer Wirthſchaft mannichfahen Beihränfungen unterworfen, müſſen in Veräuße- 
rungsfälfen den Gonfens der Behörde einholen, auch gewiffe Procente der Kaufſumme entrichten, 
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und haben durch eine Verordnung vom 25. Jan. 1860 ein dem bäuerlichen Erbrecht entſprechen⸗ 
des Inteftaterbreiht erhalten, weldes die mit ver Anwendung des römischen Inteftaterbrechts auf 
die bäuerlichen Erbpadhtgüter angeblich verbundenen Nachtheile zu befeitigen bezwedt. Die 
Büdnerftellen find im Jahre 1754 zur Unterbringung der überſchüſſigen Bevölferung begrün- 
det. Es gibt darunter nur wenige Grofbüdnereien (von 2—4000 Duadratruthen), die mei- 
ften find Kleinbüdnereien. Sie unterjheiden fi von den Erbpachtſtellen im weſentlichen nur 
der Größe nad. ine partielle Veräußerung und eine Zufammenziehung mit andern Stellen 
ift bei ven Büdnereien jo wenig ald bei ven eigentlichen Erbpadtftellen erlaubt. Das Bepürfnig, 
weldes im Jahre 1754 zur Begründung von Bübnerftellen führte, fhuf im Jahre 1846 dic 
Häußlerftellen. Der Häusler hat nur Haus und Hof, wofür er eine jährliche Recognition zablt, 
und daneben hat er einige Ländereien in Zeitpacht. Die Tagelöhner find theild Hoftagelöhner, 
welhe Wohnung und Arbeit von dem Hofpächter haben, theild Dorftagelöhner, welche entweder 
bei den Erbpädtern und Hauswirthen wohnen und oft zu diefen in einem dienftcontractlicen 
Verhältniß ftehen, oder ald „Einlieger” der Erbpäcter, Hauswirtbe und Büdner blos eine 
Wohnung mit etwas Gartenland gemiethet haben und als „freie“ Arbeiter für Tagelohn arbei- 
ten. Für diefe Einlieger war bei den frühern Negulirungen oft wenig oder gar nicht geforgt, 
ſodaß man ſich endlich gezwungen fah, durch Überlaffung von Ländereien (bi zu 200 Quadrat: 
ruthen) ihre Exiſtenz zu fihern. Um die damals jehr aufgeregten Gemüther „thunlichft zu be: 
ruhigen‘, wurde am 11. April 1848 von der großherzoglichen Kanımer verfügt, daß alle Tage: 
löhner, welche nicht jhon durch beſtehende Hof- oder Dorfcontracte etwas mehr erlangt hätten, 
fortan jever 1—200 Duadratruthen Kartoffel: und Leinland und nah Möglichkeit Weide für 
eine Kuh und etwas Wieje erhalten follten. Die Hoftagelöhner jowie die Tagelöhner ver 
Bauern und Erbpächter follten fo geftellt werden, daß fie den Ginliegern nicht nachſtänden. 

Auf den ritterfchaftlihen Gütern ift feit der Zeit, wo die Gutsherren jelbit ed vortheilhaft 
fanden, die Landwirthſchaft zu betreiben, dad Beſtreben hervorgetreten, die Bauern zu ver: 
drängen und durch den eingezogenen Bauernader das Hoffeld zu vergrößern. Diejed Beftreben, 
fo jehr ed auch mit den bäuerlihen Rechtsverhältniſſen in Zwielvalt war, warb dennoch von der 
Gefepgebung begünftigt, und fo ift ed gefommen, daß in den legten 200 Jahren die Zahl der 
ritterfhaftlihen Bauern in Medlenburg- Schwerin im Wege ber fogenannten Legung von 
12000 auf ungefähr 1200 herabgefunfen ift und daß die übrig gebliebenen an lImfang und 
Beſchaffenheit ihres Aderd obenein bedeutende Einbuße erfahren haben. Noch in den legten 
hundert Jahren wurden 35 Mill. medlenburgifhe Duadratruthen (glei circa 53 Mill. preußi⸗ 
fhen Quadratruthen oder 300000 preußifhen Morgen) an Bauernländereien eingezogen ; 
davon fallen auf die Jahre von 1850— 60 ungefähr 2 Millionen. Ein Gefeg vom 13. Ian. 
1861, welches urfprünglich beftimmt war, die Lage der Bauern zu fihern, hat im Laufe der dar- 
über mit den Ständen gepflogenen Verhandlungen eine Geftalt angenommen, welde die Lage 
der Bauern noch unficherer gemacht hat als fie war. Nicht bloß ift die Legung von Bauernftellen 
in einem gewiffen Umfange darin von neuem geftattet, jondern den Gutsherren auch die Kün— 
digungsbefugnig gegen alle Bauern eingeräumt, bei welden diejelbe nicht dur Specialcon: 
tracte ausgeſchloſſen ift, und ihnen außerdem ein dem willkürlichſten Gebraud) ausgefegtes Ab- 
meierungsrecht eingeräumt worden. In den Klofter= und. ftädtifchen Kämmereigütern find vie 
Bauern meiftend in ein Erbpadtverhältniß getreten, welches Ahnen jedoch in der hypothekari— 
fhen Belaftung ihres Grundſtücks und in mander andern Hinſicht fehr hinderlihe Beſchrän— 
kungen auferlegt. Die Hoftagelöhner ftehen zu dem Gutsherrn in dem Verhältnig, daß er ihnen 
für dad ganze Jahr Arbeit gibt, wofür ſie außer einzelnen Naturalleiftungen einen gewiſſen 
Tagelohn empfangen. Durch ein mit Ritter: und Landſchaft vereinbartes Gejek vom 15. Mai 
1848 wurde beflimmt, daß in Fällen von Streitigkeiten über das Maß. der gegenfeitigen Lei- 
ftungen der Outöherren und ihrer Tagelöhner auf Antrag der Betheiligten ein ſchiedsrichter— 
liches Verfahren eintreten follte. Die Aufhebung der Leibeigenfhaft durch das Gefeg vom 
18. Jan. 1820 ift nur den Gutsherren zum Vortheil gemwefen, da die Kündigungsbefugniß der 
Tagelöhner, bei dev mangelnden Freizügigkeit, ihnen nur die Möglichkeit der Auswanderung 
eröffnet, fonft aber, wenn fie ausgelibt wird, meiftend nur die Wirfung bat, daß fie den Guts— 
arbeiter in einen Butdarmen verwandelt. 

Dad Domanium ded Großherzogs von Medlenburg:Strelig zählt im Lande Stargard in 
237 Ortſchaften 73 Pachthöfe und Meiereien, 100 Erbpachtſtellen, 257 Bauern, 61 Koflatben 
und 1245 Haudeigenthümer (kleine Büdner). Unter den Bauern befindet ſich eine Anzabl 
Zehn: und Freiſchulzen, welde ihre zum Theil jehr umfangreihen Höfe und Ländereien als 
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freies @igenthum befigen, bei deſſen Erwerbung ihnen ein landesherrlicher Beflätigungs: und 
Lehnbrief ertHeilt wird. Das großherzoglihe Domanium im Fürftentyum Nageburg zählt 
1 Sreifhulzen, 9 Erbpächter, 349 Vollhüfner, 59 Halb: und Drittelhüfner, 46 Adtelhürner 
(.Käthner“), 246 Bühner. Die Bauern haben Eontracte, in welden ihre Pacht ein für alle: 
mal nad durchſchnittlichen Noggenpreifen beftimmet ift, fie £önnen ihre Stellen verkaufen und 
mit Öypothefen belaften, und ſtehen daher in diefer Beziehung ganz ald Erbpächter da. 
Bevdlferungsftatiftif. a) Medlenburg: Schwerin. Das Land Hatte im Herbft 
1862 eine Bevölferung von 551761 Seelen, ſodaß auf jede ver 244,12 Duadratmeilen 
2260 Seelen kommen. Bon diefen waren männlihen Geſchlechts 178440 Gonfirmirte und 
91355 Niteonfirmirte, Summa 269795; weiblichen Geſchlechts 192272 Eonfirmirte und 
89694 Nidteonfirmirte, Summa 281966. Die Zahl der Ortſchaften, in welden dieſelben 
wohnen, beträgt circa 2700, darunter 40 Städte (Noftod mit 26396, Schwerin mit 23233, 
Wismar mit 13128, Güftrow mit 10501 Einwohnern, ferner 2 Städte mit 5—10000, 21 
mit 2500—5000 und 13 mit weniger ald 2500 Ginwohner), 8 Bleden, circa 1200 Dörfer 
und einzelne Gehöfte und circa 1400 Landgüter (Höfe und Meiereien). Von ver Volfözahl 
fallen auf das Domanium 207105, auf die ritterfhaftlihen Güter 137382, auf die Klofter: 
güter 9082, auf die Städte 184083 und auf bie ftäptifchen Kämmereigüter 14109. Die Be: 
völferung der Stübte bildet daher ungefähr ein Drittheil der Geſammtbevölkerung. Von den 
circa 367000 Köpfen ver Landbevölferung gehören ungefähr 290000 oder mehr ald die Hälfte 
der Gefanmtbevölferung dem Stande der Tagelöhner mit Einfluß der gleichfalls auf Tage: 
löhnerarbeit angewiefenen Kleinbübner an. Im Herbſt ved Jahres 1852 betrug die Gefammt: 
bevölferung 542763 Seelen, wovon 206986 auf dad Domanium, 140707 auf die Ritterſchaft, 
9052 auf die Kloftergüter, 172092 auf die Städte und 13926 auf die flädtifchen Kämmereiz 
güter famen. Der Zuwachs war daher ein ſehr geringer (nur 8998 Seelen oder 1,6 Proc., 
alfo jährlich nur 900 Seelen oder O,16 Proc.) und die Bewegung vertheilt fich auf die einzelnen 
Gebietötheile fehr ungleih. Die Zunahme betrug in den Städten 11991 Seelen (6,967 Proc.), 
im Domanium 119 Seelen (0,057 Proc.), in den Kloftergütern 30 (O,351 Proc.), in den ſtädti— 
ſchen Kämmereigütern 183 (1,314 Proc.). In den ritterfhaftlihen Gütern dagegen fand eine 
Abnahme flatt, melde 3325 Seelen (2,363 Proc.) betrug. In den zehn Jahren von 1853—62 
wurden 179042 Kinder geboren; ed flarben mit Ginfchluß der Todtgeborenen 128966, ſodaß 
ver Üiberfchuß der Geborenen über die Geftorbenen 50076 beträgt. Hiernach hätte ſich die Be: 
völferung von 542763 auf 592839 Seelen heben ſollen. Sie it aber hinter diefer Zahl um 
41078 Seelen zurüdgeblieben und dieſe Ziffer zeigt folglich den Überfhuß der Auswanderung 
über die Einwanderung an. Unter ven 179042 Geborenen waren 35783 unebelide, ſodaß 
das Verhältniß der unehelihen zu den ehelichen Geburten ih wie 1 zu 4,003 ſtellt. Nach zehn: 
jährigem Durchſchnitt war das Verhältniß von 1808—17 wie 1 zu 12, von 1818—27 wie 
1 zu 9,6, von 1828—37 wie 1 zu 7,7, von 1838—47 wie 1 zu 5,3, von 1848—57 wie 1 zu 
4,02. In den folgenden Jahren fteigerte fich dieſes Midverhältniß noch weiter, indem im Jahre 
1858 die unehelih Geborenen zu ven ehelich Geborenen fidh wie 1 zu 3,956, im Jahre 1859 wie 
1 zu 3,871, im Jahre 1860 wie 1 zu 3,850, im Jahre 1861 wie 1 zu 3,76 verbielten. Erſt mit 
dem Jahre 1862, wo das Berhältnif wie 1 zu 4,04 war, trat eine Feine Wendung zum Beflern 
ein. In ähnlichen Verhältniffe mehrte ſich die Zahl der Unterfuhungen wegen Kindestöbtung, 
In dem zehnjährigen Zeitraum von 1840 —49, wo dad Verhältniß der unehelich zu den cheüch 
Geborenen wie 1 zu 4,952 mar, kanen in jedem Jahre durchſchnittlich 8,3 Unterſuchungen wegen 
Kindestöbtung vor; in den Jahren 1850—59 war jened Berhältniß wie 1 zu 3,6 und bie 
Zahl der Unterfuhungen war durchſchnittlich jährlih 11,8. In einer Verhandlung vor ber 
Juſtizkanzlei zu Schwerin wegen Kindestödtung erklärte der Griminalfiscal, daß im Strafmap 
um fo weniger die Milde Anwendung finden dürfe, „als dieſes Verbrechen im Lande jept fo 
häufig vorkomme“. Hinſichtlich des Verhältniffes der unehelihen zu den ebelihen Geburten 
nehmen die ritterfchaftlichen Güter, wegen ver hier hauptfächlich herrſchenden Erſchwerung der 
Niederlaſſung, die unterfte Stufe ein, demnächſt folgt dad Domanium, fodann die Städte. Im 
Jahre 1851 gab e8 79 Drtihaften, darunter 54 ritterfchaftliche und 5 Kloftergüter und 20 De: 
manialortfhaften, in welchen überhaupt nur unehelihe Geburten vorfamen, 260 Drtichaften, 
in welden der dritte Theil und mehr, und 209 Ortſchaften, in welchen die Hälfte und mehr aller 
Geburten unehelih war. Das Berhältniß der Trauungen zu der Volkszahl war im Durch— 
ſchnitt der fech6 Jahre von 1857 — 62 wie 1 zu 132. In demfelben Zeitraum famen vor dem 
Griminaleoflegium zu Bügom folgende Fälle von Verbrechen (mit Einfluß der Verſuche) zur 
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Schlußverhandlung: Verwandten: und Gattenmord 4, Mord, Raubmord 7, Tödtung 23, 
Kindestödtung 67, Bruchtabtreibung 9, Vergiftung 8, Verwundung 2, Nothzucht 37, Gorrur: 
tion 3, Inceft 11, Brandfliftung 70, Raub 4, Diebftahl 8, Unterſchlagung, Beruntreuung 4, 
Münzfälfhung 2, Fälſchung, Betrug 5, vereinte Gewalt 1. Unter den Vergehen find die Korft: 
frevel durch ihre große Zahl bemerfenswerth. In den fünf Jahren von 1852—56 Famen bei 
den großherzoglichen Korftinipectionen durchſchnittlich in jedem Jahre 13110 Forftfrevel zu 
einem Schadenswerth von im ganzen 3218 Thlrn. zur Anzeige, und e8 wurden deswegen jäbr: 
ih 12742 Perfonen verurtheilt. Die Strafe ward abgebüßt: durd Geld mit 4938 Tihlrn,, 
durd Gefängniß mit 110135 Stunden, durdy Arbeit mit 4 Stunden und in 256 Fällen durch 
förperlihe Züchtigung. Bei den ſtädtiſchen Gerichten kamen durchſchnittlich 1979 Frevel zu 
einem Schadendwerth von im ganzen 690 Thlen. zur Anzeige und ed wurden 1809 Perſonen 
verurtheilt. Die Strafe ward abgebüßt: durd Geld mit 899 Thlen., durch Gefängnig mit 
20804 Stunden und in 44 Fällen durch Eörperlihe Zühtigung. Die Zahl der Selbſtmörder 
betrug in den legten acht Jahren durdfchnittlic jährlih 87. In den Jahren von 1811—2%0 
betrug deren Zahl vurchfchnittlich nur 22, von 1821—30 38, von 1831—40 52, von 1841 
—50 71. 

b) Medlenburg: Strelig. Das Land hatte nad) der legten Zählung im October 1860 
eine Bevölkerung von 99060 Seelen, 2013 auf die Duadratmeile. Davon fommen auf das 
Land Stargard 82175 (1935 auf die Duadratmeile), auf das Fürſtenthum Nageburg 16885 
(2501 auf die Quadratmeile). Unter der Bevölferung des Landes Stargard find männlichen 
Geſchlechts bi8 zu 6 Jahren 6017, von 6—14 Jahren 7035, von 14—21 Jahren 5612, 
von 21—27 Jahren 4258, über 27 Jahre 16763, Summa 39685; weiblihen Geſchlechte 
bis zu 6 Jahren 5943, von 6—14 Jahren 6853, von 14—21 Jahren 5982, von 21— 27 
Jahren 4446, über 27 Jahre 19266, Sunma 42490. Im Fürſtenthum Rageburg find männ: 
lichen Gejhlehts bis zu 6 Jahren 1280, von 6—14 Jahren 1462, von 14—21 Jahren 
1064, son 21-—27 Jahren 858, über 27 Jahre 3818, Summa 8482; weiblien Geſchlechte 
bis zu 6 Jahren 1253, von 6—14 Jahren 1426, von 14— 21 Jahren 1132, vom 21— 
27 Jahren 848, über 27 Jahre 3744, Summa 8403. Die Zahl ver Ortfchaften des Gefammt: 
gebiet3 beträgt circa 460, darunter find 9 Städte nebſt Antheil an der lauenburgifchen Stadt 
Ratzeburg, 2 Marktfleden, 220 Landgüter oder Höfe und Meiereien und etwa 230 Dörfer, 
einzelne Gehöfte u. |. w. Don der Volkszahl fallen im Lande Stargard auf das Domanium 
mit Einfluß der Incamerata 34773 (mit 6524 Wohnungen in 3431 Gebäuden), auf die 
Nitterfchaft 16381 (mit 2804 Wohnungen in 1456 Gebäuden), auf die Städte 31021 (mit 
2804 Wohnungen in 1456 Gebäuden); im Fürſtenthum Rageburg fallen auf das Domanium 
13911 Seelen (mit 2549 Wohnungen in 1627 Gebäuden), auf die drei Alodialgüter 499 See: 
len (mit 81 Wohnungen und 30 Gebäuden) und auf die Stadt Schönberg 2475 Seelen (mit 
628 Wohnungen in 244 Gebäuden). Im Jahre 1851, wo die vorlegte Zählung flattfany, 
betrug die Gejammtbevölferung 99628 Seelen, fodap in den dazwifchenliegenden neun Jahren 
nicht blos feine Bermehrung, jondern eine Verringerung, um 568 Seelen, eingetreten if. 
Dieje Volfözahl vertheilte jih wie folgt: Land Stargard: Domanium 35111, Ritterſchaft 
17371, Städte 30794, Summa 83276; Fürſtenthum Ratzeburg 16352. Im Lande Stargart 
iſt alſo von 1851—60 eine Verminderung von 1101 Seelen (1,1 Proc.) eingetreten. Dir 
Einwohnerzahl des Domaniums hat 338 (0,%), die der Ritterſchaft 990 (5,68 Proc.) verloren, 
und nur die der Städte hat die unbedeutende Vermehrung von 227 Seelen (0,7) erfahren. 
Die Bevölferung im Rageburgiichen ift um 533 (eirca 3 Proc.) gewachſen. Die Geborenen be: 
liefen fi von 1851 —60 im Lande Stargard auf 22375, im Fürſtenthum Ratzeburg auf 
4825, die Geſtorbenen dort auf 16393, hier auf 3372, der Überſchuß der erftern über Die Irg- 
tern alfo auf vefp. 5982 und 1453. Hiernach bätte in dem angegebenen neunjährigen Zeit: 
raum die Bevölferung im Lande Stargard von 83276 auf 89058, im Rageburgifdhen von 
16352 auf 17805, im ganzen folglid von 99628 auf 107063 Seelen ji erheben müſſen. 
Es hat daher während jener neun Jahre das Land Stargard 6883 (8,2 Pror.), Nageburg 90 
(5,6 Proc.), beide zufammen alſo 7803 Köpfe (7,8 Proc.) durch Auswanderung verloren. 

Dodencultur; Stand der Landwirtbihaft. Von den 37 Quadratmeilen Korften 
in beiden Landestheilen kommen auf dad Ihwerinifche Domanium, mit Einfluß von 5,600000 
Duadratruthen an Waldblößen, Torfmooren, Korftwiefen und Unbraudbarem und von 
1,118000 Duadratruthen an Forſtdienſtländereien, 49,623000 Quadratruthen (circa 22 Qua: 
dratmellen), auf das ftreligifche Domantum, mit @infchluß von 1,146426 Quadratrutben im 
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Rapeburgifhen, 20,362872 Duadratruthen (circa 8 Duadratmeilen). Der Reſt von circa 
7 DQuadratmeilen fällt auf die Waldungen der Ritterſchaft, der Klöfter und der Städte. Im 
ſchweriniſchen Domanium nimmt bad Eichenholz 3, dad Buhenholz 9, das Nadelholz 23 umd 
das Weichholz 7 Mi. Quadratruthen ein. Liber ven Ertrag fehlt e8 an Darlegungen aus 
neuerer Zeit. Nach einem amtlihen Anſchlag für dad Jahr 1848— 49 follte die Einnahme 
aus den großherzoglid ſchweriniſchen Forſten 214740 Thlr. (darunter für verfauftes Holz 
147901 XThlr.), aus den Jagden 11110 Thlr., Summa 225850 Thlr., die Ausgabe 
192680 Thlr., der Reinertrag alfo nur circa 33000 Thlr. oder %, Thlr. für 1000 Quadrat⸗ 
ruthen betragen. 

Nach Abzug der Waldungen, Wiefen, Brüche, Heiden und Gewäffer bleiben etiwa zwei 
Drittel des Flächeninhalts für ven Aderbau und zwar meiftend für den Kornbau übrig. Der 
landwirthſchaftliche Betrieb hat ſowol auf den Rittergütern ald auf den Domanialpachthöfen, 
unter Aneignung der auf diefem Gebiete gemachten Kortfhritte, einen bemerkenswerthen Auf: 
ſchwung genommen; doch ift die Gultur mehr extenſiv ald intenfiv und bei der Unzulänglichkeit 
der Arbeitöfräfte und der Umfänglichkeit ver meiften Güter mehr auf Erzielung des möglichft 
geringen Nachtheils als des höchſten Ertrags gerichtet. Die Gejchloffenbeit ver Güter, die auf 
dem zehnten Theile aller Privatrittergüter laftenden Fideicommißftiftungen, die große Zahl ver 
in Todter Hand befindlichen Güter, alles dies find Momente, welche in Verbindung mit den fon- 
ſtigen Hinderniſſen der Berfehrsentwidelung ver großen Landwirthſchaft die Bevingungen der 
vollen Entfaltung aller Kräfte vorenthalten. Noch lähmender aber find die beſtehenden Initi: 
tutionen für den Eleinen landwirthſchaftlichen Betrieb. Das fehlende freie Eigenthum, die Be— 
fhränfung und Überwachung der Wirthfhaft durch die Grundherrſchaft, die Unficherheit ver 
Beigverhältniffe, die Normirung der Niederlaſſungen durch das burenufratifche Belieben und 
die dadurch bewirkte willkürliche Vertheilung ver Arbeitäfräfte, vie Hinderniffe in ver Wahl ver 
Arbeit und viele andere in den politifhen und wirtbichaftlihen Inftitutionen des Landes be- 
rubende Urſachen drücken die Production der kleinen Landwirthe auf ein höchſt geringes Map 

erab. 
ö In den fieben Jahren 1852 —58 betrug in Medlenburg- Schwerin der Jahresdurchſchnitt 
des Überfchuffes der Ausfuhr über die Einfuhr von Gerealien: 18029 Laft Weizen, 5155 Laft 
Roggen, 1914 Laft Naps und Rübfen, 764 Laft Gerfte, 728 Laſt Erbſen, 413 Laft Hafer, 
61 Laft Buchweizen, 605 Lajt Kartoffeln, Summa 27669 Laft. 

Der Biehbeftand war im Herbft 1860 in Medlenburg= Schwerin: 84467 Pferde (davon 
unter ein Jahr 4449, einjährige 4758, zweijährige 4942, dreijährige 4193, vierjährige und 
darüber 66125), 255661 Stück Rindvieh (darunter 4267 Bullen, 6882 Ochſen, 192706 
Kühe, 20030 tragende Sterfen, 31776 Stück Jungvieh), 1,237014 Schafe (darunter 
1,086778 verebelte, 150236 Landſchafe), 182404 Schweine, 14166 Ziegen. Im Jahre 1851 
waren 77623 Pferde, 269975 Stück Rinvvieh, 1,181083 Schafe, 128373 Schweine, 
9393 Ziegen; im Jahre 1854: 81719 Pferde, 273901 Stück Rinvvieh, 1,181901 Schafe, 
147236 Schweine, 11249 Ziegen; im Jahre 1857: 84528 Pferde, 266837 Stüd Rindvieh, 
1,198450 Schafe, 157522 Schweine, 12094 Ziegen. Der überſchuß des Erports von Pfer- 
den und Vieh über ven Import war während ver fech® Jahre von 1855— 60 im Jahresdurch— 
ſchnitt: 329 Pferbe, 3236 Stüd Rindvieh, 59863 Schafe und 49291 Schweine. 

Der Viehftand von Medlenburg:Strelig war im Herbft 1860: a) in ber Herrfhaft Star- 
gard: 13484 Pferde, 28243 Stück Rindvieh, 215261 Schafe (darunter 136940 verebelte, 
51117 halbveredelte); b) im Fürftenthum Napeburg: 3562 Pferde, 11151 Stüd Rindvieh, 
24234 Schafe (darunter 9551 veredelte, 1461 halbveredelte). 

An Producten des Mineralreihs werden ven Boden abgeiwonnen: Gips (bei dem Flecken 
Lübtheen, früher für Rechnung der Kammer, feit 1853 von einem Pachter betrieben), Braun- 
kohle (bei Mallis, von 1818—38 mit einem Aufmwande von 25249 Thlrn., ungerechnet bie 
Holjmatertalien und einer Bruttoeinnahme von nur 1317 Thlrn. für großHerzogliche Rechnung 
betrieben , darauf im Stich gelaffen, im Jahre 1854 von einem Privatmann, dann von einer 
Actiengefellihaft wieder aufgenommen), Salz (zu Sülz, für Rechnung der Kammer), Thon 
(für Ziegler und Töpfer), Walfererbe, Kalf. 

In jedem der beiden Großherzogthümer beftehen Vereine für Förderung der Landwirth— 
fchaft: in Medlenburg: Schwerin der Patriotiſche Berein (im Jahre 1798 als landwirthſchaft⸗ 
liche Geſellſchaft geftiftet), mit 1207 ordentlichen Mitglievern in 25 Diftricten, in Mecklenburg⸗ 

Strelitz der Landwirthſchaftliche Verein (ſeit 1348). Belde fuhen durch Veranftaltung von 
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Thierſchauen, Pferderennen, Ausftelung von Mafhinen und Brodueten u. ſ. w. für die Hebung 
der Landwirthſchaft zu wirken. Ein im Jahre 1862 geftifteter Erntewetterverein verſchafft 
während der Heu: und Kornernte feinen Mitgliedern im telegraphiſchen Wege Kenntniß von 
Wetterveränderungen in England und Franfreih, um diefelbe im Intereffe der Erntearbeiten 
zu verwerthen. 

Gewerbebetrieb und Handel. Im allgemeinen ift ver Gewerbe: und Handeläbetrieb, 
die „bürgerlihe Nahrung”, ein Privilegium der Bürger in den Städten. Nur die Flecken 
nehmen an jenem PBrivilegium theil, infolge fperieller Genehmigung feiten® des Corps ver 
Städte auch einige wenige ländliche Ortſchaften. Die Brauerei ift auf dem Lande nur für ven 
eigenen Bedarf geftattet und außerhalb der Höfe auf die Erzeugung von Schwachbier befchräntt. 
Die Branntweinbrennerei darf zwar von den Grundherren und deren Hofpädhtern auf dem 
Rande betrieben werben; der Vertrieb des Fabrikats unterlag jedoch biäher großen Beſchrän—⸗ 
kungen, die erft durch die mit bem 1. Oct. 1863 in Wirffamfeit getretenen Veränderungen im 
Steuerwefen bejeitigt worden find. Durch legtere wird zugleich dem Handwerksbetrieb, meldyer 
für einzelne Gewerbe ausnahmsweiſe in gewiſſen enggezogenen Örenzen auf dem Lande geftattet 
ift, ein etwad erweiterter Spielraum gegönnt. Die jegigen Grenzen des Handwerksbetriebs auf 
dem Lande ergeben ſich aus nachſtehender abgeänverter Faſſung, die $. 259 des Landesver— 
gleich8 in dem neuen Gefeg erhalten hat: „Damit wegen ber Handwerker auf dem platten Lande 
fünftighin alles in klarer Maßgebung beftehe, jo ift für ſtets verglichen und fefigefegt, daß, 
außer ven Glashüttenmeiftern, Zieglern, Kalkbrennern und Müllern, aud Sägern, Dedern, 
Lementirern oder Klemern u. dgl., feine Handwerker gehalten oder geduldet werben follen, ald 
bei jedem Gute 1) ein Grobſchmied mit drei Gefellen, 2) ein Grobradmader, zur alfeinigen 
Berfertigung der zur Landwirthſchaft nöthigen Bauer: und Bauwagen, mit einen Gefellen, 
3) Srobleinweber ohne Beihränfung ihrer Zahl und Webftühle, 4) ein Bauerfchneider mit 
einem Gefellen, 5) ein Maurer ohne Gefellen und ein Zimmermann mit einem Gefellen, 6) ein 
Tiſchler ohne Geſellen, 7) ein Schubflider ohne Gefellen, jedoch daß diefer nicht auch neue SE hu: 
fterarbeit, wie fie Namen haben mag, zu machen ſich unterfange.' Die Maurer und Zimmer: 
leute auf dem platten Rande find berechtigt, wenn fie fih mit einem ſtädtiſchen Meifter darüber 
einigen, zu den von ihnen auf dem platten Lande audzuführenden Bauten die erforberlichen Ge: 
jellen auf den Namen des ſtädtiſchen Meifters in Arbeit zu nehmen. In Kranfheits- oder an= 
dern Fällen dauernder Behinderung eines Landhandwerkers kann denjelben und im Fall des 
Todes auch feiner Witwe, auf Antrag der Gutsobrigfeit, die Annahme eines befondern Geſellen 
zur Bertretung der Stelle ded Behinderten auf beſtimmte Zeit durch landesherrliche Dispenfa- 
tion geftattet werben, jedoch foll Hierdurd eine Vermehrung ber Zahl der concedirten Hand: 
werfer nicht zugeftanden fein. Den Landbegüterten fol freiftehen, ausländiſchen Handwerkern, 
„wenn fle diefelben tüchtiger oder billiger finden ſollten ald in den Städten des Landes’, Ar: 
beiten auf ihren Gütern zu Übertragen, jedoch fol denjenigen deutfhen Ländern gegenüber, 
deren Sefeggebung in diefer Beziehung feine Reciprocität gewährt, den vieffeitigen Regierun: 
gen die Beiugniß zuftehen, die Aohibirung von Handwerkern folder Länder zu unterfagen. 

Diefe Beſtimmungen finden auch auf die Stadt Roftorf Anwendung, und ed wird durch die: 
felben das zu deren Privilegium gehörende Bannrecht, vermöge beffen zwei Meilen um bie Statt 
fein Handmerfer geduldet und fein andered als roftoder Bler in den Krügen ausgeſchenkt wer: 
den darf, hinfichtlich des Handwerksobetriebs modificirt. Doc wird es in Bezug auf ihr eigenes 
Randgrbiet nach wie vor von der Stadt Roſtock ald Grundherrichaft abhängig bleiben, wie weit 
fie die an jich erlaubten Handwerke dort dulden will. Lisjegt Hat fie ven Grundfag feftgebalten, 
daß die moͤglichſte Niederhaltung des Gewerbebetriebs in ihrer Umgebung ihrem Interefle am 
meiften entfpreche und daher felbft dem zu ihrem @ebiete gehörigen Hafenort Warnmünbe, 
einem Flecken von circa 1700 Ginwohnern, nicht geftattet, daß ein Bäder, ein Fleiſcher, ein 
Müller und eine Reihe anderer dem täglichen Bedarf dienender Grwerbtreibender fih daſelbſt 
nieberlaffen.* 

Eine Folge der Befhränfung des Gemerbebetrieb8 auf dem Rande in Verbindung mit ben 
Niederlaffungsverhältnifien ift es, daß Die auf ven Lande Geborenen, welche in den Städten ein 
Handwerk erlernen, zu einem großen Theile feine Gelegenheit zu einer jelbftändigen Ausübung 
defleiben zu erlangen vermögen und baber zur Auswanderung genötbigt find. Amtliche Er: 
mittelungen im Jahre 1851 lieferten dad Ergebniß, daß in den vorangegangenen zehn Jahren 
nur circa 1100 vom Lande Gebürtige als Gewerbtreibende in ben medlenburg fhmwerinifchen 

Städten Aufnahme fanden, während in demſelben Zeitraum 7038 auf dem Lande Geborene 
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ats Geſellen und Lehrburſchen bei ſtädtiſchen Meiſtern ein: und aus geſchtieben wurden. Im 
Jahre 1851 waren im ſchweriniſchen Domanium allein mehr als 1000 nieverlaffungsfägige 
Handwerker ohne Unterfommen. 

Auf dem Rande find die Handwerfer häufig zugleich als Büdner mit dem landwirthſchaft— 
lichen Betriebe befhäftigt. In den Städten wird von vielen Handwerkern nebenher Aderbau 
und Viehzucht betrieben. 

Die ältern Gewerbe find ſämmtlich zünftig. Die Zunftroßlen werden, mit dem üblichen 
Borbehalt ver Mehrung, Minderung und gänzlichen Aufhebung, in den Landſtädten vom Groß: 
herzog, in den Seeſtädten von den Magiftraten ertheilt, Die nicht zünftigen Handwerker be— 
dürfen zur Ausübung ihres Betriebs einer obrigfeitlihen Eonceffion. Die Apotheker, ebenfo 
die Schornfteinfeger, auch die Viehverfchneider, werben außerhalb der Seeftäpte von der Landes— 
regierung conceftonirt. Auch die Amts: und Stadtmufifanten werden von derfelben mit aus— 
ſchließlichen Privilegien beftellt. 

Die Summe der Gemerbtreibenvden in ven Städten Mecklenburg-Schwerins, mit Einfluß 
der Kauf- und Kandeldleute, hat fih von 10808 im Jahre 1800 auf 17289 im Jahre 1862 
vermehrt. Doc; entipricht diefe Zunahme nicht der Vermehrung der Gefammtbevölferung der 
Städte. Denn im Jahre 1300 war das Verhältniß der Gewerbtreibenden zu der Einwohner— 
zahl der Städte wie 1 zu 7,1, im Jahre 1862 wie 1 zu 9,1. Im Verhältniß zu der Bevölkerung 
des Landes haben fi in dem angegebenen Zeitraum von den ftädtifchen Gewerbtreibenden ver— 
mindert: um 1121 Proc. die Berrüfenmacher und Brifeurs, um 1610 Proc. die Brauer und 
Brenner, um 408 Proc. die Knopfmacher, um 196 Proc. die Maurermeifter, um 191 Pror. 
die Zimmermeifter, um 140 Proc. die Beutler, Handſchuhmacher und Weißgerber, um 100— 
50 Proc. die Weinhändler, Drechsler, Apotheker, Keinweber, Hut: und Strobhutmader, Tud- 
macher, Fifher, um 50-25 Proc. die Lohgerber und Lederbereiter, Bäder, Schufter, Gold: 
ſchmiede, Müller, Nadler, Chirurgen und Barbiere, Stellmader, Neifer und Seiler, Schneider, 
Gärtner, Tiſchler, Scherenſchleifer, um weniger ald 25 Proc. die Grügmüller, Gaftwirthe und 
Herbergierer, Grob: und Rleinfhmiede. Die Gewerbe, melde feit dem Jahre 1800 fih im 
Berhältnig zur Gefammtbevölferung des Landes vermehrt haben, theilweife auch erft neu ent: 
ftanden, jind die nachſtehend en: Buchbinder, Buchdrucker, Buchhändler, Bichfenfhäfter, Con— 
ditoren, Kärber, Glafer, Kaufleute und Kramer, Klempner, Kürfchner, Kupferſchmiede, Korb: 
mader, Maler, Mafbinenbauer, Meſſerſchmiede, Miethkutfcher und Fuhrleute, Nagelfchmiede, 
Pantoffelmacher, Riemer und Sattler, Schiffer, Schlachter, Stuhlmacher, Tabacks- und Ei- 
garrenfabritanten, Töpfer, Uhrmacher, Zahnärzte. 

Auf dem platten Lande in Medlenburg: Schwerin zählte man im Jahre 1847: 692 Schmiede, 
311 Rabmader, 334 Tifhler, 26 Maurer, 14 Zimmerleute, 1340 fonftige Handwerker, 
139 Schulmeifter, die zugleich ein Handwerk treiben (diefe letztern faft ſämmtlich im Ritter: 
fchaftlihen), zufanımen 2856 Handwerker mit 1937 Geſellen. 

Unter den neuern Induſtriezweigen find die Mafhinenbauanftalten, Eifengiepereien, Stein- 
hauereien und Steingießereien zu nennen. Für den Betrieb des Seidenbaues haben fich (feit 
1852) in mehreren Städten Vereine gebildet und fid zu einem Seibenbauverein für Mecklen— 
burg zufammengefihloffen. Einen befondern Aufſchwung Hat in den legten Jahrzehnden ber 
Schiffsbau genommen, welcher vorzugswelſe in Roſtock betrieben wird. Die Zahl der roſtocker 
Seeſchiffe betrug im Jahre 1843: 242 zu 20488 Laft à 6000Pfb. mit 1860 Mann Befagung; 
in Wismar 49 Schiffe zu 4090 Laſt mit 384 Mann. Im Jahre 1863 hatte Roftod 367, 
Wismar 50, beide zuſammen alfo 417 Seeſchiffe. Von diefen waren 389 vermeffen und hat⸗ 
ten eine Tragfäbigfeit von 48456 Laſt und eine Bemannung von circa 4400 Mann. Ihr 
Bauwerth betrug circa 9 Mill. und ihr Taxwerth circa 61/, Mill. Thlr. 

Der „allgemeine Induftriefonds” zur Beförderung größerer inbuftrieller Unternehmungen 
in Medlenburg= Schwerin fteht unter Verfügung des Großherzogs und der Stände, und 
empfängt feine Mittel aus einem Antheil an jedem Simplum der außerorbentliden Gontribu= 
tion. Durch den Gebrauch, welcher zur Abfindung der Städte bei deren Verzichtleiftung auf die 
Prohibition des auf dem Rande fabrizirten Branntweins von biefem Bonds neueſtens gemacht 
wurde, ift deflen Rapitalftod fehr geſchwächt worden. Der Induftriefonds hat bisher zu An- 
leihen an Tuchmacherzünfte, zu Beiftenern für Gewerbeſchulen u. f. w. gedient. 

In den größern und mehreren Fleinern Städten beider Ränder beftehen (felt 1835) Ge— 
werbvereine und in faft allen Städten und einigen Flecken Gewerbſchulen. Im Jahre 1862 
traten in mehreren Städten „Handwerkervereine“ zufammen, mit dem Zweck, ſich den Beftre- 
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bungen gegen die Einführung der Gewerbefreiheit anzuſchlleßen. Da in Medienburg von 
Bewerbefreiheit erft die Rede jein kann, wenn die conflitutionelle Staatöverfaflung wleder⸗ 
hergeſtellt fein wird, fo haben diefe Handwerkervereine, welche theilmeife dem in Weimar im 
Jahre 1862 gegründeten Handwerkerbunde ſich angefchloffen Haben, vorläufig fein rechtes Ob: 
ject für eine praktiſche Thätigkelt und widmen fih daher einftweilen vorzugsweife den Kragen 
in Betreff ihrer Organifation. Die reactionäre Bartet hat fle unter ihren Shug genommen 
und baut auf fie ihre Hoffnungen. 

Der Handel Mecklenburgs beſchränkt ſich hinfichtlih der Ausfuhr größtentheild auf die 
landwirthſchaftlichen Producte des Landes und hinfichtlih der Einfuhr auf den Bedarf der ei- 
genen Bevölkerung. In beiden Beziehungen, nanıentlid aber in Bezug auf Einfuhr, üben tie 
benachbarten Seeftädte Kübel und namentlih Hamburg eine durch die Steuergefeggebung be: 
günftigte Gonceurrenz mit den beiden einheimiſchen Haupthandelsplägen Roftod und Wismar. 
In den ſechs Jahren von 1855—60 betrug für Medlenburg: Schwerin ver Jahresdurchſchnitt 
der Einfuhr 2,187656 Etr., ver Ausfuhr 2,436390 Etr., außer den Import und Erport von 
Pferden und Vieh. An der Einfuhr waren betbeiligt: Verzehrungsgegenftände mit 25 Proc., 
Rohſtoffe mit 65 Proc. ; die übrigen 10 Proc. vertbeilen fih auf Halbfabrifate, Manufactur- 
waaren, Induftrie: und Kunfterzeugniflfe. Die Ausfuhr befapte: an Berzehrungsgegenftänden 
79 Proc., an Rohſtofſen 19 Proc., an den drei andern Klaffen von Handeldobjecten zufammen 
nur 2 Proc. An diefer Ein- und Ausfuhr nahmen die fünf Handeldwege in nachſtehendem 
Verhältniſſe theil: Die Einfuhr zur See nad Roftod betrug von der Bejammteinfuhr 34 Broc., 
die zur See nah Wismar 24 Proc., per Elbe und Elde 13 Proc., per Eifenbahn 23 Pror., 
per Randfubre 6 Proc. Bon der Ausfuhr fielen auf Roftod 24, auf Wismar 7, auf die Eibe 
und Elde 13, auf die Eifenbahn 50, auf die Landfuhre 6 Proc. Die Durchfuhr über Die See- 
ftädte betrug im Jahre 1860 nur 83242 Etr. Abgeſehen vom Viehhandel, bei welchem ber 
Überfhuß des Erports über den Import oben angegeben ift, und welcher zu einen nicht un— 
bedeutenden Theil feine Richtung auf Berlin nimmt, war in den drei Jahren von 1858 — 60 
die Einfuhr aus den Zollvereindftaaten nur mit 18 ‘Proc, die Ausfuhr in die Zollvereinsftaa- 
ten nur mit 19 Proc. an der Gefammtein: und Ausfuhr Medlenburg: Schwerins betheiligt. 
Dagegen betrug im Jahre 1860 die Einfuhr zur See von England 40 Proc., von Schweden 
und Norwegen 11 Proc., die Einfuhr zu Lande und zu Waller von Hanıburg 16 Proc. ; Die 
Ausfuhr zur See nach England 32 Proc., die Ausfuhr zu Lande und zu Waller nad Hamburg 
47 ‘Proc. des Ganzen. 

Don einzelnen Gegenftänden betrug die Einfuhr im Durchſchnitt der drei Jahre von 
1858 —60: von Kaffee 31157 Etr., Zuder 48600, Sirup 30571, Tabad, roh 13420, fa- 
brizirt 9350, Steinfohlen 778473, Eifen (Band, Rund: und Stangenelfen, Eifen in Blat- 
ten, Gifen: und Weißblech, Eifendraht und Stahl) 63222, Wein, in Gebinden 28360, in 
Flafhen 10576, Spirituofen 14148, Manufacturwaaren (in Wohle, Baummwolle, Leinen, 
Seide) 34328, Hering, gefalzen 46516, Reid und Reismehl 22116, Kochſalz 58921 Etr. 
An Ausfuhrgegenftänden kommen, außer Getreide (vgl. oben), befonderd Butter (49661 Etr.) 
und Schafwolle (29466 Etr.) in Betradt. 

Im Jahre 1826 begann der Bau von Kunſtſtraßen, von denen in verhältnigmäßig Eurzer 
Zeit ein großes Netz fi über dad Land ausbreitete. Im Jahre 1862 hatte Medienburg- 
Schwerin 1543), und Medlenburg:Strelig 35 Meilen Chauſſee, welche mit einem von ben 
Ständen aus den Auffünften der außerordentliden Gontribution bewilligten Zufhuffe von 
nahe an 3 Mill. Thlr. theild vom Landesherrn, theild von einzelnen Geſellſchaften erbaut wur: 
den. Daein großer Theil der Privathauffeen durch das erhobene Ghauffeegeld die Koften nicht 
dedte, fo entitand daraus in Medlenburg: Schwerin eine dritte Klaffe von Chauſſeen: die „Lan— 
deschauſſeen“, welde aus den Mitteln ver außerordentlihen Gontribution erhalten werben. 
Bei der anfänglichen Weigerung der Stände, die geforderte Beihülfe zu gewähren, und des 
Zandesherrn, die Verwaltung auf eigene Roften zu übernehmen, war ed nahe daran, daß die 
derelinguirten Ghauffeen von beiden Theilen ihrem Schickſal überlafſen worden wären. 

Die erfte Gifenbahn, melde dad Land durchſchnitt, war die auf einer Strede von 8 Meilen 
auf mecklenburgiſchem Gebiet Inufende Berlin= Hamburger Bahn. An der Beihaffung des 
Anlagefapitald (8 Mil, Thlr., fpäter auf 14 Mill. Thlr. erhöht) betheiligte ſich Mecklenburg⸗ 
Schwerin durch Zeihnung von 1Y, Mil, Thlr. B:Actien und 300000 Thlr. A:Actien. Die 
Bahn ward am 15. Dec. 1846 in ihrer ganzen Ausdehnung dem Verkehr übergeben. Die 
Medlenburgifche Eifenbahn, welde in die Berlin-Hamburger bei Hagenow mündet und von 
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dort über Schwerin nah Roftod, mit Abzweigungen nah Wismar und nad Güftrom führt, 
ward von einer Gejelljchaft mit einem Nctienfapital von 4,350000 Thlrn. und Prioritäts- 
anleihen von 1,300000 Ihlen. gebaut und am 13. Mai 1850 ihrer ganzen Länge nah (19,4 
Meilen) eröffnet. Ihre Einnahme per Bahnmeile hat fih von 12806 Ihlrn. im Jahre 1851 
auf 23658 Thlr. im Jahre 1862 gehoben. Ihre Dividende flieg in derfelben Zeit von Proc. 
auf 24, Proc. und hatte im Jahre 1861 die noch höhere Ziffer von 27/, Broc. erreiht. Im 
Bau begriffen ift eine Bahn von Güſtrow nad Neubrandenburg (11 Meilen). Diefelbe ift 
auf Kortfegung über die preußifche Grenze hinaus in der Richtung auf Stettin und zum Anz 
ſchluß an die Stettin: Berliner Bahn berechnet, ift aber in diefer Beziehung vor der Hand auf 
Schwierigkeiten geſtoßen, indem die preußische Regierung eine Aufhebung des Traniitzolls auf 
der Berlin Hamburger Bahn und die Betheiligung an einer von Stralfund auf Roftod zu 
führenden Bahn zur Bedingung ihrer Zuftimmung madt. Die Güftrom:Neubrandenburger 
Bahn wird vom Großherzog von Merdlenburg: Schwerin für feine alleinige Rechnung, aber 
nit einer Beifteuer von 750000 Thlrn. aus Landesmitteln, erbaut. Für eine von Kleinen 
(Station zwifhen Schwerin und Wismar) nad Lübeck zu führende Bahn find die Vorarbeiten 
im Bange. 

Die Wafferverbindung der an der Elde und den mit ihr in Verbindung ftehenden Seen be— 
legenen Städte mit der Elbe und andererfeitd mit dem Schwerinerſee durch die Stör ift durch 
Flußcorrectionen und Kanäle für die Schiffahrt nugbar gemadt worden. Neuerdings hat fi 
die TIhätigfeit auf Verbefferung der Waflercommunication im Often Medlenburgs gewandt. 
Eine Waflerverbindung Roftods dur die Warnom und Wismars durch einen nach dem Schwes 
tinerfee zu führenden Kanal mit dem Süden Medlenburgs und der Elbe gehört noch zu den 
unerfüllten Wünſchen der beiden Geeftädte. 

Die erſten Telegraphenftationen wurden im Jahre 1854 der Öffentlihen Benugung über: 
geben. Gegenwärtig beftehen deren 15, von denen vier auf Medienburg:Strelig fallen. Außer: 
dem hat die preußische Staatötelegraphenverwaltung ihre Stationen auf ver BerlinzHamburger 
Eifenbahn, welde in Hagenow mit dem mecklenburgiſchen Telegrapbenneg verbunden find. 

. Bon der merlenburg: fhwerinifchen Poftverwaltung wurden im Jahre 1862 im inlän— 
difchen Verkehr 2,783963 Briefe, im Poftvereindverfehr eingehend 592930, ausgehend 
542763, zufammen 1,135693, im ausländifchen Berfehr 195650, im ganzen alfo 4,115306 
Briefe, gegen 2,311158 im Jahre 1852, befördert. Die Zahl ver beförverten Zeitungen be— 
trug 2,270421 Stüd. Durch die Fahrpoſt wurben befördert 942541 Stüd zu 4,896177 Pfb. 
mit einem beclarirten Werth von 38,980074 Thlrn., gegen das Jahr 1852 mehr: 514020 
Stüd, 1,595949 Pfo., 15,180799 Thlr. Werth. Durch Baarzahlungen wurden ausgeglichen 
2,165589 Thlr. im Inlande, 26598 Thlr. vom Auslande ; durch Vorſchüſſe im inländifchen 
Berfehr 501324 Thlr., im ausländiihen Berkehr 142272 Thlr. Nah den Befrachtungs— 
überfichten wurden von den Poftanftalten abgejandt, refp. nur ſpedirt 1,385488 Stüd incl. 
Briefbeutel und Paflagierftüde und 154406 Perfonen, An Breimarfen wurden verfauft 
181850 Stüd, an Freicouverts 154625 Stüd. Durch die mecklenburg-ſtrelitziſchen Poſten 
wurden im Jahre 1861 befördert: 379721 Briefe und Kreuzbandbfendungen, 99866 gewöhn⸗ 
liche Badete, 43221 Werthfendungen mit einem beclarirten Werth von 5,788344 Thlen. und 
37021 Perſonen. 

Als Münzfuß ift in Medtenburg: Schwerin der preußische (Bierzehnthaler:)Fuß im Jahre 
1848 angenommen, welder in Medienburg:Strelig ſchon früher eingeführt war. Bis zum 
Jahre 1848 berrfchte der Achtzehngulden⸗ (oder Zwoͤlfthaler⸗)Fuß, nach welchem die ſogenann⸗ 
ten Neuezweidrittel ausgeprägt wurden. Sechs Thaler Neuezweidrittel ſind gleich 7 Thlr. 
preußiſch Courant. Der Thaler zerfällt in 48 Schill. 

Hinfichtlich des Maßes wurde durch Declaratorverordnung vom 7. Febr. 1863 Folgendes 
beftimmt: die mecklenburgiſche Elle (zu 2 Fuß, zu 12 Zoll, zu 12 Linien) enthält 254 Linien 
altfranzöfiihen Maßes. Der Scheffel enthält 2832 Kubikzoll mecklenburgiſchen Maßes, vie 
Kanne 136, der Bott 68 Kubifzoll. Zur Vermeſſung von Ländereien dient die Ruthe von 
16 Fuß lübiſch, der lübiſche Fuß zu 129 Linien altfranzöfiihen Maßes gerechnet. 

Als Landesgewicht ift feit dem 1. Juni 1861 das Zollgewicht eingeführt. Das Pfund 
(500 Gramm) zerfällt in 30 Loth, zu 10 Quent, zu 10 Gent, zu 10 Korn. 

Inſtitute für den Geldverkehr und Gredit. DieRoftoder Banf warb am 27. Febr. 
1850 landesherrlich beftätigt. Ihr Actienkapital betrug anfangs 1 Mil. Thlr., wovon bei 
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ihrer Begründung die erjte und im Jahre 1853 die zweite Hälfte eingezahlt ward. Zunächſt 
auf die Dauer von zehn Jahren beichränft, ward fie jpäter bi zum 1. Juli 1885 unter der Be- 
dingung der Greirung einer zweiten Million an Stammfapital prolongirt. Von dieſer zweiten 
Million ift die Hälfte der Actien im Jahre 1863 ausgegeben, die andere Hälfte muß bis zum 
1. Juli 1865 ausgegeben fein. Die Bewilligung der Notenemifjton ward auf den Betrag von 
1 Mill, Thlr., auf welche fie anfänglich feitgejegt war, aud nad der Erhöhung ded Stamm: 
fapitals beſchränkt. Als Aquivalent für vie Annahme der Noten in den landeöherrlihen Kaflen 
wird eine Gebühr von 10, 15 und 20 Proc. vom Reingewinn, je nad) ver Höhe deſſelben, an 
den Großherzog entrichtet. Der Umjag betrug im erften Rechnungsjahr 6 Mill., im Jabre 
1862 33 Mill. ; die an die Actionäre außer 4 Proc. Zinfen gezahlte Dividende betrug für die 
beiden erften Jahre und 1 Pror., flieg für das Jahr 1853 auf 4°/, Proc., und ftellte ſich 
für die Jahre 1854— 62 auf 19%, 3%, 3%, 4, 1Ya, 1% 2, 19%, 2%, und 3,2 Proe. 

Die Lebendverfiherungsd: und Sparbanf in Schwerin, mit getrennter Verwaltung der 
Fonds für beide Gefchäftdzweige, ward am 1. Sept. mit einem Gewährleiftungsfonds von 
100000 Thlrn. eröffnet. Das Statut ward auf Veranlaffung des Minifteriums im Jahre 
1859 einer Revifion unterzogen. Der Geſammtumſatz betrug im Jahre 1862 11,966 090 Tir., 
der Ugenturenumfag 2,682599 IThlr., das werbende Kapital 1,043243 Thlr., Das zine: 
tragende Kapital 1,002745 Thlr., die Lebens-, Sterbefaflen: und Leibrentenverſicherung 
646530 Thlr. 

Die erfle Sparfaffe ward in Jahre 1921 in Schwerin begründet. Jetzt beleben dieſe In- 
flituie in 27 Städten und einem Domanialjleden in Medlenburg: Schwerin und in zwei Stäb- 
ten in Medlenburg: Strelig. Die Summe der Einlagen in den mecklenburg-ſchweriniſchen 
Sparfafien betrug am 1. Jan. 1862 6,973277 Thlr., alſo über 12 Ihlr. auf ven Kopf der 
Bevölkerung. Die Einlagen tragen geringe, noch durch mandje Vorbehalte geihmälerte Zinien 
und ihre Größe beweift nur den Mangel an Gelegenheit zu nußgbringender Verwendung dee 
Erjparten. In den fleinern Städten ftehen diefe Inftitute unter Leitung und Aufjicht der Ma- 
giftrate und die eingelegten Kapitalien dienen zur Abzahlung von Communalſchulden; in ven 
größern Städten werden diefelben größtentheils in ritterfhaftlihen Hypotheken angelegt. Vor— 
Ihußanftalten nad dem ältern Syſtem wurden feit dem Jahre 1847 in einigen Städten beider 
Landestheile begründet. Mit dem Jahre 1860 begannen die auf dem Princip der Selbſt hülfe 
und der folidarischen Haft bafirten Vorſchußvereine. Ihre Zahl in beiden Landestheilen beträgt 
jest 22 und diejelben haben ſich untereinander und mit den Vereinen einiger pommernſcher 
Städte im Jahre 1863 zu einem Brovinzialverband norddeutſcher Genoflenichaften zulammen- 
geihloffen. Der bedeutendfte Verein diefer Art ift der Borfchußverein zu Roftod, welcher am 
1. März 1860 in Wirkjamfeit trat und jegt 830 Mitglieder zählt. Der Belauf der bei dem: 
jelben entnommenen Vorſchüſſe incl. Prolongationen war im Jahre 1860 32227 Ihlr., im 
Jahre 1861 192313 Thlr., im Jahre 1862 551170 Thlr., der Zindertrag in denjelben Jahren 
reip. 573 Thlr., 2471 Thlr. und 7146 Ihr. 

Die einheimischen Beuerverjiherungsanftalten und die Beträge der verſicherten Werthe im 
Jahre 1862 find: 1) Die Domanial: Brandverfiherungsanftalt zu Schwerin (19,051025 
Thlr.); 2) die ritterihaftlihe Brandverfiherungsgejellihait des mecklenburgiſchen und wen: 
difhen Kreiſes zu Roftodf (18,287855 Thlr.); 3) desgleichen des ftargarbiihen Kreiſes zu 
Neubrandenburg (7,431382 Ihlr.); 4) die Brandverfiherungsgefellihaft der Städte aller 
drei Kreiie (37,593325 Thlr., daron für Mecdlenburg : Schwerin 32,256825 Thlr.); 5) 
die roftoder Brandafjecuration (9,394925 Thlr.); 6) die wismariſche Brandaflecuration 
(3,221912 Ihlr.); 7) die Vaterländiſche Feuerveriiherungd:Sorietät zu Roſtock (9,990000 
Thlr.); 8) die Mobiliar: Brandaffecuranz für Landbewohner zu Neubrandenburg (48,085350 
Thlr., davon für Mestlenburg- Schwerin 5,281925 Thlr.); 9) der Feuerverfiherungsverein 
für Medlenburg zu Güſtrow (31,691313 Ihlr.). Mit dem Anfang deö Jahres 1863 ward 
der unter Mr. 8 aufgeführten Anftalt ein Inftitut für Verfiherung von Immobilien angefchlof: 
jen, ſowie jie ihrerſeits an ein auch jegt noch mit ihr verbundenes Inftitut für Hagelaffecuranz, 
meldes ald das ältefte dieſer Art in Deutihland im Jahre 1797 geftiftet ward, ſich anlehnte. 
Für Verſicherung gegen Hagelſchaden befteht außerdem nod ein Verein für Mecklenburg— 
Schwerin zu Grevismühlen. Zu Noftod gibt es mehrere Vereine zur Verfiherung von Schiffen 
und von Ladungen; in einigen Fleinern Städten beftehen Vereine zur Verſicherung von 
Nindvieh. 

Das Hyrothekenweſen ift für die ritterſchaftlichen Güter in ausgezeichneter Weile georpnet. 
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Eine revidirte Hypothefenordnung für Kandgüter nebft Taxordnung ward am 18. Det. 1848 
in Medlenburg- Schwerin erlaffen. Ein ritterihaftliher Ereditverein ward im Jahre 1818 be: 
gründet und im Jahre 1840 reorganifirt. Im Jahre 1858 ward die Taxe, im Anſchluß an 
die veränderten Verhältnilfe, um 50 Broc. erhöht und gleichzeitig die Ausgabe von Pfand— 
briefen bis zu zwei Drittel des Tarwerthes beſchloſſen, während bis dahin nur bis zur Hälfte 
vorgegangen werden durfte. Die Hauptdirection, aus drei von der Ritterjchaft der drei Kreiſe 
erwählten Mitgliedern beſtehend, hat ihren Sig zu Noftod. Im Jahre 1862 gehörten dem 
Verein 106 KHauptgüter von 541 Hufen zu einem Tarwerthe von 11,027009 Thlrn. an. Dar: 
auf iind Pfanpbriefe im Gefammtbelaufe von 5,371243 Ihlın. Courant audgegeben. 

Die für die Erbzinsleute, Büdner und Häusler im fchwerinifchen Domanium normirenden 
Beſtimmungen hinfichtlih des Hypothekenweſens wurden im Jahre 1854 einer umfaflenden 
Revifion.unterzogen, aus welder ein neues Gejeg über die Grund- und Hypothefenbücher im 
Domanium hervorging. ine im Jahre 1837 erlafiene Hypothekenordnung für die Flöfter: 
lichen Erbpadtftüde ward in Jahre 1852 revidirt. Für den kleinen Grundbejig im Ritter: 
fchaftlichen ift die von der Regierung intendirte Herftellung einer Hypothekenordnung biöher an 
dem Diffend der Ritterſchaft geicheitert. Die Hypothekenordnung für die ſchweriniſchen Land— 
ſtädte von 1829 erihien im Jahre 1857 als revidirte Stadtbuhordnung. Die beiden See- 
ftädte haben ihre eigenen Stabtbuhordnungen, auch beiondere Hypothekenordnungen für bie 
beiderjeitigen Erbpachtſtücke. 

Literatur. Neben ven Geſchichtswerken von Rudloff („Pragmatiſches Handbuch ver med: 
lenburgifchen Geſchichte“, 3IhHle., 1780 fg. ; Thl. 3, zweite Auflage, in2 Bou., Roſtock 1821 fg.) 
und v. Lützow („Verſuch einer pragmatiihen Geihichte von Mecklenburg“, 3 Bde., Berlin 
1827 fg.), von denen jened nur bis zum Jahre 1621, dieſes auch nur elj Jahre weiter reicht, iſt 
mit Anerfennung zu nennen: E. Boll, „Geſchichte Mecklenburgs mit bejonderer Berückſichtigung 
der Culturgeſchichte“ (2 Bde., Neubrandenburg 1855 fg.), worin die Gefhichtserzählung bie 
auf die neuefte Zeit geführt wird. In Bezug auf das Kirhenweien: 3. Wiggers, „Kirchenge— 
ſchichte Mecklenburgs“ (Parchim 1840). Als farbige Iluftration der neueften Zeit: zur Be: 
leuchtung der reactionären Ara in Medienburg: Schwerin: „Grenzboten“ (Leipzig 1863, Nr. 19 
bi8 22). Berner: S. Schnelle, „Ritter: und Landſchaft“ (Berlin 1861). Ald Materialien: 
jpeicher: „Jahrbücher des Vereins für medlendurgiihe Gejhichte und Alterthumskunde“, ber: 
ausgegeben von Liſch (ſeit 1835, jährlich einBand). Hagemeifter, „Mecklenburgiſches Staats: 
recht‘‘ (Roſtock 1793). In vielen Bunften veraltet. J.Wiggers „Staatskunde der Großherzog: 
thümer Mecklenburg“ (Wismar 1861) bildet den dritten (legten) Theil von Raabe, „Mecklen— 
burgifche Vaterlanddfunde‘ (Wismar 1857 ig.); E. Boll, „Abriß der medlenburgifchen Lan: 
deöfunde” (Naturkunde, Gejhichte und Topographie) (Wismar 1861); „Beiträge zur Stati— 
ftit Mecklenburgs“ (vom großherzoglich ftatiftifhen Bureau, feit 1858; bisjegt 2 Bor. ä 
4 Hefte). M.Wiggers, „Die agrarifhen Zuftände in Medlenburg: Schwerin‘ (Leipzig 1861); 
R. Nizze, „Volkswirthſchaftliche Zuftände in Mecklenburg“ (Noftod 1861). 

3. Wiggers. 

Mediatifirung, ſ. Standesherren. 

Medicinalweien, ſ. Staatsarzneikunde. 

Meineid und feine Strafen.’) Meineid, lateiniih perjurium?), ift im weitern 
Sinne jede abſichtliche Verlegung der durch einen Eidſchwur übernommenen Berpflitung, im 
engern, ftrafrehtlihen Sinn entweder die abfihtlihe Nihtbefolgung der durd den Eidſchwur 
im voraus übernommenen Verbindlichkeit (Bruch ded fogenannten promiſſoriſchen Eides, auch 
Eidbruch genannt) oder die eidliche Befräftigung einer vorherigen wiſſentlich unwahren An- 
gabe (Bruch des jogenannten aflertorifhen Eides, Meineid im eigentliben Sinne), Schon 


1) Dgl. @ib. 

2) Malblanc, Doctrina de jurejando (Nürnberg 1781, Tübingen 1820). Müller, De perjurio 
(Wittenberg 1804). Rogen, De perjurio (Gröningen 1818). Nophirt, Progr. de juris jurandi 
religione et de poenis in perjur. stat. (Heidelberg 1829). Roßhirt, Lehrbuch des Criminalrechts, 
8. 106. Wächter, Lehrbuch, Bd. 11, $. 185, S. 255 fg. Heffter, Strafrecht, $. 408. Berner, Straf: 
recht, $. 221. Abegg, Archiv des Griminalrechts (Neue Folge), Jahrg. 1834, ©. 579 fa.; Jahrg. 1856, 
©. 513 fg. Schwarze, Archiv des Griminalrechts (Neue Folge), Yabız. 1848, ©. 374. Beitjchrift für 
vaterländifches Recht, herausgegeben vom Bernifchen Advocatenverein, Jahrg, 1838, ©. 153 fo. 
Endell Tyler, Oath’s, their orgin, nature and history (London 1834). 
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die Urgeſchichte des Monotheismus gedenkt der Miffethat des Meineides, deren Beſtrafung 
aber dem höchſten Weſen, dem Gründer und Beherrſcher des theokratiſchen Staats 3), anbeim= 
geftellt fein fol. „Du follft ven Namen des Herrn, deines Gottes, nicht misbrauchen, denn 
der Herr wird den nicht ungeftraft laffen, der feinen Namen misbraudt” (2 Mof. 20, 7). 

Daher verfolgte die Moſaiſche Gefeggebung (5 Mof. 19) den, welcher eine falfche Anklage 
eivlich ald wahr betheuert, nicht wegen des begangenen Verbrechens des Meineids, fondern 
wegen der faljhen Anklage und deren Folgen für den Angeihuldigten mit Strafe, und zwar 
mit der Strafe ver Talton, und verpönt daher auch ein unbeihworenes Zeugniß. Da jomit der 
Meineid nicht als ein bürgerlihes Verbrechen, fondern als Misbraud des Namens Gottes an= 
gefehen ward, fo genügte zur Sühne offenes Bekenntniß und Opferung. Später, zur Zeit des 
Sittenverfalld des ifraelitifhen Staats, waren unter dem Schuße der jejnitifchen Moral der 
Pharifäer, gegen welde Chriſtus auftrat, Meineide unter dem Schleier gewiſſer Formeln ſehr 
gewoͤhnlich, und dies war ein Hauptgrund, warum bie Ifraeliten bei den Römern in ſehr 
ſchlechtem Nufe ftanden. (Vgl. im allgemeinen Michaelis, „Moſaiſches Recht”, Th. V, $$. 256, 

301, 302, 303.) Auch die andern Bölfer der Alten Welt verfolgten die Verlegung eiplicher 
Angelöbniffe ; fo war nad Diodor („Hiſtoriſche Bibliothek”, Bud 1, Kay. 1, S. 77) bei den 
Agyptern ebenfo auf den Meineid Todeöftrafe angefegt, wie nad dem Zeugniß Herodots 
(Buch 4, Kap. 68) bei den Scythen. Die Geſetzgebungen von Griechenland bedrohten und be: 
ftraften ven Meineid mit Geldbuße oder aud mit der Strafe, auf deren Zuerfennung der Mein— 
eidige, der auf immer den Rachegoöttinnen verfallen war, wider feinen Gegner angetragen hatte, 
alfo felbft mit der ertremften Strafe, dem Tode. Wie vorherrſchend bei ven Griechen der Arg- 
wohn war, daß ein Schmwörender meineidig handele, geht aus einer Stelle bei Iſokrates (,, Rede an 
den Demonifus’‘) hervor. „Bewache forgfältiger‘‘, heißt es dort, „die Reden als die Gelder, welche 
man dir vertraut; denn rechtſchaffene Männer müſſen einen Charakter beweiſen, der mehr Glau—⸗ 
ben verdient als ein Eid. Einen zugefchobenen Eid nimm an, wenn bu dadurch entweder dich 
von einer fhimpflihen Beihuldigung befreift oder Freunde aus großen Gefahren erretteit; des 
Geldes wegen aber ſchwöre nie bei einem Gott, nit einmal wenn du mit gutem Gewiflen 
ſchwoͤren fönnteft, denn bu würbeft dem einen falſch zu ſchwören, dem andern geldgierig zu fein 
ſcheinen.“ Bei dem immermehr um fich greifenden Sitienverfalle mehrten ſich die Meineide. An 
ders war ed bei den Roͤmern in den beflern Zeiten, da ihnen die Eidedtreue ald eine der oberften 
Pflichten des Bürgers und des freien Mannes und das Deuteln des Eides ald durchaus verwerf= 

ih erſchien, und die Griehen ihnen das rühmlihe Zeugniß geben mußten, daß man ihnen 
die größten Schäße au ohne Zeugen anvertrauen fönne, weil man darauf rechnen dürfe, daß 
fie vie Hingabe nicht durch einen Meineid in Abrede ftellen würden, während ed gewagt fei, einen 
Griechen bei einer Kleinigkeit auf die Brobe zu ftellen. Von dem unverbrüchlichen Feſthalten 
eined Roͤmers an dem einmal gegebenen Wort und dem ide erzählt die Geſchichte und die 
Überlieferung diefes Volks unzählige Beifpiele (Cie. de offic., II, 26, 32; Livius, XXI, 

61). Und doch galt au bier ver Meineid nicht ala eigentliche Verbredien gegen bie — * 
ſetze des Staats, ſondern als eine Sünde gegen die Götter, als ein beſonderer Frevel gegen die 
Gottheit, bei welcher der Eidſchwur erfolgt war und welche die Verlegung deſſelben mit ſchweren 
Leiden ahnden würde. „Jurisjurandi contemta religio satis Deum habet ultorem“, lebrten fie. 
Bürgerlihe Strafen hingen einem gebrochenen Eid nur infoweit an, als durch denfelben zugleich 
ein anderes Verbrechen (Talsum oder stellionatus) confummirt wurde; ebenfo wurde, wer unter 
dem Anrufen des kaiferlihen Namens gefhworen und eidbrüdig geworden, durch die römiſchen 
Gefege nur ald des Verbrechens des crimen laesae majestatis fhuldig beftraft. An dieſer An- 
fhauung änderte auch die Binführung des Chriſtenthums in den erften Jahrhunderten nichts, 
obwol mit dem Sittenverfall der Kaiferzeit natürlich auch die Leichtfertigkeit in Bezug auf Eides- 
pflicht und willfürlidhe Interpretation eines Schwurs überhandnahmen. *) 

In ähnlicher Weife orbnete die Gefepgebung Mohammed's (der Koran) für ven Meineiv 
nicht ſowol Strafe ald Buße zur Berföhnung der beleidigten Gottheit an. Der Schuldige follte 
zehn Arme fpeifen oder Eleiden oder einen Gläubigen aus der Gefangenſchaft loskaufen, oder, 
wenn er dieſes alled nicht vermöge, fich einem dreitägigen Faſten unterwerfen. ®) 


3) Müller, —— für die neueſte Geſetzgebung aller deutſchen Staaten (Frankfurt a. M. 1834), 
Bd. VI, Heft 1, e 173. 

4) Wächter, ©. "286, 227. 

5) Bol. Bibliorhet für die peinliche Rechtswiſſenſchaft und Gefepfunde, herausgegeben von Almen 
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Betrachten wir die geſchriebenen Gefege der germanischen Völferfaften, fo finden wir, daß 
darin der Meineid zwar ald Miffethat mit weltlicder Buße verfolgt wird, aber doch aud nicht als 
befondered und ſchweres Verbrechen, ſondern nur ald ein Verbrechen gegen öffentliche Treue 
und Glauben. Erft mit der Einführung und Ausbreitung des Chriſtenthums rüdt er allmählich 
in die Zahl felbftändiger Verbrechen ein. Der Kläger konnte, wenn ed auf den Beweis anfam, 
denfelben, außer mit Urkunden und Zeugen, auch durch den Eid mit Zuziehung von Eides— 
helfen erbringen. Wurde er num eines Meineids überführt, was durd ein Ordale gefchehen 
fonnte, fo mußte er mit den Eideöhelfern eine Buße erlegen. Brachte ver Beklagte, um feine 
Unſchuld zu bemeifen, Zeugen vor Gericht, die alsdann ihre Ausfagen beſchwören mußten, fo 
fonnte der Kläger fie eined Meineids befchuldigen und e8 im frühen Mittelalter erft noch auf die 
Entfheivung des Zweifampfes anfonımen laflen. Später warb der Meineid zwar damit be⸗ 
droht, daß der Schuldige wenigſtens die Hand verlieren follte (die Gefege der Sachſen verhäng: 
ten fogar die Todesftrafe), doch fonnte mit Einwilligung des Richters eine Geldbuße an die 
Stelle gefeßt werben , der Meineidige fonnte „ſeinen Leib löfen‘‘. 6) 

Eine wefentliche Anderung der bis dahin geltenden Anſchauung wurde durd die Reception 
des Kanoniſchen Rechts vermittelt, welches den Eidesbruch ald eine Sünde gegen die Kirche, als 
Berlegung des Kirchenfriedens, ald Misbrauch ded Namend Gottes Hinftellte. Wenn es zwar 
hierfür auch nur geiftliche Strafen androhte und anwendete, jo erflärte es doch den Meineid 
ſchon ala faft gleichſchweres Verbrechen wie Mord und Ehebrud und führte durch den Einfluß 
der Kirche auf alle Verhältniffe dieſe Lehre vollftändig in das politifche und bürgerliche Leben 
ein. So eradhtete die allgemeine Rechtsanſchauung den Meineid bald nicht mehr nur als ein 
einfaches Verbrechen gegen Treue und Glauben, fondern daneben auch als ein Verbrechen gegen 
die Religion, welches um deswillen ald mit befonderer Strafe zu belegen fei. 

Die Peinlihe Gerichtsordnung Karl's V. beihränft fih, blos von ber Verlegung des fo= 
genannten affertorifhen @ives redend, darauf, im Art, 107 einzelne Fälle von Meineiden her— 
vorzubeben und mit Strafe zu bedrohen, indem fie zugleich Vergütung des dadurch etiva verur- 
ſachten Schadens verorbnet. Denn in diefem Artikel, überfhrieben: „Strafe Derjenigen, jo 
einen gelehrten Eid vor Richter und Gerichten meineidig Shrwören‘, heißt ed: „Welcher vor 
Richter und Gericht einen gelehrten Meineid (d. h. einen folhen, ver in den von dem Richter 
vorgefprochenen Worten abgeleiftet war) fhwört, fo dieſer Eid zeitliched Gut betrifft, das in 
Des, der alfo fälſchlich geſchworen hat, Nugen gefommen, der ift zuvörderſt ſchuldig, mwofern er 
es vermag, ſolches fälſchlich abgeſchworenes Gut dem Verletzten wieder zu fehren (zu erftatten) 
foll auch verleumdet und allen Ehren entjegt fein. Und nachdem im heiligen Reich ein gemeiner 
Gebrauch ift, ſolchen Falſchſchwörern die zwei Finger, womit jie geſchworen haben, abzubauen, 
diefelbe gemeine gewöhnliche Leibesftrafe wollen wir auch nicht ändern. Wo aber einer durch 
einen peinlichen Eid Jemand zur peinlichen Strafe ſchwüre, derſelbe ſoll mit der Pön, die er 
fälfchlich auf einen Andern ſchwört, geftraft werben (Talion). Wer ſolches falſche Schwören mit 
Wiſſen, vorfäglid; und argliftig dazu anrichtet, leidet gleiche Poͤn.“ 

Noch im 17. Jahrhundert war, nad) dem Zeugniß Carpzov's, der in feinem gropen Werk 
über die Criminalrechtſprechung Erfenntniffe mittheilt, dad Abhauen wenigftend des vorberften 
Gliedes der Schwörfinger gebrauhlid. Der Kurfürft Auguft von Sachſen adoptirte diefe 
Strafe nod in einem Gefeg vom Jahre 1712. Später ging die Rechtſprechung ſowol von ber 
verſtümmelnden als von der Taliondftrafe ab und ließ das richterliche Ermeffen walten. euer: 
bad, a. a. D., Note 3 des Herausgebers zu $. 422. 

Die dem Ende des 18. Jahrhunderts angehörende preußiiche Strafgejeßgebung verfolgt all: 
gemein die Verlegung des affertorifchen Eides (und die Verführung dazu), und mit Strenge, 
indem fie zugleich, ihrer Tendenz gemäß, in einer Reihe von Artikeln (‚Allgemeines Landrecht“, 
Thl. 2, Tit. 20, $$. 1405—30) die Gafuiftik zu erfhöpfen fich bemüht, obwol fruchtlos. 
Der, welder als ftreitender Theil oder Zeuge einen falſchen Eid wiſſentlich leiftet, verliert Amt, 
Würde, bürgerliche Ehre und das Recht der Betreibung eined Gewerbes und wird ſchimpflich 
audgeftellt (oder e8 wird fein Verbrechen öffentlich befannt gemadt). Dazu geſellt ih nad 


dingen, Grolman und Feuerbach (Göttingen 1800), Br. II, ©. IV. Feuerbach, Verſuch einer Cri— 
minaljurisprudenz bes Korans, ©. 187 u. 188. 

6) Eichhorn, Deutfche Staats und Rechtögefchichte, Th. 1, $. 77 u. 78. Grimm, Deutſche Staats: 
altertHümer (Göttingen 1828), ©. 705, 904, 905. Henfe, Grundriß einer Gefchichte des deutfchen 
peinlichen Rechts (Salzburg 1809), 1, 42. 
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Verhältniß des angerichteten Schadens ein: bis dreijährige Freiheitäftrafe (Feſtung), ja ſelbſt 
Todeöftrafe, und, wenn Gewinnſucht dad Motiv war, eine Geldbuße im vierfahen Betrage des 
erftrebten Vortheils. L 

Der preußifchen Yegislation folgend, drohen auch die Altern Strafgeieggebungen von Oſter— 
reih (1803) und von Baiern (1813) 7), die infofern voneinander abweichen, ald die erftere 
die Verlegung des promifforiihen Eides mit Stillfchweigen übergeht, die legtere die Verlegung 
eines gerichtlichen Verſprechungseides mit Arbeitshausſtrafe belegt, für ven Meineid aber, neben 
Austellung auf ver Schandbühne und längere, jelbft lebenswierige Freibeitöftrafe, im ertrem: 
ften Hall Todesitrafe androft. Die neuern deutichen Gefeggebungen unfers Jahrhunderts ®) 
flimmen darin überein, daß ſie ven Meineid allgemein bei ſchwerer Strafe verpönen, doch fine 
fie, gleichwie die Theoretifer, nicht einig in Bezug auf die Stelle, welde die Lehre vom Meineid 
im Rechtsſyſtem einzunehmen bat. Während einige Rechtsgelehrte (Mittermaier, Tittmann, 
Henfe), fowie das hannoverifhe und das mürtembergifche Strafgeſetzbuch den Meineid in die 
Klaffe der Verbrechen wider Öffentliche Treue und Glauben fegen, reihen (in Ubereinftimmung 
mit Feuerbach) das öfterreichifche, das bairifche und das oldenburgiiche Strafgeieg den Meineid 
den Betrugsverbrehen an, und der ſächſiſche Strafcoder ftellt ihn endlich als beſonderes Ver— 
brechen wider Religion und Kirche dar. Diefe legtere Auffaffung, die auch von Abegg getbeilt 
wird, hat wol die wenigjten Gründe für fi, denn fie würde in confequenter Weife zur ftraf- 
gefeglihen Verfolgung aud der Kegerei führen müfjen. Andere Strafgefeßbücher endlich, wie 
das preußifche, das badiſche und das heſſen-darmſtädtiſche, behandeln ven Meineid in einem 
befondern Titel, welder ven Beftimmungen über Öffentliche Fälſchungen nachfolgt. 

Zum Thatbeitand des Meineids gehört nach dem heutigen gemeinen deutihen Strafredt 
zunächſt die Ableiftung eines gültigen Eides zu gerichtlichen Zweden vor competenter gerichtlicher 
Behörde, was demnach theild von ven Parteien im Civilproceß, theild von den Zeugen und Sad: 
verftändigen im Givil- und Griminalverfahren verlangt werden fann; doch ift von einzelnen 
Strafgejegbühern (Hannover, Baiern, Darmftadt) bei dem Würberungdeid in bürgerlichen 
Retöftreitigkeiten eine Unterfuhung wegen Meineides ausgeichloffen. Auch ein außergericht: 
licher, von einer zuftändigen Verwaltungsbehörde in ftaatlichem oder Öffentlihem Intereſſe abver— 
langter Eid kann in Verlegungsfall ald Meineid behandelt werden.) Gin Privateid dagegen ift 
nicht durch Strafgefege geſchützt. Zum Thatbeftand des Meineids gebört ferner gemeinrechtlich 
die Vollendung des Eidesacts und die wilfentliche Verlegung der durch diejen übernommenen 
Verbindlichkeit. Das badiſche Strafgeſetzbuch erflärt jedod (Art. 403) das Verbrechen des 
Meineides erft dann für confummirt, wenn das Protofoll über die Ableiftung des falihen Eides 
von dem Schwörenden unterfhrieben und beftätigt worden ift. Ein Schaden ift nicht erforder: 
li. Auch die intellectuelle Urheberichaft des Meineids und der Verfud des Meineids werden, 
erftere mit gleicher, legterer mit geringerer Strafe bedroht. (C. 22, qu. 5, c. 13: Qui pejerare 
paratus est, jam pejerare videtur). 10) 

Sämmtliche Geſetzbücher Deutjchlands bedrohen den Meineid mit Rückſicht auf Die Wichtig: 
feit und Heiligfeit des Eides, theild mit verbältnigmäßig hoher Strafe (meift Zuchthaus), die noch 
befonders von den dadurch hervorgerufenen Nachtheilen anderer abhängig gemadt wird. Außer- 
dem treffen ven Meineidigen auch noch die, der über ihn erfannten Strafe anbängenden Folgen 
einer verminderten bürgerlichen Rechtsſtellung, namentlich die Unfähigkeit, ald Sachverſtändiger, 
Zeuge, Wähler bei öffentlihen Wahlen u. ſ. w. fungiren zu fönnen. 

Werfen wir einen Blick auf die au noch in einem Theile von Deutfchland herrſchende Ge: 
feßgebung des Nachbarſtaats Frankreich 11), fo finden wir, daß ein Ediet vom Jahre 1531 
(Zeitgenoffe der Beinlihen Gerichtsordnung Karl's V.) falſches Zeugniß vor Gericht mit dem 
Tode bedrohte, eine Strafe, weldye im Jahre 1680 auf ſchwere Fälle befhränft ward, denen gegen: 
über das richterliche Ermeſſen die Strafe abwägen Sollte. Das jegtherrihende Strafgeſetzbuch 
(Code penal) betrachtet ven Meineid, d. h. die Verlegung des affertorifchen Eides, ald crime et 
delit contre les particuliers und ſchweigt von der Beftrafung der Verlegung des Verfprechunge: 


— —— — — — — — 


7) Henke, ©. 739 - 741. 8) Griminal-2erifon, herausgegeben von Jagemann, Art. Meineid. 
9) Berner, $. 221, ©. 479. 
10) Zachariä, Dom Berfuch, I, 75. Luden, Verſuch, S. 492. 
11) Über England vgl. Kritiſche Zeitfchrift für Rechtowiſſenſchaft und Geſetzgebung des Auslandes, 
herausgegeben von Mittermaier und Zachariä (Heidelberg 1829), Bd. I, Beitr. 2. Mittermaier, Das 
englifche Criminalrecht in feiner Fortbildung, vorzüglid, durch die neueften Barlamentsacten, S. 51. 
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eides. Falſches Zeugniß in peinlihen Sachen wird mit Zwangsarbeit auf gewijfe Zeit beftraft. 
Im Ball der Berurtheilung des Fälfhlih Angeklagten zu einer härtern Strafe als zur zeitigen 
Zwangsarbeit foll den falſchen Zeugen dieſelbe Strafe treffen. Falſchem Zeugniß in Zucht-, ein- 
fachen Bolizeifahen und in hürgerlihen Rechtshändeln folgt die Strafe der Einfperrung, und bei 
Abnahme von Belohnungen oder Verfpredhungen zur Ablegung des falichen Zeugniffes neben 
der Konfidcation ded Erhaltenen zeitige Zwangsarbeitsftrafe. Verleitung zum falfchen Zeugniß 
foll, wenn diefes die Strafe der Einjperrung zur Folge hatte, mit zeitiger Zwangdarbeit, wenn 
28 Verurtheilung zur zeitigen Zwangsarbeit oder Deportation veranlaßte, mit lebenswieriger 
Zwangsarbeit, wenn ed die febendlängliche Freiheitsſtrafe oder die Todesſtrafe berbeiführte, 
mit den Tode beftraft werden. Der, welcher hinſichtlich eines in einer Civilſache zugefhobenen 
oder zurücgeichobenen Eides meineidig ericheint, verliert dad Bürgerrecht (Art. 361—366 dei 
Code penal). Nah dem Art. 1363 des franzöllihen Civilgeſetzbuchs (Code civil) wird, ift 
der gehobene oder zurüdgefchobene Eid geleiftet, ver Gegentheil mit dem Beweiſe des Meineids 
nicht zugelajlen. Der Gejeggeber entſchloß ſich darum zu dieſer Beflimmung, damit der Rechts— 
flreit unter dem Vorwande des begangenen Meineidd nicht erneuert werde, Dagegen verfolgt der 
öffentliche Ankläger ven Schuldigen. Handelt es fih um einen vom Richter auferlegten Eid, fo 
läßt dad franzoͤſiſche Proceßgeſetzbuch die Partei zum Beweis des Meineids zu. 

Die Statiftif ver Strafrechtäpflege weit eine Abnahme der Meineid&verbrehen in den legten 
Jahren nah, nachdem in dem verfloffenen Jahrzehnd eine Steigerung der Anlagen wegen 
Meineids in erſchreckendem Maße eingetreten war. Hieraus jedoch auf eine größere Heilighal- 
tung des Eides, auf ein tiefered Eindringen religiöfer Gefühle in das Volfsleben ſchließen zu 
wollen, hieße jib optimiftiihen Anfhauungen Hingeben ! E. 2, 

Meiningen, ſ. Sächfifche Herzogthümer. 

Mennoniten, die Angehörigen einer nad ihrem Stifter oder vielmehr Neformator Menno 
Simonis benannten hriftlihen Sefte, welche, obwol unter jich jelbft mehrfach gefpalten, doch 
ſämmtlich darin übereinftimmen, daß nicht die Kinder, fondern die Erwachſenen zu taufen feien, 
und dag man nicht ſchwoͤren dürfe; und welche ferner, mindeſtens der weit überwiegenden Mehr: 
zahl nad, den Kriegsdienſt, die Verehelihung mit andern Neligiondbefennern und die Ehe: 
Scheidung (ausgenommen wegen „Ehebruchs“) für ganz unerlaubt, die Bekleidung obrigfeit- 
licher Amter aber für höchſt feelengefährlich Halten, eine mehr oder minder ausgedehnte ftrenge 
Kirhenzudt und Einfachheit in der Kleidung beobachten und endlich ihre Prediger aus ihrer 
Mitte wählen, ohne von ihnen eine höhere geiftlihe Ausbildung zu verlangen und ohne fie 
zu beſolden. | 

Schon in ſehr früher Zeit entftanden Meinungsverfhiedenheiten unter ven Chriften über bie 
Frage, ob die Kinder bei der Geburt, oder erft die Erwachſenen, weldye zuvor belehrt worden, zu 
taufen feien. Für die legte Anficht ſprach jich unter andern Tertullian aus. Indeß verwarf die 
Kirhenverfammlung von Kartbago vom Jahre 256 die Lehre, und von nun an wurden ihre 
Vertheidiger ald Ketzer verfolgt und viele follen ald Märtyrer geftorben fein. Auch erlangte die 
entgegengefegte Behauptung alsbald unbedingte Geltung. Dagegen erhob jih in der zweiten 
Hälfte des 12. Jahrhunderts Peter Waldus, ein Inoner Kaufmann, der, durch den plöglichen 
Tod eines Freundes an feiner Seite tief erſchüttert, ſich von da an vorzugsweife dem religiöfen 
Reben widmete und in feinen Lehren außer der Kindertaufe auch das Eidſchwören und das Krieg: 
führen unter Ehrijten verwarf und für unerlaubt erflärte. Seine — zunächſt in Frankreich und 
Italien fi ſtark vermehrenden Anhänger (Walvdenfer, Albingenfer, Trandmontanen) — fahen 
fi bald auf die empörendfte und barbariſchſte Weiſe verfolge. Biele wurden mit Gewalt be: 
fehrt, viele gemorder. Manche aber flüchteten in einfame, entlegene und wenig zugängliche 
Bergklüfte, oder flohen nad) fernen Gegenden, mo fie auf einzelnen Höfen in tieffter Zurüdge: 
zogenheit, treu ihrem Glauben, lebten. 

ALS Luther'd großer Kampf gegen die Unfehlbarkeit der alten Kirche begann, trat auch die 
Streitfrage wegen der Kindertaufe aufs neue hervor. Unglüdlicherweife waren es zunächſt 
blinde Schwärmer oder eitle, herrſchſüchtige Betrüger, melde ih als Wortführer in dieſer 
Sache hervordrängten. Sie fanatifirten die unwiſſende Menge, misbrauchten diefelbe zu ihren 
unreinen Zmweden, verbanden moraliſch verwerfliche Lehrfäge mit jener Frage und verübten 
Greuel und Abſcheulichkeiten mancerlei Art (vor allem zu Münfter unter Bodhold, Knipper: 
polling u. a.). Dies erbitterte allenthalben und veranlafte Werfolgungen auf Leben und Top, 
die man, da die Anhänger jener Lehre verfchiedenerlei Namen führten, gegen alle ohne Unter: 
ſchied richtete, melde die Kindertaufe verwarfen, wie man fie denn auch mit dem allgemeinen 
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Namen Wiedertäufer oder Anabaptiften bezeichnete, weil jie ben in der Kindheit Getauften das 
Sakrament nochmals ertheilten. So litten nun wieder die Unſchuldigen mit den Schuldigen, 
die zurücdgezogenen, ruhigen und frievlihen Anhänger jenes an jid für das wirfliche Leben gan; 
unſchädlichen Hauptlehrfages ebenfo fehr wie die rohen und wüthenden Fanatiker. Die legtern 
wurden allmählich ganz unterbrüdt, von ven erftern aber retteten fi, freilich unter mmandyerlei 
Drangfalen, in verfchiedenen Ländern einzelne Gruppen von Bamilien, obwol fie überall ge- 
zwungen waren ihre Überzeugung zu verheimlichen. 

Um dieje Zeit erregten die Lehren Menno Simonis (d. h. Simon’d Sohn) mehrfaches Aui- 
fehen. Er war im Jahre 1496 oder 1505 in Briedland geboren, 1524 Mönd geworben und 
hatte fih mehrere Jahre fpäter vom Katholicismus losgeſagt. Es wird an ihm Gelehrſamkeit 
und eine bedeutende Rednergabe gerühmt. Mit Eifer fteflte er ven Sag auf, daß die Taufe nur 
den zuvor im Chriſtenthum Unterrichteten ertheilt werben dürfe (um das Jahr 1537, nad) ven 
Angaben ded Mennoniten Dednatel angeblich jdon um 1530). Um fi aber den Verfolgun— 
gen zu entziehen, welchen die münfterifhen Wiedertäufer audgefegt waren, erklärte er ſich in 
einigen Schriften fehr entichieden gegen diefe; verwarf es, daß ſie das Schwert führten, tadelte 
das Streben nad meltliher Macht und fprad ſich nahbrüdlih gegen die von ihnen angenom- 
mene Vielweiberei and. Deflenungeachtet vermochte er nicht, den Folgen der gegen alle joge: 
nannten Wiedertäufer herrſchenden Erbitterung fich zu entziehen, um jo weniger, ald man ihm 
Wankelmuth in feinen Grundfägen zum Vorwurf mahte. Gin 1543 erlaffenes Faiferliches 
Mandat erklärte ihn jogar für vogelfrei, fegte einen Preis auf feinen Kopf und verbot bei Todes: 
ſtrafe, ihn zu beherbergen. So mußte er denn aus feinem Vaterlande (den Niederlanden) ent: 
fliehen. Gr begab ſich zuerft nach Wismar und, auch hier nicht fiher, nach Frejenburg bei DL 
desloe in Holftein. Hier wirkte er ungeftört bid zu feinem am 31. Jan. 1561 erfolgten Tode. 
Seine Lehre aber, noch etwas weiter audgebildet durd feinen Mitarbeiter Dietrih Philipp, er: 
langte ziemlich allgemeine Geltung bei den noch vorhandenen alten Gegnern der Kindertaufe 
und bei manchen, welche ji biäher zu ven andern Confeſſionen gehalten hatten. Freſenburg 
blieb lange ver Hauptort der mennonitiſchen Zehre; dann ward ed Altona bei Hamburg. Außer: 
dem zählte diejelbe ſchon im 1. Jahrhundert zahlreiche Bekenner in den Niederlanden (in 
Holland, Friesland, Gröningen, Brabant), am Mittel: und Oberrhein, in Schwaben, Mähren 
und der Schweiz; fpäter au in Preußen, Rupland und Amerifa, Die urjprüngliden Ver— 
folgungen währten zwar faft allerwärts nod längere Zeit fort; doc überzeugte man ih all: 
mahlich von der Unfchädlichfeit ver Grundſätze des Mennonitismus und lernte feine Bekenner 
vielfach ald treffliche Landwirthe kennen und fhägen, deren Einwanderung man deswegen in 
verfchiedenen Ländern begünftigte. (In den Niederlanden erhielten fie 1578 Bürgerredt ; in 
mehreren Yändern ſprach man fie förmlich von der Kriegsvienftpflichtigkeit frei.) 

Die Mennoniten ſcheiden fih nun in zwei Hauptfeften: die Blamminger oder gelindern, und 
die riefen oder ftrengern, auch Ami'ſche Mennoniten genannt (legtere Benennung angeblih 
von einem ihrer Prediger, Ami, herrührend). Doch zerfallen befonders die erjtern wieder in 
jehr viele Unterabtheilungen, und faft in jeden Lande trifft man einzelne abweichende Sagun- 
gen in Übung. Symboliſche Bücher, die allen gemein wären, find nicht vorhanden, und weder 
Menno Simonis noch Dietrih Philipp verfuchte die Abfaſſung einer ſolchen Schrift. Exit fpäter 
murben in verfchiebenen Gegenden „‚Slaubenöbefenntniffe” und „Ratechismen‘ bearbeitet, von 
denen aber fein einziges allgemeine Geltung erlangte. Am wichtigften find unter diefen Eleinen 
Schriften: 1) „Glaubensbekenntniß der vereinigten Friefen und Hochdeutſchen, errichtet zu 
Dortreht am 21. April 1632, von 51 Predigern und Vorftehern beider Seften unterfchrie- 
ben; es enthält 18 Artikel und gilt bei den ftrengern Mennoniten in beiden Heffen, Nafjau, dem 
Elſaß und Preußen als Lehrnorm. 2) „Evangeliſches Glaubensbekenntniß der taufgefinnten 
Ghriften oder Mennoniten, wie foldes zu Altona bei Hamburg Öffentlich gelehrt und geprebigt 
wird”, von Gerhard Roofe (1702), ebenfalls 18 Artikel enthaltend, die Hauptſchrift für die 
Grundlehre ver gelindern Mennoniten (Blanmminger), allein nicht eingeführt in Baden, Alt- 
baiern, Würtemberg und Sachſen. 3) „Die Glaubenölehre ver wahren Mennoniten oder Xauf- 
gefinnten, aus deren öffentlichen Glaubenshefenntniffen zufammengezogen durch Cornelius Ris, 
Lehrer dev Mennoniten in Hoorn“ (Hamburg 1776), umfaſſender als vie beiden erſtgenannten 
Schriften, in 36 Artifeln die Blaubenslehre vortragend, aber ebenfalls von den Mennoniten in 
Heften, Baden, Würtemberg, Baiern und Sachſen nicht angenommen , dagegen von den Flam— 
mingern in einen Theile von Holland und Preußen fehr gefhägt. 4) „Chriftliches Gemüths— 
geſpräch von dem geiftlihen und feligmadenden Glauben, und Erkenntniß dev Wahrheit‘ 
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(1783), bekannter unter dem Namen „Das Fragenbuch“, ift in 24 Artikel und biefe in 
148 Fragen und Antivorten eingetheilt, denen ein Eleiner Katechismus angehängt ift. Es dient 
in Baden, Würtemberg, Altbaiern und Sachſen ald Lehrnorm für die gelindern Mennoniten. 

Als Uinterfheivungslehre ver Mennoniten von den andern hriflliden Confeſſionen er= 
geben ſich nad dieſen Schriften folgende Bunfte: 1) Die Taufe wirb erſt dann ertheilt, 
wenn ver Menſch zugleich fein Gtaubensbefenntniß abzulegen im Stande ift (gewöhnlich nad 
zurüdgelegtem vierzehnten Lebensjahre). 2) Der Eidſchwur ift unerlaubt. 3) Ebenſo bie 
Berheirathung mit einem andern Religionsverwandten. (Während aber die Friefen nicht 
einmal die Heirath mit Flammingern dulden, jondern fie mit Ausichließung aus der Ge— 
meinde und dem -fogenannten Banne beftrafen,, ift das Verbot bei den legtern zu einer bloßen 
Börmlichfeit geworden, indem ed bei ihnen meiftens genügt, daß der verbotäwidrig Verheira— 
thete der verſammelten Gemeinde jeine Neue über den — nicht mehr zu ändernden — ge: 
tbanen Schritt ausfpricht, was in der Regel nichts anderes ald eine Täufchung if.) 4) Die 
Eheſcheidung ift einzig und allein wegen Ehebruchs zuläſſig. (Dod tritt bei den Frieſen noch 
eine Art Trennung von Tiſch und Bett ein, wenn und folange das Eine der beiden Eheleute ex: 
communieirt ift oder ſich im kirchlichen Banne befindet.) 5) Das Kriegführen oder Schwert: 
ergreifen, überhaupt der Militärftand, ift dem Mennoniten verboten. (Die weltlichen Ge: 
fege zwingen indeß in den meiften Ländern Mitteleuropas zur Übertretung diefed Verbote, 
obgleich die Mennoniten, fowol einzelne ald auch gewöhnlich in ihrer Geſammtheit, wo ed an: 
gebt, durch Einftellungen von Griagmännern fih vom Kriegsdienfte zu befreien juchen ; vielfach 
verweigern auch indeß in neuerer Zeit bie Nichtbetheiligten ihre Beiträge zur Deckung der Koften 
für Stellung eines Erfagmannes.) 6) Die Berwaltung weltliher Amter ift bei den Briefen 
ganz verboten, bei ven Flammingern mindeftens für jehr jeelengefährvenn gehalten. 7) Die 
Prediger und Kirchenvorfteher werden von ver Befammtgemeinde frei gewählt; nad) ven mei— 
ſten Anſichten follen fie nicht ſtudirt Haben und feinerlei Befoldung erhalten (doch kommen, be= 
fonderd in den Niederlanden, viele Ausnahmen vor); die Wahl geihieht bei einem Theile ver 
riefen in ber Art, daß unter ven Dreien, welche die meiften Stimmen erhalten haben, das Los 
entfcheidet; bei den andern ift unbebingte Wahl eingeführt. Der Gewählte darf bei feiner 
Sekte die Wahl zurückweifen oder ablehnen; jeder muß ſich vielmehr bei jeiner Taufe ſchon förm: 
lid verpflichten, dieſes Amt anzunehmen, wenn er in der Folge dazu bejtimmt werben jollte. 
8) Es ift möglichfte Einfachheit in der Kleidung geboten. (Die Frieſen dürfen fich Feiner Knöpfe, 
fondern nur der Haften bedienen; die erwachſenen Mannsperjonen müflen die Hauptbarthanre 
wachſen lafien.) 9) Die Gefammtgemeinde, als ſolche, und jeder einzelne in ihr hat über ven 
Zebenswandel feiner Mitgenoffen zu wachen; die Gefammtgemeinde entſcheidet über Die vorge- 
brachten Anjhuldigungen; Ausfhließung vom Abendmahl, überhaupt von der Gemeinfchaft, 
ift die härtefte Strafe. Doc) geräth die Durhführung des Princips der Kirchenzucht bei Flam⸗ 
mingern mebr und mehr in Abnahme und befteht vielfach fFaum mehr vem Namen nad). ?) 

Wenn wir nun die Lehrfäge und Gebräuche der Mennoniten unbefangen prüfen, fo finden 
wir indbefondere Folgendes: Sie nehmen dad Myſtiſche aus der Bibel an; aud dad Nicäani— 
{he Slaubensbefenntniß (dad Credo) hat bei ihnen volle Geltung (obwol Menno Simonis eine 
eigene Auslegung über die förperliche Natur Chriſti zu geben verſuchte); im übrigen aber ftre- 
ben jie ihre kirchliche Lehre fo einfach ald möglich, und, wo es fi, ohne dem angedeuteten Prin- 
eip zu nahe zu treten, thun läßt, der nüchternen Vernunft gemäß durchzuführen; der ganze 
Cultus foll prunklos und einfach, dabei aber allen verſtändlich fein. Kerner jind alle innern 
Einrichtungen der mennonitifchen Gemeinden vepublifanifch organijirt (ſie wählen ihre Predi— 
ger und ihre Vorſteher, entſcheiden über alle vorfommenden Fragen, aud) was den Lebenswan- 
del der einzelnen betrifft; dabei halten fie ver That nach auf Ehrlichkeit, Einfachheit ver Sitten, 
Fleiß und Ordnung, und in den meiften Gegenden waren fie bie erfien, welde die Landwirth— 
ſchaft menigftend einigermaßen rationell zu betreiben begannen. 

Indeß müſſen wir die arge Bevormundung des einzelnen durch die Gefammtgemeinde mis- 
billigen. Der ſtreng gläubige Mennonit wird ſich ſchwerlich jemals geiftig Höher emporſchwingen 
fönnen. Er wird für Einfachheit halten, was materiell ald Mangel an ganz unſchuldigen Be- 
quemlichfeiten des Lebens, oder was intellectuell ſogar als Unwiffenheit erfheint. Wo es ver- 
boten it, Knöpfe ftatt bloßer Haften an den Kleivern zu tragen ; wo mitunter ganz ausdrücklich 





1) Bol. Hunzinger, Das Religions:, Kirchen- und Schulwelen der Mennoniten oder Taufgefinnz 
ten (Speler 1831). 
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verlangt wird, der Religionslehrer dürfe nicht ftubirt haben, müſſe vielmehr „ungelehrt“ fein — 
da wird man allenthalben jede freie Bewegung gehemmt und gelähmt, jede Höhere Entwickelung 
des Menfchen niedergehalten finden. Hätten ſolche Sapungen und Einrichtungen vor Zeiten 
allgemeine Geltung erlangt, fo würde nie die Stufe erreicht worden fein, auf welder fich die 
Gultur der Menſchheit gegenwärtig befindet. 

Auch haben fih die Mennoniten ſelbſt bereitd größtentheild® von den fchroffften dieſer 
Sagungen losgeſagt, theils förmlich, theils ſtillſchweigend. Insbeiondere ift die Bevormun: 
dung des einzelnen bei vielen Gemeinden der fogenannten Blamminger ver That nach faft gan; 
aufgegeben, und jelbft die Friefen vermögen fih den Einwirkungen des Geiſtes der Zeit nicht 
mehr völlig zu entziehen. 

Was nun das Verhältniß des Staats gegenüber ven Bekennern der Mennonitenlehre an: 
langt , fo muß nit nur deren frühere und lange herab fortgejegte blutige Verfolgung als Bar- 
barei bezeichnet werden, fondern wir finden ed aud ganz und gar ungeeignet, daß man ihnen 
heute noch in vielen Ländern die höhern ſtaatsbürgerlichen, bier und da fogar die gewöhnlichen 
bürgerlihen Rechte verfagt. Die beiden erften und wichtigften Kehrjäte des Gultus der Menno: 
niten: von der Taufe und Gidedleiftung , gehören rein in das Gebiet der innern Überzeugung, 
bis wohin ji die Macht ver Staatsgewalt vernunftgemäß nie erftreden kann; fie jind aber 
weder wit der Moral im Widerſpruch, noch fonft im entfernteften ſchädlich, und der weltliche 
Gefeggeber kann, insbeſondere was das gerichtlihe Zeugnig der Mennoniten betrifft, Eeinen 
Grund haben, weiter zu gehen, als die unter Ablegung des Handgelübdes gemachte feierliche 
Betheuerung deſſelben als einen Eid in etwas abweichender Form (mas eine ſolche feierliche Aus- 
fage dem Wefen nah auch vollfommen ift) zu betrachten und, im Falle ver abfihtlihen Unwahr: 
heit, die Strafe ded Meineides darauf anzumenpen. 

Allerdings ift ein [hrwieriger Punft das Verbot des Schwertergreifens. Und dod hat man 
gerade in diefer Beziehung den Mennoniten in früherer Zeit vielfah Zugeſtändniſſe gemacht, die 
wir ald durchaus ungeeignet verwerfen müflen (gegen Entrihtung gewiſſer Geldſummen wur: 
den alle Mennoniten eined Landes von der Berpflihtung zum Kriegsdienſte freigeiproden). 
Wenn der Mennonit den Heerbienft verabfcheut, jo mag man ihn mit gutem Rechte vorfonmen: 
denfalls ebenfowol dazu anhalten wie ven Katholiken oder Proteflanten,, der — wenn vielleicht 
auch aus ganz andern Gründen — den nämlihen Wiverwillen hegt. Denn der Staat muß 
billigerweife an alle feine Angehörigen die gleihen Anfprüde für feine Vertheidigung machen. 
So geſchieht ed ohnehin jeit Decennien faft allerwärts ver That nach. Jener Lehriag, an den 
man fi ſonach nicht bindet, kann alfo aud den Grund nicht abgeben, ven Mennoniten einen 
Theil der bürgerlichen Rechte vorzuenthalten. 

In den legten Jahrzehnden hat die fchroffe Sonderftellung der Mennoniten immermebr 
aufgehört. Die Rechtöbefhränfungen, denen diefelben früher in vielen Ländern unter- 
lagen, haben beſonders feit bem Jahre 1848 meiftens ihr Ende gefunden. lim jo unbefan: 
gener Fann man ſich jegt über die Bigenthümlichkeiten der Mennoniten ausfprechen. Ihr 
Cultus beabfihtigt unzweifelhaft, den Urlehren des Chriſtenthums zu entfpredhen. Ge: 
rade in diefem Streben find jie aber mitunter auf Dinge gefommen, die fih zwar formell 
mit diefent oder jenem Sage der Bibel vertheidigen, aber nicht mit der natürlichen Bernunft 
und den nothwendigen Anforderungen des Staatöverbandes in Ginflang bringen laflen. Das 
Lehrgebäude des Chriſtenthums hat gerade in der Beziehung eine Rüde und einen bedeuten: 
den Mangel, daß es dad Verhältniß einer thätigen Wirkjamkeit für das höhere Gemein: 
wefen, den Staat, völlig unberührt und unbeachtet läßt. Es empfiehlt duldenden Gebor: 
fam gegenüber der Obrigfeit, aber nicht eine patriotifche Anfpannung aller geiftigen und 
körperlichen Kräfte, nicht die begeifterte Aufopferung für das Vaterland. Gerade dieſer ſehr 
wefentlihe Mangel ward von den Begründern des Mennonitenthung nicht als folder, fon- 
bern im Gegentheil als abjichtlih geſchaffen angeſehen. Sie folgerten daraus (und aller: 
dings ließen ih von ihrem Standpunft her Gründe dafür auffinden), daß felbft die Vertheidi— 
gung des Vaterlanded — die Entwidelung der jhönften und erbabenften Tugend — eine Sünde 
und ein Verbrechen fei! Kam hierbei au nod das Blutvergießen mit in Betracht, fo ließ va: 
gegen dad Verbot der Annahme weltlicher Amter feinen Zweifel über die Berfennung und Mis: 
achtung jedes Bürgerrechts und jever höhern, thätig zu erprobenden Bürgerpflicht. Auch haben 
wir bei verfchiedenen Gelegenheiten, welche zu perfönlichen patriotifhen Opfern begeifterten, 
Mennoniten wenigftend nicht häufig bemerkt, dagegen mußte ed allervings auffallen, vaß deren 
gar mande in den Reartionszeiten durch ihr Streben für Niederwerfung jeder Bewegung 
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(3. B. ald Geſchworene nad dem Jahre 1849) fih eben nicht gerade vortheilhaft auszeihneten, 
fondern fih den Ruf fanatifcher Verfolger der Freifinnigen zugogen. Doc allerdings waren 
Died nur einzelne und im ganzen verbienen die Mennoniten ven Ruhm des Fleißes und der Ehr: 
lichkeit. Je mehr fie von allen Bedrückungen frei fein werden, und je mehr der Geift allgemei: 
ner Bildung ſich verbreitet, um fo gewiſſer und jehneller werden auch jene Anfhauungen, welche 
den unerlaflihen Anforderungen des Gemeinmefend unvereinbar find, bei den Angehörigen 
der gedachten religiöſen Genoflenichaft ebenfalld aus den Reben verſchwinden. 

Was die Zahl ver Mennoniten betrifft, fo gab e8 deren in Preußen zu Ende des Jahres 
1861 13708, wovon 12106 in der Provinz Preußen und 1393 im Rheinland (vie eritern 
meiftens in ven ſechs Kreifen Danzig, Marienburg, Elbing, Stuhm, Rofenberg und Marien: 
werber). In Baiern beläuft ih ihre Anzahl auf ungefähr 5000, wovon beiläufig 3500 auf 
die Pfalz kommen. In Baden ergab die Zählung vom December 1861 1221, in Naffau gleich: 
zeitig 133; im Großherzogthum Heffen fhägt man etwa 1200, wovon beinahe 1000 in Rhein: 
heilen. In Frankreich jollen nur etwa 2000 Mennoniten leben, in ven Niederlanden dagegen 
nad einer ältern Schäßung angeblich gegen 85000 in ungefähr 150 Gemeinden mit 250 Pre: 
digern, und zwar ungeredhnet die mit den Nemonftranten vereinigten. In Rußland, wo es, 
beſonders im Süden, ganze Mennonitencolonten gibt, dürfte die Zahl derfelben 10000 über: 
fteigen; in Bolen lebten um das Jahr 1860 1581. Sehr anfehnlich ift die mennonitiſche Be— 
völferung in den Vereinigten Staaten von Nordamerika, namentlih Pennſylvanien, nächſt- 
dem in Birginien. G. F. Kolb. 

Menſchenraub. (Widerrechtliche Gefangenhaltung.) Zu den ſchwerſten Ver— 
geben gegen die perfönliche Freiheit gehört die Verſetzung eines Menſchen in den Zuſtand that— 
fachlicher Unfreiheit, inöbefondere vurd Gefangenhaltung und Wegführung (Raub). 

Schon die Mofaifche Gejeggebung verfolgt diefe Miffethat mit den ſchwerſten Strafen; 
Moses beftimmt (Buch 2, Kav. 21,16): „Wer einen Menfchen ftiehlt und verkauft, daß man 
ihn bei ihm findet, der joll des Todes ſterben“, und (Buch 5, Kap. 24,7): „Wenn jemand ges 
funden wird, der aus feinen Brüdern eine Seele ftieblt aud den Kindern Iſraels, und verfegt 
und verkauft fie, folder Dieb foll ſterben.“ Dieſe firengen Strafen waren denn aud in dem 
Lande, dem er Geſetze gab, ſchlechterdings nothwendig; denn Paläftina war ald Durchgangs— 
land für die Karavanen von Alten nad Agypten zum Berüben und Verdecken eines folhen Ber: 
brechens ebenfo geeignet, wie dadurch, daß zur See die benahbarten Phönizier Handel bis zu 
den entfernteften Ländern trieben; und wie aus den wiederholten Strafbeflimmungen Moſes 
und dem hiſtoriſchen Beiſpiel des Verkaufs Joſeph's nad Agypten zu erfehen, war der Men: 
ſchenhandel, im Zufammenbange mit bem tweitwerbreiteten entwürbigenden Zuftande ver Skla— 
verei, wirflih im Schwange.!) 

Das ältere Römische Recht ſtrafte das — noch jeltene — Verbrechen nur mit einer Geld: 
buße; mit Vermehrung der Miffethat ftiegen aud die Strafen derfelben, welche als „Plagium“ 
bezeichnet wird. Das neuere Römifche Recht verfteht unter demſelben jede Innebehaltung, Ver: 
beimlihung oder Unterdrückung eines fremden Sklaven oder Verführung beflelben zum Ber: 
laſſen feines Herrn, fowie jeden widerrechtlichen Verkauf oder Ankauf eines Sklaven oder Freien 
und beftraft das Verbrechen wenigitens dann, wenn dadurch ein Freier in thatſächliche Unfreis 
beit verfegt wurde, mit der Todeöftrafe. Bemerkenswerth ift die Ausdehnung des Begriffs auf 
Sklaven; es geht daraus hervor, daß dad Nöntifche Necht weniger ven Schuß des höchſten Guts, 
ald den Schuß des Vermögend derer, welche Herren: oder Bamiliengewalt über vie Berfauften 
hatten, bezwedfte. Daß die ſtrengen Strafen die römiſchen Despoten aber nicht von den Begeh— 
ven widerrechtlicher Freiheitsberaubung zurücdhielten, lehrt die Gefchichte.?) 

Aud das Kanonifche Recht dictirt dem Menfhenräuber die Todesſtrafe. Die Rechtsbücher 
der germanifchen Völker heben ebenfall8 unter ven verpönten Gewalttbätigkeiten das Menſchen— 
fangen als zu den ſchwerſten Friedensbrüchen und Ungerichten gehörig hervor, bedrohen aber 
diefen Frevel, in Gemäßbeit ihred ganzen Syſtems, nur mit beträchtlichen Geldbußen.?) Die 


1) Michaelis, Mofaifches Recht, $. 288. Juſtinus, Philippifche Geichichte, Buch 36, Kap. 2, ift 
derjenige claffiiche Schriftfieller, welcher von dem Verkauf Joſeph's nach Agypien, wenngleich im ein: 
jenen a erzählt.) 

2) Val. Appian’s Römische Geſchichte, Buch 4; insbefondere aber Tacitus’ Annalen, Buch) 4, Kap. 1, 
wo er von den Mollüften des Tiberius erzählt. 

3) 3. Grimm, Deutiche Rechtsalterthümer (Göttingen 1828), ©. 646. 
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Gapitularien der fränfifchen Könige drohen dagegen wieder ganz allgemein demjenigen, welcher 
einen Menſchen raubt und verkauft, die Todeöftrafe, und diefelbe Strafe findet ih im Schwa— 
benfpiegel und im Sachſenſpiegel wieder. Beide Landrechte dictiren die Strafe der Enthaup- 
tung, welde denn auch an dem Prinzenräuber Kunz v. Kaufungen und zwar ſchon fliehen 
Tage nad) der That auf dem Marft in Freiberg vollzogen ward. *) 

Mehrere nad) Aufrihtung des allgemeinen Landfriedens von 1495 erlaffene Neichögejege 
erkennen ſolche Frevel ausdrücklich als Bruch des Landfrievend an und fordern dazu auf, den 
Schuldigen vor dem zur Aufrechterhaltung des öffentlihen Friedens niedergejegten Reichs 
gerichte zu verfolgen; fo heißt e8 z. B. Kap. 4, $. 6 ded Reichsabſchieds vom Jahre 1512, 
welcher ein treffendes Bild ver damaligen noch immer fauftrechtlichen Zuftände gibt: „Im Hei: 
ligen Reich jego etwas hoch beſchwerliche unehrliche und unerhörte That und Mishanplung rin: 
brechen, alfo, daß einer den andern heimlich fängt, verblendt, hinwegführt, zu Zeiten für ſich 
ſelbſt in feinem Gefängniß heimlich enthält, zu Zeiten andern verfauft oder übergiebt, over in 
andere Hände fahet.”d) Dagegen Iprechen dieſe Reichsgeſetze nicht die Strafe aus, auf melde 
zu erkennen jei, und die Beinlihe Gerichtsordnung Kaifer Karl's V. gedenft nicht einmal der 
Miſſethat felbft. Die Neichögefepgebung weit damit auf die Anwendung der recipirten frem: 
den Rechte hin, und die gemeinrechtliche Braris hat auch von jeber die Säge des Nömifchen und 
Kanonifchen Rechts angewendet, wobei fie jedoch in neuerer Zeit von. der Todesftrafe abwich. 

In der Ihat war ed auch nachgerade für den Öffentlichen Rechtszuſtand — welch ein Hobn 
für die Majeftät des Rechts! — völlig gleihgültig geworden, welche Strafe für Gemaltthaten 
gegen die perjönliche Freiheit von dem Buchſtaben des Gejeged vorgefehen werde. Denn die 
ſchwerſten viejer Gewaltthaten verübte ftraflod der Despotismus und die Politif der Großen. 
Diefe finftern Mächte traten in Geringfhägung der Rechte, ſowol ded gemeinen Weſens als ver 
Einzelnen, in die Fußtapfen des Fauſtrechts, um ihre Leidenihaften und Intereffen zu befrie- 
digen. Die Annalen des 18. Jahrhunderts insbejondere find erfüllt von Freveln diefer Art, 
welche von oben her ungejcheut begangen wurden, während doc das vor der Gewalt verflum: 
mende Geſetz fie verdammte. 

Wir weifen hin auf die Gefangennahme der Söhne des Königs Johann Sobieffi von Bo: 
len, auf Veranftaltung des Kurfürften Auguft von 30 adelihen Offizieren des ſächſiſchen Heers 
am 18. Febr. 1704 auf der Straße von Breslau nah Ohlau vollzogen 6) ; auf die Gefangen: 
nehmung des ſchwediſchen Majors Sinclair und feines Begleiterd Couturier (Sinclair wurde 
ermordet, jein Begleiter nad) der Feſte Sonnenftein bei Dresden gejchleppt und dort einige Zeit 
lang eingeiperrt, bis man befiebte ihn wicder freizulaffen, nachdem er eidlih hatte angeloben 
müffen, „daß er nicht denken, noch minder jemand jagen wolle”, daß ver ſächſiſche Hof von dem 
Vorfall aud) nur etwas wille.”) Zar Peter ift der Mittelpunft einer Reihe ſolcher frevelbafter 
Gewaltthaten; die Geſchichte verzeichnet die lebenslänglihe Gefangenhaltung feines Enkels 


4) Böttiger, Gejchichte des Kuriinats und Königreichs Sachlen (Hamburg 1830), I, 328 u. 329. 
An gefchichtlicher Berühmtheit ſteht diefem Attentat gleich die widerrechtliche Oefaugenhaltung Richard 
Löwenherz durch Leopold VI. von Ofterreich und Raiter Heinrich VI. 

5) Senfenberg, Sammlung der Neichsabfchirde (Aranffurt 1747), II, 142. Gmminghaus, Corpus 
juris germanici (Iena 1824), TI, 115. 

6) Schloffer, Gefchichte des 18. Jahrhunderts (Heidelberg 1836), I, 128 u. 138. 

7) Schloffer, II, 46 u. 47. Schlözer hat darüber ©. 243 — 246 des eriten Bandıs feines Brief— 
wechfels (Göttingen 1777) ein biftorifches Actenſtück mitgetheilt: „Ertract Schreibens aus Stralfum 
vom 2. Sept. 1739 von dem Gapitaine Adermann an den Oberdirecteur Ehrengreuß, die Ermordung 
des Majors Sinclair betreffend.” S. auch noch Manftein, Nachrichten von Rußland (Leipzig 1771), 
&.327—329, und die Schrift: Umftändlicher Bericht von dem am 17. Juni 1739 bei Chriſtian-ſtadt in 
Schlefien an dem ſchwediſchen Major Malcolm Einclair, da derjelbige in Ihro Königl. Majeftät von 
Schweden hohen Verrichtungen auf der Rückreiſe nach Konftantinopel fich befunden, fürfeglicher Weiſe 
verübten graufamen Mord, 1741 in Stodhelm gedruckt und aus dem Schwediſchen ins Deutfche über: 
fegt (Berlin 1741). Denfwürdig ift noch eine Mittheilung ©. 256 des zwölften Bandes von Schlözer'e 
Staatsanzeigen unter der Aufichrift: Grauſame Staatsfunft noch im Jahr 1605, und des Inhalte: 
„Karl JX., König von Schweden, ſchicket am 9. Juli 1605 feinem Befehlshaber in Liefland, Samuel 
Nilfon, folgende Inftruction zu: «Weiter ift unfer Wille, Ihr follt zufehn, daß Ihr in der Stille und 
insgeheim einige Ruflen beim Kopfe Friegt und fie fcharf eraminiren laffet, damit man gewiß erfahre, 
wo der Großfürft fei und wo der andere Haufe feinen Weg hin genommen — und nachher follt Ihr diefen 
Ruſſen zu feinem himmlifchen Vater oder dahin ſchicken, wo er nicht zurüdfümmt. Die möcht Ihr fo 
mit aller Behendigfeit und in aller Stille beftelten.»’‘ 
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Swan 8) und ven Pact, welchen er mit dem Vater Friedrich's des Großen, König Friedrich Wil: 
Helm I. von Preußen, geichloflen hatte, ein Bact, zu deflen Befriedigung von oben her Men- 
fhenraub im großen Stil getrieben wurde. Gin deutſcher Gejhichtfchreiber ?) jagt in dieſer 
Beziehung von Friedrich Wilhelm J.: „Sogar die Arbeiter feiner weftfälifhen Fabriken, fo fehr 
er fonft Kabrifen und Manufacturen beförderte, behandelte er wie Peter feine Ruffen. Peter 
ſchickte dem König große Leute für fein Regiment, der König ließ Stahlſchmiede aus der Graf- 
ſchaft Mark in Weftfalen aufheben, von Militärpoften zu Militärpoften, ald wären ed Ver: 
brecher, an bie Grenze transportiren und dort den Ruſſen übergeben, um deren Fabriken ein= 
zurichten. Soldaten hob der König nicht blos mit Gewalt in feinem Lande aus, ohne, wenn 
fi jemand durch Körpergröße audzeichnete, auf Verhältniſſe, Stand, Beſchäftigung Rückſicht 
zu nehmen, fondern er hatte einen förmlihen Menſchenkauf und Menfhenraub eingerichtet. Er 
nahm Reifende weg, er entführte Soldaten, die in fremden Dienften ftanden. Er gerieth mit 
den Holländern, denen er fonft fehr gewogen war, in offene Feindſchaft, weil fie feine Werber 
nicht duldeten und die Entführung ihrer Soldaten durch Hinrichtung des Offizier rächten, der 
fie ausgeübt hatte. Auch Baiern und die bifhöfliche Regierung in Eichſtädt wollte feine Men: 
fhenräuber nicht dulden; andere Staaten benugten feine ſchwache Seite und gewannen ihn 
durch Refruten. Aus Ofterreih, aus Sachſen, aus Medlenburg wurden dem König großges 
wachſene Männer zugeichickt, ald wenn man in Europa über Menfchen verfügen könne, wie in 
Afrika darüber verfügt wird. SBeter lieferte regelmäßig eine nicht unbedeutende Zahl und er= 
hielt dagegen vom König von Preußen Babrifanten, geübte Unteroffiziere, Ingenieure.” Die 
gewaltfame Werbung , weldye namentlich auf Betreiben des genannten Königs flattfand, erfüllt 
die Jahrbücher der Strafrehtöpflege mit einer Reihe von Menfchenräubereien. 120) Mit blu- 
tigem Griffel hat die Gefhichte in ihre Annalen «eingetragen jene „Subfidienverträge”, jene 
Binanziperulationen deutſcher Fürſten, wodurch an Taufenden von Untertdanen zugleih Men: 
Thenraub begangen wurde, um fie auf bie Schladhtbanf zu führen. Als England mit feinen 
Golonien in Nordamerika in Kampf gerietb, jchloß e8 mit dem Yandgrafen von Heilen: Kaffel 
einen Tractat ab, wodurch diefer fich verbindlich machte, ein Corps von 12000 Mann gegen 
eine jährliche Summe von 450000 Thlen. nebft 360000 Thlrn. für Nekrutirung und Equipi— 
rung nah Amerika zu ſchicken 17), und diefer Tractat kam auch zur Erfüllung, indem wirklich 
fo viele in Soldatenröde geſteckte Unterthanen auf Schiffe gepadt und nah Norvamerifa trand- 
portirt wurden. Der Erbprinz gab als Graf von Hanau noch 600 Mann gegen eine jährliche 
Summe von 25000 Thlrn. dazu, und von Zeit zu Zeit wurden zur Ergänzung weitere Haufen 
eingepadt und nachgeſchickt. Die Rechnung finden wir gezogen in Schlözer's „Staatsanzei⸗ 
gen‘, VI, 521 u. 522, wo berichtet wird, daß Heflen= Kaflel geliefert babe: 16992 Mann, 
von denen 10492 zurüdfamen, ſodaß der Verluft betrug 6500 Mann. Dem Beifpiel folgte 
Braunfchtweig, Ansbach, Waldeck, Anhalt:Zerbft u. ſ. w. Braunſchweig lieferte 5723 Unter: 
thanen, von denen nur 2708 zurüdfehrten, ſodaß der VBerluft 3015 betrug. (Schlözer, a. a. O.) 
Der Erlös floß in die fürftlihen Kaflen, und diefer Erlös war nicht unbeträchtlich, venn e8 wird 
und beridtet, „daß England bezahlt habe an Heſſen-Kaſſel 2,600000 Pf. St., an Braun 
fhweig 780000, an Kannover 448000 , an Hanau 335000, an Ansbach 205000, an Wal: 
def 122000 Pf. St. u. ſ. w. 

Ähnliche Sperulationen wurden aud maffenhaft auf Privatrechnung betrieben; die gez 
waltfame Werbung für fremde Militärdienfte war im 18. Jahrhundert ein förmliher Erwerbs: 
zweig, der die Jahrbücher der peinlichen Gerichtspflege bereichert Hat 12) und in den ſchweizeri— 
hen Werbungen zu italienifchen Söldnerdienſten in das gegenwärtige Jahrhundert noch weit 
bineinragte. 

An politifchen Verbrechen des Menſchenraubes ift dagegen dieſes Jahrhundert ärmer ge: 
worben, und er ift mehr wieder in die Gattung der dem Arm bed Strafrichters verfallenden 
Privatverbrechen herabgeftiegen, wenngleich unheimliche politifche Biden mit der denkwürdigen 
Geſchichte Kaspar Hauſer's verfnüpfen. 13) Die neuern Strafgefeßgebungen ahnden pie Ber: 


— — — — — — —— — 


8) Rotteck, Allgemeine Geſchichte (Freiburg 1826), VIII, 490 u. 491. 
9) Schloffer, 1, 241 u. 245. 
10) Bgl. namentlich den berüchtigten Fall Gundlings Happach, welcher bie bebeutendften Züge zur 
Sittengefchichte liefert, in Rlein’s Annalen (Berlin 1800), XX, 246 —250. 
11) Biedermann, Deutfchland im 18. Jahrhundert, S. 224 u. 225. 
12) Biedermann, a. a. D. (1854), S. 205 — 207, 13) Man denke auch an den Fall 
Mortara! Albrecht, Der gewaltfame Kinderraub zu Bologna (Ulm 1858), 
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brechen der widerrechtlichen Gefangenhaltung, des Menſchenraubes und fonfliger ungerechtfertig: 

ter Breibeitöberaubung (Misbraud der Amtögewalt) mit schweren Freiheitsſtrafen, vergleid®: 

weife felten kommt jedoch glüdlichermeife ein bedeutender Kal dieier Verbrechensgattung vor. ) 
Vh. Bopp. 

Menfchenrechte. Das römiſche jus gentium iſt mit unſerm Naturrechte nicht völlig 
gleihbedeutend. Wenn die Juriften des alten Nom gelegentlich die Frage erörtern, welche von 
den pofitiven Sagungen denn eigentlich in der Natur des Menſchen ihren Grund haben, fo 
wählen jie ven Weg ver Erfahrung. Sie bliden um jih und ſchließen, daß dad, was jich bei 
allen Völkern wiederfindet, nothwendig in der Menſchennatur begründet jein müffe, jus gen- 
tium fei. Demgemäß tragen fie fein Bedenken, die Sklaverei aus dem Naturredhte berzuleiten, 
und wenn der humanſte unter den großen Juriften der Kaiferzeit, Ulpian, fi zu dem Geſtänd— 
niffe genöthigt fieht, daß nad dem Naturrechte alle Menſchen als gleich zu betrachten jeien 
(1.15. D. 17,32), jo ift eine foldhe vereinzelte Stelle natürlich ohne jedwede praftifhe Wir: 
fung geblieben. Der jhärfite und folgerichtigfte Denfer des Alterthums, Ariftoteled, Tand die 
Sklaverei vollfommen rehtmäßig, er fand ed natürli, daß der freigeborene Hellene als ver 
Höherftehende, über die geringer organifirten Barbaren eine unbedingte Herrihaft Führe. An 
Nachfolgern feiner Anficht hat es begreiflich nie gefehlt und fehlt es noch heute nicht, denn mit 
ver höhern Begabung rechtfertigt eine herrſchende Kafte jederzeit ihre Tyrannei. Das Ghriften: 
thum legte die Keime zu einer höhern Anſchauung der Menſchenrechte, indem es die Schranfen, 
welche bis dahin die Nationen nicht blos politiſch, jondern aud nad) ihrer Religion fireng von: 
einander geihieden hatte, aufbob, inden ed den allgemeinen Gott verfündete, welcher, wie 
Paulus den Athenern predigte, die Völker Eines Geſchlechts über den Erdboden ſich harte ver: 
breiten laffen, indem feine erhabene und wohlwollende Moral ven Mächtigen lehrte, auch die Ge— 
vingften, für die Ehriftus ebenfowol geftorben jei, für jeine Brüder zu halten. Dem Gin- 
fluffe des Chriſtenthums ift es hauptſächlich zuzuſchreiben, daß die Sklaverei ſich in Die maildere 
Keibeigenfhaft verwandelte, umd ſomit wenigftend die völlige Nechtölofigfeit ver Mehrzahl rer 
Bewohner eines Staats ein Ende nahm. 

Es mar die Idee einer geiftigen und fittlichen Freiheit in die Welt gefommen; das wahre 
Ghriftenthum bat von jeher nicht nur die Gleichheit ver Menſchen vor Gott behauptet, ſondern 
auch Rechte derſelben anerkannt, die höher find, ald daß fie durch irgendeine irdiſche Macht auf: 
gegeben werben fünnten. Schon in dem Gebote, daß man Gott mehr gehorchen müfle als den 
Menfchen, liegt eine vollftändige Emancipation von dem alten ftarren Sflaventbum nicht nur, 
jondern auch von der antifen Staatdanihauung, wonad das Individuum völlig im Staate auf: 
geht. Allein erft einer neuern Zeit war es vorbehalten, über allgemeine und unveräußerlide 
Menſchenrechte Theorien aufzuftellen und zu begründen, die, gereht und wahr ihrem Kerne 
nad, in ihren Auswüchſen die wüthendſten Leidenſchaften wach gerufen, die ald Vorwand zur 
Beihönigung ber entſetzlichſten Verbrechen gedient haben, und die in ver Zufunft den VBorwant 
für ehrgeizige und jelbftjüchtige VBeftrebungen abgeben werben. 

Es mußte die Frage nad) ven Rechten des einzelnen dem Staate gegenüber ſofort angeregt 
werden, nachdem man den Verfuch gemacht hatte, eine wiſſenſchaftliche Lehre über die legten 
Gründe von Neht und Staat aufzuftellen, alfo jeit Hugo Grotius. Diefer und die Fortbilder 
jeined Syftems, namentlich Hobbes, Bufendorf, Thomafius, Wolf und Kant, gehen won dem 
Örundgedanfen aus, daß man, um zu der Einficht zu gelangen, welche von den poſitiven Ge— 
jegen eines Staatd denn vernünftig und daher bindend feien, anf einen Naturzuftand zurid: 
geben müffe, in welchem der Menſch durch feinerlei gejeglihe Schranken gebunden geweſen it, 
und in welchem er fich entweder wirklich befand oder doch gedacht werden könne. Mit diefer un: 
beichränften Freiheit aber würben jich die Menſchen gegenieitig vernichten, es ſei daher nad dem 
Gejege der Goeriftenz, wie Kant es bezeichnet, dur die Vernunft geboten, daß jeder jeine 
natürliche Freiheit jo weit einjchränfe, daß die Freiheit feiner Nebenmenichen und ein geeorbne: 
tes Staatöweſen, wodurd die Freiheit aller gejichert wird, daneben befteben fönnen. Es folat 
daraus einerfeitd die Verpflichtung zur gegenfeitigen Anerkennung der Unverleglidhfeit ver Ber- 
jon, ſowie das Zugeſtändniß des Eigenthums und der Verbinplichfeit der Verträge, anderer: 
ſeits das Net auf unumjchränfte Ausübung der natürlichen Freiheit, ſoweit daſſelbe nicht durch 


14) Bgl. Hannöverifches Magazin, IV, 113. Annalen der Griminalrechtspflege, LX, 252; LAVII, 
173, 288 u. 289. Liber widerrechtliche Ginfperrung in Irrenhäuſern: Eine Mutter im Irrenbauk 
(Bremen 1851), und Viefterfeld, Bine Mutter im Irrenhauſe (Leipzig 1852). 
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das gleiche Recht der Mitmenfchen begrenzt wird. Rouſſeau zog aus diefen Grundjägen mit 
einer bis dahin unerhörten Kühnheit die äußerften Conſequenzen. Man hatte ſich begnügt zu 
lehren, daß der Menſch von Natur frei jei, aber daß er ſeine Freiheit veräußern könne und nad 
dem Gebote der Vernunft und der Selbfterhaltung veräußern müffe, Rouffeau aber verfünvete 
die Unveräußerlichkeit ver Freiheit und daher die Unübertragbarfeit ver Volksgewalt, die Unum— 
fchränftheit der Volksgewalt und die Gleichheit aller. Es war nur eine weitere Gonfequenz, 
wenn er den Begriff „Recht“ ganz aufhob und dafür den „Willen‘ des Volks oder der Majori- 
tät deſſelben jubftituirte. 

Bald fam eine Zeit, in der ſich der Einfluß folder Theorien praftifch geltend machen jollte. 
Die „Erklärung der im Congreſſe verfammelten Vertreter der Vereinigten Staaten von Nord— 
amerifa’ hält es für eine felbitoffenbare Wahrheit, daß alle Menſchen gleihgeboren, daß fie 
von ihrem Schöpfer mit gewillen unveräußerlihen Rechten begabt jind, daß zu dieſen Leben, 
Freiheit und das Streben nad Glüd gehören, und dag, um dieje Rechte jiherzuftellen, Regie: 
rungen unter den Menſchen eingelegt ind, welde ihre gerechten Befugniffe von der Einwilli— 
gung der Regierten ableiten. Hieraus wird dann folgerichtig das Recht der Regierten abge: 
leitet, nach einer langen Reihe von unwandelbar ven gleichen Zwed verfolgenden Misbräuden 
und Anmaßungen Regierungen zu ändern, neue einzufegen und neue Schutzwehren zu errichten. 
Freilich würde ein virginiicher Pflanzer, der dieſe Erklärung völlig mit gutem Glauben unter— 
fchrieb, fie ohne Zweifel etwas limitiren, wenn feine Negerjklaven diefe unveräußerlichen Rechte, 
mit denen der Schöpfer alle Menjchen begabt habe, für ih in Anfprucd genommen hätten. In 
der That aber handelten die Vertreter der Vereinigten Staaten darin weije, daß jie in der Ver— 
faflung vom 17. Sept. 1787 nicht allgemeine Rechte des Menſchen, jondern nur die politifchen 
Rechte des Volks und der einzelnen feftjtellten. Anders die Gonftitutionen Frankreichs während 
der Revolution. Die Verfaſſung vom 3. Sept. 1791 erklärt. alle Menſchen ald frei und gleidy 
an Rechten geboren und ald ven Endzweck aller politifchen Geſellſchaft die Erhaltung der natür— 
lichen und unverjährbaren Menſchenrechte. Dieſe Rechte aber jind die Freiheit, das Eigenthum, 
die Sicherheit, der Widerftand gegen Unterbrüdung. Die zweite Verfaflung vom 24. Juni 
1793 bezeichnet als Zweck der Geſellſchaft die allgemeine Wohlfahrt und ald Zweck der Regie— 
rung die Berbürgung des Gebraud der natürlichen und unverjährbaren Rechte ver Menſchen. 
Als jolde nennt jie: Gleichheit, Freiheit, Sicherheit und Eigenthum. Freiheit wird als das Vers 
mögen erflärt, nach welchem dem Menſchen zufommt, das zu thun, was nicht in die Rechte eines 
andern eingreift; zu ihrer Baſis hat jie die Natur, zu ihrer Richtſchnur die Gerechtigkeit, zu 
ihrer Schutzwehr das Gejeg; ihre moralifche Grenze it die Marime: Thue dem andern das 
nicht, was du von ihm nicht dir zugefügt haben willft. In pofitiver Weije fügt die dritte Ver— 
faffung vom 23. Sept. 1795 den Örundiag hinzu: „Thue andern das Gute, was du willit, 
daß man dir thue“, und fpricht aus, daß „niemand ein guter Bürger fei, dev nicht guter Sohn, 
guter Vater, guter Breund, guter Gatte ſei“. Darin zeigten offenbar die Franzoſen meit weni— 
ger praftifchen Verſtand ald die Amerifaner, daß fie derartige Grflärungen, wahr oder falich, 
überhaupt in die Verfaffungdurfunden aufnahmen. 

Allein das ganze Syftem, von dem aus die Menfchenrechte abgeleitet wurden, das bis zur 
Franzöſiſchen Revolution ald unzweifelhaft galt, ift an ih unhaltbar. Es ift falſch, von einem 
Naturzuftande auszugeben, welcher nicht nur niemals flattgefunden bat, fondern nicht einmal 
als beftebend gedacht werden fann. Im Beginn des Dajeins finden ſich ſchon Familie, dann 
Stamm und Volf, alio ftets ein gegliedertes, georbnetes Verhältniß, mo keineswegs jeder thun 
fann, was ihm beliebt, fondern wo einer dem andern untergeordnet ift. Inſofern fonnte Ari— 
ſtoteles ganz richtig fagen,, der Staat fei älter aldö ver Menih. Es gibt einen höhern Begriff 
ded Staatd, als der ift, der blos aus ver Natur des Individuums hergeleitet wird. Ebenſo 
wenig ift der Menſch ein abjolut freied Weſen, es exiftiren natürliche und ſittliche Geſetze, die 
nicht von ihm gegeben worden find und die nit von ihm aufgehoben werden können. 
Rouſſeau's Theorie vollends mit ihrer nah Kopfzahl zu bemeſſenden Volföjouveränetät hebt 
jede Freiheit auf, Könnte ein Staat wirflid ind Leben gerufen werden, der diefe Lehre praf- 
tiſch ins Werf fegte, jo wäre es nicht nur möglidy, ſondern faft gewiß, daß ſich die Verfländi« 
gen und Wohlmeinenden jederzeit in der Minorität befänden, aljo ver ärgften Form der Tyran— 
nei auögefeßt wären, die überhaupt erpacht werden fann. Denn jede andere Autorität hat doch 
eine Schranke, wenn mögliherweife auch nur die Kraft eined zur Verzweiflung getriebenen 
Volks, die Volfsfouveränetät, die allein in ver Majorität befteht und beftändig regiert, hat ab= 
folut Feine. Wir müffen uns daher nothwendig nad andern Orundlagen für die Feitftellung 
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und Abmeflung der natürlichen Menſchenrechte umjehen, ald die waren, welche die Franzöſiſche 
Revolution aufftellte. 

Der grundſätzliche Irrthum, von dem alle jene falſchen Syſteme ausgehen , bejteht in einer 
irrigen Borftellung der Freiheit. Freiheit des Individuums ift etwas anderes, ald nad Be: 
lieben handeln zu fönnen, und Volföfreiheit etwas anderes ald das Recht der Majorität. Der 
Mann, der fih ohne Feffeln und Bande auf einer wüften Infel ausgefegt findet, wird ſich ſchwer⸗ 
li für frei halten, obmol er fi bewegen und geben kann, wohin er will, und dasjenige Volt 
wird fein Verſtändiger als frei und glüdlich preifen, in deſſen Macht es ſteht, je nach ber Laune ver 
augenblicklichen Majorität eine Regierung zu flürzen und eine andere zu erheben, die eine völlig 
entgegengefete Politif verfolgt. Wreiheit des einzelnen heißt, jich in Gemäßheit feines inner: 
ften Selbft, d. i. feiner natürlichen Kräfte und feines fittlihen Bewußtſeins entwiceln zu können, 
und Öffentliche Freiheit ift diejenige Staatdeinrihtung, worin jeder einzelne die Befriedigung 
findet, nad) feinem innerften Selbft handeln zu können. Damit aber die vollfländige Entwide- 
lung der natürlichen Kräfte und des fittlihen Bewußtſeins möglich fei, ift eine unabhängige 
Privatfphäre und eine Beiheiligung an den Anorbnungen der Öffentlihen Gewalt die notbwen= 
dige Vorausfegung für die vollftändige politifhe Freiheit. 

Mir nehmen aber nicht den mindeften Anftand, die vollftändige politifche Freiheit als ein 
unveräußerliches Recht des Menſchen zu erflären, und wenn vaffelbe auch lange nicht immer zur 
Geltung gelangen kann, fo liegt died in ven getrübten menſchlichen Berhältniffen, enthält aber 
fein Aufgeben des Rechts. Es fteht nur noch zur Frage, welche einzelne Rechte ih and dem An- 
fpruche auf eine unabhängige Brivatfphäre und auf eine Betheiligung an ven Anorbnungen ver 
Öffentlichen Gewalt ergeben. 

Nun verfteht es fih von felbft, daß jeder Anſpruch darauf bat, daß fein Leben und jeine 
Geſundheit von feinen Mitmenfchen nicht gefährdet wird. Es ift eben das völlige Negiren jedes 
Rechts der Berfönlichkeit, wenn der Herr den Sklaven ungeftraft tödten und verſtümmeln bar. 
Das ift auch niemals beftritten worden, wol aber hat in neuern Zeiten Die zweite, unmittelbar 
aud der Berechtigung auf eine unabhängige private Exiſtenz herfließende Korberung, das Ei— 
genthumsrecht, geräufhvollen Widerfprud gefunden. Und doch ift für die Geltendmachung 
der vollen Berfönlichkeit des Menfchen der Schuß des Lebens faum von größerer Wichtigkeit ala 
der Schuß des Eigenthums. Der Menfc bedarf veflelben nicht blos zur Erhaltung feiner Eri: 
ftenz und zur Befriedigung feiner Bebürfniffe, es ift vielmehr die Grundbedingung feiner indi— 
viduellen Freiheit, weil ohne daſſelbe nothwendig ein Abhängigkeitöverhältnif eintritt, woeil er 
durch ven Erwerb und die Bewahrung von Gütern ſich eine Selbftändigkeit für Gegenwart und 
Zukunft fihhert, und weil dad Eigenthum ihn in ven Stand fegt, feinen individuellen Bflichten 
gegen Familie, Wohlthäter, Freunde nachzukommen. 

Leben und Eigenthum find fo fehr die aus der Natur des Menſchen und den oberften Be: 
dürfniffen fließenden Rechte, daß wir den Schug derfelben auch bei ven roheſten Völkern als 
nothwendig anerfannt und wenigftend bis zu einem gewiſſen Grade auch factiih ausgeübt finden. 
Allein dad Anrecht auf die bloße phyſiſche Exiſtenz würde nicht genügen, um eine unabhängige 
Privatiphäre zu erlangen ; damit der Menſch feine Kräfte voll entwideln könne, find Unverleg- 
lichkeit und Freiheit des Handels nothwendige Boraudfegungen, d. h. nicht blos die perſönliche 
Unverleglichkeit (der Friede), fondern auch die geiflige Unverletzlichkeit (die Ehre), und die Frei- 
heit, alles dasjenige zu thun, wodurch nicht dad GSittengejeß oder entgegenftehende Rechte ge: 
kränkt werden (Freiheit im engern Sinn). Ein Ausfluß des Rechts ver perfönliden und geiftis 
gen linverleglichfeit ift, daß der Staat alle Vorkehrungen treffe, viefelbe für ven Schwachen fe 
gut zu fihern wie für den Starken, daß er ſich des Hülfobedürftigen annehme und nicht blos 
für defien körperliche, fondern auch für deflen geiftige Bilege forge. Das iſt auch allgemein 
anerkannt. Inwieweit aber die Verpflichtung des Staatd fich erſtrecke, alle Hinverniffe für wie 
Freiheit des Handelns hinwegzuräumen, ift in ten befondern Berbältniffen vielfach ftreitig. 
Gonjequent folgt fiherlih nicht nur vollftändige Gewiflendfreiheit, fondern aud Redefreiheit, 
Preffreibeit, Freiheit der Affociation, Freiheit des Handels und der Schiffahrt, Furz Wegfall 
alfer Schranken, die der vollen Entwidelung der Kräfte innerhalb der Staatöfphäre im Wege 
ftehen. Im einzelnen jedoch können diefe unabweisbaren Rechte unter gegebenen Berhältniffen 
Mopificationen erleiden, wo höhere Staatdzwede oder die Sicherheit ded Staats in Frage 
ftehen, Worte, mit denen freilich oft genug ein verberbliches Spiel getrieben ift. Die leitenden 
Grundſätze aber, nad) denen jevem einzelnen möglichft freier Spielraum zur Entfaltung feiner 
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Kräfte gegeben werde, können unter verftändigen Leitern eines Staats faum jemals Gegen: 
ftand eines Streitd werden. 

Wenn das Gigenthum eine nothwendige Vorausſetzung für die völlig unabhängige Privat⸗ 
ſphäre ift, jo fegt diejer Grundjag eine jtaatlihe Ordnung voraus, in welder jedem einzelnen 
Die Möglichkeit gegeben ift, daß er Gigenthum erwerben kann, und ferner, daß ihn der Staat 
im Befige des Erworbenen jhüge. Aber es folgt feineswegs die Nothwendigkeit, daß jeder 
Eigenthum befige, mwenigftend ein genügendes Eigenthum, denn völlig ohne dajjelbe ift in 
unjerm jegigen Zuftande niemand, Der Anſpruch, dem der einzelne an den Staat zu machen 
berechtigt ift, if der, daß nad den gegebenen Verhältniffen alle Hinderniſſe hinweggeräumt 
werden, die ihm beim Erwerbe hinderlich fein fünnten. Wie ih dies in dem beſondern Falle 
geftaltet, ift Feine Principienfrage. Es läßt fich ſehr wohl denken, daß eine Einrichtung in dem 
einen Zeitalter ein mächtiger Hebel zur Anfammlung von Kapital, in dem andern ein großes 
Hinderniß ift, wie dies das Beifpiel der Zünfte zeigt. Jedenfalls aber liegt demjenigen, der 
Beihränfungen vertheidigt oder gar einzuführen empfiehlt, der Beweis ob, dan dieſelben 
unter den gegebenen Verbältniffen nothwendig find. 

88 ift bemerkt worden, daß zur vollen politifchen Freiheit eine Betheiligung an den An: 
ordnungen der öffentlichen Gewalt gehört. Es kann auch feinem Zweifel unterliegen, van nur 
derjenige ih im Bollgenuffe aller natürlihen Rechte befindet, der in irgendeiner Weife thärig ift, 
wo ed jih um die Feftitellung von Beftimmungen handelt, nad denen ſich dad Verhalten ver 
Staatdangehörigen regelt, und von denen fein eigenes Wohl und Wehe abhängen kann. 
Daraus folgt aber noch nit mit Nothwendigkeit das allgemeine Stimmrecht, das unbedingte 
Recht, Urwähler zu fein. Die Ungleichheit der Menſchen hängt nit von den Einridtungen 
des Staat3 ab, die Befähigung, den rechten Vertreter zu bezeichnen, ſteht nicht immer allen 
Klafien von Unterthanen zu. Wer zunähft berufen fein fol, zu einer Berfammlung gewählt 
werden zu fünnen, ift Frage der Zweckmäßigkeit. Ganz ohne Einfluß auf Gefeggebung und 
Berwaltung ift unter unjern Verhältniffen aud die Menge nicht, von der es heißt, daß ſie Feine 
politiſchen Rechte befige. Die öffentlihe Meinung ift in unferer Zeit jtetd eine Macht, ohne daß 
ed irgend zu Gewaltthätigfeiten zu fommen braudt. 

Die verführeriihen Worte Freiheit und Gleihheit haben in der neueften Zeit fo viel Unheil 
angerichtet, nicht weil jie einer Wahrheit ermangelten,, jondern weil man die Darauf gegründe- 
ten Anfprüce bat lodreißen wollen von den ewigen Gejegen der Natur, von der fittlihen Oro: 
nung, von den hiftoriich gegebenen Verbältniffen. Wenn eine Zeit fommt, in der die ewigen 
und unveräußerlihen Menſchenrechte, volle Unabhängigkeit in der Brivatiphäre, Betheiligung 
aller an den öffentlichen Angelegenheiten , voller Schug der Perſönlichkeit, nicht nur Grundlage 
der Örjeggebung einzelner Staaten, ſondern auch des gegenfeitigen Verhältniſſes der einzelnen 
Staaten bilden, dann wird aud die Furcht verfhwinden, mit der man gegenwärtig noch bie 
wechjeljeitigen Beziehungen ber einzelnen Regierungen verfolgt, ed wird, ſoweit ed die menſch⸗ 
liche Gebrechlichkeit geſtattet, mit dem Gefühle der Sicherheit eine gefleigerte Thätigfeit, ein er: 
höhter Wohlſtand, und mit der Zunahme ber Bildung auch der untern Volksſchichten die För— 
derung der Humanität und Geſittung Die Folge fein. G. 

Menſchheit. Menſchheit iſt die Bezeichnung für den Menſchen als Gattung. Das Weſen 
der Menſchheit iſt der Geiſt, der ſich als vernünftig erkennt und das Bewußtſein hat, frei zu 
ſein. In dieſem Bewußtſein, kraft deſſen der Geiſt ſich in ſich ſelbſt zum Gegenſtand zu machen 
im Stande iſt, liegt der wahrhafte Unterſchied des Menſchen von der Natur. Außer dem Men— 
ſchen iſt uns kein Subject bekannt, dem wir daſſelbe Prädicat zuertheilen könnten. Seinem 
äußern Urſprunge nach erſcheint der Menſch als Product der Natur, das wahrſcheinlich zugleich 
mit den Pflanzenfreſſern entſtand. Die Spuren, welche man von dem Daſein des Menſchen in 
Steinmeſſern, Steinbeilen, Pfeilſpitzen, in den damit in Thierknochen verurſachten Wunden 
biöher gefunden hat, reihen nicht über die Diluvialzeit, die Spuren von Menſchenknochen nicht 
über die Alluvialzeit hinaus. Der Menſch konnte in feiner andern Luft als der jegigen atmen, 
und feine Füße Fonnten auf feinem andern Boden ald einem abgefühlten jich bewegen. Wie er 
entftand, wiſſen wir nicht. Zoologiſch fteht er vem Affen am nächſten, aber ver Affe ift ein Vier— 
händer, ein Kletterthier, ein Pflanzenfreffer. Auch der jegt fo viel bewunderte große Gorilla- 
affe der ſenegambiſchen Wälvder gebt für gewöhnlich nicht aufrecht, Sondern läuft auf feinen vier 
Händen. Der Menſch hingegen hat zwei Füße zum Steben, zwei Hände zum Bearbeiten der 
Gegenftände und iſt damit —— von der Natur zur Herrſchaft über die Natur berufen. Die 
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gefammte förperliche Organifation des Menſchen zeigt bei näherer Betrachtung, trog aller Ana- 
logien, im Bau des Skelets, in der Structurund Größe des Gehirns, in der Anlage des Stinm= 
apparatö u. f. w. die wejentlichften Unterſchiede von der des Thieres; Unterſchiede, die ih nur 
aus der Beftimmung des Menſchen zur Freiheit erklären laffen. 

Mann der Menſch entftanden ift, Fünnen wir zwar nad) geologifchen Ihatjahen ungefähr 
vermuthen, jedoch nicht nad Jahren angeben. Nur fo viel fteht nad) den neueften Forſchungen 
feft, daß die bisher als kanoniſch verbreitete Annahme eines Alters der Menſchheit von 6— 7000 
Jahren ein Irrthum ift. Wie viel Jahrtaufende darüber hinaus wir die Exiſtenz des Menſchen 
vorausjegen wollen, ift injofern gleichgültig, ald allerdings die bewußte Geſchichte der Menſch— 
heit nicht über das 4. Jahrtaufend v. Chr. hinaudreiht. Wo wir aber den Menihen finden, 
in allen Zonen, in allen Zeiten zeigt er fi immer ald derfelbe, Die Skelete, die wir in Ame: 
rifa aus den Mumienhöhlen ver Aymara, die wir in Afrifa.aud den Katakomben ver Agypter, 
in Aſien aus ven Gräbern der Tſchuden, in Europa aus den Steinfärgen ber Kelten und Se: 
trußfer hervorgeholt haben, laſſen und weder im Bau noch in der Größe irgendeine abnorme 
Abweihung entdeden. 

Es wird über die Urzeit ded Menſchengeſchlechts immer ein Feld von Hypotheſen offen blei— 
ben, wenn wir auch a priori einfehen fönnen, daß die großen Unterfchiede der Geftaltung ver 
Erdoberfläche und des Klimas die Form und Farbe des Menſchen relativ verändern und durch 
Bererbung endlich conflante Typen der Abänderung — die jogenannten Raffen — hervor: 
bringen mußten. Wenn man jo oft für jede Barietät derfelben einen bejondern Uranfang in 
einem andern Älternpaar geforvert hat, jo ift dies nichtd, als die Verwandlung ded nunmehr 
beftehenden Unterſchieds in eine andere empirifche Form, die jehr wohlfeil ift, nicht das Mindefte 
erflärt und nad den neueſten Forſchungen über vie Züchtung der Arten durd die Natur den 
Credit verloren hat. 

In feiner Verbreitung über die Erde ift das Menſchengeſchlecht offenbar durch Die Geftalt 
derfelben bedingt, die als eine für den erften Anblick zufällige erſcheint. Bei näherm Eingehen 
müfjen wir jedoch zunächſt jchon zugeſtehen, daß das Verhältniß der Oberflähe von zwei Drit- 
teln Waſſer und einem Drittel Land ein nothwendiges war, wenn die Vegetation des Landes 
das nöthige Map von Feuchtigkeit erhalten jollte. Alles Land ift im Grunde Infel, denn es 
ragt aus dem Meere empor. Wir entbedfen aber fehr bald, daß die Erdoberfläche uns drei ſehr 
verſchiedene Formationen darftellt: 1) eine iniulare, 2) eine continentale, 3) eine oceaniſche. 

1) Die injulare ift die polynefifche, die ich in Hunderten der mannidfaltigften Infelgruppen 
umNeubolland, das jelbft eine Injel von ungeheuerm Umfang ift, umberlagert. Für dad menſch⸗ 
heitliche Bewußtſein eriftirt dieſe Infelflur erft feit dem vorigen Jahrhundert, aber dem Alter 
nach reicht jie bis in die grauefte Vorzeit, denn Neuholland zeigt und einen Typus, der in der 
Juraformation flehen geblieben ift und bei Bildung von Laufrinnen für die Flüſſe verkümmern 
mußte. Die Injeln find theils vulkaniſchen, theild Forallifhen Urfprungsd. Nun erwäge man, 
wie viel Jahrhunderte erforberlid waren, damit die Korallentbiere vom Boden des Meeres bis 
zu feinem Spiegel ihte Säulen aufbauten! 

2) Die continentale Formation ift die von Afrifa, Aſien und Europa. In ihr zeigt Afrika 
ſich ald die nad außen ungegliederte Maſſe eines riefigen Continuums, das aud im Innern jehr 
gleihförmig gebaut ift. Aften wiederholt im Tiefland feined Norvens und im Hochland feiner 
Mitte die Maffenhaftigfeit und Einförmigfeit Afrikas, läuft aber von Kamtſchatka bis Kiein- 
afien in lauter Halbinfeln aus, von denen jede eine eigenthümliche Welt in ſich fließt. Europa 
endlich ift eine Halbinfel von Halbinjeln, die nach außen wie nady innen das Marimum vielſei— 
tiger Bodengeſtaltung darbietet. 

3) Die oceanifhe, in der Mitte zwiſchen dem Atlantifhen und dem Stillen Ocean durd 
alle Zonen Hingeftredte Formation ift Amerika. Außerlich befigt e8 zwar eine gewifle Ana— 
logie mit den Gontinenten der Oftbalbe, fofern Südamerika mit Afrifa, Nordamerika mit 
Alten und Europa verglichen werden kann, allein im Innern ift e8 ganz anders conflruirt, denn 
während in der Alten Welt die großen Gebirge von Weſten nad Often flreidhen, ift ganz Ame- 
rifa von Süden nad; Norden von einem einzigen vulfanifchen, in die Eisregion ſich erhebenden 
Kettengebirge durchzogen, welches nad) Weften zu ſchroff abfällt, nad Oſten zu fi) fanfter ab- 
dat, in der Mitte des Welttheild nur einen ſchmalen Streifen mit der Halbinfel Yucatan 
bildet und nad Oſten Hin im Bujen des Golfs von Mexico einer großen Injelflur fi eröffnet. 

Uberblickt man diefe großen Verhältniffe, jo erfennt man unfchwer, daß die polyneſiſche 
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Inſelwelt nicht geeignet war, die erſte Geſchichte der Menſchheit zu entwickeln, weil ſie theils 
von den großen Continenten zu entfernt lag, theils zu viel zerſtreute Anfänge nebeneinander 
erzeugen mußte. Der afrifanifche Continent ifolirte die Horden, die auf ihm umherzogen, um= 
gekehrt durch Wüſten und Gebirge voneinander. Jener ertremsinfulare wie dieſer extrem-con— 
tinentale Welttheil können erft durch die Hülfsmittel einer techniſch und wiſſenſchaftlich weit vor= 
geſchrittenen Givilijation dem Zufammenhang der Geihichte gewonnen werden. Auch das 
fibirifche Flachland und das mittelaſiatiſche Plateau konnten noch nicht Geſchichte zeugend wirken, 
fondern erft die Beninfularformation war dazu geeignet. Die Völker folgten dem Lauf der 
großen Ströme. Die Fleinaftatifche Halbinfel zwiihen dem Schwarzen Meer und dem Mittel: 
meer hat feinen großen, nad; Welten gerichteten Strom. Sie foll Alten mit Europa vermit: 
teln. Amerifa thürmt Afien gegenüber fteile ungaftliche Ufer empor und verjperrt die wenigen 
dahin mündenden Flüſſe durch Barren, während es Europa durch flache oder doch nur mäßig 
hohe, oft fhön bewaldete und hafenreiche Geſtade gleihjam gaftlih zu ſich einladet. Amerika 
ift zur Succurfale für Europa beftimmt, im Süden für die romaniſchen, im Norden für die ger- 
manifhen Stämme. Alle elementaren Formen der Erdoberfläche, die infulare, die continen: 
tale und die peninfulare, treten bei ihm in Fleinerm Formate, ebendeshalb aud weniger ein— 
feitig auf. Amerika vereinigt alle Erdformen zu einem ſynthetiſchen Ganzen, in welchem bie 
Flußentwickelung zur höchſten Vollfommenpeit und Mannichfaltigkeit gelangt iſt. Amerika, 
für und der Oceident, für die Chinefen und Japanefen der Orient, ift ver Weltiheil, auf wels 
chem alle Raflen ſich begegnen und vermifchen. 

Die Raſſen unterſcheiden ſich in Geftalt, Schävelbau, Phyſiognomie, Haarwuchs, Farbe 
und Anlage. Es ſind in neuerer Zeit eine Menge Vorurtheile widerlegt worden, die man über 
den Unterfchied der Raſſen nad) einfeitigen Abftractionen firirt hatte, indeſſen iſt man doch bei 
der Farbe ald bei demjenigen Merfmal ftehen geblieben, das für die Auffaſſung trog aller Über: 
gänge der Schattirungen doch dad bequemfte, weil unzweideutigſte ift. 1) Der jhwarze Menſch 
ift der Ureinwohner von Vorderindien, von Neuguinea, Neuholland und von Afrika ſüdwärts 
vom Atlas. Die Kaffern im Oſten, die Hottentotten im Weſten Südafrikas, die Neger in Cen— 
tralafrifa treiben ſämmtlich Viehzucht mit etwas Aderbau und nad dem Norden zu mit etwas 
Färberei, Töpferei und Metallarbeit. Diefe Raſſe ift immer innerhalb der Natur ftehen ges 
blieben, weil jie die geringen Gulturanfänge, zu denen fie öfter gelangt ift, bald wieder durch 
die graufamften Kriege zerftört hat. Sie hat von uralten Zeiten ber der kaukaſiſchen Raſſe 
Sklaven geliefert, allein jie hat niemals ein Werk oder eine That hervorgebracht, welche für die 
Menschheit ein Intereffe zu haben vermöchten. Indeſſen ift es möglich, daß fie nod) eine Zus 
kunft hat, denn die neuern Forſchungen haben und von dem Neger ein bei weitem vortheilhafz 
teres Geſammtbild gegeben, ald wir ed nad den Garicaturen bejaßen, die von amerikaniſchen 
Negeriklaven oder von Küftennegern hergenommen waren, welche ber Verkehr mit den euro- 
päifhen Sklavenhändlern corrumpirt hatte. 2) Die kupferrotbe Raffe ift in Amerika einhei- 
mifh. Wie groß aud der Eulturunterfhied zwiſchen den Waldindianern Brafiliens und den 
Prairieindianern des Miffifjippithals, zwiihen ven Bewohnern der peruanischen Hochebenen 
und denen des Thals von Anahuaf jein möge, jo flimmen fie doch alle in der fundamentalen 
DOrganifation überein. Wenn die meiften afrifanifchen Stämme ein Hirtenleben führen, jo 
ftehen vie amerifanifchen durchſchnittlich auf der Stufe des Jägerlebend, und nur in Beru und 
Merico haben fie fi) zur Viehzucht, zum Anbau von Mais und Kartofeln und zu einem geord- 
neten Staat erhoben. 3) Die mahagonifarbene Raſſe ift die malaiifche, die fi von den Sun: 
difchen Infeln nicht nur über die meiften oceaniſchen Inſeln bis Madagaskar, jondern aud) von 
Malakka aus auf den afiatifchen Eontinent Hin audgebreitet hat. Auch auf den japaniſchen In: 
feln ift das Herrſcherhaus malaiiſchen Urfprungs. Diele Raffe, oft von fhöner Geftalt und 
feinen Geſichts zügen, hat vorzüglich den Betrieb ver Meerſchiffahrt und ein Fühnes, abentenern: 
des Seeräuberleben ausgebildet. 4) Die weizengelbe mongolifhe Raffe bewohnt ven größten 
Theil von Mittel: und Nordafien und hat in der chineſiſchen Nation ihr beveutenpftes Cultur— 
volt hervorgebracht. Der Amerikaner wie der Malaie lernt ſchon ſich ſelbſt beherrſchen und legt 
ſchon einen Werth auf die Erinnerung des Geſchehenen, während der Neger ganz in bie jedes— 
malige egenwart aufgeht. Der Mongole bright bereitd mit der Natur und gelangt durch den 
chineſiſchen Staat zu einer Vergeifligung derſelben, innerhalb deren er ſich jedoch wie in einer 
zweiten Natur abſchließt, um jie ind Endloſe hin zu wienerholen. 5) Die weiße und kaukaſiſche 
Kaffe ift die förperlich und geiftig den andern überlegene. Sie it von den Gebirgen zwiſchen 
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vem Kaspifhen und Schwarzen Meer ausgegangen. Neuere Ethnographen haben die Ter- 

minologie eingeführt, alle andern Raffen unter dem Namen der turanifhen zufammenzufafjen 

und ihnen die verfchiedenen Stämme der kaukaſiſchen unter dem Gollectionamen der iranischen 
nad dem altperiifhen Dualidsmus von dem nomadifhen Turan und dem aderbauenden Iran 
gegenüberzuftellen. Sie verbinden hiermit gewöhnlich noch eine andere ſomatiſche Charaf- 

teriftif, indem fle Brachykephalen, d.h. Eurzföpfige, und Dolifephalen, d.h. langköpfige Stämme 
unterfcheiven, die entweder ein prognathed oder orthognathes Profil, d. h. ein Brofil mit vor: 
ſtehendem Unterkiefer und geihrägter Stirnlinie, oder ein Profil mit geradem Gefihtäwinfel 
baben. Die Kaufafier find Langſchädel mit orthognathem Profil. Sie haben ih aber in eine 
nördliche, ſüdliche und mittlere Richtung unterſchieden. a) Die nördliche zwiſchen dem tibe- 
tiſchen Hodhlande und dem Altai, von den Nordgrenzen Chinas bis zu dem Norboftrand des 
Kaspiihen Meeres, ift die der Turfen oder Turfomanen, die in den Jahrbüchern des chineſiſchen 
Reichs, das fie oft befriegten, Hiongnu, d. h. aufrührerifche Sflaven genannt werden. Die 
Tunguſen und die Usbeken find noch jegt mächtige Stämme viejer tapfeın Nomaden, welche 
durch die von ihnen abgezweigten Odmanen bis zu einer welthiftorifhen Stekung in Europa 
vorgedrungen find. b) Die ſüdliche Richtung iſt die ver Semiten, die wiederum in die Aramäer 
(Armenier), d. h. Hohländer, und in die Kanaaniter, d. h. Niederländer zerfallen, die ih nach 
Mefopotamien, nah Surien und Arabien zogen, über das Rothe Meer nad) Habeich gingen 
und wahrfheinlih die Agypter durh Vermiſchung mit Negern ald eine Mulattenform er- 
zeugten, die von Süden nad) Norden dem Lauf des Nilſtroms folgte, während ein anderer Zug 
über die Landenge von Suez dem Norbrand Afrifad ald die dort uralten Berbern zumanbderte, 
die endlich auch jenfeit des Atlasgebirges jih ſüdlich bis in die Sahara verbreiteten, wo wir fie 
jegt unter dem Namen der Tuareks finden. c) Die mittlere Richtung zwiſchen ver nörblichen 
und ſüdlichen nahmen die indogermaniihen Stämme, die urſprünglich ald ein Hirtenvolk auf 
dem Hindukufh wohnten und ſich Arier, d. b. Herren nannten. Infolge einer Hungersnot 
follen ihre Auswanderungen begonnen haben. Die eine derfelben zog ſüdwärts, dem Lauf des 
Sind, d. h. des Fluſſes folgend, und lebte noch lange im Pendſchab, bevor fie von hier oſtwärts 
nad dem Gangesthal einwanderte, von mo aus fie jih das übrige Vorderindien an den Küften 
anterwarf, denn im Innern des Dekan, in Driffa, Gonbwara u. f. m. haben ſich die wilden 
Ureinwohner bis auf den heutigen Tag unter verfchievenen Namen ſporadiſch erhalten. Die 
Bewohner des Defanplateau werden von den Hindus im allgemeinen Drawidas, d. b. Süd: 

länder genannt und haben eine vom Sanskrit verſchiedene Sprache, die tamulifhe. Ein an- 

derer Stamm der Arier zog nach Welten. Es war der baftrifhe, von welchem die Eultur auf 
der Hochebene von Iran ausging. In norbwetlicher Richtung über dad Völferthor ved Kau— 
kaſus rückten dann allmählich die Kelten, Hellenen, Slawen und Germanen vor. Die Namen 
diefer Völker haben oft gewechſelt. Die Germanen find der Stamm der indogermaniichen 
Gruppe, der zur oceanifhen Schiffahrt überging und von ver Alten Welt aus die Neue entdeckte 
Die mongoliihe gelbe Raſſe hat aud ſchon Geſchichte, ſchließt ih aber entweder idioſynkratiſch 
in einem primitiven Gulturfreife ab oder überſchwemmt ald barbarifches Nomadenthum andere 
Eulturvölfer, während die weiße Raſſe die eigentlich progrefitve, die wahrhaft welthiftorifche ift. 
Sie befreit ſich ſtufenweiſe immermehr von der Natur, entwidelt in demfelben Grade immer 
felbftändigere Staaten und weniger abergläubifche Religionen und wird die Erzieherin der an: 
dern Raffen, indem ſie durch die oceanifche Schiffahrt ich auf dem ganzen Erdenrund außsbreitet, 
alle andern Raffen angreift und ihre Staaten und Religionen zerftört. Mit Amerifa und Boln- 
neſien ift ihr dies fhon gelungen. Mit Afrika ift fie auf vem beiten Wege dazu und mit Arien 
bat fie den Kampf jhon lange aufgenommen. Gr ift hier ver ſchwerſte, weil die chineſi ſche und 
indiſche Gultur, welche ſich die meiften afiatiihen Völfer aſſimilirt haben, an jih ſchon ſehr hoch 
ftehende und feit Jahrtaufenden tief gewurzelte fine. Es läßt ſich nicht leugnen, daß die weiße 
Rafle, die ſich leidenfhaftli mit einer immer neuen Zukunft beihäftigt, oft mit robem über: 
muth, mit rechtloſer Anmaßung, mit barbariiher Grauſamkeit und mit ſchnöder liberliftung 
gegen die andern Raffen verführt, weil fie nämlich diefelben begreift, während fie von ihnen als 
eine geheimnißvolle Macht angeftaunt wird; allein da die Erde eine Kugel ift, auf welder das 
Menſchengeſchlecht als ein einheitliches wohnen foll, fo fünnen feine Nationen ib derartig ab: 
fchließen, als ob fie jelbft die Menfchheit wären. Sie müflen, wie gegenwärtig die Japaneſen, bie 
zwei Jahrhunderte der Rube einer despotiich: idylliſchen Abſchränkung genoflen haben, ge: 
zwungen werben, in den allgemeinen Broce der Menichheit einzutreten und fih mit den andern 
Bölfern auszugleichen. 
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Weil das Wefen der Menichbeit Vernunft und Freiheit ift, jo iſt fie einer ind Unendliche 
gehenden Bervollfommmung fähig. PBerfectibilität ift deshalb von jeher als charakteriſtiſch für 
die Menſchheit erfannt und anerfannt worden. Indeffen ift diefelbe an Gejege gebunden, die in 
dem geſchichtlichen Proceß ald unveränderliche Nothwendigkeit wirffam jind. Die Berfectibi- 
lität ift 1) möglich, weil der Menſch jede Stufe des Willens und Vermögens, die er erreicht hat, 
wieder zum Mittel für eine neue, noch höhere, maden fann. Die Grenze der Bervollfomnt- 
nung liegt bier einerjeits in der unmittelbaren Beichaffenheit ver Natur, die in ihren Quali: 
täten und in dem natürlichen Maß derjelben nicht geändert werden kann, andererjeitd in den 
Gejegen der Vernunft und Freiheit jelbft, melde der Menſch nicht überſchreiten fann, ohne 
ihre Reaction beraudzufordern. 2) Die für dad Menſchengeſchlecht mögliche Perfectibilität 
wird aber wirflih nur durch die Arbeit ald die bewußte, zweckvolle, freie Thätigfeit des Men- 
ſchen. Die Möglichkeit ver Freiheit wird ihm gejchenft, allein die Wirklichkeit muß er ſich erar- 
beiten, weil fie ohnedies nicht die feinige, jondern, wie Wachen und Schlafen, ein Naturzuftand 
wäre. Sie jelbft hervorzubringen, ift die göttliche Würde des Menſchen. Auch die Natur wird 
dem Menichen geihenft, denn er findet jie außer ſich vor, allein für feine Zwede hat er fie jih 
zurecht zu machen. Nahrung, Kleidung, Wohnung jollen für ihn das Product jeiner eigenen 
Thätigkeit fein und in einem Eulturftaat ift zulegt ein Buß breit Erbe, der nicht durch die Ar: 
beit des Menſchen vergeiftigt wäre. 3) Soll ed aber nicht blos zur Arbeit, jondern in ihr aud 
zum Fortſchritt kommen, fo muß der Menſch dad Bewußtiein feines Willens und Vermögens 
den folgenden Geſchlechtern vererben. Er muß die Gontinuität jeiner Arbeit fihern und für 
die Zufunft eine Tradition der Vergangenheit ſchaffen, weil nur durch ſie erſpart werden fann, 
immer von neuem anzufangen und mit aller Arbeit doch nicht vorwärts zu fommen. Die Per: 
fectibilität fann nur dur Tradition als eine geichichtliche ſich entwickeln. Die Tradition als 
ſolche muß aber zugleich von der Kritif begleitet fein, weil jonft, wie oft genug geſchehen, das 
relativ Unvollfommene als das abjolut Vollkommene firirt werden fann, weldes nicht verändert 
werden dürfe, 

Das Hauptmittel für die Tradition ift die Sprache und die Schrift. Das Bewußtſein des 
Menſchen drückt ſich durch die Sprache aus, die feinen Borftellungen eine von ihm erzeugte Ton— 
form gibt. Ohne VBorftellungen Hervorzubringen, würde er auch feine Sprache haben. Sie ift 
der thatfüchlichite Beweis, daß auch der jogenannte Wilde ald Intelligenz weit über das Ihier 
erhaben ift. Um aber eine dauernde, progreiiive Gultur zu vermitteln, muß fie durch die Schrift 
unterftügt werden, durch welche die ſchon erworbenen Vorftellungen früherer Geſchlechter in 
völliger Beftimmtheit für alle fpätern gegenwärtig erhalten werden, Die Sprache eines Volks 
kann, linguiftifh genonmen, auf einem relativ niedrigen Standpunft ftehen und ihm doch zu 
einer großen Eultur verhelfen, ſobald jie dazu fortichreitet, ſich als Schrift zu befeftigen. Die 
Sprachen unterjcheiden ji 1) ald ifolirende Wurzeliprachen, in denen alle Wörter unveränders 
lich find; 2) ald agglutinivende Sprachen, welde die Bedeutung der Wurzelmörter durch Affire 
verändern, die fie mit ihnen mechanisch verbinden; 3) als flectivende Lautſprachen, welche die Be— 
deutung der Wurzelwörter nicht nur durch Agglutination, fondern auch durch Umlaut des Worts 
jelbft verändern. Nun ift z.B. die chineſiſche Sprache nur eine monoſyllabiſche Wurzelſprache. 
Da fie aber eine Schrift und durch diefe eine reiche Literatur erzeugt bat, jo hat jener formale 
Mangel das hinefische Volk nicht gehindert, in allen Wilfenihaften und Künften eine jehr be: 
deutende Stufe zu erreichen, während viele afrifanifche und amerikaniſche Nationen mit an ſich 
höher organifirten Sprachen ganz zurüdgeblieben jind, weil fie es zu keinerlei Schrift brachten. 
Die Bildung der Schrift hat den analogen Proceß, wie die Sprache felbit, zu durchlaufen, wenn 
jie von der unmittelbaren Anſchauung zur Vorftellung und von diefer zum freien Tonzeichen 
für diefelbe fortgeht. Sie wiederholt 1) ald Bilderſchrift die einer VBorftellung zu Grunde lie: 
gende Anſchauung; deutet 2) als Figurenſchrift die VBorftellung durch eine ideographiſche Abbre= 
viatur ded Bildes an, bis jie 3) als alphabetiſche Schrift das Wort als das phonetijche Zeichen 
in optifche Zeichen auflöft, welche die einfachen, in allen Wörtern wiederfehrenden Tonelemente 
ausdrüden. Eine alphabetiihe Schrift kann alle Laute analytifch darftellen und wird damit 
erft der Beſchränktheit ver Bilderichrift und der Miöverftändlichkeit ver ſymboliſchen Figuration 
enthoben. Was nicht in das Bewußtfein aufgenommen, was nicht durch die Sprache ausge— 
drückt und was nicht von der Schrift firirt ift, das eriftirt nicht für die Menjchheit. Große 
Bauten find zwar auch wichtige Gulturzeugen. Wenn jie aber nicht durch Inſchriften, bie wir 
verftehen fönnen, zu uns jprechen, jo bleiben jie mehr Gegenftände der äſthetiſchen Bewunde— 
tung ald des hiſtoriſchen Bewußtſeins. Die ägnptifchen Trümmer ftanden Jahrtaufende wie 


774 Menichheit 


heute da, allein erft ſeit Entzifferung der Hieroglyphen lejen wir von ihren Wänden die ägyp— 
tiſche Geſchichte ab. Ebenſo ift es mit den affyrifchen Keilihriften. Der Beiig und Gebraus 
der Schrift ift es eigentlich, der die Eulturvölfer von den Naturwölfern feheidet, die immer in 
denſelben Zuftänden, in der gleichen Gefhichtlofigkeit verbarren, während jene der progreffiven 
Entwickelung ver Menfhheit angehören und beftimmte Stufen darin einnehmen. Der liber: 
gang von primitiver Roheit zur@ultur enthält vielerlei Grade, Die es zweifelhaft machen fönnen, 
wohin ein Volk zu reinen fei, allein der feite Unterſchied liegt in der Schrift, weil ohne fie wahr: 
bafte Tradition der Gefchichte unmöglich ift. Die relativ geſchichtloſen Völker erleben ja auf 
mandherlei und führen beftändige Kriege, aber all dies Geſchehen ift fo gut, als ob ed nicht ge: 
ſchähe, weil es nit vom Bewußtſein aufbewahrt und nicht wieder durch die Schrift zum Mitte! 
des Fortſchritts gemacht wird. Die nur mündliche Überlieferung ift in der elaftiiben Sage zu 
veränderlih und vergänglid. und erft die Schrift begründet eine beftimmte Gontinuität. Ein 
Culturvolk ohne fe eriftirt nicht. Sprache und Schrift jind das eigene Merk des Geiftes, Die 
aber von den Menſchen oft ald göttliche Geſchenke verehrt find, weil fie ohne Reflerion geſchaffen, 
nicht mit vorausdenklicher Abſichtlichkeit gemacht und im ihrer pſychiſchen Geneſis erſt lange, 
nachdem ſie da ſind, erkannt werden. 

Aus dem Weſen des Geiſtes läßt ſich a priori ſchließen, daß er ſeit feinem Eintritt im die 
Exiſtenz ſich nur durch Kampf ſehr allmählich aus der unmittelbaren Natürlichkeit zur Cultur 
hervorgearbeitet habe. Thatſächlich finden wir dieſen Gang auch überall durch die Zeugniffe 
der Gefchichte beftätigt. Eine entgegengefegte Vorftellung malt den Urftand der Menſchheit ale 
einen vollfommenen, von welchem fie herabgefallen fein joll. Gewiß ift ver Anfang ver Menit: 
heit immer ſchon ein menschlicher, d. h. fie von der Ihierheit unterfcheidender gewefen , aber der 
Anfang fonnte eben nur erft die Möglichkeit ver Vernunft und Freiheit geben, deren Verwirk 
lihung die eigene That des Menfchen fein joll. Seiner Möglichkeit nah war der Urmenſch ke: 
reits der volllommene Menſch, aber feiner Wirklichkeit nah war er fo unvollfonmen, wie ihn 
- die älteften Jahrbücher des chineſiſchen Reichs, mie ihn die ältefte hebräifche Sage, wie ihn Thu: 
eydides im zweiten und fünften Kapitel des erften Buchs feiner „Geſchichte des Peloponneſiſchen 
Kriegs’ fchilderte. Es hat für unfere Bhantafie etwas Schauerliches und für unfern Stel; 
Demüthigendes, und vorzuftellen, daß der Menfc viele Jahrtaufende hindurch in böchſt ein: 
fachen und befhränften, relativ rohen Zuftinden zugebracht haben foll, allein die Bemohner 
von Nordafien, Nordamerika, Brafilien, Afrika u. ſ. w. zeigen und ja bis diefen Augenblid, 
wie hartnädig der Menſch Jahrhunderte auf Jahrhunderte in ganz untergeorpneten Zuftänden 
verbarren fann. Wie alt und mie hoch ift die Cultur in China und Indien und doch bat dies 
nicht gehindert, daß dem hochcultivirten Java und Sumatra gegenüßer die große und herrliche 
Infel Borneo noch jegt von Menihenfreffern bewohnt wird und daß in Vorberindien, wie mir 
ihon erwähnten, die Tudas, die Bhiela, die Ramuſſis, die Bonds, die Koled, die Binderwart, 
die Paharias, die Sourd mitten zwifchen den gebilvetften Hindus, Mohammedanern und Euro- 
päern in unzugänglichen Bergwälbern ald uncultivirte Jagd- und Räubervölker fortleben‘ 
Die neuern Forſchungen haben uns für die altefte Gefchichte dev Menſchheit in der Unterſchei— 
dung der Stein: , Bronze: und Eiſenzeit ganz neue Quellen eröffnet. 1) Die Steinzeit ift die 
erfte technifche Gulturperiode, in welcher der Menſch ih Meſſer, Pfeil: und Speeripigen, Beile, 
Nadeln aus Steinen fertigt. Er bearbeitet mit den Steinwerfzeugen das Holz, er tödtet damit 
Thiere, er fpaltet damit die Knochen derfelben, dad Marf berauszunehmen u. ſ. w. 2) In der 
Bronzezeit lernt er Kupfer mit Zinn verfchmelzen und aus diefem Material nit nur Mefter, 
Beile, Pfeiljpigen, Nadeln, fondern aud Ringe, Lampen, Schalen, Schilde, Helme, Schienen 
bereiten. Agypter, Peruaner, Mericaner fertigten ihre Geräthe und Waffen aus Bronze und 
wußten ihr eine große Härte zu geben. 3) Die Eifenzeit envlich erreicht dasjenige Metall, melde: 
für die Gultur der Menſchheit das ſchlechthin wichtigfte iſt. Diele Zeiten des Stein=, Bronze: 
und Eifenalters folgen ſich ald Epochen der technischen Gultur, Die linterfuhung der Knochen: 
böblen in Franfreih und Deutihland, des Küchenmoders in Dänemark und der Abfälle, die 
fih in den Pfahlbauten der ſchweizer Seen finden, haben und nicht nur gezeigt, mit melden 
Thieren der Menſch auf jever diefer Stufen zufammenlebte, welche Thiere er jagte, welche er be: 
reit8 gezähmt audnugte, welche Hunderafle er beſaß, ſondern auch, daß die Völker der Steinzei: 
von Völkern mit Bronzewaflen und diefe wieder von Völkern mit Eifenfhwertern und Eifen- 
belmen bejiegt wurden. 

Dap das Klima für die Entwidelung der Gultur eine fehr wichrige Bedingung ausmakı, 
läßt fich leicht begreifen, und von jeher ift erfannt, daß die gemäßigte Zone zwiichen der fubarf: 
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tiſchen und ſubtropiſchen für die Arbeit des Menſchen die günſtigſte iſt. Indeſſen darf man dieſe 
an ſich richtige Auffaſſung nicht in einem zu befhränften Sinn nehmen, weil die Bodenbeſchaffen— 
heit, der Grad der verticalen Erhebung ded Terrain, die Geſtalt defjelben, die Veränderung des 
Klimas durch ven Anbau und die Gigenthümlichfeit der Raſſe, die ein Lokal bewohnt, nicht we— 
niger wichtige Bactoren find. Wenn die abtracten Klimatologen recht hätten, jo müßte in 
vemfelben Klima immer viejelbe Geſchichte ſpielen, was keineswegs der Fall ift. Wir fehen be— 
fonderd Bewaldung und Bewäflerung, Entwaldung und Entwäfferung, eine höchſt wichtige 
Rolle fpielen. Uberhaupt concurriren oft vielerlei Urfachen zur Hemmung oder Förderung der 
Cultur. Wie fehr wird diefelbe z. B. auf Auftralien und den umliegenden Infelgruppen da— 
Durch gefördert, daß der Menſch hier fein einziges reißendes Thier zu bekämpfen, nicht einmal 
gefräßige Amphibien oder tüdifche Infekten zu fürdten hat. Wenn man envlich fo oft gelehrt 
hat, daß die Geſchichte fi von Often nad Welten bewege, fo ift auch diefe Thatſache nur mit 
großen Einfhränfungen wahr, denn die Wanderungen der Völker haben nad allen Richtungen 
Hin ftattgefunden und man muß ſtets die Kugelgeftalt ver Erde und die unendliche Zukunft der 
Menjhheit vor Augen haben, um nicht in Irrthümer zu fallen. Die Inder 3. B. find von 
Norden nah Süden und Oſten gewandert, die Germanen von Norden nad Süden; die Euro: 
päer in den Kreuzzügen nad Often; die Römer in ihren Groberungen Galliens, Germanieng, 
Britanniend von Süden nad Norden; die Toltefen und Aztefen in Amerika von Norden nad 
Süden und die heutigen Menfchen wandern nach allen Richtungen. Deutſche Eoloniften ziehen 
ebenjowol nad) Rußland als nah Brafilien, Auftralien, Nordamerika. 

Die Entwidelung ver Menfhheit ift auf allen-Gebieten an eine beftimmte Gejegmäßigfeit 
gebunden, die zu allen Zeiten, an allen Orten die nämliche bleibt, wie jehr auch die Form der 
Erſcheinung wechſeln möge. Der Marktpreis einer Waare z.B. wird ſich ſtets durch das Ver— 
hältniß von Nachfrage und Angebot reguliren. Jede Stufe, welche die Givilifation betritt, hat 
ihren ihr eigenthümlichen Zufammenhang. Un den Fortfhritt ver Menichbeit zu meſſen, muß 
man fich einerfeitö an dieſe Gefeglichkeit, andererjeitd an den Zwed der Geſchichte halten, alle 
Naffen, alle Völker, alle Individuen zur Allgemeinheit des Bewußtſeins der Einheit der Gat— 
tung mit gleichen Interefjen und gleichen Nechten zu erheben. Nach Einzelheiten fann man die 
Menſchheit nicht beurtbeilen, nur nah Prineipien. Sobald wir und auf das Ginzelne ein- 
daffen, finden wir überall ven Contraſt von Fleiß und Baulheit, von Klugheit und Dummheit, 
von Tugend und Verbrechen, von eveliinniger Aufopferung und jelbftfüchtiger Gemeinheit, von 
Reihthum und Armuth, von ſchwelgeriſchem Lurus und widermenfhliden Elend. Es fommt 
aber darauf an, welcher Begriff der Freiheit dem Menden zum Bewußtſein gefommen ift, denn 
diefer Begriff macht Äh, allem Widerſtand der natürlihen Trägheit und Fünftlihen Verfehrt: 
heit zum Trog, langſam, aber fiher zum herrſchenden. Die Schwierigkeit des Fortſchritts liegt 
darin, das Bewußtfein der Freiheit zum Eigenthum der Maſſen und die Sittlifeit des Han- 
delns zu ihrer Gewohnheit zu machen, ſodaß jeded Verbrechen als widerfprechende Ausnahme 
gilt. Die Willfür bleibt ſtets möglid und unberehenbar. Die Eivilifation kann noch fo ver: 
feinert fein, e8 ſchützt doc) Feine Religion, fein Staatögefeg, feine Philoſophie dagegen, daß nicht 
die Wuth der Leidenſchaften fih entzüunde und und die ſcheußlichſten Scenen vorführe, welche ven 
Culturmenſchen urplöglic ald Kannibalen eriheinen laſſen. Wenn man z. B. die Franzöfifche 
Revolution anı Ende ded 18. Jahrhunderts richtig beurtheilen will, fo muß man nie vergeflen, 
daß fie die Urrechte des Menſchen zur politifchen Anerkennung bringen wollte. Died war ihre 
hohe Aufgabe, welche fie auch erreicht hat, und hiergegen vermögen die blutigen Öreuel, in welde 
fie zulegt ausartete, nicht aufzufommen und den Werth jener Ihat für die Menſchheit zu ver: 
ringern, 

Das ethiſche Fundament aller Eultur ift die Familie, deren Gründung von dem Geſchlechts— 
triebe ausgeht, denn die Ehe beginnt unftreitig 1) mit der rohen Befriedigung deſſelben; gebt 
2) durch Kauf zu einer irgendwie ceremoniell gemeihten pologamifchen Form über und frebt 
3) aus diefer zur monogamijchen fort, in welher dad Weib von der unbedingten Unterorb- 
nung unter den Mann allmählich bis zur focialen und rechtlichen Gleihftellung mit ihm ge: 
langt. Die Geftaltung der Broftitution, ſowol der weiblihen ald der männlichen, ift der 
negative Erponent für die jittlihe Gejundheit ver Ehe. Die Stellung der Kinder aber zu den 
Altern durchläuft diefelben Phafen wie die des Weibes zum Mann. 

Das Bebürfniß der Nahrung, Kleivung, Wohnung nöthigt ven Menfchen zur Arbeit, bie 
1) das gemeinfame Werf der Familie ift, in welcher die Männer zunähft jagen, friegen und 
bandeln, die Weiber kochen und nähen und fogar den Boden bearbeiten. 2) Bei fortfchreitender 
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Vervielfältigung der Bepürfniffe wird die Arbeit getbeilt, ſodaß endlich auch das oberflächlichſte, 
das eingebilvetfte Bedürfniß Bajis eines befondern Betriebs werben fann, bis 3) verſchieden 
Sonderarbeiten fi wieder zu gewiſſen Zweden in Babrifen, Kunftafademien, Univerfitäten zur 
Wechſelwirkung vereinigen. Dies ift der nothwendige Gang aller Arbeit. Mit der Jagd um 
Fiſcherei hat die Arbeit überall angefangen und ift von hier zur Zähmung von Thieren, zum 


Hirtenleben, übergegangen. Der Menſch kann auf dieſen Stufen der anfängligen Eivilifation | 


unendlich lange verweilen, aber erft mit dem Aderbau mird er es zu einem wirklich geichichtlichen 
Dajein bringen. Erft in den chineſiſchen Niederlanden zwifhen den Gelben und Blauen Aluf, 


erft am Indus und im Gangesthal, erft in der meſopotamiſchen Ebene zwiſchen dem Tigrie um 


Guphrat, erft im Stromlande des Nil, erft auf den Hochebenen von Peru und Merico bat id 
geſchichtliches Bewußtſein erzeugt, weil es hier überall zum Aderbau fam, der die Zufälligfei 
der Zufunft zu überwinden anfängt und den Boden beflimmte Früchte zu tragen zwingt. 
Fijcherei und Jagd werden nun zu einem Nebenerwerb’und das Nomadenthum wird in Birh 
zucht umgewandelt, welche den Ader büngen hilft. Der Aderbauer bringt nah den verſchie 
denen Jahreszeiten einen beftimmten Cyklus von Arbeiten hervor, die er mit Berechnung son 
“ einem feften Bunft aus unternimmt, während der Nomade mit jeinem beweglichen Zelt im Yauf 
des Jahres nur einen Kreid von Weideplägen durchwandert, für deren Pflege er jo wenig etwas 
thut als der Jäger für das Jagdrevier, das er durdirrt. Erſt ver Aderbauer gewinnt einen 
heimatlichen Sinn und begründet durch ein fejted Wohnhaus die Baufunft, aus welcher bie au: 
bern bildenden Künfte hervorgehen. Erſt der Aderbauer begründet die Wiffenfhaft, weil vie 
periodische Folge jeiner Arbeiten ihn zur Beobachtung der Geftirne und des mit ihrer Bewegung 
zufammenbhängenden Witterungswechjeld treibt. Alle Kalender, das erite Product der Mifien: 
haft, jind von Agriculturvölfern ausgegangen. Grit der Aderbauer führt Krieg, einen Beis 
zu ſchützen, ber ein Product feiner Anftrengungen ift. Erſt der Ackerbauer bringt, weil er ze 
beftimmten Zeiten eine beflimmte Anzahl Handarbeiter bedarf, conjequente Hörigkeitsverbält⸗ 
nijfe hervor, wie auch erjt durch ihn eine wahrhafte Gemeinde als eine in ih abgeichloffene Ein: 
heit von Familien moͤglich wird. 

Die Gemeinde ſcheidet fi in die Dorf= und Stadtgemeinde. Jene winmet ih dev Urpro: 
duction, diefe der Induſtrie und dem Handel. Doc gibt es Übergänge von der einen zur an: 
dern, ed gibt Aderbauftädte und Fabrikdörfer. Die Städte enthalten in ihrer Verfaffung das 
republikaniſche Element der Geſchichte. In ihrem Entſtehen haben fie oft eine einjeitige Func— 
tion des Öanzen zur Grundlage; fie jind Reſidenzen, Beftungen, Garnifonftädte, Tempel= und 
Klofterftädte, Schulfige, Badeörter, Fabrikſtädte, Handelöftädte ald Marftpläge, als Furt⸗ 
und Flußmündeſtädte, ald Hafenſtädte; aber jede Stabt hat den Trieb nad Totalität der Eultur, 
ſodaß das Stadtleben damit zu einer außerordentlihen Mannichfaltigfeit und Beweglichkeit 
übergeht, welche die fittlihe Korruption begünftigt. Man hat daher oft gegen die Griftenz der 
Städte geeifert, allein fie jind unvermeidlih und jo alt als die Givilifation. Städte, mie dag 
heutige London, mit mehreren Millionen Einwohnern, find im alten Orient etwas ganz Ge— 
woͤhnliches geweſen und find es noch. 

Die Gemeinde iſt ſchon der Staat; der größere Staat entſteht durch die Bereinigung ver— 
ihiedener Gemeinden. Der Staat unterwirft die Menjchen der Herrichaft des Geſetzes, indem 
er dieſelbe, wo er feinen Gehorſam findet, mit Zwang realifirt. Die Form des Staats ift die 
jenige, in welcher ſich die Menſchheit zur Sittlichkeit erzieht, weil der Wille feine Allgemeinheit 
nur im Staat ald wirflihe zu jehen vermag. Bloße Moralität, wie der Buddhismus fie for- 
dert, oder bloße Gejelligfeit, wie Fourier ſie wünſcht, veicht zur Bildung eines Staats nicht bin, 
ſondern jegt ihn jchon voraus. Ohne Polizeigewalt, ohne Militärmacht if ein Staat unmög- 
ih, denn er muß in feiner Selbitbeftimmung von außen her unabhängig fein und jeden Ber- 
ſuch zur Nichtachtung des Geſetzes, jeden Verſuch zur Auflöſung der beſtehenden Ordnung 
ſchließlich mit dem Tode bedrohen dürfen und können. In der Geſchichte der Staaten finden wir 
daher auch für ven Übergang der Völker aus dem Zuſtande natürlicher Ungebundenbeit in den 
der Geſetzlichkeit gewöhnlich eine Beriode des Arengiten Rigorismus, in welcher die Autorität 
des Gejeges jich mit Unerbittlichkeit dvurchiegt, bis die Gewohnheit des Gehorſams eine milvdere 
Brarid möglih macht und dem drakoniſchen Standpunft ver folonijche folgen kann. Das 
Wohl, d. h. die genügende Berriedigung der ſinnlichen Bepürfniffe, ift allerdingd auch ein we— 
ſentlicher Zweck des Staats, muß aber in ihm dem Recht ald dem pofitiven Ausdruck Der Frei: 
heit untergeordnet bleiben. Wohlſein it ein relativer Begriff, Breiheit ein abſoluter. Auch 
Sflaven fünnen ſich recht wohl fühlen, wenn ſie gut gekleidet und genährt werben, fteben darum 
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aber doch dem Freien nad), der obdachlos ift und nicht weiß, wie er feine Blöße deden und feinen 
Hunger ftillen fol. Wenn Familien, Gemeinden, Völfer ven materiellen Eudämonidmus als 
Höchften Zwed zu betrachten anfangen, fo richten fie ſich zu runde. Die Kategorie des Ange: 
nehmen verbrängt die des Rechten, die des Schönen die ded Guten, denn dad Sinnlihe, das die 
Sinne Kigelnde nimmt dann ein bevorzugted Intereffe in Anfprud. Gelverwerb ald Mittel 
zum vielfeitigften Sinnengenuß und Erhaltung der Geſundheit ald Mittel, dad Vergnügen 
wirklich genießen zu fönnen, werden dann die Gefichtöpunfte, nach denen man zu handeln be= 
müht ift, während die moralifche und politifche Breiheit gleihgültig werden. Ja, weil die mo— 
ralifche und politifche Freiheit unbequem wird, erfindet man Theorien, die im Namen ver 
Religion oder der Wiflenjhaft von dem Drudf des Gewiſſens emaneipiren, Bei ver Beur: 
theilung der Staaten vom Zwede der Menſchheit aus fommt ed nicht jowol auf die Form Ber 
Verfaſſung als auf den Inhalt an, ob verjelbe nämlich liberal iſt, d. h. ob er die Würde des 
Menſchen, das Subject ver Freiheit zu fein, reipectire. Die republifanifhe Form z. B. fihert 
allen Bürgern eine mehr oder weniger directe Theilnahme an der Geftaltung der Gejege, mas 
jedod nicht hindert, daß der Inhalt verjelben ein jehr illiberafer fein kann. Sehr viele Republi: 
fen haben 3. B. geſetzlich das Halten von Sklaven erlaubt; fehr viele haben die Entwidelung 
der individuellen Freiheit auf das äußerte befchränft u. ſ. w. Verfteht man unter glüdlic ſein 
das materielle Wohlleben, fo läßt ſich nicht leugnen, daß despotiſche Regierungen Died oft ihren 
Unterthanen ermöglicht haben. In Peru 3. B. forgte die Regierung für alle Bedürfniſſe der 
Unterthanen; es gab feine Bettler. Weil aber die extreme Bevormundung die Menihen ganz 
unfelbftändig machte, jo wurde der Staat trotz feiner großen Armee ſchwach und unterlag ſchnell 
dem Angriff einiger fühnen Abenteuerer. 

Die Geſchichte aller Verfaſſungen wird ftetd darauf ausgehen, dad monarhiihe Moment 
mit dem republifanifchen auszugleichen. Unter dem monarchiſchen verftehen wir Die fubjective 
Einheit ded Staatsganzen in einer wirklichen Berfon, möge diefelbe durch Geburt oder durch 
Wahl beſtimmt werden. Unter dem republifanifchen verftehen wir die Gleichheit aller Bürger 
vor dem Gejeg ald dem von ihnen jelbft anerfannten Staatöwillen. Anderweite Gleichheit ift 
unmöglich, weil die Natur ſchon die Ungleichheit des Geſchlechts und der Anlagen, die Geſchichte 
aber durch den Zufall die Ungleichheit von Glück und Unglüd jegt. Wenn ein Staat das 
Schickſal unmöglich machen will, fo muß er alle individuelle Freiheit vernichten, wie Dies auch 
alle communiftiihen Staaten confequent gethan haben, z. B. die Jefuiten in Paraguay. Ein 
communiftiicher Staat fann nur Polizeiftaat fein. Ein fehr begreiflicher Irrthum der Maffen, 
dem wir durch die ganze Geſchichte Hin begegnen, ift Die Vorftellung, als ob ein Wechſel in den 
Perfonen der Regierung oder in der Form der Verfaffung fofort eine Aufhebung aller Mängel 
und Leiden nad) ſich ziehen müßte, während bier nur die Thätigfeit, der Fleiß, die Gewiſſenhaf— 
tigkeit aller einzelnen nahhaltig zu wirken vermögen. Der politifhe Formalismus ohne hu— 
mane Bildung fann das Ziel ver Menfchheit nicht erreichen. 

Wir haben ven Staat ald das Organ der Menichheit zu betrachten, durch welches ſie ſich zur 
Sittlihfeit erzieht, weil der Staat ed mit bem wirflihen Willen und Wollen, mit den gegen 
wärtigen Intereflen, mit ven beftimmten Ihaten des Menfchen zu thun hat. Wir haben noch 
nicht von der Religion geſprochen. Sie kann nämlid mit dem Staat bis zu einer gewillen 
Grenze hin zufammenfallen, allein ihr Schwerpunkt wird immer in Hypothejen liegen, durch 
welche fie das Räthſelhafte der menschlichen Exiſtenz zu erklären, die Widerſprüche verfelben zu 
bejeitigen und die von ihr untrennbaren Leiden zu mildern ſucht. Die Religion ergänzt die 
Yüden des menjhlihen Dajeind durch phantaftiiche Vorftellungen. Sie beruht auf dem 
Glauben an eine Macht, die unmittelbar nit wahrgenommen werden kann, weil Götter und 
Dämonen, Paradieſe und Höllen eben nur in der Vorftellung eriftiven; aber kraft dieſes Glau— 
bens ift fie die höchſte Gewalt, die ſchlechthin alle andern ſich unterorbnet, und der religidfe Fana— 
tismus aus dieſem iveellen Grunde derjenige, der die furdtbarften Entzweiungen und Berhee: 
rungen in der Menſchheit hervorgebradt hat. Der Menſch wird dur die Religion an ein 
Jenſeits gefettet, deffen Zufunft ihn mit der Gwigfeit eines jeligen Zuftandes belohnt oder mit 
dem eined unfeligen beſtraft. Was ift nun auch das längfte Ervenleben gegen die Ewigfeit ? 
Mas ſind auch die reizendſten Genüffe diefer Welt gegen die möglichen einer himmliſchen? Was 
iind die härteften Foltern und gräßlichften Qualen, die wir kennen, gegen die und unbekannte 
Bein einer möglichen Höhle? Wie bunt und willkürlich aber auch vie religiöfen Vorſtellungen 
jeien, jo müffen fie doch, weil fie Vorftellungen ſind, dem pſychologiſchen Gefeg der Intelligenz 
folgen, nad} welchem das Gefühl ſich zur Vorftellung, die Vorftellung fich zum Gedanken erhebt. 


* 
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Abgeſehen von allem befundern pofitiven Inhalt ift daher die Religion 1) Gefühlsreligion , die 
fi in unbeſtimmten Ahnungen, in träumerifhen Zuftänden bewegt und jich in Fetifchen eine 
flüchtige,, oft monjtröje VBergegenftänplihung erzeugt; 2) Vhantajiereligion, welde ven reli- 
giöfen Inhalt in fombolifhen Vorſtellungen ausdrückt, denen fie gemöhnlih durd die Kunft 
auch für die Anfhauung eine ſinnliche Keftigfeit verleiht, die jich oft im Lauf ver Zeit zu einer 
großen MWeitläufigfeit ausbreitet; 3) Begriffsreligion, weldhe die Producte der Phantafie der 
Kritik des Verſtandes unterwirft und den Glauben über feine Entitehung und über feine Wider: 
ſprüche aufflärt, ſodaß fih ein Gegenfag zwifchen dem naiven Glauben , der ih an die Auro- 
rität der Tradition hält, und zwiſchen dem Reflexionsglauben als der fogenannten Vernunft: 
religion ergibt, die nur noch das glauben kann, was mit dem von der Wiflenfhaft gefundenen 
Naturgefeg und Moralgejeg jich vereinigen läßt. Der hierdurch entſtehende Kampf ift um: 
ftreitig der wichtigfte und [hwerfte der ganzen Menjchheit. Es leuchtet aber ein, daß vie Phan: 
tafie gegen die Wahrheit ver Wiſſenſchaft, die fi) durch den Beweis, ven alle Menſchen einſeben 
fönnen, legitimirt, fi nicht zu halten vermag. Was ift z. B., feitdem wir unwiderleglid 
willen, daß die Erbe fih um die Sonne bewegt, aus der ehemaligen VBorftellung von Himmel 
und Hölle geworden? Die Willenfhaft bewirkt daher, daß die Menſchen ſich in ihr als wer: 
nünftig denfende Subjecte vereinigen fünnen und daß der Staat die phantaftiihen Worftel: 
lungen der befondern Religionen als eine Privatangelegenbeit der Menſchen behandelt, vie er 
unter der Boraudfegung tolerirt, daß fie mit der Öffentlihen Sittlichfeit, mit den Gejegen de} 
Staats nicht colliviren. Hiermit ift zugleich der Macht der Priefter ald der Organe der reli: 
giöjen Gemeinden für die VBollbringung ihrer Eultushandlungen die rihtige Grenze ange: 
wieien, 

Die äfthetifhe Seite der Entwicelung der Menſchheit ift nicht weniger ald die religiöfe an 
eine Geſetzmäßigkeit des Verlaufs gebunden, denn der Menſch fucht 1) feine eigene Geftalt me: 
nigftend negativ von ihrer unmittelbaren Natürlichkeit loszureißen. Er ift nicht, wie dad 
Thier, mit ihr zufrieden, jondern will in ihr feiner Freiheit einen Ausorud geben, den er für 
fchön hält, wäre er auch an ſich häßlich. Er ſchneidet fi dad Haar ab oder gibt ihm eine befon: 
dere Form; er hängt ſich Ringe in die Ohrläppchen, in die Nafenflügel; er zieht feine linterlipne 
mit Gewalt herab; er färbt fich vie Zähne, feilt fie, bricht fie aus; er bemalt fi den Leib; er 
tätowirt ji, wie wir auf alten ägyptiſchen Bildern den damaligen europäiihen Menichen ala 
einen Wilden ganz ebenfo antreffen als wie heutzutage die Wilden auf Nukahiwa; er macht 
fich groteöfe Anzüge. 2) Es dauert ſehr lange, bevor der Menſch von diefer Stufe zu einer 
zweiten pojitiven fortichreitet, in welcher er freie Kunſtwerke hervorbringt, die in ihrer Geftalt 
fich ſelbſt Zmwed find. 3) Auf diefe Periode folgt eine dritte, welde die fünftlerifche Birtuofitär, 
wie fie durch Unterricht erworben werben kann, ſowie die von der Begeifterung ver jelbftändigen 
Kunft hervorgebrachten ivealen Kormen in den Dienft des Lurus treten läßt. Diefe decorative 
Kunſt fällt oft, um reizend zu fein, in die Misförmlichkeit ver erften Periode zurück, ſodaß die 
abgefhmadteften Moden oft geraume Zeit zur Geltung gelangen. 

Wenn wir nun aud die Humanität, d.h. die Menschlichkeit als dad Leben in den Ideen dei 
Mahren, Guten und Schönen, ald den Zwed der Menfchheit anjehen müſſen, fo fünnen wir doch 
nicht leugnen, daß die Entwidelung derjelben nur fehr langfam erfolgt und daß namentlich, Te: 
lange und foweit wir die Geſchichte zu überblidden vermögen, drei conftante Erfheinungen da: 
mit in Widerſpruch fteben: die Sklaverei, die Zauberei und der Krieg. Sie branfpruchen daber 
eine befondere Würdigung. 

Sklaverei ift nicht bloße Dienftbarfeit, auch eine jehr harte, fondern Herabſetzung des 
Menſchen zu einer bloßen Sache, zu einer intelligenten Mafchine, Nichtanerkennung feiner 
Perfönlichkeit. Wir leiten den Urſprung derſelben gewöhnlich aus Kriegsgefangenſchaft, aus 
Menfhenraub ab und es liegt hierin das Richtige, daß alle Sklaverei ih einen Kampf auf 
Leben und Tod um Anerfennung der perfönliden Selbftändigfeit voraudfegt. Weil die Frei: 
beit das fpecififche Element der Menſchheit ift, fo foll ver Menſch den Tod für fie nicht ſcheuen. 
Mer in vem Kampf für fie das Xeben den Tode vorzieht, wird von dem Sieger als ein Menſch 
unterworfen, dem die Ehre der Selbftändigfeit und damit die der wefentlihen Gleichheit nicht 
zufomme. Wer hingegen im Kampf fich ald erhaben über Die Furcht vor dem Tode gezeigt bat, 
glaubt eben damit dad Necht erworben zu haben, ſich ald den Herrn ded andern zu betrachten, 
ber die Unabhängigkeit feines Willens nicht zu behaupten vermochte. Dieſer Vorgang iſt der 
eigentliche Urfprung der Sklaverei , die daher auch ven Völkern, folange fie auf diefen Stant: 
punft jteben, ald etwas ganz Natürliches erfheint. Sie ift aber ein Widerſpruch, denn der als 
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Sflave behandelte Menſch bleibt am ſich Perſon, die deshalb den unterbrodenen Kampf jeden 
Augenblic wieder aufnehmen oder indirect durd Bildung feinem Herrn ſich gleichftellen kann. 
Mom zitterte, ald die Sklavenaufflände es mit dem Verluſt der unfreien Arbeiter bedrohten. 
Spartacus, der an der Spige eines Heeres entlaufener Sklaven kämpfte, ſtellte die Würde ver 
Menichheit im Sklaven wieder her und ftarb, noch auf den ‚Knien fechtend, wie ein «Held für die 
Freiheit. Zwei Religionen, die buddhiſtiſche und die hriftliche, haben allerdings ſich gegen alle 
unmittelbare Ariftofratie gefehrt und die brüderliche Gleichheit aller Menfhen zum Dogma ge: 
macht; allein fie haben die Sklaverei nicht aufgehoben, weil ſie den Dulvden zu fehr das Wort 
reden. Grft feit Begründung ber amerifanifhen Union und feit Erklärung der unveräußer: 
lichen Menschenrechte in der Sranzöfifchen Revolution wird die Sklaverei ald ein Unrecht gewußt, 
das die Menjchheit nicht dulden plirfe. Dem Sklavenhandel ift daher der Krieg, das Sklaven: 
züchten, 3. B. in Virginien, für eine Schmach und das Sklavenhalten für einen barbarifchen 
Widerſpruch mit vem Begriff eines freien Menſchen erklärt, der feine Unfreie wollen Fönne. 
Eine mildere Form der Sflaverei, die Leibeigenfhaft, ift in Europa erft im laufenden Jahr: 
hundert aufgehoben, aber felbft das halborientalifhe Rußland hat der Humanität dieſen Tribut 
zolfen müffen. Bei vielen Nationen gibt e8 Stämme, die für verworfen gelten, die aber deshalb 
nicht Sklaven find. Wir pflegen ſie mit einem franzöſiſchen Ausdruck les races maudites zu 
nennen, wie die Cagots in den Pyrenäen, die Zigeuner in ganz Europa, die Parias bei ven 
Hindus. Die Sudrafafte ftellt man ſich auch nicht felten als in einem ſtlavenhaften Verhältniß 
zu den obern Kaſten vor, allein fie jind nur die durch die Religion zum Dienft der obern Kaften 
bejtimmten Menſchen, die an fich frei find. Wenn ein Sudra wohlhabend genug dazu iit, fo 
kann er ſelbſt Sklaven halten. Wenn die Sudras dienen, To erfüllen fie damit zugleich eine 
religiöfe, für ihre Seligkeit wichtige Pflicht. 

Der Glaube an Zauberei ift fo alt als die Menſchheit und bis diefen Augenblick bei allen 
Völkern verbreitet, obſchon er eine Fiction ift, denn die Zauberei will eine Wirkung durch eine 
Urſache bervorbringen, die an ſich einen ganz andern Inhalt bat und es daher unbegreiflich 
läßt, wie aus ihr ein folder Effect entfpringen könne. Das magiſche Handeln ift die Fiction, 
mit welder der Wille die Grenze, auf die er in der Wirklichkeit Högt, aufzuheben glaubt. Es 
entfteht negativ aus der Verzweiflung des Egoismus, eine Schranfe zu haben, poſitiv aus dem 
Inftinet der Freiheit, die Natur beberrfchen zu können, was fie allerdings relativ vermag, fofern 
fie die eigenen Gejege der Natur beobachtet. Statt diefed Gehorfand gegen die Natur bildet 
fi der Aberglaube ein, durd völlig finnlofe Formeln und Begehungen gewiffe Wirkungen er: 
reihen zu fünnen. Man follte erwarten, dag mit der wachſenden Erfenntniß der wirklichen 
Naturgefege der Kreid der abfurden Zaubermwillfür ih immermehr verengen müßte. Dies ift 
in der That der Fall. Die wiffenfhaftlihe Aufklärung ift die einzig gründliche und erfolgreiche 
Gegnerin des Aberglaubens, und wir fehen, daß mit ihrer Ausbreitung Wunder, Geiveniter 
und Dämonen verfähwinden. Well aber die Wiffenfchaft immer neue Probleme vor ſich, alfo 
in ihrem Fortfchritt immer eine möftifche Seite an ſich hat, fo flüchtet fich die Zauberei ſelbſt 
in die Wiflenfchaft und nimmt die Maske eines höhern, tieffinnigen Geheimwiſſens vor. In 
diejer vornehmen Form findet jie, wie bei einem Gaglioftro und Schröpfer, wie beim Tiſchrücken 
und der Pſychographie, wie bei vem Beifterflopfen und der fomnambdulen Mantik, immer wieder 
Adepten, und wir haben noch in unfern Tagen erlebt, daß die Schopenhaner'ihe Philoſophie 
durd die bloße Kraft des Willens materielle Wirkungen in die Ferne, eine magiſche actio in 
distans für möglich erklärte. Die Eultur Afrikas iſt diejenige, die am dauernditen und bärte: 
ften unter dem Fluche des Wahnglaubens der Hererei ſchmachtet. 

Der Krieg endlich entfpringt aus dem am ſich nothwendigen Streben der Völker nad Un: 
abhängigfeit. Rachſucht, Habſucht, Herrſchſucht find allerdings die befondern Motive, durd 
welche Kriege veranlaßt werden, allein der legte Grund derfelben liegt doch in der Freiheit des 
nationalen Selbftgefühls, das feinen Nichter über fich anerfennt und daher bei einer Colliſton 
die Entfheidung der Gewalt ver Waffen anheimftellt. Die Menfchheit eriftirt nur in den Wöl- 
fern und die Völker find einander coordinirt. So weit die Gefhichte reicht, ſehen wir, daß ein 
Volk, welches feine Unabhängigkeit nicht mit den Waffen in ver Hand zu erhalten weiß, unfebl: 
bar eine Beute feiner Nachbarn wird. Krieg und immer wieder Krieg fcheint die vorzüglichite 
und ehrenvollfte Thätigkeit der Menichheit zu fein. Und doc ſtürzt der Krieg den Menfchen 
immer in den Naturzufland zurüd, weil er durch Zerftören und Morden in jeder Form den 
Feind zur Unterwerfung zu zwingen fucht und alle roben Leidenschaften entfeffelt. Der Krieg 
ift eulturfeindlich, und mit Scham und Schaudern Sehen wir, wie ſchnell in ihm die eiviliſirteſten 
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Nationen bis zu den äußerſten Brutalitäten fortgeriffen werben. Die Brüderlihfeit, melde 
die buddhiſtiſche und hriftliche Religion lehren, hat biöher zur Verminderung oder Bermenik: 
lihung der Kriege wenig beigetragen. Im den neueſten Phafen ver Geſchichte Haben Pie grie- 
chiſch⸗orthodoxen Ruffen in Polen, die römiſch-orthodoxen Franzoſen in Algerien, vie prote: 
ftantifch = orthodoren Engländer in Dftindien Graufamfeiten vollbradjt, wie wir fie nur immer 
von den Kriegen der Juden im Alten Teftament lejen fünnen. Die Gulturfeindlichfeit vers 
Kriegs erſtreckt jich aber noch über ihn ſelbſt in den Frieden hinaus, fofern derſelbe nur dazu da 
ſcheint, die Rüflungen für ihn möglich zu mahen. Wird es immer fo bleiben? Auf lanar 
Zeit hin gewiß noch, denn bie Berührung der Eulturvölfer mit den barbarifchen Völkern mus 
noch eine große Menge von Kriegen zur Folge haben, die wiederum nit ohne blutige Ber: 
wickelung zwiichen den Eulturvölfern jelbft bleiben können. Die Hauptreaction aber, die gegen 
den Krieg angefangen hat, ift die, welche von der Willenfchaft der Nationalöfonomie ausgeht, 
die den Völkern jeit Adam Smith den Beweis führt, daß ihr Wohl auf der Arbeit und auf dem 
freieften Austausch aller Producte beruht. Der immer wachſende internationale Handel, der 
die natürliche Ungleichheit ver Bodenerzeugniſſe wie die künſtliche der menſchlichen Induſtrie 
ausgleicht und den Menſchen auf jedem Punkt der Erde den möglichen Genuß der gefammten 
Natur und Eultur eröffnet, realifivt die irdiſche Univerfalität des Menſchen, ſchafft völkerver— 
bindende Lande und MWaflerftraßen, bereitet eine allgemeine Gaftlichkeit, zerſtört die Worurtheile 
der Nationen gegeneiriander, erleichtert allen Verkehr dur Einführung der Geldwirthſchaft und 
ift mejentlich confervativer Tendenz. Dem Deean ift Hierbei eine große Rolle zuertheilt, weil er 
nicht wie die Erde in Befig genommen werben kann. Die Flotte eines Volks fann ein Mer 
relativ und epochenweife beherrſchen, aber das Meer an und für jich bleibt frei, und ein Schiff 
kann von allen Völkern zu allen fommen. Der Ocean zwingt durd fein kosmopolitiſches Ni- 
vellement alle Bölfer zur Anerkennung des Völkerrechts, deſſen hüchterne Anfänge ſich ja aus 
befanntlih vom Rhodiſchen Seerecht ber datiren, deflen Begriff jeit Hugo Grotiu& eine tbeo: 
retiihe Eriftenz empfing, nunmehr aber durd die Dampfſchiffahrt und durd Die innige Ver: 
flehtung der realen Intereffen aller Völker eine wirkliche Macht zu werden anfängt. Die Vor: 
ſtellung, als ob ein Volk, ſtatt durch eigene Arbeit und durd eigenen Culturfortſchritt, durch 
gewaltjame Ausbeutung anderer Völker glücklich werden könne, ift von der Wiſſenſchaft wie von 
der Erfahrung geftürzt, und dies Bemußtjein hauptſächlich wird, je mehr es ſich verbreitet, den 
Ausbruch der Kriege hemmen. Gultur, Arbeit, Handel predigen die friedliche Solidarität aller 
Völker, deren Nationalität feine ercluſive fein fan und nur unter Anerfennung ihrer Ginheit 
mit der Humanität Berehtigung hat. 

Faſſen wir alle bisher betrachteten Elemente ver Menſyhheit zuſammen, fo werden wir ein- 
jeben, daß fie ihrem Weſen nad fich immer gleichbleiben müſſe, weil die Entwidelung aller 
jener conftitutiven Elemente an beftimmte Gefege gebunven ift. Es fann ih in der Geſchichte 
nur das geftalten, was durch die Natur unfers Planeten und durd dad Weſen des menſchlichen 
Geiftes möglich ift. Weil aber diefe Möglichkeit eine an ſich unerſchöpfliche iſt, jo Bringt die 
Geſchichte aus dem an fih gleichen Weſen nach venfelben unveränderlichen Gefegen immer etwa? 
Neues hervor. Die Vorftellung eines fteten Kreislaufs der Geſchichte, welche ſchon vie alten 
Beripatetifer hatten, ift ebenſo falſch als die VBorftellung vieler Religionen, daß die Geſchichte 
mit einer Ausartung der Menſchheit in immer elendere Zuflände endigen müſſe. Einzelne 
Völker erheben ſich, erreihen einen Moment Höchfter Blüte und jinfen wieder in Verfall, aber 
die Menichheit fchreitet in ihrer Geſchichte ins Unendliche Hin fort, weil dad Bewußtſein der 
Freiheit ich zu immer höherer Wahrheit erhebt und weil mit jeder höhern Stufe ih das Ver— 
hältniß des Menſchen zur Natur wie zum Menjchen ändert, eine Anderung, die progreifiv eine 
Verklärung der Natur durch die Arbeit ded Menichen, eine Humanijirung der Natur und eine 
Verklärung der natürliden Individualität des Menſchen durch die Bildung zur ſelbſtbewußten 
Humanität iſt. 

Bon ſolcher Höhe herab muß man den Gang des Menſchengeſchlechts auffaſſen, um weder 
in zu beihränfte Anfihten zu verfallen, die id von den Gonjequenzen der Perfectibilität los: 
ragen, noch in phantaftiiche Übertreibungen zu gerathen, welche überjehen, daß die progrejin 
Entwidelung trog ihrer Unendlichkeit an Gejege gebunden ift, die ſich gleichbleiben, ja ohne 
deren Gleichheit der Fortichritt nit möglich wäre, weil alle Sicherheit des Handelns fich die Un— 
wandelbarfeit der Gefege zur Bedingung macht und den Zufammenhang aller mit allen voraus: 
jegt, wie 3. B. dad Moralgefeg ohne das Naturgeieg unmöglich wäre. Weil aber nothwendig 
alles, was möglich ift, auch wirklich werben fann, To darf und das Elend, das wir in der Natur, 
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das Verbrecheriſche, das wir in der Geſchichte finden, nicht an der Wirklichkeit des Fortichritts 
oder gar an dem Wefen ver Menfchheit irre machen. Zufall, d. h. das an ſich gleihgültige Zu- 
ſammentreffen der verſchiedenſten Exiftenzen in Raum und Zeit ift nothwendig, oder man müßte 
Raum und Zeit felbit, d. H. die Natur, aufheben. Willfür, d. 5. die Möglichkeit des menſch— 
lihen Willens, ſich aus jich zu irgendeinem Entſchluß zu beflimmen, was er immer aud für 
einen Inhalt habe, ift nothiwendig, oder man müßte die Freiheit felbft aufheben. Zufall und 
Willkür find das an ſich unberechenbare Element der Geſchichte, dad und in ftetd neuen Combi: 
nationen überrafcht, deſſen Erſcheinung aber von ver Macht der Gejege beherrfcht wird, Die von 
den Menſchen ald dad Schickſal vorgeftellt zu werden pflegt. Alle Theorien der Geſchichte, die 
von dem Fatalismus, fei es eines myſtiſchen Fatums oder eines trandfcendenten Gottes aus— 
gehen, find falſch und nichts als der unvollfommene Ausdruck für die Ahnung der Gefegmäßig: 
feit ver Natur und des Geiftes, der ſich der Menſch mit aller Willkür nicht entziehen Fann. 
Der Wille ift ald eine Spontane Gaufalität von allen Umfländen, in deren Mitte er jich findet, 
ebenfo frei ald von dem Willen jedes andern Subject, wäre ed auch ein Gott. Der Wille ift 
in feiner Unzugänglichkeit von außen her unbezwingbar, wie jeder Menſch beweift, ver lieber 
ftirbt als feinen Willen aufgibt. Handelt der Menſch, fo berührt er damit die Grfege der Welt, 
muß alfo die nothwendigen Folgen feines Handelns tragen, weil ohne daſſelbe die Mealität eine 
andere Wirklichkeit fein würde, ald fie ed nunmehr ift, nachdem er gehandelt Hat. 

Es iind aud alle Theorien der Geſchichte falſch, weldye Die Erzeugung des Böfen aus der 
Menſchheit in ein vorgefhichtlices Jenjeitd hinausverlegen oder Die Schuld deffelben von dem 
Menſchen auf ein anderes Subject übertragen wollen, denn alled, was an ſich möglid ift, kann 
auch wirklich werden, ſodaß man fich nicht zu wundern braudt, wenn ed in ber That wirklich 
wird. Das Böie ſoll nicht fein, aber ed fann fein, denn ohne feine Möglichkeit wäre die Frei: 
heit nicht Freiheit. Brei bin id nur, wenn idy mid) gegen das, wad an ſich fein foll, auch negativ 
zu verhalten vermag. Weil das Böfe fein kann, gelangt es durch die Willkür aud zum Da: 
jein; zu einem Dafein, gegen welches der Wille feiner Wahrheit noch proteftirt. Die Entftehung 
des Böfen ift aus den Wefen der Freiheit vollfommen begreiflih. Es entfteht noch jegt jeden 
Augenbli, wenn e8 ſich erzeugt, durch denjelben Procep bei allen Menſchen wie bei dem erſten 
Menfchen, ald er böfe wurde, d. h. ſich der Möglichkeit eined gegen das Gute negativen Berhal: 
tend durch die Verwirklichung deſſelben unzweideutig inne wurde, ein Aet, mit welchem ihm zu: 
gleich die Geſetzmäßigkeit des Guten, das er negirte, offenbar werden mußte. Was in concreto 
als gut, was als böfe gilt, ift Freilich nad dem Temperament der Raſſen, nad der Gulturftufe 
der. Völker und nach den Vorftellungen der Religionen höchſt verfchieden, allein dieſe Verſchie— 
denheit darf und nicht abhalten, in ven Geſetzbüchern ver Völker den Ausdruck des Willens der 
Menſchheit zum Guten zu erkennen. Allerdings belehren und dieſe Gejegbücher, was für Ver: 
geben und Verbrechen feit jeher bei ver Menſchheit im Schwange geweien find, allein nicht me: 
iger bezeugen fie den Ernſt der Völker, das, was fie auf einer gewiſſen Stufe als ſittlich, als 
rechtlich, ald gut erfannt haben, ald die Nothwendigkeit des allgemeinen Willens auszufprechen 
und jeved Zumiderhandeln, jeded Herunterfallen des einzelnen Willens in das, was das Geſetz 
verbietet, mit Strafen zu bedrohen. Auf jene großen Befegbücher des Kongsfu:tjeu, ded Manu, 
ded Zaharatuftro, des Mofe, auf die Gelege Solon’s, der Decemvirn, Juftinian’s, Mohammed's, 
auf das Preußiſche Landrecht und ven Code Napoleon muß man binbliden,, um zuzugeitehen, 
daß zwar die einzelnen Menſchen in ihrer Schwachheit und Verfehrtheit dem Böfen verfallen, 
das aber die Menſchheit das Gute will. Die oft entfegliche Härte der Strafen in den alten 
Geſetzbüchern muß man ſich theild aus der Abihredungstheorie erklären, auf melde des Menſch 
zunächſt verfällt, theil® aus dem pädagogiſchen Gefihtöpunft, daß die Menſchheit auf ſolchen 
Stufen der beginnenden Givilifation noh den Kampf des Herabſinkens des Menſchen in Die 
Thierheit zu beftehen bat. Mit der fteigenden Menihlichfeit werden Die Strafen milder. 

Aus dem gleihen Grunde, dag nämlich alles, was an ih möglich, wirklich werden kann, 
muß man auch alle Theorien ver Geſchichte verwerfen, die in einer äußerlichen Weije von irgend: 
einem Volk ald einem fogenannten Urvolf alle Eultur ableiten wollen, wie manche Forſcher die 
Chineſen, andere vie Agypter, andere die Inder und noch andere die Juden dazu haben machen 
wollen. Vielmehr Fönnen jich gleichzeitig verichiedene Gulturfreife unabhängig voneinander 
entwiceln. Die Ghinefen und Agypter haben in weitentlegenen Lokalen vollfommen felbftändig 
als die älteften Eulturvölfer der Erde fih nebeneinander emporgearbeitet. Als der Handel 

inefifche Borzellangefäße, die wir nämlich in alten äguptiihen Gräbern getroffen haben, nad 
gupten brachte, hatten beide Völker ihre Cultur längft befeftigt. In jeder Bamilie, Eünnte 
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man jagen, fei an fich die ganze Menſchheit enthalten. Wie die Natur verwirklicht auch die Gr: 
ſchichte je nach den vorhandenen Bedingungen alles, was gerade möͤglich iſt, ohne daß es dazu 
einer äußerlichen Übertragung von einem Volk auf ein anderes bedürfte. Es iſt in der That 
lächerlich, bis J u welch armſeligen Hypotheſen ſehr gelehrte Männer ſich oft haben verführen 
laſſen, um die Ähnlichkeit einer Sitte, einer Einrichtung, einer Kunſtform, eines Mythus, bei 
verſchiedenen Bölfern durd) Annahme einer Golportage zu erklären, ftatt der Productivität des 
Geiſtes zuzutrauen, daß er unter ähnlichen Bedingungen aus jeiner Geſetzmäßigkeit Heraus and 
das Analoge hervorbringen werde. So ſollte die ägyptiſche Cultur durchaus von Indien her 
importixt fein, weil die Agypter Kaften hatten, an die Seelenwanderung glaubten und im Ril: 
delta au, wie die Sivaiten am Ganges, einen Ochſen göttlich verehrten. Nunmehr aber if 
doch wol fein Zweifel, daß die ägyptiſche Eultur eine vollkommen felbjtändige und ältere if. 
So finden die nordamerifanifhen Theologen ſehr viel Ähnlichkeit zwiichen den Indianern un 
den Juden ded Alten Teſtaments; fie jollen daher über Aſien und der Beringsftraße eingewan— 
dert fein, ihren Urfprung aber in fpäterer Verwilderung vergeifen haben. Diele Borftellung 
ift es ja, an welche ver Mormonismud angefnüpft hat. So jollten aud Beru und Mexico nicht 
jelöftändig erwachſen ſein. Für jenes wurden Einwanderer aus China an den Ufern des Süllen 
Meeres, für dieſes Einwanderer aus Agypten oder Phönizien an den Ufern des Atlantiſchen 
Meeres erdichtet, obſchon die eigentliche Eulturbewegung Amerikas erſt in das 6. Jahrhundern, 
ja noch genauer, erft in das 12. n. Chr. fällt. Man fand z.B. Pyramiden in Merico un 
zog darand den übereilten Schluß, daß, weil bie Ägypter zuerft Pyramiden gebaut bätten, 
die Pyramiden in Merico auch von ägyptiſchem Einfluß berrühren müßten. Die nähere Be 
trachtung zeigte nun, daß außer der ganz abftracten Form die Pyramiden in Mexico mit denn 
in Ägypten gar nichts gemein hatten, weil fie zu ganz andern Zweden und deshalb fehr natür: 
lich auch ganz anders gebaut waren. Die Geſchichte von Peru und Merico ift deswegen jo hößft 
merfmürbig, weil fie unumſtößlich darthut, daß, während in der Alten Welt Chriſtenthum unt 
Islam ſich in den Kreuzzügen zerfleiihten, in der Neuen Welt Staaten und Religionen ent: 
ftanden, die ih ganz aus ſich jelbft confequent organijirten und Gemeinweien hervorbracten, 
wie wir fie jonft nur im Orient und im Altertum finden. Es ift dies eine für bie richtige Wür— 
digung der Culturgeſchichte unihägbare Thatſache, die alle gefünftelten Syſteme der Geſchichte 
über den Haufen werfen muß. 

Der Gang der Geihichte kann überall nur darin beſtehen, daß die Menſchheit ich aus der 
Abhängigkeit von der Natur zu einer größern Herrichaft über diejelbe, von der Dumpfheit des 
Gefühle zur Klarheit des Bewußtſeins, von der lokalen Abgefchloffenheit zur univerſellen Be— 
weglichfeit und von der nationalen Befangenheit zur vernunftgewillen Humanität Tortarbeite, 
Die Eintheilungen der Geſchichte, die man nach beihränften Geſichtspunkten gemacht bat, können 
daher, zumal wenn man die unendliche Zukunft des Menſchengeſchlechts in Anſchlag bringt, 
nicht ausreichen. Man theilt z.B. ein nad) orientalifcher, antifer und moderner Gefchichte, oder 
nad) alter, mittlerer und neuer Gejchichte, oder nach alter und neuer u. j.w. Vom Standpunkt 
der Menſchheit jelbft wird ihr Begriff das Princip abgeben müffen, nad) welchem ji 1) die ein: 
zelnen Nationen noch ſelbſt für die ganze Menſchheit halten; 2) die Nationalität fi ſchon einem 
höhern Princip als einem görtlihen, für alle Völker gelten follenden Gefeg unterorpnet, bit 
3) dad Weſen der Menichheit ſelbſt als an ſich göttlid erfannt und damit nicht nur die Matie- 
nalität, fondern auch der religiöfe Particularismus der ſelbſtbewußten Menſchlichkeit als dem 
allgenteinen Zwed der Geſchichte unterworfen wird. Der Staat ald Nationalftant, als tber- 
fratiiher Staat und ald Humanitätsftaat enthält den wirklichen Fortſchritt dev Geſchichte. Drr 
Nationalftaat widerſpricht ſich jelbft infofern, als Feine Nation für jih die Menichheit zu fein 
vermag. Auch wenn eine Nation fich viele andere Nationen durd Eroberung einverleibt, ıf 
deshalb noch nicht dev Menſch, weil er Menic if, anerkannt. Der theofratiihe Staat geht zwar 
in feinem Urfprunge noch von einer beftimmten Nation aus, allein jein Prineip abftrabirt ſchon 

von der Nationalität und erfennt jeven Menſchen als gleichberechtigt an, der ih dem als göt- 
lich geltenden Gejege frei unterwirft. Er kann Projelyten aus allen Nationen mahen. Gr ge: 
räth aber mit der Perfectibilität in Widerſpruch, weil fein Geſetz ald ein von Gott geofienbartei 
unveränderli fein joll, Er kann daher nicht fortichreiten, denn jeine Geſchichte bleibt immer 
“auf dem einmal firirten Standpunft ald der abjoluten Norm flehen. Diejer Widerſpruch der 
Freiheit kann fih nur dadurch aufheben, daß die Vernunft als das an ſich jelbft göttliche Brincır 
der Gefepgebung erfannt wird, denn hierdurch wird einmal die Nationalität, die ein bloßet 
Maturprincip ift, dem Geiſt untergeorbnet, und zweitens der Dualismus zwifhen dem göttlichen 
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und dent menſchlichen Willen aufgelöft, jodaß der Menſch dem Gejeg nicht nur deshalb gehordt, 
weil es formell ihm von einem Gotte gegeben ift, jonbern deshalb, weil er in ihm, ald dem an 
ſich göttlichen, zugleich feine eigene Vernunft erkennt. Er lebt nad) einem Gejeg, deſſen Noth— 
wendigfeit ex begreift. Der unendliche Werth freier, repräjentativer Staatsverfaſſungen befteht 
vor allem aud darin, daß die Gejeggebung fi vor dem Forum der Vernunft ald eine dem 
Weſen der Menſchheit entſprechende, die Freiheit fördernde rechtfertigen muß. Es ift wohl zu 
beachten, daß das Princip der Nationalität auf den höhern Standpunften nicht verloren geht, 
fondern nur feine natürliche Beihränftheit abwirft. 

1) Die Geſchichte der Nationalftaaten geht von der unmittelbariten Form der natürliden 
Sittlihfeit, von der Familie, aud und endet mit derjenigen unendlich vermittelten Form, welde 
dem einzelnen Menſchen das Recht eines Nationalbürgers verleiht, auch wenn er einer andern 
Nation entiproffen ift. Dies ift der confequente Fortſchritt von dem chineſiſchen Staat bis zum 
römischen. Der hinefifche betrachtet ih ald Familie, der römifche ald das Product ded Willens 
und der Macht des römischen Bolfs, welches die Gnade hat, den von ihm bejtegten Völkern das 
jus eine civis Romanus zu fhenfen. Bei ſolchen welthiftorifhen Objecten muß man nicht 
durch pas Detail der Geſchichte ſich zu einfeitigen Urtheilen hinreißen laffen, fonft ergeht es, wie 
mit den etbnographiichen Schilderungen, in denen und auf der einen Seite ein Verzeichniß von 
den Schlechtigkeiten und Laftern, auf der andern ein ebenfolches von den Vorzügen und Tu— 
genden ver Völfer gegeben wird. An Wolluft namentlih und Oraufamfeit fehlt e8 feiner 
Geſchichte. 

Es unterſcheiden ſich drei verſchiedene Gruppen der Nationalſtaaten: die hinteraſiatiſchen, 
die vorderaſiatiſchen mit Inbegriff von Agypten und die europäiſchen. 

a) Bei den hinteraſiatiſchen machen China und Indien einen Gegenſatz aus, der ſich in dem 
Buddhismus auflöſt. 

China iſt der Staat, der die natürliche Sittlichkeit der Familie zum Princip macht. Die 
Familie als ſolche exiſtirt auch bei den Millionen von Jägerſtämmen und Nomadenhorden, die 
in geſchichtloſer Vegetation dahinleben und dahinſterben. Von ihnen unterſcheidet ſich China 
dadurch, daß es ein Bewußtſein über die Bedeutung der Familie gewinnt und ſie zur Grund— 
lage aller ſocialen, politiſchen und religiöſen Verhältniſſe macht. Der Staat iſt nur die Fa— 
milie im großen und der Kaiſer, der Vater des Volks, iſt der Sohn des Himmels. Wie jeder 
Chineſe Kind iſt, ſo ſoll jeder auch Vater ſein. Weil daher keine Kinder zu zeugen das größte 
Unglück iſt, fo darf der Chineſe durch Adoption ſich eine künſtliche Familie ſchaffen. Selbſtbe— 
herrſchung durch Bemeiſterung ſeiner Affecte iſt die Aufgabe der chineſiſchen Moral und Erzie— 

ung, wie wir den Kindern ſagen, daß ſie artig ſein ſollen. Die Ehrfurcht der Kinder vor den 
Altern, der Gattin vor dem Gatten, der Unterthanen vor den Beamten, der niedern Beamten 
vor den höhern, vrüdt fi in einem Geremoniell aus, deffen Beobachtung Staatopflicht iſt. 
Weil in der Familie die Kinder den Altern gegenüber gleich find, fo fann aud) im Staat jeder 
Chineſe alled werden. Niemand ift von einem Amt audgefhloffen, der feine Befähigung zu 
demjelben durch Prüfung nachweiſt. Aderbau für die Nahrung, Seivenbau für die Kleidung, 
Leſen und Schreiben für die Bildung jind in China uralt. Krieg und Eroberung gebraudt e8 
nur zum Schuß der Eultur, denn es ift ein Land der Schulen und des Friedens. Es kennt feine 
Geburts- und feine Gelbariftofratie, nur einen Klaffenrang. Es hat unbedingte Gewerbe: und 
Handelsfreiheit, Freizügigkeit im Innern ohne alle Paßbeſchränkung, unbedingte Aſſociations— 
freiheit, Preffreiheit und ſogar Plafatenfreiheit, von der es zur Kritik der Beamten eine oft 
fatirifche Anwendung mat. Seine Religion ift ohne alle Mythologie und ohne alles Briefter- 
thum und beſteht nur in einer Verehrung der Ahnen. 

Den Gegenfag zu Chinas Realismus bildet der Idealismus des indiſchen Volks, wie es 
fih zum abjoluten Ständeftaat in Vorberindien entwidelt hat. Solange die indiſchen Arier 
im Pendſchab ſaßen, waren fie noch ein einfaches Hirtenvolf, Als jie aber die Dſchumna über— 
ſchritten und in dad Gangesthal vordrangen, entftanden die Kaften aus der Entgegenfegung der 
hellfarbigen, ſchon civilifirten Sieger und der dunfelfarbigen, wilden Ureinwohner, Der 
Hindu wird ſeitdem nit nur in eine Bamilie, fondern durch fie in einen Stand eingeboren, 
der ihm das Vollbringen einer fpecififhen Arbeit als Pflicht auferlegt. Die vier Stände der 
Priefter, der Krieger, ber Gewerb= und Handeltreibenden und ber Dienenven jind gleichfam vier 
große Familien mit ungleihem Range, indem die untere Klaffe immer von ber Thätigfeit der 
obern ausgeſchloſſen ift, der Priefter aber Krieg, Gewerbe und Hanbel treiben darf, wobei ihnen 
nur die Vorſicht empfohlen wird, Fein Gefhäft zu wählen, das mit ihrer angeborenen Würde 
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zu ſehr contraſtirte. Die Conſequenzmacherei des Verſtandes hat im Lauf der Jahrhunderte 
die ſociale Ungleichheit der Kaſten bis in die empörendſten Ertreme verfolgt. In Indien eri— 
ſtiren daher nur particuläre Standesideale, kein Ideal des Menſchen überhaupt. Weil jeder 
aber nur werden kann, was er ſchon von Natur iſt, weil die Pflichten eines jeden Standes vom 
Geſetz genau umſchrieben ſind, ſo kann auch das Standesideal keine Begeiſterung erregen. In— 
dien brachte, im Gegenſatz zur Einheit des ungeheuern hinefiihen Reichs, nur eine Menge 
Heiner Staaten hervor, die ſich relativ zu vergrößern juchten und bald wieder zerfielen. Die 
Form des Staats Fonnte, den Kaften gegenüber, nur eine deöpotifche fein, ihre Gegenfäge als 
äußere Macht zufammenzufaflen und zu beherrſchen, denn über ihre innere Organifation hatte 
aud der mächtigfte Deöpot feine Gewalt. Weil die Staatsmacht nur eine despotiſche zu fein ver- 
mochte, jo fonnten Eroberer ſich jo leicht feftfegen und große Reiche bilden, wie die Araber, 
Mongolen, Franzofen, Briten, 

Der Idealismus des indiſchen Volks hat feinen entfchiedenften Ausdruck in dem Glauben an 
die Seelenwanderung gefunden, mweil berfelbe eine zweite Welt neben der empirifhen erichaffte 
und die Ausſicht eröffnete, aus dem Wechjel der Umgeburt durch Aſceſe endlich zur Ruhe über: 
zugeben. Diefe Möglichkeit ift für jeven Menſchen vorhanden. Hierin lag der Keim zur Neac: 
tion gegen die Trennung der Kaften. Buddha im 7. Jahrhundert v. Ehr. reflectirte darauf, 
daß alle Erſcheinung vergänglich fei, und daß jeder Menſch, welcher Kafte und melden Geſchlecht 
er auch angeböre, doch durch Geburt und Tod, dur Alter und Krankheit jedem andern Men: 
ſchen wefentlich gleich fei. Der Menſch müſſe, um dem Schidjal der Metempiychoje zu ent: 
geben, nicht lügen, nicht unfeujch fein, nicht fich beraufchen, nicht ftehlen und nicht morden. In: 
foweit erfaßte Buddha Schon die Idee der Menſchheit, allein das Ideal, dad er aufftellte, war 
erft dad einer abjoluten Baflivität, das mit feiner Negation des natürligen Egoismus erft ein 
geiftliches Bettlerthun bervorbrachte und für fih nur einen Kirchenſtaat zu begründen vermochte, 
ober, wo ed nicht zu folder Selbitändigkeit gelangte, in andern Staaten Mönds: und Nonnen: 
flöfter mit Laienbrüderſchaften organifirte. In der erftern Form eriftirt ed in Tiber, in ber 
zweiten in China, Japan, Hinterindien und auf den Sundiſchen Injeln Sumatra und Jara. 
Es umfaßt den größten Theil der mongoliſchen Rafle und ift, quantitativ nad der Anzahl 
feiner Befenner, die audgedehntefte Religion, weil fein Quietismus die Entfaltung einer pomp⸗ 
haften Kirchlichkeit nicht gehindert hat, welche die Phantaſie ver Menge beihäftigt. 

b) Ehina, Indien und die indodhinejlichen, ven Buddhismus ergebenen Völker machen eine 
Welt für ih aus, welder die ganz entgegengelegte Richtung der vorderafiatifchen Völker, der 
Perfer, ver Agypter und Semiten, wiederum als eine in fi zufammenhängende Culturwelt 
zur Seite fteht, worin die Individualität affirmativ gefaßt und auf ven Genuß bin gerichtet wird. 
Der chineſiſche Realismus freilich geniegt die Güter der Welt auch noch unbefangen, aber der 
indiſche und buddhiſtiſche Quietismus ift zugleich peſſimiſtiſch, denn er erblidt im Daſein ſelbſt 
dad größte Unglück und jegt daher feinen Triumph in die Kraft des Leidens, um das einmal 
vorhandene Übel durch Beſchränkung der Bedürfniſſe und durch Unerichöpflichfeit feiner Geduld 
foviel möglich zu vermindern. Der Vorderaftate hingegen verfuht den Kampf mit dem Übel 
und entwidelt flatt des negativen Heroismus der thatlojen Ausdauer im Leiden den pofitiwen 
Heroismus der thatkräftigen Tapferkeit. An die Stelle des müpigen Bettlerthums, das in feiner 
Prätenfion ver Heiligkeit jih von andern ernähren läßt, Tegt ed die Arbeit. In der Religien 
find daher dieje Völker dualiſtiſch, indem fie dem böjen Princip das gute mit ver Ausſicht ve 
ſchließlichen Siegs des legtern über das erftere entgegenftellen. Die Heiligfeit ded Yamilien- 
lebend wird anerfannt; die ſtändiſche Differenz der Geſellſchaft tritt noch in der Tendenz zur 
Bildung von Kaften hervor, die aber jhon ſehr abgemildert ericheinen und bei den Semiten 
völlig verihwinden, Wenn bei den Hinteraflaten dad Prieftertbum über dad Königthum fiegte 
und Buddha felbit, ein Fürſtenſohn, das geiftliche Bettlerthum erſchuf, jo liegte bei ven Border: 
afiaten überall das Königthum Über das Prieftertbum, und jelbft in Ägypten, das oft als ein 
reiner Priefterftaat gefchildert wird, hatte der König die Initiative bei allen Waller: und Zem- 
pelbauten und opferte in eigener Perſon ohne VBermittelung eines Prieiters. 

Berfien war urfprünglich ein militärifcher Vaſallenſtaat. China war auch aus Feudal— 
verhältniffen zur Geſammtmonarchie erwachſen, hatte aber feine Cultur auf alle feine Bro: 
vinzen ausgebreitet und alle Bölfer feines Reichs gleichmäßig eivilifirt, wie wir noch heute Die 
400 Mil. Menſchen, die ed umfaßt, in den nämlihen Sitten und Fertigfeiten wie zur Zeit des 
Kong-fu-tſeu fich bewegen feben. Der Perſer batte feine befondere Gultur mitzutheilen, wenn 
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er auch den Ader= und Gartenbau pflegte. Er ließ die Völker, die er unterwarf, in ihrer Sitte 
und Bildung gewähren und begnügte fi, einen Tribut an Naturalien oder an Geld und ein 
Gontingent für die Armee von ihnen zu erheben. Wenn der bis zum Wahnjinn leidenſchaftliche 
Kambyſes in ver Behandlung Agyptens hiervon abwich, fo juchte Darius jofort die Graufam- 
feiten jeined Vorgängers gut zu machen. Der altperifche Staat führte beftändige Kriege, theils 
nad außen, um die Bajallen durch Eroberungen zu beſchäftigen und zu belohnen, theild nad 
innen, um aufrübrerifche Vaſallen niederzumerfen. Die Refivenz des Centralherrſchers, vie 
zugleich Feldlager, Feſtung und Waffendepot war, wechſelte in den verſchiedenen Perioden des 
Reichs ihren Sig in Themiſcheh, Baktra, Efbatana, Suſa, Perfepolid. Die großen Vafallen 
wurden allmählich ihrer Macht beraubt und an ihre Stelle Satrapen, d. b. Statthalter der 
Provinzen gelegt, melde der König nad) Belieben ernennen und abjegen Eonnte. Mit dem Siege 
des monarchiſchen Syſtems unter Kosroes begann auch die äußere Gentralifation des Reichs in 
Landſtraßen, Boftenketten und allgemeiner Landesmünze. Der ethifche Standpunkt des irani- 
ſchen Perſers war an ſich ein jehr hoher, vein zu fein in Gedanke, Wort und That, allein die 
Ausführung verfiel noch häufig einem abergläubifhen Pedantismus für die Reinhaltung von 
Feuer und Wafler, für die Pflege ver Baume, für die Hochftellung des Hundes, für die Furt 
einer Verunreinigung durch die Berührung von Leihnamen. Jeder Perfer betrachtete ſich als 
einen freien Mitftreiter ded guten Gottes des Lichtes gegen den böſen der Finfterniß, und dies 
Bewußtſein brachte eine ftraffe, thatkräftige, ritterlihe Stimmung hervor. 

Agypten, dad nad rückwärts hin mit Indien verglichen werden kann, ift innerhalb der vor- 
deraſiatiſchen Welt der Gegenjag zu Berfien. Die Perſer Iebten in einer waflerarmen Hoch— 
ebene, die Agypter in einer Niederung, die ein mächtiger Strom durchzog. Der Aderbau war 
für den Perfer höchſt mühſam, für ven Agypter ſehr leicht und fehr einträglidh. Der Perſer 
fhaute feine Götter unmittelbar in den Naturgegenftänden felbft an; der Ägypter fügte zu 
diefer Anfhauung noch die rigen Darftellung feiner Götter. Der Perfer verehrte nur 
die geftaltlofe Flamme, der Agypter eine Menge von Pflanzen und Thieren. Für den Perſer 
war ber Krieg Zweck, alles dem Herrſcherthum des Sonnengottes Widrige zu vernichten; für 
den Agypter war er nur Mittel, feine Cultur zu fihern. Aderbau, Kanalbau, Dammbau, 
Tempelbau, Palaftbau, Grabbau, dad war fein Zweck. Der Verfer mußte Landſtraßen durch 
Berg und Thal Hinführen, während der Ägypter durch die Waſſerſtraße des Nil eine leichte 
"Verbindung aller Provinzen des Reichs befaß, das Überdies nicht größer war ald etwa das 
heutige Hannover. Agypten lebte daher in einem viel innigern Zufammenhang mit ji als 
alle biöher betrachteten Staaten, und erft der Agypter fühlte einen wahrhaften Patriotismus, 
Die Staatöform war monarchiſch, aber in ihrer Willfür durch die Landesgeſetze außerordentlich 
beihränft. Die perfifhe Vorſtellung, ven König ald Herrn alles Landes, alles Eigenthums, 
aller Perfonen anzufehen, war in Ägypten unmöglich. Bei der äufßerften, durch häufiges 
Baden und Haarfcheren unterhaltenen Reinlichkeit hatte der Ägypter doch feine Scheu vor dem 
Todten. Wenn der Perſer ven Leihnam unter freiem Himmel ausfegte, ihn von Vögeln ver= 
zebren zu laffen, fo balfamirte ver Agypter venfelben ein, ihn durd alle Zufunft Hin vor Ver: 
wefung zu [hügen, und verſchloß ihn in Steingräber, ihn dem Angriff der Thiere, womöglich 
auch dem der Menfchen zu entziehen. Die moraliſche Abftraction des Perſers, rein zu fein in 
Gedanke, Wort und That, wurde von dem Agypter niht nur anerkannt, fondern durd die Vor— 
ftellung von 42 Todfünden, die man zu unterlaflen habe, ind Specielle fortgebilvet und durch 
ein Todtengericht, dad auch die Könige nicht verfchonte, zu einem concreten Intereffe des bürger: 
lichen Gemeinweſens gemacht. Noch immer begegnen wir Schilderungen, welche die Ägypter 
lediglich als ein trübes, düſteres, ſtlaviſches Vol darftellen. Allein die Bilder, die wir auf den 
Mauern der Katakomben antreffen, wo fie Wein feltern, Bier brauen, auf die Jagd gehen, mit 
Geſellſchaftsſpielen aller Art ji unterhalten, Tänzerinnen und Sängerinnen um fid verjam: 
meln, köftlihe Möbel, Geräthe und Shmud benugen, ſowie die Beſchreibung, die und Fremde 
von den Volksfeſten in Ägypten gemacht haben, zeigen ung vielmehr im Ernft eine große Heiter- 
feit des Lebens, einen affirmativen Genuß deflelben, wie ja auch die Juden nad ihrer Auswan— 
derung ſich oft, mit der Bibel zu veven, nad den Fleiſchtöpfen Agyptens zurückſehnten. Der 
Agypter hoffte nach einem redlichen, pflichttreuen Leben in die Wohnungen der Seligen, in die 
Gemeinſchaft mit Oſiris einzugehen, weshalb der Tod für ihn das Schreckliche verlor. Vieles, 
was uns früher bei ihnen, weil wir es noch nicht verſtanden, geheimnißvoll war, iſt es nicht 
mehr und konnte es für die Agypter noch weniger ſein. Was hat man z. B. nicht über das 
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Labyrinth gefabelt! Es war aber nichts weniger ald ein myſteriöſes Gebäude, jondern ein 
Staatöpalaft für die alljährliche Verfammlung der Abgeordneten der zwölf Hauptlandihaften, 
von denen jede hier ihre Archive, ihre Bureaur und ihre Wohnungen befaß, worin fie ſogleich 
einziehen fonnten. Der Name Labyrinth, der nach Herodot als Infchrift prangte, heißt eigent: 
li} La (für Ra) - puroma - en-tho, d. h. dem Sonnengotte, dem Könige der Welt! Die Ge: 
mälde auf den Wänden ftellten harakteriftiihe Pflanzen, Thiere, Menſchen und Bauten ver 
verfihiedenen Provinzen dar, ſodaß man hier gleihfam eine Bildergalerie des ganzen Reiche 
fand. Das periopifhe Schwellen und Sinfen des Nil mußte an eine große Ordnung der Ar: 
beiten, der Steinbau an eine große Genauigfeit gewöhnen. In Agypten war alles durch das 
Gejeg geregelt. Die Priefter lebten in Monogamie und blieben als Gefegausfeger, als Schrei: 
ber, ald Schulfehrer und ald Arzte mit dem bürgerlichen Leben befreundet. Die Kaften waren 
erbliche Stände, aber ohne die fanatifche Abfonderung der indifchen, denn mit Ausnahme des 
Standes der Schweinehirten Eonnten alle untereinander heirathen. Alle hatten theil an 
Grund und Boden, der Bauer freilich nur als Pachter, denn ein Drittel gehörte dem König, ein 
Drittel den Prieftern, ein Drittel dem Militär. Weil die Subfiftenz der Priefter von Haufe aus 
durd das Kirchengut gefichert war, fo konnten fie gar nicht, wie die Brahmanen, darauf ver: 
fallen, aus den Bettlerthum eine Religion zu machen. Die Sflaven wurden milde gehalten. 
Kein Herr durfte einen Sklaven tödten, und die Kinder der Sklaven waren frei. Bon der 
Selbſtändigkeit der Agypter und von ihrem Nationalftolzge haben fih und merfwürbige Bei: 
ſpiele befonders von der Zeit ab, wo Pſametich griehifhe Miethstruppen anwarb, erhalten. 

So unendlih hoch Agypten fand, y hatte ed doch eben an feiner Nationalität eine große 
Schranfe der Hortentwidelung. Jeder Agypter betrachtete ſich als ein reines, jeden Fremden 
als ein unreines Wefen. Der Sturz Agyptens wurde ebendeshalb unter Pfametich herbei— 
geführt, tweil 200000 Krieger, die über die Bevorzugung ber Griechen empört waren, mit Frau 
und Kind, jedes Regiment mit feinen Bahnen und feiner Mufif an der Spige, nadı Athiopien 
auswanderten. Die Aufgabe, den internationalen Verkehr zu eröffnen, fiel den Semiten zu, 
die zwiſchen Perſien und Agypten von Meſopotamien bis zur Küſte des Mittelmeers in ſteter 
Unruhe lebten. Die Araber müſſen wir hier mit einrechnen. Dieſe Staaten trieben zwar auch 
Ackerbau, vorzugsweiſe aber Handel und Induſtrie. Das ſtädtiſche Leben empfing in ihnen das 
UÜbergewidt. Die monardifche Spige wurde ſchwach und ariftofratifche Geſchlechter, Partei— 
ftreitigfeiten, traten in den Vordergrund. Die großen Stadtſtaaten Babylon und Ninive för— 
derten die Producte Baftriend, Mediens, Indiens, Arabiens, ſowie die eigenen Erzeugniffe 
ihrer Weberei und Färberei, ihrer Metallarbeiten und Evelfteinfchleifereien auf den Kara— 
vanenftraßen, die noch heute eriftiren, bis zum Ufer des Mittelmeerd, wo die Cedern des Liba— 
non den Phöniziern ein gutes Material zum Schiffbau boten. Babylon beherbergte einige 
Millionen Menſchen hinter feinen riefigen Mauern. Es eröffnete feine Thore allen Fremden, 
die ihr Geld in ihm verzehren wollten, bot ihnen alles, was die Sinne zu ergögen vermag, zum 
Genuß an, verweichlichte alle Dynaftien,, die in ihm wohnten, und beraufchte durch die Kunft, 
die Reize der Natur mit Raffinement verführerifcher zu machen. Der orgiaftifche Taumel, die 
höchſte Aufregung der Gefchledhtstuft war in ihm zu Haufe. An der Küfte des Mittelmeerd 
übernahmen die Phönizier ſchon jeit dem Anfang des 3. Jahrtaufends v. Chr. die Rolle, den 
Landhandel in Seehandel umzugeftalten. Sie legten im Berfen des Mittelmeer viele Facto— 
reien an, unter denen bie tyrifche Pflanzftadt Karthago ſich beſonders audzeichnete und mit dem 
Handel ver Hetruöfer im Ligurifhen Meer rivalifirte. Die Silber: und Duedjilberbergmwerfe 
Spaniens wurden von ihnen ausgebeutet, die Meerenge von Gibraltar durchſchnitten und die 
Küfte Afrikas ſüdlich bis Guinea, die Küfte Europas nörblid Bis zum baltiſchen Bernftein= 
lande befahren. Die Phönizier betrieben daher den Handel ganz egoiftifh, indem fie, hierin 
Babylon und Ninive ganz entgegengefegt, ihre eigenen Städte den Fremden verichloffen, ihre 
Golonien in Fnehtifher Abhängigkeit erhielten und die Spuren ihrer Fahrten verheimlichten. 
Liftige Gefchmeidigkeit, einen Verkehr anzufnüpfen, Härte und Graufamfeit, ihn, wenn er ren= 
tirte, zu fichern, waren die Grundzüge ihrer Politik, welche fie, wie wir [don aus Homer fehen, 
bei allen Völkern verrufen machten. Kür die Erhaltung ihrer Selbftändigfeit kämpften fie mit 
äuferfter Tapferkeit, wie namentlih Tyrus uud Karthago in langen Belagerungen bewiefen. 
Um aber ihre ausgedehnten und weithin zerftreuten Befigungen zu ſchützen, bedurften fie der 
Mietbötruppen und führten damit das Sölonerthun ein. Alles faßten fie unter dem Geſichts— 
punkt der Waare, aud) den Menſchen, denn fie betrieben ven Sklavenhandel zuerft foftematifch 


Menichheit 787 


und behandelten den Sklaven nicht, wie der übrige Orient, mit Milde, fondern mit brutaler 
Grauſamkeit. Sie begleiteten fremde Armeen ald Sklavenhändler, die Kriegögefangenen, deren 
man fi gern entledigte , ald Sklaven aufzufaufen. Sie corrumpirten alle Nationen, zu denen 
fie famen, durch den Luxus, den fie ihnen als ein bald unentbehrlihes Bedürfniß einjchmei- 
heiten, fowie durch die Tänzerinnen und Buhlerinnen, die ftetd in ihrer Begleitung waren. 
Die Religion aller diefer Völker war fataliftiih, weil Glück und Unglüd im Handel vom Zu: 
fall abhängt. Der Aberglaube des Horoſkopſtellens, des Tagwählens, der Vorzeihen, des 
Loswerfens, der Zahlenmpftif u. j. w. war bei ihnen zu Haufe, Ihre Berehnung war c#, 
welche das Kinderopfer erfand, um burd dad Verbrennen ded liebjten Beſitzes magiſch auf bie 
Gottheit einzuwirfen. 

Wie grell zeichnet ji hier der Gegenjag von Oft: und Weftafien! Der pejfimiftiiche 
Quietismus der Buddhiſten Hält die Welt für einen göttlichen Jurthum und das Dafein für 
ein Unglück, dad man durch Zeugung nicht vermehren dürfe. Der optimiftifhe Orgiadmus der 
Semiten findet die Welt herrlich eingerichtet, wenn man nur den nöthigen Verftand zu ihrem 
Genuß mitbringt und in fhwierigen Lagen Flug und entichloffen genug ift, jelbft die eigenen Ge: 
zeugten, in denen man body ſich felbit erneut, dem zurnenden Moloch zu opfern. Der Semite 
legt an alles ven Maßſtab des perjönlichen Intereffed, weshalb er in dev Natur nicht die Natur, 
fondern nur einen Vorrath von Genufmitteln, und in andern Menfchen nicht Menſchen, ſon— 
dern nur Individuen erblict, die ihm nügen oder ſchaden können. Alles wird proſaiſch. 

c) Die dritte Gruppe der Nationalftaaten ift die der Griechen, der Römer und der Feltiichen, 
flawijchen und germanischen Völker, die von ihnen den libergang zur modernen Welt maden. 
In diefer Gruppe wird das Princip der Nationalität ivealijirt; von den Griechen geht das 
äfthetiihe, von den Römern das politifche, von den Germanen das ritterlihe Ideal aus. Da 
die Bedeutung diefer Nationen richtiger gewürdigt und ihre Stellung in der Weltgeſchichte un= 
beftrittener ift, fo fönnen wir und hier kürzer faflen. 

Die Griechen find das für die Bildung der Menſchheit wichtigfte Volk, das in Kunft und 
Wiſſenſchaft alle andern hinter ſich gelaffen hat und der Xehrer aller andern geworben ift, weil 
e8 einerjeitd die Natur wirflih ald Natur anfhaute und andererfeitd zum Bewußtſein der fitt: 
lichen Freiheit als ded Staatszweckes fam. Es ift dad Genie unter ven Völkern, welches alles 
mit Schönheit zu befeelen und das Weltall felbft ala Ihöne Totalität, als Kosmos, aufzufaffen 
verftand. Der Semite fagte ih: da find glänzende Metalle und Steine, weiche Belle, duftende 
Blumen, ſchmackhafte Früchte, faftiges Wildpret, Föftliche Weine, ihöne Mädchen, winfbereite 
Sklaven — fiehe, e8 ift alled gut, fonım und genieße! Der Hellene ſah dies alles auch, aber er 
verwandelte den Genuß in SBoefie, weil er die Materie der Form, die Sinnlichkeit der Freiheit 
unterorbnnete. Der griehifche Staat war Freiftaat, ver, als ariftofratiiher wie als demokra— 
tifcher, die Gefeggebung und Verwaltung zur Sache der Gemeinde machte. Hellas zerfiel auf 
feinem peninfularen und infularen Terrain in eine Menge von politifchen Individualitäten, die 
in den öffentlichen periodiſchen Spielen einen forialen, im delphiſchen Drafel einen religiöfen, in 
den Amphiftyonen nur einen ſchwachen politifhen Zufammenhang hatten. Griechenland hat 
die Kunft in allen Gebieten confequent durdgebilvdet, ſodaß feine Werke als elaſſiſche zu äfthe- 
tifhen Normen für die Menſchheit geworden find. Es hat die Wiſſenſchaft zuerft unabhängig 
von der Religion bearbeitet und in der Philofophie alle weſentlichen Standpunkte in folgerich- 
tiger Ableitung durchgeführt. Die ganze fpätere Menſchheit zehrt von diefem Erbe und ver: 
ſtändigt ſich durch die von den Griechen erfchaffene Terminologie, die wir jogar noch immer in 
ihrer Sprache fortfegen. Griechenland hat, weil ed die Individualität freiließ, zuerft originelle 
Gharaftere bervorgebrndt, in denen die wejentlichen Eigenſchaften der menſchlichen Natur fi 
fo ivealaudgeprägt haben, daß jle zu Symbolen für die ganze Menfchheit geworden find. Wenn 
wir jagen: ein Ariflives, ein Alcibiades, ein Berifles, ein Neftor, eine Benelope, eine Lais, ein 
Diogeneö u. |. w., jo verfteht jedermann, was wir damit meinen. Als das Volk ver äfthetifchen 
Individualität löfte e8 auch die Religion in individuelle Eulte auf, aus deren Mannichfaltig- 
keit jedoch durd; die Vermittelung der Kunft die Anfhauung ber Götter ald allgemeiner idealer 
Individualitäten hervorging, die ebenfalls für die gefauımte Menſchheit einen fombolifchen 
Werth behaupten und als ſchöne menſchliche Götter unfterblih unter und fortleben. Die eleu: 
ſiniſchen Myiterien waren der Anfang einer freien religiöfen @emeindebildung. Erſt Griechen: 
land erfannte aud die Schönheit der menſchlichen Geftalt als ven Ausdruck der Freiheit des 
Geifted. Der Orient verhüllte fie entweder mit peinlicher Steitheit oder entblöfte fie ſchamlos. 
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Der Grieche arbeitete ſie durch Gymnaſtik zum lebendigen Kunftwerf aus und entdedte ihren 
Kanon, d. h. das Naturmaß ihrer Gliederung. Als Staat ging Griechenland durch den Man: 
gel wirfliher Souveränetät des ganzen Hellas zu Grunde. Den orientaliihen Despotismus 
hatte es zurückgeworfen, aber durd die Entzweiung Athens mit Sparta über die Hegemonie fi 
dermaßen erichöpft, daß ed den mächtigen, jelbft griehiich gebildeten Individualitäten Philipp's 
und Alerander’8 von Macebonien erlag, ohne deshalb aufzuhören, in Kunft und Wiſſenſchaft 
productiv zu fein. Alles, was ed hierin hervorgebracht hat, athmet eine allgemeine Verſtänd— 
lichkeit, weil ed eine menſchlich allgemeine Form hat. 

Den Griechen ftehen die Römer ald die praftifche Individualität gegenüber, deren Bedeu— 
tung für die Menſchheit in ver jelbftbewußten Entwidelung der Idee des Rechts liegt. Rom 
faßte das ariftofratifhe und das demofratiihe Element, welche Griechenland in verſchiedene 
Staaten auseinander warf, von vornherein in den Patriciern und Blebejern ald Eine Ge— 
meinde unter der immer gleichen Souveränetät bed Senatus populusque Romanus zufam- 
men. Nicht die Schöne, nicht die durch ihre Bildung intereflante Individualität, jondern die 
Perſon und ihr Eigenthbum galt ven Römern. Selbft die Kinder faßten fie nur als Eigen: 
thum des Vaters, der den eigenen Sohn ald Sklaven verkaufen fonnte und dies Recht erſt ver: 
for, wenn ed dreimal gejhehen war. Die Plebejer wurden ven Patriciern verſchuldet, weil der 
Kriegsdienſt jie vom Erwerb zurüdhielt. Dies hinderte die Patricier nicht, den Plebejer, ver 
foeben vom Feldzuge heimkehrte, jofort in das Schuldgefängniß werfen oder ihn als Sklaven 
für ſich arbeiten zu laffen. Der Plebejer kämpfte daher, bis er beffere Schulpgelege, das Recht 
des Teftamentirens, das Necht der Verheirathung mit den Patriciern, das Recht ded Tribunats 
und der Brätur, endlich das Recht des Gonfulats felbft erlangt hatte. Mit diefer innern Ge: 
ſchichte Roms ftand die äußere in Wechſelwirkung, die in unaufhörlien Kriegen und Erobe- 
rungen fortlief. Nachdem es in Kartbago das orientalifhe Princip befiegt hatte, konnte ibm 
feine Nation der damaligen Welt mehr Widerftand leiften und es triumphirte Schritt vor 
Schritt über alle. Die Folge war, daß es fein Bürgerrecht erft den italieniſchen Bundesgenoſſen, 
dann, unter Garacalla, allen Einwohnern des Reichs ertheilte. Caracalla's Sondermotiv 
hierzu war allerdings ein finanzielles, die Erbihaftäfteuer von allen auch nichtitalieniſchen 
Städten einzuziehen, allein er würde doch zu folder Erweiterung nicht gefommen fein, wenn 
nicht das Nivellement der römischen Herrfhaft den Unterſchied der Volksindividualitäten ſchon 
fehr vermwifcht gehabt hätte. Eine andere Folge ſowol des Parteikampfes im Innern als der 
Ausdehnung nah außen war, daß die Souveränetät aus der Form der confularifchen Wahl zur 
monardifchen übergehen mußte, die jevoch ohne fefte Erbfolge blieb, indem entweder der Negent 
fich feinen Nachfolger erwählte oder die Armee ihn, fpäterhin au außerhalb Roms, proclamirte. 
Der Kaifer war princeps ald erfter Senator, imperator als erfter Feldherr, censor als erjter 
Sittenrichter, pontifex maximus als erfter Prieſter. Weil er alle Gewalt in jih concentrirte, 
konnte freilich feine Willkür fi bis zu entjeglichen Verbrechen gehen laſſen, allein er mußte 
doch die Form des Rechts beobachten. Wie forgfam verfubr hierin Tiberius! Als Nero feine 
Mutter hatte ermorden laflen, fchrieb er an ven Senat einen Brief, worin er dieſen Mord als 
eine politifh nothwendige Maßregel darftellte, eine Rückſicht, die einem orientaliihen Despoten 
nie einfallen würbe. Gine weitere Folge der Eroberungen war die Entfttlihung durch die 
Beute, die man in Rom zufammenfdleppte, und durch die Bereicherung in den Brovinzen. 
Der Aderbau, die Hauptarbeit des alten Römers, verlor feine Ehre, weil er nur noch von 
Sklaven betrieben wurde. Als erft Sicilien, dann Ägypten Kornfammern des Reichs wurden, 
legte man auf den großen Latifundien Parks an, gegen welche ſchon Tiberius eiferte, oder lieh 
den Ader zu Weideland herunterfommen, weil die Viehzucht megen des ungeheuern Berbrauds 
von Schlachtvieh in Rom einträglider war. So find ganze ehemals fruchtbare Landſchaften in 
Italien zu wüften Strichen geworden, wie die ftaubige, nur von Büffelheerden durchirrte Gam- 
pagna um Rom felbft. Der Reihthum, den man aufhäufte, erzeugte auch wieder eim ſtets 
nad Brot und Schaufpielen begieriged Proletariat. Der Sflavenftand aber in feiner über: 
großen Menge mußte die Trägheit, Uppigfeit, Weichlichkeit, Heuchelei und Verderbtheit aufs 
äußerſte fteigern und die Miſchung aller Nationen, aller Eulte, aller Lebensarten inRom mußte 
zum Indifferentidmus und Skepticismus führen. In Kunft und Wiſſenſchaft waren die Nömer 
nur Dilettanten ald Nahahmer ver befiegten Griechen. In der Religion waren fie ohne Poeſie, 
weil ihre Götter nur höhere Staatöbeamte waren, deren Cultus in einen egeiftifhen Aber: 
glauben außlief. Der Trug des römifhen Augurenthums ift fprihmwörtlih geworden. Auf 
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diefen Gebieten hat man alſo die Größe Roms nicht zu ſuchen, wol aber in der Energie des po— 
litiſchen Parteifampfes, der jeden Buchſtaben des Geſetzes zum Reſultat Tanger, oft blutiger 
Kämpfe machte, in der unermüdlichen, für die Ehre der Ewigen Stadt begeifterten Tapferkeit, in 
der Klarheit des Verftandes, der dad Privatrecht nach allen Seiten bis in das feinfte Detail der: 
maßen ausdarbeitete, daß feine Beflimmungen noch heute einen entſcheidenden Werth anfpreden ; 
endlich in dem praktiſchen Geift, ver das Nügliche vor dem Schönen bevorzugte und überall, wo 
er zur Herrſchaft gelangte, breite, feſte Landſtraßen, Wafferleitungen, Kloafen baute, ftehenve 
Feldlager errichtete und eine gute Marftpolizei einführte. 

Die germanischen Völker, melde Rom flürzten, trugen das Princip der freien Subjectivität, 
die ſich jelbft Zweck ift, ſchon als heroiſche Gefinnung in ih und machten in den Bündniffen und 
Kriegen mit Rom die erfte Schule ihrer politifchen Bildung durch. 

2) Den Nationalftaaten ſtehen die theofratifchen gegenüber. Allerdings bezeichnen viele 
Hiftorifer auch jolde Staaten ald theofratiih, in denen eine Hierarchie zur Herrſchaft gelangt 
ift; allein fireng genommen kann nur ein folder Staat theofratifch heißen, in welchem ein von 
der Natur und Menſchheit unterfchiedener, über beide erhabener, ſelbſtbewußter Gott ald Gejeg: 
geber gilt. In dieſem Sinn kann nur der jüdifche und der mohammedanifche Staat theofratifch 
genannt werden. Dad Wort Theofratie rührt aud von einem Juden, von Joſephus her, der 
mit ihm das Eigenthümliche der jüdiſchen Berfaffung ausprüden wollte. Die Geſchichte ver 
Juden fann ald ein Moment der Geſchichte der ſemitiſchen Völker behandelt werden, mit denen 
fie viele Sitten und den Olauben an den Gott ded Feuers, des Lichts, der Sonne, an den Baal, 
EI, Allah over Moloch, gemein haben. Allein man erkennt bald, daß jie doch von allen dieſen 
Völkern ebenfowol ald den Agyptern und Perfern, ven Griechen und Römern durch ein Brincip 
unterſchieden find, dad ihnen eine völlig ifolirte Stellung anweift und fie den übrigen Nationen 
unverſtändlich, ja verhaßt machte. Dies Princip war ver Jehovahglaube, der bei ihnen endlich 
unter dem Könige Joſiah 622 v. Chr. über den Molochsdienſt den entſchiedenen Eieg davontrug, 
d. h. die Vergeiftigung der Vorftellung des Abfoluten zum Gedanfen eines rein iveellen Sub: 
jects, deffen Wille die Natur ſchafft und die Geſchichte des Menjchen leitet. Die Natur war alfo 
nicht mehr die alled beftimmende Macht. Der Menfch wurde frei gegen jie und für fein Han— 
deln ebenfalld von vem allıwiffenden und allmädtigen Gotte freigelaflen, jovaß er jogar mit ihm 
einen Vertrag, einen Bund einzugehen vermochte. Mag man den jüdiſchen Monotheismus 
noch jo weit in jeine polytheiftifchen Anfänge zurüdverfolgen und mag das jüdiſche Volk ſich 
factifch noch fo oft mit ihm in Widerſpruch verjegt Haben, jo bleibt doch die welthiftoriiche That— 
jache ftehen, daß es unter allen Völkern allein und zuerft jih zu der Abftvaction des Einen 
Gottes nicht ald einer abjoluten Subftang, jondern ald des abjoluten Subjects erhoben hat. 
Hiervon ift die Folge, daß die Juden zwar in Anfehung der Bildung vielfach niedriger ftehen 
als heidniſche Nationen, darin aber über ihnen ftehen, von jedem Naturgrunde losgeriffen zu 
fein. Daß fie den Einen Gott noch als Nationalgott verehren, ift ein Widerfpruch, der ihnen 
jelbft zum Bewußtjein fommt und den fie im Glauben an einen Meſſias aufheben, der ald der 
von Gott gejandte Friedensfürft alle Völker zu feiner Anerkennung führen fol. Sie vermögen 
ſich durch dieſe Erwartung noch jegt mitten unter den chriſtlichen Völfern als nationale und re= 
ligiöfe Gemeinde zu behaupten, was feiner heidniſchen Nation möglid wäre. Für den mefjias- 
gläubigen Juden ift das Chriſtenthum nur eine Epiſode, welche die Bekanntſchaft aller Völker 
mit den jüdischen Vorftellungen vermittelt. 

Die Juden jind ald Volf zugleich eine Familie, die in Abraham ihren Ahnherrn verehrt, 
aber die Familie ift nicht, mie bei den Ghinefen, das conftitutive Princip ihres Staats, das viel- 
mehr im Glauben an ven Einen wahren Gott liegt. Sie haben 12 Stämme, die ji ihre Ge— 
nealogie überliefern, aber feine Kaften wie die Inder. Der Stamm der Leviten übt die prie— 
fterliche Bunction,, ohne deshalb , wie die Brahmanen, eine geiftige und religiöfe Bevorrechtung 
zu genießen. Sie haben Nafiräer, die ſich einer befondern Aſceſe unterwerfen, aber feine hei— 
ligen- Bettler wie die Buddhiſten. Jehovah verbietet im Gegentheil, daß in feiner Gemeinde ein 
Bettler wohne. Sie find unendlich friegerifch, aber nur, um Kannan ald das gottgelobte Land 
zu erobern und die Freiheit ihres Glaubens zu erhalten, nicht, wie die Perſer, ſich alle andern 
Völker zu unterwerfen. Sie jind mationalftolz, weil fie fi für dad Volk Gottes halten, nicht 
wie die Agspter, weil fie von Natur Juden find. Sie find Aderbauer, Viehzüchter, Weinbauer, 
Händler und fie lieben den finnlihen Genuß, aber fie haben eine Schranfe an dem Geremonial: 
geieg, und die Unnatur der orgiaftiichen Ausſchweifung bleibt für fie eine an fi) verbotene Ab— 
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irrung. Der Erwerbfinn kann bei ihnen nicht eine ſolche Höhe ver Leidenichaft wie bei ven Phö— 
nigiern erhalten, weil fie in dem Bewußtſein leben, daß Kanaan ihnen von Gott nur zum Zehn 
gegeben, an den es alle 50 Jahre zurüdfältt. Schönheitsſinn im plaftifhen Gharafter ver 
Griechen ift vem Juden fremd, aber jeine Inrifche Poefie, fein Prophetismus, feine Spruchmweis- 
heit, laſſen ihn auch neben ven gebilvetften Völkern ſich als geiftig ebenbürtig behaupten. Das 
Recht ift vem Juden fo wichtig als dem Römer, und der Talmud gibt an cafuiftiidem Scharfinn 
dem der Gommentatoren des Römiſchen Rechts nichts nach; aber das Recht behält für ihn zugleich 
die Autorität göttliher Gefeglichfeit. Die Verhältniffe ver Gefangenfhaft, ver Dienftbarkeit 
und Hörigfeit hatten die mildeften Formen. Fremdlingen war der Aufenthalt im Lande er: 
laubt. Für Mörder gab ed, die Wuth der Blutradhe zu hemmen, Breiftätten. Die Stellung 
der Frauen war eine fehr felbfländige und fie fonnten auch als Prophetinnen auftreten. Die 
Propheten waren, den Fürften und Prieftern gegenüber, die Anwalte des Volks und übten eine 
öffentliche, rückſichtsloſe Kritik der beftehenden Verbältniffe,, weil fie im Namen Gottes als von 
ihm begeifterte Seher ſprachen. Der Jude ift zwar, feinem Gott gegenüber, jelbft ein Knecht, 
allein in freiem Gehorſam, denn es ift ihm anheimgegeben, ob er das Gefeg Jehovah's befolgen 
will oder nit. Lohn oder Strafe für fein Verhalten find gewiß, denn Gott ald der Geſetz— 
geber läßt feiner nicht fpotten, aber in diefer Gewißheit liegt die unendliche Kraft des Juden 
zur Ausdauer im Leiden. Weil Gott der Schöpfer der Natur, fo kann fie feinem Willen 
nichts entgegenftellen, d. b. der Jude glaubt, Gott könne Wunder thun. In der Vorſtel— 
lung, daß einft alle Völker aus ihrem Aberglauben und Unglauben fi dem Glauben an ven 
Ginen wahren geiftigen Gott zuwenden müßten, befaß der Jude fhon ahnungsvoll die Iper 
der Menichheit. 

Das jüdiſche Volk ift daher das ſchlechthin melthiftorifche Volk, das Volk Gottes, das von 
ihm zu feinem Werkzeug ausermwählte Volf, das fih unter allen Völkern ihm zum Eigenthum 
geheiligt hat. So ift e8 das Volf der abfoluten Entzweiung zwiſchen Natur und Geift, zwischen 
Nationalität und Humanität, zwifchen Gefeg und Freiheit, zwifchen Barbarei und Bildung, 
zwifchen lofaler Iſolirung und fosmopolitifher Ausbreitung, zwiſchen Bergangenbeit und Zu- 
funft. In der Gefanımtheit feiner Sitte, feined Rechts, feiner Verfaflung, feined Glaubens, 
fteht es der Idee der Menfchheit näher als die heidniſchen Völker, die nach außen hin glanzvoller 
erſcheinen. Vom Standpunft der Menſchheit muß man ſich durch den Glanz nicht blenden 
laſſen, denn für ihn kommt es auf die Anerkennung des Menſchen als Menſchen an. Wie 
glänzend z. B. erſcheint Athen unter Perikles, wie glänzend erſcheint dieſer beredſamſte der 
Menſchen ſelbſt! Aber dieſer Perilles war im Stande, 5000 atheniſche Bürger, weil ſie ihre 
Abſtammung von urſprünglich atheniſchen Familien nicht nachzuweiſen vermochten, in die 
Sklaverei zu verfaufen! Die Geſchichte der Juden iſt freilich eine der widerwärtigſten, voll von 
Neid, Wolluſt, Habſucht, Herrſchſucht, Grauſamkeit. Die Juden blieben ihrer ſteten innern 
Entzweiung halber nach außen hin politiſch ſchwach. Die Politik ihrer Könige ſchwankte be— 
ſtändig zwiſchen dem Anſchluß an Ägypten oder an Aſſyrien Hin und her. Paläſtina lag 
zwiſchen den übrigen vorderaſiatiſchen Staaten derartig eingekeilt, daß es für alle zum unauf— 
börlihen Anftoß wurde. Seit der Zerftörung Ierufalems dur die Nömer leben die Juden in 
der Zerftreuung unter allen Völkern, melde jie im ftillen ebenjo verachten, als fie von ihnen 
Öffentlich fo lange verachtet werden, bis die hriftlichen Völker fie aus dem Bewußtfein ver Hu: 
manität heraus ald menſchlich gleihberechtigt anerkennen. 

Der Mangel der jüdischen Theokratie war der Widerſpruch der Allgemeinheit des Princir! 
mit der Bevorzugung des jüdiſchen Volks ald des befondern von Gott auserwählten. Dieir 
Schranke hat ver Mohammedanismus aufgehoben, der zwar auch von einem femitifhen Bolt 
von den Arabern, ausging, aber alle Völker ohne Interfhied zum Islam, d. h. zum Gehorſam, 
aufforderte. Alle auf die befondere Lokalität, alle auf Nahrung, Kleidung und Wohnung be. 
züglihen, alle auf einen befondern Tempeldienſt bajirten Vorſchriften des jüdiſchen Gelege: 
fallen bei ihm fort, allein ven Gedanken der Humanität hat er dod nicht erreicht. Er macht die 
Prätenfion, an die Spige der Weltgeſchichte zu treten, weil er nicht nur das Judenthum , jon- 
dern aud) das Chriſtenthum Fritifirt; aber die Bolngamie, die Sflaverei, der Fatalids mus, der 
Senfualismud, der Fanatismus ded Glaubens und der Indifferentismus gegen die Wiſſen— 
ihaft hindern ihn, diefe Hegemonie wirklich zu übernehmen. Für die Völker der Tropenzom 
ift der Islam gerade, weil er die Polygamie und die Sflaverei geftattet, eine Religion, vie fd 
ihnen außerorbentlich empfiehlt, aber für die höhere Entwidelung der Menſchheit entbebrt er 
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des Bewußtjeind der Freiheit und der Perfectibilität, das für die Menfchheit erft vom Ehriften- 
thum ausgegangen ift. 

3) Der Nationalftaat erkennt den einzelnen ald Bürger, nicht ald Menichen an. Das 
römiſche Weltreich brachte ed in dem ungeheuern Complex der ihm unterworfenen Völker nur 
zur Abftraction des civis Romanus, der alle Rechte eines römischen Bürgers hatte. 

Der theofratifche Staat erfennt den einzelnen ald einen nad) feinem Sinn Gottgläubigen, 
nicht als Menfhen an. Der Jolam, die äußerſte Verallgenieinerung der Theofratie, läßt ven 
einzelnen nur gelten, fofern er an Allah und an Mohammed als deſſen Propheten glaubt. 

Die Bermittelung der Anerkennung des Einzelnen ald Menſchen ohne allen weitern Grund, 
als weil er Menſch ift, gebührt ver hriftlihen Religion, welde dies in der Vorftellung aus— 
drückte, daß Chriſtus zur Berföhnung aller Menfchen mit Gott ohne Unterfhied des Alters, des 
Geſchlechts, des Standes, des Volks, geftorben fei und daß diefe aus freier Aufopferung voll- 
brachte That von allen Menſchen, je nad ihren Verhältnifien, nachgeahmt werben müffe. Die 
Hriftlihe Religion will in jedem Menfhen ven wahren Menfchen, ven fie im Beiſpiel Chriſti 
anfhaut, wieder hervorbringen ; ver wahre Menfch aber ift nur der menschliche, ver im Bewußt⸗ 
fein der allgemeinen Menfchheit und der feldftbewußten, allen Egoismus opfernden Freiheit 
handelt. Hiermit wurde das Bewußtfein ver Gleichheit aller Menſchen auch ein humanes, d. 5. 
ein von der Liebe ded Menfchen zum Menfchen erfüllte. Infofern ift mit dem Chriſtenthum 
das Princip der abfoluten VBerföhnung in dad Menſchengeſchlecht eingetreten. Es ift aber ein 
großer Unterfchied zwifchen dem Princip an fih und zwifchen ver Verwirklichung, durch die e8 
fich der Realität einbilvet. Die hriftliche Religion ift zwar zur Weltreligion befähigt, weil ſie 
allein die Perfectibilität ald progrefjive Wiedergeburt für den einzelnen wie für die Menſchheit 
zum Gefeg macht, allein der Weg ihrer Entwidelung ift ein jehr langfamer. Weil das Princip 
der Humanität zuerft ald Religion erſchien, hatte e8 in fporadifchen Gemeinden nur eine fociale 
Griftenz, bis es durch das römische Kaiferthum als Kirche anerkannt und durch Byzanz zur 
Staatöfirche erhoben ward, welche nod nit den Menſchen ald Menfhen, nur erft denjenigen 
Ehriften anerfannte, der den vom Staat proclamirten Glauben ald den rechten zum feinigen 
machte. Hiermit war an ſich die Kirche über den Staat erhoben. Die römifche Kirche zog auch 
dieje Gonjequenz und erklärte ven Staat für ein nur weltliches Dafein, dem fie erft die wahre 
Weihe zu ertheilen und ſich felbft ald den rechten Gotteöftaat, ald die civitas Dei, durch alle 
Staaten hin zu conflituiren habe. Nom wurde Kirchenftaat und fein Biſchof machte ven Anz 
ſpruch, ald der Stellvertreter Chriſti jelbft zu gelten. Der hieraus entfpringende Kampf ber 
Kirche mit dem Staat mußte dazu führen, daß beide einander ſich frei ließen, indem fie ihren Un— 
terihied in dem Begriff der Menjchheit auf höhere Weife vereinigten. Diefe Emancipation 
des Staats von der Kirche wie der Kirche vom Staat, in welcher ver Staat mit der Kirche in der 
Humanität ald dem legten Zweck übereinftimmt, ift das legte Nefultat der Weltgefchichte, bei 
welchen fie angelangt ift. Der moderne Staat gewährleiftet jevem feiner Bürger die urfprüng- 
lichen Rechte des Menſchen überhaupt und fieht hierbei von aller confefjionellen Beftimmtheit 
des einzelnen ab. Die Kirche erzieht jenen ihrer Gläubigen ald Glied eines ewigen Geifter- 
reichs, bilder ihn über das gegenwärtige Dafein hinaus noch für ein fünftiges zur unmittel- 
baren Gemeinſchaft mit Gott felbft fort und fieht Hierbei von aller nationalen und flaatdbürger: 
lihen Beftinnmtheit des Einzelnen ab. 

Der byzantinifhe Staat erſchuf die Staatskirche, indem er die theoretifche Bildung der 
riftlihen Dogmen zum Ausgangspunkt der Bildung von politifhen Parteien madte. Der 
Kaifer felbft ſtand ald der Hüter des rechten Glaubens da und behandelte alle Häretifer zugleich 
als Revolutionäre. Die Wirklichkeit des Lebens wurde von dem Princip der hriftlichen Frei— 
heit nur wenig berührt, weil fie erft in der negativen Form der mönchiſchen Afcefe, der miſan— 
thropiſchen Reſignation, erſchien. Wolluft und Graufamfeit, Habfucht und Bodheit, Weiber 
und Eunuchen herrſchten nebft der Sklaverei wie im altrömifchen Kaifertfum. Die Klöfter 
waren oft ebenfo jehr Staatögefängniffe als die Mönche Soldaten. Bon Juftinian ab, der die 
Sophienkirche erbaute, erftand bis zum 11. Jahrhundert eine äfthetifch = religiöfe Epoche, in 
welcher der urfprünglihe Schönheitäfinn der Hellenen noch einmal in der bildenden Kunft auf: 
tauchte; aber von bier ab verlor Byzanz jeine Macht in Italien und Afrifa, warb durd bie 
Kreuzfahrer im Innern geſchwächt und blieb zwar nody immer bis zur Eroberung durd die 
Dömanen ein Gonfervatorium der literarifchen Gultur, der feinen Lebensart, der Künfte des 
Lurus, übergab aber feine Beftaltung der Kirche ald Staatskirche, ſowie feinen Militärdespo— 
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tismus und feine Hofpolitif an Nupland, welches jedoch durch eine frifche Nationalität, durth 
einen größern Umfang und durch Aufnahme germanifcher Elemente der geiftigen Erftarrung des 
byzantinischen Reichs jich entwand. 

Die abgemübeten und abgenugten Völfer des Altertyumd fonnten ihren ſchulgeübten Ber: 
ftand zwar zur logifhen Entmwidelung ded Begriffd des Chriſtenthums anwenden, allein er 
das Gemüth der germanischen Nationen bejaß eine praftifche Energie, die ſich zum Träger der 
im Ideal der hriftlihen Freiheit angelegten Tiefe der Sitrlihfeit machen fonnte. Die phan- 
taftifche Form, in welcher Died zunächſt geihah, war die des Ritterthums, weil es die Indivi 
dualität affirmirte, während das Mönchthum fie durch die Gelübde des Gehorfams, der Keuſch 
beit und der Armuth negirte. Aus der ritterlihen Abenteuerlichkeit, die für den Glauben, vie 
Liebe und die Ehre fämpfte, entiprang der poetifche Eultus der meiblihen Schönheit, ben die 
Kirche in der Korm der Anbetung der Maria heiligte und die fociale Stellung des Weibes damit 
außerorbentlich förderte. Neben der Geiftlichfeit und dem Adel erftarfte dad Bürgertbum als 
ein dritter Stand, der die Würde der Arbeit, die Sittlichfeit der Familie und bie Freiheit dei 
Brivatbefiges zur Geltung brachte. Mannidfaltige Corporationen, die aus feiner Mitte ber: 
vorgingen, gaben dem einzelnen einen fräftigen Rückhalt. Die Erfindung des Schiefpulseri 
änderte die Kriegführung und zerftörte dad Vorrecht ber ritterlihen Audrüftung und Waſſen— 
virtuojität. Die Erfindung des Buchdrucks zerftörte das Vorrecht des geiftlichen Standes, Be: 
figer und Träger der literarifhen Bildung zu fein. Die Entdeckung der trandatlantihen 
Länder und bie fih Schnell folgenden großen Entdeckungen ver Aftronomie, Mechanik, Phoft 
und Chemie veränderten die Auffallung der Natur ganz und gar, weil man die in ihr erifii: 
rende Vernunft zu begreifen anfing, während das Mittelalter bis dahin nurfinnlofe oder innen: 
veizende Materie in ihr erblict und ein höheres Wiffen von ihr ald Magie verbäctigt hatte. 
Durch diefe Hülfsmittel unterftügt, konnte die Reformation die Anerfennung der Glaubens 
und der Gewiffendfreiheit durchſetzen, obwol diefelbe jogar nad den blutigen Schlachten un 
den Greueln ded Dreißigjährigen Krieges trog der Stipulationen des Weſtfäliſchen Friedens 
noch oft genug gefährdet ward. Der Glaube der proteftantifchen Kirche, welcher die Gemeint 
von der Bevormundung ded Klerus befreite, mußte ſelbſt erft noch durch die Wiſſenſchaft über 
fich aufgeklärt werben, denn erft aus diefer Aufklärung ging die wahre, ihrer Vernunft be: 
wußte Humanität hervor. Die nordamerikaniſchen Freiftaaten faßten bei ihrer Gründung die 
Hauptmomente dieſes Bewußtſeins in ven Baragraphen ihrer Verfaffung zuſammen, und die 
Franzöfifche Revolution wiederholte fie in ihrer Erflärung der Menſchenrechte als vie Magna: 
Charta der Menichheit jelbft. 

Died Bewußtſein ift nicht wieder zu vertilgen oder auch nur, wie ed der Jeſuitiemus aller 
Art verfuht, auf längere Zeit zu verdunfeln oder zu verfälfchen, weil die Preffe es zu einem 
Allgemeingut der Menſchheit gemacht hat und zu machen fortfährt. Eigenthum, Gewerbe und 
Handel müffen frei fein; ebenjo alle geiftige Productivität, die nur denjenigen Beſchränkungen 
unterliegt, welche die allgemeinen Gejege enthalten, Die Freiheit der Berion ift-gefichert. Al 
Bürger eines Staats find vor dem Gefetze gleich, die Berwaltung der Juftiz von der der Polize 
getrennt und das Gerichtöverfahren Öffentlih. Alle Bürger find zum Beitrag für bie alge- 
meinen Staatöfoften je nad ihrem Vermögen und zur Verteidigung des Vaterlandes je nad 
ihrem Alter gleich ſehr verpflichtet. Alle Bildungsanftalten ded Staat find jedem obnelinter: 
ſchied des Standes und alle Staatsämter jedem dazu Befähigten zugänglid. Die Breibeit dei 
Glaubens ift jedem Bürger gewährleiftet und der Staat behält fid über die Religion nut 
das Recht der Auffit vor, daß ihr Eultus mit den allgemeinen Gejegen nicht in Widerſpruch 
ſtehen darf. 

Ohne daß ein Staat oder eine Kirche dieſe Grundſätze anerkennen und ſie in ihrer Praris 
aufrichtig zu bethätigen ih angelegen fein laſſen, haben fie nicht das Recht, von Humanität ju 
ſprechen. In dieſen Grundſätzen, deren Nothwendigkeit die neuere Wiſſenſchaft bis zur Eviden; 
nachgewieſen hat und deren Wahrheit durch die ganze bisherige Geſchichte beftätigt wird, liegt 
die Zufunft der Menfchheit. Wer wiſſen will, was für Begebenheiten ſich darin entmideln 
werden, der kann ed nad) ihnen vorausfehen, denn ed wird Kampf auf Kampf, Kampf auf 
Neben und Tod erfolgen, die Herrſchaft dieſer Grundfäge ald die Confeſſion des tationellen 
Liberalismus audzubreiten und in allen ihren Gonjequenzen zu befeftigen. Ohne dap bil? 
Grundfäge als der wahre Inhalt des Begriffs der Humanität ſich realifiren, ift, was fonft zut 
Verſchönerung des Lebens geicheben mag, ohne Werth. Die Künfte des Lurus, melde der 
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Sinnlichkeit [hmeiheln und die Gefühligkeit ver Nerven bis zur Hyperäſtheſie verfeinern, find 
fein Mapftab für ven Kortfchritt der Menfchheit. In ihnen find viele Völker fhon im weitent- 
legenen Alterthum auf einer jehr hoben Stufe der Bildung gewefen, und wir flaunen, was bie 
Ehinefen, die Sapanefen, die Inder, ohne unfere Technif noch jegt darin leiften. Aber alle 
folge Künfte, welde den gefteigerten Sinnengenuß zum Zweck haben, fönnen, wie wir und leider 
thatfählich überzeugen müffen, mit dem Aberglauben ver Zauberei, mit ven Unrecht der Sfla- 
verei, mit ber Barbarei der Kriegführung, mit der Iinfittlichfeit der Proftitution und mit dem 
Elend der Maflenarmuth zufammenbeftehen. Bei jedem Fortſchritt der Technik müflen wir er: 
wägen, daf der Despotismus und dad Verbrechen fich feiner ebenfowol bedienen ald vie Freiheit 
und Humanität. Dampfmafhinen, Eifenbahnen, Telegraphen find als folde noch feine Ga— 
rantie der Breiheit und Bildung. Lefen und Schreiben find es ſchon viel mehr. Der Fortſchritt 
der Menſchheit im Bewußtſein der Freiheit und damit die ſich fleigernde Bermenfhlihung der 
Menſchheit ift gewiß, weil allgemeine Gefege, die einmal von der Wiſſenſchaft erfannt, von der 
Sprache mit Klarheit ausgedrückt, von der Preffe ald Gemeingut verbreitet find, mit Unwider— 
fteblichfeit wirken, und weil man nicht wirklich frei fein kann, ohne es zu wiſſen. 


K. Rofenfran;. 
Mercantiliyftem, ſ. Sandelspolitik. 
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Drud von F. A. Brockhhaus in Leipzig. 
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